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DARGEBRACHT. 


Vorwort 


Der  Druck  dieses  Werkes  hat  bereits  vor  drei  Jahren  begonnen.  Pie 
ersten  16  Bogen  waren  vollendet,  als  der  erste  Band  der  deutschen  Kechts- 
geschichte  von  Bbünneb  erschien.  So  sehr  ich  bedauerte,  dieses  aus- 
gezeichnete Werk  kaum  noch  benutzen  zu  können,  so  freudige  Genug- 
thuung  gewährte  es  mir,  mich  in  allen  wesentlichen  Punkten  mit  dem 
Verfasser  in  Übereinstimmung  zu  sehen.  Im  Frühjahr  1887  wurde  ich 
von  einer  schweren  Krankheit  befallen,  die  mich  fast  ein  Jahr  lang  nötigte, 
jeder  litterarischen  Thätigkeit  zu  entsagen.  Kaum  war  die  Arbeit  wieder 
aufgenommen,  als  die  Übersiedelung  von  Göttingen  nach  Heidelberg  eine 
abermalige  Unterbrechung  für  mehrere  Monate  herbeiführte. 

Das  Buch  trägt  nur  zu  deutlich  die  Spuren  der  erschwerenden  Um- 
stände, unter  denen  es  vollendet  wurde,  an  sich.    Es  ist  nicht  frei  von 
Ungleichheiten,  wie  in  der  Darstellung,  so  auch  im  Inhalte.    Die  erste 
und  zweite  Periode  sind  stellenweise  zu  ausführlich  behandelt,  wofür  bei 
den  späteren  Perioden,  um  das  Werk  nicht  zu  sehr  anschwellen  zu  lassen, 
gespart  werden  mußte.     Namentlich  gilt  dies  von   der  Behandlung  des 
Privat-  und  Strafrechts  und  Gerichtsverfahrens.     Inhaltlich  wird  man 
mehrfach  bemerken,  daß  der  Verfasser  im  Laufe  der  Arbeit  seine  Auf- 
fassung geändert  hat.    Ich  glaube  nicht  zu  viel  zu  behaupten,  wenn  ich 
die  Ansicht  ausspreche,  daß  das  Buch  unter  günstigeren  Umständen  er- 
heblich besser  geraten  wäre.    Indessen  wird  es  auch  so  seinen  Platz  ein- 
nehmen und  eine  fühlbare  Lücke  in  unserer  Wissenschaft  ausfüllen.    An 
redlicher  eigener  Arbeit  und  fleißiger  Benutzung  der  Litteratur  hat  es 
wenigstens  nicht  gefehlt. 

In  den  Litteraturangaben  für  die  beiden  ersten  Perioden  konnte  ich 
mir  durch  Verweisung  auf  die  Anführungen  in  den  vier  ersten  Bänden 
der  deutschen  Verfassungsgeschichte  von  Waitz  Beschränkungen  auf- 
erlegen. Für  das  Mittelalter  und  die  Neuzeit  war  die  Litteratur,  soweit 
sie  Berücksichtigung  verdiente,  möglichst  vollständig  anzuführen.  Großen 
Dank  schulde  ich  den  Herren  Dr.  Jasteow  in  Berlin,  Professor  Dr. 
RiCHAKD  LöNiNG  in  Jena  und  Professor  Dr.  Lampeecht  in  Bonn  für 


VI  Vorwort 

die  wiederholte  Zusendung  ihrer  ausgezeichneten  Litteraturberichte,  die 
mir  die  größten  Dienste  geleistet  haben.  Daß  bei  Anführungen  aus  der 
Zeitschrift  für  ßechtsgeschichte,  von  Band  XIV  an,  regelmäßig  die  ger- 
manistische Abteilung,  bei  solchen  aus  den  Abhandlungen  und  Berichten 
der  Akademien  aber  die  philologisch-historische  Abteilung  gemeint  ist,  ver- 
steht sich  von  selbst. 

Entgegen  meiner  früheren  Auffassung  habe  ich  es  vorgezogen,  auch 
das  Privatrecht,  Strafrecht  und  Gerichtsverfahren  synchronistisch  zu  be- 
handeln und  den  einzelnen  Perioden  einzufügen.  Daß  die  Sache  ihre 
großen  Bedenken  hat,  verhehle  ich  mir  auch  jetzt  nicht,  aber  die  Vorzüge 
einer  derartigen  Darstellung  sind  überwiegend.  Anders  bei  dem  münd- 
lichen Vortrage,  bei  dem  eine  25jährige  Praxis  mich  überzeugt  hat,  daß 
der  Zuhörer  nur  zu  folgen  vermag,  wenn  jene  Partien  ohne  Rücksicht 
auf  die  Perioden  der  Verfassungs-  und  Quellengeschichte  zusammenhängend 
vorgetragen  werden. 

Der  Dank  für  das  Sach-  und  Wortregister  gebührt  größtenteils 
meinem  hiesigen  Kollegen  Herrn  Professor  Dr.  Georg  Cohn,  der  sich 
der  überaus  mühsamen  Arbeit  in  freundschaftlicher  Bereitwilligkeit  unter- 
zogen hat. 

Die  Darstellung  erstreckt  sich  bis  zu  der  Auflösung  des  deutschen" 
Bundes  im  Jahre   1866,  nur  vereinzelt  greift  sie  darüber  hinaus.     Die 
Entwickelung  nach  1866  gehört  noch  der  unmittelbaren  Gegenwart  an. 

Heidelberg,  im  August  1889. 

R.  SchrSder. 
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Einleitung. 


§  1.  Die  Aufgabe  und  die  Perioden.  Innerhalb  des  arischen 
oder  indogermanischen  VOlkerstammes  bilden  die  Germanen  mit  den  Grako- 
Italikern,  Kelten  und  Letto-Slaven  eine  engere  Gruppe,  die  als  europäische 
fxler  westarische  der  asiatischen  oder  ostarischen  Gruppe  (Indier  und  Eranier) 
gegenübersteht.  Die  Kultur-  und  Rechtszustande  dieser  Nationen  in  der 
Zeit  Tor  ihrer  Sonderung  zu  erforschen  ist  die  Aufgabe  der  vergleichenden 
Sprachwissenschaft  und  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  ^  Die  deut- 
sche Rechtsgeschichte  beginnt  um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  vor 
unserer  Zeitrechnung,  wo  durch  Caesars  Eroberung  Galliens  die  antike  Kultur- 
weit  bis  unmittelbar  an  die  Grenze  Germaniens  vorgeschoben,  ein  Teil 
der  Germanen  sogar  schon  in  die  Machtsphäre  Roms  hineingezogen  wurde. 
Die  erste  Periode  umfaßt  die  Urzeit  bis  zu  der  Gründung  der  ger- 
manischen Reiche  auf  römischem  Boden.  Sie  hat  es  nicht  bloß  mit  den 
Südgermanen,  sondern  auch  mit  den  Skandinaviern  oder  Nordgermanen 
zu  thun,  deren  Rechtsaufzeichnungen  zwar  einer  sehr  viel  späteren  Zeit 
und  vielfach  einer  entwickelteren  Kulturstufe  angehören,  mit  gehöriger 
Vorsicht  aber  zu  den  wichtigsten  Rückschlüssen  für  die  germanische 
Urzeit  benutzt  werden  könnend    Die  zweite  Periode,  von  der  Grün- 


^  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  gehört,  soweit  sie  sich  auf  das  arische 
Gebiet  bezieht,  in  den  Bereich  der  Rechtsgeschichte,  darüber  hinaus  in  den  Bereich 
der  Ethnologie.  Hanptorgan  in  Deutschland  ist  die  seit  1878  erscheinende  „Zeitschrift 
für  vergleichende  Rechtswissenschaft,"  herausgegeben  von  Bebnhöft,  Ck>HN  und 
K0HLEB9  auch  die  unten  (S.  3)  angeführte  „Revue  de  droit  fran9ais  et  ^tranger"  bewegt 
sich  zum  Teil  auf  demselben  Gebiete.  Unter  den  monographischen  Arbeiten  dieser 
rüstig  aufstrebenden  Wissenschaft  sind  namentlich  die  von  Kohlbb,  Dabgitn,  Maikb, 
Lavelete,  Jollt,  Bebnhöft  und  Post  auch  für  die  germanische  Rechtsgeschichte 
bedeutsam.  Vgl.  auch  Schuleb  v.  Liblot,  Abriss  der  europäischen  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  1874. 

'  Vgl.  Konb.  Maubbb,  Überblick  über  die  Geschichte  der  nordgermanischen 
Rechtsquellen,  in  Holtzendobff's  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  4.  Aufl. 
(1882),  S.  321—358.  Gesamtausgabe  der  norwegischen  Rechtsquellen:  Kbtseb  und 
MuNCH,  Norges  gamle  love,  4  Bände,  1846—1885;  der  schwedischen:  Collin  und 
ScHLTTBB,  Corpus  iuris  Suco-Gotorum  autiqui,  13  Bände,  1827—1877;  der  dänischen: 
EoLDBBUP-RosENViNaB,  Sämling  af  gamle  danske  Love,  5  Bände,  1821—1846.  Für 
Island  vgl.  Diplomatarium  Islandicum,  1857—1876. 
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dung  bis  zur  Auflösung  des  fränkischen  Reiches,  beschäftigt  sich  aus- 
schließlich mit  den  deutschen  (westgermanischen)  und  denjenigen  ostger- 
manischen Stämmen,  die  sich  infolge  ihrer  geographischen  Lage  der  gleichen 
Entwickelung  angeschlossen  haben.  Das  Recht  der  Franken  tritt  in  den 
Vordergrund.  Die  dritte  Periode,  von  der  Teilung  des  fränkischen 
Reiches  bis  zum  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  beschränkt  sich  auf 
die  Verhältnisse  des  deutschen  Reiches,  dessen  Rechtseinrichtungen  ein 
immer  stärkeres  Vordringen  des  fränkischen  Rechts  erkennen  lassen.  Die 
rechtlichen  Zustände  Frankreichs  und  Englands  (seit  der  normannischen 
Eroberung)  beruhen  vorwiegend  auf  den  Grundlagen  des  fränkischen  Recht«. 
Die  französische  und  englische  Rechtsgeschichte  sind  die  wichtigsten  Hilfs- 
mittel für  die  deutsche  Rechtsgeschichte  des  Mittelalters'.  Die  vierte 
Periode  beginnt  mit  der  Einsetzung  eines  obersten  Reichsgerichts,  der 
Beseitigung  des  altgermanischen  Pehderechts  durch  den  ewigen  Landfrieden, 
den  mannigfachen  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Reichsver- 
fassung. Die  Rezeption  des  römischen  Rechts,  me  es  aus  der  italienisch- 
lombardischen  Jurisprudenz  und  der  kanonistischen  Doktrin  und  Praxis  her- 
vorgeht, führt  auf  allen  Gebieten  des  Rechts  zu  neuen  Gestaltungen.  Die 
Periode  schließt  mit  dem  Untergange  des  römischen  Reiches  deutscher 
Nation,  mit  der  Ausbildung  des  modernen  Territorialstaates  und  mit  den 
gesetzgeberischen  Bestrebungen  nach  Beseitigung  des  durch  die  Rezeption 
herbeigeführten  Dualismus  im  Wege  der  Kodifikation.  Ein  kurzer  Aus- 
blick ist  der  Zeit  des  deutschen  Bundes,  der  Einfühnmg  konstitutioneller 
Verfassungen  und  den  Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Landes- 
gesetzgebung gewidmet. 

In  den  drei  ersten  Perioden  schließt  sich  an  die  Darstellung  der 
Verfassung  und  der  Rechtsquellen  eine  kurze  Skizze  des  materiellen  Rechts 
und  des  Gerichtsverfahrens.  Von  der  vierten  Periode  an  konnte  wegen 
des  unmittelbaren  Zusammenhanges  dieser  Verhältnisse  mit  dem  Rechts- 
zustande der  Gegenwart  von  derartigen  Übersichten  abgesehen  werden. 
Die  politische  Geschichte  ist  nur  in  Betracht  gezogen,  soweit  sie  zur  Er- 
klärung der  Rechtsentwickelung  unentbehrlich  ist.  Dagegen  ist  den  in  der 
Rechtsgeschichte  oft  zu  sehr  vernachlässigten  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
eine  größere  Berücksichtigung  geschenkt. 

§  2.  Litteratur  und  Hilfsmittel.  Die  besonderen  Quellen  nebst 
der  einschlägigen  Litteratur  sind  je  an  ihrer  Stelle  anzuführen,  hier  nur 
was  von  allgemeinerer  Bedeutung  ist.  Eine  vortreflFliche  Übersicht  über 
alles,  was  hier  in  Betracht  kommt,  enthält:  Dahlmann's  Quellenkunde 


^  Vgl.  R.  SoHM,  Fränkisches  Becht  and  römisches  Recht,  Prolegomena  znr  deut- 
schen Rechtsgeschichte,  1880  (Zeitschr.  f.  RG.  XIV.  1—84).  AUerdings  hat  der  Ver- 
fasser dieser  hochanregenden  Abhandlung  die  Bedeutung  der  einzelnen  Stammes- 
rechte gegenüber  dem  frankischen  Recht  vielfach  unterschätzt,  auch  legt  er  ein  zu 
einseitiges  Gewicht  auf  das  west fränkische  (salische)  Recht,  während  die  den 
Ausgang  der  ganzen  Entwickelung  bildende  karolingische  Gesetzgebung  hauptsäch- 
lich auf  ribuaris eher  Grundlage  beruhte. 
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der  deutschen  Geschichte,  5.  Auflage,  bearbeitet  voü  G.  Waitz,  1883. 
Vgl.  auch  Costa,  Bibliographie  der  deutschen  Eechtsgeschichte,  1858. 

I.  Litteratnr  der  deatsehen  Beehtsgesehiehte.  K.  F.  Eichhobn,  Deutsche 
Staats-  und  Rechtsgeschichte,  5.  Aufl.,  1843—1844.  Waltbb,  Deutsche  Rechts 
geschichte,  2.  Aufl.,  1857.  v.  Daniels,  Handbuch  der  deutschen  Reichs-  und  Staaten 
rechtsgeschichte,  1859—1863.  Zöpfl,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  4.  Aufl 
1871—1872.  —  Kürzere  Lehrbücher:  Hillebband  (1856),  Phillips  (4.  Aufl 
1859),  ScHULBB  VON  LiBLOY  (2.  Aufl.  1868),  Schulte  (5.  Aufl.  1881),  Siegel  (1886). 
—  Grundrisse:  Stenzel  (1832),  Qenoleb  (1849—1850,  unvollendet).  —  H.  Bbun 
KEB,  Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Rechts,  in  Holtzendobff's  Encyklopädie 
der  Rechtswissenschaft,  4.  Aufl.  1882,  S.  193—276. 

G.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte.  I.  Band  (a.  u.  d.  T.:  Die  Verfassung 
des  deutschen  Volkes  in  ältester  Zeit)  3.  Aufl.  1880,  II.  Band  3.  Aufl.  1882,  III.  Band 
2.  Aufl.  1883,  IV.  Band  2.  Aufl.  1885  (II.-IV.  a.  u.  d.  T.:  Die  Verfassung  des  fränki- 
schen Reichs,  I.-III.  Band),  V.— VIII.  Band  1874—1878  (a.  u.  d.  T.:  Die  deutsche 
Reichsverfassung  von  der  Mitte  des  neunten  bis  zur  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts, 
1.— IV.  Band).  Dazu:  Urkunden  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte  im  11.  und 
12.  Jahrhundert,  1871. 

Rechtsgeschichte  einzelner  Territorien:  Blumeb  (Schweizerische  Demo- 
kratien, 1848—1859);  Bluntschli  (Zürich,  2.  Aufl.  1857);  Chabebt  (Österreich,  Denk- 
schriften der  Wiener  Akad.  d.  Wiss.  IE,  1852);  Möseb  (Osnabrückische  Geschichte, 
6d.  VI— VIII  der  sämtlichen  Werke,  neu  herausgegeben  von  Abeken,  1843);  Schvleb 
VON  LiBLOT  (Siebenbürgische  Rechtsgeschichte,  1867-^1868,  Materialien  zur  siebenb. 
Rechtsg.  1861—62,  Statuta  iurium  municipalium  Saxonum  in  Transsilvania,  1853), 
Segbsseb  (Luzem,  1851  —  1854);  Seibbbtz  (Westfalen,  1860  —  1875);  Thudichum 
(Wetterau,  1867). 

J.  Gbimm,  Deutsche  R«chtsaltertümer,  1828  (neue  Abdrücke  2.  Aufl.  1854,  3.  Aufl. 
1881).  NooBDEWiBB,  Nederduitsche  Regtsoudheden,  1853.  Zöpfl,  Altertümer  des 
deutschen  Reichs  und  Rechts,  1860—1861.  Osbnbbügoen,  Studien  zur  deutschen  und 
schweizerischen  Rechtsgeschichte,  1868. 

Gibeke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  3  Bände,  1868—1881.  v.  Beth- 
HANN-HoLLWEG,  Der  germanisch-romanische  Civilprozeß  im  Mittelalter,  3  Bände,  1868 
bis  1874.  Weikhold,  Die  deutschen  Frauen  in  dem  Mittelalter,  2.  Aufl.,  2  Bände,  1882. 
liABOüLATE,  La  condition  civile  et  politique  des  femmes,  1842.  A.  Hruslbb,  Insti- 
tutionen des  deutschen  Priyatrechts,  2  Bände,  1885—1836.  Stobbe,  Handbuch  des 
deutschen  Priyatrechts,  5  Bände,  1871—1885  (I.  und  II.  2.  Aufl.  1882-1883).  Kbaüt. 
Grundriß  zu  Vorlesungen  über  das  deutsche  Privatrecht,  6.  Aufl.  bearbeitet  von 
Frekbdobff,  1886.  Löbsch  und  Schbödeb,  Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen 
Privatrechta,  2.  Aufl.  1881. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen,  2  Bände,  1860—1864. 
Zeitschriften:  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  15  Bände,  1815—1850; 
fär  deutsches  Recht,  20  Bände,  1839—1861;  für  Rechtsgeschichte,  seit  1861  (Neue 
Folge  seit  Band  XIV,  1880,  a.  u.  d.  T.:  Zeitschrift  der  Savignystiftung  für  Rechts- 
geschichte, jeder  Band  eine  germanistische  und  eine  romanistische  Abteilung  um- 
fassend); Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  seit  1862;  Mitteilungen  des  Instituts 
für  österreichische  Geschichtsforschung,  seit  18^0;  Kritische  Überschau  der  deutschen 
Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  6  Bände,  1853—1859;  Kritische  Vierteljahrs- 
schrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  seit  1859;  Zeitschrift  für  schweize- 
risches Recht,  seit  1852;  Revue  de  droit  fran^ais  et  etranger,  4  Bände,  1844—1847; 
die  n.  Serie  u.  d.  T.:  Revue  historique  de  droit  fran9ais  et  etranger,  15  Bände,  1855 
bis  1869;  die  III.  Serie  u.  d.  T.:  Revue  de  legislation  ancienne  et  moderne  fran^aise 
et  etrangere,  6  Bände,  1870—1877;  die  IV.  Serie  u.  d.  T.:  Nouvelle  Revue  historique 
de  droit  fran^ais  et  Stränget,  seit  1877. 
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II*  Reehtsgesehlehte  Terwandter  TVlker«  a)  Altnordisches  Recht.  Von 
genaueren  Angaben  kann  hier  abgesehen  werden  mit  Rücksicht  anf  die  aasgezeichneten 
Litteratnrberichte  von  Konbad  Maüreb:  Oberblick  über  die  Geschichte  der  nord- 
germanischen Rechtsquellen  (siehe  §  1  Anm.  2);  Krit.  Überschau  I.  277—296;  Krit 
Vierteljahrsschr.  IL  75—122,  IV.  412-^428,  IX.  550  ff.,  X.  360-404,  XI.  402—416, 

XIII.  51  ff.,  265  ff.  360  ff.,  XV.  167  ff.,  237  ff.,  309  f..  XVI.  82  ff.,  XVIU.  82  ff.,  XXV. 
239  ff.,  XXVIII.  65—77,  80—94. 

Brandt,  Forelssninger  oyer  den  norske  Retshistorie,  1830—1883.  K.  Maübbb 
Udsigt  over  de  nordgermaniske  Retskilders  Historie,  1878;  Beiträge  zur  Rechtsge- 
schichte des  germanischen  Nordens,  1852;  Island,  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis 
zum  Untergange  des  Freistaats,  1874.  Eoldebüp-Rosenyinob,  Qrundrids  af  den  danske 
Retshistorie,  2.  Aufl.  1832  (deutsche  Übersetzung  der  1.  Aufl.  von  Hombybb,  1825). 
Stemak,  Dansk  Retshistorie,  1871.  Dahlmanm,  Gfeschichte  von  Dannemark,  3  Bände, 
1840—1843.  McKCH,  Det  norske  Folks  Historie,  1852—1863  (die  beiden  ersten  Ab- 
schnitte a.  u.  d.  T.:  Die  nordisch- germanischen  Völker,  ihre  ältesten  Heimatsitze, 
Wanderzüge  und  Zustände,  übers,  von  Claubsen,  1853).  Wsinhold,  Altnordisches 
Leben,  1856. 

K.  Maübeb,  Qraagaas  (Ebsch  u.  Gbubbb's  Encyklopädie  LXXVII.  1—186);  Gu- 
lathing  (ebenda  XCVL  377—418);  Gulathingslög  (ebenda  XCVII.  1—74);  Das  Alter 
des  Gesetzsprecheramtes  in  Norwegen  (i.  d.  Münchener  Festgabe  für  Arndts),  1875; 
Studien  über  das  sog.  Christenrecht  König  Sverrirs  (i.  d.  Münchener  Festgabe  für 
Spengel),  1877;  Das  älteste  Hofrecht  des  Nordens  (i.  d.  Mnnchener  Festschrift  für 
Upsala),  1877.  Zahlreiche  Einzeluntersuchungen  desselben  Verfassers:  Abhandl.  d. 
Münch.  Akad.  XU.  97—170,  XIH.  213—801,  XIV.  67-156,  XV.  175-253;  Sitzungs- 
berichte der  Münch.  Akad.  1874  S.  1  -47,  S.  235—253,  1878  S.  21—87,  1879  S.  49 
bis  138,  1881  S.  225—268,  1888  S.  548—592;  Germania  (her.  v.  Pfeiffbb  u.  Babtsch) 

XIV.  27—40,  XV.  1—17,  XIX.  1—5,  139—149,  XXIV.  64  f.,  88—102;  L  Beilage  zur 
Germania  (a.  u.  d.  T.:  Babtsch,  Germanistische  Studien)  S.  57—76. 

V.  Amiba,  Über  Zweck  und  Mittel  der  germanischen  Rechtsgeschichte,  1876; 
Das  altnorwegische  Vollstreckungsverfahren,  1874;  Nordgermanisches  Obligationen- 
recht,  I.  1882  (vgl.  Bbihz  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1885,  S.  513—590).  —  Hassc,  Das 
Schleswiger  Stadtrecht,  1880;  Das  älteste  Fehmamsche  Landrecht,  1881  (Abdruck  a. 
d.  Zeitschr.  d.  Gesellsch.  f.  Schlesw.  Holst  Lauenb.  Greschichtß);  Dänenrecht  und 
Fremdenrecht  in  Dänemark,  1883;  Die  Quellen  des  Ripener  Stadtrechts,  1883.  — 
Lehvann  u.  Scbnobb  von  Cabolsfeld,  Die  Njalssage,  insbesondere  in  ihren  juristi- 
schen Bestandteilen,  1883.  —  K.  Lehmann,  Der  Königsfriede  der  Nordgermanen, 
1886.  —  Pafpenhbim,  Die  altdänischen  Schutzgilden,  1885.  —  Rivb,  Die  Vormund- 
schaft im  Rechte  der  Germanen,  1863.  —  Zobn,  Staat  und  Kirche  in  Norwegen  bis 
zum  Schlüsse  des  13.  Jahrhunderts,  1875. 

b)  Französisches  und  belgisches  Recht.  Bbunneb,  Überblick  über  die  Ge- 
schichte der  französischen,  normannischen  und  englischen  Rechtsquellen  (v.  Holtzen- 
dobff's  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  4.  Aufl.  1882,  S.  277—297),  woselbst 
auch  zahlreiche  Litteraturangaben,  auf  die  hier  bezuggenommen  wird.  Zum  Teil  vor- 
treif liehe  Arbeiten  französischer  Rechtshistoriker  in  der  oben  S.  3  angeführten  „Revue 
historique  de  droit",  der  „Bibliotheque  de  l'ecole  des.  chartes"  (seit  1839),  den 
Sitzungsberichten  des  Institut  de  France  und  der  verschiedenen  Akademien  und 
wissenschaftlichen  Gesellschaften,  sowie  in  den  Einleitungen  zu  den  einzelnen  Bän- 
den der  „Collection  de  documents  in^dits  sur  Phistoire  de  France."  —  Wabnkönio 
u.  Stein,  Französische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  3  Bände,  1846—1848.  Sohappneb, 
Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frankreichs,  4  Bände,  1845—50.  Pabdbssus,  Me- 
moire sur  l'origine  du  droit  coutumier  en  France  (i.  d.  Memoires  de  PInstitut,  X. 
1834);  Essai  historique  sur  Torganisation  judiciaire  depuis  Hugues  Capet  jusqu'a 
Louis  XII,  1851.  GiNOüLHiAc,  Histoire  generale  du  droit  fran9ais,  1884.  Viollbt, 
Precis   de  Phistoire  du   droit  franyais,   2   Bände,    1884—1886.    Gautibb,  Pr^is  de 
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rhistoire  du  droit  fran^ais,  1882.  Mikieb,  Precis  historiqae  du  droit  £raii9ai8,  1854. 
GüiTAT,  Histoire  du  droit  fran9ai8,  1884.  Königswabteb,  Sources  et  Monuments 
da  droit  fran^ais,  1853.  Fbbsqübt»  Precis  historiqae  des  sources  du  droit  fran^ais, 
2.  Aufl.  1881.  Bbauns,  Introduction  a  l'ätnde  historique  du  droit  coutumier 
fran^ais,  1880;  Droit  coutumier  fran9ai8»  1882.  Seionobob,  IjC  regime  feodal  en 
Bourgogne,  1882.  Boutaric,  Le  regime  feodal,  1875.  De  Laqr^zb,  Histoire  du 
droit  dans  les  Pyrenees,  1867.  BiviiaiE,  Histoire  des  institutions  de  PAuvergne, 
^  Bande,  1874.  Bouthobs,  Les  sources  du  droit  rural,  1865.  Tabdif,  Recueil 
de  textes  pour  servir  a  l'enseignement  de  i'histoire  du  droit,  S  Bände,  188B  bis 
1885.  ViOLLBT,  Les  Etablissements  de  S.  Louis,  3  Bände,  1881—1883.  Beaüchet, 
Histoire  de  Forganisation  judiciaire  en  France,  1886.  Rosi^res,  Histoire  de  la 
soci^  fran^aise  au  moyen-age,  1880.  Lüchaibb,  Histoire  des  institutions  monarchi- 
ques  de  la  France  sous  les  premiers  Gapetiens,  1883.  Fustel  de  Coulanoe,  Histoire 
des  institutions  politiques  de  Tancienne  France,  2.  Aufl.;  Recherches  sur  quelques 
probl^mes  d'histoire,  1885. 

Wabnkönig,  Flandrische  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  3  Bände,  1835—1842. 
PouiLLBT,  Histoire  politique  nationale,  1882.  Britz,  Code  de  l'ancien  droit  belgique, 
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Erste  Periode. 
Die  germanische  Urzeit. 


Hauptqaellen:  Caesar,  Commentarii  de  hello  Gallico  (51  v.  Chr.).  Tacitüs, 
Germania  (98  n.  Chr.);  Historiae,  Annales,  heide  noch  unter  Trajan  (98—117  n.  Chr.). 

Litteratur:  Waitz,  VG.  I.  8.  Aufl.  1880.  v.  Sybel,  Entstehung  des  deutschen 
Königtums,  2.  Aufl.  1881.  W.  Sickel,  Der  deutsche  Freistaat,  1879.  Thudichüm, 
Der  altdeutsche  Staat,  1862.  y.  Bethmann-Hollweo,  Üher  die  Germanen  vor  der 
Völkerwanderung,  1850.  Dahn,  Die  Eonige  der  Germanen  I.  1861.  Ebhardt.  Älteste 
germanische  Staatenhildung,  1879. 

Abnold,  Deutsche  Urzeit  (a.  u.  d.  T.:  Deutsche  Geschichte,  I.),  1879.  Dahn, 
Deutsche  Geschichte,  I.  1888;  Urgeschichte  der  germanischen  und  romanischen  Völker, 
I.  1881.  G.  Kaufmann,  Die  Germanen  der  Urzeit  (a.  u.  d.  T.*.  Deutsche  Geschichte 
bis  auf  Karl  d.  Gr..  L),  1880. 

MoMMSEN,  Römische  Geschichte  V.  1885;  Verzeichnis  der  römischen  Provinzen 
um  297,  mit  einem  Anhange  von  Müllsnhoff,  1868  (a.  d.  Abhandl.  d.  Berliner 
Ak.  1862).  Juno,  Die  romanischen  Landschaften  des  römischen  Eeiches,  1881. 
HiBSCHFELD,  Galüsche  Studien,  1888  (Abdruck  a.  d.  Sitz.-Berichten  der  Wiener  Akad. 
1888,  S.  271—828).  Brandes,  Das  ethnographische  Verhältnis  der  Kelten  und  Ger- 
manen, 1857. 

§  3.  Die  Zustände  der  Germanen  im  allgemeinen^  Das 
Volk  der  Germanen  zerfiel  gleich  den  übrigen  westarischen  Nationen  in 
eine  große  Zahl  politischer  Gemeinwesen  (Völkerschaften,  civitates,  altnord. 
fylkar),  die,  ohne  dauernden  Zusammenhang  untereinander,  jedes  für  sich 
ein  staatliches  Leben  führten.  Die  sprachlichen  Verschiedenheiten  er- 
geben die  Sonderung  der  Kation  in  zwei  Gruppen:  die  Goten  oder 
Ostgermanen  und  die  Deutschen  oder  Westgermanen^  Von  den 
ersteren  haben  die  Nordgermanen  oder  Skandinavier  (Dänen,  Nor- 
weger, Schweden)  infolge  ihrer  geographischen  und  politischen  Sonder- 
stellung ihr  Recht  (das  altnordische  Recht)  selbständig  fortgebildet,  wäh- 


*  Vgl.  Waitz  I.  3—52.  K.  Zeuss,  Die  Deutschen  und  die  Nachbarstämme,  1837. 
J.  Gbimh,  Geschichte  der  deutschen  Sprache,  8.  Aufl.  1868.  Usinobb,  Die  Anfange 
der  deutschen  Geschichte,  1875.  Föbstzhann,  Geschichte  des  deutschen  Sprachstammes, 
2  Bde.  1874—1875. 

*  Vgl.  ScHKBEB,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Sprache  (1868)  S.  97  ff.,  164. 
ZiMMEE,  Ostgermanisch  und  Westgermanisch  (Zeitschr.  f.  deutsch.  Altertum.  XIX. 
393—462). 
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rend  der  ebenfalls  ostgennanische  Zweig  der  gotisch -vandalischen 
Völker  durch  die  Verschiebung  seiner  geographischen  Lage  infolge  der  Völker- 
wanderung den  Zusammenhang  mit  den  früheren  Stammesgenossen  verlor 
und  westgermanischen  sowie  römischen  Einflüssen  anheimfiel'.: 

Die  Westgermanen,  d.  h.  die  späteren  Deutschen  samt  Angel- 
sachsen und  Langobarden,  gliederten  sich  nach  Maßgabe  ihrer  Abstam- 
mung in  die  Gruppen  der  Ingväonen,  Istväonen  und  Herminonen. 
Eine  rechtliche  oder  politische  Bedeutung  hatte  diese  ethnogonische  Ein- 
teilung in  historischer  Zeit  nicht  mehr.  Dagegen  bestand  bei  einem 
engeren  Kreise  des  herminonischen  Stammes,  den  Sueben,  noch  zur 
Zeit  des  Tacitus  ein  religiöser  Völkerbund,  dessen  Mittelpunkt  das  Heilig- 
tum des  Stammesgottes  Irmin  oder  Ziu  in  dem  Lande  der  Semnonen 
bildete  *.  Die  letzteren  nahmen  infolgedessen  eine  Art  führender  Stellung 
ein,  sie  hießen  die  Ziuwaren,  d.  h.  Verteidiger  des  Ziu;  schon  Tacitus 
bezeichnet  sie  als  das  Haupt  der  Schwaben  (capnt  Sueborum)  und  schließ- 
lich blieb  dieser  ursprünglich  einem  ganzen  Völkerkreise  eigene  Name 
an  der  führenden  Völkerschaft  haften:  die  Semnonen  sind  der  Kern  der 
späteren  Schwaben  oder  Alamannen  *.  Außer  den  Jahresfesten  des  Gottes, 
bei  denen  sämtliche  Völkerschaften  des  Bundes  durch  Gesandtschaften  ver- 
treten waren,  zeichneten  die  Sueben  sich  durch  gewisse  Eigentümlichkeiten 
ihrer  Tracht  wie  ihres  Dialektes  aus.  Bei  ihnen  mögen  daher  schon 
Keime  der  Lautverschiebung,  die  gegen  Ende  des  6.  Jahrhunderts  den 
Übergang  vom  Germanischen  zum  Althochdeutschen  herbeigeführt  hat, 
vorhanden  gewesen  sein,  wenigstens  tritt  das  Althochdeutsche  zuerst  bei 
den  Alamannen  und  alsbald  auch  bei  den  ebenfalls  suebischen  Baj^ern, 
Langobarden  und  Thüringern  hervor.  Aber  die  weitere  Ausbreitung  des 
Hochdeutschen  über  einen  Teil  der  Pranken  hat,  im  Anschluß  an  die 
geographische  Lage,  auf  reiner  Kulturentwickelung  beruht,  wie  dies  noch 
heute  bei  dem  Fortschreiten  des  Neuhochdeutschen  in  den  niederdeutschen 
Gebieten  der  Fall  ist.     Geschlossene  Kreise    hoch-  oder  niederdeutsch 


^  Anch  die  von  den  Nordgermanen  ausgegangenen  Normannen  in  Frankreichj 
England  und  Unteritalien  haben  das  Recht  und  die  Sprache  ihrer  Väter  früh  verlernt 
und  sich  in  beidem  den  Westfranken  angeschlossen.  Die  ostgermanischen  Bugier 
und  Sciren  bilden  höchst  wahrscheinlich  einen  Teil  der  späteren  Baiem,  während  die 
vielleicht  ostgermanischen  War  in  er  später  unter  den  Thüringern  erscheinen.  Die  Bur- 
gunder, die  Plinins  ausdrücklich  unter  der  gotisch -vandalischen  Yölkergruppe 
aufzählt,  haben  zwar  in  ihrem  Rechte  manche  Eigentümlichkeiten  bewahrt,  durch 
die  sie  sich  von  den  Westgermanen  unterscheiden,  aber  ihre  Sprachdenkmäler  tragen, 
wohl  infolge  beständiger  Nachbarschaft  mit  Westgermanen,  vorwiegend  westgermani- 
schen Charakter.  Vgl.  Wackernagel  in  Bindikg's  Geschichte  des  burgundisch-romani- 
sehen  Königreichs  381  ff.  (auch  i.  d.  Kl.  Schriften  III.  834  ff.). 

*  Über  derartige  Kultusverbände  bei  den  Germanen  vgl.  Sohm,  Fränkische 
Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  2  f. 

*  Vgl.  Bauhann,  Schwaben  und  Alamannen,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch. 
XVI.  217—277.  Über  die  Bedeutung  der  in  germanischen  Völkernamen  so  häufigen 
Composita  auf  -varii  als  Verteidiger,  dann  Inhaber,  Besitzer,  vgl.  Müllenhoff  i.  d. 
Abh.  d.  Berliner  Akad.  1862,  S.  529. 
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redender  Stamme  hut  es  nie  gegeben,  für  die  Rechtsgeschichte  ist  diese 
aus  sprachlichen  Motiven  hergenommene  Einteilung  wertlos*. 

In  der  raumlichen  Ausbreitung  der  Germanen  zeigte  sich  schon  zu 
Caesars  Zeit  ein  beständiges  Vordringen  derselben  gegen  die  Kelten:  die 
keltischen  Bojer  hatten,  vor  den  deutschen  Markomsmnen  weichend,  ihre 
noch  heute  nach  ihnen  benannte  frühere  Heimat  (Boiohaemum,  Böhmen) 
bereits  geräumt  und  neue  Sitze  im  inneren  Gallien  eingenommen;  die  auf 
beiden  Ufern  des  Niederrheins  angesiedelten  keltischen  Menapier  sahen 
sich  allmählich  zum  Rückzuge  auf  das  linke  Rheinufer  gedrängt.  Um 
den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  war  schon  das  ganze  linke  Rheinufer 
von  Basel  bis  zur  Nordsee  von  einer  geschlossenen  Reihe  germanischer 
Völkerschaften  besetzt,  die  nur  an  der  Mosel  von  keltischen  Trevirem 
durchbrochen  wurde;  auch  diese  hielten  vielfach  zu  den  Germanen  und 
wurden  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  von  germanischen  Elementen 
durchsetzt. 

Alle  diese  linksrheinischen  Germanen,  seit  Augustus  in  den  römischen 
Provinzen  Obergermanien  und  Niedergermanien  (Germania  I  und  II)  zu- 
sammengefaßt, waren  den  Römern  heerfolge-  und  zum  Teil  auch  tribut- 
pflichtig, behielten  aber  im  übrigen  ihre  Verfassung  und  sonstigen  natio- 
nalen Einrichtungen  großenteils  bei.  Die  Grenze  der  unabhängigen  Ger- 
manen gegen  das  römische  Reich  bildeten  im  allgemeinen  der  Rhein  und 
die  Donau,  nur  die  Provinzen  Obergermanien  und  Vindelicien  (Raetia  II) 
erstreckten  sich  dauernd  über  den  von  beiden  Strömen  gebildeten  Winkel, 
der  durch  den  ungefähr  von  der  Lahn  bis  zur  Altmühl  reichenden  Grenz- 
schutz (limes)  gegen  die  Germanen  abgeschlossen  wurde. 

Die  Germanen  hatten,  als  sie  zuerst  in  die  Geschichte  eintraten,  den 
rohen  Zustand  der  Jagd-  und  Fischervölker  ebenso  wie  den  reiner  Hirten- 
völker längst  überwunden.  Sie  waren  ein  Volk  von  Bauern,  das  stadti- 
sches Leben  und  städtisches  Gewerbe  noch  nicht  kannte.  Ihr  wichtigster 
Erwerbszweig  war  noch  die  Viehzucht,  ihre  vornehmste  Habe  bestand  in 
den  Herden.  Das  Jahr  teilten  sie  in  drei  Abschnitte  (Frühling,  Sommer 
und  Winter);  der  Segen  und  die  Arbeit  des  Herbstes  war  ihnen  noch 
unbekannt,  denn  Obst-  und  Weinbau  waren  ihnen  fremd  und  ihr  Acker- 
bau beschränkte  sich  auf  die  Frühjahrsbestellung.  Wie  sie  die  Jahre  nach 
Wintern  zählten,  so  berechneten  sie  die  Tage  nach  Nächten,  so  daß  eine 
Frist  von  7  Nächten  8  Tage,  eine  solche  von  14  Nächten  15  Tage  ergab '. 
Ihr  Handel  war  ausschließlich  Tauschhandel,  nur  im  Grenzverkehr  mit 
den  Römern  bürgerten  sich  allmählich  die  Silberdenare  der  Republik  und 
später  die  der  Antonine  ein  ^.    Im  inneren  Germanien  wurden  vielfach 


•  Vgl.   Zeitschr.   f.   RG.   XV.    20.    Bbaünb  i.  d.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  deutsch. 
Sprache  I.  2  f. 

'  Noch  heute  sind  uns  „acht  Tage"  gleich  einer  Woche  (frz.  huitaine)  und  frz. 
quinzaine  oder  quinze  jours  bedeutet  zwei  Wochen. 

*  Hierüber  und  über  das  Folgende  vgl.  Soetbebb,  Beiträge  zur  Geschichte  des 
Geld-  und  Münzwesens  in  Deutschland,  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  I.  207—300. 
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goldene  Ringe  und  Spiralen  (Bange)  zu  Zahlungen  verwendet,  die  man 
zuerst  auf  dem  Wege  des  Bemsteinhandels  von  den  Griechen  am  Schwarzen 
Meer  erhalten  hatte  und  deren  Wert  nach  einem  wahrscheinlich  von  eben- 
daher eingewanderten  Pfunde  von  ungefähr  350  Gramm  berechnet  wurde. 
Als  eigentlicher  Wertmesser  und  wichtigstes  Zahlungsmittel  galt  das  Vieh, 
so  Abss  faihuy  feoh  geradezu  Geld  oder  Lohn  bedeutete. 

Den  Gebrauch  der  Schriftzeichen  hatten  die  Germanen  wahrschein- 
lich gleich  den  übrigen  westarischen  Nationen  schon  aus  der  asiatischen 
Heimat  mitgebrachte  Sie  verwendeten  dieselben  ausschließlich  zu  reli- 
giösen Zwecken,  besonders  zum  Losen,  wobei  die  Zeichen  unter  dem 
Raunen  heiliger  Worte  in  Baumreiser  eingeritzt  wurden*^.  Das  regel- 
mäßige Verlosen  der  Äcker  mag  dann  dazu  geführt  haben,  daß  jeder 
Hausherr  ein  eigenes  Zeichen  als  Hausmarke  oder  Handgemal  erhielt, 
dessen  er  sich  auch  zur  Bezeichnung  seiner  Fahrhabe  bediente  ^^ 

.Das  Recht  bezeichneten  die  Westgermanen  als  „Ehe''  (alth.  alts. 
altfries.  iuua,  alts.  So,  eu,  ags.  ä,  ee,  tetOj  altfries.  ä,  S),  d.  h.  ewige  Ord- 
nung ^^,  während  bei  den  Nordgermanen  die  auch  den  Angelsachsen, 
Priesen  und  Pranken  bekannte  Bezeichnung  lag  gebrauchlich  war  *'.  Ge- 
schriebenes Recht  gab  es  nicht,  alles  Recht  war  Gewohnheitsrecht",  das 
teils  in  Urteilssprüchen  von  Fall  zu  Faü,  teils  in  abstrakten  Urteilen 
(Weistümem)  und  in  Rechtsvorträgen  der  Gesetzsprecher,  teils  in  Rechts- 
sprichwörtem '•  hervortrat. 

§  4.  Die  staatliche  Gliederung  der  Völkerschaften  ^  Bei 
dauernd  angesiedelten  Völkern  pflegt  der  Boden,  den  sie  bewohnen,  die 
Grundlage  ihrer  staatlichen  und  rechtlichen  Entwickelung  abzugeben,  ihre 
Verfassung  erscheint  als  Landesverfassung,  ihr  Recht  als  Landrecht.    So 


'  Vgl.  W.  Grimm,  Über  altdeutsche  ßanen,  1821.  v.  Liliencbom  u.  MOixbn- 
HOFF,  Zur  Runenlehre,  1852.  Wimmeb,  Runescrifters  oprindelse  og  udvikling  i  nor- 
deu,  1874. 

»0  Daher  „Runen",  „Stabe",  „Buchstaben".    Vgl.  Gbimm,  DWB.  II.  480. 

**  Derartige  Marken  haben  sich  zum  Teil  bis  heute  im  Gebrauch  erhalten.  Vgl. 
HoMBTBR,  Die  Haus-  und  Hofmarken,  1870,  und  i.d.  Bericht,  über  die  Verhandl.  der  Berlin. 
Akad.  1872,  8.611—623.  Hombyeb,  Über  das  germanische  Losen  (ebd.  1853,  S.  747 
bis  774),  und  die  Losstäbehen  (i.  d.  Symbolae  Bethmanno  •  Hollwegio  oblatae, 
Berlin  1868). 

»•  Vgl.  Grimm,  DWB.  III.  39. 

^'  Das  Vorkommen  des  Wortes  im  Niederfrankischen  hat  Bbunneb  nachgewiesen, 
ZeiUchr.  f.  RG.  XVII.  237. 

^*  Tacitus,  Germania  c.  19:  plusque  ibi  boni  mores  valent  quam  alihi  banae  leges. 
Selbst  das  lateinische  lex  wurde  bei  den  Germanen  noch  im  Mittelalter  ebensowohl 
auf  das  ungeschriebene  wie  das  geschriebene  Recht  bezogen.  In  der  fränkischen 
Zeit  bezeichnete  es  nicht  selten  geradezu  das  ungeschriebene  Recht  im  Gegensatze 
zu  dem  geschriebenen  (paettisj. 

**  Vgl.  Deutsche  Rechtssprichwörter,  ges.  von  Hillbbband,  1858,  von  Graf  u. 
Dibthebb,  1864,  von  Schbödbb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  28—45. 

^  Vgl.  Waitz,  VG.  I.  201—235.  v.  Stbbl  35—81.  Giebkb,  Genossenschaftsrecht  I. 
89—45.  MuvcH,  Nordgerm.  Völker  126  ff.  TnuDicHrM,  Gau- u.  Mark  Verfassung  1—36. 
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weit  war  die  Seßhaftigkeit  der  Germanen  noch  nicht  gediehen.  Der  ein- 
zelne^ hatte  noch  kein  Privatrecht  am  Boden  und  selbst  das  Volk  be- 
trachtete sich  nicht  als  dauernd  mit  diesem  verbunden;  ihm  war  das 
Land  nur  der  Schauplatz,  auf  dem  seine  rechtliche  und  wirtschaftliche 
Existenz  den  notwendigen  Raum  fand^  aber  sein  Becht  war  Yolksrecht 
und  die  staatliche  Gliederung  schloß  sich  durchaus  an  die  des  Volkes, 
d.  h.  des  Heeres,  an*.  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  cuneus  bald 
vcäk  fokh  oder  heriganozscafj  bald  mit  drupo,  tkrupo,  je  nachdem  sie  das 
ganze  Heer  oder  einen  kleineren  Heereskörper,  einen  Trupp  (turbaX  im 
Auge  haben  *.  Das  Volk  (fylki,  cioitas)  oder  das  Heer  war  zugleich  der 
Staat  (schwed.^Äia«^),  wie  thrtq>Oy  ihorp^  Ihorf  (goth.  tkaurp)  außer  einer 
Unterabteilung  des  Heeres  auch  eine  einzelne  Niederlassung,  unser  „Dorf", 
bezeichnete  *.  Welcher  Heeresteil  aber  hier  gemeint  war,  ergiebt  sich  aus 
Tacitus,  Germ.  c.  7 :  non  casus  nee  fortuüa  conglobaäo  turmam  aui  cunewn 
fadtj  sed  famiUae  et  propinquüates.  Das  Heer  gliederte  sich  nach  Sipp- 
schaften (farae),  und  als  Sippschaften  (genealogiae)  wurden  noch  im  S.Jahr- 
hundert auch  einzelne  Dörfer  und  Markgenossenschaften  bezeichnet  ^ 

Die  Ansiedlung  der  Germanen,  denen  das  Wohnen  in  ummauerten 
Städten  unerträglich  erschien®,  erfolgte  teils  in  Dörfern,  teils  in  Einzel- 
höfen. In  unrichtiger  Deutung  der  Worte  des  Tacitus  hat  man  früher 
vielfach  die  Einzelhofwirtschaft  für  das  eigentlich  germanische  Prinzip 
gehalten  und  die  Dorfanlagen  auf  eine  spätere  wirtschaftliche  Entwicke- 
lung  zurückzuführen  gesucht.  Daß  die  in  den  Alpen,  dem  Schwarzwald, 
den  Vogesen  und  dem  skandinavischen  Gebirgslande  sowie  in  der  ni^der- 
rheinisch-westfalischen  Tiefebene  noch  heute  überwiegenden  Einzelhöfe  bis 
in  die  Urzeit  zurückreichen  und  die  geschlossenen  Ortschaften  in  diesen 


*  Die  Grundbedeutung  der  Worte  „Volk"  und  „Heer"  ist  dieselbe.  Vgl.  Kluob, 
Etymol.  WB.  358.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  33:  secundum  ritum  Oslersahso7i  here- 
scajph  in  pago  StdhirgotP€\  ferner:  in  exercitu  Ästerliudif  und:  in  arientali  exercitu. 
Vgl.  §  5  Anm.  4,  5.  ' 

'  Vgl.  Stbinmeyeb  und  Sie  VERS  IL  439:  cuneum:  folch;  758.«  cuneos:  heriganoz- 
9caf,  I.  74  f.:  cuneum:  drupo,  thrupo,  Graff,  Alth.  Sprachschatz  V.  252:  cuneos, 
turhas  minores:  drupo,  thirupo, 

*  Vgl.  Stbinmeteb  u.  Sievebs  I.  312:  in  oppidis:  in  throphom,  11,  132:  municipii 
dorfes;  i4S :  predia :  thorp;  332:  oppido:  thorf;  598:  terriforia,loca:  dorf,  WBiGHT,Anglo- 
saxon  Vocabulariea,  2.  edit.  by  WClckbr,  1. 15:  conpetum,  tuun,prop;  207:  competum  vel 
compitvm  »*.  villa  vel  fingstow  vel  prop.  Vgl.  Gbafp,  a.  a.  0.  V.  224.  Ortsnamen 
auf  dorf  bei  Förstemann,  Ortsnamen  1464  ff.  Über  den  sprachlichen  Zusammen- 
hang von  „Dorf*  und  „Trupp**  mit  turha  vgl.  Grimm,  DWB.  II.  1276  f.  Stobm 
i.  d.  ßomania  I.  490.  Dibz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v.  tropa.  Die  Verschie- 
bung des  r  zeigt  sich  noch  heute  in  en  westfälischen  und  dänischen  Ortsnamen 
auf  trup  und  drup. 

*  Vgl.  Waitz  I.  80  ff.  V.  Sybbl  42  ff.  Giebke  I.  14  ff.  Formul.  Patav.  5 
(Zeümer  S.  459,  Bozi^BB  Nr.  318):  in  vico  et  genealogia.  Siehe  auch  §.  5  Anm.  5. 
Auf  den  Zusammenhang  mit  der  Sippschaft  deuten  auch  die  patronymischen  Orts- 
namen auf  —ing  und  —ingen.    Vgl.  Förstemann,  a.  a.  O.  905  ff. 

*  Nur  die  Ubier  hatten  sich  schon  zur  Zeit  Vespasians  an  das  städtische  Leben 
gewöhnt.    Vgl.  Tacitus,  Hist.  IV.  c.  63,  64. 
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Gegenden  erst  später  entstanden  sind,  läßt  sich  allerdings  nicht  bezweifeln, 
aber  hier  gab  teils  die  gebirgige  Natur  des  Landes,  teils  die  Ansiedelungs- 
weise der  Vorbesitzer  (keltischer  Menapier)  den  Anlaß,  von  der  sonst  all- 
gemein (auch  in  Dänemark  und  dem  südlichen  Schweden)  üblichen  An- 
siedelung nach  Dorfschaften  abzusehen '.  Übrigens  bestand  der  gewöhn- 
lich angenommene  scharfe  Gegensatz  zwischen  Dorfsjstem  und  Einzel- 
hofsystem bei  den  Germanen  überhaupt  nicht,  auch  die  Dörfer  waren 
nicht  Haus  an  Haus  und  durchaus  nicht,  wie  die  ringförmigen  Dörfer 
der  Wenden,  nach  einem  bestimmten  Bebauungsplane,  sondern  weitläufig 
längs  der  Strasse  und  in  freier  Anschmiegung  an  die  natürlichen  Boden- 
verhältnisse angelegt^,  so  daß  es  nur,  wo  diese  es  erlaubten,  zu  einiger- 
maßen geschlossenen  Ortschaften,  die  man  vielfach  mit  Zaun  und  Graben 
befestigte,  kam^ 

Die  territoriale  Bedeutung  des  Dorfes  tritt  in  dem  Worte  idch  oder 
wik  und  den  Ortsnamen  auf  huaen  und  heim,  die  sämtlich  von  dem  Be- 
griffe „Haus",  „Wohnsitz"  ausgehen,  hervor  ^^.  Aber  erst  das  fränkische 
Reich  hat  den  territoralen  Charakter  von  Staat  und  Gemeinde  zum 
Ausdruck  gebracht,  die  Urzeit  kannte  nur  Volk  und  Geschlecht.  Die 
später  bei  den  Dörfern  der  verschiedensten  Gegenden  hervortretende, 
durchschnittliche  Größe  von  20  bis  40  Hufen  läßt  darauf  schließen, 
daß  die  Sippschaftsverbände,  die  sich  an  einem  Orte  niederließen,  durch- 
schnittlich 20  bis  40  Familien  umfaßt  haben,  bei  stärkeren  Verbänden 
also  die  Bildung  mehrerer  Ortsgemeinden  einzutreten  pflegte. 

Die  Bedeutung  der  Ortsgemeinden  für  das  öffentliche  Recht  be- 
schränkte sich  auf  die  Stellung  als  besondere  Truppenkörper  im  Heere, 
im  übrigen  hatten  sie  einen  ausschließlich  privat-  oder  familienrechtlichen 
Charakter  und  von  einer  Gemeindeverfassung  als  solcher  war  keine  Rede. 
Die  Gemeinde  des  öffentlichen  Rechts  war  ein  größerer,  mehrere  Dörfer 
umfassender  Verband,  den  die  römischen  Schriftsteller  als  pagus  bezeich- 
nen. Die  gemeingermanische  Bezeichnung  war  „die  Hunderte";  jünger 
war  die  territoriale  Bezeichnung  „Gau",   die  sich  bei  den  Südgermanen 


'  Vgl.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Becht  50  f.  und  die  daselbst  citderten 
Ausführungen  von  Vanderkjndeeen,  Erhardt  und  Lamprucht. 

®  Dies  ist  der  Sinn  der  vielumstrittenen  Worte  in  Tacitus.  Germ.  c.  16*.  Nulla^ 
Germanorum  j)opulis  urbes  kahitari  satis  noium  est;  ne  pati  quidem  inter  se  itmctas 
sedes,  colunt  discreü  ac  dhersi,  ut  fons,  ut  campus,  ut  nemtu  placuit,  vicos  loeant 
non  in  nostrum  morem  conexU  et  cohaerentibua  aedifieiU :  9uam  quUqtie  domtim  spatio 
circumdai.  Vgl.  die  S.  6  angeführten  wirtschaftsgeschichtlichen  Werke,  besonders 
Lampreoht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  7  f.  Meitzen,  Der  Boden  und  die  land- 
wirtschaftl.  Verhältnisse  des  preussischen  Staates  I.  845  f.    Waitz  I.  114  f. 

•  Auf  die  Dorfwehr  beziehen  sich  die  Ortsnamen  auf  — kag^  ^hagen,  ^tun, 
"hurg.    Vgl.  Förstemann,  a.  a.  0.  859  ff.,  688,  1487. 

**  Vgl.  Steikmbybr  u.  SiBvfiRs  II.  513:  vicos :  uuicha.  Das  Wort  hängt  sprach- 
lich mit  vicus  und  oixog  zusammen.  Vgl.  Förstemann  701  ff.,  879  ff.,  1583.  Mit 
heim  =s  Dorf  hängt  die  Bezeichnung  des  Marktes  als  Heimgarten  zusammen.  Vgl. 
Steinmbter  u.  Sibvers  I.  809:  inforo:  in  heimgarte.    Grimm,  DWB.  IV.'  871. 
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findet  und  offenbar  erst  die  Folge  dauernder  Ansiedelung  der  einzelnen 
Hundertschaften  gewesen  ist^^ 

Die  Hundertschaft,  wie  der  keltische  paffus  regelmäßig  unter  einem 
eigenen  Fürsten  stehend  ^2,  bildete  in  erster  Reihe  eine  besondere,  mehrere 
Sippschaften  umfassende  Heeresabteilung  und  dementsprechend  auch  eine 
besondere  Gruppe  der  Völkerschaft«versammlung.  Außerdem  war'  sie  der 
Schauplatz  der  örtlichen  Rechtspflege.  In  Angelegenheiten  des  Grund- 
besitzes erscheint  sie  als  Markgenossenschaft.  Ihre  Entstehung  und  ur- 
sprüngliche Bedeutung  ist  im  Heere  zu  suchen,  sei  es  dass  eine  Schar 
von  100  oder  (nach  dem  gerrfanischen  Großhundert  berechnet)  120  Fa- 
milien den  Ausgang  gebildet  hat,  o:ler  daß  sich  der  Ausdruck  schlechthin 
auf  eine  größere  Schar,  die  man  nicht  mehr  zählte,  bezog.  Wie  dem 
auch  sei,  jedenfalls  ist  die  Hundertschaft,  deren  Namen  von  Caesar  wie 
von  Tacitus  mißverständlich  gedeutet  wurde  ^',  ursprünglich  aus  der  er- 
weiterten Sippschaft  hervorgegangen.  Der  Staat  hat  sich  auf  Sippschaft 
und  Hundertschaft  als  Geschlechterstaat  aufgebaut  ^*,  doch  muß  sich  der 
gentilicische  Charakter  der  Hundertschaft  unter  den  Einwirkungen  dauern- 
der Seßhaftigkeit  schon  früh  verloren  und  der  Idee  eines  Bezirksverbandes 
platzgemacht  haben  ^•. 

"  Über  „Gau'*  (got.  gavi)  vgl.  Gbimm,  DWB.  IV.»  1518  E,  über  die  Hundert- 
schaft ebenda  IV.*  1923.  Das  Wort  „Gau"  war  den  Nordgermanen  unbekannt;  auch 
bei  den  Angelsachsen  kommt  es  nur  vereinzelt  vor,  die  geläufige  ags.  Bezeichnung 
für  die  späteren  (großen)  Gaue  war  scire  (engl,  shire),  von  scenan,  scynan,  d.  h. 
teilen,  scheren,  übrigens  mit  ags.  scearu,  scaru,  engl.  sh<tre,  ital,  sehiera,  unaerm 
Schar,  sprachlich  wie  begrifflich  zusammenhängend  und  daher  vielleicht  ebenfalls 
von  der  Bezeichnung  eines  Heeresteiles  ausgegangen..  Nur  in  dem  sächsischen  .170 
hat  sich  die  ursprüngliche  engere  Bedeutung  des  Wortes  Gau  bis  zum  Mittelalter  erhal- 
ten, während  dasselbe  sonst  seit  der  fränkischen  Zeit  die  Grafschaft  und  nicht  mehr 
die  zu  einem  bloßen  Untergau  gewordene  Hundertschaft  zu  bezeichnen  pflegt. 
Die  »«Hunderte"  war  eine  den  sämtlichen  Germanen  bekannte  Bezeichnung,  die 
damit  als  urgermanisch  verbürgt  ist.  Daneben  findet  sich  altnord.  herctd  und  harde, 
wahrscheinlich  ebenfalls  mit  der  Grundbedeutung  „hundert". 

'•  Vgl.  Hirschfeld,  Gallische  Studien  35  ff.  (Sitzungsber.  d.  Wiener  Akad. 
(III.  303  ff.). 

"  Caesar  legt  den  (chatten  (die  bei  ihm  als  Sueben  erscheinen),  Tacitus  den 
Semnonen  ceniam  pagi  bei  (Bell.  Gall.  IV.  c.  1 ,  Germ.  c.  39),  die  Gerichtsversamm- 
lung der  Hunderte  bezeichnet  Tacitus  als  centeni  comiteg  (Germ.  c.  12).  Der  neuer- 
dings von  verschiedenen  Forschern  gegen  die  Annahme  von  Mißverständnissen  des 
Caesar  und  Tacitus  erhobene  Widerspruch  beruht  auf  einer  Überschätzung  der  Zu- 
verlässigkeit beider  Autoren,  während  der  Widerspruch  gegen  die  altgermanische 
Hundertschaft  bei  der  Übereinstimmung  sämtlicher  germanischen  Verfassungen  durch 
nichts  gerechtfertigt  ist. 

'*  In  dieser  Weise  ist  bei  den  Slaven  aus  der  Familie  die  zadruga  (Geschlechter- 
dorf)f  aus  der  erweiterten  zadruga  die  shupanie^  aus  dem  Zusammenschluß  mehrerer 
Shupanien  in  Kriegsföllen  die  Großshupanie  oder  Großwojwodschaft  entstanden. 
Vgl.  TüBKBB,  Slavisches  Familien  recht,  1874. 

'*  Zu  weit  in  der  Festhaltung  des  germanischen  Geschlechterstaates  geht  v.  Sybbl, 
wenn  man  ihm  auch  hinsichtlich  der  Geschlechtsdörfer  unbedingt  zustimmen  muß; 
aber  über  das  Dorf  hinaus  war  der  Staatsorganismus  der  Germanen   bei  ihrem  Ein- 
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§.  5.  Die  Landesgemeiude  und  das  Königtum  ^  Ein  eigen- 
tümlicher Gegensatz  in  der  Verfassung  der  Ost-  und  Westgermanen  be- 
stand darin,  daß  die  ersteren  gleich  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte 
unter  Königen  standen,  während  die  Völkerschaften  der  Westgermanen 
in  Friedenszeiten  keiner  einheitlichen  Spitze,  weder  einem  erblichen  Könige, 
noch  einem  gewählten  Landesfürsten,  gehorchten.  Dieser  Gegensatz  hatt« 
aber  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung,  da  sich  einerseits  auch  bei  den 
Westgermanen  das  Königtum  mehr  und  mehr  einbürgerte,  um  dann  im 
Laufe  der  Völkerwanderung  zur  überwiegenden  Herrschaft  zu  gelangen, 
während  andererseits  das  germanische  Königtum  mehr  Ehren-  als  Hoheits- 
rechte umfaßte,  so  daß  auch  in  den  Monarchien  der  Schwerpunkt  der 
Verfassung  in  der  Volksversammlung  lag.  Die  gemeingermanische  Be- 
zeichnung der  Volksversammlung  war  Thing  (ahd.  r/mc)*.  Es  gab  ein 
Hnndertschaftsthing  (altn.  heradij>ing)  ^  d.  h.  die  Gerichtsversammlung, 
und  ein  Völkerschaftsthing  (altn.  fylkisping),  die  von  den  Römern  als 
condUum  bezeichnete  politische  Versammlung  der  Landesgemeinde  *.  Ver- 
sammlungen   mehrerer    Völkerschaften    kommen    in    dieser  Periode    als 


tritt  in  die  Geschichte  bereits  von  der  Geschlechterverfassung  losgelöst;  wenn  die 
Beamtentitel  vielfach  noch  einen  patriarchalen  Charakter  trugen,  so  beweist  dies  nur, 
daß  der  Geschlechterstaat  den  vorgeschichtlichen  Ausgangspunkt  der  staatlichen 
Entwickelnng  gebildet  hat.  Im  schroffen  Gegensatze  zu  v.  Stbel  stehen  zwei  andere 
Auifassungen,  von  denen  die  eine  die  Hundertschaft  aus  der  Markgenossenschaft, 
statt  umgekehrt,  hervorgehen  läßt,  während  die  andere  in  den  Hundertschaften  ur- 
sprünglich selbständige  Heerkönigreiche  sieht,  die  sich  erst  im  Jjaufe  der  Wanderung  zu 
Völkerschaften  vereinigt,  ihre  früheren  Heerkönige  aber  als  Gaufürsten  beibehalten 
haben.    Beide  Auffassungen  sind  unbegründet. 

»  Vgl.  Waitz  I.  294—370.  v.  Sybbl  210—231.  Gierkb,  Genossenschaftsrecht 
I.  80  ff.,  48  ff.  Dahn,  Könige  der  Germanen  I.  Sohm,  Frank.  Reichs-  und  Gerichts- 
verfassung 4—8.  SicKEL,  Freistaat  32—71.  Grimm,  R.A.  229—265.  Köpke,  Die  An- 
fänge des  Königtums  bei  den  Gothen,  1859.  Dahlmann,  Gesch.  v.  Dänemark  I.  169  ff. 
McNGH,  Nordgerman.  Völker  165  f.,  195  f.  K.  Lbhmakn,  Der  Königsfriede  der  Nord- 
germanen, 1886.    SiCKEL  i.  d.  Mitteil.  d.  österr.  Institutes,  Ergänzungsheft  I.  16  ff. 

«  Vgl.  Grimm,  RA.  600,  747;  DWB.  II.  1165. 

8  Eine  in  jeder  Beziehung  zutreffende,  durch  alle  späteren  Nachrichten  bestätigte 
Schilderung  des  Ijandesthinges  verdanken  wir  Tacitus,  Germania  c.  11:  De  minorihus 
rehm  principes  Consultant,  de  maiorihns  omnes,  ita  tarnen  ut  ea  quoque^  quorum  penes 
plebem  arhitrium  e^fty  apud  principes  pertractentur.  coeunt,  nisi  quid  fortuitum  et 
subitum  inciditj  certis  diehus,  cum  aut  incohatur  luna  aut  impletur:  nam  agendis  rebus 
hoc  auspicatissimum  initium  credunt.  —  —  —  illud  ex  lihertate  Vitium^  quod  non 
simid  nee  ut  iussi  conveniunt,  sed  et  alter  et  tertius  dies  cunctatione  coeuntium  ah- 
sumitur.  ut  turha  placuit,  considunt  armati,  silentium  per  sacerdoteSj  quihus  tum  et 
coercendi  ius  est,  imperatur.  mox  rex  t^el  princeps,  prout  aetas  cuique,  prout  nohilitas, 
prout  decus  heUorum^  prout  facundia  esty  audiunturj  auctaritate  suadendi  mof/is  quam 
iuhendi  potestate.  si  dispUcuit  sententia,  fremitu  aspemantur;  sin  placuit,  frameas 
concutiunt,  honoratissimum  assensus  genus  est  armis  laudare.  Weiterhin  hat  dann 
Tacitus  dem  concilium  scheinbar  manches  zugeschrieben,  was  nicht  dem  Landesthing, 
sondern  dem  von  ihm  mißverständlich  aufgefaßten  Hundertschaftsthing  angehörte. 
Es  ist  nicht  das  kleinste  Verdienst  Sohm's,  auf  diesem  Gebiete  die  kritische  Sonde- 
rung vorgenommen  zu  haben. 
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dauernde  Einrichtungen  nur  mit  dem  Charakter  von  Opferversammlungen 
vor;  erst  später,  nachdem  aus  der  Vereinigung  verschiedener  Völkerschaften 
die  großen  Stamme  hervorgegangen  sind,  erscheinen  die  Stammesversamm- 
lungen als  lagthing  oder  landstkinff.  Die  zum  Thing  versammelte  Landes- 
gemeinde war  nichts  anderes  als  das  Volk  in  Waffen,  das  Heer*.  Be- 
waffnet wie  zum  Kriege  trat  man  zusammen,  jeder  Heerespflichtige  war 
zugleich  thingpflichtig,  die  Versammlung  stellte  sich  nach  den  einzelnen 
Heeresabteilungen  (Hundertschaften  und  Sippschaften)  auf^;  das  Thing 
diente  zugleich  als  Heer-  und  Waffenschau  und  die  Musterung  der  zur 
Waffenföhigkeit  herangereiften  Jünglinge  galt  als  eine  der  regelmäßigen 
Aufgäben  des  Landesthinges.  Aus  diesem  Grunde,  sowie  wegen  der  Ge- 
schenke, die  den  Königen  und  Fürsten  von  der  Bevölkerung  bei  Gelegen- 
heit des  Thinges  dargebracht  wurden,  ist  anzunehmen,  daß  jährlich  zu  be- 
stimmter Zeit,  wahrscheinlich  im  Frühjahr,  eine  ordentliche  Volksversamm- 
lung (als  echtes  oder  ungebotenes  Thing)  stattfand,  während  in  Fällen, 
die  keinen  Aufschub  duldeten,  nach  Lage  der  Sache  außerordentliche  oder 
gebotene  Thinge  anberaumt  wurden.  Die  Berufung  der  Thingpflichtigen 
erfolgte  unter  denselben  Formen,  wie  bei  dem  Aufgebot  zum  Heere.  Die 
Berufung  anzuordnen  war  Sache  des  Fürstenrates.  Denn  alles,  was  im 
Thing  verhandelt  werden  sollte,  wurde  zuvor  in  dem  engeren  Kreise  der 
versammelten  Fürsten  durchberaten,  minder  wichtiges  gleich  hier  erledigt; 
auch  in  Monarchien  hat  dieser  Fürstenrat,  in  welchem  der  König  dann 
den  Vorsitz  fahrte,  nicht  gefehlt.  Zur  Thingzeit  wählte  man,  wenn  es 
anging,  die  heiligen  Tage  des  Voll-  oder  Neumondes®.  Die  Dauer  des 
Thinges  richtete  sich  nach  den  Umständen,  doch  verstrichen  regelmäßig 
mehrere  Tage,  bis  die  Versammlung  sich  beschlußfähig  erklären  konnte. 
Sobald  dies  geschehen  war,  erfolgte  die  feierliche  Hegung,  und  zwar  bei 
den  Südgermanen  durch  den  Priester,  während  bei  den  Nordgermanen 
die  Könige  die  priesterlichen  Funktionen  ausübten.  Die  Hegeformel  lautete: 
„Ich  gebiete  Lust  und  verbiete  Unlust" '.    Durch  die  Hegung  wurde  die 


*  Vgl.  S.  12.  Ed.  BoTHARi  c.  SSß:  felicisnmum  ejcerciium  fwstrum,  wobei  nicht 
vom  Heere,  sondern  von  der  Volksversammlang  die  Hede  ist«  Damit  war  die  von 
manchen  Schriftstellern  in  Abrede  gestellte  Thingpflicht  aller  Heerpflichtigen  von 
selbst  gegeben.  In  Fällen,  wo  es  nicht  darauf  ankam,  wird  selbstverständlich  die 
Versammlung  kein  Gewicht  auf  die  Thingpflicht  gelegt  und  die  ohne  echte  Not  Aus- 
gebliebenen nicht  zur  Verantwortung  gezogen  haben. 

'  Die  älteste  alamannische  Keohtsaufzeichnung  spricht  von  der  Volksversamm- 
lung als  den  „Sippschaften  des  Heeres"  ßerU  gener ationes).  Die  den  Römern  unter- 
worfenen Germanen  rechneten  es  sich  selbst  zur  Schmach,  daß  ihnen  nur  un- 
bewaffnete Versammlungen  gestattet  waren.    Vgl.  Tacitus,  Hist.  IV.  c.  6. 

•  Die  Westgoten  hielten  ihre  Volksversammlungen  noch  im  5.  Jahrhundert 
zur  Zeit  des  Neumondes.  Vgl.  Dahn,  Könige  der  Germanen  VI.  554.  Auch  für  den 
Aufmarsch  des  Heeres  zum  Kampfe  hielten  die  Germanen  diese  Zeit  für  die  geeignetste. 
Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  I.  c.  50. 

^  Vgl.  MÜLLENHOFF,  Dcutsche  Altertumskunde  V.  5,  86.  Schiller  u.  LObbbn, 
Mittelnd.  WB.  IL  751;  V.  63.    Lust  (alts.  hlust^  ags.  Myst^  altn.  hljoPs)  in  diesem 
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Versammlung  gebannt,  d.  h.  unter  den  Schutz  und  Frieden  des  Gottes 
Ziu  gestellt,  der  als  Schwert-  und  Kriegsgott  zugleich  der  Gott  des 
Heeres  wie  des  Thinges  war®.  Jede  Störung  des  Thingfriedens  (tmltisi) 
war  demnach  eine  Beleidigung  der  Gottheit  und  fiel  der  Bestrafung  durch 
den  Priester  anheim.  Den  Gegenstand  der  Verhandlungen  bildeten  Wahlen 
(Eönigswahl,  Herzogswahl,  Fürstenwahl),  Rechtsangelegenheiten  von  politi- 
scher Bedeutung,  Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden ;  wollte  ein  Fürst 
auf  eigene  Hand  einen  Zug  ins  Ausland  unternehmen  (§  7),  so  bedurfte 
er  seiner  Entlassung  und  mindestens  insofern  der  Genehmigung  der  Ver- 
sammlung. Wie  die  Wehrhaftmachung  der  jungen  Leute,  so  gehörte  auch 
die  Verleihung  des  Waflfenrechtes  an  Freigelassene  vor  das  Landesthing; 
Freilassungen  zu  yoUem  Recht  konnten  demnach  nur  hier  erfolgen. 
Eigentliches  Gericht  war  das  Landesthing  nicht,  da  die  ordentliche  Bechts- 
pflege  als  Sache  der  Hundertschaften  galt;  kraft  ihres  Hoheitsrechtes 
konnte  aber  die  Landesgemeinde  auch  Rechtshändel,  die  bei  ihr  anhängig 
gemacht  wurden,  zu  ihrer  Entscheidung  ziehen,  und  dies  wird,  wo  die 
G-esamtheit  mehr  oder  weniger  mitberührt  wurde,  z.  B.  bei  Klagen  gegen 
einen  Fürsten  oder  bei  Verletzungen  auf  dem  Wege  zum  Thing,  auch 
regelmäßig  geschehen  sein.  Von  gesetzgeberischer  Thätigkeit  der  Landes^ 
gemeinde  läßt  sich  in  dieser  Periode  füglich  noch  nicht  sprechen®;  auch 
die  später  (vgl.  §  8  Anm.  14)  zu  erwähnenden  Rechtsvorträge  dürften 
ursprünglich  nicht  dem  Landesthing,  sondern  ausschließlich  der  Gerichts- 
versammlung der  Hundertschaft  angehört  haben.  An  den  Verhandlungen 
im  Thing  nahmen  außer  dem  Könige  und  den  Fürsten  nur  die  Ältesten 
und  Weisesten  aus  dem  Volke,  ohne  daß  man  dabei  an  eine  bestimmte 
rechtliche  Abgrenzung  zu  denken  hätte,  teil  ^^    Die  Menge  beteiligte  sich 


Sinne  bedeutet  Gehör  und  Schweigen.  Das  studentische  Silentiumgebieten  erscheint 
als  ein  letzter  Rest  der  alten  Hegeformel.    Vgl.  noch  §  7  Anm.  19. 

*  Über  die  neuerdings  in  England  aufgefundenen,  dem  Marg  Thingsus  geweihten 
Votivsteine  tuihantischer  Krieger  aus  dem  cuneus  Frinarum  vgl.  Archaeologia  Aeliana 
X.  (1884)  148—172;  Hübnbb  i.  d.  Westdeutschen  Zeitschrift  f.  Geschichte  u.  Kunst  III. 
120,  287;  Schbrkb  i.  d.  Sitzungsberichten  der  Berl.  Ak.  XXV.  (1884)  071—582; 
Bkünbeb  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVni.  226  ff.  Der  Umstand,  daß  der  Kriegsgott  Ziu 
(Tiu,  Tius,  Irmin,  Heru,  der  nordische  Tyr)  einen  besonderen  Beinamen  als  Gott  des 
Thinges  führte,  klingt  in  der  niederdeutschen  Bezeichnung  des  ihm  geweihten 
Dienstages  als  „Dingsdach",  sowie  umgekehrt  in  der  vielfach  verbreiteten  Bezeich- 
nung der  Thingstatten  als  „Tie"  noch  heute  nach.  Vgl.  Gbihm,  DWB.  n.  1120* 
BA.  748,  818.  Während  der  Gottesfriede  des  Ziu  für  Bewaffnete  bestimmt  war, 
schloß  der  Friede  der  übrigen  Götter  alle  Bewaffneten  vom  Zutritt  aus.  Vgl.  Tacitus, 
Germ.  c.  40;  Annal.  I.  c.  50,  ,51 ;  K.  Maubeb  i.  d.  Germania  von  Pfeiffeb  u.  Babtsoh 
XVI.  831;  Wbinhold,  Die  deutschen  Fried-  und  Freistätten  (Kieler  Universitatspro- 
gramm  v.  1864)  S.  4.    Vgl.  auch  §  7  Anm.  13. 

'  Hierher  mag  man  allenfalls  rechnen,  was  Caesar  (B.  Gall.  IV.  c.  2)  von  dem 
Verbote  der  Weineinfuhr  bei  den  Chatten,  die  er  Sueben  nennt,  berichtet 

*®  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  IV.  c.  11:  jprtndpes  ac  senafus.  c.  13:  omnibus  prin- 
cipibus  maiarümsque  ruihi  adhibiiis.  Tacitus,  Hist.  IV.  c.  14:  primores  gentis  et  prom- 
püsHmos  mdgi,  ^an  sehe  die  vortreffliche  Auseinandersetzung  bei  Siceel  89  £.  Da- 
B.  BcsBöSBB,  DentBChe  BeehtB(7Mchiohte.  2 
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nur  in  summarischer  Weise  durch  Ablehnung  oder  Zustimmung.  Die 
Ablehnung  äußerte  sich  durch  Murren,  die  Zustimmung  durch  Schwingen 
und  Zusammenschlagen  der  Waffen,  zumal  der  Speere.  In  feierlichster 
Form  erfolgte  diese  Art  der  Zustimmung  (altn.  vcqmatak,  langob.  ffcäre- 
thinx)  unter  einem  tanzenden  ffin-  und  Herbewegen  des  Körpers  und 
Ausspruch  feierlicher  Gelübde-  und  Verwünschungsformeln,  wenn  es  sich 
für  das  Volk  um  die  rechtsformliche  Übernahme  bindender  Verpflich- 
tungen, z.B.  um  den  Beginn  eines  Krieges  oder  einer  Schlacht,  um  Friedens- 
schlüsse, Bündnisverträge,  Annahme  eines  neuen  Herrschers  u,  dgl.  m., 
handelte  ^^;  es  war  ein  dem  promissorischen  Eide  auf  die  Waffen  ähn- 
licher, wenn  auch  begrifflich  von  ihm  verschiedener  Akt".  Umgekehrt 
scheint  es  ein  Akt  der  feierlichen  Ablehnung  übernommener  Verpflich- 
tungen, insbesondere  der  Lossagung  von  einem  Könige  oder  Herzog,  ge- 
wesen zu  sein,  wenn  das  Volk  die  Waffen  auf  den  Boden  warf  ^'. 

Zu  den  vornehmsten  Aufgaben  des  Landesthinges  gehörte  in  Monar- 
chien die  Königswahl,  denn  auch  die  Könige  wurden  gleich  den  Beamten 
gewählt,  aber  die  Wahl  war  an  ein  bestimmtes  Geschlecht,  das  erste  oder 
königliche  unter  den  Adelsgeschlechtem  des  Volkes,  gebunden^*.  Auf 
diese  Abstammung  aus  einem  bestimmten  Geschlecht  deutet  das  gemein- 
germanische kuninff  (ags.  cyning,  altn.  honungr) ",  während  goth.  piudans 
(alts.  thzodan,  ags.  ßeoden)  den  König  als  das  Oberhaupt  des  Volkes  (goth. 
ßhidoj  altn.  ßjdd,  ags.  ßeSdy  ahd.  diotj  mhd.  diet)  bezeichnet.  Der  neu- 
erwählte König  wurde  von  dem  Volke  auf  den  Schild  gehoben  und  vor 
dem  Volke  umhergetragen ,  die  Übertragung  des  Herrscherrechtes  geschah 
wohl  allgemein   unter  der  symbolischen   Überreichung  eines  Speeres^®. 


gegen  nimmt  Eckardt,  a.  a.  0.  41  ff.,  den  senattu  für  einen  besonderen  Ausschuß, 
den  er  mit  den  von  ihm  als  Gauausschuß  gefaßten  ceniern  comites  des  Tacitus  (vgl. 
§  8)  in  Verbindung  bringt.  Die  norwegische  und  isländische  logretta  ist  späteren 
Ursprungs. 

^^  Über  das  vdpnatak  vgl.  Gbimm,  KA.  770;  E.  Maübeb,  Island  167  und  i.  d. 
Germania  von  Bartsch,  XVI.  820  ff.,  sowie  die  daselbst  besprochenen  Arbeiten  von 
GRüNBTYia,  HERTZBERa  uud  DjUBKLOü,  Über  gavrethinx  meine  Bemerkungen  i.  d. 
Zeitschr.  f.  RG.  XX.  58  ff.  Siehe  auch  Tacitus,  Eist.  IV.  c.  15,  V.  c.  17.  Vgl.  §  8 
Anm.  11.  Die  BeifaUsäußerung  durch  Zusammenschlagen  der  Waffen  war  auch  den 
Kelten  bekannt.    Vgl.  Caesar,  B.  Gall.  VII.  c.  21. 

*•  Vgl.  Am  miau.  Marcell.  XVII.,  12  §  21  von  den  Quaden-.  ecUictis  mucrontbus, 
quo9  pro  numinibus  colunt,  iuravere  tte  permansuros  infide.  Hierher  ist  auch  zu  ziehen 
Caesar  Bell.  Gall.  IV.  c.  11  von  den  Ubiern:  qucyrum  si  principes  ac  ttenatus  sibi 
iwreiurando  fidem  fecisset.  Vgl.  Beovulf  v.  1097—1109.  Über  den  gemeingermani- 
schen Gebrauch  des  Eides  auf  die  Waffen  vgl.  K.  Maübeb,  a.  a.  O.  317  f.  und  die 
bei  diesem  angeführte  Schrift  von  Gbündtvio.    Siehe  auch  §  7  Anm.  6. 

"  Vgl.  Zeitschr.  f.  EG.  XX.  58. 

**  Tacitus,  Germ.  c.  7:  Reges  ex  nchüitate,  duces  ex  virtate  sumunt.  Auch  in 
den  Volksstaaten  bezeichnete  man  das  vornehmste  Adelsgeschlecht  als  das  königliche. 
Vgl.  Tacitus,  Hist  IV.  c.  13.    Annal.  XI.  c.  16. 

*'  Über  die  Etymologien  vgl.  Grimm,  RA.  229  f.,  Hildebrand  in  Grimms  DWB 
V   1691  f.,  Kluge,  Etym.  WB.  175  f. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  163,  234  ff.,  771.    Zeitschr.  f.  RG.  XX.  bSU    Vgl.  Anm.  18. 
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Speer,  Speerfahne,  Schwert  und  Schild  haben  sich  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  als  Wahrzeichen  der  königlichen  Gewalt  erhalten".  Diese 
kriegerischen  Symbole  deuten  an,  daß  der  König  der  geborene  Heerführer 
seines  Volkes  war,  während  dies  Amt  bei  den  republikanischen  Völker- 
schaften einem  nur  fOr  die  Dauer  des  Krieges  erwählten  Herzoge  über- 
tragen wurde".  Als  Haupt  des  Heeres  war  der  König  auch  das  Haupt 
der  Landesgemeinde,  ohne  doch  in  den  vor  diese  gehörenden  Angelegen- 
heiten anders  als  durch  die  Kraft  der  Überredung  wirken  zu  können. 
Wesentlich  gehörte  zum  altgermanischen  Königtume  auch  die  priesterliche 
Thätigkeit,  zumal  bei  Opferdienst  und  Erforschung  der  Zukunft  ^•;  in  vor- 
historischer Zeit  dürften  Heerführertum  und  Oberpriestertum  geradezu 
den  Inbegriff  der  königlichen  Gewalt  gebildet  haben  *®,  und  dabei  ist  es 
im  Norden  im  allgemeinen  geblieben ,  während  bei  den  Südgermanen 
durch  die  Einführung  des  Landespriesteramtes,  dem  die  Handhabung 
des  Bannes  im  Thing  wie  im  Heere  anheimfiel,  eine  wesentliche  Schwächung 
des  Königtums  herbeigeführt  wurde '^  Überhaupt  aber  hatte  der  alt- 
germanische König  ein  eigentliches  Machtgebot  nur  gegenüber  seinem 
Gefolge  ".    Dem  Volke  gegenüber  war  seine  Gewalt  äußerst  beschränkt  *'. 


Bei  manchen  Stammen  war,  wie  es  scheint,  statt  der  Speerreichang  die  Berührung 
des  von  dem  Könige  gehaltenen  Speeres  dorch  die  Speere  der  Volksgenossen  üblich. 
Es  fand  also  eine  Verpflichtung  des  Volkes  durch  gairethinz  statt,  an  deren  Stelle 
spater  der  ünterthaneneid  getreten  ist. 

"  Vgl.  §  17. 

'*  Auch  bei  der  Herzogswahl  fand  Schilderhebung  statt,  vgl.  Tacitus,  Bist.  IV. 
c.  15,  Yon  den  Canninefaten :  imponfu^^e  scuto  more  gentu  et  sMtinentivm  humeris 
vibnUus  dux  deligitur.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  die  königliche  Schilderhebung,  weil 
sie  zuföllig  erst  durch  spätere  Zeugnisse  beglaubigt  ist,  für  eine  bloße  Nachbildung 
der  herzoglichen  zu  halten. 

*•  Vgl.  Tacitus,  Qerm.  c.  10:  sacerdos  ac  rex  vel  princeps  civitatis  comitantur 
iinnitusque  ac  fremitu»  ohservant, 

**  Vgl.  §  6  Anm.  25.  Slawische  Sprachen  verwenden  kungg,  kuningas,  hnezi 
vielfach  zur  Bezeichnung  des  Priesters,  in  dieser  Bedeutung  müssen  sie  das  dem  Qer- 
manischen  entlehnte  Wort  also  empfangen  haben.    Vgl.  Gbimm,  DWB.  V.  1691. 

'^  Vgl.  §  6  Anm.  27  ff.  Daß  infolge  dieses  Gegensatzes  das  nordgermanische 
Königtum  ein  erheblich  strafferes  war,  deutet  u.  a.  die  Notiz  des  Tacitus,  Germ, 
c.  44,  über  das  Königtum  der  Suionen  an.  Bei  den  Burgundern  des  4.  Jahrhunderts 
stand  der  Oberpriester  (siniatus)  in  größerem  Ansehen  als  der  König,  vgl.  Ammian. 
Marc.  XXVm.  c.  5  §  14:  Apud  hos  generali  nomine  rex  adpellatur  hendinos,  etritu 
veteri  ^potestate  deposiia  removetur,  si  sub  eo  fortuna  titubaverit  belli  vel  segetu/m 
eopiam  negaverit  terra ,  vi  solent  Äegyptii  casus  eiusmodi  adsignare  rectorihus,  nam 
sacerdos  apud  Burgundios  omniutn  maximus  vocatur  sinistus,  et  est  perpetuus,  ob; 
noxius  discriminibus  nullis  ut  reges.  Von  dem  vandalischen  Königshause  der  As- 
dingen  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  daß  es  das  zur  Königswürde  aufgestiegene 
Priestergeschlecht  der  Nahamavalen  (Tacitus,  Germ.  c.  43)  gewesen  ist.  Vgl.  Müllen* 
HOFF  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt.  X,  556  t,  XII.  347. 

"  Vgl.  §  6  Anm.  17,  34  ff. 

••  Tacitus,  Germ.  c.  7:  nee  regibus  infinita  aut  lihera  potestas;  c.  43:  Gotones 
regnaniur,  paulo  iam  adductius  quam  ceterae  Oermanorum  gentesy  nondum  tarnen 
tupra  libertatem, 
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In  seiner  Eigenschaft  als  geborener  Heerführer  und  Haupt  der  Landes- 
gemeinde besaß  er  zwar  gewisse  Hoheitsrechte,  aber  doch  wirkte  er,  wie 
der  Herzog,  in  allem  exemplo  potius  quam  imperio:  er  hatte  die  Leitung, 
aber  die  Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden,  über  Beamtenwahlen  und 
gerichtliche  Entscheidungen  lagen  ausschließlich  in  der  Hand  des  Volkes, 
der  König  hatte  dabei  nnr  mitzureden  und  mitzustimmen,  wie  andere 
auch.  Die  ordentliche  Rechtspflege  war  Sache  der  von  dem  Volke  ein- 
gesetzten Richter;  von  einer  eigenen  königlichen  Gerichtsbarkeit,  die 
später  so  bedeutend  in  die  ganze  Rechtsentwickelung  eingegriffen  hat, 
war  noch  keine  Rede,  auch  einen  vom  Könige  verliehenen  Frieden  gab  es 
noch  nicht,  der  allgemeine  wie  der  besondere  Frieden  war  Volks-  nicht  Königs- 
frieden; immerhin  aber  deutet  das  Recht  des  Königs  auf  die  Strafgelder, 
die  in  den  Republiken  an  das  Volk  fielen,  bereits  die  erste  Stufe  in  der 
Ausbildung  des  königlichen  Friedens  und  der  königlichen  Oerichtshoheit 
an'^.  Die  Vertretung  des  Staates  nach  außen  war  Sache  des  Königs, 
aber  doch  nicht  so,  daß  das  Volk  und  die  Fürsten  nicht  unter  Umstanden 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  seine  Entschließung,  gegebenenfalls  selbst 
gegen  seine  Entschließung,  auszuüben  vermocht  hätten  *^  Der  gesamte 
Grund  und  Boden  galt  als  Volksland,  nicht  als  Königsland,  und  selbst 
bei  der  Verfügung  über  die  Kriegsbeute  hatte  nicht  der  König,  sondern 
die  Volksversammlung  das  entscheidende  Wort.  Andererseits  unterliegt 
es  kaum  einem  Zweifel,  daß  der  König  in  hervorragender  Weise  mit  Grund- 
besitz ausgestattet  war  und  an  der  regelmäßigen  Ackerverlosung  nicht 
teilnahm;  nicht  minder,  daß  ihm  vom  Kriegsgewinn  ein  erheblicher  Teil 
überwiesen  wurde,  während  die  von  seinen  Gefolgsmannen  gewonnene 
Beute  ausschließlich  ihm  zugehörte.  Bei  der  regelmäßigen  Landesver- 
sammlung hatte  jeder  dem  Könige  eine  Gabe  darzubringen,  die  nur  in 
bezug  auf  den  Gegenstand  freiwillig,  aber  auch  hier  wohl  meistens 
observanzmäßig  festgestellt  war  *®.  Endlich  genoß  die  Person  des  Königs 
einen  erhöhten  Rechtsschutz.  Daß  ein  ganzes  Volk  seinem  Könige  die 
Treue  aufsagte,  sei  es,  weil  er  seine  Macht  mißbrauchte,  sei  es,  weil  Un- 
glücksfälle, die  ihn  und  sein  Volk  trafen,  ihn  als  den  Göttern  verhaßt 
erscheinen  ließen,  ist  wiederholt,  namentlich  in  den  auf  romanischem 
Boden  gegründeten  Reichen,  vorgekommen  2^. 

Die  Entstehung  des  Königtums  bei  den  ostgermanischen  Völkern 
entzieht  sich  historischer  Kunde.  Dagegen  vollzieht  sich  der  Übergang 
zum  Königtum  bei  den  Markomannen,  Hermunduren,  Cheruskern  und 
anderen  westgermanischen  Völkerschaften  vor  unseren  Augen:  bald  giebt 
die  herzogliche  Gewalt  einem  im  Felde  und  in  der  Politik  bewährten 


«*  Vgl.  §  12. 

"  Vgl.  SiCKBL,  a.  a.  0.  183  f. 

'^  Was  Tacitns,  Germ.  c.  15,  von  Abgaben  an  die  Fürsten  berichtet  (s.  §6  Anm.  IS), 
muß  aach  den  Königen  gegenüber  gegolten  haben. 
"  Vgl.  Anm.  18,  21. 
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Führer  das  Heft  in  die  Hand,  bald  ist  es  das  Verlangen  des  Volkes,  seine 
staatliche  Selbständigkeit  oder,  wenn  eine  Vereinigung  bisher  selbständiger 
Staaten  stattgefunden  hat,  die  nunmehrige  staatliche  Einheit  durch  die 
Einsetzung  eines  dem  adelichsten  Geschlechte  entnommenen  Königs  zum 
deutlichsten  Ausdruck  zu  bringen.  Zuweilen  haben  auch  bloße  Heerkönige, 
d.  h.  Führer  beutelustiger  Scharen,  wie  Ariovist,  Radagais  und  die  nor- 
dischen Seekönige,  oder  Söldnerführer,  wie  Odovaker,  es  zu  dauern- 
den staatlichen  Gründungen  gebracht,  für  die  Verfassungsgeschichte 
und  insbesondere  für  die  Geschichte  des  germanischen  Königtums 
kommen  derartige  außerordentliche  Erscheinungen  aber  nicht  weiter  in 
Betracht. 

Die  Könige  der  germanischen  Urzeit  sind  regelmäßig  Völkerschafts- 
könige; erst  nach  der  Bildung  der  größeren  Stämme  sind  dieselben  dem 
mit  ganz  anderer  Macht  ausgestatteten,  zum  Teil  auf  neuen  Grundlagen 
erwachsenen  Stammeskönigtum  erl^en.  Hundertschaftskqnige  als  solche 
hat  es  nie  gegeben;  dagegen  sind  nicht  selten  ehemalige  Hundertschaften 
zu  der  Stärke  einer  Völkerschaft  angewachsen  und  zu  staatlicher  Selb- 
ständigkeit mit  republikanischer  oder  monarchischer  Verfassung  gelangt. 
Die  später  im  Norden  vorkommenden  heradskommgar  sowie  die  regcdes 
der  Alamannen  waren  wohl  erblich  gewordene  Gaufürsten,  wie  sie  auch 
sonst  Torgekonmien  sein  mögen. 

§  6.    Das  Beamtentum  und  das  Gefolge. 

1.  Die  Fürsten  ^  An  der  Spitze  jeder  Hundertschaft  stand,  wie 
bei  den  Kelten,  ein  princeps.  Dem  lateinischen  Worte  entspricht  ahd. 
ßtristoj  d.  h.  der  Erste,  der  Vorderste;  in  Monarchien,  wo  die  Fürsten 
nicht  die  erste  Stelle  einnahmen,  waren  zum  Teil  andere  Bezeichnungen 
üblich:  iudex,  von  der  richterlichen  Thätigkeit  des  Fürsten*;  altn.  kersir, 
goth.  hundafapSj  althochdeutsch,  altniederfränkisch  und  westfälisch  hurmo, 
von  der  Hundertschaft  als  seinem  Amtssprengel,  Das  Volksrecht  der 
salischen  Franken  bezeichnet  den  entsprechenden  Beamten  als  thtmfftnus 
caä  centenarnu;  mit  dem  Worte  tJnnff  auf  derselben  Wurzel  beruhend,  be- 
bedeutet thinginus  den  Mann  von  Gewicht  (vir  gravisj  venerabiHs,  altn. 
thttnffr)\  was  sachlich  auf  dasselbe  wie  die  angelsächsische  Bezeichnung 
htaidredes  ealdor  hinauskommen  dürfte ;  sprachlich  weisen  beide  Ausdrücke 
auf  ihre  Entstehung  aus  der  Geschlechterverfassung  hin:  solange  die 
Hundertschaft  noch    den  Charakter  der  erweiterten  Sippschaft  festhielt. 


>  Vgl.  Waitz,  VG.  I.  286-298.  v.  Sybkl  71  ff.,  80  ff.,  109  ff.,  121  ff.  Koth, 
Gesch.  d.  Beneficialwesens  2—11,  21.  Thudichüm,  Altd.  Staat  1— fl,  38  f.  v.  Bbth- 
MANH-HoLLWBG,  Geiman.  roman.  Oivilproceß  I.  88  ff.  Sickbl,  Freistaat  100—123. 
Dahk,  Könige  I.  21  ff.,  67  ff.    Erhabdt,  Genn.  Staatenbildnng  45-69. 

•  Ammian.  Marc.  XVII.  c.  12  §  21  von  den  Quaden*.  iitdices  variis  populi» 
praesidente».    Der  Gothe  Athanarich  hat  ebenfalls  den  Richtertitel  geführt. 

'  Vgl.  MtfLLENHOFF  bei  Waitz,  Das  alte  Becht  der  salischen  Franken,  8.  294. 
DiEFENBACu,  WB.  d.  goth.  Sprache  I.  701. 
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wird  eben  der  Geschlechtsälteste  ihr  Vorstand  gewesen  sein*.  Tacitus 
kennt  aber  die  Fürsten  nicht  mehr  als  geborene  Vorsteher,  sondern  nur 
als  Beamte,  die  von  der  Landesgemeinde  gewählt  werdend  Daß  die 
Wahl  sich  in  der  Begel  auf  die  Mitglieder  der  adelichen  Geschlechter  be- 
schränkte, läßt  sich  nicht  bezweifeln;  Ton  einem  rechtlichen  Ansprüche 
derselben,  der  Nichtadeliche  von  der  Wahl  ausgeschlossen  hatte,  ist  aber 
in  den  Quellen  nichts  enthalten,  auch  Tacitus,  der  bei  der  Königswahl 
ausdrücklich  die  Beschränkung  auf  den  Adel  hervorhebt,  deutet  bei  der 
Besprechung  der  Fürstenwahl  nichts  dergleichen  an.  Die  Wahl  war,  im 
Gegensatz  zu  der  des  Herzogs,  keine  zeitlich  beschränkte,  sie  erfolgte  auf 
Lebenszeit,  was  jedoch  nicht  ausschloß,  daß  ein  Fürst  unter  Umständen 
sein  Amt  niederlegte  ®,  oder  durch  Beschluß  der  Landesversammlung  des- 
selben entkleidet  wurde. 

Die  Thätigkeit  des  Fürsten  erstreckte  sich  teils  auf  den  ganzen  Staat, 
teils  auf  die  ihm  angewiesene  Hundertschaft.  In  ihrer  Gesamtheit  bildeten 
die  Fürsten  des  Landes  einen  Fürstenrat,  von  dessen  Aufgaben  in  all- 
gemeinen Landesangelegenheiten  bereits  die  Bede  gewesen  ist^.  Teils 
durch  den  sich  ihnen  hier  eröffnenden  Einfluß,  teils  durch  das  militäri- 
sche Gewicht,  das  sie  als  Herren  eines  mehr  oder  weniger  starken  kriege- 
rischen Gefolges  besaßen,  gelangten  die  Fürsten  unter  Umständen  zu 
großer  politischer  Bedeutung,  so  daß  sie  vom  Auslande  nicht  selten  mit 
Geschenken  und  Ehrenbezeugungen  umworben  wurden  ®.  Gegenüber  seiner 
Hundertschaft  hatte  der  Fürst  eine  dreifache  Aufgabe:  er  war  ihr  ge- 
borener Anführer  im  Kriege®,  hatte  die  Leitung  der  agrarischen  An- 
gelegenheiten ^®,  vor  allem  aber  war  er  der  ordentliche  Richter  der  Hun- 
dertschaft ".  Von  seiner  priesterlichen  Stellung  wird  unten  zu  reden  sein. 
Unmündigen  Gaugenossen,  die  keine  zur  Vormundschaft  berufenen  Ver- 
wandten besaßen,  ersetzte  der  Fürst  die  Familie,  zumal  bei  der  Vorstel- 
lung der  zur  Waffenprobe  gereiften  Knaben  in  der  Landesgemeinde ;  aber 
auch  Väter  und  Vormünder  rechneten  es  sieh  zur  besonderen  Ehre,  wenn 
der  Fürst  die  Vorstellung  ihrer  Söhne  oder  Mündel  übernahm". 

Eine  Besoldung  empfingen  die  Fürsten  nicht.  Jeder  Gaugenosse 
hatte  aber  die  Ehrenpflicht,  seinem  Fürsten  bei  der  ordentlichen  Landes- 
versammlung ein  Geschenk  darzubringen^^.    Daß  die  Fürsten  einen  An- 


^  Dies  wird  besonders  von  v.  Stbsl  hervorgehoben.  Über  den  angelsächsischen 
hundredes  ealdor  oder  hundredes  man  vgl.  Sohmid,  Gresetze  der  Angelsachsen,  2.  Aofi 
618;  Wbight,  Anglosaxon  Vocabularies,  ed.  Wülckbb  L  110,  818.    Vgl.  Anm.  30. 

•  Germania  c.  12;  Eliguntur  in  iudem  concüiis  et  principes,  qui  iura  pagof 
vicosque  reddunt,    c.  22:  de  asd^cendis  principihus  Consultant, 

•  Vgl.  §  7  Anm.  22.  ^  Vgl.  S.  16. 

•  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  5,  13,  15;  Annal.  L  c.  55;  Caesar,  B.  Gall.  IV.  c.  11,  13; 
Livins  XL.  c.  57. 

»  Siehe  §  7.  »«  Siehe  §  10.  "  Siehe  §  8.  "  Vgl.  unten  S.  27. 

^^  Tacitus,  Germania  c.  15:  Mom  est  civitatibus,  nitro  ac  viritim  conferre  prin- 
cipibus  vel  armentorum  vel  frugwm,  quod  pro  honore  aecepfum  etiam  nocessitatibus 
subvenit.    Über  den  Sinn  dieser  Stelle  vgl.  S.  20. 
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teil  an  den  öffentlichen  Strafgeldern  erhielten,  läßt  sich  aus  den  späteren 
Zuständen  entnehmen.  Außerdem  waren  sie  wohl  häufig  mit  besonderen 
Edelgütem  ausgestattet;  wo  solche  nicht  bestanden,  wurden  sie  nach 
Maßgabe  des  höheren  Wergeides,  das  ihnen  unzweifelhaft  zukam,  bei  der 
regelmäßigen  Ackerverlosung  mit  einem  mehrfachen  Anteil  bedacht^*. 
Als  äußere  Auszeichnung  trugen  die  Fürsten  bei  manchen  Völkerschaften 
einen  besonderen  Haarschmuck  ^^. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Fürsten  kann  in  den  Monarchien  keine 
andere  wie  in  den  Republiken  gewesen  sein,  auch  in  den  ersteren  waren 
die  Fürsten  Beamte  des  Volkes,  nicht  des  Königs.  Ihre  Befugnisse  im 
Fürstenrat  wie  in  der  Landesgemeinde  waren  hier  wie  dort  dieselben  ^•, 
nur  der  Ehrenstellung,  die  ein  Becht  des  Königs  war,  und  der  Führer- 
stellung desselben  im  Heere  mußten  sie  sich  unterordnen.  Bestritten  ist, 
ob  die  Fürsten  neben  dem  Könige  ein  Gefolge  halten  durften  ^^. 

2.  Die  Herzöge^®.  In  Friedenszeiten  hatten  die  republikanischen 
Völkerschaften  keine  einheitliche  Spitze^*,  da  man  eine  solche  aber  in 
Kriegszeiten  nicht  entbehren  konnte,  so  wählte  das  Landesthing,  wenn 
ein  Krieg  in  Aussicht  stand,  einen  für  die  Dauer  desselben  mit  der 
obersten  Leitung  betrauten  Herzog  (dux)**.  Die  Wahl  erfolgte  nach 
Maßgabe  der  kriegerischen  Tüchtigkeit^^;  da  diese  aber  auch  bei  der 
Wahl  der  Fürsten  jedenfalls  stark  ins  Gewicht  fiel  und  der  Fürstenrat, 
wie  bei  allem  was  an  die  Volksversammlung  kam,  das  Vorschlagsrecht 
übte,  so  ist  es  undenkbar,  daß  die  Wahl  zum  Herzog  jemals  auf  einen 


»*  Vgl.  §  10. 

"  Vgl.  Tacitus,  Germania  c.  88. 

"  Vgl.  Waitz,  850  Anm.  3.  Bei  der  Abfassung  der  Lex  Salica  unter  Chlodo- 
Tech  treten  nächst  der  Stammesyersammlung  die  proceres  ipsius  gentU  qui  tunc  tem- 
pore eiusdem  aderant  rectores  und  der  aus  der  Zahl  der  letzteren  zur  Redaktion 
des  Gesetzes  gewählte  Viererausschuß  durchaus  in  den  Vordergrund.  Vgl.  §  81  Anm.  8. 

"  Die  spätere  Zeit  kennt  nur  eine  trusHs  regia  und  Waitz  S.  258  nimmt  dies 
schon  für  das  altgermanische  Königtum  an,  giebt  aber  zu,  daß  die  Herzöge  der 
Langobarden  ihr  eigenes  Gefolge  gehabt  haben. 

"  Vgl.  Waitz,  VG.  L  267  f.    Thudichum,  Altdeutsch.  Staat  56  f. 

'*  Die  von  Waitz  und  früher  auch  von  Sickel  vertretene  Ansicht,  daß  es  über 
den  GaofOrsten  einen  gewählten  LandesfQrsten  (princeps  civitatis)  gegeben  habe, 
wird  durch  die  Quellen  widerlegt.  Wo  Tacitus  von  princeps  civitatis  spricht,  ist 
einer  aus  der  Reihe  der  Fürsten  gemeint  Die  später  an  der  Spitze  alter  Völker- 
schaftsgebiete erscheinenden  langobardischen  Herzöge,  angelsächsischen  ealdormen 
und  nordischen  fylkis  konungar  oder  fylkar  beruhen  auf  späterer  Entwickelung  und 
sind  ursprünglich  zum  Teil,  wie  die  fränkischen  und  alamannischen  Gaukönige,  aus 
dem  Herzogtume  hervorgegangene  Völkerschaftskönige  gewesen.    Vgl.  Anm.  81. 

'^  Caesar,  Bell.  Gall.  VL  c.  23 :  Cum  bellum  civitas  auf  illatum  deferidit  aut  in- 
fert,  magistraius  ^  ei  hello  praesint,  ut  vitae  necisque  habeant  potestatem,  deli* 
gufUur.  in  paee  nullus  est  communis  magistratusy  sed  principes  regionum  atque  pa- 
gorum  inter  suos  ins  dicu/nt  controversiasque  minuunt.  Über  die  Schilderhebung  vgl. 
§  5,  Anm.  18.    Dem  lateinischen  dux  entspricht  ahd.  herizogo,  alts.  heritogo, 

"  Siehe  §  5,  Anm.  14. 
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anderen  als  einen  der  Fürsten  gefallen  sein  sollte**.  Die  Stellung  des 
Herzogs  endigte  mit  dem  Friedensschluß.  Yen  seinen  Machtbefugnissen 
wird  unten  (§  7)  die  Rede  sein. 

3.  Die  Priester**.  Nach  Caesar  hatten  die  Germanen,  im  Gegen- 
satz zu  den  Galliern,  kein  berufsmäßiges  Priestertum  *\  Was  an  Opfer- 
diensten und  sonstigen  religiösen  Handlungen  vorkam,  wurde  innerhalb 
der  Familie  und  des  Dorfes  von  dem  Hausvater  oder  Geschlechteältesten, 
in  der  Hundertschaft  vom  Fürsten,  im  Staate  vom  König  besorgt.  Daß 
insbesondere  der  Königstitel  die  priesterlichen  Funktionen  mitumfaßt^, 
wurde  bereits  bemerkt  **.  Im  Norden  ist  dieser  Zustand  unverändert  be- 
stehen geblieben;  es  gab  wohl  priesterliche  Gehilfen  (godar),  deren  sich 
die  Könige  und  Fürsten  bedienten,  das  Priestertum  als  solches  aber  blieb 
untrennbar  mit  dem  weltlichen  Amte  verbunden  und  diese  Verbindung 
wurde  auch  bei  der  ersten  Organisation  des  isländischen  Staates  grund- 
legend, indem  dieselbe  von  den  einzelnen  Tempelbezirken  ausging,  inner- 
halb deren  der  jedesmalige  Tempelbesitzer  als  godi  zur  Häuptlingswürde 
(godord)  gelangte*®.  Bei  den  Südgermanen  erhielt  sich  die  Verbindung 
der  geistlichen  und  weltlichen  Funktionen  nur  in  den  unteren  Kreisen, 
des  Hauses,  der  Sippschaft,  der  Hundertschaft.  Die  Hundertschaftsfürsten 
waren  nach  wie  vor  zugleich  Priester  (goth.  giidja)  *',  während  die  weisen 
Frauen,  wenn  auch  in  noch  so  hohem  Ansehen  stehend,  keine  priesterliche 
Stellung  bekleideten*®.    Dagegen  scheint  der  Mangel  einer  einheitlichen 


''  Später  war,  wenigstens  bei  den  Sachsen,  die  Herzogswahl  durchaus  auf  den 
Kreis  der  Fürsten  beschrankt.  Vgl.  Bsda,  Hist.  eccles.  V.  c.  10:  Non  enim  kabent 
regem  iidem  antiqui  Saxones,  sed  satrapas  plurimos  suae  genti  praepositoSj  qid  in- 
gmente  belli  articulo  mittunt  aeqwüiter  sortes,  et  quemcumqtte  sors  osfendertt,  hunc 
tempore  heUi  ducem  omnes  seguuntur,  huic  obtemperani;  peracto  autem  hello  rursum 
aegucUie  potenHae  fiunt  satrapae. 

"  Vgl.  Waitz,  VG.  L  276  ff.  v.  Sybbl  101—108.  Sickel,  Freistaat  72—85; 
Zur  germanischen  Verfassungsgeschichte  (Mitteilungen  des  Instituts  f.  österr.  Gesch.- 
Forschung,  I.  Ergänzungsheft)  48  ff.  Scheseb  i.  d.  Anzeiger  f.  deutsch.  Altertum  IV. 
100  ff.  K.  Maübbb,  Zur  Urgeschichte  der  Goden würde,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Philologie  IV.  125  ff.  Munch,  Nord,  german.  Völker  200  ff.  Gbimm,  Deutsche 
Mythologie.  4.  Aufl.  I.  72  ff.,  HI.  87  ff.    Dahn,  Könige  I.  80  ff. 

'*  Bell.  Gall.  VI.  c.  21:  Germani  mulium  ab  hac  consuettidine  differunt,  nam 
neque  druides  kabent,  qui  rebus  divinü  praesint,  Tteque  sacrificiis  student, 

'^  Vgl.  §  5,  Anm.  20.  Daß  die  merovingischen  Könige  auf  rinderbespannten 
Wagen  zum  Märzfelde  fuhren,  weist  onverkennbar  auf  ehemalige  Priesterstellung 
zurück.    Vgl.  Grimm,  RA.  262  f.;  Deutsche  Mythologie,  4.  Aufl.  75,  554. 

'^  Vgl.  Mauseb,  Island  S8~49;  Die  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum 
Chiistentume  II.  209—218. 

'^  Vgl.  Stbinmbyer  und  Sievebs,  Althochd.  Glossen  I.  88  f.:  tribumu:  coHnc, 
ampahiman.  Da  tribumis  nur  eine  andere  Bezeichnung  für  btinno  war,  so  führte 
dieser  neben  der  weltlichen  Benennung  auch  den  Titel  Priester.  Andere  Glossen 
übersetzen  decanus  mit  tegangot,  iustificare  mit  gotten.  Vgl.  Gbaff,  Althochd. 
Sprachschatz  IV.  151,  153. 

**  Vgl.  Weinhold,  Deutsche  Frauen,  2.  Aufl.  I.  60  ff. 
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staatlichen  Spitze  in  den  republikanischen  Yölkerschaften,  sowie  das  Be- 
dürfnis einer  einheitlichen  Vertretung  in  den  mehrere  Völkerschaften  um- 
fassenden Tempelrerbänden,  zuerst  zur  Einsetzung  eigentlicher  Priester 
gefuhrt  zu  haben ,  die  dann  auch  in  den  Monarchien,  wo  dies  Bedürfnis 
zunächst  nicht  vorhanden  war,  alsbald  Eingang  fanden.  Die  deutsche 
Benennung  der  Landespriester  (sacerdos  civitatis)  ergiebt  sich  aus  goth. 
sinista,  dem  burgundischen  smisius,  d.  h.  der  Älteste  ^,  eine  Bezeichnung, 
die  an  Aunginus  und  ealdor  anknüpft^  und  die  Entstehung  des  Landes- 
priestertums  aus  dem  Gaupriestertum  der  Fürsten  nahe  legt  '^  Über  die 
Einsetzung  des  Landespriesters  erfahren  wir  nichts;  wahrscheinlich  wurde 
er  von  der  Landesgemeinde  aus  dem  Kreise  der  Fürsten,  und  zwar  auf 
Lebenszeit,  gewählt.  Wenn  er,  wie  wir  annehmen  dürfen,  Hilfspriester 
zu  seiner  Unterstützung  hatte,  so  können  diese  ebenso  wie  die  im  Norden 
vorkommenden  Hilfspriester  doch  nur  einen  untergeordneten  Charakter, 
wie  Tempelhüter  und  Opferdiener,  gehabt  haben;  eine  öffentliche  Stellung 
kam  ihnen  nicht  zu.  Zu  den  Aufgaben  des  Landespriesters,  zum  Teil 
nnter  Mitwirkung  des  Königs  oder  eines  der  Fürsten,  gehörten  vor  allem 
die  von  Staats  wegen  an  die  Götter  gestellten  Fragen,  also  namentlich 
Gottesurteile  und  Weissagung,  und  der  staatliche  Gebets-  und  Opfer- 
dienst; außerdem  fiel  die  feierliche  Hegung  des  Landesthinges  und  die 
Wahrung  des  Friedens  im  Thing  wie  im  Heere  unter  seine  Zuständigkeit  '*. 
Insofern  war  er  der  Hüter  des  Rechts  (ewart)  und  als  Verkündiger  der  von 
den  Göttern  ausgegangenen  Urteile  iosago  oder  äseffa^\ 

4.  Das  Gefolge '^  Zu  dem  Beamtenorganismus  des  altgermanischen 
Staates  muß  auch  das  Gefolge  gerechnet  werden,  obwohl  dasselbe  auf 
einem  rein  persönlichen  Verhältnisse  zu  dem  Gefolgsherm  beruhte.  Es 
gehörte  zu  den  Amtsrechten  der  Könige,  Herzöge  und  Fürsten,  sich  mit 
einem  ritterlichen  Gefolge  zu  umgeben,  das  ihnen  im  üjriege  als  Leib- 
wache und  Stab,  im  Frieden  als  ständiges  Ehrengeleite  diente  ^^.  Bis  in 
das  achte  Jahrhundert  bildete  das  Gefolge  einen  wesentlichen  Faktor  der 


••  Vgl.  DiEFENBACH,  WB.  d.  goth.  Spiuche  IT.  212.  Wacxsbnagbl  bei  Bindino, 
Oesch.  d.  borg,  roman.  Königreichs  872.    Siehe  oben  S.  19.  Anm.  21. 

»ö  Vgl.  Anm.  3,  4. 

^*  Möglicherweise  ist  der  angelsächsische  ealdorman  ans  dem  Landespriestertnm 
hervorgegangen.  Ob  auch  die  fylkiskonungar  der  Norweger,  wie  Lbbmank,  Königs- 
friede der  Nordgermanen  168,  vermutet,  unterliegt  erheblichen  Zweifeln,  da  die  alt- 
nordische Verfassung  kein  Landespriesteramt  gekannt  hat. 

^*  Tadtus.  Germania  c.  7  (s.  §  7  Anm.  17),  c.  10,  c.  11  (s.  §  5  Anm.  8,  19),  c.  39, 
c.  40,  c.  43.  Über  die  Entstehungszeit  des  Landespriesteramtes  läßt  sich  nur  so  viel 
sagen,  daß  Caesar  es  noch  nicht  kennt,  während  Strabo  (f  60  n.  Chr.)  bereits  einen 
J^diifoy  leQevg  erwähnt. 

"  Vgl.  §  8  Anm.  8,  14. 

"  Vgl.  Waitz,  VG.  I.  371—401.  Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  11—80. 
y.  Stbel  281  ff.  THünicinTM,  Altdeutsch.  Staat  12—20.  Mitkch,  Nord.-germ.  Völker 
168  ff.  Dahm,  Könige  I.  74  ff.  Gisbxb,  Genossenschaftsrecht  I.  98  ff.  Hildebbakd 
bei  Gbimh,  DWB.  IV,  la.  2150,  2152. 

**  Tacitus,  Germ.  c.  13. 
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fränldscheii  Reichsverfassung,  selbst  auf  die  Verhältnisse  der  kaiserlichen 
Leibwache  in  Eom  und  Byzanz  scheint  es  mannigfachen  Einfluß  geübt 
zu  haben  ^®  und  die  deutsche  Dichtung  hat  die  Erinnerung  an  das  Gefolge, 
nachdem  es  längst  aus  dem  Leben  geschwunden  war,  noch  Jahrhunderte 
hindurch  bewahrt*^.  Der  römischen  Bezeichnung  comitcäus  und  comes 
für  das  Gefolge  und  den  einzelnen  Gefolgsmann  entsprach  bei  den  Lan- 
gobarden ffosindius^^,  bei  den  Franken  irustis  und  antrustio^^\  nordger- 
manische Bezeichnungen  waren  droü,  hvrd,  für  die  Mannen  hirdmenny 
kuskarlar^. 

Das  Gefolgeverhältnis  beruhte  auf  einem  freiwilligen  Dienstvertra^e 
zwischen  Herrn  und  Mann,  der  den  Herrn  zu  Schutz,  Unterhalt  und 
kriegerischer  Ausrüstung  des  Mannes,  diesen  aber  zu  völliger  persönlicher 
Hingabe  in  den  Dienst  des  Herrn  (aber  nur  mgenuüi  ardme^  nicht  zu 
knechtischen  Diensten)  verpflichtete*^  und  ein  der  Familie  nachgebildetes 
Treuverhältnis  zwischen  beiden  Teilen  begründete  ^K    Zum  Eintritt  in  das 


*«  Vgl.  HsBHANN,  Das  Hausmeieramt  57  ff. 

^'  Besonders  Beovulf,  Eeliand,  NibelungeDÜed.  sowie  die  karolingische  und 
britische  Heldensage.  Vgl.  Köhleb,  Germanische  Altertümer  im  Beovnlf,  in  Bartsch 
Germania  Xm.  129  ff.    Vilmab,  Dentsche  Altertümer  im  Heliand,  2.  Aufl.  1862. 

*®  Vgl.  Papst  i.  d.  Forschungen  z.  deutsch.  Gesch.  11.  512  ff.  Auch  der  Heliand 
braucht  gisithie,  genthscepie,  gidth,  Beovulf  gesid  und  gegiö^ndnutn,  Nibel.  (her.  v. 
Lachmanm)  V.  1659  ge&inde.  Technisch  war  der  angelsächsische  Gehrauch  nicht. 
Bei  den  Franken  wurde  nur  unfreies  Dienstvolk  als  Gesinde  bezeichnet. 

^*  Vgl.  Gbimh,  RA.  948  und  bei  Mebeel,  Lex  Salica  S.  VI.  MOllbkhoff  bei 
Waitz,  Das  alte  Becht  der  sal.  Franken  294.  Dibfbnbaoh,  WB.  d.  goth.  Sprache  n. 
677  f.  Das  Wort  bedeutet  Trost,  Schutz,  hat  aher  schon  früh  auch  die  abgeleitete 
Bedeutung  „Schar"  angenommen;  in  diesem  Sinne  begegnet  es  Heliand  v.  2114  und 
in  althochdeutschen  Glossen;  in  frankischen  Gesetzen  dient  trustis  mehrfach  zur  Be- 
zeichnung polizeilicher  Scharen. 

*^  Das  Wort  dröU  stellt  sich  zu  ags.  dnfhi,  driht,  ged/rifU^  das  ebenfalls  für 
Gefolge  verwendet  wird.  Die  Bedeutung  ist  .Schar".  Vgl.  Dievbnbaoh,  a.  a.  O. 
n.  642  f. 

^^  Tacitus,  Germ.  c.  14:  £xigunt  enim  prineipis  sui  liheralitate  iUum  heücUorem 
equum^  illam  cruenta/m  victricemqtte  frameam,  nam  epulae  et  qtiamquam  t »^mp^, 
largi  tarnen  apparatus  pro  süpendio  cedunt  Vgl.  Beovulf  v.  2866  f.,  2885  f.  über 
das  Eecht  des  Herrn  auf  die  Rüstung  seines  verstorbenen  Mannes  ebd.  v.  452  f.,  über 
seine  Schutzpflicht  v.  1481  f.  Der  Gefolgsmann  heißt  Tisch-  oder  Herdgenosse  (ags. 
heodgeneat,  heorägeneat)  seines  Herrn,  conviva  regis. 

*^  Die  Mannen  hießen  die  „Degen",  d.  h.  die  Kinder,  ihres  Herrn,  dieser  dagegen 
der  „Alte"  oder  „senior"  seiner  Mannen.  Vgl.  Heliand  v.  1188,  8184,  4962;  Beov. 
v.  194,  408,  1309,  2710,  2811;  ebd.  v.  1645:  ^aldor  ßegna  (d.  i.  senior  puerorum). 
Über  alts.  th^gan,  ags.  fegn,  pen,  verwandt  mit  Uxvov,  vgl.  Gbimh,  DWB.  II.  895. 
Klüob,  Etymol.  WB.  48.  Schmed,  Gesetze  der  Angelsachsen,  2.  Aufl.  664  f.  Die 
andere  Bedeutung  des  Wortes  („Krieger",  „Held")  ist  erst  eine  abgeleitete.  „Hau- 
degen" beruht  zum  Teil  auf  einer  Verwechselung  mit  dem  aus  ganz  anderer  Wurzel 
entstandenen  Degen  »  Stichwaffe.  Auf  der  Nachbildung  der  Verwandtschaftsverhält- 
nisse beruht  auch  die  Bezeichnung  der  Gefolgsleute  als  Magen  (ags.  nusgas^  mhd. 
mäge  unde  man)  oder  Vettern  (ags.  gädelingas,  mhd.  gaten).  Vgl.  Hildbbband  bei 
Gbimm,  DWB.  IV,  la.  1494,  1496. 
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Gefolge  war  nur  geeignet,  wer  das  Waflfenrecht  besaß.  Abstammung  aus 
gutem  Hause  verschaflFte  jungen  Leuten  oft  schon  bei  ihrer  Wehrhaft- 
machung  die  Aufnahme,  die  dann  mit  einem  öffentlichen  Adoptionsakt 
verbunden  zu  werden  pflegte,  während  sonst  nur  erprobte  Krieger  der 
Einreihung  in  das  Gefolge  gewürdigt  wurden*^.  Die  Absohließung  des 
Vertrages  geschah  durch  einen  Formalakt:  Waffenreichung  seitens  des 
Herrn,  Handreichung  und  eidliches  Treuversprechen  seitens  des  Mannes  **. 
Im  Kampfe  bildete  das  Gefolge,  das  übrigens  stets  beritten  war**,  die 
einzig  auf  den  Schutz  ihres  Herrn  bedachte  Leibwache,  die  ohne  ihn 
nicht  aus  dem  Felde  zurückkehren  durfte*®.  Was  das  Gefolge  erbeutete, 
gehörte  dem  Herrn,  der  dadurch  vornehmlich  die  Mittel  gewann,  seinen 
Mannen  Unterhalt  und  Geschenke  zu  gewähren*'.  Mit  dem  idealen 
Charakter  der  Gefolgschaft  hing  die  den  Germanen  sonst  so  fremdartige 
unbedingte  Unterordnung  unter  den  Willen  des  Herrn  zusammen.  So  war 
es  ausschließlich  seinem  Ermessen  überlassen,  den  Bang  seiner  Mannen 


*^  Tacitus,  Germ.  c.  13  (das  unmittelbar  Vorhergehende  s.  §  7  Anm.  3):  Insignis 
nchilitcu  aut  magna  patrvm  merita  prtncipis  dignationem  etiam  adtdescentvlis  a«n- 
gnant;  ceteris  rohustioribus  ae  iam  pridem  probatis  aggregantur,  nee  robur  inter  comite» 
ofpici.  Über  die  verschiedenen  Auslegungen  dieser  vielbestrittenen  SteUe  vgl.  Waitz, 
2Sd— 290;  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsyerfassung  555  f.;  Sohebbb  i.  d.  Zeitschr.  f. 
Österreich.  Oymnasialwesen  1869,  S.  102  f.  und  Anzeiger  f.  deutsch.  Altertum  lY. 
85—95.  Daß  Tacitus  yon  der  Aufnahme  vornehmer  junger  Leute  in  das  sonst  nur 
persönlichem  Verdienst  zugangliche  Gefolge  spricht,  ist  füglich  nicht  zu  bezweifeln. 
Dabei  macht  es  in  der  Sache  keinen  unterschied,  ob  man  „principis  dignatio"  auf 
die  in  der  Aufnahme  liegende  Begünstigung  des  Fürsten  deutet,  wofür  der  sachliche 
Zusammenhang  zu  sprechen  scheint,  oder  auf  die  soziale  GleichsteHung  der  jungen 
Edelinge  mit  ihrem  Vorgesetzten,  auf  ihre  Aussicht  dereinst  ebenfalls  Fürstenstellung 
einzunehmen  (vgl.  Ranke,  Weltgeschichte  III.  2  S.  278  f.),  also  auf  ihren  fürstlichen 
Rang,  was  den  von  Tacitus  gewählten  Ausdrücken  gemäßer  ist.  Auf  die  zwie&che 
Zusammensetzung  des  Gefolges  bezieht  sich  wohl  auch  die  Bezeichnung  der  Gefolgs» 
mannen  als  Tugend  und  Jugend  fduguS  and  geogodj  oder  als  Scharmänner  und  Schar- 
kinder Cdryhtgwma^  dryhlhearn)  im  Beovulf. 

**  Tacitus,  Germ.  c.  14:  praeeipuum  saeramentum;  c.  13:  scuto  frameaque  iuve* 

nem   omant;  c.  14:  illum  bellatorem  equum,  illam  cruentam frameam.    Vgl. 

meinen  Aufsatz  über  Gairethinx,  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  57  f.  Über  die  Waffenreichung 
bei  den  nordischen  Gefolgsmannen  vgl.  Maureb  i.  d.  Germania  von  Babtsch  XVI. 
319  f.  und  die  dort  besprochene  Schrift  von  Gbündtvig. 

*^  Vgl.  Waitz,  408.  MÜLLENHOFF  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt.  X.  553.  Prokop, 
Bell.  Goth.  IL  c.  25. 

*•  Tacitus,  Grerm.  c.  14:  Cwmventum  inaciem,  turpe  principi  virtute  vind,  hirpe 
comUatui  virtutem  principis  non  adaeqiiare.  iam  vero  infame  in  omnem  vitam  ac 
probrasumy  mipersHtem  principi  suo  ex  acte  recessisse,  illum  defendere,  tueriy  sua 
quogue  fortia  facta  gloriae  eins  assignare  praeeipuum  saeramentum  est.  prindpes 
pro  viet&ria  pugnant,  eomites  pro  principe.  Vgl.  die  Ausführungen  bei  Waitz  876, 
Anm.  2;  Heliand  v.  3996  ff.,  4675  ff.  Im  Beovulf  werden  die  Mannen  als  Handgesellen, 
Achselgenossen,  Schildgefahrten  ihres  Herrn  bezeichnet. 

*'  Tacitus,  Germ.  c.  14:  Materia  munificentiae  per  hella  et  raptus.  Vgl.  Beovulf 
V.  1484  f.,  2150  f.,  2986  ff.  Über  die  Bezeichnung  des  Herrn  als  Schätzespender 
vgl.  Waitz  346,  Anm.  5. 
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ZU  bestmimen ;  er  konnte  den  einen  erhöhen,  den  anderen  erniedrigen  *®. 
Verletzung  der  schuldigen  Treue  seitens  eines  Gefolgsmannes  bewirkte,  daß 
derselbe  der  öffentlichen  Rechtlosigkeit  verfiel**. 

Eine  derartige  Unterordnung  freier,  zu  einem  großen  Teil  adelicher 
Manner  ^  unter  einen,  wenn  auch  noch  so  angesehenen  Privatmann  wäre 
nach  germanischer  Auffassung  eine  Erniedrigung  der  Freiheit  gewesen. 
Sie  war  nur  möglich,  wo  der  Herr  sich  in  hoher  obrigkeitlicher  Stel- 
lung befand,  so  daß  sein  Dienst,  wenn  auch  nur  mittelbar,  als  Staats- 
dienst angesehen  werden  konnte:  nur  Könige,  Herzöge  und  Fürsten  konnten 
Gefolgsherren  sein;  ob  die  letzteren  auch  in  Monarchien,  muß  dahinge- 
stellt bleiben;  der  allgemeine  Charakter  des  altgermanischen  Königtums 
spricht  mehr  dafür  als  dagegen  ^^ 

Das  Gefolge  war  eine  organische  Staatseinrichtung  für  Krieg  und 
Frieden.  Der  dem  Gefolgewesen  in  mancher  Richtung  ähnliche  Anschluß 
an  einen  Heerkönig  zu  Beutezügen  in  die  Fremde  hat  nichts  mit  dem- 
selben gemein  ^2.  Aber  nur  der  Krieg  vermochte  ein  größeres  Gefolge 
zu  ernähren.  In  langen  Friedenszeiten  fand  deshalb  in  der  Regel  eine 
Minderung  des  Gefolges  statt  **,  was  nur  im  beiderseitigen  Einverständnis 
geschehen  konnte,  da  das  den  Herrn  und  seine  Mannen  verknüpfende 
Band  einseitig  unlösbar  war  ^.  Doch  konnte,  wer  bei  einem  ausländischen 
Fürsten  in  Dienst  getreten  war*^*^.  Unter  Umständen  durch  die  Verpflich- 
tungen gegen  sein  Volk  zum  Austritt  genötigt  werden. 


*'  Tacitus  Germ.  c.  13:  Gf-radus  quin  etiam  ipse  comitatus  habet,  iudicio  eius 
quem  aectantur,  magncLque  et  comitum  aemulatio,  quibus  primus  apud  principem 
suum  locus.  Vgl.  Beov.  1309,  2022  und  die  aniici  iunctusimi  des  Alamannenkönigs 
Chnodomar  (Anm.  53). 

"  Vgl.  Anm.  46. 

Bo  Ygi    Tacitus,  Germ.  c.  14  (Anm.  53);   Annal.  IL  c.  11:  multi  nobilium  circa, 

"  Vgl.  oben  Anm.  17.  ^^  Vgl.  §  7  Anm.  22. 

'"  Tacitus,  Germ.  c.  14;  8i  civitas,  in  qua  orti  sunt,  longa  pace  et  otio  torpeat, 
plerique  nobilium  adolescentium  petunt  ultro  eas  nationes,  quae  tum  bellum  aliquod 
gerunt,  quia  et  ingrata  ge?tti  quies  et  facilius  inter  ancipitia  clarescunt  magnumque 
comitatum  non  nisi  vi  belloqu^  tueare.  Über  die  verschiedenen  Ausleguogen  vgl. 
Waitz,  282  f.  Die  Zahl  der  Gefolgsmannen  war  je  nach  Ansehen,  Stellung  und  Ver- 
mögen des  Herrn  eine  sehr  verschiedene.  Im  Vergleiche  zu  der  Masse  des  Heeres 
war  sie  immer  nur  unbedeutend  und  zu  selbständigen  kriegerischen  Unternehmungen 
nicht  geeignet.  Vgl.  Prokop,  Bell.  Goth.  11.  c.  25.  Mit  dem  Alamannenkönig  Chno- 
domar wurden  in  der  Schlacht  bei  Straßburg  200  comites  und  3  amici  iunctissimi 
gefangen,  nachdem  andere  schon  vorher  gefallen  waren.    Amm.  Marc.  XVI.  c.  12  §  60. 

**  Daß  auch  Beurlaubungen  zu  Sooderzwecken  stattfinden  konnten,  zeigt  Beo- 
vulfs  Fahrt  zu  König  Hrodgar,  an  der  noch  andere  Mannen  des  Königs  Hygelac 
teilnehmen.  Vgl.  auch  Beov.  v.  1827  ff.  Zu  Entlassungen  im  Disciplinarwege  muß 
der  Herr  wohl  berechtigt  gewesen  sein. 

**  Üher  derartige  ausländische  Dienste  vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  14  (Anm.  53),  Beo- 
vulf  V.  472,  Waltharius  v.  755  ff.  und  das  Nibelungenlied  über  die  Fremden  am  Hofe 
des  Königs  Etzel.    Vgl.  §  24  über  den  waregang. 
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§  7.  Die  Heeresverfassung^  Die  germanische  Heeresverfassung 
beruhte,  wie  bei  allen  Naturvölkern,  auf  der  milizartig  organisierten  Wehr- 
pflicht aller  waflfenßihigen  Männer*.  Nicht  zum  Heere  gehörten  Unfreie 
und  Hörige,  Freie,  die  durch  schmähliche  Handlungen  ihre  Ehre  verwirkt 
hatten,  endlich  Weiber  und  Kinder,  die  aber,  wenn  die  Heerfahrt  zugleich 
Auswanderung  bedeutete,  das  Heer  begleiteten.  Die  Aufnahme  unter  die 
Wehrpflichtigen  war  Staatssache:  mochte  es  sich  um  den  Ausnahmefall 
der  Wehrhaftmachung  eines  Freigelassenen  oder  um  den  regelmäßig  wieder- 
kehrenden Fall  der  Musterung  der  zu  den  Waffen  herangereiften  männ- 
lichen Jugend  handeln,  immer  bedurfte  es  eines  Aufnahmebeschlusses  der 
Volksversammlung,  vor  der  die  jungen  Krieger  die  Waffenprobe  abzulegen 
hatten,  um  sodann  aus  der  Hand  ihres  Vaters  oder  Vormundes  oder  des 
Fürsten  ihres  Gaues  die  Waffe  zu  empfangen*.  Der  Wehrpflicht  wurde 
genügt  durch  den  Dienst  im  Gefolge,  im  Volksheer  oder  im  Vortreffen. 
Dabei  waren  nicht,  wie  manche  angenommen  haben,  die  Unterschiede 
von  Alten  und  Jungen  oder  von  Grundbesitzern  und  Nichtgrundbesitzern 
maßgebend,  sondern  es  entschieden  einzig  individuelle  Neigungen  und 
Gaben.  Wer  Gefolgsmann  war,  empfing  die  ganze  kriegerische  Ausrüstung 
und  den  Unterhalt  von  seinem  Herrn;  jeder  andere  mußte  seine  Aus- 
rüstung selbst  beschaffen  und,  so  lange  das  Heer  nicht  in  Feindes  Lande 
stand,  auch  für  seinen  Unterhalt  selbst  aufkommen.  Daraus  ergab  sich 
von  selbst,  daß  die  Art,  wie  er  seiner  Heerespflicht  genügte,  sich  mehr 
oder  weniger  nach  seiner  Vermögenslage  richtete.  Wer  kein  Pferd  hatte, 
konnte  auch  nicht  zum  Reiterdienst  befohlen  werden. 

Die  Einberufung  des  Heeres  geschah  auf  Beschluß  der  Landesver- 
sammlung; in  dringenden  Fällen  der  Landesverteidigung  rief  das  Land- 
geschrei unmittelbar  zu  den  Waffen*.     Zum  Zusammentritt  des  Heeres 


»  Vgl.  Waitz,  I.  402—417.  SicKEL,  126  ff.  Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens 
33  ff.  V.  Peückbb,  Das  deutsche  Kriegswesen  der  Urzeiten,  3  Bände,  1860—1864. 
MüNCH,  Nordisch-german.  Völker  198  f. 

*  Deshalb  gebrauchen  die  Quellen  „frei"  oder  „volkfrei",  exercitalis^  „Heermann", 
(arimannus)  als  gleichbedeutend.  Vgl.  Saviony,  Gesch.  d.  röm.  Bechts  im  Mittelalter, 
2.  Aufl.  I.  192—214.  Grimm.  RA.  291  ff.  Sickbl,  127,  Anm.  4.  Vgl.  S.  12,  16,  §  9 
Anm.  29. 

^  Vgl.  §  9,  Anm.  6.  Germ.  c.  18 :  Aftna  sumere  non  ante  cuiquam  maris,  quam 
civitag  guffecturvan  probaverii,  tum  in  ipso  concilio  velprincipum  aliquis  velpoUer  velpro^ 
pinqui  scuto  frameaque  iuvenem  ornani,  haec  apud  illos  toga,  hie  primus  iu^entae 
honos;  ante  hoc  damus  pars  videnfur,  mox  rei  publicae.  Über  den  Sinn  dieser  Stelle 
YgL  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  545  ff.  und  die  §  6  Anm.  43  angeffihrte 
Litteratur.  Über  die  privatrechtliche  Seite  vgl.  §  11.  Das  spätere  Mittelalter  kannte 
die  Wehrhaftmachung  nur  noch  im  Ritterstande  und  bezeichnete  sie  als  Schwertleite. 

*  Cäsar,  Bell.  Gall.  IV.  c.  19  von  den  Sueben  (Chatten):  more  suo  concilio  hdbUo 
nuntios  in  omnes  partes  ditnisisse,  uH  de  oppidis  demigrarent,  liberos,  uxores  suaqueomnia 

in  silvis  deponerent  atque  onmeSy  qui  annaferrepossent,  wnum  in  locwn  convenirent ; 

hieltomanorum  adventtun  exspeetare  atqtie  ibi  decertare  constituisse.  Heerfolgepflichtigen 
Staaten  wurde  das  Aufgebot  durch  den  f&hrenden  Staat  mitgeteilt,  vgl.  Bell.  Gall.  VL  c.  10. 
Die  Verkündigung  des  Heerbefehls  erfolgte  im  Norden  durch  Umhersenden  des  Heerpfeils 
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wählte  man,  wie  beim  Thing,  womöglich  die  Zeit  des  Voll-  und  Neu- 
mondes, die  für  alle  kriegerischen  Unternehmungen  als  die  günstigste  be- 
trachtet wurde*.  Das  versammelte  Heer  wurde  nicht  selten  vor  Beginn 
des  Kampfes  durch  vapnatak  oder  durch  Eid  auf  die  Waffen  feierlich  ver- 
pflichtet ®. 

Zahl  und  Zusammensetzung  des  Heeres  wurde  wohl  vom  Thing  nach 
Maßgabe  des  Bedürfnisses  für  den  einzelnen  Fall  festgestellt.  Nur  bei 
den  Chatten,  den  Sueben  Caesars,  war  das  Heerwesen  fest  geordnet '^. 

Das  Heer  war  nach  Hundertschaften,  je  unter  Führung  ihres  von 
seinem  Gefolge  umgebenen  Fürsten,  jede  Hundertschaft  wieder  nach  Sipp- 
schaften gegliedert  ®.  Den  eigentlichen  Heereskörper  bildete  das  Fuß- 
volk. Der  Aufstellung  der  Kolonnen  in  Form  eines  abgestumpften  Keils 
entsprach  die  Bezeichnung  derselben  als  cunms  oder  Schweinskopf  ^.  Außer 
dem  Fußvolk  stellte  jeder  Gau  für  das  Vortreffen  eine  auserlesene  Schar, 
die  sogenannten  „Hundert",  d.  h.  fünzig  Rotten,  aus  je  einem  Reiter  und 
einem  demselben  zugeteilten,  besonders  gewandten  Fußsoldaten  bestehend  ^^. 


oder  eines  Botstabes,  bei  den  Südgermanen  durch  Aufpflanzen  einer  Fahne  oder  eines 
sonstigen  Feldzeichens.  Vgl.  Grimm,  RA.  151,  161—165.  Über  das  Land-  oder  Zeter- 
geschrei (Gerüfte,  Gerücht),  das  auch  in  anderen  Fällen  gemeiner  Not  nnd  bei  der 
Verfolgung  von  Yerbrechem  als  Hilferuf  verwendet  wurde,  sind  die  reichhaltigen 
Zusammenstellungen  von  Pbtebseh  (i.  d.  Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  VI. 
223—342)  zu  vergleichen,  den  leider  seine  mythologisierenden  Erklärungsversuche 
völlig  auf  den  Abweg  geführt  haben.  Der  Ruf,  der  landschaftlich  sehr  verschieden 
lautete,  war  in  erster  Reihe  auf  Erzeugung  eines  weithin  schallenden  Tones  berechnet, 
daher  besonders  die  Kombinationen  mit  io,  wie  feindio,  ßirioy  mordio,  wapen  jOj  jo 
heÜ,jodute;  andere  Formen  waren:  keil,  heil  al,  zeter,  wdpen,  w^en  (in  den  romani- 
schen Gebieten  cU  arma,  daher  Alarm,  Lärm),  bei  den  Normannen  hdro.  Vgl. 
Grimm  RA.  876  ff.  Diez,  WB.  d.  rom.  Sprachen  I.  s.  v.  allarme.  U?  s.  v.  haro, 
Glasson,  Etüde  historique  sur  le  clameur  de  haro,  Nouv.  Revue  bist,  de  droit  fran^. 
VL  397  ff.,  517  ff. 

»  Vgl.  §  5  Anm.  6. 

*  Vgl.  §  5  Anm.  11,  12.  Amm.,  Marc.  XXXI  c.  7  §  10  von  den  Gothen:  ngno 
ad  o/rma  capienda  ex  utraque  parte  per  litwo»  dato,  barbari,  postquam  inier  eos  ex 
more  iv/ratum  est,  tumulo909  locoa  adpetere  temptaverwnt  Über  vapnatak  for  der 
Schlacht  bei  den  französischen  Normannen  vgl.  Maxjbbb  i.  d.  Germania  von  Babtsch 
XVL  328. 

^  Caesar,  Bell.  Gall.  IV.  c.  1.  Tacitus,  Germ.  c.  31.  Vgl.  Müllknhopf  L  d. 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  X.  561,  und  meine  Bemerkungen  i.  d.  Hist.  Zeitschr., 
Neue  Folge  X.  128  f.    Siehe  auch  §  10,  Anm.  6. 

®  Vgl.  oben  S.  12,  16  Anm.  5.  In  den  Quellen  werden  mehrfach  Tausend- 
schaften, bei  den  Gothen  auch  Zehntschaften  erwähnt.  Vgl.  Waitz,  217  Anm.  4, 
231  Anm.  2,  3;  Widukind,  Res  gestae  Saxonicae  I.  c.  9;  Caesar  Bell.  Gall.  IV.  c.  1. 
Die  Zehntschaften  waren  eine  rein  militärische  Unterabteilung,  die  Tausendschaften 
dagegen  scheinen  nur  eine  andere  Bezeichnung  für  die  Hundertschaften  mit  Rück- 
sicht auf  die  gewöhnliche  militärische  Stärke  der  letzteren  gewesen  zu  sein. 

•  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  6.  Waitz,  409.  v.  Peuckeb,  IT.  206  ff.  Schbbbb  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Berl.  Akad.  XXV.  571  f.    Siehe  auch  oben  S.  12,  17,  Anm.  8. 

*®  Tacitus,  Germ.  c.  6.  Caesar,  Bell.  Gall.  I.  c.  48.  Vgl.  Müllenhoff  i.  d. 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  X.  550  ff.    v.  Peuckeb,  IL  230  ff. 
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Nur  bei  einzelnen  Völkerschaften  der  Niederung,  denen  die  Beschaffenheit 
ihres  Landes  eine  größere  Pflege  der  Pferdezucht  gestattete,  wurden  außer 
den  Gefolgsmannen  und  den  zu  den  „Hundert"  gehörigen  Reitern  größere 
Geschwader  Berittener  gestellt. 

Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  ihm 
ernannten  Feldherm,  bei  republikanischen  Völkerschaften  Sache  des  vom 
Thing  erwählten  Herzogs  ".  Straffe  militärische  Unterordnung  war  ur- 
sprünglich nur  den  Chatten  bekannt,  die  übrigen  Germanen  lernten  sie 
erst  allmählich  von  den  Römern".  Das  versammelte  Heer  stand  gleich 
der  Volksversammlung  in  dem  Frieden  des  Kriegsgottes  Ziu,  des  MarsThing- 
sus^',  dessen  heilige  Zeichen,  fahnenartig  an  Speerstangen  befestigt,  das 
Heer  begleiteten  und  die  persönliche  Anwesenheit  des  Gottes  in  demselben 
andeuteten".  Auf  diese  symbolische  Bedeutung  der  Fahnen"  bezog 
sich  die  Bezeichnung  derselben  als  bandva  (signum),  woraus  durch  Ver- 
mittelung  der  romanischen  Sprachen  unser  „Banner"  abgeleitet  ist^®. 
Bannen,  goth.  bcmdvjan  (significare),  bezog  sich  zunächst  auf  das  Auf- 
pflanzen der  Signa  dei,  das  Heer  stand  unter  dem  „Banner",  d.  h.  dem  Wahr- 
zeichen, des  Gottes.  Darum  ^ war  es  Sache  des  Priesters,  wie  im  Thing 
so  auch  im  Heere  den  Gottesfrieden  zu  überwachen^''.  Wo  der  König 
oder  Herzog  zugleich  Oberpriester  war,  lag  die  Wahrung  dieses  Friedens 
in  seiner  Hand,  er  übte  die  Banngewalt  über  das  Heer  ^®.  Als  Strafen 
im  Heere  werden  Todesstrafe,  Fesselung  und  körperliche  Züchtigung  er- 
wähnt.   Wer  ohne  ausreichende  Entschuldigung  dem  Aufgebot  zum  Heere 


"  Vgl.  s.  19,  23.  ^ 

*'  Tacitus,  Germ.  c.  7:  £t  dwces  exemplo  fotius  quam  imperio,  si  prompti,  si 
conspictU,  si  ante  aciem  agant,  admiratione  praesunt;  c.  80  von  den  Chatten:  Mul- 
tum^  ut  inter  Germanos,  rationis  ac  sollerHae:   profanere  electos,  audire praepoHtos, 

no9se  ordineSy  — quodque  rarissimum  nee  nisi  Romanos  disciplinae  concessum, 

plus  repoTiere  in  duce  quam  in  exercitu.    Vgl.  Annal.  II.  c.  45. 

"  Vgl.  S.  17.  Über  die  Verwendung  von  thing  für  Schlacht  vgl,  Scbebeb, 
Sitz.-Ber.  d.  Berl.  Ak.  XXV.  575,  und  STEPmBNs  i.  d.  Archaeologia  Aeliana  X.  167  f. 

^*  Tacitus,  Germ.  c.  7  (s.  Anm.  17);  Hist.  IV  c.  22:  depromptae  silvis  lucisque 
ferarum  imagines,  ut  cuique  genti  inh^e  proelium  mos  est.  Vgl.  Waitz  412  Anm.  2. 
Über  die  Gestalt  dieser  Zeichen  vgl.  Lindenschmit,  Handb.  d.  deutsch.  Altertums- 
kunde I.  275  ff.  Von  dem  an  der  Stange  befestigten  Tuchstück  wurde  das  Zeichen 
Fahne  (fano,  gundfano)  genannt.    Vgl.  Gbimm,  DWB.  m.  1241. 

^'  Über  die  spätere  symbolische  Personifikation  des  Königs  durch  Fahnen  und 
andere  Zeichen  vgl.  meine  Abhandlung  über  Weichbild,  in  den  Histor.  Aufsätzen  für 
Waitz  (Hannover  1886)  S.  306  ff. 

*•  Vgl.  Gbimm,  DWB.  I.  1115  ff.  DiBz,  WB.  d.  roman,  Sprachen  I.  s.  v.  hando. 
Du  Canoe,  I.  s.  V.  handum.  Nach  einer  von  Schereb,  a.  a.  0.  581  Anm.  1,  mit- 
geteilten Bemerkung  von  Müllbnhopf  ist  altn.  vS  (Heiligtum,  Fahne)  ebenfalls  auf 
die  als  Feldzeichen  verwendeten  Symbole  der  Götter  zu  beziehen. 

^l  Tacitus,  Germ.  c.  7:  Ceterum  neque  animadvertere  neque  vincire,  ne  verberare 
guidem  nisi  sacerdotihus  permusumj  7%on  quasi  in  poenam  nee  dueis  iussu,  sed  velut 
deo  imperantey  quem  adesse  hellantibus  credunt,  effigiesque  et  signa  quaedam  detracta 
lucis  in  proelium  ferunt, 

>8  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  VI.  c.  23  (§  6  Anm.  20). 
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keine  Folge  leistete  oder  aus  dem  Heere  entwich,  wurde  je  nach  Lage 
der  Sache  entweder  wegen  Feigheit  zur  Strafe  des  Lebendigbegrabens 
oder  wegen  Hochverrat  zum  Strange  verurteilt;  dem  letzteren  verfiel  auch, 
wer  zum  Feinde  überging  ^®.  Spione  wurden  dem  Feuertode  übergeben  •^. 
Rechtlos  wurde,  wer  ohne  seinen  Schild  aus  dem  Kampfe  zurückkehrte 
oder  als  Gefolgsmann  seinem  Herrn  die  Treue  brach  2^. 

Auch  bei  den  Abenteurerzügen  der  Heerkönige,  die  an  sich  den  Staat 
nichts  angingen  und  die  allgemeine  Wehrpflicht  der  Bevölkerung  nicht 
berührten,  verfielen  diejenigen,  welche  dem  Rufe  des  Führers  gefolgt 
waren,  ihn  dann  aber  im  Stiche  gelassen  hatten,  der  öffentlichen  Recht- 
losigkeit, doch  fand  dies  wohl  nicht  auf  rein  private  Unternehmungen, 
sondern  nur  auf  solche,  die  von  einem  Fürsten  des  Landes  mit  ausdrück- 
licher oder  stillschweigender  Grenehmigung  der  Volksversammlung  aus- 
gegangen waren,  Anwendung*^. 

Befestigte  Plätze  besaßen  die  Germanen  nur  als  Zufluchtstatten  für 
die  Bevölkerung  mit  ihrer  Habe  in  Zeiten  der  Not.  Es  sind  die  bekannten, 
noch  heute  vielfach  vorhandenen  Ringwälle.  Permanente  Festungen  waren 
unbekannt.  Völkerschaften,  die  über  ein  größeres  Gebiet  verfugten 
pflegten  ihre  Landesgrenze  auf  weite  Strecken  wüst  zu  lassen,  um  sie 
als  Landwehr  gegen  feindliche  Einfalle  zu  benutzen*^. 


*•  Vgl.  §  12.  Hohes  Alter  und  körperliche  Schwäche  befreite .  vom  Heerdienst, 
Ygl.  Tacitus,  Germ.  c.  15.  Das  Entweichen  ans  dem  Heere  hieß  ahd.  kerisliz.  Dem 
entspricht  mnd.  dinJcslete  für  das  eigenmächtige  Verlassen  des  Thinges.  Die  gericht- 
liche Hegeformel  des  Mittelalters  verbot  dingsleie  unde  unlust  (Ssp.  L  59  §  2).  Vgl. 
§  5  Anm.  7.  * 

•®  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  I.  c.  53  von  dem  durch  Caesars  Sieg  befreiten  Procillns, 
den  Ariovist  als  Spion  in  Ketten  hatte  werfen  lassen*.  Is  se  praetente  de  se  ter 
soriHms  cojtsultum  dicehat,  utrum  igni  statim  necaretur  an  in  aliud  tempus  reaervareiur, 
sortium  beneficio  se  esse  incolumem, 

'*  Vgl.  §  12. 

"  Caesar,  Bell.  Gall.  YL  c.  23:  Latrocinia  nullam  habent  infamiam,  quae  extra 
fines  ctUwque  civitatis  fiunt  —  — .  atqtie  ubi  quis  ex  principikus  in  concUio  dixit, 
se  ducem  fore,  qui  sequi  velint  profiteantur,  consurgunt  ii  qui  et  causam  et  hominem 
prohant,  suumque  auxilium  poUicentur  atque  ab  multitudine  coUaudantur.  qui  ex  kis 
secuti  non  sunt,  in  desertorum  ac  proditorum  numero  ducuntur  omniumque  kis  rerum 
postea  fides  derogaiur.  Wenn  ein  Fürst  einen  derartigen  Zug  unternehmen  woUte, 
60  konnte  dies  nur  mit  Bewilligung  der  Landesgemeinde,  die  ihn  in  sein  Amt  ein- 
gesetzt hatte,  geschehen.  Dadurch  erhielt  sein  Unternehmen  aber  einen  halbamt- 
lichen Charakter,  der  sich  dann  auf  sein  Verhältnis  zu  den  Teilnehmern  an  seinem 
Zuge  erstreckte.  Daß  derartige  Fahrten,  von  denen  besonders  die  Wikingerfiahrten 
der  nordischen  Seekönige  bekannt  sind,  auch  als  reine  Privatuntemehmungen  vor- 
kommen konnten,  ist  zweifellos,  der  einseitige  Bücktritt  von  solchen  hat  aber  schwer, 
lieh  die  gleiche  infamierende  Wirkung  gehabt.  Die  ältere  Forschung  hat  diese 
Abenteurerzüge  ungehörigerweise  mit  dem  Gefolgewesen  vermengt,  auch  die  Ent- 
stehung germanischer  Reiche  in  der  Völkerwanderung  hierauf  zurückgeführt 

"  Vgl.  Caesar,  BeU.  Gall.  VL  c.  23.  Velleius  Paterculus  IL  c.  120.  v.  Peuckbb 
IL  348  f.,  354  ff.,  371  ff.    Waitz,  414. 
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§  8.  Die  Gerichtsverfassung  ^  Die  von  dem  Landesthing  zu 
wählenden  Fürsten  werden  von  Tacitus  (Q-ermania  c.  12)  als  diejenigen 
bezeichnet:  qui  iura  per  pagos  vicosgue  reddunt,  und  ganz  dem  ent- 
sprechend berichtet  Caesar  (Bell.  Gall.  VI.  c.  23):  principes  regumum  atque 
pagorum  inter  suos  ius  dieunt  controversiasque  minuunt  Die  vornehmste 
Aufgabe  des  Fürsten  war  demnach  die  Handhabung  der  Rechtspflege. 
Der  ordentliche  Schauplatz  seiner  richterlichen  Thätigkeit  war  der  pagus, 
die  Hundertschaft.  Dem  entspricht  die  Gerichtsverfassung  des  germani- 
schen Mittelalters:  weit  überwiegend  hat  sich  die  Hundertschaft  als  der 
eigentliche  Gerichtssprengel  erhalten.  Hätte  man  den  Ausspruch  des 
Tacitus  und  Caesar  wörtlich  zu  nehmen,  so  müßte  innerhalb  der  einzelnen 
Hundertschaft  eine  von  Ort  zu  Ort  wandernde  Rechtspflege  ohne  bleibende 
Statte  angenommen  werden.  Die  durchgängige  spätere  Entwickelung 
widerlegt  dies:  sie  zeigt,  daß  jede  Hundertschaft  eine  echte  Dingstatt 
besaß,  meistens  uralt  und  geheiligt,  unverkennbar  bis  in  die  Zeiten  des 
Heidentums  zurückreichend,  an  eine  alte  Opferstätte  anknüpfend.  Denn 
wie  die  Völkerschaftsversammlungen  regelmäßig  an  heiligen  Stätten  zu- 
sammentraten und  Opferdienst  und  Gebet  mit  den  politischen  Verhand- 
lungen verbanden^,  so  waren  auch  die  Gerichtsversammlungen  in  den 
einzelnen  Hundertschaften  an  die  althergebrachten  Opferstätten  gebunden. 
Die  Rechtspflege  wurde  also  nicht  von  reisenden  Richtern,  die  in  den 
einzelnen  Orten  Lokaltermine  abhielten,  gehandhabt,  sondern  gemeinsam 
für  die  ganze  Hundertschaft  an  fester,  durch  die  Religion  geheiligter 
Dingstatt.  Die  Götter  und  Nornen  hielten  ihr  Gericht  unter  dem  Welten- 
baum, am  Urdarbrunnen  ^.  Baum  und  Quelle  gehörten  auch  für  die 
menschliche  Rechtspflege  im  allgemeinen  zu  jeder  ordentlichen  Dingstatt  *. 
Das  Gericht  hieß  ihing,  wie  die  Völkerschaftsversammlung,  oder  rruJud 
(ahd.  und  altn.  mal),  d.  h.  Sprache^,  davon  die  Dingstätte  malberg,  mal- 
staä,  während  dieselbe  andererseits  im  Anklänge  an  den  Namen  des 
Thinggottes  auch  äe  genannt  wurde®. 

Über  die  Zusammensetzung  des  Gerichts  erfahren  wir  aus  Tacitus, 


*  Vgl.  Waitz,  I.  219,  356  ff.  v.  Sybbl,  113  ff.  Sickel,  Freistaat  147—163;  Zur 
germanischen  Yerfassungsgeschichte  (s.  §  6  Anm.  23)  32  ff.  Sohm,  Reichs-  n.  Ge- 
richtsTerfassnng  5  ff.  Grimm,  BA.  745  ff.  Thüdicqum,  Altd.  Staat  32  f.,  37  f.,  48  ff. 
V.  Bethmann-Hollwko,  Germ.-roman.  Civilprozeß  I.  100  ff.  K.  Lehmann,  Der  Konigs- 
friede  der  Nordgermanen  11  f.,  109  f.,  169. 

*  Vgl.  K.  Maubeb,  Bekehrung  des  norweg.  Stammes  IL  218  ff.    Waitz,  361. 

'  Vgl.  Gbimm,  RA.  750;  Deutsche  Mythologie  4.  (3.)  Aufl.  337  (379),  664  (756). 
MüLLENHOFP,  Deutsche  Altertumskunde  V.  104  f.  v.  Richthofen,  Untersuchungen 
Zur  fries.  RG.  ü.  459  ff. 

*  Vgl.  Gbimm,  RA.  794—800;  Weistümer  VII.  275.  Joseph,  Konrads  von  Würz- 
hurg  Klage  der  Kunst  S.  2,  76. 

*  Vgl.  Gbimm,  RA.  746  f.  Sohm,  a.  a.  0.  57  ff.  Dibfbnbaoh,  Goth.  WB.  11.  7  f. 
Auch  ahd.  sprdcha  und  sermo  kominen  für  Gerichtsversammlung  vor. 

*  Vgl.  ohen  §  5  Anm.  8.  Gbimm,  RA.  748.  Schillbb  u.  Lübbbn,  Mittelniederd. 
WB.  IV.  541. 

B.  ScHxösn,  Deatfohe  BeehtsgMchlehte.  3 
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daß  dem  Fürsten  hundert  Begleiter  zur  Seite  standen:  centeni  smgulis  ex 
plebe  comües  consüium  simvl  et  auctaritas  assunt.  Da  die  späteren  Gerichts- 
versammlungen  stets  die  ganze  Hundertschaftsgemeinde  umfaßten,  so  ist 
es  klar,  daß  Tacitus  mit  den  hundert  Gerichtsleuten  eben  die  Hundert- 
schaftsgemeinde und  nicht,  wie  manche  annehmen,  einen  Hunderterausschuß 
derselben  gemeint  hat^.  Das  Gericht  bestand  aus  dem  Fürsten  und 
samtlichen  dingpflichtigen  Hundertschaftsgenossen:  wer  als  waffenfähig 
in  die  Landesgemeinde  aufgenommen  und  damit  thing-  und  heerpflichtig 
geworden  war,  hatte  auch  die  Verpflichtung,  die  Gerichtsversammlungen 
seiner  Hundertschaft  zu  besuchen.  Auch  diese  Versammlung  konnte  einer 
religiösen  Weihe  und  eines  besonderen  Thingfriedens  nicht  entraten.  Da 
der  Fürst  der  einzige  Priester  der  Hundertschaft  war,  so  muß  die  Ge- 
richtshegung  und  die  Wahrung  des  Thingfriedens  ihm  obgelegen  haben, 
er  war  also  der  hjoart  des  Gerichts  und  insofern  hatte  er  den  Bann*. 
Die  spätere  Zeit  verstand  aber  unter  dem  Gerichtsbann  noch  etwas  anderes, 
nämlich  die  leitende  und  vollziehende  Thätigkeit  des  Richters  im  Gegen- 
satze zu  der  Rechtweisung  und  TJrteilfindung  (d&m,  ahd.  iuom)  der  Ge- 
richtsgemeinde oder  der  für  sie  berufenen  TJrteiler®.  Es  fragt  sich,  ob 
dieser  Gegensatz  bis  in  die  Urzeit  zurückreicht.  Die  Worte  des  Tacitus 
unterstützen  diese  Annahme  keineswegs,  denn  er  läßt  die  Gerichtsgemeinde 
zu  consilium  und  auctaritas  berufen  sein:  unter  consiUvm  kann  nur  die 
Beratung  des  mit  der  TJrteilsfindung  Betrauten,  unter  auctaritas  der  dem 
Urteil  Rechtskraft  verleihende  Beschluß  verstanden  werden.  Das  Urteil 
zu  finden,  d.  h.  vorzuschlagen,  muß  Aufgabe  des  Fürsten,  d.  h.  des 
Richters,  gewesen  sein,  über  den  von  diesem  gemachten  Urteilsvorsohlag 
wurde  mit  der  Gemeinde  verhandelt  (cansilium),  erst  durch  die  Zustim- 
mung der  Gemeinde  (auctaritas)  wurde  das  Urteil  vollstreckbar^®.  Für 
diese  Auffassung  spricht  vor  allem  die  Analogie  der  Verhandlungen  im 
Landesthing;  auch  im  Gericht  lag  die  Entscheidung  beim  Volke,  das 
seinem  Willen  auch  hier  durch  vapnatak  Ausdruck  verleihen  mochte". 
Eine  weitere  Bestätigung  erhält  diese  Auffassung  durch  die  Stellung  des 
salischen  thunginus,  der  keinen  Gerichtsbann  besaß  ^^,  während  die  Vor- 
gänge bei  der  Abfassung  des  Lex  Salica  ihn  als  denjenigen,  der  das  Urteil 


'  Über  die  mißverständliche  Auffassung  des  Hundertschaf tsnamens  durch  Caesar 
und  Tacitus  vgl.  S.  14. 
•  Vgl.  S.  25. 

ö  Vgl.  DiBFENBACH,  Goth.  WB.  H.  648  f. 
»0  Vgl.  V.  Sybbl,  114. 

^^  Vgl.  S.  18.  Im  Norden  war  die  Zustimmung  durch  vapnatak  in  allen  Thing- 
versammlungen, namentlich  auch  in  gerichtlichen  Angelegenheiten,  gebräuchllclb 
vgl.  Lehmann  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVlIl.  98  ff.,  101.  Daß  dieselbe  auch  in  den 
angelsächsischen  Gerichtsversammlungen  nicht  unbekannt  war,  lehrt  die  in  Nord- 
england verbreitete  Bezeichnung  der  Hundertschaft  als  wkpentdc  oder  toSpengetäc, 
wobei  allerdings  dänische  Einflüsse  mitgespielt  haben.  Vgl.  Gbimm,  RA.  771.  Schmid, 
Gesetze  der  Angelsachsen  672.  K.  Maubeb  i.  d.  Germania  von  Babtsch  XVI.  322  f. 
*'  Vgl.  §  25. 
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oder  Weistum  yorschlug,  und  die  Gerichtsgemeinde  als  den  dasselbe  an- 
nehmenden und  zum  Gesetz  erhebenden  Teil  erkennen  lassen ".  Der 
Fürst  war  demnach  der  Gesetzsprecher  (iosagoj  esago,  äsega,  lagmanj 
togmaär^  lögsögumadr)  ^  zu  dessen  Aufgabe  es  unzweifelhaft  schon  in  der 
germanischen  Zeit  gehörte^  der  Gemeinde,  sei  es  im  Gericht,  sei  es  im 
Landesthing,  auch  allgemeine  Rechtweisungen  (Weistümer,  altn.  lögsaga) 
zu  erteilen,  die  durch  ihre  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Genehmi- 
gung bindende  Kraft  erhielten  ^*.  Erst  in  der  folgenden  Periode,  die  das 
Bichteramt  in  die  Hand  eines  königlichen  Beamten  legte,  kehrte  sich  die 
Sache  um:  die  erstarkte  königliche  Gewalt  übertrug  dem  Bichter  nun- 
mehr den  Gerichtsbann,  beschränkte  ihn  aber  andererseits  auf  die  IJrteils- 
frage,  während  Bechtweisung  und  Urteilfindung  Sache  der  Gerichts- 
gemeinde oder  eines  Ausschusses  derselben  oder  eines  von  der  Gemeinde 
gewählten,  aber  nicht  mehr  mit  dem  Gerichtsvorsitz  betrauten  Gesetz- 
sprechers wurden  ^*;  nur  vereinzelt,  bei  den  Westgothen,  Burgundern  und 
Langobarden,  hat  sich,  begünstigt  durch  die  römischen  Einrichtungen, 
der  selbsturteilende  Bichter  erhalten^®. 

Wenn  die  unter  ihrem  Fürsten  zusammentretende  Hundertschafts- 
versanmilung  als  das  ordentliche  Gericht  der  altgermanischen  Verfassung 
angesehen  werden  muß,  so  war  damit  die  konkurrierende  außerordentliche 
Gerichtsbarkeit  der  Landesgemeinde  ebensowenig  ausgeschlossen,  wie  später 
die  des  Königs.  Kraft  seiner  Gerichtsherrlichkeit  konnte  das  versammelte 
Volk  jede  ihm  vorgelegte  Sache  entscheiden:  licet  apud  concUiwn  accusare 
quoque  et  discrimen  capitis  intendere  (Germania  c.  12).  Dabei  ist  nicht, 
wie  man  firüher  anzunehmen  pflegte,  an  eine  regelmäßige  Gerichtsbarkeit 
des  Landesthinges  in  Strafsachen  zu  denken,  sondern  nur  an  die  Befugnis 
des  Klägers,  seine  Sache  nach  Wahl  vor  dem  ordentlichen  Hundertschafts- 
gericht oder  vor  der  Landesgemeinde  zum  Austrag  zu  bringen  ^^.     Ein 


"  Vgl.  §  81,  Anm.  3. 

**  Vgl.  K.  Maübeb,  Das  Alter  des  Gesetzsprecheramtes  in  Norwegen,  1875;  Island 
211—220;  Krit  Vierteljahrsschrift  X.  374—381,  XIIL  75-89.  v,  Richthofbn,  Unter- 
suchungen über  fries.  Kechtsgeschichte  II.  456—494.  E.  Lehuann,  Zur  Frage  nach 
dem  Ursprünge  des  Gesetzsprecheramtes,  1.  d.  Zeitschr,  f.  RG.  XEX.  193  ff.  R.  Schbödeb, 
Gesetzsprecheramt  und  Priestertum  bei  den  Germanen,  ebd.  XVII.  215—231.  Die 
von  mir  früher  vermutete  ursprüngliche  Identität  des  Gesetzsprechers  mit  dem 
Priester  als  solchem  ist  gegenüber  den  Einwendungen  Lehmanns  nicht  aufrecht  zu 
erhalten.  Nur  insofern  der  Fürst  Gesetzsprecher  und  Priester  war,  kann  von  einer 
Verbindung  beider  Ämter  in  einer  Person  gesprochen  werden. 

"  So  erklärt  sich  die  Stellung  der  späteren  Gesetzsprecher.  Lehmann  legt  auf 
diese  offenbar  jüngere  Phase,  indem  er  dieselbe  für  die  ursprüngliche  hält,  zu  großes 
Gewicht. 

*^  Ich  habe  hier  früher  eine  romano- germanische  Afterbildung  angenommen, 
muB  aber  jetzt  die  Richtigkeit  der  von  Sohh,  Fränkisches  Recht  und  römisches 
Recht  23  f.,  und  Schbebb,  i.  d.  Sitzungsber.  d.  BerL  Akad.  XXV.  578  Anm.  1,  an- 
gedeuteten Auffassung  zugeben. 

"  Vgl.  S.  17.  Unberechtigt  sind  die  von  Waitz,  856  f.,  erhobenen  Einwände 
gegen  diese  zuerst  von  Sohm  durchgeführte  Auffassung. 


36  •  I^i^  germanische  Urzeit 

materieller  Unterschied  zwischen  der  Grerichtsbarkeit  der  Landes-  und  der 
Hundertschaftsversammlung  bestandnicht.  Das  entscheidende  Wort,  denBann 
im  Sinne  des  späteren  Rechts,  hatte  auch  im  Landesthing  das  versanmielte 
Volk,  das  hier  wie  in  politischen  Angelegenheiten  seine  Zustimmung 
durch  Speerschwingen  (väpnatak,  gairethinx)  ausdrückte.  Die  Urteils- 
findung  wird  in  der  Regel  Sache  des  Fürst«enrates  gewesen  sein^®,  der 
hier  wie  in  anderen  Dingen  den  in  der  Vorberatung  beschlossenen  An- 
trag durch  eins  seiner  Mitglieder  in  die  Versammlung  brachte;  wo  es 
sich  aber  um  ein  Grottesurteil  handelte,  kann  nur  der  Priester  der  Urteils- 
finder gewesen  sein;  bei  den  Nordgermanen,  die  keine  eigenen  Priester 
hatten,  fiel  diese  Aufgabe  den  Königen  oder  Jarlen  zu. 

Bei  dem  Zusammenhange  der  Rechtspflege  in  der  Landesgemeinde 
und  im  Gauthing  ist  anzunehmen,  daß  auch  die  Grerichtsversammlung  der 
Hundertschaft,  die  doch  zugleich  eine  Heeresabteilung  bedeutete,  unter 
den  Schutz  des  Ziu  Thingsus  gestellt  wurde  *®.  Die  im  Mittelalter  allge- 
mein verbreitete  Sitte,  das  Gericht  durch  Aufhängen  eines  Schildes  oder 
Aufstecken  einer  Fahne  oder  ähnlicher  Wahrzeichen  der  königlichen  Ge- 
walt zu  bannen  ^^,  macht  es  wahrscheinlich,  daß  die  Germanen  zur  Zeit 
des  Heidentums  im  Gauthing  ebenso  wie  im  Heer  und  der  Landesgemeinde 
ein  Symbol  {bandva,  Banner)  des  Thinggottes  für  nötig  erachtet  haben, 
um  den  Thingfrieden  zum  Gottesfrieden  (velutdeo  imperante^  quem  adesse 
beUantibus  credunt)  zu  erheben. 

Zwei  Hilfsgöttinnen  (Alaisiagae),  d^e  dem  Mars  Thingsus  auf  den 
mehrerwähnten  Votivsteinen  twentischer  Krieger  beigesellt  sind  2^,  scheinen 
die  gerichtliche  Seite  in  den  Beziehungen  des  Gottes  anzudeuten.  Die 
Namen  derselben,  Beda  und  Mmmilena,  weisen  auf  zwei  spätere  friesische 
Gerichtsbezeichnungen,  hodihtng  miAßmeWimg,  hin,  es  scheint  demnachschon 
in  unserer  Periode  zwei  verschiedene  Gerichtsversammlungen,  ein  regelmäßig 
zusammentretendes  echtes  Ding  und  außerdem  je  nach  Bedürfnis  zusammen- 
berufene Afterdinge  oder  gebotene  Gerichte,  gegeben  zu  haben,  als  deren 
Personifikationen  die  beiden  Alaisiagae  zu  betrachten  wären**.  Die  Ge- 
richtsverhandlungen beschränkten  sich  nach  uralter  germanischer  Sitte 
auf  die  Zeit,  wo  die  Sonne  am  Himmel  stand;  nach  Sonnenuntergang 
durfte  nicht  weiter  getagt  werden  2^.  Gleichwohl  sind  die  heiligen  Zeiten 
des  Voll-  und  des  Neumondes  **  unzweifelhaft  auch  für  das  Gerichtswesen 
von  Bedeutung  gewesen.  In  der  späteren  Zeit  fanden  durchweg  entweder 
von  Monat  zu  Monat,  oder  zweimal  im  Monat,  also  alle  vierzehn  Nächte, 
Gerichtssitzungen  statt  *^.    Man  darf  vermuten,  daß  in  unserer  Periode 


18  Vgl.  V.  Sybbl,  119.     *•  Vgl.  RA.  818  f. 

«0  Vgl.  §  7  Anm.  15.  Gbimm,  RA.  134  f.,  151,  161  ff.,  761  f.,  851  ff. 

"  Vgl,  S.  17,  Anm.  8. 

**  Vgl.  SoBEBBB,  nach  der  Mitteilung  von  Bbünneb,  Zeitschr.  f.  RG.  XVni.  228. 

"  Vgl.  Gbimm,  RA.  813  ff.  **  Vgl.  S.  16. 

"  Vgl.  Gbimm,  RA.  821.    Waitz,  342  ff. 
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monatlich  einmal  das  echte  Ding  und  dazwischen  mit  halbmonatlichen 
Fristen  je  nach  Bedürfnis  ein  Afterding  gehalten  wurde. 

§  9.  Die  Stände  K  Das  Volk  zerfiel  in  vier  Greburtsstände: 
Adeliche,  Freie,  Hörige  und  Unfreie.  Der  Unfreie  (servus,  skalks,  ßiusy 
altn.  prceU)  stand  wie  eine  Sache  schlechthin  im  Eigentum  des  Herrn, 
der  beliebig,  nur  durch  die  Sitte  beschrankt,  über  ihn  schalten  konnte. 
Tötung  oder  Verletzung  eines  Unfreien  galt  dem  Herrn  gegenüber  als 
Sachyemichtung,  Sachbeschädigung.  Für  Verschuldungen  des  Unfreien 
haftete  der  Herr  in  derselben  Weise  wie  für  sein  Vieh.  Unter  dem  all- 
gemeinen Rechtsschutze  stand  der  Unfreie  nicht.  Begründet  wurde  die 
Unfreiheit  durch  Kriegsgefangenschaft,  Verknechtung  Fremder,  die  ohne 
Geleite  und  ohne  Grastfreundschaffc  ins  Land  kamen  *,  Schuldknechtschaft  ^, 
freiwillige  Ergebung,  Verheiratung  mit  einer  unfreien  Person.  Sie  über- 
trug sich  als  Geburtsstand  auf  die  Nachkommen,  auch  wenn  nur  der  eine 
Elternteil  dem  unfreien  Stande  angehörte.  Die  meisten  Unfreien  waren 
Landsiedler  nach  Art  der  römischen  Kolonen:  der  Herr  überließ  ihnen 
ein  Grundstück  zu  eigener  Bewirtschaftung  und  beschränkte  sich  darauf, 
ihnen  bestimmte  Abgaben  (an  Getreide,  Vieh  oder  Kleidungsstücken)  und 
Herrendienste  (Frohnden)  aufzuerlegen*.  Was  sie  erübrigten  gehörte 
ihnen,  konnte  von  ihnen  aber  weder  veräußert,  noch  vererbt  werden,  son- 
dern kehrte  nach  ihrem  Tode  an  den  Herrn  zurück,  der  es,  wenigstens 
später,  nach  Abzug  eines  Sterbfalls  dem  Erben  zu  überlassen  pflegte. 
Ehen  unfreier  Leute  bedurften  der  Genehmigung  des  Herrn.  Gehörten 
die  Eltern  verschiedenen  Herren,  so  folgten  die  Kinder,  mangels  einer 
Vereinbarung,  nach  der  Mutter.  Den  angesiedelten  Eigenleuten  gegen- 
über standen  die  neuerworbenen,  für  die  der  Herr  keinen  Grundbesitz 
zur  Verfügung  hatte;  sie  wurden  entweder  weiter  veräußert**  oder  zu  Ge- 
sindediensten auf  dem  Hermhofe  verwendet.  Die  Zahl  der  Unfreien  war 
im  Verhältnis  zu  den  Freien  nicht  bedeutend.  Die  Ausbildung  großer 
Sklavenwirtschaften  nach  römischer  Art  war  durch  die  germanische  Agrar- 
verfassung  von  selbst  ausgeschlossen  ®.  Nur  Könige  und  Fürsten  erhielten 
so  viel  Grund  und  Boden,  daß  sie  eine  größere  Anzahl  unfreier  Familien 
ansiedeln  konnten,  nur  ihnen  war  es  deshalb  auch  möglich,  sich  eine 
eigene  Hausdienerschaft  und  für  Jagd  und  Fehde  ein  bewaffnetes  Gesinde 
zu  halten.     Dem  Staate  gegenüber  galt  der  Unfreie  als  waffenunfahig, 


^  VgL  Waitz,  I.  149—200.  Grimm,  RA  226—402.  Sickbl,  Freistaat  12  fif. 
GnsKS,  Genossenschaftsrecht  I.  35  ff.  Munch,  NordiBch-german.  Volker  141  ff.  Lbo, 
Bectitndines  Bingularam  personarum  151  ff. 

«  Vgl.  Tacitus,  Agricola  c.  28.  «  Vgl.  §§  11,  12. 

*  Tacitas,  Germania  c.  25. 

^  Ebd.  c.  24:  Servos  eondicionis  hvitis  per  commercia  tradunt  Althoch  deutsolie 
Glossen  nnterscheiden  den  coufschalc  von  dem  ingdmroy  incneht  (vemaculas). 

*  Vgl.  Germ.  c.  15:  delegata  domus  et  penatium  ei  agrorwn  cwra  feminis  seni- 
busgue  et  inßrmissimo  cuique  ex  familia. 
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weil  er  nur  mit  Genehmigung  seines  Herrn  bewaffnet  erscheinen  durfte; 
an  Heer  und  Thing  hatte  er  keinen  Teil. 

Diese  WaflFenunfahigkeit  konnte  nur  durch  Vermittelung  der  Landes- 
gemeinde gehoben  werden:  es  gab  eine  Freilassung  öffentlichen 
Rechts,  die  im  Landesthing  vor  sich  ging  und  sich  ganz  in  den  Formen 
der  Wehrhaftmachung  bewegtet  Sie  machte  den  Freigelassenen  zum 
volkfreien  Heermann  und  löste  das  zwischen  ihm  und  seinem  Herrn  be- 
stehende Band  vollständig;  nur  ein  familien-  und  erbrechtliches  Verhältnis, 
als  Folge  des  mit  der  Vollfreilassung  verbundenen  Adoptionsaktes®,  blieb 
bestehen.  Die  Freilassung  durch  Wehrhaftmachung  reicht  in  die  ger- 
manische Urzeit  zurück;  bei  den  Nordgermanen  erlangt«  jeder  Unfreie, 
der  bei  einem  allgemeinen  Landesaufgebot  durch  den  Heerpfeil  zu  den 
Waffen  berufen  einen  Feind  erlegt  hatte,  alsbald  die  Freiheit®.  Frei- 
lassung im  Thing,  verbunden  mit  der  ausdrücklichen  Aufnahme  in  die 
Genossenschaft  der  freien  Leute  schlechthin  oder  in  ein  einzelnes  freies 
Geschlecht,  hat  sich  auch  fernerhin  im  Norden  im  Gebrauche  erhalten^**. 

Immerhin  kam  die  Vollfreilassung  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen 
vor,  wo  die  Not  oder  hervorragendes  Verdienst  den  Anlaß  gab;  zur  Zeit 
des  Tacitus  war  sie  aber  wohl  überhaupt  noch  unbekannt.  Dieser  kannte 
nur  die  private  Freilassung^*,  die  ein  Ausscheiden  aus  der  Klasse  der 
Unfreien  nicht  bewirkte  und  selbst  dem  Freilasser  gegenüber  nur  ein 
prekäres,  jederzeit  widerrufliches  Recht  begründete.  Den  Nordgermanen 
war  diese  Art  der  Freilassung  neben  der  Vollfreilassung  geläufig  ^*,  Spuren 
derselben  sind  auch  in  dem  burgundischen  Volksrecht  noch  erhalten  ", 
während  bei  den  Westgermanen  die  Freigelassenen  der  geringeren  Ord- 
nung durchweg  die  Stellung  von  Hörigen  einnehmen. 


^  Sie  bestand  in  der  Überreichung  eines  Gers  oder  einer  anderen  Waffe  seitens 
des  Freilassers  oder  eines  von  diesem  Beauftragten  und  ist  für  das  langobardische, 
sächsische  und  angelsächsische  Becht  bezeugt.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  54  f.  und 
unten  §  11.  Freilassung  vor  der  Yolksversammlung  kannte  auch  das  altsalische 
und  das  alamannische  Kecht.  Vgl.  Sohm,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  46  ff. 
^  Über  Waffenreichung  als  Adoptionsakt  vgl.  §  11. 

^  Vgl.  K.  Maüreb,  Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Recht,  i.  d.  Sitz.- 
Ber.  d.  Münchener  Akad.  1878,  S.  24. 

*^  Vgl.  Pappbnheim,  Launegild  und  Garethinx  40  ff.  v.  Amiba,  Nordgerman. 
Obligationenrecht  I.  264  f.  268.  314.  541.  In  Norwegen  bedurfte  es  keiner  gericht- 
lichen Freilassung,  die  Aufnahme  in  die  freie  Genossenschaft  erfolgte  durch  Haltung 
des  Freilassungsbieres.    Vgl.  Maükeb,  a.  a.  0.  21—87;  Island  144  ff. 

^*  Germ.  c.  25:  Lilyerti  non  muUum  supra  ser^voa  sunt,  raro  aliquod  momentum 
in  domOy  numquam  in  civitafe,  exceptis  dumtcutat  iis  gentüni9  quae  regnantur:  ibi 
enim  et  super  ingenuos  et  super  nohiles  ascendunt;  apud  ceteros  impares  libertini 
lihertatis  argumentum  sunt.  Von  einer  Freilassung  durch  die  Hand  des  Königs,  wie 
das  spätere  Recht  sie  kannte,  weiß  Tacitus  noch  nichts.  Er  spricht  nur  von  der 
höheren  sozialen  Stellung,  die  Freigelassenen  wie  unfreien  durch  königliche  Be- 
günstigung zu  teil  werden  konnte. 

"  Vgl.  die  Anm.  10  angeführte  Litteratur. 

*ä  Vgl.  Lex  Burgundionum  Tit.  40. 
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Das  gememgermanische  Becht  hat  noch  keine  Hörigen  gekannt  ^^. 
Dem  Kechte  der  Ostgermanen,  der  Nordgermanen  sowohl  wie  der  gothisch- 
vandalischen  Gruppe,  sind  dieselben  fremd  geblieben".  Die  Hörigkeit 
kann  daher  nicht  im  Zusammenhange  mit  der  germanischen  Freilassung 
entstanden  sein,  sondern  höchstens  auf  diese  zurückgewirkt  haben,  indem 
sie  die  prekäre  Stellung  der  Freigelassenen  hob  und  festigte.  Da  das 
Hörigkeitsverhältnis  sich  nur  bei  den  Westgermanen  findet,  so  wird  seine 
Entstehung  in  den  völkerrechtlichen  Beziehungen  zu  Kelten  und  Bömem 
zu  suchen  sein.  Alles  scheint  dafür  zu  sprechen,  daß  es  ein  Produkt 
des  abendländischen  Kriegsrechts  gewesen  ist  und  insofern  auf  römische 
Wurzel,  auf  den  Gegensatz  der  deditio  bei  freiwilliger  Unterwerfung  des 
Besiegten  unter  die  Hand  des  Siegers  und  der  Sklaverei  bei  gewaltsamer 
Unterwerfung  (occupatio  bellica)  zurückgeführt  werden  muß".  Daß  die 
Germanen  diese  beiden  Elemente  des  römischen  Kriegsrechts  sich  an- 
geeignet hatten,  zeigen  die  Erklärungen  des  Ariovist  gegen  Caesar:  Jus 
esse  beOiy  ut,  qui  vidssent,  üs,  quos  vicissent,  quemadmodum  vellent  impera- 
rent  —  —  Haeduos  sibi,  quoniam  belli  fortunam  temptassent  et  armis  con- 
ffressi  ac  super ati  essent,  süpendiarios  essefactos  (Bell.  Gall.  I.  c.  36),  und 
später  (c.  44):  Stipendium  capere  iure  beüi,  quod  victores  victis  imponere 
consuerinL  —  —  —  si  per  populum  ßomanum  Stipendium  remiüatur  et 
dediticii  subtrahantuTy  non  minus  Ubenter  sese  recusaturum  populi  Bomani 
amiddam^  quam  appetierit.  Wie  die  Germanen  solche  dediticii  in  ihrer 
Sprache  nannten,  ergiebt  sich  aus  der  Bezeichnung  der  von  den  Römern 
in  Gallien  angesiedelten  Barbaren  vornehmlich  germanischer  Herbrnft, 
welche  gegen  Empfang  von  Grundbesitz  (agri  laetici)  Kriegsdienste  zu 
leisten  hatten  und  den  Namen  laeti  führten  *''.  Bei  den  Pranken,  Ala- 
mannen,   Thüringern,  Sachsen,   Angelsachsen  und  Friesen  wurden  die 


^*  Die  Bezeichnung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Mittelstufe  zwischen  Frei- 
heit und  Unfreiheit  als  Hörigkeit  hat  sich  in  der  Wissenschaft  einmal  eingebürgert, 
so  daß  sich  die  Beihehaltnng  empfielt,  anch  wenn  der  Ausdruck  nicht  ganz  passend 
sein  sollte.  Über  die  Stellung  der  Hörigen  Tgl.  Boos,  Die  Liten  und  Aldionen  nach 
den  Volksrechten,  1S74. 

^^  Auch  die  Lex  Angliorum  et  Werinornm  kennt  nur  Freigelassene,  keine 
Hörigen,  was  auf  die  ostgermanische  Herkunft  der  Wariner  (vgl.  S.  9  Anm.  3)  hin- 
weist. Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  21.  Dasselbe  gilt  von  der  Lex  Burgundionum, 
während  die  ftir  die  romanischen  Unterthanen  des  burgundischen  Reiches  erlassene 
Lex  Romana  Burgundionum  Tit.  46  eine  Bestimmung  über  den  lihb»  hat.  Da  diese 
Bestimmung  einem  römischen,  die  Laten  betreffenden  Gesetze  entnommen  ist,  so  darf 
man  sie  mit  Sicherheit  auf  Läten,  die  von  den  Burgundern  vorgefunden  wurden,  be- 
ziehen. Vgl.  Anm.  17.  Bbunkbb  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  81,  Anm.  6. 
^^  Vgl.  Kablowa,  Römische  Rechtsgeschichte  I.  298  f. 

"  Vgl.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens  48  ff.;  Waitz  1591;  Kablowa, 
a.  a.  0.  L  928,  und  die  bei  diesen  Angeführten.  Über  derartige  germanische  Zwangs- 
kolonien in  Gallien  vgl.  meine  Zusammenstellungen  i.  d.  Hist.  Zeitschrift,  Neue 
Folge  VH  32  f.,  und  Zeitschr.  f.  RG-  XV.  9  f.  Die  in  der  Lex  Romana  Burgundio- 
num erwähnten  Liten  (s.  Anm.  15)  dürften  auf  die  im  Rhonegebiet  angesiedelten 
Läten  chattuarischer  Herkunft  zu  beziehen  sein. 
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Hörigen  und  die  im  Hörigkeitsverhältnis  stehenden  Freigelassenen  der 
geringeren  Klasse  litij  leti,  laä,  lazzi  genannt,  ein  Wort,  das,  wahr- 
scheinlich mit  mansionarius  gleichbedeutend,  den  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  Angesiedelten  bezeichnete  ^®.  Die  langobardische  und  bairische 
Benennung  des  Hörigen  war  aldius,  aldio^^\  daneben  begegnet  bairisch 
boTscalk,  parscdlkj  d.  h.  der  freie  Knecht,  und  alamannisch  das  sonst  nur 
den  freien  Mann  bezeichnende  haro  ^^,  Was  die  deutschen  Liten  mit  den 
Läten  der  Römer  gemein  hatten,  war  die  Gebundenheit  an  die  Scholle, 
also  der  Mangel  der  Freizügigkeit,  und  die  Verpflichtung  zu  gewissen 
Leistungen  als  Entgelt  far  den  ihnen  verliehenen  Grund  und  Boden.  Im 
übrigen  mögen  die  Verhältnisse  sehr  verschieden  gewesen  sein,  und  es  ist 
nicht  daran  zu  denken,  daß  die  Läten  der  Bömer  von  den  germanischen 
Eroberern  als  Liten  beibehalten  sein  oder  gar  den  Grundstock  für  die 
Ausbildung  des  Litenstandes  gebildet  haben  sollten;  vielmehr  darf  man 
annehmen,  daß  sie  größtenteils  mit  den  stammverwandten  Siegern  ver- 
schmolzen und  aus  römischen  Läten  zu  freien  Franken  geworden  sind. 
Aber  daß  auch  die  Liten  der  Germanen  auf  kriegerische  Unterwerfung 
zurückgeführt  werden  müssen,  zeigen  außer  den  dediücii  des  Ariovist  die 
thüringischen  Laten  unter  den  Sachsen'^  und  wohl  nicht  minder  die 
auffallend  zahlreichen  Laten  am  Niederrhein,  die  vornehmlich  der  Unter- 
werfung der  Ubier  durch  die  ribuarischen  Franken  ihre  Entstehung  ver- 
danken dürften.  Wo  der  siegreiche  Staat  sich  nicht  mit  einem  Bundes- 
verhältnis oder  mit  einer  teilweisen  Landabtretung  und  einem  der  Ge- 
samtheit der  Besiegten  auferlegten  Tribute  begnügte  **,  sondern  Abtretung 
des. ganzen  Landes  verlangte,  war  die  Hörigkeit  der  im  Besitz  belassenen 
Bevölkerung  von  selbst  gegeben^'.  Herr  der  Hörigen  war  dann  zunä^jhst 
die  Gesamtheit  des  siegreichen  Volkes,  also  der  Staat,  später  der  König. 
An  den  Staat  entrichteten  sie  ihre  Abgaben  2*,  und  der  Staat  ließ  sie 
ebenso  wie  die  Freien,   wenn  auch  zu  einem  geringeren  Verhältnis,   an 


»8  Vgl.  Grimm,  RA.  305  AT.  Waitz  I.  154,  II.  1  S.  227.  Müllbnhoff  bei  Waitz, 
Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  288.  Du  Gange,  Glossarium  s.  y.  mansumarU, 
Mit  ahd.  frilaz  oder  hanüaz,  ags.  friol^ia,  für  libertus,  hat  lazzus  and  letus  sprach- 
lich nichts  gemein. 

>•  Vgl.  Grimm,  RA.  309.    Waitz,  L  154,  ü.  1  S.  289. 

"  Vgl.  Waitz,  II.  1  S.  239  f.    Vgl.  Anm.  32. 

*^  Vgl.  Widnkindi  res  gestae  Sazonicae  I  c.  14:  reliqwuu  puUae  gentU  trihutis 
condempnaverunt  i  unde  usque  hodie  gens  Saxonvm  triformi  genere  ac  lege  praeter 
conditionem  servilem  dividitur.  Transl.  S.  Alexandri  c.  1.  Ssp.  III.  44  §  3.  Bei 
den  Angelsachsen  nahm  der  Wale  (tcealhj  zam  Teil  die  Stelluni"  des  Liten  ein.  Vgl. 
ScHMiD,  Angels.  Gesetze,  2.  Aufl.  673.    K.  Maurer  i.  d.  Erit.  Überschau  I.  419  ff. 

"  Vgl.  Caesar.  Bell.  Gall.  IV.  c.  3,  VI.  c.  10. 

*^  Vgl.  Plinins,  naturalis  historia  XXU.  4:  Summum  apud  antiquos  signum  vie- 
toriae  erat  herbam  parrigere  victoSy  hoc  est  terra  et  altrice  ipsa  hwmo  et  kumoHone 
etiam  cedere,  quem  mx>rem  etiam  nunc  durare,  apud  Germanos  scio. 

^*  Daraus  erklären  sich  wohl  manche  spätere  Abgaben,  wie  der  Schweinezins 
der  Thüringer  und  gewisse  bei  Baiem  und  Alamannen  vorkommende  Grundzinsen. 
Vgl.  Waitz,  H.  2  S.  253.  256  ff. 
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den  Ackerverlosungen  teilnehmen.  Erst  im  Laufe  der  Zeit  und  jenseit 
der  Grenzen  dieser  Periode,  mit  der  Ausbildung  des  Privateigentums  an 
Grand  und  Boden  und  der  Hineinziehung  der  Freigelassenen  minderen 
fiechts  in  das  HörigkeitSYerhältnis,  kann  die  Absplitterung  eingetreten 
sein,  welche  zahlreiche  Hörige  in  die  Hand  (munt)  einzelner  Grundherren 
brachte,  während  bei  den  nur  dem  Staate  Verpflichteten  der  ursprüng- 
liche Makel  ihrer  Stellung  in  Vergessenheit  geriet  und  die  völlige  Gleich- 
berechtigung mit  den  Freien  angebahnt  wurde**. 

Über  die  rechtliche  Stellung  der  hörigen  Bevölkerang  in  der  Urzeit 
läßt  sich  wenig  sagen.  Am  Heer  und  an  der  Volksversammlung  hatte 
sie  keinen  Teil*®,  dagegen  war  sie  des  vollen  Rechtsschutzes  teilhaftig 
und  konnte  ihr  Recht  als  Partei  selbst  vor  Gericht  wahrnehmen*'.  Seit 
der  Einführang  gesetzlicher  Büß-  und  Wergeidtaxen  für  Verletzungen 
und  Totschläge  wurden  die  Hörigen  regelmäßig  zu  der  halben  Taxe  der 
Freien  angesetzt,  während  Unfreie  nach  wie  vor  nach  ihrem  individuellen 
Sachwerte  geschätzt  wurden.  Nach  demselben  Verhältnis  wurden  die  Hörigen 
wohl  auch  bei  den  regelmäßigen  Ackerverlosungen  berücksichtigt  *®.  Der 
G^ensatz  zwischen  Hörigen-  und  Freienbesitz  beruhte  also  nicht  auf  dem 
Gegensatze  von  Leiherecht  und  Eigentum,  sondern  auf  der  geringeren 
Größe  und  der  Zinspflicht  des  Hörigenbesitzes.  Sonstigen  Vermögens- 
beschränkungen, wie  sie  später  hervortreten,  war  die  hörige  Bevölkerung 
ursprünglich  wohl  nicht  unterworfen.  Dagegen  bestand  zwischen  ihr  und 
den  Freien  kein  Connubium,  Ehen  zwischen  Hörigen  und  Freien  waren 
ebenso  wie  die  zwischen  Unfreien  und  Hörigen  Mißheiraten,  bei  denen 
die  Bänder  je  der  ärgeren  Hand  folgten  *®. 

Der  Freie  (mgemms,  altsächs.  yW/w^J  wurde,  der  Identität  von  Volk 
und  Heer  entsprechend,  bald  als  Volkfreier,  bald  als  Heermann  bezeich- 
net'^; auch  die  Benennung  desselben   als  Kerl  (ahd.  ckarl,  altn.  karl, 


**  So  wurdcD  die  in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  Abgaben  im  fränkischen 
Beicbe  nicht  mehr  als  eine  Beeinträchtignng  der  Freiheit  angesehen.  Die  Römer 
galten  als  vollfrei,  obwohl  sie  an  Buße  und  Wergeid  den  Liten  und  Aldien  gleich- 
gestellt wurden.  Die  Sachsen  traten  als  gleichberechtigte  Genossen  in  den  Verband 
des  fränkischen  Beiches  ein,  obwohl  Einhard  zum  Jahre  776  von  ihnen  berichtet: 
Beddiderunt  peUrtam  per  vadium  omnes  manibus  eorum,  et  tpoponderunt  se  esse 
ehrisHanos,  et  sub  ditione  domini  Caroli  regis  et  Francorum  subdiderunt 

'^  Bei  den  Sachsen  waren  die  Liten  später  zur  Teilnahme  an  der  Volksversamm- 
lung berechtigt. 

"  Die  Vertretung  durch  den  Muntherm  kann  erst  der  späteren  Periode  des 
Horigkeitsverhältnisses  angehören.    Vgl.  Waitz,  I.  156. 

*»  Vgl.  §  10  Anm.  22. 

"  Vgl.  §  11. 

•®  Das  Wort  fulefree  in  den  langobardischen  Gesetzen,  dem  ags.  folcfreö, 
folcffy  entspricht,  ist  erst  durch  die  Ausgabe  von  Blühmb  an  Stelle  des  mißver- 
ständlichen fulfree  und  fulfreal  restituiert.  Eine  althochdeutsche  Glosse  Übersetzt 
müUum  mit  müizzo  anti  harimanno  (St£1nhbteb  und  Sievebs,  Glossen  I.  80).  Dem 
entspricht  arimannuSf  arimanna,  exercitalis  als  Bezeichnung  des  Freien  in  den  lango- 
bardischen Quellen.    Vgl.  Du  Gange,  Glossar  s.'v.  herimannt,    Gbimm,  RA.  292  f. 
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ags.  ceorl)  scheint  gemeingermanisch  gewesen  zu  sein^^,  während  baro 
sich  nur  bei  einigen  westgermanischen  Stammen  (Franken,  Alamannen, 
Langobarden)  findet'^.  Die  Freien  bildeten  die  große  Masse  des  Volkes, 
Recht  und  Gesetz  beruhte  in  erster  Reihe  auf  ihnen:  bei  der  Ackerver- 
losung galt  das  Freienlos  als  die  Einheit,  ebenso  das  Freienwergeld  und 
die  Freienbuße  bei  Tötung  und  Körperverletzung,  der  Muntschatz  der 
freien  Jungfrau  bei  der  Vermählung. 

Über  den  Freien  stand  der  Adel*'.  Die  Entstehung  desselben  ist 
in  Dunkel  gehüllt,  doch  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  Königtum  und 
Fürstenamt  die  Grundlage  abgegeben  haben.  Die  Geschlechter  der  Könige 
und  Fürsten  bildeten  eben  den  InbegriflF  des  Adels,  und  wenn  einerseits 
das  Emporkommen  neufürstlicher,  also  neuer  Adelsgeschlechter  durch  die 
Berufung  eines  Nichtadelichen  zum  Fürstenamte  prinzipiell  nicht  ausge- 
schlossen war,  so  galt  es  doch  durchaus  als  die  Regel,  wie  die  Könige 
so  auch  die  Fürsten  nur  aus  den  Reihen  des  Adels  zu  wählen.  Die  rö- 
mischen Schriftsteller  bezeichnen  den  germanischen  Adelichen  als  nobiüs; 
die  altnordische  Benennung  war  jarl,  der  ags.  eori  entsprach,  vrie  der 
cearl  dem  karl.  Gemeingut  der  Westgermanen  war  etheling^  ahd.  adaling  **, 
von  adkal,  adal,  das  Geschlecht,  die  Herkunft,  und  auf  derselben  sprach- 
liehen  Wurzel  wie  altn.  ödcd,  ags.  Sdel,  altfries.  Säiel,  d.  i.  Erbgut,  be- 
nihend  **.  Der  Adel  war  demnach  ein  Geschlechtsadel,  ein  Geburtsstand. 
Ehen  zwischen  Adelichen  und  Freien  wurden  bei  den  Sachsen  als  Miß- 
heiraten behandelt;  wie  es  bei  den  übrigen  Stämmen  damit  gehalten 
wurde,  ist  unbekannt  ^®.  An  Buße  und  Wergeid  hatte  der  Adel  mindestens 
die  doppelte  Taxe  der  Freien  ^^,  in  derselben  Weise  hatte  er  wohl  auch 
bei  der  Ackerverteilung  ein  Mehrfaches  zu  beanspruchen.  Innerhalb  des 
Adels  gab  es  Abstufungen.  Das  höchste  Adelsgeschlecht  war  das 
königliche;  wie  es  scheint,  w^urde  auch  bei  solchen  Völkerschaften,  die 
keinen  König  hatten,  das  erste  Geschlecht  als  das  königliche  bezeichnet.  Be- 
sondere Vorrechte  außer  den  angegebenen  besaß  der  Adel  nicht,  dagegen  ge- 


»^  Vgl.  Gbimm,  DWB.  V.  570  f. 

*'  Vgl.  DiBz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v.  harone.  Du  Gange,  s.  v.  baro- 
MOllsnhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken  279.    Vgl.  Anm.  20. 

**  Außer  der  Anm.  1  angegebenen  Litteratur  vgl.  v.  Sybbl  125  ff.  v.  Saviony, 
Beitrag  zur  Bechtsgeschichte  des  Adels  (Abh.  d.  Berl.  Akad.  1836,  auch  i.  d.  Klein. 
Schriften  IV),  S.  2—6.  Brandes,  Erster  Bericht  über  die  germanist.  Gesellschaft 
21  ff.  K.  Maübbb,  Das  Wesen  des  ältesten  Adels  der  deutschen  Stämme  4—19. 
198  ff.  Thudichum,  Der  altdeutsche  Staat  76  ff.  Dahn,  Könige  der  Germanen  I. 
18  ff.,  61  ff.  GiBBKE,  Genossenschaftsrecht  I.  36  f.  v.  Bethmann-Hollwbg,  Germ.- 
roman.  Civilprozeß  1.  85  ff.  Sickbl  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1880,  S.  171  ff.  Ebhabdt, 
ebd.  1882,  S.  1246  ff. 

"  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  20.    K.  Maübbb,  a.  a.  O.  199. 

»*  Vgl.  Gbimm,  DWB.  I  176  f.    Siehe  auch  §  10  Anm.  27. 

3*  Vgl.  Waitz,  I.  194  f. 

^'  Vgl.  Waitz,  I.  196  f.  Bei  den  Sachsen  hatte  das  Adels wergeld  den  sechs- 
fachen Betrag  des  Freien wergeldes.    Ähnlich  ursprünglich  bei  den  Angelsachsen. 
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währte  er  seinen  Angehörigen  große  Vorzüge  in  sozialer  Beziehung.  Im 
allgemeinen  war  die  Zahl  der  adelichen  Geschlechter  nur  gering  und  wurde 
durch  die  dem  Stande  eigene  Vorliebe  für  den  kriegerischen  Beruf  stetig 
vermindert.  Nur  bei  den  Sachsen  fand  sich  noch  in  der  karolingischen 
Zeit  ein  zahlreicher,  mit  hervorragenden  Rechten  ausgestatteter  Adel. 

§  10.  Das  Grundeigentum  \  Unsere  Kenntnis  der  Agrarver- 
hältnisse der  germanischen  Urzeit  beruht  teils  auf  den  Berichten  des 
Caesar  und  Tacitus,  teils  auf  Bückschlüssen  aus  späteren  Zustanden^ 
und  auf  den  Ergebnissen  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft*.  Von 
den  drei  Stadien,  welche  die  Entwickelung  des  Grundeigentums  bei  einem 
Volke  erfahrungsgemäß  durchzumachen  pflegt  —  Gemeingut  und  Gemein- 


*  Vgl.  Waitz,  I.  97—148.  v.  Sybel,  1—35.  Siokbl,  Freistaat  18  ff.;  Zur  genn. 
Yerfassungsgeschichte  (s.  §  6  Anm.  23)  40  ff.  Gierke,  GenosseiiBchaftsrecht  I.  53  ff. 
Thüdichuh,  Altd.  Staat  91  ff.  y.  Bbthhank-Hollwbo,  Roman.-german.  Civilprozeß 
I.  78  ff.  Hanssbk,  Ansichten  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit  (Agrarhistor.  Abb.  I. 
1—76);  Wechsel  der  Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Urzeit  (ebd.  I.  77 
bis  98).  Boscher  i.  d.  Berichten  der  Sachs.  Ges.  d.  Wiss.  1858  (auch  Ansichten  der 
Volkswirtschaft,  ISni).  Hennings,  Über  die  agrar.  Verfassung  der  alten  Deutschen, 
1869.  Zacher  bei  Ebsch  u.  Gritber,  Encyklopädie  I.  61,  S.  358  ff.  Lamprecht  i. 
d.  Zeitschr.  d.  Berg.  Gesch. -Vereins  XVT.  Erhardt  i.  d.  Gott.  gel.  Anzeigen  1882, 
S.  1220  ff.  y.  Inaha-Stbrnbgo,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  6^.;  Unter- 
suchungen Über  das  Hofsystem  im  Mittelalter,  22  ff.  Waoner,  Allg.  Volkswirtschafts- 
lehre.  2.  Aufl.  I.  690  ff.  Dahlmann,  Gesch.  v.  Dänemark  I.  133  ff.  Viollet,  Pr6cis 
de  Fhist.  du  droit  fran9ais  U.  471  ff.  L.  Meyer  1.  d.  Zeitschr.  f.  deutsche  Philo- 
logie V.  251  ff.  WiEDEMANN  i.  d.  Forschungcu  z.  deutsch.  Gesch.  IV.  191  f.  Kauf- 
MAMK,  Deutsche  Geschichte  I.  122  f.  125  f.  Gaüpp,  German.  Ansiedelungen  50  f. 
Landau,  Territorien  64  ff.    Gaudenzi,  Proprieta  in  Italia  28  ff. 

'  Vgl.  die  S.  6  angeführten  Werke  von  Inama-Stbrneoo,  Lauprbcht,  Haitssen, 
Boss,  Nasse,  Sebbohh.  Ferner  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I.  202  ff.  609  ff.  675  ff. 
n.  134  ff.  222  ff.;  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chilperichs,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
BG.  XII.  430  ff.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Becht  (Zeitschr.  f.  BG.  XV)  49 
bis  82;  Die  Ausbreitung  der  sal.  Franken,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  144  ff. 
L.  V.  Maurer;  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-,  Dorf-  u.  Stadtverüftssung, 
1854;  Geschichte  der  Markverfassung  in  Deutschland,  1856;  Geschichte  der  Dorf- 
verfassung in  Deutschland,  2.  Bände,  1865—1866.  Thüdichum,  Die  Gau-  und  Mark- 
verfassung in  Deutschland,  1860.  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  preußischen  Staates  I.  343  ff.  Achenbach,  Die  Haubergsgenossen- 
schaften  des  Siegerlandes,  1868.  Bernhabdt,  Geschichte  des  Waldeigentums,  1872 
bis  1875;  Die  Haubergs  Wirtschaft  im  Kreise  Siegen,  1867.  Hbubler,  Institutionen 
d.  deutsch.  Privatrechts  I.  §  56.  H.  Leo,  Bectitudines  singularum  personarum  105  ff. 
y.  Miaskowski,  Die  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirtschaft  der  deutsch. 
Schweiz,  1878;  Die  schweizerische  Allmend  1879.  Haxthausbn,  Über  die  Agrarver- 
fassung  in  Norddeutschland,  1829.  Michelsen,  Von  der  bauerschaftlichen  Meent- 
yerfassung  in  Dithmarschen ,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Becht  VII.  89  ff.  Arnold, 
Ansiedelungen  u.  Wanderungen  der  deutschen  Stämme,  1875. 

•  Vgl.  Lavelbtb,  Ureigentum  (s.  S.  6).  Maine,  Village-Comraunities  in  the 
East  and  West,  1871.  Viollet,  Caract^re  collectif  des  premieres  propri^t^s  immo- 
bilieres,  i.  d.  Bibl.  de  l'ecole  des  chartes  XXXIII.  455  ff.  Kohler  i.  d.  krit  Viertel- 
jahrsschrift XXIII.  24  ff. 
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genuß,  Gemeingut  und  Privatgenuß,  Privatgut  und  Privatgenuß  — ,  hat  das 
zuletzt  genannte  seit  der  fränkischen  Zeit  immer  mehr  den  Vorrang  ein- 
genommen, ohne  doch  bis  auf  die  Gegenwart  alle  Spuren  des  zweiten 
Stadiums  verwischen  zu  können.  Noch  heute  tritt  uns  in  den  Gehöfer- 
schaften  an  Mosel  und  Saar,  den  Haubergsgenossenschaften  des  Sieger- 
landes und  den  Waldgenossenschaften  des  Kreises  Wittgenstein  ein  deut- 
liches Bild  der  von  Caesar  und  Tacitus  geschilderten  altgermanischen 
Feldgemeinschaft  entgegen. 

Wie  bei  anderen  Völkerschaften  so  gab  es  auch  bei  den  Germanen 
ursprünglich  kein  Privateigentum  an  Grund  und  Boden,  sondern  das 
gesamte  Land  gehörte  dem  Staate:  es  war  Volkland  und  wurde  den 
Einzelnen  nur  von  der  Gesamtheit  zur  Nutzung  überlassen.  Über  die 
Art,  wie  dies  geschah,  üefert  Caesar  zwei  Berichte,  den  einen  von  den 
Sueben  (d.  h.  Chatten),  den  andern  von  den  Germanen  überhaupt.  Die 
ersteren  besaßen  nach  Caesar*  noch  keine  dauernden  Ansiedelungen,  son- 
dern verlegten  ihre  Wohnsitze  von  Jahr  zu  Jahr,  je  nach  der  Lage  des 
gerade  in  Anbau  genommenen  Landes^.  Die  Bestellung  und  Nutzung 
desselben  war  nicht  Privatsache  der  einzelnen  Familien,  sondern  Ange- 
legenheit der  Gemeinde  oder  Sippschaft,  welche  als  solche  auch  für  den 
Unterhalt  ihrer  zum  Heere  aufgebotenen  Mitglieder  zu  sorgen  hatte.  Ab- 
gesehen von  diesem  mit  der  suebisch- chattischen  Heeresverfassung  zu- 
sammenhängenden Kommunismus®  war  die  Agrarverfassung  der  übrigen 
germanischen  Völker,  von  denen  Caesar  Kunde  besaß,  durchaus  ebenso 
geordnet:  Agriculiurae  non  student,  maiorque  pars  eorum  victus  in  lacte, 
caseOj  came  consistit  neque  quisquam  apri  modum  certum  aut  ßnes  habet 
praprios;  sed  magistraius  ac  principes  in  annos  singulos  gentibus  cogna- 
tionibusque  hominum,  qui  una  coieruntj  quantum  et  quo  loco  visum  est  agri 
attribuunt  atque  anno  post  alio  transire  cogunt'^.  Der  jährliche  Wechsel 
der  Wohnsitze  und  der  damit  zusammenhängende  gänzliche  Mangel  des 
privaten  Grundeigentums  wird  hier  bestätigt,  aber  die  den  Fürsten  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Gauvorsteher  obliegenden  jährlichen  Ackerüberwei- 
sungen erfolgten  nach  Sippschaften  und  Familien  (gentibus  cognaäcnibus- 
que  hominum),   es   muß  also  schon   eine    Privatwirtschaft  der  einzelnen 


*  Bell.  Gall.  IV.  c.  1:  Hi  cenium  pagos  habere  dicuntur,  ex  quibus  quotannii 
sinfftUa  müia  armaiorum  hellandi  causa  ex  finUms  edtunint  reliqui,  qui  domi  man- 
senmt,  se  atque  ülos  alunt.  hi  rurtus  in  vicem  anno  post  in  armis  sunt,  Uli  domi 
remanent.  sie  neque  agrictdtura  nee  ratio  atque  usus  belli  intermittitur,  sed  privati 
ac  separati  agri  apud  eos  nihil  est,  neque  Umgius  anno  remanere  uno  in  loeo  ineo- 
lendi  causa  licet» 

*  Über  germanische  Wanderungen,  bei  denen  die  abgebrochenen  Häiiser  auf 
Karren  mitgeführt  wurden,  vgl.  Waitz  L  106. 

^  Ein  Best  dieses  Kommunismus  war  der  von  Tacitus  Germ.  c.  31  erwähnte 
Anspruch  der  chattischen  Berufskrieger  auf  freies  Naturalquartier  bei  jedem  ihrer 
Landsleute.  Die  Worte  nMi  domus  aut  ager  aut  aliqua  cura  ergeben  f&r  alle  übrigen 
Chatten  Privatwirtschaft. 

'  Bell.  Gall.  VI.  c.  22. 
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Höfe  bestanden  liaben.  So  aufgefaßt  war  der  Unterschied  zwischen  den  Zu- 
ständen, wie  Caesar  sie  schildert,  und  denen  zur  Zeit  des  Tacitus  nur  gerade 
so  weit  verschieden,  wie  der  dazwischen  liegende  Abstand  von  150  Jahren 
es  naturgemäß  mit  sich  brachte.  Seit  Augustus  und  Tiberius  trennten 
fföte,  seitdem  nur  noch  wenig  veränderte  Grenzlinien  das  römische  ßeich 
von  den  Gebieten  der  freien  Germanen.  Der  dauernde  Grenzfriede  hatte 
die  Stetigkeit  der  Beziehungen  zu  Grund  und  Boden  gefördert,  der  un- 
stete Wandertrieb,  dem  Caesar  begegnete,  hatte  aufgehört.  Die  ger- 
manischen Dorfanlagen  waren  nicht  mehr  wie  Zeltlager,  die  man  abbricht 
und  an  anderer  Stelle  wiederaufbaut,  sondern  auf  eine  seßhafte  Ein- 
wohnerschaft berechnet;  jeder  hatte  sein  eigenes  Haus  mit  dazu  gehörigem 
Hofe,  einem  Keller  (tung)  neben  dem  Hause  zur  Aufnahme  der  Früchte, 
bei  Winterkälte  auch  den  Bewohnern  als  Aufenthaltsort  dienend;  die 
Häuser  zwar  meistens  einfach  aus  Flechtwerk  und  Lehm,  hin  und  wieder 
aber  doch  schon  mit  einem  gewissen  Luxus  gebaut.  Alles  Zustände,  die 
notwendig  auf  festen  Besitz,  auf  ein  Eigentum  des  einzelnen  an  Haus 
und  Hof  gedeutet  werden  ^. 

Von  dem  Ackerbau  berichtet  Tacitus:  „Die  Ackerfluren  werden  in 
einem  der  Zahl  der  Nachbarn  entsprechenden  Umfange  von  der  Bauer- 
schaft abwechselnd  in  Gesamtbesitz  genommen;  sodann  verteilen  sie 
dieselben  unter  sich  nach  Verhältnis  ihrer  Würdigkeit.  Erleichtert 
wird  die  Teilung  durch  die  Ausdehnung  der  Felder.  Das  Pflugland 
tauschen  sie  jährlich  und  ein  Teil  der  Flur  bleibt  unbestellt.  Denn  sie 
ringen  auch  nicht  in  harter  Arbeit  mit  der  Fruchtbarkeit  und  Größe 
von  Grund  und  Boden,  so  daß  sie  Obstpflanzungen  anlegten  und  Wiesen 
ausschieden  und  Gärten  bewässerten:  nur  die  Saat  wird  vom  Boden  ver- 
langt. Und  daher  teilen  sie  auch  das  Jahr  selbst  nicht  in  so  viel  Jahres- 
zeiten ein  wie  wir:  Winter,  Frühling  und  Sommer  sind  ihnen  bekannt 
und  haben  ihre  Benennung,  vom  Herbste  kennen  sie  weder  seinen  Namen, 
noch  seinen  Segen"  ^ 

Die  Wirtschaft  war  hiemach  noch  durchaus  extensiv;  Obstkultur, 
Garten-  und  Wiesenbau  waren  noch  unbekannt,  der  Körnerbau  noch  auf 
die  Sommersaat  beschränkt,  das  Ackerfeld  auch  jetzt  noch  nicht  definitiv 
von  dem  Wald-  und  Weidelande  geschieden.  'Aber  ein  großer  Fortschritt 
in  letzterer  Kichtung  hatte  sich  bereits  vollzogen:  während  man  zu 
Caesars  Zeit  alljährlich  ein  neues  Stück  Wildland  in  Anbau  nahm,  dessen 


®  Vgl.  Germania  c.  16,  c.  46.    Pliniub,  natur.  bist.  XIX,  2.    Waitz  I.  42.  107  f. 

•  Germania  c.  26:  Agri  pro  nvmero  cultorum  ah  universis  in  vices  occupantur^ 
quos  mox  inier  se  secundum  dignatioTiem  parHuntur.  facilitcUem  partiendi  camporum 
spetUa  pra^>ent:  arva  per  annos  fMUant,  et  mperest  ager.  nee  envm  cum  vbertate  et 
ampliiudine  soli  labore  eontendunt,  ut  potnaria  conserant  et  prata  separent  et  hortos 
rigerU;  sola  terrae  segea  imperatur.  unde  annum  quoque  ipsum  non  in  totidem  dige- 
rtmt  speeies:  Mems  et  ver  et  aestas  mtellecium  ac  vocabula  hahent,  autumni  perinde 
nomen  ac  bona  ignorantur.  Die  Übersetzung  schließt  sich  im  wesentlichen  an  die 
Ton  Hehhinos,  a.  a.  0.  1,  an. 
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Größe  nach  dem  Emtebedürfhis  eines  Jahres  bemessen  wurde,  —  also 
Waldwechselwirtschaft  und  wilde  Feldgras  Wirtschaft  rohester  Art,  — 
waren  die  Ackerfluren  der  einzelnen  Gemeinden  zur  Zeit  des  Tacitus  be- 
reits auf  einen  periodischen  Umtrieb  berechnet,  so  daß  sich  der  jährliche 
Wechsel  nicht  mehr  zwischen  Pflugland  und  Wildnis,  sondern  zwischen 
Pflugland  und  Dreeschland  vollzog.  Es  war  demnach  schon  eine  Art  ge- 
regelter Feldgraswirtschaft  oder  Egartenwirtschaft  eingetreten  und  es  be- 
durfte nur  noch  der  Einführung  der  Wintersaaten,  um  von  diesem 
System,  das  sich  in  den  Gebirgsländem  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  er- 
halten hat,  zur  Dreifelderwirtschaft  zu  gelangen  ^^.  Es  ist  wahrscheinlich, 
daß  sich  dieser  Übergang  zum  Teil  noch  in  der  germanischen  Periode 
vollzogen  hat;  jedenfalls  aber  geraume  Zeit  vor  Karl  dem  Großen,  dem 
man  früher  in  der  Kegel  die  Einführung  der  Dreifelderwirtschaft  zuge- 
schrieben hat". 

Außer  dem  jährlichen  Wechsel  innerhalb  der  einzelnen  Ackerfluren 
fand  nun  aber  noch  ganz  in  alter  Weisse  ein  Wechsel  der  Ackerfluren 
selbst  statt  (agri  pro  numero  cuüorum  ab  universis  in  vices  occuparUur), 
natürlich  nicht  ein  Austausch  zwischen  den  Ackerfluren  verschiedener 
Gemeinden,  —  das  hätte  keinen  Sinn  gehabt,  —  sondern  ein  Wechsel 
zwischen  Ackerfeld  und  Wildnis,  wie  ihn  Caesar  schildert,  aber  nicht 
mehr  von  Jahr  zu  Jahr  und  auf  das  Bedürfnis  nur  eines  Jahres  be- 
rechnet, sondern  in  längeren  Perioden,  deren  Dauer  Tacitus  nicht  angiebt, 
offenbar  weil  sie  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  sehr  verschieden  war. 
Je  größer  die  einzelne  Ackerflur  im  Verhältnis  zu  der  Einwohnerzahl  ge- 
nommen wurde,  oder  je  fruchtbarer  der  Boden  war,  desto  länger  kam 
man  damit  aus.  Hätte  man  schon  damals  die  Kunst  der  Düngung  be- 
sessen, so  hätte  es  eines  Wechsels  der  Felder  überhaupt  nicht  bedurft, 
man  wäre  ebenso  wie  später  mit  dem  Wechsel  in  der  Bestellung  ausge- 
kommen. Allein  der  wenig  bearbeitete  Boden  (nee  labore  contendwnt)  ver- 
mochte eine  wiederholte  ausreichende  Ernte  nur  selten  zu  tragen,  selbst 
wenn  ihm  einige  Kuhejahre  vergönnt  wurden.  Mit  dem  Boden  zu  geizen 
hatte  man  bei  der  geringen  Bevölkerungszahl  keinen  Anlaß;  die  Wechsel- 
wirtschaft brachte  das  nötige  Holz  zur  Feuerung,  zu  Bau-  und  Flecht- 
werk, zu  Zaunanlagen  u.  dgl.  m.,  das  Abbrennen  der  Baumstümpfe  und 
sonstigen  Waldreste  hob  die  Fruchtbarkeit  des  jungfräulichen  Bodens, 
genug,  es  lagen  ausreichende  Gründe  vor,  um  die  Wirtschaftsart  der 
Väter  wenigstens  in  modifizierter  Form  beizubehalten. 

In  einem  gewissen  periodischen  Wechsel  wurden  also  neue  Acker- 
fluren von  den  Gemeinden  in  Besitz  genommen,  während  die  alte  Flur 
in  die  Wildnis  zurückkehrte,  um  erst  nach  langen  Jahren,  vielleicht  aber 


***  Vgl.  besonders  Hanssen,  Zur  Geschichte  der  Feldsy steine  in  Deutschland 
(Agrarhistor.  Abh.  I.  123  ff.). 

"  Vgl.  Hanssen,  a.  a.  0.  152  ff.  Waitz,  I.  121.  Die  ältere  Schule  glaubte  die 
Dreifelderwirtschaft  schon  bei  Tacitus  zu  finden. 
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auch  nie  wieder  urbar  gemacht  zu  werden^'.  Manche  haben  diesen 
Wechsel  der  Felder  bestritten,  indem  sie  die  Worte  des  Tacitus  von  einer 
erstmaligen  Besitzergreifung  bei  der  Niederlassung  in  fremdem  Lande  yer- 
stehen.  Aber  selbst  wenn  diese  Auslegung  den  Worten  des  Tacitus  keine 
Gewalt  anthäte  und  sprachlich  überhaupt  zu  rechtfertigen  wäre",  so 
müßte  sie  schon  aus  dem  Grunde  zurückgewiesen  werden,  weU  Tacitus 
in  der  Germania  nicht  die  wechselnde  Geschichte  wandernder  Völker, 
sondern  die  geordneten  Zustande  einer  fest  angesiedelten  Nation  schildern 
wollte,  also  ohne  eine  Ungereimtheit  zu  begehen  nicht  plötzlich  von  der 
Gründung  neuer  germanischer  Ansiedelungen  reden  konnte.  Ob  die  jedes- 
malige Besitznahme  der  neuen  Ackerflur  durch  die  Gesamtheit  der  Bauern  ^^ 
schlechthin  Sache  der  Dorfgemeinde  als  Markgenossenschaft  war,  oder  ob 
eine  Überweisung  seitens  der  Hundertschaftsgemeinde  vorausgehen  mußte, 
wird  von  Tacitus  nicht  angegeben.  Die  Nachrichten  Caesars  lassen  dar- 
über keinen  Zweifel,  daß  zu  seiner  Zeit  die  Hundertschaftsgemeinde  das 
Subjekt  des  ganzen  Wirtschaftsbetriebes,  die  von  ihrem  Fürsten  als  Ober- 
märker  geleitete  Markgenossenschaft,  war^*.  Auch  das  Mittelalter  kennt 
zahlreiche  Reste  alter  Hundertschaftsmarken,  so  daß  die  kleineren  Mark- 
genossenschaften erst  durch  Absplitterungen  und  Aufteilungen  aus  der 
Hundertschaftsmarkgenossenschaft  entstanden  zu  sein  scheinen  ^^.  Jeden- 
falls haben  die  einzelnen  Hundertschaften  überall  gleich  bei  der  ersten 
Niederlassung  fest  abgegrenzte  Marken  eingenonmien  ^^. 

Was  nicht  den  einzelnen  Gemeinden  zu  zeitweiliger  Ackemutzung 


*'  So  erklären  sich  die  sogenannten  Hochäcker  in  den  Gebirgen  (besonders  schön 
im  Rhöngebirge),  die  weit  über  die  Qrenzen  des  heutigen  Kulturlandes  hinaus  in 
ihrer  Bodenformation  die  Spuren  ehemaliger  Ackerbestellung  deutlich  bewahrt  haben, 
nicht  selten  noch  ganze  Gewannlagen  mit  ihren  parallel  liegenden  Ackerbeeten  er- 
kennen lassen.  Auch  in  Wäldern  begegnet  man  häufig  Spuren  ehemaligen  Ackerbaues, 
die  aber  zum  Teil  yon  sehr  yiel  jüngeren  Einöden,  namentlich  aus  der  Zelt  des 
30jährigen  Krieges,  herrühren. 

^^  Die  Anhänger  dieser  Ansicht  sehen  sich,  um  die  Wechselwirtschaft  zu  be- 
seitigen, genötigt,  die  gut  beglaubigte  Lesart  in  vices  oder  invicem  entweder  einfach 
zu  ignorieren  oder  durch  die  Konjektur  vtcU  zu  ersetzen;  aber  ein  incus  kann  doch 
kein  Land  in  Besitz  nehmen! 

^^  Daß  occupare  nur  die  einmalige  dauernde  Besitznahme  bedeuten  könne,  ist  eine 
durch  nichts  gerechtfertigte  Behauptung.  Ebensogut,  wie  die  von  dem  einzelnen  an- 
gelegten Ackerbeete  Ufang  (von  dem  Einfaugen  derselben)  genannt  wurden,  konnte 
Tacitus  von  einer  occupatio  der  ganzen  Ackerfiur  reden.  Vgl.  Steinmeybb  und  Sisvebs» 
Glossen  I.  286:  occupaveruni,  pifeangun^  pihafton.    Vgl.  Aum.  21. 

"  Bell.  Gall.  IV.  c.  1  handelt  von  der  Kriegs-  und  Agrarverfassung  der  centum 
pagi,  VI.  c.  22  hebt  die  agrarischen  Aufgaben  der  Gaufürsten  hervor. 

^^  Hierauf  hat  besonders  Thudiohüm  wiederholt  aufmerksam  gemacht. 

^^  Ob  dabei  Staats-  oder  Gaueigentum  am  Volkslande  anzunehmen,  kann  völlig 
dahingestellt  bleiben,  da  man  in  der  Urzeit  an  derartige  Probleme  nicht  dachte. 
Daß  aber  das  Volk  nicht  berechtigt  war,  einseitig  über  die  Mark  einer  Hundertschaft 
zu  verfügen,  ergiebt  sich  aus  einem  bekannten  Vorgange  bei  den  Vandalen,  der 
sagenhaft  erscheint,  aber  der  damaligen  Recht sauffassung  jedenfalls  entsprochen  hat. 
Vgl.  Pbokop,  Bell.  Vandal.  I.  22.    Dahn,  Könige  der  Germanen  I.  224. 
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Überwiesen  wurde,  diente,  soweit  es  nicht  als  Tempelgut,  Malstatt,  Grenz- 
schutz, Ringwall  oder  sonstwie  zu  öffentlichen  Zwecken  vorbehalten  wer- 
den mußte  *®,  als  gemeine  Mark  oder  Almende  dem  gemeinen  Nutzen  ^•. 
Die  Art  der  Verteilung  der  den  Gemeinden  überwiesenen  und  von 
diesen  in  Besitz  genommenen  Ackerfluren  ^®  läßt  sich  aus  den  späteren 
Zuständen  mit  ziemlicher  Sicherheit  feststellen.  Man  zerlegte  das  ganze 
Feld  nach  Maßgabe  der  in  demselben  vorhandenen  Bodenverschieden- 
heiten in  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Verlosungsbezirken  (Ram- 
pen, Gewannen)  in  der  Form  von  Rechtecken,  die  übrigens  sehr  ver- 
schiedene Größe  haben  konnten,  da  jedes  Gewann  in  sich  von  möglichst 
gleichartiger  Bodenbeschaffenheit  sein  mußte.  Nach  der  Zahl  der  Inter- 
essenten wurden  die  einzelnen  Gewanne  durch  Parallellinien  in  eine 
gleich  große  Zahl  von  Teilstrecken  zerlegt.  Die  Vermessung  geschah  mit 
Hilfe  eines  Meßseils  (funiculus,  rep,  altdän.  reeb),  dessen  sich  die  Ger- 
manen statt  der  romanischen  Meßrute  (virga)  bedienten.  Die  Verlosung 
der  Teilstücke  erfolgte  für  sämtliche  Gewanne  zugleich,  so  daß  jeder 
Losende  in  jedem  einzelnen  Gewann  seinen  Anteil,  und  zwar  in  der- 
selben Reihenfolge  wie  in  allen  übrigen  Gewannen,  erhielt.  Sein  Los 
(sors)  bestand  also  aus  einer  der  Zahl  der  Gewanne  entsprechenden  Zahl 
von  Ackerbeeten  oder  „Bifangen",  die  je  nach  Lage  der  Gewanne  über 
das  ganze  Ackerfeld  zerstreut  waren  und,  mit  dem  Lande  der  übrigen 
Gemeindeglieder  (Nachbarn)  in  Gemenglage  befindlich,  der  von  der  Ge- 
meinde angeordneten  Bewirtschaftungsart  (Feldgraswirtschaft)  und  dem  entr 
sprechenden  Wechsel  des  Pfluglandes  unterlagen.  Neben  der  das  Ganze 
beherrschenden  Feldgemeinschaft  galt  Flurzwang  hinsichtlich  der  Be- 
nutzungsart. Die  Verlosung  der  Teilstücke  geschah  nach  dem  Stande 
der  Beteiligten  (secundum  digvationem),  indem  das  Freienlos  die  Einheit 
bildete,  während  Hörige  nur  ein  halbes  Los,  Adeliche  je  nach  der  Wert- 
schätzung ihres  Standes  (S.  42)   eine   Mehrheit  von  Losen,   gewöhnlich 


.  ^^  Über  Grenzschutz  und  Befestigungen  vgl.  Waitz,  I.  414;  Caesar,  BeU.  GalL 
VI.  c.  10;  über  Tempel  und  Tempelgüter  Grimm,  Deutsche  Mythologie,  4.  Aufl.  L 
53—71,  III.  32  ff.;  K.  Maureb,  Bekehrung  des  norweg.  Stammes  IL  205  fL  214  ff.; 
V.  RiCHTHOPEN,  Untersuchungen  über  fries.  RG.  lt.  423  ff.  486  f.  439  ff. 

^'  Über  marjca,  ahd.  nuircha,  für  Grenzzeichen,  dann  Grenze,  Grenzland,  ab- 
gegrenztes Gebiet,  vgl.  Gbimm,  RA.  496;  DWB.  VI.  1638.  über  almende,  altn.  al- 
menningj  almenningr,  vgl.  RA.  497  f.  Schmbller,  Bayer.  WB.  I.  1613  (1.  Aufl. 
n.  588). 

'^  Es  ist  anzunehmen,  daß  dabei  stets  eine  feierliche  Grenzbegehung  vorgenom- 
men wurde.    Vgl.  §  11,  Anm.  18. 

'^  Über  „Nachbarn"  (vieini)  als  technische  Bezeichnung  der  einer  Gemeinde 
angehörigen  Bauern,  im  Gegensatze  zu  den  Besitzern  selbständiger  Gutsbezirke,  vgl. 
Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  53.  Gibrke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht 
436.  Über  h^^ang  vgl.  Anm.  14,  Sohmsller,  Bayr.  WB.  I.  729  (1.  Aufl.  540  f.).  Die 
Ackerbeete  wurden  zuweilen  auch  nach  dem  Meßseil  r^p,  seil,  funicuiue  genannt 
Vgl.  Steinmeyer  und  Sibvers  I.  148  f.:  funiculum,  territurium,  raiffa,  reifa,  IomI- 
marcha. 
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wohl  ein  doppeltes  Los,  erhielten**.  Unfreie  nahmen  an  der  Verlosung 
nicht  teil;  was  sie  an  Grand  und  Boden  erhalten  sollten,  mußte  ihnen 
von  ihrem  Herrn  und  aus  dessen  Mitteln  überwiesen  werden.  Dasselbe 
muß  bei  den  Freigelassenen  der  geringeren  Ordnung  der  Fall  gewesen 
sein.  Im  übrigen  bezog  sich  die  Ackerverlosung  nicht  auf  die  Personen^ 
sondern  auf  die  Haushaltungen ".  Söhne,  die  noch  auf  der  Hofwehre 
des  Vaters  lebten,  blieben  unberücksichtigt,  auch  wenn  sie  längst  in  Thing 
und  Heer  als  Vollgenossen  aufgenommen  waren;  der  Markgenossenschaft 
gehörten  sie  erst  an,  wenn  sie  einen  eigenen  Hof  besaßen**.  Die  Er- 
richtung neuer  Höfe  konnte  nur  mit  Genehmigung  der  Markgenossenschaft 
erfolgen.  Bei  dem  Überfluß  an  Boden  war  dieselbe  wohl  immer  leicht 
zu  erreichen**.  Wo  dies  nicht  der  FaU  war,  blieb  den  erwachsenen 
Söhnen,  die  in  der  Heimat  keinen  Hof  erwerben  konnten,  nur  die  Aus- 
wanderung übrig**. 

Daß  die  Könige  und  Fürsten  an  den  Ackerverlosungen  teilgenommen 
haben  sollten,  ist  nicht  eben  wahrscheinlich.  Für  diese  wird  es  von  jeher 
geschlossene  Edelgüter  gegeben  haben,  die  zunächst  als  Ausstattung  des 
Amtes  galten,  allmählich  aber  den  Charakter  erblichen  Geschlechtsbesitzes 
annahmen  *^. 


"  Dem  Kloster  Herford  wurden  im  Jahr  8ÖS  von  Ludwig  dem  Deutschen  zwei 
westfölische  Fronhöfe  geschenkt,  Tiec  non  et  mansos  30  pertinenies  ad  loca  praenO' 

minata cum  famiUU  60,  quae  lingua  eorum  lazi  dieuntur.    Wilma  nb,  Königs- 

Urkunden  I.  Also  60  Latenfamilien  auf  30  Hufen,  d.  h.  jede  auf  einer  halben 
Hufe.  Vgl.  Waitz,  I.  198,  der  aber  erst  späteren  Ursprung  dieser  Grundbesitzab- 
stufiingen  annimmt,  obwohl  er>  I.  127  auf  den  Zusammenhang  zwischen  Grundbesitz 
und  Wergeid  aufmerksam  macht. 

*'  Dadurch  ist  wahrscheinlich  der  Gebrauch  der  Hausmarken  (auchHandgemal,altn. 
hdlmeerke^  hdnuBrke)  aufgekommen.  Vgl.  §8  Anm.  II.  Homxyxb,  Über  die  Heimat  nach 
altdeutschem  Recht  (Abh.  d.  Berlin.  Akad.  1852)  85  ff.  In  manchen  Gehöferschaffcen 
hat  sich  die  Verlosung  nach  Höfen  in  durchaus  alterttkmjiicher  Form  erhalten.  Von 
den  später  üblichen  Bezeichnungen  für  das  Einheitsmaß  des  Grundbesitzes  sind  die 
meisten  Yon  dem  Begriffe  „Wohnung'*  abgeleitet:  mansm  von  manere,  wohnen  (vgl. 
manno,  frz.  nuUson);  ags.  h(de,  h^de,  Yon  hydan,  bergen;  altn.  h6l  mit  hu,  schw^d. 
dän.  ho,  Wohnung,  zusammenhän|^end.  Die  Erklärung  des  Wortes  Hufe  (huoha^  kdva) 
ist  unsicher;  mit  Hof  hängt  es  nicht  zusammen. 

'^  Die  Ansicht,  daß  nur  die  Grundbesitzer  politische  Rechte  ausgeübt  und  im 
Heere  einen  besonderen  Körper  gebildet  hätten,  ist  durch  nichts  beglaubigt,  durch 
Tacitus  c.  18  positiv  widerlegt. 

'^  Nicht  selten  sind  auf  diese  Weise  neue  Tochterdörfer  entstanden. 

^^  Ans  dem  durch  Übervölkerung  entstandenen  Mangel  an  dem  erforderlichen 
Grund  und  Boden  erklären  sich  nicht  bloß  die  Unternehmungen  einzelner  sogenannter 
Heerkönige,  sondern  ganze  Völkerzüge,  zum  Teil  die  Völkerwanderung  selbst 

*'  Vielleicht  erklärt  sich  der  angelsächsische  idel,  der  friesische  Sthel^  das  alt- 
nordische oäal  auf  diese  Weise.  Über  den  sprachlichen  Zusammenhang  vgl.  S.  42. 
Auch  die  fränkischen  Salgüter  könnten  auf  diese  Weise  bis  in  die  Urzeit  zurück- 
reichen. Möglich  ist  aber  auch,  daß  alle  diese  Herrengüter  erst  der  späteren  könig- 
lichen Gewalt  ihre  Entstehung  verdanken.  Der  Bataverfürst  Civilis  besaß  eigene 
agro9  vülcugue  (Tacitus,  Hist  V.  c.  23),  aber  freilich  in  einem  unter  römischer  Ober- 
hoheit stehenden  Gebiete. 

S.  SchbSdxb,  D«a(Mhe  BeehtegMchicbte.  4 
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Wo  die  Bodenverhältnisse  oder  die  Ansiedelungsmethode  der  Vor- 
besitzer die  Niederlassung  in  Dorfschaften  verhinderten,  muß  mit  dem 
Einzelhofsystem  schon  früh  das  Privateigentum  am  Ackerlande  zur  An- 
erkennung gelangt  sein.  Im  einzelnen  entzieht  sich  die  Entwickelung, 
die  hier  stattgefunden  hat,  jeder  genaueren  Einsicht;  daß  sich  aber  auch 
hier  erst  ein  Übergang  vom  Gesamteigentum  zum  Privateigentum  voll- 
zogen hat,  zeigt  sich  an  dem  Wald-  und  Weidelande,  das  in  den 
Bauerschaftsgemeinden  mit  Einzelhöfen  ebenso  wie  anderwärts  als  gemeine 
Mark  behandelt  wurde. 

§  11.  Das  Privatrecht^  Der  rohe  Zustand  der  arischen  Zeit, 
welcher  alle  privatrechtliche  Herrschaft  in  dem  Begriffe  der  „Hand"  zu- 
sammenfaßte^ und  zwischen  der  Gewalt  über  freie  Hausangehörige,  über 
Sklaven  und  Sachen  keinen  prinzipiellen  Unterschied  machte,  ragt  gleich 
dem  alten  Geschlechterstaat  (S.  14)  mit  vereinzelten  Besten  noch  in  unsere 
Periode  hinein'.  Im  allgemeinen  wurde  aber  bereits  scharf  und  bewußt 
unterschieden:  die  Herrschaft  über  Sachen  und  Sklaven  kam  bei  den 
Westgermanen  in  der  mit  dem  Handschuh  bekleideten  oder  „gewerten" 
Hand  (manus  vestita)*,  die  Herrschaft  über  freie  Personen  in  der  mit  dem 
Ger  (framea)  bewehrten  „Munt"  zum  Ausdruck ''.  Für  den  Sacheigen- 
tümer fehlte  es  an  einer  substantivischen  Bezeichnung;  frcaija,  Mriro. 
herro  galten  nur  von  dem  dominus  servi®.  Der  Träger  der  Munt  hieß 
muntporo  (momper)j  munäoalt  (rmindoaldus)  j  foramunto,  als  Inhaber  des 
Gers  auch  gcrhabe''^  sein  Schutzbefohlener  mundling^.    Die  sachenrechtliche 

^  Id  der  bisherigen  Litteratur  fehlt  es  an  einer  DarsteUung  des  PriTatrechts 
der  germanischen  Urzeit.  Zu  vergleichen  sind  die  S.  8  f.  angeführten  Werke  von 
Hbusleb  (Institutionen),  Stobbe  (Handbuch),  Viollbt  (Precis),  sowie  die  Geschichte 
des  Privatrechts  bei  Brükneb,  Gesch.  u.  Quellen  des  deutschen  Kechts  (s.  S.  8) 
S.  245—268,  und  in  den  Lehrbüchern  von  Schulte,  Sibqel  und  Walter.  Pebtile, 
Storia  del  diritto  italiano  III.  IV. 

'  Vgl.  Hbusleb,  Institutionen  I.  95  ff.  Für  das  altrömische  Recht  zeugen  Aus- 
drücke wie  mancipium,  mancipatio,  manumissio,  uxor  in  manu*  Über  den  neueren 
deutschen  Sprachgebrauch  vgl.  Gbimm,  DWB.  IV.  2.  351  f* 

»  Vgl.  Anm.  72—74. 

^  Vgl.  Hbusleb,  a.  a.  0. 1.  1)6  ff.,  II.  68.  72.  Ob  der  Handschuh  in  diesem  Sinne 
auch  den  Ostgermanen  bekannt  gewesen,  ist  zweifelhaft. 

^  Über  ahd.  munt  (fem.,  masc),  altn.  ags.  mund  (fem.),  lat.  mundium,  vgl. 
Gbimm,  BA.  447  f.;  Heuslbb,  I.  95  f.;  Kraut,  Vormundschaft  I.  1  ff.;  Dibfenbacb. 
WB.  d.  goth.  Sprache  II.  86 f.  Das  Wort  bedeutet  ursprünglich  die  Hand,  wird 
aber  in  juristischen  Beziehungen  immer  nur  von  der  Schutzhand  über  Personen, 
nie  von  der  Gewalthand  über  Sachen  und  Sklaven  gebraucht.  Die  spätere  Zeit  vei^ 
mischte  die  Symbole.  8o  übernimmt  in  einer  schwäbischen  Trauungsformel  des 
12.  Jahrb.  der  Bräutigam  unter  Überreichung  eines  Handschuhes  den  rehten  mutU, 
den  geteerten  munt,  den  gewaltigen  munt  über  seine  Frau. 

•  Vgl.  Gbimm,  RA.  491. 

'  Vgl.  ebd.  465  f.  Kraut,  a.  a.  0.  I.  2  f.  Eine  ahd.  Glosse  übersetzt  paironi 
mit  mundpurtin,  mundportun  (Steinmeyeb  und  Sievbes,  II.  302).  Über  gSrhahe  vgl. 
Schmeller,  Bayer.  WB.  2.  (1.)  Aufl.  I.  930.  (II.  61);  Haltaus,  Glossarium  664. 

»  Vgl.  Gbimm,  RA.  311. 
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Hand  bedeutete  ein  Gewaltverhältnis;  die  personenrechtliche  „Munt"  be- 
deutete in  erster  Reihe  Schutz  und  Vertretung®. 

Alle  Rechtsgeschäfte  vollzogen  sich  „mit  Hand  und  Mund",  indem 
die  erforderliche  symbolische  Handlung  durch  den  sie  begleitenden  Aus- 
spruch formelhafter  Worte  den  entsprechenden  Rechtsinhalt  empfing.  Die 
rechtsgeschäftliche  Form  des  Sachenrechts  bestand,  wenigstens  bei  den 
Westgermanen,  in  der  Übergabe  des  Handschuhes,  damit  ihn  der  Em- 
pfanger anziehe  (daher  investitura,  gewere)  ^®.  Die  rechtsgeschäftliche  Form 
des  Personenrechts  war  die  Übergabe  oder  das  Zuwerfen  einer  Waffe, 
zumal  der  zu  Wurf. und  Stoß  gleichmäßig  geeigneten  altgermanischen 
Framea  oder  des  Geres  (gaireihinxy^.  Durch  Waffenreichung  wurde  der 
Mündling  aus  der  Munt  entlassen,  durch  Waffenreichung  vollzog  sich  die 
Freilassung  zu  vollem  Recht  ^*.  Wurde  jemand  einer  fremden  Gewalt 
übergeben,  so  diente  die  Waffenreichung  als  Zeichen,  daß  er  nicht  der 
Gewalt  eines  Herrn,  sondern  der  Munt  eines  Gerhaben  unterworfen  sein 
sollte;  so  bei  der  Eheschließung,  bei  Adoption  und  Kommendation".  In 
der  Form  hat  die  Waffenreichung  allmählich  manche  Abwandlungen  er- 
fahren, deren  wichtigste  darin  bestand,  daß,  in  Übereinstimmung  mit 
einer  auch  bei  anderen  arischen  Nationen  bezeugten  Entwickelung",  der 
Ger  vielfach  durch  einen  Stab  (festuca,  fiistis)  oder  Halm  (festuca,  stipula) 
ersetzt   wurde",   so  daß   Stabreichung   und   Halmwurf  (festiicatio)   dem 


^  Darüber  läßt  das  Symbol  der  Waffe  keinen  Zweifel.  Die  entgegenstehende 
Auffassung  von  Hbusleb,  T.  103—144,  beruht  hauptsächlich  auf  der  Hereinziehung 
des  erst  der  folgenden  Periode  angehörigen  privaten  Hörigkeitsverhaltnisses.  Vgl. 
oben  S.  89  f.  Gegen  Hbusleb  vgl.  Waitz,  Über  die  Bedeutung  des  Mundium  im 
deutschen  Recht,  Sitz.-Ber.  d.  Berl.  Akad.  1886,  S.  375  ff. 

^^  Vgl.  Hedslbb,  n.  68;  Grimm,  BA.  152 f.;  Du  Gange,  Glossarium  s.  v.  chiro- 
thecae,  invesHtura,  Über  ahd.  leerjan  (goth.  vasjan),  d.  L  vestire,  und  giioeri  (mhd. 
gewere),  investitura,  vgl.  Gbimm,  BA.  555  f.  Steinmbyeb  u.  Susvebs,  Althochdeutsche 
Glossen,  I.  294:  vestivit,  i.  e.  kiuuerita.  Statt  des  Handschuhes  (toanto,  schwed. 
vante,  frz.  gant)  diente  vielfach  der  rätselhafte  andelang  oder  wandelang,  den  man 
nach  dem  Vorgänge  von  Michelsen,  Über  die  festuca  notata  (1856),  S.  27  f.,  mit 
frz.  gantetet.  Fechtbinde,  kleinerer  Handschuh,  in  Verbindung  bringt.  Vgl.  Gbimm, 
BA.  196  ff.  558;  BWB.  I.  304.    Du  Canob  s.  v.  andelangus. 

^1  Vgl.  Schbödeb,  Gairethinx,  i.  d.  Zeitschr.  f.  BG.  XX.  58  ff.  Das  Wort  be- 
zeichnet zunächst  allgemein  eine  Bechtshandlung  mit  dem  Ger.  Während  dieser 
bei  den  Westgermanen  in  der  Begel  übergeben  wurde,  war  es  bei  den  Nordgermanen, 
in  Anknüpfung  an  das  väpnatak  (S.  18),  üblich,  den  von  der  einen  Seite  entgegen- 
gestreckten Ger  von  der  anderen  Seite  nur  mit  dem  Ger  oder  der  Hand  zu  berühren, 
also  ein  manu  firmare,  wie  später  bei  der  Ausstellung  von  Urkunden.  Vgl.  die 
sogen.  Leges  Edwardi  Confessoris,  c.  80  (Sohmid,  Gesetze  der  Angelsachsen,  2.  Aufl. 
508);  V.  Amiba,  Altnord.  Obligationenrecht  I.  273  f.  514  f.  520,  Anm.  5.  Über  die 
Anwendung  des  Gairethinx  im  öffentlichen  Bechte  vgl.  §  5  Anm.  16,  §  31  Anm.  37. 

"  Vgl.  S.  38.  "  Vgl.  Anm.  40,  82—85,  91,  109  und  oben  S.  27. 

^*  So  bei  den  Bomem,  Kelten,  Indem.  Vgl.  Gbimm,  BA.  128  ff.  Kohleb  i.  d. 
Zeitschr.  f.  vergleich.  BW.  VI.  200. 

^^  Es  ist  das  Verdienst  von  Th^vbnin,  Contributions  a  Thistoire  du  droit  ger- 
manique  (Abdruck  aus  der  Nouv.  Bevue  bist,  de  droit,  1879,  1880)  43  ff.,  zuerst  auf 

4* 
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Gairethinx  als  gleichwertige  Formalakte  zur  Seite  traten^*.  —  Landüber- 
tragungen wurden,  einem  gemeinsamen  Gebrauche  der  arischen  Völker 
entsprechend,  auf  dem  zu  tradierenden  Grundstücke  selbst  durch  Übergabe 
einer  Handvoll  Erde  oder  einer  ganzen  Erdscholle  ßerba,  ckrenecrudoy 
Rasen  und  Zweig,  mä  torf  unde  twige)  vollzogen.  Dies  geschah  in  der 
Regel  so^  daß  die  Erde,  und  zwar  bei  den  Westgermanen  unter  Beifügung 
der  oben  erwähnten  Investitursymbole  (Handschuh  oder  andelang)  dem 
Erwerber  in  den  Schoß  geworfen  wurde  ^'.  Daher  bezeichnete  man  den 
Akt  als  Schoßwurf  (mlat.  scotaäo,  mnd.  schotinffe,  vorscMtmffe,  altn.  skei/- 
ting,  altschwed.  skötnmg).  An  denselben  schloß  sich  eine  gemeinschaflr 
liehe  Begehung  der  Grenzen  (altn.  umßerpy^  und  die  feierliche  Besitz- 
raumung  (exitus)  seitens  des  Veraußerers  an^**. 

Solange  es   noch  kein  Privateigentum  an  Grund   und  Boden  gab, 
konnten  derartige  Investiturakte  nur   bei  Landabtretungen  von   Staats 


den  Zusammenhang  zwischen  festuca  and  framea  hingewiesen  zn  haben,  doch  geht 
er  darin  zn  weit,  daß  er  in  jedem  Stabe  eine  Waffe  sieht  (vgl.  Anm.  19).  Vgl.  anch 
Ehbbnbebo,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XYI.  281.  Kohlbb,  a.  a.  0.  Y.  429  f.  Die  Yer- 
mutung  von  Hbusler»  L  76  ff.,  daß  die  festnca  arsprünglich  ein  Rnnenstabchen 
(festuca  noiata)  gewesen  und  demnach  als  die  älteste  Form  der  Geschäftsorknnde 
zu  betrachten,  der  Halm  aber  erst  durch  mißverständliche  Übersetzung  von  stipula 
und  stipulatio  in  Gebrauch  gekommen  sei,  ist  schon  an  sich  und  ebenso  den  Quellen 
gegenüber  unhaltbar.  Gerade  zum  Zuwerfen  oder  Schießen  waren  Bohr-  und  dickere 
Strohhalme,  die  schon  in  Knoten  geschossen  waren  (festucae  nodatae),  und  andere 
nahm  man  nicht,  vortrefflich  geeignet.    Vgl.  Homeyeb,  Haus-  u.  Hofinarken  2341 

^^  Vgl.  Gbimm,  RA.  121—180.  138.  Noobdbwieb,  Nederduitsche  regtsoudheden 
30—82.  Du  Canob,  Glossarium  s.  v.  calanuUf  fesiuca,  Haltaüb,  Glossarium  782  f. 
1712  ff.  EsMEiN,  Etudes  sur  les  contrats  dans  le  tr^s  ancien  droit  fran9ais  €9  ff. 
Rechtlich  war  es  ganz  gleich,  ob  die  festuca  aus  einem  Halm  oder  einem  Stabe 
bestand,  doch  war  es  natürlich,  daß  man  sich  vorzugsweise  eines  Stabes  bediente, 
wo  die  festuca  bloß  gehalten,  entgegengestreckt  oder  überreicht  wurde,  dagegen  eines 
Halmes,  wo  es  sich  darum  handelte,  die  festuca  dem  Partner  in  die  Rockfalten  oder 
in  den  Schoß  zu  werfen  flaisusj  daher  laesoteerpirej.  Vgl.  Müllbnhoff  bei  Waitz, 
Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  287.  Stbinmetbb  u.  Sievbbs,  II.  142:  mb  sHpw- 
latione,  halmuurf.  Daher  mlat.  werpire  (altfrz.  guerpir)  und  mhd.  versehiezen  fftr 
aufgeben,  verzichten.  Vgl.  Du  Cakgb  s.  v.  guerpire,  Haltaus  1884  f.  Ober  den 
Gebrauch  von  festuca  und  Handschuh  als  wadia  vgl.  S.  58. 

''  Vgl.  §  9  Anm.  23;  Gbimm,  RA.  110—117.  120.  Heuslbb,  Institutionen  II. 
67  f.  SoBM,  Zur  Geschichte  der  Auflassung  (i.  d.  Festgabe  der  Straßburger  rechts- 
u.  staatsw.  Fakultät  für  Thöl,  1879)  36  ff.  Bbukveb,  RG.  der  röm.  u.  germ.  Ur- 
kunde 264  f.  274.  276.  Bewbb,  Sala  traditio  vestitura  (1880)  40  f.  Du  Canoe,  Glossar. 
8.  V.  investitura.  Über  das  schwedische  Recht  vgl.  v.  Amiba,  Altn.  Obligationen- 
recht I.  518,  für  das  norwegische  K.  Lbhmann,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  93  ff., 
für  das  dänische  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  59,  Anm.  1. 

*^  Vgl.  Hbusleb,  Institutionen  II.  68;  Gewere  9.  Stobbb,  Auflassung  159. 
v.  Amiba,  a.  a.  O.  514.    Lehmann,  a.  a.  0.  108.  113. 

^^,  Vgl.  Bbunneb,  a.  a.  O.  274.  Der  Stab,  den  der  besitzräumende  Totschläger 
nach  L.  Sal.  58  in  der  Hand  trägt,  ist  von  Gbimm,  RA.  184,  mit  Recht  als  ein 
Symbol  der  Landflüchtigkeit  erklärt  worden.  Der  Deutung  von  Thi^venin,  a.  a.  O. 
48  f.,  der  in  dem  Stabe  eine  Waffe  sieht,  kann  man  unmöglich  zustimmen. 
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wegen  vorkommen*^,  erst  seit  der  taciteischen  Zeit  waren  auch  private 
Immobiliarveräußerungen  möglich.  Dieselben  galten  als  Familienange- 
legenheit, da  Haus  und  Hof  ein  Gesamteigentum  der  Hausgenossenschaft 
bildeten  und  nur  unter  Mitwirkung  aller  mündigen  Hausgenossen  ver- 
äußert werden  konnten  *^  Übertragungen  an  Fremde  (d.  h.  Ungenossen, 
Ausmärker),  wenn  diese  nicht  durch  einstimmigen  Gemeindebeschluß  auf- 
genommen waren,  unterlagen  dem  Widerspruch  jedes  einzelnen  Mark- 
genoösen^^.  Zwischen  dem  (obligatorischen)  Veräußerungsgeschäft  und 
dem  (dinglichen)  Übertragungsakte  wurde  nicht  unterschieden,  beide  Ge- 
schäfte bildeten  einen  einheitlichen,  untrennbaren  Rechtsakt,  die  sala^^. 

Das  germanische  Vertragsrecht  wurde  von  zwei  Grundgedanken  be- 
herrscht, die  dem  ersten  Entwickelungsstadium  jedes  Rechtes  ent- 
sprechen. Ein  Naturvolk  kennt  keine  Liberalitäten:  es  giebt  nur  ent- 
geltliche Verträge.  Der  erste  Rechtsschutz  beschränkt  sich  auf  die  Wahrung 
des  Bestehenden:  es  giebt  nur  Barverträge. 

Der  Normalvertrag  des  deutschen  Rechts  war  der  Tausch  oder  Kauf  ^*. 
Verträge  über  unentgeltliche  Leistungen  des  einen  Kontrahenten  waren 
ungültig;  wo  eine  materiell  entsprechende  Gegenleistung  fehlte,  mußte 
wenigstens  eine  formell  entsprechende,  wenn  auch  noch  so  geringe  Gegen- 
leistung {arrha,  kamegüd,  d.  h.  Lohngeld,  Handgeld,  Haftgeld,  Angeld, 
Treupfennig)  erfolgen,  jede  Leistung  mußte  durch  eine  Gegenleistung  er- 
kauft werden  *^ 


*«  Vgl.  §  9  Anm.  23. 

'^  Vgl.  Hbuslbb,  Institutionen  I.  227  f.  K.  Maubbb,  Island  S81  f.  v.  Abuba, 
Erbenfolge  und  Yerwandtschafbsgliederung  57  f.  211  ff. 

"  Vgl.  §  28. 

'^  Von  goth.  scUjan,  altn.  seija,  ags.  sellan,  d.  i.  tradere. 

**  Althochdeutsche  Glossen  (Stbinmeybe  u.  Sievers,  II.  130.  192.  280)  übersetzen 
negotium,  merces,  foenus  mit  chüufj  mercede  ist  mid  themo  copa  (588),  gratis  ist  un- 
gichoußaz  (273).  Über  die  allgemeinere  Bedeutung  der  Wörter  „Kauf"  und  „kaufen", 
namentlich  über  Kauf  =  Tausch,  vgl.  Geimm,  RA.  601;  DWB.  V.  315.  317.  325  f. 
328  ff.    Amisa,  Altn.  Obligationenrecht  I.  541  f. 

'^  So  schon  Tacitus,  Germania  c.  21:  Abeunti,  si  quid  poposcerit^  concedere  moris; 
et  poscendi  invicem  eadem  facüitas.  gaudent  muneribusy  aed  nee  data  imputantj  nee 
acceptis  obligantur.  Vgl.  Hbüsleb,  I.  80  S.  Val  de  Li^vbe,  Launegild  und  Wadia, 
1877;  Revision  der  Ijaunegildstheorie,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  15—54.  Pappen- 
heim, Launegild  und  Garethinx  1—27.  Stobbe,  Reurecht  und  Vertragsschluß  (zuerst 
1876  als  Leipziger  Dekanatsprogramm  erschienen,  hier  citiert  nach  dem  Abdruck  in 
der  Zeitschr.  f.  RG.  XIU.)  243  ff.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung  28  ff.  Esmein, 
Etudes  13  ff.,  24  f.  v.  Amira  ,  Altnord.  Obligationenrecht  I.  333  f.  506  ff.  Beunnee 
1.  d.  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  XXII.  546,  Anm.  2.  Eheenbeeo,  Kommendation  und 
Huldigung  69.  Pbrtilb,  Storla  del  diritto  italiano  IV.  541  ff.  Kohlee,  Beitr.  z. 
germ.  Privatrechtsgeschichte  3  f.  Iheeing,  Der  Zweck  im  Recht  I.  276  ff.  Vortrefflich 
hat  GoBTHE  in  den  Wanderjahren,  II,  Kap.  4  (Sämmtl.  Werke  XVUI.  32)  das  Wesen 
des  Treupfennigs  charakterisiert.  In  der  Novelle  „Der  Mann  von  fünfzig  Jahren" 
läßt  er  die  schöne  Witwe  zu  dem  Major  sagen:  „Dichter  und  Liebhaber  sind  längst 
schon  leider  im  Ruf,  daß  ihren  Versprechen  und  Zusagen  nicht  viel  zu  trauen  sei; 
verzeihen  Sie  daher,  wenn  ich  das  Wort  eines  Ehrenmannes  in  Zweifel  zu  ziehen 
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Das  Haftgeld  konnte  auch  in  der  Form  eines  Imbisses,  den  man  dem 
Vertragsgegner  und  den  Zeugen  Torsetzte,  geleistet  werden;  das  war  der 
Weinkauf,  von  dem  ursprünglich  allein  gebrauchlichen  Obstwein  (Itt) 
auch  Motf/*  genannt  *^ 

Leistung  und  Gegenleistung  mußten,  wie  bei  der  sala,  Zug  um  Zug 
geschehen,  es  fand  nur  ein  gegenseitiger  Austausch  von  "Werten  statt. 
Was  auf  diese  Weise  zustande  kam,  erfreute  sich  rechtlichen  Schutzes. 
Dagegen  gab  es  keine  Klage  auf  Erfüllung,  keinen  privatrechtlichen  Schadens- 
ersatzanspruch wegen  Nichterfüllung  oder  verspäteter  oder  mangelhafter 
Erfüllung,  keinen  Eviktionsanspruch.  Das  Recht  kannte  nur  Barvertrage, 
keine  Schuldverträge*'. 

Die  weitere  Entwickelung  des  deutschen  Vertragsrechts  ist  vom  Pfand- 
recht ausgegangen.  Der  Schuldner  konnte  durch  Bestellung  eines  Pfandes 
seinen  Willen  „binden",  in  diesem  Sinne  also  eine  „Verbindlichkeit"  auf 
sich  nehmen.  Die  gemeingermanische  Bezeichnung  für  das  vom  Schuldner 
bestellte  Pfand  war  „Wette"  (goth.  vadi,  altn.  ved,  ags.  ved,  ahd.  treiäj 
mlat.  wadia,  toadhim,  frz.  ^agey  ital.  span.  gaggioj  engl,  roed,  ieage\  von 
goth.  vidauj  d.  i.  binden*®. 

Die  älteste  Form  des  Pfandvertrages  bewegte  sich  auf  dem  Boden  des 
Strafgedinges;  sie  bezweckte  nicht  die  Befriedigung  des  Gläubigers,  sondern 
die  Bestrafung  des  säumigen  Schuldners  durch  Verfall  des  Pfandes  *^  Es 
ist  charakteristisch,  daß  sich  das  Wort  „Wette",  nachdem  es  alle  im  Laufe 
der  Zeit  angenommenen  weiteren  Bedeutungen  abgestreift,  bis  auf  den 
heutigen  Tag  gerade  in  diesem  Sinne,  und  nur  in  diesem,  erhalten  hat, 
der  Wetteinsatz  verföUt,  um  den  Wettschuldner  für  die  Unrichtigkeit 
seiner  Behauptung  zu  strafen'®.  Bei  der  unbegrenzt  dispositiven  Natur 
des  altgermanischen  Rechtes  konnte  der  Schuldner  Leib  und  Leben, 
Freiheit  und  Ehre  verpfänden,  indem  er  den  Gläubiger  ermächtigte,  ihm 

wage  und  deshalb  ein  Pfand,  einen  Treupfennig,  nicht  verlange,  sondern  gebe. 
Nehmen  Sie  diese  Brieftasche." 

"•  Vgl.  Grimm,  RA.  191.  Stobbe,  Reurecht  und  Vertragsschluß  231  ff.;  Zur  Ge- 
schichte des  deutschen  Vertragsrechts  50  ff.  Sohm,  a.'a.  O.  54.  Der  Imbiß  wurde 
als  „Kauf'  bezeichnet,  weil  mit  ihm  die  Gegenleistung  erkauft  wurde.  Über  das 
Halten  des  Freilassungsbieres  im  altnordischen  Recht  Tgl.  §  9  Anm.  10. 

'^  Vgl.  Ehbenbebo,  Kommendation  u.  Huldigung  91.  Fbakken,  Das  französ. 
Pfandrecht  im  Mittelalter  213.  Hbüsleb,  U.  230.  Der  Spielvertrag,  dem  die  Ger- 
manen bekanntlich  im  Übermaß  ergeben  waren  (Tacitus,  Germ.  c.  24.  v.  Amiba, 
a.  a.  0.  I.  231  ff.),  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  reiner  Barvertrag  geblieben.  Das- 
selbe gilt  zum  Teil  von  der  Wette. 

*^  Vgl.  DiBz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  y.  gaggio.  v.  Amiba,  Altn.  Obli- 
gationenrecht I.  193  Anm.  1.  Gbimm,  RA.  601.  Im  Bairischen  und  Schwäbischen 
heiBt  „wetten"  noch  heute  „binden",  „ins  Joch  spannen";  engl,  iced  ist  „heiraten", 
„verheiraten",  „verbinden".    Vgl.  Anm.  108. 

"  Vgl.  v.  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht  256.  K.  Maubrä  i,  d.  Krit.  Viertel- 
jahrsschrift XV.  245  f. 

^^  So  erklärt  sich  auch  der  mittelalterliche  Sprachgebrauch,  der  Wette,  Gewette 
in  dem  Sinne  von  Geldstrafe  verwendet.    Vgl.  §  18,  Anm.  33. 
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im  Falle  der  Säumnis  das  Leben  zu  nehmen,  ihn  zu  verstümmeln,  in 
Knechtschaft  abzuführen,  ihm  die  Ehre  zu  rauben ^^  Die  Vollstreckung 
eines  derartigen  Strafgedinges  war  das  gute  Recht  des  Gläubigers,  in 
welchem  ihn  niemand  beirren  durfte.  In  derselben  Weise  konnte  der 
Hausvater  die  Freiheit  von  Weib  und  Kindern  verpfänden**.  Es  war 
schon  eine  erhebliche  Milderung,  wenn  der  Gläubiger  sich  mit  einem 
Sachpfande  des  Schuldners  begnügte  **,  oder  wenn  ihm  von  diesem  das 
Recht  eingeräumt  wurde,  ihn  zur  Strafe  seiner  Säumnis  zu  pfänden'^. 

Der  spätere  Fornialvertrag  (fides  facta)  oder  Wettvertrag  (wadiatio) 
ist  aus  prozessualischen  Kautionen  hervorgegangen  ^''.  Schon  bei  den  ge- 
richtlich festgestellten  Sühnegeldem  in  Straffallen  (s.  §  12,  zu  Anm.  28)  wird 
eine  Zahlungsstundung  gegen  Sicherheitsleistung  seitens  des  Beklagten  nur 
selten  zu  umgehen  gewesen  sein.  Von  besonderer  Bedeutung  war  aber 
die  cautio  iudicatum  solvi,  die  der  Kläger  von  dem  zu  eidlicher  Reinigung 
verurteilten  Beklagten  zu  fordern  hatte.  Die  Sicherstellung  wurde  ver- 
langt, weil  der  Eid  regelmäßig  erst  in  einem  späteren  Termine  abzuleisten 
war;  sie  wurde  dem  Beklagten  vom  Kläger  abverlangt,  weil  der  Beklagte 
nach  germanischer  Auffassung  nicht  dem  Gericht,  sondern  dem  Kläger 
den  Eid  schuldete.  Die  Sicherstellung  bezog  sich  im  nordgermanischen 
Prozeß,  der  das  einfache  Beweisurteil  hatte,  ausschließlich  auf  den  Eid, 


>^  Vgl.  Hbusleb.  I.  loa  f.  KoHLEB,  Shakespeare  20—35.  53  ff.  59  ff.  Gbimm, 
RA.  612  ff.  K.  Mau&eb,  Die  Schuldknechtschaft  nach  altnord.  Eecht  (Sitz.-Ber.  d. 
Münch.  Akad.  1874).  v.  Amiba,  Altn.  Obl.  R.  L  690.  Budde,  Über  Rechtlosigkeit, 
Ehrlosigkeit,  Echtlosigkeit,  99.  Der  berühmte  Bericht  des  Tacitus,  Qenn.  c.  24,  über 
das  Verspielen  der  Freiheit  (extremo  ctc  novissimo  icbciu  de  libertate  ac  de  corpore 

contendunti  victus  voluntariam  servitiUem  adit, alligari  se  ac  venire  patiturj 

ist  wohl  von  einem  Verpfänden  der  Freiheit  in  dem  im  Text  entwickelten  Sinne  zu 
▼erstehen.    Vgl.  Heusleb,  II.  234  Anm.  7. 

"  Vgl.  Anm.  78. 

»»  Vgl.  V.  Meibom,  a.  a.  0.  248  ff.    R.  Löning,  Vertragsbruch  78  f. 

^  Bezeugt  ist  die  Eonventionalpföndung  unter  den  Volksrechten  nur  von  dem 
der  Langobarden,  vgl.  Wach,  Ital.  Arrestprozeß  §  2.  Daß  sie  schon  in  der  Urzeit 
zulässig  gewesen  sein  muß,  ist  zweifellos. 

^^  Die  Entdeckung  des  deutschen  Vertragsformalismus  ist  eins  der  wichtigsten 
Ergebnisse  der  neueren  germanistischen  Wissenschaft.  Vgl.  Sohm,  Prozeß  der  Lex 
Salica  18 ff.,  164 ff.;  Recht  der  Eheschließung  34^47.  Stobbb,  Reurecht  und  Ver- 
tragsabschluß (s.  Anm.  25)  217  ff.  Weitere  Aufklärungen,  teils  nach  der  dogma- 
tischen, teils  nach  der  historischen  Seite  bei  Bbümkeb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Handelsrecht 
XXII.  510ff.,  552ff.;  Fbanken,  Das  franz.  Pfandrecht  L  43ff.,  210ff.,  261ff.;  Heusleb, 
Institutionen  L  79,  85 f.,  II.  229—242;  Gewere  21  f.;  Löning,  Vertragsbruch  §§  2—8; 
Th^venik  (in  der  Anm.  15  angeführten  Schrift).  Die  beiden  letzteren  gehen  aber  in 
ihrer  Gegnerschaft  gegen  den  Formalvertrag  viel  zu  weit.  Allerdings  gehört  der- 
selbe, soweit  er  Wettvertrag  ist,  erst  einer  späteren  Entwickelungsstufe  an,  aber  dass 
die  fides  facta  den  historischen  Ausgangspunkt  gebildet  hat,  läßt  sich  nicht  be- 
zweifeln. Von  der  zahlreichen  Litteratur  ist  noch  anzuführen:  Ehbenbbbo,  i.  d. 
Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  228  ff.  Esmein,  ]£tudes  sur  les  contrats  69  ff.  Lauohlin,  i.  d. 
Essays  in  anglo-saxon  law  189  ff.  Pebtile,  a.  a.  O.  IV.  445  ff.  Sieqel,  Geschichte 
des  deutsch.  Gerichtsverfahrens  35  ff.,  223.  Val  de  Lii:vBE,  Launegild  und  Wadia 
96  ff.    ViOLLET,  Precis  historique  505  ff.     Wach,  Ital.  Arrestprozeß  4  Anm.  4.  10  ff. 
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sie  war  reine  Eidesbürgscliaft;  bei  den  Westgermanen  dagegen,  bei  denen 
das  Beweisurteil,  wenigstens  später,  in  der  Form  eines  bedingten  End- 
urteils geßllt  wurde,  auf  Keinigung  oder  Zahlung,  die  fide$  facta  war  ein 
vollkommenes  Urteilserfüllungsgelöbnis'®.  Die  Sicherstellung  erfolgte  aus- 
schließlich durch  Bürgen,  deren  Zahl  wohl  immer  nach  der  Größe  des 
Eides,  d.  i.  nach  der  Zahl  der  Eideshelfer,  bemessen  wurde. 

Das  germanische  Recht  der  Urzeit  kannte  nur  Leibbürgen,  die  dem 
Gegner  selbst  als  Pfand  (loadium)  übergeben  wurden  und  eventuell,  zur 
Strafe  des  Vertragsbruches,  in  Schuldknechtschaffc.  verfielen ''.  Der  Bürg- 
schaftsvertrag war  also  ursprünglich  Vergeiselungsvertrag'®.  Über  die 
Form  desselben  lassen  sich  zunächst  nur  Mutmaßungen  aufstellen.  Die 
solenne  Form  für  die  Verknechtung  eines  freien  Menschen  war  Abschnei- 
den der  Haare  und  Anlegung  von  Fesseln'®;  zweifellos  wurde  diese 
Form  auch  dann  angewendet,  wenn  ein  Bürge  verfiel.  Dem  gegenüber 
muß  es  bei  dem  Yergeiselungsvertrage  eine  besondere  Solennität  gegeben 
haben,  durch  welche  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  daß  sich  der  Bürge 
nicht  als  Knecht  in  die  Gewere,  sondern  als  Freier  unter  die  Munt  des 
Gläubigers  begab.  Von  vornherein  ist  es  wahrscheinlich,  daß  diese  Solen- 
nität wie  bei  Adoption  und  Eheschließung  in  der  Waffenreichung  be- 
standen haben  wird*^.  Bestätigt  wird  diese  Vermutung  zunächst  durch 
die  Bezeichnung  des  Bürgen  als  „Geisel",  d.  i.  Ger,  Gerträger,  freier 
Mann^^  Erst  hierdurch  wird  die  Form  des  prozessualischen  Eidesangebotes 
mit  „Holzstab  und  Bürgen"  (trcß  ok  taka)  in  dem  altschwedischen  Rechte 
verständlich^*.  Der  Stab  (skaß,  shapt)  vertrat  hier  wie  anderwärts  den 
Ger*',  die  Stabreichung  war  Waffenreichung.    Durchaus  in  entsprechender 


^®  Über  den  Ausdruck  fidem  facere  vgl.  §  5,  Anm.  12;  Bbuknbb,  KG.  der  Ur- 
kunde I.  222,  Amm.  9;  Esmbin,  a.  a.  0.  73.  Der  Ausdruck  kann  auch  deutschem 
Sprachgebrauche  nachgebildet  sein,  vgl.  „Handtreue  thun",  „Handtreue  geben",  bei 
Haltaus,  Glossar  814;  Schilleb  u.  Lübbek,  Mittelnd.  WB.  II.  201 ;  Lbxbb,  Mittelhd. 
WB.  IL  1520.  Daß  der  spätere  Wettvertrag  ursprünglich  nur  Urteilserfullungs- 
gelöbnis  gewesen  ist,  wird  mit  Becht  angenommen  von  Hbublbb,  Institutionen  II. 
230,  und  Bbhbend,  Zum  Prozeß  der  Lex  Salica  (i.  d.  Festgaben  für  Heffter,  1873) 
S.  81  if.  Nach  Löniko  und  Th^venin  hätte  die  fides  facta  überhaupt  immer  nur  eine 
gerichtliche  Bedeutung  gehabt. 

3'  Vgl.  Heusleb,  n.  232,  250  f.  v.  Amiba,  Obligationenrecht  I.  691  f.  Gbimh. 
RA.  619f.;  DWB.  IV.  1.  b.  2608—2616.  Kohlbb,  Shakespeare  60;  Nachwort  zu  Shake- 
speare 9  f. 

^®  Über  den  Vergeiselungs vertrag  im  Gebiete  des  Völkerrechts  vgl.  Waitz,  VG. 
I.  171;  Tacitus,  Germania  c.  8,  20.  Lehrreich  f&r  die  Stellung  derartiger  Geiseln  ist 
der  Waltharius  Ekkehards  I.  aus  dem  10.  Jahrh. 

"  Vgl.  Tacitus  Germ.  c.  24,  81,  39.  Gbimm  KA.  147, 184,  328.  v.  Amiba,  Voll- 
streckungsverfahren 341.    Waitz,  I.  423. 

"  Vgl.  S.  62  ff.,  67  f. 

*^  Vgl.  ScHBÖDEB,  Gairethinx  55,  57,  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur. 

^*  Vgl.  V.  Amiba,  Obligationenrecht  I.  267  f.  K.  I>ehmakn,  Königsfflede  der 
Nordgermanen  14. 

*»  Vgl.  S.  51. 
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Weise  vollzog  sich  die  fides  facta  bei  den  Franken:  der  Beklagte  übergab 
die  festuca  an  den  Kläger  und  dieser  händigte  sie  an  den  Bürgen  aus*^. 
Aber  zur  Zeit  der  Volksrechte  war  der  Bürge  nicht  mehr  Leibbürge,  son- 
dern nur  noch  Vermögensbürge,  das  Geben  und  Nehmen  der  festuca  war 
zu  einer  bloßen  Form  geworden,  die  man  auf  das  Bürgschaftsversprechen 
und,  seit  der  Ausbildung  der  Selbstbürgschaft  des  Schuldners,  unmittelbar 
auf  das  Schuldversprechen  bezog^^.  Nachdem  man  aufgehört  hatte,  den 
Bürgen  selbst  als  das  wadium  zu  betrachten,  übertrug  sich  dieser  Begriff 
von  selbst  auf  die  festuca,  die  nun  als  Scheinpfand  angesehen  wurde :  der 
Vergeiselungsvertrag  war  zu  einem  Wettvertrage  geworden,  der  durch  das 
Geben  und  Nehmen  der  festuca  als  wadium  geschlossen  wurde  und  dessen 
Wesen  in  dem  Einlösungsversprechen  des  Schuldners  oder  des  Bürgen 
beruhte.  Mit  dieser  Verflüchtigung  des  ursprünglich  sehr  reell  gemeinten 
Vertrages  zu  einem  reinen  Formalvertrage  *•  war  die  Möglichkeit  gegeben, 
sich  desselben  auch  zu  außergerichtlichen  Schuldverträgen  zu  bedienen. 
Andererseits   kam    es,    seit   die   festuca- zu  einem  bloßen  Scheinpfande 


**  Vgl.  SoHM,  Recht  der  Eheschließung  88  ff.  In  derselben  Weise  erfolgte  die 
Bürgenstellong  im  bairischen  und  langobardischen  Recht.  Vgl.  Sohm,  39  Anm.  85. 
Yal  DB  Li&vBE,  a.  a.  0.  188  ff.  Über  die  Identität  der  langobardischen  wadia  mit 
der  festuca  vgl.  Yal  de  Likvas  121  ff.    Wach,  a.  a.  O.  4  Anm.  4. 

*^  Über  die  Selbstbnrgschaft  nach  fränkischem  und  langobardischem  Recht  vgl. 
SoHM,  a.  a.  O.  41  f.  Yal  db  Ll^vbe  186,  244 ff.  Stobbb,  Privatrecht  III.  306  f.  Bruk- 
KEB,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  XXII.  102,  513.  In  der  bekannten  schwäbischen 
Tranungsformel  des  12.  Jahrhunderts  empfängt  der  Bräutigam  die  sieben  als  „Wette*' 
gegebenen  Handschuhe  wieder  zurück,  er  ist  selber  Bürge  seines  Yersprechens  (Anm.  5). 

*•  Technische  Bezeichnung  für  das  formelle  Yersprechen  ist  später  achramire, 
adhramire,  altfrz.  aramir.  Diese  Bedeutung  des  Wortes  ist  aber  eine  abgeleitete  und 
erst  entstanden,  nachdem  die  fides  facta  ihren  ursprünglichen  Charakter  bereits  ver- 
loren hatte  und  zu  einem  Formal  vertrage  geworden  war.  Die  ursprüngliche  Bedeu- 
tung war  keine  abstrakte,  sondern  eine  sinnliche.  Das  Wort  hängt  mit  altn.  hremma, 
goth.  hramjan  zusammen  und  bedeutet  ergreifen,  in  Besitz  nehmen.  So  noch  Lex 
Salica  37  u.  47  §  1 ,  wo  es  sich  auf  die  Besitznahme  an  einer  vindizierten  Sache 
während  der  Dauer  des  Prozesses  bezieht.  Ygl.  Tb^vbnin,  a.  a.  O.  14  ff.,  dessen 
Ausführungen  gegen  Sohm  wir  hier  durchaus  zustimmen  müssen.  Dieselbe  sinnliche 
Bedeutung  hat  das  Wort,  wo  von  dem  Ergreifen  der  Wadia  durch  den  Bürgen,  wa- 
dium adhramire,  die  Rede  ist.  Entsprechend  heißt  es  Ed.  Liutpr.  36  u.  88  wadiam 
recipere,  accipere,  und  in  der  schwäbischen  Trauungsformel:  diu  wete  elliu  diu  nie- 
tnet  diu  froutce.  Später  hat  das  Wort  nur  noch  die  abstrakte  Bedeutung  des  for- 
malen Yersprechens  fer  feeiucam,  festucam  iactante.  Eine  alth.  Glosse  zu  Ansegis, 
Capitul.  lY.  c.  26  übersetzt  adhramire  demgemäß  mit  stahSn.  Das  Wort  wird  nun 
auch  reflexiv  gebraucht:  ae  adhramire  für  eich  durch  festuca  verpflichten;  selbst: 
aliquem  adhramitum  habere  für  jemanden  sich  haben  verpflichten  lassen  (vgl.  Form. 
Senon.  10  bei  Zeumeb,  Formulae  p.  189,  de  RoziiBB  Nr.  456).  Thävbnin  hat  diesen 
Übergang  vom  Sinnlichen  zum  Abstrakten  verkannt,  während  Sohm  die  abstrakte 
Bedeutung  schon  in  den  oben  angezogenen  Stellen  der  Lex  Salica  zu  finden  meinte; 
beide  sind  dadurch  zu  gewaltsamen  Interpretationen  gedrängt  worden.  Über  die 
sprachliche  Seite  vgl.  Müllbnhopf,  bei  Waitz,  Recht  der  salischen  Franken  276  f. 
Gbimm,  RA.  123,  844.  Diez,  WB.  d.  rom.  Sprachen  11.  8.  s.  v.  aramir.  Du  Gange, 
Glossar,  s.  v.  adramire. 
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geworden  war,  nicht  mehr  darauf  an,  ob  gerade  ein  Stab  oder  ein  Hahn 
gereicht  wurde;  nur  im  fränkischen  Bechtsgebiete  haben  diese  dauernd 
den  ersten  Platz  behauptet  ^^,  im  übrigen  kamen  bald  alle  möglichen 
Gegenstande,  namentUch  die  von  der  Investitur  her  gebrauchlichen,  Hand- 
schuh und  Messer,  als  Wadia  in  Gebrauch*®.  Da  die  Wadia  später  in 
den  Händen  des  Gläubigers  blieb,  bis  sie  ausgelöst  wurde,  so  machte  sich 
vielfach  das  Bedürfnis  geltend,  dieselbe  zur  Feststellung  ihrer  Identität 
mit  besonderen  Zeichen  zu  versehen**. 

Die  angegebene  Entwickelung  des  Formalvertn^es  gehört  schon  ganz 
der  folgenden  Periode  an.  Die  der  Urzeit  am  nächsten  stehende  Lex  Salica 
(zwischen  486  und  496)  kennt  wohl  nur  die  prozessuaUsche  fides  facta, 
diese  aber  schon  als  formalen  Schuldvertrag,  nicht  mehr  als  Yergeiselungs- 
vertrag.  Der  Übergang  von  dem  einen  zum  anderen  muß  sich  also  noch 
gegen  das  Ende  unserer  Periode  vollzogen  haben.  Dabei  ist  die  Ent- 
wickelung bei  den  verschiedenen  südgermanischen  Stämmen  im  allgemeinen 
eine  gleichartige  gewesen^,  nur  bei  den  Sachsen  findet  sich  statt  des 
Gebens  und  Nehmens  der  Wette  die  eigentümliche  Form  eines  Verspre- 
chens mit  gekrümmten  Fingern,  die  schon  in  heidnischer  Zeit  bezeugt  ist 
und  sich  in  Holstein  bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  in  Übung  erhalten 
hat*^^  Vielleicht  waren  die  Verhältnisse  hier  ebenso  gestaltet  wie  im 
Norden,  wo  der  Stab  nicht  zur  Wadia  werden  konnte,  weil  er  nicht  über- 


*^  Vgl.  die  Anm.  16  angeführte  Litteratur  und  die  in  meinem  Register  zu 
Gbimm's  Weistümem  S.  8S3f.  unter  kalm  und  stab  verzeichneten  SteUen.  Eine  Glosse 
bei  Steinmetbb  u.  Sibvebs  I.  632  übersetzt  stipulatio  mit  toeite, 

*^  Über  den  Handschuh  vgl.  u.  a.  Anm.  45.  Gbimm,  RA.  154.  Das  Messer  bei 
der  Investitur  von  Grundstücken  bezog  sich  wohl  ursprünglich  auf  die  mit  demselben 
ausgestochene  Erdscholle.  Vgl.  RA.  179.  Bbukneb,  RG.  d.  Urkunde  L  105  f.  6i- 
OBLOW,  Placita  Anglo-Normannica  70  f.,  150,  172. 

*^  Vgl.  Heusleb,  I.  86.    MicHBLSEN,  Festuca  notata  14.    Bigblow,  a.  a.  O.  71. 

^^  Vgl.  Anm.  44.  Insbesondere  steht  die  langobardische  Wadia  in  der  engsten 
Beziehung  zu  Urteilerfüllungsgelöbnis  und  Bürgschaft  Vgl.  Yal  de  Li^vbs  135  ff., 
165—188. 

^^  Vgl.  Gbimm,  RA.  128,  141.  Zeitschr.  d.  Gesellsch.  f.  Schlesw.-Holst-Lauenb. 
Geschichte  XII.  191  f.  Eine  Andeutung  enthält  schon  Karls  des  Großen  Capitulatio 
de  partibus  Saxoniae,  c.  27 :  Si  guis  homo  ßdeiussarem  invenire  non  potuerit,  res  ilUus 

in  forhanno  mUtantur,  usgue  dum  fideiussorem  praesentet Si  vero  fideiuMsor 

diem  stattUum  non  observaberit,  tunc  ipse  tantum  damni  incurrae,  qucmtum  manus 
sua  fideiussoris  exatitit.  Schon  die  Unterwerfungserklärung  der  Sachsen  gegen- 
über Karl  dem  Großen  erfolgte  manibui  earum.  Vgl.  Annal.  Lauriss.  und  Annal. 
Fuldens.  ad  annum  777  (Mon.  Germ.  Scriptores  I.  158,  349).  Nach  dem  Bericht 
des  Einhard  (s.  §  9  Anm.  25)  wäre  dabei  allerdings  ein  vadium  gegeben,  worunter 
aber  nach  dem  Sprachgebrauche  des  8.  Jahrhunderts  auch  Rasen  und  Zweig  ver- 
standen werden  können.  Vgl.  S.  52.  Daß  die  ruoda  der  Lex  Saxonum  c.  14  eine 
für  den  Betrag  von  120  Solidi  von  einem  Wergeidsbürgen  genommene  festuca  sei, 
will  mir  nicht  in  den  Sinn.  Vgl.  meinen  Versuch,  die  Stelle  durch  Annahme  eines 
Glossems  zu  erklären,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  27  f.  Dagegen  verdient  Bbünhbbs 
Erklärung  des  praemium  als  Vorsühne  (a.  a.  0.  5  f.)  vor  der  von  mir  versuchten 
wohl  den  Vorzug. 
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geben,  sondern  nur  mit  der  Hand  berührt  wurde,  so  daß  die  Waflfen- 
reichung  nicht  zum  Wettvertrage,  wohl  aber  zum  Vertragsschluß  durch 
Handschlag  führte  *^ 

Ob  das  Eingehen  eidlicher  Verpflichtungen,  das  im  Gebiete  des 
öffentlichen  Kechts  und  bei  den  Sühneverträgen  im  Gebiete  des  Straf- 
rechts keine  unbedeutende  Rolle  spielte*',  auch  privatrechtliche  Wirkung 
haben  konnte,  steht  dahin *^.  Man  darf  vermuten,  daß  dies  erst  unter 
kirchlichen  Einflüssen  geschehen  ist,  auf  die  zweifellos  auch  die  Selbst- 
verfluchungen des  späteren  Urkundenstils,  gewissermaßen  eine  Verpfandung 
des  eigenen  Seelenheils  im  Wege  des  Strafgedinges,  zurückzuführen  sind**^. 

Die  Schadensersatzpflicht  bei  Beschädigungen  war  nach  germanischem 
Eechte  eine  unbedingte;  zwischen  absichtlicher  und  unabsichtlicher  Be- 
schädigung wurde  nicht  unterschieden:  „Wer  Schaden  thut,  muß  Schaden 
bessern"  *^  Dementsprechend  war  auch  die  Haftung  des  Herrn  für  Be- 
schädigungen durch  seine  Haustiere  oder  Sklaven  ursprünglich  eine  durch- 
aus  persönliche;  erst  in  der  Zeit  der  Volksrechte  zeigt  sich  mehr  und 
mehr  die  Neigung,  in  allen  Fällen,  wo  den  Herrn  selbst  keine  Schuld 
traf,  bloße  Sachhaftung  eintreten  zu  lassen*^. 

Die  gemeingermanische  Bezeichnung  der  Verwandtschaft  in  ihrer 
Gesamtheit  war  „Sippe"  *®.  Die  vergleichende  Kechtswissenschaft  hat  fest- 
gestellt, daß  alle  Nationen,  deren  Familienrecht  sich  bis  in  seine  ersten 
Anfange  zurückführen  läßt,  von  dem  Standpunkte  des  Mutterrechts  aus- 


^*  Vgl.  Grimm,  KA.  138.  v.  Amiba,  Obligationenrecht  I.  290  if.  Für  das  dänische 
Recht  vgl.  Andb,  Sunbbons  Lex  Scaniae  c.  89,  140. 

*^  Vgl,  §  5  Anm.  12.    §  12  Anm.  27. 

"  Vgl.  SoHM,  Recht  der  Eheschließung  41 1. 

**  Vgl.  Hbusleb,  I.  78.  KoHLEB,  Shakespeare  61,  64.  Löning,  Vertragsbruch 
558  f.  Blühme,  Bekräftigungsformeln  der  Rechtsgeschäfte  (Jahrbuch  d.  gem.  deutsch. 
Rechts  m.)  220  f.  Bbünneb,  RG.  d.  Urkunde  I.  157  f.;  Über  das  Alter  der  Lex  Ala- 
mannorum  (Sitz.-Ber.  d.  Berl.  Akad.,  1885)  220  f.  v.  Amiba,  Obligätionenrecht  I.  690. 
Über  Verwünschungen  zur  Zeit  des  Heidentums  vgl.  Lilibkcbon  u.  Müllknhoff, 
Zur  Runenlehre  22,  62  f. 

**  Vgl.  Hbusleb,  II.  262  f.  Stobbb,  Deutsch.  Privatrecht  III.  877.  Schmidt, 
Schadensersatz  in  den  Volksrechten  (Untersuch,  z.  deutsch.  Staats-  u.  Rechtsgesch. 
her.  V.  Giebkb,  XVIII.)  19  f.,  81  ff.  Gbaf  u.  Diethebb,  Deutsche  Rechtssprich- 
wörter 276. 

"  Vgl.  Kbaüt.  Vormundschaft  I.  347  ff.  v.  Meibom,  Deutsch.  Pfandrecht  198  f. 
WiLDA,  Strafr.  d.  Germanen  588  ff.,  652  ff.  Gbimm,  RA.  664  ff.  Stobbe,  Privatrecht 
Ul.  388,  402 ff.  Schmidt,  a.  a.  0.  43—57.  v.  Amiba,  Obligationenrecht  L  891  ff.; 
Zweck  und  Mittel  der  german.  Rechtsgeschichte  56. 

*®  Goth.  sibjaj  ags.  sib,  ahd.  tippa,  sibba.  Wenn  das  Wort  auch  , frieden"  be- 
deutet, so  scheint  dies  doch  erst  abgeleitet,  nicht  umgekehrt.  Im  Nordgermanischen 
hat  sich  sifjar  nur  für  Schwägerschaft  erhalten.  Über  die  germanische  Verwandt- 
schaftsgliederung vgl.  Heitbleb,  II.  271  ff.  Gbimm,  RA.  467  ff.  K.  Maübeb,  Island 
822  ff.  (hauptsächlich  gestützt  auf  Fivsek,  Fremstilling  af  den  islandske  Familieret, 
1849—1850);  Die  Berechnung  der  Verwandtschaft  nach  altnorwegischem  Rechte,  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akad.  1877,  S.  285—258.  v.  Amiba,  Erbenfolge  und  Verwandt- 
schaftsgliederung nach  den  altniederdeutschen  Rechten,  1874.  Bbuitkbb,  Sippe  und 
Wergeid  nach  niederdeutschen  Rechten,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  1—87. 
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gegangen  sind,  welches,  entsprechend  dem  Satze  ,,mater  certa  pater  incer- 
tns",  nur  die  durch  Weiber  vermittelte  Verwandtschaft  als  solche  an- 
erkennt^^. Daß  auch  das  Familienrecht  der  Germanen  in  vorhistorischer 
Zeit  auf  dem  Mutterrecht  beruht  hat,  läßt  sich  an  zahlreichen  Spuren, 
die  sich  zum  Teil  bis  über  die  Zeit  der  Volksrechte  hinaus  erhalten 
haben,  deutlich  erkennen^.  Dahin  gehört  namentlich  die  bevorzugt« 
Stellung,  die  der  Oheim  (avunculus)  in  der  Familie  neben  dem  Vater  oder 
wohl  gar  vor  dem  Vater  einnahm  •^  Nach  den  Andeutungen  des  Tacitus 
müssen  schon  zu  seiner  Zeit  große  partikularrechtliche  Verschiedenheiten 
bestanden  haben;  daß  das  auf  die  Verwandtschaft  durch  den  Vater  ge- 
gründete agnatische  Prinzip  im  wesentlichen  schon  zur  Herrschaft  gelangt 
war,  ist  außer  Zweifel®*;  wahrscheinlich  sind  es  die  adelichen  Geschlechter 
gewesen,  die  dasselbe  zuerst  zur  Anerkennung  gebracht  haben  ^.  Da  die 
Spindel  (Spille,  Kunkel,  fusus)  für  das  weibliche,  der  Ger  (Schwert,  Speer, 
lancea)  für  das  männliche  Geschlecht  als  Wahrzeichen  galt**,  so  unter- 
schied man  die  Verwandten  von  der  Spindelseite  und  die  von  der  Ger- 
seite; dieselben  wurden  auch  wohl  unter  den  Kollektivbegriffen  „Spindel" 
und  „Ger"  oder  „Schwert"  zusammengefaßt.  Die  technische  Bezeichnung 
für  den  einzelnen  Verwandten  ist  nordgermanisch  und  ursprünglich  wohl 
gemeingermanisch  „Freund"  (frandi),  westgermanisch  „Mage"*'.  Ger- 
oder Schwertmagen  waren  die  Verwandten  des  Mannsstammes,  also  die 
Vatermagen,  regelmäßig  aber  nur  die  Vatermagen  männlichen  Geschlechts; 
Spill-  oder  Kunkelmagen  waren,  nach  Übermüdung  des  Mutterrechts  und 
des  diesem  eigentümlichen  Begriffes  der  Muttermagen,  alle  Verwandten 
von  der  Weiberseite,  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht,  und  die  Vater- 
magen weiblichen  Geschlechts®*^ 


^'  Vgl.  Bachofen,  Das  Matterrecht  1861.  Daboun,  Mutterrecht  und  Raubehe 
und  ihre  Beste  im  germanischen  Becht  und  Leben  (Untersuchungen  z.  deutsch. 
Staats-  u.  Bechtsgeschichte,  her.  von  Gibbke  XVI.)  1883.  Eohlbb,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
vergl.  BW.  III.  893  flf.  V.  407  flf.;  Das  Becht  als  Kulturerscheinung  7—17;  Shake- 
speare vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  223  f. 

•ö  Vgl.  Daboun,  a.  a.  0.  21—72,  und  i.  d.  Zeitschr.  f.  BG.  XX.  121  Anm. 

«»  Tacitus,  Germania  c.  20.    Vgl.  Waitz,  I.  67  ff. 

^^  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Eheschliefiungsrecht,  der  Adoption,  dem  Erbrecht. 

*^  Adel  ist  nur  denkbar  unter  der  Herrschaft  des  Vaterrechts.  Vgl.  Tacitus 
Annal.  XI.  c.  16  vom  Italiens:  pcUemum  htdc  genta  e  Flavo,  fratre  Arminii,  maier 
ex  Äctumero,  principe  Chattorum,  Italiens  wird  nicht  als  Chatte,  sondern  als  Mit- 
glied der  stirps  regia  der  Cherusker  betrachtet.  £s  wird  die  Frage  aufgeworfen 
(c.  17):  an  dignum  se  patruo  Ärminioy  avo  Äctumero  praeberet 

^^  Eine  ahd.  Glosse  (Stbinmeybb  u.  Sievers  II.  408,  414)  übersetzt  funu  einmal 
mit  spinnilay  sodann  mit  quemana  (d.  i.  Weib).  Vgl.  Sghbödeb,  Über  die  Bezeich- 
nung der  Spindelmagen,  i.  d.  Zeitschr.  f.  BG.  XYII.  Iff.  Gbimm,  BA.  163,  171. 
Weinhold,  Deutsche  Frauen  I.  177.  Wackesnagbl,  Familienrecht  u.  Familienleben 
der  Germanen  (Kleinere  Schriften  I.)  22.    v.  Amira,  Erbenfolge  78. 

^^  Bei  den  Ostgermanen  nur  auf  die  Schwägerschaft  angewendet. 

***  Vgl.  BosiK,  Der  Begriff  der  Schwertmagen,  1877,  und  meinen  Anm.  64  an- 
geführten Aufsatz  S.  3  ff. 
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Die  Verwandtschaft  zerfiel  in  den  engeren  Kreis  des  Hauses  oder  der 
Familie,  der  die  Eltern  mit  ihren  (noch  im  Hause  weilenden  oder  bereits 
abgesonderten)  Kindern  sowie  die  Geschwister  untereinander  umfaßte,  und 
den  weiteren  Kreis  der  Magschaft  oder  Sippe  ^^  Indem  man  sich  die 
Verwandtschaftsgliederung  nach  d^m  Bilde  des  menschlichen  Körpers  vor- 
stellte, wies  man  der  Familie  ihren  Platz  in  dem  Bumpfe  an  und  ließ 
die  Magschaft  mit  dem  Knie  beginnen  und  mit  dem  letzten  Oliede  des 
Fußes  endigen,  so  daß  sich  als  äußerste  Oreiize  der  Sippe  das  vierte  oder 
fünfte  GKed  oder  Kniej  d.  h.  die  vierte  oder  fünfte  Generation,  ergab ®^ 
Die  Familie  bezeichnete  man  als  den  Schoß  oder  Busen  {d^.  fdctm,  altn. 
fadmry^.  Die  Aufnahme  in  die  Familie  im  Wege  der  Legitimation  oder 
Adoption  geschah  deshalb  durch  Anlegen  an  die  Brust,  Aufnehmen  auf 
den  Schoß  (Schoßsetzung,  Kniesetzung),  Mitumfangen  mit  dem  Kleide 
oder  Mantel'^.  Adoption  hieß  daher  mlat.  adfatimus,  adoptieren  affaämirey 
adfathamire^K 

Innerhalb  des  Hauses  hatte  der  Vater  in  vorhistorischer  Zeit  eine 
unbeschrankte  Herrschaft  wie  über  das  Vermögen  so  auch  über  die  Per- 
sonen ausgeübt.  Einzelne  Reste  dieser  Auffassung  waren  bis  in  unsere 
Periode  stehen  geblieben:  neugeborene  Kinder  konnte  der  Vater  ungestraft 
aussetzen  oder  töten  ^*,  Weib  und  Kinder  in  Fällen  der  Not  vergeiseln 
oder  in  die  Knechtschaft  verkaufen  ^^,  die  Töchter  nach  Willkür,  ohne  sie 

•'  Vgl.  V.  Amiba,  a.  a.  0.  (s.  Anm.  58).  Brünner,  a.  a.  0.  (Anm.  58).  Heüsleb, 
II.  528  ff.  Maüber,  Island  827  ff.  Gbiux,  RA.  468  ff.  Yoüno,  The  anglosaxon  family 
law  (i.  d.  Essays  in  anglosax.  law)  123  ff.,  127  ff. 

••  Die  verschiedene  Abgrenzung  ergab  sich  aus  der  Zählung  der  Glieder  unter- 
halb des  Knies,  je  nachdem  man  die  große  Zehe  oder  eine  andere  als  Endpunkt 
nahm.  Das  Resultat  war  dasselbe  wie  bei  der  sachsischen  Yerwandtschaftsberech- 
nung,  die  der  Familie  ihren  Platz  in  Kopf  und  Hals  anwies  und  die  Magschaft  an 
der  Schulter  beginnen  ließ.    Vgl.  Ssp.  I,  3,  §  3. 

^*  Im  engeren  Sinne  bezeichnete  Schofl  die  Eltern,  Busen  die  Kinder.  Daß  die 
Enkel  ursprünglich  nicht  zum  Busen  gerechnet  wurden,  erklärt  sich  aus  ihrer  Geburt 
in  einem  bereits  abgesonderten,  zweiten  Hause. 

'<>  Vgl.  Gmmm,  RA.  160,  464  f.  v.  Amiba,  Zweck  und  Mittel  der  germ.  RG.  52  f. 
Siehe  auch  Anm.  72.  Auch  bei  der  Eheschließung  begegnet  der  Gebrauch  der  Knie- 
setzung (vgl.  RA.  433),  bei  der  Kommendation  das  Umfangen  mit  den  Händen  (vgl. 
Ehrenbebo,  Kommendation  u.  Huldigung  22). 

'*  Von  Bltfnjik.  fathumjan,  d^B.  fädmian,  umarmen,  an  den  Busen  schlieften. 
Vgl.  unser  Faden  =  Klafter.  Vgl.  Müllenhofp  bei  Waitz,  Recht  der  sal.  Franken 
277.    Gruim,  DWB.  III.  1230,  1233. 

"  So  lange  das  Kind  noch  keine  Nahrung  erhalten  oder  Namen  und  Wasserweihe 
empfangen  hatte.  Das  Recht  durfte  nicht  mehr  ausgeübt  werden,  sobald  der  Vater 
es  auf  den  Arm  genommen  und  damit  seine  Aufnahme  in  den  Busen  (Anm.  70,  71) 
bewirkt  hatte.  Vgl.  Gbimm,  RA.  455  ff.  K.  Maurer,  Über  die  Wasserweihe  des  germ. 
Heidentumes  (Abdr.  a.  d.  Abh.  d.  Münch.  Akad.  XV.  1880);  über  das  Aufiiehmen  des 
Neugeborenen  vgl.  daselbst  S.  10  f.  (182  f.).  Müllenhofp  i.  d.  Anzeiger  f.  deutsch. 
Altertum  VII.  404  ff.    Hedsler,  II.  431  f. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  329,  461.  v.  Richthofbn,  Zur  Lex  Saxonum  293  ff.,  Note. 
Wackernagel,  Kl.  Schriften  I.  12.    Heusler,  I.  120. 
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zu  fragen,  verheiraten  ^^.  Allein  von  diesen  Bückständen  einer  rohen  Zeit 
abgesehen  war  die  hausherrliche  Gewalt  über  Frau  und  Kinder  aus  einem 
Herrschaftsrecht  zu  einem  Schutz-  und  Vertretungsrecht,  zur  Munt,  ge- 
worden ^'^.  Als  das  Wahrzeichen  der  Munt  haben  wir  bereits  den  Ger 
kennen  gelernt^*.  Der  Hausherr  war  der  Gerhabe  für  Frau  und  Kinder, 
er  trug  den  Ger  für  sie,  zu  Fehde  wie  zu  Gericht. 

Die  väterliche  Munt  endigte  bei  Lebzeiten  des  Vaters  für  die  Söhne 
durch  Wehrhaftmachung,  für  die  Töchter  durch  Verheiratung. 

Ein  bestimmtes  Alter  für  die  Zeit  der  Wehrhaftmachung  gab  es  nicht '^ 
Sobald  der  Sohn  des  Freien  die  individuelle  Waflfenfähigkeit  erlangt  hatte, 
bestand  für  den  Vater  die  öfiFentlichrechtliche  Pflicht,  ihn  dem  Landes- 
thing vorzustellen  und,  nachdem  dasselbe  die  Aufnahme  des  Jünglings  in 
die  Genossenschaft  der  volkfreien  Heermänner  beschlossen,  durch  WaflFen- 
reichung  die  Wehrhaftmachung  zu  vollziehen^®.  Damit  hatte  der  Jüng- 
ling die  Selbständigkeit  erlangt,  er  war  sein  eigener  Gerhabe  geworden. 
Nicht  aus  der  Familie  als  solcher  war  er  geschieden,  aber  er  hatte  auf- 
gehört, domus  pars  zu  sein,  er  war  nicht  mehr  der  hausherrlichen  Munt 
unterworfen,  die  Wehrhaftmachung  in  ihren  privatrechtlichen  Wirkungen 
war  Emanzipation^*.  Dabei  wurde  jedoch  vorausgesetzt,  daß  der  Sohn 
aus  der  väterlichen  Hausgenossenschaft  ausschied,  sei  es,  daß  er  einen 
eigenen  Herd  gründete  oder  sein  Heil  in  der  Fremde  versuchte®^.  War 
dies  nicht  die  Absicht,  so  reichte  die  unmittelbare  Wehrhaftmachung  zur 
vollen  Emanzipation  nicht  aus  ^^  vielmehr  mußte  der  Emanzipationsakt  iu 
diesem  Falle  mit  einem  Adoptionsakte  verbunden  werden,  indem  der 
Vater,  wie  dies  schon  von  Tacitus  angedeutet  ist,  seinen  Sohn  einem 
Dritten  zur  Vollziehung  der  Wehrhaftmachung  übergab®*.    Die  WaflFen- 


^*  Vgl.  ScHBöDEB,  Gesch.  des  ehel.  Güterrechts  I,  7. 

"  Vgl.  Anm.  9,  ^«  Vgl.  S.  51.  "  Vgl.  §  35. 

^^  Vgl.  S.  29,  Anm.  8.  Die  Anlegung  der  togn  virilis,  mit  der  Tacitas  die  Wehr- 
haftmachung in  Parallele  stellt,  bedeutete  die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  und  das 
Heer,  die  volle  politische  Selbständigkeit  und  privatrechtliche  Handlungs&higkeit. 
Die  patria  potestas  blieb  unberührt.  Vgl.  Mabquardt,  Das  Privatleben  der  Romer, 
2.  Aufl.  I.  128 — 184.  Eine  althochdeutsche  Glosse,  den  Vergleich  des  Tacitus  gut 
illustrierend,  übersetzt  toga  mit  dinchiuuoH.    Stbinmeyeb  u.  Sibvers,  II.  413. 

'®  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  343,  555.    Young,  a.  a.  O.  155f.,  159f. 

*°  Vgl.  Stobbe,  Die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  (Beitrage  zur  Geschichte 
des  deutsch.  Rechts,  1865)  S.  1—12.    Heuslbb,  II.  485  f. 

^^  Anderer  Meinung  Ehbbi^bebg,  Kommendation  und  Huldigung  54  (früher  auch 
Hecsleb,  I.  114),  da  der  junge  Mann  durch  den  Empfang  des  Heergerates,  als  seines 
Handwerkszeuges,  wirtschaftlich  selbständig  geworden  sei,  durch  Jagd  und  Krieg 
seinen  Lebensunterhalt  habe  erwerben  können.  Aber  durch  Krieg  doch  nur,  wenn 
er  sein  Vaterhaus  verließ  und  fremde  Dienste  nahm!    Vgl.  übrigens  Anm.  82. 

^*  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  550  ff.  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung,  was  Paulus 
Diaconus,  Hist.  Langob.  I.  c.  23,  24,  von  dem  Langobardenköuig  Audoin  berichtet. 
Alboin,  der  Sohn  des  Königs,  hatte  noch  als  Knabe  den  Sohn  des  feindlichen  Gepiden- 
königs  Turisind  in  der  Schlacht  erlegt  und  das  Volk  bat  daher  den  König,  er  möge 
seinen  Sohn  als  Gefolgsmann  (conviva)  aufnehmen,  ut,  qui  patri  in  periculo,  ita  ei 
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reichung  seitens  des  Dritten  wirkte  als  Adoption®^,  sie  führte  daher  recht- 
lich die  Absonderung  des  Sohnes  von  dem  Haushalte  des  Vaters  herbei, 
auch  wenn  der  Sohn  thatsächlich  als  Gast  zu  diesem  zurückkehrte.  Wie 
die  Emanzipation  so  war  auch  die  Freilassung  eine  Verbindung  mit  der 
Adoption  eingegangen.  Die  unmittelbare  Freilassung  des  Knechtes  durch 
seinen  bisherigen  Herrn  vermochte  das  Band  der  Unfreiheit  nicht  zu  zer- 
stören, es  bedurfte  der  Aufnahme  des  Freigelassenen  in  eine  freie  Sippe, 
also  eines  Adoptionsaktes  ®^,  und  auch  dieser  wurde  vollzogen  durch  Hin- 
gabe zur  Freilassung  durch  Wehrhaftmachung®*^. 

Daß  die  Wehrhaftmachung  zugleich  Form  für  die  Emanzipation  wie 
für  die  Adoption  war®®,  findet  noch  eine  weitere  Bestätigung.    Zu  dem 


in  convivio  come$  esset  Der  König  lehnte  dies  ab,  da  er  den  ritw  genHs  nicht 
brechen  dürfe:  ,JScitu*'t  inquii,  „non  esse  apud  nos  consuetudinem,  vi  regis  cum  patre 
filius  prandeaty  nisi  prius  a  rege  gerUis  exterae  arma  suscipiaL**  Alboin  begiebt  sich 
hierauf  zu  ToriBind,  der  ihn,  nachdem  er  seinen  Wunsch  gehört,  freundlich  begrüßt, 
ihn  zum  Gastmahl  (ad  swum  eanviviumj  ladet  und  ihm  dabei  den  Platz  zu  seiner 
Rechten  anweist,  den  sein  von  Alboin  erschlagener  Sohn  Turismod  früher  eingenom- 
men hatte.  Dann  heißt  es:  su^eTisque  Ikcrisindus  arma  Turismodi,  filii  suij  ea  Al- 
boin tradidU  eumque  cum  pace  incolomem  ad  patris  regnvm  remisit.  Allerdings  war 
die  Adoption  hier  nur  als  ein  Scheingeschäft  gemeint,  aber  ihre  Wirkung  hinsicht- 
lich der  Emanzipation  hatte  sie  nicht  verfehlt.  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  O.  8  f.  Es  liegt 
kein  Grund  vor,  das  hier  beobachtete  Verfahren  mit  Heüsleb,  II.  486,  auf  die  höchsten 
Lebenskreise  zu  beschränken.  Tacitus  sagt  ausdrücklich,  daß  vel  principum  aliquis 
vel  pater  vel  propinqui  die  Waffenreichung  vornahmen.  Das  Eintreten  der  Fürsten 
oder  der  Verwandten  war  durchaus  nicht  auf  die  Fälle  beschränkt,  wo  der  junge 
Mann  vaterlos  war  oder  in  das  fürstliche  Gefolge  eintreten  sollte. 

^^  Theoderich  der  Große  erklärte  es  geradezu  für  eine  mos  gentium:  per  arma 
fieri  posse  filium.  Bezeugt  ist  die  Adoption  durch  Waffenreichung  bei  den  Ostgothen 
(Gbudi,  RA.  166;  Sohh,  a.  a.  0.  546  Anm.  5,  551  Anm.  18),  Gepiden  (Anm.  82), 
Franken  (Gbimk,  £A.  163,  464  Note)  und  Langobarden.  Bei  den  letzteren  stand  die 
Adoption  durch  gairethinx  noch  im  7.  Jahrh.  und  8.  Jahr,  im  Gebrauche.  Vgl. 
ScHBÖDEB,  Gairethinx  (Zeitschr.  f.  KG.  XX.)  56  f.  Der  fränkische  adfatimus  ist  eben- 
falls nichts  anderes  als  eine  verblaßte  Adoption,  bei  welcher  die  festuca  an  die  Stelle 
des  Geres  getreten  ist.  Vgl.  Thävenin,  Contributions  ä  Thistoire  du  droit  germanique 
49  ff.  Kohleb  i.  d.  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  V.  429  f.  Die  altn.  Bezeichnung  für  Adop- 
tion war  attleiding  (Geschlechtsleite). 

8*  Vgl.  S.  38  Anm.  10.    Gbimm,  RA.  333. 

^^  Vgh  Schbödee,  Gairethinx  54  f.  Während  nach  dem  anglonormannischen 
Rechte  nur  die  Übergabe  des  Unfreien  an  den  Vicecomes  zur  Vollziehung  der  Waffen- 
reichung  erfolgte,  geschah  die  langobardische  Freilassung  durch  Gairethinx  erst  durch 
die  vierte  Hand,  es  bedurfte  also  einer  dreimaligen  Hingabe  zur  Adoption,  um  den 
Freigelassenen  ganz  aus  der  Munt  seines  bisherigen  Herrn  zu  losen,  ihn  amumd  zu 
machen.  Nur  die  Obergabe  an  den  König  vermochte  die  drei  Hände  zu  ersetzen. 
Vgl.  Ed.  Roth.  224.    Liutpr.  9.    Vgl.  auch  Sohm,  a.  a.  0.  548  Anm.  10. 

*^  Besondere  Adoptionsformen  waren  die  zu  Anm.  70  erwähnten,  sowie  das  alt- 
nordische Einsteigen  in  einen  Schuh  (vgl.  Gbimm,  RA.  155).  Wenn  der  Frankenkönig 
Gunthram  seinen  Neffen  Childebert  auf  seinen  eigenen  Thronsessel  setzte  (ebd.  464) 
oder  der  Gepidenkönig  den  Alboin  auf  den  Stuhl  seines  verstorbenen  Sohnes,  so  hatte 
dies  zweifellos  dieselbe  Bedeutung  wie  die  Kniesetzung.    Eine  große  Rolle  bei  der 
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Akte  der  Wehrhaftmachung  gehörte  nämlich  außer  der  Waffenreichong 
auch  die  Ablegung  der  Kindertracht,  also  das  erstmalige  Scheren  der  bis 
dahin  ungekürzt  getragenen  Haare  ®^,  —  der  Emanzipationsakt  wurde  des- 
halb mittellateinisch  als  capHlatoriae  bezeichnet  — ,  und  die  Gewährung 
einer  Aussteuer,  deren  Tomehmsten  Bestandteil  die  zu  der  Wehrhaft- 
machung gehörige  Waflfenausnistung  (das  „Heergerate")  bildete®®.  In 
derselben  Weise  vollzog  sich  aber  die  Adoption;  auch  hier  bildeten  das 
Scheren  der  Haare®®  und  die  Gabe  ein  wesentliches  Moment  neben  der 
Waflfenreichung®^. 

WaflFenreichung,  Gabe  und  Scheren  der  Haare  bezeichneten  die  Adop- 


Adoption  spielte  auch  die  Veranstaltung  eines  Gastmahls,  besonders  bei  der  nordischen 
(BtäeidiTig,  Vgl.  Grimm,  RA.  155.  Wilda,  Von  den  unecht  geborenen  Kindern  (i.  d. 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XY.)  257.  Unmittelbar  mit  dem  atUeidtingtol  hing  das 
frelsisölj  das  Freilassungsbier,  zusammen.    Vgl.  S.  88  Anm.  10. 

^'  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  O.  10.  Die  noch  waffenunfähigen  Knaben  bezeichnete  man 
als  pueri  criniH.  Sie  trugen  zuweilen  das  Haar  in  einen  Knoten  geschftrzt,  was  bei 
Männern  nicht  üblich  war,  außer  bei  den  Sueben  (Tacitus,  Germ.  c.  88).  Bei  den 
Chatten  wurde  das  erste  Scheren  der  Haare  bis  nach  der  ersten  Waffenthat  des 
Jünglings  verschoben  (Germ.  c.  31).  "Über  die  Haartracht  der  Germanen  im  allge- 
meinen vgl.  LiNBENSCHMn,  Haudb.  d.  deutsch.  Altertumskunde  I.  816  f.  Gbimm,  HA. 
288  ff.    Vgl.  Anm.  116. 

*^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  844  f.  Stobbe,  a.  a.  0.  6.  10.  Mit  Unrecht  hat  man  die 
Waffenreichung  selbst,  also  den  Formalakt  des  Gairethinx,  mit  der  Gewährung  der 
Waffenaussteuer,  die  nur  eine  materielle  Bedeutung  hatte,  vermischt.  Vgl.  Ehkeh- 
BEBG,  a.  a.  0.  54. 

•»  Vgl.  Grimm,  RA.  146.  Stobbe,  a.  a.  O.  7—11.  Sohm,  a.  a.  0.  548  f.  Kohler 
i.  d.  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  V.  431  f.  Ehrenbero,  a.  a.  O.  51  ff.  Der  letztere  bringt 
das  Scheren  bei  den  capilUUoriae  zu  Unrecht  mit  dem  Scheren  der  Haare  bei  Un- 
freien in  Verbindung.  Knechte  trugen  das  Haar  überhaupt  geschoren  (vgl.  RA.  839), 
freien  Männern  wurde  es  nur  im  Nacken  gekürzt,  so  daß  ihre  Haartracht  zwischen 
derjenigen  der  Knechte  und  deijenigen  der  Knaben  oder  solcher  Männer,  die  sich 
dem  Kriegsgotte  gelobt  hatten,  die  Mitte  hielt. 

•<>  Vgl.  Anm.  82,  91,  111.  Wilda,  a.  a.  0.  258.  269.  Von  Karl  Martell  wird 
berichtet,  er  habe  seinen  Sohn  Pippin  zu  dem  Langobardenkönig  Liutprand  gesckiokt, 
ut  eiti8  iuxta  morem  capülum  susciperet,  worauf  Liutprand,  eius  caesariem  incidens, 
ei  pater  effectus  est  multisque  eum  ditatum  regiis  munerüms  genitori  renUsit.  Paulus 
Diac,  Hist  Langob.  VI.  c.  53.  Im  Beovulfsliede .  (v.  2429  ff.)  erzählt  Beovulf.  daB 
König  HreOel  ihn,  sieben  Winter  alt,  von  seinem  Vater  übernommen  und  ihm  sine 
and  symbel  (Schatz  und  Schmaus)  gegeben  habe.  Auch  die  Schwertleite  des  Mittel- 
alters war  von  einer  Gabe  begleitet  Die  Gabe  an  sich  war  eine  Gunstbezeugung 
(vgl.  V.  Amira,  Oblig.-R.  I.  506),  dem  bei  der  Namengebung  üblichen  Geschenke  ent- 
sprechend (vgl.  Paul.  Diac.  I.  c.  8.  Maurer,  Wasserweihe  8  f.  Weinhold,  Altnord. 
liCben  268);  ihre  rechtliche  Bedeutung  lag  in  erster  Reihe  in  der  Waffenrüstung,  doch 
läßt  sich  auch  der  Gedanke  nicht  ganz  abweisen,  daß  die  Gabe  zugleich  als  ein  Ent- 
gelt für  die  Hingabe  der  Person  des  Adoptierten  gegolten  haben  wird.  Daß  dies 
wenigstens  bei  der  Kommendation  der  Gefolgsmannen  der  Fall  war,  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln (vgl.  S.  27;  Ehrbitberg,  a.  a.  0.  20,  50,  55,  57 ff.),  doch!, darf  man  auch  hier 
den  formellen  Adoptionsakt  der  Waffenreichung  nicht  mit  dem  materiellen  Akt  der 
Gabe  verwechseln. 
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tionshandlang  auch  dann,  wenn  sich  ein  homo  sui  iuris,  ein  Selbmündiger, 
selbst  in  Adoption  gab^^. 

Auch  die  Legitimation  unehelicher  Kinder  wurde  als  Adoption  auf- 
gefaßt*^. Eine  stillschweigende  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  hat 
das  deutsche  Recht  nicht  gekannt. 

Eine  Adoption  konnte  nur  von  kinderlosen  Personen  oder  mit  Zu- 
stimmung aller  Kinder  vorgenommen  werden  ®^  Die  Wirkungen  der 
Adoption  beschränkten  sich  auf  die  Aufnahme  in  die  Familie  und  die 
daraus  erwachsenden  Konsequenzen®*.  Unter  die  Munt  des  Adoptivvaters 
trat  der  Adoptierte  als  solcher  nicht  ®^ 

Die  Töchter  schieden  aus  der  väterlichen  Munt  aus,  indem  der  Vater 
sie  einem  Manne  zur  Ehe  gab®^.  Daß  dies  durchaus  der  regelmäßige 
Weg  der  Eheschließung  war,  steht  zweifellos  fest.  Andererseits  haben 
auch  die  Germanen,  wie  nachweislich  alle  anderen  Völker  in  ihren  ersten 
Entwickelungsstadien,  der  durch  Entführung  begründeten  sogenannten 
Raubehe  nicht  jede  Anerkennung  verweigert*^.  Dem  Auslande  gegenüber 
war,  wie  der  Raub  überhaupt*®,  so  auch  der  Frauenraub  erlaubt  und  zur 
Ehebegründung  vollkommen  geeignet.  Dagegen  hatte  die  Entführung 
einer  Volksgenossin  diese  Wirkung  nur,  wenn  eine  Sühne  mit  der  Familie 
der  Entführten  zu  stände  kam.     War  dies  nicht  der  Fall,  so  standen 


*^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  549  Anm.  14.  551  Anm.  18.  EHREmEBG,  a.  a.  0.  40, 
Anm.  28.  Die  Waffenreichoog  wurde  entweder  mit  der  Gabe  verbanden,  oder  der 
zu  Arrogierende  übergab  dem  pater  arrogans  die  Waffe  nnd  empfing  sie  aas  dessen 
Hand  zurück.  Wir  haben  schon  S.  56  bemerkt,  daß  die  älteste  Form  der  Bürgschaft 
wahrscheinlich  die  Form  der  Adoption  oder  Arrogation  gehabt  hat,  indem  der  Bürge 
aus  der  Hand  des  Gläubigers  einen  Ger  (später  die  festuca  oder  wadia)  empfing,  mit 
dem  ihn  der  Hauptschuldner  oder  der  Bürge  sich  selbst  tradiert  hatte.  Ein  der- 
artiger Vorgang  muß  notwendig  gewesen  sein,  um  den  Yergeiselungsvertrag  von 
dem  Obnoxiationsvertrage  zu  unterscheiden.  Die  Bezeichnung  des  Bürgen  als  giail 
deutet  denselben  als  Gerempfanger  an.  Daß  die  Geiseln  nicht  selten  geradezu  in 
eine  Art  Adoptionsverhältnis  eintraten,  lehrt  u.  a.  der  Waltharius  des  Ekkehard. 

•«  Vgl.  Grimm,  RA.  468  f.    Wilda,  a.  a.  0.  257  ff.,  269  ff.,  279. 

•»  Vgl.  V.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  der  germ.  RG.  52  f. 

^^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  546.  Es  gab  auch  der  Adoption  nachgebildete  künstliche 
Geschwisterverhältnisse,  unter  denen  die  altnordische  Blutsbrüderschaft,  mit  Eiden, 
Blutvermischung  und  dem  feierlichen  Treten  unter  den  Rasenstreifen,  die  erste  Stelle 
einnimmt.    Vgl.  Pappenheim,  Die  altdänischen  Schutzgilden  21—48. 

®*  Anders,  wenn  eine  Kommendation  vorlag.  Vgl.  S.  26  f.  Sohm,  a.  a.  0.  552 
Anm.  20.  555  ff.  Im  Beovulfsliede  (v.  1481  f.)  bittet  der  zu  tötlichem  Kampfe  aus- 
ziehende Held  seinen  Gastfreund,  sich  für  den  Fall  seines  Bleibens  seiner  Mannen 
anzunehmen:  ves  fu  mundhora  minvm  mago-Pegnum,  hondgesellum,  gif  mec  hild  nime. 

^^  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  tponsalia  mit  prutkeha,  jprutkepu,   Stein- 

MEYEB  U.  SiEVERB  I.  292. 

*'  Über  die  Raubehe  im  allgemeinen  vgl.  besonders  Dargun,  Mutterrecht  und 
Raubehe  (s.  Anm.  59)  78—140  (speziell  über  die  germanischen  Verhältnisse  111  bis 
151);  Köhler,  Studien  über  Frauengemeinschaft,  Frauenraub  und  Frauenkauf,  i.  d. 
Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  V.  334 ff.;  Indisches  Ehe-  und  Familienrecht  ebd.  HI.  842ff.; 
Das  Recht  als  Kulturerscheinung  8  ff. 

^^  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  VI.  c.  23. 
B.  ScBBÖDEB,  Deutaehe  Bechtsgesehiohto.  5 
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Frau  und  Kinder  nicht  in  der  Munt  des  Mannes,  vielmehr  blieb  die 
Frau  in  der  Munt  ihres  Vaters,  die  sich  auch  auf  ihre  Kinder  erstreckte ; 
demgemäß  muß  dieser  das  Recht  gehabt  haben,  im  Wege  des  Betreibungs- 
verfahrens die  Herausgabe  seiner  Tochter  wie  seiner  Enkel  zu  verlangen. 
Von  diesen  Mängeln  abgesehen  galt  aber  auch  die  inländische  Raubehe 
nicht  als  eine  lose  geschlechtliche  Verbindung,  sondern  als  eine  wirkliche 
Ehe;  ihre  Ilngiltigkeit  war  eine  relative,  sie  bestand  nur  gegenüber  der 
Familie  der  Frau;  für  die  Ehegatten  selbst  und  gegenüber  Dritten  war  die 
Raubehe  ebenso  rechtsbeständig  wie  die  regehnäßig  eingegangene  Ehe*'. 
Dagegen  können  wir  der  neuerdings  vielfach  ausgesprochenen  Ansicht,  daß 
die  normale  Form  der  vereinbarten  Ehe  erst  aus  den  Sühneverträgen  nach 
Entführungen  entstanden  und  daß  die  Raubehe,  und  zwar  mit  Auslände- 
rinnen, die  Normalehe  des  Urrechts  gewesen  sei^^,  in  keiner  Weise  bei- 
stünmen.  Die  Ehe  zwischen  Nachbarskindem,  mit  Wissen  und  Willen 
der  Eltern  geschlossen,  muß  bei  jedem  nicht  rein  tierischen  Volke  den 
Ausgang  gebildet  haben;  daneben  wurde  die  Entfohrungsehe  mit  Fremden 
anerkannt,  mit  Einheimischen  geduldet  ^^^ 

Der  Eheschließung  vorauf  ging  die  Werbung  bei  dem  Vater,  regel- 
mäßig durch  einen  Fürsprecher  oder  Brautwerber  des  Freiers.  Die  Wer- 
bung anzunehmen  oder  abzulehnen  war  freier  Wille  des  Vaters,  das  Mäd- 
chen wurde  nicht  gefragt^®*.  Wurde  sie  angenommen,  so  konnte  die 
Eheschließung  nach  Maßgabe  der  getroffenen  Vereinbarungen  erfolgen  ^^^ 
Wie  bei  allen  jugendlichen  Völkern,  so  beruhte  auch  bei  den  Germanen 
das  Wesen  der  Eheschließung  in  dem  Brautkaufe  ^®*.    Der  Kau^reis  wurde 


^^  Über  das  Verhältnis  des  Arminins  zu  Segest  sind  wir  doch  zu  wenig  unter- 
richtet. Daß  der  Haß  des  letzteren  ans  der  Entführung  seiner  einem  andern  ver- 
sprochenen Tochter  herrührte  (Tacitus,  Annal.  I.  c.  55,  57,  58),  schließt  die  Möglich- 
keit einer  stattgehabten  Sühne  nicht  aus. 

"<>  Vgl.  Daroun,  a.  a.  0.  188  f.  Köhler,  Studien  386;  Ind.  Eherecht  342  ffl; 
Recht  als  Kulturerscheinnng  9.    Heusleb,  U.  279  f. 

^^^  Daß  die  Volkssitte  auch  bei  der  normalen  Eheschließung  vielfach  Entfllhrungs- 
spiele  eintreten  ließ,  die  zu  der  Bezeichnung  BrauUauf  geehrt  haben  und  stellen- 
weise bis  zur  Gegenwart  in  Gebrauch  geblieben  sind,  beweist  für  das  Erstgeburts- 
recht der  Baubehe  nicht  das  geringste.  Es  handelte  sich  einzig  darum,  den  Über- 
gang der  Braut  in  die  Hand  des  Bräutigams  in  drastischer  Weise  sich  vollziehen 
zu  lassen. 

»•«  Vgl.  Anm.  74. 

^^'  Auf  ein  solches  V^erhältnis  bezieht  sich  Tacitus,  Annal.  I.  c.  55:  Arminnu 
flliam  eius  alii  pactam  rapuerat  Derartige  Vorbesprechungen  hatten,  wie  das  Bei- 
spiel des  Arminius  zeigt,  keine  rechtsverbindliche  Kraft. 

^^  Über  die  Allgemeinheit  des  Brautkaufes  sind  besonders  die  Anm.  100  ange- 
führten Schriften  von  Dabocn  und  Köhler  und  Königs  warter  i.  d.  Revue  de  legis- 
lation,  1849,  I.  145  ff.  zu  vergleichen.  Für  das  germanische  Recht  vgl.  meine  (je* 
schichte  des  ehelichen  Güterrechts  I.  26  ff.,  48  ff.,  47  ff,.  49  ff.,  71,  75,  76  ff.  U.  3.  Abt., 
889;  De  dote  secundum  leges  gentium  Germanicarum  antiquissimas  (Berlin  1861)  38ff. 
Friedberg,  Recht  der  Eheschließung  18  f.  Gikoulhiac,  Histoire  du  regime  dotal  en 
France  183  ff.  Grimm,  RA.  420  ff.  Hettsler,  IL  277ff.  Köniobwarter,  Hist  de 
Torganisation  de  la  famille  en  France  121  ff.   Kraut,  Vormundschaft  I.  299  ff.    Laboü- 
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später  Wittum,  Meta,  Muntschatz  genannt.  Die  Ansicht  über  das  Alter 
der  letzteren  Bezeichnung  hängt  von  der  Entscheidung  über  die  Frage 
ab,  ob  die  spätere  Auffassung  des  Brautkaufes  als  eines  bloßen  Kaufes 
der  Munt  bis  in  die  Urzeit  zurückreicht,  oder  ob  ursprünglich  die  Braut 
selbst  als  der  Gegenstand  des  Kaufes  angesehen  wurde.  Alles  scheint  für 
die  letztere  Auffassung  zu  sprechen.  Der  Vater  verkaufte  seine  Tochter 
an  den  Bräutigam  für  einen  vorher  vereinbarten  Kaufpreis^®',  aber  er 
verkaufte  sie  nicht  in  Knechtschaft,  sondern  zu  Muntrecht,  darum  ver- 
band sich  mit  dem  Kaufvertrage  ein  Freilassungs-  und  ein  Adoptions- 
akt ^^®.  Tacitus  hat  den  Brauftauf  unerwähnt  gelassen,  wird  aber  in 
dieser  Beziehung  ausreichend  durch  die  späteren  Quellen  ergänzt  ^^^  Seine 
berühmte  Schilderung  der  germanischen  Eheschließung  ^®®  spricht  von  zwei 
Gaben,  von  denen  die  eine  der  Frau  von  dem  Manne,  die  andere  dem 
Manne  von  der  Frau  dargebracht  wird.  Die  letztere  wird  in  der  Litteratur 
regelmäßig  als  Aussteuer  angesehen,  allein  was  sollten  der  Braut  Waffen 
als  Aussteuer?  Die  ganze  Ausdrucksweise  des  Tacitus  läßt  erkennen,  daß 
er  nur  ein  Handgeld  für  die  Gabe  des  Mannes  im  Auge  hatte  ^^^    Diese 


LATE,  Hecherches  sur  la  condition  civUe  et  politique  des  femmes  112if.  Olivecbona, 
Om  makars  giftoratt  i  bo,  4.  Aufl.,  1876,  43  ff.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Sazonum 
288  ff.  SoHM,  Recht  der  Eheschließuni?  22  f.  Stobbb,  Privatrecht  IV.  11  ff.  Tklting, 
Schets  van  bet  oud-friesche  privaatregt  (Abdr.  a.  d.  Themis,  1869,  4.  Stück)  24  ff. 
Wackeknagkl,  Kl.  Schriften  I.  6  f.,  9,  54  ff.  Wbinhold,  Deutsche  Frauen  im  Mittel- 
alter I.  820  ff.    YoüNO,  Anglosaxon  family  law  168  ff. 

'•*  Die  später  in  den  Gesetzen  genannten  festen  Summen  waren  wohl  in  erster 
Beihe  fQr  den  nachträglichen  Brautkauf  nach  stattgehabter  Entf&brung  berechnet. 
Daß  auch  die  Nordgermanen  den  Brautkauf  gehabt  haben,  unterliegt  nicht  dem  min- 
desten Zweifel,  wenn  auch  nur  geringe  und  nicht  entscheidende  Quellenaussprüche 
vorliegen.  Der  Brautkauf  war  nicht  bloß  eine  gemeingermanische,  sondern  eine  aUen 
Yölkem  zu  einer  gewissen  Zeit  gemeinsame  Einrichtung,  deren  Nichtvorhandensein 
bei  einem  einzelnen  Volke  mit  den  bündigsten  Belegen  erst  nachgewiesen  werden 
müßte. 

106  Yg]^  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  647  f.,  551  Anm.  19. 

"^  Vgl.  §  35. 

'••  Germantä  c.  18:  Dotem  non  uxor  maritOy  sed  uxori  maritus  qffbrt .  intersunt 
parentes  et  propinqui  ac  munera  probant,  munera  non  ad  delicias  muliebres  quaesita 
nee  quibus  nova  nupta  comatv/r,  sed  boves  etfrenatum  equum  et  scutu/m  cum  fratnea 
gladioque,  in  haec  munera  uxor  accipitwr,  atque  invicem  ipsa  armorum  aliquid  viro 
affert,  hoc  maximvm  mnculvmy  haec  arcana  sacra,  hos  coniugales  deos  arbitrantur. 
ne  se  midier  extra  virttUum  cogitationes  extraque  bellorvm  casus  putety  ipsis  irici- 
pientis  matrimonii  auspiciis  admonetur,  venire  se  lahorum  periculorumque  sociam,  idem 
in  pace,  idem  in  proelio  passuram  ausuramque .  hoo  iuncti  boves,  hoc  paratus  equus, 
hoc  data  arma  denuntiant.  sie  vivendum^  sie  pereundum;  accipere  se  quae  liheris  in- 
violata  ac  digna  reddat,  quae  nurtis  accipiant  rursusque  ad  nepotes  rtferantur.  Die 
Bemerkung  über  die  Bedeutung  des  Ochsengespannes  erinnert  an  das  angelsächsische 
beweddung  (engl,  wedding)  für  Hochzeit  (vgl.  Anm.  28),  das  man  gleich  dem  goth. 
gavadjSn  (desponsare)  unrichtigerweise  aus  dem  Wettvertrage  hat  erklären  wollen. 

*^*  Vgl.  S.  53.  Die  Waffen,  welche  dem  Bräutigam  von  der  Braut  zugebracht 
oder  wohl  richtiger  ihm  mit  der  Braut  übergeben  wurden,  bezogen  sich  zweifellos 
auf  den  Freilassungsakt  der  Waffenreichung.     In  derselben  Weise  wurde  bei   der 


68  ^16  germanische  Urzeit. 

Gabe  (dos),  die  man  mit  Unrecht  aus  einer  missverständlichen  Auffassung 
des  Brautkaufes  zu  erklären  versucht  hat"^,  war  nichts  anderes  als  die 
Adoptionsgabe ^^^,  dieser  auch  darin  entsprechend,  daß  sie  hauptsächlich 
aus  einem  Heergeräte  bestand,  so  daß  die  Gabe  zugleich  Waffenreichung, 
d.  h.  Freilassung  und  Adoption  oder  Annahme  der  Frau  als  Genossin  des 
Mannes,  bedeutete  ^^*.  Man  erkennt  unschwer  darin  die  spätere  Moi^en- 
gabe,  deren  gleichmäßiges  Vorkommen  bei  allen  germanischen  Stämmen 
den  gemeingermanischen  Charakter  dieser  Gabe  verbürgt  ^^^.  Man  darf 
vermuten,  daß  der  nordische  mundr  ursprünglich  mit  dieser  Gabe  zu- 
sanmienfieP^*. 

Da  das  germanische  ßecht  nur  Barverträge  kannte,  so  bildeten  auch 
die  verschiedenen  zur  Eingehung  der  Ehe  erforderlichen  Akte  nur  ein 
einziges,  in  sich  geschlossenes  Rechtsgeschäft:  Übergabe  (Trauung)  der 
Braut  an  den  Bräutigam  durch  den  Vater  oder  sonstigen  Verlober,  und 
Zahlung  des  Kaufpreises  durch  den  Bräutigam  zu  Händen  des  Vaters^"; 
Übergabe  von  Waffen  und  anderen  als  Adoptionssymbole  geeigneten  Gegen- 
ständen an  den  Bräutigam  durch  die  Braut  oder  mit  der  Braut,  und  Über- 
reichung der  Gabe  des  Bräutigams  (dos,  mundr,  Morgengabe)  an  die 
Braut;  alles  dies  feierlich  im  Kreise  der  Verwandten ^^^    Das  große  Ge- 


Yergeiaelung,  bei  der  Freilassung  durch  Goirethinx,  in  der  Regel  wohl  auch  bei  der 
Hingabe  zur  Adoption  und  bei  Arrogation  der  Ger  hin-  und  zurückgegeben.  Über 
diesen  noch  im  Mittelalter  festgehaltenen  Gebrauch  der  Wa£Ee  bei  der  Eheschließung 
vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  551  f.,  Anm.  10;  Recht  der  Eheschließung 
65  ff.  Fribdbebo,  Recht  der  Eheschließung  26 1  Gbdui,  RA.  481.  Auf  eine  italie- 
nische Trauung  des  10.  Jahrh.  unter  Überreichung  eines  Stabes  hat  Bbckhbb  (i.  d. 
Jenaer  Litteraturzeitung,  1876,  Art.  489)  aufmerksam  gemacht  Vgl.  Lokbsch  und 
ScHBÖDKR,  Urkunden  I*,  Nr.  78,  94. 

110  Ich  selbst  habe  früher  an  diesem  Irrtum  teilgenommen.  Vgl.  Heüslbb,  U.  293  f. 

"1  Vgl.  Anm.  88,  90,  91. 

11'  Bei  der  römischen  coSmtio  uxoris  bedurfte  es  keines  derartigen  Aktes,  da 
schon  die  Konsenserklärung  der  Braut  bewirkte,  daß  die  mancipatio  sie  nicht  in  eine 
sklayische  Stellung,  sondern  in  die  manus  des  Mannes  brachte.  Vgl.  Mabquabdt, 
Priyatleben  der  Römer,  2.  Aufl.  I.  33  f. 

^"  Vgl.  §  35.  Über  die  nordgermanische  Morgengabe  vgl.  v.  Axiea,  Obligationen- 
recht I.  518  ff.  K.  Lehjcann,  Verlobung  und  Hochzeit  nach  den  nordgerm.  Rechten 
64  f.  Olivecbona,  a.  a.  0.  143,  147  ff.  Hinsichtlich  ihrer  Bestandteile  stand  die  west- 
gothische  Morgengabe  der  taciteischen  Dos  am  nächsten  (vgl.  meine  Geschichte 
d.  ehel.  Güterrechts  I.  106  ff.).  Ein  altschwedischer  Gebrauch  bei  der  Darreichung 
der  Morgengabe  erinnert  an  die  Waffenreichung.  Vgl.  Grimm,  RA.  431.  War  die 
Gabe  des  Mannes  bestimmt,  den  Eintritt  der  Frau  in  die  eheliche  Genossenschaft  zu 
besiegeln,  so  war  es  wohl  erklärlich,  wenn  sich  in  Gebieten,  wo  die  Witwenehe 
untersagt  war,  die  Auff^sung  eines  Lohnes  für  das  Opfer  der  Jungfräulichkeit  ein- 
bürgerte. 

11*  Vgl.  Maukeb,  i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschr.  X.  392  ff.  v.  Amira,  a.  a.  O.  522  ff. 
K.  Lehmann,  a.  a.  0.  58  ff.    Olivbcrona,  a.  a.  O.  136  ff. 

"*  Auf  die  Frage,  wer  außer  dem  Vater  ein  Recht  auf  den  Kau^reis  hatte,  ist 
erst  in  der  folgenden  Periode  einzugehen. 

"•  Außer  der  Waffenreichung  werden  in  nord-  wie  sndgermanischen  Quellen  noch 
andere  auf  einen  Adoptionsakt  deutende  Symbole  genannt,  wie  Kniesetzen,  in  einen 
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wicht,  das  in  den  späteren  Quellen  sowie  im  kanonischen  Recht  auf  die 
Vollziehung  des  ehelichen  Beilagers  gelegt  wird,  läßt  vermuten,  daß  die 
formelle  Überführung  der  Braut  in  das  Ehebett  ursprünglich  ebenfalls 
einen  notwendigen  Bestandteil  des  Eheschließungsaktes  gebildet  hat"^. 

Die  Ehemündigkeit  begann  mit  dem  vollendeten  zwanzigsten  Lebens- 
jahre"®. Auf  Standesgleichheit  wurde  gesehen,  ein  Ehehindemis  aber 
bildete  die  Standesverschiedenheit  nur  zwischen  Freien  und  Unfreien^". 
Die  Ehe  war  im  allgemeinen  durchaus  monogamisch;  nur  in  den  höchsten 
Lebenskreisen  kannte  man  eine  beschränkte  Vielweiberei***.  Die  Wieder- 
verheiratung einer  Witwe  wurde  nicht  begünstigt,  bei  manchen  Stämmen 
war  sie  verboten**^. 

Nach  dem  Tode  des  Mannes  stand  die  Witwe  nebst  den  Kindern 
unter  der  Munt  seines  nächsten  Schwertmagen,  zunächst  unter  der  des 
ältesten  mündigen  Sohnes.  Die  Töchter  blieben,  so  lai^  sie  unverheiratet 
waren,  dieser  Munt  unterworfen.  Heirateten  sie,  so  war  der  Muntwalt 
ihr  Verlober,  der  sie  in  die  Munt  ihres  Mannes  gab  und  dafür  den  Kauf- 
preis empfing.  Für  das  weibliche  Geschlecht  bestand  demnach  eine  auf 
alle  Lebensalter  erstreckte  Geschlechtsvormundschaft,  während  die  Knaben, 
sobald  sie  die  WafiFenfahigkeit  erworben  hatten,  durch  die  Wehrhaft- 
machung  mündig  wurden  *^^.  Bestimmte  Mündigkeitstermine  gab  es 
wahrscheinlich  noch  nicht.  Eine  gewisse  Obervormundschaft  wurde  von 
der  Verwandtschaft  ausgeübt,  und  zwar,  wie  es  scheint,  in  erster  Reihe 
von  den  Muttermagen,  von  denen  vor  allem  der  Oheim  zu  einer  fast  väter- 
lichen Stellung  berufen  war"'. 

Die  Sippe  in  ihrer  weitesten  Ausdehnung  bildete  einen  Friedensbund  "*. 


Schuh  steigen  oder  anf  den  FuB  treten  n.  dgl.,  mit  dem  Mantel  umfangen,  Hochzeits- 
gelage (giftarölj  u.  a.  m.  Vgl.  Grimm,  RA.  155,  160,  428,  431  f.,  443.  Sohu,  Recht 
der  Eheschließung  66.  Fbibbbbbo,  Recht  der  Eheschließung  27  ff,,  42.  v.  Amiba. 
a.  a.  0.  I.  537,  539.  Wbinhold,  a.  a.  0.  I.  372  f.,  383.  Dem  Scheren  der  Haare  bei 
Emanzipation  und  Adoption  entsprach  das  Aufbinden  der  Haare  seitens  der  verheira- 
teten Frau.    Vgl.  Gbimm,  RA.  443.    Weinhold,  a.  a.  0.  I.  386  f. 

117  Ygi  Fbibdberg,  Recht  der  Eheschließung  22  f.  SoäM,  Recht  der  Eheschließung 
88  f.,  96  ff.  V.  Amiba,  Obligationenrecht  I.  540.  K.  Lehmann,  Verlobung  und  Hoch- 
zeit 81  f.,  87  f.    Weinhold,  a.  a.  0.  399  ff.    Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  230. 

"•  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  VI.  c.  21.    Tacitus,  Germania  c.  20. 

"•  Vgl.  Heuslee,  I.  158.  Waitz,  I.  194.  Nur  bei  den  Sachsen  bestand  später 
auch  zwischen  Adelichen  und  Freien  kein  Konnubium. 

'''^  Tacitus,  Germania  c.  18.  Im  Norden  scheint  die  Begünstigung  unehelicher 
Kinder  eine  größere  Verbreitung  der  Vielweiberei  in  der  Urzeit  anzudeuten.  Vgl. 
Wackbbnagbl,  Kl.  Schriften  I.  10  f.    Wilda,  a.  a.  0.  (Anm.  86). 

^'^  Vgl.  Tacitus,  Germania  c.  19.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung  63  f.  Daboun, 
a.  a.  O.  142  f. 

^''  Vgl.  Heuslcb,  I.  54  ff.  Genoleb,  Germanische  Rechtsdenkmäler  469.  Die 
späteren  Mündigkeitstermine  bezeichneten  wohl  nur  den  frühesten  Termin  der  Wehr- 
haftmachung. 

"»  Vgl.  S.  60. 

"*  Im  Angelsächsischen  ist  aih  und  maghurg  gleichbedeutend  mit  Friedensverbin- 
dung.   Vgl.  Anm.  58. 
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Die  Gesippen  waren  einander  Treue  und  gegenseitige  Unterstützung  schul- 
dig. Tötung  eines  Verwandten  oder  Angriffe  auf  einen  verstorbenen  Ver- 
wandten legten  der  Sippe  die  Pflicht  zur  Ahndung  des  Frevels  durch 
Fehde  oder  Klage  auf  "^  Jede  Fehde  zog  aktiv  und  passiv  die  beider- 
seitigen Sippen  in  Mitleidenschaft"*.  Ebenso  war  jede  Sühne  eines  Fre- 
vels auf  beiden  Seiten  Familiensache;  die  Verwandten  des  Übelthaters 
mußten  zur  Aufbringung  der  Buße  beisteuern,  während  die  Verwandten 
des  Verletzten,  wenigstens  in  vielen  Fällen,  einen  Teil  der  Buße  für  sich 
beanspruchen  durften  "^  Hatte  ein  Familienglied  einen  ßeinigungseid  zu 
leisten,  so  waren  die  Verwandten  zur  Eideshilfe  verpflichtet,  so  weit  sie 
nicht  Grund  hatten,  seine  Wahrhaftigkeit  zu  bezweifeln^*®.  AVer  sich 
von  den  Banden  der  Verwandtschaft  lösen  wollte,  mußte  dies  durch  eine 
feierliche  Lossagung  von  allen  Rechten  und  Pflichten  der  Sippe  aus- 
sprechen "^ 

Eine  derartige  Lossagung  von  der  Sippe  bewirkte  auch  den  Verlust 
des  Erbrechts  gegen  seine  Verwandten,  während  diesen  ihr  Erbrecht  g^en 
den  Ausscheidenden  nicht  genommen  werden  konnte.  Es  gab  nur  eine 
gesetzliche  Erbfolge  der  Hausgenossen:  Kinder,  Eltern,  Geschwister,  dar- 
über hinaus  Oheim  (avunculus)  und  Vetter  (d.  i.  Vaterbruder,  patruus)^'^. 
Das  Erbrecht  war  unentziehbar  und  beruhte  wohl  eher  auf  einem  Gesamt- 
eigentum der  Hausgenossen  als  auf  eigentlicher  Erbfolge  ^'^  Adoptiv- 
kinder wurden  im  Erbrecht  wie  echte  Kinder  behandelt.  Ein  Erbrecht 
auf  Grund  letztwilliger  Verfügungen  gab  es  nicht. 

§  12.  Das  Strafrecht^  Tacitus  giebt  Germania  c.  12  eine  tref- 
fende Charakteristik  des  germanischen  Strafrechts:  Licet  apud  conciüum 


*"  Vgl.  §  12  Anm.  8.  "•  Vgl.  S.  73. 

>"  Vgl.  §  12  Anm.  24,  25.  »"  Vgl.  §  13  Anm.  23. 

'-•  Vgl.  Lex  Salica  Tit  60  De  cum,  qui  se  de  jparenfilla  tollere  vult  Über  den 
Inhalt  dieses  Titels  vgl.  Bbüiweb,  Sippe  u.  Wergeid  42.  Waitz,  I.  62.  Nicht  bei- 
zustimmen ist  der  Deutung. von  Th£venin,  a.  a.  0.  52. 

ISO  Ygi^  Tacitus,  Germania  c.  20:  Heredes  tarnen  successoresque  siii  cuique  Hberi, 
et  nullum  testamentwm .  si  liberi  non  sunt,  proximtis  gradus  in  possesnone,  fratres, 
patrui,  avunctUL  Die  Reihe  ist  nicht  vollständig,  es  fehlen  die  Eltern  und  Schwe- 
stern. Auf  die  Morgengabe  der  Mutter  und  das  Heergeräte  des  Vaters  scheinen  die 
Söhne  ein  Vorrecht  gehabt  zu  haben,  vgl.  Germ.  c.  18,  und  unter  diesen  wohl  wie- 
der der  älteste  von  den  übrigen,  vgl.  c.  32.  Im  Einzelnen  ist  hier  vieles  unsicher 
und  bestritten.  Bei  der  Mangelhaftigkeit  der  Quellen  kann  erst  in  der  folgenden 
Periode  näher  auf  die  Erbfolgeordnung  eingegangen  werden. 

»"  Vgl.  §  35. 
^  Vgl.  WiLDA,  Das  Strafrecht  der  Germanen,  1842.  v.  Bar,  Geschichte  des 
deutschen  Strafrechts  51  ff.  Köstlin,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts,  1859 
(auch  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XTV.).  Gbimm,  RA.  622—744.  Waitz,  I.  418 
bis  442.  V.  Amira,  Das  altnorw.  Vollstreckungsverfahren  1—168;  Zweck  und  Mittel 
der  german.  Rechtsgeschichte  47  f.,  57—60.  K.  Maurer,  i.  d.  Krit.  Überschau  III. 
26—61 ;  i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschrift  XVI.  83—97.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonura 
204—211,  218—330.    Sickel,  Freistaat  148—155.     v.  Woringen,  Beitr.  z.  Gesch.  d. 
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accusare  quoque  et  discrimen  capitis  intendere.  distinctio  poenarum  ex  de^ 
Ucto  .  proditores  et  tramßtgas  arboribus  sitspendunt,  ignavos  et  tmbeües  et 
corpore  infames  caeno  ac  ^pabidcy  inieda  insuper  crate,  mergunt .  diversitas 
suppticii  iUuc  respicit,  tamquam  scelera  ostendi  oporteat,  dum  puniuntury 
flagitia  abscondi.  Sed  et  levioribus  delictis  pro  modo  poena:  eguorum  peco- 
rumque  nvmero  convicä  mukUmtur  .  pars  mulctae  regi  vel  civitati,  pars  ipsi 
gut  vindicatur  vel  propinquis  eius  exsohitur.  Diese  Unterscheidung  zwischen 
todeswürdigen  Verbrechen  (scelera,  flagitia)  und  sühnbaren  Freveln  (hmora 
deticta)  ist  durch  neuere  Untersuchungen ,  namentlich  von  K.  Maubeb, 
Y.  Amiba  und  Y.  RiGHTHOFEK,  glänzend  bestätigt  und  als  urgennanisch 
nachgewiesen.  Damit  sind  zwei  ältere,  einander  entgegenstehende  Auf- 
fassungen widerlegt;  beide  stimmten  darin  überein,  daß  sie  dem  alt- 
germanischen Rechte  jede  eigentliche  Strafrechtsidee  absprachen  und  den 
von  Tacitus  geschilderten  Zustand  erst  als  ein  jüngeres  Entwickelungs- 
Stadium  betrachteten;  aber  während  die  einen  davon  ausgingen,  daß  der 
Staat  sich  um  das  Wohl  und  Wehe  des  einzelnen  ursprünglich  nicht 
gekümmert  und  es  ihm  ganz  überlassen  habe,  sich  im  Wege  der  Selbst- 
hilfe oder  Fehde  Genugthuung  zu  verschaffen,  gingen  die  anderen  von 
dem  Standpunkt  der  nordischen,  namentlich  isländischen  Rechtsquellen 
aus,  welche  im  allgemeinen  jede  Missethat  ohne  Unterschied  als  einen 
Bruch  des  gemeinen  Friedens  behandelten  und  demgemäß  mit  der  Fried- 
losigkeit,  d.  h.  Ausstoßung  aus  der  allgemeinen  Rechts-  und  Friedens- 
genossenschaft, bestraften. 

Das  System  der  öffentlichen  Strafen  reicht  in  die  ältesten  Zeiten  des 
germanischen  Heidentumes  zurück.  Die  technische  Bezeichnung  für  Strafe 
(supplicium)  war  altn.  vitej  ags.  altfries.  vAte,  ahd.  wtzi;  dem  ga^.  fraveitan 
(rächen)  entspricht,  wenn  auch  in  stark  abgeschwächter  Bedeutung,  unser 
vertoeisen*  Die  Todesstrafen  hingen  auf  das  engste  mit  den  Menschen- 
opfern zusammen^.  Das  Material  für  diese  Opfer  lieferten  Sklaven,  Kriegs- 
gefangene, in  erster  Reihe  aber  Verbrecher.  Auf  diese  hatten  die  Götter 
ein  unentziehbares  Recht.  Hier  konnte  der  Verletzte  nicht  wählen  zwi- 
schen Fehdegang  und  Rechtsgang,  hier  lag,  wenn  man  die  Sache  modern 
ausdrücken  will,  kein  Antragsdelikt  vor,  sondern  es  konnte  von  Amts 
wegen  Klage  erhoben  werden,  wenn  der  zunächst  Betroffene  säumte*. 

Die  Nordgermanen  faßten  die  todeswürdigen  Verbrechen  unter  dem 
Ausdruck  „Neidingswerke"  (nidingsverk)  zusammen.  Bei  den  West- 
germanen  dürfte  meint&t  (altn.  mein,  ahd.  mein,  ags.  man,  d.  i.  dolus,  scelus, 


deutschen  Strafrechts,  1886.  Wächteb,  Beiträge  zur  deutschen  Geschichte,  1845. 
SiBOBL,  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens  8—85.  Dahn,  Fehdegang  und 
Rechtsgang,  1877.  Köi^ioswabtbb,  La  vengeance  et  les  compositions  (Revue  de  legis- 
lation,  1849,  U.  117 flf.).  Laughlin,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law,  270—283.  del 
GiTTDizE,  La  Vendetta  nel  diritto  Longobardo,  1876.  Pbbtile,  a.  a.  O.  Y.  1876.  Beson- 
dere Darstellungen  des  Strafrechts  in  den  Lehrbüchern  von  Sieobl  und  Waltbb. 

«  Vgl.  Grimm,  Mythologie  4.  (3.)  Aufl.  I.  35  ff.  (38  ff.).    IH.  25  f. 

»  Vgl  WiLDA,  Strafrecht  214  ff.    Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  129  Anm.  3. 


72  ^ie  germanische  Urzeit. 

perversitas)  oder  mein  und  mort  dasselbe  besagt  haben,  während  ßrmtät 
(goth.  fairina,  altn.^m,  ahd.^V2a)  nur  Gefährde,  gefährdende  Handlung 
bedeutet,  also  wohl  auch  die  sühnbaren  Missethaten  mitumfaßte*. 

Als  Neidingswerke  galten  alle  Verletzungen  eines  höheren  Friedens, 
namentlich  also  Tempelschändungen,  grobe  Friedensbrüche  in  Thing  und 
Heer,  Hausfriedensbruch  (heimsuche^  Bruch  des  gelobten  Friedens;  ferner 
Missethaten,  die  das  Gemeinwesen  gefährdeten,  wie  Landesverrat,  Zauberei, 
Mordbrand  u.  dgl.,  oder  durch  die  eine  besonders  verächtliche  Gesinnung 
bethätigt  wurde,  wie  Heerflüohtigkeit  ßerisliz),  Mord  {d.  h.  heimliche 
Tötung),  großer  Diebstahl,  widernatürliche  Unzucht.  Die  Art  der  Todes- 
strafe war  mehr  oder  weniger  der  Art  der  Missethat  entsprechend.  Die 
Strafe  des  Ertränkens  stand  auf  Tempelschändung",  Versenken  in  einen 
Sumpf  auf  Feigheit  oder  böser  Fleischeslust,  ßückenbrechen  auf  Mord®» 
der  Strang  auf  Diebstahl  und  Landesverrat,  Feuertod  auf  Zauberei  und 
Spionage.  Wegen  ihres  sakralen  Charakters  wurden  diese  Strafarten  von 
der  christlichen  Kirche  als  heidnisch  bekämpft.  An  ihre  Stelle  trat  bei 
den  Nordgermanen  die  unsühnbare  Acht,  so  daß  man  die  Neidingswerke 
nun  als  unbüßbare  Werke  (übotcmerk,  ubotamdl)  behandelte,  während  bei 
den  Westgermanen  die  Ablösung  der  Todesstrafe  durch  Zahlung  des 
eigenen  Wergeides  (Lösung  des  Halses)  üblich  wurde.  Nur  bei  den 
Sachsen  und  teilweise  auch  bei  den  Friesen  hat  das  altgermanische  Strafen- 
system die  Einführung  des  Christentums  überdauert.  Nicht  die  Härte 
Karls  des  Großen  hat  die  sächsischen  Strafgesetze  diktiert,  wie  man  früher 
anzunehmen  pflegte,  sondern  seine  Weisheit  hat  das  Vorgefundene,  jedoch 
mit  zeitgemäßen  Änderungen,  aufrechterhalten.  So  sind  es  außer  nor- 
dischen Sagas  und  Liedern  vornehmlich  die  sächsischen  und  Mesischen 
Gesetze,  aus  denen,  neben  den  Angaben  des  Tacitus,  die  Wissenschaft  die 
Erkenntnis  geschöpft  hat,  daß  das  Strafrecht  der  germanischen  Urzeit 
unter  den  Einflüssen  des  Heidentums  ein  vollkommeneres  als  das  des 
christlichen  Mittelalters  gewesen  ist. 

Alle  anderen  Missethaten,  außer  den  Neidingswerken  oder  Meinthaten, 
galten  zunächst  als  Privatsache  der  verletzten  Partei,  die  sich  nach  freier 
Wahl  für  Aussöhnung  mit  dem  Gegner,  oder  für  die  Rache  im  Wege  der 
Selbsthilfe,  oder  für  den  Rechtsweg  entscheiden  mochte^.    Eine  rechtliche 


*  Vgl.  Steinmeyeb  u.  Sievbbs,  Alth.  Glossen  II.  e02:  flagitia  ßrintat  meintat. 
II.  415:  crimina  virina,  I.  290:  icelere  firintaH,  Vgl.  Gwmm,  RA.  7,  628;  DWB. 
VI.  1912.    Haltaus,  Glossar  1835  f. 

^  Eine  später  in  den  Text  gekommene  Bandglosse  zu  der  Lex  Frisionum  (Add. 
Sap.  Tit.  11)  berichtet  als  ostfriesischen  Brauch:  Qui  fanum  eff¥egerit^  et  ibi  aUquid 
de  Macris  Merit,  ducitur  ad  mare,  et  in  sabulo,  quod  ctccessus  maris  operire  solety 
finduntur  aures  eius  et  castratur  et  immoltUur  diis,  Quorum  templa  violamt.  Vgl. 
y.  BicHXHOFEN,  a.  a.  0.  206,  Note.  Ähnlich  bei  den  Schweden.  Vgl.  Adam.  Brem., 
Gesta  Hammaburg.  11.  c.  60. 

^  So  im  Norden  und  im  friesischen  Becht  des  Mittelalters. 

'  Verletzungen  von  Ausländern  im  Auslände  waren  überhaupt  erlaubt.  Vgl. 
Caesar,  Bell.  Gall.  VI.  c.  23:  Latrocinia  nullam  habent  infamiam  qtuM  extra  fines 
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Pflicht,  in  der  einen  oder  anderen  Weise  sich  Genugthuung  zu  ver- 
schaffen, bestand  nur  für  die  Verwandten  eines  Getöteten®.  Kam  es  zu 
einer  außergerichtlichen  Versöhnung®,  so  mischte  sich  der  Staat  nicht 
weiter  hinein,  nur  ist  es  wahrscheinlich,  daß  der  Bruch  des  bei  solcher 
Gelegenheit  von  den  Parteien  beschworenen  Friedens  von  jeher  zu  den 
Neidingswerken  gezählt  und  mit  dem  Tode  bestraft  wurde.  Das  von  der 
gegnerischen  Partei  gezahlte  Sühngeld  fiel,  wenn  es  sich  um  eine  Tötung 
handelte,  der  ganzen  zur  Rache  berufenen  Familie  zu;  daß  der  Staat 
einen  Anteil  davon  hätte  beanspruchen  können,  ist  fOr  diesen  Fall  nicht 
anzunehmen^®.  Kam  es  zu  keiner  Sühne,  so  konnte  die  verletzte  Partei, 
wenn  sie  nicht  klagen  wollte,  den  Weg  der  Fehde  (inimicitia,  diLßhida, 
faida,  digs.  fiehd)  beschreiten".  Das  Wesen  der  Fehde  beruhte  auf  einem 
erlaubten  Vergeltungsrecht  des  Verletzten  gegen  den  Missethäter,  also 
auf  einer  relativen  Friedlosigkeit  des  letzteren.  Soweit  die  Fehde  Blut- 
rache war,  ergriff  sie  auf  beiden  Seiten  die  Verwandten  mit;  die  Ver- 
wandten des  Getöteten  hatten  den  erlaubten  Angriff  auch  gegen  die 
Verwandten  des  Totschlägers,  die  relative  Friedlosigkeit  des  letzteren  er- 
streckte sich  auch  auf  sie.  Ob  dies  auch  in  anderen  Fehdefallen  gegolten 
hat,  muß  dahingestellt  bleiben.  Die  Friedlosigkeit  des  Befehdeten  (fai- 
dosus)  und  seiner  Fehdegenossen  war  aber  nur  eine  relative,  und  zwar 
nach  zwei  Richtungen  hin:  sie  bestand  dem  gemeinen  Wesen  und  unbe- 
teiligten Dritten  gegenüber  nicht,  und  sie  galt  nur  bis  zu  dem  Maße  der 
Vergeltung,  so  daß  Tötung  für  bloße  Verletzung,  Tötung  mehrerer  für 
Tötung  einer  geringeren  Zahl,  Tötung  eines  Höheren  für  Tötung  eines 
Geringeren  als  Überschreitung  des  erlaubten  Maßes  angesehen  wurde  und 
die  Gegenpartei  zu  einer  Entschädigung  berechtigte.  Andererseits  galt 
einer  rechten  Fehde  gegenüber  die  Verteidigung  nicht  als  erlaubte  Not- 
wehr; Tötungen  und  Verletzungen,  von  der  befehdeten  Partei  bei  der 
Verteidigung  begangen,  häuften  nur  neue  Schuld  zu  der  alten.  Aber 
Meinthaten  mußten  auch  dem  faidosus  gegenüber  ausgeschlossen  bleiben ; 
im  Finstem  schleichende  Rache  war  keine  ehrliche  Fehde,  heimliche 
Tötung  galt  auch  hier  als  Mord,  heimliche  Wegnahme  von  Vermögens- 
gegenständen als  feiger  Diebstahl.     Die  allgemeinen  Friedstatten  waren 


euiusque  civitatis  fiunt  aique  ea  iuventuHs  exercendae  ac  deeidiae  minuendae  causa 
fieri  praedicant.  Bei  den  Holsteinern  herrschte  diese  Auffassung  noch  im  12.  Jahr- 
hundert.   Vgl.  Helmold,  Chronica  Slavorum  L  c.  47. 

®  Tacitus,  Germanica  c.  21  (Anm.  10). 

•  Vgl.  Germania  c.  21  (Anm.  10).  c.  22. 

'^  Germania  c.  21 :  Suscipere  tarn  inimicitias  seu  patris  seu  propinqui  quam  ami- 
eiiias  necesse  est .  nee  implacabiles  durant:  Ittitur  enim  etiam  homicidium  certo  armen- 
forum  acpecorum  numero,  recipitque  saiirfactumem  «niversa  domus;  uiiliter  in  puUi- 
cum,  quia  periculosiores  sunt  inimicitias  iuxta  lihertatem, 

"  Vgl  Gbimm,  DWB.  in.  1417.  Über  die  Blutrache  bei  den  Germanen  ist  außer 
der  Anm.  1  angeführten  Litteratur  besonders  zu  vergleichen  Eohlbb,  Shakespeare  vor 
dem  Forum  der  Jurisprudenz  157—179  und  Nachwort  17  If.  Thonissen,  L'organisation 
judiciaire  etc.  de  la  Loi  Salique  153  ff. 
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auch  Freistatten  für  den  befehdeten  Missethäter^^;  selbst  sein  Hausfriede 
mußte  gewahrt  bleiben,  Bruch  desselben  war  strafbare  Heimsuchung". 
Erst  in  der  folgenden  Periode  hat  das  erstarkte  Königtum  zuweilen  unter- 
nommen, die  Fehde  zu  beschranken,  indem  der  befehdeten  Partei  das 
Recht  eingeräumt  wurde,  dem  Gegner  Sühne  anzubieten  und  so  das  Kecht 
auf  Fehde  seinen  Händen  zu  entwinden.  Aber  unsere  Periode  hat  dayon 
noch  nichts  gewußt;  ein  derartiges  Anerbieten  seitens  des  Missethaters 
konnte  nur  auf  Grund  eines  bestimmt  ausgeprägten  Kompositionen- 
systems erfolgen,  ein  solches  aber  war  der  Urzeit  noch  unbekannt^*. 

Denn  wenn  die  verletzte  Partei  statt  des  Fehdeganges  den  Recht«- 
gang  wählte,  so  klagte  sie  nicht  auf  Buße,  sondern  auf  Strafe  für  die 
Missethat.  Die  Buße  beruhte  in  unserer  Periode  ausschließlich  auf  Sühne, 
mochte  der  Sühnevertrag  gerichtlich  oder  außergerichtlich  zu  stände  ge- 
kommen sein.  Die  Strafe  für  Missethaten,  die  nicht  Neidingswerke  waren, 
bestand  in  der  Friedloserklärung. 

Man  darf  zuversichtlich  behaupten,  daß  die  germanische  Urzeit  weder 
eine  ipso  iure  eintretende  Friedlosigkeit  (abgesehen  von  notorischen  Frie- 
densbrüchen), noch  eine  bloße  Bußfalligkeit  (soweit  es  sich  um  eine  wirk- 
liche ^m/o^  handelte),  sondern  nur  eine  durch  Urteil  verhängte  Fried- 
losigkeit, also  die  Ächtung,  gekannt  hat.  Dies  wird  bestätigt  durch  goth. 
gavargjan  (condemnare)  und  alts.  wargida  (d.  h.  Friedensgeld,  3.  Anm.  20), 
denn  .,Wolf"  (altn.  vargr,  goth.  vargsj  ags.  wearg,  mhd.  wäre)  oder 
„Waldgänger"  (altn.  skoggängrj  ags.  wealdgenga)  war  die  gemeingerma- 
nische Bezeichnung  für  den  Geächteten**.  Der  Friedlose  verlor  nicht 
bloß  die  „Mannheiligkeit",  d.  h.  den  Anspruch  auf  persönlichen  Rechts- 
schutz, sondern  er  wurde  überhaupt  aus  der  allgemeinen  Friedens-  und 
Rechtsgenossenschaft  ausgestoßen,  sein  bewegliches  Vermögen  wurde  herren- 
los, er  war  bürgerlich  tot^®.  Während  die  Fehde  auch  die  Verwandten 
des  Missethaters  mitergrifiF,  war  die  Friedlosigkeit  auf  die  Person  des  Ge- 


**  Aber  nur  für  den  befehdeten,  nicht  for  den  verurteilten.  Vgl.  Wsinbold. 
Über  die  deutschen  Fried-  und  Freist&tten,  Kieler  üniversitätsprogramm,  1864. 

**  Auch  hier  im  Gegensatze  zu  dem  Verurteilten  oder  Ächter.  Wenn  der  fai- 
doBus  selbst  in  seinem  .eigenen  Hause  Schutz  fand,  so  war  dies  selbstverständlich  in 
dem  Hause  eines  Dritten,  bei  dem  er  Zuflucht  gefunden  hatte,  nicht  minder  der  Fall. 

"  Vgl.  Anm.  18. 

"  Vgl.  Anm.  20.  Grimm,  RA.  733  f.  v.  Amiea,  Zweck  u.  Mittel  47  f.  K.  Maubbb 
i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschr.  XVI.  85.  Lexbb,  Mhd.  WB.  HI.  688.  Der  altn.  Ausdruck 
für  die  Achtung  war  lUlegct  (von  lag,  log),  wie  mhd.  echtelCs  (von  i.  Ehe).  Vgl. 
S.  11.  Das  ahd.  dhiay  mhd.  ähte,  Ikhte,  bedeutet  Verfolgung.  Eine  Glosse  bei  Stbik- 
METER  u.  SiEVERS  H.  378  giebt  exlex  mit  zehho  (statt  ze  ekto)  wieder. 

^^  Eine  wirkliche  Vermögenseinziehung  brachte  die  Friedlosigkeit  erst  in  der 
späteren  Zeit  mit  sich.  Unsere  Periode  kannte  wohl  nur  Angriffe  auf  das  Vermögen 
zu  den  Zwecken  der  Bache  oder  der  Befriedigung  von  Entschädigungsansprüchen. 
Bei  den  Sachsen,  Friesen  und  Normannen  hat  sich  das  auch  im 'schwedischen  Recht 
bezeugte  Niederbrennen  der  Häuser  Geächteter  im  Wege  der  Volksjustiz  bis  tief  in 
das  Mittelalter  erhalten.    Vgl.  Wilda,  a.  a.  O.  293.    Grimm,  RA.  729.    v.  Righthofbn 
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ächteten  beschränkt;  dagegen  stand  das  Kecht  des  Angriffs  nicht  bloß 
der  klägerischen  Partei,  sondern  schlechthin  jedem  zu,  während  jede 
Unterstützung  des  Friedlosen,  auch  seitens  seiner  Verwandten,  bei  Strafe 
verboten  war.  Freistätten  gab  es  für  den  Friedlosen  nicht,  doch  durfte 
derselbe  an  geweihter  Stätte  nicht  getötet  werden.  Heimliche  Tötung  war 
auch  dem  Friedlosen  gegenüber  untersagt.  Die  Tötung  mußte  offen  vor- 
genommen und  alsbald  zur  Anzeige  gebracht  werden. 

Das  nordgermanische  Becht  unterschied  eine  sühnbare  und  eine  un- 
sühnbare  Friedlosigkeit.  Es  wurde  schon  oben  (S.  72)  bemerkt,  daß  die 
letztere  wahrscheinlich  jüngeren  Ursprungs  und  erst  an  die  Stelle  der 
unter  dem  Einflüsse  des  Christentums  beseitigten  sakralen  Strafen  getreten 
ist^^.  Jedenfalls  läßt  sich  der  gemeingermanische  Charakter  der  sühn- 
baren Friedlosigkeit  feststellen,  und  zwar  mit  Hilfe  der  fränkischen  Volks- 
rechte, deren  Bestimmungen  über  die  Bestrafung  des  Gräberraubes  ge- 
eignet sind,  die  historische  Entwickelung  von  dem  System  der  bußbaren 
Friedlosigkeit  zum  Kompositionensystem  in  das  hellste  Licht  zu  setzen. 
Ganz  auf  dem  Standpunkte  des  Eompositionensystems  steht  das  jüngere 
Volksrecht  (Lex  Eibuaria  85,  §  2);  es  bestimmt,  daß  der  Thäter  200  soUdos 
cum  capitdle  et  düaturas  culpabäis  iudiceiury  velwargus  giij  usgue  adparen- 
tibus  saüsfecerUj  also  Verurteilung  zu  Schadensersatz  und  Geldstrafe  (das 
Wergeid  des  Thäters  als  Löse  des  Halses),  im  Nichtzahlungsfalle  Fried- 
losigkeit; die  letztere  nicht  mehr  Strafe  für  das  Verbrechen,  sondern  Strafe 
für  die  Rechtsverweigerung,  prozessualisches  Zwangsmittel.  Ganz  anders 
die  Lex  Salica  (Tit  55  §§  2,  3),  die  der  ribuarischen  Bestimmung  als 
Vorlage  gedient  hat:  Si  corpus  tarn  sepidtum  effuderit  et  expoliaverit,  et  ei 
ßierit  adprobaiumy  wargus  sit  usque  in  die  iüa  quam  ille  cum  parentibus 
ipsius  defimcti  canveniatj  et  rpsi  pro  eum  rogare  debent^  tä  Uli  inter  homines 
liceat  accedere  .  ei  qui  ei,  aniequam  parentibus  conponcU,  aut  panem  dederit 
aut  hospüalitatem  dederit,  seu  pctrentes  seu  rtxor  proxima,  600  dinarios  gut 
faciunt  soUdos  .15  cuJpabilis  iudicetur,  ipse  vero,  qui  hoc  admisisse  probatur, 
SOOO  dinarios  qui  faciwfd  solidos  200  cvlpabilis  iudicetur.  Hier  erscheint 
die  Friedlosigkeit  noch  als  die  unmittelbare  Strafe  für  die  Grabesschän- 
dung; aber  sie  ist  sühnbar,  auf  den  Antrag  der  klägerischen  Partei  muß 
der  Geächtete  jederzeit  wieder  in  den  Frieden  eingesetzt  werden;  das 
Sühnegeld  ist  gesetzlich  fixiert,  mehr  können  also  die  Kläger  und  das 
Gericht  nicht  verlangen;  wenn  der  Geächtete  das  gesetzliche  Sühnegeld  an- 

i.  d.  MoD.  Germ.  Leg.  Y.  91  Note  43;  Zur  Lex  Saxonum  306  f.  PriTÜeg  f.  Staveren 
V.  J.  1108  bei  Waitz,  Urkunden  zur  deutsch.  VG.  Nr.  9.  Du  Canob,  Glossarium  s. 
V.  condemnare. 

"  Vgl  V.  Amika,  Volletreckungs verfahren  18,  37,  43  f.,  48;  Zweck  u.  Mttel  73. 
K.  Macbbb  i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschr.  XVI.  84  ff.  Wahrend  wir  dem  ersteren  in 
der  Annahme  der  Priorität  der  milderen  Friedlosigkeit  zustimmen,  halten  w^ir  es  an- 
dererseits mit  Macbeb  für  zweifellos,  daß  der  Thäter  in  der  germanischen  Zeit  nicht 
das  Recht  hatte,  durch  Angebot  der  Buße  die  Fehde  abzuwenden.  Nur  die  Friedlosig- 
keit konnte  er  abkaufen,  nachdem  der  Verletzte  geklagt,  also  auf  die  Fehde  ver- 
zichtet hatte. 
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bietet,  darf  ihm  der  Friede  nicht  versagt  werden.  Es  ist  leicht,  von  hier 
aus  einen  Schritt  nach  rückwärts  zu  thun:  der  endgültigen  Festsetzung 
des  Sühnegeldes  durch  Gesetz  muß  eine  solche  durch  das  Gericht  von 
Fall  zu  Fall  vorangegangen  sein.  Das  Gericht  war  also  urteilendes  Ge- 
richt, wenn  es  die  Ächtung  aussprach;  dagegen  Sühnegericht,  wenn  es 
auf  Antrag  des  Beklagten  ein  Sühnegeld  festsetzte".  Wir  wissen  aus 
nordischen  Quellen,  daß  das  Gericht  diese  Festsetzung  dem  Kläger  über- 
tragen konnte  und  daß  dies  die  ehrenvollste  Art  war,  demselben  Genug- 
thuung  zu  verschaffen ;  aber  wenn  das  Gericht  ihm  die  Bestimmung  nicht 
überließ,  sondern  den  Betrag  von  sich  aus  festsetzte,  so  mußte  der  Kläger 
die  so  gebotene  Sühne  annehmen;  insofern  hatte  er  durch  die  Anrufung  des 
Gerichts  die  Sache  aus  der  Hand  gegeben,  das  Gericht  war  nicht  bloß 
zum  Sühneversuch  berufen,  es  war  Sühnegericht.  Treffend  übersetzen 
althochdeutsche  Glossen  mdex  mit  ttrteib  und  soneo,  iudidum  mit  sönoj 
deiudicat  mit  pisönü^^. 

Damit  haben  wir  den  Bericht  des  Tacitus  über  die  Behandlung  der 
leviora  delicta  mit  der  nordgermanischen  Friedlosigkeit  in  einen  oi^ga- 
nischen  Zusammenhang  gebracht.  Zwischen  einer  an  den  Kläger  zu  zah- 
lenden Buße  und  dem  an  die  öffentliche  Gewalt  für  die  Rückgewähr  des 
Friedens  zu  zahlenden  Friedensgelde  unterscheidet  Tacitus  noch  nicht,  die 
mulcia  umfaßt  ihm  beides,  ein  Teil  fallt  als  Buße  an  den  Kläger,  ein 
anderer  Teil  als  Friedensgeld  an  die  öffentliche  Gewalt'®. 


^*  Wie  in  der  Lex  Salica  der  Gräberraub  nocb  nach  dem  älteren  Standpunkte 
behandelt  wird,  während  das  Gesetz  im  übrigen  schon  das  unmittelbare  Kompo- 
sitionensystem angenommen  hat,  so  zeigt  sich  in  der  Lex  Saxonum  c.  20  eine  ähn- 
liche Ungleichheit  in  der  Behandlung  des  Plagium:  der  Thäter  hat  den  in  die  Skla- 
verei Verkauften  wie  einen  Erschlagenen  zu  büßen,  wenn  derselbe  nicht  zurückkehrt; 
mit  dem  halben  Wergeide,  wenn  er  ohne  Zuthun  des  Schuldigen  zurückkehrt;  wenn 
aber  dieser  selbst  ihn  zurückführt:  emendet  ei  iuxta  quod  placitare  potuerit,  hier 
also  Festsetzung  der  Buße  im  Sühneyerfahren.  Eine  Reminiscenz  an  das  letztere  auch 
noch  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4  (Anm.  20).  Einen  Best  der  ursprünglichen 
Auffassung  glauben  wir  auch  darin  zu  erkennen,  daß  der  Prozeß  der  Lex  Salica  noch 
keine  Vollstreckung  aus  dem  Urteil  auf  Zahlung,  sondern  nur  eine  solche  aus  dem 
Erfüllungsgelöbnis  (fides  facta)  kennt.  Es  blickt  immer  noch  der  Gedanke  durch, 
daß  der  Beklagte  nur  zu  zahlen  hat,  weil  er  es  versprach;  verspricht  er  nicht,  so 
tritt  die  unmittelbare  Strafe,  die  er  hätte  abwenden  können,  die  Friedlosigkeit,  ein. 

"  Stbinmeyer  u.  Sievebs,  I.  14  f.  62  ff.    Vgl.  §  18  Anm.  32. 

'0  Für  die  Bedeutung  des  der  öffentlichen  Gewalt  zufallenden  Anteils  an  der 
Buße  ist  die  Anm.  18  angezogene  Bestimmung  des  Capitulare  Saxonicum  lehrreich. 
In  jeder  zur  Erledigung  gekommenen  Sache  sollen  zweimal  12  solidi  erhoben  werden. 
Ist  die  Sache  vor  dem  ordentlichen  Gericht  entschieden  (ir^ra  patriam  cum  propriis 
mcinantibM  pacificata),  so  erhält  die  Gerichtsgemeinde  beide  Beträge,  den  einen  pro 
disirictioncy  den  anderen  pro  icargida.  Bei  Entscheidungen  vor  dem  missus  regis 
«rhält  der  König  den  ersten  Betrag  fquia  missus  regalis  ex  hoc  re  fattgatus  fuerif), 
der  Betrag  pro  wargida  verbleibt  der  Gerichtsgemeinde.  Bei  Entscheidungen  im 
königlichen  Hofgericht  kommen  beide  Beträge  an  den  König.  Es  ergiebt  sich,  daß 
der  eine  Betrag  den  Lohn  für  die  Sühneverhandlung,  der  andere  den  Preis  für  die 
Aufhebung  der  Friedlosigkeit,  also  den  Einkauf  in  den  Frieden,  darstellt 
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Während  der  Anteil,  den  die  öffentliche  Gewalt  von  dem  Sühnegelde 
erhielt,  als  Friedensgeld,  d.  h.  als  Preis  für  die  Kückgewähr  des  allge- 
meinen Friedens,  angesehen  wurde,  erschien  der  Anteil  der  klägerischen 
Partei,  also  die  eigentliche  Buße  (compositio)  oder,  soweit  es  sich  um  eine 
Totschlagsbuße  handelte,  das  Manngeld  (werigelty  manböty  leodgeld,  liudiy 
leudis)^\  als  Entschädigung  für  den  besonderen  Friedensschluß,  als  Fehde- 
geld**. Dem  entsprechend  galten  der  Empfang  der  Buße  und  die  Auf- 
bringung der  Buße,  also  Bußenforderung  und  Bußenschuld,  in  derselben 
Weise  wie  die  aktive  und  die  passive  Teilnahme  an  der  Fehde  als  Familien- 
sache *^.  Daher  waren  die  Verwandten  eines  Totschlägers  verpflichtet,  zur 
Aufbringung  des  Wergeides  beizusteuern,  zuweilen  subsidiär,  soweit  seine 
eigenen  Mittel  nicht  ausreichten**,  in  der  Regel  aber  so,  daß  das  Wer- 
geid in  zwei  voneinander  unabhängige  Teile  zerfiel^  von  denen  der  eine 
als  „Erbsühne''  von  dem  Thäter  und  seiner  Hausgenossenschaft  an 
den  engeren  Verwandtenkreis  des  Erschlagenen,  der  andere  als  „Mag- 
suhne"  (altn.  ättarbot)  von  dem  weiteren  Verwandtenkreise  des  Thäters 
an  den  weiteren  Verwandtenkreis  des  Getöteten  zu  entrichten  war**.  Eine 
gesetzliche  Tarifierung  der  Wergelder  und  Bußen  hat  erst  in  späterer  Zeit, 
zumeist  erst  bei  der  Aufzeichnung  der  Volksrechte,  stattgefunden,  doch 
läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  die  Gerichte  sich  bei  der  Festsetzung  der 
Sühnegelder  von  jeher  in  erstell  Reihe  nach  dem  Stande  des  Getöteten 
oder  Verletzten  gerichtet  haben.  Dabei  darf  man  vermuten,  daß  als 
Grundlage  für  das  Wergeid  eines  freien  Mannes  in  der  Regel  der  Wert 
eines  Freienhofes  gedient  hat**. 

Die  Sühne  wurde  regelmäßig  von  den  Parteien  eidlich  bekräftigt  *^- 
Bruch  des  so  gelobten  Friedens  galt  als  Neidingswerk.  Die  Zahlung  des 
Sühnegeldes  konnte  wohl  nur  in  den  seltensten  Fällen  sofort  geschehen; 
in  der  Regel  mußte  es  gestundet  und  für  die  spätere  Zahlung  Sicherheit 
geleistet  werden*®.    Es  ist  schon  an  anderer  Stelle  (S.  55 f.)  bemerkt,  wel- 


'^  Vgl.  Gbimm,  RA.  650  ff.  Die  Wortbedeutung  ist  gl^chmäßig  Mann-  oder 
Leutegeld,  denn  ahd.  wer  (goth.  vair,  altn.  verr)  ist  vir, 

"  Daher  die  Bezeichnung  der  Buße  als  faidus  oder  faida.  Vgl.  Müllenhoff 
bei  Waitz,  Kecht  der  sal.  Franken  282. 

■»  VgL  Bbünnsb,  Sippe  und  Wergeid,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  1—87.  v.  Auiba, 
£rbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  22  ff.,  84  ff.,  116  ff.,  142  ff.  K  Maüsbb 
i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschr.  m.  49.  Wilda,  Strafrecht  372  ff.  Kohlbb,  Shakespeare 
158  ff.    Waitz,  L  70  f.,  74  ff. 

^  So  bei  den  salischen  Franken.    Vgl.  Lex  Salica  58  (s.  Anm.  29). 

>»  Die  meisten  Stamme  rechneten  zwei  Drittel  als  Erb-,  ein  Drittel  als  Magsühne. 

••  Vgl.  Waitz,  L  127,  441  f. 

'^  Der  deutsche  Ausdruck  daf&r  war  Urfehde,  der  angelsächsische  unf&häe,  der 
nordische  prygätr.  Vgl.  Gbimm,  RA.  53,  907.  Haltaus,  Glossarium  2000  ff.  Lexeb, 
Mhd.  WB.  n.  2016.  Schillbb  u.  Lübbbn,  Mittelnd.  WB.  m.  241.  v.  Amiba,  Voll- 
streckungsyerfahren  21;  Obligationenrecht  L  682.  Wilda,  Strafrecht  229  ff.  Sibobl, 
a.  a.  O.  25.  Lönimo,  Vertragsbruch  132  ff.  Über  den  SühnekuB  vgl.  Bbunnbb, 
a.  a.  0.  16  f. 

*'  Vgl.  Bbuitkbb,  a.  a.  O.  8  f.    v.  Amira,  Vollstreckungsverfahren  58. 


78  I^ie  germanische  Urzeit. 

chen  Einfluß  derartige  Kautionen  auf  die  Entwickelung  des  germanischen 
Vertragsrechtes  ausgeübt  haben.  Wurde  das  Sühnegeld  auch  mit  Hilfe 
der  Verwandten  nicht  aufgebracht,  so  trat  volle  Friedlosigkeit  ein;  war 
man  des  Schuldigen  habhaft,  so  wurde  derselbe  dem  Kläger  zur  Voll- 
ziehung der  Bache  übergeben  *•. 

Fehde  und  Friedlosigkeit  haben  unzweifelhaft  inmier  nur  bei  wirk- 
lichen Missethaten,  wie  sie  in  der  altdeutschen  Rechtssprache  dlsßriniät 
zusammengefaßt  wurden  (S.  72),  Anwendung  gefunden.  Wo  dem  Thäter 
der  verbrecherische  Wille  fehlte,  also  eine  Auflehnung  gegen  die  Rechts- 
ordnung nicht  vorlag,  kann  es  von  jeher  nur  Bußen  und  Schadensersatz- 
anspniche  gegeben  haben  ^®;  die  Friedlosigkeit  war  hier  nur  ein  prozes- 
sualisches Zwangsmittel. 

Von  der  Handhabung  des  Thing-  und  Heeresfriedens  ist  bereits  die 
Rede  gewesen ^^  Wie  hier  von  den  Priestern,  so  wurde  innerhalb  der 
Hausgenossenschaft  von  dem  Vater,  innerhalb  des  Gefolges  von  dem  Ge- 
folgsherrn  eine  weitgehende  Disziplinargewalt  ausgeübt  ^^. 

Endlich  ist  noch  der  Recht-  und  Ehrlosigkeit  zu  gedenken,  die  als 
unmittelbare  Folge  einer  schmählichen  Handlung,  nicht  aber  als  eigent- 
liche Strafe,  eintrat.  Wer  einem  Heerkönig  im  Thing  die  Folge  ver- 
sprochen, dann  aber  wortbrüchig  geworden  war,  wurde  nach  Caesar  (Bell. 
Gall.  VI.  c.  23)  in  deseriarum  ac  proditarum  numero  gezählt,  oTurmanque 
his  rerum  posteaßdes  derogaiur.  Ebenso  wurde  der  Gefolgsmann  angesehen, 
der  aus  einem  Kampfe  wich,  in  welchem  sein  Herr  geblieben  war:  iam 
vero  infame  in  omnem  vitam  ac  probrosum,  superstitem  principi  suo  ex  ade 
recessisse^\  Auch  wer  seinen  Schild  in  den  Händen  des  Feindes  lassend 
aus  dem  Kampfe  zurückkehrte^  galt  als  bescholten  und  durfte  fernerhin 
weder  bei  öffentlichen  Opferfesten,  noch  im  Thing  erscheinen'*. 


"  Lex  Salica  Tit.  58  de  chrene  cnida.  Lex  Burg.  12  §  8.  Pact.  Alam.  IV.  c.  3 
§  5  (Lex  Alam.  100,  5).  Vgl.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  175  ff.  Waitz,  Eecht  der 
sal.  Franken  176  f.  Wilda,  Strafrecht  891.  Gbimm,  RA.  617.  663.  Bhunkeb,  a.a.O. 
87  ff.  y.  Ahiba,  Erbenfolge  und  Yerwandtschaftsgliedernng  22  ff.  Kohlbb,  Shake- 
speare 159.    Thokissen,  Organisation  jndiciaire  de  la  Loi  Saliqne  225  ff. 

80  Vgl.  Wilda,  a.  a.  0.  544  ff.  v.  Richthofen,  a.  a.  0.  240  ff.  v.  Amira,  Obli- 
gationenrecht L  869  ff..  706  ff. 

'^  Vgl.  S.  17,  81.  Die  Strafen  der  Fesselung  und  körperlichen  Züchtigung  können 
nur  als  Disziplinarstrafen  angesehen  werden. 

^'  Über  die  Bestrafung  von  Ehebruch  und  Unzucht  weiblicher  Familienglieder 
durch  den  Hausherrn  unter  Mitwirkung  der  Familie  und  der  ganzen  Gemeinde  vgl. 
Tacitus  Germ.  c.  19.  Brief  des  BoniÜMius  an  König  Aethilbald  (Jaff£,  Monumenta 
Moguntina  172).    Waitz,  L  58.    Ober  die  Disziplinargewalt  des  Gefolsherrn  Tgl.  S.  27  f. 

"  Tacitus  Germania  c.  14.    Vgl.  Waitz,  L  876. 

"  Germania  c.  6:  sciäum  reliquisse  praecipuum  flagitiwm,  nee  aut  sacris  adesse 
aut  conciliwm  inire  ignominioso  fas;  mvltique  superstites  hellorum  infamiam  laqueo 
finierunt.  Vgl.  Waitz,  L  848,  418.  Ober  das  altnordische  Recht  Wilda,  a.  a.  O. 
304  ff.,  in  der  Note. 
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§  13.  Das  Gerichtsverfahren^.  Die  Quellen  der  Urzeit  geben 
über  das  gerichtliclie  Verfahren  noch  keinen  Aufschluß,  doch  läßt  sich 
durch  Vergleichung  des  der  früheren  Entwickelungsstufe  noch  sehr  nahe- 
stehenden Prozesses  der  Lex  Salica  mit  dem  der  nordgermanischen  Rechte 
wenigstens  ein  annähernd  richtiges  Bild  gewinnen.  Das  germanische 
Eecht  hatte  den  Standpunkt  niederer  Kultur,  der  nur  ein  Strafverfahren 
kennt  und  den  Schutz  der  Privatinteressen  privatem  Austrag  oder  einer 
ungeregelten  Selbsthilfe  überläßt,  bereits  überwunden,  war  aber  noch  nicht 
zu  der  Ausbildung  eines  von  dem  Strafverfahren  ausgeschiedenen  rein 
bürgerlichen  Verfahrens  vorgeschritten.  Das  ordentliche  Verfahren  be- 
schränkte sich  auf  den  Deliktsprozeß.  Privatrechtliche  Ansprüche  konnten 
im  Wege  Rechtens  nur  verfolgt  werden,  wenn  sie  liquid  waren  und  der 
Kläger  den  Beklagten  durch  eine  erfolglos  gebliebene  Aufforderung,  ihn 
zu  befriedigen,  in  formales  Unrecht  versetzt  hatte;  die  Bestrafung  dieses 
Unrechts,  verbunden  mit  der  civilrechtlichen  Befriedigung  des  Klägers, 
bildete  den  Gegenstand  eines  eigentümlichen  Betreibungsverfahrens.  Eine 
Mittelstellung  nahm  schon  nach  der  Lex  Salica  die  Verfolgung  gestohlener 
Sachen  ein,  bei  welcher  es  sich  ebensowohl  um  die  Wiedergewinnung  des 
Eigentums  wie  um  die  Bestrafung  des  Diebes  handelte;  ob  aber  das  hier- 
her gehörige  Verfahren  im  einzelnen  noch  der  Urzeit  angehört,  unterliegt 
bei  der  zum  Teil  abweichenden  Gestaltung  des  nordgermanischen  Rechtes 
erheblichen  Zweifeln.  Für  illiquide  privatrechtliche  Ansprüche  war  der 
Rechtsweg  noch  nicht  eröffnet^. 

Das  Gerichtsverfahren  beruhte  wie  bei  den  Legisaktionen  der  Römer 
auf  dem  strengsten  Formalismus  und  einer  weitgehenden  Verhandlungs- 
maxime. Der  einzelne  Prozeß  spielte  sich  wesentlich  wie  ein  Kampf  der 
Parteien  unter  den  Augen  des  Gerichtes  ab*.     Die  eigentliche  Prozeß- 

*  Vgl.  SiBGEL,  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens,  1857.  v.  Bete- 
KAKN-HoLLWBG,  Der  germanisch -romanische  Civilprozeß  im  Mittelalter,  I.  1868. 
SoHM,  Der  Prozeß  der  Lex  Salica,  1867;  Reichs-  und  Gerichtsrerfassung  113—182, 
138  ff.  Thonissbk,  L'organisation  judiciaire  etc.  de  la  Loi  Salique,  1882,  S.  401— 543. 
Waitz,  Becht  der  sal.  Franken  154—185.  Behbend,  Zum  Prozeß  der  Lex  Salica, 
i.  d.  Festgaben  fKr  Hefifter,  Berlin  1878.  Pardbssüs,  Loi  Salique  597-613.  v.  Ahiba, 
Das  altnorwegische  Vollstreckungs verfahren ,  1874;  Nordgerm.  Obligationenrecht,  I. 
§§  11, 15—28,  34,  85,  70;  auch  1.  d.  G5tt.  gel.  Anzeigen,  1885,  S.  161  ff.  E.  Madber, 
i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschr.  XVI.  97—108,  XVm.  32—77;  Das  Beweisverfahren  nach 
deutschem  Becht,  i.  d.  Erit.  Überschau  V.  180—249,  832—393.  Hebtzbbro,  Grund- 
tnekkene  i  den  sBldste  norske  proces,  1874.  E.  Lehmann,  Der  Eönigsfriede  der  Nord- 
germanen 18—21,  111—119.  Laughlin,  The  anglosaxon  legal  procedure,  i.  d.  Essays 
in  anglosaxon  law,  183—305.  Gaudenzi,  L'antica  procedura  germanica  e  le  legis 
actiones  del  diritto  romano,  1884.  Zorn,  Das  Beweisverfahren  nach  langob.  Recht, 
1872.  Pbbtile,  a.  a.  O.  VI.  Waitz,  L  442  ff.  Gbimm,  RA.  889  ff.  Vgl.  die  zu  §  37 
angeführte  Litteratur.  Siehe  auch  Ihbrino,  Das  Schuldmoment  im  röm.  Privatrecht 
(Vermischte  Schriften  Nr.  IV)  S.  232  ff. 

'  Hier  konnte  das  außergerichtliche  Sühneverfahren  bei  Gastmählern  (Tacitus, 
Germania  c.  22)  seine  Wirksamkeit  entfalten.  Daraus  sind  wohl  die  nordischen 
Privatgerichte  f&r  das  Verfahren  in  illiquiden  Rechtssachen  (kvaSta)  hervorgegangen. 

•  Über  die  Gleichstellung  von  Thing  und  Eampf  vgl.  S.  81,  Anm.  13.    Die  Grund 
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leitung  lag  nicht  in  der  Hand  des  Richters,  sondern  in  der  Hand  der 
betreibenden  Partei.  Legte  die  spätere  Kechtssprache  dem  Richter  Zwing 
und  Bann  oder  Gebot  und  Verbot  bei,  so  stand  ihm  in  unserer  Periode 
mehr  nur  das  negative  Recht  des  Verbotes  und  der  Bestrafung  ding- 
widriger Handlungen  zu.  Das  Recht  des  zwingenden  Gebotes,  dem  bei 
Strafe  Folge  geleistet  werden  mußte,  hatte,  soweit  es  auf  den  einzelnen 
Rechtsstreit  ankam,  vor  allem  .der  Kläger.  Die  zwingende  Kraft  dieses 
Gebotes  lag  allein  in  seiner  dem  Recht  entsprechenden  Form,  ohne  Rück- 
sicht auf  seine  materielle  Berechtigung  oder  Nichtberechtigungl  Der 
Schutz  gegen  den  Mißbrauch  des  Gebotes  bestand,  abgesehen  von  den 
prozessualischen  Nachteilen,  in  der  Geldbuße,  in  welche  der  Kläger  ver- 
fiel, wenn  sich  im  Laufe  des  Prozesses  aus  formellen  oder  materiellen 
Gründen  die  TJnstatthaftigkeit  des  Gebotes  oder  die  Nichtbeobachtung  der 
dem  Kläger  selbst  aus  seinem  Gebote  erwachsenen  Verpflichtungen  ei^b^ 
Der  Ungehorsam  einer  Partei  wurde  nicht  durch  das  Gericht,  sondern 
durch  feierlichen  Protest  des  Gegners  festgestellt®. 

1.  Das  ordentliche  Verfahren.  Die  Eröffnung  geschah  durch 
die  Ladung.  Die  Ladung  hieß  Mahnung  (mannitioX  Berufung  (altn.  stefha, 
heimsteßia,  mälsteßia),  admaüaäo'^.  Sie  geschah  nicht  durch  den  Richter, 
sondern  war  ein  außergerichtliches,  rechtsförmliches  Gebot  des  Klägers  an 
den  Beklagten,  mit  Angabe  des  Termins  und  des  Gegenstandes  der  Be- 
schuldigung, vorgenommen  im  Hause  des  Beklagten  vor  mehreren  zuge- 
zogenen Zeugen.  Versäumte  eine  der  Parteien  den  Tag,  ohne  sich  wegen 
gesetzlicher  Hinderungsgründe  (sunnis,  Maßen,  echte  Not)  durch  einen 
Boten  zu  entschuldigen®,  so  wurde  sie  auf  TJngehorsamsprotest  des  Geg- 
ners in  eine  Geldbuße  an  das  Gericht  und  den  Gegner  verfallt.     Den 

bedeutnng  von  mhd.  sacke  (d.  i.  Streitsache)  ist  Kamjgfy  Streit,  Angriff.  Vgl.  Lbxes, 
Mhd.  WB.  n.  564  f.  Amika,  Oblig.  I.  69  f.  Das  miat.  mannire  (vor  Gericht  laden), 
unser  Mahnen  (ahd.  alte.  manSn,  ags.  manjan,  altn.  mana)  bedeutet  ursprünglich  Auf- 
forderung zum  Kampf,  Vgl.  Gbimm,  KA.  842;  DWB.  VL  1462.  Eine  Reihe  prozessua- 
lischer Akte  wurde  mit  der  Waffe  in  der  Hand  vollzogen  (vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  13). 

^  Das  klägerische  Becht  des  Gebotes  ist  zuerst  von  Sohm,  a.  a.  0.  2  ff.  auf- 
gedeckt worden.  Der  von  ihm  dafür  gewählte  Ausdruck  „Formalakt"  will  uns  aber 
bei  dem  Eeichtum  des  deutschen  Hechtes  an  den  verschiedensten  Formalakten  weniger 
passend  erscheinen. 

^  Die  Lehre  Sohm's  von  der  Kraft  des  Formalaktes  ist  zum  Teil  auf  lebhaften 
Widerspruch  gestoßen  und  namentlich  von  Cohn,  Die  Justizverweigerung  im  alt- 
deutschen Eecht  28  ff.,  bekämpft. 

*  Der  Protest  stellte  in  rechtsformlicher  Weise  den  Sonnenuntergang  (foli»  col- 
locatio,  eoUadium,  altn.  sölsetrj  fest  und  wurde  deshalb,  in  übertragener  Bedeutung, 
selbst  mit  solem  collocare  oder  »oUatire  bezeichnet.  Vgl.  Gbimm,  RA.  817,  846  f. 
Waitz,  Becht  der  sal.  Franken  159  f.  Der  Versuch  von  H.  0.  Lehmann,  Der  Bechtsschutz 
gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem  Becht  32  ff.,  die  Quellen- 
stellen auf  die  ursprüngliche  Bedeutung  (sol  collocat  «>  die  Sonne  geht  unter)  zurück- 
zuführen, ist  sprachlich  unmöglich;  er  stützt  sich  auf  einen  offenbaren  Schreibfehler 
einer  einzigen  Handschrift  (Lex  Salica  50,  2),  die  sich  hinterher  selber  verbessert  hat. 

^  Über  manniiio  vgl.  Anm.  3,  über  stefna  (goth.  stibnd,  vox)  Gbimm«  BA-  845. 

•  Vgl.  Gbimm,  BA.  847  f.    Müllenhoff  bei  Waitz,  a.  a.  0.  293. 
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ausgebliebenen  Kläger  traf  außerdem,  wenigstens  später,  die  Strafe,  daß 
er  mit  seiner  Klage  für  eine  bestimmte  Zeit  ansgeschlossen  wurde*,  wäh- 
rend der  ausgebliebene  Beklagte  noch  mehreremale  geladen  werden  mußte 
und  erst  nach  mehrmaligem  Ungehorsamsprotest  des  Klägers  ein  Kon- 
tumazialurteil beantragt  werden  konnte  ^^ 

Waren  die  Parteien  im  Gericht  erschienen,  so  hatte  der  Kläger  bei 
derselben  Strafe,  die  den  Ausbleibenden  traf,  die  Klage  vorzutragen", 
wobei  Haltung  und  Worte  streng  vorgeschrieben  und  bei  Verlust  des  Pro- 
zesses keine  Abweichungen  gestattet  waren.  Mit  der  Klage  verband  sich 
eine  feierliche  Beteuerung,  wahrscheinlich  eine  Art  Gefahrdeeid  auf  die 
Waflfen,  und  die  rechtsformliche  Aufforderung  des  Klägers  an  den  Be- 
klagten, ihm  Wort  für  Wort  zu  antworten".  Die  Antwort  konnte  ein 
einfaches  Zugeständnis,  oder  eine  einfache  Ableugnung  oder  ein  Zugeständ- 
nis mit  Einreden  enthalten^*.  Weigerte  der  Beklagte  die  Antwort,  so 
wurde  er  wie  ein  Ausgebliebener  behandeli 

Nach  der  Antwort  stellte  der  Kläger  in  feierlicher  Weise  die  Urteils- 
bitte**. Man  darf  annehmen,  daß  das  Urteil  in  unserer  Periode  regel- 
mäßig von  dem  Richter,  vielleicht  nach  vorheriger  Beratung  (Acht)  mit 
den  Weisesten  unter  den  Thingmännern***,  vorgeschlagen,  sodann  durch 


»  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  142. 

»«  Vgl.  ebd.  155  ff.    Siehe  auch  Anm.  29. 

^^  Vgl.  Anm.  9.  Schon  Tacitns  erwähnt  das  Anklageverfahren  (vgl.  S.  85). 
Im  aUgemeinen  galt  der  Satz*.  „Wo  kein  Kläger  ist,  soll  kein  Richter  sein".  Ober 
Klagen  vonAmts  wegen  vgl.  §  12  Anm.  3. 

^'  Form  und  Bedeutung  der  Beteuerung  des  Klägers  sind  dunkel,  ebenso  ob  das 
tanganare  der  fränkischen  Rechte  damit  zusammenhängt  oder  ob  eine  bestimmte  Art 
des  Antwortgebotes  darunter  zu  verstehen.  Manches  scheint  auf  ein  Anfassen  der 
Waffe  (Ger,  Schwert,  Stab,  festuca)  hinzudeuten.  Vgl.  Sibobl,  a.  a.  0.  181—186.  Sohh» 
a.  a.  0.  143—150;  Reichs-  und  Gerichtsverfassang  189.  Cohn,  a.  a.  0.  22—40. 
Bbuhnbb,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  44.  Über  die  zweifelhafte  Wortbedeutung 
von  tangana/re  Tgl.  Grimm,  RA.  5.  MOllenhoff  bei  Waitz,  a.  a.  O.  298.  Dibz,  WB. 
d.  roman.  Sprachen  ü*',  s.  t.  tangoner, 

^'  Die  gewöhnliche  Annahme,  daß  dem  Beklagten  nur  ein  Ja  oder  Nein  ge- 
stattet, das  qualifizierte  Geständnis  dagegen  ausgeschlossen  gewesen  sei,  legt  dem 
deutschen  Prozesse  einen  Formalismus  bei,  den  er  in  seiner  Entartung  aUerdings  mehr- 
fach entwickelt  hat,  Yon  vornherein  aber  nicht  besessen  haben  kann.  Dem  wegen 
eines  Totschlags  Angeklagten  kann  die  Einrede  der  Straflosigkeit  oder  verminderten 
Strafbarkeit  seiner  Handlung  nicht  versagt  gewesen  sein.  Es  ist  undenkbar,  daß  er  sich 
nicht  hätte  auf  ein  Strafgedinge  (vgl.  §  11  Anm.  29—34),  auf  Friedlosigkeit,  Fehde, 
Notwehr,  Widerstand  gegen  das  Binden  bei  handhafter  That,  auf  ertappten  Ehebruch, 
auf  unbeabsichtigte  Tötung  u.  dgl.  m.  hätte  berufen  dürfen.  Vgl.  Wilda,  Strafrecht 
545  ff.,  564,  701  ff.  Thonisssn,  a.  a.  O.  482  f.  Man  kann  auch  nicht  einwenden,  daß 
alles  dies  schon  in  der  Klage  habe  liegen  müssen,  wie  etwa  später  in  der  Behaup- 
tung des  mcdo  ordine  possidere.  Denn  wie  sollte  in  solchen  Fällen  der  Eid  formu- 
liert werden,  wenn  der  Beklagte  bloß  ein  „Nein"  zu  sagen  hatte?  Vgl.  Sohm, 
Prozeß  137  ff. 

^^  Auch  hier  hatte  das  fränkische  Recht  die  Aufforderung  mit  tangano.  Vgl. 
SoHM,  a.  a.  0.  150  ff. 

*•  Vgl.  S.  17,  34  und  unten  §  26. 
&.  ScsBÖDSB,  DentKh»  BeobtegeMhiobta.  6 
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die  Zustimmung  (folge  ^  volbart,  nach  Tacitus  auctoritiEu)  der  Gerichts- 
versammlung  zur  lex  erhoben  wurde. 

War  der  Beklagte  gestandig,  so  erfolgte  sofort  die  Verurteilung.  In 
allen  anderen  Fällen  wurde  entweder  ein  Beweisurteil  (so  bei  den  Nord- 
germanen) oder,  wie  bei  den  Westgermanen,  ein  altematiTes  oder  be- 
dingtes Endurteil  erlassen.  War  der  Angeklagte  ein  Unfreier,  so  schritt 
man  alsbald  zur  Tortur,  während  bei  dem  Verfahren  gegen  Freie  ein  be- 
sonderer Termin  zur  Beweisverhandlung  angesetzt  wurde.  Der  Beklagte 
mußte  seinem  Gregner  ein  XJrteilserfüllungsgelöbnis  ablegen  und  die 
Wahrnehmung  des  Beweistermins  durch  Geiseln  sicherstellen". 

Das  Beweisverfahren  war  von  einer  höchst  formalistischen  Beweis- 
theorie beherrscht.  Es  handelte  sich  nicht  sowohl  um  die  individuelle 
Überzeugung  des  Gerichts  von  der  materiellen  Wahrheit  einer  Behaup- 
tung oder  Aussage,  als  vielmehr  darum,  dem  Gegner,  und  mit  ihm  der 
Gesamtheit,  eine  juristische  Gewißheit,  eine  formelle  Wahrheit  vorza- 
führen^^.  Die  Beweisrolle  und  das  Beweisthema  wurden  vom  Gericht 
genau  festgestellt.  Die  Beweisrolle  war  durchaus  einseitig,  jeder  Gegen- 
beweis war  ausgeschlossen.  Der  Beweis  (probatio)  war,  von  Fällen  der 
Notorietat  abgesehen,  ausschließlich  Zeugenbeweis ^^.  Berufen,  denselben 
zu  führen,  war  der  Angreifer  (also  in  der  Regel  der  Kläger,  bei  Einreden 
unter  Umständen  auch  der  Beklagte),  vorausgesetzt  daß  er  sich  rechtzeitig 
dazu  erboten  hatte.  War  dies  nicht  der  Fall,  so  hatte  der  Gegner  sein 
Ableugnen  eidlich  zu  bekräftigen^®.  Der  Eid  war  demnach  subsidiäres 
Beweismittel.  Der  Zeugenbeweis  wurde  entweder  mit  Erfahrungszengen 
oder  mit  Urkundszeugen  geführt.  Erfahrungszeugen  waren  nur  zulässig, 
wo  es  sich  um  länger  dauernde  Zustände  handelte;  der  Beweis  wurde 
durch  Nachbar-  oder  Verwandtenzeugnis  geführt.  In  anderen  Fällen  be- 
durfte es  besonderer  Urkundszeugen,  die  in  rechtsformlicher  Weise  zu  der 
zu  bekundenden  Thatsache  zugezogen  oder,  wenn  zufäUig  anwesend,  an- 
gesichts derselben  zur  späteren  Bezeugung  aufgefordert  waren*®.     Die 


^^  Vgl.  S.  55  ff.  UDd  unten  Anm.  32,  33.  Hatte  der  Beklagte  keine  Gleisein,  so 
wurde  er  wohl  selbst  von  dem  Kläger  in  vorläufige  Haft  genommen.  Die  Beweis- 
verhandlung fand  bei  den  Westgermanen  vor  Gericht,  im  Norden  dagegen  in  einem 
außergerichtlichen  Termine  vor  den  Parteien  und  gezogenen  Zeugen  statt. 

"  Vgl.  K.  Maukeb,  Beweisverfahren  369  ff.  Brunneb,  Entstehung  der  Schwur- 
gerichte 48. 

*•  Außer  der  Anm.  1  angeführten  Litteratur  vgl.  R.  Lönino,  Der  Heinigungseid 
bei  üngerichtsklagen ,  1880.  Demselben  gebührt  das  Verdienst,  das  Verhältnis  des 
Zeugenbeweises  zum  Eide  in  das  rechte  Licht  gestellt  zu  haben. 

*®  Der  Leugnende  war  demnach  „näher  zum  Eide".  Thatsächlich  war  das  Ver- 
hältnis dasselbe  wie  heute  bei  dem  zugeschobenen  Eide,  den  der  Behauptende  zu- 
schiebt, der  Leugnende  schwört.  Nur  die  Terminologie  war  eine  andere:  heute  wird 
die  den  Eid  zuschiebende  Partei  als  der  Beweisführer  angesehen,  während  diese  Bolle 
nach  dem  Rechte  des  Mittelalters  der  schwörenden  Partei  zukam. 

'<>  Vgl.  Geimm,  RA.  143  ff.,  857  f.  Das  Wort  Zeuge  selbst  ist  von  ziehen  abge- 
leitet. Die  Quellen  bezeichnen  die  Zeugen  als  testes  tracü  (bei  den  BfMQQ^et^« 
per  aures  iracH),  teste*  rogati.    Die  Grundbedeutung  von  ahd.  urchundo,  mhcb^ 
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Berofimg  auf  rein  zufällige  Augen-  oder  Ohrenzengen,  obwohl  solche 
gerade  för  den  Beweis  in  Strafsachen  von  vorzüglicher  Bedeutung  sind, 
war  ausgeschlossen.  Die  Zeugen  hatten  ihre  Aussage  zu  beschwören.  Ihre 
Vorladung  erfolgte,  wie  die  der  Eideshelfer,  durch  den  Produzenten.  Da 
ürkunds-  und  Erfahrungszeugen  im  Deliktsverfahren  naturgemäß  nur 
selten  Anwendung  finden  konnten,  so  lag  der  Schwerpunkt  des  Beweis- 
yerfahrens  in  dem  Parteieneide '^  Männer  hatten  denselben  auf  die 
Waffen  zu  leisten,  Frauen  in  der  Kegel  auf  die  Brust  oder  auf  Brust  und 
Zopf;  bei  den  Nordgermanen  war  auch  Ablegung  des  Eides  auf  einen 
Eidring  in  Gebrauch.  Nur  in  geringeren  Angelegenheiten  genügte  der 
Eineid  der  Partei.  In  der  Kegel  mußte  diesem,  je  nach  der  Bedeutung 
des  G^enstandes,  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Hilfseiden  folgen. 
Die  Eideshelfer  (consacramentaUsj  conaaratores ,  gieidan,  hamedü)  hatten 
nicht  die  objektiye  Wahrheit,  sondern  nur  die  subjektiTe  Keinheit  des 
Haupteides  zu  beschwören '^  Da  dies  keine  bloße  Formalität,  sondern  ein 
wichtiges  Beweismittel  war,  so  konnten  nur  Personen,  die  den  Schwörenden 
genau  kannten.  Verwandte,  Nachbarn,  Genossen,  zur  Eideshilfe  zugelassen 
werden.  Für  die  Verwandten  war  es  Pflicht,  der  Aufforderung  zur  Eides- 
hüfe  Folge  zu  leisten,  selbstverständlich  aber  nur,  soweit  sie  dies  mit 
ihrem  Gewissen  vereinbaren  konnten'^.  Wer  nicht  von  der  Kedlichkeit 
des  Schwörenden  überzeugt  war,  hatte  die  Pflicht,  den  Hilfseid  zu  versagen. 
Die  Vorladung  der  Eideshelfer  wie  der  Zeugen  war  Sache  der  beweis- 
führenden Partei,  der  hierzu  das  prozessualische  Kecht  des  zwingenden 
Gebotes  zur  Verfügung  stand**. 

Gewichtigere  Beweismittel  als  Zeugen  und  Eid  waren  später  bei  allen 
Germanen  die  Gottesurteile.  Mit  Ausnahme  des  Losurteils  und  des  gericht- 
lichen Zweikampfes  sind  den  Germanen,  wie  es  scheint,  diese  mehr  als 
bedenklichen  Beweismittel  noch  unbekannt  gewesen  und  erst  später,  in 
Anlehnung  an  die  Gebräuche  anderer  Völker,  durch  kirchliche  Einflüsse 


künde,  ist  Zeuge.  Eine  andere  Bezeichnung  war  der  „Wissende"  (ahd.  givjtzo,  ags. 
gevita,  altn.  vitni).  Im  Altnordischen  hieß  die  rogatio  testinm  »kirskoting.  Um  die 
ürknndszeugen  zur  Abgabe  ihres  Zeugnisses  ein  für  allemal  zu  verpflichten,  mußte 
die  Partei  ihnen  ürkundsgeld  zahlen  oder  Weinkauf  leisten,  da  eine  olfentlichrecht- 
liche  S^ugnispflicht  noch  nicht  bestand,  eine  privatrechtliche  aber  nur  durch  entgelt- 
lichen Vertrag  begründet  werden  konnte.    Vgl.  S.  63  f. 

'^  Insofern  konnte  man  sagen,  daß  der  Leugnende  „naher  zum  Beweise"  sei. 
Notorisch  ehrlose  Personen  (S.  78)  wurden  weder  zum  Parteien-,  noch  zum  Hilfs- 
oder  Zeugeneide  zugelassen.  Caesar,  Bell.  Gall.  VI.  c.  23:  omnivm  his  verum  postea 
fides  derogatwr. 

•■  Sie  schworen,  daß  jener  Eid  rein  und  unmein  sei. 

*^  Gegen  die  Annahme,  daß  die  Eideshilfe  schlechthin  Verwandtenpflicht  gewesen 
sei  und  mit  der  Fehdegenossenschaft  zusammengehangen  habe,  vgl.  Maubbb,  Beweis- 
verfahren  197  ff.  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  578  ffl  v.  Amiba,  Zur  alt- 
fränkischen Eideshilfe  (i.  d.  Germania  XX.  58—66)  59. 

"  Vgl.  Lex  SaUca  49. 

6* 
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zur  Anerkennung  gelangt**.  Verbürgt  ist  für  die  germanische  Urzeit  nur 
das  Losurteil**,  das  aber  nur  bei  todeswürdigen  Verbrechen  Anwendung 
gefunden  zu  haben  scheint,  ursprünglich  auch  wohl  weniger  zur  Entschei- 
dung der  Schuldfrage,  als  der  Frage  des  Strafvollzuges  diente,  indem  man 
es  vor  jeder  Hinrichtung  für  geboten  hielt,  die  Götter  zu  befragen,  ob 
ihnen  das  Opfer  genehm  sei.  Gleich  dem  Losen  war  auch  der  Zweikampf 
dem  germanischen  Heidentume  als  Orakel  bekannt;  insbesondere  diente 
er  dazu,  den  Ausgang  einer  bevorstehendem  Schlacht  zu  ermitteln*'.  Da 
nun  jeder  Prozeß  als  ein  Kampf  aufgefaßt  wurde,  so  war  nichts  natür- 
licher, als  daß  man  auch  den  Ausgang  des  Prozesses  nicht  ungern  von 
dem  Ausfall  eines  Zweikampfes  abhängig  machte.  So  wurde  der  Zwei- 
kampf zum  Gottesurteil  im  Prozeß*®.  Über  seine  Verwendung  im  einzelnen 
geben  erst  die  Quellen  der  folgenden  Periode  Auskunft. 

Eines  Endurteils  nach  Ablauf  des  Beweistermines  bedurfte  es  nur 
nach  den  nordgermanischen  Hechten;  bei  den  Westgermanen  war  die 
Sache  bereits  durch  das  bedingte  oder  alternative  Endurteil  erledigt.  Ein 
Kontumazialurteil  konnte  der  Kläger  verlangen,  nachdem  er  an  drei  oder 
vier  aufeinander  folgenden  Terminen  den  Ungehorsamsprotest  erhoben 
hatte*». 

Die  Verurteilung  lautete  bei  den  Neidingswerken  regelmäßig  auf  Tod*®, 
bei  anderen  Friedensbrüchen  dagegen  auf  sühnbare  Friedlosigkeit  (altn. 
üileffd),  d.  h.  alternativ  auf  Acht  oder  Sühneversprechen,  eine  Form  der 
Verurteilung,  die  sich  wenigstens  für  den  Fall  des  Gräberraubes  noch  in 
der  Lex  Salica  erhalten  hat*\  während  diese  im  übrigen  die  Ver- 
hängung der  Acht  als  ein  Vorrecht  des  Königs  behandelt  und  demgemäß 
nur  eine  Verurteilung  auf  Ablegung  eines  Sühneversprechens  mit  einem 


•*  Vgl.  WiLDA,  Ordalien  (bei  Ehsch  und  Grubes,  Encyklopädie,  HI.  Sektion, 
lY.  Bd.  453 — 490)  4S0  ff.  Bei  den  Nordgermanen  gab  es  in  der  heidnischen  Zeit  nur 
den  gerichtlichen  Zweikampf,  der  dann  in  der  christlichen  Zeit  durch  die  Einführung 
der  anderen  Gottesurteile  verdrängt  wurde.  Vgl.  K.  Maurbb,  Das  Gottesurteil  im 
altnordischen  Recht  (L  d.  Germania  XIX.  139—148).  v.  Amiaa,  i.  d.  GGA.  1855, 
S.  169  f.  Das  Gehen  unter  den  Basenstreifen,  das  man  früher  für  das  nordgermanische 
Gottesurteil  hielt,  hat  eine  andere  Bedeutung  gehabt.    Vgl.  §  11,  Anm.  94. 

'•  Vgl.  WiLDA,  a.  a.  0.  454  f.,  480.  Lilibncbon  u.  Müllbnhoff,  Zur  Runenlehre 
33—42.    HoKETEB,  Das  germanische  Losen  (vgl.  S.  11,  Anm.  11)  763  ff. 

•*  Vgl.  Tacitus,  Germania  c.  10.    Gbimm,  RA.  928. 

'•  Der  entgegenstehenden  Ansicht  von  Maubeb,  Beweis  verfahren  222—233,  der 
den  gerichtlichen  Zweikampf  für  eine  organisierte  Fehde  erklärt,  können  wir  nur 
teilweise  beistimmen.  Vgl.  Siegel,  a.  a.  O.  202  ff.  Lönino,  Reinigungseid  50ff.,  75  ff. 
WiLDA,  a.  a.  0.  460  ff.,  477  ff. 

■•  Vgl  Anm.  6.  Sohm,  Prozeß  155 ff.,  180 ff.  Der  sachfällige  Beklagte  w^urde 
als  iaeUims  bezeichnet. 

•<>  Vgl.  S.  71f.  Dafür  bei  den  Nordgermanen  später  meistens  die  strengere  Fried- 
losigkeit, bei  den  Südgermanen  die  Zulassung  der  Losung  des  Halses  (vgl.  Anm.  31). 

'^  Vgl.  S.  75.  Ganz  ähnlich  erscheinen  die  alternativen  Urteile  auf  Tod  oder 
Zahlung  des  eigenen  Wergeides.  Vgl.  Lex  Salica  50,  5:  de  vita  ctdpabüis  esse  debet 
aut,  quanlum  valet^  se  redemat;  51,  2:  aut  se  redimat,  aut  de  vita  componat. 
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im  Urteil  bestimmten  Inhalte  (lex)  kennt'^  Bei  geringeren  Delikten  und 
bei  UngehoTsamsbußen  lautete  das  Urteil  zwar  auf  Zahlung,  aber  gegen 
Urteilserfüllungsgelöbnis  wurde  dem  Verurteilten  regelmäßig  Stundung 
gewährt.  Verhängung  der  Friedlosigkeit  scheint  hier  auch  als  prozes- 
sualisches Zwangsmittel  nicht  vorgekommen  zu  sein. 

Eine  Vollstreckung  auf  Grund  des  Urteils  gab  es  nur  bei  Todesstrafen 
und  bei  Geldbußen.  Soweit  die  letzteren  der  öffentlichen  Gewalt  zufielen, 
wurden  sie  unzweifelhaft  von  Amts  wegen  eingetrieben.  Der  Kläger 
hatte  zur  Befriedigung  seiner  Ansprüche  ein  privates  Pfandungsrecht  unter 
gerichtlicher  Aufsicht;  die  Pfändung  von  Amts  wegen  ist  erst  in  der 
folgenden  Periode  zur  Ausbildung  gelangt;  den  nordgermanischen  Rechten 
ist  sie  im  wesentlichen  bis  zum  18.  Jahrhundert  unbekannt  geblieben. 
Die  Friedlosigkeit  gab  der  Vollstreckung  insofern  Raum,  als  sie  dem  Ge- 
richt wie  dem  Kläger  den  Zugriff  zu  dem  Mobiliarvermögen  des  Geäch- 
teten eröffnete.  Die  Exekution  auf  Grund  eines  gerichtlichen  Sühne- 
versprechens oder  ürteilserfüUungsgelöbnisses  erfolgte  im  Wege  des  Be- 
treibungsverfahrens. 

2.  Das  Verfahren  bei  handhafter  That.  Wurde  der  Ver- 
brecher auf  handhafter  That  oder  unmittelbar  auf  der  Flucht  ergriffen, 
so  fand  statt  des  kontradiktorischen  ein  rein  exekutivisches  Verfahren 
statt.  Die  Voraussetzungen  der  Verurteilung  waren:  a)  daß  der  Verletzte 
sofort  das  Gerüft  geschrieen  hatte,  durch  das  er  alle,  die  es  hörten,  bei 
Strafe  nötigte,  zu  seiner  Unterstützung  sowie  zur  Bezeugung  des  Ge- 
schehenen herbeizueilen**;  ferner  b)  daß  der  Verbrecher  alsbald,  nebst  den 
körperlichen  Beweisen,  gebunden  vor  das  Gericht  geführt  wurde;  endlich 
c)  daß  die  Klage  unmittelbar  erhoben  und  durch  die  eidliche  Aussage  des 
Verletzten  und  einer  genügenden  Zahl  von  Schreimannen  erwiesen  wurde**. 
Erwehrte  sich  der  Thäter  der  Festnahme,  so  konnte  er  von  seinen  Ver- 
folgern ungestraft  getötet  werden.  Andererseits  mußte  das  mit  Gerüft 
oder  mit  der  Festnahme  des  Gegners  begonnene  Verfahren  bei  Strafe 
durchgeführt  werden. 


"  Vgl.  R.  LöNiNG,  Vertragsbruch  44  ff.  Sohm,  a.  a.  0.  162  ff.,  1801,  184  ff.  Die 
Acht  ist  nor  noch  prozessualisches  Zwangsmittel.  Sie  wird  vom  Könige  yerhängt, 
nachdem  ihm  nachgewiesen  ist,  daß  der  Beklagte  das  Urteilserf&Uungsgelöbnis  (fides 
facta),  also  das  Sühne  versprechen,  verweigert  hat.  Vgl.  Lex  Salica  56.  Daß  die 
Gerichte  ursprünglich  die  Sühne,  d.  h.  die  Wiedergewinnung  des  Friedens  durch 
Geldzahlung,  als  ihre  yomehmste  Aufgabe  betrachteten,  blickt  noch  in  verschiedenen 
ahd.  Glossen  durch.  Vgl.  S.  76.  Stbihmbtbb  u.  Sibvbbs,  IL  277 :  setUentia  s6na  mna. 
Siehe  auch  Lbxbb,  Mhd.  WB.  II.  1322. 

^'  Vgl.  Lex  Salica  57,  2.  Von  dem  regelmäßigen  Verwetten  der  Geldstrafen  ist 
wohl  die  Bezeichnung  derselben  als  Wette  oder  Getoette  ausgegangen.  Vgl.  Lonino, 
a.  a.  0.  21  Anm.  82. 

^*  Über  das  Gerüft  vgl.  S.  30  Anm.  4.  Sohm,  Prozeß  135  Anm.  2.  Stsik- 
MBTBB  u.  SiBYBBS,  Ahd.  Glosscu  IL  321 :  clamcT  gehrturfti. 

^^  Die  Schreimannen  waren  durch  das  Gerüft  herbeigezogen,  also  teste»  rogoH, 
wirkliche  Urkundszeugen.    Vgl.  Löking,  Reinigungseid  24  f.,  65  ff.,  80  ff. 
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8.  Das  Betreibungsverfahren.  Das  Verfahren  bei  handhafter 
That  hat  das  Vorbild  för  die  exekutivische  Verfolgung  der  auf  dem  gericht- 
lichen Sühneversprechen  und  TJrteilserfullungsgelöbnis  beruhenden  An- 
sprüche abgegeben.  Sobald  die  Schuld  fallig  war,  hatte  der  Kläger  den 
Beklagten  in  rechtsformlicher  Weise  zur  Zahlung  aufzufordern,  sodann, 
wenn  dieselbe  ausblieb,  Ungehorsamsprotest  zu  erheben  und  den  Beklagten 
vor  Gericht  zu  laden;  im  Termin  handelte  es  sich  nur  um  die  Feststel- 
lung des  Ungehorsams,  worauf  dem  Kläger  auf  seinen  Antrag  die  Be- 
fugnis zur  Pföndung  bewilligt  wurde.  Die  große  tTbereinstinunung  des 
Betreibungsverfahrens  der  Volksrechte,  zumal  der  Lex  Salica'*,  mit  dem 
der  nordgermanischen  Rechte  beweist,  daß  dasselbe  schon  in  der  germa- 
nischen Zeit  auf  alle  liquiden  vermögensrechtlichen  Ansprüche  ausgedehnt 
sein  muß,  indem  der  Ungehorsam  des  Schuldners  gegen  das  rechtsform- 
liche  Gebot  des  Gläubigers,  ihn  zu  befriedigen,  als  eine  rechtswidrige  und 
darum  strafbare  Vorenthaltung  von  Vermögensgegenständen  (altn.  rmi) 
angesehen  wurde,  so  daß  gegen  den  Säumigen  sowohl  wegen  der  Ungehor- 
samsbuße als  auch  wegen  des  zu  Grunde  liegenden  privatrechtlichen  An- 
spruches exekutivisch  vorgegangen  werden  konnte. 

Die  erste  Voraussetzung  des  Betreibungsverfahrens  war  ein  einseitiger, 
fälliger,  zweifelloser  oder  sofort  durch  Zeugen  festzustellender  vermögens- 
rechtlicher Anspruch  *^  Der  Berechtigte  hatte  seinen  Schuldner  in  dessen 
Wohnung  vor  zugezogenen  Zeugen  in  rechtsformlicher  Weise  zur  Be- 
friedigung seines  Anspruches  aufzufordern'®.  Diese  Aufforderung,  die  in 
der  Regel  noch  zwei-  bis  dreimal  in  bestimmten  Fristen  wiederholt  werden 
mußte,  wird  von  den  Quellen  als  testare,  coniestari,  admonere  bezeichnet; 
altnordisch  hieß  sie  krafa  (altschwed.  krcBvia)  oder  üAeizla*^    Hatte  der 


••  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  liex  Salica  11—54,  168—180,  in  einigen  wesentlichen 
Punkten  durch  die  Anm.  1  angeführte  Schrift  von  Behbend  berichtigt.  Die  gegen 
die  Konstruktion  des  Betreihungsverfahrens  erhobenen  Einwendungen  von  B.  Löniko, 
Vertragsbruch  §§  3—5,  9,  werden  durch  die  übereinstimmende  Entwiekelung  des 
ost-  und  westgermanischen  Bechtsganges  widerlegt.  Über  die  nordgermanische  krafa 
vgl.  die  Anm.  1  angeführten  Schriften  von  K.  Maübbb  und  Ihbbino,  sowie  Amiba, 
Vollstreckungsverfahren  230—266,  Obligationenrecht  I  §  11. 

'*  Altnordisch  vitafS,  d.  h.  gewußtes  Gut.  Ob  der  Anspruch  obligatorischer  oder 
dinglicher  Natur  war,  machte  keinen  Unterschied.  Die  Lex  Salica  spricht  nur  von 
den  Ansprüchen  aus  Jides  facta  (ob  sie  nur  das  gerichtliche  Urteilserfüllungsgelöbnis 
oder  auch  schon  den  außergerichtlichen  Wettvertrag  im  Auge  hat,  vgl.  8.  55  ff.,  läßt 
sich  nicht  sicher  feststellen)  und  res  praesHta,  sowie  der  Abtreibung  eines  neuen 
Ansiedlers  (homo  migrans)»  Zweifellos  war  das  Betreib ungs verfahren  aber  auch  in 
allen  ähnlichen  Fällen,  wo  es  sich  um  eine  Zahlung  oder  um  Herausgabe  einer  Sache 
handelte,  zugelassen.  Vgl.  Behbbnd,  a.  a.  0.  63  f.  Unbedingt  ausgeschlossen  waren 
Forderungen,  denen  ein  Gegenanspruch  des  Beklagten  gegenüberstand. 

"  Die  Zeugen  hatten  zugleich  als  Schätzleute  für  den  Fall,  daß  Zahlung  oder 
vielmehr  Hingabe  an  Zahlungsstatt  erfolgte,  zu  dienen. 

'•  Ersteres  von  hrejja  (anfordern),  letzteres  von  beida  ut  (herausbegehren).  V0. 
▼.  Amiba,  Vollstr.  247.  Die  technische  Bezeichnung  des  Betreibungsverfahrens  war 
altschwed.  toHa,  d.  h.  angreifen,  suchen,  besuchen.    Vgl.  Amiba,  Oblig.  I.  78  ff. 
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Kläger  die  Erfolglosigkeit  seiner  Aufforderung  durch  Ungehorsamsprotest 
festgestellt,  so  lud  er  den  Beklagten  vor  Gericht.  Im  Termin  hatte  Kläger 
durch  seine  Zeugen  die  wiederholte  Aufforderung  des  Beklagten  und  dessen 
Ungehorsam  zu  beweisen.  Auf  eine  materielle  Begründung  des  klägerischen 
Anspruches  wurde  nur  eingegangen,  wenn  der  Beklagte  die  Berechtigung 
desselben  bestritt  und  dadurch  ein  kontradiktorisches  Verfahren  herbei- 
führte. Ergab  sich  die  formelle  oder  materielle  Nichtberechtigung  des 
klagerischen  Verfahrens,  so  verfiel  der  Kläger  wegen  Missbrauches  des 
Gebotes  in  eine  Buße.  Wurde  dagegen  der  Beklagte  verurteilt,  so  hatte 
er  außer  der  ursprünglichen  Leistung  eine  Ungehorsamsbuße  an  den 
Kläger  und  die  öffentliche  Gewalt  zu  zahlen.  Manches  deutet  darauf  hin, 
daß  die  poena  dupli  hier  mit  Vorliebe  angewendet  wurde.  Durch  richter- 
lichen Zahlungsbefehl*^  wurde  der  Kläger  zur  Pfändung  ermächtigt.  Die 
Vollziehung  derselben  war  in  dieser  Periode  wohl  ausschließlich  dem 
Kläger  überlassen,  eine  gewisse  Mitwirkung  des  Gerichts  hat  dabei  aber 
wohl  immer  statigefunden,  schon  wegen  des  dem  Gerichte  zufallenden 
Anteils  an  der  Ungehorsamsbuße. 

Reichte  die  Pfändung  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  nicht  aus,  so 
verfiel  der  Schuldner  nach  dem  späteren  Recht  bis  zur  Abarbeitung  der 
Schuld  in  die  Schuldknechtschaft,  er  wurde  mit  seiner  Person  Nutzpfand 
des  Gläubigers  *^ 


*^  Die  fränkische  Formel  dafür  laatete:  nexH  gantiehio^  vgl.  Gbimu  u.  Müllen- 
HOFF,  bei  Waitz,  Becht  der  sal.  Franken  290  f. 

*»  Vgl.  KoHLBB;  Shakespeare  29.  Über  dte  Recht  des  Klägers,  den  zahlungs- 
nnfiihigen  Schuldner  zu  toten,  vgl.  §  12,  Anm.  29. 


Zweite  Periode. 
Die  fränkische  Zeit. 


Erstes  Kapitel. 
Die  Bildung  der  Stammesreiche. 

Hanptqnellenwerke:  Monumenta  Germaniae  historica,  Aactoram 
antiquisßimorum  tom.  I— VI.  1877—83;  Scriptores  reram  Merovingicaniin.  I.  1885. 

Litteratar:  Abnold,  Fränkische  Zeit  (a.  u.  d.  T.  Deutsche  Geschichte  IL), 
1881—83;  Ansiedelungen  und  Wanderungen  deutscher  Stamme,  1875.  Dahn,  Ur- 
geschichte der  germanischen  und  romanischen  Völker  I.— III.  1881—86;  Die  Könige 
der  Germanen  I.— VI.  1861—71.  (VI.  2.  Aufl.  1885).  Kaupmann,  Deutsche  Geschichte 
bis  auf  Karl  den  Großen  I.  II.  1880—81.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  II. 
(3.  Aufl.)  1.  Abt.  1—79.  V.  WibtebsheiM)  Geschichte  der  Völkerwanderung,  2.  AulL 
bearb.  von  Dahn,  I.  11.  1881.  —  v.  BETHMANN-HoLLWEa,  Der  germanisch-romanische 
Civilprozeß  im  Mittelalter  I.  1868.  t.  Daniels,  Handbuch  der  deutschen  Reichs-  u. 
Staatenrechtsgeschichte  I.  §  16  bis  §  62.  —  C.  Bindinq,  Geschichte  des  burgundisch- 
romanischen  Königreichs,  1868.  Winkelhann,  Geschichte  der  Angelsachsen,  1883. 
Gibbon,  History  of  the  decline  and  fall  of  the  Boman  empire.  Lononon,  G^graphie 
de  la  Gaule  au  VI.  si^le,  1878. 

§  14.  Die  Bildung  germanischer  Stammesreiche^  Die  un- 
geheure Völkerbewegung,  die  wir  als  die  Völkerwanderung  zu  bezeichnen 
pflegen,  zerfallt  in  vier  Phasen.  Sie  beginnt  in  der  zweiten  Hälfte  des 
zweiten  Jahrhunderts  mit  dem  Abzüge  der  gothisch-vandalischen  und  ver- 
schiedener suebischen  Völker  aus  dem  nordöstlichen  Germanien,  offenbar 
teils  infolge  eingetretener  Übervölkerung,  teils  veranlaßt  durch  das  Vor- 
drängen der  Sarmaten  oder  Letto-Slaven,  die  alsbald  das  von  den  Ger- 
manen verlassene  Gebiet  von  der  Elbe  und  Saale  bis  über  die  Weichsel 


*  Vgl.  unsere  Tafel  I.  über  die  Gebiete  der  deutschen  Stamme,  sowie  die  S.  8 
Anm.  1  angeführten  Werke  von  J.  Grimm  und  Zeuss,  femer  0.  Platneb,  Über  die 
Art  der  deutschen  Völkerzüge  zur  Zeit  der  Wanderung,  i.  d.  Forschungen  z.  deutsch. 
Geschichte  XX.  165  ff.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  regelmäßig  nicht 
die  ganze  Bevölkerung  auf  die  Wanderung  gegangen  ist.  Immer  sind  es  nur  die 
jüngeren,  kraftigeren  Elemente  gewesen,  während  die  übrigen  zurückblieben  und, 
nachdem  sie  den  alten  Zusammenhang  teilweise  noch  eine  Weile  festgehalten  hatten, 
allmählich  von  nachrückenden  Völkern  dienstbar  gemacht  oder  aufgesogen  wurden. 
Geringe  Reste  des  gothischen  Stammes  haben  sich  bekanntlich  am  Schwarzen  Meere 
bis  zum  18.  Jahrhundert  erhalten. 
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hinaus,  südlich  bis  zum  oberen  Maingebiet  vorrückend,  in  Besitz  nehmen. 
Durch  diese  geographische  Verschiebung  wird  der  bisherige  Zusammenhang 
mit  den  Nordgermanen  gelöst,  andererseits  eine  um  so  innigere  Berührung 
mit  der  römischen  Kulturwelt  und  der  christlichen  Kirche  angebahnt.  — 
Die  zweite  Phase  beginnt  mit  dem  Einfall  der  Hunnen  im  Jahre  375, 
indem  die  nach  Südosten  gewanderten  gothisch-vandalischen  Völker,  so- 
weit sie  nicht  in  Abhängigkeit  von  den  Hunnen  geraten,  in  eine  gewisse 
Verbindung  mit  dem  römischen  Reiche  treten,  durch  die  ihnen  im  Laufe 
des  fünften  Jahrhunderts  die  Gründung  eigener  Reiche  auf  altrömischem 
Boden,  in  Gallien  und  Spanien,  ermöglicht  wird.  —  Als  die  dritte  Phase 
kann  man  die  mit  dem  Zusammenbruche  des  weströmischen  Reiches  in 
Verbindung  stehende  Ausdehnung  der  Franken  nach  Westen  und  Süden, 
die  Übersiedelung  von  Angeln,  Sachsen  und  Juten  nach  Britannien  und 
die  Besetzung  der  dadurch  entvölkerten  jütischen  Halbinsel  durch  Nord- 
germanen (Dänen),  sodann  die  Gründung  des  ostgothischen  Reiches  in 
Italien  bezeichnen.  Die  letzte  Phase  bildet  die  an  den  Sturz  des  Ost- 
gothenreiches  unmittelbar  anknüpfende  Gründung  des  Langobardenreiches 
in  Italien. 

Auf  die  Verfassung  der  germanischen  Staaten  hat  der  furchtbare 
Kampf  ums  Dasein,  den  diese  Völkerzüge  naturgemäß  mit  sich  brachten, 
einen  doppelten  Einfluß  geübt.  Die  volksstaatliche  Verfassung  war  den 
Ansprüchen  einer  solchen  Zeit  nicht  gewachsen;  überall,  mit  Ausnahme 
der  Sachsen,  die  von  der  Völkerwanderung  am  wenigsten  berührt  waren, 
vollzog  sich  der  Übergang  von  der  Republik  zur  Monarchie  oder,  wo  diese 
schon  bestand,  der  Übergang  vom  altgermanischen  Volkskönigtum  zu  einer 
wahren  königlichen  Gewalt.  Die  kleinen  politischen  Scheinexistenzen  der 
Völkerschaftsstaaten  verschwanden,  um  größeren  staatlichen  Gebilden  Platz 
zu  machen;  an  die  Stelle  der  Völkerschaften  traten  die  Stämme.  Sind 
dieselben  anfangs  auch  sehr  losen  Gefüges  und  teilweise  nicht  einmal  als 
eigentliche  Völkerbündnisse  zu  erkennen,  so  zeigt  doch  der  gemeinsame 
Stanmiesname  und  das  Verschwinden  der  Einzelnamen  sowie  die  überall 
zu  weiterer  Centralisation  fortschreitende  Entwickelung,  als  deren  Haupt- 
träger das  Königtum  hervortritt,  daß  wir  es  nicht  mit  vorübergehenden 
Erscheinungen  wie  in  den  Völkerbündnissen  der  Urzeit,  sondern  mit  orga- 
nischen Bildungen  im  Leben  der  Völker  zu  thun  haben.  Im  ganzen  sind 
aus  der  Völkerwanderung  dreizehn  Stäname  hervorgegangen,  von  denen 
aber  der  ostgermanische  Stamm  der  Vandalen  für  die  deutsche  Rechts- 
geschichte keine  Bedeutung  erlangt  hat.  Zum  Teil  treten  die  Stämme 
unter  ganz  neuen  Namen  (Alamannen,  Baiem,  Pranken,  Sachsen)  auf, 
zum  Teil  sind  es  alte  Völkerschaftsnamen,  die  sich  zu  Gesamtnamen  ganzer 
Stämme  erweitert  haben  (Burgunder,  Priesen,  Gothen,  Langobarden,  Thü- 
ringer, Vandalen).  Manche  andere  Völkerschaftsnamen  haben  sich  zwar 
erhalten,  sind  aber  zu  bloßen  Gaunamen  geworden.  Der  Sueben-  oder 
Schwabenname  hat  eine  Reduktion  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  er- 
fahren:  aus  der  großen  suebischen  Gruppe  sind  die  Stämme  der  Baiern, 
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Langobarden,  Schwaben  (Alamannen)  und  Thüringer  hervorgegangen.  Wie 
hier,  so  zeigt  sich  bei  den  aus  der  gothisch-vandalischen  Gruppe  erwach- 
senen Stammen  der  Burgunder,  Ost-  und  Westgothen  und  Vandalen  und  bei 
den  ingväonischen  Friesen,  daß  bei  der  Bildung  der  Stamme  in  erster  Beihe 
verwandtschaftliche  Beziehungen  mitgewirkt  haben.  Auch  die  ribuarischen 
Franken  dürften  dem  entsprechen,  da  sie  allem  Anscheine  nach  ausschließ- 
lich aus  istväonischen  Elementen  hervorgegangen  sind.  Dagegen  sind  die 
Sachsen  höchstwahrscheinlich  aus  einer  Verbindung  ingväonischer  Völker- 
schaften mit  den  herminonischen  Cheruskern  hervorgegangen,  die  Angel- 
sachsen beruhen  auf  einer  Vereinigung  ingväonischer  und  herminonisch- 
suebischer  Elemente  und  den  Grundstock  der  salischen  Franken  haben 
herminonische  Chatten  gebildet,  mit  denen  Völkerschaften  istväonischer 
Herkunft  eine  Verbindung  eingegangen  sind.  Man  erkennt,  daß  nachbar- 
liche Beziehungen  und  politische  Notwendigkeit  bei  der  Bildung  der  Stämme 
mindestens  denselben  Einfluß  wie  die  verwandtschaftlichen  Verhältnisse 
ausgeübt  haben*. 

Die  Grothen,  als  GtOoves  oder  Ootones  eine  schon  von  Plinius  und 
Tacitus  erwähnte  Völkerschaft  im  Mündungsgebiete  der  Weichsel,  erscheinen 
bereits  zu  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  an  der  unteren  Donau  und  dem 
Schwarzen  Meere,  und  zwar  im  Osten  die  Äustrogotld  oder  Greutkungi^  im 
Westen  die  Wisigoihi  oder  Thervingi,  beide  bis  zu  dem  Einbrüche  der 
Hunnen  im  Jahre  875  unter  dem  Königshause  der  Amaler  vereinigt. 
Während  die  Ostgothen  unter  hunnische  Oberhoheit  gerieten  und  erst 
nach  dem  Tode  Attilas  wieder  selbständig  wurden,  bewahrten  die  West- 
gothen, die  in  das  römische  Thracien  übergetreten  waren,  ihre  Unab- 
hängigkeit. Nachdem  die  letzteren  unter  ihrem  erwählten  Könige  Alarich 
die  Balkanhalbinsel  und  Italien  durchzogen  hatten,  setzten  sie  sich  im 
zweiten  Jahrzehnt  des  5.  Jahrhunderts  im  südlichen  Gallien  fest.  Den 
Mittelpunkt  ihres  Reiches,  das  unter  Eurich  (466 — 485)  auch  über  die  Pro- 
vence und  den  größten  Teil  der  pyrenäischen  Halbinsel  ausgedehnt  wurde, 
bildete  Toulouse.  Nur  die  im  Anfange  des  5.  Jahrhunderts  mit  den  Van- 
dalen über  die  Pyrenäen  gezogenen  Sueben  behaupteten  sich  noch  ein 
Jahrhundert  lang  im  Nordwesten  der  Halbinsel  untöT  eigenen  Königen. 
Nachdem  in  der  ersten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  die  gallischen  Be- 
sitzungen der  Westgothen  bis  auf  die  Provinz  Septimanien  oder  Gothien 
(Languedoc)  an  die  Franken  verloren  gegangen  waren  und  das  tolosanische 
Reich  damit  seinen  alten  Schwerpunkt  eingebüßt  hatte,  verlegte  Leovigild 
(572 — 586)  den  Mittelpunkt  des  Reiches  nach  Toledo.  Unter  seinem 
Sohne  Rekkared  I.  (586 — 601)  gingen  die  Westgothen,  die  seit  der  Mitte 
des  4.  Jahrhunderts  arianische  Christen  waren,  zum  katholischen  Glauben 

'  Mit  den  Langobarden  hatte  sich  eine  sächsische  Heerschar  za  dem  Zuge  nach 
Italien  vereinigt.  Die  Beziehungen  waren  ausschließlich  nachbarliche,  eine  nähere 
Verwandtschaft  bestand  nicht.  Wären  diese  Sachsen  in  Italien  geblieben,  so  würden 
sie  mit  den  Langobarden  alsbald  ebenso  verschmolzen  sein,  wie  ihre  Stammesbrflder 
in  Britannien  mit  den  snebischen  Angeln. 
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Über,  wodurch  ihre  spätere  Verschmelzung  mit  den  römischen  Unterthanen 
ihres  Reiches  angebahnt  wurde. 

Die  Ostgothen,  nach  dem  Tode  Attilas  im  Einverständnis  mit  den 
Kömem  in  Pannonien  und  Mösien  angesiedelt,  drangen  im  Jahre  489 
unter  Theoderich  dem  Großen  in  Italien  ein  und  gründeten,  nach  dem 
Sturze  des  Odovakar,  ein  großes  Beich,  das  außer  Italien  und  den  dal- 
matischen Eüstenlanden  bald  auch  Bätien  und  Noricum  und  die  bisher 
westgothische  Provence  umfaßte.  Nach  dem  Tode  Theoderichs  (526) 
gingen  die  außeritalischen  Besitzungen  alsbald  verloren.  Im  Jahre  552 
unterlag  das  Beich  der  Ostgothen  den  Heeren  Justinians,  nachdem  kaum 
zwei  Jahrzehnte  vorher  das  von  den  Yandalen  errichtete  afrikanische 
Beich  dasselbe  Schicksal  gehabt  hatte. 

Die  Erbschaft  der  Ostgothen  wurde  bereits  568  von  den  suebischen 
Langobarden  angetreten.  Ursprünglich  zwischen  Elbe  und  Aller  in 
dem  noch  im  Mittelalter  nach  ihnen  benannten  Bardengau  gesessen,  also 
Nachbarn  der  Sachsen  auf  der  einen,  der  Semnonen  auf  der  anderen 
Seite,  hatten  die  Langobarden  sich  nach  dem  Abzüge  der  letzteren  all- 
mählich nach  Südosten  gezogen  und  zuletzt  die  von  den  Ostgothen  ver- 
lassenen Gebiete  Pannoniens  in  Besitz  genommen.  Unter  ihrem  König 
Alboin  bemächtigten  sie  sich  des  ganzen  Italiens  mit  Ausnahme  des 
Exarchats  von  Bavenna  und  der  Stadt  Bom.  Als  ihr  Beich  774  von 
Karl  dem  Großen  erobert  wurde,  hatte  dasselbe  bereits  ein  so  festes  6e- 
föge  erhalten,  daß  es  dem  Prankenreiche  nicht  einverleibt  wurde,  sondern 
auch  unter  der  fränkischen  Herrschaft  seinen  selbständigen  Charakter  als 
Beich  der  Langobarden  bewahrte. 

Den  Langobarden  nahe  verwandt  waren  die  Baiern,  die  durch  ihren 
Namen  (Bamwarn)  als  die  Nachkommen  der  Bewohner  von  Baias  oder 
Böhmen  gekennzeichnet  werden*.  Das  von  den  keltischen  Bojem  ver- 
lassene Land  war  schon  zu  Anfang  des  1.  Jahrhunderts  von  den  suebischen 
Markomannen  besetzt  worden,  die  dasselbe  erst  im  Laufe  des  5.  Jahr- 
hunderts, von  den  Slaven  gedrängt,  wieder  geräumt  haben.  Die  Baiem 
sind  wahrscheinlich^  aus  einer  Verschmelzung  der  Markomannen  mit  den 
ebenfalls  von  den  Slaven  verdrängten  Quaden  hervorgegangen.  Eine  Zeit- 
lang in  Abhängigkeit  von  den  Hunnen,  dann  nach  dem  Tode  Attilas  zur 
Selbständigkeit  gelangt,  scheinen  die  Baiern  nach  dem  Sturze  Odovakars 
gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  das  bis  dahin  von  den  Bugiern  be- 
herrschte Noricum  eingenommen  zu  haben.  Seit  dem  Frankenkönige 
Theodebert  I.  (534 — 547)  gehörten  sie  zu  dem  fränkischen  Beiche.  Durch 
welche  Ereignisse  es  dazu  gekonmien,  läßt  sich  nicht  ermitteln^. 

Den  Kern  des  inneren  Germaniens  bewohnten  zur  römischen  Zeit 


'  Vgl.  RiBZLEB,  Geschichte  Baierns  I.  8  ff.  Der  Name  der  Baiem  wird  anfangs 
des  6.  Jahrh.  zuerst  genannt. 

^  Wahrscheinlich  hatten  sie  während  der  Herrschaft  Theoderichs  des  Qroßen 
unter  ostgothischer  Oberhoheit  gestanden. 
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die  herminonischen  Düren  (Hennunduren),  Ton  denen  durch  die  patro- 
nymische  Endung  ing  der  Stammesname  der  Thüringer  (ahd.  Dvringä) 
entlehnt  ist.  Außer  den  Hennunduren  haben  namentlich  Teile  der  Angeln 
und  Warin  er  bei  der  Bildung  des  Thüringerstammes  mitgewirkt®.  Die 
centrale  Lage  der  Thüringer  bewirkte  es,  daß  sie,  ohne  selbst  an  der 
Bewegung  der  Völkerwanderung  teilzunehmen,  fortwährend  Gebietsein- 
buße erleiden  mußten,  bis  sie,  früher  von  der  mittleren  Elbe  fast  bis  an 
die  Donau  reichend,  auf  das  in  unserer  Tafel  I.  verzeichnete  kleine  Gebiet 
zwischen  Harz,  Thüringer  Wald,  Saale  und  Werra  eingeschränkt  wurden. 
Durch  den  Franken  Theoderich  I.  wurden  die  Thüringer  dem  fränkischen 
Reiche  einverleibt  (ö31). 

Im  Nordosten  der  Hermunduren,  an  der  mittleren  Elbe  und  Havel 
saßen  im  1.  Jahrhundert  die  von  Tacitus  als  capui  Sueharum  bezeichneten 
Semnonen,  in  denen  die  neuere  Forschung  den  ursprünglichen  Kern  der 
Schwaben  oder  Alamannen  erkannt  hat.  Nachdem  die  Gothen  und 
Yandalen  den  nachrückenden  Slaven  Platz  gemacht  hatten,  wurden 
die  Semnonen  und  ihre  nordöstlichen  Nachbarn  an  Oder  und  Warte,  die 
ostgermanischen  Burgunder,  von  dem  Vordringen  der  Slaven  betroffen. 
Beide  scheinen  dann,  die  Grenzen  der  Hermunduren  durchbrechend,  in 
das  Maingebiet  vorgedrungen  zu  sein.  Seit  die  Semnonen  ihre  ursprüng- 
liche Heimat  mit  dem  Stammesheiligtum  der  suebischen  Völker  verlassen 
hatten,  verschwand  ihr  an  das  letztere  angeknüpfter  hieratischer  Name 
(Semnonen  =  Feßler),  während  der  frühere  Gesamtname  der  Schwaben  an 
ihnen  haften  blieb  ^. 

Die  Burgunder  haben  sich  mainabwärts  gezogen  und  am  Mittel- 
rhein ein  ausgedehntes  Reich  mit  Worms  als  Mittelpunkt  gegründet. 
Nachdem  dasselbe  den  Angriffen  Attilas  zum  Opfer  gefallen  war  (437), 
wurde  den  Burgundern  von  den  Römern  das  obere  Rhonegebiet,  die  so- 
genannte Sabaudia,  überwiesen  (443),  von  wo  aus  sie  sich  allmählich  bis 
an  die  Provence  ausdehnten.  Im  Jahre  534  wurde  das  burgundische 
Reich  dem  Frankenreiche  einverleibt. 

Die  Schwaben,    die    vom  Main   aus  schon  gegen  das  Ende  des 


*  Über  die  thüringischen  Angeln  und  Wariner  vgl.  unten  §  31  und  Zeitschrift 
f.  RG.  XX.  21  f.  Tacitus  nennt  die  Anglii  et  Varini  nebeneinander  unter  den  suebi- 
schen Völkerschaften»  während  Plinius  die  VartuTie  zu  der  gothisch-vandalifichen 
Gruppe  rechnet.  Die  Annahme,  daß  es  auch  in  Belgien  Thüringer  oder  Thoringer 
gegeben  habe,  beruht  auf  Mißverständnis. 

«  Vgl.  S.  9.  MüLLBNHOFF  i.  d.  Zcitschr.  f.  deutsch.  Altertum  VII.  883,  X.  562  ff. 
Von  dem  Heiligtume  des  Ziu  führten  die  Schwaben  noch  im  8.  Jahrhundert  den 
Beinamen  Ziuvari,  Die  Vermutung,  daß  auch  der  Alamannenname  auf  solche  Weise 
entstanden  sei,  scheint  sprachlichen  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  da  eine  so  frühe 
Abwerfung  des  h  in  alah  nicht  angenommen  werden  kann.  Sicher  aber  war  der  Ala- 
mannenname nur  ein  zweiter  Name  für  die  Schwaben.  Die  Unterscheidung  zwischen 
Schwaben  und  Alamannen  ist  nicht  gerechtfertigt.  Sie  stützt  sich  im  wesentlichen 
auf  dialektische  Verschiedenheiten,  deren  Ausbildung  erst  dem  späteren  Mittelalter 
angehört. 
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3.  Jahrhunderts  den  römischen  Limes  durchbrochen  und  das  Dekumaten- 
land  eingenommen  hatten,  drangen  im  Laufe  des  4.  Jahrhunderts  wieder- 
holt vom  Oberrhein  aus  in  Gallien  ein,  während  andere  Teile  des  Stam- 
mes, durch  die  in  der  Mainebene  angesiedelten  Burgunder  von  den  übrigen 
getrennt,  sich  in  der  Wetterau  und  dem  Rheingau  niederließen.  Von 
den  zahlreichen  Völkerschaften,  die  der  Name  der  Schwaben  oder  Ala- 
mannen  umfaßte,  lassen  sich  noch  verschiedene  aus  späteren  Gaunamen 
erkennen.  Im  Laufe  des  5.  Jahrhunderts,  zumal  nach  der  Übersiedelung 
der  Burgunder  in  das  Rhonegebiet,  drangen  die  Alamannen  am  Oberrhein 
bis  in  die  Alpen  und  Vogesen  vor,  auch  die  Gebiete  des  Mittelrheins  und 
unteren  Mains  wurden  von  ihnen  besetzt,  zahlreiche  Vorstöße  in  die  Ge- 
biete der  Mosel,  der  Lahn  und  des  Niederrheins  vorgenommen.  Die  da- 
durch herbeigeföhrten  Konflikte  mit  den  Franken  führten  zu  der  ent- 
scheidenden Schlacht  von  496.  Die  Folge  des  fränkischen  Sieges  war 
nicht  nur  die  Einverleibung  des  größten  Teiles  des  alamannischen  Landes 
in  das  fränkische  Reich  (nur  die  Alpenländer  bewahrten  bis  zum  Tode 
Theoderichs  des  Großen  ihre  Selbständigkeit  unter  ostgothischem  Schutze), 
sondern  auch  ein  bedeutendes  Vordringen  des  fränkischen  Volkselementes 
am  Main  und  Mittelrhein  ^ 

Die  Sachsen  zerfielen  in  vier  Abteilungen:  die  Westfalen,  Engem 
(die  AnfTwarn  des  Tacitus),  Ostfalen  und  Nordalbingier.  Bei  den  letz- 
teren, den  späteren  Holsteinem  und  Dietmarsen,  ^begegnet  der  Volksname 
schon  im  2.  Jahrhundert;  derselbe  ist  von  der  Bezeichnung  der  volkstüm- 
lichen WaflFe,  eines  kurzen  Schwertes  (sahs),  entlehnt.  Welche  Völker- 
schaften den  Stamm  der  Sachsen  gebildet  haben,  läßt  sich  nicht  mehr 
feststellen,  doch  darf  man  annehmen,  dass  dieselben  größtenteils  dem 
ingväonischen  Stamme  angehörten;  höchstwahi-scheinlich  sind  die  Ostfalen 
auf  die  (herminonischen)  Cherusker  und  die  Fosen  zurückzuführen.  Im 
6.  Jahrhundert  haben  die  Sachsen  ihr  Gebiet  gegen  Südosten  auf  Kosten 
der  Thüringer  erheblich  erweitert;  der  Nordthüringgau  zwischen  Elbe  und 
Harz  hat  die  Erinnerung  hieran  bis  in  das  Mittelalter  erhalten.  Zwar 
wurde  ein  Teil  des  eroberten  Gebietes  bald  darauf  von  einer  vorgescho- 
benen schwäbischen  Kolonie  in  Besitz  genommen,  doch  sind  diese  soge- 
nannten Nordschwaben  des  sächsischen  Schwabengaues  im  wesentlichen 
schon  früh  mit  den  Sachsen  verschmolzen®. 

Die  westlichen  Nachbarn  der  Sachsen  längs  der  Küste  waren  die 
Friesen.  Schon  Tacitus  kannte  große  und  kleine  Friesen,  wie  große 
und  kleine  Chauken.  Wahrscheinlich  sind  die  letzteren  mit  den  späteren 
Ostfriesen  identisch.  Die  Friesen  bewohnten  das  Küstengebiet  von  der 
Weser  bis  zur  Sinkfala  (Zwyn),  der  heutigen  Grenze  zwischen  Belgien  und 
Holland.    An  der  Völkerwanderung  haben  sie  nur  insofern  teilgenommen. 


'  Unsere  Tafel  I.  zeigt  die  spätereD  Grenzen  des  alamannischen  Stammes. 
^  Geringe  Abweichungen  in  dem  Bechte  der  Nordschwaben  wurden  noch  von 
dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  aufgezeichnet 
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als  sie  die  salischen  Franken  von  den  Mündungen  des  Rheins  nnd  der 
Scheide  abgedrängt  und  dadurch  wohl  zuerst  zu  der  Wanderung  nach 
Toxandrien  veranlaßt  haben  ^.  Die  Friesen  zerfielen  in  die  Westfriesen 
zwischen  Sinkfala  und  Fly,  die  Mittelfriesen  zwischen  Fly  und  Laubach 
(Lauwerzee)  und  die  Ostfriesen  zwischen  Laubach  und  Weser.  Die  Be- 
siedelung  der  schleswigschen  Westküste  durch  die  Friesen  ist  nicht  vor 
dem  9.  Jahrhundert  bezeugt 

Die  Gründung  des  Reiches  der  Angelsachsen  ist  wesentlich  anders 
als  die  der  übrigen  Stammesreiche  erfolgt.  Außer  den  Sachsen  an  der 
Weser  und  Elbe  haben  sich  wohl  von  jeher  auch  ihre  nördlichen  Nach- 
barn, die  suebischen  Angeln  in  Schleswig  ^^  und  die  Juten,  an  den  Streif- 
zügen beteiligt,  mit  denen  sachsische  Seeräuber  seit  dem  3.  Jahrhundert 
die  gallischen  und  britischen  Küsten  heimsuchten.  Schon  im  Laufe  des 
4.  Jahrhunderts  hatten  diese  Streifereien  zu  einer  festen  Ansiedelung  an 
der  atlantischen  Küste  Galliens,  dem  sogenannten  litus  Saxonicum,  geführt 
Um  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  ließ  sich  die  erste  sächsische  Heer- 
schar in  Britannien,  und  zwar  anfangs  im  Einverständnis  mit  den  Ein- 
wohnern, nieder.  Indem  eine  Heerschar  nach  der  anderen  folgte,  wurde 
allmählich  der  größte  Teil  des  Landes  bis  zum  Forth  von  den  Einwan- 
derern in  Besitz  genommen,  während  die  von  ihren  Einwohnern  mehr 
und  mehr  entblößte  cimbrische  Halbinsel  von  Dänen  besetzt  wurde.  Die 
Besiedelung  Britanniens  erfolgte  in  der  Weise,  daß  in  den  nördlichen 
Königreichen  Northumbrien,  Mercia  und  Ostangeln  die  anglische,  in  Kent 
die  jütische,  in  Ost-,  West-  und  Südsachsen  (Essex,  Wessex,  Sussex)  die 
sächsische  Bevölkerung  überwog.  Während  von  diesen  sieben  Reichen  zu 
Anfang  des  7.  Jahrhunderts  besonders  Northumbrien  (unter  Aethelfrid) 
und  Kent  (unter  Aethelbert)  hervortraten,  nahmen  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert Mercia  und  Wessex  die  führende  Stellung  ein,  bis  im  Anfang 
des  9.  Jahrhunderts  König  Egbert  von  Wessex  die  Oberherrlichkeit  über 
die  sämtlichen  Königreiche  erwarb  und  gegen  Ende  desselben  Jahrhunderts 
Aelfred  der  Große  von  Wessex,  nachdem  er  das  Land  von  der  Herrschaft 
der  Dänen  befreit  hatte,  den  angelsächsischen  Einheitsstaat  herstellte. 

§  15.  Die  Gründung  und  Ausbreitung  des  fränkischen 
Reichest  Die  vornehmsten  Träger  des  Namens  der  Franken  (d.  h.  der 
Freien),  der  seit  dem  Anfange  des  3.  Jahrhunderts  erwähnt  wird,  sind  die 
Chatten,  die  schon  Tacitus  als  das  militärisch  und  politisch  bedeutsamste 


»  Vgl.  s.  95. 

'^  Über  den  mit  den  Thüriogern  verschmolzenen  Teil  der  Angeln  siehe  oben. 

^  Über  die  Herkunft  der  Franken  vgl.  SchbOdsr,  Die  Franken  und  ihr  Recht 
(Abdr.  a.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XY.)  1—36  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur. 
Waitz,  U.  1,  S.  20  fr.  y.  Sybel,  Königtum  159  ff.  Abkold,  Ansiedelungen  u.  Wan- 
derungen 147  fr.  Lampbbcht,  Frankische  Wanderungen  und  Ansiedelungen,  vornehm- 
lich im  Rheinland  (Zeitschrift  des  Aachener  Geschichtsvereins  IV.  189 — 250);  Deut- 
sches Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  I.  1,  S.  151—158. 
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Volk  nnter  den  Germanen  erkannt  hatte'.  Sie  waren  die  Stammväter 
der  spateren  Hessen^.  Ihr  Gebiet  umfaßte  im  1.  Jahrhundert  das  ganze 
hessische  Land  von  der  Werra  bis  zur  Rhön,  dem  Taunus  und  dem 
Westerwald;  mit  den  stammverwandten  Mattiaken,  den  Bewohnern  des 
BheingaueSy  reichten  sie  bis  an  den  Rhein  und  unteren  Main.  Seit  der 
ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  suchten  die  chattischen  Franken  sich 
auch  im  Mosellande  festzusetzen,  was  aber  erst  nach  dem  Tode  des  Aetius 
(455)  mit  dauerndem  Erfolge  geschah^. 

Von  noch  entscheidenderer  Bedeutung  waren  die  fränkischen  Be- 
wegungen, von  denen  um  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  Belgien  ergriffen 
wurde,  indem  die  schon  zu  Caesars  Zeiten  auf  der  batavischen  Insel  und 
in  dem  Mündungsdelta  des  Rheines  angesiedelten  Bataven  und  Cannene- 
faten,  beide  ebenfalls  chattischer  Herkunft  ^  durch  Friesen  und  andere 
Nachbarn  gedrängt,  einen  Teil  ihrer  bisherigen  Sitze  aufgaben,  um  sich 
in  Toxandrien  (Brabant)  niederzulassen.  Da  um  dieselbe  Zeit  auch  die 
sugambrischen  Cugernen,  die  bis  dahin  zwischen  Rhein  und  Maas,  in  der 
G^end  von  Cleve  und  Xanten,  gesessen  hatten^,  auf  das  linke  Maasufer 
übergetreten  waren  ^,  so  hat  man  die  von  Ammianus  Marcellinus  zum 
Jahre  358  erwähnten  Francosj  eos  videticet  quos  consuetudo  Satioa  appeU 
lavit,  au80$  ahm  in  Romano  solo  apud  Toxiandriam  locum  habUacuJa  sibi 
figere  praelicenter,  in  erster  Reihe  auf  das  Zusammentreten  jener  drei 
Völkerschaften,  der  Bataven,  Cannenefaten  und  Cugernen,  zurückzuführen®. 
Der  Name  der  Salier  ist  wahrscheinlich  aus  dem  keltisch -germanischen 
sai  oder  sale,  d.  h.  Salzwasser,  zu  erklären^;  die  salischen  Franken  waren 
demnach  die  „Seefranken",  im  Gegensatze  zu  den  Ribuariem,  d.  h.  Ufer- 


*  Vgl.  §  7  Anm.  7,  12. 

'  Der  alte  VoIksDame  lautete  ChaUhug  (d.  h.  Held,  Krieger),  woraus  später 
Hcusus  geworden  ist  Vgl.  Wackebnaoel,  Altd.  WB.  unter  ffesse.  Gbimm,  Gesch. 
d.  deutsch.  Spr.  400  f.  (576  f.);  DWB.  IV,  2.  1267  f.  Das  Dorf  Eessen  bei  Saarburg 
in  Lothringen  hieß  noch  699  Ckcususy  später  Hessis, 

*  Wie  weit  die  Chatten  im  Laufe  der  Zeit  in  Lothringen  vorgedrungen  sind, 
zeigt  a.  a.  das  Anm.  3  erwähnte  Dorf  Hessen.    Vgl.  Arnold,  Ansiedelungen  208  f. 

»  Vgl.  Tacitus.  Germania  c.29;  Histor.  IV.  c.  12. 15.  Caesar,  Bell.  Gall.  IV.  c.  10. 

*  Die  Cugernen  waren  der  im  Jahre  8  v.  Chr.  von  Tiberius  zwangsweise  auf 
das  linke  Rheinufer  verpflanzte  Teil  der  Sugambem  (vgl.  Tacitus,  Hist.  IV.  c.  26), 
während  die  unabhängig  gebliebenen  Reste  dieses  einst  so  berühmten  Volkes  wahr- 
scheinlich in  den  Gambriviern  und  Marsen  zu  suchen  sind. 

'  Zwischen  860  und  892  haben  sich  schon  die  früher  auf  dem  rechten  Rhein- 
nfer  in  der  Ruhrgegend  angesiedelten  Chattuarier  in  dem  von  den  Cugernen  ge- 
räumten Lande,  das  nun  nach  jenen  Hattuariergau  (vgl.  unsere  Tafel  H.)  genannt 
wurde,  niedergelassen.    Über  einen  Hattuariergau  in  Gallien  s.  Anm.  13. 

"  Daß  auch  die  Anm.  7  erwähnten  Chattuarier  den  Chatten  entstammt  waren 
und  später  ebenfalls  zu  den  Saliern  gerechnet  wurden,  ist  wenigstens  wahrscheinlich. 

»  Vgl.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  170.  Sybbls  Histor.  Zeitschr.  N.  F.  VII. 
28  f.  Vgl.  Anm.  18.  Eine  ahd.  Glosse  (Steinmbybb  u.  Sieyebs,  IL  739)  übersetzt 
maritima  mit  selik.  Der  Name  des  östlich  der  Zuiderzee  belegenen  Gaues  Salon 
oder  Salland  ist  wohl  auf  dieselbe  Weise  zu  erklären.  Mit  den  salischen  Franken 
hatte  derselbe  nichts  zu  thun. 
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franken,  am  Rhein*®.  Kaiser  Julian  sah  sich  genötigt,  die  Salier  in  den 
neueingenommenen  Sitzen  zu  bestätigen.  Ihre  südliche  Grenze  bildete 
noch  zu  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  der  Kohlenwald  (Silva  Carbanaria) 
im  Hennegau,  zwischen  Scheide  und  Sambre**,  von  wo  sie  um  die  Mitte 
des  5.  Jahrhunderts  unter  König  Chlogio  bis  zur  Somme  vordrangen. 
Tournay  und  Cambray  an  der  Scheide  wurden  zu  salischen  Königssitzen ". 
An  den  Ufern  des  Niederrheins  wurden  die  Römer  während  des 
4.  Jahrhunderts  besonders  von  den  fränkischen  Völkerschaften  der  Chat- 
tuarier  und  der  unterhalb  derselben  angesessenen  Chamaven  heimgesucht". 
Nachdem  die  Chattuarier  auf  das  linke  Rheinufer  übergetreten  waren,  er- 
schienen in  den  von  ihnen  verlassenen  Sitzen  alsbald  die  Brukterer  und 
Ampsivarier,  denen  es  im  zweiten  oder  dritten  Jahrzehnt  des  5.  Jahr- 
hunderts gelang,  sich  südlich  von  dem  Hattuariergau  zwischen  Rhein  und 
Maas  dauernd  festzusetzen  **,  wahrend  die  Mosellande  noch  römisch  blieben, 
um  erst  einige  Dezennien  später  an  die  chattischen  Franken  verloren  zu 
gehen.  Die  schon  unter  Augustus  auf  dem  linken  Rheinufer  angesiedelten 
Ubier,  die  es  stets  mit  den  Römern  gehalten  hatten,  wurden  von  den  ein- 
gedrungenen Franken  wohl  größtenteils  zu  Hörigen  gemacht  und  sind 
in  der  Folgezeit  mit  den  Eroberem  verschmolzen.  Ihre  Hauptstadt,  Köln, 
wurde  nunmehr  der  Königssitz  des  fränkischen  Rheinuferstaates,  dessen 
Bewohner  fortan  nicht  mehr  unter  den  früheren  Einzelnamen  ^'j  sondern 
unter  einem  neuen  Gesamtnamen,  als  BUmarii,  erscheinen**.     Nur  die 


^^  Schon  gegen  Ende  des  8.  Jahrhunderts  wurden  die  atlantischen  Küsten  Gal* 
liens  und  Spaniens  von  frankischen  Seerauhern  heimgesucht,  die  nur  von  den  Bataven 
und  Cannenefaten  ausgegangen  sein  können,  da  die  übrigen  Franken  das  Meer  nicht 
berührten. 

'^  Die  zwischen  411  und  418  abgefaßte  Notitia  dignitatum  (vgl.  Earlowa,  Rom. 
RG.  I.  992)  nennt  als  die  äußersten  römischen  Grenzstationen  gegen  Norden  Arras, 
Famars  (bei  Valenciennes)  und  Tongern.  Der  letzte  römische  Bischof  von  Tongern 
war  Aravatius  (f  um  450). 

**  Vorher  war  Dispargum,  wahrscheinlich  Duysburg  bei  Brüssel,  der  Sitz  des 
Chlogio  gewesen.  Der  Geschichtschreiber  der  Franken,  Gregor  von  Tours,  fabelt 
hier  von  einer  Landschaft  Thoringia,  mit  der  er  viel  Unheil  angerichtet  hat. 

*'  Unter  Constantius  Chlorus  (f  806)  wurden  Teile  der  Chattuarier  und  Cha- 
maven zwangsweise  als  Läten  in  das  Rhonegebiet  verpflanzt.  In  dem  pa^tu  Attoa- 
riorum  und  pagus  Amavorum  hat  sich  ihr  Name  bis  in  das  Mittelalter  erhalten.  Vgl. 
S.  89  Anm.  17. 

^*  Die  Notitia  dignitatum  (Anm.  11)  zeigt  die  römischen  Grenzstationen  unter 
dem  duz  Mogontiacensis  nur  noch  bis  Coblenz  und  Andernach,  also  bis  zur  Grenze 
Obergermaniens,  reichend;  Niedergermanien  wurde  demnach  schon  418  nicht  mehr 
dauernd  besetzt  gehalten.  Salvian,  dessen  Werk  „de  gubematione  Dei"  zwischen 
439  und  451  verfaßt  ist,  weiß  Köln  bereits  in  den  Händen  der  Barbaren.  Er  war 
um  400  geboren  und  hatte  das  Mannesalter  schon  erreicht,  als  Köln  fiel.  Unter 
Aetius  und  Aegidius  scheint  ein  vorübergehender  Rückschlag  eingetreten  zu  sein,  bis 
Köln  468  dauernd  in  den  Besitz  der  Franken  überging. 

*^  Über  die  Brukterer  und  Ampsivarier  als  Hauptfaktoren  bei  der  Gründung  des 
ribuarischen  Reiches  vgl.  Die  Franken  und  ihr  Recht  Uff. 

"  Neuerdings  ist  in  einer  sonst  sehr  verdienstlichen  Schrift  von  E.  Maybb,  Ent- 
stehung der  Lex  Ribuariorum  18  ff.,  Note  28,  die  Ansicht  aufgestellt  worden,  daß  es 
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Chamaven,  die  ebenfalls  zu  den  ribuarischen  Franken  gehörten  und  nach 
ribuarischem  Rechte  lebten,  bildeten  auch  femer  eine  Gruppe  für  sich; 
sie  besaßen  ein  eigenes  Gaurecht  und  das  von  ihnen  bewohnte  Gebiet, 
das  nach  ihnen  Hamaland  oder  Amoreland  genannt  ward,  wurde  von  dem 
eigentlichen  Ribuarierlande  unterschieden*^. 

Die  Franken  besaßen  bis  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  noch  keine 
staatliche  Einheit.  Nur  die  Ribuarier  hatten  es  zu  einem  einheitlichen 
Königtume  gebracht;  bei  den  Saliern  bestanden  mehrere  selbständige 
Königreiche  nebeneinander,   die  aber,  da  die  Herrscher  alle  demselben 


nur  einen  einheitlichen  Frankenstamm  und  ein  einheitliches  Frankenrecht,  den  Stamm 
und  das  Recht  der  Salier,  gegeben  habe.  Der  Name  der  Ribuarier  soll  nur  eine 
geographische  Bezeichnung  für  die  Bewohner  der  frankischen  Rheinlande,  die  Lex 
Ribuaria  nur  ein  territoriales  Partikularrecht  für  das  von  ihnen  bewohnte  Land  ge- 
wesen sein.  Unter  den  positiven  Gründen,  auf  die  sich  diese  Annahme  stützt,  ist 
nur  ein  einziger  überhaupt  der  Erwägung  wert.  In  der  Decretio  Childeberti  IL  von 
595  wird  einmal,  und  zwar  gerade  in  dem  auf  einem  kölnischen  Reichstage  erlassenen 
Teile,  Salicus  in  dem  Sinne  von  Francus  gesagt.  Daraus  soll  folgen,  daß  die  Kölner 
Salier  gewesen  seien.  Das  Gesetz  Childeberts  war  ein  Territorialgesetz  für  das  von 
ihm  beherrschte,  zum  größten  Teile  von  salischer  Bevölkerung  bewohnte  Gebiet; 
einzelne  Bestimmungen  sind  auf  altsalischem  Boden  (Maastricht),  andere  auf  chat- 
tisch-fränkischem,  also  neusalischem  Boden  (Andernach)  erlassen;  der  König  selbst 
war  ein  Salier.  Soll  man  sich  da  wundern,  wenn  gelegentlich  einmal  der  Name  des 
fuhrenden  Stammes  statt  des  Gesamtnamens  gebraucht  wurde?  Das  ist  doch  nicht 
anders,  als  wenn  der  Franzose  einen  Deutschen  „Prussien*'  nennt!  Daß  Chlodovech 
den  Ribuarierkönig  Sigbert  als  seinen  parens  bezeichnete,  beweist  ebensowenig.  Bei 
den  häufigen  Wechselheiraten  unter  den  herrschenden  Familien  bestand  damals  ebenso 
wie  heute  eine  weitverbreitete  Blutsverwandtschaft  unter  denselben;  die  Merovinger 
hingen  u.  a.  mit  den  Königshäusern  der  Ost-  und  Westgothen,  Burgunder  und  Thü- 
ringer zusammen;  soll  man  sich  wundern,  daß  sie  auch  mit  dem  der  Ribuarier  ver- 
wandt waren?  Gerade  hier  läßt  sich  außerdem  feststellen,  daß  diese  Verwandtschaft 
eine  andere  als  die  unter  den  verschiedenen  salischen  Königshäusern  war.  Den  letz- 
teren succedierte  Chlodovech  als  Merovinger,  also  als  Schwertmage;  in  Köln  wurde 
er  vom  Volke  gewählt,  er  war  kein  successionsberechtigter  Verwandter.  Vgl.  Waitz, 
II.  1,  S.  51  f.  Die  Verschiedenheiten  zwischen  dem  ribuarischen  und  salischen  Recht 
waren  nicht  gerade  bedeutend  und  sie  wurden  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  aus- 
geglichen, aber  sie  waren  doch  erheblich  größer,  als  Mayeb  annimmt.  Was  sollte  es 
sonst  heißen,  daß  man  am  Niederrhein  die  Auflassungen  secundwm  legem  Eihuariam  auf 
dem  rechten  und  tecundwn  legem  Salicam  auf  dem  linken  Ufer  unterschied  (vgl.  meine 
Untersuchungen  zu  den  fränkischen  Volksrechten,  in  Pioks  Monatsschrift  f.  d.  Gesch. 
Westdeutschlands  VI.  496),  daß  auf  einem  Reichstage  Konrads  in.  zu  Köln  im  Jahre 
1138  vorzugsweise  salische  Franken  zugezogen  wurden,  um  eine  belgische  Streitsache 
zu  entscheiden  (vgl.  Stbbls  Histor.  Zeitschr.  N.  F.  VII.  47)?  Das  Stammesgebiet  der 
Ribuarier  (vgl.  unsere  Tafeln  I  und  11)  war  so  groß  wie  die  Gebiete  der  Thüringer 
and  Friesen  zusammengenommen.  Und  da  soll  die  Lex  Ribuaria  kein  Volksrecht, 
sondern  ein  unbedeutendes  Gaurecht  gewesen  sein  ?  Die  Chamaven  hatten  ein  solches 
Gaurecht,  aber  ihr  eigentliches  Volksrecht  war  das  ihres  Stammes,  das  der  Ribuarier. 
"  Vgl.  unsere  Tafeln  I  und  11,  ferner:  Die  Franken  und  ihr  Recht  2  f.,  47 f.; 
Untersuchungen  zu  den  fränk.  Volksrechten  (s.  Anm.  16)  492—502.  Durch  den  S.  17, 
Anm.  8,  erwähnten  Inschriftenfund  ist  festgestellt,  daß  der  später  chamavische  Gau 
Twente  einem  bisher  unbekannten,  wahrscheinlich  friesischen  Volke  der  Tuihanten 
seinen  Namen  verdankt  hat. 

£.  ScEBÖDBB,  Dentflohe  Beohtsgeschiohte.  7 
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Hause,  dem  der  Merovinger,  angehörten*®,  zum  Teil  jedenfalls  aus  früheren 
Erhteüungen  herrührten;  wie  es  mit  den  chattischen  Franken  und  den 
Ghamaven  bestellt  war,  läßt  sich  nicht  einmal  vermuten. 

Der  Merovinger  Childerich  (t  481)  war  König  eines  Bruchteils  des 
salischen  Landes;  seine  Residenz  war  zu  Toumay;  der  Schwerpunkt  seiner 
Stellung  beruhte  in  Kriegsdiensten  als  Bundesgenosse  der  Körner.  Sein 
Sohn  Chlodovech  (481 — 511)  dehnte  das  ihm  zugefallene  Reich  von  Toumay 
durch  den  Sieg  von  Soissons  (486)  über  das  Herrschaftsgebiet  des  Römers 
Siagrius  im  nördlichen  Gallien,  bald  darauf  auch  über  den  aremorikani- 
sehen  Freistaat  an  der  atlantischen  Küste  aus,  so  daß  sein  Reich  sich 
nunmehr  vom  Kohlen walde  im  Norden  bis  zur  Loire  im  Süden  erstreckte  ^^ 
Um  dieselbe  Zeit  scheinen  sich  ihm  die  chattischen  Franken,  die  ihre  ur- 
sprüngliche Verwandtschaft  mit  den  Saliern  wohl  nie  ganz  außer  Acht 
gelassen  hatten,  —  daß  sie  auch  nach  demselben  Rechte  lebten,  ist  ein 
starker  Beweis  ihrer  ursprünglichen  Zusammengehörigkeit*®  — ,  ange- 
schlossen zu  haben  *^  Durch  die  chattischen  Franken  wurde  Chodovech 
mit  den  Thüringern  und  Alamannen  in  Krieg  verwickelt;  die  ersteren 
machte  er  schon  490  tributpflichtig,  die  Alamannen  wurden  496  dem 
fränkischen  Reiche  einverleibt,  bis  auf  die  zunächst  durch  das  Einschreiten 
Theoderichs  des  Großen  vor  dem  gleichen  Schicksal  bewahrten  Bewohner 
der  Alpenlande  in  dem  oberen  Rätien**.  Das  letzte  Jahrzehnt  seiner 
Regierung  füllte  Chlodovech  mit  der  Eroberung  der  westgothischen  Be- 
sitzungen zwischen  Loire  und  Garonne  (507)  und  der  Beseitigung  der 
übrigen  fränkischen  Könige  aus;  während  er  den  salischen  Königen  als 
Verwandter  ohne  weiteres  succedierte,  wurde  er  von  den  Ribuariem  durch 
Volksbeschluß  zum  Könige  erhoben*'.  Damit  war  die  Einheit  des  ge- 
samten Frankenreiches  hergestellt  ^^  und  die  Verbindung  desselben  mit 
anderen  germanischen  wie  romanischen  Ländern  in  folgenreichster  Weise 
angebahnt. 

Auf  Chodovech  folgten  seine  Söhne  Theoderich  I.,  Chlodomer,  Childe- 
bert  I.  und  Chlothar  I.    Dieselben  teilten  das  Reich,  wußten  aber  gleich- 


^®  Die  merovingische  HanBsage,  die  das  Geschlecht  auf  die  Erzeagung  durch 
einen  Meergott  znrückf&hrte,  entspricht  der  Dentung  des  salischen  Yolksnamens  als 
Seefiiinken.    Vgl.  Anm.  9.    §  17,  Anm.  8,  14. 

*®  Aber  unterbrochen  durch  das  ebenfalls  salische  Beich  von  Cambray. 

'^  Vgl.  Die  Franken  und  ihr  Recht  48  f.  Für  die  Gaue  Arduenna,  Coudrustinsis 
und  Lomacensis  ist  noch  eine  Urkunde  von  890  bei  Mahtj^ne  und  Doband,  Amplis- 
sima  collectio  II.  33,  zu  vergleichen. 

"  Vgl.  Die  Franken  und  ihr  Recht  27  f.    Waitz,  IL  1,  S.  52  f. 

"  Die  Unterwerfung  der  Alamannen  hatte  zugleich  ein  starkes  Vordringen  des 
chattisch -fränkischen  Elementes  am  Neckar,  Main  und  Rhein  zur  Folge.  Vgl.  S.  102 
und  unsere  Tafel  I. 

*«  Vgl.  Anm.  16.  Die  Konigswahl  erfolgte  unter  Waffengetöse  (väpnatak)  und 
Erhebung  auf  den  Schild.    Gregor.  Tut.,  Hist.  Franc,  ü.  c.  40.    Vgl.  S.  18. 

*^  Mit  Recht  konnte  daher  der  Epilog  der  Lex  Salica  Chlodovech  als  primus 
rex  Francorum  bezeichnen. 
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wohl  die  Grenzen  desselben  noch  mehr  zu  erweitern;  531  wurde  Thüringen, 
534  Burgund  erobert,  dazu  kamen  die  westgothischen  Besitzungen  zwischen 
der  Garonne  und  den  Pyrenäen,  die  früher  westgothische,  dann  ost- 
gothische  Provence,  die  Alamannen  in  Batien  und  die  Baiern,  die  letzteren 
wohl  durch  freien  Anschluß  und  vielleicht  gegen  das  Zugeständnis  eines 
erblichen  Stammesherzogs.  Nachdem  die  drei  anderen  Linien  ausgestorben 
waren,  vereinigte  Chlothar  L  das  ganze  Reich  in  seiner  Hand.  Nach  seinem 
Tode  (561)  wurde  das  Reich  abermals  unter  vier  Söhne,  Charibert  (t  567), 
Gunthram  (t  592),  Sigibert  (t  575)  und  Chilperich  (t  584),  geteilt.  Die 
beiden  ersteren  starben  ohne  Nachkommen,  Sigibert  dagegen  wurde  von 
seinem  Sohne  Childebert  II.  (t  595),  dieser  von  Theodebert  II.  (t  612) 
und  Theoderich  IL  (t  613)  beerbt.  Des  letzteren  Sohn  Sigibert  IL  kam 
613  durch  eine  Thronrevolution  der  austrasischen  Großen  ums  Leben,  so 
daß  das  ganze  Reich  in  der  Hand  Chlothars  11.  (584—629)  abermals  ver- 
einigt wurde.  Chlothar  IL  nahm  623  seinen  Sohn  Dagobert  L  (t  639), 
dieser  634  seinen  Sohn  Sigibert  IIL  zum  Mitregenten,  speziell  für 
Austrasien,  an. 

Durch  die  Bürgerkriege  seit  dem  Tode  Chlothars  I.  war  die  Kraft 
des  Reiches  erschöpft,  durch  die  Thronrevolution  von  613  in  Austrasien 
die  königliche  Gewalt  zu  Gunsten  der  Landesaristokratie  auf  das  äußerste 
geschwächt.  Schon  614  sah  Chlothar  IL  sich  genötigt,  der  gesamten 
Aristokratie  seines  Reiches  weitgehende  Zugeständnisse  zu  machen.  Unter 
den  Nachfolgern  Dagoberts  I.  entwickelte  sich  innerhalb  der  einzelnen 
Reichsteile  das  Stammesherzogtum  in  einer  mit  der  Reichsidee  nicht  mehr 
vereinbaren  Weise,  während  die  königlichen  Rechte  mehr  und  mehr  in 
die  Hände  der  Aristokratie,  vor  allem  in  die  der  königlichen  Hausmeier 
von  Austrasien,  Neustrien  und  Burgund,  gerieten.  Gegen  das  Ende  des 
7.  Jahrhunderts  schien  das  fränkische  Reich  vor  seiner  Auflösung  zu 
stehen,  als  es  dem  durch  Erwerb  des  Herzogtums  der  austrasischen 
Pranken  xmd  durch  wiederholte  Bekleidung  des  Hausmeieramtes  zur  Macht 
gelangten  ribuarischen  Hause  der  Amulfinger  oder  Pippiniden  gelang,  die 
höchste  Gewalt  im  Reiche  in  seiner  Hand  zu  vereinigen.  Pippin  der 
Mittlere  (von  Heristal),  Herzog  der  austrasischen  Franken**^,  erwarb  in- 
folge der  Schlacht  von  Testri  (687)  das  Hausmeiertum  für  das  ganze  Reich 
und  damit  thatsächlich  die  königliche  Gewalt.  Die  von  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  geführten  Titel  waren  maior  domus  und  dux  et  princeps  Fran- 
coTum,  Dem  Könige  blieben  nur  die  formalen  Königsrechte  und  die  könig- 
lichen Ehren.  Nach  außen  erweiterte  Pippin  das  Reich  durch  die  Unter- 
werfung der  Westfiriesen  (689),  dagegen  gelang  es  ihm  nicht,  die  abgefal- 
lenen Herzogtümer  wieder  unter  die  Reichsgewalt  zu  beugen.  Nach  kurzem 
Zwischenreiche  folgte  ihm  sein  Sohn  Karl  Martell  (717 — 740).  Derselbe 
brachte  die  Herzöge  von  Aquitanien  und  Baiern  zur  Anerkennung  seiner 


'^  Pippio,  der  Sohn  deg  Herzogs  Ansegisil,  war  väterlicherseits  Enkel  des  Bischofs 
Arnulf  von  Metz,  mütterlicherseits  Enkel  Pippins  des  Älteren  (von  Landen). 
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Oberhoheit,  trat  den  Abfallgelüsten  anderer  Herzöge  mit  Erfolg  entgegen, 
trieb  die  nach  der  Eroberung  Spaniens  in  das  Frankenreich  eingefallenen 
Araber  dauernd  über  die  Pyrenäen  zurück,  vereinigte  das  bis  dahin  west- 
gothisch  verbliebene  Septimanien  oder  Gothien  (Languedoc)  mit  dem 
Prankenreiche  und  unterwarf  endlich  auch  die  mittleren  Priesen  (734), 
nachdem  er  die  nach  Pippins  Tode  abgefallenen  Westfriesen  schon  im 
Beginn  seiner  Regierung  zurückgewonnen  hatte.  Bei  seinem  Tode  teilte 
Karl  wie  ein  Selbstherrscher  das  Reich  unter  seine  Söhne  Pippin  und 
Karlmann.  Nachdem  der  letztere  der  Herrschaft  entsagt  hatte  (747)  und 
durch  die  strenge  Niederwerfung  der  Selbstandigkeitsbestrebungen  in  den 
Herzogtümern  die  Kraft  und  Einheit  des  Reiches  in  einer  Weise,  wie  sie 
seit  dem  6.  Jahrhundert  nicht  bestanden  hatte,  hergestellt  war,  erfolgte 
751  auf  dem  Reichstage  zu  Soissons  die  feierliche  Wahl  Pippins  zum 
Könige.  Der  letzte  merovingische  Scheinkönig  und  sein  Sohn  wurden  in 
ein  Kloster  geschickt.  Für  den  an  sich  ungesetzlichen  Akt  war  es  von 
Bedeutung,  daß  Pippin  sich  der  päpstlichen  Zustinmiung  zu  demselben 
versichert  hatte.  In  alttestamentlicher  Fonn  sprach  die  Kirche  ihm  und 
seinem  Geschlechte  durch  feierliche  Salbung  seitens  der  Bischöfe,  die 
später  durch  den  Papst  selbst  noch  einmal  wiederholt  wurde,  ihre  An- 
erkennung aus.  Nach  Pippins  Tode  (768)  wurde  das  Reich  unter  seine 
Söhne  Karl  und  Karlmann  geteilt;  nachdem  der  letztere  früh  gestorben, 
kam  auch  sein  Anteil,  mit  Übergehung  seiner  unmündigen  Söhne,  an  K^l 
den  Großen.  Unter  Karl  wurde  durch  die  Beseitigung  des  Herzogtums 
Baiem,  als  des  einzigen  noch  übrig  gebliebenen  Stammesherzogtumes,  die 
Idee  des  Einheitsstaates  vollkommen  durchgeführt,  durch  die  Unterwerfung 
der  Ostfriesen  und  Sachsen  wurden  die  letzten  noch  unabhängig  geblie- 
benen rein  deutschen  Elemente  (außer  den  Angelsachsen)  dem  fränkischen 
Reiche  einverleibt.  In  einer  gewissen  Selbständigkeit  wurde  das  774  er- 
oberte Reich  der  Langobarden  dem  Frankenreiche  verbunden;  die  Herzog- 
tümer Spoleto  und  Benevent  blieben  vorerst  noch  unabhängig  und  be- 
hielten auch  nach  ihrer  Unterwerfung  ihre  eigenen  Herzöge.  Im  Ost^n 
wurden  die  Avaren  unterworfen,  das  bis  dahin  byzantinische  Istrien  wurde 
erworben,  vorübergehend  auch  Dalmatien  und  Venetien.  Jenseit  der  Pyre- 
näen bis  zum  Ebro  wurde  den  Arabern  das  Gebiet  abgerungen,  aus  dem 
Karl  die  spanische  Mark  errichtete.  Die  Gothen  in  Asturien  und  Grallicien, 
die  sich  gegen  die  Herrschaft  der  Araber  erhoben  und  einen  eigenen 
König  über  sich  gesetzt  hatten,  gehörten  nicht  eigentlich  zum  Reiche 
Karls,  erkannten  aber  eine  Oberherrlichkeit  desselben  an.  Außer  den 
britischen  Inseln  und  den  arabischen  Teilen  Spaniens  umfaßte  das  Reich 
Karls  des  Großen  das  ganze  Gebiet  des  ehemaligen  oströmischen  Reiches, 
in  den  deutschen  Landen  ging  es  erheblich  über  die  Grenzen  des  letzteren 
hinaus.  Es  war  daher  nur  eine  äußere  Anerkennung  der  thatsächlichen 
Verhältnisse,  daß  der  Papst  im  Weihnachtsfeste  des  Jahres  800  dem 
Frankenkönige  die  römische  Kaiserkrone  aufs  Haupt  setzte.  Für  die 
deutsche  Rechtsgeschichte  hat  dieser  Vorgang  keine  größere  Bedeutung 
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gehabt.  Die  stärkere  Centralisation  der  Reichsregierung  durch  die  Er- 
richtung des  Königsbotenamtes  ftUt  schon  in  die  Zeit  vor  der  Kaiser- 
krönung, und  die  Unternehmungen  Karls  zur  Förderung  der  Rechtseinheit 
im  Reiche  sind  nicht  die  Folge  seiner  kaiserlichen  Stellung  gewesen.  Noch 
bei  seinen  Lebzeiten  hat  Karl  auch  seinem  Sohne  Ludwig,  wie  dieser 
später  seinem  Sohne  Lothar,  die  Kaiserkrone  selbst  aufs  Haupt  gesetzt. 
Die  Bedeutung  der  schwachen  Regierung  Ludwigs  des  Fronmien 
(814—840)  lag  hauptsächlich  in  den  wiederholten  Versuchen,  eine  befrie- 
digende Reichsteilung  unter  seinen  Söhnen  herbeizufuhren**.  Erst  843 
kam  es  in  dem  Vertrage  zu  Verdun  zu  einer  endgültigen  Vereinbarung*''. 
Grundgedanke  der  Teilung  war,,  daß  zunächst  jeder  der  Brüder  behielt, 
was  er  bereits  besaß  (Lothar  I.  die  Kaiserwürde  und  das  Langobarden- 
reich, Ludwig  der  Deutsche  Baiem,  Karl  der  Kahle  Aquitanien),  das  übrige 
dagegen  in  drei  möglichst  gleiche  Teile  zerlegt  wurde.  Der  Anteil  Lothars 
umfaßte,  außer  der  Provence,  Burgund  und  dem  Elsaß  im  Süden,  den  frie- 
sichen  Landen  und  den  altsalischen  Besitzungen  zwischen  Maas,  Kohlen- 
wald und  Scheide  im  Norden,  die  fränkischen  Gaue  zwischen  Maas  und 
Rhein*®,  mit  Ausnahme  der  Gaue  von  Mainz,  Worms  und  Speier,  die  zu 
Ludwigs  Anteil  gehörten.  Im  übrigen  erhielt  Ludwig  alles  Land  im 
Osten,  Karl  alles  Land  im  Westen  der  Gebiete  Lothars.  Ludwigs  Reich 
hatte  eine  ausschließlich  deutschredende  Bevölkerung,  in  dem  Reiche  Karlß 
wurde,  von  Flandern  abgesehen,  französisch  gesprochen.  Die  Trennung 
der  deutschen  und  der  französischen  Nation  war  vollzogen.  Die  durch 
den  Vertrag  zu  Verdun  festgesetzten  Grenzen  sind  noch  im  Laufe  des 
9.  Jahrhunderts  durch  das  Aussterben  der  Linie  Lothars  wesentlich  ver- 
ändert worden,  vorübergehend  hat  noch  einmal  eine  Vereinigung  sämt- 
licher fränkischen  Lande  in  einer  Hand  stattgefunden,  aber  die  Grundlage 
für  die  Aussonderung  des  deutschen  wie  des  französischen  Reiches  aus 
dem  Gesamtverbande  des  fränkischen  Reiches  ist  der  Verduner  Vertrag 
geblieben.  Mit  dem  Jahre  843  endigt  die  Geschichte  des  fränkischen 
Gesamtreiches;  die  Geschichte  des  deutschen  und  französischen  National- 
staates beginnt. 

§  16.    Die  Stellung  der  Römer  in  den  germanischen  Rei- 
chend   Die  Auffassung  der  Germanen,  daß  jedes  Volk  als  solches  Träger 


«•  Vgl.  Waitz,  IV.  658—680.  «^  Vgl.  ebd.  691—700.    V.  10  ff. 

'®  Gegen  die  verbreitete  Annahme,  daß  Lothar  auch  die  ribuarischen  Gaue  des 
rechten  Bheinufers  erhalten  hahe,  vgl.  meine  Bemerkungen  in  Stbels  Hist  Zeitschr. 
N.  P.  VIL  51,  Anm.  3. 

*  Vgl.  V.  Savighy,  Gesch.  d.  röm.  Bechts  im  Mittelalter,  2.  Aufl.,  I.  II.  Gaupp, 
Die  german.  Ansiedlungen  u.  Landteilungen  in  den  Provinzen  des  röm.  Westreichs, 
1844.  Waitz,  II.  1,  S.  42  f.,  47  ff.,  268  f..  385.  Eichhorn,  St.  u.  BG.  L  149—177. 
V.  Bbthmann-Hollwbo,  Germ,  roman.  Oivilprozeß  l.  121—129,  139  ff.,  155,  181  f., 
185  f.,  258  ff.,  301-320,  402  ff.  Dahn,  Könige  der  Germanen  L  237— 243.  m.  1— 23, 
254  ff.  VI.  70—88.  Heoel,  Geschichte  der  Stadteverfassung  von  Italien  I.  101—125. 
Pabdbbsüs,  Loi  Sälique  507  ff. 
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seines  Rechtes  sei,  daß  es  nur  Volksrecht  und  kein  Landrecht  gebe*,  —  aus 
der  Zeit  unsteter  Sitze  hergebracht  und  auch,  nachdem  sich  die  Völker 
dauernd  niedergelassen  hatten,  noch  jahrhundertelang  festgehalten,  — 
kam  auch  den  Römern  in  den  auf  römischem  Boden  errichteten  germa- 
nischen Reichen  zu  gute.  Wie  verschieden  sonst  die  Behandlung  der 
römischen  Provinzialen  seitens  der  germanischen  Eroberer  sein  mochte, 
darin  stimmten  alle  überein,  daß  dieselben  ihre  volle  persönliche  Freiheit 
und  das  römische  Civilrecht  als  nationales  Recht  behielten'.  Aber  damit 
war  nicht  die  unbedingte  Anerkennung  des  römischen  Privateigentums  an 
Grund  und  Boden  ausgesprochen.  Die  Germanen  hielten  an  dem  Ge- 
danken fest,  daß  aller  Grundbesitz  in  erster  Reihe  Staatsgut  sei.  Der 
Eroberer  beanspruchte  das  Recht  einer  Landteilung,  d.  h.  er  forderte  nicht 
bloß  staatsrechtliche  Gebietsabtretungen,  sondern  die  Überlassung  von 
Grund  und  Boden  zur  Ansiedelung,  gleichviel  ob  derselbe  bisher  Staatsgut 
oder  Privatgut  der  Besiegten  gewesen  war.  Die  älteste  Form  der  Land- 
teilung bestand  in  der  Abtretung  zusammenhängender  Gebiete,  die  der 
siegreiche  Staat  zu  geschlossener  Ansiedelung  an  seine  Angehörigen  ver- 
teilte. So  verfuhr  Ariovist  mit  den  Sequanern*,  so  der  Vandale  in  Afrika*, 
der  Angelsachse  in  Britannien^.  So  erklären  sich  wohl  auch  die  Grebiets- 
einbußen  der  Alamannen  gegenüber  den  Franken  nach  496  und  die  der 
Thüringer  gegenüber  den  Franken,  Baiem  und  Sachsen  nach  531  ^.  Völlig 
anders  waren  die  Landteüungen  der  Burgunder  und  Westgothen,   der 


»  Vgl.  S.  11  f.  und  unten  §  30. 

^  Vgl.  §  30.  Hinsichtlich  der  Langobarden  ist  dies  von  Hegel,  a.  a.  0.  I.  382 
bis  393,  in  Abrede  gestellt,  da  dies  Volk  auch  anderen  Germanen  gegenüber  das 
Prinzip  der  persönlichen  Rechte  nicht  anerkannt,  vielmehr  territoriale  Geltung  des 
langobardischen  Bechtes  beansprucht  habe.  Allein  die  Quellenbelege  für  diese  Auf- 
fassung beziehen  sich  nur  auf  einzelne  Germanen,  vornehmlich  auf  solche,  die  den 
Anspruch  erhoben,  als  Volks-  und  Heergenossen  zu  gelten;  für  diese  wurde  ebenso 
wie  bei  den  Burgundern  die  Einheit  des  Volksrechts  durchgeführt,  nicht  aber  daran 
gedacht,  demselben  schlechthin  territoriale  Geltung  zu  geben.  Daß  die  Römer  im 
Langobardenreiche  nach  römischem  Civilrecht  lebten,  lassen  die  langobardischen 
Rechtsquellen  mehrfach  deutlich  durchblicken,  entscheidend  ist  aber  die  starke  Ver- 
breitung des  römischen  Rechtes  in  Italien  seit  der  fränkischen  Herrschaft  Woher 
soll  dasselbe  gekommen  sein,  w^enn  es  seit  zwei  Jahrhunderten  unterdrückt  war? 
Vgl.  ScHUPPBB,  Istituzione  politiche  longobardiche  156—199.  Bethmann-Hollweg, 
a.  a.  0.  L  362  ff. 

*  Caesar,  Bell.  Gall.  L  c.  31.    Vgl.  Gaupp,  a.  a.  O.  55  f. 

*  Vgl.  Gaüpp,  a.  a.  0.  446—454.  Dahn,  a.  a.  O.  L  240f.  Bbthmann-Hollwbg, 
a.  a.  0.  L  132  f. 

*  Vgl.  Gaupp,  a.  a,  O,  541.  Vgl.  auch  Beovulf  v.  1086  ff.  Solange  das  bundes- 
freondliche  Verhältnis  der  ersten  angelsächsischen  Heerscharen  der  britischen  Be- 
völkerung bestand,  scheint  eine  Einquartierung  nach  den  Grundsätzen  des  römischen 
Reiches  stattgefunden  zu  haben. 

^  Daß  die  Sachsen  eine  Gebietseinräumung  verlangt  haben,  steht  quellenmäßig 
fest.  In  den  übrigen  Fällen  läßt  sich  ein  analoges  Verfahren  vermuten.  Vgl.  Waitz. 
n.  1,  S.  55—58.    Gregor,  Bist.  Franc.  V.  15. 
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Heerscharen  des  Odovakar,  der  Ostgothen  und  Langobarden®.  Hier  wurden 
keine  geschlossenen  Distrikte  zu  gemeinsamer  Ansiedelung  abgetreten,  son- 
dern der  einzelne  römische  Grundbesitzer  teilte  mit  dem  einzelnen  Ger- 
manen, so  daß  in  den  Ansiedelungsgebieten  eine  aus  beiden  Nationalitaten 
gemischte  Bevölkerung  entstand.  Den  Grund  dieser  Art  der  individuellen 
Landteilung  erkennt  man  am  besten  aus  dem  Verfahren  des  Odovakar. 
Bis  zum  Sturze  des  Kaisers  hatten  die  Heerscharen  Odovakars  nach  den 
römischen  Einquartierungsnormen  bei  den  italienischen  Grundbesitzern  als 
hospites  in  Quartier  gelegen*.  Dementsprechend  hatte  jeder  germanische 
Krieger  ein  Drittel  von  Haus  und  Hof  seines  hospes  zu  seiner  Verfugung 
gehabt,  während  seine  Verpflegung  Staatssache  war.  Nachdem  gerade  die 
Verpflegungsfrage  die  Empörung  der  Truppen  veranlaßt  hatte,  führte  die 
Erhebung  Odovakars  zum  König  eine  definitive  Auseinandersetzung  in  der 
Art  herbei,  daß  das  Recht  des  einzelnen  Kriegers  auf  ein  Drittel  an  dem 
gesamten  Grundbesitz  seines  hospes  ausgedehnt  und  nach  diesem  Ver- 
hältnis eine  allgemeine  Landteilung  vorgenommen  wurde.  Ebenso  ver- 
fuhren die  Ostgothen  bei  ihrer  Niederlassung  in  Italien.  Während  sie 
sich  gegenüber  den  Scharen  des  Odovakar  als  Eroberer  betrachteten  und 
die  von  diesen  in  Besitz  genommenen  Drittel  einfach  wegnahmen,  waren 
sie  den  Römern  gegenüber  Verbündete  und  vollzogen  daher,  soweit  jene 
Drittel  nicht  ausreichten,  in  systematischer  Weise  die  Einquartierung  bei 
den  römischen  Grundbesitzern,  deren  jeder  seinem  hospes  ein  Drittel 
herauszugeben  hatte.  In  derselben  Weise  ging  die  Ansiedelung  der  West- 
gothen  in  Gallien  und  der  Burgunder  in  der  Sabaudia  vor  sich,  auch 
diese  waren  Verbündete  der  Römer  und  wurden  als  einquartierte  Krieger 
betrachtet,  nur  begnügten  sie  sich  bei  der  Landteilung  nicht  mit  einem 
Drittel,  sondern  verlangten  teils  überhaupt,  teils  wenigstens  von  dem 
Kulturlande  zwei  Drittel.  Die  Niederlassung  der  Langobarden  in  Italien 
erfolgte  im  Gegensatze  zu  den  Römern,  sie  kamen  als  Eroberer  ins  Land, 
haben  sich  aber  ebenfalls  mit  einer  Landteilung  nach  Art  der  gothischen 
begnügt  ^^. 

Dagegen  haben  die  Franken  in  Gallien  keine  Landteilung  vorgenom- 
men. Über  die  Art  ihrer  Ansiedelung  in  Toxandrien  sind  wir  nicht  unter- 
richtet, wahrscheinlich  war  ihnen  hier  von  den  Römern  ein  ganzes  Gebiet 


»  Vgl.  Gaupp,  a.  a.  O.  317-365,  394—408,  457  ff.,  466—477,  503-515.  v.  Sa- 
viGKY,  a.  a.  O.  I.  296  ff.,  800,  381  ff.,  398  ff.  VII.  17.  Dahn,  a.  a.  O.  II.  43.  in.  5ff. 
VL  52—60.  EiCHHOBN,  a.  a.  0.  L  150—159.  v.  Daniels,  Handbuch  I.  352—362. 
Bbthmann-Hollweg,  a.  a.  O.  L  121  ff.,  145  ff.,  182  f.,  262,  304  ff.  Havet,  Du  par- 
tage  des  terres  entre  les  Romains  et  les  Barbares,  i.  d.  Bevue  historique  VI.  86 — 99. 
Hegel,  a.  a.  ().  I.  104  f.,  352  ff.  Schuffeb,  a.  a.  O.  55  ff.  Bindino,  Geschichte  des 
burgund.  roman.  Königreichs  13—38,  297  ff.  G.  Kaüpmann,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch. 
Geschichte  X.  355—387.    Gaudenzi,  Sulla  proprieta  in  Italia  Uff.,  31  ff. 

*  Ober  die  Grundsatze  bei  der  römischen  Einquartierung  (hospitalit<u)  vgl. 
Gaupp,  a.  a,  O.  85  ff. 

*•  Vgl.  Paul.  Diac.,  Hist.  liangob.  11.  c.  32.  III.  c.  16.  Im  einzelnen  sind  die 
langobardischen  Grundbesitzverhältnisse  sehr  bestritten. 
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ZU  geschlossener  Niederlassung  bewilligt.  Die  Ortsnamen  wie  die  noch  heute 
bestehende  Sprachgrenze  lassen  erkennen,  daß  in  derselben  Weise  ein 
masseAhaftes  Vorschieben  des  salischen  Volkes  in  Flandern,  Brabant  und 
Artois  bis  zur  Canche  stattgefunden  hat",  und  dasselbe  ist  im  Moselgebiet 
bis  in  die  Gegend  von  Metz  und  im  ganzen  Saargebiet  seitens  der  chat- 
tischen Franken  geschehen".  Ob  in  diesen  Gebieten  eine  Okkupierung 
des  Landes  durch  die  einrückenden  Franken  erfolgt  ist,  oder  ob  die  Franken 
herrenloses  Land  in  einer  für  ihre  Volkszahl  ausreichenden  Menge  vor- 
fanden, ist  nicht  mit  Sicherheit  zu  entscheiden  ^*.  Dagegen  wurde  die  Er- 
oberung Galliens  durch  Chlodovech  als  eine  Eroberung  des  Königs  zur 
Erweiterung  seiner  Herrschaft  und  nicht  als  eine  Eroberung  des  frän- 
kischen Volkes  zur  Gewinnung  neuer  Sitze  behandelt^*.  Das  Privat- 
eigentum der  Provinzialen  blieb  unangetastet,  der  König  verfügte  zu 
Gunsten  seiner  Franken  nur  über  solche  Ländereien,  die  ihm  kraft  öffent- 
lichen Rechtes  zufielen.  Auch  sonst  stellte  sich  Chlodovech,  die  alte 
Tradition  der  Salier  festhaltend",  durchaus  freundlich  zu  den  Römern. 
Obwohl  er  Gallien  in  voller  Unabhängigkeit  kraft  des  Eroberungsrechtes 
erworben  hatte,  trug  er  doch  kein  Bedenken,  den  ihm  von  Kaiser  Ana- 
stasius  verliehenen  Titel  eines  Konsuls  zu  führen  und  Münzen  mit  dem 
Namen  des  römischen  Kaisers  prägen  zu  lassen.  Die  römischen  Provin- 
zialen wurden  nur  an  Buße  und  Wergeid  zurückgesetzt,  indem  sie  hier 
nur  den  Hörigen  gleichgestellt  waren.  Im  übrigen  galten  sie  als  gleich- 
berechtigte Unterthanen  neben  den  Franken.  Die  öffentlichen  Amter 
waren  ihnen  ebenso  zugänglich  wie  diesen,  auch  die  Heerespflicht  wurde 
von  vornherein  auf  sie  ausgedehnt,  während  in  den  übrigen  germanischen 
Reichen,  vielleicht  mit  Ausnahme  des  westgothischen,  nur  die  Germanen 
dem  Heere  angehörten.  Mischehen  zwischen  Franken  und  Provinzialen 
waren  zu  keiner  Zeit  gesetzlich  ausgeschlossen.  Der  Übertritt  der  Franken 
zur  römischen  Kirche  begünstigte  die  Verschmelzung  der  beiden  Natio- 
nalitäten und  bewahrte  das  Frankenreich  vor  dem  Zwiespalt,  der  die 
übrigen  germano-romanischen  Reiche  zersetzte.    Das  öffentliche  Recht  des 

"  Vgl.  Waitz,  Recht  der  salischen  Franken  53  S,  Yanbebkindere,  Las  origines 
de  la  Population  fiamande,  1885,  1886.  Der  letztere  macht  besonders  auch  auf  die 
Verhreitung  sächsischer  Niederlassungen  unter  den  fränkischen  in  Flandern  auf- 
merksam. 

^'  Vgl.  die  S.  9i  Anm.  1  angeführten  Schriften  von  Abnold  und  Laufbbcht, 
sowie  meine  Untersuchungen.  Die  Franken  u.  ihr  Becht  23,  44,  und  Die  Ausbreitung 
der  salischen  Franken,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Geschichte  XIX.  189—172. 

"  Wahrscheinlich  hat  wenigstens  eine  teilweise  Okkupation  stattgefunden.  Über 
die  Besiedelung  des  Ijandes  durch  neuen  Anbau  haben  Abnold  und  Lampbecht  aus- 
gezeichnete Untersuchungen  angestellt. 

"  Vgl.  §  17,  8  26,  §  28. 

^^  Die  Bataven,  Cannenefaten  und  Cugemen  hatten  unter  römischer  Oberhoheit 
gestanden,  auch  die  Salier  des  4.  und  5.  Jahrhunderts,  obwohl  ihr  Land  seit  dem 
Anfange  des  5.  Jahrhunderts  nicht  mehr  zu  dem  Bestände  des  römischen  Reiches 
gerechnet  wurde,  waren  den  Bömern  heerfolgepflichtig.  Die  Thaten  Childerichs  er- 
schöpften sich  in  Eriegsleistungen  im  Bunde  der  Romer. 
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fränkiscilen  Reiches  war  durchaus  einheitlich  und  beruhte  auf  germa- 
nischer Grundlage;  hier  blieb  für  das  römische  Recht  als  solches  kein 
Raum^*.  Auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  vollzog  sich  im 
Laufe  der  Zeit  eine  eigentümliche  Verschmelzung  in  der  Weise,  daß  nörd- 
lich der  Loire,  wo  die  frankischen  Elemente  überwogen,  das  römische 
Recht  allmählich  ganz  verschwand  und  dem  salischen  Platz  machte,  wäh- 
rend im  Süden  das  römische  Recht,  aber  durch  germanische  Einflüsse  zu 
einem  römischen  Vulgarrecht  umgestaltet,  den  Vorrang  behauptete. 


Zweites  EapiteL 
Die  Verfassung  dee  fränkiechen  Reichee. 

Litteratnr:  Waitz,  VG.   II.    1.  u.  2.  Abt.   3.  Anfl.    1882.   III.  2.  Aufl.  1883. 

IV.  2.  Aufl.  1885;  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  1846.  y.  Stbel,  Entstehung 
des  deutschen  Königtums,  2.  Aufl.  1881.  Sohh,  Die  frankische  Beichs-  u.  Gerichts- 
verfassung, 1871.  Fahlbeck,  La  royaute  et  le  droit  royal  francs,  durant  la  premi^re 
Periode  de  l'existence  du  royaume,  1883.  Füstel  de  Coulanoes,  Histoire  des  insti- 
tutions  politiques  de  l'ancienne  France,  I.  1875.  Tabdif,  Etudes  sur  les  institutions 
politiques  et  administratives  de  la  France,  I.  1881.  Flach,  Les  origines  de  Tancienne 
France,  L  1886.  Eoth,  Geschichte  des  Beneficialwesens,  1850;  Feudalität  und  ünter- 
thanenverband,  1863.   Kaufmann,  Deutsche  Geschichte  11.  189—218,  262  fp.,  350—877. 

V.  Bethmank-Holltveo,  Der  germanisch-romanische  Givilprozeß  I.  §§  37 f.,  43 f.,  47 f., 
52  ff.,  60  f.,  65  ff.  Thonissen,  L'organisation  judiciaire,  le  droit  p^nal  et  la  procedure 
p^nal  de  la  loi  salique,  2.  Edition,  1882.  Pabdessus,  Loi  Salique,  1843,  Dissertations 
IL— IX.  -—  Gaupp,  Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1887.  Quitzmann,  Die 
älteste  Bechtsverfassung  der  Bai  waren,  1866.  Meeksl,  De  republica  Alamannorum, 
1849.  Dahn,  Könige  der  Germanen  I. — VI.  Schüpper,  Delle  istituzioni  politiche 
longobardiche,  1863.  Pebtilb,  Storia  del  diritto  italiano  I.  Stübbs,  Constitutional 
history  of  England  I.  cap.  4—8.  Eemble,  K.  Maübeb,  Phillips  (s.  S.  5).  E.  Winkel- 
mahn, Geschichte  der  Angelsachsen  91—111.  v.  Inama-Stebneog,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte bis  zum  SchluB  der  Karolingerperiode,  1879.  Lahpbecht,  Deutsches 
Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  I.  1.  1886. 

Urkundensammlungen ^:  bei  Dahlmann- Waitz,  Quellenkunde,  5.  Aufl. 
Nr.  291,  326,  829,  335,  344,  848,  353,  354,  356,  365,  367,  433—442.  —  Diplomata 
regum  Francorum,  Mon.  Germ.  Dipl.  I.  1872  (sehr  mangelhaft).  J.  F.  Böhmee,  Re- 
gesta  chronologico-diplomatica  Karolorum,  2.  Aufl.,  bearb.  von  MOhlbacher  (a.  u.  d.  T. 
Regesta  imperii  L),  seit  1880.  Th.  Sickel,  Regesten  der  Urkunden  der  ersten  Karo- 
linger (751—840),  1867  (a.  u.  d.  T.  Acta  regum  Karolinorum  digesta  et  enarrata,  II. 
Teil,  Urkundenregesten).  —  CoUection  des  documents  in^dits  sur  Phistoire  de  France, 
seit  1835.  Documents  historiques  publiös  par  la  sociätä  de  l'^cole  des  chartes,  I. 
n.  1873-1879. 


^*  Dagegen  wurden  im  einzelnen  viele  römische  Einrichtungen  angenommen,  so 
daß  es  unrichtig  wäre,  die  öffentlich-rechtlichen  Zustände  des  fränkischen  Reiches 
einfach  als  germanisch  zu  bezeichnen.  Das  öffentliche  Recht  war  romano-germanisch, 
wie  die  französische  Sprache  sich  als  eine  germano-romanische  entwickelt  hat;  in 
jenem  überwiegen  die  germanischen,  wie  in  dieser  die  romanischen  Bestandteile. 
^  Vgl.  die  speziellen  Angaben  bei  Öbterley,  Wegweiser  (s.  S.  6). 
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§  17.  Das  Königtum ^  Nach  einer  alten  Überlieferung,  die  uns 
der  Geschichtschreiber  der  Franken  bewahrt  hat,  lebten  die  Salier,  lange 
bevor  es  dem  großen  Sprossen  des  Merovingerhauses  gelang,  den  ganzen 
Stamm  unter  seiner  Königsgewalt  zu  vereinigen,  nach  Gauen  und  Yolk- 
landen  unter  gelockten,  aus  ihrem  adelichsten  Geschlecht  erwählten 
Königen*.  Die  Zustände  waren  demnach  dieselben  wie  bei  den  Nor- 
wegern, bei  denen,  bis  zu  der  Vereinigung  ihres  Landes  unter  Harald 
Härfagri  (Schönhaar)  gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  Gau-  und  Volk- 
landskönige (hhradsk(mungar,JylkükonimgaT)  sich  in  die  Herrschaft  teilten  ^. 
Bei  den  Quaden  scheint  es  in  der  zweiten  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts 
unter  einem  gemeinsamen  Volkskönig  teils  einzelne  Gaukönige,  teils  Gau- 
richter (iudices)  im  Sinne  der  alten  principes  gegeben  zu  haben*.  Auch 
die  salischen  Gaukönige  lassen  sich  wenigstens  bei  den  Bataven  bis  um 
die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  zurückverfolgen.  Die  den  Römern  von 
diesem  Volke  gestellten  Bundestruppen  standen  nach  Tacitus  unter  einem 
Herzog,  die  einzelnen  Kohorten  unter  einheimischen  Fürsten*,  während 
die  batavischen  Hilfstruppen  Julians  357  in  der  Alamannenschlacht  von 
Königen  angeführt  wurden**.  Es  war  also  einem  oder  mehreren  der 
adelichen  Geschlechter  gelungen,  sich  in  den  erblichen  Besitz  der  Gau- 
vorsteherschaft zu  setzen^;  aus  den  gewählten  Gaufürsten  waren  erbliche 
Gaukönige  geworden.  Derselbe  Prozeß  hat  sich  dann  bei  den  Saliern 
wiederholt.  Das  den  Seefranken  durch  seine  Haussage  wie  durch  seinen 
Namen  auf  das  engste  verbundene  Geschlecht  der  Merovinger  (§  15 
Anm.  18)  hatte,  vielleicht  infolge  eines  ähnlichen  Vernichtungskampfes  wie 


*  Vgl.  W^AiTZ,  II.  1,  S.  99-106,  136-216.  U.  2,  S.  350—360.  HI.  76  ff.,  221 
bis  327;  Recht  der  salischen  Franken  201—214.  Sohm,  9—87.  v.  Sybbl,  241—371. 
W.  SiCKEL,  Entstehung  der  frankischen  Monarchie,  i.  d.  Westdentschen  Zeitschr.  f. 
Gesch.  u.  Kunst  IV.  231—272.  313—352.  Dahn,  Könige  der  Germanen  I— UI.  VI. 
FüSTEL  DE  CouLANGEs,  Histoirc  des  institutions  politiques  de  France  I.  livre  UI.  IV. 
Fahlbeck,  Royaute  et  droit  royal  francs.  Bethhann-Hollwbg,  German.-ronian.  Civil- 
prozeß  I.  147  if.,  187  ff.,  407  ff.  Giebkb,  GenoBsenschaftsrecht  I.  §§  6,  18.  Hsgel,  Ge- 
schichte der  Städteverfassung  von  Italien  I.  446  ff.  Büdinoeb,  Engl.  Verfassnngs- 
geschichte  66  ff.,  76—94.  Köpke,  Anfänge  des  Königtums  bei  den  Gothen.  Roth, 
Geschichte  des  Beneficialwesens;  Feudalität  u.  Unterthanen verband. 

*  Gregor.  Tur.,  Hist.  Franc.  11,  9  (Mon.  Germ.  Script,  rer.  Merov.  I.  77):  iu^ta 
jpagos  vel  civitates  regis  crinitos  super  se  creavisse  de  prima  et,  iU  ita  dicam,  nM- 
liore  suorum  familia.  Daß  vel  nicht  für  aut,  sondern  für  et  steht,  ergiebt  sich  aas 
dem  Sprachgebrauche  Gregors.  Vgl.  Mon.  Germ.  1.  c.  963.  Waitz,  I.  305  Anm.  2. 
Anderer  Meinung  v.  Sybel,  160  ff.,  vgl.  Anm.  11. 

«  Vgl.  Maubeb,  Island  20  ff.  Krit.  Viertel j .-Sehr.  X.  370—374.  K.  Lkhuank, 
Königsfriede  der  Nordgermanen  168,  172  ff.    Siehe  auch  oben  §  6  Anm.  19. 

*  Ammian.  Marc.  XVIL  12  §§  9.  21. 

^  Annal.  II.  11:  Chariovalda  dux  Batavorwn,  Hist.  IV.  2:  cohorHhus  quas 
vetere  insHiuto  nohilissimi  popuZaHum  regehant. 

*  Ammian.  Marc.  XVI.  12  §  45:  Batavi  venere  cum  regibus, 

'  Schon  von  den  beiden  Civilis  hieß  es:  regia  stirpe  muUo  eetero»  anteibant 
Einem  zweiten  batavischen  Adelsgeschlecht  gehörte  Claudius  Labeo  an.  Tadtns» 
Hist.  IV.  18,  18. 
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der  später  von  Ghlodovecli  gegen  seine  eigenen  Gesclileclitsgenossen  geführte^ 
alle  konkurrierenden  Geschlechter  beseitigt  und  in  sämtlichen  Hundert- 
schaften des  Stammes  das  Gaukönigtum  an  sich  gebracht^. 

War  das  Gaukönigtum  aus  einer  mehr  oder  weniger  naturgemäßen 
Entwickelung  hervorgegangen,  bei  welcher  die  bisherige  republikanische 
Verfassung  mit  dem  Landesthing  und  dem  Fürstenrate  an  der  Spitze 
noch  fortbestehen  mochte^,  so  kann  das  Yolklandskönigtum,  wenigstens 
bei  den  Westgermanen,  nur  aus  einer  Verfassungsänderung  erklärt  werden. 
Hier  wird  in  erster  Reihe  das  in  der  Völkerwanderung  ständig  gewordene 
Herzogsamt,  vielleicht  zum  Teil  durch  eine  Verbindung  mit  dem  Landes- 
priestertum  unterstützt,  als  maßgebender  Faktor  eingetreten  sein.  War  der 
Herzog,  der  früher  nur  für  die  Dauer  eines  Krieges  gewählt  wurde  und 
nach  Beendigung  desselben  wieder  in  sein  Gaufürstenamt  zurücktrat,  in- 
folge fortwährender  Kriege  zu  einer  lebenslänglichen  Stellung  an  der 
Spitze  seines  Volkes  gelangt,  so  mußte  es  ihm  unter  Umständen  ein 
leichtes  sein,  diese  Stellung  dauernd  an  sein  Haus  zu  fesseln.  Wie  aus 
dem  Gaufürstentum  die  Graukönige,  so  gingen  aus  dem  Volksherzogtum 
die  Volklandskönige  hervor.  Wir  begegnen  solchen  Volklandskönigen  nicht 
nur  bei  den  Franken^®  und  Norwegern,  sondern  auch  den  Alamannen", 
auch  die  angelsächsischen  Ealdormen  und  die  langobardischen  Herzöge 
sind  unverkennbar  ebenfalls  ursprünglich  Könige  gewesen,  die  erst  durch 
das  Emporkommen  des  Stammeskönigtums  zu  Unterkönigen  herabgedrückt 
wurden". 

Die  Entstehung  des  Stammeskönigtums  ist,  wie  das  Beispiel  der  West- 


^  Daß  Gregors  rege»  criniti  Merovinger  waren,  ist  billig  nicht  zu  bezweifeln. 
Gregor  selbst  deutet  darauf  hin,  daß  die  von  ihm  erwähnten  Kleinkönige  erst  durch 
Chlodoyech  beseitigt  seien  (Hist.  Franc.  II.  9,  41,  42),  also  dessen  Verwandte  waren. 
Einen  besonderen  Beweis  liefert  die  übereinstimmende  Haartracht  (vgl.  Anm.  31),  die 
ebensowohl  an  die  altchattischen  Berufskrieger  (Tacitns,  Germ.  c.  31)  wie  an  den 
Gebrauch  des  Civilis  während  des  batavischen  Krieges  (Hist.  IV.  61)  erinnert.  Vgl. 
ScHBÖDBB,  Die  Franken  und  ihr  Recht  31  f.    Siehe  auch  Anm.  14. 

*  Ich  halte  es  für  wahrscheinlich,  daß  auch  die  sächsischen  Gaufürsten,  die 
scUrapae  des  Beda,  großenteils  ebenfalls  erbliche  Gaukönige  gewesen  sind.  Die  her- 
vorragende Stellung  des  sächsischen  Adels,  insbesondere  die  eigentümliche  Herrschaft 
(ivielajt  die  von  sächsischen  Herren  (domini)  über  Freie  und  Liten  ausgeübt  wurde, 
scheint  so  ihre  einfachste  Erklärung  zu  finden.  Vgl.  Waitz,  I.  258.  III.  124,  132, 
148  fif.,  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Aus  dem  Bericht  Nithards  (IV.  2) 
über  den  Aufstand  der  Stellinga  ergiebt  sich  doch  nur,  daß  Karl  den  sächsischen 
Adel  auf  Kosten  der  Freien  und  Liten  begünstigt  hatte,  keineswegs  aber,  wie  v.  Sybbl 
129  annimmt,  daß  er  überhaupt  erst  die  bevorzugte  Stellung  desselben  geschaffen. 
Gerade  die  L.  Sax.  62  erwähnten  Adelichen  waren  wegen  ihres  Widerstandes  gegen 
Karl  in  die  Verbannung  gefuhrt,  können  ihre  tutela  also  nicht  von  ihm  gehabt  haben. 

"  Vgl.  Waitz,  I.  805  f.  Sulpicius  Alexander  (bei  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  11.  9) 
bezeichnet  die  Führer  der  rechtsrheinischen  Franken  (Chatten  und  Bibuarier),  Sunno 
und  Marcomer,  einmal  als  ducesy  dann  als  regales  und  suhregtdi. 

"  Vgl.  Waitz,  L  3031  v.  Sybel,  152  flf.  Der  letztere  nimmt  hier  wie  bei  den 
Franken  (Anm.  2)  nur  Gaukönige  an. 

"  Vgl.  S.  23  Anm.  19.    S.  25  Anm.  31. 
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gothen  und  Langobarden  sowie  der  unter  Odovakar  vereinigten  Völker 
zeigt,  zunächst  auf  das  von  den  Völkern  selbst  empfundene  Bedörbiis 
einer  vollen  staatlichen  Einigung  zurückzuführen^'.  Selbst  bei  den  salischen 
Franken,  bei  denen  die  persönliche  Thatkraft  des  Chlogio  und  seiner 
Nachfolger  den  Rahmen  eines  bloßen  Volklandskönigtumes  durchbrochen 
und  ein  einzelnes  herrschgewaltiges  Haus  zur  Vormacht  erhoben  hatte, 
konnte  das  rücksichtslose  Vorgehen  Chlodovechs  gegen  seine  Nebenkönige 
nur  darum  so  widerspruchslos  und  ohne  Kampf  erfolgen,  weil  die  Be- 
völkerung selbst  ihre  Interessen  dadurch  gefordert  sah.  Der  Anschluß 
der  Ribuarier  wurde  in  rechtsformlicher  Weise  von  der  Stammesversamm- 
lung beschlossen;  und  der  Anschluß  der  Chatten  ist  wohl  auf  dieselbe 
Art  vor  sich  gegangen  ^*.  Anders  stand  es  in  Norwegen,  dessen  geschützte 
Lage  das  Bedürfnis  der  staatlichen  Einigung  weniger  fühlbar  machte. 
Seit  dem  Anfange  des  8.  Jahrhunderts  hat  das  aufstrebende  norwegische 
Großkönigtum  zu  heftigen  inneren  Gährungen  und  Kämpfen  geführt  und 
dadurch  den  HauptanstoB  zu  den  normannischen  Wikingerzügen  gegeben, 
die  vorzugweise  von  bisherigen  Volklands-  und  Heradskönigen  unternommen 
wurden,  um  neue  Herrschaftsgebiete  an  Stelle  der  verlorenen  zu  erringen. 
Man  sieht,  das  germanische  Stammeskönigtum  ist  überall  aus  den- 
selben Grundlagen  erwachsen.  Wie  verschieden  auch  im  einzelnen  die 
dabei  mitwirkenden  Elemente  gewesen  sind,  im  großen  und  ganzen  liegt 
eine  gleichmäßige  organische  Entwickelung  vor.  Ein  völliger  Bruch  mit 
der  Vergangenheit  hat  ebensowenig  stattgefunden,  wie  ein  völliger  staat- 
licher Neubau  oder  gar  ein  einfacher  Eintritt  in  römische  Verhältnisse. 
Daß  die  letzteren  ebenso  wie  die  monarchischen  Vorstellungen  der  katho- 
lischen Kirche  dem  Königtum,  zumal  dem  fränkischen,  vielfach  forderlich 
gewesen  sind,  daß  eine  Menge  römisch-rechtlicher  Elemente  in  die  Ver- 
fassungen der  auf  römischem  Boden  errichteten  germanischen  Reiche  ein- 


"  Vgl.  W^AiTZ,  I.  806  f.  über  den  König  der  Alamannen  ebd.  805,  über  den  der 
Thüringer  801,  308.  Der  König  der  Wariner  (Cassiodor,  Varia  IIL  8.  Prokop,  Bell. 
Goth.  IV.  20),  der  nnr  ein  VolklandskÖnig  gewesen  sein  kann,  wnrde  wohl  in  den 
Sturz  des  Thüringerreiches  mithineingezogen.    Über  die  Angelsachsen  vgl.  oben  8.  94. 

^*  Chlogio  kann,  solange  er  seinen  Sitz  zu  Dispargum  hatte,  nur  einer  der  alten 
reges  criniti  (Anm.  2,  8)  gewesen  sein,  als  nobilissimus  in  gente  sua  (Hist.  Franc 
n.  9)  natürlich  nicht  Qan-,  sondern  Volklandskönig,  d.  h.  erblicher  Herzog  einer 
civitas.  Indem  er  nach  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  über  den  Kohlenwald  vor- 
drang, Toumay  und  Cambray  eroberte  und  seine  Grenzen  bis  an  die  Somme  vor- 
schob (Waitz,  II.  1,  S.  80 f.),  gründete  er  einen  wirklichen  Staat,  der  aber  nach  seinem 
Tode  sofort  wieder  zersplittert  wurde.  Die  alsbald  hervortretenden  Reiche  von  Tour- 
nay  und  Cambray  können  nur  durch  eine  Erbteilung  in  dem  Hause  Chlogios  ent- 
standen sein;  während  Toumay  dann  auf  Childerich,  Cambray  auf  Bagnachar  über- 
ging, muß  das  jenseit  des  Kohlenwaldes  belegene  Volkland  von  Dispargum  an  einen 
anderen  Zweig  des  Hauses  gekommen  sein.  Childerich  war  demnach  zunächst  wieder 
nur  ein  Kleinkönig,  aber  es  ist  undenkbar,  daß  er  den  Römern  ganz  uneigennützige 
Dienste  geleistet  haben  sollte.  Wahrscheinlich  sind  ihm  Gebiete  an  der  Mosel  ab- 
getreten worden,  und  hier  haben  sich  ihm  die  stammverwandten  chattischen  Franken 
alsbald  angeschlossen.    Vgl.  v.  Sybbl,  296  if.    Schbödeb,  Franken  28  (f. 
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gedrangen  sind,  wird  kein  Verstandiger  leugnen.  Aber  ein  prinzipieller 
Unterschied  zwischen  dem  frankischen  Königtum  Chlodovechs  und  dem 
norwegischen  Haralds  hat  nicht  bestanden.  Auch  das  fränkische  Seich 
ist  seiner  Entstehung  und  seinem  Inhalte  nach  ein  germanischer  Staat 
gewesen". 

Das  zeigt  sich  schon  an  den  äußeren  Wahrzeichen  der  königlichen 
Gewalt.  Noch  in  der  Zeit  ihres  tiefsten  Verfalles  haben  die  Merovinger 
den  uralt  heidnischen  Gebrauch  der  Thingfahrt  auf  rinderbespanntem 
Wagen  festgehalten^®.  Das  römische  Diadem  war  bei  ihnen  ebensowenig 
in  Gebrauch  wie  die  Krone,  die  erst  von  den  Karolingern  eingeführt 
wurde  ^^.  Das  eigentliche  Königszeichen  blieb  in  altgermanischer  Weise 
der  Speer;  wie  bei  den  Langobarden,  so  wurde  auch  bei  den  Franken  das 
Herrscherrecht  durch  Übergabe  eines  Speeres  übertragen^®.  Noch  im  Jahre 
1002  hat  König  Heinrich  II.  in  dieser  Weise  die  Huldigung  der  Sachsen 
empfangen^®.  Surrogat  des  Speeres  war  der  königliche  Stab*®,  der,  nach- 
dem Karl  der  Große  einen  goldenen  Stab  (Scepter)  hatte  anfertigen  lassen, 
auch  neben  dem  Scepter  als  selbständiges  Königszeichen  beibehalten 
wurde**.  Seit  der  Karolingerzeit  wurden  auch  Schwert  und  Schild  zu  den 
königlichen  Insignien  gerechnet**.  Ebenso  muß  das  Kreuz,  das  später  zu 
den  deutschen  Reichsinsignien  gehörte*',  schon  im  fränkischen  Reiche  in 
Gebrauch  gewesen  sein**. 

Die  königlichen  Wahrzeichen  hatten  nicht  bloß  ihre  Bedeutung  bei 


^^  Damit  ist  die  Stellung  angedeutet,  die  ich  gegenüber  den  Werken  von  Fubtel 
DE  CouLANGBS,  Tabdip  uud  V.  Stbel,  trotz  der  von  diesen,  namentlich  von  dem  letz- 
teren, gebotenen  vielfachen  und  reichen  Belehrung,  einnehme.  Vgl.  Waitz,  II.  1, 
S.  80  ff.,  und  i.  d.  Histor.  Zeitschr.  XXXVII.  45  ff.  Gegenüber  der  in  der  Litteratur 
mehrfach  hervortretenden,  selbst  von  Waitz  noch  nicht  ganz  überwundenen  Neigung, 
den  persönlichen  Charakter  der  fränkischen  Verwaltung  auf  Kosten  des  staatsrecht- 
lichen Charakters  der  frankischen  Verfassung  in  den  Vordergrund  zu  schieben,  ist 
namentlich  auf  die  Arbeiten  von  Both  und  Sohm  zu  verweisen. 

"  Vgl.  §  6  Anm.  25.    Waitz,  IL  1,  S.  178. 

"  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  174 f.  III.  249 ff.  Nur  ganz  vorübergehend,  als  der 
Kaiser  ihm  die  konsularischen  Würden  verliehen  hatte,  hat  Chlodovech  Diadem  und 
Purpur  angelegt. 

"  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  174.  Geimm,  RA.  168.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  58.  Siehe 
auch  oben  S.  18. 

"  Thietmar  von  Merseburg,  Chron.  V.  9:  Bemhardus  igUur  dux^  accepta  in 
manibut  »(tcra  lancea^  ex  parte  omnium  regni  curam  Uli  fideliter  commitiit.  Vgl. 
Waitz,  VI.  138  f.  Das  deutsche  Reich  rechnete  noch  im  12.  Jahrhundert  die  heilige 
Lanze  zu  seinen  Eroninsignien.    Vgl.  Anm.  28,  25. 

*°  Vgl.  S.  51. 

**  Vgl.  Waitz,  m.  249,  251  f.,  258.    Siehe  auch  Anm.  25. 

"  Vgl.  Waitz.  III.  252.    Siehe  Anm.  25,  28. 

*•  Nach  der  Chronik  des  Ekkehard  von  Aura,  zum  Jahre  1106,  übergab  Hein- 
rich IV.,  als  er  zu  Gunsten  Heinrichs  V.  auf  die  Krone  verzichtete,  diesem  die  regalia 
vel  impericdia  insignia,  crucem  scilicet  et  lanceam,  sceptrumy  globum  atque  coronam. 

*^  Schon  die  merovingischen  Münzen  trugen  außer  dem  Königsbildnis  regelmäßig 
das  Zeichen  eines  Kreuzes,  das  sich  freilich  schon  auf  den  Münzen  der  christlichen 
Kaiser  fand.    Über  karolingische  Marktkreuze  vgl.  Anm.  28. 
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der  Übertragung  oder  Niederlegung  der  Herrschaft**,  sie  b^leiteten  den 
König  auch  bei  der  Ausübung  seines  Amtes",  vermochten  aber  selbst  den 
abwesenden  König  zu  vertreten,  indem  sie  geradezu  als  Leibzeichen,  als 
Personifikationen  des  Königs,  angesehen  wurden.  So  traten  sie  an  die 
Stelle  der  altheidnischen  Banner,  die  in  Thing  und  Heer  aufgerichtet 
wurden,  um  die  Anwesenheit  der  Oottheit  und  die  Stellung  der  Yersamm- 
lung  unter  deren  Baun  anzudeuten  ^^  Die  königlichen  Insignien  wurden 
infolgedessen  zu  Wahrzeichen  des  Bannes,  den  der  König  auf  eine  Statte 
gelegt  hatte,  sei  es,  um  derselben  einen  besonderen  Frieden  zu  verleihen, 
oder  um  die  Beschlagnahme  eines  Grundstücks  (Befrohnung)  zu  vollziehen*®. 
Die  Erteilung  königlicher  Vollmachten  geschah  unter  tTbeneichung  eines 
Stabes,  dem  als  unmittelbares  Leibzeichen,  um  den  Empfanger  als  die  Hand 
des  Königs  darzustellen,  ein  Handschuh  hinzugefügt  zu  werden  pflegte*^. 
Die  Thronfolge'®  war  bis  zur  Erhebung  Pippins  streng  erblich  in 
dem  götterentstammten  Hause  der  langgelockten  Merovinger'^,  nach  ihrer 
Beseitigung  ebenso  unter  den  durch  Wahl  des  Volkes  berufenen,  von  der 
Kirche  geweihten  Karolingern.     Eine  bestimmte  Thronfolgeordnung  be- 

'^  Vgl.  Waitz,  ni.  253.  Der  sterbende  König  Eonrad  L  übersandte  die  Reichs- 
insignien  (sumptis  his  insigniis^  lancea  sacrOj  armillis  aurei»  cum  clamide,  et  veterum 
gladio  regttm  ac  diademate)  an  Heinrich  I.,  den  er  zn  seinem  Nachfolger  designiert 
hatte.  Widnkind,  Res  gestae  Saxonicae  I.  25.  Otto  dem  Großen  wnrden  bei  seiner 
Krönung  die  regalia  insignia,  nämlich  ghuiius  cum  hcdteoy  damis  cum  armülisj  baeulvf 
cum  sceptro,  diadema,  feierlich  übergeben.    Vgl.  ebd.  II.  1.    Ygl.  auch  Anm.  23. 

'^  Dafür  waren  besondere  Hofbeamte  (Speerträger,  Schwertträger,  Stabträger, 
armiger,  spatarius)  angestellt.  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  74 f.  DI.  505, 509.  über  den  lango- 
bardischen  Speerträger  nnd  den  angelsächsischen  nnd  gothischen  signifer,  der  dem 
Könige  stets  mit  einer  Fahne  voranschritt,  vgl.  Gbimh,  RA..  241.    Dahm,  YL  543. 

"  Vgl.  S.  81. 

'^  Vgl.  ScHRöDBs,  Weichbild  (s.  §  7  Anm.  15).  Das  Kreoz  als  Zeichen  des 
Marktbannes  ist  für  Aquitanien  schon  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  durch  die 
Translatio  s.  Filiberti  I.  c.  72  (Mabillon,  Acta  Sanctorum  ex  ordine  S.  Benedicti  IV.  1, 
S.  551)  bezeugt;  als  Frohnungssymbol  kommt  es  später  sowohl  in  Frankreich  als 
auch  in  Deutschland  vor  (vgl.  Weichbild  320),  ist  aber  auch  dem  altnorweg^ischen 
Recht  bekannt  gewesen  (vgl.  Krit.  Vierteljahrsschr.  XVIU.  41,  59).  Der  einfache 
Stab  als  Wahrzeichen  des  Bannes  war  wenig  gebräuchlich,  statt  seiner  diente  eine 
Fahne  (pannonceau  du  roy,  vgl.  auch  Anm.  26)  oder  es  wurde  ein  Hut  oder  ein 
ursprünglich  als  Kopfbinde  (goth.  vipja)  gedachter  Strohwisch  (mnd.  idp,  ahd.  wifoy 
wiffa,  mhd.  w^e,  wifel^  schoup,  altfrz.  brandon)  auf  den  Stock  gesteckt  Der  noch 
heute  bestehende  Gebrauch  des  Strohwisches  als  Bannzeichen  war  nicht  nur  in 
Deutschland,  Frankreich  und  Italien,  sondern  auch  im  Norden  verbreitet  Vgl.  Gboui, 
RA.  195,  941;  mein  Weichbild  312  f.,  321  f.  Den  Schild  als  Zeichen  des  Gerichts- 
friedens kannte  schon  die  Lex  Salica  Tit  44,  46. 

"  Vgl.  Chanson  de  Roland  v.  247,  268,  320,  831  ff.  Rolandslied  des  Pfaffen 
Konrad  (hrsg.  v.  Bartsch)  v.  1417,  1430, 1434  f.  Schbödeb,  Weichbild  307,  316,  319. 
Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  VII.  32. 

80  Vgl.  H.  Schulze,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  VU.  823—892. 

"  Vgl.  Anm.  2,  8.  §  15  Anm.  18.  Daß  Chlodovech  noch  selbst  an  die  gött- 
liche Abstammung  seines  Hauses  glaubte,  ergiebt  seine  Bemerkung  über  den  Christen- 
gott:  nee  de  deorum  genere  esse  probatur  (Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  11.  29).  Über  die 
Haartracht  der  Merovinger  vgl.  Gbimm,  RA.  239  f. 
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stand  niclit.  In  der  Regel  folgten  dem  Vater  die  Sohne,  die,  wie  auQh 
in  den  Seichen  der  Burgunder  und  Thüringer,  Reich  und  Schatz  teilten. 
Nur  wenn  ein  Teilkönig  starb,  wurden  seine  Söhne  wiederholt  im  Inter- 
esse der  Konsolidation  des  Reiches  yon  der  Succession  ausgeschlossen '2. 
Denn  obwohl  jeder  Teilkönig  selbständiger  Herrscher  in  seinem  Lande 
war  (das  unter  den  Karolingern  geplante  Oberkönigtum  des  zur  Kaiser- 
würde Berufenen  ist  nicht  durchgedrungen),  blieb  die  Idee  des  Gresamt- 
reiches  doch  unangetastet,  namentlich  trat  sie  in  den  Titeln  der  Könige 
und  in  den  auswärtigen  Beziehungen  hervor.  Die  Art  der  Teilung  wurde 
nicht  selten  schon  von  dem  Vater  angeordnet.  Seit  dem  7.  Jahrhundert 
kam  es  wiederholt,  namentlich  im  Interesse  der  Austrasier,  vor,  daß  der 
König  schon  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Sohn  über  einen  bestimmten 
Landesteil  als  Mitregenten  einsetzte. 

Eine  eigentliche  Königswahl  fand  unter  den  MeroTingem  seit  Chlodo- 
Tech  nur  in  außerordentlichen  Fällen  statt.  Seit  dem  7.  Jahrhundert 
gewannen  die  austrasischen  Großen,  später  die  arnulfingischen  Hausmeier 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Thronbesetzung.  Seit  der  Wahl  Pip- 
pins  trat  die  germanische  Auffassung,  Wahl  oder  Anerkennung  des  neuen 
Königs  durch  das  Volk  oder  die  Großen,  wieder  allgemein  in  den 
Vordergrund. 

Durchaus  germanisch  war  die  von  den  Merovingem  prinzipiell  fest- 
gehaltene, wenn  auch  nicht  immer  thatsächlich  ausgeführte  Umfahrt  des 
neuen  Königs  im  Reiche,  sowie  die  Ableistung  des  Unterthaneneides 
(leudesamio).  Die  Karolinger  gaben  die  Umfahrt  auf,  auch  ein  Unter- 
thaneneid  wurde  unter  Pippin  und  während  der  zwei  ersten  Dezennien 
unter  Karl  dem  Großen  nicht  verlangt.  Erst  789  infolge  einer  Empörung 
ordnete  der  letztere  die  allgemeine  Vereidigung  aller  über  zwölf  Jahre  alten 
männlichen  Unterthanen  an,  eine  Maßregel,  die  unter  ihm  und  Ludwig 
später  mehrfach  wiederholt  wurde''.  Eine  eidliche  Verpflichtung  des 
Königs  selbst  ist  nur  einmal  unter  außergewöhnlichen  Verhältnissen  vor- 
gekommen. Den  merovingischen  Königen  in  der  Zeit  des  Verfalls  wußten 
die  Großen  nicht  selten  eine  Art  Kapitulation  abzudringen. 

Krönung  und  Salbung  haben  die  Merovinger  nicht  gekannt,  auch 
Ludwig  der  Deutsche  hat  ebenso  wie  später  König  Heinrich  I.  beides 


'^  Nor  bei  Theoderich  I.  und  Sigibert  L  gelangten  die  Söhne  unmittelbar  zur 
Nachfolge. 

"  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  205  ff.  III.  221  ff.,  290  ff.  Roth,  Beneficialwesen  108  ff. 
386  ff.  Außer  den  Fällen  einer  allgemeinen  Vereidigung  sollte  jeder,  sobald  er 
12  Jahre  alt  geworden  war,  zur  Eidesleistung  veranlaßt  werden.  Der  Termin  der 
Bidesmündigkeit  entspricht  dem  salischen  Becht,  das  demnach  als  Beichsrecht  an- 
gesehen wurde.  Gegenflber  der  Auffassung,  als  habe  der  Eid  überhaupt  erst  die 
Unterthanenpflicht  erzeugt,  so  daß  also  ein  VertragsverhältniB  zwischen  dem  Herr- 
scher und  den  Beherrschten  bestanden  hätte,  ist  hervorzuheben,  daß  der  Eid  nur  die 
feierliche  Anerkennung  der  schon  an  sich  bestehenden  Unterthanenpflicht  bedeutete, 
^gl.  u.  a.  SicKSL,  a.  a.  O.  841.  Vgl.  Lehmann,  Eönigsfriede  176  f.  über  die  Annahme 
(taka)  des  norwegischen  Königs. 
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vermieden.  Die  Salbung  ist  unter  Pippin,  die  Krönung  wohl  erst  mit 
dem  Kaisertume  Karls  des  Großen  eingeführt  worden.  Während  Karl 
durch  den  Papst  gekrönt  wurde,  hat  er  selbst  seinem  Sohne  Ludwig  und 
später  dieser  seinem  Sohne  Lothar  zu  Aachen  die  Krone  aufgesetzt.  Eine 
besondere  Kaiserkrönung  hat  nach  Karl  nicht  mehr  stattgefunden. 

Zur  Thronfolge  waren  ursprünglich  nur  Söhne  aus  einer  ebenbürtigen 
Ehe  berufen,  doch  wurde  diese  Rücksicht  schon  im  6.  Jahrhundert  nicht 
inuner  beobachtet;  Theoderich  I.  war  der  Sohn  einer  Beischläferin  Chlodo- 
vechs.  Die  Karolinger  haben  nur  Inländerinnen,  und  zwar  ohne  Bück- 
sicht auf  den  Stand,  zur  Ehe  genonmien.  Die  Vormundschaft  über  einen 
unmündigen  Thronfolger  war  Sache  des  nächsten  Verwandten  oder  der 
Mutter;  unter  den  Merovingem  wurde  dieselbe  schon  gegen  Ende  des 
6.  Jahrhunderts  durch  einen  von  den  Großen  berufenen  Erzieher,  später 
durch  den  Hausmeier  geführt.  Die  Mündigkeit  trat  bei  den  Angehörigen 
des  karolingischen  Hauses  nach  dem  ribuarischen  Recht  mit  dem  voll- 
endeten fünfzehnten  Lebensjahre  ein'*.  Die  Frage  nach  dem  Eintritt  der 
Regierungsmündigkeit  bei  den  nach  salischem  Recht  lebenden  Merovingem 
ist  bestritten'^. 

Der  fränkische  Königstitel  lautete,  ohne  Rücksicht  auf  die  einzelnen 
Reichsteile,  rex  Francorum  vir  inluster^^.  Karl  der  Große  nannte  sich  seit 
774  rex  Francorum  et  Langobardonanj  seit  der  Kaiserkrönung  imperalor 
Romanum  gubemans  imperiumy  qui  et  per  misericardiam  Dei  rex  Frixnr 
corum  et  Langobardorum,  während  Ludwig  alle  besonderen  Bezeichnungen 
aufgab  und  nur  den  Titel  Imperator  augustus  führte''^. 

Einen  festen  örtlichen  Mittelpunkt  besaß  das  fränkische  Reich  nicht 
obwohl  Chlodovech  und  seine  Nachfolger  Paris,  Soissons  und  einige  an- 
dere Städte,  die  austrasischen  Herrscher  besonders  Reims  und  Metz  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  als  Residenzen  betrachteten.  Größer  war  die 
Bedeutung  Aachens  unter  Karl  dem  Großen  und  Ludwig.  Ihren  gewöhn- 
lichen Aufenthalt  nahmen  die  Könige  aus  beiden  Dynastien,  der  germa- 


^^  Vgl.  ScHBöDSB,  Die  Franken  und  ihr  Becht  41 ;  Ausbreitung  der  aal.  Franken, 
i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  Ulf. 

^^  Der  salische  Mündigkeitstermin  (s.  Anm.  33)  hatte  nur  die  Bedeutung  des 
frühesten  Termins.  Wo  die  individuelle  Reife  erst  spater  eintrat,  konnte  der  salische 
Knabe  noch  länger  ^?tt^  crinitus  bleiben.  Wenn  ein  solches  Hinausschieben  der  Mündig- 
keitserklärung unter  Privaten  kaum  vorgekommen  sein  mag,  so  stand  es  doch  anders 
bei  dem  Königssohne,  der  mit  den  WaflFen  bekleidet  werden  sollte.  Selbst  bei  dem 
ribuarischen  Termine  konnte  eine  Verzögerung  vorkommen,  wie  dies  in  einer  Beschwerde 
Karls  des  Einfaltigen  (Schböder,  Die  Franken  u.  ihr  Recht  41  Anm.  2)  angedeutet 
erscheint.  Nur  durch  ein  solches  thatsächliohes  Hinausschieben  erklärt  es  sich,  dafi 
Childebert  II.  erst  mit  15  Jahren  mündig  erklärt  wurde.  Vgl.  meine  Anm.  34  an- 
geführten Arbeiten,  HsüSLBB,  Institutionen  I.  55  f.  II.  489  ff.  Waitz,  II.  1,  S.  172  f. 
und  die  bei  diesem  angeführte  Litteratur. 

•*  Die  Großen  des  Reiches  durften  sich  nur  Muster  vir  nennen,  was  selbst  die 
amulfingischen  Hausmeier  beobachteten. 

"  Den  Titel  patricius  Roma'nortm  führten  Pippin  und  seine  Söhne,  Karl  aber 
nur  bis  zu  der  Kaiserkrönung,  auf  Grund  päpstlicher  Verleihung.    Vgl.  Waitz,  IIL  86. 
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nischen  Abneigung  gegen  das  Wohnen  in  Städten  auch  ihrerseits  ent- 
sprechend, auf  ihren  verschiedenen,  über  das  Reich  zerstreuten  Pfalzen 
(palatia)y  an  denen  häufig  die  wichtigsten  Staatsakte  vollzogen  wurden. 

Der  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  war  nach  der  Lex  Salica  ein 
wesentlich  engerer  als  nach  allen  jüngeren  Zeugnissen.  Das  Gesetz  ist 
zwischen  486  und  496  entstanden,  also  zu  einer  Zeit,  wo  Chlodovech  noch 
keinen  zweiten  deutschen  Stamm  unterworfen  hatte,  wo  selbst  bei  seinen 
eigenen  Stammesgenossen  noch  das  Kleinkönigtum  ihm  überall  im  Wege 
stand,  andererseits  aber  die  erfolgreiche  Kriegführung  gegen  Siagrius  und 
die  Eroberung  einer  nicht  unbedeutenden  römischen  Provinz  ihm  bereits 
einen  großen  persönlichen  Machtzuwachs  zugeführt  hatte.  Zwar  stand 
dem  Könige  in  den  Hundertschaften  kein  Gaukönigtum  mehr  gegenüber, 
die  Centenarien  oder  Thunginen  der  Lex  Salica  waren  Beamte,  aber  nicht 
Beamte  des  Königs,  sondern  des  Volkes.  Der  König  besaß  bereits  die 
vollziehende  Gewalt,  die  er  durch  seine  Grafen  und  Sacebaroneu  ausübte, 
aber  den  Vorsitz  im  Gericht  hatte  noch  ein  von  ihm  unabhängiger  Be- 
amter. Das  alte  Volklandsthing  war  verschwunden,  dafür  stand  die 
Lindesversammlung  in  allen  politischen  und  Sechtsangelegenheiten  mit- 
herrschend neben  dem  König  *^. 

Erst  die  Unterwerfung  der  Alamannen,  verbunden  mit  der  weiteren 
Ausdehnung  des  Reiches  in  Gallien,  hat  das  fränkische  Königtum  auf  die 
Höhe  seiner  Macht  erhoben,  hat  dem  Könige  zugleich  sein  eigenes  Volk 
unter^'orfen'**.  War  das  fränkische  Stammesreich  im  wesentlichen  noch 
ein  Volk  mit  einem  König  an  der  Spitze  gewesen,  so  handelte  es  sich 
jetzt  um  ein  von  einem  Könige  begründetes  und  beherrschtes  Reich,  das 
Königtum  war  zu  einer  Territorialgewalt  geworden.  Dar  König  hatte  sich 
dementsprechend  an  die  Stelle  der  früheren  Volksversammlung  gesetzt 
und  alle  Befugnisse  der  letzteren  in  sich  aufgenommen,  zugleich  aber 
durch  die  Gewohnheit  der  römischen  Provinzialen,  sich  einem  unbeschränk- 
ten Herrscher  zu  fügen,  und  durch  die  kirchlichen  Vorstellungen  von  der 
Heiligkeit  des  Königtums  gehoben  und  gefördert. 

Die  wesentlichen  Aufgaben  der  königlichen  Gewalt  waren  der  Schutz 
des  Friedens  nach  außen  und  die  Wahrung  der  Rechtsordnung  nach 
innen.  Dem  Auslande  gegenüber  war  der  König  der  alleinige  Vertreter 
des  Staates.  Bündnisverträge  und  Friedensschlüsse  gingen  allein  durch 
seine  Hand.  Die  Organisation,  das  Aufgebot  und  die  Führung  des  Heeres 
waren  ihm  überlassen.  War  aber  das  Heer  versammelt,  so  fühlte  es  sich 
in  altgermanischer  Weise  als  das  Volk;  es  bedurfte  der  Überredung  seitens 
des  Königs,  um  das  Heer  zum  Kriege  schlüssig  zu  machen  oder  zur 
Rückkehr  von  einem  begonnenen  Kriege  zu  bewegen;  wiederholt  hat  das 
Heer  den  König  wider  seinen  Willen  zu  Kriegszügen  genötigt;  bei  der 
Verteilung  der  Beute  sprach  das  Heer,  wenigstens  noch  zur  Zeit  Chlodo- 
vechs,  das  entscheidende  Wort.    Dagegen  vermochte  der  König  dem  ein- 


"  Vgl.  S.  143  f.  "  Vgl.  SoHM  35  ff. 

B.  ScHSdAKB,  Heuttche  Bcehtsgescklchti*. 
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zelnen  Krieger  gegenüber  die  schärfste  Disziplin  zu  üben,  und  das  Recht 
über  Leben  und  Tod  wurde  hier  oft  in  erschreckender  Weise  gemiß- 
braucht. 

Zur  Wahrung  der  Rechtsordnung  dienten  dem  Könige  die  Gericht^- 
hoheit  und  das  Bannrecht*  Während  die  Gerichtshoheit  noch  zur  Zeit 
der  Lex  Salica  zwischen  dem  König  und  der  Landesversammlung  geteilt 
war,  ist  sie  nach  der  wohl  noch  unter  Chlodovech  selbst  erfolgten  Ver- 
drängung des  Volksrichters  durch  den  Grafen  ganz  auf  den  König  über- 
gegangen. An  die  Stelle  der  von  dem  Landesthing  ausgeübten  außer- 
ordentlichen Gerichtsbarkeit*^  war  schon  zur  Zeit  der  Lex  Salica  die 
persönliche  Gerichtsbarkeit  des  Königs  getreten.  Nur  vom  König  konnte 
die  strenge  Friedlosigkeit  verhängt  werden*'.  Das  Gericht  des  Königs 
war  ein  Billigkeitsgericht,  das  im  Gegensatze  zu  den  ordentlichen  Ge- 
richten weder  formell  noch  materiell  an  die  Strenge  des  Gesetzes  gebunden 
war.  Der  Rechtsschutz  gegen  die  Gefahr  der  Willkür  bestand  darin, 
daß  auch  die  königliche  Gerichtsbarkeit  wenigstens  die  allgemeinen  Formen 
des  Prozesses  zu  wahren  hatte  und  daß  der  König  den  Spruch  nicht  ein- 
seitig, sondern  unter  der  Mitwirkung  eines  Urteilerkollegiums  fällte.  Im 
übrigen  machte  es  keinen  Unterschied,  ob  der  König  (oder  sein  Bevoll- 
mächtigter) die  Gerichtsbarkeit  im  königlichen  Hofgericht  oder  in  einem 
der  ordentlichen  Gerichte  ausübte.  Die  letzteren  unterlagen  der  Ein- 
wirkung des  Königs  nur,  wenn  er  selbst  oder  sein  Bevollmächtigter  den 
Richterstuhl  einnahm;  in  allen  anderen  Fällen  waren  die  ordentlichen 
Gerichte  durchaus  unabhängig  und  hatten  nur  nach  Maßgabe  des  Volks- 
rechts zu  verfahren.  Einseitige  königliche  Erlasse  und  Verordnungen 
waren  für  sie  unverbindlich.  Der  König  persönlich  hatte  keinen  Richter 
über  sich,  nicht  einmal  in  Civilsachen;  Beschwerden  gegen  den  König 
konnten  nur  durch  Anrufung  seiner  Gnade  und  nicht  im  Wege  Rechtens 
verfolgt  werden**. 

Das  wichtigste  Königsrecht  war  das  Baunrecht,  d.  h.  die  Befugnis 
zum  Erlaß  administrativer  Strafgebote  *^.  Derartige  Gebote  oder  Verbote, 
die  man  als  auctoriias^  praecepturrij  verbum  regis  bezeichnete,  konnten 
ebensowohl  als  Einzelverfügungen  von  Fall  zu  Fall  wie  als  allgemeint» 
Verordnungen  von  vorübergehender  oder  dauernder  Bedeutung  erlassen 
werden*^.  Die  Entstehung  des  Bannrechts  ist  in  dem  altgermanischen 
Priestertum  zu  suchen.  Während  die  Könige  und  Fürsten  der  Ui*zeit  im 
Thing  audoriiate  suadendi  magis  quam  iubendi  potestate,   die  Heerführer 


*'  Vgl.  S.  35.  *'  Vgl.  Anm.  68. 

**  Anders  bei  Angelsachsen  und  liangobarden.  Vgl.  Roth,  Beneficialwesen  222; 
Feudalität  225.    Sohm,  26  f. 

*^  Vgl.  W.  SicKEL,  Zur  Geschichte  des  Bannes  (Marburger  Universitatsprogramm, 
1886).  Waitz,  II.  1,  S.  210  ff.  II.  2,  S.  286  if.  III.  315  ff.  Sohm,  103—114,  133, 
145,  171  f.  FiCKEB,  Forschungen  z.  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  Italiens  I.  63  ff. 
Ehrenbero,  Commendation  u.  Huldigung  118  f.    Roth,  Beneficialwesen  142  f. 

**  Über  die  letzteren  vgl.  unten  §§  22,  30-32. 
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exemplo  potius  quam  imperio  wirkten,  hatten  die  Priester  in  Thing  und 
Heer  vebä  deo  imperante  das  tus  coercendi,  das  Recht  des  Gebotes  und 
Verbotes,  das  von  den  aufgepflanzten  Bannern  des  Gottes  gewiß  schon 
früh  als  das  Recht  des  Bannes  bezeichnet  wurde  *^.  Als  die  königlichen 
Insignien  an  die  Stelle  der  Götterzeichen  traten,  war  der  Übergang  des 
priesterlichen  Bannrechts  auf  den  König  vollzogen**.  Der  in  dem  Mallus 
des  Thunginus  aufgehängte  Schild  beweist,  daß  der  Gerichtsbann  schon 
zur  Zeit  der  Lex  Salica  dem  Könige  zustand*^;  auch  nach  anderen  Rich- 
tungen hin  läßt  das  Gesetz  erkennen,  daß  einem  königlichen  Gebote  Folge 
geleistet  werden  mußte*®.  Daß  Chlodovech  in  militärischen  Angelegen- 
heiten das  Bannrecht  ausübte,  ist  durch  den  Geschichtschreiber  der 
Franken  wiederholt  bezeugt*".  Seine  Hauptanwendung  fand  das  könig- 
liche Bannrecht  im  Hofgericht,  in  Heeres-  und  administrativen,  nament- 
lich polizeilichen  Angelegenheiten,  bei  dem  gänzlichen  Mangel  einer  gesetz- 
lichen Kompetenzabgrenzung  waren  aber  auch  EingriflFe  in  die  private 
Rechtssphäre  nicht  ausgeschlossen.  Dieselben  wurden  als  Übergriffe 
empfunden  und  stießen  vielfach,  namentlich  wenn  es  sich  um  die  Inter- 
essen der  Kirche  handelte,  auf  den  lebhaftesten  Widerstand,  bei  dem 
Mangel  an  wirklichen  Verfassungsgarantien  war  es  aber  mehr  eine  Macht- 
als eine  Rechtsfrage,  ob  das  Gebot  eines  tyrannischen  Königs  oder  der 
berechtigte  Widerstand  der  Unterthanen  den  Sieg  davontragen  sollte^**. 
Nach  dem  Tode  des  Chilperich  wurden  seine  Gewaltmaßregeln  von  König 
Gunthram  annulliert;  alle,  die  durch  dieselben  in  Verlust  gekommen 
waren,  erhielten,  iusticia  intercedentej  Ersatz ^^  Man  erkennt  deutlich,  daß 
dem  Könige  nicht  das  Recht  zustand,  nach  Willkür  zu  verfahren,  sein 


46  Ygi  Tacitns,  Germania  c.  7,  c.  11.  Siehe  oben  S.  16  f.,  81.  Nur  bei  den  Chatten 
hatten  die  Heerführer  von  alters  her  eine  gewisse  Disziplinargewalt  (Germ.  c.  80), 
was  der  Entwickelung  des  fränkischen  Königtums  zu  statten  gekommen  sein  mag. 

*•  Vgl.  S.  110.  *'  Vgl.  Anm.  28. 

^^  Wer  einen  königlichen  Auftrag  (domin ica  ambasia)  auszuführen  hatte,  war  ent- 
schuldigt, wenn  er  einer  Ladung  vor  Gericht  nicht  Folge  leistete  (L.  Sal.  1,  4);  die 
piiella  in^verbo  regis  erfreute  sich  eines  erhöhten  Rechtsschutzes  (13,  6);  der  Wider- 
spruch gegen  ein  vom  König  erteiltes  Niederlassungspriyileg  (praeceptum,  ordinatio 
regis)  wurde  mit  dem  Tode  oder  Zahlung  des  eigenen  Wergeides  bestraft  (14,  4). 

*•  Gregor,  Hist.  Franc.  II.  c.  27  (Aufgebot  zur  Heer-  und  Waifen schau);  c.  37 
(Verbot  der  Plünderung).  Vgl.  das  Schreiben  Chlodovechs  von  507—511  bei  Bob£- 
TIÜ8,  Capitularia  I.  1. 

**  Chlothar  I.  hatte'  den  Kirchen  eine  neue  Abgabe  auferlegt;  auf  den  Wider- 
spruch des  Bischofs  von  Tours  nahm  er  sein  Gebot  zurück.  Hist.  Franc.  IV.  c.  2. 
Chilperich  ließ  von  den  Hintersassen  der  Kirche  zu  Tours  den  Heerbann  eintreiben: 
bannos  iusnt  exigi,  pro  eo  quod  in  exercitu  non  ambtUassenl'^  Gregor  bezeichnet  diese 
Maßregel  als  rechtswidrig:  Non  erat  enim  consuetudo,  ut  hi  ullam  exsolverent  publi- 
cam  fuTiciionem  (V.  c.  26).  In  einem  ähnlichen  Falle  kam  der  gegen  die  Gewalt- 
that  protestierenden  Kirche  ein  Wunder  zu  Hilfe  (VII.  c.  42).  Als  Chilperich  neue 
Steuern  ausgeschrieben  hatte,  entstand  ein  offener  Aufruhr,  den  der  König  zwar  mit 
den  härtesten  Maßregeln  niederwarf,  schließlich  aber  sah  er  sich  gleichwohl  zur 
Zurücknahme  seiner  Anordnungen  veranlaßt  (V.  c.  28.  c.  84). 

*»  Hist.  Franc.  VU.  c.  7. 

8* 
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Banorecht  vielmehr  nur  soweit  anerkannt  war,  als  es  sich  innerhalb  des 
gesetzlichen  Rahmens  bewegte*^.  Ausdrücklich  festgestellt  wurde  diese 
Beschränkung  in  der  praeceptio  Chlothars  JI.*',  welche  ausgesprochener- 
maßen bestimmt  war,  den  gesetzlosen  Zustanden  der  letzten  Dezennien 
ein  Ende  zu  machen  und  die  antiqui  iuris  norma  wiederherzustellen  (c.  1). 
Dem  Gesetze  widersprechende  Erlasse  des  Königs  sollten  als  erschlichen 
gelten  und  kassiert  werden^*;  rechtmäßige  königliche  Verfügungen  und 
Privilegien  sollten  nicht  willkürlich  zurückgenommen  werden  dürfen**; 
Heiratszwang  durch  königliches  Ehegebot  sollte  nicht  gestattet  sein**. 
Das  Edikt  Chlothars  U.  von  614  ^^  bestätigte  diese  Festsetzungen  und 
wahrte  (c.  16)  ausdrücklich  nur  den  per  iusticia  erlassenen  Verordnungen 
des  Königs  und  seiner  Vorgänger  die  Rechtsgültigkeit.  Hiermit  ganz  im 
Einklänge  bestimmte  die  wahrscheinlich  einige  Dezennien  später  abgefaßte 
Lex  Ribuaria  65,  1:  Si  quis  legibus  in  lUilitatem  regis  sive  in  koste  seu 
in  reliquam  utilitatem  bannitus  fuerit,  et  minime  adimpleverit,  si  egritudo 
eum  non  detenuerii,  60  solidos  muUetur,  Damit  war  die  Gültigkeit  der 
königlichen  Gebote  und  Verbote  von  zwei  Voraussetzungen,  uälitas  publica 
und  Gesetzmäßigkeit,  abhängig  gemacht.  Die  königlichen  Erlasse  mußten 
sich  demnach  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Rechtsanschauung  und 
des  Herkommens  halten,  namentlich  durfte  der  König  nichts  gebieten, 
was  das  Volksrecht  (Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)  positiv  verbot,  und 
nichts  verbieten,  was  das  Volksrecht  zur  gesetzlichen  Pflicht  machte. 
Das  königliche  Bannrecht  war  daher  im  wesentlichen  ein  das  Volksrecht 
ergänzendes  Verordnungsrecht.  In  Verbindung  mit  der  Praxis  der  könig- 
lichen Gerichte  hat  die  Handhabung  des  Bannrechts  im  Laufe  der  Zeit 
ein  Amtsrecht  geschaffen,  das,  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Römern 
das  prätorische  Recht  gegenüber  dem  ins  civile,  das  Volksrecht  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  hin  ergänzt,  abgeändert,  mit  der  Fortbildung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  und  mit  der  Veränderung 
der  Rechtsanschauungen  im  Einklänge  erhalten  hat*^. 


*"  Vgl.  Waitz,  n.  1,  S.  211  f.  SiCKEL,  Entsteh,  d.  Königtums  250  f.,  339;  Gott, 
gel.  Anz.  1885.  S.  104  f.,  106  f.  Sohm,  i.  d.  Deutsch.  Litteraturzeitung  1884,  Sp.  58 
(in  der  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  106  f.  vertritt  derselbe  noch  den  Standpunkt 
des  unbegrenzten  Bannrechts).  Ein  unbeschränktes  Bann-  und  Gesetzgebungsrecht 
wird  angenommen  von  Sybel,  362—369,  und  Fahlbeck,  163  f.,  167  if.  Über  den 
allgemeinen  Standpunkt  des  letzteren  vgl.  Anm.  76. 

^^  BoRETius,  Capitularia  I.  18. 

**  c.  5:  Si  quis  auctaritatem  nostram  subrejpiitie  contra  legem  elicuerit  faüendo 
principem,  non  vaJehiL 

^^  c.  9 :  LH  auctontatis  cum  iitstitia  et  lege  competente  in  omnebue  maneant  stabili 
ßrmitate,  nee  subsequentibus  auctoHtatibus  contra  legem  elecitis  vacueniur. 

*«  C.  7.  "  BORETIUS.  1.  c.  20  ff. 

*«  Vgl.  SoHM,  102—146,  166  if.  Brunner,  Entstehung  der  Schwurgerichte  60  f. 
Der  von  Heüsler,  Institutionen  1.  11,  gemachte  Unterschied  zwischen  einem  volks- 
rechtlichen  verbum  regte  der  Merovinger-  und  einem  amtsrechtlichen  bannue  regie  der 
Karolingerzeit  ist  unbegründet  und  wird  durch  die  Lex  Salica  widerlegt. 
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Der  Rechtsschutz  gegen  einen  Mißbrauch  des  Bannrechts  war  ein 
dreifacher.  Einmal  waren  die  königlichen  Erlasse  nur  wirksam,  soweit  die 
unmittelbare  Amtsgewalt  des  Königs  oder  seiner  Bevollmächtigten  reichte, 
also  im  Königsgericht  und  auf  administrativem  Gebiete;  dagegen  bildeten 
sie  keine  Norm  für  die  ordentlichen  Gerichte,  für  die  ausschließlich  das 
Volksrecht  maßgebend  blieb.  Sodann  waren  die  Gebote  des  Königs  für 
den  Regierungsnachfolger  nicht  verbindlich;  derselbe  konnte  sie  still- 
schweigend bestehen  lassen,  ausdrücklich  bestätigen  oder  aufheben,  was 
namentlich  nach  dem  Tode  Chilperichs,  der  Recht  und  Gesetz  prinzipiell 
mißachtet  hatte,  von  Bedeutung  wurde '^^  Endlich  trugen  die  Banngebote 
des  Königs  nur  den  Charakter  der  leges  imperfectae.  Der  Ungehorsam 
gegen  dieselben  zog  nur  eine  Strafe  nach  sich,  hatte  aber  keine  sonstigen 
Rechtsfolgen.  Die  Strafe  war  ursprunglich  wohl  arbiträr.  Die  Lex  Salica 
setzt  63  Schillinge  auf  die  Entfühnmg  einer  'in  verbo  regis  befindlichen 
Jungfrau,  dagegen  200  Schillinge,  d.  h.  durch  Zahlung  des  Wergeides  ab- 
zulösende Todesstrafe,  auf  die  Auflehnung  gegen  ein  königliches  Nieder- 
lassungsprivileg *^.  Während  des  6.  Jahrhunderts  begegnen  Todesstrafen*^, 
Gefängnis •^  Geldstrafen  (barmi)  von  unbestimmter  Höhe*'.  Die  60  Schil- 
lingbuße, die  später  schlechthin  „Königsbann"  genannt  wurde,  begegnet 
zuerst  in  einem  kölnischen  Gesetze  Childeberts  II.,  der  Decretio  Childe- 
berti  von  595,  c.  9,  sodann  prinzipiell  und  in  zahlreichen  Einzelbestim- 
mungen in  der  Lex  Ribuaria**,  so  daß  die  allgemeine  Normierung  des 
Königsbannes  auf  60  Schillinge  ihren  Ausgang  von  Ribuarien  oder  doch 
von  Austrasien  genommen  haben  dürfte.  Daß  die  Könige  seitdem  zu 
höheren  Strafandrohungen  einer  besonderen  gesetzlichen  Ermächtigung 
bedurften,  scheint  aus  einem  als  Volksrecht  angenommenen  sächsischen 
Gesetze  Karls  von  797  hervorzugehen  *^ 


**  Vgl.  Anm.  51.  Es  war  üblich,  sich  Privilegien  und  Schenkungen  der  Könige 
regelmäßig  yon  den  Begierungsnachfolgern  bestätigen  zu  lassen. 

•<>  Vgl.  Anm.  48.  Die  Strafbeatimmung  der  L.  Rib.  60,  6,  Todesstrafe  auf  An- 
fechtung einer  Königsurkunde,  hatte  eine  ganz  andere  Bedeutung,  da  hier  nicht  Un- 
gehorsam gegen  einen  königlichen  Befehl,  sondern  der  gegen  den  König  erhobene 
Vorwurf  der  Unwahrheit,  also  schwere  Majestätsbeleidigung,  zu  ahnden  war. 

®*  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  218.  Pactum  de  tenore  pacis  Childeberts  I.  und  Chlo- 
thars  I.  c.  18.    Ed.  Chlothars  IL  y.  614,  c.  24. 

«*  Gregor,  Hist.  Franc.  VI.  c.  45. 

•'  Vgl.  Anm.  50,  67.  Gregor,  Hist.  Franc.  IV.  26.  Chilperich  drohte  in  einer 
Urkunde  (Mon.  Germ.  Dipl.  I.  Nr.  8,  S.  12)  Vermögenseinziehung  und  Verbannung  an. 

•*  Vgl.  L.  Rib.  35,  3  (gegenüber  L.  Sal.  13,  6).  58,  12,  13.  60,  3.  65,  1,  3. 
78.  87.    Vgl.  Mayeb,  Entstehung  der  Lex  Ribuariorum  169. 

^'*  Capitulare  Saxonicum  c.  9:  Item  placuitj  ut,  quandoquidem  voluii  domnus  rex 
propter  pacem  et  propter  faidam  et  propter  maiores  causas  hannum  fortiorem  statuere 
una  cum  consensu  JFrancorum  et  ßdelium  Saxonum,  secundwm  quod  ei  plaeuerit,  iuxia 
quod  causa  exigit  et  oportunitas  fuerit,  solidos  sexaginta  multiplicare  in  duplum  et 
solidos  centum  sive  usque  ad  mitle  conponere  faciatj  qui  eius  mandatum  transgressus 
fuerii.  Wenn  in  einer  Hofgerichtsurkunde  Childeberts  III.  von  695  (Mon.  Germ. 
Dipl.  I.  Nr.  68,  S.  61)  ein  sexcentus  solidos  umfassender  Heerbann  erwähnt  wird,  so 
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Dem  Bannrecht  verwandt  war  die  Befugnis  des  Königs,  einzelnen 
Personen  oder  Instituten  seinen  besonderen  Schutz  zu  verleihen,  sie  unter 
sein  „Wort",  d.  h.  seinen  Schutzbrief,  zu  stellen ®®.  Die  Verletzung 
solcher  Personen  zog  die  Strafe  des  Königsbannes  nach  sich;  außerdem 
war  mit  dem  königlichen  Schutzbrief  die  Verleihung  des  privilegierten 
Gerichtsstandes  vor  dem  Könige  verbunden.  Umgekehrt  konnte  der  König 
die  Entziehung  seiner  Gnade  aussprechen,  was  für  den  Betroffenen  den 
Abbruch  aller  persönlichen  Beziehungen  zum  Hofe  und  den  Verlust  alles 
dessen,  was  er  an  Ämtern  oder  Gütern  vom  König  empfangen  hatte,  be- 
deutete ®^  Davon  verschieden  war  die  Verhänguug  der  Friedlosigkeit 
durch  den  König ,  deren  Bezeichnung  durch  extra  sermonem  regü  ponere 
zu  der  irrtümlichen  Auffassung  geführt  hat,  als  habe  es  neben  .dem  be- 
sonderen noch  einen  allgemeinen  Königsschutz  gegeben,  während  der 
König  hier  einfach  als  das  berufene  Organ  der  allgemeinen  Kechtsgenossen- 
schaft  handelte®®. 

Die  persönliche  Beziehung  zum  König  bewirkte  für  die  unmittelbaren 
königlichen  Beamten  und  die  Mitglieder  des  königlichen  Gefolges,  vor- 
übergehend auch  für  alle,  die  im  Auftrage  des  Königs  beschäftigt  waren, 
die  Verdreifachung  des  Wergeids  und  der  Buße  ihres  Geburtsstandes, 
also  einen  erhöhten  Bechtsschutz  und  insofern  eine  relative  Standes- 
erhöhung. Auch  in  dieser  Beziehung  ist  der  König  in  die  Rechte  der 
Volksversammlung  eingetreten.  Noch  nach  der  Lex  Salica  hatte  die  An- 
wesenheit in  der  Volksversammlung,  im  Gericht  oder  im  Heere  (in  hoste) 
die  unbedingte  Verdreifachung  des  Wergeides  zur  Folge*®.  Die  jüngeren 
Gesetze  wissen  nichts  mehr  davon,  sie  kennen  nur  die  Ehre  und  den 
Frieden  des  Königsdienstes. 

Die  Verletzung  des  Königs  oder  der  ihm  schuldigen  Treue  wurde 
unter  den  Merovingern,  unter  unverkennbarem  Einfluß  des  römischen 
Rechtes,  als  crimen  laesae  maiestatis  mit  dem  Tode  bestraft.  Unter  den 
Karolingern  wurde  genauer  unterschieden,  die  Todesstrafe  nur  noch  für 
die  eigentlichen  Majestätsverbrechen  beibehalten,  dagegen  sonstiger  Treu- 
bruch mit  Vermögenseinziehung  oder  doch  Benefizienverlust  bestraft  ^^. 


kann  dies  nar  von  einer  Gesamtbuße,  die  der  Herr  für  seine  Hintersassen  mitzuent- 
richten  hatte,  yerstanden  werden.    Vgl.  §  24  Anm.  15. 

««  Vgl.  Heuslee,  Institutionen  I.  109  ff.  Waitz,  IL  1,  S.  330  flf.  Roth,  Feu- 
dalitat  266  if.    Siehe  §  24  Anm.  10. 

«»  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  197.  III.  326.  In  einem  Diplom  Dagoberts  I.  von  635 
(Mon.  Germ.  Dipl.  I.  Nr.  15,  S.  17)  wird  jedem,  der  den  Anordnungen  des  Königs 
zuwiderhandeln  werde,  angedroht:  nostram  offensam  et  afisco  grave  damnum  susHneat. 

^^  Vgl.  Frensdosff,  Recht  und  Rede  (i.  d.  Historischen  Aufsätzen  zum  Andenken 
an  Waitz,  1886)  476  ff.,  der  den  Nachweis  fuhrt,  daß  extra  »ermonem  ponere  nur  eine 
Übersetzung  von  verzahn ^  verzellen^  ubirsagen,  ist,  also  einfach  verfesten j  ächten y 
proscrihere  bedeutet  und  mit  dem  verbum  regis  nichts  zu  thun  hat. 

"  Vgl.  SoHM,  39  ff. 

'^  Vgl.  Waitz,  in.  307  ff.  Damit  kam  auch  die  im  älteren  Recht  auf  die  An- 
fechtung einer  Königsurkunde  gesetzte  Todesstrafe  in  Wegfall,  über  das  Vorrecht 
^es  Königs,  öffentliche  Urkunden  auszustellen,  vgl.  §  33. 
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Unter  Karl  dem  Großen  wurden  die  dem  Könige  geschuldeten  Treue- 
pflichten  der  Unterthanen  förmlich  katalogisiert  ^^ 

Die  Oi^nisation  des  Reiches  nach  allen  Richtungen  hin  war  aus- 
schließlich Sache  des  Königs.  Dabei  konnte  er  kraft  seines  Dispensations- 
rechtes  nach  Belieben  Befreiungen  und  Privilegien  erteilen.  Alle  Beamten, 
im  wesentlichen  auch  die  der  Kirche,  wurden  von  ihm  ernannt.  Königlicher 
Auftrag  entschuldigte  schon  nach  der  Lex  Salica  das  Ausbleiben  im 
Gericht. 

Von  hervorragender  Bedeutung  war  die  Stellung  des  Königs  in  fiska- 
lischer und  ökonomischer  Beziehung,  wovon  §  26  und  §  28  zu  handeln 
ist  Ein  Besteuerungsrecht  besaß  der  König  nicht,  selbst  das  zunächst 
aufrechterhaltene  römische  Steuersystem  gegenüber  den  Provinzialen  geriet 
bald  in  Verfall.  Zwischen  Reichs-  und  königlichem  Privatgut  wurde  für 
gewöhnlich  nicht  unterschieden^^.  Zwar  wurde  bei  den  Franken  ebenso 
wie  bei  Angelsachsen,  Langobarden  und  Westgothen  in  der  Verwaltung 
ein  Unterschied  zwischen  Krongütem  und  öffentlichen  Einnahmequellen 
gemacht,  aber  die  Einnahmen  selbst,  soweit  sie  nicht  zur  Besoldung 
der  Beamten  gehörten,  flössen  samtlich' in  den  königlichen  Schatz. 

Der  Hauptmangel  des  frankischen  Königtums  beruhte  darin,  daß  die 
Art  der  Beteiligung  des  Volkes  an  der  Regierung  nicht  geordnet  war  und 
daß  es  an  einem  ausreichenden  Rechtsschutze  gegen  die  Krone  fehlte. 
So  ging  es  oft  tumultuarisoh  zu  und  alles  wurde  zur  Machtfrage  ^*.  Wäh- 
rend Chlodovech  und  seine  nächsten  Nachfolger  sich  noch  durchaus  als 
germanische  Herrscher  aufführten,  trat  Chilperich  und  wahrscheinlich  in 
ihren  späteren  Jahren  auch  Brunichildis  alles  Recht  mit  Füßen.  Die  von 
den  austrasischen  Großen  ausgegangene  Reaktion  gegen  die  dadurch  herbei- 
geführten gesetzlosen  Zustände  führte  zu  einer  feierlichen  Anerkennung 
und  Wiederherstellung  des  alten  Rechts  durch  Chlothar  11.^*,  zugleich 
aber  zu  einer  Reihe  von  Zugeständnissen,  deren  weitere  Entwickelung  die 
Krone  aller  Regierungsrechte  beraubte,  bis  das  Haus  der  Pippiniden  einem 
regenerierten  Königtume  den  Boden  schuft*. 


'*  Vgl.  Waitz,  III.  296  ff.     Ehrenberq,  Commendation  und  Huldigung    105  ff. 

^*  Vgl.  SoHM,  27—34,  der  auf  den  Gegensatz  der  angelsächsischen  Verhältnisse 
hinweist.  Ganz  fremd  war  die  fiskalische  Idee  übrigens  auch  den  Franken  nicht, 
insofern  sie  Kelch  and  Schatz  als  untrennbar  zusammengehörig  betrachteten.  Wer 
das  Reich  erhielt,  bekam  auch  den  Schatz.  Teilung  des  Reiches  bedeutete  zugleich 
eine  entsprechende  Teilung  des  Schatzes.  Vgl.  besonders  Gregor,  Hist.  Franc.  VI.  c.  45. 

'»  Vgl.  S.  129. 

'*  Vgl.  Anm.  50.    Gregor,  Hist.  Franc.  III.  11,  27.    IV.  14,  49. 

»  Vgl.  S.  116. 

'*  Das  Werk  von  Fahlbeck,  so  dankenswert  in  manchen  einzelnen  Anregungen, 
krankt  an  dem  Grundfehler,  daß  es  die  Gewaltthaten  eines  Chilperich  als  den  nor- 
malen Zustand  und  demgemäß  das  System  absoluter  Rechtlosigkeit  als  das  System 
des  fränkischen  Staatsrechts  betrachtet.  Die  ziemlich  geregelten  Zustände  unter 
Chlodovech  und  seinen  Nachfolgern  ignoriert  es  ebenso  wie  den  Beginn  einer  ver- 
fassongsmäßigen  Reaktion  unter  Gunthram.  Chlothar  II.  schafft  nach  Fahlbbck 
überhaupt  erst  einen  Rechtsstaat,  während  der  König  selbst  anerkennt,  daß  er  die 
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§  18.  Die  staatliche  Gliederung  des  fränkischen  Kelches. 
Die  Belebst  eilungen  in  der  fränkischen  Monarchie  führten  dahin,  daß 
Austrasien,  Neustrlen  und  Burgund,  neben  ihnen  wohl  auch  Aquitanlen 
und  die  Provence,  unbeschadet  der  höheren  Belchselnhelt,  mehr  oder 
weniger  als  Reiche  für  sich  angesehen  wurden,  wodurch  sich  die  in  dem 
Vertrage  von  Verdun  vollzogene  nationale  Scheidung  allmählich  vor- 
bereitete. Italien  war  von  vornherein  In  einer  Weise  mit  dem  Franken- 
reiche verbunden,  bei  der  ihm  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Charakter 
eines  selbständigen  Reiches  gewahrt  blieb;  der  Titel  rex  Francontm  et 
Langobardorum  brachte  zum  Ausdruck,  daß  das  ehemalige  Langobarden- 
reich  wenigstens  keine  Provinz  des  fränkischen  Reiches  geworden  war. 

Bei  der  Inneren  Gliederung  des  Reiches  sind  die  Provinzen,  die  Gaue 
oder  Grafschaften,  die  Hundertschaften  und  die  Gemeinden  In  Betracht 
zu  ziehen.  Die  Provinzen  waren  der  Schauplatz  der  Stammesindividualität 
und  der  volksrechtlichen  Gesetzgebung;  die  Gaue  waren  die  eigentlichen 
staatlichen  Verwaltungssprengel  In  politischer,  militärischer,  fiskalischer, 
gerichtlicher  Beziehung;  die  Hundertschaften  waren  die  ordentlichen  Ge- 
richtssprengel und  bildeten  zugleich  die  Grundlage  einer  gewissen  polizei- 
lichen Organisation  sowie  der  wirtschaftlichen  Organisation  der  Mark- 
genossenschaften; die  Gemeinden  endlich  waren  ausschließlich  Schauplatz 
wirtschaftlicher  Interessen  und  genossenschaftlicher  Selbstregierung.  Eine 
gewisse  Zwischenstellung  zwischen  Provinzen  und  Gauen  nahmen  die 
militärischen  Herzogtümer  und  Markgrafschaften,  sowie  seit  Karl  dem 
Großen  die  Inspektionsbezirke  (missaüca)  der  Königsboten  ein. 

I.  Die  Provinzen^  Das  fränkische  Reich  hat  niemals  den  An- 
spruch erhoben,  ein  die  Bewegung  seiner  einzelnen  Glieder  lahm  legender 
absoluter  Einheitsstaat  zu  sein.  Zwar  ein  eigener  Stammesherzog  mit 
erblicher  viceköniglicher  Gewalt  war  nur  vielleicht  den  Baiem  zugestanden, 
und  es  war  ein  Zeichen  des  ärgsten  Verfalles,  wie  auch  bei  den  übrigen 
in  dem  Frankenreiche  vereinigten  Stämmen  entsprechende  erbliche  Ge- 
walten emporkamen,  während  es  umgekehrt  als  die  wichtigste  Leistung 
der  Pippinlden  erschien,  daß  sie  durch  die  Zertrümmerung  des  Stammes- 
herzogtums, zuletzt  auch  desjenigen  der  Baiem,  die  gefährdete  Reichs- 
einheit wiederherzustellen  wußten,  —  aber  andererseits  brachte  das  Prinzip 
der  persönlichen  Rechte  es  mit  sich,  daß  die  einzelnen  Stämme  als  Träger 
und  alleinige  Fortbildner  des  Volksrechts  angesehen  wurden.  Das  Volks- 
recht war  nicht  Sache  des  Reiches,  sondern  der  einzelnen  Provinzen;  als 
Gesetzgeber  auf  dem  Gebiete  des  Volksrechts  handelte  der  König  nicht 
als  Oberhaupt  des  Reiches,  sondern  als  Oberhaupt  der  einzelnen  Provinz, 
der  gesetzgebende  Faktor  neben  ihm  war  nicht  der  Reichstag,  sondern  die 


alten  Rechtsnormen  wiederherstelle.     Vgl.  Waitz,  III.   €44  if.    Sohh,  i.  d.  Deutsch. 
Litt.-Zeitung  1884,  Nr.  2.    Sickel,  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1885.  S.  109  ff. 

»  Vgl.  Waitz,  iL  1,  S.  421—425.    UI.  341  f.,  353  ff.     Lononon,  Geographie  de 
la  Gaule  190  ff. 
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auf  dem  Reichstage  erschienene  oder  in  ihrer  Heimat  befragte  Pro vinzial- 
bevölkerung,  der  einzelne  Stamm.  Denn  die  Provinzen  des  fränkischen 
Reiches  waren  eben  die  Stammesgebiete  ^.  Dabei  bildeten  die  salischen 
Franken  regelmäßig  zwei  verschiedene  Gruppen,  indem  die  Provinz  Neu- 
strien  die  romanischen  Gebiete  salischen  Rechtes  nördlich  der  Loire  und 
die  flämischen  westlich  der  Scheide  und  des  Kohlenwaldes  umfaßte,  wäh- 
rend die  Lande  zwischen  Scheide  und  Maas  zusammen  mit  den  chattischen 
Franken  die  Provinz  Austrasieii  bildeten,  zu  der  auch  das  ribuarische 
Land,  sonst  wieder  eine  Provinz  für  sich,  gerechnet  wurde.  In  Gallien 
erscheinen,  außer  Neustrien,  Aquitanien  und  Burgund,  als  Provinzen: 
Britannia  (die  keltische  Bretagne),  Wasconien  (das  Land  der  Basken), 
Septimanien  oder  Gothien,  die  Provence,  in  karolingischer  Zeit  auch 
Hispania.  Ebenso  werden  das  Elsaß,  Churrätien,  Istrien  zuweilen  als 
besondere  Gebiete  genannt.  Die  Bezeichnungen  der  Provinzen  waren  nicht 
technisch,  neben  provinda  begegnet  ducatusj  regio,  auch  regnum. 

IL  Die  Gaue ^  Bei  der  Bildung  der  deutschen  Stämme  haben  die 
in  denselben  vereinigten  Völkerschaften  ihre  frühere  staatliche  Selbständig- 
keit zum  Teil  erst  sehr  allmählich  verloren*.  Aber  auch  nachdem  dies 
geschehen  war,  blieb  das  Bewußtsein  der  alten  Zusammengehörigkeit  be- 
stehen, die  früheren  Volksgenossen  wurden  zu  Gaugenossen  (compagenses), 
der  ehemalige  Völkerschaftsstaat  wurde  zum  Gau.  Eine  unbedingt  tech- 
nische Bedeutung  hat  das  Wort  Gau  freilich  nicht  erlangt,  vielfach  erhielt 
es  sich  auch  für  kleinere  Bezirke,  namentlich  bei  den  Sachsen  war  go 
noch  im  Mittelalter  nicht  die  regelmäßige  Bezeichnung  des  Gaues  in 
unserem  Sinne,  sondern  in  dem  der  Urzeit,  go  bedeutete  die  Hundert- 
schaft. Auch  die  lateinischen  Ausdrücke  für  Gau  (pagus,  provinda^  regio, 
terriiorium,  terminus,  ministerium,  fines)  waren  nicht  technisch,  auch  sie 
wurden  nicht  selten  zur  Bezeichnung  anderer  Bezirke  gebraucht.  In  den 
Gaunamen  haben  sich  zum  Teil  noch  die  alten  Völkerschaftsnamen  er- 
halten^, die  meisten  Gaue  erscheinen  aber  unter  neuen  Namen  ®,  meistens 


*  Vgl.  unsere  Tafel  I. 

»  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  406  ff.  III.  378  ff.  Über  die  angelsächsischen  scire  vgl. 
Maubeb,  i.  d.  Krit.  Oberschau  I.  81—87.  Unsere  Tafel  II  giebt  einen  Überblick 
über  die  Gaue  Ribuariens  und  der  angrenzenden  salischen,  chattischen,  chamavischen 
und  westfälischen  Gaue. 

^  Die  Kleinkönigreiche  der  salischen  Franken  und  der  Alamannen  im  4.  Jahr- 
hundert waren  unverkennbar  noch  Völkerschaften;  bei  den  Sachsen  traten  dieselben 
noch  in  dem  Kriege  gegen  Karl  den  Großen  in  politischer  Selbständigkeit  auf.  Vgl. 
Waitz,  III.  122  f.  über  die  angelsächsischen  Verhältnisse  vgl.  Winkelmann,  Gesch. 
d.  Angelsachsen  98  ff. 

^  So  in  dem  friesischen  Gau  Hugmerke  (marca  Chaucorum),  den  fränkischen 
Gauen  Tuianti,  Batua,  Hamaland,  Hattuariergau,  Ilessengau,  den  thüringischen  Gauen 
Engilin  und  Werinofeld,  dem  alamannischen  Linzgau.  Die  Namen  der  früheren  Be- 
wohner klingen  u.  a.  im  Bardengau  und  dem  Gau  Boroctra  noch  nach. 

^  Bei  Friesen  und  Saliern  endigen  die  Gaunamen  vielfach  auf  hant,  in  den  frän- 
kischen Mainlanden  auf  eiha,  bei  den  Schwaben  auf  hara.  Verbreitet  war  die 
Endung  feld. 
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landschaftlichen  Beziehungen  entlehnt',  oder  nach  der  Himmelsgegend  ge- 
wählt®, in  den  Eheingegenden  häufig  auch  nach  dem  Namen  einer  früher 
römischen  Stadt  gebildet  •.  In  Gallien  hatte  die  römische  Verwaltungs- 
organisation die  alten  gallischen  Völkerschaften  ebenfalls  als  civüaiesj  und 
zwar  größtenteils  in  altgallischer  Weise  als  reine  Landgemeinden  und  nur 
zum  Teil  als  römische  Stadtgemeinden,  aber  mit  einem  ausgedehnten 
Territorium,  fortbestehen  lassen  ^^. 

Die  Organisation  des  fränkischen  Reiches  gründete  sich  von  vorn- 
herein auf  diese  Gaue.  Jeder  Gau  wurde'  mit  einem  Grafen  als  unmittel- 
barem Organ  des  Königs  besetzt,  der  Gau  wurde  zur  Grafschaft  (Tromi- 
tatus).  Erst  seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  begann  vielfach  eine 
systematische  Verkleinerung  der  Verwaltungsdistrikte,  indem  solche  Gaue, 
die  sich,  zumal  infolge  des  natürlichen  Wachstums  der  Bevölkerung,  ak 
zu  groß  erwiesen,  in  mehrere  Grafschaften  zerlegt  wurden,  so  daß  man 
nun  den  alten  Gau  als  Großgau  (pagus  maior)  von  dem  neuen  Gau  als 
Kleingau  oder  Untergau  (pagus  minor)  unterschied;  nicht  selten  wurden 
ehemalige  Hundertschaften  zu  solchen  Kleingauen  erhoben,  die  dann  neben 
dem  Gau-  oder  Grafschaftsnamen  oft  genug  auch  den  alten  Hundertschafls- 
namen  weiterführten^^. 

ni.  Die  Hundertschaften^^.  Gleich  den  Völkerschaften  der  Ur- 
zeit haben  auch  die  Hundertschaften  alle  Stürme  der  Völkerwanderung 


^  Nach  Flüssen  u.  a.  Rheingau,  Maasgaa,  Saargau,  Nahegau,  Maingau,  Donau- 
gau,  Thurgau,  Helmengau,  Leinegau,  Emsgau,  Stormarn  (pagus  Sturmariorum).  Nach 
Gebirgen  u.  a.  Eifla,  Arduenna,  Hundesrucha,  Westerwald,  Auelgau,  Hardago  (Harz- 
gau P).  Nach  Wäldern  Waldsazi  im  Spessart,  Holtsatia  (Holstein),  Waltaati  (zwischen 
Weser  und  Elbe). 

^  Nach  der  Himmelsgegend  bezeichnete  Gaue  waren  sehr  verbreitet.  Das  Elsaß 
zerfiel  in  Nord-  und  Sundgau.  Baiern  hatte  einen  Nord-,  einen  West-,  einen  Sandgau 
und  ein  Ostarrichi.    Vgl.  S.  94  über  die  Heptarchie  der  Angelsachsen. 

*  Vgl.  die  Gaunamen  auf  unserer  Tafel  IL,  dazu  Wormsfeld,  Speiergau,  Metz- 
gau, Augesgau  (Augusta  Vindelicorum),  Augustgowe  (Augusts  Bauraconim). 

»®  Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  106.  MoMMSEN,  Rom.  Geschichte  V.  78—84.  Gu£baju>, 
Essai  sur  le  Systeme  des  divisions  territoriales  de  la  Gaule,  1832,  S.  12  ff.,  46  f. 
LoKGNON,  Geographie  de  la  Gaule  Iff.,  188  if.,  196—242,  294—617;  Atlas  historique 
de  la  France,  Texte  explicatif  8  ff,  14—20.  Brahbach,  im  Rhein.  Museum  XXLU. 
802.  Der  Unterschied  der  gallischen  civitates  gegenüber  den  römischen  Stadt- 
gemeinden war  vorwiegend  ein  quantitativer.  Wahrend  die  tsrraconensische  Provinz 
in  Spanien  293  selbständige  Gemeinden  umfaßte,  zählten  die  drei  gallischen  Provinzen 
nur  64  civitates. 

**  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIL  87  f.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  201  ff. 
LoNGNON,  Geographie  32  f. 

»«  Vgl.  Waitz,  U.  1,  S.  898 -406.  IIL  395  f.  Sohm,  a.  a.  0.  181—212.  Maubeb, 
i.  d.  Krit.  Oberschau  I.  73—80.  Bbauchet,  Histoire  de  l'organisation  judiciaire  11  ff. 
Die  früher  vielfach,  namentlich  von  französischen  Gelehrten,  entwickelte  Ansicht,  daB 
die  Hundertschaften  erst  aus  gewissen  polizeilichen  Organisationen  des  fränkischen 
Reiches  entstanden  seien,  darf  heute  wohl  als  abgethan  gelten,  da  auch  die  Gegner 
nicht  in  Abrede  stellen,  daß  die  Völkerschaft  und  ebenso  der  spätere  Gau  von  jeher 
gewisse  Unterabteilungen  gehabt  habe;  nur  sollen  diese  ursprünglich  niobt  Handert- 
schaften geheißen  haben.    Vgl.  S.  13  f. 
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überdauert.  Wären  dieselben  bloß  territoriale  Begriflfe  gewesen,  so  ließe 
sich  ein  derartiger  Vorgang  nicht  verstehen.  Da  aber  die  Hundertschaften 
aus  der  Familiengliederung  hervorgegangene  Abteilungen  des  Volkes  und 
Heeres  waren,  so  behielten  sie  ihre  Geschlossenheit  auch  auf  den  Wande- 
rungen und  bei  der  Ansiedelung  in  neuen  Gebieten,  so  daß  sie,  nachdem 
die  Nation  zu  dauernder  Seßhaftigkeit  gelangt  war,  mehr  und  mehr  einen 
territorialen  Charakter  erhielten. 

Auch  bei  der  Organisation  der  Hundertschaften  konnte  die  gallische 
Provinzialverfassung  benutzt  werden,  da  von  alters  her  jede  einzelne 
civitas  mehrere  Unterabteilungen  oder  pagi  umfaßte  '*,  die  nun  zu  Hundert- 
schaften erhoben  wurden,  wie  die  oivitates  zu  Grafschaften.  Nach  dem 
fränkischen  Hundertschaftsbeamten  (centenanusX  der  als  berufener  Stell- 
vertreter des  Grafen  auch  den  Amtstitel  vicarius  führte,  bürgerte  sich  in 
Westfranken  die  amtliche  Bezeichnung  vkaria  für  die  Hundertschaft  ein ; 
daneben  erhielten  sich  in  bestimmter  lokaler  Abgrenzung  die  altherge- 
brachten Bezeichnungen  candita^  cdcis,  affer,ßnisj  ministerium^^,  während 
die  Hundertschaft  in  Deutschland  ktmturi,  kujUsckaßy  centena^  bei  den 
Sachsen  ffo  genannt  wurde  ^^ 

Ihre  militärische  Bedeutung  hatte  die  Hundertschaft  an  den  Gau 
abgegeben.  Von  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  als  Markgenossenschaft 
wird  später  (§  28)  zu  reden  sein.  Die  Hauptaufgabe  der  Hundertschaft 
gehörte  in  das  Gebiet  der  Gerichtsorganisation:  die  Hundertschaft  war 
wie  in  der  germanischen  so  auch  in  der  fränkischen  Zeit  der  ordentliche 
Gerichtssprengel.  Zwar  wurde  die  Verwaltung  des  Gerichtswesens  unter 
Chlodovech  auf  den  Grafen  übertragen  und  ist  seitdem  Grafschaftssache 
geblieben,  aber  die  Handhabung  der  Rechtspflege  selbst  behielt  ihren  Sitz 
in  den  einzelnen  Hundertschaften.  Aus  der  karolingischen  Gerichts- 
organisation ergiebt  sich,  daß  der  Gau  drei  bis  acht  Hundertschaften 
umfaßte. 

Eine  neue  Aufgabe  wurde  den  Hundertschaften  unter  Childebert  I. 
und  Chlothar  I.  gestellt^*,  indem  diese,  um  dem  Überhandnehmen  des 
Carbonariwesens  zu  begegnen,  eine  Gesamtbürgschaft  der  Hundertschaft, 
in  welcher  ein  Diebstahl  begangen  war  oder  der  Dieb  eine  Zuflucht  ge- 
funden hatte,   einführten  und  statt  der  bisherigen  unfreien   und  wenig 


"  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  401.  LoNONON,  Geographie  de  la  Gaule  24  ff.  Gü^rard, 
a.  a.  0.  34  f.  Hirschpeld,  Gallißche  Studien  85  ff.  Mommsbn,  im  Hermes  XVI. 
449  ff.,  483  ff. 

"  Vgl.  meine  Zusammenstellungen  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  87—93.  Sohm, 
a.  a.  0.  IDlff.,  196  ff.,  211  f.  Güerard,  a.  a.  O.  48  ff.  Waitz,  II.  1,  S.  399  ff. 
§  19  Anm.  13. 

**  In  unbestimmterer  Anwendung  auch  marca,  finis,  papu,  fogeütu, 

**  Pactus  pro  tenore  pacis  c.  9,  16,  17  (Borbtiüs,  Capitularia  I.  5.  7).  Auch  c.  l 
des  ersten  Kapitulars  zur  Lex  Salica  (Beerend,  I^ex  Salica  S.  89)  könnte  sich  hier- 
auf beziehen,  woraus  sich  ein  Argument  gegen  die  Urheberschaft  Chlodovechs  an 
diesem  Gesetze  ergeben  würde.  Über  die  viel  bestrittene  Bedeutung  der  angefahrten 
Bestimmungen  vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  399,  405  f.    Sohm,  a.  a.  0.  182—191. 
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zuverlässigen  Scharmänner  in  jeder  Hundertschaft  eine  aus  den  freien  Ein- 
wohnern durch  Aushebung  gebildete  Cen tschaar  errichteten,  deren  aus- 
schließliche Aufgabe  die  Verfolgung  von  Dieben  und  Räubern,  selbst  über 
die  Grenzen  ihres  Gebietes  hinaus,  bildete.  Die  Mitglieder  einer  solchen 
Centschar  wurden  als  centenarü^  die  Schar  selbst  als  trustis  oder  centetia 
bezeichnet".  Die  Einrichtung  scheint  von  Chlothar  I.  später  auf  das 
ganze  Reich  ausgedehnt  zu  sein,  wenigstens  bestand  sie  595  auch  in  dem 
Reiche  Childeberts  II.  zu  Recht  ^®.  In  ähnlicher  Weise  war  auch  die 
angelsächsische  hundred  zu  polizeilichen  Zwecken  organisiert**',  doch  gehen 
die  Nachrichten  davon  nicht  über  das  10.  Jahrhundert  zurück,  so  daß 
sich  nicht  feststellen  läßt,  ob  dies  durch  eine  Übertragung  aus  dem 
Frankenreiche  geschehen  sein  kann. 

III.  Die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  Gemeindewesens  wurde 
durch  den  Eintritt  der  Germanen  in  den  Bereich  der  römischen  Kultnr- 
welt eine  vollständige  Umwälzung  der  früheren  Zustande  angebahnt.  Das 
öffentliche  Recht  wurde  davon  zwar  zunächst  weniger  berührt,  da  auch 
die  fränkische  Verfassung  daran  festhielt,  daß  innerhalb  der  Hundert- 
schaftsgemeinde kein  Platz  für  einzelne  Ortsgemeinden  sei,  —  auch  die 
größten  Stadtgemeinden  waren  nur  privatrechtliche  Korporationen  — ,  aber 
die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  wurden  derartig  umgestaltet, 
daß  auch  die  Rechtseinrichtungen  sich  dem  gewaltigen  Einflüsse  dieser 
Veränderungen  auf  die  Dauer  nicht  zu  entziehen  vermochten.  Während 
die  alte  Zeit  im  wesentlichen  nur  demokratische  Bauernrepubliken  gekannt 
hatte,  besaß  die  neue  Zeit  in  den  Krongütern,  den  Latifundien  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Großgrundbesitzer  und  in  den  auf  königlicher  Ver- 
leihung beruhenden  Edelgütem  hofrechtliche  Elemente,  denen  im  Laufe 
der  Zeit  die  gemeine  Freiheit  mehr  und  mehr  zum  Opfer  fallen  mußte, 
andererseits  aber  in  den  Städten  und  Märkten  Elemente,  die  später  be- 
rufen waren,  den  korporativen  Bestrebungen  und  der  gemeinen  Freiheit 
eine  bedeutende  Verstärkung  zuzuführen.  Es  hat  sich  eigentümlich  gefügt, 
daß  diese  genossenschaftlichen  Elemente  erst  durch  die  ihnen  scheinbar 
entgegengesetzten  hofrechtlichen  Elemente  zu  voller  Entwickelung  gelangt 
sind.  Von  den  hofrechtlichen  Elementen  ist  erst  später  (§§  26—28)  zu 
handeln;  auch  die  Verhältnisse  der  Landgemeinden  werden  wir,  da  die- 
selben dem  öffentlichen  Rechte  nicht  angehörten,  sondern  nur  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiete  in  Betracht  kamen,  erst  bei  der  Darstellung  der 
Grundeigentumsverhältnisse  (§  28)  besprechen.  Hier  ist  nur  von  den  Städten 
zu  reden. 

Über  die  Behandlung  der  römischen  Städte  seitens  der  germanischen 


"  Über  trMti^  in  diesem  SIddc  vgl.  S.  26,  Anm.  39.  Wenn  die  angezogenen 
gesetzlichen  Bestimmungen  den  Ersatz  des  gestohlenen  Gutes  in  Fällen,  wo  der  Dieb 
nicht  gefaßt  wurde,  der  Centschar  aufbürdeten,  so  war  es  selbstverständlich  dieser 
anheimgegeben,  ihren  Rückgriflf  auf  die  Hundertschaft  zu  nehmen. 

»*  Decr.  Childeberti  II.  v.  595,  c.  11  (Boretiüs,  Capitularia  I.  17). 

*®  Vgl.  ÖCHMID,  Gesetze  der  Angelsachsen,  2.  Aufl.,  613. 
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Eroberer  ist  viel  gestritten.  Eichhobn  hat  einfach  ihre  Fortdauer  be- 
hauptet und  das  Stadtewesen  des  Mittelalters  auf  sie  zurückbezogen  *^, 
andere  haben  sie  ganz  untergehen,  zu  großen  Dörfern  degradiert  sein 
lassen.  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  Daß  die  Germanen  ihre 
ursprüngliche  Abneigung  gegen  das  Wohnen  in  ummauerten  Städten*^ 
auf  römischem  Provinzialboden  alsbald  aufgegeben  haben,  steht  zweifellos 
fest.  In  Köln  hatten  sich  sofort  nach  der  Eroberung  zahlreiche  Franken 
niedergelassen  und  heidnische  Altäre  errichtet,  die  ribuarischen  Könige 
nahmen  hier  ihren  Sitz^*;  Avignon  und  Vienne  wurden  von  Burgundern 
bewohnt  und  als  Festungen  benutzt  ^^,  in  Rhodez  wohnten  römische  Pro- 
vinzialen  und  Gothen  nebeneinander 2*.  Während  dabei  in  den  deutsch 
gewordenen  Landesteilen  die  römische  Munizipalverfassung  vollständig  über 
den  Haufen  geworfen  wurde,  ist  eine  gewisse  Fortdauer  derselben  in  den 
romanischen  Gebieten  nicht  zu  bezweifelnd^.  Zwar  die  eigentliche  Muni- 
zipalgerichtsbarkeit mußte  der  fränkischen  Gerichtsorganisation  weichen, 
aber  wenigstens  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  gesta  municipalia  und 
die  curia  als  die  städtische  Behörde  zur  Führung  derselben  blieben  bei 
Bestand;  der  städtischen  defensores  wird  in  den  Quellen  öfter  gedacht, 
zuweilen  als  Unterbeamten  des  Bischofs,  wie  überhaupt  die  Bischöfe  in 
den  gallischen  Städten  häufig  als  Oberhäupter  oder  als  Schutzherren  der- 
selben auftraten.  W^ahrscheinlich  wurde  der  römische  Verwaltungsapparat 
innerhalb  der  korporativen  Selbstverwaltung  der  gallischen  Städte  im 
wesentlichen  auch  unter  den  Franken  beibehalten.  In  allen  Beziehungen 
des  öffentlichen  Rechts  waren  aber  Graf  und  Centenar,  also  die  Gau- 
beamten der  fränkischen  Verfassung,  allein  maßgebend.  Daß  die  Grafen 
vielfach  ihren  Wohnsitz  in  den  Städten  nahmen,  diese  also  thatsächlich 
zu  Mittelpunkten  der  Grafschafts  Verwaltung  und  der  Rechtspflege  wurden, 
vermochte  an  der  rechtlichen  Stellung  der  Städte  als  solcher  nichts  zu 
ändern.  Erst  mit  ihrer  Exemption  vom  Gau  traten  die  Städte  in  den 
Staatsorganismus  ein  und  wurden  zu  Korporationen  des  öflfentiichen 
Rechts,  zu  wirklichen  Gemeinden.  Der  fränkischen  Periode  waren  der- 
artige Exemptionen  noch  nicht  bekannt,   die  Keime  dazu  aber  in  dem 


*^  Vgl.  Eichhorn,  Über  den  ürspruDg  der  städtischen  Verfassung  in  Deutsch- 
land (Zeitschr.  f.  gesch.  Rechtswissenschaft  II.  Nr.  6)  193ff.,  216ff.;  Staats-  u.  Rechts- 
geschichte I.  176  f. 

"  Vgl.  S.  12.    Ammian.  Marcell.  XVI.  c.  2  §  12. 

**  Über  die  Franken  in  Köln  vgl.  Salvianus,  de  gubernatione  Dei  VI.  §  39 
(Mon.  Germ.  Auct.  antiqu.  I.  74);  epistolae  I.  (ehd.  108).  Greg.  Tun,  Hist.  Franc. 
II.  c.  40;  Vitae  patrum  VI.  c.  2. 

"  Vgl.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  IL  c.  32,  83. 

«*  Vgl.  ehd.  c.  36. 

**  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  412  flf.  Saviony,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  Mittelalter 
I.  311  —  321.  Heoel,  Gesch.  d.  Städteverfassung  in  Italien  II.  345-364.  Bethmann- 
HoLLWBO,  Germ,  roman.  Ciyilprozeß  I.  416  ff.  Ratnouabd.  Histoire  du  droit  muni- 
cipal  en  France  I.  304—351.  QxncHEBAT,  De  renregistrement  des  contracts  a  la  curie, 
i.  d.  Bibl.  de  l'^cole  des  chartes,  5.  s^rie  I.  440  ff.  Bbunner,  Rechtsgeschichte  der 
röm.  u.  germ.  Urkunde  I.  139  ff. 
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Immunitatswesen  (§  27)  bereits  vorhanden.  Mit  dem  Marktwesen,  das 
dann  ganz  besonders  zur  Ausbildung  der  stadtischen  Verfassung  bei- 
getragen hat,  werden  wir  uns  wegen  seiner  in  dieser  Periode  noch  durch- 
aus überwiegenden  fiskalischen  Bedeutung  erst  bei  der  Darstellung  de« 
Finanzwesens  (§  26)  beschäftigen. 


§  19.  Die  öffentlichen  Beamten.  Der  Gliederung  des  Staates 
entsprach  die  Gliederung  des  Beamtentums.  Es  gab  keine  öffentlichen 
Gemeindebeamten,  weil  die  Gemeinden  überhaupt  nicht  dem  öffentlicheii 
Rechte  angehörten \  Dagegen  gab  es  Hundertschaftsbeamte,  Gaubeamte 
und  Herzöge,  statt  der  letzteren  seit  Karl  dem  Großen  Grenzherzöge 
(Markgrafen)  und  Königsboten. 

I.  Die  Beamten  der  Hundertschaft.  Die  Lex  Salica  kennt 
zwei  Hundertschaftsbeamte:  den  thunginus  avt  centenarms^  und  den  gtice- 
baro^.  Jener  ist  von  der  Stammesversammlung  gewählt,  dieser  vom  König 
ernannt*.  Der  Thunginus  ist  der  Richter  der  Hundertschaft,  man  erkennt 
in  ihm  deutlich  den  Nachfolger  des  germanischen  Gaufürsten  (prineeps)\ 
Aber  von  allen  Funktionen  des  letzteren  hat  er  nur  noch  den  Vorsitz  im 
Gericht,  alles  übrige  ist  auf  den  Grafen  übergegangen,  der  Volksbeamte 
ist  dem  königlichen  Beamten  gewichen.  Nicht  einmal  den  Gerichtsbanu 
hat  der  Thunginus  ganz  zu  bewahren  vermocht,  die  Urteilsvollstreckung 
geschieht  durch  den  Grafen,  der  Graf  ist  der  Gerichtsvollzieher  der  samt- 
lichen Hundertschaften  seines  Gaues.  Zu  seiner  Unterstützung  dienen 
die  Sacebaronen,  deren  wesentliche  Aufgabe  die  Anwesenheit  im  Gericht 
und  die  Eintreibung  der  königlichen  Gefälle,  namentlich  der  Strafgelder, 
ist®.  Jede  Hundertschaft  hat  einen  Sacebaro,  in  größeren  Hundertschaften 
kommen  auch  zwei  oder  drei  vor. 

Schon  die  ältesten  Kapitularien  zur  Lex  Salica  kennen  den  Thun- 
ginus und  den  Sacebaro  nicht  mehr.  Noch  unter  Chlodovech  müssen 
beide  Ämter  verschmolzen  sein^.  Aus  dieser  Verschmelzung  ist  der  neue 
Hundertschaftsbeamte,  der  fränkische  Schultheiß^  hervorgegangen®.     Der 

^  Die  eDtgeg'enstehende  Annahme  von  Waitz,  II.  2,  S.  4  ff.,  der  den  tribunns 
für  einen  Gemeindevorsteher  hält,  ist  nicht  begründet.    Vgl.  Anm.  15. 

*  Ober  diesen  vgl.  Sobm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  70  ff.  Waitz,  Recht  der 
sal.  Franken  135  ff.    Thonissen,  L'organisation  judiciaire  56  ff. 

*  Vgl.  SoHM.  a.  a.  0.  84—97,  99.    Waitz  U.  1,  S.  100.    Thonissen,  a.  a.  O.  61  ff. 

*  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  64,  72  f.,  85.  *  Vgl.  S.  21. 

*  Dies  deutet  auch  der  Name  an,  dessen  erste  Hälfte  Sache,  d.  h.  causa,  Schuld. 
bedeutet.  Die  zweite  Hälfte  ist  entweder  aus  haro  =  Mann  (S.  42)  zu  erklären,  oder 
mit  altfries.  baria  (detegere,  manifestare ,  clamare)  in  Verbindung  zu  bringen  (vgl. 
SoHM  93  f.  Kern,  Glossen  der  Lex  Salica  81  f.  Richthofen,  Altfries.  WB.  618  f.). 
Sacebaro  ist  demnach  Schuldeintreiber,  Schultheiß.    Vgl.  Anm.  11. 

'  So  erledigt  sich  die  Streitfrage,  ob  der  Thunginus  oder  der  Sacebaro  der  Vor- 
gänger des  Schultheißen  gewesen.    Sie  waren  beide  seine  Vorgänger. 

8  Über  das  Amt  des  Schultheißen  oder  Centenars  vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  213 — 272. 
Waitz,  II.  2,  S.  7—18,  131  ff.  III.  391—396.  Beauchet,  Histoire  de  TorganisatioD 
judiciaire  193  ff. 
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Schultheiß  war  ein  königlicher  Beamter  wie  der  Sacebaro,  wenn  auch  in 
der  Regel  nicht  unmittelbar  vom  König,  sondern,  als  ünterbeamter,  vom 
Grafen  ernannte  Aber  die  Ernennung  war  keine  willkürliche,  sie  setzte  eine 
Wahl  durch  die  Gerichtsgemeinde  voraus  ^^  Als  der  regelmäßige  Gerichts- 
vollzieher der  Hundertschaft  war  der  Schultheiß  teils  an  die  Stelle  des 
Grafen,  teils  an  die  des  Sacebaro  getreten;  wie  der  letztere  so  wurde 
auch  der  Schultheiß  durch  seinen  Amtsnamen  als  Schuldeinforderer  ge- 
kennzeichnet *^  Andererseits  giebt  ihn  die  Bezeichnung  cenienariusj  centario, 
hunno  als  den  Rechtsnachfolger  des  alten  Gaufürsten  und  des  Thunginus  zu 
erkennen".  Wie  dieser  hat  er  auch  noch  eine  richterliche  Thätigkeit,  er 
ist  zwnr  nicht  mehr  der  ordentliche  Richter  der  Hundertschaft,  das  ist  nun- 
mehr der  Graf,  aber  er  ist  der  regelmäßige  Stellvertreter  des  Grafen  im  Ge- 
richt und  führt  daher,  namentlich  in  Westfranken,  auch  den  Titel  vicarius^^. 

Die  Stellung  des  Schultheißen  war  in  der  Karolingerzeit  dieselbe  wie 
unter  den  Merovingern^^.  Erst  durch  die  neue  Gerichtsorganisation  Karls 
des  Großen  trat  ein  erheblicher  Unterschied  ein,  indem  der  Schultheiß 
den  Vorsitz  im  Niedergericht  erhielt.  Von  dieser  Veränderung  sowie  von 
den  Aufgaben  des  Schultheißen  in  seiner  Eigenschaft  als  Gerichtsvollzieher, 
endlich  von  der  mehrfach  abweichenden  Stellung  der  Hundertschafts- 
beamten in  den  nichtfränkischen  Landesteilen  wird  erst  bei  der  Dar- 
stellung der  Gerichtsverfassung  (§  25)  die  Rede  sein. 

Als  Gerichtsvollzieher  hatte  der  Schultheiß  auch  die  Aufsicht  über 
die  Gefängnisse,  die  Anordnung  und  Überwachung  der  Hinrichtungen 
und  Körperstrafen.  Er  stand  an  der  Spitze  der  Hundertschaftspolizei  und 
war  demgemäß  Anführer  der  Centschar.  Seine  Bezeichnung  als  tribunus 
scheint  aus  dieser  polizeilichen  Stellung  hervorgegangen  zu  sein^^  In 
militärischer  Beziehung  hatte  der  Schultheiß  die  Aufsicht  über  die  wehr- 

•  Vgl.  SoHM,  241—248.  Auch  Absetzung  des  Schultheißen  stand  nicht  bloß 
dem  Könige,  sondern  auch  dem  Grafen  zu.    Vgl.  ebd.  244  ff. 

»<>  Vgl.  SoHM,  243,  248  f.     Waitz,  IL  2,  S.  17. 

"  Vgl.  Stbinmbyer  u.  SiEVBBS,  Glossen  1.  727:  exaclor  sculdheizzo,  278:  exactor 
jiculdsuacho.  Die  Bezeichnung  des  Schultheißen  als  exactor  publicus  kommt  in  den 
Quellen  häufig  vor.  Eine  wörtliche  Obersetzung  von  Schultheiß  ist  causidieus.  In 
den  altsalischen  Gegenden  hat  sich  für  den  Schultheißen  auch  die  alte  Bezeichnung 
saceharo  noch  lange  erhalten,  vgl.  Guerabd,  Cartulaire  de  St.  Bertin  19  (a.  648). 

"  Vgl.  S.  21. 

*'  Während  in  Gallien  vicarius  und  für  den  Amtssprengel  vicaria  überwiegen, 
ist  in  Austrasien  und  nicht  minder  in  den  altsalischen  Ijändern  cenienarius  und  cen- 
tena  vorherrschend.  Für  centena  begegnet  auch  sculdasia.  Die  amtliche  Sprache  der 
Reichsgesetze  stellte  in  der  Regel  beide  Bezeichnungen  (vicarius  und  centenarius, 
incaria  und  centena)  kumulativ  nebeneinander,  woraus  man  ungehörigerweise  auf 
eine  sachliche  Verschiedenheit  hat  schließen  wollen.    Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  91  ff. 

**  Die  entgegenstehende  Ansicht,  zumal  von  Waitz,  findet  ihre  Widerlegung  in 
den  Ausführungen  von  Sohm.  Anderer  Meinung  W.  Sickel  i.  d.  Mitteil.  d.  österr. 
Instit.  ly.  623  flf. 

"  Über  tribunus  vgl.  Sohm,  230—240,  der  insbesondere  die  Unrichtigkeit  der 
Ansicht,  daß  der  tribunus  ein  Gemeindevorsteher  gewesen  sei,  dargethan  hat.  Vgl. 
Stbinmeyeb  u.  Sievebs,  Glossen  II.  128:  tribunalt,  hunnilihhero.  I.  9ü:  centuno,  hunno. 
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Pflichtige  Mannschaft  seines  Bezirkes  und  die  Strafeintreibung  gegen  die- 
jenigen, die  ihre  Pflichten  versäumten.  Von  besonderer  Bedeutung  waren 
endlich  die  fiskalischen  Obliegenheiten  des  Schultheißen,  dem  die  Ein- 
ziehung aller  öfi'entlichrechtlichen  Gefalle  und  Einnahmen  anheimfiel. 

Seit  dem  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  fing  das  Schultheißenamt  an, 
unter  die  Einflüsse  des  Hofrechts  und  Lehnrechts  zu  geraten.  Man  er- 
kennt bereits  die  Anfange  des  Hof-  und  Lehnschultheißentums.  Die  Ent- 
wickelung  beider  gehört  erst  dem  Mittelalter  an. 

II.  Der  Graf***.  Die  Gauregierung  war  bei  den  Franken  und  Gothen 
eine  unmittelbar  königliche,  während  die  angelsächsischen  ealdarmen  und 
die  langobardischen  duces  vicekönigliche  Gewalt  bekleideten  ^^  Das  Organ 
der  königlichen  Gauregierung  war  der  Graf  (ffrqfio,  comesy^,  dem  bei 
den  Gothen  der  comes  civitatis  entsprach  ^^  Dem  Grafen  wurde  nicht 
die  ganze  königliche  Machtfülle  in  bloß  lokaler  Abgrenzung  übertragen, 
sondern  er  übte  die  königliche  Gewalt  innerhalb  bestimmter  verfassungs- 
mäßiger Beschränkungen,  die  er  nur  auf  Gruucl  besonderer  königlicher 
Ermächtigung  überschreiten  konnte.  Die  Amtswaltung  war  seine  Pflicht, 
aber  nicht  sein  selbständiges  Recht.  Wie  er  in  die  Amtssphäre  des 
Schultheißen  als  seines  ünterbeamten  eingreifen  durfte,  so  stand  dem 
Könige  jederzeit  das  Recht  zu,  persönlich  oder  durch  besondere  Bevoll- 
mächtigte in  den  Verwaltungsbereich  des  Grafen  einzugreifen  und  die 
Amtsbefugnisse  des  letzteren  insoweit  niederzulegen. 

Das  Grafenamt  scheint  militärischen  Ursprungs  gewesen  zu  sein. 
Erbliche  Gaukönige  an  der  Spitze  der  einzelnen  Völkerschaften  waren  mit 
dem  Stammeskönigtum  unvereinbar;  aber  indem  sie  entfernt  wurden,  be- 
durfte  es   besonderer   mihtärischer  Führer,   die  dem  König -Herzog   als 


"  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  21—42.  III.  376-391;  Eecht  der  sal.  Franken  136  ff. 
SoHM,  16—22,  74-84,  146-181.  A.  Pernice,  Graf  (bei  Ebsch  u.  Geubbb,  Allgem. 
Encyklopädie,  I.  Sektion,  Bd.  LXXVIII)  132—145.  Thonissen,  a.  a.  O.  50ff.  Fahl- 
BUCK,  a.  a.  0.  145  if.  Beaüchet,  a.  a.  O.  10  f.,  160  ff.  Bethmann-Holl^eq.  a.  a.  O. 
I.  412  f.    Vgl.  das  Bestallungsformnlar  Anm.  31. 

"  Vgl.  SoHM,  24  f.  Pabst,  Geschichte  des  langobardischen  Herzogtums,  i.  d. 
Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  II.  405—518.  Winkelmanm,  Geschichte  der  Angelsachsen 
99,  102.    ScHHiD,  Gesetze  der  Angelsachsen,  2,  Aufl.,  560. 

*'  Über  die  noch  unaufgeklärte  sprachliche  Bedeutung  des  Wortes  Graf  vgl. 
Grimm,  RA.  752  f.  Waitz,  I.  265.  Müllenhoff,  bei  Waitz,  Recht  der  salischen 
Franken  283  ff.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  597  f.  Richthofen,  Altfries.  WB. 
785  f.  Lex£r,  Mittelhd.  WB.  I.  1074.  Kluge,  Etymol.  WB.  113.  Du  Cakge,  Glos- 
sarium s.  y.  grafio.  Sachlich  bedeutete  das  Wort,  das  ebenso  wie  comes  und  ags. 
gerSJ'a  in  zahlreichen  Zusammensetzungen  zur  Bezeichnung  der  verschiedensten  Ämter 
verwendet  wurde,  soviel  wie  Beamter,  Diener.  Den  wichtigsten  Beamten  des  frän- 
kischen Reiches  bezeichnete  man  schließlich  als  ,,den  Beamten",  ohne  daß  es  eines 
weiteren  Zusatzes  bedurfte.  Vgl.  Sohm,  19  f.  Andere  Bezeichnungen  des  Grafen 
waren  praefectus,  praeses,  rector,  iudex  fiscalis,  vielfach  auch  die  allgemeineren 
iudex,  agens  u.  a.  m. 

*»  Vgl.  Sohm,  23.  Dahn,  Könige  der  Germanen  HI-  180f.  IV.  157 ff.  VI.  334  ff. 
Über  den  vandalischen  comes  ebd.  I.  217,  über  den  burgundischen  Bethmann-Holl- 
WEO,  a.  a.  0.  I.  152  ff. 
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Abteilungskommandanten  zur  Seite  standen,  während  es  auf  dem  Gebiete 
der  Bechtspflege  Yorerst  noch  bei  den  alten  HundertschaftsfQrsten  sein 
Bewenden  behalten  konnte. 

Der  König  hatte  das  unbeschränkte  Becht,  seine  Grafen  nach  Will- 
kor  zu  ernennen  oder  abzuberufen.  Selbst  unfreie  Gefolgsmannen  (pueri 
regit)  konnte  er  als  Grafen  einsetzen;  was  ihnen  an  Freiheit  abging, 
würde  durch  ihre  soziale  Stellung  ausgeglichen.  Erst  durch  das  Edikt 
Chlothars  II.  von  614  erfuhr  das  königliche  Emennungsrecht  eine  folgen- 
reiche Beschränkung  durch  die  Bestimmung,  daß  fortan  nur  Grundbesitzer 
desselben  Gaues  als  Grafen  eingesetzt  werden  sollten  ^,  wodurch,  obgleich 
die  Karolinger  sich  nicht  an  diese  Beschränkung  gebunden  erachteten, 
doch  die  Erblichkeit  und  Lehnbarkeit  der  Grafenämter  vorbereitet  wurde. 

Die  Grafen  hatten  der  Gauverwaltung  in  allen  ihren  Beziehungen,  in 
gerichtlichen,  administrativen,  fiskalischen,  militärischen,  vorzustehen.  So- 
lange die  Rechtspflege  ausschließlich  Hundertschaftssache  war,  beschränkte 
sich  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  Grafen  auf  die  Leitung  des  Gerichts- 
Yollzieherwesens.  Durch  die  Beseitigung  des  Volksrichters  der  Hundert- 
schaft wurde  der  Graf  auch  mit  den  richterlichen  Funktionen  betraut, 
während  er  durch  die  tTbertragung  der  Vollstreckungsgeschäfte  auf  den 
Schultheißen,  der  ihn  nach  Bedürfnis  auch  als  Richter  zu  vertreten  hatte, 
entlastet  wurde.  In  administrativer  Beziehung  handhabte  der  Graf  die 
Gaupolizei;  er  konnte  die  Gaubewohner  zu  den  erforderlichen  öffentlichen 
Arbeiten  bei  Straßen-,  Wege-,  Strombauten,  zu  Wachen  und  anderen 
öffentlichen  Diensten  aufbieten,  und  ebenso  war  er  zur  Wahrung  des  Land- 
friedens befagt,  das  allgemeine  Landesaufgebot  zu  verkündigen  ^^  Auch 
die  Fürsorge  für  kirchliche  Stiftungen  und  andere  königliche  Schutzbefoh- 
lene sowie  die  Handhabung  der  Fremdenpolizei  war  Aufgabe  des  Grafen. 
In  fiskalischer  Beziehung  hatte  er  alle  öffentlichrechtlichen  Einnahmen  zu 
überwachen  und  selbst  oder  durch  seine  Schultheißen  für  die  Einziehung 
derselben  zu  sorgen.  Die  Krongutsverwaltung  gehörte  nicht  zu  den  Auf- 
gaben des  Grafen;  für  diese  hatte  jeder  Gau  einen  besonderen  Rent- 
beamten, der  bei  den  Franken  domesticus,  später  actor  dominunis** ,  bei 
den  Westgothen  comes  patrimonii,  den  Langobarden  gastaldiusj  den  Angel- 
sachsen scirgerifa  (sheriff)   genannt   wurde*'.      Unter    den  Karolingern 


*^  Nuüus  iudex  de  aliis  provinciis  aut  regionüm*  in  alia  loca  ordinetur:  iU,  ei 
aliquid  mali  de  quibuslibet  condicianifms  perpeiraverit ,  de  euis  prapriis  rebus  exinde 
yuod  male  absiolerit  iuxta  legis  ordine  debeat  restaurare.  Da  dieBe  Bestimmang,  die 
das  Grafenamt  thatsachlich  zn  einem  vorbehaltenen  Bechte  der  Grundaristokratie 
machte,  sieh  nur  auf  zukünftige  Ernennungen  bezog,  so  blieben  die  bereits  im  Amte 
befindlichen  Männer  geringerer  Herkunft  davon  unberührt;  auch  stand  nichts  im 
Wege,  daß  der  König  bei  Neuanstellungen  selbst  die  Ausstattung  des  Grafen  mit 
dem  erforderlichen  Grundbesitz  beschaffte.    Vgl.  Lex  Ribuaria  53,  2. 

*^  Vgl.  BoTH,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  411  f. 

"  Vgl.  SoHM,  13  ff.    Waitz,  n.  2,  S.  45  ff.    Pahlbeck.  a.  a.  0.  817  ff. 

"  VgL  SoBM,  23  ff.  ScHiDD,  Gesetze  der  Angelsachsen  597  f.  WinkblhanKi 
*.  a.  O.  102.    Pabbt,  a.  a.  O.  442  ff.     • 

R.  SchbSdsb,  DratMhe  RMbuyeMhIchte.  9 
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bekleidete  der  Graf  in  der  Regel  zugleich  das  Amt  dieses  Erongnts- 
verwalters,  obwohl  prinzipiell  die  Trennung  beider  Amter  aufrecht  er- 
halten blieb. 

In  militärischer  Beziehung  hatte  der  Graf,  von  den  erwähnten  außer- 
ordentlichen Fällen  abgesehen,  kein  eigenes  Aufgebotsrecht,  sondern  nur 
die  Verkündigung  des  von  dem  Könige  erlassenen  Heerbannes.  Das  ganze 
Aufgebot  des  Gaues  stand  unter  seinem  Befehl.  Die  Eintreibung  der  Heer- 
bannbußen kam  ihm  später  nur  auf  besondere  königliche  Anordnung  zu. 

Der  Graf  gehörte  schon  nach  der  Lex  Salica  zu  der  Beamtenaristo- 
kratie, die  durch  das  dreifache  Wergeid  ihres  Geburtsstandes  ausgezeichnet 
war.  Sein  Terfassungsmäßiges  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  stand 
unter  dem  Schutze  der  Tolksrechtlichen  Bannbußen.  Er  konnte  nicht 
wie  der  König,  schlechthin  kraft  seines  Amtes  beliebige  Geldstrafen  auf 
die  Nichtbefolguug  seines  Gebotes  verhangen,  sondern  die  Strafe  (das  Ge- 
wette)  richtete  sich  nach  seinem  Stammesrecht  ^.  Demgemäß  betrug  das 
gräfliche  Gewette  bei  den  salischen  Franken  ebenso  wie  bei  den  Sachsen 
15  Schillinge.  Nur  in  besonderen  Fällen  waren  dem  Grafen  auch  höhere 
Strafbefehle  gestattet;  insbesondere  wurde  unter  den  Karolingern  eine 
größere  Zahl  von  Ausnahmefällen  festgesetzt,  in  denen  der  Graf  die  ge- 
wöhnliche Strafe  des  Königsbannes  im  Betrage  von  60  Schillingen  Ter- 
hängen  durfte,  eine  Befugnis,  die  Karl  den  sächsischen  Grafen  schon  durch 
sein  erstes  sächsisches  Kapitulare  ganz  allgemein  für  alle  cmucue  nuüorts 
eingeräumt  hatte**. 

Die  Einnahmen  des  Grafen  bestanden  in  einem  Drittel  der  samt- 
lichen Gerichtsgefalle.  Seit  dem  8.  Jahrhundert  scheint  das  Grafenamt 
auch  regelmäßig  mit  einem  Beneficium  ausgestattet  gewesen  zu  sein.  Die 
später  hervortretenden  Leistungen  der  Gaubewohner  an  den  Grafen,  die 
man  unter  dem  Namen  „Grafenschatz''  zusammenfaßte,  gehören  erst  der 
folgenden  Periode  an. 

Die  Anstellung  des  Grafen  war  prinzipiell  wohl  immer  auf  Lebens- 
zeit verstanden,  der  König  hatte  aber  jederzeit  das  Recht,  den  Grafen 
wiederabzuberufen.  Die  Großen  haben  wiederholt  versucht,  diese  Macht- 
befugnis des  Königs  einzuschränken.  Erfolg  haben  diese  Bestrebungen 
erst  in  der  folgenden  Periode  unter  dem  Einflüsse  des  Lehnswesens  gehabt. 
Verletzung  der  Amtspflichten  seitens  des  Grafen  war  mit  schweren  Strafen, 
mehrfach  selbst  mit  dem  Tode  bedroht**. 


«*  Vgl.  SoHM,  178  ff. 

'^  Capitulatio  de  partibas  Saxoniae  c.  81:  Dedimus  jpote$tatem  comiUbut  haimum 
mittere  infra  suo  minisierio  de  faida  vel  maiaribus  causis  in  solidos  60$  de  muiorilnu 
vero  eaun*  comitu  bannum  in  solidos  15  eonBÜtuimM,  Durch  das  Capitnlare  Saxo- 
nicnm  von  797,  c.  9,  behielt  sich  Karl  für  dringende  Fälle  eine  weitere  gesetzliche 
Erhöhung  des  Grafenbannes  Tor.    Vgl.  Sohm,  175  if. 

'*  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  83.  G.  Ck>mT)  Die  Justizverweigerung  im  altdeutschen 
Recht,  1876.  H.  0.  Lehmann,  Der  Bechtssohutz  g^enüber  Eingriffen  von  Staats- 
beamten nach  altfränkischem  Recht,  1888,  S.  55  ff.,  83  ü^  104  fL 
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Durch  die  mannigfaltigen  Pflichten  des  Grafen,  namentlich  durch 
seinen  Hof-  und  Heerdienst,  wurde  häufig  das  Bedürftiis  einer  Vertretung 
hervorgerufen.  Außer  den  Schultheißen,  die  je  für  ihre  Hundertschaft  zu 
dieser  Vertretung  berufen  waren  *^,  ließen  sich  die  Grafen  häufig  auch 
durch  Spezialbevollmächtigte  vertreten.  Ordentliche  Substituten,  die  den 
Titel  vicecomites  oder  vicedomini  führten,  kamen  seit  dem  Anfange  des 
9.  Jahrhunderts  hin  und  wieder  vor.  Als  wirkliches  Amt  begegnet  das 
Institut  der  Vicegrafen  in  Deutschland  erst  im  Mittelalter*®. 

in.  Herzog  und  Markgraf".  Bei  der  Ausdehnung  des  frän- 
kischen Reiches  bedurfte  es  gewisser  Zwischenglieder  zwischen  den  einzelnen 
Gauen  und  der  Centralgewalt  des  Königs.  Deshalb  waren  in  der  mero- 
vingischen  Zeit  in  der  Regel  mehrere  Gaue  zu  einem  größeren  Sprengel 
unter  einem  Herzog  (dxix)  vereinigt;  in  den  romanischen  Landesteilen 
erscheint  statt  des  Herzogs  vielfach  ein  patricius.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  beruhte  einzig  auf  der  verschiedenen  historischen  Entwickelung; 
sachlich  hatten  beide  Amter  dieselbe  Bedeutung.  Die  Sprengel,  die  auch 
als  Herzogtümer  (ducatus)  bezeichnet  wurden,  waren  von  sehr  verschie- 
dener Größe;  sie  umfaßten  drei  bis  zwölf  Gaue  und  schlössen  sich  mehr 
oder  weniger  an  die  vorhandenen  Stammesgebiete  oder  besondere  land- 
schaftliche Verbindungen  an*^.  Die  Aufgabe  des  Herzogs  war  eine  dop- 
pelte. Soweit  ein  zu  seinem  Amtsbezirke  gehöriger  Gau  dauernd  oder 
vorübergehend  ohne  Grafen  war,  hatte  der  Herzog  in  demselben  die  gräf- 
lichen Funktionen  auszuüben;  die  Einführung  eines  neuen  Grafen  muß 
ieshalb  ebenfalls  zu  seinen  Obliegenheiten  gehört  haben.  Dagegen  hatte 
sr  sich  in  die  Gauverwaltung  der  Grafen  nicht  einzumischen,  die  Grafen 
svaren  ihm  in  dieser  Beziehung  nicht  untergeordnet,  er  nicht  ihr  Vor- 
gesetzter. Anders  in  allem,  was  über  den  Grafschaftsbereich  hinausging, 
namentlich  in  militärischer  Beziehung:  der  Herzog  hatte  den  Oberbefehl 
über  die  sämtlichen  Aufgebote  seines  Sprengeis,  er  war  der  militärische 
V^orgesetzte  der  dieselben  führenden  Grafen.  Dasselbe  galt,  wenn  zur 
Wahrung  des  Landfriedens  oder  zur  Verteidigung  gegen  feindliche  Ein- 
Mle  ein  Landesaufgebot  in  mehreren  Gauen  notwendig  wurde.  Ebenso 
nuß  es  aber  auch  gewesen  sein,  wenn  es  sich  über  die  Grenzen  des  ein- 
zelnen Gaues  hinaus  um  Abwendung  einer  gemeinen  Gefahr  oder  um 
iflfentliche  Arbeiten,  die  von  dem  gemeinen  Interesse  gefordert  wurden, 
landelte. 


*^  In  dem  Sprachgebrauche  des  Mittelalters  diente  das  Wort  „Schultheiß"  gerade- 
:a  als  Bezeichnung  eines  Stellvertreters  im  Amt.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  4S, 
^nm.  6. 

"  Vgl.  Waitz,  UI.  397  ff.    Sohm,  518  flf.  §  25,  Anm.  80. 

«»  Über  das  Herzogsamt  vgl.  Sohm,  455—479.  Waitz,  IL  2,  S.  49—56. 
f,  Banibls,  Handbuch  I.  574  f. 

^®  Wie  die  Provence,  so  umfaßte  auch  das  Stammesgebiet  der  Ribuarier  zwei 
lerzogtümer,  den  ducatus  Bibuariorum  und  den  duccUtu  Chamavomm,  Einige  Gaue 
icheinen  keinem  Herzoge  unterstanden  zu  haben.    Vgl.  unsere  Tafel  II. 

9* 
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Im  Übrigen  stand  der  Herzog  dem  Grafen,  dem  er  nur  im  Range  über- 
geordnet war,  gleich.  Er  war  königlicher  Beamter  wie  dieser  und  wurde 
gleich  ihm  nach  freiem  Ermessen  des  Königs  eingesetzt  und  abberufen''. 

Im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  führte  die  Schwäche  des  Reiches 
mehr  und  mehr  zur  Ausbildung  des  Stammesherzogtums'^  In  den 
deutschen  Landen  entstanden  die  Herzogtümer  der  Baiem,  Alamannen, 
Thüringer  (mit  Einschluß  der  fränkischen  Mainlande)  und  der  austra- 
sischen  Franken;  ein  eigenes  Herz(^tum  war  im  Elsaß  zur  Ausbildung 
gelangt.  Von  den  westfränkischen  Herzogtümern  waren  die  der  Aqui- 
tanier  und  Briten  die  wichtigsten.  Das  Stammesherzogtum  hatte  den 
Charakter  eines  Amtes  mit  einem  bestimmten  Amtssprengel  vollkommen 
abgestreift.  Es  war  zu  einem  wahren  Unterkönigtum  über  ein  ganzes 
Volk  geworden.  Dem  Frankenkönig  blieb  nur  eine  mehr  oder  weniger 
anerkannte  Oberhoheit;  das  Recht,  den  neuen  Herzog  zu  bestätigen,  ihm 
Heeresfolge  zu  gebieten,  eine  gewisse  oberste  Gerichtsbarkeit  und  der 
Anspruch  auf  Unterordnung  des  Herzogs  unter  den  Reichsverband  und 
das  Reichsrecht.  Dagegen  war  der  König  in  keiner  Weise  berechtigt,  in 
die  Landesverwaltung  einzugreifen.  Der  Stammesherzog  war  nicht  wie 
der  Amtsherzog  oder  der  Graf  ein  bloßes  Organ  des  königlichen  Willens, 
sondern  er  war  selbständiger  Herrscher  über  seine  eigenen  Untertbanen. 
Die  Beamten  wurden  von  ihm  ein-  und  abgesetzt,  Konfiskationen,  Friedens- 
gelder u.  dgl.  kamen  an  ihn,  nicht  an  den  König,  er  war  der  Schatz- 
herr der  Schutzbefohlenen  seines  Landes,  ihm  stand  die  Gerichtshoheit  zu, 
er  hielt  Hofgericht  und  erließ  mit  einem  eigenen  Landtage  Landesgesetze. 
Er  war  der  Kriegsherr  seiner  Unterthanen,  unternahm  Kriegszüge  und 
schloß  Frieden,  unbekümmert  um  die  Verhältnisse  des  Reiches.  Die 
Majestät  seiner  Person  stand  unter  einem  höheren  Frieden,  der  sich  auch 
der  herzoglichen  Umgebung  mitteilte. 

Nachdem  es  Karl  Martell,  Pippin  und  Karl  dem  Großen  gelungen 


"  Bezeichnend  ist  in  der  Formelsammlung  des  Maronlf  1.  8  das  einheitliche 
Bestallangsformalar  für  Herzogs-  wie  Grafenamt,  Carta  de  ducaio  et  patridatu  ei 
cotnitatu.  Nach  den  einleitenden  Worten  heißt  es  hier:  Urgo  dum  et  fidem  et  utüi- 
tcUem  tuam  videmwr  habere  camperfam,  ideo  tibi  accionem  comitiae^  dueaius  aut  pa/rt- 
ciatus  in  pago  illoy  quem  antecessor  tuos  Uli  ntqttae  nunc  visus  est  egisse,  tibi  ad 
agendum  regendumque  cammisietMU,  ita  ut  temper  erga  regimine  nostro  fidem  inli- 
hata  ctutodias,  et  omnis  populus  ibidem  commanentes,  tarn  Francis  Bamani,  Burgun- 
dionis  vel  reliquas  nationis^  mb  tuo  regimine  et  gubematione  degant  et  moderentur, 
et  eos  recto  tramite  tecundum  lege  et  cantuetudine  eorum  regas,  viduis  et  pupillis 
maximus  defensar  appareas,  IcUranum  et  malefactorum  »cetera  a  te  severiesimae  repre- 
mantur,  ut  popuU  bene  viventet  sub  tuo  regimine  gaudentee  debeant  comiitere  quieti\ 
et  quicguid  de  ipsa  accione  in  fisci  dicionibus  speratur,  per  votmet  ipsos  annis  sin- 
gulis  nostrie  aerariis  inferaiur, 

»*  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  365-  372,  413  ff.  m.  24  f.,  44  ff.,  102—114.  Sohm.  474. 
W.  SiCKEL,  Das  Wesen  des  Volksherzogtums,  in  Sybels  Histor.  Zeitschr.  N.  F.  XVI. 
407—490.  BnzLEB,  Geschichte  Baierns  I.  120  ff.  Stalin,  Wirtemberg.  Geschichte  I. 
169  ff.  WiTTHANN  i.  d.  Abh.  d.  Münch.  Akad.  VIII.  1,  S.  169—220.  Pbrboud,  Ori* 
gines  du  duchä  d' Aquitaine,  1882. 
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war,  die  Stammeshei-zogtümer  zn  yemichteii,  behielten  nur  das  Herzogtum 
Benevent  und  die  Besitzungen  des  römischen  Bischofs  in  der  Romania 
(Romagna),  ferner  die  Churwalchen^  Briten  und  Basken  eine  gewisse 
Sonderstellung  innerhalb  des  Reiches''. 

Das  Herzogsamty  das  sich  als  die  vornehmste  Grundlage  bei  der  Aus- 
bildung der  Stammesherzogtumer  erwiesen  hatte,  ließ  Karl  der  Große 
eingehen,  nur  an  den  Grenzen  des  Landes,  wo  den  Nachbarn  gegenüber 
ein  bestandiges  Zusammenfassen  größerer  Streitkräfte  in  einer  Hand  un- 
entbehrlich war,  wurde  das  militärische  Herzogtum  neu  organisiert.  Der 
Grenz  herzog  oder  Markgraf  (dxLx  Umitisy  cotnes  marchae,  marchio,  von 
ahd.  marcha,  d.  i.  Grenze)  erhielt  entweder  in  alter  Weise  mehrere  Grenz- 
grafschaften überwiesen,  so  daß  seine  Stellung  ganz  dem  früheren  Her- 
zogsamte ent^rach,  oder  eine  nicht  in  Gaue  eingeteilte  Mark,  d.  h.  ein 
jenseit  der  ursprünglichen  Reichsgrenze  auf  erobertem  Gebiete  gelegenes 
Vorland  mit  festen  Plätzen  und  straffer  militärischer  Organisation.  Häufig 
wurde  die  Mark  auch  mit  einigen  Grenzgauen  verbunden'^. 

IV.  Die  Königsboten'^  Die  fränkischen  Könige  hatten  von  jeher 
den  Brauch  gehabt,  Angelegenheiten,  die  sie  weder  persönlich,  noch  durch 
die  ordentlichen  Beamten  erledigen  konnten  oder  wollten,  durch  besondere 
Bevollmächtigte  (missi)  besorgen  zu  lassen.  Dieselben  hatten  stets  einen 
außerordentlichen  Charakter  und  je  nach  dem  Anlaß  und  dem  Umfange 
der  Vollmacht  eine  sehr  verschiedene  Stellung.  Unter  den  späteren 
Merovingem  geriet  wie  der  persönliche  so  auch  der  durch  solche  Boten 
vermittelte  Verkehr  des  Monarchen  mit  seinem  Reiche  völlig  ins  Stocken; 
um  so  lebhafter  wurde  er  unter  den  Karolingern,  zumal  nachdem  die 
Beseitigung  des  Herzogtums  die  unbedingte  Notwendigkeit  eines  neuen 
Mittelgliedes  zwischen  Reichs-  und  Gauregierung  hatte  hervortreten  lassen. 
Karl  der  Große  bediente  sich  der  Königsboten  von  Anfang  an  in  so  aus- 
gedehntem Maße,  daß  die  Thätigkeit  derselben  längst  zu  einem  inte- 
grierenden Teile  der  Reichsverwaltung  geworden  war,  als  die  neue  Ein- 
richtung endlich  802  in  organischer  Weise  in  die  Verfassung  eingefügt 
wurde.  Wir  kennen  nur  den  lateinischen  Amtstitel  missus  (auch  nuntius, 
leffatus),  dem  in  der  Regel  zu  näherer  Bezeichnung  ein  reffis,  domiTucus, 
regaJüf  palatinus^ßscdUs  u.  dgl.  m.  hinzugefügt  wurde.  Gegenüber  den  zahl- 
reichen Versuchen,  den  entsprechenden  deutschen  Ausdruck  zu  finden, 
verdient  die  zuerst  von  Waitz  gewählte  Bezeichnung  Königsbote  den  Vor- 
zug ^•.    Karl  teilte  das  ganze  Reich  in  Inspektionsbezirke  (missatica,  lega- 


®^  Vgl.  Waitz,  III.  362  flf.  Von  Benevent  und  der  Romania  abgesehen  wurde  in 
Italien  ebenso  wie  in  Sachsen  und  Friesland  die  fränkische  Grafschaftsorganisation 
durchgefahrt,  so  daß  die  früheren  langobardischen  Herzogtümer  zu  Grafschaften  wurden. 

8*  Über  die  Markgrafen  vgl.  Waitz,  III.  369—874.  Sohm,  479.  Peenice,  Graf 
(Anm.  16)  148  f. 

8*  Vgl.  Waitz,  III.  441-492.    Sohm,  480— 503.    Pickek,  Forschungen  IL  118  ff. 

*•  Im  Heliand  (Ausg.  von  Heyne,  v.  6195,  5211,  5282,  5559)  wird  der  Land- 
pfleger Pilatus  kSsures  bodo  genannt. 


134 


Die  fränkische  Zeit. 


tianesX  die  aber  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  verändert  wurden.  Für  jeden 
Bezirk  wurden  mehrere  Eönigsboten,  in  der  Begel  zwei,  zu  gemeinsamer 
Amts  waltung  ernannt,  meistens  ein  weltlicher  und  ein  geistlicher.  Die 
Ernennung  erfolgte  immer  nur  auf  ein  Jahr,  konnte  aber  erneuert  wer- 
den, was  bei  den  Königsboten  geistlichen  Standes  (gewöhnlich  dem  Erz- 
bischofe  der  betreflfenden  Provinz)  die  Eegel  bildete.  Vor  Antritt  ihres 
Amtes  erhielten  die  Königsboten  ihre  Instruktionen,  in  der  Begel  im  An- 
schluß an  die  Verhandlungen  des  Beichtags;  die  schriftlichen  Instruktionen 
pflegte  man  als  capitula  missortan  zu  bezeichnen'^.  Die  Königsboten  waren 
mit  der  vollen  königlichen  Machtbefugnis  ausgerüstet,  so  daß  sie  hinsicht- 
lich der  inneren  Beichsverwaltung  durchaus  an  des  Königs  Stelle  standen 
und  nur  diesem  für  die  Innehaltung  ihrer  Auftrage  verantwortlich  waren'®. 
Sie  walteten  ihres  Amtes  daher  nicht  nach  Volksrecht,  wie  die  Herzöge 
und  Grafen,  sondern  nach  Amtsrecht;  sie  hatten  das  Becht  des  Königs- 
bannes. 

Unmittelbar  nach  Antritt  ihres  Amtes,  nach  einer  Verordnung  Lud- 
wigs des  Frommen  im  Mai  (also  im  Anschluß  an  den  Bdchstag),  hatten 
sie  einen  Landtag  abzuhalten,  zu  welchem  bei  Strafe  des  Königsbannes 
die  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  und  die  königlichen  Vassallen  des 
ganzen  Sprengeis  entboten  wurden;  wo  die  Ausdehnung  des  Sprengeis  es 
notwendig  machte,  konnte  die  Versammlung  auf  zwei  oder  drei  verschie- 
dene Orte  verteilt  werden,  so  daß  statt  eines  allgemeinen  Landti^s  meh- 
rere Sonderlandtage  stattfanden'^.  Auf  dem  Landtage  hatten  die  Königs- 
boten die  ihnen  aufgetragenen  Mitteilungen  zu  machen,  die  für  ihre  Auf- 
gaben erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen,  Beschwerden  anzuhören  und. 
wenn  es  ging,  sofort  kraft  Amtsrechts  zu  erledigen.  Auch  Personen,  die 
nicht  geladen  waren,  konnten  sich  einfinden,  um  ihre  Beschwerden  vor- 
zubringen. 

Die  Thäügkeit  der  Königsboten  erstreckte  sich  nicht  ununterbrochen 


'^  Vgl.  Waitz,  m.  482  ff.    BoBETiUB,  Die  Capitalarien  im  Langobardenreiche  17. 

'^  Neben  den  ordentlichen  Eönigsboten  blieben  die  früher  allein  üblichen  außer- 
ordentlichen fortwährend  in  Gebrauch.  Ein-  und  Absetzung  von  Grafen,  Eintreibung 
der  königlichen  Fourage  (fodrum)  und  Einziehung  der  Heerbannbußen  geschah  nur 
durch  solche  außerordentlichen  Boten.  Die  Vollmacht  der  ordentlichen  Eönigsboten 
erstreckte  sich  auf  diese  Dinge  nicht;  ebensowenig  waren  dieselben  zum  Aufgebot 
des  Heeres  berechtigt. 

^^  Vgl.  Ludwigs  Commemoratio  missis  data  von  825  (Bobbtiüs,  Capitularia  L 
808)  und  das  wahrscheinlich  826  erlassene  Legationis  capitulum  (309  f.).  In  dem 
letzteren  heißt  es:  liaque  volumtu,  tU  medio  mente  maio  conveniant  idem  missi,  «nt»- 
quisque  in  sua  legatione,  cum  omnibut  episeopi»,  {Maiibui,  comiÜbM  cte  vastit  nostris, 
advocaiis  nottris  tu:  vicedominu  abbaÜMarum  neenon  et  eorum  qui  propter  aliquam 
inevitabüem  necetsitatem  ipsi  venire  non  passunt  ad  locum  unum;  et  n  neceese  fuerit^ 
propter  opartunitcUem  conveniendi,  in  duobus  vel  tribus  locis,  vel  maxime  propter 
pauperee  popidi,  idem  eanventus  habeatur,  qui  omwibus  eongruat.  Et  habeat  tmiu- 
quieque  comes  vicarias  et  eentenarios  euos  secumj  neenon  et  de  primis  seabinis  mit  tres 
aut  quattuor. 
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auf  das  ganze  Jahr,  sondern  war  auf  einen  Monat  in  jedem  Vierteljahr 
beschränkt,  so  daß  immer  zwei  Monate  Frist  blieben,  um  dem  Eonige 
Bericht  erstatten  und  neue  Instruktionen  einholen  zu  können;  auch  die 
sonstige  amtliche  Stellung  der  Eönigsboten,  namentlich  der  geistlichen, 
mochte  diese  Unterbrechungen  ihres  Dienstes  notwendig  machen.  Wäh- 
rend jedes  der  vier  Amtsmonate  hatten  die  Eönigsboten  an  vier  verschie- 
denen Dingstätten  (Bericht  abzuhalten,  so  daß  während  eines  Jahres  sech- 
zehn missatisehe  Gerichtssitzungen  stattfanden,  zu  denen  wohl  regelmäßig 
die  gesamten  Dingpflichtigen  des  betreffenden  Gaues,  nach  Bedürfnis  auch 
diejenigen  benachbarter  Gaue  entboten  wurden  *^ 

Außerdem  hatten  die  Eönigsboten  das  Land  zu  bereisen,  die  Eirchen 
und  Elöster  aufzusuchen  und  sich  überall  von  den  Zuständen  des  Landes 
und  seiner  Bewohner  zu  unterrichten.  TJm  sie  möglichst  mit  allen  vor- 
handenen Mängeln  in  Bechtspflege  und  Verwaltung  bekannt  zu  machen, 
wurden  überall  im  Lande  besonders  angesehene  Männer  als  Bügezeugen 
verpflichtet,  die  auf  den  missatischen  Landtagen  und  Gerichten  oder  bei 
sonstiger  Gelegenheit  alle  ihnen  bekannt  gewordenen  Ungehörigkeiten  an- 
zuzeigen hatten.  Die  Beamten  waren  zu  jeder  erforderlichen  Unter- 
stützung der  Eönigsboten  verbunden.  Die  Person  der  letzteren  war,  so- 
lange sie  im  Amte,  durch  dreifaches  Weigeld  und  dreifache  Buße  ge- 
schützt. Widerstand  gegen  ihre  Anordnungen  wurde  streng,  unter  Um- 
ständen selbst  mit  dem  Tode  bestraft.  Andererseits  trug  die  Erone  auch 
dafür  Sorge,  daß  die  Eönigsboten  sich  unnützer  Plackereien  und  über- 
flüssigen Umherreisens  enthielten. 

Die  ganze  Einrichtung,  von  Earl  dem  Großen  geschaffen,  von  Lud- 
wig dem  Fronunen  weiter  entwickelt,  war  in  großartiger  Weise  geeignet, 
die  inneren  Zustände  des  Beiches  nach  jeder  Bichtung  hin  zu  festigen 
und  zu  fordern.  Aber  sie  trug  zu  sehr  einen  persönlichen  Zuschnitt  und 
mußte  versagen,  sobald  es  an  den  rechten  Männern  fehlte. 

§  20.  Der  königliche  Hof^  Der  ausgeprägt  persönliche  Charakter 
des  fränkischen  Eönigsregimentes  hatte  die  Folge,  daß  der  königliche  Hof, 
obgleich  zunächst  nur  der  Person  des  Eönigs  dienend,  auch  für  die 
Reichsregierung  von  größter  Bedeutung  war.  Von  hier  ging  die  ständige 
Beratung  des  Eönigs  aus,  an  Beichstag  und  Hofgericht  nahm  der  könig- 
liche Hof  teil,  Staats-  und  Eirchenämter  besetzte  der  Eönig  nicht  ungern 
mit  Männern  seines  Hofes,  wie  er  umgekehrt  die  Beamten  aus  den  Pro- 


^^  Vgl.  Kabls  Gapitnlare  de  iostitüs  faciendis  von  811—818,  o.  8  (Bobetius, 
&.  a.  0.  L  177):  Volumu»,  tU  propter  iu$iitiai,  quae  tuque  modo  de  parte  eomitum 
femanserunt,  qwUwr  tanium  metuibus  in  anno  miesi  nostri  legaHone»  eucu  exeroeant, 
in  hieme  ionuario,  in  vemo  aprüi,  in  aestaie  iulioy  in  aiUumno  oetobrio,  Ceterii  vero 
^f^^mibue  umugfuisque  comitwm  placUum  mmm  haheai  et  iusHHaa  faciat,  Missi  atUem 
nofhi  quaier  in  wno  menge  et  in  quatuar  loeis  haheant  plaeita  sua  cum  ülii  comi- 
^ibus,  quibue  eongruwn  fiierit,  ut  ad  eum  locum  posiint  eonvenire, 
*  Vgl.  WiiTZ.  II.  2,  S.  69—118.    m.  498—554. 
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vinzen  an  den  Hof  zu  ziehen  liebte,  so  daß  ein  steter  Wechselverkehr 
stattfand.  Die  Söhne  der  Großen  suchten  den  Hof  schon  in  jugendlichem 
Alter  auf,  um  hier  zu  lernen  und  von  hier  aus  ihre  kirchliche  oder  poli- 
tische Laufbahn  zu  beginnen.  Außerordentliche  wie  ordentiiche  Königs- 
boten  wurden  mit  Vorliebe  den  Kreisen  des  Hofes  entnommen. 

Wie  in  anderen  germanischen  Beichen,  so  gab  es  auch  in  dem  der 
Merovinger  vier  Hofamter,  in  denen  die  unmittelbaren  Dienste  meist  von 
jüngeren  Leuten  vornehmer  Herkunft  besorgt  wurden,  während  ein  Groß- 
würdenträger^  an  der  Spitze  jedes  Amtes  stand:  der  Seneschalk  als 
Vorstand  des  ganzen  Hauswesens^,  der  Marschalk  (comes  stabuä)  als 
Vorsteher  der  königlichen  Marstalle*,  der  Schatzmeister  (ifiesaurarius) 
als  Aufseher  über  Hausrat,  Bekleidungswesen  und  Wohnräume  des  Hofes, 
auch  cubicularius  genannt '^y  endlich,  der  Schenk  (pincema,  Intticularzus). 
Hofbeamte  von  geringerer  Stellung,  und  nicht  zu  den  Hofchargen  ge- 
hörig, waren  u.  a.  der  Küchenmeister  (cogmis),  WaflFenträger  (spaUxHus), 
die  Kämmerer  (camerarii). 

Großwürdenträger,  deren  Aufgaben  sich  mehr  auf  die  Staatsangelegen- 
heiten als  auf  die  des  Hofes  bezogen,  waren  der  den  byzantinischen  Ein- 
richtungen entlehnte  Referendarius,  der  als  Vorstand  der  Kanzlei  und 
Großsiegelbewahrer  die  königlichen  Urkunden  zu  beglaubigen  hatte®,  und 
der  Pfalzgraf  (comes  palatii)  als  amtliche  Ürkundsperson  und  standiger 
Beisitzer  des  königlichen  Hofgerichts ^.  Die  domestici  am  Hofe  scheinen 
Oberaufsichtsbeamte  für  die  Verwaltung  der  Krongüter  gewesen  zu  sein*. 

Außer  den  mit  einem  bestinmiten  Amte  betrauten  Personen  gehörten 
zum  Hofe  vor  allem  die  Mitglieder  des  königlichen  Gefolges*.  Die- 
selben werden  in  den  Quellen  als  antnistiones,  opämatesy  caiwivae  regis 
bezeichnet.    Ihre  Stellung  war  im  wesentlichen  dieselbe  wie  in  der  vorigen 


'  Zuweilen  mehrere,  unter  denen  dann  in  der  Regel  wohl  einer  den  obersten 
Rang  einnahm. 

*  Der  Name  bedeutet  AUkneckt.  Vgl.  GRiiof,  RA.  302,  und  oben  S.  25.  Eine 
zweite,  auch  in  den  übrigen  germanischen  Reichen  übliche  Bezeichnung  war  mctior 
domu^,  die  aber  bei  den  Franken  eine  andere  Bedeutung  annahm,  als  der  Trmger 
dieses  Namens  zu  der  hervorragenden  Stellung  gelangt  und  für  das  bescheidenere  Amt» 
von  dem  er  ausgegangen,  wieder  ein  besonderer  Seneschalk  angestellt  war. 

*  Der  Name  bedeutet  Pferdekneckt. 

^  Die  ihm  unterstellten  Hausdiener  hießen  ebenfalls  euhumlarii. 

*  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  79  ff.  Th.  Sickel,  Lehre  von  den  Urkunden  der  ernten 
Karolinger  72  f.  Es  gab  regelmäßig  mehrere  Referendarien  nebeneinander,  die  ent- 
weder in  einer  bestimmten  Rangordnung  standen  oder,  wie  die  magisiri  scrifUorum 
der  römischen  Kaiser,  eine  Arbeitsteilung  untereinander  hatten. 

7  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  76  ff.  A.  Pebkioe,  De  comitibus  palatii  (Halle  1863) 
1—21.    Näher  wird  §  25  von  dem  Pfalzgrafen  zu  reden  sein. 

^  Vgl.  SoHH,  15.  Waitz,  U.  2,  S.  98  f.  Über  die  Krongutsverwalter  in  den 
Grafschaften  vgl.  S.  129. 

»  Vgl.  Waitz,  I.  291  ff.  IL  1,  S.  386—848.  II.  2,  S.  101  f.  Roth,  Beneficial- 
wesen  116  ff.  Feudalität  256  ff.  Dbloche,  La  trustis  et  l'antrustion  royal,  1878. 
K.  Mauber,  Über  das  Wesen  des  ältesten  Adels  88  ff.  G.  L.  v.  Maürbb,  Fronhöfe 
I.  147  ff.    Ehbenberg,  Commendation-  121  ff.    Thonisben,  a.  a.  0.  110—127. 
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Periode ^^  Privatgefolgschaften  waren  nicht  gestattet,  es  gab  nur  eine 
trustis  regia^^.  Auch  Hörige  und  Unfreie  konnten  in  das  Gefolge  auf- 
genommen werden.  iMe  Antrustionen  hatten  wie  die  königlichen  Beamten 
das  dreifache  Wergeid  ihres  Gteburtsstandes.  Man  hat  daraus  vielfach 
schließen  wollen,  daß  auch  die  Beamten  zu  den  Antrustionen  gehört 
hätten.  Diese  Annahme  ist  unbegründet,  da  es  durchaus  zum  Wesen  der 
Trustis  gehörte,  daß  die  Mitglieder  derselben  die  standige  Umgebung  des 
Königs  bildeten,  wobei  nicht  ausgeschlossen  war,  daß  ein  Graf  Antrustio 
wurde  oder  ein  Antrustio  Graf.  Mit  vorübergehenden  Entsendungen  oder 
der  Bekleidung  von  Hofamtem  war  die  Antrustionenstellung  dagegen 
jederzeit  vereinbar,  die  Großwürdenträger  des  Hofes  gehörten  wohl  sogar 
regelmäßig  dem  Gefolge  an. 

Vorgesetzter  der  sämtlichen  Hofbeamten  war  der  Major domus 
oder  Hausmeier".  Der  Titel  zeigt,  daß  derselbe  seinen  Ausgang  von 
dem  Amte  des  Seneschalkes  genommen  hat^'.  Ursprünglich  hatte  jede 
königliche  oder  prinzliche  Hofhaltung  einen  eigenen  Hausmeier  als  guber- 
nator  oder  princeps  palatii  an  der  Spitze.  Als  aber  der  Vorsteher  des 
Hauswesens  zum  Chef  des  ganzen  Hofstaates  geworden  war,  gab  es  in 
jedem  der  drei  Reichsteile  (Austrasien,  Neustrien,  Burgund)  nur  noch 
einen  Hausmeier.  Derselbe  hatte  am  Hofe  für  die  Aufrechterhaltung  von 
Zucht  und  Ordnung  zu  sorgen  und' übte  demgemäß  eine  gewisse  Disziplinar- 
gewalt über  die  gesamte  Beamtenschaft  des  Hofes  und  über  das  königliche 
Gefolge.  Auch  die  Hofschule  für  die  jungen  Prinzen  und  die  am  Hofe 
erzogenen  Söhne  der  Großen  stand  unter  seiner  Oberleitung.  Dadurch 
erlangte  der  Hausmeier  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Erziehung  der 
Prinzen,  die  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  dem  Rechte  der  Regierungs- 
vormundschaft bei  Unmündigkeit  des  Thronfolgers  erweiterte.  Durch  die 
Beseitigung  des  Domesticus  am  Hofe  gewann  der  Hausmeier  die  Ober- 
aufsicht über  die  gesamte  Erongutsverwaltung  des  Reiches,  während  er 
ohnehin  als  unmittelbarer  Vorgesetzter  des  Thesaurarius  die  Hand  über 
die  Verwaltimg  des  Schatzes  hielt.  Je  schwächer  das  Königtum  wurde, 
destcLmehr  wuchs  die  Macht  des  Hausmeiers,  in  dessen  Person  sich  die 
Macht  der  Großen  mehr  und  mehr  verkörperte.  Der  Hausmeier  wurde 
zum  Stellvertreter  des  Königs,  wenn  in  dem  Reichsteil,  dem  jener  ange- 
hörte, kein  König  residierte.     Die  Disziplinargewalt  am  Hofe  erweiterte 


*®  Vgl.  S.  25  flf.  Das  Formular  für  die  Aufnahme  eines  Anstrustio  Form.  Marc 
I.  18.  Über  das  Gefolge  bei  Angelsachsen  und  Langobarden  vgl.  K.  Maurbb  1.  d. 
Krit.  Überschau  IL  388  ff.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  599  f.,  666  ff.  Pabst, 
Geschichte  des  langob.  Herzogtums  (Forsch,  z.  Deutsch.  Gesch.  IL)  502  flf. 

*  ^  In  der  Zeit  des  Überwuchernden  Stammesherzogtums  kamen  auch  herzogliche 
Gefolgsmannen  vor,  so  die  bairischen  Adaischalken. 

»*  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  83—100,  397  ff.  Pbrtz,  Geschichte  der  merov.  Haus- 
meier,  1819.  Schöne,  Die  Amtsgewalt  der  frank.  Majoresdomus,  1856.  Hirmanh, 
Das  Hausmeieramt  (Gierke,  Untersuchungen  IX.  1880).  Bonnell,  Die  Anfange  des 
karol.  Hauses,  1866. 

'^  Vgl.  Anm.  3. 
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sich  zur  Handhabung  des  Landfriedens  unter  den  Großen  des  Reiches 
überhaupt.  Für  die  Aristokratie  des  Landes  war  es  eine  Lebensfrage, 
daß  sie  das  ßecht,  den  Hausmeier  zu  wählen,  in  ihre  Hände  brachte. 
Sobald  es  den  Amulfingem  gelungen  war,  das  Hausmeieramt  in  den  drei 
Reichen  zu  vereinigen  und  dasselbe  dauernd  an  ihr  Haus  zu  fesseln,  trat 
das  Hausmeieramt  unmittelbar  in  einen  Gegensatz  zu  den  Großen,  an 
deren  Spitze  es  bis  dahin  gestanden  hatte.  Die  amulfingischen  Haus« 
meier  erwarben  auch  den  stellvertretenden  Vorsitz  im  königlichen  Hof- 
gericht. Die  weitere  Entwickelung  ihrer  Befugnisse  kann  nicht  mehr  als 
eine  Erweiterung  des  Hausmeieramtes  betrachtet  werden;  es  war  der 
ßegenerationsprozeß  des  Königtums. 

Die  Karolinger  ^^  haben  das  Amt  des  Hausmeiers  eingehen  lassen. 
Den  stellvertretenden  Vorsitz  im  Hofgericht  und  die  eigentliche  Leitung 
der  Hofgerichtsangelegenheiten  erhielt  jetzt  der  Pfalz graf^^  Außerdem 
wurde  für  das  Hofgericht  eine  besondere,  von  der  königlichen  Kanzlei 
unabhängige  Gerichtsschreiberei  unter  dem  Pfakgrafen,  mit  eigenem  P&k- 
siegel,  eingerichtet,  wodurch  die  Thätigkeit  des  Pfalzgrafen  als  amtliche 
Urkundsperson  in  Wegfall  kam^^  Das  Pfalzgrafenamt  war  unter  den 
Karolingern  regelmäßig  mehrfach  besetzt,  doch  dürfte  einer  der  P&lz- 
grafen  als  Siegelbewahrer  eine  gewisse  Oberstellung  gehabt  haben  *^.  Pör 
Italien  wurde,  wie  es  scheint,  seit  dem  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  regel- 
mäßig ein  besonderer  Pfalzgraf  ernannt^®. 

Das  Schreiberwesen  in  der  Kanzlei  wurde  unter  den  KaroUngem  aus- 
schließlich von  Geistlichen  (canceüarii)  besorgt,  während  die  Beferendarien 
der  Merovinger  rein  weltliche  Beamte  waren ^®.  Der  oberste  Kanzler 
war  regelmäßig  ein  höherer  Geistlicher.  Unter  ihm  standen  Notare,  die 
in  Vertretung  des  Kanzlers  unterschreiben  konnten,  und  die  eigenüichen 
Schreiber.  Seit  dem  Kanzler  Fridugis  unter  Ludwig  dem  Frommen  ent- 
wickelte der  Vorsteher  der  Kanzlei  eine  erheblich  größere  Selbständigkeit; 
eine  Einmischung  des  Kanzlers  in  die  politischen  Angelegenheiten  hat  vor 
den  letzten  Regierungsjahren  Ludwigs  nicht  stattgefunden.  Da  das  könig- 
liche Archiv  sich,  wenigstens  anfangs,  in  der  Hofkapelle  befand***  und 
sämtliche  am  Hofe  befindlichen  Geistlichen  mit  Einschluß  der  Kanzlei- 
beamten unter  dem  königlichen  Erzkapellan  standen,  so  hatte  dieser 
auch  einen  gewissen  Einfluß  auf  die  Kanzlei,  Vorstand  der  letzteren  ist  er 


^^  Die  Einrichtang  des  karolingischen  Hofes  hat  Hinkmar  von  Reims  in  der 
2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  auf  Gmnd  einer  verloren  gegangenen  Schrift  des  Abtes 
Adalhard  von  Corbie  in  seiner  Epistola  de  ordine  palatii  (Waltbb,  Corpus  iuris  Grer- 
manici  m.  761—772)  dargesteUt. 

»*  Vgl.  Waitz.  in.  610.    Pbbhiob,  a.  a.  0.  22—46. 

>»  Vgl.  Th.  Sickel,  a.  a.  0.  861  flf. 

^'  Unter  den  Merovingem  scheint  es  nur  einen  Pfalzgrafen  gegeben  zu  haben; 
wo  anscheinend  mehrere  genannt  werden,  liegt  wohl  nur  Stellvertretung  vor. 

^^  Vgl.  FiGKSB,  Forsch,  z.  Reichs-  u.  Bechtsgeschichte  Italiens  L  812  f. 

^*  Über  die  Kanzlei  vgl.  Th.  Siokbl,  a.  a.  0.  73—108.    Waitz,  IIL  511—525. 

««  Vgl.  SioKBL,  a.  a.  0.  9. 
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aber  erst  später  geworden.  Eine  eigene  Kanzlei  für  Italien  hat  es  in  dieser 
Periode  noch  nicht  gegeben.  Für  ihre  Korrespondenz  bedienten  die  Könige 
sich  besonderer  Vertrauenspersonen;  die  Kanzlei  hatte  damit  nichts  zu  thun*^ 

Der  Seneschalk  hatte  in  der  Karolingerzeit  vorzugsweise  den  Unter- 
halt des  Hofes  unter  seiner  Aufisicht  und  wurde  deshalb  auch  als  Küchm" 
meister  oder  dapifer,  später  als  Iruchseß  bezeichnet.  Neben  ihm  standen 
der  Schenk,  der  Marschalk  und  der  Kämmerer  (der  frühere  thesau- 
rarius).  Andere  Hofbeamte  waren  der  Thürwart  (magister  ostiariorum, 
ostiarius,  scario),  zugleich  des  Königs  Stabträger,  der  Quartiermeister 
(mansionarius)  für  die  ßeisen  des  Königs,  der  Schwertträger  u.  a.  m.  Die 
höheren  Hofbeamten  pflegten  nebst  anderen,  die  das  besondere  Vertrauen 
des  Königs  berief,  in  wichtigeren  Angelegenheiten  als  Hofrat  des  Königs 
zugezogen  zu  werden,  ohne  daß  es  in  dieser  Eichtung  irgendwie  zu  einer 
abschließenden  Entwickelung  gekommen  wäre. 

Die  Zahl  der  ohne  ein  bestimmtes  Amt  am  Hofe  lebenden  Freunde 
oder  Tischgenossen  des  Königs  war  eine  erheblich  geringere  als  früher, 
die  alte  trustis  regia  war  seit  der  Ausbildung  der  Vassallität  im  wesent- 
lichen verschwunden**. 

§  21.  Die  Kirche*.  In  Gallien  fanden  die  Franken  eine  vollkommen 
ausgebildete  Kirchenverfassung  vor,  die  sich  bis  in  den  Anfang  des  7.  Jahr- 
hunderts als  rein  römische  Einrichtung  erhielt;  der  Episkopat  wurde  aus- 
schließlich aus  der  Keihe  der  vornehmen  Provinzialen,  meistens  mit  An- 
gehörigen alter  senatorischer  Geschlechter,  besetzt.  Erst  seit  Dagobert  I. 
trat  auch  die  deutsche  Aristokratie  in  den  Episkopat  ein*,  während  der 
niedere  Klerus  während  des  7.  Jahrhunderts  noch  im  wesentlichen  rönusch 
blieb'.  Seit  dem  8..  Jahrhundert  waren  beide  Xationalitäten  gleichmäßig 
im  Klerus  vertreten*. 


"  Vgl.  SiCKBL  103  f.  "  Vgl.  §  24. 

^  Vgl.  £.  LöNiNO,  Geschichte  des  dentsohen  Elrchenrechts  (Bd.  I.  a.  n.  d.  T.: 
Das  Kirohenrechfc  in  Gallien  von  Constantin  bis  Ghlodovech,  II.  a.  tu  d.  T.:  Das 
Kirchenrecht  im  Beiche  der  Merovinger),  1878.  Rbttbbrg,  Eirchengeschichte  Deutsch- 
lands I.  n.  1846—1848.  Fbibdrich,  Eirchengeschichte  Deutschlands  L  U.  1867  bis 
1869.  Waitz,  n.  2,  S.  57— 68.  HI.  12  ff.,  27— 48,  161  ff.,  178  ff..  228  flf.  v.  Danibm, 
Handbuch  I.  §§  129  ff.  C.  Hegel,  Über  die  EinfQhrung  des  Christentums  bei  den 
Germanen,  v^856.  Abnold,  Fränkische  Zeit  I.  158-248«  H.  248  ff.  Eaufmann, 
Deutsche  Geschichte  ü.  269—287,  856  ff.  Löbbll,  Gregor  von  Tours  und  seine  Zeit, 
2.  Aufl.  hrsg.  von  Bbbnhabdt,  1869,  S.  258—288.  v.  Bichthofen,  Zur  Lex  Saxonum 
129—170;  Untersuchungen  über  fries.  Bechtsgeschichte  II.  848  ff.,  869—412.,  494  ff., 
511  ff.,  742  ff.  Hauck,  Bischofswahlen  unter  den  Merovingem,  1888.  Des  letzteren 
Kirchengeschichte  Deutschlands  konnte  vom  Verf.  noch  nicht  eingesehen  werden. 

'  Die  ersten  dentsohen  Bischöfe  waren  Arnulf  von  Metz  (612—627)  und  Kuni- 
bert von  Köln  (ungefähr  seit  620). 

*  Der  ursprüngliche  Text  in  Lex  Bibuaria  86,  5—7  berechnet  die  Wergeidsätze 
für  den  niederen  Klerus  noch  nach  dem  Wergeide  der  Bomer,  die  für  Priester  und 
Bischöfe  bereits  nach  dem  der  Franken.    Vgl.  Zeitschr.  f.  BG.  XX.  26  f. 

^  Die  Volksrechte  des  8.  Jahrhunderts  berechnen  das  Wergeid  des  Elerus  durch- 
weg nach  Maßgabe  der  heimischen  Wergeidsatze  oder  nach  dem  Geburtsstande.   Vgl. 
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In  Gallien  bildete  in  der  Eegel  jede  civitas  eine  eigene  Diözese  unter 
ihrem  Bischof.  Die  sämtlichen  Bischöfe  einer  Provinz  standen  unter  dem 
Bischof  der  Provinzialhauptstadt  als  Metropoliten.  Seit  dem  Ende  des 
7.  Jahrhunderts  geriet  der  Metropolitanverhand  in  Verfall.  Im  Rhein- 
und  Moselgebiet  war  die  römische  Kirchenverfassung  seit  der  zweiten  Hälft« 
des  5.  Jahrhunderts  durch  den  Einbruch  der  Franken  und  Alamannen 
völlig  zertrümmert,  doch  sind  Köln,  Trier,  Tongern-Maastricht  und  Mainz 
schon  während  des  6.,  Speier,  Straßburg  und  Konstanz  während  des  7.  Jahr- 

I "  ^  '  hunderts  als  Sitze  von  Bischöfen  bezeugt.     Die  christliche  Mission  im 

inneren  Deutschland  hatte  im  allgemeinen  zu  einer  der  römischen  geradezu 

l'il  ■  entgegengesetzten  kirchlichen  Verfassung  gefuhrt,  denn  die  irisch -schot- 

tische Kirche,  von  der  jene  Mission  hauptsächlich  ausging,  stand  in  keinem 
I  Zusammenhange  mit  Rom  und  statt  der  bischöflichen  Verfassung  legte 

sie  das  Kirchenregiment  in  die  Hände  der  Klöster,  deren  Äbte  die  bischöf- 
lichen Funktionen  ausübten.  Dagegen  hielt  die  angelsächsische  Kirche, 
die  seit  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  die  deutsche  Mission  in  die  Hand 
nahm,  streng  auf  die  Unterordnung  unter  Rom  und  auf  die  Herstellung 
der  bischöflichen  Ordnung.  Wer  wollte  es  leugnen,  daß  dies  der  allein 
mögliche  Weg  war,  die  Bekehrung  mit  Erfolg  durchzuführen!  Schon  unt«r 
Pippin  dem  mittleren  wurde  durch  Willibrord  die  bischöfliche  Kirche  zu 
Utrecht  für  die  Westfriesen  errichtet;  die  Bischofsweihe  empfing  er  vom 
I  |,  ]  Papst.    Größeres  hat  Bonifatius  (Winfried)  unter  Karl  Martell,  namentlich 

aber  unter  Pippin  und  Karlmann  vollbracht.  Von  Rom  mit  der  niissio 
canonica  ausgestattet  und  nacheinander  zum  Bischof,  zum  Erzbischof  und 
zum  päpstlichen  Legaten  für  das  Erankenreich  erhoben,  bestandig  mit 
dem  Papste  in  Verbindung,  zugleich  mit  einem  Schutzbriefe  des  Major- 
domus  ausgerüstet  und  fortwährend  in  engster  Fühlung  und  im  Einver- 
ständnis mit  demselben  handelnd,  hat  Bonifatius  die  deutsche  Kircben- 
verfassung  gegründet,  die  verfallene  westfränkische  wiederhergestellt. 
I    ,  Nachdem  er  für  Baiern,  im  Anschluß  an  die  von  der  irischen  Mission 

I  I  herrührenden  regierenden  Klöster,  die  bischöflichen  Kirchen  von  Freising. 
Passau,  Regensburg  und  Salzburg,  für  Ostfranken  und  Thüringen  die  von 

II  j  Buraburg  (Fritzlar),  Eichstätt  und  Würzburg  errichtet  hatte,  wurde  er 
742  unter  Karlmann  auf  der  ersten  deutschen  Synode,  die  zur  Herstellung 
der  kanonischen  Ordnung  bestimmt  war,  ausdrücklich  als  Erzbischof  an- 
erkannt*. Der  Sitz  des  Erzbistums  wurde  nach  Mainz  verlegt.  Unter 
Karl  dem  Großen  wurde,  nachdem  die  Bekehrung  der  Sachsen  und  Friesen 
die  Errichtung  weiterer  Bistümer  notwendig  gemacht  hatte,  der  Metro- 

Jj.  Alam.  11—16,  L.  Baitiw.  I.  8—10,  und  die  Anm.  8  angefßhrte  Bestimmung'  der 
L.  Kib.  in  der  karolingischen  Rezension. 

*  Vgrl.  Karlmanns  Kapitulare  vom  21.  April  742  (Bobetius,  Oapitalaria  I.  24). 
Die  Beschlüsse  der  Synode  wurden  das  Jahr  darauf  auf  dem  Reichstage  zu  Lestinnes 
bestätigt.  Vgl.  Karlmanns  capitulare  Liptinense  von  748  (Bobetius  I.  26).  Entspre- 
chende Beschlüsse  für  Westfranken  wurden  wenig  später  unter  Pippin  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Soissons  gefaßt.    Vgl.  Pippins  capitulare  Suessionense  v.  744  (Bobbtiüb  L  28). 
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politan verband  innerhalb  der  deutschen  Kirche  vollendet,  indem  Köln, 
Trier  und  Salzburg  zu  Metropolitansitzen  neben  Mainz  erhoben  wurden. 
Das  von  Ludwig  dem  Frommen  errichtete  Erzbistum  Hamburg  war  nur 
für  den  skandinavischen  Norden  bestimmt.  Wie  unter  Karlmann  und 
Pippin,  80  wurden  auch  unter  Karl  dem  Großen  und  Ludwig  dem  Frommen 
von  Reichs  wegen  umfassende  kirchliche  Ordnungen  erlassen^. 

Die  gallischen  Bischöfe  wurden  nach  der  kanonischen  Ordnung  von 
Klerus  und  Volk,  unter  Mitwirkung  des  Metropoliten  und  der  übrigen 
Bischöfe,  gewählt.  Die  fränkischen  Könige  nahmen  von  Anfang  an  ein 
Bestätigungsrecht  in  Anspruch,  das  bald  zum  Emennungsrecht  wurde. 
Selbst  das  Edikt  Chlothars  II.  von  614,  das  im  Prinzip  das  bloße  Be- 
stätigungsrecht wiederherstellte,  wahrte  doch  das  Hecht  der  königlichen 
Ernennung,  insoweit  dieselbe  auf  eine  mit  den  kanonischen  Eigenschaften 
versehene  Persönlichkeit  fallen  würde.  Ohne  jede  kanonische  Rücksicht 
wurde  das  Emennungsrecht  von  Karl  Martell  ausgeübt,  der  die  kirchlichen 
Pfründen  ebenso  wie  die  Kirchengüter  als  Vermögensgegenstände  zur  Ver- 
fügung der  Krone  behandelte.  Das  Emennungsrecht  und  die  Verfügung 
über  die  Kirchengüter  wurde  auch  von  seinen  Söhnen  wie  von  Karl  dem 
Großen  festgehalten,  wenn  auch  die  Ausübung  mehr  im  Einverständnis 
mit  der  Kirche  erfolgte.  Erst  Ludwig  hat  das  Ernennungsrecht  wenigstens 
im  Prinzip,  aber  nicht  thatsächlich,  aufge^ben.  Die  Amtsentsetzung 
konnte  über  einen  Bischof  nur  durch  die  Synode  unter  Bestätigung  des 
Königs  erfolgend    Der  König  hatte  das  Begnadigungsrecht. 

Die  Vorsteher  der  auf  königlichem  Grund  und  Boden  errichteten 
Klöster  wurden  von  den  Königen,  die  der  grundherrlichen  Klöster  von 
den  Gmndherren  ernannt;  das  den  Klöstern  nicht  selten  ausdrücklich 
zugestandene  Wahlrecht  blieb  meistens  unbeachtet.  Die  königlichen  Klöster 
standen  durchweg  unter  dem  besonderen  Schutze  des  Königs.  Von  der 
bischöflichen  Gewalt  wurden  die  Klöster  vielfach  eximiert. 

Neben  den  Diözesanbischöfen  gab  es  bis  auf  Pippin  auch  umher- 
reisende Bischöfe  ohne  Diözese,  die  später  verschwanden,  außerdem  waren 
den  Bischöfen  zur  Unterstützung  in  ihrer  geistlichen  Amtswaltung  Chor- 
bischöfe beigeordnet.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  wurden  die 
letzteren  seitens  des  Episkopats  heftig  bekämpft  und  infolgedessen  in 
Westfranken  beseitigt.  Für  die  Beaufsichtigung  der  Geistlichkeit  und  die 
äußere  Verwaltung  stand  dem  Bischof  der  Archidiakon,  für  die  Vermögens- 
verwaltung der  Vicedominus  zur  Seite.  Unter  den  Priestern  nahmen  die 
Erzpriester  (archipresbyteri)  an  den  Taufkirchen  die  erste  Stelle  ein. 
Kirchen  auf  grandherrlichem  Gebiete  standen  im  Eigentume  der  Grund- 
herren und  wurden  von  diesen  besetzt.  Nach  einer  Bestinunung  Ludwigs 
sollten  Unfreie  nicht  zur  Priesterweihe  zugelassen  werden.     Der  Eintritt 


•  Vgl.  Karla  admonitio  generalis  von  789  (Boretiüs  I.  53—62).    Ludwigs  capi- 
tulare  ecclesiasticnm  von  818-819  (ebd.  275—280). 

'  Nur  einmal  ist  eine  einseitige  Amtsentsetzang  durch  den  König  vorgekommen. 


142 


Die  fränkische  Zeit. 


in  den  geistlichen  Stand  bedurfte  der  Genehmigung  des  Königs  oder  des 
Grafen». 

Die  frühere  Annahme,  daß  die  staatliche  Organisation  des  frankischen 
Reiches  sich  an  die  kirchliche  Gliederung  angeschlossen  habe,  hat  sich  als 
trügerisch  erwiesen®.  Nur  in  Gallien  fielen  die  Diözesen  in  der  R^el  mit 
den  Grafschaften  zusammen,  dagegen  bestand  eine  Übereinstimmung 
weder  hinsichtlich  der  Kirchenprovinzen  und  der  Herzogtümer,  noch  hin- 
sichtlich der  Kirchspiele  und  der  Hundertschaften.  Die  Einteilung  der 
Diözesen  in  Archidiakonate  gehört  überhaupt  erst  der  späteren  Zeit  an. 
Noch  weniger  deckten  sich  kirchliche  und  staatliche  Bezirke  in  den  deut- 
schen Landesteilen.  Unter  den  Erzbistümern  war  das  von  Salzburg'  das 
einzige,  das  sich  nicht  über  die  Gebiete  mehrerer  Stänune  erstreckte. 
Selbst  die  Bistümer,  obwohl  sie  im  allgemeinen  einen  mehr  homogenen 
Charakter  hatten^®,  griffen  zuweilen  in  verschiedene  Stammesgebiete  über'\ 
Für  die  deutschen  Gaue  und  Hundertschafken  bot  die  damalige  Kirchen- 
verfassung überhaupt  keine  Analogie.  Später  haben  beide  zuweilen  als 
Grundlage  für  die  Bildung  von  Archidiakonaten  und  Kirchspielen  gedient 

Die  politische  Bedeutung  der  Kirche  war  für  das  fränkische  Reich 
von  vornherein  eine  außerordentliche.  Die  Provinzialen  sahen  in  den 
Bischöfen  die  berufenen  Vertreter  ihrer  Nationalität,  ihrer  sozialen  Zu- 
stände,  ihrer  höheren  Kultur;  oft  trat  der  Bischof  geradezu  als  Schutz- 
herr seiner  Stadt  auf,  wie  gegen  die  königlichen  Beamten,  so  gegen  den 
König  selbst.  Die  Gemeinschaft  der  Interessen  und  das  durch  die  Sjnioden 
geforderte  feste  Zusammenhalten  legte  dem  vereinigten  Episkopate  ein 
Gewicht  bei,  dem  selbst  ein  Chilperich  nicht  zu  widerstehen  vermochte. 
Daher  von  Anfang  an  das  Streben  der  fränkischen  Herrscher,  das  wohl- 
wollende Entgegenkommen  des  katholischen  Klerus  durch  Begünstigungen 
und  Privilegien  zu  einem  dauernden  zu  machen,  Einfluß  auf  die  Besetzung 
der  kirchlichen  Stellen  zu  gewinnen,  die  Kirche  möglichst  in  das  staat- 
liche Interesse  hineinzuziehen.  Die  Kirchen  wurden  reich  mit  Gütern, 
Markt-,  Münz-  und  ZoUprivilegien,  Immunitätsgerechtsamen  und  gericht- 
liehen Befugnissen  ausgestattet  ^*.  Die  gallischen  Nationalkonzilien  wurden 
mit  den  Reichstagen  verbunden^',  die  Könige  erachteten  sich  ebenso  zu 
geistlicher  wie  zu  weltlicher  Gesetzgebung  befugt".  Die  Bischöfe  gehörten 
zu  den  Großen  des  Reiches,  bildeten  oft  die  unmittelbaren  Berater  der 
Kjone,  selbst  die  Ernennung  oder  Beaufsichtigung  von  Grafen  wurde 
ihnen  gelegentlich  übertragen,  zuweilen  geradezu  weltliches  Regiment  in 


^  Jedenfalls  weil  die  Geistlichen  der  allgemeinen  Heerpflicht  entzogen  wurden. 
Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  197.    II.  2,  S.  200.  Note.   Form.  Marc.  1. 19.    Siehe  §  23,  Anm.  5. 
"  Vgl.  Waitz,  HI.  437  flf.  und  die  von  diesem  angefahrte  Litteratur. 
^®  So  fiel  die  Grenze  zwischen  den  Diözesen  Köln  und  Trier  mit  der  Grenze  der 
Ribuarier  gegen  die  chattischen  Franken  zusammen. 

'^  Utrecht  umfaßte  salische,  chamavische  und  friesische  Gaue,  MimigardeTort 
(Münster)  und  Bremen  waren  teils  sächsisch,  teils  friesisch. 

"  Vgl.  §§  25-27.  "  Vgl.  §  22.  "  Vgl.  Anm.  6,  6. 
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die  Hand  des  Bischofs  gelegt".  Das  Königsbotenamt  wurde  in  der  Regel 
von  einem  geistlichen  und  einem  weltlichen  Großen  gemeinsam  versehen. 
Überhaupt  war  es  der  Gedanke  Karls  des  Großen,  unter  dem  die  Idee 
des  theokratisohen  Staates  ganz  besonders  gepflegt  wurde,  daß  Bischöfe 
und  Grafen  stets  Hand  in  Hand  gehen  und  sich  gegenseitig  unterstützen 
sollten.  Ein  erhöhtes  Wergeid  gab  der  Geistlichkeit  in  derselben  Weise 
wie  den  königlichen  Beamten  einen  höheren  Frieden.  Obwohl  die  Karo- 
linger streng  an  dem  Rechte,  die  Bischöfe  zu  ernennen,  festhielten  und 
das  Kirchengut  durchaus  als  Reichsgut  behandelten,  gelangte  der  Episkopat 
doch  allmählich  zu  einer  derartigen  Selbständigkeit^  daß  er  es  wiederholt 
vragen  konnte,  in  den  Wirren  unter  dem  schwachen  Regimente  Ludwigs 
des  Frommen  das  entscheidende  Wort  zu  sprechen  ^•. 

§  22.  Der  Reichstag^  Unter  allen  germanischen  Reichen  hat 
das  der  Angelsachsen  der  centralisierenden  Strömung  der  Zeit  am  wenigsten 
nachgegeben.  Wie  die  alten  Volklandskönige  als  Ealdormen  unter  den. 
Königen  der  Heptarchie  fortdauerten,  so  verloren  auch  die  Volklandsthinge 
nicht  alle  Bedeutung;  als  foOtesmöt  oder  sdrgemöt  behielten  sie  gewisse 
gerichtliche  Funktionen,  auch  nachdem  sie  ihre  politische  Bedeutung  an 
die  Versammlung  der  Großen  des  Reiches  (witenagemöi)  hatten  abgeben 
müssen*.  Dagegen  haben  in  den  drei  nordgermanischen  Reichen  die 
Volklandsthinge  den  größeren  Thingverbänden  der  Landschaften  weichen 
müssen;  den  Heradsthingen  als  den  ordentlichen  Gerichtsversammlungen 
standen  als  Gerichts-  und  gesetzgebende  Versammlungen  nicht  mehr  die 
Volklandsthinge,  sondern  die  Landschaftsthinge  gegenüber';  eine  Reichs- 
versammlung (Allthing)  bestand  nur  in  Dänemark,  aber  nur  für  rein  poli- 
tische Angelegenheiten,  nicht  für  die  Akte  der  Gesetzgebung*.  Bei  den 
Langobarden  haben  sich  die  Volklandskönige  in  dem  Unterkönigtum  der 
Herzöge  erhalten;  aber  die  Volklandsthinge  sind  der  Stammesversammlung 
gewichen,  während  es  zu  besonderen  Landschaftsthingen  innerhalb  des 
Reichsverbandes  nicht  gekonmien  ist. 

Über  die  fränkischen  Verhältnisse  bis  zu  der  Reichsgründung  durch 


"  So  vorübergehend  in  Istrien  und  Rätien. 

»•  Vgl.  V^Taitz,  IV.  664  ff.,  669  f. 

1  Vgl.  Waitz,  n.  2,  S.  176—188,  197—205,  218  ff.,  22Ö-242.    III.  554—599. 
W.  SiCKEL  i.  d.  Mitteil.  d.  Institut,  f.  österr.  Gesch.  I.  £rg.-6d.  220  ff. 

'  Vgl.  WiKKBLMANH,  Gesch.  d.  Angelsachsen  102  ff.  Schjod,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen, 2.  Aufl.,  595  f. 

^  Bei  den  Norwegern  bestanden  seit  dem  9.  Jahrhundert  die  Landschaften 
Frostuthing  (Drontheim)  mit  acht,  Gulathing  und  EidsiQathing  (üplönd)  mit  je  drei 
Volklanden;  dazu  kam  im  12.  Jahrhundert  als  vierte  Landschaft  das  Borgarthing. 
In  Schweden  umfaßten  die  Stämme  der  Sviar  und  Gautar  je  sechs  Landschaften.  Däne- 
mark zerfiel  in  die  Landschaften  Jütland,  Seeland  und  Schonen.  Vgl.  K.  Maubbb 
bei  HoLTZENDORPP,  Encyklopädie  322,  836  f.,  349.  K.  Lehmann,  Königsfriede  11, 
104  f.,  108  f.,  166  ff.,  173,  178  f.,  186. 

*  Vgl.  Lehmann,  a.  a.  0.  105. 
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Chlodovech  sind  wir  wenig  unterrichtet,  es  ist  aber  nach  dem  Vorstehen- 
den zweifellos,  daß,  solange  die  Volklandskönige  sich  behaupteten,  auch 
die  Volklandsthinge  in  alter  Weise  fortgedauert  haben  müssen.  An  eine 
Stanmiesversammlung  der  salischen  Franken  ist  vor  der  vollen  staatlichen 
Einigung  unter  Chlodovech  nicht  zu  denken*.  Dagegen  ist  es  höchst 
wahrscheinlich,  daß  es  in  den  über  den  Bereich  eines  Volklandsstaates 
weit  hinausgehenden  Herrschaftsgebieten  Chlogios,  Chilperichs  und  Chlodo- 
vechs  von  vornherein  zu  der  Bildung  von  Landesversanmilungen  an  Stelle 
der  Volklandsthinge  gekonmien  ist.  Eine  solche  Versammlung  war  es. 
die  486  nach  Beendigung  des  Krieges  gegen  Siagrius  zu  Soissons  zur 
Beschlußfassung  über  die  Kriegsbeute  und  ein  Jahr  später  in  campo  Marcio 
auf  Chlodovechs  Befehl  zur  Heeresmusterung  zusammentrat®.  Eine  solche 
Versammlung  muß  es  auch  gewesen  sein,  die  bald  darauf  die  Aufzeich- 
nung des  salischen  Rechtes  beschloß  und  zu  diesem  Zwecke  aus  der  Zahl 
der  Thunginen  eine  Redaktionskommission  wählte  ^.  Daß  dieser  Beschluß 
unter  maßgebender  Mitwirkung  des  Königs,  wahrscheinlich  imter  seinem 
Vorsitze,  gefaßt  wurde,  ergiebt  sich  aus  dem  Inhalte  der  Lex  Salica  und 
aus  der  Bezeichnung  ihrer  Bestimmungen  als  leges  dammicaeK    Man  kann 

*  Wie  wäre  z.  B.  nach  Gregor,  Histor.  Franc.  II.  41,  eine  den  Reichen  Chlodo- 
vechs und  Chararichs  gemeinsame  Stammesversammlung  auch  nur  denkbar!  Dagegen 
ergiebt  sich  aus  IL  40,  daß  es  in  dem  unter  Sigibert  vereinigten  Reiche  der  Riboarier 
eine  Stammesversammlung  gab. 

^  Der  Bischof  einer  durch  das  siegreiche  Heer  geplünderten  Kirche  reklamierte 
bei  dem  Könige  einen  kostbaren  Krug.  Chlodovech  forderte  den  Boten  des  Bischofs 
auf,  ihm  nach  Soissons  zu  folgen,  ^a  ihi  cuncta  que  adquisUa  sunt  dividenda  eruni; 
wenn  ihm  der  Krug  durch  das  Los  zufallen  sollte  Ccum  mihi  vcu  illud  sars  ded^rit), 
so  werde  er  ihn  dem  Bischöfe  zurückgeben.  Dehinc  adveniens  Sexonas,  cunetum  omv^ 
praedae  in  medio  posiittm,  ait  rex:  Bogo  vos,  o  fortisnmi  proeliatares,  ut  saltim  miki 

vas  ittud extra  pariem  concidere  non  anuatis.     Nachdem    die  Versammlung 

unter  dem  Widerspruche  eines  einzigen,  der  dem  Könige  nur  seinen  Losanteil  zu- 
erkennen wollte  und  zum  Zeichen  der  Beschlagnahme  seine  Waffe  an  den  Krug  legte, 
den  Antrag  des  Königs  genehmigt  hatte,  gab  dieser  den  Krug  an  den  Bischof  zurück. 
Der  Widerspruch  des  einzelnen  Mannes  blieb  unberücksichtigt,  —  die  Mehrheit  ent- 
schied, —  aber  er  blieb  auch  unbestraft,  da  der  Mann  nur  ein  verfassungsmäßiges 
Recht,  wenn  auch  in  einer  den  König  beleidigenden  Weise,  ausgeübt  hatte.  Dann 
heißt  es  weiter  von  Chlodovech:  l^angacto  vero  anno,  iussit,  omnem  cum  armarum 
apparatu  advenire  falangam,  ostenw/ram  in  campo  Marcio  horum  armomm  nüorem. 
Bei  der  Heeresmusterung  war  der  König-Herzog  nicht  wie  im  Thing  der  primus  inter 
pares,  sondern  höchster  Befehlshaber  mit  Gewalt  über  Leben  und  Tod;  hier  rächte 
er  den  ihm  im  Thing  widerfahrenen  Schimpf,  indem  er  seinen  Beleidiger  wegen 
angeblich  gebots widriger  Bewaffnung  eigenhändig  niederschlug.  Gregor,  Eist 
Franc.  IL  27. 

'  Der  längere  Prolog  zur  Lex  Salica  berichtet:    Getu  Francorvm  inclita , 

ad  catholica  fide  conversa  et  inmunis  ab  herese^  dum  adhuc  ieneretur  harbara, 

dictaverunt  Salica  lege  per  proceris  ipsitis  genüs,  qui  tunc  tempore  eitudem  aderant 

rectores^  electi  de  pluribus  viris  quattuor  — in  loca  nominancium  ScUehamae^ 

Bodochamae,  Widochamae^  qui  per  tre$  mallos  convenientes  omnes  causarum  origines 
sollicite  discuciendum  tractandis  de  singulis  iudicibus  decreverunt  hoc  modo.  Vgl. 
SoHM,  50  ff.    Siehe  auch  unten  §  31  Anm.  2. 

*  Vgl.  SoHM,  53  ff. 


§  22.    Der  Reichstag. 
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diese  Versammlung,  die  nach  der  Lex  Salica  jedem  Anwesenden  den  er- 
höhten Kechtsschutz  des  dreifachen  Wergeides  gewährte,  in  der  die  Cen- 
tenarien  gewählt  wurden  und  Freilassungen  vorgenommen  werden  konn- 
ten^, nicht  als  Stammesversanmilung  bezeichnen,  denn  sie  umfaßte  zur 
Zeit  der  Abfassung  des  Gesetzes  nur  einen  Teil  des  Stanmies  und  später, 
nachdem  Chlodovech  sämtliche  Franken  unter  seiner  Herrschaft  vereinigt 
hatte,  auch  die  Angehörigen  anderer  Stämme  und  römische  Provinzialen. 
Die  Versammlung  hatte  jetzt  in  erster  Reihe  keinen  nationalen,  sondern  einen 
territorialen  Charakter,  sie  war  die  Heeresversammlung  des  chlodovechischen 
Reiches  ^*^.  Aber  das  versammelte  Heer  war  auch  damals  noch  das  ver- 
sammelte Volk,  und  da  das  Heer  nach  Provinzen  und  Gauen  aufgestellt 
wurde,  so  bestand  die  Heeresversammlung  thatsachlich  aus  einer  Reihe 
von  Stammesversanmüungen. 

Die  allgemeine  Heeresversammlung  fand  schon  unter  Chlodovech  im 
März  statt  und  Mrurde  deshalb  als  das  Märzfeld  (Campus  Martius)  be- 
zeichnet. Mögen  Erwägungen  militärischer  Zweckmäßigkeit  dabei  mit- 
gewirkt haben,  jedenfalls  beruhte  das  Märzfeld  auf  altgermanischem 
Brauche,  der  sich  auch  bei  den  Langobarden  erhalten  hatte"  und  wohl 
an  die  übliche  Zeit  der  alten  Volklandsthinge  anknüpfte".  Während 
Childebert  U.  das  Märzfeld  noch  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung 
regelmäßig  abhielt  ^^,  scheint  es  im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  in  Neu- 
strien  außer  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Dagegen  erhielt  es  sich,  nach 
Ausbildung  der  Stammesherzogtümer,  in  den  austrasischen  Landen  als 
Stanmiesversammlung^*,  bis  es  von  den  arnulfingischen  Hausmeiem  wieder 
für  das  ganze  Reich  ins  Leben  gerufen  wurde  ^*.  Unter  Pippin,  der  die 
Versammlung  auf  den  Mai  verlegte,  erhielt  das  alte  Märzfeld  den  Namen 
Maifeld  (Campus  Madius^  Magücampus) ,  den  es  auch  unter  Karl  dem 
Großen  beibehielt,  obwohl  dieser  die  Versanmilung  häufig  erst  zu  den 
Sommermonaten  berieft®.  Unter  Ludwig  dem  Frommen  hörte,  obgleich 
derselbe  zahlreiche  Reichsversammlungen  abhielt,  jede  Regelmäßigkeit  auf 
und  der  alte  Name  kam  außer  Gebrauch. 

Außer  den  Heeresversammlungen  sind  die  Versammlimgen  der  Bischöfe 
von  hervorragendem  Einflüsse  auf  die  Ausbildung  des  fränkischen  Reichs- 


»  Vgl,  SoBM,  38—60,  55  ff. 

*°  In  diesem  Sinne  spricht  Chlodovech  in  seinem  Erlaß  an  die  Bischöfe  nach 
dem  westgothlschen  Kriege  (Bobbtiüs,  Capitularia  I.  1)  von  omnis  exercittis  noster 
und  populujf  noster. 

"  Die  Gesetze  Liutprands  und  seiner  Nachfolger  sind  sämtlich  vom  1.  März 
datiert    Vgl.  Hegel,  Gesch.  d.  Städteverfassung  von  Italien  I.  449. 

*'  Vgl.  S.  16.    Auch  die  Darbringung  der  Geschenke  an  den  König  auf  dem 
Marzfelde  entsprach  ganz  dem  alten  Brauche.    Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  215,  249.  III.  556. 
'   *^  Sein  Edikt  enthält  Beschlüsse  der  Märzfelder  von  Andernach  (1.  März  593), 
Maastricht  (1.  März  594),  Köln  (28.  Februar  595). 

»*  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  178-182.  226  ff. 

"  Vgl.  ebd.  227.    lU.  558. 

'*  Vgl.  ebd.  m.  561  f. 
R.  ScuBÖDSB,  Deuüiche  Rechtsgeschlohte.  10 
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tags  gewesen  ^^.  Die  Nationalkonzilien  des  fränkischen  Reiches  wurden 
regelmäßig  durch  den  König  berufen'®.  Die  Anwesenheit  von  Laien  \m 
denselben  kam  erst  im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  auf,  der  kirchlichf 
Charakter  der  Versammlungen  wurde  aber  dadurch  nicht  verändert,  lia 
der  Konig  und  die  mit  ihm  erschienenen  Großen  nur  Zuhörer  oder  Be- 
rater, aber  nicht  mitstimmende  Teilnehmer  waren;  die  Verhandlungen 
wurden  nicht  von  ihnen,  sondern  nur  von  den  Bischöfen  unterschrieben. 
Es  gab  keine  concilia  mixta  wie  bei  den  Westgothen.  Den  Vorsitz  hatte 
regelmäßig  einer  der  Metropoliten.  Die  Beschlüsse  bedurften,  soweit  sit* 
sich  auf  das  kirchliche  Gebiet  beschränkten,  zu  ihrer  kirchlichen  Geltung 
keiner  Genehmigung  des  Königs'*^.  Bei  der  einflußreichen  Stellung  der 
Bischöfe  im  fränkischen  Reiche  wurden  ihre  Zusanunenkünfte  seitens  der 
Könige  gern  benutzt,  um  mit  Zuziehung  der  weltlichen  Großen  wichtige 
politische  Angelegenheiten  zur  Beratung  zu  bringen.  Man  knüpfte  deshall» 
diese  Notabeinversammlungen,  die  in  Neustrien  seit  der  Mitte  des  6.  Jahr- 
hundert« mehr  und  mehr  als  Ersatz  für  das  Märzfeld  behandelt  wurden,  in 
der  Regel  an  die  Konzilien  an,  denen  man  sie  vorangehen  oder  unmittelbar 
folgen  ließ.  Unter  den  Karolingern  wurde  es  üblich,  regelmäßig  eine 
derartige  Versammlung  mit  dem  Maifelde  zu  verbinden,  zur  Vorbereitung 
der  hier  zu  verhandelnden  Gegenstände  aber  eine  engere  Herbstversamm- 
lung, zu  der  nur  vertrautere  Berater  aus  den  geistlichen  und  weltlicheu 
Großen  entboten  wurden,  zu  berufen. 

Während  die  Herbstversammlung  nur  den  Charakter  eines  Staatsrates 
trug,  erschien  das  Maifeld  als  wirklicher  Reichstag  (generalis  cawoentus, 
cancilium,  placitum,  synodusy  synodaUa  convenhas),  der  einesteils  als  Heer- 
schau diente,  anderenteils  zur  Erledigung  der  vei-schiedensten  politischen 
Angelegenheiten,  zu  Akten  der  Gesetzgebung  und  zu  hofgerichtlichen  Ent- 
scheidungen benutzt  wurde.  Rein  kirchliche  Angelegenheiten  erledigten 
die  Bischöfe  unter  sich  als  Konzil. 

Zu  einer  festen  Form  sind  die  Reiclistagsverhältnisse  im  fränkischen 
Reiche  nicht  gelangt.  Der  Versammlungsort  war  unbestimmt,  in  der 
Regel  eine  der  königlichen  Pfalzen.  Ludwig  begünstigte  eine  möglichste 
Abwechselung  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches.  Nicht 
selten  wurde  die  Reichs  Versammlung  bei  Beginn  eines  Krieges,  zuweilen 
aber  auch  erst  auf  der   Heerfahrt  selbst  abgehalten.     Eine  bestimmte 


"  Vgl.  LöNiNG»  Kirchenrecht  der  Merovinger  130—156. 

*®  Das  erste  war  das  von  Chlodovech  kurze  iZeit  vor  seinem  Tode  berufene 
Konzil  zu  Orleans  von  511.  Bis  gegen  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  wurde  trotz  der 
Reichsteilungen  an  den  gemeinsamen  Konzilien  festgehalten,  später  gab  es  nur  noch 
solche  der  Teilreiche. 

'^  Wenn  sie  dagegen  das  politische  Gebiet  berührten,  bedurfte  es  der  Bestäti- 
gung durch  den  König,  der  die  von  ihm  genehmigten  Beschlüsse  dann  auch  wohl 
selbst  verkündigen  ließ.  Zuweilen  dienten  Konzilbeschlässe  als  Grundlage  für  den 
Reichstag.  So  entsprach  das  Edikt  Chlothars  II.  von  614  den  Beschlüssen  eines 
voraufgegangenen  Pariser  Konzils,  die,  allerdings  mit  bedeutenden  Änderungen,  Auf- 
nahme in  das  Gesetz  fanden. 


§  22.    Der  Reichstag. 
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Reichsstandschaft  gab  es  nicht.  Während  einerseits  jeder  Freie  anch 
uneingeladen  zu  erscheinen  berechtigt  war,  hatte  andererseits  jeder  von 
dem  Könige  Berufene  die  Pflicht,  dem  Gebote  Folge  zu  leisten.  Zum  Mai- 
feld wurden  regelmäßig  alle  geistlichen  und  weltlichen  Großen  des  Reiches 
entboten. 

Lag  der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Volksversammlungen  schon  in 
der  germanischen  Zeit  mehr  bei  den  Fürsten  und  Ältesten  als  bei  dem 
Volke  selbst,  so  traten  in  unserer  Periode  die  Großen  noch  ungleich  mehr 
in  den  Vordergrund,  namentlich  seit  die  Ausdehnung  des  Reiches  und 
die  vielfache  Inanspruchnahme  einzelner  Provinzen  durch  Grenzkriege  die 
Berufung  des  ganzen  Heeres  immer  schwieriger  machten.  In  Neustrien 
galten  die  Großen  während  der  Zeit,  wo  das  Märzfeld  außer  Übung  ge- 
kommen war,  geradezu  als  die  Vertreter  des  Volkes,  aber  auch  in  Austrasien 
beschränkte  sich  die  Mitwirkung  des  Heeres  darauf,  daß  demselben  be- 
sonders wichtige  Beschlüsse,  wie  bei  Königswahlen,  Reichsteilungen,  Krieg 
und  Frieden,  mitgeteilt  und  von  ihm  mit  den  altherkömmlichen  Beifalls- 
bezeugungen begrüßt  wurden*®. 

Unter  den  Karolingern  wurden  alle  Vorlagen,  abgesehen  von  der 
(itwaigen  Vorbereitung  in  der  voraufgegangenen  Herbstversammlung,  zu- 
nächst von  dem  Könige  mit  einem  Ausschuß  hervorragender  Mitglieder 
des  Reichstags  durchberaten  und  sodann,  wenn  sie  hier  nicht  gleich  er- 
ledigt werden  konnten,  vor  die  Gesamtheit  der  Großen  gebracht.  Die  Vor- 
lagen gingen  in  der  Regel  vom  König  aus,  konnten  aber  auch  von  dem 
Ausschuß,  den  Bischöfen  oder  selbst  einzelnen  Großen  eingebracht  werden. 

Regelmäßig  fand  eine  förmliche  Entlassung  des  Reichstages  durch 
den  König  statt.  Die  Beschlüsse  wurden  aufgezeichnet,  zuweilen  auch 
von  den  Anwesenden  unterschrieben.  Über  kirchliche  Angelegenheiten 
wurden  in  der  Regel  besondere  Akt-enstücke  ausgefertigt,  nicht  selten 
wurde  aber  auch  alles  in  einer  Akte  verbunden.  Wegen  ihrer  Einteilung 
in  Kapitel  wurden  die  Aktenstücke  der  karolingischen  Reichstage  capitula 
oder  capitularia  genannt.  Für  die  merovingische  Zeit  fehlt  es  an  einer 
einheitlichen  Bezeichnung ^^ 

Eine  bestimmte  Kompetenzabgrenzung  bestand  für  den  Reichstag 
nicht.  Es  war  üblich,  daß  der  König  keine  wichtigeren  Beschlüsse  ohne 
die  Großen  faßte,  aber  erst  Ludwig  der  Fromme  hat  in  dieser  Beziehung 
ein  ausdrückliches  Versprechen  abgegeben  **.  Soweit  der  König  sich  inner- 
halb seines  Bannrechts  hielt,  war  er  rechtlich  an  die  Beschlüsse  des 
Reichstags  nicht  gebimden,  derselbe  hatte  ihn  nur  zu  beraten,  seine  Be- 
schlüsse waren  Gutachten  ohne  zwingende  Bedeutung.    Aber  nicht  leicht 


^^  Statt  des  Zusammenschlagens  der  Waffen,  das  in  der  fränkischen  Periode  wohl 
noch  beibehalten  wurde,  kam  später  das  Erheben  der  Hände  unter  Beifallsrufen  in 
Gebrauch.    Vgl.  Widukind,  res  gestae  Saxonicae  I.  26.    II.  1. 

^^  Die  Wissenschaft  wendet  die  karolingische  Bezeichnung  mit  Becht  auch  auf 
die  Merovingerzeit  an. 

*«  Vgl.  Waitz,  III.  595. 

10* 


148 


Die  frankische  Zeit. 


mochte  sich  der  König  mit  einer  entschiedenen  Mehrheit  der  Großen  m 
Widerspruch  setzen.  Die  geringe  Gewöhnung  an  unbedingten  Gehorsam 
und  die  Neigung  zu  Abfall  und  Empörung  war  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Gewähr  gegen  einen  Mißbrauch  der  königlichen  Bechte. 

Auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  wurde  zwischen  den  Keichs- 
gesetzen,  die  sich  im  wesentlichen  auf  die  Verwaltungsorganisation  des 
Reiches  und  seiner  Teile  bezogen,  gelegentlich  aber  auch  andere  Gebiete, 
namentlich  das  Strafrecht,  berührten,  und  den  Volksrechten  (leges^  capi- 
tula  legibus  addenda)  unterschieden.  Zur  Kompetenz  des  Reichstags  ge- 
hörten nur  die  ersteren,  bei  denen  es  sich  um  die  Erzeugung  territorialen 
Reichsrechtes  handelte  ^^. 

§  23.  Das  Heerwesen^  Die  Heeresverfassung  des  frankischen 
Reiches  unterscheidet  sich  von  derjenigen  der  meisten  übrigen  germa- 
nischen Staaten  auf  römischem  Boden  dadurch,  daß  sie  die  allgemeine 
Wehrpflicht  von  vornherein  auch  auf  die  römischen  Provinzialen  ausdehnte, 
obwohl  diese  durch  die  Söldnerwartschaft  des  sinkenden  römischen  Reiches 
dem  kriegerischen  Leben  fast  gänzlich  entfremdet  waren.  Die  Wehrpflicht 
gestaltete  sich  demnach  im  fränkischen  Reiche  von  Anfang  au  zu  einer 
allgemeinen  staatlichen  Unterthanenpflicht*.  Nicht  der  Empfang  von 
Krongütem,  wie  früher  eine  jetzt  allgemein  aufgegebene  Ansicht  annahm, 
auch  nicht  der  Grundbesitz  des  einzelnen,  wie  zu  Unrecht  noch  heut*? 
von  Waitz  angenommen  wird,  war  das  verpflichtende  Moment,  sondern 
die  Unterthanenpflicht  schlechthin  oder,  wie  diese  unter  Karl  dem  Großen 
aufgefaßt  zu  werden  pflegte,  der  allgemeine  Fidelitätseid,  den  jeder  über 
zwölf  Jahre  alte  Freie  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Vermögen  dem 
Könige  zu  leisten  hatte  ^.  In  dieser  Beziehung  bestand  zwischen  der  Zeit 
der  Merovinger  und  derjenigen  der  Karolinger  nicht  der  mindeste  Unter- 
schied; auch  darin  nicht,  daß  die  Geistlichen,  obwohl  diese  ebenfalls  den 
Unterthaneneid  zu  leisten  hatten*,  für  ihre  Person  von  der  Wehrpflicht 
befreit  waren*'.  Eben  darum  unterlag  der  Eintritt  in  den  geistlichen 
Stand  der  Genehmigung  des  Königs®. 


'^  Näheres  hierüber  s.  §§  30—32. 

»  Roth,  Beneficialwesen  169—202,  302-416;  Feudalittt  232—246,  313ff.  Waitz, 
n.  2,  S.  205—225.  IV.  531—633.  v.  Sybel,  Königtum  396  ff.  Boretios,  Beiträge 
zur  Capitularienkritik  71—169.  v.  Daniels,  Handbuch  I.  408  ff.  Baldamus,  Das  Heer- 
wesen unter  den  späteren  Karolingern  (Gibbks,  Untersuchungen  IV.),  1879.  Kauf- 
mann, Deutsche  Geschichte  U.  212  ff.,  370  ff.  Gierke,  GenossenschaÄ»recht  I.  105  f. 
SiCKEL,  Zur  Geschichte  des  Bannes  (s.  §  17  Anm.  43)  3  ff. 

^  Dies  zuerst  nachgewiesen  zu  haben  ist  vor  allem  das  Verdienst  von  Roth. 

»  Vgl.  BoRKTiüs,  a.  a.  O.  109,  137,  142.    Siehe  oben  S.  111. 

*  Vgl.  Ijöning,  Kirchenrecht  der  Merovinger  311. 

*  Vgl.  ebd.  311  f.  Baldamus,  a.  a.  G.  15.  Die  Befreiung  fiel  fort,  wenn  der 
Geistliche  rein  weltlichen  Geschäften  oblag.  Es  war  der  geistliche  Beruf,  nicht  die 
bloße  Tonsur,  was  ihn  befreite.    Vgl.  S.  152,  155  f.    Waitz,  IV.  235. 

^  Vgl.  §  21  Anm.  8.  Capitulare  missorum  von  805,  U.  o.  15  (Bokbtiub,  Oapi- 
tularia  I.  125).    Waitz.  IV.  592  f. 
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In  zwei  Richtnnpfen  erschieu  die  Wehrpflicht  als  eine  Pflicht  ginget] 
König  und  V^jlk ,  ihr  Brach  als  tode^würdiger  Hoch  ¥  errat;  ein  mal, 
wenigstens  teilweise^  hei  der  Verteidigung  des  Landes  gegen  Ein  taue  von 
iuißen  oder  Lsmdfriedenshniche  im  Inneren^  der  sogenannten  Landwehr 
eder  Land  folge,  sodann  stets  hei  dem  Entweichen  aus  dem  Torsammelten 
Heei*e  (herklky.  Dagegen  war  d;is  Aufgebot  xtir  Hf^erfahrt  ein  riusEscbließ- 
liches  Xönigsrecht;  wer  nicht  Folge  leistete,  hatte  sich  nur  gegen  das 
Bannrecht  des  Königs  versündigt  und  verfiel  daher  in  die  Strafe  des 
Königyhannes^j  der  in  dieser  Anwendung  selbst  als  Iho'baim  bezeichnet 
wurde*. 

Zur  Landwehr  ^^  konnten  gesehenen  Falls  auch  die  Herzöge  und  Grafen 
entbieten.  Alle  Freien  und  Hörigen  ohne  Ausnahme,  aucli  die  Geistlichen 
und  die  Unfreien,  waren  landwehrplUchtig".  Da«  Aufgebot  zur  Heejfahrt 
(bnmdlio  m  hostem)  mußte  dureh  den  Kumg  ergehen,  nur  in  der  Zeit  des 
blühenden  Htammesherzogtums  hatteu  die  Herzöge  sich  auch  dieses  Kron- 
rechts bemächtigt.  Unter  den  arnulhngischen  Hausmeiern  wurde  dits 
Recbt  dee  Heerhannes  von  diesen  für  das  ganze  Reich  ausgeübt.  Die  Ver- 
kündigung des  Heerbann  es  ließ  der  Ki'mig  in  der  Merovingerzeit  durch 
die  ordentlichen  Beamten^  Herzöge,  Grafen  und  Centeniire,  ergehen.  Unter 
den  Karoüngeru  erfolgte  sie  durch  königliche  Briefe  oder  mündlich  durch 
Köuigsbotcu. 

I)ie  von  den  Vorfaliren  überkonmieiie  Witte  w:ir,  daß  im  Frühjahr 
jedes  Jahres,  unter  den  Merovingem  als  Mürzfeld,  unter  Pippiu  und  Karl 
als  Maifeld,  eine  allgemeine  Heerschau  abf^ehalten  wurde,  von  deren  Be* 
deutuuf,'  als  Ri^ichs Versammlung  schon  ander^veitig  {§  22)  gehandelt  ist. 
Ob  der  König  iiuch  außer  dieser  Zeit  den  ZusammeTi tritt  des  Heeren  bB- 
fehlen  wollte,  war  seinem  freien  Ermessen  anheimgegeben.  Den  Schutz 
gegen  einen  Mißbrauch  dieses  Rechts  gfewährte  die  Widerstandsfähigkeit, 
die  das  versammelter  Heer  in  altgermanischer  Weise  der  königlichen  (Gewalt 
gegenüber  besaß*  Widersetzlichkeiten  einzelner  vermochte  der  König  zu 
strafen;  dem  Willen  der  Gesamtheit  mußte  sdbst  der  machtigste  Einzel- 
wille sich  beugen  ^^ 

Bei  der  Ausdehnung  des  Reiches  war  ein  Gesamtaufgebot  aller  Waffen- 


'  Vgl.  Wait^  111.  309.     IV.  581  f. 

"  Wgl  S.  115  ff. 

"  Vgl,  Waitsi,  H-  2,  8.  289.  Der  beute  m  beliebte  Gebrauch,  das  versAmmelbe 
Heer  aelbut  als  „Heerbann"  zu  bezeichnen,  kommt  nicht  vor  dem  13.  Jahrhundert 
vor,  doch  kennt  «chon  dje  Karolrngerzeit  die  Bezeichnung  des  Hcere^^  ifcl«  /to^Hfi  hnn- 
nifttJt.  Vgl.  WAtTK.  IV.  548.  Über  die  zwcifelluifte  Bedeutun«^  dür  sog,  ^caßlefji  vgl> 
ebd.  IV.  551.    Sohm,  396. 

"  Daa  Wort  lantir^n  iat  in  dieaer  Bedeutung  ächon  im  0,  Jalirhundort  beüeugt. 
Vgl  Waitü.  IV.  574.     Grimm,  DWB.  VI,  15a 

"  Vgl.  BAbDASHTB.  a.  a.  O.  51  ff. 

»'  Vgl.  S.  na,  U9  Anm.  74,  Waitz»  IL  2,  S-  2061  Ee  war  damit  nidit  an- 
ders, als  wenn  der  Kimi^  im  Gefiibl  seines  Unrcehbs  einem  KonKil  der  Bbcböfe  geg-en- 
überstand.     Vj^L  Gregor,  Hist.  Franc  V.  49, 


150 


Die  fränkische  Zeit. 


Pflichtigen  kaum  jemals,  weder  zum  Märzfelde,  noch  in  außerordentlichen 
Fällen,  notwendig  oder  auch  nur  durchführbar.  Immer  mußten  die  für 
die  Wahrung  der  öfifentlichen  Ordnung  und  für  die  Bestellung  des  Bodens 
unentbehrlichen  Kräfte  zurückgelassen  werden.  Auch  sonst  richtete  sich 
alles  nach  dem  Bedürfois  der  Gesamtheit  und  nach  der  Lage  der  einzelnen 
Provinzen.  Waren  einzelne  Teile  des  Reiches  in  Grenzkri^e  verwickelt 
oder  auch  nur  von  solchen  bedroht,  so  konnten  ihre  Mannschaften  nicht 
zu  Feldzügen  in  die  Ferne  verwendet  werden.  Die  bessere  Marschbereit- 
schaft des  Heeres  erforderte  regelmäßig  eine  stärkere  Heranziehung  der 
dem  Kriegsschauplatze  zunächst  gelegenen  Landesteile,  während  die  ent- 
fernteren mehr  geschont  werden  konnten.  Oft  mußten  auch  Mißwachs 
oder  Verheerungen  durch  Feindes-  oder  Naturgewalt  den  Anlaß  geben, 
einzelne  Gegenden  in  der  Ausbeutung  ihrer  Wehrkraft  schonender  zu  be- 
handeln. Endlich  konnte  auch  die  Lage  des  einzelnen  eine  besondere 
Berücksichtigung  erheischen.  Über  alles  dieses  entschied,  wie  ehedem  d-^ 
Landesthing,  so  jetzt  der  König.  Aus  der  Zeit  der  Karolinger  besitzen 
wir  eine  Reihe  von  Erlassen,  die  man  früher  für  organisatorische  Gesetze 
gehalten  und  als  die  Grundlage  einer  völlig  neuen  Ordnung  des  Heer- 
wesens angesehen  hat;  jetzt  steht  durch  die  Untersuchungen  von  Bosbtius 
fest,  daß  wir  es  nur  mit  Einzelmaßregeln  für  gegebene  Fälle,  mit  Mobil- 
machungsplänen für  bestimmte  Heerfahrten,  zu  thun  haben,  denen  jeder 
prinzipielle  Charakter  abgeht,  wenn  sie  auch  gewisse  gemeinsame  Züge, 
die  sich  gewohnheitsrechtlich  ausgebildet  haben  mochten,  erkennen  lasseu. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  in  derselben  Weise  schon  die  MePi- 
vinger  verfahren  sind.  Auch  in  der  Art,  wie  die  Wehrpflicht  der  Unter- 
thanen  ausgebeutet  wurde,  besteht  zwischen  der  Merovinger-  und  der 
Karolingerzeit  kein  prinzipieller  Unterschied,  nur  mag  man  früher  die 
Berücksichtigung  der  Einzelinteressen  in  höherem  Grade  der  Beurteilung 
der  lokalen  Behörden  überlassen  haben,  während  die  Karolinger  diesen 
nur  in  beschränktem  Maße  das  Recht,  einzelne  Wehrpflichtige  für  unab- 
kömmlich zu  erklären,  zugestanden  haben;  alles  wesentliche  wurde  durch 
königliche  Verordnungen  festgesetzt,  deren  Durchführung  die  Königsbot4?n 
zu  beaufsichtigen  hatten. 

Schon  unter  den  Merovingern  ist  es  zuweilen  vorgekommen,  daß  ein 
einzelner  Haushalt  nur  einen  Mann  zu  stellen  brauchte,  so  daß  ein 
Familienmitglied  an  Stelle  des  anderen  ausziehen  konnte  ^^.  Einzelnen 
Kirchen  wurde  die  Gunst  zu  teil,  daß  ihre  bäuerlichen  Hintersassen  regel- 
mäßig daheim  gelassen  wurden;  wenn  dann  ein  späterer  König  auch  hier 
ilen  Heerbann  geltend  machte,  so  wurde  das  als  eine  Verletzung  alter 
Gewohnheiten  übel  empfunden^*. 

Unter  den  Karolingern  traf  der  König  seine  Bestimmungen  sowohl 


"  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  212  Anra.  1,  der  hierin  den  Beweis  findet,  daß  die  Wehr- 
pflicht  aaf  dem  Orundbeeitz  geruht  habe.    Vgl.  oben  S.  29. 
'*  Vgl.  §  17  Anm.  50. 


g  23.    Das  Heerwesen.  j||| 

hinsichtlich  dt^r  Verteilung  der  Gesk^Ilungspfliijht  wie  in  belrefl'  der  von 
dem  einzelnen  AVehrmann  zu  bosch äffen d*^n  Wafleiiröstung  (denn  der  Htaat 
stellte  Iteiiie  Waflen)  regelmäßig  iiueh  dem  Maßstäbe  des  Vermögens, 
wobei  in  tlen  aui?tnisiacheu  Gegenden  mit  ihrer  reinen  Naturuhvirtschaft 
aiisschliu Blich  die  Grimdbesitzverhälinisf^ie  beriickstchtigt  wurden'^,  wahrend 
die  höhere  Kultur  Nen^^trionis  und  namentlich  Italiens  e.s  ermöglichte, 
auch  die  Verhältnisse  dey  In^weglielien  Vermögens  in  Betrdcht  zu  ziehen. 
Unter  Ludwig  dem  Frommen,  vielleieht  fichon  unter  Karl,  wurde  die 
Herstellung  von  Stammröilen  augeordnet,  in  denen  die  Wehrpflichtigen 
nach  VerniögensfclLissen  verzeichnet  werden  sJoUten*".  Bei  den  einzelnen 
Aufgeboten  wurde  in  der  Regel  eine  bestimmte  Vermögenseinheit  fest- 
gesetzt; ^ver  diese  besuß^  hatte  persönlich  mit  der  vorgeschriebenen  Aus- 
rüstung zu  ei-süheinen,  während  alle  übrigen,  auf  Grimdlage  jener  Ver- 
mögenseinheit zu  Gruppen  vereinigt,  je  einen  aus  ihrer  Mitte  stellten, 
der  von  seinen  Genossen  durch  einen  bestimmten  Beitrag  (adhäormm) 
unterstützt  werden  mußte.  Brüekenhau  sowie  Wache-  und  Patrouillen- 
dienste (tvacUty  toartht)  wurden  als  gemeine  tinterthaneu lasten  behandelt^ 
für  welche  die  in  den  Heerbanuplanen  aufgestellten  Unterschiede  nicht 
in  Betracht  l(amen. 

Während  in  altem  bisherigen  eine  prinzipielle  Übereinstimmung  des 
merovingiachen  und  karolingischen  Heerw^esens  hervortritt ,  haben  sich  in 
einer  anderen  Richtung  Gegensatze  von  entscheidender  Bedeutung  geltend 
gemacht*  Bis  gegen  die  Mitte  des  7.  Jahrhundert  trug  das  Heer  einen 
durchaus  einheitlichen  und  staatlichen  Charakter.  Der  Konig  erließ  den 
Befehl  zum  Zusammentritt  des  Heeres  an  i^eine  Beamten,  die  den- 
selben in  ihren  Bezirken  verkiind igten,  an  der  Spitze  ihrer  51annE?chaf'ien 
auszogen  und  von  den  ohne  Entschuldigung  Ausgebliebenen  den  Heer- 
bann eintrieben.    Unter  dem  von  seinem  Gefolge  (trustis  re^)  umgebenen 


**  Daniaf  »lleiD  stütKen  »ioli  dit^  Aiiuffthrnngun  von  Wait^,  durch  w^ldie  der 
dingliche  Charakter  d(;r  Wohrpiüelit  erwiesen  werden  aylt.  Der  GrandbesiU  bUdete 
in  sehr  vieJen  Fällen  die  unentbelirliche  Ökonoinisi^he  (irandlag-t?,  ohne  die  der  ein- 
zelne der  ihm  obliegenden  PÜicht  der  Sclbt^tbewaffnan^  uad  SelbstverpÖepTing  oft 
nicht  zu  genüg-eii,  den  etwa  verwirkten  Heerbann  nicht  zn  zahlen  vennoebte*  «ber 
das  ändert  an  der  rei^htliehen  Vürpfliehtnng  nichttsf.  Mein  Schuldner  hört  doch  nicht 
auf  mein  isehüldner  zu  aein,  wenn  er  zahlungtivm fähig-  wmil  Übrigens  liefert  WaitZp 
IV.  584  Änra,  1,  nelhut  den  besten  Beleg  daffir,  daß  wenigstens  in  Italien  die  im 
Hause  des  Vatera  lebenden  Söhne  mitanüBiehen  loußtoD:  Qimd  n  platte«  ßh^  hüthuerif, 
uiUiores  omnes  pei'tfatiij  kitUttm  iijitt^  remaueat  qui  itmÜlif^r  ßteriL  Die  BeBtlmmuug 
ist  zwar  erat  von  S66,  aber  um  ao  entscheidender,  da  das  alte  Prinzip  der  aH gemeinen 
persönlichen  Wehr].diioht  je  länger  je  mehr  durch  den  zu  nehmenden  Feudalismas 
beeintrai^htifrt  wurde.  Wenn  Waitz  den  dingliehen  Charakter  der  Wehrpäieht  fiogar 
für  die  geröJAnJ^che  üeit  behauptet,  so  fragt  man  sich,  waa  dann  die  Wehrhaft- 
machung  der  Hansaöhjie  bezweckt  haben  sdIL  Daß  die  wehrhaften  Haui»Esöhne  nicht 
daheim  blieben ^  wenn  es  Krieg  gab.  ergiebt  sich  ans  Tacitus,  Germ,  e,  14,  15  zur 
Genüge.  Bei  den  Chatten  (Suebt^n)  beatand  das  erste  Aufgebot  geradüzu  aus  Nicht- 
grnndbeeitzeiT.     Vgl.  Caesar,  BelL  Gill.  IV.  1.    Tacltus,  Germ,  o^  Sl. 

»ö  VgL  Wajt2,  IV,  572  f.    BoaBTius,  a.  a,  O,  127  f. 
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Könige  oder  einem  von  ihm  ernannten  Oberfeldherm  standen  die  einzelnen 
Truppenteile  entsprechend  der  staatlichen  Gliederung  nach  Hundert^ 
Schäften,  Gauen  und  Herzogsbezirken  unter  ihren  Centenarien,  Grafen  und 
Herzögen,  nur  die  Vorgesetzten  (decani)  der  dem  römischen  Heerwesen 
entlehnten  Zehntschaften  (contubemia),  die  etwa  unseren  Eorporalschaften 
entsprechen  mochten,  bekleideten  eine  ausschließlich  militärische  Stellung  ^^. 
Unter  den  Truppen  selbst  trat,  abgesehen  davon  daß  die  Reicheren  zu 
Rosse,  die  Angehörigen  der  Mittelklasse  mit  Speer  und  Streitaxt  in  der 
Kolonne  (ciaieus),  die  Ärmeren  als  Bogenschützen  im  VortreflFen  dienten, 
keine  Berücksichtigung  der  sozialen  Unterschiede  hervor,  die  allgemeine 
Wehrpflicht  machte  aUe  gleich. 

Dem  gegenüber  zeigen  schon  die  Heere  der  amulfingischen  Haos- 
meier  einen  zwiespältigen  Charakter.  Neben  den  Grafen  mit  ihren  Gau- 
genossen erscheinen  die  großen  Grundherren  geistlichen  und  weltlichen 
Standes  als  Senioren  an  der  Spitze  ihrer  Vassallen  und  Hintersassen.  Nur 
wer  sein  eigener  Herr  ist,  dient  noch  unter  seinem  Grafen,  unter  könig- 
lichem Banner.  Wer  von  einem  Lehnsherrn  oder  Grundherrn  abhangt, 
folgt  diesem  ins  Feld,  er  hat  seinen  eigenen  Bannerherm  und  erscheint 
im  Heere  des  Königs  nur  als  Mediatunterthan.  Der  König  erlaßt  das 
Aufgebot  nicht  mehr  ausschließlich  an  seine  Beamten,  sondern  es  ergeht 
gleichzeitig  an  die  Grafen,  um  es  den  unmittelbaren  Unterthanen,  und 
an  die  Grundherrschaften,  um  es  ihren  Vassallen  und  Hintersassen  zu  ver- 
kündigen. Die  Wissenschaft  bezeichnet  die  stattgehabte  folgenschwere 
Veränderung  als  die  Einführung  des  Seniorates.  Die  Quelle  dieser  Ver- 
änderung liegt  in  dem  Verfalle  des  allgemeinen  Heerbannes  während  der 
zweiten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts,  die  Macht  der  Thatsachen  nötigte  die 
amulfingischen  Hausmeier,  sich  mit  einer  beschränkten  Wiederherstellung 
desselben  zu  begnügen  und  sich  der  Wehrpflicht  der  hintersassigen  Leute 
dadurch  zu  versichern,  daß  man  dieselben  als  mittelbare  Unterthanen 
gelten  ließ  und  ihren  Grundherren  Aufgebot  und  Führung  übertrug.  Das 
ist  nicht  im  Wege  einer  planmäßigen  Verfassungsänderung,  sondern  durch 
Zugeständnis  von  Fall  zu  Fall  geschehen^  indem  das  neue  Staatsoberhaupt 
sich  genötigt  sah,  den  gegebenen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen*®. 
Im  einzelnen  kann  die  Ausbildung  und  das  Wesen  des  Seniorates  nur  im 
Zusanmienhange  mit  dem  Lehnswesen  dargestellt  werden. 

§24.  Die  Entstehung  des  Lehnswesens^  Das  Lehnswesen  be- 
niht  auf  einem  persönlichen  und  einem  dinglichen  Elemente.   Das  persön- 


"  Vgl.  Waitz,  I.  488  ff.    II.  2,  S.  212. 

^^  Eine  planmäßige  Änderang  anter  Karl  Martell  wird  von  Bora  angenommen, 
der  im  übrigen  zuerst  die  ganze  Entwickelung  klargestellt  hat    Vgl.  S.  155  f. 

>  Außer  den  §  28  Anm.  1  angeführten  Werken  vgl.  Waitz,  ü.  l,  S.  298—835. 
III.  14-20,  36 ff.  IV.  176-287,  862 ff..  598-^610,  637  f.;  Über  die  Anfange  der 
Vassallität  (Abb.  d.  Qöttinger  Ges.  d.  Wies.  VII.),  1856.  Ehbenbbbg,  Comjnendafcion 
und  Huldigung,  1877.    Flach,  Origines  de  Tancienne  France  117—133.    Gabsonn^ 
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liehe  Element  ist  die  Yassallität^  d.  h.  eiu  eigentümliches  Dienst-  und 
Treuverhaltnis  des  Mannes  (homo,  ßdeUs,  vassus)  zu  dem  Herrn  (senior). 
Das  dingliche  Element  liegt  in  dem  Benefizialwesen,  d.  h.  in  der  Hingabe 
eines  Leihegutes  zu  lebenslänglicher  Nutzung.  Seit  der  Verbindung  beider 
Elemente  war  die  Entstehung  des  Lehnswesens  vollendet.  Die  Geschichte 
hat  beide  zunächst  getrennt  zu  behandeln. 

L  Die  Vassallität*.  Das  Wesen  der  Vassallität  auf  der  Höhe  ihrer 
Entwickelung  beruhte  1.  auf  der  Kommendation  des  Mannes  in  den  Schutz 
des  Herrn,  2.  auf  der  vertragsmäßigen  Pflicht  des  Mannes,  dem  Herrn 
ingenuUi  ordine  zu  dienen,  3.  auf  dem  Treueide,  den  der  Mann  dem  Herrn 
zu  leisten  hatte.  Die  VassaUität  deckte  sich  in  diesem  Stadium  ganz  mit 
der  trustis  regis;  sie  war  wie  diese  ein  Schutz-,  Dienst-  und  Treuverhält- 
nis, von  vornherein  aber  besser  geeignet,  den  verschiedensten  Lebensver- 
hältnissen angepaßt  zu  werden.  Die  aristokratische,  den  Bedürfnissen  nicht 
mehr  genügende  Trustis  räumte  der  Vassallität  das  Feld.  Dass  die  VassaUi- 
tät erst  durch  das  Vorbild  der  Trustis  zu  ihrer  vollen  Entwickelung  ge- 
langt ist,  läßt  sich  nicht  bezweifeln;  insofern  kann  man  sie  als  eine  Fort- 
bildung derselben  bezeichnen*.  Aber  die  Ausgangspunkte  sind  bei  beiden 
verschiedene  gewesen.  Die  Trustis  war  germanischen  Ursprunges,  die 
alte  Gefolgschaft,  und  hatte  von  jeher  einen  vorwiegend  staatsrechtlichen 
Charakter.  Dagegen  war  die  Vassallität  ursprünglich  ein  rein  privatrecht- 
liches Institut,  dessen  Entstehung  in  Gallien  zu  suchen  ist. 

Während  es  bei  den  Germanen  als  unvereinbar  mit  der  Freiheit  galt, 
sich  einem  anderen  Freien  dauernd  zu  Diensten  zu  verpflichten,  berichtete 
schon  Caesar  von  den  gallischen  Rittern:  ut  quisque  est  genere  copiisque 
amplissimtis,  ita  plurimos  circum  se  ambactos  clientesque  /labet*.  Es  ist 
bekannt,  dass  dies  Verhältnis  noch  im  5.  Jahrhundert  bestand:  die 
gallische  Nation  zerfiel  in  zwei  Klassen  freier  Leute,  die  Großgrund- 
besitzer (potentes,  potentiores)  und  die  Schutzbefohlenen  (clietites),  die  durch 


Ija  recommendation  et  les  b^nefioes  ä  P^poque  franqne  (Nouv.  Revue  bist,  de  droit 
IL  443->490).  GiBRKS,  Genossenschaftorecht  I.  107  if.,  124  if.  v.  Daitiels,  Handbuch 
I.  511  ff.    Kaufmann,  Deutsche  Geschichte  11.  215  ff.,  262  ff. 

'  Außer  der  Anm.  1  angef&hrten  Litteratur  vgl.  Bbxtnner,  Mithio  uud  sperantes, 
i.  d.  Juristischen  Abhandlungen  f&r  G.  Bbsbler,  Berlin  1S84.  G.  Kaufmann,  Die  Ent- 
stehung der  Vassallität,  i.  d.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik  XXIII.  105  ff. 
Pasdbssüs,  Loi  Salique,  diss.  5.  Sohm,  i.  d.  Jenaer  Litteraturzeitung,  1879,  Nr.  22. 
Hbubljse,  Institutionen  I.  ISOffl 

'  Während  Waitz,  der  die  selbständige  Entwickelung  der  Vassallität  vertritt, 
die  Bedeutung  der  Trustis  für  dieselbe  yer kennt,  legt  umgekehrt  Both  zu  großes 
Gewicht  auf  die  letztere,  indem  er  die  Vassallität  ausschließlich  als  eine  jüngere  Form 
der  Trustis  betrachtet.  Es  ist  das  Verdienst  von  Ehrbnbebo,  zuerst  darauf  aufmerk- 
sam gemacht  zu  haben,  daß  die  Wahrheit  in  der  Mitte  liegt.  Die  ursprünglich  durch- 
aus selbständige  Vassallität  ist  im  8.  Jahrhundert  durch  die  Rezeption  des  Treueides 
zu  einer  der  Trustis  entsprechenden  Gestalt  gelangt  und  hat  die  letztere  dann  in 
sich  aufgenommen.    Vgl.  S.  156. 

^  Bell.  Gall.  VI.  15.  Caesar  deutet  an,  daß  die  Klienten  yon  ihren  Herren  als 
kriegerisches  Dienstgefolge  yerwendet  wurden. 
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freiwillige  Ergebung  (se  commendoare)  unter  die  Vogtei  (patrocmium)  dei 
ersteren  gekommen  waren*.  Dieselben  Personen  erscheinen  in  den  Ur- 
kunden des  6.  imd  7.  Jahrhunderts  als  owwa,  suscepä,  f/asindij  paref*, 
seit  dem  8.  Jahrhundert  vorzugsweise  unter  dem  Namen  vassi  oder  vassaüi', 
Die  Wirkung  der  Schutzabhängigkeit  unter  Freien  war  eine  zwiefache. 
Seinen  Schutzbefohlenen  gegenüber  war  der  Schutzherr  verpflichtet,  alk 
ihnen  widerfahrene  Unbill  zu  ahnden,  für  sie  zu  klagen,  ihren  Totschlag 
zu  rächen,  das  Wergeid  einzutreiben,  darum  hießen  sie  seine  sperarUei 
oder  suscepü^;  andererseits  war  er  jedem  Dritten  für  die  Übelthaten  seinei 
Schutzbefohlenen  persönlich  verantwortlich,  wenn  er  es  nicht  vorzog,  diese 
behufs  ihrer  eigenen  Verantwortung  vor  Gericht  zu  stellen*.  Dieser  von 
der  Lage  der  königlichen  Schutzbefohlenen  wesentlich  verschiedene  Zu- 
stand ^^  ist  durch  die  Gesetzgebung  Chlothars  II.  und  den  ältesten  Teil  dt*}« 
ribuarischen  Yolksrechtes  ausdrücklich  bestätigt".  Aus  dem  letzteren 
ergiebt  sich  zugleich,  dass  die  gallische  Klientel  im  Laufe  des  6.  Jahr- 
hunderts auch  in  Austrasien  Eingang  gefunden  hatte.  Das  Dienstverhältnis 


*  Vgl.  Flach,  a.  a,  O.  73  ff. 

»  Vgl.  Roth,  Beneficialweseii  156  ff.  Waitz,  IL  1 ,  S.  252—262.  Bbümnkb, 
a.  a.  O.  4,  Anm.  2.  6  f. 

»  Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  222  f.  IV.  242.  Roth,  Beneficialwesen  367  f.  Thonis- 
8EN,  a.  a.  0.  148  ff.  Das  Wort  ist  gallischer  Herkunft  (kymr.  (fwds,  ffwMairl)  und 
bedeutet  ursprünglich  einen  unfreien  Diener,  ist  dann  aber,  ähnlich  wie  senetehaJk 
und  maresckalk,  auf  angesehene  freie  Dienstverhältnisse  übertragen  worden.  Da- 
neben begegnet  auch  später  nicht  selten  noch  die  ursprüngliche  Bedeutung,  die  sich 
in  altfrz.  v<ulei,  nfrz.  valei,  bis  auf  die  Gegenwart  erhalten  hat.  Die  mlat  Bezeicb- 
nung  valvassor  (frz.  vavasseur)  für  einen  geringeren  Vassallen  scheint  aus  tHijum* 
vagsorum,  Aftervassall,  entstanden  zu  sein.  Vgl.  Dibz,  Etymol.  WB.  d.  roman.  Spra- 
chen I.  8.  V.  Vassallo. 

^  Vgl.  Bbvnmeb,  a.  a.  O.  7,  Anm.  2.  8  ff. 

'  Die  fränkische  Rechtssprache  bediente  sich  für  AnUoort,  Verantwortung  des 
erst  durch  Brüknbr  aufgeklärten  Wortes  mithio.  Vgl.  §  27.  Über  die  Etymologie' 
des  Wortes  vgl.  Bbunnbb,  a.  a.  0.  29.  Von  dem  Schutzherrn  heißt  es  in  den  Quellen, 
daß  er  das  Mithio  für  seine  Leute  schulde  (mitMo  redebet).  Vgl.  ebd.  4  f.,  10  f^ 
13  f.,  16.  Daher  waren  die  Rechtshändel  der  Schutzbefohlenen  suspendiert,  solange 
der  Herr  im  Eönigsdienst  abwesend  war.    Vgl.  ebd.  4. 

'®  Der  KÖnigsschutz  gewährte  den  durch  den  Königsbann  geschützten  Friedeii 
und  das  Reklamationsrecht,  d.  h.  die  Befugnis  des  Schutzbefohlenen,  seine  Recbtä 
händel  zur  Entscheidung  des  Eönigsgerichts  zu  bringen.  Dagegen  fand  die  proze» 
sualische  Vertretung  durch  den  Schutzherm  nur  in  Ausnahmefällen  Anwendung 
Vgl.  Bbunneb,  a.  a.  O.  6.  Der  einem  Kloster  gewährte  Königsschutz  wurde  regel 
mäßig  auf  die  Schutzbefohlenen  des  Klosters  mitausgedehnt.    Vgl.  ebd.  7  f. 

"  Vgl.  Chlothars  II.  Edikt  von  614,  c.  15.  Lex  Ribuaria  31,  1.  2.  Die  Streit 
frage,  ob  das  hier  erwähnte  obgequium  als  ein  kündbares  Dienstverhältnis  oder  ah 
ein  durch  Kommendation  auf  längere  Zeit,  wenn  auch  nicht  gerade  auf  Lebenszeit 
begründetes  Schutzverhältnis  aufzufassen  sei,  wird  durch  die  Titelüberschrift  einei 
Handschrift  der  alteren  Text  Masse  (De  eis  ingenuis  hominibus,  qid  in  obtequio  se  com 
mendantj  zu  Gunsten  der  zweiten  Ansicht  entschieden.  Vgl.  Bbunkxb,  a.  a.  O.  13  f 
Waitz,  II.  1,  S.  254.  Heusleb,  Institutionen  L  121,  126.  Kacifmahk.  Entstehung 
117  f.  Anderer  Meinung  Roth,  Beneficialwesen  167;  Feudalität  314.  Ehbbitbbrg. 
a.  a.  O.  6  ff. 
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wurde  als  obsequhim  bezeichnet  ^^  Als  ein  die  ganze  Persönlichkeit 
ergreifendes  Verhältnis  wurde  es,  im  Gegensatze  zu  dem  kündbaren  Dienst- 
vertrage, immer  auf  längere  Zeit,  in  der  Regel  wohl  auf  Lebenszeit  ein- 
«Tfegangen.  Das  8.  Jahrhundert  kennt  nur  noch  die  Kommendation  auf 
Lebenszeit  ^*.  Die  Dienste  der  Schutzbefohlenen  waren  der  verschiedensten 
Art.  Während  die  Kolonen  bäuerliche  Abgaben  und  Dienste  leisteten, 
andere  den  Schutzherm  an  dem  Gewinn  eines  Handwerkes  oder  städtischen 
Gewerbes  teilnehmen  Hessen,  kommen  hier  nur  diejenigen  in  Betracht, 
die  ihrem  Herrn  als  kriegerisches  Gefolge  dienten^*.  In  den  rechtlosen 
Zeiten  des  sinkenden  Merovingerreiches  muß  gerade  diese  Klasse  für  die 
Grundherren,  geistlichen  wie  weltlichen  Standes,  von  hervorragender  Be- 
deutung gewesen  sein.  Je  zahlreicher  die  inneren  Fehden  unter  den 
Grossen  wurden,  desto  mehr  mußten  dieselben  darauf  bedacht  sein,  sich 
mit  einem  starken  Kriegsgesinde  zu  umgeben;  wer  nicht  über  die  ent- 
sprechende Zahl  unfreier  Leute  gebot,  musste  Freie  anwerben.  Darüber 
hinaus  mußte  man  sich  für  den  Notfall  auch  der  Kriegshilfe  der  hinter- 
scäsöigen  Bauern  versichern.  So  gewöhnte  man  sich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  7.  Jahrhunderts  von  allen  Seiten  daran,  die  Großgrundbesitzer  als 
Senioren  an  der  Spitze  ihrer  Leute  ausziehen  zu  sehen  ".  Die  arnulfingischen 


»•  Vgl.  Aum.  11,  13.     Waitz,  IV.  272  Anm.  2. 

*•  Vgl.  Anm.  11.  Unter  den  gegen  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  abgefaßten  For- 
meln von  Tours  ist  ein  Kommendationsformular  (Nr.  43)  enthalten,  das  die  Fortdauer 
iler  alten  Klientel  Verhältnisse  deutlieh  erkennen  läßt:  Dtmiino  magnifico  illu  ego  enim 
nie.  Dum  et  omnihus  habe  für  pcrcognitum,  gualifer  ego  minime  haheo,  unde  me 
pascere  vel  vestire  deheam,  ideo  petii  pietaii  veslrae^  et  mihi  decrevit  vvluufa^,  ut  ine 
in  vest7*um  mundeburdum  tradere  vel  commendare  deherem;  quod  itu  et  fecl;  eo  vide- 
licet  modo,  ut  me  tnm  de  victu  quam  et  de  vestimento,  iuxta  quod  vobis  servire  et 
promereri  potuerOf  adiuvare  i^el  consolare  debeasy  et  du/m  ego  in  capud  advix&ro,  in- 
genuili  ordine  tibi  servicium  vel  obsequium  inpendere  debeam  et  de  vestra  pot'estate 
vel  mundobwrdo  tempore  vitae  meae  potestatem  non  habeam  subtrahendi;  nun  suh 
restra  potesfate  vel  defensione  dieljus  vitae  meae  debeam  permanere,  Unde  convenit, 
ut,  si  unug  ex  nobis  de  his  convenentiis  ae  emutare  voluerit^  solidos  tantos  pari  stco 
conpo7iat,  et  ipsa  convenentia  firma  permaneat,  Unde  canvenit,  ut  duas  epistolas  uno 
tenore  conscripia»  ex  hoc  inter  se  facere  vel  adfirmare  deberent;  quod  ita  et  fecerunt. 
Zeumeb,  Formulae  158.  Rozijsre,  Nr.  43.  Ehbevbebg,  a.a.O.  140,  tnacht  darauf 
aufmerksam,  daß  die  Formel  nur  Dienst-  und  Sehutzverhältnis,  aber  keine  IVenpfiicht 
erwähnt.  Die  Folgerungen,  die  er  daraus  zieht,  sind  aber  unrichtig,  weil  er  die 
Entstehung  der  Formel  fast  um  200  Jahre  zu  früh  setzt.    Vgl.  Anm.  17. 

^^  Auf  dies  bewaffnete  Gefolge  dürfte  es  zu  beziehen  sein,  wenn  das  sechste 
Kapitular  zur  Lex  Salica,  c.  1  (Bbhbbnd,  Lex  Salica  S.  110)  dem  pu/er  regia  und  dem 
Freigelassenen  den  Mom4jmum  i^ngenunm  vel  tributarium  aut  militem  an  Wergeid 
gleichstellt.  Der  ßomanus  ingenuus  ist  der  Romanus  posaessor,  der  Großgrundbesitzer; 
tributarius  ist  der  Kolone;  miles  der  römische  Eriegsmann  im  fremden  Dienst.  Eine 
andere  Erklärung  des  miles  bei  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  588  ff.  Thonisben, 
a.  a.  O.  88ff. 

^^  Daß  dies  nicht  bloß  bei  Fehden,  sondern  auch  bei  eigentlichen  Heerfahrten 
der  Fall  war,  scheint  aus  einem  Diplom  Childeberts  LEI.  (S.  117  Anm.  65)  hervor- 
zugehen, nach  welchem  unter  Theoderich  m.  (675—691)  ein  neustriecher  Großer, 
Ibbo,  weil  er  sich  der  Teilnahme  an  einer  Heerfahrt  gegen  Austrasien  entzogen  hatte, 
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Haiisiüeier  haben  daran  iiichtiS  goändert,  sie  haben  dem  Seniorate  d( 
Grüßgnindbesitzer  aU  einer  gt^gebenen  Thatsache  einfach  Bechnung  gt 
tragen  (S.  152). 

Die  Aufnahme  dt^  bis  dahin  vorwiegend  privatrechtlichen  Institut« 
der  Va^Hsallitat  in  den  Organismus  des  ßeichsheeres  war  mit  zwei  weseni 
liehen  Veränderungen  verbunden*  Die  eine  bestand  darin^  daß  die  Ktoe 
die  nunmehrige  Doppelstellung  der  Großgrundbesitzer  als  ünterthane 
des  Königs  und  ali^  8enir.»ren  ihrer  Vussallen  und  freien  Hintersa^en  durc 
den  einfachen  Unterthant^iieid  nicht  für  genügend  gesichert  erachtete  un 
neben  der  allgemeinen  die  Eingehung  einer  besonderen  Verpflichtung  vo 
ihnen  verlangte  ^^^  Ihu^  reine  Antrustionen Verhältnis  war  hier  nicht  at 
wendbar,  weil  die  mit  denu^elben  verbundene  Lebensgemeinschaft  z wische 
Herrn  und  Mannen  Kich  auf  die  Senioren,  die  größtenteils  auf  ihren  Güter 
lebUMi^  nicht  übertnigen  ließ.  Es  fand  daher  eine  Verschmelzung  des  Gi 
folgsehaftöwesens  mit  der  Vassalütät  statt,  indem  man  die  bei  der  letztere 
vielfach  übliche  wirtschaftiiche  Selb^st^andigkeit  des  Mannes  bestehen  liet 
demselben  aber  zugleich  den  bis  dahin  nur  bei  der  Trustis  gebräuchliche 
besonderen  Treueid  abverlangte.  Nachdem  der  letztere  bei  der  Kommei 
datioü  der  großen  Vassalien  Eingang  gefunden  hatte,  war  seine  Eir 
führung  bei  jeder  vassalli tischen  Kommendation  nur  noch  eine  Frage  de 
Zeit.  Sie  vollzog  sieh  im  Laufe  des  8.  Jahrhunderts.  Hatte  man  sie' 
früher  keinem  anderen  als  dem  Könige  eidlich  verpflichten  dürfen,  so  tra 
jetzt  der  dem  Senior  zu  leistende  Kid  neben  den  Königseid ^^  Der  Koni; 
erschien  jetzt  selbst  nur  noch  als  der  oberste  Senior,  als  „Monseigneur 
Die  Kommeudution  hatte  sich  mit  der  Huldigung  verbunden  ^'^. 

Die  Form  der  vassallitischen  i^Lommendation,  der  späteren  „Mann 
Schaft**  (homafjium)^  ist  uns  erst  aus  dem  8.  Jahrhundert  bekannt,  e 
unterliegt  aber  kaum  einem  Zweifel,  daß  die  gallo-römische  Klientel  voi 
vornherein  nur  mit.  dieser  Form  bei  den  Germanen  Eingang  gefundei 
haben  kann.  ICs  war  die  altgermanische  Form  der  Adoption  oder  Arro 
gation:   Handreichung,  "Wairenreichung  und  Gabe^®.    Die  Handreichuni 


in  eine  Geldstrufo  vnn  600  Schillingen  genommen  war.  Da  die  Summe  in  der  Ui 
kundc  wiederholt  angegeben  ist,  bd  kann  kein  Schreibfehler  vorliegen.  Der  asehnfach 
KOnig&bann  ist  dann  nur  erklärHeh,  wenn  man  annimmt,  daß  Ibbo  als  Senior  fn 
Beine  Hintersassen  mitverantwortlich  gemacht  wnrde. 

^"^  Vgl.  S.  109. 

**  Vgl.  II.  Diedenhofer  capitalare  misBorum  von  805,  c.  9  (Bosetiüs,  Capitnlaria  ] 
1241 :  De  iuramünfo,  ui  nulli  aiieri  p^r  aarramentum  fidelitas  promiUcUury  nUi  nohi 
ci  unicuitpie  pr^jn^to  M&nmfi  ad  nontram  atilUatem  et  sui  senioris, 

*^  Daß  noch  um  die  Mitte  des  e.  Jahrhunderts  vassallitiache  Kommendationei 
ohne  Huldigung  Torkamon,  aeigt  die  Änm.  13  angeführte  Formel  von  Tours.  Aucl 
Aas  Mittelalter  kannte  noch  feuda  ininrata  oder  Handlehen.  Die  ursprüngliche  Selb 
standigkeit  der  beiden  Akte  zeigt  sich  nocli  im  Mittelalter  darin,  daß  die  Koromen 
datioD  regelmäßig  der  Huldigung  vorangehen  mußte.  Vgl.  Ehbsnbbro,  a.  a.  (J 
132  ff.,  HL 

^*  Vifl.  S.  27,  88»  51,  56,  62  E^  67  f*     Ehbbnbkbo,  20.    Waitz,  IV.  245,  260. 
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bedeutete  die  Hingabe  der  ganzen  Porsonlichkfiit  iti  Schutz  und  Dienst- 
pflicht; die  Waffenreichung  wjir  der  Freilassiin^sakt,  der  vt>llzogen  werden 
mußte,  um  den  ingenuilis  ordo  des  ganzen  Verhriltnis^ses  zu  wahren*". 
Die  Gabe  (die  auch  in  der  Waffenreichung  stecken  konnte)  war  die  Gegen- 
leistung für  die  Hingabe  des  Mannes  nnd  hatte  zunächst,  eine  formeUe 
Bedeutung,  indem  sie  die  Eiitireltlichkeit  des  Vertrages  herstellt43^^  Die 
materielle  Leistung  des  Herrn  bestand  bei  der  Trustiw  und  in  der  Regel 
wohl  auch  bei  der  alten  vassalUtischen  Kommendation  in  der  Verpflegung' 
an  seinem  Tische*^  Den  yenioreu  konnte  damit  indasi^en  wenig  gedient 
sein;  sie  verlangten  einen  anderen  Lohn,  der  sie  zugleich  in  den  Stand 
setzte,  die  den  TJnterthanen  nach  langer  Entwöhnung  wiecJer  auferlegten, 
für  die  Senioren  verzehnfachten  Kriegsleistun^en  uhne  eigenen  Ruin  zu 
erfüllen.  Die  Aufnahme  des  Seuiorates  in  die  fninlrische  Heere^>rdnung 
führte  unmittelbar  zum  BenetizJalwesen. 

IL  Das  Benefizialwesen  ^-.  Die  ält-ere  Ansicht,  nach  welcher 
schon  die  Krongutschenkungen  der  Merevinger  vassalli tische  Pltiehten  er- 
zeugt haben  sollten,  ist  heute  allgemein  luiff^egebru  ^^,  Im  wesentlichen 
ist  die  Wissenschaft  auch  darüber  einverstanden ,  dab  die  Verleihungen 
nicht  der  Rechtsgrund  der  Dienatpliichtj  sondern  der  Lohn  für  die  Er- 
füllung der  Dienstpflicht  gewesen  sind.  Das  Material,  um  den  Ansprüchen 
der  Senioren  auf  eine  Entschfuligung  zu  genügen,  wurde  in  der  Haupt- 
sache den  Kirchengütern  entnommen.  Die  bis  zum  1;*.  Jahrhundert  fest- 
gehaltene Auffassung,  dass  die  Besitz ung(^n  dia'  Roichskirchen  Eigentum 
des  Reiches  seien ^,  hatte  unter  Karl  Martell  zu  einer  unfassenden  Ein- 
ziehung kirchlicher  Güter  geführt.  Unter  ^^einen  Sehnen  Karimann  und 
Pippin  wurde  die  Angelegenheit  unter  der  Mitwirkung  des  Bünifatius  in 


*•  Statt  der  Waffe  konnte  auch  ein  Stab  übergchon  werOeu,  Vji;].  S.  51,  109. 
So  bei  der  Kommendation  TassiloK,  vgL  Wajt/,,  TU,  iil  Annu  2,  Bei  4cn  Bi«cbören 
nnd  Äbten»  die  seit  dem  Anfan^^u  dü8  8.  JnhrhuTuk-rtB  alu  Senioren  an  den  Heer* 
fahrten  teilnahmen  (vgl.  Roth,  BW,  355  f,  Feud.  31Grt".i,  war  wühl  von  vornherein 
Stabreichang  an  Stelle  der  WafFenrdchung  in  G<jbniucL  Vgl.  IliNscinuii,  Kirclien- 
recht  II.  529.  Man  fand  so  einen  Mitto^lwog,  um  da^  von  Karimann  uml  Pipfnn  er- 
neute Verbot  des  Wa£fentragens  und  der  persönlichen  TeUnalnne  an  Feldziigen  aeitena 
der  gesamten  Geistlichkeit  (BoRETiu^.  <.'apitnlaria  L  25  c,  *L  29  c.  3)  zu  umgehen* 

*®  Vgl.  S.  63,  64  Anm.  90.     l^^imENUEE«,  m  f.,  100  ff- 

'*  Vgl.  Anm.  13.  Die  Strafe  den  Fi^t^nSi  die  noch  in  spafeerer  Zeit  seiteiiH  des 
Herrn  über  seine  Vassallen  verhan^'t  werden  konnte,  bewahrt  uneh  eine  Erinnerung 
an  die  frühere  Tischgenossenschal t.     Vgl.  Sohm,  i.  d.  Jen.  LitU^mturzeitung,  a.  a.  n. 

*'  Außer  der  Anm.  l  angeführten  Littemtur  vj*L  Koth,  i.  d,  Miinchener  Hist. 
JB.  1865,  S.  275  ff.  G.  Kaufmann,  i.  d.  JBll  f.  NationtLlokmioinie  XXli.  73tF.  Dove, 
i.  d.  Realencyklopädie  f.  Theologie  XIV.  41  f.  Hahn,  JBB.  d.  fmiik.  Heichfl  141-75*2, 
S.  178 ff.  ÖLSNEB,  JBB.  d.  fränk.  Iteichs  onter  V^\\mi  IE.  Al^M,  RiBBEeK,  Die 
sogen.  Divisio  des  fränk.  Kirch enjis^ut«,  1883. 

*•  Sie  ist  hauptsächlich  dureli  die  Arbeiten  von  Kot«  beseitigt.  Aueh  Waftz 
hat  in  den  neuesten  Auflagen  seine  frühere  An^inht  ho  gut  wio  ganz  aufg-egeben. 
Über  die  Krongutsschenknngen  vgl.  %%  2B.  2S. 

"  Vgl.  S.  141,  143  und  §  26. 
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der  Weise  gesetzlich  geregelt,  daß  ein  Teil  der  Güter  zurückgegeben  wnrd^ 
der  Best  aber  dem  Könige  zur  Verfügung  blieb,  um  zur  Unterstützun 
der  Heerpflichtigen  Verleihungen  nach  den  Grundsätzen  der  kirchliche 
Prekarien  vorzunehmen;  die  von  dem  Könige  Beliehenen  sollten  eine 
Zins  an  die  Kirche,  der  das  betreffende  Besitztum  gehörte,  entrichter 
der  Kirche  wurde  das  Heimfallsrecht  nach  dem  Tode  des  Beliehenen,  dei 
Könige  aber  das  Recht  anderweitiger  Verleihung  vorbehalten  ^^  Die  Quelle 
bezeichnen  diese  Maßregel  als  dioisio^.  Sie  trug  die  Form  einer  blu 
provisorischen  Maßregel,  ist  dann  aber  im  weiteren  Verlaufe  thatsachlir 
zu  einer  endgültigen  geworden  und  wird  daher  von  der  Wissenschaft  mj 
Recht  als  eine  Säkularisation  bezeichnet. 

Während  die  Krongutschenkungen  der  Merovinger  in  der  Regt 
Eigentum  auf  Lebenszeit  übertrugen*'  und  Verleihungen  zu  Nießbrauc] 
nicht  üblich  waren*®,  konnten  Kirchengüter  gesetzlich  nur  zu  Nießbiauel 
verliehen  werden**.  Derartige  Kirchenlehen  führten  die  Bezeiehnun: 
precaria  (so  hieß  ursprünglich  das  Verleihungsgesuch,  die  Verleihung^ 
Urkunde  d^egen  prae8iaria)\  seit  dem  8.  Jahrhundert  kam  daneben  di 
Bezeichnung  benefidum  in  Gebrauch,  ohne  daß  dabei  ein  prinzipielle 
Unterschied  obgewaltet  hätte  ^.  Die  Inhaber  solcher  Benefizien  gehört^] 
nur  zum  Teil  zu  den  bäuerlichen  Hintersassen.  Selbst  Angehörige  de 
höchsten  Kreise  fanden  es  mit  ihrem  Stande  vereinbar,  kirchliche  Leih^ 
guter  zu  empfangen.  Bei  den  Maßregeln  Karlmanns  und  Pippins  wurdt 
da  das  Eigentum  der  einzelnen  kirchlichen  Institute  gewahrt  bleiben  soHu 
die  Verleihung  zu  Prekarien-  oder  Benefizienrecht  festgehalten.  Dieselbe 
erfolgte  seitdem  entweder  auf  Anordnung  des  Königs  durch  Zust^Uuni 


*'  Die  Regelung  erfolgte  flir  die  unter  Earlmann  stehenden  austrasischen  Ländt 
auf  dem  Reichstage  (Märzfeld)  zu  Lestinnes  (Liptinae)  743,  für  Neustrien  unter  Pippi 
auf  dem  zu  Soissons  744.  Vgl.  BoRETros,  Capitularia  I.  28,  c.  2.  29,  c.  3.  Schreib«* 
des  Papstes  Zacharias  an  Bonifatius  von  745  und  751  (Japf£,  Monumenta  Moguntin 
150,  225).  Waitz,  III.  36  ff.  Die  ausführlichere  Bestimmung  des  Kapitnlars  vci 
Ijestinnes  lautet:  SMtUmus  quoque  cum  consÜio  servorum  Dei  et  populi  ckrisÜaM 
propter  irimineniia  bella  et  persecutianes  ceterarum  gentium  quae  in  cireuii»  nosti 
»untf  ut  sub  precario  et  censu  aliquam  partem  ecclesioUit  pecumae  in  adiutot^um  «res 
citus  nostri  cum  indulgentia  Dei  aliguanto  tempore  retineamus  (dieser  Ausdruck  wuni 
gewählt,  weil  Earlmann  das  Jahr  vorher  versprochen  hatte,  alle  frmidatiu  pecumü 
ecclesia/rum  zurückzugeben,  Bobbtiub,  a.  a.  (>.  25,  c.  1),  ea  conoUtione,  ui  annif  *i> 
ffulis  de  unaquague  easata  (nach  dem  Briefe  des  Papstes  ah  unoquoque  coniugio  sei 
vorum)  solidu8j  id  est  duodecim  denarii,  ad  ecclenam  vel  ad  moncuterium  reddahti 
eo  modoy  ut,  si  moriatu/r  ille,  cui  pecwnia  com/modata  fuit,  ecelesia  cum  propria  p* 
eunia  reoestita  eit .  et  iterv/my  «  necessitas  cogat,  ut  princeps  iuheaty  precarium  reui 
retur  et  rescribcUvr  novum .  et  omnino  obsefvetur,  ut  aecelesia  vel  monatteria  pm* 
riam  et  paupertatem  Tion  patianiur,  quorum  pecunia  in  precario  praegtita  «7;  Jted  i 
paupertae  cogat,  aeccleeiae  et  domui  Dei  reddutur  integra  possessio, 

"  Vgl.  Waitz,  HI.  38.    IV.  183.  "  Vgl.  §  26. 

^*  Vereinzelt  mögen  sie  vorgekommen  sein. 

"  Vgl.  Roth,  Feud.  147  f. 

=*«  Für  die  Unterscheidung  Roth,  Feud.  142  ff..  147  ff.,  175  ff.  Dagegen  Wahj 
II.  1,  S.  293  ff.    IV.  179  ff.     Vgl.  Anm.  25. 
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eines  kirchlichen  Leihebriefe^^  oder  uu  mittel  bar  durch  den  König  selbst  ^^ 
Der  Belieheue  hatte  der  betreffenden  Kirche  dun  seit  14'd  festgesetzten 
Ziius  von  l  Schilling  Silber?^  ttir  die  Hufe,  iiuUt^rdem  seit  einer  Bestimmung 
Karls  de&  flpoßen  von  779  einen  doppelten  Zehnt  fnona  ei  decima),  d.  \l 
Pinen  zweiten  Zehnt  neben  dem  üblichen  Kirchenzehnt ''^j  zu  entrichti^ih 

Die  Verleihung  kirchlicher  (iüter  hat  tilsbald  das  Vorbild  für  die 
pjinführung  königlicher  Benetizien,  die  seitdem  überwiegend  an  die  Htelh^ 
iler  iilteren  Übertmgungf^formen  tmten*  ge^^ebeu.  Auch  die  GreBen  des 
Reicbea  nahmen  ihrerseits  wieder  A'erleihungen  eigener  Güter  iHler  After- 
verleihungen empfangener  königlicher  oder  kirchlicher  lieben  vor.  Selbst 
Zolle,  Fon^trechte,  Fischereien  u.  dgl.  kamen  bereits  als  Oegenstände  der 
Verleihung  in  Gebrauch;  dagegen  iü>t  die  \'er]eihung  uffentiicher  Ämter 
erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  9,  Jahrhunderts  üblich  geworden^-*. 

Das  Recht  des  Beliehe  neu  war  in  der  Regel  an  seine  und  des  Ver- 
leiiiens  Lebensdauer  gebunden,  doch  wuide  beim  Herrenwc^chsel  mt*istens 
die  Verleihung  durch  den  Nachfolger  erneuert  und  dat^äeibe  geschah 
weidgstens  häuttg  seitens  des  Herrn  zu  Gunsten  des  Krben  des  Be- 
ÜHhenen^** 

111.  Die  Verbindung  der  Vassallitat  mit  dem  Benefizial- 
wesen.  Die  Kinziehung  des  Kirchen gut**s  unter  Karl  Martell  hatte  un* 
zweifelhaft  schon  denselben  Zweck  wie  ausgesprocbenermaßeu  die  gesetz- 
lich sanktionierte  Säkularisation  unter  .seinen  Söhnen,  sie  sollte  in  mfin- 
tormm  exereihL^  dienen.  An  eine  Unterstützung  der  einsäetuen  Heerbann- 
p tüchtigen  war  dabei  jedenfalls  weniger  gedacht,  alw  an  die  weltlichen 
Groügnindbesitzerj  denen  die  kriegerischen  Zeiten,  Äumal  unter  Karl 
Miirtell,  eine  ungeheure  Last  auf  die  Schultern  gelegt  batt-**u.  Indem  Karl 
dieselben  zur  va.ssalli tischen  Kommendation  zu  l>e wegen  suchte,  wobei  ihm 
die  Sitte  der  (Jroöen,  sich  dem  Hausmeier  zu  kommendieren,  zu  statten 
kommen  mochte  ^^  stellte  er  ihnen  zugleich  eine  erhebliche  Krleichterung 
ihrer  Lage  durch  die  Begabung  mit  Kirchengiit  in  Aussicht,  fö  ist  kaum 
anzunehmen,  daß  er  seine  Gaben  verschwendet  haben  sollte,  w^o  ihm  die 
Kommendation  verweigert  wurde.  Zweifellos  sind  auch  seine  Xuchfolger, 
nachdem  sie  das  ganxe  Verfahren  auf  gesetzlichen  Hoden  über^leitet 
batttMij  auf  demselben  Wege  vergegangen,  Daß  jemand  ein  Beneliziuni 
vom  Könige  emptiugj  bevor  er  sich  demselben  kommendiert  hatte,  wird 
immer  die  Ausnahme  gewesen  sein. 

Andererseit-s  gab  es  noch  unter  Karl  dem  Großen  Männer  des  konipflicheu 
Gefolges,  die  in  der  Weise  der  alten  Antnistionen  zu  dfT  Tafelrunde  des 
Königs  geliurten   und  durch  daw  tlreifi^che  Wergeid  ihre?^  Geburisstandes 


«^  Vgl,  Waitk,  IV.  189  ff.     Roth,  Feud.  167. 
**  V^L  WAiTiE.  IV.  Iftäff.     KoTH,  Feüd.  125  f, 

^^  Das  VcrfahRfn  bei  der  Krtmin^ndation  Taflailoö  fAnm,  19)  b&zog  ^hh  wohl  uur 
auf  **t*ine  Person,  nicht  auf  eine  Vcrk'ihuii)?  iWs  HerKugtuniB  al»  Bolchen. 
**  \^h  Waitz.  IV.  221  Ji:    KoTiu  BW,  41711:     Ft^ud.  ISÜ  rt'. 
*''  Vgl  \\Am.  IL  2,  a  89,  Anm.  8,    Sohä.  552,  Aüm.  20. 
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ausgezeichnet  waren,  aber  der  alte  Ehrentitel  hat  sich  verloren,  sie  heissen 
jetzt  vassi  reffis,  wie  die  belehnten  Senioren,  oder  homines  Fronet^.  Der 
kerlingische  Sagenkreis  und  der  Artusroman  drehen  sich  noch  nach  Jahr- 
hunderten um  die  Palatino  Karls  und  die  Tafelrunde  des  Königs  Artus, 
der  Verfasser  des  Heliand,  ein  Zeitgenosse  Ludwigs  des  Fronunen,  faßt 
die  Jüngerschar  Jesu  als  das  Kriegsgesinde  des  Himmelskönigs  auf  nnd 
das  deutsche  Yolksepos  verherrlicht  die  Mannen  (mäffe  unde  man)  Diet- 
richs von  Bern,  Günthers  von  Worms  und  des  Hunnenkönigs  EtzeL  Noch 
der  Dichter  des  Waltharius  schildert  im  10.  Jahrhundert  die  Abneigung 
des  in  servitio  regia  befindlichen  Mannes  gegen  die  Gründung  eines  eigenen 
Herdes  und  Bewirtschaftung  eines  Lehens:  NU  tarn  dulce  rnäu,  quam 
semper  inesse  fideli  obseqvio  domini^'^.  Aber  diese  Auffassung  war  im 
wesentlichen  schon  ein  Jahrhundert  zuvor  aus  dem  Leben  verschwunden. 
Bereits  die  alten  Gefolgsmannen  pflegten  in  ihrem  Herrn  nicht  bloß  den 
Brotspender  (ags.  hläford),  sondern  ganz  besonders  auch  den  Goldfreund 
(goldvine)  und  Kleinodspender  (sincgifa)  zu  verehren.  Seit  es  üblich  ge- 
worden war,  die  Yassallen  mit  Benefizien  zu  belohnen,  richteten  auch  die 
königlichen  Gefolgsmannen,  die  sich  in  nichts  mehr  von  den  Yassallen 
unterschieden,  ihr  Streben  mehr  und  mehr  auf  den  Erwerb  von  Lehen. 
Seit  der  Mitte  des  d.  Jahrhunderts  war  diese  Entwickelung  im  wesent- 
lichen zum  Abschluß  gekommen.  Nicht,  daß  es  fernerhin  keine  anderen 
als  vassallitische  Benefizien  gegeben  hätte,  aber  die  unbelehnten  Yassallen 
waren  seitdem  verschwunden,  die  Investitur  war  zu  der  Kommendation 
hinzugetreten,  sie  war,  wie  ehedem  die  Gabe,  ein  integrierender  Teil  der- 
selben geworden. 


§  25.  Die  Gerichtsverfassung^  Die  Darstellung  der  fränkischen 
Gerichtsverfassung  hat  von  den  ordentlichen  Gerichten  auszugehen  und 
sodann  das  Königsgericht  ins  Auge  zu  fassen.  Die  kirchlichen  und  pri- 
vaten Gerichte  gehören  nicht  in  den  Bahmen  der  Reichsverfassung,  können 
aber  im  Interesse  einer  vollständigen  Übersicht  hier  nicht  ausgeschlossen 
bleiben.  Die  Yerfassung  der  ordentiichen  Gerichte  hat  drei  Entwickelungs- 
stufen  durchgemacht.    Wir  unterscheiden  die  Zeit  der  Lex  Salica,  die  des 


'^  Vgl.  Roth,  Feud.  218—228.     Die  Einwendungen  von  Waitz  sind  nicht  be- 
gründet. 

»'  Vgl.  Waltharius  v.  150-164. 

*  Vgl.  SoHM,  Fränkische  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung.  Waitz,  II.  2,  Abschn.  7. 
IV,  Abschn.  8.  v.  Bethmann-Hollweg,  Germ.-rom.  Civilprozeß  I.  §  66.  IL  §§  75 
bis  77.  V.  Savigny,  Gesch.  d.  röm.  R.  im  MA.  2.  Aufl.  L  185-288.  VIL  5  ff. 
Beauchet,  Organisation  judiciaire  en  France,  1886.  Pabdbbsds,  Loi  Saliqne,  diss.  9. 
FusTEL  DE  CouLANGEs,  Rechorches  sur  quelques  probl^mes  d'histoire,  1885,  S.  359 
bis  528.  V.  Daniels,  Handbuch  I.  554  ff.  W.  Sickel,  Die  Entstehung  des  Schöffen- 
gerichts, i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  1—86.  Ajinold,  Fränkisohe  Zeit  II.  210  ff 
G.  CoHN,  Justizver Weigerung,  1876.  H.  O.  Lehmann,  Der  Rechtsschutz  gegenSber 
Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfrank.  Recht,  1888.  v.  Stbbl,  Entsteh,  d 
Königtums  885  ff.    Hegel,  Städteverfassung  von  Italien  IL  87  ff. 
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fränkischen  Reiches  bis  auf  Karl  den  Großen  und  die  karolingische  Ge- 
richtsverfassung. 

I.  Die  ordentlichen  Gerichte  nach  der  Lex  Salica*.  Das 
Volksrecht  der  salischen  Franken  hatte  die  Grundzüge  der  germanischen 
Gerichtsverfassung  (§  8)  im  wesentlichen  festgehalten.  Das  ordentliche 
Gericht  war  ausschließlich  Hundertschaftsgericht.  Der  von  der  Landes- 
versammlung gewählte  Hundertschaftsrichter  (centenanus,  thunginus)  hielt 
jährlich  8  bis  9  Mal  (alle  40  Nächte)  an  althergebrachter  Malstätte  (maUo- 
bergus)  das  echte  Ding  (maUus  leffitimwt,  m.  publicus),  außerdem  nach  Be- 
dürfnis gebotenes  Ding'.  In  beiden  hatten  sich  alle  mündigen  Freien 
der  Hundertschaft  zur  Gerichtsversammlung  (maUus)  einzufinden*.  Das 
Urteil  wurde  von  einem  Ausschuß  von  sieben  Rachinburgen  vorgeschla- 
gen*; die  Zustimmung  der  Gerichtsgemeinde  erhob  den  Urteilsvorschlag 
zum  Urteil.  Den  Gerichtsbann  übte  bereits  der  König,  als  dessen  Wahr- 
zeichen ein  Schild  aufgesteckt  wurde*.  Die  Eintreibung  der  Friedens- 
gelder war  Sache  eines  königlichen  Hundertschaftsbeamten,  des  Sacebaro, 
der  dem  Gericht  beizuwohnen  hatte '^.  Im  übrigen  lag  die  Vollstreckung 
der  Urteile  dem  Grafen,  also  dem  königlichen  Gaubeamten,  ob.  Hundert- 
schaftssache und  Gerichtsangelegenheit  war  demnach  nur  das  Urteil;  die 
Exekution  war  Verwaltungsangelegenheit  und  Gausache®. 

n.  Die  ordentlichen  Gerichte  des  fränkischen  Reiches  bis 
auf  Karl  den  Großen.  Noch  unter  Chlodovech  muß  der  Vorsitz  im 
Gericht  auf  den  Grafen  übergegangen  sein®.   Derselbe  hat  zwar  die  Aufsicht 


'  Vgl.'  SoHM,  57—101.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la  Loi  Salique 
45—90,  872—400.  Waitz,  Recht  der  sah  Franken  1S4  ff.,  148  ff.  H.  0.  Lehm akn, 
a.  a.  O.  1—67.    Sickel,  a.  a.  O.  2—24. 

^  Vgl.  SoBM,  68 f.,  890  ff.  Das  gebotene  Gericht  scheint  nur  für  Akte  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  bestimmt  gewesen  zn  sein. 

*  Beide  Gerichte  waren  also  Vollgerichte.    Vgl.  Sohm,  870  f. 

*  Vgl.  SoHM,  372  f.,  386.  Das  Wort  bedeutet  Ratgeber.  Vgl.  Müllbnhopf,  bei 
Waitz,  Recht  der  sal.  Pranken  291.  Geimm,  RA.  298,  774  f.  Der  Richter,  dem  ur- 
sprünglich die  ganze  Gerichtsgemeinde  eormlium  und  auctoritas  war  (vgl.  S.  84), 
hatte  bei  den  Franken  wohl  schon  früh  angefangen,  die  Beratung  über  den  Urteils- 
Vorschlag  in  einem  engeren  Kreise  vorzunehmen  und  der  Gesamtheit  nur  die  Er- 
teilung der  Vollbort,  d.  h.  der  Genehmigung  fauctoritcutj  des  Vorschlages,  zu  über- 
lassen. Indem  er  selbst  von  der  Urteilsfindung  zurücktrat,  wurden  seine  Ratgeber 
zum  Urteilerkollegium.  Daß  die  sieben  Rachinburgen  immer  nur  für  die  einzelne 
Sitzung  berufen  wurden,  auf  der  Urteilerbank  platzzunehmen,  ist  zweifellos.  Ob  der 
Richter  oder  die  Gemeinde  sie  dazu  berief,  oder  ob  die  Parteien  dabei  mitzureden 
hatten,  ist  bestritten.  Vgl.  Sohm,  878.  Die  Verpflichtung  der  Rachinburgen,  dem 
Kläger  auf  seine  rechtsformliche  Aufforderung  ein  Urteil  zu  finden,  scheint  zunächst 
privater  Natur  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  150 ff.  Lbh- 
MANir,  a.  a.  O.  20  ff.  Als  Verletzung  einer  Amtspflicht  wird  die  Sache  aufgefaßt  von 
CoHK,  a.  a.  O.  §§  5,  6. 

*  Vgl.  S.  115.    SoHM,  871.  '  Vgl.  S.  126.  »  Vgl.  Sohm,  80  ff.,  96  f. 

*  Vgl.  Sohm,  150  f.  Die  Änderung  findet  sich  schon  in  dem  ersten  Zusatz- 
kapitular  zur  Lex  Salica;  aber  selbst  wenn  man  das  letztere  Chlodovech  nicht  zu- 
schreiben will,  muß  doch  die  mit  der  Reichsgründung  verbundene  Beseitigung  der 

B.  SchbSdu,  Dtatfehe  Bcehta^etehiobte.  11 
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Über  die  Gefangnisse  und  die  Vollstreckung  der  Urteile  behalten,  das  un- 
mittelbare Organ  für  die  Vollstreckung  der  Civil-  und  Strafurteile  war  abei 
jetzt  der  Centenar  oder  Schultheiß,  der  als  ünterbeamter  des  Grafen  tob 
diesem,  aber  unter  Mitwirkung  der  Gerichtsgemeinde,  ernannt  wurde ^^< 
Da  die  Urteilsvollstreckung  jetzt  der  Gerichtsgewalt  anheimfiel,  so  hatt€ 
der  Schultheiß  als  Vollzugsbeamter  dem  Grafengericht  beizuwohnen  ^^ 
Im  gebotenen  Gericht  war  er  der  regelmäßige  Stellvertreter  (vicarius)  des 
Grafen;  im  echten  Ding  dagegen  konnte  der  letztere  sich  nur  durch  einen 
Spezialbevollmächtigten  (missus  corniüs)  und  in  dieser  Form  gelegentlich 
auch  durch  den  Schultheißen  vertreten  lassen".  Das  echte  Ding  wai 
notwendig  Grafengericht,  das  gebotene  Ding  dagegen  thatsäclüich  meist 
Schultheißengericht. 

Die  tTbernahme  des  Bichteramtes  durch  den  Grafen  hatte  nicht  die 
Bildung  eines  eigenen  Grafschaftsgerichtes  zur  Folge.  Die  Bechtspflege 
bewegte  sich  nach  wie  vor  innerhalb  der  einzelnen  Hundertschaften,  eä 
gab  auch  fernerhin  nur  Hundertschaftsgerichte  an  den  althergebrachten 
Dingstätten  und  in  der  alten  Zusanmiensetzung,  aber  die  Hundertschafts- 
gerichte hatten  die  Zuständigkeit  für  die  ganze  Grafschaft  erworben,  die 
sämtlichen  Hundertschaftsgerichte  in  idealer  Einheit  bildeten  das  Graf- 
schaftsgerichf .  Die  altsalische  Echtedingfrist  von  40  Nächten  wurde 
festgehalten,  im  Laufe  der  Zeit  jedoch  durch  Zusatz  einer  Nacht  auf  sechs 
Wochen  erweitert  ^^;  es  fand  also  auch  jetzt  noch  8  bis  9  mal  jährlieh 
echtes  Ding  statt,  aber  nur  noch  für  die  ganze  Grafschaft;  die  Echteding- 
last  verteilte  sich,  indem  der  Graf  von  einem  Gericht  zum  anderen  reiste, 
über  sämtliche  Hundertschaften  des  Gaues  ^*,  so  daß,  da  der  Gau  durch- 
schnittlich vier  Hundertschaften  umfaßte,  in  der  Begel  jährlich  zwei  Echte- 
dinge  auf  die  einzelne  Hundertschaft  kamen  ^®.  Das  gebotene  Ding  wurde 

bisherigen  Landesversammlung  den  von  dieser  gewählten  Beamten  zu  Fall  ge- 
bracht haben. 

^°  Vgl.  S.  126  f.  Diedenhofer  Capitulare  missornm  von  805,  c.  12  (BoRSTnrss, 
Capitularia  L  124).  Von  den  gewöhnlich  noch  für  das  Wahlrecht  der  Gemeinden 
angeführten  Belegen  sind  Bobetius  L  149,  c.  11.  151,  c.  22  nach  den  ursprünglichen 
Lesarten  nicht  mehr  beweisfahig.  Der  Pactus  pro  teuere  pacis  Childeberts  L  und 
Chlothars  I.  c.  16  spricht  nicht  von  den  Hundertschaftsvorstehem,  sondern  Yon 
Centscharmännem.  Zweifellos  ist  die  Wahl  der  Centenarien  nur  bei  Alamannen  und 
Sachsen. 

>^  Vgl.  SoHM,  234  f.,  257  f.  Die  physische  Vollziehung  der  Strafen,  namentlich 
der  Todesstrafen,  lag  unfreien  Schergen  (milites,  satellites,  lictoresj  im  Dienste  des 
Grafen  ob.  Die  fränkische  Gerichtsverfassung  als  solche  besaß  daftlr  keine  Beamten. 
Vgl.  dagegen  Anm.  48,  54. 

1*  Vgl.  SoHM,  409,  413,  416  f.,  510  f.    W.  Siokel,  a.  a.  O.  51.    Vgl.  Anna.  29. 

^^  Vgl.  SoHM,  329  if.  Da  die  Gerichte  in  den  verschiedenen  Hundertschaften  des 
Gaues  eine  Einheit  bildeten,  so  konnte  dieselbe  Sache  nacheinander  an  mehreren 
Dingstätten  verhandelt  werden. 

"  Vgl.  SoHM,  893  ff.,  430  f.    Waitz,  IL  2,  S.  140. 

"  Vgl.  SoHM,  273  ff. 

^®  Erstes  Kapitular  Karls  des  Großen  von  769—770,  c.  12  (Borbtius,  Capitolari» 
I.  46):    Ut  ad  mallum  venire  nemo  tardet,  primum  circa   ciestaiem,  aecundo  cirea 
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nach  Bedürfnis,  in  der  Regel  wohl  alle  14  Nächte,  abgehalten^'.  Dasselbe 
war  nicht  mehr  auf  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  be- 
schränkt, es  übte  auch  eine  gewisse  Gerichtsbarkeit  in  geringeren  Streit- 
sachen und  diente  für  die  im  echten  Ding  anhängigen  Prozesse  zur 
Abhaltung  von  Zwischenterminen  ^**.  Da  auch  das  gebotene  Ding  jeder 
Hundertschaft  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig,  aber  nicht  an  die  echte 
Dingstätte  gebunden  war,  so  konnte  der  Wechsel  von  Hundertschaft  zu 
Hundertschaft  vermieden  und  die  ganze  Last  des  gebotenen  Dinges  auf 
eine  einzelne  Hundertschaft  gewälzt  werden^®. 

Echte  Dinge  wie  gebotene  Dinge  waren  Vollgerichte,  zu  denen  alle 
Dingpflichtigen  der  Hundertschaft  entboten  wurden^.  Das  Urteil  wurde, 
wie  schon  nach  der  Lex  Salica,  von  sieben  sitzenden  Rachinburgen  vor- 
geschlagen, von  der  übrigen  Gerichtsgemeinde,  dem  Umstand  (adstantes), 
durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Zustimmung  bestätigt  *^  Von 
dem  Gerichtsschreiber  ist  erst  unten  (S.  171  f.)  zu  handeln. 

IlL  Die  ordentlichen  Gerichte  der  karolingischen  Gerichts- 
verfassung. Die  grundlegenden  Reformen  Karls  des  Großen  bezogen  sich 
teils  auf  die  bessere  Sicherung  der  Rechtspflege,  teils  auf  die  Entlastung 
der  Gerichtsgemeinden  und  den  Schutz  derselben  gegen  willkürliche  Be- 
drückungen der  Grafen.  Dem  ersten  Zweck  diente  die  Einführung  fester 
Schöffenkollegien  an  Stelle  der  bisher  nur  für  jede  einzelne  Sitzung  gebil- 
deten Rachinburgenausschüsse.  Die  Schöffen  (scabini)^^  wurden  von  den 
Grafen  oder  Königsboten  aus  den  angeseheneren  Dingpflichtigen,  also 
thatsächlich  stets  aus  den  größeren  Grundbesitzern  oder  VassaUen,  und 
zwar  unter  Mitwirkung  der  Gerichtsgemeinde,  ernannt  und  auf  ihr  Amt 
(ministeriiim)  vereidigt^'.  Wenn  nicht  eine  Amtsentsetzung  notwendig 
wurde,  bekleideten  sie  ihre  Stellung  auf  Lebenszeit  2*.  Die  Schöffen  waren 
zunächst  Hundertschaftsschöffen,  konnten  aber  im  Falle  des  Bedürfnisses 
auch  in  den  anderen  Gerichten  der  Grafschaft,   unter  Umständen   selbst 


autumnum,    ad  alia  vero  placita,  si  riecessitas  fuerit  vel  denunciaüo  regis  urgeat, 
vocatus  venire  nemo  tardet.    Vgl.  Sohm,  397  f. 

"  So  wenigstens  in  der  karolingischen  Zeit.    Vgl.  Sohm,  437  f. 

'«  Vgl.  SoHM,  413  f.,  418,  427  flF.    Lex  Ribnaria  50,  1.    Fonn.  Andec.  31— 38. 

"  Vgl.  Sohm,  374  f.  «0  Vgl.  Anm.  4,  16.    Sohm,  371  f. 

*»  Vgl.  Sohm,  373  f.    Waitz,  IL  2,  S.  166  f. 

*'  Über  die  Ableitung  des  Namens  (von  germ.  skapan,  goth.  skapjan,  schaffen) 
vgl.  Grimm,  RA.  775  f.  Waitz,  IV.  389ff.  Hermann,  Schöffengericht  163flf.  Andere 
Bezeichnungen  waren  iudices,  auditores^  iwridici,  legum  doctores,  legis  IcUores.  Vgl. 
Waitz,  IV.  391.  Steinmeyer  u.  Sievers,  Glossen,  I.  541.  In  Westfranken  blieb  die 
alte  Benennung  Bachinburgen  für  die  Scho£fen  noch  lange  Zeit  in  Gebrauch,  der 
beste  Beweis  für  die  Entwickelung  der  letzteren  aus  den  ersteren.    Vgl.  Sohm,  383  ff. 

*'  Vgl.  Ludwigs  Wormser  Kapitular  von  829,  c.  2  (Mon.  Germ.  Leg.  I.  351): 
Ui  missi  nostri,  vbicumque  malos  scabinos  inveniant,  eidanij  et  totius  populi  consensu 
in  loctim  eorum  bonos  eligant .  et  cum  electi  fuerint,  iurare  faciantj  ut  scienter  iniuste 
iudicare  non  deheant.  Vgl.  Sohm,  378  f.  Prinzipiell  unfähig  waren  nur  rechtlose 
Leute.    Vgl.  Sohm,  354,  358  f.,  376  f. 

**  Vgl.  Anm.  23.    Sohm,  377  if.    Waitz,  IV.  394. 

11* 
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in  auswärtigen  Grafschaften  zugezogen  werden**.  Die  zur  ordnungsmäßigen 
Besetzung  der  Gerichte  erforderliche  Zahl  von  sieben  SchöflFen**  brauchte 
demnach  nicht  in  jeder  Hundertschaft  vorhanden  zu  sein.  In  der  R^el 
scheint  die  Grafschaft  nur  zwölf  Schöffen  besessen  zu  haben  *^. 

Die  allgemeine  Dingpflicht  wurde  auf  die  echten  Dinge  beschrankt, 
während  sich  zum  gebotenen  Ding  nur  noch  die  Schöffen  und  die  Par- 
teien sowie  die  geladenen  Zeugen  einzufinden  hatten*®.  Das  echte  Ding 
blieb  Grafengericht  und  Vollgericht,  das  gebotene  Ding  (minus  plaeäumj 
war  fortan  regelmäßig  Schultheißengericht  und  Schöffengericht.  Im  echten 
Ding  konnte  nur  der  Graf  oder  ein  Delegierter  (miggus)  des  Grafen  das 
Richteramt  führen*®;  gegen  Ende  unserer  Periode  kamen,  namentlich  in 
Westfranken,  auch  schon  ständige  Substituten  (vicedomini,  vicecamUes)  vor**. 
Da  der  Graf  nur  der  Diener  des  Königs  war,  so  konnte  dieser  jederzeit 
persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  an  Stelle  des  Grafen  den 
Vorsitz  übernehmen.  Dieselbe  Befugnis  hatten  die  Königsboten.  Ebenso 
konnte  der  Graf  seinerseits  im  Schöffengericht  als  Richter  an  die  Stelle 
des  Schultheißen  treten '^ 

Die  sachliche  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  als  echtes  Ding  (maüus 
legitimus,  m.  pubHcus,  placitum  leffitimum,  pL  publicum,  commune  placiäan, 
concilium)  wurde  gegenüber  dem  Schöffengericht  als  dem  gebotenen  Ding 


*>  Vgl.  SoHM,  448  ff.  Waitz,  IV.  895,  529,  nimmt  an,  daß  die  Schöffen  Graf- 
schaftBBchÖffen  gewesen.  In  Italien  gab  es  außer  den  Grafschaftsschöffen  aach  solche, 
die  von  vornherein  für  das  ganze  Reich  bestimmt  waren.  Dieselben  wurden  un- 
mittelbar vom  König  ernannt  und  hießen  kaiserliche  oder  königliche  Schöffen,  Pfidz- 
Schöffen.    Vgl.  Sohm,  382  Anm.  39,  447  f. 

"  Vgl.  SoHM,  450  f.  Waitz.  IV.  397.  Capitulare  missorum  von  803,  c.  20 
(BoBBTius,  I.  116):  Ut  nvUus  ad  placitum  banfUtünr,  nisi  qtU  oaugam  suam  quaerere 
aut  si  alter  ei  quaerere  debet,  exceptis  scabineis  Septem,  qui  ad  omnia  placifa  prae- 
esse  debent, 

"  Vgl.  Sohm,  452. 

'^  Vgl.  Anm.  26,  43.  Ludwigs  Capitulare  missorum  von  819,  c.  14  (Bobbtiits, 
Capitularia  I.  290):  De  placiiis  siquidem,  quos  liberi  homines  observare  debeni,  eon- 
stitutio  genitoris  nostri  penitus  observanda  atque  tenenda  est,  ut  videlicet  in  anno  tria 
solvmmodo  generalia  placita  observent,  et  nuUus  eos  amplius  plaeita  observare  com- 
pellat,  nisi  forte  quilibet  aut  accus<Uus  fuerit  aut  alium  accusaverit  aut  ad  testtmo- 
nium  perhibendum  vocatus  fuerit.  Ad  caetera  vero,  quae  centenarii  tenent,  non  cUius 
venire  iubeatur,  nisi  qui  aut  litigat  aut  iudieat  aut  testificaiur.  Vgl.  Pippins  Capi- 
tulare Italicum  v.  801—810,  c.  14  (Borbttos,  I.  210).  Sohm,  875,  898  ff.  Waitz,  TW 
883.  Die  Befugnis,  die  Dingpfiichtigen  außerhalb  des  echten  Dinges  zu  Versamm- 
lungen zu  entbieten,  war  seitdem  ein  dem  Könige  und  den  Königsboten  vorbehal- 
tenes Recht  {denunciatio  regis).    Vgl.  Sohm,  287,  887. 

■•  Vgl.  Sohm,  401  ff.,  508—513.  Daß  der  Schultheiß,  in  seiner  Eigenschaft  als 
ständiger  Vorsitzender  des  Schöffengerichts,  doch  nur  als  der  regelmäßige  Vertreter 
des  Grafen,  der  Graf  aber  als  der  eigentliche  Träger  der  Gerichtsbarkeit  im  echten 
wie  im  gebotenen  Ding  angesehen  wurde,  ergiebt  sich  aus  Form.  Merkel.  51.  Vgl. 
Sohm,  411  ff. 

"  Vgl.  S.  181.    Sohm,  513-525.    Waitz,  IV.  400  ff. 

"  Vgl.  Sohm,  404.  Siehe  Anm.  29.  Auf  diese  Weise  mögen  sich  die  bei  Waitz, 
IV.  371  erwähnten  Grafendinge  mit  vierzehnnächtigen  Fristen  erklären. 
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genau  abgegreoztv  Dem  ersteren  blieben  alle  Strafsachen,  die  an  das 
L*^ben  gingen,  sowie  die  Prozesse  um  Freiheit  und  nm  Eigen  vorbehalten; 
die  Zuständigkeit  des  Schüifengerichtes  beschränkt«  sich  auf  die  Prozesse 
um  Schuld  (d.  h.  Bußklagen  und  Klagen  aus  Schuld  vertragen)  und  fah- 
rende Habe*  als  die  minderwertigen  Vermugeiisobjekte^  sowie  auf  die 
Z  wischen termine  in  Prozessen,  die  vor  dem  Gmfending  schwebten^^ 

Das  eehte  Ding  fand  anch  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  des 
Großen  regelmäßig  alle  sechs  Wochen,  mit  Abwechselung  unter  den  ein- 
zelnen Hundertschaften,  statt  ^^  An  Stelle  der  bisherigen  zwei  wurden 
drei  echte  Dinge  in  jeder  Hundertschaft  als  Maximum  festgesetzt  **j  wahr- 
scheinlich weil  es  damals  st^hon  manche  Grafschaften  mit  nur  drei  Hun- 
dertschaften gilb,  in  denen  sich  bei  Festhaltung  der  früheren  Zweizahl  die 
gesetzliche  Anzahl  von  6  bis  9  Jahresdingen  nicht  erreichen  ließ.  Die 
Dingpflicht  im  echten  Ding  erstreckte  sich  auf  den  Schultheißen,  der  als 
Urteilsvollstrecker  anwesend  sein  mußte^^,  sowie  auf  alle  mündigen  Freien, 
die  in  der  Hundertschaft  wohnten  oder  begQtert  waren*".  Reichte  die 
Zahl  der  Schöffen  nicht  aus,  so  war  der  Graf  berechtigt,  Schöffen  aus 
anderen  Gerichten  seines  Amtsbezirkes  zu  entbieten.  Wie  früher  die 
Ruchinburgen ,  so  hatten  auch  die  SchÖÖ'en  nur  den  Urteilsvorschlag; 
zu  einer  Abstimmung  der  Gerichtsgemeinde  kam  es  aber  wohl  nur,  wenn 
einer  aus  derselben  ein  Gegenurt-eü  gefunden  hatte;  in  anderen  Fällen 
galt  die  widersprucblose  Entgegennahme  des  Schofienurteiles  als  still- 
schweigende y ollbort  ^^  Dagegen  hatten  die  Schüffen  im  gebotenen  Ding, 
das  aUe  14  Nächte,  und  zw^ar  in  der  Regel  nur  in  dem  Hauptort^  der 
Grafschaft,  als  bloßes  Schöffengericht  zusammentrat^^,  die  eigentliche  Ur- 


^*  Capitakre  de  iuatitiis  faciendifl  von  811— S18,  c,  4  (Bobbtiüb,  I.  176):  Ut 
nnUutt  homo  in  pladto  venlevarii  nef/tce  ad  7Hrjrfem  neque  ad  Uheirtai&m  ^uam  amü* 
feitdam  aa£  ad  reg  reddendas  vel  mai^Hpia  iudicHur,  sed  iaia  utit  ia  praesfniia  c&mUh 
vH  müs&rum  Jiostroyum  iudicenfur.  ErKtes  Aachener  Capitulare  mij^aürum  vod  810, 
c.  3  (ebd.  153):  Uf  ante  inr^Hum  et  cenfenarium  d^  propHetufe  auf  libertaie  tudidum 
Jion  te}*mlnetur  aut  ad^uirafm\  7iüi  semper  in  praeseniia  misJtorum  i/np^rialium  auf 
m  praeieniia  comitum.  Capitulare  Italien  na  tob  bOl— ÖlO,  c,  14  t^ohri.  210):  TV  ante 
i^icüno*  tiulla  crimijialü  actio  difßniainr,  nisi  tantum  l&mores  Kansas  ^  qu/ie  facih 
pmfuni  diiudif'iini  si  nullud  in  eorttm  iudicio  aliqul»  in  sürmtio  hominem  conquirat, 
ged  per  ßdem  rf^miHanttir  u^que  in  prange nfiam  comitix.  Vgl,  Sühm,  *tlÖif.,  426, 
Waitz,  IV,  379  f.    NiEBL,  Gerichtestand  dea  Cleruß  143  E,  177  ff,,  182  If. 

"  Vgl  ÖouM,  275  E,  432  t 

"  Vgl.  Anm.  28,  43,  Sohm,  3ft8  ff.,  4B5,  Wütz,  IV,  368  f.  Jedes  E«*htediDg 
datierte  wie  s^rhon  unter  deo  Meroviögeni  drei  Tage.  Vgl  Soitii,  363  ff.  Das  dafür 
später  eingeführte  AfterdiDg-  war  der  karolingischen  Gcricbtaverfaseung"  nocb  unbe- 
kannt. Vgl.  SaHM,  439  f.  Auch  zum  Ech beding  mußten  die  Dingpöichtigen  jedesmal 
entboten  werden  (daher  Butdimj),  da  nur  die  jährliche  5^ahl  der  echten  Djnge  und 
ungefähr  die  Zeit,  aber  nicht  der  eiD^elne  Ti^  festatand.  Vgl.  Böhm,  368,  Waitk,  IV,  372. 

"  Vgl.  SouM,  236,  406  f,  "  VgK  Sohm*  335  ff,  339,  343  f.»  346  ff, 

^*  Vgl,  Böhm,  3eo  f.,  386. 

»*  Vgl,  SoHM,  437»  4^8  t  Gleich  dem  Grafengericht  hlieb  anch  das  Schöffen- 
gericht jeder  ein2i;lneTi  Hurtdertschalt  für  die  ganse  Grafschaft  zuständig.  Vgl, 
JdoHM,  446, 
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teilssprechung  in  Händen.  Die  Thätigkeit  des  Richters  bestand  in  der 
Leitung  der  Verhandlungen,  der  Anordnung  der  Urteilsvollstreckung  und 
der  Wahrung  des  Dingfriedens  ^®.  Eine  Einwirkung  auf  das  Urteil  stand  ihm 
nur  insofern  zu,  als  er  für  die  Gesetzmäßigkeit  desselben  zu  sorgen  hatte*^. 

Außer  den  regelmäßigen  Gerichten  kannte  schon  die  Meronngerzeit 
in  Fällen,  wo  ein  Verbrecher  auf  handhafter  That  ergriffen  war,  das  Not- 
gericht am  Orte  der  That*^  Jeder  Dingpflichtige,  der  das  Gerüft  schreien 
hörte,  mußte  demselben  bei  Strafe  Folge  leisten  *^  Der  Verbrecher  wurde  so- 
fort abgeurteilt  und  gerichtet.  Das  Verfahren  war  ein  summarisches.  Richter 
war  der  Graf  oder  statt  seiner  der  Schultheiß.  Die  Wahl  eines  Notricht^r^. 
wenn  beide  abwesend  waren,  scheint  erst  später  aufgekommen  zu  sein. 

Die  Gerichtsreform  Karls  des  Großen  ist  wohl  im  wesentlichen  durch 
einen  einheitlichen  organisatorischen  Akt  erfolgt.  Das  Gesetz  selbst  ist 
leider  verloren  gegangen^^.  Die  Zeit  der  Reform  läßt  sich  aber  mit  ziem- 
licher Sicherheit  bestimmen,  da  ein  769  oder  wenig  später  abgefaßtes 
Gesetz  Karls  noch  an  den  alten  Zuständen  festhält**,  während  in 
zwei  vor  775  entstandenen  Formelsammlungen  bereits  Schöffen  erwähnt 
werden**.  Die  Veränderung  scheint  demnach  zwischen  770  und  775  vor 
sich  gegangen  zu  sein**. 

Die  fränkische  Gerichtsverfassung,  die  sich,  wie  gezeigt,  in  alhnäh- 
licher  Fortbildung  aus  der  salischen  Gerichtsverfassung  entwickelt  hatte, 
war  für  die   römischen  Provinzialen   von   vornherein   an   die  Stelle    der 


'•  Der  Wahrung  des  Dingfriedens  sollte  auch  das  Verbot  des  Waffen tragens  in 
den  Gerichtsversammlungen  dienen.  Vgl.  Sohm,  106.  Waitz,  IV.  388,  437.  Die 
Höhe  des  richterlichen  Bannes  war  nicht  gleich.  Die  Königsboten  richteten  unter 
Königsbann.  Der  Bann  der  Grafen  und  Schultheißen  war  verschieden  und  richtete 
sich  nach  ihrem  Volksrecht.    Vgl.  Sohm,  869  f.,  410. 

*^  Vgl.  Waitz.  IL  2,  S.  162  f.    IV.  402.  420  f. 

"  Vgl.  Decr.  Childeb.  II.  von  595,  c.  8  f.  Form.  Turon.  80  (Rozi^re,  Nr.  491). 
Sohm,  440  f. 

*■  I^i  Franc.  Cham.  87.    Vgl.  S.  30,  Anm.  4. 

*•  Ein  Bruchstück  desselben  glaube  ich  in  einer  erst  durch  Boretiüs,  Capitularia 
I.  214,  c.  4,  bekannt  gemachten  und  als  nicht  näher  bestimmbar  bezeichneten  Fest- 
setzung zu  erkennen:  St  centenarii  generalem  jplacitum  freqtientius  non  habeant 
projpter  pauperes .  sed  cum  illos  super  quos  clamant  iniuste  patientes  et  cum  maiori- 
bus  natu  et  tesfimoniis  necessariU  frequenter  placitum  teneant;  ut  hi  pauperes,  qui 
nullam  causam  ibidem  non  habeant,  non  cogantur  in  pla^tum  venire,  nisi  bis  aui  ter 
in  anno.  Die  Centenarien  hatten  bis  dahin  Vollgerichte  (generalia  placitaj  abge- 
halten; dem  wird  erst  durch  dies  Gesetz  ein  Ende  gemacht.  Zu  den  SchultheiBen- 
gerichten  sollen  fortan  nur  die  maiores  natu,  d.  h.  die  Reicheren  im  Gegensatze  zu 
den  pauperes,  die  Parteien  und  die  Zeugen  entboten  werden.  Auch  die  unbestimmte 
Art,  wie  hier  die  Schöffen  bezeichnet  werden,  deutet  darauf  hin,  daß  wir  hier  den 
ersten  Schritt  in  der  organisatorischen  Gesetzgebung  Karls  auf  dem  Gebiete  der  Ge- 
richtsverfassung vor  uns  haben.  Darauf  deutet  auch  die  Zahl  der  echten  Dinge,  zwei 
bis  drei,  während  es  früher  „zwei",  später  regelmäßig  „drei"  hieß. 

**  Siehe  Anm.  16. 

«  Form.  Bignon.  7  (6).    Form.  Merkel.  32  (33).    RozifeRE,  Nr.  460. 

*•  In  anderer  Anwendung  (für  loci  servatores)  erscheint  das  Wort  scabinus  in 
Italien,   wenn  nicht  eine  Entstellung  vorliegt,  schon  zur  Zeit  der  fränkischen  Er- 
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römischen  Einrichtungen  getreten*^.  Im  Laufe  der  Zeit  war  sie  auch  in 
Südfrankreich,  unter  Verdrängung  der  burgundischen  und  gothischen 
Gerichtsverfassung  mit  ihrem  selbsturteilenden  Richter,  zur  ausschließ- 
lichen Herrschaft  gelangt".  Unter  Karl  dem  Großen  ist  sie  im  wesent- 
lichen die  Gerichtsverfassung  des  gesamten  Kelches  geworden. 

Bei  den  Sachsen  hat  Karl  sofort  nach  der  Eroberung  die  frankische 
Grafechaftsverfassung  eingeführt  und  den  Grafen  die  Verwaltung  der  Ge- 
richtsbarkeit übertragen**.  In  wichtigeren  Angelegenheiten  (causae  mawres) 
durften  sie  bei  Königsbann,  in  geringeren  bei  15  Schillingbann  gebieten*^. 
Von  der  Einrichtung  der  Gerichte  (secularia  placita,  convenäu  et placUa  publica  j 
placäa  communia)  erfahren  wir  zunächst  nur,  daß  dieselben  für  Adeliche, 
Freie  undLiten  gleichmäßig  zuständig  waren,  daß  sie,  von  dringenden  Fällen 
abgesehen,  nicht  an  Sonn-  oder  Feiertagen  abgehalten  werden  sollten  und 
daß  das  Urteil  von  der  Gerichtsgemeinde  selbst  gesprochen  wurde  ^^  Es 
scheint  demnach  im  8.  Jahrhundert  noch  keine  Schöffen  bei  den  Sachsen 
gegeben  zu  haben '^'.  Dagegen  ergiebt  sich  aus  den  späteren  sächsischen 
Einrichtungen*^  hinsichtlich  des  echten  Dinges  die  völlige  Übereinstim- 
mung mit  der  fränkischen  Verfassung,  nur  mit  der  Jjemerkenswerten 
Abweichung,  daß  als  Beisitzer  des  Grafen  ein  eigener  Vollstreckungs- 
beamter erscheint,  der  bei  den  Westfalen  Fronbote,  bei  den  Nordsachsen 
Oberbote  (overbode),  bei  den  Ostfalen  und  Thüringern  (deren  Gerichts- 
verfassung im  Mittelalter  wesentlich  dieselbe  wie  bei  den  ostfalischen 
Sachsen  war)  „Schultheiß"  genannt  wurde**.  Dieser  Beamte  war  durch- 
aus verschieden  von  dem  Centenar;   der  letztere  hieß  bei  den  Sachsen 


obemng.  Vgl.  Fickzb,  Forschungen  III.  207  f.  Vor  Karl  dem  Großen  finden  sich  nirgends 
Schöffen  erwähnt.  Vgl.  Fioeeb.  a.  a.  O.  207,  Anm.  1.  Saviont,  a.  a.  0.  VII.  5  ff. 
Waitz,  IV.  389.  Die  erste  urkundliche  Erwähnung  begegnet  780  und  781.  Vgl. 
SoHM,  388  ff.    Saviony,  I.  239,  Anm.  b.    Waitz,  IV.  390.    Ficker,  208  ff. 

*'  Vgl.  SoHM,  155  ff.,  229  f.  Waitz,  II.  2,  S.  143  f.  In  der  Bretagne  erhielten 
sich  während  der  Merovingerzeit  die  keltischen  Einrichtungen.  Vgl.  Sohm,  158, 
Anm.  66.  Die  karolingischen  Einrichtungen  sind  dann  aber  auch  hier  eingeführt. 
Vgl.  Waitz,  IV.  404. 

*^  Vgl.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  157;  Fränkisches  Recht  u.  römisches 
Recht  23  ff.  Nur  der  gothische  Gerichtsbüttel  (sagio,  sajoj  blieb  bestehen,  während  das 
fränkische  Recht  die  Bütteldienste  von  Dienern  des  Grafen,  die  außerhalb  der  öffent- 
lichen Gerichtsverfassung  standen,  besorgen  ließ.  Vgl.  Anm.  11.  Dahn,  Könige  der 
Germanen  in.  119,  180.  VI.  136,  354.  Waitz,  IV.  410.  Sohm,  536.  Bethmann- 
HoLLWEG,  a.  a.  0.  I.  195,  288.  Gattdekzi,  Un  antica  compilazione  di  diritto  (vgl. 
§  31,  Anm.  18)  118  ff.    Grimm,  RA.  756. 

**  Vgl.  die  §  81  Anm.  70  und  71  angeführten  sächsischen  Kapitularien. 

»^  Vgl.  S.  180.  **  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4.  8. 

^'  Das  angebliche  Praeceptum  Karoli  pro  Trutmanno  comite  von  789  (Walter, 
Corp.  iur.  Germ.  11.  103)  ist  ein  Machwerk  des  17.  Jahrhunderts.  Vgl.  Sickbl, 
Regesten  der  ersten  Karolinger  394. 

*•  Vgl.  Schröder,  Die  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  (Strassburger  Fest- 
gabe für  Beseler,  1885;  daraus  abgedruckt  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  1—68). 

^  Vgl.  Schröder,  Der  ostfalische  Schultheiß  und  der  holsteinische  Overbode, 
Zeitschr.  f.  RG.  XX.  1-16. 
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Gografy  er  wurde  Ton  der  Gemeinde  des  Goes,  d.  h.  der  Hundert- 
Schaft,  gewählt  und  hielt  die  gebotenen  Dinge  (Godinge)  in  franldscher 
Weise,  aber  als  Yollgerichte  ohne  Schöffen,  ab^^  Im  echten  Ding  (Land- 
gericht) des  Grafen  war  für  ihn  kein  Platz.  Karl  der  Große  muß  für 
diese  Abweichung  von  der  frankischen  Ordnung  bestinmite  Gründe  gehabt 
haben.  Offenbar  handelte  es  sich  bei  dem  sachsischen  YoUstreckungs- 
beamten  ebenso  wie  bei  den  gothischen  Sajonen  um  die  Einfügung  eines 
altnationalen  Beamten  in  die  sonst  karolingische  Gerichtsorganisation. 
Da  der  sachsische  YoUzugsbeamte  dem  echten  Ding  nicht  nur  in  dieser 
Stellung,  sondern  zugleich  als  erster  Urteiler  oder  oberster  Schöffe,  an  den 
die  Eröffnungsfiragen  zu  richten  waren,  und  g^ebenen  Falls  als  stell- 
vertretender Yorsitzender  statt  des  Grafen  beizuwohnen  hatte,  so  darf  man 
in  ihm  den  altsachsischen  Gesetzsprecher  vermuten,  dessen  früheres  Vor- 
handensein durch  den  Titel  eosago  beglaubigt  wird^.  Während  derselbe 
wahrscheinlich  noch  nach  den  sächsischen  Kapitularien  den  Urteilsvorschlag 
zu  machen  hatte,  ist  er  wohl  wenig  später  mit  der  Einführung  der 
Schöffenverfassung  an  die  Spitze  des  XJrteilerkollegiums  getreten. 

Unterstützt  wird  diese  Annahme  durch  die  Yerhältnisse  bei  den 
Friesen,  Alamannen  und  Baiem.  Bei  den  Friesen  hat  sich  der  Gesetz- 
sprecher unter  dem  Namen  asega  (iudex,  sapiens^  legislaior)  bis  tief  in  das 
Mittelalter  erhalten  ^^.  Zwar  führten  die  Franken  auch  hier  ihre  Grafen 
und  Schultheißen  ein,  aber  die  Gerichte  (wahrscheinlich  nur  Gaudinge, 
nicht  Hundertschaftsgerichte)  verfuhren  „bei  des  Richters  Bann,  des  As^a 
Urteil  (d&m)  und  der  Bauern  Yollbort  (cheer,  d.  h.  Kür)".  Die  Asegen 
wurden  vom  Yolke  gewählt.  Erst  im  13.  und  14.  Jahrhundert  wurden 
sie  in  Nordholland  (im  Bijnland  sogar  erst  im  16.  Jahrhundert)  durch  die 
Einführung  der  Schöffenkollegien  verdrängt,  während  bei  den  Mittel-  und 
Ostfriesen  im  13.  Jahrhundert  Kollegien  von  ßatmännern  (Bedjeven,  con- 
mies)  an  ihre  Stelle  traten. 

Bei  den  Alamannen  und  Baiern  hatte  der  Gesetzsprecher  (esago, 
hagare,  n^^x^während  des  8.  und  im  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  seine 
Stellung  im  wesentlichen,  allerdings  mit  Unterordnung  unter  den  Grafen, 
behauptet*®.  Der  alamannische  Gesetzsprecher  erscheint  als  der  von  der 
Gerichtsgemeinde  erwählte  Centenar  oder  Hunne,  während  der  bairische 
iudex  ein  Gaubeamter  war.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  hat  die  fränkische 
Gerichtsverfassung  bei  beiden  Stämmen  den  Sieg  davongetragen,  der 
Gesetzsprecher  hat  auch  hier  den  Schöffen  Platz  machen  müssen*®. 


**  Vgl.  Gerichtsverf.  d.  Sachaensp.  54  ff. 

^^  Vgl.  ScHBÖDBB,  Gesetzsprecheramt  und  Priestertum  bei  den  Germanen  (Zeit- 
schrift f.  RG.  XVU.  215—231)  228. 

*^  Vgl.  V.  RiCHTHOFEN,  Untersuchungen  über  fries.  Bechtsgeschtchte  II.  456—494; 
Altfries.  WB.  609  ff.    Sghbödbb,  Gesetzsprecheramt  221  ff. 

^^  Vgl.  Schröder,  Gesetzsprecheramt  224  ff.  und  die  daselbst  angeführten  Arbeiten 
von  Merkel  und  Besblbr.    Waitz,  II.  2,  S.  148—158.    IV.  407. 

^®  Vgl.  SoHH,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  160,  366;  Fränkisches  Recht  u.  rQm. 
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Nachdem  im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts  auch  Italien  die  karolin- 
gische  Schöffenverfassung  angenommen  hatte  ^^,  waren  die  Grundgedanken 
der  fränkischen  Gerichtsorganisation  innerhalb  des  ganzen  Reiches  zur 
Herrschaft  gelangt  Während  der  altgermanische  Richter,  der  mit  Rat 
und  VoUbort  (consiUum  et  auct&ritas)  der  Hundertschaftsgemeinde  das  Ur- 
teil gefunden  hatte  ^S  üi  den  germano-^romanischen  Reichen  der  Gothen, 
Burgunder  und  Langobarden,  unter  Zurückdrängung  des  Gemeindeprinzips, 
zum  selbsturteilenden  Richter  geworden  war^*,  hielten  die  Franken  schon 
zur  Zeit  der  Lex  Salica  an  der  Sonderung  der  richtenden  und  der  urtei- 
lenden Thätigkeit  fest.  Die  Gerichtsverhandlungen  gingen  mit  Frage  (des 
Richters)  und  Urteil  (der  Rachinburgen,  Schöffen)  und  Vollbort  (des  Um- 
standes)  vor  sich*'.  Dies  Prinzip  verdrängte  den  selbsturteilenden  Richter 
ebenso  vollständig,  wie  die  Kollegialverfassung  der  Urteiler  dem  ebenfalls 
aus  einer  Umbildung  des  germanischen  Richteramtes  hervorgegangenen 
Gesetzsprecher  Schritt  für  Schritt  den  Boden  entzog®*. 

Auch  die  Trennung  des  echten  und  gebotenen  Dinges  und  die  daraus 
hervorgegangene  Trennung  des  gräflichen  Landgerichts  von  dem  Nieder- 
gericht des  Centenars  war  wesentlich  fränkisch**.  Die  aus  altsalischen 
Elementen  organisch  fortgebildete  Gerichtsverfassung  der  Franken  ist  die 
Grundlage  für  die  Gerichtsverfassung  Europas  geworden. 

IV.  Das  Königsgericht**.  Der  fränkische  König,  in  dessen  Person 
im  wesentlichen  die  Bedeutung  des  alten  Landesthinges  aufgegangen  ist 
(S.  113),  war  auch  als  Träger  der  Gerichtshoheit  an  die  Stelle  des  letz- 


Kecht  17  f.,  25.  Beseler  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  IX.  256  ff.  Waitz,  IV.  404  f.  Allge- 
mein ist  die  Schöffenverfassung  bei  den  Baiern  und  Schwaben  indessen*  nicht  durch- 
gedrungen. Beide  Stämme  weisen,  namentlich  im  Mittelalter,  zahlreiche  Gerichte 
auf,  in  denen  die  Gerichtsgemeinde  ohne  Schöffen  das  Urteil  findet.  Vgl.  Waitz, 
a.  a.  O. 

««  Vgl.  SoHM,  160.    FiCKER.  Forschungen  UI.  232  ff.    Waitz,  IV.  404. 

•»  Vgl.  S.  84.  •«  Vgl.  S.  35. 

^^  Man  darf  sich  nicht  dadurch  irren  lassen,  daß  in  Urkunden  und  historischen 
Berichten  nicht  selten  von  einer  urteilenden  Thätigkeit  der  Richter  gesprochen  wird. 
In  solchen  Fällen  liegt  nur  Ungenauigkeit  des  Ausdrucks  vor. 

«*  Vgl.  S.  35. 

^^  Daß  man  freilich  schon  im  altgermanischen  Rechte  sowohl  ordentliche  wie 
außerordentliche  Gerichtsversammlungen  hatte  (vgl.  S.  36),  läßt  sich  wohl  nicht  be- 
zweifeln, aber  es  waren  keine  verschiedenen  Gerichte.  Die  Alamannen  und  Baiem 
kannten  noch  um  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  nur  ein  einheitliches  Gericht,  das 
bei  den  ersteren  als  malltM  jpvhlicua  in  jeder  Hundertschaft  alle  7  bis  14  Nächte 
coram  comite  aut  suo  muso  et  coram  centenario  zusammentrat.  Die  Baiem  kannten 
nur  eine  Gerichtsversammlung  Cplacitum)  der  ganzen  Grafschaft,  monatlich  ein-  bis 
zweimal,  vor  dem  Grafen  und  dem  iudex,  d.  h.  dem  Gesetzsprecher.  L.  Alam.  86. 
L.  Baiuw.  IL  14.    Alle  diese  Gerichte  waren  Vollgerichte. 

**  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  183—198,  896  Anm.  1.  IV.  473—499.  v.  Bethmann- 
HoLLWEO,  a.  a.  O.  I.  435  ff.  U.  18  f.,  28  f.  Babchewitz,  Das  Königsgericht  der 
Merovinger  und  Karolinger,  1882.  A.  Pebnice,  De  comitibus  palatii,  Halle  1863. 
Beauchbt,  a.  a.  0.  47  ff.,  327  ff.  Sohm  bei  Wetzell,  System  des  Civilprozesses. 
3.  Aufl.,  348  ff.    FicKBB,  Forschungen  III.  222  ff. 
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teren  getreten  und  übte  demgemäß  gleich  diesem  neben  und  über  dei 
ordentlichen  Gerichten  eine  außerordentliche  Gerichtsbarkeit  aus*^  Die 
selbe  war  wie  alle  extraordinariae  cognitiones  eine  Gerichtsbarkeit  nacl 
Amtsrecht;  sie  war  an  die  strengen  Vorschriften  des  Volksrechts  nich 
gebunden,  sondern  yerfuhr  und  entschied  nach  den  Normen,  die  de 
Konig  sich  selbst  gegeben  hatte,  und  darüber  hinaus  nach  Becht  un( 
Billigkeit®®.  Bestimmte  Dingstätten  bestanden  für  das  Königsgericht  nicht 
es  konnte  an  jedem  Orte,  wo  der  König  sich  gerade  aufhielt,  abgehalt«] 
werden,  —  wir  wissen  von  solchen  Gerichten  auf  der  Heerfahrt  und  selbs 
auf  der  Jagd**,  —  aber  die  Regel  war  die  Abhaltung  am  Königshof ,  ii 
einer  der  Pfalzen  (palatia  regü),  unter  den  Merovingem  gewöhnlich  au 
den  steinernen  Staffeln  (Perrons,  Terrassen)  an  den  Burgeingangen.  Da 
Königsgericht  war  daher  in  der  Regel  Hofgericht,  Pfalzgericht,  Staffel 
gericht'®.  Wie  der  Ort  so  war  auch  die  Zeit  des  Gerichtes  an  kein  Greset 
gebunden,  üblich  war  aber  auch  hier  wie  beim  echten  Ding  (S.  165)  dii 
dreitägige  Dauer  der  Sitzungen,  die  unter  den  Karolingern  allwöchentlich 
unter  den  Merovingem  zu  Anfang  jedes  Monats  stattzufinden  pflegt^n'^ 
Als  Beisitzer  pflegte  der  König  in  erster  Reihe  die  Mitglieder  seine; 
Hofes  zuzuziehen.  Er  hatte  aber  auch  in  dieser  Beziehung  volle  Freiheit 
oft  wurde  der  ganze  Reichstag,  in  Fällen  von  politischer  Bedeutung  selbs 
das  versammelte  Volk  zur  Mitwirkung  aufgerufen  ^*.  Die  einzige  Schranke 
bestand  wohl  darin,  daß  geringe  oder  verrufene  Personen  ausgeschlossei 
waren,  daß  möglichst  auf  Standes-  und  Stammesgleichheit  zwischen  dei 
Urteilern  und  dem  Angeklagten  gesehen  wurde  und  daß,  dem  allgemeinei 
fränkischen  Brauche  entsprechend,  mindestens  sieben  Urteiler  anwesen< 
sein  mußten^*.  Der  Majordomus  scheint  vor  der  arnulfingischen  Zeit  den 
Hofgericht  fem  geblieben  zu  sein;  er  wird  zuerst  697,  seitdem  aber  regel 
mäßig,  unter  den  Beisitzern,  später  auch  wiederholt  als  Vorsitzender  ai 
Stelle  des  Königs  genannt^*.  Ein  unentbehrliches  Mitglied  des  Hofgericht; 
war  der  Pfalzgraf,  dessen  Aufgabe  in  der  merovingischen  Zeit  in  den 
testmumiare  bestand;  er  war  die  amtliche  Urkundsperson  des  Hofgericht:? 


"  Vgl.  S.  85. 

•*  Vgl.  S.  114,  116.  Dagegen  sollten  die  ordentlichen  Gerichte  keine  Billigkeits 
gerichtshöfe  sein.  Vgl.  Capitnlare  missorum  von  802,  c.  26  (Bobetitjs,  I.  96):  V 
iudices  secundum  scriptam  legem  iuste  iudicent,  non  secundum  arhitrium  9%tum. 

•»  Vgl.  Waitz,  IV.  491. 

'<>  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  24  f.    Waitz,  H.  2,  S.  194. 

"  Vgl.  Waitz.  II.  2,  S.  194  f.    IV.  489  ff. 

"  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  184.  IV.  496  ff.  Seit  Karl  wurden,  wo  es  besonder 
auf  Bechtskenntnis  ankam ,  zuweilen  zahlreiche  Schöffen  zugezogen.  Vgl.  ebd.  .49' 
Anm.  4.  In  Italien  wurden  dazu  besonders  die  königlichen  oder  Pfalzschöffen  (ygl 
Anm.  25)  verwendet.  Un technisch  wurden  auch  die  Beisitzer  des  Hofgerichts  al 
Schöffen  bezeichnet. 

"  Über  die  Siebenzahl  vgl.  Grimm.  RA.  777.    Waitz,  IV,  397. 

"'*  Vgl.  Zeümeb,  i.  d.  Neuen  Arch.  f.  alt.  deutsch.  Geschichtskunde  VI.  29  fl 
X.  883  ff.    Waitz,  II.  2,  S.  191. 
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las  unter  den  Merovingern  noch  keine  eigene  Gerichtsschreiberei  besaß, 
;ondem  seine  Verhandlungen  durch  die  Reichskanzlei  beurkunden  ließ. 
!)a  die  Kanzlei  nicht  amtlich  an  den  Sitzungen  des  Hofgerichts  beteiligt 
^rar,  so  hatte  der  Pfalzgraf  die  Aufgabe,  ihr  über  die  Verhandlungen 
Bericht  zu  erstatten  und  für  den  Inhalt  der  daraufhin  ausgefertigten 
iofgerichtsdiplome  als  berufenes  Organ  für  das  Hofgerichtszeugnis  ein- 
;ustehen^*.  Während  noch  das  letzte  unter  einem  Merovinger  abgehal- 
ene  Hofgericht  (726)  an  diesem  Brauche  festhielt'®,  haben  schon  die  arnul- 
ingischen  Hausmeier  in  allen  Hofgerichtsverhandlungen,  denen  sie  selbst 
)räsidierten,  von  der  früheren  Beurkundungsform  abgesehen ''.  Der  Pfalz- 
fraf  wurde  unter  ihnen  zum  Chef  einer  besonderen  Gerichtskanzlei,  welche 
lie  Hofgerichtsdiplome  nach  eigener  Wahrnehmung  ausfertigte  und  be- 
glaubigte'®. Diese  Veränderung  hing  mit  einer  bemerkenswerten  Ver- 
chiedenheit  der  beiden  fränkischen  Rechte  zusammen'®.  Dem  salischen 
lecht,  mit  dem  das  alamannische  übereinstimmte  ®®,  waren  zwar  Urkunden 
iber  Vorgänge  bei  den  ordentlichen  Gerichten  durchaus  geläufig,  aber  die 
Schreiber  hatten  nur  eine  mechanische  Beziehung  zu  dem  von  ihnen  Ge- 
chriebenen,  dessen  Inhalt  im  Falle  einer  Urkundenschelte  ausschließlich 
lurch  die  zugezogenen  Zeugen  bewiesen  wurde.  Es  war  daher  sachlich 
gleichgültig,  wer  die  Urkunde  geschrieben  hatte.  Wenn  sich  ein  Richter 
u  gerichtlichen  Zwecken  einen  eigenen  Schreiber  hielt,  so  stand  dieser 
gleich  dem  Büttel  in  seinem  Privatdienst,  ein  amtliches  Organ  des  Ge- 
ichts  war  er  nicht.  Dagegen  kannte  das  ribuarische  Recht  eigene  Ge- 
ichtsurkunden  (iudicia)^  die  von  einem  im  Gericht  angestellten  Schreiber, 
mter  eigener  Verantwortlichkeit  für  den  Inhalt,  geschrieben  und  im  Streit- 
alle  von  ihm  und  den  unterschriebenen  Zeugen  beschworen  wurden  ^^ 
Jnter  den  Karolingern  wurde  diese  ribuarische  oder  überhaupt  austra- 
ische  Einrichtung  auf  die  westfränkischen  und  alamannischen  Gebiete 
lusgedehnt.  Der  Gerichtsschreiber  wurde  zu  einem  verfassungsmäßigen 
3rgan  der  ordentlichen  Gerichte,  dessen  Anwesenheit  zwar  nicht  zur  voll- 

'^  Vgl.  Bbunner,  Das  Gerichtszeugnis  und  die  fräDkische  Eönigsnrkande  (i.  d. 
J'estgaben  für  Heffter,  1873)  166  flf.    Pernicb,  a.  a.  0.  li  ff.    Waitz,  H.  2,  S.  191  ff. 

'®  Mon.  Germ.  Dipl.  imp.  I.  Nr.  94. 

"  Vgl.  Zeumeb.  a.  a.  0.  VI.  20. 

"  Vgl.  S.  1S8.  BBüimBE,  a.  a.  O.  171.  Pernice,  a.  a.  0.  89.  Schon  ein  Hof- 
rerichtsdiplom  Pippins  von  750  (Mon.  Germ.  Dipl.  I.  107,  Nr.  22)  läßt  die  pfalzgr&f- 
iche  Gerichtsschreiberei  erkennen,  indem  dieselbe  Person  (Wineram),  die  an  letzter 
Stelle  unter  den  Beisitzern  als  Vertreter  des  Pfalzgrafen  aufgeführt  wird,  sich  am 
Schluß  als  Schreiber  der  Urkunde  "bezeichnet. 

'*  Ober  das  Folgende  vgl.  Brünner,  a.  a.  0.  144  ff.;  Rechtsgeschichte  der  Ur- 
kunde 235  ff.  Bbesslaü,  Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im  alteren  deut- 
schen Recht,  i.  d.  Forschungen  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  1—66. 

^°  Vgl.  Bbesslau,  a.  a.  O.  4  f.,  29. 

®*  Vgl.  Lex  Ribuaria  59,  2—7;  66,  1;  88.  In  seiner  Ausgabe,  in  den  Noten  zu 
iiesen  Stellen,  hat  Sohm  seine  frühere,  aus  dem  salischen  Recht  geschöpfte  Ansicht, 
laß  der  fränkischen  Verfassung  amtliche  Gerichtsschreiber  unbekannt  gewesen  seien 
'Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  526  ff.),  für  das  ribuarische  Recht  aufgegeben. 
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standigen  Besetzung  des  Gerichts,  wohl  aber  zur  ordnungsmäßigen  B« 
urkundung  der  Gerichtsverhandlungen  erforderlich  war®*. 

Auch  die  Begründung  einer  eigenen  Hofgehchtsschreiberei  unter  dei 
Ffalzgrafen  durch  die  nbuarischen  Amulfinger  ist  auf  den  Einfluss  d< 
ribuarischen  Rechtes  zurückzuführen®^.  Eine  weitere  Veränderung  in  d( 
Stellung  des  Pfalzgrafen  ergab  sich  aus  der  Beseitigung  des  Hausmeie] 
amtes  seit  der  Krönung  Pippins,  indem  der  seit  Karl  Martell  vom  Majoi 
domus  ausgeübte  stellvertretende  Vorsitz  im  Hofgericht  auf  den  P&L 
grafen  überging.  Außerdem  war  derselbe,  wahrscheinlich  in  Anknüpfun 
au  eine  schon  unter  den  Merovingem  herrschende  Übung,  der  ständig 
Referent  des  Hofgerichts®*,  zu  dessen  Obliegenheiten  es  auch  gehört 
den  Parteien  die  von  ihnen  bei  dem  Könige  ausgewirkten  gerichtliche 
Mandate  (indieuU  r egales)  auszuhändigen®^.  Da  der  König  nur  noch  i 
wichtigeren  Angelegenheiten  den  Vorsitz  übernahm,  die  regelniaßige 
Sitzungen  des  Hofgerichts  dagegen  dem  Pfalzgrafen  überließ,  so  war  i 
die  Aufgabe  des  letzteren,  an  den  alle  Einlaufe  zuerst  gelangten,  die  fö 
den  König  selbst  geeigneten  Sachen  aus  den  übrigen  auszuscheiden^*. 

Da  der  König  die  Gerichtsbarkeit  kraft  seiner  Gerichtsgewalt  ausübt« 
so  konnte  er  die  an  das  Hofgericht  gebrachten  Sachen  auch  aus  eigene 
Machtvollkommenheit  erledigen.  Vorgekommen  ist  dies  nur  bei  wenige 
wichtigen  Angelegenheiten,  die  der  König  zuweilen  auf  den  einfache 
Vortrag  des  Pfalzgrafen  sofort  entschied®^  oder  einem  Delegierten  (müsm 
zur  weiteren  Behandlung  überwies®®.  Die  Regel  bildete  aber  durchau 
das  gewöhnliche  Verfahren  mit  Frage  und  Urteil®*.    Das  Hofgericht  wa 

*'  Vgl.  Brunneb,  RG.  d.  Urk.  244.  Bhbsslau,  a.  a.  ().  24—51.  Zeuhek,  i.  d.  Xeue 
Arch.  d.  Ges.  f.  Gesch.-Eande  YIII.  475  f.  Bethmann-Hollweg  II.  80  f.  Das  An 
des  Gerichtsschreibers  erstreckte  sich  auf  sämtliche  Gebiete  der  Gra&chafb;  auch  Yei 
handlangen  answärtiger  Gerichte  konnten  von  ihm  bekundet  werden,  wenn  sie  Gran< 
stücke  seiner  Grafschaft  betrafen.  Die  Ernennung  der  Gerichtsschreiber  (canceüari. 
war  für  gewöhnlich  wohl  Saohe  der  Grafen.  Über  ihre  Ernennung  durch  die  Köni^ 
boten  vgl.  Capitulare  missorum  von  808,  c.  8  (Boretius  L  115).  Daß  der  Gericht 
Schreiber  die  gan2se  Urkunde  selbst  schrieb,  war  nicht  erforderlich,  nur  seine  eigex 
händige  firmatio  und  suhscripHo  durfte  nicht  fehlen.  Oft  begnügte  er  sich  mit  eint 
an  Ort  und  Stelle  von  ihm  aufgenommenen  kurzen  Notiz  Clntbreviaiur),  meisteiiB  ai 
der  Bückseite  des  zur  Aufnahme  der  Reinschrift  bestimmten  Pergaments  fDomut 
ichrißj,  auf  Grund  deren  er  später  die  Reinschrift  anfertigen  ließ.  Vgl.  Brbsblai 
a.  a.  0.  51  ff.  Bei  den  Baiern  haben  die  ständigen  Gerichtsschreiber  keinen  Eingan 
gefunden;  hier  wurde  der  erforderliche  Schreiber  für  jede  Sitzung  besonders  bestell 
(iussusj.    Vgl.  Brünneb,  RG.  d.  Urk.  251  f. 

*'  Vgl.  Bbünnbb,  Gerichtszeugnis  171  f. 

«*  Vgl.  Pebnicb,  a.  a.  O.  81flf.,  84  f.    Waitz,  IV.  485  ff. 

**  Vgl.  Bbünneb,  Entstehung  der  Schwurgerichte  76  f. 

^®  Die  Angabe  Hinkmars,  daß  diese  Ausscheidung  hinsichtlich  der  geistliche 
Sachen  dem  Hofkapellan  (apocrmariut)  obgelegen  habe,  ist  wenig  glaubhaft.  Vg 
Pebnicb,  37  f.  Waitz,  IV.  489.  Daß  der  König  selbst  Partei  war,  stand  aeinei 
richterlichen  Vorsitz  nicht  im  Wege.    Vgl.  Mon.  Germ.  Dipl.  imp.  I.  103,  Nr.  16. 

"  Vgl.  Waitz,  IV.  496. 

*®  Vgl.  Bethmann-Hollweo,  a.  a.  O.  I.  438.    Waitz,  IV.  484. 

»»  Vgl.  Waitz,  IV.  493  ff.,  498  f. 
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wenn  anch  nicht  in  seiner  rechtlichen  Basis,  so  doch  in  seiner  thatsäch- 
liehen  Gestaltung  ein  wirkliches  Gericht  ®®. 

Die  Zuständigkeit  des  Eönigsgerichtes  war  an  sich  unbeschrankt,  der 
König  konnte  alle  noch  nicht  durch  rechtskräftiges  Urteil  erledigten  Streit- 
sachen zu  seiner  Entscheidung  ziehen®^,  alle  beliebigen  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  in  seiner  Gegenwart  vornehmen  lassen.  Zu  den  vorbehal- 
tenen  Sachen  des  Hofgerichts  gehörte  der  Ausspruch  der  Beichsacht  über 
den  Rechtsverweigerer**,  der  Zweikampf  mit  der  Waffe,  die  Verhängung 
von  Todesurteilen  über  freie  Franken,  die  Freilassung  durch  Schatz wurf, 
unter  den  Karolingern  besonders  auch  die  Klage  wegen  Herisliz,  Ver- 
weigerung des  Unterthaneneides,  Nichtachtung  königlicher  Banngebote, 
Amtsvergehen.  Prozesse  der  Großen  untereinander  sollten  nach  Vorschrift 
Karls  des  Großen  nur  im  Hofgericht  unter  dem  persönlichen  Vorsitz  des 
Königs  entschieden  werden,  doch  wurden  Civilsachen  derselben  oft  auch 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  verhandelt®*.  Fiskalsachen  konnten  an 
sich  auch  von  den  ordentlichen  Gerichten  entschieden  werden,  die  Vor- 
teile des  BiUigkeitsgerichtshofes  gaben  aber  den  Vertretern  des  Fiskus  in 
den  meisten  Fällen  Anlaß,  von  dem  in  solchen  Fällen  erlaubten  Bekla- 
mationsrecht  Gebrauch  zu  machen  und  die  Sache  noch  vor  dem  Urteil 
an  das  Königsgericht  zu  ziehen  "^  Dasselbe  Reklamationsrecht  stand  den 
in  den  Königsschutz  aufgenommenen  Personen  zu^^,  ebenso  fand  das 
Reklamation^echt  bei  Prozessen  um  königliche  Benefizien  Anwendung, 


•^  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  183,  der  insbesondere  gegen  Sohm  auf  Lex  Salica  46,  2 
aufmerksam  macht,  wo  das  Königsgericht  als  mallus  ante  regem  dem  echten  Ding 
als  legitimus  mallvs  publicus  oder  mcUlobergue  ante  teoda  (d.  i.  populns)  aut  thun- 
ginum  entgegengesetzt  wird.  In  den  Capitnla  de  causis  diversis  c.  1  (Bobbtivs,  I. 
135)  yerweist  Karl  die  Grafen  wegen  ihrer  richterlichen  Aufgaben  auf  das  Vorbild 
des  Königsgerichtes. 

*^  Die  Urteile  des  Hofgerichts  selbst  unterlagen  keiner  unbedingten  Hechtskraft. 
Eine  im  Hofgericht  bereits  abgeurteilte  Sache  konnte  wiederaufgenommen  und  zum 
zweiten-,  selbst  zum  drittenmal  hier  entschieden  werden.  Vgl.  Capitulare  Sazonicum 
von  797,  c.  4. 

*'  Vgl.  Lex  Salica  56,  2,  Sohm,  98,  162.  Erst  unter  den  Karolingern  ist  die 
Grafenacht  (die  spätere  Verfestung)  neben  die  Beichsacht  getreten.  Soweit  die  Acht 
noch  den  Charakter  unmittelbarer  Strafe  hatte  (vgl.  S.  74  ff.),  konnte  sie  auch  nach 
Aalischem  Rechte  von  dem  ordentlichen  Richter  verhängt  werden.  So  dürften  sich 
die  von  Fbbnbdobpf,  Recht  und  Rede  (vgl.  S.  118  Anm.  68)  481  ff.,  gegen  Sohm  er- 
hobenen Einwendungen  erledigen. 

»*  BoBBTius,  Capitularia  L  176,  c.  2.    Waitz,  IV.  481  f. 

'^  Vgl.  Bbünnsb,  Entstehung  der  Schwurgerichte  71  f.;  Zeugen-  u.  Inquisitions- 
beweis 48  f.,  58  ff. 

"  Vgl.  Bbunnbb,  Zeugen  u.  Inqu.  51  f.,  55  ff.  Sohm,  130  f.,  166  f.  Waitz,  IL  2, 
S.  190.  Auch  in  dem  von  Gregor,  Hist  Franc.  VII.  23,  erwähnten  Prozesse  gegen 
Injuriosus  haben  wir  es  augenscheinlich  mit  einer  reclamatio  ad  regis  definitivam 
sententiam  zu  thun.  Die  Kläger  waren  jedenfalls  Schutzjuden.  Das  auf  Reinigungs- 
«id  lautende  erste  Urteil  hatte  wohl  noch  keine  Vollbort  erhalten.  Übrigens  hat 
Bbunkeb,  a.  a.  0.,  55 f.,  nachgewiesen,  daß  auch  Reklamationen  nach  dem  Urteil 
nicht  unbedingt  ausgeschlossen  waren. 
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da  diese  dieselben  Vorrechte  wie  die  nnmittelbaren  Erongüter  genossen^ 
Unter  den  Karolingern  fährte  der  regelmäßige  Gebrauch  des  Beklamation 
rechts  bei  Prozessen  um  königliche  Güter  geradezu  zu  einem  priYilegiert4 
Gerichtsstande  im  Eönigsgericht*^.  Im  übrigen  wurde  der  Belastigui 
des  Hofgerichts  mit  allen  möglichen  Bechtshandehi  seit  Pippin  dadur^ 
ein  Ziel  gesetzt,  daß,  ohne  die  Freiheit  des  Königs  selbst  zu  beschränke 
außer  den  schon  hervorgehobenen  Fällen  die  Anrufung  seines  Gericht 
auf  die  FäUe  der  Rechtsverweigerung  und  der  von  Pippin  eingeführte 
Urteilsschelte  beschrankt  wurde"®. 

Dem  königlichen  Hofgericht  durchaus  nachgebildet  waren  die  herzoi 
liehen  Hofgerichte  zur  Zeit  des  Stanmiesherzogtums®®. 

Die  Gerichte  der  Königsboten  waren  dagegen  hinsichtlich  ihr 
Form  wie  ihrer  Zuständigkeit  im  wesentlichen  Grafengerichte,  aber  fre 
lieh  unter  einem  Richter,  der  als  Delegierter  des  Königs  mit  dem  Bech 
des  königlichen  Bannes  ausgestattet  und  kraft  der  ihm  übertragenen  G^ 
richtsgewalt  nicht  an  den  Formalismus  des  volksrechtlichen  Yer&hrei 
gebunden  war^^.  Auch  das  missatische  Gericht  war  demnach  ein  BillL 
keitsgericht.  Häufig  wurden  die  Königsboten  seitens  des  Königs  in  Sachei 
die  an  das  Hofgericht  gekonmien  waren,  mit  Inquisitionsmandaten,  nicl 
selten  auch  mit  der  Entscheidung  beauftragt  ^^^ 

An  die  Organisation  des  Königsbotenamtes  wurde  von  Karl  de] 
Großen  eine  andere,  für  die  spätere  Verfassungsentwickelung  bedeuten 
gewordene  Einrichtung  geknüpft,  indem  die  Königsboten  die  Grafen  ihr< 
Sprengeis  anweisen  mußten,  sich  während  der  von  der  missatischen  Amt 
waltung  freien  Monate  zu  gemeinsamen  Landfriedensgerichten  (con 
munia  placäa)  zu  vereinigen  ^^^. 

V.  Grundherrliche  und  Immunitäts-Gerichte^*^.  Die  unfe 
grenzte  Strafgewalt  der  Herren  über  ihre  unfreien  Leute  dauerte  in  alt< 


••  Vgl.  Bbunnsb,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweia  78  f. 
•^  Vgl.  ebd.  59  ff. 

*8  Vgl.  ebd.  52  ff.    Kapitular  Pippins  von  754—755,  c.  7  (Borbtius,  I.  32).    Caj 
tulare  missorum  von  808,  c.  4  (ebd.  115);  von  805,  II.  c.  8  (ebd.  128).    Capitulai 
Baiwaricam  c.  7  (ebd.  159).    Capitnlare  Mantnanum  c.  2  (ebd.  190). 
»»  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  369  f. 
»««  Vgl.  S.  134  f.    SoHM,  489  ff.    Waitz,  IV.  413  ff. 

*®*  Vgl.  Bbünnkr,  Zeugen-  u.  Inquis.-Beweis  115  ff.    Waitz,  IV.  414  Anm.  4. 
*<>*  Vgl.  Capitulare  de  iustitiis  faciendi»  von  811—813,  c.  12  (Bobettob,  L  177 
Waitz,  IV.  411  ff.    Sohm,  486,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  derartige  Znsammei 
künfte  (im  Anschluß  an  die  Provinzialkonzilien)  schon  unter  den  Merovingem  toj 
gekommen.    Vgl.  Gregor,  Hist.  Franc.  X.  8. 

>«  Vgl.  Waitz,  H.  2,  S.  168,  376  ff.  IV.  447  ff.,  463.  L.  v.  Maubbb,  Geschieht 
der  Fronhöfe  I.  1862.  Th.  Siceel,  Beiträge  zur  Diplomatik  V.  (Sitz.-Ber.  d.  Wienc 
Akad.  d.  Wiss.  XLIX.  1865)  337  ff.,  359  f.  Brukner,  Mithio  und  sperantes  (s.  §  2 
Anm.  2).  W.  Sickrl,  Zum  Ursprung  des  mittelalterlichen  Staates  (a.  d.  MitteiL  c 
Instit.  f.  österr.  Gesch.-Forsch.,  II.  Erg.-Bd.)  6-20;  Gott  gel.  Anz.  1886,  S.  564« 
G.  Meyeb,  Die  Gerichtsbarkeit  über  Unfreie  und  Hintersassen,  1.  d.  Zeitschr.  f.  BOi 
XV.  83—114.    XVI.  102—126.    Bbauchet,  a.  a.  0.  74  ff.,  418ff.    Cohk.  Justizrerwei 
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^Veise  fort^^*.  Ihre  einzige  Schranke  bildeten  außer  den  kirchlichen  Vor- 
iclmften,  welche  den  Mißbrauch  mit  Kirchenbußen  bedrohten,  das  eigene 
"nteresse  der  Herren  und  die  gute  Sitte.  Verbrechen  der  unfreien  Hof- 
Genossen  gegeneinander  oder  gegen  den  Herrn  blieben  seitens  der  staat- 
ichen  Gerichte  ungeahndet^®*.  Für  Delikte  seiner  Leute  gegen  Dritte 
laftete  ursprünglich  der  Herr  (S.  59),  nur  allmählich  machte  sich  die 
Berücksichtigung  des  verbrecherischen  Willens  geltend.  Festgehalten 
f  urde,  daß  die  Klage  gegen  den  Herrn  anzustellen  sei,  aber  dieser  konnte, 
renn  er  den  Reinigungseid  für  den  Angeschuldigten  nicht  zu  leisten  ver- 
nochte,  sich  durch  den  Nachweis  seiner  eigenen  Unschuld  jeder  weiteren 
Verantwortung  entziehen,  indem  er  den  Angeschuldigten  zum  weiteren 
Verfahren  (Beweiserhebung  durch  Folter  oder  Gottesurteil,  Vollstreckung 
ler  Strafe)  an  das  Gericht  auslieferte  ^®®.  Civilprozesse  der  Unfreien  mit 
Personen  außerhalb  der  Hofgenossenschaft  waren  unmöglich,  da  die  mit 
hnen  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte  keine  Gültigkeit  hatten  ^®^.  Streitig- 
feiten seiner  Leute  untereinander  schlichtete  der  Herr  nach  freiem  Er- 
nessen.  Auch  hier  gab  es  formell  wie  materiell  für  ihn  keine  anderen 
Schranken,  als  die  der  guten  Sitte  und  seines  eigenen  Interesses.  Erst 
lurch  den  Umstand,  daß  die  großen  Grundherren  über  ihre  Eigenleute 
•egelmäßig  nicht  selbst  zu  Gericht  saßen,  sondern  in  erster  Reihe  ihre 
ULeier  (viüici)  oder  Gutsvögte  damit  beauftragten,  wurde  der  Grund  zu  der 
Ausbildung  bestimmter  hofrechtlicher  Normen  gelegt'^®. 

Die  eigentümliche  Gestaltung  der  gerichtlichen  Verhältnisse  der  Höri- 
2ren  und  der  freien  Hintersassen  war  eine  Folge  teils  des  Schutzverhält- 
lisses,  welches  dem  Herrn  die  Verantwortung  (mitiiio)  für  die  Übelthaten 
»einer  Muntleute  auferlegte^®®,  teils  der  später  (§  27)  zu  erörternden  Im- 
nunitatsprivilegien,  durch  welche  die  geistlichen  und  viele  weltliche  Grund- 
lerrschaften  den  Amtshandlungen  der  öffentlichen  Beamten  verschlossen, 
iie  fiskalischen  Einkünfte  aus  denselben,  auch  die  Gerichtsgefalle,  dem 
Staate  entzogen  und  den  Grundherren  zugewendet  wurden.  Gegenüber 
len  früher  sehr  geteilten  Meinungen  über  die  Lnmunitatsgerichte  ergiebt 
sich  aus  einigen  erst  neuerdings  entzifferten  Bestimmungen  des  Edikts 
Chlothars  II.   von   614  die  volle  Stetigkeit  der  Entwickelung  seit  dem 


gerung  92  ff.  Bbthmann-Hollweg,  a.a.O.  I.  441  f.  IL  39  ff.,  54  f.  Sohm  bei 
VVetzell,  System  des  Civilprozesses,  3.  Aufl.,  359  ff.  Pakdbssüs,  Loi  Salique  583  ff. 
E.  LöNiNG,  Kirchenrecht  der  Merovinger  731  ff. 

*®*  Vgl.  S.  37.  Vgl.  Jastbow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei 
Deutschen  und  Angelsachsen  (Gibbkb,  Untersuchungen  II.  1878j. 

10»  Ygi  BoBBTius,  Capitularia  I.  181,  c.  7,  c.  9.  Nur  die  Tötung  des  Herrn  war 
in  einigen  Volksrechten  mit  öffentlicher  Strafe  bedroht. 

*®*  Vgl.  Lex  Salica  40.  Lex  Ribuaria  30.  58,  20.  Bobetiüs,  Capitularia  I.  5,  c.  5. 
6,  c.  11,  c.  12.    17,  c.  10,  c.  13.   23,  c.  22.    181,  c.  7,  c.  9. 

^^^  Vgl.  Lex  Salica  27,  §  26.    Lex  Ribuaria  74. 

"*  Vgl.  Karls  Capitulare  de  villis  c.  29,  56,  57  (Boretiüs  I.  85,  88). 

'^^  Vgl.  S.  154. 
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Anfange  des  7.  Jahrhunderts.    Die  Verhältnisse  waren  nach  dem  Edikt 
im  wesentlichen  schon  dieselben  wie  unter  den  Karolingern"*. 

Die  Dingpflicht  der  Hintersassen  im  echten  Ding  des  Grafen  be- 
stand noch  unter  Karl  dem  Großen  zu  Recht "^  Die  Zuständigkeit  des 
Grafengerichts  erstreckte  sich  voll  und  ganz  auch  auf  die  Immunitätsleute, 
nur  daß  Ladungen  und  Urteilsvollstreckungen  im  Wege  der  Requisition 
erfolgen  mußten"'  und  daß  bei  peinlichen  Ellagen  gegen  dieselben  zu- 
nächst die  herrschaftliche  Vermittelung  nachzusuchen  war"'.  In  Sachen 
der  niederen  Gerichtsbarkeit,  die  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  des 
Großen  vor  das  Gericht  des  Centenars  gehörten,  hatten  die  Hintersassen 
nur  dann  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen,  wenn  ihr  Gegner  außerhalb 
der  Immunität  stand"*.    In  allen  Fällen,  wo  ein  Hinsersasse  als  Partei 


110  Das  Edikt  von  6t4  (Bobetiub  I.  20  ff.)  bestimmte  c.  14,  daß  die  ecclenarum 
res,  scLcerdoium  et  pauperum,  qui  se  defensare  non  possunt,  bis  zur  gerichtlichen 
Entscheidang  unter  dem  Schatze  der  öffentlichen  Beamten  stehen  sollten  0^  iudicilni^ . 
pvhlicU  usqtie  audientiam  per  iusHHam  defensentur) ,  aber  vorbehaltlich  der  der 
Kirche  oder  einem  der  weltlichen  Großen  verliehenen  Immunitätsreohte  (salva  emu- 
nitate  praecidenUum  dornnorum,  quod  ecclenae  aut  potentum  vel  cuicumque  visi  sunt 
indulsisse  pro  pace  atque  disciplina  facienda).  Im  Gegensatze  dazn  setzte  c.  15  fest, 
daß,  si  homines  ecclesiarum  aut  potentum  de  causis  criminalihus  fwerint  accusatiy  die 
herrschaftlichen  Beamten  (agentesj  auf  Requisition  der  öffentlichen  Beamten  den  An- 
geschuldigten im  öffentlichen  Gericht  (in  audientia  publica)  zur  Verantwortung 
zu  stellen  hätten  (ad  iusHHam  reddenda  praesentare) ,  wofern  die  Sache  nicht 
vorher  durch  sie  zur  Zufriedenheit  des  Klägers  beigelegt  wäre.  Beide  Kapitel  stehen 
im  engsten  Zusammenhange.  Beide  beziehen  sich  auf  die  Rechtshändel  von  Hinter- 
sassen (pauperes,  hominesj  geistlicher  oder  weltlicher  Grundherrschaffcen.  In  pein- 
lichen Sachen  Sühneinstanz  vor  dem  herrschaftlichen  Beamten,  richterliche  Entschei- 
dung ausschließlich  im  öffentlichen  Gericht,  dem  der  Angeschuldigte,  wenn  der  Sühne- 
versuch  gescheitert  ist,  ausgeliefert  werden  muß.  In  Civilsachen  ebenfaUs  Gerichts- 
stand vor  dem  öffentlichen  Richter,  der  schon  vor  der  Entscheidung  seinen  Schutz 
zu  gewähren  hat.  Dieser  Gerichtsstand  ist  aber  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ, 
er  kommt  in  Wegfall,  soweit  es  sich  um  Sachen  handelt,  die  unter  deu  Friedens- 
schutz und  die  Disziplinargewalt  des  Immunitätsherm  fallen.  Da  der  Immunitatsherr 
bei  Prozessen  seiner  Hintersassen  mit  Dritten  höchstens  einen  Anspruch  auf  den  Mit- 
vorsitz neben  dem  öffentlichen  Richter  hatte  (c.  5,  c.  7),  so  kann  jener  außerordent- 
liche Immunitätsgerichtsstand  nur  von  Händeln  der  Hintersassen  untereinander  ver- 
standen werden.  Also  öffentlicher  Gerichtsstand  in  peinlichen  Sachen  und  in  allen 
Prozessen  mit  Dritten,  dagegen  Civil-  und  niedere  Kriminaljustiz  des  Immunitäts- 
herm  bei  Streitigkeiten  innerhalb  der  Immunität.  Von  einer  grundherrlichen  Ge- 
richtsbarkeit als  solcher,  wie  sie  neuerdings  von  W.  Sickel  angenommen  wird,  ist 
keine  Rede.    Es  giebt  nur  eine  Immunitätsgerichtsbarkeit. 

"»  Vgl.  SoHM,  846  ff. 

"■  Vgl.  BoBBTiUB,  Capitularia  I.  48,  c.  9.  181,  c.  5.  321,  c.  8.  Bbxtnkbb.  i.  d. 
Zeitschr.  f.  B.G.  XVI.  224.    Waitz,  IV.  450,  454  f.,  464.    Vgl.  Anm.  114. 

"»  Vgl.  BoRETiUB,  I.  196,  c.  5  (in  Verbindung  mit  c.  1).    Waitz,  IV.  451  f. 

"*  Den  in  seinem  Reiche  angesiedelten  Spaniern  bewilligte  Ludwig  durch  die 
Constitutio  de  Hispanis  von  815  (Bobbtius  I.  261)  eine  der  Immunität  nachgebildete 
gerichtliche  Exemption.  Vgl.  Waitz,  IV.  458.  In  den  maioribus  causis  sollte  der 
Spanier  vor  dem  Grafen  zu  Recht  stehen,  ebenso  undeeunque  a  vicino  suo  aut  crimi- 
naliter  aut  dviliter  fuerit  accusatus  et  ad  placitum  venire  iussus.  Des  Schöffen- 
gerichts wird  nicht  besonders  gedacht,  es  war  aber  in  dem  Angeführten  mitbegriffen. 
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vor  dem  öffentlichen  Gericht  zu  thun  hatte,  erschien  er  im  Beistande  des 
Immunitatsheamten"*.  Alle  Angelegenheiten  der  niederen  Gerichtsbarkeit, 
die  sich  ausschließlich  innerhalb  der  Immunität  bewegten,  gehörten  vor 
das  Immunitätsgeiicht^^^.  Das  Immunitatsgericht  war  ein  patrimoniales 
Niedergericbt  Der  Immunitatsbeamte  (Vogt)  war  der  Centenar  des  Patri- 
monialgeriehts^".  Sein  Gerichtssprengel  war  nicht  auf  eine  Hundertschaft 
beschrankt^  er  konnte  samtliche  Besitzungen  des  Immunitatsherm  inner- 
halb des  Gftues  umfassen,  nur  die  Grenzen  der  Grafschaft  durften  nicht 
Überschlitten  werden  ^^®. 

Schon  unter  Karl  dem  Großen  wurde  die  Zuständigkeit  der  Immu- 
nitätsgerichte  vereinzelt  auf  alle  Klagen  gegen  Hintersassen,  soweit  der 
Fall  dem  Gebiete  der  niederen  Gerichtsbarkeit  angehörte,  ausgedehnt ^^^ 
Zorn  Teil  mögen  dabei  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  wie  sie  sich  in 
einigen  westfränkiBchen  Städten  in  eigentümlicher  Umbildung  römischer 
£iiirichtangen  erhalten  hatten  ^^,  auch  die  herrschaftliche  Sühneinstanz 
komite  im  Laufe  der  Zeit  leicht  zu  einer  Erweiterung  der  Zuständigkeit 
der  Immunitätsgerichte  den  Anstoß  geben. 

Auf  den  königlichen  Gütern  kam  dann  ganz  besonders  das  Rekla- 
mationsrecht in  Betracht  Wie  das  letztere  in  manchen  Beziehungen  zu 
einem  privilegierten  Gerichtsstande  vor  dem  Königsgericht  geführt  hatte  ^'^, 
so  konnte  sich  für  die  Angelegenheiten  der  Kronbauern  leicht  im  Wege 
königlicher  Delegation  ein  ordentlicher  Gerichtsstand  vor  den  Kron- 
gatsverwaltem    entwickeln.     Bestimmte    Zeugnisse    haben    wir   darüber 


Xach  Lex  Bibnaria  58,  21  kam  bei  Streitigkeiten  der  homine»  regii  und  ecclesiasüci 
unter  sich  die  siebennächtige  Frist  des  Immanitätsgeriohts,  bei  Streitigkeiten  mit 
Dritten  die  yierzehnnächtige  Gerich tsfrist  des  gebotenen  Dinges  zur  Anwendung. 
Aach  L.  Rib.  58,  19  weist  auf  den  öffentlichen  Gerichtsstand  der  Hintersassen  hin. 

"^  Vgl.  Waitz,  IY.  451.  Die  Assistenz  der  Immunitätsbeamten  war  wohl  eine 
Abschwäehung  des  7on  Cblothar  II.  bewilligten  Mitvorsitzes  (Anm.  110). 

'^*  Die  Lex  Ribuaria  bestimmte  über  die  tabularii  (58,  1):  non  cUiM  quam  ad 
etelesiam,  tdn  relaxaH  sunt,  mallum  teneant.  Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes (Tgl.  Anm.  114)  ergeben,  daß  es  sich  hier  nur  um  Rechtshändel  innerhalb  der 
hnmunitat  handelte.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  22  ff.  und  die  dort  angeführten  Arbeiten 
von  SoHM,  £.  LöKiNO  und  Roth.  Vgl.  Anm.  110  und  Bobetius^  I.  S2,  c.  7.  87,  c.  25. 
51,  c.  21.  192,  c,  7.  262,  c.  2,  c.  3.  Gegenüber  der  neuesten  Ausgabe  des  Edikts 
von  614  hat  auch  Sohm  seinen  früheren  Widerspruch  gegen  die  Annahme  eigentlicher 
Immunitätsgerichte  aufgegeben.  Vgl.  Deutsche  Litt.-Zeitung  1882,  Sp.  793;  Reichs- 
n.  Gerichtsverfassung  346  ff.    Bbunkeb,  Mithio  16  ff. 

"'  Vgl.  WArrz,  IV.  453,  467.    Gibbkb,  Genossenschaftsrecht  I.  134. 

"•  Vgl.  BoBBTiüs,  I.  23,  c.  19. 

"*  Vgl.  Waitz,  n.  2,  S.  377.    IV.  451  f. 

^'^  In  Angers  und  Tours  war,  wie  es  scheint,  die  früher  von  dem  städtischen 
Defensor  ausgeübte  niedere  Gerichtsbarkeit  auf  einen  bischöflichen  Beamten  über- 
g^aagen.  Vgl.  Form.  Andecav.  10,  11,  13  f.,  16,  24,  28  ff.,  47.  Form.  Tur.  39. 
Bbüsker,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVni.  72  ff.  BethmannHollwbg,  Römisch.  Civil- 
prozeß  ÜL  45,  108  ff. 

*"  Vgl.  S.  173  f. 
B.  ScsBdDKs,  DcntBOfae  BeahtBgeschiohtt.  12 
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Dicht  ^*^.  Von  eigentlichen  Domänengerichten  statt  von  königlichen  Im 
mnnitatsgerichten  zu  reden  liegt  kein  Grund  vor***. 

IV.  Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit*".  Die  im  rönaischei 
Reiche  nur  bedingt  anerkannte  Selbständigkeit  der  geistlichen  Gerichts^ 
barkeit  in  innerkirchlichen  Angelegenheiten  (Verwaltungssachen,  Amts- 
vergehen  der  Geistlichen,  Ejrchenzucht  über  Geistliche  und  Laien)  bliel 
unter  den  fränkischen  Königen  durchaus  unangetastet***.  Ausgeübt  wurd< 
diese  Gerichtsbarkeit  seitens  der  Bischöfe  vornehmlich  auf  den  jährlichei 
Visitationsreisen,  indem  sie  in  den  einzelnen  Pfarreien  vor  der  dazu  ent- 
botenen Gemeinde  den  Send  (synodus)  abhielten.  Die  Ausbildung  eigent 
lieber  Sendgerichte  mit  Rügezeugen  und  einer  aktiven  Beteiligung  dei 
Gemeinde  bei  der  Ermittelung  von  Vergehen  fallt  erst  in  die  folgende 
Periode.  Die  schon  von  König  Gunthram  angeordnete  und  von  den  Karo- 
lingern seit  Karlmann  wiederholt  vorgeschriebene  Anwesenheit  des  Grafei 
oder  Schultheißen  im  Send**®  sollte  wohl  von  vornherein  nicht  bloß  dei 
Unterstützung,  sondern  auch  der  Beaufsichtigung  des  Bischöfe  und  den 
staatlichen  Interesse  an  der  Verfolgung  der  Verbrechen  dienen**^. 

Die  wiederholten  Versuche  der  Kirche,  die  weltliche  Gerichtsbarkeil 
über  gewisse  Kreise  der  Laien  zu  erwerben,  hatten  nur  auf  dem  Gebiett 
der  Immunitaten  und  der  Freigelassenen  (talndarii)  einen  beschrankten 
Erfolg**®.  Versuche  zu  einer  Ausdehnung  ihrer  Gerichtsbarkeit  in  objek- 
tiver Beziehung  hat  die  Kirche  vor  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts,  dei 
Zeit  der  großen  Fälschungen  des  Pseudoisidor  und  Benedictus  Levita 
überhaupt  nicht  gemacht**®.  Für  jetzt  kam  nur  die  Gerichtsbarkeit  übei 
Geistliche  in  Frage. 

I  ^'*  Die  Bestimmangen  des  Capitulare  de  villis,  c.  4,  c.  52  sind  nicht  klar. 

**'  Über  das  Domänengericht  des  römischen  Bationalis  vgl.  Bbthmann-Hollwbg 
i  Bora.  Civilprozeß  III.  79. 

I  **^  Ygl.  NiBSL,  Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  frankischen  Reich«  1886.  Sohm,  Diit 

'  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  fränkischen  Reich,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Eirchenrecht   IX 

I  193—271.    E.  LÖNING,  Geschichte  des  deutschen  Eirchenrechts  11.  507—534.    Femei 

I  Waitz,    II.  2,   S.  168  f.,  243  ff.     IV.   489—447.      Beauchbt,   a.  a.  0.   87  ff.,  354  ff 

I  W.  SicKBL  i.  d.  Gott.  G.-A.  1886,   S.  561  ff.     Doyb,  De  iurisdictionis   ecclesiastica« 

apud  Germanos  Gallosque  progressu,  1855;    Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  IV.  16 ff.;   ii 
I  Hbrzoos  Realencyklopädie  f.  Theologie  u.  Kirche  XIV.   119  f.;   in  Richtbbs  Lehrb 

d.  Kirchenrechts,  8.  Aufl.,  597  f.,  771  ff.    Hd^bchius,  Decretales  Pseudoisidoriaiiae,  pg 
I  CCXXIIf.    Roth  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.   V.   6  f.     Wetzbll,  Syst.  d.  Civilprozesse» 

3.  Aufl.,  334  ff. 
\  *"  Vgl.  LöNiNG,  a.  a.  O.  II.  505  f. 

*••  Vgl.  BoBBTius,  a.  a.  O.  I.  11.  25,  c.  5.  45,  c.  6.  74,  c.  6.  190,  c.  5,  326.  c.  1 

^*^  Die  Hufe  des   weltlichen  Armes  hatte  schon  das  Edikt  Gunthrams  Ton  5S: 

(BoBBTiüS  I.  12)  versprochen;   Distringat  legale  ultio  iudicum,  quos  non  carrigit  ca 

nanica  praedicatio  sacerdoiwm.    Das  Decr.  Ohildeh.  II.  von  595  (ehd.  I.  15,  c.  2)  be 

drohte  hartnäckigen  kirchlichen  Ungehorsam  mit  Verlust  der  königlichen  Gnade  un^l 

Entziehung  des  Vermögens   zu  Gunsten  der  Verwandten.     Entsprechende  karolin 

gische  Bestimmungen  bei  Bobbtiub,  I.  74,  c.  6.   326,  c.  1.     Vgl.  Nibsl,  a.  a.  0.  35 

"8  Vgl.  S.  175 ff.    SoHM,  a.  a.  0.  222 f.;  Zeitschr.  f.  RG.  V.  438  f. 

*»»  Vgl.  SoHM,  a.  a.  O.  281—247. 
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Während  des  ersten  Jahrhunderts  der  fränkischen  Herrschaft  hatten 
die  Geistlichen,  im  Anschlüsse  an  das  römische  Recht,  sich  hinsichtlich 
des  Gerichtsstandes  in  nichts  von  den  Laien  unterschieden;  aber  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  erhob  die  Kirche  mit  wachsender 
Energie  den  Anspruch,  daß  ein  Laie  nicht  über  einen  Geistlichen  zu 
Gericht  sitzen  dürfe.  Chlothar  ü.  ging  auf  diese  zuletzt  von  dem  Pariser 
Konzil  von  614  formulierten  Ansprüche^*®  nur  teilweise  ein.  Sein  Edikt 
von  614  hat  das  Verhältnis  der  weltlichen  und  geistlichen  Gerichtsbarkeit 
in  einer  bis  zur  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  grundlegend  gebliebenen  Weise 
neu  geordnet  ^'^ 

In  peinlichen  Sachen,  d.  h.  bei  todeswurdigen  Verbrechen,  hielt  der 
König  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  aufrecht.  Voruntersuchung  und  Ver- 
hängung des  Strafurteils  blieb  durchaus  Sache  des  Grafen-,  beziehentlich 
des  Königsgerichts.  Kleriker  der  niederen  Grade  sollten  ganz  wie  die 
Laien  behandelt  werden,  während  sich  bei  Klagen  gegen  Diakonen, 
Priester  und  Bischöfe  an  die  Voruntersuchung  des  weltlichen  Gerichts  zu- 
nächst ein  rein  kirchlicher  Degradationsprozeß  vor  der  Synode  anschloß. 
Nur  wenn  diese  das  Schuldig  aussprach  und  die  Degredation  über  den 
Angeklagten  verhängte,  wurde  der  letztere  wieder  dem  weltlichen  Gericht 


"*  Das  KoDzil  hatte  im  c.  4  beschlossen :  Vt  malus  itidicuw  neque  presbyterum 
neque  diaconum  vel  clerecum  aut  iunioru  aecclenae  sifie  scientia  ponteficU  per  se 
distringcU  aut  damnare  praesumat.  Bei  Strafe  des  Bannes  sollte  jedem  weltlichen 
Richter  untersagt  sein,  selbständig  (p^  '^J  ohne  vorherige  Entscheidung  ffcientiaj 
des  Bischofs  über  Geistliche  jeglichen  Grades  und  Muntleute  der  Kirche  einen  pro- 
zessualischen Zwang  auszuüben  (distringerej  oder  ein  Strafurteil  zu  sprechen  (damnare), 

^'^  Die  vi  elbestrittene  Bestimmung  des  c.  4  des  Edikts  (Boretius  I.  21),  an  der 
zahllose  Auslegungsversuche  gescheitert  sind,  hat  erst  bei  Lönino,  a.  a.  0.,  512,  526iF., 
eine  auch  von  Sohm  (Jenaer  Litt.-Zeitung  1879,  S.  171  f.)  gebilligte  Erklärung,  die  dem 
Wortlaute  keinen  Zwang  anthut,  erhalten.  Endlich  scheint  durch  die  angeführte  vor- 
zügliche Arbeit  von  Nissl  das  Rätsel  vollkommen  gelöst,  indem  es  derselben  ge- 
lungen ist,  die  Bestimmungen  Chlothars  auch  mit  den  urkundlichen  Nachrichten  der 
späteren  Zeit  und  mit  den  Anordnungen  der  Karolinger  in  Einklang  zu  bringen, 
tfbersehen  hat  Nissl  die  Unterstützung,  die  seiner  Erklärung  durch  das  wieder- 
hergestellte c.  14  des  Edikts  zu  teil  wird.  Wir  haben  schon  S.  176  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  hier  die  Zuständigkeit  des  weltlichen  Gerichts  in  Prozessen  um  res  eccle- 
siarwm  et  sa4:erdotum  (vgl.  Anm.  1 84)  vorausgesetzt  wird,  da  unter  der  hier  erwähnten 
audientia  nur  die  des  iudex  publicus,  also  die  audientia  publica,  d.  h.  der  mallus 
publicus  des  Grafen,  verstanden  werden  kann.  Die  Hauptbestimmung,  o.  4,  des  Edikts 
lautet:  Ut  nullum  iudicum  de  qualebit  ordine  clerecus  de  civilibus  causis,  praeter 
crimirude  negu^cia,  per  se  distringere  aut  damnare  praesuma^,  nisi  convincitur  mane- 
festus,  excepto  preihytero  aut  diacono;  qui  convicti  fuerint  de  erimine  capitali,  iuxta 
canones  distringantwr  et  cum  ponteficibus  examinentur.  Die  Worte  distringere  aut 
damnare  praesumat  stehen  für  distringere  praesumat  aut  damnare  praesumcU.  Die 
Bestimmung  besagt:  „Kein  Richter  soll  Geistliche  jeglichen  Grades  in  bürgerlichen 
Sachen,  aber  nicht  auch  in  peinlichen  Prozessen,  selbständig  einem  prozessualischen 
Zwange  unterwerfen  oder  ein  Strafurteil  über  sie  fällen,  wenn  sie  nicht  vollkommen 
überführt  sind,  ausgenommen  Priester  und  Diakonen  (und  Bischöfe).  Wer  (von  diesen) 
eines  Kapitalverbrechens  (im  Vorverfahren)  überführt  ist,  gegen  den  soll  nach  Maß- 
gabe der  Kanones  verfahren  und  seine  Schuld  von  den  Bischöfen  untersucht  werden." 
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zur  Bestrafung  übergeben.  Das  Strafurteil  konnte  wie  bei  Laien  auf  T« 
oder  Verstümmelung  lauten,  wurde  aber  in  der  Regel  auf  dem  Gnaden 
wege  in  Verbannung  oder  Verstrickung  und  Vermögenseinziehung  um 
gewandelt  ^^'. 

Da  bei  Immobiliarprozessen  gegen  Geistliche  die  Zuständigkeit  de: 
Gerichte  vollständig  gewahrt  blieb  ^*'  und  dasselbe  auch  bei  Preiheits- 
überhaupt  bei  Prozessen  um  den  Personenstand  der  Fall  war^'*,  so  er 
giebt  sich,  daß  Chlothar  II.  in  allem,  was  zu  der  Kompetenz  des  eehtei 
Dinges  oder  des  karolingischen  Grafengerichts  gehörte,  die  Ansprüche  dei 
Kirche  zurückgewiesen  und  nur  durch  die  Aufnahme  des  kirchlicbei] 
Degradationsverfahrens  in  den  Rahmen  des  peinlichen  Prozesses  ein  Zu- 
geständnis gemacht  hat. 

Dagegen  wurde  die  niedere  Gerichtsbarkeit  (de  cwiBbus  causis,  de  per- 
sona)^ d.  h.  die  Gerichtsbarkeit  bei  Klagen  um  Schuld  (Bußklagen  und 
Vertragsklagen),  über  Kleriker  jeglichen  Grades  schlechthin  dem  bischöf- 
lichen Gerichte  überwiesene'^,  dem  die  karolingische  Gresetzgebung  dag 
Gericht  des  Metropoliten  als  Berufungsinstanz  überordnete  ^^,  Dies  bischöf- 
liche Schuldgericht  war  nicht  wie  das  Disziplinargericht  über  Geistliche 
ein  kirchliches  Korporationsgericht,  sondern  ein  der  Verwaltung  des 
Bischofs  übergebenes,  nach  den  weltlichen  Gesetzen  zu  handhabende:^ 
öflFentliches  Gericht  e^^,  dem  der  Graf  oder  Schultheiß  als  das  vollziehende 
Organ  des  bischöflichen  Urteils  beizuwohnen  hatte  ^*®.  Das  bischöfliche 
Schuldgericht  stellte  sich  demnach  dem  Schultheißengericht  und  dem 
Immunitatsgericht  gegenüber  und  unterschied  sich  von  dem  letzteren  nur 
dadurch,  daß  es  von  vornherein  nicht  auf  die  Rechtshändel  innerhalb  der 
Genossenschaft  beschränkt  war,  sondern  auch  auf  die  Schuldklagen  der 


1"  Vgl.  LöNiNO,  a.  a.  0.  517  ff.    Nissl,  39  ff. 

»»3  Vgl.  Anm.  131,  134,  Ul. 

^^^  Vgl.  Nissl,  179  ff.  Die  Capitula  legibus  addenda  von  81S— S19,  c.  10  (Bou- 
Tius  I.  283)  fassen  die  civilrechtliche  Zuständigkeit  des  Orafengerichts  mit  den 
Worten  vel  de  statu  hominis  vel  de  possessione  cuiuslibet  zusammen.  Die  Kompetens 
für  Oeistliohe,  auch  bei  Prozessen  von  Geistlichen  untereinander,  wird  dabei  beson- 
ders hervorgehoben.    Prozesse  de  possenone  oder  de  rebus  waren  Immobiliarprozesse. 

^^^  Dies  nachgewiesen  zu  haben  ist  ein  besonderes  Verdienst  von  Nissl,  dem  ich 
nur  darin  nicht  zustimmen  kann,  daß  die  Klagen  um  Schuld  lediglich  Boßklagen 
gewesen  seien.    Näheres  hierüber  unten  §  35,  §  37. 

»»«  Vgl.  BoRETius,  I.  74,  c.  6. 

»"  Vgl.  Nissl.  226  ff.,  229. 

*"  Vgl.  Karls  Synodus  Francofurtensis  von  794,  c.  6  (Boretius,  I.  74):  SiaUUum 
est  a  domno  rege  et  sancta  synodoy  tU  episcopi  iustitias  faciant  in  suis  parroeekiis.  si 
non  oboedieril  aliqua  persona  episcopo  suo  de  abbatibus,  presbiteris,  diaconibus,  suh- 
diaconibusy  monachis  et  caeleris  clericis  vel  etiam  aliis  in  eins  parrockia,  vemieni  ad 
metropolitanum  situm,  et  ille  diiudicet  causam  cum  sußraganeis  suis,  comitee  quoqu^ 
nostri  veniant  ad  iudicium  episcoporum.  et  si  aliquid  est,  quod  episcopus  metropoU- 
tanus  non  possit  corrigere  vel  pacificare,  tunc  tandem  veniant  accusaiores  cum  aeeu- 
saiu  cum  litteris  metropolitano ,  ut  sciamus  veritatem  rei.  Vgl.  Anm.  126,  127. 
Nissl,  227  f. 
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Laien  gegen  Geistliche  Anwendung  fand"*.  Der  staatliche  Charakter  des 
bischöflichen  Schuldgerichts  zeigte  sich  auch  darin,  daß  es  gleich  dem 
Schultheißen-  und  dem  Immunitatsgericht  dem  Königsgericht  jederzeit 
weichen  mußte  ^*°. 

Die  Einrichtungen  Chlothars  II.  sind  auch  in  der  karolingischen  Zeit 
dieselben  geblieben  und  haben  nur  darin  eine  Fortbildung  zu  Gunsten  der 
klerikalen  Forderungen  erfahren,  daß  für  Immobiliarprozesse  unter  Geist- 
lichen ein  dem  Gerichtsverfahren  voraufgehender  Sühneversuch  vor  dem 
Bischof  angeordnet  wurde  ^*^  und  daß  man  den  höheren  (in  Italien  allen) 
Geistlichen  als  Prozeßparteien  die  Vertretung  durch  den  Vogt  der  Kirche 
gestattete"'.  Die  Dingpflicht  war  für  die  Geistlichen  nicht  verbindlich, 
obwohl  dieselben,  wenn  sie  an  den  Gerichtsverhandlungen  teilnahmen,  den 
übrigen  Gerichtsgenossen  gleichgeachtet  wurden  "*.  Bei  Prozessen  zwischen 
Geistlichen  und  Laien  wurde  dem  Bischof  ein  Ehrenvorsitz  neben  dem 
Richter  eingeräumt^**. 

§  26.  Das  Finanzwesen ^  Im  Gegensatze  zu  der  durchaus  ger- 
manisch gestalteten  Gerichtsverfassung  beruhte  das  Finanzwesen  des  frän- 
kischen Reiches  größtenteils  auf  römischen  Einrichtungen.  Selbst  bei  der 
Ausbildung  des  den  Franken  eigentümlichen  Bodenregals,  nach  welchem 
der  gesamte  Grund  und  Boden  einem  idealen  Obereigentum  des  Königs 


*^^  Gerade  dies  mag  auf  die  spätere  Erweiterung  der  Immunitatsgerichtsbarkeit 
eingewirkt  haben. 

"<>  Vgl.  NiBSL,  216  ff.,  226,  230  ff.  Wie  die  unmittelbar  staatlichen  Gerichte,  so 
wurde  auch  das  bischöfliche  Schuldgericht  durch  die  Anwesenheit  des  Königs  oder 
des  Königsboten  niedergelegt.  Das  Königsgericht  war  auch  hier  sowohl  konknr- 
rierendes  Gericht  als  auch  Berufungsgericht. 

***  Vgl.  NissL,  174.  Capitulare  Mantuanum  II.  von  787,  c.  1  (Bobetiüs,  I.  196): 
Volumus  primo^  ut  neque  abbaies  et  presbiteri  neque  diaconi  et  tubdiaconi  neque  quis- 
libet  de  cleros  de  personia  suis  (d.  i.  de  causis  civilibus)  ad  publica  vel  secularia 
iuditia  traantur  vel  distringantury  sed  a  suis  episcopis  adiudicati  iustitias  faciant.  si 
auiem  de  possessionibus,  seu  aecclesiasHcis  seu  propriis,  super  eos  clamor  ad 
iudicem  venerit,  mittat  iudex  clamarUem  cum  misso  suo  ad  episcopum^  ut  faeiat  eum 
per  advocaium  iustiäam  recipere,  si  vero  talis  aliqua  contentio  inter  eos  orta  fuerit, 
que  per  se  pacificare  non  velint  aut  non  possint,  tunc  per  advocatum  episcopi,  qualem 
iusserU  ij>se,  causa  ipsa  ante  comite  vel  iudiee  venicU,  et  ibi  secundum  legem  finicUur^ 
arUeposito  (d.  i.  excepto)  persona  clericorum^  sicut  dictum  est,  Capitula  legibus  addita 
von  818—819,  c.  10  (ebd.  283):  in  ecclesiasUcis  auiem  causis,  ubi  de  una  parte  saecu- 
la/re^  de  altera  vero  ecclesiasticum  negotium  est,  idem  modus  (wie  unter  Laien)  ohser- 
vetur,  ubi  vero  ex  uiraque  parte  ecclesiasticum  fuerit,  rectores  earundem  ecclesiarum, 
si  se  famüiariter  pacificare  velint,  licentiam  kabeant;  si  auiem  de  kuiuscemodi  päd- 
fieatione  inter  eos  convenire  non  possit,  advocaii  eorum  in  mallo  publico  ad  praesen- 
tiam  comiüs  veniant  et  ibi  legitimus  terminus  eorum  contentionibus  imponaiur. 

>«'  Vgl.  Anm.  141.    Nissl,  173.  ^Lönimg,  a.  a.  0.  588  f.    Sohm,  a.  a.  0.  226. 

^^^  Vgl.  SoHM,  a.  a.  O.  221  ff:;  Be'ichs-  u.  Gerichtsverfassung  340. 

"*  Vgl.  NiSBL.  176. 
*  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  246—336.    IV.  8—176.     v.  Inama-Stbbneoo  ,  Deutsche 
Wirtschaftsgeschichte  I.  160  ff.,  278  ff.,  430  ff.     v.  Danisls,  Handbuch  I.  526—687. 
Hbusler,  Institutionen  I.  §  63. 
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unterlag,  mag  teilweise  die  altrömische  Anschauung  von  dem  Eigentume 
des  Staates  am  Provinzialboden  mitgewirkt  haben*. 

Römisch  war  vor  allem  das  Münzwesen*.  Die  Merovinger  behielten, 
in  Übereinstimmung  mit  den  Langobarden  und  Westgothen,  den  römischeo 
Goldsolidus,  der  teils  in  ganzen,  teils  in  Drittelstücken  (premissL,  trientes) 
ausgeprägt  wurde,  bei.  Das  Gewicht  des  Solidus  wurde  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  bei  den  Franken,  Langobarden  und  We^t- 
gothen  von  24  auf  21  Siliquen  verriii^ert,  so  daß  nicht  mehr  72,  sondern 
84  Solidi  auf  das  Pfund  Goldes  (327  g)  kamen  ^  Als  Scheidemünze  führte 
Chlodovech  einen  Silberdenar  ein,  von  dem  40  auf  den  Solidus  gingen*, 
während  die  Franken  vor  ihm  gleich  den  meisten  übrigen  Germanen  den 
schweren  römischen  Silberdenar  aus  der  Zeit  der  Antonine,  die  Gallier 
dagegen  vorwiegend  eine  Kupfermünze  und  die  im  Laufe  der  Zeit  unge- 
mein verschlechterte  Silbersiliqua  verwendet  hatten®.  Die  Münzreform 
Chlodovechs  muß  alsbald  nach  486  vorgenommen  sein.  Diren  gesetzlichen 
Ausdruck  hat  sie  durch  die  Lex  Salica  erhalten. 

Im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  machte  sich  ein  fortschreitender  Gold- 
mangel geltend,  da  die  Subsidien  und  Tributzahlungen  fremder  Völker, 
die  unter  der  kraftvollen  Herrschaft  der  ersten  Merovinger  das  Bedür&iis 
ausreichend  gedeckt  hatten,  mit  dem  Verfalle  des  Reiches  ins  Stocken  ge- 
rieten, so  daß  die  Goldausprägungen  immer  minderwertiger  wurden,  end- 
lich eingestellt  werden  mußten.  Da  der  vorhandene  Vorrat  an  Gold- 
münzen durch  Ausfahr,  Abnutzung  im  täglichen  Verkehr,  Einschmelzungen 
und  infolge  der  beständigen  politischen  Unsicherheit  vielfach  auch  durch 
Vergraben  reißend  abnahm,  so  trat  in  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahr- 
hunderts ein  allgemeiner  Rückschlag  zur  Naturalwirtschaft  ein.     In  den 


»  Vgl.  §  28,  Anm.  53. 

'  Vgl.  SoETBBBR,  Beitrage  z.  Geech.  d.  Geld-  u.  Münzwesens  in  Deatschl.,  i.  d. 
Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  I.  207—800,  545—636.  11.  265—388.  IV.  248-354. 
VI.  3—112.  Waitz,  über  die  Mfinzverhältnisse  in  den  älteren  Rechtsbüchem  des 
frankischen  Reichs,  1861  (i.  d.  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  IX.);  VG.  II.  2,  S.  306C 
IV.  77—101.  Gabiel,  Les  monnaies  royales  de  France  soas  la  race  Oarolingienne, 
I.  II.  1888—1884.  MüLLBB,  Deutsche  Münzgeschichte  I.  1860.  v.  Ietama-Stbbkxgg, 
a.  a.  O.  185  ff.,  450  ff.  Gü^rabd,  Polyptiqne  de  Tabb^  Irminon  de  St.  Germain  des 
Pr6s,  1844, 1.  109—158.  Ehebebo,  Das  ältere  deutsche  Münzwesen  u.  die  Hansgenossen, 
1879  (ScHMOLLBB,  Staats-  und  sozialwissensch.  Forschungen,  U.  Bd.,  5.  Heft). 

^  Der  Solidus  wog  hiemach  ungefähr  4,50,  später  3,90g  und  hatte,  da  nach 
dem  Münzfuße  des  Deutschen  Reiches  1  g  fein  Gold  =  2,79  M.  ist,  einen  Metall  wert 
von  etwa  12,50  M.,  später  10,80  M.    Er  entsprach  also  ungefähr  unserer  Ero  ne. 

*  Der  Denar  hatte  demnach  einen  Wert  von  31  Pfg.,  später  27  Pfg.  Dafi  diese 
Denare  wirklich  geprägt  wurden,  ergiebt  sich  aus  zahlreichen  Bestimmungen  der 
Lex  Salica.  Dem  entspricht  eine  größere  Za^l  von  Münzfunden.  Die  entgegen- 
stehende Ansicht  von  Sobtbbbb,  IV.  258,  hat  die  Lex  Salica  außer  acht  gelassen. 

*  Sobtbbbb  spricht  die  nicht  unwahrscheinliche  Vermutung  aus,  daß  diese 
Silbersiliquen,  die  ihrem  Nennwerte  von  V94  Solidus  längst  nicht  mehr  entsprachen, 
sondern  nur  etwa  V40  Solidus  wert  waren,  als  Anknüpfung  für  die  chlodovechischen 
Denare  gedient  haben. 
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östlichen  Beichsteilen  hatte  sich  die  letztere  immer  behauptet.  Der  Gold- 
äolidus  hatte  zwar  auch  hier  einen  beschränkten  Eingang  gefunden,  aber 
1er  chlodovechische  Denar  scheint  in  Austrasien  im  wesentlichen  unbe- 
kannt geblieben  zu  sein  ^.  Man  bediente  sich,  soweit  man  kleinere  Münze 
gebrauchte,  noch  des  altrömischen  Silberdenars,  der  infolge  seiner  immer 
^ößeren  Seltenheit  einen  seinen  Metallwert  weit  übersteigenden  Kurs  er- 
langte, so  daß  man  12  Denarien  zu  einem  Solidus  berechnete®. 

In  Westfranken  wurde,  nachdem  die  Goldausmünzungen  aufgehört 
hatten,  die  seit  geraumer  Zeit  eingestellte  Silberausprägung  in  verstärktem 
Maße  wiederaufgenommen  und  so  der  Übergang  von  der  Gold-  zur  Silber- 
währung vorbereitet.  Dieser  Übergang  vollzog  sich,  wie  es  scheint,  ohne 
jedes  Eingreifen  einer  gesetzgeberischen  Thätigkeit,  indem  man,  im  An- 
schluß an  den  austrasischen  Münzfuß,  12  merovingische  Denare  zu  einem 
Solidus  Silbers  zusammenfaßte;  derselbe  wurde  nicht  geprägt,  sondern 
bildete  nur  eine  Eechnungseinheit  im  Werte  von  etwa  einem  Drittel  des 
bisherigen  Goldsolidus.  Die  erste  indirekte  Anerkennung  erhielt  die  neue 
Münzordnung  durch  das  Kapitular  von  Lestinnes  von  743  (s.  §  24,  Anm.  25), 
sodann  durch  eine  verloren  gegangene  Verordnung  Pippins,  nach  welcher 
bei  allen  in  Geld  erfolgenden  Büß-  und  Friedensgeldzahlungen  der  Solidus 
zu  12  Denarien  berechnet  werden  solltet  Die  gesetzlichen  Werttarife 
für  solche  Objekte,  die  an  Zahlungsstatt  hingegeben  zu  werden  pflegten, 
blieben  von  dieser  Verordnung  unberührt  ^^.  Da  aber  die  Bußen  und 
Strafgelder  bei  der  vorherrschenden  Naturalwirtschaft  nur  äußerst  selten 

^  Bei  den  Baiein  nnd  Alamannen  hat  sich  der  Goldschilling  bis  Mitte  des 
8.  Jahrhunderts  im  Gebrauche  erhalten.  Die  Lex  Alamannorum  und  Lex  Bai- 
wariorum  legten  denselben  ihren  Bestimmungen  zu  Grunde.  Nachdem  die  fränkischen 
Solidi  zu  selten  geworden  waren,  half  man  sich  mit  byzantinischen  (mancoHjy  die 
auch  bei  den  Avaren  sehr  verbreitet  waren.  Die  Baiem  teilten  den  Goldschilling  in 
36  (merovingische),  später  in  30  (karolingische)  Denarien. 

*  In  dem  Grabe  des  Königs  Childerich  zu  Toumay  haben  sich  an  Silbermünzen 
nur  solche  schweren  Denarien  vorgefunden,  ein  Hauptbeweis  dafür,  daß  die  leichteren 
Denarien  der  Lex  Salica  erst  von  Chlodovech  eingeführt  sind.  Bei  den  Alamannen 
und  Baiern  hatte  der  Goldsohilling  12  saigae  oder  saicae,  worunter  nur  die  schweren 
Denarien  verstanden  werden  können.  Die  bairische  saica  wurde  zu  drei  fränkischen 
Denarien  berechnet. 

»  Vgl.^  Anm.  12. 

^^  Vgl.*  V.  Inama-Stsrnego,  195  ff.,  512.  Charakteristisch  ist  besonders  L.  Ri- 
buar.  36,  wo  c.  11  die  Werttarife  für  den  Fall  einer  Wergeidzahlung  in  den  ver- 
schiedensten Yermögensgegenständen  spezialisiert  sind,  während  c.  12  bestimmt:  Quod 
fi  eu/m  argerUo  solvere  conHngeritj  pro  »olido  12  dinarios,  sictU  antiqwUus  est  con- 
ftUnUum,  (Über  das  Alter  dieser  Bestimmungen  vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  26  f.)  Ähn- 
liche Werttarife  finden  sich  L.  Saxon.  66  und  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  11 
(BoBBTiüB,  L  72),  in  dem  letzteren  mit  dem  Zusatz:  In  argento  li>  denarios  solidum 
faciant,  et  in  aliU  speeiebus  ad  ittum  pretiwn  (d.  h.  nach  dem  vorher  angegebenen 
Tarif)  mnnem  (tettimaüonem  conpositionit  sunt.  Daß  die  Werttarife  unverändert  ge- 
blieben sind,  zeigt  sich  am  besten  an  der  Taxe  des  Kranichfalken,  der  nach  Pact. 
Alam.  IIL  15  (Ende  des  6.  Jahrb.),  Lex  Baiw.  XXI.  1  (Mitte  des  8.  Jahrh.)  und  Lex 
Rib.  36, 11  (Ende  des  8.  oder  Auf.  des  9.  Jahrh.)  gleichmäßig  zu  6  Solidi  gerechnet  wurde. 
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in  Geld  entrichtet  wurden,  so  hatte  die  Neuerung  Pippins  keineswegs  di< 
radikale  Bedeutung",  die  ihr  gewöhnlich  beigelegt  wird.  Nur  in  W^t 
franken  gewann  die  durch  Pippin  angebahnte  Ermäßigung  der  Greldbaßen 
nachdem  der  Verkehr  größere  Massen  Geldes  in  sich  aufgenommen  hatt4 
und  Bußezahlungen  in  Geld  wieder  häufiger  geworden  waren,  allmählicl 
eme  größere  Bedeutung.  Nur  dies  kann  Karl  den  Großen  im  Jahre  80^ 
veranlaßt  haben,  für  das  Gebiet  der  Lex  Salica,  und  nur  für  dieses,  di( 
Anordnung  seines  Vaters  wieder  zurückzunehmen".  Allein  gegenüber  dei 
hierdurch  hervorgerufenen  lebhaften  Agitation  sah  Ludwig  der  Frommt 
sich  schließlich  genötigt,  die  Bestimmung  Pippins  mit  einer  durch  dit 
Zeitverhältnisse  gebotenen  Beschränkung  wiederherzustellen". 

Geprägt  wurden  unter  den  Karolingern  ausschließlich  Denarien  voe 
Silber,  und  zwar  seit  etwa  780  nach  dem  bis  in  das  Mittelalter  beibehal 
tenen  Münzfuße  Karls  des  Großen  240  Denare  (20  Solidi)  auf  das  kan> 
lingische  Pfund  ^^ 

Die  Prägungen  erfolgten  regelmäßig  nur  auf  private  Bestellung,  si 
daß  die  Münzstätten  zugleich  das  Geschäft  von  Wechselbanken  versahen 
Als  Provision  wurde  ein  Schlagschatz  von  ungefähr  57o  erhoben.  Di€ 
ersten  Merovinger  bedienten  sich  noch  des  römischen  Gepräges,  seil 
Theudebert  I.  fingen  sie  an,  eigene  Stempel  zu  verwenden.     Unter  des 

*^  Gapitalare  legibus  additam  von  809,  c.  9  (Bobetius,  I.  114):  Omnia  debüa, 
quae  ad  partem  regis  solvere  debent,  solidis  i2  denariorum  solvant,  excepto  freda 
quae  in  lege  Saliga  scripta  est;  illa  eodem  solido,  quo  caeterae  compositiones  soln 
debent,  comportatur, 

**  Nur  bei  der  Verletzung  eines  Franken  durch  einen  Sachsen  oder  FrieseD 
sollten,  offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  zwischen  diesen  noch  andauernde  politische 
Spannung,  die  hohen  Bußsätze  des  salischen  Gesetzes  aufrechterhalten  bleiben.  Vgl 
Capitula  legi  addita  von  816,  I.  c.  3  (Boretius,  I.  268):  Ut  omnis  soluHo  adque  con- 
positio,  que  lege  Salica  continetur,  in  Francia  per  12  denariorum  solidos  conponaiur, 
excepto  ubi  contentio  inter  Saxones  et  Frisiones  exoi*ta  fuit:  ibi  volumus,  ut  40  dena- 
riorum quantitatem  solidus  habeat,  quam  vel  Saxo  vel  Frisio  ad  partem  ScUici  Franci 
cum  eo  litigantis  solvere  debet.  Schon  unter  Karl  hatte  das  Reimser  Konzil  von  813 
die  Bitte  um  Wiederherstellung  der  Anordnung  Pippins  ausgesprochen,  vgl.  Waitz, 
IV.  80,  Anm,  1. 

"  Pippin  hatte  in  dem  ersten  Kapitular  nach  seiner  Krönung  (Borstiitb,  I.  32. 
c.  5)  die  Ausprägung  von  22  Solidi  (264  Den.)  auf  das  (merovingische)  Pfund  ange- 
ordnet; davon  sollte  der  Münzmeister  1  Solidus  als  Schlagschatz  zurückbehalten. 
Karl  führte  eine  erhebliche  Verbesserung  des  Münzfußes  herbei,  indem  er  das  Normal- 
pfund auf  etwa  400  g  (die  Ansichten  schwanken  zwischen  367  und  408  g)  erhöhte  und 
die  Zahl  der  aus  demselben  zu  schlagenden  Denarien  um  den  elften  Teil  verringerte. 
Bei  der  damaligen  Wertrelation  zwischen  Gold  und  Silber  (1:12)  entsprach  der  karo- 
lingische  Solidus  einem  heutigen  Metallwerte  von  etwa  4,70  M.  Die  Münzreform  Kjuis 
muß  gegen  780  stattgefunden  haben,  da  in  dem  Capitul.  Mantuanum  von  780,  c.  9 
(BoBiTius,  I.  191)  bereits  auf  dasselbe  bezuggenommen  wird.  Die  unter  Ludwig  dem 
Frommen  eingetretene  weitere  Gewichtserhöhung  um  etwa  10  ^o  l^&in  schon  in  der 
2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  wieder  in  Wegfall.  Für  1  karol.  Denar  (etwa  39  Pfjg.) 
kaufte  man  24  Pfd.  (etwa  9,600  Kilo)  Weizen-  oder  30  Pfd.  (12  Kilo)  Roggenbrot 
(vgl.  BoBETiüs,  I,  74,  c.  4)  oder  2  Hühner.  Der  Durchschnittspreis  eines  Ochsen  be- 
trug 6  Solidi,  der  eines  Pferdes  10—30  Solidi. 
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llerovingeni  wurde  zwar  an  der  Regalität  des  Münzwesens  prinzipiell 
estgehalten,  die  Silberausprägungen  des  7.  Jahrhunderts  sind  aber  viel- 
äch  von  einzelnen  Großen,  stellenweise  auch  wohl  von  den  Münzmeistern, 
elbst  ausgegangen.  Unter  den  Karolingern  wurde  das  Münzregal  streng 
lurchgeführt.  Verleihungen  des  Münzrechts,  aber  nur  unter  Anwendung 
les  königlichen  Gepräges  und  mit  Beobachtung  des  Reichsmünzfußes, 
:amen  zuerst  unter  Ludwig  dem  Frommen  vor^*,  doch  hatte  schon  Karl 
lern  Herzog  von  Benevent  und  dem  Papste  das  gleiche  Recht  zugestanden, 
m  übrigen  bedeutete  die  Verleihung  einer  Münze  (moneta)  nur  die  Be- 
rilligung  einer  Münzstätte.  Die  Prägungen  erfolgten  durch  Münzmeister 
monetarü).  Münzergenossenschaften  hat  es  in  dieser  Periode  noch  nicht 
:egeben.  Die  ungeheure  Zahl  der  aus  den  Münzfunden  ersichtlichen 
lünzstätten  ergiebt,  daß  die  Merovinger  keine  festen  Prägeorte  gehabt 
laben,  sondern  daß  die  Münzer  im  Lande  umherzogen  und  überall,  wo 
:erade  ein  Bedürfniss  vorlag,  an  Märkten,  Gerichten,  Zollstätten,  ihre 
Jank  aufschlugen.  Unter  den  Karolingern  wurde  die  Zahl  der  Münzorte 
lurch  die  Einführung  fester  Münzstätten  und  das  Verbot  der  Prägung 
.ußerhalb  derselben  bedeutend  eingeschränkt;  neben  den  regelmäßigen 
lünzstätten,  die  unter  der  Aufsicht  des  Grafen  standen ^^,  gab  es  noch 
ine  Pfalzmünzstätte,  die  den  Hof  ständig  begleitete*^.  In  den  ost- 
heinischen  Gebieten  kamen,  soweit  nicht  das  königliche  Hoflager  dazu 
inlaß  gab,  im  allgemeinen  auch  jetzt  noch  keine  Münzprägungen  vor, 
iur  zu  Regensburg  befand  sich  eine  öffentliche  Münzstätte  und  dem  Abt 
on  Corvey  hatte  Ludwig  der  Fromme  die  Errichtung  einer  solchen  ge- 
tattet*^.  Die  deutsche  Bezeichnung  für  Solidus  war  Schilling,  der  Denar 
rurde  Schatz  oder  Pfennig  genannt*®.  Im  wesentlichen  behauptete  sich 
n  Deutschland  die  reine  Naturalwirtschaft,  und  der  karolingische  Müuz- 
oß,  der  auch  hier  überall  zur  Einfuhrung  gelangte  und  die  älteren  Münz- 
rdnungen  verdrängte,  hatte  doch  vorwiegend  nur  die  Bedeutung  eines 
technungsmünzfußes  **. 


»*  Vgl.  Waitz,  IV.  95. 

'^  Vgl.  das  nur  bruchstückweise  erhaltene  Capitulare  de  moneta  (Boretius,  I.  299). 

^^  Karl  bat  die  Absicht,  außerhalb  der  Pfalz  überhaupt  keine  Prägungen  mehr 
uzulassen,  nicht  zur  Ausführung  gebracht.  Das  Reich  Karls  II.  besaß  nach  dem  für 
as  Münzwesen  besonders  wichtigen  Edict.  Pistense  von  864  (Mon.  Germ.  Leg.  I. 
90,  c.  12)  außer  der  Pfalz  nur  noch  neun  öffentliche  Münzstätten. 

"  Vgl.  SoBTBEBB,  a.  a.  U.  VI.  25,  29  ff.,  41,  58.  Siokel,  Regesten  der  Karolinger 
81,  847. 

^^  Vgl.  Stbinmstsr  u.  81ETER8,  Glossen  IL  252:  solidos,  seillinga.  I.  112  f.: 
enarius,  scaz  edo  jrfantine  (pheTtdieo,  jofenünc).    715:  denario  diumOy  daga  penninge, 

'^  Eigentümlich  waren  die  Münzeinrichtungen  der  Sachsen,  Friesen  und 
ngelsachsen,  die  auf  einer  Einheit  von  4  fränkischen  Denarien  bei  den  Sachsen 
nd  Ostfriesen  und  in  Mercia,  auf  einer  solchen  von  5  Denarien  bei  den  Westfriesen 
nd  in  Wessez  beruhten.  Bei  den  Angelsachsen  wurde  diese  Einheit  als  1  Schilling, 
ei  Sachsen  und  Friesen  als  ^|,  Schilling  oder  1  fries.  Denar  bezeichnet.  Der  säch- 
ische  und  ostfriesische  Solidus  hatte  demnach  2  fränkische  Tremissen  oder  8  Dena- 
ien,  der  westfriesische  2Vt  Tremissen  oder  10  Denarien.    Die  Mittelfriesen  besaßen 
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Römischer  Herkunft  war  auch  das  gesamte  Zollwesen.  Außer  dei 
verschiedensten  Grebühren  für  die  Benutzung  öffentUcber  Anlagen  (Wege 
geldern,  Strom-  und  Hafenzöllen,  Fähr-  und  Brückengeldem)  gab  e 
Transitzölle,  die  an  althergebrachten  Zollstatten  von  allen  dieselben  pas 
sierenden  Warentransporten  (in  der  Regel  aber  nur  von  Handelsgut 
nicht  von  reinem  Privatgut)  erhoben  wurden  und  regelmäßig  in  einer 
Teil  der  Ware  (bei  Salztransporten  muta)  bestanden,  und  MarktzOllt 
d.  h.  eine  auf  den  Märkten  zu  entrichtende  Abgabe  von  allem  feile: 
Kaufe.  Zollbefreiungen  und  Zollverleihungen  kamen  schon  unter  d^ 
Merovingem  vor*^ 

Die  Märkte ^^,  teils  Wochen-,  teils  Jahrmärkte,  durften  nnr  an  sol 
chen  Orten,  an  denen  es  herkömmlich  oder  von  dem  Könige  ausdrücklic 
bewilligt  war,  abgehalten  werden,  da  ein  besonderes  fiskalisches  Intere^ 
gebot,  die  Erträge  der  bestehenden  MarktzöUe  nicht  durch  unbefugte  Kon 
kurrenzmärkte  beeinträchtigen  zu  lassen.  Als  Wahrzeichen  des  kOnig 
liehen  Marktbannes  wurde  für  die  Dauer  des  Marktes  ein  besondere 
Symbol,  in  der  Regel  wohl  ein  Kreuz,  aufgepflanzt  (S.  110).  Dasselb 
bedeutete,  daß  jede  Verletzung  des  Marktfriedens  unter  dem  Schutze  de 
Königsbannes  stand.  Die  Handhabung  der  Marktpolizei  war  Saohe  de 
Grafen  und  Schultheißen;  in  den  Inmiunitäten  lag  sie  den  Immunität^ 
beamten,  in  den  königlichen  Pfalzen  den  Pfalzbeamten  ob.  Die  Natu 
der  größeren  Märkte  erforderte  es,  daß  dieselben  regelmäßig  mit  einei 
gebotenen  Gericht  verbunden  wurden;  besondere  Marktgerichte  sind  axi 
dieser  Zeit  noch  nicht  bezeugt.  Unter  den  Karolingern  war  die  Ert^ilun 
einer  Markl^erechtigkeit  immer  zugleich  mit  der  Errichtung  einer  Müm 
Stätte  verbunden. 

Außer  den  Zolleinrichtungen  hatten  die  Franken  in  Gallien  ein  au; 
gebildetes  Steuersystem  vorgefunden,  das  sie  zunächst  einfach  fortbestehe] 


bereits  den  vollen  fränkischen  Solidas  zn  3  Tremissen,  den  Karl  zn  allgemeiner  G«) 
long  erhob.  Nur  bei  dem  sächsischen  Werttarif  und  dem  entsprechend  auch  bei  de 
V^ergeldtaxen  (nicht  bei  den  Bußtaxen)  der  Lex  Saxonum  erhielt  sich  der  altsacli 
sische  Solidns  auch  fernerhin.  Das  sächsische  Freienwergeld  von  240  Schillinge: 
entsprach  demnach  einem  solchen  von  160  fränkischen  Solidi  und  stimmte  mit  des 
durch  Karl  erhöhten  Wergeide  der  Friesen  sowie  mit  den  Wergeldem  der  Alamannea 
und  Baiem  vollkommen  überein.  Vgl.  v.  Bichthopbn  und  Sohm,  i.  d.  Jfon.  Genn 
Leg.  in.  650.  Y.  229.  Dadurch  wird  bestätigt,  daß  die  ursprünglich  von  GoM 
Schillingen  verstandenen  Ansätze  des  alamannischen  und  bairischen  Volksrechts  ante 
Karl  nach  dem  neuen  Münzfuße  berechnet  wurden.  Bei  den  Angelsachsen  wurd 
der  karolingische  Münzfuß  durch  die  normannische  Eroberung  eingeführt  Die  Grand 
Züge  desselben  (1  Pfd.  »  20  Schin.  =  240  Pfg.)  sind  in  England  bis  heute  bei  Be 
stand  geblieben.  Ober  die  vorstehenden  Bemerkungen  vgl.  v.  Bichthofbk,  Zar  Le: 
Saxonum  29  ff.  Schhid,  Gesetze  der  Angelsachsen  591  ff.  Über  die  thüringischei 
Verhältnisse  vgl.  v.  Bicuthofsn  jun.,  i.  d.  Mon.  Germ.  Leg.  Y.  122,  Anm.  26. 

*^  Aus  späteren  Zeugnissen  wissen  wir/  daß  die  vom  ZoU  befreiten  Transport 
besondere  Legitimationssaeichen  mit  sich  führen  mußten. 

*^  VgL  Rathqbk,  Die  Entstehung  der  Märkte  in  Deutschland  (Straßb.  Diaeei 
tation,  1881).    Waitz.  IL  2,  S.  802.     iV.  52  ff.    v.  Inaxa-Stebnbgo,  a.  a.  O.  4S0fl 
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eßen.  Die  Versuche  Chilperichs,  dasselbe  zu  erweitern  und  auch  Äuf 
ie  Germanen  auszudehnen,  erwiesen  sich  als  undurchführbar,  wenn  sich 
uch  nicht  bezweifeln  läßt,  daß  römische  Besitzungen,  die  in  die  Hände 
on  Germanen  übergingen,  dadurch  noch  nicht  von  der  Grundsteuer  be- 
reit wurden'*.  Da  übrigens  die  römischen  Steuerindiktionen  im  frän- 
ischen  Reiche  bald  fortfielen  und  ein  eigentliches  Besteuerungsrecht  sei- 
ens  der  Könige  zwar  wiederholt  geltend  gemacht  wurde,  aber  nicht  durch- 
eführt  werden  konnte,  so  nahmen  die  einmal  feststehenden  Steuerbetrage 
aehr  und  mehr  den  Charakter  einer  festen,  den  Grundbesitz  belastenden 
lente  an*^.  Es  will  uns  aber  überhaupt,  gegen  die  gewöhnliche  Annahme, 
cheinen,  als  sei  das  römische  Reichssteuersystem  in  Gallien  von  vorn- 
lerein  nur  in  beschränktem  Maße  zur  Durchfuhrung  gelangt. 

Das  Mittelalter  kannte  eine  in  Frankreich  und  Belgien  sowie  den 
hattisch-fränkischen  Gebieten  gleichmäßig  verbreitete  Abgabe,  die  als 
iandrecht  (terragium^  üerage)^  Ackergeld  (offrariumj  ctraäcum,  garboj  ger- 
ugium),  Feldteil  (campipars^  champart,  teilj  siebente),  in  den  deutschen 
regenden  vornehmlich  als  Medem  bezeichnet  wurde  '*.  Diese  Abgabe,  die 
ich  bis  in  das  8.  Jahrhundert  zurück  verfolgen  läßt,  war  anfangs  eine 
llgemeine  Hufenabgabe  und  ist  erst  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  bloßen 
ibgabe  von  Neukulturen,  also  zu  einem  Rottzins,  geworden.  Sie  trug 
irsprünglich  einen  durchaus  staatsrechtlichen  Charakter  und  hat  erst 
urch  vielfache  Verleihungen  einen  mehr  patrimonialen  oder  privatrecht- 
ichen  Charakter  erhalten.  Das  „Landrecht"  bestand  in  dem  siebenten, 
a  Frankreich  überwiegend  in  dem  fünften  Teile  der  Erträge  alles  Kultur- 
mdes,  außerdem  in  Weidegeldern  (pascuaria)  und  einem  Schweinezehnt 
dehem,  ceUarinsis)  für  die  Mast.  Diese  Leistungen  werden  schon  im 
>.  Jahrhundert  erwähnt'*  und  sind  durch  eine  Verfügung  Chlothars  IL, 
reiche  die  Ackergelder,  Weidegelder  und  Schweinezehnten  von  allen 
irchlichen  Besitzungen  an  die  Kirche  abtrat,  als  eine  allgemeine  Ein- 
ichtung  in  den  römischen  Teilen  des  Reiches  bezeugt '^    Da  läßt  sich 

"  Vgl.  Waitz.  IL  2,  S.  275  If. 

"  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  265  f..  271.    Roth,  Benefizialwesen  88  ff. 

^*  Vgl.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  65—77;  Untersuchungen  z.  d. 
rank.  Volksrechten  (i.  Picks  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  VI.)  485  ff. ; 
^ie  Ausbreitung  der  salischen  Franken  (i.  d.  Forschungen  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.) 
51—167.  Lamprfcht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  103  ff..  391  ff.  Über  die  Er- 
lärung  des  Wortes  medem  (Geschenk,  Kleinod)  vgl.  Ausbreitung  der  sal.  Franken 
64,  Anm.  6.    Steikmbter  u.  Sievers,  Glossen  II.  746*.  exenia,  mc^dmas, 

'*  Vgl.  Gregor,  liber  de  virtutibus  S.  Juliani,  c.  17.  Edikt  Chlothars  II.  von 
14,  c.  28  (BoRETiüs,  I.  23).  Waitz,  II.  2,  S.  279  ff.  Auch  das  Edikt  Chilperichs 
sheint  in  einer  leider  stark  entstellten  und  darum  nicht  sicher  zu  erklärenden  Be- 
bimmung  (c.  4)  von  einer  Getreideabgabe  (de  tülij  zu  handeln.  Vgl.  meine  Er- 
lärungsTereuche,  Die  Franken  und  ihr  Recht  76  f.;  Untersuchungen  488  ff.  Eine  an- 
ere  Erklärung  bei  Lamprbcht,  a.  a.  O.  I.  44  f. 

'®  Praeceptio  Chlothars  U.  c.  11  (Boretius,  I.  19):  Agraria,  pascuaria  vel  deci- 
vas  porcorwn  aecclesiae  pro  fidei  nosirae  devotione  concedemus,  ita  ut  actor  auf  deci- 
taiur  in  rebus  eccleeiae  nullus  accedat    Boretius  hat  mit  Recht  darauf  aufmerksam 
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denn  doch  der  Gedanke  nicht  abweisen,  daß  wir  es  hier  mit  Besten  d 
alten  Provinzialtributs  zu  thun  haben ,  das  bekanntlich  in  dem  Zehnti 
von  allem  Gesäeten,  dem  Fünften  von  allem  Gepflanzten  zu  besteb 
pflegte  ^^.  Man  muß  annehmen ,  daß  die  römische  Steuerreform  sich 
G^lien  überwiegend  auf  die  Kopfsteuer  (capitaäo)  beschranJkt  und  d 
Grundsteuer  (iugatio)  nur  teilweise  durchgeführt  hat,  so  daß  für  die  zati 
reich  vorhandenen  agri  vectigales  einfach  das  alte  Recht  bestehen  blie 
eine  Annahme  die  in  der  auch  sonst  hervortretenden  Verschiedenheit  d' 
staatlichen  Organisation  der  gallischen  Provinzen  (S.  122)  eine  Stüt: 
findet.  Die  fränkischen  Könige  haben  dann,  nach  verschiedenen  Expei 
menten,  diesen  den  germanischen  Anschauungen  am  ehesten  entspreche! 
den  Besteuerungsmodus  ^®  allmählich  ganz  an  die  Stelle  der  römische 
Grundsteuer  treten  lassen  und  auch  die  Einfuhrung  in  die  salischen  ue 
chattisch-fränkischen  Stammlande  durchgesetzt '*,  während  sich  in  de 
übrigen  Stammesgebieten  andere  Abgaben  von  Grund  und  Boden  tö: 
fanden,  die  nun  beibehalten  wurden^®. 

Die  übliche  Annahme  von  der  unbedingten  Abneigung  der  Germane 
gegen  öffentliche  Abgaben  ist  aus  der  Luft  gegriffen,  nur  eigentliche  B 
Steuerungen  ließen  sie  sich  nicht  gefallen.  Selbst  die  vornehmste  Klas? 
der  Unterthanen,  die  königlichen  Vassallen,  fanden  es  nicht  unter  ihr* 
Würde,  kirchliche  Benefizien  mit  der  Last  eines  doppelten  Zehnten  z 
übernehmen  {S.  159).  Es  läßt  sich  vermuten,  daß  der  in  Westtranke 
übliche  „Fünfte"  dabßi  als  Vorbild  gedient  hat.  Die  Verpflichtung  zui 
Kirchenzehnten  war  seit  Karl  dem  Großen  im  ganzen  Reiche  anerkanni 
sogar  die  königlichen  Güter  beanspruchten  keine  Zehntfreiheit '^  Dagegei 
erschien  den  Germanen  die  Belastung  mit  einer  Kopfsteuer  als  eine  Min 
derung  der  Freiheit.  Die  römische  Kopfsteuer  wurde  zwar  beibehalten 
selbst  ihre  Ausdehnung  auf  die  Germanen  wiederholt,  wenn  auch  vei 
geblich,  versucht,  aber  schon  unter  den  arnulfingischen  Hausmeiem  wa 
das  ganze  Steuersystem  als  solches  verschwunden  und  nur  eine  erbUch 
Belastung  gewisser  in  die  öffentlichen  Bücher  eingeschriebenen  und  da 

gemacht,  daß  die  Praeceptio  zunächst  für  die  römischen  Provinzialen  berechnet  gt 
wesen  ist.    Vgl.  Waitz.  U.  2,  S.  279  If.     IV.  125  f. 

*7  Vgl.  MoMMSEN,  Römische  Geschichte,  6.  Aufl.,  II.  3S1.  Matthiass,  Die  römisch 
Grundsteuer  und  das  Vectigalrecht  S.  S,  und  die  daselbst  angeführte  Litteratnr. 

'*  Ohlothar  I.  hatte  das  Verlangen  gestellt,  daß  alle  Kirchen  des  Reiches  eü 
Drittel  ihrer  Gutsertrage  an  die  Krone  abliefern  sollten.    Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  26S 

*^  Meine  frühere  Auffassung,  daß  der  Modem  germanischer  Herkunft  sei  und  da 
römische  Steuersystem  verdrangt  habe,  ist  nicht  aufrecht  zu  erhalten. 

*^  Dahin  gehörte  der  Schweinezins  der  Thüringer,  die  »teora  oder  otiarsiuoft 
der  Mainfranken,  die  siuofa  der  Alamannen.  Der  in  dem  Gebiete  der  chattiache] 
Franken  mehrfach  erwähnte  Königsscheffel  (modiw  regisj  und  die  auch  hier  vorkom 
mende  ttuofa  scheinen  mit  dem  Modem  identisch  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Waitz,  IL  2 
S.  258  if.  IV.  111,  115  ff.  ScHSöDEB,  Die  Franken  und  ihr  Recht  72  f.  Aueh  in 
Gebiete  der  chattischen  Franken  kamen  feste  Grundzinse  vor,  die  man  als  tribmiun 
dem  Modem  gegenüberstellte.    Vgl.  ebd.  71. 

»»  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  288.    IV.  120  ff. 
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urch  in  ihren  Freiheitsrechten  geminderten  Familien  übrig  geblieben'*. 
)agegen  haben  sich  die  schon  in  der  Urzeit  üblichen  Jahresgeschenke  bei 
relegenheit  der  Reichsversammlung  bis  in  die  Zeit  der  Karolinger  er- 
alten  *'. 

Weitere  Einnahmequellen  waren  die  Tribute  unterworfener  oder  Sub- 
idien  und  Geschenke  verbündeter  oder  befreundeter  Staaten'*,  die  Kriegs- 
eute'*  und  alles  im  eroberten  Lande  vorgefundene  Staatseigentum  ••,  das 
Lecht  des  Königs  auf  herrenlose  oder  erblose  Güter'^,  Leistungen  der  in 
en  Königsschutz  aufgenommenen  Kirchen  und  Klöster*®,  Konfiskationen**. 

Von  den  Friedensgeldern  hatten  die  Grafen  zwei  Drittel  an  den 
[önig  abzuliefern,  während  sie  ein  Drittel  für  sich  zurückbehalten  dürf- 
en *^.  Dies  Drittel  bildete  einen  Teil  der  Besoldung  der  Grafen,  die 
aßerdem  wie  alle  übrigen  öffentlichen  Beamten  schon  in  der  Merovinger- 
üt  regelmäßig  mit  gewissen,  zu  der  Ausstattung  ihres  Amtes  gehörigen 
rütem  beliehen  waren *^  Bußen,  die  auf  Verletzung  der  Beamten  als 
)lcher  gesetzt  waren,  z.  B.  bei  einer  als  unbegründet  zurückgewiesenen 
^rteilsschelte,  kamen  dem  Beamten  unmittelbar  zu  gute^*.  Mehrfach  war 
$  üblich,  daß  den  Grafen  seitens  der  Gaubewohner  oder  der  Markt- 
esucher freiwillige  Geschenke  (Beden)  dargebracht  wurden;  die  Könige 
atten  wiederholt  Veranlassung,  mißbräuchlichen  Belastungen  der  Unter- 
lanen  durch  die  Grafen  entgegenzutreten**. 

Bedeutende  Einnahmen  flössen  den  Königen  durch  die  Banngelder, 
amentlich  durch  den  Heerbann,  zu**.  Kraft  des  Bodenregals  hatten 
ie  Könige  das  unbeschränkte  Recht,  überall  im  Reiche  für  sich  oder 
nzelne  Begünstigte  Wildbänne  (Bannwälder,  faregtis  venatioräs,  und 
lanngewässer,  forestis  aqaaiica^  f,  piscationis)  abzugrenzen,  die  dadurch  bei 
träfe  des  Königsbannes  dem  Rechte  des  freien  Tierfanges  und  der  Ver- 
igung  des  Grundbesitzers  gleichmäßig  entzogen  (isiher  forestare,  von  foris) 
nd  dem  besonderen  Jagd-  oder  Fischereirechte  des  Königs  oder  des  von 


"  Vgl.  Waitz,  II,  2,  S.  272  ff.    IV.  112  ff.    Roth.  Benefizialwesen  88  ff. 

3*  Vgl.  S.  16,  20,  22.    Waitz,  U.  2,  S.  248  f.    IV.  107  ff.,  626. 

"  VifL  Waitz,  II.  2.  S.  250  ff.    IV.  103  ff. 

"  Vgl.  S.  144  und  Anm.  57.    Waitz,  II.  2,  S.  294.    IV.  102  f. 

»«  Vgl.  Waitz,  U.  1.  S.  42.    U.  2.  S.  317  f. 

>^  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  285.  IV.  185  f.  Von  dem  Rechte  des  Königs  auf  erb- 
sc  Güter  ist  der  Erbschaftszehnte  zu  unterscheiden,  der  als  Gebühr  erhoben  wurde, 
enn  mangels  gütlicher  Einigung  der  Miterben  eine  obrigkeitliche  Erbteilung  not- 
endig wurde.    Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  284.    IV.  124. 

"  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  249. 

3»  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  290  ff    IV.  137  f. 

*•  Vgl.  Waitz,  U.  2,  S.  85,  125,  285,  329.    IV.  168  ff. 

♦»  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  315.    U.  ^,  S.  85,  125.    IV.  165  ff. 

**  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  329.  Ob  dies  auch  von  der  Verletzung  graflicher  Bann- 
sbote gegolten,  muß  dahingestellt  bleiben. 

«  Vgl.  Waitz,  IV.  171  ff. 

**  Vgl.  S.  114ff.  Waitz,  II.  2,  S.  286ff.  IV.  576  ff.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte 
is  Bannes  3  ff. 
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diesem  Privilegierten  vorbehalten  wurden**.  In  derselben  Weise  konnten 
die  Könige  über  das  Strand-  und  Grundruhrrecht  an  den  Küsten 
und  Stromufem  verfugen  *•.  Es  unterliegt  nicht  dem  mindesten  Zweifel, 
daß  sie  ebenso  berechtigt  waren,  Bergbau  und  Salzgewinnung  der 
königlichen  Gewalt  vorzubehalten;  wenn  wir  aus  dieser  Periode  noch  keine 
entscheidenden  Zeugnisse  dafür  besitzen,  so  folgt  daraus  höchstens,  daß 
die  Könige  bei  der  geringen  Entwickelung  der  Industrie  auf  diesem  Ge- 
biete es  noch  nicht  für  nötig  gehalten  haben,  von  ihrem  Kechte  umfassen- 
den Gebrauch  zu  machen*^. 

Auf  römische  lüinrichtungen  sind  die  unter  dem  Namen  servUhtm 
regü  zusammengefaßten  Naturalleistungen  der  ünterthanen  zurückzu- 
fuhren*®. Man  verstand  darunter  die  Verpflichtung,  dem  Könige  nebst 
seinem  Gefolge,  den  Mitgliedern  des  königlichen  Hauses,  den  Königsboten 
und  allen  solchen  Personen,  die  ihr  Becht  dazu  durch  einen  schrifüichen 
Spezialbefehl  des  Königs  (tractarta)  nachweisen  konnten,  Aufiiahme  und 
Unterhalt  (mansiofies,  paratae,  pastus),  sowie  die  nötigen  Beförderungs- 
mittel (evectio,  veredi,  paraveredi,  angariaey  parangariae)  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Das  Heer  hatte  innerhalb  des  Kelches  nur  die  jedem  Reisen- 
den zustehende  Befugnis,  Gras,  Wasser  und  Holz  für  den  Bedarf  zu  ent- 
nehmen**, doch  scheint  die  Fouragelieferung  (fodrum)  für  den  König 
ursprünglich  den  Charakter  einer  allgemeinen  Kriegslast  gehabt  zu  haben**. 
Auch  Brücken-  und  Straßenbauten  sowie  Befestigungsarbeiten  (Burgtoerk, 
toacUi,  warda)  galten  als  allgemeine  ünterthanenlasten*^ 

Bei  weitem  die  wichtigste  Finanzquelle  bildete  der  überaus  reiche 
Bestand  an  Krongütern",   die  teils  unmittelbar  für  den  Hof  bewirt- 


"  Vgl.  Waitz,  n.  2,  S.  316.  IV.  128-1S5.  W.  Sickbl,  a.  a.  0.  41  ff.  Schbödkr, 
Die  Franken  und  ihr  Recht  80.  Heüslbr,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts 
I.  870  f.  Selbstverständlich  handelte  es  sich  bei  den  Wildbännen  immer  nur  um  die 
hohe  Jagd  und  den  edleren  Fischfang. 

"  Vgl.  Waitz,  IV.  135. 

**  Vgl.  Schröder,  a.  a.  O.  81.  Arndt,  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Berg- 
regals 56ff.,  181  f.,  209—218.  Heuslbr,  a.a.O.  I.  369  f.  Die  vorherrschende  Ansicht 
geht  dahin,  daß  das  Berg-  und  Salzregal  in  dieser  Periode  noch  unbekannt  gewesen  und 
erst  im  11.  Jahrhundert  aufgekommen  seien.  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  31 5  f.  IV.  127  f. 
Vin.  269  ff.  Dabei  bleibt  unbeachtet,  daß  die  Krone  im  11.  Jahrhundert  alles  daran- 
setzen mußte,  um  nur  ihren  bisherigen  Besitzstand  zu  wahren.  An  eine  erfolgreiche 
Anmaßung  neuer  Rechte  war  damals  nicht  mehr  zu  denken. 

*•  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  295 ff.  IV.  11  f.  Die  I^eistungen  wurden  zunächst  immer 
nur  den  betreffenden  geistlichen  und  weltlichen  Beamten  abgefordert,  die  dafür  ver- 
antwortlich waren,  die  Lasten  dann  aber  weiter  auf  die  ünterthanen  zu  verteilen 
hatten.  Den  infolgedessen  vielfach  eingerissenen  Ansprüchen  der  Grafen  auf  Natural- 
leistungen für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  wurde  seitens  der  königlichen  Gewalt  wieder- 
holt entgegengetreten. 

*•  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  299.    IV.  539.  »<>  Vgl.  Waitz,  IV.  15  f.,  626. 

"  Vgl.  Waitz,  IL  2,  S.  328.    IV.  35f.    Sickbl,  Zur  Geschichte  des  Bannes  16  f. 

^'  Vgl.  Karls  spätestens  800  erlassenes  Capitulare  de  villis  (Borbtios,  I.  82)  und 
die  eingehende  Erläuterung  desselben  von  Gü^rard,  ExpUcation  du  capitulaire  de 
villis,    1853.     L.  v.  Maurer,   Geschichte  der  Fronhöfe   L    121  ff.,   212  f.,   229 — 249. 
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gehaftet  worden,  teils  g^en  Abgaben  und  Dienste  verliehen  waren.    Die 
Domänenverwaltang    hatte    bis    auf   Karl   den    Großen    ihren    Sitz    in 
den  einzelnen  Grafechaften;   sie  lag   regelmäßig  in   den  Händen  eines 
Domesticus,  wenn  sie  nicht  im  einzelnen  Falle  dem  Grafen  als  Neben- 
amt übertragen  war.    Dagegen  löste  Karl  der  Große  die  Erongüter  ganz 
aus  dem  Grafschaftsrerbande,    indem   er  von   der  Gaueinteilung  unab- 
hängige Domanenämter  (ßtei)  bildete.     Die  einzelnen  Konigshöfe,  soweit 
sie  bloß  wirtschaftlichen  Zwecken  dienten,  hießen  viUae;  soweit  sie  dagegen 
for  den  unmittelbaren  Gebrauch  des  Hofes  eingerichtet  waren,   Pfalzen 
(palatia).    An  der  Spitze  jedes  Dom&nenamtes  stand  ein  Amtmann  (rudex^ 
vüäcus,  acior),  der  die  unmittelbare  Bewirtschaftung  des  Pfalz-  oder  son- 
stigen königUchen  Hauptgutes  leitete  und  die  Aufsicht  über  samtliche  zu 
«einem  Amt  gehörigen  Nebenhöfe,    Benefizien   und  Zinsgüter  führte". 
Unter  ihm  bestanden  kleinere  Inspektionsbezirke  (mbiisteria)  unter  ihren 
Meiern  (maiores),  denen  als  besondere  Beamte  die  Förster  (forestarri)  und 
Kellermeister  (ceUerarn)  beigeordnet  waren.     Die  Amtmänner  übten  die 
grondherrliche  Gerichtsbarkeit  über  die  Fiskalinen  und  die  Immunitäts- 
geiichtsbarkeit  über  die  freie  und  hörige  BevölkeruDg  des  Domänenamtes 
ans".    Alle  eigenen  Wirtschaftserträge  sowie  die  Abgaben  von  den  Zins- 
götem,  die  Gerichtsgefölle  des  Domänengerichts  und  die  Einnahmen  aus 
Zöllen  und  sonstigen  Gefallen   innerhalb  des  Amtes  wurden    auf  dem 
Haupthofe  gesammelt.    Die  Überschüsse  wurden,  soweit  sie  nicht  für  die 
Bedürfiiisse  des  Hoflagers  an  eine  der  Pfalzen  abgeliefert  oder  für  Heeres- 
zwecke aufbewahrt  werden  mußten,   von  den  Haupthöfen  aus  nach  Vor- 
schrift; des  Königs  verkauft.    Die  Amtmänner  hatten  genau  spezialisierte 
Jahresrechnungen  zu  legen.     Revisionsbeamte  waren  die  Königsboten**. 
Ihre  Dienstanweisungen  empfingen  die  Amtmänner  unmittelbar  von  dem 
König  oder  der  Königin,  auch  von  dem  Seneschalk  und,  soweit  es  sich  um 
die  Kellereien  und  Weinberge  handelte,  von  dem  Schenken;  in  der  vor- 
karolingischen  Zeit  hatte  der  Domesticus  am  Königshofe,  später  der  Haus- 
meier die  oberste  Domänenverwaltung  in  Händen.    Den  Grafen  war  seit 
Karl  dem  Großen  jede  Einwirkung  auf  die  Verwaltung  der  Krongüter  ent- 
zogen.   Unter  den  Amtmännern  nahmen  diejenigen,  die  zugleich  einer 
Pfalz  vorstanden,  naturgemäß  den  ersten  Bang  ein.    Solche  Pfalzen,  die 
den  Königen  besonders  häufig  als  Aufenthaltsort  dienten,  mußten  natur- 
g^näß  zu  den  in  ihrer  Nähe  befindlichen  Domänenämtem  in  eine  engere 
Beziehung  treten-    Sie  wurden  zu  Stapel-  und  Marktplätzen  für  dieselben 

▼.  Ikabia-Stbsnboo,  a.  a.  O.  821  IT.  Waitz,  IV.  141  IT.  Lampbecht,  Wirtschsftleben 
L  719  ff.,  804  f. 

*•  Er  war  der  Nachfolger  des  Domesticus.  Vgl.  v.  Sybel,  Entstehung  des  EÖnig- 
tiuns  484  ff. 

"  Vgl.  S.  174  ff. 

**  Vgl.  BoBSTiüB,  I.  172,  c.  19.  Die  Königsboten  erhielten  auch  die  Anweisung, 
für  die  Anfertigung  vollständiger  Inventare  der  Krong^ter  und  Benefizien  Sorge  zu 
tragen.    VgL  Bobbtius,  I.  177,  c.  7.    Solche  Inventare  ebd.  250  ff. 
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und  mochten  sich  leicht  zu  wahren  Mittelpunkten  des   wirtschafUich 
Verkehrs  entwickeln.    Dagegen  ist  es  unbegründet,  wenn  man  den  Pfalz 
als  solchen  die  Stellung  wirtschaftlicher  Oberhöfe  g^enüber  den  Domäne 
amtem  hat  zuschreiben  wollen.    Vereinigungen  von  Domänenämtem 
Pfalzdistrikten  hat  es  nicht  gegeben. 

Der  Unterschied  zwischen  Staatsgut  und  Königi^t  war  dem  frä 
kischen  Reiche  unbekannt  ^^  Der  König  galt  schlechthin  als  das  Sabj€ 
des  gesamten  staatlichen  Vermögens,  alle  Staatseinnahmen  galten  als  Ei 
nahmen  des  Königs,  wie  umgekehrt  die  Familiengüter  der  Amulfing 
seit  der  Krönung  Pippins  zu  den  Krongütern  gerechnet  wurden.  Eine  Ve 
Wendung  der  Staatseinnahmen  zu  öffentlichen  Zwecken,  von  den  als  Ai] 
stattung  der  öffentlichen  Ämter  angesehenen  Gütern  und  Gefallen  abg 
sehen,  fand  nicht  statt,  wenn  auch  die  Schenkungen  des  Königs  i 
Oberhäupter  fremder  Staaten,  an  Kirchen  und  Klöster  und  an  Persone 
die  sich  um  das  gemeine  Wesen  verdient  gemacht  hatten,  wenigste) 
mittelbar  als  für  den  Staat  geleistet  gelten  konnten.  Was  sonst  f 
öffentliche  Zwecke,  namentlich  für  Heereszwecke,  erforderlich  war,  bilde 
eine  Naturallast  der  Unterthanen^^.  Der  König  hatte  nur  für  die  B 
dürfhisse  der  königlichen  Familie  und  des  Hoflagers  aufzukommen.  Wj 
an  Geld  und  Kleinodien  vereinnahmt  wurde,  floß  ohne  Unterschied  d< 
Herkunft  in  den  königlichen  Schatz  (aerarhan  pubUcum)^  der  sich  seit  Ka 
dem  Großen  standig  in  der  Pfalz  zu  Aachen  befand  und  von  dem  Kän 
merer  (thesaurarms)  verwaltet  wurde.  Auch  der  Schatz  stand  zu  frew 
Verfügung  des  Königs,  wenn  auch  daran  festgehalten  wurde,  daß  nur  di 
Staatsoberhaupt  als  solches  ein  Recht  auf  denselben  habe^^. 

§  27.  Die  Immunitäten^  Chlothar  II.  hatte  in  einer  schon  frühe 
(§  26  Anm.  26)  erörterten  Bestimmung  für  die  romanischen  Landesteil 
festgesetzt,  daß  die  auf  Kirchengütem  lastenden  Abgaben  an  Ackergelden 
Weidegeldern  und  Dehem  ganz  allgemein  der  Kirche  zustehen  soUten 
den  königlichen  Einnehmern  wurde  das  Betreten  kirchlicher  Güter  zu 


^«  Vgl.  S.  119. 

^^  Das  Recht  des  Heeres  auf  einen  Teil  der  Kriegsbeute  blieb  fortdauernd  Ix 
stehen,  doch  war  es  Sache  des  Königs,  die  Art  der  Verteilung  zu  bestimmen. 

w  Vgl.  §  17  Anm.  72.    Waitz,  II.  2,  S.  822. 

»  Vgl.  Waitz,  U.  1,  S.  416  ff.  H.  2,  S.  386-347,  380  ff.  IV.  287—323,  447  tf. 
468  ff.  LöNiNG,  Kirchenrecht  der  MeroTinger  724  ff.  v.  Bethmank-Hollwbg  ,  Genn. 
roman.  Civilprozeß  I.  438  ff.  U.  32  ff.  Heuslbb,  Ursprung  der  deutschen  Stadt 
Verfassung  15—33.  v.  Sybel,  Entstehung  des  Königtums  474  ff.  v.  Dahixls,  Hand 
buch  I.  567  ff.  Th.  Sickbl,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akademie  XliVII.  193  fl 
XLIX.  311  ff.  GiERKB,  Genossensohaftsrecht  I.  131  ff.  Abmold,  Fränkische  Zeit»  II 
197  ff.  Bhunnbb  in  Holtzbndobffs  Encyklopädie  2 14.  G.  Meybb,  i.  d.  Zeitschr.  i 
RG.  XVI.  104  ff.  Peost,  L'immunit^,  i.  d.  Nouv.  Revue  hist.  de  droit  fr.  et  eti 
VI.  1 13  ff.,  262  ff.  FusTEL  DE  CouLANQES,  iStudc  sur  rimmunit^  m^rovingienne,  i.  d 
Revue  historique  XXII.  249  ff.  XXIII.  1  ff.  Flach,  Origines  de  Tancienne  Franc« 
91—117.  Maobxb,  Geschichte  der  Fronhöfe  I.  282  ff.  Lampbecht,  Wirtschaftslebei 
I.  1015  ff.,  11 10  f. 
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Eintreibimg  derartiger  (Jeßlle  unbedingt  untersagt.  Dann  fügte  der  König 
hinzu:  Hcclesiae  vel  clerids  nuUam  requircmt  (igentes  pubUci  ßmctionem,  qui 
aoi  vel  genetoris  nostri  immuniiatem  meruenmt.  Es  ergiebt  sich,  daß  das, 
was  hier  als  immunäas  bezeichnet  ist^,  von  dem  voraufgegangenen  allge- 
meinen Zugeständnis  unterschieden  wird:  Ackergelder,  Weidegelder  und 
Dehem  sollen  auf  keinem  Eirchengute  von  seiten  des  Staates  erhoben 
werden,  dagegen  wird  die  allgemeine  Einstellung  sämtlicher  Beamten- 
funktionen nur  denjenigen  Kirchen  gewährleistet,  die  von  Chlothar  I.  oder 
Chilperich  ein  Immunitätsprivil^  erhalten  haben*.  Das  Edikt  von  614 
bezeugt,  daß  derartige  Privilegien  auch  an  einzelne  weltliche  Grundherren 
(potentum  vel  cuicumque)  erteilt  waren  und  daß  die  Immunitätsherren  eine 
gewisse  Gerichtsbarkeit  ausübten^,  und  zwar  durch  besondere  Immunitäts- 
beamte (mdicesj  missi),  die  ebenso  wie  die  Grafen  demselben  Gau  ange- 
hören mußten*. 

Das  Verhältnis  der  Immunitäten  war  hiemach  schon  unter  Chlothar  11. 
im  wesentlichen  ebenso  wie  unter  den  Karolingern  geregelt.  Ausgegangen 
ist  der  Begriff  von  der  Immunität  des  Königsgutes,  er  bedeutete  also  zu- 
nächst nur  die  Freiheit  von  öffentlichen  Abgaben  und  Lasten  und  war 
insoweit  römischer  Herkunft.  Für  die  mit  einem  Immunitätsprivileg  aus- 
gestatteten Grundherren  kam  aber  im  fränkischen  Reiche  zu  der  negativen 
Wirkung  der  Befreiung  die  positive  Berechtigung,  die  vom  Staate  auf- 
gegebenen Leistungen  der  Bewohner  des  gefreiten  Gebietes  nunmehr  für 
sich  selbst  in  Anspruch  zu  nehmen.  Da  sich  dies  auch  auf  die  Gehchts- 
gefalle  bezog,  so  war  zugleich  die  Ausbildung  einer  eigenen  Inmiunitäts- 
gerichtsbarkeit,  die  auf  den  fiskalischen  Besitzungen  schon  ihr  Vorbild 
finden  mochte,  angebahnte  Die  Ausschließung  aller  Dienstfonktionen  der 
öffentlichen  Beamten,  die  von  Chlothar  11.  zuerst  ausgesprochen  wurde, 
wahrscheinlich  aber  schon  vorher  mit  der  Inununität  verbunden  war,  ent- 
sprach der  von  der  Grafengewalt  eximierten  Stellung  der  Krongüter  unter 
dem  Domänenamtmann  ^. 

Ebendarum  hatte  der  Staat  ein  dringendes  Interesse  an  der  Ein- 
setzung besonderer  Immunitätsbeamten,  durch  deren  Vermittelung  er  die 
staatlichen  Rechte  in  der  Immunität  geltend  machen  konnte.  Den  Ln- 
munitätsbeamten  bezeichnete  man  früher  als  offens,  müsus,  iudex,  unter 
den  Karolingern  als  Vogt  (advocaius,  vocatas,  vogatus,  defensor),  zuweilen 


^  Die  gewöhnlichste  Bezeichnung  war  emunitas, 

^  Die  in  den  früheren  Ausgaben  der  Praeceptio  enthaltene  Bezugnahme  auf 
Privilegien  des  Bruders  (aut  germani)  des  Gesetzgebers  beruht  auf  einem  jüngeren 
Zusätze.  Damit  ist  jeder  Qrund  weggefallen,  die  Praeceptio  dem  König  Chlothar  I. 
zuzuschreiben. 

*  Vgl.  S.  176. 

*  Edikt  von  6U,  c.  19  (Bokbtiüs  I.  23).    Vgl.  Anm.  11. 
«  Vgl.  S.  177. 

^  Begelmäßig  wird  den  öffentlichen  Beamten  verboten  das  Betreten  der  Freiung 
von  Amts  wegen  (introitmX  die  Eintreibung  fiskalischer  Gefalle  (exctcHoJ,  die  Aus- 
ühung  amtlichen  Zwanges  gegen  die  Insassen  der  Immunitat  (dutricüo), 
a.  ScHmdDU,  Deatich«  B6ohtBirMchiohte.i  13 
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wegen  der  von  ihm  ausgeübten  niederen  Gerichtsbarkeit  auch  als  Schult- 
heiß (causidicus)  oder  Centenar®.  Der  Vogt  war  der  Patrimonialrichter 
der  Immunitat  und  zugleich  Requisitionsbeamter  für  die  staatlichen  Ge- 
richte bei  Zustellungen  und  Exekutionen  in  den  gefreiten  Gebieten;  eine 
eigene  Vollstreckungsgewalt  übte  er  nur  innerhalb  seines  Wirkungskreises  •. 
In  kirchlichen  Immunitaten  fiel  dem  Vogt  in  der  Regel  auch  die  prozes- 
sualische Vertretung  der  Immunitatsgeistlichen  vor  den  öffentlichen  Ge- 
richten anheim  ^^.  Die  unter  Karl  dem  Großen  aufgehobene  Organisation 
der  Domänenverwaltung  nach  Gauen  ist  für  die  Immunitaten  vorbildlich 
geblieben.  tTber  mehrere  Gaue  erstreckte  Immunitatsherrschaften  mußten 
in  jeder  Grafschaft  einen  eigenen,  in  derselben  begüterten  Vogt  haben  ^^; 
Stiftsvögte  sollten  nach  einer  Bestimmung  Karls  in  Gegenwart  des 
Grafen  und  unter  Mitwirkung  des  Volkes  eingesetzt  werden",  falls  nicht 
dem  Stift  ausdrücklich  das  freie  Ernennungsrecht  zugestanden  war". 
Die  Kumulation  einer  Stiftsvogtei  mit  dem  Grafen-  oder  Schultheißenamte 
war  unzulässig^*.  Weltliche  Immunitätsherren  bedurften  eines  Vogtes 
nur,  wenn  sie  die  Gerichtsbarkeit  nicht  selbst  verwalteten".  Immer  be- 
zog sich  die  Stellung  des  Vogtes  nur  auf  die  gerichtlichen  Geschäfte;  für 
die  übrigen  Immunitätsangelegenheiten  hatten  die  Stifter  regelmäßig  eigene 
Beamte  (vicedomim,  praeposiä,  oeconomi),  meist  geistlichen  Standes",  denen 
auch  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Grundholden  übertragen  werden  konnte. 

Das  Immunitätsprivileg  bezog  sich  auf  alle  fiskalischen  Ansprüche 
gegen  das  gefreite  Gebiet  und  seine  Bewohner,  mit  Einschluß  des  servi- 
tium  regis,  nur  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Herberge  und  Unter- 
halt für  den  König  und  die  von  diesem  mit  einer  Tractoria  versehenen 
Personen,  femer  zu  Wachdienst  und  Burgwerk,  Brücken-  und  StraBeu- 
baupflicht  und  der  Heerbann  blieben  bestehen,  und  dasselbe  galt  von  den 
üblichen  Jahresgeschenken  an  den  König  ^^.  Von  Zöllen  befreite  das 
Immunitätsrecht  nicht,  wenn  die  Zollstätte  außerhalb  des  gefreiten  Ge- 
bietes lag. 

Der  Immunitätsbann,  durch  den  die  Freiungen  gegen  Eingriffe  Dritter, 
namentlich  der  Beamten,  geschützt  waren,  betrug  600  Solidi,  wovon  ein 
Drittel  an  den  Fiskus,  das  übrige  an  den  verletzten  Inununitätsherm  kam^® ; 
doch  verfiel  diese  Buße  nur  bei  Verletzung  des  besonderen  Friedens,  den 


*  Vgl.  Waitz,  IV.  463  f.,  467. 

»  Vgl.  Edikt  von  614,  c.  20.  »•  Vgl.  S.  181. 

»  Vgl.  S.  198.    Waitz,  IV.  466,  470. 

"  Also  ähnlich  wie  bei  der  Eniennnng  der  Centenarien.  Vgl.  Waitz,  IV.  468. 
Einmal  wurde  die  Ernennung  auch  den  Königsboten  fibertragen;  zuweilen  erfolgte 
die  Ernennung  durch  den  König  selbst. 

»»  Vgl.  Waitz,  IV.  469.  "  Vgl.  ebd.  470.  "  Vgl.  ebd.  471  f. 

'*  Auch  für  diese  galt  derselbe  Emennungsmodus  wie  ffir  die  Vögte. 

"  Vgl.  Waitz.  IV.  313  ff.  Sickbl,  a.  a.  O.  XLIX.  847,  856ff.,  868  ff.  Zollst&tten 
innerhalb  des  gefreiten  Gebietes  waren  im  Zweifel  in  der  Immunität  mitbe^rifien. 
Vgl.  SiOKBL,  a.  a.  0.  855. 

"  Vgl.  Waitz,  IV.  803  f. 
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die  Wohnplatze  und  Ansiedelungen  innerhalb  der  Freiung  genossen,  wäh- 
rend Verletzungen  der  Immunitatsrechte  auf  der  Feldmark  wohl  nur  mit 
dem  einfachen  Königsbanne  bestraft  wurden***. 

Die  Immunitatsprivilegien  waren  zunächst  nur  für  das  Beichskircheu- 
gut,  das  ohnehin  dem  Königsgute  gleichgestellt  wurde,  berechnet.  Immer 
bezog  sich  das  Privileg  auf  sämtliche  Besitzungen  der  gefreiten  Kirche, 
auch  auf  ihren  zukünftigen  Erwerb;  doch  wurden  dolose  Übertragungen 
m  Kirchen,  die  nur  den  Zweck  der  Befreiung  von  öffentlichen  Lasten 
verfolgten,  für  wirkungslos  erklärt.  Weltliche  Freiungen  (potestates)  und 
Immunitatsprivilegien  für  Privatkirchen  kamen  ursprünglich  nur  sehr  ver- 
einzelt vor,  namentlich  in  Austrasien,  wo  es  überhaupt  nur  wenig  welt- 
liche Grrundherrschaften  gab.  Erst  mit  der  Ausbildung  des  Benefizial- 
we^ns  wurde  die  Zahl  der  weltlichen  Immunitäten  erheblich  vermehrt, 
da  die  königlichen  Benefizien  die  fiskalische  Immunität  behielten^®. 

§28.  Das  Grundeigentum^  Die  verschiedenen  Grundsätze,  welche 
Yon  den  Westgothen  und  Burgundern  einerseits  und  den  Franken  anderer- 
seits bei  der  Niederlassung  in  Gallien  beobachtet  wurden*,  haben  in  ihren 
Nachwirkungen  bis  zur  französischen  Bevolution  angedauert.  Südlich  der 
Loire,  in  dem  späteren  Gebiete  des  droit  ecrit,  hatten  zwar  die  römischen 
Frovinzialen  im  allgemeinen  zwei  Drittel  ihres  Grundbesitzes  zur  Bildung 
von  Landlosen  für  die  gothischen  und  burgundischen  Heermannen  abtreten 
müssen,  da  aber  diese  Abtretung  nicht  von  Volk  zu  Volk,  sondern  von 
Person  zu  Person  vorgenommen  wurde,  so  trat  der  einzelne  Germane 
durchaus  in  die  römischen  Grundbesitzverhältnisse  ein,  die  deutsche  Hufen- 
und  Markenordnung  fand  hier  keine  Anwendung'.     Nördlich  der  Loire 


»»  Vgl.  Waitz,  IV.  308  ff.  SicKEL.  a.  a.  O.  XLIX.  331  ff.  Heübleb,  a.  a.  O.  21  ff., 
hat  aas  diesem  Gegensätze  auf  einen  Zusammenhang  der  Immunität  mit  dem  Asyl- 
lecht  geschlossen. 

»•  Vgl.  Waitz,  II.  2,  S.  276.    IV.  294  ff. 

>  Außer  der  §  10,  Anm.  1—3  angeführten  Litteratar  vgl.  Waitz,  I.  117ff.  IL  1, 
8.  277ff.;^Über  die  altdeutsche  Hufe.  1864  (a.  d.  Abb.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.);  Recht 
der  Balischen  Franken  117  ff.  Lakdau,  Die  Territorien  4  ff.,  12  ff.,  32  ff.,  52  ff.  Hans- 
VB»,  Agrarhistor.  Abhandlungen  L  148 — 165.  II.  179^252.  v.  Ikama-Stbbnboo, 
Wirtschaftsgeschichte  I.  92—130,  207—225,  278  ff.;  Ausbildung  d.  großen  Grand- 
herrachaften  (Schmoller,  Staats-  u.  sozial w.  Forsch.  I.  1,  1878).  Lamprboht,  Wirt- 
schaftsleben I.  7—16,  48—51,  103  ff.,  331  ff.,  386  ff.  Waöote»,  Allg.  Wirtschaftslehre, 
2.  Aufl.,  I.  684—717.  Hecslbb,  Institutionen  L  §  56.  Grimm,  RA.  492  ff.  Thu- 
DiCHUM,  Gau-  und  Mark  Verfassung  154—184.  L.  v.  Maübeb,  Einleitung  z.  Gesch.  d. 
Mark^iTerfassung,  1854.  Giebkb,  Genossenschaftsrecht  I.  60 — 85.  Ds  Slobt,  Oyer- 
zieht  van  den  landbouw  in  Dnitschland  (Van  al's,  1871,  S.  840  ff.).  Layblbtb-Büchbb, 
.  Ui^gentum  74—85.  Pabdbsbüs,  Loi  Salique,  diss.  VIII.  Gü^babd,  Polyptique  de 
Vabb^  Irminon  I.  475—502,  577—656.  Abnold,  Frankische  Zeit  11.  19—46.  Füstbl 
DB  CovLABQBS,  Recherches  295—356.    Boss  (s.  S.  6)  78  ff. 

'  Vgl.  S.  102  ff.    T.  Sybbl,  Entstehung  des  Königtums  425  ff. 
'  Giebkb,  Genossenschaftsrecht  I.  80.    Lampbecht,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  franz. 
Wirtschaftslebens  (Schmolleb,  Staats-  u.  sozial wissensch.  Forschungen  I.  3.  1878), 
S.  86  fL    Die  Bezeichnung  der  den  einzelnen  Heermannen  bei  der  Landteilung  zuge- 
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dagegen,  in  dem  Gebiete,  das  man  später  als  das  des  droä  couänmer  be- 
zeichnete, behielten  die  Provinzialen  alles,  was  sie  hatten,  neben  ihnen 
jtber,  in  ausgedehnten  Grebieten,  die  von  ihren  bisherigen  Herren  verlassen 
waren  oder  bei  der  früheren  dünnen  Bevölkerung  überhaupt  noch  keinen 
Herrn  gehabt  hatten,  siedelten  sich  die  Franken  in  geschlossenen  Massen 
an  und  ihre  germanische  Art  übte  bald  einen  überwältigenden  Einfluß 
aiif  die  gesamten  Grundbesitzverhältnisse,  ja  auf  das  Recht  des  neustrischen 
(d.  h.  neufränkischen)  Landes  überhaupt.  Die  Ansiedelung  erfolgt«  bei 
den  salischen  Franken  in  altgermanischer  Weise  nach  Dorfschaften*. 
Das  System  der  Einzelhöfe^  deren  jeder  von  seiner  Ackerflur  umgeben 
war,  während  Wald  und  Weide  Almende  blieb,  beschränkte  sich  von  je- 
h^^r  auf  die  niederrheinisch-westfalische  Tiefebene;  ob  die  Einzelhöfe  in 
den  Alpen  und  den  oberdeutschen  Gebirgen  noch  in  diese  Zeit  zurück- 
reichen oder  auf  späterem  Ausbau  in  der  Almende  beruhen,  ist  nicht  mit 
f^icherheit  festzustellen.  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken  läßt  schon 
bi^eutende  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  erkennen; 
wir  erfahren  von  Gemüse-  und  Flachsbau,  von  Wiesen  und  Weinbergen*, 
V  on  umzäunten  Feldern.  Der  Standpunkt  der  extensiven  Feldgras-  und 
\\  aldwechselwirtschaft  mit  periodisch  wiederkehrenden  Ackerverlosungen 
war  demnach,  abgesehen  von  einigen  Gebirgsgegenden,  in  denen  sich  die 
nlte  Agrarverfassung  fortgesetzt  oder  erneuert  und  zum  Teil  bis  zur  Gegen- 
wart erhalten  hat,  bereits  überwunden.  Öas  Kulturland  war  von  dem  nur 
für  Wald  und  Weide  geeigneten  Lande  definitiv  geschieden  und  in  der 
durch  die  letzte  Ackerverlosung  begründeten  Gewannlage  dauernd  in  Privat- 
besitz übergegangen.  Die  durch  den  Flurzwang  begründete  Unterwerfung 
des  einzelnen  Besitzers  unter  das  von  der  Gesamtheit  befolgte  Wirtschafts- 
system war  geblieben. 

Die  hier  angedeutete,  früher  (S.  45  flF.)  näher  dargelegte  Entwickelung 
hat  sich  bei  den  deutschen  Stammen  und  den  Angelsachsen^  in  durchaus 

wlesenen  Anteile  als  sortes  berechtigt  zn  der  Annahme,  daß  hier  ebenso  wie  bei  der 
Uufenbildnng  eine  Verlosung  stattgefunden  hat.  Vgl.  Anin.  80.  Bnn)iva,  Borg.- 
r<»man.  Königreich  17  ff.  Um  dabei  eine  zu  große  Ungleichheit  zu  vermeiden,  müssen 
aus  den  von  den  römischen  possessores  abgetretenen  Stücken  zuvor  möglichst  gleiche 
Landlose  gebildet  worden  sein, 

*  Vgl.  8.  12  f.  Schröder,  Franken  49 ff.  Waitz,  II.  1,  S.  90  f.  In  der  Lei 
Sallca  bezeichnet  villa  bald  ein  einzelnes  Gehöft,  bald  ein  ganzes  Dorf. 

^  Vgl.  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landwirtsch.  Verhältnisse  des  preußischen 
Staates  I.  345  ff.  Lamfrbcht,  Die  ältesten  Nachrichten  über  das  Hof-  u.  Doiüsystem 
(Zeitschr.  d.  berg.  Gesch.- Ver.  XVI.  19  ff.),  v.  Inaha-Sternegq,  Untersuchungen  über 
das  Hofsystem  im  Mittelalter,  1872;  Wirtschaftsgeschichte  I.  39ff.  Roschbr,  National- 
okoDomik  des  Ackerbaues,  8.  Aufl.,  §  75.    Maurer,  Einleitung  10  ff. 

*  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  91  ff.  Schröder,  Die  Ausbreitung  des  Weinbaues  in 
Gallien  (i.  d.  Monatsschr.  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  VI.  502  ff.).  MomasN,  Bö- 
niische  Geschichte  V.  98  f.  Die  Bekanntschaft  der  Lex  Salica  mit  dem  Weinbau  ist 
aüeiD  schon  ein  zwingender  Beweis  daf&r,  daß  dieselbe  erst  nach  486  entstanden 
mn  kann. 

'  Über  diese  sind  besonders  die  S.  6  angeführten  Werke  von  Nasse  und  Sc«- 
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eichmäßiger  Weise  vollzogen  und  ihre  Grundzüge  bis  Ende  des  18.,  viel- 
oh  sogar  bis  in  die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  bewahrt.  Sie  ist 
manchen  Gegenden  eine  so  stetige  geblieben,  daß  die  hier  beigedruckte, 
ich  einer  Vorlage  aus  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  entworfene 
iurkarte  noch  ein  anschauliches  Bild  der  Flurverhaltnisse  der  fränkischen 
mode  zu  geben  vermag. 

Hatte  man  sich  früher  mit  einer  extensiven  Wirtschaft  begnügt,  bei 
r  in  jedem  Jahre  nur  ein  kleiner  Teil  der  Ackerflur  unter  den  Pflug 
m,  während  das  übrige  als  Weide  oder  Niederwald  diente,  so  kam  man 

TLURKARTE 
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_2 ia^_i__i_" 


D  JEB^Jhrf/uist  Carlen  AWur^n.      ,^r- 1   ,    .    .  ^.^   „ 

aar  WRVi  iMj^  1^,.    l  Ackerland  in    layf^  LjaLd  Gemetndewtide     \ 

i  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  dahin,  eine  ewige  Weide  auszuscheiden 
id  die  Ruhejahre  der  Wechseläcker  zu  verkürzen.  Die  durch  die  Römer 
miittelte  Bekanntschaft  mit  den  Vorzügen  der  Winterfrucht  führte 
mählich  ganz  von  selbst  zu  der  Dreifelderwirtschaft,  die  mindestens 
t  dem  8.  Jahrhundert  das  vorherrschende  Wirtschaftssystem  geworden 
id  bis  in  die  erste  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  geblieben  ist^.    Die  ganze 


Bif.  sowie  LoDOB,  The  anglo-saxon  land-Iaw  (Essays  in  auglo-saxon  law  55  — 11^) 
vergleichen. 

®  Ober  einige   andere   weniger    verbreitete   Wirtschaftssysteme   vgl.    Hanssen, 
a.  0.  I.  171  fr.    LijfPBECHT,  a.  a.  O.  I.  545  f. 
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Ackerflur  (Eschj  wurde  hiernach  in  drei  möglichst  gleiche  Fdder  (Sckläpt, 
Zeigen)  zerlegt,  von  denen  immer  je  zwei  in  Saat  standen,  während  das 
dritte  (Egert)  in  Brache  lag*.  Der  Reihe  nach  wnrde  also  jedes  Feld  ein 
Jahr  als  Winteresch  (mit  Weizen,  Spelt  oder  Boggen  als  Winterfrucht • 
und  ein  Jahr  als  Sommeresch  (mit  Hafer  oder  Gerste)  benutzt;  das  dritte 
Jahr,  als  Brachfeld,  diente  es,  soweit  ein  Bedürfois  dafür  vorhanden  war. 
zur  Gemeindeweide.  Das  Sommerfeld  wurde  einmal,  im  Frühjahr,  das  fui 
die  Wintersaat  bestimmte  Brachfeld  zweimal,  um  Johannis  und  im  Herbst 
gepflügt.  Jedes  Feld  umfaßt«  je  nach  der  größeren  oder  geringeren  Boden- 
verschiedenheit eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Kampen  oder  Ge- 
ttarmen  ^^,  die  ihrerseits  je  in  eine  der  Zahl  der  Höfe  entsprechende  Reihe 
paralleler  Ackerbeete  (fiimcuä,  rSp)  von  gleicher  Größe  geteilt  waren", 
so  daß  in  der  Regel  zu  jedem  Hofe  je  ein  Ackerbeet  in  jedem  Gewann 
gehörte^*.  Die  sämtlichen  zu  einem  Hofe  gehörigen  Ackerfelder  bildeten 
den  InbegriflF  einer  Hufe^^,  deren  nach  dem  durchschnittlichen  wirtschaft- 
lichen Bedürfnis  eines  Hofes  berechnete  Größe  fast  überall  30  Tagwerk 
betrug**.  Unter  Tagwerk  (iumale^  iumaUs),  Joch,  Juchert  (htgerum),  Acker, 
Morgen  verstand  man  ursprünglich  kein  bestimmtes  Flächenmaß,  sondern 
so  viel  Ackerland,  als  man  mit  einem  Pfluge  an  einem  Tage  zu  bearbeiten 
vermochte**,   so   daß   sich  für  jede  Hufe  durchschnittlich  eine  jährlicht? 

»  Vgl.  Gmmm,  DWB.  II.  282.  lU.  34,  1140.  Zeige  (mnd.  U!)  bedeutet  Pflug 
land  und  entspricht  dem  sallschen  tilli  (S.  187,  Anm.  25.    208,  Anm.  81). 

»^  Vgl.  S.  48.  Waitz.  Hufe  25  f.  Hanssen.  a.  a.  O.  I.  42  f.,  156  t  II.  187« 
Lampbbcht,  a.  a.  O.  I.  335. 

"  Vgl.  S.  48.  Die  salische  Bezeichnung  der  Ackerbeete  als  JEschrSp  ist  in  dei 
malbergischen  Glosse  escrippM  in  L.  Sal.  27  §  25  (21)  erkennbar.  Vgl.  Ksrf  b« 
Hessbls,  liex  Salica,  S.  502.  Grimm  bei  Merkel,  Lex  Salica,  S.  XLVIIIf.  Die  Lei 
Salica  bezeichnet  alles  angebaute  I^nd  als  labor  oder  messis.  Vgl.  meine  Franken  5^ 
Lampbecht,  a.  a.  O.  I.  13. 

*•  Wenn  ein  Gewann  für  die  erforderliche  Zahl  der  Ackerbeete  zu  klein  war,  sc 
mußte  ein  zweites  Gewann  aushelfen,  wobei  dann  ein  Ausfall  in  der  Güte  durch  Zu 
satz  in  der  Fläche  beglichen  wurde.  Die  einem  angrenzenden  Gewann  Yorliegendei 
und  von  diesem  zur  Pflugwende  benutzten  Ackerbeete  CAnwandächerJ  erhielten  nu 
Entschädigung  die  doppelte  Breite.  Innerhalb  der  Gewanne  galt,  soweit  der  Zugang 
nicht  durch  Feldwege  vermittelt  wurde,  zur  Bestellungs-  und  Erntezeit  eine  gegen- 
seitige Überfahrtsgerechtigkeit  der  Nachbarn,  die  sich  in  manchen  Gegenden  al^ 
Tritt-  und  Trattrecht.  Samenweg,  Dungweg  oder  unter  anderen  Namen  bis  zur  G^et- 
wart  erhalten  hat. 

"•  Vgl.  ScHMBLLBR,  Bayer.  WB.  I.  1039  (1.  Aufl.  II.  141).    Waitz,  Hufe  10  t 

^*  Vgl.  Waitz,  Hufe  26  f.  Sebbohm  (deutsche  Übers,  v.  Buitsbn)  263 f.  La« 
PBBCHT,  a.  a.  0.  I.  846.  Eine  völlige  Gleichheit  war  selbstverständlich  nicht  mög- 
lich, da  man  bei  schlechtem  Boden  notwendigerweise  mehr  brauchte,  als  bei  gutem. 
So  kommen  auch  Hufen  von  20  und  von  40  Tagwerken  vor.  Die  Eönigshufe  von 
60  Tagwerken  ist  späteren  Ursprungs. 

"  Vgl.  Waitz,  Hufe  28  f.  Unter  Morgen  verstand  man  in  manchen  Gegendes 
nur  die  Arbeit  eines  Vormittags,  also  ein  halbes  Tagwerk.  Wo  aber  die  Hofengröfti 
zu  80  Morgen  angegeben  wird,  ist  immer  an  den  großen  (Doppel-)  Morgen  xn  denken. 
Ho  rechnete  man  im  Mittelalter  die  fuldische  Hufe,  die  eine  Doppelhufe  (Eönigshufe] 
war,  zu  60  Morgen,  also  die  einfache  Hufe  zu  80  Morgen  (Gbimm,  Weistümer  IH 
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Pflugarbeit  von  30  Tagen  (10  für  das  Sommer-,  20  für  das  Brachfeld) 
ergab. 

Im  weiteren  Sinne  verstand  man  unter  Hufe  oder  mansus^^  alles, 
was  zu  einem  Hofe  gehörte,  also  außer  dem  Ackerlande  die  regelmäßig 
eingezäunte  Hofstätte  mit  Gebäuden,  Garten  und  einem  etwaigen  Eraut- 
lande^^  und  das  Nutzungsrecht  an  der  gemeinen  Mark^®.  Der  Gesamt- 
wert einer  Hufe  mit  allem  Zubehör  und  Inventar  entsprach  dem  Wer- 
geide eines  freien  Mannes^®.  Hörige,  die  nur  ein  halbes  Freienwer- 
geld  hatten,  werden  in  der  Regel  auch  nur  eine  halbe  Hufe  besessen 
haben  ^^.  Die  Zahl  der  zu  einem  Dorfe  gehörigen  Hufen  war  sehr  ver- 
schieden, sie  scheint  sich  im  allgemeinen  zwischen  20  und  50  bewegt 
zu  haben  ^^. 

Die  gemeine  Mark  oder  Almende^^  umfaßte  das  ungeteilt  geblie- 
bene Wald-  und  Weideland,  die  gemeinen  Gewässer  und  Brunnen,  Stein- 
brüche, Lehm-  und  Sandgruben  u.  dgl.  m.*^  Zu  den  Nutzimgsrechten  ge- 
sellte sich  das  im  Laufe  des  Mittelalters  so  bedeutungsvoll  gewordene 
Recht  des  Neubruches**,  d.  h.  die  Befugnis,  durch  Rodung  freies,  dem 
Flurzwange  nicht  unterworfenes  Land  (Mfangj  capturay  aprisio,  proprisio, 

478.  V.  264,  282),  nach  Dronkb,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  25  (v.  J.  765),  352,  707  zn  dreißig 
iugera  oder  iumales.  Damit  erledigen  sich  die  Zweifel  von  Hanssbn,  a.  a.  O. 
IL  181  ff. 

"  Vgl.  §  10  Anm.  23. 

"  Bezeichnungen  der  Hofstätte  nebst  allem  Zubehör  waren  mansus,  curüs,  arect, 
hovcLstai,  ags.  toord:,  weordi,  alts.  wit/rd,  nd.  wwrth.  Wo  die  Gärten  für  Gemüse-  und 
Flachsbau  nicht  ausreichten,  wurden  den  einzelnen  Höfen  außerhalb  des  Dorfes  noch 
besondere,  von  dem  Flurzwange  befreite  Feldstücke  überwiesen,  die  regelmäßig  ein- 
gehegt and  in  Norddeutschland  als  Wurthen,  sonst  in  der  Kegel  als  Feldgärten  oder 
KrauÜand,  in  der  Lex  Salica  als  ccumjpus  bezeichuet  wurden.  Vgl.  Waitz,  Hufe  18. 
Haussen,  a.  a.  0.  I.  160.  Lahpbecht,  a.  a.  0.  I.  13  Anm.  2.  403.  Die  malbergische 
Glosse  horto  pondo  und  orthohano  (Lex  Salica  27)  für  Garten  und  Feldgarten  scheint  auf 
Krautbeunde  und  Erautbann  hinzuweisen  (ort  =  goth.  awrtt,  mnd.  tcort,  d.  i.  Würz, 
Kraut).    Vgl.  Eebn  bei  Hessels,  Lex  Salica  500. 

*®  Die  im  Mittelalter  verbreiteten  sächsischen  Ausdrücke  were  und  echiwort  für 
das  Nutzungsrecht  an  der  gemeinen  Mark  sind  ursprünglich  Bezeichnungen  des  Hofes 
(vestitu/ra,  area  legiHmaJ  gewesen.    Vgl.  Waitz,  Hufe  89. 

"  Vgl.  S.  77.    Waitz,  L  127.    H.  1,  S.  278  ff.;  Hufe  41. 

*<>  Vgl.  S.  49,  Anm.  22.  "  Waitz,  Hufe  51  f. 

'*  Vgl.  §  10,  Anm.  19.  Waitz,  Hufe  34  ff.  Über  die  Bezeichnung  communia 
vgl.  Thävenin,  Les  communia  (i.  d.  M^langes  Renier,  Paris  1886,  S.  121  ff.). 

'*  Mühlen  und  Backöfen  waren  stets  Privateigentum  oder  herrschaftliches  Lehen, 
als  markgenossenschaftliche  Anstalten  kommen  sie  nicht  vor.  Vgl.  Tn^vENnf,  La 
propri^t^  et  la  justice  des  moulins  et  fours  (bei  Monod  et  Thävbnin,  A  la  memoire 
de  G.  Waitz,  Paris  1886). 

**  Vgl.  Bbbelbb,  Der  Neubruch  (i.  d.  Symbolae  Bethmanno  HoUwegio  oblatae, 
Berolini  1868).  Landau,  a.  a.  0.  158  ff.  Selbstverständlich  konnte  das  Hecht  des 
Neubruches  nur  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Genehmigung  der  Gemeinde 
ausgeübt  werden,  wenn  auch  in  dieser  Periode  bei  dem  Übermaße  an  Land  schwer- 
lich schon  Beschränkungen  stattgefunden  haben.  Vgl.  Gierkb,  Genosseuschaftsrecht 
I.  68  f.    Über  die  Stellung  der  Ausmärker  vgl.  Anm.  35. 
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Tiovale)  zu  Eigentum  zu  erwerben  *^  Schon  in  der  Earolingerzeit  kamei 
auf  diese  Weise  ganze  Bifangshufen  von  30  Morgen  zusammenhangende] 
Fläche  zustande^. 

Außer  dem  durch  Neubruch  gewonnenen  Lande  befand  sich  nacl 
den  meisten  Volksrecht^n  auch  das  übrige  Kulturland  bereits  im  PriTat- 
eigentum,  so  daß  die  ursprüngliche  Regelmäßigkeit  der  Hufenordnong 
schon  in  dieser  Periode  vielfach  durch  Veräußerungen  und  Erbteilungeii 
durchbrochen  wurde.  Bei  der  Ausbildung  des  Privateigentums  an  Grund 
und  Boden  haben  zum  Teil  die  römischen  Verhältnisse  mitgewirkt;  aucli 
das  Eigentum  an  den  Gebäuden,  die  als  Fahrnis  galten,  konnte  auf  die 
Dauer  nicht  ohne  Einfluß  auf  das  Eigentum  an  der  Hofstätte  bleiben-': 
vor  allem  aber  ist  der  beim  Fruchterwerb  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart 
festgehaltene  Gedanke,  daß  das  Eigentum  der  Lohn  der  Arbeit  sei,  vod 
entscheidender  Bedeutung  geworden  2®.  Nachwirkungen  der  Feldgemein- 
schaft haben  sich  gleichwohl  noch  bis  in  die  neuere  Zeit  erhalten**;  dahio 
gehörte  außer  dem  Flurzwange  und  der  Mark-  und  Nachbarlosung  nament- 
lich die  zuweilen  noch  nach  Jahrhunderten  wiederaufgenommene  Neu- 
verteilung der  Ackerflur,  die  in  Dänemark  als  Reebningsverfahren  voll- 
ständig organisiert  war,  die  Bezeichnung  der  Hufe  als  Los  (sars^  ahd, 
hlöz,  alts.  hlöt)^y  und  der  Rückfall  aller  durch  längere  Zeit  unbebaut  ge- 
bliebenen Felder  der  Dorfflur  an  die  Almende  ^^  Die  in  der  ersten  Hälfte 
des  8.  Jahrhunderts  aufgezeichnete  Lex  Alamannorum  behandelt  den  Streit 
über  die  Flurgrenze  zweier  Dörfer  noch  als  reine  Angelegenheit  der  beiden 
(remeinden  (genealogiae)^  der  Grenzprozeß  bewegt  sich  ausschließlich  zwi- 

"  Ober  bifang  =  occupatio  vgl.  S.  47,  Anm.  14. 

"  Vgl.  Dronkb,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  352. 

^^  Derselbe  Vorgang  hat  sich  im  14.  Jahrhundert  bei  der  Umwandlung  der 
städtischen  Hausleihe  in  rentenpflichtiges  Eigentum  vollzogen. 

**  Vgl.  L.  Bai  war.  XVn.  2:  Ego  habeo  testes,  qui  hoc  sciunty  quod  labores  d( 
isto  agro  semper  ego  hdi,  netnine  contradicente,  exaravi,  mundavi,  possessi  tuque  kodie, 

et  pater  meus  reliquit  mihi  in  possessione  sua. Quia  ego  hoc  —  —  vidi, 

quod  isHus  hominis  prior  opera  fuit  in  isto  agro  quam  tua,  et  labores  fructuum  iih 
tidit.  L.  Salica  9»  8,  Zusatz:  cuius  lahor  est,  45,  2:  quod  ibi  laboravU.  Das  tech- 
nische Wort  für  Grundeigentum,  Erbe  (ahd.  arhi),  steht  wahrscheinlich  in  Zusammen- 
hang mit  dem  Worte  Arbeit,  vgl.  Grimm,  DWB.  I.  538  f.  Das  Wort  alodis  ist  wahr- 
ißheinlich  gallischer  Abstammung  und  erst  durch  die  Vermittelung  der  frankischen 
Gesetzgebungssprache  (die  Lex  Salica  gebraucht  es  noch  für  Eigentum  an  fahrender 
Habe.  vgl.  Anm.  36)  nach  Deutschland  gekommen.  Vgl.  Müllenhopf  bei  W^aitz, 
Hecht  der  salischen  Franken  278.  Disz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v.  Allodio. 
Waitz  II.  1,  S.  287. 

"  Das  Nähere  hierüber  gehört  in  die  folgende  Periode. 

»®  Vgl.  Grimm,  RA.  534.  Landau,  a.  a.  O.  10  f.  Lampreoht,  a.  a.  O.  I.  332. 
Waitz,  IL  1,  S.  289;  Hufe  11.  Forschungen  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  146,  Anm.  1 
und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Dronke,  Trad.  Fuld.  S.  102,  Nr.  112.  Ober 
die  Bedeutung  der  gothischen,  burgundischen,  vandalischen  sortes  vgl.  Anm.  8.  Bei 
Du  Gange,  Glossar  s.  v.  Sors  Nr.  4  wird  beides  nicht  gehörig  unterschieden. 

»»  Vgl.  Grimm,  RA.  82,  92  f.,  525;  Weistümer  VIL  317,  Nr.  HI. 


^  ^ 


§  28.    Das  Grundeigentam.  201 

sehen  diesen,  die  einzelnen  Interessenten  haben  keinen  Teil  daran'*.  Auch 
nn  Zusatzkapitel  zu  der  Lex  Salica,  wahrscheinlich  noch  von  Chlodovech 
selbst  herrührend,  sieht  die  Dorffeldmark  noch  als  ein  ungeteiltes  Ganzes 
m,  die  Grenzen  der  einzelnen  Ackerfelder  erscheinen  nur  als  Besitz-,  nicht 
ils  Eigentunisgrenzen ''.  Überhaupt  erkennt  man,  daß  das  salische  Recht 
m  gegen  das  Ende  des  6.  Jahrhunderts  noch  wesentUch  von  dem  Ge- 
lanken der  Feldgemeingeschaft  beherrscht  wurde.  Immobiliarprozesse  und 
[mmobiliarexekutionen  waren  der  Lex  Salica  noch  fremd,  Rechtsgeschäfte 
aber  Liegenschaften  kamen  nur  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen 
ror'*.  Der  Niederlassung  eines  Fremden  oder  Ausmärkers  konnte  jeder 
Gremeindegenosse  binnen  Jahresfrist  widersprechen,  und  zwar  nicht  bloß, 
wenn  es  sich  um  die  Gründung  einer  neuen  Ansiedelung  in  der  Almende 
liandelte,  sondern  auch  wenn  der  Fremde  sich  auf  einem  bestehenden  Hofe 
m  Dorfe  (super  aüerum)  niederlassen  wollte**.  Denn  im  Gegensatze  zu 
ier  unbeschränkten  Erbfolge  in  das  Mobiliarvermögen'®  vererbte  sich 
iie  Hufe  nur  auf  die  Söhne;  waren  keine  Söhne  vorhanden,  so  fiel  sie  an 
iie  Gemeinde  (vicini)  zurück;  erst  Chilperich  dehnte  das  Successionsrecht 
iuch  auf  die  Töchter,  Brüder  und  Schwestern  aus,  hielt  aber  für  den  Fall, 
laß  solche  nicht  vorhanden  waren,  das  Heimfallsrecht  der  Gemeinde  auf- 
recht'^.  Die  salische  Feldgemeinschaft  war  in  der  karolingischen  Zeit 
bereits  verschwunden  und  hatte  dem  Privateigentum  Platz  gemacht'®;  die 
Umbildung  scheint  vom  Erbrecht  ausgegangen  zu  sein,  das  noch  im  Laufe 
las  7.  Jahrhunderts  die  früheren  Beschränkungen  ganz  abgeworfen  hat'*. 
Das  Privateigentum  beschränkte  sich  auf  das  angebaute  oder  frisch 
gerodete  Land  als  den  Lohn  der  Arbeit.    Das  der  Kultur  entzogene  Land 

^^  Lex  Alamannorum  87.  Die  Bearbeitung  dieser  Stelle  in  der  Lex  Baiwariorum 
Ol.  8  stellt  sich  schon  ganz  auf  den  Standpunkt  des  privaten  Grenzstreites  zweier 
Nachbarn  (commarcani).  Über  alamannisches  Privateigentum  an  Grund  und  Boden 
m  7.  und  8.  Jahrhundert  vgl.  Hanauer,  Paysans  de  l'Alsace  340  ff. 

'^  Vgl.  I.  salisches  Kapitular  c.  9  (Beerend,  Lex  Salica  91).  Vgl.  meine  Franken 
►8  f.    Waitz,  n.  1.  S.  393.    Lampeecht,  a.  a.  0.  I.  18  Anm.  3. 

**  Bei  dem  Verfahren  der  chrenecruda  und  beim  adfatimus. 

'*  Über  den  vielbestrittenen  Titel  45  De  migranHbus  vgl.  Anm.  45,  meine  Fran- 
[en  55  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Waitz,  I.  134.  II.  1,  S.  92.  Laufrecht, 
Virtschaftsleben  I.  46.  W.  Sickel,  i.  d.  Westdeutsch.  Zeitschr.  IV.  267;  i.  d.  Gott. 
^el.  Anz.  1886,  S.  434  ff.  Rosa,  a.  a.  0.  50  f.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la 
oi  Salique  362,  540.  Fustel  de  Coülanges,  Etudes  sur  le  titre  de  migrantibus  (i.  d. 
ievue  g^n^rale  du  droit,  1886). 

»«  Vgl.  Tit.  59  De  alodis.  Der  größte  Teil  des  Titels  (§§  1—4)  handelt  aus- 
chließlich  von  der  Mobiliarerbfolge.    Über  den  Schlußsatz  (§  5)  vgl.  Anm.  81. 

''  Edict.  Chilper.  c.  3.  Vgl.  meine  Franken  54.  Giebke,  Genossensch.  I.  77 f.; 
Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chilperichs  (Zeitschr.  f.  RG.  XII.  430  ff.).  Waitz, 
.  135.  II.  1,  S.  394.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  I.  43  ff.  Fustel  de  Coülanges, 
techerches  301  f.    Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  184  f.    Ross,  a.  a.  0.  48  f.,  50 f. 

'*  Vgl.  meine  Franken  54  f. 

'•  Schon  das  Dekret  Childeberts  IL  von  595,  c.  1  (Boretiüs,  I.  15)  enthält  eine 
Erweiterung  des  Erbrechts  durch  die  Einführung  des  Repräsentationsrechts  der  Enkel, 
rgl.  auch  S.  205. 
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war  nicht  Gegenstand  des  Privateigentums  geworden,  sondern  es  war  enl 
weder  überhaupt  herrenlos  oder  als  Ahnende  der  markgenossenschaftliche] 
Nutzung  der  Hundertschaften  unterworfen*®.  Die  Wissenschaft  ist  dai 
über  einverstanden,  daß  alles  herrenlose,  d.  h.  nicht  in  Privatbesitz  übei 
gegangene  Land  nach  fränkischem  Reichsrecht  Eigentum  des  Königs  wa 
und  nur  mit  seiner  Bewilligung  in  Privathände  übergehen  konnte**.  Das 
selbe  galt  von  den  öfTentlichen  Flüssen,  d.  h.  den  Wasserstraßen,  und  voi 
den  Land-  und  Heerstraßen  (viae  pubäcae),  d.  h.  den  großen  Veitehrs 
wegen  im  Gegensatze  zu  den  Gemeinde-  und  Feldwegen**.  Aber  aucl 
die  Almenden  standen  den  einzelnen  nur  zur  Nutzung  zu,  sie  befandet 
sich  weder  im  Miteigentum,  noch  im  Gesamteigentum  der  Genossen*^ 
sondern  im  Eigentum  oder  besser  Obereigentum  des  Königs,  der  durel 
Niederlassungs-  und  Rodungsprivilegien  über  die  Almenden  ebenso  wi< 
über  herrenlose  Wild-  und  ödländereien  zu  verfügen  berechtigt  war** 
Der  Unterschied  bestand  nur  darin,  daß  es  für  die  letzteren  unbedingr 
einer  königlichen  Verleihung  bedurfte,  während  die  Almende  dem  Nutzongb 
und  Rodungsrecht  der  Markgenossen  unterworfen  war  und  durch  Beschlol 
derselben  fremden  Ansiedlem  auch  ohne  königliche  Bewilligung  eröffnr 
werden  konnte*'^.  Das  Obereigentum  des  Königs  muß  sich  bei  den  salischei 

*®  Über  die  Centmarkgenossenschaften  vgl-  S.  47.  v.  Inama-Stkbhsgo,  Wm 
Schaftsgeschichte  I.  85  ff.  Thudichum,  a.  a.  0.  127  ff.  Lampbbcht,  a.  a.  O.  L  2^  fl 
Stüve,  Wesen  u.  YerfassüDg  der  Landgemeinden  115  f.  Giebke,  GenossenschaftBrech 
L  59  f. 

*'  Vgl.  meine  Pranken  64.  Waitz.  II.  1,  S.  808.  11.  2.  S.  316.  IV.  1351 
Roth,  Benefizialwesen  69  ff.  L.  v.  Maubek.  Einleitung  94  f.,  108,  112  ff.  Thtdichüh 
Gau-  und  Mark  Verfassung  133  f.  Abnold,  Ansiedelungen  557.  Besbler,  Neubrnd 
15  ff.  v.  Ikama-Sternsgo,  a.  a.  0.  I.  94,  115,  211,  281  f.  Stobbb,  Deutsch.  Privati 
II.  1,  §  91.  Lampebcht,  a.  a.  O.  I.  14,  51.  Die  Franken  haben  besiegten  Yölken 
wiederholt  die  Räumung  ganzer  Gehiete,  die  dann  dem  Könige  anheimfielen  nnd  toi 
diesem  an  seine  Franken  zur  Ansiedelung  geliehen  wurden,  auferlegt  Vgl.  S.  102 
V.  Ikama-Stebneog,  a,  a.  O.  I.  23,  93,  209  f.,  212.  Abnold,  Ansiedelungen  210 
Waitz.  IH.  153  ff. 

**  Vgl.  bei  Waitz,  IV.  133  die  Urkunde  Ludwigs:  cuiiucumque  potegiaÜs  si» 
litiora,  nostra  tarnen  est  regalU  aqua.  Im  Jahre  939  verschenkten  die  Könige  Hug> 
und  Lothar  ripa^  Heini  utrcuqtie  et  ripaticum,  quod  inde  exierü.  Forsch,  z.  deutsch 
Gesch.  X.  307  f.  Das  Strom-  und  Straißenregal  des  Mittelalters  war  nur  eine  Konse 
quenz  des  frankischen  Bodenregals.    Vgl.  auch  Heüsleb,  Institutionen  I.  368  ff. 

*^  Darauf  hat  Th£vekin  in  der  Anm.  22  angefUhrten  Schrift  mit  Recht  aufimerk 
sam  gemacht. 

**  Vgl.  Lex  Salica  14,  4  (Anm.  45);  meine  Franken  62 ff.;  Aushreitung  der  Frankei 
(Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.)  147.  Viollet,  Precis  historique  480.  L.  v.  Madbbb 
Einleitung  106.  Weitere  Beispiele:  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  10  (BoBKrnrs 
I.  72)  und  Inaha-Stbbneoo,  Wirtschaftsgeschichte  I.  282,  Anm.  4.  In  Sftdfrmnkreich 
wo  es  keine  Almenden  gah,  heschrankten  sich  die  königlichen  NiederlaasongipriTi 
legien  auf  das  herrenlose  Land.  Vgl.  die  Erlasse  von  812,  816,  816  zu  Gunsten  da 
spanischen  Kolonisten  (Bobbtius,  I.  169,  262,  c.  5,  268  f.). 

**  Die  Behandlung  fremder  Ansiedler  in  den  Dörfern  war  eine  verschiedene»  )i 
nachdem  dieselhen  einen  Königshrief  (praeceptum  de  rege,  teetamentum  regit)  aofsu- 
weisen  hatten,  oder  nicht.    Ersteren  Falls  hedurfte  es  keiner  Genehmigung  seitens  dei 
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Franken  im  6.  Jahrhundert  noch  auf  die  ganze  Dorfflur  erstreckt  haben, 
da  diese  zwar  schon  in  Privatbesitz,  aber  noch  nicht  in  Privateigentum 
übergegangen,  also  noch  nicht  endgültig  aus  der  Almende  ausgeschieden 
war.  Wir  bezeichnen  dies  allgemeine  Obereigentum  des  Königs,  um  es 
von  dem  unmittelbaren  Eigentume  an  den  in  seiner  Gewere  befindlichen 
Krongütem  zu  unterscheiden**  und  zugleich  seine  spätere  Verflüchtigung 
in  einzelne  Regalien  anzudeuten,  als  Bodenregal*^  Es  ist  bekannt,  daß 
Wilhelm  der  Eroberer  nach  der  Eroberung  Englands  das  Bodenregal  mit 
der  äußersten  Konsequenz  durchgeführt  hat*®;  ist  ihm  dabei  das  Recht 
des  Siegers  und  der  ideale  Gedanke  des  reinen  Feudalstaates  zu  Hilfe  ge- 
kommen, so  darf  man  doch  den  ersten  Anstoß  in  den  Auffassungen  des 
französischen  Staatsrechts  suchen,  und  dies  umsomehr,  als  auch  in 
Frankreich  der  Satz  „nulle  terre  sans  seigneur"  mit  der  Vorstellung  des 
allgemeinen  königlichen  Obereigentums  Hand  in  Hand  gegangen  ist*'. 
Wie  nahe  der  Gedanke  des  Bodenregals  den  Germanen  überhaupt  lag, 
erkennt  man  an  dem  dänischen  Recht,  das  die  Almenden  und  die  aus 
denselben  erwachsenen  Dörfer  für  Königsgut  erklärte  und  nur  die  Nutzung 
den  Bauern  zuwies*®,  und  an  dem  Rechte  der  Norweger,  bei  denen  seit 
Harald  Harfagri  dasselbe  galt*^ 

Die  Entstehung  des  fränkischen  Bodenregals  ist  teils  auf  die  Eroberung 
Galliens  durch  Chlodovech,  teils  auf  das  Wesen  des  merovingischen  König- 
tums zurückzuführen.  Die  Eroberung  Galliens  war  ein  Werk  des  frän- 
kischen Königs;  mochte  die  Kriegsbeute  geteilt  werden,  das  eroberte  Land, 


Gemeinde;  der  Versuch,  deu  Ansiedler  auszutreiben  oder  in  seinem  Besitze  zu  be- 
einträchtigen, war  nach  L.  Salica  14,  4  mit  Zahlung  des  eigenen  Wergeides,  nach 
L,  Rib.  60,  3  mit  der  Strafe  des  Könnigsbannes  bedroht.  War  dagegen  der  Fremde 
nicht  durch  den  König  zur  Niederlassung  ermächtigt,  so  bedurfte  es  zu  seiner  Auf- 
nahme eines  Gemeindebeschlusses,  ohne  den  ihn  bei  iStrafe  niemand  zur  Einwande- 
rung einladen  durfte  (Zusatz  zu  I^ex  Sal.  45,  2);  jeder  Nachbar,  der  nicht  zugestimmt 
hatte,  konnte  den  Zuzügling  binnen  Jahresfrist  austreiben  (vgl.  Anm.  85).  Man  hat 
wohl  die  Niederlassungsprivilegien  des  Königs  aus  dem  allgemeinen  Bannrecht 
(S.  114 ff.)  zu  erklären  gesucht,  aber  Verfügungen  über  fremdes  Eigentum  fielen  nicht 
unter  dasselbe.  Außerdem  spricht  die  Gleichstellung  der  Almenden  mit  den  herren- 
losen Ländereien  dafür,  daß  jene  wie  diese  als  dem  König  zugehörig  betrachtet 
wurden. 

*®  Ijex  Bibuar.  76  unterscheidet  zwischen  nlva  communis  (Almende)  und  süva 
regit. 

*'  Vgl.  meine  Franken  62  ff.,  77  ff.    Lamprbcht,  a.  a.  O.  I.  108  ff. 

**  Vgl.  Gnsist,  Englische  Verfassungsgeschichte  95,  101  f.,  106  ff.  Stubbs,  Oon- 
Btitntional  history  of  England  I.  259  ff. 

*^  Vgl.  WiRNKÖNio,  Französ.  Staats-  und  Bechtsgeschichte  I.  202.  II.  845  f. 
Lavbletb-Büohbb,  üreigentum  265  f. 

^®  Vgl.  Jütisch.  LoY.  I.  58  über  einen  Grenzstreit  zwischen  Nachbarn:  uUen  of 
tJuet  <er  ölmtenning,  thara  a  Icunung  jorth  oh  bonder  shogh  (d.  h.  „ausgenommen  wenn 
es  Almende  ist,  von  welcher  der  König  die  Erde  und  der  Bonde  den  Wald  hat")* 
Vgl.  ebd.  III.  61  und  L.  t.  Maubbb,  Einleitung  128. 

**  Vgl.  K.  Maurer  i.  d.  Krit.  Vierteljahrsschrift  X.  268  f.  L.  v.  Maurer,  Ein- 
leitung 106. 
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soweit  es  nicht  Privateigentum  war,  fiel  dem  König  anheim,  aus  sein^ 
Hand  empfingen  die  Franken  den  Grund  und  Boden,  auf  dem  sie  siel 
niederließen.  Sie  wohnten  nicht  mehr  nach  altgermanischer  Weise  au 
Volkland,  sondern  auf  Königsland**.  In  Gallien  selbst  hatte  sich,  wi 
wir  früher  bemerkt  haben,  das  altrömische  Yektigalrecht  vielfsu^h  erhalten 
man  darf  annehmen,  daß  infolgedessen  auch  die  römische  Auffassung  de 
Provinzialbodens  als  Eigentum  des  Reiches  noch  nicht  ganz  geschwundei 
war*'.  Da  ist  es  kein  Wunder,  wenn  die  Könige  sich  als  Obereigentüme 
des  gesamten  gallo-römischen  wie  des  neufrankischen  Bodens  betrachtete] 
und  in  dem  Streben,  die  Acker-  und  Weidegelder  auch  in  den  altsalischei 
und  chattisch-frankischen  Gebieten  durchzufahren,  überall  die  Umwand 
lung  des  Yolklandes  in  Königsland  durchsetzten;  sie  erreichten  damit  nu 
einige  Jahrhunderte  früher,  was  später  den  norwegischen  und  dänische] 
Königen  und  Wilhelm  dem  Eroberer  gelang.  Besonders  unterstützt  wurd 
diese  Wandelung  durch  den  Umstand,  daß  der  fränkische  König  in  dei 
wesentlichsten  Beziehungen  seiner  Gewalt  an  die  Stelle  des  Landesthinge? 
d.  h.  des  Volkes,  getreten  war";  so  konnte  es  nur  als  eine  Konsequen 
erscheinen,  wenn  er  auch  als  Subjekt  des  ager  publicus  an  die  Stelle  de 
Volkes  trat". 

Das  Bodenregal  der  fränkischen  Könige  ist  zunächst  in  den  Rodunga 
und  Niederlassungsprivilegien,  dem  Königszins,  dem  Stromregal  und  den 
Forstbann,  später  auch  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaues  und  der  Sali 
gewinnung  praktisch  geworden*®.  Aber  auch  die  Stellung  des  Königtum 
gegenüber  dem  Kirchengute,  soweit  es  sich  nicht  um  reine  Privatkirchen  h 
grundherrlichem  Eigentume  handelte  ^^,  ist  nur  von  dem  Standpunkte  de 
Bodenregals  zu  erklären.  Die  unter  den  Merovingern  erst  vereinzelt  her 
vortretende*®,  seit  den  arnulfingischen  Hausmeiem  aber  mit  rücksicht? 
loser  Konsequenz   durchgeführte   Theorie    von    dem   Obereigentüme    de 


i 


**  Vgl.  Eichhorn,  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  I.  189.    Roth,  Benefizialwesen  74  i 

"  Vgl.  S.  181  f..  187  f.  **  Vgl.  S.  110,  113  f.,  149.  169. 

**  Vgl.  Lahprecht  i.  d.  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  u.  Statistik,  N.  F 
IX.  132. 

^^  Vgl.  S.  187  f.,  189  f.  Der  Zasammenhang  des  Forstbannes  mit  dem  Bodeo 
regal  wird  von  Hbusleb,  a.  a.  0.  I.  370  f.,  und  W.  Sicksl,  Zur  Geschichte  des  Banne 
45  ff.,  bezweifelt.  Daß  die  Jagd  in  den  Almendewäldem  und  die  Fischerei  in  dei 
Almendegewässem  an  sich  zu  den  markgenossenschaftlichen  Nutzungen  gehörten 
ist  nicht  zu  bestreiten.  Ebenso  aber  steht  urkundlich  fest,  daß  der  König,  unbeküm 
mert  hierum,  für  sich  oder  andere  ganze  Gaue  und  Gewässer  einforsten  und  dadurtl 
den  in  denselben  berechtigten  Markgenossenschaften  Jagd  und  Fischerei,  soweit  e 
sie  für  sich  oder  den  von  ihm  Begünstigten  vorbehalten  wollte,  entziehen  konnte 
Es  verhielt  sich  damit  ganz  wie  mit  den  Rodungsprivilegien.  Die  Beispiele,  dal 
die  Zustimmung  der  Interessenten  eingeholt  wurde,  gehören  erst  späteren  Jahr 
hunderten  an. 

*^  Vgl.  LÖNiNO,  Kirchenrecht  der  Merovinger  638  ff. 

**  Vgl.  S.  188  Anm.  28.  Hinschiüs,  Kircbenrecht  II.  621  ff.  Löniko,  a.  a.  0 
857,  374  f.,  689  ff.  Als  bloße  Munt  oder  Vogtei  wird  das  Verhältnis  aufgefaßt  voi 
HxusLEB,  a.  a.  O.  I.  315  ff. 
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Königs  an  dem  gesamten  öffentlichen  Kirchengute**  entspricht  durchaus 
ier  Stellung,  welche  der  König  den  Almenden  gegenüber  einnahm*®.  In 
t)eiden  Richtungen  vermochte  sich  das  Bodenregal  länger  zu  behaupten, 
weil  es  hier  keinen  Konflikt  mit  erbrechtlichen  Ansprüchen  gab.  Dajgegen 
ist  das  Bodenregal  im  Kampfe  mit  dem  Erbrecht  schon  früh  unterlegen. 
Man  darf  zweifeln,  ob  es  in  den  Gebieten  des  „droit  6crit",  abgesehen 
sron  Flüssen,  herrenlosen  Ländereien  und  Kirchengütem,  überhaupt  durch- 
gedrungen ist*^  Auch  in  Neustrien  und  Austrasien  hat  es  seit  dem 
r.  Jahrhundert  wohl  überall  dem  Privateigen tume  Raum  geben  müssen 
ind  sich  nur  auf  den  Almenden  behauptet. 

Beiden  Angelsachsen  hatte  sich,  infolge  der  weit  geringeren  Kraft- 
Entfaltung  ihres  Königtums*^,  der  altgermanische  Oedanke  des  allgemeinen 
Volklandes  in  Geltung  erhalten.  Der  Übergang  von  Volkland  in  Privat- 
eigentum vollzog  sich  zwar  auch  hier  durch  königliche  Verleihung,  aber 
ier  König  handelte  dabei  nur  als  das  verfassungsmäßige  Organ  des  Volkes, 
flicht  wie  der  Frankenkönig  als  der  an  die  Stelle  des  Volkes  getretene 
üleinige  Träger  der  Staatsgewalt.  Da  die  Verleihungen  durch  die  Über- 
reichung eines  Königsbriefes  (landböc,  liber  originalisj  Über  antiquus,  Ur- 
buch)  erfolgten,  so  wurde  das  verliehene  Gut  selbst  als  Buchland  (böcland) 
lern  Volklande  (folcland)  entgegengesetzt*'. 

Dem  angelsächsischen  Buchlande  entsprach  bei  den  Franken  das 
iurch  praeceptum  oder  testamentum  regis  übertragene  Land,  das  man  wegen 
ier  hier  allein  zulässigen  Übertragungsform  durch  einen  Königsbrief** 
tticht  unpassend  als  „Briefland"  bezeichnet  hat**.  Derartiges  Briefland 
beruhte  stets  auf  einer  besonderen  königlichen  Landschenkung,  also  auf 
äiner  Spezialverleihung,    und    stand    im   Gegensatze    zu    den    an   ganze 


*»  Vgl.  S.  141,  143,  157.  Waitz,  IV.  153-164,  ISSff..  212ff.  SoHM,  i.  d.  Jenaer 
Litt -Zeitung  1879,  S.  172.  Meine  Franken  S2.  W.  Sickbl,  Zur  Geschichte  des 
Bannes  45.  Th.  Sickel,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  XLIX.  315.  Heusleb,  a.  a.  0. 
[.  318  IT.  faßt  auch  das  Obereigentum  des  Reiches  als  bloße  Munt  auf. 

•**  Die  merovingischen  precariae  verbo  regis  (vgl.  Lönino,  a.  a.  O.  691  f.)  und 
lie  karolingischen  Kirchen benefizien  (S.  158  f.)  müßten  ohne  das  Bodenregal  als  un- 
erträgliche Gewaltakte,  die  unter  Teilnahme  des  Bonifatius  festgestellte  divisio  der 
Eurchengüter  müßte  als  die  gesetzliche  Sanktion  eines  Kirchenraubes  erschienen  sein. 

•*  Vgl.  Lafekbi^re,  Hist.  du  droit  fran^ais  IV.  418  f. 

"  Vgl.  §  17  Anm.  42.  72.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  24 f.,  57  ff. 
Bbükneb,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  I.  158. 

•*  Vgl.  Bbunneb,  Bechtsgeschichte  der  Urkunde  I.  151—208.  Lodoe,  i.  d.  Essays 
in  anglo-saxon  law  91  ff.,  100  ff.  Seebohm  (übersetzt  von  Bünsen),  a.  a.  O.  109 f. 
R.  ScHMiD,  Gesetze  der  Angelsachsen  538,  575  ff.  Kemble,  Saxons  in  England  I.  cap  11. 
K.  Maubeb,  i.  d.  Krit.  Überschau  I.  107  ff.  Über  das  altangelsächsische,  schon  früh 
von  dem  Buchland  aufgesogene  adeliche  Stammgut  (e^lj  vgl.  Bbukkeb,  a.  a.  0.  153, 
192.    V.  Amiba,  Erbenfolge  90. 

^  Vgl.  meine  Franken  79.  Sohm  ,  Zur  Gesch.  d.  Auflassung  (i.  d.  Straßburger 
Festgabe  für  Thöl,  1879)  114  f.,  116  Anm.  50;  Frank.  Recht  u.  römisches  Recht  52. 
Bbünkeb,  Die  Jjandschenkungen  der  Merovinger  u.  der  Agilolfinger  (i.  d.  Sitz.-Ber.  d. 
Bcrl.  Akad.  LII.  S.  1178—1202)  22  Anm.  1. 

•*  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  I.  47, 
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Gemeinden  zur  Ansiedelung  eingeräumten  Dorffluren,  bei  denen  der  ein- 
zelne Markgenosse  schon  aus  dem  Grunde  keine  Verbriefiing  erhielt,  weil 
die  Niederlassung  der  Gemeinden  nach  den  Grundsätzen  der  Feldgemein- 
schaft, also  zu  Gesamtrecht,  erfolgte.  Ebendarum  bildeten  die  könig- 
lichen Landschenkungen  als  Verleihungen  zu  Herrenrecht  einen  Gegensatz 
zu  den  Ansiedelungen  zu  Nachbarrecht  *•.  Wir  haben  zwar  gesehen,  daß 
königliche  Ermächtigung  dem  homo  migrans  auch  die  Niederlassung  in 
einer  Gemeinde  gewähren  konnte  (Anm.  45),  in  der  Regel  aber  handelte  es 
sich  bei  den  Landschenkungen  der  fränkischen  Könige  entweder  um  die 
Übertragung  unmittelbarer  Krongüter  oder  um  herrenlose  Wildländereien, 
die  durch  den  Begünstigten  erst  urbar  gemacht  werden  sollten,  Aufgaben, 
die  naturgemäß  nur  von  vermögenden,  über  zahlreiche  Arbeitskräfte  ver- 
fugenden Personen  übernommen  werden  konnten*^.  So  standen  von  vorn- 
herein die  in  den  Dörfern  auf  ihrer  Hufe  sitzenden  Bauern  (gipiaron)  oder 
Nachbarn  (ncMtiptiri,  mdni)^^  mit  ihren  genossenschaftlichen  Einrichtungen, 
mit  Almende  und  Flurzwang  und  dem  Heimfallsrecht  der  Gemeinde,  den 
von  den  Gemeindeverbänden  eximierten  Gutsherren  geistlichen  oder  welt- 
lichen Standes  gegenüber.  Der  bis  dahin  nur  in  den  römischen  Landes- 
teilen bekannte  Unterschied  zwischen  Groß-  und  Kleinbesitz  fand  auf  dem 
Wege  der  königlichen  Landschenkungen  auch  in  Neustrien  und  Austrasien 
eine  immer  zunehmende  Bedeutung.  Die  Großgrundbesitzer  (potentes,  gut 
per  diversa  possident)  unterschieden  sich  von  den  einfachen  Hufenbesitzem 
(mhwßidi)  der  Dörfer®^  auch  darin,  daß  sie  nicht  wie  diese  ihr  ganzes 
Besitztum  selbst  bewirtschafteten,  sondern  daß  neben  dem  Herrn-  oder 
Fronhofe  (mansus  indaminiccUus)  mehr  oder  weniger  zahlreiche  Höfe  für 
Unfreie  und  Hörige  errichtet  wurden,  die  man  mit  besonderen  Hufen 
(mansi  serviles,  liäles)  zu  eigener  Wirtschaft  ausstattete  und  dafür  zu  Ab- 
gaben an  den  Herrnhof  und  zu  Frondiensten  auf  den  zu  diesem  ge- 
hörigen Ländereien  verpflichtete.  So  bildeten  sich  eigene  Hofgemeinden, 
denen  nicht  selten  seitens  der  Herren  auch  Wälder  und  Weiden  zu  marli- 
genossenschaftlicher  Nutzung  überwiesen  wurden.  Durch  die  zuerst  nur 
von  den  geistlichen  Grundherrschaften  geübte  Praxis,  Teile  ihres  Grund- 
besitzes auch  an  Freie  zu  Prekarien-  oder  Benefizienrecht  zu  verleihen  ^^'j 
wurden  jene  Hofgemeinden  mehr  und  mehr  auch  auf  freie  „Landsiedel" 

*®  Vgl.  meine  Franken  52  f..  78  f.  Gikrkb,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  (i.  d.  Zeit- 
Schrift  f.  BG.  XU.)  486  ff.  Auch  die  Lex  Bnrgnnd.  54,  1  unterschied  diejenigen,  die 
ihren  Grundhesitz  durch  largitas  des  Königs  erhalten  hatten,  von  den  auf  Grund  der 
hospitalitas  auf  ihrem  Landlose  Angesiedelten. 

^^  Seit  Karl  dem  Großen  hat  die  Krone  in  dieser  Bichtung  auf  das  umfassendste 
für  den  Aushau  des  Landes  Sorge  getragen.    Näheres  in  der  folgenden  Periode. 

•*  Vgl.  Gbimm,  DWB.  I.  1176  f.     Vn.  22  f.,  57, 

®*  Üher  minoflidus  vgl.  meine  Franken  54  und  Zeitschr.  f.  BG.  XX.  18.  Siehe 
auch  §  29. 

'0  Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  290ff.  IV.  179 f.;  Entstehung  der  Vassallitat  37  f.  Roth, 
Feudalität  142  ff.  Löking,  a.  a.  <).  705  ff.  y.  Inama-Stbsnego,  Wirtschaftsgeschichte 
120  ff. 
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oder  y^Landsassen^^^^  deren  Hufen  man  als  manst  ingenuiles  zu  bezeichnen 
pflegte,  ausgedehnt.  So  setzten  sich  die  herrschaftlichen  Güter  aus  dem 
Hermhofe  und  den  in  der  Gewere  von  freien,  hörigen  oder  unfreien  Hinter- 
sassen befindlichen  Höfen  (mansi  vestiti)  zusammen  ^^. 

Das  Hermland  wurde  wegen  des  auf  demselben  befindlichen  Herrn- 
hauses  (sola,  saUkusj  seU/ms)  auch  als  „Salland^'  (terra  salica)  bezeichnete^. 
Der  Begriff  des  Sallandes  fiel  demnach  ursprünglich  vorwiegend  mit  dem 
des  Brieflandes  zusammen.  Erst  im  Laufe  der  Zeit,  nach  Ausbildung 
des  Privateigentums  in  den  Dorfgemeinden,  kamen  im  Wege  der  Veräußerung 
auch  nach  Nachbarrecht  angelegte  Hufen  mehr  und  mehr  in  grundherr- 
lichen Besitz,  so  daß  nun  auch  in  den  freien  Bauerdörfem  Hermhöfe 
(mansi  indomimcaä)  und  Landsiedelhöfe  (mansi  vesäti),  sowie  der  hier  bis 
dahin  unbekannt  gewesene  Begriff  des  Sallandes  Eingang  fanden  e^. 

Das  an  dem  königlichen  Brieflande  begründete  Recht  war  ein  ver- 
schiedenes, je  nach  der  Stellung  des  Empfangers.  Gewisse  Privil^en 
worden  demselben  zwar  stets  zu  teil;  das  Briefland  genoß  einen  erhöhten 
Rechtsschutz^^  und  mog  auch  von  jeher  Freiheit  von  der  Abgabe  des 
„Landrechts"  besessen  haben  ^•.  Im  übrigen  aber  trat  ein  bemerkens- 
werter Unterschied  darin  hervor,  daß  der  Gmndbesitz  der  Kirchen  dem 
Obereigentume  des  Königs  unterworfen  blieb  ^^,  während  die  weltlichen 
Herren  Eigentümer  des  geschenkten  Landes  wurden.  Zwar  war  ihr  Eigen- 
tom  ein  sehr  beschranktes,  aber  diese  Beschrankungen  hatten  ihren  Gmnd 
nicht  in  dem  Bodenregal,  sondern  bemhten  in  dem  Wesen  der  germa- 
nischen Landschenkung  überhaupt'®.    Hiernach  wurde,  wenn  nicht  aus- 


'^  YgL  STBixifSTCB  u.  SiEVBBS,  GIosseD  I.  40 f.:  acola  qui  aliencun  terrctm  colit, 
lanttidileo  der  framade  erda  niuzzit    Vgl.  ebd.  I.  812.    II.  609:  inquilinus  larUsazo, 

'*  Hafen,  die  nicht  znm  Herrnhofe  gehörten,  aber  ans  irgend  einem  Grunde  mit 
keinem  Kolonen  besetzt  waren  nnd  dämm  gleichwohl  vom  Herrnhofe  ans  bewirt- 
schaftet werden  mnßten,  hießen  mansi  absi.  Vgl.  Waitz,  Hufe  44.  v.  Inama-Stbrn- 
lee,  a.  a.  O.  129,  809. 

"  Vgl-  meine  Franken  58.    Waitz,  II.  1,  S.  284  f. 

^*  Ober  die  Annahme,  daß  der  ursprüngliche  Begriff  des  Sallandes  gerade  bei 
den  zu  Nachbarrecht  angelegten  Hufen  zu  suchen  sei,  vgl.  Anm.  81. 

"  Vgl.  Lampbbcht,  a.  a.  0.  I.  46  f. 

'*  Vgl.  S.  187,  204.  Meine  Franken  70  f.  Indem  die  Herren  die  ihnen  selbst 
erlassene  Abgabe  gleichwohl  für  ihre  Rechnung  von  ihren  Hintersassen  erhoben,  war 
der  erste  Anstoß  zu  der  Umwandlung  dieser  Abgabe  ans  einer  hoheitlichen  in  eine 
grandherrliche  gegeben. 

'^  Vgl.  S.  204  f.  und  die  von  Lampbeoht,  a.  a.  0.  I.  104  Anm.  2  angefahrte  Ur- 
kunde von  762. 

'^  Über  den  wahren  Charakter  der  germanischen  Landschenkungen,  namentlich 
der  prinzipiell  ganz  übereinstimmenden  Schenkungen  der  frankischen  Könige  und  der 
bairischen  Herzöge,  hat  erst  die  Anm.  64  angeführte  Untersuchung  von  Bbünkeb 
licht  verbreitet.  Meine  frühere  Ansicht  über  die  Fortdauer  des  Bodenregals  gegen- 
über dem  Brieflande  ist  dadurch  berichtigt;  hier  kann  nur  noch  von  einzelnen  Rega- 
lien, aber  nicht  von  dem  allgemeinen  Boden regal  die  Rede  sein.  Im  übrigen  sind 
üb«  alles  folgende  außer  Bbünneb  zu  vergleichen  Waitz,  II.  1,  S.  809—329.  IV. 
205  ff.,  Yassallitat  71  ff.  und  meine  Franken  78  ff. 
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drücklich  ein  anderes  ausgemacht  war^*,  immer  nur  lebenslängliches  Eige: 
tum  übertragen,  das  der  König  im  Falle  schweren  Undankes  oder,  wei 
der  Beschenkte  es  nur  als  Ausstattung  eines  Amtes  erhalten  hatte,  na 
Verlust  des  Amtes  wiederzurücknehmen  konnte.  Veräußerungen  wan 
dem  Inhaber  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  oder  durch  die  Hand  d 
Königs  gestattet®^.  Bei  dem  Tode  des  Schenkers  oder  des  Beschenkte 
bedurfte  es  einer  Erneuerung  der  Schenkung.  Em  Erbrecht  stand  n 
den  männlichen  Descendenten  zu®^;  waren  solche  nicht  vorhanden, 
trat,  im  Gegensatze  zu  dem  Heimfallsrecht  der  Gemeinden  bei  den  Hüft 
zu  Nachbarrecht  (S.  201),  der  Heimfall  an  den  König  ein®*.  Seit  d 
Entstehung  des  Benefizialwesens  (S.  157  flF.)  wurden  diese  Landschenkiingi 
der  Könige  seltener,  ohne  doch  ganz  außer  Übung  zu  kommen. 

§  29.    Die  Ständet    Die  ständischen  Verhältnisse  hatten  sich  unt 
dem  Einflüsse  der  politischen  wie  wirtschaftlichen  Wandelungen  erheblii 


'^  Vereinzelt  kamen  auch  königliche  Landschenkungen  zn  veFerblichem  und  ti 
äußerlichem  Kechte  vor. 

*°  Vgl.  die  jedenfalls  auf  Briefland  zu  beschränkende  Verordnung  Ludwigs  ^ 
Kindes  von  900  bei  Dbomke,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  647  (meine  Franken  80,  Ani 
und  über  die  Veräußerung  der  Eirchengüter  Karls  11.  Capitulare  missonun  Su< 
sionense  von  853,  c.  12  (Mon.  Germ.  Leg.  I.  420.  Kegino,  de  synod.  causis  L  c.  S 
Zuweilen  erteilte  der  König  seine  Genehmigung  zur  Veräußerung  schon  im  vora 
in  der  Verleihungsurkunde.  Bei  Veräußerungen  vor  dem  Könige  genügte  die  sti 
schweigende  Genehmigung  desselben. 

«»  Vgl.  Lex  Burgund.  1  §  3.  Lex  Salica  59  §  5.  Bbühkeb,  a.  a.  O.  16,  24 
Geerke,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  441  ff.  Meine  Franken  54  f.,  79.  Nachdem  Ch 
perich  die  Erbfolge  in  den  Besitz  zu  Nachbarrecht  auf  die  erste  Seitenlinie  und  an 
auf  die  weibliche  Verwandtschaft  ausgedehnt  hatte,  paßte  die  ursprüngliche  Bestü 
mung  der  Lex  Salica  über  die  Immobiliarerbfolge  nur  noch  auf  das  Briefland,  w< 
halb  die  Handschriften  die  Worte  de  terra  umwandelten  in  de  terra  salica.  Di< 
Änderung  ist  zuerst  in  einem  verloren  gegangenen  Text  (von  Waitz,  Recht  der  s 
Franken  11,  und  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  41,  als  Text  D  bezeichnet)  a 
dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  vorgenommen.  Man  hat  sie  auf  das  aaliache  Lax 
im  Gegensatze  zu  dem  frei  vererblichen  römischen  Lande,  beziehen  wollen  (vg*!.  Soh 
a.  a.  O.  45.  Hube,  Loi  Salique,  S.  XI),  während  der  herrschaftliche  Besitz  mit  eine 
Saal,  d.  h.  einem  Hermhause,  im  Gegensatze  zu  dem  Bauernhöfe  (flet,  vgl.  Zeitscl 
f.  RG.  XX.  18)  gemeint  war.  Diese  Textänderung,  die  später  der  Anlaß  gew^ord< 
ist,  von  einem  salischen  Erbfolgerecht  oder  sedischen  Gesetz  in  diesem  Sinne  zu  rede 
muß  bald  nach  dem  Edikt  des  Chilperich,  durch  das  sie  nötig  geworden  war,  stal 
gefQuden  haben.  Möglicherweise  enthielt  schon  das  Edikt  selbst  in  dem  dnrch  Ei 
Stellung  unverständlichen  Schlußsatze  des  c.  3  (De  tili!)  eine  Hindeutung  auf  d^ 
Erbrecht  in  betreff  des  Brieflandes.  Vgl.  §  26  Anm.  25.  Lamprecht,  a.  a.  O.  I.  44 
GiERKB,  a.  a.  0.  434  ff. 

®*  Vgl.  meine  Franken  54. 

»  Vgl.  Waitz.  IL  1,  S.  217—277,  348—383.  Ml.  148  ff.  IV.  824—362;  Recl 
der  sal.  Franken  97  ff.  Abnold,  Frank.  Zeit  II.  189  ff.  Bbunnss,  bei  Holtzskoobf 
Encyklopädie  202  f.  Daniels,  Handbuch  §  140.  Fustel  de  Coülanobs.  Institutioi 
I.  471  ff.;  Recherches  206  ff.  Gaupp,  Recht  u.  Verf.  der  Sachsen  29ff.,  39,  99flr.,  2181 
Gie&kb.  Genossenschaftsrecht  I,  117  ff.,  121  ff.  Göhbum,  Lehre  v.  d.  Ebenbürtigke 
L  27—97.    Gbimm,  RA.  265  ff..  300  ff.    GüAeabd,  Polyptique  dlrminon  L  199—47 
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verändert.  Der  alte  Geschlechtsadel  vemiochte  sich  dem  starken  fran- 
kischen Eönigtume  gegenüber  nicht  zu  erhalten;  er  verschwand  unter  dem 
aeuen  Dienstadel,  den  nicht  die  Geburt,  sondern  die  Ehre  des  Königs- 
iienstes  über  die  übrigen  Klassen  erhob.  Die  Franken  haben  schon  zur 
Zeit  der  Lex  Salica  außer  dem  königlichen  Geschlechte  der  Merovinger 
keinen  Adel  mehr  gekannt,  dagegen  tritt  derselbe  in  den  Yolksrechten 
der  übrigen  Stamme  noch  deutlich  hervor.  Die  Edelinge  waren  durchweg, 
namentlich  bei  den  Sachsen,  durch  ein  höheres  Wergeid  und  eine  ent- 
sprechend höhere  Buße  vor  den  Freien  ausgezeichnet^.  Bei  den  Sachsen 
liegen  unverkennbare  Spuren  einer  von  den  Edelingen  über  die  Freien  aus- 
geübten Herrschaft  vor,  die  zwar  in  den  Gesetzen  Karls  des  Großen  schon 
einen  patrimonialen  Charakter  trägt,  vor  der  Unterwerfung  des  Volkes 
aber  hoheitlicher  Natur  gewesen  sein  muß.  Man  erkennt  in  den  säch- 
sischen Edelingen  die  Angehörigen  der  alten,  im  Laufe  der  Zeit  zu  erb- 
licher Gewalt  gelangten  Fürstengeschlechter,  die  durch  Karl  den  Großen 
zwar  mediatisiert,  aber  doch  im^Besitze  gewisser  Herrscherrechte  belassen 
und  auch  sonst  vielfach  ausgezeichnet  wurden'.  Ebensowenig  läßt  es 
sich  bezweifeln,  daß  auch  die  fünf  bairischen  Adelsgeschlechter,  die  neben 
dem  Herzogshause  der  Agilolfinger  bestanden  und  zu  dem  halben  Wer- 
geide des  letzteren,  aber  zu  dem  doppelten  der  Freien  angesetzt  waren, 
aus  alten  Herrschergeschlechtern  hervorgegangen  sind,  die  durch  die  Bil- 
dung des  bairischen  Stammesreiches  oder  auch  erst  durch  die  Unter- 
ordnung desselben  unter  das  fränkische  Beich  mediatisiert  sein  mochten^. 

V.  Inama-Sternkqo,  Wirtschaftsgeschichte  58  ff.,  225  if.    Lodpbbcht,  WirtschaftslebeD 

I.  51  ff.,  1146  ff.  Leo,  Bectitndines  singularam  personamm  151  ff.  G.  L.  v.  Maüreb, 
Fronhöfe  I.  5—112,  265ff.,  275ff.,  306ff.,  318ff.»  878ff.  E.  Maubbr,  Wesen  des  ältesten 
Adels,  1846;  i.  d.  Krit.  Überschau  I.  405  ff.  11.  80  ff.,  428  ff.  Pabdbbsus,  Loi  Saliqne, 
diss.  4—7.  BoTH,  Fendalitat,  Abschn.  lY.  v.  Saviqnt,  Beitr.  z.  Bechtsgesch.  des 
Adels  (Abh.  d.  Berl.  Akad.,  1886)  6  ff.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  664  ff., 
678,  675  f.  V.  Sybbl,  Entsteh,  d.  Königtums  453  ff.  Thonissen,  Organisation  jndiciaire 
de  la  Loi  Saliqne  90ff.    Viollet,  Pr^cis  historique  213  ff.,  250  ff. 

*  Nach  altalamannischem  nnd  mittelfriesischem  Rechte  hatte  der  Adeliche  das 
anderthalbfache  Freien wergeld  (vgl.  Anm.  13),  dagegen  das  doppelte  bei  den  Baiem, 
Burgundern  (Anm.  18),  Ost-  und  Westfriesen  und  Langobarden,  das  dreifache  bei  den 
Thüringern.  Auch  bei  den  Angelsachsen  galt,  wenigstens  nach  dem  Bechte  von  Kent 
(Hlothar  u.  Eadric  c.  1,  c.  3),  der  earl  dreimal  so  viel  wie  der  ceorl,  während  die 
Einschätzung  des  fegn  zum  sechsfachen  Werte  des  Gemeinfreien  einer  sehr  viel  spä- 
teren Bechtsbildung  angehört  und  fl&r  die  ursprüngliche  Stellung  des  angelsächsischen 
Geburtsadels  nicht  als  Zeugnis  dienen  kann  (vgl.  K.  Maubbb  i.  d.  Krit.  Überschau 

II.  412).  Es  ist  daher  wahrscheinlich,  daß  auch  die  sechsfachen  Büß-  und  Wergeid- 
taxen des  sächsischen  Adels  auf  einer  erst  unter  Earl  dem  Großen  eingetretenen  Ver- 
doppelung oder  Verdreifachung  der  früheren  Sätze  beruhen.  Vgl.  Waitz,  IU.  149. 
IV.  824  f.  Wie  sehr  der  Adel,  nachdem  er  seinen  Frieden  mit  Karl  gemacht  und  das 
Christentum  angenommen  hatte,  des  Schutzes  gegen  die  eigenen  Volksgenossen  be- 
durfte, erkennt  man  u.  a.  aus  den  Capitula  de  part  Sax.  c.  12,  13  und  Lex  Saxonum 
c.  25,  26. 

»  Vgl.  S.  107,  Anm.  9. 

*  Vgl.  Mbbkel,  Die  Adelsgeschlechter  im  bair.  Volksrecht,  i.  d.  Zeitschr.  f.  KG. 
L  255  ff.    Waitz,  IL  1,  S.  871  f.    Biezleb,  Gesch.  Baierns  L  122  f. 

B.  ScKBdDBB,  Dentaohe  BeohtigMchiohte.  14 
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Der  fränkische  Geburtsadel  war  schon  zur  Zeit  Chlodorechs  t." 
unter  der  königlichen  Beamtenaristokratie  verschwanden*.  Dieselbe  I 
Wickelung  vollzieht  sich  bei  den  Gothen  und  später  bei  den  Angelsacii 
nnd  Norwegern  fest  vor  unseren  Augen*.  Der  gallische  Geburtsadel 
^chon  in  der  römischen  Zeit  in  den  Dienstadel  aufgegangen  ^  Bei 
Vlamannen  ist  von  dem  noch  um  die  Zeit  Chlothars  IL  hervortreten 
Geburtsadel  etwa  zwei  Jahrhunderte  später  keine  Spur  mehr  vorband^ 
Da  durch  den  jedem  Stande,  selbst  den  Unfreien,  zugänglichen  Kön 
dienst  Wergeid  und  Buße  des  Geburtsstandes  verdrei&cht  wnrde*,  so  st 
der  freie  Franke,  der  in  der  Trustis  oder  im  Hofdienst  angestellt  war  c 
ein  höheres  Staatsamt  bekleidete,  mit  seinem  Wergeide  von  600  Sc 
weit  über  allen  Edelingen  der  übrigen  Stämme,  selbst  das  hohe  Weri 
lies  sächsischen  Adels  (1440  sächsische  Schillinge  oder  960  fränkis 
Solidi)  konnte  sich  mit  dem  seinigen  nicht  messen,  da  dieses  in  Silb 
ersteres  aber  den  Friesen  und  Sachsen  gegenüber  in  Goldschillingen 
rechnet  wurde  ^®.  Wollten  die  Edelinge  dem  Beamtenstande  nicht  na 
stehen,  so  mußten  sie  selbst  in  diesen  eintreten.  Innerhalb  des  Beamt 
Standes  aber  gab  nur  die  höhere  Amtsstellung  und  nicht  die  höhere  Geb 
den  Vorzug. 

.  Der  Beamtenaristokratie,  zu  der  auch  die  Bischöfe  gehörten,  ste 
sich  die  Klasse  der  Großgrundbesitzer  zur  Seite.  Während  diese  in  < 
römischen  Provinzen  ebensowohl  durch  ihre  Zahl  wie  durch  ihren  Bei 
tum  von  vornherein  außerordentlich  ins  Gewicht  fielen,  standen  in  ( 
deutschen  Gebieten  den  bäuerlichen  Kleinbesitzern  zunächst  nur 
I3delinge  mit  ihren  adelichen  Stammgütem  g^enüber".  Aber  auch  h 
zeigte  sich  alsbald  die  ausgleichende  Kraft  des  Königtums:  zwischen  ( 
Kleinbesitz  zu  Nachbarrecht  und  das  Yolkland  oder  Königsland  auf  < 
einen  und  das  Adelsgut  (ags.  edelj  altfries.  eihel)  auf  der  anderen  & 
schob  sich  das  königliche  Buch-  oder  Briefland",  zwischen  die  Kle 
besitzer  (minoflidi^  minores)  und  den  Stammesadel  traten  die  neuen  Gnu 
herren  als  Mittelfreie  (mediani,  medii,  mediocresy^.    Auch  ihr  Besitz  ^ 


»  Vgl.  Waitz.  IL  1,  S.  367  ff. 

«  Vgl.  K.  Maubeb,  Wesen  des  Adels  62  ff.,  150—191;  i.  d.  Krit  Überscl 
II.  423  ff. 

»  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  368  f. 

»  Vgl.  Anm.  13.  Waitz,  II.  1,  S.  370  f.  Der  letztere  macht  mit  Recht  dar 
aufmerksam,  daß  sich  aach  der  bargundische  Adel  offenbar  schon  zur  Zeit  der  1 
Burg,  in  dem  Übergange  vom  Geburtsadel  zur  Berufsaristokratie  befunden  hat, 

»  Vgl.  S.  118,  130,  135,  137.  »<>  Vgl.  S.  184,  Anm.  12. 

»»  Vgl.  S.  49. 

**  Vgl.  S.  205  ff.  Über  den  friesischen  Sthel  vgl.  v.  Richthofew,  Untersnchnn^ 
iiber  fries.  Rechtsgeschichte  II.  1041  ff.;  Altfries.  WB.  720. 

*'  Vgl.  L.  Burg.  2,  2,  wo  das  300  Sol.  betragende  Wergeid  des  Adelichen  (o} 
tnas  nohilisj  dem  der  mediocres  (L.  Burg.  101  auch  leudes)  von  200  Sol.  nnd  d 
iler  minores  von  150  Sol.  gegenübergestellt  wird.  In  derselben  Abstufung  nei 
Pact.  Alam.  II.  37—41  den  primus  Älamannus  mit  240  Sol.,  den  medianus  Alamam 
mit  200  Sol.  und  den  minöflidus  mit  160  Sol.  an  Wergeid,  während  die  Lex  AU 
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Brrenbesitz,  nicht  Nachbarbesitz,  war  Salland,  nicht  Fletland".  Kein 
under,  daß  der  ausschließlich  auf  die  Verschiedenheit  des  ursprüng- 
ihen  Erwerbes  gegründete  Gegensatz  zwischen  Buchland  und  Adelsgut 
Id  in  Vergessenheit  geriet"  und  daß  auch  innerhalb  des  Kreises  der 
roßgrundbesitzer,  dem  seit  der  Entstehung  des  Lehnswesens  auch  die 
niglichen  Vassallen  angehörten,  zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen 
cht  weiter  unterschieden  wurde.    Zwar  waren  die  Grundherren  als  solche 

der  Regel  nicht  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichnet  ^•,  aber  zu 
r  hohen  sozialen  Stellung,  die  sie  durch  ihren  Reichtum  und  die  Frei- 
sten ihres  Besitzes  von  vornherein  einnahmen,  kamen  die  grundherr- 
hen  Rechte  gegenüber  zahlreichen  Hintersassen  und  seit  Karl  dem 
roßen  auch  die  besondere  Stellung,  die  ihnen  in  Heer  und  Gericht  ein- 
räumt wurde '^,  so  daß  sie  zusammen  mit  den  höheren  Beamten  und 
n  Antrustionen  unbedingt  die  erste  Klasse  der  Unterthanen  des  frän- 
schen  Reiches  bildeten,  die  man  nicht  eigentlich  als  Adel  bezeichnen 
nn,  weil  die  Erblichkeit  fehlte,  die  aber  als  Aristokratie  durchaus  an 
eile  des  Adels  getreten  war,  diesen  in  sich  aufgenommen  hatte  und 
Ibst  alle  Keime  zur  Erblichkeit  und  somit  zu  einem  neuen  Geburtsadel 

sich  trug. 

Man  bezeichnete  die  Mitglieder  des  ersten  Standes  mit  Vorliebe, 
3nn  auch  untechnisch,  mit  dem  einfachen  Volksnamen,  zumal  als 
^'ranken"^®  oder  als  die  „Leute"  (leudesy^,   daneben  begegnen  andere 

,  1.  4  nur  Doch  den  mediocris  mit  200  Sol.  and  den  liber  mit  160  Sol.  kennt. 
t)er  diese  von  den  meisten  falsch  ausgelegte  Standesabstnfung  and  Über  den  mino- 
dus  als  gemeinfreien  Bauern  vgl.  S.  206,  meine  Franken  58  f.  und  Zeitschr.  f.  BG. 
X.  18  f. 

»^  Vgl.  S.  207. 

^^  Vgl.  S.  205,  Anm.  63.  Der  fränkische  Begriff  terra  salica  umfaßte  alles  Herren- 
ad,  also  auBer  dem  Brieflande  auch  die  Güter  des  Adels,  mochte  dieser  seiner  persön- 
;hen  Vorrechte  verlustig  gegangen  sein  oder  dieselben  volksrechtlich  noch  be- 
ahrt  haben. 

^^  Eine  Ausnahme  fand  nur  bei  den  Burgundern  und  Alamannen  statt,  vgl. 
um.  13. 

"  Vgl.  S.  152.  166  Anm.  43.   176  f. 

"  Vgl.  Waitz,  n.  1,  S.  272  f.  IV.  325  f.  Der  mit  dem  dreifachen  Wergeide 
isgestattete  homo  Francus  der  Lex  Chamavorum  ist  als  Angehöriger  des  Mnkischen 
ienstadels  aufzufassen.    Vgl.  Sohm,  i.  d.  Mon.  Germ.  Leg.  V.  271,  Note  2. 

**  Das  bei  sämtlichen  Germanen  vorkommende  Wort  bedeutet  zunächst  schlecht- 
in  die  Volksgenossen,  wie  ags.  leod  das  Volk,  ags.  leodgeld,  fränk.  leitdis  leodis  das 
^ergeld.  Vgl.  Grimm,  RA.  652;  DWB.  VL  837  f.  Müllenhoff  bei  Waitz,  Recht 
iT  sal.  Franken  288.  Es  ist  das  Verdienst  von  Roth,  Benefizialwesen  276 ff.,  die 
nhaltbarkeit  der  früheren  Ansicht,  welche  das  Wort  als  technische  Bezeichnung  der 
»niglichen  Getreuen,  namentlich  der  Empfänger  von  Königsgut  auffaßte,  nachge- 
iesen  zu  haben.  Dagegen  steht  fest,  daß  das  Wort  thatsächlich  ebenso  wie  der 
olksname  als  ehrende  Bezeichnung  gerade  der  ersten  Klasse  unter  den  Volks- 
enoBsen  verwendet  wurde.  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  348  ff.  So  wird  es  L.  Burg.  101 
's  gleichwertig  mit  mediocris  zur  Bezeichnung  des  (nichtadelichen)  Großgrund- 
esitzers  verwendet  (s.  Anm.  13).  Wie  das  erste  salische  Kapitulare  c.  9  (Behbbnd, 
ex  Salica,  S.  91)  den  letzteren  als  melior  dem  minqflidus  gegenüberstellt,  so  findet 
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Ausdrücke,  die  sie  als  die  Ersten  und  Angesehensten  des  Volkes  oder  äic 
die  „Hochfreien"  kennzeichneten*®.  Ihnen  gegenüber  hießen  dann  (fr 
unabhängig  gebliebenen  Grundeigentümer  bäuerlichen  Standes  schleehtlffi 
liberi,  ingenui,  boni  homines,  mit  Rücksicht  auf  ihren  geringeren  BeäG 
minoflidij  minores,  paupereSj  mit  Rücksicht  auf  die  ihren  Grundbesitz  ^ 
lastenden  Abgaben  hcargüdi^^.  Mehr  und  mehr  aber  machte  sich  bemerk- 
lich,  daß  diese  freien  Grundbesitzer  nicht  mehr  die  unterste  Klasse  nDit: 
den  Freien  waren,  da  die  unter  Seniorat,  Mithio  und  sonstige  grundhen- 
liehe  Gewalt  geratenen  freien  Hintersassen  bereits  erheblich  tiefer  standet 
und  sich  dem  Stande  der  Hörigen  angenähert  hatten*'.  Die  freien  GruDG- 
besitzer  des  Mittelstandes  wurden  daher  auch  als  „Mittelfreie"  (nudiacr^ 
bezeichnet,  während  die  hintersässigen  Bauern  und  Vogteileute  nnnmeh: 
als  die  „Minderfreien"  (minores)  erschienen*®. 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Veränderungen  hatten  sonach  fr 
Auflösung  des  Freienstandes  in  drei  Klassen  herbeigeführt.  Während  fr 
Klasse  der  Hochfreien  den  alten  Geburtsadel  mehr  und  mehr  absorbieitt 
und  sich  darauf  vorbereitete,  ganz  an  dessen  Stelle  zu  treten,  waren  fr 
Minderfreien,  deren  Zahl  sich  auf  Kosten  des  Mittelstandes  .immer  mehr 
vergrößerte,  in  eine  persönliche  Abhängigkeit  geraten,  die  den  ünterechi^ö 
gegen  die  in  ihrer  sozialen  Stellung  zum  Teil  bedeutend  gehobenen  Kla^*I: 
der  unfreien  und  hörigen  Leute  fast  verschwinden  ließ. 

Die  Unfreien  gehörten  rechtlich  auch  jetzt  noch  ausschließlich  ii 
die  Privatrechtssphäre  ihres  Herrn  und  nahmen  keinen  Teil  am  staii- 
lichen  Leben,  aber  sie  genossen  bereits  einen  gewissen  strafrechtliche:. 
Schutz  und  ihre  Tötung  wurde  fast  allgemein  nach  bestimmten  AnsätzeL 
die  sich  mehr  und  mehr  dem  Begriffe  eines  wirklichen  Wergeides  näheiteL 


sich  in  dem  vielbesprochenen  c.  3  des  Edikts  des  Chilperich  vieneicht  der  Gegen^^ 
der  bäuerlichen  terra  des  vicinos  habens  und  des  den  leodM  gehörigen  urbtf  f- 
machten  Landes  CiiUV  angedeutet.  Vgl.  S.  208,  Anm.  81.  Waitz,  TL,  1,  S.  350,  >'«' 
Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  I.  44  f.    Gibbkb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XH.  456  ff. 

*°  Namentlich  begegnen  Bezeichnungen  wie  proceres,  primates,  primoreg^F^' 
cipeSf  opHmates,  meliores,  magnati,  maiores  natu,  seniores,  potentes.  Vgl.  Waitz,  II-  • 
S.  368  f.  IV.  326  ff.  Dagegen  bezeichnet  nobilis  in  frankischen  Quellen  den  Frei^^ 
oder  den  freien  Grundbesitzer  schlechthin.    Vgl.  ebd.  IV.  829  ff. 

•*  Vgl.  Waitz,  IV.  831  f.  Der  Name  der  Bargilden  kommt  zuerst  in  ein« 
Kapitulare  Karls  des  Großen  (Bobetiüs,  I.  185,  c.  4)  vor.  Er  war  auch  in  l^'- 
bekannt  (ebd.  325,  c.  3)  und  ist  für  Westfranken  durch  das  Ed.  Pistense  von  ^■ 
c.  32  (Mon.  Germ.  Leg.  I.  496)  bezeugt.  An  der  Identität  mit  den  im  MitteWt« 
bezeugten  Würzburger  Bargilden,  den  westfillischen  bergildh  den  friesischen  beriehi^ 
und'  den  Biergelden  des  Sachsenspiegels  läßt  sich  nicht  zweifeln.  Vgl.  Waitz.  ^ 
287  f.  RicHTHOFEN,  Altfr.  WB.  626.  Die  Bedeutung  des  Wortes  ist  noch  nicht  ^^ 
geklärt,  doch  scheint  die  Pflicht  des  Königszinses  darin  angedeutet.  Die  ErkliruD: 
aus  einem  Bierzins  (Gbimm,  RA.  313  f.)  ist  ebenso  undurchführbar  wie  dieanseisec 
Ürbarzins,  da  bar  =  urbar  nicht  vorkommt. 

"  Gegen  die  Annahme  von  Roth,  daß  die  freien  Zinsleute  keine  Freizügigt^' 
besessen  hätten,  vgl.  Waitz,  IV.  336,  Note  1. 

*»  Vgl.  Waitz,  IV.  331,  Note  1.    332,  Note  3. 
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nd  nicht  mehr  nach  ihrem  individuellen  Sachwerte  gebüßt**.  Das  Drei- 
iche  an  Buße  und  Wergeid  galt  für  die  Königs-  und  Kirchenknechte 
^ervi  reffisy  s.fiscales,  8,  ecclesiaej^^j  die  sich  insofern  desselben  Privilegs 
ie  die  königlichen  und  zum  Teil  auch  die  kirchlichen  Beamten  erfreuten, 
a  der  Karolingerzeit  wurden  sie  von  den  Hörigen  nicht  mehr  unter- 
schieden; die  Unfreien  und  Hörigen  auf  den  Krongütem  bildeten  seitdem 
ie  einheitliche  Klasse  der  Fiskalinen  *•.  Die  erste  Stellung  unter  den 
[^önigsknechten  nahmen  die  im  persönlichen  Dienst  des  Königs  befind- 
chen  pueri  regia  ein^  die  selbst  zur  Aufnahme  in  die  Trustis  und  zu 
oberen  Ämtern  gelangen  konnten.  Aber  auch  unter  den  sonstigen  TJn- 
•eien  bildeten  die  Mitglieder  der  Hausdienerschaften  (vassi^  ministeriales, 
ueri^  famuli)^  die  naturgemäß  nur  bei  reichen  Grundherrschaften  vor- 
ommen  konnten  und  außer  für  den  persönlichen  Dienst  auch  als  bewaflf- 
etes  Gesinde  für  Jagd  und  Fehdt  verwendet  wurden,  eine  besonders  be- 
orzugte  Klasse.  Dieselben  waren  regelmäßig  nach  dem  Vorbilde  der 
öniglichen  Hausdienerschaft  (§  20)  auf  die  verschiedenen  Hofamter  ver- 
gilt, und  zwar  vielleicht  schon  in  dieser  Zeit  nach  Familien,  so  daß  jeder 
chon  durch  seine  Geburt  einem  bestimmten  Hofamte  zugewiesen  war^^ 
)ie  übrigen  Unfreien  waren,  entsprechend  der  altgermanischen  Sitte  (S.  37), 
ie  auch  in  den  römischen  Landesteilen  allgemeinen  Eingang  gefunden 
md  die  Latifandien  mit  ihren  ausgedehnten  Sklavenwirtschaften  gesprengt 
latte,  zum  größten  Teil  gegen  Zins-  und  Dienstpflicht  auf  eigener  Scholle 
ngesiedelt,  nur  auf  den  königlichen  Gütern  wurde  eine  beschränkte 
lerrenwirtschaft  mit  arbeitenden  Knechten  getrieben.  Die  angesiedelten 
unechte  (servi  casati,  mamuarü)  fanden  anfangs  nur  auf  den  Herren- 
fütem,  wo  sie  mit  Fronland  ausgestattet  wurden,  oder  auf  Neubruchland 
n  den  Almenden  ihr  Unterkommen,  drangen  aber  später  mit  dem  grund- 
lerrlichen  Besitz  auch  in  die  Bauerdörfer  ein,  in  denen  sie  als  Inhaber 
on  971072^2  serviles  ihren  Platz  neben  den  freien  und  hörigen  Hufnern  ein- 
lahmen.     Ihre  Fronarbeit  beschränkte  sich  in  der  Kegel  auf  drei  Tage 

^*  Vgl.  Jabtbow,  Zar  strafrechtlichen  Stellang  der  Sklaven  bei  Deutschen  und 
Angelsachsen  (Gierke,  Untersuchungen  11.  1878).  Besonders  lehrreich  ist  die  IjCx 
^risionnm,  die  in  ihrem  ältesten  Bestände  (Mitte  des  8.  Jahrhunderts)  noch  den  ein- 
seinen Sachwert  maßgebend  sein  läßt  (1,  11.  4, 1),  während  das  karolingische  Gesetz 
15,  4)  dem  Unfreien  bereits  das  halbe  Litenwergeld  (ein  Viertel  des  Freien wergeldes) 
IM  teil  werden  läßt. 

"  Vgl.  Waitz.  II.  1,  S.  227  f. 

2*»  Vgl.  Waitz,  IV.  347  flf. 

^'  Vgl.  Bbunneb,  bei  Holtzendobff,  a.  a.  0.  208.  An  der  Spitze  der  Haus- 
iienerschaft  stand  der  Altknecht  (seniskaUcy  maior  domusj,  vgl.  S.  136,  Anm.  3.  Da 
derselbe  Beamte  altn.  drottseti  genannt  wurde,  was  dem  mhd.  truhtsaze  (mnd.  d/roste^ 
»Itfries.  drusta)  entspricht  und  praeses  famüiae  bedeutet,  so  darf  man  wohl  vermuten, 
daß  auch  der  deutsche  Seneschalk  den  ihm  seit  der  späteren  Earolingerzeit  gewöhn- 
lich beigelegten  Namen  Truchseß  schon  früher  auch  geführt  hat.  Die  Übersetzung 
mit  dapifer  inferior  dürfte  dann  auf  einer  mißverständlichen  Ableitung  (aus  truht 
=  Speise y  statt  truht  =  Schar)  beruht  haben.  Vgl.  Grimm,  DWB.  II.  1438.  Lbxbb, 
Mhd,  WB.  U.  1542. 
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in  jeder  Woche ,  die  übrige  Zeit  gehörte  ihnen,  so  daß  sie,  namentlich 
wenn  sie  ein  Handwerk  betrieben,  anch  in  der  Lage  waren,  eigenes  Ver- 
mögen zu  erwerben'^.  Während  die  mansuarn  als  glebae  adscripti,  also 
als  unbewegliche  Sachen,  behandelt  wurden  und  wie  die  Leibeigenen  des 
Mittelalters  nur  mit  ihrem  Grundstück  veräußert  werden  konnten,  galten 
die  unangesiedelten  Hofknechte  (mancq)iaj  hmioresj  ags.  ßeaw)  als  beweg- 
liche Sachen  und  konnten  als  solche  frei,  nur  nicht  außerhalb  der  Provinz 
oder  außer  Landes,  veräußert  werden'^.  Diese  niedrigste  Klasse  der 
Knechte,  die  wohl  vornehmlich  aus  Kriegsgefangenen  und  Schuldknechten 
ergänzt  wurde  (wer  sich  freiwillig  in  Knechtschaft  ergab,  suchte  doch  seine 
wirtschaftliche  Existenz  sicherzustellen),  kam  namentlich  auch  auf  den 
Höfen  leibeigener  Bauern,  die  selbst  wieder  solche  Leute  in  ihrem  Ver- 
mögen besaßen,  vor. 

Die  private  Freilassung  hatte  im  Laufe  der  Zeit  ihre  rein  prekäre 
Wirkung  (S.  38)  verloren,  indem  sie  den  Freigelassenen  und  seine  Nach- 
konmien  in  den  Stand  der  Hörigen  erhob.  Die  alten  Staatshörigen'* 
sind  verschwunden;  zum  Teil  waren  sie  durch  die  völlige  Einverleibung 
in  das  fränkische  Reich  zu  freien,  nur  königszinspflichtigen  Unterthanen 
geworden;  zum  Teil  mag  es  den  Königen  oder  dem  Adel  im  Laufe  der 
Zeit  gelungen  sein,  die  früher  dem  Staate  zustehende  Gewalt  über  die 
Hörigen  für  sich  zu  erwerben"®,  wodurch  dieselbe,  namentlich  wenn  sie 
dann  wieder  auf  andere  übertragen  wurde,  einen  privaten  Charakter  an- 
nehmen mußte.  Die  in  den  römischen  Landesteilen  vorgefundenen  Kolonen 
(tributarii),  die  im  wesentlichen  den  Hörigen  gleichgestellt  wurden  und 
allmählich  ganz  in  diese  aufgegangen  sind"^,  mögen  einen  weiteren  An- 
stoß zur  Ausbildung  der  privaten  Hörigkeit  gegeben  haben,  namentlich  ist 
die  Klasse  der  Hörigen  dann  aber  durch  private  Freilassungen  vermehrt, 
bei  manchen  Stämmen  vielleicht  erst  durch  diese  begründet  worden**. 
Die  Hörigen  wurden  als  Liten,  Aldien,  Barleute,  Barschalke  bezeichnet*'. 
Sie  standen  unter  dem  Volksrecht  und  besaßen  in  der  ßegel  das  halbe 
Wergeid  und  die  halbe  Buße  der  Freien'*.  Das  Verhältnis  zu  ihrem 
Herrn  wurde  als  Munt  aufgefaßt;   es  war  der  familienrechtUchen  Munt 


'^  Vgl.  GiriBARD,  a.  a.  O.  804  ff.  Jastbow,  Über  das  Eigentam  an  and  von 
Sklaven  nach  den  deutschen  Yolksrechten  (Forsch,  z.  deutsch.  Qesch.  XDL  626  if.). 

S8«  Yg]  Sbebohm  (übers,  y.  Bünseh),  Die  engl.  Dorfgemeinde  108. 

"  Vgl.  S.  39  f. 

^®  So  namentlich  wohl  bei  den  Sachsen»  bei  denen  die  den  Liten  znstehende 
Beteiligung  am  öffentlichen  Leben  vennaten  läßt,  daß  ihre  Abhängigkeit  ursprüng- 
lich nur  öffentlich-rechtlicher  Natur  gewesen  ist. 

"  Vgl.  Waitz.  n.  1,  S.  289  ff. 

"  So  wohl  bei  den  Thüringern  und  Burgundern,  vgl.  S.  89,  Anm.  15.  Unter 
den  Karolingern  scheint  es  eine  Freilassung  zu  Litenrecht  nicht  mehr  gegeben  zu 
haben.    Vgl.  Waitz,  IV.  358. 

'^  Vgl.  S.  89  f.  Außer  der  Anm.  1  angeführten  Litteratur  vgl.  Boos,  Liten  und 
Aldionen  nach  den  Volksreohten,  1874. 

^^  Nur  nach  L.  Rib.  62,  1  brachte  die  Freilassung  zu  dem  Rechte  eines  tribtt- 
tarius  (Kolonen?)  oder  litua  keine  Wergeidserhöhung  mit  sich.    Erst  das  Capitalare 
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nachgebildet,  trug  aber,  seiner  Entstehung  gemäß,  mehr  den  Charakter 
eines  Crewaltverhaltnisses.  Alle  Liten  waren  glebae  adscripti,  sie  besaßen 
keine  Freizügigkeit '^  konnten  also  den  ihnen  überwiesenen  Hof  nicht  ein- 
seitig aufgeben  y  andererseits  aber  auch  nicht  ohne  den  Hof  veräußert 
werden'^.  Wer  zu  Litenrecht  freigelassen  wurde,  was  an  sich  in  form- 
loser Weise  geschehen  konnte'^,  mußte  von  seinem  Herrn  mit  einem  Zins- 
gute (nuauus  Utäü)  ausgestattet  werden'®.  Die  Liten  konnten  Eigentum 
erwerben,  aber  nur  in  beschränktem  Maße  darüber  verfügen'^.  Sie  konnten 
auch  Eneohte  und  selbst  Liten  in  ihrem  Vermögen  haben  ^^.  Ihre  Lei- 
stungen an  den  Herrn  waren  feststehende  und  der  Willkür  des  letzteren 
entzogen  ^^;  bei  Freigelassenen  richteten  sie  sich  in  erster  Linie  nach  den 
seitens  des  Herrn  mit  der  Freilassung  verbundenen  Bedingungen  (leges 
damini)**.  Regelmäßig  hatte  der  Lite  von  seiner  Person,  unabhängig  von 
den  auf  dem  Gute  ruhenden  Verpflichtungen,  einen  Leibzins  (Utemanium) 
an  den  Herrn  zu  entrichten  und  gewisse  Frondienste  zu  leisten.  Bei 
Heiratsbewillignngen,  deren  die  Liten  wenigstens  zu  allen  Ehen  außerhalb 
der  Hofgenossenschaft  bedurften^',  erhob  der  Herr  wohl  regelmäßig  eine 
Abgabe;  heiratete  eine  Litin,  so  mußte  der  Brautkauf  mit  dem  Herrn  ab- 
geschlossen werden**.  Im  übrigen  war  die  Stellung  der  Liten  bei  den 
veischiedenen  Stämmen  eine  überaus  verschiedene  und  es  würde  ein  ver- 
geblicher Versuch  sein,  ihre  Verhältnisse  auf  ein  ursprünglich  einheitliches 
Prinzip  zurückzuführen*^.  Bei  den  Sachsen  bildeten  die  Liten  einen  Teil 
des  Volkes.  Sie  nahmen  an  der  Heerpflicht,  der  Dingpflicht  und  den 
übrigen  öflfentlichen  Lasten  neben  den  Edelingen  und  Freien  teil**.  Die 
friesischen  und  zweifellos  auch  die  sächsischen  Liten  besaßen  das  Fehde- 
recht*^,  also  auch  das  Hecht,  ihre  Angelegenheiten  persönlich  vor  Gericht 
za  vertreten;  ihre  XJnthaten  wurden  ausschließlich  von  ihnen  gebüßt  und 
gingen  den  Herrn,  sobald  dieser  sich  von  dem  Verdachte  der  Mitschuld 


legi  Biboariae  addit.  von  803,  c.  2  (Bobetius,  I.  117)  setzte  das  riboarische  Recht 
mit  den  übrigen  Yolksrechten  in  Einklang.    Vgl.  L.  Chamav.  5. 

»*  Vgl.  8.  40.    Booe,  a.  a.  O.  60.  »•  Vgl.  Waitz,  II.  1,  S.  237. 

"  Vgl.  Ed.  Roth.  224,  4.    Lintpr.  23.  "  Vgl  Waitz,  IL  1,  S.  236  f. 

^  Näheres  darüber  §  35. 

*•  Vgl.  L.  FriB,  11,  1.    Ed.  Roth.  236. 

"  Ed.  Grim.  1.  *«  Ed.  Roth.  226.  "  Vgl,  L.  Sax.  65. 

**  Vgl.  Ed.  Lintpr.  126,  139.  L.  Sax.  65.  Die  freie  Fran  eines  Liten  kam  in- 
folge des  Brantkaufes  in  die  Munt  seines  Herrn  und  konnte  daher  zur  Eingehung 
einer  zweiten  Ehe  oder  zur  Rückkehr  in  die  Munt  ihrer  Familie  nur  dorch  einen 
Bückkanf  der  Munt  gelangen.  Vgl.  Ed.  Roth.  216.  Ganz  anders  war  die  Lage  der 
mit  einem  Römer  rerheirateten  freien  Langobardin  (Ed.  Lintpr.  126),  worans  sich  die 
Unrichtigkeit  der  Annahme  Ton  der  Identität  der  Römer  und  Aldien  im  Langobarden- 
reiche  ergiebt    Vgl.  meine  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  L  20  f.,  27  f. 

*^  Darin  hauptsächlich  beruht  der  Fehler  in  den  nur  auf  das  langobardische 
Becht  gestützten  Ausführungen  von  Hbuslbb. 

**  Vgl.  Capitulatio  de  part.  Sax.  c.  15,  17.  Capitolare  Saxonicum  c.  5.  Boos, 
a.a.  O.  80  f. 

«  L.  Fris.  n.  5,  8. 
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gereinigt  hatte,  nichts  an*®.  Bußen  und  Wergelder,  die  für  Verletzung 
oder  Tötung  von  Liten  verwirkt  wurden,  kamen  nur  zu  einem  Teil  an 
den  Herrn,  das  übrige  erhielten  die  Liten  selbst*^  Dagegen  hatten  die 
langobardischen  Aldien,  deren  Lage  überhaupt  eine  weit  ungünstigere  war, 
keine  persona  standi  in  iudicio,  als  Kläger  wie  als  Beklagte  mußten  sie 
vom  Herrn  im  Gericht  vertreten  werden;  dieser  war  für  die  von  ihnen 
verwirkten  Bußen  persönlich  verantwortlich,  und  was  für  Tötungen  und 
Verletzungen  seiner  Aldien  an  Wei^eldem  und  Bußen  einging,  gehörte 
ihm^.  Eine  Mittelstellung  nahmen  die  fränkischen  Liten  ein.  Klagen 
gegen  dieselben  gingen  zunächst  gegen  den  Herrn,  der  sich  aber  durch 
Grestellung  des  Liten  ganz  aus  der  Sache  ziehen  und  dem  letzteren  die 
alleinige  Verantwortung  überlassen  konnte  ^^.  Andererseits  gehörten  die 
Liten  zu  den  sperantes  des  Herrn,  dem  es  auf  Grund  seiner  Schutzpflicht 
oblag,  ihre  Interessen  in  Fehde  und  Rechtsgang  wahrzunehmen  und  die 
gegen  sie  verwirkten  Bußen  und  Wergelder  einzutreiben**.  Ob  der  Herr 
bei  Streitigkeiten  seiner  Liten  untereinander  eine  eigene  Grerichtsbarkeit 
auszuüben  hatte,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen;  wo  der  Herr 
die  Lnmunität  besaß,  unterstanden  die  Liten  seiner  Immunitätsgerichts- 
barkeit •*. 

Der  Stand  der  Liten  konnte  außer  durch  Vererbung  und  formlose 
Freilassung  auch  durch  Verheiratung  einer  Freien  mit  einem  Liten 
(Anm.  44)  und  durch  freiwillige  Ergebung  begründet  werden".  Anderer- 
seits vermochte  der  Lite  auch  durch  Loskauf  oder  durch  freien  Entschluß 
des  Herrn  zu  voller  Freilassung  zu  gelangen". 

Das  fränkische  Recht  hatte  hierfür  die  Form  der  Freilassung 
durch  Schatz  Wurf".  Dieselbe  wurde  wie  jede  Freilassung  zu  vollem 
Rechte  nicht  durch  den  Herrn  selbst,  sondern  durch  eine  Zwischenperson 
vollzogen,  die  den  Liten  von  dem  Herrn  zu  treuer  Hand  empfing,  um  auf 
diese  Art  in  augenscheinlicher  Weise  die  Absonderung  des  Freizulassenden 
aus  der  Hausherrschaft  (der  Were)  des  bisherigen  Herrn  darzulegen*". 


*8  Vgl.  L.  Fria.  IL  9.  HI.  4.  V.  6.  L.  Sai.  17.  18.  Capit.  Sai.  3.  G.  Mbyer, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  Rö.  XV.  109. 

*«  Vgl.  L.  Fria.  L  4,  7,  10.    XV.  8. 

^^  Vgl.  Ed.  Roth.  258.  Lintpr.  68.  G.  Mbteb,  a.  a.  0.  108  f.  Heüsuib,  Insti- 
taidonen  I.  128  ff.  Ea  war  nur  eine  persönliche  Gonat,  die  lintprand  seinen  Knechten 
und  Aldien  erwies,  indem  er  den  Verwandten  eines  Getöteten  „zum  Tröste"  einen 
Teil  des  Wergeldea  abtrat.    Vgl.  Notitia  de  actoribns  regia  o.  3.  4. 

'^  Vgl.  L.  Sai.  50.  L.  Chamav.  44.  Bbünitxii.  Mithio  und  sperantes  (s.  §  24, 
Anm.  2)  12  f.    G.  Mbtbb,  a.  a.  0.  109. 

"  Vgl.  Bbühotb,  a.  a.  0.  9  f.  *»  Vgl.  S.  174  ff. 

»*  Vgl.  L.  Fris.  11.  1. 

"  L.  Fris.  11,  2.  Ed.  Lintpr.  106, 140.  Pact.  Alam.  EL.  48.  Vgl.  Winoobadoff, 
Die  Freilassung  zu  voller  Unabhängigkeit  in  den  deutschen  Volksrechten  (Forsch,  z. 
deutsch.  Gesch.  XVI.  599  ff.). 

'^  Vgl.  besonders  Bbijvnbb,  Die  Freilassung  durch  Schatzwurf  (i.  d.  Histor.  Auf- 
sätzen z.  Andenken  an  Waitz,  55—72). 

"  Vgl.  S.  62. 
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Der  Freüassungsakt  selbst  war  ein  Formalakt,  der  darin  bestand,  daß  der 
Treuhänder  dem  Freizulassenden,  zum  Zeichen  des  Verzichts  auf  den 
bisher  von  ihm  gezahlten  Leibzins,  einen  Denar  oder  „Schatz'^  aus  den 
Rngem  schnellte.  Der  Akt  mußte  in  Gegenwart  des  Königs  vorgenom- 
men werden;  im  Laufe  der  Zeit  wurde  es  aber  mehr  und  mehr  üblich, 
den  Freizulassenden  dem  Könige  selbst  zu  übergeben,  so  daß  dieser  als 
Treuhänder  den  Freilassungsakt  persönlich  vollzog.  Ursprünglich  wohl  nur 
bei  Liten  gebräuchlich,  wurde  die  FreiLissung  durch  Schatzwurf  schon  früh 
auch  bei  angesiedelten  Knechten  üblich;  bei  der  untersten  Klasse  der 
Unfreien,  den  unangesiedelten  Hofknechten  (mancipia)^  hat  sie  keinen 
Eingang  gefunden.  Dem  fränkischen  Yolksrecht  entsprungen,  hatte  die 
Denarfreilassung  doch  ihren  Schwerpunkt  in  der  Mitwirkung  des  Königs, 
also  im  Amtsrecht,  und  gelangte  infolgedessen  allmählich  zu  territorialer 
Gfeltung  im  ganzen  Beiche.  Der  durch  Schatzwurf  Freigelassene  (hämo 
denariaUsy  denariatus)  erhielt  die  vollen  Rechte  eines  freien  Franken;  denn 
daß  er,  wenn  er  ohne  in  der  Freiheit  erzeugte  Kinder  starb,  durch  den 
König  beerbt  wurde,  war  nur  eine  Folge  der  durch  die  Freilassung  be- 
wirkten Zerschneidung  seiner  früheren  Yerwandtschaftsbande.  Die  Mit- 
wirkung der  königlichen  Gewalt  hatte  ursprünglich  sogar  die  Folge,  daß 
auch  die  Freilassung  durch  einen  Unbefugten  unbedingt  aufrecht  erhalten 
wurde;  erst  ein  Gesetz  des  7.  Jahrhunderts  beschränkte  die  Folgen  der 
denariatio  auf  die  Falle  der  rechtmäßigen  Freilassung^^. 

Manches  deutet  darauf  hin,  daß  der  König  bei  der  Freilassung  durch 
Schatz wurf  nur  an  die  Stelle  der  Landesthinges  getreten  war*^  Auch 
die  Alamannen  haben  eine  Freilassung  in  der  Volksversammlung  gekannt  ^^. 
Bei  den  Langobarden  war  die  urgermanische  Freilassung  durch  Wehr- 
haftmachung  (gairetkmx,  thinx)  in  der  Volksversammlung  in  Gebrauch 
geblieben  *^  Als  gleichwertig  mit  derselben  hatte  sich  wie  bei  den  Franken 
eine  Freilassung  durch  den  König  als  Treuhänder  ausgebildet^^  die  unter 
Liutprand  eine  Verbindung  mit  der  römischen  Freilassung  vor  dem  Altar 
einging**.  Während  diese  beiden  Freilassungsformen  die  volle  Freiheit 
gewährten,  den  Freigelassenen  volkfrei  (ßdcfree)  und  selbmündig  (amund) 


*»  Vgl.  L.  Sal.  26.    L.  Rib.  57. 

*•  Vgl.  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  46flf.  Über  die  in  ihrer  eigent- 
lichen Bedentung  noch  nicht  enträtselte  Freilassang  per  hantradam  (L.  Chamav.  11. 12) 
Tgl.  ebd.  573  ff.  nnd  Havbt,  L'affranchissement  per  hantradam  (Nouv.  Revue  hist. 
1.  657  ff.). 

••  Pact  Alam.  U.  48. 

•^  Vgl.  S.  88,  51.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  54  ff.  Ober  die  sächsische  und  angel- 
üchsische  Freilassung  durch  Waffenreichung  vgl.  ebd.  55. 

••  Die  Freilassung  in  pans  i,  e.  per  votum  regis.  Ed.  Roth.  224,  2.  Vgl.  Ed. 
Liutpr.  140. 

*^  Ed.  Liutpr.  9.  Später  war  die  Mitwirkung  des  Königs  nicht  mehr  notwendig, 
es  genügte  die  Herumf&hrung  um  den  Altar  durch  den  Priester.  Vgl.  Ed.  Liutpr. 
23,  55,  140.  Auch  das  alamannische  Recht  (Pact.  Alam.  II.  48)  kannte  die  Freilassung 
vor  dem  Altar. 
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machten^,  gab  es  eine  weniger  vollkommene  Freilassung ^  die  zwar  im 
Gegensatze  zu  der  Stellung  der  Aldien  den  Freigelassenen  volkftei  machte, 
aber  doch  ein  Schutzverhältnis  des  bisherigen  Herrn  bestehen  ließ,  so  daS 
der  Freigelassene  nicht  armmd  wurde**. 

Eine  ähnliche  Zwischenstufe  zwischen  den  Freigelassenen  zu  Liten- 
und  zu  vollem  Freienrecht  kannten  auch  die  Franken  ^^  Zunächst  nahmen 
die  hamines  regit  eine  solche  ein,  zu  denen  die  ohne  Schatzwurf,  durch 
bloßen  Freibrief;  freigelassenen  Eönigssklaven  und  die  von  ihren  früheren 
Herren  formlos  (durch  Freibrief)  freigelassenen,  aber  ausdrücklich  der 
Munt  des  Königs  überwiesenen  Privatsklaven  gehörten.  Denselben  standen 
die  vor  dem  Altar  durch  Einhändigung  eines  Freibriefes  (tabula)  Frei- 
gelassenen (tabularii),  nachdem  die  Kirche  im  7.  Jahrhundert  die  Munt 
über  dieselben  ganz  allgemein  bewilligt  erhalten  hatte,  als  hamines  ecele- 
siasüci  zur  Seite.  An  Wergeid  wurden  denselben  die  nach  den  Formen 
des  römischen  Rechts  Freigelassenen  (hommes  Romam),  die  als  freie  Römer 
galten,  gleichgestellt.  Auch  die  Kirchen-  und  Königsleute  waren  zn 
Diensten  uud  Abgaben  verpflichtet,  die  Kirchenleute  besonders  häufig  zn 
einer  Abgabe  in  Wachs,  wovon  sie  auch  Wachszinsige  (ceraarüj  ceroca- 
suales)  genannt  wurden.  Ihre  materielle  Stellung  entsprach  im  wesent- 
lichen derjenigen  der  Liten,  gleich  diesen  waren  sie  regehnäßig  auf  einem 
Hofe  angesiedelt  und  entbehrten  die  Freizügigkeit.  Als  MunÜeute  des 
Königs  oder  der  Kirche  genossen  sie  aber  einen  höheren  Bang  und  waren 
als  Hintersassen  derselben  der  königlichen  oder  kirchlichen  Immunität»- 
gerichtsbarkeit  unterworfen. 

Unter  den  Karohngern  verschwanden  die  Unterschiede  innerhalb  der 
verschiedenen  Klassen  der  Hörigen  mehr  und  mehr. 

Über  die  Stellung  der  Römer  im  fränkischen  Reiche  haben  wir 
bereits  früher  gehandelt*^.  Die  Juden*®  nahmen  unter  den  Franken, 
im  Gegensatze  zu  dem  Reiche  der  Westgothen,  eine  leidlich  günstige 
Stellung  ein,  da  sie  sich  durch  ihren  Handel  und  durch  die  unter  ihnen 
verbreitete  Arzeneiwissenschaft  vielfach  unentbehrlich  machten*  Dieselben 
waren  persönlich  frei  und  konnten  Grundbesitz  erwerben,  durften  aber 
keine  christlichen  Knechte  haben,  auch  war  ihnen  der  Zutritt  zu  den 
öffentlichen  Ämtern  verschlossen.  Unter  sich  lebten  sie  nach  ihrem  jüdi- 
schen Recht*®,  dagegen  hatten  sie  Christen  gegenüber  nur  die  Befugnis, 
sich    von   gerichtlichen  Anschuldigungen   durch    einen   nach  jüdisdiem 


•*  Ed.  Roth.  224.    Lintpr.  55.    Aistulf  11,  12. 

«*  Vgl.  Ed.  Roth.  224,  8.  225. 

••  Ober  diese  vgl.  Waitz,  II.  1,  8.  232  ff.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  28  f.  Sohm,  L  i 
Zeitschr.  f.  R6.  V.  432  ff.  Matbb,  Entsteh,  d.  Lex  Bibuaria  131  ff.  L&nivo,  Kiichen- 
recht  der  Merovinger  228  ff.  Roth,  Feadahtat  288  ff.  G.  Meter,  Zeitschr.  l  BG. 
XV.  109  f. 

«7  Vgl.  S.  102.    Siehe  auch  oben  Anm.  44. 

••Vgl.  Stobbk,  Die  Juden  in  Deutschland  3 ff.  Waitz,  IV.  343t  Lökisc. 
a.  a.  O.  51  ff.    Heübuer,  a.  a.  O.  I.  147  ff.    Bobbthtb,  Gapitolaria  L  Nr.  131. 

••  Vgl.  §  30,  Anm.  13. 
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Ritus  geschworenen  Eid  zu  reinigen.  Ein  Volksrecht  besaßen  sie  nicht, 
weder  das  römische,  noch  das  jüdische;  der  Rechtsschutz,  den  sie  genossen, 
beruhte  ausschließlich  auf  dem  ihnen- vom  Könige  gewährten  Schutze, 
war  also  nur  ein  prekärer'^.  Besondere  Privilegien  erhielten  die  aus- 
drücklich in  den  Königsschutz  aufgenonmienen  Juden  ^^  Ein  allgemeiner 
Judenschutz  des  Königs  im  Sinne  des  Mittelalters  scheint  dem  fränkischen 
Beiche  noch  unbekannt  gewesen  zu  sein. 


Drittes  Kapitel. 
Die  Rechtsquellen. 

Litteratur:  Stobbb,  Geschichte  der  dentschen  Rechtsquellen  I.  1860.  Gbnolbb, 
Germanische  Bechtsdenkmäler,  1875.  Davoud-Oohlou,  Histoire  de  la  l^gislation  des 
anciens  Germains  L  II.    1845. 

§  30.  Die  Rechtsbildung  im  allgemeinen.  Die  germanische 
Auffassung  des  Rechts  als  Ehe,  d.  h.  ewige  Ordnung  (S.  1 1),  war  mit  der 
Ausbildung  einer  eigentlichen  gesetzgebenden  Gewalt  unvereinbar.  Das 
Recht  (hiua,  lag,  lex)  wurde  nicht  gemacht,  sondern  nur  bezeugt.  Es 
fand  wie  ehedem  seinen  Ausdruck  in  allgemeinen  Rechtssprichwörtem. 
gerichtlichen  Entscheidungen,  abstrakten  Urteilen  (Weistümern)  über  vor- 
gelegte Rechtsfragen,  vielfach  auch  in  geordneten  Rechtsvorträgen  im 
echten  Ding.  Ebendarum  war  das  Recht,  auch  nachdem  die  einzelnen 
Stamme  zu  dauernder  Ansässigkeit  gelangt  waren,  fortdauernd  Volks- 
recht, nicht  Landesrecht,  es  beruhte  in  der  Stammeszugehörigkeit,  trug 
also  einen  persönlichen,  keinen  territorialen  Charakter  ^  Die  Einheit  der 
Rechtsbildung  lag  in  den  Stämmen,  die  meisten  Volksrechte  waren  Stam- 
mesrechte*.  Doch  fehlte  es  nicht  an  partikularrechtlichen  Erscheinungen 
innerhalb  der  Stämme,  wie  sie  u.  a.  bei  den  Sachsen,  Angelsachsen  und 
Langobarden  bezeugt  sind'.  Am  deutlichsten  treten  diese  landschaftlichen 
Eigentümlichkeiten  in  solchen  Fällen  hervor,  wo  die  Aufzeichnung  eines 

'<»  Vgl.  Heublmb,  a.  a.  0.  151  f. 

'^  Vgl.  Form,  imperiales  30,  31,  S7,  52  (Zeumbr,  Formulae  309  f.,  814  f.,  325). 

'  Wenn  gleichwohl  in  den  Quellen  zuweilen  von  einer  lex  loci  gesprochen  wird, 
so  ist  dies  nicht  wörtlich  zu  nehmen,  gemeint  ist  immer  das  angestammte  Recht  der 
C>rt8-  oder  Landeshewohner.  Vgl.  Sohm,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  75  fr.,  184. 
Waitz,  m.  349. 

*  Vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  573,  Anm.  15. 

'  Vgl.  Bbthmann-Hollwbq,  Germ.-roman.  Civilprozeß  I.  454  f.  Bei  den  Angel- 
sachsen standen  sich  namentlich  die  kentische  und  die  westsächsische  Gruppe  gegen- 
über. Bei  den  Sachsen  nahmen  die  Westfalen,  hei  den  Langobarden  die  Benerenter 
eine  gewisse  Sonderstellung  ein.  Vgl.  Lex  Sax.  47,  48.  Widuk.  res  gestae  Sax.  L 
c.  14.  Ober  die  Eigentümlichkeiten  des  beneventischen  Rechts  vgl.  §  31,  Anm.  42,  43, 
und  Bbunkeb,  RG.  der  Urkunde  L  6  f.  und  an  vielen  anderen  Stellen. 
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besonderen  Landschaftsrechts  für  notwendig  erachtet  wurde.  So  wai 
die  Lex  Frisionum  ursprünglich  ein  mittelfriesisches  Gesetz,  das  eT^ 
später  durch  Aufnahme  der  Abweichungen  des  ost-  und  westfiiesischei 
Rechtes  zum  gemeinfriesischen  Gesetz  erhoben  wurde.  Die  Thüringe] 
haben  ein  eigentliches  Stammesgesetz  überhaupt  nicht  besessen;  die  Le3 
Thuringorum  enthielt  nur  das  Recht  der  thüringischen  Angeln  uik 
Weriner.  Innerhalb  des  fränkischen  Stammes  hingen  die  chattischei 
Völker  so  eng  mit  den  Saliern  zusammen,  daß  das  saUsche  Recht  beidei 
gemeinsam  war,  während  sich  im  Bereiche  des  ribuarischen  Rechtes  di' 
Notwendigkeit  einer  besonderen  Rechtsaufzeichnung  für  die  Landschaf 
der  Chamaven  herausstellte.  Bei  den  drei  großen  nordischen  Stämmei 
hatte  das  Yolksrecht  seinen  Sitz  überhaupt  in  den  einzelnen  Landschaften 
Während  die  nordgermanischen  Volksrechte  erst  in  einer  weit  üki 
unsere  Periode  hinaus  liegenden  Zeit  zur  Aufzeichnung  gelangt  und  dahe] 
hier  nicht  weiter  in  Betracht  zu  ziehen  sind^,  haben  die  auf  römischen 
Boden  angesiedelten  Stämme  sich  schon  früh  zur  Niederschrift  ihre 
Rechtes  veranlaßt  gesehen.  Zum  Teil  hat  wohl  das  Vorbild  des  röniischei 
Rechts  den  Anstoß  dazu  gegeben,  in  erster  Reihe  aber  sind  die  neuer 
politischen  und  sozialen  Verhältnisse  und  die  Beziehungen  zur  Kirche  uik 
zu  den  römischen  Provinzialen,  nicht  minder  das  Bedürfnis,  den  Gefahrei 
des  Fehdewesens  durch  Aufstellung  fester  Büß-  und  Wergeidstaxen  mog 
liehst  vorzubeugen,  hierbei  maßgebend  gewesen.  Die  ersten  Volksrecht> 
rediktionen  haben  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  stattgefunden,  dei 
Schluß  hat  die  ergänzende  Gesetzgebung  Ludwigs  des  Frommen,  in  de 
Hauptsache  aber  schon  die  umfassende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Karl 
des  Großen  gebildet.  Unter  dem  letzteren  hat  besonders  der  im  Oktobe 
des  Jahres  802  zusammengetretene  Aachener  Reichstag  teils  zur  Erganzuii! 


*  Von  den  vier  norwegischen  Provinzialrechten  (Eidsifjathings-,  Gulathings 
Frostuthings-  und  Borgarthingslög),  die  wir  nar  in  Redaktionen  ans  dem  12.  aa< 
18.  Jahrhundert  besitzen»  ist  das  erste  schon  unter  König  Hälfdan  svarü  (9.  Jahi 
hundert),  das  zweite  und  dritte  unter  König  Häkon  Adalsteinsfostri  (10.  Jahrhundert 
aufgezeichnet  worden;  unter  Olaf  dem  Heiligen  (11.  Jahrhundert)  hat  eine  ReTisioi 
der  drei  Gesetze  stattgefunden.  Die  isländischen  Rechtsquellen  gehen  hauptssch 
lieh  auf  das  um  980  entstandene  Ulfljodslög  und  die  im  12.  Jahrhundert  entstanden« 
Haflidaskra  zurück.  Die  sogenannte  Gragas,  die  diesen  Namen  erst  im  17.  Jahr 
hundert  durch  Verwechselung  mit  einem  verloren  gegangenen  Geeetzbuche  des  Könige 
Magnus  godi  (11.  Jahrhundert)  erhalten  hat,  besteht  aus  zwei  wesentlich  rerschie 
denen  Kompilationen  des  18.  Jahrhunderts,  dem  Oodex  regius  (herg.  v.  Finsbn,  Kopen 
hagen  1852—1870,  2  Bände)  und  dem  Cod.  Amamagnaeanus  (herg.  v.  FursBif»  18T9 
und  der  arnamagnäanischen  Kommission,  1883).  Schwedische  ProTiiizi&bre«iit)f 
sind  West-  und  Ostgötalagen,  Uplandslagen  und  Gotlandslagen  oder  Gutlalagh  aui 
dem  13.,  Söder-  und  Westmannalagen,  Smaalands-  und  Helsingelagen  aus  den 
H.Jahrhundert.  Von  den  dänischen  Provinzialrechten  ist  das  jütische  Lov  (Aus£ 
von  Pbtebsen,  1850)  ein  Gesetz  Valdemars  n.  von  1241,  während  Skaanelagen 
d.  h.  das  I^andrecht  von  Schonen  (Skanske  lov,  herg.  v.  Thobsbn,  1858),  und  di< 
beiden  Landreohte  von  Seeland  (Sjaellandske  lov,  I.  und  II.,  herg.  v.  Thobssn,  lJii52 
Privatarbeiten  des  18.  Jahrhunderts  sind. 
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älterer  Yolksrechte,  teils  zur  Bedaktion  neuer  Gesetze  für  die  noch  nicht 
mit  geschriebenem  Rechte  versehenen  Reichsteile  gedient*. 

Die  Volksrechte,  im  Gegensatze  zu  den  leffes  Romanae  auch  als  legen 
barbarorum  bezeichnet,  waren  regelmäßig  amtlichen  Ursprungs.  Sie 
\^aren  königliche  Gesetze,  wenn  auch  der  Schwerpunkt  in  der  das  Recht 
Aveisenden  Thätigkeit  des  Volkes  lag.  Die  nordischen  Landrechte  ent- 
halten zum  Teil  noch  deutliche  Spuren  ihrer  Entstehung  aus  den  Rechts- 
Tortragen  (uppsaga,  lögsaga)  der  Gesetzspreoher.  Auch  die  westgerma- 
nischen Volksrechte  wurden  in  der  Regel  von  sapienies,  legülatores,  iudices 
entworfen,  in  der  Volks-  oder  Gerichtsversammlung  voi^etragen  und  durch 
Thingbeschluß  zum  Weistum  (iudicium)  erhoben.  Man  behandelte  sie  als 
Urteile  oder  Weistümer,  auch  wo  es  sich  thatsachlich  um  neue  Fest- 
setzungen handelte.  Immer  aber  erfolgte  die  volksrechtliche  Gesetzgebung 
in  gemeinsamer  Mitwirkung  von  König  und  Volk.  Man  bezeichnete  das 
in  dieser  Weise  zur  Aufzeichnung  gelangte  Recht  als  pactum,  pactus, 
ffizumpht^,  auf  romanischem  Boden  nach  römischem  Vorbilde  auch  als 
edictum  oder  edictue'^.  Auch  lex  oder  ßuua  wurde  zur  Bezeichnung  des 
geschriebenen  Volksrechts  verwendet,  bei  der  Gegenüberstellung  mit  padus 
bezeichnete  aber  nur  der  letztere  Ausdruck  das  geschriebene,  lex  oder  Suua 
das  ungeschriebene  Recht  ^. 

Bei  den  Angelsachsen  und  Langobarden  setzte  sich  das  Volksrecht 
aus  einer  Reihe  von  Einzelgesetzen,  zum  Teil  großen  Uml'angs,  zusammen, 
während  die  übrigen  Volksrechte  meistens  durch  einen  einheitlichen  Gesetz- 
gebungsakt zur  Aufzeichnung  gelangten,  dann  aber  im  Laufe  der  Zeit 
mehr  oder  weniger  durch  Zusatzgesetze  ergänzt  wurden.  Wiederholt  amt- 
liche Neuredaktionen  haben  nur  bei  den  Westgothen  und  Alamannen 
stattgefunden.  Die  zum  Teil  tiefgreifenden  Textveranderungen  in  den 
übrigen  Volksrechten  kommen  wohl  ausschließlich  auf  Rechnung  der  Ab- 
schreiber, durch  die  ebensowohl  neuere  gesetzliche  Bestimmungen  wie 
glossenartige  Randbemerkungen  als  Zusätze  in  den  Text  gelangten.  Da- 
bei läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  die  Schreiber  nicht  selten  auf  amtliche 
Anweisung  gehandelt  haben.  Die  Handschriften  aus  der  Zeit  Karls  des 
Großen  zeichnen  sich  durchweg  durch  ein  reineres  Latein  aus;  einen  offi- 
ziellen Ursprung  haben  diese  Texte  (leges  emendatae)  schwerlich  gehabt. 

Die  Volksrechte  waren  nach  Inhalt  imd  Charakter  außerordentlich 
verschieden.    Während  einige  fast  wie  eine  Kodifikation  erscheinen,  sind 


'  Vgl.  Stobbb,  I.  20,  Anm.  13.  Von  dem  Aachener  Reichstage  berichten  die 
Lorscher  Annalen ,  daß  Karl  cangregavit  duees,  comites  et  reliquo  ehrisHano  populo 
citm  legUlatoribus  et  fecU  omnes  leges  in  regno  suo  legi  et  tradi  unicuique  homini 
legem  suam  et  emendare,  ubicwnque  neeesse  fuit^  et  emendatam  legem  seribere,  et  tU 
iudices  per  scriptum  iudicassent  et  munera  non  accepissentt  sed  omnes  homines,  pau- 
peres  et  divites,  in  regno  suo  iustitiam  hahuissent. 

*  Vgl.  Stbinheyeb  u.  Sibvfbs,  Glossen  L  286,  686,  645.  II.  268.  In  einer 
Handschrift  der  Lex  ChamaTorum  wird  h^a  mit  gezunßi  glossiert. 

'  So  bei  den  Ost-  und  Westgothen,  zum  Teil  auch  bei  den  Merovingem. 

>  Vgl.  Forsch,  z.  deutsch.  Geschichte  XIX.  140.    Sohm,  159. 
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andere  äußerst  fragmentarisch  gehalten.  Eine  innere  Verwandtschaft  be- 
steht zwischen  den  Yolksrechten  der  Friesen,  Sachsen,  Angelsachsen  nnd 
Langobarden,  andererseits  zwischen  den  fränkischen  Volksrechten  unter 
sich  und  mit  dem  thüringischen  Rechte,  zwischen  dem  alamannischen 
und  bairischen  Recht.  Auf  Grund  äußerer  Benutzung  steht  das  Volks- 
reeht  der  Baiem  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  der  Alamannen  und 
dem  älteren  Westgothenrecht,  während  das  ribuarische  Volksrecht  sich 
zum  Teil  als  eine  Bearbeitung  der  Lex  Salica  herausstellt  Der  EinfluB 
des  römischen  Rechts  ist  nur  bei  den  Gothen  von  Bedeutung  gewesen 

Die  römischen  Provinzialen  behielten  überall  ihr  römisches  Privat- 
recht (d.  h.  römisches,  durch  germanische  Elemente  stark  beeinflufit^ 
Vulgarrecht),  das  für  sie  in  derselben  Weise,  wie  für  die  Grermanen  ihr 
Volksrecht,  den  Charakter  eines  persönlichen  Rechtes  erhielt®.  Mehrfach 
ließen  die  germanischen  Herrscher  für  ihre  römischen  Unterthanen  be- 
sondere Redaktionen  des  römischen  Rechts  (leges  Romanae)  herstellen. 

Nicht  die  gleiche  Rücksicht  wie  den  römischen  Provinzialen  ließ  man 
den  im  Lande  befindlichen  Angehörigen  anderer  germanischen  Stamme  zi] 
teil  werden;  sie  hatten  sich  dem  Rechte  des  herrschenden  Volkes  unter- 
zuordnen ^^  Erst  im  Frankenreiche,  das  die  verschiedensten  Stämme 
gleichmäßig  umfaßte,  kam  das  volle  Prinzip  der  persönlichen  Rechte, 
nach  welchem  jeder,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung,  unter  der  er 
sich  befand,  das  Recht  seines  Stammes  mit  sich  trug,  zur  Anerkennung". 

•  Vgl.  S.  102.  W^egen  des  römischen  Rechts  im  Langobardenreiche  vgl.  §  2^ 
Anm.  44,  Ed.  Liutpr.  91,  127,  meine  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  L  20f.,  Bbth- 
MANN-HoLLWEQ,  a.  a.  O.  I.  8H2ff.  Für  das  fränkische  Reich  bestimmte  die  praecept«:' 
Chlothars  II.  c.  4  (Bobstiüb,  Capitularia  I.  19):  Inter  Bomanus  neguHa  eausanm 
Romanii  legehus  praecepemui  terminari.  Über  die  Verhältnisse  im  Westgothenreicbe 
vgl*  §  31,  Anm.  22.  Die  Kirche  als  juristische  Person  lebte  nach  römischem  Bechc 
während  sich  das  Recht  der  einzelnen  Kleriker  nach  ihrer  Nationalität  richtete.  Vgl. 
S.  189.  LöNiNQ,  Kirchenrecht  der  Merovinger  284ff.  £iohhobn,  Staats-  u.  Bechtsgesch. 
I.  274  f.  BoRETiOB,  Capitularia  I.  192,  c.  6.  212.  Lib.  Papiens.  Pipp.  c.  6  nebst  cip<>- 
sitio;  Karol.  c.  142  nebst  expositio.  Allerdings  bestimmte  Idb.  Papiens.  LadoT.  Pü 
c.  58:  ut  omnii  ordo  aecclesiarum  tecundum  legem  ßamanam  tfiixU;  allein  es  ist 
zweifelhaft,  ob  hier  überhaupt  ein  Gesetz  vorliegt  (vgl.  Bobethts,  Capitularia  L  335), 
außerdem  aber  zeigen  die  urkundlichen  Professionen  italienischer  Kleriker,  daß  diese 
wohl  das  Recht  hatten,  römisches  Recht  zu  profitieren,  es  aber  häufig  vorzogen,  ibr 
angestammtes  Recht  zu  behalten.  Zum  Teil  anderer  Meinung  Saviowy,  Gesch.  d. 
röm.  Rechts  im  MA.,  2.  Aufl.,  I.  142  f..  146;  Bethmann-Hollweg,  a.  a.  O.  11.  77  C 
Nach  den  Formen  des  römischen  Rechts  Freigelassene  galten  bei  den  Franken  ^^ 
cives  Romani  und  lebten  nach  römischem  Recht.  Vgl.  L.  Ribuar.  61.  Roth,  Fen- 
dalität  292  ff.    Sohm,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  428. 

"  Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  108,  Note  8.  Bethmann-Hollwbo,  a.  a.  O.  L  IbbU  1^- 
381.  L.  Burg.  47,  1.  Ed.  Rothar.  867.  Liutpr.  91.  Paul  Diac.,  Bist  Langobari 
m.  c.  6. 

"  L.  Rib.  31,  §  3:  Hoc  autem  constituemusy  tU  infra  pago  Ribuario  tarn  Francis 
Burgtmdionis ,  Alamanni,  seu  de  ^[uacunque  luUione  conmaraitu  fuerity  in  iudho 
inierpellatuSy  sicut  lex  loci  eontenit,  ubi  natus  fuit,  sie  respondeat.  §  4:  Q^od  ii  dam- 
naHtg  fuerit,  secundum  legem  propriam,  non  secundum  Ribuariam,  damnum  »usteneat 
Form.  Marc.  I.  8  (S.  132,  Anm.  81).    Capitulare  missorum  bei  Bobstius,  Capitulari» 
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In  Italien  führte  dies  Prinzip,  das  mit  der  fränkisclien  Eroberung  auch 
hier  sofort  Eingang  fand,  zu  der  Einrichtung  der  profemanes  iurisj  durch 
die  jeder,  der  vor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  zu  thun  hatte,  zuvor 
Auskunft  über  sein  Stammrecht  geben  mußte  ^'.  Da  das  Prinzip  der 
persönlichen  Rechte  nur  der  eigentümlichen  Zusammensetzung  des  frän- 
kischen Reiches  seine  Entstehung  verdankte,  so  war  es  selbstverständlich, 
daß  es  auch  nur  gegenüber  Angehörigen  des  Reiches  Anwendung  fand. 
Der  Fremde  war  an  sich  rechtlos;  befand  er  sich  bei  einem  Gastfreunde, 
so  schützte  ihn  das  Yolksrecht  des  letzteren;  stellte  er  sich  unter  den 
Königsschutz^  so  stand  er  unter  dem  Schirm  des  königlichen  Amtsrechts, 
das  einen  territorialen,  keinen  persönUchen  oder  nationalen  Charakter 
hatte". 

Im  Gegensatze  zu  den  Yolksrechten  und  der  mit  ihnen  zusanunen- 
hängenden  Gesetzgebung  hatten  die  Reichsgesetze  eine  territoriale  Gel- 
tung. Ihre  Quelle  war  nicht  die  Rechtsüberzeugung  des  Volkes,  sondern 
der  Herrscherwille  des  Königs.  Ebendarum  erzeugten  sie  keine  ewige 
Ordnung  (Suva),  ihre  Geltung  reichte  nur  so  weit  wie  die  Amtsgewalt 
des  Königs,  für  seinen  Nachfolger  waren  sie  nicht  verbindlich. 

Außer  den  Volksrechten,  den  Upes  Romanae  und  den  Reichsgesetzen 
gehören  als  Erzeugnisse  der  Notariatswissenschaft  die  Formelsammlungen 
und  die  allgemeinen  Einrichtungen  des  Urkundenwesens  zu  den  Rechts- 
quellen unserer  Periode. 

Die  angelsächsischen  Rechtsquellen  und  Urkunden  sind  großenteils 


I.  67,  c.  5.  Vgl.  §  36,  Anm.  8—6.  Wattz,  II.  1,  S.  lOSff.  III.  344ff.  IV.  403;  Recht 
der  salischen  Franken  97  ff.  Sayignt,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.,  I.  115  ff.  Eich- 
horn, Staats-  u.  Rechtsgesch.  I.  §  46.  Pardessus,  Loi  Saliqne.  diss.  II.  Bbthmann- 
HoLLWBO,  a.  a.  0.  I.  455 ff.  II.  7 2 ff.  Genglbb,  a.  a.  O.  51  f.  Stobbk,  i.  d.  Jahrbach 
d.  gem.  deutsch.  Rechts  VI.  23  ff.  Gaupp,  Ansiedlangen  218  ff.  Lüpi,  Cod.  dipl.  Ber- 
g-om.  diss.  lY.  pg.  213—282.  Mubatobi,  Antiqaitates  II.  diss.  22.  Sohm,  Reichs-  n. 
Gerichtsverfassang  173  f.  Daniels,  Handbach  I.  109  ff.  Hbuslbb,  Institutionen  I.  144  f. 
"  Vgl.  Savigny,  a.  a.  O.  I.  145  ff.    VII.  2.     Gaupp,  Ansiedlangen  242  ff.    Bbth- 

MANN-HOLLWEGO,   B.   B.   0.   II.   74  ff.      ElCHHOBN,   B.   a.   0.   I.   276. 

"  Vgl.  Heuslbb,  a.  a.  0.  L  146.  Eichhobn,  a.  a.  0.  I.  268,  270.  Savignt, 
a.  a.  0.  I.  117  f.,  120.  Der  letztere  geht  aber  jedenfalls  za  weit,  wenn  er  annimmt, 
daß  die  Langobarden  aach  nach  ihrer  Unterwerf  an  g  durch  Karl  im  Frankenreiche 
noch  als  Ausländer  behandelt  seien.  Über  die  Bedeutung  des  harharus  qui  legem 
Salicam  vivü  (L.  Salica  41)  ygl.  Sohm,  a.  a.  O.  570  ff.  Der  wargengus  der  Lex  Cha- 
mav.  9  ist  ein  im  Königsdienst  befindlicher  Ausländer;  sein  Wergeid  ist  das  frän- 
kische, von  seinem  heimischen  Recht  ist  keine  Rede.  Übrigens  läßt  sich  nicht  be- 
zweifeln, daß  im  internationalen  Verkehr  unter  befreundeten  Staaten  die  Behandlung 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  auf  dem  Fuße  der  Gleichberechtigung  vorgekom- 
men sein  muß.  Vgl.  Gbihm,  RA.  897.  Pbokop,  bell.  Goth.  I.  c.  13.  Wenn  man  aber 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Behandlung  der  Friesen  und  Sachsen  in  L.  Rib. 
36,  4  erklären  will,  so  übersieht  man,  daß  den  Friesen  hier  das  ihnen  wahrschein- 
lich erst  auf  dem  Aachener  Reichstage  von  802  beigelegte  Dreifache  ihres  ursprüng- 
lichen Wergeides  zugeschrieben  ist,  wir  also  unverkennbar  einen  erst  um  diese  Zeit 
in  das  Gesetz  eingefügten  Zusatz  vor  uns  haben.  Über  das  jüdische  Recht  vgl. 
S.  218.     Waitz,  III.  347.    Bobetius,  Capitularia  I.  259,  c.  6. 
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in  der  Volkssprache  verfaßt,  die  übrigen  Quellen  unserer  Periode  in  einem 
stellenweise  außerordentlich  verderbten  Vulgärlatein,  nur  diejenigen  der 
Karolingerzeit  in  reinerem  Latein.  Deutsche,  oft  sehr  entstellte  Worte 
und  Glossen  sind  in  die  lateinischen  Texte  eingestreut  Von  einigen 
Quellen  liegen  Bruchstücke  einer  althochdeutschen  Übersetzung'  vor. 

§  31.    Die  Volksrechte  und  die  leges  Eomanae. 

I.  Die  Lex  Salica^  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken  be- 
herrschte das  ganze  Gebiet  dieses  Stammes  in  Frankreich,  Belgien  und 
dem  südlichen  Teil  der  Niederlande  und  gelangte  auch  bei  den  chattischen 
Franken  in  Hessen,  am  Mittelrhein  und  in  den  Flußgebieten  der  Lahn, 
der  Mosel  und  des  Mains  zur  Geltung.  Erlassen  aber  war  die  Lex  Saliot 
wie  sich  aus  Tit.  47  ergiebt,  ursprünglich  nur  für  das  Land  zwischen  dei 
Loire  und  dem  Kohlen walde  (Silva  Carhonaria)  in  Belgien,  d.  h.  für  da^ 
Reich  von  Tournay,  das  Chlodovech  von  seinem  Vater  Childerich  geerbt 
hatte'*,  und  das  ßeich  von  Soissons,  das  ihm  nach  dem  Jahre  486  duKt 
die  Niederwerfung  des  Siagrius  zugefallen  war.  Ebendiese  Eroberung  und 
das  durch  dieselbe  erzeugte  Bedürfnis  einer  Neuregelung  des  Münzwesen^ 
und  der  Bußtaxen  scheint  den  Hauptanlaß  für  die  Gesetzgebung  gebildet 
zu  haben.  Ob  dabei  ältere  Rechtsaufzeichnungen  der  Salier  benutzt  wur- 
den, ist  nicht  festzustellen.  Jedenfalls  ist  das  Gesetz  so,  wie  es  TorUegt. 
erst  unter  Chodovech  zustande  gekommen,  und  zwar  bald  nach  486. 
sicher  vor  dem  Übertritt  des  fränkischen  Hofes  zum  Christentume  (496). 
Die  näheren  Vorgänge  bei  der  Gesetzgebung  kennen  wir  aus  einem  ^^^^ 


^  Diplomatisoh  getreue  Ausgaben:  Pabdessus,  Loi  Salique,  Paris  1843  (8  Teiu 
uebst  sachlicheD  Erläuterungen);  Holder,  Leipzig  1879—1880  (8  Texte  in  6  Einzel- 
ausgaben); Hbssbls,  London  1880  (treffliche  synoptische  Ausgabe  von  11  Texten,  mit 
sprachlichen  Erläuterungen  Yon  Kebn).  Kritische  Ausgaben:  Waitz,  Das  alte  Beehr 
der  salischen  Franken,  Kiel  1846  (mit  sprachlichen  Erläuterungen  von  MüixBiiBOFFt: 
Mebkbl,  Berlin  1850  (mit  einer  Vorrede  von  J.  Gbimm);  Bbhbend,  Berlin  1874.  - 
Über  die  Lex  Salica  vgl.  Pabdessus  und  Waitz  in  ihren  Ausgaben.  Behskhd  L  d. 
Zeitschrift  f.  KG.  XUI.  1—38,  und  L  d.  Göttinger  Gel.  Anzeigen  1880.  Stück  43; 
Bethmanm-Hollweo,  German.-roman.  Civilprozeß  I.  445  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  L 
178—202.  Gaudenzi,  La  legge  salica  e  gli  altri  diritti  germanici  7^36.  6bhgi.bb. 
Reohtsdenkmäler  39—46.  Sohbödeb,  Die  Pranken  und  ihr  Recht  36—44,  und  Unter- 
suchungen z.  d.  fränkischen  Volksrechten  (in  Piok's  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  West- 
deutschlands VI.)  468—492.  V.  Sybel,  Entsteh,  d.  deutsch.  Königtums,  2.  Aufl.  167  £. 
308  ff.  Thonissen,  Organisation  iudiciaire  de  la  Loi  Salique  5—41.  Waiitz,  YG.  II.  1. 
S.  88—108,  119—135.  Stobbe,  L  28—55.  Yiollbt,  Pröcis  de  Thistoire  du  droit  frmn- 
9ais  I.  80—90.  Pahlbeck,  La  royaut^  et  le  droit  royal  francs,  250—293,  Siehe  auch 
oben  S.  98,  144  f.,  208  Anm.  81. 

**  Tournay  gehörte  stets  zu  Neustrien,  der  Kohlenwald  bildete  aber  die  Gren» 
zwischen  Neustrien  und  Austrasien.  Vgl.  S.  108  Anm.  14.  Wattz,  ü.  1,  S.  31 
Anm.  1.,  146 f.  U.  2,  S.  411  Anm.  1.  Damit  widerlegen  sich  die  Einwendungen  Tt^o 
Pahlbeck  281.  Auch  ist  die  L.  Sal.  in  einem  weinbautreibenden  Lande  entstaxideB. 
das  altsalische  Gebiet  bis  zum  Kohlen  walde  hatte  aber  keinen  Weinbau.  Vgl.  meise 
Bemerkungen  in  Pick's  Monatsschrift  VL  502  ff. 
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die  Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts  dem  Gfesetze  beigefügten  Prologe* 
und  mehreren  Epilogen.  Hiemach  hatte  die  Stammesversammlung  be- 
schlossen, das  Yolksrecht  aufzeichnen  zu  lassen,  und  zu  dem  Zweck  einen 
Ausschuß  von  vier  Richtern  (Thunginen)  gewählt,  welche  ihre  Arbeit  dem- 
nächst an  drei  verschiedenen  Dingstätten  des  Landes  vortrugen  und  durch 
die  Zustimmung  der  Oerichtsgemeinde  mit  der  Rechtskraft  eines  Weis- 
tums  (htdichtm)  versehen  ließen,  obwohl  der  Inhalt  großenteils  ein  gesetz- 
geberisches Erzeugnis  und  nicht  bloßes  Gewohnheitsrecht  war*.  Das 
Gesetz  (lex,  pacttts)  ist  in  65  mit  besonderen  Überschriften  versehene  Titel 
eingeteilt.  Die  Sprache  ist  ein  barbarisches,  vielfach  mit  deutschen  Wör- 
tern untermischtes  Latein.  Besonders  beachtenswert  ist  die  sogenannte 
malbergische  Glosse,  durch  welche  mit  der  regelmäßigen  Einleitung  malb. 
die  in  der  Sprache  des  Malbergs,  d.  h.  der  technischen  Gerichtssprache 
der  Salier,  gebrauchten  Ausdrücke  und  Formeln  teils  zur  Erklärung,  teils 
zur  Ergänzung  in  den  lateinischen  Text  eingefügt  sind*.  Eine  althoch- 
deutsche Übersetzung  des  Gesetzes  wurde  im  neunten  Jahrhundert  in  der 
Moselgegend  angefertigt*.  Wiederholte  amtliche  Redaktionen  hat  die  Lex 
Salica  nicht  erfahren.  Die  zahlreichen  Zusätze  und  Änderungen  späterer 
Handschriften,  die  neuen  Titelordnungen  mit  99  oder  70  Titeln  und  die 
Sprachreinigungsversuche  der  sogenannten  lex  emendata  kommen  lediglich 
auf  Rechnung  der  Abschreiber.  Dagegen  wurden  in  den  späteren  Regie- 
rungsjahren Chlodovechs,  sodann  unter  seinen  Söhnen  Childebert  I.  und 
Chlothar  L  und  seinem  Enkel  Chilperich  mehrere  Zusatzgesetze  zu  der 
Lex  Salica  erlassen*.     Weitere  Ergänzungen  enthalten  zwei  Kapitularien 


'  Die  älteste  Form  enthält  der  längere  Prolog,  auf  dessen  Grundlage  später 
mehrere  kürzere  Prologe  entstanden  sind. 

»Vgl.  S.  23  Anm.  16.    S.  34  f. 

^  Vgl.  J.  Grimm  in  der  Vorrede  zu  Merkels  Ausgabe  und  die  Anmerkungen 
von  Eebn  in  Hebbels  Ausgabe;  ferner  Eben,  Die  Glossen  in  der  Lex  Salica,  1869; 
SoHM,  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfiassung  558  ff.  Über  die  Formstrenge  der 
germanischen  Gerichtssprache  vgl.  auch  y.  Amiba,  i.  d.  GGA.  1885,  S.  164  ff.  Die 
altfränkischen  Worte  der  malb.  Glosse  sind  von  den  Abschreibern  äußerst  entstellt; 
die  Handschriftenklasse  der  sogenannten  lex  emendata  hat  die  Glosse  ganz  weggelassen. 
Eine  der  wenigen  auf  den  ersten  Blick  verständlichen  Glossen  findet  sich  L.  Sal. 
Tit.  4  §  1 :  5»  quis  agnvm  lactantem  furaverii  et  ei  fuerit  adprobatum,  Malb.  lammi, 
hoc  est  7  dinarius  qui  faciunt  medio  trianti,  culpabilis  iudicetur%    Vgl.  Anm.  6. 

'  Die  uns  erhaltenen  Bruchstücke  in  Merkels  Ausgabe,  S.  109 ff.,  sowie  bei 
MOllenhoff  u.  Scheeee,  Denkmäler  deutscher  Poesie  und  Prosa,  1864,  Nr.  65. 

*  Von  den  sechs  meroyingischen  Kapitularien  zur  Lex  Salica,  die  Boeetitts  in 
Bbheemd's  Ausgabe  8.88— 112  mitteilt,  wird  das  erste  mit  vieler  Wahrscheinlichkeit 
Chlodovech  oder  seinen  Söhnen  (vgl.  §  18  Anm.  16)  zugeschrieben.  Das  vierte,  der 
I^actus  Chüdeherü  et  Chlotkarii,  enthält  kein  Volksrecht,  sondern  ein  zwischen  511 
und  558  abgefaßtes  Landfriedensgesetz  der  Könige  Childebert  L  und  Chlothar  L, 
das  schon  früh  als  eine  Ergänzung  der  Lex  Salica  betrachtet  wurde  (vgl.  §  82 
Anm.  22).  Das  fünfte  Kapitular  ist  ein  Edikt  des  Chilperich  von  575—584 
(vgl,  §  32  Anm.  2),  salisches  Volksrecht  enthaltend,  aber  auf  das  von  Chilperich  be- 
herrschte Gebiet  beschränkt.  Über  das  zweite,  dritte  und  sechste  Kapitular  läßt  sich 
R.  ScKEdon,  Deatsche  Baehtagsfohlohte.  15 
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Ludwigs   des  Frommen  von  816  und  dessen  Capitula  legis  Stdicae   vod 
819—8207. 

IL  Die  Lex  Ribuaria^  Das  Volksrecht  der  ribuarischen  Frankeu 
trägt  der  Lex  Salica  gegenüber  nicht  den  Charakter  eines  einheitlichen 
Gesetzes,  sondern  den  einer  amtlichen  Kompilation  verschiedener,  lose  mit- 
einander verbundener  Bestandteile.  In  der  handschriftlich  vorliegenden 
Form  kann  das  Gesetz  erst  unter  Karl  dem  Großen  zum  Abschluß  ge- 
kommen sein,  doch  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  dies  im  Wege  einer  amtlichen 
Neuredaktion  oder,  wie  bei  der  Lex  Salica,  bloß  durch  die  Thätigkeit  der 
Abschreiber  geschehen  ist*.  Die  ältere  handschriftliche  Form  enthält  keine 
Abschnitte,  dagegen  ist  die  jüngere  Handschriftenklasse  (lex  emendata)  in 
91  Kapitel  eingeteilt;  man  pflegt  jedoch  das  Gasetz  nach  der  von  früheren 
Herausgebern  herrührenden,  auch  in  der  neuesten  Ausgabe  beibehaltenen 
Einteilung  in  89  Titel  zu  eitleren.  Während  Tit.  36  entweder  ganz  oder 
doch  mindestens  in  c.  1-— 4  und  c.  11 — 12  ein  karolingisches  Einschiebsel 
aus  dem  Anfange  des  neunten  Jahrhunderts  ist  (auch  für  Tit.  89  hat 
man  karolingischen  Ursprung  vermutet),  bilden  die  Titel  1—31  ein  ur- 
sprünglich selbständiges  ribuarisches  Gesetz,  das  wahrscheinlich  der  zweiten 
Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  angehört*^.  Alle  übrigen  Bestandteile 
gehören  dem  siebenten  Jahrhundert  an  und  sind  wahrscheinlich  unter 
Dagobert  L,  sei  es  während  seiner  Mitregentschaft  neben  seinem  Vater 
(Mothar  I.  (623—629)  oder  während  der  Mitregentschaft  seines  Sohnes 
Sigibert  IIL  (634—639),   mit  dem  altribuariscben  Gesetze  verbunden  ^^ 


keine  Vermatung  aufstellen.    Die  malbergische  Glosse  findet  sich  noch  im  ersten  and 
sechsten  Kapitular. 

^  Vgl.  §  32  Anm.  6,  7.  Als  kleinere  Bruchstucke  salischen  Rechts  aus  späterer 
Zeit,  iwohl  ausschließlich  Privatarbeiten,  zum  Teil  in  Italien  entstanden,  sind  die 
Extravaganten  (Behbend,  S.  119—123;  Hessels,  420  f.),  Remissorien  (BBHBE;>n>.  128 
Ms  131;  Hebbels,  424),  die  Recapitulatio  legis  Salicae  (Bbhbend,  181—134;  HsssacLs. 
425  f.)  und  einige  Glossen  (Merkel,  S.  101  f.)  zu  nennen. 

*  Kritische  Ausgabe  von  Sohm,  Monum.  Germ.  Leg.  V.  185—268,  daraus  abge- 
druckt desselben  Schulausgabe  der  L.  R.,  1883.  Vgl.  Stobbb,  I.  56—65.  Gbnglbb. 
fierm.  Rechtsdenkm.  46—50.  v.  Daniels,  Handbuch  I.  245—255.  Viollbt,  I.  90—^. 
Waitz,  VG.  n.  1.  S.  113  ff.  Die  Sonderung  der  einzelnen  Teile  ist  durch  die  kritische 
Untersuchung  von  Sohm,  Über  die  Entstehung  der  liCx  Ribuaria,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG. 
V.  380—458,  nachgewiesen.  Vgl.  §  30  Anm.  13.  Schbödeb,  Zur  Kunde  der  deutschen 
Volksrechte  (Zeitschk-.  f.  RG.  XX.)  22—27.  Eine  überaus  eingehende  Untersuchung, 
die  ich  bei  dem  vorstehenden  Aufsatze  leider  noch  nicht  hatte  benutzen  können,  bei 
E.  Mayeb,  Zur  Entstehung  der  Lex  Ribuariorum.  1886.  Kann  man  dem  Verfasser 
auch  nicht  in  allem  zustimmen  (am  wenigsten  in  seiner  wunderlichen  Ansicht  über 
das  Volk  der  Ribuarier  selbst,  vgl.  §  15  Anm.  16),  so  hat  seine  gründliche  Arbeit 
doch  vieles  gefördert  und  berichtigt. 

®  Die  Abschreiber  haben  hier  wie  in  anderen  Fällen  zweifellos  nicht  selten  auf 
Anweisung  gehandelt,  so  daß  man  den  sog.  leges  emendatae  der  karolingischen  Zeit 
teilweise  wenigstens  einen  offiziösen  Charakter  zugestehen  muß. 

*®  Fast  ausschließlich  Kompositionenbestimmungen,  und  zwar  nach  einem  selb- 
Btandigen,  von  dem  salischen  verschiedenen  Systeme. 
'^  Vgl.  Mayeb,  a.  a.  0.  174  f. 
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aber  ohne  daß  eine  wirkliche  Verarbeitung  der  verschiedenen  Bestandteile 
stattgefunden  hätte.  Eine  besondere  Eigentümlichkeit  der  Lex  Ribuaria 
ist  die  in  derselben  hervortretende  systematische  Benutzung  und  Bearbei- 
tung der  Lex  Salica^^^ 

Ein  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Ribuaria  bildet  Karls  des  Großen  nova 
legis  constitutio  quae  in  lege  Ribuaria  mittenda  estj  vom  Jahre  803". 

IIL  Die  Gesetze  der  Westgothen.  Bis  auf  König  Chindasuinth 
galt  für  die  römischen  Unterthanen  des  Westgothenreiches  das  römische, 
für  die  gothischen  Unterthanen  das  westgothische  Recht.  Das  erstere 
wurde  in  einer  alle  anderen  Quellen  ausschließenden  Weise  in  der  Lex 
Romana  Wisigothorum  Alarichs  II.  vom  Jahre  506,  seit  dem  zehnten 
Jahrhundert  gewöhnlich  Breviarium  Älaricianum  genannt,  niedergelegt^*. 
Das  Breviarium  war  eine  lose  Kompilation  der  im  Lande  gangbaren  Quellen 
des  römischen  Rechts,  die  in  wörtlichen  Auszügen  (nur  die  Institutionen 
des  Gaius  in  einer  kürzenden  Bearbeitung)  rein  äußerlich,  ohne  Verarbei- 
tung und  System,  aneinandergereiht  wurden,  begleitet  von  einer  teils  er- 
läuternden, teils  abändernden  Interpretatio,  die  zwar  in  erster  Reihe  eben- 
falls auf  römischen  Quellen  beruht,  zuweilen  aber  deutliche  Spuren  ger- 
manischer Einflüsse  erkennen  läßt".  Auch  außerhalb  des  Westgothen- 
reiches wurde  das  Breviarium  häufig  benutzt,  namentlich  wurde  die 
Interpretatio  vielfach  in  sogenannten  Epitome  systematisch  verarbeitet^*. 

Die  westgothische  Gesetzgebung  hat  nach  der  Chronik  des  Isidorus 
Hispalensis  bereits  unter  König  Eurich  (466 — 485),  dem  Vater  Alarichs  II., 
begonnen  ^^.  Während  man  von  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  dieses 
Königs  bisher  nichts  weiter,  wußte,  ist  es  neuerdings  einem  verdienten 
italienischen  Forscher  gelungen,  in  einer  dem  neunten  Jahrhundert  an- 
gehörigen  größeren  Kompilation  römischer  Recht^quellen  ein  aus  15  kurzen 
Kapiteln  bestehendes  Fragment  eines  gothischen  Königsedikts  nachzuweisen, 
das  von  ihm  nicht  ohne  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  dem  Eurich  zu- 
geschrieben wird^®.    Die  einzelnen  Bestimmungen  dieses  Fragmentes  tragen 


*^  Tit.  82—64  bestehen  aus  einer  fortlaufenden  Bearbeitung  der  liex  Salica,  in 
welche  ein  ursprünglich  selbständiges  Gesetz  (Tit.  57—60  c.  1,  Tit.  61—62)  aus  dem 
7.  Jahrh.  nachträglich  eingeschoben  ist.  Tit.  65—79  und  80—88  (oder  89)  enthalten 
Ergänzungen  verschiedenen  Inhalts,  die  letzte  Partie  wieder  mit  Rückgriffen  auf  die 
Lex  Salica. 

»^  Vgl.  S.  240. 

^*  Ausgabe:  Hanel,  Lex  Romana  Visigothorum,  1849.  Vgl.  Stobbe,  L  65—71. 
V.  Savignt,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  Mittelalter,  2.  Aufl.  IL  37—67.  Dahn,  West- 
gothische Studien  4  ff.    Fitting  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XI.  222—249,  325—839. 

**  Man  citiert  nach  den  einzelnen  Bestandteilen,  z.  B.  Brev.  Alar.  Interpr.  c.  1. 
Cod.  Theod.  IV.  15. 

*•  Die  Epitome  sind  in  der  Ausgabe  von  Hänel  mitabgedruckt.  Am  beliebtesten 
scheinen  die  Epitome  Aegidii  aus  dem  8.  Jahrh.  gewesen  zu  sein.  Auch  die  Lex 
Romana  Curiensis  gehörte  in  die  Reihe  dieser  Epitome.    Vgl.  S.  239. 

"  Vgl.  Stobbe,  L  75. 

*^  Vgl.  A.  Gaudbnzi,  ün  antica  compilazione  di  diritto  romano  e  visigoto,  con 
alcuni  frammenti  delle  leggi  di  Eurico,  Bologna  1886,  und  i.d.  Zeitschr.  f.RG.  XX.  286  ff. 
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teilweise  deutschrechtlichen  Charakter,  stehen  aber  doch  vorwiegend  unW 
dem  Einflüsse  des  römischen  Rechtes.  Dabei  scheint  der  Gesetzgeber  am 
verloren  gegangene  römischrechtliche  Quelle  benutzt  zu  haben,  die  ebenso' 
dem  Edikt  Theoderichs  des  Großen  und  der  Interpretatio  Alarichs  II.  ab 
Vorlage  gedient  hat. 

Nächst  Eurich  werden  Leovigild  (572 — 586)  und  dessen  Sohu 
Rekkared  I.  (586 — 601)  als  westgothische  Gesetzgeber  genannt  Mit 
ziemlicher  Sicherheit  wird  dem  letzteren  die  westgothische  Antiqua, 
ein  umfangreiches  Gesetzbuch  von  ungefähr  350  Kapiteln,  zugeschrieben". 
Ist  dieselbe  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt  auch  nur  sehr  fragmentarisch 
erhalten*^,  so  kennen  wir  sie  doch  zugleich  als  den  Hauptbestandteil  der 
systematischen  Lex  Wisigothorum^^  welche  handschriftlich  in  zwei 
verschiedeneu  Redaktionen,  der  des  Rekkesuinth  (652 — 672)  und  der  de> 
Erwig  vom  Jahre  681,  vorliegt.  Die  Lex  Wisigothorum  war  kein  west- 
gothisches  Volksrecht,  sondern  ein  kodifiziertes  Landrecht,  welches,  ganz 
im  Sinne  der  modernen  Kodifikationen,  für  die  sämtlichen  Unterthaneü 
des  Westgothenreiches  ohne  Unterschied  der  Nationalität  als  allein  maß- 
gebendes Gresetz  an  die  Stelle  ihrer  bisherigen  Sonderrechte  (Breviarium 
und  Antiqua)  trat'^.  Daß  die  Lex  Wisigothorum  insoweit  auf  der  Gesetz- 
gebung des  Chindasuinth  beruhte,  steht  fest.  Dagegen  ist  es  bestritten, 
ob  das  von  diesem  in  seinem  zweiten  Regierungsjahre  (642)  publiziert*' 
Gesetzbuch  bereits  die  systematische  Form  erhalten  hatte.    Wahrschein- 


Den  Ausführungen  von  Gaudenzi  ist  neuerdings  Zeumer  (N.  Arch.  d.  Ges.  f.  äli 
deutsch.  Gesch.-K.  Xu.  389  ff.)  entgegengetreten.  Derselbe  hält  die  neuentdeckte 
Quelle  far  eine  in  Septimanien  entstandene  Privatarbeit,  deren  Zweck  die  Ergänzung 
der  Antiqua  Rekkareds  gewesen  ist  Zwingend  erscheinen  uns  die  hierf&r  angefahrten 
Gründe  nicht.  Eine  Sicherheit  wird  sich  erst  nach  genauerer  Erforschung  der  west- 
gothiscben  Rechtsquellen  überhaupt  gewinnen  lassen. 

**  Vgl.  über  alles  folgende:  Dahn.  Westgothische  Studien,  1874;  Helfferich,  Ent 
stehung  und  Geschichte  des  Westgothenrechts,  1858;  Genoler,  Rechtsdenkmäler 
144  ff.;  DE  P^TiONY  i.  d.  Revue  historique  de  droit  fran9ais  et  etranger  I.  209'-23^; 
Stobbe,  I.  71—94;  V.  Bethmann-Hollweo,  Der  german.-roman.  Cirilprozeß  I.  §4T; 
Roth,  Entstehung  der  Lex  Baiuvariorum,  S.  20—30;  Daniels,  Handbuch  I.  §  66. 

*^  Das  in  einem  Pariser  Palimpsesten  enthaltene  Fragment  ist  herausgegebeD 
von  Bluhmx,  Die  westgothische  Antiqua,  1847.  Bei  der  Abfassung  der  Antiqua  wnrd^ 
auch  das  Breviarium  benutzt  (falls  sich  die  betreffende  Bestimmung  nicht  schon  in 
dem  Edikt  Eurichs  befunden  hat).  Wenigstens  daß  Antiqua  c.  285  auf  Brev.  Inter- 
pretatio c.  2.  Cod.  Theod.  II.  33  beruht,  und  nicht  umgekehrt,  ergiebt  sich  ans  der 
Beibehaltung  der  ersteren  (die  poena  quadrupli  aufhebenden)  Bestimmung  in  Lei 
Wisig.  V,  5.  c.  8. 

'^  An  einer  kritischen  Ausgabe  fehlt  es  bis  jetzt.  Außer  der  bereits  Anm.  19  an- 
geführten Litteratur  vgl.  Bluhme,  Zur  Texteskritik  des  Westgothenrechts,  1872.  Wim 
i.  d.  Nachrichten  der  Göttinger  Ges.  d.  Wiss.  1875,  Nr.  15.  Schmeltzer  i.  d.  Zeitschr. 
f.  RG.  XV.  123  ff. 

**  Vgl.  die  Gesetze  Chindasuinths  und  Rekkesuinths,  L.  Wisig.  II.  1.  c.  S  id». 
c.  9  (10)  und  c.  5.  Selbst  die  Kirche,  die  sonst  durchweg  nach  römischem  Bech: 
lebte,  mußte  sich  im  Westgothenreiche  dem  Landrecht  unterwerfen.  Vgl.  Stobbb,  I. 
93  Anm.  75. 


§  81.    Die  Yolksrechte  und  die  leges  Romanae. 


229 


lieh  bestand  dasselbe  nur  aus  einer  neuen  Rezension  der  Antiqua  und  der 
seither  ergangenen  Novellen  nebst  den  eigenen  Gesetzen  Chindasuinths, 
während  die  erste  systematische  Verarbeitung  dem  Rekkesuinth  vorbehalten 
blieb.  Nach  Erwig  scheint  eine  weitere  amtliche  Redaktion  nicht  ein- 
getreten zu  sein,  doch  hat  sich  unter  dem  Einfluß  der  Oesetze  des  Egika 
(687 — 701)  der  den  bisherigen  Ausgaben  zu  Grunde  liegende  Vulgartext 
ausgebildet.  Die  Lex  Wisigothorum  zerfallt  in  zwölf  Bücher,  diese  in 
Titel,  die  Titel  in  Kapitel  oder  aerae.  Die  aus  der  Antiqua  übernom- 
menen Kapitel,  ungefähr  Zweidrittel  des  ganzen  Gesetzbuches,  sind  regel- 
mäßig mit  der  Überschrift  Antiqua  oder  Antiqua  noviter  emendata  versehen, 
während  alle  übrigen  durch  ihre  Überschriften  auf  die  einzelnen  Gtesetz- 
geber  seit  Sisebut  (612—620)  zurückgeführt  sind*^. 

Die  Lex  Wisigothorum  blieb  auch  nach  der  Zerstörung  des  West- 
gothenreiches  durch  die  Araber  bei  den  Resten  des  Volkes,  namentlich  in 
der  nun  fränkisch  gewordenen  Provinz  Septimania  oder  Gothia  (Langue- 
doc),  in  Geltung**  und  hielt  später  mit  der  allmählichen  Rückeroberung 
der  pjrenäischen  Halbinsel  schritt,  so  daß  noch  im  13.  Jahrhundert  das 
Bedürfnis  einer  spanischen  Übersetzung  (Fuerojuzgo,  Fuero  de  Cardava) 
hervortrat  *^ 

IV.  Die  ostgothischen  Gesetze*^  In  dem  Reiche  Theoderichs 
des  Großen  (489 — 526)  war  wie  im  wesentlichen  bei  allen  Germanen  das 
Prinzip  der  persönlichen  Rechte  (S.  222)  anerkannt.  Um  aber  wenigstens  für 
die  Rechtsfalle  des  täglichen  Lebens  (üla  quae  possunt  saepe  conängere)  eine 
Rechtseinheit  herzustellen,  wurde  das  Edictum  Theoderici*',  ein  aus- 
schließlich aus  römischen  Rechtsquellen  geschöpftes  Gesetz  in  155  kurzen 
Kapiteln,  mit  gleichmäßiger  Verbindlichkeit  für  Germanen  und  Römer  (quae 
barbari  Bamanique  sequi  debeant  super  expressis  articuUs)  erlassen.  Die  Ab- 
fassung ist  nach  den  Untersuchungen  von  Gaudenzi  wahrscheinlich  bald 


'^  Den  westgothischen  Gesetzgebern,  namentlich  seit  Chindasainth,  haben  die 
spätrömischen  Kaiserkonstitutionen  nach  Form  wie  Inhalt  zum  Vorbilde  gedient 
L.  Wis.  IV.  5.  c.  1  beraht  anf  Justinians  Novelle  115.  Auch  die  Lex  Burgundionnm 
hat  mehrfach  als  Qnelle  gedient.  Umgekehrt  wurde  bei  der  Abfassung  des  bairischen 
Gesetzes  nicht  die  Lex  Wisigothorum,  sondern  die  Antiqua  als  Quelle  benutzt. 

'**  Vgl.  LoBBscB  u.  ScHBöDBB,  Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen  Privat- 
rechts,  2.  Aufl.,  Nr.  64,  90. 

>A  Ausgabe  des  lateinischen  und  spanischen  Textes:  Fuero  Juzgo  en  Latin  y 
Castellano,  Madrid  1815. 

*^  Vgl.  Dahn,  Könige  der  Germanen  IV.  1866.  v.  Daniels,  Handbuch  I.  §  68. 
V.  Glödsn,  Das  römische  Becht  im  ostgothischen  Beiche,  1843.  v.  Savioitv,  Gesch. 
d.  röm.  Rechts  im  Mittelalter,  2.  Aufl.  II.  172—181.  Gaudehzi,  Gli  editti  di  Teo- 
dorico  e  di  Atalarico  e  il  diritto  romano  nel  regno  degli  Ostrogoti,  1884,  und  Die 
Entstehungszeit  des  Edictum  Theoderici.  i.  d.  Zeitschrift  f.  Rechtsgeschichte  XX.  29 
bis  52.  Stobbb,  I.  94—100.  Eablowa,  Römische  Rechtsgeschichte  I.  948  ff.  v.  Bbth- 
MANN-HoLLWBG,  Germau.-romau.  Civilprozeß  I.  §  54. 

'^  In  Ermangelung  jedes  handschriftlichen  Materials  sind  alle  Herausgeber  auf 
die  von  Pithoeus  veranlaßte  älteste  Ausgabe  (1579)  angewiesen.  Neueste  Ausgabe 
von  Bluhme,  Mon.  Germ.  Leg.  V.  145—179.    Padbllbtti,  Fontes  iuris  Italici  I.  8—23. 
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nach  512  erfolgt.  Die  Verwandtschaft  mit  dem  Edikt  des  Eurich*®  scheint 
auf  einer  gemeinschaftlich  benutzten  Vorlage  zu  beruhen.  Auch  die  Be- 
ziehungen zwischen  Theoderichs  Edikt  und  der  westgothischen  Interpre- 
tatio  dürften  sich  aus  dieser  Vorlage  erklären*".  Für  die  durch  das  Edikt 
nicht  geregelten  Fälle  behielten  die  verschiedenen  Nationalitäten  ihr  be- 
sonderes Recht.  Einzelne  Gesetze  Theoderichs  und  ein  größeres  Edikt 
des  Athalarich  finden  sich  in  den  Variae  des  Cassiodor*®.  Nach  der  Ver- 
nichtung des  Ostgothenreiches  durch  Justinian  wurde  die  gesamte  ost- 
gothische  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  justinianischen  aufgehoben**. 

V.  Die  burgundischen  Gesetze.  Die  Lex  Burgundionum^* 
ist  ein  Gesetzbuch  des  Königs  Gundobad  (473 — 516),  auf  einem  burgun- 
dischen Reichstage  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts,  zum  Teil  unter  Be- 
nutzung älterer  Gesetze,  erlassen,  später,  ohne  daß  eine  neue  Redaktion 
stattgefunden  hätte,  durch  Novellen  Gundobads  von  501 — 515  und  Sigis- 
munds  von  516  und  517  vervollständigt.  Der  ursprüngliche  Umfang 
läßt  sich  nicht  mehr  feststellen.  Außer  einer  den  Eingang  bildenden, 
von  31  Grafen  unterzeichneten  Gerichtsordnung  zeigen  die  Handschriflen 
einen  festen  Kern  von  88  rubrizierten  Titeln,  denen  aber  bereits  ver- 
schiedene Novellen  eingefügt  sind;  daran  schließen  sich  21  Extravaganten. 
Auch  nach  dem  Untergange  des  burgundischen  Reiches  blieb  die  lex 
Gundobada  als  persönliches  Recht  der  Burgunder,  die  nach  ihr  auch  GKn- 
dobadingi  genannt  wurden,  bis  über  das  9.  Jahrhundert  hinaus  in  Geltung. 
Den  römischen  Unterthanen  seines  Reiches,  denen  schon  von  den  früheren 
Königen  das  Fortleben  nach  römischem  Recht  gestattet  war,  hatte  Könif! 
Gundobad  in  dem  Eingange  seines  nur  zum  Teil  auch  für  sie  mit- 
bestimmten Volksrechts  ein  eigenes  römisches  Gesetzbuch  versprochen. 
Es  ist  daher  zu  vermuten,  daß  die  nach  dem  Muster  der  Gundobada  ver- 
faßte Lex  Romana  Burgundioilum'^  noch  demselben  Könige  ihre 
Entstehung  verdankt.  Dieselbe  ist  ausschließlich  aus  römischen  Quellen, 
aber  in  selbständiger  Verarbeitung,  geschöpft.  Ob  die  westgothische  Inter- 
pretatio  als  Quelle  gedient  hat,  ist  sehr  bestritten;  wahrscheinlich  hat  sich 


"  Vgl.  Anm.  18.  "  Vgl.  S.  227  f. 

'*  Padelletti,  Pontes  I.  23—26.  Genolbr,  German.  Rechtsdenkmaler  471 — 4T6. 
Eine  kritische  Ausgabe  der  Variae  ist  demnächst  in  den  Monum.  Germ.  Aactores 
antiquissimi  zu  erwarten.  Vgl.  Bluhme,  1.  c.  169  f.  Die  in  der  Anm.  26  angefnhrti^ 
Schrift  von  Gaudenzi  behandelt  auch  das  Edikt  Athalarichs. 

»»  Vgl.  Bluhmb,  1.  c.  170—175. 

"*  Ausgaben:  Bluhme,  Mon.  Germ.  Leg.  III.  497—578;  am  besten  Bnmura,  i.  d. 
Fontes  rerum  Bemensinm  I.  90—184.  Vgl.  Bluhmb  i.  d.  Jahrbuch  des  gemeinen 
deutsch.  Rechts  I.  71—89.  V.  207—234.  Stobbb,  I.  100—112.  Hub*,  i.  d.  Revur 
bist,  de  droit  fr.  XIII.  209—255. 

"  Ausgabe:  Bluhmb,  Mon.  Germ.  I^g.  m.  579—624.  Vgl.  Stobbb  I.  112—119, 
Bluhmb  i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  II.  197—211.  Gikoulhiac  L  d.  Revn« 
historique  du  droit  fran9.  et  ^tranger  II.  539—585.  v.  Savigity,  Gesch.  des  röm. 
Rechts  im  Mittelalter,  2.  Aufl.,  II.  9—86.  VII.  30—40.  v.  Dakiblb,  Handbuch  L 
172  ff.,  hält  die  L.  R.  B.  für  eine  Privatarbeit 
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die  Sache  ähnlich  wie  bei  den  Edikten  Eurichs  und  Theoderichs  ver- 
halten'*. Nach  dem  Jahre  534  wurde  die  Lex  Romana  im  praktischen 
Gebrauche  bald  ganz  durch  das  Breviarium  Alaricianum  verdrängt'*. 

VI.  Die  langobardischen  Gesetze'*.  Den  ersten  Bang  unter 
den  Rechtsquellen  dieser  Periode  nehmen  die  der  Langobarden  ein.  Ab- 
gefaßt in  barbarischem  Vulgärlatein,  mit  zahlreichen  althochdeutschen 
Wörtern  untermischt,  lassen  sie  gleichwohl  durch  die  Vollständigkeit  ihres 
Inhalts,  die  juristische  Klarheit  und  humane  Gesinnung  eine  hohe  Kultur- 
stufe des  Volkes  erkennen  und  bilden  insofern  einen  erfreulichen  Gegen- 
satz zu  der  nicht  minder  vollständigen,  aber  von  geistiger  Versumpfung 
zeugenden  Lex  Wisigothorum.  Die  Aufzeichnung  des  Volksrechts  ist 
allmählich,  im  Wege  königlicher  Gesetzgebung  unter  Mitwirkung  der 
Stammesversammlung,  vor  sich  gegangen'^.  Im  Gegensatze  zu  den  ein- 
seitigen, nur  auf  die  einzelne  Regierungszeit  berechneten  königlichen 
Verordnungen  (noääae,  capitula  m  brevi)  wurden  jene  leges  in  ein  eigenes 
Gesetzbuch  (liber  edictus)  eingetragen  und  daher  in  ihrer  Gesamtheit  selbst 
als  edictum  oder  edictus  bezeichnet".  So  heißt  es  in  einer  Verordnung 
des  Königs  Ratchis:  hta,  quae  superius  scripta  tenentur,  in  edictum  scri- 
dantur,  et  isla  cttpitula  dua  de  subtus  in  breve  previdimus  statuere^^,  und  in 
Liutprands  notitia  de  actoribus  von  783,  c.  3:  Hoc  autem  in  diebus  nosiris 
et  in  tempore  regni  nostri  statuimtis,  quamvis  lex  nostra  non  sit;  post  aiäem 
nostnim  decessum,  qui  pro  tempore  princeps  ßierit,  faciat  sicut  ei  Beus  in- 
spiraverii  out  rectum  sicut  sectmdum  animam  suam  previderit^. 

Die  Hauptbestandteile   des  Edikts  bilden   die   an  Umfang  und.  Be- 


»*  Vgl.  S.  227  f.,  230. 

"^  Durch  ein  Mißverständiiis,  welches  die  von  Papinian  herrührende  letzte  Stelle 
des  Breviarium  für  den  Anfang  der  Lex  Romana  Burgundionum  hielt,  kam  die  sinn- 
lose Bezeichnung  Papianus  für  die  letztere  auf.  Man  sollte  endlich  die  Geschmack- 
losigkeit aufgehen,  sich  dieser  Bezeichnung  auch  heute  noch  zu  bedienen. 

'*  Kritische  Ausgaben:  Baüdi  a  Vesmb  in  den  „Historiae  patriae  monumenta", 
Turin  1855;  Blühmb,  Monum.  Genn.  Leg.  IV.  1—206.  Schulausgaben  von  Nei- 
oEBAüXB,  Edicta  regum  Langobardorum ,  1856  (Nachdruck  nach  Baudi  a  Vesms), 
Bluhmb,  Edictus  ceteraeque  Langobardorum  leges,  1869,  und  Padblletti,  Fontes 
iuris  Italici  I.  Vgl.  Merkel,  Geschichte  des  Langobardenrechts,  1850.  Stobbe,  I. 
119—142,594—599.  v.  Daniels,  Handbuch  L  148—154,  Genglbb,  Rechtsdenkmäler 
158—168.  v.  Saviont,  Geschichte  des  röm.  Rechts  im  Mittelalter,  2.  Aufl.,  n.  209 
bis  225.  DB  Rozi^RE,  i.  d.  Recueil  de  TAcad^mie  de  l^gislation  XII,  1868.  Bluhmb, 
i.  d.  Histor.  Zeitschrift  XXI.  410—421.  Literar.  Centralblatt  1869,  Sp.  1428  ff.  Bobe- 
Tius,  Die  Capitularien  im  Ijangobardenreich,  1864. 

^^  Das  Edikt  des  Rothari  wurde  außerdem  in  rechtsfönnlicher  Weise  durch  Gaire- 
thinx  angenommen.    Vgl.  8.  51. 

^^  Vgl.  Bluhmb,  1.  c.  praefatio  S.  XI.  Man  citiert  das  Edikt  unter  Angabe  des 
betreffenden  Königs  und  der  Kapitelzahl  seiner  Gesetzgebung,  z.  B.  Ed.  Rothari 
c.  310,  Ed.  Liutpr.  c.  112.  Die  Ausgabe  Bluhmbs  hat  die  Verordnungen  der  ein- 
zelnen Könige  ihren  für  das  Edikt  bestimmten  leges  hinzugefügt,  anstatt  Edikt  und 
notitiae  getrennt  zu  halten.     Die  Verordnungen  stehen  bei  ihm  S.  176—185,  192  sq. 

w  Bluhmb,  S.  192. 

**  Ebd.  S.  181.    Vgl.  ebd.  183  die  einleitenden  Worte  zu  einer  notitia  des  Ratchis. 
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deutimg  einander  gleichkommenden  Gesetze  der  Könige  Rothari  (de^ 
Rother  der  Heldensage)  von  643  und  Liutprand  von  713 — 785*^.  Dk 
kleineren  Gesetze  des  Edikts  sind  von  Grimowald  (668),  Ratchis  (745 
bis  746)  und  Aistulf  (755).  Ein  Gesetz  des  letzteren  von  750  war  eben- 
falls in  das  Edikt  eingetragen,  ist  aber  später  wieder  aus  demselben  ent- 
fernt worden. 

In  dem  schon  unter  den  Langobardenkönigen  fast  selbständigen,  774 
zu  voller  Unabhängigkeit  gelangten  Herzogtum  Benevent  bediente  man 
sich  einer  eigenen,  mehrfax5h  abweichenden  Rezension  des  Edikts",  das 
nach  774  noch  durch  Gesetze  der  Herzoge  Aregis  (774 — 787)  und  Adel- 
chis  (866)  vermehrt  wurde  *^.  Auch  eine  nur  in  Bruchstucken  erhaltene 
griechische  Übersetzung  des  Edikts  ist  wahrscheinlich  in  der  zweiten 
Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  ia Benevent  entstanden**.  Eine  systematischf 
Bearbeitung  des  Edikts,  die  zwischen  817  und  840  auf  Anlaß  des  Grafen 
Eberhard  von  Rätien  und  Friaul  entstandene  ConcorcUa,  hat  die  beneTen- 
tanische  Ediktrezension  benutzt*^. 

Das  langobardische  Edikt  hat  sich  bis  in  das  13.  Jahrhundert  al^ 
Yolksrecht  der  langobardischen  Einwohner  Italiens  erhalten.  Auch  nach 
der  Ausbildung  der  einheitlichen  italienischen  Nationalitat  und  dem  Siege 
des  römischen  Rechts  (13.  Jahrhundert)  hat  das  langobardische  Recht 
durch  die  italienischen  Fartikularrechte  und  durch  den  Einfluß  der  scho- 
lastischen Jurisprudenz  auf  die  Auslegung  des  römischen  Rechts  eine 
hohe,  bis  auf  die  Gegenwart  fortwirkende  Bedeutung  bewahrt 

Die  Gesetze  der  fränkischen  und  deutschen  Könige  und  Kaiser  seit 
dem  Jahre  774  wurden,  soweit  sie  eine  Bedeutung  für  Italien  hatten**. 
zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  in  einer  übrigens  wenig  zuverlässigen 
Sammlung,  dem  sogenannten  Capüulare,  vereinigt  und  seitdem  in  die>er 


*^  Vor  Bothari  hatten  die  Langobarden  noch  kein  geschriebenes  Becht.  Sein 
Edikt  bestand  ursprünglich  aus  386  Kapiteln,  nebst  einem  Vorwort,  später  sind  no<:h 
zwei  weitere  Kapitel  und  eine  Bestimmung  Ober  den  Gebrauch  beglaubigter  Ab- 
schriften des  Edikts  hinzugekommen.  Liutprand  teilte  sein  Gesetz  in  fünfzehn,  mit 
besonderen  Vorreden  versehene  volumina  ein,  weil  es  stückweise  auf  fünfzehn  Ter- 
schiedenen  Stammesversammlungen  beschlossen  wurde.  Heute  citiert  man  nach  153 
fortlaufenden  Kapiteln,  von  denen  aber  c.  29  unecht  ist  (vgl.  Anm.  42).  In  der  An^^ 
gäbe  von  Baüdi  a  Veskb  sind  irrtümlich  mehrere  noHUae  als  Kapitel  des  £di^ 
aufgenommen  (c.  189,  140,  156—164). 

*•  Vgl.  BosiN,  Die  Formvorschriften  für  die  Veräußerungsgeschäfte  der  Prawa 
nach  langobardischem  Becht,  S.  8 — 40.  Dieser  Bezension  verdankt  Ed.  Lintpr.  c  29 
die  Entstehung. 

**  Ausgabe:  Blühms,  1.  c.  207—212.  Einzelne  Verordnungen  beneventanisohe: 
Herrscher  ebd.  213—225. 

^*  Ausgabe:  Bluhmb,  1.  c.  225--234  (vgl.  praefatio  S.  XLIIIsq.);  Zachasub. 
Fragmenta  versionis  Graecae  legum  Botharis,  1835. 

^^  Ausgabe:  Blühme,  1.  c  235—289;  vgl.  praefactio  S.  XLI  sq.  Bo6i5. 
a.a.O.  10  f. 

*^  Über  das  Folgende  vgl.  Bobetius,  Die  Capitularien  im  Jjangobardenreieb. 
S.  18  flf.,  und  Monum.  Germ.  Leg.  IV,  praefatio  S.  XLVI  sqq. 
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Gestalt  in  den  Abschriften  regelmäßig  mit  dem  Edikt  verbunden.  Zusätze 
zu  dem  letzteren  hat  diese  Gesetzgebung  nicht  ergeben.  Die  capitula 
generaUa  hatten  für  Italien  überhaupt  nur  eine  theoretische  Bedeutung 
und  die  capitula  Italica  waren  nicht  als  Volksreoht  der  Langobarden,  son- 
dern als  Territorialrecht  Italiens,  ohne  Rücksicht  auf  die  Abstammung 
seiner  Bewohner,  verstanden. 

An  der  Hand  des  Edikts  und  des  „Capitulare"  entwickelte  sich  in 
der  ersten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  in  verschiedenen  italienischen 
Städten  ein  lebhaftes  Rechtsstudium,  dessen  wichtigsten  Mittelpunkt  die 
Rechtsschule  zu  Pavia  bildete*'.  Hauptsächlich  aus  den  Arbeiten 
dieser  Schule  ist  der  sogenannte  Liber  Papiensis  hervorgegangen,  eine 
chronologische  Sammlung  des  Edikts  und  des  „Capitulare"  mit  Glossen 
und  prozessualischen  Formeln,  zwischen  1019  und  1054  zu  Pavia,  Verona 
oder  Rom,  und  zwar  ausschließlich  zu  Schulzwecken,  verfaßt*®.  Dagegen 
war  die  um  1070  zu  Pavia  oder  in  der  Markgrafschaft  Tuszien  entstan- 
dene Expositio  ein  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  berechneter  Gesetzeskom- 
mentar, dessen  uns  unbekannter  Verfasser  die  Mitglieder  der  Papienser 
Rechtsschule  bereits  als  antiqui  bezeichnete*®.  Im  Gegensatze  zu  den 
scholastischen  Arbeiten  der  letzteren,  die  einen  sehr  ungleichen  Wert 
haben,  ist  die  „Expositio"  ein  treflfliches  Werk,  das  namentlich  durch  die 
Berücksichtigung  des  fränkischen  Rechts  und  —  das  älteste  Beispiel  dieser 
Art  —  durch  verständnisvolles  Eingehen  auf  die  justinianische  Gesetz- 
gebung hervorragt. 

Eine  wahrscheinlich  noch  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  entstan- 
dene systematische  Bearbeitung  des  Liber  Papiensis  in  drei  Büchern  ist 
die  sogenannte  Lombarda  (liber  Longobardae,  liber  lombcardae)^,  an  welche 
sich  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  eine  ausgiebige  Litterat ur  an  Glos- 
sen*^, Summen*^*  und  Kommentaren  knüpfte.  An  der  Universität  Bologna 
wurde  nicht  nur  in  anderen  Vorlesungen  vielfach  auf  die  Lombarda  bezug- 


^'  Vgl.  Mbbkxl,  a.  a.  O.  13—16,  26  ff.  Bobbtiüs,  Monuin.  GenD.  lieg.  IV,  prae- 
fatio  S.  XCnisqq.  Fickeb,  Forschungen  zur  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  Italiens 
III.  44—50,  54 — 83,  138  ff.  Die  hervorragendsten  dieser  Rechtslehrer,  die  wohl  mei- 
stens zugleich  Mitglieder  (iudices)  des  kaiserlichen  Pfalzgerichts  waren,  sind  Wal- 
cansa,  Bonusfilius,  Wilihelmus  und  sein  Sohn  Ugo,  endlich  Lanfrancus  (1005 — 1088), 
seit  1070  Erzbischof  von  Canterbury. 

**  Herausgegeben  von  Bobbtiüs,  a.  a.  O.  IV.  290—585.  Vgl.  praefatio  S. 
LXXV— LXXXIV.  Ein  Abdruck  bei  Padblletti,  Fontes  I.  Das  Papienser  Rechts- 
buch beruht  großenteils  auf  Arbeiten  des  Walcausa,  der  früher  irrtümlich  für  dessen 
Verfasser  gehalten  wurde. 

^^  Die  „Expositio"  ist  von  Bobbtius  an  den  einschlagenden  Stellen  seiner  Aus- 
gabe ües  Liber  Papiensis  mitabgedruckt.  Vgl.  darüber  a.  a.  O.  praefatio  S.  LXXXIV 
— XC.    Verwandte  Arbeiten  sind  als  „additiones"  des  Liber  Papiensis  aufgenommen. 

'^o  Vgl.  Bluhme,  a.  a.  O.  IV.  607—640;  praefatio  S.  XCVIÜ  sqq.  Ebenda 
S.  648—664  Glossen  und  einige  kleinere  Stücke  zum  langobardischen  Recht. 

^^  Der  bekannteste  Sammler  der  Glossen  war  Carolus  de  Tocco  zu  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts. 

**  Vgl.  Anschütz,  Summa  legis  Longobardorum,  1870. 
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genommen,  sondern  es  wurden,  wie  es  scheint,  auch  eigene  Vorlesungen 
über  die  letztere  gehalten*^. 

VII.  Die  Lex  Alamannorum"  ist  ein  einheitliches  alamannisches 
Herzogsgesetz,  das  auf  Beschluß  der  Landesyersammlung  wahrscheinlich 
von  Herzog  Lantfrid  I.  (t  730)  während  der  Regierung  des  Königs  Chlo- 
thar  IV.  (717 — 719)  erlassen  wurde^*^.  Seine  97  Kapitel  Terteilen  sich 
auf  drei  Gruppen:  c.  1—23  kirchliche  Bestimmungen,  c.  24 — 44  (De  catisis 
qui  ad  duci  perteneni)  hauptsächlich  über  die  Stellung  des  Herzogs,  c.  45 — 97 
(De  causis  qui  saepe  solent  conüngere  in  papulo)  Bestimmungen  verschie- 
denen Inhalts.  Mehrfache  Redaktionen  des  Gesetzes  haben  nicht  statt- 
gefunden; was  man  früher  dafür  angeführt,  beruht  auf  bloßen  Änderungen 
der  Abschreiber.  Eine  Hauptquelle  der  Lex  Alamannorum  ist  der  soge- 
nannte Pactus  Alamannorum,  ein  nur  in  vier  Fragmenten  erhaltenes 
Gesetz  aus  dem  Ende  des  6.  oder  Anfang  des  7.  Jahrhunderts,  gewesen**. 

VIII.  Die  Lex  Baiwariorum*^,  ein  Gesetz  in  22  Titeln,  ist  wegen 
mancher  Verschiedenheiten  in  dem  Charakter  und  mehrfacher  Wider- 
sprüche in  den  Bestimmungen  einzelner  Partien  von  der  Kritik  vielfach 


'^  Wir  besitzen  zwei  wahrscheinlich  von  Bologneser  Scholaren  angefertigte  Eol- 
legienhefte,  früher  für  Kommentare  zweier  italienischen  Eechtsgelehrten  gehalten. 
Aasgabe  von  Anschütz,  Die  Lombardakomraentare  des  Ariprand  und  Albertos,  1855. 
Vgl.  Siegel,  Die  Lombardakommentare  (i.  d.  Sitzungsberichten  d.  Wiener  Akad.  d. 
Wiss.  XL.  1862). 

^*  Eine  kritische  Ausgabe  wird  von  K.  Lehmann  vorbereitet.  Das  handschrift- 
liche Material  am  vollständigsten  in  der  Ausgabe  von  Merkel,  Monum.  Germ.  Leg. 
in.  1—182.  Über  die  Entstehung  des  Gesetzes  vgl.  Bbunkeb  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  BerL 
Akad.  d.  Wiss,  VIII.  149—172  und  K.  Lehmann  i.  d.  Neuen  Archiv  der  Gesellsch.  f. 
ältere  deutsche  Geschichtskunde  X.  469—505.  Die  ältere  Litteratur  bei  Stobbr,  L 
142—158.  Über  den  Pactus  vgl.  Schbödbb,  Zur  Kunde  der  deutschen  Yolksrechte 
(Anm.  8)  17  ff. 

>^  Der  Eingang  des  Gesetzes:  Convenit  enim  maioribus  nato  populo  Alaman- 
norum una  cwn  duce  eorum  Lanfrido  vel  cetero  populo  adunato.  Vgl.  o.  41.  Wei- 
tere Auskunft  über  die  Abfassungszeit  ergeben  zwei  später  angefügte  Prologe  and 
die  wahrscheinlich  durch  das  Poenitentiale  des  Schotten  Cummean  vermittelte  Be- 
nutzung der  Bußsatzungen  des  Theodor  von  Canterbury  (668—690)  in  o.  38. 

^*  Die  drei  ersten  Fragmente  bei  Mebxbl,  a.  a.  O.  38—40,  das  vierte,  von  dem 
Herausgeber  irrtümlich  fiür  einen  Nachtrag  zu  der  Lex  Alamannorum  gehalten,  ebenda 
S.  80 — 88.  Der  Eingang  lautet:  Incipit  pactiu  lex  Alamannorum  et  sie  eonvenii. 
Der  Pactus  war  also  ein  Gesetz,  was  durch  die  befehlende  Fassung  sämtlicher  Be^ 
Stimmungen  bestätigt  wird.  Die  Abfassungszeit  ergiebt  sich  aus  den  in  den  Text 
eingestreuten  deutschen  Wörtern,  die  teils  noch  auf  der  germanischen,  teils  schon 
auf  der  althochdeutschen  Lautstafe  stehen.  Vielleicht  hat.  schon  der  Grieche  Agathias 
(t  580),  nach  einer  Äußerung  desselben,  auf  die  Stobbe  aufmerksam  gemacht  hat 
den  Pactus  gekannt.  Die  Ausdrucksweise  des  Pactus  ist  durchaus  die  der  fran- 
kischen Gesetze  des  6.  und  7.  Jahrhunderts. 

"  Ausgabe  von  Mebkel,  Mon.  Germ.  Leg.  UI.  188—496.  In  Terschiedenen 
Handschriften  ist  mit  der  Lex  Baiwariorum  ein  Prolog  verbunden,  der  eine  Axt 
Gesetzgebungsgeschichte  von  Moses  an  enthält  und  auch  über  die  Entstehung  des 
bairischen,  alamannischen  und  ribuarischen  Gesetzes  allerlei  zu  berichten  weiß.  Die 
völlige  Unglaub Würdigkeit  dieses  zum  Teil  aus  Schriften  des  heil.  Isidor  geschöpften 
Machwerks  ist  zweifellos. 
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für  eine  allmählich  entstandene  Kompilation  verschiedenalteriger  Bestand- 
teile erklärt  worden*®,  während  andere  den  einheitlicheu  Charakter  des 
Gesetzes  vertreten  *^^  In  der  That  sind  die  Verschiedenheiten  und  Wider- 
sprüche nicht  so  groß,  daß  sie  sich  nicht  auf  bloße  Mängel  in  der  Redak- 
tion zurückführen  ließen,  zumal  wenn  man  annimmt,  daß  die  verschie- 
denen Gruppen  des  umfangreichen  Gesetzes,  wie  wahrscheinlich  auch  bei 
der  Lex  Alamannorum,  verschiedenen  Bearbeitern  überwiesen  waren.  Nach 
Form  und  Inhalt  hat  die  Lex  Alamannorum  als  Muster  gedient.  Die 
Benutzung  derselben  zieht  sich  durch  das  ganze  Gesetz,  insbesondere  ent- 
spricht Tit.  I  (Capitula  quae  ad  clervm  perünent  seu  ad  ecclesiasäca  iura) 
der  ersten,  Tit.  11  (De  duce  et  eius  catisis  quae  ad  cum  pertinent)  der 
zweiten,  das  übrige  der  dritten  Gruppe  des  alamannischen  Gesetzes. 
Außerdem  zeigt  sich  in  einer  Reihe  von  Titeln  eine  umfassende  Benutzung 
des  Westgothenrechts,  und  zwar,-  wie  es  scheint,  an  der  Hand  der  west- 
gothischen  Antiqua.  Die  Eingangsworte  des  Gesetzes  lauten:  Hoc  decre- 
tum  apud  regem  et  prindpibus  ehts  et  apud  cuncto  poptäo  ckristiano  qui 
infira  regnum  Mermmgorum  cansistunt  Die  Lex  Baiwaiiorum  ist  demnach 
ein  Königsgesetz  aus  der  Zeit  der  Merovinger.  Aus  der  Benutzung  des 
alamannischen  Gesetzes  ergiebt  sich,  daß  die  Abfassung  nicht  vor  dem 
8.  Jahrhundert  stattgefunden  haben  kann.  Da  das  Gesetz  die  739  von 
Bonifatius  eingeführte  bischöfliche  Organisation  der  bairischen  Kirche  be- 
reits zur  Voraussetzung  hat,  so  ist  es  zwischen  739  und  752,  wahrschein- 
lich während  der  vormundschaftlichen  Regierung  Pippins  für  Tassilo  III. 
(748—752)  entstanden.  Ein  Zusatzgesetz  des  letzteren  bilden  die  auf  den 
Landtagen  zu  Dingolfingen  von  772  und  Neuching  von  775  erlassenen 
Decreta  Tassilonis^,  ein  Zusatzgesetz  Karls  des  Großen  sind  die  zwi- 
schen 801  und  813  erlassenen  Capitula  ad  legem  Baiwariorum". 
IX.     Die  Lex  Frisionum**  ist   uns   nur   in    einem  älteren  Ab- 


^^  Vgl.  Qenoleb,  Eechtsdenkmäler  92—101.  Mebkbl  in  seiner  Ausgabe  und  i.  d. 
Archiv  der  Gesellsch.  f.  ältere  deutsche  Geschichtskunde  XI.  588— 6S7.  Riezlbr, 
Geschichte  Baiems  I.  118  ff.  und  i.  d.  Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  XVL  411 
bis  446.  Boro,  Über  die  Entstehung  der  Lex  Baiuvariorum  (Münchener  Inaugural- 
abhandlung,  1848)  und  Zur  Geschichte  des  bayr.  Volksrechts  (Münchener  Festschrift 
für  Bayer,  1869).    Stobbb,  I.  153—172. 

»»  Vgl.  Waitz,  VG.  IL  1,  S.  116  f.  und  i.  d.  Nachrichten  der  Göttinger  Gesell- 
schaft der  Wissenschaften,  1869,  S.  119—144,  277—286.  Pätiony  i.  d.  Revue  histo- 
rique  de  droit  frangais  et  ötranger  11.  805—845,  461—502.  v.  Daniels,  Handbuch  I. 
207—226.    Bbunker,  Mithio  und  Sperantes  S.  15  Anm.  2. 

^  In  der  Ausgabe  von  Merkel,  S.  459—468.  Die  Beschlüsse  von  Neuching 
(in  18  Kapiteln)  führen  die  Überschrift  De  popularibtu  legibus.  Bloßes  Amtsrecht 
enthalten  die  Beschlüsse  der  Synode  von  Aschheim,  bei  Merkvl,  S.  457  f. 

*^  Außerdem  erließ  Karl  ein  für  Baiem  bestimmtes  Kapitulare,  von  dem  es 
zweifelhaft,  ob  es  als  Bestandteil  der  Lex  anzusehen  ist.  Beide  bei  Merkel,  S.  477  f. 
und  BoRETros,  Capitularia  regum  Francorum  I.  157  f. 

•*  Ausgabe  von  v.  Kichthopbn,  Mon.  Germ.  Leg.  III.  631—710.  Vgl.  v.  Richt- 
HOFEN,  Zur  Lex  Saxonum  858  ff.  de  Gebe,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  VIIL  184-159. 
Stobbb,  L  179—186.    Waitz,  VG.  III.  157  ff.    v.  Daniels,  Handbuch  I.  256—268. 
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druck®*  erhalten,  so  daß  die  Kritik,  bei  dem  Mangel  aller  Handschriften 
ausschließlich  auf  den  Inhalt  der  Quelle  angewiesen,  zu  unbedingt  sicheren 
Ergebnissen  nicht  zu  gelangen  vermag.  Den  Kern  des  in  22  Titel  zer- 
fallenden Gesetzes  (größtenteils  strafrechtlichen  Inhalts)  bildet  ein  unter 
frankischer  Herrschaft  zwischen  734  und  785  erlassenes  Gesetz  for  die 
Mittelfriesen  (zwischen  Pli  und  Laubach),  welches  nach  der  Unterwerfung 
der  Ostfriesen  zu  einem  den  ganzen  Friesenstamm  umfassenden  Rechts- 
buche erweitert  wurde.  Ob  diese  Umarbeitung  durch  einen  Gesetzgebung^^- 
akt  oder  auf  privatem  Wege  erfolgt  sei,  ist  bestritten.  Da  sich  die  Er- 
weiterung nicht  darauf  beschrankte,  dem  Texte  in  Novellenform  Zusätz«r 
einzufügen,  welche  die  abweichenden  Rechtsgrundsatze  der  Westfriesen 
(zwischen  Fü  und  Sinkfal)  und  Ostfriesen  (zwischen  Laubach  und  Weser 
zum  Ausdruck  bringen  sollten,  sondern  auch  materielle  Veränderungen, 
z.  B.  neunfache  Buße,  Einfuhrung  der  Strafe  des  Eönigsbannes,  Verdoppe- 
lung des  Wergeides,  vorgenommen  wurden,  so  ist  die  Annahme  einer 
amtlichen  Redaktion,  und  zwar  wohl  im  Jahre  785  oder  bald  nachher. 
am  wahrscheinlichsten,  nur  dürfte  dieselbe  nicht  sowohl  ein  Gesetzgebungs- 
akt, als  vielmehr  eine  unter  königlicher  Auetoritat  vorgenommene  Kom- 
pilation gewesen. sein"*.  Einen  Anhang  der  Lex  Frisionum  bildet  die  au> 
11  Titeln  (eigentlich  aus  12  Titeln,  da  der  dritte  Titel  ein  Doppeltitel  ist 
bestehende  Additio  sapientum.  Der  elfte  Titel  derselben  ist  eine  bloße 
Privatnotiz  über  die  Bestrafung  des  Tempelraubes  bei  den  heidnischen 
Ostfriesen ;  ursprünglich  wohl  als  Randbemerkung  zu  Lex  Frisionum  Tit.  5 
gemeint,  ist  diese  Notiz  erst  durch  Abschreiberversehen  in  den  Text  ge- 
kommen*^. Die  Additio  sapientum  ist  ihrer  Form  nach  kein  Gesetz, 
sondern  ein  Weistum  zweier  friesischen  Asegen,  Wulemar  und  Saxmund. 
Von  dem  ersteren  besitzen  wir  noch  ein  besonderes  Weistum,  die  Judida 
Wulemarij  das  früher  vielfach  falschlich  als  ein  Bestandteil  des  thürin- 
gischen Gesetzes  angesehen  wurde.  Während  die  Jvdicia  Wulemari  wohl 
keine  weitergehende  Bedeutung  als  die  eines  Gerichtsweistums  gehabt 
haben  ®^,  scheint  die  Additio  sapientum  als  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Fri- 
sionum aufgefaßt  zu  sein,  da  sie  nicht  unerhebhche  Rechtsveranderangeu. 
u.  a.  die  Verdreifachung  der  ursprünglichen  Wergeidsatze,  enthält,  zum 
Teil  auch  den  Abschreibern  Anlaß  zu  Veränderungen  des  Gesetzestextes  ge- 
geben hat.  Da  Karl  der  Große  bei  der  die  Volksrechte  betreffenden  Arbeit 
des  Aachener  Reichstags  im  Jahre  802  sich  auch  sonst  der  Rechtsbelehr- 
ungen kundiger  Männer  bedient  hat,  auch  der  Inhalt  der  Additio  sapien- 
tum  durchaus  dieser  Zeit  entspricht,  so  ist  der  Charakter  der  letzterer 


**  Von  Herold,  Originum  ac  Germanicarum  antiquitatum  libri,  Basel  1557. 

«*  Vgl.  Waitz,  VG.  III.  159,  der  für  diese  Annahme  auf  Tit.  7  c.  2  verweist 
wo  ausdrücklich  ein  königliches  Edikt  als  Quelle  angeführt  wird. 

•*  Vgl.  §  12  Anm.  5. 

**  Auf  diese  Weise  erklärt  sich  der  Widerspruch  zwischen  Jud.  Willem,  c.  8  uini 
Add.  sap.  III».  c.  35. 
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als  eines  auf  diesem  Reichstage  beschlossenen  Zusatzgesetzes  Karls  zu  der 
Lex  Frisionum  in  hohem  Grade  wahrscheinlich*'. 

X.  Die  Lex  Saxonum®®  ist  ein  einheitliches  Gesetz  in  66  Kapiteln, 
von  denen  aber  das  letzte  den  Charakter  einer  Privatnotiz  trägt  und  wohl 
erst  später  dem  Gesetze  angehängt  ist*®.  Der  Anfang  (c.  1 — 20)  ist  den 
ersten  16  Titeln  des  ribuarischen  Gesetzes  nachgebildet,  während  c.  51 — 53 
in  unverkennbarer,  zum  Teil  wörtlicher  Übereinstimmung  mit  c.  5  des 
Capitulare  legi  Ribuariae  additum  von  803  stehen.  Karl  der  Große  hatte 
die  Verhältnisse  der  Sachsen  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer  Unterwerfung 
(zwischen  780  und  790,  wahrscheinlich  782)  durch  die  Capitulatio  de 
partibus  Saxoniae  geregelt,  einen  einseitigen  Erlaß  des  Siegers,  der 
besonders  durch  strenge  Strafandrohungen  auf  die  Sicherung  seiner  Herr- 
schaft und  der  kirchbchen  Auctorität  bedacht  war'^  Nachdem  sich  die 
Lage  der  Dinge  gefestigt  und  der  Gegensatz  zwischen  Siegern  und  Be- 
siegten mehr  ausgeglichen  hatte,  erließ  Karl  auf  dem  Aachener  Reichs- 
tage des  Jahres  797,  simtd  congregatis  Saxorubus  de  dwersis  pagisj  tarn  de 
Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  Oostfalahis,  das  Capitulare  Saxoni- 
cum,  das  durch  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  beteiligten  Bevölkerung 
den  Charakter  des  Volksrechts  (lex)  erhielt  ^^  Hätte  es  sich  dabei  nur 
tun  ein  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Saxonum  gehandelt,  so  müßte  der  voll- 
ständige Mangel  jeder  Bezugnahme  auf  die  letztere  auffallen ;  was  man  in 
diesem  Sinne  gedeutet  hat,  ist  irrig.  Es  ist  kaum  zu  bezweifeln,  daß  die 
Lex  Saxonum  zwar  ein  Gesetz  Karls  des  Großen,  aber  jünger  als  das 
Kapitulare  von  797  ist.  Wahrscheinlich  verdankt  sie  dem  Aachener  Reichs- 
tage von  802  ihre  Entstehung^*, 


®^  Qanz  undenkbar  ist  die  Annahme  de  Geebs,  daß  die  Additio  sapientum  erst 
dem  11.  Jahrhundert  angehöre. 

•'  Aasgabe  von  v.  Richthofbn,  Mon.  Germ.  Ijeg.  V.  1—102.  Vgl.  Bobetiüs  in 
Stbbls  Histor.  Zeitschrift,  1869,  S.  148if.  v.  Daniels,  Handhaoh  I.  268—269.  Gaüpp, 
Kecht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1887.  Gbnglbb,  Bechtsdenkmäler  107—114. 
SxoBBE,  I.  186—194.  V.  BiCHTHOFBN,  ZuT  Lcx  Saxonum,  1868.  Usingbr,  Forschungen 
zur  Lex  Saxonum,  1867.    Waitz,  VG.  HL  156 1,  207--216. 

*'  Man  vergleiche  die  hloß  referierende  Form  des  c.  66  mit  der  befehlenden 
Ausdrucksweise  der  entsprechenden  Bestimmungen  in  Lex  Ribuaria  86,  11  und  Capit. 
Saxonicum  von  797  c.  11. 

^^  Abgedruckt  in  der  Ausgabe  von  v.  Richthofbn,  S.  34—46,  und  bei  Bobetiüs, 
Capitularia  regum  Francorum  L  68  f.    Vgl.  §  82  Anm.  4. 

'*  Abgedruckt  bei  v.  Bichthofen,  S.  85—98  und  Bobetiüs,  I.  71  f. 

''  Die  Eingangsworte  lauten:  In  Christi  nomine  incipit  legis  Saxonum  über. 
Die  ganze  Ausdrucksweise  zeigt  den  Charakter  eines  Gesetzes,  der  Inhalt  zeigt  es 
als  EÖnigsgesetz.  Die  schon  an  sich  wenig  überzeugende  Beweisführung  v.  Bicht- 
hofens  für  ein  höheres  Alter  der  Lex  Saxonum  (vom  Jahre  785)  wird  hinföllig,  wenn 
c.  66  eine  Privatnotiz  ist.  In  der  Strafe  für  Brandstiftung  stimmt,  wie  v.  Richt- 
hofbn selbst  nachgewiesen,  nicht  das  Capit.  Saxon.  c.  2,  c.  8,  sondern  Lex  Saxonum 
c.  88  mit  dem  späteren  Hechte  (Todesstrafe)  überein.  Für  die  Entstehung  auf  dem 
Beichstage  von  802  spricht  auch  die  schon  berührte  Verwandtschaft  mit  dem  ribua- 
rischen Kapitulare,  das  demselben  Reichstage  seine  Entstehung  verdankte. 
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XI.  Die  Lex  Thuringorum'^  in  61  kurzen  Kapiteln  zeigt  unTer- 
kennbare  Einflüsse  der  fränkischen  Gesetzgebung  aus  der  Zeit  Karls  des 
Großen;  inhaltlich  steht  sie  zwischen  dem  fränkischen  und  dem  säch- 
sischen und  langobardischen  Recht.  Der  Titel  „Lex  Angliorum  et  Werl- 
norum  hoc  est  Thuringorum"  zeigt,  daß  das  Gesetz  nur  für  die  Ton  den 
Angeln  und  Werinern  bewohnten,  nordöstlichen  Teile  des  Thüringerlande:! 
bestimmt  war'*.  Die  Abfassung  ist  wahrscheinlich  802  auf  dem  Reichs- 
tage zu  Aachen  erfolgt'*. 

Xn.  Die  Lex  Francorum  Chamavorum'®  enthält  in  48  knrzeii 
Kapiteln  Urteile  oder  Weistümer  einer  fränkischen  Gerichtsversammlun^ 
oder  eines  Ausschusses  von  Rechtskundigen  über  bestinunte,  zur  Beant- 
wortung vorgelegte  Fragepunkte,  das  Sonderrecht  der  in  dem  ducatm 
Hamaland  gesessenen  chamavischen  Franken  betreffend''.  Die  letzterei 
gehörten  im  weiteren  Sinne  zu  den  Ribuariem  und  hatten  ribuarische; 
Recht,  aber  vielfach  verändert  durch  die  nachbarlichen  Einflüsse  dei 
Sachsen  an  ihrer  Ost-  und  der  Friesen  an  ihrer  Nord-  und  Westgrenz^ 
sowie  der  am  Rhein  mit  ihnen  grenzenden  Salier.  Die  Überschrift  Noätk 
seu  cammemoratio  de  iUa  eutui  qaae  se  ad  Amarem  habet  giebt  zu  erkennen 
daß  wir  es  nicht  mit  einem  fertigen  Gesetze,  sondern  mit  dem  Berichi 
über  eine  zu  gesetzgeberischen  Zwecken  veranstaltete  Erhebung  zu  thui 
haben.  Verfaßt  ist  der  Bericht  entweder  von  Königsboten  oder  wahrschein 
lieber  von  eben  den  Rechtskundigen,  welche  die  Auskunft  gegeben  haben 
Das  ganze  Verfahren  entspricht  den  bei  den  Gesetzgebungsarbeiten  de 


"  Ausgabe  von  v.  Richthofbn  Sohn,  Mon.  Genn.  Leg.  V.  103—144.  Vgl 
V.  RiCHTHOPEN,  Zur  Lex  Saxonum  394—418.  Gaüpp,  Das  alte  Gesetz  der  Thuringei 
1834.     Stobbe,  I.  172—178.    Schködeb,  Zur  Kunde  der  deutschen  Yolksrechte  79  fi 

'*  Die  Abfassung  in  Thüringen  wird  durch  die  in  den  lateinischen  Text  ein 
gestreuten  deutschen  Wörter  bestätigt,  die  teils  Verwandtschaft  mit  den  benachbartei 
fränkischen  und  sächsischen  Dialekten,  teils  das  dem  Altthüringischen  eigentömlichi 
Schwanken  zwischen  althochdeutschen  und  niederdeutschen  Formen  zeigen.  De: 
Gau  der  Angeln  (Imgilhi^  Engleheim)  hat  ursprünglich  das  ganze  ünstrutgebiet  um 
faßt,  der  Name  ist  später  aber  nur  au  einem  Teil  desselben  haften  geblieben.  Da: 
Gebiet  der  Warner  oder  Weriner  (Werenofeld)  lag  östlich  von  dem  der  Angeln,  zwischeT 
Saale  und  Elster,  und  wurde  später  von  Wenden  eingenommen,  so  daß  der  alte  Nam< 
verloren  ging;  nur  Wernsdorf  (im  Mittelalter  Werines)  bei  Teuchem  hat  die  Erinnemni 
an  denselben  bis  heute  bewahrt.  Auf  die  völlig  grundlose  Ansicht,  daß  die  Lei 
Angliorum  et  Werinorum  in  Belgien  oder  den  Niederlanden  oder  in  Schleswig  ent 
standen  sei,  ist  hier  nicht  weiter  einzugehen. 

"  Die  Bezeichnung  verschiedener  Bestimmungen  (c.  36,  49,  56)  als  Urteil  «vdei 
Weistum  entspricht  durchaus  dem  auf  diesem  Reichstage  beobachteten  Verfahren. 

^®  Ausgabe  von  Sohm,  Mon.  Germ.  Leg.  V.  269—276.  Abdruck  daraus  in  de 
Schulausgabe  der  L.  Rib.  und  L.  Franc.  Cham,  von  demselben,  Hannover  1883.  Vgl 
Gaüpp,  Lex  Francorum  Chamavorum,  1855.  Zöpfl,  Die  euua  Chamavorum,  18rv€ 
ScHRÖDEB,  Untersuchungen  zu  den  fränkischen  Volksrechten  (Monatsschr.  f.  d.  Gesch 
Westdeutschlands  VI.)  492  flf.,  und  Die  Franken  und  ihr  Recht  47  f.  Stobbe,  I.  200—202 

'^  Dieselben  bewohnten  hauptsächlich  die  niederländischen  Provinzen  6elderbui< 
und  Overijssel,  wahrscheinlich  auch  Drenthe  und  einen  Teil  von  Utrecht 
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Aachener  Reichstags  von  802  beobachteten  Vorgängen.    Der  Inhalt  der 
Quelle  bestätigt  die  Abfassung  derselben  um  diese  Zeit. 

XIII.  Die  Capitula  Remedii^®  sind  ein  unter  dem  Bischof  Reme- 
dius  Ton  Chur  zwischen  800  und  806  für  die  romanischen  Bewohner 
Cyhurrätiens  erlassenes,  zwölf  Bestimmungen  strafrechtlicher  Natur  enthal- 
tendes Gaugesetz.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  stand  in  derselben 
Gegend  ein  umfangreiches  Rechtsbuch,  die  sogenannte  Lex  Romana 
Curiensis,  in  Gebrauch ^^  Dieselbe  scheint  eine  Privatarbeit  gewesen 
zu  sein,  die  auf  Grund  der  Lex  Romana  Wisigothorum®^  eine  Darstellung 
des  römischen  Vulgarrechts,  und  zwar  ohne  Beschränkung  auf  ein  be- 
stimmtes Gebiet,  bezweckte.  Einflüsse  des  deutschen  Rechtes  sind  unver- 
kennbar. Die  Heimat  des  Rechtsbuches  ist  bestritten,  die  meisten  Gründe, 
auch  sprachlicher  Natur,  sprechen  für  die  Entstehung  in  Churrätien. 

XIV.  Die  angelsächsischen  Gesetze".  Bei  den  Angelsachsen 
ist  es  ebensowenig  wie  bei  den  Langobarden  zu  einer  einheitlichen 
Redaktion  des  Volksrechts,  sondern  nur  zu  einer  Reihe  von  Einzelgesetzen 
sehr  verschiedenen  Umfangs  gekommen.  Dieselben  zeichnen  sich  durch 
die  Abfassung  in  deutscher  (angelsächsischer)  Sprache  aus.  Außer  der 
schon  früher  bekannten  lateinischen  Übersetzung  (vetus  versio)  ist  eine 
zweite,  von  dieser  unabhängig  und  unsere  Quellenkenntnis  mehrfach  er- 
weiternd, in  dem  erst  neuerdings  näher  bekannt  gewordenen  Quadripartitus, 
einem  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  abgefaßten  lateinischen  Rechts- 
buche eines  englischen  Geistlichen,  enthalten.  Aus  der  Zeit  der  Heptarchie 
giebt  es  Gesetze  der  Königreiche  Kent  und  Wesisachsen.  Dem  ersteren 
gehören  die  Gesetze  von  Aethelbirht  (um  600),  Hlothar  und  Eadric  (673) 
und  Wihtraed  (696),  dem  Reiche  Westsachsen  diejenigen  von  Ine  (Ende 
des  7.  Jahrhunderts)  und  Alfred  dem  Großen  (871 — 901)  an.  Der  letztere 
hat  sich  auch  um  die  Sammlung  der  Gesetze  der  früheren  Könige  ver- 
dient gemacht.  Auch  später  haben  nicht  bloß  Englands  Könige  aus  dem 
angelsächsischen  Geschlechte,  Edward  I.  (901—924),  Aethelstan  (924  bis 
940),  Eadmtmd  (940—946),  Eadgar  (959—975),  Aethelred  (978—1016), 
sondern  auch  Cnut  von  Dänemark  (wahrscheinlich  1018)  und  Wilhelm 
der  Eroberer  (1066—1087)  die  Gesetzgebung  in   demselben  Geiste  fort- 


'•  Neueste  Ausgabe  von  G.  Hanel,  Mon.  Gerra.  Leg.  V.  180—184,  Vgl.  Stobbe, 
I.  206  ff. 

'•  Vgl.  Stobbe,  I.  203—206,  Wai'tz,  VG.  III.  627,  Schüpfer,  La  legge  Eomana 
Udinese  (1881)  und  die  Ausführungen  von  Waonbb,  Brunnbb  und  v.  Salib  in  der 
Zeitechr.  f.  RG.  XVII.  54—75,  263—266,  und  XIX.  141—172,  sowie  die  von  diesen 
angeführte  umfangreiche  Litteratur.  Ausgabe  von  G.  Hänel,  Lex  Bomana  Wisigo- 
thorum,  1847  (als  Epitome  S.  GaUi). 

««  Vgl.  Anm.  16. 

^^  Ausgabe:  Pbice  and  Tuobpe,  Ancient  laws  and  Institutes  of  England.  1840; 
K.  ScHMm,  Die  Gesetze  der  Angelsachsen,  2.  Aufl.,  1858.  Eine  kritische  Ausgabe  in 
den  Monumenta  Germaniae  wird  vorbereitet  von  Liebebmakk,  vgl.  dessen  Bericht 
i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVUI.  198—226.    Vgl.  Stobbb,  I.  194-200. 
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geführt.  Die  Gesetze  Wilhelms  sind  nur  in  lateinischer  und  altfranzö- 
sischer Sprache  erhalten;  der  französische  Text  ist  jedenfalls  Übersetzung: 
ob  ursprünglich  ein  angelsächsischer  Text  bestanden  hat,  ist  zweifelhaft. 
Neben  den  das  Volksrecht  betreffenden  Gesetzen  finden  sich  yiel£ach  auch 
geistliche  Gesetze,  bei  denen  nur  die  Zustimmung  der  Bischöfe  erforder- 
lich war.  Außerdem  gehört  dem  Gebiete  des  angelsächsischen  Bechts  eint 
größere  Zahl  kleinerer  Eechtsaufzeichnungen  privater  Natur  an.  Die  so- 
genannten Leges  Heinrici  primi  und  Zeges  Edtoardi  Confessoris  sind  private 
Kompilationen  des  12.  und  13.  Jahrhunderts. 

§  32.  Die  fränkischen  Reichsgesetze^  Die  technisch  aller 
dings  erst  seit  den  Karolingern  üblich  gewordene,  ihrer  Einteilung  ii 
Kapitel  entnommene  Bezeichnung  der  fränkischen  Reichsgesetze  war  Capi 
tularia  oder  Capitula,  Man  unterschied  capüula  legibus  addendaj  ccq}ityk 
per  se  scribenda  und  capitula  missorum.  Die  letzteren  (s.  S.  134)  warei 
keine  Gesetze,  sondern  Instruktionen  für  die  Königsboten,  die  sich  jedocl 
in  der  Regel  auch  auf  die  Publikation  und  Ausführung  neuer  (Jesetzi 
bezogen.  Die  als  Zusatzgesetze  zu  einzelnen  oder  sämtlichen  Volksrechtei 
erlassenen  Bestimmungen  bezeichnete  man  als  capitula  legibus  addenda 
Zu  diesen  gehören  aus  der  merovingischen  Zeit  die  bereits  erwähnten  vie 
Zusatzgesetze  zu  der  Lex  Salica  nebst  dem  Edikt  des  Chilperich*  un^ 
ursprünglich  wohl  auch  das  in  die  Lex  Ribuaria  aufgenommene  Königs 
gesetz  aus  dem  7.  Jahrhundert^  sodann  von  Karl  dem  Großen  die  beidei 
sächsischen  Kapitularien*  und  die  Kapitularien  zur  Lex  Ribuaria  von  805 
(S.  227)  und  zur  Lex  Baiwariorum  von  801— 813  ^  von  Ludwig  dem  From 


^  Vgl.  S.  114  ff.,  147  f.,  223.  KritiBche  Ausgabe  der  Eapitalarien  bis  zum  Jahi 
827 :  BoBBTius,  Capi  tularia  regum  Francorum  I.  1883  (Mod.  Germ.  Legum  Sectio  II 
tomus  I.).  Wegen  der  späteren  Gesetze  ist  man  noch  auf  die  unzureichende  Ausgab 
von  Pbbtz,  Monum.  Germ.  Leg.  I.,  II.  (1835)  angewiesen.  Vgl.  Bobbtiub,  Beitrag 
zur  Capitularienkritik,  1874;  Die  Capitularien  im  Langobardenreich,  1864;  Selbst 
anzeige  seiner  Ausgabe,  i.  d.  Gott.  Gel.  Anz.  1882,  S.  65  ff.  1884,  S.  713  ff.  Bbsklei 
Über  die  Gesetzeskraft  der  Capitularien  (i.  d.  Festgaben  för  Hometbb,  Berlin  1871 
Th^vekin,  Lex  et  capitula  (i.  d.  Melanges  de  Täcole  des  hautes  ^tudes,  1878).  Füstc 
DE  CouLANQES,  De  la  confection  des  lois  au  temps  des  Carlovingiens  (Revue  hist( 
rique  III.  3  ff.).  Sickel,  Lehre  von  den  Urkunden  der  Karolinger  407—418.  Stobbj 
I.  209—240.  Waitz,  III.  598—630.  Viollet,  Precis  L  106  ff.  Daniels,  Handbue 
I.  278—302.  Gengler,  Rechtsdenkmäler  53  ff.  BsTHMANN-HoLLWEa,  German.-romai 
Civilprozeß  I.  462  f.    IL  57  ff. 

*  Vgl.  §  81,  Anm.  6.    Das  Edikt  auch  bei  Boretius,  Nr.  4. 
»  Vgl.  §  31,  Anm.  12. 

^  Vgl.  S.  237.  Boretiüs,  Beitrage  47  f.  Das  ältere  Kapitular  war  zwar  ii 
wesentlichen  ein  einseitiger  Erlaß  des  Königs,  wurde  aber  von  vornherein  in  dei 
Sinne  eines  Fundamentalgesetzes  veröffentlicht.  Die  in  einer  Handschrift  der  Le 
Saxonum  enthaltenen  eigentümlichen  Zusätze  können,  da  sie  das  Territorialprind 
sanktionieren,  nicht  vor  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  entstanden  sein.  Vgl.  Ricbi 
hofen,  Mon.  Germ.  Leg.  V.  9. 

•  Vgl.  §  31,  Anm.  61.    Boretius,  a.  a,  O.  48. 


§  82.    Die  fränidscheii  Beichsgesetze. 


241 


men  die  Kapitularien  zur  Lex  Salica  von  816  •  und  819 — 820^  Eine 
Ergänzung  sämtlicher  Volksrechte  bildete  das  früher  irrtümlich  nur  auf 
die  Lex  Salica  bezogene  Aachener  Capäulare  legibus  etdditum  von  803^, 
ebenso  Ludwigs  des  Frommen  Capitula  legibus  addenda  von  818 — 819® 
und  die  Wormser  Capitula  pro  lege  habenda  von  829  ^^.  Diese  Kapitularien 
galten  als  Bestandteile  der  leges^  denen  sie  hinzugefügt  wurden,  ihr  Inhalt 
war  nicht  Reichs-  oder  überhaupt  Territorialrecht,  sondern  Volksrecht  (lex)^ 
also  persönliches  Recht  der  betrefifenden  Stammesgenossen.  Darum  be- 
durfte es  der  ausdrücklichen  Anerkennung  der  letzteren,  daß  das  Gesetz 
ihr  Recht  enthalte:  sei  es,  daß  ein  vorweg  von  der  Bevölkerung  ausgegan- 
genes Weistum  dem  Könige  zur  Bestätigung  vorgelegt",  oder  umgekehrt 
der  königliche  Erlaß  durch  Zustimmung  der  Bevölkerung  mit  der  Kraft 
eines  Weistums  ausgestattet  wurde  ^*,  oder  daß  die  Gesetzgebung  von  vorn- 
herein unter  der  Mitwirkung  der  beteiligten  Bevölkerung  erfolgte  ^^. 


^  BoRBTius,  Capitnlaria  Nr.  134,  135.  Die  erste  Nummer  enthält  das  definitive 
Gesetz,  wahrend  die  zweite  anscheinend  nur  einen  proyisorischen  Charakter  oder  die 
Bedeutung  eines  Entwurfes  gehabt  hat.  Auf  das  salische  Recht  weist  der  ganze  In- 
halt, namentlich  der  gerichtliche  Zweikampf  mit  dem  Kampfstock,  hin.  Vgl.  Bobe- 
Tjüs,  a.  a.  0.  I.  265,  267,  269;  Beiträge  44  ff. 

'  BoRETitJs,  Capitularia  Nr.  142.    Vgl.  Anm.  11.    Bobbtius,  Beiträge  31  ff.,  86. 

^  Bobbtius,  Capitularia  Nr.  89.    Vgl.  Beiträge  40  f.    Siehe  Anm.  12. 

^  Bobbtius,  Capitularia  Nr.  189.  Ein  Bruchstück  einer  althochdeutschen  Über^ 
Setzung  Nr.  182.    Vgl.  ebd.  L  266;  Beiträge  86  ff.,  40. 

*®  Monum.  Germ.  Leg.  I.  353  f.    Vgl.  Bobbtius,  Beiträge  41  f. 

"  Die  Capitula  legi  Salicae  addita  von  819  waren  zunächst  ein  in  Abwesenheit 

des  Kaisers  abgefaßtes  Weistum  (tudicalum  est  ab  omnibus, iudicaverunt  omnesj, 

das  dann  820  die  kaiserliche  Bestätigung  erhielt:  Generaliter  omnes  odmonemM,  ut 
capUula  que  praeterito  anno  legis  Salicae  per  omnium  conseneum  addenda  esse  cen* 
suimus,  iam  non  ulterius  capitula,  sed  tantttm  lex  dicantur,  immo  pro  lege  tenewntur 
(Bobbtius,  Nr.  148,  c.  5). 

^'  So  bestimmte  der  Kaiser  hinsichtlich  des  Capitulare  legibus  additum  von  803 
durch  besonderen  Erlaß  (Bobbtius,  Nr.  40,  c.  19):  Ut  popidus  interrogetur  de  eapi- 
fulis  jtMse  in  lege  noviter  addita  sunt;  et  postguam  omnes  eonsenserint^  subscriptUmes 
et  manufirmaiiones  suas  in  ipsis  capitulis  faciant.  In  welcher  Weise  dies  ausgef&hrt 
wurde,  erfahren  wir  durch  eine  handschriftliche  Notiz  über  die  Publikation  des  Ge- 
setzes in  Paris  (Bobbtius,  Seite  112):  &ub  ipso  anno  (seil.  803)  haec  capitula  facta 
sunt  et  consignctta  Stephano  eomiti,  ut  haec  manifesta  fecisset  in  civitate  Parisius 
maüo  pubplieo  et  ipsa  legere  fecisset  cor  am  Ulis  scabineis:  quod  ita  et  fecit.  JEt  omnes 
in  uno  eonsenserunt,  quod  ipsi  voluissent  omni  tempore  observare  usque  in  posterum; 
etiam  omnes  seabinei,  episcopi,  abbatis,  comitis  manu  propria  subter  firmaverunt. 
Diesem  Vorgange  entsprechend  bezeichnet  die  Handschrift,  in  der  sich  diese  Notiz 
findet,  unser  Gesetz  als  Capitula  que  in  lege  Salica  mittenda  sunt,  für  die  Pariser 
Gaubevölkerung  enthielt  das  Kapitulare  fortan  salisches  Volksrecht. 

"  Vgl.  drittes  merovingisches  Kapitulare  zur  Lex  Salica  (secundum  legem  Sali- 
com  hoc  convenit  observarij,  Edikt  des  Chilperich  c.  1  fcufi»  viris  magnificentissimie 
obtimatibus  vel  antrustionibus  et  omni  populo  nostro  convenitj,  Capitulare  Sazonicum 

von  797  (convenieniibus  in  unum  Äquis  palaiii episcopis  et  abbcUibus  seu 

comitibus ,  simulque  congregatis  Saxonibus  de  diversis  pagis,  tam  de  Westfalahis 

et  Angariis  quam  et  de  Oostfalahis,  omnes  unianimiter  consettserunt  et  apticaverunt; 

placuit  Omnibus  Saxonibus), 

&.  ScsBdDBB,  DratKhe  B««htigMehlobte.  16 


242 


Die  frankische  Zeit 


Während  diese  Art  der  Gesetzgebung  nur  Partikularrecht  oder  allge- 
meines Recht  in  der  Form  übereinstimmender  Partikularrechte  zu  schaffen 
vermochte,  erzeugten  die  CapUularia  per  se  scribenda,  wenn  sie  nicht  aus- 
drücklich auf  ein  engeres  Gebiet  beschränkt  wurden^*,  gemeines  Recht 
für  das  gesamte  Reich".  Ihr  Inhalt  war  nicht  persönliches,  sondern 
Landes-,  d.  h.  territoriales  Recht,  sie  bewegten  sich  nicht  auf  dem  Boden 
des  Yolksrechts,  sondern  auf  dem  des  Amtsrechts.  Demgemäß  wurde 
hier  von  jeder  Mitwirkung  des  Volkes  abgesehen,  der  König  erließ  seine 
Eeichsgesetze  einseitig  unter  dem  Beirathe  seiner  Großen,  und  wie  sie  zu- 
stande kamen,  so  konnten  sie  auch  wieder  abgeändert  und  aufgehoben 
werden.  Während  die  Volksrechte  (leges)  ihrer  Natur  nach  einen  dauern- 
den Charakter  trugen,  hing  die  Dauer  der  Reichsgesetze  von  dem  Willen 
des  Gesetzgebers  oder  seiner  Nachfolger  ab".  Eine  scharfe  Kompetenz- 
abgrenzung zwischen  den  beiden  Arten  der  Gesetzgebung  bestand  nicht  ^'. 
im  allgemeinen  läßt  sich  aber  sagen,  daß  alles,  was  zur  Entscheidung  der 
Volksgerichte  gehörte,  also  alles,  was  die  Beziehungen  der  einzelnen 
\'olksgenossen  zu  einander  regelte,  dem  Volksrecht  vorbehalten  war,  alles 
übrige  dagegen,  insbesondere  alles  was  die  Organisation  und  Verwaltung 
des  gemeinen  Wesens  anging,  dem  königlichen  Machtgebote  anheimfiel  'l 

Daß  die  Unterscheidung  zwischen  volksrechtlicher  Gesetzgebung  und 
königlichem  Verordnungsrecht  keine  besondere  Eigentümlichkeit  der  frän- 
kischen Verfassung  war,  sondern  einer  gemeingermanischen  Anschauung 
entsprach,  ergiebt  sich  aus  den  übereinstimmenden  Einrichtungen  in  den 
drei  nordischen  Reichen"  und  bei  den  Langobarden  zur  Zeit  ihrer  Selb- 
ständigkeit (S.  231).  Die  Karolinger  behandelten  Italien  dagegen  vom 
Standpunkte  der  Diktatur:  die  fränkischen  Reichsgesetze  sollten,  wenig- 
stens prinzipiell,  auch  in  Italien  Geltung  haben  und  die  nur  für  ItaUen 
bestimmten  Territorialgesetze  (Capituhria  Italica)  wurden  ohne  Beschrän- 
kung hinsichtlich  ihres  Inhalts,  vielfach  auch  ohne  jede  Mitwirkung  de< 
Volkes  und  der  Großen,  durch  den  König  erlassen**^.  Einige  dieser  kart>- 
lingischen  Gesetze  wurden  ausdrücklich  als  capitula  pro  lege  tenenda  \^ 
zeichnet;  dieselben  sollten  als  Zusatzgesetze  zu  den  leges  der  sämtlichen 

^*  Dahin  gehört  das  wahrscheinlich  um  810  erlassene  bairisehe  Eapitular  (Bo&s- 
Tius,  Nr.  69),  ferner  das  Aachener  Kapitular  von  801—813  (ebd.  Nr.  77),  das  für  dk 
Gebiete  der  Lex  Salica,  Romana  atque  Gombata,  also  f&r  Westfranken,  bestimmt  war. 
Vgl.  BoBBTius,  Beitrage  47. 

^'  Über  den  Gegensatz  der  capitula  legibus  addenda  und  per  se  seribenda  r^L 
besonders  die  Anm.  1  angeführten  Schriften  von  Bobbtius,  femer  Sohm,  Reichs-  n. 
Gerichtsverfassung  102  f.,  134  flF. 

^^  Vgl.  S.  115  ff.  BoBETius,  Beiträge  60  ff.  Das  ausdrücklich  als  Gnmdg«seu 
des  Reiches  erlassene  Edikt  Chlothars  II.  von  614  (edictum  perpetuis  temporibus  vaie- 
iurum)  machte  seiner  Natur  nach  eine  Ausnahme.    Vgl.  Anm.  24. 

"  Vgl.  Anm.  23.  "  Vgl.  Bgbetiüs,  Beiträge  16,  64. 

^*  Vgl.  K.  Lehmank,  Königsfriede  der  Nordgermanen  11,  13,  d6ff„  82  ffL,  108  f^ 
159  ff.,  169,  173,  185,  208  ff.,  216  ff. 

'^  Vgl.  Bgbetiüs,  Beitrage  48  f.,  55;  Capitularien  im  Langobardenreich  18  ff. 


^ 
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in  Italien  vertretenen  Nationalitaten  gelten,  waren  also  hinsichtlich  ihrer 
Wirkung  ebenfalls  als  italienische  Territorialgesetze  anzusehen**. 

Die  frankische  Beichsgesetzgebung  hat  schon  unter  Ghlodovech  be- 
gonnen. Aus  der  Merovingerzeit  ist  besonders  das  Landfriedensgesetz 
Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  von  511—658**,  die  Decretio  Childeberts  II. 
von  595*^  und  das  fOr  die  Yerfassungsentwickelung  des  frankischen  Reiches 
grundlegend  gewordene  Edikt  Chlothars  II.  von  614**  hervorzuheben.  Von 
den  späteren  Merovingem  besitzen  wir  keine  Eeichsgesetze**,  von  den 
amulfingischen  Hausmeiern  nur  solche  über  kirchliche  Verhältnisse.  Zahl- 
reicher sind  die  Gesetze  Pippins  aus  der  Zeit  nach  seiner  Krönung,  einen 
großartigen  Umfang  aber  erhielt  die  Beichsgesetzgebung  unter  Karl  dem 
Großen  (zum  Teil  unter  Mitwirkung  seines  Sohnes  Pippin  als  Königs  von 
Italien)  und  Ludwig  dem  Frommen  (zum  Teil  unter  Mitwirkung  seines 
Sohnes  Lothar). 

Dem  Mangel  einer  amtlichen  Gesetzsammlung  suchte  die  von  Abt 
Ansegis  von  Fontaneila  (St.  Wandrille)  im  Jahre  827  hergestellte  Kapi- 
tulariensammlung  abzuhelfen**.  Dieselbe  enthielt  in  vier  Büchern  und 
drei  appendices  die  geistlichen  Gesetze  Karls  (lib.  I.  und  app.  I.),  Lud- 
wigs und  Lothars  (lib.  n.),  die  weltlichen  Gesetze  Karls  (lib.  III.  und 
app.  IL),  Ludwigs  und  Lothars  (lib.  IV.  und  app.  HI.).  Dem  ganzen 
Werke  schickte  er  eine  Vorrede  und  jeder  einzelnen  Abteilung  eine  kurze 
Einleitung  vorauf.    Die  Beihenfolge  in  den  einzelnen  Büchern  war  chro- 


'^  YgL  BoBBTius,  Beiträge  60  ff.;  Capitularien  im  Langobardenreich  28  ff.  Im 
einzelnen  gehören  hierher  Bobbtius,  Capitalaria  Nr.  91,  95,  96.  Mon.  Germ.  Leg.  I. 
3601,  435,  436. 

'■  BoBETiüs,  Capitularia  Nr.  3;  bei  Bbhbend,  Lex  Salica  99—105.  Hessels, 
Jj6x  Salica  415  ff.  Vgl.  §  31,  Anm.  6;  meine  Franken  40;  meine  Untersuchungen  z.  d. 
frank.  Volksrechten  478  ff.    Bobbtius,  Beiträge  22  f. 

*'  BoBETiüS,  Capitularia  Nr.  7.  Vgl.  §  15,  Anm.  14.  §  35,  Anm.  2.  Das  Gesetz 
enthält  die  auf  den  Märzfeldem  zu  Andernach,  Maastricht  und  Köln  gefaßten  Be- 
schlüsse aus  den  letzten  Regierungsjahren  Childeberts  II.  Da  der  letztere  im  Dezember 
575  zur  Regierung  gekommen,  nach  den  neuesten  Feststellungen  von  Ebüboh  (Forsch, 
z.  deutsch.  Gesch.  XXU.  457  f.)  aber  schon  595,  in  seinem  20.  Begierungsjahre,  ge- 
storben war,  so  kann  das  Gesetz  nicht  später  als  auf  dem  Kölner  Märzfelde  des  Jahres 
595  zu  Stande  gekommen  sein.  Die  Datierung  des  Gesetzes  in  c.  1  und  am  Schluß, 
wonach  dasselbe  in  den  28.  Februar  597  (nicht  29.  Februar  596,  wie  Bobbtius  an- 
nimmt) zu  setzen  wäre,  muß  daher  auf  einem  Irrtum  beruhen.  Das  Gesetz  ist  be- 
sonders bemerkenswert  durch  den  Umstand,  daß  es  eine  Reihe  in  das  Gebiet  des 
Volksrechts  gehöriger  Gegenstände  in  der  Form  eines  Reichsgesetzes  für  die  ribua- 
rischen  und  salischen  Gebiete  Childeberts  II.  zu  regeln  unternahm. 

^*  BoBETiüB,  Nr.  9.  Das  Eidikt  war  ein  Reichsgrundgesetz,  es  beruhte  auf  einer 
Vereinbarung  des  Königs  mit  den  Großen  und  war  dadurch  der  einseitigon  Abände- 
rang  durch  den  König  entzogen.  Über  seinen  fundamentalen  Charakter  vgl.  u.  a. 
S.  99,  116,  129,  141,  175,  179.  Über  Chlothars  II.  praeceptio  (Bobbtius,  Nr.  8)  Tgl. 
S.  116,  187,  192  f.    SoHM,  Reichs-  a.  Gerichtsrerfassung  224. 

<ft  Dagegen  gehört  der  größte  Teil  der  liCx  Ribuaria  und  das  in  derselben  ent- 
haltene Königsgesetz  dieser  Zeit  an.    Vgl.  S.  226  f. 

'^  BoBETiuB,  Capitularia  I.  394—450.  Ober  den  Verfasser  und  sein  Werk  Tgl. 
daselbst  S.  382-893.    Stobbb,  L  231  ff. 
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tiologisch,  aber  mit  fortlaufender  Kapitelzählung  innerhalb  jedes  Buches*". 
Die  Sg,mmlung  war  weder  sehr  vollständig  (sie  enthielt  nur  29  Eapitnlahen 
von  789  bis  826),  noch  besonders  sorgföltig^®,  erfreute  sich  aber  gleich- 
wohl eines  durch  zahlreiche  Abschriften  bezeugten  allgemeinen  Beifalls*^, 
so  daß  Ludwig  der  Fromme  selbst  seit  829  die  älteren  Gresetze  nur  noch 
nach  Ansegis  citierte  und  der  Sammlung,  die  von  Hause  aus  eine  reine 
Privatarbeit  gewesen  war,  auf  diese  Weise  einen  amtlichen  Charakter 
verlieh. 

Die  zwei  Dezennien  später  von  dem  Mainzer  Diakon  Benedikt  (Bene- 
dictus  Levita)  unternommene  Vervollständigung  der  ansegisischen  Samm- 
lung'°  war  eine  mit  dem  pseudoisidorischen  Unternehmen  zusammen- 
hängende Fälschung.  Wegen  ihrer  ausschließlich  kirchlichen  Tendenzen 
ist  die  nähere  Erörterung  dem  Kirchenrecht  zu  überlassen. 

Von  den  italienischen  Kapitulariensanmilungen  ist  schon  S.  232  f.  die 
Rede  gewesen. 

§  33.  Die  Urkunden  und  die  Formelsammlungen  im  all- 
gemeinen ^  Den  Gebrauch  der  Urkunden  wie  der  zur  Anfertigung  derselben 
benutzten  Formeln  oder  Formulare  haben  die  Germanen  von  den  Bömem 
aberkommen.  In  Italien  erhielt  sich  im  Anschluß  an  das  römische 
Tabellionenwesen  ein  zünftiges  Notariat,  aber  in  unserer  Periode  noch 
ohne  öffentlichen  Glauben.  In  Gallien  und  Spanien  bildeten  sich  die  getia 
municvpalia  allmählich  zu  einer  Art  Notariat  um.  Ein  zünftiges  Schreiber- 
wesen nach  Art  des  langobardischen  war  dem  Frankenreiche  fremd.  Hier 
war  es  neben  den  Gerichtsschreibern  (S.  171  f.)  vorwiegend  die  Geistlich- 
keit, die  sich  mit  dem  Schreiberwesen  und  auch  mit  der  Abfassung  von 
Formeln  befaßte.  Die  Formeln  wurden  in  der  Regel  auf  Grund  wirk- 
licher Urkunden,  die  Urkunden  aber,  und  zwar  ebensowohl  im  Gebiete 


'^  Siehe  die  Yergleichnngstafeln  bei  Boretius,  385  f. 

*^  Aoseg.  I.  c.  77—104  findet  sich  mitten  nnter  Gesetzen  Karls  das  Capitalaie 
ecclesiasticum  Ludwigs  von  818—819  (Bobbtius,  Nr.  138),  das  man  infolgedesaen  bis 
in  die  neueste  Zeit  für  ein  Gesetz  Karls  gehalten  hatte. 

^^  Dagegen  hat  dem  YerÜEusser  der  Anm.  9  angeführten  althochdentscfaen  Ober- 
setznng  nach  Bobetiüs,  a.  a.  ().  378,  nicht  die  Sammlung  des  Ansegis,  sondern  das 
Gesetz  selbst  als  Vorlage  gedient.  Die  frühere  Annahme,  daß  die  ansegisische  Samm- 
lung übersetzt  sei,  beruhte  auf  einem  Irrtum  des  ersten  Herausgebers. 

«0  Ausgabe  Mon.  Germ.  Leg.  II.  2,  39—158.  Vgl.  Stobbe,  L  235  ff. 
^  Vgl.  Bbünivbb,  Zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen  Ur- 
kunde I.  1880;  Carta  und  Notitia  (i.  d.  Abhandlungen  zu  Ehren  Th.  Mommskits,  Com- 
mentationes  in  honorem  Mommseni,  Berlin  1877);  Das  Gtorichtszeugnis  und  die  frän- 
kische Königsurkunde  (i.  d.  Festgaben  für  Hbffteb,  Berlin  1878);  Das  Begutnun 
Farfense  (i.  d.  Mitteil.  d.  Instit.  fl  österr.  Gesch.  Forsch.  U.  3—14).  Th.  Sickbl,  liehr« 
7on  den  Urkunden  der  ersten  Karolinger  (a.  u.  d.  T.  Acta  regum  et  imperatonua 
Karolinorum  I.),  1867;  Beitrage  zur  Diplomatik,  I— VIII.  1861—1882  (L  d.  Sits.-Ber. 
der  Wiener  Akad.  d.  Wiss.).  Bbesslau,  Urkundenbeweis  und  Urkundensohreiber  im 
alteren  deutschen  Recht,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  1—66.  Bbducs, 
Über  bair.  Traditionsbücher  und  Traditionen  (i.  d.  Mitteil.  d.  Instit.  f.  österr.  Ge- 
ßchichtsf.  V.  1  ff.). 
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des  öffentlichen  wie  des  Privatrechts,  fast  immer  an  der  Hand  bestinmiter 
Formulare  abgefaßt. 

Die  öffentliche  Urkunde  unterschied  sich  von  der  Privaturkunde  da- 
durch, daß  jene  keiner  Zeugen  bedurfte  und,  ihre  Echtheit  vorausgesetzt, 
hinsichtlich  ihres  Inhalts  unanfechtbar  war,  während  die  Privaturkunde 
ihren  Beweiswert  erst  durch  die  Zeugen,  die  ihren  Inhalt  zu  bekräftigen 
berufen  waren,  erhielt.  Während  das  angelsächsiche  Recht  nur  die  Privat- 
urkunde kannte,  hatte  im  fränkischen  Reiche  der  König,  und  nur  dieser, 
das  Recht,  öffentliche  Urkunden  auszustellen.  Die  Anfechtung  einer  Kö- 
nigsurkunde war  mit  Todesstrafe  bedroht  Man  unterschied  die  eigent- 
lichen Königsurkunden  (praeceptoj  diplomata),  die  vom  König  unterzeichnet, 
von  dem  Kanzler  oder  einem  Vertreter  desselben  beglaubigt  und  besiegelt 
wurden,  von  den  Hofgerichtsurkunden  (placiia),  die  weder  Unterschrift 
noch  Handzeichen  des  Königs  trugen,  sondern  in  der  merovingischen  Zeit 
auf  das  mündliche  Referat  (testhnoniaäo)  des  Pfalzgrafen  von  einem  Mit- 
gliede  der  Kanzlei,  in  der  karolingischen  dagegen  von  dem  Pfabgrafen 
oder  einem  der  unt^r  diesem  stehenden  Hofgerichtsschreiber  vollzogen  und 
mit  dem  Pfalzsiegel  untersiegelt  wurden*.  Dagegen  erhielten  die  könig- 
lichen Briefe,  auch  wenn  sie  wie  die  gerichtlichen  Mandate  des  Königs 
(indictdi  regales,  mandata,  mssiones)  amtlichen  Inhalts  waren,  keine  Unter- 
schrift oder  Beglaubigung '. 

Die  Hausmeier  übten  erst  seit  Pippin  und  Karlmann  das  Königsrecht 
der  öffentlichen  Urkunde  aus.  Dagegen  hatten  in  Italien  die  Herzogs- 
urkunden und  selbst  die  gewöhnlichen  Grerichtsurkunden,  sobald  die  An- 
fertigung auf  richterlichen  Urkundungsbefehl  erfolgte,  den  Charakter  der 
öffentlichen  Urkunden,  während  die  Gerichtsurkunde  im  fränkischen  Reiche 
reine  Privaturkunde  war,  wenn  sie  nicht,  wie  diös  mit  jeder  anderen 
Urkunde  ebenfalls  geschehen  konnte,  durch  Anerkennung  im  königlichen 
Hofgericht  Aufnahme  in  eine  Hofgerichtsurkunde  gefunden  hatte. 

Die  Privaturkunde  war  entweder  bloße  Beweisurkunde  (notiticLj  breve, 
memaratorrum) ,  oder  zugleich  Qeschäftsurkunde  (carta,  testamenium,  epi- 
stola).  Die  letztere,  die  zugleich  Beweis-  und  Perfektionsmittel  war, 
knüpfte  an  die  neurömische  Urkunde  an  und  wurde  wie  diese  in  der 
Regel  in  subjektiver  Form  abgefaßt.  Aussteller  war  die  handelnde  Partei, 
von  der  die  Urkunde  an  den  Destinatar  übergeben  wurde.  Dies  Geben 
und  Nehmen  war  wesentlich  und  wurde  durch  besondere  Formeln  (data, 
(iatum,  post  traditam)  bescheinigt  *.    Sollte  die  Urkunde  von  einem  Dritten 

"  Vgl.  8.  170  ff.    SiCKBL,  Lehre  von  den  Urkunden  856—365. 

'  Vgl.  SicKEL,  a.  a.  O.  394  ff.  Über  die  indiculi  regales,  die  man  mit  Recht 
den  Bescripten  der  römischen  Kaiser  znr  Seite  gesteUt  hat,  vgl.  S.  172.  Brukneb, 
Entstehung  der  Schwurgerichte  76  ff.,  99  ff.  Sickel,  a.  a.  O.  396.  Man  unterschied 
indiculi  communitarii,  ind.  de  iusHHa  facienda,  ind,  de  iudicio  evindicato  und  ind. 
inquisitionis. 

*  Daher  unser  „Batwm",  Die  Formel  „actum**  bezog  sich  auf  die  bekundetie 
Handlung,  die  zeitlich  und  örtlich  von  der  Aufnahme  der  Urkunde  getrennt  statt- 
finden konnte.    Vgl.  §  25,  Anm.  82. 
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geschrieben  werden,  so  mußte  der  Aussteller  diesen  in  formeller  Weise 
dazu  auffordern  (rogaüo);  bei  einigen  Stammen,  besonders  bei  Franken 
und  Alamannen,  war  eine  rechtsfönnliche  Übergabe  des  Pergaments  an 
den  Schreiber  üblich,  wobei  dieser  dasselbe  vom  Boden  aufnehmen  mußte*. 
Die  Zeugen  mußten  rechtsfönnlich  aufgefordert  werden®,  zu  unterschreiben, 
oder  doch  die  Hand  auf  die  Urkunde  zu  legen  (manußrmarej  —  daher 
Ausdrücke  wie  „Firma",  „Manifest",  „Handfeste*^.  Auch  für  den  Aus- 
steller war  AiQ  ßrmaiio  in  der  Regel  ausreichend,  während  der  Schreiber 
die  Urkunde  eigenhändig  zu  vollziehen  hatte^.  Die  bloß  für  den  zukünftigen 
Beweis  bestimmte  noütia  war  eine  formlose  Niederschrift,  die  derjenige,  dem 
die  Urkunde  dienen  sollte  (der  Destinatar),  entweder  selbst  schrieb  oder  von 
einem  andern  für  sich  schreiben  ließ.  Die  Form  war  in  der  Begel  die 
eines  Referats.  Unterschrift  oder  Handfestung  war  nicht  erforderlich. 
Das  gewöhnliche  Gerichtsprotokoll  (noätia  iudicaä)  trug  nur  in  Italien 
einen  besonderen  Charakter  als  eine  von  dem  Gerichtsnotar  voUzc^ene 
öffentliche  Urkunde.  Eine  besondere  Art  der  notitia  iudicati  war  der  dem 
römischen  Brauche  entlehnte  fränkische  appennis  zur  Wahrung  des  Besitz- 
standes im  Falle  eines  Urkundenverlustes^;  im  praktischen  Gebrauche 
wurde  der  appennis  später  durch  die  pancarta,  die  in  einem  königliehen 
Diplom  (praecepäm  regis)  enthaltene  Besitzbestätigung  für  den  Verlierer, 
verdrängt  •. 

Eine  hervorragende  Quelle  der  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte 
bilden  die  schon  von  Pippin  angeregten,  unter  Karl  in  großartigem  Maß- 
stabe durchgeführten  Aufnahmen  einer  allgemeinen  Güter-  und  Gerechi- 
samestatistik  der  königlichen  und  kirchlichen  Besitzungen  und  der  könig- 
lichen Benefizien^^.  Die  Aufnahmen  erfolgten  im  Wege  kommissarischer 
Erhebung,  und  zwar  regelmäßig  für  die  ganzen  Grundherrschaften,  die 
fiskalischen  für  die  einzelnen  Domänenämter.     Die  Hauptquelle   waren 


^  Vgl.  BBxnnnEB,  Rechtageschichte  der  Urkunde  104  ff.,  271,  803  ffl  Zeumes 
i.  d.  Zeitschr.  f.  B6.  XVU.  118  ff.  Daher  unaer:  „eine  Urkunde  aufnehmen**^  „Proteet 
etluhen^%  „Protest  lemeren,^^ 

^  Daher  testes  rogati.  Bei  den  Baiem  erfolgte  die  rogatio  testium  durch  Ohr- 
zupfen (te^teB  per  auret  tractij.    Vgl.  Geimm,  RA.  144  f. 

»  Vgl.  §  25,  Anm.  82. 

^  Vgl.  Zeukeb,  Über  den  Ersatz  verlorener  Urkunden  im  fränkiaohen  Reiche, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  R6.  XIV.  89—123.  Siokbl  i.  d.  Mitteil.  d.  Instituts  f.  österr.  Ge- 
schichtsforschung I.  2,  S.  229  ff.  Bei  den  Römern  bewegte  sich  das  AppennisYerfahiea 
vor  defensor  und  curia,  bei  den  Franken  hatte  es  einen  prozessualischen  Charakter. 

*  Vgl.  Zbümeb,  a.  a.  O.  110  ff.  Auch  die  Angelsachsen  kannten  ein  deraitigea 
Restitutionsdiplom  des  Königs,  womit  sie  bereits  ein  eigentliches  AmortisationsTeifahien 
verbanden. 

^^  Vgl.  BoEETiüs,  Capitularia  I.  136,  c.  4.  177,  c.  5—7.  250ff.  Guärabd,  Poljp- 
tique  de  Pabbe  Irminon,  1844,  S.  16—33;  Polyptique  de  l'abbaje  de  Saint-Remi  de 
Reims,  1853.  Genolbb,  Rechtsdenkmäler  67  f.  Inama-Stbbkeqo,  Über  die  Quellen 
der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  (i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LXXXTV.  l35ff.) 
180 ff.;  Über  Urbarien  u.  Urbarialaufzeichnungen  (i.  d.  Archival.  Zeitschr.  II.  26ff.>. 
Lampbecht,  Wirtschaftsleben  IL  657  ff. 
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die  Weisungen  der  Hintersassen,  deren  Verpflichtung  zur  Erteilung  sol- 
cher responsa  wiederholt  eingeschärft  wurde".  Die  auf  diese  Weise  her- 
gestellten ürbarien  (pofypticha)  bilden  eine  besondere  Gruppe  unter  den 
notitiae.  Neben  den  ürbarien  oder  statt  derselben  legten  die  Grund- 
berren  vielfach  auch  besondere  Sal-  oder  Traditionsbücher  an,  in  denen 
die  Erwerbsurkunden  abschriftlich  oder  in  Auszügen  zusammengestellt 
wurden". 

§  34.  Die  Formelsammlungen^  Neben  TJrkundenformeln  ent- 
halten die  Formelsammlungen  vielfach  auch  Briefe,  von  denen  für  die 
Rechtsgeschichte  aber  nur  die  amtlichen  Schreiben  in  Betracht  kommen. 
Es  gibt  frankische,  alamannische,  bairische,  burgundische,  westgothische 
und  langobardische  Formelsammlungen. 

Unter  den  salischen  Formelsammlungen  sind  die  60  For- 
mulae  Andecavenses  von  Angers^  die  ältesten,  wenn  auch  schwerlich, 
wie  man  früher  annahm,  der  Zeit  Childeberts  I.,  sondern  wohl  erst  dem 
7.  Jahrhundert  angehörend,  bis  auf  die  3  letzten  jedenfalls  vor  678  ab- 
gefaßt. TJm  700  sind  die  Formulae  Marculfi  entstanden',  in  zwei 
Büchern  (I.  cartae  reffoles,  öffentliches  Recht  betreffend,  II.  cartae  pagenses, 
dem  Privatrecht  angehörig);  Verfasser  war  ein  Mönch  Markulf  (w^rschein- 
lich  im  Kloster  Resbach,  Bistum  Meaux),  der  sein  Werk  einem  Bischof 
Landerich  (wahrscheinlich  seinem  Diözesanbischof)  widmete.  Die  markul- 
fische  Sammlung  wurde  von  späteren  Formelsammlern  mit  Vorliebe  be- 
nutzt, erhielt  gegen  Ende  der  Merovingerzeit  ein  Supplement*  und  erfuhr 
gegen  den  Schluss  des  8.  Jahrhunderts  eine  teilweise  Überarbeitung  ^  Die 
Formulae  Bituricenses  von  Bourges®  gehören  zum  Teil  noch  der  Zeit 
vor  721,  zum  Teil  aber  erst  der  Zeit  Karls  des  Großen  an.    Die  letzten 


"  Vgl.  Lamprecht,  a.  a.  O.  IL  659  f. 

**  Unter  den  zahlreichen  Traditionsbüchern  dürfen  die  des  Erzstifts  Salzburg, 
weil  sie  von  Bischof  Arno  veranlaßt  sind,  ein  besonderes  Interesse  beanspruchen. 
Vgl.  KsiNZ,  Indiculus  Amonis  und  Breves  notitiae  Salzburgen ses,  1869. 

*  Kritische  Ausgabe  sämtlicher  einzelnen  Formelsammlungen,  mit  Ausnahme 
der  langobardischen,  von  Zeüjusr,  L  d.  Mon.  Germ.  Legum  Sectio  V.  (auch  u.  d.  T. 
Formulae  Merovingici  et  Karolini  aevi),  1882—1886.  Kritische  Ausgabe  der  dem 
frankischen  Reiche  angehörigen  Formeln  in  systematischer  Anordnung:  db  Rozi^be, 
Recueil  g^neral  des  formules  usit^es  dans  l'empire  des  Francs,  3  Bände,  Paris  1859 
bis  187t.  Vgl.  Zeumbb  i.  d.  Neuen  Archiv  der  Gesellsch.  f.  ältere  deutsche  Geschichts- 
kunde VL  11—115.  Vm.  475—558,  601-605.  X.  883  ff.  XL  313—358;  Selbst- 
anzeige  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1882,  S,  1389—1415.  Schbödeb,  Über  die  fränkischen 
Formelsammlungen,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIL  75—112.  Kbüsch  i.  d.  Histor.  Zeitschr. 
N.  F.  XV.  512  ff.  Tardif  i.  d.  Biblioth^ue  de  Tecole  des  chartes  XLIV.  352  ff.  und 
Nouv.  Revue  bist,  de  droit  VIIL  557  flf.  IX.  368  fr.  Stobbb,  L  241—259.  Sickel, 
I^ehre  von  den  Urkunden  der  Karolinger  109—126.  Die  in  der  Ausgabe  von  Zeümeb 
S.  493—532  mitgeteilten  Formeln  enthalten  keine  Urkundenformulare  und  kommen 
daher  für  die  Rechtsgeschichte  nicht  in  Betracht 

*  Zbümbr.  1—25.  726.  »  Ebd.  32-106. 

«  Ebd.  107  ff.    Einzelne  weitere  Zusätze  ebd.  110  ff. 
»  Ebd.  113—127.  •  Ebd.  166—181. 
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Formeln  aus  der  Merovingerzeit  sind  die  Formulae  Turonenses  von 
Tours  (früher  nach  dem  ersten  Herausgeber  Formulae  Sirmondicae)': 
der  vielfach  römisch-rechtliche  Inhalt  muß  größtenteils  der  Neigung  des 
Verfassers,  mit  seiner  aus  dem  westgothisohen  Breviar  geschöpften  Grelehr- 
samkeit  zu  prunken,  zugeschrieben  werden.  Die  Formulae  Arvern en- 
ses  von  Clermont-Ferrand^,  früher  in  das  6.  oder  gar  5.  Jahrhundert  ge- 
setzt, gehören  der  2.  Hälfte  des  S.Jahrhunderts  (nach  dem  Einfall  Pippins  in 
Aquitanien,  760 — 761)  an.  Aus  den  ersten  Regierungsjahren  Karls  des 
txroßen  (vor  775)  rühren  die  Formulae  Senonenses  von  Sens  (früher 
zum  Teil  als  Appendix  Markulfi  bezeichnet)®  und  die  nach  den  ersten 
Herausgebern  benannten  Formulae  Bignonianae^®  und  Merkelianae^\ 
doch  enthalten  alle  diese  Sammlungen  zum  Teil  auch  jüngeres  Material. 
Die  einzige  in  dem  altsalischen  Lande  entstandene  Formelsammlung  (die 
übrigen  sind  sämtüch  aus  den  romanischen  Teilen  Westfrankens)  ist  die 
des  Arno  (vgl.  Anm.  24),  gewöhnlich  nach  dem  ersten  Herau^eber 
Formulae  Lindenbrogianae  genannt^*.  Die  Sammlung  ist  wahrschein- 
lich zu  St.  Amand  (Elnon)  an  der  Scarpe,  und  zwar  in  der  Hauptsache 
zwischen  801  und  805  entstanden,  steht  aber  zugleich  in  eigentümlichen 
Beziehungen  zu  Baiem.  Während  einerseits  bei  Anfertigung  der  Formeln 
mehrfach  bairische  Urkunden  als  Vorlage  gedient  haben,  bietet  sich  an- 
dererseits die  eigentümliche  Erscheinung,  dass  jene  Sanmilung  trotz  ihrem 
ausgeprägt  salfiränkischen  Charakter  in  Baiem  stark  benutzt  worden  ist. 
Wir  besitzen  zwei  bairische  Kompilationen,  in  denen  die  lindenbrogischen 
Formeln,  um  drei  weitere  Formeln  desselben  Charakters  vermehrt,  mit 
den  überarbeiteten  Formeln  des  Markulf  (Anm.  5)  verbunden  sind.  Die 
eine  dieser  Kompilationen,  die  nur  in  geringen  Bruchstücken  vorliegt  und 
erst  neuerdings  aufgefunden  ist,  hat  ehemals  dem  Stift  St.  Emmeram  zu 
Regensburg  gehört  und  ist  deshalb  von  dem  Herausgeber  unter  der  Be- 
zeichnung Farmularum  codicis  St.  Emmerami  frcymenta  den  bairischen 
Formeln  eingereiht  worden",  sie  gehört  aber  zu  den  fränkischen  Formel- 
sammlungen, da  sie  nichts  Bairisches  enthält  und  auch  die  9  selbständi- 
gen Bestandteile  des  ersten  Fragmentes  entschieden  auf  westfränkische 
Entstehung  schließen  lassen.  Die  zweite  Kompilation  ist  mit  einem  Salz- 
burger Formelbuche  (Anm.  25)  verbunden  und  zweifellos  in  Salzburg  ent- 
standen. Zahlreiche  bairische  Urkunden  zeigen,  dass  die  lindenbrogischen 
Formeln,   wahrscheinlich   durch  Vermittelung    der  beiden   besprochenen 


^  Ebd.  128—165.  •  Ebd.  26—31.  726. 

»  Ebd.  182—226,  728  f.  *«  Ebd.  227—238. 

**  Ebd.  239-263.  Zeitschr.  f.  RG.  I.  194  ff.  V§1.  Waitz  i.  d.  Forach  z.  deutsch, 
Oesch.  I.  535  ff.  Als  Anhang  zu  den  MEEKELschen  Formeln  teilt  Zbumbb  268 ffl  zwei 
Pariser  Formeln  mit. 

»«  Zbümbe,  265-282.    Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  94  ff. 

*^  Bei  Zeüheb,  282  f.  als  additamenta  1—3.    Siehe  auch  ebd.  466,  Nr.  15.  16. 

"  Zeümer,  461—468.  Vgl.  Neues  Arch.  d.  Ges.  f.  alt.  deutsche  Qesch.-Kunde 
Vni.  601  ff. 
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Kompilationen,  in  Baiem  außerordentlich  benutzt  wurden.  Man  darf  an- 
nehmen, daß  Arno,  ursprünglich  Mönch  in  Freising,  dann  Abt  von  St. 
Amand,  seit  785  außerdem  Bischof  und  später  Erzbischof  von  Salzburg, 
die  lindenbrogische  Sammlung  veranlaßt  und  dazu  Material  aus  den  Ur- 
kundenschätzen der  Freisinger  und  Salzburger  Kirchen  nach  St.  Amand 
geschafft  hat  und  daß  ebenso  die  Einführung  jener  salfränkischen  For- 
meln in  den  Urkundenbrauch  Salzburgs  und  anderer  bairischen  Kirchen 
durch  ihn  vermittelt  worden  ist.  —  Eine  ursprünglich  sehr  umfangreiche, 
aber  nur  in  geringen  Bruchstücken  erhaltene  Sammlung,  die  Formulae 
Pithoei^^,  scheint  ausschließlich  westfränkischen  Charakter  gehabt  zu 
haben;  während  einzelne  Bestandteile  dem  Sprachgebrauche  der  Formeln 
von  St.  Amand  entsprechen,  weisen  andere  auf  das  südliche  Frankreich  hin. 

Die  jüngste  und  für  die  Verfassungsgeschichte  bedeutsamste  frän- 
kische Formelsammlung  enthält  die  wahrscheinlich  zwischen  828  und  882 
unter  dem  Kanzler  Fridugis  entstandenen  Kanzleiformeln  Ludwigs 
des  Frommen  (Formulae  imperiales  e  curia  Ludovid  Piiy^, 

Die  alamannischen  Formeln",' die  dem  Ende  des  8.,  großenteils 
sogar  erst  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  angehören,  werden  durch  die 
St.  Galler  ürkundenschätze  an  Alter  wie  an  Reichhaltigkeit  des  Inhalts 
weit  übertroflFen  und  haben  daher  für  die  Wissenschaft  lange  nicht  die 
Bedeutung  der  fränkischen  Formeln.  Elsässische  Formeln  sind  die 
des  Klosters  Murbach,  die  aber  überwiegend  nur  Briefe  enthalten",  und 
eine  leider  nur  drei  Urkundenformeln  umfassende  Straßburger  Samm- 
lung". Die  beiden  Formelbücher  des  Klosters  Reichenau*^  zeigen  starke 
Benutzung  des  Markulf;  eine  dritte  Reichenauer  Sammlung  enthält  nur 
Briefe*^  St.  Galler  Formeln  finden  sich  in  einer  sehr  verschiedene  Be- 
standteile enthaltenden  Kompilation**,  die  als  „Formelbuch  des  Bischofs 
Salomo  in.  von  Constanz"  bezeichnet  zu  werden  pflegt,  aber  nur  weil  ein 
Teil  der  darin  enthaltenen  Briefe  an  diesen  gerichtet  ist.    Dazu  kommen 


'<^  Zbümbb,  596  ff. 

>*  Ebd.  285—827.  Vgl.  Siokkl,  a.  a.  0.  158  ff.  Eine  photo-lithographische  Nach- 
bildung der  in  tironischen  Noten  geschriebenen  Handschrift  bei  Schmitz,  Monnmenta 
tfushygraphica  L  1882.  Ygl  Zbumkb  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1882,  S.  1415ff.  Früher 
wurden  diese  Formeln  nach  ihrem  ersten  Heransgeher  als  CABPENTisB'sche  For- 
meln bezeichnet.  Zwei  bisher  unbekannte  Formeln  für  Kaiserurkunden  teilt  Zbghbb 
827  f.  als  additamenta  mit. 

^^  Vgl.  Zeumbb,  Ober  die  alamannischen  Formelsam mlungenj  i.  d.  Neuen  Archiv 
der  Ges.  f.  deutsche  Geschichtsk.  YIIl.  475—558. 

^'  Formulae  Morhacenses^  Zeümbb,  829-387. 

^^  Formulae  ArgenHnenses,  ebd.  337  f. 

'<*  Formulae  AugienscSy  ebd.  339-364,  724  f. 

**  Formulae  epistolaree  AugiemeSf  ebd.  364  ff. 

''  Zbumbb,  390—437.  Vgl.  besonders  Dümmlbb,  Das  Formelbuoh  des  Bischoüs 
Salomo  in.,  1857.  v.  Wvß  i.  d.  Mitteilungen  der  antiquar.  Gesellsch.  von  Zürich 
YII.  17  ff.  Die  in  der  Kompilation  enthaltenen  Formeln  für  königliche  Diplome  sind 
ein  doktrinäres,  durchaus  wertloses  Machwerk  aus  den  letzten  Jahren  Karls  ni. 
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einige  kürzere  Sammlungen,  von  denen  die  eine  (um  900  entstanden] 
früher  falschlich  dem  Iso  zugeschrieben  wurde*'. 

In  Baiern  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  die 
Förderung  des  Urkunden-  und  Formelwesens  thätig**.  Ihm  ist  auch  das 
mit  der  oben  (S.  248)  besprochenen  salfrankischen  Kompilation  verbundene 
Salzburger  Formelbuch  zuzuschreiben",  das  allerdings  nur  zwei  Ur- 
kundenformeln und  im  übrigen  ausschließlich  Briefmuster  enthält;  die 
Sammlung  ist  in  Salzburg  entstanden  und  hat  namentlich  den  Brief- 
Wechsel  Arnos,  besonders  mit  Alcuin,  und  die  Formeln  von  St.  Amand 
als  Vorlage  benutzt.  Die  kleine  Sammlung  Passauer  Formeln  (Far- 
rnukue  Patax^ienses)  gehört  der  Zeit  Ludwigs  des  Frommen  an**. 

Eine  burgundische  Sammlung  entstand  gegen  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts in  dem  Kloster  Flavigny  (Farmvlae  Flavuäacensesy^.  Dieselbe 
hat  ihr  Material  überwiegend  den  Formeln  der  Markulf,  dem  Supplement 
derselben  (Anm.  4)  und  den  Formeln  von  Tours  entlehnt.  Eine  Über- 
arbeitung hat  nur  bei  wenigen  stattgefunden.  Die  eigenen  Zuthaten  sind 
gering.  Der  Wert  der  Sammlung  ist  im  wesentlichen  nur  ein  Utterar- 
historischer. 

Die  westgothische  Formelsammlung  (Formulae  Fisigottdeae)^ 
enthalt  46  Urkimdenformeln  teils  römischen,  teils  westgothischen,  größten- 
teils aber  gemischten,  für  beide  Nationen  gleichmäßig  anwendbaren  Inhalts. 
Die  Sammlung  ist  zwischen  615  und  645,  und  zwar  wahrscheinlich  von 
einem  Notar  in  Cordova,  verfaßt. 

Die  langobardischen  Formeln  des  Cartularium  Langobaidicmn 
(Über  cartuhrü)^^  sind  vor  1070  in  Pavia  oder  Rom  zusammengestellt. 
Das  Cartularium  enthält  25  Formeln  aus  dem  Gebiete  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  welche  neben  dem  langobardischen  auch  das  salische, 
ribuarische,  alamannische,  bairische,  burgundische,  westgothische  und 
römische  Recht  berücksichtigen.  Zahlreiche  Prozeßformeln  enthalt  das 
Papienser  Rechtsbuch '°.  Die  Bestimmung  dieser  Formeln  war  jedoch 
nicht  die,  als  Formulare  für  Gerichtsprotokolle  zu  dienen,  vielmehr  sollten 
sie  das  Gerichtsverfahren  selbst  veranschaulichen. 


"  Formulae  Sangallenses  miseellaneae,  Zeümbb,  378—890. 

**  Vgl.  §  88,  Anm.  12.  Über  Arnos  Persönlichkeit  vgl.  Zeissbebo  i.  d.  Sitz.-BeT. 
der  Wiener  Akad.  XLIU.  (1868),  805  ff. 

"^  Zbümbb,  488—455.  Vgl.  BocKiKoaB,  Drei  Formelsammlangen  a.  d.  Zeit  der 
Karolinger,  45 — 168.    Rozi^bk  i.  d.  BeYue  bist,  de  droit  iran^.  et  to.  V.  85  ff. 

^  Zeumeb,  456  ff.  Zuerst  als  Bpistolae  AlaÜ  veioffentlioht  von  Rockihgkx. 
a.  a.  0.  171  ff. 

"  Zeümeb,  469—492.    Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  86  f. 

**  Zeumbb,  572—595.  de  Rozi^be,  Formnies  Wisigothiques,  1854.  Bibdkxw^, 
C3ommentatio  ad  formnlas  Visigothicas,  Berlin  1856.  Montbsa  y  Makbiqux,  ffistoria 
de  la  legislacion  II.  87  ff.    Ober  die  Litteratnr  Tgl.  Zeumeb,  572. 

^  Ausgabe  von  Bobetius,  Mon.  Germ.  Leg.  IV.  595—602.  Zwei  andere  Formeln 
ebd.  604  f.  Padellbtti,  Fontes  iuris  Italici  I.  Über  die  Entstehung  des  Cartalarinm 
vgl.  BoBETiüs,  a.  a.  O.  praefatiot  XCII.  sq. 

"^  Vgl.  S.  288.    Eine  glossierte  Prozeßformel  bei  Bobbtiüs,  a.  a.  O.  602  f. 
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Außer  den  vorstehend  besprochenen  Formelsammlungen  sind  zahl- 
reiche Einzelformeln  überliefert,  die  in  der  neuesten  Ausgabe  als  For- 
mulae  extravagantes,  in  zwei  Bücher  eingeteilt,  zusammengestellt 
sind*^  Eine  besondere  Gruppe  unter  den  Formeln  bilden  die  Ordines 
iudioiorum  Dei". 


Yiertes  Kapitel. 
Privatrecht,  Strafrecht  und  Gerichtsverfahren. 

§  35.  Das  Privatrecht^  Die  Normen  des  Privatrechts  beruhten 
ausschließlich  auf  der  ewigen  Ordnung  (Ehe,  evua)  des  geschriebenen  oder 
ungeschriebenen  Volksrechts  (lex).  Die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Privatrechts  wurde  nicht  aufgefaßt  als  die  verbindliche  Anordnung, 
daß  etwas  fortan  Recht  sein  solle,  sondern  als  die  von  dem  Volke  be- 
zeugte Anerkennung,  daß  dies  sein  Recht  sei*.  Innerhalb  des  frän- 
kischen Reiches  war  damit  von  selbst  das  Prinzip  der  persönlichen  Rechte 
gegeben,  während  dasselbe  in  den  übrigen  germanischen  Reichen  nur  dem 
herrschenden  Stamme  und  den  römischen  Provinzialen  zu  gute  kam^. 
Nach  dem  Prinzip  der  persönlichen  Rechte*  lebte  jeder,  im  allgemeinen 
auch  die  Mitglieder  des  Klerus,  nach  dem  Rechte  seines  Stammes.  Die 
Eheschließung  erfolgte  nach  dem  Rechte  des  Mannes, -das  sich  auf  die 
Ehefrau  und  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder  übertrug*.    Die  Witwe  konnte 


"  Zeumeb,  533-571,  725.  "  Ebd.  599  ff. 

^  Außer  der  §  11  Anm.  1  angeführten  Litteratur  vgl.  Eichhobn,  St.  n.  R6.  I. 
264—393.  Gbimm,  RA.  403—621.  Laubbnob,  Anglosaxon  landlaw  (Essays  in  anglos. 
law  55—119).  YoüNO,  Angloeax.  famely  law  (ebd.  121—182).  Dahn,  Westgothisohe 
Studien  53—140.  Von  hier  an  konnte  ich  auch  die  ersten  Bogen  des  durch  die  Qttte 
des  Verfassers  ntir  schon  vor  der  Publikation  zuganglich  gewordenen  Handbuehes 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  von  Bbükkbb  benutzen. 

'  Vgl.  S.  219,  241.  Selbst  bei  Karls  capüula  quae  in  lege  seribi  iussimus,  die  in 
Italien  ohne  weiteres  Geltung  haben  soUten  (S.  242  f.),  erwies  sich  wenigstens  die 
ausdrückliche  Publikation  vor  dem  Volke  als  notwendig,  da  die  Bevölkerung  sich 
weigerte,  ohne  eine  solche  ea  obedire  nee  contenHre  neque  pro  lege  ienere»  Vgl. 
BoBBTius,  Gapitularia  I.  212.  Die  Decretio  Childeberts  U.  von  595  (S.  243)  war  auf 
dem  Märzfelde,  also  vor  dem  versammelten  Heere,  beschlossen.  Da  mag  es  nicht 
als  notwendig  erschienen  sein,  außer  der  Zustimmung  der  Großen  diejenige  des 
Volkes  noch  ausdrücklich  hervorzuheben. 

*  Vgl.  S.  222  f.  Über  die  Territorialgesetzgebung  der  Westgothen  seit  Chinda* 
sninth  vgl.  S.  227  f. 

^  Vgl.  S.  222,  besonders  SAViamr,  Gesch.  d.  rom.  R.  im  Mittelalter  I.  139  ff.,  155  ff.. 
167  ff.  Bbthmann-Hollwbq,  Germ.  rom.  Civilprozeß  I.  458.  II.  79ffl  Pardbssus, 
Loi  Salique  448  ff.  Stobbb  i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  VI.  29  ff.  Ober  die 
Auslegung  des  Capitulare  missorum  von  802,  c.  48  (Bobbtius  I.  104)  vgl.  Sohx, 
Reichs-  u.  Geriohtsverf.  174. 

^  Vgl.  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  I.  19  ff.  Ed.  Liutpr.  127.  Bei  der 
Verheiratung  einer  Langobardin  mit  einem  Römer  mußte  die  Munt  nach  langobar- 
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unter  die  Munt  ihrer  Familie  und  damit  unter  das  ihr  angeborene 
Stammesrecht  zurückkehren®.  Hatte  der  Mann  die  Munt  über  seine  Fraa 
nicht  erworben,  so  behielt  diese  ihr  früheres  Recht  und  die  Kinder  folgten 
wie  außereheliche  Kinder  dem  Rechte  der  Mutter.  Die  Kirche  als  juri- 
stische Person  lebte  nach  römischem  Recht.  Rechtsgeschäfte  wurden  nach 
dem  Rechte  des  Handelnden,  Veräußerungen  nach  dem  des  VeraußereK 
beurteilt.  Vindikation  und  Ersitzung  flüchtiger  Sklaven  richtete  sich  nach 
dem  Rechte  des  Vindikanten,  die  Ersitzung  von  Grundstücken  dag^en 
nach  dem  des  Besitzers.  Für  das  Erbrecht  war  das  Recht  des  Erblassers 
maßgebend,  doch  waren  den  Burgundern  Testamente  und  Schenkungen 
nach  römischem  Recht  gestattet.  Ebenso  hatte  der  Ribuarier  bei  Frei- 
lassungen die  Wahl  zwischen  den  Formen  seines  und  des  römischen 
Rechts.  Wo  bloß  dispositives  Recht  in  Frage  kam,  waren  jedem  willkür- 
liche Abweichungen  von  seinem  Stammesrechte  erlaubt^. 

Eine  persönliche  Rechtsfähigkeit  gab  es  nur  für  Freie,  nicht  für  Un- 
freie. Die  Hörigen  besaßen  Rechtsfähigkeit,  aber  gleich  den  unter  einer 
Munt  stehenden  Freien  nur  eine  beschränkte  Handlungsfähigkeit.  Die 
Rechtsfähigkeit  begann  nach  altgermanischem  Recht  erst  mit  der  Namen- 
gebung  und  Wasserweihe;  ein  Rest  davon  hat  sich  in  dem  westgothischen 
Recht  erhalten,  das  die  Erbfähigkeit  eines  neugeborenen  Elndes  erst  mit 
der  Taufe  eintreten  ließ,  während  dem  alamannischen  Rechte  der  Bewei.< 
einer  gewissen  Lebensfähigkeit  nach  der  Geburt  genügte®.  Idioten,  die  der 
Volksglaube  als  untergeschobene  Zwergenkinder  (Wechselbälge)  betrachtete, 
waren  rechtsunfähig  und  hatten  nur  Anspruch  auf  Gewährung  des  Lebens- 
unterhaltes aus  ihrem  Vermögen  •;   in   derselben  Weise  behandelte  eine 


(üschem  Becht  abgelöst  werden,  aach  blieben  bei  Immobiliaireraußernngen  der  Frau 
die  Formvorschriften  des  langobardischen  Rechts  in  Geltung.  Vgl.  Rosin,  Yeran^ 
rangsgeschäfte  der  Frauen  n.  lang.  Recht  64  f.,  67  f.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurd^ 
eine  solche  Frau  dann  auch  wohl  ungeachtet  ihrer  Verheiratung  als  nach  langobar- 
dischem  Rechte  lebend  bezeichnet,  woraus  Saviony  mit  Unrecht  den  Schluß  zieht 
daß  Ehefrauen  zwischen  ihrem  eigenen  Rechte  und  dem  ihres  Mannes  hätten  w&hlen 
können. 

•^  Mehr  sollte  wohl  auch  die  Bestimmung  Lothars  fQr  Italien  von  822— 82S 
(BOBBTius,  Oapitularia  I.  319  c.  16)  nicht  besagen. 

»  Vgl.  Ed.  Liutpr.  91. 

^  Für  das  ältere  Recht  vgl.  S.  61  Anm.  72;  Beünkbb,  RG.  I.  76;  Mkbskl  i.  d. 
Mon.  Germ.  Leg.  IIL  85,  Note  55.  Der  für  die  Namengebung  geltenden  neonnäeh- 
tigen  Frist  entsprechen  die  zehn  Tage  des  Westgothenrechts.  Vgl.  L.  Wis.  IT.  2. 
c.  17,  c.  18.  Bbükner,  a.  a.  O.  Anm.  41  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß 
das  Erfordernis  gewisser  Anzeichen  der  Lebensfähigkeit,  wie  Annahme  der  erstv^n 
Nahrung  im  Norden,  einstündige  Lebensdauer  und  Öffnen  der  Augen  in  Lex  Alam.  95. 
erst  auf  einer  jüngeren  Rechtsentwickelung  beruhe.    Vgl.  auch  Gbimm,  RA.  75.  410. 

•  Der  bekannte  Vers  in  Ssp.  L  4:  Uppe  altvile  unde  dverge  ne  irsHtfi  weder 
ISn  noch  erve,  der  auf  uralter  Überlieferung  beruht,  muß  aus  einer  hochdentscheB 
Formel  entstanden  sein,  während  die  vier  weiteren  Verszeilen  eine  späte»  niedei^ 
deutsche  Erweiterung  enthalten.  Ich  verdanke  diese  Bemerkung  und  die  im  Text 
gegebene  Erklärung  des  vielbestrittenen  cUtvil  einer  freundlichen  Mitteilung  des  Herrn 
Professor  J.  Zachbb. 
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singulare  Yorsohrift  des  langobardischen  Rechts  die  Tom  Aussatze  Be- 
fallenen, während  diese  nach  den  mittelalterlichen  deutschen  Rechtsquellen 
nur  erbunfahig  wurden,  ihr  bisheriges  Vermögen  aber,  soweit  sie  sich 
desselben  nicht  freiwillig  entäußerten,  behielten  ^^. 

Hinsichtlich  der  Handlungsfähigkeit  wurden  nicht  wie  im  römischen 
Rechte  Tier,  sondern  nur  zwei  Lebensalter  unterschieden".  Den  noch 
binnen  oder  unter  ihren  Jahren  befindlichen  Handlungsunföhigen  standen 
die  zu  ihren  Jahren  Grekommenen  (die  sich  gejährt  hatten)  als  handlungs- 
fähig gegenüber.  Die  Rechtshandlungen  der  ersteren  waren  nicht  an  sich 
ungültig,  konnten  aber  von  ihnen  nach  Eintritt  der  Handlungsfähigkeit 
einseitig  widerrufen  werden".  Bei  den.  meisten  germanischen  Stämmen 
trat  die  Handlungsföhigkeit  schon  mit  dem  vollendeten  12.  Lebensjahre 
ein";  die  Wesi^then  verlangten  14  oder  15,  die  Burgunder  und  Ribuarier 
15  Jahre  ^^  Bei  den  letzteren  hatte,  ähnlich  wie  später  nach  dem  Sachsen- 
spiegel, der  zu  seinen  Jahren  Grekommene  zunächst  noch  die  Befugnis, 
sich  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  durch  einen  defensor  vertreten  zu 
lassen".  tTberhaupt  aber  machte  sich  bei  einigen  Stämmen  schon  früh 
das  Bedürfnis  einer  Hinausschiebung  des  Mündigkeitstermines  geltend  ^'^ 

^^  Vgl.  Ed.  Both.  176.  Ssp.  I.  4.  Hartmanss  armer  Heinrich  (hersg.  v.  Wackeb- 
NAGEL)   y.  246  ff. 

"  Über  das  folgende  vgl.  Heusler  I.  55  f.,  199  ff.  II.  489.  Keaut,  Vormund- 
schaft I.  112  ff.  Bits,  Vormundschaft  I.  218  ff.  Gbium,  RA.  413  ff.  Schröder, 
Franken  41  f.;  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  141  ff. 

*•  L.  Burg.  87:  Minorum  aetaii  ita  credidifmis  coTutUendum,  ut  ante  XV  aetatii 
annos  eis  nee  libertäre  nee  vendere  liceat,  nee  donare,  Ut  &i  circumventiM  per  infan- 
tiam  fecerii,  nil  valebit  Ita  quod  ante  XV,  annum  gestwm  fuerit^  intra  ttlium  XV,, 
n  voluerit,  revocandi  haheat  potestatem.  Quod  si  intra  expressum  tempus  tion  revo- 
caveriij  in  sua  ßrmitate  permaneat.    Ed.  Liutpr.  58. 

^*  So  bei  den  salischen  und  chattischen  Franken  und  als  politischer  Mündigkeits- 
termin des  fränkischen  Beiches  (§17  Anm.  83),  bei  den  Friesen  (L.  Fris.  add.  sap. 
III.  c.  70,  vgl.  BiCHTHOPBN,  Mou.  Gcrm.  Leg.  III.  70,  Note  82),  Langobarden  (Ed. 
Both.  155),  Sachsen  (so  das  ganze  Mittelalter  hindurch),  Norwegern  und  Isländern 
(BiVB,  a.  a.  0.  I.  51  ff.),  wahrscheinlich  auch  bei  den  Baiem.  Über  das  alamannische 
und  thüringische  Becht  läßt  sich  nichts  Gewisses  sagen.  Die  Angelsachsen  verlang- 
ten anfangs  nur  10,  später  12  Jahre  (Hlothar  u.  Eadric.  c.  6.  Ine  c.  7,  2.  Aethelst 
II.  1.     Cnut  U.  20,  21). 

"  L.  Wisig.  n.  5,  c.  11.  IV.  3,  c.  1,  c.  4.  In  X.  1,  c.  17  scheint  noch  ein  Best 
eines  älteren  Termins  von  12  Jahren  vorzuliegen.  —  L.  Burg.  87  (Anm.  12).  L.  Bib.  81 
(Anm.  15).  Ober  das  ribuarische  Becht  als  Hausrecht  der  Karolinger  vgl.  S.  112  und 
Ordinatio  imperii  von  817,  c.  16  (Boretiüs,  Capitularia  I.  278). 

**  L.  Bibuar.  81:  Si  quis  homo  Mibuarius  defunetus  fuerit  vel  interfeettUf  et 
filium  reliquerit,  usque  XV,  anno  pleno  nee  causam  proseqttatur,  nee  in  iudicium  irUer- 
pellatus  responsum  reddat;  XV,  autem  anno  aut  ipsi  respondeat,  aut  defensorem  elegat. 
SimüUer  et  filia.    Vgl.  Ssp.  L  42  §  1. 

^*  Die  Westfranken  nahmen  später  den  Termin  von  15,  zuletzt  von  21  Jahren 
an.  Vgl.  Historische  Zeitschrift,  N.  F.  VII.  48.  Kraut,  a.  a.  O.  I.  188,  147.  Bei 
den  Langobarden  führte  Ed.  Liutpr.  19  den  Termin  von  18  Jahren  ein;  bei  Nor- 
wegern und  Isländern  waren  seit  dem  zehnten  Jahrhundert  15  und  16  Jahre  er- 
forderlich. Bei  den  Westgothen  trat  die  perfeeta  aetas  erst  mit  20  Jahren  ein.  Vgl. 
L.  Wis.  IV.  2,  c.  18.  3,  c.  3. 
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wobei  insbesondere  der  Umstand  ins  Oewioht  fallen  mochte,  daß  die  an 
die  individuelle  Reife  gebundene  Wehrhaftmachung  in  der  Regel  erst  er- 
heblich später  erfolgen  konnte  ^^. 

Ihre  volle  Bedeutung  hatten  die  Mündigkeitstermine  nur  for  freie 
Knaben,  deren  Vater  bereits  verstorben  war.  Sie  wurden,  sobald  sie  zu 
ihren  Jahren  gekommen  waren,  selbmündig^^,  während  die  in  der  Munt 
ihres  Vaters  stehenden  Jünglinge  erst  durch  die  Absonderung  aus  der 
Were  zu  voller  Handlungsfähigkeit  gelangten^.  Das  weibliche  Greschleeht 
blieb  nach  dem  älteren  Recht  zeitlebens  der  Munt  unterworfen,  doch  er- 
litt die  Geschlechtsvormundschaft  schon  in  dieser  Periode  vielfache  Ab- 
schwächungen  und  Ausnahmen  ^^. 

Durchaus  rechtsunfahig  waren  unfreie  Leute  ^^.  Sie  galten  nach  wie 
vor  als  Sachen  im  Eigentume  ihres  Herrn,  und  zwar  die  angesiedelten 
Knechte  (mansuarüj  masscarü)  als  unbewegliche,  die  unangesiedelten  (maat- 
cipia)  als  bewegliche  Sachen^'.  Was  sie  besaßen,  wurde  als  Herrengunst 
als  ein  ihnen  vom  Herrn  zur  Verwaltung  und  Nutzung  überlassenes  Peku- 
lium  angesehen  ^^.  Geschäftsfähig  waren  sie  nur  innerhalb  des  ihnen  vom 
Herrn  eingeräumten  Wirkungskreises**.  Für  Delikte  seiner  Knechte 
haftete  der  Herr'*. 

Begründet  wurde  die  Knechtschaft  nicht  mehr  durch  kri^erisehe 
Unterwerfung,  wohl  aber  durch  Kriegsgefangenschaft  *•,  durch  Abstanunung 


^^  Ygl,  S.  29,  62;  meine  Franken  82,  42.    Bbünkbb,  Beohtsgesohichte  I.  77. 

^^  Siehe  Anm.  20.  Vgl.  Bbünnbr,  BG.  I.  77  Anm.  46.  Quellen  z.  Gesch.  d. 
Stadt  Köln  HI.  Nr.  849  (1291):  tut  iuris  effecte,  quod  vulgariter  dicUur  9elfmumdig. 

»»  Vgl.  S.  62.    Bbunhiui,  a.  a.  0.  76  ff. 

'^  Vgl.  meine  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  I.  2.  Die  klassische  Stelle  übei 
die  GeschlechtsYormundschaft  ist  £d.  Both.  204:  NuUi  mulieri  liberctt  sub  regni  nosin 
ditionem  legis  Langohardorvm  viveniem  liceai  in  sui  potesiatem  arbilrium,  id  egtselp- 
mundia,  viverSy  nisi  semper  svb  potestatem  virorum  aut  certe  regit  debeatpermanere; 
nee  aliquid  de  res  mobiles  aut  inmobiles  sine  voluntate  illius,  in  cuius  mundium  fuerit, 
habeat  potestatem  donandi  aut  afienandi.  Bei  den  Burgundern,  Ost-  and  Westgothen. 
Baiern  and  Angelsachsen  gab  es  nur  noch  eine  zum  Teil  sehr  abgeschwächte  Gt^ 
schlechtsvormundschaft  für  Jungfrauen  und  £hefrauen,  nicht  mehr  ffir  Witwen.  Bei 
den  Bihuariern  galt  der  M&ndigkeitstermin  von  16  Jahren  auch  f&r  Mädchen.  V^L 
Anm.  15. 

'^  Jastbow,  Üher  das  Eigentum  an  und  von  Sklaven  n.  d.  deutsch.  Volkarechtea 
(Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIX.  626  ff.). 

"  Vgl.  S.  214. 

"  Vgl.  Ed.  Liutpr.  113  i.  f.  Aist.  12  i.  f.  L.  Wisig.  V.  4,  c.  13,  c.  15,  c  16l 
Westg.  Antiqua  c.  291  f. 

"  Vgl.  L.  Sal.  27,  §  26.  L.  Bib.  74.  Ed.  Both.  283.  Liutpr.  58,  78  L  t,  ST. 
notitia  de  actorihus  c.  5.  Westgoth.  Antiqua  c.  287.  L.  Wisig.  n.  5,  c  6.  Ed.  Both. 
284:  Servus  massaritis  licentiam  habeat  depeculio  suo,  L  e,  bove,  «oeeo,  eatfoUoy  nmud 
et  de  minuto  pecuUOf  in  socio  dare  atU  in  socio  recipere;  vindere  amtem  iwm,  msm  qnod 
pro  utilitatem  casae  ipsius  est,  quatinus  casa  prqfieiat  et  non  depereoL  Vgl.  L.  Wisig. 
V.  4,  c.  13.  Das  dem  Eurich  zugeschriebene  Edikt  (S.  227),  c.  16,  gestattete  den 
Dritten,  der  mit  dem  Knecht  ohne  Wissen  seines  Herrn  kontrahiert  hatte,  eine  be- 
schränkte BereicheruTigsklage. 

•*  Vgl.  S.  59,  175.  ••  Vgl.  Waitz,  IL  1,  S.  280. 
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von  einem  unfreien  Vater  oder  einer  unfreien  Mutter,  durch  Verheiratung 
mit  einem  Knecht,  unter  Umständen  durch  Verknechtung  zur  Strafe*^. 
In  Notfallen  konnte  der  Hausherr  auch  noch  in  dieser  Periode  Frau  und 
Kinder  in  die  Knechtschaft  verkaufen*®.  Von  besonderer  Bedeutung  war 
die  durch  Gerichtsurteil  oder  durch  freiwillige  Ergebung  des  zahlungs- 
unfähigen Schuldners  herbeigeführte  Schuldknechtschaft '^  Zwischen  obli- 
gatorischen und  strafrechtlichen  Schuldverhältnissen  wurde  dabei  im  allge- 
meinen nicht  unterschieden**.  Dabei  hielten  die  Volksrechte  nur  noch 
zum  Teil  an  der  Strenge  des  alten  Rechtes,  das  den  völligen  Verlust  der 
Freiheit  eintreten  ließ,  fest;  zum  Teil  vertraten  sie  schon  den  besonders 
von  der  Kirche  betonten,  durch  die  karolingische  Gesetzgebung  allgemein 
sanktionierten  und  auch  im  norwegischen  Recht  bereits  vertretenen  Stand- 
punkt, daß  die  Schuldknechtschaft  durch  Zahlung  der  Schuld  wiederauf- 
gehoben werde,  also  nicht  die  Aufhebung,  sondern  nur  die  Verpföndung 
der  Freiheit  bedeute'^.  Noch  weiter  ging  das  bairische  Recht,  das  die 
Schuldknechtschaft  nur  bis  zur  Abarbeitung  der  Schuld  dauern  ließ,  das 
Pfand  Verhältnis  demnach  als  eine  Art  Totsatzung  auffaßte'*.  Die  Quellen 
wissen  auch  von  einer  teilweisen  Verpfändung  der  Freiheit,  bei  welcher 
der  Schuldner  sich  nur  für  bestimmte  Wochentage  zu  Knechtesdiensten 


"  Vgl.  WiLDA,  Strafrecht  der  Germanen  517  f.  Waltbb,  RG.  II.  31.  Vgl.  Ed. 
Lintpr.  121. 

"  Vgl.  Brunnee,  RG.  L  75  f.    Vgl.  Anm.  32. 

*^  Vgl.  Kork,  De  obnoxiatlone  et  wadio  antiquissimi  iuris  Germanici,  Vratislaviae 
1863.  Köhler,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  20  ff.  Maurer,  Schuld- 
knechtschaft nach  altnord.  Recht,  1.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Mfinch.  Akad.  1874  (vgl.  Brikz, 
i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  XVI.  588  ff.),  v.  Meibom,  Pfandrecht  33  f.  Wilda,  Straf- 
recht 516  f.  Stobbe,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Vertragsrechts  179  f.  Waitz,  II.  1, 
S.  246  f.    IV.  338  f.,  520. 

'**  In  gewissen  Fällen  wurde  der  zu  einer  Komposition  Verurteilte,  wenn  die 
Zahlung  ausblieb,  dem  Kläger  nicht  zur  Schuldknechtschaft,  sondern  zur  Vollstreckung 
der  Rache  überwiesen.    Vgl.  §  12,  Anm.  29.    Ed.  Chilper.  c.  7. 

^^  Die  Langobarden  und  Westgothen  ließen  die  strenge  Schuldknechtschaft  nur 
noch  bei  Kompositionen  von  einer  bestimmten  Höhe  eintreten,  bei  geringeren  gestat- 
tete das  langobardische  Recht  seit  Liutprand  die  nachträgliche  Lösung,  während  das 
westgothische  hier  statt  der  Verknechtung  Prügelstrafe  eintreten  ließ.  Vgl.  £d.  Liutpr. 
63, 121,  152.  L.  Wisig.  VI.  4,  c.  2.  Vgl.  Karls  Capitulare  legi  Ribuar.  add.  von  803, 
c.  3:  Homo  ingenuui,  qui  mvlta  qucdihet  solvere  non  potuerit  et  fideiussores  non  ha- 
huerit,  liceat  ei  semeüpgum  in  tcadium  ei,  cui  debitor  est^  mittere,  usque  dum  mtdta, 
quam  debuit,  persolvat.  Vgl.  Capitula  legibus  add.  von  818—819,  c.  2  (Borbtius,  I, 
281).  Siehe  auch  Boretius,  Capitularia  I.  51,  c.  19.  114,  c.  8.  160,  c.  3.  166,  c.  1. 
Von  den  frankischen  Obnoxiationsformeln  vertreten  Form.  Marc.  IL  28  (Zbükbr,  S.  93) 
und  Cartae  Senonicae  4  (ebd.  187)  noch  den  älteren,  Form.  Andec.  18  und  Form. 
Bign.  27  (ebd.  237)  bereits  den  jüngeren  Standpunkt. 

•'  L.  Baiw.  II.  c.  1 :  si  vero  non  habet  ^  ipse  se  in  servitio  deprimat  et  per  sin- 
gulo9  menses  vel  annos,  quantum  lucrare  quiverit,  persolvat  cui  deliguit,  dofiee  debi- 
tum  Universum  resiituat.  Vgl.  ebd.  I.  c.  10:  si  non  habet  tantum  pecuniam,  se 
ipsum  et  uxorem  et  filios  tradat  ad  ecelesiam  illam  in  servitio,  usque  dum  se  redi- 
mere  possit 
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verpflichtete '^  Die  Ergebung  in  Knechtschaft  (obnoxiatio),  die  auch 
durch  andere  Notlagen  veranlaßt  sein  konnte ^^,  wurde  durch  einen  Er- 
gebungsakt von  Seiten  des  Knechts  und  einen  Besitzergreifüngsakt  von 
Seiten  des  Herrn  vollzogen '^  Anders  waren  die  Formen  bei  dem  Ter- 
geiselungsvertrage,  da  der  Geisel  zunächst  nicht  in  die  Knechtschaft,  son- 
dern nur  in  die  Gewahrsam  (custodia)  des  Empfangers  gegeben  wurde*^. 
Erst  wenn  die  durch  den  Vergeiselungsvertrag  sichergestellten  Verpflich- 
tungen nicht  erfüllt  wurden,  verlor  der  Geisel  seine  Freiheit;  auch  der 
Geisel  war  Pfand  (wadivm)^  wie  nach  dem  neueren  Rechte  der  Schuld- 
knecht,  aber  nicht  Nutzpfand,  wie  dieser,  sondern  Verfallpfand  •^. 

Die  Knechtschaft  endigte  in  gewissen  Fällen  von  Rechts  wegen  zur 
Strafe  für  den  Herrn'®,  in  allen  anderen  durch  Freilassung***.  Die  Frei- 
lassung ohne  ausdrückliche  Freizügigkeitsbewilligung  erhob  den  £neeht 
nur  in  den  Stand  der  Hörigen*®;  die  Freilassung  mit  Freizügigkeits- 
erklärung machte  den  Knecht  wie  den  Hörigen  zum  Volkfireien**.  Es 
bestand  aber  noch  ein  Unterschied,  der  sich  aus  der  verschiedenartigeu 
Stellung  des  Freigelassenen  im  Falle  einer  Anfechtung  seiner  Freiheit 
ergab.     Die  dem  Freigeborenen  in  solchen  Fällen  zustehende  Bemfong 


"  Vgl.  Form.  Andec.  38  (37).  Form.  Marc.  11.  27.  Cartae  Senonicae  3  (Zeümei. 
S.  186).    Ro2afeEE,  Nr.  371—378. 

^  Vgl.  Da  Canqb,  Glossarium,  s.  v.  obnoxiatio.  Form.  Visig.  32.  Andecar.  % 
3,  19,  25.  Arvem.  5.  Turon.  10.  Roziäbb,  Nr.  44—46,  48—50.  L.  Baiw.  VH 
c.  4.  L.  Alam.  I.  c.  1.  Westg.  Antiqua  c.  300.  Nach  L.  Wisig.  V.  4,  c  10  sollte 
die  freiwillig  eingegangene  Knechtschaft  stets  löshar  sein. 

'*  Der  Knecht  beugte  den  Nacken  unter  den  Arm  oder  den  Gürtel  (brachinm 
oder  bracile)  des  Herrn,  oder  unter  das  Glockenseil;  der  Herr  ergriff  ihn  bei  den 
Haaren.  VgL  Form.  Bignon.  27  (26)  und  die  Bemerkung  von  Zeukbb,  Formulae  237, 
Note  1.  KoBN,  a.  a.  O.  15  f.  Gbimm,  RA.  147,  328.  Sohk,  Reichs-  a.  Gericht»- 
yerfassung  550,  Note  15.  Daß  es  sich  dabei  nicht,  wie  bei  der  Adoption,  um  ein  Ab- 
schneiden, sondern  um  ein  Ergreifen  bei  den  Haaren  handelte,  ergiebt  sich  u.  a.  ans 
Cod.  dipl.  Oavensis  I.  Nr.  106  (894):  per  capillis  capitis  sui  se  ipso  T,  eonprendert 
fedmus.  Bei  den  Franken  war  es  später  üblich,  daß  der  sich  Ergebende  vier  Denar« 
auf  seinen  Kopf  legte  (vgl.  Bbunneb  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  z.  Andenken  an  Waitz. 
S.  65  f.),  womit  sich  die  indische  Sitte,  einen  Strohhalm  auf  den  Kopf  zu  legen  (Tgl. 
KoHLBB,  i.  d.  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  VI.  199  f.)  yergleichen  läßt 

'•  Vgl.  S.  56,  65  Anm.  91.  Über  die  custodia,  der  die  Geiseln  übergeben  wur- 
den, vgl.  BoBBTius,  Capitularia  I.  233  f. 

•'  Vgl.  Gregor.  Tur.,  hist.  Franc.  III.  c.  15:  MulM  tune  ßlii  senatorwm  in  hat 
obsidione  dati  sunt,  sed  orto  iterum  inter  reges  scandalum,  ad  servicium  pMicum 
sunt  addicti;  et  quicumque  eos  ad  costodiendum  accepit,  servus  sibi  ex  his  fedL 

"  Vgl.  L.  Burg.  107  (addit.  11.),  c.  2.  L.  Wisig.  IX.  1,  c.  10.  XII.  2,  c,  12—14. 
Nach  Ed.  Liutpr.  140  bedurfte  es  auch  in  solchen  Fällen  noch  der  Freilassung  auf 
praeceptum  des  Königs. 

«•  Vgl.  S.  214  ff. 

*®  Vgl.  Bbunneb,  RG.  L  98,  Anm.  15,  100,  Anm.  27.  Derselbe  macht  mit  Recht 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Öffentlichkeit  des  Freilassungsaktes  den  Mangel  der  Frei> 
zügigkeitserklärung  nicht  ersetzen  konnte. 

^^  Vgl.  Bbunneb,  RG.  I.  99.  Auf  die  Freizügigkeitserklärung  bezieht  sich  wohl 
auch  das  se  foris  mittere  der  L.  Franc.  Cham.  c.  12. 


rC'd.fL- .  Aful-scIu;  Egdtfeppad 


'i^'jgnni  k  DcTii 


Vefla^  vwx  Veit  X.  Ccutip.  iix  Leipsdg. 


i 

I 


apT  >  Jintt^Jifr  gpdftagftidifcMf 


lafelTI^ 


R  l  B   U  A  R   I H   K   S 

und  dri 

smgroiizendeii  Gebiele.   f^ 

'  Solist^  f  n  dm/iisdif  SmiM 


.„ ^ifMm^ 

'^       Dir  GtJiifSßtinarimMs.  ^siilaiid  u , 


^.AsiMi  ra^ 


VM(ii.rr  AlH'l««,T--«['r]: 


Verlag  von  Vt»lt  S^  Contp  mLeip«i| 


1 


Die    Gaue 
RIBUARICN« 

angriMiz enden  Cebiclo  .   f^ 


r       1  Saliscftr  u  c/ialiistlir  Gmtif 
Dir  0ftt4^^Sal/tmfHfnjth\  MrmtifUifl  ti 


a  g  u  s  #ab  r  e  n  s  i  s         (^^  /|£t  ^  V  ^ 

Ö  fi  1 1    vo  ti    G  r  e  f  i\  \\'  i  c  ]i 


Wlt^ll«!    4  |>*!MM4,Jj*tpR;^ 


VcrlAJi  yoa  VVit^  Cnwm.iK  Jieipaig 


r .  <^«»Tiy«iy<*h<>  Hftchts  gea  c*^^  fTvtf , 


D  ie  Kreis  eint e  iluag 

EUTSCHE^N   REICHES 

na  eil  1321. 


TalfelJUkir. 


Bebtet  dts^emetnatBedUs 

gtnuebtat  LanäredUs 

gerUAm  6eset*lmdiea 
L-J  Gebtetd.badisaiJiandndUs 
C^IJ      .     >  Codtara 

I I     »     '  öst&räMsdURMtp 

gertidun  Gesttmbudies  (ö- 

storriA.v..  iatnJmt  'Redmür,  i 

L^  ftWrf  eLMr^GBK/AAxdJIbiaiande 


Wagner  &  D<'1)pr. Leipzig 


Terlog  von  Veit  ie.  Comp,  in  Lfdpzl^. 


§  35.    Das  Privatrecht. 


257 


auf  das  Zeugnis  seiner  Verwandten  war  dem  Freigelassenen  naturgemäß 
verschlossen.  Bei  der  fränkischen  Denarfreilassung  und  der  langobar- 
dischen  Freilassung  in  pans  (in  votum  regis)  genügte  der  königliche  Frei- 
lassungsbefehl und  der  auf  Grund  desselben  ausgestellte  Freibrief  des 
Königs  *2.  Bei  der  langobardischen  Freilassung  per  gaireihinx  erhielt  der 
Freigelassene  drei,  bei  der  chama vischen  per  haniradam  sogar  elf  Frei- 
lassungsbürgen, die  das  Verwandtenzeugnis  des  Freigeborenen  vollkommen 
ersetzten*^.  In  allen  anderen  Fällen  bedurfte  der  Freigelassene  zu  seiner 
Verteidigung  wie  im  römischen  Recht  eines  assertor  libertatis,  und  zwar 
nicht  bloß  für  seine  Person,  sondern  auch  für  seine  Nachkommen.  Dies 
war  der  Grund  für  das  erbliche  Schutzverhältnis  der  Freigelassenen  unter 
dem  früheren  Herrn  oder  demjenigen,  dessen  Schutze  dieser  sie  über- 
wiesen hatte,  worunter  im  Zweifel  der  von  ihm  mit  der  Vornahme  der 
Freilassung  beauftragte  Treuhänder  verstanden  wurde**.  Nur  die  Stellung 
dieser  volkfreien  Schutzhörigen  zu  ihrem  Herrn  wurde  als  reines  Munt- 
verhältnis  aufgefaßt,  während  die  Freigelassenen  erster  Klasse  volkfrei 
und  muntfrei,  die  Freigelassenen  dritter  Klasse  aber  weder  volkfrei  noch 
muntfrei,  sondern  nur  halbfrei  wurden**.  Nur  der  Herr  des  Schutzhörigen 
wird  in  den  Quellen  stets  als  Muntherr  (patronus,  defensor)  bezeichnet, 
wogegen  die  der  Hörigen  regelmäßig  domini  und  nur  ausnahmsweise  patroni 
heißen*^.    Es  ist  demnach  nicht  zulässig,  das  Gewaltverhältnis,  unter  dem 


**  Vgl.  Brunneb,  Freilassung  durch  Sohatzwurf  (siehe  §  29,  Anm.  56)  57.  Daher 
die  erst  im  7.  Jahrh.  anfgehobeue  absolute  Wirkung  der  Freilassung  durch  Schatz- 
wurf (S.  217).  Das  langobardische  Recht  ließ  nur  die  von  dem  wahren  Eigentümer 
ausgegangene  Freilassung  zu.    Vgl.  Ed.  Liutpr.  51,  52. 

"  Vgl.  Ed.  Roth.  224.  L.  Franc.  Cham.  10,  11.  Siehe  8.217.  Zeitschr.  f.  RG. 
XX.  54.    Bbunner,  R6.  I.  100.    Pappenheim,  Launegild  und  Qarethinx  87,  Anm.  28. 

**  Vgl.  Bbunneb,  RG.  I.  100.  LöNiNO,  Kirchenrecht  der  Merovinger  231  fi. 
Maybb,  Entstehung  der  Lex  Rihuariorum  142—169.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  23  (wo 
aber  Z.  6  und  7  die  Worte  „das  Edikt  Chlothars"  und  „das  austrasische  Gesetz" 
durch  einen  Druckfehler  verwechselt  sind).  Hinsichtlich  der  durch  die  Hand  des 
Priesters  vor  dem  Altar  Freigelassenen  nahm  die  Kirche  das  unbedingte  Patronats- 
recht  in  Anspruch,  das  ihr  aber  selbst  in  dem  Edikt  Chlothars  11.  von  614  noch 
nicht  zugestanden  wurde.  In  Austrasien  sind  dann  nach  Ausweis  der  L.  Rib.  58,  1 
die  kirchlichen  Ansprüche  im  Laufe  des  7.  Jahrh.  zur  Anerkennung  gelangt,  während 
in  Westfranken  auch  fernerhin  die  Herren  das  Recht  ausübten,  ihre  freigelassenen 
Knechte  einem  beliebigen  Schutzherrn  zuzuweisen.  Um  seine  Freiheit  gegenüber 
dem  Freilasser  und  seinen  Erben  sicher  zu  stellen,  hatte  der  Freigelassene  nach  Ed. 
Liutpr.  55  von  Zeit  zu  Zeit  gerichtliche  Verwahrung  einzulegen.  Die  Muntleute  des 
Königs  und  der  Kirchen  waren  der  Immunitätsgerichtsbarkeit  unterworfen,  und  zwar 
schon  durch  ihre  Person,  nicht  erst,  wie  sonstige  Immunitätseinsassen,  durch  ihren 
Wohnsitz.    Vgl  S.  174  ff.    Zeitschr.  f.  RG.  XX.  24.  L.  Rib.  58,  1. 

*^  Ed.  Roth.  224.   Vgl.  S.  217  f.  Brtt»ner,  RG.  I.  242  ff.  Walter,  BG.  §§  411—15. 

*^  L.  Fris.  IX.  c.  9—13  unterscheidet  streng  zwischen  dem  fiUor  der  Freien  und 
dem  dominus  der  Liten.  Ebenso  hat  der  sächsische  Lite  einen  dominus  (L.  Saz.  18, 
50),  die  ft-eie  Frau  und  der  liber  suh  tutela  nobüia  cuiuslibet  einen  tutar  (ebd.  42, 
43,  45,  64).  Der  Schutzherr  der  volkfreien  Muntleute  der  Langobarden  hei&t  patronus 
(Roth.  224,  3.  225),  der  Herr  des  Aldius  meistens  dominus,  nur  zuweilen  patronus, 
R.  ScBBdMB,  Deutichf  Bcchtefretehlehtt.  17 
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die  Hörigen  sich  befanden,  mit  der  ihm  nur  teilweise  entsprechenden 
familienrechtlichen  Munt  über  Freie  zu  identifizieren  und  die  der  Horigen- 
stellung  eigentümlichen  Normen  für  alte  Bestandteile  des  Muntrechts.  die 
in  den  familienrechtlichen  Beziehungen  durch  allmähliche  Abschwächung 
verloren  gegangen  seien,  zu  erklären  *^ 

Unter  den  Hörigen  (Aldien,  Liten,  Barschalken,  Barleuten)  nahmen 
die  langobardischen  Aldien  die  tiefste  Stellung  ein,  indem  ihnen  gleich 
den  Unfreien  jede  selbständige  Verfügung  über  ihr  Vermögen  abgingt, 
während  die  Hörigen  bei  den  übrigen  Stämmen  Vertrags-  und  deliktsfahig 
waren  und  über  ihr  bewegliches  Vermögen  frei  verfügen  konnten**.  Im 
Familien-  und  Erbrecht  scheinen  die  Hörigen  innerhalb  des  Kreises  ihrer 
unter  demselben  Herrn  stehenden  Genossen  allgemein  den  Freien  gleich- 
gestanden zu  haben  "^;  zu  Ehen  mit  Ungenossen  bedurften  sie  der  Ge- 
nehmigung des  Herrn  *^;  im  Erbrecht  wurden  die  nicht  unter  demselben 
Herrn  stehenden  Verwandten  jedenfalls  durch  den  Herrn  ausgeschlossen. 
Eine  eigentümliche  Beschränkung  des  Erbrechts  bestand  auch   für  die 


Vgl.  B008,  Liten  and  Aldionen  49  f.  Über  den  salischen  dominus  leii  vgl.  L.  Sil. 
26,  1.  Die  L.  Franc.  Cham.  44  nennt  den  Herrn  des  Liten  senior,  was  mit  der  An- 
näherung der  Liten  an  die  Schatzhörigen  seit  Karl  dem  Großen  zusammenhängen  mag. 

*'  Vgl.  S.  51,  Anm.  9.    Bbünneb,  RG.  L  71  f. 

^"  Die  Anm.  24  angef&hrten  Bestimmungen  beziehen  sich  auf  Knechte  und  Al- 
dien zugleich,  es  ist  daher  wohl  nur  ein  Bedaktionsfehler,  wenn  Ed.  Roth.  235  (im 
Gegensatze  zu  238)  nur  von  Verfügungen  über  unbewegliche  Sachen  und  Knechte 
der  Aldien  redet.  Die  von  den  Aldien  verwirkten  Bußen  mußten  die  Herren  b«- 
zahlen,  vgl.  Roth.  258.  Liutpr.  121.  Übrigens  wurde  den  Königsaldien  durch  Capit 
Italicum  v.  801,  c.  6  (Bobbtiüb,  I.  205)  die  Gleichstellung  mit  den  Liten  und  Fis- 
kalinen gewährt. 

^'  Das  Veräußerungsverbot  des  6.  salischen  Kapitulares,  c.  8  (Bbhbbkd,  Lex 
Salica  S.  111)  bezieht  sich  hinsichtlich  des  libertus  wohl  nur  auf  unbewegliche  Sachen. 
Daß  die  sächsischen  Liten,  die  doch  am  freiesten  gestellt  waren,  über  Grundstücke 
nicht  verfügen  konnten ,  ergibt  sich  aus  der  Analogie  von  L.  Sax.  64.  Über  Schuld- 
vertrage  (fides  facta)  von  Liten  vgl.  L.  Sal.  50,  1,  über  Boßezahlungen  derselben  S. 
sal.  Kapitulare  c.  2  (Bbhbend,  Lex  Salica  S.  98),  Pact.  Child.  et  Chloth.  c.  8  lebd. 
102),  L.  Sax.  36,  Capit.  de  part.  Sax.  19,  20,  21 ,  Capit.  Sax.  3,  5,  L.  Fris.  L  8—10. 
U.  9.  UL  4.  VII.  2.  IX.  2.  16,  über  Loskauf  mit  eigenen  Mitteln  L.  Fris.  XL  2. 
L.  Burg.  57,  £d.  Roth.  216.  Der  friesische  Lite  konnte  Liten  in  seinem  Vermögeo 
haben  und  selbst  mit  Freien  Verträge  abschließen,  wodurch  sich  ihm  diese  zu  Liten- 
recht  ergaben.    Vgl.  L.  Fris.  XI.  1. 

^  Der  langobardische  Aldius  konnte  mundivm  faeere  und  seiner  Frau  eine 
Morgengabe  bestellen;  trat  sie  aber  nach  seinem  Tode  wieder  aus  der  Gewalt  des 
Herrn,  so  mußte  alles  für  sie  Aufgewendete  zurückgegeben  werden.  Roth.  216. 
Liutpr.  126.  Wenn  schon  die  langobardischen  Aldien,  wie  aus  Roth.  216  hervorgehL 
mindestens  ein  Descendentenerbrecht  besessen  haben,  so  können  die  deutschen  Hörigen 
jedenfalls  nicht  schlechter  gestellt  gewesen  sein.  Unbedingtes  Herrenerbrecht  ve^ 
muten  Bbuknxb,  RG.  L  102,  Hbüsleb,  I.  140,  Amira,  Erbenfolge  143.  L.  Franc. 
Cham.  14  betrifft  nur  die  Beerbung  eines  Freigelassenen.  Die  Verwandten  eines  er- 
schlagenen Liten  erhielten  bei  den  Friesen  einen  Teil  des  Wergeides.    Vgl.  S.  21& 

'^  Das  Prinzip  ergibt  sich  aus  Liutpr.  139  und  arg.  e.  contr.  aus  der  Ausnahme- 
bestimmung für  die  Königsliten  (nicht  Litinnen)  in  L.  Sax.  65.  Vgl.  auch  L.  Fris. 
IX.  c.  11—13.    Bbunnbb,  BG.  I.  102. 


§  85.    Das  Privatrecht. 


259 


Freigelassenen  ersten  und  zweiten  Grades:  da  die  Freilassung  für  sie  die 
bisherigen  Verwandtschaftsbande  zerschnitten  hatte,  so  stand  ihr  Nachlaß 
und,  falls  sie  erschlagen  waren,  ihr  Wergeid  nicht  den  Verwandten,  sondern 
dem  Schutzherrn,  bei  den  höchsten  Freigelassenen  dem  König  zu.  Bei 
den  Franken  und  Angelsachsen  schloß  dies  herrschaftliche  Erbrecht  selbst 
die  lünder  aus**,  während  diese  nach  den  übrigen  Rechten  vorgingen*?. 
Da  übrigens  dies  königliche  Patronatserbrecht  nur  ein  subsidiäres  Erbrecht 
gegen  den  als  verwandtenlos  geltenden  Freigelassenen  selbst  war,  so  er- 
streckte es  sich  nicht  mehr  auf  seine  in  der  Freiheit  geborenen  Kinder, 
die  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  von  ihren  Kindern  beerbt  wurden". 
Auf  dem  Gebiete  des  Sachenrechts  hatte  sich  durch  die  Ausbildung 
des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  (§  28)  eine  bedeutende  Ver- 
änderung vollzogen.  Während  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  fahrenden 
Habe,  dem  System  des  Tausch  Verkehrs  entsprechend,  vornehmlich  darin 
bestand,  daß  Habe  Geld,  d.  h.  Tausch-  oder  Zahlungsmittel,  war,  lag  die 
Bedeutung  des  Grundbesitzes  nicht  in  dem  Veräußerungswert,  sondern  in 
dem  Nutzungswert.  Die  bewegliche  Sache  kam  demgemäß  rechtlich  nach 
ihrer  Substanz,  die  unbewegliche  nach  der  Rente,  die  sie  abwarf,  in  Be- 
tracht. Die  beweglichen  Sachen  hießen  Habe  fahd.  haba^  mnd.  Jiave,  mlat. 
averej  averium)  oder  pecunia^^,  auch  varantscaz^j  der  Grundbesitz  terra, 
res,  vornehmlich  aber  possessio,  proprietas,  hereditasj  ahd.  eigan,  arbi, 
erbi^\  wobei  die  überwiegende  Bedeutung  des  unbeweglichen  Vermögens 


"  Vgl.  Brunmer,  RG.  L  98,  244.  Zeumbb,  Beerbung  der  Freigelassenen  durch 
den  Fiscus  nach  frank.  Becht,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXUI.  189  ff.  Bore- 
Tiüs,  Capitularia  I.  118,  c.  9,  10,  158,  c.  4—6,  171,  c.  6.  L.  Franc.  Cham.  12,  14. 
Leg.  Wihtraed.  8.  An  Verfügungen  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  war  der 
Freigelassene  durch  das  Patronatserbrecht  nicht  behindert.  Vgl.  Form,  imperial.  38 
(Zeumer,  Formulae  815  f.).    Ed.  Both.  225. 

"  Vgl.  Ed.  Roth.  224,  1.  8,  225.  Liutpr.  77.  L.  Wisig.  V.  7.  c.  13,  14.  L.  Rib. 
57,  4.  58,  4.  61.  1.    L.  Alam.  17. 

^*  Dies  ist  die  Bedeutung  der  Cap.  legi  Ribuar.  add.  v.  808,  c.  9  (Borbtiüs, 
I.  118):  Homo  denarialis  non  ante  haereditare  in  »uam  agncUionem  poterity  quam 
ttsque  ad  terciam  generacian^m  proveniat, 

**  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  23  f.  Nissl,  Gerichtsstand  des  Clerus  184. 
Haltaus,  Glossarium  s.  v.  habe.    Du  Canoe,  Glossarium  s.  y.  averium,  haver. 

^*  Steinmbter  u.  Sieysrs,  Glossen  11.  185.  Vgl.  ebd.  I.  287  pectUium:  sun- 
tarscaz.  Die  Grundbedeutung  von  Schatz  war  Vieh,  Geld.  Vgl.  S.  185,  Anm.  18. 
Grimm,  RA.  565.  Dasselbe  war  der  Fall  bei  altn.  lausafS  (loses  Vieh)  und  ags.  u. 
altschwed.  orf,  ags.  yrfe.  Vgl.  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  640.  Gbimm,  DWB.  IIL 
708  f.  RA.  565.  Enger  war  die  Bedeutung  von  ahd.  rouh  (mlat.  rauba,  spolium,  irz, 
robe),  worunter  ursprünglich  nur  verstanden  wurde,  was  der  Mensch  an  Kleidungs- 
stücken und  sonst  bei  sich  trug.  Erst  allmählich  hat  das  Wort  eine  weitere  Be- 
deutung angenommen.  Vgl.  §  40,  Anm.  107.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  20.  Stein- 
KEYER  U.  SlBVBRS,  I.  647,  649. 

*^  Vgl.  Anm.  76.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  93.  Nissl,  a.  a.  0.  145  f. 
Grimm,  RA.  492  ff.  DWB.  III.  96,  709  f.  Die  entsprechenden  deutschen  Ausdrücke 
ergeben  sich  aus  Steinmbybr  u.  Sibvers,  I.  699  hereditatibus :  eiganun,  742  possessio 
ones:  eigan,  11.  431:  predia:  eigen,  vgl.  11.  116,  I.  148  f.  possessionis',  arpi.    Eine  bloß 
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auch  darin  hervortrat,  daß  die  letztgenannten  Ausdrücke   das  aiif  dem 
Gute  befindliche  Wirtschaftsinventar  mitumfaßten^^. 

Das  Mobiliarsachenrecht  stand  noch  unter  dem  Banne  des  altger- 
manischen Bechts:  hatte  dieses  dem  Eigentümer  nur  einen  beschränkten 
Rechtsschutz  durch  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Diebstahls  und  der 
rechtswidrigen  Yorenthaltung  von  Sachen  gewährt  ^^,  so  beschränkte  sieh 
auch  die  dingliche  Klage ,  mit  welcher  der  Eigentumer  jetzt  seine  Sadie 
verfolgen  konnte,  auf  die  Fälle  dieblicher  oder  raublicher  Entwendung 
oder  arglistiger  Verweigerung  der  Rückgabe  seitens  dessen,  dem  der  Eigrai- 
tümer  die  Sache  anvertraut  hatte ^^.  Eine  Klage  gegen  den  Dritten,  an 
den  die  Sache  aus  der  Hand  des  Vertrauensmannes,  mdt  oder  ohne  dessen 
Wissen,  gekommen  war,  hat  es  auch  während  des  Mittelalters  noch  nicht 
gegeben ^^.  Dem  entsprach  es,  daß  die  Verpfandung  einer  beweglichen 
Sache  nur  durch  Hingabe  als  Faustpfand  erfolgen  konnte  ^^  Das  Pfand 
blieb  Eigentum  des  Schuldners  ^^  und  mußte  diesem,  wenn  er  die  Losung 
rechtzeitig  anbot,  bei  Strafe  zurückgegeben  werden®*.  War  das  Pfand 
ohne  Schuld  des  Gläubigers  untergegangen,  so  hatte  der  Pfandgeber  den^ 
Schaden  zu  tragen  *^  Unterblieb  die  Lösung,  so  verfiel  das  Pfand  dem 
Gläubiger  zu  Eigentum,  und  zwar  ursprünglich  ohne  Anrechnung  auf  die 
Schuld,  so  daß  der  Pfandverfall  nur  eine  Strafe  für  die  Säumnis  war^. 
Die  Überweisung  des  Pfandes  an  den  Gläubiger  zum  Zweck  seiner  Be- 
friedigung erfolgte  zunächst  nur  bei  dem  genommenen  Pfände,  von  dem 
erst  bei  der  Darstellung  des  Gerichtsverfahrens  näher  zu  handeln  sein 
wird%  doch  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  auch  das  vertragsmäßige 
Pfandrecht  schon  in  dieser  Periode  neben'  dem  Straf^fande  das  Exekutions- 
pfand gekannt  hat*®.  Dem  Westgothenrechte  war  unter  dem  Einfluß 
des  römischen  Rechts  selbst  das  Distraktionspfand  geläufig  geworden^. 
Die   technische  Bezeichnung  des  gegebenen  Pfandes  war  ß^'ette  (wadkt. 


wörtliche,  sachlich  unrichtige  Ühersetzung  II.  187  inmobiles:  unvaratUa  scctza.  Über 
das  fränkische  alodis  Tgl.  S.  200,  Anm.  28. 

*•  Vgl.  NissL,  a.  a.  O.  146.  *»  Vgl.  S.  79,  86. 

•°  Vgl.  §  37.    Hbublbb,  n.  6  f.  •»  Vgl.  §  61. 

*'  Über  das  Folgende  vgl.  v.  Mbibom,  Das  deutsche  Pfandrecht  248—260,  deasen 
Darstellung  nur  durch  die  Einmischung  der  Wadia  als  Scheinp&nd  beim  Schuldver- 
sprechen  beeinträchtigt  wird.  Die  Quellen  gedenken  des  Faustpfandes  häufig.  VgL 
L.  Sal.  40,  4.  50,  2.  Karls  d.  Qr.  Cap.  de  Judaeis,  c.  1  f .  (Bobbtius,  258).  Capit 
Ansegis.  I.  c.  88  (ebd.  407),  c.  1.  X.  de  pign.  et  aliis  cautionibus  (III.  21).  L.  Baiw. 
XVII.  c.  3  nebst  Mkbkbl's  Note  48  (Mon.  Germ.  Leg.  III.  327). 

*3  Für  den  von  einem  verpfändeten  Knecht  oder  Tier  angerichteten  Schaden 
haftete  nach  L.  Alam.  89,  2  und  L.  Fris.  add.  sap.  VIII.  c.  1  der  Schuldner  als  Eigen- 
tümer, dagegen  nach  Ed.  Liutpr.  110  der  Gläubiger  wegen  mangelhafter  custodia. 

•*  Vgl.  L.  Wisig.  V.  6,  c.  4.  «^  Vgl.  Mbibom,  a.  a.  0.  253  f. 

*•  Vgl.  L.  Baiwar.  XVI.  c.  10:  Qui  arra4  dederit  pro  quacumque  rCj  pretium  co- 

gaiur  inplere,  quodplaeuit  emptori,  ei  si  non  aocurrerit  ad  diem  constitutum , 

tunc  perdat  arras,  ^t  pretium  quod  debuit  impleat.    Vgl.  Anm.  153. 

"  Vgl.  §  37.  ••»  Vgl.  Mbib9M,  a.  a.  O.  270. 

«  L.  Wisig.  V.  6,  c.  3.    Vgl.  Meibom,  258  fr.  . 
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wadiumy^j  im  Gegensatze  zu  pfantj  womit  ausschließlich  das  genommene 
Pfand  bezeichnet  wurde  ^^ 

Während  die  volle  Herrschaft  über  eine  Sache,  die  Oewere  (vestUuray*, 
bei  beweglichen  Sachen  durch  die  körperliche  Gewahrsam  zum  Ausdruck 
kam,  beruhte  die  Gewere  an  unbeweglichen  Sachen  auf  der  Nutzung ''. 
Das  römische  Recht  erkannte  nur  das  Eigentum  als  Herrschaftsrecht  über 
die  Sache,  als  das  dingliche  Recht,  an,  der  Besitz  war  ihm  die  „that- 
sachliche  Existenz  des  Eigentums^S  die  „thatsachliche  Eonstatierung  der 
Eigentumsabsicht"  ^*;  alle  übrigen  dinglichen  Rechte  waren  bloße  iura  in 
re  aliena  zu  Lasten  des  Eigentums,  die  Berechtigten  hatten  die  Sache 
nur  in  detentione,  nicht  in  possessione.  Dagegen  erschien  dem  deutschen 
Recht,  infolge  seiner  Auffassung  der  Gewere,  jedes  die  Nutzung  einer 
unbeweglichen  Sache  enthaltende  Recht  als  volles  Herrschaftsrecht  über 
dieselbe,  die  einzelnen  dinglichen  Nutzungsrechte  waren  ihm  gleichwertig, 
es  unterschied  nur  Spielarten  innerhalb  eines  und  desselben  Begriflfes. 
Nicht  die  verschiedene  juristische  Natur,  sondern  die  größere  öder  geringere 
Dauerbarkeit  begründete  die  Unterscheidung  zwischen  vererblichem  Eigen- 
tum, lebenslänglichem  Eigentum  und  Leibzucht,  Lehnrecht  und  Leiherecht, 
ablösbarer  Satzung  und  vormundschaftlichem  Nutzungsrecht  ^^  Damit 
war  der  Kreis  der  dinglichen  Rechte  im  Gebiet  des  Immobiliarsachen- 
rechts  erschöpft.  Alle  dinglichen  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  waren 
Nutzungsrechte,  der  ihnen  korrespondierende  thatsachliche  Bestand  war 
die  Gewere^®.  Prädialservituten  und  Reallasten  galten  gleich  den  nutz- 
baren Regalien,  dem  Kirchenpatronat  und  verschiedenen  Geföllen  öfiFentlichen 
Rechts  als  fundierte,  d.  h.  mit  einer  bestimmten  Stätte  verbundene  Ge- 
rechtigkeiten und  somit  als  unkörperliche  unbewegliche  Sachen,  die  für 
sich  oder  als  Zubehör  eines  Grundstücks  Gegenstand  einer  Gewere  oder 
eines  dinglichen  Rechtes  sein  konnten,  ohne  an  sich  selbst  als  dingliche 
Rechte  behandelt  zu  werden  ^^. 


'^  Vgl.  S.  54.    Die  Quellen  gebrauchen  außerdem  pignu9  und  arrha. 

^^  Vgl.  Meibom,  24  f.  Riohthofbm,  Mon.  Qerm.  Leg.  III.  694,  Note  59.  Der 
älteste  Beleg  ist  L.  Fris.  add.  aap.  VIII.  o.  2:  per  vim  nutulit  pignoris  nomine  quod 
pant  dicunt.  Das  Wort  ist  altfranzosischen  Ursprungs.  Vgl.  Disz,  WB.  d.  roman. 
Spr.  II  c.  8.  V.  pan, 

"  Über  das  Wort  vgl.  S.  51.    Heüslbb.  Gewere  1. 

^^  Gegenüber  früheren  falschen  Vorstellungen  zuerst  nachgewiesen  in  der  vor- 
trefflichen Monographie  yon  Heubleb,  Die  Gewere,  1872.  Vgl.  Heublbb,  Institutionen 
II.  20  ff.,  189  ff. 

'^  Vgl.  Ihbbikq,  Beitr.  z.  Lehre  vom  Besitz  178,  195. 

"  Vgl.  Heuslbb,  IL  13  ff.  Bbünneb,  Die  Landschenkungen  der  Merovinger  (Ab- 
druck a.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Berliner  Akademie  LII.)  25  f. 

'•  Eben  darum  konnten  Ausdrücke  wie  Eigen  und  Erbe,  proprietas,  kereditasy 
possessio  als  gleichwertige  Bezeichnungen  für  unbewegliche  Sachen  schlechthin  ver- 
wendet werden. 

"  Vgl.  Heuslbb,  I.  336  ff.,  II.  16,  der  sich  durch  die  Feststellung  dieser  eigen- 
tümlich germanlBohen  Auffassung  ein  hervorragendes  Verdienst  um  die  Erkenntnis 
des  Geistes  und  der  Systematik  des  deutschen  Privatrechts  erworben  hat.    Gehören 
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Da«  Privateigentum  an  Grand  und  Boden  hatt^,  soweit  es  sich  um 
den  bäuerlichen  Besitz  handelte,  noch  nicht  alle  Spuren  der  froheren 
Feldgemeinschaft  abgestreift.  Das  ursprünglich  jedem  Gremeindegliede  zu- 
stehende Abtriebsrecht  bei  der  Niederlassung  von  Ausmärkem  in  der  Ge- 
meinde^'* hat  sich  in  der  abgeschwächten  Gestalt  der  sogenannten  Nach- 
barlosung in  manchen  G^enden  das  ganze  Mittelalter  hindurch  erhalten. 
Privatrechtlich  erheblich  bedeutsamer  war  das  Recht  der  Verwandten  auf 
ihre  Mitwirkung  bei  allen  Immobiliarveräußerungen'®.  Nur  allmählich 
gelang  es  der  Kirche,  die  Schenkungen  zum  Heil  der  Seele  von  dieser 
Beschränkung  zu  befreien'®.    Die  heutige  Wissenschaft  pflegt  jenes  Recht 


die  hier  in  Betracht  kommenden  Qaellenanssprüche  auch  vorwiegend  erst  dem 
Mittelalter  an,  so  fehlt  es  doch  auch  in  dieser  Periode  nicht  ganz  an  Belegen. 
Namentlich  tragen  die  bestandig  wiederkehrenden  Formeln  zur  Beschreibung  des 
Objekts  bei  Immobiliarveräußerungen  häufig  genug  außer  den  körperlichen  Sachen 
auch  den  pisccUionibus  venationihus  omnihusque  utüitatihus  que  haminibus  super  terram 
eonvenit  posMere  pel  uti  (Dbohke,  Cod.  dipl.  Puld.  Nr.  68,  vgl.  ebd.  Nr.  84,  137, 
404,  410,  412)  gebührend  Rechnung,  neben  den  nie  fehlenden  ctjuit  ttquammqtie 
decurMus  findet  man  gelegentlich  auch  den  iuum  lignorum  vel  materiae,  paseuaritm 
in  communi  marcha  u.  dgl.  m.  erwähnt.  Vgl.  Zeumeb,  Formulae  387,  388.  Ludwig  I. 
schenkte  der  Abtei  Correy  882  eine  bisher  von  dem  Grafen  Abbo  als  Lehen  besessene 
Fischerei  in  der  Weser,  nebst  den  zur  Ausbeutung  derselben  bestimmten  Kiiechten 
et  quicquid  ad  eandem  piseaHonem  pertineru  »epedieius  Abbo  in  henefieio  habuU 
(WiLMANs,  Kaiserurkunden  I.  Nr.  11).  Nun  mag  es  auch  nicht  mehr  so  unbegreiflich 
erscheinen,  wenn  das  preuß.  ALR.  I.  2,  §§  67  if.  von  den  Pertinenzstücken  der  Jagd-, 
Brau-,  Brennerei-  und  Schankgerechtigkeiten  spricht.  Vor  allem  gewinnt  man  erst 
jetzt  das  Verständnis  für  die  rechtliche  Natur  des  Bergwerkseigentums,  als  der  in 
einem  bestimmten  Grubenfelde  fundierten,  durch  Verleihung  seitens  der  zuständigen 
Bergbehörde  begründeten  Bergbaugerechtigkeit,  die  als  unbewegliche  Sache  durchaus 
den  Grundsätzen  des  Immobiliarsachenrechts  unterliegt  und  gleich  Grundstücken 
Gegenstand  des  Eigentums,  der  Verpfändung,  dinglichen  Belastung  und  des  Zwangs- 
verkaufes sein  kann.  Vgl.  preuß.  ABGes.  v.  1865,  §§  50  ff.,  Ges.  über  den  Eigen- 
tumserwerb  u.  s.  w.  der  Grundstücke,  v.  5.  Mai  1872,  §§  68 1,  Grundbuchordnung  §  3. 

"•  Vgl.  S.  201. 

"  Vgl.  S.  58.  Heuslbb,  L  227  ff.,  286  ff.  H.  54 ff.;  Gewere  43  ff.  Amika,  Erben- 
folge, 51  ff.,  105  ff.,  184  ff.,  201,  212.  Pappenhbim,  Launegild  und  Garethinz  (Gibree, 
Untersuchungen  XIV.),  58  ff.  Fipper,  Das  Beispruchsrecht  nach  altsächsischem  Recht 
(ebd.  III).  Stobbe,  Handbuch  U.  §  87.  Pbbxicb  i.  d.  Krit.  VJSchr.  IX.  67  ff.  Zm- 
MERLB,  Stammgutssystem  33—122.  Thüdichüm,  Gau-  und  Markverfassung  192  ff. 
VAK  Hasselt,  Het  wederspraaksrecht  der  erfgenamen  in  de  periode  der  volksrechteo, 
Utrecht  1882.  Sandhaas,  Germanist.  Abhandlungen  168  ff.  Bbsblbr,  Erbvertrftge  I. 
48  ff.  Lewis,  De  origine  facultatis  heredibus  in  iure  Germanico  conoessae  prohibendi 
alienationes  rerum  immobilium,  Berlin  1862;  Die  Succession  des  Erben  in  die  Obli- 
gationen des  Erblassers  7  ff.  Ich  habe  früher  mit  den  zuletzt  genannten  Schiift- 
stellem  die  Ansicht  vertreten,  daß  jenes  Recht  der  Erben  ursprünglich  nur  bei  den 
Sachsen  anerkannt  gewesen  sei,  allein  die  nordgermanischen  Rechte  und  Ludwigs 
Oap.  legibus  add.  von  818  (Anm.  79)  setzen  den  gemein  germanischen  Charakter  außer 
Zweifel.  Vgl.  BninniSB,  RG.  d.  Urkunde  290,  Note  1.  Hküsleb,  I.  237.  Für  das 
langobardische  Recht  vgl.  IL  F.  3  §  1.  Bbünneb  i.  d.  Mitteil.  d.  Inst  f.  5eterr. 
Gesch.  Forsch.  IL  10  ff. 

'*  Allgemein  durch  {^udwigs  Oapitula  legibus  addita  von  818,  c.  6  (s.  unten 
S.  269).     Aber  schon  die  Lex  Alamanorum  I.  1  f.  enthielt  eine  entsprechende  Be- 
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der  Erben  als  Beispruchsrecht  (von  mnd.  Msprake,  Einspruch)  zu  be- 
zeichnen'**. Bei  den  Sachsen  stand  dasselbe  nicht  allen  Verwandten, 
sondern  nur  dem  nächsten  Erben  zu,  diesem  aber  immer,  auch  wenn  er 
sich  in  keinem  Gemeinderverhältnis  mit  dem  Yeraußerer  befand ;  das  Bei- 
spruchsrecht hing  also  hier  an  der  Erbenqualitat,  es  war  ein  unentziehbares 
Erbenwarterecht,  ein  auch  gegen  Verfügungen  unter  Lebenden  geschütztes, 
bei  Notverkäufen  aber  zu  einem  bloßen  Vorkaufsrecht  verflüchtigtes  Pflicht- 
teilsrecht ®^.  Dagegen  beruhte  das  Beispruchsrecht  der  übrigen  Stammes- 
rechte auf  der  Gemeinderschaft  der  Hausgenossen,  denen,  so  lange  sie 
noch  nicht  durch  Abteilung  geschieden  waren,  als  Oanerben  oder  coheredes 
ein  Gesamtrecht  an  dem  Grundbesitz  (erbe^  hereditas)  des  Hauses  zu- 
stand ®^  Der  Grundbesitz  war  nicht  Privatgut  des  einzelnen,  sondern 
Samtgut  des  Hauses.  Durch  eine  Abteilung  unter  gegenseitigem  Verzicht 
wurde  die  Gemeinderschaft  beseitigt,  so  daß  jeder  Teilhaber  die  freie  Ver- 
fügung über  seinen  Anteil  und  seinen  gesamten  ferneren  Erwerb  erlangte®*. 
Die  Eigentumsübertragung  an  Grundstücken  hat  sich  unter  einem 


Stimmung  (anders  L.  Baiw.  I.  1).  Die  I^ex  Sazonum  gab  außerdem  Traditionen  an  den 
König,  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  Veräußerungen  in  Notfallen  frei.  Vgl. 
Anm.  80.  Über  das  nordgermanische  Recht  vgl.  Maurer  i.  d.  Abb.  d.  Münch.  Ak. 
Xm.  2,  221  f.,  232,  242  f.,  288  f.  Die  scheinbar  ffir  yöllige  Freigabe  aller  Immobi- 
liarveraußerungen  sprechende  Bestimmung  der  L.  An  gl.  et  Wer.  54  ist  nicht  in 
diesem  Sinne  zu  verstehen.  Vgl.  Richthofen,  MGLeg.  V.  188,  Note  21  f.  Zimmbrlb, 
a.  a.  O.  37  f.    Amira,  a.  a.  O.  70. 

'^'  Vgl  Schiller  u.  LObbbn,  Mnd.  WB.  I.  841  f.  Dem  Hochdeutschen  ist  das 
Wort  in  diesem  Sinne  unbekannt 

'*  Vgl.  L.  Sax.  c.  62:  NMi  liceat  traditionem  kereditads  auae  facere  praeter  ad 
eoclesiatn  vel  regt,  ui  heredem  suum  exheredem  faciat,  nisi  forte  famu  necessitate 
coacius,  ut  ab  iüo,  qui  hoc  acceperit,  sustentetur;  mancipia  liceat  Uli  dare  ac  vendere, 
c.  64:  Liber  homo,  qui  suh  tutela  nobilie  cuiuslibet  erat,  qui  iam  in  exilium  missus 
est,  ei  hereditatem  euam  necestita'c  coactus  vendere  voluerit,  off  erat  eam  primo  pro- 
ximo  suo;  ei  ille  eam  emere  noluerit,  off  erat  tutori  suo,  vel  ei  qui  tunc  a  rege  super 
ipsas  res  constitutvs  est;  si  nee  ille  voluerit,  vendet  eam  cuieumque  libuerif.  Vgl. 
RiCHTHOFEN,  MGLeg.  V.  79  ff.  in  den  Noten. 

^'  Das  Wort  geanervo  (Borbtiüs,  Capitularia  I.  880)  ist  mit  der  die  Gesamtheit 
andeutenden  Vorsilbe  ge-  aus  Anerbe  (d.  h.  der  zu  einem  „Erbe"  Berechtigte)  ge- 
bildet. Vgl.  Heusler,  I.  230.  Grimm,  RA.  482;  DWB.  IV.  la,  Sp.  1215 iT.  Das 
Wort  kommt  auch  bei  Markgenossenschaften  vor.  Vgl.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben 
I.  278.  Über  die  Ausdehnung  des  Ganerbenrechts  auf  wohlgewonnenes  Gut  vgl. 
Amira,  a.  a.  O.  107.  Laoomblbt,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  I.  Nr.  23.  Das 
langobardische  Recht  berücksichtigte  nur  das  Erbgut,  auf  das  wohlgewonnene  Gut 
hatten  die  Ganerben  kein  Recht.  Vgl.  Ed.  Roth.  167.  Nach  L.  Burg.  1.  1  (Anm.  82) 
beschränkte  sich  das  Ganerbenrecht  auf  das  ursprüngliche  Landloos. 

^*  Vgl.  L.  Alam.  91.  L.  Baiw.  LI.  L.  Burg.  \,  \*  ut  patri  etiam  antequam 
dividat  de  communi  facultate  et  labore  suo  cuilibet  donare  liceat,  absque  terra 
sortis  titulo  adquisita.  Vgl.  ebd.  XXIV.  5.  LI.  1,  2.  Ein  praktisches  Beispiel 
einer  Erbteilung  mit  Verzicht  Form.  Marculf.  IL  14:  inter  se  visi  sunt  divisisse  vel 
exequasse ,  et  hoc  invicem  pars  parte  tradedisse  et  per  festuca  omnia  partitum  esse 
dixisse.  Über  die  Bezeichnung  des  durch  die  Teilung  frei  gewordenen  Anteils  als 
stbds'Scara  (propria  portio),  entstellt  in  swascara  und  watschar,  vgl.  Heublbr,  I.  241. 


264 


Die  fränkische  Zeit. 


eigentümlichen  Dualismus  des  germanischen  Rechts  und  des  römischen 
Vulgarrechts  entwickelt^*.  Beide  stimmten  darin  überein,  daß  sie  das 
Veraußerungsgeschäft  und  den  dinglichen  Übertragungsakt  als  eine  ein- 
heitliche Handlung  betrachteten,  die  in  der  römischen  Terminologie  als 
traditio,  in  der  deutschen  als  sala  bezeichnet  wurde®*.  Die  germanisehe 
Säle  wurde  auf  dem  Grundstück  selbst  vor  Zeugen  vollzogen®**:  der 
Käufer  zahlte  hier  den  Kaufpreis  und  empfing  die  Gewere,  indem  der 
Verkäufer  ihm  als  Wahrzeichen  der  gewerten  Hand  (mamis  vestita)  Hand- 
schuh oder  Andelang,  als  Wahrzeichen  des  Objekts  eine  Erdscholle  (RaseR 
und  Zweig,  Torf  und  Zweig)  oder,  wenn  es  sich  um  ein  Gebäude  handelte, 
den  Thürpfosten,  bei  Kirchen  das  Glockenseil  (signum)  oder  die  Altardecke 
übergab;  daran  3chloß  sich  gemeinsame  Grenzbegehung  und  die  solenne 
Besitzräumung  (exitus)  seitens  des  Veräußerers®*.  Bei  den  Sachsen  war 
diese  Besitzräumung  nach  uralter  Stammessitte  mit  einer  feierlichen  Ver- 
zichtserklärung „mit  Finger  und  Zunge'*  (curvatis  digitis)   verbunden®*. 


"  Vgl.  Bbünner,  RG.  der  Urkunde  113—139,  263  if.,  272-308;  Zeitschr.  f.  Han- 
delsrecht XXII.  526  if.;  Carta  und  Notitia  (a.  d.  Commentationes  in  honorem  Momm- 
seni,  1877,  S.  583  ff.)  9,  11  f.;  i.  d.  Jenaer  Litteraturzeitung  1876,  S.  500;  in  HoLTmr- 
dorff's  Encykl.  d.  RW.  4.  Aufl.  249.  Heüslkb,  II.  66  ff,;  Gewere  1—49.  Sohm, 
Zur  Geschichte  der  Auflassung  (Festgabe  der  Straßb.  Fakultät  f.  Thöl.  1879);  Be<rht 
der  Eheschließung  83  ff.;  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht  (Zeitschr.  f.  RG. 
XIY.)  15  f.,  27  ff.;  Mon.  Germ.  Leg.  V.  248,  250.  Stobbb,  Die  Auflassung  des 
deutschen  Rechts  (Ihsbiiyo's  Jahrbücher  XII.  137  ff.);  Handb.  d.  deutsch.  Privatreehts 
II.  §  94.  Bewbb,  Sala  traditio  vestitura.  Rostocker  Inaug.-Diss.  1880.  Haiss,  Tra- 
ditio und  Investitura,  1876.  Von  der  älteren  Litteratur  ist  besonders  Bbselbb,  Erb- 
verträge  I.  19  ff.  zu  erwähnen. 

«*  Über  sala  vgl.  S.  53.    Heuslbb,  U.  67.    Grimm.  RA.  655. 

^**  L.  Rib.  60,  1  verlangte  3,  6  oder  12  Zeugen  und  ebenso  viele  Knaben,  die 
zur  Schärfung  ihres  Gedächtnisses  jeder  einen  Backenstreich  erhielten  und,  wie  die 
testes  per  aures  tracti  der  Baiern,  am  Ohr  gezupjft  wurden.  Das  bairische  Recht 
(L.  Baiw.  XVI.  2)  verlangte  2  bis  3  Zeugen,  das  burgundische  (Anm.  94)  f^nf. 

^'  Vgl.  S.  52.  LoBBSOH  u.  ScHBöDBB,  Urkunden  I.  2,  Nr.  54.  Das  älteste  Bei- 
spiel einer  solchen  Säle  gewährt  der  berühmte  Titel  58  De  chrenecruda  in  der  I^ex 
Salica  (s.  Anm.  89).  Vgl.  auch  L.  Rib.  60,  1.  Formeln  und  Urkunden  zeigen,  daß 
der  Hergang  im  wesentlichen  bei  allen  Stämmen  derselbe  gewesen  ist.  Eine  um- 
fassende Zusammenstellung  der  Investitursymbole  bei  du  Cangb,  Glossarium  s.  t. 
investitura.  Der  Erdscholle  wurde  bei  manchen  Stämmen  das  zum  Ausstechen  der- 
selben benutzte  Messer  beigefügt.  In  den  Quellen  werden  die  Investitursymbole  zu- 
weilen mit  wadivm  bezeichnet,  indem  dies  sonst  Pfand  bedeutende  Wort  in  dem 
Sinne  von  Wahrzeichen  gebraucht  wird,  analog  der  Bezeichnung  der  Zeugen  als 
fideiussores,  wegen  der  beweisrechtlichen^Garantie.  Vgl.  S.  58,  Anm.  51.  BBUinrBH, 
RG.  d.  Urkunde  111.    Sohm,  Auflassung  92,  Anm.  21. 

^*  Vgl.  S.  58.  Ix>BBSOH  u.  ScHBÖDEB,  Nr.  83,  84.  Der  durch  das  ganze  Mittel- 
alter  bezeugte  sächsische  Brauch  besteht  bei  Auflassungen  im  Holsteinischen,  wenn 
er  nicht  im  letzten  Jahrzehnt  verschwunden  ist,  noch  heute  zu  Recht.  Beide  Par- 
teien erheben  die  rechte  Hand,  Zeige-  und  Mittelfinger  gekrümmt,  den  Daumen  unter 
dem  vierten  und  fünften  Finger  eingeklemmt.  Der  Auflassende  giebt  die  Erklärung 
ab,  indem  er  die  Hand  vom  Körper  abwendet,  während  der  Erwerber  sie  bei  der  An- 
nahmeerklärung dem  Körper  zuwendet.  Vgl.  Taoo  i.  d.  Zeitschr.  d.  Ges.  f.  schlesw. 
holst,  lauenb.  Gesch.  XII.  191  f. 
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Die  volkstümliche  Bezeichnung  für  diese  Verzichtserklärung  scheint  Ver- 
lasmag  (Jwrlätan)  gewesen  zu  sein,  im  Mittelalter  auch  Auflasmng  (uplateii^ 
subst.  uplM^  uplathtffe),  ein  nur  dem  Nieder-  und  Obersächsischen  bekannter 
Ausdruck,  der  aber  unter  der  Auetoritat  des  Sachsenspiegels  in  der  deutschen 
Eechtssprache  allgemeines  Bürgerrecht  gewonnen  hat***».  Die  salischen 
Franken  kannten  eine  Auflassung  durch  Zuwerfen  einer  Festuca  (Stab 
oder  Halm)  in  den  Bock  oder  Schoß  des  Erwerbers®^.  Die  Quellen  be- 
zeichnen diese  Auflassung  ,,mit  Halm  und  Mund^'  als  exfestucatio,  wer- 
piäo,  laesowerpiäo  (im  Mittelalter  Verschießen)^.  Ob  dieselbe  gleich  der 
sächsischen  Auflassung  den  realen  Exitus  von  vornherein  begleitet  hat, 
oder  erst  später  neben  ihn  oder  vielmehr  an  seine  Stelle  getreten  ist  (se 
exiätm  cUcere,  se  absacitum  facere)^^*,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  fest- 
stellen ^^  Ebensowenig,  ob  wir  die  später  außerhalb  Sachsens  im  ganzen 
Frankenreiohe  gebräuchliche  Exfestukation  auf  fränkischen  Einfluß  zurück- 
zufuhren haben  "^. 


«••  Das  Wort  uplaten  begegnet  zuerst  im  Sachsenspiegel.  Während  die  ober- 
sächsische Übersetzung  desselben  und  das  Görlitzer  Landrecht  dafttr  ufiäiten  haben 
(Auct.  Vet.  I.  91:  resignare),  übersetzen  Deutschen-  und  Schwabenspiegel  es  regel- 
mässig mit  uf gehen.  Die  Wörterbücher  bestätigen,  daß  diese  Abweichung  auf  einer 
Verschiedenheit  des  nord-  und  süddeutschen  Sprachgebrauches  beruht. 

''  Die  Festuca  war  an  die  Stelle  des  Gers  getreten,  das  Zuwerfen  derselben  war 
eine  abgeschwächte  Form  des  Gairethinx.  Vgl.  S.  51  f.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  57  f. 
Bei  DU  Cakob,  Glossar,  s.  y.  invesHtura  und  s.  v.  festuca  finden  sich  Belege  für 
inv,  per  baeiUum,  per  fusiem,  per  calamumt  per  lignum,  per  veru,  per  virgam.  Über 
die  Auffassung  der  Festuca  bei  Heusleb  vgl.  S.  52,  Anm.  15  und  Zeitsohr.  f.  Han- 
delsrecht XXV.  418  if.  Wenn  Michelsbk,  Festuca  notata  25,  an  die  in  ein  Stäbchen 
eingeritzte  Hausmarke  denkt,  deren  Übergabe  die  Eigentumsübertragung  bedeutet 
habe,  so  übersieht  er,  daß  die  Marke  ein  persönliches  Zeichen  war,  dessen  Badizierung 
als  Haus-  oder  Hofmarke  erst  einer  späteren  Entwickelung  angehört.  Vgl.  L.  Fris. 
XiV.  1.    HoMBTBB,  Haus-  u.  Hofmarken  187  ff.,  195  f. 

>«  Vgl.  S.  52,  Anm.  16.    Lbxeb,  Mittelhochd.  WB.  IIL  216. 

*•'  Vgl.  S.  267.  Über  sacire  (goth.  satjan,  ahd.  sazjan,  frz.  saisir,  vgl.  mlat. 
saieina  Besitz)  und  absacire  (Absetzen)  vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v. 
sagire.  Bbunkbb,  RG.  d.  Urkunde  284  f.  Sohm,  Auflassung  86,  89.  Lobbsch  u. 
Sghbödbb  Nr.  15,  50,  68. 

^*  Die  Lex  Salica  gedenkt  des  festucam  in  laisutn  ictetare  nur  beim  Adfatimus 
(s.  unten),  während  bei  der  Übertragung  der  Hufe  eines  zahlungsunfähigen'  Wer- 
geldschuldners  auf  seine  Verwandten  nur  das  Zuwerfen  der  Erde  und  die  reale  Be- 
sitzräumung  erwähnt  wird.  Bei  der  Genauigkeit  des  Tit..  58  De  chreneeruda  sollte 
man  annehmen,  daß  die  Exfestukation,  wenn  sie  stattgefunden  hätte,  hier  erwähnt 
sein  müßte.  Die  Erwähnung  des  laesowerpire  in  dem  ersten  Zusatzkapitulare  zur 
Lex  Salica,  c.  12  (Bbhbend,  Lex  Salica  S.  92)  scheint  sich  auf  den  Treuhänder  beim 
Adfatimus  zu  beziehen.  In  den  Immobiliarprozessen  vor  dem  Königsgericht  war  die 
Bevestierung  des  Klägers  durch  den  unterliegenden  Beklagen  im  Wege  der  Exfestu- 
kation schon  um  die  Mitte  des  siebenten  Jahrhunderts  gebräuchlich.  Vgl.  §  87. 
Wahrscheinlich  hatte  diese  prozessualische  Auflassung  ebensoviel  wie  die  laeso- 
werpitio  beim  Adfatimus  dazu  beigetragen,  die  Exfestukation  auch  bei  der  Saie 
heimisch  zu  machen. 

^  Die  Streitfrage  über  die  Herkunft  der  Investitur  ist  dahin  zu  erledigen,  daß 
die  Investitur  mit  Rasen  und  Zweig  und  ihre  Verbindung  mit  dem  Veräußerungs- 


266 


Die  fränkische  Zeit. 


Im  römischen  Vulgarrecht  hatte  sich  die  Übergabe  der  Veraußerungs- 
urkunde  zum  Perfektionsmittel  für  den  obligatorischen  Vertrag  und  zu- 
gleich zum  Traditionsmittel  für  die  Sachtradition  ausgebildet,  Veräußerungs- 
geschäft und  Eigentumsübertragung  fielen  mit  der  traditio  cartae  zu- 
sammen®^*. Während  das  westgothische  und  langobardische  Recht  sich 
dem  anschlössen*^,  nahmen  die  Angelsachsen,  jedenfalls  unter  dem  Enflnß 
der  Kirche,  die  römische  Form  zwar  ebenfsdls  an,  aber  mit  der  Ab- 
weichung, daß  die  Übertragung  des  Buchlandes  durch  Übergabe  des 
königlichen  Landbuches  (S.  205)  als  „ürbuch"  und  nur,  wenn  dies  ver- 
loren gegangen  und  die  Verrufung  desselben  in  der  Veraußerungstirkunde 
ausgesprochen  war,  durch  Begebung  der  letzteren  als  „Neubuch"  erfolgte**. 

Alle  übrigen  Stämme,  soweit  wir  für  diese  Periode  unterrichtet  sind", 
haben  die  römische  und  die  germanische  Form  der  Landübertragnng  im 
wesentlichen  als  gleichwertig  behandelt,  indem  sie  es  mehr  oder  wen^er 
dem  Belieben  der  Parteien  überließen,  ob  sie  die  Übertragung  an  Ort 
und  Stelle  nach  der  germanischen  Form,  oder  außerhalb  des  Gmndstäcks 
durch  traditio  cartae  vornehmen  wollten**.  Dabei  erfuhr  aber  die  fremd- 
ländische Form  überall  eine  eigentümliche  Umgestaltung  im  nationalen 
Sinne,  indem  man  die  Übergabe  der  Veräußerungsurkunde  für  sich  allein 


geschäft  zu  dem  einheitlichen  Akte  der  Säle  gemeingennanisch  ist  Damit  habea 
die  Sachsen  schon  in  ältester  Zeit  die  Auflassung  mit  Finger  und  Zunge  yerbnndei; 
die  fränkische  Auflassung  mit  Hand  und  Mund  (durch  Werfen  der  Festaca)  ist  ia 
dieser  Anwendung  wahrscheinlich  jüngeren  Ursprungs.  Über  den  sächsischen  Branck 
vgl.  LOERSCH  U.  ScHfiÖDEB,  Nr.  83,  97. 

»0»  Vgl.  Bbünnbb,  RG.  d.  Urk.  113  if. 

»^  Vgl.  ebd.  130  ff.  Westgoth.  Fragment  (S.  227,  Anm.  18)  c.  9  (15).  Loebsch 
u.  ScHBÖDBB,  Nr.  32,  64.  Übrigens  war  die  nationale  Form  bei  Langobarden  und 
Westgotheu  durch  die  römische  nur  in  den  Hintergrund  gedrängt;  man  darf  ait* 
nehmen,  daß  sie  hin  und  wieder  noch  angewendet  wurde  und  dann  auch  rechtliebe 
Anerkennung  fand.  Vgl.  L.  Wisig.  V.  2,  c.  6.  Brunnbr,  a.  a.  O.  139,  296  Note'; 
Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.  Forsch.  IL  13  f. 

^'  Vgl.  Brunnbb,  a.  a.  O.  169—181.    Lobbsch  u.  Schrödbr,  Nr.  26. 

^'  Friesische  und  sächsische  Urkunden  sind  aus  dieser  Periode  nicht  in  ge- 
nügender Zahl  vorhanden,  um  ein  sicheres  Bild  zu  gewinnen. 

®*  Vgl.  L.  Burg.  60,  1 :  Si  posikaec  harharus  vel  testari  voluerii  vel  donarr,  ani 
Bomanam  coiuuetudinem  aut  barba^Hcam  esse  servandam,  si  vuU  ediquid  firtmitaät 
habere  quod  gesserit:  id  est  ut  aut  scripturis  legiHmis  quod  largiri  euicu^mqme  rolm- 
erit  ieneatur,  aut  certe  quinque  ingenuorum  tesHmonio  —  —  robur  accipiai  et  i» 
eius,  cui  res  deputata  fuerit,  iura  commigret.  Ein  in  das  ribuarische  Volksreeht  auf- 
genommenes Königsgesetz  trifft  L.  Rib.  59,  1  (Anm.  95)  Bestimmungen  über  ^ 
Übertragung  durch  testamerUum  venditionis  und  ebd.  60,  1  über  die  im  I^hms  A^o- 
ditionis  (d.  h.  auf  dem  Grundstück)  vorgenommene  Übertragung  der  possessio,  wemi 
der  Erwerber  tesiamentum  accipere  non  potuerit.  Vgl.  auch  L.  Rib.  48  (BRunni, 
RG.  d.  Urk.  295  ff.).  L.  Baiwar.  XVI.  2  verfügt,  daß  bei  Immobiliarverkäufen,  isereph, 
pretio,  aut  per  cartam  aut  per  testes  comprobeturßrma  empOo,  Schenkungen  «a  dk 
Kirche  erfolgten  nach  L.  Alam.  I.  1  und  L.  Baiwar.  I.  1,  indem  der  (jeber  die 
Schenkungsurkunde  auf  den  Altar  legte.  Kirchengüter  sollten  nach  L.  Alam.  XDL 
und  XX.  nicht  ohne  carta  oder  episiula  ßrmitatis  in  andere  Hände  übergehen  könnefi. 
Vgl.  Brunner,  RG.  d.  Urk.  266,  299;  Zeitschr.  f.  HR.  XXIL  535 ff.     VermnßeruB^ 
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nicht  als  ausreichend  erachtete,  wenn  nicht  die  volksrechtlichen  Investi- 
tursjmbole,  die  zu  dem  Zweck  nötigenfalls  von  dem  Grundstück  herbei- 
geschaflFt  werden  mußten,  gleichzeitig  mitübergeben  wurden**.  Da  von 
einer  realen  Besitzräumung  hier  keine  Bede  sein  konnte,  so  trat  die  bereits 
erwähnte  Auflassung  als  Besitzraumungsvertrag  an  ihre  Stelle:  der  Ver- 
äußerer erklärte  unter  Überreichung  der  Festuca  (bei  den  Sachsen  mit 
erhobener  Hand  und  gekrümmten  Fingern),  daß  er  zu  Gunsten  des  Er- 
werbers auf  die  Gewere  verzichte  ®®.  Gegenüber  der  realen  Investitur  auf 
dem  Grundstück  selbst  kann  man  bei  der  außerhalb  des  Grundstücks 
vorgenommenen  Säle  passend  von  symbolischer  Investitur  sprechen  •^.  Wenn 
man  von  dem  Kechte  der  Angelsachsen,  Langobarden  und  Westgothen, 
die  sich  an  der  traditio  cartae  genügen  ließen,  absieht,  so  konnte  die 


thüringischer  Güter  durch  cartula  traditionu  in  Urk.  von  802  bei  Wbnck,  Hess. 
Landesgeschiohte  II.  Urk.-B.  Nr.  14,  S.  19.  Bei  Tauschgeschäften  stellte  jeder  der 
Kontrahenten  eine  Urkunde  aus,  die  er  seinem  Vertragsgegner  übergab.  Vgl.  die 
am  Schlüsse  der  Form.  Sangall.  4  (Zbumbr,  381)  enthaltene  Anweisung:  Istam  cartam 
nie,  qui  loquitur  haec,  det  alii  habeTidam,  hoc  est  Epiüde,  cUiam  autem  cartam  simi- 
liter  Epitides  ex  sua  persona  faciat  et  donet  Eumelo  habendam.  Beispiele  bei  Rozi&re, 
Kecueil  des  formules  Nr.  302—309,  814.  Laoomblet,  Ürk.-B.  z.  Gesch.  d.  Nie- 
derrh.  L,  Nr.  48,  55. 

^^  Dies  ergibt  sich  schon  aus  dem  in  die  Lex  Ribnaria  aufgenommenen  Königs- 
g-esetz  aus  dem  7.  Jahrhundert,  L.  Rib.  59,  1:  Si  quis  altert  aliquid  tfinderit,  et 
emptor  testameTUum  vindicionis  aecipere  voluerit,  in  mallo  hoc  facere  dihet  (die  Les- 
art voluerit  st.  dehet  beruht  auf  Dittographie) ,  preeium  in  praesente  tradcU,  et  rem 
accipiat,  et  testamentum  piiblici  conscribatur.  Die  Worte  testamentum  vindicionis 
cuicipere  deuten  die  Begebung  der  carta  venditionis,  die  Worte  et  rem  ouxipicU  aber 
die  Überreichung  der  Investitursymbole  an.  Vgl.  Anm.  103.  Bbünnbr,  RQ.  d.  Urk. 
211  ff.,  260  ff.,  264,  276;  Zeitschr.  f.  HR.  XXIL  537  ff.  Hbuslbr,  U.  69  (anders  noch 
Gewere  10  f.).  Sohm,  MGLeg.  V.  248.  Über  die  symbolische  Investitur  vgl.  noch 
SoHM,  Gesch.  d.  Aufl.  92  ff.  (der  aber  das  Aufkommen  derselben  außerhalb  Ribuariens 
erst  in  das  9.  Jahrhundert  setzt).  Adblung,  Neues  Ijehrgebäude  der  Diplomatik 
(deutsche  Bearbeitung  von  Toüstain  et  Tassin,  Nouveau  traitö  de  diplomatique)  VI. 
449  ff.  Eine  Schenkung  per  epistolam  donationis  von  838,  wobei  ein  Rasenstück  auf 
den  Altar  der  bedachten  Kirche  gelegt  wird,  bei  db  Gogbson,  Gartulaire  de  Reden, 
S.  7,  Nr.  7.  Bei  den  Franken,  Alamannen,  Baiem,  Burgundern,  später  auch  im 
gothischen  Septimanien,  war  es  üblich,  das  mit  den  Investitursymbolen  und  dem 
Schreibzeug  belastete  Pergament  zunächst  auf  den  Boden  zu  legen,  von  dem  es  der 
Veräußerer  als  Aussteller  der  Urkunde  zum  Zweck  der  Übergabe  an  den  Schreiber 
aufnehmen  mußte  {cartam  levarej.  Vgl.  Bbunnbb,  RG.  d.  Urk.  104  ff.,  263  f.,  802  ff. 
Zeumbb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIL  113  ff.  Michblsbh,  Über  die  festuca  notata  20. 
Gbimm,  RA.  557  f.  Zöpfl,  Altert,  d.  deutsch.  Rechts  II.  467  f.  Lobbsch  u.  Schbödbb, 
Nr.  74,  77,  82,  90.  Cartul.  Lang.  Nr.  2,  8,  12,  13,  24.  Ein  Beispiel  aus  Ribuarien 
bei  Lacomblbt,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  I.  Nr.  29  (811). 

»•  Vgl.  Sohm,  Gesch.  d.  Aufl.  86.  Bbunnbb,  RG.  d.  Urk.  274.  Die  Festuca 
wurde  häuflg  mit  den  Investitursymbolen  zusammen  auf  die  Urkunde  gelegt  oder  an 
dieselbe  geheftet  und  mit  dieser  dem  Destinatar  überreicht  oder  zugeworfen.  Vgl. 
Brunnbb,  RG.  d.  Urk.  229  f.,  304;  Zeitschr.  f.  HR.  XXII.  532  f.  Michblsbn,  a.  a.  0. 12  ff- 

^*'  Dagegen  empfiehlt  es  sich  nicht,  mit  Sohm  auch  die  Auflassung  im  Prozeß 
als  symbolische  Investitur  zu  bezeichnen,  da  hier  keine  Investitursymbole  gegeben 
wurden. 
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Eigentumsübertragung  nur  entweder  durch  reale  Investitur  auf  dem  Grund- 
stück selbst  (und  dann  bedurfte  es  einer  Urkunde  nicht)  oder  außerhalb 
des  Grundstücks,  aber  innerhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  und 
vor  Zeugen,  durch  symbolische  Investitur  mit  traditio  cartae,  Übergabe 
der  Investitursymbole  und  Auflassung  vollzogen  werden  •^  Gerichtlichteit 
verlangte  nur  das  ribuarische  Recht*®.  Außerhalb  des  Grundstücks  ge- 
nügte weder  die  Übergabe  der  Investitursymbole  ohne  Urkunde  ••,  noch  die 
traditio  cartae  ohne  die  Investitutsymbole.  Die  bloße  traditio  cartae  hatte 
gar  keine  dingliche,  höchstens  eine  beschrankte  obligatorische  Wirkung. 
Der  Aussteller  der  Urkunde  war,  wenn  er  sich  in  rechtsformlicher  Weise 
verpflichtet  hatte,  für  seine  Person  schuldig,  seinem  Vertragsgegner  auf 
dem  Grundstück  selbst  durch  reale  Investitur  das  Eigentum  zn  über- 
tragen^®^, aber   weder  Recht  noch  Pflicht  gingen   auf  die  Erben  über: 


'^  Vgl.  Adid.  101,  107.  Schon  der  Umstand,  daß  die  Investitursymbole  von  dem 
Grundstück  selbst  geholt  werden,  die  Zeugen  aber  möglichst  Nachbarn  oder  doch 
Stammesgenossen  des  Yeraußerers  sein  mußten,  ließ  die  Vornahme  des  Aktes  in  der 
Fremde  unthunlicb  erscheinen.  Vgl.  Brunnbr,  RG.  d.  Urk.  277  f.  Pick's  Ifonatssdir. 
f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  VI.  494  f. 

^^  Siehe  Anm.  95.  Der  Grund  mag  in  der  dem  ribuarischen  Rechte  eigentüm- 
lichen Einrichtung  der  Gerichtsschreiberei  (S.  171  f.)  zu  suchen  sein,  da  es  sieh  nicht 
um  eine  eigentliche  gerichtliche  Auflassung  in  prozessualischer  Form,  sondern  nur  um 
gerichtliche  Beurkundung  handelte.  Vgl.  Bbüknkb,  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  XXII 
538  f.  SoHM,  Gesch.  d.  Aufl.  92,  Anm.  20.  In  der  Karolingerzeit  war  die  Gericht- 
lichkeit auch  bei  den  Ribuariern  nicht  mehr  unbedingtes  Erfordernis.  Die  Werdener 
Traditionsurkunden  (Lacomblet,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  I.)  beziehen  sieh 
meistens  auf  außergerichtliche  Akte,  nur  die  in  dem  Orte  Ad  Crucem  vorgenommen» 
Traditionen  (Nr.  20,  24,  32,  34,  35)  scheinen  in  dem  Gericht  eines  Centenars.  der 
hier  wie  Nr.  44  den  für  Ribuarien  auffiillenden  Titel  viearius  fUirt  (ygl.  Nr.  32,  34. 
35),  vollzogen  zu  sein. 

'*  Erst  eine  jüngere  Entwickelung  gestattete  die  symbolische  Investitur  mit  Haiii 
und  Mund,  ohne  Schrift,  wozu  die  seit  der  späteren  Karolingerzeit  eingerissene  Ver- 
wilderung, bei  der  es  oft  nicht  möglich  war  einen  schreibenskundigen  Mann  aufzu- 
treiben, den  Anlaß  gegeben  haben  mag.  Vgl.  Bbuhnbr,  RG.  d.  Urk.  276.  305.  Die 
von  diesem  (305,  Anm.  2)  als  ältestes  Beispiel  angeführte  Urkunde  von  795  gehöre 
aber  nicht  hierher,  da  sie  die  Auflassung  eines  I/ebns  an  den  Herrn  durch  Rückgabe 
des  als  Investitursymbol  empfangenen  Schwertes  seitens  des  Mannes  zum  Cregen- 
Stande  hat.  Das  älteste  mir  bekannte  Beispiel  enthält  eine  bairische  Notitia  von  819 
bei  Meichblbbck,  Hist  Fris.  I.  2,  207,  Nr.  390  (Tradition  durch  einen  auf  den  Altv 
gelegten  Handschuh  von  Biberfell).  Bei  der  Anm.  ICO  erwähnten  Urkunde  von  840 
war  die  traditio  cartae  wenigstens  voraufgegangen. 

100  Yg]  LOKBSCH  u.  ScBBöDBR,  Nr.  39,  70.  Auch  die  Anm.  98  erwähnten  Werdeaer 
Traditionen  gewähren  einige  lehrreiche  Beispiele  einer  Trennung  der  traditio  cartae  von 
der  Investitur,  meistens  wohl  durch  den  Umstand  veranlaßt,  daß  der  Veranßerer 
sich  auswärts  befand  und  so  bald  nicht  in  der  Lage  war,  die  an  Ort  und  Stelle  er- 
forderlichen Schritte  selbst  zu  thun.  Während  Nr.  30  (812)  und  40  (820)  bloß  die 
in  einem  anderen  Gau  vorgenommene  traditio  cartae  erkennen  lassen,  zeigen  Nr.  7 
(796)  und  32  (816),  daß  der  Veräußerer  sich  in  solchen  Fällen  eines  Stellvertrciers 
als  Salman  bediente;  wahrscheinlich  erfolgte  die  traditio  cartae  zunächst  an  dieseiL 
aber  in  Gegenwart  des  Bedachten,  dem  sie  dann  bei  der  Investitur  dureh  den  Sai- 
mann  übergeben  wurde.    Auf  diese  Weise  konnte  der  letztere  auch  eine  symbolische 
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wenn  einer  der  beiden  Kontrahenten  vor  der  Investitur  mit  Tode  abging, 
so  konnte  der  Aussteller  von  dem  Erben  des  Empfängers  oder  der  Erbe 
des  Ausstellers  von  dem  Empfanger  selbst  die  Urkunde  zurückfordern. 
Dies  ist  die  Bedeutung  des  c.  6  in  Karls  Capitulare  legibus  additum  von 
803  (BosETiüS,  Capitularia  I.  113):  Qui  res  suas  pro  anima  sua  ad 
cfisam  Bei  tradere  voluerüj  domi  tradiäanem  faciat  coram  testibus  legi» 
timis^^^;  et  quae  actenus  in  hoste  factae  sunt  tradxtUmeSy  de  quibus  nuüa  est 
quesitio,  stabilis  permaneant^^^.  si  vero  aliquis  alii  res  suas  tradiderü  et  in 
hoste  profectus  fuerit^  et  iUe,  cui  res  traditae  stmt,  Interim  mortuus  fuerit: 
qui  res  suas  treuüdit,  cum  reversus  ßierit,  adhibitis  testibuSj  coram  quibus 
traditio  facta  est,  res  suas  recipiai;  si  autem  et  ipse  mortuus  fuerit^  heredes 
eins  legiämi  res  suas  traditas  recipiant^^^.  Erst  durch  die  Capitula  legibus 
addenda  von  818  c.  6^***  wurde  die  Wirkung  der  im  Auslande  vorge- 
nommenen tradiäo  (sala,  salunga)  zum  Heil  der  Seele  auch  auf  die  Erben 
erstreckt.,  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  vor  Zeugen,  wo  möglich  Lands- 
leuten oder  doch  Stammesgenossen  des  Veraußerers,  vollzogen  wurde  und 
daß  der  Schenker  dem  Erwerber  fideiussores  vestiturae  (burigun  thero 
geumeri)  für  die  demnächstige  reale  Investitur  bestellte  *®*.  Der  Erbe  des 
Schenkers  sollte,  wenn  dieser  vor  Erteilung  der  Investitur  starb,  an  die 

iDvestitur  außerhalb  des  Qrundstücks  vollziehen,  wie  wir  sie  anscheiDend  bei  der 
angezogenen  Urkunde  von  816  anzunehmen  haben  (Objekt  ein  Wald  bei  Ad  Crucem, 
traditio  cartae  in  der  Werdener  Kirche  im  Rahrgau,  Investitur  durch  den  Salmann 
vor  dem  vicarius  —  also  im  Schultheißengericht,  vgl.  Anm.  98  -—  zu  Ad  Crucem, 
Gau  Nivanheim).  Eine  von  Brtjnneb,  RG.  d.  ürk.  218  f.,  305,  angeführte  Doppel- 
urkunde von  840  enthält  eine  carta  donationis  und  über  die  Investitur  eine  notitia 
traditianis;  die  Investitur  erfolgt  vor  dem  Altar  der  beschenkten  Kirche,  also  sym- 
bolische Investitur,  und  zwar  anscheinend  ohne  nochmalige  traditio  cartae.  Notitiae 
über  eine  reale  Investitur  im  Anschluß  an  eine  frühere  traditio  cartae  bei  Zboueb, 
Fonnulae  188  Nr.  7,  8.    489  Nr.  2.   492  Nr.  6. 

*^^  Also  auf  dem  Grundstück  selbst  oder  durch  symbolische  Investitur  innerhalb 
der  Grafschaft  der  belegenen  Sache. 

^^^  Die  in  hoste,  also  auf  der  Heerfahrt,  vorgenommenen  Traditionen  (ein  Bei- 
spiel von  798  bei  Lacomblet,  a.  a.  0.  Nr.  10)  sollten,  soweit  sie  noch  nicht  ange- 
fochten waren,  aufrecht  erhalten  bleiben,  für  die  Zukunft  aber  unzulässig  sein. 

*°'  Uoter  res  suas  ist  die  Carta  nebst  den  etwa  mit  überreichten  Investitur- 
s3'mbolen  verstanden.    Vgl.  Anm.  95. 

i<^*  BoBETius,  I.  282.  Die  entsprechenden  technischen  Ausdrücke  der  altfrän- 
kischen Übersetzung  dieses  Kapitels  (Bobbtius,  I.  878  ff.)  sind  im  Text  in  Klammern 
beigefügt.  Man  darf  nicht  übersehen,  daß  sich  das  Neue  in  der  angezogenen  Be- 
stimmung nach  der  Überschrift  nur  auf  die  Vergabungen  pro  salute  animae  suae 
bezog,  nur  der  erste  Satz  (über  die  Traditionen  intra  comitatum)  hat  auch  VeräuBe- 
rungen  an  Verwandte  oder  dritte  Personen  im  Auge. 

*^^  Die  Urkunden  zeigen,  daß  die  Gewerebürgen  als  Salmänner  dienten,  denen 
die  Vollziehung  der  Investitur  in  Vertretung  des  Veräußerers  oblag.  Vgl.  die  Doppel- 
nrkunde  bei  Mbichelbeck,  Hist.  Fris.  I.  Nr.  869  von  820  (hinterher  noch  persönliche 
Investitur  durch  den  Schenker,  Nr.  370),  ferner  ebd.  Nr.  629  (843)  und  Sohm,  Gesch. 
d.  Aufl.  87  f.  Der  Vorgang  war  also  derselbe  wie  in  den  Anm.  100  angeführten  Ur- 
kunden. Einer  königlichen  Bestätigung  des  Salmannes  bedurfte  es  nur,  wenn  es  sich 
um  die  Veräußerung  einer  Königsschenkung  handelte. 
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traditio  gebunden  und  nicht  zur  repetiäo  de  praedictis  rehits  (Rückforderung 
der  Carta  und  etwaiger  Investitursymbole)  berechtigt,  vielmehr  zur  Voll- 
ziehung der  Investitur  verpflichtet  sein^^.  Bei  Traditionen  im  Inlande 
sollte  es  bei  dem  bisherigen  Recht  sein  Bewenden  behalten  *®^  Dureh 
unser  Gesetz  wurde  die  bei  Veräußerungen  im  Inlande  noch  beibehalteoe 
einheitliche  Säle,  die  in  alter  Weise  VerauBerungsgeschäft,  Eigentums-  und 
Besitzübertragungsakt  zugleich  war,  für  gewisse  Veräußerungen  auBerhall* 
des  Bezirks  der  belegenen  Sache  in  zwei  örtlich  und  zeitlich  getrenntt* 
und  doch  untrennbar  zusammenhängende  Rechtsakte,  die  Säle  (tradüw) 
und  die  Gewere  (vestitura,  invesütura),  aufgelöst  ^^®.  Eigentum  und  Besitz 
wurden  erst  durch  die  Investitur  an  Ort  und  Stelle  übertragen,  aber  dtr 
Investiturakt  als  solcher  war  keineswegs  der  Eigentumsübertrs^^ingsakt 
selbst,  sondern  nur  der  unentbehrliche  Schlußakt  desselben.  Die  Säle  war 
nicht  bloß  das  den  Veräußerer  gegenüber  dem  Erwerber  und  seinen  Erben 
obligatorisch  bindende  Veräußerungsgeschäft;  sie  kam  nicht  bloß  als  iusta 
causa  oder  Rechtstitel,  sondern  als  formell  unentbehrlicher  Vorakt  der 
Investitur  in  Betracht  und  hatte  selbst  fiir  sich,  ohne  die  Investitur,  ge- 
wisse dingliche  Wirkungen.  Dahin  ist  schon  zu  rechnen,  daß  die  Erben 
des  Schenkers  durch  die  Säle  gebunden  sein  sollten;  denn  für  obligato- 
rische Verpflichtungen  des  Erblassers  hafteten  sie  nur  mit  der  fahrenden 
Habe,  nicht  mit  den  Liegenschaften  ^®®.  Aber  auch  der  Wortlaut  des 
Gesetzes,  wenn  es  die  Säle  als  rerum  suarum  traditio  (sackunu  sineru  sa- 
hnga)  bezeichnet  und  den  Erben  des  Veräußerers  verbietet,  de  praedictu 
rebus  facere  repetitionem  ^  ferner  die  Beibehaltmig  des  sonst  den  ganzen 
Eigentumsübertragungsakt  bezeichnenden  Ausdruckes  sola  oder  traditio  für 
den  Vorakt,  alles  dies  gibt  zu  erkennen,  daß  man  mit  der  Säle  die  Idee 
der  relativen  Eigentumsübertragung  gegenüber  dem  Veräußerer  und  seinen 
Erben  verband,  während  die  Wirksamkeit  derselben  gegenüber  Dritten 
durch  die  Investitur  bedingt  war,  so  daß  im  Falle  einer  Veräußerung 
derselben  Sache  an  mehrere  nicht  die  ältere  Säle,  sondern  die  ält-ere  Ge- 
were den  Vorzug  hatte  ^^^ 


*^*  Hierfür  sollte  der  YenxiQerer  per  se  ßdeiussioTtem  facere,  also  Selbstbfirgsciuf: 
(durch  festucatio)  leisteo. 

107  ßi gQ  tempore  intra  ipsum  comitatum  fuerit,  in  quo  res  iUae  poni^ 

sunt,  legitimam  tradiHonem  facere  studeat 

»w  Vgl.  Brühneb.  RG.  d.  ürk.  278,  807.  HEUStBB,  H.  71  f.  Sohm.  Gesch.  i 
AnflasBUDg  101  ff.,  faßt  umgekehrt  die  Verbindung  von  Investitur  und  Sale  n 
einem  Rechtsakt  als  ein  jüngeres  Entwicklungsstadium  auf.  Eine  ganz  abweichende 
Erklärung  des  Kapitulares  bei  Löning,  Kirchenrecht  der  Merovinger  754. 

*®'  Selbst  die  Ganerben  (coheredesj  des  Veraußerers  sollten  nicht  widersprechea 
dürfen,  sondern  durch  den  Grafen  oder  Königsboten  zur  Abteilang  mit  dem  Er- 
werber gezwungen  werden. 

"*>  Vgl.  Bbukneb,  i.  d.  Jenaer  Litter.-Zeitung  1876,  S.  500;  Heuslsb,  II.  1001; 
LÖNiKG,  Kirchenrecht  der  Merovinger  662,  Anm.  2,  und  jetzt  auch  Sohm,  AuflassuD^ 
84,  98  f.,  nachdem  derselbe  seine  frl\here  Ansicht  von  der  weitergehenden  Wirkung 
der  Säle  (Recht  d.  Eheschi.  86  f.,  Trauung  und  Verlobung  144  f.)  aufgegeben  hat. 
Wenn  Sohm  auch  jetzt  noch  daran  festhält,  daß  nur  die  Säle  das  Eigentumserwerbs- 
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Die  neuere  Säle  mit  nachfolgender  Gewere  war  ebenso  wie  die  ältere 
mit  der  Gewere  verbundene  Säle  eine  Übereignungsform  des  Volksrechts. 
Die  Übereignungsformen  des  Amtsrechts  waren  die  Auflassung  im  Schein- 
prozeß und  die  Zustellung  eines  Königsbriefes.  In  den  Inmiobiliarpro- 
zessen  des  königlichen  Hofgerichts  war  es  seit  der  Mitte  des  siebenten 
Jahrhimderts  üblich,  der  unterliegenden  Partei  durch  Urteil  die  ßeve- 
stierung  des  Gegners  durch  Exfestukation  aufzuerlegen,  ein  Verfahren,  das 
in  der  Earolingerzeit  auch  in  den  volksrechtlichen  Prozeß  Eingang  ge- 
funden hat^".  Es  la§  nahe,  dies  Verfahren  zur  Ausbildung  einer  Über- 
eignung im  Wege  der  Soheinvindikation,  nach  Art  der  römischen  Injure- 
cessio,  zu  benutzen^".  Allein  so  bedeutend  dies  für  die  mittelalterliche 
Kechtsentwickelung  gewesen  ist"',  so  sind  doch  in  unserer  Periode  nur 
erst  die  Anfänge  einer  gerichtlichen  Auflassung  zum  Zwecke  der  Eigen- 
tumsübertragung nachweisbar"*.  Bei  weitem  die  meisten  der  uns  über- 
lieferten Scheinvindikationen  setzen  den  Eigentumserwerb  bereits  voraus 
und  führen  daher  auch  zu  keiner  Auflassung  des  Scheinbeklagten,  sondern 
nur  zu  einer  Feststellung  des  klägerischen  Eigentums  durch  Urteil;  der 
Scheinprozeß  hatte  hier  nur  den  Zweck,  dem  Scheinkläger  eine  unscheltbare 
Königsurkunde  über  seinen  bereits  außergerichtlich  vollzogenen  Eigen- 
tumserwerb zu  verschaffen. 

Die  zweite  amtsrechtliche  Form  der  Eigentumsübertragung,  durch 
Zustellung  eines  Königsbriefes  (praeceptum  s,  testamentum  regis),  bestand 
nur  für  den  König"*,  und  zwar  als  einzig  anerkannte  Form  königlicher 


Geschäft,  die  Investitur  dagegen  bloßer  Besitzerwerbsakt,  bloße  Vollziehimg  der  Säle 
sei,  80  läßt  er  die  mit  der  Investitur  verbundene  Auflassung  unberücksichtigt.  Wer 
bloß  die  Gewere  übertragen  wollte,  ohne  sein  Becht  an  der  Sache  aufzugeben,  be- 
diente sich  der  Investitur  ohne  Auflassung;  die  Aufgabe  des  eigenen  Rechts  trat  erst 
durch  die  Auflassung  ein.  Vgl.  Sohh,  Auflassung  114 ff.;  Hbusleb,  IL  76 f.  Siehe 
auch  Anm.  112,  113. 

*"  Vgl  8  37. 

^^'  Vgl.  Bbunnsb,  Das  Gerichtszeugnis  und  die  fränkische  Königsurkunde  (Fest- 
^ben  für  Hepftbb,  Berlin  1873)  157  ff.;  BG.  der  Urkunde  275;  Zeitschr.  f.  HB. 
XXIL  527  f.;  HoLTZEKDOBFF*s  Eucyklopädic  249.  Sohh,  Recht  der  Eheschließung 
83  ff.;  Gesch.  d.  Auflassung  90  ff.;  Fränkisches  Becht  und  römisches  Becht  31.  La- 
BAND,  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  XV.  410.  Bewbe,  Sala  Traditio  Vestitura  54  ff. 
Bbthmanh-Hollweo,  German.  roman.  Civilprozeß  I.  493. 

^^'  Vgl.  §  61.  Über  die  Scheinvindikationen  im  anglo-norraannischen  Becht  vgl. 
Bbüniteb,  BG.  der  Urkunde  286  f.,  im  langobardischen  Becht  Fickeb,  Forsch,  z. 
Beichs-  u.  Bechtsgesch.  Italiens  I.  37  ff.,  III.  372  ff. 

"*  Vgl.  Bbünneb,  BG.  d.  Urkunde  292  ff.,  wo  nachgewiesen  wird,  daß  der  einzige 
bekannte  Scheinprozeß  mit  Auflassung  (MG.  Dipl.  imp.  I.  64,  Nr.  73.  Lokbsch  u. 
SoBBÖDEB,  Nr.  23)  sich  auf  eine  lange  vorher  vollzogene  Vergabung  von  Todes  wegen 
bezieht,  so  daß  die  Auflassung  nur  die  sofortige  Abtretung  des  der  Auflassenden  bis 
zu  ihrem  Tode  vorbehaltenen  Besitzes  zum  Gegenstande  hat.    Vgl.  auch  Heusleb,  II.  84. 

***  Vgl.  S.  205.  L.  Bib.  60,  3.  Bbselbb,  Erb  vertrage  I.  45.  Bbunnbb,  Zeitschr. 
f.  HB.  XXn.  536  f.  Sohh,  Auflassung  103,  Note  30;  Fränkisches  Becht  u.  römisches 
Kecht  52.  Schbödeb,  Die  Franken  und  ihr  Becht  62  ff.  Loebsch  u.  Schbödbb, 
Nr.  16,  22,  30,  31.    Der  Baiernherzog  Tassilo  und  bei  Lebzeiten  seines  Vaters  auch 
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LandübertraguDgen  ^^'.  Investiturhandlungen  konnten  dabei  vorkonuneiL 
aber  sie  dienten  nur  der  Gewere,  nicht  der  Eigentumsübertragtmg*^". 
Eine  Auflassung  fand  bei  Veräußerungen  des  Königs  nie  statt,  aach  wenn 
es  sich  ausdrücklich  um  die  Übertragung  vollen  vererblichen  und  vct- 
äußerlichen  Eigentums  handelte"^. 

Eine  allen  germanischen  Rechten  gemeinsame  Eigentümlichkeit  war 
die  Unterscheidung  des  durch  Schenkung  erworbenen  Eigentums  von  dan 
Erwerbe  aus  entgeltüchen  Geschäften"*.  Zwar  hatte  auch  die  Schenkung 
eine  gewisse  Entgeltlichkeit  zur  Voraussetzung"^,  und  die  Eigentumsüber- 
tn^ng  bewegte  sich  durchaus  in  denselben  Formen  wie  beim  Verkaufe  "S 
aber  der  Inhalt  des  durch  die  Landgabe  erworbenen  Eigentums  richtete 
sich  wesentlich  nach  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Schenkers:  er 
konnte  volles  vererbüches  und  veräußerliches  Eigentum  übertragen,  mußt«? 
dies  dann  aber  besonders  hervorheben.  Die  Landschenkungen  der  meru- 
vingischen  wie  der  burgundischen  Könige  und  der  bairischen  Herzoge 
waren  im  Zweifel  vererblich,  aber  nur  in  der  absteigenden,  nicht  in  der 

Ludwig  der  Deutsche  bedienten  sich  der  einfachen  Carta,  also  doch  wohl  der  volk»- 
rechtlichen  Form.  Vgl.  Meichklbeck,  Hist.  Fris.  I.  2,  Nr.  11,  22,  69.  Fontes  rer- 
Austr.  XXXI.  3.  Urk.-B.  d.  Landes  ob  der  Enns  IL  Nr.  2.  Nr.  8. 

"•  Vgl.  Bbunneb,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  60  f.  Ludwig  I.  erteilte  drT 
Würzburger  Kirche  ^37  ein  Diplom  über  einen  unter  Karl  dem  Großen  vollzogene 
Tausch  Würzburger  und  fiskalischer  Güter,  quia  iune  intervenUtUe  incuria  auetorUat 
imperialis  super  easdem  commutationeg  nvUatenut  accepta  fuercU,  Eckhabt,  Co- 
mentarii  de  rebus  Franciae  orientalis  IL  884,  Nr.  9. 

*"  Daher  zuweilen  Investitur  noch  vor  Erteilung  des  Königsbriefes.  Vgl.  IfrHL- 
BAOHBB  i.  d.  Mitteil.  d.  Inst  f.  österr.  Gesch.-Forsch.  IIL  308  ff.,  wonach  Loxuch 
u.  SoHBÖDBB,  Nr.  34  und  35  zu  berichtigen.  Bei  herrenlosen  Ländereien  kam  r« 
wiederholt  vor,  daß  jemand  sich  auf  eigene  Hand  in  den  Besitz  setzte  und  erst 
später  ein  praeceptum  regis  erwirkte.  Vgl.  Lobbsoh  u.  Sghbödeb,  Nr.  45,  TS. 
Th.  Sickbl,  Regesten  der  Karolinger,  S.  61,  Nr.  159;  S.  82,  Nr.  247. 

"*  Vgl.  SoHM,  Auflassung  116,  Anm.  50.  Brunnbb,  Landschenkungen  der  Men»- 
vinger  22.  Schbödbb,  Die  Franken  und  ihr  Recht  79.  Bedenken  könnte  es  erreg«:, 
daß  die  Könige  seit  Ludwig  dem  Frommen  in  ihren  Schenkungsbriefen  zuweilen  to3 
traditio  solemnis,  donatio  solemnig  oder  tnore  »olemni  tran^erre  reden.  VgL  Form. 
imper.  2,  44,  46  (Zbümbb  289,  320,  322).  Roth,  Feudalitätu.  UnterthanenTerba]id41. 
SiCKEL,  a.  a.  0.,  Reg.  Ludov.  141,  294,  312,  323,  883.  Aber  jener  Ausdruck  wurd« 
auch  bei  solchen  Landschenkungen,  bei  denen  dem  Bedachten  kein  Veraußerungsreehk 
eingeräumt  wurde,  gebraucht  (vgl.  Dbonkb,  Cod.  dipL  Fuld.  Nr.  390),  kann  daher 
nur  auf  die  feierliche  Form  des  königlichen  Diploms  bezogen  werden. 

"*  Über  das  Folgende  vgl.  Bbümneb,  Die  Landschenkungen  der  Merovioger  us«: 
der  Agilolfinger  (Abdruck  a.  d.  Sitz.-Berichten  der  Berliner  Akademie  LH.  1173—1202  . 
Erst  durch  diese  Untersuchung,  die  außer  dem  fränkischen,  bairischen  und  boi^guB- 
dischen  Rechte  namentlich  auch  das  anglonormannische  und  das  schwediBche  faexam- 
zieht,  ist  der  bisher  im  Dunkel  befindliche  Begriff  der  germanischen  Schenkung  fest- 
gestellt.   Über  die  merovingische  Landgabe  vgl.  Waitz,  II.  1,  809--329. 

»"  Vgl.  S.  53  und  unten  Anm.  184. 

»"  Vgl.  L.  Rib.  59,  7.  Cartul.  Lang.  4.  24  (MG.  Leg.  IV.  596,  602).  Auflassujic 
bei  Schenkungen  von  Privaten:  Zbumeb,  Formulae  200,  Nr.  34,  266,  Nr.  1»  26T. 
Nr.  2,  271,  Nr.  6.  283,  Nr.  2.  Urkunde  von  845  bei  Sohm,  Auflassung  87  ff.  Reakr 
Exitus:  LoBBSCH  u.  Schbödbb,  Nr.  54.    Vgl.  Lönimo,  KR.  d.  Merovinger  664. 


§  55.    Das  Privatrecht. 


273 


Seitenlinie,  die  fränkischen  und  burgundischen  außerdem  nur  im  Manns- 
staram *^*.  Wegen  Untreue  konnten  sie  zurückgenommen  werden  ^^^.  Die 
merovingischen  Schenkungen  bedurften  nach  dem  Tode  des  Schenkers  wie 
des  Beschenkten  ausdrücklicher  Bestätigung  seitens  des  Königs***.  Bei 
Veräußerungen  war  die  Einwilligung  des  Königs,  in  Baiern  die  des  Herzogs 
erforderlich**^.  Ausnahmsweise  kamen  schon  unter  den  Merovingern 
Krongutschenkungen  zu  vollem  Eigentum  vor***.  Unter  den  Karolingern 
bildeten  sie  die  Regel,  nachdem  die  beschränktere  Landgabe  sich  dem 
Benefizialwesen  eingefugt  hatte  **l  Aber  noch  im  neunten  und  zehnten 
Jahrhundert  begegnen  Schenkungen,  die  das  Eigentum  nur  unter  Reso- 
lutivbedingung übertrugen,  so  daß  beim  Tode  oder  im  Falle  der  Treu- 
losigkeit des  Empfängers  die  Zurücknahme  erfolgte^*®.  Auch  an  Bei- 
spielen königlicher  Landschenkungen  zu  Eigentum,  aber  ohne  das  Recht 
der  Veräußerung,  fehlt  es  nicht ^*^     Der  Charakter  der  Landschenkung 


**'  über  die  fränkischen  Salgiiter  vgl.  unten  beim  Erbrecht,  Giebke,  i.  d.  Zeitschr. 
f.  R6.  Xn.  441  if.  nnd  Bbünner,  Landschenkungen  24  f.  Über  das  burgundische 
Recht  vgl.  S.  206,  Anm.  66  und  L.  Burg.  L  3,  im  Gegensätze  zu  XIY.  Über  das 
bairische  Recht  vgl.  Decr.  Tassil.  I.  c.  8  (MG.  Leg.  IQ.  460)  und  Bbukmer,  Jjand- 
Schenkungen  14  f. 

»"  Waitz,  II.  1,  317,  321  f.,  329.    Brunner,  a.  a.  0.  18  f.,  23. 

>«*  Waitz,  IL  1,  318. 

"»  Waitz,  II.  1,  818,  329.  Brunmbr,  a.  a.  O.  7—13,  20,  28,  über  das  burgun- 
dische Recht  ebd.  16  f. 

*'*  Brünnbr,  a.  a.  O.  19,  24.  Roth,  Gesch.  d.  Benefizialwesens  229;  Feudalität 
und  Unterthanenyerband  63  f. 

^"  Vgl.  Roth,  Feudalität  40  ff.,  44  f.  Auf  Formeln  wie  die  schon  unter  den 
Merovingern  gebräuchliche  quicquid  exinde  facere  tyolueris,  liberam  in  omnibus  ha- 
J>eas  potesUUem  (vgl.  Bbunnbb,  a.  a.  O.  20)  ist  freilich  kein  großes  Gewicht  zu  legen; 
eine  solche  wird  u.  a.  auch  in  einem  Diplom  Ijudwigs  I.  von  839  (Sickel,  a.  a.  O. 
Reg.  Ludov.  374;  Dbonkb,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  655)  gebraucht,  wo  es  sich  um  den 
Tauscherwerb  eines  Grafen  ad  partem  sui  comitatus  handelte,  also  von  VerauBerungs- 
freiheit  keine  Rede  sein  konnte.    Vgl.  Anm.  129. 

*"  Vgl.  Roth.  Benefizialwesen  419.  Feudalität  49  f.,  176,  183.  Fickbb,  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akademie  1872,  S.  120 f.  Waitz,  IV.  205  f.,  besonders  aber 
Bbunkbb,  a.  a.  O.  26  if.,  der  den  Nachweis  führt,  daß  das  lebenslängliche  Eigentum 
wirklich  als  Eigentum  und  nicht  als  Ususfructus  aufgefaßt  wurde.  Vgl.  Heusleb,  II.  17. 

**•  Vgl.  Diplom  Ludwigs  I.  von  819  für  Fulda  (Sickel,  Reg.  Lud.  141.   Dbonke, 

Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  390),  wo  trotz  der  Klausel,  ui  quicquid  de  ipsis  rebus dis- 

ponere  cUque  ordinäre  vel  stahtere  voluerini,  libero  in  omnibus  perfrua/ntur  arhitrio, 
ausdrücklich  jede  Veräußerung  durch  TajQsch  oder  Verkauf,  sowie  die  Verleihung  an 
Weltliche  untersagt  wird.  Freilich  brachte  es  das  Obereigentum  des  Königs  am 
Keichskirohengute  (S.  204  £,,  207)  ohnehin  mit  sich,  daß  Veräußerungen  desselben  als 
königlicher  Genehmigung  bedürftig  galten  (vgl.  Waitz,  IV.  160),  während  anderer- 
seits Schenkungen  abgabenpflichtiger  Güter  an  eine  Kirche  wegen  der  damit  verbun- 
denen Schädigung  des  Fiskus  ebenfalls  der  Erlaubnis  des  Königs  bedurften.  Vgl. 
u.  a.  SiOKSL,  a.  a.  ().,  Reg.  Ludov.  296.  Da  es  aber  auch  in  anderen  Fällen  größere 
Sicherheit  für  den  Erwerber  gewährte,  wenn  er  vor  den  Augen  oder  durch  die  Hand 
des  Königs  zu  seinem  Gute  gelangt  war  (vgl.  Roth,  Feudalität  46  IT.),  zumal  wenn 
er  dabei  eine  unscheltbare  Königsurkunde  erhalten  konnte,  so  entsprach  es  nur  einer 
unter  den  Großen  des  Reiches  vorhandenen  Übung,  wenn  König  Ludwig  das  Kind 
R,  ScHBÖDiR,  Dentoche  Rechtageschichte.  18 
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war  daher  auch  in  der  Karolingerzeit  unverändert  geblieben,  nach  wie  ror 
erhielt  das  übertragene  Eigentum  seinen  Inhalt  lediglich  durch  den  Willen 
des  Schenkers.  Es  muß  daher  auch  im  Frankenreiche  ebenso  gut  wie 
bei  den  Angelsachsen  zulässig  gewesen  sein,  in  der  Schenkungsurkunde 
neben  der  XJnveräußerlichkeit  eine  bestimmte  Successionsordnung  festzu- 
stellen, so  daß  das  Objekt  den  Charakter  eines  FamilienfideikommissHs 
annahm  ^'^ 

Leiheverhältnisse  an  Grund  und  Boden  waren  dem  deutschen  Privat- 
recht  ursprünglich  unbekannt.  Erst  durch  Herübernahme  und  Fortbildung 
römischer  und  kirchlicher  Einrichtungen  ist  die  für  die  wirtächaftlicheu 
und  sozialen  Zustände  des  Mittelalters  so  entscheidend  gewordene  deutsche 
Landleihe  entstanden  ^^^  Maßgebend  wurde  besonders  das  Precarium, 
nachdem  das  römische  Vulgarrecht  neben  der  unentgeltlichen  und  jederzeit 
widerruflichen  Form  desselben  ein  Precarium  auf  Zeit  und  gegen  Zin^ 
ausgebildet  hatte  ^'^.  Das  schriftliche  Bittgesuch  (precaria),  mit  dem  der 
römische  Klient  um  ein  Precarium  einzukommen  pflegte,  war  zu  einem 
Bevers  geworden,  durch  den  sich  der  Beliehene  zum  Empfange  des  6ut<^ 
und  zur  Übernahme  der  vereinbarten  Gegenleistungen  bekannte.  Dieser 
Revers,  dem  eine  Verleihungsurkunde  (praestaria)  des  Leiheherm  zu  ent- 
sprechen pflegte  ^^^  war  so  wesentlich,  daß  das  ganze  Bechtsverbältnis  und 

in  einer  allerdings  zu  weit  gehenden  Urkunde  y.  J.  900  (Dbonke,  a.  a.  O.,  Nr.  S4Ti 
ganz  allgemein  erklärte:  Precipimus  et  regia  nostra  auctoritate  deeemimufy  wU  cmmet 
tradidones  seu  commutationes  sub  pretentibus  idoneis  testibus  fiant  et  gtulibei  persvma 
sive  tradens  seu  accipiens  sibi  legitimam  faciai  comfirmaHonem  regiamque  perdw^at 
ctd  noiteiam,  ne  ea,  quae  utrimque  tradita  fuerint,  irrita  fiant ,  sed  in  posieruw».  ßrma 
stabüitate  permaneant. 

''^  Über  das  seit  dem  S.  Jh.  bezeugte  angelsächsische  Faroilienfideikomniiß  Tgl. 
Bbunnbb,  RG.  d.  Urkunde  190  ff.  Loebsgh  u.  Schbödeb»  Nr.  66.  Die  beschränkte 
Erbfolge  bei  der  meroyingischen  und  burgundischen  Landgabe  (Anm.  122)  zeigt 
etwas  ähnliches.  Daß  man  bei  den  Franken  das  ganze  zur  Snocession  berufene  Ge 
schlecht  und  nicht  den  einzelnen  Empfanger  als  bedacht  ansah,  ergibt  sich  aus  einen 
Diplom  Pippins  von  770  (Sickel,  a.  a.  O.,  Reg.  Pipp.  10),  worin  dieser  dem  Grafre 
Chrodoin  eiusque  gatnaladionibus  eine  von  den  früheren  Königen  genealoffiae  comMi 
gewährte  Schenkung  bestätigt. 

^^1  Über  das  Folgende  vgl.  Bbunnbb,  Deutsche  R6.  I.  199  ff..  209  ff.  B4>tb. 
Benefizialwesen  433  ff.;  FeudaUtät  128—174,  184  ff.  Waitz.  II.  1,  291  —305.  IV.  176  ff. 
198  ff.  LöNiNO,  Kirchenrecht  der  Merovinger  705— 719.  Heuslbb,  II.  leSffl  v.  Ikama- 
Stebnego,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  123  ff.  Pebtile,  Storia  del  diritto  ita- 
liano  IV.  282—317.  Gaudbnzi,  Sulla  proprietä  in  Italia  44  ff.  Gü^rabd.  Polyptique 
de  Tabbe  Irminon  I.  503—577. 

*^'  Die  oströmische  Emphyteuse  war  im  Abendlande  nie  heimisch  gewesen.  IHi^ 
noch  im  7.  und  8.  Jahrhundert  an  kirchlichen  Grundstücken  bei  Angera  und  Tour» 
vorkommende  eigentümliche  Erbpacht  mit  freiem  Veräußemngsrecbt  des  Besitxers 
war  zwar  römischen  Ursprungs ,  hatte  aber  mit  der  Emphyteuse  nichts  zu  thoB. 
Vgl.  LöNiNO,  a.  a.  O.  717  f.  Bbünnbb,  DRG.  I.  199  f.;  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII. 
69-83.     Waitz.  IL  l.  29k 

^''  Vgl.  RoziicBB,  Recueil  des  formules  Nr.  319—367.  Lobbsch  u.  ScHnOnaL 
Nr.  8—11,  24,  27,  33.  Gelegentlich  wird  die  precaria  auch  als  securitas,  die  prae- 
staria als  commendatitia  oder  selbst  als  precana  bezeichnet. 
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das  Leihegut  selbst  davon  den  Namen  precaria  führte.  Daneben  war. 
schon  von  den  Römern  her,  die  Bezeichnung  des  Gutes  als  heneßcivm  in 
Gebranch.  Die  Prekarie  umfaßte  alle  möglichen  Leiheverhältnisse:  auf 
bestimmte  Zeit,  auf  Lebenszeit,  auf  mehrere  Leiber,  zu  erblichem  Recht, 
zuweilen  auch  bloß  auf  Widerruf.  Bei  den  kirchlichen  Leihegütern  war 
in  der  Regel  Erneuerung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  vorgeschrieben  ^**.  Die 
Verleihung  erfolgte  durch  Investitur,  aber  ohne  Auflassung  ^*^  Das  Leihe- 
gut war  regelmäßig  Zinsgut,  der  Beliehene  hatte  Zins  (meistens  Natural- 
abgaben), häufig  auch  Frondienste  zu  leisten.  Versäumte  er  dies,  so  verlor 
er  das  Gut;  eine  Schuldklage  wegen  des  Rückstandes  hatte  der  Leiheherr 
nicht.  Erst  seit  dem  achten  Jahrhundert  wurde  es  üblich,  im  Leihe- 
vertrage abzumachen,  daß  der  säumige  Zinsmann  sich  durch  Abgabe 
eines  formellen  Schuldversprechens  (ßdes  facta)  den  Fortbesitz  des  Leihe- 
gutes sichern  könne***.  Die  Prekarie,  das  gewöhnliche  Zinsgut,  bewegte 
sich  durchaus  auf  dem  Boden  bäuerlicher  Wirtschaft;  die  Leistungen 
sollten  den  Zwecken  des  Hermhofes  (mansus  indominicatus)  dienen.  Die 
Prekarie  des  freien  Zinsmannes  war  daher  ebenso  gut  ein  manms  vesfüus 
wie  der  Hof  des  Hörigen  oder  des  Eigenmannes,  kein  selbständiges  Gut, 
sondern  Zubehör  des  Hermhofes  **^ 

Anders  bei  den  Landschenkungen  mit  Vorbehalt  des  Nießbrauches 
für  den  Schenker,  zuweilen  auch  auf  mehrere  Leiber  oder  für  einen  von 
dem  Schenker  bezeichneten  Dritten  **®.  Das  Geschäft  bewegte  sich  durch- 
aus in  den  Formen  des  Auftrages  zu  Leiherecht  (precaria  ohlata,  bene- 
Jicium  oblatumy^^:  Eigentumsübertragung  seitens  des  Schenkers,  sodann 
Investitur  zu  Leiherecht  seitens  des  Beschenkten,  zwischen  beiden  Akten 
aber,  um  den  Übergang  der  Gewere  auf  den  Beschenkten,  der  sie  durch 
die  Leihe  wieder  aufzugeben  hatte,  deutlich  erkennbar  zu  machen,  drei- 
tägige thatsächliche  Besitzausübung  (^«^^520  tridnana)  seitens  desselben**"*. 


^**  Nach  Brunner  nur  eine  OrdnuDgsvorschrift  im  Interesse  der  Erhaltung  des 
kirchlichen  Besitzstandes,  ohne  einen  Gedanken  daran,  daß  die  Emeuerang  versagt 
werden  könne,  historisch  wahrscheinlich  auf  die  römische,  in  der  Regel  immer  nur 
für  ein  Lnstmm  abgeschlossene  Landpacht  zurückzuführen.  Die  fünQährige  Erneuerung 
wurde  zuweilen  auch  bei  Vergabungen  von  Todes  wegen  beobachtet.  Vgl.  Brunnrr. 
KG.  d.  Urkunde  I.  268.  Both,  Feudalitat  170  f.  liOfiRSCH  u.  Schröder,  Nr.  8  his 
10,  27,  49. 

»"  Vgl.  SoHM,  Auflassung  114  f. 

18«  Ygi  ix)ERsCH  u.  SoHRÖDER,  Nr.  11,  33.  Pardessüs,  Diplomata  II.  297, 
Nr.  488  (713).  Beter,  Mittelrhein.  Ürk.-B.  I.  26.  Nr.  21  (767).  d'Achäry,  Spicilegium 
(edit.  II.)  III.  342  (850).  Miraeüs,  Opera  diploraatica  (edit.  II.)  II.  935  (Suppl.  II. 
C.12).  Form.  Turon.  addit.  3,  Form.  Bignon.  21,  22  (20,  21).  (Zeumer,  Forraulae  160. 
23.5).    Roth,  Feudalitat  173. 

"'  Vgl.  Brunner,  DRG.  I.  209. 

'"•  Zahlreiche  Beispiele  für  beides  in  Formeln  und  Urkunden.  Vgl.  u.  a.  meine 
Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  I.  161  f.    Loersch  u.  Schröder,  Nr.  41.  44,  63. 

»^«  Vgl.  Roth,  Feudalitat  156  ff.  Hkusler,  II.  117  ff.  Beskler.  Erbverträj^e 
I.  71  f.    Albrecht,  Gewere  194  ff. 

^3«*  Vgl.  Britnner.  RG.  d.  Urkunde  I.  296.    Heusler,  II.  36  f.,  118.     Siehe  auch 

18* 
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Dabei  wurde  kein  Unterschied  gemacht,  ob  die  Leihe  zinslos  oder  mit 
Auferlegung  eines  Zinses,  der  fast  immer  ein  bloßer  Anerkennungszins 
von  geringem  Betrage  war,  erfolgte:  in  beiden  Fällen  fand  ausdrückliche 
Besitzeinräumung  an  den  Beschenkten  und  Bückgabe  des  Besitzes  an  den 
Schenker  statt ^*®,  und  eine  Verschiedenheit  bestand  nur  darin,  daß  bei 
zinsloser  Leihe  eine  Entziehung  des  Gutes  bloß  wegen  Verschlechterung 
desselben  eintreten  konnte  ^*\  bei  Auferlegung  eines  Zinses  dagegen  auch 
wegen  unterbliebener  Zinszahlung  ^*^ 

Hatten  schon  die  erwähnten  Vergabungen  von  Todes  wegen  meistens 
herrschaftliche  Güter,  nicht  selten  ganze  Gutskomplexe,  zum  Gegenstande, 
so  war  dies  bei  den  königlichen  Benefizien  von  vornherein  selbstver- 
ständlich, da  sie  dem  Vassallen  nicht  bloß  die  erforderlichen  Mittel  zur 
Erfüllung  der  übernommenen  Dienstpflicht,  sondern  auch  die  Möglichkeit 
gewähren  mußten,  sich  mit  den  Seinigen  ganz  der  Pflege  des  ritterlichen 
Lebensberufes  hinzugeben.  Der  Kriegsmann  von  Beruf,  wenn  er  nicht 
mehr  Tischgenosse  seines  Dienstherm  sein  sollte,  konnte  nur  als  Gutsherr, 
nicht  als  Landmann  seinen  Pflichten  genügen.  Weil  die  Eönigsleihe 
nichts  als  ein  in  Landnutzung  bestehender  Dienstsold  war,  so  wurde  für 
sie  und  die  aus  ihr  hervorgegangenen  Afterlehen  die  Bezeichnung  bene- 
ßcüan  technisch,  während  für  alle  übrigen  Leiheverhältnisse  in  alter  Weise 


Anm.  140.    Der  Schenker  empfing  einen  Leihebrief  (praeataria).    Vgl.  Dbonke,  Cod. 
dipl.  Fuld.  Nr.  880. 

^*^  Daß  dies  und  die  sessio  tridnana  auch  bei  der  Übernahme  eines  Anerkennunga- 
Zinses  notwendig  war,  wird  Meichelbbck,  Eist.  Fr.  I.  2,  324  Nr.  686  (845)  aus- 
drücklich als  mos  Baioimariorum  bezeugt.  Der  von  Hbüsleb,  II.  26  f.,  120  gemachte 
Unterschied,  wonach  nur  der  zinslos  Beliehene  gleich  dem  eigentlichen  Zinsmann 
die  Gewere  selbst  gehabt  hätte,  dagegen  der  mit  einem  Anerkennungszins  (censu» 
pro  vestUwra)  Belastete  nur  als  Verwalter  eines  fremden  Gutes,  wenn  auch  für  seine 
eigene  Rechnung,  angesehen  worden  sei,  erweist  sich  jedenfalls  für  unsere  Periode 
als  unbegründet.  Ebenso  die  Annahme  (Hbüsleb,  II.  118  f.),  als  habe  es  auch, 
namentlich  in  Baiern,  eine  donatio  post  obitum  mit  sofortiger  Eigentumsübertragung' 
unter  Vorbehalt  des  Nießbrauches,  ohne  Besitzräumung  und  Rückinvestitur,  gegeben. 
Was  man  dahin  deuten  könnte,  beruht  nur  auf  der  Neigung  der  Urkundenschreiber, 
namentlich  bei  den  Gartae,  die  äußerlichen  Rechtshandlungen  als  selbstverständlich 
zu  übergehen.  Man  vergleiche  Mbiohblbbck.  I.  2,  219,  Nr.  412  (820),  wo  nebenein- 
ander drei  gleichartige  Vergabungen  berichtet  werden,  die  erste  mit  traditio  und 
darauf  folgender  Investitur  des  Sohnes  des  Schenkers  gegen  Anerkennungszins,  die 
zweite  scheinbar  einfache  traditio  post  mortem,  die  dritte  mit  traditio,  sessio  tri- 
duana  und  zinsloser  Investitur.  Es  ist  doch  zweifellos,  daß  der  thatsächliche  Hergang 
in  allen  drei  Fällen  derselbe  gewesen  war,  aber  dem  Schreiber  genügte  es,  nur  in 
dem  dritten  Falle  alles,  in  dem  ersten  Falle  einiges,  im  zweiten  Falle  nichts  darüber 
zu  bemerken. 

^*^  Die  Urkunden  betonen  häufig,  daß  das  Gut  in  verbessertem  Zustande  an  den 
Eigentümer  zurückkehren  solle.  Vgl.  Beselbb,  Erbverträge  L  145.  Entziehung^ 
wegen  Verschlechterung  Loebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  44.  Freiwillige  Auflassung^ 
seitens  des  Nießbrauchers  bei  seinen  Lebzeiten  ebd.  Nr.  28  (zum  Verständnis  Yfs;\. 
Bbunner,  RG.  d.  Urk.  I.  293  f.). 

'^'  Vgl.  LoEEscH  u.  SoHBÖDEB  Nr.  33,  wo  dem  säumigen  Zinszahler  fides  facta 
zur  Vermeidung  der  Privation  gestattet  wird.    Vgl.  Anm.  136. 
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beneßcium  und  precaria  als  gleichwertige  Ausdrücke  in  Gebrauch  blieben  "'. 
Unter  den  Begriff  der  Königsleihe  fielen  außer  den  fiskalischen  Benefizien 
auch  die  vom  König  verliehenen  Kirchengüter"*,  die  sich  von  jenen  im 
wesentlichen  nur  dadurch  unterschieden,  daß  der  mit  Kirchengut  be- 
liehene  Vassall  bei  Verlust  des  Lehens  eine  besondere  Abgabe  an  die  Kirche, 
der  das  Eigentum  an  seinem  Lehen  zustand,  zahlen  mußte  "^,  während  die 
fiskalischen  Benefizien  frei  von  allen  Lasten  verliehen  zu  werden  pflegten^*®. 
Im  übrigen  ist  das  in  dieser  Periode  noch  in  den  ersten  Entwickelungs- 
stadien  befindliche  Lehnrecht  erst  später  (§  40)  zu  behandeln. 

Das  Pfandrecht  an  unbeweglichen  Sachen  "'  begegnet  in  Westfranken 
und  Italien  schon  im  siebenten  Jahrhundert,  und  zwar  in  der  sich  mit 
der  römischen  Fiducia  berührenden  und  zum  Teil  von  dieser  den  Namen 
entlehnenden,  sie  aber  allmählich  ganz  verdrängenden  Oestalt  des  Nutz- 
pfandes ^*®,  bei  dem  die  Gewere  auf  den  Gläubiger  überging,  der  Ver- 
pfander  aber  die  nuda  proprietas  und  das  Lösungsrecht  behielt.  Die 
Lösung  des  Pfandes  konnte  zeitlich  beschränkt  werden,  so  daß,  wenn  sie 
ausblieb,  das  Pfand  dem  Gläubiger  zu  Eigentum  verfiel,  die  Verpfändungs- 
nrkunde  (cauäo)  also  zugleich  den  Charakter  einer  eventuellen  Veräuße- 
nmgsurkunde,  das  Pfandgeschäft  den  eines  bedingten  Übereignungsaktes 
hatte"®.  Wie  es  dabei  im  Gebiete  des  fränkischen  Rechts  mit  der  Auf- 
lassung gehalten  wurde,  die  zu  der  Bestellung  eines  Nutzpfandes  an  sich 


^^'  Vgl.  Bote,  Fendalität  142  ff.,  174,  der  nur  darin  irrt,  daß  er  anoh  sonst  einen 
Gegensatz  zwischen  benefloium  und  precaria  annimmt  Vgl.  Waitz,  II.  1,  296  ff 
lY.  258.  Brumkeb,  DRG.  L  211  f.  über  die  spatere  Bezeichnung  der  Lehen  vgl. 
§  40,  Anm.  2. 

"*  Vgl.  S.  157  f.  nnd  §  40.  Anm.  1. 

'^*  Vgl.  S.  159.  Waitz,  IV.  198  ff.,  230.  Zn  der  Abgabe  oder  dem  Zehnten 
trat  noch  eine  Beteiligung  an  der  Kirchenbanlast.  Mehrfach  wurden  alle  diese  Lei- 
stungen im  Wege  der  Vereinbarung  durch  einen  festen  Zins  ersetzt.  Die  Eigent&m- 
lichkeit  der  Königslehen  an  Kirchengut,  daß  der  Heimfall  hier  an  die  Kirche  eintrat, 
hatte  praktisch  keine  große  Bedeutung,  da  die  Könige  die  heimgefallenen  Lehen 
sofort  anderweitig  zu  verleihen  pflegten.  Die  von  der  Kirche  wiederholt  verlangte 
Restitation  hat  nur  in  einzelnen  Fallen  stattgefunden.  Nur  Verfügungen  über  die 
Substanz  setzten  die  Zustimmung  der  betreffenden  Kirche  unbedingt  voraus. 

"•  Vgl.  S.  195. 

147  Ygi,  KoHL£B,  Pfandrechtliche  Forschungen  82—91.  v.  Mbibox,  Deutsch. 
Pfandrecht  270  ff.    Bbctknbb,  Zeitschr.  f.  HR.  XXII.  542  ff.    Hbuslxb,  II.  184  ff. 

■«>  Vgl.  Ed.  Roth.  174.  Liutpr.  58.  Das  älteste  fränkische  Beispiel  Form. 
Andec.  22.  Daß  das  Nutzpfand  im  9.  Jahrhundert  auch  im  Alamannischen  bekannt 
war,  scheint  aus  Lobbsch  u.  Schbödbb  Nr.  68  (862)  hervorzugehen.  Vgl.  Kohlbb, 
a.  a.  O.  86,  Anm.  1. 

"•  Vgl.  Form.  Turon.  app.  1  (Zeuhbb,  163.  Rozitev,  Nr.  877).  Über  eine 
langobardische  Urkunde  von  777,  in  der  außerdem  für  den  Fall  eines  Verkaufes  dem 
Gläubiger  das  Näherrecht  eingeräumt  wird,  vgl.  Kohleb,  a.  a.  O.  85.  Ober  ent- 
sprechende fränkische  Urkunden  des  9.  Jahrhunderts  ebd.  90  f.,  über  eine  langobar- 
dische Bbünnbb,  a.  a.  O.  545.  Das  verfallene  Pfand  wurde  in  den  langobardischen 
Quellen  als  traruactwm  oder  fegang,  in  den  westfränkischen  als  ditcombitwn  be- 
zeichnet. Vgl.  Bbunweb  545,  Note  1.  Kohleb  90.  Du  Cangb,  Glossar  s.  v.  decum- 
biHo.     Bluhme,  mg.  Leg.  IV.  670. 
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nicht  gehörte,  bleibt  zweifelhaft.  Das  langobiirdische  Recht  hatte,  weil 
ihm  die  traditio  cartae  zur  Eigeutumsübertraguug  genügte  (S.  266),  eint* 
freiere  Bewegung:  es  war  möglich,  ein  Verfallpfand  durch  bloße  Urkunde 
zu  bestellen,  wobei  der  Verpfander  im  Besitz  blieb,  der  von  ihm  über- 
gebenen  Urkunde  aber  die  Klausel  einfügte,  daß  sie  eventuell  als  Ver- 
kaufsurkunde gelten  solle  ^^®.  Ein  anderes  Mittel  des  langobardischen 
Rechts,  eine  Sache  ohne  Besitzübertragung  zu  verpfänden,  bestand  darin. 
\  daß  der  Gläubiger  dem  Schuldner  das  Pfand  gegen  einen  Zins  zurückgab ^^^. 

Das  Pfandrecht  hat  den  Ausgangspunkt  für  die  Ausbildung  der  for- 
mellen Schuld  vertrage  abgegeben  ^^^  Der  germanische  Pfand-  oderWett- 
vertrag  (wadiatio)  begründete  noch  keine  Haftung  des  Schuldners,  sonderu 
nur  eine  Haftung  des  Pfandes  (ff'eäej  goth.  vadi,  mlat.  uxicUa,  uxuüm). 
das  im  Nichtleistungsfalle  in  das  Eigentum  des  Gläubigers  vertieP". 
Gegenüber  dem  Sachenpfande  überwog  wohl  von  jeher  das  Menschen- 
pfand,  der  altgermanische  Wettvertrag  war  in  der  Regel  Vergeiselung^- 
vertrag  (S.  56).  Es  war  natürlich,  daß  der  Geisel,  um  der  Gefahr  der 
Schuldknechtschaft  zu  entgehen,  den  Schuldner  nach  besten  Kräften  zur 
Erfüllung  anzuhalten  suchte.  Der  Fortschritt  in  unserer  Periode  bestand 
zunächst  darin,  daß  dem  früher  wohl  auf  die  Mittel  moralischen  Drucke? 
beschränkten  Bürgen  die  erforderlichen  rechtlichen  Zwangsmittel  in  dit- 
Hand  gegeben  wurden,  während  sich  die  eventuelle  Schuldknechtschaft  mehr 
und  mehr  in  eine  vermögensrechtliche  Verantwortlichkeit  für  den  Fall 
der  Pflichtversäunmis  in  Anwendung  dieser  Zwangsmittel  verwandelte.  S<j 
wurde  der  Bürge,  gleich  den  römischen  obsides  praedes  vades^  zum  Ein- 
steher, der  nicht,  wie  der  fideiussor,  eine  accessorische  Verpflichtung  neben 
dem  Schuldner,  sondern  die  ausschließliche  Haftung  dafür  übernahm,  daß 
er  den  von  jeder  direkten  Haftung  befreiten  Schuldner  zur  Leistung  an 
den  Gläubiger  veranlassen  werde  ^^*. 

»*o  Vgl.  Ed.  Liutpr.  67  (der  {Schuldner  verliert  die  Disposition  über  diis  PfanJ). 
Bbunneb,  a.  a.  O.  107  f.,  543  f.  Ueusleb,  IL  145.  Es  scheint  übrigens,  als  sei  diw 
Art  der  Yerpfändang  nur  zur  Sichersten ung  eines  Vorkaufsrechts  oder  einer  Gewahr 
Schaft  gebräuchlich  gewesen. 

"»  Vgl.  KoHLEB,  a.  a.  O.  85  f. 

*"  Vgl.  S.  54  und  über  alles  Folgende  außer  der  Ö.  55,  Anm.  35  angefnhit*-n 
Litteratur  besonders  Heusleb,  II.  228—245,  250  flf.  Bbunneb  i.  d.  Zeitschr.  £  HR. 
XXII.  510  ff.  SoHM,  Recht  der  Eheschließung  34—46.  Val  de  Li^vre,  LaimegiM 
und  Wadia  96  ff.  Stobbb,  Privatrecht  III.  62  f.,  305  ff.  Esmein,  fetndes  sur  1» 
contrats  dans  le  tr^s  ancien  droit  fran9ai8  69—95.  Thevenin,  Contributions  a  Thistoirc 
du  droit  germanique  (auch  Nouv.  Rev.  bist,  de  droit  fran9.  et  etranger,  1880,  S.  69  ff- 
447  ff.).    NissL,  Gerichtsstand  des  Klerus  191  ff. 

**'  Über  den  Gegensatz  von  Schuld  und  Haftung  vgl.  Amuul,  Obl.  R.  L  3i>ff^ 
Über  den  Ausschluß  der  persönlichen  Haftung  beim  Sachenpfande  vgl.  Kouleb. 
Pfandrechtl.  Forschungen  111  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur,  ferner  Ami»*' 
Obl.  R.  I.  217.    In  Betreff  der  Schuld  vgl.  jedoch  Anm.  66. 

*^*  Vgl.  die  glänzende  Ausführung  von  Iuebing,  Geist  des  römischen  Rechte. 
4.  Auli.  in.  1,  S.  XI— XXV.  Über  den  sprachlichen  Zusammenhang  von  r<u  on-i 
pi'aes  (alter  Plural  prae-cid-cs)  mit  goth.  vadi  und  vidan  vgl.  Diefenbacu,  WB.  diT 
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Ganz  auf  diesem  Boden  bewegte  sich  das  von  den  älteren  Auslegern 
vielfach  auf  eine  subsidiäre  Bürgschaft  gedeutete  Recht  des  burgundischen 
Reiches,  das,  wie  es  scheint,  in  dieser  Hinsicht  für  die  römischen  Pro- 
vinzialen  dasselbe  wie  für  die  Burgunder  war"*.  Dem  Pfändungsverfahren 
gegen  den  Schuldner  wie  gegen  den  Bürgen  mußte  eine  dreimalige  Auf- 
forderung (admonitio)  des  Schuldners  zur  Erfüllung  vorausgehen  (S.  86). 
Diese  Aufforderung  war  in  der  Regel  Sache  des  Gläubigers,  Sache  des 
Bürgen  wohl  nur  dann,  wenn  dieser  den  Gläubiger  schon  aus  eigenen 
Mitteln  befriedigt  hatte.  Die  admonitio  erfolgte  in  Zeugengegenwart,  das 
dritte  Mal  im  Beiwesen  des  Richters.  War  die  Aufforderung  erfolglos, 
so  konnte  der  Bürge  zur  Pfändung  schreiten.  Die  Pfändung  vollzog  sich 
außergerichtlich  vor  Zeugen;  sie  konnte  den  Betrag  der  Schuld  um  ein 
Drittel  überschreiten.  Nach  der  Pfändung  hatte  der  Schuldner  eine  drei- 
monatliche Lösungsfrist,  nach  deren  Ablauf  das  Pfand  verfiel.  Reichten 
die  Mittel  des  Schuldners  zur  Befriedigung  de3  Gläubigers  nicht  aus,  so 
konnte  sich  der  Bürge  durch  Auslieferung  der  Person  des  Schuldners  an 
den  Gläubiger  von  jeder  weiteren  Haftung  befreien.  That  er  dies  nicht, 
so  haftete  er  dem  Gläubiger  mit  seinem  eigenen  Vermögen  für  den  Aus- 
fall"». War  der  Bürge  durch  Verzug  des  Schuldners  in  Schaden  ge- 
kommen, so  hatte  dieser  ihm  den  dreifachen  Ersatz  zu  leisten^".  Da- 
gegen traf  den  Schuldner  die  Strafe  des  Neunfachen  (neben  dem  Predus), 
wenn  er  ihm  durch  den  Bürgen,  oder  diesem  durch  den  Gläubiger  ab- 
gepfändete  Sachen  rechtswidrigerweise  aus  der  Gewahrsam  des  Gläubigers 
entfernte.  Von  einem  Recht  der  Pfändung  des  Schuldners  durch  den  Gläu- 
biger enthält  das  Gesetz  keine  Spur;  dem  Gläubiger  haftete  der  Schuldner 
nicht,  die  admonitio  des  Schuldners  durch  den  Gläubiger  hatte  nur  eine 
formelle,  keine  materielle  Bedeutung.  Dem  Bürgen  haftete  der  Schuldner 
für  die  Befreiung  desselben  von  der  Bürgschaftshaftung.  Dem  Gläubiger 
haftete  der  Bürge  für  Befriedigung  durch  den  Schuldner  oder  aus  den 
gepfändeten  Mitteln  des  Schuldners  oder  durch  tTberantwortung  der  Person 
des  Schuldners. 

Bestätigt  wird  unsere  Auffassung  durch  Aussprüche  altdänischer  und 
altschwedischer  Rechtsquellen,  nach  denen  die  Haftimg  des  Bürgen  eben- 
falls eine  prinzipale  und  nicht  eine  accessorische  war"',  sodann  durch  das 

goth.  Sprache  1.  140  ff.  Fick,  WB.  d.  indogermanischen  Sprachen,  3.  Aufl.  I.  767. 
Amira.  ObL-R.  I.  193,  Note  1. 

"*  L.  Burg.  19,  5—11  (in  §  10  ist,  wie  schon  Bluhme  bemerkt  hat,  das  hand- 
schriftliche debieori  durch  creditori  zu  ersetzen)  82,  96  (add.  1,  9).  107,  7  (add.  2). 
L.  Rom.  Burg.  14,  8.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  21,  44  f.,  223.  Bethmann-Holl- 
WBO,  Qerm.  roman.  Civilprozeß  I.  168. 

166a  Der  Ytthe  des  Bürgen  haftete  nicht.  Vgl.  L.  Burg.  82,  2.  Angesichts  der 
Übereinstimmung  der  späteren  Kechtsquellen  muß  diese  Nichterblichkeit  der  Bürgschaft 
gemeingermanisch  gewesen  sein.    Vgl.  Esuein  89  f. 

**•  Der  römische  Provinziale  leistete  nur  das  Doppelte.    Vgl.  übrigens  Anm.  161. 

"'^  Vgl.  Paulbbn,  Beitrag  zu  der  Lehre  von  der  Bürgschaft  aus  dem  nordischen 
Rechte,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  IV.  122  ff.    Amiba,  Obl.-R.  L  696  ff.    Sarauw,  i.  d. 


r 


280 


Die  fränkische  Zeit 


laugobardische  Recht  ^^^■.  Nach  dem  letzteren  wurde  der  Schuldner  durch 
Übergabe  der  Wadia  an  den  Gläubiger  bei  einer  Geldbuße  verpflichtet, 
demselben  binnen  bestimmter  Frist  einen  ausreichenden  Bürgen  zu 
stellen"**;  der  Bürge  hatte  das  Recht  und  nötigenfalls  die  Pflicht,  deu 
Schuldner  nach  dreimaliger  Zahlungsaufforderung  zu  pfänden,  während 
umgekehrt  der  Gläubiger  bei  Verzug  des  Schuldners  das  Pfaodungsrecht 
gegen  den  Bürgen  hatte "".  Der  Schuldner  war  durch  die  Bürgenstellune 
von  jeder  Haftung  gegenüber  dem  Gläubiger  befreit,  der  letztere  ver- 
pflichtete sich  durch  die  Übergabe  der  von  dem  Schuldner  erhalteneL 
Wadia  an  den  Bürgen,  seine  Befriedigung  nur  bei  diesem  und  durch 
diesen  zu  suchen  ^®^. 

Das  fränkische  Recht  stand  auf  demselben  Standpunkt  wie  das  der 
Langobarden:  der  Bürge  haftete  dem  Gläubiger,  der  Schuldner  dem  Bürgen, 
und  zwar,  wenn  er  diesen  hatte  in  Schaden  kommen  lassen,  für  den 
doppelten  Ersatz  ^®^     Zwar  konnte  der  Gläubiger  auch  unmittelbar  gegeu 

Neuen  staatsb.  Magazin  YII.  552.  Wenn  die  beiden  erstgenannten  nur  solidarisch« 
Haftung  des  Bärgen  neben  dem  Schuldner  anzunehmen  geneigt  sind,  so  spricht  Jnt. 
Lov,  IL  64  ganz  deutlich:  Welcher  Mann  Bürgen  setzt,  der  ist  schuldig  för  du 
That  keinem  Manne  zu  antworten^  außer  dem  alleiti,  der  sein  Bürge  wurde.  Dazu 
II.  62:    Woßir  ein  Mann  Bürge  ward,  das  soll  er  gelten. 

"'•  Neuerdings  hat  Fiokbb,  Über  nähere  Verwandtschaft  zwischen  gtithisrb- 
spanischem  und  norwegisch-isländischem  Recht  (Mitt.  d.  Inst.  f.  öst.  Gesch.-Forsch. 
Ergänzungsband  II.  455  ff.),  die  Zugehörigkeit  der  Ijangobarden  zu  den  OstgermaBeE 
behauptet.  Ich  kann  dem,  so  reiche  Belehrung  ich  der  angeführten  Schrift  im  übrigen 
verdanke,  in  keiner  Weise  beitreten.  Die  lAngobarden  waren  Sueben  und  gehörten 
zu  dem  Stamme  der  Herminonen.  So  weit  ihr  Recht  mit  dem  der  Nordgermanen 
i\bereinstimmte,  haben  wir  gemeingermanisches  Recht  vor  uns.    Vgl.  Anm.  239. 

»*«  Ed.  Liutpr.  36—38.  Lih.  Pap.  Roth.  360  (MG.  Leg.  IV.  386,  ein  dem  Edikt 
fremder,  dem  langobardischen  Gewohnheitsrecht  entsprechender  privater  Zusatz,  vgl 
ebd.  S.  LXXIV). 

16»  Pfandungsrecht  des  Bürgen  gegen  den  Schuldner:  Ed.  Liutpr.  39,  40;  dt^ 
Gläubigers  gegen  den  Bürgen:  Liutpr.  108,  109,  126  (vgl.  Roth.  366.  Liutpr.  3>. 
Ratch.  8);  dreifache  Mahnung:  Roth.  245,  246. 

*•*  Die  Übernahme  der  Wadia  seitens  des  Bürgen  wurde  als  ein  solvere  recipe-rt 
liberare  bezeichnet;  die  durch  Hingabe  der  Wadia  an  den  Gläubiger  begründ«^^ 
Haftung  des  Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger  wurde  durch  die  Übernahme  der 
Wadia  seitens  des  Bürgen  getilgt.  Vgl.  Val  de  Li^vbe,  a.  a.  O.  184  f.,  216  f.  Vl<- 
MEiN  81,  86  Note  2,  87  f.  Brukner,  a.  a.  O.  511.  Entscheidend  sind  die  in  Italien 
entstandenen  Extravaganten  der  liCx  Salica,  c.  6  (Merkel,  Lex  Salica  S.  100):  Pc^^ 
fuam  autem  debitor  wadium  dedeHt,  liber  et*it,  si  fideiussor  maritur,  prupier  wadimm 
qtiod  emisit  in  debitore  (creditareij,  et  si  vivent  ambo,  quod  spopondit  qtd  fcadimm 
dedit  det,  et  si  domo  non  dat,  fideiussor  quantvm  spopondit  pro  neglectu  debüorie  de4^ 
Man  könnte  allerdings  geneigt  sein,  aus  einigen  Stellen  des  Edikts  auf  eine  HaftoBir 
des  Schuldners  gegenüber  dem  Gläubiger  zu  schließen,  aber  Roth.  360 — 362  bezieht 
sich  nur  auf  die  Schuld,  nicht  auf  die  Haftung,  und  Liutpr.  108  f.  und  Aistulf  21  ist 
unter  debitor  nicht  der  Wettschuldner  (loadieUarJ,  sondern  wer  aus  einer  Cautio  oder 
beliebigen  anderen  Gründen  haftet,  zu  verstehen.  Erst  der  Liber  Papiensis  kenn: 
eine  direkte  Haftung  des  Schuldners  aus  dem  Wettvertrage. 

^"^^  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  21  f.,  53,  220  ff.  Esmein,  82.  Bbthiujes- 
HoLLWEO,  a.  a.  0.  1.  558  ff.  Den  doppelten  Ersatz  (L.  Franc.  Cham.  16)  erhielt  der 
Bürge  auch  nach  dem  sächsischen  Recht  (Capitulatio  de  part.  Sax.  27),  ebenso  nach 
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den  Schuldner  das  Betreibungsverfahren  (außergerichtliche  Pfändung  kannten 
die  Franken  nicht)  anstrengen,  aber  nur  unter  Verzicht  auf  die  Haftung 
des  Bürgen:  durch  den  ZugriflF  des  Gläubigers  auf  den  Schuldner  wurde 
der  Bürge  sofort  befreit  ^^\  Daß  auch  die  übrigen  Stammesrechte  ähnliche 
Grundsätze  befolgt  haben,  ergibt  sich  aus  einer  Bestimmung  der  Lex 
Romana  Curiensis  und  aus  verschiedenen  Partikularrechten  des  deutschen 
Mittelalters  1«». 

Aus  dem  Bürgschaftsvertrage  hat  sich  der  Formalvertrag  des  deutschen 
Rechts  entwickelt.  Dies  tritt  nicht  nur  in  der  Bezeichnung  desselben 
als  Selbstbürgschaft  ^®*,  sondern  namentlich  auch  in  der  Form  charakte- 
ristisch hervor.  Der  Bürgschaftsvertrag  wurde  bei  Langobarden,  Franken 
und  Baiern  übereinstimmend  in  der  Weise  geschlossen,  daß  der  Schuldner 
dem  Gläubiger  einen  Stab  (festuca)  als  ^Fette  überreichte,  den  dieser  so- 
dann  an   den  Bürgen  weitergab^®*.     Die  Festuca  ist  als  ein  jüngeres 


der  L.  Rom.  Bnrgundionnm  seitens  der  Provinzialen  Burgands  (Adiu.  156).  Es  ist 
bemerkenswert ,  daß  poena  dupli  in  dieser  Anwendung  anch  dem  indischen  Rechte 
bekannt  war.  Vgl.  Jolly  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akademie,  philos.-philol.  Kl.  1877, 
S.  304  f.  KoHLBB,  Zeitschr.  f.  vgl.  RW.  III.  184.  Siehe  aach  Sickel,  Bestrafung  des 
Vertragsbruches  10.  Überall  hatte  diese  Vermehrfachung  des  Regresses  die  Voraus- 
setzung, daß  der  Bürge  durch  Verzug  des  Schuldners  zur  Zahlung  genötigt  war. 

***  Bened.  Levita  III.  c.  384  (MG.  Leg.  II.  123):  Si  quis  contempto  fideiussore  de- 
hitorem  suwn  tenere  maluerii,  ßdeiussor  vel  heres  eins  a  fideiussionis  vinculo  libercUur, 
Das  Kapitulare,  dem  diese  Bestimmung  angehört,  ist  eine  Fälschung  des  Benedikt, 
es  unterliegt  aber  keinem  Bedenken,  den  Ausspruch  als  ein  Zeugnis  für  das  frän- 
kische Gewohnheitsrecht  zu  betrachten.  Vgl.  EsMEm,  86  f.  Einen  direkten  Zugriff 
des  Gläubigers  auf  den  Schuldner  zeigt  das  erste  Zusatzgesetz  zur  Lex  Salica,  c.  10 
(Behbend,  Lex  Salica  S.  91)  und  wohl  auch  L.  Sal.  50. 

*•'  L.  Rom.  Cur.  22,,  12:  Si  quis  homo  pro  fidemiussorem  acceperil,  si  se  ad 
ipsum  ßdemiussorem  (tenere)  vuU,  fide  qtwd  fecit  solvat.  et  quod  si  illum  fidemiussorem 
dimittere  vult,  ad  suum  debitorem  se  tenere  debet,  ut  suu/m  debitwm  ei  reddat.  Also 
auch  hier  setzte  der  Zugriff  auf  den  Schuldner  den  Verzicht  auf  den  Bürgen  voraus. 
Für  das  bairische  R«cht  vgl.  Anm.  165,  für  das  sächsische  Capitulatio  de  part. 
:^ax.  27  (BoBKTiüs  70),  für  das  Mittelalter  Stobbb  III.  308,  Note  8. 

***  Vgl.  S.  57,  Anm.  45,  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Sohm,  Prozeß 
der  Lex  Salica  220  ff.  Feamken,  Franz.  Pfandrecht  234  ff.  Müllbe,  Zeitschr.  f.  DR. 
I.   341,  Note  1.    Ed.  Chilper.   c.  6  (Anm.  169).     Cap.   legibus   add.  von  818,  c.  6 

(BoBBTiüB  2S2) :  ßdeiussares  vestiturae  donet ,  insuper  et  ipse  per  se  fidem- 

iussionem  faciat  eiusdem  vestUurae.  Die  von  Val  de  Li^v&e  angeführten  Belege 
Bind  vorzugsweise  italienischen  Ursprungs  und  gehören  erst  der  späteren  Zeit  an. 
Das  langobardische  Edikt  kannte  den  von  dem  Bürgschaftsvertrage  losgelösten  Wett- 
vertrag noch  nicht.  Vgl.  Val  de  Liövee  165—183,  226 f.  Die  Bekanntschaft  des 
Dordischen  Rechts  mit  dem  Begriffe  der  Selbstbürgschaft  zeigt  Jüt.  Lov,  II.  104: 
Wenn  irgend  ein  Mann  gibt  einem  andern  Mann  Diebstahls  schuld,  der  seihst  hat 
Landy  so  mag  er  selbst  gehen  in  Bürgschaft  für  sich, 

166  Ygi^  g^  57^  Sohm,  Eheschi.  39.  Bbunneb,  a.  a.  U.  all.  Für  das  bairische 
Kecht  vgl.  die  Anführungen  von  Heusleb  II.  241,  Note  7  und  besonders  L.  Baiw. 
app.  4  (MG.  Ijq^.  in.  137):  cum  dextra  manu  tradat  (nämlich  Rasen  und  Zweig,  die 
Investitarsymbole),  cum  sinistra  vero  porrtgat  wadium  huic,  qui  de  ipsa  terra  eum 
»hallef,  per  haec  verba:  t^Ecce  wadium  tibi  do,  quod  tuam  terram  alteri  non  do  Ugem 
J'aciendi,**     J\tnc  Ule  alter  suscipiat  wadium  et  donet  illud  vicessoribus  (si,  ßdeiusso- 
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Surrogat  des  Speers  anzusehen:  die  älteste  Form  des  Wettvertrages  muß 
die  Speerreichung  gewesen  sein^®'.  Näher  als  die  oben  (S.  56)  versuchte 
Erklärung  dieser  Solennität  aus  dem  Vergeiselungsvertrage  und  der  Adoption 
liegt  eine  zuerst  von  Bbunneb  angedeutete  Auffassung,  wonach  wir  den 
Speer  und  die  Festuca  als  Wahrzeichen  der  hausherrlichen  Gewalt  und 
ihre  Übergabe  an  den  Gläubiger  und  weiter  an  den  Bürgen  als  Ein- 
räumung einer  gewissen  Obergewalt  über  Person  und  Vermögen  des  Wett- 
gebers zu  betrachten  hätten^*'.  Daß  mit  der  Hingabe  der  Wette  ein 
Schuldversprechen  des  Schuldners  und  mit  der  Entgegennahme  (ackramirf, 
adhramire)  der  Wette  seitens  des  Bürgen  ein  Lösungsversprechen  des 
letzteren  verbunden  wurde,  ist  im  langobardischen  Edikt  angedeutet  ^•\ 
Manches  spricht  dafür,  daß  auch  bei  dem  nordischen  Bürgschafts  ver- 
trage der  Stab  eine  Rolle  gespielt  hat^*®*,  während  die  Sachsen  sich  dt« 
schon  mehrfach  erwähnten  Versprechens  mit  gekrümmten  Fingern  be- 
dienten (S.  264). 

Den  Fortschritt  von  der  Bürgschaft  zur  Selbstbürgschaft,  also  die 
Einkleidung  des  Schuldvertrags  in  die  Form  des  Wettvertrages,  hatt^^n 
die  Franken  schon  in  der  2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  erreicht:  b^i 
dem  Urteilerfüllungs vertrage  sollte  der  Verklagte,  wenn  er  keine  Bürgen 
hatte,  die  Festuca  aus  der  linken  Hand  in  die  rechte  nehmen  und  mit 
dieser  dem  Gegner  überreichen  (auferre  für  offerrey^^.  Es  wurde  hLm» 
daran  festgehalten,  daß  die  Wette  durch  drei  Hände  gehen  mußte ,  b\^t 
die  dritte  Hand  war  nun  der  Gläubiger  selbst,  der  sie  behielt,  bis  sie 
vom  Schuldner  eingelöst  wurde.  Die  Festuca  war  zum  Scheinpfande  ge- 
worden, dessen  Hingabe,  da  weder  eine  Bürgen-  noch  eine  reelle  Pfand- 
haftung bestand,  die  direkte  Haftung  des  Schuldners  begründete  *^**.     Von 


ribtutj  isiius  ad  letfem  faciendi.  Daß  anch  die  langobardische  Wadia  ein  Stab  war. 
hat  Yal  DB  lii^vBB  119  ff..  263  nachgewiesen.  Bei  einer  Mehrheit  von  Schaldnpn 
oder  Bürgen  und  ebenso  bei  einer  Mehrheit  von  Versprechungen  wurde  bald  nnr 
eine  Wette,  bald  eine  Mehrheit  von  Wetten  gegeben.  Vgl.  S.  57,  Anm.  45.  Val 
DE  LiibvAE  187  f. 

*••  Vgl.  insbesondere  die  Anm.  152  angeführte  Schrift  von  Th^vsnik. 

*^'  Vgl.  Bbuhneb,  a.  a.  O.  512,  Note  1.  Die  Festuca  in  der  Hand  des  betrei- 
benden Gläubigers  oder  Burgen  (Tj.  Sal.  50,  8)  bezog  sich  auf  die  von  ihm  dem 
Grafen  zu  stellende  Kaution:  Sgo  super  me  et  furtuim  tneapono,  quod  seeuru*  mift^ 
in  furtuna  tua  manufn.  Wahrscheinlich  fand  auch  hier  Übergabe  der  Festuca  aa 
den  Grafen  statt.    Vgl.  auch  Form.  Marc.  21. 

"•  Ed.  Roth.  866.    Liutpr.  15.    Ratchis  5.    Über  achramire  vgl.  S.  57,  Anm.  46u 

»•'•  Vgl.  Amba,  Obl.-R.  I.  297  f.,  wonach  das  Citat  S.  56.  Anm.  42  zu  berichtigen. 

**•  Ed.  Chilper.  6:  Simiiiter  convenit,  ut  quicumque  admallatus  fuerii  et  im  nrrr- 
(aiem  testimonia  iwn  habuerit  unde  se  aeducatj  et  necesse  est  ui  inium  fidem  faciamK 
et  non  habuerit  simili  modo  qui  pro  eum  fidem  fa-cial:  ut  ipse  in  senextra  wumm  ßstm^ 
cam  teneat  et  dextera  manu  auferat.  Über  die  von  der  unserigen  etwas  abweichend«» 
Auslegung  vgl.  Sohm,  Eheschließung  41  f.;  Prozeß  der  Lex  Salica  81,  220 f.  Ebmbdt 
83  f.  Über  die  Lesart  inium  (Kessseifang)  statt  des  handschriftlichen  mitium  Bkukiiml 
Mithio  und  sperantes  24  f. 

"•  Vgl  Fkankbw,  Franz.  Pfandrecht  214  ff.,  261  ff.    Hküblkb  1.  79. 
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diesem  Standpunkte  aus  gewöhnte  man  sich  bald,  einen  Halm  oder  Hand- 
schuhe oder  beliebige  andere  Gegenstände  als  Wette  zuzulassen  ^^^. 

Das  langobardische  Recht  hat,  im  Gegensatze  zu  den  Franken  und 
Süddeutschen,  die  Umbildung  des  Wettvertrags  zu  einem  direkten  Schuld- 
versprechen erst  in  der  spät-karolingischen  Zeit  erreicht  ^'^  Der  Grund 
fiir  dies  zähere  Festhalten  am  Hergebrachten  war  die  Rezeption  der 
römischen  Cautio  und  im  Anschluß  daran  die  Ausbildung  der  dispositiven 
Urkunde  (carta),  durch  deren  Begebung  der  Aussteller  dem  Empfanger 
gegenüber  ganz  wie  bei  der  Wadia  zur  Einlösung  vei'pflichtet  wurde  ^^^. 
Die  Franken,  Baiern  und  Alamannen  haben  diesen  Gebrauch  der  Carta 
im  Laufe  der  Zeit  ebenfalls  übernommen,  und  zwar  in  der  Art,  daß  in 
der  Regel  die  Urkunde  die  „Wette"  nur  begleitete  oder  mit  angehefteter 
Wette  übergeben  wurde  ^^*. 

Durch  die  geschilderte  Aus-  und  Umbildung  des  Wettvertrages  war 
das  altgermanische  Prinzip  der  Barverträge  (S.  54)  über  den  Haufen  ge- 
worfen. Zuerst  kam  es  unter  dem  Einflüsse  des  den  ürteilerfüUungsver- 
trag  beherrschenden  prozessualischen  Zwanges  zu  einer  wirklichen  Haftung 
des  Schuldners,  dem  vorher  nur  die  Gefahr  des  Verfalles  seines  Pfandes 
oder  seines  Bürgen  gedroht  hatte.  Der  Schuldner  als  Geber  der  Wette 
haftete  dem  Gläubiger  als  Nehmer  für  Stellung  des  Bürgen,  sodann  dem 
Bürgen  für  Befriedigung  des  Gläubigers,  eventuell  für  doppelten  oder 
dreifachen  Ersatz;  der  Bürge  haftete  dem  Gläubiger  für  Ausübung  der 
mit  der  Wette  ihm  zu  treuer  Hand  übertragenen  Gewalt  über  Person  und 
Vermögen  des  Schuldners.  Neben  dem  prozessualischen  Wettvertrage, 
der  in  alter  Weise  fortbestehen  blieb  ^^*,  kam  etwa  seit  dem  7.  Jahr- 
hundert der  privatrechtliche  Wettvertrag  zur  Ausbildung  ^^®;  den  Ausgang 
der  Entwickelung  bildete  endlich  die  Emanzipation  des  Wettvertrags  von  der 
Bürgschaft,  indem  neben  dem  Bürgenwettvertrage  auch  die  Selbstbürgschaft 
durch  Wette,  das  unmittelbare  Schuldversprechen  gegen  Scheinpfand,  zur 
Anerkennung  gelangte.  In  dieser  stufenweisen  Entwickelung  nahm  der 
Wettvertrag  eine  der  römischen  Stipulation  entsprechende  Stellung  ein, 
wurde  vielfach  geradezu  mit  demselben  Namen  bezeichnet^''.    Gleich  der 

"*  v«ri.  s.  57  f. 

"*  Vgl.  Bbunnbe,  RG.  d.  ürk.  13.  Val  db  Liävbb  258  ff.  Die  wadiatio  des 
Edikts  ist  Doch  aDtrennbar  mit  der  Bürgschaft  verbunden.  Vgl.  Esmein  80.  Val 
DB  LitvBB  165—183,  226  f. 

"»  Vgl.  Bbuknbb,  Zeitsohr.  f.  HE.  XXII.  552  f.;  RG.  d.  Urk.  16.  62  ff..  96  ff.. 
147  f.;  in  HoLTZENDOBFFs  Encyklopädie  252  f.  Fbanken.  a.  a.  O.  241  ff.  Esmein. 
a.  a.  O.  16  ff.  Stoüff,  Stades  sur  la  formation  des  contrats  par  l'^crituro  (1887) 
S.  36  ff.  Ich  bin  genei^,  auf  die  durch  Carta  eingegangenen  Verbindlichkeiten  das 
rätselhafte  sianüa  in  Ed.  Ratchis  5  zu  beziehen.  Die  von  Hbüslbr  II.  239  f.  ver- 
suchte Erklärung  dieses  .\usdrucks  kann  unmöglich  befriedigen. 

"*  Vgl.  Anm.  96.  Bbunnbb,  RG.  d.  Urk.  211.  229,  244  ff.,  260  ff.  Die  ältesten 
fränkischen  Schuldnrkunden  dieser  Art  Form.  Andeg.  22,  25,  38,  60.  Marc.  25  ff. 
Ix>EB8Cu  u.  Schbödbb,  Nr.  17  f.,  25. 

"*  Vgl.  S.  55,  82,  85,  §  37.         "6  g^  schon  Ed.  Roth.  366.  Form.  Marc.  II.  18. 

^7'  Vgl.  Ed.  Liutpr.  15.    Bkunnbh,  RG.  d.  Urk.  222  f.,  229.    Besonders  wert- 
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Stipulation  an  sich  nur  auf  einseitige  Verpflichtungen,  auf  diese  aber  ohne 
Beschränkung  anwendbar*^®,  ließ  sich  der  Wettvertrag  mit  Leichtigkeit 
auch  für  gegenseitige  Obligationen  nutzbar  machen,  indem  von  jeder 
Seite  eine  Wette  gegeben  und  genommen  wurde  *^®. 

Der  Wettvertrag  war  nicht  nur  der  Formalvertrag,  er  war  auch. 
wenn  man  von  der  für  das  innere  Deutschland  wenig  in  Betracht  ge- 
kommenen Schuldurkunde  (cautio)  absieht,  die  einzige  Form  des  deutschen 
Schuldvertrages  in  unserer  Periode.  Zwar  hat  man  angenommen,  daß 
das  Prinzip  der  Barvertrage  auch  durch  die  Anerkennung  der  Realver- 
trage  bereits  durchbrochen  gewesen  sei,  und  hat  sich  dafür  namentlich 
auf  die  Natur  des  Kauf-  und  Tauschvertrages  als  eines  Realvertrages  he- 
rufen  ^®^,  aber  soweit  die  Quellen  ein  bestimmtes  Urteil  gestatten,  hat 
man  es  hier  überall  noch  mit  reinen  Barverträgen  zu  thun*®^  Selbst 
die  einseitige  Rückerstattungspflicht  bei  Leihe,  Pfand  und  Hinterlegung 
wurde  kaum  schon  als  eine  obligatorische  Pflicht  verstanden;  die  ver- 
weigerte Rückgabe  galt  hier  und  in  verwandten  Fällen  als  eine  strafbart* 


voU  ist  Lex  Rom.  Cur.  24,  2:  SHpulaHo  est  inier  duos  homines,  de  qualecumque  rem 
intencio  est,  possunt  inter  se  ipsa  causa  sine  scripta  et  sine  fideiussores  per  sHpml^ 
finere,  Stipula  hoc  est,  ut  unus  d^  ipsos  levet  festucum  de  terra,  et  ipsum  fe^tumm 
in  terra  reiactet,  et  dicat:  per  isf-a  stipula  omne  ista  causa  dimitto:  et  sie  iUe  alfer 
prendat  ipsum  illum  festucum  et  eum  sahmm  faciat.  Et  iterum  üle  alius  simUUrr 
fadat.  Si  hoc  fecerint,  et  aliqui  de  illos  aut  de  heredes  eorum  ipsa  causa  remorere 
voluerit,  ipsum  festucum  in  iudicio  coram  testes  praesentetur ,  ambo  duo  qui  comte»- 
dunt,  et  si  hoc  fecerint^  ipsa  causa  removere  non  possunt.  Man  erkennt  hier  deutlich 
denselben  Gebrauch,  der  bei  der  ürkundenbegebung  zu  der  levatio  cartae  (Anm.  §5' 
führte.  Der  römischen  Cautio  wurde  häufig,  um  die  Verbalstipulation  zu  ersetzen, 
die  Klausel  stipul-atione  interposita  beigefügt.  Durch  Vermittelung  ratischer  ürkundeB 
drang  dieselbe  auch  in  den  Urkundenstil  des  fränkischen  Reiches  ein,  wo  sie.  miß* 
verstanden  und  auf  die  Unterschrift  der  Urkunde  bezogen,  später  in  sHpulatiome 
subnixa  umgewandelt  wurde.  Vgl.  Bbunneb,  RG.  d.  Urk.  223  fF.  Seuffbbt.  Zeit&chr. 
f.  RG.  XV.  115  ff.  Schröder,  ebd.  XVII.  104;  Histor.  Zeitschr.  NF.  XII.  507.  Kohlki. 
Beitr.  z.  germ.  Privatrechtsgeschichte  I.  23,  Note  2.  Über  die  Bezeichnung  de»  Wett 
Vertrages  als  fides  facta  vgl.  S.  56.  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  prowUäentn 
und  sponsionem  mit  vetti.    Vgl.  Stbinmeyer  u.  Sibvbrs  II.  141. 

'^^  Die  vielfach  angenommene  Beschränkung  auf  ein  Summensprechen  and  aof 
bestimmmte  Erfüllungstermine  bestand  nicht.    Vgl.  Val  db  IjI^vbe  155  ff. 

»»•  Vgl.  Val  de  Liävbb  153  f.  Siehe  auch  L.  Rom.  Cur.  24,  2  (Anm.  177).  Bei 
dem  Beweisurteil  verwettete  die  eine  Partei  die  Beweisführung,  der  Gegner  die  Ab- 
nähme  des  Beweises. 

^^"^  Vgl.  SoHM,  Eheschließung  24  ff.  Esmbin,  a.  a.  0.  9  ff.  Thi^yenik,  a.  a.  o. 
64  ff.    Bbunkbb  in  Holtzendobffs  Encyklopädie  252. 

»«*  Vgl.  Hbüsler,  II.  253  f.  Bbhbekd  i.  d.  Zeitsohr.  f.  HR.  XXI.  590  f.  Nibsl, 
Gerichtsstand  des  Klerus  189.  Lobbsoh  u.  Schbödbr,  Nr.  22,  wo  die  nicht  erfalli-e 
Verabredung  über  einen  Tauschvertrag  als  bloße  conlocucio  et  convenienda  bezeiehn«« 
wird.  Das  von  Sohm,  a.  a.  0.  26,  Note  9  angezogene  Testament  des  Grimo  Ton  696 
dürfte  dem  römischen  Rechte  angehören,  da  sich  in  der  1.  Hälfte  des  7.  Jahrhnndens 
noch  keine  Germanen  unter  dem  niederen  Klerus  zu  befinden  pflegten.  Vgl.  Zeitselir. 
f.  RG.  XX.  26  f.  Einen  positiven  Beleg  für  die  Nichtanerkennung  der  Realverträg^ 
glaube  ich  u.  a.  darin  zu  finden,  daß  der  Leiheherr  eine  Klage  wegen  rückständigen 
Zinses  nur  hatte,  wenn  dieser  ihm  verwettet  war.    Vgl.  S.  275. 
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Vennogensvorenthaltung,  als  eine  strafrechtliche  Schuld"*.  Auch  Schen- 
kungen gehörten,  soweit  man  sich  nicht  des  WettTertrages  bediente, 
durchaus  zu  den  Barverträgen"'. 

Das  Prinzip  der  Entgeltlichkeit  aller  Verträge  wurde  festgehalten; 
jede  an  sich  unentgeltliche  Leistung  verlangte  zu  ihrer  Rechtsbestandigkeit 
eine  wenn  auch  noch  so  unbedeutende  Gegenleistung  als  Handgeld  (arrha, 
vicissitudo)  oder,  wie  die  Langobarden  es  bezeichneten,  Launegild  "*.  Wurde 
das  Launegild  verweigert,  so  brauchte  der  Gegner  das  Versprochene  nicht  zu 
leisten,  er  wie  sein  Erbe  konnte  das  Geleistete  zurückfordern.  Außer  bei 
Schenkungen  kam  das  Handgeld  insbesondere  auch  schon  als  Gegengabe 
für  den  Verzicht  auf  ein  Recht  vor.  So  konnte  bei  einer  vorläufigen 
Kaufberedung  (convenientia)  der  Verkäufer  gegen  Handgeld  zum  einst- 
weiligen Verzicht  auf  sein  Verfügungsrecht  über  die  Sache  bis  zur  Zahlung 
des  Kaufpreises,  d.  h.  bis  zur  Perfektion  des  beredeten  Kaufvertrages, 
bewogen  werden"*.  Eine  weitergehende  Wirkung  hat  das  Handgeld  in 
dieser  Periode  noch  nicht  gehabt,  eine  positive  Haftung  vermochte  es 
nicht  zu  erzeugen"'. 

Die  Lehre  vom  Schadensersatz  wird  im  wesentlichen  erst  weiter  unten 
zu  behandeln  sein "'.  Die  Haftung  traf  regelmäßig,  ohne  Unterscheidung 
zwischen  Schuld  und  Zufall,  denjenigen,  der  als  der  schuldige  oder 
unschuldige  Urheber  der  Beschädigung  angesehen  wurde.  Für  Tiere  und 
Unfreie  haftete  schlechthin  der  Eigentümer,  der  sich  aber  durch  Ab- 
tretung des  Thäters  an  den  Beschädigten  ganz  oder  zum  Teil  von  der 
Haftung  befreien  konnte"®.  Befand  sich  das  Tier  oder  der  Knecht  zur 
Zeit  der  Schädigung  in  der  Gewahrsam  eines  Dritten,  der  in  rechts- 
widriger Weise  dazu  gekommen  war,  so  haftete  dieser  statt  des  Eigen- 


*••  Vgl.  S.  86.  L.  Sal.  52.  L.  Rib.  52.  Nibbl.  a.  a.  O.  190  f.  Siokkl,  Bestrafunfe' 
des  Vertragsbruches  8. 

183  Vgl   val  DB  LrisvBB,  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  51  f.    Nibsl,  a.  a.  0.  189. 

^^*  Vgl.  S.  53  und  die  daselbst  Anm.  25  angeführte  Litteratur.  Westgothisches 
Fragment  (§  31  N.  18)  c.  14.  Form.  Wisig.  34.  THJÄVBHiH,a.  a.  O.  65,  Anm.  2.  Be- 
sonders entwickelt  war  das  langobardische  Launegildsrecht,  seit  8.  Jahrhundert  auch 
bei  den  Römern  in  Gebrauch  (Köhler,  Beiträge  II.  9).  Vgl.  Ed.  Roth.  175,  184. 
Liiutpr.  43,  73  (Ausnahme  zu  Gunsten  der  Schenkungen  zu  frommen  Zwecken).  Dem 
Freigelassenen  sollte  mangels  eigenen  Vermögens  nach  Ed.  Aist.  12  sein  bisheriger 
Dienst  als  L.  angerechnet  werden. 

»•*  Vgl.  Westg.  Antiqua  297.  L.  Wisig.  V.  4,  4.    Hbüsleb,  I.  80  f.,  84  f.,  H.  253  f. 

***  Anderer  Ansicht  namentlich  Sohm,  Stobbe  und  Esmeik.  Die  einzigen  Quellen- 
stellen, auf  die  man  sich  berufen  könnte,  L.  Baiw.  16,  10  und  17,  3,  handeln  aber 
g'ar  nicht  von  dem  Handgelde,  sondern  von  dem  Pfände,  das  einem  auch  sonst  vor- 
kommenden Sprachgebrauche  gemäß  hier  mit  arra  bezeichnet  wird.  Vgl.  Hbubleb,  II.  254. 

**'  Vgl.  §  36.  Über  die  dilatura  vgl.  auch  Sickel,  Bestrafung  des  Vertrags- 
bruches 11  f. 

''^  Vgl.  S.  59.  Reine  Sachhaftung  bestand  bei  den  Burgundern,  Westgothen, 
Sachsen  und  nach  dem  späteren  Rechte  der  Ribuarier  (Cap.  in  lege  Rib.  mitt.  von 
803  c.  5,  BoBBTius  117),  Sachhaftung  und  auf  einen  Teil  beschränkte  persönliche 
Haftung  bei  den  Baiem,  liangobarden,  Saliern  und  im  älteren  ribuarischen  Recht. 
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tümers^®®*.  Nach  dem  langobardisclien  Rechte  galt  dies  auch  von  dem 
Mieter,  Kommodatar,  Faustpfandgläubiger,  indem  die  Haftung  nicht  mehr 
auf  das  Eigentum,  sondern  auf  die  mangelnde  Obhut  zurückgeführt 
wurde  ^®''.  Eine  persönliche  Haftung  des  Muntwalts  für  die  in  seiner 
Munt  befindlichen  Personen  bestand  nicht,  soweit  nicht  eigene  Vfr- 
schuldung  vorlag^®*». 

Die  Eheschließung  *^  vollzog  sich  bei  einigen  Stammen  (Thüringern, 
Sachsen,  Angelsachsen,  Friesen,  Burgundern,  Langobarden  unter  Rotharii 
noch  ganz  in  der  altgermanischen  Form  des  Brautkaufes,  vielfach  muli 
aber  die  Sitte  bestanden  haben,  daß  der  Vormund  der  Braut  den  für  sif 
erhaltenen  Preis  (ffittum)  ganz  oder  teilweise  in  die  Ehe  mitgab,  wo- 
durch sich,  je  mehr  die  Geschlechtsvormundschaft  an  Intensität  verl«jr, 
mehr  und  mehr  die  Auffassung  Bahn  brach,  daß  der  Vormund  das  Wittum 
überhaupt  nicht  für  sich,  sondern  für  die  Braut  bedinge,  daß  es  die^r 
zukomme,  weil  sieden  Willen  des  Bräutigams  zu  dem  ihrigen  machte^**. 
So  wurde  der  Kaufpreis,  ohne  zunächst  seine  juristische  Natur  zu  ändern 
und  seine  Notwendigkeit  für  jede  vollgültige  Ehe  zu  verlieren,  zu  eint^r 
von  dem  Vormunde  ausbedungenen  Dos  des  Bräutigams  an  die  Braut  ^^. 
Das  Übergangsstadium  erkennt  man  in  der  Lex  Burgundionum*•^  während 


*••■  L.  Alam.  82.  L.  Fris.  9.  Hatte  ein  Dritter  das  Tier  gereizt,  so  haftete  dies»»r. 
nicht  der  Eigentümer. 

»«»  Vgl.  Ed.  Roth.  327.   Liutpr.  110.    lu  Fris.  add.  sap.  11,  2.    Vgl.  Anm.  63. 

189a  j)jß  entgegenstehende  Annahme  von  Heusler,  I.  123  ff.  und  Kbaut.  V..r 
mundschaft  I.  347  ff.,  stützt  sich  ausschließlich  auf  die  Verhältnisse  der  langohar- 
dischen  Aldien,  die  als  Halbfreie  nicht  zum  Beweise  dienen  können.  Vgl  dage^^-u 
L.  Sax.  18.    Nur  die  gerichtliche  Vertretung,  aktiv  und  passiv,  war  Sache  des  Vormund«. 

*®**  Vgl.  S.  66  ff.  und  die  daselbst  Anm.  104  angeführte  Litteratur,  femer  meine 
Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  I.  7  ff.,  24—83.  Kraut,  Vormundschaft  I.  171  ff^ 
298  ff.  RivB,  Vormundschaft  I.  92  ff.,  117  ff.,  238  ff.  Sohm,  Recht  der  Eheschließuuf 
22—34,  50 f.,  59—67.  Habicht,  Die  altdeutsche  Verlobung,  1879.  Wmnholp. 
Deutsche  Frauen,  2.  Aufl.  I.  315  ff.,  389  ff.,  368  ff.  Brünnbr,  RG.  I.  74  f.;  in  Holtzkä- 
DORFFs  Encyklopädie  257;  Jenaer  Lit.-Zeitung  1876,  S.  498  ff.  Walter,  RG.  §§  4SI 
bis  484.  Stobbe,  Privatrecht  IV.  8  ff.,  24.  Wilda,  Strafrecht  799  ff.  E.  Lönii^g, 
Kirchenrecht  der  Merovinger  577—601.  Könioswarteb,  ßtudes  historiques  sur  k 
droit  fran^ais  (Revue  de  l^gislation  XVII.)  394  ff.  Gaupp,  Recht  und  Verfassang  der 
alten  Sachsen  150  ff.  Osenbrüogen,  Strafrecht  der  liangobarden  84  ff.  Pertile. 
Storia  del  diritto  ital.  HI.  253f.,  258.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  561  f.  Dask. 
Westgothische  Studien  1 14  ff.  Ix)ndon,  Quaestiones  de  historia  iur.  farailiae  in  lege  Vi^i- 
gothorum  (1875)  13—41.  Lehmann,  Verlobung  und  Hochzeit  nach  den  nordgerma- 
nischen  Rechten,  1882  (vgl.  meine  Anzeige  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  227  fr.  unJ 
die  Anzeige  von  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1882,  Stück  51).  Amtra,  Nordgerm.  Obli- 
gationenrecht I.  533  ff.  Olivecrona,  Gm  makars  giftoratt  i  bo,  4.  Aufl.  I.  l.^>ff. 
YouNO,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law  163  ff. 

»•»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  53,  71.    Sohm,  a.  a.  O.  33. 

*•*  Über  die  Notwendigkeit  dieser  Dos  für  jede  vollkommene  Ehe  vgL  Geseh. 
d.  ehel.  Güterr.  I.  53,  64  f.,  72,  80  f.  Daß  die  Umwandlung  nicht  unmittelbar  durrh 
die  Beseitigung  des  Heiratszwanges  herbeigeführt  worden  ist,  erkennt  man  aus  Ed. 
Roth.  195.    Liutpr.  12,  120.    L.  Burg.  100. 

^^'^  Der  Vater  oder  Bruder  der  Braut  erhielt  das  ganze  Wittum  und  es  blieb  ihm 
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die  Westgothen,  Salier,  Ribuarier,  Alamannen,  Baiern  und  seit  Liutprand 
auch  die  Langobarden  schon  ganz  auf  dem  jüngeren  Entwicklungsstadium 
stehen.  Über  das  nordgermanische  Recht  läßt  sich  nichts  bestimmtes 
behaupten,  da  in  den  Quellen  wenigstens  jede  sichere  Spur  des  alten 
Brautkaufes  verwischt  erscheint^**. 

Der  Kaufpreis  hieß  widern  i®*,  bei  den  Langobarden  meta  oder  Munigeld 
(mundiumy^,  ähnlich  bei  den  Friesen  mundsket,  als  lateinische  Bezeich- 
nungen begegnen  namentlich  pretium  nuptiale,  pretium  emptiovis,  später 
dos,  imätia,  tanodo^^^.  Die  Höhe  des  Wittums  beruhte  zum  Teil  auf 
gesetzlicher  oder  gewohnheitsrechtlicher  Feststellung****,  zum  Teil  und  ur- 
sprünglich wohl  allgemein  auf  freier  Vereinbarung**®.  Bei  der  Wieder- 
verheiratung einer  Witwe  oder  dem  Rückkauf  derselben  zum  Zweck  der 
Rückkehr  unter  ihre  angeborene  Munt  berechneten  die  Sachsen  und  Bur- 
gunder den  vollen,  die  Langobarden  nur  den  halben  Betrag  des  von  dem 
ersten  Manne  Entrichteten*^®. 

Das  Amt  des  Verlobers  stand  dem  Vater,  Bruder  oder  nächsten  männ- 


überlassen,  ob  er  der  Braut  etwas  abgeben  wollte,  während  jeder  entferntere  Ver- 
wandte der  Braut  und  der  Sippe  je  ein  Drittel  überlassen  mußte  (L.  Burg.  66,  86). 
Bei  Wiederverheiratung  einer  Witwe  erhielt  diese,  da  sie  keiner  Geschlechts  Vor- 
mundschaft mehr  unterworfen  war,  das  von  dem  zweiten  Manne  zu  entrichtende 
Wittum  selbst  (52,  3),  mußte  dasselbe  aber  an  die  Erben  ihres  ersten  Mannes  als 
Entschädigung  für  das  seinerzeit  von  diesem  gezahlte  Wittum  herausgeben  (42,  2. 
69,  1);  im  Falle  einer  abermaligen  Verheiratung  durfte  sie  das  Wittum  behalten  (69,  2). 
Vgl.  Geschichte  d.  ehel.  Güterr.  I.  44  f.,  191.  Die  dort  angezogene  Stelle  L.  Burg. 
44,  2  bezieht  sich  auf  die  Buße,  nicht  auf  das  Wittum. 

**^  Der  nordische  mundr  (S.  68)  hat  kaum  damit  zu  thun. 

*^^  Über  ahd.  loidemo,  vndem,  ags.  weotuma,  aitfries.  witma,  wetma,  bürg,  witti- 
moiiy  wittemon,  das  spätere  Wittum,  vgl.  besonders  Wackernagel,  Kl.  Schriften 
III.  355  f.  (auch  bei  Binding,  Burg,  roman.  Königreich  349).  Das  Wort  hängt  mit 
wette  und  goth.  vidan  (S.  54),  ebenso  mit  goth.  gavadj6n  (desponsare)  zusammen. 

'*•  Meta  von  miete,  Lohn.  Ober  mundium  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Göterr.  I.  26  f. 
Muntschatz  zahlen  hieß  mundium  facere.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  41.  Sohm, 
Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  90. 

*•'  Ober  letztere  Bezeichnung  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  66.  Zedmkr  i.  d. 
N.  Arch.  d.  Ges.  f.  deutsch.  Gesch. -Kunde  VI.  33. 

^*^  Bei  den  Alamannen  40,  den  Burgundern  15  und  50  (diese  für  den  Adel), 
den  Angelsachsen  50  und  60,  den  Ribuariem  50,  den  Saliern  62*/«  (für  Liten  30), 
den  Sachsen  300  Sol.  Für  den  absoluten  Charakter  dieser  Ansätze,  da  es  sich  ebenso 
wie  beim  Wergeide  um  unschätzbare  Werte  gehandelt  habe,  Sohm  i.  d.  Zeitschr.  f. 
RG.  V.  420  f.;  Recht  der  Eheschi.  23.  Andere  wollen  nur  eine  dispositive  Bedeutung 
zugeben,  so  daß  jene  Beträge  nur  mangels  anderweitiger  Feststellung  eingetreten 
seien.  Jedenfalls  richtete  sich  die  Muntbrüche  (vgl.  §  36)  immer  nach  dem 
Wittum,  das  daher  ohne  einen  feststehenden  Betrag  nicht  gedacht  werden  kann. 
Auch  scheint  L.  Sax.  40  u.  43  durchaus  für  den  absoluten  Charakter  zu  sprechen. 

»*»  Vgl.  Ed.  Roth.  182,  191,  214.  Liutpr.  89.  L.  Wisig.  III.  1,  5.  Wenn  Sohm, 
a.  a.  O.  V.  421  ff.,  die  freie  Vereinbarung  des  Wittums  schlechthin  erst  einer  spätem 
Entwickelungsstufe ,  die  das  Wittum  als  Dos  behandelte,  zugestehen  will,  so  steht 
dies  mit  dem  Edikt  des  Rothari  in  Widerspruch. 

»00  Vgl.  Ed.  Roth.  182,  183.   L.Sax.  40,  43.    Betreffs  des  Burgunder  vgl.  Anm.  193. 


288  ^>®  frankische  Zeit. 

liehen  Schwertmagen  der  Braut,  also  überhaupt  ihrem  Geschlechtsvor- 
munde, aber  unter  einer  gewissen  Beteiligung  der  Sippe,  zu.  Bei  der 
Wiederverheiratung  einer  Witwe  war,  soweit  dieselbe  noch  unter  Geschlechts- 
vormundschaft  stand,  der  nächste  Schwertmage  des  ersten  Mannes,  unter 
Mitwirkung  ihrer  Blutsfreunde,  der  Verlober;  weigerte  er  sich  dessen,  so 
konnten  die  Verwandten  der  Frau  an  seine  Stelle  treten*®*.  Solange 
noch  der  in  unserer  Periode  unter  dem  Einflüsse  der  Kirche  mehr  und 
mehr  abgeschaffte  Heiratszwang  bestand  *®*,  war  die  Vermählung  noch  ein 
wirklicher  Kaufvertrag  zwischen  dem  Verlober  und  dem  Bräutigam,  dessen 
Gegenstand  die  Braut  oder  vielmehr  die  Fülle  der  Rechte,  welche  dem 
Manne  über  seine  Ehefrau  zustanden,  nicht  die  Munt  allein  bildete*®'*. 
Wo  dagegen  die  ausdrückliche  Zustimmungserklärung  der  Braut  ver- 
langt wurde,  trat  diese  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  dritte  Kontra- 
hentin hinzu.  Kirchliche  Einsegnung  der  Vermählten  war  üblich,  aber 
ohne  rechtliche  Bedeutung  für  das  Zustandekommen  der  Ehe,  sie  diente 
nur  als  Eheheiligungs-  und  nicht  als  Perfektionsmittel. 

Die  ursprüngliche  Verbindung  der  Verlobung  und  Trauung  zu  einem 
Akte,  nach  dem  Vorbilde  des  Barkaufes,  bestand  in  unserer  Periode  nicht 
mehr.  Schon  das  Edikt  des  Eothari,  das  noch  den  vollen  Brautkauf  fest- 
hielt *®^  unterschied  die  sponscUia  oder  fabvla  ßrmata  (Vermähhmg)^^  von 
den  nupüae  (dies  trcuütionis  nvpüarum,  traditio).  Die  vollständigste  und 
zuverlässigste  Auskunft  über  die  Spaltung  des  einheitlichen  Eheschließungs- 
aktes in  die  zwei  Akte  der  Verlobung  (Vermählung)  und  Trauung  ge- 
währen die  langobardischen  Rechtsquellen,  die  hier  um  so  wertvoller  sind, 
als  sie  sich  gleichmäßig  auf  die  beiden  Entwicklungsstadien  der  Meta  als 
pretium  puellae  und  dos  beziehen  *®^  Zu  der  Verlobung  gehörte  zunächst 
die  Vereinbarung  über  die  Meta*®'  und,  wenn  die  Braut  nicht  Tochter 
oder  Schwester  des  Verlobers  war,  die  (übrigens  formlose)  Erklärung  ihrer 
Einwilligung*®^.  Die  Hauptverhandlung  bezog  sich  auf  die  Zahlung  der 
Meta  und  die  Trauung  der  Braut.  Solange  die  Meta  noch  Kaufpreis 
war,  wurde  sie  bei  der  Verlobung  ganz   oder  abschlagsweise  von  dem 


«Ol  L.  Sax.  43.   Ed.  Roth.  182. 

««'^  Vgl.  Geschichte  d.  ehel.  Güterr.  I.  7  f. 

««*•  Vgl.  Brünnbb  i.  d.  Jen.  Litt.-Zeit.  a.  a.  0.  498,  Note  1. 

«««  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  28-38. 

-®*  Vgl.  Grimm,  RA.  433.  wo  aber  irrtümlich  wegen  mahal  C=  fahula,  Sprache) 
Gerichtlich keit  des  Aktes  angenommen  wird.    Siehe  Sohm,  Eheschi.  62. 

203  Außer  den  Bestimmungen  des  Edikts  ist  namentlich  zu  verweisen  auf  eine 
von  Brukner  (Jen.  Litt-Zeit.  a.  a.  0.  499)  besprochene  Urkunde  von  966  (Cod.  dipl. 
Cav.  II.  31),  auf  Formel  und  Expositio  zu  Lib.  Pap.  Rothari  182  (MG.  Leg.  lY.  3331, 
Formel  zu  Lib.  Pap.  Roth.  195  (ebd.  341)  und  eine  Verlobungs-  und  Trauungsformel 
des  Cartul.  Lang.  16  (ebd.  599),  die  sich  zwar  auf  die  Wiederverheiratung  einer 
salischen  Witwe  bezieht  (Anm.  226),  aber  in  Italien  entstanden  ist  und  in  ihrem  hier  in 
Betracht  kommenden  Inhalte  italienischen  Gebräuchen  entspricht.  Der  Einfluß  des 
langobardischen  Rechts  auf  die  Angehörigen  anderer  Nationen  zeigt  sich  auch  liei 
den  Ehen  mit  Römerinnen.    Vgl.  MG.  Ijcg.  IV.  650. 

"*  Vgl.  Roth.  178,  190-192.  «•»'  Vgl.  Roth.  195.    liiutpr.  12.  120, 
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Bräutigam  an  den  Verlober  bezahlt 2®®;  was  noch  daran  fehlte,  wurde 
durch  Wettbüi^en  versprochen"-'^^;  seit  die  Meta  znr  Dos  geworden  war, 
wurde  sie  bei  der  Verlobung  nur  noch  verwettet,  indem  der  Bräutigam 
für  die  Verschreibung  der  Meta  Bürgen  stellte  *^^  An  die  Zahlung  oder 
Verwettung  der  Meta  schloß  sich  eine  Scheintrauung,  indem  der  Verlober 
die  Braut  dem  Bräutigam  in  altgermanischer  Art  mit  Waffen,  Mantel 
und  Handschuh  übergab,  sie  aber  sofort  in  derselben  Weise  von  ihm 
zurückempfing,  also  Scheintrauung  und  Rücktrauung  *^^  Darauf  folgte 
ein  wechselseitiger  Wettvertrag,  indem  der  Verlober  für  die  Trauung,  der 
Bräutigam  aber  für  die  Annahme  der  Braut  Bürgen  setzte*^*.  Die  Ver- 
lobung enthielt  demnach  alles,  was  zu  dem  Eheschließungsakte  gehörte, 
nur  daß  die  Barleistung  hinsichtlich  der  Trauung  und  später  auch  hin- 
sichtlich der  Meta  gestundet  und  einstweilen  durch  den  Formalvertrag 
ersetzt   wurde  ^^*.     Die  Trauung  bestand   aus  der  Übei^abe   der  Braut 


'^  Daß  der  Bräutigam  vor  der  Trauung  Zahlung  leistete,  das  mundium  facere 
als  die  Vorleistung  galt,  folgt  ans  Roth.  179,  180,  182,  183»  215;  daß  mindestens 
eine  Abschlagzahlung  schon  bei  der  Verlobung  erfolgte,  aus  Roth.  178  (poiestaiem 

haheatpater  aut  f rater ,  distringere  ßdeiussorem,  qttatinus  adinpleat  metam 

iüam,  qtuie  in  diae  gponsaliorum  promiait).    Vgl.  Sohm,  Eheschi.  27. 

*~  Vgl.  Roth.  178  (Anm.  208). 

'*^  Vgl.  Ed.  Liutpr.  117.  Mit  der  Meta  zugleich  wurde  die  Morgengabe  ver- 
sprochen. 

'"  Am  deutlichsten  in  der  Urkunde  von  966,  in  der  an  die  Stelle  des  Speeres 
ein  Stab  getreten  ist:  preseru per  haculum  ipse  P.  ipsa  filia  sua  mihi  legiümam  tixarem 

tradidÜ et  per  ipsum  eadem  baeulum  ipsius  P.  recommandavi  ipsa  ßlia  sua 

utque  in  dictum  eonstiMum,  Ldb.  Pap.  Roth.  182  Formel:  Fer  istam  spatam  et 
iiittm  wanianem  tponso  tibi  M,  meam  filiam.  Et  ßccipe  tu  eam  sponsario  nominey 
et  commenda  eam  ei  usque  ad  terminum  talem,  Expositio  §  1:  Andrea,  per  hune 
entern  et  teantonem  istum  sponsa  Cristinam  filiam  tuam.  Ipso  affirmante  dicatur 
tponso,  ut  eam  accipiat  Von  der  Rücktrauung  wird  hier  nichts  gesagt,  sie  ergibt 
sieh  aber  aus  der  sich  unmittelbar  anschließenden  Verwettung  der  Trauung  durch 
den  Vater  von  selbst,  ebenso  aus  der  Formel  zu  Roth.  195.  Vgl.  Cartul.  Langob.  16: 
Tune  gladius  cum  elamide  et  cirotheea  tenelntur  a  Seneca,  et  orator  dicat:  „per  ülum 
gladium  et  clamidem  sponsa  Fabio  Semproniam  ttuim  repariam,  que  est  ex  gener e 
Pranccntm,**  Quod  cum  Seneca  firmaverit,  tunc  arcUor  [dicaf]  ad  Fahium  acci^ 
pieniem  eundem  gladium  cum  clamide  dicat  et:  „o  Fabio,  tu  per  eundem  gladium  et 
clamidem  conmenda  eam  sibi,  donec  fuit  inter  te  et  illum  conventio."  Ich  habe  diesen 
Akt  früher  für  eine  wirkliche  Trauung  gehalten  und  den  Schluß  der  Formel  auf 
eine  langobardische  Trauung  bezogen  (ähnlich  Sohm,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung 
552,  Note  19),  wahrend  es  sich  wie  in  den  übrigen  angeführten  Fällen  zunächst  um 
eine  Scheintrauung  mit  Rücktrauung  handelt,  worauf  dann  die  wirkliche  Trauung 
folgt  Ober  die  Trauungssymbole  s.  S.  68,  Anm.  116.  Sohm,  Reichs-  und  Ger.- 
Verf.  550  ft 

*"  Bürgen  des  Verlobers:  Roth.  190—192,  des  Bräutigams  ebd.  178  (Anm.  208). 
Lib.  Pap.  Roth.  182,  Expositio  §  1 :  Andrea,  da  wadiam  Martina,  quod  filiam  tuam 
n  trades  uxorem  et  eam  sub  mundio  cum  rebus  ad  eam  pertinentibus  mittes;  ei  tu  da 
vadiam,  quod  tu  eam  accipies;  et  si  quis  nostrum  se  svhtraxerit,  eomponat  pars  parti 
fidem  servanü  penam  auri  libras  100.    Ähnlich  Formel  zu  Roth.  195. 

'»  Das  hat  Sohm,  Eheschi.  28,  84,  46,  verkannt,  indem  er  den  Verlobungs- 
vertrag  für  eicen  „durch  Zahlung  zum  Abschluß  zu  bringenden  Realcontract"  erklärt 

&.  ScebSdeb,  Denteehe  Bcohtaflrewhiohte.  19 
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(traditio  per  manum  dexteram)  durch  den  Verlober***  und  der  Annahme 
derselben  (tollere,  accipej-e)  durch  den  Bräutigam 2^^,  in  Gegenwart  der 
Freunde,  die,  sei  es  zum  Lohn  für  ihre  Zustimmung,  sei  es  als  ürkundsgeld 
(für  die  Zeugenschaft)  eine  Gabe  (exenium)  des  Bräutigams  empfingen, 
während  sie  ihrerseits  der  Braut  eine  Gabe  darbrachten  *^^  War  die 
Meta  nicht  schon  früher  voll  eingezahlt,  so  mußte  dies  jetzt,  vor  der 
Trauung,  geschehen;  seit  die  Meta  zur  Dos  geworden  war,  fand  statt  der 
Zahlung  die  Übergabe  der  Verschreibung  (traditio  cartae)  an  die  Braut 
statt *^^  Die  Abneigung  des  deutschen  Rechts  gegen  alle  unentgeltlichen 
Verträge*^®  nötigte  den  Bräutigam  in  dem  späteren  Entwicklungsstadium 
der  Meta  zu  einer  besonderen  Gabe  an  den  Verlober  als  Gegenleistung: 
für  die  Trauung  und  die  Abtretung  der  Munt.  Der  Bräutigam  hatte 
dafür,  und  zwar  entweder  schon  bei  der  Scheintrauung  oder  erst  bei  der 
wirklichen  Trauung  ein  Launegild  zu  entrichten*^'*. 

Die  Aufschlüsse,  welche  die  langobardischen  Quellen  über  das  AVesen 
des  Eheschließungsaktes  geben,  sind  um  so  wertvoller,  als  das  dadurch 
gewonnene  Bild  in  allen  wesentlichen  Zügen  gemeingermanisch  gewe>en 
sein  muß.    Dies  gilt  nicht  bloß  von  dem  allen  Volksrechten  und  ebens».^ 


und  die  AnwenduDg  des  Formal  Vertrages  bei  der  Verlobung  erst  auf  eine  spätere 
Bechtsbildung  zurückführt.  Ein  selbständiger  Verlobungsvertrag  ist  überhaupt  erst 
durch  den  Wettvertrag  möglich  geworden. 

•**  Vgl.  Roth.  183.  Cart.  Lang.  16:  et  po8t  iradantur  cariule  donafionU  et  doHs^ 
vel  Scripte  ibi  legantur,  etpost  Seneca  det  coniugem  Semproniam  Fahio  et  Fahiut  Sevk- 
proniae  cartas.  Lib.  Pap.  Roth.  182,  Expositio  §  1 :  Äntifacti  et  mar^ncapk  cartule 
lecte  sponse  a  sponso  tradantur,  Tunc  pater,  qui  mundoaldut  est,  per  manum  dex- 
teram tradet  eam  marito,  Formel:  Cum  venerit  ad  t^rminum,  fiant  carfulae  lecta^ 
et  fiat  femina  tradita  per  manum. 

'»*  Vgl.  Roth.  178,  179,  182.  unter  der  Annahme  ist  die  Heimfuhrung  der 
Braut  und  die  Vollziehung  des  ehelichen  Beilagers  (Anm.  227)  zu  verstehen. 

**•  Vgl.  Roth.  184.  Da  die  der  Braut  tiberreichten  Gaben  der  Freunde  ein  be- 
sonderes Launegild  des  Bräutigams  erheischten,  wofür  sie  dessen  Eigentum  wurden. 
so  können  sie  keine  Gegengabe  für  das  exenium  gewesen  sein.  In  dem  letzteren  er- 
kennen wir  Geschenke  des  Bräutigams  an  die  Sippe  der  Braut,  wie  sie  sich  is 
manchen  Hoch  Zeitsgebräuchen  bis  heute  erhalten  haben,  auch  an  das  Hochzeitsmahl 
darf  man  denken. 

«"  Vgl.  Anm.  214.  »««  VgL  S.  285. 

"*•  In  der  Urkunde  von  966  wird  ein  Goldsolidus  als  arra  für  die  Scheintrauung 
bezahlt.  Altertümlicher  sind  die  Formeln  des  Lib.  Pap.:  nach  Formel  zu  Roth,  182 
gibt  der  Bräutigam  vor  der  Trauung  einen  Pelzmantel  (crosna)^  nach  der  Elxpositio 
ein  Pferd,  je  im  Werthe  von  20  Sol.,  pro  mundio  an  den  Verlober,  emp^gt  aber 
das  Gegebene  sofort  als  Trauungssymbol,  und  zwar  zu  Eigentum,  zurück  und  zahlt 
für  diese  Schenkung,  also  nicht  unmittelbar  für  die  Trauung,  ein  Launegild.  Ganz 
entsprechend  eine  andere  langobardische  Formel  (MG.  Leg.  IV.  605),  femer  eint- 
römische  Formel  (ebd.  650)  und  die  fränkisch -italische  Formel  des  Cart 
Lang.  16.  In  der  Formel  zu  Roth.  195  gibt  der  Bräutigam  ebenso  Pelzmantel 
Speer  und  Schild,  empfängt  aber  nur  den  ersteren  zurück,  während  die  Waffen  (offen- 
bar als  Launegild)  dem  Verlober  verbleiben.  Über  die  juristische  Bedeutung  dieser 
Vorgänge  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  89  f.  Val  de  Life  vre,  i.  d.  Zeitschr.  1 
RG.  XVU.  18.    Amtoa,  Obl.  R.  I.  509. 
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den  nordischen  Rechten  bekannten  Dualismus  der  Verlobung  (ags.  be- 
weddung,  altn.  fcBstiing,  d.  i.  ßrmatio^  fahvla  ßrmata)  und  Trauung  (ags. 
und  altschwed.  gifta^  altn.  giptarord,  d.  i.  Vergabungswort)  überhaupt, 
sondern  auch  Yon  Einzelheiten.  So  ist  die  Verwettung  der  Verlobung 
wenigstens  für  die  Südgermanen  durch  das  angelsächsische  und  ala- 
mannische  Recht  bezeugt***^,  und  dem  Launegild  für  die  Trauung  ent- 
sprach ebensowohl  die  vmgmf  (Freundesgabe)  und  vielleicht  auch  das 
ßestningcBfcB  (Verlobungsgeld)  des  altschwedischen  Rechts**^,  wie  die  arra 
(auch  arrabo)  von  1  Sol.  1  Den.,  die  der  salische  Bräutigam  an  den  Ver- 
lober zu  entrichten  hatte *^*.  Wesentlich  verschieden  von  dieser  Leistung 
waren  die  dem  salischen  Recht  eigentümlichen  Abgaben  bei  der  Wieder- 
verheiratung einer  Witwe,  der  Reipus  und  der  Ächasius^^.  Der  letztere 
war  eine  der  Witwe  obliegende  Abgabe  an  die  Verwandten  des  ersten 
Mannes  oder  an  den  Richter,  durch  die  sie  sich  für  die  zweite  Ehe  die 
Belassung  des  von  jenem  gegebenen  Wittums  erkaufen  mußte'".  Der 
Achasius  bestand  in  einem  Zehntel  des  Wittums,  außerdem  wurden  dem- 
selben gewisse  Gegenstände  beigefügt,  die  ihrer  Natur  nach  zu  der  Gerade 
gehörten,  damit  also  den  eventuell  zu  der  Witwengerade  berufenen  weib- 
lichen Verwandten  der  Frau  entzogen  wurden*^*.  Es  ist  möglich,  daß  der 
rätselhafte  Reipus,  der  in  einem  festen  Betrage  von  3  Sol.  1  Den.  be- 
stand, eine  Entschädigung  für  diese  Einbuße  war,  doch  bleibt  auch  bei 
dieser  Erklärung  noch  vieles  im  Dunkeln  **•. 


"«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  49  ff.  Aethelbirht  BS.  Ine  81.  Alfred  18, 
1—3.  Poenitentiale  Theodor!  IL  c.  12,  34  (Wassbrschlbbek,  BußordouDgeD  216). 
Angelsächsische  Verlobung  (Schmid,  Gesetze  d.  Angels.  391,  auch  Gesch.  d.  ehel. 
Güterr.  I.  181  und  Sohm,  Eheschi.  315).  Die  oft  gedruckte  schwäbische  Verlobungs- 
formel aus  dem  12.  Jh.  (am  besten  bei  Müllbnhoff  u.  Schbrbb,  Denkmäler,  danach 
auch  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  11.  1,  71)  knüpft  an  die  sieben  „Wetten"  der  Verlobung 
die  Trauung,  bei  welcher  wie  bei  den  Ijangobarden  mit  der  Braut  auch  Mantel,  Hut 
und  Schwert  übergeben  werden. 

"»  Für  beide:  Lehmann,  a.  a.  O.  67  ff.,  71  ff.  Nur  für  die  erste  Gabe:  Amiba» 
Obligationenrecht  318,  509,  522  ff.,  Gott.  GA.  1882,  S.  1609  f. 

"•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  55  f. 

"*  Lex  Salica  44.  Erstes  Zusatzkapitular  c.  7  (Behbend,  Lex  Salica  S.  90). 
Die  umfassende  ältere  Litteratur  ist  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  56—63  aufgeführt. 
Von  neueren  Schriften  ist  hervorzuheben:  Sohm,  EheschL  63  f.  Amiba,  Erben  folge 
30—36.  Dabqtjn,  Mutterrecht  u.  Raubehe  141  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen  II.  42. 
Lampbbcht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  32  ff.     Heuslbb,  U.  807. 

"^  Vgl.  Anm.  292,  294.  Riye.  Vormundschaft  I.  279  f.  Sohm,  Eheschi.  64, 
Note  17.  Die  von  mir  früher  entwickelte  Auffassung  des  Achasius  und  des  Beipus 
als  symbolischer  Muntschatz  (Launegild,  arra)  läßt  sich  nicht  aufrecht  erhalten. 

"*  Vgl.  Anm.  260. 

''*  Als  Entschädigung  für  die  Gerade  wird  der  Beipus  von  Pbtbbs,  Aioba  und 
Lampbbcht  angesehen,  während  Sohm  und  Dabgun  ihn  für  eine  Art  poena  secun- 
•darum  nuptiarum  erklären.  Für  letztere  Ansicht  könnte  nur  die  eigentümliche  An- 
wendung des  Scheinprozesses  ins  Gewicht  fallen,  sie  bleibt  aber  mit  der  Reihenfolge 
ctef  zum  Reipus  Berechtigten  unvereinbar.  Ganz  befriedigend  ist  die  Annahme  einer 
Geradeentschädigung  übrigens  ebenfalls  nicht,  am  wenigsten  aber  die  Erklärung  des 
Beipus  aus  einem  symbolischen  Muntschatz  (Anm.  224).    In  Neustrien  wurde   der 
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Über  die  rechtliche  Natur  der  Verlobung  und  Trauung*-^  hat  sieb 
sich  ein  ziemlich  unfruchtbarer  Streit  entsponnen,  bei  dem  bald  die  Ver- 
lobung, bald  die  Trauung  nicht  zu  ihrem  vollen  Recht  kommt**®.  AUer- 
dings  umfaßte  die  Verlobung,  wenigstens  \vie  sie  bei  den  Langobarden 
erscheint,  schon  alles  Wesentliche  des  Eheschließungsaktes,  aber  doch  noch 
durchaus  unfertig,  das  Wittum  gestundet,  die  Trauung  nur  als  Schem- 
trauung, ihre  Vollziehung  ebenfalls  gestundet,  beides  durch  Wettbürgen 
obligatorisch  sichergestellt.  So  konnte  die  Verlobung  zunächst  nur  obli- 
gatorische Wirkung  haben,  denn  den  Bürgen  konnte  man  nicht  zur 
Heirat,  sondern  nur  zu  Geldzahlungen  zwingen,  gegen  den  Wettschuldner 
aber  gab  es  keine  Klage**®.  Der  Vormund  war  dem  Bräutigam  zur  Voll- 
ziehung der  Trauung,  der  Bräutigam  dem  Vormunde  zur  Heimführung 
der  Braut,  und  zwar  nach  langobardischem  und  westgothischem  Rechte 
binnen  zwei  Jahren,  verpflichtet*'^.  Aber  wer  sich  ohne  gesetzlichen 
Grund  dieser  Pflicht  entzog,  wurde  dem  andern  Teil  bloß  bußfallig  wegen 
Verlöbnisbruch  *'^,  der  Vertrag  war  damit  aufgehoben,  eine  Klage  auf  Er- 
füllung gab  es  nicht.  Nur  die  Braut,  da  sie  nicht  eigentliche  Kontra- 
hentin war  (abgesehen  von  dem  Ausnahmefall  der  sich  selbst  verlobenden 
Witwe  nach  einigen  Rechten),  konnte  sich  nicht  einseitig  zurückziehen, 
sie  war  dem  Bräutigam  Treue  schuldig  und  wurde  nach  burgundischem. 
langobardischem  und  westgothischem  Recht  (aber  nicht  bei  den  übrigen 
Stämmen)  im  Falle  geschlechtlichen  Umganges  mit  Dritten  gleich  einei 


Eeipus  schon  durch  Ed.  Chilper.  c.  2  aufgehoben ,  nach  Ludwigs  Cap.  legi  S&l.  a^- 
dita  Y.  819  c.  8  (Bobetiüs  293)  war  er  im  9.  Jh.  im  Frankenreiche  überhaupt  nicht 
mehr  bekannt.  Nach  der  wiederholt  angezogenen  Formel  des  Cartul.  Lang  1^ 
CQualiier  vidua  Salicha  desponsetur^  nam  de  puella  fit  ut  de  ceteris)  hat  es  den  An- 
schein,  als  hätten  gewisse  mit  dem  Keipus  zusammenhängende  Gebräuche  sich  Wi 
den  in  Italien  ansässigen  Franken  bis  ins  11.  Jh.  erhalten,  doch  könnte  hier  aacb 
eine  doktrinäre  Studie  auf  Grund  der  L.  Sal.  44  vorliegen. 

**^  Daß  die  Trauung  erst  durch  die  Vollziehung  des  Beilagers  zum  vollen  Ab- 
schluß gelangte,  ja  daß  ursprünglich  wohl  unmittelbar  die  Übergabe  der  Brant  in 
das  Ehebett  erfolgen  mußte,  lernen  wir  erst  aus  den  nordischen  Rechten  und  des 
deutschen  Bechtsquellen  des  Mittelalters,  sowie  aus  dem  kanonischen  Becht  Vgl. 
S.  69.  Lehmann,  a.  a.  0.  80  ff.,  87.  Amira,  a.  a.  O.  540.  Siehe  auch  Zeitschr.  i 
RG.  XIX.  230.    Meüber,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  XXL  282  ff. 

*"  Zu  großes  Gewicht  auf  die  Verlobung  legt  insbesondere  Sohm,  Eheschl- 
75—92;  Trauung  u.  Verlobung  1—37.  Andererseits  wird  die  Verlobung  gegenüber 
der  Trauung  unterschätzt  von  Fbiedbbbg,  Verlobung  u.  Trauung  21,  und  Stobbi 
a.  a.  0.  16,  der  die  Verlobung  für  ein  pactum  de  contrahendo  erklärt.  Die  richtige 
Auffassung  bei  Brunneb,  E.  Löninq,  Hbüsler,  Amiba,  G.  Meteb  (Jen.  Lit-Zeii  18'^ 
S.  501  f.),  neuerdings  auch  Sohm  i.  d.  Straßburger  Festgabe  fQr  Thöl  84,  98,  Note  i'- 

"•  Vgl.  S.  278  ff. 

"«  Ed.  Roth.  178.  Liutpr.  119.  L.  Wis.  m.  1,  4.  Vgl.  auch  Greg.  Tut.,  Hl^ 
Franc,  m.  27.  VI.  34.   Prokop,  Bell.  Goth.  IV.  20. 

«"  Vgl.  u.  a.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  12  ff.  R.  Löning,  Vertragsbruch  142-153. 
In  der  Regel  bestand  die  Buße,  wenn  keine  besondere  Konventionalstrafe  bere^«^ 
war,  f&r  den  Bräutigam  in  dem  Verlust  des  Wittums  (hatte  er  die  Braut  noch  b6 
sonders  verletzt,  so  kam  dieser  unter  Umständen  ebenfalls  eine  Buße  zu) ,  fnr  ^^ 
Vormund  in  der  Rückerstattung  des  Wittums  mit  poena  dupli. 
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Ehebrecherin  gestraft  *^^.  Wurde  sie  mit  oder  ohne  ihren  Willen  durch 
einen  Dritten  entführt  oder  vorenthalten,  so  hatte  der  Bräutigam  ebenso 
wie  der  Vormund  eine  Klage  gegen  diesen;  handelte  der  Dritte  aber  im 
Einverständnis  mit  dem  Vormunde,  so  war  der  Bräutigam  auf  die  Ver- 
folgung des  letzteren  wegen  Verlöbnisbruches  beschränkt.  Die  Verlobung 
hatte  also  nur  eine  Wirkung  nach  innen,  gegenüber  den  beiden  Kontra- 
henten und  der  Braut,  nicht  aber  gegen  Dritte  ^^^. 

Aber  trotzdem  war  die  Verlobung  mehr  als  ein  bloß  obligatorischer 
Akt,  mehr  als  eine  bloße  causa  traditionis.  Die  Ehe  wurde  zwar  erst 
durch  die  Trauung  perfekt*^*,  die  kein  bloßer  Vollzugsakt  (wie  das  Bei- 
lager), sondern  ein  solennes  Rechtsgeschäft  war,  aber  die  Trauung  wirkte 
nur  unter  der  Voraussetzung  einer  (früher  oder  unmittelbar)  vorauf- 
gegangenen Verlobung 23ß.  Wo  daher  eine  geschlechtliche  Verbindung 
ohne  Verlobung  bestand,  mußte  dieselbe,  um  das  Verhältnis  zu  einer 
wahren  Ehe  zu  gestalten,  nachgeholt  werden  *^^  Ob  es  in  solchem  Falle 
auch  der  Trauung  bedurfte,  läßt  sich  aus  den  Quellen  nicht  feststellen"^. 
So  lange  das  Versäumte  nicht  nachgeholt  war,  hatte,  abgesehen  von  der 
dem  Entführer  drohenden  Strafe  und  einer  etwaigen  Muntbrüche,  der 
Vormund  und,  wenn  die  Frau  andenveitig  verlobt  war,  auch  der  Bräutigam 
das  Rückforderungsrecht.  Der  Mann  hatte,  auch  wenn  das  Paar  sich  zu 
dauernder  ehelicher  Verbindung  geeinigt  hatte,  weder  die  Munt  über 
seine  Genossin,  noch  über  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder,  die  Munt  über 
dieselben  verblieb  dem  Vormunde  der  Frau,  dem  diese  durch  eine  ohne 
seine  Mitwirkung  eingegangene  Ehe  weder  sich  noch  die  Kinder  entziehen 
konnte*^®.  Gleichwohl  wurden  die  in  Rede  stehenden  Verbindungen, 
wenn  sie  auf  eine  wirkliche  dauernde  Lebensgemeinschaft  gerichtet  waren, 
nach  verschiedenen  Stammesrechten,  die  darin  zweifellos  einen  Rest  der 
in  der  Urzeit  neben  der  Muntehe  anerkannten  Raubehe  bewahrt  hatten, 
nicht  als  ein  zeitweiliger  Konkubinat,  sondern  als  eine  Kebsehe  ^span. 
barragania)  behandelt,  die  den  Gatten  gegen  einander  dieselben  Pflichten 
wie  bei  der  vollen  Ehe  auferlegte,  im  Verhältnis  zu  Dritten,  mit  Ausnahme 
des  Muntwalts  der  Frau,  denselben  Schutz  wie  eine  wahre  Ehe  genoß, 
endlich  den  Kindern  gewisse  erbrecbtliche  und  verwandtschaftliche  Ansprüche 


"«  Vgl.  Ed.  Roth.  179.   L.  Burg.  52,  3.    L.  Wis.  m.  l,  2. 

**^  Dies  ist  gegen  Sohm  nnd  zum  Teil  auch  gegen  Lehmann,  a.  a.  0.  106  ff., 
namentlich  von  Bbunneb,  Lonino  und  Amira  überzeugend  dargethan.  Auch  meine 
frühere  Auffassung,  Gesch.  d.  ehel.  Gütern  I.  10,  ist  danach  zu  berichtigen. 

***  Vgl.  Ed.  Roth.  183  (De  traditione  puellae  auf  mulierisj:  aliter  sine  tra- 
ditione  nulla  verum  dicimtis  subsuiere  firmifafem.  Anspielung  auf  ein  Rechtssprichwort? 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  8  f. 

*'•  Vgl.  Anm.  288.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  9,  Anm.  43.  RozifeRE,  Recueil 
des  formules  Nr.  130,  211  ff.,  261. 

**'  Manche  Ausdrücke  (wie  in  coniugem  duxif)  scheinen  allerdings  eine  Heim- 
führung und  damit  eine  Trauung  anzudeuten. 

"8  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  10. 
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auch  gegen  den  Vater  und  die  vaterliche  Sippe  gewährte^**.  Man  darf 
annehmen,  daß  diese  Kebsehe  die  unmittelbare  Vorgängerin  der  späteren 
morganatischen  Ehe  gewesen  ist,  bei  der  die  Frau  zwar  kein  Wittum, 
aber  doch  eine  Morgengabe  (morganatica)  erhielt**®. 

Eine  Kebsehe  war  es  auch,  wenn  ein  Freier  sich  seine  Sklarin  ak 
Gattin  beigesellte,  doch  konnte  dies  Verhältnis  von  seiner  Seite  jedeneit 
willkürlich  gelost  werden.  Eine  freie  Frau  durfte  ein  solches  Verhältnis 
mit  ihrem  Eigenmanue  bei  Todesstrafe  nicht  eingehen.  Dagegen  war  es 
freien  Personen  beider  Geschlechter  gestattet,  eine  voUvrirksame  Ehe  mit 
Unfreien  fremder  Herren  einzugehen,  wenn  der  Herr  damit  einverstanden 
war;  handelte  es  sich  um  eine  unfreie  Frau,  so  mußte  ihr  Herr  die 
Trauung  vornehmen.  Eine  solche  Ehe  hatte  für  den  freien  Teil  den 
Übergang  in  die  Unfreiheit  zur  Folge,  wenn  ihm  nicht,  was  bei  Ehen  mit 
Fiskalinen  und  Gotteshausleuten  die  Regel  bildete,  durch  Vertrag  (die 
Verbriefung  hieß  epistola  conculcatoria)  die  Freiheit  zugesichert  wurde. 
Bei  Ehen  mit  Fiskalinen  wurde  im  Frankenreiche  seit  dem  7.  Jahrhundert 
die  persönliche  Freiheit  des  anderen  Teils  nicht  mehr  beeinträchtigt,  da- 
gegen folgten  die  Kinder  regelmäßig  der  älteren  Hand.  Ehen  zwischen 
Unfreien  waren,  wenn  der  Herr  die  Trauung  vollzogen  hatte,  giltig, 
konnten  aber  durch  Veräußerung  des  einen  Ehegatten  seitens  des  Herrn 
jederzeit  gelöst  werden  **^ 

Bei  Heiraten  zwischen  Hörigen  und  Unfreien  galten  entsprechende 
Grundsätze,  ebenso  im  wesentlichen  auch  zwischen  Freien  und  Hörigen. 
Dagegen  bestand  ein  Ehehindernis  der  Standesverschiedenheit  zwischen 
Freien  und  Edelingen  im  allgemeinen  nicht,  nur  die  Sachsen,  bei  denen 


"•  Vgl.  S.  66.  Dabgün,  a.  a.  0.  23  flf.  Fickeb,  Über  nähere  VerwandtscliA^ 
zwisclien  gothiBch-spanischem  und  norwegiBch-isländischem  Recht  (Mitteilnngen  d. 
Inst.  f.  österr.  Gesch.-Forsch.,  Erg.-Band  II.)  479—500.  Rosin,  Form  Vorschriften  f. 
d.  yeräußerungsgeschäfte  der  Frauen  nach  langob.  Recht  (Gibrkb,  Untersuchiuigei 
VIII.)  48 ff.  WiLDA,  Von  den  unechten  Kindern,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht 
XY.  287  ff.  K.  Maureb,  Von  den  unecht  geborenen  Kindern ,  Sitz.-Ber.  d.  Mfinch. 
Akad.  1883,  S.  8ff.  Dahn,  Bausteine  VI.  164  f.  Weinhold,  Deutsche  Frauen  IL  15  £ 
Die  Kebsehe  kommt  im  nordgermanischen,  westgothischen,  langohardischen  und 
friesischen  Recht  Yor.  Fickbb,  a.  a.  0.,  hat  sich  das  große  Verdienst  erworben,  ans 
spanischen  Fueros  das  wahre  westgothische  Volksrecht,  das  in  der  Lex  Wisi^othonun 
ganz  zurücktritt,  hinsichtlich  der  Barraganie  festgestellt  und  hier  wie  in  anderen 
Beziehungen  die  Verwandtschaft  des  Westgothenrechts  mit  dem  der  Nordgermanen, 
zumal  der  Norweger,  klargelegt  zu  haben.  Nur  darin,  daß  er  auch  das  langobardische 
und  friesische  Recht  der  ostgermanischen  Gruppe  zuzählen  will,  kann  ich  ihm  nicht 
beistimmen,  da  es  sich  lediglich  um  Reste  des  gemeingermanischen  Rechts  handelt, 
die  hier  entschiedener  als  bei  anderen  westgermanischen  Stammen  bewahrt  sind. 
Vgl.  Anm.  157  a. 

*^®  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  112.  Andere  Belege  für  diese  Bedeutung 
des  Wortes:  Fickeb,  Forsch,  z.  RG.  Italiens  IV.  39,  Nr.  29  (976).  Lang,  Regest»  ivr. 
Boic.  IV.  495.    ScHMELLEB,  Bayer.  WB.  IL  616  (2.  Aufl.  L  1648). 

*^>  Über  alles  Vorstehende  vgl.  Köhnb,  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien 
im  fränkischen  Recht  (Giebke,  Untersuchungen  XXII). 
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der  Adel  überhaupt  in  einer  sonst  nicht  bezeugten  Weise  über  die  Freien 
emporragte,  machten  eine  Ausnahme  **2. 

Das  Ehehindernis  der  Verwandtschaft  hat  sich  so  vorwiegend  unter 
dem  Einfluß  der  Kirche  ausgebildet,  daß  von  einer  näheren  Erörterung 
hier  abgesehen  werden  kann**^ 

Das  Recht  der  Ehescheidung*^  hatte  ursprünglich  nur  der  Mann, 
Erlaubt  war  diesem  die  Verstoßung  der  Frau  zwar  nur  aus  bestimmten 
gesetzlichen  Gründen,  aber  auch  die  unerlaubte  Scheidung  löste  das  Ehe- 
band und  war  nur  mit  vermögensrechtlichen  Nachteilen  für  den  Mann 
verbunden.  Der  Frau  wurde  erst  allmählich  unter  dem  Einflüsse  des 
römischen  Rechts  die  Befugnis,  sich  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
von  dem  Manne  loszusagen,  zugestanden.  Der  Normalfall  der  Ehescheidung 
war  die  Trennung  der  Ehegatten  durch  Übereinkunft.  Die  Wiederver- 
heiratung Geschiedener  wurde  anfangs  von  der  Kirche  bekämpft;  später 
hat  diese  den  Widerstand  gegen  das  weltliche  Recht  aufgegeben,  in  der 
karolingischen  Zeit  ihn  aber  wieder  aufgenommen. 

Das  eheliche  Güterrecht***  beruhte  im  allgemeinen  auf  dem  System 
der  Verwaltungsgemeinschaft**®,  indem  der  Mann  das  Vermögen  der  Frau 
kraft  seiner  Munt  in  Besitz  nahm,  um  es  gemeinschaftlich  mit  dem  seinigen 
für  die  Zwecke  der  Ehe  zu  verwalten  **^.  Es  fand  weder  eine  Verschmelzung 
des  beiderseitigen  Vermögens  zu  einer  einheitlichen  Masse,  wie  bei  der 
späteren  allgemeinen  Gütergemeinschaft,  noch  eine  Aufsaugung  des  Frauen- 


"•  Vgl.  Waitz  I».  194.        »"  Vgl.  LöNiNG,  Kirchenrecht  der  Merowinger  546  ff. 

***  Über  das  Folgende  vgl.  Löning,  a.  a.  0.  612  ff.  Weikhold,  Deutsche  Frauen 
II.  43  ff.    Heubleb,  II.  291.    Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  I.  174  ff. 

***  Vgl.  meine  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in  Deutschland,  I.  Teil. 
Die  Zeit  der  Volksrechte,  1863.  Die  überaus  reichhaltige  ältere  Litteratur  ist  daselbst 
vollständig  angegeben.  Von  neueren  Arbeiten  sind  namentlich  anzuführen:  Heosleb, 
II.  292  ff.  Stobbe,  Privatrecht  IV.  67  ff.  Young,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law 
172  ff.  Olivecbona,  Om  makars  giftorätt  i  bo,  4.  Aufl.  1876  (eine  frühere  fran- 
zösische Bearbeitung  des  historischen  Teils  dieses  Werkes  u.  d.  T.  Pröcis  historique 
de  Torigine  et  du  d^veloppement  de  la  communaut^  des  biens  entre  ^poux,  i.  d.  Bevue 
hist.  de  droit  fran9.  et  ^tranger  1865).  Sandbaas,  Fränkisches  ehel.  Güterrecht  (1866), 
45—122.  HüBEB,  Die  historische  Grundlage  des  ehel.  Güterrechts  der  Bemer  Hand- 
feste (Basel  1884)  S.  15-38.  Pebtile,  Storia  del  dir.  ital.  III.  271  ff.  Dabn,  Westgoth. 
Studien  116  f.,  123  ff.  Wkinbold,  a.  a.  O.  II.  28 ff.  Bimabson,  Essai  historique  sur 
la  l^gislation  du  douaire  dans  le  droit  germantque,  Bevue  de  l^gislation,  1870. 

**•  Die  Bezeichnung  „Verwaltungsgemeinschaft"  bedeutet  die  objektive  Geraein- 
schaft der  Verwaltung,  nicht,  wie  die  Gegner  jenes  Ausdruckes  annehmen,  subjektiv 
gemeinschaftliche  Verwaltung.  Die  Gemeinschaft  der  Verwaltung  bildet  einen 
logischen  Gegensatz  zu  der  Gemeinschaft  der  Güter  oder  des  Vermögens;  jene  läßt 
den  ursprünglichen  Güterstand  fortbestehen,  während  die  Gütergemeinschaft  jedes 
Sondergut  aufhebt 

"^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  126.  L.  Burg.  100:  Quaecumque  midier  Bur- 
gundia  vel  Momana  voluntate  sua  ad  mantum  ambulaverit,  iubemu^,  ut  maritus  ipse 
factdtate  ipstus  mulieris,  sicut  in  ea  habet  potestatemy  ita  et  de  res  suas  haheat.  Die 
Ausdehnung  auf  die  burgundischen  Ehefrauen  römischer  Herkunft  erklärt  sich  aus 
dem  Eintritt  der  Frau  in  das  Becht  des  Mannes. 
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gutes  durch  das  des  Mannes,  wie  in  der  altrömischen  Ehe  mit  inanu>. 
statt,  vielmehr  blieben  die  ursprünglichen  Güterstande,  soweit  sie  nicht 
durch  Eheverträge  eine  Abänderung  erfahren  hatten,  gewahrt  und  nach 
Auflösung  der  Ehe  gingen  die  beiderseitigen  Vermögensmassen  nach  der 
ursprünglichen  Zuständigkeit  wieder  auseinander**®.  Nur  hatte  die  Frau 
bei  einigen  Stämmen  eine  Quote  an  dem  Vermögen  des  Mannes  oder  d«xh 
an  der  ehelichen  Errungenschaft  zu  beanspruchen,  während  andererseit> 
bei  den  Langobarden  ein  Universalerbrecht  des  Mannes  gegen  seiüt^ 
Frau  bestand. 

Das  Vermögen  der  Frau  setzte  sich  aus  ihrem  Ehegute  und  dem. 
was  sie  von  dem  Manne  erhielt,  zusammen. 

Die  Aussteuer,  die  der  Braut  von  ihrem  Muntwalt  bei  der  Trauung 
mitgegeben  zu  werden  pflegte**®,  bestand  ursprünglich  nur  aus  Hao>- 
ratsgegenständen  und  der  fraulichen  Ausrüstung  an  Kleidungsstücken  und 
Schmuck.  Der  späteren  sächsischen  Bezeichnung  dieses  Vermögenskom- 
plexes mit  gerade  entsprach  thüringisch  rhedo,  burgundisch  mcdahareda. 
vielleicht  auch   ein   alamannisches   heredP^^,   während  die   Langobarden 


**•  Während  in  dieser  Beziehung  his  vor  kurzem  allgemeine  Obereinstimmung 
herrschte,  hat  neuerdings  Huber  in  seiner  sonst  sehr  verdienstvoUen  Schrift  (Anm.  245 
eine  völlig  abweichende  Auffassung  entwickelt,  der  sich  Heüslbb  anschließt.  Hier- 
nach soll  das  Vermögen  der  Frau  mit  Ausnahme  der  Gerade  in  das  ausschließlicb 
dem  Manne  unterstellte  Hausvermögen  aufgegangen  und  insoweit  Eigentum  der. 
Mannes  geworden  sein.  Schon  die  zugestandene  Ausnahme  enthält  die  Widerlegung, 
denn  da  das  eingebrachte  Vermögen  der  Frau,  so  lange  sie  noch  keinen  Grundbesitz 
haben  konnte,  regelmäßig  nur  aus  Geradesachen  bestand,  so  folgt  aus  jener  ver- 
meintlichen Ausnahme  ganz  klar,  daß  die  Frau  Eigentümerin  ihres  Vermögens  blieb. 
Die  positive  Begründung  stützt  sich  ausschließlich  auf  die  Lex  Burg.,  besonders  14,  4:  -Si- 
militer  qitod  mulier  ad  maritum  veniens  erogaventj  defuncto  sineßliis  marilo  mtt/4^r  amt 
jparentes  mulieris  non  requirant.  Das  soll  bedeuten,  daß  das  Eingebrachte  der  Frao 
(soweit  es  nicht  Gerade  war)  bei  Auflösung  der  Ehe  weder  von  ihr,  noch  von  ihr^n 
•Erben  zurückgefordert  werden  dürfe.  Allein  erofjare  heißt  nicht  einbringen,  sondern 
ausgeben t  aufwenden,  verschenken,  vermachen,  —  es  handelt  sich  um  die  von  der 
Frau  bei  Eingehung  der  Ehe  und  wohl  auch  während  der  Ehe  getroffenen  Ver- 
fügungen über  ihr  Vermögen,  Verfügungen  zu  gunsten  des  Mannes  wie  zu  anderer 
Zwecken,  die  Bestimmung  hat  also  eine  ähnliche  Bedeutung  wie  L.  Burg.  51.  4. 
L.  Rib.  37,  3,  L.  Alam.  55,  2.  Eine  unmittelbare  Widerlegung  der  Hausvermögens- 
theorie enthalten  L.  Burg.  14,  1  (Anm.  268),  74,  1  (Anm.  266)  und  96  (Anm.  323 1. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gütern  I.  116—125,  127,  144,  173,  175  f. 

**^  L.  Angl.  et  Wer.  38:  omamenta  muliebria  quod  rhedo  dicunt,  L.  Burg.  3S6. 
De  mala  hareda.  L.  Alam.  55:  quidquid  de  sed^  patemica  secum  adtulit,  dafür  in 
einer  Variante  (MG.  Leg.  III.  104):  quidquid  de  heredi  patemicam  secum  adtuUf, 
Das  nach  Blühme  ebenfalls  hierher  zu  rechnende  chane  ereudo  in  der  t'berschrift 
des  II.  Kapitulars  zur  L.  Salica,  c.  2  (Behbend,  Lex  Salica  S.  93)  würde  nur  in  Betracht 
kommen  können,  wenn  eine  liCsart  chreudo  oder  hreudo  nachweisbar  wäre.  Über 
die  sprachliche  Bedeutung  vgl.  Grimm,  RA.  567,  der  auf  rät  =  supeüex  verweist,  und 
Wackebnagel,  Kl.  Schriften  III.  357,  362  (bei  Binding,  Burg.-roman.  Königreich 
351,  356),  der  auf  altn.  reitta  Zurichtung  (ahd.  raita,  frank.  raid<i)  Bezug  nimmt 
und  malahareda  mit  Vermählungszurüstung  erklärt.  Vgl.  Hobietbb,  Über  die  HeimaL 
Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  52.  Note  44. 
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dafür  den  Ausdruck  scherpha^  scerfa^  der  aber  überhaupt  bewegliche  Sachen 
bedeutete,  verwendeten  ^^^  Als  lateinische  Bezeichnung  begegnet  besonders 
omamentaj  am,  muliehria,  om,  matronalia.  Die  aus  dem  Sachsenspiegel 
bekannte  Behandlung  der  Gerade  als  wandelbarer  VermögensinbegriflF,  wo- 
bei nur  auf  die  Natur  der  einzelnen  Gegenstände,  nicht  aber  gerade  darauf 
gesehen  wurde,  daß  die  Frau  sie  mitgebracht  hatte,  war  den  einfacheren 
Verhältnissen  der  Volksrechte  noch  unbekannt,  nur  die  Alamannen  scheinen 
wenigstens  das  Bettzeug  schon  in  der  Weise  des  späteren  Rechts  behandelt 
zu  haben **2^  Daß  der  Muntwalt  verpflichtet  war,  der  Braut  überhaupt 
eine  Gerade  mitzugeben,  dürfte  schon  aus  der  Notwendigkeit  der  „Gabe" 
bei  allen  Emanzipationsakten  folgen**^.  Dagegen  lag  es,  soweit  die  Braut 
nicht  schon  eigenes  Vermögen  besaß,  in  seinem  Belieben,  wieviel  er  geben 
wollte^",  nur  bei  den  Burgundern  bestand  für  den  Muntwalt,  wenn  er 
nicht  Vater  oder  Bruder  der  Braut  war,  die  gesetzliche  Verpflichtung, 
ein  Drittel  des  vom  Bräutigam  empfangenen  Wittums  auf  die  malahareda 
zu  verwenden  2**.  Mit  dem  Charakter  einer  im  wesentlichen  freiwilligen 
Gabe  mag  es  zusammenhängen,  daß  die  Gerade  nicht  als  Erbabfindung 
behandelt,  sondern  der  Empfängerin  bei  der  Beerbung  des  Muntwalts  als 
Voraus  belassen  wurde  ^^®.  Auch  das  gehörte  zum  Wesen  der  Gerade, 
daß  sie  der  Munt  des  Mannes  nicht  mit  der  gleichen  Strenge  wie  das 
übrige  Ehegut  unterworfen  sein  konnte  ^^^.  Beim  Tode  vererbte  sich  die 
Gerade  bei  mehreren  Stämmen  mit  Ausschluß  der  Söhne  auf  die  Töchter 
und,  wenn  diese  fehlten,  auf  die  nächst«  weibliche  Verwandte  von  der 
Spindelseite  2*^,  während   umgekehrt  die  Kriegsrüstung  (das  Heergewäte) 


"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  117.  Urk.  y.  774  bei  Lupo,  Cod.  dipl.  Berg. 
I.  529:  Mohilifms  vero  rebus  ineis,  h,  e.  scherpha  mea,  aurum  et  argentum,  simul  et 
Testes  et  cavalli, 

858  Vgl.  Pact.  Alam.  lU.  2.    v.  Mabtitz,  Ehel.  Güterr.  d.  Sachsensp.  96  f. 

«"  Vgl.  S.  64. 

***  Id  dieser  Weise  ist  die  Streitfrage  über  die  Dotation spÜicht  des  Muntwalts 
wohl  zu  entscheiden. 

'**  L.  Burg.  86,  2  in  Verbindung  mit  L.  Burg.  66. 

"ö  Vgl.  L.  Burg.  86,  1.  Capit.  II.  ad  L.  Sal.,  c.  2  (Behrend,  L.  Sal.,  S.  93). 
li.  Rib.  59,  9.  Form.  Wisig.  34.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  345.  Die  Quellen 
beziehen  sich  teils  nur  auf  die  Gerade,  teils  gleichzeitig  auf  die  Aussteuer  des  Sohnes 
bei  der  Emanzipation,  teils  nur  auf  die  letztere.  Die  Grundsatze  waren  bei  beiden 
dieselben. 

'*^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  127.  Die  fränkischen  Königinnen  Radegundis 
und  Fredegundis  verfügten  einseitig  über  ihre  Kleider  und  Schmucksachen.  Vgl. 
Yen.  Fortun.,  Vita  S.  Radegundis  c.  13  (MG.  Auct.  antiqu.  IV.  2,  41).  Greg.  Tur.. 
Hist.  Franc.  VI,  45.    Vgl.  auch  L.  Burg.  51,  4. 

*»«  L.  Burg.  51,  3,  5.  14,  6.  L.  Ängl.  et  Wer.  82  (Anm.  268).  Für  das  sächsische 
R^cht  ist  das  Geraderecht  des  Mittelalters  beweisend.  Daß  das  fränkische  Recht  den 
gleichen  Grundsätzen  folgte,  wird  durch  das  im  I.Viertel  des  11.  Jh.  abgefaßte  Hof- 
und  Dienstrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms  c.  10  bezeugt,  ebenso,  wie  es 
scheint,  durch  L.  Chamav.  42.  Vgl.  Gaupp,  Lex  Chamavorum  S.  81  f.  Die  ent- 
gegenstehende Auslegung  von  Ahiba,  Erbenfolge  44,  ist  höchst  unwahrscheinlich. 
Vielleicht  steht  auch  die  Reihenfolge  der  zum  Reipus  berechtigten  Personen  nach 
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des  Mannes  den  Söhnen  oder  dem  nächsten  Schwertmagen  vorbehal^j 
blieb  ^••.  Bei  einigen  Stammen  hatte  der  Mann,  wenn  die  Frau  Tor  ihn 
starb  oder  die  Ehe  durch  Übereinkunft  der  Gatten  gelöst  wurde,  die  fr 
ihn  unentbehrlichsten  Hausratsgegenstande  aus  der  Gerade  für  sich  n 
beanspruchen  **^. 

Bei  den  Langobarden  ging,  der  entwickelteren  Kulturstufe  Italiens  ent- 
sprechend, die  Aussteuer  schon  im  7.  Jahrhundert  erheblich  über  d^a 
Begriff  der  Gerade  hinaus.  Die  Aussteuer,  die  hier  faderfio^  wkAki 
auch  dos  genannt  wurde*®*,  pflegte  außer  der  Gerade  auch  Geld  uni 
unbewegliche  Sachen  zum  Gegenstande  zu  haben.  Sie  galt  als  Erk>- 
findung,  die  entweder  ganz  von  der  Erbschaft  ausschloß  oder  auf  ü^<-> 
angerechnet  wurde,  und  folgte,  wenn  die  Frau  starb,  den  gewöhnlichst 
Grundsätzen  des  Erbrechts***.  Denselben  Charakter  trug  die  Aus.>ki]?r 
nach  derLex  Wisigothorum**'  und  urkundliche  Zeugnisse  der  karolingisthen 
Zeit  beweisen,  daß  auch  andere  Stamme  sich  dieser  Entwickelong  auf  ^'^. 
Dauer  nicht  haben  entziehen  können  *•*. 

Nach  sämtlichen  Volksrechten  umfaßte  das  im  Eigentume  der  Fni 
aber  in  Besitz  und  Verwaltung  des  Mannes  befindliche  Ehegut  außer  d^: 
eigentlichen  Aussteuer  auch  ihr  sonstiges  eingebrachtes  Vermögen'*'  ußi 
alles,  was  sie  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  hinzuerwarb"*.    Im  at- 


der  Lex  Salica  mit  der  fnr  die  Gerade  geltenden  Erbfolgeordnung  in  Beziehest 
Vgl.  S.  291. 

*5»  Vgl.  L.  ADgl.  et  Wer.  81. 

^"^^  Nach  Cap.  I.  ad.  L.  Sal.  c.  8  §  2  (Behrend,  S.  91)  erhielt  der  wiederlif 
ratende  Mann,  wenn  keine  Kinder  vorhanden  waren,  von  den  prorimiores  m*li''-' 
2  Bettdecken,  2  bedeckte  Bänke  und  2  Stühle;  ungeßhr  dieselbe  Abgabe  0^'* 
Stratum  et  lectaria  condigrut  et  acamno  cooperto  et  cathedra»,  qwae  de  ca*a  j-J' ' 
mei  exhihui)  hatte  die  kinderlose  Witwe,  welche  zur  zweiten  Ehe  schritt,  «n  '' 
Erben  ihres  ersten  Mannes  zu  entrichten.  Vgl.  Anm.  294.  Eine  ähnliche  Ak-»'^ 
von  der  Witwengerade  war  der  Heeri)fuhl  des  sächsischen  Rechts,  Ssp.  L  22, 4.  B^ 
vertragsmäßiger  Ehescheidung  erhielt  nach  Pact.  Alam.  III.  2  jeder  Gatte  die  Hi  t 
des  Bettzeuges. 

*«*  Über  die  sprachliche  Bedeutung  yon  faderfio  (Taterviehy  Vatergufjf^-i^- 
Anm.  2.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  I.  118  Note  10.  Das  angebliche  tkgs.  faederi^f'^ ' 
ist  quellenmäßig  nicht  zu  belegen.  Nach  Wackbrnagel,  L  d.  Zeitschr.  f.  dent^- 
Alt.  II.  557  f.  wäre/o  nnd  feudum  nicht  auf/wA  Cpecus),  sondern  auf  yoth. /*'-'* 
(Gut),  dem  ein  fränkisches  fiuf  entsprechen  würde,  zurückzuftlhren.  Über  «'."' 
vgl.  Anm.  284. 

»«*  Vgl.  Ed.  Roth.  181,  199.   Liutpr.  3,  102. 

*»«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  124.  Bahn,  Westg.  Stud.  124.  Über  ^^ 
ältere  gothische  Recht  vgl.  Anm.  256  und  hinsichtlich  der  Ostgothen  Gesoh.  i 
ehel.  Güterr.  I.  123  f. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  120  N.'  3.    122  N.  10.  Form.  Marc.  IL  10. 

'•*  L.  Alam.  55,  2:  quidquid  de  sede  paternica  secum  adtulit.  Ij.  Baiw.  ?.  '^ 
quicquid  illa  de  rebus  parentorum  ibi  adduxit,  15,  8:  si  habet  proprias  res.  1^  " 
eo  quod  proprium  habet, 

«••  Nach  L.  Burg.  74,  1  sollte  die  gesetzliche  Leibzucht  der  Witwe  an  eistJ 
Drittel  des  Nachlasses  ihres  Mannes  in  Zukunft  nur  noch  der  armen  Witwe.  ■^' 
weder  von  ihren  Eltern  noch  von  ihrem  Manne  ausreichende  Versorgung  erh*-*' 
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gemeinen  galt  dies  auch  von  Schenkungen  an  die  Frau,  nur  bei  den 
Langobarden  wurden  dieselben  Eigentum  des  Mannes,  weil  ihre  Laune- 
gildstheorie  die  strenge  Auffassung  der  Schenkung  als  eines  onerosen  Er- 
werbsgeschäftes  festhielt  und  daher  den  Mann,  der  das  Launegild  zahlte, 
auch  als  den  Erwerber  behandelte  ^«^  Während  die  Gerade  vielfach  nur 
auf  die  weiblichen  Verwandten  der  Frau  vererbt  wurde,  konnte  die  noch 
mit  sonstigem  Ehegute  ausgestattete  Frau  auch  den  Söhnen  und  anderen 
von  der  Gerade  ausgeschlossenen  Verwandten  Vermögen  hinterlassen*®®- 
Dem  überlebenden  Manne  stand  nur  bei  den  Langobarden  ein  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  ergreifendes,  selbst  die  Kinder  ausschließendes  Erb- 
recht zu*®*,  nach  den  übrigen  Stammesrechten  konnte  er  nur  entweder 
durch  ausdrückliche  Verfügung  der  Frau*'^,  oder  durch  Beerbung  der 
Kinder,  nachdem  diese  zuvor  Erben  der  Mutter  geworden  waren,  Eigentum 
an  dem  Ehegute  der  verstorbenen  Frau  erlangen  ^'i. 

Außer  dem  Ehegute  umfaßte  das  Vermögen  der  Frau  auch  gewisse 


hatte,  zagestanden  werden:  Quapropter  iubemus,  ut  Uta  tantum  vidua  hanc  —  — 
kereditatis  mariH  accipiat  quaniiiafem,  quae  patrU  aut  matris  non  habuerint  facul' 
tatem,  aut  si  ei  maritus  suus  aliquamy  de  qua  vivere  possii,  tuccessionis  »uae  non 
donaverit  quanfitaiem.  Die  Gleichstellung  der  Versorgung  aus  dem  elterlichen  Ver- 
mögen mit  der  Versorgung  durch  den  verstorbenen  Mann  schließt  die  Annahme  von 
HuBBB,  a.  a.  O.  26,  daß  unsere  Stelle  nur  von  dem  Erbanfalle  im  Witwenstande 
handle,  unbedingt  aus. 

**'  Über  die  Auslegung  von  Ed.  Roth.  184  vgl.  Anm.  216.  Die  Erklärung  von 
Val  DB  Li&VRE,  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  36  f.,  kann  unmöglich  befriedigen. 

*««  Vgl.  L.  Burg.  14,  1.  74,  1  (Anm.  266).  L.  Angl.  et  Wer.  32:  Mater  mariens 
ßlio  terram,  mancipia,  pecuniam  dimittat,  ßliae  vero  spolia  colli ^  id  est  murenulas, 
nuscaSf  monilia^  inaures,  vestes,  annillas,  vel  quidquid  omamenti  proprii  videhatwr 
habuiase,  33:  Si  nee  ßlium  nee  ßliam  hcd)U€nt^  sororem  vero  habuerit,  sorori  pecuniam 
ei  mancipia,  proximo  vero  paterni  generis  terram  relijiquat.  Wenn  Heusler,  II.  298  f., 
um  die  Theorie  vom  Haus  vermögen  zu  retten,  die  erste  Hälfte  des  c.  32  nicht  auf 
den  von  der  Mutter  als  Eigentümerin  hinterlassenen  Grundbesitz,  sondern  auf  den 
durch  ihren  Tod  beendigten  Beisitz  auf  dem  Besitztum  des  Mannes  bezogen  wissen 
will,  so  wird  diese  Auffassung  sofort  durch  c.  83  widerlegt.  Die  Annahme,  daß  eine 
Thüringerin  keinen  Grundbesitz  hätte  erwerben  können,  ist  ungerechtfertigt,  da  dem 
Erwerbe  durch  Kauf  oder  Schenkung  nichts  im  Wege  stand  und  der  Erwerb  durch 
Erbschaft  zwar  durch  die  ausgedehnte  Bevorzugung  der  Schwertmagen  sehr  erschwert, 
aber  keineswegs  ausgeschlossen  war. 

**»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  167. 

"<>  Vgl.  ebd.  139  N.  12.  159  N.  9.  Form.  Andec.  41  (40).  Form.  Marc.  IL 
7.  17.  Form.  Merkel.  16.  Form.  St.  Amandi  s.  Lindebbrog.  13  i^Zeumeb  27.ö).  Form. 
Aug.,  coli.  B.  Nr.  4  (Zeumer  350).  L.  Rib.  48. 

"^  Vgl.  L.  Alam.  95:  Si  quis  mulier,  qui  hereditatem  suam  patemicam  habet, 
post  nuptum  et  prignans  peperit  puerum,  et  ipsa  de  partu  mortua  fuerit,  et  infans 
virus  remanserit  tantum  spacium,  ut  vel  unius  horae  possit  aperire  oculos  et  videre 
culmen  domus  et  quatuar  parietes,  et  postea  defunctus  fuerit:  hereditas  materna  ad 
patrem  eius  perteneatur.  Die  gezwungene  Auslegung  dieser  Bestimmung  bei  Huber, 
a.  a.  O.  27,  bedarf  kaum  der  Widerlegung.  Ein  praktisches  Beispiel  aus  dem  Gebiete 
des  salischen  Rechts  bei  Gu^rard,  Cartulaire  de  St.  Bertin  S.  38,  Xr.  18  (704),  denn 
auch  nach  salischem  Recht  erbten  die  Kinder  und  nicht  der  Vater  die  res  uxorif. 
Vgl.  Anm.  291. 
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regelmäßige  Zuwendungen  des  Mannes,  die  Morgengabe  und  das  Wittum, 
von  denen  aber  ursprünglich  nur  die  erstere  in  Betracht  kam,  da  i^ 
Wittum,  so  lange  die  Strenge  des  alten  Brautkaufes  aufrechterhalten  blitb 
ausschließlich  dem  Vormunde  der  Braut  zufiel.  Wir  haben  oben  (S.  65 
die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  die  altgermanische  Form  der  Morg^n- 
gabe  in  der  taciteischen  dos  (Germania  c.  18)  zu  suchen  sei  und  da£ 
ihre  ursprüngliche  Bedeutung  derjenigen  der  Adoptionsgabe  entsprocb^ru 
habe^'^.  Die  altgermanische  Dos  bestand  aus  Rindern,  WaflFen  und  einem 
aufgezäumten  Rosse;  zeitgemäß  verändert  erkennen  wir  sie  wieder  in  d^z 
Morgengabe,  die  der  westgothische  Adel  nach  altem  Brauche  (ordmü  m 
Getici  est  et  morgingeba  vetusti)  noch  im  Anfange  des  siebenten  Jahrhundert- 
neben einem  das  halbe  Vermögen  des  Bräutigams  umfassenden  Wittum 
(dos)  im  Ehevertrage  zu  versprechen  pflegte  ^'^.  Dieselbe  umfaßte  zela 
Knechte  mit  ebenso  vielen  Pferden,  zehn  Mägde  mit  ebenso  vielen  Mäulem 
und  außerdem  Waffen  (arma).  Seit  ein  Gesetz  Chindasuinths  von  645  da- 
Maximum  des  Wittums  auf  ein  Zehntel  von  dem  Vermögen  des  Bräutigam- 
festgesetzt  hatte,  blieb  die  frühere  Morgengabe  als  ein  dem  Adel  gestattet*^: 
Zuschlag  zu  dem  gesetzlichen  Maximalbetrage  des  Wittums  auch  ferner 
in  Übung,  nur  daß  an  die  Stelle  der  Waffen,  deren  Bedeutung  man  nicbt 
mehr  verstand,  andere  Gegenstände  bis  zu  einem  bestimmten  Betarage  (/a 
omamentis  quanium  mille  soUdorum  valere  summam  constiterit)  traten -'^ 
Die  taciteische  Ehegabe  hatte  nicht  sowohl  eine  Versorgung  der  Frau  W- 
zweckt,  als  vielmehr  eine  symbolische  Bedeutung  gehabt,  ja  geradezu  einm 
Teil  der  Solenni täten  des  Eheschließungsaktes  gebildet.  Solange  diealtgothisohr 
Morgengabe  an  den  WafiFeu  festhielt,  blieb  der  ursprüngliche  Zusammenhalt 
noch  einigermaßen  gewahrt.  Seit  neben  Eigenleuten,  Pferden  und  MäulerD 
nicht  mehr  armaj  sondern  ornamenta  gegeben  wurden,  war  die  Morgenga'?- 
zu  einer  reinen  Witwen  Versorgung  geworden,  und  da  sie  sich  in  dieser 
Beziehung  mit  dem  Wittum  begegnete,  so  verschmolz  sie,  wenigstens  ^-^ 
weit   sie   aus  unbeweglichen  Sachen  bestand,  vollständig  mit   diesem-*' 


*'*  Über  die  Morgeogabe  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  84—112. 154  ff.,  172f.,  lT5i. 

2'3  Form.  Wisig.  20  (Zeumer  583).  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  107.  Das  W.  rt 
hat  gothisch  maurgmgiba  oder  maurginacfiba  gelautet,  ist  also  in  der  Formel  im 
wesentlichen  richtig  und  nicht,  wicDahn,  Westg.  Studien  118  annimmt,  in  fränkisebt^: 
Form  wiedergegeben. 

*'*■  L.  Wis.  III.  1,5.  Im  praktischen  Leben  wurde  die  von  Chindasuinth  l^--- 
zogene  Grenze  später  nicht  mehr  beobachtet.  Eine  cartula  doiis  von  887  (Helffriuch- 
Entstehung  des  Westgothenrechts  255.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  108)  zahlt  auf:  eii! 
Zehntel  vom  Vermögen  des  Mannes,  10  Knechte,  10  Mägde,  20  Pferde  oder  Manier 
mehrere  Viehheerden,  400  Sol.  in  ornamenfo  etvestimento  und  30  Höfe  (rillaej. 

*^*  Über  das  westgothische  Wittum  (dos,  pretium),  das  noch  nicht  allen  Zu- 
sammenhang mit  seinem  ursprünglichen  Charakter  als  Kaufpreis  abgestreift  han«. 
vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  70  ff.,  153  f.,  172.  Das  Wittum  galt  als  Eigentum  d^er 
Frau,  fiel  aber,  soweit  sie  nicht  unter  Lebenden  darüber  verfügt  hatte,  an  den  Mann. 
die  Kinder  oder  sonstigen  nächsten  Verwandten  des  Mannes  zurück.  Seit  Chindasuisdi 
durfte  die  Frau  bei  beerbter  Ehe  nur  noch  über  V4  verfügen,  ^/^  waren  den  Kindern 
verfangen. 


§  35.    Das  Privatrecht. 


301 


und  behauptete  nur  als  Mobiliargabe  (die  camer a  cerrada  der  Portugiesen) 
eine  gewisse  Selbständigkeit*^**. 

Bei  den  meisten  übrigen  südgermanischen  Stämmen  wurde  die  WaflFen- 
gabe  als  eine  der  Eheschließungssolennitäten  festgehalten  (S.  289  flF.),  aber 
nicht  mehr  mit  der  Morgengabe  in  Verbindung  gebracht;  die  alte  ein- 
heitliche Ehegabe  hatte  sich  in  zwei  Gaben  aufgelöst:  die  der  Perfektion 
der  Ehe  dienende  WaflFen-  und  die  der  Versorgung  der  Frau  bestimmte 
Morgengabe 2'^.  Es  war  natürlich,  daß  die  letztere  sich  ganz  besonders 
da,  wo  die  Frau  kein  Wittum  erhielt,  also  in  der  Kebs-  oder  morgana- 
tischen Ehe  (S.  294)  und  bei  den  am  Brautkaufe  länger  festhaltenden 
Stämmen,  zu  einer  materiell  bedeutenden  Zuwendung  gestalten  mußte, 
deren  Vereinbarung  zu  einem  wesentlichen  Punkte  bei  den  Eheberedungen 
wurde.  Wenn  die  burgundische  morginegiba  (dos^  donatio  nuptialis)  bei 
beerbter  Ehe  den  Kindern,  deren  Vater  sie  gegeben  hatte,  verfangen  blieb, 
bei  unbeerbter  Ehe  aber  nach  dem  Tode  der  Frau  wenigstens  zur  Hälfte 
hinterfallig  wurde *'^,  so  muß  es  sich  um  eine  bedeutende,  vornehmlich 
das  Immobiliarvermögen  berührende  Gabe  gehandelt  haben.  Dasselbe 
ist  von  der  Morgengabe  (dos)  der  Lex  Saxonum  anzunehmen*^®.  Bei 
kinderloser  Ehe  war  dieselbe  stets  hinterfällig;  sie  kehrte  zurück  an  den 
Mann,  wenn  die  Frau  vor  ihm  starb,  und  fiel  an  die  Erben  desselben, 
wenn  das  der  Witwe  an  der  Morgengabe  zustehende  Leibzuchtsrecht  durch 
ihren  Tod  beendigt  wurde.  Bei  beerbter  Ehe  bestand  ein  für  die  Folgezeit 
entscheidend  gewordener  Gegensatz  zwischen  dem  westfälischen  Kechte 
und  dem  der  übrigen  Sachsen*^®.  Bei  den  letzteren  war  die  Morgengabe 
den  Kindern  verfangen  und  wurde  durch  Vorabsterben  sämtlicher  Kinder 
Eigentum  der  Frau  kraft  Erbrechts,  bei  den  Westfalen  dagegen  bewirkte 
die  Geburt  eines  Kindes  den  Untergang  der  Morgengabe,  statt  deren  die 
Frau  den  Anspruch  auf  die  Hälfte  der  ehelichen  Errungenschaft  erhielt*®^. 

275  a  ygi  joRDAO,  Le  morgengabe  portugais,  Kevue  bist,  de  droit  fran^.  et  ^tr. 
V.  114  ff. 

^'^  Ähnlich  mag  die  nordische  Morgengabe  (altschw.  morghongisef)  aas  einer 
Abzweigung  von  dem  mnndr  entstanden  sein.  Vgl.  K.  Maübeb,  Krit.  Vierteljahrsschr. 
X.  392.    K.  Lehmann,  Verlobung  u.  Hochzeit  58  ff.    v.  Amira,  Obl.  Recht  518  ff. 

*"  Vgl.  L.  Burg.  24,  1.  2.  42,  2.  62,  2.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  104  f.  Durch 
Wiederverheiratung  ging  die  Morgengabe  nicht  verloren.  Über  die  verschiedenen 
bandschriftlichen  Formen  des  Wortes  vgl.  Wackernaoel,  Kl.  Sehr.  III.  405  (bei 
BiNDiNO,  Burg,  roman.  Königreich  894). 

"«  Vgl.  L.  Sax.  47  f.    Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  98  ff.  IL  3,  110  ff.,  119  ff.,  382  f. 

'^"  Die  IjCx  Saxonum  stellt  den  Westfalen  zwar  nur  die  £ngem  und  Ostfalen 
gegenüber,  aus  den  späteren  Quellen  ergibt  sich  aber,  daß  auch  die  Nordsachsen  zu 
der  zweiten  Gruppe  gehörten.  Vgl.  übrigens  L.  Sax.  66.  Widukind,  Res  gestae 
Saxonicae  I.  14. 

*®®  Ganz  ähnlich  das  mittlere  livländische  Ritterrecht  c.  54:  Heft  bn  erst  ein 
frouice  ein  kind,  dat  se  hetügen  möge  sülf  drüdde,  dat  id  de  veer  wende  heschriet^ 
wenn  id  to  der  werlt  kumpt,  so  is  alle  morgengave  dod,  unde  se  hesittet  eres  mannes 
dele  des  gudes  unde  hetalet  sine  schult  unde  vÖrdert  sine  schult  unde  schaffet  denste 
crem  heren  van  erem  gude.  Vgl.  Erdmakn,  Güterr.  d.  Eheg.  n.  d.  Provinz.  Recht 
liiv-,  Ehst-  und  Curlands  172. 
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Auch  die  morgengifii  (dos)  der  Angelsachsen*®^  war  vor  allem  eine  WitweE- 
Versorgung,  die  in  der  Regel  auch  Grundstücke  zum  Gegenstände  hattt. 
Es  scheint,  als  sei  dieselbe  ähnlich  wie  bei  den  Westfalen  durch  dir 
Geburt  eines  Kindes  in  einen  gesetzlichen  Anteil  (die  Hälfte)  nicht  bljß 
an  der  ehelichen  Errungenschaft,  sondern  überhaupt  an  dem  Vermr^a 
des  Mannes  verwandelt  worden*®*. 

Die  morgincap  der  Langobarden*®'  hatte  eine  solche  Höhe  erreiclit 
daß  Liutprand  schon  717  den  vierten  Teil  des  Vermögens  des  Mannes  als  nicht 
zu  überschreitenden  Höchstbetrag  derselben  festsetzte*®*».  Das  Gesetz 
wurde  umgangen,  indem  man  die  inzwischen  ebenfalls  zu  einer  Zairendnii^ 
an  die  Frau  gewordene  Meta  um  so  viel  mehr  zu  erhöhen  pfl^te,  bs 
Ed.  Liutpr.  89  auch  hierfür  eine  Grenze  zog*®*.  Da  sich  aber  zeigt«-, 
daß  auch  diese  Maßregel  durch  anderweitige  Schenkungen  des  Mannte 
an  die  Frau  illusorisch  gemacht  wurde,  so  untersagte  Ed.  Liutpr.  103 
endlich  alle  derartigen  Schenkungen,  so  daß  nur  noch  Morgengabe  und 
Meta,  aber  beide  innerhalb  der  gesetzlichen  Maxhnalgrenzen,  Terstattet 
blieben.  Bei  dieser  Entwickelung  konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß  die 
beiden  demselben  Zwecke  dienenden  Gaben  wie  bei  den  Westgothen  m 
einer  einheitlichen  Gabe  verschmolzen,  die  man,  weil  sie  wie  ehedem  die 
Meta  bei  der  Verlobuag  vereinbart  wurde,  zuweilen  als  meta  oder  aste- 
factum  bezeichnete,  meistens  aber  nach  der  von  der  Morgengabe  beil)t- 
haltenen  Übergabe  am  Morgen  nach  der  Brautnacht  als  morgmcap.  Dtr 
von  Liutprand  für  die  Morgengabe  festgesetzte  Höchstbetrag  wurde  al? 
regelmäßiger  Betrag  dieser  vereinigten  Gabe  üblich,  sie  belief  sich  durch- 
weg auf  den  vierten  Teil  des  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Vermin* 
des  Mannes  und  wurde  daher  geradezu  als  Quarta  bezeichnet.  Nor  bti 
der  Wiederverheiratung  einer  Witwe  erhielt  sich  im  Beneventischen.  iL 
Anknüpfung  an  die  nach  älterem  Recht  in  solchem  Falle  zu  zahlendrf 
halbe  Meta,  der  Gebrauch,  nur  eine  Octava^  also  eine  halbe  Moi^engabe,  ic 
geben*®*.  Übrigens  stand  die  Bestellung  der  Quarta  oder  Octava  in  Bt- 
nevent  derartig  gewohnheitsrechtlich  fest,  daß  die  Witwe  diese  selbst  dann, 
wenn  die  gesetzlich  verordnete  Verbriefung  unterblieben  war,  beansprochen 
konnte,  guoniam  iniquum  et  reprehensihüem  videtur,  ut,  quod  omnes  de  «vi» 

"'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  94  if.    Young,  a.  a.  0.  173  ff. 

'^'  In  den  Urkunden  wird  bei  Erwähnung  der  Morgengabe  häufig  ansdrucklkh 
die  Kinderlosigkeit  hervorgehoben.  Vgl.  Thorpe,  Diplomatarium  Anglicam  S.  275: 
Habehat  eiiam  ipse  Eadricua  uxorem  et  non  liberos.  Iiac  de  causa  coneessit  Aelfe^u 
(der  Vaterbruder  des  f  Mannes)  Uli  viduae  donum  dotis  suae  (ags.  Text,  S.  272 
kire  morgengifej  tantum  quod  ei  dederat  Eadricus,  quando  eam  primum  aree^if 
u<rorem,  in  Craeia. 

•"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  84-89.    Pebtile,  KI.  276  ff. 

«8^*  Ed.  Liutpr.  7. 

'**  Über  die  Meta  seit  Liutprand  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  40  ff.,  146.  Über 
die  Zusammensetzung  mit  fio  (metfio)  vgl.  ebd.  L  27,  sowie  oben  Anm.  261  nsi 
§  40,  Anm.  2. 

"5  Vgl.  S.  287.  Blühmb  in  Stbel's  Bist.  Zeitschr.  XXX.  396.  Bosm,  Ver 
äußerungsgeschäfte  der  Frauen  87.    Pebtile,  a.  a.  0.  279.    Siehe  auch  Anm.  2d6. 
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retinent  virisj  aliquantae  midieres  per  incuria  vel  aliqua  accidentia  am- 
mittant'*-^^.  Aus  einem  gewohiiheitsrechtlichen  Niederschlage  der  Eheverträge 
hatte  sich  eine  frauliche  Gerechtigkeit  (iustitia)  gebildet,  kraft  deren  die 
überlebende  Frau,  wenn  keine  anderweitige  Vereinbarung  vorlag,  als  ge- 
setzliche Miteigentümerin  an  dem  Vermögen  des  Mannes  galt. 

Eine  ähnliche  Entwickelung  hat  bei  den  Franken  stattgefunden.  Die- 
selben kannten  das  Wittum  schon  zur  Zeit  des  Chlodovech  nicht  mehr 
als  Kaufpreis,  sondern  nur  als  eine  Gabe  an  die  Frau  (dos,  tanodo,  da- 
talitium,  sponsalitia  largitas)^^'^ ,  die  aber  den  ursprünglichen  Zusammenhang 
so  weit  gewahrt  hatte,  daß  nur  die  Wittumsehe  als  wahre  Ehe  anerkannt 
wurde:  die  Vereinbarung  des  Wittums  bildete  eine  der  wesentlichsten 
Aufgaben  bei  der  Verlobung;  war  jene  unterblieben,  so  galt  das  Ver- 
hältniß  als  bloßer  Konkubinat,  wenn  das  Versäumte  nicht  noch  nach- 
geholt wurde *^®.  Auch  darin,  daß  bei  Verletzung  der  Munt  der  Betrag 
des  Wittums  als  Muntbrüche  zu  entrichten  war,  hatte  sich  die  Erinnerung 
an  die  frühere  Bedeutung  des  Wittums  erhalten  •®*.  Der  früher  bei  dem 
Brautkaufe  entrichtete  Betrag  muß  derselbe  gewesen  sein,  den  wir  noch 
in  der  ersten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  als  den  regelmäßigen 
Betrag  des  Wittums  finden  (bei  Saliern  62V2  Sol.,  für  Liten  30  Sol.,  bei 
Kibuariern  50  Sol.);  bezahlt  wurde  er  in  Geld  oder  fahrender  Habe;  den 
Beweis  für  das  Gegebene  hatte  die  Frau  im  Streitfalle  durch  Zwölfereid 
zu  erbringen*^.  Starb  die  Frau  während  der  Ehe,  so  vererbte  sie  das 
Wittum  wie  ihr  sonstiges  Vermögen  auf  die  Kinder,  dem  Manne  stand 
an  beidem  nur  Verwaltung  und  Nutzung  kraft  der  väterlichen  Munt 
zu^®^;  aber  auch  die  ihren  Mann  überlebende  Frau  war,  wenn  Kinder 
vorhanden  waren,  nicht  freie  Herrin  ihres  Wittums,  da  sie  dasselbe,  wenn  sie 
sich  anderweitig  verheiratete,  den  Kindern  erster  Ehe  weder  durch  Schen- 
kungen, noch  von  Todes  wegen  zu  entziehen  vermochte**'.    Bei  kinderloser 


«»•  Vgl.  Kapitular  des  Herzogs  Adelchis  (nach  866)  c.  3  (MG.  Leg.  IV.  211). 

*"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güten.  I.  63  ff..  147  ff.,  170  f.  Sandhaas.  a.  a.  0.  46  ff. 
SoHM,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  419  ff.  Hbuslee,  II.  306  ff.,  313  ff.  Über  das  dem 
VormaDde  der  Braut  verbliebene  Handgeld  von  1  Sol.  1  Den.  vgl.  S.  291.  Brüel, 
Hecueil  des  chartes  de  Cluny  I.  96,  Nr.  86  (um  904). 

"*  Vgl.  Anm.  192.  236.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  65,  N.  4,  5.  Form.  Marc.  II.  16. 
Form.  Tur.  16.  Cart.  Senon.  app.  1  (Zeumbb,  208f.  Rozifeas,  Nr.  130,  261).  Form. 
Merkel.  19  (21).   Form.  S.  Amandi  s.  sal.  Lindenbr.  16. 

*'•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  16.  Bezeichnung  der  Muntbrüche  als  praecium 
L.  Sal.  13,  6. 

*•«  II.  salisch.  Kapitulare  c.  4  (B ehrend.  Lex  Salica  S.  94). 

'•*  I.  salisch.  Kapitulare,  c.  8,  §  1  (Beerend,  S.  91):  Si  quU  ttxorem  amuerii 
et  aliam  höhere  voluerit,  dotem,  quam  primarie  uxorem  dedif,  secunda  ei  donare  non 
licet  si  tarnen  adhuc  filii  parvoli  sunt,  usqtie  ad  perfectam  aetatem  res  uxores  an- 
teriores vel  dotis  causa  fd.  h.  und  auch  das  Wittum)  liceat  iudicare,  sie  vero  uf  de 
has  nee  vendere  nee  donare  praeswmmat, 

"'  Vgl.  c.  7  des  Anm.  291  angeführten  Kapitulares:  Sic  tarnen,  ut  dotem,  quem 
anterior  maritus  dedit,  filiis  suis  post  oUtum  matris  sine  ullum  consorcium  (also 
namentlich  ohne  Konkorrenz  der  Kinder  zweiter  Ehe)  sihi  vendicent  an  defendant\ 
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Ehe  erhielt,  bevor  Chilperich  in  Xeustrieii  die  Halbteilung  des  Wittums  einge- 
führt hatte  *®^,  die  Partei  der  Frau  Zweidrittel,  die  des  Mannes  ein  Drittel  des 
Wittums;  die  Auseinandersetzung  erfolgte  bei  der  Wiederverheiratung  des 
überlebenden  Ehegatten ;  blieb  dieser  aber  ledig,  so  erst  nach  seinem  Tode***. 
An  Stelle  des  Mobiliarwittums  muß  schon  im  Laufe  des  sechsten 
Jahrhunderts  in  den  vermögenden  Kreisen  die  seit  dem  siebenten  Jahr- 
hundert in  zahlreichen  Formeln  und  Urkunden  bezeugte  Immobiliardos 
üblich  geworden  sein.  Dieselbe  wurde  regelmäßig  durch  traditio  cartae 
bestellt  ^^^  und  daher  auch  als  do8  conscripta  bezeichnet.  Wenn  eine  solche 
Verbriefung  nicht  stattgefunden  hatte,  so  hatte  die  den  Mann  überlebende 
Frau  nur  eine  Mobiliardos  in  dem  altherkömmlichen  Betrage  zu  bean- 
spruchen^*®. Bei  der  Immobiliardos  wurde  der  Frau  bald  das  Eigentum, 
bald  nur  die  Leibzucht  verschrieben  **7;  volle  Wirkung  hatte  die  Art  der 
Verschreibung  aber  nur  bei  kinderloser  Ehe,  da  bei  beerbter  Ehe  das 
Ganerbenrecht  der  Kinder  (S.  262  f.)  in  den  Vordergrund  trat.  Denn 
das  nur  zu  Leibzucht  verschriebene  Wittumsgut  kehrte  zwar,  wenn  die 
Frau  während  der  Ehe  starb,  an  den  Mann  zurück,  war  aber  den  Kindern 
verfangen;  das  zu  Eigentum  verschriebene  Wittum  blieb  als  ein  den 
Kindern  verfangenes  Gut  in  der  Hand  der  überlebenden  Frau,  vererbte 
sich  dagegen,  wenn  die  Frau  vor  dem  Manne  starb,  sofort  auf  die  Kinder, 
so  daß  der  Mann  daran  nur  Verwaltung  und  Nutzung  für  die  Dauer 
seiner  väterlichen  Munt  zu  beanspruchen  hatte**®.  Die  Höhe  des  Wittums 
unterlag,  im  Gegensatze  zu  der  älteren  Mobiliardos,  der  freien  Verein- 
barung***. Neben  unbeweglichen  Sachen  wurden  häufig  auch  Fahmis- 
stücke  und  Kostbarkeiten  versprochen.  Seit  dem  neunten  Jahrhundert 
war  es  in  Frankreich  wie  bei  den  in  Italien  angesessenen  Franken  ganz 


de  qua  dotem  mater  nee  donare  praesummat  Daß  die  Mutter  auch ,  wenn  sie  ledig 
blieb,  keine  Verfügung  über  das  Wittum  gehabt  hätte,  ist  nicht  gesagt  und,  soweit 
es  sich  nicht  um  dolose  Veräußerungen  zur  Benachteiligung  der  Kinder  handelte 
(vgl.  Heusleb,  U.  308  N.  6)  schwerlich  anzunehmen.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
I.  131  N.  23.  Es  lag  daher  noch  keine  yöllige  Verfangenschaft,  sondern  nur  der 
Keim  derselben  vor.  Um  das  Wittum  in  die  zweite  Ehe  hinübemehrnen  zu  können, 
bedurfte  es  der  Ehebewilligung  seitens  der  Verwandten  des  ersten  Mannes  oder  des 
Richters;  die  dafür  zu  zahlende  Gebühr  war  der  Achasius.    Vgl.  S.  291. 

«»«  Ed.  Chilper.  c.  4. 

"*  Vgl.  c.  7  und  c.  8  §  2  des  Anm.  291  und  292  erwähnten  Kapitulares.  Er- 
folgte die  Teilung  wegen  Wiederverheiratung  des  längstlebenden  Ehegatten,  so  hatte 
die  Partei  des  Mannes  außer  dem  Wittumsdrittel  noch  gewisse  Hausratsgegenst&nde 
aus  der  Gerade  zu  beanspruchen.  Vgl.  Anm.  260.  Ober  den  von  der  wiederhei- 
ratenden  Witwe  auch  hier  zu  zahlenden  Achasius  vgl.  Anm.  292. 

«•»  Vgl.  S.  266  ff.  •••  Vgl.  Anm.  804,  305. 

'*'  L.  Bib.  37,  1 :  8i  quis  midierem  disponsaverity  quidquid  ei  per  tabtdarttfn  seu 
cartarum  instrumenta  conscripserit,  perpetualiter  inconfuUum  permaneat.  Vgl.  Oesch^ 
d.  ehel.  Güterr.  I.  149,  171.    Sandhaas,  a.  a.  O.  68  ff. 

""  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  147,  170  f.  Sohm,  a.  a.  0.  424.  SAia>HAA8, 
a.  a.  O.  62.    Heuslbb,  II.  311,  315.  Form.  Marc.  II.  9.  Form.  Merkel.  22  (24)« 

"»  Vgl.  Sohm.  a.  a.  O.  422  f. 
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besonders  üblich,  der  Frau  den  dritten  Teil  des  gesamten  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Vermögens  des  Mannes  als  dos  oder  dotalititm  zu 
Eigentum  oder  Leibzucht  auszumachen'^®.  Die  lombardischen  Juristen 
stellten  diese  salische  Tertia  in  Parallele  mit  der  Quarta  des  lombardischen 
Rechts '^\  In  der  That  läßt  sich  nachweisen,  daß  jene  wie  diese  aus  der 
Verschmelzung  zweier  ursprünglich  selbständigen  Gaben  entstanden  ist. 
Bei  den  Franken  war  es  üblich,  in  der  Wittumsverschreibung  außer  dem 
in  Immobilien  bestehenden  Wittum  (dos)  für  die  Frau  ein  Drittel  der 
ehelichen  Errungenschaft  auszusetzen'"^,  so  daß  eine  vertragsmäßige  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft zu  Schwert-  und  Spindelteil  (d.  h.  zu  zwei 
Teilen  für  den  Mann,  zu  einem  Teil  für  die  Frau)  begründet  wurde.  Ent- 
hielt die  Wittumsverschreibung  keine  derartige  Bestimmung,  so  trat  keine 
Errangenschaftsgemeinschaft  ein'®'.  Wenn  dagegen  eine  Verbrief ung  des 
Wittums  überhaupt  nicht  erfolgt,  also  keine  Immobiliardos  gegeben  war, 
so  hatte  die  den  Mann  überlebende  Frau  außer  ihrer  Mobiliardos,  die 
sdch  bei  den  ribuarischen  Franken  noch  gegen  Ende  des  sechsten  Jahr- 
hunderts in  der  gesetzlichen  Höhe  von  50  Sol.  hielt,  während  die  spätere 


••«^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güteir.  I.  90.  Dipl.  liangob.  16  (MG.  I^g.  IV.  599). 
Brübl,  Recueil  des  chartes  de  l'abbaye  de  Cluny  I.  99,  Nr.  8H  (905):  cedo  tibi  tercia 
porcione  de  omnes  res  fctcultates  mens  qtuu  visus  sum  afßere  aut  possidere  aut  inantea 
—  —  conguirere  aut  laborare  jpotuero^  tarn  in  Lucdunenne  et  in  Viennense  —  —  — , 
et  gecundum  mea  lege  Salica  manihus  tibi  trado  perpetualiter  ad  abendum^  vendend/wm^ 
donandum,  seu  liceat  tibi  commutundum,  et  sieut  lex  mea  Salica  commemorat  faden- 
dum.  Ebd.  335,  Nr.  358  (928).  481,  Nr.  496  (939).  II.  293,  Nr.  1211  (966).  454, 
Nr.  1392  (974).  470,  Nr.  1412  (975).  du  Canqb,  Glossarium  s.  v.  tertia  5,  tertiaria  4. 
Zuweilen  wurde  statt  des  Drittels  die  Hälfte  gegeben.  Vgl.  Bbuel,  a.  a.  ().  I.  96. 
Nr.  86  (904). 

***»  ygh  Gesch.  d.  ehel.  Gftterr.  I.  89.   Cartul.  I^ng.  Nr.  1. 

***  Der  Gemahlin  des  Königs  Dagobert,  die  doch  unzweifelhaft  eine  Wittums- 
verschreibung erhalten  hatte,  wurde  bei  seinem  Tode  der  dritte  Teil  der  ehelichen 
Errungenschaft  vorbehalten.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1.  92.  Nach  einer  rhein- 
fränkischen Urkunde  von  815  (Wenck,  Hess.  I^andesgesch.  II.  Urk.-B.  Nr.  15)  besteht 
das  Vermögen  einer  Frau  aus  ihrer  haereditas,  der  ihr  von  ihrem  Mann  zu  Leib- 
zuchtsrecht bestellten  dos  und  der  ihr  zu  Eigentum  zustehenden  tertia  pars  ela- 
horatus  nostri.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XV.  21  f.  Eine  geringe  Variation,  indem  statt 
des  Anteils  an  der  Errungenschaft  ein  Anteil  an  der  gesamten  fahrenden  Habe  des 
Mannes  gewährt  wird,  in  einer  südfranzösischen  Urkunde  von  833  (Hbuel,  a.  a.  O.  9, 
Nr.  7j:  ^ia  et  rado  posttdat  et  consuetudo  exquirit,  ut  sponsus  gponsam  et  maritus 
UJtorem  dotare  debeat^  ideo  cedo  tibi  atqtie  dono  par  hoc  dotaliciu/m  aliquid  ex  rebus 

meis,  qfvte  sunt  site  in  pago  Lugdunense^  —  —  hoc  est  mansv/m  unum et  servum 

M.  cum  uxore  sua,  cedo  etiam  tibi  terciam  partem  ex  omnibtts  rebus  meis  mobilifyus, 
quas  fModo  haheo  vel  in  futuro  pariter  acquirere poterimus,  und  zwar  alles  zu  Eigentum. 
Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  92.  Form.  Marc.  U.  17  (quod  in  tertia  mea  accepij. 
Form.  St.  Amandi  s.  sal.  Lindenbrog.  13  (Zeumeb,  275.    Kozi^re,  Nr.  251). 

^^  Dies  verkennt  Hbuslbb,  II.  317,  der  vorzugsweise  dadurch  zum  Teil  zu  un- 
richtig'en  Ergebnissen  gekommen  ist.  Zwischen  Chilperich  und  Fredegundis  bestand 
keine  Errungenschaftsgemeinschatt  (vgl.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  6,  45.  Gesch.  d. 
ehel.  Güterr.  1.  131,  N.  25),  die  Königin  war  Eigentümerin  der  von  ihrem  Gemahl 
bestellten  dos  und  betrachtete  auch  die  Früchte  derselben  als  ihre  proprietas, 
a.  ScHvdon,  Deatache  BfeehtaffMchiehte.  20 
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Zeit  keine  bestimmten  Beträge  mehr  kannte*^,  von  Rechts  wegen  m 
Drittel  der  ehelichen  Errungenschaft  zu  beanspruchen '^'^  Was  sich  in 
den  Eheverträgen  regelmäßig  zu  wiederholen  pflegte,  war  demnach  all- 
mählich zu  einem  Rechtssatze  geworden,  der,  wenn  auch  zunächst  nur  zu 
Gunsten  der  überlebenden  Frau,  überall  platzgrifl',  wo  keine  besonder- 
Vereinbarung  stattgefunden  hatte  *^®. 

Da  den  Franken  der  Errungenschaftsanteil  der  Frau  zunächst  nur 
als  eine  vertragsmäßige  und  nicht  als  eine  gesetzliche  Einrichtung  bekannt 
gewesen  war,  die  Zurückführung  desselben  auf  das  Wittum  aber  aus- 
geschlossen bleiben  muß,  weil  die  Quellen  beide  Zuwendungen  durcban^ 
getrennt  halten ^^^,  so  liegt  es  nahe,  die  Entstehung  desselben  in  d*-r 
Morgengabe  zu  suchen,  die  auch  bei  den  Langobarden,  Westfalen  udö 
Angelsachsen  die  Neigung  zu  einer  ähnlichen  Gestaltung  erkennen  läßt 
Dem  scheint  nun  freilich  der  Umstand  entgegenzustehen,  daß  das  ribuä- 
rische  Volksrecht  außer  dem  Errungenschaftsanteil  und  der  Immobiliar- 
oder  Mobiliardos  auch  noch  eine  ausschließlich  aus  beweglichen  Sachen 
bestehende  Morgengabe  kannte*^^.  Allein  diese  Morgengabe,  die  sich  auch 
in  dem  fränkischen  Recht  des  Mittelalters  wiederfindet^  darf  nur  gleich 
der  westgothisch- portugiesischen  camera  cerrada  (S.  301)  als   der  dunh 


*^*  Vgl.  das  dem  Gebiete  des  rhein-fränkischen  Rechts  angehörende  Citat  aii> 
dem  Corrector  Burchardi,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  81,  N.  19. 

^^^  L.  Rib.  37,  2  (37,  1  siehe  Anm.  297):  Si  autem  per  series  scripturarum  ft 
nihil  contullerit^  H  midier  virum  aupervixerit,  50  aolidos  in  dude  recipia/^  et  t^rriam 
de  omne  re,  guod  simuJ,  conlaboraverit ,  sibi  studeat  evindicare.  Für  das  sa]is<*h<' 
Recht  vgl.  die  nach  678  entstandene  Form.  Andec.  59  (58),  wo  der  freien  Frau  eior? 
Unfreien  seitens  der  Herrschaft  des  letzteren  außer  der  Anfrech terh&ltnng  ihivr 
Freiheit  zugesichert  wird:  peculiare,  quod  staute  coniugio  lahorare  potu^nrit^  »/^'J 
femena  tercia  parte  exinde  haheai  ahsque  nosira  repeticione  vel  eredum  nostrt^mm. 
Die  Formel  kann  nur  auf  Verhältnisse  bezogen  werden,  wo  der  Gedanke  an  eint 
Imraobiliardos  ausgeschlossen  ist.  Über  Ludwigs  d.  Fr.  Cap.  missonim  v.  82K  o.  v 
(BoRBTiüs  301)  vgl.  die  zutreftende  Erklärung  von  Hsuslbr,  II.  310  N.  8. 

«««  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  U.  2,  54  flf.,  174,  229,  232. 

^®^  Die  Unterscheidung  tritt  nicht  nur  in  den  Anm.  302  angeführten  Urknodra, 
sondern  auch  li.  Rib.  27,  2  (Anm.  805)  deutlich  hervor. 

^^•^  Die  Anm.  305  angeführte  Bestimmung  L.  Rib.  37,  2  fährt  fort:  et  quidquid  ei  i* 
morgangafja  traditum  fuerit,  similitsr  faciat.  Statt  et  lesen  die  meisten  Handschriften 
der  A-  und  sämtliche  der  B-Klasse  vet.  Da  nun  auch  et  häufig  in  disjunktivem  Sinnt* 
gebraucht  wird  (vgl.  Anm.  313)  und  vel  in  mehr  als  60  Stellen  der  L.  Rib.  in  deis 
Sinne  von  aui  steht,  so  stände  der  früher  (Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  94,  N.  13 >  t.»b 
mir  gegebenen  Erklärung  sprachlich  nichts  entgegen.  Ich  halte  es  aber  jetzt  raii 
Rücksicht  auf  die  ähnliche  Wendung  in  L.  Rib.  45  fBr  richtiger,  vel  hier  kopnlaliT 
in  dem  Sinne  von  und  auch  zu  nehmen.  Wenn  ich  darin  mit  Sohm,  MG.  Leg.  V.  2Si 
N.  79  und  Hbuslbb,  II.  313  übereinstimme,  so  kann  ich  doch  aas  den  im  Text  eni- 
wickelten  Gründen  das  Errungenschaftsdrittel  der  Frau  weder  mit  Sohm  als  ein^ 
Bestandteil  des  Wittums,  noch  mit  Heusler,  II.  310,  316,  Sandhaas,  a.  a.  O.  8iC 
und  anderen  (vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  94  N.  13)  für  eine  von  der  Morgengabe 
und  dem  Wittum  unabhängige  frauliche  Gerechtigkeit  halten. 

^"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  2,  242  ff.    Hohlsaum,  Das  Buch  Weinsberg  ü.  »>. 
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die  Verbindung  der.  Morgengabe  mit  dem  Wittum  abgestoßene  Rest  der 
ursprünglichen  Morgengabe  angesehen  werden  ^^®. 

Auch  bei  den  Baiem  scheint  eine  Verschmelzung  der  Morgengabe 
mit  dem  Wittum  stattgefunden  zu  haben,  da  die  in  dem  Volksrecht  und 
in  Urkunden  erwähnte,  regelmäßig  in  Grundstücken  bestehende  und  von 
dem  Manne  urkundlich  verbriefte  dos^  dos  legithna  oder  iustitia^^^  im 
Mittelalter  überwiegend  unter  der  Bezeichnung  „Morgengabe"  begegnet, 
während  sie  durchaus  die  sonst  dem  Wittum  zukommenden  Funktionen 
erfüllte  »12. 

Die  Alamannen  kannten  das  Wittum  sowohl  als  Immobiliardos  wie 
in  der  älteren  Form  der  Mobiliardos,  bei  der  auch  der  ursprüngliche  Be- 
trag des  Kaufpreises  von  40  Sol.  noch  festgehalten  wurde »^^  An  der 
Immobiliardos  erhielt  die  Frau  in  der  Regel  nicht  wie  bei  den  Franken 
und  Baiern  das  Eigentum,  sondern  nur  die  Leibzucht,  so  daß,  wenn  sie 
vor  dem  Manne  starb,  die  Dos  an  diesen  zurückkehrte***.  Außer  dem 
Wittum  erhielt  die  Frau  von  dem  Manne  eine  Morgengabe,  die  den  Betrag 


•*°  Id  dem  Vertrage  der  Könige  Gunthram  und  Childebert  II.  von  587  (Greg. 
Tnr.,  Hist.  Franc.  9,  20.  Bobbtius,  Capitularia  Nr.  6)  über  den  Nachlaß  der  von 
ihrem  Gemahl  Chilperich  ermordeten  Gailesuintha  heißt  es-.  De  cimtatibus  vero,  h,e, 
Hurdegala^  Lemovicas,  Cadurcus,  Benamo  et  Begora,  quae  Gailesoindam,  germanam 
domnae  Brunichüdisj  tarn  in  dote  quam  in  morganegiba,  h.  e.  matutinale  do- 
mi/m,  in  Franciam  venientem  certwm  est  adquisisse,  quas  etiam  per  iudiciwm  —  — 
Ountchramni  regig  vel  Franc(n*wm  guperstitibus  Chüperico  et  Sigiberto  regibus 
domna  Brunichildis  noscitur  adquisisse.  Die  fünf  der  Gailesuintha  durch  ihren  Ge- 
mahl zu  Eigentum  übertragenen  Grafschaften  bildeten  teils  ihr  Wittum,  teils  ihre 
Morgengabe,  aber  im  einzelnen  wurde  nicht  weiter  unterschieden,  beide  bildeten  eine 
einheitliche  Brautgabe  (vgl.  Ubusleb,  II.  306),  wie  die  dos  conscripta  des  ribuarischen 
Volksrechts  und  die  Dos  der  Fredegundis  (Anm.  303)  außer  dem  Wittum  auch  das 
vertragsmäßige  Surrogat  der  tertia  collaborationis  umfaßte.  Es  ist  dieselbe  Er- 
scheinung wie  bei  der  westgothischen  Dos  zur  Zeit  des  Chindasuinth  und  bei  der 
langobardischen  Meta  und  Morgengabe  seit  Liutprand. 

'»»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  I.  69  f.,  151  f.  Mon.  Boica  XXVIII.  2,  24,  Nr.  27. 
Die  Frau  erhielt  in  der  Regel  das  Eigentum,  das  aber  bei  beerbter  Ehe  dem  Gan- 
erbenrecht der  Kinder  unterlag,  daher  diesen  verfangen  war. 

»**  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  IL  1,  92  f.,  2,  243.  8,  840  flf. 

=»8  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  I.  67  f.,  149  f.,  172.  L.  Alam.  55  §  1:  Si  quis 
liher  mortuns  fuerit,  et  reliquit  ujrorem  sine  filiis  aut  filias^  et  de  illu  heredifnte 
exire  voluerit,  nähere  sibi  alium  coaequalem  sihi,  sequat  eam  dotis  legitima  et  quid- 
quid  parentes  eins  legitime  placitaverint.  §  2.  £t  quidquid  de  sede  patemica  secum 
adtulit,  omnia  in  potestate  habeat  auferendi,  quod  non  manducavit  aut  non  vindidit. 
%  3.  Dotis  enim  legitima  40  solidis  constat  aut  in  auro  aut  in  argento  aut  in  man- 
ripia.,  aut  quäle  habet  ad  dandum.  Das  ei  in  dem  ersten  Satze  steht,  wie  auch  sonst 
mehrfach,  in  dem  Sinne  von  aut:  die  Witwe  erhielt  entweder  die  Mobiliardos  von 
40  Sol.,  oder  was  ihr  von  den  Verwandten  als  Immobiliardos  ausbedungen  war. 
Wurde  ihr  die  letztere  von  den  Erben  des  Mannes  bestritten,  so  konnte  sie  nach 
Ij.  Alam.  56,  1  durch  Sechsereid  oder  gerichtlichen  Zweikampf  ihr  Recht  er- 
weisen.   Vgl.  SoHM,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  423  f. 

***  Nur  wenn  die  Erben  des  Mannes  die  Immobiliardos  bestritten  und  den 
Prozeß  verloren  hatten,  wurde  ihnen  zur  Strafe  ihr  Rückfallsrecht  aberkannt  und  der 
Frau  das  Wittum  zu  Eigentum  zugesprochen.    Vgl.  L.  Alam.  56,  1. 
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von  12  Sol.  nicht  übersteigen  durfte  und  ausschließlieh  aus  fahrend-r 
Habe  bestand;  wurde  die  Morgengabe  ihr  bestritten,  so  konnte  sie  md 
einer  im  Mittelalter  bei  den  verschiedensten  Stammen  nachweisbaren  Sit^ 
ihr  Recht  durch  Eineid,  den  sie  auf  die  Brust  ablegte,  erhärten'*'. 

Andere  Zuwendungen  als  das  Wittum  und  die  Morgengabe  sollte  ü*' 
Frau  nach  einem  Gesetze  Liutprands  von  728  von  ihrem  Manne  nicLt 
erhalten  dürfen*^®.  Sonst  waren  Schenkungen  unter  Ehegatten  durchaus 
erlaubt ^^^,  nur  während  des  ersten  Ehejahres  sollten  sie  nach  einem  (An- 
setze des  Westgothenkönigs  Chindasuinth  von  645  unterbleiben  **'. 

Während  der  Ehe  hatte  der  Mann  die  Verwaltung  und  Nutzung  dt- 
ganzen  beiderseitigen  Vermögens*^*.  Ihm  stand  die  Vertretung  seiner 
Frau  vor  Gericht  zu'*^.  Ob  das  im  mittelalterlichen  Recht  anerkauntr 
Verfügungsrecht  des  Mannes  über  ihre  fahrende  Habe  schon  in  die>fr 
Periode  bestand,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen'*'.  Jedenfalls 
hatte  er  es  nur,  soweit  die  Zwecke  der  Ehe  es  dringend  notwendig 
machten'**,  nicht  aber  zu  eigenen  Zwecken,  namentlich  nicht  zur  Be- 
zahlung seiner  Schulden,  für  die  das  Vermögen  der  Frau  nicht  in  An- 
spruch genonmien  werden  durfte'*'.    Über  unbewegliche  Sachen  der  Fraii, 


'^•»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  106.  L.  Alam.  56,  2. 

3»«  Ed.  Liutpr.  103.   Vgl.  S.  302. 

»"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  139  f.  Auf  Schenkungen  der  Frau  an  dn 
Mann  bei  Gelegenheit  der  Eheschließung  scheint  L.  Barg.  14,  4  hinzudeuten  ^si«*h«* 
Anm.  248). 

3»8  L.  Wig.  m.  1,  5. 

^*'  Soweit  nicht  der  Frau  ein  Anteil  an  seinem  Vermögen  oder  doch  an  J»»r 
ehelichen  Errungenschaft  eingeräumt  war.  Bei  den  Westfalen  gebührte  der  Frwi. 
wenn  die  Ehe  beerbt  war,  stets  die  Hälfte  der  Errungenschaft  (S.  801).  Die  KOuijrin 
Frcdegundis  betrachtete  sich  als  Herrin  der  Erträge  ihres  Eingebrachten  wie  ihr^> 
Wittums  (Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  131,  N.  25).  vielleicht  auf  Grund  ihres  Ehevrr- 
träges  (vgl.  Anm.  303).  Im  übrigen,  namentlich  über  die  besonderen  Grimdsälzr 
des  Westgothenrechts,  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  135  ff. 

3M  Vgl  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1.  140  f.  Sandhaas,  a.  a.  O.  78.  Bbukl,  Kr 
cueil  des  chartes  de  Cüuny  I.  18  Nr.  15  (870).  Nur  das  Westgothenrecht  verlang'- 
Ermächtigung  des  Mannes  durch  die  Frau. 

"*  L.  Wisig.  m.  6,  1  (Antiqua)  entzieht  dem  Manne,  der  seine  Frau  ohnt> 
Grund  verlassen  hat,  den  Anspruch  auf  den  Rückfall  des  Wittums  und  verpflirhtrt 
ihn  zum  Ersatz  alles  dessen,  quidquid  efiam  de  faculfate  ipsius  mulieris  vei  alU'neistr 
vel  fraudasse  dinoscitur.  Daraus  scheint  hervorzugehen,  daß  er  unter  anderen  Vm- 
ständen  nicht  ersatzpflichtig  war. 

3"  Vgl.  L.  Rib.  37  §  3  (s.  Anm.  297.  305.  308):  Quod  si  er  Äw,  q^  cunscri^^i 
vel  tradita  sunU  sitmd  c&nsumpseHl  (1.  conswmpserint),  nihil  requirat,  L.  Alam.  55,  2 
(s.  Anm.  313). 

'*^  Nach  L.  Burg.  96  (add.  1.  9)  sollte,  wenn  für  irgend  eine  Schuld  des  Maan^ 
rc*  ujToris  pigtieratae  fuerint^  der  Bürge,  der  die  Pfändung  vollzogen  hatte  (vgl, 
S.  279).  für  diesen  Mißgriff  nicht  gestraft  werden,  der  Mann  aber  zur  Auslosung  drr 
gepfändeten  Sachen  und  zur  Rückerstattung  derselben  an  seine  Frau  verpflichtet  -«rin 
(ita  tarnen  ut  maritus,  cui  pt^o  dehiio  res  uxori^  pigneratae  sunt,  apud  fideiusgorrm 
SU  um  se  ahsolvaf  et  res  ujruris^  t^ae  pigneratae  sunt,  restituatj.     Ober  die  Nicht- 
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mit  Einschluß  derjenigen,  die  ihr  als  Wittum  oder  Morgengabe  eingeräumt, 
waren,  konnte  er  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  verfügen^**.  Das  lango- 
bardische  Recht  verlangte  hierzu  die  in  bestimmter  Form  vor  ihren  Ver- 
wandten oder  vor  Gericht  abgegebene  Erklärung  der  Frau,  daß  sie  aus 
freien  Stücken  ihre  Einwilligung  gegeben  habe'^^  Über  sein  Vermögen 
konnte  der  Mann  frei  verfügen,  soweit  er  seiner  Frau  keine  Rechte  an 
demselben  eingeräumt  hatte  ^^.  Die  Quartjv  und  Tertia  des  jüngeren 
langobardischen  und  fränkischen  Rechts  hatte  die  Wirkung,  daß  die  Frau 
als  Miteigentümerin  bei  jeder  Immobiliarveräußerung  des  Mannes  zuge- 
zogen werden  mußte '■^.  Aber  schon  der  Errungenschaftsanteil,  den  die 
fränkische  Frau  als  Morgengabe  zu  empfangen  pflegte  und  in  Ermangelung 
einer  dos  conscripta  von  Rechts  wegen  erhielt,  während  die  westfälische 
Frau  einen  solchen  in  jeder  beerbten  Ehe  zu  beanspruchen  hatte,  legte 
dem  Manne  die  Verpflichtung  auf,  auch  seineu  eigenen  Grundbesitz  nicht 
anders  als  mit  gesamter  Hand,  d.  h.  unter  Mitwirkung  der  Frau,  zu  ver- 
äußern, da  der  Errungenschaftsanspruch  in  erster  Reihe  durch  die  Er- 
träge des  Grundbesitzes  zu  befriedigen  war*^®.  Die  Frau  konnte  ohne 
die  Genehmigung  des  Mannes  unter  Lebenden  nicht  über  ihr  Vermögen 
verfügen '*^ 

Nach  Auflösung  der  Ehe  hatte  die  überlebende  Frau  ursprünglich 
wohl  allgemein,  so  lange  sie  ledig  blieb,  das  Recht  des  Beisitzes ^^**.    Bei 


haftung  des  Frauengutes  für  Deliktsschulden  des  Mannes  vgl.  Oesch.  d.  ehel.  Gütern 
I.  141.  N.  27.     Decr.  Tassil.  in  syn.  Dingolf  c.  12  (MG.  Leg.  III.  461). 

^^*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  129  ff.  Wabtmann,  Urk.-B.  v.  St.  Gallen  I. 
Nr.  22  (758),  25  (759),  701  (895). 

3"'*  Ed.  Liutpr.  22.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  132  ff.  und  besonders  Rosin, 
Die  Form  Vorschriften  f.  d.  Veräußerungsgeschäfte  der  Frauen  nach  langob.  Recht 
(GiERKS,  Untersuchungen  VIII.  1880).  Der  letztere  vereist  nach,  daß  die  in  Rede 
stehende  Form  von  Liutprand  nur  für  verheiratete  Frauen  eingeführt  war  und  daß 
Kd.  Liutpr.  29,  wodurch  dieselbe  auch  auf  Mädchen  und  Witwen  ausgedehnt  wurde, 
nur  ein  auf  beneventischem  Gewohnheitsrecht  beruhender  späterer  Zusatz  eines  Ab- 
schreibers aus  der  Zeit  von  774  bis  832  ist. 

»*•  Vgl.  z.  B.  elsässische  Urk.  v.  742  bei  Bräquigny,  Dipl.  II.  addit.  Nr.  71,  S.  468. 

**'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  134,  Nr.  35.  Bei  den  liangobarden  erfolgte 
die  Mitwirkung  der  Frau  später  zum  Teil  in .  denselben  Formen  wie  bei  der  Ver- 
äußerung ihrer  unmittelbaren  Vermögensobjekte,  vgl.  Rosin,  a.  a.  O.  81  ff. 

«"  Vgl.  Kraut,  i.  d.  Gott.  GA.  1864,  S.  835  f.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  2, 
176.  3,  243  f.     Heüslbr,  II.  314. 

3*»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  5,  130  ff.  Sandhaas,  a.  a.  ().  78.  Nach 
L.  Rib.  74  stand  die  rieschäftsfähigkeit  der  Ehefrauen  auf  derselben  Stufe  wie  die  der 
Unfreien  und  Unmündigen.  Die  Anm.  325  erwähnten  Form  Vorschriften  des  lango- 
bardischen Rechts  galten  nicht  bloß  bei  Verkäufen,  sondern  schlechthin  bei  allen 
Immobiliarveräußerungen  von  Ehefrauen.  Vgl.  Pippins  capit.  ital.  (Boretius,  Nr.  95) 
c.  11.  Rosin,  a.  a.  O.  69  ff.  Zu  Verfügungen  von  Todes  wegen  bedurfte  es  der  Zu- 
stimmung des  Mannes  nicht,  wenn  seine  Rechte  dabei  unberührt  blieben.  Vgl. 
L.  Burg.  51,  4. 

^^"^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1.  143.  Heuslkr,  IL  298,  326,  342  f.  L.  Alam. 
55,  1.    L.  Baiw.  15,  8.     Erstes  sal.  Kapitulare  c.  7  (Behrend,  S.  90). 
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den  Burgundern,  Westgothen  und  Baiem  wurde  ihr  für  die  Daoer  dr? 
Witwenstandes  als  Ersatz  des  Beisitzes  der  gesetzliche  Nießbrauch  ao 
einem  bestimmten  Teil  des  Nachlasses  ilires  Mannes  eingeräumt  **^  Ik: 
überlebende  Mann  hatte  im  allgemeinen  wohl  keinen  Beisitz  zu  bean- 
spruchen, sondern  mußte,  soweit  er  nicht  kraft  väterlicher  Munt  im  Be- 
sitze blieb,  alsbald  nach  dem  Tode  der  Frau  die  Auseinandersetzung  mit 
ihren  Erben  vornehmen  ^2.  Nach  dem  langobardisohen  Rechte  war  der 
Mann  als  Muntwalt  Alleinerbe  der  Frau''*'.  Im  übrigen  gab  es  aufrr 
bei  den  Westgothen,  bei  denen  die  bonorum  possessio  unde  vir  et  uior 
zur  Geltung  gelangte'*'*,  kein  gesetzliches  Ehegattenerbrecht ^'^  Dagegeu 
waren  Vergabungen  von  Todes  wegen,  und  zwar  in  der  Regel  gegenseitige, 
unter  Ehegatten  außerordentlich  häufig'*®. 

Die  väterliche  Gewalf  ^  beruhte  nicht  auf  der  Erzeugung  des  Kindes. 


'**  Die  büTgnndische  Witwe  hatte  bei  kinderloser,  später  anch  bei  beerbter  Eb' 
den  Nießbrauch  an  einem  Drittel,  neben  mehr  als  einem  Kinde  nur  an  einem  Viertif] 
(L.  Burg.  42,  62,  74).  Der  Anspruch  fiel  weg:  bei  kinderloser  Ehe,  wenn  die  Witwt 
elterliches  Vermögen  oder  eine  anderweitige  Versorgung  seitens  ihres  Hannes  is 
ausreichendem  Maße  erhalten  hatte  (vgl.  Anm.  266);  bei  beerbter  Ehe,  solange  dk 
Kinder  ihr,  wozu  sie  nach  erlangter  Volljährigkeit  nicht  mehr  verpflichtet  wartrs. 
den  Beisitz  gewährten  (L.  Burg.  59.  74,  2).  Kinder  des  Mannes  aus  einer  frühereo 
Ehe  waren  ihrer  Stiefmutter  gegenüber  zu  nichts  verpflichtet  (74,  3).  Das  Witwefi- 
drittel  wurde  als  Erbteil  behandelt  und  haftete  dementsprechend  mit  für  die  Schulden 
des  Erblassers  (65).  Die  westgothische  Witwe  erhielt  den  Nießbrauch  an  eintrm 
Kindesteil  (Antiqua  822.  L.  Wis.  IV.  2,  14);  über  die  Größe  des  Anteils  bei  unbe- 
erbter Ehe  ist  nichts  gesagt.  Das  bairische  Volksrecht,  das  sich  an  das  Westgothen- 
recht  anschloß,  gewährte  bei  beerbter  Ehe  Nießbrauch  an  einem  Kindesteil  des  Nach- 
lasses, bei  unbeerbter  Ehe  an  der  Hälfte  der  pecunia,  d.  h.  des  Mobiliamadüassses 
(L.  Baiw.  XV.  7,  8,  10).  Sobald  die  Witwe  zur  zweiten  Ehe  schritt,  ging  der  Nieß- 
brauch, im  Gegensätze  zu  Wittum  und  Morgengabe,  nach  allen  hier  besprochener. 
Rechten  verloren,  ein  unverkennbarer  Beweis  für  seinen  ursprünglichen  ZasuDmes- 
hang  mit  dem  Beisitz. 

8^*  Vgl.  die  Anm.  298  angeführten  Formeln,  betreffend  das  Verhältnis  des  Valero 
zu  volljährigen  Söhnen.  Allerdings  scheint  es  nach  dem  1.  sal.  Kapitulare  c.  8,  al^ 
sei  bei  den  Saliern  auch  der  Mann  erst  im  Falle  der  Wiederverheiratung  zur  VtT- 
mögensauseinandersetzung  verpflichtet  gewesen. 

*^^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  6  f.,  167.  Da  dies  Erbrecht  des  Mannes  aa:' 
seiner  Munt  beruhte,  so  kam  es  in  djer  Ehe  ohne  Munt  (S.  293)  in  Wegfall. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  L  165,  168.  L.  Wis.  IV.  2,  11.  Bei  beerbter 
Ehe  hatte  der  Mann  ein  Drittel,  die  Frau  einen  Kindesteil  des  Nachlasses  zu  Nieß- 
brauch (Antiqua  321  f.). 

*•*  Nur  durch  Beerbung  der  Kinder,  nachdem  dieselben  Erben  des  erstversior- 
benen  Ehegatten  geworden  waren,  konnte  der  überlebende  Ehegatte  dessen  Veimogec 
erwerben.  Vgl.  L.  Alam.  95.  L.  Burg.  24,  3.  53.  L.  Wis.  IV.  2,  18.  Gesch.  d.  ehel 
Güterr.  I.  166  N.  3.    168  N.  6.    Siehe  auch  Anm.  271. 

•»•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  158  ff.  Bei  den  Langobarden  wnrden  der- 
artige Zuwendungen  des  Mannes  an  die  Frau  durch  Ed.  Aist.  14,  unter  Festsetzung 
bestimmter  Grenzen,  gesetzlich  geregelt. 

*"  Vgl.  Heüslee,  II.  431—450.  Kraut,  Vormundschaft  IL  586  ff.  BRinnisa 
bei  HoLTZENDOBFF,  Eucjkl.  259.  Pebtile,  a.  a.  O.  III.  326  ff.  Younq.  i.  d.  Ess^}^ 
in  anglosaxon  law  152  ff.     Stobbe,  Handbuch  IV.  S03fL,  343  f.,  387  ff.;   Die  Aoi- 
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sondern  auf  der  eheherrlichen  Munt  über  die  Mutter.  Die  außer  der 
Ehe  oder  in  einer  Ehe  ohne  Munt  erzeugten  Kinder  standen  daher  nicht 
in  der  Munt  des  Vaters,  sondern  in  derjenigen  des  Muntwalts  ihrer 
Mutter*'*®,  während  andererseits  die  Munt  des  Ehemannes  auch  die  von 
einem  Dritten  im  Ehebruche  mit  der  Frau  erzeugten  Kinder  umfaßte**®. 
Der  Inhalt  der  väterlichen  Gewalt  hatte  auch  in  dieser  Periode  noch 
manches  von  der  alten  Strenge  bewahrt:  in  bestimmten  Fällen  das  Recht 
der  Tötung***^  oder  des  Verkaufes  in  die  Knechtschaft '*^  das  Recht  des 
Heiratszwanges  gegen  die  Töchter**^,  nur  hier  und  da  zum  bloßen  Ehe- 
bewilligungs-  und  Verloberrecht  abgeschwächt***.  Ihr  Vermögen  blieb 
den  Kindern  gewahrt,  aber  der  Vater  hatte  die  Verwaltung  und  Nutzung***. 
Einseitige  Verfugungen  über  das  Kindesgut  waren  dem  Vater  nicht  ge- 
stattet, ebensowenig  dem  Kinde,  auch  nachdem  es  volljährig  geworden 
war,  zum  Nachteil  des  Vaters **^  Gemeinsame  Verfügungen  über  das- 
selbe setzten  Volljährigkeit  des  Kindes  voraus***.  Die  zu  dem  Haus- 
vermögen gehörigen  Grundstücke  unterlagen  den  Beschränkungen  des 
Ganerbenrechts,  während  der  Vater  über  das  bewegliche  Hausgut  unter 


hebuDg  der  väterl.  Gewalt  nach  dem  Recht  des  Mittelalters,  i.  s.  Beitr.  z.  Gesch.  d. 
deutsch.  Rechts  1  ff.  Grimm,  RA.  462.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerich tsverfassuDg  342  ff. 
KöNioswABTBR,  Hlstoirc  de  rorganisation  de  la  famille  en  France  (1S51),  138  ff*. 
Schöpfer,  i.  d.  Arch.  giurid.  I.  156  ff^ 

»•»  Vgl.  S.  293.  L.  Alam.  54.  Ed.  Liutpr.  126.  Hbuslbb,  U.  434.  Kraut,  I.  172  f., 
291.  Daroun,  Mutterrecht  u.  Raubehe  30  ff.  (der  aber  mit  Unrecht  annimmt,  daß 
die  natürlichen  Kinder  unter  der  Munt  ihres  Erzeugers  gestanden  hätten). 

"•  Vgl.  L.  Alam.  51,  2,  8. 

"•  Vgl.  Ed.  Roth.  221.    L.  Burg.  35,  2.  3.   L.  Wis.  in.  4,  5. 

***  Verkauf  in  Notfallen,  vgl.  Brukner,  RG.  I.  76.  Dabqün,  a.  a.  O.  49.  L.  Rom. 
Cur.  3,  8.    18,  10.    Verkauf  zur  Strafe:  Ed.  Roth.  221. 

•*'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güten*.  I.  7,  N.  35.  LömNO,  Kirchenrecht  der  Mero- 
winger  581,  N.  3. 

»*»  Vgl.  L.  Burg.  100:  voluntate  ma.  L.  Wis.  III.  3,  11  (Chindasuinth).  Das 
ältere  Westgothenrecht  (III.  1,  4.  3,  4)  verlangte  die  Zustimmung  der  Braut  nur  för 
bestimmte  Fälle.  Chlothars  II.  praeceptio  c.  7  (Borbtius  19)  will  nur  den  könig- 
lichen Heiratszwang  beseitigen.  L.  Sax.  40  bezieht  sich  nur  auf  die  geringere  Straf- 
barkeit des  mit  Zustimmung  der  Entführten  vollzogenen  Frauenraubes.  Die  lango- 
bardische  Gesetzgebung  hob  den  Heiratszwang  des  Muntwalts  im  allgemeinen  auf 
(Liutpr.  120),  ließ  ihn  aber  für  Vater  und  Bruder  bestehen  (Roth.  195.  Liutpr.  12. 
119).  Den  Söhnen  gegenüber  hat  ein  Heiratszwang  nie  bestanden;  wie  weit  hier 
das  Ehebewilligungsrecht  des  Vaters  reichte,  ist  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen. 

»**  Vgl.  L  sal.  Kapitulare,  c.  8  (Anm.  359).  Westg.  Antiqua  321  (L.  Wis. 
IV.  2,  13). 

»**  Vgl.  Ed.  Roth.  170.  L.  Rib.  74.  L.  Wis.  IV.  2,  13.  L.  Rom.  Cur.  24.  8. 
I.  sal.  Kapitulare  c.  8  (Anm.  359).  War  das  Hauskind  volljährig,  so  waren  seine 
Verfügungen  nur  relativ  ungültig,  indem  der  Vater  das  Veräußerte  zurückfordern  und 
den  Gläubigem  die  Leistung  verweigern  konnte.  Vgl.  Heusler,  II.  444  ff.  Dem 
Vater  waren  Veräußerungen  in  NotfiUlen  jedenfalls  erlaubt.  Das  westgothische  Recht 
gestattete  dem  Haussohn  die  freie  Verfügung  über  Zweidrittel  seines  eigenen  Ver- 
dienstes.   Vgl.  L.  Wis.  IV.  5,  5. 

"•  Vgl.  Heübler,  n.  449.  Veräußerungen  in  Notfällen  konnten  nach  Ed.  Liutpr. 
149  auch  mit  Zustimmung  minderjähriger  Kinder  vollzogen  werden. 
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Lebenden  freie  Verfügung  hatte '*^  und  nur  bei  Schenkungen  und  in  der 
Bevorzugung  eines  Kindes  vor  dem  andern  beschrankt  oder  an  einen 
gewissen  Höchstbetrag  gebunden  war**®.  Die  gerichtliche  Vertretung  der 
Kinder  stand  dem  Vater  in  derselben  Weise  zu,  wie  dem  Vormunde  dk 
des  Mündels'**.  Für  die  von  ihnen  verwirkten  Bußen  haftete  er  ak 
Selbst^chuldner,  gegen  sie  verwirkte  trieb  er  für  seine  Rechnung  ein'*'. 
Neben  dem  Vater  übte  die  Sippe  eine  gewisse  Obervormundschaft  aus. 
die  teils  ergänzend  eingriff,  teils  dem  Hauskinde  gegen  unberechtigte  Über- 
griffe des  Vaters  Schutz  gewährte'*^». 

Aufgehoben  wurde  die  väterliche  Gewalt  durch  Hingabe  des  Kindes 
in  Adoption *^^  Dieselbe  war  zuweilen  bloße  Scheinadoption,  indem  das 
Kind  nicht  in  das  Haus  des  Wahlvaters  eintrat,  sondern  zu  seinem  Vater 
zurückkehrte;  die  Annahme  an  Kindesstatt  diente  hier  als  Emanzi- 
pationsakt,  indem  die  für  gewöhnlich  erforderliche  Absonderung  des  Ver- 
mögens vermieden  wurde '^^.  Sonst  endigte  die  väterliche  Gewalt  für 
Töchter  durch  Eingehung  einer  rechtmäßigen  Ehe'^^,  für  Söhne  durch 
ihre  Absonderung  vom  Hause  des  Vaters,  also  die  Entlassung  aus  der 
Were^^^  Daher  bildete  die  Herausgabe  des  Kindesgutes*"  oder,  wenn 
es  an  einem  solchen  fehlte  oder  dem  Vater  die  Ijeibzucht  an  demselbt^n 
eingeräumt  war,  die  Gewährung  einer  Aussteuer,  entsprechend  dem,  wa^s 


"^  Vgl.  S.  262  f. 

»«»  Vgl.  S.  328.  L.  Rib.  59,  9.  Das  salische  Recht  kannte  eine  solche  Be- 
schränkung nicht  (vgl.  Anm.359),  ebensowenig  später  das  bnrgandiscbe  (vgl.  Anm.  82 1, 
das  dem  Vater  nur  untersagte,  bei  der  Verlobung  einer  Tochter  schlechthin  auf  di« 
Zahlung  des  Wittums  zu  verzichten,  während  er  das  Gezahlte  nach  Belieben  zu  Uovr 
Aussteuer  verwenden  konnte  (L.  ßurg.  86,  1,  2).  Die  Beschränkungen  des  liuigu- 
bardischen  Rechts  beziehen  sich  vorzugsweise  auf  Vergabungen  von  Todes  wegen. 

»"  Vgl.  Anm.  365.  366,  368,  369. 

3'^«  Vgl.  Heuslbe,  I.  123  fr.,  n.  450.  '"•  Vgl.  Anm.  381,  382. 

"»  Vgl.  S.  61  ff.  Bbunner.  RG.  I.  77.  Stobbb,  Handb.  IV.  375  f.  L.  Rom.  (^r. 
22,  6.  24,  8.  Adoption  durch  Speerreichung  (Gaircthinx)  auch  bei  Paul.  Diac,  Uibt. 
Langob.  I.  15,  angedeutet. 

^^^  Vgl.  S.  62  f.  Bbunnkb,  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waitz,  61. 
und  bei  Holtzendobvf,  Encykl.  259.  Wagkebnagbl,  Die  Lebensalter  56.  Stobbe, 
Aufheb.  d.  väterl.  Gew.  7  ff. 

^^*  Unter  Germanen  also  nur  im  Falle  einer  Muntehe.  War  der  Mann  eis 
Römer,  so  mußte  er  die  Munt  des  Vaters  oder  sonstigen  MuntwaltB  zwar  ablösea. 
aber  ohne  dieselbe  für  sich  zu  erwerben.  Hier  wirkte  die  Trauung  demnach  un- 
mittelbar als  Emanzipation,  während  sie  bei  der  Muntehe  der  Hingabe  in  AdopüoB 
entsprach.  Vgl.  Ed.  Liutpr.  127.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  20.  Der  Übergang  in 
eine  getrennte  Haushaltung  war  übrigens  bei  der  heiratenden  Tochter,  im  (Segensatz«* 
zum  Sohn  (vgl.  L.  Wis.  IV.  2,  18)  nicht  nothwendig;  der  Tochtermann  konnte  auch 
zum  Schwiegervater  auf  den  Hof  ziehen,  ohne  seine  eheherrliche  Gewalt  dadnrch  n 
verlieren.     Vgl.  Hbdsleb,  IT.  441. 

>**  Vgl.  S.  62,  N.  80.  L.  Rom.  Cur.  22,  6.  24,  8.  Westg.  Antiqua  321.  Hecsueb. 
IL  435  ff.  und  Bbunneb,  RG.  I.  76  ff.  machen  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß 
die  Waffenreichung  an  sich  kein  Emanzipationsakt  war,  sondern  nur  wie  das  Scheren 
der  Hare  (capillaluriae)  häufig  mit  demselben  verbunden  wurde.     Vgl.  Anm.  359. 

'**  Vgl.  Heusleb,  IL  43öf.     Westg.  Antiqua  321. 
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die  heiratende  Tochter  empfing,  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Emanzi- 
pationsaktes'*®. Teilung  des  Hausvermögens  wurde  wohl  vielfach  damit 
verbunden,  eine  rechtliche  Verpflichtung  des  Vaters  bestand  aber  in  dieser 
Beziehung  nicht,  er  konnte  die  Teilung  auch  später  vornehmen  oder  die 
Ganerbschaft  bis  zu  seinem  Tode  fortbestehen  lassen'*^.  Der  Eintritt  der 
Volljährigkeit  bewirkte  die  Aufhebung  der  väterlichen  Gewalt  nicht'*®, 
es  scheint  aber,  daß  volljährige  Söhne,  wenigstens  wenn  sie  eigentümliches 
Vermögen  besaßen,  ihre  Entlassung  aus  derselben  beanspruchen  konnten'*"*. 
Nach  dem  Tode  des  Vaters  war  die  Regel,  daß  sein  nächster  mündiger 
Schwertmage,  in  erster  Reihe  also  der  älteste  Sohn,  die  Vormundschaft 
über  die  Witwe,  die  minderjährigen  Söhne  und  die  unverheirateten  Töchter 
übernahm'®®.    Die  Witwe  konnte  unter  gewissen  Voraussetzungen  wieder 

"•  Vgl.  Anm.  359.  S.  64,  N.  88.  S.  296  ff.  Form.  Wis.  34.  Stobbb,  Aufheb.  der 
väterl.  Gewalt  6. 

^*^  Die  Teilung  des  Vaters  mit  den  Söhnen  betreffen  L.  Baiw.  1,  1  und  L.  Burg.  1, 
1  f.  24,  5.  51,  1.  75,  1  f.  78,  1.  Vgl.  S.  263.  Wo  die  Aussteuer  keine  Erbabfindung 
war  (vgl.  S.  297,  N.  256.  Sohm,  a.  a.  0.  345,  N.  29),  ist  natürlich  an  eine  mit  der 
Emanzipation  verbundene  Teilung  nicht  zu  denken. 

**®  Anderer  Meinung  Kbaüt,  II.  590  ff.  und  hinsichtlich  der  Angelsachsen  Yoüno, 
a.  a.  O.  160  ff.  (anders  157  hinsichtlich  der  festländischen  Stämme). 

'*•  So  wenigstens  bei  den  Franken.  Vgl.  v.  Salis,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  164. 
Erstes  sal.  Kapitular,  c.  8  (Behbend,  S.  91):  Si  tarnen  adhuc  ßlii  pairvoU  sunly  us- 
que  ad  perfectam  aetatem  res  uxores  anteriores  vel  dotis  causa  liceat  iudicare, 
sie  vero  ut  de  hos  nee  vendere  nee  donare  praesummal.  Daß  damit  nicht  schlechthin 
der  Eintritt  der  Volljährigkeit  gemeint  ist,  zeigt  die  Gegenüberstellung  des  puer  infra 
duodecim  annos  und  des  puer  erinittcs  in  L.  Sal.  24:  der  12  Jahre  alt  gewordene 
Knabe  ist  volljährig,  braucht  aber  damit  noch  nicht  die  capillaluriae  erhalten  zu 
haben.  Über  die  letzteren,  die,  zusammen  mit  der  Wehrhaftmachung,  der  Emanzi- 
pation entweder  vorangingen  oder  unmittelbar  mit  ihr  verbunden  wurden,  vgl.  S.  64. 
Brunneb,  RG.  I.  78.  Verbindung  mit  der  Emanzipation  zeigt  IL  sal.  Kapitulare  c.  2 
(^De  chane  creudo) :  Si  quis  pater  aut  parenlisy  quando  filiam  suam  ad  marito  donat^ 
qiuintum  ei  in  nocte  illa  qu^mlibet  rem  donavity  toto  extra  partem  incontra  frati'es 
suos  vindicet.  Similiter  quando  filiius  sutis  ad  capillaiurias  facity  quicquid  ei  donato 
fuerit,  extra  parte  hoc  teneat,  et  reliquas  res  equali  ordine  inter  se  dividant.  Karl 
der  Kahle,  der  823  geboren  war,  empfing  838,  als  er  nach  dem  Recht  seines  Hauses 
volljährig  geworden  war,  von  seinem  Vater  Ludwig  arma  et  coronam  necnon  et 
qiuindam  portionem  regni  und  wurde  darauf  in  den  ihm  überwiesenen  Teil  des  Reiches 
zur  Übernahme  der  Regierung  entsendet  (Nithardi  bist.  I.  6).  Also  Eintritt  der 
Volljährigkeit,  Wehrhaftmachung,  Aussteuer  und  Absonderung  vom  Hause  des  Vaters 
in  unmittelbarer  Folge.  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  342  f.  Vgl.  übrigens  Westg.  Antiqua 
321  (L.  Wis.  IV.  2,  13)  und  Form.  Wisig.  34. 

«•^  Über  die  Vormundschaft  vgl.  Kraut,  a.  a.  0.  L  HO  ff.,  166  ff..  286  ff.,  IL  3  ff., 
266  ff.  RiVE,  Gesch.  d.  deutsch.  Vormundschaft  1.  (a.  u.  d.  T.  Die  Vormundschaft 
im  Rechte  der  Germanen).  Heuslbr,  II.  480  ff.  Brunner,  in  Holtzendorpf's  Ency- 
klüpädie  260.  Pertile,  a.  a.  ().  III.  347  ft'.  Young,  a.  a.  O.  180  ff.  Königswarter, 
Organisation  de  la  famille  143  ff.  Osenbrügoen  ,  Strafrecht  der  Langobarden  80  ff. 
Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  1—10.  Heise  u.  Cropp,  Jurist.  Abhandlungen 
l.  291  ff.  ScHüPPER,  a.  a.  C).  170  ff.  Blühme,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XI.  375  ff.  Dahn, 
Westg.  Studien  128  ff.  Gaupp,  Recht  u.  Verf.  d.  alten  Sachsen  150  ff.  Winklbr, 
Die  Geschlechtsvormundschaft  in  ihrer  geschichtl.  P^ntwickelung  (Züricher  Disser- 
tation, 1868)  24  ff.    Wbinhold,  Deutsche  Frauen  L  193  ff.,  U.  39  f. 
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unter  die  Munt  ihrer  Blutsverwandten  zurückkehren***.  Bei  den  Bur- 
gundern und  Gothen,  die  eine  Geschlechtsvormundschaft  über  Witwec 
nicht  mehr  kannten,  hatte  die  Mutter  für  die  Dauer  ihres  Witwenstandes 
eine  gewisse  Gewalt  über  die  Kinder,  die  vielleicht  keine  eigentliche  Vor- 
mundschaft war,  jedenfalls  aber  die  Vorsteherschaft  im  Hause  (kraft  de« 
Beisitzrechtes),  sowie  das  Erziehungs-  und  Ehebewilligungsrecht  umfefite*^-. 
Daß  dabei  römischrechtliche  Einflüsse  mitgewirkt  haben,  ist  allerdinps 
wahrscheinlich,  aber  auch  bei  einigen  anderen  Stammen  scheint  der  im 
Beisitze  befindlichen  Mutter  die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Hausver- 
mogens  gebührt  zu  haben'***,  so  daß  der  Vormund  hier  im  wesentlichen 
auf  die  Vertretung  nach  außen  beschränkt  war,  wahrend  ihm  sonst  di^ 
volle  Gewere  am  Mündelgute,  also  eine  tutela  usufructuaria,  zustand'**. 
Bei  Vergehen  des  Mündels  ging  die  Klage  gegen  den  Vormund,  er  haftete 
für  die  Buße,  wenn  auch  zunächst  nur  mit  dem  Mündelgute *•*;  eben^t 
galt  er  bei  Vergehen  gegen  das  Mündel  als  der  Verletzte  und  hatte  daher 
die  Buße  einzutreiben^®^;  war  er  selbst  der  Beschuldigte,  so  klagte  die 
Sippe  oder,  wenn  es  daran  fehlte,  ein  vom  Richter  berufener  Vormund 
gegen  ihn'*'.  Dagegen  machte  sich  in  Civilsachen  der  Mangel  einer  pr> 
zessualischen  Stellvertretung  geltend,  indem  der  Minderjährige  weder  für 
sich,  noch  durch  den  Vormund  als  seinen  Vertreter  klagen  oder  verklagt 
werden  konnte,  Prozesse  für  oder  gegen  ihn  daher  bis  zum  Eintritt  der 
Volljährigkeit  ruhen  mußten '®®.  Dagegen  besaßen  großjährige  Personen, 
die  einer  Munt  unterworfen  waren,  im  Beistande  ihres  Vormundes  die 


••»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  8,  N.  12.  29.  48,  N.  8.  Bosm,  Veraaßenuigs- 
geschäfte  der  Frauen  58  f. 

»«*  Vgl.  Anm.  878.  L.  Wis.  IH.  1,  6,  7.  IV.  2,  13.  8,  3.  L.  Burg.  59.  74,  2. 
85,  1.  Prokop.  Bell.  Goth.  I.  2.  Die  meisten  nehmen  wirkliche  Vormundschaft  der 
Mutter  an,  dagegen  vgl.  Heuslbb,  II.  433,  494,  und  unten  Anm.  380. 

"'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  I.  5,  N.  24.  Hbuslkb,  II.  298  f.,  486.  Habbeus. 
System.  Bearbeitung  der  inMEicHELSECKS  Hist.Fris.  enthaltenen Urkundensamnünng,  235. 

»•♦  Vgl.  Kraut,  II.  55  ff.  Heuslee,  II.  486.  L.  Burg.  85,  2:  praximm  partw 
res  minorum  revocare  dehet  ea  condidone,  lU,  qualiter  stta  facuUas  proficii^  sie  ei  rff 
minorttm  eitts  tUilitati  proficianL 

»•*  Vgl.  Kraut,  I.  343  ff. 

»•«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  4.  Kraut,  I.  329  ff.,  863  f.  Hatte  man  dabei 
früher  wohl  keinen  weiteren  Unterschied  gemacht,  so  wies  das  Recht  unserer  Pe^ 
riode  dem  Vormunde  nur  noch  die  Bußen  für  Verletzungen,  die  sein  vormundschaft- 
liches  Becbt  betrafen,  zu,  während  alle  anderen  dem  Mündel  zu  gute  kamen.  Vgl 
§  36,  Anm.  28,  31,  32. 

»•'  Vgl.  Anm.  382. 

"•  Vgl.  Cap.  legi  Sal.  add.  v.  819  c.  5  (Boretius  293).  L.  Rib.  81.  Kraut, 
I.  362  ff.,  416.  Um  Mißbräuchen  vorzubeugen,  bestimmten  Ludwigs  d.  Fr.  Cap.  legi- 
bus add.  von  829  c.  4,  daß  bei  Eviktionsklagen  gegen  Unmündige  der  Vater  oder 
Vormund  die  prozessualische  Vertretung  übernehmen,  überhaupt  die  Suspension  d« 
Rechtsverfahrens  gegen  Unmündige  auf  Klagen  wegen  ihres  ererbten  elterlichen  Ver- 
mögens beschrankt  bleiben  solle.  Ed.  Liutpr.  75  gestattete  die  Erhebung  einer  Klage 
gegen  Minderjährige  auf  Grund  einer  unter  Zuziehung  der  Sippe  vorgenommeneB 
causae  cognitio  des  Richters. 
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volle  Prozeßfähigkeit  *®®.  Derselbe  Unterschied  in  der  Behandlung  der 
minderjährigen  und  großjährigen  Bevormundeten  zeigte  sich  bei  den  Ver- 
fügungen über  ihr  Vermögen.  Da  der  Vormund  nicht  einseitig  über 
dasselbe  verfügen  durfte '^^,  so  vermochte  er  dies  auch  nicht  mit  der  Zu- 
stimmung seines  Mündels,  solange  dasselbe  minderjährig  war'^^;  bevor- 
mundete Großjährige  dagegen  waren  nur  relativ  (d.  h.  dem  Vormunde 
gegenüber)  geschäftsunfähig,  während  sie  unter  Mitwirkung  des  Vormundes 
die  volle  Verfügungsfähigkeit  besaßen  ^^2.  Über  die  Person  des  Mündels 
übte  der  Vormund  eine  gewisse  Strafgewalt  ^'^,  doch  machte  sich  hier  wie 
in  anderen  Dingen  mehr  und  mehr  eine  Verminderung  der  vormund- 
schaftlichen Befugnisse  geltend'^*. 

Für  das  männliche  Geschlecht  endigte  die  Vormundschaft  mit  dem 
Eintritt  der  Großjährigkeit,  ohne  daß  es  wie  bei  der  väterlichen  Gewalt 
noch  eines  besonderen  Entlassungsaktes  bedurfte  ^^*.  Pur  die  Mädchen 
dauerte  die  Vormundschaft  als  Geschlechtsvormundschaft  fort*^^,  dieselbe 
v^ar  aber  bei  einzelnen  Stämmen  schon  in  dieser  Periode  auf  das  äußerste 
abgeschwäoht^^^.  Witwen  unterlagen  bei  den  Burgundern  und  Gothen 
überhaupt  keiner  Vormundschaft  meht^^^. 

Die  Vormundschaft  in  der  hier  geschilderten  Gestalt  ist  erst  aus 
einer  Umbildung  der  das  älteste  Recht  beherrschenden  Gesamtvormundschaft 


»«•  Vgl.  Kraut,  L  368,  377.    Rivb,  1.  284. 

"«  Vgl.  L.  Bnrg.  85,  2,  3.    L.  Wis.  IV.  3,  3. 

^^*  Vgl.  S.  253.  In  Notfällen  konnte  der  Richter  dem  Minderjährigen  die  Er- 
laubnis zur  Veräußernng  erteilen,  so  wenigstens  nach  Ed.  Lintpr.  149. 

"'  Vgl.  Anm.  20.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  5,  N.  26—28.  Hbüslbb,  U.  510 f. 
Kraut,  II.  7  f.  Das  beneventanische  Gewohnheitsrecht  verlangte  flir  die  Veräuße- 
rungen von  Jungfrauen  und  Witwen  dieselben  Förmlichkeiten,  die  Liutprand  für 
Ehefrauen  eingeführt  hatte.    Vgl.  Anm.  325.    RofliN,  a.  a.  0.  16,  N.  41.  60  ff. 

«"  Vgl.  Kraut,  I.  293  ff.,  297. 

^^*  Nur  die  vom  Bruder  geübte  Vormundschaft  blieb  noch  länger  der  väterlichen 
Gewalt  gleichgestellt.   Vgl.  Anm. 343.  Ed. Roth.  195— 197.  Liutpr.  12,  81.  L.Burg.  66. 

'"  VgL  S.  253.  Wenn  König  Gunthram  seinem  Neffen  Childebert  II.,  nachdem 
derselbe  zu  seinen  Jahren  gekommen  war,  einen  Speer  übergab  (Greg.  Tur.,  Hist. 
Franc.  7,  33),  so  bezog  sich  dies  nicht  auf  die  erreichte  Mündigkeit,  sondern  auf  die 
Übertragung  der  Herrschaft.  Vgl.  8.  109.  Für  gerichtliche  Angelegenheiten  konnte 
sieh  der  zu  seinen  Jahren  gekommene  Jüngling  noch  unter  einen  Defensor  stellen. 
Vgl.  Anm.  15.    MG.  Leg.  IV.  593,  §  27. 

"®  Es  ist  nicht  richtig,  mit  Rive  einen  prinzipiellen  Unterschied  zwischen 
Alters-  und  Geschlechtsyormundschaft  zu  machen,  die  Gegensätze  beruhten  vielmehr 
einzig  auf  dem  Umstände,  daß  die  erstere  eine  Munt  über  Minderjährige,  die  letztere 
eine  solche  über  Volljährige  war.  Durch  die  Eingehung  einer  rechtmäßigen  Ehe  trat 
die  Frau  in  die  Munt  ihres  Mannes  und  nach  seinem  Tode  in  die  seiner  Familie 
über,  während  ihre  Blutsfreunde  die  Obervormundschaft  behielten.  Bei  einer  Ehe 
ohne  Munt  blieb  die  ursprüngliche  Vormundschaft  des  geborenen  Vormundes  unbe- 
rührt   Vgl.  S.  293.   Ed.  Roth.  188. 

*"  Über  die  Aufhebung  des  Heiratszwanges  vgl.  Anm.  343.  Bei  den  West- 
gothen  war  die  Geschlechtsvormundschaft  zum  bloßen  Verloberrecht  (S.  287  f.)  zu- 
sammengeschrumpft    Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  4,  7. 

»"  L.  Burg.  52,  3.  L.  Wis.  lU.  4,  2,  7.   Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  2. 
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der  Sippe  hervorgegangen,  indem  das  von  dieser  mit  der  Verwaltung  be- 
traute Mitglied  allmählich  aus  einem  Organ  der  Sippe  zum  geboreneo 
Vormunde  geworden  ist''®.  Die  Gesamtvormundschaft  findet  sich  noch 
bei  den  Angelsachsen,  bedeutende  Spuren  derselben  lassen  sich  aber  auch 
in  dem  norwegischen  und  dänischen  Rechte  und  ganz  besonders  bei  dtr. 
salischen  Franken  nachweisen,  bei  denen  die  verschiedenen  vormuD«i- 
schaftlichen  Funktionen  teils  verschiedenen  einzelnen  Organen  überwiesen. 
teils  der  Gesamtheit  der  Sippe  vorbehalten  waren  *®*^.  Bei  den  übrigv*ii 
Stämmen  war  die  ehemalige  Gesamtvormundschaft  zu  einer  Oberv<ir- 
mundschaft  zusammengeschrumpft,  kraft  deren  die  Verwandten  nicht  nur 
bei  besonders  wichtigen  Angelegenheiten,  wie  Familiengerichten,  Ehe- 
schließungen, Immobiliarveraußerungen,  dem  Vormunde  zur  Seite  traten*"^-, 
sondern  auch  dem  Mündel  einen  Schutz  gegen  ÜbergriflFe  des  Vormund*'- 
gewährten,  unter  Umständen  sogar  die  Absetzung  desselben  als  „Balmunt" 
erzwingen  konnten '®^  Hatte  der  geborene  Vormund  die  Übernahme  dnr 
Vormundschaft  abgelehnt,  wozu  er  berechtigt  war^®^,  so  trat  die  »^ipp» 
statt  seiner  ergänzend  ein. 

Mit  der  zunehmenden  Lockerung  des  Sippeverbandes  trat  die  königlichf 
Obervormundschaft  in  den  Vordergrund.  Witwen  und  AVaisen  wuri- 
allgemein  ein  höherer  Schutz,  auch  gegen  den  eigenen  Vormund,  ein- 
geräumt ^®'*,  familienlüsen  Personen  die  Aufnahme  in  die  Königsmuut  er- 
möglicht^^*. Auch  finden  sich  bereits  einige  Ansätze,  solchen  Schuu- 
bedürftigen,  die  keinen  geborenen  Vormund  hatten,  einen  vom  Richter 
gekorenen  Vormund  zu  bestimmen  ^®®.    Im  allgemeinen  ist  es  dazu  al>er 


"^  Vgl.  Brünner,  DRG.  I.  89  f.  Heubleb,  II.  485.  Gibrkb.  Genossenschafr*. 
recht  I.  22.    Amiea,  Erbenfolge  84,  207  f. 

•*•  Über  die  Franken  vgl.  beHonders  Fickbe  in  der  Anm.  239  angeführten  AK- 
handlung  49  ff.  (Mitteil.  d.  Inst.  f.  östcrr.  Gesch. -Forsch.  Erg.-Bd.  II.  503  ff.).  WA 
leicht  wird  sich  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ein  besseres  Verständnis  fnr  Reipc- 
und  Aohasius  (S.  291)  erschließen.  .Auch  der  vorniundschaftliche  Beiaitz  der  Witwt 
(S.  B14)  ist  wohl  als  ein  Rest  der  ehemaligen  Gesamtvormundschaft  anzasehen. 

3*»  Vgl.  Anm.  325,  372.  (iesch.  d.  ehel.  Gütern  I.  3.  Kraitt,  I.  295  f.  Rc«^ 
a.  a.  ().  45,  58,  67  f.  Lamprecht,  Wirtschaftsgeschichte  I.  1,  31  ff.  Decr.  CompeD- 
diense  v.  757,  c.  6  (Borbtiüs  38).  L.  Burg.  66.  Ed.  Roth.  160,  161.  Liatpr.  Ib 
Vielleicht  war  das  exenium  in  Ed.  Roth.  184  ehenso  wie  sonst  das  Hoehzeitsm^^ ' 
der  Lohn  für  die  Zustimmung  der  Sippe. 

"«  Vgl.  L.  Sai.  43.  Ed.  Roth.  182,  195—197,  202.  Grim.  6.  Liutpr.  120  KmArr. 
I.  39  ff.,  364,  397  ff.  Über  die  Bezeichnung  des  ungetreuen  Vormundes  als  BalmLr: 
(ahd.  palemnnt)  vgl.  Grimm,  RA.  466.  Kraut,  I.  397,  N.  5.  Lbxbb.  Mhd.  ^H 
I.  116.  RiCHTHOFEN,  Altfrics.  WB.  617.  Die  Zulässigkeit  der  Absetzung  des  Vi-r- 
mundes  wird  von  Heusler,  II.  495  auf  Grund  seiner  ungerechtfertigten  AofüassiiDj 
der  Munt  als  eines  einseitigen  Herrschaftsverhältnisses  bezweifelt. 

^"^  Vgl.  Hbuslbb,  II.  486.     Siehe  auch  die  Anm.  386  angeführte  Bestimmonc 

»**  Vgl.  Kraut,  I.  69,  77  ff.  Waitz,  III.  319  f.  Heüslbr,  L  119.  Ober  die  »ck: 
Bannfälle  vgl.  §  36. 

385  Vgl.  Waitz,  VG.  II.  1,  330.  IV.  236  f.  Waitz,  Über  die  Bedeutung  dr> 
Mundium  im  deutsch.  Recht  (s.  §  11,  N.  9)  378  f.    Siehe  auch  oben  S.  118. 

386  Vgl.  Pippins  Capit.  Ital.  v.  782—786,  c.  5  (Boäetius  192). 
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noch  nicht  gekommen;  immer  hat  es  zahlreiche  Schutzbedürftige,  Minder- 
jährige beider  Geschlechter  und  volljährige  Weiber,  gegeben,  um  die  sich, 
wenn  sie  keinen  geborenen  Vormund  hatten  und  auch  bei  ihrer  Sippe 
keinen  Schutz  fanden,  niemand  bekümmerte ^^^  Freilich  konnten  solche 
Personen  weder  Veräußerungen  vornehmen,  noch  Prozesse  führen;  aber 
wenn  sie  in  die  Lage  kamen,  dies  thun  zu  müssen,  so  stand  ihnen  der 
Eintritt  in  die  Königsmunt  frei'®®. 

Das  Erbrecht '**"  war  nicht  mehr  so  ausschließlich  gesetzliches  Erb- 
recht wie  in  der  vorigen  Periode,  da  sich  neben  dem  der  Blutsfreunde  eine 
durch  Adoption  vermittelte  vertragsmäßige  Erbfolge  ausgebildet  hatte. 
Das  gesetzliche  Erbrecht  hat  seinen  Ausgang  von  der  unter  den  Haus- 
genossen bestehenden  Vermögensgemeinschaft  genommen,  deren  Träger 
und  alleiniger  Vertreter  nach  außen  der  Haustater  war.  Der  Erbe  erwarb 
nicht  ein  neues  Vermögen,  das  bis  dahin  dem  Erblasser  gehört  hatte, 
sondern  das  bisher  von  diesem  ausgeübte  Verfügungs-  und  Vertretungs- 
recht ging  auf  den  Erben  über'®".  Wer  durch  Heirat  oder  Emanzipation 
aus  der  väterlichen  Hausgenossenschaft  geschieden  war,  galt  als  abge- 
funden'*\  die  Tochter  auch  dann,  wenn  sie  eine  Ehe  ohne  die  Genehmigung 
ihres  Muntwalts  eingegangen  und  infolge  dessen  nicht  in  die  Munt  ihres 
Ehemannes  übergetreten  war'"^.    Kehrte  die  verheiratete  Tochter  durch 


»"  Vgl.  Hbüslbb,  I.  119.  n.  484,  486  ff.  Derselbe  macht  darauf  aufmerksam, 
daß  auch  L.  Rib.  81  (Aum.  15)  und  die  Cap.  legi  Sal.  add.  von  819  c.  5  sowie  ver- 
schiedene Bestimmungen  des  langobardischen  £dikts  keineswegs  ausschließlich  be- 
vormundete, sondern  vielmehr  in  erster  Keihe  unbevormundete  Schutzbedürftige  im 
Auge  haben. 

***  Eine  weitergehende  Bedeutung  hat  auch  Ed.  Roth.  204  (Anm.  20)  nicht  ge- 
habt.    Vgl.  Heüsleb,  I.  118.  II.  483  f.,  508  f. 

3"  Vgl.  Heüslkr,  II.  521  ff.  Stobbe,  Handbuch  V.  62  ff.  Gbimm,  RA.  466  ff. 
Walter,  DRG.  II.  229  ff.  Bbünneb,  RG.  I.  79 f..  83  f.;  in  Holtzbndorff's  Ency- 
klopädie  261.  Glasson,  Le  droit  de  succession  dans  Ics  lois  barbares,  Nouv.  Revue 
bist,  de  droit  fran9.  et  etr.  IX.  585  ff.  Königs wabtbb  ,  Organisation  de  la  famille 
147  ff.  V.  Amiba,  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  nach  den  alt-nieder- 
deutschen Rechten,  1874.  Pebtile,  a.  a.  U.  IV.  3  ff.  Kayser,  Das  Erbrecht  nach 
den  Edikten  der  langob.  Könige.  Zeitschr.  f.  RG.  VIII.  466  ff.  Miller,  Das  langob. 
Krbrecht,  ebd.  XIII.  38—104.  Giebke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chil- 
perichs,  ebd.  XII.  430  ff.  Pardessüs,  Loi  Salique  691  ff.  (Diss.  Sur  la  legislation  des 
»uccessions  chez  les  Francs).  Waitz,  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken  107  ff. 
IjAMpbecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  1,  14—45.  Rosin,  Commentatio  ad  ti- 
tulum  Leg.  Salicae  59  „De  alodis".  Breslauer  Diss.,  1875.  Darüun,  Mutterrecht  und 
Kaubehe  60  ff.  Yoükg,  i.  d.  Essays  of  anglosaxon  law  127  ff.  Gaüpp,  Recht  und 
Verfassung  der  alten  Sachsen  159  ff  Gaüpp,  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  339  ff. 
Dahn,  Westgoth.  Studien  131  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen  I.  209  ff.  Laboulaye, 
Condition'des  femmes  86 ff.  Eichhorn,  St.  u.  RG.  I.  371  ff.  Zöppl,  RG.  §{;?  112 ff. 
Obibsinobr  bei  Danz,  Handb.  d.  deutsch.  Priv.-R.  X.  1823. 

»««  Vgl.  Heüsleb.  U.  528.     Amira.  a.  a.  O.  186,  201. 

3»»  Vgl.  L.  Burg.  1,  2.     Ed.  Roth.  181.     Liutpr.  4. 

^**  Vgl.  Ed.  Liutpr.  5  (Gesch.  d.  ehel.  Güter.  I.  5,  N.  25  mis verstanden),  119. 
L.  Angl.  et  Wer.  47.  L.  Wis.  III.  2,  8.  4,  7.  Die  Burgunder  verhängten  die  gleiche 
Strafe    über   die    wider  den   Willen    ihrer  Eltern    mit   einem    Burgunder  vermählte 
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Rückkauf  (mundii  liberatio)  oder  aus  anderen  Gründen  in  ihre  angebomi^ 
Munt  zurück,  so  lebte  ihr  Erbrecht  wieder  auf,  sie  war  aber  kollation^- 
pflichtig'w. 

Die  Ausbildung  des  Hauserbrechts  zu  einem  Erbrecht  der  Sippe  hat 
sich  im  allgemeinen  noch  vor  der  Aufzeichnung  der  Volksrechte  voUzug«]. 
Der  ältere  Zustand  tritt  noch  im  friesischen  Rechte  hervor:  die  Ij^i 
Frisionum  kennt  nur  ein  Erbrecht  der  engeren  Familie;  fehlt  es  an  diestx 
so  tritt  der  Fiskus  ein***;  das  friesische  Recht  des  Mittelalters  g^ehi 
zwar  auch  den  Magen  ein  Erbrecht  zu,  die  Quellen  sprechen  hier  aber 
von  unwena  Iowa  (tnopinata  heredäas),  auch  muß  die  Erbschaft  durch  ein*- 
Abgabe  an  den  Asega,  also  wohl  eine  ursprünglich  fiskalische  Abgalt 
erkauft  werden'*^.  Auch  das  salische  Recht  läßt  die  schrittweise  erfolgt«^ 
Entwickelung  des  Erbrechts  noch  deutlich  erkennen '••.  Während  di? 
übrigen  Volksrechte  zwischen  Mobiliar-  und  hnmobiliarerbrecht  nnr  in- 
sofern unterschieden,  als  sie  bei  dem  letzteren  vorzugsweise  die  männliche 
Verwandtschaft  berücksichtigten,  kannte  die  Lex  Salica  nur  ein  Mobiliau*- 
erbrecht,  der  Grundbesitz  ging  nur  auf  die  Söhne  über  und  unterlag, 
wenn  es  an  solchen  fehlte,  bei  Sal-  oder  Herrengütern  dem  Heimfalls- 
recht  des  Königs,  bei  Bauergütem  dem  der  Gemeinde '•^.  Auch  nachdem 
Chilperich  die  bäuerliche  Erbfolge  auf  Töchter,  Brüder  und  Schwestern 
ausgedehnt  hatte,  muß  es  immerhin  noch  längere  Zeit  gedauert  habt^n. 
bis  die  seit  dem  achten  Jahrhundert  bezeugte  Unterwerfung  des  bäuerlichen 
Besitzes  unter  das  gemeine  Erbrecht  zur  Anerkennung  gelangte'*^.     Für 

Römerin  (L.  Borg.  12,  5)  and  können  daher  ihre  Volksgenossinnen  jedenfalls  nicht 
milder  behandelt  haben.  Dieselben  Grundsätze  wurden  von  den  NordgermaneD  nsd 
den  deutschen  Rechten  des  Mittelalters  befolgt.  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  I.  330  S. 
WiLDA,  Ötrafr.  d.  Germ.  801.  Weikhold,  Deutsche  Frauen  I.  307.  Lrhmakk.  Ver- 
lobung und  Hochzeit  47.    Amiba,  a.  a.  O.  70  f. 

3»»  Vgl.  Ed.  Roth.  195,  196,  199,  200.    Grim.  6.    Liutpr.  130. 

894  Ygi  L^  Ytib,  19,  2:  Si  quis  fratrem  auum  occiderit,  soUhU  cum  proxim. 
heredi:  tfive  ßliutn  atU  filiam  hahuerit,  aut  si  7ieuter  hortim  fueritj  solval  patri  «» 
vel  matri  suae^  vel  fratri,  vel  etiam  sorori  suae,  quod  ti  nee  una  de  Hg  perstthut 
fuerit,  solvat  etim  ad  pa/rtem  regis, 

••«  Vgl.  AiaaA,  a.  a.  O.  166  ff. 

'••  L.  Sal.  59,  §  1:  Si  quM  mortmu  fuerit  et  ßlias  tum  dinUserit,  «  maier  *m 
superfuerit,  ipsa  in  hered/itatem  succedcU,  §  2.  Si  mater  non  fuerii,  et  fratrem  opt 
äororem  dimiserit,  ipH  in  hereditatem  succedant,  §  3.  Tune  ei  ipsi  non  ßteriaf. 
soror  matrie  in  hereditatem  succedat,  §  4.  JSV  inde  de  Ulis  generaHonUmt  ^  qmirvm 
gue  proximior  fuerit,  ille  in  hereditatem  suoeedat,  §  5.  De  terra  vero  mala  ia 
midiere  hereditas  non  perHnebit,  sed  ad  virilem  sexum,  qui  fraires  fuerini^  fo/d 
terra  perteneat 

••»  Vgl.  S.  201.    Siehe  auch  Anm.  419. 

898  Yg]  g^^  Chilper.  3:  ut  quicwmgue  mcinos  habens  aut  ßlios  aut  fiiiae  ptat 
obitwm  suum  superstitutus  fuerit,  guamdin  filii  advixeriTit,  terra  habeant,  eicmf  rf 
lex  Salica  habet  et  si  subito  filios  defuncti  fii^nt,  filia  simüi  modo  aceipiah' 
terrae  ipsas,  sicut  et  filii,  si  vivi  fuissent^  aut  habuissent,  et  si  moritur,  frater  alter 
superstitutus  fuerit,  frater  terrae  accipiant,  non  vicini,  et  subito  fraier  moriem 
frater  non  dereliguerit  super stitem,  tunc  soror  ad  terra  ipsa  accedat  poseidende. 
Der  Vater  wird  unter  den  Erben  nur  deshalb  nicht  erwähnt,  weil  der  Geeetzgebar 
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Salgüter  kam  zwar,  wie  die  jüngeren  Textesklasßen  des  Volksrechts  er- 
kennen lassen,  die  Beschränkung  auf  die  Descendentenerbfolge  noch  in 
der  merovingischen  Zeit  außer  Gebrauch,  aber  dem  weiblichen  Greschlecht 
blieben  gleich  den  burgundischen  Krongutsehenkungen  und  den  Edelgütem 
(edel)  der  Angelsachsen  und  JBYiesen  auch  die  Herrengüter  der  Salier 
dauernd  verschlossen^**.  Den  übrigen  Volksrechten  war  die  völlige  Aus- 
schließung des  weiblichen  Geschlechts  von  der  Erbfolge  in  den  Grund- 
besitz von  vorn  herein  unbekannt;  nur  einen  relativen  Vorzug  der  Schwert- 
seite vor  der  Spindelseite  ließen  sie  eintreten.  Am  weitesten  ging  hierin 
das  thüringische  Recht,  das  über  die  Immobiliarerbfolge  bestimmte:  Usque 
ad  quintam  generationem  patema  generatio  succedat  post  quintam  autem 
film  ex  toiOy  sive  de  patris  sive  matris  parte,  in  heredüatem  succedat,  et 
tunc  demum  heredäas  ad  ßisum  a  lancea  transeai^^.  Ähnliche  Grundsätze 
muß  das  alamannische  und  friesische  Recht  befolgt  haben  ^^,  während  die 
Ribuarier  nur  bei  Stammgütem  die  gleiche  Strenge  beobachteten  ^l  Alle 
anderen  Stamme  ließen  sich  daran  genügen,  unter  gleich  nahen  Erben 
dem  männlichen  Geschlecht,  sei  es  überhaupt  sei  es  in  Betreff  des  Grund- 
besitzes, den  Vorzug  vor  dem  weiblichen  zu  gewähren*®'.  Eine  Ausnahme 
machte  die  der  weiblichen  Verwandtschaft  vorbehaltene  Gerade,  der  das 
nur  im  Mannsstamme  vererbliche  Heergewäte  gegenüberstand^*. 

Die  Hausgenossenschaft  des  ursprünglichen  Erbenkreises  war  auf  die 
in  derselben  Munt  vereinigten  Personen  beschränkt.  Sie  umfaßte  außer 
den  Kindern  insbesondere  die  unverheiratet  im  Hause  verbliebenen  oder 
als  Witwen  in  dasselbe  zurückgekehrten  Familienangehörigen  weiblichen 
Geschlechts,  Töchter  und  Schwestern*®^,  die  Mutter*®®,  hier  und  da  auch 
die  Schwestern  des  Vaters  oder  der  Mutter  *®^    Wenn  die  Söhne  nach 

ihn  bereits  als  verstorben  voraussetzt,  da  der  Erblasser  im  gewöhnlichen  Laufe  der 
Dinge  nur  durch  die  Beerbung  seines  Vaters  zu  eigenem  Grundbesitz  kommen  konnte. 

»»»  Vgl.  Anm.  122,  §  28,  N.  63,  N.  81.  S.  210.  N.  12.       *«o  i^  ^^gi.  et  Wer.  34. 

*«^  Vgl.  Stobbb,  V.  89  f.    Amiba,  a.  a.  O.  152.    Hubeb.  a.  a.  O.  (Anm.  245)  29,  40. 

^°'  li.  Rib.  56,  4.  Als  StAmmgut  galt  der  bereits  auf  die  zweite  Generation 
vererbte  Besitz,  terra  aviatica. 

*•'  Ganz  aufgehoben  ist  der  Unterschied  der  Geschlechter  in  der  \u  Wis.  IV. 
2,  1.  5. 

*<»*  Vgl.  S.  297  f. 

**•  Wenn  das  langobardische  Becht  die  unverheirateten  Schwestern  den  Töchtern 
im  Erbrecht  gleichstellte  (Etoth.  160.  Liutpr.  4,  145),  so  kann  sich  dies  nur  von  den 
nach  des  Vaters  Tode  in  die  Munt  der  Brüder  getretenen  Schwestern  verstehen  (vgl. 
liiutpr.  5).  Darum  waren  verheiratete  Schwestern  von  diesem  Tochtererbrecht  aus- 
geschlossen (Liatpr.  3).  Das  Tochtererbrecht  der  Schwestern  entsprach  dem  Munt- 
walterbrecht  des  Bruders  (Roth.  1871,  215),  das  erst  durch  Liutpr.  14  zu  Gunsten 
der  Schwestern  abgeändert  wurde.  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Qiiterr.  I.  5  f.  Miixbb, 
a.  a.  O.  64  f. 

*««  Vgl.  L.  Sai.  42.  MG.  I.eg.  IV.  605.  Gesch.  d.  ehel.  Qüterr.  I.  2,  N.  11, 
185  f.    Kbaut,  a.  a.  O.  I.  187  f.    Gbimm.  RA.  452. 

^*^  Bei  den  salischen  Franken,  die  noch  in  gewissem  Grade  an  der  Gesamtvor- 
mnndsohafb  der  Sippe  (S.  316)  und  zur  Zeit  der  Lex  Salica  auch  noch  an  gewissen 
Reminiscenzen  des  Mutterrechts  festhielten  (vgl.  Anm.  414),  wurde  die  (unverheiratete) 
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ihrer  Verheiratung  in  fler  Were  des  Vaters  blieben,  so  erstreckte  sich  di^ 
Hausgenossenschaft  auch  auf  die  von  ihnen  begründete  Familie****.  Auch 
nach  dem  Tode  des  Vaters  wurde  die  Hausgemeinschaft  unter  den  Brüdern. 
selbst  wenn  sie  verheiratet  waren,  nicht  selten  fortgesetzt *®^  Man  erkean 
unschwer  in  diesen  Ganerbenverhältnissen  den  Ausgangspunkt  für  ci- 
Ausbildung  eines  die  Grenzen  der  Familie  überschreitenden  Magenerbreelit>. 
das  damit  zunächst  notwendig  auf  die  Schwertmagen  beschränkt  war,  d^ 
die  verheirateten  Töchter,  auch  wenn  ihr  Ehemann  den  Haushalt  d^ 
Schwiegervaters  teilte,  nicht  unter  der  Munt  des  Vaters  standen  mi*i 
darum  mit  ihren  Kindern  nicht  mehr  zu  der  engeren  Familie  gerechn**t 
wurden  *^^.  Der  nächste  Schritt  zur  Ausbildung  eines  wahren  Erbrecht- 
bestand  darin,  daß  man  das  Erfordernis  der  häuslichen  Gemeinsckiti 
aufgab  und  auch  die  aus  der  Were  geschiedenen  Familienangehörigen  telK 
unbedingt,  teils  wenigstens  subsidiär  zur  Erbschaft  gelangen  ließ*"- 

Die  natürliche  Folge  dieser  Ausgestaltung  des  deutschen  Erbrw-ht- 
war  die  Sonderung  der  Erben  in  den  aus  der  Hausgemeinschaft  hervor- 
gegangenen engeren  Erbenkreis  und  den  weiteren  Kreis  der  zur  Erbsch^if^ 
berufenen  Magen  ^^^    Der  engere  Erbenkreis  umfaßte  die  an  sich  gleich 

Mutterschwester  noch  zur  engeren  Familie  gerechnet  (vgl.  Anm.  396),  wählend  ihr 
die  Vaterschwester  erst  durch  L.  Rib.  56,  3  und  die  späteren  Texte  der  Lex  Saliv-a 
zur  Seite  gestellt  wurde.  Bei  den  Langobarden  war  för  die  anverheiiatete  Vat4rr- 
Schwester  ursprünglich  sehr  schlecht  gesorgt,  bis  Ed.  Aist.  10  sie  im  wesentüchr-n 
den  Schwestern  gleichstellte. 

^08  Vgl.  S.  312.  Bbünneb.  RG.  I.  78,  N.  57.  Ed.  Grim.  5  gedenkt  des  im  «^.r 
avi  verbliebenen  Enkels  von  einem  in  nnu  avi  gestorbenen  Sohne. 

«0*  Vgl.  Anm.  82.  Ed.  Roth.  167.  Liutpr.  70.  Lothars  Gapit.  Olonn.  von  dS5. 
c.  6  (BoBBTius  330).  Cap.  legib.  add.  von  818,  c.  6,  c.  11  (ebd.  282  f.).  Muchsl- 
BBCK,  Hist.  Pris.  L  2,  291,  Nr.  555  (831),     Bbükkbb,  RG.  I.  78. 

*»•  Vgl.  Anm.  358. 

^^^  So  hob  Liutprand  für  Töchter  unter  sich  und  Schwestern  anter  sich  dei 
Unterschied  zwischen  verheirateten  und  unverheirateten  vollständig  auf  (Liatpr.  :L 
3,  14),  während  zur  Konkurrenz  mit  (verheirateten  oder  ledigen)  Töchtern  nur  unver- 
heiratete Schwestern  (sorores  in  capillo)  zugelassen  wurden  (Liutpr.  3,  4).  Den  V  ^r- 
tritt  des  Haussohns  vor  dem  emancipatus  hielt  noch  Lib.  Pap.  Roth.  153,  Glosse  ^  1 
(MG.  Leg.  IV.  318)  aufrecht.  Bei  den  Franken  unterlagen  die  aus  der  Were  :?*- 
Hchiedenen  Söhne  und  Töchter  bei  Ausübung  ihres  Erbrechts  nicht  'einmal  einr- 
Koliationspflicht.    Vgl.  U.  sal.  Kapitular  c.  2  (Anm.  359). 

^^*  Das  Verdienst,  diese  Sonderung  mit  besonderer  Schärfe  hervorgehoben  un«! 
begründet  zu  haben,  gebührt  Amiba,  a.  a.  O.,  und  Bbuknbb,  Sippe  und  Wergvlu 
nach  niederdeutschen  Rechten,  Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  1—87.  Im  übrigen  ist  nU-f 
die  höchst  bestrittene  Frage  der  altdeutschen  Erbfolgeordnung  außer  der  Ajiibl.  3^ 
angegebenen  Litteratur  zu  vergleichen:  Siboel,  RG.  319  f.,  383;  Die  germanidchr 
Verwandtschaftsberechnung,  1853.  Wassbbschlbbbn,  Das  Prinzip  der  Saccessii«^ 
Ordnung«  1860;  Die  germanische  Verwandtschaftsberechnung  und  das  Prinzip  d^^r 
Erbenfolgc.  1864;  Das  Prinzip  der  Erbenfolge  nach  den  älteren  deutschen  und  vrr- 
wandten  Rechten,  1870.  Lewis,  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  t  RW.  IX.  23—67.  Xl\. 
1—44.  XVII.  400  ff.  RivE.  i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  VI.  197  ff.  Bldhhl 
Omnis  parentilla,  i.  d.  Bonner  Festgruß  für  Hombybb,  1871.  S.  3—18.  Pappbvhbih. 
Launegild  u.  Gairethinx  (Giebkb,  Untersuchungen  XIV.)  54  ff.    Den  Nachweis  d^r 
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nahen  Verwandten  des  ersten  Oliedes,  im  allgemeinen  in  folgender  Rang- 
ordnung: 1.  Söhne,  2.  Töchter,  3.  Vater,  4,  Mutter,  5.  Bruder,  6.  Schwester***. 
Im  einzelnen  bestehen  hier  freilich  manche  Dunkelheiten  und  Verschie- 
denheiten, auf  die  aber  kein  großes  Gewicht  zu  legen  ist***.    Sehr  be- 


ParentelenordnuDg  im  anglo-normannischen  und  altfranzösischen  Hecht  hahen  geführt 
Bbtjnneb,  Das  anglonormanniBche  Erbfolgesystem,  1869,  und  Kohleb,  Zur  Lehre  von 
der  Parentelenordnang  (Gesammelte  Abhandlungen  aus  dem  Civilrecht,  188S,  8.  841  IT., 
zuerst  abgedruckt  i.  d.  Zeitschr.  f.  franz.  Civilrecht  VL  171  ff.).  Vgl.  Ajoba,  a.  a.  O. 
95  ff.  Für  die  Parentelenordnung  des  Sachsenspiegels:  Hombtsb,  Die  Stellung  des 
Sachsenspiegels  zur  Parentelenordnung,  1860. 

♦>»  Vgl.  L.  Sal.  58,  59  (Anm.  396).  L.  Rib.  56.  I.  sal.  Kapit.  c.  ?•  L.  Alam. 
57,  95.  L.  f'ris.  19  (Anm.  894).  L.  Sax.  41  f.,  44-46.  L.  Angl.  et  Wer.  26—34. 
Jj.  Burg.  14,  1,  2.  24,  8.  51,  2.  53.  75.  78.  Eine  sehr  wertvolle  Arbeit  eines  lango- 
bardischen  Juristen  aus  dem  Anfange  des  11.  Jahrhunderts,  Quaegüones  ac  monita 
(MG.  Leg.  IV.  590  ff.),  behandelt  §  4  die  Sueoemo  lege  Saiica,  §  81  die  Succeaio  ex 
f^e  Langobarda,  Außerdem  ist  von  hervorragendem  Wert  der  Glossen-  und  Formel- 
apparat nebst  der  Expositio  in  Lib.  Pap.  Roth.  153  (MG.  Leg.  IV.  317—323),  sowie 
ein  Tr<ieta6tts  de  ordine  eucceseionis  ab  intestato  secundum  tue  Langobardicum 
(MG.  Leg.  IV.  605).  Hinsichtlich  des  nordgermanischen  Rechts  vgl.  u.  a.  Maübbb, 
Island  829  ff.     Koldbbuf-Rosenvihob,  Dan.  RG.  (übers,  v.  Homeyeb)  80,  Note  b. 

^^^  Bestritten  ist  namentlich  die  Erbenreihe  der  Lex  Saiica  (Anm.  396),  deren 
älteste  Textform  als  Mobiliarerben  die  Kinder  (filii),  sodann  Mutter,  Bruder,  Schwester 
und  Mutterschwester,  als  einzige  Immobiliarerben  aber  die  Söhne  nennt.  Während 
die  meisten  Ausleger  einen  bloßen  Redaktionsfehler  annehmen  und  in  Überein- 
stimmung mit  den  jüngeren  Texten  des  Volksrechts,  sowie  L.  Rib.  56,  2,  3  den  Vater 
(Yg\.  auch  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  I.  169,  N.  6)  und  die  Vaterschwester  einfach  er- 
gänzen, nehmen  insbesondere  Daboün,  a.  a.  O.  62  ff.  und  Hbübleb,  II.  521  ff.  das 
Gesetz  wörtlich  und  erkennen  darin  einen  deutlichen  Rest  des  ehemaligen  Mutter- 
rechts.  Das  letztere  (vgl.  S.  59  f.)  faßte  den  Oheim  und  nicht  den  Vater  als  das 
Haupt  der  Familie  auf.  Neuerdings  hat  Osthofv  (Beitr.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache 
II.  Litteratur,  her.  v.  Paul  und  Bbaune,  XITT.  447  ff.)  festgestellt,  daß  Oheim  in 
sämtlichen  arischen  Sprachen  die  Bedeutung  Großvater  hat.  Hätte  die  Lex  Saiica 
statt  oder  neben  der  Mutterschwester  den  Mutterbruder  genannt,  so  wäre  das  Mutter- 
recht unverkennbar;  seine  Nichterwähnung  bricht  der  Sache  die  Spitze  ab.  Ich 
kann  eine  Spur  des  Mutterrechts  nur  darin  erkennen,  daß  außer  der  Vaterschwester 
auch  die  Mutterschwester  zur  engeren  Familie  gerechnet  wurde  (vgl.  Anm.  407), 
im  übrigen  schließe  ich  mich  der  Auffassung  an,  daß  Vater  und  Vaterschwester  nur 
aus  Versehen  oder  als  selbstverständlich  ausgelassen  sind.  Bestärkt  werde  ich  in 
dieser  Auffassung  durch  L.  Angl.  et  Wer.  28,  29,  wo  ebenfalls  nur  Schwester  und 
Matter  genannt,  Bruder  und  Vater  zu  ergänzen  sind.  Eine  ähnliche  Vernachlässigung 
ist  der  Mutter  im  langobardischen  Edikt  widerfahren.  Da  sie  hier  nirgends  aus- 
drücklich als  Erbin  genannt  wird  (wohl  aber  in  Liutprands  Notitia  de  actoribus  regis 
c.  8),  so  hat  eine  am  Buchstaben  haftende  Jurisprudenz  ihr  vielfach  das  Erbrecht 
absprechen  wollen,  erst  im  11.  Jahrhundert  stand  das  mütterliche  Erbrecht  in 
der  lombardischen  Rechtsschule  fest.  Die  Nichtberücksichtigung  der  Mutter  müßte 
im  langobardischen  Recht  ganz  besonders  auffallen,  da  dieses  den  Schwestern  den 
Bang  neben  den  Töchtern,  später  selbst  der  Vaterschwester  den  Rang  neben  der 
Schwester  einräumte  (vgl.  Anm.  405,  407).  Eine  andere  Eigentümlichkeit  des  lango- 
bardischen Rechts,  die  es  mit  dem  westgothischen  und  den  nordgermanischen  Rechten 
teilte,  war  die  Erbberechtigung  der  Kebskinder  (filii  naturales).  Vgl.  S.  293  f.  Eine 
Eigenheit  des  burgundischen  Rechts  war  es,  daß  der  überlebende  Eltemteil  an  dem 
Nachlaß  des  Kindes  nur  die  Leibzucht  erhielt,  vgl.  L.  Burg.  24,  3.  51,  2.  78  (nach 
S.  SchbSdbb,  D«atwh«  ÜMbtsgesehiobto.  21 
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stritten  ist  die  Stellung  der  Enkel,  überhaupt  der  entfernteren  D^jcendeDier. 
Fest  steht  nur,  daß  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  im  allgemeinfQ 
durch  die  lebenden  Kinder  ausgeschlossen  wurden;  nur  bei  den  austrd- 
sischen  Frauken  seit  Childebert  II.,  den  Westgothen  und  in  beschränkum 
Maße  bei  den  Burgundern  und  Langobarden  war  das  Repräsentationsrecht 
der  Enkel  zu  gesetzlicher  Anerkennung  gelangt ^^*.  Es  fragt  sich  dab^r 
nur,  ob  in  Ermangelung  von  Kindern  zunächst  die  Enkel  zur  Succes^ii 
gelangten,  wie  die  meisten  annehmen,  oder  ob  dieselben  von  dem  eng^ei 
Erbenkreise  ursprünglich  ganz  ausgeschlossen  gewesen  sind*^*.  Zunäch>; 
ist  es  zweifellos,  daß  die  in  der  Were  des  Großvaters  (in  mm  avi)  g^- 
borenen  Sohnessöhne,  da  sie  zu  der  Hausgenossenschaft  gerechnet  wurden. 
auch  zu  dem  engeren  Erbenkreise  gehört  haben  müssen *^^  Indem  d'-r 
Langobardenkönig  Grimowald  für  diese  das  Repräsentationsrecht  einfühn*. 
verlieh  er  ihnen  nicht  erst  das  Erbrecht  des  Busens,  das  sie  an  sich  scbii 
besaßen,  sondern  erhöhte  es  nur  zur  Konkurrenzfähigkeit  neben  den  Söhnen. 
Derselbe  geschichtliche  Entwickelungsgang  ist  überall,  wo  das  BepräMii- 
tationsrecht  eingeführt  wurde,  anzunehmen;  dasselbe  hatte  immer  m 
schon  bestehendes  Descendentenerbrecht  zur  Voraussetzimg,  und  es  heiBi 
die  Dinge  auf  den  Kopf  stellen,  wenn  man  die  Ausbildung  des  Des«>D- 
dentenerbrechts  als  eine  Konsequenz  des  Repräsentationsrechtes  betrachtet*^'. 
Insbesondere  stand  das  Descendentenerbrecht  bei  den  Sachsen  und  salijjche-i 
Franken,  die  erst  in  der  folgenden  Periode  zur  Annahme  des  Repri- 
sentationsrechtes   gelangt  sind,   fest*^®.     Nachweisen   läßt   sich    dassePir 


53,  1—3  statt  der  Leibzacht  der  Mutter  am  Ganzen  HalbteUung  mit  deo  Schreit 
magen  des  verstorbenen  Sohnes). 

***  Vgl.  L.  Burg.  75,  78  (nur  für  Sohnessöhne  und  nur  bei  der  Konkurrenz  mit 
Töchtern).  Ed.  Grim.  5  (nur  für  den  Sohnessohn  in  sinu  avi).  Westg.  Antiqua  :^T 
(L.  Wis.  IV.  2,  18).  Westg.  Fragment  1  (7).  Decr.  Childeberti  II.  von  595,  c.  l 
(BoBBTius  15).  Man  übersieht  gewöhnlich,  daß  dies  Gesetz  ein  auBtrasisches  Terrr 
torialgesetz  war  und  für  die  Salier  in  Neustrien  keine  Bedeutung  hatte.  £s  kann 
daher  nicht  auffallen,  daß  die  salischen  Franken  während  unserer  Periode  ?on  einen 
Repräsentationsrecht  der  Enkel  noch  nichts  gewußt  haben.  Vgl.  Form.  Marc.  IL 
10,  Tur.  22,  Merkel.  24,  St.  Amandi  s.  sal.  Lindenbr.  12  (Rozi^be,  Nr.  131—134). 

*^^  Dies  ist  namentlich  die  Ansicht  von  Amiba,  dem  Pappbnhbim,  a.  a.  O.  5öi 
zustimmt. 

*"  Vgl.  Hbüsleb,  n.  579.  **»  Vgl.  Giebkb  L  d.  Zeitschr.  f.  RG.  Xn.  44:x 

^^"  Vgl.  L.  Sax.  46.  Für  die  salischen  Franken  sprechen  außer  der  Lesart  <ir> 
heroldischen  Textes  am  Schlüsse  von  L.  Sal.  59  (Bbhbend^  Lex  Salica  &  78.  Mbbul. 
Lex  Salica,  Novelle  168)  vor  allem  die  Anm.  413  angeführten  „Quaestiones  ac  moniu- 
§  4:  Si  homo  decesserit  et  reliquerU  filium  et  fliam,  equaliier  succedanl.  ei  si  rdt- 
querit  ßlium  et  ßliam  et  nepotem,  ßlium  de  auoßlio,  equaliter  »uocedatU,  Wie  &ib 
dieser  Stelle,  die  bereits  Bekanntschaft  mit  dem  Repräsentationsrecht  zeigt,  io\^\^ 
BoU,  daß  Enkel  allein  nicht  vor  den  Eltern  successionsberechtigt  gewesen  sei«^ 
(vgl.  Hbuslbb,  II.  583.  Amiba,  a.  a.  0.  87  if.),  ist  mir  unklar.  Aus  dem  Mekr. 
welches  die  Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  gegenüber  den  lebenden  KiBÖerr 
konkurrenzfähig  machte,  folgt  mit  logischer  Notwendigkeit  auch  das  Geringere,  ihr 
Vorrecht  vor  allen  den  Kindern  nachstehenden  Erben.  Daß  übrigens  schon  die  Lri 
Salica  das  Descendentenerbrecht  kannte,  dürfte   sich  auch   aus  der  eigentümlh-bcs 
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weiter  bei  den  Langobarden  und  Westgothen**^,  vermuten  muß  man  es 
bei  den  Burgundern  und  ribuarischen  l'ranken^^^  Wie  es  bei  den  übrigen 
Stammen  gehalten  ist,  muß  dahingestellt  bleiben,  die  Wahrscheinlichkeit 
dürfte  aber  auch  bei  diesen  dafür  sprechen,  daß  mit  der  Fortbildung  der 
Hausgenossenschaft  zu  einem  engeren  Erbenkreise  gleich  den  verheirateten 
lündem  auch  deren  Kinder  zur  Berücksichtigung  gelangt  sind*'*.. 

Die  gleiche  Entwickelung  muß  hinsichtlich  der  Geschwister,  zumal 
der  Brüder,  und  ihrer  Descendenten  stattgefunden  haben.  Lebten  die 
Brüder  in  ungeteilter  Gemeinschaft^  so  rückten,  wenn  einer  von  ihnen 
starb,  dessen  Kinder  oder  Enkel  ohne  weiteres  an  seine  Stelle.  Seit  die 
Gemeinderschaft  des  Hauses  aufgehört  hatte,  die  alleinige  Grundlage  des 
Erbrechts  zu  bilden,  war  es  von  selbst  gegeben,  daß  sich  die  Kinder  der 
Geschwister  als  die  nächsten  erbberechtigten  Magen  unmittelbar  an  den 
engeren  Erbenkreis  anschlössen  und  allen  übrigen  Magen  vorgingen***. 
Sie  und  ihre  Descendenten  gehörten  noch  derselben  Generation  wie  der 
Erblasser  an,  dem  Knie  seiner  Eltern.  Die  ganze  Sippe  war  ein  orga- 
nischer Aufbau  von  engeren  und  weiteren  Familien,  die  man  nach  den 
einzelnen  aufeinander  folgenden  Häuptern  in  ihrer  jeweiligen  Gesamtheit 
als  Generationen,  Knie  oder  Parentelen  zusammenfaßte*'*.     Den  Beweis 

Wendung  <id  virilem  sexum  qiU  fratrea  fuerint  in  L.  Sal.  59,  5  (Anm.  896)  ergeben. 
Warum  genügte  es  dem  Gesetzgeber  nicht,  hier  wie  im  §  1  einfach  ßios  zu  sagen? 
£r  wählte  jene,  allerdings  recht  ungeschickte  Ausdrucks  weise,  um  die  Beschränkung 
der  Immobiliarberfolge  auf  die  Descendenten  des  ersten  Gliedes  anzudeuten.  Vgl. 
GiEBKS,  a.  a.  O.  442,  574.    Stobbb,  Handb.  V.  78  f. 

"•  Vgl.  Westg.  Antiqua  836  (L.  Wis.  IV.  2,  2j.  Westg.  Fragment  1  (7).  Für 
das  langobardische  Recht  ist  Ed.  Liutpr.  8  (si  ipse  frctier  neque  fiUo$  negue  ßlias 
reliquerit,  auf  si  habuerit  et  ante  eum  mortui  aut  mortuae  fuerunt  abaque  filii* 

filiabus,  tune  sorores  eins mtccedantj  entscheidend.     Der  Einwand   von 

Pappbnhbim,  daß  es  sich  hier  nur  um  einen  Anwendung^fall  des  von  Grimowald 
eingeführten  Beprasentationsrechts  handle,  übersieht  die  Beschränkung  des  letzteren 
auf  die  Enkel  in  sinu  cmi.  Die  langobardische  Doktrin  hat  die  Descendenten  stets 
und  mit  Toller  Einstimmigkeit  als  die  erste  Erbenklasse  behandelt.  Vgl.  Millbb, 
a.  a.  O.  59.    Gikbkb,  bei  Pappbnhbim,  a.  a.  O.  78JQf. 

"*  Vgl.  Anm.  416.    L.  Rib.  12,  2. 

*"  Daß  Ausdrücke  wie  filii  und  liberi  in  der  Rechtssprache  unserer  Periode 
auch  die  entfernteren  Descendenten  einschließen  konnten,  ist  unbestritten.  Für  das 
Descendentenerbrecht  bei  den  Baiem  spricht  L.  Baiw.  8,  20.  15,  10. 

4M  Ygi^  1^  gui^  Kapitular.  c.  7  (BEmtBND  90):  «  ^pcUer  atU  mater  desunt,  f rater 
defuneti  aut  certe  nepo8,  frairi$  senioris  ßlius»  Nach  Ed.  Roth.  163  sollte  das  Ver- 
mögen eines  Verwandtenmörders  schon  bei  dessen  Lebzeiten  an  dessen  parentes 
prüximi  et  legetimi  fallen,  was  durch  Liutpr.  17  dahin  abgeändert  wurde:  g^uod  nos 
proximos  frcUris  appellamus,  d.  h.  daß  als  proximiy  unter  Beseitigung  der  Kinder  und 
Kltem,  fortan  die  Brüder  verstanden  werden  sollten;  in  Ermangelung  von  Brüdern 
sollten  die  Bruderssöhne  berufen  werden.  Vgl.  Ssp.  I.  3,  8:  Dit  is  de  träte  sibbe 
tale,  die  man  to  mögen  rekenet:  bruder  hindere  unde  suster  hindere. 

4*^  Am  häufigsten  begegnet  Knie  (genu,  genuculum,  genieulum,  ags.  cneöw, 
cne&ris)  und  generatio,  bei  den  Sachsen  Glied  (Ssp.  I.  8,  8).  Vgl.  S.  61.  Hbusleb, 
IL  587.  Anna,  a.  a.  O.  45,  68,  79  ff.,  189.  Wenn  generatio  zuweilen  untechnisch 
für  Sippe  oder  Magschaft  überhaupt  gebraucht  wurde  (vgl.  Ij.  Sal.  59,  4  und  L.  Angl. 
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für  einen  derartigen  Aufbau  der  Sippe  liefert  der  Umstand,  daß  man  ii 
den  meisten,  ursprunglich  wohl  in  allen  Stammesrechten  den  engen-i 
Erbenkreis  oder  „Busen*^  in  die  Kniezählung  nicht  einbegriff,  sondern 
als  „binnen  Knies"  befindlich  ansah  *^'^.  Für  die  größere  oder  geringer 
Nähe  der  Verwandtschaft  war  demnach  die  Aufeinanderfolge  der  von  dnEi 
Erblasser  aufsteigenden  Generationen  maßgebend.  Auf  die  noch  der  ersten 
Generation  angehörigen  Descendenten  der  Geschwister  folgte  die  Greneratiia 
der  Großeltern,  dann  die  der  Urgroßeltern  und  so  weiter  bis  zu  der 
allgemein  angenommenen  Grenze  des  fünften  oder  sechsten  Knies  (je- 
nachdem  man  in  germanischer  Weise  mit  den  Großeltern  oder  in  der 
Art  des  kanonischen  Rechtes  mit  den  Eltern  zu  zählen  begann)  in  der 
aufsteigenden  Linie  ^^®.    Da  aber  dieselbe  Verwandtschaftsgrenze  anch  für 


et  Wer.  34,  wo  neben  dem  technischen  ad  quintam  generationem  antechnisch  paiermc 
generaMo\  so  war  dies  in  noch  höherem  Maße  bei  parentela  oder  parenüUa  der  Fall, 
worunter  meistens  die  Gesamtheit  der  parentes  (ags.  ma^gcty  cynn,  alts.  wt4gsrepi\ 
verstanden  ist  (vgl.  u.  a.  Amira,  20  if.,  74,  101,  113).  Neuerdings  hat  man  dfiL 
Worte  die  technische  Bedeutung  in  der  älteren  Bechtssprache  ganz  absprecheii  wolkE 
und  ist  dadurch  zu  gewaltsamen  Erklärungen  gekommen.  Vgl.  L.  SaL  44,  9,  w 
den  vorher  in  fester  Rangordnung  aufgezählten  Reipusempfangem  aus  der  FunlLe 
der  Frau  die  eventuell  berufenen  Verwandten  des  Mannes  in  folgender  Weise  angereiht 
werden :  £t  si  nee  ipse  frater  fwerit^  qui  proximior  fuerit^  extra  superiores  nominatot 

singülatim  dictim,  secundum  parentilla  usque  ad  sextum  genueuluw^ 

accipiat  Wie  das  Wort  „Heerschild"  bald  rein  objektiv  die  liehnsfiLhigkeit,  bald 
subjektiv  eine  bestimmte  Heerschildsstufe  bezeichnet,  so  ist  hier  pareniiüa  =  Ver- 
wandtschirfUstufe,  Dem  stellt  sich  nun  die  berühmte  Bestimmung  Ed.  Roth.  1^ 
De  grad^us  cognationum  zur  Seite:  Omnit  parentilla  ugque  in  sepümutn  pemdculua 
nomeretury  tU  parens  parenii  per  gradum  et  parentillam  keres  smeoedat;  nc 
tarnen,  ut  ille  qui  succedere  vult  nominatim  unicuique  iwmina  parentum  amtecetfonm 
sw/rum  dicat.  Das  kann  nur  heißen:  ,jUle  Verwandtschaft  wird  (nar)  bis  zum 
siebenten  Knie  gezählt,  so  daß  ein  Verwandter  dem  andern  nach  Maßgabe  des  Grades 
und  der  Verwandtschaftsstufe  als  Erbe  folgt,  so  jedoch  daß  der  Erbpratendeat  fcr 
jeden  (d.  h.  für  sich  und  den  Erblasser)  die  Namen  seiner  Vorfahren  angibt.**  Weiter- 
hin heißt  es  dann  noch  von  dem  speziellen  Fall  einer  gegen  das  fiskalische  Erbrecht 
gerichteten  Erbschaftsklage,  daß  der  Erbprätendent  duxU  per  ardinem,  qmod  portm- 
Ulla  nostra  sie  fuit,  et  Uli  sie  npbis  fuerunt parentes,  quomodo  nos  dieimtu,  d.  h.  „dM& 
die  Stufe  unserer  Verwandtschaft  die  und  die  gewesen  ist,  und  die  und  die  nnserr 
Vorfahren  gewesen  sind,  wie  wir  angegeben  haben." 

"»  Vgl.  Amiba,  a.  a.  0.  46  ff.,  61,  80  ff.,  132,  209.  Gaüpp,  Gesetz  der  Thüringer 
852  f.  E.  Maubbr,  Island  327  f.;  Die  Berechnung  der  Verwandtschaft  nach  altnor 
wegischem  Recht,  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akademie  1877,  S.  235  ffl   Siehe  auch  Anm.  4tL 

^'^  Das  kanonische  Recht,  das  statt  der  römischen  die  gennaniache  VerwaiHit- 
schaftsberechnung  angenommen  hatte  (die  Verwandtschaftsknie  bezeichnete  es  dabei 
häufig  mit  gradus,  eine  Ausdrucksweise,  die  dann  zum  Teil  auch  in  die  germamachc« 
Rechtsquellen  eingedrungen  ist,  vgl.  Stobbe,  Handb.  V.  66  f.),  betrachtete  anfiangs 
die  sechste,  seit  Gregor  III.  aber  die  siebente  Generation,  diese  eingeschloaaen,  als  <hc 
Grenze  der  ehehindemden  Verwandtschaft.  Vgl.  Gregor  III.  an  BoniüatiQs  L  J.  732: 
Frogeniem  vero  suam  quemqiie  usque  ad  septimam  observare  decemimus  generatiomfm 
(Jaff£,  Monum.  Moguntina  93).  c.  1,  c.  7.  C.  XXXV.  qu.  2  u.  3.  Lömdig,  KR.  d. 
Merovinger  555  ff.  Dadurch  beeinflusst  erscheint  die  Ausdehnung  der  ErbberechtiguBir 
bis  zur  siebenten  Generation  in  L.  Baiw.  15,  10  (usque  ad  septimum  gradum)  and  Js 
20  (posteri  sui usque  in  septimam  propinquitatem) ,  sowie   bei    den   Sacbaa 
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die  von  den  einzelnen  Knien  nach  abwärts  gehenden  Seitenlinien  maß- 
gebend war,  so  muß  innerhalb  der  letzteren  wieder  die  größere  Nähe  zu 
dem  gemeinschaftlichen  Stammvater  den  Vorzug  gegeben  haben.  Die 
deutsche  Erbfolgeordnung  beruhte  demnach  auf  dem  System  der  Paren- 
telen-  oder  Linealgradualordnung*^^. 


(Ssp.  L  8,  2  f.),  nur  daß  diese,  da  sie  die  Magenzähl ang  erst  mit  den  Großeltern  be- 
gannen, den  siebenten  Grad  kanonischer  Komputation  als  das  sechste  Glied  be- 
zeichneten. .  Die  gemeingermanische  Yerwandtsohaftsgrenze  war  aber  nicht  die 
siebente,  sondern  die  sechste  oder,  nach  germanischer  Kompatation,  fünfte  Generation. 
So  ist  das  sechste  Knie  der  L.  Sal.  44,  9  (Anm.  424)  und  das  fünfte  Knie  der  L.  Rib. 
56,  8  und  L.  Angl.  et  Wer.  84  zu  verstehen.  Die  Verwandtschaft  umfaßte  also  die 
Qenexationen  pater,  avns,  proavus,  abavus,  atavus,  tritavus,  während  das  kanonische, 
bairische  und  sächsische  Becht  auch  den  Vater  des  letzteren  noch  mitrechneten. 
Daß  die  Skandinavier  nicht  die  kanonische,  sondern  die  germanische  Berechnung 
hatten,  ist  von  Maubbb  (Anm.  425)  festgestellt.  Vgl.  auch  Koldsbup-Rosenvihgb, 
Grundriß  der  dän.  RG.  (übers,  v.  Hometbb)  73,  Note  g.  Die  Langobarden  zahlten 
zwar  utqite  in  sepHmum  genieulum  (Roth.  158,  Anm.  424),  rechneten  aber  dabei,  wie 
sich  aus  den  Schriften  der  lombardischen  Rechtsschule  ergibt  (vgl.  Anm.  427  und 
MG.  Leg.  IV.  817)  auch  den  Erblasser  beziehentlich  den  Erbprätendenten  mit,  so  daß 
sie  thatsächlich  ebenfalls  nicht  über  das  sechste  Knie  der  Salier  tind  das  ftLnfte  der 
übrigen  Stämme  hinausgingen.  Wahrscheinlich  ist  gerade  die  inkorrekte  Rechnungs- 
weise der  Langobarden  der  Anlaß  für  die  Ausdehnung  der  kirchlichen  Ehehindemisse 
anf  den  7.  Grad  geworden.  Die  Verwandtschaftsberechnung  und  im  wesentlichen 
auch  die  Erfolgeordnung  der  Iicx  Wisigothorum  war  durchaus  die  des  römischen  Rechts. 
**'  Die  Parentelenordnung  wurde  zuerst  von  Majbb,  Gemeinrechtliche  Erbfolge- 
ordnung in  sogenannte  Stammlehen  (a.  u.  d.  T.  Teutsche  Erbfolge,  1.  Fortsetzung, 
1805)  S.  14  ff.,  und  zwar  aus  rein  inneren  Gründen  der  sogenannten  Konsanguinität, 
aufgestellt  und  hatte  dann  seit  Eiohhobv  die  allgemeine  Zustimmung  der  Rechts- 
historiker gefunden,  bis  sie  von  Sixobl,  Wabsbbschlbbbn  und  Aicnu  als  historisch 
unbegründet  bekämpft  wurde.  Zustimmung  fanden  die  Gegner  namentlich  bei  Gbbbeb, 
Bobbtiüb,  K.  Maubbb  (Krit.  Viertelj.-Schr.  XI.  415  f.,  XII.  810),  Millbb,  während 
Stobbb  und  Lbwis  wenigstens  einräumten,  daß  die  Parentelenordnung  keine  allge- 
meine Bedeutung  gehabt  habe.  Daß  die  nordgermanische  Erbfolgeordnung  sie  nicht 
kennt  (vgl.  Madbbb  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  XI.  412  ff.),  beweist  nichts,  da  die  Aus- 
bildung des  Magenerbrechts  erst  nach  der  Trennung  der  Nord-  und  Südgermanen 
erfolgt  ist;  daß  aber  die  ersteren  die  Struktur  der  Sippe  nach  Parentelen  überhaupt 
gekannt  haben,  scheint  doch  fest  zu  stehen.  Der  arische  Charakter  dieser  Ordnung 
erhellt  u.  a.  aus  der  bei  den  Indern  nachgewiesenen  Erbfolge  nach  Parentelen  (vgl. 
Kohlbb,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  VII.  201  f.).  Die  entschiedensten  Kämpfer  für  die 
Parentelenordnung  sind  BBxnmBB,  Gibbkb,  Heüslbb,  Hometbb,  Rive,  Blühhb,  Kohlbb, 
V.  Wtss  (Über  die  Intestaterbrechte  der  ostlichen  Schweiz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
IV.  V.),  Bbsblbb.  Entscheidend  sind  namentlich  die  Nachweise  aus  deutschen  und 
französischen  Quellen  des  Mittelalters,  namentlich  auch  aus  Kreisen,  denen  das  Lehns- 
wesen völlig  fremd  geblieben  ist,  so  daß  die  Annahme  von  Maubbb  und  Amiba,  daß 
man  es  hier  mit  lehnrechtlichen  (Gestaltungen  zu  thun  habe,  ungerechtfertigt  er- 
scheint Die  Gegner  der  Parentelenordnung  stützen  sich  fast  ausschließlich  auf  die 
namentlich  in  den  langobardischen  Quellen  häufige  Bezeichnung  der  Knie  mit  gradus 
(vgl.  Anm.  428).  Die  proximi  parentes  per  gradus  (vgl.  Ed.  Liutpr.  17)  sollen  den 
Beweis  liefern,  daß  man  unter  den  einzelnen  Knien  nicht  ganze  Generationen  oder 
Linien,  sondern  nur  wie  im  römischen  Recht  Verwandtschaftsgrade  verstanden  habe; 
man  habe  die  Zahl  der  Grade  von  dem  gemeinschaftlichen  Stammvater  bis  zum  Erb- 
lasser einerseits  und  dem  Erben  andererseits  in  Betracht  gezogen,  aber  nur  die  Grade 
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Der  Unterschied  der  Geschlechter,  von  dessen  Bedeutung  für  die 
Immobiliarerbfolge  schon  S.  818  f.  gehandelt  ist,  war  bei  den  Westgothen 
überhaupt  aufgehoben,  bei  den  ribuarischen  Franken  wenigstens,  soweit  es 
sich  nicht  um  Stammgüter  handelte**®.  Die  Langobarden  setzten  die 
Tochter  nur  gegen  den  Sohn  zurück,  gestanden  dagegen  der  Schwester 
gewisse  Vorzüge  vor  dem  Bruder;  in  dem  weiteren  Erbenkreise  machten 
sie  keinen  Unterschied  mehr***.  Bei  den  übrigen  Stammen  wurde  der 
weitere  Erbenkreis  durchaus  von  dem  agnatischen  Prinzip  beherrscht,  so 
daß  die  Spindelmagen  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  erst  bei  voll- 
ständigem Ausfall  der  Schwertmagen  zur  Succession  gelangten,  während 
der  engere  Erbenkreis  bei  den  Saliern  überhaupt  keine,  bei  den  übrigen 
Stammen  doch  nur  eine  relative  Zurücksetzung  des  weiblichen  Geschlechtij 
innerhalb  der  einzelnen  Gruppen  kannte**®. 

In  Ermangelung  erbberechtigter  Verwandten  trat  das  Heimfallsrecht 
des  Fiskus  (curtis  regia)  ein***. 

Daß  es  für  den  Erben  keiner  Erbesantretung  bedurfte,  sondern  der 
Satz  „Der  Tote  erbt  den  Lebendigen"  platzgriff,  ergibt  sich  aus  den 
Quellen  der  folgenden  Periode,  nicht  minder,  daß  die  Erbteilung  erst  nach 
dem  „Dreißigsten"  erfolgte  und  bei  derselben  der  Grundsatz  „Der  ältere 
soll  teilen,  der  jüngere  kiesen"  beobachtet  wurde.  Über  den  Umfang  der 
Schuldenhaftung  des  Erben  herrscht  Streit.    Daß  eine  solche  überhaupt 

der  einen  Linie  gezählt.    Bei  nngleichen  Linien  soll  nach  Sibobl  stets  die  längere 
linie,  nach  WAsssBBomiSBSif  (der  außerdem  den  unbedingten  Vorzug  der  Ascendenten 
vor  den  Seiten?erwandten  behauptet)  die  Linie  des  Erbpratendenten  gezahlt  worden 
sein,  während  Amiba  für  diesen  Fall  ein  Zusammenzählen  beider  Linien»  also  im 
wesentlichen  die  römische  Berechnungsweise  annimmt.    Die  Theorien   von  SiKasL 
und  Wassbbsculbbeh  führen  unter  Umständen  zu  undenkbaren  Konsequenzen,  haben 
ihre  Widerlegung  auch  schon  bei  Ahiba  49  ff.  gefunden.    Die  einzige  Stelle,  auf  die 
sich  WAssBasoHLBBBN  (Verwandtschaftsberechnung  8  f.)  mit  einigem  Schein  berufen 
konnte,  beruht  auf  einer  falschen  Konjektur  von  Bobbtiüs  (vgl.  MG.  Leg.  IV.  pg. 
XCL  n.  80)   zu  der  Formel   in  §  10  der  Expositio  Lib.  Pap.  Eoth.  153  (ebd.  IV, 
322  f.),  wo  zu  den  Worten  cuius  proavus  matris  mee  fuit  das  Wort  aims  zu  ergänzen 
ist;   Bobetius   setzt  dies  Wort  aber  hinter  proavus,  während   es   davor   gehört. 
Richtig  gelesen  (euius  avu»  proavus  matris  mee  fidt  et  ideo  in  quinto  gradu  suceedere 
debeoj  liefert  die  Stelle  einen  vollständigen  Beleg  für  die  Parentelenordnung  (vgl. 
Bluhmb,  a.  a.  O.  17),  denn  beide  Erbprätendenten  gehören  der  Parentel  des  Grofi- 
vaters  an,  zu  dem  der  eine  im  sechsten,  der  andere  im  fünften  Grade  langobardischer 
Komputation   (d.   h.    im   fünften   resp.   vierten   Grade   kanonischer  Bechnung,   vgl. 
Anm.  426)  steht.    Die  Succession  erfolgt,  wie  das  Gesetz  (Anm.  424)  vorschreibt,  per 
gradum  et  parenOUam, 

"•  Vgl.  L.  Wis.  IV.  2,  1.  9.   L.  Rib.  56. 

*"  Vgl.  Ed.  Roth.  154,  158  ff.,  225.  Liutpr.  Iff.,  14,  145.  In  Betreff  des  wei- 
teren Erbenkreises  ist  die  Anm.  427  am  Schluß  besprochene  Formel  zu  vergleichen. 

"«  Vgl.  L.  Sal.  59.  L.  Cham.  42.  L.  Angl.  et  Wer.  26—34.  L.  Sax.  41,  44. 
L.  Alara.  57,  91,  95.  L.  Burg.  14,  1  f.  24,  8.  53.  1.  Amiba,  a.  a.  O.  16  f.,  91,  94  f., 
217.    Hubbb,  Histor.  Grundlage  des  ehel.  Güterrechts  der  Bemer  Handfeste  29. 

*"  VgL  S.  189,  259.  L.  Sal.  44,  10.  60.  2.  62.  L.  Pris.  19,  2.  L.  Baiw.  15,  10. 
Ed.  Roth.  158  ff.,  223  f.   Liutpr.  18,  32,  34.    Siehe  auch  Anm.  438. 
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bestand,  ist  zweifeUos*'*,  ebenso  daß  der  Erbe  sich  durch  Abtretung  des 
Nachlasses  an  die  Olanbiger  von  jeder  personlichen  Haftung  befreien 
konnte  ^^.  Andererseits  enthält  aber  das  ribuansche  Yolksrecht  schon  eine 
Bestiminnng,  die  an  das  bekannte  Sprichwort  anklingt:  ,,Wer  einen 
Schilling  erbt,  soll  auch  ein  Pfund  bezahlen^"."  Daraus  auf  einen  per- 
sönlichen Eintritt  des  Erben  in  die  Schulden  des  Erblassers  zu  schließen**", 
würde  dem  Charakter  des  deutschen  Schuldrechts  ebenso  sehr  wie  dem 
des  mittelalterlichen  Erbrechts,  nach  welchem  die  Schulden  des  Erblassers 
ausschließlich  aus  dem  Nachlasse  zu  zahlen  waren,  widersprechen.  Der 
Gläubiger  galt  aber  als  der  nächste  Erbe***,  und  wenn  daher  der  gesetz- 
liche Erbe  es  unterlassen  hatte,  durch  rechtzeitige  Liquidation  für  die  Be- 
friedigung der  Gläubiger  oder,  falls  es  nötig  war,  für  die  Ausschüttung 
der  Masse  zu  seilen,  so  war  er  den  Gläubigem  schadensersatzpfliohtig**^. 
Dem  Könige,  der  kraft  Heimfallsrechts  in  den  Besitz  eines  Nachlasses 
gekommen  war,  lag  nach  langobardischem  Recht  keine  Liquidationspflicht 
ob,  er  bezahlte  keine  Nachlaßschulden  **^,  doch  muß  dies  durch  die  fränkische 


"•  Vgl.  L.  Rib.  79.  L.  Wia.  V.  1,2.  2,  6  (Antiqua  308).  Ed.  Roth.  2.  365. 
385.   Liutpr.  16.  18.  19.  114.    Cap.  Aregisi  10.   Form.  Marc.  II.  25. 

*••  Vgl.  L.  Wis.  V.  6,  6.    VII.  2,  19.  5.  8.   L.  Burg.  65,  1. 

^"^  L.  Rib.  67,  1:  Si  quit  moriens  debitosus  aut  testamenta  vel  venditionii  seu 
tradicionis  aliquid  fecerii,  si  ßlios  aut  ßlias  non  relinquerit,  quicunque  de  parentibus 
ffui»  quantum  unus  solidus  aalet  vn  hereditatem  reciperit,  vel  cui  weregtldum  eius^  si 
interfeetu»  fiiu»ety  legiiimi  ohvenibat^  amnem  debitum  culpabilit  iudicetur,  et  omnem 
factum  eiu»  idoniare  »tudeat,  aut  culpam  incurreret.  Vgl.  Stobbe,  Handbuch  V.  52, 
X.  13.    Graf  q.  Dibthebb,  Rechtssprich Wörter  223,  N.  297,  298. 

*^*  Dies  ist  namentlich  die  Auffassung  von  Lewis,  Die  Succession  des  Erben 
in  die  Obligationen  des  Erblassers  178  ff.  Vgl.  dagegen  Stobbe,  i.  d.  Jahrbuch  d. 
gem.  deutsch.  Rechts  V.  295  ff.;  Handbuch  V.  49,  N.  3.  Pernicb,  i.  d.  Krit.  Vier- 
telj.-Schr.  IX.  85—92.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  d.  germ.  RG.  51  f.  Hbuslbr,  II.  544  ff. 
Pappekheim,  a.  a.  0.  69  ff.    Milleb,  a.  a.  O.  42  ff.    KAYSEB,'a.  a.  O.  487  f. 

*»«  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  35.    Stobbe,  Handb.  V.  50  f. 

*''  Vgl.  Burg.  65,  §  1:  Si  qua  mulier  vidua  ßlios  haberu,  si  et  Uta  et  ßlii  sui 
ressionem  de  bonis  mariti  qui  defunctus  estfecerint,  nullam  ex  delnto  ipsius  repara- 
iionem  aut  calumpniam  patiantur,  §.  2:  Si  certe  praesumpserint  hereditatem,  debitum 
patemum  simul  solvant.  Daß  die  Anm.  434  angeführte  Bestimmung  der  Lex  Ri- 
buaria  eine  Verschuldung  des  Erben  voraussetzt,  deutet  das  Wort  debitosus  an-,  er 
hat  leichtsinnig  den  Nachlaß  eines  überschuldeten  Verwandten  angenommen,  ohne  zu 
liquidieren,  nun  mag  er  die  Folgen  tragen.  Aus  Ed.  Liuti)r.  57  hat  man  mit  Unrecht 
den  Schluß  ziehen  wollen,  daß  der  Erbe  noch  nachträglich  sich  auf  Insufficienz  des 
XachlaAses  habe  berufen  können;  die  Stelle  bezieht  sich  nicht  auf  den  Erben,  sondern 
auf  den  yerheirateten,  in  der  Were  des  Vaters  verbliebenen  Haussohn.  Vgl.  Pappbn- 
ubim,  a.  a.  O.  70.  Eine  personliche  Ehrenschuld  für  die  Söhne,  die  ihren  Vater 
beerbt  haben,  setzt  Ed.  Roth.  362  fest:  wenn  der  Vater  eine  Schuld  geleugnet  und 
die  Ableistung  des  Eides  durch  Wadia  und  Bürgen  versprochen  hatte,  so  sollten  die 
Söhne,  wenn  er  vor  dem  Termin  gestorben  war,  entweder  den  Eid  leisten  oder  die 
Schuld,  auch  wenn  sie  den  Nachlaß  überstieg,  bezahlen.  Eine  ähnliche  Ausnahme- 
regel L.  Baiw.  5,  20  und  L.  Rib.  12,  2. 

*"  Vgl.  Ed.  Roth.  223.  231. 
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Gesetzgebung;  die  den  Grafen  selbst  bei  der  Einziehung  des  Vermögieib 
eines  Verbrechers  zur  Liquidation  verpflichtete,  abgeändert  sein*'*. 

Das  Erbrecht  des  engeren  Erbenkreises  war,  weil  aus  der  Gemeinscliif 
des  Hausvermögens  hervorgegangen,  ursprünglich  durchaas  unentziehb4^ 
Es  konnte  weder  durch  Verfügungen  von  Todes  wegen,  noch  durch  Seh«- 
kungen  unter  Lebenden  beeinträchtigt  werden**^.  Selbst  der  feieriid^ 
Austritt  aus  der  Familie,  die  „Entsippung'',  scheint  in  der  ältesten  Zer 
nur  das  Erbrecht  des  Ausgetretenen  gegen  seine  Verwandten ,  nicht  aber 
das  der  lettzteren  gegen  ihn  aufgehoben  zu  haben  ^^  Dagegen  erkngt<e 
man  durch  Abteilung  mit  den  berechtigten  Familiengliedem  fireie  Ver- 
fügung über  den  eigenen  Anteil***,  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  freilick 
nur,  wenn  die  Teilui^  mit  einem  rechtsförmlichen  gegenseitigen  VerzichL 
also  mit  einer  Auflassung  verbunden  war**'.  Je  häufiger  solche  Ab- 
teilungen unter  Miterben  wurden  und  je  mehr  sich  das  Aocrescenzreek 
der  Hausgenossenschaft  zu  einem  eigentlichen  Erbrecht  umbildete,  deet* 
mehr  verengerte  sich  der  Ereis  der  unbedingt  geschützten  Erben,  l'b 
schließlich  nur  noch  die  Kinder  übrig  blieben***;  und  selbst  diesen  wurd^ 
wenigstens  gegen  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Enkel  von  vorverstorbenec 
Kindern  im  achten  Jahrhundert  kein  Schutz  mehr  gewährt***. 

Wer  keine  Erben  hatte,  konnte  sich  wohl  schon  in  alter  Zeit  mit 
Bewilligung  der  Landesgemeinde  oder  des  Königs,  als  der  Heimfall- 
berechtigten,  einen  Erben  setzen.  Gelegentliche  Quellenzeugnisse  la^^ea 
darauf  schließen,  daß  das  auf  diese  Weise  ausgebildete  Erbschaflggt-diDp* 
Gemeingut  der  germanischen  Stänmie  gewesen  ist.  In  greifbarer  Gestsh 
liegt  es  uns  in  dem  fränkischen  adfaümus  und  dem  langobardischen  ytdrt- 
ihinx  (thmx,  thingaäo)  vor***.     Das  Erbschaftsgedinge  war  eine  adoptio  in 


^^  Vgl.  Capit.  legi  addita  v.  S16,  c.  ö  (Borbtius  286).  Ansegiai  Cap.  IV.  21 
Lib.  Pap.  Ludov.  Pii  16.    Lbwis,  a.  a.  O.  181,  N.  8. 

««<»  Vgl  Ahola,  Erbenfolge  51  ff.,  105  ff.,  170,  181  f.,  201,  211  ffl  JPapfrshki. 
a.  a.  0.  58  ff.  Eiohhosn,  St.  a.  BG.  I.  831  ff.  Millbb,  a.  a.  O.  41,  48ff.,  55  t.  €0. 
68.  HüBEB,  Histor.  Grandlage  d.  ehel.  Güten,  der  Bemer  Handfeste  16  ff.  K.  llAruL 
Island  865  f.;  Über  den  Hanptzehnt  einiger  nordgerm.  Rechte  (Abh.  d.  Mdiieh««. 
Akad.  1874)  221  f.,  242  f.,  288  f.  Schüppeb,  i.  d.  Arch.  giuridico  I.  21  ff.  Uanw^ 
KR.  d.  Merov.  681  ff. 

*♦*  Vgl.  S.  70.  BBUKifEB,  RG.  I.  92.  Erst  die  jüngeren  Texte  der  Lex  j^ali.:» 
lassen  den  Ausgetretenen  durch  den  Fiskus  beerben.    Vgl.  Ahiba,  52. 

*"  Vgl.  Amiba,  57  f.,  104.  Pappbnheim,  60 f.  L  Baiw.  1,  1.  L.  Burg.  24,  5l 
51,  1  f.  Durch  ein  jüngeres  Gesetz  (L.  Burg.  1,  1)  wurde  das  Erbenrecht  der  nsib- 
geteilten  Kinder  auf  die  Sors,  das  Landlos,  beschränkt  Aus  L.  Burg.  75,  1  iisi 
78,  1  geht  hervor,  daß  die  Abteilung  häufig  eine  bloße  Ausweisung  war,  bei  welcher 
der  Vater  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitz  blieb.  Im  langobardischen  Recht  war,  T;^^ 
leicht  unter  römisch-rechtlichem  Einfluß,  die  Aufhebung  des  geschützten  ErbenrecLts 
im  Falle  erheblicher  Undankbarkeit  vorgesehen.  Vgl.  Ed.  Roth.  168—170.  Lintpr. 
5,  119.  In  Notfallen,  wenn  der  Erbe  trotz  geschehener  Aufforderung  die  Beifa'15: 
verweigerte,  war  die  Übertragung  des  Vermögens  auf  Dritte,  um  von  diesen  de 
Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  gestattet.    Vgl.  Roth.  173.    L.  Sax.  62. 

*"  Vgl.  S.  263.  ***  Vgl.  Amiba,  58  f. 

*^^  Vgl.  Rozi&BB,  Recueil  des  formules  Nr.  131  ff. 

*^^  Vgl.  L.  Sal.  46.    L.  Rib.  48,  49.    Cap.  ad  leg.  SaL  ron  819,  a  10  (Bonna 
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hereditatem  und  daher  nur  demjenigen  gestattet,  der  keinen  warteberech- 
tigten Erben  hatte;  durch  nachträgliche  Gebart  eines  solchen  wurde  das 
Gedinge  gebrochen**^.  Der  Gedingserbe  gehörte  zum  Busen**®,  er  hatte 
ein  ebenso  unentziehbares  Erbrecht,  als  wenn  er  im  Busen  geboren 
^äre**^.  Am  reinsten  hat  sich  das  Verhältnis  im  Edikt  des  Bothari  er- 
halten, nach  welchem  sich  der  Gedingserbe  nach  dem  Tode  des  Erblassers 
wie  ein  geborener  Erbe  des  Nachlasses  unterwand  und  die  Schulden  über- 
nahm*^^.  Die  Form  des  Gedinges  war  noch  die  der  altgermanischen 
Wehrhaftmachung,  Emanzipation  und  Adoption:  Übergabe  des  Speers 
seitens  des  Erblassers  an  den  Gedingserben  durch  die  Hand  eines  Dritten, 
der  Speerbürge  (ffisel)  genannt  wurde,  unter  Ausspruch  einer  altertum- 
lichen Formel,  alles  öffentlich  vor  den  Freien,  also  doch  wohl  vor  ver- 
sammeltem GKiricht*'^^  Bedeutend  abgeschwächt  nach  Form  und  Inhalt 
war  die  Sache  bei  den  Franken  schon  zur  Zeit  der  Lex  Salica.  Zwar 
wurde  die  Auffassung  des  ganzen  Aktes  als  einer  adoptio  in  hereditatem 
traditionell  bis  in  das  neunte  Jahrhundert  festgehalten,  aber  die  ideale 
Seite  der  Erbensetzung  trat  gegenüber  der  materiellen  Seite  der  Ver- 
mögenszuwendung  in  den  Hintergrund.  Der  ursprünglich  einheitliche 
Akt  hatte  sich  in  drei  Akte,  jeder  vor  drei  zugezogenen  Zeugen,  aufgelöst. 
Der  erste  Akt  spielte  sich  im  gebotenen  Gericht  zwischen  dem  Erblasser 
imd  dem  an  die  Stelle  des  alten  Speerbürgen  getretenen  Salbürgen  oder 
Salmann  ab;  statt  des  Speeres  wurde  diesem  die  Festuca  überreicht,  unter 
Bezeichnung  der  Person  des  Gedingserben  und  des  diesem  zugedachten 
Vermögens;  denn  die  Lex  Salica  kannte  bereits  die  Beschränkung  auf 
einzelne  Vermögensmassen.  Der  zweite  Akt  war  die  sessio  triduana  des 
Salmannes  im  Hause  des  Erblassers,  um  jenem  die  Gewere  zu  über- 
tragen***. Der  dritte  Akt,  der  binnen  Jahresfrist  erfolgen  mußte,  bestand 
aus  der  Übergabe  der  Festuca  seitens  des  Salmannes  an  den  Gedings- 

293).  Cap.  ad  leg.  Bib.  von  808,  c  8  (ebd.  118).  BozikBB,  Becaeil  des  formales 
Nr.  115—118,  130—137,  216.  Ed.  Roth.  168—174.  Ausgezeichnet  wird  die  ganze 
I^hre  behandelt  bei  Hbüslxb,  II.  621—629  und  hinsichtlich  des  langobardischen 
Bechts  bei  Pappsnheim,  a.  a.  0.  45—76,  anf  die  wegen  aller  Einzelheiten  zu  ver- 
weisen ist.  Im  übrigen  Tgl.  Bbsbubb,  Erbverträge  I.  96—131,  164—183.  Waitz, 
Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  147  flF.  Walte»,  DRG.  II.  241—247.  Brünkbr,  bei 
HoLTZBNDOBFF,  a.  a.  0.  263.  Stobbb,  Handb.  Y.  170  ff.  Grimm.  RA.  121  f.  Milleb. 
a.  a.  0.  90  ff.  Katser,  a.  a.  0.  476  ff.  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  I.  157  ff.  Schüpfer, 
a.  a.  O.  XXXI.  607  ff.  Sohebbxb,  Zeitschr.  f.  RG.  XUI.  274  ff.  Dbnman  Ross,  Early 
history  of  the  landholding  69  ff. 

**'  Vgl.  Ed.  Roth.  171.  Auf  entferntere  Erben  brauchte  keine  Rücksicht  ge- 
nommen zu  werden,  doch  galt  die  völlige  Ausschließung  eines  solchen  als  ein  Akt 
der  Feindschaft.    Vgl.  Roth.  360. 

***  Vgl.  S.  61,  Anm.  71.  In  den  Urkunden  wird  auch  von  aßrcOare  und  af- 
ßliare  gesprochen, 

**»  Vgl.  Ed.  Roth.  173  f.  *"  Vgl.  ebd.  174. 

^^^  Dieser  früher  allgemein  mißverstandene  Akt  hat  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  56  f. 
seine  Aufklärung  gefunden.  Vgl.  oben  S.  51 ,  61  ff.,  257.  Die  Formel,  die  bei  dem 
Erbschaftsgedinge  gesprochen  wurde,  ergibt  sich  aus  Roth.  173. 

*"  Vgl.  S.  275. 
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erben,  und  zwar  vor  dem  König  oder  im  echten  Ding**^.  Die  folgen*» 
Zeit  hat  dann  bei  den  Franken  wie  bei  den  Langobarden  eine  immer  zo- 
nehmende  Verflüchtigung  der  Form  und  des  derselben  ursprönglich  zo 
Grunde  liegenden  ßechtsgedankens  gebracht.  Das  ganze  Geschäft  nimmt 
mehr  und  mehr  einen  sachenrechtlichen  Charakter  an,  traditio  cartae  m-i 
Auflassung  werden  wie  bei  Grund eigentumsübertragungen  die  vorherr- 
schende Form,  und  der  alte  Speerbürge,  schon  in  der  Lex  Salica  so  ver- 
ändert, wird  zu  dem  durch  dinglichen  Vertrag  bevollmächtigten  Salmani.. 
der  nach  dem  Tode  des  Erblassers  die  Übertragung  an  den  Bedachen 
zu  bewirken  hat***.  Das  Erbschaftsgedinge  verschmilzt  nodt  der  Ver- 
gabung von  Todes  wegen  (S.  275  f.)  und  bewahrt  nur  so  viel  Fon  seineoi 
urspnmglichen  Charakter,  daß  es  auch  die  Übertn^ng  eines  ganzet 
gegenwärtigen  und  zukünftigen  Vermögens,  namentlich  auch  in  fahrender 
Habe,  zum  Gegenstande  haben  kann. 

§  36.  Das  Strafrecht^  Wir  haben  das  öffentliche  Strafrecht  de? 
germanischen  Altertums  als  ein  sakrales  Strafrecht  kennen  gelernt:  d> 
einzige  öffentliche  Strafe  war  der  Opfertod.  Alle  nicht  mit  dem  Opfer- 
tode  bedrohten  Verbrechen  gehörten  dem  Bereiche  des  PrivatstrafrechtH 
an;  erst  auf  die  Klage  des  Verletzten  schritt  die  Staatsgewalt  ein,  ihiv 
Strafe  war  die  sühnbare  Acht.  Unter  dem  Einfluß  des  Christentam> 
mußte  das  öffentliche  Strafrecht  seinen  heidnischen  Charakter  verlieren^: 
die  sakralen  Todesstrafen  wurden  bis  auf  geringe  Reste,  die  sich  hier  und 
da  erhielten  *•,  beseitigt,  an  ihre  Stelle  trat  bei  den  Nordgermanen  die 
unsühnbare  Friedlosigkeit,  bei  den  Südgermanen  meistens  der  Tod  durch 
den  Strang  oder  Enthauptung',  oder  als  Surrogat  der  Todesstrafe  di^ 
Lösung  des  Halses  durch  Zahlung  des  eigenen  Wergeides.  Aber  wähienil 
sich  bei  den  Nordgermanen  und  im  allgemeinen  auch  bei  den  SaclL^en 


*^^  Ohne  GrQDd  nimmt  Heusleb  an,  daß  dies  erst  nach  dem  Tode  des  Erb- 
lassers geschehen  sei. 

*^*  Vgl.  S.  269.    Bbssleb,  a.  a.  O.  261—284.    Albbecht,  Gewere  281  tL  245  £ 
Stobbb  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  VII.  405  ff.    Merkel  ebd.  II.  146  ff. 

*  Vgl.  §  12  und  die  daselbst  Anm.  1  angeführte  liitteratnr.  Waitz  IL  2,  35^  ff 
IV.  434 if.,  505—525.  A.  B.  Schmidt,  Schadensersatz  in  den  Volksrechten  1—1C 
Tuonissbn,  L'organisation  judioiaire,  le  droit  p^nal  et  la  proeednre  pönale  de  Ia  Li 
Saliqae,  2.  edition,  1882.  Gaüdenzi,  I^a  legge  Salica  e  gli  altri  diritti  germanici  3t>  iL 
OsenbbOggen,  Das  alamannische  Strafrecht,  1860;  Das  Straf  recht  der  Iiangobard<«. 
1868.  K.  Maurbb,  Ober  angelsächs.  Bechtsverhältnisse,  i.  d.  Krit  Überschau  111. 
26  ff.  Dahn,  Westgothische  Stadien  141-242.  Pbbtile,  Stör,  del  dir.  ital.  \. 
LAüQHLDf,  i.  d.  Essays  in  angl.  saz.  law  262—288. 

'Von  besonderer  Bedeutung  wurde  das  kirchliche  Asylrecht,  kraft  dessen  dif 
Auslieferung  des  in  eine  Kirche  geflohenen  Verbrechers  nicht  anders  als  gegen  d«» 
eidliche  Versprechen  des  Verfolgers,  ihn  am  lieben  zu  lassen,  verlangt  werden  durfte. 
Vgl.  LöNiMO,  Kirchenrecht  der  Merovinger  5S6  ff.  Waitz  II.  2,  360.  IV.  504.  Wilpa. 
537  ff.  Wbinhold,  Über  die  deutschen  Fried-  u.  Freistätten  (Kieler  UniTerBit.  Pr.»jr. 
y.  1864)  14  f.    Maubeb,  a.  a.  O.  53. 

«•  Vgl.  S.  72.  Anm.  6.   L.  Burg.  34.  1.    Waite  IV.  49«,  Note  2. 

3  Vgl.  Waitz  IV.  506. 
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nur  eine  Änderung  des  Strafsystems  vollzog  und  der  Kreis  der  todes- 
würdigen Verbrechen  wesentlich  der  alte  blieb*,  hielten  die  übrigen  ger- 
manischen Volksrechte  den  BegriflF  des  Kapitalverbrechens  in  der  Haupt- 
sache nur  bei  den  verschiedenen  Fällen  des  Hoch-  und  Landesverrats, 
dem  die  erstarkte  monarchische  Gewalt  den  Treubruch  gegen  den  König 
und,  in  Anlehnung  an  das  römische  Recht,  auch  das  Majestätsverbrechen 
beigesellte,  fest  und  überließen  das  übrige  größtenteils  dem  Privatstraf- 
recht und  dem  Satze  „Wo  kein  Kläger  ist,  da  ist  kein  Richter"'. 

Diesem  Rückschritt  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Strafrechts 
stand  ein  Fortschritt  auf  dem  des  Privatstrafrechts  gegenüber.  Wenn  das 
alte  Recht  hier  nur  die  sühnbare  Acht  kannte,  wobei  der  Richter  sich 
um  die  Straftrollstreckung  nicht  zu  kümmern  und  nur  auf  Anrufen  des  Ge- 
ächteten die  Sühne  zu  vermitteln  hatte,  so  bestanden  jetzt  für  die  meisten 
Rechtsverletzungen  feste  Bußansätze,  deren  gesetzliche  Fixierung  und  Er- 
höhung den  Hauptgegenstand  der  volksrechtlichen  Gesetzgebung  und  das 
ausgesprochene  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Fehde  bildeten*.  Wenn  der 
Verletzte,  unter  Verzicht  auf  die  Fehde,  die  Klage  anstellte,  so  lautete 
das  Urteil  nicht  mehr,  wie  in  der  germanischen  Zeit,  auf  Ächtung,  sondern 
auf  Buße;  die  Ächtung  trat  nur  subsidiär  ein,  wenn  der  Angeklagte 
Rechtens  weigerte,  aus  einer  Strafe  war  sie  zu  einem  prozessualischen 
Zwangsmittel  geworden  ^  Durch  die  Zahlung  der  ihm  auferlegten  Buße 
(compontioj  bdt,  culpa,  schuld,  causa,  saka,  fodda,  faidus)^  gewann  der  An- 

^  Ober  das  sächsische  Recht  vgl.  Richthofen,  Zar  Lex  Saxonum  2—10,  204 
bis  2t  1,  218—880.    Über  das  friesische  vgl.  Anni.  15. 

^  YgL  L.  Bai  war.  II.  1:  Vt  nullus  liher  Baiuuarius  alodem  aut  vUam  sine 
capitale  crimine  perdat;  id  est  si  in  nec&m  ducis  consiliaius  fuerity  aut  inimicos  in 
provincusm  invitaverit,  aut  civitatem  capere  ab  extraneis  maehirusoerit  et  exinde  pro- 
batus  invenius  fuerit.  tunc  in  ducis  sit  potestate  vita  ipnua  et  omnes  res  eius  in  Patri- 
monium, ceteras  vero  yuaseumque  eommiseint  peccatas,  usque  habet  substantiam,  con- 
panat  seeundum  legem.  L.  Alam.  24,  25.  L.  Rib.  60,  6.  69,  1.  Ed.  Rothar.  1,  3—7. 
Vgl.  Waitz  II.  1,  195  f.  III.  307-313.  IV.  507.  Roth,  Gesch.  d.  BeneficialweseDs 
128  ff.,  888  ff.  Als  todeswürdiger  Treubrach  gegen  den  König  wurde  auch  die  Be- 
amtenuntreue, namentlich  die  Jastizverweigerung  seitens  der  Grafen,  aufgefaßt.  Vgl. 
CoHN,  Justizver Weigerung  im  altdeutschen  Recht  5,  63  ff.,  73,  84  ff.,  130  f.  Sohm, 
Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  147,  415.  H.  O.  Lehmann,  Rechtsschutz  gegenüber 
Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  fränk.  Recht  104  ff.  Ober  andere  Kapitalverbrechen 
vgl.  Anm.  15. 

®  Vgl.  Ed.  Roth.  74:  ideo  maiorem  conpositionem  posmmus  quam  antiqui  nostri, 
ut  faid-a,  quod  est  iiUmicitia,  post  accepta  suprascripta  eonpositione  pottponatur,  et 
amplius  non  requiratur,  nee  dolus  teneatur,  aed  sit  sibi  causa  finita,  amiciiia  manente, 
Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang  (Bausteine  II.  79  f.),  macht  mit  Recht  darauf  auf- 
merksam, daß  ein  geregeltes  Bußensystem  sich  zunächst  innerhalb  der  Sippe  aus- 
gebildet haben  dürfte,  da  der  Sippefrieden  die  Fehde  unter  Verwandten  ausschloß. 
Ein  lehrreiches  Beispiel  für  die  Lückenhaftigkeit  des  Bußensystems  der  Volksrechte 
gewährt  die  Behandlung  der  Anstiftung  zu  einem  Verbrechen  (Anm.  91). 

»  Vgl.  S.  75  f.    K.  Maübbb,  a.  a.  0.  40. 

*  Über  diese  Bezeichnungen  vgl.  §  19,  Anm.  6,  11.  Gnimf,  RA.  649.  Sohm, 
R.-  u.  Ger.- Verf.  88  ff.,  93  f.,  107,  Note  16.    Müllenhofp  bei  Waitz,  Recht  d.  sal. 
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geklagte  dem  Kläger  den  Frieden  ab,  der  Richter  erwirkte  ihm  diesen 
Frieden,  indem  er  dem  Kläger  die  Leistung  der  Urfehde  auferl^rt^^  nnd 
hierfür,  nicht  mehr  wie  ehedem  for  die  Wiedereinsetzung  des  Greächteten 
in  den  gemeinen  Frieden,  empfing  er  das  Frieden^ld  ^^,  von  dem  nach 
dem  Rechte  des  fränkischen  Reiches  der  König  (oder  der  Inununitätshen) 
zwei  Drittel  und  der  Richter  ein  Drittel  erhielt.  Die  technische  Be- 
zeichnung des  Friedensgeldes  war  freda  oder  fredus^K  Bei  den  Franken 
und  Langobarden  war  der  Fredus,  ebenso  wie  in  den  nordischen  Rechtem 
noch  in  alter  Weise  pars  mvlctae  (vgl.  S.  71,  76),  die  in  ihren  Volks- 
rechten enthaltenen  Bußsätze  waren  inter  fredo  et  faido  (Anm.  8)  gemeint 
indem  die  Langobarden  auf  Buße  und  Fredus  je  die  Hälfte,  die  Franken 
auf  die  Buße  zwei  Drittel,  auf  den  Fredus  ein  Drittel  des  Gesamtbetrages 
rechneten^'.  Die  übrigen  Stänune  hatten  für  das  Friedensgeld  eben<<:< 
wie  für  die  Bußen  feste  Ansätze^',   ihre  Büß-  und  Wergeidtaxen   sind 


Fr.  2S2.  N188L,  Gerichtsstand  des  Glerus  184  ff.  AimtA,  Obligationenrecht  L  S7. 
ScHMiD,  Ges.  d.  Angels.  541.  Bbüvnbr,  RG.  I.  165.  Das  dem  lang,  faida  en^ 
sprechende  frank,  faid/us  (Fehdegeld)  begegnet  wiederholt  in  der  allitterierendeB 
Formel  inter  freto  et  faido  (vgl.  u.  a.  L.  Sal.  35,  7). 

'  Vgl.  Anm.  78.  S.  77,  Anm  27.  Ed.  Roth.  74  (Anm.  6),  143.  liutpr.  42. 
Bbuhveb,  RG.  I.  161.  Thohissbn,  a.  a.  0.  156  f.  Rozi&bb,  Recueil  des  fonniile> 
Nr.  465—470.    SnoEL,  Gesch.  d.  Ger.- Verfahrens  25. 

^®  Vgl.  SiEOBL,  a.  a.  0.  26  f.  Die  Streitfrage,  ob  der  Fredns  der  Pros  ttor  dif 
Rückgewähr  des  allgemeinen  Friedens,  oder  eine  Strafe  fQr  den  Friedensbmch,  oder 
eine  Gebühr  für  die  Sühnevermittelnng  gewesen  (vgl.  v.  Bab,  Handbuch  I.  55)  ist 
also  dahin  zn  entscheiden,  daß  das  erste  dem  Rechte  der  Urzeit,  das  letzte  dem  der 
frankischen  Zeit  entsprach.  Der  strafrechtliche  Charakter  tritt  aber  zuweilen  eben- 
falls heryor.  Vgl.  Anm.  11,  15.  Ein  eigentümliches  Übergangsstadinm  baben 
wir  S.  76,  Anm.  20  kennen  gelernt.  Dem  Wesen  des  Fredus  als  einer  Gebühr  en^ 
sprach  es,  daß  er  bei  den  Saliern  im  Wege  der  Verwaltungsezekution  ohne  gericht- 
liches Verfahren  eingetrieben  wurde.  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  92.  Neben  öffratUchen 
Strafen  gab  es  kein  Frtedensgeld.    Vgl.  auch  Anm.  85. 

^^  Vgl.  MüLLBKHOPF,  a.  a.  O.  283.  Gbimm,  RA.  656.  Bei  den  Angdsachsen 
entsprach  tcife,  das  sonst  Strafe  bedeutete.  Vgl.  S.  71.  Gbimm,  a.  a.  O.  657.  Schmid. 
Ges.  d.  Angelsachsen  679.  K.  Maubbb,  a.  a.  O.  45  f.  Auch  die  Burgunder  müssen 
dieselbe  Bezeichnung  gehabt  haben,  wie  sich  ans  der  lateinischen  ÜberBetzung  mmits 
und  der  Benennung  der  wittiscalci  (L.  Burg.  76)  ergibt.    Vgl.  Wilda,  Straf^^echt  456. 

**  Vgl.  Bbünneb,  RG.  I.  164  f.  Thonissen,  a.  a.  O.  205  ff.  Wilua,  a.  a.  o. 
464  ff.  Sohm,  Reichs-  and  Gerichtsverfassung  107  £,  170  f.  Osbnbbüoobh,  lAOgoK 
Strafr.  25  f.  Daß  die  Kompositionen  der  Lex  Salica  den  Fredus  mitumfaßten ,  ergibt 
sich  zuverlässig  aus  L.  Sal.  50,  4,  ebenso  für  das  chamavische  Recht  (in  welchem 
das  fränkische  System  nur  bei  Wergeldzahlungen  aufrechterhalten  war,  wahrend  bei 
anderen  Bußen  ein  fester  Fredus  von  4  Solidi  bestand)  aus  L.  Cham.  8—6.  VgL 
Sohm,  Mon.  Germ.  Leg.  V.  271,  Note  8.    Vgl.  Anm.  17,  68. 

^*  Vgl.  WiLDA,  a.  a.  O.  454—464.  Dem  Gegensatze  gegen  den  friDkuelieB 
Fredus  entspricht  die  Verschiedenheit  der  Strafklauseln  in  den  alamanniaehen  und 
bairischen  Urkunden  und  Formeln  gegenüber  den  fränkischen.  In  den  letzteren  wird 
regelmäßig  dem  Destinatar  cum  socio  fUci  (oder  in  ähnlicher  Form)  eine  Straüsamne 
ausgesetzt,  in  den  ersteren  dagegen  fast  immer  ein  besonderer  Betrag  für  den  FiBkii& 
Die  wenigen  Abweichungen  beruhen  auf  dem  Einfluß  fränkischer  Formeln.  Nf^ 
Anm.  71. 
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demnach  ohne  Fredus  verstanden,  doch  enthalten  die  Capitula  legibus 
addita  Karls  des  Großen  nnd  Lndwigs  des  Frommen  Beispiele  vereinzelter 
Übergange  des  fränkischen  Prinzips  in  die  übrigen  Volksrechte".  Wo 
diis  Wergeid  des  Schuldigen  als  Fredus  angesetzt  war,  handelte  es  sich 
um  die  Lösung  des  Halses  als  ein  Surrogat  der  Todesstrafe:  der  Schuldige 
hatte  sein  Leben  verwirkt,  konnte  dasselbe  aber  durch  Zahlung  des 
eigenen  Wergeides  lösen". 

Die  wichtigsten  Bußen  waren  die  für  Tötungen  und  Körperverletzungen 
von  Menschen.  Sie  richteten  sich  nach  dem  Stammesrecht  und  dem  Stande 
des  Verletzten  oder  Getöteten.  Das  weibliche  Geschlecht"  genoß  bei 
den  Alamannen  und  Baiem  durchweg,  bei  den  Sachsen  nur  im  jungfrau- 
lichen Stande,  den  doppelten  Rechtsschutz  seines  Geburtsstandes;  die 
Franken  und  Thüringer  gewährten  den  Frauen  im  gebärfahigen  Alter  den 
dreifachen  Ansatz;  von  diesen  Ausnahmen  abgesehen,  wurden  die  beiden 
Geschlechter  überall  auf  gleichem  Fuße  behandelt.  Das  Freienwergeld 
betrug  bei  den  Franken  200,  bei  den  übrigen  im  Frankenreiche  vereinigten 
Stämmen  160  Solidi^^.    Aber  während  das  fränkische  Wergeid  auch  den 


^*  Vgl.  Cap.  legibus  add.  v.  808  c.  7  (Bobxtiüs  I.  114).  Cap.  legibus  add.  v. 
818/19  c.  10  (ebd.  283). 

^'  Am  häufigsten  im  friesischen  Recht:  bei  Diebstahl  (vgl.  Kichthofek,  MG.  Leg. 
V.  660,  Note  39),  Hans-  oder  Landfriedensbruch  im  Komplott  (L.  Fris.  XVn.  4), 
Verkauf  eines  Knechts  in  die  Heidenschaft  (XVU.  5),  Entführung  mit  Notzucht  an 
einer  Jungfrau  (IX.  8),  Entführung  einer  Ehefrau  (add.  sap.  IIL  76);  außerdem  noch 
nach  ostfriesischem  Hecht  bei  Raub  (VUI,  Zusatz.  IX.  14  ff.,  später  bei  allen  Friesen: 
add.  sap.  IX.),  Brandstiftung  (VII.  1,  2),  Verkauf  eines  Freien  in  die  Fremde 
(XXI,  Zusatz).  Vgl.  WiLDA,  103  f.,  458  f.  Andere  Beispiele  L.  Alam.  34,  L.  Baiw. 
IL  4.  WiLDA,  464  f.  OsBMBBüOGBK,  Strafrecht  der  Langobarden  17,  156  f.  Cohn, 
Jnstizverweigerung  63  f.,  75.  Maübbb,  a.  a.  0.  51,  53,  56  f.  Ähnlich  war  es,  wenn 
der  Verbrecher  sein  eigenes  Wergeid  als  Buße  zahlen  mußte,  vgl.  Anm.  32,  38  bis 
41,  49,  50. 

^*  Über  das  Folgende  vgl.  Gbihm,  RA.  404  ff.  Osrnbbüogbn,  Strafr.  d.  Langob.  17  f. 
Für  die  Gleichstellung  der  Geschlechter  nach  langobardischem  Recht  ist  Ed.  Roth. 
129  Q.  376  entscheidend.  Das  Wergeid  der  freien  Ijangobardin  betrug  150  Sol.,  mit 
Einrechnung  des  Friedensgeldes  300  Sol.,  dazu  traten  aber  in  der  Regel  noch  weitere 
9O0  Sol.  als  besondere  Buße  für  jede  schwerere,  einem  wehrlosen  Weibe  zugefugte 
iniuria.    VgL  Roth.  26,  200,  378.    Wilda  424f.,  571. 

"  Vgl.  Bbüiinbb,  DRG.  L  225  ff.,  der  durch  die  Aufdeckung  des  yerschiedenen 
Verhältnisses  der  Wergeidsbeträge  zum  Fredus  erst  vollkommene  Klarheit  in  die 
Sachlage  gebracht,  namentlich  auch  das  Schwanken  des  th&ringischen  Volksrechts 
zwischen  160  und  200  Sol.  erklärt  hat  Die  Hauptstelle  ist  L.  Rib.  36,  1—4  (in  c.  4 
mit  den  karolingiBohen  Interpolationen  seu  Frenonwn  und  Saxoniim,  vgl.  Bbünmbb, 
304,  Anm.  5),  dazu  L.  Sal.  41,  1.  L.  Ohamav.  4.  L.  Baiw.  IV.  28.  Über  das  ala- 
mannische  Wergeid  vgl.  oben  S.  210,  Anm.  13,  über  das  sächsische  meine  Gesch.  d. 
eheL  Güterr.  L  18,  Anm.  53.  Da  das  sächsische  Wergeid  in  240  kleinen  Schillingen 
zu  8  Den.  gezahlt  wurde  (L.  Sax.  66),  so  war  es  thatsächlich  gleich  160  fränkischen 
Schillingen.  Das  friesische  Wergeid  betrug  anfangs  nur  53 V«  Sol.,  wurde  aber  unter 
Karl  d.  Gr.  auf  das  Dreifache  erhöht  (der  alte  Betrag  behielt  aber  die  Bezeichnung 
als  Wergeldssimplum  bei,  so  daß  ein  neunfaches  Wergeid  der  Karolingerzeit  nur  ein 
dreifaches  VoUwergeld  bedeutete).  Vgl.  Ricbthofen,  MG.  Leg.  III.  650  f.  Bbxjnnbb 
a.  a.  O.  225  f.  bezweifelt  eine  reelle  Erhöhung  des  friesischen  Wergeides  und  möchte 
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Fredus  einschloß,  erhöhte  sich  der  Gesamtbetrag  bei  den  übrigen  Stammtn 
noch  durch  das  Friedensgeld,  das  sich  bei  Wergeldszahlungen  nach  dem 
Rechte  der  Alamannen,  Baiem  and  Thäringer  auf  40  SoL,  der  Fliesen 
auf  30  Sei.,  der  Sachsen  auf  24  Sol.  belief  ^^.  Außer  dem  FMedensgeld« 
hatte  der  Thäter  nach  dem  Rechte  der  Angelsachsen  ein  regelmäßig  auf 
ein  Zehntel  des  Wergeides  berechnetes  Pracipuum  an  die  nächsten  An- 
gehörigen des  Getöteten  zu  entrichten;  dasselbe  hieß  HaUfang  und  seheint  t 
eine  Gebühr  für  die  durch  Umhalsung  und  Friedenskuß  vollzogene  Auf- 
nahme in  den  Frieden  des  von  ihm  gekränkten  Hauses  gewesen  zu  sein^*. 
Ein  Seitenstück  des  Halsfanges  war  wohl  das  rätselhafte  praemaan  von 
120  Sol.,  das  neben  dem  Wergeide  des  sächsischen  Edeling  gezahlt  werdeL 
mußte  ^^  Das  Wergeid  des  Adels  belief  sich  auf  ein  Mehr&ches,  in  der 
Regel  das  Doppelte,  des  Freienwergeldes*^  Königsdienst  brachte  äne 
Verdreifachung  des  angeborenen  Wergeides  mit  sich,  auch  der  Kirchen- 
dienst erhöhte  den  Betrag  in  verschiedenen  Abstufungen*^.  Bei  Tötun? 
unter  erschwerenden  Umständen  fand  zuweilen  eine  Verdreifachung  oder 
selbst  Verneunfachung  des  Wergeides  statt  **,  namentlich  im  Falle  des  MordeN 
worunter  Meuchelmord,  zumal  heimliche  Tötung  mit  Verbergung  dtj> 
Leichnams,  verstanden  wurde *^.     Römer  und  Hörige  hatten   das   hallt? 

nur  eine  durch  die  Umrechnung  aus  der  Gold-  in  die  Silberwährung  entstandent 
Verdreifachung  annehmen.  Dem  widerspricht,  daß  eine  solche  Umrechnung  aach  bei 
den  Franken,  Alamannen,  Baiem  und  Burgundern  nicht  stattgefunden  hat  Vgl.  obeB 
B.  184.  Das  Freienwergeld  der  Burgunder  zur  Zeit  ihrer  Selbständigkeit  betrug 
150  Goldsolidi  (vgl.  S.  210,  Anm.  13),  ebenso  hoch  war  das  der  Langobarden  (Ed. 
liutpr.  62)  und  ursprünglich  auch  der  Westgothen  (Wilda  424  f.,  427  iL  Dahx, 
Westgoth.  Studien  174).  Über  die  Angelsachsen  vgl.  K.  Maubbb,  a.  a.  O.  48.  Schmus, 
Gesetze  der  Angelsachsen  675.  Über  die  Ausdrücke  zur  Bezeichnung  des  Weltgeldes 
vgl.  oben  S.  77.    Über  die  langobardischen  Bluhme,  MG.  Leg.  lY.  679. 

^^  Die  Nachweisungen  bei  Bbunnbb,  a.  a.  O.  226  f.  Über  den  sachsischen 
Fredus  (12  Sol.  pro  tcargida  und  12  pro  dUtricHone)  vgl.  §  12,  Ajun.  20. 

^"  Vgl.  Bbünnes,  Zeitschr.  f.  KG.  XYI.  15  ff.  und  die  bei  diesem  angeführte  Lit- 
teratur.  K.  Maureb,  a.  a.  O.  49.  Nach  isländischem  Becht  beanspruchte  der  kla- 
gende Verwandte  außer  dem  Wergeide  (nügjdldj  noch  eine  besondere  Totschlag 
büße  (mgshcetrj.    Vgl.  Maubbb,  Island  368  f. 

^^  Die  von  Bbunnbb,  Zeitschr.  f.  BG.  XYI.  5  ff.  zur  Erklärung  herangeiogvDe 
„Yorsühne"  zur  Belohnung  solcher  Yerwandten,  die  sich  um  die  Aussöhnung  beaoi* 
ders  verdient  gemacht,  trägt  doch  für  diese  Zelt  einen  zu  modernen  Charakter.  Eher 
könnte  man  an  den  Fredus,  besonders  den  pro  dittrictione  gegebenen  Teil  (Anm«  18  < 
desselben,  denken.  Jedenfalls  beruhen  die  sinnstörenden  Worte  ruoda  dieUmr  apm^ 
Saxones  IW  soUdi  in  L.  Sax.  14  auf  einem  Glossem.    Ygl.  Zeitschr.  L  RG.  XX.  2S. 

'^  Ygl.  S.  209,  Anm.  2.  Die  Alamannen  und  Burgunder  kannten  auch  eine  Wer- 
geldserhöhung  für  Mittelfreie.    Ygl.  S.  210,  Anm.  13. 

***  Ygl.  LöNiNO,  Kirchenrecht  der  Merovinger  272  f.,  296  ff. 

"  Ygl.  L.  Pris.  YU.  2.   XYII.  1-3.   XX.  1.   L.  Alam,  29. 

'^  Yerdreifachung  bei  den  Franken,  Yemeunfaohung  bei  Alamannen,  Baiem. 
Friesen  und  Sachsen,  bei  Langobarden  900  Sol.,  das  Sechsfiiche  des  Freienwei^ldes. 
Ygl.  L.  Sal.  41,  2  ff.  L.  Bib.  15.  Karol.  Hofgerichtsurteil  bei  Bobbtiub,  Gapitulana 
257.  Pact  Alam.  IL  42.  L.  Alam.  49.  L.  Baiw.  19,  2  f.  L.  Fris.  20,  2.  L.  Sax.  19. 
£d.  Roth.  14.  Ygl.  Wilda,  706  ff.  Gbimm,  RA.  625.  Mbbkbl  u.  Richthofbh  i.  d.  MG.  Leg. 
III.  37,  Note  67.  672,  Note  47.  Diefenbach,  Yergleichendes  WB.  d,  goth.  Sprache  IL  38fl: 
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Preienwergeld^'*.  Für  die  Tötung  von  Unfreien  galt  zum  Teil  noch  die 
alte  Auffassung  als  Sachvernichtung,  einzelne  Volksrechte  ließen  aber 
auch  den  Unfreien  bereits  einen  festen  Ansatz,  den  man  als  Wergeid  be- 
trachten muß,  zukommen**. 

An  der  altgennanischen  Einteilung  des  Wergeides  in  die  von  dem 
Thäter  an  die  engere  Familie  des  Getöteten  zu  zahlende  Brbsükfie  und 
die  von  den  Verwandten  des  Thäters  an  die  Sippe  des  Getöteten  zu  ent- 
richtende Magsühne  hielten,  in  Übereinstimmung  mit  den  nordischen 
Eechten,  die  Rechte  der  Angelsachsen,  Sachsen  und  Friesen  durchaus 
fest***.  Auch  die  Salier  wiesen  einen  Teil  des  Wergeides,  und  zwar  die 
Hälfte,  der  Familie  zu,  einen  anderen  Teil  je  zur  Hälfte  den  nächsten 
Gesippteu  von  der  Vater-  und  Mutterseite,  wahrscheinlich  bis  zum  dritten 
Gliede;  fiel  eine  der  berechtigten  Gruppen  aus,  so  kam  ihr  Teil  an  den 
Fiskus*'.  Bedeutender  war  die  Abweichung  des  salischen  Rechts  hin- 
sichtlich der  Wergeldhafkun^.  Für  die  zweite  Hälfte  des  Wergeides,  also 
die  Mägsühne,  hafteten  die  Verwandten  bis  zum  dritten  Gliede  zwar  auch 
hier,  aber  erst  subsidiär  hinter  dem  in  erster  Reihe  für  das  Ganze  ver- 
pflichteten Thäter,  und  auch  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  dieser 
dem  für  die  Zahlung  in  Anspruch  genonmienen  Verwandten  zuvor  alle 
seine  Rechte  an  dem  Familiengute  abgetreten  hatte;  kamen  die  nötigen 
3Iittel  nicht  zusanmien,  so  wurde  der  Thäter  an  vier  aufeinander  folgenden 
Gerichtstagen  zu  freiwilliger  Lösung  aufgeboten,  dann  aber,  wenn  auch 
dies  erfolglos  war,  dem  Gegner  zur  Vollstreckung  der  Rache  überwiesen  *•. 
Die  übrigen  Volksrechte  haben  die  gesetzliche  Teilnahme  der  Verwandten 
an  Fehde  iind  Wergeid  auf  beiden  Seiten  aufgegeben;  die  Wergeldschuld 
war  zu  einer  rein  persönlichen  Schuld  des  Thäters,  die  Wergeidforderung 
zu  einer  Nachlaßforderung  des  Getöteten  geworden;  sie  stand  aus- 
schließlich dem  zur  Blutrache  berufenen  Erben,  subsidiär  aber  dem  Fiskus 


"•.  Vgl.  L.  Sal.  42,  4.  Rib.  86,  3.  Chamav.  5.  Alam.  17.  Angl.  et  Wer.  45. 
Sax.  16.  Über  das  ribuarische  Recht  vgl.  S.  214,  Anm.  34,  über  das  friesische  unten 
Anm.  80.  Der  langobardische  Aldias  hatte  nur  60  Sol.  (Ed.  Roth.  129,  376),  der  bairische 
frUaz  40  Sol.  (L.  Baiw.  Y.  9).  Der  römische  Kolone  ßnbiUariusJ  hatte  bei  den 
Franken  ursprunglich  ein  geringeres  Wergeid  (L.  Sal.  41,  7.  Rib.  62,  1),  wurde 
aber  schon  durch  Capitulare  VI.  ad  leg.  Sal.  c.  1  (Behbbnd,  Lex  Salica  S.  110)  den 
übrigen  Römern  gleichgesteUt. 

**  Vgl.  Jastrow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen  und 
Angelsachsen  (Gibbkb,  Untersuchungen  II.).  Die  pueri  regis  und  die  im  militärischen 
oder  Schergendienst  verwendeten  milites  (vgl.  S.  155,  162  Anm.  11,  218)  standen  bei 
den  Saüem  den  Hörigen  und  Römern  gleich.  Vgl.  L.  Sal.  42,  4.  Capitulare  I.  ad 
leg.  Sal.  c.  11  §  9.    Cap.  VL  ad  leg.  Sal.  c.  1  (Bshbend,  92,  110). 

14«  Ygi  g.  77  and  die  daselbst  Anm.  23  angeführte  Lltteratur,  namentlich 
Brunnbb,  Sippe  und  Wergeid. 

»*  L.  Sal.  62.  Vgl.  Bbuhneb,  Sippe  und  Wergeid  31  ff.  v.  Amika,  Erben- 
folge 27  f. 

*•  Über  den  berühmten  Titel  58  De  chrenecruda  der  Lex  Salica  vgl.  besonders 
Brunneb,  a.  a.  0.  37  ff.  Ahiba,  a.  a.  0.  22  ff.  Die  Zusätze  der  karolingischen  Hand- 
schriften zeigen,  daß  jener  Titel  im  achten  Jahrhundert  bereits  veraltet  war. 
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zu^^.  Die  familienrechtliche  Munt  als  solche  ist,  wie  die  historische  Ent- 
wickelung  ergibt,  nie  mit  einem  ausschließlichen  Becht  auf  das  Waigeid 
des  Mündlings  ausgestattet  gewesen '^  Anders  die  Munt  des  öffentlicÄen 
Rechts:  das  Wergeid  der  Königsmuntleute  und  aller  Schutzhörigen  stand 
dem  Muntherm  zu^*.  Aber  wenigstens  bei  den  Friesen  und  Sachsen 
hatten  die  Verwandten  des  Liten  die  Magsühne. zu  beziehen,  während  der 
Herr  auf  die  Erbsühne  beschrankt  blieb '^ 

Den  Abstufungen  der  Wergeidsätze  entsprachen  im  allgemeinen  die 
zum  Teil  höchst  kasuistischen  Bußtaxen  zur  Wahrung  der  persönlichen 
Integrität,  namentlich  für  Körperverletzungen.  Die  Buße  erhielt  der  Ver- 
letzte oder,  wenn  dieser  unter  einer  Munthörigkeit  stand,  der  Trager  der 
Munt.  Die  familienrechtliche  Munt  unterschied  sich  von  der  des  öffent- 
lichen Rechts  auch  hier  dadurch,  daß  der  Muntwalt  die  Buße  zwar  ein- 
zutreiben hatte,  aber  für  Rechnung  des  Mündels*^.    Nur  wenn  die  buß- 

«'  Vgl.  L.  Bnrg.  IL  6.  L.  Rib.  XII.  1,  2.  L.  Baiw.  IV.  28.  L.  Alam.  46,  2 
and  69,  1.  2  (mit  der  Aaslegung  von  Bbünnbb,  DBG.  I.  226,  Anm.  12).  L.  Angi  ei 
Wer.  31.  Ed.  Roth.  168.  Liutpr.  13,  20.  Lobbsch  u.  Sghbödeb,  Urkunden  I ',  Nr.  3S. 
WiLDA,  a.  a.  O.  307.  BsüNinsB,  Sippe  und  Wergeid  4,  46  f.  Meyeb,  Entoteh.  d.  Lex 
Ribuariorum  89—99.  Salyioli,  La  responsabilita  delP  erede  e  della  faTnig^jm.  p^ 
delitto  del  defunto  (1886)  19  ff. 

'^  Auf  der  älteren  Entwickelungsstufe  kam  der  Muntträger  nur  als  Verwandter 
neben  anderen  Verwandten,  auf  der  jüngeren  nur  als  nächster  wehrfähiger  Erbe  is 
Betracht.  Nach  Ed.  Liutpr.  13  erhielten  unter  Umständen  selbst  die  Töchter  des 
Getödteten  einen  Anteil  am  Wergeide.  Vgl.  Kbaut,  Vormundschaft  I.  8S6.  Bitb. 
Vormundschaft  I.  135, 145,  237.  Anderer  Meinung  Heuslbb,  Institutionen  L  1261,  der 
sich  auf  Ed.  Roth.  201  beruft,  aber  die  Stelle  beweist  nichts,  da  der  Huntiwalt  das 
Wergeid  hier  nicht  als  solcher,  sondern  als  Erbe  bezieht.  Vgl.  meine  G^esch.  d.  ehel 
Güterrechts  L  5  f.,  167. 

"  Vgl.  L.  Baiw.  IV.  28.  V.  9.  L.  Chamav.  9.  Über  die  richtige  Interpunktion 
von  L.  Chamav.  3  vgl.  Zöpfl,  Die  euua  Chamavorum  18.  Sohm.  HG.  Leg.  V. 
271,  Nr.  2. 

*^  Die  aktive  Teilnahme  der  Verwandten  des  Liten  an  der  Fehde  bezeugt  L 
Fris.  n.  5,  8,  ihre  passive  Teilnahme  L.  Sax.  18.  Der  letzteren  muß  nach  L.  Sax.  19 
eine  Haftung  derselben  für  ein  Drittel  des  Wergeides  als  Magsühne  entsprodieB 
haben,  während  umgekehrt  L.  Fris.  XV.  3  bezeugt,  daß  von  dem  ostfiiesischen  Liten- 
wergelde  (der  Hälfte  eines  Preienwergeldes  wie  bei  den  Westfriesen)  der  Herr  iwe; 
Drittel,  die  Verwandtschaft  ein  Drittel  erhielt.  Bei  den  Mittelfriesen  (L.  Fris.  L  4. 
7.  10)  belief  sich  das  Liten wergeld  auf  zwei  Drittel  eines  Preienwergeldes,  der  Herr 
bekam  davon  drei,  die  Verwandtschaft  ein  Viertel.  Vgl.  Bbünnbb,  DRG.  L  2381 
Bei  den  Langobarden  wurde  erst  unter  Liutprand  den  Verwandten  der  KGnigsaldieD, 
und  nur  diesen,  ein  Anteil  (die  Hälfte)  an  dem  Wergelde  zugestanden.  Vgl.  Liat|»r 
notitia  de  actoribus  c.  3,  4. 

"  Vgl.  BivB,  Vormundschaft  L  45  f.,  71  f.,  89,  112,  136,  145,  204,  286  ff,  «72  f 
Osbbbbüooen,  Strafr.  d.  Langobarden  115,  117,  und  meine  Gesch.  d.  eheL  Güter- 
rechts I.  4,  142.  Dagegen  sind  Kbaut,  a.  a.  O.  L  331  ff.  und  Hbubleb,  a»  a.  O.  L 
124  f.  der  Ansicht,  daß  die  familienrechtliche  Munt  ursprünglich  mit  dem  toUcb 
Rechte  des  Muntwalts  auf  die  Bußen  ausgestattet  gewesen  und  die  Berechtigung  des 
Mündels  erst  einer  späteren  Entwickelung  zuzuschreiben  sei.  Allein  die  einzige  Stelk. 
die  sich  hierfür  anführen  ließe  (Ed.  Liutpr.  31),  bezieht  sich,  wie  schon  Rivb  bemetit 
hat,  auf  einen  Frauenraub,  also  auf  eine  Handlung,  die  zugleich  eine  Verletzung  d^ 
Muntrechte  enthält. 


§  36.    Das  Strafrecht.  337 

würdige  Handlung  eine  Verletzung  seiner  Muntrechte  enthielt,  hatte  er 
hierfür  persönlich  eine  besondere  Buße  zu  beanspruchen'*. 

Auf  dem  Gebiete  der  Eigentumsverbrechen  tritt  gegenüber  dem  alt- 
germanischen  Bechte  die  allgemeine  Gleichstellung  von  Diebstahl  und  Baub 
als  eine  eigentümliche  Neuerung  hervor'*.  Neben  dem  Friedensgelde  und 
der  Bückgabe  oder  dem  Ersatz  des  Entwendeten  (capüale,  hoviitgeldy  ags. 
ceapgild)  war  regelmäßig  eine  Diebstahlsbuße  zu  entrichten,  außerdem  nach 
den  drei  fränkischen  Volksrechten  und  dem  der  Thüringer  eine  Nebenbuße 
(delaiura,  dilaiuray  ahd.  wirdriaj  cham.  xtirdxra),  deren  sehr  bestrittene 
Bedeutung  wahrscheinlich  die  einer  Verzugsstrafe  für  die  dem  Bestohlenen 
auferlegte  Entbehrung  war'^  Die  Diebstahlsbuße  bestand  bei  den  außer- 
fränkischen Stämmen  und  den  chamavischen  Franken  aus  dem  Zweifachen, 
Dreifachen  oder  Neunfachen  des  entwendeten  Wertes,  wobei  dieser  mit- 
eingerechnet, zuweilen  aber  noch  besonders  zu  ersetzen  war'*.    Im  Gegen- 


^'  Die  Volksrechte  sind  insbesondere  reich  an  Bußebestimmungen  zur  Wahrung 
der  weiblichen  Geschlechtsehre  und  der  Muntrechte  über  Weiber.  In  ersterer  Be- 
ziehung kommt  zuweilen  eine  besondere  Buße  vor,  die  in  den  langobardischen  Quellen 
als  anagHp  (d.  h.  Angriif),  in  den  kirchlichen  Bußbüchem  als  pretium  pudicitiae  s. 
humüiationis  bezeichnet  wird.  In  den  schwereren  Fällen  der  Verletzung  der  Ge- 
schlechts Vormundschaft,  wie  Entführung  u.  dgl.,  wurde  regelmäßig  eine  dem  gesetz- 
lichen Brautkaufe  entsprechende  Muntbrüche  erhoben;  eine  jüngere  Rechtsentwicke- 
lung ersetzte  dieselbe  durch  das  Wergeid  des  Weibes,  indem  der  Fall  als  eine  Art 
Tödtung  behandelt  wurde«  oder  das  Wergeid  des  Thäters,  der  eigentlich  gegenüber 
der  gegnerischen  Partei  sein  Leben  verwirkt  hatte  und  dasselbe  durch  Zahlung  des 
eigenen  Wergeides  lösen  mußte.  Vgl.  meine  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  I.  11  ff. 
SoHM  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  398.  Richthofbn,  Zur  Lex  Saxonum  285—305.  Siehe 
auch  Anm.  50. 

88  x)ie  altfränkische  und  altalamannische  Bezeichnung  für  Diebstahl  und  Diebes- 
buße (iaxaca,  fexaca,  texaga)  hängt  mit  ahd.  zasc&h/r apere)  zusammen,  bezieht  sich 
also  ebensowol  auf  die  diebliche  wie  auf  die  raubliche  Entwendung.  Vgl.  Grimm 
bei  Merkel,  Lex  Salica,  Vorrede  S.  VIII.  Kern  bei  Kessels,  Lex  Salica,  Noten  §  21. 
SoHM,  MG.  Leg.  V.  287.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  18.  Ebenso  gebrauchen  die  Quellen 
für,  IcUro,  furtum,  latrociniwm,  involare  tl  dgl.  m.,  ohne  die  Art  der  Entwendung 
zu  unterscheiden.  Über  einzelne  Reste  des  alten  Unterschiedes  vgl.  Anm.  15.  Wilda 
914.    L.  Alam.  Karol.  V.  1,  2.    Über  das  chamavische  Recht  vgl.  Anm.  35. 

3*  Vgl.  Grimm  bei  Merkel,  Lex  Salica,  Vorrede  S.  LXXXV  ff.  v.  Richthofen  und 
SoHH  i.  d.  MG.  Leg.  V.  140,  Note  71. 274,  Note  25.  Gaüpp,  Lex  Francorum  Chamavorum 
77  ff".  Bbhrbnd,  Ijcx  Salica  144.  Waitz,  Recht  der  sal.  Franken  197  ff.  Du  Gange, 
Glossar,  s.  v.  delaiura,  Salvioli.  Responsabilita  deir  erede  30.  Eine  früher  verbrei- 
tete Annahme,  daß  die  delatura  eine  Prämie  gleich  dem  meldfeoh  der  Angelsachsen 
gewesen  sei,  ist  unhaltbar.  Vgl.  Anm.  45.  Ober  eine  altalamannische  Nebenbuße 
vgl-  Anm.  35. 

"  Vgl.  Wilda  897  ff.  Poena  dupli  bei  Friesen  (L.  Fris.  IIL  2-4.  Vm.  1.  add. 
sap.  9.  L.  Cham.  28),  Chamaven  (L.  Cham.  26,  27),  vielleicht  auch  den  diesen  zu- 
nächst gesessenen  Sachsen  (L.  Cham.  29.  Vgl.  Sohm,  MG.  Leg.  V.  274,  Note  30), 
Angelsachsen  (Aethelred  I.  1,  §  5).  Poena  tripli  bei  Thüringern  (L.  Angl.  et  Wer. 
35 — 38),  Burgundern  (L.  Burg.  4,  3.  70,  1)  und  in  Kent  (Aethelbirht  9).  Strafe  des 
Neunfachen  bei  Alamannen  (L.  Alam.  70,  2.  71, 1.  74,  1;  nach  Pact.  Alam.  IV.,  MG. 
Leg.  m.  83,  anscheinend  noch  poena  dupli  mit  einer  Nebenbnße),  Baiem  (L.  Baiw. 
I.  3,  IX.  1,  6),  lAugobarden  (Ed.  Roth.  253,  260,  263)  und  Westgothen  (L.  Wis. 
R.  SchbSdeb,  Deutsche  Bechts^esehlchte.  22 
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satze  zu  den  übrigen  Yolksrechten  hatte  die  Lex  Salica  ein  höchst  kasai<tk: 
ausgestattetes  System  fester  Diebstahlsbußen '^,  das  aber  schon  unter  dt: 
Söhnen  Chlodovechs  der  durch  die  Reiehsgesetzgebung  yertretenen  Auffa^uL: 
des  Diebstahls  und  Raubes  als  eines  öffentlichen  Verbrechens  weich-L 
mußte:  an  die  Stelle  der  Diebstahlsbuße,  die  nur  bei  ganz  geringen  Ob- 
jekten beibehalten  wurde  ^^,  trat  jetzt  die  Lösung  des  Halses  durch  ZahluLf 
des  eigenen  Wergeides,  im  Nichtzahlungsfalle  die  Todesstrafe'^,  iln 
diesen  Grundsätzen  stimmte  die  Lex  Ribuaria  und  die  austrasische  Tem- 
torialgesetzgebung  Childeberts  II.  durchaus  überein'®,  wogegen  die  chanLh 
vischen  Franken  die  Todesstrafe  erst  bei  dem  sechsten  Rückfall  eintrete- 
ließen*^.  Bei  großem  Diebstahl  hatten  auch  die  Baiern  und  Friesen  dir 
Todesstrafe  mit  Halslösung *\  während  das  burgundisohe  Recht  den  großr-u 
Diebstahl,  sowie  den  Diebstahl  mit  Einbruch,  das  sächsische  den  nächt- 
lichen Diebstahl  schlechthin  mit  dem  Tode  bedrohte**,  das  langoba^dl:^ob^ 
Recht  aber  die  Todesstrafe  subsidiär,  wenn  die  gesetzliche  Diebstahlsbui^ 
nicht  geleistet  wurde,  eintreten  ließ*^.  Die  in  dieser  Entwickelung  aa- 
gesprochene  Auffassung  des  Diebstahls  und  Raubes  als  eines  öffentlich  l 


VII.  2,  13 f.,  28).  Eine  Erhöhung  auf  das  dreimal  Neunfache  trat  nach  alamanniscliee 
Rechte  bei  Sachen  des  Herzogs  oder  der  Kirche,  nach  bairischem  hei  Diebstahl  := 
Hofe  des  Herzogs,  in  einer  Kirche,  Schmiede  oder  Mühle  ein,  quia  publice  sunt  * 
semper  patentes  (L.  Alam.  7,  1.  32.  L.  Baiw.  I.  3.  U.  12.  IV.  2).  Bei  D]eb>tsi 
mit  Einschleichen  trat  eine  Erhöhung  der  Buße  um  8  Sol.  ein  (L.  Baiw.  IX.  \t 
Das  chamavische  Recht  strafte  das  involare,  wahrscheinlich  hier  Diebstahl  mit  Ej- 
brach,  vielleicht  aber  auch  Raub,  mit  dem  Neunfachen  (L.  Cham.  24). 

>«  Nur  ein  Zusatz  der  Wolfenbütteler  Handschrift  (L.  Sal.  40,  §  12),  der  ruci- 
sehen  Ursprungs  zu  sein  scheint,  gedenkt  der  poena  dupli  und  quadmpli.  V^L 
SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  226,  Anm.  36.  Ffir  gewisse  Diebstahlsobj^  r- 
hatte  auch  L.  Wis.  VII.  2,  12  und  nach  ihr  L.  Baiw.  IX.  11  fest  bestimmte  Bu^ 

"  Vgl.  SoHM  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  415. 

><*  Vgl.  SoHM  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  413  ff.  Mbtbb,  Entsteh,  d.  Lex  Bibnv 
omm  116  ff.  Landfriedensgesetz  Childeberts  I.  und  Chlothars  11.  (Borbtiitb,  Ca; 
tularia  Nr.  8)  c.  1,  2,  8,  10.  Edikt  Chlothars  11.  von  614  (ebd.  Nr.  9)  c  22.  Wa^ 
BBBSCHLBBEN,  BuBorduungeu  419,  c.  8.  Gregor.  Tur.  libri  miracnlonim  I.  c.  1: 
II.  c.  16.  III.  c.  21.  VI.  c.  58.  Vin.  c.  99  (MG.  Scr.  rer.  Merov.  L  536.  571.  ^• 
811).  Form.  Andec.  8.  Das  sechste  Kapitulare  zur  Lex  Salica  (Bbhxxkd  110,  c  ^ 
hält  noch  an  dem  alten  System  der  Diebstahlsbußen  fest,  ist  demnach  wahrschein- 
lich alter  als  das  Landfriedensgesetz.  Vgl.  Bbunkbb,  RG.  I.  302,  Anm.  48.  UN' 
Lösung  des  Halses  vgl.  S.  333. 

"  Vgl.  SoHM,  MG.  Leg.  V.  254.  Note  51  und  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG,  V.  411* 
Decr.  Childeb.  IL  von  595  c.  7  f.  (Bobetius,  Capi tularia  16).  L.  Rib.  79  (Stiafed'> 
Galgens,  nebst  capitale  und  delatura).  Ebd.  18,  63  (dreifaches  Wergeid  unter  ^-^ 
erschwerenden  Umständen  des  Heerdendiebstahls  oder  des  Diebstahls  im  Korai  *~ 
oder  im  Heere).    Ebd.  42,  76  (feste  Buße  för  Holz-  oder  Tierdiebstahl). 

"  L.  Chamav.  48.    Vgl.  Anm.  49. 

**  Vgl.  L.  Baiw.  IX.  8  (in  Verbindung  mit  IX.  3).  L.  Pris.  add.  sap.  I.  '- 
Siehe  auch  Anm.  15.    Bei  Diebstahl  im  Heere  Lösung  der  Hand  (Ij.  Baiw.  LI.  € 

"  L.  Burg.  4,  1.  29,  8.  47,  1.    L.  Sax.  82—35. 

«^  Vgl.  Ed.  Roth.  253.  Nach  Ed.  Liutpr.  80  trat  Gefängnisstrafe  imd  Bnri 
markung  zu  der  DiebstahlsbuBe  hinzu. 
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Verbrechens  zeigte  sich  auch  in  den  Anstalten,  die  bei  Franken  und  Angel- 
sachsen zur  Verfolgung  dieser  Verbrechen  getroflFen  wurden**,  in  den  für 
die  Verfolger  ausgesetzten  Prämien*'  und  der  Gleichstellung  der  Beihilfe 
mit  der  That  selbst*^,  namentlich  aber  in  dem  Verbote  jedes  außer- 
gerichtlichen Vergleiches  des  Bestohlenen  mit  dem  Thäter*^.  Die  karo- 
lingische  Reichsgesetzgebung  bewegte  sich  auf  demselben  Boden  *«,  ließ 
aber  zunächst  Verstümmelungsstrafen  und  eist  im  zweiten  Rückfalle  Todes- 
strafe oder  Lösung  des  Halses  eintreten*'. 

Auch  bei  Incest  und  Entführung  führte  die  merovingische  Gesetz- 
gebung, die  sich  hier  im  Einklänge  mit  der  volksrechtlichen  Entwickelung 
befand,  die  Todesstrafe  ein,  die  aber  von  Pippin  und  Karl  nur  für  die 
schwersten  Fälle  beibehalten,  im  übrigen  durch  mildere  Strafen  er- 
setzt wurde  *^. 

Dieselbe  Entwickelung  zeigte  sich  in  der  Behandlung  der  vorsatz- 
lichen Tödtung*^  Gegenüber  dem  Wergeidsystem  der  Volksrechte,  aber 
in  Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen  der  Lex  Burgundionum  (II.  1) 
und  Lex  Wisigothorum  (VI.  4,  11.  5,  14  f.)  bestimmte  Childebert  IL 
(Decretio  von  595  c.  5):  ui  quicumque  caisu  temerario  alxum  sine  causa 
occiderit,  väae  periculum  feriaturj  nam  non  de  precio  redemptionis  se  redi- 
mal  aut  camponatj  also  Todesstrafe,   ohne  Recht  der  Lösung,  für  jede 


♦♦  Vgl.  8.  123  f.    Allgemeine  Anzeigepflicht  I^  Cham.  30  f. 

*^  Nach  dem  Landfriedensgesetz  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  c.  9  erhielt  die 
verfolgende  Trustis,  wenn  sie  den  Dieb  ertappte,  die  Hälfte  des  Wergeides.  Eine 
ähnliche  Prämie  war  das  angelsächsische  meldfeoh  (vgl.  SoHMm,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 682),  das  man  früher  vielfach  ungehörigerweise  mit  der  fränkischen  delatnra 
zusammengestellt  hat.    Vgl.  Anm.  34.    Wilda  900  ff. 

♦*  Vgl.  L.  Baiw.  IX.  7,  15.    Ed.  Roth.  232.     L.  Wis.  VU.  2,  7.  9.    L.  Rib.  78. 

^'  L.  Borg.  71.  L.  Rib.  78,  1.  L.  Baiw.  IX.  16.  Landfriedensgesetz  Childe- 
herts  I.  und  Chlothars  I.  c.  3,  13.  Nach  Decr.  Childeb.  IL  c.  8  hatte  der  Richter 
von  Amts  wegen  einzuschreiten. 

*^  Vgl.  Waitz,  IV.  438  f.  Capitulatio  de  part.  Sazoniae  c.  24  (Bobstitts  70). 
Capitulare  Italicum  v.  801  c.  4,  c.  7  (ebd.  205). 

*»  Capit.  Haristallense  v.  779  (Bobetius  Nr.  20)  c  23.    Vgl.  Anm.  40. 

^^  Auf  Incest  setzte  die  Decretio  Childeberts  IL  von  595  c.  2  und  das  Edikt 
Chlothars  11.  von  614  c.  18  die  Todesstrafe,  dagegen  Pippins  Kapitulare  von  754/55 
c.  1  (Bobetius  31)  und  Karls  Capitulatio  de  part  Sazoniae  c.  20  (ebd.  69)  nur  Geld- 
strafe, im  Nichtzahlungsfalle  Gefängnis,  für  Freigelassene  und  Knechte  Prügel.  Karls 
Capit.  missorum  v.  802  c.  33  (Bobbtius  97)  überwies  den  Incest  der  kirchlichen  Be- 
strafung; wer  sich  diesisr  nicht  fügen  wollte,  verfiel  dem  arbitrinm  regis.  Die  Lex 
Alam.  89  strafte  den  Incest  mit  Vermögenseinziehung,  die  Lex  Fris.  add.  sap.  III.  78 
den  Incest  im  Rückfall  mit  der  Halslösung.  Die  Entführung  wurde  nach  L.  Salica 
13,  4  noch  mit  der  Muntbrüche  gebüßt,  seit  dem  ersten  Zusatzkapitulare  c.  6  (Bbh- 
KBND,  Lex  Salica  90)  mit  dem  Tode  oder  I^ösung  des  Halses  (vgl.  Decr.  Childeberts  II. 
von  595  c.  4.  L.  Rib.  34.  Form.  Marc.  IL  16.  Form.  Turon.  16.  Form.  Sal.  Linden- 
brog.  16),  was  nach  Ludwigs  Capitula  legib.  add.  von  818/19  c.  4  und  c.  9  (Bobbtxüs 
281  f.)  nur  bei  der  Entführung  der  Braut  eines  anderen  und  gewaltsamer  Entführung 
einer  Witwe  vor  dem  Dreißigsten  aufrechterhalten  blieb.  Vgl.  Lex  Chamav.  47. 
Siehe  auch  Anm.  32  und  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  I.  18. 

**  Vgl,  V.  Bab,  Geschichte  des  Strafrechts  64  ff. 

22* 


340  I^i«  fränkische  Zeit. 

vermessentliche,  d.  h.  nicht  durch  Fehde,  Bichterspruch  oder  gesetzlich- 
Erlaubnis  freigegebene  Tötung**.  Während  das  Eapitolare  von  Heri>ta. 
von  779  (BoBBTius  48,  c.  8)  anscheinend  hieran  noch  festhielt,  kehrte. 
Ludwigs  Capitula  legibus  addenda  von  818/19  (Bobetius  282,  c.  7)  wieder 
zu  dem  System  der  Volksrechte  zurück;  nur  für  Tötung  in  einer  Kiivl- 
wurde  die  Todesstrafe  aufrechterhalten  (c.  1),  in  allen  anderen  Fälle:. 
sollte  der  Thäter  den  Verwandten  des  Getöteten  das  Wergeid  zahliri 
und  auf  eine  dem  Ermessen  des  Königs  überlassene  Frist  in  die  Ver- 
bannung gehen. 

Die  Fortbildung  des  Strafrechts  durch  den  König  beruhte  aof  dr: 
Berechtigung  desselben,  von  seinen  XJnterthanen  Gehorsam  gegen  ^em- 
Befehle  und  das  von  ihm  gesetzte  oder  gehandhabte  Recht  zu  bean- 
spruchen, diesen  Gehorsam,  wo  er  verweigert  wurde,  mit  allen  Mitteln  n 
erzwingen,  den  Ungehorsamen  als  einen  Ungetreuen  zu  strafen*^.  An 
schärfsten  trat  dies  in  den  Fällen  hervor,  wo  der  Schuldige  an  den  Bü 
gebracht  wurde,  um  nach  freiem  Ermessen  des  Königs  seine  Strafe  u 
empfangen:  ein  solcher  stand  mit  Leib  und  Gut  in  der  Gnade  des  Küni.N 
und  es  war  diesem  überlassen  zu  bestimmen,  wie  die  verlorene  Gna«> 
wiedergewonnen  werden  sollte**.  Statt  sich  die  Festsetzung  der  Strafe  v^ 
jedem  einzelnen  Falle  vorzubehalten,  konnte  der  König  auch  ein-  Fr 
allemal  bestimmte  Strafen  anordnen,  zumal  da  ihm  in  allen  Fällen  krjf: 
des  Majestätsrechtes  der  Gnade  das  Hecht  des  Straferlasses  oder  der  Ua:- 
Wandlung  in  eine  mildere  Strafe  verblieb**. 

''  Die  außergerichtliche  Sühne  wurde  nicht  untersagt,  aber  dadurch  erschwer. 
daß  den  Verwandten  des  Thäters  bei  Strafe  der  Halslösung  verboten  wurde,  die^i 
zur  Zahlung  des  Wergeides  behilflich  zu  sein.  Vgl.  Bbükmes  i.  d.  Zeitschr.  t  B'j. 
XVI.  47  f. 

"  Vgl.  V.  Bab.  a.  a.  0.  65.  Waitz.  II.  196,  199,  212  f.  IH.  308  f.,  314  fL  v.  Srsz.. 
Entstehung  des  Königtums  852,  367. 

'^*  Schon  Childebert  I.  hatte  verfügt,  daß  alle,  die  Götterbilder  auf  ihren  B-.- 
Sitzungen  duldeten  und  die  Zerstörung  derselben  weigerten,  in  nostru  ohtut^hut  >>'■ 
nostro  ohtuitu)  praesententur  (Bobbtius  2).  In  demselben  Sinne  ist  es  zu  Tcrsteher, 
wenn  Guntchram  585  allgemein  verordnete:  disiringat  legalu  ulüo  iudieum  qnos  .- 
corrigii  canonica  praedicatio  sacerdotum  (ebd.  12).  Nach  Karls  CapituUure  mi&Si*ni£ 
von  802  (Bobbtius  Nr.  83)  sollten  omnea  qui  hannum  vel  praecepium  nosfrum  trigtu- 
gredere  praesumunt  an  den  Hof  gebracht  werden  (ad  pcUaHum  perducaiHrJ,  dort  iJir^ 
Strafe  zu  empfangen  (c.  34).  Im  Falle  eines  Incestes  sollten  die  Schuldigen  sich  dei. 
Gerichte  des  Bischofs  unterwerfen;  würden  sie  sich  dessen  weigern,  tunc  ad  »o/*- 
preseniia  perducantur,  memores  exemplo  quod  de  incetiU  factum  est  quod  Friecz*  itr- 
petravit  in  sancUmoniali  Bei  (c.  33).  Ganz  allgemein  bestimmten  Ludwigs  Capirr-a 
legibus  addenda  von  818,  c.  16  (Bobbtius  284):  Qtii  epistolam  nostratm  quorttmf  - 
modo  dispexerit,  iuseu  nostro  ad  palatiwn  veniat  et  iuxta  voluntaiem  noeiram  r.-^ 
gruam  stulficiae  suae  casiigationem  accipiat.  Vgl.  Anm.  76.  Waitz,  II.  197.  IIL  S36 
Bbunnbb,  Entstehung  der  Schwurgerichte  77.  OsENBBüQaBN,  Strafr.  d.  Langobari^r 
51  f.  Im  allgemeinen  tritt  übrigens  bei  der  Handhabung  der  königlichen  Strafgew.^- 
der  disziplinarische  Charakter  in  den  Vordergrund;  es  kommt  dem  Könige  weniger 
•  darauf  an,  den  Ungehorsam  zu  bestrafen,  als  vielmehr  den  Gehorsam  zu  erzwinp^: 
sobald  dies  Ziel  erreicht  ist,  pflegt  Begnadigung  einzutreten. 

"  Vgl.  Waitz,  IV.  499  ff.,  505,  511  f.    Maubeb  54  f.,  57flf.     Auch  die  B^aiLie: 
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Die  Strafen  des  Königsrechtes  waren  namentlich:  Tod  durch  Strang 
oder  Schwert**,  Verstümmelung*^,  Verbannung*®,  Verstrickung  oder  Ge- 
fängnis", Vermögenseinziehung  oder  Beschlagnahme  einzelner  Vermögens- 
stücke^,  Verlust  des  Amtes  oder  Lehens*^,  Strafeinquartierung •*,  Prügel®', 
schimpfliche  Strafen®*,  Geldbußen  von  verschiedener  Höhe®*,  namentlich 
die  Strafe  des  Königsbannes  von  60  Solidi®®,  die  in  den  verschiedensten 
Fällen  verhängt  wurde  und  unter  Karl  dem  Großen  für  die  sogenannten 
acht  Bannfalle  auch  Eingang  in  die  Volksrechte  gefunden  hat®^. 


besaßen  ein  gewisses  Begnadi^ngsrecht,  Waitz,  IY.  503.  Die  Ablösang  der  Todesstrafe 
durch  Zahlung  des  VTergeldes  ist  ursprünglich  ein  Erzeugnis  der  königlichen  Gnade 
gewesen.  Daß  die  Verhängung  die  Todesurteils  über  freie  Franken  dem  Ktnige 
personlich  vorbehalten  wurde  (vgl.  Waitz  ü.  2,  860),  hängt  wohl  mit  der  fiska- 
lischen Bedeutung  dieser  Ablösung  zusammen. 

^^  Außer  den  bereits  angeführten  Fällen  ist  namentlich  des  Schlußkapitels  des 
Edikts  Chlothars  11.  von  614  zu  gedenken,  wodurch  die  Verletzung  dieses  Reichs- 
grundgesetzes mit  dem  Tode  bedroht  wurde.  Nach  Ed.  Euth.  2  und  Jjex  Baiw. 
II.  8  sollte,  wer  auf  Befehl  des  Königs  oder  Herzogs  einen  Menschen  getötet  hatte, 
von  der  Fehde  sowie  von  jeder  gerichtlichen  Verfolgung  befreit  sein.  Daraus  ergibt 
sich  zugleich,  daß  es  gegen  den  König  selbst  keine  Strafverfolgung  gab. 

"  Vgl.  Waitz,  IV.  422,  511  f.  H.  0.  Lehmann,  Rechtsschutz  gegenüber  Ein- 
griffen  vod  Staatsbeamten  106  f.  Abhauen  der  Hand  besonders  bei  Münzverbrechen, 
Meineid  und  falschem  Zeugnis.  Vgl.  Capit.  Haristall.  v.  779  c.  10  CBobetiits  49). 
Cap.  missorum  v.  802  c.  36  (ebd.  98).  Cap.  in  Theodonis  villa  v.  805,  H.  c.  5  (ebd. 
128).  Cap.  legib.  add.  v.  818  c.  19  (ebd.  285).  Const.  Hloth.  v.  832  c.  10  (MG.  Leg. 
I.  361).  Vgl.  auch  Boretiüs,  Capitularia  189  c.  4,  160  c.  6.  L.  Rib.  59.  3.  L.  Cham. 
20,  32.  L.  Fris.  HL  8,  9.  X.  L.  Sax.  22.  Ed.  Roth.  242  f.  Maübeb,  a.  a.  0.,  58. 
Obimm,  RA.  706. 

«8  Vgl.  Waitz  H.  2,  292,  360.    IV.  514. 

"  Vgl.  ebd.  IV.  519  f.    OsENBaüoaFN,  Strafr.  d.  Langob.  29. 

«<>  Vgl.  Waitz,  H.  2,  290  ff.,  360.  IH.  307.  IV.  515  if.  Sohm,  Reichs-  u.  Ge- 
Tichtsverfassung  118  ff.    Maurer,  a.  a.  0.  59.    OsenbbOgobn,  Strafr.  d.  Langob.  28. 

^'  So  u.  a.  stets  bei  Nichtachtung  einer  epistola  regia.  Vgl.  Cap.  legib.  add.  v. 
818  c.  16  (Bobbtius  284). 

»•  Cap.  Haristall.  v.  779,  c,  21  (Bobbtius  51).  Cap.  legib.  add.  v.  818,  c.  16. 
Tgl.  CoHN,  Justizverweigerung  81  ff.,  94,  140. 

"  Waitz  IV.  513. 

•*  Dahin  gehörte  auch  die  hanhtscara.    Vgl.  Waitz  IV.  528.    Gbimm,  RA.  681. 

^^  So  hatten  Karl  Martell  und  Karlmann  Rückfälle  ins  Heidentum  mit  einer 
Buße  von  15  Sol.  belegt  (Bobbtius  28  c.  4);  Karl  der  Große  erhöhte  dieselbe  bei  den 
Sachsen  auf  das  Doppelte  bei  Freien,  das  Vierfache  bei  Edeln  (ebd.  69  c.  21).  Die 
Entheiligung  des  Sonntags  war  nach  der  Decr.  Childeb.  II.  von  595,  c.  14  ebenfalls 
mit  15  Sol.  zu  büßen.  Andere  Bestimmungen  über  Sonntagsheiligung  L.  Fris.  18. 
li.  Alam.  38. 

««  Vgl.  S.  117  f.  W.  SiCKBL,  Zur  Geschichte  des  Bannes.  1886.  Waitz,  II.  2, 
286  ff.  m.  318  ff.  IV.  521.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  104—113,  171  ff. 
WiLDA  469  ff.  V.  Bab,  a.  a.  O.  67  f.  Eine  dem  fränkischen  Königsbann  durchaus 
entsprechende  Buße  war  die  angelsächsische  overseunessa  oder  cyninges  oferhymes 
von  120  Sol.  und  das  norwegische  brtfabrot,  in  gewissem  Sinne  auch  das  Vierzig- 
und  Fünfzehnmarkstrafgeld  der  drei  skandinavischen  Königreiche.  Vgl.  Maubbb, 
a.  a.  O.  52.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  638  f.,  641.  K.  Lehmann,  Der  Königs- 
friede  der  Nordgermanen  51  ff.,  132  ff.,  195  ff.,  216  ff. 

•7  Vgl.  Waifz  in.  319  f.    Sohm  HO  f.     Die  acht  Bannfälle  waren:   Heerbann, 
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Einen  geringeren  Bann  besaßen  auch  die  Beamten,  insofern  a-r 
innerhalb  ihres  Wirkungskreises  das  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  bei 
einer  je  nach  ihrem  Stammesrecht  verschiedenen  Geldbuße  ausübten*'. 
Auch  die  Pönalbestimmungen  dispositiver  Urkunden,  durch  welche  der 
Aussteller  demjenigen,  der  seine  Disposition  anfechten  würde,  eine  teiJs 
an  den  Gegner,  teils  an  den  Fiskus  zu  entrichtende  Buße  aufzuerlegen 
pflegte,  mag  als  eine  Art  Privatbann  aufgefaßt  worden  sein**  Die*e 
Straf  klausein,  die  in  dieser  Weise  nur  in  frankischen,  alamannischen  nsd 
bairischen  Urkunden  vorkommen,  bezogen  sich  teils  auf  das  eigenmächtig« 
Unterwinden  des  übertragenen  Gegenstandes,  teils  auf  die  materiell  ungt- 
rechtfertigte  Anfechtung.  Da  aber  nicht  bloß  die  rechtswidrige  Eigen- 
macht, sondern  auch  die  unbegründete  Anstrengung  eines  Prozesses  schon 
an  sich  strafbar  war^^,  so  stellte  die  Privatwillkür  in  jenen  EHauseln  nicht 
neue  Straffälle  auf,  sondern  bestimmte  nur  die  Höhe  der  Strafe  ^^. 


Frevel  gegen  Kirchen,  gegen  Witwen,  gegen  Waisen,  gegen  verteidignngsiuifahigeHiltV 
bedürftige,  Entführung,  Brandstiftung,  Heimsuche  (harizhut,  fortiaj.  Da  sieben  di^»cr 
Bannfälle  schon  nach  Volksrecht  mit  Buße  und  Friedensgeld  bestraft  worden»  so  trtt 
der  Bann  an  die  Stelle  des  letzteren,  wodurch  die  Yersohmelzung  Ton  Bann  usi 
Friedensgeld  zu  dem  späteren  Gewette  angebahnt  wurde. 

^^  Capitulare  missorum  (von  802?)  c.  57  (Boretiüb  104):  üt  hannus,  quem  p^ 
semeüpsum  dominus  Imperator  bannivit,  60  solidos  solvatur.  caeteri  vero  banni,  ^-f 
comites  et  iudices  faciunt,  secundum  legem  uniuecuiusque  componaniur.  VgL  eli 
c.  48.  SoHM,  a.  a.  0.  168—178;  MG.  lieg.  V.  274,  Note  82.  275,  Note  35.  Naei 
dem  salischen  Becht  betrug  die  Prozeßbuße  im  volksrechtlichen  Verfahren  3  S<  l 
oder  15  Sol.,  wovon  der  Gegner  2  oder  10  Sol.  erhielt,  1  oder  5  Sol.  dagegen  &U 
Ger  ich  tsge  wette  galten.  Vgl.  Cohn,  Justizverweigerung  53  fF.  Der  regelmäßig 
Grafen  bann  betrug  15  Sol.,  derselbe  konnte  unter  umständen  auf  das  Doppelte  usi 
Dreifache  erhöht  werden.  Insbesondere  konnten  die  Grafen  seit  Karl  dem  Großr- 
über  gewisse  Verbrechen  die  Verfestung  CforbannusJ  aussprechen,  wobei  die  Auf- 
nahme des  Verfesteten  jedermann  bei  Strafe  von  15  Sol.  verboten  wurde  (vgl.  SomL 
a.  a.  0.  162.  Waitz  IV.  518).  Der  Grafenbann  bei  den  Chamaven  betrug  4  S^<. 
(L.  Cham.  81,  84—41),  bei  den  Alamannen  wohl  6  Sol.  (L.  Alam.  28,  2  f.).  In  eii- 
zelnen  Fällen  erhielten  die  Grafen  das  Becht,  bei  Königsbann  zu  gebieten  (Sobsl 
a.  a.  O.  176  f.).  Den  sächsischen  Grafen  gab  Karl  der  Große  allgemein  den  Banz 
von  60  Sol.  für  causae  maiores,  von  15  Sol.  für  causae  minores  (Capitulatio  de  pari 
Saxoniae  c.  81).  Im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts  scheinen  auch  die  fränkischen  uc. 
alamannischen  Grafen  allgemein  das  Becht,  bei  Königsbann  zu  gebieten,  erlangt  :.- 
haben  (Sohh  177  f.). 

^^  Vgl.  B.  LöNiNO,  Der  Vertragsbruch  im  deutschen  Recht,  Anhang  (S.  534— ©(<• 
Über  Ursprung  und  rechtliche  Bedeutung  der  in  den  altdeutschen  Urkunden  enthal- 
tenen Strafklauseln  (auch  als  besondere  Schrift  erschienen).    Blxthme  i.  d.  Jahrbc-': 
des  gemeinen  deutschen  Bechts  UI.  207  ff. 

^^  Vgl.  LöNiNO,  a.  a.  0.  566—579. 

^*  Capitulare  legibus  additum  von  803,  c.  7  (Boretiüb  114):  St  quis  per  carte* 
ingenuitatis  a  domino  euo  legitime  lihertatem  est  conseeutus,  liher  permameaf.   ei  prr- 

aliquis  eum  inivste  inservire  temptarerit ,  üle  qui  hoc  iempiavU  mulfam  q*^ 

in  caria  scripta  est  solvere  eogatur.    Vgl.  Bobetius  215,  c.  7.    L.  Alam.  1,   2:  > 

,  cUiqua  persona,  aut  ipse  qui  dedit  vel  aliquis  de  heredihus  eius,  poet  kaee  de  ipee* 

res  de  illa  ecclesia  ahstrahere  voluerit,  vel  aliquis  homo  qualiseumque  peretma  kie 

praesumpserit  facere,  effecium  quod  inchoavit  non  ohtineat,  et  multa  Uta  qui  im  ra^J 
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Eine  Hauptaufgabe  der  königlichen  Fürsorge  bildete  die  möglichste 
Beseitigung  der  Fehde  ^^  Im  allgemeinen  war  das  Fehderecht  zwar  im 
Laufe  der  Zeit  erheblich  beschränkt  worden,  es  fand  nur  noch  bei  ge- 
wissen Hauptfreveln  (wie  Tötung,  Entführung,  Ehebruch,  vereinzelt  auch 
Verwundungen  und  Diebstahl)  Anwendung,  erstreckte  sich  nicht  mehr 
auf  die  ganze  Sippe,  sondern  nur  noch  auf  den  Übelthäter  selbst  und 
allenfalls  dessen  nächste  Angehörigen  und  fand  in  dem  Schutze  des  Haus- 
friedens und  des  kirchlichen  Asylrechts  (Anm.  2)  erhebliche  Schranken. 
Aber  zu  einer  völligen  Aufhebung  des  Fehderechts  war  es  nur  bei  den 
Westgothen  gekommen^**.  Die  langobardische  Gesetzgebung  beschränkte 
sich  darauf,  für  bestimmte  Fälle  die  Fehde  zu  verbieten'*,  im  übrigen 
dem  Verletzten  durch  Erhöhung  der  Bußtaxen  und  dem  Gegner  durch 
Sicherung  der  ihm  zu  leistenden  Urfehde  die  Sühne  möglichst  annehmbar 
zu  machen  ^'•.  Bei  den  Angelsachsen  wurde  die  Fehde  nur  für  den  Fall, 
daß  das  Wergeid  nicht  zu  erlangen  war,  zugelassen'*.  Noch  kräftiger 
gingen  die  Karolinger  gegen  die  in  ihrem  Reiche  bis  dahin  noch  allgemein 
zu  Recht  bestehende  Fehde  vor'*^.  Volksrechtlich  blieb  dieselbe  aner- 
kannt, aber  die  Beamten  wurden  angewiesen,  die  Sühne  zu  vermitteln 
und  denjenigen,  der  die  Zahlung  des  Wergeides  oder  die  Annahme  der 
Zahlung  verweigerte,  vor  den  König  zu  bringen,  der  die  Bestrafung  des 
Widerstrebenden  seinem  Ermessen  vorbehielt'^. 


contenit  penolvai,  et  res  illas  ex  integro  reddat  et  frido  in  pupltco  solvat,  sicut  lex 
habet.  Vgl.  ebd.  2,  2.  L.  Alam.  Karol.  1,  2  (MG.  Leg.  IIL  126,  vgl.  dazu  Mbbksl's 
Note  8  und  11),  Mekkbl,  MG.  Leg.  IIL  126,  Note  8.  127,  Note  11.  377,  Note  11. 
VgL  Anm.  18. 

'*  Vgl.  S.  72  ff.  B&üNNEB,  RG.  156  ff.  nnd  in  Holtzbndorpp's  Encyklopadie  203. 
Thonissbn,  a.  a.  O.  153—197.  Waitz,  IV.  507  ff.  Pabdessüs,  Loi  Salique  654  ff. 
Siegel,  Geschichte  des  Gerichtsverfahrens  8—35.  Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang 
der  Germanen  16—28,  37  ff.  (Bausteine  11.  90—102,  111  ff.).  Richthofbn,  Zur  Lex 
Saxonum  240—271.  Del  Giüdice,  La  Vendetta  nel  diritto  langobardico  (Archivio 
storico  lombardo  ü.  217  ff.  III.  187).  Salvioli,  La  responsabilitä  dell'  erede  15  ff. 
Osenbbüqgen,  Strafrecht  der  Langobarden  8  ff.  Köhler,  Shakespeare  vor  dem  Forum 
der  Jurisprudenz  157—162,  171;  Nachwort  zu  Shakespeare  17  f.  Monod,  Les  aven- 
tures  de  Sichaire,  bei  Monod  et  Thevekin,  A  la  memoire  de  G.  Waitz.  1886. 

"•  Ein  eigentumlicher  Rest  L.  Wis.  VI.  ö,  16.    Vgl.  Kohleb,  Shakespeare  161  f. 

"  So  bei  allen  Verwundungen.    Vgl.  Ed.  Roth.  45.    Siehe  auch  S.  344  f. 

"•  Vgl.  OsenebOgobn,  a.  a.  O.  5  ff.  Kohlee,  a.  a.  0.  161.  Ed.  Roth.  74,  143. 
Liutpr.  42,  135. 

"  Vgl.  Maübeb,  a.  a.  0.  41  ff. 

'^  Die  Ansicht,  daß  schon  die  Merovinger  den  in  der  Fehde  begangenen  Tod- 
schlag für  strafbar  erklärt  hätten  (vgl.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  104  f. 
Bbthuann-Hollweg,  Roman.-germ.  Civilprozeß  I.  464  f.  Sickel,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
Gesch.  Westdeutschlands  IV.  270  f.  Wilda  195),  findet  in  den  Quellen  keine  Unter- 
stützung.   Vgl.  Waitz,  II.  2,  359. 

'•  Cap.  Harist.  v.  779  c.  22  (Bobetiüs  51).  Cap.  missor.  v.  802  c.  32  (ebd.  97). 
Cap.  missor.  in  Theod.  villa  v.  805  II.  c.  5  (ebd.  123).  Cap.  legib.  add.  v.  818  c.  13 
(ebd.  284).  Dem  Ungehorsamen  wurde  insbesondere  Verbannung  (bis  zum  Eintritt 
der  Nachgibigkeit),  dem  die  Zahlung  weigernden  Totschläger  auch  Vermögens- 
einziehung angedroht.    Bei  den  Sachsen   hatte   schon   die  Capitulatio   de    partibus 


r 
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Büß-  und  straflos,  und  daher  auch  nicht  zur  Fehde  berechtigend,  vär 
die  Tütung  des  auf  handhafter  That  ertappten  Diebes  oder  Räubers«  st 
es  allgemein,  oder  nur  bei  nächtlicher  Weile,  oder  bloß  wenn  der  Di-' 
sich  der  Festnahme  erwehrte  ^^.  In  derselben  Weise  wurde  die  Tötun: 
der  im  Ehebruche  betroflfenen  Frau  und  ihres  Buhlen  durch  den  tm:- 
letzten  Ehemann  behandelt,  nach  manchen  Rechten  unter  der  ausdrück- 
lichen Bedingung,  daß  beide,  nicht  der  Ehebrecher  allein,  getötet  s^rii 
müßten'®.  Das  friesische  Recht  erlaubte  die  Tötung  bei  handhafter  Thit 
auch  gegen  den  Brandstifter  und  Tempelräuber'*,  das  westgothische  geg»-E 
den,  der  gewaltsam  in  ein  Haus  eindrang,  um  die  Bewohner  zu  töten*. 
In  allen  diesen  Bestimmungen,  obwohl  sie  in  erster  Reihe  als  Ausflüf^ 
des  altgermanischen  Fehderechts  oder  der  Hausjustiz  erscheinen,  gibt  sici 
doch  auch  schon  der  erste  Schritt  zur  Anerkennung  der  Notwehr  und  zur 
Bestrafung  des  Versuches  zu  erkennen  ®^ 

Einen  weiteren  Fortschritt  zeigt  die  mehr  und  mehr  hervortretend- 
Beachtung  des  verbrecherischen  Willens.  Zwar  wurde  auch  jetzt  n«»cb, 
wie  in  allen  jugendlichen  Rechten,  das  Hauptgewicht  auf  die  objektivt 
Verletzung  gelegt  und  in  vielen  Fällen,  die  uns  als  reiner  Zufall  er- 
scheinen, eine  schuldbare  Fahrlässigkeit  angenommen®*,  aber  wahrend  da^ 
alte  Recht  zwischen  absichtlichen  und  fahrlässigen  Verletzungen  keinen 
prinzipiellen  Unterschied  machte  ®^  ließen  die  Quellen  unserer  Periode  di" 


Saxoniae  c.  31  (ebd.  70)  den  Grafen  das  Recht  eingeräumt,  bei  Königsbann  Friedt^r 
zu  gebieten;  dem  König  selbst  wurde  durch  Cap.  Saxon.  von  797  c.  9  (ebd.  72-  da^ 
Recht,  einen  noch  höheren  Bann  bis  zu  1000  Sol.  zu  verhängen,  vorbehalten.  l'U: 
das  Verhältnis  dieser  Bestimmungen  zu  der  volksrechtlichen  Anerkennung  des  FeLd-^ 
rechts  vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  105,  Anm.  6  (gegen  Usingeb,  Forsch,  z.  Lex  Saxonnm  17  f. . 
RiCHTHOFSN,  Zur  Lex  Saxonum  265  ff. 

"  L.  Burg.  27,  9.  29,  2.  L.  Wis.  VIL  2,  15 f.  L.  Baiw.  9,  5.  Beeret  Ta&-i: 
Synod.  Niuhing.  3  (MG.  Leg.  UI.  464).  L.  Sax.  32.  Ed.  Roth.  82  f.  L.  Rib.  7T 
L,  Fris.  5,  1.  L.  Angl.  et  Wer.  39.  Form.  Turon.  30.  Chlothars  11.  Edict  t.  61t 
c.  22.  BoBBTiüs,  Capitularia  217,  c.  7.  Vgl.  Waiz,  IV.  511.  Richthofek,  Zur  Lei 
Saxonum  269,  Anm.  2.    Thonissen,  a.  a.  0.  183  ff. 

"  L.  Burg.  68.  L.  Rib.  77.  L.  V^is.  III.  4,  8  f.  Ed.  Roth.  212.  L.  Baiw.  8. : 
L.  Fris,  5,  1.  Vgl.  Maurer,  a.  a.  0.  41.  Thonisben,  178  f.  Walter,  RG,  II.  Z<^. 
RosEKTHAL,  Die  Rechtsfolgen  des  Ehebruchs  43  ff.  Das  bairische  Yolksrecht  ^ 
stattete  dem  Ehemanne,  unter  Verzicht  auf  sein  Tötungsrecht,  von  dem  Ehebrecte? 
die  Zahlung  seines  Wergeides  zu  verlangen.    Vgl.  Rosbnthal  60. 

'•  L.  Fris.  5,  1.  «<»  L.  Wis.  VL  4,  2. 

8^  Notwehr  besonders  Ed.  Roth.  280.  380,  Form.  Tur  30.  L,  Wis.  VI,  4.  2;  Xer- 
such  der  Brandstiftung  L.  Fris.  5,  1,  des  Diebstahls  Decr.  Tassil.  Sjn.  Ninh.  3.  I. 

"  Vgl.  S.  59,  285.  WiLDA,  552  ff.  v.  Bar,  a.  a.  0.  62  f.  Schmidt,  Schadencre*:: 
33  ff.,  36  ff.,  50.  AnraA,  Altschwed.  Obligationenrecht  377.  Nur  die  Bar^mtdfr 
(L.  Burg.  18)  hatten  die  scharfe  Unterscheidung  von  culpa  und  casos  ans  d^a 
römischen  Recht  entnommen.  Vgl.  Kohler,  a.  a.  0.  161.  Siehe  auch  £d.  Korb. 
328  f.,  326. 

•     ®ä  Ich  habe  S.  78  einen  solchen  Unterschied  mit  Unrecht  schon  für  die  Vn&. 

aD^'^^nommen.    Thatsächlich  wird  die  verletzte  Partei,  wenn  sie  die  Unabsichtlichkei: 

'  fe*  v^^ners  erkannt  hatte,  eher  zur  Versöhnung  und  zum  Verzicht  auf  die  Feh^e 

i^aenM^;^wesen  sein,  rechtlich  aber  wurde  das  subjektive  Element  bei  den  Gennaiifl: 
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vollen  strafrechtlichen  Folgen  nur  dann  eintreten,  wenn  die  Handlung  in 
verbrecherischer  Absicht  geschehen  war®*.  Wo  diese  fehlte,  blieb  nach 
einigen  Gesetzen  die  Fehde  ausgeschlossen,  nach  anderen  kam,  was  that- 
sächlich  dasselbe  besagte,  das  Friedensgeld  in  Wegfall®*.  Die  klägerische 
Partei  erhielt  demnach  in  der  Regel  nur  das  einfache  Wergeid  oder  die 
einfache  Buße,  bei  Sachbeschädigungen  den  einfachen  Schadensersatz *•, 
die  Verletzung  hatte  ihren  strafrechtlichen  Charakter  abgestreift  und  nur 
noch  privatrechtliche  Folgen®^.  In  der  angegebenen  Weise  behandelten 
die  Volksrechte  die  tTbelthäten  Unmündiger®®,  die  unabsichtliche  Tötung®* 
und  alle  Beschädigungen  durch  fremde  Tiere  ®^. 

In  derselben  Weise  wie  für  Tierschäden  haftete  der  Herr  bei  Delikten 
seiner  Knechte®^,  sobald  seine  eigene  Unschuld  erwiesen  war,  nur  noch 


ebenso  wenig  wie  bei  anderen  Naturvölkern  in  Betracht  gezogen.  Vgl.  v.  Bab, 
a.  a.  O.  62  ff.  iBBRiNa,  Das  Schuldmoment  im  römischen  Privatrecht  (Vermischte 
Schriften,  1879,  S.  155  ff.). 

**  Vgl.  über  das  Folgende  WiLDa  546  ff.,  578  ff.  Thonissbn,  a.  a.  ().  207.  Sohm, 
Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  108,  Note  18.  Riohthofen,  Zur  Lex  Saxonum  241  ff. 
EoKLBB,  Shakespeare  161.  ObensbOggen,  Strafreoht  der  Jjangobarden  8,  32  ff.  Die 
langobardische  Bezeichnung  f&r  die  böse  Absicht  war  asio  f^st.  hastoj,  cuto  anitno, 
dem  mnd.  hcLste  mod  (animus  iraftisj,  lang.  haUtan  i,  e.  irato  animo  (Ed.  Both.  277), 
alam.  haistera  hanti  (L.  Alam.  9)  verwandt.  Vgl.  Gbimm,  RA.  4.  OsbnbbCqgek, 
a.  a.  0.  82.  Meteb,  Sprache  der  Langobarden  290  f.  Mebkel,  M6.  JjOg.  III.  49, 
Note  18.  DiEFENBACB,  WB.  d.  goth.  Sprache  II.  506  f.  Schillbb  u.  Lübben, 
Mittelnd.  WB.  IL  215.  Über  noch  andere  Bezeichnungen  Wilba,  559  ff.  Amira, 
Altschwed.  Obligationenrecht  8T3  f.,  377, 

**  Die  in  den  folgenden  Anmerkungen  angeführten  Belege  lassen  über  den  Zu- 
sammenhang zwischen  |Fehde  und  Fredus  nicht  den  mindesten  Zweifel.  Wo  die 
Fehde  ausgeschlossen  war,  hatte  der  Verletzer  auch  keinen  Fredus  zu  zahlen.  Da- 
durch wird  bestätigt,  daß  der  Fredus  der  Lohn  für  die  Sühnevermittelung  war. 
Vgl.  Anm.  10. 

••  Vgl.  L.  Fris.  add.  sap.  IIL  69  f.    L.  Angl.  et  Wer.  51  f.    L.  Rib.  46,  2.    Zu- 
weilen  wurde  auch  nur  ein  Teil  geleistet.    Vgl.  L.  Sal.  86.    L.  Rib.  46,  1.    L.  Fris. 
add.  sap.  III.  68.    Ed.  Roth.  138.    Liutpr.  136. 
«'  Vgl.  Amiba,  a.  a.  0.  370  f,  389. 

^^  L.  Sal.  24,  5:  Si  vero  pu^r  infra  12  annos  aliqua  culpa  eommittat,  fretus  ei 
nullatenus  requiratur.    Vgl.  L.  Fris.  add.  sap.  III.  70.    Wilda,  640  ff. 

••  Wegfall  der  Fehde:  L.  Sax.  59.  Ed.  Roth.  75,  138,  387.  Liutpr.  136.  Weg- 
fall des  Fredus:  L.  Rib.  70,  1.    Vgl.  L.  Fris.  add.  sap.  IIL  69. 

•<^  Wegfall  der  Fehde:  L.  Sax.  57.  Ed.  Roth.  326.  Wegfall  des  Fredus:  L.  Rib. 
46,  1.    VgL  L.  Sal.  36.    L.  Fris.  add.  sap.  ni.  68. 

»*  Ober  das  Folgende  vgl.  Jastbow,  a.  a.  O.  (Anm.  24),  5,  10  f..  13,  17  f.,  21  f., 
25,  28.  WiLBA,  652  ff.  Schmidt,  Schadenersatz  43  ff.  War  der  Knecht  von  einem 
Dritten  zu  der  ünthat  angestiftet,  so  sollte  nach  L.  Baiw.  IX.  6  der  Herr  keinen 
Schaden  leiden,  der  Knecht  mit  einer  Prügelstrafe  abgefunden,  als  der  eigentlich 
Schuldige  aber  der  Anstifter  behandelt  werden.  Vgl.  Schmidt,  Schadenersatz  64. 
Wer  dagegen  einen  Freien  zu  einer  Übelthat  anstiftete,  war  gesetzlich  straflos, 
höchstens  konnte  er  subsidiär  zu  Buße  oder  Wergeid  herangezogen  werden;  aber 
der  Fehde  war  auch  der  Anstifter  ausgesetzt  und  es  war  seine  Sache,  wie  er  den 
Frieden  wiedergewinnen  mochte.  Vgl.  L.  Fris.  II.  2  f.,  5  f.,  7  f.,  11.  Bbuxneb,  RG. 
I.  162,  Note  33,  164.  v.  Bab,  a.  a.  0.  63,  Note  268.  Sibgbl,  Gerichtsverfahren  12  f. 
BiCHTHOFEK,  Zur  Iicx  Saxouum  240,  Note  1.  244  ff.    Wilda,  627  ff. 
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für  den  Schadensersatz;  für  Bußen  galten  durchweg  geringere  Taxen.  An- 
dererseits aber  war  die  eigene  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  In- 
freien  in  einem  eigenen  System  von  Leibes-  und  Lebensstrafen,  das  gam 
besonders  zur  Ausbildung  eines  öffentlichen  Strafrechts  beigetragen  hat^. 
zur  Anerkennung  gelangt.  Nach  außen  hin  hatte  der  Herr  diese  Ver- 
antwortlichkeit zu  vertreten:  die  Klage  ging  gegen  ihn,  aber  durch  dif 
Auslieferung  des  Übelthäters  wurde  er  von  jeder  strafrechtlichen  Ver- 
folgung befreit. 

§  37.  Das  Gerichtsverfahren^  Die  Fortbildung  des  in  seintL 
Grundzügen  noch  in  der  germanischen  Urzeit  zu  einem  gewissen  Abschlub 
gekommenen  Verfahrens^  gehört  teils  dem  Volksrecht,  teils  der  Küniz^- 
gesetzgebung  an,  teils  ist  sie  durch  die  Handhabung  der  Rechtspflege  im 
Königsgericht,  als  einem  Billigkeitsgericht,  vor  sich  gegangen. 

Dem  Volksrecht  ist  die  Klage  um  Gut  oder  fahrende  Habe  ziiz> 
schreiben.  Eine  bürgerliche  Klage  zur  Wiedererlangung  einer  beweglicka 
Sache  gab  es  nicht.  Das  Recht  kannte  nur  die  strafrechtliche  Verfolgunj 
w^egen  rechtswidriger  Vermogensvorenthaltung  oder  dieblicher  Entwendung, 
wobei  der  Kläger  neben  der  Bestrafung  des  Gegners  auch  die  Rückgal"^ 
oder  den  Ersatz  der  Sache  erreichen  konnte '.  Hatte  der  Eigentümr: 
seine  Sache  verliehen  oder  sonst  freiwillig  aus  der  Hand  gegeben,  so  hart- 
ihm  der  Empfanger  für  die  Rückgabe  oder  den  Ersatz  einzustehen,  wis 
das  Sprichwort    mit   dem   Satze   Hand   muß  Hand  wahren   ausdrucktt'. 


"  Vgl.  y.  Bar,  a.  a.  O.  68  f. 

^  Außer  der  §  13,  N.  1  angeführten  Litteratur  vgl.  Bbuhnbb,  Entstehnng  ^ 
Schwurgerichte,  1872,  S.  48—126,  397  fr.,  438  ff.,  458  ff.,  469;  Zeugen-  und  lDqQi>i' 
tionsbeweis  der  karoling.  Zeit  (Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LI.  1866);  Wort  u.  Fom 
im  altfranzösischen  Prozeß  (ebd.  LVU.  1868);  Das  Gerichtszengnis  und  diefnnkisrb 
Königsurkunde  (i.  d.  Festgaben  fUr  Heffter,  1873);  in  Holtzbndorff*8  Encjklopäii^ 
200  f.,  216  f.  Bbthmann-Hollweo,  a.  a.  0.  I.  II.  Siegel,  Gesch.  d.  deutsch.  <> 
richtsverfahrens,  I.  1857.  Bogge,  Gerichtswesen  der  Germanen,  1820.  L.  y.  Micbel 
Geschichte  des  altgerman.  Gerichtsverfahrens,  1824.  Fickeb,  Forschungen  s.  Beiii»- 
und  Bechtsgeschichte  Italiens  I.  21—62.  Pertile,  Storia  del  diritto  ital.  VL  2t^£ 
Salvioli,  La  giuridizioni  speciali  nella  storia  del  diritto  italiano  I.  1884.  Wica. 
Der  italienische  Arrestprozeß  1—38.  Val  de  Li^tbb,  Launegild  u.  Wadia  lS4l 
160  ff.,  196  ff.  Dahn,  Westgoth.  Studien  243—286.  Eichhobk,  St.-  n.  BG.  L  4i<6 
his  418.  Walteb,  DBG.  §«$  656—697.  Zöpfl,  DBG.  §.  125a.  Sohm,  Beichs-  c 
Gerichtsverfassung  113  ff,  123—187,  140  ff.,  355  ff.,  581  ff.  Waitz,  IL  2,  I70ff.,  86i 
lY.  409  f.,  422—431,  438,  484  f.  Cohn,  Justizverweigemng  im  altdeutschen  H«^bt. 
1876.  H.  0.  Lehmann,  Bechtsschutz  gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach 
altfränkischem  Becht,  1883.  E.  Mayer,  Zur  Entstehung  der  Lex  Bibuarionun  12$  & 
B.  LöNiNG,  Der  Beinigungseid  bei  Ungerichtsklagen ,  1880;  Der  Vertragsbruch  o- 
seine  Bechtsfolgen,  1876.  E.  Lönino,  KB.  d.  Merovinger  496  ff.,  755  ff.  A.  SaanDT* 
Echte  Not,  1888,  S.  148  ff.    Sachssb,  Das  Beweisverfahren,  1855. 

'  Vgl.  §  13.  Bbünneb,  dbg.  I.  177  ff.  Dahn.  Fehdegang  u.  Bechtsgang  41  f- 
(Bausteine  IL  116  ff.). 

^  Auch  die  eigentliche  Diebstahlsklage  ging  neben  der  Strafe  zugleich  auf  Büfk- 
gabe  oder  Ersatz.    Vgl.  S.  337. 

^  Vgl.  Anm.  7.    Über  die  Anwendung  des  Satzes  H.  m.  H.  w.  im  altdänisches 
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Auf  Grand  dieses  Satzes  stand  dem  Eigentümer,  nachdem  er  den  Em- 
pfönger  durch  mehrfache  rechtsformliche  Mahnung  in  Verzug  gesetzt 
hatte,  gegen  diesen  das  S.  86  geschilderte  Betreibungsverfahren  wegen 
rechtswidriger  Vermögensvorenthaltung  zu^  Eine  Klage  gegen  den  Dritten, 
der  die  Sache  von  dem  ersten  Empfanger  erhalten  oder  diesem  entwendet 
hatte,  konnte  der  Eigentümer  nicht  geltend  machen,  es  war  ausschließlich 
die  Aufgabe  der  „wahrenden  Hand",  ihm  die  Sache  wiederzuschaffen  oder 
zu  ersetzen. 

War  eine  Sache  dieblich  entwendet,  so  hatte  der  Bestohlene  das 
Dritthandverfahren  gegen  denjenigen,  bei  dem  die  Sache  auf  der  Spur- 
folge (vestigii  minatio)  gefunden  wurde  ^.  Als  Bestohlener  galt  nicht  der 
Eigentümer,  sondern  derjenige,  gegen  den  der  Diebstahl  vollführt  worden 
war.  Bei  der  Entwendung  einer  anvertrauten  Sache  war  demnach  einzig 
der  Vertrauensmann,  aus  dessen  Gewahrsam  sie  gestohlen  war,  als  wah- 


nnd  altschwedischen  Recht  ygl.  Maubeb,  Krit.  VJSchr.  X.  268.  Amiba,  Obligationen- 
recht I.  655  f.  Die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Eechtssprichwortes  findet  sich  in 
altschwedischen  Quellen  und  dem  altfriesischen:  Hond  scel  hond  wera,  d.  h.  die 
Hand  des  Empföngers  soll  der  Hand  des  Gebers  Gewähr  leisten  (für  Bückgabe  oder 
Ersatz  einstehen).  Vgl.  Richthofen,  Altfries.  WB.  1136.  Bbseleb,  Privatrecht  1*. 
336,  N.  2.  Tbltino,  Skets  van  het  oudfriesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1873, 
Stück  2,  Sonderabdruck  S.  68  f. 

»  Vgl.  L.  Sah  52.   L.  Rib.  52. 

•  Vgl.  L.  Sal.  37,  47.  L.  Rib.  33,  47,  72.  Ed.  Roth.  231,  232,  nebst  den  dazu 
gehörigen  Formeln  und  Glossen  des  Lib.  Papiensis.  Angels.  Gesetze  von  Hloth.  u. 
Eadr.  7.  16.  Ine  25,  47.  58,  75.  Aethelstan  IL  9.  Äthelred  IL  8.9.  CnutIL23f. 
'Wilhelm  d.  Erob.  I.  21.  Die  überaus  reichhaltige  Litteratur,  zum  Teil  allerdings  nur 
das  Mittelalter  berücksichtigend,  ist  bei  Stobbb,  Handbuch  II.  §  146  fast  vollständig 
angeführt.  Vgl.  noch  besonders  London,  Die  Anefangsklage  in  ihrer  ursprünglichen 
Bedeutung,  her.  v.  Pappenheim,  1886.  Jobb^-Düval,  Etüde  historique  sur  la  reven- 
dication  des  meubles  en  droit  fran9ais  et  ^tranger,  Nouv.  Revue  bist,  de  droit  fr.  et 
6tT,  1880,  S.  463  ff.,  535  flf.  Hebmann,  Die  Grundelemente  der  altgermanischen  Mobi- 
liarvindikation  (Giebke,  Untersuchungen  XX.  1886).  de  Vecchio,  Rivendicazione  dei 
beni  mobili,  1878.  Kebn,  Entwickelung  des  Grundsatzes  „Hand  muß  Hand  wahren", 
Bresl.  Diss.  1881.  Waitz,  Recht  der  sal.  Franken  156  ff.  Schebbeb,  i.  d.  Zeitschr. 
f.  RG.  XIII.  267  ff.  Dabgün,  ebd.  XIX.  212  ff.  Mebkel,  ebd.  U.  114  f.  Nissl,  Ge- 
richtsstand  des  Clerus  187  f.  Dahn,  Westgothische  Studien  92  f.,  257  f.  Heusleb, 
Inst.  n.  6  f.,  209—218.  Zöppl,  RG.  §  102;  Die  euua  Chamavorum  73  ff.  Beunneb, 
bei  V.  HoLTZBNDOBFP  251.  Gengleb,  Grundriß  der  DRG.  841  f.  R.  Löning,  Vertrags- 
bruch 103  ff.  Beseleb,  Deutsch.  Privatr.  §  85.  Telting,  a.  a.  0.,  Themis,  1872, 
4.  Stück,  Sonderabdruck  11  ff.;  1873,  2.  Stück,  Sonderabdruck  S.  45  ff.  Fbanken, 
Gesch.  d.  franz.  Pfandrechts  270  ff.  Reyscheb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  V. 
198  ff.  Cbopp,  i.  d.  Jurist  Abhandlungen  von  Heise  u.  Cbopp,  ü.  285  ff.  Homeyeb, 
Richtsteig  Landreohts  439  ff.  Zoen,  Beweis  verfahren  58  ff.  Albbboht,  De  proba- 
tionibus  (Königsb.  Programm  v.  1827)  IL  4  ff.  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsver- 
fahren im  Mittelalter  I.  824  ff.  Von  den  Anm.  1  und  §  13,  Anm.  1  angeführten 
Werken  sind  hier  hervorzuheben  Pebtile,  Laughlin,  Gaudbnzi  (S.  19  ff.),  Thonissen 
(S.  531  ff.),  Siegel  (42  ff.,  86  ff.,  252  ff.),  Bethmann-Hollwbg  (L  14  f.,  40  ff.,  234  f., 
385  f.,  479  ff.,  II.  129  f.)  und  Sohm  (55-121,  195,  auch  Reichs-  und  Gerichtsverfassung 
301  f.,  und  Zeitschr.  f.  RG.  V.  449  f.).  Über  das  altnordische  Recht  vgl.  Amiba,  Voll- 
streckungsverfahren 208  ff.;  Zweck  u.  Mittel  54. 
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rende  Hand  zur  Dritthandsklage  legitimierte  Schon  hieraus  ergibt  sicL 
daß  die  Klage  keine  bürgerliche,  sondern  eine  strafrechtliehe  war.  Dt 
Quellen  erwähnen  das  Dritthandverfahren  nur  bei  dem  Diebstahl,  lassen 
aber  keinen  Zweifel  darüber,  daß  Raub,  Fundunterschlagung  u.  dgl.  eben-; 
behandelt  wurden®.  Als  regelmäßige  Gregenstände  des  DritthandverfahreD? 
werden  nur  Sklaven  und  Vieh  angeführt,  doch  fand  dasselbe  auch  auf 
leblose  Gegenstände,  wenn  sie  nur  genügend  gezeichnet  waren,  Anwendung*. 
Die  Verfolgung  der  entwendeten  Sache  eröffnete  der  Bestohlene  durch  Er- 
hebung des  Gerüftes^^,  dem  bei  Strafe  jeder,  der  es  hörte,  nacheilen 
mußte.  Die  auf  diese  Weise  zusammengerufene  Verfolgerschaar  (trustis' 
diente  dem  Bestohlenen  ebensowohl  zur  Unterstützung  wie  als  Zengensehaft  ^\ 
Führte  die  Spur  zu  einem  Hause,  so  durfte  der  Herr  desselben  bei  Strafe 
des  Diebstahls  dem  Verlangen  einer  Haussuchung  nichts  in  den  ^tz 
legen,  hatte  aber,  wenn  dieselbe  erfolglos  blieb,  eine  BuBe  zu  bean- 
spruchen ^'.  Die  Haussuchung  vollzog  sich  in  altertümlicher  Form,  deren 
Anklänge  an  griechische  und  römische  Gebräuche  ihren  alt-arischen  Ur- 
sprung verraten^*. 

Wurde  die  Sache  gefunden  und  von  dem  Inhaber  sofort  heraus- 
gegeben, so  war  damit,  wenn  kein  Verdacht  des  Diebstahls  gegen  die>en 
vorlag,  alles  weitere  erledigt".  Bestritt  er  dagegen  den  dieblichen  Charakter 
der  Sache,  indem  er  einen  eigenen  Erwerbsgrund  für  sich  geltend  mach:-, 
so  leitete  der  Verfolger  das  Rechts  verfahren  ein,  indem  er  Hand  an  die 
Sache  legte  und  die  Herausgabe  derselben  zu  Händen  eines  Dritten,  um 
sie  bis  zum  Austrage  des  Streites  zu  verwahren,  forderte.    Von  der  Hand- 


\  Vgl.  Ed.  Liutpr.  131.  Westg.  Antiqua  280  (L.  Wis.  V.  5,  3),  L.  Baiw.  XV. 
3  f.  Über  die  Verantwortlichkeit  des  Verwahrers  einer  fremden  Sache  für  Ent- 
wendung derselben  vgl.  Stobbk,  Gesch.  d.  deutsch.  Vertragsrechts  217.  Eben  auf 
dieser  Verantwortlichkeit  beruhte  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Verwahrers  zur 
Verfolgung  des  Diebes.  Nach  dem  schwäbischen  Recht  (L.^Al.  Hloth.  6,  L.  Alam.  KmtcA. 
5,  If.,  MG.  Leg.  III.  47,  130  f.)  scheint  die  Kirche  für  Sachen,  die  ihr  anrertnöi 
waren,  im  Falle  einer  von  ihr  nicht  verschuldeten  Entwendung  nicht  verantwortli« 
gewesen  zu  sein;  die  Verfolgung  des  Diebes  war  hier  Sache  des  Eigentümers,  de: 
auch  die  Diebstahlsbuße  erhielt,  während  die  Kirche  sich  mit  einer  Neben  büße  ta 
die  Verletzung  des  Kirchenfriedens  begnügen  mußte. 

8  Vgl.  L.  Rib.  75.  L.  Fris.  add.  sap.  8.  Ed.  Roth.  260,  262,  343.  L.  Wis.  VIIl 
5,  6.  WiLDA,  Strafr.  d.  Germ.  918  f.  Das  alamannisohe  Recht  bestrafte  die  Fan^- 
nnterschlagung  niit  12  ß.  und  40  ß.  (L.  Alam.  88,  90).  behandelte  die  Sache  a]v> 
nicht  als  Diebstahl. 

»  Vgl.  L.  Rib.  72,  9.  »<>  Vgl.  S.  30,  N.  4.  "  Vgl.  S.  85. 

»*  Vgl.  L.  Rib.  47,  2  f.  L.  Sal.  66.  L.  Burg.  16,  1.  L.  Rom.  Burg.  12.  1.  P^t. 
Tassil.  IV.  (synod.  Niuhing.)  c.  12.  L.  Baiw.  11,  1—4.  Pact.  Alam.  5,  3  (L.  AL 
Hloth.  100,  2  f.).    SoHM,  Prozeß  d.  Lex  Salica  66  f. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  639 ff.  Tblting,  a.  a.  0.,  Themis  1873,  Stück  2,  Abdre.-k 
53  ff.  WiLDA,  Strafr.  d.  Germ.  903  f.  Amira,  Vollstreckungsverfahren  309;  Zwec'k 
u.  Mittel  54.  Die  Haussuchung  (semHniumJ  hieß  ahd.  kussuocha,  seli^uoeka  tr^i. 
MG.  Leg.  III.  466.  V.  277),  altnord.  rannsöhn  (w.  rannr,  Harn). 

"  Vgl.  L.  Burg.  83,  1.    Greg.  Tun,  Liber  in  gloria  confessorum  c,  80. 
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anlegung  hatte  das  Verfahren  den  Namen  Änfang^^^  von  der  Forderung 
der  Herausgabe  an  einen  Dritten  wurde  es  als  intertiatio  oder  Dritthand- 
verfahren  bezeichnet^®.  In  der  ältesten  Gestalt,  mit  der  Übergabe  an 
einen  Dritten  zu  treuer  Hand,  erscheint  das  Verfahren  nur  noch  bei  den 
Angelsachsen  i''.  Bei  den  übrigen  Stammen  konnte  der  Besitzer  die  Sache 
von  dem  Bestohlenen,  der  handangelegt  hatte,  vorläufig  zurückfordern, 
um  sie  zu  seiner  eigenen  Rechtfertigung  an  seinen  Gewährsmann  zu  über- 
geben. Hier  war  also  der  Gewährsmann  als  die  Dritthand  zu  betrachten. 
Einen  Mittelstandpunkt  nahm  die  Lex  Salica  ein.  Dieselbe  unterschied, 
je  nachdem  die  Sache  binnen  drei  Nächten  nach  dem  Diebstahl  oder 
erst  später  aufgefunden  war.  Ersterenfalls  wurde  die  Sache  einem 
Treuhänder  übergeben,  letzterenfalls  durfte  der  Besitzer  sie  wieder  an 
sich  nehmen".  Dagegen  schnitt  die  Lex  Ribuaria  dem  Besitzer  einer 
frisch  gestohlenen  Sache  die  Verteidigung  im  Dritthandverfahren  über- 
haupt ab  und  verpflichtete  ihn  zu  sofortiger  Herausgabe  an  den  Be- 
stohlenen^®, indem  sie  offenbar  von  der  Erwägung  ausging,  daß  der  Er- 
werber einer  erst  seit  drei  Nächten  gestohlenen  Sache  sich  mindestens 
einer  groben  Fahrlässigkeit  bei  dem  Erwerbe  schuldig  gemacht  habe^^. 


"  Die  ursprüngliche  BedeutuDg  von  „anfangen"  (=  anfahen)  ist:  anfassen,  er- 
greifen. In  der  Wissenschaft  hat  man  sich  gewöhnt,  die  Klage  mit  „Anfang**  dem 
Sachsenspiegel  zu  Liebe  als  Anefang  zu  bezeichnen,  eine  Abweichung  von  dem 
heutigen  Sprachgebrauche,  für  die  nicht  der  geringste  Grund  vorliegt.  Die  Be- 
zeichnung des  Dritthandverfahrens  als  „Anfang**  ist  schon  durch  eine  Glosse  des 
ribuarischen  Yolksrechts,  die  interciavit  mit  anufangeda  wiedergibt  (IVIG.  Leg.  V.  277), 
bezeugt.  Angelsächsisch  entsprach  atfön  und  befön  (vgl.  Schmid,  Ges.  d.  Angels. 
526).  Bairisch  begegnet  nuinum  immissio  quod  hantalod  dicunt  (Decr.  Tass.  IV. 
c.  18),  was  ein  ahd.  hantalön  ergibt.  Da  auch  einzelne  Nachlaßgi'undstücke  seitens 
des  Erben  durch  Handlegung  in  Anspruch  genommen  zu  werden  pflegten,  so  wurde 
auch  hier  von  Anfang  gesprochen.  Vgl.  Behrbnd,  Anevang  und  Erbengewere,  1885. 
Die  Bezeichnung  der  im  Dritthandverfahren  befindlichen  Sache  als  fiUortum  (L.  Sal. 
47.  II.  sal.  Kapitul.  c.  1)  scheint  anzudeuten,  daß  die  Sache  zum  Zeichen  ihrer  Ge- 
bundenheit als  res  litigiosa  mit  einem  Faden  umwunden  wurde.  Vgl.  Gbimm  in 
Mkrkbl's  Lex  Salica,  Vorrede  S.  VIII. 

*•  VgL  Steinmetbb  u.  Sibvbrs  IL  782,  wo  tertiäre  mit  dritte  hanton  wieder- 
gegeben ist.  Die  Bezeichnungen  intertiare  und  intertiatio  waren  zunächst  bei  den 
Franken,  dann  auch  bei  der  lombardischen  Kechtsschule  und  in  der  lateinischen 
Übersetzung  der  angelsächsischen  Gesetze  üblich.    Vgl.  altfranz.  entercier, 

"  Vgl.  ScHMiD,  a.  a.  0.  526. 

**  Die  vielbestrittenen  Worte  L.  Sal.  87 :  res  was  per  iercia  mane  agramire  be- 
deuten weder  mit  Sohm  „die  Dritthand  geloben",  noch  „sich  selbdritt  zu  der  Sache 
ziehen",  wie  viele  annehmen,  sondern:  „die  Sache  zur  dritten  Hand  (der  des  Treu- 
händers) wegnehmen".  Ebenso  beziehen  sich  die  Worte  ipse  liceat  agramire  auf  die 
Zurücknahme  der  von  dem  Gegner  ergriffenen  Sache  seitens  des  bisherigen  Inhabers. 
Vgl.  S.  57,  N.  46  und  Th6venin,  Contributions  a  l'histoire  du  droit  germanique, 
1879,  S.  14  ff. 

»«  Vgl.  L.  Rib.  47.  1. 

'*  Die  Annahme,  daß  dem  Erwerber  einer  gestohlenen   Sache  oder  doch  eines 

•  gestohlenen  Haustiers  in  der  Regel  eine  Fahrlässigkeit  beim  Erwerbe  zur  Last  falle, 

tritt   bei  den  verschiedensten  Stämmen   in   der  Vorschrift    hervor,   daß   bei    Strafe 
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Das  Dritthand  verfahren  wurde  mit  einem  Gefahrdeeid  erofl&iet,  dec 
beide  Parteien  zu  schwören  hatten,  indem  sie  die  linke  Hand  auf  dk 
streitige  Sache  legten.  Der  Kläger  beschwor,  daß  er  sich  so  zu  der  Sach»- 
ziehe,  wie  sie  aus  seiner  Gewere  gekommen  sei;  der  Beklagte,  daß  erskh 
auf  seinen  rechten  Gewährsmann  {fordro,  d.  h.  Vordermann)  ziehe,  od« 
daß  er  die  Sache  in  der  und  der  Weise  unmittelbar  erworben  habe-'- 
Durch  Wettvertrag  verpflichtete  sich  sodann  der  Beklagte,  im  näch^t^L 
Gerichtstermin  seineu  Beweis  zu  führen,  der  Kläger,  die  Sache  zu  ver- 
folgen und  jenen  Beweis  anzunehmen**.  Handelte  es  sich  nm  StelluDc 
des  Gewährsmannes,  so  war  die  Frist  je  nach  der  Entfernung  de^elb^^c 
vom  Beschlagnahmeorte  eine  verschiedene*'.  Die  Begel  war,  daß  d^r 
Gewährsmann  am  Gericht  des  Beklagten  gestellt  werden  mußte**.  Nu: 
bei  den  Langobarden  und  Sachsen,  anfangs,  wie  es  scheint,  auch  bei  deL 
Angelsachsen,  hatte  der  Kläger  dem  Beklagten  zu  seinem  Vordennanr 
zu  folgen*'.  Bekannte  sich  der  Vordermann  zu  der  Gewährschaft ,  ^-' 
hatte  er  dem  bisherigen  Beklagten  gegen  Aushändigung  der  Sache,  sofem 
sich  dieselbe  nicht  in  dem  Gewahrsam  eines  Treuhänders  befand,  den  tuü 
diesem  empfangenen  Preis  zurückzugeben,  worauf  sich  die  Klage  ganz  ii 
der  bisherigen  Weise  gegen  ihn  wandte  *•.  Und  so  ging  der  Zng  ml: 
der  Sache  weiter  von  einem  zum  andern,  bis  man  den  Dieb  erreiche 
oder  zum  einem  Gewährsmann  kam,  der  originären  Erwerb  nachwies  und 

niemand  von  einem  Unbekannten  kaufen,  oder  doch  wenigstens  glaubwürdige  Zeuj^fz 
bei  dem  Handel  zuziehen  solle.  Vgl.  L.  Wis.  VII.  2,  8.  L.  Baiw.  9,  13.  Ed.  Liut^r 
79.  Cap.  missorum  v.  803—813  (Borstiüs,  Nr.  67)  c.  3.  Am  ängsUiehsten  waren  ii 
dieser  Beziehung  die  Angelsachsen.  Vgl.  Hloth.  u.  Eadric  16.  Ine  25.  Alfreds  c 
Guthrums  Friede  c.  4.  Eadward  I.  1.  Äthelstan  II.  10,  12.  VI.  10.  Eadgar  L  1 
IV.  2,  §§  6-11.  Äthelred  I.  8.  HI.  5.  Eadmund  lU.  5.  Cnut  IL  23.  WUheim  L  45. 
Besonders  verordneten  Cnut  II.  24,  §  8  und  Wilhelm  L  46,  daß  vor  Ablauf  t.>i 
sechs  Monaten  nach  dem  Diebstahl  sich  niemand  auf  Eigentumserwerb  an  der  Saekr 
berufen  dürfe.    Also  dieselbe  Tendenz  wie  in  der  Lex  Ribuaria. 

'^  Vgl.  L.  Bib.  83,  1.  Äthelstan  II.  9.  Verordn.  betr.  die  Dunaeten,  e,  ^ 
(ScHUiD,  a.  a.  O.  862).  Angels.  Eidesformeln  c.  2,  8  (ebd.  404).  Lib.  Pap.  Roth.  2S1 
Expos.  §§  2.  7  (MG.  L.  IV.  858  f.).    Decr.  Tassil.  IV.  c.  6. 

"  Vgl.  L.  Rib.  83,  4.  L.  Burg.  83,  1.  Äthelred,  IL  8  pr.  9,  §  1.  Wilhe:-. 
L  21  pr.  §  2. 

"  Vgl.  L.  Sal.  47  §  1,  §  2.    L.  Rib.  83,  1  f.    Äthelred  U.  8  §  1,  §  3. 

"  Vgl.  L.  Sal.  47  §  1,  §  2.    L.  Rib.  83,  l.    Äthelred  II.  8  pr.  §  3. 

^^  Nach  dem  Rechte  von  Kent  war  der  Gewährsmann  vor  dem  Königsgericfc* 
zu  stellen.  Vgl.  Hloth.  u.  Eadr.  7,  16.  Später  galt  dann  im  angelsächsisoben  Rei: 
die  Regel,  daß  der  1.,  2.  und  3.  Gewährsmann  am  Gericht  des  Beklagten  zu  <r- 
scheinen  hatte,  allen  weiteren  Gewährsmännern  dagegen  gefolgt  werden  mußte,  ^i^ 
letzteres  unter  Äthelred  aufgehoben  wurde.  Vgl.  Ähelr.  IL  9  pr.  Über  die  Isne- 
barden  vgl.  Ed.  Roth.  231  und  Formel  zu  Lib.  Pap.  Roth.  232  (MG.  IV.  35?. 
Uber  die  Sachsen  Labakd,  Vermögensrechtl.  Klagen  126  f. 

'«  Vgl.  L.  Rib.  33,  2.  Glosse  zu  Lib.  Pap.  Roth.  231  (MG.  Leg.  IV.  SST. 
Zeile  12  ff.):  Si  actio  in  rem  fuerit  et  possidens  auctorem  hahuerit,  non  exerettmr  rj 

iictio  contra  tenentem^  sed  pocius  covUra  auctorem; quia  Longobardm$  semy 

dat  awtorem  et  nwmquam  stat  loco  auctoris,  at  Romanus  semper  »tat  loeo  amcton* 
et  numquam  auctoi*em  dat 
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damit  die  Zurückweisung  des  Klägers  herbeiführte^'.  Wenn  der  von  dem 
Beklagten  bezeichnete  Gewährsmann  oder  der  von  diesem  angerufene 
weitere  Vonnann  sich  nicht  zu  der  Gewährschaft  bekannte,  so  wurde 
durch  Gottesurteil  entschieden,  wer  von  beiden  der  Dieb  sei*®.  Wußte 
der  Beklagte  oder  sein  Gewährsmann  seinen  Vormann  nicht  zu  nennen, 
vermochte  aber  durch  Keinigungseid  seine  persönliche  Unschuld  zu  be- 
weisen, so  mußte  er  die  Sache  an  den  Kläger  zurückgeben,  war  aber  von 
der  Anschuldigung  des  Diebstahls  frei**.  Wurde  die  Behauptung  des 
Klägers,  daß  die  Sache  bei  ihm  gestohlen  sei,  durch  den  Beklagten  oder 
seinen  Gewährsmann  widerlegt,  so  verfiel  der  Kläger  als  falscher  An- 
kläger in  eine  Geldstrafe,  nach  einigen  Rechten  sogar  in  die  Strafe  des 
Diebstahls*^.  Das  ganze  Dritthandverfahren,  das  sich  in  wesentlich 
unveränderter  Gestalt  das  ganze  Mittelalter  hindurch  erhalten  hat,  trug 
einen  rein  exekutivischen  Charakter.  Das  Verfahren  zwischen  dem  Kläger 
und  dem  Beklagten  vollzog  sich  außergerichtlich,  nur  den  Beweis  seines 
originären  Erwerbes  und  den  Reinigungseid,  falls  der  Gewährsmann  nicht 
aufzufinden  war,  hatte  der  Beklagte  vor  Gericht  zu  erbringen.  Dagegen 
war  das  Verfahren  gegen  den  Gewährsmann,  wenigstens  wo  dieser  am 
Gericht  des  Beklagten  gestellt  werden  mußte,  von  Anfang  an  ein  gericht- 
liches, trug  aber  ebenfalls  einen  rein  exekutivischen  Charakter  *\     Nur 


*'  Vgl.  L.  Rib.  72,  1  von  der  Fessel  (retoria)  eines  während  des  über  ihn  er- 
öffneten Verfahrens  gestorbenen  Sklaven :  et  sie  per  ipsa  retorta  super  ipso  sepulchro 
semper  de  manu  in  manu  ambulare  dehit,  usque  dum  ad  ea  manu  venit,  qui  cum 
inlicito  ordine  vindedit  vel  furaverit  Vgl.  Eadward  I.  1,  §  1.  Über  den  Beweis 
originären  Erwerbes  seitens  des  Beklagten  oder  eines  Gewährsmannes  vgl.  II.  sal. 
Kapitnlar  c.  1  (Behbend,  Lex  Salica  S.  93).  Äthelred  II.  9  §  4.  Äthelstan  11.  9. 
Wilhelm  I.  21,  §  2.  Lib.  Pap.  Roth.  232  Formel  (MG.  Leg.  IV.  858).  L.  Baiw. 
XVL  11,  17. 

"  Vgl.  Capit.  leg.  Rib.  add.  von  803  c.  7.  Formel  zu  Lib.  Pap.  Roth.  232 
(MG.  IV.  358).  LoEEscH  n.  Scheödee,  Nr.  98.  Wem  Bmch  an  seinem  Gewährsmann 
wnrde,  galt  als  Dieb.    Vgl.  L.  Rib.  83,  3.    Äthelr.  II.  9,  §  8. 

"  Vgl.  L.  Rib.  83,  4.  Ine  25,  §  1.  53.  Eadward  I.  1,  §§  2,  3.  Wilhelm  I.  21. 
§  1.  II.  sal.  Kapitular  c.  1  (Behrekd  98).  Ed.  Roth.  231,  282.  Auch  wenn  der  ge- 
hörig geladene  Vordermann  unentschuldigt  ausgeblieben  war,  konnte  der  Beklagte 
ßich  reinigen.  Vgl.  L.  Sal.  47,  2.  L.  Rib.  88,  2.  Nach  L.  Burg.  107,  8  und  Hloth. 
n.  Eadr.  16  hatte  der  Beklagte,  nachdem  er  sich  von  dem  Verdacht  des  Diebstahls 
gereinigt  hatte,  yon  dem  Kläger  Ersatz  des  von  ihm  für  die  Sache  gezahlten  Preises 
zu  beanspruchen,  nach  L.  Wis.  VII.  2,  8  und  L.  Baiw.  9,  7  Ersatz  des  halben  Preises. 
Bei  Sachen,  die  über  See  gekommen  waren,  fand  nach  L.  Wis.  XI.  8,  1  gegen  den 
redlichen  Käufer  keine  Verfolgung  statt.    Vgl.  Dahn,  a.  a.  0.  94  f. 

•«  Diebstahlsstrafe  nach  Äthelred  IL  9,  §  1;  Ed.  Roth.  232;  Decr.  Tassil.  IV. 
c.  11;  L.  Baiw.  9,  18.  Poena  dupli:  L.  Burg.  19,  2.  83.  2.  (Nach  Decr.  Tassil.  IV. 
c.  13  traf  die  poena  dupli,  d.  h.  die  Raubbuße,  den  Besitzer,  der  sich  dem  „Anfang"  des 
Bestohlenen  widersetzte).  Nach  fränkischem  Recht  hatte  der  zurückgewiesene  Dritt* 
handskläger  ebenso  wie  derjenige,  der  gewaltsam  in  ein  Haus  eingedrungen  war, 
15  ß.  zu  büßen  (L.  Rib.  47,  8.  VI.  sal.  Kapitular  c.  12,  Behrend,  S.  112),  bei  eigen- 
mächtiger Wegnahme  der  Sache  30  ß.  (L.  Sal.  87). 

**  Der  Richter  hatte  nicht  über  den  Anspruch,  sondern  über  die  Berechtigung 


352  Die  fränkische  Zeit. 

das  Verfahren  zwischen  dem  Beklagten  und  seinem  die  Gewährsclun 
weigernden  Vordermann  war  ein  kontradiktorisches,  also  wahrhaft  p- 
zessualisches.  Die  Dritthandsklage  verjährte  nach  dem  neustrischen  Teni- 
torialgesetz  Childeberts  II.  von  595,  c.  3,  in  zehn  Jahren,  gegen  Wai>r^r. 
in  zwanzig  Jahren,  während  alle  anderen  Klagen  der  30 jährigen  Ver- 
jährung unterlagen.  In  den  übrigen  Rechtsgebieten  galt  die  letztt^ 
soweit  sie  überhaupt  angenommen  war,  auch  für  das  DritthandTerfahren*'. 

Gegenüber  dem  rein  exekutivischen  Charakter  des  Dritthandverfahrea! 
kam  für  die  Rückforderung  anvertrauter  Sachen  ebenso  wie  für  Schuld- 
forderungen, soweit  es  sich  nicht  lediglich  um  ein  Urteilerföllungsgelübiü; 
handelte,  neben  dem  in  verschiedenen  Stammesrechten  beibehaltenen  Bt- 
treibungsverfahren  auch  die  Geltendmachung  im  Wege  des  ordentlic^i 
Verfahrens  zur  Ausbildung*'.  Aber  auch  hier  blieb  der  strafrechtlith»^ 
Charakter  des  Prozesses  gewahrt,  den  Klagegrund  bildete  nach  wie  Vii 
nicht  ein  dinglicher  oder  obligatorischer  Anspruch  des  Klägers,  sondm 
das  schuldhafte  Verhalten  des  Beklagten,  der,  wenn  er  unterlag.  Bot- 
und  Fredus  zu  leisten  hatte,  während  umgekehrt  der  unterliegende  Slk^: 
ihm  bußpflichtig  wurde**.  Ebenso  wurde  bei  den  Preiheitsprozessen  dea 
Beklagten  vorgeworfen,  daß  er  sich  seinem  Herrn  in  rechtswidriger  Wei*-? 
entzogen  habe*^ 

Auch  bei  dem  der  Lex  Salica  und  dem  ursprünglichen  Bestände  d^r 
Lex  Ribuaria  noch  unbekannten,  dann  aber  in  sämtlichen  Volksrechuii 
gleichmäßig  ausgebildeten  Immobiliarprozeß,  der  sich  ganz  in  den  Fomit'D 
des  ordentlichen  Verfahrens  abspielte,  lag  der  Schwerpunkt  in  der  v-n 
dem   Kläger  gegen  den   Beklagten   erhobenen  Anschuldigung  des  mol^ 


der  in  dem  „Anfang"  (manus  iniectio)  liegenden  Selbsthilfe  zu  erkennen.  Vd 
Ihebino,  Geist  d.  röm.  Rechts,  4,  Aufl.  IIL  1,  Vorrede  X.  und  S.  102. 

''  Ober  die  30  jährige  Verjährung  vgl.  Anm.  39  und  Westg.  Antiqo»  i''- 
L.  Wis.  X.  2,  3  ff.    Ed.  Liutpr.  115.   L.  Burg.  79,  5. 

"  Sehr  gut  hebt  Bethmann-Hollwbo,  II.  101,  N.  5  hervor,  daß  zwischen  KUtf^ 
um  Gut  und  Klagen  um  Schuld  kein  prinzipieller  Unterschied  bestand,  da  beweglk'^ 
Sachen,  soweit  sie  nicht,  wie  beim  Dritthandverfahren,  als  corpus  delicti  in  BetrfcU 
kamen,  als  vertretbare  Sachen  behandelt  und  daher  nicht  in  ihrer  individnelleo  ^ 
stimmtheit,  sondern  nur  in  ihrem  Sachwerte  berücksichtigt  wurden.  Darin  l«^-"* 
auch  der  Schlüssel  für  das  Verständnis  des  Satzes  Hand  muß  Hand  wahren.  l^'<- 
selbe  Beobachtung  auch  bei  Nissl,  a.  a.  0.  187  ff.  Daß  das  Betreibnngsverfalir?^ 
nicht  dem  ordentlichen  Verfahren  gewichen  ist  (vgl.  Sohm,  Prozeß  d.  L.  Salica  1$3  *.. 
197),  sondern  sich  neben  demselben  erhalten  hat  (vgl.  Bbthmann  Hollweg,  L  4U 
478.  558  ff.,  II.  101,  111).  ergibt  sich  namentlich  aus  der  Bedeutung,  die  dem  erett^"» 
noch  im  Mittelalter  in  der  Schweiz,  am  Niederrhein  und  im  Gebiete  des  sächsü<^l'^' 
Rechts  zukam. 

«*  Vgl.  Bethmann-Hollweg,  I.  24,  26  ff.,  35,  237,  472.  IL  99  f.,  118 f.  *Vis?i- 
a.  a.  O.  187—195.  Siegel,  a.  a.  O.  117.  Ihkeing,  Das  Schuldmoment  im  römisfhea 
Privatrecht  (Vermischte  Schriften,  1879),  S.  158—198.  230 ff.,  239.  DAEom,  An:t 
f.  öffentl.  Recht  II.  546  ff.  Eine  sehr  lehrreiche  Bemerkung  über  das  schöttisfi* 
Betreibungsverfahren  bei  W.  Scott,  Antiquary  III.  c.  10. 

"  Vgl.  Bethmann-Hollweg,  I.  61,  549  f.  II.  138. 
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ordine  teuere  oder  iniuste  invasisse^^.  Der  Beklagte  mußte,  wenn  er  sich 
nicht  durch  die  positive  Behauptung  rechtmäßigen  Erwerbes  rechtfertigen 
konnte^',  das  Grundstück  mit  Buße  herausgeben.  Der  Unterliegende, 
Beklagter  oder  Kläger,  war  zu  einer  Auflassungshandlung  verbunden, 
durch  die  er  zu  Gunsten  seines  Gegners  auf  das  Grundstück  verzichtete '^ 
Die  Immobiliarklage  unterlag  nach  verschiedenen  Stammesrechten  einer 
dreißigjährigen  Verjährung^®. 

Bedeutende  Veränderungen  hat  das  volksrechtliche  Verfahren  im 
Laufe  unserer  Periode  durch  die  Königsgesetzgebung  erfahren.  Zwar  war 
diese  nicht  dazu  berufen,  hier  unmittelbar  einzugreifen,  aber  sie  vermochte 
durch  Anweisung  der  Beamten,  zumal  der  Grafen,  vielfache  Verbesserungen 
zu  schaflFen,  die  zunächst  konkurrierend  neben  die  volksrechtlichen  Ein- 
richtungen traten,  allmählich  aber  diese  ganz  aus  der  Übung  verdrängten*^. 
Diese  Verbesserungen  bezogen  sich  teils  auf  das  Verhandlungsprinzip, 
teils  auf  das  Beweisrecht,  teils  auf  die  Vollstreckung.  Während  das  alte 
Verhandlungsprinzip  den  Prozeß  durchaus  als  einen  sich  vor  den  Augen 
des  Eichters  abspielenden  Privatkampf  zwischen  den  Parteien  betrachtete*^, 
führte  der  entwickeltere  Staatsgedanke  zu  der  Einsicht,  daß  das  gemeine 
Interesse  die  Verfolgung  auch  des  dem  einzelnen  widerfahrenen  Unrechts 
verlange  und  dem  Staate  daher  die  Pflicht  obliege,  dem  Verletzten  zu 


30  über  den  Immobiliarprozeß  vgl.  Bethmann-Hollweg,  I.  26,  53  fif.,  236,  387  f., 
488—496.  IL  100  f..  131  ff.  L.  Rib.  59,  2—8.  60,  1—3.  67,  5.  Cap.  in  leg.  Sal.  von 
819,  c.  9.  L.  Burg.  7,  2  f.  L.  Alam.  2,  2  f.  L.  Baiw.  17,  1  f.  L.  Sax.  63.  Ed.  Hoth. 
227  f.  Liutpr.  90,  116.  L.  Wis.  VIII.  1,  2.  Form.  Andec.  28,  47  (46),  53  (52). 
Türen.  39—41  (40—42).  Senon.  recent.  7  (Zeumeb  214).  Bignon.  13  (12).  Merkel. 
27,  29,  42  (28,  30,  43).  Augiens.  Coli.  B.  40  (Zrümee  362).  Loeesch  u.  Schböder, 
Nr.  22,  31,  47,  64,  67,  69.  95.  Zahlreiche  Beispiele  in  den  Formeln  des  Lib.  Papiensig, 
sowie  in  den  Urkundensammlungen.  Ober  die  eigentümliche  Form  der  bairischeu 
Gewährschaftsleistung  (firmatio)  durch  iterata  traditio  vgl.  Merkel,  Zeitschr.  f.  RO. 
IL  101  ff.  Brükner,  RG.  d.  Urkunde  266.  Siegel,  Gerichtsverfahren  259  ff.  Über 
Grenzstreitigkeiten  vgl.  L.  Alam.  87.  L.  Baiw.  12.  4.  8.  L.  Wis.  X.  3,  4  f.  Beth- 
mann-Hollweo,  I.  495. 

*^  Diese  Rechtfertigung  hieß  vindicarcy  evindicare, 

**  Das  80  häufig  erwähnte  per  wadium  reddere  *.  revestire^  das  übrigens  anfangs 
eine  Eigentümlichkeit  des  Königsgerichts  gewesen  und  erst  von  da  aus  im  Laufe  des 
8.  Jahrhunderts  auch  in  das  volksrechtliche  Verfahren  übergegangen  zu  sein  scheint. 
VgL  S.  265  N.  89,  271.  Bethmann-Hollweg,  L  496.  IL  174  f.  Brünner,  RG.  d. 
Urk.  275,  N.  2.  Sohm,  Fränkisches  Recht  u.  röm.  Recht  31  (mißverständlich  auf- 
gefaßt: Recht  der  EheschL  45,  83  f.  Gesch.  d.  Aufl.  90  ff.).  Dronke,  Cod.  dipl.  Fuld. 
226,  Nr.  513  (838).    Loeesch  u.  Schröder.  Nr.  22  f.,  31,  50,  64.  67.  69. 

^'  Vgl.  Anra.  32.  Ed.  Grim.  4.  Liutpr.  54,  105.  (Über  noch  längere  Fristen  Liutpr. 
70,  78.  Aist.  18.  über  die  Bedeutung  5  jährigen  Besitzes  Roth.  228.  Aist.  18).  L.  Burg. 
79,  2  f.  (unter  Umständen  15  Jahre,  ebd.  79,  1).  L.  Baiw.  12.  4.  Loersch  u.  Schröder, 
Nr.  64  (862).  Meichelbeck,  Hist.  Fris.  L  2,  350,  Nr.  702  (855).  Form.  Turon.  40  (Sirm.  4U. 
Die  Decr.  Childeb.  IL  von  595,  c.  3  behandelte  die  Immobiliarklage  wie  eine  Inter- 
tiatio  und  unterwarf  sie  daher  einer  10  jährigen  Verjährung.  Vgl.  S.  352.  Im  übrigen 
vgl.  über  das  fränkische  Recht  Bethmann-Hollweg,  I.  461.  IL  103,  136. 

*^  Über  das  Folgende  vgl.  Brunner,  Entsteh,  d.  Schwurgerichte  60  ff. 

**  Vgl.  S.  79. 
R.  ScHBoDEB.  Dentache  Reohtsgeschlchte.  28 
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seinem  Recht  zu  verhelfen.  Neben  die  durch  Formalakt  des  Klägers  voll- 
zogene mannitioj  und  diese  mehr  und  mehr  verdrängend,  trat  infolge  dessen 
die  Ladung  durch  den  auf  Ansuchen  des  Klägers  erlassenen  Befehl  des 
Richters  (bannitio)*K  Dem  9.  Jahrhundert  war  nur  noch  diese  bekannt; 
man  sprach  wohl  noch  vonmannitio,  verstand  aber  darunter  die  bannitio*'. 
Auch  die  Ladung  des  Oewährsmannes,  der  Eideshelfer  und  der  Zeugen 
erfolgte  nun  durchweg  im  Wege  der  bannitio,  während  das  volksrechtliche 
Verfahren  eine  mannitio  nur  gegenüber  dem  Gewährsmann  und  den  Ge- 
schäftszeugen, aber  gegenüber  den  Eideshelfem  und  Gemeindezeugen 
überhaupt  keinen  Zwang  gekannt  hatte**.  Gleich  der  Ladung  wurde 
auch  die  eigentliche  Prozeßleitung  Sache  des  Richters.  An  die  Stelle  der 
rechtsformlichen  Aufforderung  der  prozeßführenden  Partei  trat  der  richterliche 
Befehl  an  den  Beklagten  zur  Antwort,  an  die  beweispflichtige  Partei  zur 
Führung  des  Beweises,  an  die  Urteiler  zur  Fällung  des  Urteils". 

Andere  Reformen  bezogen  sich  auf  die  Beweismittel.  Beim  Eide 
wurde  dem  Gegner  des  Beweisführers  ein  Einfluß  auf  die  Auswahl  der 
Eideshelfer  eingeräumt**.  Um  die  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Eides- 
helfer zu  erhöhen,  hatten  diese  nicht  mehr,  wie  früher,  gleichzeitig  (mit 
gesamtem  Munde),  sondern  einer  nach  dem  andern  zu  schwören  *^ 

Die  Zulassung  von  Zeugen  wurde  an  gewisse  Voraussetzungen  ge- 
knüpft, um  eine  Bürgschaft  für  ihre  Glaubwürdigkeit  zu  gewinnen :  Besitz 
eines  gewissen  Vermögens,  Grafschaftsangehörigkeit  (soweit  es  sich  nicht 
um  Dinge,  die  der  Fremde  angehörten,  handelte)  oder  doch  mindestens 
Stammeszugehörigkeit,  Freiheit  der  Person,  guter  Leumund.  Zur  Fest- 
stellung dieser  Voraussetzungen  fand  unter  Umstanden  vor  der  Ver- 
eidigung ein  eigenes  Legitimationsverfahren  statt,  das  bei  den  Langobarden 
als  collaudaiio  testium  eine  besondere  Organisation  erhielt*®,  während  Karl 
der  Große  dem  Richter  zur  Pflicht  machte,  die  einzelnen  Zeugen  nach 
Feststellung  des  Zeugeneides,  aber  vor  der  Ableistung  desselben,  einer 
besonderen  Diskussion  zur  Feststellung  ihrer  Glaubwürdigkeit  zu  unter- 
ziehen*®.    Die  Auswahl  der  Zeugen  sollte  in  Gegenwart  des   Gegners 


^*  Vg].  SoHH,  Reichs- a.  GerichtsTerfassuDg  114  ff.  Betbhann-Hollweo,  L  66  f., 
242.  377  f.  IL  111  ff.     Waitz,  VG.  IV«.  383  ff. 

*•  Nach  den  Capitula  legi  addita  v.  816,  IL  c.  8  (Bobetiüs  270)  und  Cap.  legibus 
addenda  y.  818/19,  c.  12  (ebd.  283)  fand  die  alte  mannitio  nur  noch  bei  Freiheits- 
nnd  Immobiliarprozessen,  dagegen  in  allen  anderen  Fällen  ausschließlich  die  bannitio 
Anwendung.  Die  Rezeption  der  letzteren  war  vollzogen,  seit  der  ausgebliebene  Be- 
klagte neben  der  dem  Richter  zu  zahlenden  Bannbuße  auch  dem  üngehorsamsver- 
fahren  verfiel. 

^*  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  131  f. 

"  Vgl.  eb.  123—126.  141.    Bethmann-Hollweg.  L  67.   IL  103,  119.  126. 

"  Vgl.  Walteb.  a.  a.  O.  IL  324.  K.  Maubee,  Beweisverfahren  198  ff..  206  f. 
Siegel,  a.  a.  0.  185,  N.  27.    Zobn,  a.  a.  O.  33. 

*'  Vgl.  Form.  Tur.  40  (Sirm.  41).  Cap.  Olonn.  v.  825,  c.  8  (Bobetius  331). 
Siegel,  a.  a.  0.  231,  N.  19. 

*8  Vgl.  MG.  Leg.  IV.  603. 

*•  Vgl.  Bbunneb,  Entsteh,  d.  Schwurgerichte  67  f.    Bobetius,  Capitularia  L  124, 


§  37.    Das  Gerichtsyerfahren.  355 

geschehen,  der  eine  etwaige  Ablehnung  derselben  sofort  zu  begründen 
hatte  *^  Für  den  Fall  des  Gemeindezeugnisses  wurde  seit  Ludwig  d.  Fr. 
dem  Gegner  des  Beweisführers  die  Aufstellung  von  Gegenzeugen  gestattet, 
wobei,  wenn  beide  Zeugenreihen  einander  widersprachen,  ein  gerichtlicher 
Zweikampf  zwischen  einem  der  Zeugen  und  einem  der  Gegenzeugen  die 
Wahrheit  entschied*^. 

Die  wichtigste  Neuerung  auf  dem  Gebiete  des  Beweisrechts  war  die 
Einführung  des  Urkundenbeweises".  Ein  wirkliches  Beweismittel  war  die 
Urkunde  allerdings  nur  im  westgothischen  und  für  gewisse  Fälle  (Quittung 
über  den  Kaufpreis,  Freilassung  per  cartam)  auch  im  späteren  lango- 
bardischen  Kecht*'.  Im  übrigen  vermochte  sie  der  Beweisführung  nur 
indirekt  zu  dienen,  insofern  ihr  Inhalt,  falls  der  Gegner  ihn  nicht  aus- 
drücklich bestritten  hatte,  als  zugestanden  angesehen  wurde.  Ein  solches 
Bestreiten  des  Inhaltes  war  aber  der  Königsurkunde  gegenüber  bei  Todes- 
strafe verboten";  der  Besitzer  einer  Königsurkunde  oder  einer  Urkunde 
des  Königsgerichts  hatte  daher  einen  Widerspruch  des  Gegners  nicht  zu 
gewärtigen,  für  ihn  lieferte  die  Urkunde,  ihre  Echtheit  vorausgesetzt,  that- 
sächlich  vollen  Beweis^*.  Anders  die  Privaturkunde,  die,  sobald  der 
Gegner  ihren  Inhalt  in  Abrede  stellte,  als  Beweismittel  gar  nicht  weiter 
in  Betracht  gezogen  wurde.  Es  kam  vielmehr  zum  Zeugenbeweise  über 
den  Inhalt  der  Urkunde*®,  den  die  Urkundszeugen,  nach  ribuarischem, 
langobardischem  und  alamannischem  Rechte  unter  Mitwirkung  des  Schreibers, 
zu  beschwören  hatten*'.  Hatte  der  Gegner  des  Beweisführers  sich  nicht 
mit  der  einfachen  Ableugnung  begnügt,  sondern  Schreiber  und  Zeugen  unter 


c.  11.  148,  c.  6.  210,  c.  12.  Bei  den  Westgothen  fand  eine  solche  DiBkussion  noch 
vor  der  FcBtstellnng  des  Eides  statt,  hatte  demnach  die  Bedeutung  einer  eigentlichen 
auf  Erforschung  der  Wahrheit  gerichteten  Zeugenvernehmung. 

^  Vgl.  Diedenhofer  Cap.  miss.  y.  805  II.  c.  11  (Bobetiüs  124).  Nach  salischem 
Becht  mußte  der  Kläger  seine  Zeugen  gleich  mit  der  Klage  benennen,  so  daß  der 
Beklagte  sich  über  dieselben  schon  in  der  Klagebeantwortung  auszusprechen  hatte. 
Vgl  Bbukxeb,  a.  a.  O.  68  f. 

"  Vgl.  Cap.  leg.  add.  v.  818/19  c.  10  (Bobetiüs  282).  Cap.  leg.  Sal.  add.  v.  819, 
c.  12  (ebd.  293). 

"  Vgl.  S.  244  ff.  Bbünhbb,  Schwurgerichte  64  ff.;  EG.  d.  Urk.  208;  Gerichts- 
zeugnis u.  d.  frank.  Königsurkunde  143 ff.,  155 ff.,  171  f.;  Carta  und  Notitia  (i.  d. 
Commentationes  in  honorem  Mommseni,  1877,  S.  588  ff.)  4,  16—22.  K.  Maubeb, 
a.  a.  0.  196.  Bbthmahn-Hollweg,  I.  55  f.,  246,  882  f.,  387,  493  f„  553  ff.  II.  157  ff. 
ZoBN,  Beweisyerfahren  n.  langob.  Recht  51  ff. 

"  Vgl.  L.  Wis.  II.  4,  3.  Ed.  Ratch.  8.  Bobetiüs,  Capitularia  215,  c.  7.  Sohm, 
Reichs-  u.  Gerichtsverf.  530,  N.  15. 

**  Vgl.  L.  Rib.  60,  6. 

"  Wenn  der  Gegner  ebenfalls  eine  Königsurkunde  vorlegte,  so  suchte  man  den 
Inhalt  beider  Uikunden  ausgleichend  zu  vereinigen.    Vgl.  L.  Rib.  60,  7. 

^*  Daß  der  Beweis  wert  der  Urkunde  nur  in  den  Zeugen  lag,  wird  durch  das 
Wort  Urkunde,  das  nichts  anderes  als  „Zeuge"  bedeutete,  bestätigt.  Vgl.  Gbimm,  RA. 
858.   Richthofek,  Altfries.  WB.  970  f.    K.  Maubbb,  a.  a.  O.  188. 

"  Vgl.  L.  Rib.  58,  5.  59,  2.  L.  Sal.  Extrav.  B.  3  (Behbend,  S.  122).  L.  Alam. 
2,  2.   Lib.  Pap.  Widonis  c.  6. 

23* 
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feierlicher  Durchbohrung  der  Urkunde  der  Fälschung  geziehen,  so  kam 
es  über  die  Berechtigung  dieser  peinlichen  Urkundenschelte  zu  einem  be- 
sondern  Incidentverfahren  des  Gegners  mit  dem  Schreiber  und  den  Zeuget, 
wobei  der  unterliegende  Teil  bußfallig  wurde  *^. 

Bei  allen  hier  erwähnten  Reformen  blieb  der  allgemeine  Charakttr 
des  Prozesses  prinzipiell  unverändert.  Auch  der  Satz  „Wo  kein  Kläger 
ist,  da  ist  kein  Siebter"  blieb  gewahrt,  doch  kannte  schon  das  sechstt 
Jahrhundert  bei  todeswürdigen  Verbrechen  ein  Einschreiten  von  Amt^ 
wegen,  das  sich  bei  nicht  handhafter  That  allmählich  zu  einem  dem  Ver- 
dächtigen die  Pflicht  der  Reinigung  auferlegenden  Rügeverfahren  m- 
gestaltete*®. 

Der  Formalismus  des  ordentlichen  Verfahrens  blieb  im  wesentlichen 
derselbe,  wie  in  der  germanischen  Zeit.  Das  rechtsförmliche  Ant- 
wortsgebot  (tangano)  des  Klägers  zwang  den  Beklagten,  dem  Klage- 
vortrag Wort  für  Wort  zu  folgen.  Was  nicht  ausdrücklich  Yerneui: 
wurde,  galt  als  zugestanden®^.  Hinsichtlich  der  einzelnen  Klagepouit^ 
gab  es  nur  die  Wahl  zwischen  Zugeständnis  und  Ableugnung,  für  ein 
„Ich  weiß  nicht"  oder  ein  bedingtes  Zugeständnis  mit  Einreden  hatt^ 
der  germanische  Prozeß,  der  ein  Prozeß  „mit  Gefahr"  war,  weder 
Raum  noch  Bedürfnis  ^^  Nur  in  bestimmten  AusnahmeßUen  wurd^ 
„ohne  Gefahr'*  verhandelt;  so  wenn  der  Antworter  sich  auf  eineUrkund-^ 
berief,  oder  von  einer  Handlung,  wegen  deren  sein  Sklave  angeschuldigt 
war,  nichts  zu  wissen  erklärte®^.    Erst  seit  der  richterliche  Antwortsbefeh^ 


"  Vgl.  L.  Rib.  58,  h.  59,  3  f.  L.  Sal.  Extravag.  B.  4.  Brüel,  Becueil  des  chart- 
de  Cluny  I.  18.  Nr.  15  (87(»).  Über  die  Schriftvergleichung,  falls  der  Schreiber  btrtit« 
verstorben  war,  vgl.  L.  Rib.  59,  5. 

"  Vgl.  S.  369.  L.  Burg.  107,  10.  108. 1.  sal.  Kapitular.  c.  9  (Behresd  91).  L  Rib.r 
Decr.  Childeb.  IL  v.  595,  c.  4—11.  Form.  Tur.  30  f.  V^aitz,  VG.  IL  2,  SO  f..  161 
IV.  438  ff.  DovE.  Zeitachr.  f.  KR.  IV.  32  ff.  Beaüdouin,  La  participation  des  homni'^ 
libres  au  jugement  dans  le  droit  fran9.,  1888,  S.  252  ff.  Bethmanx-Hollweg.  I.  It*. 
239,  376,  468,  500,  510.    IL  97. 

*®  So  auch  der  Inhalt  einer  mit  der  Klage  vorgelegten  Urkunde. 

**  Der  von  mir  S.  81,  N.  13  gegen. diese  Auffassung  erhobene  Widerspruch  iii: 
sich  nicht  aufrechterhalten.  Da  der  Kläger  dem  Beklagten  ausdrücklich  ein  reditr 
widriges  Verhalten  vorwerfen  mußte,  so  handelte  es  sich  immer  nur  um  Schuld  -«i- 
Unschuld  und  der  Beklagte  konnte  daher,  auch  wenn  er  die  von  dem  Kläger  l^ 
hauptete  Thatsache  zugab,  doch  mit  einer  einfachen  Negation  antworten  (z  B.  .l^- 
habe  den  X.  nicht  in  feindlicher  Absicht  erschlagen**,  ,.Ich  besitze  die  Sache  nicht :: 
Unrecht")»  ohne  daß  es  eines  „Ja,  aber"  für  ihn  bedurfte.    Vgl.  Anm.  69. 

**  L.  Rib.  59,  8:  Si  quis  in  iudicio  interpellatus  cartam  per  manibus  ka^i'f-'- 
nulle  ei  male  ordine  vel  invasio  requeratur,  quia,  dum  inierpellatus  respomlif  •?•' 
intenrogatione:  „Sta  tu*\  et  sine  tangano  loquatur  et  dicat:  „Non  mctlo  ordinf^  ♦-' 
per  teatamentum  hoc  teneo**.  Ebd.  30,  1:  Quod  si  quis  in  iudicio  pro  serro  »ä-"' 
pellatus  fuerit,  quod  si  servos  tales  nonfuerit,  unde  dominus  eius  de  ßducia  it<vr-' 
esse  possetf  in  iudicio  respondeat  ad  interrogationis:  „Sta  tu",  et  liceat  ei  «*^  '»'  * 
ganu  loquere^  et  dicat:  »Ego  ignoro,  utrum  set^os  meos  culpabilis  an  innocens  tt  * 
extederet;  propterea  eum  secuiidum  legem  Bibtiaj'iam  suj)er  14  noctis  ad  »f»'** 
repraesento".  Vgl.  Ed.  Liutpr.  121.  L.  Burg.  20,  2.  L.  Fris.  I,  13.  Sohm,  M'^ 
Leg.  V.  221,  N.  37  und  die  dort  angeführte  Litteratur;  Brüsner,  Gerichtszeugnis  H^ 
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Üblich  wurde,  gestattete  man  dem  Beklagten,  Einreden  zu  erheben,  die 
als  ein  motivierter  Widerspruch  gegen  den  Befehl  des  Richters  aufgefaßt 
wurden  •^. 

Auf  Klage  und  Antwort,  denen  sich  unter  Umständen  noch  Beplik 
und  Duplik  anschlössen  ^^•,  erging  sofort  das  Urteil.  Dasselbe  war  ein 
Endurteil,  wenn  der  Beklagte  einfach  bekannt  oder  wenn  eine  der  beiden 
Parteien  durch  eine  mitgebrachte,  von  dem  Gegner  nicht  bestrittene  Ur- 
kunde ihr  Recht  bewiesen  hatte  ^*.  In  allen  anderen  Fällen  kam  es  zu 
einem  zweischneidigen  Urteil,  das  zugleich  Beweisurteil  und  bedingtes 
Endurteil  war®*'.  Auf  das  Urteil  schlössen  die  Parteien  in  der  Form 
eines  gegenseitigen  Wettvertrages  den  CJrteilserfüllungsvertrag,  der  bei 
dem  zweischneidigen  Urteil  zugleich  Beweisvertrag  war^^  Das  Urteil 
entschied  die  Beweisrolle  und  stellte  das  Beweisthema  auf.  Bei  handhafter 
That  war  der  Kläger  näher  zum  Beweise  durch  Eid  mit  Eideshelfern  oder 
den  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten  Schreimannen®',  bei  kämpf licher  An- 
sprache, wenn  die  Natur  des  Falles  eine  solche  gestattete,  näher  zum  Be- 
weise durch  gerichtlichen  Zweikampf®®.  In  allen  anderen  Fällen  hatte  der 
Kläger,  wenn  die  Antwort  eine  bloße  Verneinung  seiner  Behauptungen 
enthielt,  das  Recht  des  Beweises  (probatio)  durch  Zeugen  oder  Urkunden, 
mußte  das  Beweiserbieten  aber  gleich  mit  der  Klage  verbinden,  nach 
salischem  Recht  dabei  auch  sofort  die  Zeugen  benennen ;  hatte  der  Kläger 
sich  nicht  von  vornherein  zum  Beweise  erboten,  so  entschied  der  Reini- 
gungseid des  Beklagten.  Dementsprechend  erhob  das  Urteil  je  nach  Lage 
der  Sache  entweder  die  Behauptung  des  Klägers  oder  die  Ableugnung  des 
Beklagten  zum  Beweisthema®*.    Anders,  wenn  die  Antwort  des  Beklagten 


•'  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  141.    Brünnbb,  Schwurgerichte  44  f. 

'^'  Vgl.  BethmannHollweü,  I.  378.    Siegel  HO. 

•*  Vgl.  Brunner,  Schwurgerichte  64.    Bethmann-Hollweo,  I.  496. 

•»  Vgl.  S.  82.  Siegel,  a.  a.  O.  111,  152  flf.  Bethmann-Hollweo,  I.  515.  Erst 
im  Laufe  der  Zeit  wurde  es  üblich,  daß  sich  die  siegreiche  Partei  über  den  Ausfall 
des  Beweis  Verfahrens  ein  deklaratorisches  Urteil  ausfertigen  ließ,  das  zwar  sachlich 
nicht  notwendig  war,  für  den  zukünftigen  Beweis  aber  vorteilhaft  sein  konnte.  Vgl. 
Brunneb,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  40  f.    Sohm,  Reichs-  u.  Ger.- Verf.  127  N.  77,  526. 

"  Vgl.  S.  55,  82,  283,  284  N.  179.  Val  de  LiivRE,  Launegild  und  Wadia 
137—142.  Siegel,  a.  a.  O.  219  ff.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  163  ff.  Bethmann- 
HoLLWBG,  I.  515.  Heüsler,  Institutionen,  II.  230  If.  Brunnbr,  Schwurgerichte  52; 
Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  6,  38.  Thonissen,  a.  a.  0.  462  ff.  Der  Ürteilserf^llungs- 
vertrag  begegnet  noch  in  Ludwigs  II.  statuta  pro  lege  tenenda  v.  855,  c.  1—3  (MG. 
Ijeg.  I.  436  f.).  Bei  dem  Dritthand  verfahren  schlössen  die  Parteien  einen  außer- 
gerichtlichen Wettvertrag  ab,  der  dieselbe  Bedeutung  wie  das  gerichtliche  Urteils- 
erfüllungsgelöbnis hatte. 

*'  Vgl.  S.  85.  Childeberts  II.  und  Chlothars  II.  pact.  pro  tenore  pacis  c.  2. 
BcTHM ANS- Hollweg,  I.  511.  Der  von  dem  Kläger  geleistete  Überfübrungseid  hieß 
technisch  viderid. 

•*  Vgl.  Anm.  102.    Löning,  Reinigungseid  50  ff.,  75  ff. 

^^  Die  formalistische  Natur  von  Klage  und  Antwort  brachte  es  mit  sich,  daß 
das  Beweisthema  nicht  auf  bloße  Thatfragen,  sondern  zugleich  auf  die  Frage  der 
von   dem  Kläger  behaupteten  Rechtswidrigkeit  (Tia^io,  malo  ordine,  iniustej  gestellt 
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sich  nicht  auf  die  Ableugnung  beschränkte,  sondern  positive  Gründe  zo 
seiner  Kechtfertigung  anführte,  z.  B.  Berufung  auf  eine  Urkunde,  auf 
Notwehr,  auf  Erbschaftserwerb,  originären  Eigentumserwerb,  unschuldigen 
Erwerb  von  einem  Unbekannten,  dreißigjährigen  Besitz,  Beweis  der  Wahrheit 
bei  Verleumdungsklagen  u.  dgl.  m.  Hier  war  der  Beklagte  näher  zum 
Beweise,  seine  positive  Behauptung  wurde  zum  Beweisthema  erhoben''^ 

Der  Eid  wurde  nur  ausnahmsweise  als  Eineid,  in  der  Regel  mit 
Eideshelfern  geleistet,  deren  Zahl  sich  nach  dem  Gegenstande  richtete'^ 
Der  höchste  Eid  oder  „Volleid"  war  im  allgemeinen  der  Zwölfereid,  woWi 
der  Schwörende  bald  in  die  Zahl  mit  eingerechnet  wurde,  bald  nicht. 
Geringere  Eide  wurden  selbsiebent  und  selbviert  (oder  selbsechst  und  selb- 
dritt)  geleistet.  Auch  der  Eid  mit  nur  einem  Eideshelfer  war  bekannt. 
Der  Eid  wurde  der  schwörenden  Partei  von  ihrem  Gegner,  später  von 
dem  Richter,  „gestabt",  indem  der  Stabende  den  im  Urteil  formulierten 
Eid  vorsprach,  der  Schwörende  ihn  unter  Berührung  des  ihm  vorgehaltenen 
Stabes,  unter  Anrufung  Gottes,  Wort  für  Wort  nachsprach^*.  Isach  der 
Partei  hatten  die  Eideshelfer  zu  schwören,  ursprünglich  mit  gesamtem 


wurde.  Auch  die  Gründe,  auf  welche  der  Beklagte  die  Verneinung  seiner  Sehald 
stützte,  konnten  in  das  Beweisthema  aufgenommen  werden.  Vgl.  L.  Burg.  6,  6,  9- 
39,  8.  52,  4.  Ed.  Roth.  229  f.,  342.  Damit  erledigen  sich  die  S.  81,  N.  13  von  mi: 
geäußerten  Bedenken.    Vgl.  Anm.  61,  70. 

^«  Vgl.  S.  82.  L.  Sal.  30,  6  f.  64,  2.  L.  Rib.  80,  3.  Ed.  Roth.  16,  198.  3?1. 
L.  Baiw.  15,  2.  17,  2.  Cap.  legib.  add.  v.  808,  c,  10.  Cap.  legib.  add.  v.  818  Sil? 
c.  1  (BoBSTius  114,  281).  Cart.  Senon.  21  (Zeumeb  194).  Bbthhank-Hollveg. 
I.  504,  506.  II.  131  f.,  135  f.,  138  f.  Hatte  der  Beklagte  für  seine  Widerrede  keineD 
Beweis  angetreten,  so  war  der  Kläger  seinerseits  näher  zum  Beweise;  hatte  dieser 
ebenfalls  keinen  Beweis  angetreten,  so  kam  der  Beklagte  als  ableugnender  Teü 
zum  Eide.  Vgl.  Bethmann-Hollweg,  II.  134.  Bbünnbb,  Zeugen-  u.  Inquisitions- 
beweis  31.  Hatten  beide  Teile  sich  auf  Urkunden  bezogen,  so  wurden  beide  ürkundec 
im  Gericht  verlesen  und  darauf  durch  Urteil  entschieden,  wer  das  bessere  Recht  für 
sich  habe.  Vgl.  Lobbsch  u.  Schbödeb,  Nr.  64.  Standen  zwei  Königsurkunden  eio- 
ander  gegenüber,  so  wurde  der  Inhalt  beider  nach  Möglichkeit  vereinigt  Vgl. 
Anm.  55.    Bbunneb,  Gerichtszeugnis  155. 

^'  Über  Eid  und  Eideshelfer  vgl.  S.  83.  Siegel  176-198,  225—231.  2:Ti 
Bethmann-Hollweg,  I.  28flf.,  169,  172,  379,  513.  IL  127  f.,  130,  134«:,  138,  160^- 
K.  Maubeb,  Beweis  verfahren  196— 213,  239  ff.  R.  Lönino,  Reinigungseid,  188).  Ge 
meineb.  Über  Eideshilfe  u.  Eideshelfer,  1848.  Cosack,  Die  Eidhelfer  des  Beklagtes. 
1886.  Koldebup-Rosenvinge,  Dissertationes  de  usu  iuramenti  in  litibus  probaodis 
et  decidendis,  iuxta  leges  Daniae  antiquas,  Kopenhagen  1815,  1817.  t.  Amiba,  Zur 
salfränkischen  Eideshilfe,  i.  d.  Germania  XX.  (NF.  VIII.)  53—66.  Gbimm.  RA.  859«, 
892  ff.  ZoBN,  a.  a.  0.  12—35.  Thonissen,  a.  a.  0.  516  ff.  Pabdessüs,  Loi  Saliqa« 
624  ff.  Waitz,  I.  443  f.  Ein  eigentümliches  Überbieten  des  von  dem  Kläger  ange- 
tretenen Widereides  durch  einen  größeren  Eid  des  Beklagten  fand  nach  dem  II.  sal 
Kapitular  c.  8  (Behbend  95  f.)  bei  Prozessen  unter  königlichen  Antrustionen  8Ut:> 

'*  Auf  die  sonstigen  Gebräuche  bei  der  Eidesleistung  (Berührung  oder  Erhebang 
der  Waffe,  Berührung  der  Reliquien,  einzelner  Körperteile,  wie  Bart,  Zopf,  Brust  ein- 
zelner Vermögensobjekte  u.  dgl.)  ist  hier  nicht  weiter  einzugehen. 
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Munde,  später  jeder  für  sich^^.    Jeder  Formverstoß  beim  Eide  machte 
den  Beweisführer  sachfallig. 

Der  Zeugenbeweis  des  volksrechtlichen  Verfahrens  beschränkte  sich 
in  alter  Weise  auf  Urkunds-  oder  Geschäftszeugen  und  Gemeindezeugen  ^*. 
Die  ersteren  hatten  regelmäßig  schon  bei  ihrer  Zuziehung  zu  dem  später 
zu  bekundenden  Akte  ein  Urkund^eld  empfangen,  durch  dessen  Annahme 
sie  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  verpflichtet  wurden^*.  Für  die  Gemeinde- 
zeugen (bei  Grenzstreitigkeiten,  Besitzfragen  u.  dgl.)  bestand  eine  Zeugnis- 
pflicht zunächst  nicht;  eine  solche  wurde  erst  indirekt  begründet,  seit  die 
Ladung  durch  den  Richter  üblich  geworden  war^®.  Das  Gerichtszeugnis 
war  dem  volksgerichtlichen  Verfahren  noch  unbekannt;  die  Behauptung 
einer  Partei  über  gerichtliche  Vorgänge  mußte  ebenso  wie  jede  andere 
Behauptung  bewiesen  werden  ^^.  Die  Zahl  der  erforderlichen  Zeugen  richtete 
sich  nach  dem  Gegenstände '®.  Eine  Vernehmung  der  Zeugen  fand  nicht 
statt;  sie  hatten  einzig  die  durch  das  Urteil  zum  Beweisthema  erhobene 
Behauptung  des  Zeugenführers  Wort  für  Wort  zu  beschwören  oder  den 
Eid  abzulehnen''*.  Ihr  Eid  war  demgemäß  ein  assertorischer,  kein  pro- 
missorischer Eid.  Nach  fränkischem  Recht  schworen  die  Zeugen  ursprünglich 
wie  die  Eideshelfer  mit  gesamtem  Munde,  bei  den  Baiem  nur  einer,  den 
das  Los  bestimmte.  Nach  den  Zeugen  schwor  der  Zeugenführer.  Der 
Gegner  konnte  die  Legitimation  der  Zeugen  bestreiten,  indem  er  in  Ab- 
der  Stelltee,  daß  sie  die  gesetzlichen  Eigenschaften  besäßen®^. 


*'  Vgl.  Anm.  47.  Die  S.  83,  N.  22  angegebene  Formel  des  Helfereides  war 
gemeingermanisch.    Vgl.  E.  Maureb,  a.  a.  0.  202  f. 

^*  Vgl.  S.  82.  Über  den  Zengenbeweis  vgl.  Bbünneb,  Zeugen-  u.  Inquisitions- 
beweis 11—42.  Schwurgerichte  50  f.,  54  ff.  K.  Maüber,  a.  a,  0.  185  ff.,  234  ff. 
Siegel  127  ff.,  194  ff.,  231  ff.  Bethmann-Hollweg,  I.  170,  381,  495  f.,  505  f.  IL  139  ff. 
Pabdessus,  a.  a.  0.  621  ff.  Thonissen,  a.  a.  O.  498  ff.  Zobn,  a.  a.  0.  43  ff.  Grimm, 
RA.  856  f. 

"  Vgl.  S.  83,  Anm.  20. 

'*  Vgl.  Anm.  44.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  355  ff.  Die  Verwandten  von 
Vater-  und  Mutterseite,  mit  denen  im  Freiheitsprozeß  der  Beklagte  seine  freie  Geburt 
erweisen  konnte,  waren  keine  Zeugen,  sondern  Eideshelfer.  War  der  Beklagte  nicht 
von  selten  beider  Eltern  frei,  so  vermochte  er  den  Eid  nicht  zu  leisten,  da  nur  freie 
Personen  Eideshelfer  sein  konnten. 

"  Vgl.  Bbünneb,  Gerichtszeugnis  140  ff.  K.  Maubeb,  a.  a.  O.  190  ff.  Dem 
langobardischen  Recht  war  das  Dingzeugnis  seit  dem  9.  Jh.  bekannt. 

'•  Vgl.  S.  264,  N.  84  a.    Bbünneb,  Schwurgerichte  51. 

'^  Vgl.  das  bei  Bbünneb,  Schwurgerichte  54,  angeführte  urkundliche  Beispiel. 
Bei  den  Langobarden  hatte  das  stärkere  Hervortreten  der  richterlichen  Prozeßleitung 
dahin  geführt,  den  Zeugeneid  nicht  schon  im  Urteil  zu  formulieren,  sondern  die 
Zeugen  durch  den  Richter  frei  vernehmen  und  ihre  Aussage  dann  durch  assertorischen 
Eid  (ursprünglich  vielfach  bloß  durch  Handschlag)  bekräftigen  zu  lassen.  An  den 
Zeugeneid  schloß  sich  dann  der  des  Zeugenführers.  Vgl.  Bbünneb,  Zeug.-  u.  Inqu.- 
Bew.  14  f.,  32  ff.;  Schwurgerichte  55  ff.  Zobn,  a.  a.  0.  44.  Zu  weit  geht  Sohm, 
Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  136,  N.  101.  Über  das  dem  karoliugischen  Inquisi- 
tiouB verfahren  schon  sehr  nahe  kommende  westgothische  Recht  vgl.  Bbünneb,  Zeug.- 
u.  Inqu.-Bew.  34  ff.    Bethmann-Hollweg,  I.  244  f.    Dabn,  Studien  275  f. 

**  Vgl.  Bbünneb,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  32. 
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Zu  erheblich  größerer  Bedeutung  gegenüber  dem  Beweisverfeliren  d<*r 
Urzeit  waren  die  Gottesurteile  gelangt  ^^  Während  der  LangobardenkOni^ 
Liutprand  sich  skeptisch  verhielt  und  nur  dem  Volksvorurteil  nachgab". 
schärfte  Karl  der  Große  ausdrücklich  ein,  daß  den  Gottesurteilen  Glauben 
beigemessen  werden  solle  ®^.  Unmittelbarer  Eingriffe  hat  sich  die  König^- 
gesetzgebung  hier  enthalten,  nur  gelegentlich  einzelne  Arten,  die  weniger 
passend  erschienen,  durch  passendere  ersetzt®*.  Um  so  größer  ist  hier 
der  Einfluß  der  Kirche  gewesen,  die  sich  der  Gottesurteile  auch  in  rein 
kirchlichen  Dingen  bediente  und  eine  eigene  Litui^e  für  dieselben  aus- 
bildete ®*.  Der  christliche  Charakter  der  Gottesurteile  tritt  auch  darin  hervor, 
daß  königliche  Schutzjuden  denselben  nicht  unterworfen  wurden^.  Im  ein- 
zelnen zeigt  sich  ein  eigentümliches  Gemisch  altarischer  und  neuchristlicher 
Einrichtungen.  Das  germanische  Losurteil,  obwohl  in  ein  entschieden 
kirchliches  Gewand  gekleidet,  trug  doch  zu  viel  Heidnisches  an  sich,  al< 
daß  es  sich  einer  größeren  Verbreitung  hätte  erfreuen  können*^.  Da- 
gegen stand  der  gerichtliche  Zweikampf  in  allgemeiner  Anerkennung,  ob- 
wohl die  Kirche  ihm  nicht  geneigt  war  und  ihn  in  ihrem  Bereiche  zu 
beseitigen  wußte®®.    Während  die  Westgothen  ihn  zu  Pferde  und  dem- 

**  Vgl.  die  S.  84  angeführte  litteratur.  Phillips,  Ordalien  b.  d.  GermaneD,  1S4T. 
Dahn,  Studien  z.  Gesch.  d.  germ.  Gottesurteile  (Bausteine  II.  1—75);  Fehdeg&ng  43ffl 
(ebd.  IL  118 ff.).  Majsr,  Gesch.  d.  Ordalien,  1795.  Pfalz,  Die  gennanischen  «or- 
dalien, 1866.  HiLDBNBRAND,  Purgatio  oanonica  und  vulgaris,  1841.  Grimm,  RA. 
908—937.  KöNiGsw ARTER,  Revue  de  Mgislation  III.  1849,  S.  844—367.  Amira,  i.  d. 
Germania  XX.  60  ff.  Bethmahk-Hollweg,  I.  80  £,  170  f.,  880,  384,  507  f..  511  f. 
IL  135,  164  ff.  Siegel,  a.  a.  0.  112,  163  if.,  202  ff.,  234  £  Pardessus,  Loi  Saliqoe 
632  f.  Thokissen,  a.  a.  0.  507  ff.  Walter,  DRG.  §§  668  ff.  Waitz,  L  445  ff.,  IV.  42>  ff. 
Unger,  Der  gerichtliche  Zweikampf  bei  den  germ.  Völkern,  1847.  K.  MAumsm. 
a.  a.  O.  213—233.  Kaegi,  Alter  u.  Herkunft  des  germanischen  Gottesurteils,  i.  d. 
Festschrift  z.  Begrüßung  der  39.  Versammlung  deutscher  Philologen  in  Zürich,  18S7. 
Rettberg  )  Kirchengeschichte  Deutschlands  II.  749  ff.  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 639  f.  Die  in  der  Litteratur  immer  noch  vielfach  gebrauchte  Bezeichnan? 
des  Gottesurteils  mit  dem  angelsächsischen  orcUU  (iudicinm)  hat  schon  Gbtmm.  RA. 
908  Note,  als  ungeeignet  zurückgewiesen.  Über  die  Entstehung  dieses  Sprael- 
gebrauches  vgl.  Grimm,  DWB.  VII.  Sp.  1316. 

^'  Ed.  Liutpr.  118:  Incerti  8umu9  de  iudict'o  Dei,  et  mulioi  audivimus  pfr 
pugnam  sine  iustitia  causam  suam  perdere;  sed  propter  amauetuiinem  geniU  nottr.^f 
Langohardomim  legem  ipsam  vetare  non  poisumus. 

^'  Cap.  miss.  Aquisgr.  von  809,  l.  c.  20  (Borbtius  150):  Ut  omnestudieimm  L^ 
credant  absque  duhitatiune. 

^^  Von  Interesse  ist  besonders  der  Kampf  der  fränkischen  Königsgesetzgebua.* 
gegen  das  Gottesurteil  des  Kesselfanges.    Vgl.  Anm.  93. 

^''  Die  für  die  (jcschichte  der  Gottesurteile  höchst  wertvollen  liturgischen  Fonnelc 
unter  dem  Titel  Ordines  iudiciorum  Dei  jetzt  vereinigt  bei  Zeumbr,  Formnlae  5»d  ff. 

^*  Diplom  Ludwigs  d.  Fr.  von  825,  Form,  imper.  80  (Zsdmer  309):  nuUaiea$,s 
volumus,  ut  praedictos  Judeos  ad  nullum  iudicium  examinandumj  id  est  nee  ad  i^mem 
nee  ad  aqitam  calidam  seu  etiam  ad  flagellum,  nisi  liceat  eis  secundum  illorum  U^r» 
vivere  vel  ducere.  Daß  dies  nicht  auch  für  andere  Juden  galt,  folgt  aus  Ci^  d^ 
J  adaeis  c.  6  (Boretiüs  259). 

"  Vgl.  Anm.  93,  107.    L.  Rib.  81,  5.    L.  Fris.  14,  1  f. 

*8  Vgl.  Schreiben  des  Bischofs  Agobard  an  Ludwig  d.  Fr.,  MG.  Leg.  IIL  504. 
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nach  wohl  mit  dem  Speer  auskämpften,  stritt  man  bei  den  übrigen 
Stämmen  zu  Fuß  mit  dem  Schwert,  nur  bei  den  salischen  Franken  mit 
dem  Kampfstock®®.  Verschiedene  Volksrechte  ließen  bereits  eine  Ver- 
tretung durch  Lohnkämpfer  zu®®*.  Unzweifelhaft  christlichen  Ursprungs 
war  die  dem  Zweikampfe  zeitweilig  für  unkriegerische  Personen  substi- 
tuierte Kreuzprobe,  das  einzige  zweiseitige  Gottesurteil  außer  dem  Zwei- 
kampf, übrigens  gleich  diesem  auch  die  Vertretung  durch  andere  ge- 
stattend®^. Ein  einseitiges  Gottesurteil  kirchlichen  Ursprungs  war  die 
Abendmahlsprobe  ®^,  vielleicht  nur  eine  christliche  Umbildung  der  auf 
arische  Herkunft  hinweisenden  Probe  des  geweihten  Bissens®*.  Die  vor- 
herrschende Form  des  Gottesurteils  bei  den  salischen  Franken  war  zur 
Zeit  der  Lex  Salica  der  Kesselfang  (d.  h.  die  Probe  des  siedenden  Wassers, 
in  das  der  Angeschuldigte  mit  Hand  und  Arm  greifen  mußte),  während 
derselbe  bei  den  übrigen  Stämmen,  mit  Ausnahme  der  Friesen,  mehr  in 
den  Hintergrund  trat®^.     Ein  anderes,  ebenfalls  einseitiges  Feuerurteil 


^^  In  der  Lex  Salica  wird  der  gerichtliche  Zweikampf  nicht  erwähnt,  doch  darf 
man  aus  diesem  Schweigen  kaum  den  Schluß  ziehen,  daß  er  auch  dem  ungeschrie- 
benen Volksrecht  unbekannt  gewesen  sein  sollte;  nur  spielte  er  eine  wesentlich  ge- 
ringere Rolle  als  in  den  übrigen  Y olksrechten ,  mit  denen  das  salische  Recht  erst 
allmählich  durch  die  königliche  Gesetzgebung  in  Einklang  gebracht  wurde.  Hätten 
die  Könige  ihn  bei  den  Saliern  überhaupt  erst  eingeführt,  so  würden  sie  schwerlich 
darauf  verfallen  sein,  den  Kampf  anders  als  mit  dem  Schwerte  ausfechten  zu  lassen. 
Gerade  der  Gebrauch  des  Kampfstockes  läßt  auf  die  volkstümliche  Herkunft  schließen. 
Bestätigt  wird  diese  Vermutung  durch  die.  Art,  wie  das  6.  sal.  Kapitular  c.  15 
(Behrend  112)  und  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  VII,  14.  X,  10  (hier  Kampf  mit  dem 
Schwerte  im  Königsgericht)  des  gerichtlichen  Zweikampfes  gedenken.  Vgl.  übrigens 
Anm.  111  über  das  Verfahren  bei  der  Urteilsschelte. 

^^»  Vgl.  L.  Fris.  5,  1.  14,  7.    Ed.  Roth.  368.     Liutpr.  118.    L.  Baiw.  18,  1  f . 

^°  Die  Gegner  hatten  sich  mit  kreuzweise  ausgestreckten  Armen  vor  ein  Kreuz 
zu  stellen;  wer  die  Arme  zuerst  sinken  ließ,  hatte  verloren.  Der  kirchliche  Ursprung 
wird  durch  Pippins  Decr.  Vermer.  von  758,  c.  17  (Borbtius  41)  bestätigt.  In  das 
volksgerichtliche  Verfahren  wurde  die  Kreuzprobe  erst  durch  Cap.  leg.  Bib.  add.  von 
803,  c.  4  (ebd.  117)  und  Cap.  legib.  add.  von  816,  c.  1  (ebd.  268)  aufgenommen,  wo- 
nach  bei  Eidesschelte  aut  cruce  aut  icuto  et  fuste  entschieden  werden  sollte.  Durch 
Cap.  eccl.  von  818/19,  c.  27  (ebd.  279)  wurde  die  Kreuzprobe  von  Ludwig  d.  Fr.  für 
unangemessen  erklärt,  ohne  daß  es  doch  zu  völliger  Beseitigung  gekommen  wäre. 

•*  Vgl.  Dahn.  a.  a.  ü.  41,  47.  "  Vgl.  ebd.  46  f.    Kaegi,  a.  a.  0.  54  f. 

•*  über  den  Kesselfang  (iudicium  aquae  ferventis  s.  calidae,  calida^  ealdaria, 
aeneum,  ineum,  hinetim,  inium^  igneumj  vgl.  L.  Rib.  30,  1,  8.  31,  5.  L.  Cham.  48. 
L.  Fris.  14,  3.  L.  Wis.  VI.  1,  3  (vgl.  Dahn,  Westg.  Studien  285  f.).  Ed.  Liutpr.  50. 
Nur  die  Friesen  (L.  Fris.  III.  6>^9)  kannten  ihn  als  zweiseitiges  Gottesurteil,  bei  den 
übrigen  Stämmen  wurde  er  nur  dem  Angeschuldigten  auferlegt.  Bei  den  Saliern 
war  der  Kesselfang  anfangs  geradezu  das  normale  Gottesurteil.  Vgl.  L.  Sal.  14,  2, 
Zusatz.  16,  3,  Zusatz.  53.  56,  1.  Fact.  pro  tenore  pacis  c.  4  (c.  8, 10  f.  begegnet  das  Los- 
urteil). Ed.  Chilper.  6  (vgl.  Anm.  99).  Nach  L.  Sal.  53  konnte  der  Kesselfang 
seitens  des  Angeschuldigten  mit  Geld  abgelöst  werden,  worauf  es  zum  Unschuldseide 
mit  Eideshelfern  kam.  Bedeutend  eingeschränkt  wurde  er  sodann  für  alle  Prozesse 
unter  Antrustionen  (IL  sal.  Kapitular  c.  8,  §  1),  dann  durchweg  an  die  Genehmigung 
des  Königs  gebunden  (VI.  sal.  Kapitular  c.  4)  und,  wie  es  scheint ^  nur  noch  beim 
Meineidsprozeß   zugelassen   (ebd.  c.  16).     Durch  Karl  d.  Gr.  wurde   er  auch    hier 
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war  das  Tragen  glühenden  Eisens  oder  glühender  Kohlen  und  das  Über- 
schreiten glühender  Pflugscharen**.  Da  die  arische  Herkunft  dieser  Feuer- 
proben, namentlich  aus  dem  indischen  Rechte,  feststeht®^,  so  wird  man 
doch,  entgegen  unserer  früheren  Vermutung  (S.  83  f.),  für  diese  und  andere 
Gottesurteile  (z.  B.  die  Wassertauche,  iudicium  aquae  frigidae)  altger- 
manischen Ursprung  anzunehmen  haben. 

Der  Beweisführer  hatte  regelmäßig,  bevor  er  zum  Gottesurteil  schritt, 
die  Wahrheit  seiner  Behauptung  zu  beschwören,  das  Gottesurteil  war  daher 
im  allgemeinen  kein  selbständiges  Beweismittel,  sondern  diente  zur  Be- 
stärkung des  Eides  ^.  Demgemäß  kam  es  vor  aUem  zur  Anwendung  im 
Fall  der  Eides-  oder  Zeugenschelte,  nachdem  der  zum  Schwur  bereit 
stehenden  Partei  oder  dem  Zeugen  durch  den  Gegner  oder  einen  Gegen- 
zeugen die  Schwurhand  zurückgezogen  war®^,  ferner  bei  der  peinlichen 
ürkundenschelte®^  oder  wenn  eine  Partei  die  erforderliche  Zahl  der  Eides- 
helfer nicht  beizubringen  vermochte®*  oder  wegen  Unfreiheit  oder  Kecht- 
losigkeit  nicht  ohne  Gottesurteil  zum  Reinigungseide  zugelassen  werden 
konnte  ^®^.  Beim  Meineidsprozeß  wurde  die  Eidesschelte  schon  mit  der 
Klage  erhoben,  hier  kam  es  daher  regelmäßig  zum  Gottesurteil ^^^  Das 
Verfahren  in  Meineidssachen  hat  dann  wohl  den  Anlaß  gegeben,  auch  in 
anderen  gesetzlich  mehr  oder  weniger  ausgezeichneten  Fällen  dem  Kläger 


beseitigt,  indem  gerichtlicher  Zweikampf  oder  Kreuzprobe,  anfangs  nur  für  causae 
minores,  später  allgemein,  an  seine  Stelle  traten  (Cap.  Harist.  779,  c.  10,  Cap.  legib. 
add.  Yon  816,  c.  1,  von  818/19,  c.  10).  Vgl.  Amiba,  a.  a.  O.  61  ff.  ^rotzdem  findet 
sieb  der  Kesselfang  auch  später  noch  wiederholt  bezeugt. 

•*  Vgl.  Cap.  legib.  add.  von  803,  c.  5  (Bobetiüs  113).  Cap.  de  Judaeis,  c.  6 
(ebd.  259).  L.  Angl.  et  Wer.  55.  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  11.  1;  de  gloria  con- 
fessorum  c.  14. 

^^  Insbesondere  nachgewiesen  von  Kaboi,  a.  a.  O. 

"^  Vgl.  Amiba,  a.  a.  O.  63  f.,  der  darauf  aufmerksam  macht,  daß  erst  Ludwig 
d.  Fr.  den  Eid  aus  dem  Gottesurteil  entfernt  hat. 

•'  Vgl.  L.  Burg.  8,  2.  45.  80,  2  f.  L.  Rib.  67,  5.  Cap.  leg.  Rib.  add.  von  803, 
c.  4.  L.  Sal.  Extrav.  B.  c.  2  (Beerend  121).  Ed.  Roth.  9,  202,  213,  365.  Grim.  7. 
Liutpr.  11.  L.  Fris.  11,  3.  14,  5.  L.  Angl.  et  Wer.  2,  39,  42  f.,  56.  L.  Sax.  63. 
Pact.  Alam.  IL  84.  L.  Alam.  56,  1.  92,  4.  L.  Baiw.  2,  1.  13,  8  f.  17,  2—6.  Cap. 
legib.  add.  von  816,  c.  1;  von  818/19,  c.  10  (Boretiub,  268,  282).  Cap.  delatronibus 
von  804—813,  c.  3  (ebd.  180).  Cap.  Carole  Magno  adscripta  c.  8  (ebd.  217). 
Bbünnbb,  Zeug.-  u.  Inqu-.Bew.  16,  27  f.;  Schwurgerichte  52,  57. 

»•  Vgl.  L.  Rib.  59,  4  f.  L.  Sal.  Extrav.  B.  c.  4  (Behbend  122).  Bbuhneb,  Ge- 
richtszeugnis 144 f.;  Carta  u.  Notitia  16 f.;  Schwurgerichte  64 f. 

'^  L.  Sal.  14,  2,  Zusatz;  16,  3,  Zusatz,  Ed.  Chilper.  6  (wo  nach  Bbuknbb, 
Mithio  und  sperantes  24  f.,  ad  inium  statt  aut  initium  oder  ui  mitium  zu  lesen  ist). 
L.  Rib.  31,  5.    L.  Alam.  97.    Synod.  Francof.  v.  794,  c.  9  (Bobetiüs  75). 

*oo  Vgl.  L.  Rib.  30,  1.  Pact.  pro  ten.  pac.  5  f..  8.  Ed.  Chilp.  7.  L.  Fris.  3,  6. 
Cap.  legib.  add.  von  818/19,  c.  1  (Bobetiüs  281).  Cap.  Aquisgr.  v.  809,  c.  1  (ebd. 
149).  Cap.  ecclesiast.  von  789,  c.  64  (ebd.  58).  In  solchen  Fällen  trat  das  Gottes- 
urteil nicht  selten  vor  den  Eid.    Vgl.  Amiba,  a.  a.  O.  60 ff. 

101  Vgl.  VI.  sal.  Kapitular  c.  16  (Behbend  112).  Bbunkeb,  Zeug.- u.  Inqu.-Bew. 
16,  28;  Schwurgerichte  58.  Die  Meineidsklage  war  stets  zugleich  Ersatzklage  hin- 
sichtlich des  durch  den  Meineid  verlorenen  früheren  Prozesses. 
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unmittelbar  die  Herausforderung  zum  Gottesurteil,  namentlich  die  kampfliche 
Ansprache,  zu  gestatten*®'. 

Aus  dem  römischen  Recht  haben  die  Ost-  und  Westgothen  die  Folter 
übernommen,  die  nicht  bloß  gegen  Unfreie,  sondern  auch  gegen  die  Yor- 
nehmsten  Freien  angewendet  wurde*®',  während  die  Burgunder  sie  nur 
als  Mittel,  Unfreie  zum  Geständnis  zu  bringen,  kannten  *®*.  Die  salischen 
Franken  wandten  zu  demselben  Zweck  die  Prügelstrafe  gegen  Unfreie 
an^®*,  königliche  und  gräfliche  Willkür  hat  aber  im  sechsten  Jahrhundert 
auch  Freie  nicht  selten  den  schmählichsten  Folterqualen  unterzogen*®*. 
Ton  Rechts  wegen  war  die  Tortur  schon  unter  den  Söhnen  Chlodovechs 
aufgehoben  *®^.   Die  übrigen  germanischen  Stämme  haben  sie  nicht  gekannt. 

Wollte  eine  Partei  sich  bei  dem  gefundenen  Urteil  nicht  beruhigen, 
so  mußte  sie  dasselbe,  unter  Findung  eines  Gegenurteils,  schelten  (blas- 
phemare).  Die  Urteilsschelte*®®  war  keine  bloß  auf  die  materielle  Unge- 
rechtigkeit des  Urteils  gegründete  und  Reformation  desselben  bezweckende 
Berufung,  sondern  gleich  der  Eides-  und  Zeugen-  und  der  feierlichen 
Urkundenschelte  eine  peinliche  Schelte :  sie  enthielt  den  Vorwurf  der  Un- 
gerechtigkeit gegen  die  Urteilsfinder  und  führte  demgemäß  zu  einem 
eigenen  Prozeßverfahren  gegen  diese,  bei  welchem,  ohne  Mitwirkung  der 
Gegenpartei,  über  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  erhobenen 
Anschuldigung  entschieden  wurde.  Der  unterliegende  Teil  hatte  dem 
siegreichen  Gegner  Buße  zu  zahlen*®*.    Siegte  die  scheltende  Partei,  so 

^«'  YgL  Anm.  68.  L.  Sal.  53.  L.  Bib.  57,  2.  L.  Cham.  46,  48.  Ed.  Roth.  164  ff.,  198, 
3dl.  Grim.  2,  4.  Liutpr.  71  f.,  118,  121.  Adelchis.  6.  L.  Alam.  44,  1.  87.  L.Baiw. 
12,  8;  append.  4  (MG.  Leg.  III.  887).  L.  Frie.  III.  8.  L.  Angl.  et.  Wer.  55.  Pact. 
pr)  ten.  pac.  10,  3.  Gap.  legib.  add.  von  803,  c.  5  (Boretiüs  118);  von  818/19,  c.  15 
rebd.  284).  Cap.  Haristall.  Ton  779,  c.  10  f.  (ebd.  49).  Kampfliche  Ansprache  galt 
auch  bei  der  Urteilsschelte  und  gegenüber  dem  die  Gewährschaft  ablehnenden  Vorder- 
mann im  Dritthand  verfahren.    Vgl.  S.  351,  857,  864. 

^«3  Bethmabn-Hollweg,  I.  239  ff.,  285  f.    Dahn,  Westg.  Studien  282  ff. 

»•*  L.  Burg.  7.  89,  1.  Vgl.  Bbthmahn-Hollweg ,  I.  170.  Tortur  für  Sklaven 
auch  L.  Baiw.  9,  19. 

»•*  L.  Sal.  40.   Vgl.  auch  Anm.  86. 

106  Ygj  Bethmakk-Hollweg,  I.  513,  N.  72.   Nissl,  Gerichtsstand  des  Klerus  110  f. 

^^'  Schon  das  Landfriedensgesetz  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.,  c.  5  f.,  11, 
unterwirft  die  eines  Diebstahls  verdächtigen  Sklaven  nur  noch  dem  Losurteil,  ebenso 
Ed.  Chilp.  7,  das  ribuarische  Recht  wendet  den  Kesselfang  an  (L.  Bib.  30,  1,  3). 
Vgl.  Bbthmann-Hollweg,  I.  509,  512. 

"•  Ober  die  Urteilsschelte  vgl.  L.  Sal.  57,  3  nebst  Zusatz.  L.  Bib.  32,  4.  55. 
L.  Alam.  41,  2  f.  L.  Baiw.  2,  17  f.  L.  Burg,  praef.  §  8,  §  10.  90,  1  f.  Ed.  Both.  25. 
Liutpr.  28.  L.  Wis.  II.  1,  20,  23.  Westg.  Fragm.  5  (10).  Bethmann-Hollweo,  L  163  f., 
391  f.  n.  171.  Siegel  148  ff.  H.  O.  Lehmann,  Bechtsschutz  51  ff.,  95  ff.  Bbünner, 
Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  52  ff.;  Schwurgerichte  46  f.;  Wort  und  Form  733  f. 
SoHM,  Beichs-  u.  Gerichtsverfassung  130.  Thonissen,  a.  a.  0.  74  f.,  495  ff.  Waitz, 
Recht  d.  sal.  Franken  175.  Waltbs,  DBG.  §  694.  Esmsin,  La  chose  jugee  dans  le 
droit  de  la  Monarchie,  Nouv.  Bevue  hist.  de  droit  fr.  et  etr.  1887 ,  S.  545  ff.  Beau- 
Bornr,  La  participation  des  hommes  libres  au  jugement,  1888,  S.  48.  Dahn,  Westg. 
Studien  254  f. 

^^  Dabei  ließ  nur  das  bairische  Becht  eine  Milderung  bei  bewußter  Bechtsver- 
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wurde  außerdem  das  gescholtene  Urteil  zu  Gunsten  des  von  ihr  gefandrt-i 
Gegenurteils  hinfallig.  Die  Urteilsschelte  mußte  unmittelbar  auf  den  li- 
teilsvorschlag,  bevor  noch  die  Zustimmung  der  Gerichtsgemeinde  eifo!; 
war,  erhoben  werden.  Nur  wenn  es  sich  um  ein  in  Abwesenheit  d: 
Partei  gefälltes  Kontumazialurteil  handelte,  war  die  Erhebung  der  Schel': 
wenigstens  bei  den  Ribuariem,  noch  im  Exekutionsstadinm  zulassig,  i- 
selbe  wurde  in  diesem  Falle  aber  nicht  gegen  die  Urt^iler,  sondern  ^-i 
den  Kläger,  dem  sie  Erschleichung  des  Kontumazialurteils  vorwarf,  er- 
hoben ^^^.  Die  Urteilsschelte  war  in  diesem  Falle  mit  kampflicher  Al- 
spräche  verbunden;  die  Entscheidung  erfolgte  durch  gerichtiichen  Zwn- 
kampf  im  Königsgericht,  und  man  darf  annehmen,  daß  auch  hei  d^: 
gewöhnlichen  Urteilsschelte  in  dieser  Weise  verfahren  wurde.  Da  a:.: 
das  französische  und  sachsische  Eeoht  des  Mittelalters  die  Entscheidiz: 
durch  Zweikampf  vor  dem  König  erfolgen  ließen,  so  ist  zu  veimutti 
daß  dies  schon  in  den  altfränkischen  Rechten  ebenso  wie  im  altsachsiscbr: 
der  Fall  gewesen  ist"^  Auch  bei  den  Alamannen  hatte  ein  höhere 
Gericht,  wahrscheinlich  das  des  Königs  oder  Herzogs,  die  Entscheiduoi: 
ob  ebenfalls  auf  Grund  gerichtlichen  Zweikampfes,  muß  dahingesttl; 
bleiben.  Dagegen  ist  es  zweifellos,  daß  bei  den  Westgothen,  Buignnd^r. 
und  Langobarden  und  ebenso  im  fränkischen  Reiche  unt«r  den  lür- 
ungern  das  Königsgericht  über  die  Urteilsschelte  zu  entscheiden  liar/. 
ohne  dabei  an  den  gerichtlichen  Zweikampf  als  einziges  Beweismittel  ge- 
bunden zu  sein^". 

War  der  Beklagte  im  Beweisverfahren  oder  dem  über  die  rrtt> 

letzung  eintreten,  während  die  ührigen  Volksrechte  im  allgemeinen  keinen  Uq'* 
schied  machten,  ob  das  Gericht  aus  böser  Absicht  oder  nur  ans  Irrtum  oder  SkI'* 
Unkenntnis  falsch  geurteilt  hatte.  Das  langobardische  Recht  unterschied  die  straH^" 
Gesetzesverletzung  von  der  straflosen,  wenn  auch  unrichtigen  Entscheidosg  ^-^^ 
arbitrium  iudicis. 

**°  Dies  ist  der  Sinn  der  vielfach  mißverstandenen  Bestinmiung  der  L.  Bib.  S:^  ^ 
Die  Stelle  handelt  nicht  von  jeder  Urteilsvollstreckung,  sondern  nur  von  der  tii^ 
Kontumazialurteils,  vgl.  Anm.  127.  Ähnlich  ist  der  gegen  die  Pfändung  erhobt: 
Widerspruch  in  Ed.  Chilper.  7,  der  ebenfalls  zur  Entscheidung  im  Königsgericht bn-* 
Statt  des  Zweikampfes  hier  Zeugnis  von  Dinggenossen.    Vgl.  Anm.  127. 

*"  L.  Sal.  57,  3  spricht  nur  von  einem  ai  potuerii  adprobare,  quod  mnt^' 
dum  legem  iudicasseni,  ohne  das  Beweismittel  anzugeben.  Da  hier  an  keinen  Ze^' 
beweis,  sondern  nur  an  ein  Gottesurteil,  aber  unmöglich  an  den  schon  duBal^  -^ 
Mißkredit  geratenen  Kesselfang  gedacht  werden  kann,  so  bleibt  nur  der  geriditlK- 
Zweikampf  übrig.  Wahrscheinlich  war  dies  ursprunglich  der  einzige  Fall,  wo  i 
salischen  Franken  den  gerichtlichen  Zweikampf,  und  zwar  in  ihrer  nationales ^^' 
mit  Schild  und  Kampfstock,  anwendeten.    Vgl.  Anm.  89,  98,  102. 

"'  Für  die  karolingische  Zeit  vgl.  Pippins  Cap.  von  754/55,  c  7  (BoRETin  S- 
Karls  Cap.  Sax.  von  797,  c.  4  (ebd.  71).  Cap.  Baiwar.  von  810,  c.  7  (ebd.  K^** 
Diedenhofer  Cap.  miss.  IL  von  805,  c.  8  (ebd.  123):  De  clamatorUnu  vel  causidk^' 
gut  nee  iuditium  scabinorum  adquiescere  nee  blaafemare  volunt,  antiqua  confn^* 
servetur,  id  est  ut  in  custodia  recludantur^  donec  unum  e  duebus  faciani.  Vgl.  Birs?!^ 
Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  53  fif.  Wenn  ich  oben  S.  174  die  Urteilsschelte  als  tob  Pif'"^ 
eingeführt  bezeichnet  habe,  so  sollte  sich  dies  nur  auf  die  Umgestaltung  des  Sebe:*«- 
Verfahrens  beziehen. 
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schelte  eröflFneten  Verfahren  unterlegen,  so  kam  es  zur  Urteilsvollstreckung. 
Die  Vollstreckung  hatte  das  Urteilserfüllungsgelöbnis  zur  notwendigen 
Voraussetzung"'.  Sie  erfolgte  in  allen  Schuldsachen  im  Wege  des  Be- 
treibungs-  oder  Mahn  Verfahrens"*.  Das  Verfahren  war  nach  der  Lex 
Salica  folgendes"*:  der  Kläger  hatte  den  Beklagten  am  Fälligkeitstermin 
außergerichtlich  in  rechtsförmlicher  Weise  zur  Zahlung  aufeufordern  und 
ihn,  wenn  diese  ausblieb,  vor  Gericht  zu  laden;  hier  erwirkte  er  einen 
richterlichen  Zahlungsbefehl,  auf  Grund  dessen  er,  nach  Erhebung  eines 
Protestes  zur  Wahrung  seiner  Priorität  gegenüber  dritten  Personen,  seine 
frühere  Zahlungsaufforderung  an  den  Schuldner  noch  dreimal,  immer 
nach  je  einer  Woche,  wiederholen  mußte;  mit  jeder  vergeblichen  Mahnung 
wuchs  die  Schuld  um  die  gesetzliche  Buße;  war  auch  die  letzte  Mahnung 
fruchtlos  gewesen,  so  ersuchte  er  den  Grafen  in  feierlicher  Weise  um 
Vollziehung  der  Pfändung  auf  seine  (des  Antragstellers)  Gefahr.  Die 
Pfändung  erfolgte  demnach  durch  den  Grafen,  der  dem  durch  Gerichts- 
befehl ermächtigten  Kläger  den  obrigkeitlichen  Arm  lieh.  Sie  vollzog 
sich  durch  Wegnahme  beweglicher  Sachen  des  Schuldners,  die  nach  der 
Taxe  mitgebrachter  Schätzleute  dem  Kläger  für  seine  Forderung  und  dem 
Grafen  für  den  Fredus  an  Zahlungsstatt  überwiesen  wurden.  Dem  Pfön- 
dungsverfahren  des  salischen  Rechts  entsprach  das  der  Ribuarier,  bei 
denen  die  Pfändung  ebenfalls  durch  den  Grafen  auf  Betreibung  und  Ge- 
fahr des  Klägers,  und  zwar  auf  Grund  des  ürteilserfüUungsvertrages, 
vollstreckt  wurde  "^.  Über  die  Stellung  des  Wettbürgen  bei  der  Zwangs- 
vollstreckung geben  die  fränkischen  Volksrechte  keinen  Aufschluß;  mau 
darf  annehmen,  daß  hier  wie  bei  den  übrigen  Stämmen  das  Mahn  verfahren 
regelmäßig  gegen  den  Beklagten,  die  Zwangsvollstreckung  aber  zunächst 
gegen  den  Bürgen  gerichtet  war,  wenn  nicht  der  letztere  selbst  die  Betreibung 
in  die  Hand  nahm,  um  sich  durch  Pfändung  des  Schuldners  zu  befreien 
oder  für  seine  Regreßforderung  bezahlt  zu  machen  ^^". 

1»'  Vgl.  S.  56,  82,  84  f.,  283.  »"  Vgl.  S.  86  f.,  347,  352. 

"•  Vgl.  L.  Sal.  50,  51.  Behbend,  Prozeß  der  Lex  Salica  68—85.  Pahdessüs, 
Loi  Salique  605  f.  Waitz,  Recht  der  salischen  Franken  179  ff.  Meibom  ,  Pfandrecht 
39  f.,  71  ff..  194  f.  WiLDA,  Pfändangsrecht  (Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  I.  167  ff.),  182  f. 
SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  18  ff.,  168  ff.;  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  80  ff.  Siegel  245  ff. 
Bethmann-Hollweo,  I.  473  ff.,  515  ff.  IL  90.  Thonissen,  a.  a.  O.  466  ff.  R.  Löning, 
Vertragsbruch  4  ff.,  26'ff.  Cohn,  Jußtizverweigerung  61  ff.  Die  sechs  zuletzt  ge- 
nannten Forscher  beziehen  nur  die  zweite  Hälfte  des  Tit.  50  auf  die  gerichtliche 
Exekution,  die  erste  Hälfte  dagegen  auf  einen  privaten  Wettvertrag  und  unterscheiden 
demnach  einen  außergerichtlichen  Wettvertrag  mit  außergerichtlicher  und  einen  ge- 
richtlichen mit  gerichtlicher  Pfändung.  Widerlegt  ist  diese  Annahme  von  Beerend. 
Den  privaten  Wettvertrag  hat  die  Lex  Salica  noch  nicht  gekannt. 

"•  Vgl.  L.  Rib.  51  84.  Com?,  a.  a.  O.  72.  Das  fränkische  Recht  bezeichnete 
die  Pßndung  als  gtrudis  legitima,  d.  h.  echter,  geseizUcher  Rauh,  von  ags.  sfrihfan, 
rand.  sfröden,  mhd.  strüten  (rauhen,  plündern).  Vgl.  Grimm,  RA.  635,  866.  Schiller 
u.  Lübben,  Mittelnd.  WB.  IV.  439.  Lexee,  Mittelhochd.  WB.  II.  1255.  Dem  ent- 
sprach altnd.  uimiafa,  nama,  nam  und  ags.  näm  fpic/njts  captum).  Vgl.  Amira,  Obl.-R 
U3,  234.    Schmid,  Ges.  d.  Angelsachsen  642.     ther  pfand  vgl.  S.  261,  K.  71. 

"'  Vgl.  S.  280  f. 
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Gleich  den  beiden  fränkischen  Volksrechten  kannte  auch  das  ^^• 
gothische  nur  eine  gerichtliche  Pfändung"®,  während  die  Ostgothen  L- 
gunder,  Baiern  und  Angelsachsen  sich  an  dem  richterlichen  Zahlui;- 
befehl  genügen  ließen  und  im  übrigen  die  Betreibung  wie  die  VoUstreciiL 
dem  Kläger  oder  dem  Wettbürgen  des  Beklagten  anheimgaben*^'.  Ai 
ausgeprägtesten  hat  sich  der  altgermanische  Standpunkt  im  langobardkM 
Recht  erhalten,  welches  die  Mahnung  und  Pföndung  des  Schuldners  dur  ^ 
aus  dem  Bürgen,  die  Pfändung  des  säumigen  Bürgen  aber  dem  K:: 
überließ  und  gerichtliche  Mitwirkung  nur  für  den  Fall  verlangte,  »ri. 
die  Pfändung  mangels  andern  Vermögens  auf  sonst  pfandfreie  Gec-: 
stände  ausgedehnt  werden  sollte"*^. 

Allgemein  war  die  volksrechtliche  Pfändung  auf  die  fahrende  K  • 
des  Schuldners  beschränkt.  Es  gab  keine  Immobiliarexekution"^  - 
selbst  den  Viehstand  des  Schuldners  oder  einzelne  Vieharten  durfte  n 


»»  Vgl.  Westg.  Fragment  6  f.  (12  f.).    L.  Wis.  V.  6.  1. 

"»  Vgl.  S.  279.    L.  Baiw.   13,  1-3.    Ed.  Theod.  123.    L.  Burg.  19,  1.  S-äi 
Prozeß  42—54.    Wilda,  a.  a.  O.   184.    Bethmanh-Hollweo,  I.  168,  473.   S.« 
Ges.  d.  Angela.  642.    Mbibom,  Pfandrecht  194.    Die  Einziehung  der  Friedensc^ 
wurde  bei  den  Burgundern  durch  die  Wittischalken  besorgt.    Vgl.  L.  Burg.  '6 

"<>  Vgl.  S.  280.    Ed.  Roth.  245  f..  248,   251.    Liutpr.  15.    Streit&agc.  ob  u- 
langobardische  Recht  die  Privatpfandung  nur  bei  dem  Wettvertrage,  also  dem   • 
teilserfüUungsgelöbnis,  oder  auch  bei  anderen  Schulden  gekannt  habe,  oder  ob  . 
Beschränkung  auf  den  Wettvertrag  eine  Neuerung  Liutprands  gewesen  sei   Ven: 
der  ersten  Ansicht  namentlich  Siegel  37  ff.,    Meibom,  Pfandrecht  190ff.,  HetjU: 
II.  207.,  241,  OsenbbCoqen,  Strafr.  d.  Langob.  143;    der  zweiten:    Val  de  Li£^" 
Launegild  u.  Wadia  196  ff.,  Wilda,  a.  a.  0.  190,  Sohh,  Prozeß  53,  Löhivü,  VtnrV 
brach  88  N.  1,  91  N.  4,  u.  a.  m.;  der  dritten:  Wach,  Ital.  Arrestprozeß  1—15.  Bn- 
MANN-HoLLWEG,  I.  366  f.,  473  (IL  330,  N.  8  aber  der  zweiten  Ansieht  beigetret 
Daß  seit  Liutprand  von  der  Pfändung  wegen  Schulden  immer  nur  im  Zu5*n-^ 
hange  mit  dem  Wettvertrage  gesprochen  wird,  ist  zweifeUos,  auch  wurde  dk  ?- 
dungsklausel  bei  Schuld  vertragen  (Liutpr.  67,  Wach,  a.  a.  0.  54)  keinen  Sinn  ?*- 
haben,  wenn  dem  Gläubiger  ohnehin  ein  Pfandungsrecht  zugestanden  hstttr.  A- 
dererseits  ist  von  Val  de  Lij^vbb,  a.  a.  O.,  erwiesen,  daß  die  Neuerung  in  Liotir 
sich  nicht  auf  die  Pfändung,  sondern  auf  das  Beweisrecht  bezogen  hat    Keniit  >' ' 
das  langobardische  Recht  seit  Liutprand  eine  Pfändung  des  Schuldners  (oder  Bcr,*'' 
nur  beim  Wettvertrage,  ohne  daß  dies  auf  einer  Neuerung  beruht,  so  sprid'  - 
Vermutung  von  vornherein  dafär,  daß  auch  die  unbestimmten  Ausdrücke  im  £-' 
des  Rothari  nur  von  dem  Wettvertrage  zu  verstehen  sind.    Bestärkt  wird  dies^  •■^' 
nähme  durch   Roth.  366,  namentlich   aber   durch   die   schultheißliche  Pfasdiu;  ' 
Roth.  251,  die  ohne  UrteilserfuUungsgelöbnis  gar  nicht  gedacht  werden  bnn.  - 
doppelte  Pfändung  bei  Fortdauer  der  Schuld,  in  Liutpr.  108,  bezieht  sicli  »ti  ^ 
poena  tripli,  in  welche  der  säumige  Schuldner  dem  Wettburgen  gegenüber  tcT. 
vgl.  S.  279,  280,  N.  161.    (Unter  debitor  ist  Liutpr.  108 f.  der  Schuldner  in  ^- 
Verhältuis  zum  Bürgen  gemeint,  falsch  die  Erklärung  S.  280,  N.  160).    Wie  J  • 
poena  tripli,  so  stimmte  das  langobardische  Recht  auch  darin  mit  dem  bargiui<^*  • 
überein,  daß  dem  gepfändeten  Schuldner  noch  für  eine  gewisse  Frist  das  Refij« ;' 
Auslösung  zustand.    Vgl.  Roth.  251  f.    Liutpr.  108—110.    Wach,  a.  a.  0.  2öi--- 
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***  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerich tsverf.  117  f.    Bbthmakn-Hollwbo,  I.  ^' ^* 
EsMEiN,  £tudes  sur  les  contrats  153. 
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nur  in  NotföUen  und  unter  obrigkeitlicher  Mitwirkung  angreifen  ^^^ ».  Reichte 
das  pfandbare  Vennögen  nicht  aus,  so  verfiel  der  Beklagte,  wenn  seine 
Sippe  ihn  nicht  auslöste,  der  Schuldknechtschaft"*. 

Die  Königsgesetzgebung  hat  das  System  der  Zwangsvollstreckung 
auch  in  das  Ungehorsamsverfahren  eingeführt  und  die  Immobiliarexekution 
ausgebildet.  Hinsichtlich  der  Mobiliarexekution  hat  sie  es  bei  dem  bis- 
herigen Recht  im  allgemeinen  bewenden  lassen  ^^'.  Das  Ungehorsams- 
verfahren gegen  den  Beklagten,  der  ohne  Bescheinigung  echter  Not  aus- 
geblieben war^**  oder  nach  Fällung  des  Urteils  das  Urteilserfullungs- 
gelöbnis  verweigert  hatte"*,  beschränkte  sich  noch  nach  der  Lex  Salica 
auf  die  Verhängung  der  Acht  durch  den  König"*.  Seit  der  zweiten 
Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  aber  wurde  die  Friedlosigkeit  in  solchen 
Fällen,  wo  es  sich  nur  um  eine  Geldschuld  handelte,  nur  noch  in  ihren 
vermögensrechtlichen  und  nicht  mehr  in  ihren  persönlichen  Folgen  voll- 
streckt, der  König  verfügte  die  Beschlagnahme  (missio  in  bannum,  mhd. 
vrönungej  Befrohnung)  der  Güter  des  Beklagten,  und  wenn  dieser  sie  nicht 
binnen  Jahr  und  Tag  aus  der  Hand  des  Königs  auslöste,  so  trat  endgültige 
Konfiskation  ein.  Schon  unter  Chilperich  bediente  man  sich  dieses  Ver- 
fahrens, um  dem  Kläger  gegenüber  dem  ungehorsamen  Beklagten  zu 
seinem  Rechte  zu  verhelfen,  indem  das  eingezogene  Gut  in  erster  Reihe 
zur  Befriedigung  des  die  Exekution  nachsuchenden  Klägers  verwendet 
wurde.  So  hatte  die  Achtung  sich  zu  einer  Zwangsvollstreckung  auf 
Grund  eines  Kontumazialurteils  umgebildet"^.    Hilt  man  dabei  zunächst 

"»•  Vgl.  Ed.  Roth.  249—252.  Liutpr.  109.  L.Burg.  105.  L.  AI.  76,  89,  101,  1. 
L.  Baiw.  13,  4 f.  Borbtiüs,  Capitularia  320,  c.  2.  Wilda,  a.  a.  O.  187 f.  W^ach, 
a.  a.  0.  22.    Osbnbhüggen,  a.  a.  0.  143  f. 

^"  Vgl.  S.  255.  Ed.  Aregis.  c.  6.  Cod.  dipl.  Cav.  I.  Nr.  106  (894).  Bethmann- 
HoLLWEO,  I.  247,  393,  518.  IL  176.    Esmbin,  a.  a.  0.  154  ff. 

^*°  Auch  die  außergerichtliche  Pfanduug  des  laugobardischen  Rechts  blieb  bei 
Bestand.  Vgl.  Bethmann-Hollweo,  IL  90  f.  Wach,  a.  a.  ().  24  ff.  Bei  den  Sachsen 
und  Friesen  wurde  die  Privatpfändung  unter  Karl  d.  Gr.  verboten.  Vgl.  Capitulatio 
de  part.  Sax.  c.  25  (Bobetiüs  70).    L.  Fris.  add.  sap.  9,  2. 

"*  Vgl.  S.  80  f.,  84.  SoHM,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  IX.  229,  N.  90.  A.  Schmidt, 
Echte  Not,  1888,  S.  120  ff.,  148  ff.  Über  die  sprachliche  Bedeutung  von  sunnis,  sonia, 
essonium,  exonium,  vgl.  ebd.  5—12.    DiBz,  WB.  d.  roman.  Spr.  I.  s.  v.  8ogna. 

H5  Ygi^  L^  gai.  56^  \.  Si  yuw  ad  mallum  venire  contempserit ,  atU  quod  ei  a 
rachineburgiis  fueHt  iudicatum  adimplere  distulerity  si  nee  de  compositione  nee  ineo 
nee  de  ulla  legem  fidem  facere  voluerit,  iunc  ad  regis  presentia  ipso  manire  debet. 
Vgl.  SoHM,  Prozeß  180  ff.    Bbünnbb,  Schwurgerichte  58. 

^'^  L.  Sal.  56,  2:  tunc  rex,  ad  quem  manitu4  est,  extra  sermanem  tuum  ponai 
eujn,  tunc  ipse  culpabilis  et  omnes  res  suas  erunt,  et  quicumque  eum  atUpaverit  aut 
hospitalem  dederit,  etiam  si  uxor  sua  proxima,  —  —  solidos  15  culpabilis  iudicetur, 
donec  omnia  que  imputatur  componai.  Vgl.  S.  118.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  187  ff. 
Siegel  55  f.    Bethmann-Hollweg,  I.  519  f. 

"^  Vgl.  Ed.  Chilper.  c.  7.  L.  Rib.  32.  Cap.  miss.  von  802,  c.  32  i.  f.  (Bobe- 
tiüs 97).  SoHM,  Prozeß  199—219;  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  118;  Zeitschrift 
f.  RG.  V.  408  f.  Bethmann-Hollweg,  I.  521—526.  Brunneb,  Gerichtszeugnis  165; 
Schwurgerichte  63.  Meibom,  Pfandrecht  56 ff.,  76.  Waitz,  Verf.-Gesch.  IL  178. 
IV.  516  f.    CoHN,  Justizverwfcigerung  74.     Esmein,  a.  a.  O.  156  ff.    v.  Amiba,  Alt- 
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noch  daran  fest,  daß  die  Exekution  sioh  auf  die  fahrende  Habe  zn  1- 
schränken  habe,  so  kam  man  unter  den  Karolingern  auf  demselben  ^Vtjr 
subsidiär  zu  der  Immobiliarexekution,  anfangs  nur  noch  für  den  FjI 
eines  Kontumazialurteils"^,  bald  aber,  auch  für  den  Fall,  daß  da>  l- 
wegliche  Vermögen  des  Schuldners  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  mv 
ausreichtet^®.  So  trat  der  amtsrechtliche  Vermögensbann,  iadem  er  :/ 
früher  unmögliche  Exekution  auf  Grund  eines  Kontumazialurteils  oLl^ 
Urteilserfüllungsgelöbnis  möglich  machte  und  dem  Kläger  außerdem  deüiLn 
früher  verwehrten  Zugriff  auf  das  unbewegliche  Vermögen  des  Beklaett^: 
eröffnete,  nach  jeder  Richtung  ergänzend  neben  das  volksrechtliche  Vi..- 
streckungsverfahren.  Wie  jede  Konfiskation,  so  wirkte  auch  die  Inun- 
biliarexekution  zunächst  nur  provisorisch,  der  Beklagte  hatte  noch  binnrL 
Jahr  und  Tag  das  Lösungsrecht:  erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  trat  eui- 
gültige  Konfiskation  ein,  wobei  dem  Gläubiger  seitens  des  Fiskus  das  r. 
seiner  Befriedigung  Erforderliche  zu  Eigentum  überwiesen  wurde "-.  I'a- 
Wahrzeichen  des  auf  das  Grundstück  gelegten  Bannes  war  ein  auf  dtm- 
selben  aufgesteckter  Handschuh  oder  Strohwisch  (wiffa,  mhd.  schaub  •' . 
Bei  den  Langobarden  wurde  bei  allen  Immobiliarprozessen  zum  Zeich-: 
des  klägerischen  Anspruches  eine  wiffa  auf  dem  streitigen  Grundstü  t 
aufgesteckt^**.  Daß  damit  eine  Konfiskation  des  letzteren  zu  Gunsten  *--- 
Klägers  eingeleitet  werden  sollte,  ergibt  sich  aus  dem  fränkischen  Imit'- 
biliarprozeß   der  Karolingerzeit,  bei  welchem  zwar  der  zur  Heraus^a  •• 

norweg.  Vollstreckungsverfahren   106  ff.    Die  auf  L.  Eib.  32,  4  gestützte  Aiin&Li:<r 
daß  der  Beklagte  der  Pfändang  durch  Berufung  auf  gerichtlichen  Zweikampf  L- 
widersprechen  können,  beruht  auf  einem  Mißverständnis.     Die  Stelle   handelt  y-: 
der   gegen   das  Kontumazialurteil   erhobenen  Urteilsschelte.     Vgl.  Anm.   110.     I' 
raissio  in  bannum  war  übrigens  auch  dem  langobardischen  Rechte  bekannt.    Vj 
Ed.  Liutpr.  57.      Sohm.  Reichs-    u.   Gerichtsverfassung  136.     Bbthmakk-Holl«e- 
I.  893.    Für  den  Fall,  daß  der  Beklagte  im  Gericht  erschienen  war,  aber  weder  c.  • 
Urteil  schelten,  noch  das  Urteilserfullungsgelöbnis  ablegen  wollte,  ließ  Karl  *L  i-' 
Verhaftung  eintreten.    Vgl.  Anm.«  112. 

*"  Nach  Bethmann-Hollweg,  IL  176  N.  14,  178  ff.  wäre  das  Befrohnuaj> 
verfahren  in  der  fränkischen  Periode  noch  auf  das  Ungehorsams  verfahren  beschrÄLi* 
geblieben.  Zuzugeben  ist  ihm  nur,  daß  die  Weiterentwickelung  wohl  erst  uatr: 
Karl  dem  Großen  vor  sich  gegangen  ist.  Zwar  Cap.  leg.  Rib.  add«  von  »03.  c.  ' 
(HoHETiüs  118)  bezieht  sich  nur  auf  das  Ungehorsamsverfahren,  aber  schon  Cap.  •; 
part.  Sax.  c.  27  (ebd.  70)  wird  der  Vermögensbann  auf  den  Fall  ausgedehnt,  wt»  c.: 
Beklagte  das  Urteilserfüllungsgelöbnis  ableisten  möchte,  aber  nicht  kann,  'weil  : 
keinen  Bürgen  findet. 

»'*»  Vgl.  Cap.  legib.  add.  von  816,  I.  c.  5  (Bobetius  268),  von  818  19,  «.  1" 
(ebd.  283).  Cap.  Olonn.  von  825,  c.  5  (ebd.  830).  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsr-r 
iassung  119  ff.    Esmein,  a.  a.  0.  157,  159. 

^=»»  Vgl.  Cap.  leg.  Rib.  add.  v.  803.  c.  6.  Cap.  legib.  add.  von  816,  I.  c.  5,  ^  r 
818/19,  c.  11.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  119.  Brünneb,  Zeitschr.  f.  RG.  XVI. 
240.    Meibom,  Pfandr.  56,  76,  97  ff.    Fickeb,  Forschungen  I.  38.    Esmeik,  a.  a.  (.».  15:- 

^•*  Vgl.  Schröder,  Weichbild  (i.  d.  Histor.  Aufsätzen  z.  Andenken  an  Wait* 
306  ff.),  319,  321  f.    Meibom,  a.  a.  O.  100. 

13Ä  Ygi  Ed.  Liutpr.  148.  Bethmasn-Hollweo,  I.  392  f.  Wach,  Arrestpr  .r- 
15,  N.  29. 
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verurteilte  Beklagte  sofortige  Revestierung  des  Klägers  vorzunehmen 
pflegte^'',  im  Falle  einer  Weigerung  desselben  aber  Konfiskation  und  dem- 
nächst Überweisung  an  den  Kläger  eintrat^'*. 

Haben  wir  uns  bisher  mit  den  in  das  volksgerichtliche  Verfahren 
eingedrungenen  Neuerungen  beschäftigt ,  so  sind  jetzt  noch  diejenigen, 
die  sich  entweder  auf  das  Verfahren  im  Königsgericht  beschränkten,  oder 
auf  besonderen  königlichen  Privilegien  beruhten,  also  ausschließlich  dem 
königlichen  Amtsrecht  angehörten,  hervorzuheben.  Die  Eigentümlichkeiten 
des  hofgerichtlichen  Verfahrens  ergaben  sich  in  erster  ßeihe  aus  dem 
Charakter  des  Hofgerichts  als  eines  Billigkeitsgerichtshofes  ^^*.  Daraus 
ergab  sich  auch  die  Möglichkeit,  eine  im  Hofgericht  bereits  abgeurteilte 
Sache  wiederholt  zur  Verhandlung  und  Entscheidung  zu  bringen^*®;  im 
Gegensatze  zum  volksgerichtlichen  Verfahren  kannte  das  Königsgericht 
keine  Rechtskraft  des  Urteils  ^'^.  Auf  besonderem  königlichen  Privileg 
beruhte  das  Reklamationsrecht,  kraft  dessen  die  privilegierte  Partei  eine 
gegen  sie  bereits  bei  dem  ordentlichen  Gericht  anhängige  Sache  abrufen 
und  zur  Entscheidung  des  Königs  bringen  konnte"®,  ebenso  die  dem 
volksgerichtlichen  Verfahren  unbekannte  Befugnis  der  prozessualischen 
Stellvertretung^*®.  Eine  besondere  Eigentümlichkeit  des  Königsgerichts 
war  die  Ladung  durch  indiculi  commonitorii  ^^,  das  Dingzeugnis,  zumal 
in  der  Form  der  Gerichtsurkunde  (placitum)  ^**,  vor  allem  aber  das  In- 
quisitionsverfahren beim  Zeugenbeweise  ^**.  Dasselbe  diente  teils  als  inqui- 
sitorisches Beweisverfahren  zur  Vorbereitung  des  Urteils,  auf  Grund  einer 
angestellten  Klage,  teils  als  Rügeverfahren,  dessen  Zweck  darin  be- 
stand, durch  eine  Voruntersuchung  das  nötige  Material  zu  gewinnen,  um 
in  Ermangelung  eines  Klägers  den  Verdächtigen  von  Amts  wegen  zur 
Reinigung  anhalten  zu  können  ^*^  In  beiden  Fällen  wurden,  da  es  als  eine 
allgemeine  Treupflicht  der  Unterthanen  galt,  dem  Könige  zur  Ermittelung 
der  Wahrheit  behilflich  zu  sein,  kraft  königlichen  Bannrechts  glaubhafte 


*"  Vgl.  S.  353.  *»*  Vgl.  Bethmann-Hollwbg,  II.  180. 

*"  Vgl.  S.  114,  169  f.  Bbunneb,  Schwurgerichte  73  fr.;  Zeug.-  u.  Iiiqu.-Beweis 
58;  Wort  u.  Form  676,  N.  2;  Gerichtszeugnis  153  f. 

"•  Vgl.  S.  173,  N.  91. 

"'  Vgl.  Cap.  legib.  add.  von  803,  c.  10  (Boektius  114). 

»8  Vgl.  S.  173  f. 

**'  Vgl.  S.  181.  Bethuann-Holnweg,  II.  107  f.  Wie  man  in  nichtprivilegierten 
Kreisen  die  Stellvertretung  durch  die  Order-  und  Inhaberklausel  zu  ermöglichen  be- 
strebt war,  hat  zuerst  Brunneb,  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  XXIII.  235  f.  festgestellt. 

"•  Vgl.  Beunnbb,  Schwurgerichte  78  f.,  405. 

'"  Vgl.  S.  171,  245,  359.    Bbünnbb,  Gerichtszeugnis  154—166,  169  ff. 

"'  Über  das  früher  nicht  beachtete  Inquisitionsverfahren  hat  zuerst  Aufschluß 
gegeben  Bbünnbb,  Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis  der  karoliugischen  Zeit,  1866.  Vgl. 
ferner  Bbunneb,  Schwurgerichte  85  ff.  Sohm,  Beichs-  u.  Gerichtsverfassung  126  ff., 
142,  167  f.    Bbthmann-Hollweg,  II.  148  ff.    Waitz,  IV.  425  ff. 

*"  Vgl.  Pippins  Cap.  von  782—786,  c.  8  (Bobetiüs  192);  von  800—810,  c.  3  f. 
(ebd.  208).  Cap.  missor.  von  828,  c.  3  (MG.  Leg.  I.  328).  Conv.  Ticin.  von  850, 
c.  3  (ebd.  406). 

B.  Sghx5dxb,  DeattMhe  BeehtagMchiehte.  24 
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Männer  vorgeladen,  die  der  Richter  zunächst  eidlich  oder  unter  Hinw?> 
auf  ihren  Unterthaneneid  zur  Aussage  der  Wahrheit  verpflichtet«,  um  ^ 
sodann  über  bestimmte  ihnen  vorgelegte  Fragen  zu  vernehmen^".  la 
Gegensatze  zu  dem  volksrechtlichen  Beweise  galt  hier  von  vorn  herein  k 
Zeugniszwang.  Die  Voraussetzungen  für  die  Eigenschaften  der  Zeugen  wai-i 
dieselben  wie  im  volksgerichtlichen  Verfahren.  Zeugenschelte  war  dem  Gefrier 
nicht  gestattet,  nur  das  Gericht  konnte  verdächtige  Zeugen  zur  Reinigiii;: 
durch  Gottesurteil  anhalten.  Der  Inquisitionszeugenbeweis  war  zweischnei  ii:. 
die  Aussage  konnte  auch  dem  Gegner  zu  statten  kommen.  Es  war  vi- 
Itlssig,  wiederholte  Zeugenvernehmungen,  auch  mit  anderen  Zeugen,  vr- 
zunehmen,  so  daß  eine  frühere  Aussage  durch  eine  spätere  bekräftigt  *yy 
entkräftet  werden  konnte.  Das  Inquisitionsrecht  stand  dem  Könige  "i»^: 
seinem  Vertreter  im  Hofgericht  jederzeit  zu,  es  wurde  aber  auch  von  d»j 
missatischen  Gerichten,  die  gleich  dem  Königsgericht  Billigkeitsgeiicb:- 
höfe  waren,  ausgeübt.  Es  begegnet  schon  gegen  Ende  der  Merovingenci'. 
wurde  aber  unter  den  Karolingern  dahin  erweitert,  daß  es  auch  im  Gnvi- 
gericht  zur  Anwendung  gebracht  werden  mußte,  sobald  eine  mit  dem  Ifl- 
quisitionsrecht  ausgestattete  Partei  dies  vom  Richter  verlangte.  Als  Panr- 
Privileg  stand  das  Inquisitionsrecht  dem  Fiskus  und  den  königlich-- 
Kirchen  und  Klöstern,  sowie  den  königlichen  Benefizien  allgemein  n- 
anderen  Personen  nur  auf  Grund  besonderer  königlicher  Verleihung. 

'**  Der  Eid  war  demnach  ein  promissorischer,  nicht  wie  der  volksrechui  ^• 
Zeugeneid  assertorisch.  Über  Abweichungen  in  dieser  Beziehung  vgl.  Sohs,  a.  a.*' 
142.  N.  120. 


Dritte  Periode. 
Das  Mittelalter. 


Waitz.  Deutsche  Verfassungsgescliichte,  V.— VIII.  1874—78.  (a.  u.  d.  T.  Dio 
deutsche  Reichsverfassung  von  der  Mitte  des  9.  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts, 
I._IV.).  GiBRKB,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I,  153—637.  Dünniges,  Das 
deutsche  Staatsrecht  und  die  deutsche  Reichsverfassung,  1842.  W.  v.  Giesbbeecht. 
Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit  I».  1881.  II».  1885.  III*.  1876.  IV.  1875.  V.  1. 
1880.  V.  2.  1888.  Huillard-Br^hollbs,  Historia  diplomatica  Fnderici  II.,  1852—61. 
Lorenz,  Deutsche  Geschichte  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  1863—67.  Korr,  Geschichte 
von  der  Wiederherstellung  und  dem  Verfalle  des  heil,  römischen  Reiches  (a.  u.  d.  T. 
Geschichte  der  eidgenössischen  Bünde),  fortgesetzt  von  Lütolp  und  Busson,  I.— V. 
1 845—82.  NiTzscn,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  his  zum  Augsburger  Religions- 
frieden, her.  v.  Matthäi.  I— III.  1883—85.  Im  übrigen  ist  auf  die  Anfuhrungen 
bei  Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde,  zu  verweisen. 

Monumenta  Germaniae,  Diplomata  regum  et  imperatorum  Gcrmaniae  (a.  u.  d.  T. 
Die  Urkunden  der  deutschen  Könige  und  Kaiser).  I.  1879—84.  Stumpf,  Acta  im- 
perii  adhuc  inedita  (a.  u.  d.  T.  Die  Reichskanzler,  III.  Band).  1865—1881.  Böhmer, 
Acta  imperii  selecta,  her.  v.  Ficker,  1870.  Winkelmann,  Acta  imperii  inedita,  I. 
1880.  II.  1885.  Stumpf,  Die  Kaiserurkunden  des  10.  11.  und  12.  Jahrhunderts,  chro- 
nologisch verzeichnet  (a.  u.  d.  T.  Die  Reichskanzler,  II.  Band),  1865).  Böhmer, 
Kegesta  regum  atque  imperatorum  inde  a  Conrado  I.  usque  ad  Heinricum  VII., 
Frankfurt  1831;  Regesta  imperii  1246—1313,  Stuttgart  1844—49—57;  Regesta  im- 
perii 1314—1347,  Frankfurt,  Leipzig,  Innsbruck  1839— 41— 46— 65;  Dio  Regesten  von 
Philipp  biß  Richard,  1198 — 1272,  herausgegeben  von  Ficker,  Innsbruck  1881—82; 
Die  Regesten  unter  Karl  IV.»  1346—1378,  herausgegeben  von  Hubbr,  Innsbruck  1877. 
('hmel,  Regesta  Rupert!  regis,  1834;  Regesta  Friderici  lU.,  1840.  Waitz,  Urkunden 
zur  deutschen  Verfassungsgeschichte  im  10.  11.  12.  Jahrhundert,  2.  Aufl.  1886.  Im 
übrigen  vgl.  die  Anführungen  bei  Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde,  und  Österlby, 
Wegweiser. 

Über  die  Geschichtschreiber  vgl.  Wattenbach,  Lorenz,  Potthast  (s.  S.  6)  und 
Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde. 

Franklin,  Sententiae  curiae  regiae,  Rechtssprüche  des  Reichshofes  im  Mittel- 
alter, 1870.  Franklin,  Die  freien  Herrn  und  Grafen  von  Zimmern,  Beiträge  zur 
Rechtsgeschichte  nach  der  Zimmerischen  Chronik,  1884. 

Schröder,  Beiträge  zur  Kunde  des  deutschen  Rechts  aus  deutschen  Dichtern, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsches  Alterthum,  Neue  Folge  I.;  Cori)UB  iuris  Germanici  po(^ti- 
cum,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsche  Philologie  I.  257  ff.  11.  802  ff.;  Beiträge  zur  deutschen 
Rechtsgeschichte  aus  den  Dichtungen  Konrads  von  Würzburg,  1.  d.  Zeitschr.  f.  Rechts- 
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geschichte  VII.  131  if.    Böhlaü,  Rechtsgeschichtliches  aus  Reineke  Vos,  L  d.  Neu?: 
Mitteilungen  des  thür.-sächs.  Vereins  IX.  2,  77  ff.    Bbeyeb,  Vom  Nutzen  des  Gedi-fet 
Reineke  de  Vos  in  Erklärung  der  deutschen  Rechtsaltertümer,  i.  d.  Nebenstunden  1.  \'M 
GiEBKE,  Der  Humor  im  deutschen  Recht.    2.  Aufl.  1886. 

Erstes  Kapitel. 
Das  deutsche  Reich  und  seine  Bewohner. 

§  38.    Das  deutsche  Reicht    Der  Vertrag  zu  Verdun  (S.  101 
hatte  nicht  die  völlige  Auflösung  des  fränkischen  Reiches  bewirkt.  S 
lange  die  einzelnen  Reichsteile  von  Angehörigen  des  karolingischeu  Haoy* 
regiert  wurden,  galten  sie  als  Glieder  desselben  Leibes.    Und  diese  id-jl 
Einheit  dauerte  selbst  fort,  als,  nach  Beendigung  der  unter  Karl  III.  ai- 
kurze  Zeit  (884 — 887)  eingetretenen  Wiedervereinigung  sämtlicher  K^ 
in  Westfranken,  Hochburgund,  Niederburgund  (Arelate)  und  Italien  KölL- 
emporgekommen  waren,  die  dem  karoUngischen  Hause  nicht  angehüneL 
denn   eine   gewisse   Oberhoheit  erkannten   dieselben   dem   ostfränkisckri 
Arnulf,  obwohl  derselbe  nur  ein  illegitimer  Sprosse  des   alten  Km:- 
hauses  war,  immer  noch  zu.    Nachdem  aber  auch  das  deutsche  Kd  1 
sich  der  Herrschaft  der  Karolinger  entzogen  hatte  (911),  war  von  m' 
Suprematie,  welche  die  wieder  zur  Herrschaft  gelangten  westfränkiscbtr 
Karolinger  hätten  beanspruchen  können,  keine  Rede  mehr.     Den  Njunt*- 
Ostfran/ieny  Äustrasien,   Ostreich  behielt  das  deutsche  Reich  noch  duri 
längere  Zeit,  bis  der  erstere  als  engere  Bezeichnung  an  den  fräntkbvn 
Mainlanden,  der  letztere  an  der  bairischen  Ostmark  haften  blieb.    AuJ 
in  der  Bezeichnung  des  deutschen  Reiches  als  regnum  Prancorum  und  u 
dem  fränkischen  Recht  des  deutschen  Königs  blieb  noch  geraume  Zri' 
die  Erinnerung  an  den  alten  Zusammenhang  gewahrt. 

Auf  alle  Fälle  aber  hat  sich  die  Ausscheidung  des  französischen  ud-. 
deutschen  Nationalstaates  aus  dem  die  verschiedensten  Nationaütäteii  i 
gleichmäßiger  Berücksichtigung  umfassenden  Verbände  des  fränkisclJ^ 
Reiches  nicht  erst  887  oder  911,  sondern  843  vollzogen.  Schon  die  dtx 
Verduner  Vertrage  vorangegangenen  Straßburger  Verhandlungen  U-' 
die  Verschiedenheit  der  Sprachen  als  die  Grundlage  der  politischen  Ac- 
einandersetzung  erkennen,  indem  sich  die  Westfranken  Karls  II  der  lm*r 
romana^  die  Ostfranken  Ludwigs  des  Deutschen  der  üngtia  theudkca  i»- 
dienten*.  Was  sich  bis  dahin  nur  auf  die  Sprache  bezogen  hatte,  erbi  ' 
jetzt  eine  politisch-nationale  Bedeutung,  von  da  an  gab  es  eine  deut-^b 
Nation  und  ein  deutsches  Reich  ^.    VoUendet  wurde  der  nationale  &  h  • 


1  Vgl.  Waitz,  VG.  V.  3  ff.  120  ff.  H.  Conb^o,  De  finibus  imperii  Germanki.  U '-^ 

'  Nithardi  histor.  lib.  III.  c.  5. 

^  Über  die  Bedeutung  der  lingua  theudisca  (von  goth.  thiudiskty  ahd.  </<*=•  «^ 
als  lingua  vulgaris,  im  (icgeiisatzc  zum  Latein,  vgl.  Gruch,  Deutsche  GraraJiia:A  * 
13  f.;  Gesch.  d.  deutsch.  fc>prache,  3.  Aufl.  548.  Waitz,  a.  a.  O.  8.  In  einer  Ürhc' 
des  9.  Jh.  bei  PtiBARD,  Kecueil  de  pi^ces  serv.  ä  Thist  de  Bourgogne  S.  26,  »-' 
ein  evangelium  theudiscum  erwähnt.    Die  Bezeichnung  des  Kelches  als  regnum  J" 
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dungsprozeß  durch  den  Vertrag  von  Meersen  (870),  durch  den  die  pro- 
venzaUsch-hurgundischen  Bestandteile  des  lotharischen  Reiches  an  West- 
franken  kamen,  während  das  Elsaß,  der  nördliche  Teil  Burgunds  und 
Lothringen  {Lotkarü  regnum)  mit  dem  ostfränkischen  Reiche  vereinigt 
wurden*.  Von  deutschredenden  Gebieten  blieben  schließlich  nur  die  flan- 
drischen Lande  jenseits  der  Scheide,  die  stets  zu  Neustrien  gerechnet 
worden  waren,  unter  westfränkischer  Herrschaft. 

Nach  Norden  erstreckte  sich  das  deutsche  Reich  anfangs  bis  zum 
Danewirk  an  der  Schlei,  seit  Konrad  II  nur  bis  zur  Eider.  Da  aber  das 
Herzogtum  Schleswig  sich  von  1386  bis  1460  als  dänisches  Lehen  im 
Besitze  der  Grafen  von  Holstein  aus  dem  Schauenburger  Hause  befand,  so 
bildete  sich  zwischen  beiden  Ländern  eine  volle  staatsrechtliche  Gemeinschaft, 
die  auch  durch  den  Umstand,  daß  die  Landstände  nach  dem  Aussterben 
ihres  Herzogshauses  den  König  von  Dänemark  zu  ihrem  Herzog  erwählten 
(1460),  nicht  aufgehoben  wurde,  da  die  staatliche  Vereinigung  und  terri- 
toriale Selbständigkeit  der  Herzogtümer  dabei  ausdrücklich  gewahrt  blieb  ^ 
Die  benachbarten  wendischen  Lande  längs  der  Ostsee,  Wagrien,  Meklen- 
burg  und  Pommern,  waren  schon  seit  Karl  dem  Großen  und  Otto  dem 
Großen  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  dem  Reiche,  ihre  Aufnahme 
in  den  Reichsverband  selbst  erfolgte  aber  erst  1170  durch  Friedrich  L, 
als  eine  Folge  der  Siege  Heinrichs  des  Löwen®.  Nach  kurzer  Unter- 
brechung durch  dänische  Herrschaft  kehrten  diese  Länder  1225  dauernd 
in  den  Verband  des  deutschen  Reiches  zurück^;  nur  das  Fürstentum 
Rügen  blieb,  auch  nachdem  es  1325  an  die  Herzöge  von  Pommern  ge- 
kommen war,  unter  dänischer  Lehnsherrlichkeit,  aus  der  es  erst  in  der 
ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  endgiltig  ausschied.  Die  Ausdehnung 
des  Reiches  über  die  wendischen  Lande  zwischen  Elbe  und  Oder  war 
vornehmlich  das  Werk  der  Markgrafen  von  Brandenburg,  Lausitz  und 
Meißen.  Die  Herzöge  von  Schlesien  standen  bis  zum  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts als  principes  Poloniae  außerhalb  des  Reiches;  unter  Rudolf  I. 
als  Reichsfürsten  anerkannt,  wurden  sie  zwar  später  Vassallen  der  Krone 


tonirum  (vereinzelt  auch  regnum  Germaniae)  gewann  erst  im  11.  und  12.  Jahr- 
hundert allgemeine  Verbreitung.  Unter  den  Königen  aus  dem  sächsischen  Hause 
begegnet  auch  regnum  Saxonum, 

*  In  dem  Meersener  Vertrage  wurden  die  an  der  Maas  gelegenen  Gaue  C.'astri- 
censis,  Mosomagensis  und  Dulcomensis  dem  westfränkischen  Reiche  zugewiesen,  die- 
selben wurden  aber  schon  neun  Jahre  später  wieder  mit  dem  übrigen  Lothringen 
vereinigt  und  blieben  von  da  an  mit  diesem  bei  dem  deutschen  Reiche.  Vgl.  Menken 
i.  d.  Erläuternden  Vorbemerkungen  zu  Sprunbb-Menkk*s  Handatlas  z.  Gesch.  des 
Mittelalters  u.  der  neueren  Zeit,  S.  35  f. 

*  Vgl.  Waitz,  Schleswig-Holsteins  Geschichte,  1851—52. 

*  Mecklenburg.  Urk.-B.  I,  S.  85. 

'  Erst  nach  dem  Aussterben  der  askanischen  Markgrafen  von  Brandenburg  (1320), 
die  lehnsherrliche  Rechte  über  Pommern  ausgeübt  hatten,  erscheinen  die  Herzöge 
von  Pommern  unter  den  deutschen  Eeichsfürsten.  Bis  dahin  scheint  die  Reichshoheit 
in  Pommern  kaum  anerkannt  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Fickeb.  Vom  Reichsfürsten- 
stande, S.  218  ff. 
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Böhmen,  blieben  aber  als  solche  im  Reichsyerbande®.  Böhmen  war  92^ 
von  Heinrich  I.  reichslehnbar  gemacht  und  wurde  seitdem,  yod  gerinp^i 
Unterbrechungen  abgesehen,  standig  zum  Reiche  gerechnet  Seit  W^ 
gehörte  auch  Mähren  zum  deutschen  Reiche,  und  zwar  zunächst  ak  ^: 
von  Böhmen  lehnbares  Herzogtum,  seit  1182  als  Markgrafschaft  m 
reichsunmittelbares  Fürstentum,  das  aber  auch  in  dieser  Eigenschaft  mi' 
Böhmen  verbunden  bliebt  Die  Ausdehnung  der  bairischen  Mark  (Ott- 
mark) über  das  Gebiet  unter  der  Enns  bis  zum  Wiener  Walde  war  uniK 
Otto  II.  erfolgt,  unter  Heinrich  III.  wurde  die  Grenze  bis  zur  Leitha  \i% 
March  vorgeschoben.  Eine  Erweiterung  im  Süden  erfuhr  das  Reich  untri 
Otto  I.  durch  die  Verbindung  des  Herzogtums  Baiem  mit  Friaul  (VeroD. 
und  Aquileja),  das  später  zum  Teil  mit  dem  Herzogtum  Kämthen  v^-r- 
einigt  wurde  ^^.  Das  obere  Gebiet  der  Sau,  Drau  und  Mur  umfaßten  «li 
im  10.  und  11.  Jahrhundert  gebildeten  Marken  Krain  und  Steier. 

Ungarn  und  Polen  haben  zu  Zeiten  die  Lehnsherrlichkeit  des  deuta^ln 
Reiches  anerkennen  müssen,  zum  Reiche  selbst  aber  ebenso  wenig  «v 
die  Deutscliordenslande  gehört.  Auch  Italien,  dessen  Verbindung  mit  dfit 
deutschen  Reiche  noch  von  Arnulf  festgehalten  und  unter  Otto  I.  wieder- 
hergestellt war,  hat  doch  keinen  Bestand  des  Reiches  gebildet  Das  Vtr- 
hältnis  blieb  wie  unter  den  Karolingern:  der  deutsche  König  als  solcbt-: 
hatte  auch  den  Anspruch  auf  die  lombardische  Krone,  die  VerbinduQL 
war  also  keine  bloße  Personalunion,  aber  im  übrigen  standen  sich  d:^ 
beiden  Reiche  durchaus  selbständig  gegenüber".  Ahnlich  gestaltete  >i'l 
die  unter  Konrad  II.  hergestellte  Verbindung  des  deutschen  Reichen  m^' 
dem  Königreich  Burgund,  doch  wurde  die  staatsrechtliche  Trennung  d^r 
l)eiden  Reiche  nicht  ganz  so  streng  festgehalten,  namentlich  Hochhurgiin* 
(im  Gegensatze  zu  Arelate)  in  der  Regel  als  Teil  des  deutschen  Btib^^ 
behandelt  12. 

Obwohl  die  große  Masse  der  Bevölkerung  des  deutschen  Reiches  l-: 
deutschen  Nationalität  angehörte,  war  doch  auch  ein  starker  Zusatz  aud*  n  r 
Nationalitäten  vorhanden.  Im  Süden  (Friaul)  überwog  das  italienis^l^ 
iu  Currätien  das  curwälsche,  im  Südwesten  (Burgund)  das  provenzali^b'. 
im  westlichen  Lothringen  das  französische  Element,  der  ganze  Osten  ^i' 
shivisch.    Die  am  weitesten  vorgeschobenen  Posten  des  Slaventums  war  ' 


«  Vgl.  FiCKER,  a.  a.  0.  218.  •  Vgl.  Pickee,  a.  a.  O.  106  f. 

*°  Aquileja  wurde  später  ausdrücklich  zu  Italien  gerechnet.  Vgl.  Diplom  Philipr 
von  1206  (Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  222):  quod  pairiarche  ÄquUe^^ 
eeclesie,  eo  quod  sint  principe^  Italie^  ad  recipiendum  ab  imperio  sua  regaUa  f*  J'" 
mania  citari  non  deheant 

**  Vgl.  Anm.  10.  Ein  bahnbrechendes  Werk  über  die  italienische  ReklfeT'- 
fassung  ist  Ficker,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rcchtsgeschichte  Italiens,  4  Btfi 
1868—1874.  Vgl.  Stumpp-Brentano,  Über  die  Grenze  des  deutschen  und  italieni»^  ' 
Reiches  vom  10.— 12.  Jh.,  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XV.  159  fr. 

1*  Vgl.  Waitz  V,  111.  FiCKER,  Reichsfürstenstand  184.  221  ff.  372.  G.Hi»^ 
Das  Verhältniß  des  Königreichs  Burgund  zu  Kaiser  und  Reich,  1873.  Stebs^^- 
Das  Verhältniß  des  Arelats  zu  Kaiser  und  Reich,  1881. 
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die  Wagrier  zwischen  Kiel  und  Lübeck,  die  Sorben  an  der  thüringischen 
Saale  und  die  Main-  und  Rednitzwenden  des  oberen  Maingebietes  ^^.  Daß 
die  letzteren  im  Beginne  des  12.  Jahrhunderts  noch  nicht  vollständig 
germanisiert  waren,  lassen  die  Beziehungen  der  Bamberger  Kirche  zu 
den  wendischen  Missionsgebieten  erkennen.  Im  Südosten  befand  sich  seit 
dem  10.  Jahrhundert  das  deutsche,  namentlich  bairische  Element  in  all- 
mählichem friedlichen  Fortschreiten,  ohne  das  stärkere  slavische  Element 
zu  verdrängen.  Dagegen  vollzog  sich  im  nordöstlichen  Deutschland  im 
12.  und  13.  Jahrhundert  ein  umfassender  Germanisierungsprozeß,  durch 
den  die  slavische  Bevölkerung  bis  zur  Oder  teils  verdrängt,  teils  völlig 
aufgesogen  wurde;  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  wiederholte  sich  das- 
selbe in  Schlesien  und  den  preußischen  Ordenslanden,  während  die  deutsche 
Kolonisation  in  Ungarn  (Siebenbürgen,  Zips)  und  Polen  (Bukowina)  schon 
im  12.  und  13.  Jahrhundert  zum  Abschluß  gekommen  war^*.  Bei  allen 
diesen  Kolonisationen,  die  schon  von  Graf  Adolf  II.  von  Holstein,  Heinrich 
dem  Löwen  und  Albrecht  dem  Bären  in  großartiger  Weise  in  AngriflF  ge- 
nommen und  dann  besonders  durch  die  Orden  der  Cisterzienser  und  Prä- 
monstratenser,  sowie  den  deutschen  Orden  gefördert  waren,  kamen  außer 
den  Einwanderern  aus  den  zunächst  gelegenen  niedersächsischen  und 
mitteldeutschen  Gebieten  ganz  besonders  die  zahllosen  Scharen  der  west- 
fälischen, friesischen  und  niederfränkisch -flämischen  Kolonisten  in  Be- 
tracht. Während  sich  die  westfälischen  Kolonisten  vorzugsweise  dem 
Küstengebiet  (Wagrien,  Mecklenburg,  Pommern)  zuwandten,  wurde  das 
Binnenland,  zumal  in  den  Marken,  der  Hauptschauplatz  der  flämischen 
Kolonisation^*.  Auch  in  Böhmen  und  Mähren  fanden  zahlreiche  nieder- 
sächsische  und  niederländische  Einwanderer  eine  neue  Heimat^®. 


"  Vgl.  DovE,  Das  Sendrecht  der  Main-  uod  RedDitzwendeD,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
Kirchenrecht  IV.  157—175. 

"  Vgl.  F.  Maurer,  Die  Besitzergreifung  Siebenbürgens,  1875.  Borchgrave,  Essai 
historique  sur  les  colonies  beiges  en  Hongrie  et  en  Transylvanie,  Ouvrage  couronne 
par  l'Acad^raie  royale  de  Belgique,  1871. 

"  Vgl.  BoRCHORAYE,  Histoirc  des  Colonies  Beiges  qui  s*  ^tablirent  en  Allemagne, 
Ouvrage  couronne  par  TAcad^mie  royale  de  Belgique,  1865.  v.  Wersbbe,  Über  die 
nieder!.  Kolonien  im  nördl.  Deutschland,  1815—1816.  Meitzen,  Die  Ausbreitung  der 
Deutschen  in  Deutschland  und  ihre  Besiedelung  der  Slavengebiete,  i.  d.  Jahrb.  f. 
Nationalökonomie,  XVII,  1.  S.  1—59;  Der  Boden  und  die  landwirtschaftl.  Verhältnisse 
d.  preuß.  Staates  I.  303  ff.  Schröder,  Die  niederländischen  Kolonien  in  Norddeutsch- 
land zur  Zeit  des  Mittelalters,  1880.  v.  d.  Rofp,  Deutsche  Kolonien  im  12.  und 
13.  Jahrhundert,  Gießener  Kektoratsrede,  1886.  F.  Boll,  Mecklenburgs  deutsche  Ko- 
lonisation, i.  d.  Jahrbüchern  d.  Ver.  f.  mecklenb.  Gesch.  XIII.  57  ff.  Ernst,  Die 
Kolonisation  Mecklenburgs  im  12.  u.  13.  Jh.  (bei  Schirrmacher,  Beiträge  z.  Ge- 
schichte Mecklenburgs,  II.  1875).  Heinemann,  Albrecht  der  Bär  215  ff.  890  ff. 
TzscHOPPE  u.Stenzel,  Urkundensammlung  z.  Geschichte  des  Ursprunges  der  Städte  u.  s.  w. 
in  Schlesien,  1832.  Usingbr,  Deutsch-dänische  Geschichte  262  ff.  Hauptquelle  für  die 
Geschichte  der  Kolonisation:  Helmold,  chronica  Slavorum  (Mon.  Germ.  Scr.  XXL) 
I.  c.  57,  c.  88. 

16  Yg]  ToMABCHEK,  Deutsches  Recht  in  Österreich  80  ff. 
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§  39.  Die  staatliche  Gliederung  des  Reichest  Der  auf  di' 
Centralisierung  des  Reiches  gerichteten  Politik  Karls  des  Großen  war  •?< 
gelungen,  das  zwischen  die  Reichsregierung  und  Gauregierang  getreteD- 
Eleinkönigtum  der  Stammesherzöge  zu  beseitigen  und  den  Gauen  ihr" 
frühere  reichsunmittelbare  Stellung  zurückzugeben.  Es  war  nur  ein- 
weitere Konsequenz  dieser  Politik,  wenn  seit  Karl  dem  Großen  zuerst  il 
Westfranken,  dann  auch  in  Austrasien  eine  inmier  zunehmende  Teiluoe 
der  Gaue,  also  eine  Verkleinerung  der  Grafschaften,  eintrat,  so  daß  vielfacL 
selbst  ehemalige  Hundertschaften  zu  Grafschaften  erhoben  wurden*.  Nur 
an  den  Grenzen  des  Reiches  blieben  unter  den  Grenzherzögen  oder  Mark- 
grafen größere  Gebietskomplexe  in  einer  Hand  vereinigt'*.  Solche  Grtuz- 
herzogtümer  haben  dann  untfer  den  späteren  Karolingern  den  Ausgang>- 
punkt  für  die  Neubildung  dreier  Stammesherzogtümer,  Sachsen,  Brnr^ 
und  Schwaben  (ohne  Elsaß  und  Curwalchen),  abgegeben.  Bei  dem  Franken- 
stamme,  der  seit  der  Verduner  Teilung  in  zwei  Stamme  zerfiel,  kam  e- 
zur  Ausbildung  zweier  Stammesherzogtümer,  Lothringen  und  Franken  (Rhein- 
franken  und  Ostfranken);  hier  waren  es  zwei  hervorragende  Dynast^ü- 
geschlechter,  denen  es  durch  ihre  Hausmacht,  in  Lothringen  unterstützt 
durch  das  Königsbotenamt,  gelang,  die  führende  Stellung  im  Stamme  2ii 
erringen.  Bei  den  Thüringern  und  Friesen  ist  es  nicht  wieder  zur  Au>- 
))ildung  eigener  Stammesherzogtümer  gekommen. 

Demnach  zählte  das  deutsche  Reich  im  Beginn  seiner  Geschichte 
fünf  Provinzen,  an  deren  Spitze  wieder  wie  in  der  Merovingerzeit  Hen'>- 
mit  viceköniglicher  Gewalt  gestellt  waren,  während  die  thüringischen  und 
friesischen  Grafschaften,  ferner  das  Elsaß  und  Curwalchen,  sowie  die  drv. 
wendischen  Marken  (Nordmark,  Ostmark  oder  Lausitz,  thüringische  Marl 
oder  Meißen)  unmittelbar  unter  dem  Reiche  standen.  Eine  eigentümücl> 
Stellung  nahm  das  Herzogtum  Böhmen  ein.  Der  Herzog  gehörte  zwar 
zu  den  Fürsten  des  Reiches  und  auch  die  beiden  Landesbischöfe  (Präs: 
und  Olmütz)  empfingen  ihre  Investitur  bis  Ende  des  12.  Jahrhundert- 
vom  König  und  wurden  ebenfalls  zu  den  Reichsfürst^n  gerechnet*,  im 
übrigen  aber  war  die  Organisation  des  Landes  eine  durchaus  selbständiiri 
und  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  sich  die  Oberhoheit  des  Reiches  audi 
auf  die  inneren  weltlichen  Landesangelegenheiten  erstreckt  hat*. 

Xoch  unter  den  Ottonen  wurden  von  den  fünf  Provinzen  zwei  bt^ 
seitigt,  eine  dritte  erheblich  verkleinert.  Das  Herzogtum  Franken  wani 
939  aufgehoben,  die  in  demselben  belegenen  Grafschaften  wurden  reieh>- 
unmittelbar;  erst  im  späteren  Mittelalter,  als  eine  größere  Anzahl  frän- 
kischer Grafschaften  einerseits  in  der  Hand  der  Bischöfe  von  "Würzburj. 
andererseits  in  derjenigen  der  Grafen  von  Rotenburg  vereinigt  war,  spra^l 

>  V^l.  Waitz,  VG.  V.  83  ff.,  147  flf.  «  Vgl.  S.  122.  •  Vgl.  S.  133. 

*  Vgl.  FicKER,  Reichsfürstenstand  I.  282  f. 

*  Vgl.  Palacky,  Geschichte  von  Böhmen  II.  1,  8—50,  der  jedoch  mit  Unrectt 
von  einer  Souveränität  Böhmens  spricht.  Tomaschek,  Deutsches  Recht  in  Östemfifa 
4  ff.;  Hecht  und  Verfassung  der  Markgrafschaft  Mahren  im  15.  Jahrhondert,  186a 
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man  wieder,  aber  nicht  in  dem  ursprünglichen  Sinne,  von  einem  Herzogtum 
Ostfranken  und  einem  Herzogtum  Rotenburg  (zuweilen  ebenfalls  als  Ost- 
franken  bezeichnet)®.  Das  Herzogtum  Lothringen  wurde  unter  Otto  I.  in 
die  beiden  Herzogtümer  Oberlothringen  (Nanzig,  Ducatus  Mosellanus)  und 
Niederlothringen  (Brabant,  Löwen)  geteilte  Von  Baiern  wurde  976,  de- 
finitiv 995  oder  1002,  die  karenthanische  Mark  (nebst  Krain  und  Friaul, 
d.  h.  die  Marken  Istrien,  Aquileja,  Verona  und  Trient)  als  eigenes  Her- 
zogtum Kämthen  abgezweigt.  Alle  diese  neuentstandenen  Herzogtümer 
stellten,  da  die  zu  ihnen  gehörigen  Grafschaften  herzoglich  blieben  und 
nicht  reichsunmittelbar  wurden,  eine  bedeutende  territoriale  Macht  dar, 
aber  die  auf  der  Geschlossenheit  des  Stammes  beruhende  naturwüchsige 
Kraft  und  die  aus  dem  Stammespartikularismus  hervorgehende  centrifugale 
Tendenz  der  Stammesherzogtümer  ging  ihnen  ab. 

Das  Herzogtum  Sachsen  blieb  nach  der  Thronbesteigung  Heinrichs  I. 
in  der  Hand  des  König-Herzogs  und  wurde  auch  weiterhin  nicht  wieder 
in  der  alten  Weise  hergestellt.  Dagegen  bildete  sibh  das  Grenzherzogtum 
über  die  dänische  und  obotritische  Mark,  das  Hermann  Billung  von 
Otto  I.  empfing,  und  zwar,  wie  es  scheint,  verbunden  mit  einer  ähnlichen 
unterherzoglichen  Stellung  wie  sie  anfangs  den  lothringischen  Teilherzögen 
unter  Bmn  übertragen  worden  war,  allmählich  zu  einem  neuen  sächsischen 
Herzogtum  aus,  das  namentlich  nach  dem  Aussterben  des  billungischen 
Hauses  durch  Lothar  von  Supplingenburg,  Heinrich  den  Stolzen  und 
Heinrich  den  Löwen  nahezu  wieder  zu  der  Bedeutung  eines  wahren 
Stammesherzogtums  erhoben  wurde,  wenn  es  sich  auch  im  wesentlichen 
auf  Westfalen,  Engern  und  die  transalbingischen  Marken  beschränkte  und 
in  Ostfalen  nicht  zur  Anerkennung  gelangte^.  Nach  dem  Sturze  Heinrichs 
des  Löwen  (1180)  wurden  seine  herzoglichen  Eechte  über  Westfalen  als 
„Herzogtum  Westfalen"  auf  den  Erzbischof  von  Köln  übertragen,  während 
das  trausalbingische  Herzogtum,  aber  in  abgeschwächter  Gestalt  als  rein 
territoriales  Herzogtum,  an  Bernhard  von  Anhalt  verliehen  wurde,  der 
erst  später  den  wenig  berechtigten  Titel  „Herzog  von  Sachsen"  annahm". 
Die  allodialen  Besitzungen  des  weifischen  Hauses  in  Ostfalen  und  Engem 
wurden  1235  zu  einem  eigenen  Herzogtum  Braunschweig  erhoben  ^^. 

*  Vgl.  Henker,  Die  herzogliche  Gewalt  der  Bischöfe  von  Würzburg,  1874. 
Bresslau,  Die  Würzburger  Immunitäten  und  das  Herzogtum  Ostfranken,  Forschungen 
z.  deutsch.  Gesch.  XIH.  87  ff. 

^  Zunächst  hatte  Otto  I.  nur  die  Verwaltung  unter  zwei  Herzöge  verteilt,  die 
als  Ünterherzöge  dem  Erzbischof  Brun  von  Köln  als  dem  eigentlichen  Herzog  zur 
Seite  gestellt  waren.  Nach  dem  Tode  des  letzteren  (965)  blieb  Oberlothringen  als 
eigenes  Herzogtum  in  den  Händen  des  bisherigen  Unterherzogs,  während  Niederloth- 
ringen erst  976  anderweitig  verliehen  und  damit  die  Teilung  zu  einer  endgiltigen  wurde. 

^  Vgl.  Steindorff«  De  ducatus  qui  Billingorum  dicitur  in  Saxonia  originc  et 
progressu.  Berolini  1863.  Wintzer,  De  Billungorum  intra  Saxoniam  ducatu,  Bonnae 
1869.  Weiland,  Das  sächsische  Herzogtum  unter  Lothar  und  Heinrich  dem  Ijowen,  1866. 

•  Vgl.  Weiland,  a.  a.  O.  169  ff.  Graüert,  Die  Herzogsgewalt  in  Westfalen  seit 
dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen.    I.  1877. 
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Von  seinem  Herzogtum  Baiern  hatte  Heinrich  der  Löwe  schon  1156 
die  Ostmark  und  drei  im  Lande  ob  der  Enns  belegene  Grafschaften  zur 
Bildung  des  Herzogtums  Österreich  abtreten  müssen  ^^  Nach  seiner 
Ächtung  wurde  auch  die  steirische  Mark  nebst  dem  Traungau  von  Baiern 
abgezweigt  und  zu  einem  selbständigen  Herzogtum  erhoben".  Die  Be- 
deutung des  so  verkleinerten  Herzogtums,  wie  es  1180  auf  das  Haus 
Witteisbach  überging  ^^,  w^ar,  wie  bei  dem  Herzogtum  Westfalen,  immer 
noch  erheblich  größer  als  die  eines  bloßen  territorialen  Herzogtums, 
namentlich  da  dem  Herzog  eine  gewisse  Oberhoheit  über  die  Bischöfe 
verblieb,  obwohl  diese  schon  seit  Otto  I.  vom  Reiche  investiert  wurden 
und  als  Reichsfürsten  galten  ^*.  Aber  beide  Herzogtümer  waren  auf  Bruch- 
teile der  Stammesgebiete  beschränkt  und  hatten  damit  den  Charakter 
als  Stammosherzogtümer  verloren. 

Das  Herzogtum  Schwaben  kam  seit  der  Thronbesteigung  der  Hohen- 
staufen  als  selbständiges  Herzogtum  nicht  mehr  in  Betracht,  da  dieselben 
auch  als  Könige  ihr  Herzogtum  in  der  Hand  behielten.  Mit  dem  Tode 
Kouradins  (1268)  war  auch  dies  letzte  Stammesherzogtum  erloschen^*. 

Die  auf  der  Gaueinteilung  beruhende  Grafschaftsverfassung  des  frän- 
kischen Reiches  erhielt  sich  ebensowohl  in  den  reichsunmittelbaren  Ge- 
bieten wie  in  den  Herzogtümern  bis  zum  zwölften  Jahrhundert^^*,  nur 


"  Der  früher  lebhaft  geführte  Streit,  welches  von  deo  beiden  auf  die  Errichtung 
des  Herzogtums  Österreich  bezüglichen  Prilegien  das  echte  sei,  ist  jetzt  allgemein 
zu  Gunsten  des  Privilegium  minus  entscliiedeu,  ^vährend  das  noch  in  die  Monumenta 
Gerraaniae  als  echt  aufgenommene  Privilegium  maius  sich  als  eine  um  1359  ent- 
standene Fälschung  erwiesen  hat.  Vgl.  Wattenbach,  Die  österreichischen  Frei- 
heitibriefe  (i.  d.  Arch.  f.  Kunde  österr.  Gesch.  Quellen,  VIII.).  Hubeb,  Ober  die 
Entstchnngszeit  der  österr.  Freiheitsbriefe,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XXXIV. 
Berchtold,  Die  Landeshoheit  Österreichs  nach  den  echten  und  unechten  Freiheits- 
briel'en,  1862. 

^*  Österreich,  Steiermark,  Krain  und  die  Windische  Mark  verlieh  Rudolf  I.  1282 
an  seine  beiden  Söhne;  1335  wurde  auch  Kärnthen  und  später  ebenso  die  Grafschaft 
Tirol  mit  den  habsburgisch-österreichischen  Besitzungen  verbunden.  Der  Ijehnsbrief 
von  1282  ist  nach  dem  Original  abgedruckt  i.  d.  Festschrift  zur  600jährigen  Gedenk- 
feier der  Belehnung  des  Hauses  Habsburg  mit  Österreich,  her.  v.  d.  historischen 
Vereinen  Wiens,  1882,  S.  36. 

^^  Vgl.  Hkigel  u.  Riezler,  Das  Herzogtum  Baiern  zur  Zeit  Heinrichs  des  Löwen 
und  Ottos  I.  von  Witteisbach,  1867.    Riezler,  Geschichte  Baierns  L  723  ff. 

*•  Gegen  die  verbreitete  Annahme,  daß  die  bairischen  Bischöfe  1180  von  der 
Oberhoheit  des  Herzogs  eximiert  seien,  vgl.  Heigel  u.  Riezler,  a.  a.  O.  185  ff. 

^^  Die  Herzöge  von  Zähringen  und  die  einer  Seitenlinie  derselben  entsprossenen 
Herzöge  von  Teck  führten  den  Herzogstitel,  ohne  daß  demselben  ein  Herzogtum  ent- 
sprechen  hätte.  Der  Titel  war  von  Graf  Berthold  I.  von  Zähringen  (f  1090),  der 
vorübergehend  Herzog  von  Kärnthen  gewesen  war,  als  eine  rein  persönliche  Würde 
auf  sein  Haus  übergegangen.  Vgl.  H.  Schulze,  Hausgesetze  des  deutschen  Fürsten- 
hauses I.  148  f. 

15«  Ygi  ^[q  Gaukarten,  Nr.  31— 36,  bei  Spruner-Menke,  Hist.  geogr.  HandathiSi 
und  die  dazu  gehörigen  Vorbemerkungen.  Lang,  Baierns  Gauen,  1830;  Baierns  alte 
Grafschaften,  1831.  Baumann,  Die  Grafschaften  im  wii-tem bergischen  Schwaben, 
1879.    ScHBicKER,  Älteste  Grenzen  und  Gaue  im  Elsaß,  1884.    Piot,  Les  pagi  de  la 
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daß  die  alten  Gaue  jetzt  regelmäßig  in  mehrere  Grafechaften  geteilt  waren 
und  sich  oft  zahlreiche  Grafschaften  in  einer  Hand  vereinigt  befanden. 
Auf  derartigen  Vereinigungen  beruhten  insbesondere  die  territorialen 
Heraogtümer,  sowie  die  übrigen  größeren  Füi-stentümer,  auch  die  Marken 
waren  in  der  Regel  mit  mehreren  Grafschaften  verbunden^®.  Die  kirch- 
lichen Einteilungen  hatten  mit  der  staatlichen  Organisation  ebenso  wenig 
wie  in  der  vorigen  Periode  gemein  ^^,  dagegen  gehorte  es  seit  den  Ottonen 
zur  Politik  der  Kaiser,  die  geistlichen  Fürsten  durch  Verleihungen  gjinzer 
Grafschaften  in  ihr  Interesse  zu  ziehen. 

Die  Durchbrechung  der  alten  Grafschaftsverfassung  erfolgte  zunächst 
von  den  Immunitäten  aus,  indem  es  den  Immunitätsherren  vielfach  gelang, 
in  ihren  gefreiten  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  und  damit 
die  Exemption  von  den  Grafschaften  zu  erwerben^®.  Derselbe  A'organg, 
der  hier  zur  Bildung  grundherrlicher  Grafschaften  führte,  vollzog  sich 
dann  auch  in  den  königlichen  Domänenämteni,  aus  denen  die  Reichs- 
vogteien  hervorgingen.  Die  eximierten  Stadtgrafschaften  legten  den  Grund 
zur  Ausbildung  der  Stadtgemeinden  mit  korporativer  Verfassung.  Vor 
allem  aber  wurde  das  Leimwesen  für  das  Schicksal  der  Grafschaften  ver- 
hängnißvoll.  Die  Grafschaften  öffentlichen  Rechts  vermochten  sich  nur 
zu  erhalten,  so  lange  sie  als  Amtssprengel  ei-schienen,  denen  die  Grafen 
als  Beamte  vorgesetzt  wurden.  Mit  der  Ausbildung  der  vollen  Erblichkeit 
der  Lehen  ging  dieser  Charakter  der  Grafschaften  verloren,  sie  wurden 


Belgique  et  leurs  subdivisions  pendant  le  moyen-äge,  Memoires  couronnes  par  TAca- 
demie  royale  de  Belgique,  1874.  v.  d.  Bbboh,  Handboek  der  luiddel-Dederlandsche 
geographie,  1872.  Landau,  Beschreibung  der  deutschen  Gaue,  1855—57.  v.  Lkdkbur, 
Die  fünf  mtinsterschen  Gauen  und  die  sieben  Seelande  Frieslands,  1836.  v.  Hoden- 
»BRO,  Die  DiÖcese  Bremen  und  deren  Gaue  in  Sachsen  und  Friesland,  1858—59. 
Y.  Websebk,  Beschreibung  der  Gaue  zwischen  Elbe,  Saale,  Unstrut,  Weser  und 
Werra,  1829.  Büttgeb,  Diöcesan-  und  Gaugrenzen  Norddeutschlands,  1874 — 76. 
V.  RiCHTHOFEN,  Untersuchungen  über  friesische  Rechtsgeschichte  II.  1882.  III.  l. 
1886.  WiNTEB,  Die  Grafschaften  im  Nordthüringau,  Geschichtsblätter  f.  Magdeburg 
IX.  281  ff.,  894  ff.;  Die  Grafschaften  im  Schwabengau,  Mitteilt  d.  Vereins  f.  anhält. 
Gesch.  I.  79 ff.;  Die  Grafschaften  im  Hassegau  und  Friesenfeld,  Neue  Mitteil.  a.  d. 
Geb.  bist,  antiqu.  Forsch.  XIV.  268  ff.  Richter,  Untersuchungen  zur  bist.  Geographie 
des  Hochstifts  Salzburg,  i.  d.  Mitteil.  d.  Instit.  f.  österr.  Gesch.-Forsch.,  Erg.-Bd.  I. 
590—737.  Thüdichum,  Rechtsgeschichte  der  Wetterau,  I.  1867;  ZurRG.  derWetterau 
(Tübinger  Festschrift  für  Reyschbr),  1874;  Zur  RG.  der  Wetterau  (Tübinger  Fest- 
schrift für  G.  Besblbb),  1885. 

*•  So  gehörten  zur  Mark  Brandenburg  die  Grafschaften  Gardelegen-Dannenberg, 
Arneburg,  Grieben,  Hillersleben-Falkenstein,  Dornburg,  Lüchow. 

"  Vgl.  S.  142.  V.  RiCHTHOFEK,  Untersuchungen  über  friesische  Rechtsgeschichte 
IL  1285  ff.  Zu  den  früheren  Erzbistümern  Mainz,  Trier,  Köln,  Salzburg  und  Hamburg 
(später  Bremen)  trat  noch  Magdeburg  (968),  für  Burguud  Besannen,  für  Friaul  und 
Istrien  Aquileja.  Das  973  errichtete  Bistum  Prag  wurde  1344  zum  Erzbistum  er- 
hoben.   Im  übrigen  vgl.  §  45. 

^*  Den  bairischen  und  österreichischen  Herzögen  ist  es  gelungen,  sich  im  Be- 
sitze der  höchsten  Gerichtsbarkeit  auf  den  geistlichen  Grundherrschaften  zu  behaupten, 
so  daß  sich  hier  keine  grundherrlichen  Grafschaften  gebildet  haben.  Vgl.  Richteb^ 
a.  a.  O.  597  f.,  609  fif. 
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mehr  und  mehr  als  Gegenstände  privater  Berechtigung  behandelt,  so  daB  sich 
durch  willkürliche  Teilungen  und  Zusammenlegungen  Territorien  bildeten,  die 
den  früheren  Grafschaften  nur  darin  glichen,  daß  sie  einem  mit  der 
gräflichen  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Herrn  unterstellt  waren;  aber 
dieser  Herr  war  nicht  Beamter  für  einen  fest  abgerundeten  Amtssprengel, 
sondern  Landesherr  eines  sehr  verschiedenartig  und  willkürlich  gestalteten 
Territoriums.  Eine  besondere  Stellung  nahmen  im  späteren  Mittelalter 
diejenigen  Landschaften  und  Städte  ein,  denen  es  gelungen  war,  sich  von 
der  Unterordnung  unter  eine  gräfliche  Gewalt  ganz  zu  befreien  und  als 
freistaatliche  Gemeinwesen  unmittelbar  unter  das  Reich  zu  treten^®. 

Mit  der  Ausbildung  der  territorialen  Grafschaften  war  die  Zertrüm- 
merung der  alten  Gau-  und  Grafschaftsverfassung  vollendet.  Der  Zer- 
störungsprozeß erstreckt«  sich  aber  im  allgemeinen  nicht  auf  die  Gerichts- 
sprengel innerhalb  der  Grafschaften,  die  Hundertschaften  oder  Centen, 
denen  bei  den  Sachsen,  zum  Teil  wohl  auch  bei  den  Friesen,  die  kleineu 
Gaue  oder  Gohe  entsprachen.  Diese  wurden  in  der  Regel  als  unteilbar 
behandelt  und  haben  im  wesentlichen  alle  Willkürlichkeiten  der  Terri- 
torialbildungen überdauert. 

Eine  eigentümliche  Rolle  fiel  bei  der  Gestaltung  der  Territorien  den 
dieselben  durchziehenden  großen  Heerstraßen  und^ schiffbaren  Gewässern 


"  So  Ditmarschen  seit  der  1.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  zwar  mit  einer 
gewissen  losen  Unterordnung  unter  den  ]3renier  Erzbischof,  aber  doch  ohne  daß  der- 
selbe je  eine  landesherrliche  Gewalt  über  den  Freistaat  erworben  hätte.  Vgl.  Rive» 
Über  den  Freistaat  Ditmarschen  im  Mittelalter,  Freiburger  Pestschrift  für  Robert 
V.  Mohl,  1871.  Waitz,  Schlesw.  Holst.  Geschichte  I.  93fr.;  368 ff.  Die  schwei- 
zerische Eidgenossenschaft,  zunächst  nur  als  liandfriedensbund  innerhalb  des 
Reiches  begründet  (1291),  erlangte  1415  von  Kaiser  Sigismund  die  Verleihung  des 
Blutbanncs  und  damit  die  Befreiuung  von  der  Reichsvogtei.  Aus  der  Verbindung 
mit  dem  Reiche  selbst  schied  die  Schweiz  erst  in  der  folgenden  Periode  aus.  Vgl. 
Bluher,  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  der  schweizer.  Demokratien  I.  210.  Die  friesi- 
schen Landschaften  zwischen  Weser  und  Zuiderzee,  von  denen  man  früher  an- 
nahm, daß  sie  ebenfalls  eine  freistaatliche  Bundesverfassung  besessen  hätten,  haben 
es  über  vereinzelte  Versuche  mit  vorübergehendem  Erfolge  nicht  hinausgebracht 
Der  ei-ste  Upstallsbomer  Bund,  der,  wahrscheinlich  im  12.  Jh.  errichtet,  bis  1281 
dauerte,  war  ein  bloßes  liandfriedensbündniß,  dagegen  hatte  der  zweite  Upstallsbomer 
Bund  (1323-1827)  und  der  von  Groningen  (1361—1422)  weitergehende  politische 
Ziele,  die  aber  nicht  erreicht  wurden.  Auch  die  Versuche  der  Kaiser  Sigismund  und 
Friedrich  IIL,  den  Friesen  eine  freistaatliche  Stellung  zu  geben,  waren  erfolglos. 
Nur  insofern  waren  die  friesischen  Landschaften  seit  dem  13.  Jahrhundert  zu  einer 
größeren  Selbständigkeit  gelangt,  als  die  Rechtsprechung  in  den  einzelnen  Gauen 
allgemein  auf  jährlich  neu  gewählte  Kollegien  von  16  Ratmännem  oder  Richtern 
(redgevan,  consules,  iurafi,  iudices)  unter  einem  eigenen  Vorsitzenden  (grietman^ 
edictor,  orafor)  übergegangen  war,  während  sich  im  übrigen  die  Grafen  durchaus  in 
ihrer  landesherrlichen  Stellung  zu  behaupten  wußten.  Das  Verdienst,  die  altere,  auf 
urkundliche  Fälschungen  gestützte  Auffassung  der  friesischen  Verhältnisse  auf  ihr 
richtiges  Maß  zurückgeführt  zu  haben,  gebührt  v.  Richthofrn  in  seinen  Unter- 
suchungen zur  friesischen  Rechtsgeschichte  (vgl.  besonders  I.  112—172.  184  ff..  370 
bis  553.  IL  259  ff.,  344  ff.). 
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ZU.  Da  sie  als  „des  Königs  Straßen"  dem  Keiche  vorbehalten  waren '^, 
so  galten  sie  gewissermaßen  als  exterritorial,  und  unabhängig  davon,  wem 
die  riußufer  oder  das  Gelände  an  den  Seiten  der  Straße  gehörten,  konnte 
die  Strom-  und  Straßengerichtsbarkeit  und  die  aus  derselben  sich  er- 
gebende Landeshoheit  Gegenstand  selbständiger  königlicher  Verleihung  sein^^ 

§40.  Das  Lehnswesen  \  Die  neuesten  Untersuchungen  Bbünneb's, 
die  bei  unserer  Schilderung  der  Entstehung  des  Lehnswesens  (§  24)  noch 
nicht  benutzt  werden  konnten,  haben  den  Nachweis  geliefert,  daß  das 
Lehnswesen  infolge  der  Einführung  der  ßeiterdienstes  in  das  Heerwesen 
des  fränkischen  Reiches  entstanden  ist  und  seinen  ursprünglichen  Charakter 
bis  gegen  Ende  des  Mittelalters  bewahrt  hat.  Die  Franken  wie  die  Lango- 
barden haben  den  ßeiterdienst  von  den  Mauren  gelernt.  Die  Erfahrungen 
nach  der  Schlacht  von  Poitiers  (732)  haben  Karl  Martell  zu  der  Erkenntniß 
geführt,  daß  diese  Eeinde  nur  durch  Reiterheere  mit  dauerndem  Erfolge 
bekämpft  werden  konnten.  Die  Einführung  des  Reiterdienstes  in  das 
bisher  fast  nur  aus  Fußtruppen  bestehende  fränkische  Heer  ist  zwischen 
732  und  755  geschehen,  mit  besonderem  Erfolge  zunächst  in  Aquitanien 
und  Septimanien,  ungefähr  gleichzeitig  auch  bei  den  Langobarden.  Um 
die  weltlichen  Großen  zur  Ausrüstung  größerer  Reiterscharen  in  stand 
zu  setzen,  machten  Karl  Martell  und  seine  Söhne  eine  erst  unter  den 
letzteren  auf  gesetzlichen  Fuß  gebrachte  Zwangsanleihe  bei  der  Kirche 
(die  sogenannte  Säkularisation).     Die  Großen  empfingen  die  kirchlichen 

'*  Friedrich  I.  constitutio  de  regalibus  v.  1158:  Regalia  sunt vie  pMice, 

flumina  navigahüia  et  ex  quibtis  ßunt  navigahilia.  Görlitz.  Landreclit  Art.  34,  §  1 : 
iegelich  vlizinde  wazzir  heizet  des  riches  strdze.    Vgl.  Waitz,  VIII.  302. 

•*  Friedrich  I.  bewilligte  den  Lübeckern  im  Jahre  1188  die  Aufnahme  des  ganzen 
Innndationsgebietes  der  Trave  in  das  Weichbild  der  Stadt  Lübeck:  ut  usque  ad  locum, 
ad  quem  in  inundatione  a^cendit  ßuvius  qui  T^avene  dicitur,  eadem  qua  etintra  civi- 
ta4em  fruantur  per  omnia  iusticia  et  lihertate  (Urk.-B.  d.  St.  Lübeck  L  Nr.  7).  Die 
Stadt  Bremen  übte  im  14.  und  15.  Jahrhundert  die  Landeshoheit  auf  der  ganzen 
Weser  aus  und  erwirkte  noch  1541  eine  Bestätigung  derselben  durch  Karl  V.  (vgl. 
BüLOW  u.  Haoemank,  Praktische  Erörterungen  I.  10  f.).  Unter  König  Adolf  wurde 
1296  durch  Eeichsweistum  festgestellt:  Quod  si  insula  nata  est  iti  Bheno  vcl  alio 
flumine  in  comitatu  alieuius  comiti-s,  qui  in  ipso  flumine  recipit  telonia  et  conducfus, 
hahetque  comiiatvm  ah  imperio  in  flumine  predicto^  eadem  insula  poiius  spectat 
ad  imperium  et  ad  ipsum  comitem^  quam  alium  dominum  cuius  districtus 
prote7iditur  ad  ripam  fluminis  prelihati, 

*  Vgl.  S.  152  ff.  276.  Brunnbh,  Der  Reitcrdienst  und  die  Anfange  des  Lehn- 
wesens, i.  d.  Zeitschr.  f.  RQ.  XXI.  1—38.  Hoheyeh.  System  des  Lehnrechts  der 
sächsischen  Rechtsbücher  (in:  Des  Sachsenspiegels  IL  Teil,  Bd.  2,  S.  261—640). 
Waitz,  VG.  VI.  1—100.  Fickbb,  Vom  Heerschilde,  1862.  Eichhorn,  St.  u.  RG. 
IL  666 ff.;  Einleit.  i.  d.  deutsch.  Privatr.  g§  192—244,  351—363.  Stobbk,  Privat- 
recht  §§  116—128,  315—319.  Beseler,  Privatrecht  4.  Aufl.  S.  692—784.  Hkusler, 
Institutionen  IL  153—167.  Kraut,  Grundriß  §§  197—247.  Seignobos,  Le  regime 
f^odal  en  Bourgogne,  1882.  Secretan,  Essai  sur  la  feodalit^  (Mem.  et  docum.  de  la 
Suisse  rom.  XVL).  Über  die  Ausgestaltung  des  Ijchnswesens  unter  den  Karolingern 
vgl.  Waitz,  IV.  182  ff.,  203—234,  245—287.  Roth,  Benefizialwesbn  416  ff.;  Feuda- 
lität  179  ff.,  188  ff.,  218  ff. 
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Benefizien  von  der  Krone  und  gaben  sie  im  Wege  der  Afterleihe  weiter. 
Die  Tnistis  und  die  von  alters  bestehenden  Vassenverhältnisse  gaben  das 
Vorbild  für  die  Verpflichtung  der  Benefizienempfanger  erster  und  zweiter 
Hand.  Die  weltlichen  Großen  wurden  dadurch  gleichzeitig  zu  Krön- 
vassallen  und  zu  Senioren  der  von  ihnen  Beliehenen.  Die  Verpflichtung 
der  Vassallen  zum  Reiterdienst  beruhte  auf  der  Kommendation;  das  Lehen 
war  nicht  der  Grund  ihrer  Dienstpflicht,  sondern  der  Lohn  für  dieselbe. 
Daher  die  zuerst  in  Südfrankreich  aufkommende  Bezeichnung  des  Lehns 
als  fefidum,  die  sich  in  Deutschland  vereinzelt  im  11.,  immer  häufiger 
im  12.  Jahrhundert  neben  das  ältere  benrficinm  stellt,  um  dasselbe  im 
Laufe  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  völlig  zu  verdrängen*. 

Mit  der  weiteren  Ausbildung  des  Reiterwesens  hat  diejenige  dos 
Lehnswesens  durchaus  Schritt  gehalten.  Auf  Südfrankreich  und  Italien 
sind  noch  in  der  späteren  Karolingerzeit  Lothringen  und  Burgund  in  der 
Entwickelung  des  Feudalstaates  gefolgt,  östlich  des  Rheines  dagegen, 
wo  noch  in  den  Schlachten  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  neben  den 
Reitern  ansehnliche  Scharen  des  Fußvolkes  begegnen,  wo  die  Reiter  noch 
bis  gegen  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  mit  Vorliebe  absaßen,  um  mit 
dem  Schwerte  zu  kämpfen,  da  sie  mit  ihren  Rosssen  und  den  eigentlichen 
Reiterwafien  (Schild  und  Speer)  noch  nicht  so  wie  ihre  westlichen 
Nachbarn  umzugehen  wußten,  fallt  die  Blüte  des  Reiterdienstes  und  des 
Lehnswesens,  unzweifelhaft  gefördert  durch  die  Kreuzzüge,  erst  in  die 
Hohenstaufenzeit.  Aber  so  weit  wie  in  Frankreich,  wo  der  Satz  galt: 
Nulle  terre  sam  seigneitr  (S.  203),  ist  das  Feudal wesen  in  Deutschland 
nie  in  das  Leben  eingedrungen.  Nie  hat  es  hier  an  bedeutenden  allodialen 
Besitzungen  gefehlt,  wenn^  dieselben  auch  gelegentlich,  der  Lehnstheorie 
zu  Liebe,  als  Sonnenlehen  aufgefaßt  wurden ^  Auch  wurde  daran  fest- 
gehalten, daß  das  Lehen  an  Eigen  kein  rechtes  Lehen  sei*,  denn  das  Lehn- 
recht war  so  recht  eigentlich  Reichslehnrecht,  ein  wahres  Lehen  konnte  nur 

•^  Vgl.  Waitz,  vi.  95  ff.  HoMEYEE,  274  ff.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  Diez, 
WB.  d.  rom.  Sprachen  I.  s.  v.  fw,  ürk.  v.  916  im  Cartulaire  de  Tabbaye  de  Conques, 
S.  217,  Nr.  262:  nee  heneficiare  nee  in  feo  donarc.  Der  Ableitung  y on  feoh  (S.  11, 
vgl.  noch  Bbuvl,  Recueil   de   chartes   de  Cluny  L  29   von  881:   aecepimwi  precio 

in  argenio  vcl  in  feo  eomprcciafos)  hat  man  die  von  thitUli  (S.  298,  N.  261) 

gegenübergestellt.  In  Deutschland  begegnet  heneßcium  vereinzelt  auch  noch  in 
Urkunden  des  13.  Jahrhunderts.  Vgl.  (gegen  Homeybr,  274)  Stobbe,  Rechtsquellen 
I.  326.  Ürk.-B.  d.  Land,  ob  der  Enns  U.  Nr.  339  (1203),  349  (Anm.  8),  453  (1225): 
henejieia  a  nohis  in  feodo  halyentilms, 

*  Vgl.  Grimm,  RA.  278  ff.  Über  den  Allodialbesitz  der  Weifen  vgl.  Anm.  25, 
über  den  der  friesischen  Edelinge  v.  Richtiiofen,  Untersuchungen  II.  1042  ff.,  den 
der  Freien  von  Zimmern  Franklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von  Zimmern 
18  ff.  Eine  historisch-statistische  Untersuchung  über  den  allodialen  Großgrundbesitz 
im  Mittelalter  wäre  sehr  zu  wünschen.  Vgl.  Ch6non,  fitude  sur  Thistoire  des  alleux 
*en  France,  1888. 

♦  Vgl.  HoMEYEB,  277,  287,  526  ff.  Die  Rechte  des  Mannes  waren  beim  Lehen 
an  Eigen  erheblich  geringer,  namentlich  fehlte  ihm  das  Recht  der  Folge  und  der 
Vererbung,  auch  hatte  der  Herr  jederzeit  das  Recht,  das  Lehen  gegen  anderes  von 
gleichem  Werte  zu  vertauschen. 
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wieder  an  Lehen  begründet  werden,  so  daß  der  König  immer  der  oberste 
Lehnsherr  war.  Darum  konnte  ein  Lehen  ohne  Mannschaft,  d.  h.  ohne 
Vassallenverhältniß  und  Reichskriegsdienst,  nicht  als  ein  rechtes  Lehen 
angesehen  werden.  Nur  das  Ritterlehen  (feudum  militare)  war  ein  solches, 
und  nur  ein  Mann  von  Rittersart,  der  mit  ritterlicher  Abstammung 
(Ritterbürtigkeit)  ritterliches  Leben  verband,  war  „vollkommen  an  Lehen- 
recht",  d.  h.  im  Besitze  der  vollen  Lehnsföhigkeit  oder  des  „Heerschildes." 
Ob  er  persönlich  den  Ritterschlag  empfangen  hatte  oder  nicht,  machte 
keinen  Unterschied;  auch  das  Knappenlehen  war  ein  rechtes  Lehen.  Die 
unfreien  Ritter  aus  dem  Stande  der  Dienstmannen  oder  Ministerialen 
konnten  bis  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  nur  Dienstlehen  von 
ihren  Herren,  nicht  aber  rechte  Lehen  von  Dritten  empfangen.  Erst  der 
in  der  Zeit  Friedrichs  I.  beginnende  massenhafte  Übertritt  von  Edeln  in 
die  Ministerialitat  hat  den  Stand  gehoben;  da  die  Übergetretenen  ihre 
bisherigen  Lehen  und  überhaupt  ihre  Lehnsfahigkeit  behielten,  so  konnte 
man  auch  den  geborenen  Dienstmannen  die  Anerkennung  ihrer  Lehns- 
fahigkeit nicht  mehr  versagen*.  Unbedingt  lebensunfähig  waren  Ge- 
ächtete; Personen,  welche  den  Heerschild  nicht  besaßen,  wie  Bürger, 
Bauern,  Geistliche,  Frauen  und  Korporationen,  konnten  zwar  Lehen,  die 
vom  Reichskriegsdienste  frei  waren,  wie  Burglehen,  Kirchenlehen,  Schulzen- 
lehen, Bauerlehen  u.  dgl.,  mit  voller  Rechtswirkuug  empfangen,  aber  bei 
dem  Erwerbe  eines  rechten  Lehens  bedurften  sie  eines  mitbelehnten  oder 
sie  zu  treuer  Hand  vertretenden  Lehnsträgers;  ohne  einen  solchen  hatte 
die  Belehnung  eines  Lehnsunfahigcn  nur  eine  persönliche  Wirkung  für 
diesen  Herrn  und  diesen  Beliehenen,  sie  darbte  des  Rechtes  der  Folge 
und  der  Vererbung  ^  Eine  Ausnahme  bestand  für  die  geistlichen  Fürsten, 
mit  Einschluß  der  Reichsäbtissinnen,  die  ungeachtet  ihres  Standes  oder 
Geschlechts  als  lehnsfahig  galten.  Als  Vassallen  standen  sie  gleich  den 
Laienfürsten  unmittelbar  unter  dem  König;  als  Unterlehcnsherren  hatten 
sie  den  Vorrang  vor  den  weltlichen  Fürsten,  weil  diese  keinen  Anstand 
nahmen,  auch  Lehen  aus  der  Hand  geistlicher  Fürsten  zu  empfangen'. 

*  Vgl.  FiCKBB,  176  flf.,  221  f.  v.  Zallingkb,  Die  Schöffenbarfreicn  265.  v.  Füeth, 
Ministerialen  433  f. 

•  Vgl.  Anm.  9.  Homeyeb,  3ü9f.  Pasßauer  Urk.  v.  1254  (Mon.  Boiea  XXIX.  2, 
S.  403):  quod  femine  successionem  ad  feodale  im  non  haheant,  nisi  quantum  ad 
unaniy  sive  suam  vel  conferentis,  personam.  In  Italien  konnte  der  Herr  seinem  lehns- 
nnfahigen  Manne  das  Lehen  willkürlich  wieder  entziehen,  falls  er  es  ihm  nicht  ver- 
kauft hatte.  Vgl.  I.  F.  17.  Über  den  Lehnsträger  vgl.  Anm.  35,  42.  Schwab. 
Lehnr.  1  i,  f.  gesteht  auch  dem  lehnsunfahigcn  Manne  das  Recht  der  Vererbung  zu. 

'  Über  die  aktive  Ijehnsfahigkeit  der  Reichskirchen  und  die  Belehnung  welt- 
licher Fürsten  seitens  derselben  vgl.  Ficker,  87  fF.  Waitz,  79  f.  Das  Verhältnis 
der  geistlichen  Fürsten  zum  Reiche  wurde  vor  Friedrich  I.  noch  nicht  als  ein  rein 
lehnrechtliches  aufgefaßt,  wenigstens  von  dem  der  Laienfürsten,  trotz  der  Gleich- 
stellung in  Betreff  der  Mannschaft  (Anm.  17),  noch  durchaus  unterschieden.  Vgl. 
FiCKSB,  64  ff.,  98  ff.  Die  Libri  Feudorum  gedenken  nur  der  aktiven  Lehnsfshigkeit 
der  geistlichen  Fürsten.  Die  nicht-fürstlichen  Geistliehen  wurden  im  12.  und  13.  Jh. 
wiederholt  reichsgerichtlich  für  lehnsunfahig  erklärt.    (Franklin,  Sententiae  curiac 
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Je  mehr  sich  der  Kreis  der  Lehnsföhigen  nach  außen  hin  abschloß, 
desto  strenger  wurde  innerhalb  dieses  Kreises  auf  die  Rangordnung,  welche 
den  einzelnen  Trägern  des  Heerschildes  zukam,  geachtet.  Es  gab  nicht 
nur  eine  Grenze,  über  die  hinaus  ein  Mann  von  Rittersart  ein  Lehns- 
verhältniß  überhaupt  nicht  mehr  eingehen  konnte;  auch  unter  den  Lehns- 
fahigen  selbst  bestanden  Klassenunterschiede,  die  den  Einzelnen  verhin- 
derten, von  anderen  als  von  Höhergestellten  ein  Lehen  anzunehmen.  Diese 
Abstufungen,  die  in  erster  Reihe  nicht  lehnrechtlicher,  sondern  miü- 
tärischer  Natur  waren,  hat  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zuerst  in  ein 
wissenschaftliches  System  gebracht,  das  zwar  manche  Unrichtigkeiten  und 
Willkürlichkeiten  enthält,  im  großen  und  ganzen  aber  doch  den  Verhält- 
nissen des  12.  und  13.  Jahrhunderts  entspricht®. 

Ursprünglich  umfaßte  die  Ordnung  der  Heerschilde  in  Deutschland 
und  wohl  auch  in  Italien  nur  drei  Stufen:  den  König  (princeps),  die 
Fürsten  (capitanei)  und  die  freien  Herren  (regis  valvasores,  seit  dem 
12.  Jahrhundert  auch  capitanei  genannt).  Den  letzteren  folgten  in  Italien 
schon  im  1 1.  Jahrhundert  die  milites  oder  valvasores  minores  (später  valvasores 
schlechthin),  denen  sich  im  12.  Jahrhundert  als  fünfte  Stufe  die  valvasini 
fauch  valvasores  minores)  anschlössen  *.  In  Deutschland  trat  die  Klasse 
der  Dienstmannen  erst  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  als  vierter 
Heerschild  hinzu,  während  sich  in  Süddeutschland  durch  die  unter  den 
Dienstmannen  stehenden  unfreien  Ritter  noch  eine  fünfte  Stufe  bildete, 
so  daß  man,  da  sich  der  Heerschild  der  Fürsten  durch  die  überragende 
Stellung  der  geistlichen  Fürsten  spaltete,  in  Sachsen  zu  fünf,  in  Süd- 
deutschland   zu    sechs    Heerschilden    kam^®.      Wer    von   einem   seiner 


regiae  Nr.  216,  217),  doch  kamen  schon  im  13.  Jh.  Ausnahmen  vor,  die  in  der  Folge 
immer  häufiger  wurden.  Vgl.  Fickeb,  104  fF.  Remling,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Bischöfe 
von  Speier  IL  Nr.  37  (1413).  Einzelnen  Reichsstädten  wurde  seit  dem  14.  Jh.  durch 
königliches  Privileg  das  Recht  des  Heerschildes  bewilligt.  Vgl.  Böhuee-Ficker, 
Acta  imperii  selecta  Nr.  795  (1340). 

"  Vgl.  Ssp.  I.  8  §  2.  Sachs.  Lehnr.  1.  Hombyeb,  289  ff.  Wbiskb,  De  Septem 
clypeis  militaribus,  1829.  Grundlegend  das  Anm.  1  angeführte  Werk  von  Fickeb, 
das  nur  nach  den  Ergebnissen  der  neuesten  Untersuchungen  über  die  Schöffenbar- 
freien  einiger  Berichtigung  bedarf.  Zu  sehr  unterschätzt  wird  die  Theorie  des 
Sachsenspiegels  von  Waitz  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  1467  ff.  Unrichtig  ist  nur, 
abgesehen  von  den  Schöffenbarfreien ,  die  der  Sieben-  oder  Sechszahl  zu  Liebe  kon- 
struirte,  bloß  dem  süddeutschen  Recht  entsprechende  unterste  Heerschildstufe.  Vgl. 
Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  61.  v.  Zallinorb,  Ministeriales  u.  milites  43  ff. 

»  Vgl.  Anm.  72.  I.  F.  1  pr.  §  4.  7.  18.  U.  F.  10  pr.  §  1.  34  §  3.  Der  Brief 
des  ObertuB  de  Orto  (Mitte  des  12.  Jh.)  sagt  von  der  fünften  Klasse  noch:  valvasini, 

id  est  minores  valvasores ,  qui  antiquo  quidem  usu  coTistietudinem  feudi  nullam 

hahehant:  valvasore  enim  sine  filio  mortuo,  feudum  quod  valvasori  tninori  dederai 
ad  capitaneum  revertebatur.  Im  Mailändischen  wurde  zur  Zeit  des  Obertus  keine 
Grenze  mehr  beobachtet. 

^^  Die  sechs  süddeutschen  Stufen  ergeben  sich,  wenn  man  den  König  hinza- 
rechnet,  aus  zwei  Urkunden  von  1169  (Schültbs,  Directorium  diplomaticum  II. 
Nr.  346)  und  1206  (Urk.-B.  d.  Land,  ob  der  Enns  11.  Nr.  349).  Dieselben  nennen: 
1.  den  Erzbischof  von  Mainz  und  den  Bischof  von  Passau,  2.  den  Pfalzgrafen  von 
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Heerschildgenossen  ein  Lehn  annahm,  zog  sich  eine  Erniedrigung  seines 
Schildes  zu,  deren  Folgen  sich  bis  auf  die  dritte  Generation  erstreckten^^. 
Demzufolge  besaßen  die  Inhaber  des  letzten  Heerschildes  nur  noch  passive, 
aber  keine  aktive  Lehnsfahigkeit,  sie  konnten  nicht  Lehnsherren  anderer 
Ritter  werden  und  wurden  eben  deshalb  als  ,^Einschildige"  bezeichnet^'*. 
Seit  dem  14.  Jahrhundert  geriet  die  Heerschildsordnung  in  Verfall,  in- 
dem die  staatliche,  mit  der  Vassallität  zusammenhängende  Bedeutung 
des  Lehnswesens  vor  der  materiellen  Seite,  dem  Vermögenswert,  in  den 
Hintergrund  trat^^ 

Gegenstand  der  Verleihung  konnte  alles  sein,  was  einen  dauernden 
Ertrag  gewährte,  insbesondere  Grundbesitz,  Zehnten,  Renten  und  andere 
Gefölle,  Zölle  und  andere  Gerechtigkeiten,  Kirchen  und  Klöster,  namentlich 
auch  Ämter.  Die  frühere  Unterscheidung  zwischen  dem  Amt  und  dem 
zur  Ausstattung  des  Amtes  bestimmten  Lehen  hatte  im  Laufe  der  Zeit 
aufgehört  ^^     Auch   das    vassallitische   Recht    am   Lehn    konnte    weiter- 


Baiern  und  den  Herzog  von  Österreich,  3.  zwei  Grafen  von  Beichlingen  und  den 
Stiftsvogt  von  Begensburg  (Hartwich  von  Lengenbach),  4.  Heinrich  von  Heldrangen 
und  den  Passauer  Dienstmann  Pillung  von  Pernstein,  5.  quendam  militem  Arnoldum 
de  Weherstete  und  quendam  militem  Älberonem  Gneusen,  qui  eas  a  iam  dicto 
PUlungo  in  beneßcio  susceperat.  Da  sich  übrigens  die  freien  Herren  in  Süddeutsch- 
land und  Westfalen  auf  zwei,  in  Lothringen  sogar  auf  drei  Lehnrechtsstufen  ver- 
teilten (vgL  FiGKEB,  130  f.,  135  ff.,  154  ff.),  so  ergab  sich  für  diese  Gegenden  unter 
Umstanden  eine  noch  größere  Erweiterung  der  Heerschildsordnung. 

^^  Die  Niederung  des  Heerschildes  beruhte  nicht  auf  dem  Lehn,  sondern  auf 
der  Vassallität.  Darum  empfingen  die  Könige  liehen  von  geistlichen  Fürsten,  was 
schon  unter  den  Karolingern  gebrauchlich  war,  regelmäßig  ohne  Mannschaft.  Vgl. 
Anm.  17.  Pickbr,  37  ff.    Waitz,  14. 

IIa  Yg\,  Richtst.  Lehnr.  28  §  4:  dat  he  also  side  en  man  were geworden^  dat  he 
sinen  herscüt  to  male  vorloren  hedde:  alse,  eft  he  dat  untfajigen  hedde  van  eneme 
enscüdigen  manne.  Über  die  einschildigen  Ritter  in  Süddeutschland  vgl.  v.  Zallinoeb, 
Ministeriales  u.  milites  42  ff.,  53  f.  und  den  sogen.  Seifried  Helbling  (her.  v.  Karajan, 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  I,  1  ff.)  IV.,  v.  64  ff.  VHL,  v.  282,  347.  577  ff.  Ob  das 
sciltlSn  des  Sachs.  Lehnr.  78,  §  1  das  von  einem  Einschildigen  gegebene  und  darum 
widerrufliche  Lehn  bezeichnet,  muß  dahingestellt  bleiben.  Vgl.  Hometeb,  357. 
"  Vgl.  FicKBB,  224  f. 

"  Vgl.  Waptz,  24  f.  VII.  5  f.  HoMBVEB,  529  ff.  Nur  bei  den  Reichskirchen  wurde 
die  Anwendung  lehnrechtlicher  Grundsätze  erst  möglich,  seit  man  im  Laufe  des 
Investiturstreites  gelernt  hatte,  zwischen  der  Kirche  (fundus  ecclesiae)  und  dem  geist- 
lichen Amte  einerseits  und  den  Temporalien  der  Kirche  andererseits  zu  unterscheiden. 
Vgl.  Anm.  22.  Während  Heinrich  V.  noch  1111  einen  Vergleich  acceptiert  hatte, 
durch  welchen  dem  Könige  nur  die  Investitur  mit  den  von  dem  Reiche  ausgegan- 
genen Regalien  (regalia  illa qtiae  ad  regnum  manifeste  pertinebant , 

id  est  civitates,  ducattu,  marchias,  comitattiSj  monetas,  theloneum,  mercatum,  ad- 
voeatias  regniy  iura  centurionum  et  curtes,  quae  manifeste  regni  erant,  cum  perti- 
nentiis  suis,  milieiam  et  castra  regni)  vorbehalten  wurde  (Jaff£,  Bibl.  rerum  german. 
V.  271,  273),  hat  der  Kaiser,  nachdem  dieser  Vergleich  gescheitert  war,  jene  Selbst- 
beschränkung nicht  mehr  aufrechterhalten.  Das  Wormser  Konkordat  von  1122  spricht 
schlechthin  von  der  Verleihung  der  regalia,  und  Fickbr,  Über  das  Eigentum  des 
Reichs  am  Reichßkirchengute ,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akademie  v.  1872,  S.  109 
bis  146,  hat  den  Nachweis  geführt,  daß  alle  Besitzungen  und  Gerechtigkeiten  der 
R.  SchrSdis,  DettUehe  Reohisgeschichte.  25 
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verliehen  werden,  soweit  nicht  die  Heerschildsordnung  oder  der  öffentlich- 
rechtliche Charakter  des  Lehns  einer  Afterverleihung  im  Wege  stand". 
Der  Akt  der  Belehnung  setzte  sich  ganz  in  alter  Weise  aus  dem  die 
Vassallität  begründenden  Akte  der  Kommendation,  jetzt  Ilulde  genannt, 
und  der  das  dingliche  Recht  des  Mannes  am  Lehn  begründenden  Leihe 
oder  Investitur  zusammen  *^.  Bei  der  Hulde  war  der  Mann  (hmno,  Jidelis, 
müesj  vassaüus,  bis  zum  10.  Jahrhundert  noch  vassus)  der  Leistende,  der 
Herr  (dominus,  seltener  senior)  der  Empfangende,  bei  der  Leihe  umge- 
kehrt. Zuweilen  kam  es  vor,  daß  wie  in  Italien  die  Leihe  der  Hulde 
voranging,  in  Deutschland  bildete  aber  das  Umgekehrte  die  Regel.  Bis 
in  das  erste  Drittel  des  13.  Jahrhunderts  begegnete  es  sogar,  daß  die 
Hulde  ohne  eine  sofort  nachfolgende  Investitur,  bloß  in  Erwartung  späterer 
Belehnung,  geleistet  wurde  ^®.  Die  der  karolingischen  Periode  noch  ge- 
lauGge  selbständige  Eommendation  ohne  die  Absicht  eines  Lehnsverhält- 
nisses war  dem  Mittelalter  unbekannt.  Die  Hulde  bestand  aus  dem  Akte 
der  Handreichung  (Mannschaß,  homagium,  hominirnnj  Hulde  thun)^  häufig 
mit  einem  Kuß  verbunden,  und  dem  des  Eides  (fidelitas,  Ilulde  schwören), 
durch  den  der  Mann  versprach,  dem  Herrn  „treu,  hold  und  gewärtig" 
zu  sein".    Die  früher  mit  der  Kommendation  verbundene  Waffenreichung 


Reich skirchen,  gleichviel  ob  sie  vom  Reiche  oder  von  anderer  Seite  stammten,  als 
reichslehnbar  angesehen  wurden. 

"  .Die  höheren  Gerichtslehen  sollten  nicht  über  die  dritte  Hand  hinaus  verliehen 
werden,  d.  h.  nur  den  Fürsten  war  eine  Afterverleihung  der  Grafschaft  gestattet. 
Vgl.  Anm.  62. 

"  Vgl.  HoMETBB,  819—326.    Waitz,  46  ff. 

*«  Vgl.  Waitz,  44  f.  Hombtteb,  273  f.  Sachs.  lichnr.  9,  §  1.  Der  Schwaben- 
spiegel wciB  nichts  mehr  davon.  Man  darf  den  Vorgang  nicht  mit  dem  geliehenen 
Gedinge  (vgl.  Anm.  37)  verwechseln. 

^^  Auch  die  geistlichen  Fürsten  hatten  dem  Könige  Treueid  und  Mannschaft  zu 
leisten.  Vgl.  Waitz.  VI.  389,  VII.  286  f.  und  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  1472  f.  Hm- 
8CHIU9,  Kirchenrecht  II.  569  f.  Die  entgegenstehende  Ansicht  (Fickbb  59—64, 
Volkmab  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  459  ff.),  daß  erst  Friedrich  I.  die 
Mannschaft  für  die  geistlichen  Fürsten  eingeführt  habe,  beruht  auf  einer  mißver- 
ständlichen Auffassung  der  Narratio  de  electione  Lotharii  c.  7  (Mon.  Germ.  Scr.  XII. 
511).  Hier  heißt  es  von  Lothar  III.,  daß  er  am  Tage  nach  seiner  Wahl  (1125)  von 
den  Bischöfen  und  Äbten  fidelitatem  non  indebitam  de  more  mscepii,  a  nuUo  tarnen 

»piritalium,  iU  maris  erat,  haminium  vel  accepii  vel  coegit;  deinde regni 

principes  ßdeliiatem  suam  tarn  in  hominio  quam  saeramento  regt  damino firmaverunt 
et,  debitum  regt  horiorem  deferentea,  quae  regni  fiierunt  a  rege  sueceperunt.  Nur  für 
die  weltlichen  Fürsten  handelte  es  sich  um  eine  Ijehnserneuerung.  Die  dem  Vor- 
steher einer  Kirche  erteilte  Investitur  galt  auf  dessen  Lebenszeit  und  bedurfte  einer 
Erneuerung  im  Herrnfalle  nicht.  Vgl.  Fickeb,  Eigentum  am  Reichskirchengute, 
S.  82.  Daran  hielt  Lothar  III.  noch  fest,  ihm  genügte  daher  der  einfache  Treueid 
der  geistlichen  Fürsten,  während  diese  unter  Friedrich  I.  auch  hinsichtlich  der 
liehnserneucrung  ganz  den  liaienfürsten  gleichgestellt  wurden.  —  Während  übrigens 
das  lombardische  Recht  alles  Gewicht  auf  den  Treueid  (fidelitas)  legte  und  die 
Mannschaft,  soweit  sie  partikularrechtlich  vorkam,  nur  als  unwesentliche  Beigabe 
behandelte,  galt  in  Deutschland  ein  Ijehn  ohne  Mannschaft  nicht  als  ein  rechtes 
Lehn.     Vgl.  Homeykb,  272  f.     Fickeb,  56  ff.     Darum   begründete   die  Verleihung 


§  40.    Das  Lehnswesen.  387 

(S.  156  f.)  hatte  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  verloren  und  war  eine 
Verbindung  mit  der  Investitur  eingegangen,  die  Waffe  war  zum  In- 
vestitursymbol geworden.  Die  Leihe  trug  den  Charakter  einer  symbo- 
lischen Investitur  (S.  267  f.),  die  mit  Hand  und  Mund,  d.  h.  durch  Über- 
gabe eines  Investitursymbols  unter  gleichzeitiger  mündlicher  Willens- 
erklärung, seitens  des  Herrn  vollzogen  wurde.  Die  Investitursymbole 
waren  zum  Teil  dieselben  wie  im  Landrecht ^®,  Handschuh,  Hut,  Kappe, 
Stab,  Zweig,  vereinzelt  auch  wohl  ein  Ring,  ganz  besonders  aber  Schwei-t 
oder  Speer  ^®.  Bei  den  Fürstentümern  war  es  schon  früh  üblich  ge- 
worden, als  Wahrzeichen  des  königlichen  Hoheitsrechtes,  das  übertragen 
werden  sollte,  eine  Fahne  an  der  Speerstange  zu  befestigen;  so  wurde  die 
Fahne  zum  ausschließlichen  Investitursymbol  bei  der  Verleihung  der  welt- 
lichen Fürstentümer,  diese  selbst  wurden  zu  „Fahnlehen" *^  Die  Ein- 
setzung der  geistlichen  Fürsten  durch  den  König  erfolgte  ursprünglich, 
ohne  zwischen  Amt  und  Amtsausstattung  zu  unterscheiden,  durch  Über- 
reichung des  an  den  Hof  gebrachten  Hirtenstabes  (fervla,  virga  pasio- 
ralis)  des  früheren  Bischofs  oder  Abtes,  seit  Heinrich  III.  bei  Bischöfen 
durch  Ring  und  Stab*^  Nachdem  man  im  Laufe  des  kirchlichen  In- 
vestiturstreites auf  beiden  Seiten  zu  der  Einsicht  gekommen  war,  daß 
zwischen  der  Austattung  der  Kirche  mit  weltlichen  Gütern  und  Gerech- 
tigkeiten einerseits,  dem  Amte  und  dem  unmittelbaren  kirchlichen  Ver- 
mögen (den  heiligen  Sachen)  andererseits  zu  unterscheiden,  einigte  man 
sich  in  dem  Wormser  Konkordate  (1122)  dahin,  für  die  Verleihung  der 
ersteren  (der  sog.  Regalien)  an  die  Stelle  der  rein  kirchlichen  Symbole  das 


des  Königsbannes,  die  ohne  ManDschaft  erfolgte  (Ssp.  IIL  64,  §  5),  kein  lehn- 
rechtliches Verhältnis.  Vgl.  §  49.  Wenn  sich  jemand  von  einem  Hcerschilds- 
genossen  oder  Untergenossen  belehnen  lieB,  konnte  die  Niederung  seines  Schildes 
durch  Erlaß  der  Mannschaft  Yermieden  werden.  VgL  Fickeb,  16  if.,  47.  Über  die 
Bezeichnung  des  liehns  oder  des  Jjehns Verhältnisses  selbst  als  „Mannschaft"  vgl. 
Haltaüs,  Glossar  1310  ff. 

*•  Eine  große  Zahl  von  Investitursymbolen,  aber  ohne  Unterscheidung  zwischen 
Ijandrecht  und  Lehnrecht,  bei  du  Canoe  s.  v.  inveatitura. 

"  Vgl.  §  35,  Aam.  99.  Für  Italien  vgl.  Obertus  de  Orto  in  II.  F.  2  pr.:  In- 
vestUura  qiiidem  proprie  dicitur  possessio,  abusivo  autem  modo  dicitur  invesiitura, 
quando  hasia  vel  aliud  corporeum  qucdlihet  porrigitur  a  domino  feudi,  se  investi- 
iuram  facere  dicenle. 

•«  Vgl.  Anm.  23.  Homeyeb.  551.  Waitz,  53.  Du  Gange  ed.  Pavbk,  IV.  417  f. 
Otto  Frising.,  Gesta  Friderici,  II.  c.  5:  est  enim  consuetudo  curia^j  ut  regna  per 
gladiam,  provinciae  per  vexillum  a  principe  tradantur  vel  recipiantur,  Waren  mehrere 
Furstenlehen  vereinigt,  so  wurden  auch  mehrere  Fahnen  überreicht,  so  bei  Lothringen 
und  Böhmen  je  fünf,  bei  Baiern  bis  zur  Abzweigung  Österreichs  sieben;  auch  bei 
dem  Obergange  des  Herzogtums  Österreich  auf  das  Haus  Habsburg  (1282)  erfolgte 
die  Belehnung  mit  mehreren  Fahnen  (sollempniter  cum  vexillis). 

**  Vgl.  HmscHius,  System  des  Kirchenrechts  IL  536.  Waitz,  VII.  279  ff.  Ficker, 
Eigentum  am  Reichskirchengute  80  f.  Ekkeharti  casus  St.  Galli  (ed.  Meyer  von 
Knonau,  1877)  c.  86,  130,  133.  Eine  Fuldaer  Urkunde  von  1012  (Dronkr,  Cod.  dipL 
Fuld.  Nr.  729),  die  von  einer  invesühira  per  sceptrum  regium  spricht,  ist  wahr- 
seheinlich  gefälscht. 

25* 
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weltliche  Symbol  des  Scepters  treten  zu  lassen  ^^.  Da  dieser  Brauch  auch 
nach  der  Einfügung  der  geistlichen  Fürstentümer  in  das  .ßeichslehnwesen 
beibehalten  wurde,  so  stellte  man  den  weltlichen  Fahnlehen  die  geist- 
lichen Fürstentümer  als  Scepterlehen  gegenüber  2^. 

Der  Belehnung  bedurfte  es  auch,  wenn  ein  Wechsel  in  der  Person 
des  Herrn  (Hermfall)  oder  des  Mannes  (Manns-  oder  Lehnfall)  eingetrett»n 
war.  In  diesem  Falle  war  die  Belehnung  Lehnserneuerung.  Das  Gesuch 
(„Muten",  „Sinnen")  um  Lehnsemeuerung  mußte  von  dem  zur  „Folge 
an  den  neuen  Herrn"  berechtigten  Vassalien  binnen  Jahr  und  Tag  nach 
dem  Hermfall,  von  dem  Erben  des  verstorbenen  Vassalien  binnen  der- 
selben Frist  nach  dem  Lehnfall  persönlich  bei  dem  Herrn  gestellt  werden^* 
Wo  es  sich  nicht  um  eine  Lehnserneuerung,  sondern  um  die  Errichtung 
eines  neuen  Lehns  handelte,  gründete  sich  die  Belehnung  regelmäßig 
auf  einen  voraufgegangenen  Lehns  vertrag,  durch  den  sich  der  Herr  zur 
Belehnung  des  Mannes  verpflichtet  hatte.  Eine  besondere  Art  des  Lehns- 
vertrages war  der  Lehnsauftrag  (feudi  oblatio),  d.  h.  die  Auflassung  eines 
Gutes  unter  der  Bedingung,  daß  der  Erwerber  es  dem  Veräußerer  als 
Lehn  zurückgebe.  Die  von  dem  Sachsenspiegel  aufgestellte  Regel,  daß 
in  solchem  Falle  zwischen  Empfang  und  Rückgabe  eine  Frist  von  Jahr 
und  Tag,  während  deren  der  Herr  das  Gut  in  Händen  behielt,  verstreichen 
müsse,  war  eine  bloße  Vorsichtsmaßregel,  über  die  man  sich  meistens 


**  Vgl.  Anm.  13.  Der  Gedanke  ist  zuerst  in  einer  kirchlichen  Streitschrift  von 
1112  (ScnuM,  Die  Politik  Papst  Paschals  IL  gegen  Heinrich  Y.,  i.  d.  Jahrb  d.  Aka- 
demie gemeinnütziger  Wissenschafken  zu  Erfurt,  Heft  VIII.,  S.  275  f.,  Separatabdruck 
S.  85  f.)  ausgesprochen:  Sicut  enim  in  ecclena  pastaralis  virga  est  necetaaria,  gnia 
(quäl)  regitiir  et  eeclesiastica  distinguuntur  officia^  sie  in  domibus  regum  et  impera- 
toTnim  illud  iiisigne  sceptrvm,  quod  est  imperialis  vel  regalis  virga,  quia  (qua?)  regitur 
patria,  ducatiis,  comitatus  et  cetera  regalia  distribuuntur  iura.  Si  ergo  dixerit,  quod 
per  virgam  pontißcalem  et  antdum  sua  tantum  regalia  velit  eonferre,  aut  seeptrttm 
r egale  deserat  aut  per  illud  regalia  sua  conferat, 

"  Vgl.  HoMBYBB,  547  ff.  Ssp.  III.  60,  §  1 :  Die  heiser  Uet  alle  geistlik  vorsien 
Un  mit  deme  sceptre,  alle  werÜike  vanlSn  liet  he  mit  vanen.  Wenn  der  Bischof  zu 
seinem  geistlichen  Fürstentume  noch  ein  weltliches  erwarb,  so  wurde  ihm  dies  mit  der 
Fahne  geliehen.  Vgl.  Urk.  v.  1180  über  die  Errichtung  des  Herzogtums  Westfalen 
(Mon.  Germ.  Leg.  IL  163). 

**  Lehnsgesetz  Friedrichs  I.  von  1158  für  Italien  (Mon.  Germ.  Log.  IL  HS. 
n.  F.  55  pr.):  Si  quis  infeudatus  maior  14  annis  sua  incuria  vel  negligentia  per 
annum  et  diem  steterit,  quo  fevdi  investituram  a  suo  domino  non  petierit,  transacio 
hoc  spatio  feudum  ammitiat,  et  ad  dominum  redeat.  Vgl.  Anm.  91,  119.  Hombyer, 
469  ff.  I'BANKLIN,  Sent.  curiae  reg.  Nr.  4,  5,  6.  Kl.  Kaiserr.  HL  c.  80.  IL  F.  40  pr. 
Die  geistlichen  Fürsten  bedurften  der  Ijchnsemeuerung  ursprünglich  nur  im  Manns- 
falle. Vgl.  Anm.  17.  Bei  der  Mutung  hatte  der  Mutende  das  bei  der  früheren  Be- 
lehnung verwendete  Investitursymbol  zurückzuliefern,  um  es  demnächst  aufs  neue  za 
empfangen.  Aus  der  ursprünglichen  Sitte,  dem  Vassallen  eine  vollständige  Waffen- 
rüstung zu  übergeben,  die  nach  seinem  Tode  an  den  Herrn  zurückfiel  (vgl.  S.  26, 
Anm.  41),  erklärt  sich  die  zuweilen  für  die  Lehnsemeuerung  seitens  des  Herrn  er- 
hobene Abgabe  in  Waffen  (Heergewäte,  Lehntcare,  laudemium,  releviumj.  Vgl.  Anm.  72. 
Haltaus,   Glossar   884,    1234  f.     Du   Cange,   Glossarium    s.    v.   laudare,   relevare» 
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hinwegsetzte *^  Nur  daran  wurde  unbedingt  festgehalten,  daß  Hingabe 
und  Rückgabe  zwei  selbständige  Akte  waren,  die  nicht  zu  einem  con- 
stitutum possessorium  verbunden  werden  konnten  ^^ 

Die  gemeinschaftliche  Belehnung  mehrerer  Personen  mit  demselben 
Gute  war  dem  deutschen  Lehnrecht  ursprünglich  nur  als  Belehnung  zur 
gesamten  Hand  geläufig  2^,  doch  hat  sich  daneben  schon  im  Mittelalter 
auch  die  der  italienischen  coinvestitura  entsprechende  Mitbelehnung  ent- 
wickelt, bei  welcher  nach  Art  des  Miteigentums  jeder  für  sich  einen 
ideellen  Anteil  am  ungeteilten  Lehn  erhielt^®.  Die  Belehnung  zur  ge- 
samten Hand  setzte  voraus,  daß  die  Belehnten  bei  der  Hulde  ihre  ver- 
einigten Hände  in  die  des  Herrn  legten,  bei  der  Leihe  das  von  dem 
Herrn  dargereichte  Symbol  gemeinsam  ergriflFen.  Auf  Verlangen  des 
Herrn  waren  sie  verpflichtet,  ihm  einen  aus  ihrer  Mitte  zu  bezeichnen, 
an  den  er  sich  wegen  der  Lehnsdienste  halten  konnte^®.  Besitz  und 
Genuß  am  Lehn  wurde  in  ungeteilter  Gemeinschaft  ausgeübt;  erst  gegen 
Ende  des  Mittelalters  kam  es  mehr  und  mehr  in  Gebrauch,  den  einzelnen 
Gemeinem,  unbeschadet  der  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Substanz,  Teile 


HoMEYER,  475  f.  K.  Maübeb,  i.  d.  Xrit.  Überschau  U.  393.  Bbühneb,  Ijandscbcnkuiigcn 
der  Merovinger  17;  Reiterdienst  25. 

*"»  Vgl.  Ssp.  I.  34,  §  2.  HoMEYBK,  315—318.  Zu  den  dort  angeführten  Beispielen 
einer  Beobachtung  der  Frist  ist  noch  eine  österreichische  Urk.  v.  1284  (Arch.  f. 
österr.  Gcschichtsquellen  VI.  139)  hinzuzufügen.  Die  Frist  von  sechs  Wochen  und 
drei  Tagen  begegnet  Mon.  Zoll.  I.  S.  113  (1313).  Das  kaiserliche  Diplom  von  1235 
über  die  FJrrichtung  des  Herzogtums  Braunschweig  (Mon.  Germ.  Jjcg.  II.  318)  läßt  Hin- 

und  Rückgabe  Zug  um  Zug  vor  sich  gehen:  Oito  de  Lunelmrg proprium  castrum 

suum  Lunelmrch^  quod  idiomate  Teutonico  vocatiir  eigen,  cum  multis  aliis  castris  e(c, 
in  nostram  proprietatem  et  dominium  specialiter  asngnavif-  —  — .  Sos  autcm  —  — 
predictum  castrum  de  L.  etc.,  quemadmodum  ex  eiusdcm  Ottonis  cusignatiane  in  pro- 
prieUUem  accepimtia,  in  presenUa  jprincipum  in  imperium  transtulimus,  cl  concessimus, 

ut  per  imperium  infeodari  deberei.     Civitat&m  insuper  de  Bimnswich  — Hmi- 

litcr  in  cadem  curia  imperio  concessimus,  proprietatem  nohis  dehitam  (der  Kaiser  hatte 
Braunschweig  von  den  übrigen  Erben  des  weifischen  Hauses  gekauil;)  in  dominium 
impcrii  iransferentes.  Preterea  Ottone  in  ipsa  generali  curia  in  manibus  nontris 
connexis  palmis  super  sancia  cruce  imperii,  que  ifndem  tenehatur^  prcstantc  fidci 
inramentum,  nos  atiendentes,  quam  pura  ßde,  sincera  et  prona  dct'otione  sc  totum 
mandato  nosiro  et  voluntati  commisit  et  in  proprietatem  nostram  concessit  proprie 
proprium  castrum  suum^  de  quo  nemini  tenehatur,  et  kumiliat'erit  se  modis  omnüms 

coram  nobis,  — cum  consilio,  assensu  et   assistencia  principum   civitatem 

Brunswick  et  castrum  Lunehurch  cum  omnibus  castris,  hominihus  et  pertincnciis  sum 

univimus,  et  creavimus  inde  ducatum^  et  imperiali  auctoritate  dictum Ottonem 

ducftm  et  principem  facientes  f  ducatum  ipsum  in  feodum  imj)eni  ei  conressimus,  ad 
heredes  suos  fdios  et  fdias  hereditarie  devolvendum,  et  cum  sollempniter  iuxta  con- 
auetudinem  investivimus  per  vexilla, 

"  Vgl.   HOMEYER,  318. 

"  Vgl.  HoMETER,  327  f.,  457  ff.    Dünckbr,  Das  Gesamteigentum  80—115. 
"  Vgl.  HoMEYEB,  464.    Über  die  lombardische  coinvestitura  vgl.  I.  F.  14,  ß  2. 
II.  F.  12  pr.  18. 

«»  Sachs.  Lehnr.  8,  §  2. 
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des  Lehns  zu  Sondemutzung  einzuräumen^^.  Verfügungen  über  das 
Lehn  oder  einzelne  Teile  desselben  konnten  nur  mit  gesamter  Hand  ge- 
schehen ^^  Starb  einer  der  Gemeiner  mit  Hinterlassung  lehnsfahiger 
Kinder,  so  traten  diese  an  seine  Stelle ^^;  hinterließ  er  keine  Kinder,  so 
trat  von  Rechts  wegen  Accrescenz  zu  Gunsten  der  übrigen  Gemeiner 
ein'*^.  Die  Belchnung  zur  gesamten  Hand  darbte  des  Rechtes  der  Folge: 
im  Falle  eines  Herrenwechsels  war  der  neue  Herr  nicht  zur  Lehnser- 
neuerung in  der  bisherigen  Art  verpflichtet.  Nahmen  die  Gemeiner  eine 
Realteilung  des  Lehns  vor,  wozu  sie  auch  ohne  den  Herrn  berechtigt 
waren,  so  wurde  die  gesamte  Hand  aufgehoben  und  das  Lehnrecht  jedes 
einzelnen  auf  seinen  Anteil  beschränkt^*.  —  Eine  andere  Art  der  Be- 
lehnung zur  gesamten  Hand  hatte  den  Zweck,  den  einen  Teil  nicht  zum 
Mitgenuß,  sondern  zum  Vertreter  oder  Lehnsträger  des  andern,  der  allein 
berechtigt  sein  sollte,  zu  berufen ^^,  ein  Verhältnis,  das  besonders  ange- 
wendet wurde,  um  belehnten  Frauen  durch  den  mitbelehnten  Lehnsträger 
das  Recht  der  Folge  an  den  neuen  Herrn  zu  sichern.  Passend  bezeichnet 
das  Sachs.  Lehnrecht  (56,  §  5)  die  Stellung  beider  Teile  dahin:  he  hevet 
die  lenunge  unde  deti  herschütj  unde  sie  hevet  die  sehe  lenunge  unde  die 
geioere.  Mit  dem  Rechte  der  Frau  hörte  auch  das  Recht  ihres  Lehns- 
trägers, wenn  dieser  nicht  auch  zu  eigenem  Rechte  mitbelehnt  war,  auf'*. 
Im  Laufe  der  Zeit  aber  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  die  volle  Be- 
lehnung zur  gesamten  Hand  auch  auf  dies  Verhältnis  anzuwenden,  so 
daß  dem  Lehnsträger  für  den  Fall  des  Vorabsterbens  der  Frau  sein  volles 
Lehnrecht  gewahrt  bUeb. 

Von  einem  Lehn  „mit  Gedinge"  oder  „mit  Unterschied"  sprechen 
die  Quellen,  wenn  entweder  die  Belehnung  nur  unter  Bedingung  erteilt 
oder  eine  Beschränkung  ihrer  Wirkungen  vereinbart  wurde.  Die  bedingte 
Bclehnung  konnte  sich  auf  ein  zur  Zeit  noch  in  dem  Lehnsbesitze  eines 
Dritten  befindliches  Gut  beziehen:  war  dies  Gut  bestimmt  bezeichnet,  so 
lag  ein  „geliehenes"  oder  „benanntes  Gedinge"  vor^';  handelte  es  sich 
schlechthin  um  dasjenige  von  mehreren  Lehen  desselben  Herrn,  das 
diesem  zuerst  ledig  werden  würde,   so  sprach  man  von  „unbenannt^m 


^'^  Vgl.  HoMEYER,  466  f.  Ein  derartiges  Verfahren  hieß  muUcharen  oder  ortem. 
Vgl.  Anm.  80.    Haltaus,  Glossar  S.  1382. 

^*  Sachs.  Lehnr.  32,  §  3:  Die  wile  sie  en  gut  to  samene  hebbet,  die  to  samene 
helent  sin^  ir  nen  ne  mach  dne  den  anderen  nenen  dcil  dar  af  lien  noch  leiten,  dal 
h(ft  den  anderen  mede  verne;  wende  des  die  man  nenen  deil  untvangen  ne  h&vet^  des 
ne  mach  he  nerien  deil  lien  fwch  laien,  Svat  aver  he  dar  af  liet  oder  let^  dat  ne 
mach  he  selve  nicht  hreJcen,  il  ne  hreke  der  en  die  *l  gut  mit  eme  gemene  hevet, 

3'^  Sachs.  lichnr.  32,  §  2.  Die  eintretenden  Erben  bedurften  der  LehnserneueruDg 
(vgl.  DüNCKER.  a.  a.  (>.  110  f.);  ob  dieselbe  nur  für  sie  oder  zugleich  für  die  bereits 
zur  gesamten  Hand  Belehnten  erforderlich  war,  läßt  sich  nicht  entscheiden. 

33  Vgl.  HoMEYER,  459  f.  »*  Sachs.  Lehnr.  32.  §  1.    Vgl.  Anm.  80. 

^''  Vgl.  Home YER,  352 fF.  Kraut,  Vormundschaft  IL  68 ff.  Albbbgbt,  Gewere  241  f. 

^0  Sachs.  I^hnr.  56,  §§  2,  4.  75,  §  1. 

"  Vgl.  Hombybr  329  ff. 
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Gedinge"  oder  „An Wartung"  (wardungej  anwartUnge)^^,  In  beiden  Fällen 
bedurfte  es,  wenn  die  Bedingung  erfüllt  und  das  Lehn  frei  wurde,  keiner 
neuen  Belehnung '•;  der  Gedingsmann  konnte  sich  selbst  in  den  Besitz 
des  Lehns  setzen,  nur  hatte  er  dem  Herrn  sofort  Anzeige  zu  machen 
und  sich  nötigenfalls  zum  Beweise  seines  Rechtes  zu  erbieten.  Der  An- 
wärter bedurfte  der  Einweisung  durch  den  Herrn.  Gedinge  wie  Anwartung 
gewährten  nur  ein  höchst  persönliches  Recht,  es  gab  weder  eine  Folge  an 
den  neuen  Herrn  (selbst  im  Falle  einer  Veräußerung  seitens  des  Gedings- 
herrn),  noch  eine  Vererbung  auf  die  Bänder  des  Gedingsmannes  oder  An- 
wärters*®. Das  Gedinge  setzte  außerdem  voraus,  daß  der  gegenwärtige 
Besitzer  des  Lehns  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitze  blieb  und  ohne  Hinter- 
lassung lehnsfahiger  Erben  starb;  das  Gedinge  wurde  demnach  ge- 
brochen, wenn  jener  den  Gedingsherm  oder  den  Gedingsmann  überlebte, 
oder  das  Lehn  verlor,  oder  suocessionsberechtigte  Erben  hinterließ*®*;  eine 
Ausnahme  in  letzterer  Beziehung  machten  die  Gedinge,  welche  zugleich 
auf  den  Tod  des  Lehnserben  oder  auch  wohl  geradezu  auf  das  Aussterben 
des  besitzenden  Hauses  gestellt  waren  *^  Bestand  an  demselben  Lehn 
ein  Gedinge  und  eine  Anwartung,  so  ging  das  erstere,  auch  wenn  es 
jünger  war,  vor,  weil  in  diesem  Falle  der  von  der  Anwartung  voraus- 
gesetzte Anfall  des  frei  gewordenen  Lehns  an  den  Herrn  gar  nicht  ein- 
trat, indem  das  Lehen  von  Rechts  wegen  unmittelbar  auf  den  Gedings- 
mann überging. 

Während  das  geliehene  Gedinge  und  die  Anwartung  unter  einer  auf- 
schiebenden Bedingung  standen,  gewährte  die  Leihe  auf  Treue  ein  so- 
fortiges Lehnrecht,  aber  unter  auflösender  Bedingung.  Wer  wegen  Lehus- 
unfahigkeit  oder  aus  anderen  Gründen  an  dem  eigenen  Empfange  eines 
Lehns  verhindert  war,  namentlich  Weiber,  Geistliche,  Korporationen, 
konnte,  wenn  nicht  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  (Anm.  35)  gewählt 
wurde,  statt  seiner  einen  Lehnsträger  belehnen  lassen,  der  das  Lehn  zu 


»»  Vgl.  ebd.  337  ff.    Hbüsleb,  II.  35  f. 

'^  Anders,  wenn  keine  bedingte  Belehnung,  sondern  nur  ein  bedingtes  Ver- 
sprechen, nach  dem  Anfalle  zu  belehnen,  vorlag.  Beispiele  derartiger  Jjehnsverträge, 
die  spätere  „Lehnaanwartschaft",  kommen  schon  seit  dem  11.  Jahrhundert  vor.  Vgl. 
HOMETEB,  340  f. 

*'  Der  Sachsenspiegel  (Sachs.  Lehnr.  11,  §  1.  59,  §  S)  führt  diese  Beschrän- 
knogen  anf  den  Mangel  der  Gewere  (Anm.  66)  zurück.  Übrigens  kommen  im 
15.  Jahrhundert  bereits  Gedinge  mit  dem  Kechte  der  Folge  und  der  Vererbung  vor. 
Vgl.  HoiCEYSB,  382,  467.  Dunckeb,  Gesamteigentum  102,  104,  106  ff.  Die  dem  ge- 
liehenen Gedinge  entsprechende  lombardische  Eventualbelehnung  war  schon  im 
12.  Jh.  vererblich  und  mit' dem  Bechte  der  Folge  verbunden,  doch  liegen  noch  Spuren 
davon  vor,  daß  auch  hier  ursprünglich  dieselbe  Strenge  wie  im  altdeutschen  Ijehn  recht 
gegolten  hat.  Vgl.  I.  F.  3  i^.,  §  1.  9.  II.  F.  26,  §  2.  35.  Laspbtbes,  Entst.  d.  Libri 
fead,  161  f.  Albbbcht,  Gewere  286  f. 
*•*•  Vgl.  jedoch  Anm.  74. 
"  Vgl.  HoMBYBB,  333.    BöHMBB,  Acta  imp.  sei.  Nr.  73  (1107). 
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treuer  Hand  für  ihn  empfing *2,  aber  zur  Rückgabe  verpflichtet  war,  so- 
bald das  Recht  des  Vertretenen  aufhöi-te.  Ähnlich  war  das  Verhältnis 
bei  dem  Pfandlehn**,  bei  welchem  sich  der  Herr  die  Einlösung  zu  einem 
bestimmten  Betrage  vorbehalten  hatte**.  Nach  Empfang  der  Einlösungs- 
summe hatte  der  Vassall  das  Lehn  an  den  Herrn  zurückzugeben.  Zu- 
weilen kam  es  vor,  daß  die  Summe  nicht  Eigentum  des  Empfangers 
wurde,  sondern  von  ihm  in  Grund  und  Boden  angelegt  werden  mußte, 
um  ihm  so  als  Lehn  zu  verbleiben**^.  Eine  gemeinsame  Eigentümlichkeit 
der  wiedergeblichen  Lehen  bestand  darin,  daß  der  Rückfall  des  Lehns 
an  den  Herrn  nicht  von  Rechts  wegen,  sondern  erst  infolge  einer  Rück- 
auflassung seitens  des  bisherigen  Inhabers  eintrat*^  Man  hat  deshalb 
die  Bedingtheit  der  Belehnung  selbst  in  Abrede  gestellt  und  der  Rück- 
gabepflicht des  Inhabers  nur  eine  obligatorische  Bedeutung  beigelegt,  und 
unter  dem  Einflüsse  dieser  Auffassung  hat  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels sogar  die  Zülässigkeit  eines  eigentlichen  Pfandlehns  bestritten*^ 


"Vgl.  HoMEYBB,  344.  430.  Stobbe,  Privatrecht  §  119,  Anm.  13,  22 ff. 
Albrecht,  Gewere  232—244.    Ksai;t,  Vormundschaft  HI.  42  f.,  68  ff. 

"  Vgl.  HoMEYEB,  344—351.  Heublbb,  IL  130.  Kora^BB,  Pfandrechtl.  Por- 
schuDgen  97  f.,  290  ff.  v.  Mbibom,  Dentscb.  Pfandrecht  385—391.  Büddb  i.  d.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Recht;  IX.  437.  Auf  die  juristische  Natur  des  Pfandlehns  kann  erst  g  61 
näher  eingegangen  werden.  Als  Pfandlehn  wurde  bekanntlich  die  Mark  Branden- 
burg am  30.  April  1415  an  den  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  verliehen.  In 
dem  Lehnsbriefe  des  Kaisers  Sigismund  (Mon.  Zollerana  VII.,  Nr.  400)  heißt  es: 

haben  wir dem  vorgenanten  Fridrich  und  sinen  erben  die  vorgenante  marke 

und  kurfurstentum  mitsampt  der  kure  und  erzcamermeisteratnpte  dorzu  gehörende 

gnedicleich  gegeben  und  in  ouch  einen  rechten  und  waren  marggraven 

doruber  gemacht,  geben  und  machen  von  römischer  kungleicher  und  ouch  unser  erb- 
lichen machte,  die  wir  an  der  vorgenannten  marke  gehebt  haben; doch  mit 

aolichcfn  underscheid,  als  hernach  begriffen  ist:  mit  namen,  ob  wir  oder  unser  erben 

mannesgeslechte  oder,  oh   wir   die   nit  gewunnen,  — her   Wenzlaw   kung   zu 

Behem,  unser  lieber  hrvder,  oder  sein  erben  mannesgeschlechte  die  vorgenannte  marke 
fnitsampt  der  kure,  erzcamermeisterampt  und  aUer  ander  irer  zugehorunge  von  dem 

itzgenanten  Fridrich  oder  sinen  erben  widerhahen  wollen,  daz  dann  wir 

dieselben  marke  etc.  von  in  wider  kaufen  mögen  um  vierstuTid  hunderttausend  hung^ 

rischer  gülden,  zu  welicher  zeite  im  jare  uns das  fuget  j  solichs  widerkauf s 

si  ouch  uns  in  allzeit  gestatten  und  gehorsam  sin  sollen,  one  alles  verziehen  und 
widersprechen, 

**  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  55,  §  1 :  Wirt  enen  m>anne  gut  gelegen  uppe  sine  trüwe, 
dat  he  V  weder  uplate,  svenne  it  sin  herre  lose  to  besceidener  tietj  dat  gut  mach  die 
herre  losen,  of  he  wel,  unde  mach  it  taten.  Eine  Nebenform  des  Pfandlehns  war 
es,  wenn  ein  Vassall  unter  dem  Vorbehalt  der  Wiedereinlösung  sein  Lehen  dem 
Herrn  im  Lehnsgericht  aufließ,  um  es  dem  Gläubiger  in  Satzungsweise  zu  leihen. 
Vgl.  Ix)EBscH  u.  Schbödbe,  Urlc.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Priyatrechts  Nr.  129  (1.  Aufl. 
Nr.  106). 

"  Vgl.  HoMEYEB,  344.    KoHLBE,  a.  a.  O.  293. 

^"  Sachs.  Lehnr.  55,  §  7:  Svat  aver  die  herre  manlike  liet,  dat  stat  an  des 
mannes  trüwe  ^  weder  he  't  täte  oder  ne  du  na  sime  gelovede,  die  herre  ne  möge  ine 
des  rertügen,  dat  he  *t  binnen  lenrechte  gelovet  hebbe, 

^^  Sachs.  Lehnr.  55,  §  8:  Svie  seget  gut  to  satiunge  gelegen  ^  die  segef  unrecht, 
wende  sattunge  ne  mach  nieman  lien.    Sal  man  gut  setten  als  it  helpende  si,  dat  mut 
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Allein  schon  aus  dem  Verfahren  bei  Immobiliarvindikationen,  wonach  der 
beklagte  Nichteigentümer  zur  Auflassung  an  den  klagenden  Eigentümer 
verurteilt  wurde*®,  ergibt  sich,  daß  man  die  Rückauflassung  des  Lehns 
nicht  notwendig  obligatorisch  aufzufassen  hat.  Die  Verpflichtung  zur 
Rückgabe  wurde  vor  dem  Lehnsgericht  eingegangen  und  hatte  deshalb 
lehnrechtliche  Wirkungen,  so  daß  der  Herr,  wenn  die  Rückauflassung  des 
auf  Treue  geliehenen  Gutes  verweigert  wurde,  wegen  Treubruches  auf 
Entziehung  des  Lehns  klagen  konnte*®.  Da  außerdem  jene  Verpflichtung 
bei  jeder  Lehnserneuerung  wiederholt  wurde,  so  bestand  sie  auch  gegen- 
über den  Nachfolgern  des  Herrn  ^.  Übrigens  scheint  das  Erfordernis  der 
Rückauflassung  wenigstens  bei  dem  Pfandlehn  im  Laufe  des  Mittelalters 
außer  Übung  gekommen  zu  sein. 

Da  die  Leihe  auf  Lebenszeit  durchaus  zum  Wesen  des  Lehns  ge- 
hörte, 80  galt  das  auf  bestimmte  Zeit  oder  mit  einem  dies  incertus  ge- 
gebene Zeitlehn  nur  als  ein  lehnsähnliches  Verhältnis '^^  Dagegen  war 
die  Erblichkeit  der  Lehen  selbst  im  13.  Jahrhundert  noch  nicht  so  fest 
ausgebildet,  daß  man  das  auf  die  Lebenszeit  des  Empfangers  beschränkte 
Leibzuchts-  oder  Leibgedingslehn  nicht  zu  den  wirklichen  Lehen  ge- 
rechnet hätte  ^\  Zwar  kam  dasselbe  fast  nur  bei  Lehnsunfahigen,  namentlich 
Geistlichen  und  Weibern,  vor  und  fand  seine  Hauptanwendung  im  Ge- 
biete des  ehelichen  Güterrechts  als  Leibzucht  oder  Wittum  für  die  Ehe- 
frauen der  Lehnsmannen,  wurde  aber  mit  dem  Rechte  der  Folge  aus- 
gestattet und  insoweit  den  rechten  Lehen  gleichgestellt^'. 

Die  Lehnspflichten  des  Vassallen  gegen  den  Herrn  umfiißten  Treue 
und  Ehrerbietung**,  Lehnsdienst  und  Gerichlspflicht.  Das  Treueverhältnis 
zwischen  Herrn  und  Mann  war  ein  gegenseitiges  und  dem  unter  Ver- 
wandten nachgebildet;  für  den  Mann  bestanden  daneben  noch  besondere 
Treuepflichten  auf  Grund  des  Leihe  Verhältnisses,  namentlich  mußte  er 
sich  jedes  Versuches,  das  Lehn  dem  Herrn  zu  entfremden,  enthalten  und 
bei  der  Leihe  auf  Treue  die  rechtzeitige  Rückgabe  bewirken.    Der  Lehus- 


geschien  vor  des  Landes  richtere^  so  dat  man  is  die  dingplichien  (o  genüge  hehhe-,  sal 
aver  lenunge  geschien,  die  sal  geschien  vor  des  herren  mannen^  an  den  man  is  gefüch 
hMe.  Gelegen  sattunge  dat  n*  is  weder  len  noch  sattunge.  Auctor  vetus  IlL  22: 
Omnis  coneessio  ad  tempus  coTiditionaliter  est  reprobabilis,  propterea  detesteniur  haec 
omnia.  Daß  auch  die  entgegengesetzte  Auffassung  ihre  Vertreter  hatte,  ergibt  sich 
ans  Anct.  vet  III.  21. 

"  Vgl.  S.  271,  353. 

**  Vgl.  Sachs.  liChur.  55,  §  1:  Demc  cn  gut  alsüs  gelegen  wert  uppe  sine  trüwe, 
wel  he  sine  trüwe  breJcen  unde  besahen,  dat  he^s  icht  taten  sole,  dar  mut  he  ivol  sine 
unscult  vore  dun,  man  ne  möge  ine  des  vertilgen,  dat  Jie't  binnen  lenrechte  gelovet  hebbe, 

*•  Damit  erledigt  sich  der  Schlußsatz  in  Sachs.  Lehnr.  55,  §  7. 

»»  Vgl.  HoMBYBB,  357  f.    Sachs.  Lehnr.  78,  §  1. 

*'  Vgl.  HoMBTBB,  358  f.,  363  ff.,  446  f.  Über  äußerlich  verwandte,  aber  auf  einer 
andern  juristischen  Unterlage  beruhende  Erscheinungen  ebd.  359  ff. 

"  Vgl.  HOMBYBR,   367. 

*♦  Vgl.  HoMBTBR,  372  ff.  Zu  der  dem  Manne  obliegenden  Ehrerbietung  gegen 
den  Herrn  gehörte  auch  das  Steigbügelhalten.    Vgl.  ebd.  382. 
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dienst  umfaßte  bei  jedem  rechten  Lehn  Hoflfahrt  und  Heerfahrt.  Die 
Fahrt  an  den  Hof,  sei  es  zu  Gerichtszwecken,  sei  es  zur  Beratung  des 
Herrn  oder  zur  Teilnahme  an  Hoffostlichkeiten,  durfte  der  von  dem  Herrn 
entbotene  Mann  nicht  verweigern  ^^  Von  der  Lehnsgerichtsbarkeit  wird 
erst  später  zu  reden  sein,  ebenso  von  der  Heerfahrt  und  der  bei  den 
Burglehen  die  Stelle  der  Heerfahrt  vertretenden  Burghut*®,  sowie  der 
häufig  vorkommenden  Verpflichtung,  eine  geliehene  Burg  dem  Herrn 
offen  zu  halten. 

Auf  Grund  der  Belehnung  konnte  der  Mann  von  dem  Herrn  die 
Einweisung  in  den  Besitz  verlangen  und  sich,  wenn  diese  verweigert 
wurde,  selbst  des  Gutes  uhterwinden;  Dritten  gegenüber  hatte  ihm  der 
Herr  bei  der  Gewinnung  oder  Verteidigung  des  Gutes  Beistand  oder  Ge- 
währschaft zu  leisten;  im  Falle  des  Unterliegens  war  er  ihm  ersatzpflichtig *^ 
Verfügungen  des  Herrn  über  das  Lehn  waren  erlaubt,  wofern  das  Recht 
des  Mannes  nicht  dadurch  beeinträchtigt  wurde,  z.  B.  Erteilung  von  Ge- 
dinge oder  An  Wartung*^®,  selbst  Übertragung  seiner  Herrschaft  auf  andere, 
soweit  dies  ohne  Benachteiligung  des  Mannes  möglich  war  *®.    Der  Manu 


"  Vgl.   HOMBYBB,    382. 

•*  Das  Burglehn  (feudum  cMtrense,  heneficium  urhanum),  obwohl  es  gleich  dem 
rechten  Lehen  mit  Mannschaft  geliehen  wurde  und  mit  dem  Rechte  der  Folge  nnd 
Vererbung  verbunden  war,  hatte  doch,  da  es  keinen  Reichskriegsdienst  verlangte,  auf 
Seiten  des  Beliehenen  Cborger,  borqman,  ca^trensUy  ca^tellanutj  die  Lehnsfahigkeit 
nicht  zur  notwendigen  Voraussetzung,  obwohl  diejenigen  Burgmannen,  die  nicht 
ihren  staudigen  Wohnsitz  auf  der  Burg  zu  nehmen,  sondern  nur  zu  bestimmten 
Zeiten  oder  in  Notfallen  sich  zur  Burghut  einzufinden  hatten,  regelmäßig  dem  Ritter- 
stande angehörten.  Dem  Stande  der  Edeln  pflegten  diejenigen  entnommen  zu  werden, 
die  den  Befehl  über  die  Burgmannschaft  erhielten  oder  die  Burghut  als  Ganzes  über- 
nahmen; auch  kam  es  vor,  daß  freie  Herren  ein  gewöhnliches  Burglehn  empfingen, 
aber  mit  der  Erlaubnis,  sich  im  Burgdienst  vertreten  zu  lassen.  Die  aktive  Lehns- 
fahigkeit stand  bei  Burglehen  jedem  zu,  der  eine  Burg  besaß,  auch  Einschildigen 
und  selbst  Heerschildslosen,  wie  Frauen  und  Geistlichen.  Den  Gegenstand  des  Burg- 
lehns  bildete  eine  Wohnung  auf  oder  in  der  Nähe  der  Burg  nebst  einer  Rente  oder 
sonstigen  Gefällen.  Durch  Verletzung  der  Burghutspflicht  oder  durch  eine  gegen  den 
Willen  des  Herrn  vorgenommene  Afterverleihung  wurde  das  Recht  des  Burgmannes 
verwirkt.    Vgl.  Homeyeb,  552—562. 

*'  Vgl.  Hombyeb,  395  ff.  Dritte,  die  ihr  Recht  von  demselben  Herrn  herleiteten, 
mußten  dem  früher  Belehnten  weichen,  sobald  keiner  von  beiden  Teilen  im  Besitze 
war;  dagegen  ging  der  auf  Grund  einer  späteren  Verfugung  des  Herrn  in  den  Besitz 
Gesetzte  vor.    Vgl.  Auct.  vet.  L  29.    Homeyeb,  394. 

*^  Vgl.  S.  390  f.  In  Italien  wurde  hinsichtlich  des  Gedinges  keine  einheitliche 
Praxis  beobachtet.    Vgl.  I.  F.  27,  §  1. 

*®  Vgl.  Homeyeb  386  ff.  Un verwehrt  blieb  es  dem  Manne  natürlich,  auf  sein 
Lehn  zu  verzichten,  wenn  er  den  ihm  zugedachten  neuen  Herrn  nicht  annehmen 
wollte.  Der  Herr  durfte  nicht  an  Untergenossen  veräußern,  weil  dies  eine  Heer- 
schildserniedrigung  des  Mannes  nach  sich  gezogen  hätte;  ans  demselben  Grande  war 
ihm  der  Lebnsauftrag  an  einen  Heerschildsgenossen,  sowie  der  an  einen  Ober^enossen 
mit  Rückempfang  zu  Burglchnrecht  untersagt.  Auch  die  Verleihung  an  eine  Zwi- 
schenperson (obinfeudatio  per  dationem).  wodurch  das  bisher  unmittelbare  Jjehn  in 
ein  Afterlehn  verwandelt  wurde,  bedurfte  der  Einwilligung  des  Mannes.  Bei  einer 
teilweisen   oder   geteilten  Veräußerung  brauchte  der  Mann    nur   den   Inhaber    des 
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konnte  nur  über  die  Nutzungen  des  Lehns  für  die  Dauer  seiner  Besitzzeit 
einseitig  verfügen*^;  jede  darüber  hinausreichende  Verfügung,  namentlich 
jede  Verfügung  über  die  Substanz,  bedurfte  der  Einwilligung  des  Herrn, 
insbesondere  mußten«  Veräußerungen  oder  Verpfandungen  des  Lehns  vor 
dem  Herrn  oder  durch  die  Hand  des  Herrn  vollzogen  werden®^  Nur 
Afterverleihungen  waren  dem  Manne,  selbst  wenn  der  Heimfall  des  Lehns 
dadurch  über  die  Dauer  seines  eigenen  Rechtes  hinausgeschoben  wurde, 
auch  ohne  die  Einwilligung  des  Herrn  gestattet  *2.  Die  successionsberech- 
tigten  Descendenten  des  Mannes  waren  an  Verfügungen  von  Todes  wegen, 
überhaupt  an  Verfügungen  für  die  Zukunft,  die  lediglich  den  Nachfolger, 
nicht  aber  den  Verfügenden  selbst  trafen,  nicht  gebunden®*,  dagegen 
mußten  sie  sich  alle  sonstigen  Verfügungen  über  das  Lehn  unbedingt 


größten  Teils  als  seinen  Herrn  anzuerkennen.  In  Italien  galten  die  gleichen  Grund- 
satze nur  im  Mailändischen,  während  das  lombardische  Becht  sonst  zur  Übertragung 
der  Herrschaft  stets  die  Zustimmung  des  Mannes  verlangte.  Vgl.  I.  F.  22,  §  1. 
IL  F.  9,  §  2.  34.  §  2.  56,  §  2. 

'®  Vgl.  El.  Kaiserr.  III.  c.  23.  Vorausgesetzt  daß  es  sich  nicht  um  Verfügungen 
handelte,  die  ihn  zur  gehörigen  Erfüllung  seiner  Lehnspilichten  außer  Stande  setzten. 
In  Italien  galt  diese  Beschränkung  ursprünglich  nicht,  vielmehr  konnte  der  Vassall, 
Yorbehaltlich  des  mit  der  Revokatorien  klage  zu  verfolgenden  Heimfallsrechtes  des 
Herrn,  für  seine  Besitzzeit  und  diejenige  seiner  successionsberechtigten  Descendenten 
über  das  halbe»  in  manchen  Gegenden  sogar  über  das  ganze  Lehn  auch  ohne  Zu- 
stimmung des  Herrn  verfügen.  Dem  letztern  stand  nur  der  Ijchnsretrakt,  d.  h.  das 
fiecht,  den  Dritterwerber  auszukaufen,  zu.  Erst  durch  das  Gesetz  Lothars  III.  von 
1136  (Mon.  Germ.  Leg.  IL  83  f.  IL  F.  52  pr.  §  1),  dem  ein  Gesetz  Friedrichs  L  von 
1154  (Mon.  Germ.  Leg.  II.  96,  113  f.  IL  F.  55)  rückwirkende  Kraft  verlieh,  wurde 
die  Strenge  des  deutschen  Rechtes  auch  in  Italien  eingeführt.  Vgl.  I.  F.  5  pr.  13  pr. 
II.  F.  9  pr.,  §  1.  44  pr.  Die  Übertragung  des  Lehns  auf  einen  successionsberech- 
tigten Verwandten  wurde  von  dem  Veräußerungsverbote  nicht  betroffen.  Vgl.  IL  F. 
3.  §  1.  Kl.  Kaiserr.  IIL  c.  24,  26.  Über  veräußerliche  Lehen,  bei  denen  das  Recht 
der  Lehnsveräußerung  durch  Lehnsvertrag  gewährt  war,  vgl.  Kraut,  Grundriß  §  242. 

**  VgL  HoMEYEB,  425—437.  Über  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Ehefrau  ebd. 
359  ff.  Siehe  auch  Waitz,  63  f.  Über  Verpfändung  des  Lehns  an  den  Herrn  vgl. 
HoMEYER,  434.    Köhler,  Pfandrechtl.  Forschungen  284  ff. 

"  Vgl.  Homeyeb,  431  f.,  517  ff.  IL  F.  3,  8  1.  9  pr.  Durch  die  Afterleihe  wurde 
die  Dienstföhigkeit  des  Mannes  nicht  geschwächt,  da  ihm  die  Dienste  des  Aftcr- 
lehnsmannes  zur  Verfügung  standen.  Kam  sein  eigenes  Recht  in  Wegfall,  z.  B.  durch 
unbeerbten  Tod  oder  wegen  Verschuldung  (Anm.  119,  124),  so  hatte  der  Herr  als 
Oberlehnsherr  die  Wahl,  ob  er  durch  anderweitige  Verleihung  einen  neuen  Unter- 
berm  einschieben  oder  den  bisherigen  Afterlehnsmann  als  seinen  unmittelbaren 
Vassallen  annehmen  wollte.  War  der  Mann  ein  Einschildiger,  so  war  ihm  die  After- 
leihe nicht  gestattet,  weil  diese  dem  Oberlehnsherm  die  Fortdauer  der  ritterlichen 
Dienste  nicht  zu  gewähren  vermochte.  Aus  demselben  Grunde  war  die  Afterleihe 
bei  Barglehen  und  Bauermeisterlehen  untersagt.  Vgl.  übrigens  Anm.  14,  56.  Über 
Beschränkungen  der  After  Verleihungen  seitens  geistlicher  Fürsten  vgl.FicKER,  Eigentum 
am  Beichskirchengutc  140  ff. 

•»  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  30,  i$  1.  58,  8  2.  Ssp.  L  52,  5$  2.  Hombyer  432,  436  ff. 
Ebenso  L  F.  8  pr.:  Si  quis  i^itur  decesserit  fliis  et ßliaJms  ituperstUihu^ ^  succedunf 
fanium  filii  aequaliterj  veL  nepotes  ex  ßlio  loco  sui  patris,  nMa  ordinatione  defuncd 
infeudo  manente  vel  valente.    Vgl.  IL  F.  9,  §  1. 
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gefallen  lassen^*.  Ihr  Successionsrecht  war,  solange  der  Besitzer  lebte,  ein 
bloßes  Hoffnungsrecht  wie  das  des  Gedingsmannes*^^  Anders  stand  es 
mit  den  Seiten  verwandten,  deren  Stellung  gegenüber  den  Verfiigungen 
des  Mannes  aber  nur  im  Zusammenhange  mit  dem  Eehnserbrecht  erörtert 
werden  kann. 

Die  von  den  zunächst  beteiligten  Persönlichkeiten  unabhängige  Dauer 
des  Lehnsbandes  fand  ihren  Ausdruck  in  dem  Rechte  der  Folge  und  der 
Vererbung.  Beide  Eechte  kamen  in  Wegfall,  wenn  der  Mann  lehnsunfahig 
war  oder  der  Grewere  am  Lehn  darbte ®®.  War  der  Herr  gestorben  oder 
durch  Veräußerung  oder  Verlust  seines  Rechtes  beseitigt,  so  hatte  der 
Mann  dem  Lehnserben  oder  sonstigen  Rechtsnachfolger  desselben,  gege- 
benenfalls dem  Oberlehnsherm,  zu  folgen*^.  Einen  neuen  Herrn,  der 
nicht  Heerschildgenosse  des  vorigen  war,  brauchte  der  Mann  sich  nicht 
gefallen  zu  lassen®^.  Unter ,  mehreren  Lehnserben  des  Herrn  hatte  er 
nur  einem  zu  folgen,  den  in  Ermangelung  einer  Einigung  der  Oberlehns- 
herr bestimmte®*. 

Die  Erblichkeit  der  Lehen  ^^  war  seit  dem  11.  Jahrhundert  zu  einem 
allgemein  anerkannten  Gewohnheitsrecht  geworden,  wenn  auch  noch  in 


**  Vgl.   HoMEYEB   438.    Ssp.  L  14,  §  2.     In   einem   Schiedsspruch    von    1289 
(Simon,  Geschichte  des  Hanses  Isenbnrg  n.  Büdingen,  III.  Nr.  55  a)  heißt  es:  dasein 

igltch  man  — ,  der  sin  lehen  in  sime  gewalt  kette,  —  —  —  mag  woil  tun  mit 

demselben  leiten  mit  der  le/ienherren  hant  swas  er  teil,  an  sincr  kinde  ding  vnd  an 
aller  lüde;  die  Gegner  wissen  darauf  nur  anzuführen:  das  cr's  nieht  tun  mohte  zu 
der  zitf  wende  her  also  ungewaltig  were  sins  W)€8  und  siner  sinne,  das  er  en  wüste 
uhel  noch  gut-,  ah  er  woil  hesehSnde  wene,  er  stürbe  derselben  suhte,  das  er  da  nit 
enterben  mo/tte  mit  delieiner  sa^he  rehte  sin  hint  eren  und  gudes,  des  er  zu  rehte 
lehens  erf)e  waz.  Über  die  übereinstimmende  Behandlung  der  Descendenten  im  lom- 
bardischen Recht  vgl.  Schröder,  Die  rechtliche  Natur  der  Lehnsfolge  im  langob. 
i^chnrecht,  i.  d.  Zeitschr.  f.  KG.  V.  285  ff.  Erst  gejiren  Ende  des  Mittelalters  wurden  in 
Deutschland  die  bei  Imniobiliarveräußcrungen  geltenden  Grundsätze  des  Landrechts 
mehrfach  auch  auf  Lehnsveräußerungen  tibertragen.  Vgl.  Homeyer,  439.  Urk.  v. 
1434,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  XIII.  469:  lanfreeht^  alts  herkamen  und  guet 
gewonhait  sei  im  land  zue  Swaben,  was  lecken  seij  datz  man  dhainen  erben  davon  nit 
enterben  noch  geieeisen  muge, 

*^  Vgl.  S.  391.  Wenn  der  Mann  das  Lehn  verwirkte,  so  verwirkte  er  es  zu- 
gleich für  seine  Descendenten.    Vgl.  S.  400. 

•«  Vgl.  Anm.  6,  40.  Homeyer  412  f.,  440.  Sachs.  Uhnr.  11,  §  1.  59,  §  3.  Auct. 
vet.  I.  33:  Bona  quae  non  kabet  komo  in  possessione  sua  et  quae  non  sunt  fUn  de- 
monstrata,  haec  non  kereditat  in  fdium  nee  sequitur  ea  in  dominum  aiium.  Vgl. 
auch  I.  F.  25,  §  1.  Besitzverlust  durch  Gewalt  schadete  dem  Manne  nichts,  wenn 
er  deswegen  klagbar  geworden  war. 

®^  Die  Allodialerben  kamen  in  der  Kegel  nicht  in  Betracht,  weil  bei  Lehen  an 
Eigen  im  allgemeinen  kein  Recht  der  Folge  bestand.    Vgl.  Anm.  4. 

••  Vgl.  Änm.  59.    Homeyer,  444. 

*•  Vgl.  Homeyer,  443.    Über  teilweise  Veräußerungen  des  Herrn  s.  Anm.  59. 

^«  Über  das  Lehnserbrecht  vgl.  Homeyer,  444  ff.  Waftz,  58  ff.  VII.  9  ff.  Hbuslkr, 
IL  612 ff.  Stobbe,  §§  315—319.  H.  Schulze,  Das  Erb-  und  Familienrecht  der 
deutschen  Dynasten  des  Mittelalters  (1871),  S.  33 ff.;  Das  Recht  der  Erstgeburt  in 
den  deutsch.  Fürstenhäusern  S.  62  ff.,  82  ff. 
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der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  daran  festgehalten  wurde,  daß  die 
Beschränkung  auf  die  Lebenszeit  des  Beliehenen  mit  dem  Begriffe  eines 
rechten  Lehns  vereinbar  sei'^  Zunächst  ist  die  Erblichkeit  bei  den 
nichtfürstlichen  Lehen  zur  Anerkennung  gelangt,  und  man  darf  wohl  an- 
nehmen, daß  hier  die  Politik  Konrads  IL  in  Deutschland  ebenso  ent- 
scheidend  wie  in  Italien  eingegriffen  hat^*.  Bei  den  Fürstentümern 
hat  der  schwankende  Zustand,  nach  welchem  bald  der  Lehnsanspruch 
bald  der  Amtscharakter  den  Ausschlag  gab,  erheblich  länger  gedauert; 
unbestritten  stand  hier  die  Erblichkeit  erst  seit  dem  Anfange  des  12.  Jahr- 
hunderts fest^^. 

Außer  den  Lehnsunföhigen  blieben  auch  solche  Personen,  die  wegen 
körperlicher  Mängel  keine  Ritterdienste  zu  leisten  vermochten,  von  der 
Lehnssuccession  ausgeschlossen^*.  Die  Succession  beschränkte  sich,  wie 
in  Italien,  auf  die  Descendent^  aus  dem  Manusstamme,  umfaßte  aber 
nicht  wie  dort  die  gesamte  lehnsfähige  Nachkommenschaft  des  ersten  Er- 
werbers'*^, sondern  nur  diejenige  des  letzten  Besitzers,  sie  war  demnach 


"  Vgl.  S.  393. 

^'  Vgl.  ScHüLZB,  Eecht  der  Erstgeburt  86.  Waitz,  60.  Id  Italien  wurde  für  die 
3.  und  4.  Heerschildstufe  (S.  384),  durch  das  Lelinsgesetz  Konrads  II.  von  1037  (Mon. 
Germ.  Ijeg.  11.  39.  IV.  583)  eine  beschränkte  Erblichkeit  eingeführt:  Praecipimug 
etiamy  ut^  cum  aliquis  miles  sive  de  maioribus  »ive  de  minoribus  de  hoc  seculo  mi- 
graverit,  ßliiis  eitu  heneficium  haheat.  si  vero  Jilium  non  Itahuerit,  et  ahiaticum  ex 
mcuculo  filio  reliquerit,  pari  modo  heneßcium  haheat  ^  servato  usu  mamrum  tcal- 
vcufsomm  in  dandis  equis  et  armis  suis  senioribus,   si  forte  abiaHcum  ex  filio  non 

reliqueritt  et  fratrem  legitimum  ex  parte  patris  h^uerit, beneficiu7n,  quod 

patris  suißUty  haheat. 

^'  Vgl.  Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  88—94,  der  wohl  mit  Recht  den  Zu- 
ständen unter  Heinrich  IV.  einen  maßgebenden  Einfluß  beilegt.  Laspeyres,  Ent- 
stehung der  Libri  feudorum  172  f.,  176.  Nach  I.  P.  14  pr.  stand  die  Erblichkeit  der 
Fürstentümer  noch  nicht  fest,  während  die  übrigen  Teile  des  lombardischen  Ijehn- 
rechtsbuches  sie  als  selbstverständlich  behandeln. 

'*  Ssp.  I.  4.  Richtsteig  Lehnr.  28,  §  5.  I.  F.  6,  §  2.  II.  F.  36.  Das  Erfordernis 
voller  Ritterbürtigkeit  von  vier  Ahnen  wurde  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jh.  nicht  mehr 
aufrechterhalten,  es  genügte,  wenn  nur  der  Vater  und  dessen  Vater  Rittersleute  ge- 
wesen waren.  Vgl.  Richtst.  I^hnr.  28,  §  3:  So  wage  de  andere:  sint  din  broder 
dineme  vader  nicht  evenljordich  en  was,  wen  sin  moder  was  enes  bures  doclUer,  eft 
du  med  eme  dorvest  deilen  dines  vader  erßSn?  Dar  vrage  du  jegen:  sint  din  moder 
vri  was  unde  nemandes  eigen,  eft  se  di  an  dineme  herscilde  icht  siden  mochte^  eft  se 
wol  enes  bures  dochter  were?  So  vindme:  se  ne  mochte,  wan  de  herscilt  kumpt  van 
dem  vadere  unde  van  dem  eldervader.  War  der  Lehnserbe  dem  Verstorbenen  nicht 
ebenbürtig  zu  Lehnrecht,  indem  er  einem  niederen  Heerschilde  angehörte,  so  konnten 
zwar  nicht  seine  Miterben,  wohl  aber  der  Lehnsherr,  der  Aftervassall  und  der  Ge- 
dingsmann  ihm  die  Anerkennung  verweigern.  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  20,  §  3.  Richtst. 
Lehnr.  28,  §  4.    Uombyeb,  448. 

'*  Schon  das  Gesetz  von  1037  (Anm.  72)  hob  ausdrücklich  hervor,  daß  der  Bruder 
nur  in  ein  bereits  von  seinem  Vater  besessenes  Lehn  succedieren  könne.  Vgl.  I.  F. 
1,  §  1.  Dasselbe  geschah  in  der  nur  in  Auszügen  erhaltenen  Lex  Quicumque  igitur 
Lothars  III.  (I.  F.  19,  §  1,  s.  Anm.  85)  bei  der  Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  den 
Sohn  des  Bruders  und  den  Vaterbruder,  und  auch  nachdem  im  Laufe  des  12.  Jh. 
schrittweise   die  Ausdehnung  auf  die  Agnaten  überhaupt  erfolgt  war,   wurde  das 


398  ^^  Mittelalter. 

ausschließlich  Descendentensuccession  und  ließ  die  Ascendenten  und  die 
Seiten  verwandten,  selbst  die  Brüder,  unberücksichtigt^®. 

Da  der  Herr  rechtlich  nicht  verpflichtet  war,  das  Lehn  zu  teilen, 
so  konnte  unter  mehreren  Erben  immer  nur  einer  die  Lehnserneuerung 
beanspruchen^^;  die  dabei  übergangenen  Linien  blieben  dauernd  von  der 
Succession  ausgeschlossen.  Wo  aber  auf  Grund  besonderer  Abmachung 
eine  Teilung  des  Lehns  unter  die  Miterben  stattfand,  bildete  jeder  Teil 
ein  Lehn  für  sich,  so  daß  eine  Konsolidation  im  Wege  der  Erbfolge 
nicht  wiedereintreten  konnte^®.  Durch  Erteilung  von  Gedingen  konnte 
nur  wenig  geholfen  werden,  da  das  Gedinge  zu  vielen  Gefahrdungen  aus- 
gesetzt war.  Dagegen  gewährte  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  (S.  389) 
ein  passendes  Auskunftsmittel,  zu  dessen  Gewährung  der  Lehnsherr  um 
so  leichter  bewogen  werden  konnte,  als  er  der  Zersplitterung  der  Lehns- 
dienste durch  die  Bezeichnung  eines  der  Gesamthänder  als  Lehnsträger 
vorzubeugen  vermochte.    Was  anfangs  nur  eine  persönliche  Gunst  gewesen 


Erfordernis  des  heneficium  patemum  unbedingt  festgehalten.  Vgl.  I.  F.  14,  §  1  (per 
investituram  patris  et  avij,  U.  F.  26,  §  17  (agnati  qui  quarto  gradu  sunt,  dummodo 
ad  eos  periineat).  I.  F.  8,  §  1.  U.  F.  81  (admittuntur  qui  quarto  gradu  sunt  remoti 
ah  eo  qui  id  acquisivit,  et  etiam  utque  ad  infinitum,  dum  tarnen  hoc  constety  ab  eo 

per  ma^culos  deacendisae),    H.  F.  11   (agnati  ulteriores  — ,  si  feudum  ait  pa- 

ternum,  h.  e,  si  fuit  üliua  parentis,  qui  eius  fuit  agnationis  communis).  Nur  durch 
besondere  Abrede  konnte  das  Successionsrecht  auch  auf  Seitenverwandte  des  ersten 
Erwerbers  ausgedehnt  werden  (feudum  novum  iure  antiqui  eoncessumj.  Vgl.  I.  F.  8, 
§  3.  14,  i$  2.  20.   IL  F.  16  pr.  18. 

'*  Vgl.  Waitz,  61.  HoHEYEB,  450  ff.,  dem  besonders  auch  darin  Recht  zu  geben 
ist,  daß  die  nur  von  der  Succession  des  „Sohnes**  sprechenden  Quellen  unter  „Sohn" 
überhaupt  die  männliche  Descendenz  verstehen.    Vgl.  Reichsxirteil  von  1299  (Mon. 

Germ.  Leg.  II.  473):    ex   quo   talis decederet  sine  heredibus   descendentibus, 

communi  iure —  ipsa  bona,  que  tenuit  ab  ecclesia,  vacant  ipsi  ecclesie  et  non 

aliu  Die  Ausschließung  der  Seiten  verwandten  bestand  noch  im  15.  Jh.  zu  Recht 
Vgl.  DiECK,  De  tempore  quo  ins  feudale  Langobardorum  receptum  sit,  Halis  1848, 
S.  36  f.  Bei  dem  bekannten  Versuche  Heinrichs  VI.,  die  Fürsten  für  die  Bewilligung 
der  Erblichkeit  der  Krone  in  seinem  Hause  zu  gewinnen,  wurde  von  ihm  als  Kom- 
pensationsobjekt die  Ausdehnung  der  Ijchnssuccession  auf  die  weiblichen  Linien  und 
die  Agnaten  in  Aussicht  gestellt.  Vgl.  Fickeb,  De  Henrici  VI.  conatu  electiciam 
regum  successionem  in  hereditariam  mutandi,  Bonnae  1849,  S.  21,  29,  35,  50  ff.  Siehe 
auch  Anm.  109. 

"  Vgl.  HoMBYER,  455.  Bei  Fahnlehen  und  Gerichtslehen  beruhte  die  Unteil- 
barkeit auf  dem  Reichsrecht.  Vgl.  ebd.  536  f.,  550.  Schulze,  Recht  der  Erstgeburt 
95—120;  Erb-  und  Familienrecht  41.  Dies  galt  insbesondere  auch  für  Italien,  wo 
die  nichtfürstlichen  Lehen  in  der  Regel  geteilt  wurden.  Vgl.  Lehnsgesetz  Friedrichs  I. 
von  1158  (Mon  Germ.  IjCg.  II.  113.  IL  F.  55,  §  2):  Preterea  ducatus,  marchia^  comi- 
tatus  de  cetera  non  ditndantur,  aliud  autem  feudum,  si  consortes  voluerint,  dividatnr, 
ita  ut  omnesj  qui  pariem  feudi  habent  iam  divisi  vel  dividendi,  fidelitatem  faciant. 
Den  zu  Belelinenden  unter  den  Miterben  bestimmte,  wenn  keine  besondere  Norm 
vorlag,  in  Ermangelung  einer  Einigung  der  Ijchnsherr.  Bei  den  Fürstenlehen  ent- 
schied ursprünglich  nicht  selten  die  Wahl  des  Volkes  (vgl.  Schulze,  Recht  der  Erst- 
geburt 122  ff.),  schon  früh  aber  wurde  die  Succession  nach  Altersvorzug  die  allge- 
meine Regel  (vgl.  ebd.  125—147,  Homeyer,  482  f.). 

"  Vgl.  HoMETEB,  464.    Siehe  auch  Anm.  80. 
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war,  die  von  jedem  Nachfolger  des  Herrn  aufs  neue  erbeten  werden  mußte, 
wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  zu  einer  rechtlichen  Pflicht,  so  daß, 
wenn  mehrere  Lehnserben  vorhanden  waren,  der  Herr  die  Belehnung  der- 
selben zur  gesamten  Hand  und  der  Nachfolger  des  Herrn  die  entsprechende 
Lehnsemeuerung  nicht  verweigern  konnte^®.  Hatte  der  Herr  die  Gesamt- 
belehnung  erteilt,  so  waren  die  Beliehenen  berechtigt,  auch  ohne  seine 
Genehmigung  das  Lehn  zu  teilen,  aber  auf  die  Gefahr  hin,  ihr  gegen- 
seitiges Accrescenzrecht  einzubüßen,  da  die  gesamte  Hand  durch  jede 
Teilung,  die  nicht  eine  bloß  auf  die  Früchte  beschrankte  Mutschierung 
(Anm.  30)  war,  gebrochen  wurde®®.  Seit  dem  14.  Jahrhundert  kam  aber 
auch  diese  Beschränkung  in  Wegfall,  die  Teilung  des  Lehns  hob  das 
auf  der  Gesamtbelehnung  beruhende  Accrescenzrecht  nicht  mehr  auf,  die 
gesamte  Hand  wurde  ungeachtet  der  Teilung  als  fortdauernd  fingiert  und 
nur  daran  wurde,  wenigstens  bei  den  alten  sächsischen  Fahnlehen,  fest- 
gehalten, daß  bei  jedem  Herrn-  wie  Mannsfalle  die  Lehnser'neuerung 
seitens  der  Gesamthänder  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  nachgesucht 
werden  mußte  ®^  Noch  weiter  ging  man  schon  im  14.  Jahrhundert  in 
Süddeutechland  und  bei  solchen  norddeutschen  Fahnlehen,  die  auf  Lehns- 
auftrag beruhten  (Herzogtum  Braunschweig)  oder  sich  in  den  Händen  alt- 
einheimischer Herrscherhäuser  befanden  (Pommern,  Mecklenburg)®^»:  man 
hielt  die  Behnung  zur  gesamten  Hand  zur  Erhaltung  des  agnatischen 
Erbrechts  nicht  mehr  für  notwendig,  sondern  fingierte  die  Fortdauer  der- 
selben, auch  wenn  die  einzelnen  Teilhaber  die  Belehnung  nur  für  ihren 
Teil  empfangen  hatten  ®l  Endlich  kam  man  dahin,  die  Gesamtbelehnung 
auch  da  zu  fingieren,  wo  auf  Grund  der  Individualsuccession  überhaupt 
nur  Einer  belehnt  werden  durfte:  man  betrachtete  den  nur  für  seine  Person 
Belehnten  zugleich  als  Lehnsträger  für  seine  Miterben®*.    Somit  war  das 


'•  Vgl.  HOMEYBB.  466. 

'**  Vgl.  HoMBTEB,  460.  DuNCKER,  a.  a.  O.  109.  V.  SiCHBKER,  GeBamtbelehnuTig 
12  f.  Vgl.  Kl.  Eaiserr.  III.  c.  12:  Mn  iglich  man  der  sal  wissen,  der  gemein  leiten  hat 
mit  andern  luien  oder  mit  sinen  gehornen  magen,  muf schart  er  si  mit  des  kei^ers 
gebotj  wie  es  dan  kumt,  so  helihen  die  lehen  bi  den  ganerben,  teilt  er  sie  nach  des 
heisers  rechte,  als  er  es  dem  lehen  hat  gesalzt,  irstirht  dan  die  ein  site,  sie  vellet  in 
des  keisers  hant,  un  han  ez  die  virlom,  von  den  es  geteilt  ist;  sint  in  des  riches  recht 
stet  gescriben:  geteilt  lehen  sal  dem  riche  ersterben. 

**  Vgl.  V.  SicHEREB,  Die  Gesamtbelehnung  in  deutschen  Fürstentümern  (1865) 
S.  7—24.  Ursprünglich  mußte  der  Lehnsemeuerung  die  Auftragung  sämtlicher  Teile 
an  den  Herrn  Yorangehen,  so  daß  dieser  die  Gesamtbelehnung  an  dem  ungeteilten 
Ijehn  erteilte.  Allein  schon  früh  gewöhnte  man  sich,  von  dieser  Form  abzusehen, 
so  daß  die  Belehnung  ungeachtet  der  Fortdauer  der  Teilung  erfolgte. 

»»*  Vgl.  V.  SiCHEBEB,  a.  a.  0.  27  ff.,  31  f.,  34  f.,  41,  55  ff.,  60,  62  f.  In  Österreich 
galt  das  Erbrecht  der  KoHateralen  schon  auf  Grund  des  Privilegium  minus  von  1156, 
vgl.  Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  41  ff. 

^«  Vgl.  HoMBYBR,  466  f.  DuNCKER,  a.  a.  0.  102  ff.  In  Italien  fand  bei  nicht- 
fürstlichen Lehen  in  der  Regel  freie  Teilbarkeit  «tatt.  Das  agnatische  Successions- 
recht  wurde  weder  durch  Teilung,  noch  durch  die  ungeteilte  Überlassung  des  Lehens 
an  einen  der  Miterben  beeinträchtigt.    Vgl.  I.  F.  8,  §  1.  12.  IL  F.  50. 

"'  Vgl.  HoHETBB,  465.    DuNCKBE,  a.  a.  0.  110.    So  schon  das  in  Hessen  (vgl. 
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deutsche  Recht  noch  geraume  Zeit  vor  der  Rezeption  des  lombardischen 
Lehnrechts  zu  demselben  Entwickelungsstadium  wie  dieses  gelangt,  wenn 
auch  die  juristische  Grundlage  in  beiden  nicht  dieselbe  (im  deutschen 
Recht  die  wirkliche  oder  fingierte  Gesamtbelehnung,  im  lombardischen 
das  Miterbrecht  zu  gesamter  Hand)  gewesen  ist®*.  Das  Recht  des  ersten 
Erwerbers  ging  mit  seinem  Tode  kraft  Erbrechts  auf  seine  Söhne  oder 
Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  über,  und  zwar  so,  daß  jeder  Miterbe 
ein  selbständiges,  ohne  seine  Zustimmung  nicht  mehr  entziehbares  Recht 
auf  das  ganze  Lehn  erhielt,  gleichviel  ob  dasselbe  in  ungeteilter  Ge- 
meinschaft behalten  oder  unter  die  einzelnen  Linien  geteilt  oder  einem 
der  Miterben,  etwa  dem  ältesten,  zu  alleinigem  Besitz  überlassen  wurde. 
In  derselben  Weise  vererbte  jeder  einzelne  Miterbe  sein  Recht  auf  seine 
Descendenten,  jeder  von  diesen  wieder  auf  die  seinigen  u.  s.  w.®^  Wer 
sein  Recht  bei  seinen  Lebzeiten  aufgegeben  oder  verwirkt  hatte,  konnte 
auf  seine  Descendenten  nichts  übertragen,  da  diese  ein  eigenes  Recht  erst 
erlangten,  wenn  und  so  weit  sie  seine  Erben  wurden®^.  Die  Lehns- 
succession  beruhte  demnach  in  absteigender  Linie  durchweg  auf  Erbgang, 
sie  war  reine  successio  mortis  causa,  während  gegenüber  den  Seitenlinien 
für  alle  Mitbeerbten  ein  sofortiges  Recht  bestand,  das  bei  dem  Aussterben 
einer  Linie  für  die  ihr  zunächst  stehende  Seitenlinie  zum  Accrescenz- 
recht  führte  ^^ 

V.  Sicherer  55  ff.)  eDtstandene  Kl.  Eaiserrecht  IlL  c.  29:  Da  die  luie  sin,  die  gemein 
feilen  hart,  die  sullen  wissen ,  daz  sie  die  eldeste  hant  mag  enpkahen  den  andern  allen 
nach  des  kei-sers  rechte^  daz  ste  ez  geteert  sint  sint  in  des  riches  recht  gescrihen 
stet:  das^  ungeteilt  gut  mag  ein  hant  mit  truwen  von  dem  heiser  enpkahen.  Vgl. 
Rupr.  y.  Freising  II.  c.  91:  Wo  gestoistergeud  sindj  ir  sein  zwai  oder  mer,  di  lehn 
hohen  das  in  ir  vater  lassn  hat,  enphacht  der  eltist  das  Uhen,  das  sol  den  andern 
gesfcistergeudn  nicht  schaden,  si  hxidjen  alle  di  recht  an  dem  lehn,  di  der  eltist 
hrueder  hat, 

*♦  Über  das  Folgende  vgl.  meinen  Aufsatz  „Die  rechtliche  Natur  der  Lehnsfolge 
im  langobardischen  Lehnrecht'S  Zeitschr.  f.  RG.  V.  285—298.  In  dem  Hauptergebnis 
stimmt  derselbe  mit  einer  von  Mayr,  Handbuch  d.  gem.  u.  bair.  Iiehnrechts  179, 
und  neuerdings  genaaer  von  Stobbk,  Privatr.  V.  327,  Anm.  31  angefahrten  Äußerung 
Albrecut's  iiberein.  Es  ist  vielleicht  nicht  überflüssig  zu  bemerken,  daß  ich  seiner- 
zeit von  dieser  Äußerung  erst  nach  Abschluß  meiner  eigenen  Untersuchung,  dann 
freilich  um  so  freudiger,  Kenntnis  erhalten  habe. 

*^  Sachs.  lichnr.  32,  §  2^  Die  teile  ok  sie't  gut  to  samene  hebbet,  stirft  ir  en, 
sin  kint  trit  in  des  vader  stat  unde  behalt  sin  gut  gemene  mit  den  vedderen ,  als  it 
sin  vader  hadde,  I.  F.  19,  ^  1:  Si  quis  miles  mortuus  fuerit  sine  ßlio  masculo,  et 
nepotein  reliquerit,  in  beneficium  avi  in  patris  vicem  succedat.  et  si  hie  deest,  et 
fratrem  reliquerit,  in  beneficium  patris  ipse  succedat.  et  si  ßlius fratris  mortuus 
fuerit,  f rater  patris  in  beneficium  avi  defuficti  (des  Großvaters  des  Verstorbenen, 
d.  h.  des  Vaters  des  Ijchnfolgers)  succedat.  Freilich  war  der  Descendent  Erbe  in 
dem  beschränktem  Sinne  des  deutschen  Rechts,  gegen  nur  ihn  treffende  Verfugungen 
des  Erblassers  geschützt  und  für  die  Schulden  desselben  nur  bedingt  haftbar.  Vgl. 
Anm.  63,  64;  Hombykr,  468. 

^^  Daher  die  unbedingte  Gültigkeit  jeder  mit  Zustimmung  der  Mitbeerbten  ge- 
troffenen  Verfügung.    Vgl.  U.  F.  39.    Sachs.  Lehnr.  32,  §  1,  §  8. 

^^  Mit  besonderer  Schärfe  ist  der  Gegensatz  des  Agnaten-  und  des  Descendenten- 
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Schon  früh  kamen  Abweichnngen  von  den  allgemeinen  Grundsätzen 
des  Lehenerbrechts  infolge  besonderer  Vereinbarung  vor,  namentlich  bei 
aufgetragenen  Lehen  war  die  Stellung  der  Yassallen  häufig  eine  besonders 
begünstigte.  Beispiele  freier  Vererbung  des  Lehns  begegnen  schon  in 
Zeiten,  wo  die  Erblichkeit  von  Bechts  wegen  noch  eine  sehr  beschränkte 
war®®.  Eine  große  Rolle  spielte  die  Übertragung  der  Lehen  auf  die  Töchter 
der  Vassallen,  eine  Gunst,  die  den  Lehnsherren  vielfach  das  Recht  ver- 
schaffte, den  Erbtöchtem  ihrer  Mannen  den  Gemahl  zu  bestimmen®^. 
Seit  dem  12.  Jahrhundert  begegnen  auch  schon  wirkliche  Weiberlehen, 
bei  denen  nach  dem  Aussterben  des  Mannsstammes  der  Übergang  auf 
die  nächste  weibliche  Linie,  innerhalb  dieser  aber  alsbald  wieder  mit  Be- 
vorzugung des  Mannsstammes,  einzutreten  pflegte^. 

War  der  Lehnserbe  noch  unmündig,  so  blieben  die  Lehnsdienste  und 
in  der  Regel  auch  die  Lehnsemeuerung  oder  doch  die  Ableistung  der 
Hulde  bis  zum  Eintritt  der  Mündigkeit  suspendiert  ®^  Während  aber  in 
Italien,  obwohl  der  Herr  die  Lehnsdienste  des  Mannes  einstweilen  ent- 
behrte, die  Nutzungen  des  Lehens  dem  unmündigen  Lehnserben  verblieben, 

rechtes  im  lombardischen  Lehnrecht  ausgeprägt  Der  Agnat  fordert  das  Lehn  ^kraft 
eigenen  Rechts.  Er  fordert  es  vom  Besitzer,  wenn  dieser  es  durch  Quasifelonie  ver- 
wirkt hat  (Anm.  120);  ans  dem  Nachlaß  des  Besitzers»  wenn  es  ihm  durch  den  unbe- 
erbten Tod  desselben  ledig  geworden  ist,  gleichviel  wem  der  AUodialnachlaß  zufallt 
(II.  P.  45.  51,  §  4) ;  vom  Herrn,  wenn  dieser  es  dem  frühem  Besitzer  wegen  Felonie 
entzogen  hatte  und  das  Lehn  nun  durch  unbeerbten  Tod  des  letztem  oder  seiner 
Descendenten  dem  Agnaten  ledig  geworden  ist  (Anm.  119);  endlich  von  dem  Dritten, 
der  das  Lehn  ohne  Zustimmung  des  Agnaten  oder  seines  Ascendenten  erworben  hat, 
und  zwar  entweder  sofort  mit  dem  Lehnsretrakt,  also  gegen  Entschädigung,  oder 
unentgeltlich  mit  der  Bevokatorienklage,  nachdem  durch  Abgang  des  Yeräußerers 
und  seiner  lehns^igen  Descendenz  der  Anfall  an  den  Agnaten  eingetreten  ist  (II.  F. 
26,  §  14.  89  pr.  88.  I.  F.  8,  §  1).  Dagegen  bildet  das  Lehn  für  den  Descendenten 
des  verstorbenen  Besitzers  nur  einen  Teil  der  Erbschaft;  er  bekommt  nichts,  wenn 
ihm  nichts  hinterlassen  wird;  Lehen-  und  AUodialerbschafb  bilden  eine  einheitliche 
Masse,  zwischen  welcher  der  Erbe  nicht  beliebig  auswählen  kann  (11.  F.  45.  51,  §  4); 
nur  insofem  wird  unterschieden,  als  das  Lehn  nicht  durch  letztwillige  Verfügung 
entzogen  werden  darf,  also  Pfliohtteilscharakter  hat,  und  als  es  nur  auf  die  lehns- 
fahigeui  nicht  aber  auf  alle  zum  AUodialnachlaß  berafenen  Descendenten  übergeht. 

••  Vgl.  Waitz  61  f.  HoMETBs  462.  Stobbb,  V.  322.  Bbrchtold,  Landeshoheit 
Österreichs  41  ff.    Oorkondenb.  van  Holland  en  Zeeland  U.  Nr.  86  (1262). 

»•  Vgl.  Waitz  64  ff. 

»•  Vgl.  HoMBYEB  452  f.  Waitz  66.  VH.  12.  Stobbb,  V.  825  f.  H.  Schulzb, 
Erb-  u.  Familienrecht  d.  deutsch.  Dynastien  35  ff.  BAhmbr,  Acta  imperii  sei.  Nr.  835, 
880,  888.  Die  wichtigsten  Weiberlehen  waren  das  Herzogtum  Österreich  auf  Grund 
des  Privilegium  minus  von  1156  (vgl.  Bzbohtold,  a.  a.  0.  40  ff.)  und  das  Herzogtum 
Braunschweig  auf  Gmnd  der  Errichtungsurkunde  von  1235  (Anm.  25,  vgl,  Zaohabiä, 
Das  Sucoessionsrecht  im  Qesamthause  Braunschweig-Lüneburg  19  ff.).  Für  Italien 
vgL  I.  F.  6,  §  1.  8,  §  2.  n.  F.  18.  18.  30  pr. 

^^  Vgl.  Kraut.  Vormundschaft  L  121  f.  Sachs.  Lehnr.  26,  §§  2,  5.  Lehnsgesetz 
Friedrichs  I.  von  1158  (Mon.  Germ.  Leg.  n.  113.  IL  F.  55  pr.).  IL  F.  26,  §§  11,  12. 
Da  die  Mündigkeit  nach  sächsischem  Recht  mit  zwölf  Jahren  eintrat,  so  berechnete 
der  Sachsenspiegel  (Anm.  97)  die  Mutungsfrist  für  Unmündige,  unter  Einrechnung 
der  gewöhnlichen  Mutungsfrist,  auf  13  Jahre,  6  Wochen  und  8  Tage. 
B.  SoKBasEi,  Dmitwhe  BeehUgrtMlüchte.  26 
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Verwaltung  und  rechtliche  Vertretung  des  Lehns  also  Sache  des  Allodial- 
vormundes  waren,  kannte  das  deutsche  Lehnrecht  eine  eigene  Lehnsvor- 
mundschaft, die  den  Charakter  einer  nießbräuchlichen  SpezialVormundschaft 
trug,  indem  für  die  Lehen  von  verschiedenen  Herren  auch  verschiedene 
Lehnsvormundschaften  bestanden  und  die  Früchte  des  Lehns  (das  An- 
ffeßUe)  mit  Einschluß  der  Dienste  der  Aftervassallen  dem  Lehnsvormunde 
zufielen®*.  Der  Ursprung  dieses  Rechtes  lag  in  einem  durch  die  Aus- 
bildung der  Erblichkeit  nicht  überwundenen  einstweiligen  Heimfallsrechte, 
das  dem  Herrn  für  die  Dauer  der  Unmündigkeit  des  Lehnsfolgers  eine 
Entschädigung  für  die  Entbehrung  der  Lehnsdienste  gewährte*'.  Darum 
stand  die  Lehnsvormundschaft  und  das  AngeßUe  in  erster  Reihe  dem 
Herrn  selbst  zu®*.  Nur  wenn  der  AUodialvormund  des  Kindes  auch  ein 
Lehnsmann  des  Herrn  war,  konnte  derselbe,  indem  der  Herr  ihm  oder 
dem  Kinde  das  Angefalle  einräumte,  zugleich  die  Lehnsvormundschaft 
übernehmen.  Während  eine  solche  Übertragung  urprünglieh  als  eine  freie 
und  höchst  persönliche  Gunst  des  Herrn  aufgefaßt  wurde,  zeigen  die 
außersächsischen  Lehnrechtsquellen  bereits  ein  weiter  fortgeschrittenes 
Stadium:  der  Vormund  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  sein  Mündel 
alsbald  Mutung  einzulegen  und  die  Lehnserneuerung  zu  empfangen, 
mußte  aber  auch  für  Lehnsdienste,  die  in  diesem  Falle  nicht  suspendiert 
wurden,  Sorge  tragen.  War  aber  der  AUodialvormund  nicht  Vassall  des 
Herrn,  so  konnte  dieser  das  Angefälle  und  die  Lehnsvormundschaft  für 
sich  behalten  oder,  was  nach  dem  sächsischen  Rechte  ausgeschlossen  war, 
einem  seiner  Vassallen  einräumen®*^. 

Wo  das  Recht  des  Herrn  auf  das  Angefälle  durch  besonderes  Pri- 
vileg oder  gewohnheitsrechtliche  Entwickelung  beseitigt  war*®,  bedurfte 
es  eines  besondern  Lehnsvormundes  nur,  wenn  der  AUodialvormund  nicht 
Lehnsmann  war;  die  Bestellung  desselben  erfolgte  in  diesem  Falle  wohl 
durch  die  Familie  des  Vassallen  unter  Mitwirkung  des  Herrn.  Mit  dem 
Eintritt  der  Mündigkeit  hörte  das  Angefiille  und  die  Lehnsvormundschaft 
von  selbst  auf,  der  junge  Mann  nahm  das  Lehn  sofort  selbst  in  Besitz 
und  Verwaltung,  nur  für  die  Vertretung  im  Lehnsgericht  pflegte  er  bis 
zum  Eintritt  seiner  Volljährigkeit  aus  der  Reihe  seiner  Mitvassallen  einen 

^*  Über  die  Lehnsvormundschaft  vgl.  Kraut,  Yormnndschaft  III.  1—46.  Homsybb 
478—498.    Waitz  67.    Stobbe,  U.  §  119.    Schulze,  a.  a.  0.  113  ff. 

•»  Vgl.  Kbaüt,  in.  23  f.  HoHEYEB  489.  Die  Befugnis  des  Herrn,  auch  das  auf 
dem  Lehn  vorhaudene  Inventar  als  Angefalle  in  Anspruch  zu  nehmen,  ist  wohl  so 
zu  ^erstehen,  daß  der  Herr  befugt  war,  das  Gutsinventar  vorbehaltlich  späterer 
Eestitution  für  die  Dauer  des  Angefalles  wirtschaftlich  auszunutzen.  Vgl.  Kkaut, 
HI.  10  if.    Siehe  auch  Anm.  105. 

»*  Vgl.  Kbaut,  III.  3  f.  HoMEYER  486  f.  Sachs.  Lehnr.  26,  §  2:  Bi  herre  ü 
immer  des  hindea  vormimde  an  deme  gude,  dat  it  kint  von  ime  hevet,  die  wile  he  it 
anevelle  unverlegen  hevet,  unde  sal  dat  gelt  des  gudes  nemen,  wente  it  kint  to  sinen 
jaren  home. 

^^  Wer  nicht  Lehnsmann  desselben  Herrn  war,  konnte  das  Kind  nicht  im  Lehns- 
gericht  vertreten  und  daher  die  Lehnsvormundschaft  nicht  übernehmen. 

^^  Den  steirischen   Ministerialen    wurde  schon   1186  bei   dem  Übergaoge    der 
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Treuhänder  zu  bestellen  ®^  Seit  die  nießbräuchliche  Vormundschaft  außer 
Übung  gekonunen  war  und  auch  die  Lehnsvormundschaft  sich  auf  die 
Verwaltung  und  gerichtliche  Vertretung  des  Lehns  beschränkte,  verband 
man  jene  Treuhänderstellung  mit  der  Lehns  Vormundschaft,  indem  man 
diese  einfach  bis  zur  Volljährigkeit  des  Vassalien  fortdauern  ließ®^.  War 
der  Vormund  nicht  Lehnsmann,  so  bedurfte  er,  um  in  dieser  Weise  auch 
die  Lehnsvormundschaft  übernehmen  zu  können,  der  Belehnung  zu  treuer 
Hand  seitens  des  Herrn,  so  daß  die  Lehnsträgerschaft  an  die  Stelle  der 
Lehns  Vormundschaft  trat*". 

Dem  Angeßllerecht  des  Lehnsherrn  bei  weltlichen  Lehen  entsprach 
das  Kegalienrecht  (ius  regaliumy  ms  regaUae)  des  Königs  an  den  Erträgen 
der  geistlichen  Fürstentümer  für  die  Dauer  der  Stuhlerledigung  ^^®.  Den 
Ursprung  dieses  Rechtes  hat  man  zum  Teil  schon  in  der  fränkischen 
Zeit  finden  wollen,  indem  man  es  entweder  auf  das  königliche  Schutz- 
recht,  oder  auf  die  Auffassung  des  durch  die  Investitur  begründeten 
Rechtes  als  eines  rein  persönlichen,  mit  dem  Tode  erlöschenden  Nutzungs- 
rechts des  jeweiligen  Kirchenvorstehers  zurückführte.  Da  aber  aus  der 
Zeit  vor  dem  Investiturstreit  keine  Spur  des  Regalienrechtes  vorliegt, 
wahrend  man  kaum  bezweifeln  kann,  daß  die  kirchliche  Opposition  gegen 
die  Laieninvestitur  sich  einen  so  erwünschten  Angriffspunkt  nicht  würde 
haben  entgehen  lassen,  so  spricht  alles  für  die  Annahme,  daß  das  Regalien- 
recht erst  infolge  des  Investiturstreites  entstanden  und  in  Deutschland 
ebenso  wie  in  Frankreich  aus  dem  Bestreben  der  Krone,  die  Investitur 
der  Kirchenfürsten  nunmehr  ganz  unter  den  Gesichtspunkt  des  Lehn- 
rechts zu  bringen,  hervorgegangen  ist^^^  Während  das  Regalienrecht  in 
Frankreich  zuerst  unter  Ludwig  VII.  zweifellos  bezeugt  ist,  scheint  das- 
selbe in  Deutschland  schon  seit  Heinrich  V.  vereinzelte  Anwendung  ge- 
funden zu  haben  ^®*,  so  daß  Friedrich  I.,  unter  dem  es  rücksichtslos  zur 


Steiermark  auf  Herzog  Leopold  von  Österreich  die  Befreiuung  vom  Angefälle  ge- 
währt.   Vgl.  Luscmn,  i.  d.  Beitr.  z.  Kunde  steiermärkischer  Gesch.-Quellen  IX.  125  ff. 

"  Sachs.  Lehnr.  26,  §  1 :  hindere  jartale  is  dritteln  jar  unde  ses  tceken  von  ir 
bort,  doch  hedorven  »ie^s  dur  na,  of  sie  ieman  hedegedingen  wel  um  ir  len,  die  wile 
sie  to  iren  dagen  nicht  gekomen  sin,  dat  is  to  eneme  janre  unde  tmntich,  so  muten  sie 
tDol  vormünden  nemen  enen  irs  herren  jnan,  die  sie  vorsta  to  lenr eckte;  deme  aolen 
sie  die  teere  loven  mit  vingere  unde  mit  tungen,  to  hehaldene  unde  to  verliesene.  Vgl. 
Kraut,  IU.  26  f. 

••  Vgl.  HoMEYEB  494  ff.  Kbaut,  IIL  37  ff.  Diese,'  Entwickelung  ergibt  sich 
schon  aus  einem  jungem  Zusätze  des  Sachsenspiegels  (Ssp.  I.  23,  §  2). 

••  Vgl.  Kbaüt,  ni.  42  f.    Albbeoht,  Gewere  244. 

*•*  Vgl.  FiCKEB,  Eigentum  des  ßeichs  am  ßeichskirchengute  (Anm.  13),  381  ff. 
ScHEVFER-BoiCHOBST,  KaiscT  Friedrichs  I.  letzter  Streit  mit  der  Kurie  189  ff.  Zöpfl, 
Altertümer  des  deutschen  Keichs  und  Rechts  II.  43  ff.  Bebchtold,  Entwickelang 
der  Landeshoheit  in  Deutschland  65  ff.,  128  ff.  Eichhobn,  St.  u.  KG.  II.  518  f. 
SuesNHEiM,  Staatslehen  des  Klerus  im  Mittelalter  267  ff.,  287  ff.  G.  J.  Phillips,  Das 
Begalienrecht  in  Frankreich,  1873.    Du  Casqs,  Glossarium  s.  v.  regalia. 

"^  Vgl.  Phillips,  a.  a.  0.  17  ff. 

"'  Vgl  Fickbb,  a.  a.  0.  384.    Schbpfbe-Boichobbt,  a.  a.  0.  189.    Ussbbmann, 
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Geltung  gebracht  wurde,  sich  bereits  darauf  berufen  konnte,  daß  dies  ex 
antiquo  iure  regum  ei  imperatorum  atque  ex  cotidiana  consuetudine  ge- 
schehe*^'. Eine  genauere  Abgrenzung  scheint  das  Regalienrecht  im  Wege 
des  Kompromisses  erfahren  zu  haben,  indem  seine  Dauer  im  allgemeinen 
auf  ein  Jahr  nach  dem  Eintritt  der  Stuhlerledigung  bestimmt  wurde, 
was  einerseits  häufig  in  die  Besitzzeit  des  Nachfolgers  hinübergreifen 
mußte,  andererseits  aber  einer  willkürlichen  Hinausschiebung  durch  Ver- 
zögerung der  Investitur  des  Nachfolgers  vorbeugte*®*.  Eine  wesentliche 
Erweiterung  aber  erfuhr  das  ßegalienrecht,  freilich  auch  hier  zum  Teil 
in  Anlehnung  an  das  Angefällerecht*®*,  in  den  späteren  Regierungsjahren 
Friedrichs  I.,  indem  dieser  außer  den  Vakanzgeldern  auch  den  ganzen 
Mobiliamachlaß  der  geistlichen  Fürsten,  soweit  er  aus  ihrem  Lehnsbesitz 
herrührte,  für  die  Krone  in  Anspruch  nahm  *®®.  Das  auf  diese  Weise  be- 
gründete sogenannte  Spolienrecht^^''  wurde  seitens  der  hohen  Geistlichkeit^ 
der  dadurch  die  allen  anderen  Geistlichen  zugestandene  Testierfreiheit  be- 
nommen war*®*,  als  eine  schwere  Bedrückung  empfunden.  Nachdem 
schon  Heinrich  VI.  bei  seinem  Versuche,  die  Fürsten  zur  Anerkennung 
der  Erblichkeit  der  Krone  zu  bewegen,  sich  zur  Aufgabe  des  Spolienrechte 
bereit  erklärt  hatte*®*,  wurde  Otto  IV.  seitens  der  Kurie  schon  bei  seiner 

Episcopatns  BambergeoBis,  Cod.  prob.  pg.  65  (1115).  Lothar  JH.  hatte  bei  seiner 
KalBerkrönung  ein  Breve  iDOocenz'  n.  ausgewirkt,  in  welchem  letzterer  erklärte: 
Interdicimus  auiem^  ne  quisquam  eorum,  quos  in  Teutonico  regim  ad  pontificafu4 
honorem  vel  ahbatiae  regimen  evocari  conügerit,  regalia  usurpare  vel  invadere  audeat, 
nisi  eadem  pHus  a  tua  potesiate  deposccU,  quod  ex  his,  quae  iure  debet  übt,  tuae 
magnificentiae  fctciat  (Jaff^,  Bibl.  rer.  Qenn.  Y.  522).  Ob  damit  freilich  eine  An- 
erkennung des  Regalienrechtes  für  die  Zwischenzeit  bis  zur  Mutung  ausgesprochen 
sein  sollte  (Yolkmab,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXYL  486  f.),  muß  dahin- 
gestellt bleiben. 

*•»  Lacomblbt,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrheins  L  288,  Nr.  417  (1166). 

"*  Vgl.  Anm.  118  f.  Pickbb,  a.  a.  0.  888.  Philipps,  a.  a.  0.  19.  Schbffeb- 
BoiOHOBST  191.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  auch  bei  heimgefallenen 
Fahnlehen  eine  Wiederverleihungsfrist  von  Jahr  und  Tag  bestand.  Vgl.  Ssp.  IH. 
60,  §  1. 

"'  Vgl.  Anm.  93.    Kraut,  Vormundschaft  lU.  10,  Anm.  21. 

^^  Gegen  die  Annahme  eines  höheren  Alters  des  Spolienrechtes  vgl.  Wattz, 
Vin.  250  und  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIII.  494  ff.  Daß  es  erst  von  Friedrich  I. 
aufgebracht  ist,  hat  Otto  IV.  ausdrücklich  bezeugt  (s.  Anm.  110)  und  der  Verfasser 
der  Vita  Hartmanni  Brixinensis  bestätigt  (vgl.  Fickeb,  De  Henrici  VI.  conatn  57, 
Anm.  1).  Die  Urkunde  Friedrichs  I.  für  Köln  von  1166  (Lacomblbt,  Ürk.-B.  z.  Gresch. 
d.  Niederrh.  I.  288,  Nr.  417)  bezieht  sich  nur  auf  das  Begalienrecht  und  kennt  das 
Spolienrecht  offenbar  noch  nicht.    Deutlich  bezeugt  ist  das  letztere  erst  seit  1183. 

^^'  Vgl.  Fickeb,  Eigent.  am  Beichskirchengut  887  if.  Schbffeb-Boichobst  192  ff. 
Weiland  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waitz  264  f.  Meibom,  Hemm 
Germanicarum  tom.  III.  185  ff.  Zöpfl,  Altertümer  d.  deutsch.  Eeiohs  u.  Hechts 
II.  45  f.  Fbiedbeeg,  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio  220  ff. 
Siehe  auch  die  Anm.  100  angeführte  Litteratur.  Über  die  sprachliche  Bedeutung  der 
Bezeichnung  ius  spolii  vgl.  §  35,  Anm.  56. 

*°*  Über  die  Testierfreiheit  mittelbarer  Kollegiatstifter  vgl.  die  Reichsnrteile 
Friedrichs  I.  von  1165  und  1173,  Mon.  Germ.  Leg.  n.  188,  142. 

"»  Vgl.  Anm.  76.    Fiokbb,  De  Henrici  VI.  conatu  57  f. 
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Krönung  (1198)  zum  Verzicht^  und  zwar  unter  ausdrücklicher  Mißbilligung 
dieser  consuetudo  detestabiUs  bewogen"®.  Später  haben  dann  Philipp, 
Otto  IV.  und  Friedrich  II.  wiederholt  in  ähnlicher  Weise  nicht  bloß  auf 
das  Spolien-,  sondern  auch  auf  das  Regalienrecht  verzichten  müssen"^, 
dauernd  durchgesetzt  wurde  aber  nur  die  Beseitigung  des  Spolienrechts"', 
während  die  in  dem  Würzburger  Privileg  Friedrichs  II.  von  1216  aus- 
gesprochene Aufhebung  des  Eegalienrechts  "^  später  in  dem  beschränkten 
Sinne,  als  beziehe  sie  sich  nur  auf  die  Erträge  aus  den  eigenen  Gütern 
der  Kirche,  ausgelegt  wurde,  so  daß  an  den  von  dem  Beiche  verliehenen 
Hoheitsrechten  das  königliche  Regalienrecht  auch  ferner  gewahrt  blieb  "^ 
Die  Auflösung  des  Lehnsbandes  und  die  Rückkehr  des  Lehns  an  den 
Herrn  trat  normalerweise  erst  mit  dem  Heimfall  ein,  indem  das  Lehn 


110  ]|0i],  Germ.  Leg.  II.  204.  Vgl.  den  hierauf  für  den  Erzbischof  von  Köln  ans- 
gefertigten  speziellen  Verzicht  des  Königs  bei  Lacohblet,  Ürk.-B.  I.  892,  Nr.  562. 

*"  Philipps  Versprechen  an  Innocenz  III.  von  1205  (Mon.  Germ.  Leg.  II.  208): 
Omne*  abttsus,  quoa  anteeessores  mei  in  ecclesiis  habueruntj  ut  puta  mortwU  praelatis 
bona  ipsorum  vel  eeelesiarum  eorutn  accipiebcmt,  perpetuo  reUnquam.  Das  Privileg 
desselben  für  Bischof  Konrad  von  Begensbarg  von  1205  (Mon.  Boica  XXIX.  1,  517, 
Nr.  578)  bezog  sich  nur  anf  das  Spolienrecht  und  bezeichnete  den  Nachlaß  desselben 
als  eine  rein  persönliche  Gunstbewillung.  Die  Versprechungen  Ottos  IV.  von  1209 
und  Friedrichs  II.  von  1213  und  1219  (Mon.  Germ.  Leg.  11.  217,  224,  231)  betrafen, 
nach  einem  einheitlichen  vom  Papste  vorgelegten  Formular,  die  Beseitigung  des 
abusus  in  occupandis  honis  decedentium  praelatorum  aut  eUam  eeelesiarum  vacantium» 

"*  Confoederatio  cum  princijnbus  ecclesituticis  von  1220,  §  1  (Mon.  Germ.  Leg. 
II.  236):  JPrimo  pramiUentes,  quod  numquam  deincsps  in  morte  euiusquam  principis 
ecelesicutici  reliquias  swu  ßsco  vendicahimus ,  inhibentes  etiam^  ne  laicus  quisgruam 
aliquo  pretextu  nbi  eas  vendicet,  set  cedant  successorif  si  antecessor  intestatus  de^ 
eesserit  euius  tesfamentum,  si  quod  inde  fecerit,  volumus  esse  ratum.  Bestätigt  1274 
durch  Rudolf  L  (ebd.  401). 

'*'  Mon.  Germ.  Leg.  U.  226:  Veterem  illam  consuetudinem  detestantes,  quam 
antecessores  nostri  Romanorum  imperatores  et  reges  in  eathedrales  exercuerunt  eeclesias 
et  ahbatias  que  manu  regia  porriguntur,  quod  videlicet,  decedentibus  episeopis  et  pre» 
laus  earvm,  non  tam  reliquias  rerum  mobilium  eorundem  consueverant  occupare  ctc 
Converter e  in  usus  proprios  occupatcu,  quam  etiam  redditus  et  proventus  per  totius 
primi  anni  circulum  ita  prorsus  auferre,  ut  nee  solvi  possent  debita  decedentis  nee 
succedenii  prelaio  necessaria  ministrari^  eidem  consuetudini  sive  iuri,  vel  quocumque 

vocabulo   exprimatur,  renunciavimus — ,  illud  eisdem   ecclesiis  perpetuo   iure 

donantes  et  auctoritate  regia  statuentes,  ut  eeelesiarum  omnium  libertate  integra  semper 
in  Omnibus  permanente  y  res  et  redditus  kuiusmodi  in  solvenda  debita  decedentium 
prelatorum  et  in  alios  eeelesiarum  usus  per  manus  legitime  succedentium  libere  con- 
vertantur. 

^^*  Hofgerichtsurteil  Friedrichs  IL  von  1288  (Mon.  Germ.  Leg.  11.  329):  cum  in 
curia  nostra,  dictante  sententia  principum  et  de  speciali  petitione  conquerentium  sit 
ohtentunif  quod  teloneum,  moneta^  officium  seulteii  et  iudicium  seculare  nee  non  et 
simüia  que  prineipes  eeelesiastici  reeipiunt  et  tenent  de  manu  imperiali  et  predecesso- 
rum  nostrorumy  sine  consensu  nostro  infeodari  non  possint,  eumque  quilibet  imperator 
in  indicta  curia  percipere  debet  integraliter  et  vacaniibus  ecclesiis  omnia  usque  ad 
coneordem  electionem  habere,  donee  electus  ah  eo  regalia  recipiat  etc.  Vgl.  Fickeb, 
a.  a.  0.  885  f.  Die  Dauer  des  Begalienrechtes  scheint  seit  Friedrich  II.,  wenn  die 
Wahl  des  Nachfolgers  rechtzeitig,  d.  h.  binnen  sechs  Wochen,  erfolgte,  auf  die  Zeit 
der  wirklichen  Sedisvacanz  beschränkt  geblieben  zu  sein.    Vgl.  Ssp.  III.  59,  §  2. 
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durch  den  unbeerbten  Tod  des  Mannes,  wenn  weder  ein  Gedinge  noch 
eine  Afterleihe  bestand,  dem  Herrn  ledig  wurde ^^^  Gänzliche  Aufgabe 
des  Heerschildes  seitens  des  Mannes  durch  Eintritt  in  den  geistlichen 
Stand  wurde  dem  Tode  gleichachtet ^^®.  Außerdem  hatte  der  Mann,  im 
Gegensatze  zum  Herrn,  jederzeit  das  einseitige  Kündigungsrecht;  er  übte 
dasselbe  entweder  so  aus,  daß  er  dem  Herrn  das  Gut  aufließ  (reßäatio) 
und  durch  Lösung  des  dinglichen  Verhältnisses  auch  das  persönliche 
Band  aufhob ^^^,  oder  so,  daß  er  dem  Herrn  die  Treue  aufsagte  (Eni- 
sagung,  }Fidersagvng)y  wodurch  sein  dingliches  Recht  am  Lehn  von  selbst 
beseitigt  und  die  Verpflichtung  zu  sofortiger  Rückgabe  desselben  begründet 
wurde"®.  In  Fällen  einer  Feianie^^^\  wohin  außer  dem  Bruche  der 
Lehnstreue  auch  die  Verweigerung  der  Lehnsdienste  und  bösliche  Ver- 
äußerung des  Leims  oder  Versäumung  der  Mutungsfrist  gerechnet  wurde, 
konnte  der  Herr  dem  Manne  und  seinen  Descendenten  das  Lehn  durch 
Privationsklage  entziehen,  so  daß  dasselbe  in  seiner  Hand  verblieb,  bis 
die  nächste  Seitenlinie  zur  Succession  gelangte  ^^®.  Lag  nur  eine  Quasi- 
felonie  vor,  d.  h.  eine  nicht  gegen  den  Herrn  gerichtete  Handlung,  durch 
die  der  Mann  recht-  oder  ehrlos  geworden  oder  in  die  Acht  verfallen 
war,  so  ging  das  Lehn  nach  dem  lombardischen  Recht  sofort  auf  die 
Seitenlinie  über,  ohne  auch  nur  vorübergehend  an  den  Herrn  zurück- 
zukehren ^^o^  j)ag  deutsche  Lehnrecht  machte  keinen  Unterschied  zwischen 
Felonie  und  Quasifelonie  ^^^,  doch  trat  schon  gegen  Ende  des  13.  Jahr* 
hunderts  in  beiden  Fällen  eine  Wendung  zu  Gunsten  der  Erben  des 
Mannes  ein,  die  man  unter  den  Freveln  des  letztern  nicht  wollte 
leiden  lassen  ^*^. 

Wie  der  Mann,  so  konnte  auch  der  Herr  sein  Recht  durch  Übelthat 


»»»  Vgl.  S.  390  f.,  395. 

^^«  Vgl.  HoMETBR,  504.  II.  F.  21.  26,  §  5.  Eintritt  solcher  Eigenschaften,  die 
den  Mann  bloß  lehnssnccessionsunföhig  machten  (Anm.  74),  bewirkten  nicht  den 
Verlust  eines  schon  erworbenen  Lohns. 

^"  Der  Herr  konnte  die  Annahme  des  Lehns  nur  verweigern,  wenn  ihm  die 
Bedingimg,  dasselbe  einem  Dritten  za  verleihen,  gestellt  wurde.  Verweigerte  er  die 
Annahme  ohne  Grund,  so  wurde  der  Mann  doch  von  allen  Lehnspflichten  entbanden. 
Vgl.  HoHEYBR,  499  if.  Im  Verhältnis  zu  den  lichnsfolgem  stand  die  Rückgabe  an 
den  Herrn  einer  Veräußerung  gleich. 

"»  Vgl.  HoMEYEB,  502  f.    Goldene  Bulle  c.  14.    Fbanklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  246. 

^*^*  Über  die  Wortbedeutung  vgl,  Diez,  WB.  d.  roman.  Spr.  I.  s.  Y.fello. 

*»•  Vgl.  Anm.  24,  91.  Hombyeb,  473,  505  If.,  512  f.  Franklin,  Sent.  cur.  reg. 
Nr.  20,  222—225,  233.  Schröder,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  V.  288.  I.  F.  5  pr.,  21  pr., 
22  pr.  IL  F.  22  pr.,  23  pr.,  24,  26,  §  3.  Mon.  Germ.  Leg.  IL  43,  96,  103,  c.  16, 
113,  200.  War  ein  Afterlehnsmann  vorhanden,  so  trat  dieser  unmittelbar  mit  dem 
Oberlehn sherm  in  Verbindung.  Vgl,  Anm.  62.  über  die  Verwirknng  des  Succession s- 
rechtes  durch  Felonie  vgl.  H.  F.  51,  §  1.   55,  §  3. 

»««  Vgl.  n.  F.  24,  §  11.  26,  §  18.  31.  37. 

"^  Vgl.  Homeybr,  510  f.  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  219}  Reichshofgericht  11.  865  ffi 
Böhmer,  Acta  imperii  selecta  S.  562. 

»"  Vgl.  Schwab.  Lehnr.  85  i.  f.  Kleines  Kaiserr.  III.  c.  32. 
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verwirken^*'.  Wenn  er  dem  Manne  das  Gut  entzog  oder  ihm  hinsichtlich 
desselben  keine  Gewähr  leistete,  oder  wenn  er  dem  Manne  einseitig  das 
Lehnsband  aufkündigte  oder  sich  eines  Treubruches  oder  einer  Rechts- 
verweigerung gegen  ihn  schuldig  machte,  so  trat,  wenn  ein  Oberlehnsherr 
vorhanden  war,  der  bisherige  Afterlehnsmann  unmittelbar  mit  diesem  in 
Verbindung,  der  schuldige  Unterlehnsherr  schied  gänzlich  aus^**.  War 
dagegen  der  Schuldige  selbst  der  oberste  Lehnsherr,  so  behielt  der  Mann 
das  Lehn  frei  von  allen  Lehnspflichten  und  vererbte  es  in  gleicher  Weise 
auf  seine  Lehnserben,  dem  Herrn  blieb  aber  das  Recht  auf  den  Heimfall 
gewahrt^**.  Ähnlich  war  die  Lage,  wenn  dem  Vassalien  trotz  recht- 
zeitiger Mutung  infolge  Weigerung  oder  Abwesenheit  des  Herrn  die  Lehns- 
emeuerung  nicht  zu  teil  wurde:  er  behielt  in  diesem  Falle  das  Lehn  frei 
von  Mannschaft,  bis  der  Herr  das  Versäumte  nachholte  ^'^ 

§  41.  Das  Grundeigentum^  Die  Weiterentwickelung  der  Grund- 
eigentumsverhältnisse im  Mittelalter  drehte  sich  teils  um  das  Vordringen 
des .  grundherrlichen  Elementes  gegenüber  dem  Bauernstände,  der  seine 


''"  Vgl.  HoMEYEB,  514  ff.    Einer  Versohaldnng  des  Herrn  stand  es  gleich,  wenn 
derselbe  seinen  Heerschild  niederte  oder  das  Lehn  ans  einem  rechten  in  Bnrglehn 
'  tun  wandelte. 

"*  Vgl.  HoMBTBE,  517  ff.    Siehe  auch  Anm.  62. 

**'  Vgl.  HouBYBB,  515  f.    Nach  dem  lombardischen  Lehnrecht  wurde  das  Lehn 
Eigentum  des  Vassallen.    Vgl  IL  F.  22,  §  1.  26,  §  24.  47. 

»••  Vgl.  HOMKYBB,  476  f. 

^  Vgl.  §  10,  §  28,  und  die  zu  diesen  angeführte  Litteratur,  der  für  die  vorige 
Periode  noch  hinzuzufügen:  Bbunnsb,  DRQ.  I.  §§  25,  26,  Schüpfbb,  L'aUodio,  studi 
sulla  proprieta  dei  secoli  barbarioi,  1885.  Femer  ygl.  Boscheb,  Nationalökonomik 
des  Ackerbaues,  8.  Auü.  §§  71—76,  79,  84  f.,  102.  Waonbb,  Volkswirtschaftslehre  L 
§§  325—839.  Lampbboht,  Wirtschaftsleben  I.  103—140,  147  ff.,  255—531,  667—760, 
996  ff.;  Entwiokelang  des  rheinischen  Bauernstandes  während  des  Mittelalters,  i. 
d.  Westd.  Zeitschr.  VI.  18 ff.;  Das  Schicksal  des  deutschen  Bauernstandes  bis  zu 
den  agrarischen  Unruhen  des  15.  u.  16.  Jahrhunderts,  i.  d.  Preuß.  Jahrbüchern 
LVL  173  ff.  Heusleb,  Institutionen  L  §§  56-59.  IL  §§  110—112.  Giebke,  Ge- 
nossenschaftsrecht L  162  ff.,  202  ff.,  581—621.  H.  75  ff.,  134—287,  304  ff.,  320  ff. 
V.  Low,  Markgenossenschaften,  1829.  Bbseleb,  Der  Neubruch,  i.  d.  Symbolae  Beth- 
manno-Hollwegio  oblatae,  1868.  Blüntsohli,  Die  wirtschaftliche  Bechtsordnung 
der  deutschen  Dörfer,  i.  d.  Krit.  Überschau  f.  RW.  IL  291  ff.  v.  Inaha-Stebnbog, 
i.  d.  Gott.  Gel.  Anz.  1887,  8.  313  ff.;  Hofsystem  68  ff.  y.  Bubi,  Abhandlung  von  denen 
Bauergtttern  in  Teutschland,  her.  v.  Bühdb,  1783«  Abkold,  Ansiedelungen  u.  Wande- 
rungen deutscher  Stamme,  241  ff.,  439  ff.,  543—605.  Dümckbb,  Gesamteigentum  152  ff* 
Lahdau,  Territorien  1^185|  Salgut,  1862.  G.  L.  v.  Maübeb,  Geschichte  der  Fronhöfe, 
der  Bauernhöfe  u.  der  Hofverfassung  in  Deutschland,  I.—IV.  1862—1863.  Schwap- 
FACH,  Handbuch  der  Forst-  u.  Jagdgeschiohte  I.  1886.  Monb,  Über  Almenden  vom 
12.  bis  16.  Jahrhundertl  i.  d.  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  I.  385 ff.;  Wald- 
marken yom  13.  bis  16.  Jh.,  ebd.  VIII.  129  ff.;  Über  die  Bauergüter  vom  13.  bis 
16.  Jh.,  ebd.  V.  35  ff.,  129  ff.,  257  ff.  Gothein,  Die  Hofverfassung  auf  dem  Schwarz^ 
wald,  ebd.  NF.  I.  257  ff.;  Die  Lage  des  Bauernstandes  am  Ende  des  Mittelalters,  vor- 
nehmlich in  Südwestdeutschland,  Westd.  Zeitschr.  IV.  1  ff.  Renaüd,  Die  Gemeinde- 
nutzungen, insbes.  die  Bealgemeinderechte,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  IX.  1  ff. 
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altgermanisclie  Freilieit  und  Unabhängigkeit  bei  der  Ungunst  der  Zeiten 
nicht  zu  wahren  vermochte,  teils  um  den  durch  die  Bevölkerungszunahme 
gebotenen  Ausbau  in  der  Heimat,  teils  endlich  um  die  Kolonisation  der 
den  Slaven  abgewonnenen  Gebiete  im  Osten. 

In  den  Gebieten  des  Höfesystems  gingen  keine  erheblichen  Ver- 
änderungen vor  sich,  nur  die  Almenden  hatten  hier  dasselbe  Schicksal  wie 
anderwärts.  An  bedeutenderen  Verkehrsplätzen,  wie  um  Taufkirchen  und 
Klöster,  bildeten  sich  im  Laufe  der  Zeit  Weiler,  die  auch  wohl  zu  Dörfern, 
Marktflecken,  Städten  anwuchsen  und  den  früheren  Gegensatz  gegen  die 
Gebiete  des  Dorfsystems  erheblich  verminderten. 

Wo  das  Dorfsystem  vorherrschte,  wurde  der  ursprüngliche  Gegensatz 
zwischen  den  zu  Nachbarrecht  angelegten  Dorffluren  und  den  geschlossenen 
Herrenhöfen  oder  Salgütem  schon  früh  verwischt  Einerseits  gelangten 
vielfach  freie  Bauemhufen  im  Wege  der  Veräußerung,  namentlich  durch 
Auftrag  zu  Zinsrecht,  in  die  Hände  geistlicher  oder  weltlicher  Herren, 
andererseits  wurden  auch  die  Herrenhöfe  allmählich  ganz  zu  grundherr- 
lichen Dörfern,  indem  auch  hier  das  Hufensystem  Eingang  fand  und  die 


Y.  Wybs,  Die  Schweiz.  Landgemeinden,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Becht  I.  Heusleb,  Rechtsver- 
hältnisse anQemeinland  in  Unterwaiden,  ebd.  X.  44  ff.  Blümbb,  Staats-  u.Bechtsgcsch.  der 
schweizer.  Demokratien  L  17  E,  876  ff.  Hanaüxb,  Les  oonstitntions  des  campamies  de 
l'Alsace,  1864;  Les  paysans  de  TAlsace  1865.  Wippbbmann,  Zar  Staats-  n.  Rechtsgesch. 
der  Wetteran,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XYL  1  ff.  Thüdichum,  Reohtsgeschichte 
der  Wetteran  L  47  ff.,  162  ff.;  Qesch.  d.  freien  Gerichts  Kaichen  (1857),  S.  37  ff. 
ScHABFF,  Das  Recht  in  der  Dreieich,  1868;  Das  Recht  in  der  hohen  Mark,  i.  d.  Arch. 
f.  Frankf.  Gesch.  n.  Kunst,  NF.  HL  255  ff.  Frbüdbnstbin,  Gesch.  d.  Waldeigentums 
i.  d.  Grafsch.  Schaumburg,  Marburger  Inaug.-Diss.,  1879.  Löwb,  Die  rechtl.  Stellung 
der  fränk.  Bauern  im  Mittelalter,  Heidelb.  Inaug.-Diss.,  1883.  StOtx,  Wesen  und 
Verfassung  der  Landgemeinden  u.  des  ländl.  Grundbesitzes  in  Niedersachsen  •  und 
Westfalen,  1851.  Txltino,  Skets  yan  het  oud-firiesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1874. 
NooBDBwuEB,  Nederduitschc  regtsoudheden,  209—237.  Plbytb,  De  rechtstoestand  der 
marken  in  Nederland,  Ijciden  1879.  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landwirtsehaftl. 
Verhaltnisse  des  preußischen  Staates,  L  843  ff.;  Urkunden  schlesischer  Dörfer  (a.  u. 
d.  T.  Codex  dipl.  Silesiae  IV.),  1863.  Ribdbl,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250, 
II.  192  ff.  BoBKHAK ,  Die  Entstehung  des  Rittergutsbesitzes  in  den  Ländern  östlich 
der  Elbe,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  125  ff.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung 
und  der  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den  alteren  Teilen  Preußens,  I.  (1887),  S.  1 
bis  37.  KoBK,  Geschichte  der  bäuerl.  Rechtsverhältnisse  in  der  Mark  Brandenburg, 
i.  d.  Zeitsohr.  f.  RG.  XL  1  ff.  G.  A.  Schmidt,  Zur  Agrargesohichte  Lübecks  und 
Ostholsteins,  1887.  Wisse,  Nachrichten  von  dem  Kirchspiel  Schönkirchen  (bei  Kiel), 
1886.  BiLOUBB,  Über  die  Entwickelung  der  ländlichen  Besitzverhältnisse  in  Mecklen- 
burg, 1885.  TzscHOPPS  u.  Stbnzbl,  Urk.-Samml.  z.  Gesch.  d.  Ursprungs  der  Städte 
u.  der  Verbreitung  deutscher  Kolonisten  und  Rechte  in  Schlesien  und  der  Ober- 
lausitz  (1832),  145  ff.  Fböligh,  Geschichte  des  Graudenzer  Kreises,  I.  2.  Aufl.,  1885. 
Jaoobi,  Forschungen  über  das  Agrarwesen  des  altenburg.  Osterlandes,  i.  d.  Iieipziger 
Dlustr.  Zeitung  V.  2  (1845),  S.  186  ff.  Somhbb,  Entwickelung  der  bäuerL  Rechts- 
verhältnisse in  Deutschland,  L  11. 1823—1830.  WioAin>,  Provinzialrechte  der  FOrsten- 
tümer  Paderborn  u.  Conrey,  IL  140  ff.  Hbbold,  Die  1000  jährige  Geschichte  des  Ge- 
meinwesens Herzfeld,  1886.  Bodmann,  Rheingauische  Altertümer  439—493.  J.  Mbtbb, 
Die  drei  Zeigen,  Frauenfelder  Kanton schulprogramm,  1880.  Wolff,  Beitrage  zur  sieben- 
bürgisch-deutschen  Agrargesohichte,  Mühlbacher  Gymnasialprogramm,  1885. 
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Mehrzahl  der  Hufen  gegen  Zins  und  Dienste  verliehen  wurde.  So  gab 
es  neben  verhältnismäßig  wenigen  frei  gebliebenen  Bauemdörfem  eine 
große  Zahl  gnmdherrlicher  Dörfer,  in  denen,  soweit  sie  aus  alten  Herren- 
höfen hervorgegangen  waren,  die  hörige  Bevölkerung  weit  überwog,  während 
die  Gutsunterthanen  in  den  aus  alten  Bauemgemeinden  hervorgegangenen 
Dörfern  vorzugsweise  dem  Stande  der  freien  Zins-  und  Yogteileute  ange- 
hörten. Viele  Dörfer  waren  gemischten  Charakters,  indem  grundherrliche 
und  freie  Hufen  oder  grundherrliche  Hufen  verschiedener  Herren  neben- 
einander bestanden.  Wo  dies  der  Fall  war,  bildeten  die  tJnterthanen 
jeder  Herrschaft  eine  besondere  Hofgenossenschaft  innerhalb  dei:  Gemeinde. 

Der  unmittelbar  von  dem  Fronhofe  aus  bewirtschaftete  herrschaftliche 
Besitz,  das  eigentliche  Sal-  oder  Pronland,  befand  sich  durchweg  in  Ge- 
menglage mit  dem  der  Bauern  und  war  gleich  diesem  dem  Flurzwange, 
in  der  Begel  nach  dem  System  der  Dreifelderwirtschaft,  unterworfen. 
Als  Einheitsmaß  hielt  man  im  allgemeinen  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
an  der  Hufe  fest,  worunter  man  außer  Hof  und  Garten  und  dem  Nutzungs- 
recht an  der  Almende  das  in  Gewannlage  befindliche,  dem  Flurzwange 
unterliegende  Ackerland,  meistens  in  einem  Gesamtumfange  von  dreißig 
Morgen,  verstand.  Außerdem  hatte  jeder  Bauernhof  in  der  Regel  einen 
der  freien  Benutzung  des  Wirtes  überlassenen  Feldgarten,  in  Nord-  und 
Mitteldeutschland  „Wurt"  genannt,  der  gewöhnlich  in  der  Nähe  des 
Hofes  lag  und  besonders  eingezäunt  war,  während  die  Ackerfelder  der 
Einzelnen  offen  lagen  und  nur  in  ihrer  Gesamtheit  zum  Schutze  gegen 
Tieh  und  Wild  von  einem  Zaun  umgeben  waren  2.  Ein  besonderer  Zaun 
oder  Etter  umhegte  das  Dorf,  die  ganze  Dorfflur  aber  (in  Siebenbürgen 
„Hattert"),  niit  Einschluß  der  Ahnende,  war  nach  außen  hin  durch  eine 
feste  Landwehr  (Landfrieden,  Landheeg,  Gebück,  Bannzaun),  mit  zahl- 
reichen Malbäumen  und  sonstigen  Grenzzeichen  und  mit  Fallthoren  an 
den  Durchlässen,  geschützt  und  abgegrenzt. 

Die  Fronländereien  umfaßten  regelmäßig  mehrere  Hufen;  ihr  Be- 
stand wurde  zuweilen  noch  durch  „pfleglose"  Zinshufen  (mansi  absi), 
die  der  Herr  eingezogen  hatte,  vermehrt*.  Der  bäuerliche  Besitz  war  im 
Laufe  der  Zeit  sehr  mannigfaltig  geworden;  während  manche  Bauern  es 
zu  mehreren  Hufen  gebracht  hatten,  die  sie  nicht  selten  zu  sehr  ver- 
schiedenem Recht  besaßen*,  gab  es  andererseits  neben  Vollhufhem  auch 
Halb-  und  Viertelhufner*.  Alle  diese  gehörten  noch  zu  den  gespannfähigen 
Bauern  (als  Yollspänner,  Halbspänner  und  Einspänner)  und  nahmen  teil 


*  Vgl.  S.  199,  N.  17.  Durch  leichtere  Feldzäune  wurden  die  bestellten  Felder 
(Winter-  und  Sommerfeld)  gegen  die  Koppelweide  auf  dem  Brachfelde  geschützt. 

»  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  I.  895.  750.  1100,  Nr.  4.  1101,  N.  2. 

^  Selbst  hörige  Bauern  konnten  neben  ihren  Zinshufen  Freihufen  zu  Eigentum 
erwerben. 

^  Für  den  Hufenteil  (V«  oder  V«)  ^^^  i™  Alamannischen  die  Bezeichnung 
Sckuppoi  fsckuopoze),  für  den  Besitzer  Schupposser  gebräuchlich.  Vgl.  Lbxbb,  Mhd. 
WB.  IL  824  f.    ScHMBLLBB,  Bayer.  WB.  II.  353  (HI.  305).    Waitz,  Hufe  32. 
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an  der  Gemeindeversammlung  (Bauersprache,  Bauergericht,  Hagensprache, 
Heimgericht),  die  unter  ihrem  gekorenen  Vorsteher  oder  Heimburgen  über 
die  Angelegenheiten  der  Ackerflur,  namentlich  Anordnung  der  Bestellung 
und  Ernte,  Brachweide,  Flurgrenzen,  Flurpolizei  u.  dgl.  m.,  zu  beschließen 
hatte '^•.  Dagegen  gehörten  die  nicht  in  der  Ackerflur  beteiligten  bloßen 
Hausbesitzer  (Häusler,  Büdner,  Köter)  nicht  zu  den  stimmberechtigten 
Bauern,  auch  wenn  sie  außer  ihren  Hausgärten  noch  etwaiges  Wurtland 
und  insoweit  selbst  eine  kleine  Ackernahrung  besaßen*. 

Während  die  Bauersprache  sich  auf  die  Besitzer  der  Ackerflur  des 
Dorfes  beschränkte,  hatte  die  Markgenossenschaft  eine  umfassendere  Be- 
deutung®». Schon  früher  haben  wir  bemerkt,  daß  das  germanische  Altertum 
wahrscheinlich  nur  Hundertschaftsmarken  gekannt  hat.  Einzelne  derselben 
haben  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten,  im  allgemeinen  aber  scheint 
die  Durchbrechung  der  alten  Gerichtsbezirke  durch  die  Ausbildung  grund- 
herrlicher Centgerichte  (S.  174  ff.)  auch  den  Anstoß  zu  wirtschaftlicher 
Sonderung  gegeben  zu  haben:  das  spätere  Mittelalter  kannte  überwiegend 
nur  noch  kleinere  Almenden,  die  einigen  Dörfern  oder  auch  nur  einem 
einzelnen  Dorfe  zugehörten.  Auch  in  den  Gebieten  des  Höfesystems  hat 
eine  entsprechende  Entwickelung  zu  Gunsten  der  Bauerschaftsgemeinden 
stattgefunden.  Die  den  grundherrlichen  Dörfern  seitens  der  Herren  über* 
wiesenen  Almenden  trugen  von  vornherein  einen  beschränkteren  Charakter. 
Als  berechtigte  Markgenossen  galten  in  der  Regel,  ohne  Unterschied  des 
Standes  oder  Besitzes,  alle  mit  eigenem  Haushalt  in  der  Mark  ange- 
sessenen Personen,  soweit  sie  von  einem  Markgenossen  abstammten  oder 
durch   Gemeindebeschluß  Auftiahme  gefunden    hatten^.     Die  Besitzver- 


*•  Vgl.  Lampeecht,  L  804  ff.,  318. 

*  Diese  mit  Wartland  ausgestatteten  Häusler  wurden  später  in  Nord-  und 
Mitteldeutschland  als  „Kotsaten",  „Eossäten"  oder  „Gärtner"  von  den  übrigen 
Häuslern  unterschieden.  Vgl.  Knapp,  a.  a.  0.  12  ff.  Ursprünglich  bezeichnete  das 
Wort  (ags.  cotaaia)  schlechthin  den  Besitzer  eines  geringeren  Hauses  (vgl.  Gbixm, 
DWB.  V.  274,  1882  f.,  1888  f.,  1898.  Schillee  u.  LObbEn,  Mittelnd.  WB.  IL  550  ff. 
Haltaub,  Glossar  1125  f.),  hatte  also  einen  ähnlichen  Sinn  wie  minoßedut  (ygl. 
Zeitschr.  f.  RG.  XX.  18)  gegenüber  dem  salicus  als  Besitzer  eines  Herrnhauses  (sola). 
Die  nicht  spannfahigen  Häusler  werden  in  den  Quellen  auch  als  Einläufige,  Ein* 
litzige,  Einsiedler,  Ungewerte  bezeichnet,  doch  sind  diese  Ausdrücke  nicht  immer 
technisch,  ygl.  Thüdichüh,  Gau-  u.  Markverfassung  217.  Geihm,  Weistümer  VII. 
311,  8.  V.  Ledige  leute. 

^*  Bezeichnungen  für  die  gemeine  Mark  waren  noch  besonders  almende  (al^ 
mandj  almeind,  almaij  almut,  almei,  almij,  gemein  (gemeindet  gemeinheit),  gereide^ 
heinried,  Jieimgereide,  communitas.  Vgl.  Geimm,  Weistümer  VII.  315.  Ob  wonne  und 
itoeide  eine  formelhafte  Bezeichliung  für  die  gemeine  Mark  (Wald  und  Weide)  war, 
oder  das  aufgewonnene  Land  von  der  gemeinen  Weide  unterschied,  ist  streitig.  VgL 
Geihm,  KA..  521;  Thüdichum,  Gau-  und  Markverf.  180.  Die  Markgenossen  hießen: 
Märker,  Miterhen,  Ganerhen,  Holzgenossen,  Gereidegenossen,  Erhexen,  commarcMones^ 
confineSf  coheredes,  vicini, 

'  Stillschweigende  Aufnahme,  wenn  der  Zugezogene  Jahr  und  Tag  unange- 
fochten in  der  Gemeinde  gelebt  hatte.  Vgl.  Thüdichum,  a^  a.  O.  221  ff»  Giebke,  a.  a.  O4 
L  163  f.,  593  f. 


§  41.    Das  Grandeigenturo.  411 

schiedenheiten  begründeten  nur  einen  Unterschied  in  dem  Umfange  des 
Nutzungsrechts ,  das  Becht  selbst  aber  war  ein  personliches  und  keines-» 
Wegs  an  den  Grundbesitz  gebunden®;  erst  im  Laufe  der  Zeit  wurden 
die  Märkerrechte  vielfach  zu  fest  fundierten,  an  bestimmten  Hofstellen 
haftenden  Gerechtigkeiten®,  andererseits  stellenweise  zu  selbständigen,  frei 
übertragbaren  Gerechtsamen,  deren  Inhaber  eine  partikuläre,  von  der  Ge- 
meinde getrennte  Markgenossenschaft  bildeten^®. 

Oberstes  Verwaltungsorgan  und  Korporationsgericht  war  die  zum 
Märkerding  (Markrecht,  Holzgerjcht,  Holting,  Heimding)  versammelte  Mark- 
genossenschaft. Hier  wurden  namentlich  die  Wahlen  der  Markbeamten 
vollzogen,  die  Marknutzungen  und  nach  Verhältnis  derselben  die  den 
Märkem  im  Interesse  der  Mark  aufzuerlegenden  Dienste  geregelt,  Straf- 
festsetzungen (Markeinungen)  für  alle  Markfrevel  getroffen.  Der  höchste 
Markbeamte  war  der  Obermärker  (Waldbote,  Waldmeister,  Waldgraf, 
Holzgraf,  Markmeister,  Vogt,  Schirmer),  unter  ihm  standen  Untermark- 
meister, Förster,  Flurschützen;  in  größeren  Marken  gab  es  auch  einen 
besonderen  Ausschuß  des  Märkerdinges,  die  Markgeschworenen".  Die 
Markbeamten  bezogen  erhöhte  Nutzungen  und  einen  Anteil  an  den 
Einungen,  außerdem  gewisse  Naturalleistungen  der  Markgenossen,  die 
namentlich  Abgaben  an  den  ObermäAer  zu  leisten  hatten.  Der  letztere 
wurde  stets  aus  der  Reihe  der  höchst  begüterten  Markgenossen  gewählt  und 
gehörte  fast  immer  dem  Stande  der  Ritter  an.  Den  in  der  Mark  ange- 
sessenen Grundherren  gelang  es  vielfach,  das  Obermärkeramt  dauernd  an 
sich  zu  bringen;  in  den  grundherrlichen  Marken  war  der  Grundherr 
ohnehin  als  Obereigentümer  der  geborene  Obermärker".  Seit  dem  Ende 
des  Mittelalters  nahmen  die  Landesherren  das  Obermärkeramt  überall  da, 
wo  es  nicht  in  festen  Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes  Hoheitsrecht 
in  Anspruch^',  unverkennbar  in  Anknüpfung  an  das  Bodenregal,  das, 
soweit  es  überhaupt  noch  bestand,  aus  einem  königlichen  Hoheitsrechte 


8  Vgl.  Thudichum,  209  ff.,  242  ff.,  247,  249  ff.  Lamprbcht,  L  290  ff.  Den  Ein- 
wänden  von  Gierkb,  a.  a.  O.  I.  595,  N.  87,  ist  nur  so  viel  zuzugeben,  daß  die  eigene 
Haushaltung  nach  mittelalterlicher  Auffassung  den  Besitz  eines  Hauses  zur  Voraus- 
setzung hatte,  also  in  der  That  nur  Hausbesitzer  aktive  Mitglieder  einer  Mark* 
genoBsenschaft  sein  konnten.  Wer  bloß  Grundbesitz,  aber  keine  Haushaltung  in  der 
Mark  hatte,  war  nicht  markberechtigt,  konnte  aber  durch  seinen  mit  einer  Haus«- 
haltung  ausgestatteten  Pächter  oder  Verwalter  vertreten  werden;  Juden  waren  bloß 
widerrufliche  Beisassen  ohne  Märkerrecht.    Vgl.  Thudichum,  228  f.,  239  ff. 

»  Vgl.  GiBEKB,  a.  a.  0.  I.  601  ff.    Thudichum,  287  f. 

"  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  L  280,  290  ff.  Giebkk,  a.  a.  0.  I.  604. 
Maü&eb,  Markenverfassung  61  f.  Urkunde  von  1210  i.  d.  Arch.  f.  d.  Gesch.  Westf. 
VL  2,  199. 

"  Vgl.  Lampbscht,  I.  818  ff.    Maubkb,  Marken  Verfassung  280  ff. 

"  Vgl.  Urteil  des  Reichshofgerichts  von  1214,  Urk.-B.  d.  Stadt  Straßbttrg  L 
Nr.  160.    Franklin,  Sententiae  curiae  Nr.  64. 

"  Vgl.  Urteil  des  Reichshofgerichts  von  1291,  MG.  Jjeg.  ü.  457.  Franklin, 
a.  a.  0.  Nr.  65. 
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nun  zu  einem  Territorialrecht  umgestaltet  wurde  ^*.  Einen  wesentlichen 
Einfluß  in  dieser  Eichtung  dürften  die  königlichen  Wildbannprivilegien 
geübt  haben.  Solange  man  Holz  im  Überfluß  hatte,  wurde  nur  die 
hohe  Jagd  als  eine  der  Großen  würdige  Forstnutzung  angesehen;  als  die 
Holznutzung  an  Bedeutung  gewann,  machten  die  Wildbannberechtigten 
von  ihrer  Befugnis  zur  Schließung  des  Waldes  auch  im  Interesse  der 
Hochwaldbestande  Gebrauch  und  wurden  so  zu  wahren  Herren  des 
Waldes  ^\  Aber  auch  die  eigentlichen  Obermärker  wußten  im  Laufe  der 
Zeit  ihr  Schutzrecht  über  die  Mark  mehr  und  mehr  zu  einem  Ober- 
eigentum an  derselben  auszugestalten^^,  'was  für  den  wirtschaftlichen 
Ausbau  der  Mark  vielfach  von  entscheidender  Bedeutung  wurde. 

Solange  noch  reichlich  Land  vorhanden  war,  hatten  die  einzelnen 
Markgenossen  mehr  oder  weniger  unbeschränkt  das  Eecht  des  Bifangs, 
d.  h.  der  Neurodung  in  der  Almende,  ausgeübt,  was  in  unserer  Periode 
im  allgemeinen  nur  noch  mit  markgenossenschaftlicher  Genehmigung  ge- 
stattet war^^;  nur  auf  Hammerwurfsweite  pflegte  dem  einzelnen  Mark- 
genossen eine  einmalige  Rodung  auch  ohne  besondere  Genehmigung  erlaubt 
zu  sein^®.  Die  planmäßige  Anlegung  ganzer  Tochterdörfer  auf  neu- 
gerodetem Almendegut  von  Gemeinde  wegen  wurde  seltener^®.  Dagegen 
war  es  viellach  üblich,  einzelne  Teile  der  Almende  unentgeltlich  oder 
gegen  einen  Pachtzins  periodisch  an  die  Markgenossen  zur  Privatnutzung 
zu  überlassen;  häufig  geschah  dies  mit  Wiesen,  die  dadurch  im  Laufe  der 
Zeit  nicht  selten  in  Privateigentum  übergingen,  ebenso  mit  Weide-  oder 
Niederwaldbestanden,  die  zu  vorübergehender  Ackernutzung  verlost  wurden. 
In  diesen  Vorgängen,  die  sich  namentlich  in  Süddeutschland,  der  Schweiz 
und  Siebenbürgen  zum  Teil  bis  auf  die  Gegenwart  erhalten  haben*®, 
wiederholte  sich  die  alte  feldgemeinschaftliche  Nutzung,  auf  der  das  alt- 
germanische Agrarwesen  beruht  hatte,  während  von  dem  letzteren  selbst 
außer  der  Gewannlage  und  dem  Flurzwange  nur  noch  vereinzelte  Reste 


"  Vgl.  Lampbecht,  a.  a.  0.  L  108,  395,  517  f.,  1275. 

"  Vgl.  Lampbecht,  I.  110  f.,  469  ff.    Besbleb,  Neubruch  21. 

*«  Vgl.  Lampbecht,  L  277  f.,  478  f.,  695  ff.,  996.  Wo  mehrere  Grundherren  in  der 
Mark  begütert  waren,  bildeten  sich  zuweilen  gan erbschaftliche  Berechtigungen  an  der 
Obermärkerschaft  und  den  mit  dieser  verbundenen  Nutzungsrechten  an  der  Mark, 
die  man  als  Markkondominate  oder  Edelmärkerschaften  bezeichnen  kann.  Vgl.  Lam- 
pbboht,  I.  278  f. 

^'  Vgl.  Maubeb,  Dorf  Verfassung  L  292  f.;  Einleitung  157  ff.;  Marken  Verfassung 
163  ff.    Thudichüm,  a.  a.  ().  176  ff. 

»8  Vgl.  Maüreb,  Dorfverfassung  L  294  ff.    Gbimm,  RA.  56  f.,  64  f.,  527. 

»«  Vgl.  Maubbb,  Einleitung  176  ff.;  Dorf  Verfassung  L  22  ff.,  162  ff.  Abhold,  243  ff. 

•0  Vgl.  RoscHBB,  a.  a.  O.  §  84.  Gbimm,  Weistümer  VII.  317.  Maubeb,  Marken- 
verfassung 175  ff.;  Dorf  Verfassung  I.  304—309.  Miaskowski,  Almend  127  ff.  Gibbkb, 
a.  a.  0.  IL  222  ff.  Meftzen,  Boden  u.  landw.  Verh.  L  346.  Wolfp,  a.  a,  O.  17, 
19  f.,  51  f.  Derartige  Felder  hießen  Loserde  oder  Losäcker,  Almend-  oder  Markfelder, 
Almendgärten,  Pflanzländer,  Egärten,  Wechselguter,  Schiffelländereien,  Heimschnaete, 
Kaveln  oder  Kabelländer,  in  Westfalen  Vöhden. 
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Übriggeblieben  waren '^.  Auf  jene  feldgemeinschaftliche  Almendenutzung 
sind  zum  Teil  wohl  auch  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  geblie- 
benen Rottbuschfeldgemeinschaften  der  westfälischen  Haubergsgenossen- 
schaften  und  einige  moselländische  Gehöferschaften  zurückzufuhren**, 
während  die  Mehrzahl  der  letzticren  nicht  der  genossenschaftlichen,  sondern 
der  grundherrlichen  Initiative  ihre  Entstehung  verdankt*'.  Den  in  der 
Mark  angesessenen  Grundherren  war  es  nämlich,  namentlich  wenn  sie  zu 
der  Stellung  eines  Obermärkers  gelangt  waren,  am  ersten  möglich,  ganze 
Rottländereien  in  der  Almende  für  sich  zu  erwerben.  So  entstanden  die 
vielfach  sogenannten  Beunden  oder  Achten,  worunter  man  in  Westdeutsch- 
land herrschaftliche  Bißnge  in  der  Almende  verstand,  die  nicht  wie  die 
Fronländereien  mit  den  eigenen  Arbeitskräften  des  Hermhofes,  sondern 
im  Gesamtdienst  der  frondienstpflichtigen  Bauern  bestellt  wurden  **.  Seit 
dem  Verfall  der  gutsherrlichen  Eigenwirtschaft  (nachweislich  schon  im 
12.  Jahrhundert)  wurde  die  Verleihung  der  Beunden  an  die  gesamte 
Hofgenossenschaft  gegen  einen  Gesamtzins  üblich  und  damit  die  Um- 
wandlung der  bloßen  Betriebsgemeinschaft  zu  wahrer  Feldgemeinschaft; 
angebahnt**. 


'^  Dahin  gehörte  das  Recht  der  Mark-  oder  NachbarlosuDg  (vgl.  Gbimm, 
Weistümer  VH.  829;  RA.  530  f.  Maubbb,  Dorfverfassung  I.  820  ff.  Thüdichüm, 
a.  a.  0.  205  ff.  Giebkb»  a.  a  O.  I.  66^  II.  200),  die  Befugnis  der  Gemeinde  oder  des 
Obermärkers,  wüste  Äcker  oder  Hofstellen  wiedereinzuziehen  (vgl.  die  bei  Gbukm, 
Weistümer  VIT.  317,  nnter  UI.  Zuwachs,  angeführten  Stellen;  Gisbke,  a.  a.  O.  I.  66; 
Thüdichuu  183.  Maübbb,  Dorfverfassung  I.  52),  das  gesetzliche  Heimfallsrecht  der 
Gemeinde  bei  unbeerbtem  Tode  (vgl.  Geimm,  Weistümer  VE.  241.  Maubeb,  Dorf- 
verfassung I.  824  ff.)  und  das  S.  200  erwähnte  Reebningsverfahren  (vgl.  Hanssen, 
U.  234  ff.    LoBBscH  u.  ScHBÖDBB,  ürk.  I«.  Nr.  128). 

''  Vgl.  S.  44.    Maubeb,  Dorfverfassung  I.  805  f.    Lahpbeoht,  I.  457  f. 

''  Erst  Lampbeoht,  I.  451—458  hat  den  Nachweis  geführt,  daß  die  meisten  Ge- 
höferschaften nicht,  wie  man  bisher  annahm,  Reste  der  alten  Feldgemeinschaft, 
sondern  feldgemeinschaftliche  Neubildungen,  hervorgegangen  aus  grundhöriger  Beunde- 
betrlebsgemeinschaft  sind.  Von  der  bei  ihm  vollständig  angeführten  Litteratur  ist 
besonders  zu  bemerken:  Hanssen,  Agrarhistorische  Abhandlungen  I.  99  ff.  11.  1  ff., 
und  die  preußische  Denkschrift  über  die  Verhältnisse  der  Gehöferschaftswaldungen 
im  Regierungsbezirk  Trier  (Haus  der  Abgeordneten,  13.  Legisl.  Periode,  8.  Session, 
1878—79,  Nr.  54),  femer  Meitzen,  a.  a.  0.  I.  848  ff.  Über  die  Haubergsge- 
nossenschaften  vgl.  die  Schriften  von  Achbnbach  und  Bebnhabdt  (S.  43,  N.  2) 
und  Aktenstücke  des  preuß.  Hauses  der  Abgeordneten,  18.  Legisl.  Periode,  3.  Session, 
1878 — 79,  Nr.  39  u.  139,  femer  die  Haubergordnungen  für  den  Kreis  Siegen  v.  17.  März 
1879  (Preuß.  Ges.-Samml.  1879,  S.  228  ff.)  und  för  den  Dillkreis  und  Oberwester- 
waldkreis  v.  4.  Juni  1887  (ebd.  1887,  S.  289  ff.),  sowie  Waldkulturgesetz  f.  d.  Kreis 
Wittgenstein,  v.  1.  Juni  1854  (ebd.  1854,  S.  329  ff.). 

"Vgl.  S.  199,  N.  17.  Lampbecht,  I.  759 ff.  Landau,  Salgut  42 ff.  Über 
die  sprachliche  Bedeutung  vgl.  Gbimm,  DWB.  I.  165,  1747.  Schmellbb,  Bayer.  WB. 
I.  395  (287).  Lexeb,  Mhd.  WB.  I.  30,  289.  Im  allgemeinen  verstand  man  unter 
Achten  und  Beunden  überhaupt  eingefriedigtes  Rottland  in  der  Almende,  im  engeren 
Sinne  aber  nur  das  der  Grundherrschaften.    Vgl.  Maubbb,  Dorfverfassung  I.  156  f. 

'*  Besonders  lehrreich  sind  hier  die  Weistümer  von  Kenn  (Gbimm,  VI.  545  ff., 
vgl.  ebd.  n.  812)  und  Sandhofen  (ebd.  I.  459).    Vgl.  Schbödbb,  Franken  und  ihr 
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Bis  zum  zehnten  Jahrhundert  erfolgte  die  Besiedelung  des  Landes 
vorzugsweise  unter  den  Auspicien  der  Krone.  Königliche  Rodungspiivi- 
legien,  seltener  für  Almenden  oder  unmittelbare  Kronwälder,  meistens  für 
den  noch  von  keiner  Axt  berührten  Urwald,  wurden  in  immer  zuneh- 
mendem Maße  an  Kirchen  und  Klöster,  an  weltliche  Große  oder  auch 
an  ganze  TJnternehmergenosssenschaften  erteilt;  mehr  oder  weniger  eigen- 
mächtiger Anbau  Einzelner  nach  Art  der  amerikanischen  Squatter  ging 
daneben  her.  Nachdem  die  Krone  die  ihr  zur  Verfügung  stehende  Landes- 
almende*®  im  wesentlichen  erschöpft  hatte,  traten  die  Großgrundbesitzer 
als  Kolonisationsuntemehmer  an  ihre  Stelle.  Das  Material  fanden  sie 
teils  in  dem,  was  sie  selbst  vom  König  erhalten  hatten,  teüs  in  Wild- 
bännen,  die  der  König  ihnen  verliehen^',  teils  in  den  Almenden  der  unter 
ihre  Obermärkerschaft  gestellten  Gemeinden  2®.  Gewinnverheißend  waren 
die  Kolonisationen  teils  wegen  des  Rottzehnten  (novale),  der  zwar  zunächst 
den  Kirchen  zu  gute  kam,  bei  den  auf  grundherrlichen  Gebieten  errich- 
teten Privatkirchen  aber  auch  dem  Grundherrn  einen  unmittelbaren  Vor- 
teil brachte*®,  teils  wegen  der  besonderen  Rottabgabe,  zu  der  sich  das 
alte  „Landrecht"  (terragium)  allmählich  umgestaltet  und  auf  deren  Grund- 
lage sich  im  Laufe  der  Zeit  ein  entwickeltes  Teilbausystem  ausgebildet 
hatte '»^ 

Die  Kolonistendörfer  beruhten,  im  Gegensatze  zu  der  altgermanischen 
Flurordnung,  welche  die  Äcker  um  das  Dorf  herum  nach  Gewannen 
über  die  ganze  Feldmark  verteilte,  im  allgemeinen  auf  der  Geschlossenheit 
der  Hufe*^  Hier  und  da  überwogen  die  Besiedelungen  nach  dem  Höfe- 
system''*,  die  Regel  bildete  jedoch  die  dorfartige  Anlage  der  Höfe  längs 
der  Dorfstraße,  während  die  einzelnen  Hufen  in  langgestreckter  Gestalt 
reihenweise  nebeneinander  lagen,  das  dem  gemeinen  Nutzen  vorbehaltene 
Land  aber  auch  hier  als  Almende  ungeteilt  blieb.  Jeder  Hof  lag  un- 
mittelbar bei  der  zu  ihm  gehörenden  Hufe,  und  zwar  entweder  auf  der- 
selben oder  an  ihrem  Ende,  je  nachdem  die  Dorfstraße  sich  quer  durch  die 
Ackerflur    oder    an  einem  Ende   derselben    hinzog  ^^.     Das  Einheitmaß 


Recht  65;  Aasbreitung  der  sal.  Franken'  (Forsch,  d.  deutsch.  Gesch.  XIX.)  151  ff. 
Lampkbcht,  I.  455. 

'^  Diesen  Ansdruck  gebraucht  Lamfbscht,  I.  469  ff.  sehr  passend  zur  Bezeich- 
nung  der  zur  Verfügung  des  Königs  stehenden  Urwälder,  Einöden  und  Gewässer. 

"  Vgl.  Anm.  15.  "  Vgl.  Anm.  16. 

*»  Vgl.  Lampbecht,  I.  118  ff. 

»•  Vgl.  S.  187  f.    Lamprbcht,  L  104  ff.,  112  f.,  890  ff. 

'^  Nur  der  gemeindliche  Ausbau  in  der  Almende  erfolgte  regelmäßig  nach  Ge. 
wannen.    Vgl.  Lampbeoht,  I.  398. 

"  Vgl.  Lamprbcht,  I.  851  ff. 

'*  Vgl.  Lampbecht,  I.  148.  Landau,  Territorien  20—81.  Die  Anlage  nach 
Reihenhufen  gewährte  der  individuellen  Bewirtschaftung  freien  Spielraum  und  bedurfte 
nicht  des  Flurzwanges  wie  die  Hufenordnung  nach  Gewannen,  wenn  auch  das  System 
der  Dreifelderwirthschaft  thatsächlich  bei  den  Reihenhufen  ebenfalls  ziemlich  allgemein 
beobachtet  wurde.    Ein  weiterer  Vorzug  yor  der  Gewannlage  bestand  in  der  M5g- 
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bildete  bei  allen  Rodungen  auf  Königsland,  auch  auf  solchem,  das  früher 
Königsland  gewesen  war,  die  „Königshufe"  (mansus  regalis),  die  ungefähr 
das  Doppelte  der  gemeinen  Hufe,  also  etwa  60  pommersche  Morgen, 
umfaßte^*. 

Während  die  Krongüter,  auch  nachdem  der  Bestand  derselben  im 
Laufe  des  Mittelalters  bedeutend  eingeschrumpft  war,  immer  noch  zu- 
sammenhängende Gebiete  von  ziemlicher  Ausdehnung  umfaßten'*,  befanden 
sich  die  grundherrlichen  Besitzungen  in  so  zerstreuter  Lage,  daß  an  cen- 
trale Verwaltungseinrichtungen  nicht  zu  denken  war'®.  Die  Verwaltung 
lag  daher  ganz  in  den  Händen  der  den  einzelnen  Fronhöfen  vorgesetzten 
Meier  (villici),  welche  die  Bewirtschaftung  der  Fronländereien  und  Beunden 
leiteten,  die  Vertretung  des  Grundherrn  gegenüber  den  Unterthanen  und 
die  Aufsicht  über  die  letzteren  ausübten,  namentlich  die  von  ihnen  zu 
entrichtenden  Zinsen  und  Zehnten  für  den  Grundherrn  eintrieben ''.  Seit 
dem  12.  Jahrhundert  trat  aber  die  Eigenwirtschaft  der  Großgrundbesitzer, 
auch  des  Fiskus,  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund.  Das  Bedürfnis, 
sich  mit  einem  zahlreichen  ritterlichen  Dienstgefolge  auszurüsten,  führte 
mehr  und  mehr  zu  der  unfruchtbaren  Kapitalsanlage  in  Form  lehnrechtlicher 
Verleihung  an  Ministerialen,  während  andererseits  für  die  bäuerliche  Leihe 
freiere  Formen  (namentlich  die  Zeitpacht)  in  Gebrauch  kamen.  Im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  hörte  die  grundherrliche  Eigenwirtschaft  vollständig 
auf,  selbst  bei  den  Niederlassungen  des  Cisterzienserordens,  dem  bis  dahin 
seine  Ordensregel  den  eigenen  Wirtschaftsbetrieb  zur  Pflicht  gemacht 
hatte'S. 

Von  epochemachender  Bedeutung  für  die  Entwickelung  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  auf  der  Höhe  des  Mittelalters  war  neben  dem  erst 
später  (§  51)  zu  besprechenden  Städtewesen  ganz  besonders  die  Koloni- 
sation des  nordöstlichen  Deutschlands,  die  um  die  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts begann,  sodann  das  ganze  13.  Jahrhundert  ausfüllte,  in  Schlesien 
und  den  preußischen  Ordenslanden  auch  noch  im  14.  Jahrhundert  weitere 
Fortschritte  machte'*.  Das  dünnbevölkerte  slavische  Land  war  überreich 
an  herrenlosen,  jedes  Anbaues  entbehrenden  Sumpf-  und  Moordistrikten 
und  Urwäldern*®.     Die  Verfügung  darüber    stand    zunächst   kraft  des 


lichkeit,  durch  Ansetzang  neuer  Höfe  und  Hufen  mit  der  Yermehrung  der  Haus- 
haltungen Schritt  zu  halten. 

"  Vgl.  Anm.  43. 

"  Näheres  hierüber  unten  §  48.  "  Vgl.  Lamprbcht,  L  717,  738  flF. 

*'  Vgl.  die  vortrefflichen  Ausführungen  von  Lampbecht,  I.  737  ff. 

^  Über  diese  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Verfassung  vgl.  Lamprecht, 
I.  862  ff.  Viel  Lehrreiches  auch  bei  Winter,  Die  Cisterzienser  des  nordöstlichen 
Deutschlands,  3  Bände,  1868—1871.  Ein  charakteristischer  Kolonisationsvertrag  des 
Cisterzienserklosters  Bronnbaoh  von  1251  bei  Abohbach,  Gesch.  d.  Grafen  von  Wert- 
heim, Urk.-B.  Nr.  28. 

^*  Litteratur  S.  375,  N.  15  und  oben  Anm.  1. 

*®  Unter  anderem  beruht  nicht  weniger  als  der  dritte  Teil  der  Provinz  Schlesien 
auf  Neukulturen  deutscher  Kolonisten.    Vgl.  Meitzek,  Urkunden  schlesischer  Dörfer  28. 
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Bodenregals  dem  Reiche  oder  dem  deutschen  Orden,  sodann  den  Fürsten 
auf  Grund  ihrer  Belehnung  und  den  von  ihnen  oder  unmittelbar  yom 
Reiche  oder  dem  Orden  ausgestatteten  geistlichen  und  weltlichen  Grund- 
herren zu.  Dem  alten  „Landrecht"  (S.  414)  entsprechend  wurde  für  den 
Landesherm  von  allen  Neukulturen  eine  besondere  Getreideabgabe  (Her- 
zogskorn, Markrecht,  Marchmutte,  Marchfutter)  erhoben *^  Die  Koloni- 
sation  erfolgte  hier  ganz  wie  in  den  altdeutschen  Gebieten  nach  dem 
Dorfsystem  mit  Reihenhufen**,  die  als  Marsch-,  Moor-,  Hagen-,  Wald- 
hufen, namentlich  aber  als  flämische  oder  Mnkische  Hufen  bezeichnet 
und  durchweg  mit  der  Königsrute,  also  als  Königshufen,  ausgemessen 
wurden*'. 

Das  angebaute  Land  gehörte  unter  der  slavischen  Herrschaft  teils 
zu  allodialen  Gutshöfen  des  Adels,  teils  zu  Bauerdörfem,  die  in  der 
Form  von  Rechtecken  oder  fächerförmig  als  sogenannte  Rundlinge  an- 
gelegt waren  und  ihren  Acker  in  einer  dem  deutschen  Gewannensystem 
entsprechenden  Weise  in  Gemenglage  hatten.  Die  Bauern  waren  ihrem 
Gutsherrn  zu  ungemessenen  Diensten  verpflichtet  und  ohne  ein  erbliches 
Recht  an  ihrer  Hufe,  die  ihnen  auch  bei  Ausbleiben  des  Zinses  oder  bei 
schlechter  Wirtschaft  ohne  weiteres  entzogen  werden  konnte  **».  Die 
größere  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  der  Deutschen  veranlaßte  auch  die 
slavischen  Grundherren  mehr  und  mehr,  in  eigenem  Interesse  nicht  nur 
ihre  Bauerndörfer,  sondern  auch  die  Mehrzahl  ihrer  Gutshöfe  nach 
deutschem  Recht  anzulegen  und  mit  deutschen  Kolonisten  zu  besetzen. 
Die  Besiedelung  erfolgte  hier  durchweg  im  Anschluß  an  die  vorgefundenen 
Dorfanlagen  und  nach  dem  Gewannensystem**.  Die  slavische  Hakenhufe 
wurde  größtenteils  durch  das  etwa  doppelt  so  große  Maß  der  deutschen 
Landhufe  (im  Gegensatze  zur  Königshufe)  verdrängt. 

*^  Vgl.  meine  Niederländ.  Kolonien  40  f.;  Die  Franken  und  ihr  Recht  75. 
Waitz,  Vm.  391  f. 

*'  Vgl.  Meitzen,  Urkunden  30,  71  ff.,  80  ff.;  Boden  und  landwirtsch.  Verhält- 
nisse L  356  f.    Hakssbn,  Agrarhist.  Abb.  II.  185. 

**  In  Schlesien  wurde  das  volle  Hufen  maß  nur  von  den  im  Waldgebirge  an- 
gelegten sogenannten  „fränkischen"  Hufen  erreicht,  während  die  in  der  Ebene  an- 
gelegten „flämischen"  Hufen  hier  einen  geringeren  Umfang  hatten.  Über  die  Königs- 
hufe ygl.  Landau,  Territorien  21  ff.  Lampbecht,  I.  848  ff.  Mbitzbn,  Landwirtsch. 
Verhältnisse  I.  856 ff.;  Ausbreitung  der  Deutschen  1  ff.  Sohbödbb,  Niederl.  Ko- 
lonien 35. 

**•  Vgl.  Urbar  des  Klosters  Amelunxborn  über  die  Hufen  in  Raderang  (Cod. 
dipl.  Brand.  I.  1,  457):  gtmt  monasterii  ei  curie,  et  tum  villanarum,  nee  sufU  cul  areas 
curiarum  ville  appropriati,  sed  simplieiter  loeati  secundwn  itu  SlaviceUe,  Ha  sane: 
cum  cultores  ville  non  satisfaciunt  in  pactie  eurie  nee  m^fficiunt,  t»nc  mansi  passunt 
auferri  ab  eis  licite  et  heari  aliis  agricolis  pro  pacti»  sive  hure  quibtueumpt^ ,  qua- 
libet  contradictione  non  obstante.  Später  wurde  dies  Rechtsverhältnis  als  lassitisches 
Recht  bezeichnet.  Übrigens  hatten  die  Bauern  von  Raderang  das  Veräußerungsrecht, 
sobald  sie  ihre  eigenen  Verbindlichkeiten  gegen  den  Fronhof  erf&Ilt  hatten. 

**  Vgl.  Knapp,  Bauernbefreiung  I.  4  ff.  Meitzbn,  Urkunden  29,  81  ff-,  43  ff., 
105  ff.;  Boden  u.  landwirtsch.  Verhältnisse  I.  361  ff.  Über  Gewannlage  und  Flur- 
iswang  in  Siebenbürgen  siehe  Wolff,  a.  a.  0.  7  f.,  47  f. 
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Die  Eolonisatioii  der  bebauten  wie  unbebauten  Gebiete  ging  in  der 
Tiegel  in  der  Weise  vor  sich,  daß  der  Landesherr  oder  Grundherr  die  zur 
Besiedelung  bestimmte  Fläche  nach  dem  in  den  altdeutschen  Landen  er- 
probten Muster  einem  Unternehmer  (locator)  zur  wirtschaftlichen  Ein- 
teilung und  demnächstigen  Besetzung  mit  Kolonisten  übergab  ^^.  Nur 
freie  Leute  wurden  als  Kolonisten  zugelassen.  Der  einzelne  Ansiedler 
erhielt  seine  Hufe  zu  vererblichem  und  veräußerlichem  Recht,  gegen  einen 
festen  Geldzins,  zu  dem  meistenteils  eine  bestimmte  Naturalabgabe,  an 
Stelle  des  Zehnten,  hinzutrat;  die  ersten  Jahre,  während  der  Urbarmachung, 
waren  zinsfrei.  Für  die  Kirche  wurden  regelmäßig  einige  Freihufen 
ausgeworfen.  Ebenso  erhielt  der  Unternehmer  mehrere  Freihufen  zu 
Eigentum  oder  Lehen,  außerdem  für  sich  und  seine  Erben  das  Schult- 
heißenamt, in  der  Regel  noch  mit  Schank-,  Schmiede-,  Backofen-  oder 
anderen  Gerechtigkeiten  verbunden.  Als  Gegenleistung  hatte  der  Unter- 
nehmer zuweilen  einen  besonderen  Kaufpreis  zu  entrichten;  die  Ein- 
treibung der  Zinse  für  den  Grundherrn  gehörte  mit  zu  den  Obliegenheiten 
des  Schultheißen. 

Noch  bedarf  es  eines  Blickes  auf  die  dem  nordöstlichen  Deutschland 
eigentümliche  Gestaltung  des  ritterschaftlichen  Großgrundbesitzes**.  Auf 
die  Schulzengüter  kann  die  Entstehung  desselben  nicht  zurückgeführt 
werden,  da  diese,  auch  wo  die  Hufen  zusammen  lagen,  doch  zu  wenig 
umfangreich  und  die  Inhaber  nicht  mächtig  genug  waren,  als  daß  dieser 
Besitz  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  großen  Rittergütern  hätte  entwickeln 
können.  Eher  ließe  sich  an  Allodien  des  slavischen  Adels  denken,  allein 
dieser  fand  seine  Rechnung  weit  besser  in  der  Anlegung  seiner  Güter 
zu  deutschem  Recht,  als  wenn  er  sie  im  Eigenbetrieb  behalten  hätte. 
Seine  Güter  verfielen  im  Laufe  der  Kolonisationsperiode  durchweg  dem 
Parzellierungsprozeß,  und  wenn  dabei  hin  und  wieder  größere  Stücke  dem 
Herrn  vorbehalten  blieben,  so  war  dies  doch  immer  die  Ausnahme ^^ 
Da  der  Besitz  der  Kirchen  und  Klöster  denselben  Weg  gegangen  ist,  so 
kann  der  Großgrundbesitz  seinen  Ausgang  nur  von  den  landesherrlichen 
Gütern  genommen  haben.  Zwar  war  die  Abneigung  gegen  den  eigenen 
Wirtschaftsbetrieb  auf  fiskalischer  Seite  nicht  geringer  als  bei  den  privaten 
Grandherren,  auch  die  Domänen  waren  großenteils  in  den  Händen  von 


*^  Lehrreiche  Beispiele  solcher  Lokationsverträge  des  13.  and  14.  Jahrhunderts 
bei  TzscHOPPE  u.  Stbkzel,  femer  bei  Mbitzsn,  Urkunden,  und  besonders  zahlreich 
in  dem  Cod.  dipl.  Pruss.  L— V.  Heinemaitn,  Albrecht  der  Bär  469  (1159).  Cod. 
dipL  Anhalt  L  Nr.  454  (1159).  Cod.  dipl.  Sax.  II.  1,  Nr.  50  (1154).  58  (1160).  Als 
Master  werden  namentlich  die  Verträge  der  Bremer  Erzbischöfe  wegen  der  Marsch- 
kolonien  an  Weser  und  Elbe,  deren  Beigen  der  berühmte  Vertrag  von  1106  (Brem. 
Urk.-B.  L  Nr.  27)  eröifnete,  gedient  haben. 

*•  Vgl.  EoBN,  a.  a.  O.  10—18.  Bobnhak,  Die  Entstehung  des  Bittergutsbesitzes 
in  den  Ländern  Östlich  der  Elbe,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  125  £f. 
BcBDBL,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  11.  163  ff.  Msitzsn,  Boden  u.  land- 
'wirtsch.  Verhaltnisse  L  865  f.    Khapp,  a.  a.  O.  I.  31  ff. 

*^  Vgl.  Meftzek,  Urkunden  48.    Tzschoppb  u.  Stenzel  Nr.  64  (1271). 
B.  BcndDXB,  Dratoeh«  B«ehta«eMfaJohte.  27 
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Lehnschulzen  und  Erbpächtern,  aber  das  Bedürfnis  der  Landesverteidigung 
gegen  die  östlichen  und  nördlichen  Nachbarn  machte  es  in  den  Marken 
wie  in  Holstein,  Mecklenburg,  Pommern,  Schlesien  und  Preußen  not- 
wendig, einen  großen  Teil  der  Landesgüter  zu  militärischen  Zwecken  zu 
verwenden.  Die  Lehen,  mit  denen  die  Ministerialen  bedacht  wurden, 
hatten  zunächst  nur  einen  bescheidenen  Umfang,  sechs  Hufen  für  den 
Ritter  und  vier  Hufen  für  den  Knappen  (S.  430)  bildeten  gewöhnlich  das  Maxi- 
mum. Es  waren  daher  keine  geschlossenen  Rittergüter,  die  hier  verliehen 
wurden,  sondern  die  Äcker  in  der  Regel  in  Gemenglage  mit  denen  der 
Bauern,  zuweilen  auch  mehrere  Ritterlehen  in  Gemenglage  untereinander, 
namentlich  in  der  Nähe  der  polnischen  Grenze,  wo  der  Adel  dicht  ge- 
drängt angesiedelt  wurde*®.  Die  Vergrößerung  dieser  Lehen  durch  Auf- 
kauf angrenzender  Bauemhufen  war  dadurch  erschwert,  daß  die  den  Lehn- 
gütem  zugestandene  Zins-  und  Bedefreiheit  sich  auf  solchen  Erwerb  nicht 
miterstreckte.  Erst  als  es  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  dem  Adel  ge- 
lungen war,  seine  Freiheiten  auch  in  dieser  Richtung  zur  Geltung  zu 
bringen,  konnten  sich  zinsfreie  Rittergüter  bis  zu  25  und  30  Hufen, 
immer  aber  noch  in  Gemenglage,  bilden.  Ein  anderer  Weg  zur  Erweite- 
rung des  ritterschaftlichen  Besitzes  bot  sich  dar,  seit  die  Fürsten  sich 
durch  Finanznöte  mehr  und  mehr  veranlaßt  sahen,  die  ihnen  von  den 
Schulzen  und  Bauern  zustehenden  Abgaben,  Beden  und  Dienste,  oder  auch 
die  Gerichtsgefalle  und  andere  Hoheitsrechte  über  dieselben,  kauf-,  pfand- 
oder  lehnweise  auf  ihre  Vassalien  zu  übertragen,  indem  die  Ritterlehen 
dadurch  mit  Herrschaftsrechten  ausgestattet  und  schließlich,  da  die  An* 
schauungen  des  Mittelalters  hiermit  die  Idee  des  Obereigentums  ver- 
banden, zu  großen  Grundherrschaften  wurden. 

§  42.  Die  Ständet  Die  Verschiebung  der  ständischen  Verhält* 
nisse,  die  in  der  vorigen  Periode  begonnen  hatte,  nahm  unter  dem  Ein- 

*®  Noch  heute  gibt  es  in  Westpreußen  Dörfer  mit  fast  ansschließlich  adelicher 
Einwohnerschaft. 

»  Vgl.  Eichhorn,  St.  u.  RG.  II.  §§  223,  837-850.  in.  §§  445—448.  Walte», 
RG.  §§212—229,  384—455.  Zöpfl,  RG.  §§  12—18, 80f.;  Altertümer  des  deutsch.  Rechts 
IL  127—287.  Waitz,  V.  185—442.  Bbünnbb  in  Holtzekdobff's  Encyldopädie 
219  f.,  247.  Heüsleb,  I.  132—190.  Grimm,  RA.  226  ff.  Noobdbwiee,  Nederd.  Regts- 
oudheden  65  ff.  Wabnköniq,  Flandr.  RG.  III.  9-63,  113—150.  Teltino,  Schets 
van  het  oud-friesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1868,  Stück  8.  v.  Richthopen,  Unters, 
über  fries.  RG.  11.  1026—1128.  III.  52—95.  Blumeb,  St.  u.  RG.  d.  Schweiz.  Demo* 
kratien  I.  17—83,  388  ff.  v.  Wyss,  Beiträge  z.  Schweiz.  RG.,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz. 
Recht  XVII.  3  ff.  XVIIL  19  ff.  Riezleb,  Geschichte  Baiems,  L  760—771.  11.  186  fL 
Gengleb,  Ein  Blick  auf  das  Rechtslehen  Baierns,  4  ff.  Hasenöhbl,  Österreichisches 
Landesrecht  60—100.  Schalleb,  Die  niederösterreichischen  Stande  nach  ihren  Eigentums* 
Verhältnissen,  i.  d.  Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.-Forsch.  IL  Ergänzungsband  421  ff. 
Lampbecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  L  778  ff.,  810  ff.,  853  ff.,  879  ff.,  1010  ff.. 
1139—1247.  Bodmann,  Rheing.  Altertümer  249—387.  Fbahklin,  Die  freien  Herren 
und  Grafen  von  Zimmern  15  ff.  Riedel,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250. 
II.  24—39,  126—192,  272  ff.  —  Hüllmann,  Geschichte  des  Ursprungs  der  Stande  in 
Deutschland,  2.  Aufl.  1830.     Giebkb,  Genossenschaftsrecht  L  155—206.     Göhbum, 
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flösse  der  veränderten  Heereseinrichtung  ihren  weiteren  Fortgang*.  Die 
karolingische  Zeit  hatte  den  alten  Geburtsadel  als  solchen  beseitigt  und 
dafür  einen  besonderen  Beamtenadel  ausgebildet,  der  in  dem  Reichsfürsten- 
stande des  Mittelalters  (§  45)  seine  Fortsetzung  fand.  Neben  den  Fürsten 
standen  die  „Edeln"  (adaliriffe,  ethelinge,  nobiles,  moffnates)  oder  „freien 
Herren"  (liberi  barones,  auch  schlechthin  barones),  auch  „Edelfreie"  (adeU 
vfie)  oder  schlechthin  „Freie"  (liberi),  in  Friesland,  Schwaben  und  Italien 
auch  „Hauptleute"  oder  „Häuptlinge"  (hoveäinffe,  capäanei)  genannt*.  Zu 
ihnen  gehörten  die  namentlich  bei  den  Sachsen  und  Friesen  zahlreich  er- 


GeschlchtL  Darstellung  der  Ijehre  von  der  Ebenbürtigkeit  I.  160—391.    Momtao,  Ge* 
schichte  der  deutschen  Staatsbürger!.  Freiheit,  I.  II.  1812—1814.    Stobbe,  Die  Stände 
des  Sachsenspiegels»  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XY.  811  fF.     Gaupp,  Miscellen    des 
deutschen  Rechts  8—75.    SchbÖdeb,  Zur  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  nach  dem 
Sachsenspiegel ,  Zeitschr.   f.  RG.  UI.  461  ff. ;   Zum  Standerecht  des  Sachsenspiegels, 
ebd.  VII.  147  ff.    v.  Mabtitz,  Qui  sint  ingenuitate  sibi  compares  iure  Speculi  Sax., 
Eonigsb.  Diss.  1861.    Samson,  De  personarum  et  iudiciorum  ordine  ex  Spec.  Sax.  cum 
eo  qul  per  Guestphaliam   vigebat  comparato,  Berl.  Diss.  1866.    v.  Zallinosr,  Die 
SchÖffenbarfreien   des   Sachsenspiegels,   1887;   Ministeriales  und  milites,   1878;    Die 
ritterliehen  Klassen  im  steirisch.  Landrecht,  i.  d.  MittelL  d.  Instit.  f.  österr.  Gesch. 
Forsch.  lY.  393  ff.    Siigbl,  Die  rechtl.  Stellung  der  Dienstmannen  in  Österreich,  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  CIL  (1883)  S.  235—286.     v.  Fürth,  Ministerialen,  1836. 
XiTzscH,  Ministerialitat  und  Bürgertum  im  11.  u.  12.  Jh.  (a.  u.  d.  T.  Vorarbeiten  z. 
Gesch.  der  stauf.  Periode,  L),  1859.    Frensdobfv,  Das  Recht  der  Dienstmannen  von 
Köln  (i.  d.  Mitteil.  d.  Stadtarchivs  von  Köln),  1883.    Hegel,  Kölner  Chroniken  III., 
Einleitung  S.  YUff.     Ennen,  Gesch.  d.  Stadt  Köln,  I.  435  ff.    Löheb,  Ritterschaft 
und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akad.  1861,  I.  365—416. 
Roth  von  Schbeckehstein,  Ritterwürde  und  Ritterstand,  1886.    y.  Bobch,  Ritter  und 
Dienstmannen  fürstlicher  und  gräflicher  Herkunft,  1881;   Zum  Wechsel  des  Freien- 
standes, i.  d.  Anzeiger  f.  Schweiz.  Geschichte,  1887.    Lüsghin,  Die  steirischen  Land- 
handfesten,  1.  d.  Beitr.  z.  Kunde  steiermärkischer  Geschichte,  IX.    Lambbbt,  Ent- 
Wickelung  des  deutschen  Städtewesens  im  Mittelalter,  1865.   WohlbbOck,  i.  d.  Mark. 
Forsch,  in.  1  ff.  --  KiNDLiNGEB,  Geschichte  der  deutschen  Hörigkeit,  1818.  L.  v.Maubeb, 
Geschichte  der  Fronhöfe,  IL  1 — 118.    Beseleb,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Stände- 
rechts, Gratulationsschrift  für  Savigny,  Berlin  1860.    Böhlaü,  Über  Ursprung  und 
Wesen  der  Leibeigenschaft  in  Mecklenburg.  Zeitschr.  f.  RG.  X.  357  ff.    v.  Bbünnbck, 
Die  Leibeigenschaft  in  Ostpreußen,  ebd.  XXI.  38  ff.;  Die  Leibeigenschaft  in  Pommern, 
ebd.  XXH.  104  ff.    Kobn,  Gesch.  d.  bäuerl.  Rechtsverhältnisse  in  der  Mark  Branden- 
burg, ebd.  XI.  1  ff.    Hanbsen,  Die  Aufhebung  der  Ijeibeigenschaft  in  Schleswig-Hol- 
stein, gekrönte  Preisschrift  der  Petersburger  Akademie,  1861.    Sugenheim,  Geschichte 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Europa,  dsgl.  Petersburg   1861.     Hanaüeb, 
Les  paysans  de  l'Alsace  au  moyen-äge,  1865.  —  Stobbe,  Die  Juden  in  Deutschland 
während  des  Mittelalters,  1866.    Hömigeb,  Zur  Geschichte  der  Juden  Deutschlands 
im  früheren  Mittelalter,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d«  Judentums  I.  65  ff.  II.  136  ff.  — 
Budde;  Über  Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  Echtlosigkeit,  1842.    Beneke,  Von  un- 
ehrlichen Leuten,  1863. 

•  Vgl,  S.  208  ff.,  254  ff.  Bbunneb,  DRG.  L  224—254.  L.  v.  Maübeb,  Gesch. 
d.  Pronhöfe  L  6—112,  318  ff.,  378  ff 

•  Über  capitaneus  vgl.  S.  384.  Waitz,  V.  409  f.  Richthopen,  Untersuchungen 
IL  1035  ff.  In  Holland  begegnet  die  Bezeichnung  welgehoren  mannen  (vgl.  Richt- 
HOFEH,  Untersuchungen  11.  1097  f.  III.  53  ff.),  doch  bietet  sich  hier,  wie  mir  Herr 
Professor  Fockema-Andbeä  mitteilt,  die  Schwierigkeit,  daß  die  meisten  der  unter  den 
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haltenen  Reste  des  alten  Adels  und  die  weltlichen  Grandherren,  denen  es 
zur  Zeit  der  großen  Bodungen  größtenteils  gelungen  war,  mit  Hilfe  der 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  zahlreichen  Arbeitskräfte  ihren  Besitz  bedeutend 
zu  vermehren,  während  sie  als  Schutz-  und  Vogteiherren  ihrer  Hinter- 
sassen, als  Obermärker,  Immunitäts-  und  Gerichtsherren  eine  herrschende 
Stellung  einnahmen,  die  sie  den  Fürsten  immer  näher  brachte.  Die  mit 
keinem  Fürstenamte  ausgestatteten  Mitglieder  der  fürstlichen  Häuser 
zählten  als  „Fürstengenossen"  zu  den  Edeln,  vor  denen  sie  nur  gewisse 
Ehrenvorzüge  voraus  hatten*.  Seit  der  Heichsfürstenstand  die  nicht  ge- 
fürsteten  Grafen  von  sich  ausgeschieden  hatte,  standen  diese  an  der  Spitze 
der  Edeln,  so  daß  man  die  Mitglieder  des  ersten  Standes  formelhaft  als 
die  vürsten  gräven  unde  vrten  zusammenfaßte*. 

Zu  einem  vollständigen  Geburtsadel  war  es  dabei  noch  nicht  ge- 
konunen,  indem  die  edele  Abstammung  für  sich  allein  nicht  ausreichte; 
denn  wie  nur  derjenige  ein  Fürst  war,  der  Fürstenamt  bekleidete,  so 
bildete  der  Besitz  einer  adelichen  Grundherrschaft  die  unerläßliche  Voraus- 
setzung für  die  edelen  Geschlechter.  Wer  nicht  Grundherr  war,  schied 
aus  der  Klasse  der  Edeln  aus  und  gehörte  trotz  seiner  Abstammung  nur 
zu  den  Gemeinfreien  ^,  doch  brachte  es  das  Ganerbenrecht  an  den  Stamm- 
gütern der  adelichen  Häuser  mit  sich,  daß  das  ungeteilte  Stammgut  auch 
den  persönlich  nicht  in  Besitz  und  Genuß  befindlichen  Familiengliedem 
zugerechnet  wurde '^.  Dies  war  ein  besonderer  Vorzug,  den  das  Allodial- 
vermögen  vor  dem  Lehnsbesitz  gewährte,  bis  das  System  der  Gesamt- 
belehnungen  auch  lehnbare  Familienstammgüter  möglich  machtet  An 
sich  wurde  zwischen  allodialen  und  lehnbaren  Herrschaften  nicht  unter- 
schieden. 

Eine  zweite  Voraussetzung  für  den  Stand  der  Edeln  ergab  sich  aus 


wohlgeborenen  Leuten  genannten  Namen  anf  nichtadeliclie  Geschlechter  hinweisen. 
Eine  andere,  aber  nicht  immer  technische  Bezeichnung  war  homines  aynodales,  wnd- 
bare  Hute,  semperliuie.  Vgl.  v.  Zallikgbb,  Ministeriales  und  milites  77  ff.  Eich- 
HOBM.  i.  d.  Abh.  d.  Berliner  Akad.  1838  (1840),  8.  361  ff. 

«  Vgl.  FiCKBB,  Heichsfürstenstand  151  ff.,  180,  205,  240 ff.;  Heerschild  126 f. 

*  Vgl.  Anm.  46.  Seit  jener  Ausscheidung  kamen  auch  Herzoge»  Markgrafen, 
liandgraf'en,  Burggrafen  unter  den  Edeln  vor. 

*  Vgl.  KiCHTHOFBN,  Untersuchungen  U.  1045—1051,  1086  f. 

'  Vgl.  S.  263,  328.  Hohbteb,  Über  die  Heimat  nach  altdeutschem  Recht»  ins- 
besondere über  das  Hantgemal,  i.  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  17—104.  Waitz, 
V.  395  f.;  Urkunden  zur  deutschen  Verf.-Geschichte  im  11.  u.  12.  Jh.,  39  ff.  (nur  in 
der  ersten  Auflage,  1871).  Wippbbmann,  Kleine  Schriften  juristischen  und  rechts- 
historischen Inhalts,  I.  Ober  Ganerbschaften,  1873.  In  der  Gründungsgeschichte  des 
Klosters  Baumburg  (Mon.  Boica  II.  178  ff.)  heiBt  es  von  einem  Grafen  Kuno:  evius 
genuinus  et  cogjiaiionig  et  posterarum  eiua  postmodum  communis  locus  usque  hodie 
Uranthenhusen  nuncupatur.  Andere  Bezeichnungen  des  Stammgutes  waren  praedium 
libertatia,  principalit  natalium  locus  und  hantgemdl  (cyrographum) ,  letzteres  wohl 
wegen  der  auf  dem  Stammgute  radizierten  Hausmarke  des  Geschlechts,  an  deren 
Stelle  später  das  Wappen  trat.    Vgl.  Anm.  37.    Gengleb,  a.  a.  0.  7  f.,  27. 

•  Vgl.  S.  398  f. 
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ihren  militarischeii  Beziehnngen.  Da  die  allodialen  Grundherren  dem 
Könige  als  solche,  die  Vassallen  aber  auf  Grund  ihres  Lehnsdienstes  heer- 
folgepflichtig  waren,  so  mußten  die  Edeln  dem  Ritterstande  angehören*. 
Aber  nicht  bloß,  daß  alle  Edeln  zugleich  Ritter  waren:  es  gab  überhaupt 
keine  freien  Ritter  außerhalb  des  Herrenstandes,  der  Stand  der  Edeln 
war  mit  dem  der  ritterbürtigen  Freien  identisch***. 

Neben  dem  lEreien  Ritterstande  aber  hatte  sich  der  Stand  der  unfreien 
Ritter,  der  Ministerialen  oder  Dienstmannen,  ausgebildet****.  Wie  aus 
jenem  der  hohe,  so  ist  aus  diesem  der  niedere  Adel  hervorgegangen. 
Hatte  das  Wort  minister  oder  ministerialis  in  der  frankischen  Zeit  nur 
ganz  im  allgemeinen  die  höheren  Klassen  der  unfreien  Leute  bezeichnet, 
so  nahm  es  im  Laufe  der  Zeit,  zumal  seit  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts, 
wie  das  entsprechende  dienestman  eine  ganz  bestimmte  Bedeutung  an". 
Man  verstand  darunter  nur  Dienstleute  des  Königs  und  der  Großen,  und 
zwar  nur  solche,  die  unter  Befreiung  von  anderen  Dienstpflichten  und 
Abgaben  ausschließlich  im  Hofdienst,  oder  als  Reisige  (qui  equitando 
serviunt)  zu  Boten-  und  Geleitsdiensten  (itinerariiy  scarcariij  scaremanni) 
oder  Jagd  und  Krieg,  gelegentlich  auch  wohl  als  höhere  Aufsichtsbeamte 
(Förster,  Zöllner,  Meier  u.  dgl.)  verwendet  wurden  **.  Das  besondere  Ver- 
traueUy  das  der  Herr  solchen  Dienstmannen  schenken  mußte,  das  nähere 


*  Dagegen  war  es  zwar  die  Regel,  aber  keineswegs  notwendig,  daß  sie  sich  im 
Lehnsverbande  befanden.  Gegenüber  den  von  Fiokbr,  Heerschild  162  ff.,  geäußerten 
Bedenken  ist  außer  den  von  ihm  selbst  angefahrten  Beispielen,  die  er  als  bloBe  Aus- 
nahmen betrachtet»  auf  die  friesischen  Edelinge  und  die  freien  Herren  von  Zimmern 
zu  verweisen.    Vgl.  Anm.  32  und  S.  382,  N.  3. 

*^  Gegenüber  der  Konfusion  des  Schwabenspiegels  ist  dies  für  das  außersäch- 
sische Deutschland  bereits  von  Fjokeb,  Heerschild  141  ff.,  149  f.,  mit  Sicherheit  fest- 
gestellt worden.  Neuerdings  hat  v.  Zallingbb  den  Nachweis  geführt,  daß  es  auch 
bei  den  Sachsen  keine  gemeinfreien  Ritter  gegeben  hat.  Vgl.  Anm.  38.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  landsässigen  Rittern  freien  Standes  und  edelfreien  Rittern  mit 
landesherrlicher  Gewalt,  die  y.  Bblow  in  der  Hist  Zeitschr.  NF.  XXIV.  103  ff.  an- 
nimmt, findet  in  den  Quellen  keine  Bestäti^ng.  Von  den  Edeln  befanden  sich  in 
der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  nur  die  Grafen  im  Besitze  landesherrlicher 
Gewalt,  die  übrigen  waren  bloße  Grundherren.  Wenn  übrigens  landrechtlich  alle 
freien  Rittersleute  zu  einer  und  derselben  Klasse  gehörten,  so  war  dies  lehnrechtlich 
nicht  allgemein  der  Fall,  da  es  in  Süd-  und  Westdeutschland  Edelherren  gab,  die 
minderbegüterte  Standesgenossen  zu  Vassallen  hatten.  Der  Schwsp.  hat  diesen  Um- 
stand benutzt,  um  mit  seinen  „Mittelfreien"  eine  Parallele  zu  den  Schöffenbarfreien 
des  Ssp.  zu  gewinnen.  Vgl.  S.  885,  N.  10.  Fiokeb,  Heerschild  145  ff.,  152  ff.,  207. 
ZöFFL,  Altertümer  11.  223  ff. 

10*  Auf  den  Streit,  ob  die  Ministerialen  frei  oder  unfrei  gewesen  seien ,  ist  in 
einem  ernsthaften  Buche  nicht  weiter  einzugehen.  Wer  trotz  der  Klarheit  der  Ijage 
noch  zweifelt,  möge  Dsp.  61  und  Nibel.  (Ausg.  v.  Lachieanm)  Vers.  574,  667,  671, 
764--778,  781  vergleichen. 

"  Andere  Bezeichnungen:  müites,  officiales,  familiäres,  dametHci,famtdi,  clietUes, 
servientes  u.  a.  m.    Vgl.  Waitz,  V.  428  ff. 

^'  Vgl.  Ekkeh.  cas.  s.  Galli  c.  48  von  den  Klostermeiem:  maiores  loeorum^  de 
quibus  scriptum  est,  quia  servif  si  non  timent,  tument,  scuta  et  arma  polita  gestare 
incoeperant.     Im  10.  Jahrhundert  fiel   das   noch   auf  und   schien   ungehörig.     Bei 
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persönliche  Verhältnis  zum  Herrn,  das  sich  aus  dem  Hofdienst  und  den 
kameradschaftlichen  Beziehungen  im  Felde  von  selbst  ergab,  die  Waffen- 
ehre  und  der  besondere  Wert,  der  dem  Reiterdienste  beigelegt' wurde, 
alles  dies  vereinigte  sich  dazu,  jene  Klassen  weit  über  ihre  sonstigen 
Genossen  im  Dienste,  die  Bauern,  Handwerker,  Haus-  und  Feldarbeiter 
u.  dgl.  m.,  emporzuheben.  Zugleich  begegnete  sich  das  militärische 
Interesse  des  Reiches  an  der  Ausbildung  möglichst  zahlreicher  berufis- 
mäßiger  Reitertruppen  mit  dem  Interesse  der  Großen,  die  Mannschaften, 
mit  denen  sie  dem  Reiche  heerfolgepflichtig  waren,  auf  eine  für  sie  mög- 
lichst vorteilhafte  Weise  zu  beschaffen.  Es  war  klar,  daß  die  freien 
VassaUen  ihrem  Lehnsherrn  sehr  viel  teurer  kommen  mußten,  als  seine 
Dienstmannen,  die  er  auch  in  eigenen  Angelegenheiten  verwenden  könnt«. 
Hatte  es  anfangs  ganz  im  Belieben  des  Herrn  gelegen,  welche  seiner 
Leute  er  für  die  höheren  Dienste  der  Ministerialen  verwenden  wollte,  so 
lag  in  der  für  diese  Dienste  erforderlichen  besonderen  Erziehung  und 
Vorbildung  von  vornherein  der  Keim  für  die  Entwickelung  der  Erblich- 
keit. Seit  dem  11.  Jahrhundert  bildeten  die  Ministerialen  einen  eigenen 
Geburtsstand,  der  bald,  trotz  seiner  Unfreiheit,  den  Stadtbürgern  und 
den  freien  Landbewohnern  den  Rang  ablief  und  als  Ritterstand  unmittel- 
bar hinter  den  Stand  der  freien  Herren  trat.  Wesentlich  gefördert  wurde 
die  Stellung  der  Ministerialen  durch  das  Interesse  der  Herren  an  ihrem 
Bestände  und  durch  das  genossenschaftliche  Zusammenbalten  der  unter 
demselben  Herrn  stehenden  Mannen.  Durch  die  schon  im  11.  Jahr- 
hundert beginnenden  Aufzeichnungen  der  Dienstrechte  seitens  der  Herren 
wurden  die  Beziehungen  der  Ministerialen  zum  Herrn  rechtlich  festgestellt 
und,  bei  aller  Verschiedenheit  im  einzelnen,  im  großen  und  ganzen  über, 
einstimmend  geregelt, 

Die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  äußerte  sich  hauptsächlich  in  ihrer 
persönlichen,  einseitig  nicht  lösbaren  Dienstpflicht,  die  ihnen  nicht,  wie 
den  freien  VassaUen,  durch  einen  besonderen  Vertrag,  sondern  schon  durch 
ihre  Geburt  oblag.  Der  Diensteid,  den  sie  zu  leisten  hatten,  diente  nicht 
zur  Begründung,  sondern  nur  zur  Bestärkung  ihrer  Pflicht.  Die  Dienste 
waren  teils  Hof-,  teils  Kriegsdienste.  Bei  Hofe  hatten  die  Frauen  des 
Standes  zu  gewissen  Zeiten  in  weiblichen  Arbeiten  höherer  Art,  nament- 
lich bei  Anfertigung  der  Kleider,  Dienste  zu  leisten,  während  die  Männer 
ursprünglich  wohl  nach  freier  Bestimmung  des  Herrn,  später  meistens 
schon  durch  ihre  Geburt  einem  bestimmten  Hofamte  zugeteilt  wurden  "•, 
so  daß  innerhalb  jedes  Hofamtes  alle,  die  demselben  angehörten,  ab- 
wechselnd eine  bestimmte  Zeit  zu  dienen  hatten.  Nur  ehrenvolle  Dienste 
konnten  verlangt  werden,  namentlich  nur  Dienste  für  den  Herrn  und 
seine  Familie,  nicht  für  Untergebene.    Außer  den  vier  regelmäßigen  Hof- 


in anchen  Klöstern  waren  die  weltlichen  Beamt^nstellen  aasßchließlicli  i^  den  I{än(}eD 
yon  liaienbrüdein  (Conversen)  und  Ministerialen. 

*«*  Vgl.  Säcljs.  Lehnr,  63,  l.    A^ct  Vet.  I.  18Q. 
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ämtem  (Marschall,  Truchseß,  Kämmerer,  Schenk)  wurde  gewöhnlich  noch 
ein  fünftes,  das  aher  sehr  verschiedenen  Charakter  hatte,  von  den  Mini- 
sterialen versehen.  Häufig  fanden  die  Ministerialen  auch  andere  Ver- 
wendung im  Dienste  des  Herrn ,  namentlich  als  Burggrafen ,  Vögte, 
Meier  u.  dgl.,  seit  ihrem  Eintritt  in  das  öffentliche  Gerichtswesen  auch 
als  Grafen.  Zu  dem  Hofdienst  kam  der  Gerichtsdienst  im  Dienstmannen- 
gericht.  ViTährend  die  Hofdienste  durchaus  gemessene  waren,  richtete 
sich  die  Kriegsdienstpflicht  der  Ministerialen,  namentlich  bei  Verteidigungs- 
kriegen, ganz  nach  dem  Bedürfnis  des  Herrn.  Der  Kriegsdienst  war  teils 
Burghut,  teils  Heeresfolge.  Die  mit  der  Burghut  betrauten  Ministerialen 
hießen  Burgmannen,  sie  bildeten  häufig  eine  besondere  Genossenschaft 
Der  Heerdienst  war  als  Ritterdienst  zu  leisten,  aber  nicht  bloß,  wie 
seitens  der  freien  Vassalien,  bei  der  Reichsheerfahrt,  sondern  auch  in  den 
Privatfehden  des  Herrn,  der  Dienstmann  war  demnach  ein  Ledigmann 
(homo  Uffius)^^, 

Unentgeltliche  Dienste  hatte  dar  Herr  nicht  zu  beanspruchen.  Die 
Ministerialen  erhielten  von  ihm  Kleidung,  Rüstung,  am  Hofe  den  standes- 
jnäßigen  Unterhalt,  auf  Heereszügen  auch  wohl  Löhnung,  vor  allem 
aber  konnte  jeder  Ministerial,  der  ein  gewisses  Alter  erreicht  hatte,  die 
Belehnung  mit  einem  Beneficium  verlangen.  Indem  die  Ministerialen 
auf  diese  Weise  unter  den  Einfluß  des  Lehnswesens  kamen,  wurde  ihre 
Annäherung  an  den  freien  Eitterstand  wesentlich  gefördert.  Die  mit  der 
Ministerialität  verbundenen  materiellen  Vorteile  waren  so  groß,  daß  Freie 
es  mehr  und  mehr  als  eine  Beförderung  ansahen,  wenn  sie  sich  einem 
Herrn  zu  Ministerialenrecht  ergaben.  Wir  werden  sehen,  daß  dies  seit 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  selbst  bei  vielen  Edeln  der  Fall  war,  deren 
Übertritt  wesentlich  zur  Hebung  des  Standes  beitragen  mußte.  Wurden 
Eigenleute  oder  Hörige  zu  Ministerialen  befördert,  was  nach  verschiedenen 
Dienstrechten  nur  mit  Zustinmiung  der  Dienstmannschaft,  seit  der  vollen 
Ausbildung  des  Standes  zum  Teil  nur  mit  königlicher  Genehmigung  ge- 
schehen konnte^'*,  so  bedurfte  es  einer  besonderen  Freilassung  zu  Mini- 
sterialenrecht, obwohl  auch  die  Dienstmannen  zur  familia  gehörten. 

Die  Dienstmannen  unterlagen  der  Disziplinargewalt  ihres  Herrn. 
Ihren  Gerichtsstand  bei  Streitigkeiten  untereinander  hatten  sie  ausschließ- 
lich vor  dem  Herrn,  in  seinem  Dienstmannen-  oder  Hofgericht.  [Bei 
Streitigkeiten  mit  Dritten  hatte  der  Herr  sie  vor  dem  öffentlichen  Gericht 
IM  vertreten.  Die  Dienstmannen  konnten  eigenes  Vermögen  erwerben 
pnd  darüber  verfügen,  über  unbewegliche  Sachen  aber  mir  innerhalb  des 
Kreises  der  Genossen,  Dritten  gegenüber  nur  durch  die  Hand  des 
Herrn  ^*.    Innerhalb  der  Genossenschaft  hatten  sie  ein  unbeschränktes 


*'  Zuweilen  allerdings  mit  der  Beschränkung  auf  Verteidigungskriege,  oder  so 
daß  die  Dienstmannen  bei  einem  Angriffskriege  nur  dann  mitzuwirken  hatten,  wenn 
derselbe  von  ihnen  als  gerecht  anerkannt  war. 

"•  Vgl.  S.  482.    Fürth,  a.  a.  0.  143,  162.    Kl,  Kaiserrecht  HI.  c.  6. 

**  Vjjl.  Schwsp.  Lajßb.  158, 
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Erbrecht;  waren  keine  Erben  aus  diesem  Kreise  vorhanden,  so  hatte  der 
Herr  das  Heimfallsreeht ".  Eine  dem  Sterbfall  der  Eigenleute  ent- 
sprechende Erbschaftsabgabe  an  den  Herrn  bestand  für  die  Ministerialen 
nur  hier  und  da.  Das  Recht  des  Herrn  auf  die  Kriegsrüstung  (her- 
geuxBte)  eines  ohne  männliche  Erben  verstorbenen  Mannes  bestand  viel- 
fach auch  freien  Vassallen  gegenüber  und  stützte  sich  auf  den  Umstand, 
daß  die  Mannen  ihre  Rüstung  von  dem  Herrn  zu  empfangen  pflegten  ^^ 
Zu  ihrer  Verheiratung  innerhalb  der  Genossenschaft  bedurften  die  Ministe- 
rialen keiner  Genehmigung  des  Herrn,  ebensowenig  zu  Ehen  mit  freien 
Frauen,  da  solche  dem  Herrn  nur  Vorteil  bringen  konnten.  Dagegen 
hatte  der  Herr  das  Ehebewilligungsrecht,  wenn  es  sich  um  Heiraten  mit 
Ministerialen  oder  Hörigen  eines  andern  Herrn  handelte,  doch  waren 
solche  Wechselheiraten  unter  den  Dienstgenossenschaften  verschiedener 
Herren  vielfach  ein-  für  allemal  durch  Vertrage  der  Herren,  denen  es 
dabei  namentlich  auf  das  Eigentum  an  den  Kindern  ankam,  freigegeben. 
Ministerialinnen  bedurften  auch  bei  der  Verheiratung  mit  Freien  der  Ge- 
nehmigung des  Herrn,  zuweilen  hatte  der  Herr  ihnen  gegenüber  auch 
das  Recht  des  Ehegebotes.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  trat  das  Ehe- 
bewilligungsrecht des  Herrn  mehr  in  den  Hintergrund. 

Am  schärfsten  trat  die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  in  der  Befugnis 
der  Herren,  ihre  Herrschaft  auf  andere  zu  übertragen,  hervor.  Zwar  war 
jede  derartige  Übertragung  an  die  Voraussetzung,  daß  die  Lage  des  Mannes 
dadurch  nicht  verschlechtert  wurde,  gebunden,  auch  durfte  der  Mann  in 
der  Regel  nicht  ohne  sein  Lehn  veräußert  werden,  aber  während  ein 
freier  Vassall,  dem  sein  neuer  Herr  nicht  genehm  war,  sich  durch  Ver- 
zicht auf  das  Lehn  sofort  frei  machen  konnte  ^',  stand  dem  Ministerialen 
das  Recht,  sich  von  seinem  Herrn  einseitig  loszusagen,  nicht  zu.  Nur 
wenn  der  Herr  sich  grober  Pflichtverletzungen  gegen  den  Mann  schuldig 
gemacht,  z.  B.  ihm  seinen  Schutz  oder  den  schuldigen  Lohn  verweigert 
oder  das  Lehn,  das  ihm  zukam,  vorenthalten  hatte,  konnte  der  Dienst- 
mann für  seine  Person  dem  Herrn  jeden  ferneren  Dienst  verweigern  und 
fremde  Dienste  aufsuchen,  aber  ohne  daß  das  Band,  das  ihn  und  seine 
Nachkommen  an  den  Herrn  knüpfte,  dadurch  völlig  zerschnitten  wurde  ^^ 
Um  einem  Ministerialen  die  Freiheit  zu  geben,  bedurfte  es  stets  einer 
ausdrücklichen  Freilassung  durch  den  Herrn.  Erwähnt  werden  solche 
Freilassungen  nur  in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Ehe  mit  Personen  aus 
dem  Herrenstande  oder  um  die  Nobilitierung  von  Kindern  aus  einer 
solchen  Ehe  oder  um  die  Beförderung  eines  Ministerialen  zu  einem  nur 
freien  Herren  zugänglichen  Amte  handelte^*. 


"  Vgl.  Sflp.  L  38,  §  2.   m.  81,  §  2.    Fübth,  a.  a.  O.  857  ff. 
"  Vgl.  S.  26,  N.  41. 888,  N.  24.  897,  N.  72.  Dsp.  27.  Waitz,  V.  315  f.  Fürth,  366  ff- 
"  Vgl.  S.  394,  N.  59. 

*•  Vgl.  Fürth,  456  ff.    Das  Verhältnis  läßt  sich  etwa  der  Trennung  der  Ehe- 
gatten von  Tisch  und  Bett  vergleichen. 

"  Vgl.  Waitz,  V.  814.    Kraut,  Grundriß  des  deutsch.  Privatrechts,  6.  Aufl. 
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Den  höchsten  Rang  unter  den  Ministerialen  hatten  die  Reichsdienst- 
mannen.  Zu  denselben  gehörten  nicht  bloß  die  Dienstmannen  des  Königs, 
sondern  auch  die  der  geistlichen  Fürsten,  die  als  Zubehör,  sozusagen  als 
eiserner  Bestand  des  Fürstentums  galten  und  daher  von  ihrem  Herrn 
nicht  anders  als  mit  Genehmigung  des  Königs  veräußert  werden  durften  *°. 
Geringeren  Ranges  waren  die  Dienstmannen  der  weltlichen  Fürsten*^, 
doch  hatten  die  Könige  einigen  Fürsten  das  Zugeständnis  gemacht,  daß 
ihre  Mannen  als  Reichsministerialen  gelten  sollten  ^*.  Die  nicht  gefursteten 
Prälaten  und  die  freien  Herren,  deren  Hofhaltung  ohnehin  erheblich  ein- 
facher organisiert  war  und  die  vier  Hofamter  nicht  aufzuweisen  hatte, 
besaßen  keine  Ministerialen*',  wohl  aber  fanden  sich  auch  in  ihren 
Diensten  regelmäßig  eigene  Leute  von  Rittersart,  die  den  fürstlichen 
Dienstmannen  an  Rang  nachstanden,  bei  denen  auch  die  persönliche 
Unfreiheit  stärker  hervortrat,  die  aber  im  übrigen  noch  durchaus  zu  den 
Rittern  zählten,  wenn  sie  auch  als  einschildige  Ritter  die  unterste  Stufe  in 


§  41,  Nr.  32—37.  Fürth,  a.  a.  0.  90  ff.,  468-472.  Fickbr,  Heerschild  151  f.. 
208.  Wurde  der  Dienstmann  nur  einfach  von  seinem  Herrn  freigelassen,  ohne  daß 
dieser  ihm  seinen  bisherigen  Grundbesitz  beließ  oder  ihn  neu  mit  solchem  ausstattete, 
so  erhielt  jener  nur  das  Recht  der  besitzlosen  Freien,  er  trat  in  die  Klasse  der  freien 
Landsassen  über.  Erhielt  er  Grundbesitz,  so  zählte  er  zu  den  freien  Grundbesitzern, 
von  denen  weiter  unten  zu  reden  sein  wird.  Die  Erhebung  in  den  hohen  Adel  konnte 
ihm  nur  durch  den  König,  und  zwar  seit  dem  13.  Jahrhundert  nur  auf  Beschluß 
des  Reichshofgerichts  oder  des  Reichstags,  zu  teil  werden.  Vgl.  die  Beispiele  bei 
Kraut,  a.  a.  0.  Nr.  34—37  und  Fürth,  90  ff.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind 
die  neuerdings  von  Zallinger,  Schöffenbarfreie  238  ff.  lebhaft  angegriffenen  Aus- 
sprüche des  Sachsenspiegels  (Ssp.  III,  80,  §  2.  81,  §  1)  zu  verstehen:  Let  diekoning 
oder  en  ander  herre  sinen  dienslman  oder  sinen  egenen  man  vri,  die  behalt  vrier  lant- 
seien  recht,  Togat  aver  die  scepenen  hinnen  ener  grafscap,  die  koning  mtU  wol  des 
rikes  dienstman  mit  ordelen  vri  taten  unde  to  scepenen  dar  maken  —  — .  he  sal 
aver  des  rikes  gudes  also  vele  to  egen  in  geven,  dat  sie  scepenen  dar  af  wesen  mögen, 
ir  iewelkeme  dri  hoven  oder  mer.  Unrichtig  ist  nur,  daß  der  Spiegier  die  Erhebung 
in  den  Stand  der  Schöffenbarfreien  und  nicht  die  in  den  Stand  der  Herren,  aus  dem 
seine  Schöffenbarfreien  eben  ausgetreten  waren,  vor  Augen  hat. 

•**  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158,  308,  I.    ZALLiNGBR,  Ministeriales  und  railites  57. 

'*  Der  Verfasser  des  Kl.  Kaiserrechts,  wahrscheinlich  selbst  ein  Reichsdienst- 
mann,  suchte  den  fürstlichen  Dienstmannen  allgemein  die  Eigenschaft  als  Mini- 
sterialen abzustreiten.  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  III.  c.  6.  Reichsdienstmannen  durften  nicht 
ohne  ihre  Zustimmung  zu  fürstlichen  Dienstmannen  degradiert  werden.  Vgl.  Schwsp. 
Laßb.  158. 

'*  In  dem  Diplom  Friedrichs  II.  über  die  Errichtung  des  Herzogtums  Braun- 
Bchweig  (vgl.  S.  389,  N.  25)  heißt  es  von  den  Dienstmannen  Ottos:  ministeriales 
suos  in  ministeriales  imperii  assumentes,  eidem  concessimus^  eosdem  ministeriales 
iuribus  Ulis  uti,  quibus  imperii  ministeriales  utuntur.  Auf  ähnliche  Weise  müssen 
die  bairischen  und  österreichischen  Ministerialen  die  Stellung  der  Reichsministerialen 
erlangt  haben.  Vgl.  Zallinoer,  a.  a.  0.  58  ff.  Siegel,  a.  a.  0.  238  ff.  Übrigens 
gab  es  in  Baiern  neben  den  Reichsdienstmannen  auch  solche,  die  bloß  dem  Herzoge 
zugehörten. 

"  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  70,  158,  808.  Dagegen  kommen  Dienstmannen  von  Grafen 
vor.    Vgl.  SiBOEL,  a.  a.  O.  237. 
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der  Heerschildsordnung  einnahmen  **.  Eben  solche  Ritter  kommen  dann  auch 
namentlich  in  Süd-  und  Westdeutschland  im  Eigentum  von  Dienst^ 
mannen  vor,  die  Quellen  bezeichnen  sie  im  Gregensatze  zu  diesen  schlecht* 
weg  als  müites  oder  Bitter  ^^.  Später  erscheinen  dann  diese  Eitter  neben 
den  Dienstmannen,  immer  aber  als  eine  geringere  Klasse,  auch  im  Dienste 
der  Fürsten;  in  Österreich  und  Steiermark  wurden  diese  landesherrlichen 
Ritter  als  provinctaks  Äustriae  et  Stiriae,  müites  terrae  Stiriae,  auch  als 
Landleute  oder  Zandmänner,  vor  ihren  übrigen  Standesgenossen  besonders 
ausgezeichnet. 

Im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  fanden  die  merkwürdigsten 
Verschiebungen  innerhalb  des  gesamten  Ritterstandes  statt.  In  Öster- 
reich und  Steiermark  gelang  es  den  herzoglichen  Dienstmannen  (nur  diesen, 
nicht  denen  der  geistlichen  Fürsten)  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts durch  straffes  Zusammenhalten  und  kluge  Benutzung  der  poli- 
tischen Lage  nicht  nur  alle  Spuren  der  Unfreiheit  abzustreifen,  sondern 
sich  sogar  zu  dem  Stande  der  bis  dahin  im  Lande  wenig  zahlreichen 
Edeln  emporzuschwingen  ^®.  Während  die  Ministerialen  so  aus  unfreien 
Dienstmannen  zu  edeln  „Dienstherren"  oder  „Landherren"  wurden*®*, 
stiegen  zwar  die  eigenen  Ritter  zu  dem  Range,  den  anderwärts  die  Dienst- 
mannen einnahmen,  empor,  allein  ihr  Bestreben,  dies  zu  einer  erheblichen 
Aufbesserung  ihrer  Lage  zu  benutzen,  scheiterte  an  dem  Widerstände 
der  Dienstherren,  die  unbeschadet  der  sozialen  Stellung  ihrer  Ritter  streng 
darauf  hielten,  daß  die  persönliche  Unfreiheit,  namentlich  das  volle  mili- 
tärische Verfügungsrecht  des  Herrn  über  seinen  Mann,  aufrecht  erhalten 
wurde  2'.    Die  Bezeichnung  „Eigenmann"  wurde  geradezu  typisch  für  die 


**  Vgl.  S.  885.  Schwsp.  Laßb.  18:  ist  ein  eigenrfian  ritter  (nachdem  vorher  von 
den  dienstman  der  fursien  die  Eede  gewesen  ist).  Vgl.  ebd.  70:  git  ein  vrier  herre 
sin  eigen  liuie  an  ein  fursten  ampt,  die  sint  nit  dienstman,  si  sint  des  fursten  eigen, 
si  hant  dienstmanne  reht  nit  Fübth,  67.  v.  Za|.lingeb,  Die  ritterl.  Klassen  des 
ßteirischen  Ijandrechts  427,  Note. 

**  Vgl.  §  40,  N.  10.  Diese  Klasse  wurde  bereits  von  Fürth  68,  Fickbb,  Heer- 
Bchild  188  nnd  HabenÖ9Rl,  a.  a.  O.  70  if.  erkannt,  genauer  festgestellt  wurden  ihre 
Verhältnisse  aber  erst  durch  Zallingeb,  Ministeriales  u.  milites.  Der  letztere  macht 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Ministerialen  Hof-  und  Kriegsdienste,  dagegen  die  „Ritter*^ 
oder  „Ritter  und  Knechte"  im  wesentlichen  nur  die  letzteren,  namentlich  wohl  Be- 
ß^tzungsdienste,  zu  leisten  hatten, 

'^  Hierüber  sind  namentlich  die  Anm.  1  angeführten  Schriften  von  Hasenöhsi., 
LüBCHiN,  SiEQEi«  und  Zallinqeb  zu  vergleichen.  Auf  der  Heerfahrt  hatten  die  Dienst- 
mannen an  der  Spitze  ihrer  Kitter  schon  impier  gleich  den  Edeln  die  Stellung  von 
Bannerherren  eingenommen. 

**•  Diese  Bezeichnungen  begegnen  seit  dem  14.  Jh.,  aber  nur  in  der  Mehrheit, 
während  der  einzelne  auch  fernerhin  „Dienstmann"  genannt  wurde.  Vgl.  Siegel, 
a.  a.  O.  238. 

'^  Eine  anschauliche  Schilderung  dieser  Kämpfe  bei  dem  sogenannten  Seifried 
Helbling  (§  40,  N.  IIa)  IV.  Vers  46  ff.,  64  ff.,  759 ff.,  766  ff.,  791  ff.  VI.  Vers  161  ff. 
Vm.  Vers  soff.,  142 ff.,  347  ff„  392  ff„  472  ff.,  577  ff.,  894 f.  XV.  V§rs  139 ff.,  J51  ff., 
174  f,.  mff. 
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eigenen   Ritter,  im  Gegensatze  zu  den   Bauern,   die  doch   nur  zu  ge- 
messenen Diensten  verpflichtet  waren  2®. 

Erheblich  andei-s  waren  die  Verhältnisse  in  Norddeutschland,  wo  seit 
der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  gerade  umgekehrt  ein  massenhafter  Über- 
tritt  von  Edeln  in  den  Stand  der  Ministerialen,  dessen  Lage  dann  eben 
dadurch  bedeutend  gehoben  wurde,  stattfand.  Während  es  in  Süddeutsch- 
land, abgesehen  von  den  Grafen,  im  allgemeinen  nur  wenig  edele  Ge- 
schlechter gab,  waren  dieselben  in  Norddeutschland  überaus  zahlreich. 
Zum  Teil  ist  dies  jedenfalls  auf  den  zahlreichen  sächsischen  und  friesischen 
Volksadel  zurückzuführen,  noch  maßgebender  aber  dürften  die  militärischen 
Bedürfnisse  der  Elbemarken  gewesen  sein.  Hier  machte  der  Grenzdienst 
gegen  die  Obotriten,  Wenden  und  Sorben  schon  zu  einer  Zeit,  wo  der 
Schwerpunkt  der  deutschen  Heere  im  allgemeinen  noch  auf  den  Fuß- 
truppen, also  der  Landesmiliz,  beruhte*®,  die  Ansiedlung  ganzer  ßeiter- 
scharen  zur  Notwendigkeit.  Es  kann  doch  kein  Zufall  gewesen  sein,  daß 
längs  der  Elbe,  von  Thüringen  bis  zum  östlichen  Holstein,  die  freien 
Herren  ebenso  dicht  nebeneinander  saßen,  wie  später  die  märkischen 
Bitter  an  der  polnischen  Grenze ^^,  Kein  Wunder,  daß  hier  nur  wenige 
Geschlechter  imstande  waren,  ihren  allodialen  Grundbesitz  so  zu  erweitern, 
wie  es  das  Standesbedürfnis  eines  adelichen  Hauses  verlangte.  Denn  die 
ökonomische  Lage  der  Grundherren  hatte  sich  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert überaus  verschlechtert.  Die  Auswanderung  in  die  Städte  und 
die  Übereibischen  Kolonialländer,  letztere  für  Sachsen  und  Thüringen  be- 
sonders empfindlich,  hatte  den  Bauernstand  bedeutend  gelichtet  und  die 
Arbeitskräfte  rar  gemacht,  Arbeitslöhne  und  Preise  waren  außerordentlich 
gestiegen,  aber  die  Steigerung  der  Bodenrente  kam  nur  den  Bauern  und 
nicht  den  Grundherren  zu  statten,  denn  diese  hatten  längst  auf  jede 
Eigenwirtschaft  verzichtet  und  die  Zinse,  die  sie  von  den  Bauern  be- 
zogen, waren  seit  alter  Zeit  fixiert  und  hg^tten  mit  dem  Wachstum  der 
Bodenrente  nicht  Schritt  gehalten'*.  Der  friesische  Adel  scheint  unter 
diesen  Verhältnissen  kaum  gelitten  zu  hg^ben,  er  hatte  sich  noch  im  An- 
fange des  16.  Jahrhunderts  im  Besitze  seiner  angestammten  Edelgüter 
erhalten  und  sich  standhaft  geweigert,  dieselben  dem  Fürsten  zu  Lehn 
aufzutragen'^.  Bei  der  gesicherten  Lage  seiner  Heimat  drückten  ihn  die 
militärischen  Pflichten  nur  wenig  und  Dienstmannen  gab  es,  im  Gegen- 


"  Vgl.  Zallinqer,  Die  ritterlichen  Klassen  428  f. 

"  Vgl.  S.  382. 

«»  Vgl.  S.  418.  Siehe  auch  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  15  f.  In  Österreich,  wo  die  mili- 
tärische Lage  die  gleiche  wie  in  den  Eibmarken  war,  hat  sich  das  Verhältnis  nur  da- 
durch anders  gestaltet,  daß  dem  Bedürfnis  von  vornherein  durch  die  eigenen  Bitter 
genügt  wurde,  offenbar  weil  man  nicht  wie  in  Sachsen  einen  zahlreichen  Adel  zur 
Verfugung  hatte.  Vgl.  Siegel,  a.  a.  O.  242,  249 f.,  der  darauf  aufmerksam  macht, 
daß  gegen  Ende  des  13.  Jh.  die  Dienstmannen  mit  ihren  Bannern  von  Bittern  und 
Knechten  zwei  Drittel  der  ganzen  österreichischen  Streitmacht  stellten. 

"  Vgl.  Lampbecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  862  ff.,  1506  ff. 

'?  Vgl.  BicpT^oPBK,  Pntersuc}iungen  II.  IO4I  ffl    Ausnahmen  ebd.  1118. 
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satze  zu  dem  benachbarten  Holland,  in  Friesland  nicW,    Dagegen  wurde 
der  thüringische,  ostfalische  und  holsteinische  Adel  von  den  verschlech- 
terten wirtschaftlichen  Verhältnissen  um  so  härter  betroflFen,  als  er  nicht 
nur  bei  seiner  großen  Zahl  sich  von  vornherein  mit  geringem  Besitz  hatte 
begnügen  müssen'*,  sondern   sich  außerdem  noch  eine  überaus  starke 
Konkurrenz  der  Dienstmannen  gefallen  lassen  mußte.    Wir  haben  schon 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  ein  stattliches  Dienstgefolge  für  die 
Herren  weit  vorteilhafter  war,  als  eine  entsprechende  Anzahl  freier  Vassallen. 
Es  war  daher  nur  natürlich,  wenn   die  Fürsten  die  ihnen  zu   Gebote 
stehenden  Lehen  ausschließlich  für  ihre  Dienstmannen  verwendeten  und 
zur  Belehnung   freier  Leute  nicht  leicht  etwas  übrig  hatten '*•.     Den 
Reichskirchen  war  es  geradezu  verboten,  andere  als  ihre  eigenen  Mini- 
sterialen zu  belehnen'*.    So  blieb  für  diejenigen  Edeln,  die  darauf  ange- 
wiesen waren,  sich  um  Lehen  zu  bewerben,  nichts  übrig,  als  die  Ergebung 
in   die  Ministerialitat'®.     Diese  Bewegung  beginnt    um    die  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts,  nimmt  dann  aber  bald  einen  solchen  Umfang  an,  daß 
in  dem   ostfalischen  Sachsen   bis  zur   Mitte   des   13.  Jahrhunderts  die 
meisten  edelen  Geschlechter  den  Schritt  vollzogen  hatten.    Dabei  wahrten 
sich  aber  die  Übergetretenen  die  Erinnerung  an  ihre  edelfreie  Abstammung, 
den  Zusammenhang  mit  dem  Stammgute  ihres  Geschlechts'^,  das  freie 
Verfügungsrecht  über  ihr  Eigen  und  vor  allem  ihren  Gerichtsstand  und 
ihre  Schöflfenbarkeit  im  gräflichen  Landgericht.    Solange  den  geborenen 
Dienstmannen  diese  Rechte  noch  abgingen,  fühlten   sich  die  zu  ihnen 
übergetretenen  Edeln  noch  als  ihre  tTbergenossen  und  so  darf  es  nicht 
Wunder  nehmen,  wenn  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels,  der  selbst  ein 
aus  dem  Stande   der  freien  Herren  hervorgegangener  Dienstmann   war, 
seiner  Neigung  zu  juristischen  Kombinationen  nachgebend  für  sich  und 
seine  Genossen  einen  besonderen  Stand  konstruierte,  für  den  er  die  nicht 
unpassende  Bezeichnung  „Schöffenbarfreie"  erfand'®.    Diese  SchöflFenbar- 


"  Vgl.  ebd.  II.  1127  f.  m.  86  ff. 

'*  Aus  Ssp.  U.  54,  §  2  und  III.  81,  §  1  mag  man  schließen,  daß  viele  der 
Standesgenossen  des  Verfassers  nnr  eben  drei  Hufen  Eigen  oder  Lehn  besaßen. 

'*•  Man  denke  an  Walther  von  der  Vogelweide,  der  doch  dem  Stande  der  Edeln 
angehörte,  und  seinen  endlichen  Jubelruf:  Ich  hdn  min  Uhen,  al  die  loerlty  ick  han 
min  Uhen! 

'*  Vgl.  PicKEB,  Eigentümer  des  Reichskirchengutes  141.  Waitz,  V.  332.  VI. 
75  f.    BöHMBB,  Acta  imperii  selecta  78,  Nr.  85  (1135). 

*•  Ältere  Beispiele  solcher  Ergebungen  u.  a.  Waitz,  V.  333,  N.  1. 

■^  Ssp.  I.  51  §  4:  S^elk  scepenhare  vri  man  enen  sinen  genot  to  kampe  an- 
gprikt,  die  bedarf  to  tcetene  sine  vier  anen  unde  sin  hantgemal,  unde  die  to  henomene, 
oder  jene  weigeret  im^  kampes  mit  rechte.  III.  29  §  1 :  IHe  man  mut  sik  icol  io  sime 
hantgemale  mit  sinem  eide  tien,  al  ne  hehhe  h^s  under  ime  nicht.    Vgl.  Anm.  7. 

*•  Es  ist  das  nicht  hoch  genug  zu  schätzende  Verdienst  v.  Bichthofen's  (Unter- 
suchungen n.  1124  ff.)  und  ganz  besonders  v.  Zallinger's  (in  seiner  Untersachxing 
über  die  Schöffenbarfreien) ,  über  diesen  Gegenstand,  der  vorher  völlig  im  dunkeln 
lag,  aufgeklärt  zu  haben.  Die  standischen  Verhältnisse  des  Mittelalters  sind  erst 
hierdurch    für    die   Wissenschaft   erschlossen.     Vgl.   Zeltschr.   f.   BG.   XXII.    60  ff. 
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freien  des  Eike  von  Repgau,  in  denen  man  früher  den  Kern  der  altfreien 
Bevölkerang  oder  den  altfreien  Bitterstand  zu  finden  meinte,  gehörten 
demnach  thatsächlich  nur  einem  Übergangsstadium  an,  aber  ihre  Auf- 
nahme in  den  Stand  der  Ministerialen  hat  alsbald  befreiend  auf  die 
Stellung  der  letzteren  eingewirkt,  da  man  diesen  auf  die  Dauer  doch  nicht 
versagen  konnte,  was  die  zu  ihnen  übergetretenen  Edeln  von  altersher 
besessen  und  sich  trotz  ihrer  Standesminderung  bewahrt  hatten.  So  er- 
warben die  Dienstmannen  seit  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  allgemein  die 
passive  Lehnsfahigkeit,  so  daß  sie  auch  von  anderen  als  ihrem  Herrn 
Lehen  empfangen  konnten^®;  die  aktive  Lehnsfahigkeit  hatten  sie  wenigstens 
da,  wo  es  eigene  Ritter  gab,  schon  früher  besessen*^.  Der  Gerichtsstand 
vor  dem  Grafengericht  und  damit  die  Befähigung  zum  Schöffen-  und  selbst 
zum  Grafenamte  wurde  den  Dienstmannen  seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts überall  zugestanden  *l  Damit  hatten  sie  auch  die  Fähigkeit 
zum  Erwerbe  von  landrechtlichem  Eigen  erlangt*^;  die  Berechtigung, 
über  solches  auch  ohne  den  Herrn  beliebig  zu  verfügen,  war  nur  eine 
weitere  Konsequenz  dieser  Entwickelung*^ 

Als  Bitterbürtige  wurden  die  Dienstmannen  und  selbst  die  eigenen 
Bitter  seit  dem  12.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  zum  Adel  gerechnet**. 
Wie  dies  zunächst  nur  in  Bezug  auf  die  soziale  Stellung  eine  Berech- 
tigung hatte,  so  auch  die  seit  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhun- 
derts zuweilen  vorkommende  Bezeichnung  der  Dienstmannen  als  freier 
Leute**.  Technisch  wurden  auch  weiterhin  nur  die  Angehörigen  des  hohen 
Adels  als  „Freie"  bezeichnet,  weil  man  sich  der  rechtlichen  Unfreiheit 
der  Dienstmannen  inmier  noch  bewußt  blieb*®.  Im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts aber  ist  überall  die  letzte  Erinnerung  an  die  ursprüngliche  Un- 
freiheit des  Standes  verschwunden,  nur  bei  den  eigenen  Rittern  haben 
sich  Spuren  derselben  noch  bis  in  das  15.  Jahrhundert  fortgesetzt.  Was 
sich  von  besonderen  Machtbefagnissen  der  Herren  gegenüber  ihren  Mannen 
erhalten  hatte,  wurde  nicht  mehr  auf  persönliche  Abhängigkeit,  sondern 


Obrigeos  werden  zu  den  Dienstmannen  übergetretene  Freie  auch  im  Schwsp.  Laßb.  69 
(wo  aber  hinter  dienstman  das  W^ort  behoben  fehlt)  erwähnt. 

*'  Vgl.  S.  883.  Die  Dienstman nenlehen  vom  Herrn  waren  keine  rechten  Lehen, 
weil  sie  nach  Hofrecht  und  ohne  „Mannschaft"  geliehen  wurden.  Vgl.  Hoheybb» 
System  des  Lehnrechts  272. 

"  Vgl.  FicKBB,  Heerschild  \S1 1  **  Vgl.  §  49. 

*'  Vorher  vermochten  sie  dies  nur  durch  die  Hand  eines  Salmannes.    Vgl.  liOEBSCH 
n.  ScHBODBB,  Urkunden  I.  Nr.  107  (81).    Püeth,  a.  a.  0.  282  f.,  483  f. 
"  Vgl.  FüKTH  288,  484  f. 

**  Vgl.  FiCKBB.  Heerschild  143  f.    Fübth,  59  f.,  75,  80. 

**  Vgl.  V.  D.  Beboh,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  I.  98,  Nr.  154.  117, 
Nr.  191.    PüBTH,  61. 

*•  Vgl.  FicKEB,  Heerschild  142 f.  Ungemein  verbreitet  war  die  Formel:  gräven, 
imen,  dienesiman.  Vgl.  n.  a.  Dietrichs  Flucht  (her.  v.  Mabtin)  Vers  239,  702  f.,  1846 f., 
80(fö.  Ortnit  (her.  v.  Amelunq  u.  Jänicke)  Vers  35:  fürsterty  gräven,  frten  und  edele 
diensiman.  Vgl.  Fübth  94.  Seifiried  Helbling  VIIL  Vers  347  ff.,  958  f.  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Alt  XIIL  159. 
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auf  eine  größere  Strenge  des  leimrechtlichen  Verhältnisses  zurückgeführt*'. 
Aus  belehnten  Eigenleuten  hatte  sich  ein  freier  Lehnsadel  entwickelt. 

Die  Ritterschaft  hatte  sich,  im  Gegensatze  zu  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung und  dem  erst  später  zu  besprechenden  Bürgertum  der  Städte 
(§51),  zu  einer  einheitlichen  Gesellschaftsklasse  mit  eigenen  Gesetzen 
und  besonderen  Begriffen  von  Standesehre  und  Berufspflichten  ausge- 
bildet*®. Die  Abschließung  dieser  Entwickelung  fällt  in  die  Hohenstaufen- 
zeit*'.  Die  Ritterschaft  umfaßte  zwei  landrechtlich  geschiedene  Stände, 
die  Edeln  und  die  Dienstmannen  oder  den  Lehnsadel,  schon  in  einer 
Urkunde  Lothars  III.  von  1134  als  ordo  equestris  maiar  et  minor  aus- 
einandergehalten*^. Eine  andere  Unterscheidung  innerhalb  der  Ritter- 
schaft machte  sich  seit  dem  13.  Jahrhundert  geltend,  nachdem  sich  in 
Anknüpfung  an  die  geistlichen  Ritterorden  die  Idee  eines  allgemeinen 
weltlichen  Ritterordens  von  internationalem  Charakter  verbreitet  hatte. 
Wenn  man  früher  jedes  Mitglied  der  Ritterschaft  als  Ritter  oder  miles 
bezeichnete,  so  unterschied  man  dieselben  jetzt  in  Ritter  (milites,  Cheva- 
liers) und  Knechte  (Knaben,  Knappen,  famuli,  pueri,  servientes,  armigeri, 
scutiferi,  frz.  escuyer,  engl,  squire),  im  Gegensatze  zu  den  nichtritter- 
bürtigen  Knappen  auch  „Edelknechte"  genannt.  „Ritter"  hieß  jetzt  nur 
noch,  wer  sich  nach  abgelegtem  Rittergelübde  (professio)  in  den  Ritter- 
orden hatte  aufnehmen  lassen;  nur  ein  solcher  durfte  die  ritterlichen  In- 
signien  (vergoldete  Sporen,  Scharlachmantel)  anlegen  und  das  früher  den 
Edeln  vorbehaltene  Prädikat  „Herr"  führen.  Der  Unterschied  zwischen 
Rittern  und  Knechten  war  ein  rein  sozialer,  rechtlich  standen  sie  sich 
völlig  gleich  *^     Die  Aufnahme   in  den  Ritterorden  erfolgte   durch   den 


"  So  die  Stellung  des  homo  ligius,  der  jedem  Aufgebote  seines  Herrn  Folge 
leisten  mufite  (vgl.  Homeybb,  a.  a.  0.  377  f.),  auch  wohl  die  in  der  Mark  Branden- 
burg und  später  in  Preußen  wiederholt  amtlich  betonte  Pflicht  des  einheimifichen . 
Adels  als  solchen,  sich  dem  Dienste  im  Offizierstande  des  Heeres  nicht  zu  entziehen. 

**  Vgl.  Ijöher,  Über  Ritterschaft  und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  i.  d.  Sitz.- 
Ber.  d.  Münch.  Akad.  1861,  I.  365—416.  Roth  von  Schbbckekstbin  ,  Die  Ritter- 
würde  und  der  Ritterstand,  1886.  BOschino,  Ritterzeit  und  Ritterwesen  (war  mir 
nicht  zugänglich).  Kopp,  Über  den  Geburtsadel  (Bilder  und  Schriften  der  Vorzeit, 
I.  1 — 42).  FiTTiNG,  Das  castrensische  Peculium  503 ff.  Alw.  Schulz,  Das  höfische 
Leben  zur  Zeit  der  Minnesinger,  I.  (1879),  Kap.  2.  Waitz,  V.  398  ff.  Eichhorn. 
St.-  u.  RG.  IL  147  ff.,  548  f.  lU.  874  ff.  Walter,  DRG.  §§  218,  444  f.  Göhbüm, 
a.  a.  0.  I.  190  ff.  Der  von  Kopp,  a.  a.  O.,  auszugsweise  mitgeteilte  „Ritterspiegel'% 
Gedicht  a.  d.  Anfange  des  15.  Jahrhunderts,  jetzt  vollständig  bei  Bartsch,  Mittel- 
deutsche Gedichte  (i.  d.  Bibl.  d.  Stuttg.  litter.  Vereins  LIIL)  98—201. 

*•  Vgl.  S-  382.  "  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  74,  Nr.  80. 

^^  Eine  ganz  andere,  rein  militärische  Bedeutung  hatte  es,  wenn  man  gegen 
Ende  des  Mittelalters  diejenigen,  die  ihrem  Lehnsherrn  ein  Fähnlein  oder  eine  Gleve. 
d.  h.  ein  berittenes  Gefolge  von  mehreren  Knappen  und  einem  Buben,  zuführten,  als 
„Ritter"  (hacellariij  frz.  bacheliers,  von  baculujt,  d.  i.  Lanze),  dagegen  die  einspännigen 
Rittersleute  ohne  oder  nur  mit  einem  kleineren  Gefolge  als  „Knappen**  oder  einfache 
„Edelleute"  bezeichnete.  Auf  diesem  Sprach  gebrauche  beruhte  u.  a.  der  Unterschied 
der  Ritter-  und  Knappenlehen  in  der  Mark  Brandenburg.    Vgl.  S.  418. 
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Eitterschlag,  den  im  Felde  jeder  Ritter  erteilen  konnte  ^*.  Die  Ceremonie 
war  kirchlichen  Ursprungs,  sie  bedeutete  einen  Akt  der  Demütigung,  wie 
der  Backenstreich  bei  der  Firmung.  Hatte  es  noch  im  13.  Jahrhundert 
zum  guten  Ton  gehört,  den  Stand  der  Knechte  nur  als  Übergang  zur 
Eitterwürde  zu  behandeln '^'y  so  begnügten  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert 
viele  Ritterbürtige,  selbst  Fürsten  und  angesehene  Kriegsmänner,  zeit- 
lebens mit  der  geringeren  Würde  oder  schoben  ihre  Promotion  doch  bis 
in  ein  höheres  Lebensalter  auf.  Während  sich  der  Ritterschlag  nur  auf 
den  Eintritt  in  den  Ritterorden  bezog,  hatte  die  altgermanische  WaflFen- 
reichung  für  den  Eintritt  in  die  Ritterschaft  überhaupt  ihren  Platz  be- 
wahrt". Sie  bestand  in  der  Überreichung  des  ritterlichen  Schwert- 
gehänges (Rittergurt,  cingulum  militare),  des  eigentlichen  Wahrzeichens 
der  Ritterschaft,  und  hieß  darum  Schwertleite;  durch  die  sofortige  An- 
legung der  ritterlichen  Waffen  (das  „Schwert  nehmen")  gab  der  junge 
Mann  zu  erkennen,  daß  er  den  ritterlichen  Beruf  erwählt  habe.  Von 
seltenen  Ausnahmefallen  abgesehen,  wurde  die  Schwertleite  stets  massen* 
weise  vollzogen,  regelmäßig  im  Anschluß  an  größere  Hoffestlichkeiten,  bei 
denen  ein  Turnier  den  jungen  Rittersleuten  sofort  Gelegenheit  zu  geben 
pflegte,  sich  in  dem  neuen  Berufe  zu  erproben. 

Die  Ritterschaft  beruhte  auf  einem  eigentümlichen  Gemisch  von 
Berufs-  und  Geburtsstand.  Nur  wer  die  Schwertleite  empfangen  und 
damit  die  ritterliche  Lebensweise  zu  seinem  Berufe  erkoren  hatte,  galt 
als  ein  Mann  von  Rittersart  *^  Aber  erst  wenn  dieser  Beruf  auf  Kind 
und  Kindeskind  übergegangen  war,  galt  die  Familie  als  ritterbürtig.  Um 
die  Lehnsfahigkeit,  die  Ebenbürtigkeit  zum  gerichtlichen  Zweikampf  und 
zur  Teilnahme  an  den  Ritterspielen  oder  Turnieren,  die  Befähigung  zum 
Eintritt  in  einen  Ritterorden  oder  ein  adeliches  Stift  zu  besitzen,  genügte 
es  nicht,  daß  man  selbst  ein  Rittersmann  war,  man  mußte  auch  ritter- 
bürtig („zum  Schilde  geboren"),  d.  h.  Sohn  und  Enkel  von  Rittersleuten 
sein**.    Immerhin  war  dabei  noch  den  Söhnen  von  Bürgern  oder  Bauern 

^'  Über  die  verBohiedenen  Fälle  des  Ritterschlages  vgl.  Aeneas  Silvins,  Historia 
rerum  Friderici  HI.  (ed.  Boecleb,  1685)  S.  81. 

»»  Vgl.  Seifr.  HelbL  VIII.  Vers  657  ff. 

**  Vgl.  Waitz  V.  899  f.    LöHBB,  a.  a.  0.  388  ff. 

^*  Hinterher  kam  es  weniger  darauf  an,  daß  gerade  die  kriegerische  Lebens- 
weise fortgesetzt,  als  darauf,  daß  keine  mit  dem  Standesbegriffe  unvereinbare  Be* 
schäfbigung,  wie  Handwerk  oder  Eaufinannschaft,  betrieben  wurde.  Betrieb  der 
Landwirtschaft  war  gestattet.    Vgl.  Ritterspiegel  Vers  2175—2220. 

*•  Vgl.  Waitz,  V.  402  f.  HoMBYBB,  Syst.  d.  Lehnr.  299  f.  Qöhbüm,  a.  a.  0. 
L  190  ff.  ScHBöDBB,  Ebenbürtigkeit  462.  Während  eine  mildere  Richtung  sich  an 
dem  Stande  des  Vaters  und  Großvaters  genügen  ließ  (vgl.  Richtst.  Iiehnr.  28  §  3, 
Statut  des  Baseler  Domkapitels  von  1887,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  XXI.  309)» 
legten  andere  auch  Gewicht  auf  die  Ritterbürtigkeit  der  Mutter  (vgl.  Gl.  z.  Ssp. 
L  5;  Statut  des  Halberst.  Domkapitels  von  1401,  bei  Ebaut,  Grundriß  §  37,  Nr.  3) 
oder  verlangten  geradezu  vier  ritterliche  Ahnen  (beide  Großelternpaare),  so  Kl.  Kaiserr. 
IIL  c.  5  und  wohl  auch  schon  Regensburger  Landfriede  von  1156,  c.  10  (MG.  Ijeg. 
IL  103).    Wahrscheinlich  ist  auch  Sachs.  Lehnr.  2,  §  1  und  21  §  1  in  diesem  Sinne 
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die  Möglichkeit  eröffnet,  wenn  auch  erst  in  der  dritten  Generation,  durch 
Wahl  des  ritterlichen  Berufes  das  Aufrücken  ihrer  Familie  in  den  Stand 
der  ßitterbürtigen  zu  erzielen  ^^.  Aber  ebendiese  Berufswahl  wurde 
Bauernsöhnen  schon  von  den  Hohenstaufen  verschlossen  oder  doch  an 
königliche  Genehmigung  gebunden  ^^,  während  die  Sohne  von  Bürgern 
oder  gemeinen  Knappen  freie  Hand  behielten  ^^.  Den  Durchgangspunkt 
bildete  regelmäßig  die  Ministerialitat,  indem  Freie  sich  in  dieselbe  er- 
gaben. Unfreie  zu  Ministerialenrecht  freigelassen  wurden;  nach  der  Um- 
bildung der  Ministerialitat  zu  einem  freien  Lehnsadel  war  der  Erwerb 
eines  Mannlehns  das  Mittel,  um  den  Nachkommen  den  Eintritt  in  den- 
selben zu  verschaffen*®*.  Außerdem  übten  die  Könige  schon  im  12.  Jahr- 
hundert das  Recht  aus,  auch  Nichtritterbürtigen  die  Schwertleite  zu  erteilen*®. 
Dazu  kam  seit  Karl  IV.  nach  französischem  Muster  die  Erteilung  des  Brief- 
adels, d.  h.  die  Erhebung  in  den  Adelsstand  (selbst  in  den  der  Edeln) 
durch  königliches  Diplom,  ohne  Kücksicht  auf  ritterlichen  Lebensberuf*^. 
Auch  die  Ordensverleihungen,  die  seit  Sigismund  aufkamen,  waren,  wenn 
sie  einem  Nichtadelichen  zu  teil  wurden,  wohl  stets  mit  der  Erhebung  in 
den  Adel  verbunden®*.  Endlich  gewährte  die  Promotion  zum  doctor 
legum  seitens  einer  mit  dem  Promotionsrecht  ausgestatteten  Juristen- 
fakultät die  persönliche  Gleichstellung  mit  dem  Adel®^  Damit  war  der 
Adel  zu  einem  reinen  Geburtsstande  geworden,  der  von  der  realen  Lebens- 
stellung unabhängig  war  und  weder  durch  eine  bestimmte  Berufswahl 
erworben,  noch  durch  unritterliches  Leben  verloren  werden  konnte®*. 


zu  verstehen.  Vgl.  Ssp.  L  51,  §  4.  III.  29,  §  1.  11.  F.  10,  §  2.  Gegen  Ende  des 
Mittelalters  verlangten  viele  geistliche  Stifter  und  die  Tiumierregeln  acht,  selbst 
sechzehn  Ahnen,  wodurch  sich  der  Begriff  des  stift-  oder  tumiermäBigen  Adels 
bildete.    Vgl.  a.  a.  Loebboh  und  Sohrödbb,  Urkanden  I.  Nr.  280  (258). 

"  Vgl.  Seifried  Helbl.  VIU.  Vers  180  ff.,  241  ff.,  257-272,  277  ff.,  336  ff. 

"  Vgl.  Regensb.  Landfriede  von  1156,  c.  12  (11.  F.  27,  §  13).  Constitutio  contra 
incendiarios  von  1187  (MG.  Leg.  IL  163  f.). 

*»  Vgl.  Ritterspiegel  Vers  409-432.  Nur  Pfaffensöhnen  war  der  Bitterstand 
ebenso  wie  den  Bauern  verschlossen. 

»»*  Vgl.  EicHHOHN,  II.  566.  m.  375  f. 

^  Vgl.  Otto  Frising.,  gesta  Friderici  IL,  o.  17.  Göhbum,  a.  a.  O.  L  190,  N.  10. 
Waltbb  §  218,  N.  14.  Fickbb,  Forsch,  z.  Reichs-  u.  Bechtsgesch.  Italiens  II.  103  ff. 
in.  430  f.  Die  Frage,  ob  die  Erhebung  durch  den  König  schon  die  Ritterbürtigkeit  ge- 
währe, oder  ob  diese  erst  für  die  Enkel  eintrete,  wird  von  der  Glosse  zu  Ssp.  L  27 
und  Sachs.  Lehnr.  2  in  letzterem  Sinne  entschieden.  Vgl.  GöHBum,  L  875  f.  Daß 
der  König,  wenn  er  dies  ausdrücklich  erklärte,  auch  die  Ritterbürtigkeit  sofort  ge- 
währen konnte,  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln. 

•^  Vgl.  EiCHHOBN,  a.  a.  0.  III.  378.  Ein  Beispiel  in  Windecke's  Leben  Sigmunds, 
her.  von  v.  Haobx,  c.  321. 

*'  Vgl.  LöHBB,  a.  a.  0.  409.  Über  den  Lindwurmorden  Sigmunds  vgl.  Win- 
decke's  Leben  Sigmunds,  c.  136. 

•»  Vgl.  EiCHHOBN,  nL  379.  FiTTiNG,  a.  a.  0.  548.  Kbaüt,  Grundriß;  §  37,  Nr. 
1—5.  Aeneas  Silvius,  a.  a.  0.  (Anm.  52)  tadelt  die  Einführung  des  Brief-  und 
Doktorenadels. 

^*  So  schon  das  Gorlitzer  Landrecht  45,  §  3  (Hombteb,  Des  Sachsenspiegels 
2.  Teil,  n.  211  f.). 
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Der  ritterliche  Beruf  hatte  die  Grenze  zwischen  Edeln  und  unfreien 
Dienstmannen  verwischt,  die  letzteren  schließlich  zu  Freiheit  und  Adel 
erhoben,  andererseits  zwischen  ritteriichen  und  unritterlichen  Freien  eine 
tiefe  Kluft  begriindet.  Eine  gewisse  Übergangszeit  lassen  die  Urkunden 
des  11.  und  12.  Jahrhunderts  in  den  Gegenden,  wo  das  SchöflFenamt 
nicht  wie  in  Ostfalen  zu  einem  ausschließlichen  Rechte  des  Herrenstandes 
geworden  war,  erkennen.  Das  später  für  die  Edeln  technisch  gewordene 
liheri  erscheint  hier  noch  zuweilen  als  auszeichnendes  Prädikat  für  die 
gemeinfreien  Schöffen,  die  dadurch  ebensowohl  von  ihren  Amtsgenossen 
aus  dem  Herrenstande  wie  von  den  noch  nicht  zum  Schoffenamte  zuge- 
lassenen Ministerialen  und  der  Gesamtheit  der  freien  Dinggenossen  unter- 
schieden werden®*.  Zuweilen  werden  auch  die  freien  Bauern  noch  als 
liberi,  fiiman^  jrt  gebür  zusammengefaßt  *•. 

In  der  Hauptsache  zerfiel  die  freie  Landbevölkerung  nichtritterlichen 
Standes  in  drei  Klassen:  die  im  Vollbesitz  ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigens 
gebliebenen  Bauern,  die  Nichtgrundbesitzer  und  die  Vogteileute.  Die  erste 
Klasse  unterschied  sich  von  den  Edeln  weder  durch  das  Maß  ihres  Grund- 
besitzes, denn  es  gab  Bauern,  deren  Besitz  es  mit  dem  der  geringeren 
Edeln  reichlich  aufnahm,  noch  durch  ihre  landwirtschaftliche  Beschäf- 
tigung, die  keineswegs  als  unedel  angesehen  wurde  •^y  sondern  einzig  da- 
durch, daß  sie  wegen  ihrer  unritterlichen  Lebensweise  seit  der  veränderten 
Heeresverfassung  für  die  Heerfahrt  nicht  mehr  tauglich  erschien  und  daher 
von  ihrem  Grundbesitz  eine  Heersteuer  zu  entrichten  hatte,  die  sich  all- 
mählich zu  einer  festen  Schoß-  oder  Grafenschatzpflicht  umbildete,  von 
der  die  Ritter  durchaus  frei  waren  ®^.    Eine  solche  Belastung,  obwohl  rein 


*'  Vgl.  ScHBÖDEB,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  (Zeitschr.  f.  RG.  XYIII.) 
89,  41  f.,  44.  FiCKBS,  Heerschild  167  f.  Unrichtig  war  es,  wenn  man  diese  gemein- 
freien Schöffen  früher  mit  den  Schöffen  barfreien  des  Sachsenspiegels  gleichstellte. 
Vgl.  LiNDNRB,  Veme  392  f. 

•«Vgl.  Waitz,  V.  285.  Zallimoeb,  Schöffen  barfreie  20  ff.,  184  N.  8.  257. 
RiOHTHOT£N,  Untersuchungen  in.  80  ff.  Lindneb,  Veme  399.  Schröder,  Gerichts- 
verfassung 86,  60 f.  Schwsp.  LaBb.  810.  Meier  Helmbrecht,  Vers  711,  748,  1727 
heißt  die  Mutter  des  Helden  friwip,  der  Vater  und  selbst  dessen  Knecht  frlman. 
Ein  mittelhochdeutsches  Sprichwort  lautet:  Ein  fri  gebUr  ist  Herren  genSz  (Zin- 
OBRLB,  Deutsche  Sprichwörter  im  Mittelalter  S.  17).  In  dem  „Armen  Heinrich*' 
Hartmanns  von  der  Aue  sagt  der  Held,  ein  freier  Herr  C^Tid  tool  den  fürsten 
gelieh,  Vers  48),  von  der  Tochter  seines  Meiers:  nu  ist  st  fri,  als  ich  dd  hin:  nü  rat 
mir  aller  min  sin,  dcuf  ich  si  ze  wibe  neme  (Vers  1497  ff.);  ihr  Vater  ist  ein  frier 
human,  tmgehure  (Vers  269,  276).  Der  Schwabenspiegel  bezeichnet  die  freien  Bauern 
einmal  als  Mittelfreie  (Laßb.  70  b),  ebenso  Dsp.  62.  Vgl.  Fickeb,  Heerschild  148  f. 
ZöPVL,  Altert  ü.  217  ff. 

^'  Vgl.  Anm.  55.  Bis  zum  12.  Jahrhundert  wurde  seitens  der  Grundherren 
noch  vielfach  Eigenwirtschaft  betrieben. 

**  Vgl.  Zallingeb,  Schöffenbarfreie  11  ff.,  258.  Sohm,  Frankisches  Recht  und 
romisches  Recht  49  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  35  f.  Ricbthofen,  Unter- 
suchungen III.  53  f.,  88  f.  LiNDNBR,  Veme  364—890.  Der  Ritterspiegel  unterscheidet 
die  Güter  der  Bauern,  die  nicht  frei  sind  und  verzinst  werden  müRsen  (Vers  413  f.), 
B.  SchbSdib,  DeuUehe  BMhtagetchtehto.  28 


434  Das  Mittelalter. 

offen tlichrechüicher  Natur,  erschien  einer  Zeit,  die  zwischen  Privat-  und 
öffentlichem  Recht  nicht  scharf  zu  unterscheiden  vermochte,  als  eine  Min- 
derung der  Freiheit*®.  Wegen  ihrer  Abgabenpflicht  wurden  die  freien 
Bauern  in  Norddeutschland  auch  Pfleghafie'^^^  in  Holland  scotbaere  man 
genannt  ^^  Die  alte  Bezeichnung  als  Bargilden  (Bergeiden  ^  Biergelden) 
erhielt  sich  in  den  verschiedensten  Gegenden '^  wurde  aber  schon  im 
14.  Jahrhundert  nicht  mehr  verstanden^'.  Eine  andere,  nur  in  West- 
falen bezeugte  Benennung  (malman)  scheint  sich  auf  die  allgemeine  Ding- 
pflicht bezogen  zu  haben,  im  Gegensatze  zu  den  Edeln,  die  allmählich 
überall  zu  einem  eximierten  Gerichtsstande  gelangten^*. 

Zu  der  Klasse  der  freien  Grundeigentümer  müssen  auch  die  von 
dem  Sachsenspiegel  nur  beiläufig  (III.  79,  §  1)  berührten  vogteifreien 
Erbzinsleute  gerechnet  werden,  wie  die  Besitzer  der  Wald-  und  Marsch- 
hufen in  den  altländischen  Gebieten^*',  die  Bauern  der  nach  der  Loi  de 
Beaumont  gefreiten  Orte  im  Westen '®  und  die  große  Masse  der  deutschen 

die  städtischen  Besitzungen,  die  sich  städtischer  Freiheit  erfreuen,  aber  verschoßt 
werden  (Vers  418  f.),  und  die  Freigüter  der  Ritter  (Vers  426,  579  if.). 

^^  Ebendarum  galten  die  Bauern  als  landsässig,  die  Ritter  als  edelfrei.  Damit 
war  der  Gedanke  an  landsässige  freie  Ritter  von  vornherein  ausgeschlossen. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  2,  S§  1,  3.  III.  45,  §§  4,  5.  Gl.  z.  Ssp.  I.  2.  §  3:  fUchhuften 
siriy  di  in  dem  lande  eigen  hehben ,  dar  si  tcal  «n  plichiig  qf  to  gevene  oder  to  dunde. 
Daß  die  Pfleghaften  auch  in  Thüringen  bekannt  waren,  bezeugt  eine  Walkenrieder 
Urk.  von  1214,  Ürk.-B.  d.  hist  Ver.  f.  Niedersachsen  II.  Nr.  83  (vgl.  Schbödkb,  Ge- 
richtsverfassung 52,  N.  2).  Die  Sachsenspiegelglosse  hat  das  Wort  an  einigen  Stellen 
auf  die  zinspflichtigen  Vogteileute  bezogen.  Vgl.  die  von  Homeyer  mitgeteilte  alt- 
märkische Gl.  z.  Ssp.  III.  45,  §  4.    Schiller  u.  Lübben,  Mittelnd.  WB.  III.  841. 

^*  Vgl.  RiCHTWOFEN,  Untersuchungen  III.  53  f.,  83. 

'•  Vgl.  S.  212.  Waitz.  V.  287  f.  Henner,  Herzogl.  Gewalt  der  Bischöfe  von 
Wirzburg,  84  fF.  Bbbsslau,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIII.  100,  N.  1.  I'elting, 
a.  a.  O.  8.  Lindnbe,  Veme  169.  Schröder,  Gerichtsverfassung  41  if.,  51.  Zöppl. 
Altertümer  IL  159 ff.  Petz,  Gkauert  u.  Materbofer,  Drei  bayerische  Traditions- 
bücher aus  dem  12.  Jh.,  166  ff. 

'•  Während  der  Sachsenspiegel  (IH.  45,  §  4.  64.  §  8.  78,  S  1-  «0,  §  1)  und  Gl. 
z.  Ssp.  III.  64,  §  8  (biergelden  dat  sin  plechaften,  di  egen  in  deme  lande  hebben, 
dar  si  plege  af  dun)  Biergelden  und  Pfleghafte  durchaus  als  identisch  behandelt 
zeigt  die  Glosse  zu  Ssp.  I.  2,  §  4  und  III.  45,  §  4,  daß  ihr  das  Verständnis  der 
Sache  abhanden  gekommen  ist.  Dasselbe  möchte  man  von  den  Bildern  zum  Sachsen- 
spiegel annehmen,  die  den  Biergelden  mit  einem  Bierkruge  ausstatten  und  dadurch 
zu  der  merkwürdigerweise  von  Grimm,  RA.  813  f.,  geteilten  falschen  Erklärung  des 
Wortes  Anlaß  gegeben  haben. 

^^  Vgl.  Waitz,  V.  286.  Man  kann  dabei  an  die  späteren  „Stuhlfreien"  in  West- 
falen denken.  Vgl.  Lindner,  Veme  395 ff.  Die  von  dem  letzteren  in  demselben 
Sinne  gedeuteten  ligii  (a.  a.  <).  381  ff.,  396)  könnten  diese  Bezeichnung  daher  erhalten 
haben,  weil  sie  gleich  dem  homo  ligius  jedes  Rufes  gewärtig  sein  mußten,  wie  jener 
zum  Kriege,  so  sie  zum  Ding,  doch  lassen  die  Quellenstellen  auch  zu,  dabei  an  Mini- 
sterialen zu  denken. 

"  Vgl.  S.  414. 

'*  Vgl.  BoNVALOT,  liC  tiers  6tat  d'aprSs  la  charte  de  Beaumont,  1884,  und  meinen 
Bericht  über  diese  gründliche  Arbeit  i.  d.  Zeitschr.  f.  RQ.  XX.  119  ff.  Die  Loi  de 
Beaumont  (auch  Lex  Bellimontis,  Bömer  Recht)  war  ein  Privileg  des  Erzbischofs 
Wilhelm  von  lieiros,  Grafen  von  Champagne,  für  diks  zu  einer  Stadt  erhobene  Dorf 
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Landbevölkerung  in  den  Kolonisationsgebieten  des  Ostens,  in  den  eigent- 
lichen Kolonistendürfem  mit  ihren  flämischen  und  fränkischen  Hufen 
ebensowohl  wie  in  den  zu  deutschem  Recht  angelegten  früher  slavischen 
Dörfern  ^^.  Alle  diese  hatten  zwar  einen  Obereigentümer  über  sich, 
waren  aber  in  ihrem  vererblichen  und  veräußerlichen  Besitzrecht  so 
selbständig  gestellt,  daß  die  Theorie  zwischen  den  grafenschatzpflichtigen 
Eigentümern  und  diesen  erbzinspflichtigen  Grundbesitzern  keinen  erheb- 
lichen Unterschied  machte,  obwohl  jene  in  einem  staats-,  diese  in  einem 
privatrechtlichen  Verhältnis  standen^®. 

Eine  verbreitete  Bezeichnung  für  die  freien  Zinsleute,  die  zugleich 
die  einfachen  Pächter  mitumfaßte,  war  Landsiedel,  auch  Landsasse  oder 
Gast  (liospesy^.  In  charakteristischer  Weise  weicht  der  Sachsenspiegel 
von  dieser  Terminologie  ab.  Ihm  ist  „Landsasse"  oder  „Gast"  der  Freie, 
der  weniger  als  eine  halbe  Hufe  oder  gar  kein  Eigen  im  Lande  besitzt, 
also  entweder  eine  Ackerwirtschaft  als  bloßer  Pächter  (auf  Zeit  oder 
Lebenszeit)  betreibt,  oder  gar  keine  selbständige  Ackemahning  hat,  sondern 
als  Häusler,  Krüger,  Handwerker  oder  freier  Arbeiter  seinem  Erwerbe 
nachgeht®^.    Dem  Landsassen  stellt  er  den  zu  dem  Gute  geborenen  Zins- 

Beanmont,  mit  dem  im  Lanfe  des  Mittelalters  über  500  Dörfer  und  Städte  in  den 
Flußgebieten  der  Maas  und  Mosel,  namentlich  in  den  Grafschaften  Bar,  Luxemburg, 
Chiny,  Aspermont-Dun,  dem  Bistum  Verdun  und  der  Champagne,  bewidmet  wurden. 
Außer  der  genauen  Regelung  der  den  Untertbanen  obliegenden  Leistungen  enthielt 
das  Beaumontrecht  auch  wichtige  Bestimmungen  aus  dem  Gebiete  kommunaler 
Freiheit  und  Selbstregierung. 

''  Vgl.  S.  415  ff.  Daß  die  märkischen  Bauern  als  Pfleghafte  angesehen  wurden, 
ergibt  sich  aus  der  von  Homeyeb  mitgeteilten  Glosse  zu  Ssp.  III.  32,  g  1. 

'^  Später  (seit  dem  14.  Jh.)  gestaltete  sich  auch  das  Verhältnis  der  grafenschatz- 
pflichtigen Freien  teilweise  zu  einem  privatrechtlichen  oder  doch  patrimonialen ,  seit 
die  Landesherren  anfingen,  ihre  Einnahmen  von  einzelnen  Höfen  oder  ganzen  Dörfern 
zu  veräußern,  zu  verpfönden  oder  als  Lehn  wegzugeben.  Die  Leistung  des  Bauern 
blieb  auch  so  eine  öffentlichrechtliche,  aber  der  Bezugsberechtigte  gründete  seinen 
Anspruch  auf  einen  privatrechtlichen  Titel,  den  er  in  der  Kegel  zu  einem  Ober- 
eigentum und  zu  voller  Gutsherrlichkeit  zu  erweitem  wußte.  Man  hat  dies  Ver- 
hältnis „Vogtei"  und  die  davon  Betroffenen  „Vogtleute"  genannt,  doch  empfiehlt  es 
sich,  diese  Bezeichnungen  möglichst  zu  vermeiden,  um  einer  Verwechselung  mit  der 
älteren  (niederen)  Vogtei  und  den  eigentlichen  VogÜeuten  (homines  advocaHciiJ  vor- 
zubeugen.   Vgl.  Hbublsb,  I.  132  ff.,  169. 

'*  Steinusybb  u.  Sievbbs,  Glossen  I.  40  f.:  lantsidiUo,  der  framada  erda  niuzzii. 
Vgl.  ebd.  L  312.  IL  425,  «09.  Haltaüs,  Glossarium  llSiJf.  Geimm,  DWB.  VL  130, 
136.  Lbxbb,  Mittelhd.  WB.  I.  1829.  Du  Gange,  Glossarium  s.  v.  hotpes.  Kicht- 
HOFBN,  Altfries.  WB.  912.  Waitz,  V.  282.  Gaupp,  Ansiedlungen  und  liandteilungen 
579  f.  Schwsp.  Laßb.  70,  114.  Landsiedelleihe  nannte  man  besonders  die  Pacht  auf 
I/ebenszeit    Vgl.  IjAMPBECHT,  Wirtschaftsleben  I.  959.    Arnold,  a.  a.  0.  573  f. 

^^  Vgl.  Ssp.  I.  2,  §  4  und  III.  45,  §  6  mit  den  Glossen  dazu.  Schillbe  und 
LObbeh,  Mittelnd.  WB.  11.  625.  Gaupp,  a.  a.  0.  577  f.  Über  Kossäten  (cotarii), 
Gärtner,  Häusler  u.  s.  w.  vgl.  S.  410,  N.  6  und  Böhlau,  Leibeigenschaft  in  Mecklen- 
burg 378  f.  Siehe  auch  Anm.  66  über  den  Freimann  des  Meier  Helmbrecht.  Über 
die  Stellung  des  freien  Gesindes,  die  wir  fast  nur  aus  stadtrechtlichen  Quellen  kennen, 
vgl.  Hbetz,  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  nach  den  deutschen  Rechts- 
qaellen    des    Mittelalters   (Gieeke,    Untersuchungen,   VI.).      liAMPEBCHT,    I.    1157. 

28* 
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mann  oder  Zinsgelten,  also  den  Erbzinsmann,  gegenüber,  versteht  aber 
anter  dieser  Klasse  nicht  die  freien  Erbzinsleute,  wie  sie  in  der  Mark 
vorkamen,  sondern  die  Liten  (latelude)^\  und  die  Glosse  bestätigt  diese 
Auffassung:  ^Fe  in  Sassen  tu  tinsgude  geboren  is,  dat  is  en  Idie^  di  madi 
des  gudes  äne  sinis  Herren  orlof  mcJU  vortien^*. 

Während  die  Pfleghaften  und  Landsassen  bei  aller  Verschiedenheit 
ihrer  ökonomischen  und  sozialen  Lage  immer  noch  demselben  Stande  an- 
gehörten, dasselbe  Wergeid,  dieselbe  Buße  und  den  gleichen  Gerichts- 
stand hatten^',  bildeten  sie  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu  den  früheren 
freien  Hintersassen,  die  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  öflFentlichen  Gericht 
nicht  bewahi-t  hatten,  sondern  vor  das  gruudherrliche  Gericht*  gehörten 
und  in  den  öflFentlichen  Gerichten  durch  den  Vogtherm  oder  seinen  Be- 
amten vertreten  wurden.  Diese  standen  als  Vogüetäe  (homines  ctdvocaticä) 
den  freien  Bauern  gegenüber^*,  namentlich  seit  dem  Aufkommen  freierer 
Leiheformen  (wie  Bauerlehen,  Erbpacht,  Vitalpacht,  Zeitpacht),  welche 
die  persönliche  Freiheit  des  Beliehenen  nicht  berührten,  Zinsen  und 
Dienste  ihm  nur  als  dingliche  Lasten  aufbürdeten,  keine  Veränderung 
seines  persönlichen  Gerichtsstandes  herbeiführten  und  selbst  das  zwischen 
dem  Leiheherrn  und  dem  Beliehenen  bestehende  Verhältnis  den  öffent- 
lichen Gerichten,  mit  Ausschließung  des  gutsherrlichen  Baudinges,  an- 
heimstellten®*. Ihren  Ausgang  haben  diese  freien  Leiheformen  wie  in 
den  Städten  von  der  Hausleihe,  so  auf  dem  Lande  von  der  Leihe  zu 
Waldrecht  genommen;  wie  dort  der  Beliehene  das  Haus  erst  zu  bauen 
hatte,  so  mußte  die  verliehene  Waldhufe  erst  dem  Walde  abgewonnen 
werden,  in  beiden  Fällen  verdiente  der  Beliehene  den  verliehenen  Gegen- 


W.  SiCKEL,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  96  ff.  Freigelassene,  die  der  bisherige, 
Herr  nicht  mit  Grundbesitz  ausgestattet  hatte,  gehörten  nach  Ssp.  L  16,  §  1  und 
III.  80,  g  2  zu  den  freien  Landsassen.  Daß  mindestens  der  Besitz  einer  halben  Hufe 
eigenen  Landes  erforderlich  war,  um  zu  den  Pfleghaften  zu  gehören,  ergibt  sich  aus 
Ssp.  I.  34,  §  1.  m.  45,  §  5.  61,  §  3. 

^^  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  73,  ^  1,  2,  wo  sich  gegenüberstehen  en  gut,  dar  die  Hm- 
gelden  to  geboren  sin,  und  &n  vri  gut,  dar  nieman  tinsrecht  an  ne  hevetj  noch  dar  to 
gehören  is,  das  der  Eigentümer  eneme  gaste  hestadet.  Des  grundherrliehen  Gerichtes 
für  Zinsgenossen  gedenkt  Sachs.  Lehnr.  68,  §  5.  Den  Unterschied  zwischen  dem 
kündbaren  Zinsmann,  d.  h.  dem  freien  Pächter  aus  dem  Stande  der  Landsassen,  und 
dem  zu  dem  Gute  geborenen  Zinsmann  zeigt  Ssp.  II.  59,  §§  1,  2.  Am  klarsten  wird 
die  Auffassung  des  Bechtsbuches  durch  die  Standestafel  (Ssp.  HL  45),  in  welcher  der 
Verfasser,  indem  er  von  den  Dienstmannen  absichtlich  Abstand  nimmt  (III.  42,  §  2), 
von  den  Pfleghaften  und  Ijandsassen  sofort  zu  den  Laten  übergeht,  eben  weil  die 
Vogtleute  für  ihn  nichts  anderes  als  Laten  sind. 

"  Gl.  z.  Ssp.  n.  59,  §  1. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §§  4,  6.  ScHBöDBB,  GerichtsTei&Bsung  58  ff.  Mit  Unrecht 
hält  Hbusleb,  I.  165  die  Landsassen  für  Vogtleute. 

'*  Vgl.  V.  W^Yss,  Beitr.  z.  Schweiz.  RG.  II.  (i.  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
XVm.  19-184),  besonders  106  ff.,  125  ff.,  178  ff.  Lampbbcht,  Wirtschaftsleben 
L  1150  ff..  1159  f.,  1177,  1519  f. 

'^  Vgl.  Lampkbcut,  Wirtschaftsleben  I.  137  f.,  860  ff.,  888  ff.,  924  ff.  Waitz,  V.  271. 
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stand  mehr  durch  seine  eigene  Arbeit  als  durch  djis  ihm  übertragene 
Recht  des  Leiheherrn,  der  letztere  mußte  sich  ebenso  um  ihn  bewerben, 
wie  er  um  die  Leihe,  er  erschien  fast  wie  der  Eigentümer  selbst  und 
konnte  nicht  wie  ein  abhängiger  Zinsmann  behandelt  werden  ^^  Nicht 
anders  war  es  bei  den  Marschhufen  und  den  Leiheverhältnissen  nach 
flämischem,  kulmischem,  fränkischem  oder  deutschem  Recht  in  den  Kolo- 
nisationsgebieten  und  im  Westen  nach  dem  Rechte  vonBeaumont{Anm.  76). 
Je  mehr  die  grundherrliche  Eigenwirtschaft  zurückging,  desto  mehr  sahen 
sich  die  Gutsherren,  um  ihre  Felder  nicht  brach  liegen  zu  lassen,  zu  der 
Anwendung  jener  freieren  Leiheformen  genötigt.  Die  Freien,  welche  in 
ein  solches  Verhältnis  neu  eintraten,  oder  die  Hörigen,  die  sich  zu  dem- 
selben emporschwangen,  betrachteten  die  abhängigen  Erbzinsleute,  auch 
wenn  sie  freier  Herkunft  waren,  nicht  mehr  als  ihre  Genossen.  Das 
13.  Jahrhundert  bezeichnete  den  Höhepunkt  dieser  Entwickelung,  ihren 
Abschluß  zeigt  ein  Reichsweistum  von  1282.  An  das  Gericht  war  die 
Frage  gestellt:  si  rustici  vel  rusticej  qui  Uberi  dictintur,  cum  hommibus  ad- 
vocatitm  vel  aäarum  superiorum  avt  inferiorum  conditionum  contraxerint, 
qtiom  condidtmem  sequi  debeat  partus  ex  huhtsmodi  cammixcione  susceptus? 
Das  Urteil  erging  dahin:  quod  parttis  candidonem  semper  sequi  debeat 
väiarem^''.  Damit  war  die  Scheidewand  zwischen  den  freien  Bauern  (Pfleg- 
haften und  Landsassen)  einerseits  und  den  Vogtleuten  andererseits  und  die 
Zugehörigkeit  der  letzteren  zu  den  Grundhörigen  reichsgesetzlich  festgestellt. 
Die  Grundhörigen,  in  den  Quellen  des  früheren  Mittelalters  gewöhnlich 
als  Zinsleute  (censuales)  zusammengefaßt®®,  zerfielen  nach  dem  Reichs- 
weistum von  1282  in  verschiedene  Gruppen  höheren  und  niederen 
Grades  ^^  Zu  den  ersteren  gehörten,  außer  den  Vogtleuten,  in  den  wein- 
bautreibenden Gegenden  auch  die  Weinbauern  •^j  auf  den  beim  Reiche 
gebliebenen  oder  in  geistlichen  Besitz  gekommenen  Krongütem  die  Fis- 
kalinen ®^,  femer  die  Wachszinsigen'^  Zu  der  geringeren  Gruppe  darf 
man  die  alt-en  Hörigen  (Liten,  Zoten,  Lassen,  Aktien,  Barleute,  Sar- 
schauten)  rechnen  •',  mit  denen  die  angesiedelten  Eigenleute  (servi  casati, 
mansuarii)  vollständig  verschmolzen  waren  •*. 

••  Vgl.  Abhold,  Ansiedelnngen  544  flf.  •'  MG.  Leg.  IL  439. 

*•  Vgl.  Anm.  81.  Über  die  ganze  Klasse  vgl.  Waitz,  V.  201—268.  Hbüslbb, 
L  134-144,  186—190.    Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  I.  9921,  1177—1228. 

••  Vgl.  Hbuslbb,  I.  178. 

»•  Vgl.  Lampbbcht,  a.  a.  O.  I.  908  ff.  •»  Vgl.  Waitz,  V.  207  ff. 

•*  Vgl.  Waitz.  V.  232  f.    Lampbbcht,  L  1213  ff. 

*'  Der  Sachsenspiegel  und  die  Glosse  bezeichnen,  wie  wir  schon  bemerkten,  die 
ganze  Gmppe  der  Censnalen  als  „Laien",  Vgl.  Ssp.  I.  6,  §  2.  III.  44,  §  3.  45,  §  7. 
Die  langobardiflch-bairische  Bezeichnung  als  „Aldien"  begegnet  noch  in  einigen 
bairischen  ürknnden  des  Mittelalters.  „Barschalken*?  nnd  „Barleute"  kommen  vor- 
nehmlich in  Baiem  vor  (vgl.  Waitz,  IL  1,  240.  IV.  341,  Note.  V.  262.  Ebembb, 
Originnm  Nassoicarum  pars  IL  appendix,  pg.  II.  Pbtz,  Gbaübbt  n.  Maybbbofeb, 
Drei  bayer.  Traditionsbücher  164  ff.),  aber  auch  eine  Qnedlinburger  Urkunde  von  1447 
(Javickb,  Quedl.  Urk.-B.  L  Nr.  389)  nennt  parlude, 

**  Daher  hatte  die  frühere  Unterscheidung  der  mansi  ingenuiles,  litiles,  serviles 
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Die  Gruüdhürigeu  waren  durchweg  giitsherrliche  Hintersassen,  und 
zwar  derart  mit  ihrem  Gute  verbunden  (glebae  adscripti),  daß  es  weder 
ihnen  vom  Herrn  ohne  bestimmten  gesetzlichen  Grund  entzogen,  noch 
auch  von  ihnen  ohne  Genehmigung  des  Herrn  geräumt  werden  durfte  •*. 
Sie  hatten  also  das  Recht  der  Freizügigkeit  nicht,  nur  zuweilen  wurde  es 
ihnen  unter  der  Bedingung  zugestanden,  daß  sie  dem  Herrn  ein  be- 
stimmtes Lösegeld  zahlten  und  für  die  gehörige  Besetzung  ihres  Hofes 
mit  einem  andern  Manne  sorgten.    Einem  Heiratszwange  unterlagen  die 
Hörigen  im  späteren  Mittelalter  nicht  mehr,  dagegen  hatten   sie  dem 
Herrn  eine  Heiratssteuer  (beddemund,  bumede,  marUagium)  zu  entrichten, 
meistens  freilich  nur  die  Braut,  nach  manchen  Hofrechten  auch  nur  bei 
Verheiratung  mit  einer  nicht  zu  der  Hofgenossenschaft  gehörigen  Person  •*. 
Derartige  Ungenossenehen,  wenn  sie  nicht  durch  Freizügigkeitsverträge 
der  Herren  ein-  für  allemal  erlaubt  waren  ®^,  bedurften  der  ausdrücklichen 
Genehmigung   des  Herrn,  der  Mangel  derselben  machte  die  Ehe  zwar 
nicht  ungültig,  zog  aber  die  Bestrafung  der  Ungehorsamen,  in  der  Regel 
durch  Vermögenseinziehung  oder  Verlust  des  Erbrechts,  nach  sich.    Alle 
Hörigen  hatten  dem  Herrn  einen  Eopfzins  und  eine  Erbschaftssteuer  zu 
entrichten.    Schon  in  der  vorigen  Periode  hatte  der  Herr  gegen  seine 
Hörigen  im  allgemeinen  kein  eigentliches  Erbrecht  mehr,  sondern  nur 
ein  Heimfallsrecht  für  den  Fall,  daß  keine  der  Hofgenossenschaft  ange- 
hörigen  Erben  vorhanden  waren '^    In  der  Hauptsache  war  dies  auch  der 
Standpunkt  des  Mittelalters,  nur  vereinzelt  hatte  das  gruudherrliche  Heim- 
t allsrecht  dem  des  Fiskus  Platz  gemacht.    Aber  als  Rest  eines  wirklichen 
Erbrechts  war  die  Erbschaftssteuer  übrig  geblieben.    Die  strengere  Form 


(S.  206  f.)  ganz  aufgehört.  Freilassungeii  zu  Litenrecht  kamen  in  der  Regel  nicht 
mehr  vor,  da  die  Ansiedlung  den  Leiheigenen  von  selbst  zum  Liten  machte.  Vgl. 
Waitz,  y.  206.  Bei  den  Friesen  scheinen  Eigenleute  bald  durch  Freilassung,  bald 
durch  Ansiedlung  zu  Liten  geworden  zu  sein.  Vgl.  Richthopen,  Untersuchungen 
IL  1090  f.  Tbltino,  a.  a.  O.,  Sonderabdruck  17  f.  Über  Freilassungen  zum  Rechte 
der  Wachszinsigen  bis  zum  18.  Jh.  vgl.  Lamprecht,  L  1220  f. 

•*  Vgl.  S.  486  und  unten  Anm.  110.  Urk.-B.  d.  hist.  Ver.  f.  Niedersachsen  II. 
Nr.  399  (1268).    Lamprbcht,  L  1189ff. 

"•  Vgl.  Waitz,  V.  286  flf.  Häusler,  I.  148.  Lamprbcht,  L  1204.  Die  Heirats- 
steuer hing  mit  dem  alten  Muntschatze  (Wittum)  zusammen,  der  sich  ebenso  in  dem 
Lösegelde  der  Hcrigen  erhalten  hatte.  Vgl.  S.  215,  N.  44.  Von  dem  Abkaufe  eines 
dem  Herrn  zustehenden  ins  primae  noctis  konnte  schon  darum  keine  Rede  sein,  weil 
ein  solches  dem  deutschen  Rechte  fremd  gewesen  ist.  Vgl.  Gibbkb,  Humor  im 
Recht,  2.  Aufl.  85  f.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.    Waitz,  V.  289. 

^'  Solche  Konkordate  Über  die  Zulassung  von  Wechselheiraten  unter  verschie- 
denen Hofgenossenschaften  (freier  Zug,  Unterzug,  Genossami)  waren  namentlich  im 
Westen  und  Süden  verbreitet.  Vgl.  Lamprecht,  I.  1205  ff.  Hbüblbb,  1. 144.  Manche 
Gotteshäuser  gestatteten  ihren  Grundhörigen  schlechthin  die  Verheiratung  mit  Hörigen 
geistlicher  Fürsten,  woraus  sich  das  erst  neuerdings  erklärte  Rechtssprichwort  her^ 
schreibt:  Wir  sollent  auch  aller  (beschomen)  ßirsten  genoss  sin  und  mögent  wiben 
und  mannen,  6n  eigenlüt,  wo  wir  wollent.  Vgl.  Heus  leb,  Der  Bauer  als  Fürsten- 
genoß,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  285. 

»•  Vgl.  S.  258. 
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derselbeu,  der  „Buteil",  hatte  noch  am  meisten  von  dem  ursprünglichen 
Charakter  bewahrt,  indem  der  Herr  entweder  einen  Anteil  (die  Hälfte, 
ein  Drittel,  zwei  Drittel)  des  ganzen  Mobiliarnachlasses ••,  oder  doch  des 
Viehbestandes,  nebst  dem  Heergewäte  des  verstorbenen  Mannes  oder  der 
Gerade  der  verstorbenen  Frau,  beanspruchte;  die  mildere  Form  war  die 
des  „Falles*^  (Sterbfall,  Todfall)  oder  der  „Kurmede",  wobei  der  Herr  nur 
das  beste  Stack  Vieh  (als  Besthaupt)  und  das  beste  Kleid  (als  Gewandfall) 
erhob  ^^.  Im  Laufe  der  Zeit  hatte  diese  Abgabe  meistens  den  Charakter 
eines  bloßen  Ehrschatzes  für  die  Verleihung  der  Hufe  an  den  Erben  an- 
genommen, wie  de^leichen  als  „Handlohn",  „Empfängnis",  „Vorhure" 
oder  „WeinkauP^  auch  bei  den  freien  Leiheverhältnissen  üblich  war^®^ 
Der  „Fall"  erschien  demnach  nur  noch  als  eine  dingliche  Belastung,  er 
war  radiziert,  wie  die  Zinsen  und  Frondienste,  die  vom  Gute  geleistet 
wurden  und  freien  Bauern  ebenso  gut  wie  den  Grundhörigen  auferlegt 
werden  konnten  ^^\  Selbst  der  Kopfzins  wurde  zuweilen  aus  einer  persön- 
lichen Last  in  eine  dingliche,  als  Bauch-  oder  Heerdzins,  umgewandelt  ^^^ 
Diese  Badizierungen  wirkten  auf  die  Verhältnisse  der  Grundhörigen  ebenso 
befreiend,  wie  die  Stellung  unter  das  Lehnrecht  auf  die  Ministerialen. 
Selbst  die  einzige  Veräußerungsbeschrankung,  der  die  durchaus  als  Herren 
ihres  Vermögens  anerkannten  Grundholden  unterlagen,  das  Zustimmungs- 
recht des  Herrn  bei  Immobiliarveräußerungen,  machte  mehr  und  mehr 
einem  bloßen  Vorkaufsrechte  Platz ^^^  oder  wurde  auch  wohl,  soweit  es 
sich  nicht  um  grundherrliches  Leihegut  handelte,  ganz  aufgehoben ^*^*. 
Unter  dem  Einflüsse  der  oben  erwähnten  grundherrlichen  Konkordate  über 
Wechselheiraten  entwickelte  sich  vielfach  zwischen  den  beteiligten  Hof- 
genossenschaften eine  wahre  Freizügigkeit,  bei  der  nur  vorausgesetzt  wurde, 
daß  der  Ankömmling  sich  bei  seinem  früheren  Herrn  gehörig  abgemeldet 
oder  doch  seinen  alten  Wohnsitz  in  offenkundiger  Weise  verlassen  hatte 
und  aus  seiner  früheren  Stellung  niemand  mehr  etwas  schuldig  war^^. 
In  allen  übrigen  Fällen  konnte  der  Entwichene  von  seinem  „nachfolgenden 
Herrn"  binnen  Jahr  und  Tag  zurückgefordert  werden  ^*^^. 

Die  unterste  Stufe  der  Bevölkerung  nahmen  die  ßiffenm  oder  Biffen- 
leide j  auch  servi  oder  Sklaven^^^,  d.  h.  die  nicht  mit  Grund  und  Boden 

»•  Vgl.  Gl.  z.  Ssp.  in.  44,  §  3.     Waitz,  V.  240  f..  247. 

"•  Vgl.  Hbuslee,  I.  137  ff.    Lampebcht,  L  926,  1182  ff.    Waitz,  V.  241  ff. 

»^*  Vgl.  Lampebcht,  I.  1187  f.    Waitz,  V.  277  f. 

*•«  Vgl.  Lampbbcht,  I.  778  ff.,  816  f.,  922  f.    Waitz,  V.  279  f. 

*•»  Vgl.  Lampbbcht,  L  1180  f. 

^^*  Vgl.  ebd.  1193  f.  und  die  Anm.  95  angeführte  Urkunde  v.  1268. 

'^*  Vgl.  ein  Braonschweiger  HofgerichtsweiBtam  von  1814,  Stjdbhpobf,  Urk.-B. 
z.  Gesch.  d.  Herz.  Braunschw.  I.  Nr.  236. 

»»•  Vgl.  Lampbbcht,  I.  1208  ff.    Geimm,  Weistümer  VII.  248,  376. 

"'  Vgl.  Lampbbcht,  L  872,  1212.  Gbimm,  Weistümer  VII.  328.  Ürk.-B.  d. 
Stadt  Lübeck  II.  Nr.  1020,  Requisition  an  den  Stadtrat:  quatenus  Ludolphum^  no»(rwm 
litonem,  itibeaHs  pretetitari. 

*^"  So  erst  von  den  kriegsgefangenen  Slaven.  Vgl.  Lexbb,  Mittelhd.  WB.  11. 
964.    Dntz,  WB.  d.  roman.  Spr.  L  s.  v.  sehiavo. 
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ausgestatteten  Hausdiener,  die  ehemaligen  maucipia,  ein^®^  Während  die 
Gutsunterthänigkeit  der  Grundhörigen  auf  dem  ihnen  vom  Herrn  ver- 
liehenen Grundbesitz  beruhte  ^^*^,  gehörten  jene  dem  Herrn  mit  ihrer 
Person  zu  Eigen,  sie  waren  Leibeigme^^^,  Sie  standen  im  reinen  Sach- 
eigentum des  Herrn,  konnten  aber  in  der  Regel  nur  wie  unbewegliche 
Sachen  veräußert  werden,  da  sie  einem  bestimmten  Fronhofe  als  Inventar 
zugeteilt  zu  sein  pflegten^".  Nur  wenige  hatten  Haus  und  Garten"*, 
selbständige  Ackerwirtschaft  betrieben  sie  nicht.  Sie  hatten  demgemäß 
in  der  Regel  auch' keinen  Zins  zu  zahlen,  sondern  nur  Dienste  zu  leisten, 
diese  aber  nicht  mit  Beschränkung  auf  bestimmte  Tage  (als  gemessene 
Dienste),  wie  die  Grundhörigen,  sondern  Tag  für  T«^  (servUia  cotidiana), 
weshalb  sie  auch  die  Bezeichnung  Toffwerker  oder  Tagknechte  (dagescakiy 
doffetcardi,  tagewerker ^  nd.  dagewerchten,  servi  cotidiani)  führten.  Ihre 
Dienste  bezogen  sich  teils  auf  das  Haus  (daher  camerUngi,  camerarü), 
teils  auf  die  Fronfelder,  während  die  herrschaftlichen  Beunden  Torwiegend 
durch  die  Frondienste  der  Grundhörigen  bestellt  wurden.  Für  die  Dienste 
erhielten  sie  ihren  Unterhalt  vom  Hofe  (daher  praebendarii,  provendarü, 
stq)endiarü).  Eigenen  Vermögens  waren  sie  nicht  ßhig;  was  sie  etwa 
besaßen,  beruhte  auf  Herrengunst  und  fiel,  wenn  sie  keine  zum  Hofe  ge- 
hörigen Leibeserben  hinterließen,  bei  ihrem  Tode  an  den  Herrn  zurück"*. 


"»  Vgl.  Waitz,  V.  190—200.    Heubleb,  I.  186.    Lampmcht,  I.  1196,  1223  ff. 

^^°  Das  frühere  Mittelalter  kannte  auch  Censualen,  die  keinen  Hof  hatten,  sondern 
nur  mit  ihrer  Person  abhängig  waren  (vgl.  Waftz,  V.  260,  281),  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert waren  sie  aber  durchweg  an  die  Scholle  gebunden,  also  grundhörig.  Die 
Bezeichnung  seri^i  verloren  sie  erst  seit  dieser  Umwandlung.  Am  längsten  hat  sich 
die  rein  persönliche  Unterthänigkeit   bei   den  Wachszinsigcn    erhalten.     Vgl.  Lam- 

FBECHT,   I.   1214. 

"*  Zuerst  in  einer  Urkunde  von  1289  (Böhmeb,  Ürk.-B.  v.  Frankfurt,  244)  pro- 
prius  de  corpore,  deutsch  zuerst  im  14.  Jh.  eigen  von  dem  Hbe,  dann  auch  bald 
lipeigen  (zuerst  1388  bezeugt),  was  seit  dem  15.  und  16.  Jh.  die  alte  Bezeichnung 
eigen  völlig  verdrangt.  Vgl.  Lbxbr,  Mittelhd.  WB.  I.  518,  1981  f.  Gbimm,  DWB. 
VI.  592  f.  Haltaus,  Glossarium  1239.  Lampbecht,  I.  1228,  N.  8.  Vortrefflich 
kommt  der  Gegensatz  der  proprii  de  corpore  zu  den  Grundhörigen  in  einem  Reichs- 
gesetz  von  1222  (MG.  Lq^.  IL  249)  zum  Ausdruck:  quod  servi  per  sUpitem  et 
parentelam  ex  parte  tnatris  provenientem  sint  retinendi;  komines  advocaciarutn  auiem 
per  curiamy  cui  sunt  censuales,  sunt  retinendi. 

"•  Vgl.  Ssp.  I.  20,  §  1.  52,  §  1.  Lampbkoht,  I.  1225.  Waitz,  V.  197.  Glebae 
adscriptus  war  der  Leibeigene  aber  darum  noch  nicht,  da  er  selbst  kein  Recht  darauf 
hatte,  bei  dem  Hofe  zu  bleiben.  Veräußerungen  von  Eigenleuten  ohne  den  Fronhof 
kamen  oft  genug  vor,  ebenso  Veräußerungen  von  Höfen  ohne  die  dazu  gehörigen 
Leute.  Vgl.  Lampbeoht,  I.  1226  ff.  Es  empfiehlt  sich  daher  auch  nicht,  mit  dem 
letzteren  die  Leibeigenen  als  „Hofhörige"  (im  Gegensatze  zu  den  „Grundhörigen'*)  zu 
bezeichnen.  Die  Immobilisierung  der  Leibeigenen,  die  wahrscheinlich  keineswegs 
allgemein  bestand,  bezog  sich  nur  auf  das  Interesse  der  Erben  des  Herrn  an  der 
möglichst  ungeschmälerten  Erhaltung  des  Fron  hofin  ventars. 

^^'  Diese  waren  es  wohl  vorzugsweise,  die  in  der  alten  Rechtssprache  als  kai' 
staldiy  hagas/aldi  (mhd.  hagestalt)  bezeichnet  wurden.  Vgl.  Waitz,  IV.  842,  N.  2. 
V.  261.    Lampeecht,  L  1173,  N.  3.  1223  f. 

"♦  Vgl.  Ssp.  III.  32,  §  8.  Reichshofgerichtsentscheidung  v.  1281,  MG.  Leg.  IL  284. 
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Der  Herr  hatte  eine  ausgedehnte  Disziplimirgewalt  über  sie,  namentlich 
das  Recht  der  körperlichen  Züchtigung,  aber  nicht  der  Tötung"*.  Straf- 
rechtlich standen  die  Leibeigenen  unter  dem  Schutze  des  Landrechts"®, 
ihre  standesmäßige  Buße  war  aber  gering  und  zum  Teil  nur  Spott,  ein 
Wergeid  besaßen  sie,  wenigstens  nach  dem  Sachsenspiegel,  überhaupt 
nicht"'.  Gerichtlich  hatte  der  Herr  sie  zu  vertreten"®.  Beendigt  wurde 
die  Leibeigenschaft  durch  Freilassung  zu  Landsassenrecht  {Anm.  80),  die 
durch  Zustellung  eines  Freibriefes  erfolgte"®;  bis  zum  11.  Jahrhundert 
blieb  auch  die  Freilassung  durch  Schatzwurf  vor  dem  König  noch  in  Ge- 
brauch***. Außerdem  gab  es  eine  Freilassung  zu  Ministerialenrecht  und 
zu  dem  Rechte  der  Wachszinsigen.  Eine  Freilassung  zu  Litenrecht  kam 
im  allgemeinen  nicht  mehr  vor,  da  der  Leibeigene,  sobald  er  vom  Herrn 
mit  einem  Hofe  beliehen  wurde,  von  selbst  in  den  Stand  der  Grund- 
hörigen übertrat  "^ 

Die  wohl  nie  sehr  zahlreich  gewesene  Klasse  des  unfreien  Haus-  und 
Hofgesindes  schmolz  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zusammen.  Nachdem 
die  Ministerialen  ausgeschieden  waren,  entwickelte  sich  an  manchen  Höfen 
abermals  eine  höhere  Hausdienerschaft,  die  es  durch  genossenschaftliches 
Zusammenhalten  ebenfalls  zu  erheblichen  Vorrechten  brachte  und  sich  zu 
einer  Art  niederer  Ministerialitat  entwickelte***.  Viele  Leibeigene  ge- 
langten zu  einem  gutsherrlichen  Amte  oder  kamen  als  Krüger,  kleine 
Ackerwirte,  Gärtner  oder  Handwerker  in  die  Lage  selbständiger  Gewerbe- 
treibenden, die  entweder  ganz  dienstfrei  wurden  oder  nur  noch  gemessene 
Dienste  zu  leisten  hatten,  dafür  aber  Leibzins  und  Erbsteuer  nach  Art 
der  Grundhörigen  übernehmen  mußten***.  Endlich  fanden  durch  den 
Ausbau  der  Almenden  und  den  Rückgang  der  grundherrlichen  Eigen- 
wirtschaft zahllose  Eigenleute  Gelegenheit,  von  ihrem  Herrn  einen  Hof 
zu  erwerben  und  damit  in  die  Klasse  der  Grundhörigen  emporzusteigen. 

Diesen  bedeutenden  Abgängen  gegenüber  kann  der  Nachwuchs  nur 
ein  sehr  geringer  gewesen  sein.  Da  Ehen-  nur  mit  Erlaubnis  des  Herrn 
geschlossen  werden  konnten,  vielen  auch  schon  durch  ihre  ökonomische 

"»  Vgl.  Dsp.  65.  SchwBp.  Laßb.  73  a. 

"•  Vgl.  V.  Bau,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafr.  95. 

*^'  Vgl.  Ssp.  in.  45,  §§  8,  9.  Das  ungeheure  Wergeid,  das  hier  ausgesetzt 
ist,  war  nur  als  Spott  gemeint.    Vgl.  Gbimm,  RA.  675  f.    Gibbke,  Humor,  2.  Aufl.  56. 

"•  Vgl.  Ssp.  n.  19,  §  2.  III.  32,    §  9.    Tbltino,  a.  a.  O.,  Sonderabdruck  10  ff. 

"»  Vgl.  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.  VI.  132  (1278).  Tbltino,  a.  a.  O.  18.  Richt- 
uoFEN,  Untersuchungen  II.  1092. 

"•  Vgl.  Waitz,  V.  225.  "*  Vgl.  Anm.  94. 

"•  Vgl.  Lampbboht,  I.  820«:    VITaitz,  V.  198.    Göhbüm,  I.  322  f. 

^'^  Vgl.  Lampbecht,  I.  1225  f.,  der  hier  nur  zu  sehr  verallgemeinert.  In  der 
Anm.  111  angeführten  Urkunde  von  1289  erteilt  ein  bereits  zum  Amte  eines 
Schulzen  vorgeschrittener  Leibeigener,  der  Frankfurter  Bürger  werden  will,  seinem 
Herrn  einen  Revers,  durch  den  er  sich  verpflichtet,  seine  LeibeigenschafI;  auch  als 
Stadtbürger  fortdauernd  anzuerkennen  und  Besthaupt,  Kopfzins  et  omnia  alia  iura 
et  servicia  treu  zu  erfüllen. 
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Lage  die  Eingehung  einer  Ehe  unmöglich  war,  so  mußte  der  eheliche 
Nachwuchs  sich  in  bescheidenen  Grenzen  halten^**,  wenn  auch  durch 
außereheliche  Nachkommen,  die  der  Mutter  folgten,  einiger  Ersatz  ge- 
schaffen wurde.  Das  alte  Kriegsrecht,  das  den  Kriegsgefangenen  zum 
Eigenen  machte,  kam  nur  noch  gegenüber  nichtchristlichen  Völkern, 
namentlich  den  Slaven,  in  Anwendung  "^  Was  vom  Auslande  im  Wege 
des  Sklavenhandels  nach  Deutschland  kam,  kann  nur  unbedeutend  ge- 
wesen sein,  auch  Verkäufe  in  die  Knechtschaft  zur  Strafe  kamen  nur 
noch  sehr  vereinzelt  vor^^e  Schuldkneohtschaft  gab  es  nicht  mehr,  an 
ihre  Stelle  war  teils  die  Schuldhaft,  teils  Überweisung  des  Schuldners  an 
den  Gläubiger  zur  Abarbeitung  der  Schuld  getreten  ^^^.  Freiwillige  Er- 
gebung in  die  Leibeigenschaft  kam  vor"^,  aber  doch  wohl  nur  bei  völlig 
heruntergekommenen  Personen,  denen  es  nur  um  eine  Brotstelle  zu  thun 
war  ^29.  Nur  bei  den  durch  den  Anerben  von  dem  Hofe  des  Vaters  aus- 
geschlossenen Kindern  von  Grundhörigen  mögen  derartige  Ergebungen 
häufiger  gewesen  sein^*^.  Auch  kam  es  vor,  daß  Grundhörige,  die  ihre 
Pflichten  gegen  den  Herrn  nicht  erfüllten,  zur  Strafe  zu  Eigenen  de- 
gradiert wurden  ^^^ 

In  den  Kolonisationsländern  des  nordöstlichen  Deutschlands  gab  es 
im  allgemeinen  weder  Hörige,  noch  Leibeigene ^^^.  Die  deutschen  Kolo- 
nisten waren  durchweg  Freie  und  die  Bedingungen  ihrer  Ansiedlung  der- 
artige, daß  ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  öffentlicher  Gerichtsstand 
dadurch  nicht  berührt  wurden.  Auch  die  im  Lande  verbliebenen  Slaven 
kamen  in  kein  persönliches  Abhängigkeitsverhältnis,  nur  in  Pommern 
lassen  sich  Grundhörige  wendischen  Stammes  nachweisen  ^^,  auch  scheinen 
die  hier  und  da,  z.  B.  in  Schlesien  und  zwischen  Elbe  und  Saale,  er- 
wähnten ÄnMr^cn  oieTSmarden  slavische  Hörige  gewesen  zu  sein*'*.  In  den 
Deutschordenslanden  wurde  anfangs  selbst  die  Freiheit  der  Preußen  und 

***  Hat  doch  die  Bezeichnung  hagastalt  schon  im  Mittelalter  die  Nebenbedeutung 
eines  Junggesellen,  die  später  allein  geblieben  ist,  angenommen!  Vgl.  Gbium,  DWB. 
IV.  2,  154. 

"*  Vgl.  Anm.  108.  »«•  Vgl.  Waitz,  V.  192. 

*■'  Vgl.  EosN,  De  iure  creditoris  in  personam  debitoris,  qui  solvendo  non  est, 
secundum  ins  aeyi  medii  Germanorum,  Bresl.  Habilitationsschrift,  ohne  Jahr.  Kohlbb, 
Shakespeare  22  f.,  88  ff.,  55;  Nachwort  zu  Shakespeare  10  f.  Stobbb,  Gesch.  d.  Eon- 
kursprozesses  98  ff.    Lobbsoh  u.  Sohbödbb,  Urk.  I.  Nr.  269  (250). 

"*  Der  Sachsenspiegel  unterscheidet  die  „eingeborenen"  Eigenen  und  die  sich 
in  Eigenschaft  gegeben  haben.    Vgl.  Ssp.  m.  32,  §§  2,  8,  8.  42,  §  8. 

^'*  Nach  Ssp.  ni.  45,  §  9  standen  diejenigen,  de  sik  to  egene  geve»,  in  derselben 
Verachtung  wie  das  fahrende  Volk.    Sie  waren  bußelos. 

"0  Vgl.  Lamprecht,  I.  1228  f. 

"*  Vgl.  Ssp.  in.  44,  §  8:  Von  den  loten,  die  nk  vencarehten  an  irme  reckte, 
sini  komen  dagewerchten.    Waitz,  V.  286. 

"^  Über  das  Folgende  sind  besonders  die  Anm.  1  angefahrten  Arbeiten  von 
BöHLAü,  y.  Bbünneck,  Eobk,  Hanssbn,  10  ff.  und  Suobnhbim,  850  ff.  zu  vergleichen. 

^'^  Vgl.  Bbünnbok,  Leibeigenschaft  in  Pommern  111  ff. 

*3^  Vgl.  Waitz,  V.  202.  Tzsohoffb  u.  Stbnzbl,  ürkundenBammlung  66.  Du 
Canqb,  s.  V.  smurdu9,    Haltaus,  Glossar.  1688.    Vgl.  Ssp.  IIL  78,  §  8. 
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Letten  geschont;  erst  als  sie  sich  des  Abfalls  von  ihren  neuen  Herren 
und  dem  christlichen  Glauben  schuldig  gemacht  hatten,  wurden  sie  einem 
milderen  Hörigkeitsverhältuis  unterworfen^^'. 

In  ganz  Deutschland  hatte  sich  im  12.  und  18.  Jahrhundert  die 
Lage  des  Bauernstandes  überaus  günstig  gestaltet.  Während  die  Grund- 
herren durch  den  Aufwand,  der  ihnen  durch  ihre  Ministerialen  entstand, 
durch  ihr  Streben  nach  Landeshoheit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
nachlässigung der  Eigenwirtschaft  größtenteils  verarmt  waren  und  den 
früher  jederzeit  nutzbaren  Reservefonds  der  jetzt  durch  Rodungen  er- 
schöpften Almenden  und  Urwälder  verloren  hatten,  erfreuten  sich  die 
Bauern  überall  einer  behaglichen  Vermögenslage,  die  auch  den  Hörigen 
und  Leibeigenen  zu  vielfacher  Aufbesserung  ihrer  persönlichen  Stellung 
verhalf^'^  Der  im  Mittelalter  mehr  und  mehr  verbreitete,  die  Unter- 
schiede der  Geburtsstände  erheblich  ausgleichende  Grundsatz,  daß  die 
Luft  das  Recht  gebe,  d.  h.  der  Stand  der  Person  sich  nach  dem  Rechte 
ihrer  Niederlassung  richte^***,  hatte  sich  in  den  Städten  zu  dem  bekannten 
Grundsatz  „Luft  uLacht  fcei^'  ausgebildet,  kraft  dessen  alle,  die  Jahr  und 
Tag  ohne  gerichtliche  Ansprache  seitens  eines  nachfolgenden  Herrn  in 
einer  Stadt  gewohnt  hatten,  in  ihrer  Freiheit  nicht  mehr  angefochten 
werden  konnten.  Wenn  aber  Eigenleute  mit  Genehmigung  ihres  Herrn 
in  die  Stadt  zogen,  so  gelangten  sie  damit,  wie  oben  gezeigt  wurde,  in 
eine  den  Hörigen  entsprechende  Stellung,  die  es  ihnen  ermöglichte,  sich 
später  aus  eigenen  Mitteln  frei  zu  kaufen.  Nach  beiden  Richtungen  hin 
wurde  die  Zahl  der  Landbevölkerung  durch  die  Anziehungskraft  der  Städte 
sehr  gemindert,  und  es  hätte  nicht  erst  der  massenhaften  Auswanderung 
in  die  Eolonisationsgebiete  bedurft,  um  den  Grundherren  im  eigenen  In- 
teresse die  Sorge  für  Verbesserung  der  Lage  ihrer  Hintersassen  ans  Herz 
zu  legen  ^'^  Auch  die  Loi  de  Beaumont  war  nur  ein  Zeichen  ihrer  Zeit 
Das  13.  Jahrhundert  bezeichnet  den  Höhepunkt  der  freiheitlichen  Ent- 
wickelung  des  Bauernstandes^*®.  Nicht  bloß  in  den  Kolonisationslandeu, 
sondern  vielfach  auch  im  inneren  Deutschland  gab  es  nur  noch  freie 
Leute,  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  waren  überall  im  Schwinden  be- 
griflfen. 

Erst  im  15.  Jahrhundert  trat  ein  entschiedener  Rückschlag  ein"*. 
Der  Ausbau  des  Landes,  die  Auswanderung  nach  dem  Osten  und  die 
Städtegründungen  hatten  aufgehört,  die  ländlichen  Arbeitskräfte  sanken  im 


1S5  Ygi   BbOnnbck,  Leibeigensch.  in  Ostpreußen  41  if. 

^3»  Vgl.  S.427, 437.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1. 862ff.,  924 ff.,  972, 1238 ff'.,  1511 

136«  Vgl.  Waitz,  V.  281  f.    Lamprbcht,  I.  1154. 

^''  Ein  lehrreiches  Beispiel  gewährt  die  Ton  Bbsblbb,  a.  a.  O.  (Anm.  1)  be- 
sprochene  Soester  Urkunde. 

^'^  Man  denke  nor  an  die  Schilderungen  bäuerlichen  Lebens  im  Meier  Helm 
brecht,  bei  Neidhart  von  Beuenthal,  dem  angeblichen  Seifried  Helbling  u.  a.  m. 

^3«  Vgl.  Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  I.  1286  ff.,  1512  und  die  S.  407  N.  1  an 
geführten  Schriften  von  Lamfbxcht  und  Gothbut  über  die  Lage  des  Bauernstandes. 
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Preise.  Diis  natürliche  Wachstam  der  Landbevölkerung  hatte  schon  früher 
zu  Hufenteilungen  genötigt,  die  bald  das  Maß  des  wirtschaftlich  Erlaubten 
überschritten.  Es  bildete  sich  ein  neues  ländliches  Proletariat,  das  oft 
genug  froh  war,  durch  Ergebung  in  Leibeigenschaft  oder  Hörigkeit  der 
Sorge  um  das  tägliche  Brot  enthoben  zu  werden.  Besonders  empfindlieh 
war  der  Gegensatz  gegen  die  Städte.  Brachte  hier  die  aufkeimende  Geld- 
wirtschaft den  Einzelnen  zum  Wohlstande,  die  Gesamtheit  zu  Bildung 
und  politischer  Machtstellung,  so  war  die  Fortdauer  der  Naturalwirtschaft 
auf  dem  Lande  am  wenigsten  geeignet,  die  bedrängte  Vermögenslage  der 
Bevölkerung  zu  heben,  ihre  Kultur  zu  fordern.  Politisch  mundtot,  vom 
Handwerk  durch  die  städtischen  Zünfte  fast  ausgeschlossen,  durch  Zwangs- 
und Bannrechte  eingeengt,  erfuhr  das  Landvolk  nicht  sowohl  den  Segen, 
als  vielmehr  den  Druck  der  erstarkenden  Landeshoheit.  Beden  und  andere 
öffentliche  Lasten  wurden  vorzugsweise  auf  die  in  den  Landständen  nicht 
vertretenen  Bauern  gelegt.  Dazu  kam  das  System  der  Anweisungen, 
d.  h.  der  Gebrauch  der  Landesherren,  sich  durch  Verleihung,  Verkauf 
oder  Verpfandung  staatlicher  Gefölle  Geld  zu  verschaffen,  unbekümmert 
darum,  daß  auf  diese  Weise  zahllose  freie  Gemeinden  in  die  TJnterthänigkeit 
privater  Gutsherren  gerieten  ^'••.  Jagd  und  Fischerei  wurden,  auch  soweit 
sie  nicht  als  Regal  dem  Landesherren  vorbehalten  blieben,  mehr  und  mehr 
den  Bauern  entzogen  und  als  Reservatrecht  der  Gutsherren  behandelt. 
Besonders  ausgebeutet  wurde  hierfür  und  in  anderen  Richtungen  das 
Obereigentum  an  den  Almenden,  das  die  Obermärker  mit  zunehmendem 
Erfolge  sich  anzumaßen  wußten,  so  daß  die  Markhörigkeit  freier  Mark- 
genossen vielfach  in  eine  Art  Grundhörigkeit  umgewandelt  wurde  ^*®. 
trberall  wurden  die  Zügel  straffer  angezogen,  Leibeigene  und  Hörige  ge- 
rieten in  strengere  Abhängigkeit  und  die  Freien  vermochten  ihre  Freiheit 
immer  weniger  zu  bewahren,  selbst  in  den  Kolonisationslanden  gewann 
die  Hörigkeit,  vorher  bei  den  Eingewanderten  völlig  unbekannt,  seit  der 
2.  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  zusehends  an  Boden.  Überall  bereiteten 
sich  die  Verhältnisse  vor,  die  dann,  durch  andere  Umstände  unterstützt, 
im  Beginn  der  folgenden  Periode  die  allgemeine  Erhebung  der  Bauern 
gegen  ihre  Unterdrücker  hervorriefen. 

Die  Ghederung  der  Stände,  obwohl  nur  noch  vereinzelt  nach  alter 
Weise  in  bestimmten  Büß-  und  Wergeidstaxen  hervortretend  "^,  hatte  eine 


18»  •  Ygi^  3  4^g  j)jg  mj|.  öffentlichen  Gerichten  beliehenen  Grandherren  er- 
weiterten nicht  selten  einfach  ihre  Fronhöfe  zn  PatrimonialgeTichten,  wodurch  die 
hörigen  und  freien  Gerichtslente  gleichgestellt  wurden.    Vgl.  Lampbeoht,  I.  1260  if. 

"«  Vgl.  S.  411  f.  Lamprbcht.  Wirtechaftsleben  I.  797  ff.,  1010  ff.,  1075  ff.,  1158, 
1519  f.  Sehr  bezeichnend  sind  die  berühmten  Verse  des  Freidank  (her.  y.  W.  Gbimic), 
76,  5  ff.:  Die  försten  tmngent  mit  getoalt  velt  sieine  tcoMfer  unde  wcUt,  dar  zuo  will 
unde  zatn:  dem  lüfte  tatens  gerne  alsam;  der  muoz  uns  noch  gemeine  sin,  mohfens 
uns  der  sunnen  sehin  verbieten,  wint  <m4:h  unde  regen,  man  müese  in  zins  mit  golde 
wegen. 

^^'  Vgl.  BicHTHOFBN,  üntersuchmigen  II.  1103  ff.  Der  Sachsenspiegel  (UL  45) 
gibt  den  F&rsten  und  Edeln  die  doppelte  Buße  der  Gemeinfreien  (80fi:15fi}«  aber 
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besondere  Bedeutung  für  alle  durch  Ebenbürtigkeit  bedingten  Verhält- 
nisse ^*^  Denn  das  Mittelalter  kannte  eine  Reihe  von  rechtlichen  Be- 
ziehungen, in  die  man  nur  mit  Standesgenossen  oder  Tieferstehenden 
(Untergenossen)  treten  konnte,  während  man  von  den  Übergenossen  als 
unebenbürtig  ausgeschlossen  wurde.  Soweit  solche  Gegensätze  auf  dem 
Gebiete  des  Lehnrechts  hervortraten,  haben  wir  ihrer  schon  bei  der  Be- 
sprechung der  Heerschilde  und  der  Ritterbürtigkeit  gedacht  ^*^  Die  land- 
rechtliche Bedeutung  der  Ebenbürtigkeit  bezog  sich  teils  auf  das  Gerichts- 
wesen, teils  auf  das  Privatrecht.  In  Kriminalsachen  brauchte  sich  niemand 
einen  Untergenossen  als  Richter  oder  Urteiler,  Zeugen  oder  Eideshelfer 
gefallen  zu  lassen.  Um  ein  Urteil  schelten  zu  können,  mußte  man  Ge- 
nosse oder  Übergenosse  der  Urteilsfinder  sein.  Die  öffentliche  Pflicht, 
einer  darum  nachsuchenden  Partei  als  Fürsprecher  beizustehen,  galt  nicht 
gegenüber  dem  Untergenossen;  nur  einen  Ebenbürtigen  brauchte  man 
sich  als  Fürsprecher  des  Prozeßgegners  gefallen  zu  lassen.  Das  Recht 
des  kampflichen  Grußes  hatte  man  nur  gegen  Genossen  oder  Unter- 
genossen; die  Herausforderung  seitens  eines  Höheren  durfte  man  nicht 
zurückweisen,  obwohl  man  ihn  selbst  nicht  fordern  konnte.  In  privat- 
rechtlicher Beziehung  galt  das  Prinzip  der  Ebenbürtigkeit  auf  dem  Ge- 
biete des  Vormundschaftsrechts  und  des  Erbrechts:  nur  der  Ebenbürtige, 
d.  h.  der  Standesgenosse  oder  Übergenosse,  konnte  geborener  Vormund 
und  gesetzlicher  Erbe  sein,  der  Untergenosse  hatte  kein  Recht. 

Anders  stand  es  hinsichtlich  der  Ehe,  indem  diese  Gleichbürtigkeit 
beider  Ehegatten  verlangte,  also  nicht  bloß  den  Untergenossen  ausschloß^**. 
Allerdings  bildete  die  Standesverschiedenheit  als  solche  kein  Ehehindernis 
mehr"*,  aber  die  vollen  Wirkungen  der  Ehe  traten  nur  unter  Standes- 
genossen ein;  war  einer  der  Ehegatten  geringeren  Standes  als  der  andere, 
so  war  die  Ehe  eine  Mißheirat.  Bei  der  standesgleichen  Ehe  teilte  die 
Frau  für  die  Dauer  der  Ehe  unbedingt  das  Recht  des  Mannes"*;  nach 
Auflösung  der  Ehe  kehrte  sie  zu  ihrem  angeborenen  Rechte  zurück"^; 


nicht  ganz  das  doppelte  Wergeid  (18  Pf. :  10  Pf.);  die  Laten  haben  das  halbe  Wergeid 
der  Edeln  (9  Pf.),  aber  anffallenderweise  eine  unyerhältnismäßig  hohe  Buße. 

^**  Vgl.  über  das  Folgende  namentlich  die  Anm.  1  angeführten  Schriften  von 
GöHRUH,  ScHBöDSB,  Y.  Martitz,  femer  Heublbb,  1. 155  ff„  162  ff.  Sisgbl,  a.  a.  O.  279  ff. 

"»  Vgl.  S.  SSSf.,  431. 

"*  Vgl.  ScHBöDBB,  Ebenbürtigkeit  464  ff.,  469;  Zeitschr.  f.  RG.  VII.  147,  N.  2. 
Hbuslbb,  L  157  f.  In  der  Litteratnr  wird  die  Ebenbürtigkeit  in  der  Regel  als  Gleich- 
bürtigkeit aufgefaßt,  was  eben  nar  für  die  Ehe  zutrifft. 

i«fi  Nur  der  Irrtum  des  einen  Ehegatten  über  den  geringeren  Stand  des  andern 
kam,  wenigstens  wenn  es  sich  um  Freiheit  und  Unfreiheit  handelte,  als  trennendes 
Ehehindemis  in  Betracht.  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  319,  I.  Lobbsoh  u.  Sohbödbb,  Ur- 
kunden I.  Nr.  108  (82).  c.  4,  5  C.  XXIX.  qu.  2.  c.  2,  4  X.  de  coniugio  servorum  (4,  9). 

»*•  Vgl.  Ssp.  I.  45,  §  1.  m.  45,  §§  2,  8. 

^^'  Daß  dies  der  Fall  war,  wenn  die  Ehe  durch  den  Tod  des  Mannes  aufgelöst 
wurde,  ist  in  den  eben  angeführten  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels  klar  aus- 
gesprochen (vgl.  auch  I.  83).  Daß  es  auch  im  Falle  einer  Ehescheidung  oder  Nichtig- 
keitserklärung nicht  anders  gewesen   sein   kann,  läßt  sich  nicht  bezweifeln.     Aus 
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die  Kinder  erhielten  den  Stand  des  Vaters  ^*®.  Bei  der  Mißheirat  wurde 
die  Frau  Standesgenossin  des  Mannes  nur,  wenn  sie  einen  TJngenossen 
genommen  hatte,  dessen  Stand  sie  für  die  Dauer  der  Ehe  teilte"*;  da- 
gegen behielt  die  Frau,  wenn  der  Mann  ihr  Übergenoß  war,  ihren  ge- 
ringeren Stand,  wurde  also  nicht  von  ihm  emporgezogen  ^^.  Wo  sich  die 
Leibeigenschaft  in  voller  Strenge  erhalten  hatte,  kam  es  hin  und  wieder 
noch  vor,  daß  der  freie  Mann,  der  eine  fremde  Leibeigene  heiratete,  da- 
durch selbst  der  Knechtschaft  verfieP*^  Die  in  einer  ungleichen  Ehe 
erzeugten  Kinder  folgten  regelmäßig  der  ärgeren  Hand"*.  Der  Sachsen- 
spiegel drückte  dies  dahin  aus,  daß  das  Kind  bei  der  Ehe  zwischen  Freien 
und  Ministerialen  den  Stand  erhalte,  in  welchem  es  geboren  sei,  d.  h. 
also  der  Mutter  folge "'.  Ob  damit  angedeutet  sein  sollte,  daß  das  nach 
dem  Tode  des  Vaters  geborene  Kind  an  der  Rückkehr  der  übergenössischen 
Mutter  zu  ihrem  Geburtsstande  teilnehme,  mag  dahingestellt  bleiben^". 
Eine  friesische  Rechtsquelle  des  14.  Jahrhunderts  gestattete  einer  solchen 
Mutter,  unter  Beobachtung  gewisser  Formalitaten,  auch  die  während  der 
Ehe  geborenen  Kinder  an  ihrem  Standeswechsel  teilnehmen  zu  lassen"*. 
Endlich  aber  machte  sich  vielfach  eine  Rechtsentwickelung  in  der  Richtung 
geltend,  daß  die  mit  einem  Hörigen  oder  Unfreien  verheiratete  Freie  über- 


Ssp.  IIL  72,  73,  §  1  laßt  sich  aber  weiter  entnehmen,  daß  die  Mutter,  wenn  sie 
starb,  nicht  nach  dem  Rechte  des  Mannes,  sondern  nach  Maßgabe  ihres  Qebnrts- 
standes  beerbt  wurde.    Vgl.  Schbödeb,  a.  a.  ü.  471,  N.  14.    Heuslbb,  1. 159,  N.  18. 

"•  Vgl.  das  Rechtssprichwort:  Svar'f  lint  is  wn  unde  echt,  dar  hehalt  it  stnes 
rader  recht,  Ssp.  1.  16,  §  2.    Eine  Variation  desselben  III.  72. 

^*^  Vgl.  Dsp.  59  (Schwsp.  Laßb.  67  b):  Ist  ein  man  seinem  we%f>e  nikt  efjen- 
hürtichy  er  ist  doch  ir  vormunt  und  ir  vogt;  und  ist  si  vrei,  si  muoz  doch  sein  sein 
genozzinne,  als  si  an  sein  pette  gat  und  gewinnent  si  chint,  deu  hörent  ze  der  ergern 
hant,  swenne  aver  d^r  man  sfirbet,  so  ist  si  ledich  von  seinem  rechte  und  behaltet 
recht  nach  ir  gepurt;  und  nimt  si  man  darnach  der  vrei  ist  als  si,  so  geicinneni  si 
lint  als  si  seV)e  mL  Schwsp.  Laßb.  325.  Grimm,  Weisttimer  IV.  485,  §  18.  Richt- 
HOFEN,  Unters.  IL  1093.  Teltino,  a.  a.  O.  19.  I/)ebsch  u.  Schröder,  Urk.  I. 
Nr.  89  (63). 

»"  Vgl.  Schröder,  a.  a,  O.  471.    Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  84—87. 

^^1  Vgl.  u.  a.  Weist  des  Uber-Breisgau  von  1461,  §  39  (Grimm,  Weistfimer 
in.  740).    GöHRUM,  a.  a.  O.  I.  313. 

»**  Vgl.  S.  437  und  Anm.  149,  159, 160. 168—165.  Göhrüm,  a.  a.  ().  I.  313  f.,  321. 
Grimm,  Weist.  I.  155,  §  15.  184.  354,  §  59.  735.  III.  18.  212  f.  IV.  387.  485,  §  18. 
493,  §  55.  liOBRSCH  u.  Schröder,  Urk.  I.  Nr.  108  (82).  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  t. 
Freising,  c.  104.  c.  15  C.  XXXII.  qu.  4. 

»"  Ssp.  L  16,  8  2. 

^'^  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  472  ff.  Hbüblbr,  I.  159.  Der  Umstand,  daß  der 
Beweis  der  freien  Geburt  durch  je  drei  Zeugen  Yon  Vater-  und  Mutterseite  geführt 
werden  mußte  (Ssp.  III.  32,  §  5),  spricht  eher  dafür,  daß  der  Stand,  dem  die  Mutter 
während  der  Ehe  angehört  hatte,  unbeding^t  maßgebend  war,  was  thatsfichlich  die 
Folge  nach  der  ärgeren  Hand  bedeutete.  Vgl.  Stadtr.  ▼.  Herford  (Arch.  f.  Geach. 
Westfalens  IL),  S.  14—19,  22. 

^^*  Vgl.  RicHTUOFBN,  Fries.  Rechtsquellen  589,  §  21;  Untersuchungen  IL  1093. 
Teltinü,  a.  a.  (K  19. 
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haupt  in  ihrem  Geburtsstande  belassen,  der  Stand  der  Kinder  aber  immer 
nach  dem  der  Mutter  geregelt  wurde"*. 

Fürsten  und  Edle  bildeten  einen  einheitlichen,  durch  das  Ebenbürtig- 
keitsprinzip nicht  berührten  Geburtsstand,  nur  in  prozessualischer  Be- 
ziehung genossen  die  ersteren  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts das  Privileg,  in  Sachen,  die  Leben,  Ehre  oder  Reichslehen  be- 
trafen, nur  von  Ihresgleichen  abgeurteilt  zu  werden  "^  Zwischen  dem 
hohen  Adel  und  den  Gemeinfreien  stand  das  Ebenbürtigkeitsprinzip  im 
allgemeinen  schon  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  fest,  nur  in  betreff  der 
Eheschließung  galt  noch  Standesgleichheit  "^.  p]rst  nachdem  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  auch  in  dieser  Beziehung  die  entscheidende 
Wendung  eingetreten,  war  die  heute  zu  Hecht  bestehende  Abgeschlossenheit 
des  hohen  Adels  gegen  die  übrigen  Stande  vollendet  ^'^.  Daß  zwischen 
p]deln  und  Dienstmannen  ungeachtet  der  gemeinsamen  ritterlichen  und 
lehnrechtlichen  Beziehungen  keine  Ebenbürtigkeit  bestand,  namentlich  bei 
Mischehen  die  Kinder  der  ärgeren  Hand  folgten,  wurde,  um  widerstre- 
benden Richtungen  zu  begegnen,  wiederholt  durch  reichsgerichtliche  Ent- 
scheidungen festgestellt  ^®®.    Dasselbe  Verhältnis  bestand  ursprünglich  auch 


"•  Vgl.  ZöPFL,  Altertümer  II.  228-258.  Grimm.  Weistümer  I.  648.  ITL  65, 
§  27  f.,  688,  675,  722,  §  11.  723,  785,  §  6.  IV.  186,  348,  448,  §  26.  453,  §  22.  743, 
S  10.  V.  668,  §  6.  672,  §  11.  VI.  724,  §  5.  Urk.-B.  d.  Undes  ob  der  Enns  I.  877, 
Nr.  175.  879,  Nr.  179.  Reichshofgesetz  von  1222  (Anm.  111).  Sachs.  Weichb.-Recht  3, 
§  3.  Der  Grund  dieser  Beclitsbildang  war  ein  sehr  verschiedener,  bald  Begünstigung 
der  Freiheit,  bald  der  Wunsch  des  Herrn  oder  der  Hofgenosscnschaft,  die  hofhörigen 
Güter  nicht  an  Personen  außerhalb  der  Genossenschaft  gelangen  zu  lassen. 

**'  Vgl.  Fbanklin,  Reichshofgericht  II.  184—157.  Ober  lehnrechtliche  Ten- 
denzen, die  auf  eine  weitere  Scheidung  von  Fürsten  und  Edeln  gerichtet  waren, 
aber  ohne  Erfolg,  vgl.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  XIII.  150  f.,  155.  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Philologie  I.  268  f. 

"®  Vgl.  ScHBÖDBB,  a.  a.  O.  464,  468  f.  Hbuslbs,  I.  167  f.  Wbinhold,  Deutsche 
Frauen  I.  351  f.  Zu  Ssp.  I.  16,  §  2  (Anm.  148),  wo  aUein  auf  die  Freiheit  der  Eltern 
Gewicht  gelegt  wird,  stimmt  der  „Arme  Heinrich"  Hartmanns  von  Aue  aus  dem 
Anfange  des  13.  Jh.  Der  Held,  obwohl  von  hohem  Adel  und  „wol  den  fürsten  gelich" 
(Vers  43),  erklärt  seinen  Mannen,  daß  er  die  Tochter  seines  Meiers,  eines  freien  Bau- 
mannes, zu  ehelichen  entschlossen  sei:  j\n  ist  si  frt,  als  ick  dd  bin;  nü  rat  mir  aller 
nUn  sin,  daz  ich  si  ze  fothe  netne  (1496  ff.),  Einspruch  wird  von  niemand  erhoben  und 
dd  wären  ff  äffen  gniioge,  die  gäben  si  ime  ze  wibe  (1512  f.).  Aus  dem  in  verschie- 
denen Weistümem  vorkommenden  Ausspruche,  daß  die  Bauern  Fürstengenossen  seien, 
ist  für  unsere  Frage  nichts  zu  gewinnen,  da  er  eine  ganz  andere  Bedeutung  hat. 

'••  Vgl.  Dsp.  62.  Schwsp.  Laßb.  70  b,  123  a.  Belege  aus  dem  15.  Jh.  bei  Kraut, 
Grundriß  §  41,  Nr.  30.  31.  Das  holländische  Recht  bezeichnete  die  aus  der  Ehe 
eines  Edeln  mit  einer  Freien  entsprossenen  Kinder  als  Halbedele,  die  zwar  hinter 
den  voll-  oder  wohlgeborenen  Leuten  zurückstanden,  aber  doch  den  Vorzug  vor  den 
freien  Hausleuten  hatten.    Vgl.  Richthofbn,  Unters.  II.  1093  ff.  III.  54  f.,  60  ff. 

*•*  Zuerst  auf  Antrag  des  Bischofs  von  Verden  durch  Reichsweistum  Heinrichs  VI. 
von  1190  (MG.  Leg.  IL  187).  Die  Mitwirkung  des  Erzbischofs  Wichmann  von 
Magdeburg  bei  diesem  Spruche,  und  daß  derselbe  durch  das  Streben  der  Ministerialen, 
die  Folge  nach  der  Mutter  durchzusetzen,  hervorgerufen  war,  ist  noch  dem  Verfasser 
der  sächsischen  Weltchronik  (her.  v.  Weiland),  c.  336,  bekannt,  und  auch  Ssp.  III. 


448  I><»  Mittelalter. 

zwischen  Gemeinfreien  und  Dienstmannen  ^^^.  Seit  ihrem  Eintritt  in  die 
öffentlichen  Gerichte  müssen  aber  die  letzteren  in  prozessualischer  Be- 
ziehung sofort  die  Ebenbürtigkeit  erlangt  haben,  ja  der  Mainzer  Land- 
friede von  1235  zeigt  die  Bauern  hier  sogar  schon  als  Untergenossen  der 
Dienstmannen  ^®^.  Wie  es  sodann  mit  den  Mischehen  beider  Klassen  ge- 
halten worden  ist,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Daß  die 
Dienstmannen  noch  als  ärgere  Hand  hatten  angesehen  werden  können, 
nachdem  für  die  Kitterbürtigkeit  bereits  das  Erfordernis  der  vier  Ahnen 
feststand,  ist  undenkbar;  ebensowenig  aber  kann  in  landrechtlicher  Be- 
ziehung eine  Unebenbürtigkeit  der  Q^meinfreien  angenommen  werden. 
Wahrscheinlich  galten  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  Ehen  zwischen 
dem  niederen  Adel  und  dem  freien  Bürger-  und  Bauernstände  als  gleiche 
Ehen,  bei  denen  die  Kinder,  unbeschadet  der  Frage  der  Bitterbürtigkeit, 
dem  Stande  des  Vaters  folgten  ^^.  Zwischen  Gemeinfreien  oder  Dienst- 
mannen einerseits  und  YogÜeuten  oder  Grundhörigen  andererseits  konnten 
nur  ungleiche  Ehen  stattfinden,  bei  denen  die  Kinder  der  ärgeren  Hand 

73  §  2  findet  sich  noch  eine  freilich  sehr  unbestimmte  Erinnerang  daran.  Ein 
zweites  Reichsweistum  von  1192  (ebd.  IL  195)  zeigt,  daß  das  erste  noch  nicht  ganz 
durchgedrungen  war,  es  bedurfte  noch  eines  dritten,  von  Otto  IV.  von  1209  (ebd. 
II.  216),  welches  mit  voller  Schärfe  erklärte,  daß  die  in  der  Ehe  eines  Beichsmini- 
sterialen  mit  einer  Freien  erzeugten  Kinder  Ministerialen  seien:  cUias  enim  amnes 
ministeriales  omnium  eoclesiarum  imperii  deperirent  Daß  eine  Anm.  111  angeführte 
Bestimmung  Heinrichs  VII.  von  1222,  welche  die  Nachfolge  nach  der  Mutter  an- 
ordnete, falls  sie  sieb  auf  Ministerialen  bezog,  nur  in  dem  S.  446  erörterten  Sinne  von 
Ssp.  I.  16,  §  2  zu  verstehen  ist,  wird  von  der  Glosse  zu  der  letzteren  Stelle  be- 
stätigt: Dit  is  na  keiserrechte  j  aver  de  Lantberdere  unde  wi  Sassen  slan  na  d^n 
snoderen  elderen.  dit  recht  brachte  up  hischop  Wichman  von  Meideburg,  In  Öster- 
reich wurde  einer  domina  Offemia  de  Potendorf  nata  de  tninisteriali  terre,  quamws 
de  matre  libera  et  nobili,  in  einer  Urkunde  von  1267  (Arch.  f.  Kunde  österr.  Gesch.- 
Qu.  XXVII.  271,  Nr.  20)  als  commune  ius  in  Austria  ab  antiquis  temporibus  obser- 
Votum  entgegengehalten :  quod,  cum  filii  seu  filie  progeniU  de  stirpe  nobilium  et  libe- 
rorum  copulati  fuerint  aliquibus  non  paris  condicioniSj  sed  ittferioris,  ut  ptUa  mini- 

sterialium *  ßlii  seu  filie  progeniti  de  talibus  copulaüs,  ut  puta  existetUes  dete- 

rioris  condicionis,  eciam  non  habent  nee  debent  habere  ius  vel  accionem  in  prediig 
seu  proprietatibus  que  ah  antiquo  respiciebant  solummodo  homines  libere  condicionis, 
h,  €,  quod  ijulgo  vocatur  vreizaigen.    Vgl.  noch  Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  80—37. 

^Bi  Daß  die  in  der  vorigen  Anmerkung  besprochenen  Stellen  im  allgemeinen  von 
Freien  und  nicht  von  Edeln  sprechen,  kann  hier  nicht  zum  Beweise  dienen,  da  unter 
den  „Freien"  wohl  nur  Edle  verstanden  waren.  Aber  auf  Ssp.  I.  16,  §  2  kann  man 
allerdings  bezugnehmeu,  da  hier  auch  die  Pfleghaften  und  Landsassen  noch  zu  den 
Freien  gezählt  werden. 

*^'  Vgl.  Landfrieden  von  1235,  c.  31.  Zur  Bestätigung  mag  auch  der  Umstajid 
dienen,  daß  die  Ministerialen  im  Laufe  des  13.  Jh.  zu  der  Stellang  gelangten,  die 
der  Sachsenspiegel  noch  als  ein  Vorrecht  seiner  Schöffenbarfreien  betrachtete. 

»•»  Vgl.  Richtst.  Lehnr.  28,  §  3.  Gl.  z.  Ssp.  I.  5,  §  1:  Wo,  eft  ein  ridder  neme 
eines  huren  dochter,  weren  die  hindere  erven  edder  nicht?  seghe  ja  tu  landrechte, 
aeer  nicht  tu  Unrechte,  Nach  den  Rechten  des  Landes  Blanken  borg  von  1457  wuirden 
die  Kinder  von  blankenbergischen  Ministerialen  oder  Ministerialinnen,  auch  wenn  sie 
von  einem  freien  Vater  oder  einer  freien  Mutter  herrührten,  immer  wieder  Mini- 
sterialen.   Grimm,  Weist.  III.  18. 
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folgten  ^•*.  Dasselbe  Verhältnis  bestand  zwischen  Hörigen  und  Leib- 
eigenen ^^\ 

Alle  durch  Ebenbürtigkeit  bedingten  Verhältnisse  setzten  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einem  bestimmten  Stande  voraus.  Es  gab  aber  Personen, 
die  nicht  ^^vollkommen  an  ihrem  Kechte^^  waren,  überhaupt  kein  ,,Recht^S 
d.  h.  keinen  Stand,  hatten  ^^.  Dies  waren  die  „Rechtlosen^^,  die  ent- 
weder durch  Verbrechen  (Ungericht)  ihr  Recht  ein-  für  allemal  verwirkt 
hatten^*',  oder  durch  xmeheliche  Geburt  oder  unehrliches  Gewerbe  der 
Standesrechte  für  ihre  Person  verlustig  gegangen  waren  ^*®.  Außerdem 
gab  es  eine  vorübergehende,  auf  einen  einzelnen  Fall  beschrankte  Recht- 
losigkeit, in  die  man  verfiel,  wenn  man  sich  unbefugterweise  einen  höheren 
Stand  angemaßt  hatte  ^"®.  Die  RechÜosigkeit  bedeutete  nicht  wie  die  Echt- 
losigkeit  oder  Friedlosigkeit  der  Reichsächter  den  Verlust  der  Mann- 
heiligkeit, die  Ausstoßung  aus  der  unter  dem  allgemeinen  Rechtsschutze 
stehenden  bürgerlichen  Gesellschaft,  sondern  nur  den  Verlust  aller  durch 
die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Stande  bedingten  Rechte.  Ob- 
wohl unter  dem  Schutze  des  Strafrechts  stehend,  hatte  der  Rechtlose 
doch  kein  Wergeid  und  keine  Buße,  oder  nur  eine  zum  Hohn  aufgestellte 
Scheinbuße.  Obwohl  durchaus  fähig,  eine  rechtsgiltige  Ehe  einzugehen, 
war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  eine  ebenbürtige  Ehe  zu  schließen,  weil 
er  niemand  ebenbürtig  war.  Aus  demselben  Grunde  konnte  er  weder 
gesetzlicher  Erbe,  noch  gesetzlicher  Vormund  seiner  Verwandten  werden, 
konnte  niemand  zum  gerichtlichen  Zweikampfe  fordern,  war  unfähig  zum 
Richterünt  und  konnte  in  Strafsachen  gegen  keinen,  der  nicht  gleich 
ihm  rechflos  war,  als  ürteiler,  Zeuge  oder  Fürsprecher  auftreten. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Juden  war  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittel- 
alters im  wesentlichen  dieselbe  wie  in  der  vorigen  Periode  ^'^.    Sie  bildeten 


>•*  Vgl.  S.  487.  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  v.  Freising,  c.  104:  Mmbt  ein 
zinsär,  der  nur  ein  jofennig  geit  auf  ein  gotzhaus,  oder  wem  er  in  gdt,  ein  freie 
ftcmen,  90  zeucht  die  ring  hant  der  zinser  die  kint  nach  im.  Über  Ehen  der  Mini- 
sterialen mit  Censnalen  vgl.  Kl.  Kaiserr.  IIL  c.  5,  7.    Göhbuu»  a.  a.  0.  I.  825  f. 

IM  Yg\.  Hofrecht  des  Bischofs  Barchard  von  V^orms,  c.  16:  lue  erit,  si  fisgi' 
linu8  Aomo  dageuuardam  cuxepit,  ut  filii  qui  inde  nascantur  eeeundem  jpeiorem  manum 
vivant.  similiier,  ei  dageuuardus  ßsgilinam  mulierem  accepit,  Stadtrecht  v.  Herford 
(Anm.  154),  S.  14  f. 

100  Ygl,  die  Anm.  1  angefahrten  Werke  von  Büdde  und  Bekeke,  ferner  Hille- 
BRAKD,  Über  die  gänzliche  and  teilweise  Entziehung  der  bürgerlichen  Ehre  n.  d. 
deutschen  Bechtsbüchern  des  Mittelalters,  1844.  Hälschneb,  Das  Preußische  Straf- 
recht m.  204  ff.    Kejlvt,  Grundriß  §  49. 

^"  Die  Verurteilung  zum  Tode  oder  Verlust  der  Hand  hatte  Rechtlosigkeit  auch 
dann  zur  Folge,  wenn  die  Strafe  abgekauft  wurde.  Auch  der  Dieb  oder  Bauber,  der 
sich  außergerichtlich  mit  seinem  Gegner  ausgesöhnt  hatte  und  dessen  überführt  wurde, 
galt  als  rechtlos. 

^^  Als  unehrlich  galt  namentlich  das  Gewerbe  des  fahrenden  Volkes.  Die  Un- 
ehrlichkeit der  Lohnkämpfer  ging  auch  auf  ihre  Kinder  über. 

»••  Vgl.  Ssp.  I.  16,  §  1. 

"•Vgl.  S.  218 f.    Außer  den  Anm.  1   angeführten  Schriften   von  Stobbe  und 
HÖKI6EB  sind  Waitz,  V.  370  ff.,  Eoscher,  Die  Juden  im  Mittelalter  (Ansichten  «Icr 
&.  ScuoASB,  Deatsch€  Bechtig66chlchti>.  29 
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einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Städte;  der  Warenhandel,  namentlich 
das  Levantegeschäft,  ruhte  fast  ausschließlich  in  ihren  Händen.  Daß 
sie  auch  Geldgeschäfte  betrieben,  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  jedenfalls 
aber  war  dies  nur  in  beschränktem  Maße  der  Fall,  da  sich  in  erster  Reihe 
die  Klöster  mit  Darlehnsgeschäften  befaßten.  Die  Juden  konnten  unter 
denselben  Bedingungen  wie  die  Christen  Grundbesitz  erwerben,  waren 
denselben  Gerichten  wie  diese  unterworfen  und  hatten  sich  in  manchen 
Städten,  namentlich  Köln,  der  christlichen  Bevölkerung  bereits  so  weit 
angenähert,  daß  einzelne  von  ihnen  selbst  in  den  Gemeindevertretungen 
zu  angesehenen  Stellungen  gelangten.  Erst  das  12.  Jahrhundert,  na- 
mentlich die  Judenverfolgung  von  1146  und  1147,  brachte  einen  völligen 
Umschwung.  Der  Grund  lag  nur  zum  Teil  in  den  durch  die  Kreuzzüge 
verschärften  nationalen  und  religiösen  Gegensätzen.  Wichtiger  war  die 
mit  dem  Aufschwünge  der  Städte  verbundene  Reaktion  des  deutschen 
Handelsgewerbes  gegen  die  auf  diesem  Gebiete  bis  dahin  bestehende  Allein- 
herrschaft der  Juden.  Durch  die  Konkurrenz  der  Kaufmannsgilden  mehr 
und  mehr,  wenn  auch  keineswegs  so  vollständig  wie  gewöhnlich  ange- 
nommen wird,  aus  dem  Warenhandel  verdrängt,  warfen  sich  die  Juden 
mit  verstärktem  Eifer  auf  die  Geldgeschäfte,  die  seit  der  von  den  Clunia- 
censern  angebahnten  Reform  der  geistlichen  Orden  den  Klöstern  verboten 
waren.  Hatten  die  letzteren  prinzipiell  nur  unentgeltliche  Darlehns- 
geschäfte  betrieben  und  sich  nur  in  ihrer  Entartung  auch  wucherlichen 
Unternehmungen  hingegeben,  so  wurde  das  Geschäft  von  den  Juden,  für 
die  die  kanonischen  Zinsverbote  nicht  maßgebend  waren,  von  vornherein 
nur  gegen  Zinsen  betrieben.  Die  Verachtung,  in  der  dies  Gewerbe  trotz 
seiner  Unentbehrlichkeit  bei  den  Christen  stand,  und  der  Druck,  den  die 
maßlose  Ausbeutung  des  Wucherprivilegs,  nur  wenig  gemildert  durch  die 
Konkurrenz  der  christlichen  Lombarden  und  Kawerzen  *'^,  auf  die  kredit- 
bedürftige Bevölkerung  ausübte,  war  der  Hauptanlaß  für  den  Umschwung 
der  öffentlichen  Meinung  und  die  Verfolgungen  und  Rechtsverletzungen, 
denen  sich  die  Regierenden  wie  die  Regierten  gegen  die  Juden  schuldig 
gemacht  haben.  Ein  erst  neuerdings  aufgefundenes  Privileg  Friedrichs  I. 
für  die  Wormser  Juden,  in  der  Hauptsache  die  Bestätigung  eines  Privilegs 


Volkswirtschaft  IP.  311  ff.)t  und  Rosentha^l,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  Wirz- 
burg  17  ff.,  zu  vergleichen. 

"*  Die  »»Lombarden^*  waren  italienische  Geldwechsler,  die  sich  fast  in  allen 
größeren  Städten  Deutschlands  niedergelassen  hatten  und  durch  ihre  heimatlichen 
Geschäftsverbindungen  für  die  modernen  Wechselgeschäfte  (cambia  cum  litteris)  vor- 
züglich geeignet  waren.  Daneben  betrieben  sie  das  noch  heute  nach  ihnen  benannte 
Lombardgeschäft  (Darlehn  gegen  Faustpfand).  Der  Zinswucher  war  ihnen  vielfach 
durch  persönliche  Privilegien  freigegeben,  wurde  aber  auch  unerlaubt  vielfach  von 
ihnen  betrieben.  Ihre  Eonkurrenten,  die  sogenannten  Kawerzen,  waren  Südfranzosen, 
die  nach  der  Stadt  Gabors  (Cadurcum)  anfangs  Cadurcini  genannt  wurden,  sich  dann 
aber  die  merkwürdigsten  Entstellungen  dieses  Namens  gefallen  lassen  mußten.  Eine 
Geschichte  der  Lombarden  und  Kawerzen  und  ihres  Geschäftsbetriebes  in  Deutsch- 
land wäre  dringend  zu  wünschen. 
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Heinrichs  lY.,  durch  Friedrich  II.  1286  zu  einem  Privileg  der  gesamten 
deutschen  Judenschaft  erhoben,  gewährt  einen  authentischen  Einblick  in 
die  allmählich  eingetretenen  Veränderungen  ^'^  die  sich  außerdem  durch 
die  Einträge  in  verschiedenen  Stadtbüchem,  namentlich  den  Kölner 
Schreinsbuchem,  genauer  verfolgen  lassen  ^^'. 

Der  Landfriede  Heinrichs  lY.  von  1103  sprach  zuerst  den  für  die 
rechtliche  Stellung  der  Juden  später  maßgebend  gewordenen  Satz  aus, 
daß  alle  Juden  im  Beiche  unter  dem  Frieden  des  Königs  ständen  ^'^. 
Yorher  hatten  wohl  in  alter  Weise  und  in  den  aus  der  Karolingerzeit  be- 
kannten Formen  einzelne  angesehene  Juden  königliche  Schutzbriefe  und 
Handelsprivüegien  ausgewirkt  ^^^  die  übrigen  aber  standen  einfach  unter 
den  lokalen  Obrigkeiten.  In  dem  Sinne  jenes  Landfriedens  nahm  sich 
Konrad  III.  zur  Zeit  der  Judenverfolgung  von  1146  der  Bedrängten 
an^^^  Eine  eigentliche  Organisation  des  Judenschutzes  scheint  aber  nicht 
vor  Friedrich  I.  erfolgt  zu  sein,  dessen  Wormser  Judenprivileg  von  1157 
zuerst  den  Satz  aussprach,  daß  alle  Juden  ad  canuram  nostram  attineant; 
ihnen  war  also  schon  damals  für  die  ihnen  gewährten  Privilegien  eine 
bestimmte  Abgabe  an  des  Königs  Kammer  auferlegt  ^'^  Man  erkennt 
die  stufenweise  Yerschlechterung  in  der  Stellung  der  Juden,  wenn  Fried- 
rich U.  sie  in  seinem  allgemeinen  Privil^  von  1236  schon  als  Kammer- 
knechte (send  camere  nostre)  bezeichnet,  Heinrich  YIL  aber  gar  von 
^yCamere  nostre  servis,  et  quorum  res  et  persone  ad  nos  et  Imperium 
spectant  immediate'',  spricht ^^^  Nach  den  Privilegien  Friedrichs  I.  und 
Friedrichs  U.  standen  die  einzelnen  Judengemeinden  unter  einem  selbst- 
gewählten, aber  vom  König  ernannten  Bischof,  dem  zugleich  die  Yer- 
tretung  der  Gemeinde  nach  außen  oblag  ^^^ 

Yon  den  öffentlichen  Gerichten  wurden  die  Juden  eximiert;  ihren 


^^'  Vgl.  HöMOEB,  a.  a.  O.  II.  136  (F.,  und  B&ssslau,  Diplomatische  Erläaterungen 
zu  den  Jadenprivilegien  Heinrichs  lY.,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Judentums  II.  152  ff. 

^^'  In  Köln  wurden  bezeichnenderweise  die  Immobiliarrechtsgesehäfte  der  Juden 
bis  zur  lütte  des  12.  Jahrhunderts  ungesondert  mit  denen  der  Christen  in  dei) 
Schre^nskarten,  namentlich  der  Laurenzpfarre,  deren  Sprengel  die  meisten  Juden  an- 
gehörten, verzeichnet,  während  später  ein  eigenes  Judenschreinsbuch  angelegt  wurde, 
von  dem  ein  Bruchstück  aus  dem  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  erhalten  ist.  Vgl. 
HöNiGEB,  Das  Judenschreinsbuch  der  Laurenzpfarre  zu  Köln  (Quellen  zur  Geschichte 
der  Juden,  L  1888). 

"*  Vgl.  Stobbb  10,  der  die  Veranlassung  mit  Recht  in  den  Verfolgungen  seitens 
der  Kreuzfiihrer  bei  Beginn  des  ersten  Kreuzzuges  findet,  während  Waitz,  V.  371  f. 
geneigt  ist,  die  Entstehung  des  allgemeinen  Judenschutzes  des  Königs  bis  in  die 
Karolingerzeit  zurückzuverlegen. 

"•  Nur  in  diesem  Sinne  ist,  wie  Bbbsslaü  nachgewiesen  hat,  das  Speierer  Pri- 
vileg Heinrichs  IV.  von  1090  zu  verstehen,  das  man  früher  teils  auf  die  gesamte 
Judenschaft  von  Speier  bezog  (Stobbb,  9  f.),  teils  sogar  für  ein  allgemeines  deutsches 
Judenprivileg  hielt  (vgl.  Beseleb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  II.  374). 

"®  Vgl.  Otto  Frisingensis,  gesta  Priderici  I.  c.  37. 

"'  Dadurch  erledigen  sich  die  von  Stobbe,  U  f.  erhobenen  Bedenken. 

>'^  BöHMEB,  Acta  imperii  451,  Nr.  614  (1312). 

"•  Vgl.  liOEBSCH  u.  ScHBöDEB,  Urkunden  I.  Nr.  153  (127). 
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ordentlichen  Gerichtsstand  sollten  sie  vor  ihrem  Bischof  haben,  für  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten  (si  de  magna  causa  incnlpati  fnerint)  wurde 
ihnen  das  Evokationsrecht  an  den  König  bewilligt  "^  Für  ihr  beweg- 
liches und  unbewegliches  Vermögen  wurde  ihnen  Sicherheit  versprochen, 
über  Friedensbrüche  gegen  sie  eine  erhebliche,  an  den  König  zu  ent- 
richtende Geldstrafe  verhängt,  der  Geldwechsel  außerhalb  der  Münzstatten 
und  privilegierten  Wechseibanke  ihnen  freigegeben,  ihr  Warenhandel  mit 
wichtigen  Freiheiten  ausgestattet,  auch  von  verschiedenen  öffentlichen 
Lasten  ihnen  Befreiung  gewährt.  Sie  durften  heidnische  Sklaven  und 
freies  christliches  Gesinde  halten. 

Die  günstige  Stellung,  welche  den  Juden  durch  die  hohenstaufischen 
Privilegien  eingeräumt  war,  blieb  nicht  lange  bestehen.  Wiederholte  Aus- 
brüche des  religiösen  Fanatismus  der  Menge,  namentlich  zur  Zeit  des 
schwarzen  Todes,  und  immer  wiederkehrende  in  ihrem  sittlichen  Grunde 
berechtigte,  aber  Maß  und  Ziel  überschreitende  Reaktionen  der  durch  den 
Wucher  der  Juden  bedrückten  oder  zu  Grunde  gerichteten  Schuldner 
machten  es  den  Trägem  der  Staatsgewalt  vielfach  unmöglich,  den  ver- 
sprochenen Rechtsschutz  zu  gewähren.  Auch  betrachtete  man  das  Privileg 
des  Wuchers  nur  als  auf  Widerruf  erteilt,  weil  es  in  der  Auffassung  des 
Mittelalters  den  guten  Sitten  widersprach;  daher  hielten  sich  die  Könige 
berechtigt,  Forderungen  der  Juden  einfach  zu  kassieren,  und  zwar  nicht 
bloß  in  einzelnen  Fällen,  sondern  zuweilen  selbst  durch  ganz  allgemeine 
Maßregeln«  Vor  allem  aber  führt«  die  feudalistische  AufTassungsweise  des 
Mittelalters  dahin,  das  Judenregal  gleich  anderen  Hoheitsrechten  nicht 
von  dem  Gesichtspunkte  staatiicher  Pflichten,  sondern  von  dem  einer 
Finanzquelle  aufzufassen.  Verleihungen  des  Judenregals  über  ganze  Städte 
oder  Territorien  waren  bald  an  der  Tagesordnung,  aber  selbst  die  einzelnen 
Juden  wurden  mit  Rücksicht  auf  ihre  Abgaben  an  des  Königs  Kammer 
als  Vermögensobjekte  behandelt  und  verliehen.  Durch  derartige  Verlei- 
hungen kamen  die  von  den  königlichen  Privilegien  getroffenen  Einrich- 
tungen mehr  und  mehr  in  Verwirrung,  so  daß  sich  die  Lage  der  Juden 
in  den  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  gestaltete,  vor  allem  aber 
wurde  ihre  persönliche  Freiheit,  die  sie  trotz  der  Bezeichnung  als  könig- 
liche Kammerknechte  behauptet  hatten,  vielfach  angetastet,  indem  ihnen 
das  Recht  der  Freizügigkeit  benommen  ^®^  oder  ein  JudenleibzoU  auf- 
erlegt wurde  ^®*. 


^®°  Daß  dies  Becht  nicht  bloß  anf  dem  Papier  stand,  zeigt  die  berühmte,  ur- 
kundlich erst  jetzt  beglaubigte  Beichshofgerichtsentscheidung  Friedrichs  11.  Yon  1236 
über  die  gegen  die  Juden  erhobene  Anschuldigung  des  ritualen  Eindermordes.  Vgl 
HöiaoEB,  a.  a.  0.  ü.  142  f.    Stobbe,  1S4,  2S1. 

"^  Vgl.  St<mbbe,  26.  ^"  Vgl.  ebd.  41. 
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Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  deutschen  Reiches  und  seiner  Teile. 

§  43.  Der  Konig^  Der  Titel  des  deutsohen  Königs  im  zehnten 
Jahrhondert  war  einfach  ,,Bex''  oder,  wenn  er  zugleich  die  Kaiserwürde 
bekleidete,  „Imperator'',  nur  ausnahmsweise  begegnet  unter  Otto  I.  ,,rex 
Lothariensium  et  Francigenum''  (946)  und  „rex  Franoorum  et  Lango- 
bardorum''  (951),  ein  Titel  der  auch  unter  Heinrich  ü.  und  m.  yereinzelt 
wiederkehrt*.  Seit  der  Kaiserkrönung  Ottos  m.  wurde  „Romanorum  im- 
perator  augustus"  üblich,  während  der  noch  nicht  zum  Kaiser  gekrönte 
deutsche  König  nach  wie  vor  schlechtweg  „ßex",  seit  Heinrich  V.  aber, 
um  sein  Anrecht  an  Bom  anzudeuten,  regelniäßig  „Romarum  rex"  genannt 
wurde  ^.  Beide  Titel,  in  deutscher  Form  „Römischer  keiser"  und  „Römi- 
scher chunig'',  haben  sich  dann  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  erhalten, 
nur  daß  zuweilen  eine  Bezugnahme  auf  den  Hausbesitz  hinzugefügt  wurde, 
zuerst  unter  den  späteren  Staufem  „Jerusalem  et  Sicilie  rex",  dann  unter 
Karl  IV.  und  Wenzel  „kunig  zu  Beheim",  unter  Sigismund  und  Fried- 
rich ni.  „zu  Hungern,  zu  Behem,  Dalmacien,  Croacien  etc.  kunig." 

Die  „Reichskleinodien",  d.  h.  die  Wahrzeichen  des  Königtums  (in- 
signia  regni,  regalia)  blieben  im  wesentlichen  dieselben  wie  in  der  vorigen 
Periode*.  Zu  Scepter,  Richterstab,  Schwert  und  Kreuz,  dem  Speer  (mit 
oder  ohne  Fahne)  und  der  goldenen  Krone  *^  waren  insbesondere  noch 
Purpurmantel,  Aimspangen,  Siegelring,  Reichsapfel  und  Thron  getreten®. 
Zwischen  königlichen  und  kaiserlichen  Insignien  wurde  nicht  unterschieden. 
Einen  besonderen  Aufbewahrungsort  für  die  Reichskleinodien  gab  es  in 
der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  nicht,  der  König  pflegte  sie  bei  sich  zu 


^  Vgl.  Waitz,  vi.  101—256.  Sieobl,  Rtt.  171  —  183.  Schültb,  RG.  §  70.  Eich- 
HOBN,  II.  §§  287  f.  Walter,  §§  251—253.  Zöpfl,  §§  44-47.  Bbünnbr  in  Holtzen- 
dobff's  Encyklopädie  231  f.    Köpke,  Widukind  von  Korvei  128—168. 

'  Die  unter  Heinrich  IL  und  V.  vereinzelt  vorkommende  Bezeichnung  „rex  Teu- 
tonicorum,  imperator  augustus  Bomanorum"  oder  „imperator  Alamannorum  et  Boma- 
norum  Burgundionumque  atque  Provincialium"  heruhte  nur  auf  der  Laune  eines 
Kanzleiheamten.  Dagegen  muß  es  bestimmte  Gründe  gehabt  haben,  daß  Otto  I.  sich 
966,  aber  nur  in  diesem  Jahre,  in  einer  Reihe  von  Urkunden  „imperator  augustus 
Romanorum  ac  Francorum"  nannte. 

^  Ober  eine  diesen  Titel  bereits  enthaltende  Urkunde  Heinrichs  IL  vgl.  Fickbb, 
i.  d.  Mitteil.  d.  Instit.  f.  österr.  Gesch.  VI.  225  ff.  v.  Bobch,  Ober  die  Entstehung 
des  Titels  Romanorum  rex,  1885. 

*  Vgl.  S.  109  f.  Waitz,  VL  133,  164,  166,  193,  223-240.  Bock,  Die  Klein- 
odien des  heil,  römischen  Reiches  deutscher  Nation,  1864.    Gbimm,  DWB.  V.  1126. 

'  Von  dem  in  der  Krone  angebrachten  Edelstein  wurde  dieselbe  auch  ,,der 
Weise"  genannt.  Vgl.  Lexbb,  Mittelhd.  WB.  IIL  746.  Die  eiserne  lombardische 
Krone  ist  nicht  vor  dem  13.  Jh.  bezeugt.    Vgl.  Waitz,  VI.  172. 

*  Die  Gl.  z.  Ssp.  III.  60,  §  1  nennt  fünf  Jcleinot,  so  zum  reich  gehören:  die 
Krone,  statt  des  Kreuzes  das  Banner  mit  dem  Bilde  eines  Adlers  und  dem  Kreuzes- 
zeichen, die  Fahne  (rot  und  gelb),  den  Apfel  und  das  Scepter. 
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führen;  später  befanden  sie  sich  an  festen  Orten,  eine  Zeit  lang  in  Ha- 
genau,  dann  namentlich  in  Nürnberg.  Das  Reichswappen  war  ein  Adler '^. 
Der  Stab  diente  besonders  bei  Gerichtsverhandlungen®,  Schwert  und 
Fahne,  später  auch  das  Scepter,  bei  Belehnungen®.  Seine  Vollmachten 
erteilte  der  König  durch  Überreichung  von  Stab  oder  Handschuh  i®.  Auch 
sonst  diente  der  letztere  ebenso  wie  der  auf  einen  Stab  gepflanzte  Hut 
oder  Strohwisch  häufig  dazu,  die  Anwesenheit  des  Königs  symbolisch  an- 
zudeuten". Der  Gebrauch,  in  dieser  Weise  oder  durch  Fahne,  Kreuz 
oder  Schwert  den  König,  seinen  Bann  oder  Frieden  zu  versinnbildlichen, 
dauerte  das  ganze  Mittelalter  hindurch  fort  imd  hat  sich  zum  Teil  bis 
zur  (Gegenwart  erhalten^*. 

Das  Königtum  beruhte  auf  einer  eigentümlichen  Verbindung  von  Erb- 
lichkeit und  Wahl.  Der  vollste  Ausdruck  reiner  Erblichkeit,  die  Keichs- 
teilung,  hat  zuletzt  unter  den  Söhnen  Ludwigs  des  Deutschen  Bestätigung 
gefunden,  seitdem  galt  die  Unteilbarkeit  des  Kelches  als  unantastbar.  Der 
Versuch  Heinrichs  VI.,  die  Erblichkeit  der  Krone  in  seinem  Hause  zu 
verfassungsmäßiger  Anerkennung  zu  bringen,  hat  keinen  Erfolg  gehabt". 
Selbst  ein  naher  Verwandter  des  hohenstaufi^chen  Hauses  bezeichnete  es 
bei  der  Wahl  Friedrichs  I.  als  eine  „singularis  praerogativa"  der  Krone, 
non  per  scmguinis  propaginem  desccTidere,  sed per  prmcipum  ekctionem  reges 
creare^K  Im  wesentlichen  aber  gingen  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
Wahl-  und  Erbrecht  Hand  in  Hand,  auf  das  sächsische  Königshaus  folgte 
das  demselben  in  der  weiblichen  Linie  nahe  verwandte  Haus  der  Salier, 
ebenso  diesem,  nach  der  Unterbrechung  durch  Lothar  IIL,  das  der  Staufer. 
Erst  dann  wurde  die  freie  Wahl,  die  bis  dahin  die  Ausnahme  gewesen, 
zur  Regel,  aber  immer  wieder  mit  der  Neigung,  bei  demselben  Geschlecht 
zn  beharren,  was  endlich  seit  Sigismund,  zu  Gunsten  des  luxemburgisch- 
habsburgischen  Hauses,  dauernder  Grundsatz  wurde.  Von  Otto  I.  bis  auf 
Heinrich  IV.  und  ebenso  zur  Zeit  der  Staufer  wußten  die  Kaiser  regel- 


'  Vgl.  Anm.  6.    Waitz,  VI.  240.    Ritterspiegel,  Vers  681  ff. 

»  Vgl.  Waitz,  VI.  231. 

»  Vgl.  S.  387  f. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  154. 

^^  Vgl.  S.  110,  N.  28.  Über  den  Handschuh  als  Wahrzeichen  der  Fronnng  oder 
des  Marktfriedens  vgl.  Sghbödeb,  WeichbUd  (i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken 
an  Waitz,  1886)  306  f.,  319.  Die  eisernen  Hände,  die  in  den  Gerichten  auf  den 
Tisch  gelegt  wurden,  waren  nur  eine  Variation  des  Handschuhes  und  bedeuteten  die 
Hand  des  Königs.    Vgl.  mein  Weichbild  319,  N.  2. 

^^  Zahlreiche  Beispiele  in  meiner  angeführten  Abhandlung  über  Weichbild. 
Fahne  und  Kreuz  als  Zeichen  des  Marktfriedens  in  dem  Gedicht  Ortnit  (Deutsches 
Heldenbuch  HI.  34  f.),  Vers  256  f. 

*^  Vgl.  FiCKSB,  De  Henrici  VI.  conatu,  electiciam  regum  in  imperio  Romano- 
Germanico  successionem  in  hereditariam  mutandi,  Bonner  Inaug.-Diss.  1849.  Ober 
ähnliche  Bestrebungen  späterer  Zeit  vgl.  Bubson,  Die  Idee  des  deutschen  Erbreichs 
und  die  ersten  Habsburger,  1878. 

**  Vgl.  Otto  Frisingensie,  gesta  Friderici  II.  c.  1. 
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mäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Wahl  und  Krönung  des  Sohnes  zum 
römischen  König  zu  erlangen  ^*^.    Dasselbe  erreichte  Karl  IV. 

Für  die  Wahl  selbst  fehlte  es  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  an 
festen  Regeln.  Der  Wahlort  sollte  nach  alter  Tradition  immer  auf  frän- 
kischer Erde  liegen,  doch  kamen  Abweichungen  vor.  Die  häufigsten  Wahl- 
orte waren  Forchheim,  später  Mainz,  unter  den  Staufem  tritt  Frankfurt 
in  den  Vordergrund,  das  seit  der  Wahl  von  1257  r^elmäßiger  Wahlort 
geblieben  ist^'*.  Die  erste  allgemeine  Wahlversammlung  trat  1024  bei 
der  Wahl  Konrads  II.  zusammen^'.  Bis  zum  Ausgange  des  salischen 
Hauses  betrachteten  die  Quellen  noch  das  Volk  als  den  eigentlichen  Wahl- 
körper oder  hielten  es  doch  für  notwendig,  der  Akklamation  des  Volkes 
zu  der  von  den  Fürsten  getroffenen  Wahl  ausdrücklich  zu  gedenken. 
Später  ist  nur  noch  von  den  Fürsten,  in  deren  Händen  von  Anfang  an 
allein  die  Entscheidung  gelegen  hatte,  die  Rede.  Die  einflußreichste 
Stellung  unter  den  Wählern  besaß  der  Erzbischof  von  Mainz,  dem  es, 
jedenfalls  schon  seit  dem  11.  Jahrhundert,  auch  zukam,  die  Fürsten  zur 
Wahlversammlung  zu  berufen".  Der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Wahlen, 
lag  immer  in  den  Vorverhandlungen";  die  Wahl  oder  Kür  selbst  vollzog 
sich  in  feierlicher  Weise,  indem  ein  Wähler  nach  dem  andern  seinen  Er- 
wählten nannte  und  diesen  „zu  einem  Herrn  und  König,  zum  Richter 
und  Vogt  des  Reiches"  erkor  ^•.  Eine  Stimmenzählung  fand  nicht  statt, 
die  Kur  erfolgte  im  wesentlichen  immer  einstimmig,  indem  die  Gegner, 
sobald  sie  ihre  bevorstehende  Niederlage  erkannt  hatten,  sich  von  der 
Wahl  fernhielten  (unter  Umständen  freilich  nur,  um  dann  ihrerseits  in 
einer  gesonderten  Wahl  einen  Gegenkönig  aufzustellen).  Bei  dieser  Sach- 
lage mußten,  wenn  nicht  schon  der  Verlauf  der  Vorverhandlungen  eine 
sichere  Entscheidung  in  Aussicht  stellte,  die  zuerst  abgegebenen  Stimmen 
von  hervorragender  Bedeutung  sein.  Indem  sich,  was  anfangs  bloßer 
Ehren  Vorzug  gewesen  war,  allmählich  zu  einem  festen  Gewohnheitsrecht 


^*  Immer  aber  vermochte  dies  nur  ein  römischer  Kaiser,  dagegen  kein  König, 
der  nicht  Kaiser  war.  Es  konnte  also  nur  Kaiser  und  König,  nicht  aber  zwei  Könige 
nebeneinander  geben.  Zwei  Kaiser  nebeneinander  waren  nicht  ausgeschlossen,  wie 
das  Beispiel  Ottos  I.  und  II.  ergibt.  Vgl.  Böhmer,  Kegesten  Rudolfs  L,  1278, 
25.  März. 

^'*  Vgl.  Habnack,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  z.  Andenken  an  Waitz,  869  f. 

»«  Vgl.  W.  Arndt,  Die  Wahl  Conrads  IL,  Göttinger  Inaug.-Diss.,  1861. 

"  Vgl.  Otto  Fris.,  gesta  Frider.  I.  c.  16.  An  Stelle  des  Mainzers  übten  zu- 
weilen die  beiden  anderen  rheinischen  Erzbischöfe  gemeinsam  das  Recht  aus.  Vgl. 
Harnack,  Kurfürstenkollegium  16.  In  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wurde 
auch  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein  das  Berufungsrecht  zugestanden,  dasselbe  hat  sich 
aber  wieder  verloren.    Vgl.  Habnack,  i.  d.  Hist  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz,  870  f. 

^*  Die  Vorverhandlungen  waren  durchaus  formlos.  Daß  im  allgemeinen  nur 
Wahlberechtigte  daran  teilnahmen,  war  natürlich,  aber  auch  nach  Ausbildung  des 
ausschließlichen  Wahlrechts  der  Kurfürsten  hahen  noch  oft  genug  Fürsten  und  selbst 
Edle  und  Geistliche  sich  mit  Erfolg  als  Vermittler  beteiligt. 

*®  Die  lateinische  Formel  war:  in  dominum  et  regem  atque  rectorem  et  defen' 
Sorem  patriae.    Das  Küren  wurde  als  ^06^4,  laudare  bezeichnet.    Vgl.  Waitz,  VI.  153  f. 
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gestaltete,  kam  es  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  geschlossenen  Kreise  von 
Vorwahlen!,  aus  dem  dann,  nachdem  die  übrigen  Fürsten  mehr  und  mehr 
zurückgedrängt  und  endlich  ganz  ausgeschlossen  waren,  das  Eurfürsten- 
koUegium  hervorgegangen  ist*^. 

Das  Recht  der  ersten  Stimmabgabe  stand  schon  seit  der  Wahl 
Eonrads  II.  fest,  es  gebührte  dem  Erzbischof  von  Mainz  als  Erzkanzler 
des  Reiches *^  Ihm  folgten  zunächst  die  übrigen  geistlichen  Fürsten**, 
an  ihrer  Spitze  seit  dem  12.  Jahrhundert  regelmäßig  die  Erzbischöfe  von 
Köln  und  Trier**.  Unter  den  Laienfürsten,  die  nach  Stimmen  geordnet 
waren,  hatten  naturgemäß  die  Stammesherzöge  den  ersten  Platz;  unter 
den  lothringischen  Fürsten  trat  bald  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  in  die  erste 
Reihe.  Solange  das  mächtige  Stammesherzogtum  bestand,  dem  auch  die 
geistlichen  Fürsten  sich  mehr  oder  weniger  fügen  mußten,  und  sämtliche 
Grafen  des  Reiches  als  wahlberechtigte  Fürsten  in  Betracht  kamen,  hatte 
der  Vortritt  der  Geistlichkeit  bei  der  Stimmabgabe  keine  großen  Bedenken. 
Nach  dem  Untergange  des  Stammesherzogtums  und  der  Umwandlung  in 
dem  Begriffe  des  Reichsfürstenstandes,  die  eine  außerordentliche  Reduktion 
des  weltlichen  Wahlkörpers  herbeiführte,  wurde  das  anders.  Schon  die 
zwiespältige  Wahl  von  1198  ließ  deutlich  erkennen,  daß  der  bisherige 
Wahlmodus  nicht  mehr  ausreichte**.    Auch  Papst  Innocenz  IIL,  indem 

*^  Vgl.  Phillips,  Die  deutsche  Königswahl  bis  zur  goldenen  Bulle,  i.  d.  Sitz.- 
Ber.  d.  Wiener  Akademie  XXIV.  (1857)  365-403,  XXVI.  (1858)  41—186  (auch  i.  d. 
Vermischt.  Schriften,  lU.).  Habnack,  Das  Kurfürstenkollegium  bis  zur  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts,  1883;  Über  das  Alter  einiger  bei  der  deutschen  Königs  wähl  beob- 
achteten Normen,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz,  367  ff.  Gemeineb,  Auf- 
lösung der  bisherigen  Zweifel  über  den  Ursprung  der  Kurfürsten  würde ,  1793.  Ho- 
MEYEB,  Die  Stellung  des  Sachsenspiegels  zum  Schwabenspiegel,  98—104.  Fickeb, 
Über  die  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels  99-- 130;  femer  i.  d.  Mitteil.  d.  Instit. 
f.  österr.  Gesch.-Forschung  UI,  59  f.  Hädioke,  Kurrecht  und  Erzamt  der  Laien- 
fürsten, Programm  von  Schul-Pforta,  1872.  Wilmans,  Die  Reorganisation  des  Kur- 
fürstenkollegiums,  1878.  Schirbhachee,  Entstehung  des  Kurfürstenkollegiums,  1874. 
Weiland,  über  die  deutschen  Königswahlen  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  i.  d.  Forsch, 
z.  deutsch.  Gesch.  XX.  805—838.  Tannert,  Entwicklung  des  Yorstimmrechts  unter 
den  Staufen  und  die  Wahltheorie  des  Sachsenspiegels,  1884;  femer  i.  d.  Mitteil.  d. 
österr.  ;  Instit.  V.  629—650.  Qüidde,  Entstehung  des  Kurfürstenkolleginms,  1884, 
und  i.  d.  Hist.  Zeitschr.  NF.  XVII.  127  ff.  Waitz,  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1857,  S.  609 
bis  620;  1859,  S.  641—669;  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIII.  199—218.  E.  Meter, 
i.  d.  Mitteil.  a.  d.  hist.  Litteratur  III.  129—180.  Jasteow,  ebd.  XITL  331  ff.;  i.  d. 
Jahresberichten  der  Geschichtswissenschaft  U.  400  ff.  Wimkelmann,  i.  d.  Hist 
Zeitschr.  XXXII.  76  ff.  Bresslau,  i.  d.  Deutsch.  Litter.-Zeit.  1888,  Sp.  1657  ff.  v.  Borch, 
Die  gesetzlichen  Eigenschaften  eines  deutsch-römischen  Königs  und  seiner  Wähler, 
1885.  Rospatt,  Die  deut:*che  Königswahl  bis  auf  ihre  Feststellung  durch  die  goldene 
Bulle,  1839.  Langhans,  Die  Fabel  von  der  Einsetz.  d.  Kurfürstenkollegiums  durch 
Gregor  V.  und  Otto  IIL,  Iglauer  Programm,  1875.  v.  Daniels,  St-  und  K.-G. 
IV.  431— 46L    Habttuno,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XVIII.  129  ff. 

*»  Vgl.  Arndt,  a.  a.  O.  15.  "  Vgl.  ebd.  16.    Habnack,  a.  a.  O.  18,  15  f. 

"  Vgl.  Anm.  17.     Harnack,  16  f. 

**  Darüber,  daß  bei  dieser  Wahl  schon  einige  weltliche  Fürsten  den  Vorrang 
vor  der  Mehrzahl  der  geistlichen  eingenommen   haben  dürften,  vgl.  Harnack,  17 ff. 
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er  sich  anmaßte;  zur  Entscheidung  des  Wahlstreites  berufen  zu  sein,  ver- 
schloß sich  der  Erkenntnis,  daß  man  die  Stimmen  wägen  und  nicht 
zählen  müsse,  keineswegs.  Er  erklärte  sich  für  Otto,  der  zwar  weniger 
Stimmen  als  Philipp  erhalten  habe,  aber  doch  ebenso  viele  oder  mehr  von 
denjenigen,  „ad  quos  principaliter  spectat  electio  imperatoris" *•.  Daß 
dem  Papste  hierbei  zum  Teil  das  Vorbild  des  E^ardinalkoUegiums  vor- 
geschwebt hat,  ist  mindestens  wahrscheinlich^.  Jedenfalls  hat  seine  Ent- 
scheidung den  Anstoß  dazu  gegeben,  daß  von  den  verschiedensten  Par- 
teien Wahltheorien  aufgestellt  wurden,  die  bei  der  TJnhaltbarkeit  des  bis- 
herigen Bechtszustandes  allmählich  zu  einer  praktischen  Reform  führen 
mußten.  Die  älteste  und  einflußreichste  unter  diesen  Wahltheorien  hat 
der  um  1280  verfaßte  Sachsenspiegel  (III.  57,  §  2)  entwickelt.  Sie  lautete: 
In  des  heiseres  köre  sal  die  erste  sin  die  bischop  von  Megenze,  die  andere 
die  von  TrerCj  die  dridde  die  von  Kolne,  Under  den  leien  is  die  erste  an 
^me  köre  die  palenzgreve  von  'me  Eine,  des  rikes  druzte;  die  andere  die 
hertoge  van  Sassen,  die  marschalk;  die  dridde  die  marcgreve  von  Brandeburch, 
die  kemerere.  Die  schenke  des  rikes,  die  koning  von  Behemen,  die  ne  hevet 
nenen  köre,  umme  dat  he  nicht  düdesch  n^is,  Sint  kiesen  des  rikes  vorsten 
alle,  papen  unde  leien.  Die  to  ^me  ersten  an  ^me  höre  genant  sin,  die  ne 
solen  nicht  kiesen  na  iren  muttoiUen,  weftne  sveji  die  vorsten  alle  to  kaninge 
irwelt,  den  solen  sie  aller  erst  bi  namen  kiesen. 

Der  Sachsenspiegel  behandelt  noch  die  sämtlichen  Fürsten  als  wahl- 
berechtigt, sie  nehmen  nicht  bloß  an  den  Vorverhandlungen,  sondern 
auch  an  der  feierlichen  Kur  teil,  aber  sechs  Fürsten  sind  „die  ersten  an 
des  Reiches  Kur",  sie  geben  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  zuerst  ihre 
Stimme  ab  und  sind  die  berufenen  Boten,  die  nach  vollzogener  Kur  dem 
Papste  authentische  Mitteilung  von  dem  Wahlergebnis  überbringen*'.  Die 
drei  an  erster  Stelle  genannten  Vorwähler  waren  als  solche  längst  aner- 
kannt, ebenso  mindestens  seit  mehreren  Dezennien  auch  der  Pfalzgraf*®. 
Daß  eine  alte  Überlieferung  von  einem  Vorwahlrecht,  welches  die  Inhaber 
der  Erzämter  übten,  bestanden  hat,  wissen  wir  aus  einem  anderen 
Zeugnis*".  Auch  der  Mainzer  und  Kölner  Bischof  und  der  Pfalzgraf  be- 
kleideten Hofamter  und  in  alter  Zeit  hatten  dieselben  den  Stammesherzögen 
zugestanden,  für  die  jetzt  in  erster  Reihe  Ersatz  beschafft  werden  mußte. 
Gründe  genug  für  den  Spiegier,  seine  Wahltheorie  auf  die  vier  weltlichen 
Hofamter  zu  gründen.  Auch  die  Siebenzahl,  die  sich  dann  ergab,  mochte 
schon  früher  von  den  Kardinalbischöfen  her  einen  gewissen  Anhalt  für 


'*  Vgl.  die  berühmte  Dekretale  Venerahilem,  c.  84  X.  de  electione  1,6,  ferner 
Phillips,  a.  a.  ().  XXVI.  89  ff. 

"  In  dem  III.  lateran.  Konzil  von  1179  (c.  6  X.  1.  e.)  hatte  Alexander  III.  das 
Erfordernis  der  Einstimmigkeit  bei  derPapstwabl  aufgehoben  und  eine  Zweidrittels- 
mehrheit fUr  genügend  erklärt. 

»'  Vgl.  Auetor  vetus  I.  e.  U.    Sachs.  I^ehnr.  4.  §  2. 

"  Vgl.  Weilaih),  a.  a.  O.  827  f.    Qcidde,  a.  a.  K\  10. 

*•  Vgl.  Weiland,  323,  327  f.    Siehe  auch  Anra.  50. 
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die  Zahl  der  Vorwähler  abgegeben  haben  ^^.  Nur  die  Abneigung  der 
Sachsen  gegen  den  Böhmenkönig,  namentlich  soweit  sie,  wie  Eike  von 
Repgau,  mit  den  Höfen  von  Anhalt  und  Meißen  in  Beziehung  standen, 
machte  dem  Verfasser  Schwierigkeiten,  dem  Böhmen  mußte  aus  politischen 
Gründen  das  Becht  des  Vorwählers  vorenthalten  werden,  ein  nichtiger 
Vorwand  half  dazu,  ihn  zu  beseitigen  und  zugleich  einen  erwünschten 
weiteren  Anwendungsfall  für  die  im  Sachsenspiegel  eine  so  große  Bolle 
spielende  Siebenzahl,  die  eigentlich  eine  Sechs  bedeutete,  zu  gewinnen ^^ 

Man  hat  die  Wahltheorie  des  Sachsenspiegels  nicht  mit  Unrecht  als 
eine  „litterarische  That'^  bezeichnet.  Eine  Beihe  zeitgenössischer  Auf- 
zeichnungen, von  deren  Aufzählung  hier  abgesehen  werden  kann,  muß 
auf  sie  zurückgeführt  werden.  Auch  der  Dichter  Beinmar  von  Zweter" 
steht  unter  einem  gewissen  Einfluß  des  Sachsenspiegels,  mit  dem  er  viel- 
leicht bei  seinem  Aufenthalt  am  Meißner  Hofe  näher  bekannt  geworden 
war^',  aber  sein  Kurfürstenspruch'*  enthält  doch  zugleich  eine  entschie- 
dene Polemik  gegen  Eike,  indem  er  nach  den  drei  „Pfaffenfürsten"  aus- 
drücklich vier  Laienfürsten  nennt  und  an  der  Spitze  derselben  den  Böhmen, 
den  er  geradezu  auffordert,  seine  Würde  zu  wahren:  her  künec^  von  JBSheim, 
dran  suü  ir  gedenken,  dcuf  man  iuch  nent  des  riches  werden  schenken!  Auch 
die  Verwahrung  am  Schluß:  da:f  smt  diu  wären  mcere!  zeigt  die  polemische 
Absicht.  Beinmar  hatte  jahrelang  an  König  Wenzels  Hofe  gelebt  und 
kannte  dessen  Beteiligung  an  den  Wahlverhandlungen  von  1237  und 
1239.  Sein  jedenfalls  nach  1241  abgefaßter  Spruch  bezieht  sich  wahr- 
scheinlich auf  die  Nachwahl  von  1252.  Mehrere  Städte  hatten  der  1247 
nur  von  den  PfaffeAfürsten  vollzogenen  Wahl  Wilhelms  die  Anerkennung 

versagt,  dicentes,  quod JFilhelmo  non  debebant  intendere  tanquam  regiy 

pro  eo  qivod  nobües  principes  dux  Saxorüe  et  marchio  Brandenburgensis^ 
qui  vocem  habent  in  electione  predictüy  elecäoni  non  consenserant^^.  Es  kam 
daher  1252  in  Braunschweig  zu  einer  Nachwahl,  bei  welcher  außer  dem 
Sachsen  und  Brandenburger  auch  der  Böhme,  dieser  aber,  wie  immer, 
nur  durch  seine  Gesandten,  seine  Zustimmung  zu  Wilhelms  Wahl  aus- 
sprach'*. 

Die  entscheidende  Wendung  zeigt  aber  erst  die  Doppelwahl  von  1257, 

8«  Vgl.  Harnack,  a.  a.  O.  25. 

>^  Vgl.  Weiland,  305  ff.  Zeitschr.  f.  R6.  XXIL  61.  Eine  andere  Aaffasßimg 
bei  Schuster,  i.  d.  Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Geschichte  II.  892  ff. 

'^  BöTHE,  Die  Gedichte  Reinmars  von  Zweter,  1887. 

«»  Vgl.  RöTHB,  76  ff.  Die  Sprüche  213  und  214  (Röthe,  S.  516)  beschäftigen 
sich  mit  der  Zwei-Schwerter-Theorie  (vgl.  Ssp.  I.  1). 

»*  Spruch  240.    Vgl.  Röthe,  134—141,  529. 

SA  Wahlbericht  des  Kardinallegaten  Hugo,  der  bei  der  Nachwahl  selbst  gegen- 
wärtig gewesen  war,  an  die  Bischöfe  von  Schwerin  und  Lübeck,  Böhmer,  Regesten, 
zu  1252,  25.  März. 

'^  Die  Wahrscheinlichkeit,  daß  sich  der  Kurfürstenspruch  auf  die  Wahl  ron 
1252  bezieht,  würde  auch  dann  bleiben,  wenn  der  Spruch  nicht  von  Reinmar  her- 
rühren sollte.    Innere  Gründe  gegen  die  Urheberschaft  Reinmars  liegen  aber  nicht  vor. 
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bei  welcher  die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Köln  und  der  Pfalzgraf 
Ludwig  nebst  seinem  Bruder  Heinrich,  Herzog  von  Baiern,  für  Richard 
stimmten,  dagegen  der  Erzbischof  von  Trier,  der  Herzog  von  Sachsen 
und  der  Markgraf  von  Brandenburg  für  Alfons,  der  König  von  Böhmen 
für  beide  nacheinander.  Der  Teilnahme  der  übrigen  Fürsten  bei  den 
Vorverhandlungen  wird  ausdrücklich  gedacht,  teilweise  auch  ihrer  An- 
wesenheit bei  der  Kur,  auch  hielt  die  Partei  Richards  es  für  notwendig, 
in  ihrem  Berichte  an  den  Papst  hervorzuheben,  daß  sie  „cum  praelatis, 
ducibus  et  aliis  ibidem  praesentibus  deliberatione  habita"  und  „de  ipsorum 
communi  consilio  et  assensu"  zur  Wahl  geschritten  seien,  aber  von  einer 
Beteiligung  dieser  Fürsten  bei  der  Kur  selbst  war  keine  Rede  mehr,  sie 
hatten  nur  den  Umstand  gebildet,  und  der  angezogene  Bericht  forderte 
den  Papst  ausdrücklich  auf,   „quasdam  consuetudines  circa  electionem 

novi  regis  Romanorum apud  principes  vocem  huiusmodi  in  electione 

habentes,  qui  sunt  Septem  numero,  pro  iure  servari".  Indem  Papst 
Urban  IV.  in  zwei  an  König  Richard  gerichteten  Schreiben  vom  31.  August 
1263  ohne  Widerspruch  über  die  Ausführungen  dieses  Berichts  referierte, 
war  die  erste  Phase  in  der  Entwickelung  des  Kurfürstenkollegiums  zum 
Abschluß  gelangt'^.  Bestätigt  wird  dieselbe  durch  die  Statuen  der  sieben 
Kurfürsten  an  der  Stirnmauer  des  älteren  Rathauses  zu  Aachen,  die  nach- 
weislich im  ersten  Jahrzehnt  der  Regierung  Richards,  also  zwischen  1257 
und  1266,  entstanden  sind'®.  Eine  weitere  Bestätigung  liefert  eine  Aus- 
führung des  Heinnch  von  Segusia,  Kardinals  von  Ostia,  zu  der  Dekretale 
„  Venerdbilem"  '^  Es  ergibt  sich  mit  Sicherheit  aus  den  angegebenen  Quellen , 
daß  die  herrschende  Meinung  sieben  Kurstimmen  annahm  und  eine  der- 
selben dem  König  von  Böhmen  zugestand  ^^.  Ganz  unbestritten  war  diese 
Auffassung  jedoch,  wie  auch  Heinrich  von  Segusia  bemerkt,  nicht,  da 
neben  dem  Pfalzgrafen  Ludwig,  Herzog  von  Oberbaiem,  auch  dessen 
Bruder  Heinrich,  Herzog  von  Niederbaiern,  ein  Stimmrecht  beanspruclite, 
das  er  jedenfalls  weniger  auf  ganerbschaftliche  Rechte  an  der  pfalzischen 

"  Die  beiden  Briefe  Urbans  IV.  bei  Raynaldus,  Annal.  eccl.  1268  §§  46—60. 
Potthast,  Regesta  pontificum  Bomanorum,  Nr.  18634  f. 

^"  Vgl.  LoBBSCH,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIII.  379. 

^'  Lectora  sive  apparatas  domini  Hostiensis  super  quinque  libris  Decretalium, 
zu  c.  86  X.  de  electionibus  1,  6:  In  qua  poniCur  recogniHo  pape,  quod  ad  principes 
spectat  electio  regis  in  imperatorem  pramovendi  —  — ;  Ulis  scilieet:  Moguntino, 
Coloniensiy  Treverensi  archiepiscopis,  comiti  Rheni,  duci  Saxonie,  marchioni  Brande- 
hurgensi,  et  septimus  est  dux  Bohemie,  qui  modo  est  rex,  sed  iste  secundum  quosdam 
non  est  necessariuSy  nisi  quando  alii  discordant,  nee  islud  ius  habuit  ab  antiquoj  sed 
de  facto  hoc  hodie  tenet.  Da  Heinrich  am  25.  Okt.  1271  gestorben  ist  (ygl.  Schulte, 
Geschichte  der  Quell,  u.  Lit.  des  kan.  Rechts  IL  124),  so  kann  seine  Äußerung  nur 
auf  die  Wahl  von  1257  bezogen  werden. 

*^  Darauf  deutet  auch  ein  wahrscheinlich  1262  verfaßter  Brief  des  Markgrafen 
Otto  ni.  von  Brandenburg  an  König  Ottokar  von  Böhmen»  worin  sich  der  erstere 
verpflichtete,  bei  der  nächsten  Wahl  (es  handelte  sich  wohl  um  den  Plan  der  Er- 
hebung Konradins)  unbedingt  mit  Ottokar  zu  stimmen.  Vgl.  Busson,  i.  d.  Mitteil.  d. 
österr.  Instituts  VII.  636  ff. 


460  Das  Mittelalter. 

Kur,  als  auf  ein  vermeintliches  eigenes  Kurrecht  des  Herzogtums  Baiem 
stützte.  Da  die  Partei  Bichards  der  böhmischen  Stimme  nicht  sicher  war, 
so  ließ  sie  Heinrich  an  der  Wahl  teilnehmen  ^  würdigte  seine  Ansprüche 
aber  keiner  Berücksichtigung  mehr,  als  die  böhmische  Stimme  nachtraglich 
gewonnen  war.  Der  Vorgang  wiederholte  sich  1273  bei  der  Wahl  Ru- 
dolfs. Böhmens  Gegnerschaft  stand  fest,  und  so  erschien  die  Stimme 
Heinrichs,  die  gegen  den  böhmischen  Protest  zugelassen  wurde,  als  eine 
erwünschte  Unterstützung.  Diesmal  wandte  sich  Heinrich  nicht  nur  an 
den  Papst  mit  der  Bitte  um  Bestätigung*®*,  sondern  klagte  auch  bei 
König  Rudolf  gegen  Ottokar  auf  Anerkennung  der  bairischen  Kur.  E§ 
kam  aber  nur  zu  einer  hofgerichtlichen  Beweisverhandlung  (15.  Mai  1275] 
über  die  Besitzfrage  (quesüone  super  quasipossessione  iuris  eligendi  Roma- 
norum regem),  wobei  Pfalzgraf  Ludwig  aussagte,  daß  er  und  sein  Bruder 
„ratione  ducatus'S  ^^^^  unabhängig  von  Ludwigs  Pfalzer  Stimme,  gemein- 
schaftlich eine  der  sieben  Kurstimmen  abgegeben  hätten,  was  der  König 
als  wahr  bestätigte *^  Die  bairische  Partei,  als  deren  litterarische  Ver- 
treter der  Schwabenspiegel  und  das  Gedicht  Lohengrin  erscheinen,  nahm 
hierauf  nicht  nur  die  siebente  Kurstinune,  sondern  auch  das  Erzschenken- 
amt für  Baiem  in  Anspruch*^,  aber  auch  diesmal  hatten  die  bairischen 


*<»*  Vgl.  Haehack,  a.  a.  O.  265. 

^'  Die  auf  dem  Keichstage  zu  Aagsborg  ausgestellte  Hofgerichtsurkunde  nach 
dem  Original  (aber  mit  zwei  von  Habnack,  a.  a.  Q.  262  verbesserten  falschen  Jjes- 
arten)  bei  Wittmann,  Monum.  Wittelsbac.  L  (Quellen  u.  Erörterungen  z.  hayer.  u. 
deutsch.  Geschichte  V.)  278,  Nr.  116.  Über  die  Bedeutung  der  bairischen  Stimme 
bei  den  Wahlen  yon  1257  und  1273  und  den  Sinn  der  Urkunde  yon  1275  ist  außer 
der  Anm.  20  angefahrten  allgemeinen  Lltteratur  zu  vergleichen:  Schbffxb-Boiohobst, 
Zur  Geschichte  d.  bair.  u.  pfälz.  Kur,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akad.  1884,  S.  462  ff. 
MuFFAT,  Gesch.  d.  bair.  u.  pfalz.  Kur,  Ahh.  d.  Mflnch.  Akad.  1869,  S.  247  ff.  Bussok, 
Die  Doppel  wähl  des  Jahres  1257  (1866).  Tannert,  Die  Beteiligung  des  Herzogs 
Heinrich  von  Baiem  an  der  Wahl  des  Jahres  1257,  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  z.  And. 
an  Waftz,  336  ff.  Lorenz,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XVII.  175  ff.  Bäbwald, 
ebd.  XXI.  3  ff.  Biezlbr,  Geschichte  Bayerns  II.  109,  189  f.  Frensdobff,  i.  d.  Gott, 
gel.  Anz.  1862,  S.  260  ff. 

*^  Vgl.  FiCKBR,  Über  die  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels  (Sitz. -6er.  der 
Wiener  Akad.  LXXVIL),  828—845,  wo  der  Nachweis  gefuhrt  wird,  daß  die  ältesten 
Teztformen  des  Schwabenspiegels  im  Landrecht  und  Schwab.  Lehnr.  8  noch  den 
Böhmen,  Lehnrecht  41  dagegen  bereits  den  Baiern  als  Kurfürsten  und  Schenken 
nennen,  während  fast  alle  späteren  Texte  überall  den  Baiem  haben.  Der  zu  Augs- 
burg entstandene  Schwabenspiegel  war  demnach  am  15.  Mai  1275  erst  zum  Teil 
vollendet,  der  Abschluß  des  Werkes  ist  erst  später  erfolgt  Über  den  Lohengrin  vgl. 
Zeitschr.  f.  deutsch,  Altert.  XIII.  156  f.  Übrigens  hat  erst  die  zweite  Handschrifken- 
klasse  des  Schwabenspiegels,  der  sich  der  Lohengrin  anschließt,  auch  die  Kurwürde 
der  Erzbischöfe  von  Köln  und  Trier  an  das  Erzkanzleramt  derselben  geknüpft.  Vgl. 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Philol.  I.  274.  Dagegen  hat  Herzog  Heinrich  von  Baiem  zunächst 
nicht  das  Hofamt,  sondern  nur  die  Kurstimme  in  Anspruch  genommen,  was  auf 
einer  Erinnemng  an  ein  altes  Vorwählerrecht  der  Stammesherzöge  beruhen  mochte,  zu- 
mal auch  der  Herzog  von  Lauenburg  in  viel  späterer  Zeit  seinen  Anspruch  auf  die 
Kurwürde  ebenfalls  durch  seine  hcFZOgliche  Stellung  begründete.  Vgl.  Waitz,  Gott, 
gel.  Anz.  1859,  S.  664. 
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Bestrebungen  keinen  dauernden  Erfolg.  Der  König  von  Böhmen  befand 
sich  schon  zehn  Jahr  später  wieder  im  Vollbesitz  seiner  Kurwürde,  und 
1289  und  1290  erhielt  er  von  König  Rudolf  die  ausdrückliche  Anerkennung 
seines  Erzschenkenamtes,  ohne  daß  der  bairischen  Ansprüche  jemals 
wieder  gedacht  wäre**. 

Damit  war  das  Recht  der  Königswahl  zu  einem  endgiltigen  Abschluß 
gekonunen,  nachdem  es  eine  Reihe  von  Stufen  durchlaufen  hatte,  denen 
die  schrittweise  erfolgte  Ausscheidung  früher  wahlberechtigter  Elemente 
entsprach.  Nachdem  das  Folge-  oder  Akklamationsrecht  des  Volkes  auf- 
gehört hatte,  waren  zunächst  alle  nicht  zu  dem  neueren  Reichsforsten- 
Stande  gehörigen  Grafen  aus  dem  Wahlkörper  geschieden  und  ihrerseits 
auf  das  bloße  Recht  der  Folge  beschränkt,  während  sich  unter  den  Reichs- 
försten  ein  zu  immer  größerer  Greschlossenheit  gelangendes  Kollegium 
von  Vorwahlen!  ausbildete,  das  die  übrigen  zunächst  in  die  zweite  Reihe 
drängte,  dann  auch  ihr  Stimmrecht  zu  einem  bloßen  Folgerecht  (applausus) 
herabdrückte,  endlich  ihre  gänzliche  Ausschließung  bewirkte.  Schließlich 
war  auch  der  Streit  über  die  Träger  der  sieben  Kurstimmen  zur  Er- 
ledigung gelangt,  die  Hofamtertheorie  hatte  über  die  letzten  Regungen 
des  Stanunesherzogtums  gesiegt. 

An  dem  Erfordernis  der  Einstimmigkeit  der  Wähler  wurde  prinzi- 
piell noch  festgehalten,  vielfach  selbst  in  der  zuerst  bei  Rudolfs  Wahl 
bezeugten,  aber  schon  in  dem  Schreiben  TJrbans  IV.  angedeuteten  Form 
der  Stimmübertragung  auf  einen  der  Wähler.  Durch  Dissens  auch  nur 
einer  Stimme  wurde  die  Wahl  verhindert**,  daher  die  Neigung  der 
Dissentierenden,  sich  zu  einer  Gegenwahl  zu  vereinigen.  Ein  weiterer 
Übelstand  ergab  sich  aus  den  seit  dem  13.  Jahrhundert  bei  den  welt- 
lichen Fürstentümern  einreißenden  Erbteilungen,  die  in  dem  pfalzischen 
wie  in  dem  sächsischen  Kurhause  auch  zu  einer  Teilung  der  Kurstimme 
führten  und  dadurch  Anlaß  zu  Doppelwahlen  gaben**.  Nach  beiden 
Richtungen  schuf  die  Goldene  Bulle  von  1356  Abhilfe.  Sie  setzte  fest, 
daß  die  Kurstimmen  untrennbar  mit  den  Kurlanden  verbunden,  diese 
aber  unteilbar  sein  und,  soweit  es  sich  um  die  weltlichen  Kurfürsten 
handelte,  nach  dem  Ersl^eburtsrecht  im  Mannsstamme  vererbt  werden 
sollten.  Im  Falle  der  Unmündigkeit  eines  Kurfürsten  (unter  18  Jahren) 
sollte  der  nächste  Agnat  als  Regierungsvormund  stimmen.  Entsprechend 
einem  Beschlüsse  des  Kurvereins  zu  Rense  von  1838  sollte  Stimmenmehr- 
heit bei  den  Wahlen  entscheiden**.     Der  Mainzer  sollte  die  Stimmen 


"  Vgl.  Habmack,  a.  a.  O.  60. 

^^  Darnm  kam  es  bei  der  Wahl  von  1278  daranf  an,  die  böhmische  Stimme 
durch  die  Anerkennung  der  bairischen  auszuschließen. 

*»  Vgl.  Harnack,  a.  a.  0.  67,  77  ff.,  85  ff. 

*«  Vgl.  Habnack,  a.  a.  0.  62,  66  f.,  147.  Für  die  Genehmigung  königlicher  Ver- 
fügungen über  Reichsgüter  durch  die  Kurfürsten  hatte  schon  ein  Reiohsweistum  von 
1281  (MG.  Leg.  II.  485)  das  der  Reich sverfassung  früher  unbekannte  Majoritatspnnzip 
aufgestellt. 
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abnehmen,  selbst  aber  zuletzt  stimmen.  Stimmabgabe  durch  besondere  Be- 
vollmächtigte blieb  auch  femer  gestattet,  Übertragung  der  Stimme  auf 
einen  Mitwähler  wurde  ausgeschlossen.  Ünvertreten  Ausgebliebene  wur- 
den nicht  gezählt,  wenn  wenigstens  vier  erschienen  oder  vertreten  waren. 
Sich  selbst  die  Stimme  zu  geben  sollte  erlaubt  ^ein.  Die  Wahl  sollte 
binnen  vier  Monaten,  nachdem  die  Thronerledigung  bekannt  geworden, 
stattfinden,  die  Einberufung  dazu  unter  Ansetzung  des  Wahltermins 
innerhalb  des  ersten  Monats  durch  den  Erzbischof  von  Mainz  erfolgen; 
mangels  einer  solchen  Einberufung  sollten  die  Wähler  sich  von  selbst  ein- 
finden. Als  ständiger  Wahlort  wurde  die  Bartholomäuskirehe  in  Frank- 
furt festgesetzt.  Für  die  Hin-  und  Rückreise  wurde  den  Wählern  und 
ihren  Gesandten  Frieden  und  bestimmtes  Geleite  gewährt. 

An  die  Stelle  der  altgermanischen  Schilderhebung  war  die  Erhebung 
des  Erwählten  auf  den  Altar  getreten.  Zum  vollen  Erwerbe  der  könig- 
lichen Rechte  genügte  aber  die  Wahl  allein  noch  nicht,  es  bedurfte  noch 
der  Krönung,  die  durch  die  feierliche  Übergabe  der  Reichsinsignien  den 
Charakter  einer  formellen  Investitur  in  das  Königtum  erhielt  ^^.  Schon 
im  10.  und  11.  Jahrhundert  erfolgten  die  Krönungen  überwiegend  in 
Aachen,  was  seit  Lothar  III.  zur  festen,  nur  durch  ganz  vereinzelte  Aus- 
nahmen unterbrochenen  Regel,  seit  der  Goldenen  Bulle  aber  zum  Gesetze 
wurde*®.  Die  Vollziehung  der  Krönung  galt  anfangs  als  Sache  des  En- 
bischofs  von  Mainz,  wurde  dann  aber,  je  mehr  die  Krönung  in  Aachen 
zur  Regel  wurde,  besonderes  Vorrecht  des  Erzbischofs  von  Köln  als  des 
Diözesanbischofe,  später  unter  Assistenz  der  Erzbischöfe  von  Mainz  und 
Trier.  Am  Schluß  des  nach  feierlichem  Ritual  vollzogenen  Aktes  wurde 
der  König  durch  die  Bischöfe  zum  Thron  geführt*^.  Durch  das  darauf 
folgende  Krönungsmahl  bethätigte  sich  der  König  zum  ersten  Male  als  Wirt 
des  Reiches,  während  die  Inhaber  der  Erzämter  die  Dienste  leisteten^. 

Mit  der  Krönung  in  Aachen  hatte  der  deutsche  K^nig  zugleich  die 
königlichen  Rechte  in  Italien  und  Burgund,  nachdem  diese  Länder  mit 
dem  Reiche  in  Verbindung  gebracht  worden,  erworben.  Eine  besondere 
lombardische  Krönung,  die  schon  unter  Heinrich  II.  und  Konrad  n. 
stattgefunden  hatte,  kam  seit  Friedrich  I.  in  Übung,  obwohl  auch  ferner 
daran  festgehalten  wurde,  daß  eine  rechtiiche  Notwendigkeit  für  dieselbe 


*^  Ludwig  der  Deutsche  und  Beine  Söhne,  Arnulf  und  Heinrich  I.  haben  sich 
nicht  krönen  lassen,  während  Ludwig  das  Kind  und  Konrad  I.  die  Krönung  em- 
pfingen. Seit  Otto  L  wurde  sie  feste  Regel,  bei  Doppelwahlen  galt  sie  mehr  oder 
weniger  als  ausschlaggebend,  bei  Heinrich  IL  hat  sie  sogar  den  Mangel  einer  allge- 
meinen Wahl  ersetzt.  Vgl.  Waitz,  YL  159  f.  Schusteb,  i  d.  Mitteil.  d.  österr. 
Instit  IV.  192  flF. 

*«  Vgl.  GB.  c.  29.    Waitz,  VL  160  f. 

*•  Vgl.  Ssp.  in.  72,  §  1.  Über  das  Krönungsritual  vgl.  MG.  Leg.  11,  384—392. 
Waitz,  VI.  163  ff.;  femer:  Die  Formeln  der  deutschen  Königs-  u.  römischen  Kaiser- 
krönung vom  10.  bis  12.  Jahrhundert,  Abb.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1873. 

'^  Bbuknbb,  a.  a.  O.  231  bemerkt,  daß  gerade  die  mit  dem  Krönungsakte  ver- 
bundenen Funktionen  nicht  bloß  für  die  dabei  beteiligten  Erzbischöfe,  sondern  auch 
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nicht  vorlag*^.  Der  deutsche  König  war  demnach  schon  als  solcher  be- 
rechtigt, sich  auch  als  römischen  König  zu  bezeichnen.  Anders  war  es 
mit  der  Kaiserwürde,  die  der  vom  Papst  zu  Rom  vollzogenen  Krönung 
unbedingt  bedurfte'*.  Von  der  vielumstrittenen  politischen  Bedeutung, 
welche  die  durch  Otto  I.  bewirkte  Verbindung  mit  dem  römischen  Kaiser- 
tum für  Deutschland  gehabt  hat,  ist  hier  nicht  zu  reden.  Zweifellos  ist, 
daB  sie  die  deutsche  Eulturentwickelung  in  hohem  Grade  gefordert,  die 
deutsche  Bechtsbildung  dagegen  mindestens  ebenso  sehr  geschädigt  hat. 
Für  die  deutsche  Bechtsgeschichte  kommt  vor  allem  in  Betracht,  daß 
die  in  der  Theorie  von  den  zwei  Schwertern  gipfelnde  ungesunde  Ver- 
quickung von  Staat  und  Kirche  dem  Papste  Gelegenheit  gab,  sich  in 
einer  für  beide  Teile  gleich  unheilvollen  Weise  in  die  deutschen  Thron- 
folgefragen zu  mischen**.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  war  es  standiger 
Brauch  geworden,  dem  Papste  nach  jeder  Königswahl  amtliche  Anzeige 
von  dem  Ergebnis  derselben  zu  machen".  Bei  zwiespältigen  Wahlen 
war  es  natürlich,  daß  beide  Parteien  den  Papst  umwarben  und  für  die 
Kaiserkrönung  zu  gewinnen  suchten,  woraus  sich  von  selbst  eine  nament- 
lich von  Inncenz  III.  und  ürban  IV.  geltend  gemachte  schiedsrichter- 
liche Stellung  des  Papstes  entwickelte**.  Die  Ansicht,  daß  der  Kaiser 
sein  weltliches  Schwert  vom  Papste  zu  Lehn  trage  und  dafür  Lehnseid 
und  Lehnspflicht  schulde,  kam  auf  kurialistischer  Seite  im  Laufe  des 
13.  Jahrhunderts  zu  immer  entschiedenerem  Ausdruck,  aber  erst  Boni- 
facius  VIII.  wagte  es  bei  Gelegenheit  der  Wahl  Albrechts  I.  den  An- 
spruch zu  erheben,  daß  der  Kurie  auch  bei  einfachen  Wahlen  die 
Prüfung  nicht  bloß  des  Wahl  Vorganges,  sondern  selbst  der  persönlichen 
Würdigkeit  des  Erwählten  zustehe.  Die  von  staatlicher  Seite  gegen  diese 
maßlosen  Übergriffe  erhobene  Reaktion,  die  in  den  Beschlüssen  des  Kur- 
vereins von  Rense  von  1338  positiv  und  in  der  Goldenen  Bulle  negativ 
hervortrat**,  hatte  kein  dauerndes  Ergebnis,  die  Verhältnisse  bei  der  Wahl 


für  die  Träger  der  weltlichen  Hofamter  dazu  geführt  haben  dürften,  ihnen  schon  bei 
der  Wahl  den  Vorrang  einzuranmen. 

*»  Vgl.  Waitz.  vi.  169-195. 

*■  Vgl.  ebd.  VI.  173  ß.  Schwaszeb,  Die  Ordines  der  Kaiserkrönung,  i.  d.  Forsch. 
z.  deutsch.  Gesch.  XXII.  169  ff.    Siehe  auch  Anm.  49. 

^'  Gregor  VII.  erhob  seine  Ansprüche  sogar  unmittelbar  gegenüber  dem  deutschen 
Königtum,  während  die  späteren  Päpste  sich,  wenigstens  in  der  Theorie,  nur  auf 
die  kirchliche  Bedeutung  des  Kaisertums  beriefen. 

^*  Vgl.  Mute,  Beurkundung  und  Publikation  der  deutschen  Königswahlen, 
Göttinger  Inaug.-DisB.,  1S81.  Der  Sachsenspiegel  (Auct.  vet.  IL  §  12,  Sachs.  Lehnr.  4, 
§  2)  gedenkt  der  Anzeige  nur  in  der  Weise,  daß  die  Vorwähler  den  König  bei  der 
Bomfahrt  begleiten  sollen,  ut  pcUeat  Aposfolico  regis  iusta  elecfio, 

»•^  Hierüber  wie  über  das  Folgende  vgl.  für  die  frühere  Zeit  Waitz,  VI.  183  ff., 
für  die  spätere  Habkack,  a.  a.  0.  124  ff.  Deussek,  Die  päpstliche  Approbation  der 
deutschen  Königswahl,  1879.  Engblmann,  Die  Ansprüche  der  Päpste  auf  Konfir- 
mation und  Approbation  bei  den  deutschen  Königswahlen,  1886.  Weizsäckeb,  Die 
Urkunden  der  Approbation  König  Buprechts,  i.  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1888. 

*•  Die  unbedingte  Pflicht  des  Papstes,  dem  deutschen  Könige  die  Kaiserkrone 
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Buprechts  ermöglichten  es  der.  Kurie  sogar,  ihre  Ansprüche  noch  höher 
zu  steigern  ^^,  und  selbst  Sigismund  glaubte  der  päpstlichen  Approbation 
nicht  entraten  zu  können^. 

Nach  dem  Sachsenspiegel  konnte  an  sich  jeder  ehelich  geborene  fireie 
Mann,  der  sich  im  Vollbesitz  seiner  bürgerlichen  und  kirchlichen  Bechte 
befand  und  von  schweren  körperlichen  Gebrechen  frei  war,  zum  König 
gewählt  werden  "^  Thatsächlich  fiel  aber  die  Wahl  fast  immer  auf  Mit- 
glieder des  Beichsfürstenstandes,  nur  Wilhelm  von  Holland,  Budolf  I., 
Adolf  und  Heinrich  YU.  gehörten  dem  einfachen  Grafenstande,  also  der 
höheren  Klasse  der  freien  Herren,  an®^. 

Das  Erfordernis,  daB  der  Gewählte  sich  nicht  im  Kirchenbann  be- 
finden dürfe  ®^,  gab  den  Päpsten  die  Gelegenheit  zur  Ausbildung  eines 
indirekten  Absetzungsrechtes  durch  Bannung  des  Königs,  das  zwar  der 
Beichsverfassung  selbst  fremd  blieb,  aber  in  der  mittelalterlichen  Doktrin 
zur  Anerkennung  gelangte  und  thatsächlich  oft  genug  den  beabsichtigten 
Erfolg  gehabt  hat^^  Nach  der  Absetzung  Wenzels  hat  man  selbst  eine 
amtliche  Unwahrheit  nicht  gescheut,  um  das  Verfahren  als  von  der  Kurie 
ausgegangen  darzustellen  und  so  zu  Gunsten  eines  unmittelbaren  päpst- 
lichen Absetzungsrechtes  ein  Präjudiz  zu  schaflFen®'. 

An  sich  war  die  Absetzung  Wenzels  (1400)  ebenso  wie  die  Adolfs 
1298  und  der  1456  gemachte  Versuch  einer  Absetzung  Friedrichs  III. 
nichts  weiter  als  ein  revolutionärer  Akt  der  Kurfürsten  mit  erborgter 
rechtlicher  Form®^*.    Ob  die  Beichsverfassung,  falls  die  Parteiverhältnisse 

zu  erteilen«  wird  schon  in  dem  Gedicht  Lohengrin  (her.  y.  Rüokbbt),  V.  6549  £ 
betont  Die  auf  dem  Frankfurter  Beichstage  von  1338  zum  Beichsgesetz  erhobene 
Erklärung  des  Eurvereins  ging  dahin:  quod,  pottguam  aUquü  a  princip&mi  electo. 
ribu*  imperii  vel  a  maiori  parte  numero  eorundem  prineipum  eHam  in  ducordia  pro 
rege  Bomanorwm  est  electus^  non  indiget  nominaUone,  approbcUüme,  canßrmaiione, 
assensu  vel  auctoritate  sedis  apostolice  super  administrcUione  bonorum  et  iurium  im- 
perii sive  titido  regis  awumendis,  et  quod  super  hiis  merito  taUs  electus  non  habet 
recurrere  sedem  ad  eandem.  Die  Goldene  Bulle  gedenkt  des  Papstes  Überhaupt  an 
keiner  Stelle.  Vgl.  Fickeb,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  XI.  673  ff.  Haknack, 
a.  a.  0.  119  f.,  135  f.,  154,  268. 

"  Vgl.  Weizsäckeb,  a.  a.  0.  94  f.  "  Vgl.  ebd.  104. 

*•  Ssp.  m.  54,  §  3. 

•<»  Vgl.  FicKEB,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  LXXVII.  53  ff.  Die  Schwsp. 
Laßb.  123  zusammengestellte  Kasuistik  über  die  zur  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigen- 
schaften enthält  kein  allgemeines  Beichsrecht,  sondern  ist  auf  die  Person  Budolüs  I. 
zugeschnitten,  um  die  Wahl  desselben  zu  rechtfertigen. 

**  Um  Mißbrauchen  vorzubeugen,  schließt  der  Sachsenspiegel  nur  den  mit 
rechte  Gebannten  aus,  Schwsp.  Laßb.  122  läßt  diese  Beschrankung  fallen. 

^'  Vgl.  Friedbbbo,  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudieio 
86  f.  Ssp.  in.  57,  §  1  (im  Gegensatze  zu  Schwsp.  128)  war  auch  hier  bemüht,  der 
Willkür  Grenzen  zu  ziehen.  Budolf  I.  hat  Ton  den  Privilegien  Friedrichs  IL  nur 
die  arUe  IcUam  in  eum  papalis  excommunicationis  et  depositionis  senteniiam  etlBaBenen 
bestätigt.    Vgl.  Böhmsb,  Beg.  Budolfs  I.,  S.  54. 

«*  Vgl.  Weizsäckeb,  a.  a.  0.  72  f. 

*^*  Ob  Karl  der  Dicke  887  förmlich  abgesetzt  worden  ist,  oder  ob  bloß  ein 
allgemeiner  Abfall  stattgefunden  hat,  ist  nicht  deutlich. 
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bei  den  genannten  Vorgängen  andere  gewesen  wären,  ein  wirkliches  ßechts- 
verfaliren  gegen  den  König  im  Sinne  der  ßechtsbücher  zugelassen  haben 
würde,  ist  bestritten**.  Daß  Prozesse  zwischen  dem  König  und  den 
Fürsten  um  Reichsgüter  zur  Gerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  (als  stell- 
vertretenden Vorsitzenden  des  Reichshofgerichts)  gehörten,  wurde  durch 
Reichsweistum  von  1274  ausdrücklich  festgestellt**  und  auch  durch  den 
Schwabenspiegel  bezeugt**.  Aber  die  Rechtsbücher  gingen  noch  weiter, 
indem  sie  dem  Fürstengericht  unter  Vorsitz  des  Pfalzgrafen  auch  die 
Gerichtsbarkeit  über  Krone  und  Leben  des  Königs  einräumten  *^  Es  ist 
wohl  nicht  zu  bezweifeln,  daß  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  diesen 
Satz  nicht  dem  Reichsrecht  seiner  Zeit  entnommen,  sondern  aus  der 
Civilgerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  über  den  König  und  dem  Reichs- 
vikariatsrecht  desselben  abgeleitet  hat;  dazu  kam,  daß  ihm  das  Verhältnis 
des  Reichsvikars  zum  König  in  demselben  Lichte  wie  das  des  ostfölischen 
Schultheißen  zum  Grafen  erschien,  er  sich  also  für  berechtigt  halten 
mochte,  auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Schultheißen  über  den  Grafen  in 
entsprechender  VTeise  auf  Pfalzgrafen  und  König  zu  übertragen**.  Wie 
bei  seiner  Wahltheorie,  so  knüpfte  er  auch  bei  der  Pfalzgrafentheorie  an 
Rechtsanschauungen  seiner  Zeit  an,  sein  konstruktives  Talent  kam  dabei 
zu  neuen  Rechtssätzen,  aber  willkürlich  erfunden  hat  er  sie  nicht.  Wie 
die  Wahltheorie,  so  hat  auch  die  Pfalzgrafentheorie  des  Sachsenspiegels 
einen  bedeutenden  Einfluß  auf  die  fernere  Rechtsgestaltung  im  Reiche 
ausgeübt.    Sieht  man  auch  von  den  unmittelbar  aus  dem  Sachsenspiegel 

•*  Vgl.  Weizsäcker,  Der  Pfalzgraf  als  Richter  über  den  König,  Abb.  d.  Götting. 
Ges.  d.  Wiss.  XXXIII.  (1886).  Habnack,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI. 
146  ff.  LöHBB,  Das  Rechtsverfahren  bei  Wenzels  Absetzung,  Münchener  Histor.  Jahr- 
buch 1865,  S.  3  ff.  Mbbkel,  Ludovico  Wilhelme  Antonio  Pemice  gratnlatur  (Hallische 
Festschrift,  1861).  H.  Ehbenbebg,  Der  deutsche  Reichstag,  52  f.,  78  ff.  H.  Schulze, 
De  iurisdictione  principum,  praesertim  comitis  palatini,  in  imperatorem  exercita, 
Jenaer  Inaug.-Diss.  1847.  Während  die  beiden  zuerst  genannten  die  Angaben  der 
Rechtsbücher  für  doktrinäre  Erfindungen  halten,  erklärt  R.  Lönino,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
d.  ges.  Straftechtswissenschaft  VII.  674  f.  aus  gewichtigen  Bedenken,  denen  ich 
Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  59  beigetreten  bin,  diese  Frage  (im  Gegensatze  zu  der  Sach- 
lage im  14.  und  15.  Jahrhundert)  für  noch  nicht  spruchreif.  Die  gegen  die  Rechts- 
bücher  vorgebrachten  Beweise  sind  nicht  entscheidend,  während  es  andererseits  ebenso 
an  positiven  Belegen  aus  dem  18.  Jahrhundert,  die  für  die  Rechtsbücher  sprächen, 
vollkommen  fehlt. 

•*  MG.  Leg.  II.  399.  Vgl.  Franklin,  Reichshofgericht  I.  166  ff.  Mbbkel, 
a.  a.  0.  2.  Allerdings  behandelt  das  Weistum  nur  den  Fall  einer  Klage  des  Königs 
gegen  einen  Fürsten,  aber  nur  weil  es  sich  um  die  konkrete  Frage  des  Vorgehens 
Rudolfs  I.  gegen  Ottokar  von  Böhmen  und  außer  bonis  imperialibus  et  ad  fiscum 
pertinentibus  auch  um  Beschwerden  super  aliis  iniuriis  regno  vel  regi  irrogatis 
handelte.  £s  unterliegt  daher  nicht  den  mindesten  Bedenken,  den  Spruch,  soweit  es 
sich  um  Reichsgut  handelte,  auch  auf  den  Fall  der  Klage  eines  Fürsten  gegen  den 
König  anzuwenden. 

••  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  124. 

•'  Vgl.  Ssp.  I.  58,  §  2.  m.  52.  §  3.  54,  §  4.  Schwsp.  Laßb.  121c,  122  b,  124, 
128,  130  c,  Lehnr.  41  c,  147  i.  f. 

•»  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XVm.  48.  XX.  2-6. 

R.  ScHKÖsu,  Deutsche  Reehiigesohiehte.  30 
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geflossenen  Quellen  und  den  weiteren  Ausfahrungen  des  Scbwabenspiegels 
ab,  so  dürfte  doch  die  wunderliche  Bemerkung  über  die  schiedsrichterlidie 
Stellung  des  Pfalzgrafen  bei  zwiespältigen  Königswahlen,  die  sich  in  dem 
erwähnten  Briefe  TJrbans  IV.  von  1263  findet '^^^  ebenso  auf  den  Sachsen- 
spiegel zurückzufahren  sein,  wie  die  Berufung  der  Kurfürsten  auf  ,,quaedam 
consuetudo^'  bei  den  Absetzungsbestrebungen  gegenüber  Albrecht  I.  im 
Jahre  1300«®.  Gesetzliche  Sanktion  erhielt  das  „ex  consuetudine  intro- 
ductum"  durch  die  Goldene  Bulle  von  1356^^.  Daß  dieselbe  das  Becht, 
über  den  König  abzuurteilen,  nur  dem  unter  dem  Vorsitze  des  Pfalz- 
gi-afen  versammelten  Reichstage  einräumte  und  damit  die  Zuständigkeit 
eines  nach  Belieben  des  Pfalzgrafen  zu  berufenden  Reichsvikariatsgeiichts 
ablehnte,  beruhte  sicher  nicht  auf  besonderem  Kompromiß,  sondern  ent- 
sprach der  bisherigen,  auch  im  Schwabenspiegel  durchblickenden  Rechts- 
auffassung ^^  Nur  die  Ausschließung  des  Kontumazialverfahrens  g^n 
den  König  scheint  ein  von  Karl  IV.  verlangtes  Zugeständnis  der  Fürsten 
gewesen  zu  sein.  Daß  die  Bestimmung  der  Goldenen  Bulle  noch  im 
15.  Jahrhundert  in  Kraft  stand,  wird  durch  eine  Urkunde  Friedrichs  HI. 
von  1442  für  die  Schweizer  Eidgenossen  bezeugt '^ 

Bei  der  Krönung  legte  der  König  das  Gelübde  ab,  das  Recht  zu 
stärken  und  das  Unrecht  zu  kränken,  allezeit  ein  Mehrer  des  Reiches 
(semper  augustus)  zu  sein  und  es  nicht  ärmer  zu  machen '^  Sein  Ver- 
sprechen bei  der  Kaiserkrönung  ging  vornehmlich  dahin,  ein  Schinner 
der  Kirche  und  des  wahren  Glaubens  zu  sein^\  Einen  Eid  hatte  der 
König  in  beiden  Fällen  nicht  zu  leisten  ^^.  Dagegen  fand  regelmäßig 
eine  allgemeine  Vereidigung,  wenn  auch  nicht  des  ganzen  Volkes,  so 
doch  aller  hervorragenden  Elemente  desselben  statt  ^^  Die  Reichsvassallen 
bedurften  einer  ausdrücklichen  Lehnsemeuerung^*». 

Die  Fortsetzung  des  fränkischen  Reiches  im  deutschen  wurde  traditionell 
darin  festgehalten,  daß  der  König,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Abstammung, 
als  Franke  galt  und  in  seinen  persönlichen  Rechtsverhältnissen  nach  Mn- 
kischem  Recht  beurteilt  wurde.^^  Darum  mußten  Königswahl  und  K^iigs- 
krönung  auf  fränkischem  Boden  erfolgen,  und  man  darf  vermuten,  daß 
für  das  Absetzungsverfahren  dasselbe  galt.  Das  fränkische  Recht  mußte 
namentlich  bei  der  Frage  des  Mündigkeitstermines  von  Bedeutung  werden. 


••»  Vgl.  Katoaldub,  a,  a.  O,  §  54. 

••  Vgl.  Mbbkbl,  a.  a.  0.  5.  »•  GB.  c.  5,  §  2. 

'^  W&hrend  Wsizsäckbb,  36  ff.  einen  Kompromiß  annimmt,  Terateht  Löimro,  a.  a-O., 
unter  „imperialis  onria"  nicht  den  Beiohstag,  sondern  das  am  Königshofe  versammelte 
Beiehshofgericht.  Allein  das  Wort  begegnet  stets  in  dem  Sinne  von  „curia  solemnis**,  es 
bezeichnet  zweifellos  denToUenBeichstag,  an  den  auch  Seh  wsp.Laßb.  122  b  und  124  denkt 

'*  Vgl.  Fbakkuv,  Beiehshofgericht  II.  101,  N.  1. 

'•  Vgl.  Ssp.  m.  54.  S  2.    Schwsp.  Laßb.  122  a.    Waitz,  VI.  165  ff. 

'*•  Vgl.  Waitz,  VL  179  ff.  Sohwaszib,  a.  a.0. 179ff.  Waltbb,  BG.  §  252,  K.  4. 
GL  z.  Sachs.  Lehnr.  4. 

"  VgL  Waitz,  VI.  877  f.     "  Vgl.  Waitz,  VI.  882  ff.      '••  Vgl  S.  886,  N.  17. 888. 

**  Vgl.  Ssp.  in.  54,  §  4.    y.  Bosch,  i.  d.  Aroh.  f.  Strafr.  1888,  S.  98  ff. 
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wenn  ein  Unmündiger  den  Thron  bestiegen  hatte:  der  König  erreichte 
die  Mündigkeit,  dem  ribuarischen  Hecht  entsprechend,  mit  fünfzehn 
Jahren  ^^.  Über  die  Regierungsvormundschaft  bestanden  keine  festen 
Regeln,  doch  traten  in  erster  Beihe  die  Ansprüche  des  nächsten  Schwert- 
nuigen  und  der  Königin-Mutter  auf  die  Führung  derselben  hervor  ^^. 

War  der  König  auf  längere  Zeit  an  der  Führung  der  Regierung  ver- 
hindert, namentlich  wenn  er  sich  zu  längerem  Aufenthalte  nach  Italien 
begab,  so  pflegte  er  einen  Reichsverweser  zu  ernennen.  Stand  dem  Kaiser 
ein  Sohn  als  römischer  König  zur  Seite,  so  war  dieser  der  von  selbst  ge- 
gebene Vertreter,  in  anderen  Fallen  hatte  der  König  denselben  frei  zu 
bestimmen  ^^.  Die  Übertragung  der  Vollmacht  geschah  vor  versammeltem 
Reichstage®*^.  Von  Karl  IV.  erwirkte  der  Pfalzgraf  1875  für  sich  und 
seine  Nachfolger  die  Anerkennung  des  Reichsvikariates  in  den  Fällen  der 
Romfahrt  ®^^  Jm  Jahre  1394,  als  König  Wenzel  von  den  Böhmen  ge- 
fangen und  dadurch  verhindert  war,  selbst  Vorsorge  zu  treffen,  prokla- 
mierte sich  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  als  Reichsverweser®^  Sonst  be- 
schränkte sich  das  Reichsvikariatsrecht  des  Pfalzgrafen  auf  die  Zeit  der 
wirklichen  Thronerledigung®*.  Die  Entstehung  desselben  ist  unklar®*, 
ebenso  das  konkurrierende  Recht  des  Herzogs  von  Sachsen®^,  das  sich 
vielleicht  auf  den  Besitz  der  sächsischen  Pfalzgrafschaft  gründete®*. 
Durch  die  Goldene  BuUe  wurde  eine  bestimmte  Oebietsabgrenzung  für 
beide  angeordnet,  indem  das  Reich  in  zwei  Gebiete,  das  des  fränkischen 
und  das  des  eiächsischen  Rechts,  eingeteilt  und  das  erste  dem  Pfalzgrafen, 
das  zweite  dem  Sachsen  als  Reichsvikar  überwiesen  wurde  ®^. 

"  Vgl.  Waitz,  vi.  215.    Kbaut,  Vornmndschaft  HI.  115  f. 

"  Vgl.  Waitz,  VI.  217  flF.    Kbaut,  a.  a.  O.  HI.  121  ff, 

"  Vgl.  Waitz,  VI.  221  f.  Kraut,  a.  a.  O.  127.  Pickbb,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien. 
Akad.  LXXVU.  882  ff.  Im  12.  Jahrhtmdert.  betrachtete  man  den  Erzbischof  von 
Mainz,  im  18.  aber  den  Pfalzgrafen  bei  Bhein  und  die  Herzöge  von  Sachsen  nnd 
Baiem  als  diejenigen,  die  vor  anderen  Berflcksichtignng  zu  beanspruchen  hätten,  aber 
immer  unbeschadet  der  Entsdheiduug  des  Königs  selbst.  Vgl.  Ja^^  Mon.  Corb.  190  f. 
Schwsp.  Laßb.  125,  Lehnr.  41. 

^^  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  125.    Böhmbb,  Acta  imperii  Nr.  622. 

"^^  BöHMBB,  a.  a.  O.  Nr.  872.    Vgl.  Windeckes  lieben  Bigmunds,  c.  174  ff. 

"^  Vgl.  Janssbn,  Frankfurts  Beichskorrespondenz  L  Nr.  96  f. 

'*  Vgl.  Mebksl,  a.  a.  0.  6  ff.  Habrack,  Kurfürstenkollegium  82,  188,  189. 
EiCHHOBV,  St-  u.  BG.  m.  41  iL    Fiokbb,  a.  a.  O.  861. 

**  Die  altere  Zeit  weiß  noch  nichts  davon.  Vgl.  Waitz,  VII.  177  f.  Das  in 
dem  Briefe  ürbans  IV.  von  1268  und  Schwsp.  Laßb.  180a  erwähnte  Becht  des 
Pfalzgrafen,  neben  dem  Mainzer  zur  Königswahl  zu  berufen  (vgLAnm.  17  und  Sohbtfbb- 
BoiCHOBST  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Mflnch.  Akad.  1884,  8.  487  ff.),  dürfte  mit  dem  Beichs- 
Tikariat  zusammenhängen.  Deutlich  tritt  dasletztere zuerst  1267  (Mon.  Zoller.  11.  Nr.  111), 
dann  Schwab.  Lehnr.  41  c,  147,  weiter  in  einer  Urkunde  Budolfs  I.  von  1276  (Mbbkbl, 
a.  a.  0.  7)  hervor.    Vgl.  Wittmanh,  Mon.  Wittelsb.  I.  Nr.  56  (1254). 

"^  Die  erste  unsichere  Spur  Schwab.  Lehnr.  41  c  (vgl.  Fickbb,  a.  a.  0.  882  ff.). 
Weiter  vgl.  Habnack,  89.  ^^  Vgl.  §  45,  N.  68. 

**  GB.  c.  5.  Eine  Urkunde  von  1825  scheint  anzudeuten,  daß  eine  derartige 
Abgrenzung  schon  früher  bestanden  hat,  vgl.  Mbbkbl,  a.  a.  O.  8.  Ähnliche  Gedanken 
liegen  schon  Schwab.  Lehnr.  41  c  (vgl.  Fickbb,  a.  a.  0.  832  ff.)  zu  Grunde. 
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Unter  den  Königspfalzen  ®^  nahmen  Aachen  und  Frankfurt,  jene  zu- 
gleich als  Kronungs-,  diese  als  Wahlort,  dauernd  die  erste  Stelle  ein*®. 
Außerdem  hielten  sich  die  letzten  Karolinger  mit  Vorliebe  in  Regens- 
burg und  Forchheim,  die  ersten  Könige  aus  dem  sächsischen  Hause  in 
Quedlinburg  und  Magdeburg  auf,  weiterhin  traten  besonders  Ingelheim, 
Trebur,  Nimwegen,  Gelnhausen,  Speier,  namentlich  aber  Goslar,  Mainz, 
Köln  und  Nürnberg  in  den  Vordergrund.  In  zahlreichen  Bischofstadten 
besaßen  die  Könige  eigene  Pfalzen.  Seit  Wenzel  traten  die  über  das 
Reich  zerstreuten  Pfalzen  in  den  Hintergrund,  da  die  Könige  dem  Aufenthalt 
in  ihren  Erblanden  den  Vorzug  gaben.  Friedrich  III.  hat  sich  nur 
noch  selten  im  Reiche  sehen  lassen. 

Zwischen  der  Herrschergewalt  des  Kaisers  und  des  Königs  wurde 
nicht  unterschieden.  Das  einzige  Vorrecht  des  Kaisers  bestand  darin, 
daß  er  noch  einen  römischen  König  als  Gehilfen  und  gekrönten  Nach- 
folger neben  sich  haben  konnte,  was  dem  bloßen  Könige  versagt  war®**. 
In  der  Stellung  des  Königs  trat  gegenüber  dem  frankischen  Reiche  das 
persönliche  Element  stark  in  den  Hintergrund,  indem  der  Übergang  von 
der  Erbmonarohie  zum  Wahlreiche  wenigstens  den  Vorteil  gehabt  hatte, 
den  Reichsgedanken  zu  entwickeln:  das  Reich  nahm  die  erste  Stelle  ein, 
der  König  war  nur  der  Vogt  des  Reiches*". 

Anfangs  erstreckte  sich  die  königliche  Regierungsgewalt  auch  auf  die 
kirchlichen  Angelegenheiten,  selbst  auf  den  römischen  Stuhl.  Erst  nach- 
dem die  Emanzipation  der  Kirche  vollzogen  war,  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  11.  Jahrhunderts,  kam  die  Lehre  von  den  zwei  Schwertern,  dem  geist- 
lichen und  weltlichen,  die  Gott  auf  Erden  gestiftet  habe,  auf®^  Der 
König  war  nur  noch  der  Schirmherr  der  Kirche,  der  er  seinen  weltlichen 
Arm  zu  leihen  hatte.  Wer  dem  Kirchenbann  hartnäckigen  Widerstand 
entgegensetzte,  sollte  in  die  Reichsacht,  umgekehrt  aber  auch  der  Reichs- 
ächter  in  den  Kirchenbann  verfallen  •*.  Auch  anderen  Schutzbedürfligen, 
Witwen,  Waisen,  Fremden  gegenüber  wurde  an  der  Idee  festgehalten,  daß 
der  König  ihr  allgemeiner  Schutzherr  sei.  Von  dem  Judenschutze  ist 
schon  früher  die  Rede  gewesen®*.  Eine  Hauptaufgabe  des  Königs  war 
die  Sorge  für  Recht  und  Gericht  und  für  den  Landfrieden,  von  beiden 
ist  erst  an  anderer  Stelle  zu  handeln. 

Das  Recht  des  Königs,  bei  Strafe  des  Königsbannes  Gebote  und  Ver- 


"  Vgl.  Waitz,  vi.  240  ff. 

*'  Vgl.  Schellhabs,  Das  Königslager  vor  Aachen  und  Frankfurt  in  seiner  rechts- 
geschichtl.  Bedeutung,  Berl.  Inaug.-Diss.  1885. 

••  Vgl.  Anm.  15.  »<»  Vgl.  Waitz,  VI.  366  ff. 

•»  Vgl.  Waitz,  VI.  S77.  Pwbdbbbg,  a,  a.  0.  20  f.,  46  ff.  Ssp.  I.  1  und  die  von 
HoMBTER  dazu  angeführte  Litteratur.  Dsp.  l;  Schwsp.  Laßb.,  Vorrede  d;  Beinmar 
von  Zweier,  Strophe  213  f. 

»»  Vgl.  Ssp.  I.  1.  III.  63,  §  1.  Schwsp.  Laßb.,  Vorrede  e.  f.  106  b.  246.  Constit, 
V.  U87  (MG.  Leg.  II.  184),  v.  1220,  §  7  (ebd.  236).  Seifrid  Helbling.  Gedichte  VDJ. 
951-ff.    Pbanklin.  Sent.  cur.  Nr.  21,  22,  79.    Waltee,  RG.  §  252,  N.  8,  9. 

»«  Vgl.  S.  451  f. 
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böte  ZU  erlassen,  wurde  aufrechterhalten,  der  Betrag  der  Strafsumme  so- 
gar wesentlich  erhöht**.  Im  übrigen  war  der  König  bei  jeder  Veränderung 
der  Rechtsordnung  und  bei  allen  wichtigeren  Begierungshandlungen  mehr 
oder  weniger  an  die  Mitwirkung  der  Großen  gebunden. 

Die  Vertretung  des  Reiches  nach  außen  blieb  Sache  des  Königs***, 
thatsächlich  haben  aber  die  Großen  auch  hier  oft  entscheidend  auf  seine 
Entschlüsse  eingewirkt.  Die  kriegsherrliche  Stellung  des  Königs  blieb 
ebenfalls  bestehen,  wurde  aber  durch  die  Umwandlung  des  Volksheeres 
in  eine  Feudalmiliz  lahm  gelegt.  Dasselbe  war  hinsichtlich  des  Be- 
amtentums der  Fall,  das  ebenfalls  fast  durchweg  einen  feudalen  Charakter 
erhalten  hatte.  Als  Spitze  der  Lehnshierarchie  des  Reiches  war  der  König 
der  Inhaber  des  ersten  Heerschildes.  An  sich  war  es  damit  unvereinbar, 
daß  der  König  Lehnsmann  eines  anderen  hätte  sein  sollen.  Den  Laien 
gegenüber  wurde  dies  auch  entschieden  festgehalten,  dagegen  suchten  die 
Könige  vielfach  bei  der  Kirche  gemachte  Zwangsanleihen  durch  die  lehn- 
rechtliche Form  zu  mildem,  sie  nahmen  Lehen  von  geistlichen  Fürsten 
an.  leisteten  aber  dafür  weder  Mannschaft  noch  eigentliche  Lehnsdienst«*^ 

§  44.  Der  königliche  Hof*.  Zu  den  vier  mit  Laien  besetzten 
Hofamtern  des  Truchsessen,  Marschalls,  Kämmeiers  und  Schenken*)  traten 
im  Laufe  des  Mittelalters  noch  vier  oder  fünf  weitere  Ämter:  unter  Philipp 
das  von  dem  Truchseßamte  abgezweigte,  später  aber  thatsächlich  wieder  mit 
diesem  verbundene  Amt  des  Küchenmeisters^,  sodann  1235  das  Amt  des  Hof- 
richters*, seit  Heinrich  VII.  das  für  die  Aufsicht  über  die  Haushaltung 
bestimmte  Hofmeisteramt  (magister  curiae),  das  seit  Ruprecht  in  ein 
Hauj«;hofmeisteramt  und  ein  mit  dem  Vorsitz  im  Hofrat  betrautes  Oberst- 
hofineisteramt  geschieden  wurde  ^,  endlich  seit  Karl  IV.  der  Hofpfalzgraf  ^». 
Der  tägliche  Dienst  in  den  älteren  Ämtern  war  Sache  der  Reichsmini- 
sterialen*, aber  auch  die  Vorsteher  gehörten  in  der  Regel  ebenfalls  dem 
Ministerialenstande  und  nur  ausnahmsweise  dem  der  freien  Herren  an. 
Der  Reichsmarschall,  Reichstruchseß,  Reichskämmerer,  Reichsschenk  und 

'*  Das  Nähere  darüber  unten  bei  der  Gerichtsverfassung. 

•*•  Vgl.  Michael,  Formen  des  unmittelbaren  Verkehrs  zwischen  den  deutschen 
Kaisern  und  souveränen  Fürsten  vom  10.  bis  12.  Jahrhundert,  1888. 
"  Vgl.  PicKEB,  Heerschild  37  ff. 
'  Außer  der  §  48  N.  20  angeführten  Litteratur  vgl.  Waitz,  VI.  257  ff.    L.  v. 
Maüker,  Fronhöfe  II.  196—220.     Walter,   RG.  i^§  254  f.    Fickeb,  Die  Reichshof- 
beamten  der  staufischen  Periode,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XL.  (1862)  S.  447—549. 
V.  Fürth,  Ministerialen  188  ff.    Köpkb,  Widukind  von  Korvei  126  f. 
*  Vgl.  8.  136,  139. 

'  Vgl.  FiCKER;  473,  488  ff.  Auch  Rumolt  der  Küchenmeister,  Nibel.  (h.  v.  Lach- 
MAKH)  Str.  10,  720,  1405,  gehört  der  Zeit  Philipps  an.  Später  versahen  die  Reichs- 
küchenmeister  auch  den  Truchsessen  dienst,  doch  behielt  der  Titel  des  Reichstruchseß 
seine  selbständige  Bedeutung,  bis  1594  beide  Ämter  wieder  ganz  vereinigt  wurden. 
Vgl.  Maurer,  a.  a.  0.  217  f. 

*  Näheres  über  diesen  bei  der  Gerichtsverfassung  (§  49). 

^  Vgl.  S.  476.  Sbbligeb,  Das  deutsche  Hofmeisteramt  im  späteren  Mittelalter,  1885. 

»•  Vgl.  §  45,  N.  71.  «  Vgl.  S.  422. 
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Reiohsküchenmeister  wurden  anfangs  frei  von  dem  Könige  ernannt  und 
verloren  ihre  Stellung  beim  Thronwechsel,  wenn  der  Thronfolger  sie  nicht 
freiwillig  in  derselben  beließ.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  galten  diese  Ämter 
dagegen  durchweg  als  erbliche  Reichslehen  ^.  Ursprünglich  war  jedes  Amt 
nur  einfach  besetzt;  wo  mehrere  Träger  desselben  Titels  nebeneinander 
begegnen,  handelt  es  sich  entweder  um  Nebenbeamte,  oder  um  Hofbeamte 
der  königlichen  Erblande.  Erst  im  13.  Jahrhundert  kommt  zuweilen 
mehrfache  Besetzung  eines  Hofamtes  vor^. 

Die  vier  älteren  Hofamter  wurden  bei  feierlichen  Gelegenheiten, 
namentlich  beim  Krönungsmahl,  nicht  von  den  gewöhnlichen  Hofbeamten, 
sondern  von  den  höchsten  weltlichen  Würdenträgern  des  Reiches  ver- 
sehen. Anfangs  war  dies  Sache  der  Stammesherzöge,  doch  ohne  daß  den 
einzelnen  schon  von  vornherein  bestimmte  Ämter  zugestanden  hätten. 
Aber  schon  seit  Otto  III.  erschien  der  Herzog  von  Sachsen  ständig  im 
Besitze  des  Erzmarschallamtes,  während  der  Herzog  von  Schwaben  das 
Kämmereramt  bekleidete,  das  dann  unter  Konrad  III.  oder  Friedrich  I. 
Albrecht  dem  Bären  als  Entschädigung  für  den  Verzicht  auf  das  Herzogtum 
Sachsen  eingeräumt  sein  dürfte".  Das  Schenkenamt  übte  der  Herzog  von 
Baiem,  der  es  aber  unter  Heinrich  V.  an  den  Herzog  von  Böhmen  ver- 
lor^®. Auf  das  Amt  des  Truchseß,  als  das  vomehmte  von  allen,  scheint 
das  jeweilige  Haupt  des  fränkischen  Stammes  einen  gewissen  Anspruch 
gehabt  zu  haben:  unter  Otto  I.  bekleidete  es  der  Herzog  von  Pranken, 
unter  Otto  III.  der  Herzog  Konrad  von  Kämthen,  der  angesehenste  unter 
den  Fürsten  fränkischer  Herkunft,  später  beständig  der  Pfalzgraf  bei 
Rhein,  den  seine  auf  die  Aachener  Kaiserpfalz  begründete  Pfalzgrafschaft 
zum  Ersten  der  Franken  machte.  Auf  diese  Weise  wurde  die  seit  dem 
Anfange  des  13»  Jahrhunderts  feststehende  territoriale  Verbindung  der 
Erzämter  mit  der  Rheinpfalz,  Sachsen,  Brandenburg  und  Böhmen  vor- 
bereitet, nur  der  alte  Streit  zwischen  Böhmen  und  Baiem  führte  unter 
Rudolf  von  Habsburg  noch  einmal  einen  schwankenden  Zustand  herbei, 
der  1290  endgültig  zu  Gunsten  Böhmens  entschieden  vnirde".  Das  Amt 
des  Schwertträgers,  da«  früher  bei  jeder  Gelegenheit  besonders  vergeben 


»  Vgl.  FioKBB,  640«: 

^  Vgl.  ebd.  521—586.  Dies  erklärt  sich  aus  dem  Übergange  zur  Erblichkeit 
Der  erblich  Berechtigte  nimmt  das  Amt  für  sich  in  Anspruch,  während  der  König 
das  freie  Emennongsrecht  noch  nicht  ganz  aufgeben  will. 

*  Vgl.  GuNDLiNG,  Erläuterung  der  Güldenen  Bulle  748  f.    Waitz,  VI.  266  und 
Gott.  gel.  Anz.   1859,  S.  666.     Weiland,  Königs  wählen  328,   denkt,  vielleicht  mit 
noch  größerer  Wahrscheinlichkeit,  statt  einer  Übertragung  im  Jahre  1142  an  eine 
solche  bei  Gelegenheit  der  Rückgabe  Baiems  an  Heinrich  den  Jjöwen  (1156). 
"  Vgl.  Waitz,  vi.  266  f. 

1*  Vgl.  S.  461.  Der  Sachsenspiegel  (III.  57,  §  2)  bestritt  dem  Böhmen  nur  das 
Vorstimmrecht,  das  Reichsschenkenamt  gestand  er  ihm  aber  ausdrücklich  zu.  Die 
zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  entstandene  Kudrun  (her.  v.  Mabtiv),  Str.  906^ 
1612  f.,  scheint  mit  ihrem  König  Horant  als  Erzschenken  auf  den  erst  kurz  vorher 
(1198)  zur  Königswürde  gelangten  Böhmenherzog  anzuspielen.  Vgl.  2ieit8chr.  f. 
deutsche  Philologie  I.  259  f. 
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ZU  werden  püegte,  wurde  erst  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  dauernd 
mit  dem  Marschallamt  verbunden^',  ja  bildete  sogar  noch  im  14.  Jahr- 
hundert den  Gegenstand  eines  Streites  zwischen  Sachsen  und  Brabant. 
Indem  die  Goldene  Bulle  das  Erztruchseßamt  dem  Pfalzgrafen  bei  Bhein, 
das  Erzmarschallamt  dem  Herzog  von  Sachsen,  das  Erzkänunereramt  dem 
Markgrafen  von  Brandenburg  und  das  Erzschenkenamt  dem  König  von 
Böhmen  zusprach,  erteilte  sie  nur  einem  mehrhundertjährigen  Gewohn- 
heitsrecht die  gesetzliche  Anerkennung^^.  Die  Verwaltung  der  Erzamter 
war  mit  gewissen  Einkünften  verbunden  ^^,  im  übrigen  galten  dieselben 
als  reine  Ehrenämter,  die  aber  durch  die  aus  ihnen  erwachsene  kurfürstliche 
Würde  für  ihre  Trager  von  der  höchsten  Wichtigkeit  waren  ^*. 

Eine  Einrichtung  von  hoher  politischer  Bedeutung  war  die  aus  der 
gesamten  Hofgeistlichkeit  bestehende  Kapelle,  die  aus  einer  Hofschule  zu 
einer  Schule  for  den  Dienst  in  der  Kanzlei  und  Diplomatie  erwachsen 
war^®.  Aus  ihren  Mitgliedern  pflegten  die  Bischofsstühle  des  Reiches  be- 
setzt zu  werden.  In  engster  Verbindung  stand  sie  mit  der  Reichskanzlei, 
deren  Beamte  sämtlich  der  Kapelle  angehörten,  während  das  Haupt  der- 
selben jetzt  regelmäßig  zugleich  der  Kapelle  als  Erzkapellan  vorgesetzt  war^^ 

An  der  Spitze  der  Reichskanzlei"  stand  der  Erzkanzler  (archican- 
cellarius,  archicapellanus),  unter  den  ersten  Königen  in  der  Regel  der 
Erzbischof  von  Salzburg,  seit  Heinrich  I.  mit  geringen  Unterbrechungen 
der  Erzbischof  von  Mainz".    Für  Italien  wurde  962  eine  eigene  Kanzlei 

»'  Vgl.  Waitz,  vi.  267  f.  Kopp,  Bilder  n.  Schriften  der  Vorzeit  I.  109  f.  Schwsp. 
LaBb.  180  a. 

"  Vgl.  GB.  c.  4,  §  6.  c.  22,  §  1.  c.  27,  §§  1—8. 

^*  Im  Jahre  1855  bezeugte  der  Pfahgraf,  daß  die  von  den  Fürsten  bei  dem  Em- 
pfange ihrer  Beichslehen  gerittenen  Pferde  dem  Herzog  von  Sachsen  als  Erzmarschall 
zufielen  (vgl.  Haknack,  Enrfürstenkollegiam  251),  was  durch  GB.  c.  29,  §  4  be< 
stätigt  wurde. 

»  Vgl.  S.  457  ff.  "  Vgl.  Waitz.  VI.  269  ff. 

"  Ausnahmen  bei  Stbindorff,  Jahrbücher  des  deutschen  Reiches  unter  Hein- 
rich IIL,  I.  858. 

*^  Vgl.  Waitz,  VI.  276—290.  Lobsnz,  Reichskanzler  und  Beichskanzlei  in 
Deutschland,  i.  d.  Preuß.  Jahrbüchern  XXIX.  474  ff.  Th.  Sickel,  i.  d.  MG.  Dipl. 
reg.  I.  S.  1,  87  f.,  80  ff.  11.  S.  1  ff  Stbindobff,  a.  a.  0.  I.  842—860.  Bbbsslau, 
Die  Kanzlei  Kaiser  Konrads  II.,  1869.  Philippi,  Zur  Geschichte  der  Beichskanzlei 
unter  den  letzten  Staufem,  1885.  Hbbzbbrq-Fbänkel,  Geschichte  der  deutschen 
Beichskanzlei  von  1246—1808,  1.  d.  Mitteil.  d.  Instit  f.  dsterr.  Gesch.-Forsch.,  Erg.-Bd* 
L  254 ff.  Sbkliobr,  Kanzleistudien,  ebd.  VIII.  1  ff.  Lindneb,  Das  Urkundeuwesen 
Karls  rv.  und  seiner  Nachfolger  (1346—1487),  1882.  Ficker,  Beiträge  zur  Ur- 
kundenlehre  II.  (1878).  v.  Mallinckbot,  De  archicancellariis  Bomani  imperii  ao 
cancellariis  imperialis  aulae,  1641  und  öfter.  Hubbb,  bei  Böhxbb,  Begesten  Karls  IV., 
S.  XXXVI  ff. 

**  Brun,  der  Bruder  Ottos  I.,  hielt  auch  als  Erzbischof  von  Köln  das  früher 
von  ihm  bekleidete  Amt  eines  Reichskanzlers  und  Erzkapellans  fest,  so  daß  der  Erz* 
bischof  von  Mainz  erst  nach  Bruns  Tode  (965)  wieder  in  den  Besitz  seiner  Würde 
kam.  Unter  Otto  m.  war  Erzbischof  Heribert  von  Köln  eine  Zeit  lang  beiden 
Kanzleien  vorgesetzt.  Vgl.  Gibsebbecht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit,  4.  Aufl.  I. 
436,  488,  718. 
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errichtet,  der  zunächst  italienische  Bischöfe  (Modena,  Parma,  Pavia)  als 
Erzkanzler  vorstanden,  bis  diese  Stellung  unter  Konrad  II.  dauernd  mit 
dem  «Kölner  Erzbistum,  aber  ohne  Erzkapeilanat,  verbunden  wurde*®. 
Burgund  war  anfangs  der  italienischen  Kanzlei  unterstellt,  erhielt  aber 
unter  Heinrich  III.  eine  eigene  Kanzlei  unter  dem  Erzbischof  von  Be- 
sanc^ou,  später  dem  von  Vienne,  als  Erzkanzler*^  Erst  im  letzten  Drittel 
des  13.  Jahrhunderts,  als  das  deutsche  Reich  den  realen  Zusammenhang 
mit  dem  arelatischen  Königreiche  fast  ganz  verloren  hatte,  denselben 
aber  umsomehr  in  leeren  Titeln  festzuhalten  suchte,  kam  für  den  Erz- 
bischof von  Trier  der  Titel  eines  Erzkanzlers  „per  Galliam  et  regnum 
Arelatense"  in  Gebrauch,  der  in  der  Goldenen  Bulle  offizielle  Anerkennung 
erhielt*^.  Dabei  mag  neben  der  Ansicht,  daß  die  Kurwürde  wie  bei  den 
übrigen  Inhabern  derselben,  so  auch  bei  Trier  ein  Eraamt  voraussetzte, 
auch  eine  gewisse  Erinnerung  an  die  frühere  lothringische  Kanzlei,  die 
unter  Trier  gestanden  hatte,  mitgewirkt  haben*'. 

Das  Erzkanzleramt  war  kein  administratives  Amt  wie  das  der  karo- 
lingischen  Kanzler,  sondern  ein  politisches.  Nur  bei  Haupt-  und  Staats- 
aktionen, wie  Reichs-  und  großen  Hoftagen  oder  wichtigen  internationalen 
Ausfertigungen  traten  die  Erzkanzler  persönlich  in  Funktion,  während  alle 
laufenden  Geschäfte  den  ordentlichen  Kanzleibeamten  in  Vertretung  des 
Erzkanzlers,  der  aber  stets  ausdrücklich  genannt  wurde,  oblagen**. 

Der  ordentliche  Vorsteher  der  Kauzlei  war  der  vom  König  ernannte 
Kanzler  (cancellarius,  auch  notarius),  seit  Friedrich  I.  „Hofkanzler**  (im- 
perialis  s.  regalis  aulae  s.  curiae  cancellarius)  genannt.  Je  mehr  sich  der 
reichsständische  Charakter  des  Erzkanzleramtes  entwickelte,  desto  stärker 
mußte  ihm  gegenüber  das  monarchische  Element  in  der  Kanzlei  ins  Ge- 
wicht fallen**.  Sie  war  die  ausführende  Behörde,  die  sich  nicht  darum 
zu  kümmern  brauchte,  ob  etwa  ein  königlicher  Erlaß  der  verfassungsmäßigen 
Zustimmung  des  Reichstags  oder  der  Kurfürsten  bedurft  hätte**». 


*®  Vorübergehend  wurde  das  firzkanzleramt  unter  Lothar  III.  von  Köln  auf 
Magdeburg  übertragen.    Vgl.  Giesebrecht,  a.  a.  O.  IV.  87.  173. 

*»  Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  102  (1157),  124  (1166). 

"  Vgl.  S.  460,  N.  42.  GB.  c.  l,  §  12.  Hädiokb,  Kurrecht  und  Erzamt  57  f. 
Das  erste  Zeugnis  enthält  die  zweite  Handschriftenklasse  des  Schwabenspiegels,  das 
Gedicht  liohengrin  und  der  ungefähr  gleichzeitige  Geschichtschreiber  Martin  von 
Troppau.    Der  erste  urkundliche  Beleg  ist  von  1308. 

'^^  Lothringen  hatte  unter  Zwentebulch  eine  eigene  Kanzlei  mit  dem  Erzbischof  von 
Trier  als  Kanzler  erhalten,  was  nach  Otto  I.  wieder  in  Wegfall  kam.  Vgl.  Waitz,  VI.  284  f. 

**  Vgl.  Lorenz,  a.  a.  O.  483. 

^^  Häufig  wurde  das  ganze  Kanzleipersonal  unverändert  von  dem  neuen  Herrsclier 
übernommen,  zuweilen  traten  aber  radikale  Veränderungen  infolge  des  Thronwechsels 
ein.  Unter  Otto  I.  traten  gegen  seinen  Bruder  als  Kanzler  die  Erzkanzler  völlig  in 
den  Hintergrand.  Dagegen  hatte  Lothar  III.  keinen  Kanzler,  die  Erzkanzler  wurden 
unter  seiner  Herrschaft  durch  die  verschiedenen  Ünterbeamten  der  Kanzlei  ver- 
treten; Konrad  III.  stellte  den  normalen  Zustand  wieder  her.  Vgl.  Fickbb,  H.  178  f. 
Giesebrecht,  a.  a.  O.  IV.  50.  173. 

25»  Ygi^  jedoch  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  139. 
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Der  Hofkanzler  war  ein  hoher  Geistlicher,  häutig  zugleich  Bischof. 
Als  beständiger  Begleiter  des  Königs  und  Siegelbewahrer  nahm  er  that- 
sachlich  vielfach  die  SteDung  eines  leitenden  Ministers  ein.  An  ihn  er- 
gingen die  königlichen  Beurkundungsbefehle,  er  hatte  die  Konzeption  der 
Urkunden  anzuordnen  und  zu  überwachen,  nach  Genehmigung  des  Konzepts 
die  Reinschrift  zu  verfügen  und  diese  mit  seinem  Rekognitionsvermerk 
und  dem  Siegel  zu  versehen**.  Die  Konzeption  (dictatio)  der  Urkunden, 
mit  der  sich  der  Kanzler  nur  in  den  seltensten  Fällen  selbst  befaßte,  war 
Sache  der  Notare  (magistri  notarii  dictatores),  deren  regelmäßig  mehrere 
in  der  Kanzlei  angestellt  waren.  Die  Reinschriften  wurden  gewöhnlich 
nicht  von  den  Notaren,  sondern  von  dem  untergeordneten  Kalizleipersonal 
angefertigt.  Bei  Verhinderung  des  Kanzlers  wurden  die  ihm  obliegenden 
Funktionen  seitens  eines  der  Notare  übernommen,  was  ursprünglich  unter 
besonderer  Namhaftmachung  des  Vertreters,  seit  958  aber  durch  mehrere 
Jahrhunderte  einfach  unter  dem  Namen  des  Kanzlers,  ohne  jede  Andeutmig 
des  Vertretungsverhältnisses,  zu  geschehen  pflegte*^,  so  daß  der  Rekog- 
nitionsvermerk zu  einer  bedeutungslosen  Form  herabsank*^. 

Die  Zuständigkeit  der  verschiedenen  Kanzleien  hatte  sich  ursprünglich 
nach  dem  Gegenstande,  bei  rein  persönlichen  Angelegenheiten  na«h  dem 
Empfanger  gerichtet;  seit  Heinrich  V.  galt  in  allen  Fällen  der  Aus- 
stellungsort als  maßgebend.  Wo  ein  Bedürfnis  vorlag,  halfen  die  Kanzleien 
sich  gegenseitig  aus. 

Bis  zum  Ausgange  des  salischen  Hauses  hatte,  von  seltenen  Unter- 
brechungen abgesehen,  jede  Kanzlei  ihren  eigenen  Kanzler  gehabt.  Nach- 
dem Lothar  III.  sich  während  seiner  Regierungszeit  ganz  ohne  Kanzler 
beholfen  hatte,  stellte  Konrad  III.  zwar  das  frühere  Verhältnis  wieder 
her,  aber  schon  unter  Friedrich  I.  wurde  eine  radikale  Änderung  da- 
durch herbeigeführt,  daß  die  drei  Kanzleien  einem  einzigen  Hofkanzler 
unterstellt,  also  thatsächlich  zu  einer  großen  Hofkanzlei  vereinigt  wurden  2». 
Dem  Kanzler  wurde  zu  seiner  Entlastung  ein  ständiger  Vertreter  als  Proto- 
notar  oder  Unterkanzler  (subcancellarius)  zur  Seite  gestellt^^  der  bald, 
da  die  Hofkanzler  unter  den  Hohenstaufen  fast  beständig  durch  politische 
Geschäfte  und  Missionen  in  Anspruch  genommen  waren,  der  alleinige 
Leiter  der  Kanzlei   wurde;   im  Laufe   des    13.   Jahrhunderts   nahm   der 

*•  Vgl.  FicKEB,  II.  20  ff.,  39  ff.,  160. 

"  Vgl.  SiCKBL,  a.  a.  ().  L  84.  Fickbb,  IL  161  f.,  175  ff.  Selbst  die  in  Ab- 
wesenheit des  Kanzlers  ausgefertigten  Urkunden  wurden  „vice  archicancellarii"  mit 
einem  den  Namen  des  Kanzlers  tragenden  Rekognitionsvermerk  versehen. 

"  Um  so  wichtiger  wurde  die  üntersiegelung,  die  nur  von  dem  Kanzler  selbst  oder 
einem  solchen  Notar,  dem  er  das  Siegel  anvertraut  hatte,  vorgenommen  werden  konnte. 
Spater  suchte  man  für  die  bedeutungslos  gewordene  Rekognitionsklausel  einen  Ersatz 
in  der  Aushändigungsklausel  zu  gewinnen,  in'  welcher  sich  der  Kanzleibeamte,  der 
die  Aushändigung  (das  „Datum")  vollzog,  mit  Namen  zu  nennen  hatte.  Vgl.  Fickbb, 
n.  231  ff.,  342  ff. 

*•  Vgl.  LoBENZ,  a.  a.  O.  486. 

•"  Während  es  sonst  nur  einen  Protonotar  gegeben  hatte,  lassen  sich  unter 
Karl  TV.  und  Wenzel  drei  nebeneinander  nachweisen.    Vgl.  Lindneb,  18. 
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Kanzler  zwar  etwas  häufiger  an  den  Greschaften  teil,  aber  erst  unter 
Karl  IV.  erscheint  er  wieder  als  der  eigentliche  Leiter  derselben'^  Die  Aus- 
händigongsvermerke  (Anm.  28)  tmgen  meistens  den  Namen  des  Protonotars, 
die  Rekognitionsvermerke  nur,  wenn  das  Kanzleramt  unbesetzt  war.  Seit 
der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  unterblieben  die  Bekognitionen  fast  ganz, 
bis  sie  unter  Karl  IV.  wieder  mehr  in  Gebrauch  kamen''. 

Durch  die  Centralisation  der  Kanzlei  wurde  diese  dem  Einflüsse  der 
drei  Erzkanzler  TöUig  entzogen,  sie  hatte,  abgesehen  von  der  leeren  Form 
der  Rekognitionsklausel,  in  welcher  das  „vice  archicancellarii"  unter  Be- 
nennung des  betreffenden  Erzkanzlers  fortgeführt  wurde,  den  reichsstän- 
dischen Charakter  ganz  abgestreift  und  war  zu  einer  reinen  Hofkanzlei 
geworden,  die  selbst  für  die  gar  nicht  zum  Reiche  gehörenden  sizilischen 
Lande  mitfungierte.  Das  Bestreben  der  Erzkanzler,  nach  dem  Interregnum 
die  Kanzlei  wo  möglich  ganz  unter  ihre  Botmäßigkeit  zu  bringen,  hatte 
erst  unter  Albrecht  I.  und  Heinrich  VII.  Erfolg.  Der  letztere  bewilligte 
dem  Erzbischof  von  Mainz  geradezu  die  Ernennung  des  gesamten  höheren 
Kanzleipersonals  und  machte  den  beiden  anderen  Erzkanzlem  das  gleiohe 
Zugeständnis  für  den  Fall,  daß  sich  der  Hof  innerhalb  ihres  Amtsbereiches 
befinden  würde.  Aber  diese  Zugeständnisse  sind,  obwohl  sie  zum  Teil 
noch  von  Karl  IV.  wiederholt  wurden,  ohne  dauernden  Erfolg  gewesen, 
die  Ooldene  Bulle  hat  dieselben  nicht  aufgenommen,  und  die  Besetzung 
der  Kanzlei  ist  von  da  an  bis  auf  Friedrich  III.  ein  Recht  des  Königs 
geblieben^'.  Das  berühmte  Beispiel  des  Kanzlers  Kaspar  Schlick  zeigte 
daß  unter  Sigismund  auch  Laien  zu  der  Kanzlerwürde  gelangen  konnten^*. 

Auf  den  Reichstagen  kam  die  Beziehung  der  drei  Erzkanzler  zu  der 
Hofkanzlei  in  gewissen  symbolischen  Handlungen,  die  in  der  Goldenen 
Bulle  genau  geregelt  wurden,  zum  Ausdruck '^  Bei  dem  feierlichen  Er* 
öffhungszuge  trug  der  Erzkanzler,  in  dessen  Amtsbereich  der  Reichstag 
abgehalten  wurde,  an  einem  silbernen  Stabe  sämtliche  Siegel  und  Stempel 
des  Reiches,  die  ihm  zu  dem  Zweck  vorher  von  dem  Hofkanzler  übei^ben 
waren,  vor  dem  König  einher.  Bei  der  Tafel  wurden  dieselben  von  den 
drei  Erzkanzlem  mit  gesamter  Hand  feierlich  dem  Könige  überreicdit 
und  alsbald  ebenso  von  ihnen  aus  der  Hand  des  Königs  zurückempfangen. 
Nach  der  Feier  nahm  der  Hofkanzler  alles  wieder  in  seine  Verwahrung. 

Unter  Kaiser  Friedrich  HI.  kam  es  vor,  daß  dem  Hof  kanzler  Ulrich, 
Bischof  von  Passau,  die  Verwaltung  und  Nutzung  der  Kanzlei  und  des 
Kammergerichts  pachtweise  überlassen  wurde  ••.    Noch  eigentümlicher  war 

"  Vgl.  FiCKBB,  II.  21.  188  ff.,  231  ff.,  406. 

'*  Vgl.  lüHDUXB,  a.  a.  O.  98  ff.  Die  Bekognitionen  worden  jetzt  in  der  Regel 
wieder  eigenhändig  ausgestellt. 

»»  Vgl.  LiHDNEK,  a.  a.  O.  14  f.,  214.    Lobbot,  a.  a.  O.  492  f. 

^  Vgl.  Windeckes  Leben  König  Sigmunds  (her.  von  v.  H^iaBN)  c.  821.  Schliok 
wurde  bei  seiner  Ernennung  zum  Kanzler  in  den  Freihermstand  erhoben.  Vorher 
war  er  Unterkanzler,  also  Protonotar,  gewesen. 

«*  Vgl.  GB.  c.  26,  §  2.  c.  27,  §  8.  »•  Vgl.  Sebliqbb.  a.  a,  O.  11. 
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die  Lage  von  1470  bis  1475,  wo  der  Erzbischof  Adolf  von  Mainz  in  ähn- 
licher Weise  gegen  eine  jährliche  Pachtsumme  von  10000  Gulden  beide 
Ämter  verwaltete,  allerdings  gegen  einen  Revers,  in  welchem  er  aner- 
kannte, daß  den  Rechten  des  Reiches  gegenüber  den  Ansprüchen  des 
Erzkanzleramtes  damit  nichts  vergeben  sein  solle  ^^.  Adolf  erhielt  das 
Recht  vollster  Selbständigkeit  und  freier  Beamtenemennung,  mußte  sich 
aber  för  die  Dauer  seiner  Verwaltung  ständig  am  Hofe  aufhalten.  Von 
einer  Preisgabe  der  kaiserlichen  Hoheitsrechte  konnte  demnach  keine  Rede 
sein,  viel  eher  hatte  der  Vertrag  die  Wirkung,  den  Erzkanzler  zu  einem 
kaiserlichen  Hofbeamten  herabzudrücken,  und  dies  umsomehr,  als  unter 
Friedrich  III.  die  Einrichtung  der  Sekretierung  getroffen  wurde,  auf  Grund 
deren  alle  feierlichen  kaiserlichen  Diplome  neben  dem  hängenden  Siegel 
noch  besonders  mit  dem  geheimen  kaiserlichen  Handsekret  gesiegelt  werden 
mußten,  so  daß  ein  unmittelbares  persönliches  Eingreifen  des  Kaisers  bei 
allen  wichtigeren  Sachen  von  selbst  gegeben  war*®. 

Die  unter  den  Karolingern  errichtete  Hofgerichtskanzlei  unter  den  Pfalz- 
grafen war  mit  der  Veränderung,  die  sich  in  dem  Amte  des  letzteren 
vollzogen  hatte,  eingegangen.  Eine  neue  Hofgerichtskanzlei  mit  eigenem 
Siegel  wurde  im  Jahre  1235  errichtet,  dieselbe  beschränkte  aber  ihre 
Thätigkeit  auf  die  Fälle,  wo  der  Hofrichter  den  Vorsitz  führte,  während 
alle  Verhandlungen  unter  dem  Vorsitz  des  Königs  nach  wie  vor  zur  Zu- 
ständigkeit der  Hofkanzlei  gehörten  *•.  An  der  Spitze  der  Hofgerichts- 
kanzlei stand  ein  weltlicher  Beamter,  der  den  Titel  Hofgerichtsschreiber 
(notarius  curiae,  iudicii  protonotarius),  auch  Hofschreiber  oder  Kammer- 
schreiber, führte. 

Häufig  wird  der  Räte  (consiliarii)  des  Königs  gedacht,  unter  denen 
dann  wohl  wieder  einzelne  als  geheime  oder  heimliche  Räte  (secretarii,  a 
secretis)  bezeichnet  werden,  aber  bis  zum  14.  Jahrhundert  trägt  noch  alles 
einen  rein  persönlichen,  mehr  oder  weniger  zufalligen  Charakter^.  Erst 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  ist  es  zur  Bildung  eines  fest  organisierten, 
unseren  Staatsministerien  einigermaßen  entsprechenden  Hofrates  gekommen, 
einer  ständigen  Regierungsbehörde  mit  vereidigten  Mitgliedern,  die  als 
besoldete  Räte  von  den  unbesoldeten  Räten  im  außerordentlichen  Dienst 
durchaus  unterschieden  wurden  *^  Die  Mitglieder  des  Hofrats  hatten  dem 
König  über  alle  Einlaufe,  namentlich  auch  die  zahlreichen  Bittgesuche, 
regelmäßig  zu  referieren,  den  König  bei  seinen  Entschließungen  zu  be- 


'^  Von  den  dnrch  diesen  Vertrag  begründeten  Verhältnissen  handelt  die  Anm.  18 
angeführte  Schrift  von  Sebligbb. 

"  Vgl.  Sebligbb,  10. 

^^  Vgl.  HBRZBEBa-F&ÄNKEL,  a.  a.  0.  290  f.  Lindmbb,  a.  a.  O.  26.  Sxbligbb,  19. 
Fbasklin,  Reichshofgericht  II.  89,  120  ff.,  198  f.    Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  205. 

*^  Vgl.  Waitz,  VL  290  ff.  Friedrich  IL  hatte  1221  und  1287  für  seine  unmün- 
digen Söhne  Heinrich  und  Eonrad  als  römische  Könige  eigene  Hofrate  eingesetzt, 
die  aber  mehr  den  Charakter  Ton  Vormundschaftsraten  trugen.  Vgl.  Isaagsohn,  De 
consilio  regis  a  Friderico  IL  in  Germania  instituto,  Berl.  Inaug.-Diss.  1874. 

**  Vgl.  Sebligbb,  Hofmeisteramt  89  ff. 


476  Das  Mittelalter. 

raten,  viele  Angelegenheiten  auch  in  seinem  Auftrage  zu  erledigen  und 
die  dazu  erforderlichen  Urkunden  auf  ihre  Relation  hin  von  der  Kanzlei 
ausfertigen  zu  lassen*^. 

Vorsitzender  des  Hofrats  war  seit  König  Ruprecht  der  Obersthof- 
meister (später  „Reichshofmeister'*),  der  den  abwesenden  König  auch  auf 
Reichstagen,  bei  Belehnungen  und  richterlichen  Funktionen  vertreten 
konnte  ^^-  Solange  der  Hofrat  noch  den  Charakter  eines  bloßen  Beirates 
des  Königs  ohne  besondere  Organisation  besaß,  nahmen  die  Bischöfe,  die 
sich  oft  lange  Zeit  am  Hofe  aufhielten,  die  erste  Stelle  in  demselben  ein,  zu- 
weilen wurde  auch  einer  aus  ihrer  Mitte  amtlich  als  der  Vorsteher  des 
Hofes,  der  zugleich  der  gegebene  Stellvertreter  des  Königs  war,  bezeichnet. 
Während  des  11.  Jahrhunderts  hatte  dies  Vorsteheramt  einen  dauernden 
Charakter  angenommen;  für  den  Träger  desselben  (der  berühmteste  war 
Bischof  Adelbert  von  Hamburg)  wurde  der  alte  Titel  „Majordomus"  oder 
„Vicedominus"  verwendet**.  Heinrich  V.  ließ  dies  Amt  wieder  eingehen. 
Seitdem  trat  der  Hotkanzler  an  die  Spitze,  bis  er  durch  den  Obersthof- 
meister, wenigstens  teilweise,  verdrängt  wurde. 

§  45.  Die  Fürsten  und  Reichsbeamten^  In  dem  BegriflFe  des 
Reichsfürstenstandes  hat  sich  während  der  Regierung  Friedrichs  I.  ein 
Wandel  vollzogen,  der  uns  nötigt,  streng  zwischen  älterem  und  neuerem 
Reichsfürstenstande  zu  unterscheiden.  Man  kann  den  älteren  als  ein  Er- 
zeugnis des  Beamtenstaates,  den  jüngeren  als  Erzeugnis  des  Lehnsstaates 
bezeichnen :  dort  entscheidet  die  Beamtenqualität,  hier  die  Stellung  inner- 
halb der  Lehnshierarchie  oder  Heerschildsordnung. 

Der  ältere  Reichsfürstenstand  deckte  sich  im  wesentlichen  mit  dem 
Begriffe  des  karolingischen  Beamtenadels  (S.  210  f.).  Von  den  Geistlichen 
zählten  zu  den  principes  imperii  sämtliche  Bischöfe,  die  Reichsäbte  und 
Reichsäbtissinnen,  d.  h.  die  Vorstände  der  Reichsklöster,  ferner  der  Reichs- 
kanzler, wahrscheinlich  auch  der  Dompropst  von  Aachen,  sonst  aber  keine 
Pröpste',  von  den  Laien  die  Herzöge,  Markgrafen,  Pfalzgrafen,  Grafen 
und  Burggrafen,  gleichviel  ob  sie  unmittelbar  unter  dem  König  standen 
oder  einem  andern  Fürsten  untergeordnet  waren'.  Die  erste  Stellung 
unter  den  Fürsten  nahmen  die  Stammesherzöge  ein  (S.  876),  da  ihrer 
Oberhoheit  nicht  nur  sämtliche  Grafen,  sondern  zum  Teil  auch  die  Bi- 
schöfe, Reichsabteien  und  Markgrafen  ihrer  Provinz  unterstellt   waren*. 

^'  Der  Belator  pflegte  auch  das  Konzept  der  Urkunde,  soweit  es  auf  den  Inhalt 
ankam,  herzustellen  und  der  Kanzlei  nur  das  Formale  zu  überlassen.  Vgl.  Sbelioeb, 
a.  a.  0.  97  ff.    Pickbb,  a.  a.  0.  II.  15  ff.    Lindnbb,  104  £ 

"  Vgl.  Sbbligbb,  57  ff.,  64,  86,  110  ff.  **  Vgl.  Waitz,  VI.  300  ff. 

»  Vgl.  FicKER,  Vom  Reichsfürstenstande,  I.  1861;  Vom  Heerschilde  61—124, 
196  ff.  Waitz,  V.  68  ff.,  416  ff.,  VII.  1-182,  255—298;  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  101  ff. 
KöPKB,  Widukind  von  Korvei  108—128.     Hombybb,  System  des  Lehnrecbts  547  ff. 

*  Vgl.  FiCKBR,  Reichsf.  70  f.  '  Eine  scheinbare  Ausnahme  s.  Anm.  6,  7. 

*  Vgl.S.  480.  Waitz,  V.  65,  69.  VII.  93.  131  f.,  134 f.  Helmoldi  chronieon  Sla- 
vorum  I.  c.  69,  c.  86.  IL  c.  9.     Der  Herzog   von  Baiem   war  nicht  nur  liChnsherr 
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Reichsuimiittelbar  wie  sie  waxen  nur  die  Pfalzgrafen  von  Lothringen  und 
Sachsen,  die  Markgrafen  der  drei  wendischen  Marken,  die  Grafen  der 
keinem  Stammesherzogtum  einverleibten  Gebiete  (Thüringen,  Priesland, 
Elsaß,  Curwalchen),  der  Herzog  von  Böhmen  und  die  von  der  Unter- 
ordnung unter  eine  Herzogsgewalt ' frei  gebliebenen  geistlichen  Fürsten*. 
Durch  die  aus  dem  Zertrümmerungsprozeß  der  Stammesherzogtümer  her- 
vorgegangenen Territorialherzogtümer  (S.  377  f.)  wurde  die  Zahl  der  un- 
mittelbaren Reichsfürsten  vermehrt,  ohne  daß  die  Stellung  der  denselben 
untergeordneten  Grafen  dadurch  beeinträchtigt-  wäre;  man  war  daran  ge- 
wöhnt, die  Grafen,  die  einen  Herzog  über  sich  hatten,  nichtsdestoweniger 
als  Fürsten  zu  betrachten.  Nicht  anders  stand  es  mit  den  zahlreichen 
Grafschaften,  die  nach  einer  von  den  Ottonen  eingeleiteten  Reichspolitik 
an  Reichskirchen  übertragen  wurden.  Da  die  geistlichen  Fürsten  wegen 
des  mit  dem  Grafenamte  verbundenen  Blutbannes  desselben  nicht  per- 
sönlich walten  durften,  so  mußten  jene  Grafschaften  mit  eigenen  Grafen 
besetzt  werden,  aber  auch  diese  galten  als  Reichsbeamte  und  demgemäß, 
soweit  sie  nicht  dem  Ministerialenstande  angehörten®,  als  Reichsfürsten®*, 
da  der  ihnen  vorgesetzte  Bischof  selbst  nur  Reichsbeamter  und  Verwalter 
des  im  Eigentume  des  Reiches  befindlichen  Reichskirchengutes  war.  Völlig 
verschieden  war  die  Lage,  wenn  es  weltlichen  Fürsten  (Pfalzgrafen,  Mark- 
grafen oder  Grafen)  gelang,  eine  größere  Zahl  von  Grafschaften  in  ihrer 
Hand  zu  vereinigen:  hier  war  immer  der  Landesherr  der  einzige  Graf, 
seine  Vassalien  konnten  nur  den  Rang  von  Vicegrafen  bekleiden  und  daher 
auf  Zugehörigkeit  zum  Pürstenstande  keinen  Anspruch  machen,  auch  wenn 
ihnen  die  Führung  des  Grafentitels  zugestanden  wurde'. 

Die  Anschauungen  mußten  sich  ändern,  seit  es  der  zielbewußten 
Politik  Friedrichs  L  gelungen  war,  die  geistlichen  Fürsten  dem  Reichs- 
lehnsverbande  einzufügen  ®.    Indem  diese  damit  den  Reichsbeamtencharakter 


des  Markgrafen  der  Ostmark  (bis  1156).  sondern  wahrscheinlich  auch  des  Pfalzgrafen 
in  Baiern.    Vgl.  Fickbb,  84.     Waitz,  VII.  172. 

*  Vgl.  S.  876.  In  Sachsen  waren  die  Grafen  von  Arnsberg,  Ravensberg,  Winzen- 
burg,  Nordheim,  Stade  and  Ballenstedt  reichsunmittelbar.    Vgl.  Fickbb,  86. 

®  Denn  nur  edle  Grafen  wurden  zu  den  Fürsten  gerechnet.  Grafen  oder  Burg- 
grafen aus  dem  Stande  der  Ministerialen  führten  den  IMtel  in  der  Regel  nur  bei 
ihren  Dienstverrichtungen,  immerhin  ist  aber  durch  sie  zuerst  der  Grafentitel  auch 
in  den  niederen  Adel  eingedrungen.     Vgl.  Fickbb,  Reichsf.  79  f.     Vgl.  Anm.  7. 

••  Vgl.  Weiland,  Das  sächs.  Herzogtum  unter  Lothar  u.  Heinrich  d.  Löwen  42. 

^  Über  diese  neugräflichen  Geschlechter,  die  teils  dem  Herren-,  teils  dem  Mini- 
sterialenstande angehörten,  vgl.  Fickbb,  Reichsf.  80  f.,  86  f.,  90  if.  Wbiland,  a.  a.  0. 
43  ff.  RiEDBL,  Mark  Brandenburg  11.  139  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels  47  f.  Wenn  die  Grafen  von  Sayn  und  Molbach,  obwohl  rheinpfälzische 
Vassallen,  zu  den  Fürsten  gerechnet  wurden  (vgl.  Fickbr,  84  f.),  so  mochte  dies  ent- 
weder auf  einer  weniger  strengen  Auffassung  in  Lothringen,  gegenüber  Sachsen, 
oder  auch  darauf  beruhen,  daß  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  in  Lothringen  einen  Rang 
einnahm,  wie  er  sonst  nur  den  Herzogen  zukam.    Vgl.  S.  456,  470. 

»  Vgl.  Ö.  387  f.,  403. 
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verloren  und  zu  Vassalien  des  Reiches  wurden,  erschienen  ihre  Grafen 
nur  noch  als  Reichsaftervassallen  gleich  den  Vicegrafen  weltlicher  Fürsten®. 
Dieser  Umstand  und  die  durch  den  Höhepunkt  des  Lehnswesens  bedingte 
strengere  Scheidung  der  verschiedenen  Heerschildstufen  ^^  führte  nach  der 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zunächst  zu  einem  eigentümlichen  Schwanken 
in  dem  Begriffe  des  Reichsfürstenstandes.    Zum  Abschluß  kam  die  neue 
Entwickelung  durch  den  Sturz  Heinrichs  des  Löwen,  durch  den  die  sämt- 
lichen bisher  dem  Herzog  unterstellten  sächsischen  und  verschiedene  bai- 
rische  Fürsten  zu  reichsunmittelbarer  Stellung  gelangten.    Wie  man  von 
jeher  zwischen  kndsässigen  und  königlichen  Klöstern  unterschieden  hatte 
und  nur  die  Vorstände  der  letzteren,  die  ihr  Scepterlehn  unmittelbar  aus 
der  Hand  des  Königs  empfingen,  den  geistlichen  Fürsten  beizählte,  so 
wurden  seit  1180  von  den  bisherigen  I^aienfürsten  nur  noch  diejenigen, 
welche  ihr  Fürstentum   unmittelbar  vom  Reiche  zu    Lehn  trugen,  als 
Reichsfürsten  betrachtet.    Der  Besitz  eines  Fahnlehns  aus  der  Hand  des 
Königs  war  das  Kriterium  des  weltlichen  Fürstenstandes  geworden  *^    War 
die  Grundlage  desselben  bisher  eine  staatsrechtliche,  des  Grafenamt,  ge- 
wesen, so  war  die  neue  eine  lehnrechtliche,  das  Fahnlehn,  und  eine  terri- 
toriale, das  Reichsfürstentum.    Indem  zugleich  der  Begriff  des  letzteren 
genau  festgestellt  wurde  ^^,  ergab  sich  gegenüber  den  früheren  Zustanden 
eine  außerordentliche  Verminderung  in  der  Zahl  der  weltlichen  Fürsten- 
Unmittelbar  nach  1180  gab  es  nur  sechzehn  weltliche  Reiohsfürstentümer: 
die  Herzogtümer  Baiern,  Schwaben,  Sachsen,  Lothringen,  Brabant,  Kämthen, 
Böhmen,  Österreich,  Steier,  die  Pfalzgrafschaft  bei  Rhein,  die  Pfalzgrafschaft 
Sachsen,  die   Markgrafschaften  Brandenburg,   Meißen  und  Lausitz,  die 
Landgrafschaft  Thüringen  und  die  Grafschaft  Anhalt  ^\     Der  Herzog  von 
Burgund  und  der  Graf  von  Flandern,  die  dem  französischen  Fürstenstande 
angehörten,  wurden  auch  in  ihren  deutschen  Lehnsverbindungen,  obgleich 
sie   hier  kein  Fürstentum   besaßen,   zu    den   Reichsfürsten  gerechnet^*. 
Rein  persönlich,    ohne    territoriale   Grundlage,    war   die  reichsfürstlielie 
Stellung  des  Herzogs  Weif,  der  Herzöge  von  Rotenburg,  Zähringen,  Meran 
und  der  Pfalzgrafen  von  Burgund,  doch  waren  diese  Häuser  schon  vor 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  sämtlich  erloschen".    Wie  hier  wegen  Mangels 
eines  territorialen  Fürstentums,  so  fand  auch  bei  dem  Aussterben  der  Staufer 
(1268)  keine  Übertragung  ihrer  reichsfürstlichen  Stellung  auf  ein  anderes 
Haus  statt,  das  Herzogtum  Schwaben  erlosch  mit  dem  Tode  Konradins. 


*  Vgl.  Wbiland,  42  f.  AUerdiDgs  blieb  vorerst  noch  der  wesentliche  Unter- 
schied, daß  die  bischöflichen  Grafen  den  Eönigsbann  vom  Reiche  empfangen  mußten. 

^»  Vgl.  S.  382,  384,  447  N.  157. 

^^  Vgl.  Ssp.  UI.  58.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  21:  Varsie  het  dar  imme  vorsie  des 
rihea,  dat  sin  vanlen,  dar  he  vorsfe  van  wegen  wel,  nteman  vor  ime  univcm  ne  sai. 
Sven  it  en  ander  vor  ime  umtveit,  di^  t  ime  liet,  so  n'is  he  die  vorderste  an  der 
lenunge  nicht;  dar  umme  ne  mach  he  von  deme  lene  nen  vorsie  wesen. 

»  Ssp.  m.  62,  §  2.  "  Vgl.  PiCKBB.  284. 

"  Vgl.  EiOKBB,  206,  228,  235.  '•  Vgl.  ebd.  187  f.,  222,  234  f.,  252. 
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Sonst  galt  die  Regel,  daß  der  König  ein  heimgefallenes  Fahnlehn  längstens 
binnen  Jahr  und  Tag  anderweitig  Terleihen  mußte  ^^ 

Die  Erhebung  in  den  weltlichen  Reichsfurstenstand  konnte  seit  1 180 
nur  durch  den  König  im  Wege  der  Belehnung  mit  einem  Fahnlehn  er- 
folgen^'. Handelte  es  sich  da  zuweilen  um  ein  heimgefallenes  oder  dem 
bisherigen  Inhaber  entzogenes  Fahnlehn^®,  so  war  es  doch  weit  häufiger 
der  Fall,  daß  ein  dem  Reiche  gehöriges  oder  zu  Lehn  aufgetragenes  nicht- 
f&rstliches  Territorium  vom  König  mit  Genehmigung  der  Fürsten  zu  einem 
Beichsf&rstentum  erhoben  und  sodann  mit  der  Fahne  verliehen  wurde  ^®. 
Dies  war  zuerst  der  Fall  bei  den  MarkgraÜBchaften  Mähren  (1182)  und 
Namur  (1188),  dann  bei  den  Herzogtümern  Braunschweig  (1235)  und 
Breslau  (vor  1276),  der  Landgrafschaft  Hessen  (1.292),  im  14.  Jahr- 
hundert u.  a.  bei  den  Herzogtümern  Pommern,  Jülich,  Geldern,  Mecklen- 
burg, Schlesien,  Luxemburg,  Berg,  der  Burggrafischaft  Nürnberg  und  der 
spater  zum  Herzogtum  erhobenen  Grafschaft  Savoyen,  femer  bei  den 
Herzogtümern  Kleve  (1417),  Holstein  (1474)  und  Würtemberg  (1495). 
Bei  der  Markgra&chaft  Baden  hat  sich  die  Aufnahme  unter  die  Reichs- 
fürstentümer  rein  gewohnheitsrechtlich,  ohne  positiven  Erhebungsakt,  voll- 
zogen*^. 

Durch  die  vielfachen  Erhebungen  in  den  Reichsfürstenstand,  ganz 
besonders  aber  durch  die  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  üblich  ge- 
wordenen Erbteilungen  in  den  Fürstenhäusern,  bei  denen  jeder  Teilinhaber 
den  Charakter  als  Reichsfürst  behalten  durfte*^*,  wurde  das  seit  1180  be- 
stehende bedeutende  Übergewicht  der  geistlichen  Fürsten  einigermaßen 
vermindert,  wenigstens  belief  sich  die  2^hl  der  Laienfürsten  im  14.  Jahr- 
hundert auf  38  bis  44*^,  denen  allerdings  mehr  als  60  geistliche  Fürsten 
gegenüberstanden  **. 

Unsere  Vermutung,  daß  die  Veränderung  in  dem  Begriffe  des  Reichs- 
füistenstandes  von  dem  Eintritt  der  geistlichen  Fürsten  in  den  Reichs- 
lehnsverband  ihren  Ausgang  genommen  habe,  wird  durch  die  Stellung 
der  Bischöfe  bestätigt,  indem  schon  vor  1180  nur  diejenigen  Bischöfe, 
welche  die  Investitur  mit  den  Regalien  vom  Reiche  empfingen,  also  nur 
die  Träger  von  Scepterlehen,  zu  den  Reichsbischöfen  gezählt  wurden.    Die 


>•  Vgl.  Sep.  m.  58,  §  8.  so,  §  1.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  8.  Schwsp.  Laßb.  121  c. 
Der  Grond  lag  darin,  daB  kein  Gericht  länger  als  Jahr  and  Tag  ohne  Richter  bleiben 
durfte. 

"  Vgl.  das  um  1200  verfaßte  Gedicht  Biterolf  und  Dietleib,  Y.  11549—11603 
(Deataches  Heldenbnch,  I.  169  f.).  Der  Graf  von  HoUand  bot  dem  Kaiser  1191  ohne 
Erfolg  eine  bedeutende  Summe,  „si  princeps  fieret**.    Vgl.  Fiokbb,  112. 

**  So  1282  bei  der  Belehnnng  der  Söhne  Rudolfs  von  Habsburg  mit  Österreich 
nad  Steiermark  and  1810  bei  der  Belehnung  des  Grafen  Johann  von  Luxemburg 
mit  Böhmen.    Vgl.  Fiokbb,  112  f. 

»•  VgL  FiCEXB,  106—118.  218  ff.,  284  ff.  ••  VgL  Fiokbb,  195. 

•••  Vgl.  FiCKBE,  262  ft  "  Vgl.  FiCKBB,  264. 

*'  Vgl.  FiCKBB,  872  ff.  Die  Zahl  war  an  sich  noch  erheblich  gröBer,  aber  nur 
etwa  60  machten  Ton  ihrer  filrstlichen  Stellung  thats&ohlichen  Gebrauch. 
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Bischöfe  von  Lübeck,  Schwerin  und  Ratzeburg  galten  als  Reichsfursten 
erst,  nachdem  sie  durch  den  Sturz  Heinrichs  des  Löwen  reichsunmittelbar 
geworden  waren  *^,  während  die  Bischöfe  von  Prag  und  Olmütz,  nachdem 
ihre  Investitur  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  vom  Reiche  auf  den  König 
von  Böhmen  übergegangen  war,  nicht  mehr  als  Reichsfursten  betrachtet 
wurden^.  Die  Bischöfe  von  Gurk,  Chiemsee,  Seckau  und  Lavant  waren 
keine  Reichsfürsten,  weil  sie  die  Investitur  mit  den  Regalien  von  dem 
Erzbischof  von  Salzburg  empfingen**;  der  Bischof  von  Kanunin  nicht, 
weil  er  unmittelbar  unter  dem  Papste  stand  2®.  Im  übrigen  war  es  durch- 
aus die  Regel,  daß  alle  Bischöfe  des  Reiches  nur.  vom  König  mit  den 
Regalien  belehnt  wurden  und  demgemäß  zu  den  Reichsfürsten  zählten*'. 
Dasselbe  Kriterium,  Investitur  durch  das  Reich,  war  auch  für  die 
Reichsabteien  maßgebend*®.  Während  die  königlichen  Abteien  älterer 
Gründung  im  allgemeinen  ihre  Stellung  als  Reichsfürstentümer  bewahrt 
hatten  und  seit  Beendigung  des  Investiturstreites  zu  Scepterlehen  geworden 
waren,  gehörten  die  hinsichtlich  der  Temporalien  unter  den  Papst  ge- 
stellten abbatiae  liberae  ebenso  wenig  wie  die  landsässigen  Klöster  zu  den 
Reichsfürstentümem.  Die  Pröpste  der  KoUegiatkirohen  wurden  nicht  zu 
den  Reichsfürsten  gerechnet,  auch  da  nicht,  wo  diese  Kirchen  sich  im 
Eigentum  des  Reiches  befanden  und  die  Pröpste  die  Investitur  vom  König 
empfingen*®.  Sie  standen  eben  nicht  wie  die  Reichsäbte  unter  dem  Lehn- 
recht, sie  waren  lehnsunfahig  und  die  Investitur,  die  sie  empfingen,  war 
keine  Belehnung,  weil  sie  ohne  Mannschaft  erteilt  wurde  *°.  Xur  die 
Propstei  Berchtesgaden  gelangte  1386  zuerst  zu  einer  Reichsbelehnung 
und  galt  seitdem  als  Reichsfürstentum,  während  die  1459  in  eine  Propstei 
umgewandelte  Reichsabtei  Elwangen  im  Reichslehnsverbande  verblieb  und 
dadurch  ihren  fürstlichen  Rang  behauptete '^ 

Der  Reichskanzler  gehörte  seit  1180  als  solcher  nicht  mehr  zum 
Reichsfürstenstande,  weil  es  an  einem  Reichslehn  für  ihn  fehlte^*.  Die 
reichsfurstliche  Stellung  des  Hochmeisters  des  deutschen  Ordens  und  des 
Deutschmeisters  gehört  erst  der  folgenden  Periode  an^. 

Die  geistlichen  Fürsten  ersetzten  dem  Reiche  während  der  ersten 
zwei  Jahrhunderte  den  ihm  durch  das  Lehnswesen  mehr  oder  weniger 
entzogenen  weltlichen  Beamtenstand.  Die  Reichsabteien  wurden  von  den 
Königen  einfach  als  Eigentum  des  Reiches  behandelt'*,  und  wenn  sich 
über  die  bischöflichen  Kirchen  wegen  der  gesamten  kirchlichen  Organisation 


"  Vgl.  FiCKEB,  274  ff. 

**  Ebenso  wenig  wie  die  Bischöfe  von  Breslau  und  Ijebus,  die  in  ähnlicher  Lage 
waren.    Vgl.  Pickeb,  271 1.,  280,  282  ff. 

«*  Vgl.  PicKBB,  271,  285  ff. 

*^  Vgl.  FiCKEB,  277  ff.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  gehörte  der  Kamminer  Bi- 
schof allerdings  zu  den  Reichsfürsten. 

"  Vgl.  FiCKBE,  99  ff.,  270  ff.  *«  Vgl.  FiOKBE,  820  ff. 

««  Vgl.  Picker,  363  ff.  ^^  Vgl.  S.  386,  N.  17.    Piokbe,  366. 

"  Vgl.  FicKBE,  367.  »*  Vgl.  Pickeb,  369. 

"  Vgl.  Pickeb,  369  ff.  »♦  Vgl.  §  48. 
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nicht  iu  gleicher  Weise  willkürlich  verfügen  ließ,  so  haben  doch  die 
Könige  wiederholt  aus  eigener  Machtvollkommenheit  in  diese  Organisation 
eingegriffen,  neue  Bistümer  errichtet  und  bestehende  eingehen  lassen  oder 
verlegt**;  die  bairischen  Bistümer  wurden  dem  Herzog,  das  Bistum  Gurk 
dem  Erzbischof  von  Salzburg  unterstellt'*.  Die  reiche  Ausstattung  der 
Ueichskirchen  mit  Gütern  und  Hoheitsrechten,  seit  Otto  III.  namentlich 
mit  ganzen  Grafschaften'^,  bedeutete  keine  Entfremdung  für  das  Reich, 
weil  das  Eigentum  des  Reiches  an  dem  gesamten  Reichskirchengute  be- 
stehen blieb*®  und  die  einer  Reichskirche  übertragenen  Grafschaften  den 
Amtscharakter  bewahrten,  den  sie  als  Lehen  weltlicher  Fürsten  alsbald 
hätten  verlieren  müssen.  Die  Besetzung  der  Bistümer  und  Reichsabteien 
erfolgte  einzig  nach  dem  Willen  des  Königs,  der  entweder  das  unmittel- 
bare Ernennungsrecht  ausübte  oder,  wo  das  Recht  freier  Bischofs-  oder 
Abtswahl  durch  königliches  Privileg  bewilligt  war,  durch  entschiedene 
Kundgebung  seines  Willens  die  Wahl  zu  einer  bloßen  Form  herab- 
drückte *^  Fast  immer  war  die  Hofkapelle  die  Pflanzschule,  der  die  geist- 
lichen Fürsten  entnommen  wurden*^.  Die  Investitur  erfolgte,  ohne  Unter- 
scheidung zwischen  dem  geistlichen  Amt  und  den  mit  der  Kirche  ver- 
bundenen weltlichen  Gütern  und  Hoheitsrechteu,  durch  den  König  (nur 
in  Baiern  im  10.  Jahrhundert  durch  den  Herzog,  in  Gurk  durch  den 
Salzburger  Erzbischof)  mit  Ring  und  Stab  als  Investitursymbolen  *\  oft 
genug  nur  gegen  erhebliche  Gegenleistungen,  die  dem  Kandidaten  auf- 
erlegt wurden**.  Dem  Einsetzungsrecht  entsprechend  behaupteten  die 
Könige  auch  das  Recht  freier  Absetzung**. 

Daß  die  Kirche,  sobald  sie  zum  Bewußtsein  ihrer  selbst  gekommen 
war,  sich  gegen  diese  Zustande  auflehnen  mußte,  war  selbstverständlich. 
Der  Kampf  Gregors  VII.,  soweit  er  sich  gegen  die  Simonie,  das  Er- 
nennungsrecht des  Königs  und  die  auf  das  geistliche  Amt  hindeutenden 
Investitursymbole  wandte,  war  gerechtfertigt,  aber  der  von  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  erhobene  weitere  Anspruch,  daß  auch  die  weltlichen  Be- 
sitzungen und  Hoheitsrechte,  die  man  mit  den  Kirchen  nur  wegen  ihres 
staatlichen  Charakters  verbunden  hatte,  einfach  dem  geistlichen  Amte 
folgen  und  jedem  Einflüsse  der  Staatsgewalt  entzogen  und  demgemäß  alle 
Investituren  durch  Laien  unzulässig  sein  sollten,  war  ein  maßloser  Über- 
griff in  die  berechtigte  Machtsphäre  des  Staates.  Erst  durch  das  Wormser 
Konkordat  von  1122**  kam  es  zu  einem  billigen  Ausgleich,  der  beiden 


»»  Vgl.  Waitz.  VIL  297  f.  «*  Vgl.  ebd.  VII.  285  f. 

"  Vgl.  ebd.  Vn.  257  if.  "  Vgl.  §  48,  N.  6. 

*•  Vgl.  Waitz,  VII.  266-278.  Wo  an  einer  bischöflichen  Kirche  ein  Wahl- 
recht bestand,  wurde  dasselbe  von  den  Geistlichen  der  Kirche,  aber  unter  einer  ge- 
wii»en  Mitwirkung  des  Laienelementes,  ausgeübt. 

"  Vgl.  Waitz.  VH,  291.  *»  Vgl.  S.  887. 

*•  Vgl.  Waitz,  VH.  291  flf.  «  Vgl.  ebd.  VH.  267  f.,  297. 

"  MG.  Leg.  IL  75.  Vgl.  Bkbsslau  und  Th.  Siokbl,  i.  d.  Mitteil.  d.  österr. 
Instituts  VL  105  ff. 
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Teil'fii  gerecht  wurde,  für  das  Kelch  aher  den  dauernden  Verlust  der 
unter  ganz  anderen  Voraussetzungen  vou  den  Konigeu  ins  Werk  gesetzten 
DoUitioneu  der  Reichskirchen  zur  Folge  hatte". 

Die  verkehrte  Vermischung  der  Temporalien  und  Spiritualien  des 
geistlichen  Amtes  wurde  durch  das  Konkordat  beseitigt.  Indem  der  Papst 
dem  Könige  für  das  ganze  Gebiet  des  Kelches  die  Investitur  der  geist- 
lichen Fürsten  mit  den  „Kegalien",  d.  h.  den  zu  der  lürche  gehörigen 
weltlichen  Besitzungen  und  Hoheitsrechten,  zugestand,  erkannte  er  an, 
daß  das  geistliche  Amt  als  solches  nur  die  Kirche  und  das  unmittelbare 
Kirchengut  zu  beanspruchen  habe*®.  Andererseits  erkannte  der  König 
durch  den  Verzicht  auf  die  Investitur  mit  King  und  Stab  an,  daß  ihm 
über  die  Spiritualien  des  Amtes,  sowie  über  die  Kirche  und  das  uimilttel- 
bare  Kirchengut  keine  Verfügung  zustehe*^.  Die  Investitur  mit  den  Re- 
galien sollte  unter  dem  Symbol  des  Scepters  vor  sich  gehen  ^,  ohne  Si- 
monie (absque  omni  exactione),  aber  unter  Aufrechterhaltung  der  dem  In- 
v(>stierten  gesetzlich  oder  herkömmlich  obliegenden  Leistungen  (et  quao 
ex  his  iure  tibi  debet,  faciat).  Der  König  verzichtete  auf  jedes  Er- 
nennungsrecht; die  Besetzung  der  Bistümer  und  Reichsabteien  sollte  aus- 
schließlich durch  „canonica  electio"  und  freie  kirchliche  Konsekration 
erfolgen.  Als  Wahlkörper  fungierten  regelmäßig  die  Kapitel,  unter  Mit- 
wirkung der  gesamten  höheren  Geistlichkeit  der  Diözese  und  der  Stifts- 
ministerialen, während  dem  niederen  Klerus  und  der  Bürgerschaft  der 
Stadt  das  Recht  der  Folge  (Akklamation)  zustand.  Die  Investitur  mit 
den  Kegalien  durfte  dem  dazu  Berechtigten  nicht  verweigert  werden.  Im 
einzelnen  wurde  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  (Teutonicum  regnum) 
einerseits,  Italien  und  Bui-gund  andererseits  (ex  aliis  partibus  imperii) 
unterschieden.  In  den  beiden  letztgenannten  Reichen  sollte  die  Investitur 
sich  an  die  kirchliche  Konsekration  anschließen  und  dieser  binnen  sechs 
Monaten  folgen;  die  Legitimation  dem  Reiche  gegenüber  war  also  durch 
die  Konsekration  begründet,  eine  Prüfung  des  Wahlaktes  stand  dem 
Könige  nicht  zu.  Dagegen  sollten  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  alle 
Wahlen  von  Bischöfen  oder  Reichsäbten  in  Gegenwart  des  Königs  voU- 


••  Von  der  zahlreichen  Litteratur  über  das  Wormscr  Konkordat  und  seine 
Fol^ren  vgl,  Waitz.  VlII.  461  ff.  Hinschiub,  Kirchenrecht  IL  551—577.  Gieskbbbcht, 
Kaiaerzeit.  4,  Aufl.  III.  989  ff..  954  ff,  1224.  IV.  45  f..  65.  84  f..  486,  V.  12  f..  371  f., 
458.  501,  682  f..  686,  638.  707.  720.  Bbbkheim.  Lothar  III.  and  das  Wormser  Kon- 
kordat. Straßb.  Inang.-Diss.  1874;  Zar  Geschichte  des  Wormser  Konkordats.  1878; 
Kur  Geschichte  der  kirchl.  Wahlen,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXIV.  361  ff. 
Frikdbbbo,  ebd.  VIIL  75  ff.  Volkmab/  ebd.  XXVI.  435  ff.  Witte,  Forschungen  z. 
Geschichte  des  Wormser  Konkordats,  Gott  Inaug.-Diss.  1877.  Wolfram.  Friedrich  1. 
und  das  Wormser  Konkordat.  1883. 

*•  Vgl.  §  48,  N.  12.  14. 

^^  Von  der  königlichen  Machtvollkommenheit  warde  außerdem  alles,  was  zu 
dem  päpstlichen  Stuhle  selbst  gehörte  (quae  ad  Romanam  ecdetiam  perümere  not- 
cMHfHr, —  pojtjttmoHet  et  reffalia  *.  PefnJ,  ausgenommen. 

*•  Vgl,  S.  387  f. 
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zo^eu  werden,  d.  h.  dem  Könige  sollte  durch  rechtzeitige  Anzeige  von  der 
bevorstehenden  Wahl  Gelegenheit  gegeben  werden,  durch  persönliche 
Anwesenheit  oder  Entsendung  von  Stellvertretern  oder  durch  sonstige 
Äußerung  seiner  Wünsche  auf  die  Wahl  einzuwirken.  Bei  zwiespältigen 
Wahlen  sollte  der  König  unter  Mitwirkung  des  Metropoliten  und  der 
Sufiraganbischöfe  der  betreffenden  Provinz  das  Recht  der  Entscheidung 
ausüben^*.  Immer  aber  sollte  auf  die  Wahl  zunächst  die  Investitur  und 
erst  nach  dieser  die  Konsekration  erfolgen.  Die  Prüfung  der  Recht- 
mäßigkeit der  Wahl  wiu'de  also  in  Deutschland  als  Sache  des  die  In- 
vestitur erteilenden  Königs,  in  Italien  und  Burgund  als  Sache  der  die 
Konsekration  erteilenden  kirchlichen  Behörde  hingestellt^. 

W^ährend  die  Kirche  die  Zugeständnisse  des  Königs  als  dauernde, 
jeden  Nachfolger  bindende  auffaßte,  suchte  sie  denen  des  Papstes  später 
wiederholt  den  Charakter  einer  bloß  persönlichen  Konnivenz  gegen  Hein- 
rich Y.  beizulegen.  Lothar  III.  hatte  Mühe^  bis  es  ihm  gelang,  die  Be- 
stätigung des  Konkordates  auszuwirken  ^^  Unter  den  stautischen  Kaisern 
hat  die  Kirche  mehrfach  den  Versuch  gemacht,  sich  über  das  Konkordat, 
das  nicht  wieder  ausdrücklich  erneuert  wurde,  hinwegzusetzen^^,  wie  um- 
gekehrt Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.  ihrerseits  mehrfach  in  die  frühere 
Willkür  gegenüber  den  geistlichen  Fürsten  zurückfielen.  Im  großen  und 
ganzen  hat  aber  das  Wormser  Konkordat  die  dauernde  Grundlage  für 
das  spätere  Mittelalter  abgegeben.  Von  der  Anwesenheit  des  Königs  bei 
den  W^ahlen  und  von  einer  Entscheidung  desselben  bei  zwiespältigen 
Wahlen  ist  zwar  seit  Philipp  und  Otto  IV.  keine  Rede  mehr  gewesen, 
die  Könige  beschränkten  sich  darauf,  den  Kapiteln  ihre  Wünsche  mit- 
zuteilen und  überließen  die  Entscheidung  bei  Wahlstreitigkeiten  dem 
Papste.  Aber  daran,  daß  die  deutschen  Bischöfe  die  Investitur  vor  der 
Konsekration  zu  empfangen  hätten,  wurde  auch  später  seitens  des  Reiches 
festgehalten**.  Die  durch  Friedrich  I.  herbeigeführte  Einordnung  der 
Stellung  der  geistlichen  Fürsten  in  den  Rahmen  des  Reichslehnrechts 
hatte  den  Zweck,  die  aus  dem  Investiturstreit  noch  übrig  gebliebenen 
Rechte  des  Reiches  wenigstens  in  dieser  Form  zu  festigen  und  nach 
Möglichkeit  zu  erweitern**. 

*^  Der  Wortlaut  des  Konkordates  läßt  es  zweifelhaft,  ob  die  Bischöfe  dabei  bloß 
eine  beratende  oder  entscheidende  Stimme  haben  sollten. 

^^  Die  der  Konsekration  vorangehende  Investitur  hatte  also  weder  die  ihr  ge- 
wöhnlich beigelegte  Bedeutung  eines  liberum  veto  gegen  mißliebige  Wahlen,  noch 
war  sie,  wie  Wolfram  will,  eine  Anerkennung  des  Obereigentums  des  Kelches  an 
dem  Beichskirchengute.  Die  letztere  lag  schon  in  der  Notwendigkeit  der  Investitur 
ausgesprochen,  mochte  dieselbe,  wie  in  Deutschland,  vor  oder,  wie  in  Burgund  und 
Italien,  nach  der  Konsekration  stattfinden. 

'^  Die  Bestätigung  erfolgte  1133.  Vgl.  Jafp^,  Bibliotheca  rerum  Germanicarum 
V.  522. 

^*  Vgl.  u.  a.  HiNBCHias,  a.  a.  O.  571. 

^^  Vgl.  Ssp.  lU.  59,  §  1.  HiNSCHius,  a.  a.  U.  576.  RoDBNBBaa,  i.  d.  Histor. 
Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waitz,  233. 

"  Vgl.  S.  383,  886  N.  17,  388,  403  f.,  ferner  §  48  zu  den  Noten  13—17. 
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Unter  deu  weltliühi'ii  Fürsten  nahmen  die  StamQie8her/.oge,  Mark- 
grafen, Pfalzgrafen  und  Landgrafen  eine  eigentümliche  »Stellung  ein. 
Von  den  beiden  erstgenannten  wird  bei  der  Darstellung  der  Territorial- 
verfassung (§  50)  zu  reden  sein. 

Die  Herkunft  und  Bedeutung  des  deutschen  Pfalzgrafenamtes  *^  wird 
am  besten  verstanden ,  wenn  man  die  italienischen  Einrichtungen  zur 
Vergleichung  heranzieht.  In  Italien  hat  sich  das  karolingische  Pfalz- 
grafenamt bis  auf  Heinrich  II.  in  wenig  veränderter  Gestalt  erhalten  •*'*. 
Es  gab  immer  nur  einen  einzigen  Pfalzgrafen  für  Italien,  der  bei  An- 
wesenheit des  Königs  als  Gehilfe  desselben  im  Hofgericht,  namentlich  als 
stellvertretender  Richter  für  den  König,  in  Funktion  trat.  Seine  Stellung 
war  wesentlich  dieselbe  geblieben,  namentlich  war  er  ausschließlich  Hof- 
beamter. Bei  Abwesenheit  des  Königs  ruhte  sein  Dienst;  was  von  Pfalz- 
grafengerichten bei  Abwesenheit  des  Königs  berichtet  wird,  ist  von  der 
eigenen  Gerichtsbarkeit  der  regelmäßig  mit  Grafschaften  belehnten  Pfalz- 
grafen zu  verstehen  ^^  Dagegen  übten  vom  10.  bis  zum  13.  Jahrhundert 
die  staudigen  Königsboten,  die  wohl  in  Anknüpfung  au  das  in  Verfall 
geratene  Königsbotenamt  der  Karolinger  von  Otto  I.  in  Italien  eingeführt 
worden  sind,  eine  regelmäßige  reichsgerichtliche  Thätigkeit  innerhalb  des 
ihnen  überwiesenen  Sprengeis,  sie  waren  delegierte  Richter,  die  wie  die 
alten  Königsboten  den  abwesenden  König  in  allen  diesem  nicht  aus- 
drücklich vorbehaltenen  Fällen  der  streitigen  wie  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit zu  vertreten  hatten  ^^.  In  den  Diplomen  der  Ottonenzeit  wurde 
ihre  Thätigkeit  als  eine  gleichsam  „pfalzgräfliche"  bezeichnet**. 

Auch  die  beiden  Kammerboten  (camerae  uuntii)  Erchanger  und 
Berchtold,  die  als  die  letzten  Reste  des  Königsbotenamtes  in  Deutschland 
unter  Konrad  L  in  Schwaben  erscheinen®^,  begegnen  urkundlich  unter 
der  Bezeichnung  als  Pfalzgrafen  ^^  Das  Amt  des  Hofpfalzgrafen  hat 
sich  in  Deutschland  nicht  erhalten;  der  Pfalzgraf  von  Metz  war  wohl  ein 
Burggraf  mit  dem  bloßen  Pfalzgrafentitel**,  während  die  seit  Otto  1.  vorkom- 
menden vier  Pfalzgrafen  (comites  palatini)  von  Lothringen,  Sachsen,  Baiern 


«^^  Vgl.  Waitz,  V.  77.  VII.  167  ff.    Pfaff,  Geschichte  des  Pfalzgrafenamtes,  1847. 

^^  Vgl.  FicKSB,  Forschungen  z.  Reichs-  u.  Kechtsgescbichte  Italiens  1.  312  ff. 

"  Vgl.  FicKSB,  a.  a.  O.  818  f.  Auch  zu  Pavia  hat  es  kein  ständiges  Pfalz- 
gcricht  gegeben.  Die  zahlreichen  Zeugnisse  pfolzgräflioher  Gerichtsbarkeit  in  Pavia 
beziehen  sich  sämtlich  auf  Fälle,  wo  die  Könige  in  dieser  besonders  beliebten  Pfalz 
Aufenthalt  genommen  hatten. 

^^  Vgl.  FiCKEB,  Forschungen  II.  12  ff.    Die  ältesten  Beispiele  sind  von  962. 

••  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  347  (967):  Mandamus  tibi,  quaienus,  n  inier  hv 
mines  in  comiiaiu  Mediolanensis  aliqua  inientio  orta  fuerit  de  quämscumque  ccmti^^ 
noster  inde  missus  existas  ita  dijfinihendum  ^  tamquam  si  ante  nottram  vel  nosfri 
comitis  palatii  j)resentiam  factum  fuisset.  Vgl.  ebd.  Nr.  239  (962).  248  (962).  374 
(969).  416  (972).     FiCKBB,  II.  316. 

•<»  Ekkehard,  casus  St.  Galli  c.  11  f. 

•»  Vgl.  Waitz,  VII.  167.  N.  2.  3.  176.    MG.  Dipl.  reg.  Konr.  1.  Nr.  11  (912). 

"  Vgl.  Waitz,  Vll.  167  f. 
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und  Schwaben,  die  übrigens  außerdem  noch  mit  verschiedenen  (rrafschaften 
belehnt  waren,  den  von  demselben  Kaiser  in  Italien  eingeführten  standigen 
Königsboten  entsprochen  zu  haben  scheinen.  Das  Amt  wurde  wohl  als 
ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  das  Stammesherzogtum  errichtet  und 
hatte  den  Zweck,  für  die  Wahrnehmung  der  königlichen  Interessen  in 
den  Herz(^tümern,  namentlich  in  betreflf  der  Krongüter  und  der  Rechts- 
pflege, zu  sorgen.  Die  Pfalzgrafen  von  Schwaben  (später  Pfalzgrafen  von 
Tübingen)  haben  es  nie  zu  einer  hervorragenden  Stellung  gebracht •*'', 
ebensowenig  die  von  Baiern,  die  in  die  Abhängigkeit  vom  Herzog  ge- 
rieten, bis  sie  1180  selbst  das  Herzogtum  erwarben**;  seitdem  hatte 
Pfalzbaiem  (Regensburg)  überhaupt  keine  selbständige  Bedeutung  mehr, 
während  die  später  begegnenden  Pfalzgrafen  von  Kärnthen,  Ortenburg 
und  Kraiburg  nur  den  Titel  führten  •*.  Die  sächsische  Pfalzgrafschaft 
scheint  schon  früh  eine  Teilung  erfahren  zu  haben.  Während  der  terri- 
toriale Besitz  den  Namen  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  behielt  und  als 
selbständiges  Reichsfürstentum  1190  mit  der  Landgrafschaft  Thüringen, 
dann  samt  dieser  1247  mit  der  Markgrafschaft  Meißen  unter  den  Wet^ 
tinem  und  endlich  1422,  nach  dem  Aussterben  des  Sachsen- Wittenber- 
gischen Hauses,  auch  mit  dem  Herzogtum  Sachsen  verbunden  wurde'*', 
bestand  schon  unter  Heinrich  II.  ein  pfalzgräfliches  Gericht,  wie  es 
scheint,  zu  Magdeburg'^,  das  später  in  die  Hände  des  Erzbischofs  und 
von  diesem  1269  mit  der  Burggrafschaft  von  Magdeburg  an  den  Herzog 
von  Sachsen  kam;  der  letztere  führte  seitdem  das  pfalzgräfliche  Wappen 
und  wurde  1856  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  seitens  Karls  IV.  durch 
die  sogenannte  sächsische  Goldene  Bulle  ausdrucklich  als  Inhaber  der 
Pfalzgrafschaft  Sachsen  anerkannt*^     Man  darf  vermuten,  daß  sich  das 

•'  Vgl.  L.  ScHMiD.  Pfalzgrafen  von  Tübingen.  1858.  C.  F.  Stalin,  Wirtemberg. 
(lesrhichte  IL  653.    P.  F.  Stalin,  Geschichte  Würtembergs  I.  226  f.,  421  f. 

•*  Vgl.  Wittmann,  Die  Pfalzgrafen  von  Baiern,  1877.  Riüzlbr,  Geschichte 
Baierns  I.  747  f. 

•*  Vgl.  FiOKER,  ReiohsfllnitenRtand  198  f. 

••  Vgl.  GxBVAis,  Geschichte  der  Pfalzgiafen  von  Sachsen,  i.  d.  Neuen  Mittei- 
Inngen  des  thür.  sächs.  Vereins,  IV.— VI. 

•'  Heinrich  11.  verlieh  1009  dem  Erzstifl  zu  Magdeburg  nostrum  regalem  hannum 
»uper  omnes  eiiudem  episcopi  profrietafen  t»  Duringia  neu  in  cae/eru  quihuseunque 

regumihu»  nttu, ea  quoque  ratione,  ut  omnium  comitum  rantt'odictione  remota, 

praescripi4ie  aeeclettiae  advoeatun  inihi  placitum  ad  legen  et  iusHHM  faciendas  haheat, 
ei  sif  quod  (xbsif,  isdem  culvocatus  aliquid  ibi  iniuste  aut  praemmptuose  contra  legem 
fecerit,  in  nostro  palaiino  coUoquio  id  dedueatur  ihique  iuito  examine  diffiniatuf' 
Vgl.  Zeitschr.  f.  Archivkunde  I.  159.  Daß  sich  das  Pfalzgericht  schon  damals  in 
Magdeburg  befand,  geht  ans  dieser  Urkunde  allerdings  nicht  hervor,  wird  aber 
wenigstens  fBr  die  spatere  Zeit  durch  die  bereits  sagenhaft  gestalteten  Bemerkungen 
des  Sachs.  Weichbildrechts  c.  12—15  (Rechtsbuch  von  der  Gerichtsverfassung  c.  7—9) 
bezeugt  DaB  übrigens  der  Pfalzgraf  nicht  bloß  dem  Pfalzgericht,  sondern  auch  der 
Krongutsverwaltnng  vorgesetzt  war,  wird  .durch  eine  Urkunde  Heinrichs  II.  von 
1012  für  die  Mersebnrger  Kirche  (a.  a.  <).  161  f.)  bestätigt. 

••  Vgl.  Eichhorn.  St.-  u.  RG.  II.  369.  III,  70.  Histof.  Zeitschrift,  N.  F.  I.  356. 
BömcEB,  Regesten  Karls  IV.,  her.  von  Hübkb,  1856,  27.  Dezember. 
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Reichsvikariatsrpcht  des  Herzogs  von  Sachsen  (S.  467)  auf  diese  Pfalz- 
grafschaft gründete,  während  die  territoriale  Pfalzgrafschaft  nur  mit  den 
gräflichen  Rechten  ausgestattet  war. 

Weitaus  den  ersten  Platz  unter  den  vier  Pfalzgrafen  nahm  der  von 
TiOthringen  ein,  dessen  Amt  schon  durch  die  Anknüpfung  an  die  Kaiser- 
pfalz zu  Aachen  als  das  vornehmste  erscheinen  mußte  ••.  Die  außer- 
ordentlich häufige  urkundliche  Erwähnung  desselben  unter  den  Begleitern 
des  Königs  bis  über  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  hinaus  legt  die  Ver- 
mutung nahe,  daß  seine  Stellung  ursprünglich  einen  hofamtlichen  Charakter 
getragen  hat  und  wohl  als  eine  Fortsetzung  des  alten  Hoipfalzgrafen- 
amtes  anzusehen  ist.  Auch  nachdem  sich  die  Pfalzgrafschaft,  die  später  in 
der  Regel  als  die  rheinische  oder  Pfalzgrafschaft  bei  Rhein  bezeichnet  wurde, 
zu  einer  bedeutenden  territorialen  Macht  (namentlich  seit  1156)  entwickelt 
und  infolgedessen  ihren  Mittelpunkt!  von  dem  ursprünglichen  Amtssitze 
Aachen  nach  Heidelberg  verlegt  hatte,  blieb  ihr  doch  der  Charakter  eines 
hervorragenden  Reichsamtes  gewahrt.  Wieviel  davon  auf  das  frühere 
Hofamt  oder  die  missatische  Gewalt  der  Pfalzgrafen  zurückzuführen  und 
wieviel  auf  späterer  Entwickelung,  namentlich  seit  dem  Interregnum, 
beruht,  läßt  sich  nicht  mehr  feststellen.  Am  frühesten  ist  das  Erztruch- 
seßamt  des  Pfalzgrafen  (S.  470)  bezeugt.,  aus  dem  dann,  wie  wir  gesehen 
haben  (S.  457),  die  kurfürstliche  Würde  desselben  hervorgegangen  ist. 
Die  Stellung  des  Hofpfalzgrafen  im  königlichen  Hofgericht,  verbunden 
mit  der  delegierten  Gerichtsbarkeit  eines  ständigen  Königsboten,  ließ  ihn 
als  den  gegebenen  Richter  in  fiskalischen  Prozessen,  später  selbst  als  den 
verfassungsmäßigen  Richter  über  den  König  und  als  Reichsvikariatsricht^r 
bei  Thronerledigung  erscheinen,  nur  die  Konkurrenz  des  sächsischen  P&lz- 
grafen  mag  ihm  hier  schon  früh  eine  Grenze  gezc^en  haben.  Von  dem 
Reichsvikariatsgericht  zu  dem  vollen  Reichsvikariat  war  nur  ein  Schritt. 
Kein  Wunder,  daß  der  verfassungsmäßige  Reichsvikar  dann  auch  bei  vor- 
übergehender Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Königs  in  erster  Reihe 
die  Übertragung  der  Reichsverweserschaft  beanspruchte  oder  dieselbe  doch 
als  sein  natürliches  Recht  in  allen  Fällen,  wo  kein  besonderer  Reichs- 
venveser  bestellt  worden  war,  betrachtete"^. 

Während  das  bisher  erörterte  Pfalzgrafenamt  in  seinen  Anfangen 
noch  durchaus  in  karolingischen  Einrichtungen  wurzelte,  war  das  spatere 
Hofamt  des  Hofpfalzgrafen  (comes  sacri  palatii,  s.  sacri  palatii  Latera- 
nensis)  im  wesentlichen  eine  Neuerung  Karls  IV.,  und  zwar  zunächst  für 
Italien,  wo  an  gewisse  Reste  der  Pfalzgrafschaft  und  des  ständigen  Königs- 
bot-enamtes  angeknüpft  wurde  ^^    Karl  hat  das  Amt  dann  auch  in  Deutsch- 


^*  Vgl.  Schmitz,  Geschichte  der  lothringischen  Pfalzgrafen»  Bonn.  Inaag.-Diss, 
1878.    HÄUS8BB,  Geschichte  der  rheinischen  Pfalz  I.  88  ff.,  110  ff. 

'^  Über  alle  diese  Dinge  vgl.  S.  465  ff. 

'^  Vgl.  FiOKKB,  Fordchnogen  U.  66^118.  Eichborn,  St  u.  RG.  III.  887  f. 
PTBFFiNaBB,  Vitriarlns  illustratas  III.  118  ff.,  260. 
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liuid  eiiigetührt,  wo  dasi^elbe  in  seiner  vorwiegenden  Beziehung  auf  ita- 
lienische und  rumischrechtliche  Einrichtungen  zwar  zunächst  keinen  rechten 
Boden  fand,  sich  dann  aber  gleichwohl  fest  eingebürgert  und  der  Auf- 
nahme des  rumischen  Rechts  nicht  wenig  vorgearbeitet  hat.  Zu  den  in 
seiner  Vollmacht  (comitiva)  enthaltenen  Amt«obliegenheiten  des  Hofpfalz- 
grafen gehörten  gewisse  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
(legitimatio  per  rescriptum  principis,  restitutio  famae,  Adoptionen,  Eman- 
zipationen, Vormundschaften,  Testamente),  ferner  verschiedene  königliche 
Gnadenakte  (Adels- und  Wappenbriefe,  Gewährung  des  Rechts  zur  Erteilung 
akademischer  Würden,  Ernennung  zum  petita  laureatus  u.  dgl.),  endlich 
die  Ernennung  königlicher  Notarien '^. 

Die  rechtliche  Bedeutung .  der  Landgrafschaften  läßt  sich  nur  er- 
kennen, wenn  man  sich  auf  die  zuerst  unter  Lothar  III.  bezeugten,  wahr- 
scheinlich aber  auch  schon  unter  Heinrich  V.  vorhanden  gewesenen  Land- 
grafschaften von  Thüringen  und  dem  Ober-  und  Unterelsaß  beschränkt 
und  von  den  auf  späterer  Entwickelung  oder  bloßem  Titel  beruhenden 
jüngeren  Landgrafschaften  ganz  absieht^'*.  So  führten  die  Landgrafen 
von  Hessen  den  Titel  als  Erben  der  1247  ausgestorbenen  Thüringer  Land- 
grafen'*», obwohl  die  Landgrafschaft  Thüringen  an  die  Markgrafen  von 
Meißen  aus  dem  Wettiner  Hause  gekommen  war'^*.  Ebenso  haben  nach 
dem  Ausgange  der  Herzöge  von  Schwaben  und  Zähringen  verschiedene 
schwäbische  Grafen  (z.  B.  die  Landgrafen  von  Thurgau)  den  Landgrafen- 
titel angenommen^*.  Nur  die  Landgrafen  im  bairischen  Nordgau  (als 
Reichsaftervassallen  die  Landgrafen  von  Leuchtenberg)  können  vielleicht 
noch  als  wahre  Landgrafen  angesehen  werden,  haben  aber  später  nur 
noch  die  Bedeutung  einer  territorialen  Gewalt.  Die  Landgrafen  (comites 
provinciales)  viraren  Grafen,  die  unabhängig  von  ihrer  Grafschaft  in  einem 
größeren  Sprengel  mit  der  Wahrung  des  Landfriedens,  dem  Vorsitz  in 
den  Landfriedensgerichten  und  der  Handhabung  dos  Geleitsrechtes  betraut 


'*  Die  letztgenannte  Befugnis  stammte  aus  dem  Pfalzgrafenamt  und  war  auch 
nach  dem  Untergänge  des  letzteren  in  dem  Hause  des  letzten  Pfalzgrafen  mitsamt 
dem  Pfalzgrafentitel  (Pfalzgrafen  von  Jjomello)  bestehen  geblieben.  Später  wurde 
in  den  Händen  der  Vögte  von  Lucca  und  der  Grafen  von  liavagna  beides  mit  der 
missatischen  Gewalt  verbunden.    Vgl.  übrigens  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  239. 

"  Vgl.  Waitz,  VII.  56  ff.  ScHBKK  zu  ScHWBiNSBBEG,  Beiträge  zur  Frage  nach 
der  Landgrafschaft,  Forsch,  z.  deutschen  Geschichte  XVI.  525  ff.  Franck,  Die  Land- 
grafschaften des  heil.  röm.  Reiches,  1873. 

'^'  Dieselben  hatten  die  Grafschaft  Hessen  1122  durch  Erbgang  erworben. 

^*  Ähnlich  verhielt  es  sich  mit  den  Herzögen  von  Zähringen,  Teck  und  Limburg 
und  den  Markgrafen  von  Baden  (als  Nachkommen  des  Markgrafen  Hermann  von 
Verona). 

"  Hier  handelte  es  sich  vornehmlich  um  Grafen,  welche  die  gräfliche  Gerichts- 
barkeit noch  in  ihrem  ehemaligen  Umfange  behauptet  hatten,  obwohl  die  Landes- 
hoheit zum  Teil  von  anderen  erworben  war.  Mit  Unrecht  glauben  Waitz  und 
Fbahck  gerade  in  diesen  Entartungen  das  wahre  Wesen  der  Tjandgrafschaften  zu 
erkennen. 
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waren  ^^,  Da  alles  dies  in  den  Stammesherzogtümern  Aufgabe  der  Herzöge 
war,  so  kamen  Landgrafen  nur  in  den  keiner  Herzogsgewalt  unterworfenen 
Gebieten  vor.  Die  Landgrafschaft  im  Nordgau,  falls  sie  eine  wahre  Land- 
grafschaft war,  würde  sich  dann  aus  einer  Loslösung  des  Nordgaues  von 
dem  Herzogtum  Baiem  erklären.  Eine  der  landgraflichen  ähnliche  Stellung 
scheint  der  Würzburger  Bischof  in  Ostfranken  eingenommen  und  darin 
später  den  Rechtstitel  für  sein  angebliches  Herzogtum  gefunden  zu  haben. 
Die  von  Karl  dem  Großen  für  die  Krongüter  eingeführte  Verwal- 
tungsorganisation ^^  befand  sich  in  vollem  Verfall,  da  die  Gut^bestande 
der  Domänenämter  (fisci)  durch  Schenkungen,  Verpfandungen,  Verlei- 
hungen und  widerrechtliche  Entziehungen  so  geschmälert  waren,  daß  ihre 
Trümmer  den  früheren  Beamtenorganismus  nicht  mehr  ertrugen '®.  Dazu 
kam,  daß  seit  dem  12.  Jahrhundert  der  eigene  Wirtschaftsbetrieb  fast 
ganz  aufhörte,  wodurch  die  Beamten  vorwiegend  auf  Rechnungs-  und 
Einnehmergeschäfte  beschränkt,  die  eigentlichen  Wirtschaftsbeamten  aber 
überflüssig  wurden.  Die  den  Domänenänitem  (fisci)  von  Karl  dem  Großen 
zur  Aufsicht  und  zugleich  zur  Handhabung  der  niederen  Gerichtsbarkeit 
vorgesetzten  Amtmänner  (iudices),  jetzt  meistens  „Schultheißen"  oder 
„Vögte"  genannt,  erhielten  sich  nur,  wo  sich  ihr  Amtssitz  zu  einer  Stadt 
erweitert  hatte,  während  auf  dem  platten  Lande  ihre  Befugnisse  in  die 
Hände  der  Meier  übergingen,  die  durch  die  allmähliche  Erweiterung  der 
einzelnen  Höfe  zu  Dörfern  aus  bloßen  Hofvorstehern  zu  Dorfschultheißen 
mit  Centgerichtsbarkeit  geworden  waren.  Die  Reiohswälder  standen  unter 
Förstern,  denen  Forstmeister  oder  Forstgrafen  (meistens  vom  Reiche  mit 
ihrem  Amte  belehnt)  vorgesetzt  waren.  Die  Einsetzung  einer  höheren 
Verwaltungsinstanz  nach  Art  der  karolingischen  Amtmänner  wurde  erst 
wieder  üblich,  als  die  Umbildung  der  Immunitäten  zu  gnmdherrlichen 
Grafschaften  aufkam^®.  Nun  wurde  überall,  wo  größere  Krongutsbestande 
in  der  Nähe  vereinigt  waren,  oder  wo  der  König  das  Recht  besaß,  für 
die  Besitzungen  einer  Kirche  den  Vogt  zu  ernennen,  zu  der  Einrichtung 
von  Reichsvogteien  geschritten,  am  frühesten  in  Zürich,  wo  die  dortigen 
Pfalzgüter  mit  den  ausgedehnten  Besitzungen  der  Reichsabtei  Fraumünster 
und  der  Reichspropetei  Großmünster  (St.  Felix  und  Regula)  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  zu  einer  bedeutenden  Reichs- 
vogtei,  seit  dem  zehnten  Jahrhundert  auch  die  freien  Leute  vom  Zürich- 
berge umfassend,  vereinigt  wurden ^^.     Die  Reichsvögte   waren   mit  der 


^^  Von  diesen  Ijandfriedensgerichten ,  die  regelmäßig  auch  mit  einer  gewissen 
Civilgerichtsbarkeit  verbunden  waren,  wird  bei  der  Darstellung  der  Gerichtsverfassung 
zu  handeln  sein. 

"  Vgl.  S.  191. 

''  Über  das  Folgende  vgl.  u.  a.  Lamprbcht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  I.  726  ff. 
Maubvb,  Fronhöfe  II.  489  ff.    Loebsoh,  Ingelheimer  Oberhof,  S.  LXXin  ff. 

"  Vgl.  S.  379. 

'*  Vgl.  V.  Wtss,  Die  Reichsvogtei  Zürich,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht 
XVII.  3  ff.    Die  Stiftsvogtei  von  St.  Gallen  wurde  durch  Friedrich  I.  f&r  das  Reich 
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Oberverwaltung?  der  Krongüter  und  der  Handhabung  der  graflichen 
Gerichtsbarkeit,  auf  Reichsgütern  überhaupt  mit  der  Wahrnehmung  der 
Grafschaftsrechte,  betraut.  Soweit  dieselben  dem  Herrenstande  ange- 
hörten und  mit  ihrem  Amte  belehnt  waren,  zählten  sie  als  „Burg- 
grafen" zu  dem  älteren  Reichsfürstenstande®*.  In  der  Regel  wurden 
aber  die  Reichsvögte  nur  auf  Widerruf  und  ohne  Verbindlichkeit  für 
den  Thronfolger  angestellt,  meistens  auch  nur  Ministerialen  bedacht,  so 
daß  der  Amtscharakter  gewahrt  blieb.  Die  Ausbildung  des  Städtewesens 
hatte  dann  vielfach  die  Trennung  der  Reichsvogteien  in  Stadt-  und  Land- 
vogteien  zur  Folge  ®2.  Während  die  Reichsvogteien  in  den  Städten  vielfach 
verschwanden,  indem  die  Gemeinden  die  Vogtei  selbst  erwarben,  nahmen 
die  Reichsland vogteien  seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  einen  neuen 
Aufschwung®*.  Die  von  Rudolf  I.  ins  Werk  gesetzte,  von  seinen  Nach- 
folgern weiter  geförderte  Revindikation  der  seit  1245  abhanden  gekommenen 
Reichsgüter  und  Reichslehen  ließ  eine  feste  Ordnung  der  Verwaltung 
und  Aufsicht  als  dringendstes  Bedürfnis  erscheinen.  So  kam  es,  namentlich 
unter  Albrecht  I.,  zu  der  Plrrichtung  der  großen  Landvogteien  von  Ober- 
und  Niederschwaben,  Ober-  und  Niederelsaß,  Wetterau,  Nürnberg  und 
Rotenburg  a.  d.  Tauber.  In  Norddeutschland,  wo  der  Krongüterbestand 
zu  gering  war,  sah  man  von  der  Bildung  eigener  Landvogteien  ab;  die 
wenigen  hier  vorhandenen  Reichsgüter  wurden  der  Aufsicht  und  Ver- 
waltung einzelner  Fürsten  anvertraut.  Den  Landvögten  (iudices  s.  ad- 
vocati  provinciales)  wurden  nicht  nur  die  Reichsgüter  und  Einnahmen,  son- 
dern auch  die  Reichslehen  und  die  von  der  Auflösung  der  Gauverfassung 
übrig  gebliebenen  Trümmer  ehemaliger  Grafschaften  unterstellt.  Hier  walteten 
sie  als  Grafen,  aber  nur  kraft  ihrer  Bestallung  als  Reichsbeamte,  nicht 
kraft  eigenen  Rechts.  Vielfach  wurden  die  Landvögte  auch  zu  Land- 
friedenshauptleuten ernannt,  doch  scheint  dies,  entgegen  der  herrschenden 
Ansicht,  zu  dem  Amte  der  Landvögte  nicht  notwendig  gehört  zu  haben  ^*. . 
Im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  lösten  sich  die  Landvogteien,  nachdem 
sie  ihren  Boden  völlig  verloren  hatten,  wieder  auf. 

erworben  und  hieß  seitdem  Reichsvogtei,  obgleich  sie  sich  nur  auf  stiftischc  Gfltcr 
bezog.    Vgl.  V.  Wy8b,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  XVIII.  168. 

'*  Vgl.  FicKBB,  Reichsfürstenstand  82. 

•'  So  u.  a.  bei  der  Reichsvogtei  in  Zürich,  von  der  unter  Friedrich  IL  verschie- 
dene, zum  Teil  später  von  der  Stadt  erworbene  Landvogteien  abgezweigt  wurden. 
Die  Landvogtei  Uri  be&nd  sich  vorübergehend  im  Besitz  des  Grafen  Rudolf  von 
Habsburg,  später  wurde  sie  von  Beamten  verwaltet. 

'^  Vgl.  Tbusgh,  Die  Reichslandvogteien  in  Schwaben  und  Elsaß  zu  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts,  Bonn.  Inaug.-Diss.  1880.  Küster,  Das  Reichsgut  in  den  Jahren 
1271—1818,  Jieipz.  Inaug.-Diss.  1888,  S.  17  ff.,  78—85.  Böhmbb,  Die  Reichsland- 
Vögte  in  der  V^etterau,  i.  d.  Archiv  f.  hess.  Qescb.  I.  887  ff.  Eichhorn,  St.  u.  RG. 
II.  401.  P.  F.  StAlin,  Gesch.  Württembergs  L  720.  Schenk  zu  Schweinsbero, 
a.  a.  0.    WippBRMANN.  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XVI.  68  f. 

^  Vgl.  Wynekbn,  Die  Landfrieden  in  Deutschland  von  Rudolf  I.  bis  Heinrich  VII., 
G5tt  Inaug.-Diss.  S.  64  ff.  Teusoh,  a.  a.  0.  29  f.,  56  ff.  Als  Ijandfriedensbauptleute 
wurden  die  Landvögte  zuweilen  auch  Landgrafen  genannt. 
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§.  46.  Der  Keichstag^  Die  alte  Verbindung  des  Ueichstagos 
mit  der  allgemeinen  Heeresversammlung  (S.  145)  war  mit  dem  Wesen 
des  Lehnsstaates  und  der  Feudalmiliz  unvereinbar.  Nur  noch  zuweilen, 
wenn  es  sich  um  Kriegszüge  handelte,  welche  die  Einsetzung  der  gesamten 
V'olkskraft  notwendig  machten,  hielten  die  Geschichtschreiber  es  für  er- 
wähnenswert, daß  auch  das  versammelte  Heer  seine  Zustimmung  aus- 
gesprochen habe  \  Seit  Ende  des  10.  Jahrhunderts  ist  davon  keine  Rede 
mehr.  Der  Reichstag  des  Mittelalters  ist  aus  der  Notabeinversammlung 
hervorgegangen,  die  schon  unter  den  Karolingern  den  eigentlichen  Schwer- 
punkt des  Reichstages  gebildet  hatte.  Von  den  gewöhnlichen  Hoftagen, 
wie  sie  die  Könige  zu  den  vier  hohen  Jahresfesten  oder  Hochzeiten  (Weih- 
nachten, Ostern,  Pfingsten,  Marien  Geburt)  regelmäßig  um  'sich  ver- 
sammelten', sind  die  eigentlichen  Reichstage,  obwohl  auch  sie  zunächst 
nur  der  erweiterte  königliche  Hof  waren,  zu  unterscheiden.  Geschäfte 
von  geringerer  Bedeutung  oder  bloß  provinzieller  Natur  wurden  auch  auf 
den  kleineren  Hoftagen  erledigt,  wo  es  sich  aber  um  des  ganzen  Reiches 
Nutz  und  Frommen  handelte,  erging  die  Ladung  an  die  Gesamtheit  der 
Fürsten  aus  allen  Teilen  des  Reiches.  Darum  hieß  der  Reichstag  ffeneralis 
oder  wiiversalis  conventusj  generale  coUoquhim  ("mhd.  spräche),  später  citria 
generalis,  universalis^  regalis,  soUemnis  *,  coUoquium  curiale.  Zuweilen  wur- 
den auch  die  italienischen  Fürsten  zu  deutschen,  die  deutschen  zu  italie- 
nischen Reichstagen  geladen,  um  dort  über  Angelegenheiten  ihrer  Heimat 
zu  verhandeln*,  im  allgemeinen  wurde  aber  die  Trennung  der  beiden 
Reiche  auch  hinsichtlich  der  Reichstage  festgehalten  ^\  Auch  die  Reichs- 
tiige  wurden  mit  Vorliebe  an  die  großen  Jahresfeste  angeknüpft,  doch 
lag  hier  alles  im  Belieben  des  Königs. 

Ursprünglich  war  es  diesem  überhaupt  anheimgegeben,   ob  er  mit 

*  Waitz,  vi.  312—354.    Giesbbrecht,  I.  283.   IT.  69  f.     Güba,  Der  deutsche 
-  Reichstag  i.  d.  Jahren  911—1125,  Hist.  Stadien  XII.  1884.    Wacker,  Der  Reichstag 

unter  den  Hohenstanfen ,  ebd.  VI.  1882.  H.  Ehbbnbbbo,  Der  deutsche  Reichstag  i. 
d.  Jahren  1273—1378,  ebd.  IX.  1883.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte  des  deutschen 
Reichstags  im  Zeitalter  des  Eönigtnms,  i.  d.  Mittel!,  d.  österr.  Instituts,  Ergänzungs- 
band I.  FicKBB,  Fürstliche  Willebriefe  und  Mitbesiegelnngen  ebd.  III.  1—62.  Lam- 
PRBCHT,  Die  Entstehung  der  Willebriefe  und  die  Revindikation  des  Reichsgat<;s  unter 
Rudolf  I.,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXL  1  ff.  Weizsäcker,  Deutsche  Reichs- 
tagsakten (von  1876—1431),  9  Bände. 

»  Vgl.  Güba,  44  f. 

'  Es  galt  als  eine  selbstverständliche  Pflicht  aller  I^^ürsten  der  Provinz,  in 
welcher  der  König  gerade  Hof  hielt,  die  Feste  in  Gemeinschaft  mit  dem  Könige  zu 
begehen.    Einer  Einladung  dazu  bedurfte  es  nicht. 

*  Mit  „curia  sollemnis"  wurden  gelegentlich  auch  bloße  Hoftage,  wenn  sie  unter 
besonderen  Feierlichkeiten  stattfanden,  bezeichnet.    Vgl.  Wackbb,  3  f. 

^  Vgl.  den  bekannten  Ausspruch  Friedrichs  U.:  cum  ibi  sü  Alemanie  curia^  ubi 
persona  nostra  et  principes  impeni  nostri  consUtunt  (Huillabd-BrAhollbs,  Historia 
dipl.  Friderici  secundi  II.  680). 

^*'  Die  Rechtsbücher  heben  hervor,  daß  die  deutschen  Fürsten  nur  zum  Besuche 
der  Reichstage  innerhalb  des  Reiches  verpflichtet  seien.  Ssp.  III.  64,  §  1.  Schwsp. 
lAßb.  138.    Vgl.  dagegen  Wackbb,  27  f. 
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oder  ohue  Reichstag  regieren  wollte,  kraftvolle  Heri-scher  haben  den  Reichs- 
tag seltener,  schwächere  ziemlich  regelmäßig  berufen.  Aber  schon  Hein- 
rich II,  erklärte  es  für  eine  Pflicht  des  Königs,  sich  des  Beirates  der 
Fürsten  zu  bedienen,  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.  gaben  ausdrückliche 
Versprechungen  in  dieser  Richtung  ab  und  seit  Lothar  III.  galt  es 
geradezu  als  ein  Verfassungssatz,  daß  allgemeine  Staatsangelegenheiten 
nicht  ohne  Mitwirkung  des  Reichstages  erledigt  werden  konnten.  Nicht 
selten  kam  es  dann  auch  vor,  daß  Zeit  und  Ort  des  nächsten  Reichstages 
durch  Reichstagsbeschluß  festgestellt  wurden,  doch  war  dies  für  den  König 
nicht  bindend.  Die  Berufung  des  Reichstages  blieb  immer  das  freie  Recht 
des  Königs,  nur  mußte  er  sich,  solange  er  keinen  Reichstag  berief,  nach 
dem  späteren  Reichsrecht  aller  Regierungshandlungen,  die  der  Mitwirkung 
desselben  bedurften,  enthalten.  Es  kam  vor,  daß  der  Konig  einen  von 
ihm  selbst  anberaumten  Reichste^  im  Stiche  ließ,  was  allerdings  alß  eine 
schwere  Kränkung  der  Fürsten  angesehen  wurde  und  diese  zum  Un- 
gehorsam reizte^.  Unter  Umständen  sandte  der  an  persönlichem  Er- 
scheinen verhinderte  König  einen  Bevollmächtigten,  der  statt  seiner  mit 
dem  Reichstage  verhandelte^. 

Für  die  Fürsten  galt  die  königliche  Einladung  als  Befehl;  unent- 
schuldigtes Ausbleiben  wurde  als  ein  Bruch  der  Lehnspflicht  (Hoffahrts- 
pflicht) und  der  Treue  angesehen  und  zog  Verlust  der  Gnade  des  Königs 
nach  sich,  falls  der  König  nicht  eine  bestimmte  Geldstrafe  auf  den  Un- 
gehorsam gesetzt  hatte  ^.  Unter  schwachen  Herrschern  hielt  es  oft  schwer, 
einen  voUstäbdigen  Reichstag  zusammenzubringen  oder  die  Ausgebliebenen 
zur  Verantwortung  zu  ziehen  ®.  Immer  hatte  der  König  das  Dispensations- 
recht;  einzelne  Fürsten  erhielten  sogar  das  Privileg,  nur  bestimmte  Reichs- 
tage besuchen,  von  allen  übrigen  sich  fernhalten  zu  dürfen®.  Zuweilen 
entschuldigten  sich  die  Ausgebliebenen  wegen  fehlenden  Geleites  ^^.  Wer 
sein  Ausbleiben  entschuldigt  hatte,  konnte  sich  im  späteren  Mittelalter 
durch  einen  bevollmächtigten  Boten  oder  einen  seiner  Mitstände  ver- 
treten lassen.  Die  staufisehe  Zeit  kannte  eine  derartige  Vertretung  noch 
nicht,  sondern  behandelte  die  Ausgebliebenen  als  nicht  vorhanden. 

Die  Berufung  des  Reichstages  konnte  nur  durch  den  König  oder  den 
Reichsverweser  geschehen  ^^    Die  Berufungsschreiben  enthielten  die  Mit- 


•  Über  wiederholtes  Ausbleiben  Heinrichs  IV.  ygl.  Guba,  28  f.  Am  rücksichts- 
losesten war  Sigismnnd,  dessen  Unzuyerlässigkeit  das  Heich  auf  das  schwerste  ge- 
schädigt hat.    Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  104,  140,  220,  252.    Vgl.  Anm.  8. 

«•  Vgl.  Windecke,  c.  220. 

'  Vgl.  Waitz,  338  f.  Waokbb,  20,  22  ff.  Sickbl,  22  ff.  Prahklin,  Sent.  cur. 
reg.  Nr.  80  f.    Ssp.  Ul.  64,  §§  1,  2,  Schwsp.  Laßb.  138. 

^  So  wiederholt  unter  Sigismund.  Vgl.  Windeckc,  c.  157,  199,  210,  252,  811. 
313,  323. 

•  Vgl.  Waitz,  340.    Waokeb,  18,  26. 
^^  Vgl.  Anm.  21.    Windecke,  c.  210. 

^^  Ssp.  UI.  64,  §  1  spricht  nur  von  den  „mit  ordelen'S  d.  h.  auf  Beschluß  eines 
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teiluiig  von  Zeit,  Ort  und  Zweck  der  Versammlung.  Die  Angfabo  der 
Kechtsbücher,  daß  zwischen  der  Berufung  und  dem  Gestellungstage  eine 
sechswöchentliche  Frist  liegen  müsse,  entsprach  dem  thatsächlichen  Ge- 
brauche, der  durchaus  unregelmäßig  war,  nicht ".  Einladungen  ergingen 
in  dringenden  Fällen  an  die  weitesten  Kreise,  im  15.  Jahrhundert  auch 
an  die  Edeln  und  Ministerialen,  sowie  die  ReichsstÄdte  *'*.  Sonst  war  es 
die  Regel,  daß  nur  die  hervorragenderen  Fui-sten  persönlich  berufen  wur- 
den, andere  Personen  nur,  wenn  ihr  Erscheinen  besonders  erwünscht 
war^*.  Dies  galt  namentlich  auch  von  den  Reichsstädten,  die  schon  in 
der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu  den  Verhand- 
lungen über  den  Landfrieden,  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  auch 
zu  anderen  Reichstagsgeschaften  zugezogen  wurden,  aber  eine  anerkannte», 
dem  guten  Willen  des  Königs  und  der  Fürsten  entzogene  Reichsstand- 
schaft, wie  sie  sie  in  Anspruch  nahmen,  während  des  Mittelalters  noch 
nicht  besaßen'*^.  Da  die  Verhandlungen  der  Reichstage  in  der  Regel 
öiTentlich  waren,  so  konnten  sich  auch  Vertreter  der  Städte  auf  den- 
selben einfinden,  eine  aktive  Teilnahme  stand  ihnen  aber,  wenn  sie  nicht 
besonders  geladen  waren,  ebensowenig  wie  den  regelmäßig  anwesenden 
Reichsministerialen  zu.  Welche  Stellung  die  Mitglieder  des  Herrenstsmdes 
(Grafen  und  Herren)  in  dieser  Beziehung  eingenommen  haben,  bedarf 
noch  genauerer  Untersuchung.  Daß  an  den  Reichstagsverhandlungen 
regelmäßig  auch  Edele  teilnahmen,  dürfte  ebenso  zweifellos  sein,  wie  sieh 
andererseits  von  selbst  versteht,  daß  dieselben  in  einer  Versammlung,  wo 
die  Stimmen  nicht  gezählt,  sondern  gewogen  wurden,  gegenüber  den 
Fürsten  nie  eine  ausschlaggebende  Rolle  gespielt  haben.  Im  wesentlichen 
war  doch  der  Reichstag  eben  die  Versammlung  der  Reichsfürsten  "  ,  von 
denen  auch  diejenigen,  die  keine  Einladung  erhalten  hatten  und  daher 
nicht  zu  erscheinen  verpflichtet  waren,  jederzeit  das  Recht  der  aktiven 
Beteiligung  besaßen.  Dies  Recht  stand  ihnen  persönlich  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Reichsfürsten  zu,  die  Verbindung  der  Reichsstandschaft  mit 
bestimmten  Territorien  war  dem  Mittelalter  noch  unbekannt. 


Hof-  oder  ReichBtages,  ergangenen  Berufangen,  doch  betlurfte  es  dessen  nicht,  (1«*r 
König  Iconnte  dieselben  auch  aus  eigener  MachtvoUkommenheit  ergehen  lasRen. 

**  Vgl.  S  *7,  Nr.  17  a.  Über  den  Gebrauch  zur  Zeit  des  Sachsenspiogels,  an  den 
dieser  anknüpfen  mochte,  vgl.  Waokbb,  18. 

»»  Vgl.  Windecke,  c.  253,  322. 

^*  Über  die  Berufung  von  Personen,  welche  die  Reichsstanditchaft  nicht  besaßen, 
aus  besonderem  königlichen  Vertrauen  vgl.  Sickbl,  a.  a.  O.  18  ff.  Selbstverständlich 
konnten  dieselben  immer  nur  als  Berater  in  Betracht  kommen,  aber  kein  eigentliches 
Stimmrecht  beanspruchen. 

**  Über  diese  vielbestrittene  Frage  vgl.  Bbülckb,  Die  Entwicklung  der  Reichs- 
standschaft der  Städte,  1881.  Ekubsbn,  Die  politische  Stellung  der  Reichsstädte,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Reichsstandsohaft  unter  Friedrich  III.,  Bonn. 
Inaug.-Diss.  1885.  Ehbenbbbq,  a.  a.  O.  44—51.  Gothein,  Der  gemeine  Pfennig  auf 
dem  Reichstage  von  Worms,  Bresl.  Inaug.-Diss.  1877.  Auf  den  italienischen  Reichs- 
tagen nahmen  die  lombardischen  Städte  eine  hervorragende  Stellung  ein. 

»»•  Vgl.  Anm.  5. 
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Die  Büstimniuug  des  Ortes,  au  dem  sich  der  Reichstag  zu  ver- 
sammeln hatte,  war  dem  Belieben  des  Königs  anheimgegeben.  Selbst 
die  Anordnung  der  Goldenen  Bulle  (c.  28),  daß  jedjer  neue  König  seinen 
ersten  Reichstag  zu  Nürnberg  halten  solle  (anknüpfend  an  das  Reichs- 
herkommen seit  Rudolf  L),  war  nicht  imbedingt  verbindlich  '^.  In  Italien 
war  es  üblich,  daß  der  König,  sobald  er  gel^entlich  seiner  Romfahrt  mit 
dem  Heere  über  die  Berge  gekommen  war,  auf  den  ronkalischen  Feldern 
bei  Piaceuza  einen  Reichstag  abhielt  ^'.  In  Deutschland  fanden  die  Reichs- 
tcige  ursprünglich  mit  Vorliebe  in  den  Bischofsstadten,  später  regelmäßig 
in  den  Reichsstädten,  wegen  der  damit  für  den  König  verbundenen 
finanziellen  Vorteile,  statt  *®.  Für  die  Unterbringung  der  Gäste  und  ihres 
Gefolges  hatten  der  Reichsmarschall  und  der  Reiohskämmerer  zu  sorgen. 
Die  Pflicht,  allen  die  erforderliche  Herberge  zu  gewähren,  lastete  auf  der 
Reichsstadt,  in  der  man  sich  versammelte,  in  bischöflichen  Htädten  in 
erster  Reihe  auf  dem  Fürsten ,  dem  die  Stadt  gehörte  ^•.  Seinen  Unter- 
halt hatte  jeder  selbst  zu  bestreiten;  die  Fürsten  erhoben  dafür  in  der 
R^el  besondere  Abgaben  von  ihren  Unterthanen.  Der  König  mit  seinem 
Gefolge  erhielt  den  Unterhalt  von  der  Stadt  oder  dem  Bischof***. 

Für  das  Ceremoniell  bei  der  Eröffnung  der  Reichstage  enthielt  die 
Goldene  Bulle  von  1356  (c.  26 — 28)  bestimmte  Vorschriften.  Der  Friede 
während  der  Dauer  der  Versammlung,  sowie  auf  der  Reise  zu  und  von 
den  Reichstagen  war  durch  erhebliche  Strafandrohungen  für  jeden  IMedens- 
bruch  geschützt  -®  *.  Wo  es  erforderlich  war,  hatte  der  König  den  Gästen 
das  nötige  Geleite  zu  gewähren  *^  Den  Vorsitz  in  den  Versammlungen 
nahm  der  König  ein,  wenn  er  nicht  ausnahmsweise  einen  Stellvertreter 
damit  beauftragt  hatte.  Der  König  pflegte  die  Verhandlungen  einzuleiten 
und  weiterhin  persönlich  in  dieselben  einzugreifen.  Die  Verhandlungen 
bewegten  sich  überwiegend  in  den  gerichtlichen  Formen  von  Frage,  Urteil 
und  Folge.  Gesetzgeberische  Akte  kleidete  man  gern  in  die  Form  von 
Urteilen,  so  daß  sie  als  Weistümer  erschienen.  Zuweilen  trugen  die  Be- 
schlüsse des  Reichstages  auch  den  Charakter  von  Verträgen,  namentlich 
bei  den  Landfriedensgesetzen.  Die  in  der  folgenden  Periode  hervortretende 
Sonderung  der  Reichsstände  bei  den  Verhandlungen  und  Abstimmungen 
war  dem  Mittelalter  noch  unbekannt  '^.  Bei  den  Abstimmungen  galt  wohl 
erst  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  das  Majoritätsprinzip,  doch  wurden 
zunächst  nur  die  Stimmen  der  angesehensten  Fürsten  berücksichtigt.  Waren 


^«  Vgl.  Windecke,  c.  351  f.,  360. 

*'  Vgl.  Otto  FrisingeDBiB,  gesta  Friderici  II.  c.  12.    Waitz,  3S6. 
»»  Vgl.  §  48,  N.  19. 

**  Dabei  gab  es  yielfache  Befreiungen  von  der  Eiuquartierungtslast  auf  Grand 
köiiigHoher  Privilegien. 

«0  Vgl.  §  48,  N.  20.    Wahz,  VIU.  227  flf.     Güba,  36. 
"»  Vgl.  Pbankli»,  Sent  cur.  reg.  Nr.  84. 
*»  Vgl.  Anm.  10.    Güba.  24  f.    Wacmb,  30  f. 
^*  Anderer  Meinung  Euhbmbbro,  59. 
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diese  einig,  so  kam  es  auf  den  Dissens  der  geringeren  tteichstagsmitglieder, 
auch  wenn  sie  an  Zahl  überwogen,  nicht  mehr  an. 

Soweit  der  Reichstag  als  Hofgericht  fungierte,  wird  seine  Thätigkeit 
erst  bei  der  Darstellung  der  Gerichtsverfassung  zu  erörtern  sein.  Im 
übrigen  waren  seine  Aufgaben  überaus  mannigfaltig,  auch  nachdem  der 
Keichstag  aufgehört  hatte,  ein  bloßer  Beirat  des  schließlich  nach  selb- 
ständigem Ermessen  entscheidenden  Königs  zu  sein.  Im  späteren  Mittel- 
alter war  zwischen  dem,  was  dem  Konsensrecht  des  Reichstages  unter- 
lag, und  dem,  was  ihm  bloß  zur  Begutachtung  oder  Bezeugung  oder 
gerichtlichen  Bestätigung  vorgelegt  oder  um  der  höheren  Feierlichkeit 
willen  im  Reichstage  vorgenommen  wurde,  zu  unterscheiden.  Da  es  an 
jeder  festen  verfassungsmäßigen  Grenzlinie  fehlte  und  die  augenblicklichen 
Machtverhältnisse  immer  in  erster  Reihe  maßgebend  waren,  so  ist  das 
konkrete  Reichsrecht  in  dieser  Beziehung  schwer  zu  ermitteln,  zumal  die 
königlichen  Diplome  die  erfolgte  Zustimmung  der  Fürsten  auch  da,  wo 
es  sich  nur  um  eine  bloße  Begutachtung  handelte,  unterschiedslos  hervor- 
zuheben pflegen.  Im  allgemeinen  ist  ein  wirkliches  Konsensrecht  des 
Reichstages  anzunehmen:  bei  der  Reichsgesetzgebung -^,  der  Reichsheer- 
fahrt**, der  Romfahrt  *^,  bei  Reichssteuern  ^^,  Veränderungen  in  dem  Be- 
stände der  Reichsfürstentümer '^  und  allen  bedeutenderen  Vertragen  mit 
auswärtigen  Staaten  oder  dem  Papst '^. 

Die  Neuverleihung  heimgefallener  Reichslehen,  die  Erteilung  von  Pri- 
vilegien und  die  Verfügung  über  Reichsgüter  gehörte  an  sich  in  den 
eigenen  Machtbereich  des  Königs  ^^,  da  dieser  aber  die  wohlerworbenen 
Rechte  Dritter  nicht  beeinträchtigen  durfte,  so  waren  derartige  königliche 
Verfügungen  unter  Umständen  der  Anfechtung  ausgesetzt.  Dem  zu  ent- 
gehen, bedienten  sich  die  Könige  auch  hier  in  der  Regel  des  Reichstages, 
indem  sie  sich  durch  Reichstagsurteil  die  Berechtigung  zu  der  beabsich- 
tigten Verfugung  erteilen  ließen;  ein  derartiges  Urteil  hatte,  wenn  nicht 
sofort  Widerspruch  erhoben  wurde,  allen  Anfechtungsberechtigteu  gegen- 
über die  Wirkung  eines  Kontumazialurteils,  machte  also  die  Verfügung 
unanfechtbar.  Im  übrigen  bedurften  solche  Verfügungen  der  Zustimmung 
des  Reichstages  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht,  der  Konsens  hatte  also  nur  eine 
materielle,  keine  formelle  Bedeutung.  Die  Zustimmung  der  Fürsten  wurde 
in  dem  Text  der  königlichen  Diplome  seit  dem  12.  Jahrhundert  nur 
noch  summarisch  hervorgehoben,  die  einzelnen  Zustimmenden  wurden  dann 


"  Vgl.  §  53.  "  Vgl.  §  47.  »»  Vgl.  Windecke,  c.  266,  311. 

"  Vgl.  §  48. 

'^  Vgl.  Wacker,  78  f.  Ehnbnbbeg,  83.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  58—61. 
Hierher  gehörte  namentlich  die  Erhebung  nichtfürstlicher  Territorien  zu  Keichs- 
fürstentömern  (S.  479)  und  die  Errichtung  neuer  Reichskirchen. 

*«  Vgl.  Wackbb,  68  ff.    Siehe  jedoch  Windecke,  c.  189. 

"  Vgl.  Wacker,  78  f.,  81,  Ehrbnisbro,  71  und  für  alles  Folgende  die  Anm.  1 
angefahrte  Untersuchung  von  Ficker.  Siehe  auch  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  38  f^ 
43,  48,  56. 
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aber  in  der  Zeugeureihe  namhaft  gemacht.  Häufig  wurdiMi  auch  be- 
sündere  Verbriefungen  seitens  der  Zustimmenden  erteilt,  sei  es  in  Form 
vou  Gesamtwillebriefen,  oder  durch  Ausstellung  einzelner  Willebriefe. 
Auf  diese  Weise  konnten  auch  solche  Fürsten,  die  dem  Reichstage  nicht 
ungewohnt  hatten,  ihre  Zustimmung  aussprechen,  was  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert, wo  allgemeine  Reichstage  nur  noch  selten  vorkamen,  von  be- 
sonderer Bedeutung  wurde.  In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
kamen  diese  Willebriefe  der  einzelnen  Fürsten  wieder  außer  Gebrauch, 
dagegen  wurde  es  üblich,  die  Diplome  von  den  Zustimmenden  mitbesiegeln 
zu  lassen.  Dabei  traten  zunächst  die  drei  geistlichen  Kurfürsten  in  den 
Vordergrund,  bis  unter  Rudolf  I.  das  ausschließliche  Zustimmungsrecht 
der  sämtlichen  Kurfürsten,  und  zwar  als  altes  Gewohnheitsrecht,  reichs- 
gfesetzlich  anerkannt  wurde '*^.  Seitdem  bildeten  die  Willebriefe  der  Kur- 
fürsten eine  verfassungsmäßige  Voraussetzung  für  alle  derartigen  Ver- 
ITigimgen  des  Königs,  während  von  einer  Mitwirkung  des  Reichstages 
dabei  keine  Rede  mehr  war. 

Nach  der  Goldenen  Bulle  von  1356  (c.  12)  sollten  die  Kurfüi-sten 
alljährlich  vier  Wochen  nach  Ostern  in  einer  jedesmal  von»  dem  Könige 
zu  bezeichnenden  Reichsstadt  ad  tntctandum  de  ipsius  imperii  orbisque 
sabUe  zusammenkommen,  als  solche  qui  soKdae  bases  imperii  et  columiuie 
hnmobüeSj  quemculmodiim  per  hmginquas  ad  invicem  terrarum  consisttunt 
di^tafäias,  ita  de  incumbentibus  regiünum  sibi  cogniiarum  defectibus  referre 
sütml  et  conferre  novermit  sanisque  praviderUiae  suae  cormlUs  non  ignararU, 
accommodatig  taUum  reformaiionibus  salvbriter  operam  dare.  Offenbar 
handelte  es  sich  um  ein  von  den  Kurfürsten  in  Erinnerung  an  den  Kur- 
verein von  Rense  von  1338  verlangtes  Zugeständnis,  das  der  König  aber 
ausdrücklich  nur  auf  Widerruf  machte  (hac  nostra  ordinatione  ad  nostrum 
ac  ipsorum  duntaxat  beneplacitum  duratura).  Thatsächlich  ins  Leben  ge- 
treten sind  diese  regelmäßigen  Kurfürstentage  nicht,  nur  in  eigenen  An- 
gelegenheiten, zur  Bekräftigung  und  Erweiterung  der  Einung  von  1338, 
sind  die  Kurfürsten  auch  fernerhin  noch  wiederholt  zusammengetreten^^. 

§  47.  Das  Reichsheerwesen^  Die  Heeresverfassung  des  deutschen 
Reiches  im  Mittelalter  hat  drei  Ent\i1ckelungsstufeii  durchgemacht.  Bis 
zum  12.  Jahrhundert  hat  der  König  noch  das  unbeschränkte  Aufgebots- 

*•  Vgl.  Reichsweistum  von  1281,  MG.  Leg.  II.  435.    Fäanklih,  a.  a.  O.  Nr.  43. 

^'  Vgl.  EiCHHOBN,  St.-  u.  BG.  IIL  312  f. 

»  Vgl.  §  40.  Waitz,  VIU.  95—215.  Eichhorn,  St.-  u.  BG.  §§  294,  437. 
HoMBTBB,  System  des  Lehnrechts  '376  ff.  Baltzbb,  Zur  Geschichte  des  deutschen 
Kriegswesens  in  der  2^it  Yon  den  letzten  Karolingern  bis  auf  Friedrich  IL,  Straßb. 
Inaug.-Diss.  1877.  Spanvagbl,  Zur  Geschiebte  des  deutschen  Heerwesens  vom  10. 
bis  12.  Jahrhundert,  Leipz.  Inaug.-Diss.  1885.  Bosenhagbn,  Die  Beichsheerfahrt  von 
Heinrich  VL  bis  Budolf  L,  1885.  Wbiland,  Die  Beichsheerfahrt  yon  Heinrich  V. 
bis  Heinrich  VI.  nach  ihrer  staatsrechtlichen  Seite,  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  VII. 
113—174.  LiNDT,  Beiträge  zur  GcBohichte  des  deutschen  Kriegswesens  in  der  stau- 
fischen Zeit,  Tob.  Inaug.-Diss.  1881.    Köpkb,  Widukind  von  Korvei  101  If.    v.  Fübth, 
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recht;  er  bestimmt  in  alter  Weise  die  Stärke  der  Koutingente';  neben 
den  Keitertruppen  finden  »ich  noch,  namentlich  im  Osten  ^  bedeutende 
Massen  von  Fußtruppen.  Das  Heer  trägt  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
noch  den  Charakter  des  Volksheeres.  Auch  die  eidliche  Verpflichtung, 
die  namentlich  unter  Heinrich  IV.  den  einzelnen  Kriegern  auferlegt  wird, 
entspricht  uralter  germanischer  Sitte'. 

Seit  Heinrich  V.  hat  der  Konig  das  Aufgebotsrecht  nur  noch  unter 
der  Mitwirkung  des  Reichstages,  mit  dessen  Zustimmung  die  Stärke  des 
Heeres,  die  Verteilung  der  Kontingente,  Ort  und  Zeit  des  Zusammen- 
trittes festgestellt  wird*.  Das  Heer  besteht  nur  noch  aus  Reitern,  es 
trägt  den  Charakter  einer  Feudalmiliz  ^. 

Im  15.  Jahrhundert  dringt  das  Soldnerwesen  in  das  Heer  ein^ 
Neben  den  Reitern  gelangen  die  Landsknechte  zu  einer  hervorragenden 
Bedeutung.  Die  der  folgenden  Periode  angehörige  Umbildung  der  Heeres- 
verfassung bereitet  sich  vor. 

Das  Aufgebot  erging  nur  an  die  Reichsministerialen  und  Reichs- 
lehnsmannen persönlich.  Für  beide  Klassen  beruhte  die  Heeresfolge  auf 
ihrer  persönlichen  Dienstpflicht.  Im  übrigen  wurden  nur  die  Fürsten  auf- 
geboten; die  ihnen  vorgeschriebenen  Kontingente  zu  stellen  war  ihre 
Sache.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  war  eine  staatsrechtliche,  sie  be- 
ruhte weder  auf  dem  Lehnsbande,  noch  auf  dem  eidlichen  Versprechen, 
das  während  des  12.  Jahrhunderts  (später  seltener),  sobald  der  Reichstag 
die  Heerfahrt  beschlossen  hatte,  den  einzelnen  Kontingentsherren  abge- 
nommen zu  werden  pflegte^.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  beruhte 
auf  ihrer  Stellung  als  Grafen.  Hatten  die  Grafen  früher  nur  die  Pflicht 
gehabt,  die  Wehrpflichtigen  der  Grafschaft,  soweit  dieselben  nicht  unter 
Senioren  standen,  aufzubieten,  so  hatte  das  karolingische  Stellvertretungs- 
system (S.  151)  allmählich  dahin  geführt,  daß  die  freien  Bauern  dem 

MiDisterialen  215  ff.  Baldamus,  Das  Heerwesen  unter  den  8])äteren  Karolingern 
(GiEBKB,  Untersnchnngen  lY.  1879).  Jahns,  Zur  Geschichte  der  Kriegs verfassung- 
des  deutschen  Reiches,  Preußische  Jahrbücher  XXXIX.  1—28.  Maukbb,  Gesch.  d. 
Fronhöfe  in.  890  ff. 

*  Nur  nicht  mehr,  wie  früher  (S.  150  f.),  nach  Yermögenskategorien. 

8  Vgl.  S.  80.  Waitz.  99  f.  Eidliche  Verpflichtung  der  in  Schlachtordnung  auf- 
gestellten Holsteiner  in  Helmoldi  chronica  Slavorum  I.  c.  68. 

^  Vgl.  Wacker,  Reichstag  68,  66  f.  Weiland,  116.  Nur  darf  man  sich  nicht 
auf  Sachs«  Lehnr.  4,  §  1:  mit  ordelen,  beziehen,  da  hier  nicht  von  dem  Aufgebot 
der  Fürsten,  sondern  von  dem  ihrer  Mannen  die  Rede  ist.  Üblich  war  übrigens  die 
Zuziehung  der  Fürsten  zur  Beratung  einer  beabsichtigten  Reichsheerfahrt  schon  im 
10.  und  11.  Jahrhundert    Vgl.  Waitz,  VI.  849.  VIII.  98. 

'  Die  althochdeutschen  Glossen  geben  ebensowohl  Belege  für  das  alte  Volks- 
keer  wie  für  die  Feudalmiliz,  wenn  sie  falanx  mit  fendeo  mtdtUudo  und  cuneus  mit 
folch  oder  heriganozcaf  (^fswRuwi^K  u.  Sieybss,  I.  148.  II.  439,  758),  dagegen  aciein 
mit  wassi,  waasum  (ebd.  II.  592)  wiedergeben. 

•  Der  „Ritterspiegel"  (s.  §  42,  N.  48)  hält  es  V.  2221—2^48  für  nötig,  die  Vor- 
Züge  der  „Mannschaft"  vor  den  Scldnern  hervorzuheben. 

^  Es  war  charakteristisch,  daß  der  Eid  nicht  mehr  von  allen,  wie  noch  unter 
Heinrich  IV.,  sondern  nur  noch  von  den  Kontingentsherren  verlangt  wurde. 
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Grafen  eine  Beisteuer  zahlten,  wofür  er  es  übernahm,  die  militärische 
Vertretung  zu  beschaffen.  Je  mehr  das  Volksheer  dem  Eitterheere  wich, 
desto  größer  wurde  die  Zahl  der  grafenschatzpflichtigen  Freien^  die  gegen 
eine  feste  Abgabe  an  ihren  Grafen  von  jeder  Teilnahme  an  der  Eeichs- 
heerfahrt  entbunden  waren®.  Andererseits  haben  sich  solche  Freie,  denen 
ihre  Verhältnisse  die  Ableistung  des  vom  König  verlangten  Bossedienstes 
aus  eigenen  Mitteln  gestatteten,  durchaus  grafenschatzfrei  erhalten.  Sie 
galten  daher  im  Gegensätze  zu  den  Pfleghaften  als  freie  Herren  und 
wurden,  da  die  tTbung  des  Rossedienstes  sie  zu  Rittern  machte,  den  Edeln 
beigezählt.  Soweit  sie  uicht  als  große  Grundherren  Seniorenrechte  übten, 
nahmen  sie  in  alter  Weise  in  dem  Aufgebote  ihres  Grafen  oder  Reichs- 
vogtes an  der  Heerfahrt  teil®.  Durch  die  Vorteile,  welche  das  Lehns- 
wesen bot,  mußten  diese  letzten  Reste  der  karolingischen  Heeresverfassung 
mehr  und  mehr  verschwinden;  die  meisten  dieser  Edeln  zogen  es  vor, 
sich  ihres  Allodialbesitzes  zu  entäußern  und  in  die  Reihen  der  mit  Lehen 
bezahlten  Soldritter  überzutreten^^,  nur  die  friesischen  Fthelinge  hielten 
zum  Teil  noch  im  16.  Jahrhundert  ihre  ursprüngliche,  durch  keinen  Lehns- 
dienst beeinflußte  Stellung  im  Heere  fest".  Wie  bei  diesen  Edeln,  so 
trug  auch  bei  den  Städten  die  Wehrpflicht  noch  einen  staatsrechtlichen 
Charakter,  nur  daß  sie  als  Korporationen  aufgeboten  wurden  und  es  ihnen 
anheimgegeben  war,  die  ihnen  auferlegte  Mannschaft  herbeizuschaffen. 
Die  Mannschaften  der  Reichsstädte  standen  unter  den  Reichsvögten,  die 
der  fürstlichen  Städte  unter  ihrem  Fürsten. 

Über  das  Schicksal  der  ehemaligen  Senioren  sind  wir  wenig  unter- 
richtet.  Die  große  Mehrzahl  derselben  muß  schon  in  der  karolingischen 
Zeit  in  Lehnsverhältnisse  getreten  sein;  wir  haben  sie  unter  den  Reichs- 
lehenbesitzem  und  den  Vassalien  der  Fürsten  zu  suchen.  Allein  ganz 
ausgegangen  sind  die  allodialen  Grundherren  nicht".  Wir  wissen,  daß 
sie  unmittelbar  von  Reichs  wegen  aufgeboten  wurden*',  also  mit  ihrem 
eigenen  Banner  im  Felde  erschienen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
ihnen  ebenso  wie  den  Fürsten  und  Städten  ein  bestimmtes  Kontingent 
aufgegeben  wurde,  für  dessen  Beschaffung  sie  selbst  zu  sorgen  hatten. 

Daß  die  Heerfolgepflicht  der  Fürsten  ebenso  wie  die  der  Senioren 
und  Städte  auf  rein  staatsrechtlicher  Grundlage  beruhte,  ergibt  sich  mit 
Bestimmtheit  aus  der  Behandlung  der  Dienstverweigerung.  Denn  während 
der  Lehnsmann,  der  seinem  Herrn  den  Dienst  weigerte,  sich  einer  Fe- 
lonie schuldig  machte  und  mit  Entziehung  des  Lohns  bestraft  wurde**,  galt 

»  Vgl.  8. 488  f.  Maübrb,  Fronhöfe  lU.  395.       •  Vgl.  Arno.  11.       »<>  Vgl.  S.  427  f. 

"  Vgl.  8.  427.  KiCHTHOFBH,  ünterauchungen  H.  1041  ff.,  1046,  1058  f.  Daher 
wurden  die  friesischen  Bdeln  noch  im  15.  Jh.  als  herlinge  oder  harlinge,  entsprechend 
dem  alten  exereitalü  oder  langob.  hariman,  bezeichnet.    Vgl.  a.  a.  O.  1040  f. 

»»  Vgl.  S.  421,  N.  9. 

^'  Vgl.  Spahkaobl,  a.  a.  O.  18.  Wsiland,  186.  Maurbb,  Fronhöfe  III.  891. 
Aach  der  Schwabenspiegel  (Lehnr.  8)  kennt  Personen,  die  keine  Lehen  vom  Reiche 
haben  nnd  doch  yon  diesem  zur  Heerfahrt  entboten  werden. 

"  Vgl.  S.406.  Otto  Pris.  gesta  Friderici  II.  c.  12.  U.  F.  24,  §  7.  Hombybb,  506, 
R.  ScndsD,  DcotMbe  Beohtefttchlehto.  82 
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der  Reichsfürst;  der  dem  König  die  Heeresfolge  versagte,  als  reus  maiestatis 
und  verfiel  der  Acht".  Ob  der  König  sich  im  einzelnen  Falle  eine 
Ablösung  des  Dienstes  durch  Zahlung  einer  Heersteuer  gefallen  lassen 
wollte,  war  seinem  Ermessen  anheimgegeben,  die  Fürsten  hatten  kein 
Recht  darauf^®.  Andererseits  konnte  der  König  jederzeit  Dispensationen 
von  der  Heeresfolge  erteilen.  Einzelne  Reichsfürsten  besaßen  Privilegien, 
kraft  deren  sie  ein-  für  allemal  nur  an  bestimmten  Heerfahrten  teilzu- 
nehmen brauchten".  Die  Angabe  der  Rechtsbücher,  daß  zwischen  der 
Zustellung  des  Aufgebotes  und  dem  Gestellungstermin  eine  bestimmte  Frist 
liegen  müsse,  entsprach  den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht"'. 

Die  einzelnen  Kontingente  des  Reichsheeres  trugen,  von  den  wenigen 
ritterlichen  Allodialbesitzern  und  den  Mannschaften  der  Städte  abgesehen, 
seit  dem  12.  Jahrhundert  durchaus  den  Charakter  der  Feudalmiliz.  Dies 
zeigte  sich  schon  in  der  Festsetzung  der  einzelnen  ^Kontingente  nach 
Gleven  (Speeren,  Ritterpferden),  worunter  man  einen  Ritter  mit  Marsch- 
pferd und  Streitroß  und  zwei  bis  drei  leichtbewaffneten,  ebenfalls  berittenen 
Knechten  verstand  ^®.  Jeder  Fürst  stellte  die  ihm  obliegende  Mannschaft 
durch  Aufgebot  seiner  Yassallen  und  Ministerialen,  die  ihrerseits  wieder 
in  derselben  Weise  ihre  Mannen  aufzubieten  hatten^*.  Wieviel  Ritter- 
pferde von  jedem  verlangt  werden  konnten,  richtete  sich  nach  Lehnsver- 
trag oder  Herkommen.  Die  einschildigen  Ritter  (S.  385)  stellten  nur 
eins,  wobei  das  spätere  Mittelalter  je  nach  der  Größe  des  den  Herrn  be- 
gleitenden Gefolges  zwischen  „Rittern"  und  „Knappen"  unterschied*^. 
Wer  nicht  die  genügende  Anzahl  von  Mannen  in  seinem  Dienst  hatte, 
mußte  Soldritt^r  werben,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen.  Wenn  ein  Lehns- 
mann mehrere  Herren  hatte,  so  brauchte  er  nur  dem,  der  ihn  zuerst 
aufgeboten  hatte,  zu  folgen,  indem  er  dem  anderen  zur  Entschädigung 


^^  So  der  Erzbischof  Hartwich  von  Bremen  nach  Helmoldi  chron.  Slavomm 
I.  c.  82,  vor  allem  aber  Heinrich  der  Löwe.  Die  richtige  Anffassung  Über  das  Ver- 
gehen des  letzteren,  das  zu  seinem  Sturz  führte,  in  der  Anm.  1  angeführten  Unter- 
snchnng  von  Whiland,  175—188.  Vgl.  auch  Waitz,  146,  der  freilich  das  Prinzip 
nicht  anerkennen  will.  Über  die  wesentlich  stärkere  Heraoziehnng  der  geistlichen 
Fürsten  zn  den  Kriegsleistungen  vgl.  Fiokbb,  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Ak.  1872,  404  ff. 

^'  Nur  dem  König  von  Böhmen  machte  Friedrich  II.  das  Zugeständnis,  zwischen 
Heeresfolge  und  einer  bestimmten  Geldentschädigung  wählen  zu  dürfen. 

"  Die  Marken  hatten  nur  nach  bestimmten  Richtungen  Heeresfolge  zu  leisten, 
da  ihre  eigentliche  Aufgabe  der  Grenzschutz  war.  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  4,  §  1.  Amct. 
Yet.  I.  §  10.  Daraus  erklärt  sich  das  gleiche  Privileg  für  die  zum  Herzogtum  Öster- 
reich erhobene  bairische  Ostmark.  Vgl.  Bebchtold,  Landeshoheit  Österreichs  121  f. 
Volle  Befreiung  bestand  für  die  Reichsabteien  Werden  und  Benedictbenem;  für 
St.  Maximin  und  Stablo  hatten  die  mit  Klostergütem  belehnten  Stiftsvögte  den  Dienst 
zu  leisten.  Auch  Städte  wurden  nicht  selten  gegen  eine  Heersteuer  von  der  Heer- 
folgepflicht  befreit,  so  daß  sie  nur  land wehrpflichtig  blieben. 

^'*  Es  verhielt  sich  damit  ebenso  wie  bei  den  Reichstagen.    Vgl.  S.  492. 

>•  Vgl.  Baltzer.  a.  a.  O.  78  ff.    Schillbb  u.  Lübben,  Mittelnd.  WB.  II.  119  f. 

"  Das  Aufgebot  der  Lehnsmannen  mufite  nach  Rücksprache  mit  den  Mannen  im 
Lehnshof  {sentenHaliter ,  mit  ordelenj  verkündigt  werden.  Vgl.  Auct.  Vet  I.  §  9. 
Sachs.  Lehnr.  4,  §  1.  *«  VgL  S.  430,  N.  51. 
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eine  Heersteaer  (hostenditiam,  adoha)  zahlte'^.  Dieselbe  Art  der  Ablastmg 
stand  ihm  zu,  wenn  er  aus  anderen  Gründen  Terhindert  war,  seine  Pflicht 
personlich  zu  erfüllen  *K  Wer  sich  ohne  Grund  dem  Lehnsdienst  entzog, 
verwirkte  sein  Lehn''.  Nach  den  Rechtsbüchern  beanspruchten  die 
Yassallen,  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  Reiches  oder  bei  der  Romfahrt, 
d.  h.  einer  Heerfahrt  „über  den  Berg"  nach  Italien,  verwendet  zu  werden**. 
DaB  dieser  Anspruch  eine  reale  Grundlage  gehabt  haben  sollte,  ist  nicht 
anzunehmen;  ein  Zugeständnis  in  dieser  Richtung  würde  das  Reich  zu 
Angrififskriegen  gegen  das  Ausland  unfähig  gemacht  haben. 

Jeder  Yassall  hatte  sich  mit  seiner  Ausrüstung  und  für  die  ersten 
sechs  Wochen  auch  mit  dem  nötigen  Proviant  zu  versehen.  Weiterhin 
lag  die  Unterhaltspflicht  den  einzelnen  Eontingentsherren  ob.  Das  Futter 
(fodrum)  wurde  in  der  Regel  im  Wege  der  Requisition  beschaflft ;  in  Italien 
bestanden  besondere  Futtermärkte.  Die  das  Heer  mit  einem  Ungeheuern 
Troß  belastende  Mitschleppung  des  Proviants  hörte  seit  Heinrich  IV.  auf. 
Seitdem  wurde  auch  hierfür  das  Requisitionssystem  eingeführt;  in  den 
rheinischen  Gegenden  richtete  man  Proviantmärkte  ein.  Die  vom  Kriegs- 
dienst befreiten  Kirchen  und  Klöster  waren  zu  Naturallieferungen  an  das 
Heer  yerpflichtet.  Wasser,  Gras  (Heu)  und  Holz  mußte  dem  durchziehenden 
Heere  überall  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  werden**».  Einquartie- 
rungen kamen  äußerst  selten  vor,  die  Unterbringung  der  Truppen  in 
Lagern  bildete  durchaus  die  Regel.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  es 
mehr  und  mehr  üblich,  den  Fürsten  von  Reichs  wegen  eine  Geldbeihilfe 
zu  gewähren.  Ebenso  wurden  Geldunterstützungen  an  die  Vassallen  und 
Ministerialen  immer  mehr  zu  einem  feststehenden  Gebrauche. 

Die  Ordnung  des  Heeres  nach  Stämmen  wurde  beibehalten**.  So- 
lange die  Stanamesherzogtümer  bestanden,  hatte  jeder  Herzog  die  Führung 
über  sämtliche  Truppen  seines  Stammes.  Später  zerfiel  das  Heer  nur  in 
die  einzelnen  Kontingente,  deren  Herren  als  Bannerherren  ein  eigenes, 
von  dem  Reichsbanner  verschiedenes  Banner  führten.  Ob  die  unter 
den  Reichsvögten  stehenden  Reichsdienstmannen,  Reichslehenbesitzer  und 
reichsstädtischen  Kontingente  noch  einem  Oberkonamando,  etwa  dem  des 
Pfalzgrafen,  unterstanden,  läßt  sich  nicht  mehr  ermitteln.    Der  Reichs- 

'^  Sie  bestand  in  einem  bestimmten  Teil  der  Jjehnserträge  eines  Jahres.  Vgl. 
Sachs.  Lehnr.  46,  §  2.  II.  F.  40,  §  2.    Homeykb,  881. 

'*  Ein  Becht  daraaf  hatten  belehnte  Frauen  (Sachs.  Lehnr.  84,  Schwab.  Lehnr.  68), 
Geistliche,  die  nicht  Forsten  waren  (Schwab.  Lehnr.  63),  und  alle  zur  Bomfahrt  Ent- 
botenen (Sachs.  Lehnr.  4,  §  8).  Li  allen  anderen  Fällen  kam  es  auf  die  besondere 
Sachlage  an.  Der  Herr  seinerseits  hatte  ein  Becht  auf  Heersteuer  immer  nnr,  wenn 
der  zur  Heerfahrt  aufgebotene  Mann  nicht  Folge  leistete.  Ein  Wahlrecht  zwischen 
Heeresfolge  und  Heersteuer  stand  dem  Herrn  an  sich  nur  gegenüber  seinen  Mini- 
sterialen, nicht  aber  gegen  die  freien  Vassallen,  zu.    Vgl.  BALTZBSt  43  f. 

•>  Vgl.  Anm.  14.  »*  Vgl.  Homeybe,  379  f. 

•*»  Vgl.  Maubbb,  Fronhöfe  IH.  899  f. 

*^  Das  Yon  den  Schwaben  beanspruchte  Becht  des  Vorstritts  war  nicht  durch- 
weg anerkannt.    Vgl.  Baltzxb,  105  f. 
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marschall  war  Quartiermeister  und  hatte  die  Aufsicht  über  den  inneren 
Dienst  des  Heeres. 

Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  diesem 
ernannten  Anführers.  Grenzkriege  wurden  in  der  Regel  unter  Führung 
eines  Markgrafen  oder  Herzogs  unternommen.  Über  das  versammelte 
Heer  hatte  der  König  freie  Verfügung,  er  konnte  es  nach  seinem  Er- 
messen bei  den  Fahnen  behalten*^  oder  entlassen*';  er  war  in  den  ersten 
Jahrhunderten  selbst  berechtigt,  es  auch  gegen  einen  andern  Feind,  als 
gegen  den  es  ursprünglich  mit  Rat  der  Fürsten  bestimmt  war,  zu  führen*^, 
doch  hörte  diese  Befugnis  selbstverständlich  auf,  seit  der  Reichstag  das 
volle  Konsensrecht  in  betreff  der  Reichsheerfahrt  erlangt  hatte. 

Zur  unmittelbaren  Landesverteidigung,  auf  erhobenes  Landgeschrei 
oder  Gerücht^®,  mußte  auch  fernerhin  jeder,  der  eine  Waffe  zu  führen 
vermochte,  mitwirken*^.  Die  Befreiung  von  der  Heerfahrt  bedeutete  keine 
Befreiung  von  dieser  allgemeinen  Unterthanenpflicht.  Eine  festere  Orga- 
nisation hat  die  Landwehr  nur  in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
und  in  Ditmarschen  erhalten. 

Für  das  Befestigungswesen  wurde  seit  Heinrich  I.  in  größerem  Maße 
Sorge  getragen,  die  Befestigung  größerer  Wohnplätze  überhaupt  erst  von 
diesem  eingeführte^».  Das  Recht,  von  Reichs  wegen  Burgen  anzulegen,  stand 
dem  Könige  ursprünglich  im  ganze  Reiche,  später  nur  noch  auf  Reichs- 
boden und  in  den  geistlichen  Fürstentümern,  seit  dem  Statutum  in  favorem 
principum  von  1231  aber  nur  noch  auf  Reichsboden  zu.  Die  Verpflichtung 
zu  dem  sogenannten  Burgwerk,  d.  h.  zu  den  Arbeiten  bei  dem  Bau  und 
der  Unterhaltung  der  Burgen,  galt  noch  als  eine  Unterthanenpflicht  der 
Umwohner.  Die  Kommandanten  waren  in  der  Regel  belehnte  Burggrafen. 
Den  Besatzungsdienst  versahen  Burgmannen,  gewöhnlich  aus  dem  Stande 
der  Ministerialen,  die  gegen  Empfang  eines  Burglehns  zu  dieser  Art  von 
Diensten  verpflichtet  waren '^  Wurden  ganze  Burgen  verliehen,  so  konnte 
sich  der  Lehnsherr  das  Offnungsrecht,  d.  h.  das  Benutzungsrecht  im 
Kriegsfalle,  vorbehalten. 

Eine  entscheidende  Veränderung  im  Reichskriegswesen  wurde  durch 
die  Hussitenkriege  herbeigeführt.  Schon  vorher  hatte  der  Sieg  der  schwei- 
zerischen Volkswehr  über  den  Herzog  von  Österreich  in  der  Schlacht  bei 
Sempach  (1386)  und  so  manches  andere  Ereignis  das  Vertrauen  auf  die 
Feudalmiliz  erschüttert.    Neben  den  Lehnsmannen  zählte  das  Reichsheer 


'*  Die  beschrankenden  Aussprüche  der  Rechtsbflcher»  wonach  die  Mannen  über- 
haupt nur  sechs  Wochen  zu  dienen  brauchten  (vgl.  Hombysb,  879),  können  höchBtens 
den  Sinn  gehabt  haben,  daß  über  diese  Zeit  hinaus  besondere  Belohnungen  Ar  den 
fortgesetzten  Dienst  erwartet  wurden. 

*'  Ein  bezeichnendes  Beispiel  in  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  189. 

"  Vgl.  Waitz,  106  f.  "  Vgl.  S.  29,  N.  4. 

"  Vgl.  Waitz,  108  ff.   Ssp.  TL  71,  §§  8,  4.   Schwsp.  Laßb.  258. 

>••  Über  Reichsburgen  vgl.  Maürbr,  Fronhöfe  II.  151—192.  Pbfy,  Schicksale 
des  königl.  Hausguts  285  ff. 

"  Vgl.  S.  894,  N.  56. 
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schon  seit  Friedrich  I.  zahlreiche  Soldritter,  namentlich  aber  um  Sold 
geworbene  Schützen  (soldarii,  brabanciones,  sariandi,  d.  h.  servientes)^^, 
deren  Wert  nunmehr,  nach  Erfindung  des  Feuerrohrs,  doppelt  in  die 
Augen  fallen  mußte.  Dazu  kam,  daß  es  seit  dem  13.  Jahrhundert  immer 
mehr  üblich  geworden  war,  die  Abneigung  der  Fürsten  und  ihrer  Vassallen 
gegen  alle  Reichskriege  durch  Geldbeisteuern  von  Reichs  wegen  zu  be- 
kämpfen. 

Es  war  daher  nur  ein  weiterer  Schritt  auf  dem  schon  eingeschlagenen 
Wege,  wenn  der  Nürnberger  Reichstag  von  1422  von  einem  Aufgebot 
zur  Reichsheerfahrt  in  dem  bisherigen  Sinne  ganz  Abstand  zu  nehmen 
beschloß,  dafür  aber  eine  direkte  Vermögenssteuer  (den  hundertsten  Pfennig) 
ausschrieb,  die  zur  Aufstellung  eines  Söldnerheeres  verwendet  werden 
sollte;  für  diejenigen  Reichsstande,  die  den  gemeinen  Pfennig  ablehnten 
(es  waren  dies  namentlich  die  Städte),  wurde  zum  erstenmal  eine  ge- 
setzliche Heeresmatrikel,  als  Grundlage  für  die  Bestimmung  ihres  Kon- 
tingents, aufgestellt^^.  Was  1422  nur  teilweise  zur  Ausführung  kam, 
hatte  einen  ziemlich  allgemeinen  Erfolg  auf  dem  Frankfurter  Reichsts^e 
von  1427  und  dem  die  Beschlüsse  desselben  ausführenden  Nürnberger 
Tage  von  1429**.  Auch  diesmal  wurde  ein  gemeiner  Pfennig  ausge- 
schrieben'*, dessen  Ertrag  zur  Beschaffung  eines  Reichssöldnerheeres  zur 
Bekämpfung  der  Hussiten  diente.  Von  dem  gewöhnlichen  Aufgebot 
wurde  ganz  abgesehen,  nur  die  Kurfürsten  wurden  verpflichtet,  eine  be- 
stimmte Zahl  von  Schützen  und  in  Gemeinschaft  mit  einigen  anderen 
Fürsten  und  Reichsstädten  Kanonen  und  anderes  Kriegsmaterial  zu  stellen, 
auch  den  übrigen  Reichsstanden  wurde  empfohlen,  nach  Möglichkeit  für 
Feuergewehre  und  Schützen  zu  sorgen.  Für  das  Reichssöldnerheer  wurde 
eine  Reihe  von  Artikeln  aufgestellt,  die  sich  teils  auf  das  Dienstverhältnis, 
teils  auf  die  innere  Disziplin  bezogen*^.  Den  im  Felde  Befindlichen 
wurde  von  Reichs  wegen  vollster  Friede  in  ihrer  Heimat  zugesichert.  Jeder 
Mann  sollte  auf  eigene  Kosten  und  in  eigener  Verpflegung  leben,  nur 
ein  mäßiger  Bedarf  von  Heu  oder  Stroh  durfte  unentgeltlich  genommen 
werden,  im  übrigen  sollten  Requisitionen  von  Futter  und  Proviant  zwar 
in  Notfallen  gestattet  sein,  aber  nur  gegen  eine  von  den  Hauptleuten  fest- 
zusetzende Entschädigung.  Immer  sollten  je  zehn  Gewappnete  unter 
einem  Hauptmann,  je  100  wieder  unter  einem  höheren  Hauptmann  stehen, 
und  so  fort  bis  zu  den  beiden  vom  König  ernannten  obersten  Haupt- 


**  Vgl.  SPANHAdKL,  a.  a.  O.  71  ff.  du  Canoe,  Glossarium  s.  v.  Brabaneiones, 
S&rviens,  Solidata, 

••  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  157. 

»*  Vgl.  ebd.  c.  223,  224,  227,  288,  252,  255. 

^  Jede  Person  geistlichen  Standes  sollte  eine  Vermögenssteuer  von  b%  bezahlen, 
aUe  ttbrigen  Klassen  eine  Kopfsteuer  (der  Qraf  25  fl.,  der  Freie  15  fl.,  der  Ritter  5  fl., 
der  Edelknecht  8  fl.,  der  Jude  1  fl.,  jeder  über  15  Jahre  alte  Christ  1  böhmischen 
Groschen,  bei  einem  Vermögen  von  mehr  als  200  fl.  aber  Vs— *!  A*)* 

"  Windecke,  c.  223. 
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leuten.  Die  Mannschaft  sollte  in  der  Weise  zusammengesetzt  sein,  daß 
immer  auf  drei  Gewappnete  (Ritter)  ein  gerüsteter  Schütze  kam.  Jeder  vierte 
oder  fünfte  Gewappnete  sollte  von  Adel  sein.  Die  Hauptleute  waren  zu- 
gleich als  Unternehmer  gedacht,  in  der  Weise,  daß  jeder,  der  neun  Ge- 
wappnete (und  drei  Schützen)  mitbrachte,  der  geborene  Hauptmann  der- 
selben war  und  für  sie  den  Gesamtsold  nebst  einem  Unternehmergewinn 
ausgezahlt  erhielt.  Die  Soldverhaltnisse  wurden  gesetzlich  geregelt.  Das 
Lösegeld  für  die  Gefangenen  sollte  den  auf  eigene  Kosten  und  Verpflegung 
ausgezogenen  Söldnern  persönlich  zufallen,  während  die  von  ihrem  Herrn 
ausgerüsteten  und  unterhaltenen  Mannen  dasselbe  dem  Herrn  zu  über- 
lassen hatten. 

Die  hier  geschilderten  Reichstagsbeschltisse  von  1422  und  1427/29 
hatten  zunächst  nur  eine  vorübergehende  Bedeutung.  Eine  prinzipielle 
Veränderung  der  Heeres  Verfassung  haben  sie  weder  bezweckt,  noch  auch 
zunächst  zur  Folge  gehabt.  Aber  sie  sind  bereits  vollständig  von  den 
Reformideen  des  16.  Jahrhunderte  erfüllt  und  waren  deshalb  hier  genauer 
ins  Auge  zu  fassen,  als  dies  ihnen  bei  ihrem  sonstigen  Charakter  zu- 
kommen würde. 

§  48.  Das  Finanzwesen'.  Die  der  fränkischen  Periode  noch 
durchaus  anhaftende  Unföhigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  dem  Staats- 
vermögen und  dem  Privatvermögen  des  Staatsoberhauptes  war  zwar  auch 
im  Mittelalter  noch  vorherrschend,  nach  manchen  Richtungen  hin  sah 
man  sich  aber  infolge  der  veränderten  Verfassung  des  Reiches  und  seiner 
Teile  bereits  zu  Unterscheidungen  veranlaßt.  Vor  allem  bei  dem  Über- 
gange des  Reiches  auf  ein  neues  Königshaus  erkannte  man  die  Notwen- 
digkeit, die  Hausgüter  des  letzten  Königs  von  dem,  was  er  an  Reichs- 
gütem  und  sonstigen  Einnahmequellen  des  Reiches  besessen  hatte,  zu 
trennen*.  Verfügungen  des  Königs  über  Reichsgut  erfolgten  nach  einem 
von  den  Königen  wiederholt  beobachteten  Gebrauche  meistens  unter  der 
Zustimmung  des  Reichstags  oder  der  Kurfürsten',  während  ihm  Ver- 
fügungen über  sein  Hausgut  freistanden,  soweit  dieselben  nicht  der  Mit- 
wirkung der  Erben  oder  der  Genehmigung  der  Landstände  unterlagen*. 
Durchaus  entsprechend  unterschied  man  bei  den  weltlichen  Fürsten  ihren 

»  Vgl.  S.  181  ff.  Waitz,  VIU.  216—414.  Eichhobk,  St.  u.  RG.  IL  401-41«. 
Walter,  RG.  §§  269—272.    Giebkb,  Genossenschaftsrecht  II.  569  ff. 

»Vgl.  Waitz,  VIII.  239 ff.,  244,  254.  Reiohsurteil  Lothare  IIL  Ton  ll?5 
(AnDal.  S.  DiBib.  MG.  Scr.  XVII.  28)  über  die  Frage,  wem  die  eingezogenen  Güter 
der  Reichsächter  oder  die  gegen  Reichsgüter  eingetauschten  Besitzimgen  gehörten: 
potius  regiminU  subictcere  ditioni,  g[uam  regia  proprietaH.  Vgl.  Dipl.  Friedrichs  IL 
V.  1235  (§  40,  Anm.  25). 

'  VgL  S.  494  f.  Waitz,  VIII.  248.  Fbakklin,  Sententiae  curiae  regiae  Nr.  48. 
Lamprbcht,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXI.  Uff.  Die  Notwendigkeit  der 
kurfürstliohen  Zustimmung  stand  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fest 

*  Der  Reichslehenbesitz  des  königlichen  Hauses  wurde,  wenn  er  un verliehen 
blieb,  zu  unmittelbarem  Reichsgut. 
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Reichslehenbesitz  von  den  allodialen  Gütern  und  den  nicht  vom  Reiche 
herrührenden  Lehen. 

Anders  war  es  bei  den  geistlichen  Fürstentümern*  Hatte  in  der 
fränkischen  Zeit  der  Gedanke,  daß  alles  Beichskirchengut  Eigentum  des 
Reiches  sei^  nur  hinsichtlich  der  Klöster  seine  volle  Anerkennung  ge- 
funden,  während  sich  bei  den  noch  aus  der  römischen  Zeit  herrührenden 
bischöflichen  Kirchen  die  römisch-rechtliche  Auffassung  von  der  juristischen 
Persönlichkeit  der  Kirche  im  wesentlichen  zu  erhalten  vermochte,  so  war 
dem  deutschen  Mittelalter  jede  derartige  Unterscheidung  fremd.  Ihm 
galten  die  Besitzungen  der  Reichskirchen,  der  bischöflichen  Kirchen  ebenso 
wie  der  Klöster,  schlechthin  als  Eigentum  des  Reiches ^  und  ein  Unter- 
schied wurde  nur  insofern  gemacht,  als  dem  Könige  keine  Verfügung 
über  die  Bistümer  zustand^,  während  er  die  Klöster  wie  unmittelbares 
Reichsgut  veräußern,  verpfönden,  verleihen  und  sich  die  bedeutendsten 
Eingriffe  in  ihr  Vermögen  erlauben,  namentlich  ihre  Güter  zur  Förderung 
des  Reichskriegsdienstes  an  Laien  zu  Lehen  geben  konntet  Erst  unter 
Friedrich  II.  kam  aus  lehnrechtlichen  Gesichtspunkten®  auch  hinsichtlich 
der  Reichsabteien  der  Satz  zur  Geltung:  quod  non  Uceat  uUi  successorum 
nostrorum  Romanorum  regt  seu  imperatori,  prindpaJum  aliquem  —  ab  im" 
perio  aliquo  modo  aUenare,  sed  omnes  imperii  principatus  in  suo  iure  et 
honore  iÜesos  observare^^.  Ursprünglich  galt  die  Kirche  selbst,  d.  h.  der 
fundus  ecclesiae,  als  im  Eigentume  des  Reiches  befindlich,  alle  übrigen 
Güter  und  Rechte  waren  Zubehör  der  Kirche;  auf  diese  bezog  sich  die 
königliche  Investitur,  durch  die  dem  investierten  Kirchenfürsten  das  lebens- 
längliche Eigentum  übertragen  wurde  ^^  Dagegen  unterschied  man  seit 
dem  Wormser  Konkordat  von  1122  die  Barche  samt  den  dazu  gehörigen 
Spiritualien  von  den  ihr  zustehenden  weltlichen  Gütern  und  Rechten. 
Während  die  Übertragung  der  ersteren  zu  einem  kirchlichen  Internum 
wurde  ",  nahm  die  dem  Reiche  vorbehaltene  Investitur  mit  den  weltlichen 


»  Vgl.  S.  204  f.,  207. 

^  Das  ist  gegen  alle  entgegenstehenden  Ansichten,  auf  die  hier  nicht  weiter 
eingegangen  werden  kann,  nachgewiesen  von  Fickeb,  Das  Eigentum  am  Reichs- 
kirchengute, Sitz.-Ber.  der  Wiener  Akademie,  1872,  S.  55—146,  381—450.  Nur  teil- 
weise zustimmend  Waitz,  VIL  189  ff.,  VIII.  244  f. 

»  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  58  f.    Waitz,  VII.  199  f.    Fickeb,  a.  a.  O.  105. 

•  Vgl.  Waitz,  VI.  76,  78,  81.  VII.  189  ff.  VIII.  245.  Fiokbb,  a.  a.  0.  88  f., 
411  ff.  Seit  dem  12.  Jh.  begegnen  derartige  Eingriffe  nicht  mehr,  dagegen  wurden 
die  Äbte  in  zahlreichen  Fällen  genötigt,  auf  Befehl  des  Königs  Kirchengut  zu  Lehen 
zu  geben,  namentlich  auch  an  Laienfärsten  oder  an  den  König  selbst.  Vgl.  Fickeb,  414  f. 

•  Vgl.  S.  394. 

"  Reichsurteil  von  1216  (MG.  Leg.  II.  227).  Vgl.  Fbanklin,  Nr.  60,  61.  Fickeb, 
a.  a.  0.  89  f.    Ober  gewisse  Beschränkungen  des  älteren  Rechts  vgl.  Waitz,  VII.  192  f. 

"  Vgl.  Fickeb,  79  ff,  420. 

'*  Dies  bezog  sich  jedenfalls  auch  auf  den  Kirchen  zehnten,  den  schon  Karl  d. 
Gr.  f&r  eine  allgemeine  Pflicht  erklärt  hatte  (Syn.  Francof.  v.  794,  c.  25,  Capit.  de 
part.  Saz.  c.  17,  Bobbtiüs,  I.  76,  69),  aber  ohne  damit  vollständig  durchzudringen. 
In  unserer  Periode  haben  die  Bischöfe  den  Zehnten  überall  durchgesetzt,  auch  wo> 
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Gütern  mehr  und  mehr  einen  lehnrechtlichen  Charakter  an  ^^.  Das  Recht 
des  Reiches  am  Reichskirchengute  wurde  zu  einem  lehnsherrlichen  Ober- 
eigentum, wobei  aber  daran  festgehalten  wurde,  daß  schlechthin  aller 
weltliche  Besitz  der  Kirchen,  auch  wenn  er  nicht  vom  Reiche  herrührte, 
als  reichslehnbar  zu  gelten  habe^*.  Vor  empfangener  Investitur  hatte  der 
Erwählte  sich  jeder  Verfügung,  selbst  der  Erteilung  von  Lehnserneuerungen, 
zu  enthalten  ^^.  Aber  auch  nach  der  Investitur  bedurfte  er  zu  jeder  Ver- 
äußerung, Verpfandung  oder  Lehnserrichtung,  sowie  zur  Kontrahierung 
von  Schulden,  die  auch  den  Nachfolger  binden  sollten,  der  Genehmigung 
des  Königs  ^^.  In  FäUen  der  Felonie  trat  bei  den  geistlichen  Fürsten 
ßtatt  der  Privation,  die  den  weltlichen  Lehnsmann  und  seine  Descendenten 
traf,  die  Regaliensperre  ein,  die  den  ganzen  weltlichen  Besitz  der  Kirche, 
ohne  Unterschied  der  Erwerbstitel,  bis  zur  Begnadigung  des  Schuldigen 
oder  bis  zur  Investitur  seines  Nachfolgers  in  die  Hand  des  Königs  brachte  ^^ 
Diese  Verhältnisse  blieben  während  des  ganzen  Mittelalters  dieselben, 
nur  in  den  finanziellen  Leistungen  der  Reichskirchen  ließ  Friedrich  li. 
durch  Beseitigung  des  Spolienrechts  und  Beschränkung  des  Regalienrechts 
auf  die  eigentlichen  Hoheitsrechte  eine  Herabminderung  eintreten  ^\  Das 
dem  Könige  ursprünglich  an  allen  Orten  des  Reiches,  wo  er  gerade  Hof 
hielt,  für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  zustehende  Recht,  die  verliehenen 
Hoheitsrechte  (namentlich  Gericht,  Münze,  Zoll,  Geleitsrecht  u.  dgl.)  auf 

er  bisher  gar  nicht  anerkannt  oder  durch  eine  feste  Abgabe  ersetzt  gewesen  war. 
Nur  die  nenbekehrten  Wenden  waren  nicht  daf&r  zu  gewinnen.  Um  so  großer  war 
das  Interesse  der  Kirche  an  der  deutschen  Kolonisation,  da  die  Kolonisten  sofort 
zehntpflichtig  waren.  Überhaupt  spielte  der  von  allem  neu  in  Anbau  genommenen 
Lande  zu  entrichtende  Bott-  oder  Neubruohzehnt  eine  hervorragende  Bolle.  Die  könig- 
lichen Einnahmen  blieben  zehntfrei,  soweit  sie  nicht  durch  besonderes  Privileg  zehnt- 
pflichtig gemacht  waren.  Die  zwischen  den  Bischöfen  und  Klöstern  entstandenen 
Streitigkeiten  um  den  Zehnten  wurden  teils  durch  Bichterspruch,  teils  durch  güt- 
liche Yermittelung  der  Könige  in  der  verschiedensten  Weise  beglichen,  vielfach  in 
der  Art,  daß  die  Klöster  neben  der  Zehntfreiheit  ihrer  eigenen  Hofgüter  den  Zehnten 
von  den  Herrenhöfen  (Salzehnt)  erhielten.  Der  auf  den  karolingisohen  Kirchenlehen 
lastende  zweite  Zehnt  (nona)  war  in  Abgang  gekommen  (vgl.  S.  159).  Häufig  fanden 
Verleihungen,  Verpföndungen,  selbst  Veräußerungen  von  Kirchenzehnten  an  Laien 
seitens  der  Bischöfe  und  Klöster  statt.  Der  dagegen  von  Päpsten  und  Konzilien  er- 
hobene Kampf  hatte  nur  einen  beschränkten  Erfolg  und  vermochte  namentlich  die 
verliehenen  Zehntrechte  nicht  zu  beeinträchtigen.  Über  alles  dies  vgl.  Waitz,  VIII. 
347—871.    Lampeboht,  Wirtschaftsleben  I.  118-122,  608  flF. 

"  Vgl.  S.  887  f.,  488.  "  Vgl.  Pickbb,  a.  a.  O.  189. 

"  Vgl.  PiOKEB,  134.  Ssp.  III.  59,  §  1.  Otto  Fris.  gest.  Prid.  IL  c.  28.  Franklin. 
Nr.  110. 

"  VgL  FioKEB,  a.  a.  O.  137  flF.  Franklin,  a.  a.  O.  Nr.  98—108,  lU— 118,  115, 
116,  120.  Besonders  bemerkenswert  eine  Entscheidung  Albrechts  I.  von  1300  (Forsch, 
z.  deutsch.  Gesch.  XII.  456.  Fioebr,  188),  weil  sie  ausdrücklich  auch  die  bona 
aUodiaUa  miteinschließt.  Da  der  König  an  den  in  seinem  Schutze  befindlichen 
Cisterzienser-  und  Prämonstratenserklöstem  derartige  Bechte  nicht  besaß,  so  können 
diese  Bechte  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Schirmvogtel  des  Königs  genommen  haben. 
Vgl.  FiCKSR,  a.  a.  O.  144. 

"  Vgl.  FiCKRR.  390  ff.  *^  Vgl.  8.  403  ff. 
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eigene  Rechnung  in  Verwaltung  zu  nehmen,  wurde  von  Friedrich  IL  auf 
die  eigentlichen  Reichstage,  und  zwar  für  die  Dauer  derselben  und  je  eine 
Woche  vor  Beginn  und  nach  dem  Schlüsse,  beschränkt  ^•. 

Dazu  kam  die  Yerpffichtung  der  Bischöfe,  den  König  nicht  nur  bei 
den  Reichstagen,  sondern  überhaupt,  wann  und  so  oft  er  bei  ihnen  Hof 
halten  wollte,  in  ihren  Städten  aufzunehmen*^.  Dafür  waren  sie  dann, 
abgesehen  von  der  Verpflichtung  zu  gelegentlicher  Darbringung  von  Ehren- 
geschenken, von  den  den  Reichsabteien  obliegenden  Jahresabgaben  in  Geld 
oder  Naturalien  befreit;  diese  Abgaben,  die  zuweilen  nur  dann  zu  ent- 
richten waren,  wenn  der  König  sich  gerade  im  Lande  oder  in  einem  be- 
stimmten Orte  aufhielt,  waren  von  verschiedener  Höhe  je  nach  der  Lei- 
stungsföhigkeit  der  Verpflichteten,  die  höchsten  bis  zum  Betrage  von 
100  Pfd.  Silbers  *^  •  Für  die  Erteilung  der  Investitur  hatten  die  geist- 
lichen Fürsten  ohne  Ausnahme  eine  hohe  Abgabe  zu  zahlen**.  Ferner 
hatten  sie  sich  jederzeit  auf  Befehl  des  Königs  zur  Hoffahrt  und  zu  Ge- 
sandtschaftsreisen  auf  ihre  Kosten  bereit  zu  halten**.  Alle  am  Hofe 
lebenden  Kleriker,  namentlich  auch  der  Reichskanzler  und  der  Protonotar, 


'*  Thatsacblich  hatte  es  sich,  da  der  König  an  den  weltlichen  Höfen  nie  län- 
geren Aufenthalt  zu  nehmen  pflegte,  immer  nur  um  die  bischöflichen  Städte  und 
unmittelbaren  Reichgstädte  gehandelt.  Vgl.  Ssp.  III.  60  §  2  (Schwsp.  L.  133):  In 
weihe  stcU  (des  rikes)  de  koning  kumt  hinnen  deine  rike,  dar  w  ime  ledick  monie 
Wide  toln;  unde  in  sveUce  lant  he  kumty  dar  is  ime  ledieh  datgeriehie,  dathewol  richten 
mtU  alle  die  klage,  die  vor  geriehte  nicht  begunty  noch  nicht  gelent  ne  ein.  Der  in 
Klammem  stehende  spätere  Zusatz  sollte  wohl  die  ausschließliche  Beziehung  auf  die 
Keichsstädte  feststellen.  Über  die  Verpflichtung  der  nicht  bischöflichen  Städte  vgl. 
FiCKEB,  a.  a.  O.  896.  Die  Confoederatio  c.  princ.  eccl.  von  1220,  c.  10,  bestimmte: 
ne  qtUe  officialium  noefrorum  in  eivitatilm«  eorumdem  pnnripum  iurisdictionem  alir 
quam  sive  in  teloneis  sive  in  monetis  eeu  in  aliis  ofßciis  qucdibusctmque  tibi  ven- 
dicet,  niei  per  octo  dies  ante  curiam  nostram  ibidem  publice  indictam,  et  per  octo 
dies  post  eam  ßnitam;  nee  etiam  per  eosdem  dies  in  aliquo  excedere  presumant  iuris- 
dictionem principis  et  consuetudines  civitatis,  quotiescunque  autem  ad  aliquam  eitfi- 
totem  eorum  accesserimus  sine  nomine  publice  curie,  nichil  in  illa  iuris  haheant^  sed 
princeps  et  dominus  eius  plena  in  ea  gaudeat  potestate.  Vgl.  Bbrchtold,  Entstehung 
der  Landeshoheit  149  if.  Weiland,  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waitz, 
278  f.  FiCKBB,  a.  a.  O.  894  ff.  Siehe  auch  Reichsurteil  von  1288  (MG.  Leg.  IL  829. 
Franklin,  Sententiae  curiae  regiae  Nr.  13):  Obtentum,  quod  teloneum,  moneta,  officium 
sculteti  et  iudidum  seculare,  nee  non  et  similiay  que  principes  ecchsiastici  reeipiunt 
et  tenent  de  manu  imperiali  et  predecessorum  nostrorum,  sine  consensu  nostro  infeo- 
dari  non  possint,  cumque  quilibet  imperator  in  indicta  curia  percipere  debet  integra- 
liter  et  vacantibus  ecclesiis  omnia  usque  ad  concordem  electtonem  habere,  donec  electus 
ah  eo  regalia  recipiat.  Das  Urteil  bezieht  sich  gleichzeitig  auf  das  Regalienrecht 
während  des  Reichstags  (in  indicta  curia)  und  bei  Stuhlerledigung.  Magdeburg 
.hatte  1216  Befreiung  von  dem  ersteren  erhalten.  Vgl.  Berchtold,  a.  a.  O.  161. 
*tiber  die  erheblich  weitergehenden  Rechte  des  Königs  in  Italien  vgl.  Otto  Frising., 
gesta  Friderici  II.  c.  13. 

■•  Vgl.  Waitz,  VIII.  228  ff.  Ficker,  Ober  die  Entstehungszeit  des  Schwaben- 
si.iegels  (Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LXXVII,  1874,  S.  795  ff.),  816  ff. 

"  Vgl.  FiCKER,  ReichÄirchengut  403.    Waitz.  VIII.  878  ff. 

"*  Vgl.  FiCKBR,  a.  a.  O.  408.  "  Vgl.  Fickbr,  a.  a.  a.  O.  408. 
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waren  mit  Pfründen  von  ßeichskirchen,  namentlich  königlichen  KoUegiat- 
stiftem,  ausgestattet,  meistens  in  der  Weise,  daß  der  König  aus  jedem 
Domkapitel  ein  Mitglied  für  den  standigen  Dienst  am  Hofe  in  Ansspruch 
nehmen  und  zu  dem  Zweck  von  vornherein  gewisse  Pfründen  selbst  zu 
vergeben  hatte**.  .  Endlich  hatte  der  König  in  dringenden  Fällen  das 
Recht,  die  sämtlichen  Reichskirchen  mit  einer  außerordentlichen  Reichs- 
steuer (Bede)  zu  belegen,  die  nach  Verhältnis  der  Leistungsfähigkeit  auf 
die  einzelnen  Kirchen  verteilt  wurde**.  Zieht  man  zu  allen  diesen  Lasten, 
die  als  servüium  r^^w  zusammengefaßt  zu  werden  pflegten  *^  noch  in  Be- 
tracht, daß  die  Reichskirchen  teils  unmittelbar,  teils  mittelbar  durch  Ver- 
leihungen ihrer  Güter  ungleich  stärker  als  die  weltlichen  Gewalten  zu 
den  Kriegsleistungen  herangezogen  wurden*^,  so  kann  man  sich  der 
Wahrheit  der  Bemerkung  nicht  verschließen,  daß  die  Ungeheuern  Ver- 
gabungen der  Könige  an  die  Bistümer  und  Klöster  im  allgemeinen  nicht 
sowohl  als  Freigebigkeiten,  sondern  zugleich  als  möglichst  nutzbringende 
Anlegung  von  Reichsgütem  in  der  Hand  der  kirchlichen  Beamten  gemeint 
waren,  nachdem  die  Verleihungen  an  Weltliche  wegen  der  durch  das 
Lehnserbrecht  herbeigeführten  Gefahr  der  dauernden  Entfremdung  be- 
denklich geworden  waren  *^. 

Sehr  viel  bedeutender  für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Reiches  gegen- 
über der  vorigen  Periode  war  das  Münzwesen*®.  Zwar  hat  sich  der  Über- 
gang von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  selbst  in  den  Städten  erst  im 
Laufe  des  14.  Jahrhunderts  vollzogen  *®%  aber  während  in  der  fränkischen 
Zeit  fast  nur  im  Westen  des  Rheines  geprägt  wurde  (sonst  nur  noch  in 
Regensburg,  Corvey,  vielleicht  auch  EßÜngen),  kennen  wir  Würzburger 
Münzen  schon  von  Ludwig  dem  Kinde,  außerdem  haben  die  späteren 
Kaiser  aus  dem  sächsichen  Hause  und  die  Stammesherzöge  an  verschie- 
denen Orten  des  Reiches  Münzstätten  besessen;  das  11.  Jahrhundert  zeigt 
einen  starken  Nachlaß,  das  13.  Jahrhundert  dagegen  schon  eine  Furcht 


"  Vgl.  FiCKBB,  404.  "  Vgl.  FiOKKB,  408,  408.    Waitz,  VUL  400  f. 

"  Vgl.  PiOKBB,  397  ff.    Waitz,  VUI.  227.  "  Vgl.  S.  498,  N.  15. 

"  Vgl.  FiCKEB,  a.  a.  O.  897  ff.,  der  darauf  hinweist,  daß  diese  Vergabungen  seit 
Friedrich  II.  fast  ganz  aufgehört  haben,  weil  die  geistlichen  Fürsten  mit  wachsendem 
Erfolge  hestrebt  waren,  ihre  Lage  ganz  den  Grundsätzen  des  Reichslehenrechts  an 
znpassen  und  so  ihre  volle  Gleichstellung  mit  den  weltlichen  Fürsten  herbeizuführen, 

**  Vgl.  S.  182  ff.  Über  das  mittelalterliche  Münzwesen  vgl.  Waitz,  VIIL  817  ff. 
Ehebebg,  Ober  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und  die  Hausgenossen,  1879.  Bbbch 
TOLD,  Entwickelung  der  Landeshoheit  97  ff.  Eiohhobn,  St.-  u.  BG.  II.  405  ff.  Damhbn 
BBBO,  Die  deutschen  Münzen  der  sächs.  u.  frank.  Kaiserzeit,  1876.  Mokb,  Zeitschr, 
f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  n.  385  ff  UI.  309  ff  VL  257  ff  XL  385  ff.  XVIIL  175  ff. 
Hakaübb,  Etudes  öconomiques  sur  TAlsace.  I.  Les  monnaies.  1876.  Abnold,  Verf.- 
Gesch.  d.  deutsch.  Städte  IL  248  ff.  Luschin  v.  Ebenobbuth,  Das  Münzwesen  in 
Österreich  zur  Zeit  Rudolfs  I.  (i.  d.  Festschrift  zur  600jährigen  Gedenkfeier  der  Be- 
lohnung des  Hauses  Habsburg,  1882). 

'^*  Vgl.  Abnold,  Gesch.  d.  Eigentums  i.  d.  deutseh.  Städten  206  ff.  Roschbr, 
Grundlagen  der  Nationalökonomie,  18.  Aufl.,  §  117,  Anm.  10. 
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vor  der  Konkurrenz  zu  vieler  Prageanstalten****.  Der  Ertrag  der  königlichen 
Münzen,  mit  Ausnahme  derjenigen  am  Hofe  und  in  den  Pfalzen,  gehörte 
wohl  allgemein  zu  den  Amtseinkünften  der  Grafen'^,  wodurch  die  seit 
dem  11.  Jahrhundert  beginnenden  Münzverleihungen  an  weltliche  Große, 
neben  den  bisher  allein  üblich  gewesenen  an  kirchliche  Stifter,  vorbereitet 
wurden.  Die  Stammesherzöge  übten  das  Münzrecht  aus,  ohne  daß,  wie 
es  scheint,  eine  besondere  Verleihung  stattgefunden  hatte.  Verleihungen 
an  Städte  kamen  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  vor.  Aber  die  Münz- 
verleihungen hatten  schon  im  10.  Jahrhundert  eine  viel  weitergehende 
Bedeutung  als  früher,  sie  übertrugen  nicht  bloß  das  nutzbare  Recht  des 
Schlagschatzes,  sondern  das  Recht  der  selbständigen  Prägung,  mit  eigenem 
Stempel,  seit  dem  12.  Jahrhundert  sogar  nach  eigenem  Münzfuß,  wobei 
von  Reichs  wegen  nur  darauf  gehalten  wurde,  wenigstens  den  schlimmsten 
Auswüchsen  und  willkürlichem  Abweichen  vom  Hergebrachten  entgegen- 
zutreten^^. Denn  die  Oberaufsicht  über  das  Münzwesen  war  dem  Reiche 
verblieben**;  auch  daran  wurde  festgehalten,  daß  prinzipiell  nur  der  König 
das  Münzrecht  besitze,  jeder  andere  nur  auf  Grund  königlicher  Ver- 
leihung**, und  daß  die  Münzen  an  den  Reichstagsorten  während  der  Dauer 
des  Reichstags,  diejenigen  der  geistlichen  Fürsten  auch  während  der  Sedis- 
vakanz,  dem  königlichen  Regalieni  echt  unterworfen  seien  **.  Aber  schon  Fried- 
rich II.  mußte  den  fürstlichen  Münzherren  das  Zugeständnis  machen,  inner- 
halb ihrer  Territorien  keine  neuen  Münzstätten  ohne  ihre  Einwilligung  zu  er- 
richten**^, so  daß  der  König  in  dieser  Beziehung  nur  noch  in  den  unmittel- 
baren Reichslanden  freie  Hand  behielt.  Andererseits  räumte  die  Goldene 
Bulle  von  1356  den  Kurfürsten  das  Recht  ein,  in  ihren  Ländern  nach 
Belieben  Münzstätten  anzulegen*^. 

Der  Münzfuß  folgte  bis  zum  12.  Jahrhundert  im  wesentlichen  dem 


"»»  Vgl.  Anm.  85.  48.  Ssp.  U.  26.  §§  4,  5. 

»•  Vgl.  Waitz,  VII.  28  ff.  VIII.  328. 

'*  Sohwsp.  L.  192  c.  klagt,  daß  die  Könige  hier  ihre  Pflicht  versäumten,  fjjrst 
ein  Reichsarteil  Rudolfs  I.  von  1283  (MG.  Leg.  II.  448.  Franklin,  Sententiae  coriae 
Nr.  189)  bestimmt,  daß  quilihet  princeps  imperii  ecclesiasHcus  vel  secularis,  ab  ip^o 
imperio  monetam  tenens  in  feodum,  ipsam  monetam  potius  dehet  cudere  vel  cudi  faciet 
secundum  ius  et  consuefudinem,  quibus  ab  antiquis  temporibus  de  iure  hactenus  est 
gavisus,  quam  iuxta  voluntatem  consorcium  qui  vtUgariler  huessgenoz  appellantur.  Vgl. 
I/OBBNZ,  Deutsche  Geschichte  II.  2,  862  f. 

"  Vgl.  Fbanklin,  a.  a.  0.  Nr.  187—190,  192—194. 

>'  Vgl.  Ssp.  IL  26,  §  4.  Schwsp.  L.  192  b.  864.  Mainzer  Landfriede  Ton  1285 
c.  7  (MG.  Leg.  IL  815).  Ehbbebg.  a.  a.  0.  27  f.  Die  Münz  Verleihungen  erfolgten 
in  der  Regel  mit  Zustimmung  des  Reichstags.  Vgl.  Reichsurteil  von  1234  (MG.  Leg. 
IL  804.    Franklin,  Nr.  185). 

»*  VgL  S.  403  ff..  504  f. 

"^  Conf.  c.  princ.  eccl.  von  1220  c.  2.  Stat.  in  fav.  principum  von  1281/82  c.  6 
(MG.  Leg.  IL  282,  292).  Reichsurteile  von  1220  und  1228  (ebd.  287.  252.  Franklin, 
Nr.  179—181).    Ssp.  IL  26,  §  4. 

"*  Aur.  Bulla  c.  10  §§  1,  8.  Einzelnen  Fürsten  war  dasselbe  Recht  schon  früher 
zugestanden  worden. 
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karolingischen  System.  Man  prägte  im  allgemeinen  nur  Silbermünzen 
oder  versilberte  Kupfermünzen^^,  neben  ganzen  Denarien  oder  Pfennigen 
auch  halbe  (Halblinke,  Heller y  oholi)  und  viertel  (Vierlinge ^  Vierdunge^ 
ferUmes),  In  alter  Weise  wurden  noch  240  Pfennige  oder  20  Schillinge 
zu  12  Pf.  (in  Baiern  8  Seh.  zu  30  Pf.)  auf  das  Pfund  gerechnet.  Das 
letztere  {talentuntj  pandus,  zuweilen  auch  Mark,  während  dies  Wort  in  der 
Regel  nur  für  das  halbe  Pfund  verwendet  wurde)  war  im  Laufe  der  Zeit 
von  367  auf  350  Gr.  gesunken.  Statt  desselben  gewann  im  späteren 
Mittelalter  das  um  ein  Drittel  erhöhte  Kölnische  Pfund  (zu  467  Gr.), 
namentlich  aber  das  halbe  Pfund,  die  Kolnische  Markj  die  Vorherrschaft. 
Die  Kölnische  Mark  wurde  anfangs  in  160  Pf.,  später  in  144  Pf.  oder 
12  Seh.  ausgeprägt'^.  Goldmünzen  wurden  in  der  ersten  Hälfte  des 
Mittelalters  fast  gar  nicht,  später  meistens  im  Anschluß  an  den  floren- 
tinischen  Goldgulden  geprägt'*.  In  den  Münzverleihungen  war  das  Recht 
der  Goldprägung  nicht  enthalten.  Dasselbe  blieb  ein  ausschließliches 
Recht  des  Königs  und  konnte  nur  durch  ausdrückliche  Verleihung  auf 
andere  übertragen  werden*^.  Die  Kurfürsten  erhielten  das  Recht  der 
Goldprägung  allgemein  durch  die  Goldene  Bulle,  nachdem  es  vorher  nur 
dem  König  von  Böhmen  zugestanden  hatte  *^ 

Die  Münzherren  übten  das  Recht  des  Münzbannes  aus**.  Derselbe 
äußerte  sich  in  territorialer  Beziehung  darin,  daß  der  Gebrauch  auswär- 
tigen Geldes  unbedingt  untersagt  und  die  Umwechselung  desselben,  sowie 
der.  Eintausch  ungeprägter  Edelmetalle  nur  an  der  Münze  gestattet  wurde**. 
Die  Münzstätten  wurden  dadurch  zu  privilegierten  Wechselbanken,  die 
nicht  nur  den  Zufluß  neuen  Prägematerials  sicherstellten,  sondern  auch 
durch  den  bei  jedem  Wechselgeschäft  erhobenen  Schlagschatz  eine  bedeu- 
tende Einnahme  gewährten.  Für  die  im  Besitze  mehrerer  Münzstätten 
befindlichen  Münzherren  war  diese  Einnahme  vielfach  der  Grund,  selbst 
innerhalb  ihres  Landes  den  einzelnen  Münzen  einen  begrenzten  Bann- 
bezirk zu  überweisen.  Dem  gleichen  Interesse  diente  der  Münzverruf, 
durch  den  alle  älteren  Münzen  außer  Kurs  gesetzt  und  die  Inhaber  der- 
selben an  die  Wechselbank  verwiesen  wurden**.    War  dies  ursprünglich 


"  Vgl.  Ssp.  praef.  rythm.  250  ff.    Schwsp.  L.  192  c. 

B^  Die  Kölnische  Mark  zu  288,  85  Gr.  oder  16  Ijoth  hat  bis  1857  die  Grandlage 
des  deutschen  Münzsystems  gebildet.  Da  dieselbe  zu  14  Thir.  preußisch  ausgeprägt 
wurde,  so  ergibt  sich  f&r  den  auf  Grund  der  K51n.  M.  ausgeprägten  Schilling  ein 
Metallwert  von  ungefähr  iVe  Thlr. 

**  Vgl.  Ehebkbg,  a.  a.  O.  44  f.  Die  Wertrelation  von  Silber  zu  Gold  war  1 : 8, 
spater  1:10.  Der  Sachsenspiegel  (III.  45,  §  i)  erwähnt  Goldpfennige,  die  das  Ge- 
wicht von  8  Pf.  Silbers  und  einen  Wert  von  80  Pf.  Silbers  hatten.  In  einer  Urkunde 
von  1144  (Wirtemb.  Urk.-B.  II.  82,  Nr.  820)  wird  der  Wert  eines  Goldpfennigs  zu 
12  Würzburger  Pfennigen  angegeben. 

*•  Vgl.  Ehbbbbg,  a,  a.  O.  44  f.  *»  Aur.  Bulla  c.  10.  §  1,  §  8. 

**  Über  das  Folgende  vgl.  Ehebbbg,  a.  a.  O.  51—77. 

"  Vgl.  Pbanklik,  a.  a.  0.  Nr.  181.  182.  184,  186. 

**  Vgl.  Ssp.  n.  26,  §  6.    Schwsp.  L.  192  b. 
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nur  bei  einem  Wechsel  in  der  Person  des  Müuzherrn  üblich  gewesen**, 
so  wurde  der  Münzverruf  allmählich  zu  einer  fiskalischen  Erpressungs- 
maßregel, die  sich  in  einzelnen  Territorien  von  Jahr  zu  Jahr  oder  noch 
öfter  wiederholte. 

Nur  durch  das  Überwiegen  des  Tauschhandels  war  eine  derartige 
Handhabung  des  Münzbannes  ohne  vollständigen  Ruin  des  Landes  möglich. 
Unerträglich  wurde  sie  mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  der  Geld- 
wirtschaft, zunächst  in  den  Städten.  Das  Reich,  dessen  Münzen  dem 
landesherrlichen  Münz  bann  nicht  unterlagen  und  daher  überall,  soweit 
nicht  spezielle  Privilegien  entgegenstanden,  freien  Umlauf  hatten,  hätte 
durch  massenhafte  Ausprägungen  dem  Übel  einigermaßen  abhelfen 
können.  Da  aber  von  dieser  Seite,  ebenso  sehr  aus  Mangel  an  Mitteln 
wie  an  Interesse  und  Verständnis,  nichts  geschah,  so  blieben  die  Städte 
auf  die  Selbsthilfe  angewiesen *^  Zuweilen  gelang  es  ihnen  nur,  den 
Münzherrn  durch  Bewilligung  einer  regelmäßigen  Abgabe  zum  Verzicht 
auf  de*n  Münzverruf  zu  bewegen;  in  dieser  Weise  ist  das  „Münzgeld"  der 
schlesischen  und  das  „Ungeld"  (eine  Schanksteuer)  der  österreichischen 
Städte  entstanden ^^  Vielfach  setzten  die  Städte  auch  durch,  daß  ihnen 
ein  Mitaufsichtsrecht  über  die  Handhabung  des  Münzwesens  eingeräumt 
wurde,  namentlich  aber  gelang  es  seit  dem  13.  Jahrhundert  einer  großen 
Zahl  von  Städten,  teils  durch  königliche  Verleihung,  teils  durch  Verkauf 
oder  Verpfändung  der  Münzherren  selbst  in  Besitz  des  Münzrechtes  zu 
kommen.  In  ihrem  eigenen  Interesse  mußten  die  Städte  darauf  halten, 
nur  gutes  Geld  zu  prägen  und  demselben  ein  möglichst  großes  Umlaufs- 
gebiet zu  sichern.  Dazu  dienten  die  Münzvereine,  an  denen  außer  den 
Städten  mehr  und  mehr  auch  die  Fürsten  teilnahmen;  sie  begründeten 
einheitliche  Münzsysteme  unter  Vereinsaufsicht  und  mit  gleichem  Um- 
laufsrecht für  alle  Vereinsmünzen.  Die  städtischen  Münzen  standen  infolge- 
dessen schon  im  14.  Jahrhundert  in  solchem  Ansehen,  daß  die  könig- 
lichen Münzprivilegien  wiederholt  auf  dieselben  als  Muster  verwiesen" 
und  die  landesherrlichen  Münzen  nicht  selten  durch  städtische  aus  dem 
Verkehr  gedrängt  wurden. 

Die  Münzprägungen  erfolgten  regelmäßig  nicht  unmittelbar  auf  Rech- 
nung der  Münzherren,  sondern  wurden  besonderen  Unternehmern  über- 
wiesen, welche  die  Beschaffung  des  Prägematerials,  die  Herstellung  und 
endlich  auch  den  Vertrieb  der  Münzen,  also  das  Wechselgeschäft,  auf 
eigene  Rechnung  ins  Werk  setzten,  mit  dem  Münzherrn  aber  in  regel- 
mäßiger Wiederkehr  wegen  der  Einnahmen  aus  dem  Schlagschatz,  sowie 


*^  Vgl.  Ssp.  n.  26,  §  1.    Schwsp.  L.  192  a. 

*^  Vgl.  Ehsbbrg,  a.  ft.  O.  80  ff. 

^'  Zuweilen  haben  auch  solche  Städte,  die  selbst  im  Besitze  des  Münzrechts 
waren,  eine  feste  Steuer  statt  der  ihnen  bis  dahin  aus  dem  Münzverruf  zugeflossenen 
Einnahmen  eintreten  lassen. 

*^  Vgl.  Ehbbbbo,  a.  a.  0.  95  f. 
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ihrer  Auslagen  und  Provisionen  Abrechnung  hielten*®.  Wo  die  Beschaffung 
des  erforderlichen  Silbers  durch  den  Bergbau  erleichtert  wurde  oder  ein 
geringerer  Handelsverkehr  nur  mäßige  Ansprüche  an  die  Münze  machte, 
finden  wir  durchweg  den  mit  der  technischen  Leitung  betrauten  Münz- 
meister  zugleich  als  Münzunternehmer,  während  das  regelmäßig  von  ihm 
gedungene  Hilfspersonal  von  der  geschäftlichen  Beteiligung  ausgeschlossen 
ist.  Dagegen  bestanden  überall,  wo  die  größere  Schwierigkeit  der  Silber- 
beschaflEung  oder  der  gesteigerte  Anspruch  eines  regeren  Verkehrs  die 
£jräfte  eines  Einzeluntemehmers  überstieg,  besondere  Münzergenossen- 
schaften, seit  dem  13.  Jahrhundert  nach  dem  Münzhause  regelmäßig  als 
Hausgenossenachaftm  bezeichnet*®.  An  der  Spitze  derselben  stand  auch 
hier  der  mit  der  Aufsicht  und  Leitung  beauftragte.  Münzmeister.  Die 
Hausgenossenschaften  sind  zweifellos  durch  die  korporative  Organisation 
des  ursprünglichen  Münzerpersonals  entstanden;  da  dasselbe  an  den  könig- 
lichen Münzen  aus  Fiskalinen  bestand,  die  bei  einer  Verleihung  der  Münze 
regelmäßig  mitübertragen  wurden,  so  haben  die  Hausgenossen  vermöge 
der  Bedeutung  ihrer  Stellung  an  dem  allgemeinen  Emporsteigen  der  Mini- 
sterialen teilgenommen;  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  waren  die  Haus- 
genossen überall  durch  Vermischung  mit  den  altbürgerlichen  Geschlechtem 
in  dem  städtischen  Patriziat  aufgegangen  *^  Ernannt  wurden  die  Münz- 
meister und  Hausgenossen  in  der  Regel  durch  den  Münzherrn,  oft  aber 
nur  auf  Grund  eines  Vorschlagsrechtes  der  Hausgenossen.  Das  Amt  wurde 
zu  Lehn  gegeben,  gegen  bedeutende  Aufoahmezahlungen  an  den  Münz- 
herrn und  die  Korporationskasse.  An  den  technischen  Prägungsarbeiten 
nahmen  die  Hausgenossen  meistens  nur  als  Leiter  oder  Aufseher  teil,  die 
mechanischen  Arbeiten  ließen  sie  von  gedungenen  Münzknechten  ver- 
richten. Zur  Beschaffung  des  Silbers  hatten  sie  das  Wechselmonopol  und 
ein  Vorkaufsrecht  bei  allen  Silberverkäufen.  Die  Gerichtsbarkeit  in  allen 
Münzangelegenheiten  oder,  wo  diese  den  ordentlichen  Gerichten  über- 
wiesen waren,  doch  die  Münzpolizei,  verbunden  mit  einer  gewissen  Auf- 
sicht über  das  Marktwesen,  Maße  und  Gewichte,  stand  dem  Münzmeister 
zu*^*.  Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  haben  die  Hausgenossen- 
schaften ihre  maßgebende  Stellung  im  Münzwesen  verloren,  teils  weil  sie 


*•  Über  das  Folgende  vgl.  besonders  Ehebero,  a.  a.  O.  97—176  und  i.  d.  Zeitsohr. 
f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  XXXII.  444—490,  sowie  die  bei  diesem  angeführte  reich- 
haltige Litteratur.  Waitz,  VIII.  339—846.  Arhold,  Yerfass.-Gesch.  d.  deutsch.  Prei- 
stadte  I.  269—280.  Hanauer,  a.  a.  O.  114—166.  Gikrkb,  Genossenschaftsreoht 
I.  188  if.    LüsoHiN  y.  Ebbmorbuth,  a.  a.  0.  47  if.    Maurer,  Städteverfassung  I.  297  ff. 

*®  So  in  Augsburg,  Bamberg,  Basel,  Erfurt,  Frankfurt,  Köln,  Öhringen,  Speier, 
Straßburg,  Weißenburg,  Wien,  Worms,  Wurzburg. 

*^  In  Basel  gehörten  die  Hausgenossen  nicht  zu  den  Geschlechtem,  sondern  zu 
der  Goldschmiedezunft,  aus  der  sie  hier  hervorgegangen  waren. 

**  Vgl.  Ssp.  n.  26,  §  6.  Schwsp.  L.  192  b.  Häufig  war  auch  das  Aichamt  und 
die  Verwaltung  der  Stadtwage  mit  dem  Amte  des  Münzmeisters  verbunden.  Die 
niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Hausgenossen  wurde  von  der  Korporation  selbst 
unter  Vorsitz  des  Münzmeisters  ausgeübt. 
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in  den  Sturz  des  Geschlechterregimentes  in  den  Städten  mithineingerissen 
worden,  teils  weil  die  zunehmende  Bedeutung  des  einheimischen  Silber- 
bergbaues die  Beschaffung  des  Prägematerials  erleichterte,  so  daß  die 
Münzherren,  zumal  die  münzberechtigten  Städte,  es  mehr  und  mehr  vor- 
zogen, die  Verwaltung  ihres  Münzwesens  in  eigene  Hand  zu  nehmen. 

Die  Zolleinrichtungen  waren  im  wesentlichen  dieselben  wie  in  der 
vorigen  Periode**.  Die  Zollverleihungen  nahmen  immer  mehr  zu,  na- 
mentlich waren  die  Zollstätten  vielfach  mit  den  Grafschaften  verbunden, 
so  daß  die  Fürsten  .mehr  und  mehr  anfingen,  die  Zölle  einfach  als  ihre 
Angelegenheit  zu  betrachten  und  nach  Belieben  selbst  Zollerhöhungen 
eintreten  zu  lassen  *^  was  dann  allerdings  durch  den  Mainzer  Landfrieden 
von  1235  c.  6  verboten  wurde.  Nur  daran  wurde  festgehalten,  daß  die 
Errichtung  neuer  Zollstätten  nicht  anders  als  durch  das  Reich  erfolgen 
dürfe '^^  Aber  auch  dem  Reiche  wurden  in  dieser  Beziehung  seit  dem 
13.  Jahrhundert  enge  Schranken  gezogen.  Daß  wohlerworbene  Rechte 
Dritter  durch  die  Errichtung  neuer  Zölle  nicht  beeinträchtigt  werden 
durften,  versteht  sieh  von  selbst;  aber  auf  Grund  dieses  Satzes  mußte 
sich  Friedrich  II.  infolge  eines  Beichsurteils  von  1220  auch  dazu  verstehen, 
gewisse  dem  Grafen  von  Geldern  in  seinem  eigenen  Lande  verliehene  Rhein- 
zölle auf  Beschwerde  der  benachbarten  Fürsten  wiederaufzuheben  ••.  Den 
geistlichen  Fürsten  machte  die  Confoederatio  cum  principibus  ecclesiasticis 
von  1220  (Art.  2)  das  Zugeständnis,  daß  in  ihren  Territorien  ohne  ihre 
Genehmigung  von  Seiten  des  Reiches  keine  neuen  Zölle  errichtet  werden 
dürften  •^,  was  gegenüber  den  weltlichen  Fürsten  schon  vorher  gewohn- 
heitsrechtlich festgestanden  haben  muß*®.  Außerdem  versprach  der  König, 
die  in  den  Händen  der  Fürsten  befindlichen  Zölle  aufrecht  zu  erhalten 
und  keine  Beeinträchtigung  oder  Verringerung  derselben  zu  gestatten. 
Damit  war  das  bisherige  Recht  des  Königs,  nach  Belieben  Zollbefreiungen 

"  Vgl.  S.  186.  Waitz,  VIII.  292  ff.  Bbsklbb.  Zeitachr.  f.  RG.  II.  882  ff.  Fest- 
gehalten wurde  an  der  Beschränkung  der  Zollpflichtigkeit  auf  Kaufmannsgüter.  Vgl. 
Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  91. 

^  Vgl.  Waitz,  VIII.  305  f.  Dagegen  stand  dem  Inhaber  einer  königlichen  Zoll- 
statte  nicht  das  Recht  zu,  den  Ertragswert  derselben  durch  Erteilung  von  Zollbe- 
freiungen dauern  zu  schmälern.  Vgl.  Reichsurteil  von  1310  bei  Fbanklin,  Sent  cur. 
reg.  Nr.  17. 

»»  Vgl.  Franklin,  a.  a.  O.  Nr.  175  (1157),  176  (1209),  187  (Mainzer  I^ndfriede 
von  1235,  c.  6),  191  (1290).  Der  königliche  Charakter  der  Zollstätten  trat  auch  in 
dem  m^urfach  üblichen  Wahrzeichen  des  Zollkreuzes  hervor.  Vgl.  Schröder,  Weich- 
bild (i.  d.'  Hist  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz)  809. 

»*  Vgl.  Franklin,  Nr.  179.    Bsrchtold,  Entstehung  der  Landeshoheit  99. 

"  Vgl.  Anm.  85.    Bsrchtold,  a.  a.  0.  98. 

^  Dies  geht  indirekt  schon  aus  dem  angeführten  Urteil  von  1220  hervor.  Hätte 
es  sich  bei  der  Confoederatio  darum  gehandelt,  den  geistlichen  Fürsten  ein  Recht  zu 
gewähren,  das  den  weltlichen  noch  abging,  so  würden  die  letzteren  sich  bei  Ge- 
legenheit des  Statuturo  in  favorem  principum  von  1281  dasselbe  ausgebeten  haben, 
dasselbe  handelt  (§  17)  aber  nur  von  neuen  Münzen  und  nicht  von  neuen  Zöllen. 
Ohnehin  ist  es  selbstverständlich,  daß  die  königlichen  Machtbefugnisse  auf  dem 
Reichskirchengute  längere  Dauer  gehabt  haben,  als  in  den  weltlichen  Territorien. 
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ZU  erteilen,  den  fürstlichen  Zollstatten  gegenüber  aufgehoben.  Die 
Errichtung  neuer  Zollstatten  für  das  Reich  war  jetzt  auf  die  Beichsstädte 
und  Krongüter  beschränkt,  und  selbst  da  war  ein  Einsprach  der  Nachbarn 
zu  besorgen.  Endlich  wurde  1234,  und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft 
bis  auf  die  Zeit  Friedrichs  I.,  die  Aufhebung  aller  ohne  Genehmigung 
der  Fürsten  errichteten  Zölle  angeordnet*^*. 

Gleich  der  Zollgerechtigkeit  konnte  auch  die  Marktgerechtigkeit  nur 
von  Reichs  wegen  verliehen  werden.  Wegen  ihres  Zusanunenhanges 
mit  dem  Stadtewesen  wird  von  den  Märkten  erst  später  näher  zu  reden 
sein.  Als  Finanzquelle  kamen  sie  wegen  des  Marktzolles,  der  Budenr 
gelder,  der  während  des  Marktes  verwirkten  Bannbußen  und  der  Markt- 
gerichtsgefalle  in  Betracht.  Gleich  den  Münzen  und  Zöllen  waren  auch 
die  Märkte  größtenteils  verliehen,  nur  wenige  befanden  sich  unmittelbar 
in  den  Händen  des  Reiches,  auch  den  Reichsstädten  gelang  es  seit  dem 
13.  Jahrhundert  allgemein,  diese  Gerechtigkeiten  für  eigene  Rechnung  zu 
erwerben.  Eine  Einnahmequelle  für  das  Reich  bildeten  sie  dann  nur 
noch  während  der  Reichstage*^®*.  Wie  bei  den  Zöllen,  so  wurde  auch 
bei  den  Marktprivilegien  streng  auf  wohlerworbene  Rechte  gehalten. 
Das  Statutum  in  favorem  principum  von  1231  (§  2)  bestimmte  aus- 
drücklich, daß  den  bestehenden  Märkten  keine  Beeinträchtigung  durch 
Errichtung  von  Konkurrenzmärkten  geschehen  dürfe  *^^,  auch  sollten  die 
bestehenden  Landstraßen,  nicht  willkürlich  verlegt  und  die  Reisenden  nicht 
zum  Einschlagen  anderer  Richtungen  gezwungen  werden  (§§  3,  4),  um 
einzelnen  Märkten  oder  Zollstätten  dadurch  einen  größeren  Verkehr  zu- 
zuführen. 

Zu  den  Einnahmequellen  des  Reiches  gehörten  auch  die  Geleitsgelder, 
die  von  fremden  Reisenden  für  die  Gewährung  des  Schatzes  bezahlt 
wurden  und  sich  besonders  hoch  beliefen,  wenn  bewaffnetes  Geleite  erbeten 
war®^  Bei  der  Darstellung  der  Territorial  Verfassung  (§  50)  wird  davon 
zu  handeln  sein,  wie  auch  das  Geleitsrecht  (ius  conductus)  von  dem 
Reiche  auf  die  Territorialgewalten  übergegangen  ist®^*. 

Wenn  Fremde  sich  im  Lande  niederließen,  ohne  den  Schutz  oder  die 
Vogtei  eines  Einheimischen  zu  gewinnen,  so  verfielen  sie  nach  Jahr  und 
Tag  dem  königlichen  Wildfangsrecht,  kraft  dessen  sie  durch  den  Büttel 
für  Eigenleute  des  Königs  erklärt  werden  konnten®^.  Solange  dieser 
Akt  der  „Einfahung^^  noch  nicht  erfolgt  war,  behielten  sie  ihre  Freiheit 
und  konnten  wieder  auswandeni.  Bewegliches  Gut,  das  im  Lande  ver« 
storbene  Fremde  hinterließen,  wurde  nicht  an  das  Ausland  verabfolgt, 
sondern,  soweit  keine  inländischen  Erben  vorhanden  waren,  als  erbloses 
Gut  für  den  König  eingezogen®',  bis  Friedrich  IL  im  Jahre  1220  für  sein 


»•  Vgl.  Pbahklin.  Nr.  185.  »••  Vgl.  S.  504  f. 

•«  Vgl.  PEAuitLiN,  Nr.  201.    Schröder.  Weichbild  306. 

•»  Vgl.  Waitz.  VIIL  815  flF.  •»•  Vgl.  jedoch  Anm.  97. 

•*  Vgl.  Maurbb,  Pronhöfe  II.  96  ff.    Gbimm,  RA.  399. 

•»  Vgl.  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  280  (102Ö). 
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ganzes  Keich  die  Freigabe  derartiger  Erbschaften  anordnete •**.  -Seitdem 
wurde  statt  der  völligen  Einziehung  der  Abzug  eines  Nachlaßteils  als 
gabella  hereditaria,  ius  albanagii  oder  Fremdlingsrecht  (droit  d'aubaine, 
von  ad  Vena)  üblich**.  Durch  internationale  Vertrage  wurde  den  Härten 
des  Fremdenrechts  schon  im  Mittelalter  vielfach  vorgebeugt.  Seit  dem 
13.  Jahrhundert  gingen  auch  diese  Rechte  vom  Beiche  auf  die  Territorial- 
herren über. 

Das  Recht  des  Reiches  auf  erbloses  Gut,  das  sogenannte  Heimfalls- 
recht  *^  ging  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  fast  allgemein  auf  die  terri- 
torialen Gewalten  über,  indem  es  zwar  theoretisch  als  ein  königliches 
Recht  festgehalten  wurde,  aber  doch  nur  als  ein  solches,  das  der  Richter, 
d.  h.  der  von  dem  Könige  mit  der  Gerichtsbarkeit  belehnte  Fürst,  für 
eigene  Rechnung  auszuüben  habe*^  Das  älteste  Beispiel  dieses  Über- 
ganges auf  die  Landesherren  gewährt  die  um  1140  erlassene  Freiburger 
Stadtrechtsurkunde,  die  den  Herzog  von  Zähringen  bereits  im  Besitze  des 
Heimfallsrechts  erscheinen  läßt®'.  Im  allgemeinen  fallt  die  Umwandlung 
aber  erst  in  das  13.  Jahrhundert.  Die  Magdeburg-Breslauer  Rechtsmit- 
teilung von  1261  (§  41)  und  das  Kleine  Kaiserrecht  (11.  c.  95)  halten  noch 
an  dem  königlichen  Heimfallsrecht  fest*'*.  Bestehen  blieb  das  letztere,  da 
es  als  ein  Ausfluß  der  Gerichtsbarkeit  behandelt  wurde,  gegenüber  den 
Reichsfürsten,  die  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  König  hatten  •*,  und  ferner 
in  den  Reichsvogteien,  namentlich  den  Reichsstädten.  Den  letzteren  gegen- 
über machte  sich  aber  dieselbe  Entwickelung  geltend,  wie  gegenüber  den 
fürstlichen  Städten,  denen  es  innerhalb  ihres  Bereiches  vielfach  gelang, 
das  dem  Stad therm  zustehende  Heimfallsrecht  entweder  zu  einer  bestimmten 
Quote  oder  auch  gänzlich  für  sich  zu  gewinnen®*.    Unter  den  Reichs- 


'^*  Vgl.  MG.  Jjdg.  IL  248  ff.  KbOgeb,  Codex  Justinianeus  (editio  stereotypa) 
518,  c.  10.  Die  Bestimmang  wurde  als  Authentica  Omnes  peregrini  in  das  Corpus 
iuris  civilis  (I.  10  C.  comm.  de  succ.  6,  59)  aufgenommen. 

•*  Vgl.  Stobbe,  Privatrecht  I.  §  42.  Du  Canoe,  Glossar,  s.  v.  Afbanaffium, 
Aubenagium 

«  Vgl.  S.  189,  326.  Waitz,  Vlll.  247,  250  f.  Stobbe,  Deutsch.  Privatr.  V. 
§  297.  Genoler,  Lehrb.  d.  deutsch.  Privatrechts  1285  ff.  Siegel,  Deutsches  Erb- 
recht 208  ff.  ToMABCHBK,  Das  Heimfallsrccht  10  ff.,  16  ff.  Hetdbhann,  Elemente  der 
Joachim.  Erbrech tsconstitution  241  ff. 

**  Charakteristisch  ist  namentlich  das  Meißner  Eechtsbuch  (sog.  Bechtsbuch 
nach  Distinktionen)  I.  5,  dist.  9,  20,  dist.  2,  womit  die  Glosse  des  Sachs.  Weichbild- 
rechts im  wesentlichen  übereinstimmt.  Vgl.  Tomaschbk,  a.  a.  O.  18.  Ssp.  I.  28. 
III.  80,  §  1.    Dsp.  82.    Schwsp.  30,  155  b. 

"'  Die  §  56  näher  zu  besprechende  Freiburger  Stadtrechtsurkunde  (§  2)  bestimmt 
von  dem  in  der  Stadt  verfallenen  erblosen  Gute  ein  Drittel  fftr  die  Armen  (für  das 
Seelenheil  des  Verstorbenen),  ein  Drittel  für  Stadt-  und  Kirchenbauten,  den  Best  für 
den  Herzog. 

^^'  Vgl.  auch  Fbanklin,  a.  a.  O.  Nr.  57,  und  Friedrichs  I.  Constitutio  de  rega- 
libus  von  1158  (II.  F.  56). 

^  Dies  deutet  auch  die  im  übrigen  sicher  nicht  aus  dem  Ijeben  gegriffene  Be- 
stimmung Ssp.  III.  80,  §  1  an.    Vgl.  Eiohhobk,  II.  707,  Note  g. 

**  Den  Anfang  dieser  Entwicklung  zeigt  schon  Freiburg.    Vgl.  Anm.  67. 
B.  SoHBdBn,  Dratwbe  BeehteffMchiehte.  88 
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Städten  lassen  die  Lübecker  Rechtsquellen  diese  Eutwickelung  am  besten 
verfolgen:  das  königliche  Heimfallsrecht  besteht  noch  zu  Recht  in  den 
Privilegien  von  1188  und  1226,  sowie  dem  ältesten  Stadtrechtsfragment, 
die  ältesten  vollständigen  Stadtrechte  haben  Halbteilung  zwischen  König 
und  Stadt,  die  jüngste  Stadtrechtsform  endlich  kennt  nur  noch  ein  Heim- 
fallsrecht der  Stadt ^®.  In  einzelnen  Reichsstädten,  z.  B.  Frankfurt,  hat 
sich  das  Recht  des  Königs  ungeschwä^jht  bis  zum  16.  Jahrhundert  er- 
halten'^  Geltend  gemacht  wurde  das  Heimfallsrecht  überall,  mochte  es 
königlich,  landesherrlich  oder  städtisch  sein,  in  der  Form  einer  vorläufigen 
Vermögensbeschlagnahme,  die  sich  nach  Jahr  und  Tag  zu  einer  endgültigen 
Vermögenseinziehung  gestaltete,  falls  nicht  den  Erbberechtigten,  wenn  sie 
sich  wegen  echter  Not  verschwiegen  hatten,  Restitution  bewilligt  wurde. 

Mit  dem  Heimfallsrecht  dürften  die  Ansprüche  des  Königs  auf  zwei 
Drittel  der  Gerichtsgefalle  gleichen  Schritt  gehalten  haben,  wenigstens 
findet  sich  kein  Quellenbeleg  dafür,  daß  die  Grafen  sich  auch  noch  in 
dem  späteren  Mittelalter  mit  einem  Drittel  begnügt  und  das  übrige  an 
den  König  abgegeben  haben  sollten^*.  Offenbar  verwalteten  die  Fürsten 
die  Gerichte  ausschließlich  für  eigene  Rechnung.  Wie  und  wann  sich 
aber  die  Umwandlung  vollzogen  hat,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Eine  nicht  unbedeutende  Einnahmequelle  des  Königs  bildete  die  Strafe 
der  Vermögenseinziehung,  die  nicht  nur  als  Folge  der  Reichsacht  eintrat, 
sondern  auch  bei  manchen  Verbrechen,  namentlich  Majestätsverbrechen, 
unmittelbar  ausgesprochen  zu  werden  pflegte ''.  Durch  Reichsgerichlsurteil 
wurde  festgestellt,  daß  diese  Einnahme  dem  Reiche  und  nicht  dem  Haus- 
vermögen des  Königs  zustehe  ^\  Auch  die  Bannbußen,  die  sich  im  Mittel- 
alter nicht  mehr  auf  60  ß,  sondern  für  Fürsten  auf  100  Pfd.  (2000  ß), 
für  Edle  und  Dienstmannen  auf  10  Pfd.  (200  ß)  zu  belaufen  pflegten, 
lieferten  unter  Umständen  sehr  reiche  Erträge^*.  Noch  bedeutender  waren 
die  Opfer,  die  von  manchen  gebracht  wurden,  um  die  verlorene  Gnade  des 
Königs  wieder  zu  gewinnen'®. 

Die  königlichen  Güter  waren  im  Laufe  der  Zeit  sehr  zusammen- 
geschmolzen, warfen  aber  immerhin  noch  bedeutende  Erträge  ab*'.    So- 


'^  Vgl.  Fbembdobff,  Das  lübische  Becht  nach  seinen  ältesten  Formen  85,  48  f. 
Haoh,  Das  alte  lübische  Recht,  Cod.  I.  c.  19,  Cod.  II.  c.  26,  40,  Cod.  III.  c.  132. 

'^  Vgl.  ToMAflCHEK,  a.  a.  0.  21. 

'*  Vgl.  S.  180,  189. 

"  Vgl.  Const.  de  regalibns  von  1158  (IL  F.  56).  Ssp.  I.  88,  §  2.  Prakklih, 
Reichshofgericht  11.  870  ff.,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  57.    Waitz,  VIII.  252  ff. 

'*  Vgl.  Waitz,  VIII.  254,  N.  2.    Fbaiwlin,  Sent.  cur.  reg,,  S.  29,  Note  d. 

"  Vgl.  Otto  Fris.  gesta  Friderici  II.  c.  28.    Ssp.  III.  64.  §  2. 

'"  Näheres  darüber  beim  Strafrecht  (§  62). 

"  Vgl.  S.  488  f.  Waitz,  VUI.  239  ff.,  264  ff.  Frby,  Schicksale  des  königlichen 
Gutes  in  Deutschland  unter  den  letzten  Staufem,  1881.  (Über  die  vielfachen  Mängel 
dieser  Arbeit  vgl.  Weiland,  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1881,  1551  ff.).  Küsteb,  Das  Reichsgut 
in  den  Jahren  1278—1313,  Leipz.  Inaug.-Diss.  1883.  Lamprbcht,  Deutsches  Wirt- 
schaftsleben I.  714  ff.    Maubbb,  Fronhöfe  IL  132  ff.,  436  ff. 
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lange  sie  in  Eigenwirtschaft  gehalten  wurden,  dienten  ihre  Früchte  in 
erster  Reihe  zum  Unterhalt  des  Königshofes  und  wurden  daher,  soweit 
es  thunlich  war,  auf  den  Pfalzen  aufgespeichert.  Seit  dem  Interregnum 
hörte  die  Eigenwirtschaft  ganzlich  auf,  an  ihre  Stelle  traten  die  verschie- 
densten Formen  der  Gutspacht  und  des  Leiherechts  ^®.  Bei  dem  Wechsel 
der  Dynastien  wurde  sorgfaltig  darauf  gesehen,  daß  die  Erongüter  nicht 
mit  den  Hausgütern  des  bisher  am  Regiment  befindlichen  Hauses  ver- 
mischt würden.  Untersuchungen  in  dieser  Beziehung  wurden  besonders 
von  Konrad  II.  in  Baiem  und  Heinrich  IV.  in  Sachsen  vorgenommen'*, 
als  allgemeine  Maßregeln  aber  unter  Lothar  III.,  Rudolf  I.,  Adolf,  Al- 
brecht I.  und  Heinrich  VII.  ®^.  Die  Revindikationen  der  vier  letztge- 
nannten gaben  den  Anlaß,  die  Krongutsverwaltung  durch  das  Mittel  der 
Landvogteien  wieder  einigermaßen  zu  sichern.  Wahrscheinlich  wurde  zu 
dem  Zweck  auch  die  schon  von  Karl  dem  Großen  vorgeschriebene  allge- 
meine Inventarisation  der  Krongüter  von  neuem  eingeschärft.  Das  uns 
in  einem  Bruchstück  erhaltene  Nürnberger  Salbuch  aus  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  scheint  einer  solchen  Maßregel  seine  Entstehung  zu 
verdanken®*. 

Das  ausschließliche  Recht  des  Reiches  auf  alle  herrenlosen  Grund- 
stücke blieb  auch  im  Mittelalter  bestehen  ®*.  Allein  es  erlitt  einen  doppelten 
Abbruch;  einmal  durch  den  von  der  Krone  teils  veranlaßten,  teils  still- 
schweigend geduldeten  Ausbau  in  der  Land esalm ende,  wodurch  alle  für 
den  Ackerbau  geeigneten  Landstriche  in  Privateigentum  übergeführt 
wurden®',  sodann  durch  die  Ausbildung  der  Landeshoheit,  indem  die 
Reichsfürsten  sich  auch  hier  einfach  an  die  Stelle  des  Königs  zu  setzen 
bestrebt  waren®*.  Dies  zeigte  sich  namentlich  in  der  Stellung  des  Reiches 
zu  dem  Grund  und  Boden  in  den  eroberten  slavischen  Gebieten  im  Nord- 
und  Südosten  des  Reiches.  Während  derselbe  anfangs  durchaus  als  Eigentum 
des  Reiches  behandelt,  also  dem  strengen  Bodenregal  unterworfen  wurde  ®^, 
bildete  sich  schon  früh  die  Ansicht  aus,  daß  die  mit  den  markgräflichen 
oder  gräflichen  Rechten  über  jene  Gebiete  belehnten  Fürsten  damit  auch 


'•  Vgl.  S.  415.    KüBTBB,  a.  a.  0.  42. 

^'  Vgl.  Waitz,  VIII.  244,  888  f.  Die  allgemeine  Empörung,  welche  die  Revin- 
dikationen Heinrichs  IV.  bei  den  Bächsischen  Bauern  hervorriefen,  ist  übrigens  wohl 
in  erster  Reihe  weniger  durch  die  materiell  damit  verbundenen  Härten,  als  durch 
die  dem  Volke  ungewohnte  Form  der  Untersuchung,  namentlich  die  Anwendung  des 
Inquisitionsprinzips  (S.  869  f.),  veranlaßt  worden.  Vgl.  Ullmann,  i.  d.  Histor.  Auf- 
sätzen zum  Andenken  an  Waitz,  119  ff. 

••  Vgl.  Lamprecht,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXI.  1  ff.   Küster,  a.  a.  0. 13  ff. 

^^  Herausgegeben  von  KOsteb,  a.  a.  O.  100  ff. 

"  Vgl.  S.  202.  Waitz,  VIII.  256.  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  41  (1018),  654 
(1818).    Franklut,  Sent.  cur.  Nr.  66  (1114,  1144). 

"  Vgl.  S.  414. 

^  Vgl.  Urkunde  des  Herzogs  Sigmund  von  Baiem  von  1472,  Mon.  Buica  IX. 
298,  Nr.  163. 

"  Vgl.  Waitz,  VÜI.  ^54  f. 
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das  Bodenregal  in  ihren  Territorien  erworben  hätten.  Das  Bodenregal 
war  aus  einem  Beichsrecht  zu  einem  reichslehnbaren  Territorialrecht 
geworden^*».  Dasselbe  Schicksal  hatte  die  Abgabe,  die  der  Inhaber  des 
Bodenregals  als  Markrecht,  Markfutter,  Markdienst,  MarkmntteoderHerzogs- 
kom  von  allen  Neukulturen  zu  erheben  berechtigt  war,  auch  sie  wurde 
zu  einer  territorialen  Einnahmequelle  ®^ 

Das  „Landrecht'',  dem  diese  Abgabe  durchaus  entsprach,  hatte  in 
den  altländischen  Gebieten  seinen  ursprünglichen  Charakter  einer  öffentlich- 
rechtlichen Leistung  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  Mittelalters 
völlig  verloren:  durch  massenhafte  Übertragung  auf  Kirchen  und  Klöster, 
zum  Teil  auch  auf  weltliche  Herren,  war  es  zu  einer  rein  grundherrlichen 
Abgabe  geworden,  und  diesen  Charakter  hatte  es  infolgedessen  auch  in 
den  verschiedenen  Formen  des  Königszinses,  unter  denen  es  hier  und  da 
als  eine  fiskalische  Leistung  bestehen  geblieben  war,  annehmen  müssen  ®^ 

Auch  gegenüber  den  Almenden  vermochte  sich  das  Bodenregal  des 
Reiches  nicht  zu  erhalten.  Es  wich  der  Obermärkerschaft,  welche  die 
Landesherren  auf  Grund  eines  territorialen  Bodenregals  (S.  411)  in  An- 
spruch nahmen.  Ähnlich  war  es  mit  dem  Strandregal,  auf  Grund  dessen 
noch  im  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  Schiffbrüchige  dem  Reiche  mit 
Leib  und  Gut  verfielen^®,  soweit  nicht  durch  internationale  Vertrage  Vor- 
sorge getroffen  war^*.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  erscheinen  die  Landes- 
herren und  Städte  als  die  eigentlichen  Strandherren,  ihr  Recht  erstreckt 
sich  aber,  durch  zahlreiche  internationale  Verträge  gemildert,  nur  noch 
auf  herrenloses  Strandungsgut  und  den  reklamierenden  Eigentümern  gegen- 
über auf  den  (für  den  Strandherm  oder  die  Arbeiter  zu  erhebenden) 
Bergelohn  ®^.  Das  Reich  beschränkte  sich  seitdem  darauf,  weitergehende 
Ansprüche  der  Strandherren  oder  Strandbewohner  als  Mißbräuche  zu  ver- 
bieten und  dem  Raube  gleichzustellen®*. 

Besser  hat  das  Reich  hinsichtlich  der  Ströme  seine  Rechte  zu  wahren 
gewußt.  Während  das  römische  Recht,  entsprechend  dem  südlichen 
Klima  Italiens,  das  öffentlich^  Interesse  an  den  Flüssen  vornehmlich  in 
ihrem  Wasserbestande  fand  und  daher  alle  flumina  perennia  dem  öffent- 
lichen Recht  unterstellte,  legte  das  deutsche  Recht  eäles  Gewicht  auf  die 


®*'  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  L  1275. 

"  Vgl.  S.  416.    Waitz,  VIIL  891  f. 

"  Vgl.  S.  187  f..  414.    Waitz,  VIU.  886  f.,  389  f.    Maubeb,  Fronhdfe  IL  856  if. 

"  Vgl.  Waitz.  Vm.  275. 

^*  Eine  derartige  Bestimmung  enthält  schon  der  erneuerte  Friedensvertrag 
Ottos  II.  mit  den  Venetianem  von  988,  MG.  Dipl.  reg.  Otto  II.  Nr.  800  (pg.  354), 
bestätigt  1209  von  Otto  IV.  (Böhheb,  Acta  imp.  sei.  Nr.  235). 

•0  Vgl.  u.  a.  Hansisches  Ürk.-B.  I.  Nr.  1823  (1299).  II.  Nr.  658  (1340),  §  7. 
725  (1342).    V.  D.  Beboh,  Oorkondenb.  v.  Holl.  en  Zeeland  I.  Nr.  514. 

»>  Vgl.  Friedrichs  IL  Const.  Romana  von  1220,  c.  9  (MG.  Leg.  II.  248.  KbOqbb, 
Codex  JustinianeuB  pg.  518),  als  Authentica  Navigia  1.  18.  C.  de  furtis  6,  2.  FbankIiDt, 
Sent.  cur.  reg.  Nr.  208  (1255).  Peinl.  HGO.  Karls  V.  Art.  218.  Privileg  Fried- 
richs II.  für  Lübeck  von  1226  (Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  I,  Nr.  85). 
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Wasserstraßen:  uflFentliche  Flüsse  wäre**  nur  die  schiffbaren  Gewässer, 
diese  aber  auch  mit  Einschluß  ihr^:  noch  nicht  schiffbaren  Quellflüsse®'. 
Als  „des  Reiches  Straße"®^  blieben  die  schiffbaren  Flüsse  nicht  bloß  der 
Privatrechtssphäre  entrückt,  sondern  sie  wurden  auch  von  der  Territorial- 
bildung nur  so  weit  ergriffen,  als  eine  ausdrückliche  Verleihung,  sei  es 
der  Stromhoheit  überhaupt  oder  der  einzelnen  stromhoheitlichen  Rechte, 
seitens  des  Reiches  stattgefunden  hatte".  Ohne  eine  solche  Verleihung 
endigte  die  landesherrliche  Gewalt  am  Ufer,  der  Strom  selbst,  bis  zu  den 
Grenzen  seines  gewöhnlichen  Inundationsgebietes®*,  stand  ausschließlich 
dem  Reiche  zu,  das  darüber,  unabhängig  von  der  territorialen  Zuge- 
hörigkeit der  Ufer,  verfügte.  Selbständig  war  namentlich  die  Gerichts- 
barkeit auf  dem  Strome •^j  ebenso  das  Geleitsrecht®',  die  Befugnis  zur 
Herstellung  und  Ausnützung  von  Hafen-,  Fähr-,  Brücken-,  Mühlenanlagen 
und  sonstigen  Wasserbauten®®,  das  dem  Strandrecht  entsprechende  Grund- 

•*  Const.  de  regalibus  von  1158  (IL  F.  56):    BegcUia  sunt viae  pvhlicae, 

ftumina  navigabilia  et  ex  quibus  fluni  navigabilia,  portus,  ripatica.  Vgl.  Waitz, 
Vni.  298  ff. 

«8  Vgl.  Urk.  Friedrichs  I.  von  1165  (Hans.  Urk.-B.  I.  Nr.  18):  a^a  Bheni, 
libera  et  regia  strata,  Urk.  desselben  von  1157  (Böhmer,  Urk.-6.  von  Frankfurt  16) 
von  dem  Leinpfade  am  Main :  per  rijpam  fluminis,  que  via  regia  esse  dinoscitur.  Qör- 
litzer  Landr.  34,  §  1 :  iegelieh  vUzinde  waxzir  hei^t  des  riches  straze.  Ober  ein  die 
Saar  betreffendes  Keichsnrteil  Lothars  IIL  vgl.  Waitz,  VIIL  802.  N.  8.  Siehe  anch 
Ssp.  U.  28,  §  4.  66,  §  1. 

•*  Vgl.  S.  380  f. 

*^  Friedrich  L  verlieh  den  Lübeckern  die  Trave  bis  zu  den  Grenzen  des  Inun- 
dationsgebietes,  vgl.  S.  381  N.  21.  Durch  Privileg  Friedrichs  IL  von  1226  (Ürk.-B. 
d.  Stadt  Lübeck  L  Nr.  35)  wurde  diese  Verleihung  bestätigt. 

'^  Auf  Grund  der  Anm.  95  erv^ähnten  Verleihung  übten  die  Lübecker  auch  auf 
der  oberen  Trave  bei  Oldesloe,  obwohl  die  Ufer  holsteinisch  waren,  die  Stromgerichts- 
barkeit  aus.  Vgl.  Schillbr-Lübben,  Mittelnd.  WB.  V.  207.  Die  holsteinischen  Grafen 
erkannten  das  Recht  der  Stadt  Lübeck  1247  (Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  I.  Nr.  124) 
ausdrücklich  an:  omnia  que  per  aquarum  inundacianem  et  alluvionem  consueverunt 
occupari,  ad  ioickbelede  civitatis  perpetuis  iemparibus  annumerari  concedimus  et 
asscribi. 

*^  Das  Anro.  100  besprochene  Beichsweistum  von  1294  behandelt  den  conductus 
in  flumine  als  ein  von  der  Landeshoheit  der  Uferherren  durchaus  unabhängiges  Recht. 
Lübeck  erhielt  das  Geleitsrecht  durch  das  Privileg  Friedrichs  IL  von  1226. 

•'  Friedrichs  I.  Privileg  für  Lübeck  von  1188  hob  ausdrücklich  hervor,  daß 
aufier  der  Trave  auch  die  Travebrücke  in  die  iusticia  et  libertas  der  Stadt  aufzu- 
nehmen sei.  Auf  verschiedene  Strombauten  im  Niederrhein  bezieht  sich  eine  Ur- 
kunde desselben  von  1165  (Hans.  Urk.-B.  I.  Nr.  18).  Den  Kurfürsten  von  Branden- 
burg erteilte  Kaiser  Friedrich  III.  1456  die  Erlaubnis:  „dass  sie  in  allen  ihren  landen 
zu  ihrer  und  der  land  notdurft  auf  ihren  wassern,  wo  wie  und  wann  sie  wollen, 
mühlen  aufrichten,  bauen  und  derer  nach  ihrem  gefallen  gebrauchen  und  genießen 
sollen  und  mögen'*  (Pfbpwnqeb,  Vitriarius  illustr.  IIL  1467).  Vorher  hatten  die  Kur- 
fürsten also  das  Mühlenregal  noch  nicht  besessen,  dasselbe  hatte  bis  dahin  vielmehr 
dem  Reiche  zugestanden.  Ähnliche  Verleihungen  werden  in  den  Reichsurteilen  bei 
Fbakklin,  a.  a.  O.  Nr.  109  f.  vorausgesetzt.  Andere  Bewilligungen  von  Stromanlagen 
bei  Pfbfvinqbb,  a.  a.  0.  III.  1469  f.  Zerstörung  unerlaubter  Strombauten  MG.  Dipl. 
reg.  Otto  II.  Nr.  209  (979). 
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ruhrrecht  an  gestrandeten  Schiffen  und  ihrer  Ladung  •^  Das  Strombett 
galt  als  Eigentum  des  Reiches;  in  demselben  entstandene  Inseln  fielen 
dem  Reiche  oder  dem  mit  der  Stromhoheit  vom  Reiche  Beliehenen  zu^^. 

Gleich  den  schiffbaren  Gewässern  galten  auch  die  Leinpfade  an  den- 
selben^®^ und  die  großen  Land-  und  Heerstraßen  als  „des  Königs 
Straßen"*®*.  Von  der  Territorialbildung  scheinen  sie  nicht  in  gleichem 
Maße  wie  die  Ströme  eximiert  gewesen  zu  sein,  doch  blieben  sie  der  will- 
kürlichen Verfügung  der  Landesherren  entzogen,  auch  wurden  sie  wenigstens 
in  die  territoriale  Zersplitterung,  der  die  alte  Gau  Verfassung  seit  dem 
13.  Jahrhundert  verfiel,  nicht  so  ganz  hineingerissen,  indem  die  grafliche 
Gerichtsbarkeit  sich  zum  Teil  als  „Straßengericht"  zu  erhalten  vermochte*®'. 
Veränderungen  sollten  mit  den  alten  Eönigsstraßen  nach  dem  Statutum 
in  favorem  principum  von  1231  (§  4)  nur  mit  Zustimmung  der  „trans- 
euntes",  d.  h.  der  von  der  Straße  berührten  Landesherren,  vorgenommen 
werden^®*.  Bis  dahin  muß  also  der  König  das  Recht  zu  solchen  Ver- 
änderungen und  demgemäß  auch  zu  den  dadurch  gebotenen  Zwangsent.- 
eignungen  gehabt  haben.  Wahrscheinlich  übten  die  Pfalzgrafen,  dann 
aber  besonders  die  Reichslandvögte  eine  gewisse  Aufsicht  über  das  Reichs- 
straßenwesen aus. 

Das  Jagdrecht  hat  seinen  Ausgang  in  Deutschland  nicht,  wie  vielfach 
angenommen  wird,  von  der  Jagdberechtigung  der  Grundbesitzer,  sondern 
von  dem  Rechte  des  freien  Tierfanges  genommen.  Auch  die  Grundbesitzer 
bedurften  eines  königlichen  Wildbannprivilegs,  um  eine  ausschließliche 
Jagdberechtigung  auf  ihrem  Grund  und  Boden  zu  erlangen.  Außerhalb 
der  königlichen  Bannforsten  galt  das  Recht  des  freien  Tierfanges,  dem 
der  Grundbesitz  als  solcher  nur  thatsächliche,  aber  nicht  rechtliche 
Schranken  zu  setzen  vermochte  ^®^  Die  aus  der  früheren  Zeit  herrührenden 
großen  Bannforsten  blieben  bestehen^®*»,  vielfach  wurden  Teile  derselben 
verliehen  oder  verschenkt.    Xeueinforstungen  für  Rechnung  des  Reiches 


^  Den  Strafibnrgern  bewilligte  das  Privileg  Friedrichs  II.  von  1286  (Urk.-B. 
d.  Stadt  Straßbarg  I.  Nr.  246)  allgemeine  Befreiung  von  dem  Grnndrahrrecht.  Die 
Ausübung  des  letzteren  seitens  der  üferherren  wurde  wiederholt  von  Reichs  wegen 
verboten.  Vgl.  Fbanklin,  a.  a.  O.  Nr.  208  und  die  dazu  gehörige  Note.  Maubxb, 
Einleitung  120  f. 

100  Ygi^  Rheingauer  Landgerichtsentscheidung  von  1148  über  die  Rheininseln, 
BoDMANN,  Rheing.  Altertümer  604.  Das  S.  S81  N.  21  angeführte  Reichsweistum  von 
1294  (nicht  1296)  billigte  die  insula  in  flumine  nata  nur  demjenigen  zu,  der  die  rolle 
Stromhoheit,  nämlich  Zollgerechtigkeit,  Geleitsrecht  und  gräfliche  Gerichtsbarkeit  über 
den  Strom,  vom  Reiche  zu  Lehen  trage.  Der  Graf  des  Ufergeländes  hatte  als  solcher 
keinen  Anspruch.  Ssp.  II.  56,  §  2  hat  nur  Privatflüsse  (vH^iy  im  Gegensatze  xu 
stram)  im  Auge. 

»0»  Vjfl.  Anm.  93. 

"•  Vgl.  Anm.  92.  Waitz,  VIII.  316.  Haltaus,  Glossar.  1115,  1754.  Gwäm, 
DWB.  V.  1716.    Franklin,  a.  a   O.  Nr.  202  f.    Ssp.  IL  59,  §  3.  66,  §  1. 

^<>*  Näheres  darüber  §  49. 

^^^  Bestätigt  durch  den  Mainzer  Landfrieden  von  1235. 

»•»  Vgl.  Ssp.  IL  61.  »o»a  Vgl.  Kraut,  Grundriß  §  87,  Nr.  9. 
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sind  nicht  mehr  bezeugt»  dagegen  wiederholten  sich  die  königlichen  Wild- 
bannprivilegien  für  die  verschiedenen  Großen  des  Reiches  ganz  in  der  alten 
Weise  bis  zum  11.  oder  12.  Jahrhundert*^®.  Dabei  macht  sich  in  der 
Form  eine  allmähliche  Abschwächung  der  königlichen  Gewalt,  die  nur  als 
eine  Abschwächung  des  Bodenregals  aufgefaßt  werden  kann,  bemerkbar. 
Während  Otto  I.  noch  ganz  frei  über  die  Grenzen  des  Wildbannes  ver- 
fugt, ohne  "sich  auf  den  Reichsboden  und  den  Besitz  des  Privilegierten 
zu  beschranken,  selbst  ohne  gewohnheitsrechtlich  bestehende  Jagdberechti- 
gungen Dritter  zu  schonen  *%  wird  schon  in  einem  Diplom  Ottos  II.,  wo 
ebenfalls  derartige  Verhältnisse  entgegenstehen  mochten,  ausdrücklich 
hervorgehoben,  daß  die  Verfügung  „cum  populi  consensu"  getroffen  sei^^®; 
ähnlich  heißt  es  in  einem  Wildbannphvileg  Heinrichs  II.  von  1018:  „con- 
sensu vicinorum"  ^^®.  Dagegen  wird  in  einer  Urkunde  Ottos  III.  von  992 
der  von  dem  Wildbann  eingeschlossene  Grundbesitz  eines  Dritten  aus- 
drücklich ausgenommen'*®.  Im  11.  Jahrhundert  werden  dann  die  zu- 
stimmenden Grundbesitzer  regelmäßig  persönlich  hervorgehoben*",  unter 
Heinrich  IV.  sogar  mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  daß  das  Wild- 
bannrecht für  sie  mit  gelten  sollte***.  Die  Abschwächung  des  könig- 
lichen Bodenregals  vollzieht  sich  schrittweise  vor  unseren  Augen:  anfangs 
wie  in  der  Earolingerzeit  freiestes  Wildbannrecht  des  Königs,  dann  Be- 
fugnis der  Interessenten  zu  einer  summarischen,  später  zu  einer  persön- 
lichen Zustimmung,  zunächst  nur  als  eine  rein  formelle  Schranke  gedacht, 
seit  Heinrich  IV.  aber  auch  materiell  ins  Gewicht  fallend,  indem  die  in 
die  Wildbanngrenzen  einbezogenen  Grundbesitzer  und  Vogteiherren  nur 
unter  der  Bedingung  der  Mitberechtigung  ihre  Zustimmung  erteilen***. 
Man  darf  wohl  annehmen,  daß  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  so 
ziemlich  alle  Grundbesitzer  aus  dem  Stande  der  Fürsten  und  Herren  den 
gnmdherrlichen  Wildbann  erworben  hatten  ***.  Außerdem  wurde  das  Ein- 
hegungsrecht  seit  dem   13.  Jahrhundert  seitens  der  Fürsten  in   ihren 


»••  Vgl-  S.  189.  Waitz,  Vm.  257  ff.  Siokbl,  Zur  Geschichte  des  Bannes  (Marb. 
Univ.  Progr.  1886)  46  S,  K.  Both,  Geschichte  des  Forst-  u.  Jagdwesens  in  Deutsch- 
land, §§  49  ff.  Stobbs,  Privatrecht  II.  §  151.  Thudighüm,  Gau-  und  Markverfassung 
306  f.  Die  jüngsten  mir  bekannten  Wildbann  Privilegien  sind  von  Heinrich  V.  von 
1108  und  liOthar  IlL  von  1182  (Kraut,  Grundriß  §  86,  Nr.  80,  76),  beide  aber  von 
zweifelhafter  Echtheit. 

'^'  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  131  (951):  in  qua  prius  erat  communii  omnium 
cioium  venaiio:  Ebd.  Nr.  62  (auch  Loebsoh  u.  Schbödeb,  I*.  Nr.  75)  erstreckt  sich 
der  Wildbann  über  den  ganzen  Gau  Drenthe,  ohne  daß  der  Grundbesitzer  des  Gaues 
auch  nur  gedacht  würde. 

^^  MG.  Dipl.  reg.  Otto  IL  Nr.  50.   Keiner  Zustimmung  gedenken  Nr.  39,  90,  221. 

»••  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  267.  »»^  vgl.  Kbaut,  Grundriß  §  86,  Nr.  62. 

*"  Vgl.  ebd.  Nr.  64,  65.    Thudichum,  a.  a.  O.  307. 

"»  Dbohkb,  Cod.  dipl.  Puld.  Nr.  760  (1059). 

*^*  unrichtig  ist  die  Auffassung  von  Hbusles,  Institutionen  I.  370,  dem  Siokel, 
a.  a.  0.  beitritt. 

'^«  Vgl.  Maubbb^  Fronhöfe  III.  35  ff.,  41  f.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1. 470  ff., 
480,  494  ff.    Gbixm,  Weistümer  VII.  296. 


520  Das  Mittelalter. 

Territorien  ausgeübt  ^^^  sei  es  auf  Grund  ihrer  Obermärkerschaft  oder 
eines  territorialen  Bodenregals.  Die  geringere  Jagd  wurde  den  Lehns- 
mannen, also  dem  niederen  Adel,  überiassen"®,  zum  Teil  erhielt  sich  aber 
auch  die  alte  Jagdfreiheit  als  Recht  der  freien  Birsch  in  den  Markgenossen- 
schaften "^ 

Mit  der  Entwickelung  des  Jagdrechts  hat  das  Fischereirecht  im  all- 
gemeinen gleichen  Schritt  gehalten  ^^^  Die  königlichen  Wildbannprivi- 
legien bezogen  sich  regelmäßig  auf  Jagd  und  Fischerei  zusammen ,  den 
Bannwäldern  entsprachen  die  Banngewässer ^*®».  Im  späteren  Mittelalter 
galt  die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Flüssen,  soweit  nicht  anderweitig 
seitens  des  Reiches  darüber  verfügt  war,  im  Zweifel  allgemein  als  Regal, 
und  zwar  zunächst  als  Reichs-,  später  als  landesherrliches  Regal  ^^'.  Bei 
den  Privatflüssen  machte  sich  der  Anspruch  der  Fürsten  und  Grund- 
herreu  in  geringerem  Maße  wie  bei  der  Jagd  geltend,  so  daß  den  Oe- 
meindefischwassem  mit  freier  Berechtigung  der  Markgenossen  etwas  mehr 
Raum  gelassen  wurde"®*.  Wie  bei  der  Jagd  in  der  Regel  zwischen  hoher 
und  niederer  Jagd  unterschieden  wurde,  so  trat  auch  bei  der  Fischerei 
vielfach  eine  verschiedene  rechtliche  Behandlung  je  nach  den  Objekten 
oder  der  Fangart  ein.  Die  Fischerei  in  geschlossenen  Gewässern  galt  als 
Gegenstand  privater  Berechtigungen^*®. 

Das  königliche  Bannrecht  machte  sich  auch  in  der  Richtung  geltend, 
daß  Mühlen  oder  andere  gewerbliche  Anlagen,  wie  Brauereien  oder 
Backöfen,  für  einen  gewissen  Umkreis  (die  Bannmeile)  ein  jede  Kon- 
kurrenz ausschließendes  Recht  erhielten  ^^^  Eine  verwandte  Einrichtung 
war  der  Bannwein,  der  aber  immer  nur  für  bestimmte  Zeiten,  wie  Jahr- 
märkte und  Kirchweihfeste,  verordnet  wurde***».  DasStatutum  in  favorem 
principum  von  1231  setzte  dem  gewerblichen  Bannrecht  des  Königs  be- 
stimmte Grenzen"*. 


»"  Vgl.  S.  444,  N.  140.  Kraut,  Gniodriß  §  86,  Nr.  68;  §  87,  Nr.  lOf.,  löf. 
Sohwsp.  Laßb.  236,  288. 

*^«  Vgl.  Kbaut,  a,  a.  0.  8  87,  Nr.  12—17. 

»"  Vgl.  Lampbecht,  I.  485  f.  Maubbb,  Fronhöfe  I.  48  ff.;  Einleitung  152  ff. 
Thüdichom,  a.  a.  O.  309.  Stobbb,  a.  a.  O.  II.  (1.  Aufl.)  606.  Gbimm,  Weistflmer 
VII.  317. 

>*«  Vgl.  Waitz,  Vlll.  263.  "«•  Vgl.  Anm.  124. 

"•  Vgl.  Waitz,  VIII.  268.  Constitntio  de  regalibus  von  1158  (IL  F.  56):  pU- 
cationum  reddiäu.  Die  durch  zahlreiche  Beispiele  zu  belegende  Berechtigung  des 
Königs,  über  die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Gewässern  zu  verfügen,  war  eine 
natürliche  Konsequenz  des  Stromregals.  Soweit  der  König  von  seinem  Bannrecht 
keinen  Gebrauch  gemacht  hatte,  konnten  sich  abweichende  Gewohnheiten,  namentlich 
im  Sinne  der  Fischereifreiheit,  erhalten.  Vgl.  Ssp.  II.  28,  §  4.  Schwsp.  I^aßb.  197. 
Kbaut,  Grundriß  §  91,  Nr.  5.    Hbuslbb,  Institutionen  I.  369. 

"»•  Vgl.  Gbimm,  Weisttimer  VII.  244,  317.  Maubbb,  Fronhöfe  HI.  33  f.  Lam- 
pbbcht,  a.  a.  O.  283,  486  f.    Thudichum,  a.  a.  O.  312. 

^*^  Vgl.  Ssp.  II.  28,  §§1,2.  Schwsp.  Laßb.  196.  Lobbsch  u.  Sohbödbb,  Ur- 
kunden I.  Nr.  193  (170). 

»«»  Vgl.  Waitz,  VIU.  275 ff.  ^»»*  Vgl.  ebd.  278  f. 

*••  Stat.  in  fav.  prino.  §  5 :  Jn  civitatUms  noatris  novis  bannitum  miliare  depontUur. 
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Auf  derselben  Grundlage  wie  das  königliche  Wildbannrecht  beruhte 
das  Berg-  und  SalzregaP*'.  Wie  das  Wild  im  Wald  und  der  Fisch  im 
Wasser,  so  galten  auch  die  im  Schöße  der  Erde  verborgenen  mineralischen 
Schätze  an  sich  als  herrenlos,  sie  waren  nicht  der  Herrschaft  des  Grund- 
eigentümers unterworfen,  sondern  gehörten  nach  der  Volksauffassung  den 
Erdgeistern,  denen  sie  mit  Gewalt  oder  List  abgewonnen  werden  mußten. 
Kraft  des  Bodenregals  hatte  der  König  das  Recht,  diese  Erdschätze  überall 
im  Reiche  für  sich  oder  andere  mit  dem  Bann  zu  belegen.  Die  könig- 
lichen Grubenfelder  entsprachen  den  Bannforsten  ^^^■.  Das  älteste  Zeugnis 
ist  wohl  die  940  von  Otto  I.  bestätigte  Verleihung  des  Königshofes  Salz- 
burghof an  den  Erzbischof  von  Salzburg  durch  König  Ludwig  IV.  im 
Jahre  907:  aim  curtüibus  omnUmsque  aedißciis,  campis,  agrisj  pratis,  pcLs- 
cuis,  süvis,  Jacvi,  aqiäs  aqtuirumqtie  decursibus,  venationibus  ^  molinis  atque 
piscationibiis  —  —  — ,  cum  omnibus  censibus  in  scdina  et  extra  salinam 
circa  ßuvios  Sala  et  Salzacha  vocatos  in  auro  et  sale  ^2*.  Mit  Bannwäldern, 
Mühlen  und  Banngewässern  wurde  also  auch  der  Bergbann  für  Gold  und 
Salz,  und  zwar  für  das  ganze  Gebiet  zwischen  Saalach  und  Salzach,  das 
keineswegs  durchweg  fiskalisch  war,  auf  das  Stift  übertragen"*.  Daß 
neben  fiskalischen  Gruben  und  Salzwerken  urkundlich  auch  zahlreiche 
private  Betriebe  erwähnt  werden,  beweist  gegen  das  Bergregal  nichts,  da 
der  fiskalische  Betrieb  auch  später  gegen  den  privaten  sehr  zurücktrat. 
Die  Bedeutung  des  Bergregals  wurde  seitens  der  Könige  nicht  sowohl 
jdarin  gesucht,  daß  nur  sie,  als  vielmehr  darin,  daß  andere  nur  mit  ihrer 
Erlaubnis  und  gegen  die  ihnen  vom  Bergherrn  auferlegten  Abgaben 
Bergbau  betreiben  durften.  Seit  Heinrich  IL  fließen  die  Quellen  für  die 
Anwendung  des  Bergregals  reichlicher"**,  im   12.  Jahrhundert  sind  sie 

^*'  Vgl.  S.  190  and  die  daselbst  Anm.  47  angeführte  Litteratnr,  namentlich  die 
bahnbrechende  and  eben  deshalb  vielfach  angefochtene  Untersuchung  von  Abndt. 
Femer  Achenbach,  Das  gemeine  deutsche  Bergrecht  I.  81  ff.  GbOtbb,  De  regali  me- 
tallorum  iure,  Bonner  Inaug.-Diss.  1867.  Yibnich,  De  iuris  regalis  metallorum  ori- 
gine  ac  progressu,  Tüb.  Inaug.-Diss.  1871.  Böhlau,  De  regalium  notione  et  de  sali- 
narum  iure  regali.  Hall.  Habil.  Schrift,  1855.  Hüllmann,  Geschichte  des  Ursprungs 
der  Regalien  in  Deutschland,  1806.  Karsten,  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutsch- 
land, 1844.  Wbiskb,  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  X.  70  if.  XII.  270  ff.  Steinbbck,  ebd. 
XL  254  ff.  Zachabiä,  ebd.  XIII.  319  ff.  Kommeb,  Zeitschr.  f.  Bergrecht  X.  876  ff. 
Stobbb,  Priratrecht  IL  §  142.  Eichhobn,  St.-  u.  RG.  IL  412  ff.  Kbaut,  Grundriß 
§  94,  Nr.  1—12.  V.  Koch-Stbrnfbld,  Die  deutschen  Salzwerke,  zunächst  im  Mittel- 
alter, 1836.    Abignentb,  La  proprieta  del  sottosuolo,  1883. 

"•'  Vgl.  AcHENBACH,  a.  a.  O.  90  ff.    Siehe  auch  Anm.  124. 

***  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  32.  Zu  yergleichen  ist  eine  zweite  Schenkung 
Ottos  I.  an  Salzburg  von  959  (ebd.  Nr.  202),  betreffend  Besitzungen  in  Grabenstädt, 
et  in  salina  curtilia  cum  patellis  patellarumque  locis,  cum  foresto  ad  flumen  Truna 
et  —  _  —  venationihus ,  aquis  aquarumque  decur&ibuty  piscationibus  ^  prout  ante  re- 
gali potestate  in  panno  erant. 

'^^  Vgl.  Abndt,  29  f.  Derselbe  macht  auf  Karls  Capitulare  de  villis  c.  28,  62 
aufmerksam,  woraus  hervorgeht,  daß  der  König  Silbergruben  besaß  und  Einkünfte 
aus  Eisen-  und  Bleigraben  bezog,  ebenso  auf  Ordinatio  imperii  von  817,  c.  t2. 

"»•  Vgl.  Waitz,  VIII.  270. 
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SO  zahlreich  und  entschieden,  daß  sie  keinem  Zweifel  über  die  Gemein- 
gültigkeit des  Bergregals  Baum  lassen  ^^^.  Wenn  gleichwohl  auch  heute 
noch  die  vorherrschende  Meinung  dahin  geht,  daß  die  Könige  das  Berg- 
regal erst  im  11.  und  12.  Jahrhundert  ertrotzt  oder  erschhchen  hätten, 
so  übersieht  sie,  daß  eine  Generation,  die  selbst  den  gerechtesten  An- 
sprüchen der  Könige  feindlich  entgegentrat  und  sie  mit  allen  Mitteln  ab- 
zuschütteln suchte,  sich  einer  derartigen  einseitigen  Machterweiterung  der 
Krone  nicht  stillschweigend  gefügt  haben  würde"®*. 

In  Deutschland  erstreckte  sich  das  Bergregal  schon  im  Mittelalter  auf 
alle  Metalle,  genannt  werden  insbesondere  Gold,  Silber,  Zinn,  Kupfer, 
Blei  und  Eisen"''.  Auch  das  Waschgold  fiel  unter  das  Regal"®.  Ebenso 
waren  die  Salzquellen  von  Anfang  an  und  nicht  erst  seit  der  Goldenen 
Bulle  der  Regalitat  unterworfen  ^*^  Die  zunächst  nur  für  Italien  be- 
stimmte Constitutio  de  regalibus  von  1158  hebt  Silbergruben  und  Salz- 
quellen hervor"®*.  Die  ersten  Kohlenbergwerke,  die  im  H.Jahrhundert  im 
Wurmrevier  bei  Aachen  vorkommen,  scheinen  von  vornherein  dem  Regal 
unterlegen  zu  haben  "®.  Nach  den  Rechtsbüchem  beschränkte  sich  das  Berg- 
regal auf  solche  Erze,  die  bergmännisch  gewonnen  werden  mußten,  dagegen 
gehörte  dem  Grundeigentümer  alles,  was  zu  Tage  lag^*^.  Die  finanzielle 
Ausnutzung  des  Berg-  und  Salzregals  beschränkte  sich  auf  die  Anlage 
fiskalischer  Betriebe  auf  Reichsboden  und  die  Abgaben  (urbar,  census),  die 
allen  Privatbetrieben,  in  der  Regel  in  Gestalt  eines  Berg-  oder  Salzzehnten, 
zuweilen    aber  selbst  als   dritte  oder  halbe  Schicht,   auferlegt   wurden. 


^*'  Ober  den  Sachsenspiegel,  auf  den  sich  die  Gegner  des  Bergregals  in  erster 
Reihe  berufen,  vgl.  Anm.  181,  185. 

^*'*  Im  Gegenteil  wurde  Friedrioh  I.  durch  Reiohsgerichtsurteil  vom  26.  April 
1158  ausdrücklich  das  Begal  an  den  Silbergruben  bei  Ems  zuerkannt.  Vgl.  Aohbn- 
BACH,  a.  a.  0.  84.  Abndt,  a.  a.  O.  194  f.  Die  Urkunde  bei  Bbysb,  Mittelrhein. 
Ürk.-B.  I.  673.    Vgl.  Stumpf,  Kaiserurkundon  Nr.  3808. 

^'^  Vgl.  Ebaut,  Nr.  2,  4,  5,  7.  In  den  preußischen  Ordenslanden  war  das  Eisen 
ausgenommen  (ebd.  Nr.  e). 

***  Vgl.  Kbaut,  Nr.  5.    Arndt,  a.  a.  0.  187. 

^"^  Vgl.  die  Salzburger  Urkunde  von  907  (S.  521)  und  die  Kulmer  Handfeste 
(Kraut,  Nr.  e).  Arndt,  a.  a.  O.  122  f.,  135  f.,  143  ff.,  155,  158,  166,  169,  181.  Der 
letztere  weist  160  ff.  gegen  meine  frühere  Ansicht  (Zeitschr.  f.  RG.  X.  258—264)  naeh, 
daß  auch  die  Erbsälzer  in  Werl  nur  auf  Grund  königlicher  Verleihung  berechtigt 
gewesen  sind.  Verleihung  einer  königlichen  Salzquelle  im  Jahre  833  bei  Wilmamvs, 
Kaiserurkunden  I.  Nr.  14. 

"••  Const.  de  reg.  (11.  F.  56) :  ofrgentariae ,  ^piscatUmum  reddiiu»  et  sali- 

narum.    Über  argentariae  vgl.  du  Cangb,  Glossar  s.  v.  Aohbnbach,  a.  a.  O.  83f. 

"°  Vgl.  LoBRSOH,  Die  Bechtsverhältnisse  des  Kohlenbergbaues  im  Beioh  Aachen 
(Sonderabdruck  a.  d.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  XIII.)  6. 

*'^  Dies  ist  der  Sinn  des  vielumstrittenen  Ausspruches  Ssp.  L  35,  §  1 :  ^/  sehai 
under  der  erde  hegraven  deper  den  ein  plueh  ga,  die  Kort  to  der  honingliken  geuxUt 
Vgl.  ebd.  lU.  66,  §  3.  Gegen  alle  Begeln  einer  gesunden  Interpretation  hat  man 
diese  Stelle  aus  dem  Zusammenhange  mit  §  2  (Anm.  135)  gerissen  und  entgegen  der 
Glosse  auf  den  thesaurus,  statt  auf  die  natürlichen  Schätze  des  Erdbodens  bezogen. 
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Jeder  private  Betrieb,  auch  der  des  Grundeigentümers,  bedurfte  aus- 
drücklicher königlicher  Verleihung  unter  Zumessung  des  Grubenfeldes  ^**. 

In  betreff  der  Frage,  ob  der  Grundbesitzer  auch  verpflichtet  sei,  sich 
fremde,  vom  Bergherm  bewilligte  Betriebe  unter  seinem  Grund  und  Boden 
gefallen  zu  lassen,  herrschte  eine  gewisse  Rechtsverschiedenheit  Im  all- 
gemeinen galt  schon  im  Mittelalter  die  Trennung  des  Bergwerkseigentums 
vom  Grundeigentum,  der  Grundbesitzer  mußte  also  die  fremden  Betriebe, 
wenn  auch  regelmäßig  nur  gegen  Einräumung  eines  Anteils  an  der  Aus- 
beute, zulassen  ^^^,  höchstens  wurde  ihm  ein  Mutungsvorrecht  zugestanden  "*. 
Nur  für  Gold-  und  Silberbergbau  bestand,  sei  es  allgemein,  oder  nur  für  den 
Bau  über  Tage  nach  Art  der  Steinbrüche,  nach  dem  Löwenberger  Goldrecht 
und  dem  Sachsenspiegel  eine  Ausnahme,  indem  der  Grundbesitzer  hier 
nicht  genötigt  werden  konnte,  seinen  Grund  und  Boden  anderen  zu  berg- 
männischer Benutzung  einzuräumen  ^^^ 

Neben  den  Spezi^dverleihungen  für  bestimmte  Grubenfelder  oder  Salz- 
quellen und  den  auf  ein  größeres  Gebiet  erstreckten  Distriktsverleihungen 
für  bestimmte  Mineralien  ^^®  begegneten  schon  früh  Verleihungen  des 
ganzen  Regals  für  einzelne  Landesteile,   dann  für  ganze  Territorien^'^. 

"'  Vgl.  Urkunde  Friedrichs  II.  för  den  Erzbischof  von  Mainz  von  1219,  bei 
GüDEH,  Cod.  dipl.  Magant.  I.  465,  Nr.  173.  Kraut,  Nr.  2,  c,  8,  5,  6.  Moser,  Osnabr. 
Geschichte,  Dokumente  Nr.  168  (1235).  Ghmbl,  Begesta  Raperti  213,  Nr.  20  (1405). 
Während  die  Spezialverleihnng  die  Regel  bildete,  besaßen  die  Werler  Erbsälzer  eine 
DistriktBverleihnng  für  die  ganze  Stadtmark.  Vgl.  Arndt,  a.  a.  O.  164,  und  unten 
Anm.  136. 

**«  Vgl.  Arndt,  a.  a.  O.  52,  55,  283.  Vgl.  die  Anm.  132  angeführte  Urkunde 
von  1405,  in  welcher  dem  Berg  werkseigen  tum  er  auch  das  Recht  eingeräumt  wird, 
gegen  Entschädigung  die  Abtretung  der  erforderlichen  Flächen  für  Gebäude  über  Tage 
zu  verlangen. 

"*  Vgl.  Arndt,   82. 

*'J  Vgl  ebd.  80 f.,  101  ff.  Ssp.  I.  35,  §  2:  Silver  ne  mui  ok  neman  hreken  up 
enes  anderen  marnies  gude,  dne  des  tcillen,  des  de  stat  is;  gift  Ms  aver  orlof,  de 
vogedie  is  sin  dar  over.  Die  Stelle  spricht  keineswegs,  wie  man  wohl  angenommen 
hat,  gegen  das  Bergregal,  sondern  sie  schützt  nur  den  Gruodeigentümer  für  einen 
ganz  besondem  Fall  gegen  die  Anlage  fremder  Betriebe  auf  seinem  Grund  und  Boden. 
Handelte  es  sich  nur  um  steiubruchartigen  Abbau,  so  konnte  die  davon  untrennbare 
Beschädigung  der  Oberfläche  des  Grundstücks  den  Grund  für  diese  Beschränkung 
abgeben.  War  sie  auch  auf  bergmännischen  Abbau  berechnet,  so  mochte  der  über- 
mäßige Andrang  von  allerlei  Gesindel,  das  nach  Edelmetallen  suchte,  die  Abwehr 
veranlaßt  haben.  Mit  der  Vogtei  ist  die  Vertretung  nach  außen,  namentlich  im  Ge- 
richt, gemeint.  Versteht  man  übrigens  hreken ^  wie  das  wahrscheinlichste,  nur  von 
dem  Bau  über  Tage,  im  Gegensatze  zu  graven,  so  steht  §  2  cit.  mit  §  1  (Anm.  131), 
der  nur  das  graven  als  Regal  betrachtet,  im  besten  Einklänge. 

*»«  Vgl.  Anm.  132.  Die  Verleihung  des  Gold-  und  Salzrechtes  an  die  Salzburger 
Kirche  (S.  521)  war  wohl  nicht  als  spezielle  Distriktsverleihung,  sondern  schon  als 
eine  Verleihung  des  ganzen  Regals  gemeint,  wobei  Gold  und  Salz  nur  ausdrücklich 
hervorgehoben  wurden.  Eine  Distrikts  Verleihung  für  Silber  besaßen  der  Bischof  von 
Brixen  (vgl.  Böhmer,  Ada  imperii  selecta  Nr.  226  von  1207)  und  der  Graf  von 
Nassau  (vgl.  ebd.  Nr.  775  von  1836). 

"»  Vgl.  Kbaüt,  Nr.  2, 4—6.  Arndt,  169, 199—205.  Aohbnbach,  85  ff.  Stumpf,  Acta 
imperii  519,  Nr.  364  (1170).    Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  144  (1184).  159  (1189). 


524  Das  Mittelalter. 

Nachdem  die  Goldene  Bulle  von  1356  (c.  9,  §  1)  den  Kurfürsten  das 
Berg-  und  Salzregal  für  ihre  Kurlande  allgemein  eingeräumt  hatte,  gelang 
es  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  wohl  sämtlichen  Reichsständen  ^'®,  das 
Regal  ebenfalls  vom  Reiche  zu  erwerben,  so  daß  der  König  sich  als  Berg- 
herr nur  auf  dem  unmittelbaren  Reichsboden  behauptete. 

In  den  Territorien  wurde  das  Bergregal  seit  dem  14.  Jahrhundert 
mehrfach  mit  einer  landesherrlichen  Freierklarung  des  Bergbaues  ver- 
bunden, indem  sich  der  Bergherr  verpflichtete,  jedem  Finder  auf  vor- 
schriftsmäßige Mutung  die  Belehnung  zu  erteilen  ^^^ 

Vereinzelt  wurde  dem  Reiche  oder  später  den  Landesherren  auch 
ein  Recht  auf  gefundene  Schätze,  oder  einen  Anteil  daran,  eingeräumt**". 
Eine  allgemeine  Gewohnheit  bestand  in  dieser  Beziehung  aber  nicht"*. 
Die  Bestimmungen  der  Constitutio  de  regalibus  und  des  Schwabenspiegels 
über  den  Schatzfund  stehen  unverkennbar  unter  dem  Einflüsse  des  römi- 
schen Rechts"*. 

Bedeutende  Geldleistungen  bezog  der  König  aus  Italien***.  Die 
slavischen  Völker  hatten  bis  zu  ihrer  Einverleibung  in  das  Reich  Tribut- 
zahlungen zu  leisten"*.  Die  Reichsfürsten  hatten  dem  Könige,  wenn  er 
in  ihrer  Provinz  Hof  hielt,  zu  den  Hoftagen  Ehrengeschenke  mitzubringen, 
worin  man  wohl  einen  Rest  der  altgermanischen  Jahresgeschenke  erblicken 
darf"*.  Dagegen  sind  die  umfassenden  Geldleistungen,  mit  denen  die 
meisten  Reichsabteien  und  Propsteien  unter  dem  Namen  servitium  oder 
subsidium  regium  belastet  waren,  nur  zum  Teil  auf  jene  Jahresgeschenke 
und  die  alten  Naturalleistungen  des  servitium  regis  zurückzuführen,  in 
der  Hauptsache  aber  als  Abgaben  für  den  Königsschutz  und  vor  allem 
als  Rente  aus  dem  Reichskirchengute  aufzufassen  "^  Für  die  Erteilung 
der  Reichslehen  war  von  Rechts  wegen  nichts  zu  zahlen,  thatsächlich 
mußten  aber  gerade  hierfür  oft  bedeutende  Beträge  entrichtet  werden"^. 
Von  dem  Judenschatze,  dem  sich  im  späteren  Mittelalter  noch  verscffledene 
andere   Leistungen   der  Juden  zugesellten,   ist    schon    früher    die  Rede 


"»  Vgl.  Gbimm,  WeistOmer  II.  788.  794. 

***  Im  14.  Jahrhundert  namentlich  beschränkte  Freierklärungen  fQr  die  Btbrger 
bestimmter  Städte,  wie  Freiberg  und  Amberg.  Vgl.  Aghbkbach,  74  ff.  Abndt,  228  f. 
Über  allgemeine  Freierklärungen  vgl.  Arndt,  229—234,  287. 

"•  Vgl.  Stobbe,  Privatrecht  11.  (erste  Auflage)  588  f.  Hbublbb,  Institutionen 
IL  194.    Waitz,  VIH.  275. 

^*^  Auf  Ssp.  I.  85,  §  1  darf  man  sich  dagegen  nicht  berufen  (vgl.  Anm.  13 1), 
übrigens  läßt  Ssp.  IL  87,  §  8  bei  jedem  Funde,  nicht  blofi  dem  thesaurus,  wenn 
sich  der  Eigentümer  nicht  rechtzeitig  meldet,  den  Finder  ein  Drittel  und  den  Bichter 
zwei  Drittel  nehmen,  also  ein  landesherrliches  Fundregal,  das  vielleicht  auf  ein 
früheres  königliches  Recht  zurückschlieBen  läßt. 

US  Ygi  Schwsp.  Laßb.  847.  Const.  de  regalibus:  dimidium  thetauri  in  iaco 
Caesaris  in^fenii,  non  data  opera,  vel  loco  religioao;  si  data  operay  fotwn  ad  eum  perim^af, 

"»  Vgl.  Waitz.  Vin.  875  ff.  "*  Vgl.  ebd.  372  f. 

"«  Vgl.  ebd.  377  f.    Maüreb.  Fronhöfe  III.  403  f. 

>*•  Vgl.  Waitz,  VIII.  378  ff.  Eichhobn.  St.-  u.  RG.  IL  409.  Maubbb,  a.  a.  O.  lü.  402. 

»«  Vgl.  S.  482,  505.     Waitz,  Vm.  378,  407  ff.  Gold.  Bulle  v.  1856,  c.  29. 
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gewesen^*®.  Die  ersten  Anfange  der  späteren  Staatssteuern  finden  sich  in 
den  sogenannten  Beden  (petitiones,  precariae,  collectae,  talliae,  stiura, 
gescho;^,  gewerf),  die  zunächst  nicht  auf  Grund  eines  Rechtsanspruches 
gefordert,  sondern  mit  Bücksicht  auf  bestimmte  vorliegende  Bedürfnisse 
erbeten  wurden,  wegen  der  Stellung  des  Bittenden  aber  in  der  Regel 
nicht  verweigert  werden  konnten***.  Aufgekommen  sind  die  Beden  zu- 
nächst in  den  Immunitäten,  als  immer  wiederkehrende  Unterstützungs- 
gesuche der  Stiftsvögte  an  die  Vogtleute,  die  anfangs  von  den  geistlichen 
Grundherren  lebhaft  bekämpft,  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  aber 
allgemein  in  rechtlich  bestimmten  Beträgen  anerkannt  wurden.  Nach  dem 
Vorbilde  der  Vogtbeden  haben  sich  die  der  Grundherren  und  Grafen  aus- 
gebildet. In  den  Reichsvogteien  übten  die  Könige  das  Bederecht  aus. 
Von  besonderer  Bedeutung  waren  die  Beden,  welche  von  den  Städten, 
and  zwar  als  Gemeindelast,  gefordert  wurden,  während  die  Landbeden  in 
der  Regel  unmittelbar  von  den  einzelnen  Grundstücken  (mit  Ausnahme 
der  stets  bedefreien  Rittergüter)  zu  entrichten  waren.  Das  Recht  auf  die 
städtische  Bede  stand  dem  Stadtherrn,  also  in  Reichsstädten  dem  König, 
in  fürstlichen  Städten  dem  Fürsten  zu*'^;  in  den  Bischofsstädten,  die 
unter  einer  Reichsvogtei  standen,  bezog  in  der  Regel  der  Bischof  den 
einen,  der  König  (als  Vogtbede)  den  anderen  Teil  der  Bede,  es  kam  aber 
auch  vor,  daß  die  ganze  Bede  dem  Reiche  gezahlt  werden  mußte.  Im 
späteren  Mittelalter  hatten  einzelne  Städte  Freiheit  von  der  ordentlichen 
Bede  erlangt,  sie  wurden  vornehmhch  deswegen  als  „freie  Städte"  be- 
zeichnet. Im  übrigen  haben  sich  die  ordentlichen  Beden  als  feste  Jahres- 
steuern sämtlicher  Reichsstädte  in  wesentlich  unveränderter  Gestalt  (selbst 
in  den  Beträgen  immer  erst  nach  größeren  Zeitabschnitten  verändert)  bis 
tief  in  die  folgende  Periode,  zum  Teil  bis  zur  Auflösung  des  Reiches,  er- 
balten. 

Außer  den  ordentlichen  Beden,  die  sich  seit  dem  13.  Jahrhundert 
überall  zu  festen  Jahressteuem  gestaltet  hatten,  kamen  fortdauernd  noch 
außerordentliche  Steuern  vor,  bei  denen  es  in  der  Natur  der  Sache  lag, 
daß  der  Fordernde  sein  Gesuch  begründen  und  sich-  eine  gewisse  Prüfung 
desselben  seitens  der  Belasteten  gefallen  lassen  mußte.  Insbesondere  die 
Landstände  und  Städte  hielten  für  solche  Fälle  an  ihrem  Steuerbewilli- 
gungsrecht fest.    Soweit  es  sich  dabei  bloß  um  territoriale  Notlagen  oder 


»*»  Vgl.  S.  451  f. 

***  Über  alles  Folgende  vgl.  besonders  Zbumeb,  Die  deatschen  Städtestenem, 
insbesondere  die  städtischen  Reichsstenern  im  12.  und  18.  Jahrhundert  (Staats-  und 
socialwissenschaftliche  Forschungen,  her.  von  Schmolleb,  I.  Band,  2.  Heft),  1878. 
Femer  Waitz,  VIII,  399  ff.    Küster,  a.  a.  O.  45  ff.    Maureb,  Fronhöfe  III.  405  ff. 

•  *'®  Die  Keichsstadte  zahlten  die.  Steuer  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert.  Mit  der 
auf  öffentlichrechtlichen  Grundlagen  beruhenden  Bede  oder  Steuer  ist)  der  Haus- 
oder Wordzins,  den  die  stadtischen  Hausbesitzer  an  den  Grundherrn  zu  entrichten 
hatten,  nicht  zu  verwechseln.  Der  letztere  war  privatrechtlicher  Natur,  er  bildete 
eine  Entschädigung  für  die  Gewährung  der  Baustelle  und  kam  dem  Stadtherrn  nur 
80  weit  zu,  als  dieser  den  Baugrund  selbst  hergegeben  hatte. 
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besondere  Vorgänge  in  dem  landes-  oder  grundherrlichen  Hause  (wie 
Auslösung  aus  der  Gefangenschaft,  Verheiratung  der  Töchter,  Schwertleite 
der  Söhne)  handelte,  hatte  das  Reich  kein  Interesse  daran.  Anders,  wenn 
die  Bede  zur  Bestreitung  von  Beichslasten  bestimmt  war.  So  pflegten 
die  Fürsten,  um  die  ihnen  durch  'den  Besuch  der  Reichstage  erwachsenden 
Kosten  aufzubringen,  Beden  auszuschreiben,  von  hervorragender  Wich- 
tigkeit waren  aber  die  Forderungen,  welche  durch  die  Teilnahme  an  der 
Reichsheerfahrt,  zumal  über  Berg,  oder  durch  die  Hofhaltung  des  Königs 
im  Lande  begründet  wurden.  Bei  den  Aufgeboten  zur  Reichsheerfahrt 
pflegte  den  Städten  von  vornherein  die  Wahl  zwischen  Teilnahme  an  der- 
selben oder  Zahlung  einer  bestimmten  Heersteuer  anheimgestelit  zu  werden. 
Die  unentgeltliche  Aufnahme  des  königlichen  Hofes  aber  gehörte  zu  dem 
servitium  regis,  das  ursprünglich  allen,  später  nur  noch  den  geistlichen 
Fürsten  und  den  Reichsstädten  oblag.  Die  Kosten  wurden,  solange  sich 
die  städtische  Bevölkerung  vorwiegend  auf  dem  Boden  des  Hofrechts  be- 
wegte, durch  Naturalbeiträge,  später  im  Wege  der  außerordentlichen  Bede 
(Hofsteuer)  aufgebracht.  Selbst  König  Rudolf  I.  sah  sich  1274,  nachdem 
ihm  die  geistlichen  Fürsten  die  Aufnahme  in  ihren  Städten  verweigert 
hatten,  zur  Ausschreibung  einer  solchen  Hofsteuer  genötigt,  indem  er  die 
sämmtlichen  Reichsstädte  zu  dem  infolge  jener  Weigerung  nach  Nürnberg 
einberufenen  Reichstage  beitragen  ließ"^  Derartige  allgemeine  Städte- 
steuem,  bei  denen  wie  bei  allen  außerordentlichen  Beden  auch  die  freien 
Städte  herangezogen  wurden,  sind  dann  von  Rudolf  I.  noch  mehrfach, 
auch  unter  Heranziehung  der  bischöflichen  und  selbst  einiger  laienfürst- 
lichen Städte,  zu  dem  jetzt  zum  erstenmal  hervorgehobenen  Zweck  „pro 
conservatione  imperii"  (teils  zur  Fahrt  über  Berg,  teils  zu  Landfriedens- 
zwecken)  eingefordert  worden  ^'^*,  zuletzt  und  mit  allgemeinstem  Erfolge 
1290,  nachdem  der  König  sich  mit  einem  allgemeinen  Städtetage,  den 
er  als  eine  Art  städtischen  Parlamentes  nach  Nürnberg  einberufen,  dar- 
über verständigt  hatte"*.  Auch  unter  den  späteren  Königen  kommen 
noch  wiederhdlt  derartige  außerordentliche  allgemeine  Städtesteuem  vor. 
Außer  der  Verpflichtung  der  Städte  stand  es  reichs verfassungsmäßig 
fest,  daß  das  Reichskirchengut  in  Notfallen  seitens  des  Reiches  zu  außer- 
ordentlichen Beihilfen  genötigt  werden  könne  "^.  Eine  allgemeine  Reichs- 
steuer, zu  der  auch  die  Städte  herangezogen  wurden,  ist  schon  unter 
Heinrich  IV.  ausgeschrieben  worden  "*,  dann  folgte  unter  Philipp  die  auf 
dem  Quedlinburger  Reichstage  von  1207  beschlossene  Reichssteuer  für  das 
gelobte  Land"®,  während  kurz  darauf  Otto  IV.  auf  das  Gerücht,  daß  er 
mit  einer  allgemeinen  Reichssteuer  umgehe,  seine  einflußreichsten  Anhänger 

'^^  Vgl.  S.  505.  Zbumeb,  a.  a.  0.  125  f.  und  über  die  YeranlassuDg  Fickes, 
i.  d.  Sitz.-Ber.  der  Wiener  Akad.  LXXVU.  816  ff. 

^'*  Vgl.  Zbumbb,  127  ff.  Unter  den  von  Budolf  I.  eingeführten  Stadtestenem  ist 
die  des  SO.  Pfennigs  zu  besonderer  Berühmtheit  gelangt. 

«"  Vgl.  Zbumbb.  137  f.  "*  Vgl.  S.  506.    Waitz.  VIII.  402  f. 

"»  Vgl.  Zbümbb,  161.         *"  Vgl.  Zbümeb,  106  f.    Waltbb,  DBG.  §  269,  N,  11. 
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verlor*'"*.  Erst  unter  Sigismuud  kam  es,  unter  dem  Einfluß  des  Hussiten- 
krieges,  wiederholt  zu  einer  solchen  Beichssteuer,  die  anfangs  als  gemeiner 
Pfennig,  d.  h.  als  unmittelbare  Reichssteuer,  versucht,  später  aber  nach 
dem  Vorgange  der  Stadtesteuem,  unter  Zugrundelegung  der  Heeresmatrikel, 
als  Matrikularsteuer  durchgeführt  wurde  "^.  Zu  dauernden  Reichssteuern 
ist  es  im  Mittelalter  nicht  gekommen. 

Die  Lasten,  welche  der  König  aus  den  Reichseinkünften  zu  bestreiten 
hatte,  beschränkten  sich  auf  den  Unterhalt  des  Hofes  und  die  dem  Könige 
obliegenden  Geschenke.  Für  den  Unterhalt  des  Hofes  reichten  die  eigenen 
Vorräte  der  königlichen  Pfalzen  und  das  servitium  regis  (S.  190)  im  all- 
gemeinen aus.  Die  den  Hauptinhalt  des  letzteren  bildende  Verpflichtung, 
dem  königlichen  Hofe  jederzeit  Unterkunft  und  Unterhalt  (Herberge  und 
Atz  oder  ImbiB)  zu  gewähren,  lastete  seit  dem  12.  Jahrhundert  nur  noch 
auf  dem  Reichskirchengut  und  den  Reichsvogteien,  in  erster  Reihe  also 
auf  den  geistlichen  Fürsten  und  den  Reichsstädten^*^.  Der  häufige  Wechsel 
des  königlichen  Aufenthaltes  im  Reiche  diente  dazu,  diese  Last  zu  ver- 
teilen. Als  Rudolf  1.  sich  vorübergehend  durch  die  Unbotmäßigkeit  der 
geistlichen  Fürsten  auf  die  Reichsstädte  beschränkt  sah,  suchte  er  jenen 
Zweck  der  Lastenverteilung  durch  Ausschreiben  der  schon  erwähnten  Hof- 
steuer (S.  526)  zu  erreichen.  Weit  drückender  ak  der  Unterhalt  des 
Hofes  waren  für  die  Reichsfinanzen  die  dem  Könige  obliegenden  Ge- 
schenke, namentlich  Schenkungen  an  Kirchen  und  Klöster,  die  Reichs- 
fürsten (besonders  zur  Unterstützung  bei  Reichsheerfahrten)  und  die  Kurie 
(gelegentlich  der  Kaiserkrönung),  wozu  dann  noch  Aufwendungen  für 
Brücken-  und  Burgenbauten  u.  dgl.  m.  hinzutraten.  Eine  geregelte  Finanz- 
verwaltung hätte  dem  immerhin  bei  den  bedeutenden  Mitteln  des  Reiches 
noch  nachkommen  können,  aber  eine  Einnahmequelle  nach  der  anderen 
ging  auf  die  Fürsten  über,  um  diese  bei  guter  Gesinnung  zu  erhalten, 
und  was  übrig  blieb,  verfiel  dem  jedes  Finanzwesen  zerrüttenden  An- 
weisungssystem. Man  lebte  durchaus  von  der  Hand  in  den  Mund  und 
half  sich,  wenn  es  an  barem  Gelde  fehlte,  mit  Vorschüssen,  wofür  dem 
Darlehnsgeber  bestimmte  Einnahmequellen  zu  seiner  Befriedigung  über- 
wiesen wurden.  Man  bediente  sich  dabei  entweder  der  Satzung  oder  der 
Rente.  In  beiden  Fällen  belief  sich  der  landesübliche  Zinsfuß  meistens  auf 
107o  des  gegebenen  Vorschusses.  Die  Auslösung  der  verpfändeten  oder  als 
Rententräger  überwiesenen  Finanzquelle  erfolgte,  wenn  sie  nicht  ganz 
unterblieb,  in  der  Regel  mit  Hilfe  neuer  Vorschüsse,  für  die  abermals 
Pfand  oder  Rente  erforderlich  wurden. 


"••  Vgl.  Zbumbb,  106. 

^'^  Vgl.  S.  501.  Zbumeb»  157.  Dboysbn,  Die  Beichskriegsstemer  von  1427 
(Ber.  d.  sächs.  Ges.  d.  Wiss.  YII.)»  1855.  Bbzold,  König  Sigmund  I.  90  ff.  II.  126ff., 
145  ff. 

"•  Vgl.  Waitz,  VIII.  227  f.  Maxjbbb,  Pronhofe  III.  382—390.  Fiokbb,  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LXXVn.  820  f. 
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§  49.  Die  Gerichtsverfassung^  Der  Sachsenspiegel  liefert  noch 
durchaus  das  Bild  einer  streng  monarchischen,  in  ihren  Grundzügen  mit 
der  karolingischen  übereinstimmenden  Gerichtsrerfassung.  Der  König  ist 
der  gemeine  Richter  im  ganzen  Reiche,  im  Grunde  hat  nur  er  über  Eigen, 
Lehen  und  Leben  zu  richten,  und  nur  weil  er  selbst  nicht  allerorten  sein 
kann,  hat  er  andere  mit  seiner  Vertretung  betraut;  er  reist  richtend  im 
Lande  umher  und  überall,  wo  er  Hof  hält,  sind  die  Gerichte  ihm  ledig, 
die  ordentlichen  Gerichtsgewalten  sind  für  die  Dauer  seiner  Anwesenheit 
niedergelegt*.  Nur  in  den  Marken  zeigt  sich  ein  straflFores  landesherr- 
liches Regiment,  das  der  Entwickelung  der  Territorialgerichtsbarkeit  zu 
gute  kommt.  Aber  diQ  Niedergerichte  sind  überall  schon  aus  dem  Reichs- 
yerbande  geschieden  und  den  territorialen  Gewalten  anheimgefallen.  In 
der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  gestaltet  sich  alles  anders.  Die 
Reisen  des  Königs  zum  Zweck  der  Rechtspflege  haben  aufgehört,  seine 
oberstrichterliche  Thätigkeit  erscheint  bedeutend  eingeengt,  während  in 
den  Territorien  höhere  Instanzgerichte  entstehen;  die  meisten  Landgericht« 
haben  den  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  verloren,  die  in  demselben 
verbliebenen  aber  eine  erhebliche  Kompetenzerweiterung  erfahren. 

Wo  der  König  persönlich  an  der  Handhabung  der  Rechtspfi^e  teil- 
nahm, geschah  dies  in  alter  Weise  vermittelst  des  königlichen  Hofgerichts  ^. 
Die  Zuständigkeit  dessellien  war  eine  vierfache.  Zunächst  übte  das  Reichs- 
hofgericht gegenüber  den  ordentlichen  Gerichten  eine  konkurrierende  Ge- 
richtsbarkeit aus,  und  zwar  in  doppelter  Gestalt.  Einmal  hatte  der  König 
das  Evokationsrecht  (ius  evocandi),  kraft  dessen  er  nach  Belieben  jede 
noch  nicht  rechtskräftig  erledigte  Sache  zu  seiner  Entscheidung  ziehen 
konnte^.    Sodann  war  es  nach  dem  Verfall  des  Königsbotenamtes  üblich 


»  Vgl.  S.  160  ff.  Waitz,  Vin.  1—94.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  IL  §§  298,  302.  303. 
UI.  §§  419—422.  Wetzell,  System  des  Civilprozesses,  3.  Aufl.  363—392  (großen- 
teils unter  der  Mitwirkung  von  Sohh  entstanden).  Waltbb,  DBG.  11.  §;^  620—637. 
Schulte,  RG.  5.  Aufl.  §§  111—119.  Unoer.  Die  altdeutsche  Gerichtsverfassang,  1842. 
Schröder,  Die  Gerichtsverfassnng  des  Sachsenspiegels  (Straßbarger  Festgabe  für 
Bbbbler,  1885,  auch  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XYIII.).  Stobbe,  Die  GerichtsTerfusnng 
des  Sachsenspiegels,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XY.  Lusohin  von  Ebbnoreuth, 
Geschichte  des  Gerichtswesens  in  Österreich,  1879.  Bbumner,  Das  gerichtliche 
Exemtion srecht  der  Baben berger  (Abdruck  a.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XliVII. 
315  ff.),  1864.  Kuhns,  Geschichte  der  Gerichtsverfassung  und  des  Prozesses  in  der 
Mark  Brandenburg,  I.  U.  1865,  1867.  Für  die  Gerichtsverfassung  Italiens  vgl.  Fickkr, 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  I.— IV.  1868—1874. 

«  Vgl.  Ssp.  III.  26,  §  1.  52,  §  2.  60,  §  2. 

>  Vgl.  Franklin,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter,  I.  1867,  IL  1869;  Sen- 
tentiae  curiae  regiae,  1870.  Beseleb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  II.  391—409.  Voobl, 
Beiträge  z.  Gesch.  d.  Reichshofgerichts,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XV.  151  ff,  Toma- 
bchbk.  Die  höchste  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs  und  Reichs  im  15.  Jahr- 
hundert (Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Ak.  XLIX.),  1865.  Ober  die  für  das  Reichshofgericht 
üblichen  Bezeichnungen  vgl.  Franklin,  Reichshofgericht  II.  62. 

♦  Vgl.  Franklin,  II.  4,  Der  deutsche  Ausdruck  für  evocare  war  urheUeke» 
oder  richtiger  uzheischen.  Vgl.  Franklin,  IL  10,  N.  2.  IiOErsch,  Ingelheimer  Ober- 
hof pg.  CLVI. 
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geworden,  daß  die  Könige  zum  Zwecke  der  Rechtspflege  im  Reiche  umher- 
reisten. Wo  sie  sich  aufhielten,  wurden  ihnen  die  ordentlichen  Gerichte 
ledig  und  das  Hofgericht  trat,  wie  ehedem  das  missatische  Gericht  (S.  135, 
174),  an  deren  Stelle,  alle  noch  nicht  anhängig  gemachten  oder  rechts- 
kräftig entschiedenen  Klagen  konnten  beim  König  angebracht,  alle  noch 
nicht  abgeurteilten  Gefangenen  mußten  ihm  vorgeführt  werden*.  Seit  die 
weltlichen  Fürsten  die  Verpflichtung,  den  König  auf  ihre  Kosten  bei  sich 
aufzunehmen,  nicht  mehr  anerkannten,  beschränkten  sich  die  Gerichts- 
reisen desselben  auf  die  Bischofs-  und  Reichsstädte.  Nachdem  aber  die 
Concordatio  cum  principibus  ecclesiasticis  von  1220  das  Regalienrecht  in 
den  Bischofsstädten  auf  die  Zeit  der  Reichstage  beschränkt  hatte^,  kamen 
die  Gerichtsreisen  allmählich  überhaupt  außer  Übung.  Die  zweite  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  wußte  nichts  mehr  davon  ^  Die  unmittelbare  Ge- 
richtsbarkeit des  Reichshofgerichts  beschränkte  sich  seitdem  auf  die  Reichs- 
tagsorte  für  die  Dauer  der  Versammlung.  Außerdem  wurde  es  seit.  Ru- 
dolf I.  mehr  und  mehr  üblich,  an  Fürsten  und  Städte  privilegia  de  non 
evocando  zu  erteilen,  durch  welche  das  königliche  Evokationsrecht  für  ihr 
Gebiet  ausgeschlossen  wurde®.  Nachdem  zahlreiche  Einzelprivilegien  vor- 
hergegangen waren,  erklärte  die  Goldene  Bulle  Karls  IV.  von  1356  das 
Privilegium  de  non  evocando  für  ein  gesetzliches  Recht  aller  Kurfürsten*, 
und  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  erlangten  sämtliche  Reichs- 
fürsten, die  meisten  Reichsstädte  und  zahlreiche  Stifter,  Grafen  und 
Herren  die  gleiche  Freiheit,  bis  endlich  1487  das  Evokationsrecht  des 
Königs  überhaupt  beseitigt  wurde  ^®. 

In  zweiter  Reihe  war  das  Reichshofgericht  seit  der  Umwandlung  der 
Ilrteilsschelte  in  eine  wahre  Berufung  (S.  364)  zur  Berufungsinstanz  für 
alle  ordentlichen  Gerichte  geworden".  Auch  in  dieser  Richtung  geschah 
dem  Reichshofgericht  vielfach,  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  Abbruch 
durch  privilegia  de  non  appellando^*.    Die  kurfürstlichen  Staaten  wurden 


*  Vgl.  Ssp.  III.  88,  §§  1—5.  60,  §§  2,  8.  Über  Italien!  vgl.  Otto  Pris.,  gesta 
Frideiici  ü.  c.  18. 

•  Vgl.  S.  504  f. 

'  Man  vergleiche  die  stufenweise  Umwandlung  von  Ssp.  I.  84,  §  8  in  Dsp.  89 
und  Schwsp.  Laßb.  89. 

•  Vgl.  Pbakklin,  a.  a.  O.  II.  5  ff. 

*  Vgl.  GB.  c.  8,  §  1.  c.  11,  §§  1  f.,  5  f:  Nach  einem  Hofgerichtsurteil  Karls  IV. 
von  1858  (TöPVBB,  Ürk.-B.  z.  Geschichte  der  Vögte  von  Hunolstein  I.  Nr.  282)  waren 
die  Kurfürsten  schon  damals  allgemein  im  Besitze  dieses  Rechtes. 

10  Yg],  FaAHKLiN,  a.  a.  0.  IL  11,  74£^  Stobbb,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutsch. 
Rechts  171  ff.    Über  die  Wirkungen  des  Privilegs  vgl.  Franklin,  II.  17  ff. 

>^  Vgl.  Ssp.  IL  12,  §§  4,  8,  11  f.  Sachs.  Lehnr.  69,  §§  5—8.  Schwsp.  Lafib. 
114,  116  b,  117  a.  Schwab.  Lehnr.  18,  85,  55,  64.  Riohtsteig  Landr.  49.  Brunnbk, 
a.  a.  0.  16.  HoiCBTEB,  System  des  Lehnrechts  567  f.,  625.  Franklin,  IL  205  ff. 
Auch  von  sich  aus  konnte  ein  niederes  Gericht,  ohne  Berufung  einer  Partei,  den 
Bechtszag  an  das  Hofgericht  beschließen.    Vgl.  ebd.  204  i 

"  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  IL  16. 
S.  BoebSdo,  DeatMhe  Beehti^eMhiohte.  84 
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durch  die  Goldene  Balle  von  1356  auch  von  den  Appellationen  an  das 
Beichshofgericht  eximiert^^,  was  dann  wohl  Anlaß  zur  Errichtung  eigener 
Oberlandesgerichte  gegeben  hat 

Unberührt  von  den  privilegia  de  non  evocando  und  de  non  appellando 
blieben  die  Fälle  der  Rechtsverweigerung.  Wo  der  ordentliche  Richter 
kein  Recht  gewähren  wollte  oder  konnte,  etwa  weil  er  des  Beklagten  nicht 
machtig  war,  konnte  die  sich  beschwert  fühlende  Partei  immer  das  Reichs- 
hofgericht anrufen". 

Das  ehemalige  Reklamationsrecht  hatte  dahin  geführt,  daß  alle  Reichs- 
unmittelbaren, namentlich  Reichsfürsten,  Reichsministerialen  und  Reichs- 
städte, ihren  ordentlichen  persönlichen  Gerichtsstand  vor  dem  Reichshof- 
gericht hatten".  Femer  gehörten  Klagen  über  Reichsgut  und  Reichs- 
rechte vor  das  Reichshofgericht,  und  zwar  selbst  gegen  landsässige  Per- 
sonen aus  einem  mit  Privilegium  de  non  evocando  ausgestatteten  Terri- 
torium oder  Stadtgebiet".  Ursprünglich  konnte  auch  die  Reichsacht  nur 
vom  Reichshofgericht  verhängt  werden  ^^;  erst  nachdem  die  meisten  Land- 
gerichte territorialen  Charakter  angenommen  hatten,  wurde  von  den 
königlich  gebliebenen  Landgerichten  auch  das  Recht  der  Achtung  ausgeübt 
Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wurden  häufig  vor  dem  Hofgericht 
vorgenommen,  namentlich  um  sie  durch  das  bestätigende  Hofgerichtsurteil 
unanfechtbar  zu  machen  ^^;  dagegen  kam  das  in  der  fränkischen  Zeit 
vielfach  maßgebende  Motiv,  eine  Königsurkunde  zu  gewinnen,  weniger  in 
Betracht,  nachdem  auch  die  Landgerichtsurkunden  den  Charakter  öffent- 
licher Urkunden  erhalten  hatten". 

Die  Sitzungen  des  Reichshofgerichts  waren  öffentlich.  Im  übrigen 
stand,  im  Gegensatze  zu  der  fränkischen  Periode  (S.  170),  weder  Zeit  noch 
Ort  fest,  alles  hing  von  dem  jeweiligen  Aufenthaltsorte  und  dem  Belieben 
des  Königs  ab'^.  Die  Regel  war  es  zwar,  über  deutsche  Dinge  nicht 
anders  als  auf  deutschem  Boden  zu  verhandeln,  aber  nach  dem  Satze 
cum  ibi  sit  Alemannie  curia,  ubi  persona  nostra  et  prindpes  impern  con- 
sisiunt*^  sind  wiederholt  auch  in  Italien  Reichshofgerichtsentscheidungen 
in  deutschen  Angelegenheiten  ergangen,  nur  war  dazu  die  Besetzung  des 


»•  Vgl.  GB.  c.  8,  §  2.  c.  11.  §§  3,  5. 

'*  Vgl.  GB.  c.  11,  §  4.  Ssp.  L  34,  §  3.  H.  26,  §  2.  IH.  87,  §§  31  Sachs. 
Lehnr.  49,  §  1.  68,  §  5.  Hohbyeb,  System  des  Lehnrechts  568.  Die  Fälle  der  Bechts- 
Verweigerung  wurden  in  den  königlichen  Befreiungen  in  der  Begel  ausdrücklich  aus- 
genommen. Vgl.  Fbamklin,  II.  15,  36  f.  Siehe  auch  die  Anm.  9  angefahrte  Urkunde 
von  1353. 

"  Vgl.  S.  174.  Franklin,  U.  12 f.,  34 ff.  Ssp.  m.  55,  §  1.  Mainzer  Land- 
frieden  von  1235,  c.  14. 

"  Vgl.  Franklin,  IL  36.  "  Vgl.  Ssp.  I.  71.  HI.  34. 

"  Vgl.  S.  494.    Franklin,  IL  37  ff.    Ssp.  L  84,  §  3. 

'*  Vgl.  S.  245,  271.    Siehe  jedoch  auch  Franklin,  II.  38. 

*<>  Vgl.  Franklin,  II.  83  ff.    Über  die  Gerichtszeit  ebd.  85  ff. 

»^  Vgl.  S.  490,  N.  5.    Franklin,  IL  63  f. 
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Gerichts  mit  deutschen  Reichsangehörigen  erforderlich''.  Im  eigentlichen 
Auslände  konnte  das  Reichshofgericht  nicht  abgehalten  werden '^e  Nor 
für  gewisse  Gegenstande  bestanden  weitergehende,  wenn  auch  mehr  that- 
sächliche  als  rechtliche  Beschränkungen.  Verhängung  der  Reichsacht  und 
gerichtliche  Zweikampfe  sollten  im  allgemeinen  nur  in  der  Heimatprovinz 
des  Angeschuldigten  erfolgen,  Entscheidungen  über  gescholtene  Urteile  in 
der  Provinz  des  üntergerichts,  solche  über  Eigen  in  der  Provinz  der  be- 
l^enen  Sache '^.  Der  Grund  für  diese  Beschrankungen,  die  übrigens  nur 
bis  zum  13.  Jahrhundert  aufrecht  erhalten  wurden,  war  nur  ein  materieller, 
das  Bedürfnis  solcher  Urteiler  und  Zeugen,  die  des  in  Betracht  kommenden 
Stammesrechts  genügend  kundig  waren;  hatte  man  diese  zur  Stelle,  so 
konnte  das  Hofgericht  sein  Urteil  fallen,  wo  es  dem  König  beliebte'*. 

Das  Hofgericht  war  an  die  Person  des  Königs  gebunden,  es  ruhte 
daher,  wenn  der  König  sich  im  Auslande  befand,  es  löste  sich  auf,  wenn 
der  König  starb  oder  im  Wege  Rechtens  des  Reiches  entsetzt  wurde. 
Nur  der  zum  römischen  König  gekrönte  Kaisersohn  war  ebenfalls  be« 
rechtigt,  das  Reichshofgericht  abzuhalten '^  Hatte  der  König  für  den 
Fall  seiner  Abwesenheit  einen  Reichsverweser  oder  Statthalter  bestellt,  so 
war  dieser  in  der  Regel  auch  befugt,  statt  des  Reichshofgerichts  ein  ebenso 
zusammengesetztes,  aber  von  ihm  gebildetes  und  an  seine  Person  gebun- 
denes Reichsvikariatsgericht  abzuhalten''.  Ebenso  lag  die  Sache  hin- 
sichtlich des  Reichsvikariatsgerichts  des  Pfalzgrafen  bei  Rhein  und  des 
Kurfürsten  von  Sachsen  in  dem  Falle  einer  Thronerledigung'®. 

Wie  in  Beziehung  auf  Ort  und  Zeit,  so  fehlte  dem  Reichshofgericht 
auch  in  betreff  seiner  Zusammensetzung  jede  feste  Organisation,  das  Ge« 
rieht  wurde  in  jeder  Sitzung  neu  konstituiert  und  hatte  erst,  nachdem 
dies  geschehen  war,  einen  selbständigen  Charakter'®.  Die»  Urteiler  wählte 
der  König  (oder  sein  Stellvertreter)  frei  aus  den  Personen  seiner  Um- 


••  Vgl.  Franklin,  II.  64.    Waitz,  VIII.  U.    Otto  Fris.,  gesta  Prid.  IL  c.  12. 

"  Vgl.  Franklin,  II.  66. 

*'  Vgl.  Ssp.  IL  12,  §  4.  IIL  26,  §  2.  .38,  §§  8,  4.  Dsp.  106.  Schwsp.  Laßb. 
114,  2961  Franklin,  I.  32,  98  f.  IL  66—78.  Homstbr,  Über  die  Heimat  nach  alt- 
deutschem Becht  (i.  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852)  67  f.,  75  f.  Stobbb,  Die  Grund- 
sätze der  deutschen  Bechtsqnellen  des  Mittelalters  über  den  Gerichtsstand  (i.  d.  Jahr- 
buch des  gemeinen  deutschen  Rechts,  L)  429,  482  f.,  484  f.  Schbödeb,  Die  Herkunft 
der  Franken  (i.  d.  Histor.  Zeitschr.,  NF.  VII.)  49.  Bei  Berufungen  in  Lehnssachen 
bat  eine  örtliche  Beschränkung  fQr  die  Entscheidungen  des  Beichshofgeriohts  nie  be- 
standen.   Vgl.  Franklin,  II.  78,  N.  1. 

*^  Vgl.  SoHM,  Frankische  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  826,  N.  103.  Waitz, 
VHL  18  f.  SoHRÖDBB,  Herkunft  der  Franken  47.  K.  Schulz,  Urteil  des  Königsgerichts 
(i.  d.  Zeitschr.  f.  thür.  Gesch.  IX.)  42.  Die  Stadt  Cambray  wurde  1209  durch  ein 
Augsburger  Beichshofgerichtsurteil  geachtet.    Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  281. 

^  Vgl.  Franklin,  II.  78  f.    Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  293  (1227). 

•'  Vgl.  Franklin,  IL  80  ff.  Ob  der  Reichsverweser  den  königlichen  Hofrichter 
als  Richter  seines  Statthalteramtes  beibehalten  oder  einen  Dritten  dazu  ernennen 
wollte,  war  ihm  überlassen. 

«•  Vgl.  S.  467.  Mon.  Wittelsb.  Nr.  56  (1254).      "  Vgl.  Franklin,  U.  88  f.,  125  ff. 
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gebung,  nur  mit  möglichster  Berücksichtiguiig  ihres  Standes  und  ihrer 
Stammeszugehörigkeit.  In  causae  maiores,  d.  h.  in  Sachen,  die  Leib  und 
Leben,  Ehre  oder  Grundbesitz  angingen,  brauchte  sich  niemand  von  TJnter- 
genossen  aburteilen  zu  lassen'^,  Reichsfiirsten  konnten  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert in  solchen  Sachen  ein  nur  mit  Fürsten  besetztes  Oericht  yer- 
langen*^.  Mit  Rücksicht  auf  die  erforderliche  Rechtskenntnis  waren  vor- 
züglich Stammesgenossen  oder  Landsleute  des  Beklagten,  bei  Prozessen 
um  Eigen  Angehörige  der  Provinz,  in  welcher  dasselbe  gelegen  war,  zu 
berufen'*.  Im  übrigen  genügte  der  Besitz  der  überhaupt  für  einen  XJr- 
teiler  erforderlichen  Eigenschaften ''.  Die  Zahl  der  Urteiler  mußte  sich 
mindestens  auf. Sieben  belaufen '^  Eine  Maximalgrenze  bestand  nicht. 
Häufig  war  die  Zahl  der  Urteiler  eine  sehr  betrachtliche,  insbesondere 
pflegten  die  Reichstage  gelegentlich  auch  als  Hofgericht  zu  fungieren. 
Eine  Vereidigung  der  Urteiler  fand  nicht  statt,  sie  urteilten  auf  den  Eid, 
den  jeder  seinem  Herrn  geleistet  hatte'*.  Eine  Entschädigung  erhielten 
die  Urteiler  nicht,  erst  im  15.  Jahrhundert  sahen  sich  die  Könige,  um 
der  ganzlichen  Auflösung  des  Hofgerichts  vorzubeugen,  genötigt,  besoldete 
Stellen  einzuführen'*. 

Richter  im  Hofgericht  war  der  König,  im  Reichsvikariatsgericht  der 
Reichsverweser.  War  der  König  Partei,  so  pflegte  er  sich  im  Vorsitz  ver- 
treten zu  lassen''.  In  Italien  behauptete  sich  bis  zum  11.  Jahrhundert 
der  Pfalzgraf  in  der  Stellung  als  erster  Beisitzer  und  stellvertretender 
Vorsitzender'®;  in  Deutschland  liegt  keine  sichere  Spur  dafür  vor,  doch  ist 
es  möglich,  daß  der  Pfalzgraf  von  Lothringen  (der  spätere  Pfalzgraf  bei 
Rhein)  ursprünglich  dieselbe  Stellung  eingenommen  hat'*.  Einen  ständigen 
Vertreter  des  Königs  in  allen  Sachen,  mit  Ausnahme  der  dem  König 
persönlich   vorbehaltenen  Verhängung   der  Reichsacht  *^  und  der  causae 


»«  Vgl.  S.  445.  Ssp.  II.  12,  §  2.  m.  19.  Waitz,  Vm.  19  f.  Peanklih,  H.  130. 
Fürstliche  MiniBterialen  begegnen  nie  als  Urteiler  im  Reichshofgericht.  Vgl.  ZaIs- 
LiNOBR,  i.  d.  Mitteil.  d.  österr.  Instit.  IV.  409,  N.  6.    Waitz,  VIII.  18. 

•*  Vgl.  Fbanklin,  n.  184—157,  der  mit  Recht  der  Ansicht  entgegentritt,  als 
habe  es  fQr  Fürsten  von  jeher  besondere  Fürstengerichte  gegeben. 

"  Vgl.  S.  531.    Fbahklin,  IL  129  f. 

*'  Ausgeschlossen  waren  also  Geächtete  nnd  Gebannte  und  in  Kriminalsachen 
alle  Geistlichen. 

"  Vgl.  Fbanklin,  n.  158.  "  Vgl.  Fbanklin,  II.  159  ff. 

>«  Vgl.  ebd.  II.  162.  Besondere  Pfalzschöffen  (Pfalzrichter,  Eönigsrichter,  Hof- 
richter) hat  es  nur  in  Italien  gegeben.    Vgl.  Fiokbb,  Forschungen  III.  1  ff. 

»»  Vgl.  Franklin,  U.  101  ff.  "  Vgl.  S.  172,  484. 

'*  Vgl.  S.  486.  Der  dem  Pfalzgrafen  durch  Reichs weistum  von  1274  übertragene 
Vorsitz  in  Fallen,  wo  der  König  gegen  einen  Fürsten  zu  klagen  hatte  (S.  465), 
wurde  nicht  als  ein  ausschKeßliches  Recht  des  Pfalzgrafen  betrachtet,  der  König- 
konnte sich  auch  durch  andere  Fürsten  vertreten  lassen.  Vgl.  Fbanklix,  L  173  ff. 
n.  100  ff.,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  27  f. 

*•  Meos  non  proscribet  nee  a  proicriptione  absähet  ^  hee  namgfue  auctoritoH  noftr^ 
excellencie  reservamu».  Vorher  ist  von  caus<ie  maximae  die  Rede,  womit  offenbar  die 
Achtfölle  gemeint  sind. 
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maiores  der  Fürsteu  und  Fürstengenossen^^,  führte  erst  der  Mainzer 
Landfriede  Friedrichs  ü.  von  1235  ein**.  Der  Keiehshofrichter  (iusti- 
tiariu8  curiae  regiae)  sollte  dem  Stande  der  freien  Herren  angehören*' 
und  vom  König  immer  mindestens  für  die  Dauer  eines  Jahres  ernannt 
werden.  Entlassung  desselben  vor  der  Zeit  im  Falle  schlechter  Führung 
blieb  vorbehalten.  Der  Hofrichter  war  also  Beamter,  nicht  Lehnstrager. 
Er  hatte  einen  Amtseid  zu  leisten  und  erhielt  als  Besoldung  die  von  den 
ßeiohsächtern  für  die  Lösung  aus  der  Acht  gezahlten  Strafgelder  (den  so- 
genannten Achtschatz);  soweit  es  sich  um  Fälle  handelte,  die  vor  ihm 
selbst  abgeurteilt  waren  *'•.  Außer  den  dem  König  vorbehaltenen  Sachen 
hatte  der  Hofrichter  über  alles,  was  an  den  Hof  kam,  zu  richten,  mußte 
aber  von  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  (arduis  causis)  dem  Könige 
vor  Ansetzung  des  Termins  Anzeige  machen,  um  diesem  Oelegenheit  zu 
geben,  den  Vorsitz  nach  Umstanden  selbst  zu  übernehmen  oder  demselben 
einem  außerordentlichen  Vertreter  zu  übertragen**.  Der  Hofrichter  hatte, 
soweit  ein  Bedürfnis  vorlag,  mit  Ausnahme  der  Sonn-  und  Feiertage 
tagliche  Sitzungen  abzuhalten.  Einen  festen  Amtssitz  hatte  er  nicht,  er 
folgte  dem  Hofe  und  war  durchaus  an  die  Person  des  Königs  gebunden. 
Mit  dem  Tode  des  Königs  erlosch  seine  Vollmacht.  Eine  Substitutions- 
befugnis ,wurde  dem  Hofrichter  erst  im  15.  Jahrhundert  eingeräumt*^ 
Innerhalb  seiner  Amtswaltung  war  der  Hofrichter  selbständig.  Daß  seine 
hofgerichtUchen  Entscheidungen  zu  wiederholter  Verhandlung  vor  dem 
König  kommen  konnten**,  war  nichts  Eigentümliches,  da  die  Hofgerichts- 
urteile überhaupt  keine  Rechtskraft  besaßen  *^ 

Gleichzeitig    mit    der  Einführung    des  Hofrichteramtes    sorgte    der 
Mainzer  Landfrieden  für  die  Neuorganisation   der  völlig  in  Verfall  ge- 


*^  Vgl.  S.  172,  582.  Fbanklin,  II.  97  ff.  Sich  durch  einen  andern  Fürsteu  für 
den  einzelnen  Fall  vertreten  zu  lassen,  war  dem  König  un verwehrt.    Vgl.  Anm.  89. 

"  Mainz.  Landfr.  v.  1285,  c  15.  Vgl.  Franklin,  L  66flf.  II.  112  ff.;  De  iusti- 
tiariis  curiae  imperialis,  Bresl.  Habil. -Schrift,  1860.  Nach  dem  Vorbilde  des  deutschen 
Hofrichteramtes  hat  Friedrich  IL  dann  das  Großhofjustiariat  für  Sizilien  eingerichtet. 
Vgl.  FioKBB,  a.  a.  O.  I.  860. 

*^  Vir  lihere  conditionU,  worunter  nach  unseren  früheren  Ausführungen  (S.  419  f.) 
nur  ein  Edler  verstanden  werden  kann. 

*''  Spater  kamen  noch  weitere  Bezüge  des  Hofrichters  vor.  Vgl.  Franklik, 
n.  118  f. 

**  Vgl.  Franklin,  n.  109.  "  Vgl.  ebd.  IL  118. 

*•  Vgl.  ebd.  IL  117. 

"  Vgl.  S.  178,  N.  91.  y.  d.  Bbrgh,  Oorkondenb.  v.  HolL  en  Zeeland  I.  Nr.  278 
(1220).  Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  128  (um  1165).  298  (1227).  Forsch,  z.  deutsch, 
Gesch.  XVII.  854  (1289).  Mon.  Zoller.  V.  Nr.  878  (1896).  Magd.  Fragen  I.  c.  4, 
Dist  4.  Der  Sachsenspiegel  kennt  eine  Berufung  gegen  Entscheidungen  des  Beichs- 
hofgerichts  nur  in  der  Form  des  Ziehens  an  die  vordere  Hand,  d.  h.  des  gericht- 
lichen Kampfes  von  Sieben  gegen  Sieben.  Vgl.  Ssp.  I.  18,  §  8.  II.  12,  §  8.  Richtst 
Landr.  50,  §  9.  Franklin,  II.  280  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  I.  270.  Im  Jahre 
1874  hob  Karl  IV.  ein  zu  Gunsten  eines  Zürcher  Ritters  ergangenes  Hofgerichtsurteil 
gegen  die  Stadt  Frankfurt  im  Wege  der  Gnade  auf.  Böhmer,  Urk.-B.  der  Reichs- 
stadt Frankfurt,  S.  788. 
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ratenen  Hofgerichtskanzlei*®.  Das  Hofgericht  erhielt  einen  eigenen  Hof- 
gerichtsschreiber (notarius  curiae),  der  gleich  dem  Hofrichter  (wegen  der 
Todesurteile)  dem  Laienstande  angehören  mußte  und  einen  ähnlichen 
Amtseid  wie  dieser  zu  leisten  hatte.  Der  Hofgerichtsschreiber  erhielt  ins- 
besondere die  Aufgabe,  die  Einlaufe  in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  regi- 
strieren, sowie  Achtregister  und  TJrteilsbücher  anzulegen**.  Zur  Beglau- 
bigung der  Gerichtsurkunden  wurde  ein  besonderes  Hofgerichtssiegel  ein- 
geführt*®. Obwohl  der  Hofgerichtsschreiber,  um  seinen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden,  notwendig  den  Sitzungen  beiwohnen  mußte,  gehörte  er  doch 
nicht  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung  des  Gerichts.  Mit  anderen  als 
hofgerichtlichen  Geschäften  sollte  der  Hofgerichtsschreiber  nicht  belastet 
werden,  doch  könnte  die  vielfache  Bezeichnung  desselben  als  Eammer- 
schreiber  oder  Protonotar  darauf  hindeuten,  daß  er  gleichwohl  spater  der 
Hofkanzlei  angehörte,  wenn  jene  Ausdrucke  sich  nicht  darauf  beziehen, 
daß  der  Hofgerichtsschreiber  gelegentlich  die  Hilfe  der  Eanzleibeamten  in 
Anspruch  nahm.  Ob  das  im  15.  Jahrhundert  erwähnte  Amt  eines  „Naoh- 
schreibers"  am  Reichshofgericht  je  ins  Leben  getreten,  ist  unbekannt, 
ebenso  was  wir  unter  den  magistri  cognicionum  und  referendarii,  die 
unter  Karl  IV.  und  Ruprecht  beim  Hofgericht  erwähnt  werden,  zu  denken 
haben". 

Seit  dem  15.  Jahrhundert  begegnet  als  ständiger  Vertreter  der  fiska- 
lischen Interessen  ein  besonderer  Beamter,  der  später  den  Titel  Kammer- 
Prokurator-Fiskal  (procurator  fiscalis  camere  et  imperialis  fisci)  führte  und 
seit  Friedrich  III.  ganz  allgemein  die  Aufgabe  hatte,  jede  Übertretung 
königlicher  Gebote  oder  Verletzung  königlicher  Rechte  von  Amts  wegen 
als  Vertreter  des  Königs  zu  verfolgen*'. 

Gingen  bei  Hofe  Klagen  ein,  die  nach  Lage  der  Sache  weniger  einer 
kontradiktorischen  Verhandlung  dis  einer  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle 
bedurften,  so  konnte  der  König  von  einer  Verhandlung  im  Reichshof- 
gericht absehen  und,  wie  dies  auch  in  fränkischer  Zeit  schon  geschehen 
war,  die  Sache  einem  Delegierten  oder  kaiserlichen  Kommissarius  zur 
Untersuchung  und  Entscheidung  übergeben**.  Die  Parteien  wurden  von 
der  Ernennung  des  Kommissars  in  Kenntnis  gesetzt  und  zum  Gehorsam 
gegen  seine  Ladungen  und  richterlichen  Anordnungen  aufgefordert.  Han- 
delte es  sich  um  causa«  maiores,  so  durfte  der  Kommissar  kein  Unter- 
genoß des  Beklagten  sein.  Lagen  Gründe  vor,  welche  den  Kommissar 
der  Parteilichkeit  verdä<}htig  erscheinen  ließen,  so  konnten  die  Parteien 
das  Rekusationsrecht  üben.  Zuweilen  wurden  mehrere  Kommissare  als 
Gesamtdelegierte  ernannt  oder  Kollegialbehörden,  z.  B.  Stadträte,  delegiert, 
auch  hatte  der  Kommissar  unter  Umständen  die  Befugnis,  sich  Beisitzer 


"  Vgl.  S.  172.    Franklin,  I.  72.  II.  120  ff..  197  ff.,  276,  324  ff. 

*•  Über  die  ürteilsbücher  vgl.  Franklin,  Sent.  cor.  reg.,  Einleitung  pg.  V  ff. 

*^  Vgl.  Franklin,  II.  89.  *»  Vgl.  Franklin,  II.  123  f. 

"  Vgl.  Franklin,  II.  176  ff.  ^»  Vgl.  S.  172.    Franklin,  II.  49—61. 
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zn  wählen.  Von  der  Entscheidung  des  Delegierten  konnte  Berufung  an 
den  König  eingelegt  werden'^.  Der  Gebrauch  der  delegierten  Eönigs- 
riohter  begegnet  urkundlich  seit  dem  12.  Jahrhundert.  Anfangs  eine 
seltene  Ausnahme,  wurde  er  immer  häufiger  und  bildete  unter  Friedrich  ni. 
fast  die  Regel  *•. 

Einen  anderen  Abbruch  erfuhr  die  Thätigkeit  des  Reichshofgerichts 
seit  der  rechtlosen  Zeit  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  durch  den 
immer  weiter  um  sich  greifenden  Gebrauch  der  Parteien,  ihre  Streitig- 
keiten durch  Schiedsspruch  entscheiden  zu  lassen.  Erheblich  wichtiger 
als  die  Kompromisse  von  Fall  zu  Fall  ¥^ren  die  sogenannten  ,,Austrage'S 
bei  denen  man  sich  gegenseitig  verpflichtete,  auch  die  zukünftigen  Streit- 
fälle einem  bestimmten,  durch  die  staatliche  Ordnung  nicht  berufenen 
Gerichte  zur  Entscheidung  anheimzugeben**.  Wie  die  Kurfürsten  unter 
sich  durch  den  Kurverein  von  Rense  von  1388  einen  Austrag  anordneten, 
der  durch  spätere  Verträge  nur  immer  wieder  bestätigt  wurde,  so  sind 
überhaupt  die  zahllosen  Bündnisse  und  Einungen  der  verschiedensten 
Stände,  die  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  ihr  eigentümliches  Ge- 
präge gegeben  haben,  regelmäßig  mit  derartigen  Festsetzungen  verbunden. 
Hatten  dieselben  zunächst  nur  eine  Bedeutung  für  Streitfalle  unter  den 
Einungsgenossen,  so  konnten  durch  königliches  Privileg  doch  auch  Dritte 
verpflichtet  werden,  ihre  Klagen  gegen  jene  zunächst  bei  dem  Mnungs- 
gericht  anzubringen,  wenn  es  ihnen  dann  auch  überlassen  blieb,  hinterher 
noch  das  ordentliche  Gericht  anzugehen.  In  dieser  Weise  wurden  in  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  die  Austräge  der  Fürsten  und  Reichs- 
städte zu  amtlich  anerkannten  Instanzgerichten  *^.  Unter  Albrecht  11. 
und  Friedrich  III.  tauchten  wiederholt  Projekte  auf,  welche  die  Einsetzung 
bestimmter  Austraggerichte  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  bezweckten, 
um  auf  diese  Weise  einen  gewissen  Ersatz  für  das  abgestorbene  Reichs- 
hofgericht zu  gewinnen^. 

Das  letztere,  dessen  Wert  durchaus  von  der  Persönlichkeit  des  je- 
weiligen Königs  abhing,  war  unter  Herrschern  wie  Wenzel  und  Sigismund 
um  allen  Kredit  gekommen.  Seit  Friedrich  IH.,  der  sich  fast  nur  in 
seinen  österreichischen  Erblanden  aufhielt,  wurde  es  außerdem  inmier 
schwieriger,  das  Hofgericht  in  angemessener  Weise  mit  Rittern  oder  gar 
mit  Fürsten  aus  dem  Reiche  zu  besetzen.  Oft  zog  es  der  König  vor,  die 
bei  ihm  eingegangenen  Sachen  durch  Delegierte  oder  persönlich  unter 
Zuziehung  seiner  Räte  zu  erledigen.  Die  Sitzungen-  des  Reichshofgerichts 
wurden  inuner  seltener  und  hörten  seit  1450  gänzlich  auf.  Dagegen  erhielt 
die  von  dem  Kaiser  persönlich  mit  Hofmeister  und  Räten  ausgeübte  Gerichts- 


**  Vgl.  Fbanklih,  IL  58.    W^iöakd,  Wetzl.  Beiträge  I.  838. 
"  Vgl.  Fbanklik,  II.  60. 

56  Yg]   f^KAHKLiN,  II.  22  ff.  und  die   ron  diesem  22  N.  1  angefahrte  Litteratnr. 
Über  die  W^ortbedeutnng  vgl.  öbimm ,  T>WB.  I.  999  f.    Haltaub,  ölossarinm  85  f. 
"  Vgl.  FBAHKLiir,  II.  13,  N.  2.  25. 
'^  Vgl.  ebd.  I.  820,  371  f.    Nene  Sammlnng  der  ReichsabBchiede  I.  155,  199. 
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barkeit  allmählioh  eine  bestimmtere  Organisation.  Aus  ihr  ist  das  könig- 
liche Kammergericht  hervorgegangen,  das  seit  1415,  anfangs  neben  dem 
Reichshofgericht,  später  ganz  an  Stelle  desselben  genannt  wird.*^.  Das 
Eammergericht  ist  aus  der  thatsachlichen  Übung  hervorgegangen;  eine 
gesetzliche  Regelung,  abgesehen  von  einer  kurzen  Gerichtsordnung  von 
1471  ^j  hat  es  nie  erfahren.  Wie  der  König  immer  als  die  höchste  Quelle 
alles  .Rechts  angesehen  wurde,  so  stand  ihm  das  Recht  persönlicher  Ent- 
scheidung nicht  nur  zu,  wenn  er  als  Schiedsrichter  angerufen  war 'S  son- 
dern auch  bei  solchen  Sachen,  die  schlechthin  zu  richterlicher  Entscheidung 
an  ihn  gelangten.  Indem  er  derartige  Sachen,  wenn  er  sie  keinem  Kom- 
missar übertragen  wollte  und  es  für  das  Reichshofgericht  an  dem  erforder- 
lichen Personal  fehlte,  mit  den  Raten  seiner  Kammer  zu  behandeln  pflegte, 
entstand  dafür  ganz  von  selbst  die  Bezeichnung  „Kammergericht^^  Den 
Vorsitz  führte  der  König  oder  ein  von  ihm  für  den  einzelnen  Fall  oder 
dauernd  beauftragter  Stellvertreter,  gewöhnlich  der  Hofmeister.  Auf  einige 
Jahre  hatte  der  Bischof  Ulrich  von  Passau  und  seit  1470  Erzbischof 
Adolf  von  Mainz  gegen  eine  bestimmte  Pachtsumme  samt  der  Verwaltung 
der  Hofkanzlei  auch  die  des  Kammergerichts  übernommen®*.  Die  Bei- 
sitzer waren  Mitglieder  des  Hofrates,  mit  Vorliebe  Rechtsgelehrte,  was  bei 
den  Entscheidungen  eine  starke  Rücksichtnahme  auf  das  römische  Recht 
zur  Folge  hatte.  Die  Beisitzer  wurden  vereidigt.  Unentbehrlich  war  der 
Gerichtsschreiber,  obwohl  derselbe  formell  auch  jetzt  noch  nicht  zur  Be- 
setzung des  Gerichts  gerechnet  wurde.  Unterbeamte  fungierten  als  Ge- 
richtsboten. In  der  Zuständigkeit  nahm  das  Kammergericht  durchaus 
dieselbe  Stellung  ein  wie  das  Reichshofgericht.  Ebenso  war  es  gleich 
diesem  an  die  Person  und  den  jeweiligen  Hof  des  Königs  gebunden.  In 
den  späteren  Regierungsjahren  Friedrichs  III.  ruhte  das  Kammergericht 
faat  ganz.  Es  hatte  sich  kein  größeres  Vertrauen  wie  das  frühere  Reidis- 
hofgericht  zu  erwerben  vermocht.  Eine  tiefgreifende  Reform  war  unab- 
weisliches  Bedürfnis. 

Eine  Mittelstellung  zwischen  dem  das  ganze  Reich  umfassenden  Ge- 
richte des  Königs  und  den  auf  die  einzelnen  Gaue  beschränkten  Land- 
gerichten der  Grafen  nahmen  in  der  karolingischen  Verfassung  die  Be- 
amtentage dermissatica  ein.  Solcher  Beamtentage  gab  es  zwei:  der  eine 
wurde  von  den  Königsboten  sofort  bei  Eröffnung  ihrer  amtlichen  Thätig- 
keit  berufen,  er  war  ein  Botding  mit  einem  bestimmten  Vorsitzenden  und 
sollte  in  erster  Reih^  der  allgemeinen  Rechtsordnung  dienen,  gerichtliche 
Geschäfte  waren  nicht  ausgeschlossen,  standen  aber  in  zweiter  Reihe ^; 
der  zweite  Beamtentag  war  ein  Landfriedensgericht    ohne   bestimmten 


'*  Vgl.  SsELiosB,  Hofmeisteramt  118  ff.  Franklin,  Das  königliche  Kammer- 
gericht  vor  dem  Jahre  1495,  1871 ;  Beichshofgericht  I.  829  ff. 

^^  Neue  Sammlung  der  Beichsabsohiede  L  229,  249  ff. 

"  Vgl.  Pbahklin,  n.  41  ff.  "  Vgl.  S.  474  f.    Fäanklin.  I.  388. 

*^  Vgl.  S.  184.  Der  Schwerpunkt  der  gerichtlichen  Thätigkeit  der  Königsboten 
lag  in  den  missatischen  Qerichten  an  den  Dingstätten  der  Grafen. 
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Vorsitzenden,  eine  allgemeine  Versammlung  der  Grafen  und  Bischöfe,  bei 
welcher  die  Bestrafung  der  Friedensbrecher  die  Hauptaufgabe  bildete,  aber 
auch  sonstige  Maßnahmen  zur  Wahrung  der  Bechtsordnung  ins  Auge  ge- 
faßt wurden^.  Aus  einer  Vereinigung  dieser  beiden  Beamtentage  scheinen 
die  Hof-  und  Landtage  der  Stammesherzöge  hervorgegangen  zu  sein,  die 
zugleich  als  herzogliches  Gericht  dienten  und  mit  der  den  Herzögen  be- 
sonders anvertrauten  Wahrung  des  Landfriedens  eine  obergerichtliche 
Thätigkeit  gegenüber  den  unteren  Gerichten  innerhalb  des  Herzogtums 
verbanden**.  Ob  auch  die  Pfalzgrafen  eine  gewisse  missatische  Gerichts- 
barkeit, etwa  nach  Art  der  ständigen  Eönigsboten  in  Italien  (S.  484), 
ausgeübt  haben,  läßt  sich  nicht  mehr  sicher  feststellen^. 

Dagegen  lassen  sich  die  erwähnten  Landfriedensgerichte  durch  alle 
Jahrhunderte  des  Mittelalters  verfolgen®'.  Da  dieselben  von  Anfang  an 
kein  bestimmtes  Haupt  besaßen,  so  finden  wir  die  verschiedensten  Fürsten 
nacheinander  in  der  führenden  Stellung.  Zum  Teil  wird  gerade  hier  die 
erste  Stufe  für  die  Ausbildung  herzoglicher  Gewalten  zu  suchen  sein. 
Außerhalb  der  Herzogtümer  gelang  es  einzelnen  Grafen,  auf  längere  Zeit 
die  Führerschaft  zu  erwerben,  sie  sind  zu  Landgrafen  geworden®®.    Eine 

^  Vgl.  S.  174.  Karl  der  Große  faßte  den  Zweck  dahin  zusammen:  communia 
placita  tarn  ad  latrones  distringendot  quam  ad  ceteras  ittsHHas  faciendas.  Wenn 
übrigens  der  Kaiser  nur  von  Versamminngen  der  Grafen  spricht,  so  zeigen  die  son- 
stigen Nachrichten,  daß  auch  die  Bischöfe  regelmäßig  erschienen,  oft  sogar  eine 
führende  Stellang  bei  den  Versammlangen  einnahmen. 

•»  Vgl.  Waitz,  VII.  125  ff.  Vm.  44  ff.  Wkiland,  Sachs.  Herzogtum  129  ff.,  174  ff. 
HsiGEL  n.  RiszLBB,  Herzogtum  Bayern  152—162.  Bibzleb,  Bayer.  Geschichte  I.  730. 
C.  P.  Stalin,  Wirtemb.  Geschichte  IL  677.  Lindneb,  Veme  349  f.  Manches  deutet 
«damnf  hin,  als  habe  Heinrich  der  Löwe  für  diejenigen  Teile  Sachsens,  in  denen  er 
die  herzoglichen  Bechte  ausübte  (Westfalen  und  die  slavischen  Lander),  ein  herzog- 
liches Obergericht  begründet,  das  noch  im  16.  Jahrhundert  einen  gewissen  Rechtszug 
besaß.  Aus  Westfalen  gab  es  einen  Bechtszug  nach  der  Brücke  bei  Lauenburg 
(LiNDNBB,  a.  a.  0.  842.  Lacohblet,  Urk.-B.  IV.  308,  Note),  während  die  Gebiete 
des  sogenannten  schwerinischen  Rechts  in  Pommern  und  Mecklenburg  in  oberster 
Isstanz  ihr  Becht  in  Siebeneichen  bei  Buchen,  ebenfalls  im  Lauenburgischen,  holten. 
Ich  rerdanke  die  Hinweise  auf  beide  Gerichte  Herrn  Professor  Lobbsoh  in  Bonn  und 
Herrn  Oberlandesgerichtsrat  Fabbicius  in  Celle.  Jedenfalls  verdient  der  Gegenstand  ge- 
nauere Untersuchung.  Der  Rechtszug  nach  Siebeneichen  könnte  mit  den  Provinzial- 
landtagen  Heinrichs  des  Löwen  für  die  slavischen  Grenzmarken  zusammenhängen. 
Vgl.  Wbiland,  164  f.    Hombybb,  Richtsteig  Landr.  511. 

^  Was  ich  S.  485  N.  67  dafür  vorgebracht  habe,  ist  doch  nicht  durchschlagend, 
da  die  Worte  in  nosiro  'palatino  colloguio  auch  auf  das  Reichshofgericht  gehen  können. 
Vgl.  Waitz,  VIIL  11,  N.  8. 

"  VgL  Wabtmann,  Ürk.-B.  von  St.  Gallen  U.  282,  Nr.  680  (890).  Waitz,  IV. 
411  ff.  VU.  129.  Weiland,  a.  a.  0.  65.  Schbödeb,  Gerichtsverfassung  des  Sachsen- 
spiegels 17.  21,  Nr.  8.  22  f.  v.  d.  Bbboh,  Oorkondenb.  v.  Hell,  en  Zeeland  I.  Nr.  154 
(vor  1177).  Dbonkb,  Trad.  Fuldenses  138  (1058):  conventu»  fidelium  principum  de 
paee  facienda  ei  sedenda  kUronum  tyrannide  et  rapiorum  eampenscmda  sediHonej  zu 
Othalmeshnsen  in  Ostfiranken,  anwesend  der  Abt  von  Fulda  und  verschiedene  Grafen 
und  iadiees;  vor  der  Versammlung  vollzieht  die  Gräfin  Albrat  die  Auflassung  einer 
Schenkung  an  Fulda.  VgL  auch  Posebn-Klett,  Verfassung  der  Markgrafschaft 
Meißen  26.  «•  Vgl.  S.  487. 
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besondere  Bewegung  auf  dem  Gebiete  der  Landfriedensgerichte  begann 
seit  Ende  des  11.  Jahrhunderts  mit  der  Gottesfrieden-  und  Landfrieden- 
gesetzgebung,  welche  überall  zur  Bildung  amtlicher  Land&iedenskom- 
missionen  mit  bestimmt  abgegrenzten  Bezirken  führte ®®.  Diese  Kom- 
missionen hatten  die  Aufgabe,  alle  zur  Wahrung  des  Landfriedens  not- 
wendigen Verwaltungsmaßregeln  anzuordnen,  die  Friedensbrecher  abzu- 
urteilen und  die  Bestrafung  derselben  zu  bewirken.  Soweit  es  sich  um 
Reichskonmiissionen  bandelte,  standen  sie  als  Landfriedensgericht  durch- 
aus an  des  Königs  Statt.  Von  Beichs  wegen  gab  es  yerschiedene  Land- 
friedensbezirke (namentlich  Niederrhein,  Westfalen,  Sachsen,  Thüringen, 
Elsaß),  die  den  späteren  Reichskreisen  als  Vorbild  gedient  haben.  An 
der  Spitze  stand  in  der  Hegel  ein  Landfriedenshauptmann  (advocatus  prin- 
cipalis  oder  provincialis,  iudex  generalis,  conservator  s.  iurator  pacis  com- 
munis) mit  11  oder  12  Beisitzern  (conservatores  s.  assessores  s.  iudices 
pacis).  Der  Hauptmann,  der  vom  König  ernannt  wurde,  war  anfeuigs 
regelmäßig  ein  Fürst,  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  wurden  mit  Vor- 
liebe die  Landvögte,  denen  der  Schutz  des  Landfriedens  ohnehin  oblag, 
zu  dem  Amte  berufen'^.  Die  Landgrafen  erscheinen  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert als  solche  nicht  mehr  in  dieser  Stellung,  doch  läßt  sich,  wenig- 
stens in  Thüringen,  die  Kontinuität  der  älteren  und  jüngeren  Landfrie- 
densgerichte verfolgen '^  Wo  der  Landfrieden  auf  der  Territorialgeeetz- 
gebung  beruhte,  wurden  ähnliche  Kommissionen  territorialen  Charakters 
gebildet  ^^.  Der  älteste  Gottesfrieden  in  Deutschland  wurde  1081  für  die 
Diözese  Lüttich,  wahrscheinlich  unter  der  Auktorität  Heinrichs  IV.,  ver- 
kündigt, ihm  schlössen  sich  der  für  die  Diözese  Köln  (1083)  und  die 
Mainzer  Kirchenprovinz  (1085)  an^'.  Während  der  Lütticher  Gottes-, 
frieden  das  Friedensgericht  aus  dem  Adel  und  Klerus,  unter  Vorsitz  des 
Bischofs,  bildete,  überließ  der  Kölner  alles  dem  Volke,  wodurch  überall 
besondere  Gemeindeorgane  entstanden,  die  hier  wie  anderswo  nicht  unwe- 
sentlich zur  Entwickelung  der  Organe  der  Selbstverwaltung  beigetragen 
haben  dürften^*. 

Unter  den  Landgerichten  nahmen  die  friesischen  eine  eigentümliche 
Stellung  ein^*.    Die  karolingische  Schöffenverfessung  hatte  hier  keinen 


^*  Vgl.  Franklin,  Reichshofgerioht  11.  25—34.  Wtnbken,  Die  Landfrieden  in 
Deutschland  von  Rudolf  I.  bis  Heinrich  Vn.  (Qött.  Inang.-Diss.  1887)  26—41.  Fdohxr. 
Die  LandfriedensTerfassang  unter  Karl  IV.  (Gott.  Inang.-Diss.  1888)  17—86. 

'•  Vgl.  S.  489. 

'^  Das  landgräfliche  Gericht  zu  Mittelhausen  (Schultbs,  Directorium  dipl.  II. 
118,  von  1154;  Hbbqubt,  Urk.-B.  von  Mühlhansen,  S.  32,  Note)  kehrt  1816  nnd  1825 
wieder  als  Landfriedensgericht  des  Grafen  Günther  von  Schwarzbnrg  (Hbb<iobt« 
a.  a.  0.  Nr.  702,  807).    Vgl.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XVL  586  ff. 

''  Vgl.  Wynbkbn,  a.  a.  O.  63  ff.,  90  f.,  94,  99. 

'*  Hierüber  wie  über  das  Folgende  vgl.  Nitzsch,  Heinrich  IV.  und  der  Gottes- 
nnd  Landfrieden,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXI.  269  ff. 

"  Vgl.  unten  S.  540  f. 

'^  Vgl.  V.  RiCHTHOFBN,  Untersucbungen  über  friesische  Rechtsgeschichte  I.  112  ff.. 
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Eingang  gefunden ,  an  Stelle  der  Schöffen  erhielt  sich  hier  der  alte  Oe- 
setzsprecher  oder  Asega,  der  in  Nordholland  (Kennemerland  und  Wester- 
linga oder  Westfriesland)  um  1800,  in  Südholland  (Rijnland)  zum  Teil 
erst  im  16.  Jahrhundert  durch  die  Einführung  der  Schöffenverfassung 
beseitigt  wurde,  während  er  bei  den  Mittel-  und  Ostfriesen  (zwischen  Fli 
und  Weser)  aus  unten  zu  besprechenden  Gründen  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert an  Bedeutung  verlor  und  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  all-' 
mählich  ganz  yerschwand^®.  Eine  andere  Eigentümlichkeit  der  friesischen 
Verfassung  bezog  sich  auf  die  Gerichtssprengel.  Die  Grafschaften  waren 
durch  die  Zusammenlegung  mehrerer  altfriesischen  Gaue  gebildet,  die 
letzteren  hatten  aber  die  Bedeutung  selbständiger  Gerichtssprengel  be- 
halten; der  in  der  fränkischen  Verfassung  begründete  Zusammenhang  der 
unter  demselben  Grafen  stehenden  Gerichte  (S.  162)  bestand  in  Friesland 
nicht.  Jeder  Gau  hatte  seine  eigene  Dingstatt,  seinen  Schultheißen,  seinen 
Asega.  Ordentlicher  Bichter  war  der  Graf  oder  ein  von  dem  Reiche  mit 
dem  Eönigsbann  beliehener  Vicegraf,  der  ebenfalls  den  Grafentitel  zu 
führen  pflegte'^.  Regelmäßiger  Vertreter  des  Grafen  im  Gericht  war  der 
von  ihm  ernannte  Schultheiß  (skeltata,  schelta,  frana,  foget,  advocatus, 
praefectus,  ballivus).  Auch  der  Schultheiß  dingte  unter  Königsbann,  und 
zwar  (wie  jedenfalls  auch  der  Graf)  bei  einem  Gewette  von  21  Schillingen^^. 
Einer  Bannleihe  seitens  des  Königs  scheint  es  für  den  Schultheißen  nicht 
bedurft  zu  haben,  da  er  nicht  Lehnsmann,  sondern  Beamter  des  Grafen 
war  und  diesen  nur  soweit  zu  vertreten  hatte,  als  der  Graf  ihm  die  Ver- 
tretung überließt®.  Der  Schultheiß  war  wie  der  fränkische  Centenar  zu- 
gleich Gerichtsvollzieher,  wobei  ihm  aber  der  Büttel  oder  Banner  als  Un- 
terbeamter zu  Diensten  stand  ^. 


164  ff.,  lS4f.  11.456-494,  1060  ff.,  1306.  III.  47  f.,  95  ff.,  Altfries.  Wörterbuch  609  ff., 
659,  690,  747,  756  ff.,  784  f.,  987  ff.,  1023  ff.    Schröder,  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  221  ff. 

»•  Vgl.  S.  168. 

77  In  der  Yon  Friedrich  I.  angeordneten  Sfihne  zwischen  dem  Grafen  ron  Holland 
nnd  dem  Bischof  von  Utrecht  wegen  ihrer  gemeinschaftlichen  Grafenrechte  im  Oster- 
and  Westergo  (d.  h.  in  Mittelfriesland,  zwischen  Fli  nnd  Lanbach),  vom  Jahre  1165, 
wurde  n.  a.  bestimmt:  ambo  concorditer  eligent  tibi  comiiem,  qui  vices  eorwn  g&rai 
in  praedieto  eonUtaiu,  qui  praesent<iUu  ab  eis  d&mino  imperatori  bannum  et  poteitaUm 
iudicandi  a  manu  damni  imperaioris  aecipiat,  et  iuramentum  praeataJbit,  quod  pro  di- 
leeüane  vel  odio  vel  pro  argento  vel  auro  vel  alicuius  rei  gratia  in  praedieto  comikUu 
neu^  fadet  iniuriam,  nee  uniue  magis  promovebit  commodum  et  proficwum^  quam 
aUeriue.  Können  sie  sich  nicht  einigen,  so  ernennt  der  König  den  Yicegrafen  selbst 
und  erteilt  ihm  den  Bann.  Vgl.  v.  d.  BsneH,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zee- 
land  L  Nr.  146.    Bichthopsn,  Untersnchnngen  I.  184  f. 

''  Vgl.  die  siebzehn  Küren  (Riohthofbn,  Unters.  I.  38  ff.)  und  constit  2  and  18 
der  24  Landrechte  (ebd.  42  ff.). 

^*  In  der  Anm.  77  erwähnten  Sflhne  von  1165  ist  hinterher  noch  von  zwei 
Schultheißen  (advocati)  die  Rede,  von  denen  der  Bischof  den  einen,  der  Graf  von 
Holland  den  andern,  jeder  im  Einverständnis  mit  seinem  Partner,  ernennen  soll.  Von 
einer  Bannleihe  ist  keine  Rede.  Die  Zweizahl  der  SchnltheiBen  erklärt  sich  wohl 
ans  den  beiden  Gauen,  die  in  der  Grafschaft  vereinigt  waren.    Vgl.  Anm.  84. 

•«  Vgl.  RicHTHOFEN,  Altfries.  WB.  662. 
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In  jedem  Oau  versammelte  sich  im  Frühjahr  au  echter  Dingstatt 
das  Botding  (bodthing)  oder  Grafending,  und  zwar,  wie  es  scheint,  immer 
für  die  Dauer  einer  Woche  ®^  Jüngere  Quellen  sprechen  von  drei  echten 
Dingen  jährlich®^.  Reichte  das  Botding  zur  Erledigung  aller  vorliegenden 
Fälle  nicht  aus,  so  fand  ein  Nachgericht  (Fimelthing)  statt,  auf  das 
sich  die  allgemeine  Dingpflicht  miterstreckte  ®^.  Zum  Bot-  und  Fimelthing 
hatten  sich  alle  edeln  und  freien  Graubewohner  einzufinden.  Der  Richter 
hatte  den  Bann,  der  Asega  den  Urteilsvorschlag,  der  durch  die  Folge  der 
Gerichtsgemeinde  zum  Urteil  erhoben  wurde.  In  Sachen  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit über  Edelinge  nahm  der  Graf  in  der  Regel  selbst  den  Vor- 
sitz ein  oder  ließ  sich  durch  einen  Edeling  vertreten®*.  Über  Gemeinfireie 
und  in  allen  Sachen  der  niederen  Gerichtsbarkeit  hatte  der  Schultheiß 
die  regelmäßige  Vertretung  des  Grtifen,  woraus  sich  im  Laufe  der  Zeit 
von  selbst  die  Trennung  in  zwei  verschiedene  Gerichte,  ein  Grafengericht 
für  Edele  und  ein  Schultheißengericht  für  Gemeinfreie,  ergeben  mußte. 
Die  niedere  Gerichtsbarkeit  lag  später  allgemein  in  den  Händen  der  ein- 
zelnen Ortsschulzen. 

Eine  wesentliche  Veränderung  ergab  sich  seit  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts in  den  mittel-  und  ostfriesischen  Landschaften  zwischen  Fli  und 
Weser,  indem  hier  in  den  einzelnen  Gauen  oder  selbständigen  Gauteilen 
Organe  der  Selbstverwaltung  entstanden,  die  sich  an  die  Stelle  des  bis- 
herigen Grafengerichts  setzten  und  den  Grafen  wie  ihren  Schultheißen 
die  Verwaltung  der  Rechtspflege  aus  den  Händen  wanden.  Es  waren  Aus- 
schüsse von  12  oder  16  Ratmännem,  Richtern  oder  Geschworenen  (con- 
sules,  redjevan,  d.  h.  Ratgeber,  iudices,  riuchter,  iurati),  die  von  der  Gau- 
gemeinde immer  auf  ein  Jahr  aus  der  Reihe  der  Edelinge  gewählt  wurden. 
An  der  Spitze  stand  der  Sprecher  oder  Klagemann  (orator,  edictor,  enun- 
ciator,  kethere,  ked,  gretman).  Das  Amt  des  Asega  blieb  daneben  noch 
eine  Weile  bestehen,  verlor  aber  mehr  und  mehr  an  Einfluß,  bis  es 
endlich  ganz  verschwand.  Auch  das  Gericht  der  Redjeven  hielt  den  Zu- 
sammenhang mit  dem  Reiche  fest®^,  aber  der  Graf  hatte  in  demselben 
nichts  mehr  zu  sagen,  er  war  fortan  auf  die  nicht  mit  der  Gerichtsbarkeit 
zusammenhängenden  Rechte  beschränkt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
daß  die  eingetretene  Veränderung  auf  die  Verhältnisse  des  Landfriedens 


**  Vgl.  ebd.  657.  Heinrich  V.  gewährte  1108  den  Einwohnern  von  Staveren  Be- 
freiung von  der  Dingpflicht  bei  dem  generale  plaeitum  quod  dicUur  bodtking.  Vgl. 
Waitz,  Urkunden,  2.  Aafl.  44.  Die  Dauer  des  Gerichts  ergibt  sich  ans  dem  Sohnlzen- 
recht  §  28  (Richthofbn,  Fries.  Bechtsqnellen  890)  and  dem  Landrecht  fQr  Kennemer- 
land  von  1292  (v.  d.  Bergh,  Oorkondenb.  IL  Nr.  816). 

*'  Vgl.  Schnlzenrecht  §  52  (Richthofbn,  Fries.  Rechtsqa.  395). 

"  Vgl.  S.  36.    BiOHTHOFKN,  Altfr.  WB.  740. 

^*  Vgl.  das  Anm.  81  angeführte  I^andrecht  von  Kennemerland.  Nach  dem 
Schnlzenrecht  §  24  (a.  a.  O.  890)  sollte  der  Schultheiß  dem  im  Gericht  anwesenden 
Grafen  den  Bann  zurückgeben:  er  gebe  des  Königs  Bann  dem  Grafen  auf,  von  dem 
er  ihn  empfing. 

•*  Vgl.  RiCHTHOFEN,  Altfrics.  WB.  s.  V.  keUerriochL 
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zurückzufahren  ist.  Wir  erkennen  in  den  Kollegien  der  Redjeven  Aus- 
schüsse zur  Wahrung  des  Landfriedens,  die  aus  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinde  hervorgegangen  sind  und  sich  dann  aus  Landfriedensgerichten 
zu  ordentlichen  Gaugerichten  entwickelt  haben®®. 

Ähnlich  wie  in  den  friesischen  Landen  zwischen  Fli  und  Weser  war 
die  Entwickelung  in  der  niederfränkischen  (chamavischen)  Drenthe  und 
verschiedenen  sachsischen  Landschaften  (Ditmarschen,  dem  Lande  Hadeln 
und  dem  Stedinger  Lande),  und  man  darf  vermuten ,  daß  auch  hier  die- 
selben  Ursachen  im  wesentlichen  dieselbe  Wirkung  hervorgebracht  haben  ®^. 
Anders  war  es  bei  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  die  zwar  eben- 
falls von  Landfriedenseinungen  ausg^angen,  zu  ihrer  reichsfreien  Stellung 
aber  erst  durch  den  Verfall  der  Landvogtei  gelangt  ist.  Von  den  TJrkan- 
tonen  haben  üri  1889,  Schwyz  und  Unterwaiden  erst  1415  die  selbständige 
Gerichtsbarkeit  erworben®®.  Auch  in  der  Wetterau  wie  in  den  Mosel- 
landen kam  es  teils  durch  die  Auflösung  der  Grafschaf tsverfassung,  teils 
durch  den  Wegfall  der  Landvogteien  zu  ähnlichen  Gebilden,  die  aber  in 
ihrer  Vereinzelung  keine  weitere  Bedeutung  erlangt  haben;  ihre  letzten 
Ausläufer  zeigen  sich  als  kümmerliche  Reste  in  den  sogenannten  Reichs- 
dörfem  ®®. 

Sieht  man  von  den  hervorgehobenen  eigentümlichen  Gestaltungen  ab, 
so  war  die  öffentliche  Gerichtsverfassung  sämtlicher  Territorien  des  Reiches 
bis  zum  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  im  wesentlichen  eine  gleichartige*^. 

'^  Vgl.  S.  588.  KÜOH,  Die  Landfriedensbestrebungen  Friedrichs  I.  (Marb.  Inaug.- 
Diss.  1887),  39  ff.    Biohthofen,  Untersnchnngen  I.  4  f.,  112  ff.,  164  ff. 

'^  Vgl.  BiCHTHOFBN,  Untersuchungen  I.  191  ff.  U.  686  ff.;  Friesische  Rechts- 
quellen 522  ff.  BiYB,  Freistaat  Ditmarschen  (Tübinger  Festschrift  für  Mohl,  1871). 
Gbatama,  i.  d.  N.  Bijdragen  yan  Begtsgeleerdheid  en  Wetgeving,  XX.  620  ff.  Fbith, 
Ordelboek  van  den  Etstoel  van  Drenthe,  1870. 

''  Vgl.  Blttmeb,  Staats-  u.  Bechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demokratien 
I.  210,  270  ff.,  542.    Über  die  Untergerichte  ebd.  289  ff. 

^"  Die  sogenannte  freie  Grafschaft  Kaichen,  ursprünglich  eine  Cent  der  wet- 
terauischen  Grafschaft,  erwarb  eine  selbständige  Gerichtsverfassung  unter  einem 
selbstgewählten  „obersten  Grafen*',  dem  die  „Dorfgrafen"  der  zum  Gericht  gehörenden 
Dörfer  als  Schöffen  zur  Seite  standen.  Das  Gericht  galt  als  königliches  Gericht. 
Die  niedere  Gerichtsbarkeit  handhabten  die  von  den  einzelnen  Gemeinden  gewählten 
Dor^grafen  mit  der  Gemeinde,  ohne  Schöffen.  Vgl.  Thtidichüm,  Das  freie  Gericht 
Kaichen,  Gießener  Habil.-Schrift,  1857.  Die  sogenannte  Königsgrafschaft  des  Born- 
heimer  Berges  bestand  ans  19  Dörfern,  die  ursprünglich  drei  verschiedenen  Graf- 
schaften angehörten,  sich  aber  der  Unterwerfung  unter  die  Landeshoheit  erwehrten 
und  nach  dem  Verfall  der  Grafschaftsverfassung  unter  dem  Schutze  des  Beiches  und 
in  Anlehnung  an  die  Beichsvogtei  des  benachbarten  Frankfurt  zu  einem  gemeinsamen 
Landgericht  zusammentraten.  Vgl.  Eüleb,  Von  Vogteien  und  Dinghöfen  (Abdr.  aus 
den  Mitteil,  des  Frankf.  Geschichtsvireins  I.  1860)  5.  Sohabff,  Die  Grafschaft  Born- 
heimerberg,  i.  d.  Archiv  d.  Ver.  f.  Frankf.  Geschichte  V.  282  ff.  Eine  ähnliche  Be- 
wandtnis hatte  es  mit  den  freien  Heimgereden  der  Mosellande,  sie  waren  Dorf- 
gerichte, die  nach  dem  Verfall  der  Hochgerichte  selbst  die  hohe  Gerichtsbarkeit  er- 
worben hatten,  ohne  sich  mit  anderen  zu  freien  Grafschaften  zusammenzuschließen. 
Vgl.  Lampbeoht,  Wirtschaftsleben  I.  188  ff. 

^^  Außer  der   Anm.  1    angeführten    Litteratur    vgl.    Planok,    Das    deutsche 
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Sie  beruhte  durchweg  auf  den  karolingischen  EinriGhtungen,  nur  die 
Schöffeuverfassung  war  im  Gebiete  des  alamannisohen  and  bairischen 
Rechts  nicht  überall  durchgedrungen  (das  Urteil  wurde  hier  vielfach  von 
einem  in  jedem  Dinge  neu  gebildeten  Ausschuß  von  Urteilem  oder 
Richtern  gefunden),  und  in  Sachsen  war  sie  wenigstens  bei  den  Unter- 
gerichten (den  Gedingen)  nicht  heimisch  geworden.  Im  einzelnen  ist 
zwischen  den  Gerichten  in  den  Grafschaften,  Vogteien  und  Marken  zu 
unterscheiden.  Die  Gerichtsverfassung  in  den  Städten  aber  hängt  mit 
der  Ausbildung  des  Stadtewesens  überhaupt  so  eng  zusammen,  daß  sie 
erst  bei  diesem  (§51)  zur  Darstellung  kommen  kann. 

Die  Grafschaften,  obwohl  durch  zahlreiche  Exemtionen  auf  Grund 
königlicher  Immunitatsprivil^en  durchbrochen®^  und  unter  dem  Einflüsse 
des  Lehnrechts  zu  erblichen  Territorien  gestaltet,  hatten  doch  bis  zum 
18.  Jahrhundert  ihren  Amtscharakter  noch  nicht  verloren.  Derselbe  zeigte 
sich  einmal  in  der  unten  näher  zu  besprechenden  Vorschrift,  daß  niemand 
die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  ausüben  durfte,  der  die  Befugnis  dazu  (den 
„Königsbann")  nicht  unmittelbar  vom  Könige  erworben  hatte.  Sodann  in 
dem  Verbot  einseitiger  Verfügungen  des  Inhabers  der  Grafschaft  zum  Nachteil 
der  letzteren:  er  durfte  dieselbe  ohne  königliche  Genehmigung  nicht  teilen'', 


Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  I.  1—154.  Hometeb,  System  des  Iiehnrechts  der 
sächsischen  Bechtsbücher  (in :  Des  Sachsenspiegels  II.  Teil,  Band  IL)  528—546.  Thu- 
niCHUM,  Gan-.andMarkverfassung  1—112;  Rechtsgeschichte  der  Wetteran,  1867;  Zur 
Bechtsgeschichte  der  Wetterau,  I.  1874.  IL  1885.  Wippebmann,  Zar  Staats-  und 
Bechtsgeschichte  der  Wetteran,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XVI.  Landau,  Be- 
schreibung des  Gaues  Wettereiba,  1855;  Beschreibung  des  Hessengaues,  1857.  Bod- 
MANN,  Rheinganische  Altertümer  567—584,  594—684.  Lampbbght,  Deutsches  Wirt- 
Bchaftslehen  I.  170—288.  Gbupbn,  Obserrationes  (1768)  427—448  Von  Centgeriohten. 
Rockikobb,  Magister  Lorenz  Fries  zum  fränkisch-wirzburgischen  Rechts-  n.  Gerichts- 
wesen, i.  d.  Abh.  d.  Münch.  Ak.  XL  1871;  Über  frankisch-wirzbnrg.  Zentbücher,  i.  d. 
Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Ak.  1872,  141  ff.  Stüve,  Untersuchungen  über  die  Gogerichte 
in  Westfalen  u.  Niedersachsen,  1870.  Sambon,  De  personarum  et  iudiciorum  ordine 
ex  Speculo  Sax.  cum  eo  qui  per  Guestphaliam  vigebat,  Berl.  Inaug.-Diss.  1866. 
V.  Wtbs,  Beitr.  z.  Schweiz.  Rechtsgeschichichte  I.  IL,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. 
XVIL  3  ff.   XVIIL  19  ff. 

*^  Im  allgemeinen  hatte  der  König  bis  zum  18.  Jahrhundert  das  unbedingte 
Recht  zur  Erteilung  von  Exemtionen,  ohne  daß  es  der  Zustimmung  des  davon  be- 
troffenen Inhabers  der  Grafschaft  bedurfte.  Die  früheste  Wendung  zu  Gunsten  des 
letzteren  enthalt  das  Privilegium  minus  von  1156  für  Österreich,  an  das  sich  ein 
Privileg  für  den  Bischof  von  Würzburg  von  1168  anschloß.  Erst  der  Einfluß  des 
Lehnswesens  schützte  die  Grafen  allgemein  vor  derartigen  Benachteiligungen  durch 
den  Kenig.  Ihre  Zustimmung  erteilten  sie  zunächst  in  streng  lehnrechtlicher  Form 
durch  Auflassung  ihrer  gräflichen  Rechte  über  das  zur  Exemtion  bestimmte  Gebiet 
an  den  König.  Befand  sich  die  Grafschaft  in  Afterleihe,  so  mußte  die  Auflassung 
durch  alle  beteiligten  Hände  gehen.  Später  wurde  es  üblich,  daß  der  Inhaber  der 
Grafschaft  die  Exemtion  erteilte,  der  König  derselben  zustimmte.  Vgl.  Bruhmbb, 
Exemtionsrecht  3  ff.,  17  ff.,  31  ff.,  50  f.,  54  ff.,  58  ff. 

»«  Vgl.  Ssp.  III.  53,  §  3.  64,  §  5.  Schwsp.  Laßb.  121  b.  Reichsurteile  von  1174, 
1288  (Fbahklih,  Sent.  cur.  Nr.  14,  67.  MG.  Leg.  U.  145,  442).  Hombtsb.  a.  a.  O. 
536  f.    ScHULZB,  Recht  der  Erstgeburt  108  ff.    Sohbödbb,  Gerichtsverfassung  49. 
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nicht  durch  Exemtionen  schwächen*^,  nicht  durch  Verlegung  der  Ding- 
statten verändern  •*,  nur  unter  bestimmten  Beschrankungen  weiter 
verleihen®'.  Jede  Grafschaft  mußte  mit  einem  ebenen  Grafen  oder 
Yicegrafen  besetzt  sein  und  durfte  nicht  über  Jahr  und  Tag  ledig 
bleiben^.  Die  Kombination  mehrerer  Grafschaften  in  derselben  Hand 
war  ausgeschlossen®^.  Hatte  also  ein  Fürst  mehrere  Grafschaften,  so 
konnte  er  denselben  doch  nicht  sämtlich  in  Person  vorstehen ,  sondern 
mußte  Yicegrafen  einsetzen,  wenn  nicht  mit  königlicher  Genehmigung 
die  Vereinigung  der  mehreren  Grafschaften  zu  einer  einzigen  zu  er- 
reichen war. 

Jede  Grafschaft  besaß  mehrere  echte  Dingstatten  (Dingstühle,  Königs- 
stühle), die  sich  auf  die  Hundertschaften  oder  Zenten  verteilten.  Den 
Hundertschaften  entsprachen  in  den  sächsischen  Grafschaften  die  Goe, 
d.  h.  die  kleinen,  von  Karl  dem  Großen  zu  Grafschaften  zusammengelegten 
altsächsischen  Gaue®®.  Als  geringstes  Maß  einer  sächsischen  Grafschaft  er- 
scheinen drei  Goe  mit  drei  Dingstätten®®.  Unter  den  mehreren  Ding- 
stätten einer  Grafschaft  pflegten  einzelne  besonders  bevorzugt  zu  werden, 
aber  Grafschaften  mit  nur  einer  Dingstatt  hat  es  nach  der  ursprünglichen 
Gerichtsverfassung  nicht  gegeben;  was  man  dafür  gehalten  hat,  sind  die 
auf  späterer  Entwickelung  beruhenden  isolierten  Zentgerichte.  Der  Graf 
bereiste  seinen  Amtsbezirk,  indem  er  in  alter  Weise  an  den  einzelnen 
Dingstätten  desselben  in  der  Regel  dreimal  jährlich  das  echte  Ding,  nach 
Bedürfnis   unter  Hinzufügung    eines  Afterdinges  ^®®,    abhielt  ^®^     Jedes 


*'  Der  Herzog  von  Österreich  übte  seit  Ende  des  12.  Jahrhanderts  das  Recht 
aas,  auf  eigene  Hand  Exemtionen  zu  erteilcD,  wobei  die  königliche  Bestätigung  nur 
ausnahmsweise,  und  dann  erst  nachträglich  eingeholt  wurde.  Was  anfangs  reine 
Anmaßung  war,  wurde  durch  die  Übung  sanktioniert,  von  Friedrich  II.  später  aus- 
drücklich anerkannt.  Vgl.  Bbünnbb,  a.  a.  0.  84—40,  44  ff.,  54  ff.,  59  f.  Lüboun 
VON  Ebbhgbbüth,  a.  a.  0.  17.  Beispiele  aus  anderen  Territorien  bei  Schbödbb, 
a.  a.  0.  35  f.  Bremisches  Urk.-B.  I.  Nr.  86  (um  1200).  Urk.-B.  d.  bist.  Ver.  f. 
Niedersachsen  U.  Nr.  810  (1255). 

»*  Vgl.  BöHMBB,  Acta  imperii  sei.  Nr.  520  (1297). 

••  Davon  unten. 

^*  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  8.  Schwab.  Lehnr.  138.  Fiokbb,  Entstehungszeit 
des  Schwabeuspiegels  182.    Hombtbb,  a.  a.  0.  589. 

»'  Vgl.  Schbödbb,  a.  a.  O.  49. 

*^  Etwas  anderes  habe  ich  natürlich  auch  S.  123  nicht  sagen  wollen.  Die  von 
Dahn  (Deutsche  Geschichte  I.  2,  592,  Note)  dagegen  erhobene  Polemik  ist  wie 
manches  andere  in  diesem  Buche  ein  Kampf  gegen  Windmühlen. 

*"  Vgl.  Schbödbb,  a.  a.  0.  3,  62.  Je  fünf  Goe  bei  Adam.  Brem.,  gesta  Ham- 
mab.  eccl.  I.  c.  18. 

"ö  Vgl.  S.  165,  N.  84,  S.  540.  Ssp.  I.  2,  §  2.  Thudichum,  a.  a.  O.  62  ff.  Gbimm, 
RA.  887;  Weistümer  VII.  267.  Die  dreitägige  Dauer  des  echten  Dinges  findet  sich 
noch  zuweilen  (vgl.  Waitz,  VIII.  52.  Gbihm,  Weistümer  I.  184  f.  IV.  865,  §  6.  866,  §  8. 
868,  §  2.  421.  V.  15. 17,  §  7.  Luschin,  a.  a.  0. 54),  wird  aber  allmählich  zur  Ausnahme. 

*«>  Vgl.  Waitz,  Vm.  52 f.  Schbödbb,  a.  a.  0.  84,  43,  45 ff.;  Histor.  Zeitschr. 
NF.  VII.  448  ff.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  82  ff.,  107  ff,  Baümann,  Gau- 
grafschaften  im  wirtemberg.  Schwaben  50,  58,  68,  120,  187. 
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Gericht  war  für  die  ganze  Grafschaft  zustandig,  es  war  nur  in  seiner 
Form  Hundertschafts-,  in  seiner  Kompetenz  Grafschafts-  oder  Landgericht 
(iudicium  provinciale  s.  comitiale)  ^®*. 

Die  Zuständigkeit  des  Landgerichts  erstreckte  sich  auf  alles  in  der 
Grafschaft  belegene  Eigen  ^^\  femer  auf  Freiheitsprozesse  und  Ungerichts- 
klagen  (die  an  Hals  oder  Hand  oder  an  die  Ehre  gingen)  gegen  Personen, 
die  in  der  Grafschaft  ansässig  waren  oder  Grundbesitz  hatten,  mit  Aus- 
nahme der  Fürsten  und  Fürstengenossen  wegen  des  diesen  zustehenden 
persönlichen  Gerichtsstandes  vor  dem  Könige  (S.  532).  Die  XJngerichts- 
klagen  beschränkten  sich  auf  Verbrechen,  die  innerhalb  der  Grafschaft 
begangen  waren;  was  auswärts  begangen  war,  unterlag  der  Verfolgung  nur 
im  Falle  der  Reichsacht  ^^;  eine  Auslieferung  an  das  forum  delicti  com- 
missi kannte  das  Mittelalter  nicht  ^®*.  Dagegen  stand  es  jedem  Gericht 
zu,  den  auf  handhafter  That  ertappten  Gerichtsfremden  festzunehmen  und 
sofort  abzuurteilen,  den  entlaufenen  auch  in  benachbarte  Gerichte  zu  ver- 
folgen und  ihn,  wenn  man  seiner  nicht  habhaft  werden  konnte,  zu  ver- 
festen, alles  aber  nur,  bevor  die  Sache  übernächtig  geworden  war^^.  Der 
Graf  hatte  daher  bei  handhafter  That  sofort  ein  Notgericht  abzuhalten, 
zu  dem  durch  das  Landgeschrei  geladen  wurde  ^*^^.  War  der  Graf  nicht 
zur  Stelle,  so  konnten  in  Sachsen  (theilweise  ähnlich  in  anderen  Rechts- 
gebieten) die  versammelten  Schreimannen  auch  einen  anwesenden  Go- 
grafen,  d.  h.  den  Niederrichter,  zum  Notrichter  kiesen^®®.  Außer  dem 
Falle  der  handhaften  That  war  das  Gericht  für  Gerichtsfremde  nur  zuständig 

^^*  Vgl.  SoHBÖDBB,  Gerichtsyerfassung  3  f.,  9,  12^  14,  28,  81,  40,  45.  Eine  lehr- 
reiche  Urkunde  aus  dem  bairischen  Nordgan  bei  Chmbl,  Begesta  Bnperti  223:  der 
Pfleger  und  Ijandrichter  von  Anerbach  hielt  am  20.  Ang.  oder  10.  Sept  1404  ein 
Landgericht  zn  Auerbach;  in  der  dort  verhandelten  Sache  wurde  am  8.  Okt  auf 
dem  Ijandgericht  zn  Schnaitach  unter  demselben  Richter  fortgefahren.  Vgl.  aach 
Pbtz,  Gbaubbt  u.  Matbbhofbb,  Drei  baierische  Traditionsbücher  (1880)  pg.  XII. 
über  die  verschiedenen  Bezeichnungen  des  echten  Dinges  Tgl.  Waitz,  YIU.  47  f. 
Gbimm,  Weistümer  YII.  260  ff.  Neben  ungehoien  ding  begegnet  auch  hotding  (vgl. 
auch  S.  540),  das  sonst  nur  von  außerordentlichen  Landesversammlungen  gebraucht 
wird.  In  Holstein,  Friesland  und  der  Altmark  wird  auch  luUhing  (Leuteding)  ge- 
braucht, was  an  das  loUing  in  Drenthe  anklingt.  Vgl.  Sghbödbb,  a.  a.  0. 45.  Kübms, 
a.  a.  0.  U.  95  f.  Bichthofbn,  Fries.  Bechtsquellen  27,  40  f.  Fbith,  Ordelboek  8, 
40,  92.  In  Holstein  begegnet  auch  godirig,  das  sonst  bei  den  Sachsen  zur  Bezeichnung 
des  Niedergerichts  dient.    Vgl.  Schbödbb,  a.  a.  0.  45. 

103  Yg]  Pi^^ifCK,  Gerichtsverfahren  I.  47  ff.  Stobbb,  Grundsatze  der  deutsch. 
BechtsqueUen  über  den  Gerichtsstand  (Jahrbuch  des  gem.  deutsch.  Bechts  I.  427  ff.) 
434  ff.  Schbödbb,  a.  a.  0.  8  f.,  83.  Auch  Beichsfürsten  hatten  ihr  Eigen  im  forum 
rei  sitae  zu  vertreten.  Vgl.  Beichsurteil  von  1226,  bei  Fiokbb,  Eigentum  am  Beichs- 
kirchengut  (Wiener  Sitz.-Ber.  1872)  139. 

»«*  Vgl.  Ssp.  HL  25,  §  3.    Planck,  I.  74. 

105  Yg],  Planck,  L  74.   v.  Mabtitz,  Internationale  Bechtshilfe  inStra&achen  271. 

>••  Vgl.  Ssp.  in.  25,  85,  71,  §.  5.  UI.  25,  §  2.  Planck.  L  74  f.,  759  ff  v.  Mab- 
titz, a.  a.  0.  148.    Stobbb,  a.  a.  0.  449  ff. 

107  Ygi^  Thudiohum,  (jau-  u.  Markverfiwsung  71  ff. 

»••  Vgl.  Ssp.  I.  55,  §  2.  56  f.,  71.  Schbödbb,  a.  a.  O.  66.  Planck,  L  10.  Sobm, 
Beichs-  u.  GerichtsverfiEissung  440  f.    Gbimm,  Weistümer  LH.  687. 
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wegen  einer  in  diesem  Gericht  überaommenen  Bürgschaft^®*,  oder  für 
den  Fall  einer  Rechtsverweigerung^^®,  oder  wenn  der  Fremde  seinerseits 
in  anderer  Sache  bei  demselben  Gericht  geklagt  hatte  ^^^ 

Der  Dingpflicht  am  Landgericht  unterlagen  mit  Ausnahme  der  Fürsten 
und  Fürstengenossen  alle  in  der  Hundertschaft  angesessenen  oder  dort 
begüterten  Freien,  die  freien  Herren  sowohl  wie  die  Gemeinfreien,  seit 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  zum  Teil  schon  erheblich  früher,  auch  die 
Ministerialen  "^  Die  Immunitätsleut«  waren  vielfach  von  der  öffentlichen 
Dingpflicht  befreit  ^^'.  Auf  Angehöri<?e  anderer  Hundertschaften  derselben 
Grafschaft  erstreckte  sich  die  regelmäßige  Dingpflicht  nicht,  nur  auf  be- 
sonderen Befehl  des  Grafen  trat  die  ganze  Grafschaft  zu  einem  Botdiug 
zusammen  ^^*. 

Die  Schöffen,  deren  Stellung  im  übrigen  durchaus  der  karolingischen 
Verfassung  entsprach,  gehörten  durchweg,  ohne  Unterschied  zwischen 
Edeln  und  Bauern,  dem  Stande  der  Freien  an.  Nur  bei  den  ostfalischen 
Gerichten,  und  wahrscheinlich  ebenso  in  Thüringen  und  Holstein,  be- 
schrankte sich  die  Schöffenbarkeit  auf  die  freien  Herren,  die  Gemeinfreien 
(Pfleghafte  wie  Landsassen)  waren  unbedingt  von  derselben  ausgeschlossen  ^". 
Dagegen  wußten  sich  die  altfreien  Ministerialen  seit  dem  Anfange  des 
13.  Jahrhunderts  ungeachtet  ihrer  Standesemiedrigung  in  der  Schöffen- 
barkeit zu  behaupten,  was  dann  nach  einigen  Jahrzehnten  von  selbst 
dahin^  führte,  die  Ministerialen  überhaupt  zum  Schöffenamte  zuzulassen  ^^^. 


*<»•  Vgl.  Ssp.  m.  25,  §  2.    Planck,  I.  76.    Stobbe,  a.  a.  0.  441. 

>^<»  Vgl.  Ssp.  m.  87,  §§  2—4.  Reichsnrteil  von  1218,  Böhmbb,  Acta  imperii 
Nr.  270.    Planck,  I.  77.    Stobbe,.  a.  a.  O.  443  ff.,  452  f. 

"»  Vgl.  Ssp.  I.  60,  §  3.  III.  79,  §  3.  Planck,  I.  72 f.  Stobbb,  447  f.  Sohm, 
a.  a.  0.  327. 

>"  Vgl.  Anm.  116  und  S.  426  ff.  Planck,  a.  a.  0.  52  f.  v.  Zallingeb,  Schöffen- 
barfreie  20  ff.,  256  ff.  Schrödbb.  a.  a.  O.  51  ff.  Eehakd,  Westf.  Urk.-B.  Nr.  198 
(1126).  In  den  ostfalischen  Grafengerichten  spielten  die  Geineinfreien  im  späteren 
Mittelalter  gegenüber  dem  Adel  eine  rein  passive  Bolle,  und  es  ist  daher  zweifelhaft, 
ob  sie  hier  überhaupt  noch  dingpflichtig  waren. 

118  Wo  die  Immunität  mit  der  hohen  Gerichtsbarkeit  ausgestattet  war,  verstand 
sich  dies  von  selbst,  aber  auch  die  niederen  Immunitäten  erwarben  häufig  Befreiung 
von  dem  Besuche  des  Landgerichts.  Vgl.  Brünneb,  a.  a.  0.  27,  51.  Schbödeb, 
a.  a.  0.  53,  N.  2. 

^**  Vgl.  S.  162,  165.  Thodichum,  a.  a.  0.  82  ff.  Schbödeb,  a.  a.  O.  46  f. 
V.  Wyss,  a.  a.  O.  11.  52,  116,  138  f.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  433,  N.  128. 
Planck,  a.  a.  O.  54,  N.  10.  Likdneb,  Veme  538.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  von 
Waitz,  Vnl.  55,  die  auch  von  Zallingeb,  a.  a.  O.  237  N.,  noch  nicht  ganz  über- 
wunden ist,  beruht  auf  mißverständlicher  Auffassung  der  Botdinge  (vgl.  Schbödeb, 
a.  a.  O.  34,  43,  46;  Bist.  Zeitschr.  NF.  VII.  448).  Daß  übrigens  Ladungen  zum 
echten  Ding  auch  an  Angehörige  anderer  Hundertschaften  derselben  Grafschaft  er- 
gehen konnten,  wenn  ihre  Anwesenheit  als  Parteien  oder  Zeugen  erforderlich  war, 
versteht  sich  von  selbst    Vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  332,  N.  12. 

"^  Es  ist  ein  wesentliches  Verdienst  der  wiederholt  angeführten  Untersuchung 
Zallingbb's,  über  diesen  Umstand  aufgeklärt  zu  haben.  Über  Thüringen  vgl.  meine 
Gerichtsverfassung  52,  N.  2  und  Zallingeb  222,  N.  1. 

"•  Auch  dies  ist  erst  von  Zallingeb  festgestellt  worden.  Vgl.  oben  S,  427  ff. 
R.  SchbSdbb,  Deataehe  Beohtifetohlohte.  35 
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Die  letzteren  sind  seitdem  geradezu  die  berufensten  Träger  dieses  Amtes 
geworden  ^^^.  Kegelmäßig  war  die  Fälligkeit  zum  SchöfiFenamte  durch 
Grundbesitz  bedingt;  die  Verbindung  desselben  mit  bestimmten  Gütern 
und  die  Erblichkeit  der  Schöffenstühle  war  aber  in  dem  hier  in  Betracht 
kommenden  Zeitabschnitte  noch  wenig  ausgebildet"®.  Die  zur  ordnungs- 
mäßigen Besetzung  des  Gerichts  notwendige  Zahl  der  Schöffen  belief  sich 
in  alter  Weise  auf  sieben,  vielfach  bildeten  aber  zwölf  oder  vierzehn  die 
Regel.  Ob  die  Schöffen  zunächst  nur  für  eine  einzelne  Hundertschaft 
ernannt  waren  und  an  anderen  Dingstühlen  der  Grafschaft  nur  aushalfen, 
oder  ob  sie  von  vornherein  Grafschaftsschöffen  waren,  läßt  sich  nicht 
sicher  ermitteln  "•.  Die  aktive  Beteiligung  der  Gerichtsgemeinde  oder 
des  Umstandes  beschränkte  sich  auf  das  Recht  jedes  Einzelnen,  das  von 
einem  Schöffen  vorgeschlagene  Urteil,  bevor  darüber  abgestimmt  wurde, 
zu  schelten  und  ein  Gegenurteil  zu  finden.  Das  nicht  gescholtene,  von 
den  Schöffen  angenommene  Urteil  galt  auch  als  von  dem  Umstände  ge- 
billigt; ein  besonderer  Akt  der  Folge  fand  nicht  statt  ^2<^. 

Gegenüber  der  karolingischen  Verfassung^  die  das  Amt  des  Gerichts- 
vollziehers mit  dem  des  Unterrichters  verband  ^^\  war  es  ein  erheblicher 
Fortschritt,  daß  die  mittelalterlichen  Landgerichte  größtenteils  einen  eigenen, 
vom  Grafen  eingesetzten  Beamten  für  Botendienst  und  Urteilsvollstreckung 
besaßen ^2^.  Derselbe  hieß  Scherge,  Fronbote,  Weibel,  Büttel,  budellus, 
praeco.  Seine  Anwesenheit  gehörte  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung  des 
Gerichts  ^^';  dagegen  bedurfte  er  der  Assistenz  des  Niederriehters  im 
Grafending  nur  da,  wo  sich,  wie  in  der  Schweiz,  die  altfränkische  Verbindung 
*des  Fronbotenamtes  mit  dem  des  Centenars  (S.  165)  erhalten  hatte. 
Bei  den  Ostfalen,  Thüringern  und  Holsteinern  stand  über  dem  Fronboten 
noch  ein  Oberfronbote,  der  den  Titel  praefectus,  Schultheiß  (in  Ostfalen 
und  Thüringen)  oder  Overbode  (in  Holstein)  führte  ^**.  Derselbe  empfing 
sein  Amt  vom  Grafen  zu  Lehen.    Er  mußte  dem  einheimischen  hohen 

»"  Vgl.  Zallingeb,  268  f.    Siehe  auch  Waitz,  VIII.  55. 

^^^  Gegenüber  den  entgegenstehenden  Bemerkungen  des  Sachsenspiegels  (lU.  26, 
i;^§  2,  8)  aufgedeckt  von  ZAiiLiNOEB,  227  ff. 

"«  Vgl.  S.  163  f.  Waitz.  VIII.  57.  Wo  sich  die  Thätigkeit  der  Schöffen  auf 
das  Landgericht  beschränkte,  wie  in  Sachsen,  werden  sie  Grafschaftsschöffen  gewesen 
sein.    Anders,  wo  sie  auch  dem  Niedergericht  angehörten. 

^^^  Immerhin  mußte  die  Zustimmung  des  ümstands  durch  den  Richter  fest- 
gestellt werden.    Vgl.  Waitz,  VIII.  60  f. 

^•»  Vgl.  S.  126  f.,  164  f. 

*"  Vgl.  Waitz,  VIII.  79 f.  Planck,  a.  a.  O.  9 4  ff.  Gbimm,  RA.  765  ff.  Halt- 
aus, Glossar.  205  f.,  535  ff.,  1612,  2050.  Schröder,  Gerichtsverfassung  51 ;  Schultheiß 
(Anm.  124)  8,  Note.  Der  Fronhote  war  kein  Diener  des  Grafen,  sondern  königlicher 
Beamter  (Ssp.  III.  56,  §  1).  Zu  seinen  Amtshezügen  gehörte  auch  jede  zehnte  Hals- 
lösung  verurteilter  Verbrecher.  Vgl.  Ssp.  III.  56,  §  3.  Sohwsp.  Laßb.  126.  Zeitschr. 
f,  deutsch.  Philol.  II.  303  f.    Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  IV.  579. 

**'  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  51,  62. 

*»*  Vgl.  S.  167  f.,  553.  Schröder,  Der  ostfälische  Schultheiß  und  der  holstei- 
nische Overbode,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  1 — 16. 
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Adel  angehören  und  scheint  eben  als  Führer  der  Aristokratie  des  Landes 
dem  Grafen  gegenüber  zu  seiner  einflußreichen  Stellung  gelangt  zu  sein, 
während  sein  ursprünglicher  Gerichtsdienst  in  der  Hauptsache  auf  den 
Unterbeamten  überging.  Mit  dem  fränkischen  Schultheißen  hatte  er  nichts 
als  den  Titel  gemein,  da  er  weder  Fronbote,  noch  Unterrichter  war.  Er 
war  der  unentbehrliche  Beisitzer  des  Grafen  im  echten  Ding"*.  An  ihn 
hatte  der  Richter,  wie  anderwärts  an  den  Fronboten,  die  Eröffnungs-  und 
Hegungsfragen  bei  Beginn  des  Dinges  zu  richten  ^*^.  Den  anwesenden 
Grafen  konnte  er  im  Vorsitz  vertreten.  Bei  Klagen  gegen  den  Grafen 
selbst,  soweit  dieser  nicht  den  Gerichtsstand  vor  dem  König  hatte,  war 
er  der  stellvertretende  Richter.  Eine  eigene  (niedere)  Gerichtsbarkeit  besaß 
er  nicht.     Was  sich  davon  findet,  beruht  auf  späterer  Entwickelung. 

Den  Grafengerichten  (iudicia  maiora)  standen  die  Niedergerichte 
(iudicia  minora)  gegenüber.  Ordentliches  Gericht  in  Sachen  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  (Klagen  um  Schuld  oder  fahrende  Habe,  bußfallige  Frevel) 
war  überall,  der  fränkischen  Verfassung  entsprechend,  das  Zentgericht 
oder  die  Zent  (centa),  bei  den  Baiern  auch  Landschranne,  bei  den  Sachsen 
Goding  oder  Gogericht  genannt;  Richter  war  der  Zentgraf  (centurio), 
Hunne  oder  Schultheiß,  bei  den  Sachsen  der  Gograf  (tribunus)  "^.  Die 
Ernennung  des  Niederrichters  stand  ausschließlich  dem  ihm  vorgesetzten 
Oberrichter,  also  dem  Grafen  oder  Vicegrafen,  zu"®,  vielfach  aber  nur 
auf  Wahl  des  Dingvolkes"®.  Bis  zum  13.  Jahrhundert  scheint  der  Richter 
durchaus  als  Beamter  behandelt  zu  sein,  seitdem  wurde  es  aber  mehr 
und  mehr  üblich,  das  Amt  zu  Lehen  zu  geben ^^'\  Zuweilen  begegnen, 
infolge  einer  doppelten  Gerichtsherrschaft,  auch  wohl  zwei  Beamte  neben-  * 
einander,  von  denen  der  eine,  weil  er  sich  aktiver  Amtshandlungen  zu 
enthalten  und  mit  dem  bloßen  Mitvorsitz  zu  begnügen  hatte,  als  „schwei- 
gender" Richter  (Horcher,  Lusterer)  bezeichnet  zu  werden  pflegte  ^^^.  Der 
Zentrichter  war  nur  das  Organ  des  Landrichters,  wie  dieser  das  des 
Königs.     Wie  die  Anwesenheit  des  Königs  das  Gericht  des  Grafen  nieder- 

^'*  Vgl.  ScHBüDBR,  Gerichtsverfassung  29  f.;  JSchnltheiß  2  f. 

"«  Vgl.  Dsp.  82.   Schwsp,  Laßb.  93.    Schbödkb,  Schultheiß  3  f.,  9  N.  2,  13  f. 

»"  Vgl.  Waitz,  VIII.  86  f.  V.  Wyss,  a.  a.  0.  140  iF.  Thudichum,  Gau-  u.  Mark- 
Verfassung  45  ff.  Über  Gografen  und  Goding  vgl.  Schbödbb,  Gerichtsverfassung  54  ff., 
wo  der  Versuch  gemacht  ist,  das  angebliche  sächsische  Schultheißengericht,  von  dem 
der  Sachsenspiegel  fabelt,  auf  seine  wahre  Bedeutung  zurückzuführen. 

188  Ygi^  Franklin.  Sent.  cur.  reg.  Nr.  74a  (1160).  Zöpfl,  Altertümer  I.  101  ff. 
Stat,  in  fav.  principum  von  1231,  c.  7:  Ceniumgravii  recipiant  ierras  a  domino 
terrae  vel  ab  eo,  qtU  per  dominum  terrae  fuerit  infeudaius. 

*•»  Vgl.  S.  127.  ScHBÖDBB,  Gerichtsverfassung  63  f.  Gbimm,  Weistümer  III.  410, 
§  3.  415,  §  2.  659.  Weppbrmann,  a.  a.  0.  39,  48.  Thudichum,  Zur  RG.  d.  Wetterau 
IL  10,  13.    Lindnbb,  Veme  321. 

*'®  Der  Sachsenspiegel  kennt  belehnte  Gografen  erst  in  den  jüngeren  Zusätzen. 
Vgl.  Sohbödbb,  a.  a.  0.  63  f.  Das  Statutum  i.  fav.  principum  (c.  6)  unterscheidet 
zwischen  centü  liberis  und  infeudatis.  Die  bairischen  Gesetze  von  Ranshofen  (MG. 
Leg.  III.  484)  sprechen  bereits  von  einem  heneficium  des  centurio. 

"^  Vgl.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  47.    Gbimm,  Weistümer  VII.  276. 
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legte  (S.  528),  so  die  des  Grafen  oder  Vicegrafeu  das  des  Zentxichters"*. 
Dem  Rechtszuge  von  dem  Grafending  an  den  König  entsprach  der  Ton 
dem  Zentgericht  an  den  Grafen:  das  Landgericht  war  das  Obergericht 
für  die  ihm  untergeordneten  Zentgerichte"*.  Mit  dem  Reiche  standen 
die  letzteren  in  keinem  unmittelbaren  Zusammenhange  mehr,  sie  trugen 
durchaus  territorialen  Charakter"*.  Die  Zentrichter  richteten  nicht  unt^r 
Eönigsbann. 

Das  Niedergericht  war  das  gebotene  Gericht  der  karoüngischen  Ver- 
fassung (S.  164  f.).  Es  trat  in  der  Regel,  mit  Abwechselung  unter  den 
verschiedenen  Hundertschaften,  alle  14  Nächte,  in  der  einzelnen  Hundert- 
schaft alle  sechs  Wochen,  zusammen"*,  und  zwar  in  manchen  Rechts- 
gebieten, namentlich  in  Sachsen,  nicht  als  Schöffen-,  sondern  als  Voll- 
gericht, wobei  das  versammelte  Dingvolk  das  Urteil  fand*''. 

Die  Exemtion  von  den  Grafengerichten  ist  zuerst  in  den  Krongut- 
ämtem  (fisci)  erfolgt,  die  bereits  in  der  karoüngischen  Zeit  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  bei  Händeln  der  Kronbauem  untereinander  besaßen  und 
mit  Hilfe  des  Reklamationsrechts  schon  früh  die  volle  Exemtion  erlangten, 
indem  der  König  alle  Reklamationsfalle  aus  den  Krongütem  an  delegierte 
Richter  zu  verweisen  pflegte  (S.  177).  Sobald  diese  Delegation  eine 
ständige  wurde,  erhob  sich  das  Domänenamt  zu  einer  domanialen  Graf- 
schaft oder  Reichsvogtei,  in  welcher  ein  von  dem  Könige  eingesetzter 
Vogt  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit,  und  zwar  ganz  in  den  bei  den  Land- 
gerichten üblichen  Formen,  handhabte,  während  die  niedere  Gerichts- 
barkeit entweder  in  den  Händen  des  Amtmanns  (iudex),  jetzt  regelmäßig 
„Schultheiß^*  genannt,  verblieb  oder  auf  die  Meier  (viUici)  der  einzelnen 
Gutshöfe,  als  Dorfschulzen,  überging**^.  Das  älteste  Beispiel  ist  die  seit 
Ende  des  9.  Jahrhunderts  nachweisbare  Reichsvogtei  Zürich,  die  außer 
den  zur  Pfalz  gehörigen  Krongütem  die  Besitzungen  der  unter  könig- 
licher Vogtei  stehenden  Reichsabtei  lYaumünster  und  Propst^i  Groß- 
münster und  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  die  freien  Leute  vom  Zürich- 
berge mitumfaßte.  Wie  hier,  so  sind  die  Reichsvogteien  auch  später 
vielfach  auf  einzelne  Absplisse  der  Grafschaften  ausgedehnt  worden  (S.  541). 
In  einzelnen  Reichsvogteien   kamen  die  Vögte  später  zu  Gunsten   der 


"'  Vgl.  Ssp.  I.  58,  §  2.  '»»  Vgl.  ScHBöDEB,  GerichtsverfassTing  64. 

*•*  Dies  geht  n.  a.  aus  deD  Bestimmungen  des  Statutnm  in  fav.  princ.  c.  6—8 
dentlich  hervor. 

"*  Vgl.  SoHRÖDBB,  Gerichtsverfassung  55.  Obgleich  das  Niedergericht  zunächst 
nur  für  die  Hundertschaft  zustandig  war,  konnten  doch  Prozesse,  die  in  einer  Hundert- 
schaft derselben  Grafschaft  anhängig  waren,  in  den  übrigen  Hundertschaften  fort- 
gesetzt werden. 

"•  Vgl.  ScHBÖDBB,  a.  a.  O.  56. 

"'  Vgl.  S.  488  f.  v.  Wtss,  a.  a.  0.  I.  8—88.  IL  167  ff.  Lampbecht,  Wirt- 
schaftsleben I.  180  ff.,  727  ff.  LoEBscH,  Der  Ingelheimer  Oberhof,  1885,  pg.  XLIX  ff. 
Der  letztere  macht  es  pg.  CLXXKXII  ff.  wahrscheinlich,  daß  sich  in  dem  Ingelheimer 
Verfahren  selbst  Beste  des  alten  Reklamationsverfahrens  erhalten  haben. 
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Organe  korporativer  Selbstverwaltung  in  Wegfall^'®,  während  in  anderen 
die  Schultheißen  die  hohe  Gerichtsbarkeit  übernahmen  und  ihrerseits  in 
der  niederen  Gerichtsbarkeit  durch  Dorfschulzen  ersetzt  wurden  ^^®.  Die 
Vögte  waren  fast  immer  Beamte;  Belehnungen  mit  der  Yogtei  kamen 
nur  vorübergehend  vor,  erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  dieselben 
zur  Regel,  wodurch  die  Reichsvogteien  den  Charakter  landesherrlicher 
Territorien  erhielten"^.  Dagegen  ließen  die  Verpföndungen  der  Reichs- 
vogteien den  Reichscharakter  bestehen  ^*^.  Während  in  der  ersten  Hälfte 
des  Mittelalters  die  Vögte  stets  dem  Herrenstande  (oft  Grafen  benachbarter 
-Grafschaften),  die  Schultheißen  dagegen  meistens  dem  Ministerialenstande 
angehörten*,  wurden  seit  dem  13.  Jahrhundert  fast  nur  noch  Ministerialen 
als  Vögte  angestellt,  einfache  Landrichter,  die  den  König  als  den  eigent- 
lichen Vogt  zu  vertreten  hatten  ^*2.  Die  Reichslandvögte  waren  zuweilen 
zugleich  königliche  Landrichter,  an  sich  gehörte  dies  aber  nicht  zu  ihrem 
Amte,  das  sich  in  gerichtlicher  Beziehung  auf  die  Einsetzung  und  Über- 
wachung der  ihrer  Landvogtei  angehörigen  Gerichtsvögte  beschränkte"^. 
Als  XJrteiler  traten  in  den  Reichsvogteien  die  Ministerialen  ganz  besonders 
in  den  Vordergrund,  manche  Vogteigerichte  wurden  zu  reinen  Ritter- 
gerichten "^  Von  besonderer  Bedeutung  wurden  die  hohen  Gerichte  der 
Reichsvogteien  als  Oberhöfe,  und  zwar  auch  für  solche  Niedergerichte,  die 
später  aus  dem  Verbände  mit  dem  Reiche  ausgeschieden  waren"'. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Reichsvogteien  haben  sich  die  hohen  Vog- 
teien  der  Immunitäten,  d.  h.  die  grundherrlichen  Grafschaften,  entwickelt^*®. 
Die  Karolingerzeit  kannte  im  allgemeinen  nur  die  niedere  Vogtei,  d.  h. 
die  auf  die  niedere  Gerichtsbarkeit  beschränkte  Immunität  mit  einem  dem 
Centenar  entsprechenden  Vogt  (advocatus)"^;  dieselbe  war  auch  im  Mittel- 
alter noch  von  großer  Bedeutung"®.     Sie  gewährte  nur  die   Exemtion 

"®  Dies  war  namentlich  in  vielen  Städten  nnd  in  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft der  Fall.    Vgl.  Wyss,  Beiträge  I.  56,  60,  64.  II.  93,  100  ff. 

**•  So  in  dem  Ingelheimer  Reiche,  wo  früher  die  Vögte  von  Bolanden,  später 
die  Reichsamtmänner  von  Oppenheim  dem  hohen  Gericht  vorgestanden  hatten. 

»*«  Vgl.  Wybs,  Beiträge  I.  57  ff.  II.  74.    Lampbecht,  I.  729. 

^*^  Das  Ingelheimer  Reich  befand  sich  seit  1875  als  Reichspfandschaft  dauernd 
im  Besitze  von  Kurpfalz. 

"•  Vgl.  Wyss,  a.  a.  0.  I.  81  f.,  44,  50. 

148  Ygh  Tbusch,  Reichslandvogteien  56. 

^**  Besonders  in  Ingelheim.  Die  principes  de  fisco  in  Zürich  schon  im  10.  Jh. 
Vgl.  Wyss,  a.  a.  O.  I.  88,  80.  87. 

"*  Vgl.  LoEBSCH,  a.  a.  O.  CCII  ff. 

>*«  Vgl.  Waitz,  Vn.  850  ff.,  858  ff.  VIH.  68  ff.,  69  f.  Heuslbe,  Stadtverfassung 
20,  84  ff.,  44  ff.,  108  f.  Zöpfl,"  Altertümer  I.  12  f.,  67  f.,  291  f.  Mauebe,  Pronhöfe 
IV.  442  ff.    Wyss,  a.  a.  O.  II.  120  ff.,  160  ff.    Lampbbcht,  I.  186  f.,  194,  1112  ff. 

^^'  Vgl.  S.  176  f.  550.  Die  Beschränkung  der  Immunitätsgerichte  auf  die  Klagen 
der  Hintersassen  gegeneinander  hat  sich  schon  unter  den  späteren  Karolingern  großen- 
teils verloren. 

"8  Vgl.  Lampbbcht,  I.  1046  ff.  Zöppl,  a.  a.  0.  I.  3—17,  21  tf.,  39  ff.,  70  ff. 
G.  Meybe,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  122  ff.    Bbunnbb,  Exemtion srecht  66  ff.    Mauebb» 
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Tom  Nieder-,  nicht  vom  hohen  Gericht;  die  Yogtleute  blieben,  wenn  keine 
besonderen  Privilegien  entgegenstanden,  der  Dingpflicht  am  Landgericht 
unterworfen  (S.  545),  Verbrecher  mußten  an  das  Landgericht  ausgeliefert 
werden^*®,  der  Rechtszug  vom  Vogtgericht  an  das  Landgericht  blieb  ge- 
wahrt ^*^®.  Aber  schon  im  neunten  Jahrhundert  kam  es  vor,  daß  einzelnen 
Reichskirchen  für  ihre  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  be- 
willigt wurde  ^^^  Seit  den  Ottonen  war  dies  durchaus  die  Regel"*. 
Später  haben  auch  Propsteien  und  teilweise  auch  weltliche  Grundherren 
die  hohe  Vogt«i  erlangt^**.  In  den  grundherrlichen  Grafechaften  be- 
durfte es  zweier  Beamten,  eines  für  die  gräflichen,  eines  anderen  für  die 
Schultheißengerichtsbarkeit.  Die  letztere  behielt  entweder  der  bisherige 
Vogt  als  nunmehriger  TJntervogt,  oder  sie  wurde,  und  dies  bildete  die 
Regel,  ganz  von  der  Vogtei  befreit  und  von  dem  Immunitätsherm  per- 
sönlich ausgeübt  oder  den  Meiern  (villici),  d.  h.  den  Vorstehern  der  ein- 
zelnen Gutshöfe,  übertragen,  die  infolgedessen  zu  Hofschulzen  oder  Schult- 
heißen (centuriones,  tribuni,  Amtmänner,  Pfleger)  erhoben  wurden,  falls  nicht 
die  Einsetzung  besonderer  Hofsohulzen  erfolgte,  was  die  Degradation  der 
Meier  zu  bloßen  Wirtschaftsbeamten  bedeutete  ^*^.  Trager  der  gräflichen 
Gerichtsbarkeit  und  der  eigentlichen  Vogtrechte  war  der  Stiftsvogt,  der 
regelmäßig  dem  Herren-,  meistens  selbst  dem  Fürstenstande  angehörte, 
da  das  Verbot  der  Kumulation  mit  öffentlichen  Ämtern  (S.  194)  sich  nur 
auf  die  niedere  Vogtei  bezog,  es  auch  schon  früh  üblich  geworden  war. 
die  Stiftsvögte  mit  der  Vogtei  zu  belehnen,  wodurch  der  Amtscharakter 
der  letzteren  in  den  Hintergrund  trat^^*.  Bei  der  oft  sehr  zerstreuten 
Lage  der  Immunitätsgüter  pflegten  die  Vögte,  deren  Aufgabe  sich  regel- 
mäßig auf  den  gesamten  Güterbestand,  ohne  Beschränkung  auf  eine  ein- 
zelne Grafschaft,  erstreckte,  Untervögte  zu  ihrer  Vertretung  einzusetzen, 

Fronhöfe  ÜI.  67  ff.  IV.  84  ff.,  397  ff.,  423  ff.,  444  ff.,  458  ff.  Der  letztere  verwirrt  die 
Sache  durch  die  unrichtige  Annahme,  daß  jeder  Grundherr  schon  als  solcher,  ohne 
königliche  Verleihung,  die  Niedergerichtsharkeit  gehabt  habe  und  daher  zwischen 
grundherrlicher  Pronhof-  oder  Hofmarkgerichtsbarkeit  und  der  von  dem  Träger  der 
Gerichtshoheit  verliehenen  niederen  Vogtei  zu  unterscheiden  sei. 

^*^  Nach  den  bairischen  Quellen  so,  wie  sie  mit  dem  Gürtel  umfangen  waren 
(cingulo  tenus),  d.  h.  unter  Zurückbehaltung  ihrer  ganzen  Habe.  Vgl.  Zeitschr.  f. 
RG.  V.  41,  45. 

"^  Vgl.  S.  548. 

»*»  Vgl.  Wyss,  a.  a.  O.  I.  14,  21.  IL  149  ff.  v.  Wickede,  Die  Vogtei  in  den 
geistlichen  Stiftern  des  fränkischen  Reiches  (Leipz.  Inaug.-Diss.  1886),  48. 

^^^  Heüsleb  läßt  die  hohe  Vogtei  überhaupt  erst  von  den  Ottonen  eingeführt  sein. 

*•'  Vgl.  Beünneb,  Exerationsrecht  28.  Wyss,  a.  a.  O.  II.  170  ff.  Lüschik, 
a.  a.  O,  31,  146. 

»"  Vgl.  Waitz,  VII.  315—320.  VUI.  70  f.,  75  ff.  Wyss,  I.  40  f.  Hkdsleb, 
a.  a.  0.  132  ff.  Maueeb,  Fronhöfe  IV.  85  ff.,  104  ff.,  159  f.  Zöpfl,  a.  a.  O.  L  15  f. 
G.  Mbybb,  a.  a.  (>.  123.  Lahpbeoht,  I.  734 ff.,  1056 ff.,  1126.  Den  Mittelpunkt  der 
niederen  Gerichts  Verwaltung  bildete  hier  wie  in  den  niederen  Vogteien  der  herr- 
schaftliche Fron-  oder  Dinghof.  Die  Gerichtsgewalt  der  Pronhöfe  wird  von  den 
Quellen  als  „Zwing  und  Bann"  bezeichnet. 

165  Vgl.  Waitz,  VU.  334  ff.,  343  ff.    Lampbecht,  I.  1122  ff. 
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was  aber  von  den  Immunitätsherren  als  eine  Bedrückung  empfunden  und 
auf  ihr  Andringen  von  Reichs  wegen  untersagt  wurde"®.  Die  Form,  in 
welcher  die  Gerichtsbarkeit  in  den  hohen  Vogteien  gehandhabt  wurde, 
entsprach  ganz  derjenigen  in  den  Grafschaften.  Das  hohe  Gericht  des 
Vogtes  entsprach  dem  Landgericht  und  wurde  häufig  auch  als  solches  be- 
zeichnet; für  die  Niedergerichte  innerhalb  der  Vogtei  galt  es  als  Oberhof. 
Die  Gerichtsorganisation  in  den  Marken"^  kennen  wir  nur  aus 
Quellen,  die  bereits  einer  jüngeren,  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch  in 
den  übrigen  Territorien  hervortretenden  Entwickelungsstufe  angehören. 
Der  ursprüngliche  Zustand  läßt  sich  jiur  im  Wege  der  Kombination  in 
den  Grundzügen  feststellen.  Charakteristisch  ist  vor  allem  die  territoriale 
Einheit  der  Marken,  im  Gegensatze  zu  den  übrigen  Fürstentümern,  die, 
soweit  sie  sich  nicht  ausnahmsweise  auf  eine  einzige  Grafschaft  beschränkten, 
als  Konglomerate  verschiedener  Grafschaften  und  Grafschaftsteile  er- 
schienen "®.  Während  die  übrigen  Fürsten  in  der  Eegel  nur  Obergrafen 
waren,  unter  denen  einzelne  Grafen  kraft  eigenen  Rechts  und  königlicher 
Ermächtigung  die  Rechtspflege  in  den  verschiedenen  Grafschaften  ver- 
walteten, bildete  jede  Mark  ein  einheitliches  Gerichtsgebiet  unter  dem 
Markgrafen  als  Richter.  Die  niedere  Gerichtsbarkeit  befand  sich  in  den 
Händen  markgräflicher  ünterrichter,  die  in  Österreich  Landrichter  (im 
Gegensatze  zu  den  oberen  Landrichtern  bezeichnet  die  Wissenschaft  sie 
als  niedere  Landrichter),  in  Brandenburg,  Meißen  und  der  Lausitz  Vögte 
genannt  wurden.  Dire  Stellung  entsprach  derjenigen  der  Zent-  oder  Go- 
grafen,  wie  die  niederen  Landgerichte  Österreichs  und  die  Vogtdinge  der 
norddeutschen  Marken  den  Zentgerichten  entsprachen.  Wenn  die  Quellen 
diese  niederen  markgräflichen  Gerichte  bereits  im  Besitze  des  Blutbannes 
über  die  geringeren  Klassen  der  Bevölkerung  zeigen,  während  anderer- 
seits der  Adel  von  ihrer  Gerichtsbarkeit  überhaupt  eximiert  ist,  so  beruht 
beides  augenscheinlich  auf  derselben  Fortbildung,  die  sich  auch  bei  den 
Zent-  oder  Gogerichten  verfolgen  läßt  ^*®.  Die  hohe  Gerichtsbarkeit  übten 
die  Markgrafen  ursprünglich  persönlich  oder  durch  einen  jeweiligen  Ver- 

156  Ygj  Wj^itz,  VII.  330  f.  Lampbecht,  I.  1125  f.  Franklin,  Sent.  cur.  reg. 
Nr.  124. 

*•'  Außer  den  Anm.  1  angeführten  Werken  von  Lüschin,  Brunneb  und  Kuhns 
vgl.  Waitz,  VII.  84  f.,  93  f.  Bobnhak,  Geschichte  des  preußischen  Verwaltungsrechts, 
I.  1884.  Riedel,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  11.  390  fif.  Hälschner, 
Preußisches  Strafrecht  I.  7  ff.  v.  Posbrn-Klett,  Zur  Geschichte  der  Verfassung  der 
Markgrafschaft  Meißen  im  13.  Jahrhundert  (Abdruck  a.  d.  Mitteilungen  der  deutschen 
Gesellschaft  zu  Leipzig,  U.  1863).  Hasenöhrl,  Österreichisches  Landesrecht  165  ff. 
Bbrchtold,  Landeshoheit  Österreichs  156 — 183. 

"*  Vgl.  S.  387,  N.  20.  In  den  mit  einer  Mark  verbundenen  Grafschaften 
(S.  376  f.)  nahm  der  Markgraf  nur  Grafen-  oder  Obergrafenstellung  ein.  Vgl. 
Brünner,  Exemtionsrecht  44,  49  f.,  52.  Schröder,  Gerichtsverfassung  9—16,  25. 
Ssp.  IL  12.  §  6. 

""  Vgl.  S.  557.  In  der  Litteratur  werden  diese  Gerichte,  namentlich  soweit  es 
sich  um  die  Marken  handelt,  in  der  Regel  als  heruntergekommene  Grafen gerichte 
aufgefaßt,  während  sie  thatsächlich  gehobene  Niedergerichte  waren. 
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treter  aus,  indem  sie  die  verschiedenen  echten  Dingstatten  des  Landes 
bereisten.  Die  bairische  Ostmark  hatte  anfangs  fünf,  seit  dem  18.  Jahr- 
hundert nur  noch  drei  Dingstatten,  an  denen  abwechselnd  alle  sechs 
Wochen,  an  jeder  einzelnen  also  alle  achtzehn  Wochen  oder  jährüch  drei- 
maP®^,  jedesmal  mit  dreitägiger  Dauer  ^®^,  das  markgräfliche  oder  herzog- 
liche Landtaiding  abgehalten  wurde.  Es  ist  unverkennbar,  daß  diese 
Landtaidinge  oder  oberen  Landgerichte  nichts  anderes  als  die  alten  Grafen- 
gerichte der  Markgrafschaft  waren ^®*,  auch  darin  übereinstimmend,  daß 
sie  nur  von  den  Dingpflichtigen  der  jeweiligen  Dingstatt  besucht  wurden  *•*, 
während  ihre  Zuständigkeit  die  ganze  Markgrafschaft  umfaßte^®*.  Daß 
sia  den  Blutbann  über  die  geringeren  Klassen  an  die  niederen  Land- 
gerichte abgegeben  und  dafür  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  den  hohen 
Adel  eingetauscht  hatten,  beruhte,  wie  schon  bemerkt,  auf  bloßer  Fort- 
bildung. Als  Stellvertreter  des  Markgrafen  diente  anfangs  der  oberste 
Landrichter,  ein  besoldeter  Beamter,  der  als  iudex  provincialis  tocius 
Austriae  in  sämtlichen  Landtaidingen  zum  stellvertretenden  Vorsitz  be- 
rufen war,  bis  König  Ottokar  von  Böhmen  vier  obere  Landrichter  mit 
besonderen  Sprengein  einführte,  wobei  aber  alle  causae  maiores  des  hohen 
Adels  dem  Könige  vorbehalten  blieben  ^®^ 

In  den  Marken  Meißen  und  Brandenburg  waren  die  Verhältnisse  im 
wesentlichen  ebenso  wie  in  Österreich  gestaltet.  Während  die  Vogtdinge 
hier  ganz  den  niederen  Landgerichten  Österreichs  entsprachen  (auch  darin, 
daß  sie  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  den  Adel  verloren  und  dafür  den 
Blutbann  über  die  Gemeinen  erworben  hatten),  erkennt  man  in  den  von 
den  Markgrafen  persönlich  abgehaltenen  Adelsgerichten  ebenso  wie  in 
Österreich  die  in  ihrer  Zuständigkeit  teils  erweiterten,  teils  verengerten 
ehemaligen  Grafendinge  ^®®.  In  Meißen  wurden  diese  Gerichte  als  Land- 
dinge (placita  s.  iudicia  provincialia),  in  Brandenburg  als  Hofgerichte  be- 
zeichnet. Der  Markgraf  hielt  das  Gericht  wie  in  Österreich  alle  sechs 
Wochen  ab,  indem  er  die  einzelnen  Dingstätten  bereiste ^®^  In  Meißen 
werden  besonders  Schkohlen  und  Colmiz  oder  CoUm  als  markgräfliche 
Dingstatten  genannt,  wahrscheinlich  gab  es  noch  eine  dritte,  so  daß  an 
jeder  dreimal  jährlich,  mit  einer  jedesmaligen  Frist  von  achtzehn  Wochen, 

*•<*  Vgl.  den  sogenannten  Seifried  Helbling  II.  Vers  652  if.,  766  ff.  Brükkbb, 
a.  a.  0.  7. 

»«»  Vgl.  Anm.  100. 

^**  Richtig  erkannt  von  Bbunneb,  a.  a.  0.  7,  während  LuscmN,  a.  a.  O.  47  f., 
103  ff.  auch  die  niederen  Landgerichte  als  Trümmer  ehemaliger  Grafengerichte  an- 
sieht. 

16S  Ygi^  liUScmK,  61  f.,  der  nur  darin  irrt,  daß  er  die  Sprengel  der  Ijandtaiding« 
den  Grafschaften  und  nicht  vielmehr  den  Hundertschaften  entsprechen  läßt.  Schöffen- 
kollegien waren  den  österreichischen  Gerichten  anbekannt.    Vgl.  ebd.  60  f.,  135. 

»•*  Vgl.  Urkunde  von  1136  hei  Luschin,  48.  *•*  Vgl.  ehd.  60  ff. 

^*'  An  eine  Ableitung  aus  den  ehemaligen  Landfriedensgerichten,  die  man  sonst 
angenommen  hat,  ist  nicht  zu  denken. 

»"  Vgl.  Ssp.  ra.  65,  §  1. 
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gedingt  wurde.  Jede  Dingstatt  hatte  ihren  bestimmten  Sprengel;  die 
Dingpflicht  beschränkte  sich  auf  die  diesem  Sprengel  angehörigen  Mini- 
sterialen. Von  den  Dingstatten  und  Dingsprengeln  der  Mark  Branden- 
burg weiß  man  nichts  Bestimmtes,  zu  vermuten  ist  aber,  daß  die  drei 
in  dem  Richtsteig  Landrechts  (c.  50,  §§  2,  3)  genannten  altmärkischen 
Oberhöfe  (die  Klinke  bei  Brandenburg,  die  Krepe  in  der  Altmark  und 
das  Gericht  zur  Linde)  den  ursprünglichen  Dingstätten  entsprochen  haben  ^®®. 
Im  12.  Jahrhundert  hielten  die  Markgrafen  das  Gericht  entweder  per- 
sonlich ab  oder  ließen  sich  durch  den  Burggrafen  des  betreffenden  Ge- 
richtssprengels,  der  eine  ähnliche  Stellung  wie  der  ostfälische  Schultheiß 
(S.  546)  einnahm,  vertreten ^^®.  Nach  dem  Verfall  des  Burggrafenamtes 
im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  begnügten  sich  die  Markgrafen  anfangs 
mit  der  Anordnung  einer  Vertretung  von  Fall  zu  Fall,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert wurden  aber  in  Meißen  wie  in  Brandenburg  bestimmte  General- 
substituten  der  Markgrafen  für  die  Zwecke  der  Rechtspflege  angestellt. 
In  Brandenburg  führten  dieselben  den  Titel  „gemeine  Richter  des  Hofes 
zu  Brandenburg",  auch  „iudex  generalis  curiae"  oder  „capitaneus  Mar- 
chiae"^'^.  Wie  sie  durchaus  den  obersten  Landrichtern  in  Österreich  ent- 
sprachen, so  fanden  auch  die  oben  erwähnten  Einrichtungen  Ottokars  ihre 
Analogie  in  den  nach  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  eingerichteten 
brandenburgischen  Distriktshofrichtem,  deren  Vertretungsbefugnis  sich  wie 
bei  den  vier  österreichischen  Landrichtern  auf  die  causae  minores  (Schuld- 
sachen) des  Adels  beschränkte  ^^^. 

Den  wesentlichsten  Unterschied  zwischen  der  Gerichtsverfassung  der 
Marken  und  derjenigen  der  übrigen  Territorien,  mit  Ausnahme  der  Herzog- 
tümer, fand  der  Sachsenspiegel  (III;  64,  §§  3,  4,  6,  7)  darin,  daß  ie 
Pfalzgrafen,  Landgrafen,  Grafen  und  Stiftsvögte  unter  Königsbann,  die 
Markgrafen  dagegen  ohne  Königsbann  „bei  ihren  eigenen  Hulden"  dingten  ^^*. 

^•«  Vgl.  HoMEYEB,  Richtßteig  Landrechts  S.  510  ff.  Riedbl,  a.  a.  O.  II.  5491 
Kuhns,  II.  534  ff. 

"»  Vgl.  Ssp.  m.  52,  §  3.  Riedel,  a.  a.  O.  II.  130 ff.,  427.  Kuhns.  I.  99  ff 
In  zwei  Landdingen  zu  Schköhlen  wird  der  Burggraf  von  Leißnig  als  scultetus  pro- 
vincialis  placiti  bezeichnet.  Vgl.  Posebn-Klett,  a.  a.  0.  48.  Unrichtig  ist  die  An- 
gabe des  Sachsenspiegels  nur  darin,  daß  sie  den  Burggrafen  als  ordentlichen  Richter 
über  den  Markgrafen  bezeichnet,  während  dieser  als  Reichsfurst  in  allen  Sachen 
(nicht  bloß,  wie  die  Glosse  meint,  in  Straffallen)  seinen  Gerichtsstand  vor  dem 
Reichshofgericht  hatte. 

"<>  Vgl.  KfJHNS,  I.  203  ff.  II.  262  ff.    Riedel,  II.  427  ff.    Posern-Klett,  48,  112. 

»"  Vgl.  Kuhns,  L  209  ff.  II.  280  ff. 

"»  Vgl.  Ssp.  I.  59,  §  1.  IL  12,  §  6.  III.  64,  §  5.  Waitz,  VU.  26  f.,  39  f.,  84  f., 
251  f.,  340  ff.  V.  Zallinger,  Über  den  Königsbann,  i.  d.  Mitteil.  d.  österr.  Instituts 
III.  539  ff.  Hometeb,  System  des  Lehnrechts  540  ff.  Kuhns,  a.  a.  O.  L  42 ff. 
Gaupp,  Stadtrechte  IL  208  f.;  Miscellen  des  deutschen  Rechts  117—127.  Berchtold, 
Landeshoheit  Österreichs  159  ff.  Zöpfl,  Altertümer  I.  76  f.  Bodmann,  Rheing.  Alter- 
tümer 580  ff.  Bbunner,  a.  a.  0.  11  ff.  Haltaus,  Glossarium  94,  174,  1109  ff.  Wie- 
DiNO,  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1866,  S.  2046  ff.  Dahk,  Germanische  Studien  (Bausteine 
VI.)  183  ff.  LusoHiN,  a.  a.  0.  13,  25.  Schröder,  Gerichtsverfassung  50.  Lindhbb, 
Veme  334  ff. 
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Diesen  Gegensatz  noch  auf  den  Mangel  der  Schöffenbarfreien  in  den  Marken 
zurückzuführen,  muß  bei  dem  beutigen  Standpunkte  der  Forschung  (S.  428 f.) 
als  ausgeschlossen  erscheinen.  Eine  andere  Ansicht  ^^^  sieht  in  dem  Dingen 
unter  Königsbann  nichts  anderes  als  das  früher  königliche  Recht,  Gebote 
und  Verbote  bei  einer  Strafe  (Gewette)  von  60  Schill,  zu  erlassen,  während 
den  Markgrafen  nur  ein  Gewette  von  30  Schill,  gebührte.  Diese  Ansicht 
stützt  sich  auf  das  bekannte  Zugeständnis  Karls  des  Großen  an  die 
sächsischen  Grafen  (S.  130,  167)  und  den  Sprachgebrauch  des  Sachsen- 
spiegels, der  das  Dingen  unter  Königsbann  als  ein  mit  dem  60  Schill. 
Gewette  ausgestattetes  Dingen  betrachtet,  aber  sie  übersieht,  daß  diese 
Verbindung  doch  nur  nebensächlicher  Natur  ist  und  keineswegs  das  Wesen 
des  Königsbannes  selbst  bezeichnet.  Das  Gewette  von  60  Schill,  war  noch 
unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  zu  einem  Gemeingut  der  Grafen 
geworden  ^^*,  daneben  aber  bestanden  doch  wieder  die  größten  Verschie- 
denheiten, bei  denen  namentlich  auch  die  Vermögenslage  der  Bevölkerung 
in  den  einzelnen  Gebieten  in  Betracht  gekommen  sein  dürfte,  während 
andererseits  wieder  die  höhere  Stellung  des  Gebietenden  als  ein  Stei- 
gerungsgrund erschien  ^^*^.  Um  das  Dingen  unter  Königsbann  und  das 
Dingen  bei  seinen  eigenen  Hulden  zu  verstehen,  ist  daher  nicht  von  dem 
Wesen  des  Königsbannes  als  solchen,  sondern  von  der  Übertragung  des- 
selben durch  den  König,  also  der  königlichen  Bannleihe,  auszugehen. 
Die  Quellen  verstehen  darunter  einen  besonderen  Übertragungsakt,  der 
weder  Lehnseid  noch  Mannschaft,  noch  eine  Lehnserneuerung  im  Falle 
eines  Thronwechsels,  sondern  einen  dem  Könige  zu  leistenden  Amtseid 
voraussetzte,  durch  den  sich  der  Schwörende  nicht  etwa  zu  Lehnsdiensten, 
sondern  zu  gehöriger  Verwaltung  seines  Amtes  verpflichtete"®.  Die  Bann- 
leihe war  demnach  die  königliche  Bestallung  für  den  Träger  der  gräf- 
lichen Gerichtsbarkeit,  sie  bezog  sich  nur  auf  diese,  nicht  auf  die  Graf- 
schaft selbst  und  die  übrigen  mit  dieser  verbundenen  Regalien.    Sie  fand 

"'  Vgl.  G.  Meyeb,  Die  Verleihung  des  Königsbannes  und  das  Dingen  bei 
markgraflicher  Huld,  1881. 

"*  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  175  ff. 

"*  Der  eigentliche  Königsbann  (bannus  regius  s.  imperialis),  mit  dem  die  Ver- 
letzung königlicher  Gebote  bedroht  wurde,  betrug  im  Mittelalter  nicht  mehr  60  Schill.. 
sondern  war  unter  italienischen  Einflüssen  auf  100  Pfund  (2000  Schill.)  für  Fürsten 
und  10  Pfund  für  andere  gestiegen,  zuweilen  kamen  noch  höhere  Betrage  vor. 
Vgl.  Ssp.  in.  64  §  2.  Schwsp.  Laßb.  138.  Otto  Pris.,  gesta  Frider.  II.  c  28.  Waitz. 
VI.  458  ff.  FiCKBE.  Forschungen  I.  62  ff.,  76  ff.  Der  Herzogsbann  betrug  10  Pfund, 
vgl.  Ssp.  ni.  64,  §  3.  Das  fürstliche  Gewette  war  in  Holstein,  Hadeln  und  Süd- 
deutschland gewohnheitsrechtlich  ganz  verschieden  gestaltet  Vgl.  Ssp.  HI.  64,  §  3. 
Schwsp.  Laßb.  138.  Die  friesischen  Grafengerichte  unter  Königsbann  hatten  nur  ein 
Gewette  von  21  Schill.  (S.  539),  es  kann  daher  keine  Folge  des  mangelnden  Königs- 
bannes gewesen  sein,  wenn  die  sächsischen  Markgrafen  nur  30  Schill,  erheben 
durften;  da  dasselbe  Gewette  auch  in  Schlesien  und  Preußen  galt,  so  darf  man  den 
Grund  eher  in  einer  Rücksicht  auf  die  Vermögenslage  der  Kolonisationsbevölkerung 
suchen.    Vgl.  Gaupp,  Miscellen  117  ff.    BnirnNSB,  a.  a.  0.  8  f. 

"•  Vgl.  HoMBTEB,  System  des  Lehnrechts  541  ff.    Lind.nee,  Veme  487  ff. 
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daher  keine  Anwendung,  wenn  die  Grafschaft  mitsamt  der  zu  ihr  ge- 
hörigen Gerichtsbarkeit  von  Reichs  wegen  übertragen  wurde,  wie  dies  bei 
der  Belehnung  der  weltlichen  Reichsfürsten  der  Fall  war.  Diese  erwarben 
unter  dem  Wahrzeichen  der  Fahne  zugleich  die  volle  Gerichtsbarkeit"^; 
auch  die  Markgrafen  und  Herzöge  übten  dieselbe  nur  auf  Grund  ihrer 
Belehnung  und  ebenso  wie  die  übrigen  Fürsten  unter  der  Aufsicht  des 
Reiches  und  mit  Unterordnung  unter  das  Reichsgericht  aus"®.  Soweit 
die  Fürsten  die  vom  Reiche  *  erworbene  Gerichtsbarkeit  persönlich  hand- 
habten, gab  es  zwischen  dem  Dingen  der  Markgrafen  und  dem  der 
übrigen  Fürsten  keinen  Unterschied.  Erst  der  Gedanke,  daß  die  Richter- 
gewalt kein  Substitutionsrecht  gewähre,  daß  sie  nicht  eigenmächtig  über- 
tragen werden  könne,  führte  zu  der  Bannleihe.  Ob  dieselbe  schon  gegen- 
über den  von  den  Stammesherzögen  belehnten  Grafen  zur  Anwendung 
kam,  läßt  sich  billig  bezweifeln,  auch  der  Sachsenspiegel  gedenkt  einer 
Bannleihe  in  den  Herzogtümern  nicht"®.  Dagegen  bedurfte  es  der  Bann- 
leihe ebensowohl  für  die  angestellten  wie  für  die  belehnten  Stiftsvögte 
und  die  Grafen  in  den  geistlichen,  die  Untergrafen  in  den  weltlichen 
Fürstentümern  ^®®.  Hier  erschien  die  Bannleihe  als  ein  Korrektiv  der 
Afterverleihung  der  Grafschaften;  sie  durfte  dem  vom  Fürsten  mit  der 
Grafschaft  Belehnten  nicht  versagt  werden,  wenn  er  die  erforderlichen 
Eigenschaften  besaß;  derselbe  mußte  dem  Herren-,  seit  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts wenigstens  dem  Ministerialenstande  angehören  ^®^  und  die  Graf- 
schaft unmittelbar  von  dem  Fürsten  (also  in  dritter  Hand,  den  König 
als  erste  Hand  gerechnet)  zu  Lehn  tragen  ^®^,  doch  kamen  vereinzelt  auch 
schon  Verleihungen  vierter  Hand  vor*®^.  In  den  Marken  gab  es  keine 
G^richtsleihe,  nur  angestellte  Richter.     Wenn   diese   keiner  königlichen 

*"  Über  die  Fahne  als  Gerichtssymbol  vgl.  Haltaus,  GloBsar  1109  f.  Lobbsch, 
i.  d.  Bonner  Festgmß  an  Hohbteb,  42,  64.    Schrödbb,  Weichbild  819  ff. 

"•  Ober  die  Aufsicht  des  Reiches  in  betreff  der  Handhabung  der  Rechtspflege 
vgl.  Mainzer  Landfrieden  von  1235,  c.  4.    Reichgesetz  von  1234  (MG.  Leg.  II.  301). 

"»  Vgl.  Ssp.  m.  64,  §  3  gegenüber  den  §§  4—6.  Daß  in  Böhmen  keine  könig- 
liche Bannleihe  stattfand,  ist  gewiß.  Aus  Baiem  führt  Zallingkb,  a.  a.  O.  558  ein 
Beispiel  von  1245  an,  das  aber  nicht  mehr  für  die  Zeit  des  Stammesherzogtums 
beweist. 

»««  Vgl.  Anm.  77.  Erstes  Straßburger  Stadtrecht,  c.  11  (Ürk.-B.  d.  Stadt  Straß- 
burg I.  468).  Sachs.  Weichb.  c.  11  (Magdeb.  RB.  von  der  Gerichtsverfassung,  c.  6). 
Magdeburg- Breslauer  systemat.  Schöffenrecht  11.  2,  c.  6.  Rheingräfliches  Urbar 
a.  d.  Anfange  des  13.  Jh.  (Ebbubb,  Origin.  Nassoic.  II.  217,  Nr.  125):   Ab  imperio 

habet  in  beneßcio  bannwn  in  Binchofoe  super  comefiam, item  ab  archiepigcopo 

MogonttTw  habet  in  beneßcio  cometiam  in  Rinchowe, 

^^^  Vgl.  FiCKSB,  Reichsfürstenstand  79  f.  Zallikgeb,  Königsbann  559.  Wei- 
land, Sachs.  Herzogtum  109  f. 

>"  Vgl.  Ssp.  IIL  52,  §  3.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  2.  Schwsp.  Laßb.  114  c.  Schwab. 
Ii€hnr.  132.  Über  Vogteien  vgl.  S.  550  f.  Böhmbb,  Acta  imperii  Nr.  122  (1152).  Der 
Sachsenspiegel  (HI.  52,  §  2)  bezeichnet  die  Vicegrafschaft  als  Schultheißtum.  Vgl. 
EiOHHOBN,  St.-  n.  RG.  II.  357  f.  Hoheybb,  a.  a.  0.  539  f.  Schbödeb,  Gerichtsver- 
fassung 48  f. 

183  Yg]   Bnuyngs,  Ezemtionsrecht  49  ff.    Landau,  Hessengau  42. 
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Bannleihe  bedurften,  sondern  bei  ihres  Markgrafen  Hulden  (d.  h.  dem 
nur  diesem  geleisteten  ßichtereide)  richteten,  so  kann  der  ursprüngliche 
Grund  gleichwohl  nicht  in  dem  Gegensatze  Ton  Amt  und  Lehn  gefanden 
werden,  da  die  königliche  Bannleihe  für  die  gesetzten  Vögte  ebenso  unent- 
behrlich war  wie  später  für  die  belehnten*®*.  Den  Grund  hat  man  viel- 
mehr entweder  in  dem  herzoglichen  Charakter  des  Markgrafentums  oder 
darin  zu  suchen,  daß  die  Markgrafen  noch  im  12.,  in  Norddeutschland 
sogar  im  13.  Jahrhundert  ihres  Richteramtes  persönlich  zu  warten  pflegten 
und  sich  nur  in  Einzelfallen  vertreten  ließen*®*'.  Als  dann  die  Einsetzung 
standiger  Vertreter  in  Form  von  Land-  oder  Hofrichtem  üblich  wurde, 
kannte  man  die  königliche  Bannleihe  fast  nur  noch  in  Verbindung  mit  dem 
Gerichtslehn,  so  daß  sie  gegenüber  dem  Beamtentum  keine  Anwendung 
mehr  fand  *®^.  Nach  dem  Interregnum  kam  die  königliche  Bannleihe  für 
die  weltlichen  Fürsten  mit  wenigen  Ausnahmen  ganz  außer  Übung*®*, 
wenn  auch  außerhalb  der  Marken  traditionell  noch  lange  daran  festgehalten 
wurde,  daß  der  Fürst  den  Bann  nur  kraft  eines  ihm  vom  Reiche  über- 
tragenen besonderen  Rechtes  zu  verleihen  habe*®^.  In  den  geistlichen 
Fürstentümern  erhielt  sie  sich  im  allgemeinen  bis  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts^®®, bis  sie  infolge  einer  Konstitution  des  Papstes  Bonifacius  VIII. 
auch  hier  außer  Übung  kam*®®. 

Der  Wegfall  der  Verbindung  mit  dem  Reiche  hatte  für  die  Gerichts- 
verfassung in  den  Territorien  eine  doppelte  Wirkung,  indem  er  in  den 
oberen  Kreisen  einer  mehr  staatlichen,  in  den  unteren  einer  feudalen  oder 

"*  Vgl.  HoMEYER,  Syst.  d.  Lehnr.  542.  • 

*^*»  Sie  diDgten  also  bei  ihren  eigenen  Hulden,  da  weder  sie  noch  ihre  Stell- 
vertreter dem  Könige  einen  Richtereid  zu  leisten  hatten. 

18»  Vgl.  Brunneb,  a.  a.  O.  11  iF.,  60.  Zn  berücksichtigen  ist  auch,  daß  sich  der 
Markgraf  von  Brandenburg  seinem  Hofrichter  gegenüber  anfangs  das  Recht  des 
letzten  Urteils  vorbehielt,  ihn  also  nicht  als  ganz  selbständigen  Richter  behandelte. 
Vgl.  Kuhns,  a.  a.  O.  I.  202. 

184  Ygi  A.nm.  188.  Den  Übergang  zeigt  eine  polnische  Rechtsquelle  (Volck- 
HAKK,  Das  älteste  polnische  Rechtsdenkmal,  .1869,  c.  1),  nach  dem  es  in  den  polni- 
schen Gerichten  nicht  gehalten  wurde,  „wie  deutsche  Richter  zu  thun  pflegen",  son- 
dern alze  nuirkgreven  unde  etlicher  dutschen  vursten,  dt  ir  ding  nicht  enkegin 
(von  Obergewalt),  wen  daz  gerichte  hat  aller  enden  in  ir  gewalt  gehegetes  dinges  mackL 
Es  gab  also  schon  damals  auBer  den  Markgrafen  noch  andere  Fürsten,  die  den  Bann 
selbst  verliehen.    Vgl.  Beünneb,  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  f.  RW.  XII.  120. 

*"  In  einem  Lehenregister  der  Markgrafen  von  Meißen  aus  dem  14.  Jh.  (Posbbh- 
Klett,  56 f.)  werden  die  Landgrafschaft  Thüringen,  Pfalzsachsen  und  verschiedene 
Grafschaften  und  Herrschaften  den  Marken  Meißen  und  Landsberg  gegenübergesteUt: 
In  allen  dissen  lehen  und  herschtften  do  hat  der  her  den  ban  inne  zu  lehene  vom 
riche,  dne  in  den  marken. 

»"  Vgl.  Dsp,  81,  107.    Schwep.  Laßb.  92,  115,  141.    Schwab.  Lehnr.  41. 

'^*  Vgl.  c.  3.  ne  clerici  vel  monachi  in  VIto  III.  24:  licet  clericis  eausas  eam- 
guinis  agitare  non  liceat^  eas  tarnen,  quum  iurisdictionem  obtinent  iemjH>rcUem,  debemt 
et  possunt,  meiu  irregiUaritatis  cessante,  aliis  delegare.  Einzelne  Ausnahmen  hatte 
es  schon  früher  gegeben.  Vgl.  Bodmann,  a.  a.  O.  582  f.  Böhmbb,  Acta  imp.  ael. 
Nr.  420.    Zallinger,  Königsbann  560  ff. 
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vielmehr  patximonialeii  Entwickelung  zu  gute  kam.  Der  staatliche  Charakter 
des  Gerichtswesens  wurde  gefördert,  indem  es  den  Fürsten  möglich  wurde, 
heimgefallene  Grafschaften  einzuziehen  und  die  Richterstuhle  statt  mit 
belehnten  Untergrafen  mit  Beamten  zu  besetzen,  so  daß  die  Fürsten  aus 
bloßen  Obergrafen  zu  unmittelbaren  Gerichtsherren,  wie  sonst  nur  die  Mark- 
grafen, wurden.  Indem  andererseits  die  reichsgesetzlichen  Beschrankungen 
der  Teilung  und  Afterverleihung  der  Gerichte  in  Wegfall  kamen,  wirkten 
in  den  unteren  Kreisen  die  feudalen  Elemente  in  verstärktem  Maße  fort 
und  die  niederen  Gerichte  verloren  die  Verbindung  mit  dem  Staate  fast 
ganz.  Im  einzelnen  waren  die  Veränderungen,  denen  die  öflFentliche  Ge- 
richtsverfassung seit  dem  13.  Jahrhundert  unterlag,  von  einer  unüber- 
sehbaren Mannigfaltigkeit.  Ihnen  zu  folgen  muß  der  partikularen  Rechts- 
geschichte überlassen  bleiben.  Hier  sind  nur  die  mehr  oder  weniger 
überall  hervortretenden  Grundzüge  hervorzuheben. 

Die  erste  Veränderung  bestand  darin,  daß  die  karolingische  Scheidung 
der  Gerichte  nach  Sachen  einer  solchen  nach  Personen  oder  vielmehr 
nach  Ständen  wich.  Die  Landgerichte  wurden  zu  ordentlichen  Gerichten 
für  alle  Klagen  gegen  den  Adel,  der  völlige  Exemtion  von  den  Nieder- 
gerichten erlangte  ^'^j  ebenso  gegen  Prälaten  und  Stadtgemeinden.  Da- 
gegen erwarben  die  Niedergeriehte  den  Blutbann  über  die  gesamte  übrige 
Bevölkerung,  zum  Teil  auch  über  bäuerliches  Eigen  ^'^y  traten  demnach 
in  der  Hauptsache  an  die  Stelle  der  früheren  Landgerichte  und  nahmen 
vielfach  auch  diese  Bezeichnung  an.  Man  unterschied  daher  nur  noch 
höhere  und  niedere  Landgerichte;  die  ersteren  blieben  zugleich  Berufungs- 
instanz für  die  letzteren.  Dies  ist  im  wesentlichen  der  Standpunkt  des 
Sachsenspiegels  und  der  Gerichtsverfassung  in  den  Marken  während  des 
13.  Jahrhunderts  i»2. 

Unter  den  oberen  Landgerichten  vollzog  sich  bald  eine  Scheidung 
der  unter  der  persönlichen  Leitung  des  Landesherm  verbliebenen  von 
denen  seiner  Beamten.  Während  die  letzteren  auf  geringere  Sachen  be- 
schränkt wurden  und  im  Laufe  der  Zeit  meistens  ganz  abkamen,  ent- 

*•*  Vgl.  Statut,  in  fav.  princ.  von  1231,  c.  9:  Ad  centas  nemo  synodalis  vocetur. 
ScHBÖPEB,  Gerichtsyerfassnng  58,  56,  65. 

*•*  Dabei  behielt  der  Landesherr  als  der  Trager  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit 
zunächst  noch  das  Recht  der  SchluBsentenz  (des  letzten  Urteils  oder  der  dritten  Klage), 
indem  das  von  dem  niederen  Richter  als  Delegierten  gefällte  Urteil  seiner  formellen  Be- 
stätigung bedurfte.  Vgl.  Anm.  185.  Schbödbb,  Gerichtsverfassung  59  ff.;  Schultheiß 
1  f.,  18.  Posbbu-Klbtt,  a.  a.  0.  59  f.  Riedel,  a.  a.  O.  II.  478.  Die  Einwendungen 
von  Kuhns,  a.  a.  0.  I.  150  sind  nicht  begründet.  Ähnlich  war  es  mit  den  Achtpro- 
zessen  im  Reichshofgericht,  die  zwar  vor  dem  Hofrichter  verhandelt,  aber  nur  durch 
den  König  zum  Abschluß  gebracht  werden  konnten.  Vgl.  S.  538.  Zeitschr.  f.  d. 
Gesch.  d.  Oberrheins,  NF.  IV.  72. 

*®*  Daß  die  brandenburgischen  Vogteigerichte  in  ihrem  Ursprünge  nichts  anderes 
als  Gogerichte  waren,  hat  Kuhns,  I.  144  f.  U.  21  ff.  nachgewiesen.  Für  die  niederen 
Landgerichte  in  Österreich  ergibt  sich  dasselbe  aus  dem  Umstände,  daß  sie  nur  als 
gebotene  Gerichte  vorkamen.  Vgl.  Lüsohin,  134  ff.  über  die  Umbildung  der  säch- 
sischen Gogerichte  vgl.  Sohbödeb,  Gerichtsverfassung  59  ff.,  65  ff. 
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wickelten  sich  die  ersteren  mehr  und  mehr  zu  fürstlichen  Hofgerichten, 
die  zugleich  ordentliches  Gericht  für  die  Eximierten  ^®^  und  Berufungs- 
gericht für  alle  übrigen  Gerichte  des  Landes  waren  ^®*.  An  den  echten 
Dingstatten  wurde  dabei  nicht  mehr  festgehalten,  an  ihre  Stelle  trat  die 
Residenz  des  Fürsten.  Dabei  wurde  die  bisherige  Landgerichtsform  im 
übrigen  zum  Teil  bewahrt,  häufiger  aber  wurde,  namentlich  unter  den 
Einflüssen  der  privilegia  de  non  evocando  und  de  non  appellando  (S.  529  f.), 
das  ganze  Gewicht  auf  die  Person  des  Fürsten  gelegt,  der  die  an  ihn 
gelangenden  Sachen  auf  eigene  Hand  entscheiden  oder  einem  Delegierten 
übertragen  mochte  ^®*^,  meistens  aber  seinen  Hofrat  (Kammer,  Kanzlei) 
mit  der  Entscheidung  betraute.  So  entstanden,  der  Entwickelung  im 
Reiche  durchaus  entsprechend,  auch  in  den  größeren  Territorien  fürstliche 
Hof-,  Kammer-  oder  Kanzleigerichte,  deren  Beisitzer  rechtskundige  Hof- 
räte waren,  während  der  Fürst  oder  ein  stellvertretender  Beamter  (Hof- 
richter, Hofmeister,  Vicedominus  oder  Viztum,  Landmarschall)  den  Vorsitz 
führte.  Sachen  von  besonderer  Wichtigkeit,  namentlich  wo  der  Fürst 
selbst  Partei  war,  pflegten  auf  den  Landtagen  erledigt  zu  werden,  die 
hier  ebenso  als  oberstes  Landesgericht  fungierten,  wie  in  anderen  Fällen 
der  Reichstag  als  Reichsgericht. 

Indem  die  niederen  Landgerichte  (Zent-,  Go-,  Hoch-  oder  Vogtei- 
gerichte), abgesehen  von  ihrer  Beschränkung  auf  die  nichteximierte  Be- 
völkerung und  den  ehemaligen  Niedergerichtssprengel  (Zent,  Go,  Vogtei, 
Pflege,  Amt)  mit  nur  einer  Dingstatt,  ganz  an  die  Stelle  der  früheren 
Grafengerichte  traten,  entstanden  unter  denselben  für  die  Handhabung 
der  niederen  Gerichtsbarkeit  neue  Hundertschaften,  die  sich  regelmäßig 
auf  einzelne  Kirchspiele  oder  Dorfschaften  (mit  Einschluß  etwaiger  Tochter- 
dörfer), in  den  MoseUanden  auf  die  alten,  vielleicht  noch  in  die  fränkische 
Zeit  zurückreichenden  Zendereien  erstreckten^^.  An  der  Spitze  des  Kirch- 
spiel-, Dorf-  oder  Zendereigerichts  ^®^  stand  der  Schulze,  Dorf-  oderZentgraf, 
Zender,  Heimburge,  Bauermeister,  häufig  in  alt^r  Weise  auf  Wahl  der 
Gemeinde  von  dem  Gerichtsherrn  eingesetzt,  ebenso  häufig  aber,  in  manchen 

*•*  Soweit  nicht,  wie  später  in  der  Mark  Brandenburg,  für  Kriminalsachen  be- 
sondere, alle  Stände  umfassende  Landfriedens-  oder  Femgerichte  eingerichtet  waren. 

***  Unrichtig  ist  die  früher  auch  von  mir  (Gerichtsverfassung  50)  geteilte  An- 
nahme, daß  es  von  jeher  einen  Bechtszug  von  dem  Landgericht  des  Untergrafen 
an  die  Person  des  Fürsten  gegeben  habe.  Dies  war  nur  in  Lehnssachen  der  Fall, 
im  übrigen  waren  die  Untergrafen  kraft  der  Bannleihe  königliche  Landrichter  und 
die  Berufung  von  ihnen  ging  an  das  Beich.  Nur  die  Landtage  der  Herzöge  waren 
von  vornherein  wirkliche  Oberhöfe. 

^»6  Vgl.  Zeitsohr.  f.  RG.  Xm.  205  «. 

196  Ygi  Lamfbecht,  Wirtschaftsleben  I.  224  if ,  der  die  Zendereien  in  anziehender 
Hypothese  mit  den  polizeilichen  Centenen  der  Merovinger  (S.  123  f.)  in  Verbindung 
bringt. 

197  Außer  der  Anm.  1  und  90  angeführten  Litteratur  vgl.  besonders  Maubbk, 
Dorfverfassung  II.  Il5if.  In  dem  ursprünglichen  Texte  und  den  späteren  Zusätzen 
des  Sachsenspiegels  läßt  sich  die  allmähliche  Erweiterung  der  Gerichtsbarkeit  des 
Bauermeisters  verfolgen.    Vgl.  Ssp.  I.  13,  §  2.  68  §  2.  H.  13  §§  1-3. 
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Gegenden  regelmäßig  (namentlich  im  Nordosten),  als  erblicher  Lehnschulze. 
Vielfach  erwarben  die  Dorfgerichte  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  bäuer- 
liches Eigen,  so  daß  die  Landgerichte  auf  die  peinliche  Gerichtsbarkeit 
beschränkt  blieben.  Die  Gerichtsversammlungen  wurden  in  Land-  wie 
Dorfgerichten  in  der  Regel  als  echte  Dinge  abgehalten,  zu  denen  dann 
in  Strafsachen  noch  die  Notgerichte  hinzutraten.  Die  gebotenen  Dinge 
der  Dorfgerichte  pflegten  sich  auf  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
zu  denen  vielfach  auch  Auflassungen  von  Grundstücken  gehörten,  zu  be- 
schränken. Bei  beiden  Gerichten  urteilten  gewöhnlich  Schöffen  oder  für 
das  einzelne  Ding  ernannte  Urteiler,  doch  kamen  auch  Gerichte  vor,  in 
denen  das  gesamte  Dingvolk  zu  urteilen  hatte.  Die  Vorsteher  der 
Dorfgerichte  waren  zuweilen  zugleich  Schöffen  oder  Fronboten  im  Land- 
gericht. In  Baiern  bekleideten  gerade  die  Schergen  der  Landgerichte 
vielfach  das  Richteramt  in  den  Dorfgerichten,  so  daß  man  von  Schergen- 
gerichten sprach^*®.  Die  SchöflFenkollegien  der  Landgerichte  gingen  seit 
dem  13.  Jahrhundert  vielfach  der  Auflösung  entgegen^*®;  wo  sie  ohne 
Ersatz  blieben,  ging  das  Urteileramt  auf  den  Richter  über,  so  daß  stellen- 
weise schon  im  Mittelalter  das  System  selbsturteilender  Einzelrichter,  mit 
dem  Dingvolk  als  Umstand,  zur  Ausbildung  kam. 

Die  niederen  Land-  und  die  Dorfgerichte  standen  in  voller  Parallele 
zu  den  Gerichten  der  hohen  und  niederen  Vogteien,  zumal  nachdem  die 
ersteren  größtenteils  durch  Abgabe  der  Immobiliarprozesse  an  den  Grund- 
herrn ebenfalls  zu  reinen  Blutgerichten  geworden  waren.  Je  mehr  die 
Landgerichte  durch  Exemtionen  und  Teilungen  zerstückelt  wurden,  desto 
mehr  näherten  sie  sich  den  Hochgerichten  der  Vögte.  Der  Unterschied 
wurde  völlig  verwischt,  seit  es  Gebrauch  geworden  war,  die  Landgerichte 
im  Wege  der  Veräußerung,  Belehnung  oder  Verpfandung  auf  die  Grund- 
herren zu  übertragen.  Die  Landgerichte  verloren  dadurch  ihren  staat- 
lichen Charakter  und  wurden  zu  patrimonialen  Landgerichten,  die  Gerichts-* 
barkeit  erschien  als  ein  Ausfluß  der  Grundherrlichkeit,  als  reine  Vogtei, 
die  von  den  Fürsten  im  allgemeinen  nur  auf  den  Kammergütem,  eben 
kraft  ihrer  Grundherrlichkeit,  festgehalten  wurde.  Die  bisherigen  Land- 
richter (Zentgrafen,  Gografen,  Amtmänner,  Schultheißen,  Pfleger)  hörten 
auf,  staatliche  Beamte  zu  sein  und  wurden  entweder  zu  grundherrlichen 
Beamten  oder  Lehnsträgern  oder  wichen  dem  Grundherrn  selbst,  der  ent- 
weder die  Gerichtsleitung  selbst  übernahm  oder,  was  gegen  Ende  des 
Mittelalters  sehr  häufig  war,  die  Rechtspflege  überhaupt  ruhen  ließ.  Noch 
früher  waren  die  Dorfgerichte  zu  grundherrlichen  Gerichten  geworden 
und  mit  der  niederen  Vogtei  verschmolzen,  teils  indem  die  niedere  Ge- 
richtsbarkeit schlechthin  den  Grundherren  auf  ihren  Besitzungen  über- 
tragen wurde,  teils  indem   die   mit  der   Gerichtsbarkeit  Belehnten  ihre 


*'^  Es   wiederholte   sich   also   dieselbe   Erscheinung   wie   bei   dem  fränkischen 
Schultheißen. 

»•«  Vgl.  den  bairischen  Landfrieden  von  1244,  §  91,  Mon.  Wittelsb.  I.  Nr.  36. 


560  Das  Mittelalter. 

Gerichtsherrlichkeit  zu  einer  Grundherrlichkeit  zu  erweitern  wußten***. 
Häufig  gelang  es,  die  Dorfgerichtsbarkeit  durch  Erwerbung  des  Blut- 
bannes zu  voller  Gerichtsbarkeit  zu  erweitern,  so  daß  dem  Landgerichts- 
herm  nur  noch  der  Blutbann  auf  den  Straßen,  als  sogenanntes  Straßen- 
gericht, Terblieb.  Da  auch  die  Dorfgerichte  keine  unteilbare  Einheit 
bildeten,  so  konnten  die  verschiedenen  Gehöfte  eines  Dorfes  unter  ebenso 
vielen  Gerichtsherren  stehen. 

Diesem  Wust  gegenüber  wurde  eine  gewisse  Einheit  und  Sicherung 
der  Rechtspflege  nur  noch  durch  die  oberen  Landes-  und  Reichsgerichte 
und  die  in  ihrer  alten  Verfassung  gebliebenen  königlichen  Landgerichte 
gewährleistet.  Aber  auch  manche  Territorialgerichte,  die  durch  die  Gunst 
besonderer  Verhältnisse  ihre  alte  Stellung  und  Verfassung  bewahrt  hatten, 
gelangten  zu  einer  erweiterten  Kompetenz,  indem  sie  unter  dem  Drange 
der  Umstände  vielfach  von  fremden  Gerichten  um  Rechtsbelehrungen  an- 
gegangen wurden,  woraus  sich  dann  gewohnheitsrechtiich,  ohne  sonstige 
amtliche  Beziehung,  ein  fester  Instanzenzug  entwickeln  konnte. 

Bei  der  allgemeinen  Auflösung  der  Reichsgerichtsverfassung  hatten 
sich  doch  hier  und  da  königliche  oder,  wie  sie  jetzt  hießen,  kaiserliche 
Landgerichte  teils  als  unmittelbare  Reichsgerichte  für  die  von  den  alten 
Reichsvogteien  übriggebliebenen  Reichsdörfer,  teils  als  territoriale  Land- 
gerichte, die  aber  den  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  nicht  verloren 
hatten,  behauptet.  Wenn  dies  vor  allem  in  Westfalen  der  Fall  war,  so 
fehlten  diese  Gerichte  doch  auch  in  Süddeutschland  nicht  ganz*®^.  Ab- 
gesehen von  solchen,  die  nur  einen  beschränkten  Wirkungskreis  besaßen, 
wie  die  kaiserlichen  Landgerichte  zu  Ingelheim,  Bornheimer  Berg,  Kaichen. 
(S.  541,  549),  Hirschberg,  Rotenburg  ob  der  Tauber,  Bamberg  u.  a.  m.,  kamen 
besonders  in  Betracht:  das  dem  Würzburger  Bischof  gehörige  kaiserliche 
Landgericht  des  Herzogtums  Franken  zu  Würzburg,  das  aus  der  frankischen 
Landvogtei  hervorgegangene  kaiserliche  Landgericht  der  Burggrafen  von 
Nürnberg  zu  Nürnberg  (später  zu  Onolzbach,  d.  i.  Ansbach),  das  die 
Reste  der  Landvogtei  von  Oberschwaben  zusammenfassende  Landgericht 


«««  Vgl.  Maurbr,  Fronhöfe  IV.  84  ff. 

201  Ygj  PpEFFiKGEB,  Vitriarius  illustratus  IV.  661  ff.  Roth,  Bayrisches  Givil- 
recht,  2.  Aufl.  I.  59  ff.  Waltbk,  RG.  §§  625  f.  Vogel,  Des  Ritters  Ludwig  von  Eyb 
Aufzeichnung  über  das  kaiserliche  Landgericht  des  Burggraftums  Nürnberg,  Erlang. 
Habil.-Schr.  1867.  Riedel,  i.  d.  Abh.  d.  Berliner  Akad.  1834,  886  ff.,  Geschichte  des 
preußischen  Königshauses  I.  465  ff.  Klückhoh»,  Ludwig  der  Reiche  59  ff.  Be- 
schreibung des  Königreichs  Würtemberg,  XVIII.  Heft,  Das  Oberamt  Leutkirch  (a.  u.  d.  T, 
Paüly,  Beschreibung  des  0.  A.  Leutkirch,  1843),  S.  103  ff. ;  LVI.  Heft.  Beschreibung  des 
Oberamts  Rottweil,  1875,  295  ff.  (von  P.  Stalin).  Baitmann,  Gaugrafsehaften  im 
wirtemberg.  Schwaben  42,  48  f.,  165  ff.  Ruckgabeb,  Geschichte  der  Reichsstadt 
Rottweil,  II.  1,  3  ff.  (Wegblin),  Gründlicher  historischer  Bericht  von  der  kaiserl. 
und  Reichslandvogtei  in  Schwaben,  wie  auch  dem  frei  kaiserl.  Landgericht  auf  Ijeut* 
kircher  Haid  und  in  der  Fürs,  1755.  Henker,  Die  herzogliche  Gewalt  der  Bischöfe 
von  Wirzburg,  137  ff.  Zöpfl,  Das  alte  Bamberger  Recht  89  ff.  Österreicheb,  Denk- 
würdigkeiten der  fränkischen  Geschichte  11.  54  ff.  Bensbn,  Histor.  Untersuchung 
über  die  ehemalige  Reichsstadt  Rotenburg,  1837. 
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auf  ^er  Leutkircher  Haide  und  der  freien  Birsch'^*,  endlich  das  in  gleicher 
Weise  aus  der  Landvogtei  von  Niederschwaben  hervorgegangene  Land- 
gericht (seit  Wenzel  „Hofgericht")  zu  RottweiP^'.  Diese  Gerichte  galten 
infolge  ihrer  Vereinzelung  als  berechtigt,  innerhalb  engerer  oder  weiterer 
Grenzen  auch  Rechtssachen  aus  anderen  Gerichtsbezirken,  die  bei  ihnen 
angebracht  wurden,  zu  entscheiden 2^*.  Wurden  dieselben  von  dem  zu- 
ständigen Richter  auf  Grund  eines  Privilegium  de  non  evocando  abge- 
fordert*®*, so  war  dies  doch  nur  von  Wirkung,  wenn  dem  Kläger 
binnen  bestimmter  Frist  sein  Recht  gewährt  wurde;  geschah  dies  nicht, 
so  war  die  Zuständigkeit  des  kaiserlichen  Landgerichts  schon  aus  allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen  (S.  545)  wegen  Rechtsverweigerung  begründet. 
Die  kaiserlichen  Landgerichte  galten  als  berechtigt,  in  derselben  Weise 
wie  das  Reichshofgericht  die  Acht  zu  verhängen  und  das  Anleiteverfahren 
(Inunobiliarexekution)  eintreten  zu  lassen. 

Von  ungleich  größerer  Bedeutung  als  die  vereinzelten  kaiserlichen 
Landgerichte  Süddeutschlands  sind  die  westfälischen  Frei-  oder  Femgerichte 
gewesen  *®®.  Die  Gerichtsverfassung  Westfalens  beruhte  von  Hause  aas 
auf  denselben  Grundlagen  wie  die  des  ostfälischen  Landes,  nur  fehlte  ihr 
das  in  diesem  vorherrschende  aristokratische  Element  und  der  Führer 
desselben,  der  Schultheiß  oder  Overbode**^^  Auch  in  Westfalen  unterschied 
man  Grafen-  und  Gogerichte,  die  letzteren  auch  hier  unter  Gografen, 
welche  von  den  Gerichtsherren  entweder  auf  Wahl  der  Gemeinde  ein- 
gesetzt oder  mit  dem  Amte,  belehnt  wurden.  Aber  die  Grafengerichte 
waren  nicht  wesentlich  Adelsgerichte,  sondern  Freiengerichte,  denn  neben 
dem  Adel  und  den  hier  schon  früh  in  die  öffentlichen  Gerichte  einge- 


'^'  Die  freie  Birsch  (Birs,  Pürsch)  war  ein  ausgedehnter  freier  Jagdbezirk  im 
Argengan,  der  nach  dem  Verfall  der  Landvogtei  mit  dem  Landgericht  bei  Leutkirch 
vereinigt  wurde.  Das  Gericht  hatte  vier  Dingstätten  (Leutkirch,  Ravensburg,  Wangen 
und  Lindau). 

'**•  Auch  bei  Rottweii  gab  es  eine  freie  Birsch  mit  einem  kaiserlichen  „Birsch- 
gericht".    Vgl.  RucKGABEB,  a.  a.  O.  122—143. 

'^*  Vgl.  Nürnberger  Reichsabschied  von  1438,  §  2  (Neue  Sammlung  der  Reichs- 
abschiede L  161). 

105  Ygi,  Fbanklik.  Reichshofgericht  IL  7  ff. 

^^^  Von  der  umfangreichen,  zum  Teil  aher  jedes  wissenschaftlichen  Wertes  baren 
Litteratur  sind  als  besonders  beachtenswert  hervorzuheben:  Lindheb,  Die  Veme,  1888. 
WiGANB,  Das  Femgericht  Westphalens,  1825.  Wächtbb,  Die  Vehmgerichte  des  Mittel- 
alters (Beitrage  zur  deutschen  Geschichte,  insbesondere  zur  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts,  1845,  S.  3— 38,  113—244).  Bbode,  Freigrafschaft  und  Vehme,  Hall. 
Inaug.-Diss.  1880;  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken  an  Waitz,  377  ff.  Dünokbb, 
Kritische  Besprechung  der  wichtigsten  Quellen  zur  Geschichte  der  westfälischen  Fem- 
gerichte, i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVIII.  116  ff.  Eichhobn,  St.-  u.  RG.  in.  171—228. 
Waltbb,  RG.  §§  627—688.  Sohultb,  RG.  §§  116  f.  Fbensdobfp,  Dortmunder  Sta- 
tuten und  Urteile,  1882,  pg.  CXLIV  ff.  Die  übrige  Litteratur  ist  bei  den  Angeführten 
verzeichnet. 

•*^  Vgl.  ScHBöDBB,  Gerichtsverfassung  51—54.  Der  Grund  der  Verschiedenheit 
lag  in  dem  Überwiegen  des  Adels  in  den  ehemaligen  Grenzmarken  des  Reiches  längs 
der  Elbe.    Vgl.  S.  427. 

R.  ScHBÖDitB,  Deutliche  Kechtsffeschichte.  36 
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drungenen  Ministerialen  hattep  die  freien  bäuerlichen  Grundbesitzer,  die  im 
Gegensatze  zu  den  Pfleghaften  des  Sachsenspiegels  den  Kern  der  west- 
fälischen Bevölkerung  bildeten,  ihren  vollen  Gerichtsstand  und  die  Schoffen- 
barkeit  vor  dem  Grafengericht  behauptet.  Daß  man  nur  aus  di^m 
Grunde,  wie  unter  gleichen  Voraussetzungen  auch  anderwärts  im  Reiche, 
von  Freigerichten,  Freigrafschaften  und  Freistühlen  sprach,  unterliegt 
keinem  Zweifel.  Die  westSJischen  Landrichter  waren  Freigrafen,  weil  sie 
im  wesentlichen  über  die  Gesamtheit  der  freien  Bevölkerung  zu  Gericht 
saßen,  während  die  ostfälischen  Grafen  es  in  der  Hauptsache  nur  mit  dem 
Adel  zu  thun  hatten.  Größere  Schwierigkeiten  macht  die  Bezeichnung 
der  Gerichte  als  Femgerichte,  der  Schöflfen  und  zuweüen  auch  der  Ding- 
leute als  Femgenossen  (vemenöte).  Auf  die  verschiedenen  zum  Teil  recht 
abenteuerlichen  Deutungen  des  Wortes  ist  hier  nicht  einzugehen.  Da  die 
Freischöffen  schon  1227  unter  dem  Namen  „Femgenossen*'  erscheinen*^®, 
so  muß  jede  Beziehung  des  Wortes  zu  den  späteren  Gestaltungen  der 
Freigerichte,  z.  B.  zu  der  heimlichen  Acht  (secretum  iudicium)  oder  dem 
Femschöffenbunde,  ausgeschlossen  bleiben.  In  den  verschiedensten  Teilen 
Norddeutschlands  begegnen  im  Mittelalter  Landfriedensgerichte,  die,  ohne 
jeden  Zusammenhang  mit  den  westfälischen  Gerichten,  den  Namen  ,^em- 
gerichte"  führen  *®^  Man  könnte  daher  an  den  Begriff  „Landfrieden" 
oder  „Einung"  denken  ^^**;  aber  gerade  in  Westfalen  begegnet  das  Wort 
in  Landfriedensangelegenheiten  nie^",  vielmehr  muß  es  technische  Be- 
zeichnung der  Freigerichte  schon  zu  einer  Zeit  geworden  sein,  wo  diese 
noch  einfache  gräfliche  Landgerichte  waren.  Als  solche  aber  waren  sie 
die  ordentlichen  Träger  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  neben  der  über  Eigen 
und  Freiheit  namentlich  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  an  Hals  und  Hand. 
Das  Wort  veme  ist  aber  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  dem  Sinne  von 
„Strafe"  wie  vemer  in  dem  von  „Scharfrichter"  bezeugt*^*;  es  ist  daher 
anzunehmen,  daß  man  in  Westfalen  die  Grafendinge  eben  wegen  dessen, 
was  ursprünglich  ihre  hervortretendste  Aufgabe  büdete,  als  Straf-  oder 
Femdinge  zu  bezeichnen  liebte.  Einmal  eingebürgert,  wurde  diese  Be- 
zeichnung dann  auch  beibehalten,  als  die  Freigerichte  den  Blutbann  über 
die  geringeren  IQassen  an  die  Gogerichte  abgegeben  hatten,  ja  selbst  da 
noch,  als  die  Konkurrenz  der  Landfriedensgerichte  ihre  Strafgerichtsbarkeit 
fast  ganz  lahm  legte  und  sie  sich  in  der  Hauptsache  auf  Immobiliarpro- 
zesse  beschränkt  sahen.  Als  dann  die  weitere  Entwickelung  gerade  die 
strafrichterliche  Thätigkeit  wieder  in  den  Vordergrund  rückte,  kam  der 
althergebrachte  Name  zu  neuen  Ehren  und  gab  Anlaß  zu  neuen,  bisher 
unbekannten  Wortbildungen  (wie  vemebriefe,  vemewroge)^^^. 

*••  Vgl.  Lindneb,  a.  a.  0.  309. 

*<>*  Vgl.  ebd.  S12ff.    Kühnb,  Gerichts verfassang  der  Mark  Brandenburg  I.  256  ff. 
»»<>  Vgl.  Jostbs,  bei  Lindheb,  a.  a.  O.  307  f. 
•»»  Vgl.  Fbensdobfp.  a.  a.  O.  CXXXVmff. 

*"  Vgl.  Gbimm,   DWB.  m.  1516  ff.;   bei  Wioand,    a.  a.  O.  307  ff.     ScHiLLMt- 
Lübben,  Mittelnd.  WB.  V.  232.    Lbxbb,  Mittelhd.  WB.  HI.  62  f. 
*"  Vgl.  Pbbnbdoefp,  a.  a.  0.  CLIL 
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Die  westfälischen  Freigrafscbaften  umfaßten  ursprünglich  ebenso  wie 
alle  anderen  Grafschaften  mehrere,  auf  die  einzelnen  Goe  verteilte  Ding- 
stühle, die  der  Graf  zu  bereisen  hatte  ^^*.  Eine  eigentümliche  Erscheinung 
war  es  aber,  daß  die  Grafen  sich  hier  früher  als  anderswo  durch  Mini- 
sterialgrafen  vertreten  ließen,  denen  dann  häufig  nur  ein  einziger  Ding- 
oder Freistuhl  überwiesen  wurde.  Diese  Isolierung  der  Freistühle  nahm 
im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zu,  so  daß  man  sich  daran  gewöhnte,  die 
einzelnen  Freistühle  mit  der  zu  ihnen  gehörigen  Gerichtsbarkeit  als 
selbständige  Vermögensobjekte  zu  behandeln,  die  für  sich,  unabhängig  von 
den  sonstigen  Grafschaftsrechten,  verliehen,  veräußert,  verpfändet  werden 
konnten. 

Unter  einer  Freigrafschaft  verstand  man  demnach  nicht  mehr  eine 
Grafschaft,  sondern  den  Inbegriff  einer  größeren  oder  geringeren  Zahl 
von  Freistühlen,  selbst  ein  einzelner  Freistuhl  konnte  eine  Freigrafschaft 
bilden.  Der  Inhaber  einer  Freigrafschaft  hieß  Stuhlherr;  soweit  er  dem 
Freigericht  selbst  vorsaß,  war  er  zugleich  Freigraf;  ließ  er  sich  durch 
einen  angestellten  TJnterrichter  vertreten,  so  wurde  dieser  als  Freigraf  be- 
zeichnet^". Während  der  Besitz  der  vollen  gräflichen  Gerichtsbarkeit  sonst 
das  wesentlichste  Kriterium  des  Fürstentums  war,  ließen  sich  die  west- 
fölischen  Fürsten  an  der  Gogerichtsbarkeit  genügen.  Soweit  die  Fürsten 
die  Freigerichte  festgehalten  hatten,  waren  sie  zugleich  Stuhlherren ^^®, 
aber  die  meisten  Freistühle  befanden  sich  als  Lehen  in  vierter  oder  fünfter 
Hand  oder  waren,  obwohl  ursprüngliche  Bestandteile  der  Grafschaft,  also 
eines  Reichslehns,  zu  aUodialem  Recht  veräußert.  Die  zahlreichen  Stuhl- 
herren geringeren  Standes  (meistens  Ministerialen),  die  infolgedessen  neben 
den  fürstlichen  Stuhlherren  bestanden,  waren  nicht  in  der  Lage,  sich 
selbst  zu  Landesherren  aufzuschwingen;  andererseits  fanden  sie  gegenüber 
der  beständigen  Gefahr  der  ßevindikation  .ihrer  Freigrafschaften  seitens 
der  Fürsten  und  Grafen  einen  Halt  nur  beim  Reiche.  Die  dem  Reichs- 
recht widersprechende  Art,  wie  sie  ihre  Freistühle  erworben  hatten,  konnte 
nur  durch  die  königliche  Bannleihe  wieder  auf  gesetzlichen  Boden  gestellt 
werden.  Dies  war  der  Grund  dafür,  daß  in  Westfalen,  d.  h.  in  den  west- 
lälisch-engerischen  Gebieten  zwischen  Rhein  und  Weser *^^,  die  königliche 
Bannleihe  bestehen  blieb,  während  sie  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches 
seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  ganz  außer  Übung  kam.    Indem  die  Stuhl- 


^^*  Vgl.  die  höchst  dankenswerten  Untersuchungen  von  Lindneb,  a.  a.  ().  1—198, 
über  die  einzelnen  Freigrafschaften.  Fbbnsdobff,  a.  a.  0.  CL.  Sohböder,  Gerichts- 
verfassung 40fir. 

'*^  Wollte  der  Stuhlherr  selbst  den  Vorsitz  einnehmen,  so  mußte  der  von  ihm 
angesteUte  Freigraf  ihm  jederzeit  weichen. 

*'*  Der  Erzbischof  von  Köln  besaß  in  dem  westfälischen  Teil  seiner  Diözese  elf 
Gografschaften,  aber  zu  Anfang  des  14.  Jh.  nur  zwei  f^reigrafschaften.  Vgl.  Lindneb, 
S50,  354. 

'"  In  diesem  Sinne  wurde  der  Begriff  „Westfalen"  von  jeher  überall  aufgefaßt, 
wo  es  sich  um  die  westfälischen  Gerichte  handelte. 
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richter  regelmäßig  persönlich  dem  Könige  den  Richtereid  leisteten  und 
von  ihm  den  Bann  empfingen,  wodurch  sie  erst  zu  Preigrafen  wurden, 
wahrten  sie  sich  den  Charakter  als  königliche  Freigrafen.  Was  ursprünglich 
nur  ein  Interesse  der  kleinen  Stuhlherren  gewesen  war,  mußte  auch  der 
Politik  derjenigen,  die  anfangs  nur  ihr  territoriales  Interesse  verfolgt 
hatten,  eine  andere  Richtung  geben,  nachdem  sich  herausgestellt  hatte, 
welche  Vorteile  den  königlichen  Gerichten  aus  ihrer  reichsrechtlichen 
Stellung  erwuchsen.  So  bildete  gerade  das  15.  Jahrhundert  bei  samtlichen 
westfälischen  Stuhlherren  den  Höhepunkt  der  kaiserlichen  Idee.  Diesell)e 
wurde  sogar  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  daß  der  Erzbischof  von  Köln 
seit  Sigismund  zum  „Statthalter  der  heimlichen  Gerichte"  eingesetzt  wurde, 
der  kraft  königlicher  Vollmacht  den  Königsbann  zu  verleihen,  den  Richter- 
eid abzunehmen  und  die  Oberaufsicht  über  die  Amtswaltung  der  samt- 
lichen westfälischen  Freigrafen  zu  fuhren  berufen  war*^®. 

Daß  die  westfälischen  Freigerichte  aus  den  gräflichen  Landgerichten 
hervorgegangen  sind,  erkennt  man  namentlich  an  den  echten  Dingen,  die 
von  den  Freigrafen  ganz  in  alter  Weise,  wenn  auch  mit  einer  durch  die 
erweiterte  Gogerichtsbarkeit  vielfach  beschränkten  Zuständigkeit,  an  den 
einzelnen  Freistühlen  je  über  achtzehn  Wochen  abgehalten  wurden****. 
Daß  sie  sich  in  dieser  Weise  hatten  halten  können,  während  die  Grafen- 
gerichte sonst  überall  teils  den  fürstlichen  Hofgerichten,  teils  den  niederen 
Landgerichten  weichen  mußten,  erklärt  sich  aus  der  breiteren  Grundlage 
der  Freigerichte,  denen  durch  den  zahlreichen  freien  Bauernstand  des 
Ijandes  ein  vollzähliges  Dingvolk  und  ein  genügender  Ersatz  für  die 
SchöflFenkollegien  gesichert  war,  während  es  anderwärts  den  zu  bloßen 
Adelsgerichten  gewordenen  oberen  Landgerichten  an  beidem  und  ebenso  an 
ausreichender  Beschäftigung  fehlte.  Daß  diese  Freigerichte  als  einzige  in 
Norddeutschland  noch  vorhandene  königliche  Landgerichte  ihre  Zustän- 
digkeit auch  auf  auswärtige  Sprengel  ausdehnten,  hatte  dieselben  Gründe 
wie  bei  den  entsprechenden  süddeutschen  Gerichten.  Auch  darin,  daß  es 
ihnen  gelang,  seit  dem  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  und  dann 
namentlich  im  15.  Jahrhundert,  als  dem  Höhepunkt  ihrer  Entwickelung, 
auch  in  Süddeutschland,  der  Schweiz,  Böhmen  und  selbst  den  preußischen 
Ordenslanden  festen  Fuß  zu  fassen,  hatten  sie  wenigstens  prinzipiell  vor 
Nürnberg  und  Rottweil,  die  ebenfalls  das  ganze  Reich  für  sich  in  An- 
spruch nahmen,  kaum  etwas  voraus.  Die  Eigentümlichkeit  der  west- 
fälischen Gerichte  beruhte  vielmehr  einzig  darin,  daß  sie  es  verstanden 

218  p^j.  ggJQQ  eigenen  Freigrafen  hatte  der  £rzbischof  schon  1382  das  Recht  der 
Bannleihe  erworben.  Für  alle  westfölischen  Freigerichte,  auch  außerhalb  seines  nur 
die  Diözesen  Köln  und  Paderborn  umfassenden  Herzogtums,  erwarb  Erzbischof  Dietrich 
1422  für  seine  Person  das  Recht  der  Statthalterschaft,  das  dann  1475  von  Friedrich  III. 
dem  erzbischöfblichen  Stuhl  als  solchem  zugestanden  wurde.  Vgl.  Limdhbb,  416» 
418  ff.,  426  f.    Gbaübbt,  Herzogsgewalt  in  Westfalen  (1877)  118  ff. 

'**  Vgl.  Lindneb,  588  ff.  Sogar  die  dreitägige  Dauer  des  echten  Dinges  (Anni. 
100)  kam  noch  vor.     Vgl.  ebd.  539. 
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hatten,  sich  durch  eine  der  veränderten  Stellung  angepaßte  neue  Organi- 
sation und  gewisse  Besonderheiten  ihres  Verfahrens  erheblich  mehr  zur 
(ieltung  zu  bringen.  Wie  und  wann  diese  Veränderungen  vor  sich  ge- 
gangen sind,  läßt  sich  nur. vermuten.  Die  Auffinge  müssen  noch  in  die 
zweite  Hälfte  des  13.  Jaljrhunderts  fallen.  .  Daß  der  Erzbischof  von  Köln 
und  die  westfälischen  Bischöfe  dabei  einen  wesentlichen  Einfluß  gehabt 
haben,  läßt  sich  bei  der  unverkennbaren  Analogie  zwischen  den  Send- 
und  PreischöflFen  wohl  nicht  bezweifeln  ^*^  Dagegen  scheint  es,  als  werde 
den  Landfriedensbestrebuugen,  namentlich  dem  Landfrieden  von  1371, 
eine  zu  große  Bedeutung  beigelegt.  Im  15.  Jahrhundert  haben  namentlich 
die  Könige  Ruprecht  und  Sigismund  und  Erzbischof  Dietrich  von  Köln, 
sodann  die  Preigrafenkapitel,  die  der  Kölner  Erzbischof  auf  Grund  seiner 
Statthalterschaft  zu  berufen  pflegte,  das  Ihrige  zur  Weiterbildung  bei- 
getragen "^ 

Außer  dem  echten  Ding,  das  in  Westfalen  mit  einem  auch  ander- 
wärts bezeugten  Ausdruck  als  „offenes"  oder  „offenbares"  Ding  bezeichnet 
wurde  ^^^  und  dem  Notgericht  auf  handhafte  That,  das  bei  der  Feme  eine 
hervorragende  Rolle  spielte***,  kannten  die  westfölischen  Freigerichte  auch 
ein  gebotenes  Ding,  das  .sogenannte  heimliche  oder  stille  Gericht  (iudicium 
secretum,  Stillgericht),  ein  Ausdruck,  der  ursprünglich  wohl  mehr  den 
Gegensatz  gegen  das  offene  Gericht  als  die  erst  im  Laufe  der  Zeit  damit 
verbundene  Geheimhaltung  und  unbedingte  Ausschließung  der  Öffentlichkeit 
bezeichnete***.     Während    das    offene  Ding  der  gewohnten  ordentlichen 


"«  Vgl.  S.  571  f. 

"*  König  Ruprecht  berief  im  Jahre  1408  mehrere  Preigrafen  nach  Heidelberg 
und  legte  ihnen  eine  Reihe  von  Fragen  über  die  Stellung  der  westfälischen  Gerichte 
zu  Kaiser  und  Reich  vor.  Das  über  die  Verhandlungen  aufgenommene  Protokoll,  die 
sogenannten  Ruprechtschen  Fragen  (Lindneb,  a.  a.  O.  212—220  und  i.  d.  Anzeiger 
des^erm.  Nationalmuseums,  1886,  I.  194  ff.),  bildet  das  älteste  amtliche  Aktenstück 
über  die  Femgerichte.  Dann  folgen  die  auf  Anregung  Sigismunds  von  Erzbischof 
Dietrich  abgehaltenen  Freigrafenkapitel  zu  Soest  und  Dortmund  von  1480  (Lindnsb, 
a.  a.  O.  223  ff.)  und  zu  Arnsberg  von  1437  (die  sog.  Amsberger  Reformation,  vgl. 
LiNDNEB,  230  ff.,  Ausgabe  bei  Ussnbb,  Die  Frei-  und  heimlichen  Gerichte  Westfalens, 
1832,  Urk.  Nr.  7,  9).  Die  erste  reich sgesetzlichc  Regelung,  wenn  auch  nur  in  ein- 
zelnen Punkten,  enthielt  die  sogen.  Frankfurter  Reformation  Friedrichs  Hl,  in  dem 
Frankfurter  Heichsabschied  von  1442,  §§  13—15  (Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede 
I.  172  f.).  Weiter  liegen  einige  um  1470  gefaßte  Kapitelbeschlüsse  vor  (Lindeeb, 
2981).  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  ferner  verschiedene  Femrechtsbücher  und  Fem- 
rechtsweisungen  privaten  oder  doch  nichtamtlichen  Charakters  an. 

•"  Vgl.  Lindneb.  540.     Gbimm,  Weistümer  VII.  261. 

***  Vgl.  S.  544.  Mit  Unrecht  fuhrt  Lindneb,  534,  die  Entstehung  der  Femgerichte 
überhaupt  auf  das  Notgericht  zurück,  das  vielmehr  eine  uralte  Beigabe  des  Grafen-, 
später  auch  des  Zent-  und  Gogerichts  war. 

»"  Vgl.  Gbimm,  DWB.  IV.  2,  873  ff.  Als  „heimlich**  konnte  man  das  gebotene 
Ding  auch  gegenüber  dem  mit  dem  Landgeschrei  eröffneten  Notgericht  bezeichnen. 
Die  Annahme  von  Lindneb,  540  ff.,  daß  es  bei  den  Freigerichten  auch  „offene**  oder 
„offenbare"  gebotene  Dinge  gegeben  habe,  und  zwar  für  Immobiliarrechtsgeschäfte, 
ist  mir  zweifelhaft,  da  jene  Bezeichnung  sonst  nur  für  das  echte  Ding  nachgewiesen  ist. 
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Gerichtsbarkeit  in  der  Preigrafschaft  vorbehalten  blieb,  war  das  heimliche 
Gericht  ausschließlich  für  die  von  auswärts  kommenden  Sachen  bestimmt. 
Die  spätere  Zeit  bezeichnete  die  westfälischen  Femgerichte  schlechthin  als 
Still-  oder  heimliche  Gerichte.  Da  die  erste  Erwähnung  eines  rudicmm 
secretum  oder  stiUecUnk  schon  aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  bezeugt 
ist^'^  so  darf  man  wohl  annehmen,  daß  schon  damals  aus  der  Nachbar- 
schaft, zumal  aus  dem  fränkischen  Teil  der  Kölner  Diözese,  einzelne  Rechts- 
sachen nach  Westfalen  gekommen  sind.  Zu  dieser  Annahme  stimmt  es, 
wenn  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  auch  außerhalb  Westfalens, 
und  zwar  zunächst  in  Wesel,  PreischöflFen  westfälischer  Gerichte  erwähnt 
werden*'®.  Jeder  ehelich  geborene,  im  Vollbesitz  seiner  Rechte  befindliche 
gut  beleumundete  Freie  ^''^  konnte  nach  genügendem  Ausweis  über  seine 
Persönlichkeit  FreischöflFe  werden.  Die  Aufnahme  erfolgte  durch  einen 
Stuhlherrn  oder  Freigrafen  vor  dem  Freigericht,  nach  Ableistung  des 
Schöffeneides  und  gegen  Zahlung  eines  bedeutenden  Aufhahmegeldes,  in- 
dem der  Aufzunehmende  durch  Mitteilung  der  geheimen  Erkennungs- 
zeichen „wissend"  gemacht  wurde.  Auch  der  Kaiser  konnte  Freischöffen 
ernennen;  ob  auch  dies  vor  einem  westfälischen  Gericht  geschehen  müsse, 
scheint  streitig  gewesen  zu  sein.  In  Westfalen  gehörte  im  15.  Jahr- 
hundert wohl  der  gesamte  hohe  und  niedere  Adel  nebst  sämtlichen  Stadt- 
räten dem  Freischöffenbunde  an.  Im  ganzen  Reiche,  auch  in  der  Schweiz 
und  Preußen,  waren  die  angesehensten  Männer  bestrebt,  Freischöffen  zu 
werden.  Kaiser  Sigismund  und  Kurfürst  Friedrich  I.  von  Brandenburg 
waren  wissend,  überhaupt  zahlreiche  Fürsten,  auch  die  Bischöfe  imd  viele 
andere  Geistliche,  ungeachtet  des  kirchlichen  Verbotes  der  Mitwirkung 
bei  Bluturteilen.  Die  meisten  Städte  sorgten  dafür,  einen  oder  mehrere 
Wissende  in  ihren  Räten  zu  besitzen.  Die  Verpflfchtung  des  Freischöffen 
bezog  sich  auf  die  strengste  Geheimhaltung  aller  Femsachen  (bei  Todes- 
strafe), Beihilfe  zur  Hinrichtung  Verurteilter,  Mitwirkung  zur  Bestellung 
von  Ladungen,  Einbringung  jeder  ihm  bekannt  gewordenen  Femwroge. 
Diese  Rügepflicht  läßt  eine  Einwirkung  der  Sendgerichte  (S.  571)  auf  die 
Ausbildung  des  Freischöffeninstitutes  vermuten,  sie  legte  insbesondere  die 
Pflicht  auf,  jedem,  der  darum  ersuchte,  als  Ankläger  im  Femgericht  bei- 
zustehen. Dingpflichtig  waren  die  Freischöffen  nur  in  dem  Gericht,  bei 
dem  sie  ihren  allgemeinen  Gerichtsstand  hatten,  auswärtige  also  über- 
haupt nicht.  Dagegen  waren  sie  berechtigt,  in  jedem  Gericht  zu  er- 
scheinen, da  die  Heimlichkeit  ihnen  gegenüber  nicht  bestand.  Die  An- 
ziehungskraft des  Freischöfientums  beruhte  in  dem  damit  verbundenen 
Einfluß,  sowie  in  den  prozessualischen  Vorteilen,  die  dem  Preischöffen  als 
Angeklagtem  zustanden.  Zur  Besetzung  des  Stillgerichts  gehörten  der 
Freigraf,  der  Fronbote  (Freifrone)  und  mindestens  sieben  Freischöffen,  zu- 
weilen waren  aber  Hunderte  derselben  anwesend.    Es  war  üblich,  auch 


"'^   Vgl.   LlNDNBK.    477  ff.  "•  Vgl.   LiNDKER,    504. 

^'^  Ministerialeo  wurden  als  Freie  gerechnet. 
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andere  Freigrafen,  in  wichtigeren  Fällen  in  großer  Zahl,  zuzuziehen.  Die- 
selben hatten  das  Recht  des  Mitvorsitzes  und  gaben  ihr  Urteil  noch  vor 
den  Freischöffen  ab.  Die  Verhandlungen  geschahen  mit  strengster  Aus- 
schließung des  Öffentlichkeit,  in  der  „heimlichen  Acht".  War  der  Kaiser 
oder  sein  Statthalter  im  Grericht  anwesend,  so  stand  ihm  der  Vorsitz  zu. 

Auswärtige,  zur  Kompetenz  der  Femgerichte  gehörige  Sachen  hießen 
Femwrogen  (d.  h.  Femrügen).  Die  Femgerichte  befaßten  sich  nur  mit 
todeswürdigen  Verbrechen  und  kannten  nur  eine  einzige  Strafe,  die  des 
Todes  durch  den  Strang'*^.  Voraussetzung  jeder  Femwroge  war,  daß  das 
ordentliche  Gericht  das  Recht  verweigert  habe  oder  des  Angeklagten  nicht 
mächtig  sei.  Verfahren  wurde  nur  auf  Anklage;  die  Rügepflicht  der 
Freischöffen  nötigte  sie  gegebenenfalls  zur  Anklage  von  Aifits  wegen.  Der 
Angeklagte  wurde  schriftlich  geladen.  Der  Kaiser  hatte  das  Recht,  jede 
anhängig  gemachte  Sache  abzufordern,  wenn  sich  der  Verklagte  recht- 
zeitig vor  ihm  zu  Recht  erbot.  Außerdem  konnte  der  erschienene  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertretene  Angeklagte  das  weitere  gericht- 
liche Verfahren  abwenden,  wenn  er  unter  Bürgschaft  mehrerer  Freischöffen 
(„Aufnahme")  versprach,  dem  IQäger  an  gehöriger  Stelle  zu  Recht  zu 
stehen.  Der  unentschuldigt  ausgebliebene  Verklagte  wurde  nach  wieder- 
holter Vorladung,  nachdem  Bläger  selbsiebent  die  Schuld  beschworen 
hatte,  verfemt,  d.  h.  unter  feierlicher  Formel  in  die  Acht,  und  zwar  so- 
fort in  die  Oberacht  gethan. 

Während  das  regelmäßige  Verfahren  durchaus  an  die  westfälischen 
Gerichte  gebunden  war  und  außerhalb  Westfalens  nicht  Platz  greifen 
konnte*^®,  vollzog  sich  das  Notgericht  am  Orte  der  That.  Zur  Besetzung 
desselben  genügten  drei  Freischöflfen,  eines  Freigrafen  bedurfte  es  nicht. 
Auch  hier  wurde  nur  auf  Klage  eingeschritten.  Auf  das  Urteil  folgte 
sofort  die  Vollstreckung.  Bei  beidem  mitzuwirken  war  Pflicht  aller  gegen- 
wärtigen Freischöflfen.  Der  Verfemte  wurde,  wenn  man  ihn  ergriö",  als 
ein  auf  handhafter  That  ertappter,  bereits  überführter  Verbrecher  be- 
handeli  Auch  hier  genügte  die  Anwesenheit  von  drei  Freischöflfen,  um 
die  Hinrichtung  sofort  zu  vollziehen. 

Einen  Rechtszug  innerhalb  der  westfälischen  Gerichte  gab  es  nicht, 
Berufung  gegen  die  Femgericbtsurteile  konnte  an  sich  nur  an  den  König 
eingelegt  werden  *'^,  doch  entwickelten  sich  die  von  dem  Kölner  Erzbischof 
als  Statthalter  der  heimlichen  Gerichte  abgehaltenen  Freigrafenkapitel 
allmählich  zu  einem  Berufungsgericht,  das  auf  Antrag  und  Kosten  der 

'*^  Erst  in  einem  Stadinm  späterer  Entwickelang  erklärten  sie  sich  schlechthin 
in  allen  Fällen  einer  Rechtsverweigerung,  ohne  Rücksicht  auf  den  Gegenstand,  für 
zuständig. 

**•  Die  vielhestrittene  Bezeichnung  Westfalens  als  „rote  Erde"  kommt  vor  1490 
überhaupt  nicht  vor.    Vgl.  Lindnbb,  464  f. 

*'^  Die  frühere  Annahme  eines  Rechtszuges  an  den  Dortmunder  Stuhl  als  Ober- 
freistuhl widerlegt  Fbensdobff,  a.  a.  O.  CLIIff.  Das  Mißverständnis  ist  dadurch 
entstanden,  daß  der  König  wiederholt  das  Dortmunder  Gericht  delegierte,  um  statt 
seiner  zu  entscheiden. 
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beschwerten  Partei  mit  einer  Besetzung  von  mindestens  sieben  Freigrafen 
und  21  FreischöfiFen  zusammentrat *^^  Im  übrigen  dienten  die  Freigrafen- 
kapitel teils  zur  Beratung  gemeinsamer  Angelegenheiten,  teils  zur  Unter- 
stützung des  Statthalters  in  der  Ausübung  der  ihm  obliegenden  Diszi- 
plinargewalt, kraft  deren  er  Freigrafen  und  FreischöfiFen  selbst  abzusetzen 
berechtigt  war.  Dasselbe  Recht  stand  dem  Könige  zu.  Überhaupt  wurde 
daran  festgehalten /daß  die  heimlichen  Gerichte  nur  Organe  des  Königs 
seien,  doch  zeigte  sich  schon  darin  eine  Überschreitung  ihrer  Grenzen, 
daß  sie  dem  Könige  das  Recht  der  Lösung  von  der  Verfemung  theoretisch 
absprachen  und  ihm  nur  eine  zeitweise  Begnadigung,  allerdings  auf  die 
Dauer  von  100  Jahren,  zugestanden;  auch  darin,  daß  sie  selbst  Fürsten, 
nachdem  dieselben  zunächst  vor  dem  Reichshofgericht  belangt  worden 
waren,  vor  ihre  Stühle  zogen,  während  sie  andererseits  in  Gemäßheit  der 
Reichsgesetze  anerkannten,  daß  sie  nicht  zustandig  waren,  über  Geistliche 
und  Juden  zu  richten***.  Verblendet  durch  die  Erfolge,  die  sie  unter 
Ruprecht  und  Sigismund  mit  königlicher  Hülfe  erzielt  hatten,  suchten 
die  westfälischen  Gerichte  sich  unter  Friedrich  III.,  der  es  verschmäht 
hatte  Freischöflfe  zu  werden,  über  den  König  zu  stellen,  wagten  sogar, 
diesen  selbst  vor  ihr  Forum  zu  laden  und  ihm  im  Falle  des  Ungehorsams 
mit  der  Verfemung  zu  drohen***.  Durch  diese  und  andere  maßlose  Über- 
griffe wurde  eine  allgemeine  Reaktion,  namentlich  der  Landesherren  und 
Städte,  herbeigeführt,  die,  unterstützt  durch  zahlreiche  vom  Kaiser  erteilte 
Exemtionsprivilegien,  die  Macht  der  Femgerichte  noch  vor  Ablauf  des 
15.  Jahrhunderts  zu  Fall  brachte. 

Außer  den  bisher  allein  in  Betracht  gezogenen  staatlichen  Gerichten 
kannte  das  Mittelalter  für  gewisse  besondere  Beziehungen  eine  Reihe 
nichtstaatlicher  Gerichte.  Eine  gewisse  Mittelstellung  nahm  das  Lehns- 
gericht  ein,  das  jeder  Herr,  der  mehrere  Vassalien  hatte,  abhalten 
konnte***.  Die  Zuständigkeit  desselben  beschränkte  sieh  subjektiv  auf 
Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Mann  oder  zwischen  Mann  und  Mann, 
objektiv  auf  die  von  dem  Herrn  ausgehenden  Lehen  und  die  mit  diesen 
zusammenhängenden  Verhältnisse;  dazu  kam  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit in  Lehnssachen,  namentlich  der  Investiturakt  selbst.  Wer  nicht 
Vassall  war,  konnte  im  Lehnsgericht  nicht  .prozessieren,  doch  wußte  das 
spätere  Lehnrecht  hier  durch  die  Provisionalbelehnung  (eine  bedingte  Be- 
lehnung) Rat  zu  schaffen.  Richter  im  Lehnsgericht  war  der  Herr;  wenn 
er  Partei  war,  pflegte  er  einen  seiner  Mannen  mit  seiner  Vertretung  zu 


***  Vgl.  Lindner,  421  ff.  Am  häufigsten  traten  die  Kapitel  zn  Arnsberg  zu- 
sammen, das  dadurch  den  Ruf  eines  Oberfemgerichts  erlangte.  Außer  den  außer- 
ordentlichen  Kapiteln  fanden  regelmäßige  Jahreskapitel  statt,  die  zwar  als  allgemeine 
Kapitel  geplant,  meistens  aber  nur  spärlich  besucht  waren. 

"«  Vgl.  LiNDNBB,  557  f.  "•  Vgl.  ebd.  439. 

*^^  Vgl.  HoMBTEE,  System  des  Lehnrechts  562  ff.  Waitz,  IV.  462.  VL  70  f. 
EicHHOBN.  St.-  u.  RG.  II.  448  f.  Albebcht,  Gewere  290  ff.  Konrads  II.  Lehnsgeaetz 
ft\r  Italien  von  1037  (UG.  Leg.  IL  39). 
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betrauen,  ürteiler  waren  die  Mannen,  soweit  sie  nicht  als  Partei,  Für- 
sprecher oder  Zeuge  auftraten.  Pflicht  des  Herrn  war  es,  seinen  Mannen 
,.Lehnrecht  zu  thun^S  ^'  h.  Lehnsgericht  zu  gewähren  und  sich  dem 
Spruche  desselben  zu  unterwerfen ;  Pflicht  djer  Mannen,  dem  Herrn  „Lehn- 
rechts zu  helfen",  d.  h.  sich  der  Mitwirkung  beim  Lehnsgericht  nicht  zu 
entziehen  und  dem  Urteil  desselben  gehorsam  zu  sein.  Berufungs- 
gericht war  das  Gericht  des  Oberlehnsherrn,  zuletzt  der  König,  der  auch 
für  Lehen  an  Eigen,  obwohl  dieselben  nicht  vom  Reiche  ausgingen,  die 
höchste  Listanz  bildete  2^^.  Wie  der  König  die  Lehnsgerichtsbarkeit  mit 
dem  Reichshofgericht  ausübte,  so  hatte  auch  jeder  Fürst  sein  Lehnshof- 
gericht  (auch  Lehnskammer),  das  später  meistens  mit  den  fürstlichen 
Landgerichten  zum  Hofgericht  (S.  557  f.)  vereinigt  wurde. 

Verschieden  von  den  Lehnsgerichten  waren  die  Dienstmannen- 
gerichte, welche  die  Herren  als  Richter  mit  ihren  Ministerialen  als 
Urteilen!  abhielten  *^^  Als  Vertreter  des  Herrn  fungierte  häufig  ein  Hof- 
beamter oder  der  Vogt.  Während  Streitigkeiten  der  Dienstmannen  mit 
Dritten  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehörten,  wo  der  Herr  sie  zu  ver- 
treten hatt«.  war  das  Dienstmannengericht  für  alle  Streitigkeiten  der 
Ministerialen  unter  sich  oder  mit  dem  Herrn  zuständig.  Seit  dem  Eintritt 
der  Ministerialen  in  die  Landgerichte  verloren  die  Dienstmannengerichte 
ihren  ursprünglichen  Charakter  mehr  und  mehr*,  um  schließlich  in  den 
Lehns-  und  Hofgerichten  aufzugehen. 

Was  die  Lehnsgerichte  für  den  Ritterstand,  das  waren  die  grund- 
herrlichen  Hofgerichte  (Bau-  oder  Hubdinge,  TJrbargerichte,  Hof- 
sprachen) für  die  hintersässigen  Bauern  ^^.  Nachdem  die  Grundherren 
allgemein  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Hintersassen  erlangt  hatten, 
fielen  auch  die  Händel  der  Eigenleute  der  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  oder 
Dorfschulzen  anheim,  während  sie  in  peinlichen  Sachen  vor  die  hohe 
Vogtei  oder  das  öffentliche  Gericht  gehörten.  Dagegen  umfaßte  das  Hof- 
gericht des  Grundherrn  alle  die  hofhörigen  Güter  betreflFenden  Streitig- 
keiten unter  den  Hofgenossen  oder  zwischen  diesen  und  dem  Herrn,  femer 
Zinsversäumnis,  schlechte  Wirtschaft,  Flurfrevel,  Investitur,  Auflassung 
oder  Verpfandung  von  Hofgütern,  Vereidigung  der  Hofgenosseu,  Aufnahme 
neuer  Hofgenossen,  vormundschaftliche  Angelegenheiten  u.  dgl.,  hinsichtlich 
der  Leibeigenen  und  Grundhörigen  außerdem  alles,  was  sich  auf  ihr  per- 
sönliches Abhängigkeitsverhältnis  zum  Herrn  bezog  (Verheiratung,  Erb- 
recht, Buteü,  Sterbfall,  Leibzins,  Frondienste,  Immobiliarveräußerungen, 
Freilassungen  u.  dgl.  m.).     Richter  war  der  Grundherr   selbst   oder  ein 

*»*  Vgl.  HoMBYEB,  a.  a.  O.  567. 

«••  Vgl.  V.  Fürth,  MiDisterialen  893  ff.  Fkensdobff,  Das  Recht  der  Dienstmannen 
des  Erzbischofs  von  Köln  20. 

»"  Maureb,  Pronhöfe  IV.  96  ff.,  140  ff.  Lampbbcht,  Wirtschaftsleben  I.  764  f., 
993  S,,  1032  S.  GiBBKE,  Genossen schaftsrecht  1. 168  f.  Heusleb,  Städteverfassung  185. 
LuBCHin,  a.  a.  O.  174  ff.  Thüdichum,  Zur  Rechtsgeschichte  der  Wetterau  I.  9.  II.  86. 
Waitz,  VIII.  65,  73  f.     Grimm,  Weistümer  VII.  270. 
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Vertreter  desselben,  gewöhnlich  der  Meier  (villicus).  Urteiler  waren  die 
Hofgenossen  oder  aus  ihnen  entnommene  Schöffen.  Die  Hofgerichte  wurden 
in  der  Begel  zu  bestimmten  Zeiten,  als  echte  Dinge,  außerdem  nach  Be- 
dürfnis als  gebotene  Dinge  abgehalten.  Vielfach  wurden  die  Hofgerichte 
mit  dem  Vogt-  oder  Schulzengericht  vereinigt. 

In  Angelegenheiten  der  gemeinen  Mark  versammelten  sich  die  Mark- 
genossen alljährlich  zu  bestimmten  Zeiten,  außerdem  nach  Bedür&iis  auf 
besonderes  Gebot,  zum  Märker  ding**®.  Dingpflichtig  waren  alle  Mark- 
genossen, dingberechtigt  auch  die  Grundherren,  deren  Hintersassen  zu 
den  Markgfenossen  gehörten.  Richter  war  der  oberste  Märker  oder  sein 
Stellvertreter,  Urteiler  die  Gesamtheit  der  Markgenossen  oder  ein  Aus- 
schuß derselben  als  Markschöffenkollegium.  Die  Märkerdinge  waren  in- 
sofern heimliche  Gerichte,  als  allen  Nichtmarkgenossen  der  Zutritt  bei 
Strafe  versagt  war.  Die  Zuständigkeit  des  Märkerdinges  erstreckte  sich 
auf  alle  die  Almende  betreffenden  Händel  der  Markgenossen  und  auf  die 
Markfrevel,  zu  deren  Rügung  außer  den  Markbeamten  auch  die  ein- 
zelneu Markgenossen  verpflichtet  waren.  Die  Strafen  bestanden  teils  in 
Vermögensbußen  (Markeinung) ,  teils  in  dem  Ausschluß  aus  der  Gemein- 
schaft (Verbot  der  Mark),  teils  in  Strafen  an  Leib  und  Leben,  die 
aber  mit  Geld  abgelöst  werden  konnten.  Das  Märkerding  besaß  also  in 
einer  bestimmten  Richtung  auch  das  Recht  des  Blutbannes.  Seine  Ge- 
richtsbarkeit beschränkte  sich  nicht  auf  den  Kreis  der  Markgenossen; 
auch  Ausmärker  konnten  wegen  Markfrevels  zur  Strafe  gezogen  werden. 

Eine  ähnliche  Aufgabe  wie  die  Märkerdinge  für  die  Almende  hatten 
die  Peldrügegerichte  (Heimgereiden,  Bauersprachen)  für  die  Feldfluren 
der  Ortsgemeinden**®.  Wo  Dorfalmenden  bestanden,  war  das  Peldrüge- 
gericht  zugleich  Märkerding,  während  es  in  den  grundherrlichen  Dörfern  mit 
dem  Bauding  zusammenfiel.  Richter  war  der  Bauermeister  oder  Heimburge**®. 

Eine  erhebliche  Kompetenzerweiterung  gegenüber  der  vorigen  Periode 
(S.  178 ff.)  hatten  die  geistlichen  Gerichte,  hauptsächlich  unter  dem 
Einfluß    der   pseudoisidorischen   Dekretalen,   erfahren  ^^.     Klagen   gegen 


"*  Vgl.  S.  411.  Thüdichüh,  Gau-  nnd  Markverfassung  185  ff.  Maubxb,  Ge- 
schichte  der  Markverfassuog  822—872.  Lamprecht,  a.  a.  O.  I.  307,  313  £,  1079. 
GiKRKE,  Genossenschaftsrecht  I.  621  f.  Grimm,  Weistümer  VII.  818;  Rechtsaltertümer 
528  f.,  770,  828,  841.    Noordewier,  Nederduitsche  Begtsondheden  223  f. 

"•  Vgl.  Lamprecht,  a.  a.  O.  L  304  f.    Maurer,  Dorfverfassung  IL  130  ff. 

***  Über  die  auf  Polizeisachen  niedere  Frevel  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit  der 
niedersächsischen  Bauersprachen  vgl.  Ssp.  I.  68,  §  2.  IL  13,  §§  1,  2.  m.  86,  §  1. 

'241  Vgl.  Friedberg,  De  finium  inter  ecdesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio 
(Berl.  Inaug.-Diss.  1861),  87  tf.;  Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  Kirche  (1872),  52  ff. 
Eichhorn,  St.-  u.  RG.  §§  819-322.  Walter,  RG.  §§  643  f.  Wetzbll,  Civilproxeß, 
3.  Aufl.  337 ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  I.  1  ff.  Dovb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Kirchen- 
recht IV.  28  ff.,  157  ff.  V.  1-42;  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XIX.  321  ff.;  RealeDcv- 
klopädie  für  protest.  Theologie  und  Kirche,  2.  Aufl.  XIV.  119  ff.  (daselbst  S.  128  ge- 
naue Litteraturangaben);  bei  Richter,  Kirohenrecht,  8.  Aufl.  597  f.,  771  ff.  Kübvs, 
a.  a.  0.  I.  272  ff.  Lüsohin,  a.  a.  0.  258  ff.  Richthofen,  Untersuchungen  über  frie- 
Bische  Rechtsgeschichte  II.   730  ff.,  939—1021,  1194  ff„   1257—1270,  1285  ff.     Grimm, 
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Geistliche,  auch  in  Civilsachen,  gehorten  ausschließlich  vor  das  geistliche 
Forum  ^^,  nur  Lehnssachen  und  teilweise  auch  Geldschulden  blieben  dem 
weltlichen  Richter  überlassen***.  Grundbesitz,  der  sich  in  der  rechten 
Gewere  einer  Kirche  befand,  wurde  dem  geistlichen  Richter  überwiesen, 
vor  Erlangung  der  rechten  Gewere  hatte  demnach  das  weltliche  Gericht 
der  belegenen  Sache  zu  entscheiden***.  Partikularrechtlich,  namentlich 
in  Städten,  wurde  der  eximierte  Gerichtsstand  der  Geistlichen  vielfach 
nicht  anerkannt;  Geistliche,  welche  Waffen  trugen  oder  die  Tonsur  ab- 
gelegt hatten,  wurden  auch  reichsrechtlich  als  Laien  behandelt***.  Die 
Gerichtsbarkeit  der  Kirche  über  Laien  beschränkte  sich  nicht  mehr  auf 
die  kirchlichen  Pflichten,  sondern  ergriff,  zum  Teil  in  Konkurrenz  mit 
den  weltlichen  Gerichten,  alle  Verbrechen,  in  denen  ein  Moment  der 
Sünde  zu  finden  war,  namentlich  Ehebruch,  Bigamie,  Inzest,  Unzucht, 
Ketzerei,  heidnischen  Aberglauben,  Blasphemie,  Tötung  eines  Menschen 
(auch  wenn  sie  nach  weltlichem  Recht  erlaubt  war),  Raub,  Diebstahl,  Be- 
trug, falsches  Zeugnis,  Meineid,  Wucher.  Schon  diese  Fälle  griffen  tief 
in  das  Civilrecht  ein,  ausdrücklich  zugestanden  wurde  der  Kirche  aber, 
wenn  auch  ebenfalls  zum  Teil  nur  unter  Konkurrenz  der  weltlichen  Ge- 
richte, die  Civiljustiz  in  Ehesachen,  Testamentssachen  (Seelgeräten),  wucher- 
lichen Geschäften,  eidlich  eingegangenen  Verpflichtungen,  Streitigkeiten 
um  Zehnten  und  Kirchenpatronate,  endlich  in  Rechtsangelegenheiten  der 
Witwen  und  Waisen  (personae  miserabiles).  Weitergehende  Ansprüche 
auf  kirchlicher  Seite  wurden  von  weltlicher  Seite  als  Übergriffe  zurück- 
gewiesen***. Ln  Falle  einer  Rechtsverweigerung  auf  weltlicher  Seite 
wurde  die  Zuständigkeit  des  geistlichen  Gerichts  anerkannt,  ebenso  um- 
gekehrt die  des  weltlichen  Richters,  wenn  vor  dem  geistlichen  kein  Recht 
zu  erlangen  war.  Vielfach  wurden  auch  Akte  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, selbst  Immobiliarrechtsgeschäfte,  vor  dem  geistlichen  Gericht  oder 
dem  Pfarrer  vorgenommen,  teils  um  der  kirchlichen  Beurkundung  willen, 
teils  um  das  Geschäft  durch  die  Androhung  des  Kirchenbannes  für  den 
Bruch  desselben  sicherstellen  zu  lassen. 

Eine  erhebliche  Verbesserung  erfuhr  das  bischöfliche  Sendgericht 
(S.  178)  seit  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  durch  die  Ein- 
führung der  Rügezeugen  (testes  synodales,  iuratores  synodi),  gewöhnlich 
sieben  in  jedem  Kirchspiel,  die  aus  den  angesehensten,  durch  Alter  und 
Wahrhaftigkeit    hervorragenden    Gemeindegliedem    entnonmien     (später 


Weistümer  YU.  256,  S57.  Winteb,  Die  Diözesansyooden  des  Halberstädter  Sprengeis, 
i.  d.  Zeitschr.  d.  Harz  Vereins  ü. 

ut  Ygi^  ^^  5ßg^  Friedrichs  II.  Const  de  statutis  et  consuetndinibus  contra  liber- 
tatem  ecclesie  editis,  von  1220,  §  4  (MG.  Leg.  11.  244.  Auth.  Statninins  C.  de  episc. 
et  der.  I,  S,  32).  Beichsgesetze  von  1280  and  1234,  MG.  Leg.  II.  272,  302.  Bair. 
I^andfrieden  von  1244,  §  25  (Mon.  Wittelsbac.  I.  82). 

*♦»  Vgl.  Dsp.  84.  c.  6  X.  de  foro  comp.  2,  2. 

***  Vgl.  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  87  f. 

»**  Vgl.  Landfriede  Eudolfs  I.  von  1281.  §  48  (MG.  Leg.  IL  430).  Ssp.  HL  2. 

**•  Vgl.  Ssp.  IIL  87,  §  1. 
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vielfach  von  der  Gemeinde  gewählt)  und  durch  einen  dem  Sendrichter 
geleisteten  Eid  verpflichtet  wurden,  alle  zur  Zuständigkeit  des  Sendes  ge- 
hörigen Sachen,  die  zu  ihrer  Kenntnis  kamen,  zu  rügen.  Der  Bügezeuge 
wurde  als  Ankläger  behandelt.  Die  übrigen  Sendzeugen  entwickelten  sich 
allmählich  zu  Sendschöflfen,  die  dem  versitzenden  Sendrichter  das  Urteil 
fanden,  während  der  Bischof  ursprünglich  unter  Beirat  der  ihn  um- 
gebenden Geistlichkeit  selbst  das  Urteil  fällte.  Schon  unter  den  Kaisern 
aus  dem  sächsischen  Hause  hörten  die  Bischöfe  im  allgemeinen  auf,  ihre 
Diözesen  zum  Zwecke  des  Sendes  zu  bereisen,  indem  sie  die  Verwaltung 
desselben  den  Archidiakonen  übertrugen  und  sich  nur  die  Sendeinnahmen 
aus  den  Schaltjahren  vorbehielten.  In  Friesland  hielten  die  Bischöfe 
daran  fest,  die  Sendgerichte  während  der  Schaltjahre  persönlich  oder  durch 
ihre  Chorbischöfe  (seit  dem  13.  Jahrhundert  durch  ihre  Offizialen)  abzu- 
halten, während  sie  sich  in  der  übrigen  Zeit  durch  Delegierte,  die  als 
solche  den  Titel  „Dekan"  oder  „Propst"  führten,  vertreten  ließen.  In 
den  friesischen  Teilen  der  Diözese  Münster  bestand  die  eigentümliche  Ein- 
richtung, daß  diese  „Dekane"  nicht  wie  anderwärts  Geistliche,  sondern 
Laien  aus  dem  Stande  der  Edelinge  waren,  welche  als  Eigentümer  der 
mit  dem  Patronat  über  die  einzelnen  Taufkirchen  verbundenen  Edelgüter 
ein  unentziehbares,  von  den  Päpsten  widerstrebend  anerkanntes  erbliches 
Recht  auf  die  Sendgerichtsbarkeit  besaßen**^.  Archidiakone  fehlten  in 
Friesland  zum  Teil  überhaupt,  zum  Teil  mußten  sie  sich  mit  der  bloßea 
Aufsicht  über  die  Sendgerichte  begnügen.  Außerhalb  Frieslands  lag  die 
Sendgerichtsbarkeit  überall  in  den  Händen  der  Archidiakone;  sie  waren 
die  eigentlichen  Sendherren,  bis  ihnen  die  Bischöfe  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert durch  ihre  Offizialen  (officiales  foranei)  eine  Konkurrenz  machten, 
die  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  das  Sendgerichtswesen  in  der  Haupt- 
sache zu  Fall  brachte.  Die  meisten  Diözesen  waren  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert in  mehrere  Archidiakonate  eingeteilt,  deren  jedem  ein  Archi- 
diakon  (in  der  Regel  zugleich  Propst  an  der  Kathedrale  oder  einem 
KoUegiatstift  seines  Sprengeis)  als  Sendherr  vorstand.  Zur  Ergänzungr, 
namentlich  hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Geistlichen,  dienten 
die  Landkapitel  der  Erzpriester  oder  Dekane,  denen  häufig  auch  die  Ab- 
haltung der  Sende  übertragen  wurde,  so  daß  sie  infolge  wiederholter  Dele- 
gationen nicht  selten  ebenfalls  zu  Sendherren  innerhalb  ihrer  Dekanie  wurden. 
Die  Sendgerichte  wurden  an  jeder  Tauf  kirche  ein-  bis  dreimal  jährlich, 
nach  Art  des  echten  Dinges,  abgehalten.  Wie  in  dem  Kollegium  der 
Sendschöflfen  (in  Priesland  war  der  Asega  zuweilen  auch  Urteiler  im 
Send),  so  waren  die  Sendgerichte  den  Landgerichten  auch  darin  nach- 
gebildet, daß  sie  in  der  Regel  drei  Tage  dauerten,  nach  Bedürfnis  noch 
unter  Hinzufügung  eines  Aftersendes  (secunda  synodus,  postsynodalia), 
und  von  allen  Eingepfarrten  kraft  gesetzlicher  Dingpflicht  besucht  werden 


'*'  Die  Gerichtsbarkeit  über   die   dem  Sprengel  angehörigen   Oeistlichen    blieb 
dem  Bischof  oder  seinem  geistlichen  Vertreter  vorbehalten. 
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mußten.  Nur  der  Adel  behauptete  den  persönlichen  Gerichtsstand  vor 
dem  Bischof,  er  besuchte  statt  der  Sendgerichte  der  Archidiakonen  oder 
Dekane  die  Diözesansynoden,  an  deren  Stelle  seit  dem  13.  Jahrhundert 
ständige  bischöfliche  Gerichte  traten^*®.  Lokale  Exemtionen  bestanden 
vielfach  für  Städte,  denen  eigene  Sendgerichte  eingeräumt  waren. 

§  50.  Die  Territorien^  Unter  dem  Einfluß  des  Lehnswesens 
waren  die  deutschen  Fürsten  aus  absetzbaren  Reichsbeamten  zu  erblichen 
Landesherren  (domini  terrae)  geworden.  Den  Inhalt  der  landesherrlichen 
Gewalt  bildeten  die  herzoglichen,  markgräflichen  oder  gräflichen  Be- 
fugnisse^. Soweit  diese  reichten,  hatte  sich  die  unmittelbare  Staatsgewalt 
des  Königs  in  eine  bloße  Lehnsherrlichkeit  verwandelt.  Das  unmittelbare 
Reichsregiment  beschränkte  sich  fortan  in  den  Territorien  auf  diejenigen 
Hoheitsrechte,  die  nicht  zu  den  Amtsbefugnissen  der  Herzöge,  Markgrafen 
oder  Grafen  gehörten;  es  war  demnach  in  den  Grafschaften  umfassender 
als  in  den  Herzogtümern  und  Markgrafschaften.  Indem  die  Ejone  all- 
mählich eine  Reihe  dieser  Hoheitsrechte  zu  Gunsten  der  Fürsten  aufgab, 
wurde  die  landesherrliche  Gewalt  zur  Landeshoheit  erweitert.  Der  Ab- 
schluß der  lehnrechtlichen  Entwickelung,  auch  für  die  geistlichen  Fürsten, 
lullt  in  die  zweite  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts;  für  die  Ausbildung  der 
Landeshoheit  ist  das  13.  Jahrhundert,  für  die  erhöhte  Territorialgewalt 
der  Kurfürsten  aber  das  14.  Jahrhundert  entscheidend  geworden.  Wie 
die  Landeshoheit  der  übrigen  Fürsten  gegenüber  derjenigen  der  Kurfürsten 


**^  Von  dem  Besuche  der  Diözesansynoden  erhielten  die  Edeln  die  Bezeichnang 
als  homines  synodales  oder  Semperfreie  (d.  h.  sendbarft^ie).  Seit  dem  IS.  Jahr- 
bnndert  nahmen  auch  die  Ministerialen  an  der  Exemtion  teil.  Den  Übergang  zeigen 
die  Schöffenbarfreien  des  Ssp.  1.  2,  §  1.  Die  weiteren  Abstnfungen  nach  den  Standen 
der  Pfleghaften  und  liandsassen  sind  reine  Fiktion  des  Spieglers. 

>  Vgl.  Waitz.  VIL  302—372.  VIII.  415 ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  1532 ff. 
Bbbchtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland,  1868;  Landeshoheit 
Österreichs,  1862.  Stbnad,  Die  Geburt  des  Landes  ob  der  Enns,  1886.  Lokbbgh,  De 
ortn  et  inciemento  superioritatis  territorialis  in  comitatu  Jnliacensi,  Bonn.  Inang.-Diss. 
1862.  Weiland,  Friedrichs  II.  Privileg  für  die  geistlichen  Fürsten,  i.  d.  Histor. 
Aufsätzen  z.  Andenken  an  Waitz,  249  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  II.  416—468.  III. 
223—284.  Waltbe,  RG.  §§  280  ff.  Schultb,  RG.  5.  Aufl.  242  ff.  Beunneb,  in 
Hoi.tzbndobff'8  Encyklopädie  234  f.  Daniels,  Handhuch  IV.  493  ff.  Zöpfl,  Alter- 
tümer I.  70  ff.  II.  3  ff.  Maurer,  Fronhöfe  11.  220—380.  446  ff.  HI.  47  ff.  409  ff.  Lam- 
paECHT,  Wirtschaftsleben  I.  822  ff.,  1024  ff.,  1136  ff.,  1520  ff.  Bornhak,  Gesch.  d. 
preaß.  Verwaltungsrechts,  I.  1884.  Ribzleb,  Geschichte  Bayerns  II.  171  ff.,  507  ff. 
C.  P.  Stalin,  Wirtemberg.  Geschichte  IL  639  ff.  Baumann,  Geschichte  des  Allgaus 
I.  300  ff.  Tomaschek,  Recht  und  Verfassung  der  Markgrafschaft  Mähren,  1863. 
Hbkiter,  Bischof  Hermann  I.  und  die  Befestigung  der  Landesherrlichkeit  im  Hoch- 
ätift  Wirzburg,  Würzb.  Habil.-Schrift  1875.  Hbchblmann,  Landeshoheit  der  Bischöfe 
von  Münster,  1868.  FIuber,  Territorien  der  Hochstifter  Trient  und  Brixen,  i.  d.  Ar- 
chiv f.  Kunde  österr.  Gesch.  LXIII.  Richter,  Untersuchungen  zur  histor.  Geographie 
des  Hochstifts  Salzburg,  Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.,  Ergänz.-Band  I.  590  ff. 
K.  Mauebr,  bei  Bluntbchli  u.  Brater,  Staats  Wörterbuch  VI.  213  ff. 

'  Die  Pfalz-  und  Ijandgrafen  waren  Landesherren  doch  nur  als  Grafen. 
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zurücktrat,  so  war  auch  im  übrigen  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Händen 
vereinigten  Hoheitsrechte  sehr  verschieden,  auch  brachte  es  das  Wesen 
d^s  niittelalterlichen  Staates  mit  sich,  daß  die  Hoheitsrechte  über  ein  nnd 
dasselbe  Gebiet  in  verschiedenen  Händen  sein  konnten.  Als  Landesherr 
galt  in  solchen  Fällen  geteilter  Hoheitsrechte  der  Inhaber  der  hohen  Ge- 
richtsbarkeit'.  Da  die  letztere  nicht  bloß  Fürsten,  sondern  auch  nicht- 
gefürsteten  Grafen  und  seit  dem  Verfall  der  öflFentlichen  Gerichtsverfiassnng 
selbst  bloßen  Gmndherren  weltlichen  oder  geistlichen  Standes  zustehen 
konnte,  so  gelangten  auch  diese  vielfach  zu  landesherrlicher  Stellung.  Der 
Kampf  der  Fürsten  gegen  diese  kleinen  Gewalten  und  die  teilweise  Über- 
windung derselben  durch  die  Einführung  des  landesfürstlichen  Beamten- 
tums hat  ein  wesentliches  Moment  bei  der  Entwickelung  der  Landeshoheit 
und  später  wieder  bei  der  Umbildung  derselben  zu  einer  wahren  Staats- 
gewalt abgegeben. 

Die  Landeshoheit  der  Reichsbeamten  hat  ihren  Ausgang  vom  Stammes- 
herzogtum genommen*.  Die  einst  vicekönigliche  Gewalt  der  Herzöge  war 
noch  dem  Sachsenspiegel  nicht  ganz  aus  der  Erinnerung  geschwunden 
(Ssp.UI.  53,  §1),  obwohl  kein  selbständiges  Stammesherzogtum  mehr  bestand 
und  die  Könige  schon  lange  vorher  von  ihrer  Befugnis,  die  herzogliche  Gewalt 
durch  Erteilung  von  Exemtionen  zu  schwächen,  den  ausgiebigsten  Gebrauch 
gemacht  hatten^.  Das  herzogliche  Amt  beruhte  auf  einer  Verbindung 
des  alten  militärischen  Herzogtums  (S.  131)  mit  der  missatischen  Gewalt. 
Die  Hauptaufgabe  der  Herzöge  war  die  Fürsorge  für  den  Landftieden. 
Darum  konnten  sie,  wie  ehedem  die  Königsboten,  alle  geistlichen  und 
weltlichen  Großen  ihrer  Provinz  zu  Landtagen  entbieten,  die  sich  aus 
Landfriedensversammlungen  zu  gesetzgebenden  Versammlungen  und  aus 
Landfriedensgerichten  zu  herzoglichen  Hofgerichten  entwickelten.  Da< 
herzogliche  Hofgericht,  das  ganz  in  der  Art  des  Reichshofgerichts  orga- 
nisiert war  und  gehandhabt  wurde,  war  das  höchste  Gericht  der  Provinz 
und  gestaltete  sich  zu  einer  den  nichtherzoglichen  Territorien  unbekannten 
Zwischeninstanz  zwischen  den  Grafengerichten  und  dem  Reichshofgericht  •. 
In  den  Bistümern  und  Abteien  nahmen  die  Herzöge  die  Vogtei  als  ein 


*  Vgl.  Strubbk,  Nebenstunden  IV.  (1789)  S.  57  f.  Derselbe  erinnert  an  den 
Ausspruch  eines  Herzogs  von  Sachsen-Lauenburg  von  1812:  Bar  dai  gud  to  land- 
dinge ginge,  da  »choln  de  herm  over  herschoppen.  Zu  den  wesentlichen  Merkmalen 
der  Landeshoheit  über  ein  schiffbares  Gewässer  rechnete  ein  Reichsweistum  yon  12^ 
(§  89,  N.  21)  außer  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  noch  Zollregal  und  Geleitsrecht 
auf  demselben. 

*  Vgl.  Waitz,  VII.  120—162.  Riszlbr,  Geschichte  Bayerns  I.  727  ff.,  und  bei 
Hei  GBL  u.  RiBZLEB,  Das  Herzogtum  Bayern  zur  Zeit  Heinrichs  des  Löwen  and 
Ottos  I.  von  Witteisbach,  145  ff.  Weiland,  Das  sächsische  Herzogtum  unter  Lothar 
und  Heinrich  d.  Löwen,  pg.  VII  f.,  111  ff.  Gbaubrt,  Die  Herzogsgewalt  in  Westfiden 
seit  dem  Sturze  Heinrichs  d.  Löwen,  1877.  Lindnbb,  Veme  349 ff.  C.  F.  StIlin. 
Wirtemberg.  Geschichte  11.  645. 

^  Vgl.  Bbünneb,  Exemtionsrecht  der  Babenberger  23. 

*  Ans  den  missatischen  Gerichten  (S.  174)  können  die  herzoglichen  Hofgerichte 
nicht  erklärt  werden,  wohl  aber  aus  Landfriedensgerichten. 
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ihnen  von  selbst  zustehendes  Recht  in  Anspruch.  Die  Grafen,  Schult- 
heißen und  Schöflfen  standen  unter  ihrer  Aufsicht  und  konnlen  selbst  von 
ihnen  abgesetzt  werden.  Dagegen  hatten  die  Herzöge  an  sich  nicht  die 
Befugnis,  den  Bischöfen  und  Grafen  ihrer  Provinz  die  Investitur  zu  er- 
teilen^. Wenn  dies  unter  Heinrich  I.  den  Herzögen  von  Baiem  und 
Lothringen  zugestanden  wurde,  so  war  das  eine  besondere  Eonzession,  die 
nicht  aufrechterhalten  blieb.  Wohl  aber  hatten  die  Herzöge  regelmäßig 
eine  Brcihe  von  Grafschaften  in  ihrer  Hand,  die  tßils  eine  Dotation  des- 
herzoglichen  Amtes,  teils  einen  Familienbesitz  des  herzoglichen  Hauses 
bilden,  teils  auf  neuem  Erwerbe  beruhen  mochten.  Hier  geboten  sie  nicht 
bloß  als  Herzöge,  sondern  als  Obergrafen,  von  denen  die  Grafen  zu  Lehn 
gingen;  zu  der  herzoglichen  Gewalt  trat  hier  die  des  Landesherm  hinzu ^. 
Als  Landfriedenshüter  hatten  die  Herzöge  das  Geleitsrecht  und  unzweifelhaft 
auch  das  Befestigungsrecht,  während  sie  andererseits  befugt  waren,  alle 
ohne  ihre  Genehmigung  oder  die  des  Königs  erbauten  Burgen  zu  brechen. 
Bei  der  ßeichsheerfahrt  stand  den  Herzögen  der  Oberbefehl  über  die  Ge- 
samtheit ihrer  Provinzialen  zu;  in  eigenen  Angelegenheiten  hatten  sie 
kein  Aufgebotsrecht.  Das  Münregal  .übten  die  Herzöge  aus,  ohne  daß, 
wie  es  scheint,  eine  besondere  Übertragung  desselben  stattgefunden  hatte. 
Ebenso  verhielt  es  sich  wohl  mit  Harktrecht  und  Zoll. 

Die  späteren  Herzogtümer  (S.  377  f.,  477  ff.),  die  man  gegenüber  den 
Stammesherzogtümem  nicht  unpassend  als  Territorialherzogtümer  bezeichnet 
hat,  waren  Konglomerate  verschiedener  Grafschaften  unter  einem  Ober- 
grafen, der  den  Herzogstitel  führte  und  innerhalb  des  beschränkteren  Ge- 
bietes im  wesentlichen  woW  die  alten  herzoglichen  Rechte  ausübte.  Eine 
noch  kräftigere  Territorialgewalt  repräsentierten  die  Markgrafschaften,  weil 
die  herzogliche  Stellung  des  Markgrafen  (dux  limitis)  nicht  durch  belehnte 
TJntergrafen  beeinträchtigt,  die  ganze  Mark  vielmehr  durch  landesherrliche 
Beamte  verwaltet  wurde ^.  Dazu  kam,  daß  die  Könige  in  den  Marken 
wegen  ihrer  geßhrdeten  Grenzlage  mit  der  Erteilung  von  Exemtions- 
privilegien von  jeher  erheblich  sparsamer  umgegangen  waren  als  in  den 
übrigen  Territorien  ^^  Den  Herzögen  und  Markgrafen  sind  die  übrigen 
Fürsten  in  dem  Erwerbe  der  Landeshoheit  alsbald  nachgefolgt,  später 
auch  viele  Lihaber  nichtgefürsteter  Grafschaften  oder  mit  Grafenrechten 
ausgestatteter  Herrschaften. 

Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  erfolgte  gleichzeitig  auf  einem 
doppelten  Wege:  dem  der  Emanzipation  nach  oben,  der  Konzentration 
nach  unten.  Die  Emanzipation  nach  oben  wurde  für  diejenigen  Fürsten, 
die  bisher  unter  Stanunesherzögen  gestanden  hatten,  erst  durch  die  Be- 
seitigung der  letzteren  ermöglicht:  was  den  Herzögen  von  Baiern,  West- 
falen und  Sachsen  nach  1180  außerhalb  ihrer  Territorien  noch  an  herzog- 


'  Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  7. 

^  Ob   die   von  ihnen  belehnten  Untergrafen  den  Bann  vom  König  empfangen 
mußten,  ist  zweifelhaft.    Vgl.  S.  555. 

•  Vgl.  S.  551  ff.  "  Vgl.  Bbunneb,  a.  a.  O.  22. 
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lieber  Gewalt  belassen  wurde,  war  zu  unbedeutend,  als  daß  es  die  reichs- 
fuistliche  Stellung  der  davon  betroffenen  Fürsten  hätte  beeinträchtigen 
können.  Die  Emanzipation  gegenüber  der  Krone  ging  Hand  in  Hand 
mit  der  Ausbildung  des  Lehnrechts,  namentlich  des  Lehnssuccessions- 
rechts";  sie  begann  für  die  geistlichen  Fürstentümer  erst  mit  ihrer  Ein- 
fügung in  den  Rahmen  des  Reichslehnrechts  unter  den  Hohenstaufen^^ 
Der  Einfluß  des  Lehnrechts  beseitigte  das  Recht  des  Königs,  die  Fürsten- 
tümer durch  einseitige  Erteilung  von  Exemtionen  zu  schmälern^'  oder 
durch  Unterwerfung  unter  einen  andern  Fürsten  zu  mediatisieren^*;  unter 
demselben  Einfluß  verwuchs  das  Fürstenamt  so  sehr  mit  dem  Besitz  des 
Landes,  daß  es  als  eine  Folge  desselben,  als  eine  dem  dominus  terrae 
von  Rechts  wegen  zukommende  Immobiliargerechtigkeit  erschien,  während 
sonst  das  Amt  dem  Inhaber  die  Rechte  über  die  Insassen  des  Landes 
gegeben  hatte  ^^.  Ob  der  Landesherr  das  Land  als  Lehn  oder  zu  Eigentum 
besaß,  kam  nicht  mehr  in  Betracht;  es  gab  auch  allodiale  Grafschaften, 
wie  es  von  jeher  allodiale  Immunitäten  gegeben  hatte.  Das  Fürstentum 
verschmolz  mit  dem  Familienvermögen  des  fürstlichen  Hauses  und  wurde 
demselben  Erbrecht  wie  dieses  unterworfen*®.  Zwar  erhielt  sich  der  mit 
dem  Amtscharakter  zusammenhängende  Grundsatz  der  Unteilbarkeit  der 
Fürstentümer  und  Grafschaften  noch  bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts*", 
aber  bei  den  Grafschaften  war  er  schon  längst  nicht  mehr  beobachtet 
worden*®,  und  auch  bei  den  Fürstentümern  hatte  er  in  der  zweiten  HMte 
des  18.  Jahrhunderts  nur  noch  die  Bedeutung,  daß  es  zu  jeder  Erbteilung 
der  Genehmigung  des  Königs  bedurfte,  die  kaum  je  verweigert  wurde *•. 
Seit  dem  14.  Jahrhundert  stand  es  in  allen  fürstlichen  Häusern  fest,  daß 
die  Fürstentümer  in  derselben  Weise  wie  das  übrige  Vermögen  der  Erb- 
teilung unterlagen**'.  Von  selten  des  Reiches  wurde  kein  Widerstand 
mehr  geleistet,  da  dasselbe  an  der  Erhaltung  größerer  Partikularstaateu 
kein  Interesse  haben  konnte,  eher  eine  Förderung  der  Reichspolitik  durch 
die  Zerstückelung  der  Territorien  zu  erhoffen  war.  Erst  die  Goldene 
Bulle  von  1356  that  dieser  rein  patrimonialen  Entwickelung  der  Fürsten- 
tümer Einhalt,  indem  sie  für  die  Kurfürstentümer  in  ihrem  ursprüng- 
lichen Bestände  das  Prinzip  der  Unteilbarkeit  und  der  Vererbung  nach 
den  Grundsätzen  des  Erstgeburtsrechtes  aufstellte^*.  Das  damit  gegebene 
Beispiel  fand  auch  in  anderen  Fürstentümern  Nachahmung  *^  bei  weitem 


"  Vgl.  S.  397,  über  Weiberlehen  S.  401. 

"  Vgl.  S.  383.  387  f.,  480  ff..  503  f.  ^»  Vgl.  Ö.  542. 

"  Vgl.  S.  394,  480  f..  503.    Bkrchtold,  Entwickelnng  der  lAndeshoheit  87  ff. 

**  Vgl.  VS^BiLAND,  a.  a.  ().  101.    Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  80,  229. 

»•  Vgl.  SoHüLZB,  230  ff.  "  Vgl.  S.  398.  542. 

*•  Vgl.  ScHULZB,  a.  a.  O.  152  ff.  »»  Vgl.  ebd.  228  ff.,  234. 

"  Vgl.  S.  399.    Schulze,  a.  a.  O.  233.  241—312. 

»»  GB.  c.  7,  20,  25.    Vgl.  Schulze,  a.  a.  O.  313  ff. 

**  Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  817  ff.  Der  Fälscher  des  österreichischen  sogenannten 
Privilegium  maius  (Anm.  26)  säumte  nicht,  auch  für  Österreich  die  Primogenitur- 
Ordnung  aufzustellen.    Vgl.  Bebohtold,  Ijandeshoheit  Österreichs  63—90. 


§  50.    Die  Territorien.  577 

die  meisten  haben  aber  der  in  der  Piimogeniturordnung  ausgedrückten 
staatsrechtlichen  Auffassung  erst  in  der  folgenden  Periode  Rechnung 
getragen". 

Den  Hauptwendepunkt  in  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  bildete 
die  Regierung  Friedrichs  II.  Begünstigungen  einzelner  Fürsten  hatten 
schon  unter  seinen  Vorgangern  wiederholt  stattgefunden,  entscheidende 
Zugestandnisse  an  die  Gesamtheit  aber  erst  unter  Friedrich  II.  und  seinem 
Sohne  Heinrich.  Neben  verschiedenen  Beichsweistümern  kommen  be- 
sonders in  Betracht  die  Confoederaüo  cum  prmcipibus  ecclesiastids  von  1220, 
durch  die  Friedrich  die  Zustimmung  der  geistÖohen  Fürsten,  für  die  Wahl 
Heinrichs  zum  römischen  König  erkaufte'^,  und  das  von  Heinrich  auf 
dem  Wormser  Reichstage  von  1231  erlassene  Statutum  in  favorem  prin- 
cqnan,  das  ihm  die  Gunst  der  Fürsten  auf  Kosten  des  Kaisers  erwerben 
sollte,  von  dem  letzteren  aber  schon  1232  (auf  dem  Reichstage  zu  SM- 
datum  oder  Belluno  in  Friaul)  bestätigt  wurde ".  Einen  weiteren  Schritt 
in  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  bezeichnete  die  Goldene  Bulle  von 
1356,  indem  sie  verschiedene  Freiheiten  der  böhmischen  Krone  auf  die 
übrigen  Kurfürsten  ausdehnte  und  noch  neue  hinzufügte.  Wie  sehr  der 
durch  diese  Gesetzgebung  angefeuerte  Wetteifer  der  übrigen  Fürsten,  die 
den  Kurfürsten  gewährten  Begünstigungen  auch  für  sich  zu  gewinnen, 
im  Laufe  der  Zeit  von  Erfolg  gekrönt  war,  ergibt  sich  aus  der  Fälschung 
des  Herzogs  Rudolf  IV.  von  Osterreich,  die  trotz  ihrer  Maßlosigkeit  schon 
im  15.  Jahrhundert  für  echt  gehalten  und  1442  von  Kaiser  Friedrich  III. 
bestätigt  werden  konnte,  weil  ihr  Inhalt  der  thatsächlichen  Entwickelung 
nicht  mehr  widersprach**. 


'*  In  der  Mark  Brandenburg  wurde  die  Unteilbarkeit  schon  durch  die  Konsti- 
tution des  Markgrafen  Albrecht  Achilles  von  1478  (Schülzb,  Hausgesetze  III.  678  ff.) 
eingeführt,  wahrend  die  fränkischen  Lande  zu  einer  Sekunde-  und  Tertiogenitur  des 
markgräflichen  Hauses  bestimmt  wurden. 

**  Abgedruckt  MG.  Leg.  U.  286.  Gegen  die  neuerdings  von  Philippi,  Zur  Ge- 
schichte der  deutschen  Reichskanzlei  106  ff.  erhobenen  Angriffe  wird  die  Echtheit 
siegreich  verteidigt  von  Wbilahd,  i.  d.  Histor.  An&ätzen  z.  Andenken  an  Waitz, 
249  ff.  Rudolf  I.  erteilte  der  Gonfoederatio  erst  nach  längerem  Sträuben  und  nicht 
ohne  eine  gewisse  Beschränkung  im  März  1275  seine  Bestätigung.  Vgl.  MG.  Leg. 
II.  401  f.    FiOKXB,  Entstehungszeit  d.  Schwabenspiegels  35  (Wien.  S.-B.  LXXVII.  827). 

"  Vgl.  MG.  Leg.  n.  282,  291. 

**  Der  1156  von  Friedrich  I.  ffir  das  neuerrichtete  Herzogtum  Österreich  er- 
lassene Freiheitsbrief  liegt  urkundlich  in  zwei  sehr  verschiedenen  Texten,  einem 
längeren  (Privilegium  malus)  und  einem  kürzeren  (priv.  minus)  vor,  herausg.  von 
Wattbnbach,  i.  d.  Arch.  f.  Kunde  Österreich.  Gesch.-Qn.  VIII.  110  ff.  Das  noch  in 
die  MG.  Ldg.  II.  99  als  echt  aufgenommene  Privilegium  maius  ist  eine  um  1859 
entstandene  Fälschung  des  Herzogs  Rudolf  IV.,  der  echte  Freiheitsbrief  ist  das  Pri- 
vilegium minus.  Vgl.  Wattbhbaoh,  Die  österreichischen  Freiheitsbriefe,  Aroh.  1  K. 
österr.  Gesch.-Qu.  VIII.  77  ff.  und  ebd.  XIV.  1  ff.  Fioker,  Über  die  Echtheit  des 
österreichischen  Freiheitsbriefes,  Sitz.-Ber.  der  Wiener  Akad.  XXIII.  Hubbb,  Über 
die  Entstehungszeit  der  österr.  Freiheitsbriefe,  ebd.  XXXIV.  Bbbohtold,  Die  Landes- 
hoheit Österreichs,  1862  (daselbst  S.  15  ff.  eine  Übersicht  über  die  reiche  Litteratur). 
Wajtz,  i.  d.  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  1582  ff. 
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In  der  allmählichen  Emanzipation  der  Territorien  vom  Reiche  spielte 
der  Verzicht  auf  das  Spolienrecht  und  die  Beschrankung  des  Brauen- 
rechts  gegenüber  den  geistlichen,  die  Beseitigung  des  Angefallerechts 
gegenüber  den  weltlichen  Fürsten  eine  nicht  unerhebliche  Rolle '^  Noch 
wichtiger  war  das  Verschwinden  der  königlichen  Bannleihe'®  und  die 
Exemtion  von  der  königlichen  Gerichtsbarkeit  durch  privilegia  de  non 
evocando  und  de  non  appellando**. 

Den  eigentlichen  Kern  der  Laudeshoheit  bildeten  auch  fernerhin  die 
alten  Grafenrechte^  zumal  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit,  die  sich  jetzt  zu 
einer  nur  in  bestimmten  Beziehungen  dem  Reiche  untergeordneten  Ge- 
richtshoheit ausgestaltet  hatte  *^,  das  Recht  auf  den  Schoß  oder  Grafen- 
schatZ;  sowie  die  Grafenbede  ^^^  das  Recht  des  Aufgebotes  zur  Landfolge ^' 
oder  zu  einem  allgemeinen  Botding  innerhalb  der  Grafschaff ,  das  meistens 
mit  dem  alten  Königsbann  von  60  Schill,  ausgestattete  Recht  des  Gebotes 
und  Verbotes  in  Sachen  der  Landesverwaltung  und  Polizei**.  Dazu  ge- 
sellten sich  im  Laufe  der  Zeit  noch  die  verschiedensten  von  der  Erone 
abgetretenen  Regalien.  Mit  Märkten,  Zöllen  und  Münzen  waren  die  Grafen 
so  vielfach  ausgestattet,  daß  sich  die  Ansicht  bilden  konnte,  dieselben  ge- 
hörten ebenso  wie  ein  gewisser  Reichslehnbesitz  zu  der  notwendigen  Aus- 
stattung jedes  Grafenamtes;  neu  in  den  Zugeständnissen  Friedrichs  II. 
war  nur,  daß  dem  König  das  Recht  entzogen  wurde,  die  in  den  Händen 
der  Fürsten  befindlichen  Märkte,  Münzen  oder  Zölle  ohne  ihre  Zustimmung 
durch  die  Errichtung  neuer,  .die  ihnen  Konkurrenz  machen  konnten,  oder 
durch  Erteilung  von  Zollbefreiungen  zu  beeinträchtigen**.  Es  vollzog 
sich  demnach  dieselbe  Entwickelung  wie  schon  Jahrhunderte  vorher  in 
betreff  des  königlichen  Wildbannrechts ,  nur  daß  das  letztere  seit  dem 
13.  Jahrhundert  auf  die  Fürsten  selbst  überging**,  während  der  König 
sich  das  Markt-,  Münz-  und  Zollregal  vorbehielt  und  nur  eine  Beschränkung 

'^  Vgl.  S.  402  ff.,  504  f.  Wichtig  war  anch  die  in  der  CoBfoederatio  §  5  aos- 
gesprochene  Yersicherang,  dafi  die  besonders  seit  Friedrich  I.  üblichen  Erpressnngen' 
von  Kirchenlehen  seitens  des  Königs  aufhören  sollten. 

"  Vgl.  S.  556  f.  «Vgl.  S.  529  f. 

'^  Nur  in  Westfalen  waren  die  Freigrafschaften  aus  dem  Zusammenhange  mit 
der  Grafschaft  ausgeschieden,  während  die  mit  dem  Blutbanne  ausgestatteten  Goge- 
richte  in  demselben  verblieben.  Vgl.  S.  563.  Anderwärts  kamen  umgekehrt  gerade 
die  niederen  Landgerichte  in  fremde  Hände,  die  damit  eine  gewisse  niedere  Landes- 
hoheit  erwarben,  während  die  oberen  Landgerichte  landesherrlich  blieben  oder  mit 
dem  fürstlichen  Hofgerioht  vereinigt  wurden. 

**  Vgl.  S.  488  f.,  525.  Waitz;  VUL  898  f.  Eichhorn,  n.  455  ff.  In  den  Marken 
neben  der  Bede  insbesondere  das  ,JIarkrecht".    Vgl.  S.  516. 

"  Vgl.  S.  500;  Maubeb,  Pronhöfe  III.  457  ft  Von  besonderer  Bedeutung  waren 
die  militärischen  Befugnisse  der  Markgrafen.  Vgl.  Waitz,  VII.  87.  Kuhns.  Gerichts- 
verfassung der  Mark  Brandenburg  I.  25  f. 

'^  Vgl.  S.  545.  Das  Recht,  ein  außerordentliches  Botding  zu  versammeln,  stand 
in  der  frankischen  Zeit  nur  dem  Könige  und  den  Königsboten  zu.    Vgl.  S.  164,  X.  28. 

M  Vgl.  S.  180,  554. 

"  Vgl.  S.  507,  511  f.    Ssp.  IL  26,  <;$  4.  III.  66,  §  l.     Schwsp.  Laßb.  143. 

»•  Vgl.  S.  519  f. 
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seines  Hoheitsrechts  zu  Gunsten  der  den  Fürsten  übertragenen  konkreten 
Ausnutzungsbefugnisse  eintreten  ließ*''.  Ähnlich  war  es  mit  dem  Strom- 
und  Straßenregal,  welches  der  Krone  vorbehalten  blieb,  aber  dahin  be- 
schränkt wurde,  daß  Abänderungen  in  dem  Laufe  der  Straßen  nicht  ohne 
Zustimmung  der  anliegenden  Herrschaften  erfolgen  sollten  ^^.  Aber  auch 
ganze  Hoheitsrechte  wurden  vom  König  auf  die  Fürsten  übertragen. 
Schon  früher  ist  die  Rede  gewesen  von  dem  Übergange  des  Bodenregals***, 
des  Strandregals ^,  des  Fundregals^^,  des  Judenregals ^^,  des  fiskalischen 
Heimfallsrechtes*',  des  ßeichsanteils  an  den  Gerichtsgefallen**.  Das  Ge- 
leitsrecht hatten  früher  außer  dem  König  nur  die  Herzöge  und  Land- 
grafen als  Hüter  des  Landfriedens,  wahrscheinlich  auch  die  Markgrafen, 
besessen,  andere  nur  auf  Grund  besonderer  Verleihung*^  Durch  das 
Statutum  in  favorem  principum  wurde  es  als  ein  allgemeines  Becht  der 
Fürsten  innerhalb  ihrer  Länder  anerkannt,  aber  nur  als  ein  ihnen  per- 
sönlich vom  Keiche  verliehenes  und  darum  nicht  weiter  übertragbares 
Recht*®;  erst  unter  Rudolf  I.  galt  das  Geleitsrecht  schlechthin  als  landes- 
herrliches, frei  übertragbares  Regal *^.  Das  ßefestigungsrecht  hatt«  ur- 
sprünglich nur  dem  König,  den  Herzögen  und  Markgrafen  zugestanden. 
Durch  die  Privilegien  Friedrichs  11.  wurde  das  königliche  Befestigungs- 
recht auf  den  unmittelbaren  Reichsboden  beschränkt*^,  während  die 
Fürsten  innerhalb  ihres  Bereiches  das  freie  Befestigungsrecht,  aber  ohne 
die  Befugnis  der  Zwangsenteignung,  erhielten  *•.     In  den  einzelnen  Terri- 


^'  Erst  die  Goldene  BnUe  von  1856  räumte  den  Kurfürsten,  nach  dem  Vorgänge 
Böhmens,  neben  dem  Bechte  der  Goldprägung  auch  die  Befugnis  zur  Errichtung 
neuer  Münzstätten  ein.  Vgl.  S.  507  f.  Die  Errichtung  neuer  Zollstätten  blieb  aus- 
schließlich Sache  des  Beiches.    Vgl.  S.  511. 

«»  Vgl.  S.  880  f.,  516  ff.    Beichsurteü  von  1224,  MG.  Leg.  II.  569  f. 

*•  Vgl.  S.  515  f.  *o  Vgl.  S.  516.  *»  Vgl.  S.  524,  N.  141, 

^'  Vgl.  S.  452.  Das  österreichische  Privilegium  maius  (Anm.  26)  hob  außer  dem 
Judenregal  auch  das  Becht  des  Herzogs  zur  Zulassung  von  Kawerzen  (S.  450, 
N.  171)  hervor. 

"  Vgl.  S.  513.    Ssp.  I.  28. 

**  Vgl.  S.  514.  Dahin  gehörte  auch  alles  eingezogene  Gut,  soweit  es  sich  nicht 
um  Verbrechen  gegen  das  Beich  handelte.  Vgl.  Ssp.  I.  62,  §  2.  II.  31,  §  2.  32, 
§  10.  37,  §  8. 

*^  Vgl.  S.  487,  512,  575.  ObenbbOogbn,  Studien  30.  Martin,  Kudrun  (1872), 
pg.  XXXIV.  Der  Graf  von  HoUand,  obwohl  nicht  Beiohsfürst,  besaß  das  Geleits- 
recht schon  1223.    Vgl.  Bbboh,  Oorkondenb.  v.  HoU.  en  Zeeland  I.  Nr.  279,  §  33. 

*«  Vgl.  Mainzer  Landfriede  von  1235,  c.  8  (MG*  Leg.  ü.  315). 

"  Vgl.  Landfriede  von  1281,  §  8  (MG.  Leg.  IL  428).  Übrigens  gehörte  es 
keineswegs  zum  Wesen  des  Geleitsrechts,  daß  jeder  Beisende  verpflichtet  gewesen 
wäre.  Geleite  zu  nehmen.  Wer  die  Gefahr  auf  sich  nehmen  woUte,  konnte  das  Ge- 
leitsgeld sparen.  Vgl.  Ssp.  IL  27,  §  2.  Schwsp.  Laßb.  194.  Neben  dem  fürst- 
lichen Geleitsrecht  blieb  übrigens  das  des  Königs  für  das  ganze  Beich  bestehen. 
Vgl.  Beichsurteü  von  1240,  Fbamklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  207.  Als  Wahrzeichen 
führte  der  Geleitete  nach  dem  um  1200  entstandenen  Gedichte  Biterolf  und  Dietleib 
(her.  V.  Jäniokb,  1866),  V.  8153,  3198,  9933,  einen  Lorberzweig  in  der  Hand. 

^*  Vgl.  S.  500.    Die  Beschränkung  geschah  schon  durch  §  9  der  Confoederatio. 

*»  Vgl.  Beichsurteile  von  1231  und  1295,  MG.  Leg.  11. 288, 463.  Schwsp.  Laßb.  143a. 
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torien  durften  Befestigungen  nur  noch  mit  landesherrlicher  Bewilligung 
errichtet  werden*®.  Die  Verpflichtung  aller  nicht  gefreiten  Ghrundbesitzer, 
zu  den  vom  Landesherm  angeordneten  Burgenhauten  durch  Fronden  oder 
Geld  beizutragen,  das  sogenannte  ^^Burgwerk^',  bildete  fortan  eine  regel- 
mäßige Landeslast  neben  dem  Orafenschatz  in  den  Orafschaften  und  dem 
Markrecht  in  den  Marken.  Den  Kurfürsten  wurde  durch  die  Gbldene 
Bulle  f&r  ihre  Lande  auch  das  Berg-  und  Salzregal  übertragen,  das  dann 
bis  zum  Schluß  des  Mittelalters  wohl  ebenfalls  Gemeingut  aller  Pursten 
geworden  ist*^ 

Die  vom  Reiche  in  wesentlichen  Punkten  emanzipierte,  mit  den  be- 
deutendsten Hoheitsrechten  au^estattete  landesherrliche  Stellung  der  Kur- 
fürsten wurde  von  der  Goldenen  Bulle  geradehin  zur  Würde  der  Majestät 
erhoben,  indem  diö  Vergehen  gegen  die  Kurfürsten  als  Majestätsverbrechen 
geahndet  werden  sollten  *'.  So  weit  ist  es  mit  der  Landeshoheit  der  übrigen 
Fürsten  im  Mittelalter  nicht  gekommen'',  aber  auch  sie  war  bedeutend 
genug,  wenn  es  ihr  gelang,  sich  durch  kiäftige  Konzentration  nach  unten 
hin  zu  einer  wahren  Staatsgewalt  zu  entwickeln.  Es  handelte  sich  dabei 
teils  um  bessere  Abrundung  der  \aelfach  durch  Exemtionen  und  fremd- 
herrliche Gebiete  durchbrochenen  Territorien,  teils  um  die  Überwindung 
der  feudalen  Mächte  im  eigenen  Lande.  In  ersterer  Beziehung  bildete 
die  Vogtei,  mochte  sie  wahre  Stiftsvogtei  oder  ursprünglich  nur  zum 
Zweck  des  Schutzes  begründete  Schirmvogtei  sein,  ein  vielfach  benutztes 
Mittel,  um  kirchliche  Stifter  zur  Unterwerfung  unter  die  fürstliche  Gewalt 
zu  bringen,  und  die  dagegen  wiederholt  zu  Hilfe  gerufene  Reichsgewalt  ver- 
mochte diesem  an  sich  rechtswidrigen  Verfahren  keineswegs  allgemein  zu 
steuern.  Noch  durchgreifender  war  der  Erfolg,  den  die  Fürsten  den  ein- 
zelnen Markgenossenschaften  gegenüber  durch  die  Obermärkerschaft  zu 
erzielen  wußten".  Größere  Schwierigkeiten  standen  der  Abrundung  durch 
vertragsmäßige  Erwerbung  fremder  Gebietsteile,  soweit  dieselben  Lehen 
waren,  entgegen,  da  Lehen  und  Lehnsteile  nur  durch  die  Hand  des 
Lehnsherrn  veräußert  werden  konnten**.    Nachdem  aber  die  Goldene  Bulle 


•<»  Vgl.  Ssp.  m.  66,  §§  2—4.  Schwsp.  Laßb.  148.  BeiohBurteile  von  1279  und 
1294,  MG.  Leg,  II.  422,  461.  Ohne  landeBherrliche  Erlaubnis  waren  nnr  leichte  Ver- 
Bchanznngen  und  Ven&nnnngen  gestattet.  In  der  Mark  Brandenburg  wurde  nur 
den  längs  der  polnischen  Grenze  angesiedelten,  mit  größerer  militärischer  Selbstän- 
digkeit ausgestatteten  ritterlichen  Geschlechtern  erlaubt,  feste  Schlösser  anzulegen. 
Als  „schloßgesessener"  Adel  bildeten  dieselben  eine  bevorzugte  Klasse  vor  dem  Lehns- 
adel des  inneren  Landes,  der  sich  mit  leichteren  Burgen  begnQgen  mußte. 

A*  Vgl.  S.  524.  Rudolf  IV.  von  Österreich  hatte  seinem  gefälschten  Freiheits- 
briefe vorsichtigerweise  die  Meistbegünstigungsklausel  eingef&gt,  wodurch  ihm  alles, 
was  den  Kurfürsten  bewilligt  wurde,  ebenfalls  zu  gute  kam. 

»*•  GB.  c.  24. 

*^  Die  österreichische  Fälschung  wollte  auch  hier  nicht  nachstehen.  Vgl.  Bbbcb- 
TOLD,  Landeshoheit  Österreichs  136  f. 

»♦  Vgl.  S.  411. 

»  Vgl.  S.  895,  542.     Reichsurteile  von  1174.  1281,  1288  (MG.  Leg.  II.  145,  426. 
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den  Kurfürsten  derartige  Erwerbungen  freigegeben  hatte  ^,  war  auch  die 
Politik  der  übrigen  Fürsten  auf  die  Erlangung  der  gleichen  Befugnis  ge- 
richtet'^, doch  wurde  die  völlige  Beseitigung  der  Außenlehen,  d.  h.  der  unter 
fremden  Lehnsherren  stehenden  Enklaven,  schwerlich  irgendwo  erreicht'®. 

Eine  Lebensfrage  für  sämtliche  Territorien  bildete  die  Überwindung 
der  eigenen  Yassallen.  Solange  die  Fürsten  bloße  Obergrafen  waren, 
lagen  die  landesherrlichen  Bechte,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Potenz, 
in  den  Händen  der  von  ihnen  belehnten  Grafen;  solange  diese  nicht  zur 
Unterwerfung  gebracht  oder  ganz  beseitigt  waren,  konnte  das  fürstliche 
Territorium  nicht  als  eine  staatliche  Einheit  betrachtet  werden.  In  gün- 
stigerer Lage  waren  von  vornherein  nur  die  Markgrafen,  die  ihre  Länder 
nicht  durch  Yassallen,  sondern  durch  Beamte  verwalteten'^.  Zwar  wurde 
es  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  den  Marken  mehr  und  mehr  üblich,  die 
Ämter  zu  Lehn  zu  geben,  der  Gefahr  einer  Rückbildung  wurde  aber  da- 
durch vorgebeugt,  daß  man  sich  hierbei  auf  den  einheimischen  Adel  be- 
schränkte, der  ohne  Ausnahme  dem  Stande  der  Ministerialen  angehörte 
und  sich  in  einer  persönlichen  Abhängigkeit  befand,  die  ihn  dem  Fürsten 
gegenüber  bei  weitem  nicht  so  widerstandsfähig  erscheinen  ließ,  wie  dies 
bei  den  edeln  Geschlechtern  im  inneren  Reiche  der  Fall  war*^.  War  es 
doch  schon  ein  entschiedener  Fortschritt,  daß  man  in  den  übrigen  Terri- 
torien bei  dem  Aussterben  altgräflicher  Häuser  mehr  und  mehr  zur 
Belehnung  von  Ministerialgrafen  überging**.  Seit  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  war  aber  das  Streben  überall  auf  völlige  Beseitigung 
der  Lehngrafen  gerichtet.  Da  das  deutsche  Lehnrecht  nur  ein  Descen- 
dentenerbrecht  kannte  (S.  397  f.),  so  war  jenes  Ziel  im  14.  Jahrhundert 
fast  überall  erreicht,  die  belehnten  Grafen  hatten  angestellten  Landrich- 
tern, Vögten  oder  Amtmännern  den  Platz  geräumt.  Wenn  sich  daneben  in 
engeren  Kreisen  feudale  oder  patrimoniale  Gerichte  erhielten,  so  vermochten 
dieselben,  auch  wo  sie,  wie  in  der  Mark  Brandenburg  mt  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts,  in  Massen  vorhanden  waren,  der  fürstlichen 
Landesgewalt  doch  nur  geringen  Abbruch  zu  thun,  da  sie  nicht  wie  die 
Grafschaften  zu  Krystallisationspunkten  für  die  Ausbildung  einer  neuen 
Landesherrschaft  geeignet  waren. 

Nächst  der  Einziehung  heimgefallener  Lehen  war  die  oberstrichter- 

442;  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  67,  68,  14).  Exemtionen  erteilten  die  Fürsten 
schon  seit  Friedrich  II.  auf  eigene  Hand.    Vgl.  S.  543,  N.  93. 

"  Vgl.  GB.  c.  10,  §§  2,  8.  Der  bisherige  Bechtszustand  der  kurfürstlichen  Er- 
werbungen sollte  unverändert  bleiben,  die  Privilegien  der  kurfürstlichen  Ijande  wurden 
also  nicht  auf  dieselben  ausgedehnt. 

^'  Über  die  dahin  gehende  Bestimmung  des  österreichischen  Privil.  maius  vgl. 
Bbschtold,  Landeshoheit  Österreichs  97  ff. 

*•  Innerhalb  der  österreichischen  Grenzen  sollte  es  nach  dem  Priv.  maius  keinen 
andern  Lehnsherrn  als  den  Herzog  geben. 

»•  Vgl.  S.  551-556. 

^^  Gleichwohl  haben  die  ersten  Hohenzollem  in  der  Mark  Brandenburg  schwer 
genug  kämpfen  müssen,  um  die  staatsfeindliche  Macht  des  Lehnsadels  zu  brechen. 

«»  Vgl.  S.  429,  477,  N.  7. 


582  Das  llittelalter. 

liehe  Stellung  der  Fürsten  in  ihren  Territorien  ein  Hauptmittel  der  Kon- 
zentration. Ursprünglich  hatten  nur  die  Herzöge  und  Markgrafen  eine 
solche  Stellung  eingenommen,  während  der  Rechtszug  von  den  Grafen- 
gerichten  im  übrigen  nicht  an  die  Obergrafen,  sondern  unmittelbar  an 
das  Reich  gegangen  war.  Durch  die  Beseitigung  der  Lehngrafen  trat 
darin  von  selbst  eine  Änderung  ein,  die  angestellten  Richter  erschienen  nur 
als  Stellvertreter  des  Fürsten,  dieser  war  also  naturgemäß  der  oberste 
Richter  seines  Landes.  Daß  die  herzoglichen  und  markgräflichen  Hof- 
gerichte dabei  vielfach  als  Vorbilder  gedient  haben  mögen,  wird  man 
nicht  in  Abrede  stellen. 

Die  Organisation  der  Hofamter  an  den  fürstlichen  Höfen  war  der- 
jenigen des  Königshofes  durchaus  nachgebildet**,  auch  darin,  daß  es  ent- 
sprechend den  Erzämtern  des  Reiches  später  in  den  Territorien  ebenfalls 
Erbhofamter  gab,  die  bloße  Ehrenämter  waren  und  nur  bei  besonders 
feierlichen  Gelegenheiten  in  Funktion  traten,  während  die  tägliche  Leitung 
der  Dienste  in  den  Händen  von  Unterhofbeamten  lag.  Die  Erbämter  an 
den  herzoglichen  und  bischöflichen  Höfen  waren  vielfach  an  Fürsten  ver- 
liehen, sonst  waren  die  Träger  der  Hofömter  Edle  oder  vornehmere  Mini- 
sterialen. Die  Dienste  selbst  wurden  von  den  zu  den  einzelnen  Ämtern 
geborenen  Ministerialen  versehen.  Die  vier  alten  Hofbeamten,  Marschall, 
Truchseß  oder  Küchenmeister,  Kämmerer  oder  Kammermeister  und  Schenk, 
fehlten  an  keinem  Fürstenhofe®*,  während  die  Höfe  der  geringeren  Landes- 
herren wesentlich  einfacher  bestellt  waren.  Das  Amt  des  Marschalls  hatte 
unter  dem  Einfluß  der  veränderten  Heeresverfassung  eine  beträchtliche 
Erweiterung  erfahren,  indem  der  Marschall  gewissermaßen  zum  Kriegs- 
minister und  zugleich  zum  Haupt  des  Lehnsadels  geworden  war  und  die 
Disziplinargerichtsbarkeit,  zuweüen  auch  eine  gewisse  Civilgerichtsbarkeit, 
über  die  gesamte  Ritterschaft  ausübte.  Später  führte  die  Doppelstellung 
des  Marschalls  in  einigen  Ländern,  z.  B.  Österreich,  zu  der  Trennung  des 
Amtes  in   ein  Hofmarschall-   und   ein  Landmarschallamt**.    Als  Haupt 


"  Vgl.  Maueeb,  Pronhöfe  II.  220  ff.,  261—304,  340  ff.,  362  ff.  Nitzsch,  MIdi- 
sterialität  und  Bürgertum  238  f.  FObth,  Ministerialen  188—215,  231  ff.  Isaaobohm, 
(leschichte  des  preußischen  Beamtentums  I.  4 — 28.  Bornhak,  Geschichte  des  preußi- 
schen Yerwaltungsrechts  I.  57  ff.,  169  f.  Riezleb,  Geschichte  Bayerns  IL  171,  580. 
I^^NSDOBFF,  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln  16,  24,  63.  Lamfbbcht,  WirtBchafts- 
lehen  I.  823,  1426  ff.    Walter,  RG.  §§  284  f.    Waitz,  VII.  811  ff. 

^'  In  den  geistlichen  Fürstentümern  war  das  Amt  des  Kämmerers  ursprünglich 
regelmäßig  in  den  Händen  eines  Geistlichen.  Seit  der  stauüschen  Zeit  waren  die  vier 
Ämter  dagegen  durchweg  erblich  verliehen,  während  die  übrigen  Hofamter  durch 
widerruflich  angestellte  Beamte  verwaltet  wurden.  Vgl.  Fbankliit,  Sent.  cur.  reg. 
Nr.  129—137. 

^*  Vgl.  LusoHiN,  Gesch.  d.  Gerichtswesens  Österreichs  82  ff.  In  Holstein  nahm 
der  Overbode,  in  Ostfalen  der  Schultheiß  als  Haupt  des  Adels  und  als  Bannerträger 
(signifer)  bis  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  eine  Stellung  ein,  die  der  des  Marschalls 
in  mancher  Beziehung  entsprach,  er  war  aber  Landes-,  nicht  Hofbeamter.  Vgl. 
S.  546  und  meine  daselbst  angeführte  Abhandlung. 
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des  gesamten  Hofpersonals,  vielfach  zugleich  als  oberster  Minister  und 
Stellvertreter  des  Landesherm  in  der  gesamten  Begierung,  erscheint  seit 
dem  13.  Jahrhundert  der  Hofmeister,  der  insoweit  Hof-  und  Landes- 
beamter  (Landhofmeister)  in  einer  Person  war®*.  Der  Kanzler  (Proto- 
notar,  oberste  Schreiber)  gehörte  bis  zum  15.  Jahrhundert  stets  dem 
geistlichen  Stande  an;  im  Rate  des  Fürsten  und  in  allen  Begierungs- 
angelegenheiten nahm  er  neben  Hofmeister  und  Marschall  die  erste  Stelle 
ein**.  Außer  den  Genannten  gab  es  noch  andere  höhere  Hofbeamte  von 
mehr  oder  weniger  unbestimmter  Stellung,  wie  die  „Hofreiter''  und  den 
„Ministerial",  die  je  nach  Bedürfnis  zu  den  verschiedensten  Auftragen 
verwendet  wurden.  Der  „Hofrat^*  oder  „hrimliche  Bat"  umfaßte  die  ver- 
schiedenen Hofbeamten  und  wen  der  Fürst  sonst  seines  Vertrauens  wür- 
digte; den  Charakter  eines  geschlossenen  Begierungskollegiums  (Kammer), 
das  zugleich  neben  dem  fürstlichen  Hofgericht  oder  statt  desselben  als 
Kanmiergericht  dienen  konnte,  haben  die  Hofräte  nicht  vor  dem  15.  Jahr- 
hundert angenonunen®^. 

Die  allgemeine  Landesorganisatiou  schloß  sich  an  die  Gerichtsorgani- 
sation an,  da  die  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  den  Territorien 
ebenso  fremd  war  wie  dem  Beiche.  Jeder  Beamte  war  zugleich  Gerichts-, 
Verwaltungs-,  Polizei-,  Finanz-  und  Militarbeamter.  Durch  die  Einziehung 
der  Untergrafschaften®®  war  die  letzte  Erinnerung  an  die  alte  Gau-  und 
Grafschaftsverfassung  gefallen.  Als  Verwaltungssprengel  traten  nunmehr 
überall  die  Bezirke  der  niederen  Landgerichte  (Ämter,  Vogteien,  Pflegen) 
an    die   Stelle   der   Grafschaften®*.      Der  Amtmann   (Landrichter.   Vogt, 


^^  Vgl.  Sreligkb,  Hofmeisteramt  6  ff.,  34—57.  Maubbb,  a.  a.  O.  226,  230  ff., 
265.  Lampbbcbt,  a.  a.  O.  1435  ff.  In  der  Mark  Brandenburg  warde  das  Hofmeister- 
amt  unter  den  Hohenzollem  wieder  auf  die  reinen  Hofangelegenheiten  beschrankt, 
während  es  unter  den  Wittelsbachem  auch  in  allen  Landesangelegenheiten  die  erste 
^>telle  eiünahm.    Vgl.  Isaacsohk,  a.  a.  O.  7  f. 

^  Vgl.  Maübbb,  a.  a.  O.  2  20  ff.  Bibzlbb,  a.  a.  O.  174,  532.  liAMPBEOHT,  a.  a.  O. 
1432  ff.,  1441  ff.    IsAAOSomr,  a.  a.  O.  16  f. 

•'  Vgl.  S.  558.  BIaubeb,  a.  a.  O.  239  f.  Bibzlbb,  a.  a.  O.  174,  508  f.  Bobhhak, 
a.  a.  O.  190.  Isaacsohk,  a.  a.  O.  28  ff.  Kuhns,  Gerichtsverfassung  der  Mark  Branden- 
burg I.  230  ff.    LusoHiN,  a.  a.  O.  98  f.     Lampbbcht,  a.  a.  O.  1438  ff. 

^  Die  Einziehung  und  Zerschlagung  der  Untergrafschaften  (S.  581)  war  erst 
möglich  geworden,  seit  das  Reich  kein  Gewicht  mehr  darauf  legte,  daß  keine  Graf- 
schaft länger  als  Jahr  und  Tag  unverliehen  blieb  (vgl.  S.  543).  Figkbb,  Entstehnngs- 
zeit  des,  Sachsenspiegels  130  f.,  vermutet  dies  schon  in  der  Bestimmung  des  Statutum 
i.  fav.  princ.  angedeutet,  daß  jeder  Fürst  iurisdicHanibus ,  comitatibus^  centig ^  sive 
liberis  vel  feodcUU,  utatur  quiete  secundum  ierre  nte  consuetudinem  approbatam. 

^^  Vgl.  S.  557  f.  IsAACsoHN,  a.  a.  O.  36  ff.  Kuhns,  a.  a.  O.  I.  101  ff.  Ribzleb, 
a.  a.  0.  178  f.,  529.  Wo  der  Landesherr  die  Vogtei  über  kirchliche  Stifter  besaß, 
wurde  der  Vogteisprengel  ebenfalls  als  ein  landesherrliches  Amt  (Pflege)  behandelt. 
Die  Stifter  suchten  derartigen  Mediatisierungen  durch  den  Erwerb  von  Entvogtungs- 
Privilegien  möglichst  zu  begegnen.  Umgekehrt  wurden  die  Ämter  vielfach  durch 
neue  Exemtionen  so  zerstückelt,  daß  sie  mit  benachbarten  Ämtern  vereinigt  werden 
mußten  oder  als  bloße  Domänenämter  fortdauerten.  In  dieser  Weise  sind  namentlich 
viele  brandenburgische  Vogteien  zu  Domänenämtern  fBurg-  oder  Schloßhauptmann- 
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Pfleger,  Gograf,  Zentgraf.  ScholUieiß)  hatte  in  seinem  Sprengel  alle  oben 
erwähnten  Funktionen  des  Beamten  zu  Tersehen.  Unter  ihm  standen  die 
Kastner  oder  Amtsschreiber,  die  Zöllner  oder  Zollschreiber  (hänfig  Pfaner 
oder  Schalmeister),  die  Fronboten  oder  Schergen,  Ton  den  einzutreibenden 
Beden  auch  bedelli  genannt '^  In  der  Mark  Brandenburg  führte  der 
Fronbote  den  Titel  Landreiter '^  Zuweilen  fanden  sich  in  einem  Land- 
gericht mehrere  Fronboten,  jeder  für  einen  besondem  Bezirk,  der  in 
Baiem  Schergenamt,  in  der  Mark  Brandenburg  Beritt  genannt  wurde. 
Unterbeamte  der  Landrichter  waren  auch  die  Dorfiscfaulzen,  soweit  die- 
selben nicht  mit  den  Fronboten  zusammenfielen  oder  zu  patrimonialen 
Beamten  geworden  waren  ^^  Die  Amtleute  gehörten  r^^elmäßig  dem  Ritler- 
stande an.  Sie  wurden  auf  Widerruf  angestellt,  doch  kam  es  nicht  selten 
vor  (namentlich  in  der  Mark  Brandenburg  im  14.  Jahrhundert),  daiß  das 
Amt  mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundenen  Bezüge  in  Pfandbesitz 
gegeben  wurde,  so  daß  der  Amtmann  bis  zur  Einlösung  ein  privates 
Recht  auf  sein  Amt  hatte '^. 

Stellvertreter  des  Landesherm,  namentlich  in  betreff  der  (zerichti;- 
und  Finanzverwaltung,  waren  die  anfangs  nur  in  den  geistlichen  Fürsten- 
tümern, dann  aber  in  Süddeutschland  ziemlich  allgemein  eingeführten 
vicedomini  (oeconomi)  oder  Viztume^*.  Ursprünglich  waren  sie  meistens 
dem  ganzen  Lande  vorgesetzt,  so  .daß  sie  den  Hofmeister  beiseite  schoben, 
später  wurde  es  üblich,  die  größeren  Territorien  in  mehrere  Statthaltereien 
oder  Yiztumsämter  unter  je  einem  Viztum  einzuteilen.  In  der  Mark 
Brandenburg  entsprachen  dem  seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  die  fünf 
Landvogteien  (Altmark,  Priegnitz,  Mittelmark,  Neumark,  Uckermark)  unter 
je  einem  aus  den  angesehensten  Grundbesitzern  der  Provinz  entnommenen 
Landvogt  oder  Landeshauptmann  (capitaneus) ,  der  zugleich  der  bedeu- 
t(^ndsten  Vogtei  seiner  Provinz  als  Vogt  vorgesetzt  zu  sein  pflegte,  während 
er  im  übrigen  nur  die  Oberaufsicht  zu  führen  hatte  ^*. 

Schäften)  geworden,  bis  gegen  Ende  des  Mittelalters  die  ganze  Vogtei  verfiusnng  ver- 
fiel.   Vgl.  IsAACSOHK,  a.  a.  O.  43. 

'('  Während  .die  Bezeichnung  der  Universitätspedelle  auf  bedellus  zurfickgehu 
ist  die  heute  nar  noch  scherzweise  gebrauchte  Bezeichnung  „Pudel"  von  hndtütu 
(Büttel)  abgeleitet. 

'*  Vgl.  IsAAOSOHir,  a.  a.  O.  78  if.    Borhuak,  a.  a.  0.  196  f. 

'-  Vgl.  S.  559.  In  der  Mark  Brandenburg  bestanden  landesherrliche  Sohohiaeten 
schließlich  nur  noch  auf  den  Domänen  und  einigen  wenigen  Immediatdörfem. 

^'  Vgl.  IsAAcsoHK,  a.  a.  O.  48  f.  Anualen  d.  hist.  Ver.  f.  d.  Xiederrhein  XXH'. 
1.^9  ff. 

'*  Vgl.  Waitz,  VII.  312  ff.  Mauber.  a.  a.  ().  IL  233  ff.  Ribzlbb,  a.  a.  0.  172  f. 
Lampbecht,  a.  a.  O.  I.  733  ff.,  824,  1435  f. 

'*  Vgl.  IsAACSOHN,  a.  a.  O.  41  f.,  93  ff.,  125  ff.  Bobnhak,  a.  a.  O.  154  ff.  Kühms, 
a.  a.  ().  1.  153  ff.  Zum  Teil  kommen  die  Landvögte  schon  im  14.  Jahrhundert  vor, 
doch  war  das  Bedürfnis  besonderer  Aufsichtsbeamten  für  die  Vögte  weniger  dringend, 
solange  die  Markgrafen  das  Land  nicht  von  festen  Residenzen  aus  regierten,  sondern 
sich  abwechselnd  auf  ihren  über  das  ganze  Land  zerstreuten  Burgen  aufhielten  und 
so  in  alter  Weise  das  liand  persönlich  bereisend  die  Regierung  führten.    Vgl.  Maubbb. 
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Von  der  größten  Bedeutung  für  die  Territorialverfassuug  war  die 
Ausbildung  der  Landstande ,  weil  sie  die  Einheit  des  Staates,  zumal  in 
Angelegenheiten  der  Besteuerung,  der  Gesetzgebung  und  der  Beohtspfiege, 
ganz  besonders  beförderten  und  zugleich,  wenn  auch  zunächst  im  Oe- 
wände  des  Feudalwevsens,  die  beschrankte  Monarchie  des  modernen  Staates 
vorbereiteten^®. 

Das  Recht,  die  gesamten  Großen  ihrer  Provinz,  geistlichen  und  welt- 
lichen Standes,  zu  Hof-  und  Landtagen  zu  entbieten,  übten  schon  die 
Stammesherzöge  aus^^.  An  einen  Zusammenhang  mit  den  Landtagen 
der  Stammesherzöge  des  frankischen  Reiches  (S.  Vö2)  ist  dabei  nicht  zu 
denken,  wohl  aber  sind  jene  Landtage  teils  als  die  unmittelbare  Fort- 
setzung der  von  den  Königsboten  abgehaltenen  Beamtentage  (S.  134),  teils 
als  Landfriedensversammlungen  zu  betrachten.  Wie  diese  hatten  sie  die 
Fürsorge  für  den  Landfrieden  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  anzusehen, 
daran  knüpfte  sich  die  Ausübung  einer  gewissen  Gerichtsbarkeit,  die  sich 
bald  zur  höchsten  Gerichtsbarkeit  der  Provinz  erweiterte,  die  Beschluß- 
fassung über  Geldbeiträge  und  sonstige  Landesleistungen  zu  Landfrie- 
denszwecken, endlich  die  Thätigkeit  einer  gesetzgebenden  Versammlung, 
anfangs    auf    Landfriedensangelegenheiten    beschränkt ,    dann     darüber 

a.  a.  0.  136  ff.,  156  ff.  Das  Amt  der  Landeshauptleute  war  ursprünglich  ein  Ehren- 
amt, nur  Ersatz  ihrer  Auslagen  und  Schäden  wurde  ihnen  gegen  jährliche  Rech- 
nungslegung gewährt.  Erst  im  Jjaufe  des  15.  Jahrhunderts  wurde  eine  feste  Be- 
soldung eingeführt.  Unter  den  Landeshauptleuten  standen  die  Heidereiter  (die  späteren 
<  ^herförster)  mit  ihren  Holz-  oder  Heideknechten  (den  Förstern),  zeitweise  auch  be- 
sondere Jägermeister  för  die  sonst  mit  der  Forstverwaltung  verbundenen  markgräf- 
lichen Jagden.  Vgl.  Isaacsohk,  a.  a.  0.  182—188.  Zur  Begleitung  der  unter  landes- 
herrlichem Geleite  Reisenden  waren  den  Landeshauptleuten  Geleitsmänner  untergeben. 
Vgl.  ebd.  151  ff. 

'•  Vgl.  Waitz,  VU.  309  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  11.  466  ff.  HI.  223  ff.  Walter, 
RG.  I.  389  ff.  Schulte,  RG.  §  77.  Ungbr,  Geschichte  der  deutschen  Landstände, 
1844.  K.  Maüreb»  bei  Blüntschli  und  Bba TER,  Staatswörterbuch  VL  251  ff.  Gierkb, 
Genossenschaftsrecht  I.  584  ff.  Hbuslbr,  Stadtverfassung  168  ff.  Fürth,  Ministerialen 
157  —  166.  RooKTNGSR,  in  der  Einleitung  zu  Lerohbnfeld,  Die  altbairischen  land- 
ständischen Freibriefe,  1858.  Ribzler,  Geschichte  Bayerns  I.  374  f.,  730  f.  11.  10  ff., 
167  f.,  507  ff.  Hegel,  Geschichte  der  mecklenburgischen  Landstände,  1856.  Falck, 
Schlesw.  holst.  Privatrecht  11.  204  ff.,  218  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg  IL  78  ff.. 
112  f.  Kuhns,  Gerichtsverfassung  der  Mark  Brandenburg  H.  334  ff.  Siegel,  in  den 
Sitz.-Ber.  der  Wiener  Akademie  CIL  (1882)  S.  251  ff.  Lüschin,  Die  steirischen  Ijand- 
handfesten,  i.  d.  Beiträgen  z.  Kunde  Steiermark.  Geschichtsquellen  IX.  Friess,  Herzog 
Albrecht  I.  und  die  Dienstherren  von  Österreich,  i.  d.  Festschrift  der  Wiener  histor. 
Vereine  zur  600jährigen  Gedenkfeier  der  Belehn ung  des  Hauses  Habsburg,  1882. 
Jäger,  Geschichte  der  landständischen  Verfassung  Tirols,  1881  —  1882.  Bodmakn, 
Rheing.  Altertümer  493  ff.  Schuh,  Stellung  des  Kapitels  und  der  Laienbevölkemng 
zu  den  Wahlen  und  der  Verwaltungsthätigkeit  der  Magdeburger  Erzbischöfe,  i.  d. 
Histor.  Aufsätzen  z.  Andenken  an  Waitz,  889  ff.  v.  Below,  Die  landständische  Ver- 
fassung in  Jalich  und  Berg,  1885—1886.  Wohlwill,  Anfänge  der  landständischen 
Verfassung  im  Bistum  Lüttich,  1867.  Tomaschek,  Recht  u.  Verfassung  der  Mark- 
grafschaft  Mähren  im  15.  Jahrhundert,  79  f. 

"  Vgl.  S.  537,  574.     Graürrt,  a.  a.  O.  11  ff. 
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hinansgreifend,  die  ProvinzialgesetzgebuDg  überhaupt  umfassend.  Mit  der 
Auflösung  der  Stammesherzogtümer  hörten  die  Provinziallandtage  im  alten 
Sinne  auf,  sie  setzten  sich  aber  in  beschrankterer  Weise  in  den  Territorial- 
herzogtümem  fort,  nur  daß  die  in  keiner  territorialen  Abhängigkeit  von 
dem  Herzog  stehenden  Großen  ausschieden^^.  Hatten  früher  alle  geist- 
lichen und  weltlichen  Fürsten,  Prälaten,  Grafen,  Edelherren  und  Mini- 
sterialen den  Landtag  des  Herzogs  besucht,  so  fanden  sich  jetzt  im  wesent- 
lichen nur  die  vier  letztgenannten  Kategorien  ein,  die  Fürsten  nur,  so- 
weit sie  innerhalb  des  Herzogtums  noch  Städte  oder  Burgen  besaßenT*. 

In  derselben  Weise  wie  in  den  Herzogtümem  gab  es  wohl  auch  in 
den  Markgrafschaften  von  jeher  allgemeine  fiotdinge  zu  Landiriedens- 
zwecken,  die  sich  dann  ebenso  zti  wahren  Landtagen  entwickelten.  Unter 
den  übrigen  Laienfürsten  besaßen  anfangs  nur  die  Landgrafen  das  gleiche 
Recht  (S.  537),  während  in  den  geistlichen  Fürstentümern  die  £[apit«l 
mit  der  übrigen  höheren  Geistlichkeit  und  den  Stiftsministerialen  seit 
dem  Wormser  Konkordat  das  Recht  der  Fürstenwahl  ausübten  (S.  482), 
ein  Recht,  das  sich  im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  zu  einem  Mitwirkungs- 
recht bei  Revindikationen  von  Stiftsgütern,  die  der  Vorgänger  veräußert 
hatte,  und  schließlich  zu  einem  Zustimmungsrecht  bei  derartigen  Ver- 
äußerungen erweitern  mußte.  Daß  dann  mit  der  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit auch  die  übrigen  Fürsten  das  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die 
Großen  ihres  Landes,  unabhängig  von  der  etwaigen  Lehnspflicht,  zu  Land- 
tagen zu  entbieten,  war  nur  eine  Konsequenz  der  gesamten  voraufgegan- 
genen Entwickelung,  die  einen  Übergang  der  früheren  herzoglichen  Rechte 
auf  die  Reichsfürsten  bedeutete®*^. 

Gegenüber  dem  Recht  der  Fürsten,  die  ihren  Territorien  durch  Wohn- 
sitz oder  herrschaftlichen  Grundbesitz  angehörende  höhere  Geistlichkeit 
(namentlich  die  Vorstände  der  Klöster  und  KoUegiatstifter)  samt  den 
Grafen,  Edelherren  und  Ministerialen  zu  ihren  Landtagen  zu  entbieten, 
entwickelte  sich  allmählich,  ganz  wie  im  Reiche,  das  Recht  dieser  Stände, 
bei  allen  wichtigeren  Landesangelegenheiten  befragt  zu  werden,  sie  wurden 
zu  Landständen.  Wenn  es  sich  dabei  zunächst  nur  um  eine  beratende 
Stellung  handelte,  so  wurde  doch  in  einer  Reihe  von  Fällen,  namentlich 
bei  jeder  neuen  Belastung  des  Landes,  bei  Verfugungen  über  Teile  des 
Landes  oder  des  Landesvermogens,  bei  Akten  der  Landesgesetzgebung, 
sowie  bei  Successioiisfragen  in  betreff  des  landesherrlichen  Hauses,  den 
Ständen  wiederholt  ein  wirkliches  Zustimmungsrecht  zugesprochen  ®^ 

"  Vgl.  EiBZLM,  Gesch.  Bayerns  II.  10  ff.,  507. 

'*  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  139.  Bloß  ländlicher  Grundbesitz  kam  für  den  Land- 
frieden und  darum  auch  flir  die  Landtage  weniger  in  Betracht. 

'^  Die  in  der  vorigen  Anmerkung  angefahrte  Schwabenspiegelstelle  betrachtet 
das  Recht,  Hof  zu  gebieten,  noch  nicht  als  ein  solches,  das  allen  Fürsten  gleich- 
mäßig zustand.  Ober  die  besondere  Tendenz  des  Bechtsbuches  in  dieser  Beziehung 
vgl.  FicKBB,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LXXVII.  854  ff. 

»»  VgL  FüBTH,  a.  a.  <>.  162  ff.  MG.  Leg.  IT.  227,  248,  250.  254,  373,  412.  Reichs- 
urteil  von    1231  (ebd.  288):    uf  neque  pHnripes  ueque  atii  qvUibet  constituiümes  rei 
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Ursprünglich  setzten  sich  die  Landtage  nur  aus  der  höheren  Geist- 
lichkeit, den  Orafen  und  Herren  und  den  Ministerialen  zusammen.  Mit 
der  vollen  Ausbildung  des  Städtewesens  gelangten  auch  die  Städte  zur 
Anerkennung  ihrer  Landstandschaft,  während  die  Reichsstädte  die  Reichs- 
standschaft noch  entbehren  mußten  ^^.  Die  eigenen  Ritter  oder  einfachen 
„Edelleute"  erlangten  den  Zutritt  nicht  vor  dem  14.  Jahrhundert®'.  Die 
bäuerlichen  Gemeinden  waren,  von  wenigen  vereinzelten  Ausnahmen  ab- 
gesehen, von  der  Teilnahme  ausgeschlossen. 

Gehoben  wurde  die  Macht  der  Stände  teils  durch  das  Einungswesen, 
teils  durch  das  immer  wiederkehrende  Geldbedürfnis  der  Landesherren. 
Das  Einungswesen  wai*  namentlich  von  der  größten  Bedeutung  für  Ritter- 
schaft und  Städte,  deren  eidgenössische  Bünde  von  der  Reichsgesetzgebung 
unter  den  Hohenstaufen  ohne  Erfolg  bekämpft  wurden®*.  Indem  die  so 
Verbundenen  in  allen  ständischen  Fragen  fest  zusammenhielten,  wußten 
sie  die  Geldnot  der  Fürsten,  zum  Teil  auch  politische  Wirren,  wie  sie 
z-  B.  während  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  in  Österreich 
herrschten,  klug  zu  benutzen. 

Die  regelmäßigen  Landeslasten,  wie  der  Grafenschatz,  die  Lieferungen 
für  Zwecke  des  Heeres  (namentlich  die  sogenannten  Heerwagen),  das 
Burgwerk  und  die  Verpflichtung,  dem  Fürsten  mit  seinem  Gefolge  und 
den  Beamten  erforderlichenfalls  Herberge  und  Unterhalt  zu  gewähren, 
reichten  trotz  den  von  der  Krone  auf  die  Fürsten  übergegangenen  nutz- 
baren Hoheitsrechten  zur  Bestreitung  der  landesherrlichen  Bedürfnisse 
nicht  aus.  Zu  den  regelmäßig  gewordenen  ordentlichen  Beden,  die  nur 
auf  den  Städten  und  dem  bäuerlichen  Grundbesitz  lasteten,  gesellten  sich 
wiederholte  Notbeden,  bei  denen  die  Stände  das  Bedürfnis  zu  prüfen  und 
die  Bewilligung  auszusprechen  hatten®*.  Unter  Umständen  wurden  auch 
solche  Notbeden,  wenn  das  Bedürfnis  ein  wiederkehrendes  war,  als  regel- 
mäßiger Zuschlag  zu  den  ordentlichen  Beden  angenommen,  in  dringenden 
Fällen  auch  wohl  von  der  sonst  befreiten  Ritterschaft  mitübernommen 
(wie  z.  B.  die  brandenburgische  Lehnbede).    Jede  neue  Steuerbewilligung 


nova  iura  facere  po$sint,  nin  meliorum  et  mai&rum  terre  consenstts  primiiu»  habetthir, 
Landfriede  Rudolfs  I.  von  1287,  §  44  (ebd.  452):  Swaz  ouch  die  furste  oder  die  lant- 
herren  in  irme  lande  mit  der  herren  rate  sezzeut  und  maehent  disem  lantfriden  zu 
beifzerunge  und  zu  vestenunge,  daz  mugen  n  wol  tun,  und  damitte  brechen  si  des 
lantfridis  niht.  Ssp.  UI.  90,  §  8 :  Sene  mut  ok  nen  gebot,  noch  herberge,  noch  bede, 
noch  deneat,  noch  nen  recht  uppet  land  Betten,  it  ne  willekore  dat  land.  Über  Snc- 
cessionBangelegenheiteii  vgl.  Schulze,  Recht  der  Erstgebart  113  ff.,  122  ff.  Nach  der 
Gold.  Bnlle  von  1856,  c.  7,  §  5  hatten  die  böhmischen  Stftnde  von  alters  her  das 
Recht,  beim  Aussterben  ihres  Königshauses  einen  neuen  König  zu  wählen.  Über 
das  gleiche  Recht  der  schleswig-holsteinischen  Stände  Michblben,  i.  d.  Zeits^hr.  f. 
deutsch.  Recht  III.  84  ff. 

**  Vgl.  S.  492.  "  Vgl.  Zaluuoeb,  Ministeriales  und  milites  64. 

»*  Vgl.  MG.  Leg.  IL  264  (1224). 

"  Vgl.  S.  525  f.  und  die  Anm.  76  verzeichnete  Litteratur.  Waitz,  Vm.  894  ff. 
BoBVHAK,  a.  a.  O.  99  ff.,  218  ff.  Riedel,  a.  a.  O.  IL  108  ff.  Riezlbb,  Qesch.  Bayerns  IL 
507  ff.    Baasch,  Die  Steuer  im  Herzogtum  Baiem,  Marburg.  Inaug.-Diss.  1888. 
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aber  wurde  benutzt,  um  weitere  standische  Freiheiten  zu  erwerben,  unter 
denen  die  vielfach  ausdrücklich  zugestandene  Befugnis  der  Stande ,  von 
dem  das  Landesrecht  verletzenden  Herrn  ohne  weiteres  abzufallen  oder  gar 
ihm  mit  Oewalt  zu  widerstehen,  den  Gipfelpunkt  der  standischen  Macht 
bezeichnete. 

Iii  einigen  Territorien,  z.  B.  in  der  Mark  Brandenburg,  gab  es  neben 
den  allgemeinen  Landtagen  auch  Provinziallandtage,  die  vornehmlich  zur 
Beratung  der  höheren  Provinzialbeamten  dienten  ^^. 

§  51.  Die  Städte'.  Unter  Städten  sind  befestigte,  mit  Marktrecht 
Immunität  und  korporativer  Selbstverwaltung  ausgestattete  Orte  zu  ver- 
stehen.   Die  deutschen  wie  die  französischen  Städte  sind  eine  Schupfung 


"  Vgl.  IflAACSOHN,  a.  a.  O.  110  ff. 
*  Vgl.  Arnold,  Yerfassangsgeschichte  der  deutschen  Freistadte,  I.  II.  1854; 
NiTzscH,  Ministerialitat  tind  Bürgertnm,  1859.  6.  L.  v.  Maüreb,  Geschichte  der 
StadteverfasBung  in  Deutschland,  L— IV.  1869—1871.  Hbobl,  Geschichte  der  Stidte- 
verfassnng  von  Italien  II.  (1847)  879—465;  Historische  Zeitschr.  XXIV.  1—21. 
Hbublbb,  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung,  1872.  v.  Bblow,  Entstehung  der 
deutschen  Stadtverfassung,  Hist.  Zeitschr.  NF.  XXII.  XXIII. ;  Entstehung  der  deutschen 
StadtgeiAeinde.  1889.  Rathgbn,  Entstehung  der  Märkte  in  Deutschland,  Straßb. 
Inaug.-Diss.  1881.  Gaüpp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters  mit  rechtsgeschicht- 
lichen Erläuterungen,  I.  11.  1851—1852;  Über  deutsche  Städtegrundung,  Stadtver- 
fassung  und  Weichbild,  1824.  Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters,  I.— IV.  1826 
bis  1829.  V.  liANOizoLLB,  Grundzüge  der  Geschichte  des  deutschen  Städte wasens« 
1829.  WiLDA,  De  libertate  Bomana,  qua  urbes  Germaniae  ab  imperatoribus  sunt 
exomatae,  Hall.  Diss.  1831.  Eichhobn,  Ursprung  der  städtischen  Verfassung  in 
Deutschland,  i.  d.  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  I.  147  ff.  U.  165  ff.  Basthold.  Geschichte 
der  deutschen  Städte  und  des  deutschen  Bürgertums,  I.— IV.  1850—1858.  Lambbet. 
Ent Wickelung  der  deutschen  Städteverfassungen  im  Mittelalter,  I.  II.  1865.  Wautbbs, 
Les  libert^s  communales,  1878.  —  Waitz,  V.  350ff.  VH.  41  ff.,  374  ff.  VUI.  77 ff.,  282  ff. 
Götting.  gelehrte  Anzeig.  1854,  S.  41  ff.  Eichhobn,  St.-  u.  BG.  IL  76  ff.,  468  ff. 
m.  284  ff.  Walter,  BG.  §§  280-246,  297,  312,  623  f.  Zöfpl,  BG.  II*.  §  55. 
Schulte,  BG.  5.. Aufl.  §§  80,  81.  Sdbobl,  BG.  §§  19,  94.  Bbükfeb,  in  Holtzbk- 
doepf's  Encyklopädie  236  f.  Gibbkb,  Genossenschaftsrecht  I.  249—284.  ü.  578  ff. 
Planck,  Deutsch.  Gerichtsyerfahren  I.  21  ff.  Hökiqbb,  i.  d.  Jahrbüchern  f.  National- 
ökonomie n.  Statistik  XLII.  568  ff.  —  Genolbb,  Codex  iuris  municipalis  Germaniae 
medii  aevi,  1863;  Deutsche  Stadtrechtsaltertümer,  1863.  Libbe,  Die  kommunale  Be- 
deutung der  Kirchspiele  in  den  deutschen  Städten,  Berl.  Inaug.-Diss.  1885.  Bote 
VON  Sohbbckbnstbin,  Das  Patriciat  i.  d.  deutsch.  Städten,  1857.  Zbumbb,  Stadte- 
steuem  (s.  §  48,  N.  149).  v.  d.  Nahkeb,  Wehrverfassungen  der  deutsch.  Städte. 
Marburg.  Inaug.-Diss.  1888.  Osbnbbüggbv,  Die  Gastgerichte  (Studien  z.  deutsch,  u. 
schweizer.  BG.,  1868,  S.  19  ff.).  —  Vanoebkindbbe,  Notice  sur  Torigine  des  magistrats 
communaux  et  sur  Torganisation  de  la  Marke  dans  nos  contr^s,  Bulletin  de  Taca- 
demie  de  Belgique  XXXIII.  (1874)  286  ff.  Blok,  Eene  hoUandsche  stad  in  de  middel- 
eenwen,  1883.  Bichthofbn,  Untersuchungen  über  friesische  Bechtsgeschichte  1. 157  ff., 
173  ff.,  186  ff.  Wenzblbubgeb,  Geschichte  der  Niederlande  I.  (1879)  147  01  LövnraoK, 
Beiträge  zur  Verfassungsgeschichte  der  westHllischen  Beichsstiftsstädte,  1889.  Sbibbbtz, 
Landes-  u.  Bechtsgeschichte  Westfalens  III.  162  ff.  Falok,  Handbuch  des  schlesw.- 
holst  Privatrechts  I.  260  ff.  Biedbl,  Mark  Brandenburg  IL  289—357.  KOhks,  Ge- 
richtsverfassung der  Mark  Brandenburg  I.  175  ff.  IL  181—261.  Isaacsohiv.  Geschichte 
des  preuß.  Beamtentums  L  175  ff.,  196  ff.    Pobnhak,  Geschichte  des  preuß.  Verwal- 
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des  Mittelalters;  dem  fränkischen  Staatsrecht  waren  sie  ebenso  unbekannt 
wie  dem  altgermanischen,  ein  organischer  Zusammenhang  mit  dem  römi- 
schen Stadtewesen  hat  nicht  bestanden  (8.  124  f.).  Unstichhaltig  ist 
auch  die  Ableitung  der  Städteverfassung  aus  der  Fronhofrerfassung  und 


tungsrechts  I.  39  ff.,  139  if.  Zimmermann,  Versuch  einer  hbtor.  Entwickelnog  der  märki- 
schen Stadtverfassungen  1. 1887.  Fogk,  BügenBch-Pommersche  Geschichten,  II.  1862. 
Babon,  De  indiciomm  constitatione  in  veteris  Saxoniae  urbibus,  Berl.  Inang.-Diss. 
1855.  TzsoHOPPB  u.  Stbnzbl,  (Jrk.-Sanimliing  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der 
Städte  in  Schlesien  und  der  Oberlausits  (1882)  178—265.  Wuttkx,  Städtebach  des 
Landes  Posen,  1864.  Lamfbecht,  Wirtschaftsleben  I.  1342  ff.  Bdbzleb,  Geschichte 
Bayerns  I.  774  ff.  11.  196  ff.  Stalin,  Wirtemberg.  Geschichte  II.  661  ff.  Lüsohin 
VON  EBBNQBBUTHy  GcBchichte  des  älteren  Gerichtswesens  in  Österreich  199  ff.  Bau- 
MANN,  Geschichte  des  AUgäns  L  821  ff.  Zeitsohr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  XX.  1—60.  — 
Die  kaum  übersehbare  Speziallitteratar  über  die  Verfassung  einzelner  Städte  mag 
hier  in  alphabetischer  Reihenfolge  nach  den  Städten  kurz  znaammengestellt  werden. 
Aachen:  Haagbn,  1874.  Augsburg:  Fbensdobff,  i.  d.  Chroniken  der  deutschen 
Städte  IV.  pg.  XI ff.;  Bernbb,  in  GiBErfs  Untersuchungen  V.  1879.  Basel: 
Hbublbb,  1860.  Berlin:  Sbllo,  Mark.  Forschungen  XVI.  1—129.  XVII.  57  ff. 
Braun  schweig:  Dübbb,  1875;  HInbblmann,  i.  d.  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  VL 
pg.  xmff,  Bremen:  Donandt,  1830.  Breslau:  Mabkgbap  u.  Fbbnzbi.,  L  d.  Cod. 
dipl.  Siles.  XI.  1882.  Dortmund:  Fbbnsdobff,  1882  (Hansische  Gesch.-Quellen  HL). 
Elbing:  Töppbn,  1871—73.  Erfurt:  Lambbbt,  1868;  Michblsbn,  Jenaer Üniv.-Progr. 
1855-  Frankfurt  a.  M.:  Eülbb,  1872;  Archiv  f.  Prankf.  Gesch.  VIII.  162  ff.,  Mitteil, 
d.  Vereins  f.  Gesch.  z.  Frankf.  I.  277  ff.  Fiohabd,  1819;  Bömbb-BOcbnbb,  1855; 
Kbibok,  1871;  Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustände  im  Mittelalter,  1862;  Deutsches 
Bürgertum  im  Mittelalter,  1868;  BOchbb,  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  14.  15.  Jh., 
1886.  Freiburg  i.  Breisg.:  H.  Maubbb,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins,  NF. 
1.  170 ff.  Goslar:  Wolpstibo,  1885;  Weiland,  i.  d.  Hansisch.  Gesch.-Bl.  XIII.  8 ff. 
XIV.  11  ff.  GösoHBN,  Gosl.  Statuten,  1840.  Hamburg:  Lappbnbbbo,  Hamburg. 
Rechtsaltertümer  I.  (1845)  pg.  II  ff.;  Koppmann,  Kleine  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Stadt  H. 
U.  1868.  Hannover:  Fbbnsdobff,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  XI.  8 ff.  Hildesheim: 
Döbnbb,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  IX.  13  ff.  Höxter:  Wioand,  Denkwürdige  Beiträge 
(1858)  113 ff.  Iglau:  Tomaschek,  Deutsch.  Recht  in  Österreich,  1859.  Koblenz.. 
Bäb,  Der  Koblenzer  Mauerbau  (1888)  2—21.  Köln:  Ennbn,  1. 1863.  11.  1865;  Hbobl, 
i.  d.  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  XII.  pg.  Iff.  XIV.  pg.  Iff.;  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl. 
VII.  115  ff.;  HöNiOBB,  i.  d.  Westdeutsch.  Zeitschr,  IL;  Libsbgano,  Sondergemeinden 
Kölns,  1885;  Kbusb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  152 ff.  Landshut:  Rosbnthal, 
Beitr.  z.  deutsch.  Stadt-Rechtsgeschichte  I.  1883.  Lübeck:  Fbbnsdobff,  1861; 
Pauli,  Lüb.  Zustände  L  1847;  Wbhbmann,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  n.  93  ff.  XIIL  51  ff. 
Magfdebnrg:  Hagedobn,  1881.  Mainz:  Heokl,  i.  d.  Chroniken  d.  deutsch.  Städte 
XVm.  (1882),  2.  Abt.  8  ff.;  Bockbnheimbb,  1874.  Metz:  Klipffbl.  1867;  Döbing, 
Beiträge  z.  ältesten  Gesch.  d.  Bist.  Metz  (1886)  52 ff.  Mühlhausen  i.  Thür.: 
Stbphan,  1886.  München:  Wbhnbb,  1876.  Nürnberg:  Hbobl,  i.  d.  Chroniken  d. 
deutsch.  Städte  L  pg.  XIHff.  Osnabrück:  Stüvb.  i.  d.  Mitteil.  d.  bist.  Ver.  zu 
Osnabrück  VIII.  Regensburg:  Gfböbbb,  i.  d.  Verh.  d.  bist.  Ver.  f.  Oberpfalz  u. 
Regensburg  XXXVIL  1888.  Rostock:  Koppmann,  1887.  Siegburg:  Dobnbubch, 
i.  d.  Annal.  d.  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  XXHL  60  ff.  Speier:  Raü.  1844—45; 
Habstbb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  XXXVIU.  XLII.  Straßburg:  Hbgbl, 
i.  d.  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  VIII.  1—47.  IX.  951  ff.;  Winteb,  1878  (Gibbkb, 
Untersuchungen  L,  bespr.  v.  Schbödbb,  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  222  ff.);  Hobn,  1868; 
Kbübe,  1884  (1.  Ergänzungsheft  der  Westdeutsch.  Zeitschr.);  Schmollbb,  1875 
(Quellen  u.  Forschungen  XI.);   Baltzbb,  Ministerialität  uud  Stadtregiment  in  Str., 
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die  Aoffassuug  des  Stadtrechts  als  ein  gemildertes  Hofrecht',  denn  gerade 
von  den  freien  Elementen  der  stadtischen  Einwohnerschaft,  im  Gegen- 
sätze zu  den  Hofgenossenschaften,  ist  die  Bildung  der  Stadtgemeinden  au>- 
gegangen^.  Ebenso  unstichhaltig  ist  aber  auch  die  Ableitung  von  den 
Ottonischen  Privilegien  und  dem  durch  sie  in  die  Städte  eingeführten 
öffentlichen  Beamtentum*,  denn  die  Exemtion  vom  Grafengericht  gehört« 
nicht  zum  Wesen  der  Stadt,  die  bloße  Exemtion  vom  Schultheißengericht 
aber  konnte  ein  Dorf  noch  nicht  zur  Stadt  machen,  sonst  hatte  es  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters,  wo  die  meisten  Dorfgerichte  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  erworben  hatten  (S.  558  f.),  fast  nur  noch  Städte  gegeben. 
Alle  Städte  waren  in  erster  Reihe  Märkte,  nur  im  Marktrecht  ist  der  Aus- 
gangspunkt für  die  Entwickelung  des  Stadtrechts  zu  suchen*.  Da^elbe 
Wahrzeichen,  das  schon  in  der  fränkischen  Periode  den  unter  Eönigsbann 
stehenden  Marktfrieden  angedeutet  hatte,  das  Marktkreuz  (S.  186),  wnide 
im  Mittelalter  zum  Wahrzeichen  der  Städte.  Während  die  offenen  Märkte 
oder  Marktflecken,  d.  h.  Dörfer  mit  Jahrmarktsgerechtigkeit,  das  Markt- 
kreuz nur  während  der  Jahrmärkte  aufzupflanzen  pflegten',  finden  wir 
seit  dem  12.  Jahrhundert  in  den  meisten  deutschen  und  vielen  französischen 
Städten  den  Gebrauch,  auf  dem  Marktplatz  oder  an  verschiedenen  Punkten 
der  Stadtgrenze  ein  monumentales  Stadtkreuz  zu  errichten,  an  dessen 
Stelle  in  norddeutschen  Städten  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  die 
sogenannten  Rolandsbilder  traten^.     Das  Stadtkreuz,  häufig  mit  einem 

L  d.  Straßb.  Stndien  II.  53 ff.  Straubing:  Rosbnthal,  Beitr.  z.  deutsch.  Stadt- 
Bechtsgeschichte  II.  1883.  Trier:  Schoop,  1884  (1.  Erg.-Heft  der  Westd.  Zeitschr.). 
Ulm:  JÄaEB,  Schwab.  Städtewesen  des  Mittelalters,  1831.  Wesel:  Rbinhold,  in 
Gibbkb'b  Untersuchungen  XXIII.  Wien:  Tomaschek,  1877.  Worms:  Schadbb, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF.  m.  257  ff.  Wurzburg:  Geamich.  1882. 
Zürich:  V.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  XVU.  3—56.  65  f. 

'  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  Nitzsch,  zum  Teil  auch  Eichhorn  und  Hxgbl. 

'  Besonders  energisch  ausgeführt  von  v.  Below. 

*  Hauptvertreter  Abnold  und  Heuslbb.  Beide  nehmen  eine  freie  Gemeinde  in 
den  Städten  an,  die  durch  die  Errichtung  öffentlicher  Stadtgerichte  die  Anregung  zu 
korporativer  Organisation  empfangen  habe. ' 

*  So  schon  Waitz,  VII.  377  ff.,  407,  411.  Vgl.  Richthofen,  Altfries.  WB.  925. 
RiszLBB,  a.  a.  0.  I.  776.  Baumann,  a.  a.  O.  321  ff.  v.  Bblow,  Entstehung  der 
Stadtverfassung  I.  195  ff. 

*  Erst  im  späteren  Mittelalter  haben  auch  einzelne  Marktflecken  in  Nachahmong 
des  städtischen  Gebrauches  sich  mit  ständigen  Marktkreuzen  oder  RolandsbUdeni 
geschm&ckt. 

'  Vgl.  meine  Abhandlung  Weichbild,  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  zum  Andenken  an 
Waitz,  306  ff.  Ebd.  322  f.  ist  der  Nachweis  versucht,  daß  die  Rolandsbilder,  mit 
denen  unwissenschaftliche  Forschung  so  vielen  Unfug  getrieben  hat,  bloße  Variationen 
der  älteren  Stadtkreuze  gewesen  sind.  Reiches  Material  enthält  die  im  übrigen  wert- 
lose Arbeit  von  Zöpfl,  Die  Rulandssäule  (Altertümer  d.  deutsch.  Reichs  und  Rechts 
III.  1861).  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  ().  II.  208—213.  Nachdem  die  Marktkreuze  zu  stän- 
digen Stadtkreuzen  geworden  waren,  pflegte  man  in  den  Städten  während  der  Dauer 
der  Märkte  andere  Wahrzeichen  des  Königsbannes  (Fahne,  Hut,  Strohwisch,  Schwert) 
als  besonderes  Marktzeichen  aufzustecken,  eine  Sitte,  die  sich  in  manchen  Städten  bis 
auf  die  neueste  Zeit  erhalten  hat. 
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daran  augebr^chten  Handschuh,  dem  speziellen  Symbol  des  königlichen 
Marktbannes,  wurde  als  „Kreuz  der  Freiheit"  (franche  croix)  oder  „Freiheit*'? 
in  Nord-  und  Mitteldeutschland  aber  als  „Weichbild"  (mkbelde^  uAchbUde), 
d.  h.  Stadtbild,  bezeichnet®.  Daß  ebendies  Wort  dann  in  abgeleiteter  Be- 
deutung zur  technischen  Bezeichnung  für  das  Stadtgebiet  und  den  stadti- 
schen Jurisdiktionsbezirk  werden  konnte,  dürfte  den  vollgültigen  Beweis 
dafür  liefern,  daß  die  Städte  im  Mittelalter  als  eine  bloße  Fortbildung 
der  Märkte  aufgefaßt  wurden. 

Zu  Städten  haben  sich  allmählich  alle  diejenigen  Marktorte  ent- 
wickelt, in  denen  neben  den  Jahrmärkten  auch  Wochen-  und  endlich 
tägliche  Märkte  abgehalten  wurden®.  Hier  bedurfte  es  einer  Münze  und 
Wage,  dauernder  Befestigungsanlagen  zum  Schutze  des  Marktfriedens  und 
der  angehäuften  Werte,  hier  siedelten  sich  Kaufleute  in  wachsender  An- 
zahl, unter  ihnen  namentlich  Juden  ein  hervorragendes  Element  bildend, 
dauernd  an,  es  kam  zu  korporativen  Bildungen  der  Kaufmannschaft,  vor 
allem  aber  zur  Bildung  besonderer  Stadt-  und  Marktgerichte  ^**.  Die 
königlichen  Marktprivilegien  waren  seit  dem  10.  Jahrhundert  regelmäßig 
mit  dem  Marktbann  verbunden  ^^  Während  des  Marktes  übte  der  Markt- 
herr den  vollen  Königsbann  nach  allen  Richtungen,  namentlich  die  volle 
Gerichtsbarkeit  über  alle  Marktstreitigkeiten  und  Verletzungen  des  Markt- 
friedens, für  die  Dauer  des  Marktes  erfreute  sich  der  Marktort  vollster 
Exemtion  von  den  ordentlichen  Gerichten  ^2.  Indem  die  Märkte  ständig 
wurden,  verwandelte  sich  der  Marktbann  unwillkürlich  in  den  Burgbann 
(urbalis  bannus)^®,  der  Marktort  wurde  zu  einem  eximierten  Stadtgerichts- 
bezirk ^^,  dem  regelmäßig  ein  eigenes  Schultheißengerioht,  häufig  sogar 
ein  eigenes  Grafengericht  zukam".  Die  Städte  waren  aus  Märkten  zu 
Stadthundertschaften,  zum  Teil  sogar  zu  Stadtgrafschaften  geworden^*. 

Die  Erhebung  eines  Ortes  zu  einer  Stadt  bildete  bis  zum  18.  Jahr- 
hundert ein  ausschließliches  Beoht  des  Königs,  weil  Marktrecht,  Befesti- 
gungsrecht und  gerichtliche  Exemtionen  nur  von  ihm  erteilt  werden 
konnten  ^^.    Nachdem  Friedrich  II.  den  Fürsten  für  ihre  Territorien  das 


•  über  die  vielbestrittene  Deutung  des  Wortes  vgl.  mein  Weichbild  316  If- 

»  Vgl.  Rathgbn,  a.  a.  O.  62  ff.     Waitz,  VIT.  884  f. 

"  Vgl.  Rathgbn,  83.    Waitz,  VII.  890  f. 

"  Vgl.  Rathgbn,  24  ff.    Waitz,  Vn.  878  ff.    Osbhbeügobn,  a.  a.  O.  32. 

*•  Vgl.  Reichßweistum  Friedrichs  IL  von  1218,  MG.  Leg.  11.  229. 

"  Vgl.  MG.  Dipl.  Otto  L  Nr.  27  (940),  Otto  IL  Nr.  214  (980).  Waitz.  VIIL  8  f. 
Hbüslbb,  Stadtverfassung  125  f. 

»*  Vgl.  Ssp.  in.  25,  §  2. 

^^  Das  Beichsweistum  von  1218  (Anm.  12)  behielt  den  Grafen  bei  Todesurteilen 
der  Marktgerichte  wenigstens  die  Vollstreckung  und  damit  wohl  auch  das  Becht  des 
letzten  UrteUs  (§  49,  N.  191)  vor. 

^*  Man  hat  früher  das  Wesen  der  Städte  zu  sehr  in  der  Stadtgrafschaft  gesucht. 
Die  meisten  Städte  waren  zunächst  nur  Stadthundertschaften  nach  Art  der  niederen 
Vogteien  und  blieben  in  Ansehung  des  Blutbannes  den  Landgerichten  untergeordnet. 

"  Vgl.  S.  500,  512,  542. 
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Befestigungsrecht  eingeräumt  und  sich  verpflichtet  hatte,  den  bestehenden 
Markten  derselben  ohne  ihre  Einwilligung  keine  Konkurrenz  durch  Er- 
richtung neuer  Markte  zu  machen  ^^  haben  die  Fürsten  mehr  und  mehr 
angefangen,  auf  eigene  Hand  unter  stillschweigender  Konnivenz  des 
Reiches  Stadt-  und  Marktprivilegien  zu  erteilen^'.  Allen  Nichtfursteu 
gegenüber  wurde  das  königliche  Regal  auch  fernerhin  aufrechterhalten^. 
Die  Errichtung  der  Städte  geschah  anfangs  in  der  Regel  so,  daß  einem 
größeren  Dorfe  oder  Marktflecken  das  Stadtrecht,  gewöhnlich  nach  dem 
Muster  einer  andern  Stadt,  erteilt  wurde.  Seit  dem  12.  Jahrhundert 
kamen  die  Städtegründungen  „von  wilder  Wurzel'^  wenn  auch  meistens 
im  Anschluß  an  schon  vorhandene  Dörfer,  auf,  wobei  den  heranzuziehenden 
Kolonisten  der  zu  ihrer  Ansiedlung  erforderliche  Grund  und  Boden  zu- 
gemessen wurde.  In  den  Kolonisationsgebieten  des  nordöstlichen  Deutsch- 
lands spielte  diese  Art  der  Städtegründung  eine  besonders  hervorragende 
Rolle". 

Freie  Städte,  die  ganz  ihre  eigenen  Herren  gewesen  wären,  gab  es 
von  vornherein  nicht.  Jede  Stadt  hatte  ihren  Herrn,  je  nach  der  Zuge- 
hörigkeit des  Bodens,  auf  dem  sie  stand.  Wo  dieser  dem  Reiche  gehörte 
oder  sich  doch  unter  der  Yogtei  des  Reiches  befand  (S.  488),  war  die 
Stadt  eine  königliche  oder  Reichsstadt.  Die  ältesten  unter  denselben 
waren  die  aus  den  Königspfalzen  hervorgegangenen  Pfalzstädte.  In  Nord- 
deutschland, wo  der  Krongüterbesitz  nur  gering  war,  gab  es  nur  eine 
kleine  Zahl  (Aachen,  Dortmund,  Goslar,  Nordhausen,  Mühlhausen  und 
seit  dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen  Lübeck),  während  Süddeutschland 
von  vornherein  eine  Menge  königlicher  Städte  zählte,  die  durch  den  Heim- 
fall  der  zähringischen  und  staufischen  Lehen  im  18.  Jahrhundert  noch  be- 
deutend vermehrt  wurde.  Den  königlichen  Städten  zunächst  standen  die 
Städte  der  geistlichen  Fürsten,  die  man  zusammenfassend  als  Bischofsstädte 
zu  bezeichnen  pflegt  Ihr  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  beruhte  teils  auf 
der  längeren  Fortdauer  der  königlichen  Bannleihe  in  den  geistlichen 
Fürstentümern,  teils  und  vornehmlich  auf  dem  nie  ganz  aufgegebeneu 
Gedanken  des  Reichsobereigentums  an  den  Reichskirchengütern  *^  Eine 
dritte  Kategorie  bildeten  die  Territorialstädte  der  weltlichen  Fürsten,  später 
auch  diejenigen  Bischofsstädte,  bei  denen  es  (wie  z.  B.  bei  Würzburg) 
dem  Fürsten  gelungen  war,  seine  Territorialgewalt  zu  voller  Geltung  zu 
bringen  und  den  Zusammenhang  der  Stadt  mit  dem  Reiche  zu  lösen. 
Die  Städte  der  uichtfürstlichen  Landesherren  gehörten  ebenfalls  zu  den 
Territorialstädten.      Endlich    gab    es    auch    Mediatstädte    patrimonialen 

>*  Vgl.  S.  578.  Ober  den  Übergang  des  Exemtionsrechts  auf  die  Fürsten  Tgl. 
§  49,  N.  98. 

^*  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  14S.  In  manchen  Fällen  der  älteren  Zeit  hat  man  wohl 
aozanehmen,  dafi  die  königliche  Genehmigung  noch  nachgeholt  wnrde.  Vgl.  Waiti» 
VU.  887  f. 

*^  Vgl.  BöHMBB,  Acta  imperii  sei.  Nr.  643  (1312).  721  (1328). 

>»  Vgl.  S.  417.         "  Vgl.  S.  508  f..  556.     Waitz,  Gott  gel.  Anz.  1854,  S.  54  ff. 
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Charakters,  bei  denen  die  Stadtherrschaft  oder  doch  die  Gerichtsherrlichkeit 
über  die  Stadt  auf  einen  bloßen  Grundherrn  übergegangen  war. 

Das  Organ  des  Stadtherrn  für  das  Stadtregiment  war  der  dem  länd- 
lichen Schultheißen  (Zent-  oder  Gografen)  entsprechende  Ammanu  oder 
Stadtschultheiß",  in  der  Regel  ein  von  dem  Stadtherm  aus  der  Reihe 
seiner  Ministerialen  ernannter  Beamter.  Wie  bei  dem  ländlichen  Beamten, 
so  war  auch  hier  die  Ernennung  vielfach  an  eine  der  Gemeinde  zustehende 
Wahl  gebunden.  Zuweilen  wurde  das  Amt  zu  Lehn  oder  Pfand  gegeben. 
Die  amtliche  Stellung  des  Schultheißen  umfaßte  dieselben  Aufgaben  in 
gerichtlicher,  administrativer,  finanzieller  und  militärischer  Richtung  wie 
bei  dem  Zentgrafen.  Sein  Gericht  war  das  gebotene  Ding,  seine  Gerichts- 
barkeit beschränkte  sich  aber  nicht  auf  Klagen  um  Schuld  und  fahrende 
Habe,  sondern  umfaßte  auch  den  städtischen  Grundbesitz,  so  daß  ihm 
nur  das  Gericht  über  Hals  und  Hand  entzogen  blieb.  In  ^en  meisten 
Städten  hatte  der  Schultheiß  ein  aus  den  besseren  Gemeindegliedem  ge- 
bildetes Schöfifenkollegium  neben  sich;  wo  dies  nicht  der  Fall  war,  fand 
entweder  die  versammelte  Gerichtsgemeinde  oder  ein  jedesmal  neuge- 
bildeter Ausschuß  das  Urteil.  Die  in  der  Stadt  bestehenden  Vogteien 
wurden  von  dem  Stadtgericht  nicht  berührt,  nur  die  dem  Stadtherrn 
selbst  gehörigen  Vogteien  wurden  im  Laufe  des  Mittelalters  großenteils 
mit  dem  öffentlichen  Stadtgericht  verschmolzen. 

Ihren  bisherigen  Landgerichtsverband  behielten  die  Städte  anfangs 
wohl  allgemein  bei,  wenn  es  auch  in  den  größeren  Königs-  und  Bischofs- 
städten mehr  die  Regel  wurde,  daß  der  Graf  oder  Reichsvogt  seinen 
Wohnsitz  in  der  Stadt  selbst  nahm,  was  sich  namentlich  in  den  Bischofs- 
städten von  selbst  machte,  seit  die  Politik  der  Ottonen  den  geistlichen 
Fürsten  ganze  Grafschaften,  namentlich  aber  die  Grafenrechte  über  die 
von  ihnen  bewohnten  Städte,  zugewendet  hatte.  Die  Grafen,  welche  auf 
diese  Weise  ihren  Sitz  in  einer  Bischofsstadt  aufgeschlagen  hatten,  führten 
in  der  Regel  den  Titel  Burggrafen  2*. 

Unter  einem  Burggrafen  (praefectus  urbis)  verstand  man  ursprünglich 
einen  Grafen,  der  zugleich  Burgvogt,  d.  h.  Stadtkommandant,  war*^ 
Wenn  später  auch  Burggrafen  vorkamen,  die  im  wesentlichen  nur  Kom- 
mandantur-, aber  keine  Grafengeschäfte  zu  versehen  hatten,  so  handelte 
es  sich  teils  um  bloße  Titel  2^,  teils  um  eine  Entartung  oder  Abschwächung 


"  Nur  ausnahmsweise  „Vogt".  Der  Schultheiß  der  sächsischen  Städte  ent- 
sprach dem  Gografen,  nicht  aber  dem  Schultheißen  des  Landrechts.  Nur  der  Gos- 
larer Schultheiß  hatte  mehr  von  dem  letzteren,  während  der  Stadtschultheiß  hier  als 
der  kleine  Vogt  erscheint.  Vgl.  Schröder,  Schultheiß  5  f.;  Gerichtsverfassung  des 
Sachsenspiegels  57  f. 

**  Der  in  Metz  vorkommende  „Pfalzgraf"  war  Stiftsvogt  für  die  Hintersassen  des 
Bischofs.  Einen  Burggrafen  hatte  die  Stadt  nicht.  Vgl.  Döring,  Metz  14  f.,  17  f., 
65  f.    Anderer  Meinung  Waitz,  VII.  44. 

**  Über  das  Burggrafenarat  vgl.  Waitz,  VII.  42  ff.  Arkold,  I.  121  ff.  Hbusler, 
Stadtverfassung  52  ff.    Xitzsch,  144  ff. 

*•  Vgl.  Maurer,  Städte  Verfassung  I.  472  f.    Heusler,  a.  a.  0.  62  f. 
B.  SCHBÖDXR,  Deutsche  Rechts^esehichte.  38 
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des  ursprünglichen  Anites'^  Eigentliche  Burggrafen  scheinen  nur  solche 
Bischofsstädte  erhalten  zu  haben,  die  für  das  Reich  zugleich  als  Festungen 
von  Bedeutung  waren,  während  andere  einfach  dem  bisherigen  Grafen 
unter >tellt  blieben  ^^  Von  den  Königsstädten  standen  nur  Regensburg 
und  Nürnberg,  vorübergehead  auch  Goslar,  unter  Burggrafen**,  in  allen 
übrigen  wurde  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  durch  Reichsvögte,  also  durch 
königliche  Beamte,  verwaltet,  während  die  Burggrafen  (regelmäßig  Fürsten 
oder  freie  Herren)  ihre  Burggrafschaft  vom  Reiche  oder  dem  Bischof  der 
Stadt  zu  Lehn  trugen  ^^ 

An  sich  hatte  die  Errichtung  einer  Burggrafschaft  keineswegs  die 
Bedeutung  einer  Exemtion  der  Stadt  vom  Gau.  Der  Burggraf  als  solcher 
war  nicht  notwendig  bloßer  Stadtgraf^^  vielmehr  scheint  die  Burggraf- 
schaft sich  von  der  Grafschaft  überwiegend  nur  durch  die  Verbiudunor 
mit  der  Burgvogtei  unterschieden  zu  haben^*.     Eigene  höhere  Stadtgerichte 

"  So  in  Augsburg  und  Straßbnrg,  wo  der  Burggraf  die  gräfliche  Gerichts- 
barkeit an  den  Vogt  verloren  hatte  und  seinerseits  im  wesentlichen  auf  die  Wahrung 
des  Burgfriedens,  die  Aufsicht  über  die  Festungswerke,  über  Handel  und  Wandel 
und  über  die  Zünfte  beschränkt  wurde;  wenn  er  in  Augsburg  auch  noch  eine  ge- 
wisse Gerichtsbarkeit,  wie  sie  auf  dem  Lande  den  Bauermeistern  zustand  (vgl. 
S.  558,  570),  ausübte,  so  mag  dies  ebenfalls  mit  den  Komraandanturgeschäften  in  Ver- 
bindung gestanden  haben.  Vgl.  Hegel,  Straßburg  19.  Frensdobpp,  Augsburg 
pg.  XX  f.,  XXIX  f.  Heusler.  a.  a.  O.  73,  75.  Schwsp.  Laßb.  1.  174.  In  der  SUdt 
Nürnberg  blieb  dem  Burggrafen,  von  gewissen  Einnahmen  abgesehen,  nur  die 
Aufsicht  über  die  wichtigsten  Festungswerke  und  das  Recht,  einen  Mit  versitzen  den 
des  Stadtgerichts^  neben  dem  Schultheißen  zu  ernennen.  Vgl.  Hboel,  Nürnberg 
pg.  XIX.  Die  Burggrafen  in  den  Marken  Brandenburg  und  Meißen  hatten  wohl  von 
vornherein  nur  die  militärische  Aufsicht  und  Leitung  ihres  Bezirks.  In  gerichtlicher 
Beziehung  assistierten  sie  dem  Markgrafen,  den  sie  unter  Umstanden  auch  vertreten 
mochten,  aber  eine  eigentliche  Richterstellung  bekleideten  sie  schwerlich.  Vgl. 
S.  553.  Anderer  Meinung  Kuhns,  Gerichtsverfassung  der  Mark  Brandenburg  I.  94  ff., 
dem  Heüsler,  a.  a.  0.  78,  sich  anschließt. 

"  Vgl.  Heüsler,  a.  a.  O.  60  f.,  79.    Döring,  Metz  65  f. 

"  Ober  Goslar  vgl.  Waitz,  VII.  52,  Wolpstieq,  Goslar  42.  Regensburg 
hatte,  obwohl  Sitz  eines  Bischofs,  einen  königlichen  Burggrafen  und  war  Königs- 
stadt, wie  der  größte  Teil  der  Stadt  R^ichsgut  war.  Der  Herzog  von  Baiern  hatte 
nur  herzogliche  Rechte,  bis  er  seitens  des  Reiches  mit  der  Burggrafschaft  belehnt 
wurde.  Die  bischöflichen  Vögte  hatten  nur  mit  den  Hintersassen  des  Bischofs  zu  thun, 
die  bis  Ende  des  Mittelalters  von  der  Bürgerschaft  getrennt  blieben.  Vgl.  Gfrörer, 
Regensburg  14,  21  f.,  30. 

•®  Waitz,  VII.  49  if.  Erst  der  Umstand,  daß  in  Augsburg  und  Straßburg 
Ministerialen  als  Burggrafen  eingesetzt  wurden,  machte  es  möglich,  ihre  Amts- 
befugnisse in  der  Anm.  27  beschriebenen  Weise  zu  beschränken. 

■*  In  der  Litteratur  wird  dies  vielfach  angenommen.  Vgl.  Maurer,  I.  355  ff. 
Arnold,  I.  123.  Heusler,  55.  Ob  der  urkundlich  öfter  erwähnte  Wik-  oder  Wich- 
graf (vgl.  Haltaus.  Glossar  2112.  Maurer,  I.  110)  einen  Stadtgrafen  bedeutete,  ist 
mir  sehr  zweifelhaft.  Man  könnte  auch  an  mhd.  mc  (Kampf)  und  wichtu  (Festungs- 
gebäude) von  trigen  (kämpfen)  denken  und  in  dem  Wikgrafen  einen  rein  militärischen 
Beamten  Beben.    Vgl.  Lbxer,  Mhd.  WB.  III.  814,  816,  818,  880. 

^-  Über  Burggrafen  mit  voller  gräflicher  I-Andgerichtsbarkeit  vgl.  Waitz,  VII.  42. 
HcrsLRR.  57  f.    Arnold,  a.  a.  0.  I.   122.    Maurer,  III.  423  fr.    Hegel,  Nürnberg 
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unter  einem  Burggrafen  oder  Vogt  erhielten  die  meisten  Reichs-  und 
Bischofsstädte  erst  nach  und  nach  im  Wege  der  Exemtion  von  der  Graf- 
schaft'*. Als  allgemeine  Einrichtung  wurde  dieselbe  erst  1274  durch 
Rudolf  !•  für  die  königlichen  Städte  angeordnet,  aber  auch  da  noch  nicht 
mit  durchgreifendem  Erfolge  '*.  Von  den  Landstädten  sind  vielfach  überhaupt 
nur  die  bedeutenderen  und  auch  diese  zum  Teil  sehr  spät  zu  eigenen 
Stadtvögten  oder  Stadtrichtern  gekommen,  die  meisten  blieben  den  gräf- 
lichen und  später  den  mit  dem  Blutbann  ausgerüsteten  niederen  Land- 
gerichten (Zent-,  Go-,  Vogtgerichten)  untergeordnet '^  Einen  völlig  ab- 
geschlossenen Gerichtsbezirk  bildeten  aber  auch  die  vom  Landgericht 
eximierten  Städte  noch  nicht,  solange  gewisse  privilegierte  Einwohner- 
klassen den  Gerichtsstand  vor  dem  fürstlichen  Hofgericht  (S.  558)  be- 
hielten. Erst  mit  der  Exemtion  der  Stadt  vom  Hofgericht  wurden  auch 
diese,  teilweise  selbst  der  in  der  Stadt  angesiedelte  Adel,  dem  Stadtgericht 
unterworfen'*^.  Der  Rechtszug  von  den  Stadtgerichten  an  die  Hofgerichte 
wurde  vielfach  durch  die  Einrichtung  der  Oberhöfe  beeinträchtigt,  ver- 
möge deren  die  Berufungen  ausschließlich  oder  doch  in  erster  Reihe  au 
bestimmte  auswärtige  Stadtgerichte  ergingen '^  Als  Korporationen  hatten 
die  Reichsstädte  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  König,  alle  übrigen  Städte, 
mit  Ausnahme  der  Mediatstädte,  vor  dem  fürstlichen  Hofgericht. 

Durch  die  Exemtionen  hatten  die  Städte  zunächst  nur  als  Stadt- 
hundertschaften, beziehentlich  Stadtgrafschaften,  den  Charakter  besonderer 
staatlicher  Gerichts-  und  Verwaltungsbezirke  erhalten.     Zur  Ausbildung 

pg.  XIX.  Gfböeer,  Regensburg  31  f.,  51.  Kuhns,  a.  a.  O.  I.  178  ff.  Wolpstibg, 
Goslar  24. 

»»  Vgl.  Waitz,  Vn.  392  f.  V.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  XVII.  50.  Stobbe, 
i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  I.  458  ff.  Wie  der  Burggraf  zuweilen  dem  Vogt 
weichen  mußte  (vgl.  Anm.  27),  so  machte  er  oder  der  Reichsvogt  unter  Umständen 
auch  wohl  dem  Stadtschultheißen  Platz,  der  dann  als  Reich sschultheiß  die  gesamte 
Gerichtsbarkeit  in  seiner  Hand  vereinigte.  So  1219  in  Frankfurt  a.  M.  (Eüleb, 
Frankfurt  12  f.)  und  Nürnberg  (Hegel,  Nürnberg  [pg.  XVI  ff.).  Die  Vogtei  in 
Augsburg  und  Basel  kam  später  wieder  an  das  Reich  zurück.  Vgl.  Heüsler, 
a.  a.  0.  76  f.,  81.    Frbnsdobff,  Augsburg  pg.  XXVI  f. 

'*  MG.  Leg.  II.  399:  Volentes,  dilectos  cives  nosiroa  Thuricenses  ac  amneg  aliat 
civitates  nobis  et  imperio  adtinentes  hoc  gratie  prerogativa  gaudere,  ut  nuUtis  extra 
huiusmodi  civitates  super  quctcunque  causa  in  iudicium  evocetur,  sed  si  quis  contra 
cives  diciorum  locorum  aliquid  hahuerit  actionis,  coram  iudice  civitatis  actione  pro- 
posita  recipiat  quod  est  iustum.  Denselben  Grundsatz  wiederholte  das  Kl.  Kaiser- 
recht  IV.  c.  1,  das  darin  mit  Recht  zugleich  ein  Privilegium  de  non  evocando  gegen- 
über dem  Reichshofgericht  (S.  529)  erblickte. 

®^  Die  brandenburgischen  und  die  meisten  westfälischen  Städte  erhielten  höhere 
Stadtgerichte,  die  teils  den  Schultheißen  mitübergeben,  teils  besonderen  Stadtvögten 
anvertraut  wurden,  erst  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts,  während  die  österreichischen 
Städte  schon  sehr  früh  allgemeine  Exemtion  erlangt  haben  müssen.  Vgl.  Kuhns, 
a.  a.  O.  L  175  flf..  184  ff.  IL  187  f.  Sbllo,  i.  d.  Mark.  Forsch.  XVL  5  f.,  14  if.  Lüschin, 
Gerichtswesen  in  Österreich  202  if. 

««  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  I.  196. 

"  Näher  ist  hierv'on  erst  §  56  zu  reden, 
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des.  städtischen  Wesens  gehörte  noch,  daß  diese  Exemtionen  mit  dem 
korporativen  Element  der  Stadtgemeinde  in  Verbindung  gebracht  wurden. 

Viel  gestritten  hat  man  über  die  Zusammensetzung  der  städtischen 
Einwohnerschaft,  während  die  Sache  bei  vorurteilsloser  Betrachtung  sehr 
einfach  liegt.  Es  kommt  eben  nicht  darauf  an,  wer  in  der  Stadt  wohnte^ 
sondern  wer  zu  den  Bürgern  (burgenses)  gerechnet  wurde.  Wer  seinen 
Gerichtsstand  nicht  vor  dem  Stadtgericht  hatte,  war  nicht  Bürger.  Darum 
schieden  einerseits  die  Vogtleute  der  in  der  Stadt  befindlichen  Immuni- 
täten, gleichviel  ob  diese  die  hohe  oder  nur  die  niedere  Vogtei  besaßen, 
unbedingt  aus  der  Bürgerschaft  aus'*'*,  andererseits  aber  ebenso  die  Geist- 
lichen und  die  zu  der  fürstlichen  Hofhaltung  gehörigen  oder  vom  Stiadt- 
herm  als  städtische  Beamte  (Burggrafen,  Vögte,  Schultheißen,  Zöllner, 
Münzmeister  u.  dgl.  m.)  verwendeten  Ministerialen.  Nur  solche  Personen, 
die  kaufmännisches  Gewerbe  in  der  Stadt  betrieben,  standen  ohne  Rück- 
sicht auf  ihren  Geburtsstand  in  Handelssachen  vor  dem  Stadtgericht  zn 
Recht,  auf  diesem  Gebiete  bestand  also  eine  Annäherung,  die  im  Laufe 
der  Zeit  zu  einer  Verschmelzung  führen  konnte'®.  Auch  die  Hausgenossen 
gehörten  in  der  Regel  zu  den  Ministerialen  und  darum  nicht  zur  Bürger- 
schaft, außer  in  Handelssachen*®.  Die  Stadtrechtsurkunde  für  Preiburg 
im  Breisgau  bestimmte  im  Einklänge  mit  verschiedenen  anderen  Stadt- 
rechten, daß  Ministerialen  oder  Ritter  sich  nur  mit  Zustimmung  der  Bürger- 
schaft in  der  Stadt  niederlassen  durften*^. 

Schon  daraus  ergibt  sich,  daß  der  Betrieb  kaufmännischen  Gewerbes 
wenigstens  in  den  ältesten  Städten,  die  noch  den  Charakter  der  Märkte 
festhielten,  als  das  wesentlichste  Merkmal  der  Bürgerschaft  angesehen 
wurde.  Dazu  stimmt  es,  wenn  die  Quellen  die  Bürger  oft  genug  geradezu 
als  Kaufleute  bezeichnen  und  das  Stadtrecht  als  ein  Recht  der  Kaufleute 
erscheint*^     Der  Begriff  der  Kaufleute  wurde   dabei   im  wesentlichen 


"•  Vgl.  Reichsweistum  von  1294,  §  4  (M.G.  liCg.  IL  461).    Siehe  auch  Anm.  29. 

^*  Vgl.  Heinrichs  V.  Privilegien  für  Lüttich  nnd  Maastricht  (Wäitz.  Urkunden» 
2.  Aufl.  38) :  nulluni  forense  iudicium  sustinehit,  niai  publicus  mereator  fuerit.  Erstes 
Straßburger  Stadtrecht  §  88 :  sciHcet  in  causis  pertineniibus  ad  mercaturam,  si  roluni 
esse  mercatores, 

"  Vgl  S.  510.    Nur  in  Basel  ging  die  Hausgenossenschaft  aus  den  Bürgern  hervor» 

"  Vgl.  Fürth,  Ministerialen  172  ff. 

**  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  307  (965)  für  Bremen:    negotiatores  eiusdem   incolat 

loci, —  in  omnihus  iali  patrocinenfur  lufela  et  pofianiur  iure,  quali  referaruw^ 

regalium  institores  urbium.  Ebd.  Nr.  300  (965)  für  Magdeburg:  Judei  vel  ceteri 
ihi  manentes  negotiaiores.  Heinrich  III.  für  die  negoeiatores  in  Quedlinburgs 
(Stumpp,  Acta  imperii  Nr.  53,  v.  J.  1040):  tali  deinceps  lege  a4i  iusticia  vivanty  quali 

mercafores  de  Goslaria  ei  de  Magdehurga  — utuniur,  et  ut  de  omnihus^ 

que  ad  cibaria  perfinent  intra  se  iudicent.  Stadtrechtsurkunde  für  die  mercatorer 
von  Freiburg  i.  Br.  (um  1140):  Si  qua  disceptatio  vel  questio  int^r  burgenses  meos^ 
oria  fuerit,  non  securidam  meum  arbitrium  vel  rectoris  eorum  discuiietur,  sed  pr» 
consuetudinario  et  legitimo  iure  omnium  mercatorum,  precipue  autem  Coloniensium^ 
examinabitur  iudicio.    Vgl.  Waitz,  V.  351  f.,  357  f.    VII.   377,  382.     Gaüpp,  SUdt- 
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ebensoweit  wie  heut«  nach  dem  deutschen  Handelsgesetzbuche  gefaßt, 
auch  die  Handwerker  wurden  zu  den  Kaufleuten  gezählt*'. 

Wie  in  England  und  Dänemark,  so  bildeten  auch  in  Norddeutschland 
sämtliche  Kaufleute  einer  Stadt  eine  geschworene  Einung  oder  Gesamt- 
gilde, aus  der  erst  im  13.  Jahrhundert  die  einzelnen  Kleingewerbe  als 
gesonderte  Zünfte  oder  Innungen  (Bruderschaften,  Ämter,  officia)  mit 
Zunftzwang  ausschieden*^.  Man  darf  annehmen,  daß  die  Verhältnisse  in 
Süddeutschland  ursprünglich  dieselben  gewesen  sind**,  nur  scheinen  die 
Oesamtgilden  dem  von  den  Hohenstaufen  unternommenen  Kampfe  gegen 
das  Verbindungswesen  in  den  Städten  schon  früh  zum  Opfer  gefallen  zu 
sein,  während  die  einzelnen  Zünfte  sich  gegen  die  Angriffe  der  Reichs- 
gesetzgebung auch  hier  siegreich  behaupteten*^.    Daß  die  Gilden,  zumal 

rechte  II.  6.  Üombyer,  Sachsenspiegel  II.  2,  299.  Gfröbbb,  Regensburg  49.  Die 
von  OsBNBRÜüGEN,  a.  a.  0.  21  ff.,  erhobenen  Einwände  fallen  nicht  ins  Gewicht. 

"  Vgl.  Waitz,  V.  357.    Kruse,  Köln  158,  160. 

*^  Über  das  Gildewesen  im  allgemeinen  Ygl.  Wilda,  Das  Gildewesen  im  MitteU 
iilter,  1831,  über  das  dänische  Pappekheim,  Die  altdänischen  Schutzgilden,  1885 
{namentlich  S.  54  ff.),  auch  Hasse,  Schleswiger  Stadtrecht  80  ff.  Als  bahnbrechend 
für  die  Verhältnisse  Norddentschlands  dürfen  zwei  Arbeiten  von  Nitzsgh,  Über  die 
niederdeutschen  Genossenschaften  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  (Monatsberichte  d. 
Berliner  Akad.  1879,  S.  4  ff.)  und  Über  niederdeutsche  Kaufgilden  (ebd.  1880,  S.  370  ff.) 
bezeichnet  werden.  Ferner  vgl.  Waitz,  Y.  865  ff.  Maürbb,  a.  a.  O.  II.  821  ff.  Gibrke, 
Oenossenschaftsrecht  I.  220-;-249,  339—409.  Arnold,  a.  a.  0.  246  ff.  Bbbntano, 
Arbeitergilden  I.  16  ff.;  Arbeitsverhältnis,  1877,  S.  19  ff.  Bär,  Zur  Geschichte  der 
<leut8ch.  Hand  Werksämter,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXIV.  231  ff.  Stieda, 
Zur  Entstehung  des  deutschen  Zunftwesens,  1876.  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Ober- 
rheins III.  150  ff  XV.  Iff.,  277  ff  XVI.  151  ff.,  327  ff  XVU.  30  ff  XVIII.  12  ff. 
NEUBURa,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zunftverfassung  vom  13.— 16.  Jh.,  1880.  Winzer, 
Die  deutschen  Brüderschaften  des  Mittelalters,  1859.  Böumbrt,  Beiträge  z.  Gesch.  d. 
Zunftwesens,  1862.  SchÖnbbro,  Zur  wirtschaftl.  Bedeutung  des  deutsch.  Zunftwesens 
im  Mittelalter,  1868.  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleingewerbe,  1870; 
Strasburg  zur  Zeit  der  Zunftkämpfe  (Quellen  u.  Forschungen,  XI.  1875);  Die  Straß- 
burger l\icher-  und  Weberzunft,  1879.  Fbenbdorpf,  Dortmund  pg.  LH  ff.  Ennen, 
Köln  I.  531  ff.  Kruse,  Köln  154  ff.  Gbering,  Handel  u.  Industrie  der  Stadt  Basel, 
1886.  —  Ein  deutliches  Bild  der  alten  Gesamtgilde  gewährt  ein  um  die  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  abgefaßtes  Mitgliederverzeichnis  der  Kölner  Gilde  (vgl.  Hönigbr, 
i.  d.  Mitteilungen  aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln  I.  49  ff.).  Nach  dem  Ausscheiden 
der  einzelnen  Zünfte,  die  wohl  von  jeher  gesonderte  Stadtteile  bewohnten  (vgl. 
Schmoller,  i.  d.  Litterar.  Beilage  zur  Gemeindezeitung  für  Els.-Lothringen ,  1881, 
Nr.  28 f.),  ging  die  alte  Gesamtgilde  entweder  unter,  oder  der  Kern  derselben,  na- 
mentlich die  eigentlichen  Kaufleute  umfassend,  behauptete  als  höchste  Gilde  (summum 
«onvivium),  oder  als  die  Gilde  eines  bevorzugten  Heiligen,  immer  noch  eine  gewisse 
Suprematie  über  die  Ausgeschiedenen. 

**  Darauf  scheinen  u.  a.  die  Worte  quadam  coniuratione  im  Eingange  der  Frei- 
burger Stadtrechtsurkunde  hinzudeuten. 

**  Schon  der  ronkalische  Landfriede  Friedrichs  L  von  1158  (MG.  Leg.  II.  112) 
verbot  conveniiculas  omnes  et  coniurationea  in  civiiaHbus  et  extra,  etiam  occaaione 
parentele,  et  inter  citfitatem  et  civitafem,  et  inter  personam  et  personam,  seu  inier 
civitatem  et  personam.  Fast  wörtlich  wiederholt  wurde  diese  Bestimmung  in  der 
Oold.  Bulle  von   1356,  c.  15.    Der  heftigste  Gegner  alles  städtischen  Verbindungs- 
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wo  sie  mit  marktpolizeilichen  und  marktgerichtlichen  Befugnissen  ausge- 
stattet waren**,  unter  ihren  Altermännern  oder  Gildemeistern,  denen  zu- 
weilen noch  ein  Ausschuß  der  Qildegenossen  zur  Seite  stand*',  einen  be- 
deutenden Einfluß  auf  die  korporative  Ausgestaltung  der  Stadtgemeinde 
haben  mußten,  ist  selbstverständlich.  Gleichwohl  wäre  es  einseitig,  wenn 
man  die  letztere  ausschließlich  auf  die  Gilde  zurückführen  wollte.  Eine 
einheitliche  Gemeinde  bildete  die  Bürgerschaft  erst  seit  der  Einfuhrung 
der  Ratsverfassung,  vorher  mochte  die  Gilde  mehr  oder  weniger  eine 
führende  Stellung  einnehmen*®,  aber  sie  war  doch  immer  nur  eine  Sonder- 
gemeinde neben  anderen.  Als  solche  erkennen  wir  neben  der  Judenschaft**, 
die  bei  dem  kirchlichen  Charakter  der  Gilde  nicht  zu  dieser  gehörea 
konnte,  vor  allem  die  einzelnen,  nach  und  nach  in  das  Weichbild  der 
Stadt  aufgenommenen  Landgemeinden,  die  sich  in  allen  größeren  Städten 
finden  und  zum  Teil  noch  lange  nach  der  Ausbildung  der  städtischen 
•  Gesamtgemeinde  in  einer  gewissen  Selbständigkeit  fortgedauert  haben  "^^ 
Auch  die  Landgemeinde  muß  daher  bei  der  Ausbildung  der  städtischen 
Gemeindeverfassung  einen  wesentlichen  Faktor  abgegeben  haben *\  die 
unmittelbare  Quelle  der  letzteren  kann  sie  aber  ebensowenig  wie  die 
Gilde  gewesen  sein**. 

In  der  allgemeinen  Gliederung  der  Stände  nahmen  die  Bürger  der 
Städte,  gleichviel  ob  sie  Kaufmannschaft  oder  Landwirtschaft  betrieben, 
der  großen  Mehrzahl  nach  dieselbe  Stellung  wie  die  Pfleghaften  des  Land- 
rechts (S.  433  f.)  ein.  Nur  Grundbesitzer  wurden  zu  den  Bürgern  ge- 
rechnet***, die  „Gäste"  (S.  435),  zu  denen  außer  den  Mietern  auch  das 

Wesens  war  Friedrich  IT.,  vgl.  Frai«klin,  Sent.  cnr.  reg.  Nr.  146—  149,  nebst  den 
dazu  gehörigen  Anmerkungen. 

**  Vgl.  Anm.  41.  Gerichtsbarkeit  und  Polizei  der  Gilde  beschrankten  sich  auf 
Streitigkeiten  aus  dem  Bereiche  des  Lebensmittelmarktes,  konnten  aber  von  da  ans 
leicht  auf  andere  Dinge  ausgedehnt  werden.  Vgl.  Wbilamd,  Goslar  27  ff.  In  Augs- 
burg und  Straßburg  gehörten  die  Marktsachen  zur  Zuständigkeit  des  Burggrafen. 

*^  Einen  solchen  Ausschuß  scheinen  die  24  „coniuratores  fori"  der  Freiburger 
Stadtrechtsurkunde  gebildet  zu  haben.  Vgl.  Maurer,  i.  d.  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d. 
Oberrh.  NF.  I.  189.  Nach  dem  Halberstädter  Privileg  von  1105  (Böhmbb,  Acta  im- 
perii  Nr.  1128)  sollten  die  „cives  forenses"  die  Gerichtsbarkeit  über  feilen  Kauf 
ausüben,  und  zwar  „ipsi  vel  quos  huic  negotio  preesse  voluerint". 

*^  Vgl.  Urkunde  von  1075  bei  Waitz,  V.  357,  N.  4,  wo  zwischen  mercatorcs 
und  denen,  qui  in  exercendis  vineis  vel  agris  occupantur,  unterschieden  wird. 

*^  Vgl.  S.  451  f.  GiEBKE,  a.  a.  O.  I.  337  f.  Das  Anm.  41  angeführte  Magde- 
burger Privileg  nennt  die  Juden  neben  den  ceteri  negotiatores.  Bis  zum  12.  Jahr* 
hundert  wurden  die  Juden  in  manchen  Städten  (z.  B.  Köln)  jedenfalls  zur  Burger- 
schaft gerechnet,  später  galten  sie  nur  als  Schutzgenossen. 

***  Vgl.  GiERKE,  I.  333  ff.  Diese  Sondergemeinden  (Bauerschaften,  Kirchspiele, 
Weichbilder)  hatten  regelmäßig  ihre  eigenen  Bauermeister  oder  Heimburgen  und  ihre 
eigene  Bauersprache;  in  manchen  Städten  bildeten  sie  den  eigentlichen  Schauplatz 
aller  Immobiliarrechtsgeschäfte  und  des  städtischen  Schreinsbuchwesens. 

*»  Vgl.  das  Privileg  für  Halberstadt  von  1105,  Böhmer.  ActA  imp.  Nr.  1128. 

^*  Entstehung  aus  der  Landgemeinde  wird  namentlich  von  Maurer  und  Bblow 
angenommen. 

^'^^  Vgl.  Freiburger  Stadtrechtsurkunde  §  40:    Qui  proprium  non  Migaium  sed 
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freie  Gesinde  uud  die  sogenannten  Muntmannen  gehörten*^,  rechneten  nur 
zu  den  Einwohnern,  nicht  aber  zu  den  Bürgern.  AUodiale  Grundbesitzer 
gab  es  unter  den  Bürgern  freilich  nur  ausnahmsweise  **.  Im  allgemeinen 
war  der  gesamte  Grund  und  Boden  in  den  Städten  Eigentum  der  Stadt- 
herren und  der  städtischen  Stifter,  die  einzelnen  Hausbesitzer  hatten  ihren 
Baugrund  und  etwa  dazu  gehöriges  Garten-  und  Ackerland  nebst  dem 
Nutzungsrecht  an  der  Almende  nur  zu  Zinsrecht.  Aber  dies  Zinsver- 
hältnis, weil  es  den  Zinser  als  den  Eigentümer  des  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  errichteten  Hauses  (der  „Besserung**)  auffaßte,  begründete 
nicht  wie  die  Zinsleihe  des  Landrechts  eine  persönliche  Abhängigkeit  des 
geliehenen,  die  zur  Vogtei  und  weiter  zur  Hörigkeit  führte,  sondern  sie 
bewegte  sich  wie  die  Leihe  zu  Wald-  und  Marschrecht  und  die  Leihe  in  den 
Kolonisationsgebieten  (zu  deutschem,  fläniischem,  fränkischem  Recht)  aus- 
schließlich ^uf  dinglichem  Boden,  ließ  das  persönliche  Verhältnis  des  Be- 
liehenen  ganz  unberührt  und  verwandelte  sich  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  schrittweise  überall  in  rentenpflichtiges  Eigentum *^ 
Der  Zins,  den  der  einzelne  Hausbesitzer  auf  diese  Weise  zu  entrichten  hatte, 
hieß  census,  pensio,  canon,  der  von  der  Baustelle  insbesondere  census 
arealis,  Wurtzins,  dann  auch,  weil  er  nur  in  Städten  vorkam,  Weichild- 
recht  oder  Burgrecht.  Neben  dem  Zins  waren  in  manchen  Städten  auch 
gewisse  Dienste  zu  leisten,  aus  denen  man  mit  Unrecht  auf  frühere 
Hörigkeit  der  Besitzer  hat  schließen  wollen**.  Im  Gegenteil  hat  die 
Freiheit  der  städtischen  Hausleihe  auch  befreiend  auf  die  Lage  der  in 
den  Städten  angesiedelten  Hörigen  eingewirkt  und  eine  Verschmelzung 
derselben  mit  der  freien  Bürgerschaft  angebahnt.  Namentlich  konnten 
Hörige    fremder    Herren    durch   Erwerb    städtischen    Grundbesitzes    das 


liberum  Valens  marcham  unam  in  civitaie  habueril,  hurgensis  est.  Maureb,  Zeitfichr. 
f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF.  L  189. 

•'  Vgl.  Hebtz,  Rechtsverhältiiisse  des  freien  Gesindes  (Gibrkb,  Untersuchungen 
VI.).     Maureb,  Städteverfassung  II.  285  ff. 

^^  In  manchen  Städten,  z.  B.  Dortmund,  Duisburg  und  Naumburg,  hatten  die 
Stadtherren  auf  jeden  Zins  verzichtet  und  den  Bürgern  den  Grund  und  Boden  gänzlich 
abgetreten.  Vgl.  Waitz.  VII.  389.  Fbensdorfp.  Dortmund  pg.  XVI..  XX.  Der 
meiste  allodiale  Grundbesitz  in  den  Städten  kam  von  den  nach  und  nach  in  das 
städtische  Weichbild  einverleibten  Dorfern.  Die  große  Zahl  eingegangener  Dörfer 
in  der  Nähe  der  Städte  ist  auf  derartige  Vorgänge  zurückzuführen.  Die  Einwohner 
zogen  in  die  Stadt,  behielten  aber  ihren  Grundbesitz  und  ihre  .\lmende,  ebendarum 
blieben  sie  auch  in  der  Stadt  noch  Sondergemeinde. 

**  Vgl.  S.  434—437.  Abkold,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen 
Städten,  1861.  Rosenthal,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  Wirzburg,  1878.  Gobbebs, 
Die  Erbleihe  im  mittelalterlichen  Köln,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  130 ff.  Jäger 
Die  Rechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in  Straßburg,  Straßb.  Inaug.-Diss.  1888 
Pauli,  Die  sogen.  Wieboldsrenten  des  lübischen  Rechts  (Abhandlungen  aus  dem  Itibi 
sehen  Rechte,  IV.  1865).  Nagel,  Zur  Geschichte  des  Grundbesitzes  und  des  Kredits 
in  oberhessischon  Städten  (Dritter  Jahresbericht  des  oberhess.  Vereins  f.  Lokal 
geschichte,  1883).    Heusleb,  Basel  169  ff. 

**  Vgl.  Heusleb,  Institutionen  I.  852. 
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Bürgerrecht  erlangen;  ihre  persönliche  Abhängigkeit  mußte  dadurch  von 
Tomherein  erheblich  gebckert  werden,  da  sie  als  Bürger  der  Vogtei  ihres 
Herrn  entzogen  und  dem  Stadtgericht  unterworfen  wurden.  Ebendarum 
mußte  der  Herr  dafür  Sorge  tragen,  daß  sein  Recht  an  dem  Manne 
jährlich  von  neuem  festgestellt  wurde *^;  unterließ  er  dies,  so  war  nach 
Jahr  und  Tag  sein  Recht  erloschen,  es  kam  der  Satz  zur  Geltung:  „Luft 
macht  frei"  (S.  443).  Dies  galt  aber  nur  von  den  Hörigen  auswärtiger 
Herren,  während  die  in  der  Stadt  selbst  vorhandenen  Fronhöfe  die  Ge- 
richtsbarkeit über  ihre  Vogtleute  behielten,  solange  dieselben  nicht  aus- 
drücklich frei  gegeben  wurden. 

Von  der  rein  privatrechtlichen  Pflicht  des  Wurtzinses  sind  die  öflFent- 
lichrechtlichen  Leistungen,  zu  denen  die  Bürger  gegen  den  Stadtherrn 
verbunden  waren,  streng  zu  unterscheiden*^^.  Es  handelte  sich  da  um 
dieselben  Leistungen,  die  auch  auf  dem  Lande  gefordert  wurden,  na- 
mentlich Herberge,  Burgwerk,  Landfolge,  Heerwagen  und  andere  Leistungen 
zu  den  Zwecken  der  Heer-  oder  Hoffahrt;  in  den  Städten  kamen  dann 
noch  gewisse  Marktabgaben,  wie  Buden-  und  Wagegelder,  hinzu.  Ein 
entschiedener  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  bestand  hinsichtlich 
des  Reichskriegsdienstes  und  der  Beden.  Die  bäuerliche  Bevölkerung  war 
durch  die  Zahlung  des  Grafenschatzes  ein-  für  allemal  vom  Reichskriegs- 
dienst befreit,  während  für  die  Städte  als  Korporationen  (nicht  mehr  für 
den  einzelnen  Mann)  der  alte  Heerbann  unverändert  fortbestand  *^  Der 
Grund  lag  wohl  in  der  Festungseigenschaft  der  Städte,  die  eine  kriegs- 
geübte Bürgerschaft  zur  notwendigen  Voraussetzung  hatte.  Da  aber  das 
Interesse  des  städtischen  Gewerbes  ebenso  wie  das  Besatzungsbedürfnis 
der  Festung  eine  längere  Abwesenheit  der  Bürger  nicht  ertrug,  so  wurde 
den  Städten,  soweit  sie  nicht  dauernde  Befreiungen  durch  besonderes 
Privileg  erlangten,  bei  den  meisten  Heerfahrten  die  Ablösung  des  Dienstes 
durch  Zahlung  einer  Heersteuer  anheimgegeben.  Wie  diese  Heerst^uer, 
so  galten  auch  die  regelmäßigen  Jahressteuern  und  die  außerordentlichen 
Beden  immer  als  Gemeindelast,  die  von  der  Korporation  aufgebracht 
werden  mußte,  während  auf  dem  Lande  jedes  einzelne  Grundstück  un- 
mittelbar der  Steuer  unterlag®®.  Schon  daraus  ergab  sich  für  Stadt- 
herren wie  Bürger  die  auch  aus  verschiedenen  anderen  Gründen  gebotene 
Notwendigkeit,  der  Gemeinde  eine  organische  Vertretung  zu  geben. 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  beginnend,  gelangten  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts sämmtliche  Städte  in  den  Besitz  eines  solchen  Organs,  des  Stadt- 
rates (consilium,  consules)  mit  einem  oder  mehreren  Bürgermeistern  (magistri 


^^  Schon  die  vermehrte  Freiburger  Stadtrechtsurkunde  (2.  Hälfte  des  12.  Jhs.) 
erwähnt  (§  31)  einen  hurgensis  habens  proprium  dominum,  cuius  fatetur  tue 
proprius, 

^^  Vgl.  Waitz.  VIII.  157  f.  Auch  diese  Leistungen  haben  manche  verkehrter- 
weise  als  Spuren  ehemaliger  Hörigkeit  gedeutet. 

*»  Vgl.  S.  497.    Maureb.  Städteverfassung  I.  482  ff.  «°  Vgl.  S.  525  f. 
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civium)  an  der  Spitze  *^  Erst  damit  war  die  Stadt  eine  öflFentliche 
Korporation,  eine  Stadt  im  Rechtssinne  geworden.  Stadt  und  Stadtrat 
erschienen  fortan  als  eine  notwendige  Verbindung,  die  in  allen  neueren 
Städteprivilegien  von  vornherein  berücksichtigt  wurde.  Die  Frage,  wie 
diese  Stadträte  entstanden  sind,  hat  man  in  der  Regel  zu  einseitig,  be- 
antwortet; sie  sind  ebensowenig  ausschließlich  auf  die  Schöffenkollegien, 
wie  auf  Gilde,  Landgemeinde  oder  Stadtfriedenseinungen  zurückzuführen, 
vielmehr  ist  es  bald  diese,  bal4  jene  Ursache  gewesen,  bald  haben  mehrere 
zusammengewirkt,  nur  das  Ergebnis  war  überall  das  gleiche  **.  Wo  Schöffen- 
kollegien bestanden,  haben  diese  wohl  meistens  den  Ausgangspunkt  ab- 
gegeben, sei  es,  indem  die  Schöffen  zugleich  die  Funktionen  des  Rates 
übernahmen,  wobei  dann  unter  Umständen  der  erste  unter  ihnen  als 
Schöffenmeister  die  Stellung  eines  Bürgermeisters  erlangen  konnte  ^^,  oder 
indem  das  Schöffenkollegium  für  die  städtischen  Angelegenheiten  noch 
durch  weitere  Mitglieder  verstärkt  wurde.  Zuweilen  war  die  Bildung  des 
Rates  auch  das  Ergebnis  eines  Kompromisses  unter  den  verschiedenen 
Elementen  der  Bürgerschaft,  namentlich  unter  der  Gilde  und  den  nicht 
zu  derselben  gehörigen  vermögenderen  Einsassen,  wie  Landwirten,  Wein- 
bergs-, Bergwerks-  oder  Hüttenbesitzern  ®*.  Auch  die  in  einer  Stadt  ver- 
einigten Sondergemeinden  mögen  sich  nicht  selten  über  die  Einsetzung 
einer  gemeinsamen  Vertretung  verständigt  haben.  Im  Westen  äußerte 
sich  wiederholt  der  Einfluß  der  in  Frankreich,  Flandern  und  Italien  ins 
Leben  getretenen  städtischen  Eidgenossenschaften  (communitates)®*^,  d.  h. 
Stadtfriedenseinungen,  die  nach  Art  der  Landfriedenseinungen  mit  der 
Einsetzung  von  Ausschüssen  zur  Wahrung  des  Friedens  verbunden  waren 
und  so  allmählich  zu  der  Bildung  wahrer  Gemeindevertretungen  führten. 
Die  ganze  Bewegung  kg  seit  dem  13.  Jahrhundert  überhaupt  in  der 
Luft,  sie  beschränkte  sich  auch  keineswegs  auf  die  Städte,  sondern  führte 
vielmehr  ebenso  auf  dem  Lande  zu  entsprechenden  Gestaltungen®®.  Eben- 
darum war  der  von  den  Stadtherren  dagegen  erhobene  Widerstand,  ob- 
wohl unterstützt  von  der  städtefeindlichen  Politik  der  Staufer  und  einer 
engherzigen  Reichsgesetzgebung ®^,  durchaus  machtlos  und  höchstens  hier 
und  da  von  vorübergehenden  Erfolgen  begleitet. 

Im  Gegensatze  zu  den  städtischen  Beamten,  die  der  Stadtherr,  wenn 


®*  Über  Stadträte  aas  dem  12.  Jh.  vgl.  v.  Bblow,  Entstehung  der  Stadtgemeinde 
100  f.  Abnold,  a.  a.  O.  I.  179.  v.  Eichthofen,  a.  a.  0.  176.  V^biland,  Hans. 
Gesch.-Bl.  1885,  S.  26.    In  Straßburg  ist  der  Rat  zwischen  1198  und  1201  entstanden. 

"  Vgl.  Waitz,  VII.  415 f.;  Gott.  gel.  Anz.  1854,  S.  61  ff.  Gierke,  a.  a.  O. 
I.  221.  250,  264  ff. 

«8  Vgl.  u.  a.  Döring,  Metz  80 f.  Zwischen  1197  und  1207  erhielt  Metz  dann 
einen  eigenen,  von  dem  Schöffenkollegium  verschiedenen  Rat  von  13  Geschworenen. 
Ebd.  96  ff. 

«*  Vgl.  Weiland,  a.  a.  ().  27  ff.  "  Vgl.  Waitz.  VII.  396  ff. 

0«  Vgl.  S.  538,  540  f. 

«^  Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  142—149.  In  der  Litteratur  ist  die  Sache  so 
vielfach  behandelt,  daß  besondere  Anführungen  überflüssig  erscheinen. 
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auch  zum  Teil  nur  auf  Wahl  der  Gemeinde,  zu  ernennen  hatt^,  beruhte 
die  Stellung  des  Rates  und  der  Bürgermeister  ausschließlich  auf  der  Wahl, 
die  in  der  Regel  auf  beschränkte  Zeit,  meistens  nur  auf  ein  Jahr,  erfolgte. 
Dabei  machte  es  sich  allmählich  von  selbst,  daß  nur  die  vermögenden 
Klassen  (Kaufleute,  Großgrundbesitzer,  in  die  Bürgerschaft  aufgenommene 
Ministerialen)  an  der  Wahl  teilnahmen,  und  daß  innerhalb  dieses  Kreises 
wieder  diejenigen,  die  das  Amt  bereits  früher  bekleidet  hatten,  sich  zu 
einer  besonders  bevorzugten  Gruppe  entwickelten®®.  So  kam  es  überall 
zu  der  Ausbildung  einer  besonderen  Stadtaristokratie  der  ratsfähigen  Ge- 
schlechter, die  sich  namentlich  da,  wo  die  ursprüngliche  Wahl  einem 
Selbstergänzungsrecht  des  Rates  weichen  mußte,  zu  schroflFster  Abge- 
schlossenheit entwickelte.  Im  einzelnen  gab  es  vielfache  Verschieden- 
heiten **•  und  auch  innerhalb  der  einzelnen  Städte  kam  es  zu  wiederholten 
Verschiebungen,  aber  das  Ergebnis  war  überall  die  Trennung  der  Bürger- 
schaft in  die  herrschenden  Geschlechter  und  die  von  jedem  Einfluß  auf 
das  Stadtregiment  ausgeschlossenen  übrigen  Klassen.  Unter  den  letzteren 
mußten  die  Handwerkerzünfte  ihre  Zurücksetzung  um  so  schwerer  em- 
pfinden, je  mehr  sich  die  Erinnerung  an  die  frühere  Gesamtgilde,  die 
auch  sie  mitumfaßte,  in  den  Gemütern  erhalten  hatte.  Ihre  geschlossene 
korporative  Organisation,  ihre  Bedeutung  für  die  städtische  Wehrverfassung, 
die  Wohlhabenheit  und  künstlerische  Ausbildung,  zu  der  unter  dem  Schutze 
des  Zunftzwanges  viele  ihrer  Mitglieder  gelaugt  waren,  alles  dies  machte 
sie  zum  Kampf  gegen  die  Alleinherrschaft  der  Geschlechter  ebenso  geneigt 
wie  befähigt.  Das  14.  und  15.  Jahrhundert  brachte  überall  den  Zu- 
sammenstoß, wobei  die  Stadtherren  bald  mit  den  Geschlechtem,  bald  mit 
den  Zünften  im  Bunde  waren.  Das  Ergebnis  fiel  durchweg  zu  Gunsten 
der  von  den  Zünften  verlangten  Reformen  aus.  Im  einzelnen  sehr  ver- 
schieden, bewegten  sich  diese  Reformen  doch  im  allgemeinen  in  drei 
Richtungen.  Einmal  kam  es  darauf  an,  den  Zünften  einen  Anteil  an  dem 
alten  Rat  einzuräumen,  entweder  durch  eine  rein  zunftmäßige  Organisation 
des  Rates,  die  auch  die  Patrizier  nur  zuließ,  wenn  sie  sich  der  Zunft- 
ordnung eingliederten,  oder  durch  Schaffung  weiterer  Ratsst^llen,  deren 
Besetzung  den  Zünften  vorbehalten  wurde,  oder  in  der  Weise,  daß  man 
den  ganzen  Rat,  unter  Beseitigung  des  Selbstergänzungsrechtes,  auf  Wahl 
stellte  und  aktives  wie  passives  Wahlrecht  auf  die  Zünfte  ausdehnte. 
Neben  den  alten  oder  engeren  Rat  trat  dann  in  der  Regel  noch  eine  auf 

breiterer  Grundlage  beruhende  Gemeindevertretung,  deren  Zuziehung  für 

% 

*'  Sehr  lehrreich  sind  insbesondere  die  neuerdings  von  Kbusk  i.  d.  Zeitschr.  f. 
B6.  XXII.  152  ff.  behandelten  Verhältnisse  von  Köln,  doch  möchte  ich  auch  seinen 
Aasfühmngen  gegenüber  immer  noch  an  einem  ursprünglichen  Zusammenhange  der 
Richerzeche  (d.  h.  Gesellschaft  der  Reichen)  mit  der  Gilde  festhalten. 

•*  In  verschiedenen  friesischen  Städten  trat  die  Priesterschaft  teils  neben,  teils 
in  dem  Rate  in  auffallender  Weise  hervor.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  233.  Ich  ver- 
mute, daß  dies  auf  eine  Organisation,  die  mit  dem  Gottesfrieden  Zusammenhing,  zu* 
rückzuiühren  ist. 
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bestimmte  Akte  vorgeschriebeu  wurde,  als  neuer  oder  weiterer  Rat. 
Endlioh  wurde  dem  alten  Rate  vielfach  die  Exekutivgewalt  ganz  abge- 
nommen und  einem  engeren  Ausschuß,  den  man  wohl  nach  der  Zahl 
seiner  Mitglieder  (Fänfer,  Zehner,  Fünfzehner  u.  dgl.)  bezeichnete,  über- 
tragen, so  daß  sich  der  alte  Rat  in  ein  bloßes  städtisches  Oberhaus  ver- 
wandelte. Einen  demokratischen  Charakter  trugen  alle  diese  Verände- 
rungen nur  insofern,  als  sie  den  Handwerksmeistern  eine  Beteiligung  an 
der  Stadtregierung  gewährten;  dagegen  blieben  Gesellen,  Tagelöhner,  kleine 
Ackerbürger  und  Hörige  ebenso  wie  die  Juden  auch  ferner  von  jeder 
Beteiligung  ausgeschlossen. 

Der  Rat  verwaltete  die  sämtlichen  Kommunalangelegenheiten,  soweit 
sie  nicht  an  Sondergemeinden  überlassen  waren,  er  ernannte  die  städti- 
schen Beamten,  namentlich  den  Stadtschreiber  und  den  Büttel,  er  vertrat 
die  Stadt  nach  außen  und  führte  das  Stadtsiegel,  das  den  Städten  immer 
erst  nach  Einführung  der  Ratsverfassung  zukam.  Soweit  der  stadtherr- 
liche Beamte  bis  dahin  mit  Kommunalaugelegenheiten  befaßt  gewesen 
war^  gingen  seine  Kompetenzen  auf  den  Rat  über.  Der  Rat  übte  das 
Recht  der  Autonomie.  Eine  Hauptaufgabe  des  Rates  war  die  Aufbringung 
der  Beden  und  sonstigen  öffentlichen  Leistungen,  die  der  Stadt  auferlegt 
wurden;  er  erlangte  auf  diese  Weise  über  die  Einwohner  ein  Besteue- 
rungsrecht, das  dann  auch  zu  rein  städtischen  Zwecken  nutzbar  gemacht 
werden  konnte,  dem  sich  aber  die  Kirchen  und  die  zu  ihnen  gehörige 
Geistlichkeit  gewöhnlich  zu  entziehen  suchten'^.  Neben  den  direkten 
Steuern  bedienten  sich  die  Städte  seit  dem  13.  Jahrhundert  allgemein  auch 
des  Ungelts,  d.  h.  der  Lebensmittelsteuer  oder  Accise^*^*.  Der  ganze 
städtische  Haushalt  trug  gegenüber  dem  des  Reiches  und  der  Territorien 
bereits  einen  modern  staatlichen  Charakter.  Die  Aufnahme  neuer  Bürger 
erfolgte  durch  den  Rat,  sie  setzte  die  Ableistung  eines  Bürgereides  vor- 
aus. Ein  beliebtes,  von  der  Reichsgesetzgebung  drei  Jahrhunderte  hin- 
durch ohne  Erfolg  bekämpftes  Mittel,  die  Wehrkraft  der  Städte  zu  er- 
höhen, war  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Auswärtige  (namenthch 
Ritter,  aber  auch  andere  Personen,  selbst  Klöster  und  ganze  Dorfgemeinden), 
die,  weil  sie  außerhalb  des  Weichbildes  saßen,  Ausbürger  oder  Pfahlbürger 
genannt  wurden  ^^ 

Das  städtische  Kriegswesen  beruhte  durchaus  auf  der  allgemeinen 
W^ehrpflicht  aller  Bürger.     Es  stand  unter  der  Leitung  des  Rates.     Die 


'<»  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  c.  327.  Abnold,  a.  a.  0.  I.  269.  IL  430  ff. 
Heqel,  Mainz  124  ff. 

^^*  Vgl.  Arnold,  I.  2671:  Maurer.  II.  858  f.  III.  365.  Lexer,  Mittelhd.  WB, 
II.  1844. 

'*  Vgl.  Maurer,  Städte  Verfassung  11.  241  ff.  Über  eine  andere  Bedeutung  des 
Wortes  Pfahlbürger  (=  Vorstädter)  ebd.  75.  über  die  reichsgesetzlichen  Verbote  der 
Ausbürger  vgl.  Anm.  45.  MG.  Leg,  IL  112,  282,  315,  370,  372,  401.  433,  437,  449, 
482.  576.  Gold.  Bulle  v.  1356,  c.  16.  Neue  Samml.  d.  Reichsabschiede  I.  39,  43  f., 
95,  146,  160. 
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Angehörigen  der  Geschlechter  dienten  za  Ruß:  je  mehr  das  ritterliche 
Leben  von  ihnen  gepflegt  wurde,  desto  mehr  bildeten  sie  sich,  unterstützt 
von  den  vielfach  mit  ihnen  verschmolzenen  dienstmännischen  Elementen, 
zu  einem  eigenen  Stadtadel  aus.  der  sich  dem  Ritterstande  gleichstellte. 
Wo  die  eigenen  Kräfte  nicht  ausreichten,  half  man  sich  mit  Söldnern: 
Ritter  traten  häufig  dauernd  in  den  Sold  einer  Stadt  Den  Kern  der 
städtischen  Waffeumacht  bildeten  die  Zünfte,  deren  jede  unter  ihrem 
Zunftmeister  eine  besondere  Abteilung  mit  besonderer  Bewaffnung  und 
besonderen  militärischen  Aufgaben  ausmachte.  Von  dem  Reiche  und  den 
Stadtherren  erwarben  die  Städte  vielfach  Befreiung  von  der  Heerfahrt. 
so  daB  sich  ihre  militärischen  Obliegenheiten  hauptsächlich  auf  die  Land- 
folge und  den  regelmäßigen  Wachdienst  beschränkten. 

Zu  den  Aufgaben  des  Rat^s  gehörte  auch  die  Polizeiverwaltung,  na- 
mentlich in  Markt-  und  Gewerbeangelegenheiten,  und  die  darauf  be- 
zügliche Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Die  Zünfte  bedurften  der  Genehmigung 
des  Rates,  soweit  sie  nicht  schon  vor  Errichtung  des  letzteren  entstanden 
waren.  Der  Rat  hatte  die  Aufsicht  über  die  Zänfte  und  die  Gerichts- 
barkeit bei  Streitigkeiten  derselben  untereinander;  vielfach  war  jeder  Zunft 
ein  besonderes  Ratsmitglied  übergeordnet.  Im  übrigen  waren  die  Zünfte 
unter  ihren  Zunftmeistern  oder  Ammännern,  denen  häufig  noch  ein  Aus- 
schuß zur  Seite  stand,  mit  einem  ausgedehnten  Selbstverwaltungsrecht 
und  eigenem  Korporationsgericht  (der  Morgensprache)  ausgestattete  Sonder- 
gemeinden, denen  auch  ein  weitgehendes  Recht  der  Autonomie  zustand. 

Die  Beziehungen  des  Rates  zur  Rechtspflege  waren  nicht  überall 
dieselben.  Zuweilen  bildete  der  Rat  oder  ein  Teil  des  Rates  zugleich 
das  Schöff^enkollegium,  oder  die  Schöff'en  wurden  von  ihm  gewählt.  Auch 
das  Amt  des  Richters  gelangte  im  Laufe  der  Zeit  in  vielen  Städten  in 
die  Hände  des  Rates,  der  dasselbe  dann  entweder  von  einem  der  Bürger- 
meister oder  einem  eigenen  Stadtrichter  verwalten  ließ.  Der  Stadtschreiber, 
obwohl  zunächst  für  die  Ratsverhandlungen  bestimmt,  pflegte  auch  als 
Gerichtsschreiber  zu  dienen.  Ebenso  waren  die  Büttel  Stadt-  und  Ge- 
richtsboten in  einer  Person.  Der  Übergang  des  Schultheißenamt^s  oder 
selbst  der  Vogtei  oder  Burggrafschaft  auf  die  Stadt  vollzog  sich  entweder 
durch  unmittelbare  Übereinkunft  mit  dem  Stadtherrn  oder  durch  Vertrag 
mit  dem  von  diesem  belehnten  Inhaber  unter  Zustimmung  des  Lehns- 
herrn, so  daß  die  Stadt  zwar  die  Gerichtsherrlichkeit  erwarb,  dem  Herrn 
ab(T  das  lehnsherrliche  Obereigentum  gewahrt  blieb  ^*.  Auch  wo  die  Städte 
den  Blutbann  nicht  an  sich  zu  bringen  wußten,  übte  der  Rat  doch  die 
Landfriedensirerichtsbarkeit  aus.  wodurch  das  Burggrafen-  oder  Vogtgericht 


'^  So  hatte  Berlin  1391  das  Schalzenamt  samt  oberstem  nnd  niederstem  Ge- 
richt erworben,  mußte  es  aber  1442  zur  Strafe  für  seine  Unbotmäßigkeit  wieder  an 
den  Markgrafen  zurückgehen ,  so  daß  der  Rat  nur  das  Recht  der  SchöfFenwahl  and 
das  Landfriedensgericht  behielt.     Vgl.  Sello,  i.  d.  Mark.  Forsch.  XVL  21—27. 
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vielfach    in    den  Hintergrund    geruckt  und  schließlich    ganz  verdrängt 
wurde  '^. 

Von  den  königlichen  Städten  hatten  seit  Friedrich  II;  viele  durch 
Veräußerung  oder  Verpfändung  seitens  des  Reiches  ihre  ßeichsunmittel- 
barkeit  verloren  und  waren  zu  Landstädten  geworden.  Nachdem'  sich  die 
Auffassung  entwickelt  hatte,  daß  dem  Könige  derartige  Verfügungen  mit 
Nichtachtung  der  den  Städten  erteilten  Privilegien  nicht  zuständen,  sprach 
man  nicht  mehr  von  königlichen,  sondern  von  Reichsstädten^*.  Dieselben 
hatten,  auch  wo  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den  Händen  eines  Reichs- 
beamten geblieben  war,  im  Laufe  der  Zeit  sämtlich  eine  der  fürstlichen 
Landeshoheit  nahe  kommende  Selbständigkeit  erlangt.  Ihren  Gerichts- 
stand als  Korporationen  hatten  sie  vor  dem  König.  Sie  erfreuten  sich 
seit  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  einer  nur  durch  die  Reichsgesetze 
beschränkten  Autonomie,  hatten  die  Verfügimg  über  ihre  bewaffnete  Macht 
und  das  alleinige  Besatzungsrecht  in  ihren  Befestigungen,  sie  besaßen 
daher  auch  Bündnis-  und  Fehderecht,  ferner  das  Heimfallsrecht  (S.  51 3  f.), 
Juden-  und  Münzregal  (S.  452,  509),  Zölle,  Geleitsrecht  und  andere 
Hoheitsrechte.  Oft  herrschten  die  Reichsstädte  zugleich  über  ausgedehnte 
Territorien.  Durch  die  Vermittelung  von  Lehnsträgern  konnten  sie  auch 
Lehen  erwerben^*.  Dem  Könige  schuldeten  die  Reichsstädte  Huldigung, 
Heerfahrt  und  Steuer  (S.  525),  für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  in  der 
Stadt  wurden  ihm  alle  der  letzteren  gehörigen  Regalien  ledig  ^^,  ihm  und 
seinem  Hofe  war  Herberge  und  Unterhalt  zu  gewähren. 

Zu  den  Reichsstädten  zählten  seit  dem  14.  Jahrhundert  auch  ver- 
schiedene Bischofsstädte,  die  sich  vor  der  Unterwerfung  unter  die  Landes- 
hoheit des  Bischofs  zu  bewahren  vermocht  hatten  und  nur  in  einer  mehr 
oder  weniger  losen  Unterordnung  zu  demselben  standen.  Dies  galt  na- 
mentlich von  Basel,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Mainz,  Köln  und  Regens- 
burg, das  allerdings  mehr  eine  königliche  als  eine  bischöfliche  Stadt  gewesen 
war,  femer  von  Augsburg,  Konstanz  und  Magdeburg.  Mainz  büßte  seine 
reichsunmittelbare  Stellung  1462  wieder  ein  und  wurde  zu  einer  bloßen 
Landstadt,  während  Bremen  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  als  Reichsstadt 
anerkannt  wurde.  Die  Lage  einiger  anderen  Bischofsstädte  (Metz,  Toül, 
Verdun,  Osnabrück,  eine  Zeit  lang  auch  Trier)  war  unklar  oder  bestritten, 
die  übrigen  waren  zu  reinen  Landstädten  geworden.  Für  die  Mehrzahl 
der  später  zu  Reichsstädten  gewordenen  Bischofsstädte  kam  im  14.  Jahr- 
hundert die  Bezeichnung  „Freistädte**  (erst  später  „des  Reiches  freie 
Städte")  auf,  ein  Ausdruck  der  sich  ebensowohl  auf  ihre  Lösung  aus 
.der  landesherrlichen  Vogtei,  wie  auf  ihre  Freiheit  von  gewissen  Reichs- 


•  "  Vgl.  u.  a.  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  223  f. 
'*  Vgl.  Ix)RENz,  Über  den  Unterschied  von  Reichsstädten  und  Landstädten,  mit 
besonderer  Berücksi<jhtigang  von  Wien,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  LXXXIX.  1878. 
"  Vgl.  S.  390.  Albrecht,  Gewere  239, 255.   Homeyer,  System  des  Lehnrechts  312.^ 
'•  Vgl.  504  f.    Die  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Reichstage  war  nur  ein  Zu- 
geständnis des  Königs  an  die  geistlichen  Fürsten,  aber  nicht  an  die  Reichsstädte. 
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pflichten  (namentlich  Heerfahrt  und  Jahressteuer)  bezog  ^^  Im  übrigen 
war  ihre  rechtliche  Lage  dieselbe  wie  die  der  eigentlichen  Reichsstädte. 

Die  Landstädte  standen  nicht  wie  die  Reichsstädte  unmittelbar  unter 
dem  Reiche,  sondern  unter  landesherrlicher  Gewalt.  Ihren  Gerichtsstand 
hatten  sie  vor  dem  fürstlichen  Hofgericht.  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
waren  sie  fast  überall  im  Besitze  der  Landstandschaft.  Der  Umfang  der 
landesherrlichen  Gewalt  war  ihnen  gegenüber  ein  sehr  verschiedener. 
Manche  Städte,  wie  das  später  zur  Reichsstadt  gewordene  Hamburg  (von 
Hause  aus  eine  holsteinische  Landstadt)  und  die  meisten  Mitglieder  der 
Hansa,  waren  nahezu  Freistadte,  so  daß  sie  in  dem  Fürsten  nur  einen 
Oberherrn,  dem  sie  huldigen,  das  Besatzungsrecht  einräumen  und  in 
gewissen  Beziehungen  Gehorsam  leisten  mußten,  aber  keinen  regierenden 
Landesherm  sahen,  während  andere  Städte  in  der  Hauptsache  ganz  von 
dem  landesherrlichen  Regiment  abhingen. 

Sehr  dürftig  sah  es  um  die  Selbständigkeit  der  grundherrlichen  Städte 
aus,  die  wenig  mehr  als  die  offenen  Marktflecken  zu  bedeuten  hatten. 
Auf  derselben  Stufe  standen  die  Patrimonialstädte,  die  durch  Übertragung 
der  stadtherrlichen  Gewalt  auf  einen  Grundherrn  mittelbar  geworden 
waren.  Landstandschaft  und  eximierter  Gerichtsstand  kamen  diesen  städti- 
schen Afterbildungen  nicht  zu. 

Unter  den  Städtebündnissen,  die  ganz  besonders  zur  Hebung  des 
Ansehens  der  Städte  beigetragen  und  ihre  Reichs-  oder  Landstandschaft 
angebahnt  haben,  war  der  große  rheinische  Städtebund  (1254 — 1256) 
von  zu  kurzer  Dauer,  um  nachhaltig  wirken  zu  können  '^  Der  schwäbische 
Städtebund  hatte  rein  politische  Zwecke,  Schutz  der  Reichsunmittelbarkeit 
der  Städte  gegen  die  landesherrliche  Gewalt  der  Fürsten,  und  sein  un- 
glücklicher Ausgang  tnig  mehr  zur  Verschlechterung  als  zur  Hebung  der 
Lage  der  Städte  bei'*.     Anders  stand  es  um  die  Hansa®®.     Mit  diesem 

"  Vgl  ö.  525  f.  Heüsleb  Stadtverfassung  238  ff.;  Basel  310  ff.  Abxold,  a.  a.  O. 
pg.  VIII..  II.  4ir>ff.  Hegel.  Mainz  142,  144;  Straßburg  6;  Köln  IL  pg.  CXVII.; 
AUg.  Monatsschrift  1854,  S.  155  ff.  Maüber,  Städte  Verfassung  III.  286  ff.  Zeomer, 
Stadtesteuern  139  ff. 

'"  Hauptaufgabe  des  Bundes,  dem  auch  viele  Fürsten  und  Herren  angehörten, 
war  die  Durchführung  des  Landfriedens  auf-  der  Grundlage  der  Mainzer  Reichstags- 
beschlüsse  von  1235.  Die  Führung  hatten  Mainz  und  Worms.  An  der  Spitze  stand 
eine  Bundesversammlung,  die  zugleich  als  Bundesschiedsgericht  diente.  Der  Bund 
erhob  Bundessteuern.  Er  erfreute  sich  der  besonderen  Begünstigung  und  wieder- 
holten Bestätigung  des  Königs  Wilhelm,  nach  dessen  Tode  er  sich  auflöste.  Vgl. 
MG.  Leg.  IL  368—381.  Gierke,  a.  a.  O.  I.  476  ff.  Qüiddb,  Studien  z.  Gesch.  d. 
rhein.  Landfriedensbundes  von  1254,  1885.  Hintze,  Das  Königtum  Wilhelms  von 
Holland,  1885.  Weizsäcker,  Der  Rheinische  Bund  1254,  1879.  Busson,  Zur  Ge- 
schichte des  großen  Landfriedensbundes  deutscher  Städte  1254,  1874.  Ar»old. 
a.  a.  ().  II.  66  ff. 

"  Vgl.  ViscHBR,  (ieschichte  des  schwäbischen  Städtebundes  von  1876—1389, 
i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  IL  1  ff.  III.  1  ff.  Der  schwäbische  Städtebund  darf 
nicht  mit  dem  1487  von  Kaiser  Friedrich  III.  gestifteten  schwäbischen  Bunde  ver- 
wechselt werden. 

^^  Vgl.  Sartorius,  Geschichte  des  hanseatischen   Bundes.  L— III.  1802—1808. 
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Namen,  der  nichts  anderes  als  Bruderschaft  oder  Gilde  bedeutete  ^^  wurde 
zuerst  die  Gilde  der  deutschen  Kaufleute  auf  dem  Stahlhofe  zu  London 
bezeichnet,  die  sich,  aus  der  Verschmelzung  verschiedener  landsmannschaft- 
Jichen  Hansen  deutscher  Kaufleute  in  England  hervorgegangen,  als  „Hanse 
Alemanniens"  oder  „Gildhalle  der  Deutschen  in  England"  auf  alle 
Deutschen,  die  mit  England  Geschäfte  betrieben,  ausdehnte®^.  Ähnliche 
Vereinigungen  des  deutschen  Kaufmanns  waren  das  deutsche  Haus  in 
Venedig®',  das  deutsche  Kontor  in  Brügge®*  und  die  deutschen  Hansen 
in  Wisby  auf  Gotland®*^,  Schonen,  Bergen,  Riga  und  Nowgorod®*.  Der 
Hauptzweck  dieser  Hansen  war  die  Beschaffung  eines  „Hauses"  für  die 
Unterbringung  der  Menschen  und  Waren,  Aufrechterhaltung  des  Friedens 
unter  den  Hansebrüdern,  Rechtsschutz,  Erwerb  von  Handelsfreiheiten  u.dgl.m. 
Die  Hansen  waren  Gilden  mit  mehreren  gewählten  Altermännem  an  der 
Spitze,  welche  die  Vertretung  nach  außen  und  die  Vermögensverwaltung 
hatten.  Die  Gildeversammlung  wurde  aus  den  zur  Zeit  am  Orte  an- 
wesenden Hansebrüdern  gebildet.  Sie  übte  eine  weitgehende  Autonomie. 
Den  Altermännern  stand  in  Nowgorod  ein  Ausschuß  von  Ratmännern 
(raigeven)  zur  Seite.  Streitigkeiten  unter  den  Brüdern  durften  bei  Strafe 
nicht  an  das  ausländische  Gericht  gebracht  werden,  sie  gehörten  vor  den 
Hansevorstand  als  Gildegericht.  Demselben  stand  auch  eine  ausgedehnte 
Strafgewalt  über  die  Mitglieder,  unter  Umständen  selbst  das  Recht  über 
Leben  und  Tod  zu.     Eine  besonders  empfindliche  Strafe  war  der  Hanse- 

Lappenberg,  Urkundl.  Geschichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hanse,  1880.  Bart- 
hold, Geschichte  der  deutsch.  Hansa,  1853  f.  Schäfer,  Die  Hansestädte  und  König 
Waldemar,  1879.  Gierke,  a.  a.  0.  I.  349  ff.,  463  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  IL  168  ff. 
in.  294  fr.  HöHLBAUH,  Hansisches  Urk.B.  L— III.  1876—86.  Recesse  der  Hansetage 
von  1256—1480,  her.  v.  d.  Histor.  Kommiss.  d.  bayer.  Akad.  d.  Wiss.,  bearb.  von 
KoppMANK,  seit  1870.  Hanserecesse  von  1431—1476,  bearb.  von  v.  d.  Kopp,  seit 
1876.  Dieselben,  von  1477—1530,  bearb.  von  Schäfer,  seit  1881.  Hansische  Ge- 
schichtsblätter, seit  1871. 

*»  Vgl.  Grimm,  DWB.  IV.  2,  462.    Schiller  und  Lübben,  Mittelnd.  WB.  II.  242. 

••  Vgl.  Lappenbero,  Urkundl.  Geschichte  des  Hansischen  Stahlhofes  zu  London, 
1881.  Höhlbaum,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  1875,  S.  21  ff.  Pauli,  ebd.  1872,  S.  15 ff. 
In  den  Jahren  1266  und  1267  gab  es  in  England  noch  eine  eigene  Hamburger, 
Lübecker,  Kölner  Hanse  (Höhlbaum,  Hans.  Urk.-B.  I.  Nr.  633,  636),  seit  1308  ist 
nur  noch  von  der  deutschen  Hanse  (la  haunsse  de  Alemaigne,  hanta  domus  merca- 
torum  Alemannie)  die  Rede,  und  dieser  Zustand  wird  1320  als  ein  seit  Menschen- 
gedenken bestehender  bezeichnet  (ebd.  II.  Nr.  128,  147,  358),  die  Verschmelzung  hat 
also  zwischen  1267  und  1308  stattgefunden. 

*•  Vgl.  Thomas,  Capitolare  dei  visdomini  del  fontego  dei  Todeschi  in  Ve- 
nezia,  1874.  Simonsfeld,  Fondaco  dei  Tedeschi,  I.  II.  1887.  Heyd.  i.  d.  Hist. 
Zeitschr.  XXXII.  193  ff. 

•*  Vgl.  Koppmann,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  1872,  S.  77  ff.  Ennen,  ebd.  1873, 
S.  39  0:  Haedung,  i.  d.  Hist.  Zeitschr.  XXVIIL  310  ff.  Schafer,  a.  a.  (>.  65  ff. 
Gierke,  a.  a.  0.  356  ff.     Hohlraum.  Hans.  Ürk.-B.  III.  344  ff. 

»*  Vgl.  SchÄfbr,  a.  a.  ().  87  ff. 

»•  Vgl.  Peensdorff,  Das  statutarische  Recht  der  deutschen  Kaufleute  in  Now- 
gorod, i.  d.  Abh.  d.  Göttinger  Ges.  d.  Wiss.  XXXIII.  X>CXIV.  1887.  Hohlraum, 
Hans.  Urk.-B.  III.  857  ff. 
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bann  (lU  der  hense  leggen),  der  außer  dem  Ausschluß  von  der  Hanse  (hüten 
der  Duschen  rechte  wesen)  auch  eine  vollständige  Verkehrssperre  gegen- 
über allen  Hansebrüdern  zur  Folge  hatte  ®^.  Der  Rechtszug  von  den  Ent- 
scheidungen der  Hanse  zu  Nowgorod  ging  ursprünglich  nach  Wisbj,  seit 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  an  den  Rat  zu  Lübeck,  später  alternativ 
nach  Lübeck  oder  Wisby®'.  Mitglieder,  der  Hansen  waren  nicht  schlecht- 
hin alle  deutschen,  sondern  nur  die  Kaufleute  aus  solchen  Städten,  deren 
Kaufmannschaft  sich  ausdrücklich  oder  stillschweigend  angeschlossen 
hatte  8». 

Die  dadurch  unter  diesen  Städten  begründete  Interessengemeinschaft 
führte  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu 
gemeinsamen  Schritten  derselben,  so  daß  in  Angelegenheiten  der  Hanse 
ein  stillschweigendes  Bündnis,  wenn  auch  ohne  jede  ausdrückliche  Sanktion, 
bestand®^.  Sobald  dasselbe  1856 — 1358  in  den  flandrischen  Händeln 
schärfer  hervortrat,  übertrug  sich  auch  die  Bezeichnung  „Hanse"  auf  dies 
Bundesverhältnis,  so  daß  nunmehr  neben  der  Hanse  des  deutschen  Kauf- 
manns eine  Hanse  der  deutschen  Städte  bestand '^  Eine  feste  Organi- 
sation erhielt  der  Hansebund  durch  die  Greifswalder  und  Kölner  Kon- 
föderation von  1361  und  1367,  die  zunächst  beide  nur  für  ein  einzelnes 
kriegerisches  Unternehmen  (gegen  Waldemar  von  Dänemark)  geschlossen 
waren,  dann  aber  immer  wieder  erneuert  und  zuletzt  als  dauernde  Bünde 
behandelt  wurden  ®^  Der  Hansebund,  obwohl  seinem  Bestände  nach  über- 
wiegend aus  bloßen  Landstädten  zusammengesetzt,  trat  nach  außen  als 
selbständiges  Rechtssubjekt,  auch  in  internationalen  Beziehungen,  auf,  er 
führte  Kriege  und  schloß  Verträge  mit  dem  Auslande,  verfügte  über  ein 
Bundesheer  und  eine  Bundesflotte,  erwarb  ganze  Territorien  und  legte 
Festungen  an.  Ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  war  er  an  sich  nicht; 
Fehden  der  einzelnen  Städte  mit  Dritten  gingen  den  Bund  nichts  an. 
Die  Bundeszwecke  beschränkten  sich  im  wesentlichen  auf  das  Gebiet  des 
Handels:  Schutz  des  Handels,  Freiheit  der  Handelsstraßen,  Abschließung 
von  Handelsverträgen,  Gesetzgebung  in  Sachen  des  Handels  und  der 
Schififahrt,  Herstellung  von  Einrichtungen  für  die  Zwecke  desHandels,  u.dgl.  m. 
Streitigkeiten  unter  den  Bundesgliedern  unterlagen  der  schiedsrichterlichen 
Entscheidung  des  Bundes,  ebenso  innere  Verfassungsstreitigkeiten  in  ein- 
zelnen Städten,  sobald  eine  Partei  den  Bund  anrief.  Bei  Streitigkeiten 
zwischen  einzelnen  Städten  und  ihren  Landesherren  pflegt«  der  Bund  die 
Vermittlerrolle  zu  übernehmen.  Da«  Haupt  der  Hanse  war  und  blieb 
Lübeck.     Den  eigentlichen  Kern  bildeten  die  unter  Lübeck  vereinigten 


"  Vgl.  Höhlbaum,  Hans.  Urk-B.  III.  Xr.  160  (1350). 
8»  Vgl.  Fbbnsdorfp,  a.  a.  0.  XXXIII.  26  ff.   XXXIV.  12. 
8»  Vgl.  HÖHLBAüM,  Hans.  Urk.-B.  II.  Nr.  358  (1320). 

»0  Vgl.  Schäfer,  a.  a.  O.  71  ff.,  77,  86  ff.,  106  f.  Fbbnsdorbp,  a.  a.  O.  XXXIII.  26  ff. 
»^  Vgl.  Schäfer,  248  ff.     Höhlbaum,  Hans.  Ürk.-B.   III.  Nr.  354,   356  ff.,   383, 
385  f.,  389,  392  ff. 

ö«  Vgl.  ScHiFER,  27ß.  280,  431  ff.,  568.    Fbbnsdorfp,  XXXJV.  44  f. 
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wendischen  (d.  h.  meklenburgischen  und  pommerachen)  Städte.  Ur- 
sprünglich wurde  jede  niederdeutsche  Stadt,  die  darum  nachsuchte,  in  den 
Bund  aufgenommen.  Im  15.  Jahrhundert  unterschied  man  zwischen 
aktiven  MitgUedem  und  bloßen  Schutzgenossen  der  Hanse.  Städte  der 
Hanse,  die  ihre  Bundespflichten  nicht  erfüllten,  verfielen  der  Strafe  des 
Hansebannes  und  der  damit  verbundenen  allgemeinen  Yerkehrssperre 
(S.  607  f.).  Im  übrigen  stand  der  Austritt  jedem  Mitgliede  jederzeit  frei. 
Während  die  Hanse  in  dieser  Beziehung  den  Charakter  der  freien  Einung 
bewahrt  hatte®',  zeigte  ihre  Verfassung  sonst  einen  bundesstaatlichen 
Charakter.  Die  Bundesgewalt  wurde  von  den  Städtetagen,  Versanunlungen 
von  abgeordneten  Batsmitgliedem  der  einzelnen  Städte,  ausgeübt.  Die 
Einladung  erfolgte  durch  Lübeck.  Die  Beschlüsse  wurden  in  Rezessen 
niedergelegt;  sie  waren,  soweit  sie  sich  innerhalb  der  Bundeskompetenz 
hielten,  auch  für  die  ausgebliebenen  Städte  verbindlich.  Der  Städtetag 
konnte  Eriegsleistungen  und  Bundessteuern  (gewöhnlich  das  sogenannte 
Ffundgeld)  ausschreiben;  ihm  stand  das  Recht  zu,  allgemeine  oder  spezielle 
Handelssperren  zu  verhängen,  deren  Beobachtung  für  jede  Stadt  als 
Bundespflicht  galt.  Innerhalb  des  Bundes  bestanden  wieder  Sonderbünde 
mit  eigenen  Angelegenheiten  und  eigenen  Städtetagen.  Nach  mehrfachem 
Wechsel  wurden  als  solche  die  vier  Quartiere,  das  wendische  unter  Lübeck, 
das  sächsische  unter  Braunschweig,  das  kölnische  unter  Köln,  das  preußisch- 
liefländische  unter  Danzig  als  Vorort,  anerkannt. 


Drittes  Kapitel. 
Die  Rechtsquellen. 

Stobbs,  Geschichte  der  deutschen  RechtsqueUen.  I.  (1860)  S.  266  ff.  Eichhorn, 
St-  n.  BG.  II.  188—839.  Waltbb.  DRG.  2.  Aufl.  §§  818—338.  Zöpfl,  DRG.  l  Aufl. 
I.  (1871),  S,  100—201.  Schulte,  DRG.  (1881)  S.  144-182.  Sibqkl,  DRG.  86—85. 
Bbünnbb,  in  Holtzbndobff's  Enoyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  4.  Aufl.  (1882), 
221-281. 

§  52.  Die  Rechtsbildung  im  allgemeinen.  Während  des 
10.  Jahrhunderts  erhielten  sich  die  Kapitularien  und  Volksrechte  noch  in 
einer  gewissen  Geltung,  im  11.  Jahrhundert  aber  gerieten  sie  vollständig 
in  Vergessenheit.  Das  Mittelalter  hatte  nur  noch  eine  unbestimmte  Er- 
innerung an  die  grundlegende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Karls  des 
Großen,  auf  den  die  Volksmeinung  alles  weltliche  Recht  ebenso  zurück- 
führte, wie  man  in  Constantin  dem  Großen  den  Begründer  des  gesamten 
kirchlichen  Rechtszustandes  sah^     Eine  ausdrückliche  Aufhebung    der 


"  Vgl.  Gibbkb,  a.  a.  0.  472. 

*  Vgl.  S.  616,  619,  624.    Stobbb,  356  ff.    Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  XIII.  157. 
Zeitschr.  f.  RG.  XX.  28  f. 

R.  S€kb5dkb,  DeuUohe  Bechtsgefichiebfce.  89 
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alten  Rechtsquellen  hat  nie  stattgefunden,  sie  kamen  von  selbst  außer 
Übung,  weil  die  staatlichen  und  ständischen  Verhältnisse  und  die  wirt- 
schaftlichen Lebensbedingungen  andere  geworden  waren.  Bis  zum  11.  Jahr- 
hundert hatte  der  Adel  noch  darauf  gehalten,  daß  seine  Söhne  sich  mit 
den  Rechtssatzungen  der  Väter  bekannt  machten ;  das  hörte  nun  auf,  die 
alten  Satzungen  hatten  keine  Geltung  mehr,  und  neue  gab  es  noch  nicht*. 
Anders  in  Italien,  wo  sich  die  professiones  iuris  bis  tief  in  das  Mittelalter 
in  Gebrauch  erhielten';  für  diejenigen,  die  sich  zu  einem  deutschen 
Stammesrecht  bekannt  hatten,  behielten  daher  die  alten  Volksrechte  immer 
noch  eine  gewisse  Geltung,  die  lombardische  Rechtsschule  beschäftigte 
sich  noch  mit  ihnen  wie  mit  den  Kapitularien*,  und  wenn  in  Deutsch- 
land einzelne  Volksrechte  noch  im  12.  und  13.  Jahrhundert  abgeschrieben 
wurden,  so  dürfte  dies  eher  auf  italienische  Beziehungen  als  auf  vereinzelte 
Anwendungsfalle  in  Deutschland  zu  deuten  sein^ 

Vom  10.  bis  12.  Jahrhundert  ruhte  die  Gesetzgebung  fast  ganz,  die 
Zeit  war  nicht  dazu  angethan  und  die  Neubildung  aller  rechtlichen  Be- 
ziehungen noch  zu  sehr  im  Fluß,  als  daß  eine  gesetzliche  Feststellung 
möglich  gewesen  wäre.  Es  war  die  Zeit  der  Alleinherrschaft  des  Gewohn- 
heitsrechts, dessen  eigentliche  Träger  bis  zum  13.  Jahrhundert  die  Stamme 
blieben*.  Dabei  voUzog  sich  seit  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  wie  in  Frankreich  eine  allmähliche  Umwandlung  des  Prinzips 
der  persönlichen  Rechte  (S.  222)  zu  Gunsten  des  Territorialprinzips,  wenn 
auch  das  letztere  noch  keineswegs  zur  Alleinherrschaft  gelangte^.  Aber 
man  gewöhnte  sich  daran,  das  Recht  des  überwiegenden  Teils  der  Landes- 


"  Vgl.  Wipos  Tetralogus  von  1041  (MG.  Scr.  XL  251)  und  die  Klage  des  Grafen 
üdalrich  von  Ebersberg  bei  Öfele,  Scriptores  rer.  Boic.  U.  14. 

'  Vgl.  S.  223  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Aus  zwei  Urkunden  von 
1181  und  1278  hat  Gaupp,  Germ.  Ansiedlungen  257  IT.,  entnommen,  daß  die  Pro- 
fessionen auch  in  Deutschland  in  Gebrauch  gewesen  seien,  dagegen  vgl.  K.  ISchülz, 
Das  Urteil  des  KQnigsgerichts  unter  Friedrich  I.  über  die  Porstendorfer  Besitzung 
des  Klosters  Pforte,  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  thür.  Gesch.  IX.  (NP.  I.)  155  ff. 

*  Vgl.  S.  226  N.  7,  283,  250,  292,  N.  226,  321,  N.  418. 

'  Anderer  Meinung  Stobbe,  267.  Die  Berufung  auf  Otto  Frisingensis,  Chronic. 
IV.  c.  82,  beweist  nichts,  Otto  hatte  offenbar  nicht  die  geringste  Vorstellung  von 
der  Lex  Salica,  und  wenn  er  angab,  daß  die  nohilissimi  Francorum  qui  SaUei  di- 
cufUur  noch  zu  seiner  Zeit  nach  derselben  lebten,  so  schwebte  ihm  wohl  nur  das 
sogenannte  salische  Gesetz,  d.  h.  das  die  weibliche  Verwandtschaft  ausschließende 
Erbfolgerecht  des  fränkischen  Herrenstandes,  vor  Augen.  Vgl.  Forsch,  z.  deutsch. 
Gesch.  XIX.  149.  Was  man  sonst  noch  für  die  fortgesetzte  Geltung  der  alten  Leges 
angeführt  hat  (urkundliche  Ausdrücke  wie  lege  Älamannorum,  seeundum  legem 
Saxonum  u.  dgl.  m.),  kann  noch  weniger  ins  Gewicht  fallen,  da  lex  hier  überall  das 
ungeschriebene  Gewohnheitsrecht,  nicht  aber  den  geschriebenen  und  längst  außer 
Übung  gekommenen  Pactus  bezeichnet. 

•  Vgl.  Waitz,  V.  149  ff.    Bist.  Zeitschr.  XXXIV.  403  ff.    Zeitschr.  f.  RG.  XV.  43  ff. 
'  Vgl.  Stobbb,  i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  Bechts  VI.  84  ff.    Hombyeb,  Heimat  62  f. 

(Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  78  f.).  v.  Richthopen,  Zur  Lex  Saxonum  16.  Für 
längere  Dauer  des  alten  Prinzips  (bis  zum  13.  Jh.):  Walter,  §  314,  Gaüpp,  An- 
siedlungen 254 ff.;  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XIX.  163 f. 
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bewohner  als  das  Recht  des  Landes  aufzufassen  und  alle  Landeskinder 
nach  demselben  zu  beurteilen,  so  daß  für  das  persönliche  Recht  des  Ein- 
zelnen nicht  mehr  das  Recht  seines  Geschlechts,  sondern  das  seiner  Heimat 
maßgebend  warde;  die  alten  Geschlechtsstamme  hatten  sich  in  Landes- 
stamme umgewandelt,  das  Volksrecht  war  zum  Landrecht  geworden®. 
Anders  nur  in  Italien,  wo  das  bunte  Gemisch  der  dort  zusammenströ- 
menden Nationen  das  Prinzip  der  persönlichen  Rechte  bis  zum  18.  «Tahr- 
hundert  in  alter  Weise  aufrecht  erhielt,  zum  Teil  auch  bei  den  deutschen 
Herrengeschlechtem,  die  noch  im  13.  Jahrhundert  den  Stammsitz  ihres 
Hauses  (ihr  Handgemal)  als  ihre  Heimat  und  das  Recht  desselben  als 
ihr  Stammesrecht  betrachteten,  auch  wenn  sie  seit  Generationen  in  an- 
deren Gebieten  ansässig  waren*.  Die  Einwanderer  in  den  Kolonisations- 
gebieten Norddeutschlands  brachten  ihr  angestammtes  Recht  mit,  es  ver- 
wandelte sich  aber,  sobald  sie  sich  dauernd  angesiedelt  hatten,  in  das 
Ortsrecht  ihrer  Niederlassung^^.  Den  Sieg  des  Territorialprinzips  be- 
zeichnete es,  wenn  seit  dem  13.  Jahrhundert  für  Grundstücke  nur  noch 
das  Recht  der  belegenen  Sache  in  Anwendung  kam^^  Die  Juden  be- 
hielten für  ihre  rechtlichen  Beziehungen  untereinander,  in  gewissen  Fällen 
auch  Christen  gegenüber,  ihr  national-jüdisches  Recht  auf  Grund  der 
mosaischen  Gesetze,  des  Talmud  und  verschiedener  für  die  Juden  er- 
lassenen königlichen  Privilegien^^ 

Unter  den  deutschen  Stammesrechten  war  das  fränkische  von  über- 
wiegendem Einfluß^'"*.  Wie  es  in  Frankreich  allmählich  die  sämtlichen  „pays 
de  droit  coutumier"  und  von  da  aus  mit  der  normannischen  Eroberung 


"  Vgl.  UoMEYER,  a.  a.  0.  50  (66).  Die  erste  Wendung  zeigt  sich  in  Frankreich 
in  dem  Ed.  Pistense  von  864,  c.  13,  16,  20  (MG.  Leg.  L  491,  493).  Vgl.  V^aitz, 
in.  349.  Qaüff,  Ansiedl.  238  ff.  Das  älteste  Zeugnis  für  Deutschland  enthalten  die 
Bruchstücke  eines  wohl  dem  Ende  des  9.  Jh.  angehörigen  Nachtragsgesetzes  zur  Jiex 
Saxonum.    Vgl.  Richthofbn,  a.  a.  0.  1—18;  MG.  Leg.  V.  8  f. 

»  Vgl.  HoMEYBB,  a.  a.  0.  50  ff.,  64  (66  ff.,  80).  K.  Schulz  in  der  Anm.  3  an- 
geführten Abhandlung. 

^^  Ausdrücke  wie  „deutsches  Recht",  „flämisches  Recht",  „fränkisches  Recht", 
in  Anwendung  auf  die  Städte  und  Dörfer  der  Kolonisationslande,  bezogen  sich  nur 
auf  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Ansiedler  den  Grund  und  Boden  besaßen, 
nicht  auf  das  Recht  überhaupt. 

"  Vgl.  Ssp.  L  30.  III.  33,  §  5.  Dsp.  33.  Schwsp.  Laßb.  33.  Mon.  Wittelsb.  I. 
S.  429.  Gleichzeitige  Berücksichtigung  des  Rechts  der  belegenen  Sache  und  des  per- 
sönlichen Rechts  des  Eigentümers  in  Urkunden  des  11.  und  12.  Jh.  bei  Lobbsch 
u.  ScHBÖDBB,  Nr.  83,  100. 

*•  Vgl.  S.  451.  Heuslbb,  Institutionen  I.  150  ff.  Stobbe,  Juden  in  Deutschland 
106 ff.,  119 ff.,  125 ff.,  142 ff.,  149 ff.,  160 f.,  295 ff.;  Jahrbuch  VL  36 f. 

"  Vgl.  SoHM,  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht,  Zeitechr.  f.  RG.  XIV. 
Der  Verfasser  geht  nur  darin  zu  weit,  daß  er  eine  Yollständige  Überwältigung  der 
nichtfränkischen  Stammesrechte  annimmt,  während  doch  selbst  im  Süden  sehr  be- 
deutende Elemente  derselben  stehen  geblieben  sind,  und  daß  er  dem  westfränkischen 
(d.  h.  dem  salischen)  Recht  alles  zuschreibt,  während  es  sich  thatsächlich  um  das 
ribuarisch-karolingische  Recht  handelte,  das  allerdings  bedeutende  salische  Elemente 
in  3ich  aufgenommen  hatte.    Vgl.  Hbublbb,  a.  a.  0.  I.  20  ff. 

39* 
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England,  Neapel  und  Sizilien  in  Besitz  genommen  hatte,  so  drang  es  auch 
in  Deutschland  siegreich  vor.  Die  Auffassung  des  deutschen  Reiches  als  einer 
Fortsetzung  des  fränkischen  bewirkte,  daß  der  König  persönlich  frankisches 
Recht  hatte  und  Königswahl  und  Krönung  auf  fränkischem  Boden,  also 
auch  nach  fränkischem  Recht,  vorgenommen  wurden^*.  Wichtiger  war 
es,  daß  fränkische  Gerichtsverfassung  und  fränkischer  Prozeß  mit  allen 
ihren  Konsequenzen  in  der  Hauptsache  im  ganzen  Reiche  durchgeführt 
wurden  und  das  aus  dem  fränkischen  Recht  entsprungene  Lehnrecht 
überall  ohne  wesentliche  partikularrechtliche  Verschiedenheiten  zu  einheit- 
licher Entwickelung  gelangte  ".  In  den  ehemals  westfriesischen  Provinzen 
Holland  und  Seeland  wurde  friesische  Sprache  und  friesisches  Recht  durch 
fränkische  Sprache  und  fränkisches  Recht  verdrängt".  In  Thüringen 
und  den  Kolonisationsgebieten  des  nordöstlichen  Deutschlands  ließen  sich 
zahlreiche  Franken,  namentlich  Flämingen,  nieder,  und  das  von  ihnen 
mitgebrachte  Recht  ihrer  Heimat  übte,  zumal  im  Familiengüter-  und  Erb- 
recht, den  bedeutendsten  Einfluß  auf  die  Rechtsbildung  jener  Gegenden". 
Flämischer  Einfluß  reichte  noch  darüber  hinaus  bis  nach  Böhmen  und 
Mähren  und  in  das  innere  Osterreich.  In  der  Hauptsache  haben  aber 
die  sächsischen  und  die  ihnen  angeschlossenen  thüringischen  Lande,  sowie 
die  Ost-  und  Mittelfriesen  dem  fränkischen  Recht  erfolgreich  widerstanden, 
während  die  schon  zum  alten  Austrasien  gehörigen  schwäbischen  und 
bairischen  Gebiete,  obwohl  sich  die  letzteren  vielfach  selbständiger  ver- 
hielten, dem  fränkischen  Recht  größeren  Spielraum  gewährten,  so  daß  sie 
in  der  Goldenen  Bulle  von  1356  c.  5  zusammen  mit  den  fränkischen  Landen 
als  in  iure  Frcmconico  belegen  den  locis  ubi  Saxonica  iura  servantur  g^en- 
übergestellt  werden  konnten  ^®.  Während  des  ganzen  Mittelalters,  abgesehen 
von  der  Zeit  der  sächsichen  Kaiser,  hatte  Norddeutschland  nie  in  so  enger 
Verbindung  mit  dem  Reiche  gestanden,  wie  Süd-  und  Westdeutschland^®*. 
Thüringen,  ursprünglich  mehr  unter  fränkischem  Einfluß,  folgte  später  ganz 
dem  sächsischen  Herzogtum,  es  nahm  die  sächsische  Gerichtsverfassung 
an  und  rezipierte  den  Sachsenspiegel.  Dem  Einfluß  dieses  Rechtsbuches 
ist  es  vornehmlich  zuzuschreiben,  daß  sich  das  sächsische  Recht  gegen- 
über dem  fränkischen  behauptete;  den  süddeutschen  Rechtsbüchem,  die 
sich  von  vornherein  nicht  auf  den  Boden  des  Stammesrechts  stellten, 
kam  eine  weit  geringere  Bedeutung  zu.  In  den  Kolonisationslanden 
wurde  die  Verbreitung  des  sächsischen  Rechts  durch  ost-  und  westfälische 
Einwanderung  gleichmäßig  gefordert. 

Durch  die  Umwandlung  des  Volksrechts  in  Landrecht  verschwand 


"  Vgl.  S.  872,  453,  455,  462,  466  f.    H.  Schulze,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  VII.  401  ff. 
"  Vgl.  FiCKBR,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XL  316  f.    Sohm,  a.  a.  O.  26. 
»*  Vgl.  Bbünnee,  Sippe  und  Wergeid  (Zeitschr.  f.  RG.  XVL)  49  ff.,  75  ff.;  Zeitachr. 
f.  RG.  XVII.  237-241. 

"  Vgl.  Histor.  Zeitschr.  XXXI.  304  ff..  310  f. 

»*  Vgl.  S.  467.   Roth,  Zeitschr.  f.  RG.  1. 25  f.;  Feudalität  9.   Hküsler,  a.  a.  O.  L  20. 

»*•  Vgl.  Wyneken.  Landfrieden  92  ff. 
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der  alte  Gegensatz  zwischen  Amtsrecht  und  Volksrecht,  da  das  erstere 
von  jeher  Landrecht  gewesen  war  (S.  223,  242).  •  Statt  Amtsrecht  nnd 
Yolksrecht  standen  einander  jetzt  Reichsgesetzgebung  und  landschaftliche 
Rechtsbildung  gegenüber.  Als  eine  Fortbildung  des  Landrechts,  der 
höheren  wirtschaftlichen  Entwickelung  entsprechend,  erscheint  das  Stadt- 
oder Weichbildrecht.  Während  Landgerichte  und  Stadtgerichte  die  Trager 
des  Land-  und  Stadtrechts  waren,  kamen  für  die  den  öffentlichen  Ge- 
richten entzogenen  und  den  Fronhöfen,  Dienstmannen-  und  Lehnsgerichten 
Yorbehaltenen  Materien  das  Hofrecht,  Dienstrecht  und  Lehnrecht  als 
Sonderrechte  zur  Ausbildung  ^^ 

Für  die  einheitliche  Gestaltung  des  Rechts  vermochte  die  Reichs- 
gesetzgebung nur  wenig,  das  Reichshofgericht  noch  weniger  zu  leisten. 
Die  Entwickelung  der  stadtischen  Autonomie  hat  die  Vereinzelung  der 
Rechte  weniger  befordert,  als  man  auf  den  ersten  Blick  vermuten  sollte. 
Die  wirtschaftlichen  Bedingungen  waren  in  den  Städten  überall  dieselben, 
sie  führten  eher  zu  einer  größeren  Gleichmäßigkeit  ihrer  Rechtsent- 
wickelung; außerdem  bestanden  meistens  ganze  Städtegruppen  mit  ge- 
meinsamem Recht  und  einem  gemeinschaftlichen  Oberhofe.  Bei  der 
Bildung  dieser  Gruppen  war  die  Gemeinschaft  des  Stammesrechts  vielfach 
entscheidend.  Geßhrlicher  als  das  Städtewesen  war  die  Territorialver- 
fassung für  die  Rechtseinheit  des  Reiches.  Landesgesetze  und  Landes- 
gewohnheiten führten  eine  immer  weitergehende  Zersplitterung  herbei. 
Mit  der  Auflösung  der  alten  Gerichtsverfassung  kam  es  dahin,  daß  jedes 
Gericht  seine  besonderen  Gewohnheiten  ausbildete.  Nur  der  Sachsen- 
spiegel that  der  übermäßigen  Zerklüftung  einigermaßen  Einhalt.  Süd- 
deutschland, dem  es  an  einer  gleichwertigen  Rechtsquelle  fehlte,  war  im 
15.  Jahrhundert  reif  für  die  im  Interesse  der  Einheit  zur  Notwendigkeit 
gewordene  Aufoahme  des  römischen  Rechts. 

Fremde  Einflüsse  machten  sich  bei  der  deutschen  Rechtsbildung  des 
Mittelalters  wenig  bemerkbar,  nur  Schleswig  stand  vorwiegend  unter  dem 
Einfluß  des  dänischen  Rechts.  Wendisches,  polnisches  und  preußisches 
Recht  vermochten  sich  dem  deutschen  Recht  gegenüber  nicht  zu  be- 
haupten. In  Böhmen  und  Mähren  erhielt  sich  das  czechische  Recht  zum 
Teil  als  Landrecht,  in  den  Städten  wich  es  dem  deutschen  Stadtrecht. 
Das  letztere  erstreckte  sich  bis  nach  Ungarn  (z.  B.  Ofen,  Preßburg), 
Rußland  (Nowgorod)  und  Gotland  (Wisby)  hinein.  Die  deutschen  Kolo- 
nien im  Auslande  behielten  durchweg  ihr  deutsches  Recht.  Selbst  das 
ungarische  Landrecht  nahm  vieles  aus  dem  deutschen,  und  zwar  dem  ihm 
zunächst  liegenden  bairischen  Rechte  auf,  wenn  auch  die  Nachricht  von 
der  Einführung  des  bairischen  Rechts  in  Ungarn  auf  Übertreibung  be- 
ruht ^^•.    Der  Einfluß  des  römischen  Rechts  auf  das  deutsche  tritt  erst 


^^  Vgl.  Heuslsb,  a.  a.  0.  I.  24—39,  der  namentlich  die  Auffassung  jener  Sonder- 
rechte als  Standesrechte  widerlegt 

*•*  Vgl.  SiBiifDOBFP,  Jahrbücher  des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  III.,  I. 
211,  452  ff.,  der  die  Nachricht  meines  Erachtens  zu  wörtlich  nimmt. 
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im  15.  Jahrhundert  hervor.  Ältere  Spuren  beruhten  auf  Phrase  oder 
einem  bloßen  Prunken  mit  Gelehrsamkeit,  dem  die  reale  Unterlage  fehlte. 

Die  Sprache  der  Rechtsquellen  war  bis  zum  13.  Jahrhundert  aus- 
schließlich lateinisch.  Die  erste  größere  Rechtsquelle  in  deutscher  Sprache 
war  der  Sachsenspiegel. 

Die  Rechtsquellen  beruhten  teils  auf  Satzung,  teils  auf  Weisung, 
teils  auf  juristischer  Bearbeitung.  Die  Erzeugnisse  der  letzteren  heißen 
in  der  Wissenschaft  Rechtsbücher.  An  unsere  Darstellung  des  gesetzten, 
gewiesenen  oder  in  Rechtsbüchem  niedergelegten  Rechtes  schließt  sich 
wie  in  der  vorigen  Periode  eine  kurze  Übersicht  über  das  Urkunden wesen. 

§  53.  Die  Reichsgesetze^  Die  alte  volksrechtliche  Gesetzgebung 
war  in  erster  Reihe  dem  Bedürfnis  entsprungen,  durch  Aufstellung  fester 
Büß-  und  Wergeidstaxen  das  Fehdewesen,  wenn  auch  nicht  rechtlich  so 
doch  thatsächlich,  einzuschränken  (S.  331).  Auch  die  frankische  Beichs- 
gesetzgebung  ist  von  Maßregeln  zum  Schutze  des  Landfriedens  (S.  243) 
ausgegangen.  Dieselbe  Erscheinung  wiederholte  sich  im  Mittelalter.  Die 
Landfriedensgesetzgebung  ^,  d.  h.  die  gesetzliche  Fürsorge  für  die  öflFenthche 
Sicherheit,  hat  den  Ausgangspunkt  für  die  deutsche  Reichs-  wie  Landes- 
gesetzgebung gebildet;  sie  erscheint  das  ganze  Mittelalter  hindurch  als 
der  eigentliche  Kern  der  Gesetzgebung,  um  den  sich  allmählich  immer 
weitere  Materien  legen,  die  in  mehr  oder  weniger  losem  Zusammenhange 
mit  dem  Landfrieden  stehen,  zum  Teil  eines  solchen  Zusammenhanges 
ganz  ermangeln. 

Die  Landfriedensgesetze  waren  Strafgesetze,  in  ihrer  späteren  Ent- 
wickelung  zum  Teil  förmliche  Strafgesetzbücher.  Das  alte  Bußen-  und 
Wergeidssystem  war  im  Absterben  begriffen;  die  Landfriedensgesetze  hatten 
es  fast  nur  mit  der  Aufstellung  öffentlicher  Strafen  für  alle  den  Land- 


^  Vgl.  Stobbe,  459  ff.  Bbseleb,  Die  deutschen  Kaiserurkunden  als  Rechtsquellen, 
Zeitschr.  f.  RG.  II.  367  ff.  Weizsäcker,  Deutsche  Reichstagsakten  (von  1376—1431), 
bisjetzt  neun  Bände.  Die  Reichsgesetze  bis  1313  herausgegeben  von  Pbrtz,  MO. 
Leg.  IL  1837.  Eine  Neubearbeitung  von  Weiland  steht  in  Aussicht.  FQr  die  späteren 
Gesetze  vgl.  Neue  und  vollständige  Sammlung  der  Reichsabscfaiede,  I.  1747,  vielfach 
nach  den  Herausgebern  Senckenbbbg  und  Schmausb  oder  dem  Verleger  Koch,  unge- 
hörigerweise zuweilen  auch  unter  dem  Namen  von  Oleksohlaqeb  angef&hrt.  Ein 
unbrauchbares  Machwerk  ist  Goldast,  Collectio  constitutionum  imperialium,  1613. 

•  Vgl.  Waitz,  vi.  419—440;  Gott.  gel.  Anz.  1859,  S.  761  ff.  H.  0.  Lehmaiw 
in  Ebbor  u.  Grubeb's  Allg.  Encyklopädie,  2.  Sektion  XLI.  340  ff.  Wilda,  in  Wkibkb's 
Rechtslexikon  VI.  282  ff.  Klückhohn  bei  Bluntschli  u.  Bbateb,  Staatswörterbuch 
VI.  232  ff.  GöcKE,  Die  Anfange  der  Landfriedensaufrichtungen  in  Deutschland,  Gott 
Inaug.-Diss.  1874.  Eooebt,  Studien  zur  Geschichte  der  Landfrieden,  1875.  Herz- 
berq-Frankel,  Die  ältesten  Land-  und  Gottesfrieden  in  Deutschland,  Forsch,  z.  deutsch. 
Gesch.  XXIII.  117  ff.  KOcH,  Die  Landfriedensbestrebungen  Friedrichs  I.,  Marb. 
Inaug.-Diss.  1887.  Gibsebrecht,  Gesch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit  IP.  71  f.  111^610. 
Brock,  Die  Entstehung  des  Fehderechts  im  deutschen  Reiche  des  Mittelalters,  1887. 
Wyiceken.  Die  Landfrieden  in  Deutschland  von  Rudolf  I.  bis  Heinrich  VL,  Gott. 
Inaug.-D'ss.  1887. 
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frieden  gefährdenden  Verbrechen  zu  thun.  Daran  reihten  sich  Bestim- 
mungen über  Gerichte,  Gerichtsverfahren  und  PräventiTmaßregeln,  um 
den  Ausbruch  von  Streitigkeiten  und  Fehden  möglichst  zu  verhüten. 
Denn  die  Bekämpfung  des  Fehdewesens  war  eine  Hauptaufgabe  der  Land- 
friedensgesetzgebung ^,  zuweilen  durch  gänzliches  Verbot,  meistens  nur 
durch  Beschränkungen,  namentlich  indem  bestimmte  Sachen  (Kirchen, 
Kirchhöfe,  Wohnhauser,  Mühlen,  Ackergeräte  auf  dem  Felde,  auch  wohl 
des  Königs  Straße  und  das  Innere  der  Dörfer  und  Städte)  und  Personen 
(Geistliche,  Weiber,  reisende  Kaufleute,  Juden,  Feldarbeiter,  Jäger  und 
Fischer  während  der  Ausübung  ihres  Berufes,  u.  dgl.  m.)  gegen  jeden  gewalt- 
samen Angriff,  auch  in  berechtigter  Fehde,  gesetzlich  geschützt  wurden. 
Darin  berührten  sich  die  Landfrieden  mit  dem  Gottesfrieden  (pax  Dei,  treuga 
Dei)*,  nur  daß  jene  mit  zeitlicher  Beschränkung  aufgestellt  wurden,  wäh- 
rend der  Gottesfriede  ewige  Geltung  beanspruchte.  Aber  der  Gottesfriede 
begnügte  sich  nicht  mit  der  unbedingten  Befriedung  gewisser  Personen 
und  Gegenstände,  seine  Hauptbedeutung  lag  in  der  Einführung  be- 
stimmter Friedetage  (auch  „gebundene  Tage")?  an  denen  ein-  für  allemal 
jeder  Waffengebrauch  (mit  Ausnahme  eines  Krieges  und  der  Verfolgung 
handhafter  Verbrecher)  untersagt  wurde**.  Der  Gottesfriede  war  eine 
kirchliche  Einrichtung  französischen  Ursprungs,  zuerst  durch  Beschluß 
einer  französischen  Synode  (1039— 1041)  verkündigt,  dann  auch  inBurgund 
verbreitet.  Im  deutschen  Reiche  fand  er  zuerst  in  der  Diözese  Lüttich 
(1081),  dann  auch  in  der  Kölner  und  Mainzer  Kirchenprovinz  (1083  und 
1085),  und  zwar  unter  ausdrücklicher  Bestätigung  Heinrichs  IV.,  Eingang  ^ 
In  den  meisten  übrigen  Teilen  des  Reiches  blieb  er,  soweit  er  nicht  in 
die  Landfriedensgesetze  aufgenommen  wurde,  unbekannt. 

Auch  die  ersten  Landfrieden  gehören  der  Zeit  Heinrichs  IV.  an*. 
Den  Anfang  machten  nicht  die  Reichsgesetze,  sondern  provinzielle  Land- 
friedenseinungen  der  Gegner  des  Königs.  Erst  während  seines  letzten 
Jahrzehntes  hat  Heinrich  IV.  sich  mit  der  Landfriedensgesetzgebung  be- 
faßt.   Der  älteste,  uns  zum  Teil  erhaltene  Reichslandfriede  ist  von  1108^ 


'  Bei  Brock,  a.  a.  O.  4  findet  sich  die  wunderliche  Ansicht,  daß  sich  das  dem 
deutschen  Recht  bis  dahin  völlig  unbekannte  Fehderecht  erst  aus  der  Landfriedens- 
gesetzgebung entwickelt  habe. 

*  Vgl.  Eluckhohn,  Greschichte  des  Gottesfriedens,  1857.  Stbindobff,  Jahrbücher 
des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  III.,  I,  137  ff.  Nitzsch,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch, 
Gesch.  XXL  269  ff.  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  treuga  (von  ahd.  iriuioa^  fides, 
foedus),  Tgl.  DiEZ,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  v.  tregua.  Du  Oanob,  Glossar. 
8.  vv.  ireva,  treugare,  treugarius. 

^*  Die  gebundene  Zeit  erstreckte  sich  auf  alle  Hauptfeste  und  gewisse  Fest- 
wochen, außerdem  in  jeder  Woche  auf  die  Zeit  vom  Donnerstag  Abend  bis  Montag 
früh,  so  daß  nur  drei  Tage  in  jeder  Woche  für  die  Fehde  frei  blieben. 

»  Vgl.  MG.  Leg.  IL  65. 

*  Ober  die  Verhältnisse  unter  Heinrich  IL  und  IIL  vgl.  Waitz,  VI.  425,  429  f. 
Stbindobff,  a.  a.  0.  I.  448  ff. 

'  MG.  Leg.  IL  60.   Bruchstück  eines  italienischen  Landfriedens  ebd.  58.    Zweifel- 
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Derselbe  wurde  auf  vier  Jahre  errichtet.  Die  Fehde  beschränkte  er  nur 
durch  den  Schutz  des  Hausfriedens.  Von  den  Landfrieden  Heinrichs  Y., 
Lothars  in.  und  Konrads  III.  ist  wenig  erhalten.  Von  Friedrich  I.  be- 
sitzen wir  drei,  die  bisherige  Oesetzgebung  erheblich  erweiternde  nnd 
nach  allen  Richtungen  ergänzende  Reichslandfrieden,  einen  aus  den  ersten 
Jahren  seiner  Regierung  (um  1152)^,  sodann  den  ronkalischen  Landfrieden 
Yon  1158  für  das  ganze  Herrschaftsgebiet  des  Kaisers  mit  Einschluß 
Italiens*,  endlich  den  hauptsächlich  gegen  die  Brandstifter  gerichteten 
Nürnberger  Landfrieden  von  1186 — 1188^^,  in  welchem  der  König  sein 
früheres  unbedingtes  Verbot  der  Fehde  dahin  beschränkte,  daß  nur  recht- 
zeitige Widersagung  (mindestens  drei  Tage  vor  Eröffnung  der  Feind- 
seligkeiten) vorgeschrieben  wurde. 

Besonderes  Interesse  erregt  der  Weißenburger  Landfriede  Friedrichs  I. 
für  Rheinfranken,  von  1179,  teils  weil  er  die  Bestimmungen  des  Grottes- 
friedens mitaufgenonmien  hat,  teils  weil  er  sich  als  eine  bloße  Erneuerung 
eines  alten  Friedens  Karls  des  Großen,  d.  h.  aus  unvordenklicher  Zeit, 
kundgibt".  Eine  ähnliche  königliche  Erneuerung  eines  „alten  Friedens^' 
ist  der  wahrscheinlich  1223  verkündigte  Frankfurter  Landfriede  für  Sachsen, 
der  inhaltlich  durchaus  denselben  Charakter  trägt ^^.  Dasselbe  gilt  von 
einem  vielleicht  noch  in  die  Zeit  Heinrichs  IV.  fallenden  Elsasser  Land- 
frieden ^'  und  dem  früher  als  „Treuga  Heinrici"  bezeichneten  Würzburger 
Reichslandfrieden  eines  Königs  Heinrich". 

Alle  früheren  Landfriedensgesetze  wurden  durch  den  Mainzer  Reicbs- 

haft,  ob  auch  Waitz,  Urkunden  Nr.  5  (2.  Aufl.  Nr.  12)  ein  Reichsgesetz  oder  eine 
provinzielle  Landfriedenseinung  ist. 

'  Vgl.  MG.  Leg.  II.  101,  wo  der  Landfriede  als  Regensborger  Landfriede  von 
1156  bezeichnet  ist  Vielfach  wird  derselbe  auf  Italien  bezogen  (vgl.  Waitz.  VL 
489  N.  8).  Gegen  beides  vgl.  KOch,  a.  a.  O.  12  ff.  Der  Landfriede  verbietet  jede 
Tötung  (also  auch  die  in  einer  Fehde)  infra  paeem  cojuHiiUam,  also  nur  innerhalb 
der  f&r  den  Landfrieden  bestimmten  Zeit,  deren  Angabe  sich  aber  in  dem  G^esetie 
nicht  findet  Der  Form  nach  ist  der  Landfriede  ein  einseitiger  ErlaB  des  Königs 
(die  Bezeichnung  als  Kaiser  -im  Eingange  beruht  auf  späterer  Änderung)  an  die 
Großen  des  Reiches.  Den  Inhalt  bilden  auch  Bestimmungen  über  Lehne-  und  Vogtei* 
Sachen,  sowie  über  regelmäßige  Festsetzung  der  Getreidepreise  durch  die  Grafen. 
Das  erste  Beispiel  einer  über  den  Landfrieden  hinausgehenden  Reichsgesetzgebung. 
Vgl.  K«OH,  a.  a.  0.  2Ö.    Wackeb,  Reichstag  78. 

*  MG.  Leg.  IL  112.  Vgl.  Gibsbbbbcht,  a.  a.  0.  V.  178  ff.  Das  Gesetz  verweist 
jeden  Rechtsanspruch  auf  den  Weg  Rechtens,  verbietet  also  die  Fehde.  Es  sucht 
einen  ewigen  Landfrieden  O'eram  et  perpeiuam  paeem)  zu  begründen,  faßt  aber  doch 
zunächst  nur  einen  beschränkten  Zeitraum,  mit  Erneuerung  von  fünf  zu  fünf  Jahren, 
ins  Auge. 

"  MG.  Leg.  IL  188.    Über  die  Datierung  vgl.  Küch,  a.  a.  0.  71. 

"  BöHMBB,  Acta  imperii  Nr.  188. 

^'  Zuerst  herausgegeben  und  besprochen  von  Kbühnb,  N.  Mitteil.  d.  thür.  siehs. 
Vereins  XVII.  220  ff.,  sodann  von  Weiland,  Zeitschr.  f.  RG.  XXI.  88  ff..  118  £  Vgl. 
KOcH,  a.  a.  0.  65  ff. 

"  Waitz,  Urkunden  Nr.  6  (2.  Aufl.  Nr.  18). 

"  Vgl.  Wkiland,  a.  a.  0.  100  ff.,  116  ff.,  202.  Ältere  Abdrücke  MG.  Leg.  D. 
266  ff.    Font  rer.  Bern.  II.  107.    Welcher  König  Heinrich  der  Gesetzgeber  war,  ist 
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landfrieden  Friedrichs  II.  in  den  Hintergrund  gedrangt".  Derselbe  er- 
schien zugleich  in  einer  amtlichen  deutschen  Übersetzung^*  und  besaß 
noch  um  1400  ein  solches  Ansehen,  daß  er  von  Nicolaus  Wurm  glossiert 
wurde ^^.  Die  Reichslandfrieden  Budolfs  I.,  Adolfs,  Albrechts  I.  und 
Heinrichs  YII.  waren  im  wesentlichen  bloße  Erneuerungen  des  Mainzer 
Landfriedens,  den  sie  nur  hier  und  da  abänderten  oder  ergänzten  ^^  Den 
Inhalt  des  letzteren  bildete  außer  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  ver- 
schiedensten Art  die  Einsetzung  eines  Reichshofirichters  und  eines  Hof- 
gerichtsschreibers, dazu  kamen  Vorschriften  über  Gerichts-,  Münz-,  ZoU- 
und  Verkehrswesen,  Oeleits-  und  Befestigungsrecht,  geistliche  Gerichts- 
barkeit, Vogteirechte,  Verbot  der  Pfahlbürger  und  Muntmannen  in  den 
Städten^  Verbot  der  Privatpfandung,  auch  ausfahrliche  Bestimmungen 
über  die  Rechte  der  Väter  gegen  ungehorsame  Söhne,  in  Anknüpfung  an 
die  Empörung  des  Königs  Heinrich  (Vn.)  gegen  seinen  Vater.  Die  Fehde 
wurde  nur  für  den  Fall  der  Rechtsverweigerung,  nach  vorheriger  recht- 
zeitiger Widersagung,  gestattet. 

Der  Schwerpunkt  der  Fürsorge  für  den  Landfrieden  lag  seit  Rudolf  I. 
nicht  mehr  in  den  Reichs-,  sondern  den  Provinziallandfirieden,  bei  denen 
der  König  nur  noch  zuweilen  mitwirkte^*.  Seit  Ludwig  dem  Baiern 
hörte  die  Landfiriedensgesetzgebung  in  der  Hauptsache  auf,  und  die  freien 
oder  durch  den  König  vermittelten  Landfriedenseinungen  traten  an  ihre 
Stelle  *^.  Von  Reichslandfrieden  sind  nur  das  bedeutende  Gesetz  Albrechts  II. 
von  1438,  sodann  die  Frankfurter  Reformation  von  1442  und  die  Land- 
frieden von  1467  und  1474,  sämtlich  von  Friedrich  IIL,  hervorzuheben'^. 


nicht  gesa^  Da  der  Nfirnberger  Landfriede  von  1186  benutzt  erscheint,  so  kann 
man  nnr  zwischen  Heinrich  VI.  and  König  Heinrich  (VII.)  schwanken.  Der  Inhalt 
spricht  mehr  für  den  letzteren  und  das  Jahr  1224  (vgl.  schon  Fiokbb,  Entstehungs- 
zeit  des  Sachsenspiegels  89  ff.)»  während  andererseits,  wie  jnir  Weiland  mündlich 
mitteilte,  eine  neaerdings  anfgefandene  Utrechter  Handschrift  nach  den  Schriftzügen 
eher  in  das  12.  Jahrhundert  gehört. 

^B  MG.  Leg.  IL  818  ff.    Ebd.  801  f.  ein  Frankforter  Reiohslandfriede  von  1284. 

1«  MG.  Leg.  IL  571  ff.    Heidelb.  Jahrb.  1858,  S.  655  ff.    Vgl.  Stobbe,  462  f. 

^'  Vgl.  BöHLAU,  Nove  constitutiones  domini  Alberti,  d.  i.  der  Landfriede  von 
1285  mit  der  Glosse  des  Nie.  Wurm,  1858.  Der  Glossator,  von  dem  §  54  näher  zn 
reden  sein  wird,  hatte  den  Mainzer  Landfrieden  irrtümlich  für  ein  Gesetz  Albrechts  I. 
gehalten.  i«  Vgl.  MG.  Leg.  II.  448,  456,  459,  481. 

**  Zn  erwähnen  sind  die  Provinziallandfrieden  Rudolfs  I.  ftlr  Österreich  von 
1276,  für  Baiem,  Schwaben  und  Franken  von  1281.  Vgl.  MG.  Leg.  n.  410,  427 
(besser  Mon.  Wittelsb.  L  888),  480,  486. 

**  Vgl.  ViBLAü,  Beiträge  zur  Gesch.  der  Landfrieden  Karls  IV.,  HaU.  Inaug.-Diss. 
1877.  FisoHBB,  LandfriedensYerfassung  unter  Karl  IV.,  Gott.  Inaug.-Diss.  1884. 
MicHBLSBN,  Urkundl.  Beitrag  z.  Gesch.  d.  .Landfrieden,  1868.  Mbnothal,  Die  Städte- 
bünde u.  Landfrieden  in  Westfalen,  Königsb.  Inaug.-Diss.  1879.  Das  einzige  Laud- 
frriedensgesetz  Karls  IV.  war  der  westfälische  Landfriede  von  1871.  VgL  Likdneb, 
Veme  442  ff.    Mbndthal,  a.  a.  0.  50  ff.    Fisohbb,  a.  a.  O.  99  f. 

*>  N.  Samml.  d.  Reichsabschiede  I.  154,  164,  170,  225,  261.  Ein  kurzer  Land- 
friede Ludwigs  des  Baiem  v.  1328  ebd.  48.  Der  Ijandfriede  von  1488  sollte  die  Kreis- 
verfassung  einführen,  das  Gerichtswesen  verbessern  und  die  Fehde  dauernd  beseitigen. 
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Eine  Eigentümlichkeit  aller  Landfriedensgesetze,  mochten  sie  die 
Form  eines  einseitigen  königlichen  Erlasses  oder  eines  formlichen  Beichs- 
gesetzes  tragen,  bestand  darin,  daß  sie  ebenso  wie  die  Landfriedenseinnngen 
nur  für  diejenigen  verbindlich  waren,  die  sie  ausdrücklich  beschworen 
hatten.  Wer  den  Eid  verweigerte,  verfiel  allerdings  in  schwere  Strafe, 
die  seit  dem  13.  Jahrhundert  darin  bestand,  daß  ihm  der  Schutz  des 
Landfriedens  verweigert  wurde,  was  sich  stellenweise  zu  einer  Art  Ächtung 
gestaltete.  Die  Landfriedensgesetze  waren  demnach  nur  leges  imper- 
fectae.  Ihre  verbindliche  Kraft  erhielten  sie  erst  durch  die  eidliche  Ver- 
pflichtung jedes  einzelnen,  die  immer  nur  auf  bestimmte  Zeit  (1  bis 
10  Jahre)  erfolgte,  selbst  da  wo  der  Gesetzgeber  dauernde  Geltung  seines 
Gesetzes  beabsichtigt  hatte.  Damit  hängt  der  vorwiegend  provinzielle 
Charakter  der  Landfrieden  zusammen;  selbst  die  Reichslandfrieden  wurden 
landschaftsweise  beschworen  und  verhielten  sich  in  hohem  Grade  rück- 
sichtsvoll gegen  das  Partikularrecht,  dem  gegenüber  sie  vielfach  nur  eine 
ergänzende  Bedeutung  in  Anspruch  nahmen  *^  Man  erkennt  noch  die 
Nachwirkungen  des  früheren  Gegensatzes  von  Volksrecht  und  Amtsrecht: 
von  Reichs  wegen  konnte  der  König  bei  Strafe  befehlen,  daß  jedermann 
den  Eid  leiste,  aber  das  materielle  Recht  konnte  nur  landschaftsweise 
durch  den  Beitritt  der  Bevölkerung  abgeändert  werden*'. 

Anders  stand  es  bei  denjenigen  Materien  der  Gresetzgebung,  die  von 
alters  her  dem  Bereiche  des  königlichen  Amtsrechts  angehörten.  Hier 
bewegten  sich  die  Könige,  indem  sie  je  nach  der  Sachlage  die  Form  des 
Privilegs  oder  des  mit  Genehmigung  des  Reichstages  erlassenen  Reichs- 
gesetzes wählten,  durchaus  frei.  Dies  gilt  zunächst  von  den  Verfassungs- 
gesetzen. Ein  einseitiger  königlicher  Erlaß  war  die  ronkalische  Consti- 
tutio  de  regalibus  Friedrichs  I.  von  1158,  die  nicht  wie  der  gleichzeitige 
Landfriede  für  das  ganze  Reich,  sondern  ausschließlich  für  Itah'en  be- 
stimmt war  und  erst  später  durch  Vermittelung  der  Libri  Feudorum  auch 
in  Deutschland  zu  gesetzlicher  Geltung  gelangt  ist**.  Inwiefern  der  Frank- 
furter Reichstag  von  1220  bei  Friedrichs  IL  Confoederatio  cum  princi- 
pibus  ecclesiasticis  und  der  Speierer  Reichstag  von  1275  bei  der  Bestä- 
tigung derselben  durch  Rudolf  I.  mitgewirkt  hat,  ist  aus  den  davon  über- 
lieferten Urkunden  (S.  577)  nicht  zu  ersehen.  Das  Statutum  in  favorem 
principum  kam  auf  dem  Reichstage  (in  generali  curia)  zu  Worms  (1231) 
zustande  und  wurde  auf  dem  zu  Sibidatum  (1232)  von  Friedrich  II. 
bestätigt**.  Von  der  Goldenen  Bulle  Karls  IV.  („Carolina",  von  dem 
goldenen  Siegel  „Aurea  Bulla")  waren  c.  1  —  23  ein  Werk  des  Nürnberger 
Reichstages  (10.  Jan.  1356),  während  der  Schluß  (c.  24—30)  auf  dem 


"  Vgl.  §  55. 

"»  Vgl.  Waitz,  VL  431,  440.     Sohm,  i.  d.  Jenaer  Lit-Zeitung  1876,  S.  466  f. 
Hisi  ZeitBchr.  NF.  I.  351. 

•♦  Vgl.  MG.  Leg.  n.  111.    Stobbb,  469.    Giesebrbcht,  a.  a.  0.  V.  173  ff. 
«  Vgl.  MG.  Leg.  IL  291. 
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Reichstage  zu  Metz  (25.  Dez.  1356)  zustande  kam".  Die  Annahme, 
daß  die  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse  der  Kurfürsten  mit  diesen 
ohne  Mitwirkung  des  Reichstages  vereinbart  seien,  beruht  auf  Mißver- 
ständnis. Überwiegend  waren  die  Bestimmungen  der  GB,  bloße  gesetz- 
liche Sanktion  des  bestehenden  Reichsherkommens.  Ihr  bedeutender  staats- 
rechtlicher Inhalt  ist  bereits  bei  der  Darstellung  der  Verfassung  zur 
Sprache  gekommen*  Außerdem  enthielt  die  6B.  einige  Bestimmungen 
über  den  Landfrieden,  über  verbotene  Verbindungen  u.  dgl.  m.  Die 
Sprache  des  Gesetzes  ist  noch  die  lateinische. 

Dem  Rechtsverhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  gehörten  verschiedene 
Konkordate  mit  dem  Papste  an:  das  Wormser  oder  Calixtinische  von 
11 22  2^,  das  Konstanzer  von  1418*®,  das  sogenannte  Fürstenkonkordat  von 
1447  und  das  Wiener  Konkordat  von  1448**^. 

Von  den  das  italienische  Lehnrecht  betreffenden  Gesetzen  wird  erst 
unten  (§  57)  zu  reden  sein.  Die  sogenannte  Constitutio  de  expeditione 
Romana,  die  sich  selbst  für  ein  Gesetz  Karls  des  Großen  ausgibt  und 
früher  für  eine  immerhin  glaubwürdige  Privatarbeit  über  den  Eömerzug 
galt,  ist  eine  im  Kloster  Reichenau  im  12.  Jahrhundert  entstandene 
Fälschung,  deren  Zweck  es  war,  die  Rechte  und  Pflichten  einer  aufsässigen 
Dienstmannschaft  in  scheinbar  authentischer  Weise  zu  regeln*^.  Im 
späteren  Mittelalter  wurde  die  Fälschung  für  ein  wirkliches  Reichsgesetz 
gehalten. 

Von  den  zahlreichen  königlichen  Privilegien  ist  noch  der  S.  450  f. 
erwähnten  für  die  Juden  zu  gedenken. 

Kürzere  Reichsgesetze  wurden  meistens  in  der  Form  von  Urteilen 
oder  Weistümern  des  Reiohshofgerichts  erlassen '^ 

Die  Publikation  der  Reichsgesetze  war  eine  sehr  mangelhafte.  Vielfach 
blieben  sie  ganz  unbekannt.  Eine  Gesetzsammlung  in  der  Art  der  Kapi- 
tulariensammlung  des  Ansegis  gab  es  nicht.  Die  Staufer  und  Heinrich  VII. 
ließen  verschiedene  ihrer  Gesetze  als  Authenticae  in  den  Codex  Justinianeus 
einreihen'^.  Die  Hofgerichtsweistümer  sollten  nach  einer  Bestimmung 
des  Mainzer  Landfriedens  von  1235  in  ein  Urteilsbuch  eingetragen  werden. 
Erhalten  ist  ein  solches  nicW . 


**  Die  beste  Ausgabe  bei  Habnack,  EarfürstenkoUeginm  197  ff.  Über  ältere 
Ausgaben:  Stobbe,  471.  Vgl.  Habnack,  a.  a.  O.  140  if,  Likdnbb,  i.  d.  Mitteil.  d. 
österr.  Instit.  V.  96  ff.    Busbon,  ebd.  II.  29  ff. 

•»  Vgl.  S.  387,  481  f.    MG.  Leg.  U.  75,  die  Vorverhandlungen  ebd.  66  flF. 

'"  Hübleb,  Constanzer  Reformation  164  if. 

"•  Neue  Samml.  d.  Beichsabschiede  I.  174—181. 

•<»  Vgl.  ScHEFFBB-BoicHOBST,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF.  III.  178  ff. 
Stobbb,  474.  Waitz,  L  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XIV.  31  ff.;  Gott.  gel.  Anz. 
1862,  S.  1476.    FicKEB,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  LXXIII.  173  ff. 

>^  Vgl.  S.  498.  Eine  dankenswerte  Zusammenstellung  des  Erhaltenen  bei 
Feanklin,  Sententiae  curiae  regiae,  1870.  Ein  Reichsvikariatsweistum  von  1254  Mon. 
Wittelsb.  I.  132  Nr.  56. 

•'  Vgl.  §  66.  "  Vgl.  S.  534. 
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§  54.  Die  Rechtsbücher^  Wahrend  sich  die  rechtswissenschaft- 
liche Arbeit  der  fränkischen  Zeit,  abgesehen  von  den  Erzeugnissen  der 
lombardischen  ßechtsschule,  auf  die  Herstellung  von  Formelsammlungen 
und  etwaige  Veränderungen  beim  Abschreiben  der  Yolksrechte  beschrankte, 
waren  die  Rechtsbücher  des  Mittelalters,  in  Deutschland  wie  in  Frank- 
reich, mehr  oder  weniger  systematisch  angelegte  Bearbeitungen  des  in 
Gesetzen  und  Gewohnheiten  yorliegenden  Rechtsstoffes.  Von  vornherein 
durchaus  Frivatarbeiten ,  erwarben  sich  die  Rechtsbücher  doch  in  der 
Regel  sehr  bald  offizielles  Ansehen,  wurden  in  den  Gerichten  wie  in  der 
Gesetzgebung  vielfach  zu  Grunde  gelegt  und  haben  zum  Teil  erheblich 
zur  Fortbildung  des  Rechts  beigetragen.  Die  Sprache  der  Rechtsbücher 
war  deutsch;  sie  gehören  zu  den  ältesten  und  umfangreichsten  Erzeng- 
nissen der  deutschen  Prosa.  Nach  der  Aufgabe,  welche  die  Verfasser 
sich  stellten,  hat  man  Rechtsbücher  allgemeinen  Charakters  (fOr  das  Reich 
oder  einen  ganzen  Stamm  oder  doch  ein  größeres  Gebiet)  von  den  parti- 
kulären Stadt-  und  Landrechtsbüchem,  von  denen  erst  später  (§§  55,  56) 
die  Rede  sein  wird,  zu  unterscheiden.  Den  Hauptinhalt  der  Rechtsbücher 
bildet  das  „Landrecht",  worunter  außer  dem  Privat-  und  Strafrecht,  der 
Gerichtsverfassung  und  dem  Prozeß  auch  das  Staatsrecht  verstanden  wird. 
Von  den  Sonderrechten  bleiben  Hof-  und  Dienstrecht  regelmäßig  unbe- 
rücksichtigt, während  das  Lehnrecht  überall  Gegenstand  besonderer  Dar- 
stellung ist^  Einige  Rechtsbücher  behandeln  nur  den  Prozeß;  man  nennt 
sie  Rechtsgangbücher  oder  Richtsteige.  Das  Stadtrecht  wird  nur  von  einem 
Teüe  der  Rechtsbücher  berücksichtigt. 

Das  älteste  und  vorzüglichste  Rechtsbuch,  der  Sachsenspiegel', 
zerfallt  in  ein  Land-  und  Lehnrechtsbuch.  Beide  waren  ursprünglich  in 
eine  fortlaufende  Reihe  von  Artikeln  eingeteilt,  seit  dem  14.  Jahrhundert 
ist  aber  bei  dem  Landrecht  die  von  dem  Glossator  Johann  von  Buch 
eingeführte  Einteilung  in  drei  Bücher  üblich  geworden*.    Dem  Rechts- 


^  Vgl.  Stobbb,  286—446.  Homeysb,  Die  deutschen  Rechtsbücher  des  Mittel- 
alters und  ihre  Handschriften,  1856.  Nachtrage  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Berl.  Akad.  1871 
8.  61  ff.,  220  ff.  Zeitschr.  f.  RG.  IL  175  ff.  DL  328.  IV.  178  ff.,  194  ff.  V.  468.  VIL 
319.  VIII.  165  ff.,  318  ff  rX.  476.  X.  809.  XI.  44  ff.  XU.  817.  XV.  130.  Stbffbi. 
HAQEK,  Deutsche  Rechtsquellen  in  Preußen,  1875.  Spavqekbebo,  Beitr&ge  s.  d. 
teutschen  Rechten  des  Mittelalters,  1822.  Die  Bezeichnung  „Rechtsbücher"  kommt 
schon  im  13.  Jahrhundert  vor.    Vgl.  Stobbs,  287.  N.  2. 

'  Die  Hof-  und  Dienstrechte  entzogen  sich,  im  Gegensätze  zu  dem  einheitlieb 
gestalteten  Ijehnrecht,  wegen  ihrer  partikularrechtlioh  äußerst  verschieden  gearteten 
Entwickelung  jeder  zusammenfassenden  Darstellung.    Vgl.  Ssp.  IIL  42,  §  2. 

'  Beste  Ausgabe:  HoMsrnt,  Des  Sachsenspiegels  I.  Teil,  oder  das  sichaiBche 
Landrecht,  8.  Aufl.  1861;  Des  Sachsenspiegels  11.  Teil,  Band  I.  1842.  Eine  Sehol- 
ausgäbe  des  Landrechts,  und  zwar  in  der  obersächsischen  Gestaltung,  von  Wbibsb 
und  HaDSBBAND.  Über  sonstige  Ausgaben  Stobbe,  290  ff.  Vgl.  Homstsb,  Die  Ge- 
nealogie der  Handschriften  des  Sachsenspiegels,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1859,  S.  Sdft 

*  Man  citiert  das  Landrecht:  Ssp.  III.  45,  §  3,  das  Lehnrecht:  SäohB.  Lehnr. 
80,  §  4. 
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buche  voran  gehen  eine  gereimte  Vorrede  (praefatio  rhythmica)*,  zwei 
prosaische  Vorreden  (prologus  und  textus  prologi)  und  eine  erst  später 
nachgetragene  genealogische  Übersicht  über  den  sachsischen  hohen  Adel 
die  sogenannte  Vorrede  Von  der  herren  gebvrt^.  Über  die  Entstehung 
des  Werkes  sind  wir  teils  durch  die  gereimte  Vorrede,  teils  durch  den 
gesamten  Inhalt  unterrichtet^.  Verfasser  war  der  Schöffe  Eike  von  Rep- 
gau  aus  dem  Gau  Serimunt  (zwischen  Mulde,  Elbe  und  Saale),  dem  auch 
der  Stammsitz  seines  altedelen  Geschlechts,  das  anhaltische  Dorf  Reppichau, 
angehörtet  Er  hatte  sein  Werk  ursprünglich  in  lateinischer  Sprache  ver- 
faßt, dann  nach  längerem  Sträuben  auf  Bitten  des  Grafen  Hoyer  von 
Falkenstein,  Stiftsvogtes  von  Quedlinburg  (urkundlich  erwähnt  von  1211 
bis  1242),  ins  Deutsche  übersetzt.  Von  der  ersten  Fassung  ist  das  zweite 
Stück,  das  Lehnrecht,  höchst  wahrscheinlich  in  dem  sogenannten  Äuctor 
vetus  de  beneficiis,  wenn  auch  durch  einige  Zusätze  vermehrt,  erhalten*^. 
Der  „Auetor  Vetus"  ist  in  lateinischen  Versen  (oder  gereimter  Prosa) 
verfaßt  und  wird  handschriftlich  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  drei  Bücher 
eingeteilt,  die  wieder  in  Paragraphen  zerfallen.  Der  Vei^leich  mit  dem 
Lehnrechtsbuche  des  Sachsenspiegels  ergibt,  daß  der  Verfasser  sich  nicht 
mit  bloßer  Übersetzung  begnügt,  sondern  eine  vollständige  Bearbeitung 
geliefert  hat.  Die  Sprache,  deren  er  sich  dabei  bediente,  war  die  nieder- 
sächsische, doch  hat  es  der  Zufall  gefügt,  daß  gerade  die  ältesten  uns 
erhaltenen  Handschriften  den  Text  in  hochdeutscher  (obersächsischer)  Über- 
setzung geben  ^^.  Die  gereimte  Vorrede  war  wohl  von  Anfang  an  in 
mittelhochdeutscher  Sprache  geschrieben.  Hinsichtlich  der  Abfassungszeit 
steht  zunächst  fest,  daß  das  Landrecht  vor  dem  Lehnrecht  entstanden 
ist  ^^    Die  Erwähnung  des  Königs  von  Böhmen  (Ssp.  III.  57,  §  2)  ergibt, 

*  Die  nrsprüngUche  Vorrede  umfaßt  v.  97—280,  während  sich  v.  1—96  als  eine 
zweite,  erst  später  von  dem  Verfasser  hinzugefügte  Vorrede  zu  erkennen  geben. 

*  Vgl.  V.  Zallinobb,  Schöffenbarfreie  180  if.  V^ikteb,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch. 
Gesch.  XIV.  305-845.  XVÜI.  380  ff.  Homeybb,  i.  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852, 
S.  68  f.    Kopp,  Bilder  und  Schriften  der  Vorzeit  I,  183  f. 

»  Vgl.  HOMBYBR,  ^.  a.  0.  I.  S.  Iff.  IL  1,  S.  45  ff.  Fiokbb,  Über  die  Entste- 
hungszeit des  Sachsenspiegels  und  die  Ableitung  des  Schwabenspiegels  aus  dem 
Deutschenspiegel,  1859.    Fbsnsdorff,  i.  d.  Hans.  Gesch.  Bl.  VI.  101  ff.    Stobbb,  296  ff. 

^  Über  die  Persönlichkeit  und  das  Geschlecht  Eikes  ist  noch  zu  vergleichen 
WiNTBB,  a.  a.  0.  V.  Posbbn-Elbtt,  Zur  Geschichte  der  Markgrafschaft  Meißen  29  f., 
1081;  Wbilamd,  Deutsche  Chroniken  (i.  d.  Mon.  Germ.)  IL  51  ff.  Zeitschr.  f.  RG. 
XrV.  247.  XVIIL  12.  XIX.  192.  Die  Varianten  des  Geschlechtsnamens  sind  zahl- 
reich :  Repgowe,  Repgauwe,  Repegouwe,  Rcpechowe,  Repchowe,  Reppekowe,  Repkow, 
Repichowe,  Ribecowe  u.  s.  w. 

*  Herausgegeben  von  Homeybb,  a.  a.  O.  IL  2,  S.  73  ff.  Über  die  Geschichte 
des  AV.  ebd.  15  ff.  26—49,  61.  Eine  fast  wörtliche  deutsche  Übersetzung  des  AV., 
das  Görlitzer  Lehn  recht  (um  1800),  hat  Houeybb  unter  dem  Text  des  AV.  ab- 
gedruckt. 

^^  Vgl.  HoMBTBB,  a.  a.  0.  I.  14  ff.  Fbensdobff,  a.  a.  0. 110  ff.  Winteb,  a.  a.  0. 
XIV.  833  ff.  LoBBBCH,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XL  267  ff.,  hat  als  älteste  datierte  Hand- 
schrift eine  solche  in  kölnischer  Mundart  von  1295  nachgewiesen. 

^^  Daß  Landrecht  und  Lehnrecht  von  demselben  Verfasser  herrühren,  ist  zwar 
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daß  der  Sachsenspiegel  jedenfalls  nach  1198  entstanden  ist,  da  Böhmen 
von  1173  bis  1198  keinen  König  hatte,  von  einer  Abfassung  vor  1173 
aber  keine  Rede  sein  kann.  Da  Eike,  der  urkundlich  von  1209  bis  1233 
erwähnt  wird,  1215  noch  zu  dem  Stande  der  freien  Herren  gehörte,  1218 
aber  schon  in  die  Ministerialitat  übergetreten  war,  so  darf  man  bei  dem 
besonderen  Interesse,  das  er  gerade  den  altfreien  Ministerialen,  seinen 
Schöffenbarfreien,  von  Beginn  seines  Werkes  an  gewidmet  hat,  mit 
Sicherheit  behaupten,  daß  er  erst  nach  1215  an  die  Arbeit  gegangen 
ist^^.  Stande  es  fest,  daß  Eike  den  sächsischen  Frovinziallandfrieden  in 
Gestalt  der  Frankfurter  Erneuerung  (S.  616)  benutzt  hätte,  so  würde 
man  noch  über  1223  als  Anfangstermin  hinauszugehen  haben,  doch  ist 
es  ebenso  gut  möglich,  daß  der  Verfasser  einen  älteren  Text  benutzt 
hat".  Auch  die  Berufung  auf  die  Strafe  des  Feuertodes  für  Ketzer 
(Ssp.  II.  13,  §  7),  die  für  die  Lombardei  erst  1224  durch  Friedrich  II. 
angeordnet  wurde,  ist  nicht  entscheidend,  da  dieselbe  Strafe  in  Deutsch- 
land schon  lange  vorher  in  Gebrauch  war^*.  Andererseits  ist  es  sicher, 
daß  der  Sachsenspiegel  vor  dem  Mainzer  Beichstage  von  1235  vollendet 
ist,  da  er  den  auf  demselben  beschlossenen  Landfrieden  (S.  616 f.)  noch 
nicht  kennt  und  bei  seiner  Aufzählung  der  sächsischen  Fahnlehen  (III.  62, 
§  2)  das  auf  jenem  Tage  errichtete  Herzogtum  Braunschweig  (S.  377, 
389)  übergeht.  Der  Sachsenspiegel  ist  demnach  zwischen  1215  und  1235 
entstanden^*.  Später  hat  der  Verfasser  sein  Werk  noch  mit  Zusätzen 
und  einer  zweiten  gereimten  Vorrede  ausgestattet^®;  dieser  zweiten  oder, 
wenn  man  die  lateinische  mitrechnet,  dritten  Ausgabe  gehört  wohl  auch 
die  vor  1242  entstandene  Vorrede  „Von  der  herren  geburt'*  an^'.  Spater 
hat  der  Sachsenspiegel  von  Unberufenen  noch  zahlreiche  Zusätze  und  Ein- 
sicht authentisch  ansgesprocheD,  unterliegt  aber  bei  der  völligen  inhaltlichen  Ober- 
einstimmung nicht  dem  geringsten  Zweifel.  Vgl.  Hoheyeb,  a.  a.  O.  II.  1,  S.  45  ff. 
Stobbs,  321  ff. 

»«  Vgl.  S.  428  f.    V.  Zallinoeb,  a.  a.  0.  202  ff. 

^^  Vgl.  Weiland,  Zeitschr.  f.  BG.  XXI.  99  f.  Die  Benutzung  des  Landfriedens 
zeigt  sich  besonders  Ssp.  IL  66,  68,  10,  72.  Früher  nahm  jnan  Benutzung  der  so- 
genannten Treuga  Heinrici  (S.  616)  an. 

**  Vgl.  Pbensdoefp.  a.  a.  0.  104  ff. 

^*  Für  die  Entstehung  vor  1232  spricht  der  Umstand,  daß  der  Sachsenspiegel 
noch  überall  das  königliche  Regiment  voraussetzt  und  die  Landeshoheit  der  Fürsten 
nicht  zu  kennen  scheint.  S.  50.'>,  N.  19  ist  auf  einen  gewissen  Widerspruch  des  Ssp. 
mit  der  Conf.  c.  princ.  eccl.  hingewiesen,  doch  fallt  derselbe  kaum  genug  ins  Oe* 
wicht,  um  daraufhin  den  ersteren  vor  1220  zu  setzen.  Ein  Verwandter  Eikes,  der 
Verfasser  der  sächsischen  Weltchronik  (zwischen  1231  und  1237),  der  ebenfalls  ein  Herr 
von  Repgau,  aber  geistlichen  Standes,  war,  hat  den  Sachsenspiegel  bereits  benützt 
Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  49  ff.  Die  Vorrede  des  um  die  Mitte  des  13.  Jh.  abgefaßten 
Beinaert  enthält  auffallende  Anklänge  an  die  praefatio  rhythmica.  Vgl.  Zeitschr.  1 
RG.  XXn.  52. 

"  Vgl.  Anm.  5. 

"  Das  darin  erwähnte  Geschlecht  der  Herren  von  Altenhausen  ist  1242  aus- 
gestorben. Sämtliche  in  der  Geschlechtstafel  genannte  Namen  lassen  sich  als  Zeit- 
genossen Eikes  nachweisen. 
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Schaltungen  erhalten,  die  um  so  störender  sind,  als  sie  großenteils  erst 
einer  jüngeren  Rechtshildung  angehören^®. 

Der  Verfasser  gah  seinem  Werke  den  Titel  Spigel  der  Saxen  (praef. 
rhythm.  178),  weil  er,  ohne  Berücksichtigung  partikularrechtlicher  Eigen- 
tümlichkeiten ^•,  das  gemeine  Sachsenrecht  darstellen  wollte,  doch  erreichte 
er  seinen  Zweck  nicht  ganz,  weil  er  das  Recht  seiner  ostfalischen  Heimat 
eben  für  dies  gemeine  Sachsenrecht  hielt  und  die  vielfachen  Abweichungen 
insbesondere  des  westfälischen  Rechts  überging*^.  Aus  welchen  Werken 
er  seine  historischen  Notizen  geschöpft  hat,  ist  nicht  mit  Sicherheit  fest- 
zustellen^. Das  im  Mittelalter  oft  benutzte  Werk  „Origines"  des  Isidor 
von  Sevilla  muß  ihm  vorgelegen  haben,  wenn  er  auch  irrtümlich  von 
dem  Kirchenvater  Origenes  spricht".  Das  römische  Recht  kannte  er  nur 
von  Hörensagen**.  Von  Reichsgesetzen  hat  er,  wie  schon  erwähnt,  den 
sächsischen  Landfrieden,  sei  es  in  ursprünglicher  Gestalt,  sei  es  in  der 
Frankfurter  Erneuerung,  benutzt.  In  der  Hauptsache  aber  schöpfte  der 
Verfasser  nur  aus  seiner  genauen  Kenntnis  des  lebenden  Rechts,  wobei 
er  sich,  nach  seiner  Angabe,  auf  das  von  den  Vätern  überlieferte  Ge- 
wohnheitsrecht beschränkte  (praef.  rhythm.  36  f.,  151  flf.).  Allein  diese 
Angabe  hat  sich  der  neueren  Kritik  gegenüber  nicht  ganz  bestätigt.  In 
dem  geistvollen  Verfasser  steckten  Gegensätze,  die  er  nicht  zu  objektiver 
Ausgleichung  zu  bringen  wußte,  sein  Werk  trägt  in  mancher  Beziehung 
einen  ausgeprägt  subjektiven  Charakter.  Auf  der  einen  Seite  hatte  er 
eine  unverkennbare  Vorliebe  für  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Rechts- 
anschauungen seiner  Zeit  nicht  mehr  entsprach**.  Andererseits  trieb  es 
ihn  mehr  oder  weniger  unbewußt,  auch  solchen  Rechtsbildungen,  die  sich 
noch  in  lebendigem  Fluß  befanden  und  zu  keiner  abschließenden  Ent- 
wickelung  gelangt  waren,  einen  endgültigen  juristischen  Ausdruck  zu  geben 
und  so,  der  Zukunft  vorgreifend,  manches  als  hergebrachtes  Recht  dar- 


'*  Die  Zusätze  (bei  Hombtbb  kursiv  gedruckt)  machen  etwa  ein  Achtel  des  Ge- 
samtinhaltes aus.  V^ieviel  davon  noch  von  Elke  selbst  herrührt,  läßt  sich  nicht 
feststellen.  Die  in  die  alten  Ausgaben  nicht  regelmäßig  aufgenommenen  Zusätze  bei 
HoHBYEB,  Die  Extravaganten  des  Sachsenspiegels,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1S61,  S.  223  ff. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  64,  §  3.  Nur  auf  das  Partikularrecht  der  Nordschwaben  (S.  93]. 
die  durch  die  wendische  Grenznachbarschafb  seiner  Heimat  hervorgerufenen  Beson- 
derheiten und  die  märkischen  Verhältnisse  geht  der  Verfasser  wiederholt  ein.  Die 
letzteren  waren  ihm  ebensowohl  durch  seine  Berührungen  mit  dem  askanischen 
Fürstenhause  wie  durch  Beziehungen  zu  dem  Meißener  Hofe  geläufig.  Vgl.  S.  458, 
552  f.    y.  Posbbn-Elbtt,  a.  a.  0.  29  f. 

*<^  Gleichwohl  erstand  dem  Sachsenspiegel  im  15.  Jahrhundert  gerade  in  dem 
westfälischen  Verfasser  der  Informatio  ex  speculo  Saxonum  ein  feuriger  Vor- 
kämpfer gegen  die  abweichenden  Grundsätze,  welche  bei  den  westfälischen  Gerichten, 
namentlich  den  Femgerichten,  beobachtet  wurden.  Vgl.  Hohbysb,  1.  d.  Abh.  d.  Berl. 
Akad.  1856,  S.  629  ff. 

»»  Vgl.  Stobbe,  805.  "  Vgl.  Anm.  25. 

"  Vgl.  Ssp.  II.  63,  §  1  und  1.  1  §  8  D.  de  postulando  IIL  1. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  4.  m.  45,  §§8,  9.  62,  §  1.  Zachbr,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG. 
XXn.  55  ff. 
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zustellen,  was  sich  in  seinen  Augen  einmal  so  entwickeln  mußte.  So 
kam  er  zu  seipen  Schöffenbarfreien  (S.  428  f.) ,  zu  der  Eurfurstentheorie 
(S.  457);  der  Lehre  von  dem  Gericht  des  Pfalzgrafen  über  den  König 
(S.  465),  der  Heerschildsordnung  (S.  384).  Mit  den  ersteren,  die  einem 
bloßen  Durchgangsstadixml  angehörten,  hat  er  offenbar  wenig  Anklang 
gefunden,  dagegen  haben  die  anderen  Theorien  mächtig  in  die  Rechts- 
entwickelung eingegriffen,  die  Gedanken  des  Schöffen  Eike  sind  Reichs- 
recht  geworden.  Er  war  eben  ein  konstruktives  Talent  ersten  Ranges, 
und  so  hat  ihn  auch  die  aus  Isidors  Schriften  überkommene  Vorliebe  für 
eine  mystisch  angehauchte  Zahlenspielerei,  namentlich  mit  der  Sieben-, 
Drei-  und  Zweizahl,  wiederholt  zu  den  waglichsten,  dem  bestehenden  Recht 
fremden  oder  gar  widerstrebenden  Konstruktionen  x  Terführt'*.  Diese 
Schwächen  des  Sachsenspiegels  sind  erst  seit  den  letzten  zwei  Dezennien 
aufgedeckt  worden.  Die  ältere  Schule  behandelte  das  Rechtsbuch  ganz 
kritiklos,  indem  sie  nicht  nur  alle  Aussprüche  desselben  au£s  Wort  an- 
nahm, sondern  sie  auch,  gegen  die  eigenen  Angaben  des  Verfassers,  als 
Zeugnisse  eines  vermeintlichen  gemeinen  deutschen  Rechtes  betrachtete. 
Auf  die  frühere  Überschätzung  ist  neuerdings  zum  Teil  eine  entschiedene 
Unterschätzung  gefolgt**.  Aber  der  einzige  Vorwurf,  der  den  Verfasser 
trifft,  ist  der  eines  genialen  Subjektivismus.  Ihm  fehlte  nur  die  geistige 
Disziplin,  wie  sie  dem  Juristen  einzig  durch  das  römische  Recht  zu  teil 
wird.  So  darf  sein  Werk  nur  mit  Kritik  benutzt  werden,  dann  aber 
wird  man  in  ihm  eine  Quelle  finden,  die  kaum  überschätzt  werden  kann. 
Im  Mittelalter  erwarb  sich  der  Sachsenspiegel  bald  das  allgemeinste 
Ansehen.  In  Norddeutschland  galt  das  Landrechtsbuch  schon  im  14.  Jahr- 
hundert für  ein  Privileg,  das  Karl  der  Große  i.  J.  810  den  Sachsen  er- 
teilt habe,  während  man  das  Lehnrecht  für  ein  Gesetz  Friedrichs  I.  hielt. 
Beide  wurden  in  allen  Gerichten  Norddeutschlands  als  Gesetz  rezipiert**. 
Schon  im  13.  Jahrhundert  wurden  einzelne  Handschriften  des  Sachsen- 
spiegels mit  Bildern  illustriert"'.  Sehr  bald  wurde  er  ins  Hochdeutsche, 
noch  im  13.  Jahrhundert  auch  ins  Lateinische  übersetzt;  später  entstanden 
für  den  Gebrauch  der  slavischen  Völker  noch  zwei  weitere  lateinische 
Übersetzungen  und  eine  polnische.  Im  zweiten  Viertel  des  14.  Jahr- 
hpunderts  verfaßte  der  brandenburgische  Hofrichter  Johann  von  Buch,  der 


"  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  61  ff.  Lönino.  Kirchenrecht  der  Merowinger  654, 
N.  1,  55S.    Stobbb,  805,  K.  86.    Hombtsb,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1856,  S.  681. 

'*  So  bei  V.  Zallinokb,  a.  a.  O.  220  ff.  infolge  seiner  verdienstvollen  Fest- 
stellungen hinsichtlich  der  Schöffenbarfreien  und  damit  zusammenhangender  Aus« 
Sprüche  des  Sachsenspiegels.  Die  richtige  Mitte  habe  ich  zu  halten  gesucht  i.  d. 
Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  58  ff.  Dagegen  sucht  £.  Mayeb,  i.  d.  Erit  YierteQ.-SGhr. 
NF.  Xn.  149  ff.  den  Sachsenspiegel  auch  gegen  die  meisten  ihm  gemachten  thatsich- 
liehen  Vorwürfe  in  Schutz  zu  nehmen,  aber  wesentlich  ohne  neue  Gründe  beizubringen. 

'^^  Über  die  Bezeichnung  des  Sachsenspiegels  als  ^^Kaiserrecht*'  vgl.  Stobbb.  299. 

"  Vgl.  HoMBTBR,  Sachsenspiegel  I.  113  ff.  II.  1,  S.  80  f.  Stobbb,  387  ff.  Zu 
den  von  diesen  angeführten  Abdrücken  aus  den  Bilderhandschriften  ist  noch  LObbem 
Ausgabe  der  Oldenburger  HS.  (1879)  hinzuzufügen. 
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1305  in  Bologna  studiert  hatte,  eine  umfassende  Glosse  zum  Landrecht, 
in  niederdeutscher  Sprache*®.  Die  von  ihm  eingeführte  Einteilung  des 
Landrechts  in  drei  Bücher  hat  man  seitdem  beibehalten.  Die  Tendenz 
der  Glosse  ging  dahin,  die  Übereinstimmung  des  Sachsenspiegels  mit  dem 
römischen  und  kanonischen  Recht  nachzuweisen.  Jünger  und  von  ge- 
ringerer Selbständigkeit  ist  die  Glosse  zum  Lehnrecht,  in  obersächsischer 
Sprache,  ebenfalls  noch  dem  H.Jahrhundert  angehörig  ^^;  der  Verfasser  ist 
unbekannt.  Eine  Neubearbeitung  erfuhr  die  ganze  Sachsenspiegelglosse 
gegen  1400  durch  den  ebenfalls  in  Bologna  ausgebildeten  Neuruppiner 
Nikolaus  Wurm  oder  Vermis,  der  in  Diensten  der  Stadt  Görlitz  stand 
und  auch  Verfasser  der  Glosse  zu  dem  Mainzer  Landfrieden  von  1235 
(S.  617)  und  einiger  ßechtsbücher  (S.  631,  638)  war.  Weitere  Bearbeitungen 
der  Glosse  erfolgten  im  1 5.  Jahrhundert  durch  Brand  von  Tzerstedt  und  den 
Leipziger  Professor  Dietrich  von  Boxdorf^^. 

Der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zeigt  sich  überall  gut  kaiserlich. 
Einige  freimütige  Aussprüche  desselben  über  das  Verhältnis  zum  Papste 
bewogen  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  den  Augustinermönch 
Johann  Elenkok  zu  heftigen  Anklagen  bei  verschiedenen  Bischöfen  und 
zuletzt  bei  dem  Papste,  bis  er  endlich  i.  J.  1374  eine  Bulle  Gregors  XI. 
auswirkte,  durch  die  wenigstens  14  der  von  ihm  angegriffenen  Artikel 
als  ketzerisch  verdammt  wurden  ^^  Das  Fehlen  dieser  „articuli  reprobati" 
in  verschiedenen  Handschriften  zeigt,  daß  die  Bulle  einen  gewissen  Erfolg 
gehabt  hat''^ 

Der  Sachsenspiegel  genoß  auch  in  Süddeutschland  das  größte  An- 
sehen, obwohl  er  hier  zu  keiner  gesetzlichen  Auktorität  gelangte.  Er  wurde 
die  Grundlage  der  beiden  süddeutschen  Rechtsbücher,  des  Deutschen- 
und  Schwabenspiegels  ^^. 

Der  Deuts  che  nspiegeP*,  oder,  wie  er  sich  selbst  nennt,  Spieffel  allr 

28  Vgl.  Brunneb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  251. 

**  Über  die  Geschichte  der  Glosse  vgl.  Stobbe,  374  ff.  Homeyer,  a.  o.  O.  I. 
32  ff..  42  ff.,  112.  II.  1,  S.  71  ff.,  343  ff.  Eine  kritische  Ausgabe  der  Glosse  wird  vor- 
bereitet von  Steffenhagen.  Vgl.  die  Berichte  desselben  in  den  Sitz.-Ber.  d.  Wiener 
Akademie  seit  1881. 

«0  Ober  diesen  vgl.  Böhlaü,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XIII.  514  ff. 

^^  Vgl.  HoMEYER,  Johannes  Kienkok  wider  den  Sachsenspiegel,  Abh.  d.  Berl. 
Akad.  1855,  S.  377  ff.  Franklin,  Johannes  Kienkok,  Festschrift  für  BClow,  1884. 
Frensdorff,  i.  d.  Nachrichten  der  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1888.  S.  387  ff.  de  Geer,  i.  d. 
Nienwe  Bijdragen  voor  Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving,  XP.  VIII.  386  ff.  Böhlau, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  118  ff.    Steffenhagen,  ebd.  IV.  202.    Stobbe,  372  f. 

"  Vgl.  auch  Zeitschr.  f.  RG.  XIII.  529. 

*^  Vgl.  FiCKER,  Über  einen  Spiegel  deutscher  Leute  und  dessen  Stellung  zum 
Sachsen-  u.  Schwabenspiegel.  1857  (a.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XXIII.) ;  Ent- 
stehung des  Sachsenspiegels  (s.  Anm.  7).  Homeyer,  Die  Stellung  des  Sachsen- 
spiegels zum  Schwabenspiegel,  1853;  Monatsberichte  der  Berl.  Akad.  1867,  S.  622  ff. 
Stobbe.  327  ff.  Die  Untersuchungen  der  beiden  erstgenannten  wurden  durch  die  ab- 
weichenden Ansichten,  die  v.  Daniels  in  verschiedenen  Schriften  ohne  sonstigen 
Wert  entwickelt  hatte,  hervorgerufen. 

3*  Ausgabe:  Ficker,  Der  Spiegel  deutscher  Iveute,  1859. 
B.  ScHBdoBB,  Deutsche  Bechtsi^eschlchte.  ^0 
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Umtzher  l<Bute,  ist  eine  zwischen  1235  und  1275  entstandene  Bearbeitung 
des  Sachsenspiegels  mit  der  Tendenz,  kein  Stammes-,  sondern  gesamt- 
deutsches Recht  darzustellen ^^  Soweit  den  Verfasser  nicht  diese  Tendenz 
zu  generalisierenden  und  darum  ziemlich  wertlosen  Aussprüchen  verführt 
hat,  entspricht  seine  Darstellung,  wo  er  selbständig  ist,  dem  schwäbischen 
Recht^*.  Verschiedene  Beziehungen  zu  Augsburg  machen  die  Entstehung 
des  Werkes  in  dieser  Stadt  wahrscheinlich  ^^  Der  Verfasser  scheint  ein 
Geistlicher  gewesen  zu  sein.  Der  von  ihm  als  Vorlage  benutzte  Sachsen- 
spiegel war  schon  durch  zahlreiche  Zusätze  vermehrt.  Die  Arbeit  des 
Verfassers  beschränkte  sich  zunächst  auf  eine  möglichst  wörtliche  Über- 
setzung des  Sachsenspiegels,  Landrechts  wie  Lehnrechts,  in  das  Hoch- 
deutsche, wobei  ihm  einzelne  bemerkenswerte  Mißverständnisse  und  Aus- 
lassungen begegneten*®.  Diese  Übersetzung  hat  der  Verfasser  sodann 
einer  Bearbeitung  unterzogen,  bei  der  ihm  außer  seiner  eigenen  Bechts- 
kenntnis  ein  sehr  buntes  Material  (die  Bibel,  die  Historia  scholastica  des 
Petrus  Comestor,  das  Dekret  Gratians  und  die  Dekretalen  Gregors  IX., 
die  gereimte  Kaiserchronik,  die  Lex  Alamannorum,  das  römische  Recht, 
der  Mainzer  Landfriede  von  1235,  das  Freiburger  Stadtrecht)  als  Quelle 
■diente,  auch  zwei  Gedichte  der  Stricker  (aus  der  Zeit  zwischen  1225  und 
1250)  finden  sich  angeführt.  Die  Einleitung  bildet  ein  Bruchstück  des 
Buches  der  Könige  alter  Ehe  (Anm.  40),  dann  folgt  die  praefatio  rhyth- 
mica  des  Sachsenspiegels  in  umgearbeiteter  Gestalt,  der  Prolog  und  der 
textus  prologi,  hierauf  Landrecht  und  Lehnrecht,  jedes  mit  besonderer 
Artikelreihe.  Der  Deutschenspiegel  ist  ein  Torso  geblieben,  die  Um- 
arbeitung reicht  nur  bis  Ssp.  IL  12,  §  13  (Dsp.  109),  der  Rest  (Dsp. 
110—353  und  das  ganze  Lehnrecht)  ist  bloße  Übersetzung. 

Das  im   Deutschenspiegel  abgebrochene  Werk   hat  der  sogenannte 
Schwabenspiegel  zu  Ende  geführt'®.    Der  Verfasser  hat  in  demselben 


"  Abfassung  vor  dem  Schwabenspiegel  (1275),  aber  nach  1285,  wegen  Be- 
nutzung des  Mainzer  Landfriedens.  Innerhalb  dieses  Zeitraums  ißt  der  Deutschen- 
spiegel eher  in  die  zweite  als  in  die  erste  Hälfte  zu  setzen. 

"  Entscheidend  für  den  schwäbischen  Charakter  sind  außer  Dsp.  82»»  und  106 
(gegen  Ssp.  IL  12,  §  4)  namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Morgengabe.  Vgl. 
Ddp.  22,  68  und  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  IL  1,  26—30. 

"  Das  Hauptgewicht  fällt  hier  auf  die  Stellung  des  Burggrafen  (Dsp.  4)  und 
die  vielfache,  zum  Teil  wörtliche  Übereinstimmung  mit  dem  Augsburger  Stadtrecht 
von  1276. 

"  Aus  Ssp.  I.  25,  §  2  (en  kint  binnen  sinen  jarenj  machen  Dsp.  29»»  und  Schwsp. 
I^aßb.  27  durch  offenbaren  Lesefehler:  ein  kint  dcu^  under  siben  jam  ist.  Vgl.  Wackkb- 
NAGEL,  l^bensalter  48.  Aus  Ssp.  IL  28,  §  2  (vischet  he  in  dikenj  macht  Dsp.  136: 
vischet  er  dike  in  dem  wazzer,  was  Schwsp.  Laßb.  196  dahin  verbessert:  vischet  er 
mi  danne  dristunt  drinnel'  Bei  der  Übersetzung  von  Ssp.  I.  34,  §  1  hat  der  Ver- 
fasser das  ihm  unverständliche  ene  ward  ausgelassen,  der  so  verstümmelte  Text  ist 
aus  Dsp.  39  unverändert  in  Schwsp.  Laßb.  39  übergegangen. 

**  ffine  kritische  Ausgabe  des  Schwabenspiegels  wird  vorbereitet  von  Bockinqbb, 
der  darüber  in  den  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie  LXXIII-— 1^^^^  1- 
liXXIX.,  LXXX.  und  CVIL  (1873—1884)  wiederholt  eingehend  berichtet  hat.    Von 


§  54.    Die  BechtsbÜcher.  627 

Geiste  und  mit  demselben  Quellenmaterial  wie  sein  Vorganger  gearbeitet. 
Auf  den  Sachsenspiegel  haben  erst  jüngere  Handschriften  wieder  zurück- 
gegriffen, der  Verfasser  des  Schwabenspiegels  begnügt.e  sich  mit  der  ihm 
in  dem  Deutschenspiegel  vorliegenden  Bearbeitung  und  Übersetzung,  wo- 
bei die  Mißverständnisse  und  Auslassungen  des  Deutschenspiegels  teils 
einfach  übernommen,  teils  selbständig  verbessert  wurden.  Bei  Dsp.  110 
nahm  der  Verfasser  die  Bearbeitung,  aber  in  veränderter  Reihenfolge, 
wieder  auf  und  fahrte  sie  bis  zum  Schlüsse  des  Lehnrechts  durch  ^••. 
Als  neue  Quellen  dienten  ihm  namentlich  die  Predigten  des  Berthold  von 
Regensburg  (t  1272),  der  seinerseits  wieder  den  Deutschenspiegel  benutzt 
hatte,  ferner  Schriften  des  David  von  Augsburg,  Isidor  von  Sevilla,  Fla- 
vius  Josephus,  Lex  Baiwariorum,  die  Kapitulariensammlungen  des  Ansegis 
und  Benedikt,  das  römische  Recht  in  der  Darstellung  eines  glossierten 
Brachylogus  und  der  aus  der  Lex  Romana  Wisigothorum  gezogenen  Summa 
Aegidiana,  endlich  in  größerem  Umfange  auch  die  Summa  de  poenitentia 
des  Raimund  von  Peniafort  (t  1275).  Die  Vorrede  ist  fast  ganz  aus 
Berthold  und  David  geschöpft.  Der  Verfasser  war  ein  Geistlicher  von 
bedeutenden  Rechts-  und  Geschichtskenntnissen.  Man  darf  vermuten, 
-daß  eine  besondere  Bearbeitung  des  Buches  der  Könige  alter  und  neuer 
Ehe,  die  handschriftlich  mit  dem  Schwabenspiegel  verbunden  erscheint, 
ebenfalls  von  ihm  herrührt*^,  da  beide  Werke  denselben  Charakter  tragen 
und  wiederholt  aufeinander  bezugnehmen.  Das  Buch  der  Könige  in  der 
mit  dem  Schwabenspiegel  verbundenen  Gestalt  muß  zwischen  1257  und 
1274   entstanden  sein*^,   die  Vollendung  des  Rechtsbuches  fällt  wahr- 


•den  bisherigen  Ausgaben  kommt  die  von  Lassbbbo  (1840)  der  ursprünglichen  Textes- 
form am  nächsten.  Einen  jüngeren  Text  in  philologischer  Bearbeitung  enthält  die 
Auf  das  Landrecht  beschränkte  Ausgabe  von  Wackernaobl  (1840).  Außer  der 
Anm.  33  angeführten  Litteratur  vgl.  Stobbe,  333  if.,  431  ff.  Rockingeb,  Zur  näheren 
Bestimmung  der  Zeit  der  Abfassung  des  sogenannten  Schwsp.,  Sitz.-Ber.  der  Münch. 
Akad.  1867,  S.  408 ff.;  Berthold  von  Begensburg  und  Raimund  von  Peniafort  im  sog. 
Schwsp.,  Abh.  d.  Münch.  Akad.  Xni.  1877;  Der  Könige  Buch  und  der  sog.  Schwsp., 
ebd.  XVII.  1883;  Über  die  Abfassung  des  kaiserlichen  Land-  und  Ijehenrechts,  ebd. 
XVIIL  (1888)  275  ff.,  561  ff.  Fickbe,  Entstehungszeit  des  Schwsp.,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d. 
Wiener  Akad.  LXXYIL  1874;  Zur  Genealogie  der  Handschriften  des  Schwabenspiegels, 
ebd.  XXXIX.  1862.  Mbbkbl,  De  republica  Alamannorum,  1849.  Stbobl,  Berthold 
von  Begensburg  und  der  Schwsp.,  ebd.  XCL  1878.  Laband,  Beiträge  zur  Kunde 
-des  Schwsp.,  1861.  Haiseb,  Zur  Genealogie  des  Schwsp.,  1876.  Zeitschr.  f.  BG. 
III.  125,  833.  V.  303.  Fbensdobff,  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  257  ff.  Über  eine  eigen- 
tümliche Form  des  Rechtsbuches  vgl.  Lindnbb,  Der  Schwsp.  bei  den  Siebenbürger 
Sachsen,  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  88  ff.,  Ausgabe:  Lindneb,  Der  Codex  Altenberger,  1885. 

••*  Die  praef.  rhythm.  in  prosaischer  Bearbeitung  bildet  den  Schluß  des  Lehnrechts. 

*^  Herausgegeben  von  Massmann,  bei  v.  Daniels,  Land-  und  Lehenrechtsbuch, 
L  1863. 

*^  Nach  der  Doppel  wähl  von  1257,  weil  das  Werk  bereits  ein  geschlossenes 
KurfQrstenkollegium  kennt,  vor  1274,  weil  es  die  in  diesem  Jahre  ausdrücklich  für 
eine  Reichsstadt  erklärte  Stadt  Rotenburg  a.  d.  Tauber  als  Hauptstadt  des  Herzog» 
tums  Franken  in  Anspruch  nimmt. 

40* 
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schemlich  in  die  Jahre  1274—75**.  In  den  Handschriften  wird  das  letztere 
meistens  nur  als  „Land-"  oder  „Lehnrechtsbuch*'  oder  als  „Kaiserrecht" 
bezeichnet,  in  den  ersten  Drucken  als  „Spiegel  kaiserlichen  und  gemeinen 
Landrechts".  Die  Bezeichnung  „Schwabenspiegel"  kam  »erst  seit  dem 
17.  Jahrhundert  in  Gebrauch,  sie  beruhte  auf  der  Erkenntnis  des  vor- 
wiegend schwäbischen  Charakters  des  Inhaltes**.  Da  dieser  aber  größten- 
teils aus  dem  Deutschenspiegel  herübergenommen  war,  so  ist  neuerdings 
die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  frühere  Annahme  auch  gegenüber 
dem  selbständigen  Inhalte  des  Schwabenspiegels  aufrechtzuerhalten  und  hier 
nicht  vielmehr  auf  fränkische  Herkunft,  sei  es  von  Bamberg  oder  Würz- 
burg, zu  schließen  sei**.  Allein  die  dafür  angeführten  Gründe  sind  nicht 
überzeugend.  Der  Schwabenspiegel  enthält  auch  in  seinen  selbständigen 
Teilen  manches,  was  mit  einer  fränkischen  Entstehung  unvereinbar  ist 
und  mehr  oder  weniger  auf  Schwaben  hinweist**.  Der  Verfasser  mag  ein 
Franke  oder  aus  den  an  Franken  grenzenden  Teilen  Schwabens  gebürtig 
gewesen  sein*«,  geschrieben  aber  hat  er  in  Schwaben  und  wahrscheinlich 

**  Ich  halte  die  von  Fickbe  (Anm.  89)  hierför  vorgebrachten  Gründe  fiir  über- 
zeugend, aach  gegenüber  den  neuesten  Ausführungen  Rockinqeb's,  dessen  letzte 
Untersuchung  aber  nicht  mehr  berücksichtigt  werden  konnte.  Die  Hauptgründe 
sind  Schwsp.  L.  130  über  die  Königswahl  (S.  460)  und  137  a  über  die  neuerdings 
(1274)  erfolgte  Anerkennung  der  den  geistlichen  Fürsten  obliegenden  Pflicht,  den 
König  bei  sich  aufzunehmen  (S.  505).  Beachtung  verdient  auch,  daß  Schwsp.  L. 
Vorw.  f.,  106,  138,  246  in  Übereinstimmung  mit  dem  Königebuche  (Rockinobr^ 
a.  a.  O.  31,  87)  die  Keichsacht  schon  binnen  6  Wochen  und  einem  Tage  auf  den 
Bann  folgen  läßt,  sich  also  genau  an  die  Conf.  c.  princ.  eccl.  von  1220  anschließt, 
während  Rudolf  I.  in  seiner  Bestätigung  vom  21.  März  1275  gerade  diese  BestimmuDg 
ausdrücklich  ausnahm.  Vgl.  Weiland,  i.  d.  Hist.  Aufs.  z.  And.  an  Waitz,  270.  Daß 
das  Königebuch  vielleicht  schon  einige  Jahre  früher  vollendet  wurde,  beweist  nichts 
für  das  Rechtsbuch,  da  beide  Werke  jedenfalls  eine  mehrjährige  Arbeit  beanprucht 
haben.  Es  verhält  sich  damit  nicht  anders  wie  mit  dem  sächsischen  Land-  und 
Lehnrecht,  die  beide  ein  einheitliches  Werk  bilden,  aber  doch  sicher  nicht  in  dem- 
selben Jahre  vollendet  sind. 

*^  Land-  und  Lehnrecht  zerfallen  jedes  in  Artikel.  Man  citiert  das  Landrecht 
in  der  Ausgabe  von  Lassbbbg:  Schwsp.  Laßb.  101,  das  Iiehnrecht:  Schwab.  Lehnr.  159. 

**  Die  Ansicht  Rockinger's. 

**  Gerade  die  Semperfreien,  die  Rockingeb  im  Schwsp.  auffallen,  weisen  auf 
Schwaben,  vgl.  Dsp.  71  e,  95,  298,  299,  St.  Galler  Handfeste  von  1272  bei  Zallingee» 
Ministeriales  und  milites  80.  Dasselbe  gilt  von  den  Aussprüchen  des  Schwsp.  über 
die  Schöflfenverfassung.  Während  diese  in  Franken  ganz  streng  durchgeführt  war, 
bestand  sie  in  Schwaben  und  Baiem  im  13.  Jh.  in  vielen  Gerichten  nicht  mehr. 
Dem  entspricht  gerade  die  wiederholte,  in  Franken  unmögliche  hypothetische  Fassung 
des  Schwsp.  I^aßb.  145,  190,  286:  Swd  (oderi  in  sweler  stat)  schephenden  sind,  ebenso 
daß  er  (172)  nur  von  12  zur  Urteilsfindung  auserwählten  Männern,  aber  nicht  von 
Schöffen  spricht  und  an  anderer  Stelle  (156  b)  die  Schöffen  des  Dsp.  349  durch  gc 
hutel  ersetzt.  Entschieden  schwäbisch  ist  femer  Schwsp.  L.  20,  201  g.  Vgl.  meine 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  IL  1,  S.  30  ff.,  82  ff.,  87. 

*•  Darauf  weist  das  von  Rockingeb  hervorgehobene  Interesse  des  Königebnches 
für  fränkische  Verhältnisse,  ebenso  die  Bezeichnung  des  Fronboten  mit  gthiuM 
(Schwsp.  L.  1,  93,  126,  156).  Der  Ausdruck  ist  entschieden  fränkisch,  gegenüber 
dem  schwäbischen,  auch   in  Augsburg  üblichen  weibel  und   dem  bairischen,  auch 
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in  Augsburg,  wo  er  die  Vorarbeiten  und  wohl  auch  das  litterarische 
Material  seines  Vorgängers  beisammen  hatte,  und  wo  vielleicht  sein  Werk 
schon  ein  Jahr  nach  seiner  Vollendung  (1276)  der  amtlichen  Stadtrechts- 
redaktion zu  Grunde  gelegt  wurde  *^. 

Den  Vergleich  mit  dem  Sachsenspiegel  hält  der  Schwabenspiegel  nicht 
aus.  Er  ist  stellenweise  äußerst  weitschweifig,  unkritisch,  unklar.  Kann 
schon  der  Sachsenspiegel  nicht  überall  aufs  Wort  genommen  werden,  so 
^bedarf  es  der  kritischen  Sonde  bei  der  Benutzung  des  Schwabenspiegels 
noch  weit  mehr.  Gleichwohl  ist  der  letztere  eine  Rechtsquelle  von  großer 
Bedeutung,  namentlich  wo  es  sich  um  die  staatsrechtlichen  Gegensätze 
der  Zeiten  Friedrichs  II.  und  Rudolfs  I.  handelt.  Während  der  Sachsen- 
spiegel überall  gut  kaiserlich  ist,  räumt  der  Schwabenspiegel  dem  Papste 
und  der  Kirche  die  erste  Stelle  ein.  Auch  der  Schwabenspiegel  erwarb 
«ich  bald  das  größte  Ansehen  und  weitest«  Verbreitung*®  und  wurde  bei 
der  Abfassung  anderer  Rechtsquellen  wie  bei  gerichtlichen  Entscheidungen 
vielfach,  zu  Grunde  gelegt*®.  Im  Gegensatze  zum  Sachsenspiegel  zeigen 
die  überaus  zahlreichen  Handschriften  des  Schwabenspiegels  eine  im  Laufe 
-der  Zeit  immer  zunehmende  Neigung  zur  Verkürzung  der  Vorlage.  Der 
Schwabenspiegel  wurde  ins  Lateinische,  Französische  und  zweimal  ins 
Böhmische  übersetzt.    Eine  Glosse  hat  er  nicht  erhalten. 

Ein  von  den  drei  Spiegeln  im  wesentlichen  unabhängiges  Rechtsbuch 
war  das  Kleine  Kaiserrecht^^  Der  Verfasser  desselben  wollte  das 
Recht  der  gesamten  Christenheit  darstellen  und  verfiel  daher'  in  noch 
höherem  Grade  als  die  Verfasser  der  beiden  süddeutschen  Spiegel  der 
Gefahr  der  Phrase  und  unberechtigter  Verallgemeinerung.  Sein  positiver 
Inhalt  ergibt  fränkische,  insbesondere  hessische  Entstehung.  Das  Kl.  Kaiser- 
recht würde  demnach  auch  als  Frankenspiegel  bezeichnet  werden  können. 
Den  Namen  „Kaiserrecht"  oder  „Kaiser  Karls  Recht"  hat  der  Verfasser 
seinem  Werke  selbst  beigelegt  *^    Dasselbe  handelt  in  4  Büchern,  die  in 


Dsp.  4  verwendeten  scherge.  Aber  hiutel  und  gehiutel  findet  sich  auch  in  allen  dem 
Fränkischen  zugewandten  Teilen  Schwabens.  Vgl.  Urk.-B.  von  Straßburg  IV.  2,  S.  203. 
Grimm,  Weistümerl.  385,  429,  668  f.,  680,  685,  689,  693  f.  V.  431,  508,  523.  VI.  206. 

*^  Vgl.  Meybb,  Stadtbuch  von  Augsburg,  pg.  XXVII  ff.  Derselbe  macht  S.  163 
K .  2  darauf  aufmerksam,  daß  Art.  83  des  Stadtrecbts  in  seiner  Abweichung  vom  Dsp. 
und  Schwsp.  (Anm.  38)  ein  unmittelbares  Zurückgreifen  auf  Ssp.  II.  28  §  2  erkennen 
läßt.  Früher  hat  man  zum  Teil  Benutzung  des  Augsburger  Stadtrecbts  durch  den 
Verfasser  des  Schwsp.  angenommen,  was  aber  bei  der  erwiesenen  Priorität  des  letzeren 
ausgeschlossen  ist.  Dagegen  bleibt  die  Möglichkeit,  daß  beide  eine  gemeinsame  dritte 
Xjuelle  benutzt  haben.    Unabhängig  vom  Dsp.  weist  auch  Schwsp.  174  nach  Augsburg. 

*8  Unter  Albrecht  I.  scheint  der  Schwsp.  sogar  reichsgesetzliche  Bestätigung  er- 
halten zu  haben.    Vgl.  Stobbb,  347. 

*•  Vgl.  LoEBscH  u.  ScHBÖDEE,  Urkunden  I.  Nr.  339  (298).  Stobbe,  431  f. 
BoCKiNOBB,  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akad.  1889,  S.  119  ff. 

*<>  Herausgegeben  von  Endemann,  1846.  Vgl.  Stobbb,  437  ff.  v.  Gosen,  Das 
Privatrecht  nach  dem  Kl.  Kaiserrecht,  1866.  Eockinqbb,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Münch. 
Akad.  1874,  S.  417  ff.    K.  Maubeb,  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  IX.  101  ff. 

**  „Kleines  Kaiserrecht"  im  Gegensatze  zu  dem  umfangp-eicheren  *Schwsp. 
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Kapitel  zerfallen,  von  dem  Gericht,  „von  allen  Sachen"  (d.  h.  Privat-, 
Straf-  und  Staatsrecht),  „von  allen  Lehen"  (d.  h.  dem  Rechte  der  Reichs* 
dienstmannen)  nnd  von  den  Reichsstädten.  Die  einzelnen  Bestinmmngen 
werden  als  Gebote  des  Kaisers  bezeichnet.  Der  Verfasser  hat  den  Schwaben- 
spiegel, aber  in  sehr  freier  Weise,  benutzt^*,  ebenso  das  Reichsgesetz 
Rudolfs  I.  von  1274  über  die  Exemtion  der  Reichsstädte  (S.  595),  viel- 
leicht auch  in  II.  c.  8  ein  Reichsweistum  von  1283".  Die  Abfassung 
ist  demnach  frühestens  gegen  den  Schluß  des  13.,  wahrscheinlich  aber 
erst  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  erfolgt.  Die  starke  Be- 
tonung des  Kaisertums  gestattet  vielleicht  einen  Schluß  auf  die  Periode 
des  Kurvereins  zu  Rense  von  1338.  Die  große  Zahl  der  vorhandenen 
Handschriften  zeugt  für  die  außerordentliche  Verbreitung  des  R^chts- 
buches,  auch  in  Nord-  und  Süddeutschland.  In  den  Gerichten  diente 
das  Kl.  Kaiserrecht  ebenso  wie  Sachsen-  und  Schwabenspiegel  noch  im 
15.  Jh.  unmittelbar  als  Quelle  für  die  Entscheidungen". 

Unter  den  Rechtsbüchem  für  engere  Gebiete,  aber  ohne  Beschrankung 
auf  bestimmte  Territorien  oder  Städte,  sind  auf  Grund  des  Sachsenspiegels 
entstanden:  das  Görlitzer  Rechtsbuch  aus  dem  Anfange  des  H.Jahr- 
hunderts**, der  holländische  Sachsenspiegel**  und  das  Meißener 
Rechtsbuch,  gewöhnlich  als  Rechtsbuch  nach  Distinktionen  oder 
vermehrter  Sachsenspiegel  bezeichnet*^  Eine  Bearbeitung  des  Schwa- 
benspiegels war  das  Land-  und  Stadtrechtsbuch  des  Ruprecht  von 
Preising  aus  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts*®. 


"  So  z.  B.  Sohwsp.  L.  808  in  IL  c.  55,  HI.  c.  6,  IV.  c.  8. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  n.  444.  "  Vgl.  Lobbsch,  Ingelh.  Oberhof  85. 

^^  Herausgegeben  von  Hovbtbb,  Des  Sachsenspiegels  H.  Teil,  Band  IL  VgL 
Stobbe,  867  f.  Das  Bechtsbnch  zerfallt  in  Land-  und  Lehnrecht.  Das  erstere  beruht 
auf  dem  Sachsenspiegel,  dem  sächsischen  Weichbildrecht  und  dem  Magdeburg-Gor- 
litzer  Recht  von  1804,  während  das  Lehnrecht  eine  selbständige  Bearbeitung  des 
Auetor  Vetuö  (S.  621)  ist.  "  VgL  Stobbb,  871. 

^'  Obtloff,  Das  Rechtsbuch  nach  Distinktionen,  1886.  Vgl.  Stobbe,  411  ff. 
Der  unbekannte  Verfasser  dieses  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  entstandenen 
Werkes,  das  in  Bücher,  Kapitel  und  Distinktionen  eingeteilt  ist,  wollte  eine  Dar- 
stellung des  Weichbildrechts  in  Vergleichung  mit  dem  Landrecht  geben.  Neben  dem 
Sachsenspiegel  hat  er  namentlich  das  Goslarer  Stadtrecht  benutzt.  Dem  Inhalte 
nach  zweifellos  in  der  Mark  Meißen  entstanden,  hat  das  Rechtsbuch  doch  in  dem 
ganzen  östlichen  Mitteldeutschland,  namentlich  Thüringen  und  Schlesien,  starke  Ver- 
breitung erlangt.  Seine  Bedeutung  für  Böhmen  erhellt  aus  der  Veranstaltung  einer 
eigenen  böhmischen  Übersetzung.  Für  Eisenach  wurde  es  im  15.  Jh.  zu  einem  be- 
sonderen Eisenacher  Rechtsbuche  umgearbeitet.  Früher  hielt  man  das  Meißner  RB. 
irrtümlich  für  ein  schlesisches  Landrecht,  eine  Bezeichnung,  auf  welche  höchstens 
das  Breslauer  Landrecht,  1856  für  Stadt  und  Landschaft  Breslau  von  einer  amt- 
lichen Kommission  auf  Grund  des  Sachsenspiegels  unter  Beifügung  von  18  selb- 
ständigen Kapiteln  verfaßt,  Anspruch  erheben  könnte.  Vgl.  Gaüfp,  Das  schlesische 
Landrecht  oder  Landrecht  des  Fürstentums  Breslau,  1828.    Stobbe,  869  f. 

'^  L.  Y.  Maübbb,  Das  Stadt-  und  Landrechtsbuch  Ruprechts  von  Freising,  1839. 
Vgl.  Stobbe,  485  ff.  Andere  Rechtsbücher  auf  Grundlage  des  Schwabenspiegels  bei  Stkf- 
fbkbagen,  Rechtsquellen  118  ff.  und Rockinoeb, Sitz.-Ber.  d.Münch. Akad.  1869,  S.  16lC 
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Für  den  Gebrauch  in  der  Praxis,  besonders  für  die  Darstellung  des 
Yerfahrens,  wurde  das  Sachsenspiegelrecht  zu  der  Blume  des  Sachsen- 
spiegels von  Nikolaus  Wurm  bearbeitet*'.  Keine  Rechtsgangbücher  auf 
Grund  des  Sachsenspiegels  waren  der  Richtsteig  Landrechts  des  Johann 
von  Buch  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  ®°  und  der  um  einige 
Dezennien  jüngere  Richtsteig  Lehnrechts®^,  sowie  einige  kleinere  Ar- 
beiten desselben  Charakters*'.  Daran  schließt  sich  eine  Reihe  von  Fe m- 
rechtsbüchern  des  15.  Jahrhunderts,  teils  privaten,  teils  halbamtlichen 
Charakters,  in  denen  das  Verfahren  der  Femgerichte,  zum  Teil  in  An- 
lehnung an  den  Sachsenspiegel,  zur  Darstellung  kommt*'.  Von  beson- 
derem Wert  für  die  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Prozesses  sind  die 
Gerichtsformeln  (in  Holland  „Dingtaalen"),  in  denen  nach  Art  der 
Formeln  des  Papienser  Rechtsbuches  (S.  250)  das  Verfahren  dramatisch 
dargestellt  wird**. 

Seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  entstanden  zahlreiche  alpha- 
betische Repertorien,  auch  Remissorien,  Schlüssel  oder  Abecedarien, 
über  den  Inhalt  der  Rechtsbücher  und  Glossen**. 

§  55.  Die  Landrechte  und  Landesgesetze^  Während  des 
10.  Jahrhunderts  zeigte  die  Provinzialgesetzgebung  noch  eine  gewisse  Reg- 
samkeit. Aus  dem  Anfange  desselben  besitzen  wir  ein  frankisches  Send- 
recht, das  wahrscheinlich  für  die  Main-  und  Rednitzwenden  der  Würz- 
burger Diözese  erlassen  wurde  und  besonderes  Interesse  durch  die  Gegen- 
überstellung der  „Sclavi"  und  verwandter  Nationen  mit  den  Franken, 
„qui  pacto  et  lege  Salica  utuntur",  erregt*.    Während  wir  es  hier  viel- 


"  Vgl.  S.  625.    Stobbb,  418  f. 

^^  Vgl.  S.  624 f.  HoMSYEB,  Der  Richtsteig  Landrechts,  1857.  Stobbb,  390 ff. 
Das  Werk  ist  von  hervorragendem  Wert.    Die  Sprache  ist  niedersächsisch. 

*^  Ausgabe  von  Hombyeb,  Des  Sachsenspiegels  IL  Teil,  Band  I.  869 if.  Vgl. 
Stobbb,  396  f.    Die  ursprüngliche  Sprache  des  Rechtsbaches  war  niederdeatsch. 

^'  So  die  Cautela  und  Premis  des  Hermann  von  ösfeld  aus  der  Mitte  des  14., 
die  Weise  des  Lehnrechts  aus  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts.  Beide  heraus- 
gegeben von  Homeybb,  Richtsteig  890 if.;  Des  Sachsenspiegels  IL  Teil,  Band  I.  548 ff. 
Vgl.  Stobbb.  398. 

•'  Vgl.  Anm.  20  und  S.  565.  Lindneb,  Veme  247  ff.  Dünckeb,  Zeitschr.  f.  RG. 
XVIIL  116  ff.    Stobbb,  399  ff 

•*  Vgl.  BöHLAu,  Theoderich  von  Bocksdorffs  Gerichtsformeln,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
RG.  I.  415  ff.  Die  Dingtalen  von  Dordrecht  und  Südholland  bei  Fbüin,  De  oudste 
rechten  der  stad  Dordrecht  (1882)  L  357  ff.  II.  291  ff.  Vgl.  Bbunneb,  Zeitschr.  f.  RG. 
XVII.  287.  Rheinische  Gerichtsformeln  bei  Hombtbb,  Richtsteig  327  ff.  und  Zeitschr. 
f.  RG.  X.  191  ff.,  206  ff.,  229  ff.  Westfriesische  Dingtalen  bei  Pols,  Westfnesche 
stadrechten  I.  143—74. 

"  Vgl.  Stobbb,  443  f. 

»  Vgl.  S.  585.  Stobbb,  I.  552—76.  Kbaüt,  Grundriß  d.  deutsch.  Privatr. 
6.  Aufl.  §  7.  Sorgfaltige  Angaben  über  die  niederländischen  Rechtsquellen  bei 
Fockema-Andbeä,  Overzicht  van  oudnederlandsche  rechtsbronnen,  1881. 

•  Vgl.  DovB,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  IV.  157  ff.;  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XIX.. 
382  ff.    Merkel,  der  Mon.  Germ.  Leg.  IIL  486  f.  einen  nicht  ganz  korrekten  Abdruck 
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leicht  mit  einem  königlichen  Provinzialgesetze  zu  thun  haben',  sind  die 
dem  Ende  des  10.  Jahrhunderts  angehörenden  Ranshofer  Gesetze  Er- 
zeugnisse der  bairischen  Landesgesetzgebung  Herzog  Heinrichs  11*. 

Mit  dem  Verfalle  der  Stammesherzogtümer  hörte  diese  Art  der  Ge- 
setzgebung auf.  An  ihre  Stelle  trat  allmählich  die  Territorialgesetzgebung, 
die  in  derselben  Weise  wie  die  des  Reiches  ihren  Ausgang  von  der  L,and- 
friedensgesetzgebung  genommen  und  diese  fortdauernd  als  ihren 
eigentlichen  Mittelpunkt  betrachtet  haf^.  Gerade  die  ältesten  uns  erhal- 
tenen Landfriedensgesetze  beruhten  auf  territorialen  Einungen,  auch  die 
königlichen  Landfrieden  hatten  vielfach  nur  provinzielle  Bedeutung  (S.  6 1 6  flF.), 
der  Landesgesetzgebung  wurde  die  Ergänzung  der  Reichslandfrieden  wieder- 
holt ausdrücklich  vorbehalten®,  seit  dem  14.  Jahrhundert  lag  der  Schwer- 
punkt des  Landfriedensrechts  überhaupt  in  der  Landesgesetzgebung.  Be- 
sonders bemerkenswert  sind  die  zu  Upstallsbom  getroffenen  Landfriedens- 
einungen  der  ost-  und  mittelfriesischen  Landschaften^,  aus  dem 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  (1161?)  die  17  Küren  (petitiones) »  und  (1165?) 
die  24  Landrechte  (constitutiones)®  samt  den  Bußtaxen  ^^,  aus  dem  An- 
fange des  13.  Jahrhunderts  die  Überküren  (novae  constitutiones)  in  friesi- 
scher Sprache",  sodann  die  von  den  Westergoern  ausgegangenen  lateini- 
schen leges  Upstalsbomicae  von  1323^^  und  das  Groninger  Statut  von 


gab,  nahm  bairischen  Ursprung  an.  Riezleb,  i.  d.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XVI. 
397  ff.,  vermutet  Entstehung  in  der  Diözese  Eichstädt  und  bezieht  „pactus**  auf  die 
Lex  Baiwariorum.  Unzweifelhaft  ist  aber  „pactus"  auf  das  geschriebene,  „lex"  auf 
das  ungeschriebene  salische  Recht  zu  beziehen,  was  ganz  auf  die  nach  salisohem 
Rechte  lebenden  Mainfranken  paßt.  Die  Erwähnung  des  „dux"  spricht  für  die  Ent- 
stehung vor  939. 

3  Vgl.  Waitz,  VG.  IV.  (1861)  439,  N.  6.    Ebenso  Riezler,  a.  a.  0. 

*  MG.  Leg.  UI.  484.    Vgl.  Riezleb,  Geschichte  Baierns  L  374. 

*  Vgl.  S.  614  f.  RocKiNGER,  Zur  äußeren  Geschichte  der  älteren  bairischen  Land- 
frieden (Abhandl.  d.  Mtinch.  Akad.  X.  Bd.  II.  1866)  423  f. 

*  Vgl.  u.  a.  Rudolfs  L  Würzburger  Landfrieden  von  1287,  am  Schluß  (MG.  Leg. 
II.  452).    Wynekkn.  Landfrieden  (Gott.  Inaug.-Diss.  1887)  15  f. 

'  Vgl.  KücH,  Landfriedensbestrebungen  (Marb.  Inaug.-Diss.  1887)  39  flf.  Richt- 
HOFEN,  Untersuchungen  über  friesche  Rechtsgeschichte  I.  20—290.  J.  Tbltino. 
Schets  van  het  oud- friesche  privaatregt  (Sonderabdruck  aus  der  Themis,  1867. 
4.  Stück)  S.  3—21. 

*  RiCHTHOFEN,  Uutcrs.  I.  33—39,  handschriftliche  Zusätze  40  f.  Die  17  Küren, 
die  ihren  Ursprung  selbst  auf  Karl  den  Großen  zurückführen,  sind  in  lateinischer 
Sprache  abgefaßt,  haben  aber  schon  früh  friesische  Bearbeitungen,  zum  Teil  mit  er- 
heblichen Vermehrungen,  erfahren.  Abgedruckt  sind  dieselben  bei  Richthofek, 
Friesische  Rechtsquellen  2—39,  538  f. 

'  Die  24  Landrechte  scheinen  mit  kaiserlicher  Bestätigung  erlassen  zu  sein. 
Der  ursprüngliche  lateinische  Text  bei  Richthofek,  Untersuchungen  I.  42—51,  hand- 
schriftliche Zusätze  51  f.,  die  zum  Teil  sehr  vermehrten  friesischen  und  niederdeutschen 
Bearbeitungen  bei  Richthofen,  Rechtsquellen  40—81,  540. 

*®  Untersuchungen  I.  52—60.    Rechtsquellen  82—97. 

^*  Untersuchungen  I.  236—41.    Rechtsquellen  98—101. 

"  Untersuchungen  I.  250-69.    Rechtsquellen  102  ff.,  531  f. 
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1361".  Zahlreich  sind  die  bairischen  Landfrieden,  wir  besitzen  solche 
von  1205,  1213,  1244,  1256  (in  deutscher  Sprache),  1293,  1800  und 
1352^*.  Von  sonstigen  Territoriallandfrieden  heben  wir  einen  thürin- 
gischen von  1338^*,  einen  Wetterauer  von  1337^®,  einen  Salzburger 
von  1287^^  und  einige  mecklenburgische  aus  dem  14.  Jahrhundert 
hervor  ^^*.  Das  Verfahren  war  überall  dasselbe  wie  bei  den  Keichsland- 
frieden:  auch  hier  bald  Gesetz,  bald  Einung,  als  die  Hauptsache  aber  er- 
scheint immer  die  Anordnung  der  allgemeinen  Beeidigung  des  Land- 
friedens durch  die  Unterthanen  (vgl.  S.  618). 

Von  anderen  Gegenständen  der  Landesgesetzgebung  sind  Judenpri- 
vilegien, Bergrechte  und  Landesfreiheiten  oder  Landhandfesten  zu  er- 
wähnen. Die  letzteren,  die  besonders  zahlreich  in  Baiern  waren,  verfolgten 
nicht  bloß  den  Zweck,  die  landständischen  Rechte  zu  heben  (S.  585  fiF.), 
sondern  auch  die  für  die  Dienstmannen  bestehenden  Freiheitsbeschränkungen 
7U  beseitigen  und  die  Umwandlung  dieses  Standes  in  einen  freien  Landes- 
adel herbeizuführen^®. 

Die  weitaus  bedeutendsten  territorialen  Rechtsqurilen  waren  die  Land - 
rechte.  Soweit  sich  dieselben  auf  die  bloße  Aufzeichnung  des  Gewohn- 
heitsrechts beschränkten,  bedurften  sie  der  landständischen  Genehmigung 
nicht.  Auch  Landrechtsbücher  rein  privater  Entstehung  kamen  vor. 
Viele  Landrechte  dagegen  waren  Werke  formlicher  Gesetzgebung,  be- 
stimmt, das  bisherige  Recht  nicht  nur  zu  verzeichnen,  sondern  zu  refor- 
mieren, wobei  die  ständische  Mitwirkung  nicht  entbehrt  werden  konnte. 
Ein  bloßer  landständischer  Entwurf,  der  die  landesherrliche  Genehmigung 
nicht  erhalten  hat,  ist  das  in  einer  kürzeren  und  einer  längeren  Fassung 
vorliegende  österreichische  Landrecht ^^ 


"  Untersuchungen  I.  291  ff.    ßechtsquellen  109  f. 

»*  Vgl.  RocKiNGEB,  a.  a.  0.  427  ff.  Zöpfl,  Altertümer  II.  302  ff.  (auch  Heidelb. 
JBB,  1858,  S.  481  ff.).  Wynkken,  a.  a.  O.  45  ff.  Abgedruckt  sind  die  Landfrieden 
Mon.  Wittelsbac.  (Quellen  z.  baier.  u.  deutsch.  Gesch.  V.  VI.)  1.  7  f.,  17  f.,  77  ff. 
140  ff.  II.  22  ff..  110  ff.,  420  ff.  Der  daselbst  I.  338  ff.  mitgeteilte  I^ndfriede  von  1281 
ist  ein  unter  König  Rudolfs  Auktorität  erlassener  bairischer  Provinziallandh'iede, 
von  dem  der  in  den  MG.  Leg.  IL  427  ff.  irrtümlich  als  Reichsl'andfriede  von  1281 
Abgedruckte  ein  Vorläufer  gewesen  zu  sein  scheint. 

"  MiCHKLSBN,  Urkundl.  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Landfrieden,  23  ff. 

"  Böhmer.  Urkb.  d.  Stadt  Frankfurt  543  ff. 

"  RössLER,  Bedeutung  u.  Behandlung  der  Geschichte  des  Rechts  in  Österreich, 
Urkundl.  Beiträge  S.  VI  sq. 

"•  Vgl.  R.  LöNiNG,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissensch.  I.  571. 

"  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  Steiermark.  Vgl.  Lüschin,  Die  steirischen 
Landhandfesten,  i.  d.  Beiträgen  zur  Kunde  steiermärkischer  Geschichtsquellen  IX.  119  ff. 

!•  Ausg.  von  Hasehöhrl,  Österreichisches  Landesrecht,  1867.  Meillee,  Archiv 
f.  K.  österr.  Geschichtsquellen  X.  148  ff.  Vgl.  Lüschin,  Entstehungszeit  des  österr. 
I^ndesrechts,  1872.  Siegel,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XXXV.  109  ff.  LV.  5  ff. 
Meiller,  ebd.  XXL  137  ff.  Rössleb,  ebd.  XL  549.  Der  kürzere  Text  (wahrscheinlich 
von  1236—37)  scheint  eine  mit  Benutzung  des  Mainzer  Landfriedens  von  1235  ent- 
standene Privatarbeit  zu  sein,  der  längere  ein  1298  dem  König  Albrecht  von  seinen 
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Die  kulmische  Handfeste  wurde  1232  von  dem  Großmeister 
Hermann  von  Salza  erlassen;  eine  Neuausfertigung  erfolgte  1251,  und 
zwar  in  der  ursprünglichen  lateinischen  Fassung  und  einer  anscheinend 
amtlichen  deutschen  Übersetzung^®*.  Ein  hervorragendes  Werk  ist  das 
oberbairische  Landrecht  König  Ludwigs  des  Baiem  von  1346,  dessen 
ältere,  später  umgearbeitete  Fassung  erst  neuerdings  aufgefunden  ist*®. 
Dasselbe  enthält  überwiegend  Gewohnheitsrecht  und  schöpft  vielfach  aus 
dem  Schwabenspiegel  und  dem  Rechtsbuche  des  Ruprecht  von  Freising. 
In  Böhmen  entstand  unter  Karl  IV.  die  Maiestas  Carolina,  die  zwar 
die  landständische  Genehmigung  nicht  erhielt,  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts aber  gewohnheitsrechtlich  rezipiert  wurde  *^.  Der  zweiten  Hälfte 
des  14.  oder  der  ersten  des  15.  Jahrhunderts  gehört  das  steiermär- 
kische  Landrecht  an*^  Das  Erzstift  Salzburg  erhielt  1328  eine 
Landesordnung  von  Erzbischof  Friedlich  III.**.  Eine  amtliche  Bear- 
beitung des  Sachsenspiegels  mit  einigen  bemerkenswerten  Zusätzen  war 
das  für  das  Fürstentum  Breslau  auf  Anlaß  des  Königs  Johann  von 
Böhmen  verfaßte  schlesische  Landrecht  von  1356^*.  Durch  Vertrag 
des  Bischofs  von  Würzburg  und  seines  Kapitels  mit  den  Grafen  und  der 
Ritterschaft  des  Stiftes  wurde  1435  das  Würzburger  Landrecht  fest- 
gestellt *^  Ein  eigentümliches  Schicksal  hat  das  Drenther  Land  recht 
von  1412  gehabt"®.  Dasselbe  muß  später  mit  einer  höchst  wertvollen 
südholländischen  Rechtsquelle,  von  der  wir  weiter  nichts  wissen,  in  einer 
Kompilation  verbunden  worden  sein,  die  dann  in  die  Hände  eines  Süd- 
deutschen geriet  und  von  diesem  zu  dem  leider  nur  bruchstücksweise  er- 
haltenen Rheingauer  Landrecht  verarbeitet  wurde*^    Andere  nieder- 


Dienstmanuen  vorgelegter,  aber  weder  von  ihm  noch  von  seinen  Nachfolgern  bestätigter 
Gesetzentwurf. 

^ö»  Preußisches  ürk.  B.  L  Nr.  1,  252. 

'^  Ausgabe  von  Fbbybebo,  Samml.  histor.  Schriften  und  Urkunden  lY.  388  fL 
Heümann,  Opuscula  54  ff.  Vgl.  Eockinoes,  Zur  äußeren  Geschichte  von  König 
Ludwigs  oberbaierischem  Land-  und  Stadtrechte,  Oberbaierisches  Archiv  XXüL 
216  ff.;  Vorarbeiten  zur  Textesausgabe  1868;  Krit  Viertelj.-Schr.  XVII.  46001 
v.  D.  Pfobdten,  Studien  zu  Kaiser  Ludwigs  Stadt-  und  Landrechten,  1875.  Pfeiffeb, 
Germania  XIL  71  ff.    BiEZLEBy  Geschichte  Baiems  IL  540. 

•*  JiBECEK,  Codex  iuris  Bohemici  IL  2, 104  ff.  Vgl.  Webunskt,  i.  d.  Zeitschr.  f.  BG. 
XXn.  64  ff.  Bei  der  Abfassung  wurde  ein  wahrscheinlich  gegen  die  Mitte  des  14.  Jh. 
entstandenes  Kechtsgangbuch,  der  Ordo  iudicii  terre  Boemie  (Jibscbk,  a.  a.  0. 
IL  2,  245  ff.),  benutzt.  Dasselbe  war  eine  ursprünglich  in  tschechischer  Sprache  ver- 
faßte, dann  in  lateinischer  Sprache  bearbeitete  Privataufzeichnung.  Vgl.  Weeünsxt, 
Zeitschr.  f.  BG.  XXLU.  98  ff.  Ebenso  war  das  älteste  böhmische  Rechtsbuch  in 
tschechischer  Sprache,  die  Kniha  Boimberska  (RosenbergerBuch),  her.  von  Bbakdl, 
1882,  eine  bloße  Privatarbeit 

*■  Ausg.  von  Bi8CH0F7,  1875.  *'  Bössleb,  a.  a.  O.  pg.  I  ff. 

"  Vgl.  §  54,  N.  57.  *«  ScHEiDT,  Thesaurus  iur.  Franc.  II.  2,  329  fL 

'*  RiGHTHOFBN,  Frics.  Rechtsqucllen  522  ff.  Maokin,  Overzicht  van  de  besturen 
in  Drenthe,  II.  2,  229  ff. 

"  BoDMAmr,  Rheing.  Altertümer  624  ff.  Gbimm,  Weistümer  L  589  ff.  Vgl. 
Bbunnbb,  Zeitschr.  f.  BG.  XVI.  87  ff. 
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ländische  Landrechte  waren:  das  von  Seeland,  von  1258  und  1290*^, 
Kennemerland  von  1292",  Westfriesland  von  1299^^^,  das  alte  Land- 
recht  von  Stift  Thorn,  angeblich  von  1295'^,  das  Landrecht  des  Stifts 
Utrecht'*  u.  a.  m.'^  Daran  reihen  sich  die  Landrechte  der  einzelnen 
friesischen  Landschaften,  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert,  sämtlich  in 
altfriesischer  Sprache  und  von  hoher  Altertümlichkeit'*,  ebenso  die  Gesetze 
der  Nordfriesen  aus  dem  15.  Jahrhundert'^  und  das  dithmarsische 
Landrecht  von  1447 '^  Von  anderen  Landrechten  sind  noch  hervorzu- 
heben das  von  Saarbrücken,  angeblich  von  1321'^,  das  Bitter-  und 
Landrecht  der  Grafschaft  Berg'®,  das  Landrecht  von  Burg'*  und  die 
Landbücher  von  Glarus*®,  Schwyz*^  und  Appenzell*^  Wir  reihen 
noch  daran  das  Recht  der  Sachsen  in  dem  Zips  in  Ungarn*',  ein  in 
deutscher  Sprache  und  deutschem  Sinne  abgefaßtes  polnisches  Rechts- 
denkmal aus  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts**,  und  die  ebenfalls  in 
deutscher  Sprache  verfaßten  Jura  Prutenorum  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert*^ 

L[n  weiteren  Sinne  sind  auch  die  Sammlungen  landgerichtlicher  Ent- 
scheidungen als  Landrechtsquellen  anzusehen.  Wir  nennen  die  äußerst 
wertvollen  Entscheidungen  des  Ingelheimer  Oberhofes  von  1375—90 
und  1437—64  und  die  des  Eidstuhls  zu  Drenthe  von  1399—1518*«. 
Zahlreiche  Entscheidungen  des  Rheingauer  Landgerichts  zu  Eltville 
finden  sich,  offenbar  aus  einer  älteren  Sammlung  herausgerissen,  zerstreut 
in  Bodmakn's  rheingauischen  Altertümern. 

§*  56.  Die  Stadtrechte \  Die  ältesten  städtischen  Rechtsquellen 
waren  die  den  Stadtherren  erteilten  Immunitätsprivilegien,  sodann  seit 
dem  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  die  von  den  Königen  oder  Stadtherren 


'*  y.  D.  Bbroh,  Oorkondenboek  van  HoUand  en  Zeeland  IL  19  fL,  880  ff.,  845  if. 

«»  Ebd.  374  ff.  »«  Ebd.  505  ff.  "  Ausg.  Ton  Sivbä,  1871. 

^'  MüLLEB,  De  middeleeuwscbe  rechtsbronnen  der  stad  Utrecht  U.  409  ff. 

'^  Siehe  auch  die  Eeuren  von  Südholland  bei  Fbuih,  De  oudste  rechten  der  stad 
Dordrecht  en  van  het  baljuwschap  van  Zuidholland,  IL  225  ff.  Anderes  wird  bei 
FocKEMA  Andbeä,  a.  a.  0.,  angeführt 

^*  RiCHTHOVEN,  Friesische  Rechtsquellen  118  ff.    VgL  J.  Tbltiko,  a.  a.  0.  22  ff. 

^^  RiCHTHOFEN,  a.  a.  0.  561  ff.  ^  Ausg.  von  Michelsbn,  1842. 

*'  KsEXBB,  Genealogfische  Geschichte  des  alten  ardenn.  Geschlechtes,  Cod.  dipl. 
551  ff.    y.  D.  Nahmbb,  Handbuch  d.  rhein.  Partik.  Rechte  II.  988  ff. 

^®  Laoomblbt,  Archiv  I.  79  ff. 

^'  Neue  Mitteilungen  bist,  antiqu.  Forsch.  XI.  159  ff. 

*^  Zeitschr.  t  Schweiz.  Recht  V.  180  ff.  VL  8  ff. 

**  Ausg.  V.  Kothing,  1850.  *^  Ausg.  v.  Rüsch,  1869. 

*^  MicHNAT  u.  LicHNEB,  Ofucr  Stadtrccht,  Anhang. 

**  Ausg.  von  VoLCKMANN,  1869.    Vgl.  8.  556. 

*^  Ausg.  von  Laband,  Königsb.  Programm,  1866. 

*•  LoEBSOH,  Der  Ingelheimer  Oberhof,  1885.  Feith,  Oordelboek  van  den  etstoel 
van  Drenthe,  1870.  Supplement  dazu  von  Gbatama,  i.  d.  Verhandelingen  der  genoot- 
schap  pro  excolendo  iure  patrio  X.  2. 

^  Vgl.  §  51,  N.  1.    Stobbe,  I.  482—551.     Genqlbb,  Codex   iuris  municipalis 
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ausgehenden  eigentlichen  Stadtprivilegien  für  das  Gemeinwesen  und  die 
Bewohner,  weiter  Entscheidungen  der  Könige  oder  Stadtherren  über  innere 
Zwistigkeiten.  Während  die  älteren  Städte,  deren  Recht  nur  allmählich 
zur  Ausbildung  gelangte,  oft  eine  ganze  Reihe  solcher  Handfesten  besaßen, 
erhielten  die  neu  errichteten  Städte  von  vornherein  mit  dem  Gründungs- 
privileg ein  ausführliches  Stadtrecht  oder  wurden  deswegen  auf  das  Recht 
^iner  andern  Stadt  verwiesen,  die  dann  als  Mutterstadt  wieder  Rechts- 
mitteilungen und,  wenn  sie  sich  zum  Oberhofe  entwickelte,  auch  gericht- 
liche Entscheidungen  an  die  Tochterstadt  ergehen  ließ*.  In  manchen 
bedeutenden  Mutterstädten  besaß  man  nicht  einmal  eine  Aufzeichnung 
-des  eigenen  Rechts,  sondern  begnügte  sich  mit  Abschriften  der  an  die 
Tochterstädte  ergangenen  Weistümer.  Vielfach  kam  es  auch  in  den  Städten 
zu  eigenen  Aufzeichnungen  ihres  Gewohnheitsrechtes,  wozu  sich  seit  der 
Ausbildung  der  städtischen  Autonomie,  die  vielfach  den  Stadtherren  erst 
mühsam  abgerungen  werden  mußte,  die  städtischen  Küren  (Willküren, 
Einungen,  Statuten,  Schraen)  gesellten^.  Der  Gegenstand  der  autonomen 
Gesetzgebung  der  Städte  war,  ihren  vielfach  wechselnden  wirtschaftlichen 
Beziehungen  entsprechend,  ungleich  mannigfaltiger  als  in  den  Territorien. 
Insbesondere  kam  der  weite  Begriff  der  Polizeiordnungen,  der  später  für 
Reichs-  und  Landesgesetzgebung  so  bedeutsam  wurde,  zuerst  in  den  Städten 
zur  Ausbildung.  Neben  zahlreichen  Einzelstatuten  kam  es  in  vielen  Städten 
zu  ausführlichen  Stadt-  oder  Polizeiordnungen,  die  nicht  selten,  um  sich 
dem  Gedächtnisse  einzuprägen,  alljährlich  an  bestimmter  Stelle  öflFentlich 
vorgelesen  wurden*. 


Germaniae  medii  aevi,  I.  1863;  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  1852.  Kraut, 
Orundriß  des  deutschen  Privatrechts,  6.  Aufl.  her.  v.  Fbensdorff,  §  8.  Oaupp, 
Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters  I.  II.  1851—52.  Bischoff,  Österreichische 
Stadtrechte  und  Privilegien,  1857.  Fockema  Ander  ab,  0  verzieht  van  oudneder- 
landsche  rechtsbronnen,  1881.  Feensdorff  i.  d.  Neuen  Archiv  f.  ältere  deutsch. 
Gesch.  K.  IL  9  ff.  IV.  43  ff.  V.  81  ff.  L.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Städte  Verfassung 
IV.  1—62.  Michelsen,  Bechtsdenkmale  aus  Thüringen,  1863.  Walch,  Vermischte 
Beitrage  z.  d.  deutschen  Recht,  8  Bde.,  1771—93.  Pufendorf,  Observationes  iuris 
(appendix),  4  Bde.  1757—70.  Tschoppe  u.  Stenzbl,  Urk.-Sammlung  zur  Geschichte 
des  Ursprungs  der  Städte  in  Schlesien  u.  d.  Oberlausitz,  1832.  Cblakovskt,  Codex 
iuris  municipalis  regni  Bohemiae,  I.  1886.  Böhlau,  Mecklenb.  Landrecht  L  64—79. 
A.  Telting,  Het  oud-friesche  stadrecht,  1882;  De  friesche  stadrechten,  1883.  Gibrce, 
Badische  Stadtrechte  und  Reformpläne  des  15.  Jh.,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Ober- 
rheins NF.  III.  129  ff.  Feensdorff,  Aus  belgischen  Städten  und  Stadtrechten,  Han- 
sische Geschichtsblätter  Till.  37  ff.  Bei  der  Ungeheuern  Fülle  des  Stoffes  mußte  in 
der  Anführung  der  einzelnen  Quellen  wie  der  Quellenausgaben  die  äußerste  Spar- 
samkeit beobachtet  werden.  Alles,  was  man  hier  vermißt,  wird  man  in  den  eben 
angeführten  Werken  finden. 

'  Vgl.  A.  S.  Schültze,  Privatrecht  und  Prozeß  127  ff. 

*  Über  skra,  schra,  schrägen  vgl.  Frensdorff,  Das  statutar.  Recht  der  deutschen 
Kaufleute  in  Nowgorod  I.  2  ff.  (Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  XXXIII.  1887).  Das 
Wort,  das  ursprünglich  Pergament  bedeutete,  war  besonders  im  Norden  verbreitet, 
w^ährend  es  in  Deutschland  seltener  verwendet  wurde. 

*  Von  der  Bürgerversammlung  (buersprake),  in  der  die  Verlesungen  erfolgten. 
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Das  gesamte  Material  städtischer  Rechtsquellen  pflegte  man  in  eigene 
Stadtbücher  einzutragen,  die  zugleich  für  die  Aufnahme  späterer  Statuten,. 
Rechtsmitteilungen  und  Handfesten,  sowie  für  die  präjudiziellen  stadt- 
gerichtlichen Entscheidungen,  häufig  auch  für  Akte  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit offen  gehalten  wurden^.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  be- 
gannen dann  die  amtlichen  Verarbeitungen  des  Stadtbuchinhaltes  und 
des  städtischen  Gewohnheitsrechtes  zu  ausführlichen  Stadtrechten,  die 
man  nicht  selten  vom  Könige  und  dem  Stadtherrn  bestätigen,  von  den 
Bürgern  beeidigen  ließ;  auch  alljährliche  Verlesung  solcher  Stadtrechte 
wurde  zuweilen  angeordnet.  Da  das  Stadtrecht  nichts  anderes  als  das  in 
Gemäßheit  der  fortgeschrittenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  fortgebildete 
Landrecht  war,  so  dienten  bei  der  Abfassung  auch  die  Landrechtsauf- 
zeichnungen und  namentlich  die  Rechtsbücher  als  Quelle.  Vielfach  fanden 
wiederholte  Neuredaktionen  statt,  bei  denen  dann  die  inzwischen  ergangenen 
Novellen  mit  verarbeitet  wurden.  Neben  den  amtlichen  Stadtrechten  be- 
gegneten auch  Stadtrechtsbücher  privaten  Ursprungs,  die  oft  ebenso  wie 
die  Rechtsbücher  bei  den  Gerichten  zur  Rezeption  gelangten.  Auch  aus- 
wärtige Stadtrechte,  selbst  wenn  sonst  keine  Beziehungen  vorlagen,  wurden 
nicht  selten  rezipiert.  ^Die  Sprache  der  Stadtrechte  war  bis  gegen  die 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  fast  ausschließlich  lateinisch;  dann  trat  die 
deutsche  Sprache  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund,  bis  sie  im  14.  Jahr- 
hundert so  ziemlich  die  Alleinherrschaft  erlangtet  Dies  war  auch  in  den 
Städten  der  böhmischen  Krone  der  Fall,  in  denen  erst  seit  den  Hussiten- 
kriegen die  tschechische  Sprache  stärker  hervortrat.  In  den  polnischen 
Städten  bediente  man  sich  vorwiegend  des  Lateinischen. 

Wie  unter  den  deutschen  Rechtsbüchem  der  Sachsenspiegel  hervor- 
ragte, so  nahm  auch  unter  den  Stadtrechten  eben  dasjenige,  in  welchem 
die  stadtrechtliche  Umbildung  des  Sachsenspiegels  zum  reinsten  Ausdruck 
gelangte,  das  von  Magdeburg,  weitaus  den  ersten  Rang  ein^.  Die 
eigenen  Rechtsaufzeichnungen  für  Magdeburg  waren  gering,  sie  be- 
schränkten sich  auf  Privilegien,  unter  denen  namentlich  das  des  Erzbischofs 


erhielten  diese  Stadtordnnngen  selbst  den  Namen  „Bauersprachen".  Vgl.  Frensdobpf» 
Dortmunder  Statuten  pg.  CLXXIX. 

*  Über  Stadtbücher  vgl.  Stobbe,  L  494,  N.  29.  Homeybb,  Stadtbücher  des 
MA.,  insbesondere  das  Stadtbuch  von  Quedlinburg,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1860. 

ö  Vgl.  Fbensdobpp,  i.  d.  Hans.  Gesch.-Bl.  VI.  116  ff.  Sehr  viel  länger  hat  sich 
die  lateinische  Sprache  in  dem  Gebrauche  mancher  Stadtbücher  erhalten.  Vgl. 
ebd.  182  ff. 

^  Vgl.  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen,  1869.  Franklin,  Magdeburger 
Weistümer  für  Breslau,  1856.  —  Böhlau,  Aus  der  Praxis  des  Magd.  Schöffenstuhls, 
Zeitschr.  f.  RG.  IX.  1  ff .  Beerend,  Die  Magdeburger  Fragen,  1865  (besonders  die 
Einleitung).  Laband,  Magdeburg-Breslauer  systematisches  Schöffenrecht,  1863  (be- 
sonders die  Einleitung),  v.  Martitz,  Eheliches  Güterrecht  des  Ssp.  (1867),  11—69; 
Die  Magdeburger  Fragen,  kritisch  beleuchtet,  Zeitschr.  f.  RG.  XI.  401  ff.  Wasser- 
schlebbn,  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen,  1860.  Stobbe,  Beiträge  zur  Geschichte 
des  deutschen  Rechts  (1865)  91—159. 
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Wichmann  von  1188  von  Bedeutung  war,  und  einzelne  Eatsstatuten. 
Um  so  bedeutender  waren  die  an  die  Tochterstädte  ergangenen  ßechts- 
mitteilungen  und  die  Oberhofsentscheidungen  des  Magdeburger  Schoffen- 
stuhls.  Von  den  ersteren  sind  zu  nennen:  Rechtsmitteilung  für  Herzog 
Heinrich  I.  von  Schlesien  (1201—38),  für  Breslau  (1261  und  1295), 
Culm  (1338),  Schweidnitz  (1363)  und  Halle  (1364);  dazu  die  Rechtsmit- 
teilung der  Magdeburger  Tochterstadt  Halle  für  Neumarkt  (1235).  Privat- 
arbeiten, aus  deren  Verbindung  später  das  sogenannte  sächsische  Weieh- 
bildrecht  hervorgegangen  ist,  waren  das  „Rechtsbuch  von  der  Gerichts- 
verfassung" (Mitte  des  13.  Jahrhunderts),  ursprunglich  Art  6 — 18  der 
Weichbildvulgata  umfassend,  dann  durch  Zusätze  aus  dem  Sachsen- 
spiegel und  verschiedenen  Magdeburger  Rechtsaufzeichnungen  vermehrt 
(Art.  1—5,  19—27,  28—41)»,  und  das  Magdeburger  „SchöflFenrecht", 
das  in  verschiedenen',  mehr  oder  weniger  selbständigen  Rezensionen 
vorliegt,  aber  auf  einer  in  einem  Breslauer  Codex  enthaltenen  gemein- 
samen Grundlage  (zum  Teil  dem  Magdeburg-Breslauer  Rechte  von  1261 
entnommen)  beruhte  Durch  Verarbeitung  des  Schöflfenrechtes  mit  dem 
erweiterten  Rechtsbuche  von  der  Gerichtsverfassung  entstand  die  Vul- 
gata  des  sächsischen  Weichbildrechtes,  das  sich  bald  der  größten  Ver- 
breitung erfreute,  mit  einer  Glosse  versehen  und  in  das  Polnische,  Böh- 
mische und  Lateinische  übersetzt  wurde*®.  Die  Weichbildglosse  erführ 
eine  Überarbeitung  durch  Nie.  Wurm  (S.  625),  der  außerdem  als  Vor- 
arbeit zu  seiner  Blume  des  Sachsenspiegels  eine  „Blume  von  Magdeburg", 
und  zwar  hauptsächlich  auf  Grundlage  des  Sachsenspiegels,  des  Weich- 
bildrechtes, des  Richtsteiges  und  des  römisch-kanonischen  Rechtes,  ver- 
faßte". Um  seinem  Werke  eine  größere  Verbreitung  zu  geben,  kleidete 
er  es  in  die  Form  einer  von  den  Magdeburger  Schöflfen  ausgehenden 
Rechtsbelehrung. 

Mit  dem  Rechte  von  Magdeburg  waren  die  meisten  Städte  Ostfalens, 
der  Marken  Brandenburg  und  Meißen,  der  Lausitz,  Schlesiens,  der  preu- 
ßischen Ordenslande  und  des  Königreichs  Polen  bewidmet.  Es  galt  außer- 
dem in  Stettin  (eine  Zeit  lang  auch  in  Stargard  in  Pommern)  und  ver- 
schiedenen mährischen  Städten,  übte  einen  bedeutenden  Einfluß  auf  die 
böhmisch-mährischen  Stadtrechte  überhaupt  aus  und  bildete  die  Grund- 


•  Vgl.  Laband,  Rechtsquellen  32—69. 

•  Vgl.  ebd.  70—132.  Zu  den  Verarbeitungen  des  Schöffenrechts  gehört  auch 
das  sog.  Magdeburg-Görlitzer  Recht  von  1304.    Vgl.  ebd.  133  ff. 

"  Vgl.  Stobbe,  I.  403  ff.  Steffbnhaobn,  Zeitschr.  f.  RG.  XII.  1  ff .  BiscHOfF, 
Beiträge  z.  Gesch.  d.  Magdeb.  Rechts,  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  L.  1865.  Die  ge- 
reimte Vorrede  des  Weichbildrechts  ist  in  Wirklichkeit  ein  Epilog  zum  Sachseo- 
Spiegel.  Weiland,  i.  d.  N.  Arch.  d.  Ges.  f.  ältere  deutsche  Ge8ch.-K.  I.  205  f.  mairht 
es  wahrscheinlich,  daß  derselbe  yon  dem  Verfasser  des  Rechtsbuches  von  der  Ge- 
richtsverfassung herrührt,  der  sein  Werk  samt  jenem  Epilog  einem  von  Eike  von 
Repgau  selbst  erworbenen  Exemplare  des  Sachsenspiegels  anhängte.  Über  die  sog. 
Weichbildchronik  vgl.  ebd.  201  ff. 

"  Ausg.  V.  BöHLAU,  1868. 
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läge  des  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  in  deutscher  Sprache  verfaßten 
Ofener  Rechtsbuches".  Dabei  zeigte  sich  die  eigentümliche  Erscheinung, 
daß  das  magdeburgische  Familiengüterrecht  und  das  mit  diesem  zusammen- 
hängende Erbrecht  in  vielen  Städten  Magdeburger  Rechtes  ausgeschlossen 
blieb  ^',  t«ils  weil  die  hauptsächlich  aus  Flandern  und  den  Niederlanden 
stammende  Einwohnerschaft  der  Städte  des  Eolonisationsgebietes  in  dieser 
Beziehung  an  ihrem  angestammten  Rechte  festhielt,  teils  wohl  auch  weil 
die  flämisch-niederländische  Gütergemeinschaft  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen der  Städte  weit  besser  als  das  sächsisch-magdeburgische  Gerade- 
recht entsprach. 

Mit  der  Ausbreitung  des  Magdeburger  Rechtes  war  zugleich  die  Stellung 
Magdeburgs  als  Oberhof  gegeben.  Fast  alle  mit  Magdeburger  Recht  be- 
widmeten Städte  gingen  in  Magdeburg  „zu  Haupte'^  Dabei  gab  es  wieder 
«ine  Reihe  von  Tochterstädten  Magdeburgs,  die  selbst  als  angesehene 
Oberhöfe  ein  engeres  Gebiet  beherrschten.  Die  hervorragendsten  unter 
diesen  Tochter-Oberhöfen  waren  die  Schöffenstühle  zu  Breslau,  Krakau^*, 
Thorn,  Cuhn,  Halle,  Leipzig,  Dresden,  Naumburg,  Brandenburg"*, 
Stendal^*,  Spandau,  Neumarkt,  Liegnitz,  Ratibor,  Schweidnitz,  Olmütz, 
Lemberg.  Vielfach  wurden  in  diesen  Städten  Sammlungen  von  Magde- 
burger Oberhofsentscheidungen  veranstaltet  ^•,  zum  Teil  unter  Tilgung 
aller  individuellen  Beziehungen,  so  daß.  nur  der  präjudizielle  Inhalt  be- 
stehen blieb.  Solche  Sammlungen  sind  namentlich  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts in  Breslau  und  Krakau  entstandene^.  Eine  systematische 
Sammlung  war  das  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  Magde- 
burg-Breslauer systematische  Schöffenrecht  ^^  Indem  dasselbe  später  in 
Breslau  und  Preußen  eine  Reihe  von  Zusätzen,  zum  Teil  aus  dem  Schwa- 
benspiegel, erhielt  und  die  Breslauer  Beziehungen  in  solche  auf  Culm 
umgeändert  wurden,  entstand  der  sogenannte  „alte  Culm".  Ebenfalls 
preußischen  Ursprungs  waren  die  Magdeburger  Fragen  (zwischen  1386 
und  1400),  eine  systematische,  zum  Teil  doktrinäre  Verarbeitung  des  in 
den  älteren  Sammlungen  enthaltenen  Materials,  das  der  Verfasser  mehr- 
fach durch  selbsterfundene   Rechtsfalle  vermehrte^*.     Die  Magdeburger 


^'  Ausg.  y.  MicHNAY  a.  Lichnbb,  1845. 

"Vgl.  ScHBÖDER,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  II.  3,  53 ff.,  61—68, 
80  ff.,  135  ff.,  360.  V.  Mabtitz,  Ehel.  Güterrecht  49  f.,  320  ff.  Koth,  Deutsch.  Privat- 
recht IL  188. 

»*  Vgl.  BoBBZYNSKi,  Zeitschr.  f.  RG.  XII.  219  ff. 

14«  Vgl.  Sello,  Brandenburgisohe  Stadtrechtsquellen,  Mark.  Forsch.  XVIII.  1  ff. 

"  Vgl.  Behbbnd,  Ein  Stendaler  Urtheilsbuch,  1868. 

"  Vgl.  Stobbe,  I.  278  ff.,  421  ff. 

"  Vier  Breslauer  Sammlungen  aus  einem  Cod.  Bregensis  bei  Böhme,  Diplom. 
Beiträge  II.  2,  90  ff.    Eine  Krakauer  Sammlung  bei  Wassebschlebev,  a.  a.  0.  80—120. 

^®  Ausgabe  von  Labakd,  1863. 

'^  Ausgabe  von  Behbekd,  1865.  Vgl.  Anm.  7.  Außer  der  systematischen  Re- 
zension gibt  es  auch  eine  mit  alphabetischer  Ordnung  und  eine  aus  Krakau  stam- 
mende ältere  unsystematische  Form. 
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Fragen  erhielten  die   weiteste   Verbreitung  und  wurden  handschriftlich 
vielfach  dem  Sachsenspiegel  angehängt. 

Nächst  dem  Magdeburger  Rechte  stand  das  von  Lübeck  im  höchsten 
Ansehen.  Die  Stadt  w^ar  von  ihrem  Gründer,  Herzog  Heinrich  dem  Löwen, 
mit  Rücksicht  auf  die  westfälische  Herkunft  der  Kolonisten  in  und  um 
Lübeck  mit  dem  Rechte  von  Soest  bewidmet  worden**^.  Die  Thatsache 
unterliegt  keinem  Zweifel,  obwohl  die  Stiftungsurkunde  verloren  gegangen 
ist^^  Bestätigt  und  zum  Teil  erheblich  erweitert  wurden  die  Freiheiten 
der  Stadt  durch  die  Privilegien  Friedrichs  I.  von  1188  und  Friedrichs  IL 
von  1226.  Die  älteste  Gestalt  des  lübischen  Stadtrechts  ^^  ist  in  einem 
Fragment  von  1226 — 27  überliefert,  daran  schließt  sich  der  Text  einer 
Breslauer  Handschrift  aus  der  Zeit  von  1227—1243,  der  noch  eines  über 
Lübeck  stehenden  Oberhofes  (jedenfalls  Soest)  gedenkt.  Andere  Texte 
wurden  1243  für  Tondern,  1257  für  Reval  und  1263  für  Danzig  aus- 
gefertigt*'. Während  diese  Texte  sämtlich  lateinisch  sind,  gehen  die 
deutschen  Rezensionen  auf  eine  zwischen  1263  und  1267  für  Elbing  aus- 
gefertigte Handschrift  zurück.  Eine  die  inzwischen  ergangenen  Novellen 
einreihende  Neuredaktion  fand  1294  statt.  Gegen  Ende  des  Mittelalters 
wurde  das  Lübecker  Stadtrecht  regelmäßig  mit  dem  Hamburger  von  1270 
verbunden,  endlich  mit  diesem  zu  einem  Ganzen  verarbeitet.  Lübeck  war 
Oberhof  für  Tondern,  die  meisten  holsteinischen  Städte,  Rostock,  Wismar 
und  zahlreiche  andere  mecklenburgische  Städte**,  für  die  pommerischen 
Städte  mit  Ausnahme  Stettins,  femer  für  Elbing,  Braunsberg,  Frauenburc, 
Heia,  Memel  (wo  es  aber  im  späteren  Mittelalter  mit  dem  Magdebui^- 
Culmisphen  Rechte  vertauscht  wurde),  Reval,  Narva  und  Wesenberg". 
Seit  1295  wurde  Lübeck  an  Stelle  Wisbys  Oberhof  für  den  deutschen 
Kaufmann  in  Nowgorod,  auch  bildete  das  lübische  Recht  die  Hauptgrundlage 


*°  Vgl.  NiTZscH,  Übertragung  des  Soester  Rechts  auf  Lübeck,  Hans.  Gesch.-BL 
X.  7  fif.  Arnoldi  chron.  Slavorum  II.  c.  21  (MG.  Script.  XXL  141).  Vgl.  Helmoldi 
chron.  Slav.  L  c.  57  (ebd.  56). 

*'  Das  angebliche  Privileg  Heinrichs  von  1163  in  deutscher  Sprache  ist  ein 
RAtsstatut  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts.  Vgl.  Frensdobpf,  Hans.  Gescb.-Bl. 
VL  138  ff. 

**  Vgl.  Frensdobpf,  Das  lübische  Recht  und  seine  ältesten  Formen,  1883.  Eine 
kritische  Ausgabe  wird  von  Frensdokff  vorbereitet. 

*■  Danzig  lebte,  obwohl  es  sich  eine  Handschrift  des  lübischen  Rechtes  kommen 
ließ,  nach  dem  Rechte  von  Magdeburg. 

**  Vgl.  BöHLAQ,  Mecklenb.  Landrecht  I.  30  ff.,  66  ff.,  75,  78.  Besondere  Kreise 
bildeten  in  Mecklenburg  die  mit  Schweriner  und  Parchimer  Recht  bewidmeten 
Städte.  Vgl.  BöHLAU,  ebd.  I.  26,  32  f.,  65  f.,  69.  Zeitschr.  f.  RG.  IX.  261  ff.  Ho- 
MEYER,  Historiae  iuris  Pomeranici  capita  quaedam  (Berl.  Inaug.-Diss.  1821)  30  ff.  Die 
Städte  des  Ijandes  Stargard  (Mecklenburg-Strelitz),  wo  märkisches  Recht  galt,  waren 
teils  mit  dem  Rechte  von  Stendal,  teils  mit  dem  von  Brandenburg  bewidmet,  gingen 
also  in  Magdeburg  zu  Haupte.    Vgl.  Böhlaü,  Meckl.  Landr.  I.  70. 

"  Vgl.  MiCHELSEN,  Der  Oberhof  zu  Lübeck,  1889.  STEPFEKHiaEN,  Deutsche 
Rechtsquellen  in  Preußen  230  ff.  Entscheidungen  für  Elbing  bei  Stobbe,  Beiträge  z. 
Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  160 ff. 
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der  zweiten  Nowgoroder  Skra  von  12962*.  Ebenso  beruhte  das  Stadtrecht 
von  Ripen  von  1269  hauptsächlich  auf  dem  lübischen  Rechte,  obwohl  die 
Stadt  im  übrigen  dem  dänischen  Rechtskreise  angehörte*^. 

Das  Hamburger  Recht,  1270  auf  Gnmd  des  lübischen  Rechts  und 
des  Sachsenspiegels  in  deutscher  Sprache  verfaßt  (das  sog.  Ordelbok)  und 
1292  revidiert  (dem  Jahre  1292  gehörte  auch  das  Hamburger  SchiflFsrecht 
an),  galt  auch  in  Stade  und  einigen  kleineren  Nachbarstädten,  namentlich 
aber  in  Riga,  durch  dessen  Vermittelung  es  in  sämtlichen  kur-,  liv- 
und  estländischen  Städten,  soweit  sie  nicht  nach  Lübeck  gehörten,  zur 
Geltung  gelangte  2®.  Eine  Oberhofsthätigkeit  scheint  Hamburg  nicht  ge- 
übt zu  haben.  Gewisse  Bestimmungen  des  Hamburger  Rechtes  waren 
auch  in  das  Stadtrecht  von  Bremen  (von  1304—1305,  1428,  1433), 
das  zugleich  in  Oldenburg  und  Verden  galt,  übergegangen  ^^  Ein  aus- 
führliches Stadtrecht  von  1401  besaß  Lüneburg,  mit  dessen  Recht  ver- 
schiedene Städte  in  der  Umgebung  bewidmet  waren.  Hildesheim  hatt^ 
ein  lateinisches  Stadtrecht  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
und  ein  176  Artikel  zählendes,  um  1300  entstandenes  deutsches  Stadt- 
recht^^  Das  Braunschweiger  Stadtrecht '\  das  auch  in  Celle,  Einbeck 
und  Duderstadt  Geltung  hatte,  wurde  zuerst  1227  in  lateinischer  Fassung 
aufgezeichnet,  dagegen  ist  das  demselben  Jahre  zugeschriebene  deutsche 


*•  Vgl.  S.  608.  Prenbdorpf,  Statutarrecht  der  deutsch.  Kauft,  in  Nowgorod 
(Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  XXXIII.  XXXIV.  1887).  Die  dritte  Skra  (um  1325)  be- 
ruhte  wesentlich  auf  der  zweiten.  Aus  der  zweiten  Skra  schöpften  die  umgearbei- 
teten Statuten  von  Riga  (Anfang  des  14.  Jh.). 

''  Vgl.  Hassb,  Quellen  des  Ripener  Stadtrechts,  1883.  Pappenheim,  Krit. 
Viertelj.-Schr.  NF.  VII.  579  ff.  Fbensdobff,  Hans.  Gesch.-Bl.  XII.  89  ff.  Der  letztere 
macht  auf  die  bemerkenswerte  Thatsache  aufmerksam,  daß  Ripen  das  lübische  Fa- 
miliengttter-  und  Erbrecht  ausgeschlossen  hat,  was  sonst,  im  Gegensätze  zu  den 
Städten  des  magdehurgischen  Rechtes,  in  dem  Bereiche  des  lübischen  Rechtes  nicht 
vorkam.  Im  Gegenteil  wurde  das  lübische  Familiengüterrecht  zuweilen  seihst  an 
Orten,  wo  im  übrigen  kein  lühisches  Recht  galt,  rezipiert.  Vgl.  a.  a.  O.  104. 
ScHBöDBK,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  3,  35. 

^^  Vgl.  Napiebsey,  Quellen  des  rigischen  Stadtrechts,  1876.  Bünob,  Einleitung 
in  die  üv-,  est-  und  kurlandische  Rechtsgeschichte,  1849.  Fbbnsdoefp,  Hans.  Gesch.- 
Bl.  V.  177  ff.  Die  älteste  Rigaer  Rechtsaufzeichnung  erfolgte  zwischen  1227  und 
1238  für  Reval,  das  später  in  Lübeck  zu  Haupte  ging,  sodann  hald  nach  1279  (er- 
neuert 1294)  für  HapsaL  Während  bis  dahin  nur  eine  innere  Verwandtschaft  mit 
dem  Hamburger  Rechte  hervortritt,  erfolgte  zwischen  1279  und  1285  die  vollständige 
Rezeption  des  letzteren.  Eine  Umarbeitung  des  Hamburg-Rigischen  Rechts,  zum 
Teil  auf  Grund  der  2.  Nowgoroder  Skra,  fand  im  Anfange  des  14.  Jh.  statt. 
Vgl.  Anm.  26.  Eine  letzte  Überarbeitung,  bei  der  zum  Teil  auch  auf  das  Riga- 
Hapsaler  Recht  zurückgegangen  wurde,  gehört  der  Mitte  des  14.  Jh.  an;  sie  wurde 
früher  irrtümlich  dem  Jahre  1542  zugeschrieben. 

"  Die  Privilegien  von  1111,  1252  und  1396  sind  Fälschungen  aus  der  1.  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts.    Vgl.  Lindnbb  und  v.  Bippen,  Brem.  Jahrbuch  XIII.  1886. 

»»  Beide  Stadtrechte  bei  Döbnbe,  Ürk.-B.  d.  St.  Hildesheim  I.  (1881)  Nr.  209, 
548.     Vgl.  Febnsdorff.  Gott.  gel.  Anz.  1883^  S.  328  ff. 

"  Ausg.  von  Hänsbliianh,  i.  d.  Ürk.-B.  d.  St.  Braunschweig,  I.  1862.  Vgl. 
Fbensdobff,  Gott.  gel.  Anz.  1862,  S.  785  ff. 
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sogenannte  ottonische  Stadtrecht  zwischen  1250  und  1279  zu  setzen'*; 
ein  sehr  ausführliches  Stadtrecht  kam  1401  zustande,  das  dann  im  Laufe 
des  15.  Jahrhunderts  noch  durch  verschiedene  Zusätze  vermehrt  wurde. 
Eine  eigentümliche  Stelhmg  unter  den  ostflilischen  Städten  nahm  Goslar 
ein^^,  indem  es,  jedenfalls  infolge  der  fränkisch-thüringischen  Abstammung 
seiner  bergmännischen  Bevölkerung,  ebenso  wie  die  meisten  übrigen  Harz- 
städte in  seinem  Familiengüterrecht  durchaus  fränkisch  -  thüringischeu 
Charakter  zeigt«  ^'*.  Da.s  (xoslarer  St^dtrecht,  das  Ende  des  13.  oder  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  aufgezeichnet  wurde,  galt  in  Wernigerode,  Halber- 
stadt, mittelbar  auch  in  Aschersleben,  Osterwik  und  Groningen  und  zum 
Teil  in  Quedhnburg.  Besondei-s  charakteristisch  ist  es  aber,  daß  Goslar 
nicht  bloß  Oberhof  für  Aschei-sleben  und  Halberstadt,  sondern  auch  für 
Altenburg  imd  Nordhausen  war*^,  das  selbst  wieder  unt^r  den  thürin- 
gischen Städten  die  bedeutendste  Oberhofstellung  einnahm*®.  Neben  Nord- 
hausen kam  hier  besonders  Eisenach  als  der  Oberhof  für  sämtliche 
Städte  des  Landgrafen  von  Thüringen  in  Betracht*^. 

Unter  den  westtalischen  Städten  nahmen  Soest  und  Dortmund  die 
erste  Stelle  ein.  Das  Dortmunder  Stadtrecht ^®  beruhte  auf  den  Privi- 
legien Friedrichs  II.  von  1220  und  Ludwigs  des  Baiern  von  1332  und 
1340.  Die  älteste  Stadtrechtsaufzeichnung  entstand  bald  nach  1250,  und 
zwar  als  Rechtsmitteilung  für  die  Tochterstädte,  namentlich  Memel  (Neu- 
dortmund), wo  aber  sehr  bald  das  lübische  Recht  eingeführt  wurde,  und 
Höxter.  Dem  ersten  lateinischen  Stadtrechte  wurden  in  der  1.  Hälfte 
des   14.  Jahrhunderts   verschiedene   Novellen   in   deutscher  Sprache  an- 


^*  Vgl.  Fbensdorkp,  Hans.  Gesch.-Bl.  VT.  117if.  Derselbe  weist  nach,  daß  die 
sog.  Jura  ludaginis  nicht  bloß  dem  Weichhilde  Hagen,  sondern  der  ganzen  Stadt 
angehörten. 

^^  Vgl.  Göschen,  Goslarische  Statuten,  1840.  Ortlokf,  Samml.  deutsch.  R-Qu. 
I.  pg.  XXIIl  sq.     HiNEL,  Zeitschr.  f.  RG.  1.  274  f.    Kraut,  Grundriß  S.  29. 

^*  Vgl.  Hänbl,  Die  eheliche  Gütergemeinschaft  in  Ostfaleu,  Zeitschr.  f.  RG.  I. 
273  ff.    ScHRÖDKR,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  IL  3,  69  ff.,  187  ff.,  299. 

•*  Güslarer  Oberhofsentscheidungen  bei  Brüns,  Beiträge  z.  d.  deutsch.  Rechten 
178  ff.  FöRSTEMANN,  N.  Mitteil.  a.  d.  Geb.  bist,  antiqu.  Forsch.  I.  3,  18  ff.  und  bei 
HoLZHANN,  Hercynisches  Archiv  1.  3,  441  ff.  Über  Altenburg  vgl.  (iaupp,  Stadtr. 
I.  205  ff 

^^  Die  Stadtrechtsquellen  von  Nordhausen  bei  Förstehann,  Die  alten  Gesetze 
der  Stadt  Nordhausen,  1830;  Die  Gesetzsammlungen  der  Stadt  Nordhausen  im  15. 
und  16.  Jh.,  1843  (Abdrücke  a.  d.  N.  Mitteil.  d.  thür.-sächs.  Vereins  TU.  V— VH). 
Nordhäuser  Entscheidungen  bei  Förstemann,  N.  Mitteil.  a.  d.  Geb.  hist-antiqu.  Forseh. 
I.  3,  13  ff.  Unter  den  Städten,  die  in  Nordhausen  zu  Haupte  gingen,  ragte  besonden» 
Mühlhausen  durch  sein  um  1250  verfaßtes  wertvolles  deutsches  Stadtrecht  hervor. 
Beste  Ausgabe  bei  HBRviUKT,  Urk.-B.  von  Mühlhausen  (1874)  607  ff. 

"  Vgl.  Gengler,  Stadtr.  100  ff.  Gaupp,  Stadtr.  I.  195  ff.  Ortloff,  Samml. 
deutscher  Rechtsquellen  1.  pg.  LH.  sqq.  Von  den  Tochterstädten  Eisenachs  war 
(iotha  die  bedeutendste.  Vgl.  Ortloff,  Sammlung  deutscher  Rechtsquellen  11- 
319—377.  Andere  thüringische  Stadtrechte  in  den  Anm.  1  angeführten  Werken  vod 
MicHELSEN  und  Walch.     Vgl.  auch  Kirchhof,  Erfurter  Weistömer,  1870. 

*'  Ausg.  von  Frensdorfp,  1882. 
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gehängt,  bis  das  große  Stadtbuch  angelegt  wurde,  in  das  während  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts  alle  Statuten  ohne  bestimmte  Ordnung  ein- 
getragen wurden.  Das  in  der  1.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  entstandene 
Urteilsbuch  enthielt  Dortmunder  Oberhofsentscheidungen  und  Weistümer, 
die  wohl  sämtlich  für  Wesel  bestimmt  waren.  Denn  Dortmund  war  nicht 
nur  Oberhof  für  die  meisten  westfälischen  Städte  (Höxter,  Paderborn, 
Minden,  Osnabrück,  Lüdenscheid,  Schwerte,  Essen,  Dorsten),  sondern  auch 
für  Wesel,  das  selbst  wieder  Oberhof  für  verschiedene  kleinere  rhein- 
fränkische Städte  war.  Das  Dortmunder  Familiengüterrecht  war  nicht 
mehr  das  altwestfälische,  sondern  hatte  ganz  den  Hämisch -niederfrän- 
kischen Charakter  angenommen,  worin  es  sich  mit  Hamburg  und  Riga, 
die  unter  Dortmunder  Einfluß  gestanden  zu  haben  scheinen,  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auch  mit  Bremen  berührte**.  Dagegen  hat  Soest,  dessen 
Kecht  durch  seine  Übertragung  auf  Lübeck  zu  weltgeschichtlicher  Bedeutung 
gelangte,  an  dem  Grundgedanken  des  altwestfalischen  Familiengüterrechtes, 
der  Unterscheidung  zwischen  beerbter  und  unbeerbter  Ehe,  streng  fest- 
gehalten*®. Während  die  Oberhotstellung  der  Mutterstadt  dem  Haupte 
der  Hanse  gegenüber  schon  früh  in  Wegfall  kommen  mußte*',  blieb  Soest 
der  Oberhof  zahlreicher  westfälischer  Städte*^,  unter  denen  insbesondere 
Rüden,  Attendorn  und  Lippstadt  selbst  wieder  Oberhofstellung  in  engeren 
Kreisen  einnahmen**. 

Eine  durchaus  selbständige  Gruppe  bildeten  die  im  13.  Jahrhundert 
auf  Grundlage  des  jütischen  Low  entstandenen  Stadtrechte  von  Schleswig, 
Flensburg,  Apenrade  und  Hadersleben**,  die  übrigens  in  ihrem 
Familiengüterrecht  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  Hamburg  zeigen. 

Außerordentliche  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Quellenpublika- 
tionen sind  in  neuester  Zeit  seitens  der  Niederländer  gemacht.  Es  ist 
dies  um  so  dankenswerter,  als  die  eigentümliche  Verbindung  salischer, 
chamavischer  und  friesischer  Elemente   den  holländischen  Rechtsquellen 

*•  Vgl.  SCHRÖDKR,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  3,  303,  312  f.  Fbensdorpf,  a.  a.  0. 
pg.  CIJÜÜV  sq. 

"  Vgl.  ScHHÖDKB,  a.  a.  ().  IL  3,  119  ff.  *'  Vgl.  S.  640. 

**  Soester  Rechtsbelehrungen  bei  Wiüand,  Westfäl.  Arch.  VII.  1,  57  ff.  Das 
älteste  Soester  Stadtrecht  wurde  in  der  2.  Hälfte  des  12.  Jh.  in  lateinischer  Sprache 
aufgezeichnet,  eine  neue  Redaktion  entstand  Mitte  des  13.  Jh.,  eine  niederdeutsche 
Bearbeitung  (auch  Schrae)  aus  dem  14.  Jh.  wurde  bis  zum  15.  Jh.  durch  Zusätze 
vermehrt.    Vgl.  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  VII.  620  ff. 

*^  Wie  sich  Dortmunds  Oberhofstellung  auch  auf  rheinfränkische  Städte  er- 
streckte, so  griff  Soest  in  das  hessische  Gebiet  über,  indem  Siegen,  obwohl  eine 
Stadt  mit  hessischer  Bevölkerung,  Soester  Recht  hatte.  Vgl.  Aohbkbach,  De  veteri 
civium  Siegenensium  statuto,  Bonn.  Inaug.-Diss.  1855.  Inhaltlich  stimmte  das  Stadt- 
recht  von  Münster  mit  dem  von  Soest  überein,  während  Minden,  das  in  Soest  zu 
Haupte  gegangen  sein  soll,  mit  Hannover,  Hildesheim,  Hameln  und  Münden  in  betreff 
des  ehelichen  Güterrechts  eine  eigene  Gruppe  bildete. 

**  Ausg.  von  Thobsbn,  Die  dem  jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte,  1855. 
Vgl.  Falck,  Schlesw.-holst.  Privatrecht  I.  875  ff.  Hasse,  Das  schleswigsche  Stadt- 
recht, 1880. 
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ein  besonderes  Interesse  verleiht.  Zahlreich  sind  die  Stadtrechte  ans 
dem  chamavischen  Gebiete  (Gelderland,  Overijssel)**.  An  diese  reiht  sich 
das  Stadtbuch  von  Groningen  von  1425*^  Die  älteste  Stadtreehtsauf- 
zeichnung  für  Friesland  ist  das  Privileg  Heinrichs  V.  von  1108  für  St a- 
veren*^.  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  die  vielfach  untereinander  ver- 
wandten Stadtrechte  von  Franeker,  Bolsward,  Sneek,  Leeuwarden  und 
Staveren  an*®.  Unter  den  westfriesischen  Stadtrechten  ist  das  von 
Medemblik  von  1289,  in  lateinischer  Sprache,  das  älteste *^  Ebenfalls 
dem  friesischen  Gebiete  gehören  die  Stadtrechte  des  Kennemerlandes. 
sowie  die  seeländischen  Stadtrechte  oder  Keuren,  sämtlich  noch  aus 
dem  13.  Jahrhundert,  an*",  während  die  beiden  Stadtrechte  von  Geer- 
truidenberg  in  Nordbrabant  (1213  und  1275)  salfränkisch  sind".  Das 
größte  Interesse  erregen  die  Stadtrechte  aus  den  Provinzen  Utrecht  und 
Südholland,  weil  sich  hier  in  bemerkenswertester  Weise  salisches  und 
friesisches  Recht  miteinander  vermischt  hatten.  Eine  ansehnliche  Reihe 
von  Rechtsbüchern  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  besaß  die  Stadt 
Utrecht:  den  Liber  albus,  Liber  hirsutus,  das  rote  Buch,  die  Roese,  das 
SchöflFenbuch  (eine  Sammlung  von  Urteilen)  und  das  Schöffenrecht  von 
1456**.  Aus  Südholland  ist  zunächst  das  wertvolle  Rechtsbuch  von 
Brielle  (van  den  Briel),  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  von  dem 
Stadtschreiber  Jan  Matthijssen  verfaßt,  hervorzuheben*^,  ferner  die  ver- 
schiedenen Rechtsauf  Zeichnungen  von  Leiden",  die  Stadtrechte  von 
Delft  (1246),  Gravezande  (1246)  und  Schiedam  (1275)**,  die  beiden 
letzteren  in  deutscher  Sprache.  Von  besonderem  Werte  ist  sodann  eine 
neuerdings  erschienene  Ausgabe  der  Dordrechter  Rechtsquellen,  welche 


^*  Wir  heben  hervor:  Zutphen  (Ausg.  v.  Pijnacker-Horduk ,  1881),  bei  dem 
zahlreiche  Städte  Gelderns  zu  Haupte  gingen,  ferner  die  Zutphen-Emmericher 
Rechtsmitteilungen,  Zeitschr.  f.  RG.  X.  189 ff.,  194 ff..  222 f.).  Z wolle  (Ausg.  v. 
DozY,  Groninger  Inaug.-Diss.  1867),  Kampen  (Overijsselsche  stad-,  dijk-  en  marke 
regten  I.  1.  1875),  Goor  (ebd.  I.  8.  1883),  Hasselt  (ebd.  I.  4.  1883),  Vollenhove 
(her.  V.  Fockrma-Akdrbae,  ebd.  I.  5.  6.  1885),  Ootmarsum  und  0mm en  (her.  v. 
A.  Tbltino.  ebd.  I.  7.  8.  1887). 

*•  Ausg.  V.  A.  Teltino,  1886.  Ein  jüngeres  Stadtbuch  von  1446  her.  v.  d.  Ge- 
sellschaft pro  excolendo  iure  patrio,  ohne  Jahreszahl. 

^'  Waitz,  Urkunden  Nr.  9  (17). 

^'  Ausg.  V.  A.  Teltinq,  De  friesche  stadrechten,  1883.  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG. 
XIX.  232  ff. 

**  Pols,  Westfriesche  stadtrechten,  2  Bde.,  1885—88.  Das  Stadtrecht  von  Medem- 
blik auch  bei  v.  d.  Bergh,  Oorkondenb.  van  Holland  en  Zeeland  II.  289. 

^^  Sämtlich  bei  v.  d.  Bbroh,  a.  a.  ().,  und  zwar  I.  219,  316  und  II.  478  die  Rechte 
von  Haarlem,  Alkmaar  und  Beverwijk,  I.  150,  310,  16U,  164,  245  die  von 
Middelburg  (1217  und  1254,  letzteres  deutsch),  Westkappel  (1223),  Domburg 
(1223)  und  Zierikzee  (1248,  deutsch). 

"  V.  D.  Bergh,  I.  138.  JI.  123.  "  Ausg.  v.  Müller.  2  Bde.,  1888. 

**  Ausg.  von  Fruin  und  Pols,  1880. 

''*  Blök,  Leidsche  rechtsbronnen,  1884.   Hamakbr,  Keurboeken  van  Leiden,  1873. 

"  v.  D.  Bergh.  a.  a.  (>.  I.  226.  230.  II.  125. 
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außer  dem  „Keurboek"  von  1401  und  zahlreichen  Einzelstatuten  eine 
höchst  schätzenswerte  Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  enthält"*. 

Unter  den  rheinischen  Städten  zeichnete  sich  Aachen  durch  eine 
sehr  bedeutende  Oberhofsthätigkeit,  sie  sich  bis  tief  in  Belgien  hinein 
erstreckte,  aus*^  Oberhof  der  clevischen  Städte  war  Cleve,  das  sein 
Recht  selbst  von  Calkar  empfangen  hatte*®.  Auf  das  Recht  der  Kölner 
Kaufleute  wurde,  wie  dies  auch  in  betreflF  Magdeburgs,  Goslars  und 
anderer  Städte  geschah  (S.  596),  im  12.  Jahrhundert  vielfach  in  Städte- 
privilegien, namentlich  in  denen  der  Zähringer,  als  Muster  verwiesen, 
und  man  hat  deshalb  schon  im  Mittelalter  irrtümlicherweise  angenommen, 
daß  die  zähringischen  Städte  mit  dem  Kölner  Stadtrecht  bewidmet  worden 
seien;  erst  neuere  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  dies  nicht  der 
Fall  gewesen  ist*^  In  Wahrheit  hatte  das  Kölner  Recht  nur  eine  sehr 
geringe  Verbreitung,  und  auch  die  eigenen  Rechtsaufzeichnungen  standen 
in  keinem  Verhältnisse  zu  der  Bedeutung  der  Stadt*^.  Möglich,  daß  die 
ausgedehnte  Wirksamkeit  von  Aachen,  Cleve,  Dortmund,  rheinaufwärts 
aber  die  Oberhöfe  von  Ingelheim  und  Eltvill  (S.  635)  und  ganz  besonders 
der  Frankfurter  Oberhof  einer  größeren  Entwickelung  auf  kölnischer 
Seit«  im  Wege  gestanden  haben  ®^  In  den  Mosellanden  dient«  das  Recht 
von  Beaumont  von  1182  (S.  434)  zahlreichen  Städten  als  Muster;  von 
einer  damit  zusammenhängenden  Oberhofstellung  ist  nichts  bekannt  Von 
anderen  fränkischen  Stadtrechten  ist  nur  noch  das  von  Bamberg  zu 
nennen,  das  1306  abgefaßt  und  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  durch 
Zusätze  vermehrt  wurde**.  Andere  Städte  scheinen  mit  Bamberger  Recht 
nicht  bewidmet  gewesen  zu  sein. 

Ungemein  reich  an  Rechtsquellen  war  Straß  bürg.  Das  älteste 
Stadtrecht  wurde  nach  1129,  das  zweite  um  1200,  das  dritte  zwischen 

*•  Ausg.  V.  Fruih,  2  Bde.,  1882.  Ein  Privileg  des  Königs  Wilhelm  von  1252 
bei  v.  D.  Bergh,  I.  292. 

*^  Vgl.  liOBESCH,  Aachener  Rechtsdenkmäler,  1871;  Ober  den  Aachener  Schöffen- 
stuhl als  Oberhof,  bei  Haaoen,  Geschichte  Aachens  I.  (1878)  347—61;  Ein  ver- 
schollenes Aachener  Stadtrechtsbuch,  Annal.  d.  histor.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  XXXIl.  109  ff. 

**  Vgl.  Schröder,  Mitteilungen  über  clevische  Rechtsquellen,  Zeitschr.  f.  RG. 
IX.  421  ff.  X.  188  ff.;  Liber  sententiamm  Cliviensis,  Bonn.  Univ.-Progr.  1870.  Bluhme, 
Schröder,  Lobrsoh,  Drei  Abhandlungen  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  (1871)  19  ff. 

»»  Vgl.  Anm.  68. 

•®  Der  angebliche  Kölner  Schied  von  1169  ist  eine  Fälschung  von  1226,  ebenso 
wie  das  Wormser  Privileg  von  1156  eine  Fälschung  aus  der  Zeit  von  1198—1208. 
Vgl.  Stumpf,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  XXXII.  603  ff 

•*  Vgl.  Thomas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt,  her.  v.  Eülbr,  1841.  Das  daselbst 
S.  119—162  aufgestellte  Verzeichnis  nennt  290  Orte  als  mit  Frankfurter  Recht  be- 
widroet.  Muß  man  davon  auch  manche  abziehen,  die  bloß  Marktrecht  nach  (Vank- 
furter  Muster  besaßen,  so  bleiben  immer  noch  gegen  200  übrig,  die  in  Frankfurt  zu 
Haupte  gingen.  Davon  waren  Eltvill,  Friedberg,  Gelnhausen,  Heilbronn,  Oppen- 
heim, Wetzlar  und  Wimpfen  selbst  wieder  Oberhöfe  für  engere  Kreise.  Gegen  die 
Ansicht,  daß  hannoverisch  Münden  in  Friedberg  zu  Haupte  gegangen  sei,  vgl.  Euler, 
i.  d.  Mitteil.  d.  Ver.  f.  Frankf.  Gesch.  VII.  Nr.  6. 

^*  Ausgabe  von  Zöffl,  1889. 
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1245  und  1260  aufgezeichnet.  Von  den  deutschen  Stadtrechten  entstand 
das  erste  1270  und  wurde  dann  noch  bis  1282  erweitert;  das  zweite  war 
eine  von  1300 — 1322  reichende  Statutensammlung;  das  dritte  deutsche 
Stadtrecht  wurde  1322  verfaßt  und  1441  einer  Revision  unterworfen;  seine 
Bestimmungen  sind  im  wesentlichen  bis  zum  Untergange  der  reichs- 
städtischen Freiheit  in  Geltung  geblieben®'.  Trotz  der  reichen  Ent- 
wickelung  seines  Stadtrechts  hat  Straßburg  auf  andere  Städte  keinen  un- 
mittelbaren Einfluß  gehabt.  Dasselbe  galt  von  Augsburg  und  Basel.  Das 
Augsburger  Stadtrecht  ging  auf  ein  Privileg  Heinrichs  IV.  von  1104, 
das  1156  von  Friedrich  I.  erneuert  war,  zurück®*.  Die  Stadtrechts- 
redaktion erfolgte  zwischen  1276  und  1281  durch  eine  vom  Rate  ein- 
gesetzte Kommission,  und  zwar  mit  ausdrücklicher  Genehmigung  Rudolfs  I. 
Das  Stadtrecht  ist  in  deutscher  Sprache  verfaßt  und  ausgezeichnet  durch 
seine  Reichhaltigkeit.  Vielfach  tritt  eine  enge  Verwandtschaft  mit  dem 
Schwabenspiegel  hervor,  die  vielleicht  auf  die  gemeinsame  Benutzung  einer 
älteren  Augsburger  Rechtsaufzeichnung  zurückzuführen  ist  (vgl.  S.  629). 
Im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  Stadtrecht  durch  zahlreiche,  an  den  verschie- 
densten Stellen  eingeschobene  Novellen  erweitert.  Unter  den  Baseler 
Stadtrechtsquellen  ^^  nimmt  das  deutsche  Bischofs-  und  Dienstmannenrecht 
das  nach  1250,  vielleicht  zwischen  1260  und  1262  auf  Anlaß  des  Koad- 
jutors  Heinrich  von  Neuenburg,  aufgezeichnet  wurde®®,  die  erste  Stelle 
ein.  Daran  schließt  sich  der  erste  Stadtfriede  Rudolfs  I.  von  1286,  der 
zweite  von  1342 — 65  (der  sog.  Einungsbrief)  und  die  umfangreiche  Ge- 
richtsordnung von  1457.  Dem  letzten  Viertel  des  15.  Jahrhunderts  ge- 
hört das  StAdtrecht  von  Luzern  an*^ 

Das  bedeutendste  Mutterrecht  am  Oberrhein  war  das  Sbidtrecht  von 
Freiburg  im  Breisgau*^  Die  Stadt  war  1120  von  den  Herzögen 
Berthold  III.  und  Konrad  von  Zähringen  gegründet.  Die  nur  in  einer 
Abschrift  von  1341  überlieferte  Stiidtrechtsurkunde  zeigt  bereits  eine  er- 
weiterte Fassung  von  55  Artikeln,  deren  ursprüngliche  Bestandteile  nur 
durch  Vergleich  mit  dem  Freiburger  Stadtrodel  und  den  Tochterrechten 


••'  Die  drei  ersten  Stadtrechte  herausgegeben  von  Wieoand,  Urk.-B.  d.  St.  Straß- 
bnrg  I.  (1879)  467—76,  477  ff.,  482  ff.,  die  drei  letzten  von  Schulte  und  Wolpbaii. 
ebd.  IV.  2.  (1888)  S.  3  ff.,  15  ff..  47—185.  Zahlreiche  Rechtsaufzeichnungen  und 
Weisttimer  über  Einzelheiten  ebd.  189  ff'. 

^  Ausg.  von  Chr.  Meter,  1872.  Über  die  Privilegien  von  1104  und  1156  vgl. 
Stumpf,  Kaiserurkunden,  Regest  2968,  8747. 

•*  R^chtsqnellen  von  Basel,  I.  1856. 

**  Ausg.  von  Wackernagel,  1852,  und  Rechtsqu.  1.  6  ff.,  wo  dasselbe  um  1270 
gesetzt  wird. 

*'  Ansg.  von  Segbsser,  1855.  Von  selbständigen  schweizerischen  Stadtrechten 
sind  noch  anzuführen  der  Schaff  haus  er  Richtebrief  von  1291  (her.  v.  J.  Meter. 
1857)  und  der  Züricher  Richtebrief  (14.  Jh.),  i.  d.  lielvet.  Bibliothek  II.  1735. 

®*  Vgl.  H.  Maurer.  Kritische  Untersuchung  der  ältesten  Verfassungsurkunden 
der  Stadt  Freiburg  i.  B.,  Zeitschr.  f.  d.  (iesch.  d.  Oberrheins  NF.  I.  170  ff.  Durch 
diese  ausgezeichnete  Untersuchung  sind  die  meisten  früheren  Arbeiten  über  das  Frei- 
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festgestellt  werden  können  *•.  Den  Kern  bildet  das  um  1140  (nicht  1120, 
wie  gewöhnlich  angenommen  wird)  erlassene  Privileg  des  Herzogs  Konrad 
(Art.  1 — 15  und  der  Schlußsatz),  djus  noch  in  der  2.  Hiilfte  des  12.  Jahr- 
hunderts um  die  Art.  16 — 49  vermehrt  wurde.  In  dii'ser  Gestalt  diente 
das  Stadtrecht  dem  sogenannten  Stadtrodel,  der  wahrscheinlich  unter 
Herzog  Berthold  V.  bei  der  Übertragung  des  Freiburger  Rechtes  auf  Bern 
(1187 — 90)  aufgezeichnet  wurde,  als  Gnmdlage ''",  dagegen  ergeben  sich 
die  von  dem  Rodel  noch  nicht  benutzten  Art.  50—55  als  jüngere  Zu- 
sätze. Ein  deutsches  Stadtrecht,  dessen  Grundlage  eine  1275  entsUmdenu 
Bearbeitung  des  Stadtrodels  bildete,  kam  1293  unter  Graf  Egon  von  Erei- 
burg  zustande  ^^  Die  letzte  Stadtrechtsredaktion  erfolgte  1368  unter 
den  Herzögen  Albrecht  und  Leopold  von  Osterreich '2. 

Auf  das  Ereiburger  Stadtrecht  gingen,  direkt  oder  indirekt,  die  meisttm 
oberrheinischen  und  schweizerischen  Stadtrechte  zurück  ^^.  Die  bedeu- 
tendsten Tochterrechte,  die  ihrerseits  wieder  Mutterrechte  für  ausgedehnte 
Gebiete  wurden,  waren  die  Stadtrechte  von  Bern"*,  Murten^^,  Erei- 
burg  imÜchtlande  (1249)'«  und  (Jolmar  (1278,  1293)^'.  Alle  diese 
Städte  entwickelten  eine  bedenkende  ül)erhofstellung.  In  Ereiburg  i.  Br. 
gingen  noch  nach  einer  Urkunde  von  1403  über  30  Städte  und  Dörfer, 

burger  Stadtrecht  antiquiert.  Über  das  Verhältnis  Freibur^rs  zu  Köln  vgl.  S.  645 
und  Huber.  Das  kölnische  liecht  in  den  zähringiHchen  IStädtcn,  IS81  (auch  i.  d. 
Zeitschr.  f.  «chweiz.  K.  XXll.).  Siehe  auch  Hkgbl,  Stiidteverfassung  Italiens  II.  107 
und  i.  d.  Kieler  Monatsschrift  1854,  S.  703  ff.     Waitz,  VG.  VII.  405  f. 

*•  Vgl.  die  kritische  .\uRgabe  bei  Maurer,  ji.  a.  O.  193  ff. 

'0  Abgedruckt  bei  Oaüpp,  Stadtr.  II.  28  ff. 

^*  Schreiber,  Urk.-B.  d.  St.  Preiburg  74  ff.,  123  ff.  Auszüge  bei  Genglbr,  Stadt- 
rechte 134  ff. 

"  Schreiber,  a.  a.  O.  539  ff. 

'*  Dabei  benutzten  manche  nur  das  Originalprivilcg  des  Herzogs  Konrad  (so 
Kenzingen,  Flumet  und  Dicssenhofen ,  vgl.  Maurer,  a.  a.  o.  177  ff.,  Lefort  i.  d. 
Memoires  de  la  societe  d'hist.  de  (ieneve  XIX..  (irnolkr,  Stadtr.  79  ff.),  andere  nur 
die  Erweiterungen  desselben  (so  Aarau  und  Hremgartcn,  vgl.  Hurer,  a.  a.  iK  32, 
Maurer,  a.  a.  O.  192)  oder  schlechthin  den  erweiterten  Stadtrechtsbrief  (so  (-olniar) 
oder  den  Stadtrodel  (so  Bern).  Eine  Reihe  freiburgischer  Tochterrcchte  bei  (iaupp, 
Stadtr.  II. 

^*  Fontes  rerum  Bernensium  II.  Nr.  3.  Zebrlbder,  Urk.  z.  (i.  d.  St.  Bern. 
I.  182  ff.  König,  Beiträge  z.  bern.  R(i.  (1860)  4  ff.  (Uupp,  II.  44  ff.  Das  Privileg 
von  1218  beruhte  in  dieser  Form  auf  Fälschung,  wurde  aber  1274  von  Rudolf  I. 
und  1365  von  Karl  IV.  bestätigt. 

'•^  Gaüpp,  n.  152  ff. 

^«  Ebd.  II.  82  ff.  Font.  rer.  Bern.  II.  Nr.  281.  Lehr,  la,  Handfeste  de  Fribourg 
dans  l'Uchtland,  1880. 

'^  Genolbb,  Codex  617  ff.  Neben  dem  erweiterten  Freiburger  Stadtrechtsbriefe 
hatte  das  Colmarer  Recht  auch  das  ganz  selbständige  Breisache r  Stadtrecht  von 
1275  (Gbngleb,  308  f.),  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  benutzt,  im  übrigen  war 
es  ebenso  wie  das  Stadtrecht  von  Freiburg  i.  Ochtl.  eine  selbständige  Arbeit.  Mit 
Köln  hatte  auch  Colmar  nichts  zu  thnn.  Auf  Colmar  beruhte  das  Stadtrecht  von 
Schlettstadt,  auf  diesem  das  von  Neuenburg  im  Breisgau,  beide  von  König 
Adolf  1292  verliehen.    Vgl.  A.  Schulte,  Zeitschr.  f.  d.  G.  d.  Oberrh.  NF.  I.  97  ff. 
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darunter  Waldshut,  Villingeu,  Tübingen,  Überlingen,  Offenburg,  zu 
Haupte.    Von  den  Entscheidungen  ist  bisjetzt  nichts  veröffentlicht. 

Für  die  oberbairischen  Städte  ließ  König  Ludwig  im  Jahre  1347  sein 
Landrechtsbuch  von  1346  (S.  634)  zu  einem  Stadtrechtsbuche  umarbeiten. 
Als  Münchener  Stadtrecht  hat  sich  dasselbe,  durch  verschiedene  Kats- 
statuten und  Privilegien  vermehrt,  bis  zur  Gegenwart  in  Geltung  er- 
halten^®. Außer  dem  bairischen  Landrecht  hat  das  von  Ruprecht  von 
Freising  (S.  630)  wahrscheinlich  1328  verfaßte  Freisinger  Stadtrech ti?- 
buch,  bei  dem  derselbe  außer  lokalen  Statuten  und  Gewohnheitsrecht-en 
besonders  den  Schwabenspiegel  benutzt  hatte,  als  Quelle  gedient  ^^  Von 
niederbairischen  Stadtrechten  sind  die  von  Landshut®®  und  Passau"^ 
hervorzuheben. 

Von  Tiroler  Stadtrechten  nennen  wir  das  von  Innsbruck  (1239)^^ 
Meran®',  Brixen  (1380),  Varn  und  Sterzingen  (1417)®*.  Das  einzige 
größere  Stadtrecht  der  Steiermark  war  das  von  Pettau  von  1376®*.  Die 
meisten  österreichischen  Stadtrechte  hatten  ihr  Mutterrecht  in  Wien®^, 
(loch  muß  es  dahingestellt  bleiben,  ob  die  beiden  wesentlich  überein- 
stimmenden Stadtrechtsprivilegien  Leopolds  VI.  für  Enns  (1212)  und 
Wien  (1221)  auf  eine  ältere  Wiener  Quelle  zurückzuführen  sind,  oder 
ob  Enns  das  ursprüngliche  Mutterrecht  für  Wien  abgegeben  hat®^.  Einen 
Freiheitsbrief  erhielt  Wien  1237  von  Kaiser  Friedrich  IL,  ein  erweitertes 
Stadtrechtsprivileg  1244  von  Herzog  Friedrich  IL  Beide  Privilegien,  der 
Freiheitsbrief  von  1237  und  das  Stadtrecht  von  1221/44,  wurden  durch 
die  beiden  Freiheitsbriefe  Kudolfs  I.  von  1278  in  erweiterter  Form  be- 
stätigt®®, sie  bildeten  sodann  die  Grundlage  für  die  deutschen  Stadtrechte 
Albrechts  L  (1296)  und  Albrechts  IL  (1340).    Lm  Jahre  1320  erhielt  die 


"  Aasg.  von  Aüer,  1840.  Vgl.  die  S.  634,  Anm.  20  angefahrte  ünterBUchung 
von  v.  D.  Pfobdtbn. 

'•  Ausg.  von  L.  V.  Maurer,  1839.    Vgl.  Stobbk,  1.  436. 

*®  Ober  das  liandshuter  Privileg  von  1279  (Quell,  z.  bair.  u.  deatsch.  Gesch. 
V.  314  fif.,  Gaupp,  L  147  ff.)  vgl.  Pranklih,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Rezeption  70  ff.  Aus- 
züge aus  den  Stadtbüchern  von  Landshut  und  Straubing  bei  Rosenthal,  Bei- 
träge z.  deatsch.  Stadtrechtsgeschichte,  I.  1888. 

'^  Das  Passauer  Stadtrecht  (1299)  und  das  auf  diesem  beruhende  von  St.  Polten 
(1338)  bei  Winter,  i.  d.  Bl.  d.  Ver.  f.  Landesk.  Niederösterreiohs,  NF.  XVII.  411  ff. 

"  Gaupp,  II.  258  ff.  "  Zeitschr.  f.  deutsch.  Altertum  VI.  413  ff. 

•*  Geschichtsfreund,  oder  Beitrage  zur  tirol.  Geschichte  (1867)  197—236,  237  bis 
291,  321—80. 

•*  BiflOHOFF,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  CXni.  2,  695  ff. 

**  Eine  vorzügliche  Ausgabe  der  Wiener  Stadtrechtsquellen ,  mit  aosf&hrlicher 
rechtsgeschichtlicher  Einleitung,  von  Tomaschbk,  Rechte  und  Freiheiton  der  Stadt 
Wien,  I.  1877. 

''  Beide  Stadtrechte  bei  Gaupp,  II.  206—251.  Benutzt  ist  bei  denselben  ein 
Rechtsbrief  Leopolds  V.  von  1192  für  die  Regensburger  Kaufleute  in  Wien.  Vgl. 
ToMAsoHEK,  a.  a.  O.  Nr.  1. 

"  Die  von  Lorekz  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  XLVI.  72  ff.  gegen  die  rudol- 
flnisohen  Freiheitsbriefe  erhobenen  Einwendungen  sind  von  Tomabohbk  widerlegt 
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Stadt  mit  der  vollen  Bestätigung  ihrer  Aiitx)nomie  die  Erlaubnis  zur  An- 
legung des  „Eisenbuches"  zwecks  der  Aufnahme  ihrer  autonomischen 
Satzungen.  Eine  vorwiegend  Privatrecht  und  Prozeß  berücksichtigende 
Privatarbeit,  die  sich  bald  des  größten  Ansehens  erfreute,  war  das  Wiener 
Stadtrechtsbuch,  eine  Arbeit  von  hervorragendem  Interesse,  wahr- 
scheinlich aus  der  2.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts*". 

Mit  dem  Rechte  von  Wien  war  auch  die  Stadt  Wiener-Neustadt 
bewidmet*^.  Die  Aufzeichnung  des  Stadtrechts,  welches  die  Form  eines 
Privilegs  eines  Herzogs  Leopold  trägt,  müßte,  da  sie  jedenfalls  nach 
1251,  also  nicht  mehr  unter  den  Babenbergem  stattgefunden  hat,  auf 
Herzog  Leopold  III.  (t  1386)  bezogen  werden,  was  aber  wegen  der  latei- 
nischen Sprache  seine  Bedenken  hat.  Es  ist  möglich,  daß  wir  es  mit 
einer  Privatarbeit  zu  thun  haben  und  die  Bezugnahme  auf  den  Herzog 
eine  Fälschung  ist.  Manches  spricht  für  die  Abfasssung  zwischen  1251 
und  1278,  doch  fehlt  es  auch  nicht  an  Gründen  für  eine  spätere  Ent- 
stehung (1.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts) "^  Ein  neues  Stadtrecht  erhielt 
die  Neustadt  1443  von  Konig  Friedrich  IIL**. 

Das  Wiener  Stadtrecht  hat  auch  den  böhmisch -mährischen  Stadt- 
rechten als  Quelle  gedient,  kam  aber  hier  nicht  zu  gleichmäßiger  Ent- 
wickelung,  da  die  deutsche  Bevölkerung  hier  außer  den  bairisch-öster- 
reichischen  auch  niedersächsische  und  flämische  Elemente  aufgenommen 
hatte,  so  daß  neben  dem  Wiener  Rechte  auch  das  Magdeburger  Recht®' 
und  ebenso  das  selbst  in  Österreich  bemerkbare  flämische  Recht  seinen 
Einfluß  äußerte®*.  Die  Stadt  Iglau®**  erhielt  ihr  erstes,  auf  Wien  ge- 
gründetes Stadtrecht  wahrscheinlich  1249  von  König  Wenzel  I.  und 
Premisl  Ottokar,  das  wohl  aber  nur  in  einem  vorläufig  bestätigten  Ent- 


••  Ansg.  von  Schuster  (1873),  der  die  Entsteh uügHzeit  aber  zn  froh  (1276—96) 
ansetzt.  Za  vergleichen  aach  Stark  und  Sandhaas  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  V^iener  Akad. 
XXXVI.  86  ff.  XLI.  368  ff.  Unter  den  Quellen  des  Stadtrechtsbuches  war  auch  der 
Schwabenspiegel.  Die  übliche  Bezeichnung  „Wiener  Weichbild"  oder  „Weichbild- 
buch"  ist  zu  vermeiden,  da  der  Ausdruck  „Weichbild"  (S.  591)  in  Söddeutschland 
unbekannt  war. 

•°  Ausg.*  von  Winter.  Arch.  f.  Österr.  Gesch.-Qu.  LX.  1880. 

•*  Vgl.  ToHASCHEK,  Über  eine  in  Osterreich  geschriebene  Summa  le^m,  Sitz.- 
Ber.  d.  Wien.  Akad.  CV.  2,  241  ff.  Derselbe  handelt  von  einem  kurzgefaßten  popu- 
lären Lehrbuche  der  Institutionen,  das  für  das  stadtische  Rechtsleben  bestimmt  ist, 
das  einheimische  Recht  gehörig  berücksichtigt  und  dabei  Benutzung  des  Wiener 
Stadtrechts  von  1244  und  besondere  Kenntnis  des  Rechts  von  Wiener-Neustadt  zeigt. 
Dasselbe  ist  Mitte  des  14.  Jh.  abgefaßt  und  wird  von  Tom aschbk  als  eine  der  Quellen 
des  Wiener-Neustadter  Stadtrechts  angesehen,  da  letzteres  auch  manche  rein  doktri- 
näre Sätze  aufgenommen  hat. 

"  Ausg.  V.  Winter,  Urkundl.  Beiträge  zur  RG.  (1877)  96  ff. 

•»  Vgl.  S.  638.    Gaupp,  n.  266  ff. 

•*  Vgl.  ToMASCHEK.  Deutsches  Recht  in  Osterreich  80  ff.;  Rechte  und  Freiheiten 
der  Stadt  Wien,  pg.  V.    Rössleb,  Rechtsdenknaäler  11.  pg.  VTIIsqq. 

96  Vgl.  ToMAscHEK,  Dcutsches  Recht  in  Österreich  im  18.  Jahrhundert,  1859; 
Der  Oberhof  Iglau  (13.— 16.  Jh.).  1868. 
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würfe  überliefert  ist.  Nachdem  dasselbe  von  späteren  Königen  wiederholt 
bestätigt  worden,  gelangte  Ende  des  13.  oder  Anfangs  des  14.  Jahr- 
hunderts ein  das  ältere  Recht  erweiterndes  autonomes  Stadtrecht,  eben- 
falls in  lateinischer  Sprache,  aber  zugleich  mit  (amtlicher?)  deutscher  Über- 
setzung zur  Aufzeichnung.  Dasselbe  gelangte  in  Mähren  und  Böhmen 
zu  größter  Verbreitung  und  wurde  die  Grundlage  der  Stadtrechte  von 
Prag,  Brunn  und  Schemnitz  in  Ungarn.  Zugleich  war  Iglau  für  zahl- 
reiche böhmische  und  mährische  Städte  der  Oberhof;  seine  höchst  wert- 
vollen Entscheidungen  sind  bis  zu  den  Hussitenkriegen  größtenteils  in 
lateinischer  oder  deutscher,  von  da  an  vorwiegend  in  tschechischer  Sprache 
abgefaßt.  Mutterrecht  von  Prag"*  war  außer  dem  Iglauer  auch  das  Nürn- 
berger Recht,  es  scheint  sogar,  als  sei  Prag  bis  1387  in  Nürnberg  zu 
Haupte  gegangen  •^  Das  sog.  Altprager  Statutarrecht  von  1269  ist  eine 
deutsche  Privatarbeit  aus  dem  Ende  des  13.  oder  Anfange  des  14.  Jahr- 
hunderts, namentlich  auf  Grund  des  Iglauer  und  Brünner  Rechts,  des 
Sachsenspiegels  und  älterer  einheimischer  Rechtssatzungen"®.  Das  Prager 
Rechtsbuch ^•,  ebenfalls  in  deutscher  Sprache,  ist  eine  Bearbeitung  dej> 
zweiten  Iglauer  Stadtrechts.  Auch  das  Statutarrecht^^  hat  neben  zahl- 
reichen lateinischen  und  deutschen  Ratssatzungen  aus  der  Zeit  von  1314 
bis  1418  verschiedene  Iglauer  Bestimmungen  aufgenommen.  Die  Stadt 
Brünn^^*  erhielt  1243  ein  lateinisches  Stadtrecht  (iura  originalia)  von 
König  Wenzel  I.  Das  deutsche  Stadtrecht  ist  zu  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts aufgezeichnet,  und  zwar  auf  Grund  des  älteren  Iglauer  Stadt- 
rechts, dessen  Bestimmungen  in  der  Form  eigener  autonomer  Ratssatzungen 
aufgenommen  sind,  ein  Verfahren,  das  wohl  auf  private  Entstehung  schließen 
läßt.  Um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  der  Stadtschreiber 
Johannes  sein  Schöffenbuch,  eine  systematische  Sammlung  von  Brünner 
Urteilen,  die  der  rechtskundige  Verfasser  mit  doktrinären  Einleitimgen 
und  vielfach  aus  dem  römischen  Rechte  entnommenen  Urteilsgründen 
ausstattete.  Manche  der  vorgetragenen  Rechtsfalle  sind  nicht  aus  dem 
Leben  genommen,  sondern  von  dem  Verfasser  nach  Anleitung  der  Digesten 
konstruiert.  Neben  Rechtsfällen  begegnen  hin  und  wieder  auch  Auszüge 
aus  den  städtischen  Privilegien  und  Statuten.  Die  Zuthaten  des  Johannes 
sind  überall  deutlich  erkennbar.  Sieht  man  von  diesen  ab,  so  ist  der 
Inhalt  rein  deutschrechtlich,  es  war  daher  ein  Irrthum,  wenn  ältere 
Forscher  annahmen,  daß  man  in  Brunn  schon  im  14.  Jahrhundert  das 
römische  Recht  berücksichtigt  habe.  Die  Sprache  ist  durchweg  lateinisch. 
Das  Schöifenbuch   zeigt,  daß   die  Briinner  Schöffen   ihrer  ausgedehnten 


"^  Vgl.  RössLER,  Kechtsdenkmäler  aas  Böhmen  und  Mähren  I.  (a.  u.  d.  T.  Da^ 
Altprager  Stadtrecht),  1845.    Tomaschek,  Deutsches  Recht  96  fF. 

"Vgl.  KöPL,  i.  d.  Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.-F.  VUI.  306  ff. 
•*  Ausg.  RössLEB,  Bedeutung  der  Oesch.  d.  R.  in  Österreich,  1S47,  pg.  IX  sqq. 
«•  RössLER,  Rechtsdenkmäler  I.  103  ff.  '"«  Ebd.  1  ff. 

<"^  RössLEB,  Rechtsdenkmäler  II.  (a.  u.  d.  T.  Die  Stadtrechte  von  Brunn)»  1852. 
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Oberhofsthätigkeit  in  jeder  Beziehung  gewachsen  waren;  ihre  Urteile  sind 
von  einer  Klarheit  und  juristischen  Schärfe,  die  sie  stellenweise  als  würdige 
Seitenstücke  zu  den  Entscheidungen  der  römischen  Juristen  erscheinen  läßt. 

§  57.  Die  Lehn-  und  Dienstrechte^  Zu  den  ältesten  Rechts- 
luellen  des  deutschen  Mittelalters  gehören  die  Dienstrechte,  d.  h.  die  Auf- 
zeichnungen des  Rechtes  der  Ministerialen.  Da  dieser  Stand  erst  im 
Laufe  des  11.  Jahrhunderts  emporgekommen  war,  so  bedurfte  es  dringend 
einer  Fixierung  seiner  rechtlichen  Stellung.  Das  Hofrecht  des  Bischofs 
Burchard  von  Worms  aus  dem  Anfange  des  11.  Jahrhunderts ^  behandelt 
die  Ministerialen  noch  nicht  als  einen  eigenen  Stand.  Sie  gehören  noch 
schlechthin  zu  der  „familia  S.  Petri**,  deren  Rechtsverhältnisse  in  dem 
Hofrecht  im  Anschlüsse  an  das  Herkommen  umfassend  geregelt  werden. 
Unter  den  eigentlichen  Dienstrechten,  obwohl  sie  an  den  verschiedenen 
Höfen  gesondert  festgestellt  wurden,  herrschte  bei  aller  Verschiedenheit 
im  einzelnen-^  doch  vielfache  Übereinstimmung,  die  sich  teils  aus  der 
Benutzung  fremder  Dienstrechte  bei  der  ersten  Aufzeichnung,  teils  aus 
dem  Umstände  erklärt,  daß  die  Dienstmannschaft  geistlicher  Fürsten  nicht 
selten  seitens  des  Königs  mit  dem  Rechte  eines  anderen  Fürstenhofes 
bewidmet  wurde*.  Das  älteste  eigentliche  Dienstrecht  war  das  von  Bam- 
berg aus  dem  11.  Jahrhunderte  Dem  St.  Maximiner  Dienstrecht  von 
1135  ging  ein  Hof-  und  Dienstrecht  von  1056  vorauf^.  Das  Kölner 
Dienstrecht^  in  seiner  ältesten  Gestalt  rührt  wohl  aus  den  Jahren  1154  —  76 
her,  die  deutsche  Bearbeitung  desselben  aus  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts; eine  Ergänzung  bietet  die  lateinische  Aufzeichnung  über  den 
Kölner  Hofdienst  aus  der  1.  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts.  Das  Bischofs- 
und Dienstmannenrecht  von  Basel  haben  wir  bereits  bei  den  Stadtrechten 
erwähnte 

Das  Lchnrecht  bildete  in  den  Ree-htsbüchern  und  einzelnen  Land- 
rechten (z.  B.  bairisches  Landrecht  von  1346,  Tit  16)  den  Gegenstand 
gesonderter  Darstellung  und  wurde  zum  Teil  auch  durch  Spezialgesetze 
geregelt.     Namentlich   geschah   dies    in    den    est-   und   livländischen 


1  Vgl.  Stobbe.  I.  577  ff.     Waitz,  VG.  V.  269  ff. 

*  Ausgabe  und  Kommentar  von  Gkngler  ((irratulationsfichr.  d.  Erlang.  Jurisfcen- 
fakultät  für  Mittermaibr,  1859).    Vgl.  Arnold,  GeBcli.  d.  deutsch.  Freistädte  I.  62  ff. 

3  Vgl.  8sp.  m.  42,  §  2.  *  Vgl.  Böhmer.  Acta  iraperii  Nr.  62. 

*  V.  Fürth,  Ministerialen  509. 

•  Beide  in  Beyers  Urk.-B.  d.  mittelrh.  Territorien  I.  401,  538  und  danach 
Grimm,  Weistümer  IV.  738—43,  wo  die  Echtheit  mit  Unrecht  angezweifelt  ist. 

»      ^  Frbnsdorff,  Das  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln,  1883  (Mitteilungen  aus 
dem  Stadtarchiv  von  Köln,  11.). 

•  Weitere  Dienstreohte  bei  Fürth,  Ministerialen  523—39.  Siehe  auch  die  An- 
führungen bei  Kraut,  Grundriß  §  9  und  Frensdorff,  a.  a.  O.  23.  Ein  Dienstrecht 
von  Ilzstadt  (1256)  Mon.  Boica  XXVIII.  2,  510  und  XXIX.  2,  224,  sowie  bei  Grimm, 
Weistümer  VI.  112.  Kin  Blankenheimer  Dienstrecht  des  15.  Jh.  Annal.  d.  bist'.  V. 
f.  d.  Niederrh.  IX.  122  ff.    Über  die  sog.  Constitutio  de  expeditione  Romana  vgl.  S.  619. 
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Lehn-  oder  Ritterrechten  des  14.  und  15.  Jahrhunderts*.  Von  der 
^ößten  Bedeutung  wurde  aber  für  ganz  Deutschland  das  in  dem  letzten 
Dritt«!  des  12.  Jahrhunderts  zu  Bologna  entstandene  lombardische  Lehn- 
rechtsbuch, die  Libri  Feudorum  (so  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert, 
vorher  „Usus  feudorum",  „Consuetudines  feudales")  ^^  Die  Libri  Feudorum 
sind  eine  allmählich  entstandene  private  Kompilation  verschiedenartiger 
italienischer  Lehnrechtsquellen,  unter  denen  die  von  den  deutschen  Königen 
für  Italien  erlassenen  Lehnsgesetze  eine  hervorragende  Stellung  einnehmen. 
Der  längere  Zeit  schwankende  Bestand  au  Text  und  Glossen  kam  erst 
durch  die  glossa  ordinaria  des  Accursius  zu  einem  festen  Abschluß  in 
zwei  Büchern  zu  28  und  58  Titeln.  Was  dem  glossierten  Texte  nicht 
angehörte,  wurde  seitdem  zu  den  Extravaganten  gerechnet^*.  Seit  Hugo- 
linus de  Presbytero  (t  1233)  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  die  Libri 
feudorum  als  einen  Anhang  des  Corpus  iuris  civilis,  und  zwar  als  decima 
collatio  novellarum,  zu  behandeln;  so  hat  das  Lehnrechtsbuch  alle  ferneren 
Schicksale  des  Corpus  iuris  geteilt  und  ist  mit  diesem  gemeinsam  später 
in  Deutschland  rezipiert  worden. 

Die  Libri  Feudomm  bestehen  aus  drei  ursprünglich  selbständigen 
Kompilationen.  Die  erste  ist  wahrscheinlich  zu  Mailand  zusammengestellt 
worden.  Sie  umfaßt- eine  zwischen  1096  und  1136  außerhalb  Mailands 
entstandene  Lehnrechtsarbeit  eines  unbekannten  Verfassers  (I.  F.  1 — 8), 
die  allmählich  durch  Zusätze  yerschiedener  Herkunft  (I.  F.  9—28)  er- 
weitert worden  war,  und  zwei  Aufsätze  des  Mailänder  Konsuls  Obertus  ab 
Orto  (n.  F.  1—5,  7  §  1—22  und  IL  F.  23—24),  der  neben  seinem 
Landsmanne  und  mehrfachen  Amtsgenossen  Gerardus  Niger  zu  den  be- 
deutendsten Feudisten  Italiens  zählte.  Diese  Aufsätze,  zwei  Briefe  des 
Obertus  an  seinen  Sohn  Anselmns,  enthalten  eine  vollständige  Darstellung 
des  Lehnrechts,  namentlich  in  seiner  Mailänder  Gestaltung.  Sie  gehören 
zu  den  glänzendsten  Leistungen  der  juristischen  Litteratur  uud  zeigen 
den  Verfasser  ebenso  vertraut  mit  dem  lombardischen  wie  dem  römischen 
Rechte.  Abgefaßt  sind  dieselben  zwischen  1137  und  1158".  Durch 
spätere  Einschiebung  fremder  Bestandteile  (11.  F.  6,  7  pr.)  wurde  der  Zu- 


•  Nähere  Angaben  bei  Stobbb,  I.  578  f. 

"  Vgl.  Stobbe,  I.  599  ff.  Pebtilb,  Storia  de!  diritto  italiano  II.  632  ff.  Las- 
PEYBBS,  Entstehung  und  älteste  Bearbeitung  der  L.  F.,  1830.  DrECK,  Literargeschichte 
des  langob.  Lehnrechts,  1828.  Akschütz,  i.  d.  Krit.  Oberschau  f.  RW.  III.  310  ff. 
Fiine  kritische  Ausgabe  der  L.  F.  ist  dringendes  Bedürfnis. 

^^  Eine  von  der  gewöhnlichen  Ordnung  abweichende  Einteilung  erhielten  die 
L.  F.  in  der  Ausgabe  des  Oüjacius  (1566),  der  den  Text  in  4  Bücher  zerlegte  und 
die  Extravaganten  als  IV.  F.  7R— 109  und  Buch  V.  hinzufugte.  Da  man  die  Extra- 
vaganten auch  heute  noch  nach  dieser  Ausgabe  zu  citieren  pflegt,  der  ordentliche 
Text  der  L.  F.  aber  mit  IT.  F.  58  schließt,  so  besteht  eine  scheinbare  Lücke  von  da 
bis  zu  IV.  F.  78. 

**  Eine  Bearbeitung  verschiedener  Teile  der  L.  F.,  namentlich  aber  der  beiden 
Briefe  des  Obertus,  in  dem  Liber  consuetudinum  von  Mailand  (v.  J.  1226)  c.  2t— SO 
(Historiae  patriae  monumenta  XVI.,  Leges  municipales  II.,  938—58). 
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sammenhang  des  ersten  Briefes  in  ungehöriger  Weise  unterbrochen.  Eine 
zweite  Kompilation  ungewisser  Herkunft  bilden  IL  F.  25—26;  ihre  An- 
reihung an  den  Brief  des  Obertus  erfolgte  wohl,  weil  der  25.  Titel  auf 
Obertus  und  Gerardus  Niger  Bezug  nimmt.  Die  dritte  Kompilation 
(11.  P.  27—51)  macht  den  Anfang  mit  dem  ersten  Reichslandfriedeu 
Friedrichs  I.  (S.  616),  an  den  sich  eine  zwischen  1154  und  1158  ent- 
standene Arbeit  anschließt,  deren  Inhalt  teils  dogmatische  Ausführungen, 
teils  KoUektaneen  von  Eechtsfallen  bilden  (IL  F.  28—49);  den  Schluß 
bilden  jüngere  Nachtrage  Mailänder  Ursprungs.  Auch  diese  Kompilation 
scheint  zu  Mailand  entstanden  zu  sein;  um  1160  war  sie  bereits  in 
Bologna  bekannt,  während  die  erste  Kompilation  dort  erst  gegen  1170 
nachweisbar  ist.  Der  Schluß  der  Libri  Feudorum  besteht  aus  Reichs- 
gesetzen Lothars  IIL,  Friedrichs  I.  und  Heinrichs  VI.  (II.  F.  52 — 57) 
und  dem  aus  ursprünglichen  Glossen  entstandenen  58.  Titel. 

§  58.  Die  ländlichen  Rechtsquellen^  Die  nordgermanische 
Sitte  regelmäßiger  Rechtsvorträge  in  der  Landesgemeinde  (S.  35,  211) 
scheint  den  Südgermanen  unbekannt  gewesen  zu  sein.  Das  königliche 
Hofgericht  wie  die  Land-  und  Stadtgerichte  erteilten  nur  Einzelweistümer 
auf  besondere  Anfragen;  nur  die  Polizeiordnungen  in  den  Städten  wurden 
regelmäßig  zu  bestimmten  Zeiten  vor  den  Rathäusern  öflFentlich  verlesen. 
Dagegen  war  es  im  Mittelalter  auf  dem  Lande  (in  Dorf-  und  gutsherr- 
lichen Hofgerichten,  Märkerdingen  und  anderen  genossenschaftlichen  Ver- 
sammlungen) allgemein  üblich,  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  durch  die 
Ältesten  oder  Schöffen  das  Recht  weisen  zu  lassen.  Diese  Vorträge  hießen 
fFeis&mer  oder  Öffnungen;  wo  sie  aufgeschrieben  waren,  kam  auch  die 
Bezeichnung  Hotel  oder  Eodel  (altfrz.  röle)  vor.  In  Süddeutschland  sprach 
man,  da  die  Weisungen  vornehmlich  in  den  echten  Dingen  der  Dorf- 
genossen erteilt  wurden,  von  Ehqftrechten^  EJiafltaidmgen  oder  Pantaidingeii, 
In  regelmäßiger  Übung  haben  sich  diese  Weisungen  bis  zum  16.  Jahr- 
hundert erhalten;  von  da  an  verschwinden  sie  mehr,  doch  fehlt  es  nicht 
an  Weistümem,  die  noch  im  18.  Jahrhundert,  ja  selbst  im  Anfange  des 


*  Vgl.  Stobbk.  I.  585  ff.  II.  269  ff.  Schbödeb,  bei  Gbimm,  Weistümer  VII.  387 
bis  392.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  IL  624  ff.  Eine  allgemeine  Sammlung: 
J.  Gbimm,  Weistümer,  7  Bände,  1840—78  (V.  und  VI.  und  der  Registerband  VII. 
her.  V.  Schbödsb).  Habdt,  Luxemburger  Weistümer,  1870.  Hablbss,  Niederrhein. 
Weistümer,  i.  d.  Arch.  f.  Gesch.  d.  Niederrheins  VI.  VII.  1868—70.  Bubckhabdt, 
Die  Hofrodel  von  Dinghöfen  Baselischer  Gotteshäuser,  1860.  Rochholz,  Aargauer 
Weistümer,  1876  (andere  sind  von  Wblti  in  der  Argovia  IV.  veröffentlicht  und  da- 
nach bei  Gbimm  abgedruckt).  Hanaubb,  Les  constitutions  des  campagnes  de  TAlsace, 
1864  (andere  von  demselben  gesammelte  elsässische  Weistümer  bei  Gbimm,  V.). 
Zahlreiche  Weistümer  in  der  Zeitschrift  f.  schweizer.  Recht,  der  Zeitscbr.  f.  d.  Ge- 
schichte des  OberrheiuB  und  den  Zeitschriften  der  historischen  Vereine.  Eine  plan- 
mäßig geordnete  Sammlung  der  österreichischen  Weistümer  ist  von  der  Wiener 
Akademie  der  Wissenschaften,  eine  solche  der  rheinischen  Weistümer  von  der  Ge- 
sellschaft f.  rheinische  Geschichtskunde  unternommen.  Vgl.  Österreichiche  Weis- 
tümer, L— VII.  1870—86.    Verzeichnis  der  rheinischen  Weistümer,  1883. 
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19.  Jahrhunderts  zu  regelmäßigem  Vortrage  gelangten.  Dem  Inhalte  nach 
überwiegen  bei  weitem  die  Hofweistümer,  deren  Mittelpunkt  die  Darlegung 
des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  bildet.  Sehr  zahlreich  sind  so- 
dann die  Markenweistümer  der  Märkerdinge,  während  die  Weistümer  freier 
üorlgemeinden  sehr  in  den  Hintergrund  treten.  Speziellen  Inhalte  sind 
die  Send-,  Markt-,  Grenz-,  Zoll-,  Zeidler-,  Fähr-,  Mühlen-,  Fischereiweis- 
tiuner,  die  Weinbergsweistümer  („Bergrechte**)  u.  dgl.  m.  Hin  und  wieder 
hatte  der  Brauch  der  Weisungen  auch  in  Städten  Eingang  gefunden. 
Charakteristisch  ist  es,  daß  in  den  Kolonisationsgebieten  des  nordöstlichen 
Deutschlands  keine  Weistümer  vorkommen.  Die  Weistümer  entsprachen 
eben  uraltem  Herkonunen,  aber  nicht  den  von  Grund  aus  neuen  Ver- 
hältnissen, die  hier  zur  Ausbildung  gelangten. 

Die  Entstehung  der  Weistümer  muß  in  dem  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisse,  das  überall  als  der  eigentliche  Ausgangspunkt  erscheint 
gesucht  werden.  Es  war  das  luquisitionsrecht  des  Königs  und  der  geist- 
lichen Grundherren,  welches  die  ländliche  Bevölkerung  nötigte,  auf  dif 
ihr  vorgelegten  Fragen  Auskunft  zu  erteilen*,  und,  unterstützt  durch  da> 
eigene  Interesse  der  Bauern  wie  der  Vögte,  allmählich  überall  dahin  führte, 
diese  Auskünfte  zu  bestimmten  Zeiten  regelmäßig  zu  wiederholen.  Es 
war  natürlich,  daß  sich  dabei  bald  eine  typische  Form  für  diese  Weisungen 
bildete,  die  auch  beibehalten  wurde,  als  man  seit  dem  13.  und  14.  Jahr- 
hundert aniing,  die  Weistümer  niederzuschreiben  und  dann  nicht  mehr 
mündlich  vorzutragen,  sondern  öffentlich  zu  verlesen  und  dann  von  der 
Gemeinde  bestätigen  zu  lassen.  Der  typische  Charakter  zeigt  sich  na- 
mentlich in  zahlreichen  von  urwüchsigem  Humor  diktierten  Aussprüchen  ^ 
nicht  minder  in  Sätzen  von  hoher  Altertümlichkeit,  die  sich  oft  noch  in 
ganz  spät  aufgezeichneten  Weistümem  linden,  also  unverkennbar  auch 
dann  noch  wiederholt  wurden,  wenn  ihr  wahrer  Sinn  den  MiÜebenden 
bereits  unverständlich  geworden  war. 

Ihrem  ganzen  Wesen  nach  waren  die  Weistümer  nichts  anderes  als 
Bezeugungen  des  hergebrachten  Rechtes  und  eingewurzelter  wirtschaft- 
licher Gewohnheiten.  Neuerungen  waren  daher  im  allgemeinen  ausge- 
schlossen, doch  vermochten  auch  die  Weistümer  sich  nicht  ganz  den  Ein- 
flüssen des  Zeitgeistes  zu  entziehen.  Nicht  selten  wußten  die  Herren  den 
Bauern  dennoch  unliebsame  Neuerungen  aufzuzwingen,  oder  diese  den 
Herren  Zugeständnisse,  die  bis  dahin  unbekannt  oder  bestritten  gewesen 
waren,  abzutrotzen.  Manche  Weistümer  tragen  infolgedessen  geradezu 
den  Charakter  von  Verträgen. 

Von  den  regelmäßigen  Weistümern  zu  unterscheiden  sind  nicht  nur 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  Nachbildung  der  städtischen  Polizeiord- 


*  Vgl.  liAMPRBCHT,  a.  a.  O.  659  f.  Derselbe  verweist  auf  ein  Diplom  Karls  d. 
Großen  für  Prüm  v.  775  (Mittel rheiii.  Urk.-ß.  I.  Nr.  29),  in  welchem  die  Klosterbauern 
angewiesen  werden,  der  Abtei  tarn  in  responsis  dundo  quamqiie  et  reliquam  /«?«• 
oc  coiuuetudinem  ebenso  zu  dienen,  tticut  ceteri  ßscalhii  habere  videntur. 

*  Vgl.  GiEKKE,  Der  Humor  im  deutschen  Kecht,  2.  Aufl.  1886. 
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nungen  aufkommenden  Dorf-,  Flur-,  Märkerordnungen  u.  dgl.,  sondern 
auch  die  zu  bestimmten  Zwecken  erteilten  Einzelweistümer  oder  Schied- 
sprüche, besonders  häutig  bei  der  Aufzeichnung  von  Urbarien,  femer  bei 
Streitigkeiten  der  Klöster  mit  den  Vögten  oder  bei  dem  Übergange  einer 
Hofgenossenschaft  an  eine  andere  Herrschaft.  Nicht  selten  wurden  dann 
solche  Einzelauskünfte  dauernd  in  das  Weistum  aufgenommen. 

§  59.  Die  Urkunden  und  Formeln  ^  Die  Unanfechtbarkeit  der 
Königsurkunden  blieb  das  ganze  Mittelalter  hindurch  bestehen.  Während 
in  der  Merovingerzeit  der  Schwerpunkt  ihrer  Beweiskraft  in  der  Namens- 
unterschrift des  Königs  beruhte  und  das  Siegel  nur  als  Erkennungszeichen 
diente,  gelangte  seit  der  Karolingerzeit  das  Siegel  nebst  dem  Rekogni- 
tionsvermerke  des  Kanzlers  zu  immer  groJierer  Bedeutung  und  wurde,  in- 
dem die  königliche  Unterschrift  zu  einem  bloßen  Monogramm  einschrumpfte 
und  seit  dem  12.  Jahrhundert  überhaupt  in  Wegfall  kam,  zum  eigent- 
lichen Beglaubigungsmittel.  Die  Quellen  sprechen  seitdem  regelmäßig 
von  „Brief  und  Siegel**.  Während  die  für  dauernde  Dispositionen  und 
den  Beweis  derselben  bestimmten  Diplome  (seit  der  staufischen  Zeit  ge- 
wöhnlich Privilegien  genannt)  stets  mit  dem  hängenden  Kanzleisiegel 
(die  Hofgerichtsurkunden  seit  1235  mit  einem  eigenen  Hofgerichtssiegel) 
versehen  waren,  erhielten  die  bloß  zu  vorübergehenden  Verwaltungsakten 
dienenden  und  daher  auch  nicht  zu  Beweismitteln  bestimmten  königlichen 
„Mandate"  kein  Siegel;  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  wurde  es  üblich, 
die  Mandate  entweder  mit  einem  Siegel  zu  verschließen  (litterae  clausae) 
oder  ihnen  ohne  Verschluß  ein  Siegel  beizudrucken  (litterae  apertae  s. 
patentes,  Patente). 

Ein  wichtiger  Unterschied  zwischen  der  Königsurkunde  und  der 
Privaturkunde,  die  Zeugenlosigkeit  der  ersteren  und  die  Zeugenbedürftigkeit 
der  letzteren,  trat  seit  Heinrich  IV.  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund, 
indem  es  üblich  wurde,  die  Intervenienten,  auf  deren  Fürbitte  die  einzelne 
Königsurkunde  ausgestellt  wurde,  nicht  mehr  wie  früher  an  der  Spitze 
des  Textes,  sondern  als  Zeugen  am  Schlüsse  der  Urkunden  aufzuführen  2. 
Anfangs  wurden  dieselben  ganz  wie  bei  Privaturkunden  als  reine  Hand- 
lungszeugen angesehen,  erst  allmählich  brach  sich  die  Auffassung  Bahn, 
daß  die  in  dem  Königsbriefe  bezeugte  Thatsache  keines  weiteren  Beweises 

^  Vgl.  S.  244  ff.  BftESSLAU,  Handbuch  der  Urkundenlehre  für  Deutschland  und 
Italien,  I.  1889.  (licider  konnte  dies  ausgezeichnete  Werk,  das  für  die  verschie- 
densten Teile  der  deutschen  Rechtsgeschichte  von  hoher  Bedeutung  ist,  erst  an  dieser 
Stelle  von  dem  Verfasser  benutzt  werden.)  Ficksb,  Beitrage  zur  Urkundenlehre, 
2  Bde.,  1877—78.  v.  Buchwald,  Bischofs-  und  Pürstenurkunden  des  12.  und  13.  Jh., 
1882.  laMDNEB,  Das  Urkunden wesen  Karls  IV.  und  seiner  Nachfolger,  1882.  Posse, 
Die  Lehre  von  den  Privaturkunden,  1887.  Schulte,  i.  d.  Urk.-B.  der  Stadt  Straß- 
burg 111.(1884),  Einleitung.  Baumann,  i.  d.  Quellen  d.  Schweiz.  Gesch.  III.  1,  174  ff. 
Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  II.  193  ff.  Vgl.  auch  Amiba,  Nordgermani- 
sches Obligationenrecht  I.  298  ff. 

«  Vgl.  BBB88LAU,  a.  a,  O.  798,  809  ff. 
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bedürfe,  von  den  Zeugen  also  nicht  der  Inhalt,  sondern  nur  entweder  der 
Beurkundungsbefehl  oder  die  Besiegelung,  also  die  Echtheit  der  Urkunde, 
zu  bestätigen  sei. 

Die  Privaturkunde  war  bei  den  Sachsen,  Friesen  und  im  wesentlichen 
auch  bei  den  Thüringeru  bis  zum  12.  Jahrhundert  noch  ohne  rechtliche 
Bedeutung,  auch  das  bairische  Urkunden wesen  war  seit  Ludwig. dem 
Deutschen  in  Verfall  geraten,  und  nicht  anders  war  es  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert, nach  dem  Verschwinden  des  Gerichtsschreiberamtes,  in  Franken 
und  Schwaben.  Die  theoretische  Beschäftigung  mit  dem  Urkundenwesen 
hörte  auf,  die  carta  wurde  immer  formloser  und  wich  mehr  und  mehr 
der  notitia,  die  selbst  schließlich  zu  einem  unbeglaubigten,  jeder  Beweis- 
kraft entbehrenden  „Akt^^  wurde,  der  einzig  das  Gedächtnis  an  einen  be- 
stimmten Vorgang  und  die  dabei  zugezogenen  Zeugen  aufrecht  in  erhalten 
bestimmt  war. 

Die  Neubelebung  des  Urkundenwesens  ging  von  dem  Teilzettel  (carta 
partita  s.  excisa  s.  indentata,  Zerter,  Spalt-,  Span-,  Kerbzettel)  und  der 
Besiegelung  aus.  Bei  den  Angelsachsen  war  es  schon  im  9.  Jahrhundert 
üblich,  die  Urkunden  zweimal  hinter  einander,  nur  durch  das  Chirographum 
getrennt,  auf  dasselbe  Blatt  zu  schreiben  und  dann  mittels  eines  Quer- 
schnittes durch  das  Chirographum  zu  teilen,  so  daß  die  beiden  aneinander 
gelegten  Stücke  (chirographa),  von  denen  jede  Partei  eins  erhielt,  die 
Echtheit  des  Ganzen  erwiesen.  In  Deutschland  fand  diese  Sitte  des  Chiro- 
graphierens,  verbessert  durch  Einführung  des  gezackten  oder  wellenförmigen 
Schnittes,  seit  Ende  des  10.  Jahrhunderts  (zuerst  in  Lothringen)  ebenfalls 
Eingang  und  seit  dem  12.  Jahrhundert  weiteste  Verbreitung'.  Dem 
Nachteil,  daß  der  Gegner  seinen  Zettel  beseitigen  und  damit  auch  die 
Beweiskraft  des  andern  Zettels  aufheben  konnte,  suchte  man  zuweilen 
durch  Hinterlegung  des  zweiten  Zettels  an  einer  öffentlichen  Aufbewah- 
rungsstelle, oder  dadurch,  daß  jeder  seinen  Zettel  von  dem  Gegner  be- 
siegeln ließ,  vorzubeugen.  Im  allgemeinen  aber  erkannte  man  bald  in 
Brief  und  Siegel  ein  so  viel  zuverlässigeres  Beweismittel,  daß  die  Teil- 
zettel fast  ganz  außer  Übung  kamen  und  sich  nur  bei  Geschäften  des 
gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehrs  erhielten*. 

Der  Gebrauch  der  Siegel  ist  römischer  Herkunft,  aber  während  die 
Römer  nur  den  Siegel  Verschluß,  zum  Schutze  der  Urkunden  gegen  Ver- 
lalschung,  kannten,  verwendeten  die  Germanen  die  Siegel  im  Sinne  ihrer 
Hausmarke  (S.  11)  und  des  altnordischen  jartein  als  Erkennungszeichen 


^  Vgl.  Bbbsslaü,  a.  a.  O.  502  ff.  Lorrsoh  u.  Scabödbb,  Urkunden  I*.  Nr.  27S. 
293.  Waren  mehr  als  zwei  Kontrahenten,  so  wurde  die  Zahl  der  Teilzettel  ent- 
sprechend vermehrt.    Vgl.  ebd.  Nr.  287. 

*  Am  längsten  bei  der  Cbartepartie  des  Seefrachtgeschäfts,  die  noch  heute  den 
Namen  trägt.  Bei  der  Ablohnung  der  ländlichen  Arbeiter  in  Norddeutschland  dienen 
noch  heute  vielfach  Kerbhölzer  als  Quittungsbücher.  Bei  Chekbüchem  und  Lotterie 
loosen  wird  der  wellenförmige  Ausschnitt  allgemein  angewandt. 
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für  die  persönliche  oder  amtliche  Stellung  des  Ausstellers*.  Indem  sich 
die  Besiegelung  der  Königsurkunden  allmählich  zu  einem  Beglaubigungs- 
akte für  die  Echtheit  derselben  ausbildete,  wirkte  dies  unwillkürlich  auf 
die  Priraturkunden  zurück.  Die  höhere  Geistlichkeit  verwendete  ihre 
Siegel  schon  seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in  diesem  Sinne,  seit  dem 
10.  Jahrhundert  folgten  die  weltlichen  Fürsten  ihrem  Beispiele,  bis  im 
13.  Jahrhundert  die  Besiegelung  der  Urkunden  zu  einem  allgemeinen 
Brauche  wurde.  Ein  Privileg  der  Siegelmäßigkeit  gab  es  nicht,  vielmehr 
war  jeder,  der  ein  eigenes  Siegel  hatte,  berechtigt,  sich  desselben  in  eigenen 
Sachen  zu  bedienen®.  Ein  Vorrecht  entwickelte  sich  nur  insofern,  als 
gewisse  Personen  das  Recht  erlangten,  auch  fremde  Urkunden  mit  ihrem 
Siegel  zu  beglaubigen^.  Zuerst  war  dies  bei  den  Bischöfen  der  Fall,  seit 
dem  13.  Jahrhundert  auch  bei  weltlichen  Fürsten  und  Herren,  namentlich 
aber  bei  den  Stadtbehörden  und  den  höheren  weltlichen  und  geistlichen 
Gerichten.  Schon  der  Deutschenspiegel  bestimmte:  Ist  da^  ein  laiinsigeb 
niht  enkatf  so  sol  man  im  der  stat  insigel  geben  j  ob  svf  hat^  oder  sines 
rihters  insigel  oder  eines  gotes  haxises;  swelhes  er  haty  so  ist  er  sicher''^. 
Ausführlicher  der  Schwabenspiegel,  nach  welchem  Papst,  König,  geistliche 
und  weltliche  Fürsten  sowie  Kapitel  und  Konvente  für  sich  wie  für  andere 
siegeln  konnten,  freie  Herren  nur  für  sich  und  ihre  Leute,  Städte  nur  in 
städtischen  Angelegenheiten  (wozu  aber  auch  die  Privatangelegenheiten 
der  Bürger  gerechnet  wurden),  Richter  nur  im  Bereiche  ihrer  gericht- 
lichen Zuständigkeit,  alle  anderen  Personen  nur  in  eigenen  Angelegen- 
heiten®. In  manchen  Gegenden  erlangten  namentlich  die  bischöflichen 
Offizialate  und  selbst  die  Dekane  da«  Recht,  fremde  Urkunden  mit  ihrem 
Siegel  zu  beglaubigen  •.  Zeugen  wurden  in  den  Urkunden  noch  regel- 
mäßig benannt,  aber  ihre  Vernehmung  im  Prozesse  erfolgte  nicht  mehr, 
den  Beweis  lieferten  Brief  und  Siegel  allein,  es  bildete  sich  der  Satz: 
„Briefe  sind  besser,  denn  Zeugen**  ^^  Gegen  die  Wahrheit  des  Inhaltes 
einer  als  echt  anerkannten  oder  erwiesenen  Urkunde  wurde  keine  Einrede 
mehr  gestattet.    Die  eidliche  Ableugnung  des  eigenen  Siegels  wurde  von 


^  Über  die  Besiegelung  der  Urkunden  vgl.  Bbbsslau,  a.  a.  0.  510  ff.  Posse, 
a.  a.  O.  126  ff. 

^  Die  Frage,  inwiefern  gewisse  Personen  die  Ausschließlichkeit  ihres  Siegels 
beanspruchen  konnten,  bedarf  noch  genauerer  Untersuchung.  Daß  alle,  die  ein 
eigenes  Wappen  oder  eine  eigene  Hausmarke  führten,  gegen  die  unbefugte  Führung 
derselben  seitens  Dritter  Einspruch  erheben  konnten,  ist  selbst yerständlich.  Aber  es 
war  auch  möglich,  sein  Siegel  unter  der  Verpflichtung,  es  selbst  nicht  mehr  zu 
fuhren,  auf  andere  zu  übertragen.    Vgl.  Posse,  131. 

'  Der  Unterschied  des  kanonischen  Rechts  zwischen  authentischen  (glaubhaften) 
und  nicht  authentischen  Siegeln  war  in  Deutschland  unbekannt. 

»•  Dsp.  36.    Vgl.  Schwsp.  Laßb.  36  a.  *  Schwsp.  Laßb.  159. 

'  Während  namentlich  in  Straßburg  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  des  bischöf- 
lichen Offlzialates  zu  hoher  Bedeutung  gelangte,  entwickelte  sich  in  Friesland  und 
Ditmarschen  eine  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Kirchspielspfarreien. 
"  Vgl.  Bbbsslau,  a.  a.  O.  545  ff. 
ß.  BcsKdou,  Dantaehe  Beehu^rwchlohte.  42 
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der  jüngeren  Rechtsentwickelung  nicht  mehr  zugelassen,  wenn  der  Gegner 
die  Echtheit  desselben  durch  Siegelvergleichung  zu  erweisen  vermochte. 
Wer  sein  Siegel  als  solches  anerkannte,  aber  leugnete,  dasselbe  an  die 
Urkunde  gehangt  zu  haben,  hatte  nach  sächsischem  Rechte  seine  Ableugnung 
selbdritt  zu  beschwören.  War  die  Besiegelung  durch  einen  dazu  befugten 
Dritten  erfolgt,  so  genügte  die  Anerkennung  der  Echtheit  durch  den 
Siegler,  eine  Ableugnung  des  Ausstellers  kam  in  diesem  Falle  nicht  in  Frage. 

In  Italien  hatte,  vom  römischen  und  kanonischen  Rechte  begünstigt, 
das  Amt  der  öffentlichen  Notare  sich  nicht  nur  erhalten,  sondern  war 
durch  die  Anerkennung  des  öffentlichen  Glaubens  der  Notariatsurkunden 
sogar  zu  erheblich  größerer  Bedeutung  gelangt.  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
verbreitete  sich  dasselbe  auch  nach  Deutschland,  doch  beschränkte  sich 
der  öffentliche  Glaube  der  unbesiegelten  Xotariatsurkunden  zunächst  auf 
den  Verkehr  mit  den  geistlichen  Behörden.  Im  weltlichen  Verkehr  wurden 
dieselben  zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  häuiSg  angewendet,  Beweiskraft 
erlangten  sie  aber  erst  durch  die  Notariatsordnung  von  1512^^. 

Den  Kopialbüchern,  in  welchen  die  geistlichen  Grundherren  seit  dem 
9.  Jahrhundert  Abschriften  der  für  sie  ausgestellten  Urkunden  sammelten, 
standen  die  Registerbücher  gegenüber,  in  welchen  die  Aussteller  die  von 
ihnen  ausgegangenen  Urkunden  verzeichnen  ließen.  Derartige  R^ster- 
bücher  wurden  anfangs  nur  in  der  päpstlichen,  seit  Friedrich  11.  auch 
in  der  sizilianischen  Kanzlei  geführt;  erst  seit  Ludwig  dem  Baiem  kamen 
sie  auch  bei  der  Reichskanzlei  und  den  größeren  Fürstenhöfen  in  Ge- 
brauch". Zu  besonderer  Bedeutung  gelangten  im  Laufe  der  Zeit  die 
Traditionsbücher  der  großen  Grundherrschaften,  die  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert mehr  und  mehr  an  die  Stelle  der  Kopialbücher  traten,  im  späteren 
Mittelalter  aber  wieder  von  diesen  verdrängt  wurden  ^^.  Die  Traditions- 
bücher enthielten  keine  Abschriften,  sondern  gleichzeitige,  protokollartige 
Originalaufzeichnungen  über  die  verschiedenen  Immobiliarerwerbsge^chäfte 
des  Grundherrn.  Neben  den  Traditionsbüchem  wurden  bei  den  meisten 
Grundherrschaften  ürbarien  oder  Salbücher  geführt,  die  anfangs  vor- 
wiegend den  Charakter  grundherrlicher  Heberollen  hatten  und  auf  Grund 
der  von  den  Hintersassen  erteilten  allgemeinen  oder  speziellen  Weistümer 
angefertigt,  im  späteren  Mittelalter  aber  mit  den  Traditions-  oder  Kopial- 
büchern in  Verbindung  gesetzt  und  zum  Teil  zu  vollständigen  grund- 
herrlichen Katastern  erweitert  wurden". 

Nach  dem  Vorbilde  der  Traditionsbücher  sind  die  seit  dem  2.  Viertel 
des  12.  Jahrhunderts  aufkommenden,  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Nord- 
deutschland allgemein  verbreiteten,  in  Süddeutschland  weniger  zahlreichen 


11  Vgl.  ebd.  491  ff.,  500.    übstbrlby.  Das  deutsche  Notariat  I.  1842. 

1«  Vgl.  Bbesslau,  a.  a.  O.  91  ff. 

1'  Vgl.  ebd.  85  ff.  Rbdlioh,  Über  bairische  Traditionsbücher  and  Traditionen, 
i.  d.  Mitteil.  d.  Inst.  f.  österr.  Gesch.-Porsch.  V.  (1884)  1—82. 

"Vgl.  S.  247.  Lampbecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  II.  59—128,  657 ff. 
III.  842  ff.,  500  ff. 
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Stadtbücher  (auch  Schreins-,  Schöffen-,  Erbe-,  Grund-,  Insatz-,  Währ- 
schafts-, Schuldbücher)  entstandene*^.  Dieselben  kommen  zuerst  in  Köln, 
dann  noch  im  12.  Jahrhundert  auch  in  Andernach  und  Metz  vor  und 
scheinen  sich  erst  von  Köln  aus  nach  anderen  Städten  verbreitet  zu  haben. 
Ursprünglich  begnügte  man  sich  mit  einzelnen  Zetteln  (Schreinskarten, 
rotuli),  die  aneinander  geheftet  wurden,  seit  dem  13.  Jahrhundert  er- 
folgten die  Eintragungen  protokollartig  (nur  ausnahmsweise  in  dispositiver 
Form,  zuweilen  unter  Beiheftung  der  von  den  Parteien  mitgebrachten 
Urkunden)  direkt  in  das  Buch.  Wo  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  den 
Händen  der  Geistlichkeit  lag,  wie  u.  a.  in  Straß  bürg,  kam  es  zu  keinen 
Stadtbüchem.  Im  Gegensatze  zu  den  Traditionsbüchern  beschränkten  die 
Stadtbücher  sich  nicht  auf  Immobiliargeschäfte ,  sondern  verzeichneten 
alle  vor  dem  Buche  verlautbarten  Rechtsgeschäfte,  wenn  auch  nicht  selten 
nach  Maßgabe  des  Inhaltes  verschiedene  Bücher  angelegt  wurden.  Mit 
der  Führung  des  Stadtbuches  war  entweder  das  Stadtgericht  als  solches 
oder  ein  Ausschuß  des  Schöffenkollegiums  betraut;  nicht  selten  gab  es 
für  die  einzelnen  Stadtteile  oder  Bjrchspiele  besondere  Buchämter,  denen 
eigene  Schöffen  oder  Amtleute  vorstanden.  Die  buchführende  Behörde 
hatte  alle  vor  ihr  verlautbarten  Geschäfte  einzutragen  und  wurde  durch 
ein  Urkundsgeld  verpflichtet,  erforderlichenfalls  Zeugnis  darüber  abzu- 
legen. Bezog  sich  dies  Zeugnis  ursprünglich  auf  die  Handlung  selbst,  so 
daß  die  Eintragung  nur  die  Bedeutung  eines  zur  Unterstützung  des  Ge- 
dächtnisses bestimmten  „Aktes"  hatte,  so  handelte  es  sich  seit  dem 
13.  Jahrhundert  nur  noch  um  die  Bezeugung  der  Eintragung,  bis  man 
endlich  dahin  kam,  von  dem  persönlichen  Zeugnisse  überhaupt  abzu- 
sehen und  der  Eintragung  an  sich,  obwohl  sie  ohne  Siegel  erfolgte,  volle 
Beweiskraft  einzuräumen.    Ob  man  schon  im  Mittelalter  stellenweise  dahin 


*»  Vgl.  S.  637.  Bbbsslaü,  a.  a.  0.  551 IF.  Planck,  a.  a.  0.  199  ff.  Stobbe, 
Privatrecht  I.  §  67.  Ebaut-Fbensdobff,  Grundriß  §  12.  Loebsch  u.  Schbödeb, 
Urkunden  I^  259.  Döbing,  Beiträge  z.  ältest.  Gesoh.  d.  BiBtums  Metz  86  ff.  Aus- 
gaben: Andernach  (Höniobb.  i.  d.  Annal.  d.  hist.  Yer.  f.  d.  Niederrh.  XLII.); 
Basel  (Hbuslbb,  Zeitschr.  f.  RG.  Vr.n48ff.);  Berlin  (Clauswitz,  1883;  Fidicin, 
Hist-dipl.  Beitr.  z.  Gesch.  von  Berlin,  I.  1887;  vgl.  Sbllo,  i.  d.  Mark.  Forsch.  XYI. 
XVIL);  Breslau  (Stobbe,  i.  d.  Zeitschr.  f.  Gesch.  Schlesiens  VI.— X.,  Tgl.  ebd.  IV. 
Iff.,  179  ff.);  Garz  auf  Rügen  (Rosen,  1.  d.  Quell,  z.  pomm.  Gesch.  I.  1885); 
Gelnhausen  (Eüleb,  Zur  RG.  der  Reichsstadt  G.»  Neujahrsbl.  d.  Frankf.  Gesch.- 
Ver.  1874);  Halle  (Hbbtel,  2  Bde.,  1882—87);  Hamburg  (Rbimabüs,  Zeitschr.  d. 
Hamb.  Gesch.-Ver.  I.  329  ff.  Koppmakn,  Das  hamb.  Schuldbuch,  1875);  Kiel  (Lücht, 
1842;  Hasse,  1875);  Köln  (Hönigeb,  Kölner  Schreinsurkunden  I.  1884—88;  Hökigeb 
u.  Stbbk,  Das  Judenschreinsbuch  der  Laurenzpfarre,  i.  d.  Quell,  z.  Gesch.  d.  Juden- 
tums I.  1888);  Lübeck  (Bbehmeb,  Zeitschr.  f.  lüb.  Gesch.  IV.  222 ff.;  Pauli,  Ab- 
handl.  a.  d.  lüb.  Recht,  4  Bde.,  1837—65;  Lübeckische  Zustände,  3  Bde.,  1847— 78); 
Olmütz  (Bibohoff,  1877);  Quedlinburg  (Janiokb,  Urk.-B.  d.  St.  Quedlinburg 
II.  229 ff.);  Riga  (Hildebband,  Schuldbuch,  1872;  Napibbsky,  Erbebücher,  1888; 
Libri  reddituum,  1881);  Stralsund  (Fabbioiüs,  1872).  Weitere  Anführungen  bei 
Bbesslau,  a.  a.  0.  551  N.  3,  Homeyeb,  Stadtbücher  des  Mittelalters  17  ff.,  und  Randa, 
i.  d.  Zeitschr.  f.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  VI.  105  ff. 

42* 
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gelangte,  die  Eintragung  als  Perfektionsakt  aufzufassen,  oder  ob  sie  nur 
Beweismittel  blieb,  hat  sich  noch  nicht  feststellen  lassen. 

Dem  Beispiele  der  Stadtgerichte  sind  die  Landgerichte  im  Mittelalter 
im  allgemeinen  nicht  gefolgt,  nur  in  den  Ländern  der  böhmischen  Krone 
wurden  schon  im  13.  Jahrhundert  Landtafeln  (tabidae^  tschechisch  djesky) 
gefuhrt,  die  sich  zwar  nur  auf  Immobiliargeschäfte  bezogen,  im  übrigen 
aber  den  Stadtbüchem  durchaus  entsprachen.  Diese  böhmische  Ein- 
richtung fand  im  14.  Jahrhundert  auch  in  Polen  Eingang  und  hat  sich 
im  Laufe  der  Zeit  über  ganz  Österreich  verbreitet". 

Neben  der  Einführung  der  Besiegelung  sowie  der  Stadtbücher  und 
Landtafeln  ist  für  das  Urkundenwesen,  namentlich  im  Gebiete  des  Han- 
delsverkehrs, die  Ausbildung  der  Order-  und  Inhaberpapiere  von  epoche- 
machender Bedeutung  gewesen  ^^.  Hervorgerufen  wurden  dieselben  teils 
durch  das  Bedürfnis  der  dem  germanischen  Rechte  unbekannten  pro- 
zessualischen Stellvertretung,  teils  durch  den  Wunsch,  die  Übertragung 
einer  Forderung  von  der  Mitwirkung  des  Schuldners  unabhängig  zu 
machen.  Die  fränkische  Zeit  kannte  die  Orderklausel  nur  für  das  Exe- 
kutionsstadium, die  sogenannte  Exekutionsklausel:  iän  caü  cui  dederit  hanc 
cartam  ad  exigendum^^.  Nachdem  dieselbe  in  Italien  zur  vollen  Order- 
klausel ausgebildet  war,  erschien  sie  in  deutschen  Urkunden  des  Mittel- 
alters in  der  Form:  „oder  wer  diesen  Brief  mit  seinem  Willen  innehat"; 
statt  des  später  von  Frankreich  aus  verbreiteten  Indossamentes  diente  eine 
besondere  Übertragungsurkunde,  der  „Willebrief" ^^  Die  Inhaberklausel 
ist  langobardischen  Ursprunges;  sie  begegnet  in  Italien  schon  im  9.  Jahr- 
hundert als  alternative  Inhaberklausel  (tibi  aut  cui  hoc  scriptfim  in  manu 
paruerü),  daneben  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  als  unmittelbare  In- 
haberklausel (ad  hominem  apud  quem  hoc  scriptum  in  manu  paruerä).  In 
Frankreich,  Deutschland  und  den  Niederlanden  waren  seit  dem  13.  und 
14.  Jahrhundert  beide  Formen  nebeneinander  verbreitet*^. 

§  60.  Die  Formelbücher ^.  Die  wissenschaftliche  Pflege  des  Ur- 
kundenwesens ruhte  in  Deutschland,  im  Gegensätze  zu  Italien,  bis  zum 

^^  Vgl.  Bakda,  Geschichtliche  Entwickelung  des  Instituts  der  Öffentlichen  Bücher 
in  Österreich,  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  n.  öfFentl.  Recht  VI.  81  ff.  (ehd.  82  N.  8  Quellen- 
und  Litteratnrangaben).  Czthlabz,  Zur  Geschichte  des  bücherlichen  Besitzes  im 
böhmisch-mfthrischen  Ijandrecht,  ebd.^  X.  263  ff. 

^'  Vgl.  §  61  N.  118.  Brunneb,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Wertpapiere,  Zeitschr.  f. 
Handelsrecht  XXII.  1—184,  505  ff.  XXIU.  225  ff.;  Das  französische  Inhaberpapier, 
1879;  in  Endemann's  Handbuch  des  Handelsrechts  II.  (1882)  186  ff.,  196  £.  Hbuslkb, 
Institutionen  I.  212  ff.  Garbis,  Zeitschr.  f.  HR.  XXI.  356  ff.  Stobbb,  ebd.  XI. 
397 ff.;   Privatrecht  III.  §  179  (daselbst  Anm.  1  weitere  Litteraturangaben). 

^^  Vgl.  LOEBSCH  U.  SCHBÖDBB,  B.  B.  O.  Nr.  17,  32. 

**  Mann,  Zeitechr.  f.  RG.  XX.  116  ff.  Vgl.  Loebsch  u.  Sohbödeb,  Nr.  197. 
224,  275. 

'0  Alternative  Inhaberklauseln  ebd.  Nr.  152,  159,  161,  294,  317.  Reine  Inhaber- 
klausel bei  Stobbb,  Zeitschr.  f.  HR.  XI.  427. 

^  Vgl.  Bbbsslau,  a.  a.  0.  633  ff.,  640  ff.    Stobbb,  R«chtsquellen  I.  446  ff.  IL 
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13.  Jahrhundert  vollständig.  In  der  1.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ver- 
faßte ein  Magdeburger  Geistlicher  eine  „Summa  prosarum  dictaminis"*, 
die  dem  Magister  Ludolf  von  Hildesheim  bei  seiner  um  1250  ent- 
standenen Summa  dictaminum^^  als  hauptsächlichste  Vorlage  diente'.  Es 
spricht  für  das  Ansehen  des  letztgedachten  Werkes,  daß  im  14.  Jahr- 
hundert ein  Kommentar  zu  demselben  (Notabilia  de  arte  dictandi)  verfaßt 
wurde*.  Die  bedeutendste  Leistung  der  deutschen  Notariatswissenschaft 
war  das  Baumgartenberger  Formelbuch  (Formularius  de  modo  pro- 
sandi),  von  einem  Mönche  des  Cisterzienserklosters  Baumgartenberg  bei 
Linz  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  mit  Benutzung  der  Reichskanzlei- 
formulare und  der  Summa  des  Ludolf,  verfaßt*.  Während  sämtliche  hier 
angeführte  Werke  die  theoretische  Lehre  mit  einer  Mustersammlung  von 
Formeln  und  Urkunden  verbinden,  hält  sich  die  Summa  de  arte  prosandi 
des  Züricher  Magisters  Konrad  von  Mure  (1275 — 76)  rein  theoretisch ^ 
Bloße  Mustersammlungen  sind  dieFormeln  derReichskanzlei,  darunter 
die  noch  einer  kritischen  Ausgabe  harrende  Sammlung  des  Petrus  a  Vinea 
(1.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts).  Aus  der  Kanzlei  Karls  IV.  stammen 
der  CoUectarius  perpetuarum  formarum  des  Johann  von  Gelnhausen^ 
und  die  „Summa  cancellariae"  des  Vizekanzlers  Johann  von  Neumarkt, 
Bischofs  von  Olmütz®.  Von  Kanzleiformeln  aus  der  Zeit  Rudolfs  I.  und 
Albrechts  I.  ist  die  „Summa  curiae  regis"  abgeleitet*.  Nach  dem 
Vorbilde  der  Reichskanzlei  legten  auch  die  fürstlichen  Kanzleien  Formel- 
bücher an^®.  Daß  auch  in  Land-  und  Stadtgerichten  sowie  in  bischöf- 
lichen Offizialaten  bei  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Formulare 
angewendet  wurden,  läßt  sich  wenigstens  durch  einzelne  Beispiele  erweisen". 


167  ff.  RocKiNOBfi,  Über  Formelbücher  vom  13.  bis  16.  Jh.,  1855.  Bäbwald,  Zur 
Charakteristik  und  Kritik  mittelalterlicher  Formelbücher,  1858.  Oesteklsy,  Weg- 
weiser durch  die  Litteratur  der  Urkundensammlongen  I.  7  ff. 

'  Heransg.  v.  Rockinqbb,  Quellen  u.  Erörterungen  z.  bayr.  Gesch.  IX.  203  ff. 

»  Ebd.  IX.  349  ff.  *  Ebd.  IX.  969  ff. 

*  Her.  V.  BiawALD,  i.  d.  Font.  rer.  Austr.  2.  Abt.  XXV.  1866.  Vgl.  Rockinqbb, 
a.  a.  0.  IX.  715  ff. 

«  Vgl.  RocBiiTOBB,  a.  a.  0.  IX.  405  ff. 

'  Her.  V.  HoFFMAKN,  Sammlung  ungedruckter  Nachrichten  II.  1—292. 

^  Bisjetzt  nur  bruchstücksweise  herausgegeben. 

•  Her.  V.  Stobbb,  i.  d.  Arch.  f.  österx.  Gesch.  XIV.  807  ff. 

^^  Siehe  die  Anführungen  bei  Bbesslau,  a.  a.  0.  645  N.  2.  PalaCkt,  Über 
Formelbücher,  1842-47  (Abb.  d.  k.  böhm.  Gesellsch.  d.  Wiss.  5.  Folge  II.  V.). 

»*  Vgl.  BiscHOPF,  Steiermark.  Landrecht  176  ff.  Sohültb,  Ürk.-B.  d.  Stadt  Straß- 
burg III.  pg.  XII,  XXXII-XXXIV. 
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Viertes  Kapitel. 
Privatrecht,  Strafrecht  und  Gerichtsverfahren. 

§  61.  Das  Privatrecht^  Für  den  Beginn  der  persönlichen  Hand- 
lungsfähigkeit haben  sich  die  ursprünglichen  Alterstennine  zum  Teil 
während  des  ganzen  Mittelalters  erhalten,  daneben  aber  machte  sich 
vielfach  eme  Hinausschiebung  des  Mündigkeitstermins  geltend;  verbreitet 
war  namentlich  der  Termin  von  18  Jahren,  den  die  Goldene  Bulle  von 
1356  (Vn.  §  4)  auch  für  die  Kurfürsten  festsetzte  ^  und  der  von  21  Jahren. 
den  das  westfränkische  Recht  (S.  253,  N.  16)  einführte.  Eigentümlich 
war  der  Standpunkt  des  sächsischen  Rechts,  das  die  sonst  gleichbedeu- 
tenden Ausdrücke  „binnen  seinen  Jahren"  und  „binnen  seinen  Tagen" 
auf  zwei  verschiedene  Altersstufen  (unter  12  und  unter  21  Jahren)  bezog. 
Bevormundete,  die  „zu  ihren  Jahren  gekommen",  aber  noch  „binnen 
ihren  Tagen"  waren,  pflegten  noch  freiwillig  unter  Vormundschaft  zu 
bleiben,  bis  sie  auch  „zu  ihren  Tagen  kamen",  d.  h.  das  21.  Lebensjahr 
vollendet  hatten».  Den  nichtsächsischen  Rechten  war  diese  Abstufung 
unbekannt,  obwohl  sie  eine  freiwillige  Verlängerung  der  Vormundschaft, 
wo  ein  Bedürfnis  dafür  vorlag,  ebenfalls  zuließen*. 

Die  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts 
trat  immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  meisten  mittelalterlichen 
Rechte  hatten  die  Geschlechtsvormundschaft  entweder  ganz  aufgehoben 
oder  auf  eine  bloße  Beistandschaft  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  zurück- 
geführt; das  Festhalten  an  der  strengen  Geschlechtevormundschaft  bildete 
die  Ausnahme,  nur  die  eheherrliche  Vormundschaft  blieb  bestehen*. 

Von  dem  Einflüsse  der  Standesverhältnisse  auf  die  Rechtsfähigkeit 
ist  schon  an  anderer  Stelle  (§  42)  die  Rede  gewesen. 

'  ^gl-  §  11  und  §  35  und  die  an  der  Spitze  derselben  angeführte  Litteratnr. 
Kbaüt,  Grundriß  des  deutsch.  Privatrechts,  6.  Aufl.  her.  v.  Fbbnbdorfp,  1886. 
LOERSOH  u.  Schröder,  Urkunden  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Privatrechts  I.  2,  Aufl.  1881. 
Fookema-Andrrae,  Bijdragen  tot  de  nederlandsche  rechtsgeschiedenis,  2  Bände,  1888 
bis  1889.  J.  Teltino,  Schets  van  het  oud-fnesohe  privaatregt,  2  Bände,  'sGravenhage 
1867— 82  (zuerst  in  der  Themis.  Jahrg.  1868— 69,  1871—74,  1876—80,1882).  v.Gosek, 
Das  Privatrecht  nach  dem  kleinen  Kaiserrecht,  1866  (vgl.  die  Anzeige  von  K.  Maureb, 
i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  IX.  101  ff.).  Weiske,  Grundsätze  des  teutschen  Privatrechfe» 
nach  dem  Sachsenspiegel,  1826.  Platner,  Über  die  histor.  Entwicklung  des  deutseh. 
Rechts,  vorzugsw.  d.  Privatrechts,  1852—54.  Göschen,  Goslar.  Statuten,  128—290. 
H.  Schulze,  Erb-  u.  Familienrecht  der  deutschen  Dynastien,  1871.  Franklin,  Di« 
freien  Herren  von  Zimmern  15—94.  Gegenüber  der  ausführlichen  Darstellung  des 
§  35  begnügen  wir  uns  hier  mit  der  Darlegung  der  Richtungen,  in  denen  das 
deutsche  Privatrecht  im  Mittelalter  eine  Fortbildung  erfahren  hat. 

*  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  I.  135  f.  Erst  die  Goldene  Bulle  gab  für  den 
hohen  Adel  den  Anstoß  zur  Einfuhrung  besonderer,  vom  Landrecht  abweichender 
Mündigkeitstermine.    Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  111. 

»  Ssp.  I.  42. 

*  Vgl.  Heusler,  Institutionen  ü.  489  ff.     Kraut,  Vormundsch.  IL  144  If. 

*  Vgl.  Heusler,  II.  511  ff.    Kraut,  a.  a.  0.  IL  266  ff. 
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Eine  Stellvertretung  in  Rechtsgeschäften  war  dem  Mittelalter  im  all- 
gemeinen ebenso  unbekannt  wie  der  vorigen  Periode®.  Ein  Auskunfts- 
mittel gewährten  die  Order-  und  Inhaberpapiere  (S.  660)  und  bei  Grund- 
stücksübertragungen die  Salmannen  oder  Treuhänder,  die  im  Lehnrecht 
als  Lehnsträger  wiederkehren^. 

In  betreff  der  juristischen  Personen  war  das  deutsche  Recht 
noch  zu  keiner  abschließenden  Entwickelung  gelangt.  Bei  milden  Stif- 
tungen wurde  bald  der  Heilige,  bald  der  Stiftsvorsteher  als  das  Rechts- 
subjekt aufgefaßt.  Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  der  Körperschaften, 
namentlich  der  Gemeinden,  die  in  Deutschland  ebenso  wie  bei  den  Römern 
den  Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  des  Körperschaftsrechtes  gebildet 
haben®.  Während  die  einen  hier  ganz  wie  im  römischen  Rechte  eine 
juristische  Person  finden  und  die  Rechte  der  Gemeindeglieder  am  Ge- 
meindevermögen als  iura  in  re  aliena  erklären,  geht  die  Genossenschafts- 
theorie von  der  Annahme  einer  „realen  Gesamtperson"  mit  körperschaft- 
lichem Gesamteigentume,  einer  auf  sozialrechtlichem  Gebiete  erwachsenen 
„Verbindung  von  Einheitsrecht  und  Vielheitsrecht",  aus.  Der  Personi- 
fikationstheorie ist  zuzugeben,  daß  die  mittelalterliche  Gemeinde  in  ihren 
Vermögensangelegenheiten  bereits  einen  Gesamtwillen,  dargestellt  durch 
die  Gemeindevertretung  oder  durch  Mehrheitsbeschluß  der  Gemeindever- 
sammlung, kennt  und  sich  insoweit  über  das  von  dem  individuellen  Rechte 
beherrschte  und  jeden  Mehrheitsbeschluß  ablehnende  reine  Gesamthänder- 
verhältnis  erhebt.  Aber  über  diese  Einheit  in  der  Verwaltung  ist  die 
Körperschaft  des  altdeutschen  Rechts  nicht  hinaus  gekommen,  die  Zu- 
ständigkeit des  Gemeindevermögens  beruhte  auf  dem  Gesamteigentume 
der  Gemeind^lieder®,  und  für  die  Schulden  der  Gesamtheit  haftete  ebenso 
jeder  Einzelne,  wie  umgekehrt  die  Gesamtheit  für  die  Einzelschulden. 

Hinsichtlich  des  Mobiliarsachenrechtes  behielt  es  während  des 
ganzen  Mittelalters  bei  dem  Grundsatze  „Hand  muß  Hand  wahren"  sein 
Bewenden*^.     Bewegliche  Sachen  unterlagen  der  dinglichen  Verfolgung 


«  Vgl.  Heuslbb,  L  208  ff. 

'  Vgl.  S.  268  f.,  829  f.,  891.  Albbeoht,  Gewere  281  ff.  Stobbb,  Über  die  Sal- 
mannen,  Zeitschr.  f.  RG.  VII.  405  ff.  Besblbb,  Erb  vertrage  I.  261  ff.  Heuslbb, 
I.  215fr.  Lammbb,  Das  Recht  der  treuen  Hand,  Würzb.  Inang.-Diss.  1875.  Hbu- 
MANN,  De   salmannis  (Opuscula,  1747,  pg.  289  ff.).    Lobbsch  u.  SchbOdeb,  S.  260. 

^  Vgl.  GiBBKB,  Genossenschaftsrecht  I.  II.  Stobbb,  Handbuch  I.  §  50.  Heüsleb, 
I.  §§  50—61.  Bbsblbb,  Volksrecht  u.  Juristenrecht  158  ff.  Sohm,  Die  deutsche  Ge- 
nosssenschaft,  i.  d.  Leipz.  Festgabe  für  Wikdbobeid,  1889  (vgl.  die  Kritik  von  Heüslbb, 
i.  d.  GGAnz.  1889,  S.  320  ff.).  Laband,  i.  d.  Zeitschr.  f.  HR.  XXX.  483  ff.  Böhlaü, 
Rechtssubjekt  und  Personenrolle  (Rostocker  Festschrift  ftü*  Hombteb,  1871)  24  f.,  60  ff.; 
Fiskus,  landesherrliches  und  Landes  vermögen  in  Mecklenburg,  1877.  Lobbsch  u. 
ScHBÖDBB,  S.  257  f.  Hauptyertreter  der  Genossenschaftstheone  ist  Gibbke,  der  Per- 
sonifikationstheorie Heüsleb  ;  wir  schließen  uns  der  vermittelnden  Auffassung 
Sohm's  an. 

'  Auch  bei  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  hatte  der  Mann 
schon  im  Mittelalter  nicht  selten  die  alleinige  Verfügung  über  das  Samtgut. 

»•  Vgl.  S.  260,  846  ff.    Ssp.  n.  60  §  1.    Außer  der  S.  847  N.  6   angeführten 
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gegen  Dritte  nnr,  wenn  sie  ohne  den  Willen  des  Eigentümers  ans  der 
Gewahrsam  desselben  gekommen  waren  ^\  und  selbst  in  diesem  Falle  hatte 
der  redliche  Besitzer,  falls  er  ein  Jnde  war,  dem  Tindikanten  die  Sache 
nur  gegen  Ersatz  dessen,  was  er  dafür  gegeben  oder  darauf  geliehen 
hatte,  herauszugeben^'.  Wie  dieser  aus  dem  semitischen  Recht  ent- 
sprungene Satz  schon  in  der  vorigen  Periode  einen  Einfluß  auf  das  allge- 
meine bürgerliche  Recht  ausgeübt  hatte  ^^  so  fehlte  es  auch  im  Mittel- 
alter nicht  an  Bestimmungen,  welche  ihn  auf  alle  auf  Märkten  Ton  einem 
unbekannten  Verkäufer  erworbenen  Waren  übertrugen ",  oder  das  gleiche 
Privileg  auch  anderen  Gewerbetreibenden  einräumten^*  oder  selbst  dem 
ganzen  Rechtssatze  gemeine  Geltung  beilegten ^•.  Waren,  die  über  See 
gekommen  waren,  brauchte  der  redliche  Erwerber  nach  dem  Rechte  der 
Seestädte  überhaupt  nicht  herauszugeben'^.  Was  dem  Eigentümer  in 
ehrlichem  Kriege  oder  ehrlicher  Fehde  abgenonunen  war,  unterlag  dem 
Beuterechte  ^K 

Der  Eigentumserwerb  an  solchen  Früchten,  zu  deren  Erzeugung 
es  einer  Bearbeitung  des  Bodens  bedurfte,  wurde  als  Lohn  der  Arbeit  auf- 
gefaßt: „W^er  säet,  der  mähet"  ^^    Dies  kam  auch  dem  redlichen  Besitzer 

Litteratnr  vgl.  besonders  Laband,  VermögeDsrechtliche  Klagen  nach  den  sächsischeo 
Rechtsqaellen  des  Mittelalters,  1869.  DelbbOck,  Die  dingliche  Klage  des  deutschen 
Rechts,  1857.  v.  Bab,  Beweisnrteil  152 ff.  Albbecht,  Gewere  86  ff.  Planck,  lie- 
richtsverfahren  I.  898  ff.  11.  417  ff.  Kbaüt.  GmndriB  §  82,  Nr.  84—36.  89  ff.  Lobbsch 
u.  ScHBÖDEB,  Nr.  240,  251,  321.  Fbuin,  De  anfang  en  de  slichte  klage  umme  Tarende 
have,  Amsterdam  1871.  Gildemeisteb,  Beitr.  z.  K.  d.  vaterl.  B.  II.  159  ff.  Aus- 
nahme hei  Sachen,  die  einem  Handwerker  zur  Aasbessemng  fibergeben  sind:  Kbact, 
a.  a.  O.  Nr.  50,  58,  54.    Ebenso  bei  Veräußerungen  des  Gesindes:  Ssp.  III.  6  §  1. 

^^  Vgl.  Ssp.  IL  36.  Ix4band,  a.  a.  O.  69—88.  I^bbsch  u.  Schbödbb.  Nr.  232, 
326  f.  Kbaut,  Grundriß  §  82,  Nr.  8—29,  86.  Albbeoht,  Gewere  81  ff.  Zöpfl,  RG. 
§  109  f.  Eine  bei  dem  Vertrauensmanne  entwendete  Sache  konnte  wie  in  der  vorigen 
Periode  nur  von  diesem  verfolgt  werden  (vgl.  S.  347  f.  Meißener  RB.  oder  RB.  n. 
Dist.  IV.  c.  42,  Dist.  6),  doch  gewährte  Schwsp.  Laßb.  230  dem  Eigentümer  die 
Klage  wenigstens  für  den  Fall,  daß  der  Vertrauensmann  bereits  verstorben  war. 

"  Vgl.  Ssp.  IIL  7  §  4.  St^dtb.  v.  Oppenheim  §  125  (Pbanck,  Gesch.  v.  Oppenh.). 
Riedel,  Cod.  dipl.  Brand.  1.  Abt.  XXIV.  32  (1341).  35  (1844).  Lobbsch  u.  Sohbödsb, 
Nr.  327.  Stobbb,  Juden  in  Deutschland  119  ff..  241  ff.;  Handb.  §  146,  N.  22.  v.  Mei- 
bom, Pfandrecht  311  ff.    Goldschxidt,  i.  d.  Zeitschr.  f.  HR.  VIII.  266  ff. 

»  Vgl.  S.  851  N.  29. 

1«  Vgl.  Stobbb,  Handb.  §  146  N.  20.    Hbusleb,  II.  215.    Labako,  a.  a.  O.  89. 

**  Vgl.  Kölner  Privileg  für  einen  Lombarden,  v.  J.  1328  (Enken,  Quellen  z. 
Gesch.  d.  Stadt  Köln  IV.  S.  129).  Für  die  von  Wirten  angenommenen  PfSnder  ihrer 
Gäste:  Münch.  Stadtr.  110. 

^^  So  namentlich  in  den  Niederlanden  (vgl.  WabmkÖniq,  Flandr.  BG.  II.  2,  Urk.-6. 
S.  89,  194,  224.  DB  Sloet,  üorkondenb.  Nr.  598)  und  der  Schweiz  (Luzerner  Stadtr. 
72).  Noch  über  das  Judenprivileg  hinaus  geht  der  Schutz  des  redlichen  Erwerben 
nach  Bamberg.    Stadtr.  76  f. 

"  Vgl.  Hamb.  Stadtr.  v.  1270  VIL  9.  Michelsbn,  Oberhof  Lübeck  146.  Labakd, 
a.  a.  O.  84,  89. 

^*  Vgl.  Albbboht,  Gewere  96.    Lobbsch  u.  Schbödbb,  Nr.  326.    Labamd,  76  f. 

*•  Vgl,  Ssp.  U.  58,  §  2.  III.  76  §  4.  Saarbrücker  Landr.  I.  10,  §§  5  f.  VUL  1. 
§  11.    Lobbsch  u.  Schbödbb,  Nr.  233,  818.    Stobbb,  Handbuch  §  152;   Beiträge  s- 
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ZU  statten,  während  der  unredliche  Besitzer  seine  Arbeit  verlor  *'^.  Über- 
fallendes Obst  gehörte  dem,  auf  dessen  Boden.es  fiel:-  „Wer  den  bösen 
Tropfen  genießt,  soll  auch  den  guten  genießen";  ebenso  hatte  der  Nachbar 
Anspruch  auf  die  sein  Grundstück  überragenden  Zweige,  falls  der  Eigen- 
tümer des  Baumes  sie  nicht  auf  sein  Verlangen  entfernte,  nach  manchen 
Rechtsquellen  auch  auf  das  an  denselben  hängende  Obst*^ 

Das  Pfandrecht  an  fahrender  Habe  bewegte  sich  zunächst  auf  dem- 
selben Boden  wie  in  der  vorigen  Periode*^.  Es  gab  nur  ein  Faustpfand- 
recht*^.  Die  Übergabe  des  Pfandes  (mhd.  wette,  phant,  mnd.  wedde, 
weddeschat,  pant)  an  den  Gläubiger  hatte  die  Bedeutung  einer  eventuellen 
Zahlung.  Löste  der  Schuldner  das  Pfand  nicht  aus,  so  verfiel  dasselbe 
dem  Gläubiger  an  Za'hlungsstatt;  eine  persönliche  Haftung  des  Schuldners 
bestand  nicht,  der  Gläubiger  konnte  ihn  also  wegen  etwaigen  Minder- 
wertes des  Pfandes  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Ging  das  Pfand  unter, 
so  verlor  der  Gläubiger  seine  Forderung;  wurde  es  beschädigt,  so  gereichte 
die  Wertsverminderung  ihm  zum  Nachteil.  Hatte  er  den  Untergang  oder 
die  Beschädigung  des  Pfandes  verschuldet,  so  haftete  er  dem  Eigentümer 
für  den  Ersatz  des  Betrages,  um  den  der  Wert  des  Pfandes  die  Schuld 
überstiegen  hatte.  Für  den  Zufall  hatte  er  ihm  nicht  einzustehen,  doch 
wurde  ein  solcher  nach  einigen  Rechten  nur  angenommen,  wemi  der 
Unfall  eigene  Sachen  des  Gläubigers  mitbetrofien  hatte  ^*,  nach  anderen 
kam  er  überhaupt  nur  bei  Viehsterben,  also  bei  essenden  Pfändern,  im 
Gegensatze  zu  den  leblosen  Schrein-  oder  Kistenpfandem,  in  Betracht*^. 
Der  Gläubiger  hatte  in  der  Regel  das  Recht  der  Pfandnutzung,  doch 
kamen  vielfache  Ausnahmen  vor*®.  War  die  Lösung  des  Pfandes  unter- 
blieben, so  verfiel  dasselbe  nach  Ablauf  der  Frist  dem  Gläubiger  zu 
Eigentum,  und  zwar  von  Rechts  wegen,  wenn  der  Verfall  ausdrücklich 


G.  d.  deutsch.  R.  59  ff.  Heusleb,  II.  195  f.  Derselbe  Satz  beherrschte  auch  das 
lorabardische  Lehnrecht  (II.  F.  28.  §  3). 

*^  Vgl.  Ghaf  u.  DiETHEBK,  Rechtssprichwörter  S.  75.    Zeitschr.  f.  RG.  V.  44. 

**  Vgl.  A.  B.  Schmidt,  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls  (Giebkb,  Unter- 
suchungen XXI.  1886).  ScHüSTEB,  Der  Überhang  und  Überfall  im  deutsch,  u.  Öster- 
reich. Recht,  i.  d.  AUg.  österr.  Gerichtszeitung  XXXUI.  (1882)  Nr.  77—86.  Gbaf  u. 
DlBTHBBB,  85. 

"  VgLS.  260.  V.  Meibom,  Pfandrecht  264  ff.,  327  ff.,  353 f.,  366  ff.,  410 ff.;  Jahr- 
buch d.  gem.  deutsch.  R.  IV.  445  ff.  Stobbe,  Handb.  §  154;  Juden  247;  Krit.  Viertelj.- 
Schr.  IX.  285  ff.;  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Vertragsrechts  (1855)  251  ff.  Hbüsleb,  IL 
201  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  II.  836 ff.  Albbecht,  Gewere  130 ff.  Föbsteb, 
Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  IX.  101  ff.  Büddb,  ebd.  411  ff.  Madai,  ebd.  VIII.  284  ff. 
Kbaut,  Grundriß  §  102. 

"  Vgl.  Bair.  Landr.  XVII.  3  (c.  223).    Meibom,  a.  a.  O.  317f. 

'*  Vgl.  die  Anführungen  bei  Stobbe,  Vertragsrecht  257. 

"  Vgl.  Ssp.  III.  5,  §§  4  f.     Schwsp.  Laßb.  258. 

*^  Vgl.  Anm.  30.  Die  Ausnahmen  (vgl.  Schwsp.  L.  258  b.  Meibom,  a.  a.  0. 
328)  sind  teils  auf  den  Einfluß  der  kirchlichen  Zinsverbote,  teils  auf  das  Vorbild  des 
Distraktionspfandes  zurückzuführen. 
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vereinbart  war,  anderenfalls  erst  durch  richterliche  Übereignung,  nachdem 
der  Gläubiger  das  Pfand  dreimal  durch  das  Gericht  hatte  aufbieten  lassen. 

Seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  mit  der 
Pfandbestellung  („Satzung")  ein  formelles  Schuldversprechen  zu  verbinden. 
Das  Pfand  nahm  dadurch  einen  accessorischen  Charakter  an,  es  wurde 
zum  Sicherheit«pfande.  Die  natürliche  Konsequenz  dieser  Entwickelung 
war  die  Umbildung  vom  Verfall-  ziun  Verkaufspfande.  Die  Verwertung 
des  Pfandes  erfolgte  durch  den  Gläubiger,  und  zwar,  wenn  nicht  aus- 
drücklich private  Verwertung  verabredet  war,  auf  gerichtliche  Ermächtigung 
nach  dreimaligem  Aufgebote*^.  Die  Verwertung  durch  Verkauf  durfte 
in  der  Regel  erst  geschehen,  wenn  sich  die  durch  anderweitige  Ver- 
pfändung als  unthunlich  erwies^®.  Den  Mehrerlös  hatte  der  Gläubiger 
dem  Schuldner  herauszugeben;  für  den  Mindererlös  haftete  ihm  der 
letztere  persönlich.  War  daher  das  Pfand  durch  Zufall  untergegangen 
oder  in  seinem  Werte  vermindert,  so  hatte  der  Schuldner  allein  den 
Schaden  zu  tragen  ^^  Ebendarum  wurde  von  selten  der  Kirche  darauf 
geachtet,  daß  der  Pfandgläubiger  sich  jeder  Pfandnutzung  enthalte;  die- 
selbe wurde  hier  als  wucherisch  angesehen,  während  man  das  ältere  Ver- 
fallpfand als  Verkauf  auf  Wiederkauf  auffaßte  und  darum  keinen  Anstoß 
an  der  Pfandnutzung  des  Gläubigers  nahm^^. 

Der  einzige  Fall  der  Verpfandung  einer  beweglichen  Sache  ohne  Be- 
sitzübertragung, den  schon  das  frühere  Mittelalter  anerkannte,  war  der 
Bodmereivertrag  bei  Seeschiffen  *^  Nach  der  Ausbildung  der  Stadtrechts- 
satzung bei  unbeweglichen  Sachen  gestattete  man  auch,  daß  der  Gläubiger 
ihm    verpfändete  Sachen,  namentlich  See-  und  Flußschiffe,  Warenlager 

"  Vgl.  Stobbe,  Handb.  II«.  691  f.    Meibom,  338  ff.    Hamb.  Stadtr.  v.  1270  I.  14. 

*'  Vgl.  KoBLEB,  Pfandrechtl.  Forschungen  6  ff.    IjOebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  236. 

"  Vgl.  Brem.  Stadtr.  v.  1303,  Ord.  8  (Ölbichs,  I.  68).  Magd.  Fragen  I.  6, 
Dist.  6  (LoEBSCH  u.  ScHBÖDBB,  Nr.  255).  Bair.  Landr.  XVII.  11  (c.  231).  Einen  Rest 
der  alteren  Auffassung  zeigt  noch  Hamb.  Stadtr.  von  1270  I.  14,  im  Gegensatze  zu 
dem  von  1292  C.  10. 

"*  Vgl.  Lübecker  Streitschrift  gegen  Herzog  Erich  von  Sachsen,  von  1418  (Ürk.-B. 
d.  Stadt  Lübeck  VI.  S.  78):  In  dudesscheme  nimpt  me  dat  wort  pant  tioierleie  vn}9i 
ene  wijs  so  het  dat  en  pand,  dat  en  vor  ghelt  eneme  anderen  settet,  in  der  mate: 
wan  de  jenne  sin  ghelt  wil  icedder  hehben,  dat  he  dat  esschen  moghe  unde  in  deme 
rechte  vorderen,  unde  eft  he  des  an  den  personen  nicht  vorderen  kone^  dat  he  dat  an 
deme  gude  soken  moghe;  unde  eft  dat  gud  vorghinghe,  dat  he  aüiJce  tool  sin  ghelt 
manen  mochte  van  den  personen;  oJc  dat  deme  personen  dat  gud  wedder  werde,  wan 
he  den  schuldener  betalt;  unde  we  suUces  pandes  nut  upboret,  de  doit  dat  mit  wokere, 
To  deme  anderen  male,  wat  gudes  ein  Jcoft  umme  ene  summen  gheldes,  unde  steit  die 
(d.  h.  Gedeih)  und  vorderf  des  gudes,  unde  let  dem  vorkopere  den  wedderkop  van 
gnaden  j  dat  het  ok  ein  pand  ghemenliken  in  der  leien  tungen,  wente  gelijker  wijs, 
alse  de  ghelt  horghet  uppe  gud,  dat  gud  mach  wedderlosen  van  rechte,  so  mach  desse 
dat  verkofte  gud  wedderkopen  van  gnaden  unde  losen,  darumme  ghebruket  man  ghe- 
meinliken  dat  wort  pand  to  sulkem  gude,  dat  ok  weddeschat  het.  unde  we  sulkes 
gudes  nut  upborety  dat  en  is  nen  woker, 

■*  Vgl.  meine  Ausführungen  in  Endemann's  Handb.  d.  HR.  IV.  1,  245  f.  Loebsch 
u.  ScHBÖDKB,  Nr.  273.    Pauli,  Lübeck.  Zustande  III.  94  ff.,  166,  169  ff. 
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uud  Hausrat,  gegen  einen  Mietzins,  den  der  Schuldner  übernahm,  in  der 
Gewahrsam  des  letzteren  beließ'*,  oder  daß  der  Schuldner  sich  verpflichtete, 
die  verpfändeten  Gegenstände  nicht  von  der  Stelle  zu  entfernen,  so  daß 
sie  gewissermaßen  zu  gewillkürten  unbeweglichen  Sachen  wurden'*.  Auch 
unter  Eintrag  in  die  Stadtbücher  wurden  derartige  Verpfandungen  voll- 
zogen'*. Die  im  späteren  Mittelalter  vorkommenden  Verpfandungen  eines 
ganzen  Vermögens,  die  freilich  nicht  selten  bloß  auf  juristischer  Phrase 
beruhen  mochten,  haben  erst  gegen  Ende  unserer  Periode,  offenbar  unt^r 
dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts,  Wirkung  gegen  Dritte  erlangt '^ 
Vorher  können  sie  nur  die  Bedeutung  einer  Pföndungsklausel,  durch 
welche  der  Gläubiger  zu  privater  Pfändung  ermächtigt  wurde,  gehabt 
haben.  Außer  dieser  dem  Mittelalter  sehr  geläufigen  Konventionalpfändung 
gab  es  ein  Privatpffindungsrecht  des  Zinsherm  gegen  den  Zinsmann  (zu- 
weilen auch  ein  solches  des  Rentengläubigers)  und  des  Grundbesitzers 
gegen  schädigende  Menschen  und  Tiere,  außerdem  ein  Pföndungsrecht  in 
Kotfallen,  wo  richterliche  Hilfe  entweder  unerreichbar  oder  (wie  bei  Spiel- 
schulden und  bei  Verpflichtungen  von  Ehefrauen,  die  der  Mann  nicht 
genehmigt  hatte)  gesetzlich  versagt  war**. 

Das  Recht  der  Gewere  bezog  sich  nur  auf  unbewegliche  Sachen 
und  solche  Gerechtigkeiten,  die  als  unkörperliche  unbewegliche  Sachen 
angesehen  wurden ''.    Bewegliche  Sachen  folgten  der  Gewere  des  Grund- 


"  Vgl.  hierüber  wie  über  das  Folgende  Pauli,  Abhandl.  a.  d.  lüb.  R.  IV.  188  ff.-, 
I.üb.  Zustande  III.  8  ff.  Stobbb,  Handbuch  II '.  686  ff.  v.  Meibom,  Pfandrecht  412  ff., 
442.  Schöne  Beispiele  für  die  Verpfändung  von  Schiffen  durch  Übernahme  eines 
Mietzinses  Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  VI.  Nr.  888.  VII.  Nr.  504,  521,  699,  701. 

"  Vgl.  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  XX,  841  (Loebsch  u.  Schbödeb,  1.  Aufl. 
Nr.  206).  Pauli,  Zustande  III.  115  f.  Loebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  288  (217).  Das 
Pfandrecht  war  nur  so  lange,  als  die  verpfändeten  Gegenstande  an  der  Stelle  blieben, 
wirksam;  wurden  sie  entfernt,  so  kam  es  in  Wegfall,  trat  aber  wieder  ins  Leben, 
wenn  sie  wieder  zurückgebracht  wurden.  Das  Verhältnis  war  demnach  ähnlich  wie 
bei  den  gesetzlichen  Zurückbehaltüngsrechten  des  Vermieters  u.  s.  w.  nach  heutigem 
Keehte. 

"  Vgl.  Loebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  216.  Fabbioiub,  Stralsund.  Stadtb.  271  f. 
Hamburg.  Stadtr.  v.  1270  I.  13.    Pauli,  Zustande  III.  116  ff. 

"  Vgl.  Loebsch  u.  Schbödeb,  Nr.  821  (280)  gegen  882  (292).  Siehe  noch  ebd. 
Nr.  160,  181,  199.    Fabbiciub,  a.  a.  O.  81  Nr.  121,  105  Nr.  548. 

»•  Vgl.  Meibom,  a.  a.  0.  190  ff.  Wilda,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  L  167  ff. 
Naosli,  Das  german.  Selbstpfandungsrecht,  1876.  Samüelsohn,  Wirkungen  der  Pri- 
vatpfandung,  1878.  Kbaut,  a.  a.  0.  §  107.  Stobbe,  Handb.  §  70.  Heusleb,  II. 
205  ffL  LöHiNO,  Vertragsbruch  231  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  II.  840  f.  Loebsch 
u.  Schbödeb,  Nr.  142,  191,  285,  251,  292,  809.  Privatpßndung  wegen  Rechtsver- 
weigerung: Höhlbaüm,  Hans.  Urk.-B.  I.  Nr.  23,  56.  Pfändung  durch  den  Pfantner 
beim  Spiel:  Schusteb,  Spiel  59.  Pfändung  von  Ehefrauen:  Schbödeb,  Gesch.  d.  ehel. 
Güterr.  II.  3,  278. 

"  Vgl.  8.  261.  Heusleb,  II.  20—46;  Gewere,  1872.  Laband,  Vermogensrechtl. 
Klagen  158 ff.;  Krit.  Viertelj.-Schr.  XV.  378  ff.  Stobbe,  bei  Ebsch  u.  Gbübbb,  Encykl. 
1.  Sekt.  LXV.  428—88;  Handbuch  IL  §§  72—74.  Albbecht.  Gewere,  1828.  Bbuns, 
Recht  des  Besitzes  (1848)  806  ff.  Hometeb,  Sachsenspiegel  II.  2,  402  ff.  Gaupp, 
Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  I.     Bbackenhöft,  ebd.  III.  V.     Delbbück,  ebd.  XIV.; 
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Stückes,  auf  dem  sie  sich  befanden;  nur  wenn  sie  unter  besonderer  Ge- 
wahrsam standen,  wurden  die  Grundsatze  von  der  G^were  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  auf  diese  Gewahrsam  übertragen*®.  „Gewere"  bedeutete 
Besitz;  die  Gewere  hatte,  wer  unmittelbar  die  Nutzungen  aus  der  Sache 
zog,  die  Sache  „in  Nutz  und  in  Geide"  hatte.  Die  mit  Rechtswirkongen 
ausgestattete  Gewere,  also  der  juristische  Besitz,  hieß  „rechte  Gewere" '•, 
im  Gegensatze  zu  der  „raublichen*^  Gewere,  die  erst,  nachdem  der  ent- 
werte Besitzer  sich  verschwiegen  hatte,  also  nach  unangefochtener  Fort- 
setzung durch  Jahr  und  Tag,  zur  recht-en  Gewere  (in  diesem  Sinne) 
wurde*®.  Besitz  ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  Titel  hieß  „habende", 
„gemeine"  oder  „bloße"  Gewere.  Gründete  sich  der  Besitz  auf  einen 
Rechtstitel,  gleichviel  ob  rechtsbestandig  oder  anfechtbar,  so  war  „eigen- 
liche"  Gewere,  Gewere  „zu  rechter  Vormundschaft",  Leibzuchts-,  Satzungs-. 
Lehns-  oder  Zinsgewere  vorhanden  *^ 

Die  Rechtswirkungen  der  Gewere  bestanden  in  der  ausschließlichen 
Befugnis  des  Besitzers,  die  Sache  gerichtlich  zu  vertreten,  und  in  dem 
Schutze  gegen  eigenmächtige  Besitzentziehung  und  Besitzstörung.  Da  die 
Vertretung  im  Landgericht,  abgesehen  von  dem  Falle  eines  Gesamt- 
rechtes, immer  nur  Einem  zustehen  konnte,  so  mußte  auch  die  Gewere 
eine  einheitliche  sein,  sie  konnte  nicht  gleichzeitig  verschiedenen  Personen 
auf  Grund  verschiedener  Rechtstitel  zustehen**.  Anders,  wenn  neben  der 
landgerichtlichen  Vertretung  eine  solche  in  einem  anderen  Gerichte  (z.  B 
Lehns-,  Dienst-  oder  Hofgericht),  die  einer  anderen  Person  oblag,  in  Frage 
kam,  so  daß  die  landrechtliche  Gewere  von  der  lehn-,  dienst-  oder  hof- 


Dingl.  Klage  36  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  L  509  ff.,  681  ff.  v.  Bab,  Beweis- 
urteil 168 ff.;  Zeitschr.  f.  KG.  X.  110 ff.  Sakdhaas,  Germanist.  Abh.  81  ff.  Gbbbrb, 
Ges.  Jurist  Abh.  372  ff.  (a.  d.  Zeitschr.  f.  Civilr.  u.  Proz,  NF.  XI.).  Stein,  Unter- 
suchungen des  deutsch.  Sachenrechts  1857.  ROckbbt,  Untersuchungen  Ober  das 
Sachenrecht  der  Eechtsbücher,  1860.  Agbicola,  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft 
96  ff.  KoBLEB,  Pfandrechtl.  Forschungen  178  ff.  Sohm,  Zur  Geschichte  der  Auf- 
lassung (Straßb.  Festgabe  f.  Thöl,  1879)  81  ff.,  107  ff.  Walteb,  §§  528—34.  Siegel, 
§  142.  Schulte,  §  146.  Zöp^l,  §§  104—108.  Bbunnbb,  bei  Holtzbndobfp,  248. 
GiBBKB,  Genossenschaftsrecht  IL  137.  Kbaut,  Grundriß  §§  67—69.  Lobbsch  o. 
ScHBöDBB,  S.  262  f.    Teltikg,  a.  a.  0.,  Themis  1872.    v.  Gosbn,  a.  a.  O.  46  ff. 

«*  Vgl.  Heüsleb,  II.  189  ff. 

••  Ober  einen  davon  verschiedenen  Begriff  der  rechten  Gewere  vgl.  Anm.  61. 

**  Binnen  Jahr  und  Tag  konnte  der  raubliche  Besitzer  von  dem  Entwerten 
jederzeit  wieder  entsetzt  werden.  Der  letztere  verlor  das  Dejektionsrecht  vor  Ablauf 
der  Frist  nur,  wenn  die  Sache  in  die  nicht  raubliche  Gewere  eines  Dritten  gelangte. 
Solange  das  Dejektionsrecht  des  fintwerten  bestand,  wurde  auch  seine  Gewere  als 
fortbestehend  angesehen.  Vgl.  Ssp.  II.  44,  §  1.  Schwsp.  L.  209.  Kl.  Kaiserr.  II. 
109  (mit  einer  Verschweigungsfrist  von  nur  6  Wochen  und  3  Tagen).  Hbuslbb, 
II.  37  f.  GosBN,  a.  a.  O.  46  ff.  Wabnkönig,  Franz.  RG.  IL  808  ff.  Bbünb,  a.  a.  (». 
360  ff.    Die  Sache  klingt  Code  de  proc.  civ.  23  noch  nach. 

**  Zinsgewere  hatte  auch  der  Pächter,  während  der  auf  den  bloßen  Gebrauch 
beschränkte  Mieter  überhaupt  keine  Gewere  hatte. 

**  Gegentiber  früheren  Irrtümern  Heusleb,  II.  25  ff. 
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rechtlichen  Gewere  unterschieden  werden  mußte**.  Der  Besitzschutz  be- 
stand, neben  gewissen  prozessualischen  Vorteilen,  in  der  Strafbarkeit  jeder 
eigenmächtigen  Besitzentziehung  oder  Besitzstörung.  Außerdem  konnte 
bei  Prozessen  über  das  Recht  an  der  Sache,  venu  die  Parteirollen  streitig 
waren,  ein  Zwischenverfahren  possessorischen  Charakters  Platz  greifen,  das 
sich  im  späteren  Mittelalter,  vielleicht  unter  dem  Einflüsse  des  kanonischen 
Rechts,  mehr  und  mehr  zu  einem  selbständigen  possessorischen  Rechts- 
mittel, unabhängig  von  dem  petitorischen  Verfahren,  ausgestaltet  hat**. 
Der  Übergang  der  eigenlichen  Gewere  des  Erblassers  auf  den  Erben 
vollzog  sich  von  Rechts  wegen  unmittelbar  durch  den  Erbfall,  indem  der 
Erbe,  auch  wenn  er  den  Besitz  thatsächlich  noch  nicht  angetreten  hatte, 
den  Besitz  des  Erblassers  einfach  fortsetzte  und  wegen  der  ihm  von  Dritten 
vorenthaltenen  Nachlaßgegenstände  die  possessorischen  Rechtsmittel  an- 
wenden konnte**;  sein  Besitz  hörte  auf,  sobald  er  sich  in  dieser  Beziehung 
verschwiegen  hatte.  Ebenfalls  von  Rechts  wegen  erwarb  der  Vormund 
die  Gewere  an  allen  in  dem  Besitze  des  Bevormundeten  befindlichen 
Sachen.  Bei  Veräußerungen  ging  die  Gewere  des  Veräußerers  durch  die 
Auflassung  auf  den  Erwerber  über,  indem  der  Auflassende  bis  zu  der 
körperlichen  Besitzeinweisung  als  bloßer  Stellvertreter  des  Erwerbers  an- 
gesehen wurde*®.  Nur  wenn  sich  der  Veräußerer  den  Nießbrauch  vor- 
behielt, oder  wenn  es  sich  um  einen  bloßen  Auftrag  zu  Lehn-  oder  Zins- 
recht handelte,  bedurfte  es  der  körperlichen  Besitzübertragung  und  Besitz- 
rückgabe, und    zwar  nach  strengem  Rechte   mit  einem  thatsächlichen 

^*  So  hatte  der  Lehnsmann  kraft  seiner  Lehnsgewere  auch  die  Vertretung  des 
Gutes  im  Ijandgericht;  handelte  es  sich  aber  um  die  lehnrechtliche  Vertretung  gegen- 
über dem  Oberlehnsherm,  so  lag  diese  dem  Unterlehnsherrn  ob,  der  Unterlehnsmann 
wurde  nur  als  der  Verwalter  des  letzteren  angesehen  (vgl.  Sachs.  Lehnr.  7  §  3,  Auct. 
Vet.  I.  26).  So  lange  aber  die  Ministerialen  noch  keinen  Zutritt  zu  den  Jjandgerichten 
hatten  (S.  428,  428  f.)»  mußten  sie  in  der  landrechtlichen  Gewere  durch  ihren  Herrn 
vertreten  werden  (vgl.  Loersch  u.  Schröder,  Nr.  107),  sie  selbst  hatten  nur  eine 
dienstrechtliche  Gewere.  Ebenso  hatte  der  hörige  Z'insmann  nur  die  hofrechtliche 
Gewere  seines  Zinsgutes,  die  landrechtliche  stand  dem  Zinsherm  zu,  während  neben 
der  Zinsgewere  des  freien  Zinsmannes  für  eine  Gewere  des  Zinsherrn  kein  Platz 
mehr  war  (es  sei  denn,  daß  dieser  das  Zinsgut  selbst  zu  Lehn  empfangen  und  daher 
seine  Lehnsgewere  im  Lehnsgericht  zu  vertreten  hatte).  Eine  positive  Ausnahme 
bestand,  wie  es  scheint,  seit  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bei  solchen  Verga- 
bungen von  Todes  wegen,  bei  denen  sich  der  Vergabende  gegen  einen  dem  Bedachten 
zu  leistenden  Anerkennungszins  den  Genuß  auf  Lebenszeit  vorbehalten  hatte.  ^Hier 
stand  die  Gewere  nicht  dem  Nutzungsberechtigten,  sondern  wohl  beiden  gemeinsam  zu. 
Vgl.  S.  276,  N.  140.    Dsp.  25.    Schwsp.  L.  22.    Hbuslee,  IL  26  ff. 

**  Vgl.  Schröder,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  XHL  147,  161—75;  Zeitschr.  f. 
RG.  VIL  132,  VIII.  163.  Franklin,  Reichshofgericht  I.  47,  116.  125.  129,  160,  182. 
Stobbb,  Handb.  II».  20  ff.    Hbuslbr,  II.  44  ff.    Laband,  Verm.  Kl.  184  ff. 

**  Über  diese  sehr  bestrittene  Frage  vgl.  Heüsler,  II.  89 ff.;  Gewere  172 ff. 
Stobbe,  Handb.  V.  21  f.  Planck,  a.  a.  O.  I.  531  f.  Laband,  Krit.  Viertelj.-Schr. 
XV.  897  ff.  Behrend,  Anefang  und  Erbengewere  (Bresl.  Festschr.  f.  Bbseler,  1885). 
CosACK,  Besitz  des  Erben,  1877.  Sohm,  a.  a.  O.  111  N.  42.  Loersch  u.  Schröder, 
Nr.  264  (245). 

*•  Vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  109. 
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Zwischenbesitze  des  Erwerbers  durch  Jahr  und  Tag  oder  doch  durch  drei 
Tage*'.  Bei  der  Leihe  wurde  die  Gewere  des  Leihenden  auf  den  Be- 
liehenen  durch  die  Investitur  übertragen*®.  Die  dem  Besitzer  einer  Sache 
gerichtlich  „verteilte**  Gewere  ging  kraft  Urteils  unmittelbar  auf  seinen 
Gegner,  dem  sie  zuerkannt  war,  über*®. 

Die  regelmäßige  Form  der  Eigentumsübertrs^ng  an  Grundstücken 
war  die  Auflassung ''^  Nur  der  König  vollzog  Gutsübertragungen  aus- 
schließlich durch  Privileg  (praeceptum  regis)*^^,  dasselbe  Recht  übten  die 
Fürsten  fakultativ  neben  det  Auflassung '^^,  während  die  freien  Herren  dem 
allgemeinen  Bechte  unterworfen  waren  ^^.  Die  Auflassungen  erfolgten  zu- 
weilen immer  noch  in  Verbindung  mit  einer  symbolischen  Investitur  durch 
Rasen  und  Zweig,  mehr  und  mehr  aber  überwog  die  bei  der  prozessua- 
lischen Auflassung  von  jeher  übliche  reine  Verzichtserklärung  ohne  In- 
vestiturakt ^*.  Die  ehemalige  Säle  war  zu  einem  rein  obligatorischen  Ver- 
äußerungsgeschäfte (gelübdej  ffelavede,  dingen)  geworden,  das  zwar  die 
rechtliche  Voraussetzung  der  Auflassung  bildete,  ohne  diese  aber  selbst 
in  Verbindung  mit  körperlicher  Besitzübertragung  kein  Eigentum  zu  über- 
tragen vermochte  ^^.  Die  Auflassung  erfolgte  fast  allgemeio  mit  Halm 
und  Mund,  indem  der  von  dem  Auflassenden  dargereichte  Halm  von  dem 
Erwerber  oder  Salmanne  ergriflFen  wurde;  nur  bei  den  Sachsen  überwog 
auch  im  Mittelalter  die  Auf  lassung  mit  Hand  und  Mund,  bei  welcher  der 

*^  Vgl.  S.  275  f.,  388.  Heusleb,  IL  36  f.  Im  Leben  wurden  diese  Fristen 
vielfach  nicht  beobachtet. 

*^  Bei  dem  geliehenen  Gedinge  erlangte  der  Gedingsmann  die  Gewere  erst  durch 
den  Tod  des  dermaligen  Besitzers,  gewissermaßen  als  sein  Erbe,  während  bei  dem 
unbenannten  Gedinge  zunächst  Heimfall  der  Gewere  an  den  Herrn  eintrat»  der  den 
Gedingsmann  einzuweisen  hatte.    Vgl.  S.  390  f.    Heusleb,  IL  35  f. 

*^  Die  Verteilung  war  an  die  Stelle  der  prozessualischen  Auflassung  (Anm.  54) 
getreten.    Vgl.  Heusleb,  IL  37. 

»<>  VgL  S.  263—71.  Außer  der  S.  264  N.  1  angeführten  Litteratur  vgL  Heusleb, 
IL  73  ff.  Stobbe,  Handb.  II*.  190  ff.  Sohm,  Frank.  R.  u.  röm.  R.  84-60.  Labamd, 
Verm.  Kl.  235  ff.,  292  ff.;  Krit.  Viertelj.-Schr.  XV.  403  ff.  Albbecht,  Gewere  63  ff. 
V.  DuHN,  Deutschrechtl.  Arbeiten  (1877).  Kbaüt,  Grundriß  §  78.  Loebsch  u. 
ScEBöDEB,  S.  262  f.  BuELOwius,  Utrum  ad  dominium  rerum  immob.  transferendum 
resignatione  solemni  in  iudicio  opus  fuerit,  Königsb.  Inaug.-Diss.  1870.  G^8CHB5, 
Gosl.  Stat.  183  ff.  Napiebsky,  Erbeböcher  der  Stadt  Riga,  pg.  VII— LXX.  Fabriciüs. 
Strals.  Stadtb.  264.  Bischoff,  Olmütz.  Stadtb.  36  ff.  Rössleb,  Altprager  Stadtr. 
pg.  LXI.    V.  GosEN,  a.  a.  0.  64  ff.    B&ink,  Bestellung  der  dinglichen  Rechte  (1887)  8  ff 

»*  Vgl.  S.  271.    MG.  Dipl.  reg.  Otto  IL  Nr.  280  (982). 

'*  VgL  Sohm,  a.  a.  0.  52  f.    Stobbe,  Auflassung  170. 

"  Vgl.  Schmidt,  Urk.-B.  d.  Höchst.  Halberst.  L  Nr.  487  f. 

^^  Vgl.  S.  265  N.  89,  271,  358.  Sohm,  Auflassung  116.  Über  das  Abkommen 
der  traditio  cartae  vgl.  S.  268  N.  99. 

"  Vgl.  Ssp.  L  9,  §§  1,  5,  6.  Loebsch  u.  Scheödee,  Nr.  137  (112).  255  (2S6J. 
Der  Versuch  Heusleb^s  (II.  73),  der  alten  Säle  als  gave  (Übergabe  des  Handschuhes) 
noch  eine  gewisse  selbständige  Bedeutung,  unabhängig  von  dem  obligatorischen 
„Gelübde"  wie  von  der  Auflassung,  beizulegen,  dürfte  den  Quellen  kaum  entsprechen; 
nur  wo  man  genau  auf  die  Innehaltung  der  überlieferten  Formen  achtete,  wurde  die 
Übergabe  des  Handschuhes  noch  als  ein  besonderer  Akt  behandelt 
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Handbewegung  (curvatis  digitis)  des  Auflassenden  mit  einer  entsprechenden 
Handbewegung  von  der  anderen  Seite  begegnet  wurde  *^ 

Während  die  Auflassung  in  der  fränkischen  Periode  vor  Zeugen  und 
nur  bei  Ribuariem  notwendig  gerichtlich  erfolgte*',  bildete  im  Mittelalter 
die  gerichtliche  Auflassung  die  allgemeine  Regel*®,  nur  in  Straßburg  und 
wenigen  anderen  Städten  pflegten  die  Auflassungen,  um  Brief  und  Siegel 
über  dieselben  zu  erhalten,  von  den  bischöflichen  Offizialen,  in  Ostfriesland 
und  Ditmarschen  aber  vor  den  Pfarrern  der  betreffenden  Kirchspiele  voll- 
zogen zu  werden  *^  Da  die  obligatorische  gerichtliche  Auflassung  erst 
im  Mittelalter  auftritt,  so  kann  ihr  Anlaß  nicht  in  dem  Bodenregal  ge- 
funden werden.  Wahrscheinlich  hat  das  Interesse,  das  die  Grafen  daran 
hatten,  grafenschatzpflichtige  Grundstücke  nicht  in  schoßfreie  Hände 
gelangen  zu  lassen,  zuerst  zu  der  Vorschrift  geführt,  daß  derartige 
Grundstücke  nur  durch  die  Hand  des  Grafen  oder,  was  dasselbe  sagte, 
nur  vor  dem  Landgerichte  veräußert  werden  sollten,  was  dann  gewohn- 
heitsrechtlich auch  auf  andere  Grundstücke  ausgedehnt  sein  mag®^.  Die 
wesentlichsten  Voraüge  der  gerichtlichen  Auflassung  beruhten  in  der 
Öffentlichkeit,  dem  Beweise  durch  Gerichtszeugnis  und  Gerichtsurkunden, 
zumal  bei  Eintragungen  in  Stadtbücher  oder  Landtafeln  (S.  669 f.),  ganz 
besonders  aber  in  der  Sicherstellung  der  Auflassung  gegen  die  Anfech- 
tungen Dritter.  Erreicht  wurde  die  letztere  durch  ein  unmittelbar  an  die 
Auflassung  angeschlossenes  prozessualisches  Verfahren,  indem  der  Richter 
die  Anwesenden  durch  dreimaliges  Aufgebot  zu  sofortiger  Geltendmachung 
ihrer  Einsprüche,  bei  Vermeidung  der  Ausschließung,  aufforderte  und 
darauf  dem  Erwerber  hinsichtlich  des  Gutes  Friede  wirkte.  Diese  Friede- 
wirkung, für  die  ein  Friedeschilling  erhoben  wurde,  erfolgte  unter  Königs- 
bann; sie  hatte  die  Bedeutung  einer -Fronung,  d.  h.  obrigkeitlichen  Be- 
schlagnahme (missio  in  bannum),  und  wirkte  gegen  alle  Abwesenden  als 
Kontumazialurteil,  in  der  Weise,  daß  sie  ohne  echte  Not  nicht  länger  als 
Jahr  und  Tag  mit  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche  säumen  durften. 
Ließen  sie   die  Frist  verstreichen,  so  hatten   sie  sich  verschwiegen,  die 


«•  Vgl.  S.  264,  267.  Loersch  u.  Schböder,  Nr.  83,  84  (60).  Meißener  RB. 
L  31,  Dist.  1.  Cod.  dipl.  Anhalt.  L  Nr.  411,  419.  11.  Nr.  75.  Bremisches  Urk.-B. 
I.  Nr.  512. 

"  Vgl.  S.  264,  268  f. 

"  Vgl.  SoHM,  Frank.  R.  41  ff.    Heusler,  II.  81-103. 

»•  Vgl.  S.  657,  659.  Fribdländbr,  Ostfries.  ürk.-B.  I.  Nr.  177,  246,  313,  334,  375, 
392,  394.  Man  darf  annehmen,  daß  die  Kirchspielsauflassungen  regelmäßig  vor  ver- 
sammelter Gemeinde  erfolgten.  Auch  die  kölnischen  Schreinsämter  scheinen,  obwohl 
von  vornherein  eine  weltliche  Gemeindebehörde,  ihren  Ausgang  nicht  vom  Stadt- 
gericht, sondern  ebenfalls  von  Kirchspiels  Versammlungen  genommen  zu  haben.  Vgl. 
Kruse,  Zeitschr.  f.  RG.  XXII.  204. 

'^  In  dem  Grafenschatze  sehen  namentlich  Sohm  und  Heusler  den  Grund  für 
die  Einführung  der  gerichtlichen  Auflassung.  Vgl.  Sbibbrtz,  Ürk.-B.  z.  Landes-  u. 
Rechtsgeschichte  d.  Herz.  Westfalen  I.  Nr.  177  (1225),  397  (1282).  Allerdings  war, 
wenigstens  in  Sachsen,  auch  für  den  Besitz  der  freien  Herren  die  Gerichtlichkeit 
vorgeschrieben.    Vgl.  Anm.  53. 
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durch  die  Auflassung  begründete  Gewere  des  Erwerbers  war  zur  rechten 
Gewere  geworden,  so  daß  derselbe  sich  auf  keine  Anfechtung  mehr  ein- 
zulassen brauchte  ^^  Es  war  eine  Abschwächung,  wenn  das  sachsische 
Recht  dem  Inhaber  der  rechten  Gewere  noch  einen  besonderen  Eid  über 
seinen  Rechtstitel  auferlegte®*.  Die  Frist  belief  sich  auf  ein  Jahr  sechs 
Wochen  und  drei  Tage,  d.  h.  drei  Echtedinge  und  drei  gebotene  Dinge**. 
Wo  keine  Auflassung  stattgefunden  hatte,  fand  die  alte  Verjährungsfrist 
von  30  Jahren  (S.  352  f.),  bei  den  Sachsen  um  die  Frist  von  Jahr  und 
Tag  verlängert,  Anwendung. 

Die  Auflassung  fand  nicht  nur  bei  Immobiliarveräußerungen,  sondern 
auch  bei  dem  Verzichte  auf  die  Lohns-,  Zins-,  Satzungs-  oder  Leibzuchts- 
gewere  seitens  des  Lohns-  oder  Zinsmannes,  Satzungsgläubigers  oder  Leib- 
züchters Anwendung,  gleichviel  ob  eine  Rückgabe  an  den  Eigentümer 
(Lohns-  oder  Zinsherrn)  oder  die  Übertragung  auf  einen  Dritten  durch 
die  Hand  des  Eigentümers  bezweckt  wurde.  Ebenso  erfolgte  die  Errichtung 
von  Renten  durch  Auflassung  des  Eigentümers  an  den  Rentenkäufer  und 
die  Weiterübertragung  von  Renten  oder  Rückgabe  derselben  an  den  Eigen- 
tümer durch  Auflassung  des  Rentengläubigers.  Dagegen  unterblieb  die 
Auflassung  und  wurde  durch  eine  bloße  Investiturhandlung  ersetzt,  wenn 
es  sich  nur  um  die  Einräumung  einer  abgeleiteten  Gewere  handelte,  bei 
welcher  dem  Eigentümer  der  „Anfall",  d.  h.  das  vererbliche  und  ver- 
äußerliche Recht  auf  den  Heimfall,  vorbehalten  wurde,  also  bei  Leibzucht, 
Satzung,  Belehnung  und  Leihe  zu  Zinsrecht**.  Die  Bestellung  einer 
Leibzucht  oder  Satzung  mußte  zwar  überall,  wo  für  Eigentumsübertra- 
gungen die  gerichtliche  Auflassung  vorgeschrieben  war,  ebenfalls  vor 
Gericht  erfolgen,  aber  dies  geschah  ohne  den  der  Auflassung  eigentüm- 
lichen Verzicht,  durch  bloße  gerichtliche  Fertigung,  der  dann  in  derselben 
Weise  wie  bei  der  Auflassung  richterliches  Aufgebot  und  richterliche  Priede- 
wirkung  folgte**.  Die  lehnrechtliche  Investitur  erfolgte  in  den  besonderen 
Formen  des  Lehnrechts  vor  dem  Lehnsgericht  (S.  387),  vor  das  auch  die 
Errichtung  von  Pfandlehen  und  Leibgedinge  an  Lehen  gehörte**.     Die 


**  Das  Verdienet,  die  rechte  Gewere  durch  die  Hinweisnng  anf  die  Fronung 
(S.  368)  auf  ihre  wahre  Grundlage  zurückgeführt  zu  haben,  gebührt  Sohm,  a.  a-  0. 
37  ff.,  53  ff.  Vgl.  Brünnbb,  Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  237  ff.  Heuslbe.  II.  81  ff..  108  ff. 
Tblting,  a.  a.  O.,  Themis  XVI.  78  ff.  XXXV.  24  f.  (ich  eitlere  nach  einem  Sonder- 
abdruck mit  besonderer  Paginierung).  Über  den  anderweiten  Begriff  der  „rechten 
Gewere"  vgl.  S.  668. 

«»  Vgl.  Hbusleb,  n.  107. 

•'  Vgl.  LoEBscH,  Achener  Rechtsdenkmäler  105,  c.  28.  v.  d.  Bbboh,  Oorkon- 
denb.  v.  Holl.  en  Zeeland  I.  227.  Hieraus  ergibt  sich  die  Richtigkeit  der  bisherigen 
Erklärung,  gegen  Heusleb,  I.  57  f. 

«*  Vgl.  S.  271,  N.  110.  Heusleb,  II.  76.  Pauli,  Abh.  a.  d.  lüb.  R.  IV.  27  f. 
SoHM,  Auflassung  114  f.  Die  Errichtung  einer  Rente  galt  als  die  Veräußerung  einer 
unbeweglichen  Sache  und  erforderte  daher  die  Auflassung. 

*•  Vgl.  Heusleb,  II.  125  f.,  141  f.  Als  Investitursymbol  diente  wohl  vielfach  der 
Handschuh,  den  Heusleb  als  das  Symbol  der  Säle  betrachtet. 

*®  Vgl.  S.  392.    Hombybb,  Sachsenspiegel  II.  2,  345  f.,  863. 
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Leihe  zu  Zinsrecht  wurde,  soweit  es  sich  um  grundherrlichen  Besitz 
hiiudelte,  imgrundherrlichen  Hofgerichte,  unter  Anwendung  der  gewöhnlichen 
luvestitursymbole,  vollzogen®^.  Bei  den  freien  Leiheverhilltnissen,  ins- 
l)esondere  bei  den  Kolonistenhufen  und  der  städtischen  Hausleihe,  genügte 
die  außergerichtliche  Überreichung  des  Leihebriefes*®;  erst  seit  dem 
14.  Jahrhundert  gingen  die  städtischen  Leihen  regelmäßig  vor  Gericht 
vor  sich®®. 

Das  Beispruchsrecht  der  Erben  behauptete  sich  während  des 
ganzen  Mittelalters  in  der  alten  Weise '^,  nur  wurde  es  im  Laufe  der 
Zeit  zu  einer  bloßen  Erblosung  abgeschwächt^^  und  auch  in  denjenigen 
Rechtsgebieten,  die  es  früher  auf  Kaufgut  ausgedehnt  hatten,  allmählich 
auf  die  Erbgüter  beschränkt'^.  Das  Recht  stand  immer  nur  dem  nächsten 
Erben  zu,  die  Anfechtung  fiel  also  weg,  wenn  dieser  zugestimmt  oder 
sich  verschwiegen  hatte.  Die  Zustimmung  wurde  in  der  Form  der  ge- 
richtlichen Auflassung  ausgesprochen  und  setzte  zu  ihrer  Gültigkeit  eine 
Gegenleistung,  wenn  auch  nur  in  Gestalt  einer  Scheinleistung,  voraus. 
Während  das  Beispruchsrecht  der  Erben  bei  den  Sachsen  einen  selb- 
ständigen Charakter  als  dingliches  Anerbenrecht  hatte  und  durch  keine 
Gemeinderschaft  bedingt  war,  beruhte  es  bei  den  übrigen  Stämmen  auf 
der  Ganerbschaft,  d.  h.  dem  Gesamteigentume  am  Familiengute,  und  wurde 
demgemäß  durch  Erbteilung  aufgehoben.  Nach  manchen  Rechten  hatten 
die  Erbteilungen  aber  nur  dann  die  das  Ganerbenrecht  aufhebende  Wirkung 
der  Totteilung,  wenn  die  Teilung  „mit  Verzicht",  d.  h.  mit  gegenseitiger 
Auflassung  der  ganerbschaftlichen  Ansprüche,  erfolgt  war,  während  ihr 
in  anderen  Fällen  nur  die  Bedeutung  einer  Mutschierung  (S.  399)  bei- 
gelegt wurde'*.  Bei  dem  Herrenstande  galt  diese  Auffassung  allgemein, 
und  auch  der  Ritterstand  war  mehr  und  mehr  bestrebt,  seinen  Stamm- 

•»  Vgl.  Hbusleb,  IL  178. 

••  Vgl.  Hbuslbb,  II.  179  f.    LoEBSCH  u.  ScHBÖDBB.  Nr.  110,  135,  136,  146,  279. 

••  Vgl.  Abnold,  Zur  Gesch.  d.  Eigentums  272.  Lobbsch  u.  Schbödeb,  Nr.  155, 165. 

'®  Vgl.  S.  262  f.  und  die  daselbst  Anm.  78  angeführte  Litteratur.  Kbaut,  Grund- 
riß §  70.  LoEBscH  u.  ScmiÖDEB,  S.  263.  Siegel,  Deutsches  Erbrecht  116  ff.  Göschen, 
a.  a.  O.  195  flF.  Pauli,  Abh.  a.  d.  lub.  E.  I.  1837;  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  X.  325  ff. 
V.  Gosen,  a.  a.  O.  171  if.  Hasbnöhbl,  a.  a.  O.  135  ff.  Sch&ödbb,  Zeitschr.  f.  BG. 
IX.  410 ff.;  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  2,  31  ff.  Schulze,  Erb-  u.  Famlienrecht  d. 
deutsch.  Dyn.  50  ff.  Gbbbeb,  Meditationes  ad  Ssp.  I.  52,  Erlangen,  1847.  Tbltino, 
a.  a.  O.,  Themis  XVI.  59  flF.  XLL  4.  Stück. 

'^  Nach  Ssp.  I.  52  §  1  hatte  der  Erbe  noch  die  einfache  Vindikation  gegen  den 
Erwerber,  nach  den  jüngeren  Quellen  meistens  nur  noch  gegen  Ersatz  des  von  diesem 
gezahlten  Kaufpreises.  Die  Klage  des  Erben  wurde  als  abscküien,  nd.  heschudden, 
Rpäter  auch  als  losunge  bezeichnet. 

'*  Dasselbe  Grundstück  konnte  bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  Kaufgut,  mit 
dem  Mehrwerte  Erbgut  sein,  z.  B.  wenn  der  Besitzer  eines  Erbgutes  dasselbe  mit 
eigenen  Mitteln  von  Pfandrechten  oder  Renten  befreit  oder  sonstwie  verbessert 
hatte.  Vgl.  liOEBscH  u.  Schbödeb,  Nr.  195  (172).  Pauli,  a.  a.  O.  93  ff.  Vgl. 
Anm.  82,  90. 

^*  So  z.  B.  in  Köln  (vgl.  Lobbsch  u.  Schbödeb,  Nr.  123  f.,  127,  151),  Österreich 
(vgl.  Hasenühbl,  a.  a.  (>.  142j,  wohl  aucli  iu  Frankfurt  (1x)er8ch  u.  Schröder,  Nr.  286). 
K.  ScKBÖDM,  I>ent0Qhe  Bechtagwchlehti».  43 
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gutem  den  ganerbschaftlichen  Charakter  zu  wahren  ''\  Andererseits  wurde 
seit  dem  13.  Jahrhundert  in  einzelnen  Stadtrechten  das  Beispruchsrecht 
der  Erben  völlig  aufgehoben^'. 

Für  die  Entwickelung  des  Pfandrechts  an  unbeweglichen  Sachen 
wurde  infolge  der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Gegensatz 
von  Land  und  Stadt  entscheidend^*.  Man  kann  geradezu  die  landrecht- 
liche Satzung  derjenigen  des  Stadtrechts  gegenüberstellen,  obwohl  die 
erstere  gelegentlich  auch  in  den  Städten  vorkam  und  die  Stadtrechts- 
satzung auf  dem  Lande  wenigstens  gewisse  Analogien  fand.  Die  land- 
rechtliche Satzung  beschränkte  das  Ausbeutungsrecht  des  Pfandgläiibigers 
im  allgemeinen  auf  die  Pfandnutzung,  nur  ausnahmsweise  kam  auch  die 
Befriedigung  desselben  durch  die  Substanz  (Verfall-  oder  Distraktionspfand) 
in  Betracht.  Die  Satzung  bedurfte  meistens  der  gerichtlichen  Fertigung, 
aber  nicht  der  Auflassung.  Die  in  Deutschland  gebräuchlichste  Form 
war  das  einfache  Nutzpfand  (mort-gage),  bei  welchem  nur  der  Schuldner, 
nicht  aber  der  Gläubiger  das  Kündigungsrecht  hatte.  Das  Eündigungs- 
recht  des  Schuldners,  weil  auf  seinem  Eigentume  beruhend,  war  ein  ver- 
erbliches und  veräußerliches  Recht.  Das  Kündigungsrecht  konnte  davon 
abhängig  gemacht  werden,  daß  die  Einlösung  aus  eigenen  Mitteln  des 
Schuldners  erfolgte;  es  konnte  auf  eine  bestimmte  Zeit  ausgeschlossen 
werden;  es  konnte  auch  an  eine  bestimmte  Frist  gebunden  werden,  nach 
deren  Ablauf  das  Pfand  dem  Gläubiger  zum  Zwecke  seiner  Befriedigung 
verfiel  oder  von  ihm  verkauft  oder  verpfändet  werden  durfte^**.  Unter 
Umständen  wurde  es  dem  Gläubiger  überlassen,  dem  Schuldner  eine  der- 
artige Einlösungsfrist  zu  setzen,  so  daß  also  ihm  das  Kündigungsrecht 
zustand.  Wenn  das  Pfand  verfiel,  so  bedurfte  es  einer  nachträglichen 
Auflassung  von  selten  des  Schuldners.    Wurde  die  Auflassung  von  vom- 


'*  Vgl,  Heuslbb,  I.  231  flf.  WiPPBBMANN,  Über  Ganerbschaften  (Kleine  Schriften 
rechtshistorischen  Inhalts,  I.  1873). 

"  Vgl.  Iglauer  Stedtr.  §  10  (Tomaschbk,  S.  212).  Statut  der  Stadt  Metz  von 
1215—16  (Histoires  de  Metz,  Preuves,  IV.  1,  179).  Genter  Keure  von  1192  S  19 
(Wabnkönig,  Flandr.  RG.  II.  2\  S.  16).  Ausschließung  in  Notfallen:  Brünner 
Schöffenb.  863  (Lobbsch  u.  Schbödeb,  Nr.  242). 

'*  Vgl.  S.  277  f.  und  die  daselbst  Anm.  147  angeführten  Werke  von  Eoblbb  und 
v.  Meibom.  Heuslbb,  II.  128-153;  Zeitschr.  f.  HR.  XXV.  410  flF.  Stobbb,  Handb. 
II.  §§  106 f.;  Krit.  Viertelj.-Schr.  IX.  285.ff.  Fbawkbn,  Das  französische  Pfandrecht 
im  Mittelalter,  I.  1879.  Sohm,  Natur  u.  Geschichte  der  modernen  Hypothek,  Zeitschr. 
f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  R.  V.  1  ff.  Bbink,  Bestellung  der  dinglichen  Rechte  an 
fremden  Immobilien,  1887,  S.  67ir.  Webeb,  Deutsches  Hypothekenrecht  (1887)  69 IF. 
V.  Madai,  Zeitschr.  f.  D.  R.  VIII.  284  ff.  Büdde,  ebd.  IX.  411  flF.  Bbünnbb,  bei 
HOLTZENDOBFF,  255.  Albbbcht,  Gcwcrc  142  ff.  Tbltiwo,  a.  a.  0.,  Themis  XXXV. 
(1874),  Stück  4.  Göschen,  a.  a.  0.  240  ff.  Pauli,  Abh.  a.  d.  lüb.  Recht  IV.  129 ff 
Schbödeb.  Zeitschr.  f.  RG.  XIX.  200 flF.  Fabbiciüs.  Strals.  Stadtb.  269 flf.  Höpken. 
i.  d.  Brem.  JB.  VU.  68  flF.  Platneb,  Der  Wiederkauf,  Zeitschr.  f.  RG.  IV.  l23ff. 
Gbnoleb,  Ein  Blick  a.  d.  Rechtslage  Bayerns  unter  Herzog  Otto  L  (1880)  S.  20. 
Kbaut,  Grundriß  §  102.    Lobbsch  u.  Schbödeb,  S.  266  f. 

»«•  Vgl.  liOBBSCH  u.  Schbödeb,  Nr.  236  (215). 
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herein  mit  der  Bestellung  der  Satzung  verbunden,  vSO  lag  ein  Nutzpfand 
in  der  Form  eines  Proprietätspfandes  vor;  die  Eigen tumsübertnigung  hatte 
einen  provisorischen  Charakter,  sie  erfolgte  nur  zu  treuer  Hand,  mit  der 
Verpflichtung  des  Gläubigers  zur  Rückauflassung  nach  Tilgung  der  Schuld. 
Eine  zweite  Form  des  Verkaufes  auf  Wiederkauf,  bei  der  die  Auflassung 
unterblieb,  unterschied  sich  von  der  gewöhnlichen  Satzung  nur  dadurch, 
daß  dem  Gläubiger  das  Veräußerungsrecht,  unter  Vorbehalt  des  Ein- 
lösungsrechtes des  Schuldners,  eingeräumt  wurde.  Eine  andere,  namentlich 
in  Frankreich  sehr  verbreitete  Form  der  Satzung  war  die  Todsatzung  (vif- 
gage)  mit  Amortisation  der  Schuld  durch  die  Erträge  des  Pfandes,  so  daß 
das  letztere  nach  einer  bestimmten  Zeit  ohne  Lösung  an  den  Schuldner 
zurückkehrte,  indem  es  sich  selbst  auslöste.  Stand  die  Größe  der  Er- 
träge in  keinem  Verhältnisse  zu  dem  Kapital,  dessen  Nutzungswert  bei 
den  deutschen  Satzungsgeschäften  meistens  auf  10®/o  veranschlagt  wurde, 
so  kam  es  auch  vor,  daß  der  Gläubiger  die  Ertragsüberschüsse  an  den 
Schuldner  abführen  oder  dafür  einen  besonderen  Pachtzins  zahlen  mußte  ^^; 
in  Frankreich  war  es  unter  dem  Einflüsse  der  kirchlichen  Zinsverbote 
überhaupt  üblich,  dem  Gläubiger  in  allen  Fällen  des  mort-gage  einen 
Pachtzins  aufzuerlegen,  der  aber  häufig  nur  den  Charakter  eines  Aner- 
kennungszinses hatte.  VP'ar  das  Mißverhältnis  zwischen  dem  Kapital  und 
dem  Ertrage  des  Pfandes  zu  groß,  so  kam  es  auch  vor,  daß  der  Gläubiger 
das  letztere  dem  Schuldner  gegen  einen  von  diesem  zu  zahlenden  Pacht- 
zins, der  nach  dem  Nutzungswerte  des  Kapitals  bemessen  wurde,  zurück- 
gab, mit  dem  Vorbehalte  der  Rücknahme  für  den  Fall  der  Zinssäumnis  ^®. 
Diese  Form  der  Satzung,  bei  welcher  der  Schuldner  die  Gewere  behielt, 
dem  Gläubiger  aber  in  der  Regel  einen  Zins  zu  zahlen  hatte,  kam  auch 
in  den  Fällen  bloßer  Sicherheitsbestellung  (Kautionshypothek)  vor^*.  Das 
spätere  Mittelalter  gestattete  in  solchen  Fällen  vereinzelt  auch  die  Ver- 
pfändung durch  bloße  Übergabe  einer  Pfandverschreibung  ®^. 

Die  Stadtrechtssatzung  beruhte  auf  der  durch  die  Avirtschaftliche  Lage 
der  Stadtbewohner  gebotenen  Notwendigkeit,  den  Schuldner  in  der  (Jewere 
zu  belassen,  dem  Gläubiger  aber  die  eventuelle  Befriedigung  aus  der 
Substanz  in  Aussicht  zu  stellen.  Dies  wurde  ermöglicht,  indem  man  die 
Grundsätze  des  Mobiliarpfandrechts  für  den  städtischen  Grundbesitz 
fruchtbar  machte.  Die  stadtrechtliche  Satzung  (Obligation)  war  eine  Mobi- 
liarsatzung, eine  Satzung  „zu  Kistenpfandrecht".  Der  Schuldner  begab 
sich  mit  dem  Gläubiger  vor  Gericht,  erkannte  dort  seine  Schuld  an  und 
bezeichnete  das  Pfandobjekt.    Das  Gericht  sprach  die  Friedewirkung  aus 

"  Vgl.  KoHLBR,  Pfandr.  Forsch.  103  flf.,  164  f.,  299.    Stobbb,  II*.  301. 

"  Vgl.  ScHRÖDBR.  Annal.  d,  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  XXIV.  160  f.  liOBRsCH 
u.  Schröder,  Nr.  129  (106).  Köhler,  a-  a.  ().  234.  ötobbe,  II*.  301.  Obergabe 
an  eiDen  Dritten  zu  treuer  Hand  I/)brsch  u.  Schröder,  Nr.  119;  Köhler,  300  f. 

'«  Vgl.  Hbdslbr,  II.  147.  IjOBbsch  u.  Schröder,  Nr.  222  (198).  Zeitschr.  f.  d. 
Gench.  d.  Oberrh.  IX.  291. 

••  Vgl.  Bair.  Landr.  XVTI.  2  (222). 
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und  veranlaßte  die  Eintragung  in  das  Stadtbuch.  Die  Wirkung  des  ge- 
richtlichen Aktes  war  eine  doppelte.  Das  gerichtliche  Schuldbekenntnis 
wirkte  wie  eine  rechtskraftige  Verurteilung,  so  daß  es  nach  Eintritt  der 
Fälligkeit  keiner  Schuldklage  mehr  bedurfte,  sondern  gleich  die  Voll- 
streckung nachgesucht  werden  konnte.  Die  Friedewirkung  legte  das  Pfand 
unter  den  Gerichtsbann,  dasselbe  galt  als  gefront,  es  befand  sich  zu 
Gunsten  des  Gläubigers  unter  gerichtlichem  Arrest  (Kummer,  Besatz), 
80  daß  der  Schuldner  es  dem  Befriedigungsrechte  des  Gläubigers  nicht 
mehr  entziehen  konnte ®\  Der  Schuldner  blieb  zwar  im  Besitze,  verlor 
aber  jede  Disposition  über  das  Pfand.  Mit  Eintritt  der  Fälligkeit  konnte 
der  Gläubiger  sofort  gerichtliche  Exekution  beantragen;  dieselbe  erfolgte 
nicht  wie  sonst  in  das  Mobiliarvermögen,  sondern  ausschließlich  in  das 
Pfand,  und  zwar  je  nach  den  verschiedenen  Grundsätzen  der  gerichtlichen 
Pfändung  entweder  im  Wege  der  Pfandübereignung  oder  des  Pfandver- 
kaufes. Noch  im  Laufe  des  Mittelalters  gelangte  man  dahin,  dem 
Schuldner,  unbeschadet  des  Pfandrechtes,  die  Veräußerung  und  ander- 
weitige Verpfandung  zu  gestatten,  indem  man  diese  Dispositionen  nur 
von  dem  Mehrwerte  (übertiure,  übertiunmffe,  id  quo  meliar  est)  des  Pfandes 
über  den  Betrag  der  ersten  Schuld  gelten  ließ,  woraus  sich  dann  von 
selbst  ergab,  daß  der  Pfandgläubiger  sein  Recht  auch  gegen  jeden  dritten 
Erwerber  verfolgen  konnte,  unter  mehreren  Pfandgläubigem  aber  die 
Priorität  entschied®*. 

Das  spätere  Mittelalter  gestattete  auch  eine  Verpffindung  von  Häusern 
durch  Übergabe  der  Hausbriefe,  d.  h.  Eigentumspapiere,  als  Faustpfand  ***• 

Bei  der  landrechtlichen  Satzung  war  es,  wenn  nicht  ein  anderes  aus- 
drücklich versprochen  war,  selbstverständlich,  daß  der  Gläubiger  sich  nur 
an  das  Pfand  halten  konnte,  durch  zufalligen  Untergang  des  letzteren 
also  auch  seine  Forderung  unterging.  Bei  der  städtischen  Satzung  kam 
die  unpersönliche  Haftung  von  vornherein  neben  voller  persönlicher  Haftung 
des  Schuldners  vor,  ohne  daß  sich  für  die  eine  oder  andere  Auffiissung 
eine  Priorität  feststellen  ließe ®^.  Man  muß  daher  annehmen,  daß  der 
städtischen  Satzung  Hypothek  und  Grundschuld  von  vornherein  gleich- 
mäßig geläufig  gewesen  sind. 

Die  Satzung  als  Strafgedinge,  bei  welcher  der  Verfall  des  Pfandes 
nicht  zur  Befriedigung  des  Gläubigers,  sondern  zur  Bestrafung  des  säumigen 


"  Vgl.  Bbünwbb,  RG.  d.  Urk.  194  N.  4. 

"  Vgl.  Anm.  72,  90.  Kohleb,  28  ff.  Stobbe,  II.  §  107,  N.  9,  11.  Wassbbsch- 
LEBBK,  Bechtsqnellen ,  S.  284  c.  149.  v.  Meibom,  802,  429,  456.  Schmellbb,  Bayer. 
WB.  I.  618  (454).  LsxsB,  Mitteihd.  WB.  II.  1666.  Nach  der  Iglaaer  Praxis  mußte 
der  ältere  Pfandgläabiger  vor  dem  jüngeren  zurückstehen,  wenn  er  bei  der  von 
diesem  eröffneten  Pfandbetreibung  nicht  rechtzeitig  intervenierte.  Vgl.  Tomaschbk. 
Oberhof  Iglau  S.  68,  Nr.  56.  Brunn  gewährte  ihm  in  diesem  Falle  wenigstens  das 
Vorkaufsrecht.    Vgl.  Brünner  Schöffenb.  c.  385. 

"  Vgl.  Heublbb,  II.  147.  Stobbb,  II.  §  107  N.  6.  Bischoff,  Zeitschr.  f.  RG. 
XIL  37ff:    Roth,  ebd.  X.  854  ff.;  Bayer.  Civilrecht  IL* 877  f. 

»*  Vgl.  Stobbb,  II«.  812  f.    v.  Meibom,  424  ff. 
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Schuldners  diente,  kam  im  Gebiete  des  mittelalterlichen  Immobiliarsachen- 
rechtes  nur  noch  ausnahmsweise  vor®^ 

Die  Reallasten,  kraft  deren  der  Berechtigte  befugt  war,  auf  dem 
belasteten  Grundstücke  Abgaben  zu  erheben  oder  Dienstleistungen  zu  ge- 
bieten, wurden  nicht  als  Rechte  an  einer  fremden  Sache,  sondern  als 
besondere  unkörperliche,  unbewegliche  Sachen  behandelt,  die  Gegenstand 
der  Gewere  sowie  des  Eigentums  und  anderer  dinglichen  Rechte  sein 
konnten®*.  Während  die  Zehnten  und  das  „Landrecht"  ihre  Wurzel  in 
öffentlich-rechtlichen  Beziehungen  hatten  ^^  und  die  Grundzinsen  und  Fron- 
dienste wesentlich  dem  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisse  angehörten®®, 
sind  die  Renten  (redditus  annui,  Geld,  Gülten)  aus  den  städtischen  Be- 
sitzverhältnissen hervorgegangen  ®^  Der  städtische  Grundbesitz  lag  durch- 
weg in  wenigen  Händen.  Die  Hausbesitzer  waren  in  der  Regel  nicht 
Eigentümer  ihrer  BausteUe,  sondern  besaßen  dieselbe  nach  dem  Rechte 
der  Hausleihe  gegen  einen  Wurtzins  (Burgrecht,  Weichbild).  Dagegen 
galten  die  Gebäude  als  Eigentum  des  Beliehenen*^,  und  wie  dieser  das 
ganze  Haus  im  Wege  der  Auflassung  übertragen  konnte  *S  so  konnte  er 
auch  unkörperliche  Teile  desselben  in  Gestalt  von  Renten,  die  in  dem 
Hause  fundiert  wurden,  von  demselben  abzweigen  und  auf  demselben 
Wege  in  andere  Hände  bringen.  Der  Wurtzins  erschien  dann  nur  als 
der  erste  und  vor  den  übrigen  mannigfach  privilegierte  Zins**.  Je  mehr 
im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  das  Obereigentum  des  Leiheherrn 
verblich,  desto  mehr  nahm  der  erste  Zins  den  Charakter  einer  wahren 
Rente  an;  seit  es  üblich  wurde,  die  Hausleihe  nicht  mehr  durch  einfache 
gerichtliche  Fertigung,  sondern  durch  Auflassung  zu  begründen*',  hatte 

"  Vgl.  V.  Meibom,  248  flf.  Gbnolbb,  a.  a.  ().  20.  Töpfer,  Urk.-B.  d.  Vögte  von 
HuQolstein  I.  S.  19,  Nr.  25.  IjOebsgh  u.  Schröder,  Nr.  146  (123),  ohne  sofortige 
Besitzübertragnng. 

••  Vgl.  S.  261.  Hbusleb,  I.  344—58.  Kraut,  Grundriß  §§  110—117.  Stobbb, 
II.  §§  100—103  (beide  mit  reichen  Litteraturangaben).  v.  Mbibom,  i.  d.  JBB.  d. 
gem.  R.  rV.  442  ff.  Dumckeb,  Beallasten,  1837.  Albebcht,  i.  d.  Erit.  JBB.  f.  RW. 
1839,  S.  309  ff.    Brink,  Bestellung  der  dinglichen  Rechte  (1887)  15  ff. 

•'  Vgl.  S.  187  f.,  414.  416,  503  N.  12,  516. 

»•  Vgl.  S.  275,  408  f.,  418,  415  f.    Über  die  Zinsen  der  Kolonistenhufen  S.  417.  436. 

••  Vgl.  S.  599  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Heusler,  I.  354  ff.  Stobbb, 
II.  $$  104;  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XIX.  178  ff.  Kraut,  Grundriß  §  109.  Loebsgh  u. 
Schbödbr,  S.  266.  Albrbght,  Gewere  157  ff.  Brink,  a.  a.  O.  30  ff.  Nbumann,  Gesch. 
d.  Wuchers  212  ff.  Tblting,  a.  a.  O.,  Themis  XXXV.  Stück  4.  äubr.  Münchener 
Ötadtr.  pg.  CJXXIXsqq.  Fabriciub,  Strals.  Stadtb.  276  ff.  Höpkbn,  a.  a.  O.  107  ff. 
V.  DüHN,  a.  a.  O.  107  ff.  Euleb,  RG.  von  Frankfurt  a.  M.  34;  Archiv,  d.  Frankf. 
Ge»ch.-Ver.  NP.  II.  372  ff.    v.  Wtss.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  IX. 

*^  Indem  nuin  die  auf  fremdem  Grund  und  Boden  errichteten  Gebäude  als 
„Besserung'*  oder  „Überteuerung"  des  Grundstücks  ansah,  wiederholte  sich  dieselbe 
Teilung  des  Grundeigentums  wie  bei  der  Unterscheidung  yon  Erbgut  und  Kaufgut 
(Anm.  72)  und  der  Verpfandung  der  übertiure  (Anm.  82). 

**  Anfangs  nur  durch  die  Hand  des  Leiheherm,  später  mit  einfacher  Zustimmung 
desselben,  in  der  letzten  Entwicklungsstufe  ganz  ohne  seine  Mitwirkung. 

*'  Vgl.  Hbusleb,  I.  355.    Lobbbsch  u.  SghÖdbb,  Nr.  260  (241). 

»•  Vgl.  LoEBSCH  u.  Schröder,  Nr.  169  (143).  270  (252). 
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dieselbe  nur  noch  den  Charakter  einer  Eigentumsübertragung  mit  Vorbehalt 
einer  Rente.  Seitdem  unterschied  man  zwischen  errichteten  (übernom- 
menen, verkauften)  und  vorbehaltenen  Renten.  Die  ersteren  verfolgten 
den  gleichen  wirtschaftlichen  Zweck  nutzbarer  Kapitalsanlage  in  fremdem 
Grund  und  Boden,  wie  die  landrechtliche  Satzung,  die  auf  Umwegen 
selbst  zur  Errichtung  einer  Rente  führen  konnte  (S.  675),  aber  während 
die  Satzung  ohne  Auflassung,  durch  bloße  gerichtliche  Fertigung  erfolgte, 
bedurfte  es  bei  der  Rente  der  Auflassung,  die  Rente  wurde  endgültig 
veräußert,  dem  Rentenschuldner  blieb  nicht  wie  dem  Satzungsschuldner 
das  Recht  des  Anfalles,  das  Geschäft  war  ein  Rentenkauf.  Da  die  Rente 
als  ein  unkörperlicher  Teil  des  Grundstückes,  auf  dem  sie  haftete,  selbst 
den  Charakter  einer  unbeweglichen  Sache  hatte,  so  konnte  sie  auch  nur 
im  Wege  der  Auflassung  weiter  übertragen  werden.  Nur  wenn,  wie  es 
häufig  vorkam,  dem  Rentengläubiger  ein  Rentenbrief  mit  Order-  oder  In- 
haberklausel übergeben  wurde,  genügte  zur  Weiterübertragung  die  ent- 
sprechende Begebung  des  Rentenbriefes  ®^.  Der  Eigentümer  selbst  konnte 
die  Rente  immer  nur  im  Wege  der  Rückauflassung  zurückerwerben.  Für 
rückständige  Renten  haftete  ausschließlich  das  Grundstück,  dies  aber  auch 
dann,  wenn  dasselbe  von  einem  Dritten,  der  die  Rückstände  gar  nicht 
kannte,  erworben  war:  der  Gläubiger  folgte  dem  Gute  oder  der  Schleife 
nach,  wie  das  Sprichwort  dies  ausdrückte,  nachdem  die  Rente  auch  auf 
dem  Lande  heimisch  geworden  war®^  Die  Befriedigung  des  Rentengläu- 
bigers erfolgte  im  Wege  der  gerichtlichen  Übereignung  des  Grundstückes, 
das  als  sein  „Unterpfand"  angesehen  wurde  *^;  es  beruhte  erst  auf  jüngerer 
Entwickelung,  wenn  dem  Gläubiger  das  Pfandungsrecht  auf  dem  Grund- 
stücke eingeräumt*^  oder  durch  weitere  Unterpfander  noch  be^sondere 
Sicherheit  geleistet  wurde®®. 

Zum  Wesen  der  Rente  gehörte  die  Unkündbarkeit,  sie  war  wesentlich 
Ewiggeld  (census  perpetuus,  eisernes  Kapital).  Da  die  Rente  aber  als 
unbewegliche  Sache  angesehen  wurde,  so  fing  man  frühzeitig  an,  auch 
den  Verkauf  auf  Wiederkauf,  überhaupt  die  landrechtliche  Satzung  bei 
derselben  zuzulassen,  so  daß  sich  der  Rentenschuldner  die  Einlösung  aus- 
bedingen konnte*®.    Dies  führte  mehrfach  dahin,  dem  Rentenschuldner 


»*  Vgl.  LoEESCH  u.  ScHBÖDEB.  Nr.  159,  224.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  116  ff.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  E.  Y.  32  f.  Die  Annahme  von  Heusler,  I.  357,  daß  es  sich  hier  um 
bloße  Legitimationspapiere  gehandelt  habe,  ist  sicher  unrichtig. 

»»  Vgl.  Zeitschr.  f.  KG.  V.  42  f.  IX.  458  f.  Stobbb.  II«.  279.  Laband.  Verni. 
KI.  826.     LoEBSOH  u.  SoHBÖDEB,  Nr.  292,  809  (273). 

•*  LoBBscH  u.  ScHBÖDBE,  Nr.  153,  158,  164,  169,  226.  Bloße  Einräamung  des 
Verpachtungsrechtes  ebd.  Nr.  168  (142).  Waren  mehrere  Rentengläubiger  vorhanden, 
so  wurde  das  Unterpfand  ihnen  allen  überwiesen;  fand  sich  jemand,  der  alle  Renten 
übernahm,  so  wurde  diesem  das  Grundstück  gemeinsam  übertragen;  war  dies  nicht 
der  Fall,  so  schieden  wohl  die  nicht  übernommenen  Renten  aus.  Vgl.  ebd.  Nr.  174  (150). 

"  Vgl.  ebd.  Nr.  224,  227,  292. 

••  Vgl.  ebd.  Nr.  169  (143). 

••  Vgl.  ebd.  Nr.  129,  153,  159,  195,  205,  209,  224,  236,  276,  299. 
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gesetzlich  das  Küiidigungsrecht  vorzubehalten  ^^.  Auch  die  mit  dem  Tode 
des  Berechtigten  endigende  Leibrente  war  schon  dem  Mittelalter  bekannt  ^^^ 
Auf  dem  Gebiete  der  Schuld  vertrage  ^^*  entwickelte  sich  das  Hand- 
geld (S.  286),  auch  in  der  Form  des  Gottespfennigs,  Weinkaufes  oder 
Leitkaufes  (S.  54),  zu  einem  Perfektionsmittel  für  alle  zweiseitigen  Ver- 
träge, namentlich  Kauf,  Miete,  Dienstmiete,  Wette,  insbesondere  auch  für 
Ehevertrage  1®*.  Der  alte  Formalvertrag  (fides  facta)  erhielt  sich  als  die 
wesentliche  Geschäftsform  für  das  einseitige  Schuldversprechen.  Die  tech- 
nische Bezeichnung  desselben  war  „Gelübde"  (mnd.  gehvede,  vctstinge), 
auch  sprach  man  noch  in  alter  Weise  von  „Hand treue  thun",  „Hand- 
treue geben"  ^®*.  Der  Grundgedanke  war  die  Verpföndung  des  Wortes 
oder  der  Treue.  Als  Bestärkungsmittel  diente  es,  wenn-  dem  Gläubiger 
die  Befugnis  eingeräumt  wurde,  den  wortbrüchigen  Gegner  durch  Schelm- 
schimpfen oder  Schandgemälde  öffentlich  zu  brandmarken  ^®*.  Ein  anderes 
Bestärkungsmittel  war  das  Versprechen  des  Schuldners,  im  Falle  der 
Säumnis  auf  Mahnung  des  Gläubigers  an  einem  bestimmten  Orte  „einzu- 
reiten", d.  h.  sich  in  freiwilligen  Personalarrest  (Einlager,  Leistung,  ob- 
stagium)  auf  seine  Kosten  zu  begeben  *^*.  Das  Gelübde  erfolgte  auch  im 
Mittelalter  mit  Hand  und  Mund.    Die  Handlung,  von  welcher  die  Erklärung 


100  Ygi^  Q\y^^  ^j^  234.  Stobbe,  II ^  280.  Ganz  ausnahmsweise  kam  ein  ver- 
tragsmäßiges Kündigungsrecht  des  Gläubigers  vor.   Loersoh  u.  Schböder,  Nr.  129,  159. 

><>»  Vgl.  ebd.  Nr.  189. 

*^*  Die  Ausdrücke  gelttere,  schuldencere,  schuldigeere  bezeidmeten  ebensowohl  den 
Gläubiger  wie  den  Schuldner.  Vgl.  Lexbb,  Mittelhd.  y^B.  I.  826.  II.  812.  Über 
das  Vertragsrecht  vgl.  S.  53  if.,  278  if.  nebst  der  S.  278  N.  152  angeführten  Litteratnr. 
Hbusleb,  II.  244—57.  Stobbe,  III.  §§  165,  167;  Zur  Geschichte  des  deutschen  Ver- 
tragsrechts, 1855;  Beurecht  und  Vertragsabschluß,  Zeitschr.  f.  RG.  XIII.  209  ff. 
Witts,  Die  bindende  Kraft  des  Willens  im  altdeutschen  Obligationenrecht,  ebd.  VI. 
448  ff.  Bbukneb,  bei  Holtzbndobpf,  252  ff.  Kraut,  Grundriß  §§  119,  121.  Siegel, 
Versprechen  als  Verpflichtungsgrund,  1873.  L.  Seüffebt,  Zur  Geschichte  der  obli- 
gatorischen Vertrage,  1881.  Teltino,  a.  a.  0.,  Themis  XXXVII.— XXXIX.  R.I^ning, 
Vertragsbruch,  1876.  Sickbl,  Bestrafung  des  Vertragsbruches,  1876.  Behremd, 
Zeitsohr.  f.  HR.  XXI.  583  ff.  Besbleb,  Erbverträge  II.  1,  30  ff.  Über  einzelne  Ver- 
tragsverhältnisse vgl.  Pauli,  Lüb.  Zustande  III.  1878.  Stobbb,  Vertragsrecht  209  ff. 
KoHLEB,  Annahme  nnd  Annahmeverzug  (Ihebimo's  JBB.  XVII.)  291  ff.  Grimm,  RA. 
606  ff.  LoBBscH  u.  Schböder,  S.  268  ff.  Nedmann, Geschichte  des  Wuchers,  1865;  Ge- 
schichte des  Wechsels  im  Hansagebiete,  1863  (siehe  auch  Pauli,  Lüb.  Zustände  II. 
98—171).  y.  BrOnmeck,  Zur  Geschichte  der  Miete  und  Pacht,  Zeitschr.  f.  RG. 
XIV.  138  ff.  (siehe  auch  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  I.  958  ff.  Arnold,  Gesch.  d. 
Eigentums  192  f.  Aobr,  Münch.  Stadtr.  pg.  LXXsqq.).  Wilda,  Ijohre  vom  Spiel, 
Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  H.  133 ff.;  Die  Wetten,  ebd.  VIII.  200ff.  Schuster,  Das 
Spiel,  1878.  Brück,  Spiel  u.  Wette,  Greifsw.  Inaug.-Diss.  1868.  Stobbe,  Leib- 
renten, i.  8.  Beiträgen  z.  Gesch.  d.  deutsch.  R.  25  ff.  Uammeb,  Die  Lehre  vom 
Schadensersatz  n.  d.  Sachsenspiegel  (Gibbkb,  Untersuchungen  XIX.  1885).  Vgl. 
Hbüsleb,  n.  262  ff.    Stobbe,  Handb.  III.  §§  183,  202. 

*«'  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  50  ff.  Heusler,  IL  258  ff.  Loebsgu  u.  Schröder, 
Nr.  268,  340.    Über  Eheverträge  vgl.  unten  Anm.  119,  120. 

»•*  Vgl.  S.  56,  N.  36.    LöKiNO,  a.  a.  0.  23,  N.  34.  »<>*  Vgl.  Grimm,  RA.  612. 

*«•  Vgl.  Anm.  111. 
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begleitet  wurde,  bestand  aber,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Auflassung, 
in  der  Regel  nicht  mehr  in  dem  Geben  und  Nehmen  der  Wette,  sondern 
in  Handschlag  oder  Eid,  bei  den  Sachsen  auch  noch  in  der  alt^n  volk.^- 
rechtlichen  Form  (curvatis  digitis)^®^.  Die  mündliche  Erklärung  bestand 
in  bestimmt  bemessenen  Worten,  wahrscheinlich  nach  Art  der  römischen 
Stipulation  in  Frage  und  Antwort.  Das  Gelübde  galt  als  genügender 
Klagegrund,  es  bedurfte  keiner  Bezugnahme  auf  das  materielle  Schuld- 
verhältnis ^"^.  Seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  machten  sich,  begünstigt 
durch  die  kanonistischen  Doktrinen,  Bestrebungen  bemerkbar,  den  Forma- 
lismus des  Gelübdes  zu  beseitigen  und  sich  an  formlosen  Willeuserklä- 
rungen genügen  zu  lassen^®**.  Durchgedrungen  sind  diese  Bestrebungen 
damals  noch  nicht,  aber  sie  haben  die  Theorie  der  formlosen  Verträge 
wenigstens  vorbereitet. 

Bürgen  gehörten  formell  nicht  mehr  zum  Schuldversprechen,  sondern 
sie  hatten  sich  dem  Gläubiger  durch  besonderes  Gelübde  zu  verpflichten, 
und  zwar  entweder  als  Vermögens-  oder  als  Leibbürgen,  ohne  daß  in 
dem  einen  oder  anderen  Falle  die  Bürgenbestellung  den  Schuldner  befreit 
hätte  ^^®.  Der  Vermögensbürge  haftete  als  solidarischer  Mitschuldner, 
mehrere  Bürgen  galten  als  Gesamtbürgen  mit  solidarischer  Haftung. 
Vereinzelt  kam  es  noch  vor,  daß  der  direkte  Griff  des  Gläubigers  auf 
den  Schuldner  den  Bürgen  befreite  (S.  281,  Anm.  163).  Die  Leibbürgen 
verpflichteten  sich  zum  Einlager,  mit  oder  ohne  den  Schuldner,  und  zwar 
auf  ihre  Kosten,  aber  mit  dem  Rechte  des  Rückgriffes  auf  den  Schuldner^". 
Wer  sich  dem  Einlager  entzog,  wurde  als  Vermögensbürge  behandelt 
Während  die  Vermögensbürgschaft  später  zum  Teil  erblich  wurde,  haftete 
die  Leibbürgschaft  an  der  Person,  doch  wurde  dem  Schuldner  und  den 
Bürgen  in  der  Regel  die  ausdrückliche  Verpflichtung  auferlegt,  für  ver- 
storbene Bürgen  Ersatz  zu  beschaffen. 


»<>»  Vgl.  Gbimm,  138.  141,  605.  Lobbsch  u.  Schrödkb.  Nr.  149,  163.  Für  die 
sächsische  Sitte  sind  nameDtlich  die  Bilder  zum  Sachsenspiegel  lehrreich.  Vgl.  Ho- 
MKYEB,  i.  d.  Anm.  z.  Ssp.  III.  9,  §  1.  85,  §  1.  Batt,  Babo  etc.,  Teutsche  Denk- 
mäler, pg.  XXXU.  Tafel  XV.  Nr.  7,  8,  XVI.  Nr.  9,  XXX.  Nr.  12,  XXXI.  Nr.  l. 

'^  Vgl.  Ssp.  ni.  41,  §  4.  Richtst.  Landr.  6.  41  §  1.  Magd.Bresl.  syst.  Sch.-K. 
III.  2,  c.  138.    Siehe  auch  liOEBSOH  n.  Scbbödbb,  Nr.  257  (238). 

'^  Vgl.  Bremisches  Urk.-B.  I.  Nr.  512  (1296)  Erklärung  der  Bürgen:  Barch4irdus 
miles  —  —  una  nobiscum  se  verhis  veredicit  ohligavity  sed  fidem  non  d^dity  qtua 
dicehaty  se  abiurasse,  quod  fide  data  promittere  non  deheret.  Die  frühere 
Annahme,  daß  schon  die  Rechtsbücher  (Ssp.  I.  7.  Dsp.  15.  Schwsp.  L.  11.  Kl.  Kaiser- 
recht II.  39)  von  der  Formlosigkeit  des  Gelübdes  ausgegangen  seien,  darf  heute  als 
abgethan  gelten. 

»"  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  115  flF.;  Handb.  IL  §  191.  Hbüsleb,  II.  250ff; 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  IX!  68  iF.  Platneb,  Bürgschaft,  1857.  v.  Gosbn,  Privatr. 
d.  Kl.  Kaiscrr.  85  flf.  Kbaut,  Grundriß  §  142.  Loebsch  u.  Schbödeb,  S.  270.  Sclbst- 
bürgschaft:  ebd.  Nr.  180. 

1"  Vgl.  LöNiKG,  a.  a.  O.  239  ff.,  424  ff.  Stobbe,  II.  §  174  N.  i>;  Vertragsrocht 
178  ff.  Neümann,  Gesch.  d.  Wuchers  125  ff.  Fbiedlandkb,  Einlager,  1868.  Gbimm,  RA.  620. 
KoHLBB,  Shakespeare  57  f. 
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Nicht  der  Perfektion,  aber  dem  Beweise  diente  die  Abschließung  der 
Verträge  vor  Gericht  oder  dem  bischöflichen  Offizialate  oder  dem  Pfarrer, 
wo  sich  die  letzteren  mit  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  befaßten  (S.  657). 
Von  besonderer  Bedeutung  waren  die  Stadtbücher  (S.  659).  In  den  Ge- 
schäften des  täglichen  Verkehrs  bediente  man  sich  vielfach  der  Teilzettel 
oder  Zerter  (S.  656),  die  höchste  Bedeutung  für  das  gesamte  Vertragsrecht 
erlangten  aber  Brief  imd  Siegel  (S.  657). 

Durch  die  Order-  und  Inhaberpapiere,  die  auf  dem  deutschrechtlichen 
Prinzipe  der  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  beruhten  und  den  bedeutendsten 
Anwendungsfall  desselben  darstellten  ^i*,  wurde  dem  Bedürfnisse  der  ge- 
richtlichen Stellvertretung,  die  noch  im  13.  Jahrhundert  nur  beschränkt 
anerkannt  war,  der  Boden  geebnet  und  zugleich  die  Übertragung  von  Schuld- 
forderungen ohne  Mitwirkung  des  Schuldners  ermöglicht"'. 

Die  Formen  der  Eheschließung  blieben  bis  zum  13.  Jahrhundert 
im  wesentlichen  die  alten  ^".  Die  Verlobung  bewahrte  nur  in  Friesland 
und  Ditmarschen  noch  längere  Zeit  den  Charakter  des  Brautkaufes"*, 
von  dem  sich  im  übrigen  nur  eine  Erinnerung  in  der  Redensart  „eine 
Frau  kaufen"  für  „heiraten"  erhielt"*.  Die  Beziehung  des  Wittums  zu 
der  Bechtsgültigkeit  der  Ehe  erhielt  sich  nicht  über  das  12.  Jahrhundert 
hinaus"'.  Das  Wesen  der  Verlobung  beruhte  demnach  nur  noch  in  dem 
gegenseitigen  Eheversprechen,  anfangs  in  der  alten  Form  des  Wettver- 
trages, später  mit  Eid  oder  Handschlag"^,  und  dem  dafür  gegebenen 
Handgelde"®,  wofür  auch  der  von  der  einen  Seite  angebotene,  von  der 


"»  Vgl.  Bbunneb,  in  Endbmann'b  Handb.  d.  HR.  II.  160  fF.  Hbüslbb,  I.  211  ff. 
Stobbe,  Handb.  III.  §  172;  Zeitschr.  f.  HR.  XIX.  300  ff.  Besbleb,  Erbverträge  II. 
1,  71  flf.  Behbbkb.  i.  8.  Zeitschrift  VIII.  310  ff.,  532  ff  Siegel,  Versprechen  als  Ver- 
pflichtungsgrund 142  ff.  Gabbis,  Vertrage  z.  G.  Dritter,  1873.  Pakopsky,  Vertrage 
z.  G.  I>ritter,  Berl.  Inaug.-Diss.  1877.    Loebsch  u.  Schbödbb,  Nr.  47,  58,  60,  77. 

"3  Vgl.  8.  660  Und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Keaut,  Grundriß  §  127. 
Bbunneb,  bei  Holtzendobff,  253  f.  Hbcht,  Beitr.  z,  Gesch.  d.  Inh.-Pap.  1869. 
V.  PoscHiNOEB,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Inh.-Pap.  1875.  Küntze,  Lehre  von  den  Inh.- 
Paj).  1857;  Zeitschr.  f.  HR.  II.  570  ff.  Bikdiko,  ebd.  X.  400  ff,  Dünckbb,  Zeitschr. 
f.  deutsch.  R.  V.  30  ff.    Rbkaud,  ebd.  XIV.  315  ff. 

"*  Vgl.  S.  286  ff.  und  die  dort  Anm.  190  angeführte  Litteratur.  Sohm,  Ehe- 
schließung 52—74,  93—106,  158 ff.;  Trauung  und  Verlobung  43—57.  ("biedbbbg, 
Eheschließung  17 ff.,  66 ff.,  78 ff.;  Verlobung  und  Trauung  9—23.  v.  Schbübl,  Ehe- 
recht 43  ff.  Tblting,  a.  a.  0.  Themis  XVI.  Stück  4.  Fockbma-Andbbab,  Bijdragen 
L65ff.  Hbüslbb,  IL  286  ff.  Stobbb.  IL  25ff.  Kbaut,  Grundriß  §  163.  v.  Wyss, 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  XX.  85  ff.    Mbübbb,  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  XXI.  282  ff. 

"•  Vgl.  ScHBöDEB,  Ehel.  Güterrecht  L  49;  De  dote  (Beri.  Inaug.-Diss.  1861) 
33  ff.    l^BLTiNO,  a.  a.  O.  Themis  XVL  431  ff.    v.  Richthofbn,  Zur  I^ex  Saxonum  291. 

^"  Vgl.  Gbimm,  DWB.  V.  327  f. 

*"  Vgl.  Schbödbb,  Ehel.  Güterr.  L  81.  IL  1,  71  f. 

"•  Wettvertrag  S.  291  N.  220. 

''*  Als  Handgeld  oder  „Mahlschatz''  diente  besonders  der  Ehering.  In  der 
Regel  gab  nur  der  Bräutigam  Handgeld,  seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  jedoch  der 
Ringwechsel  üblich.  Vgl.  Kudrun,  Vers  1247  ff.  Kopp,  Bilder  und  Schriften  der 
Vorzeit  H.  10,  Tafel  (Bild  zu  Ssp.  L  3). 
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anderen  angenommene  Imbiß  oder  Weinkauf  eintreten  konnte***.  Der 
Vater  oder  Vormund  der  Braut  trat  nur  noch  bei  Unmündigkeit  der 
letzteren  als  Verlober  auf,  in  anderen  Fällen  genügte  seine  Zostinimung, 
wofür  er  ein  Handgeld  empfing.  Ebenso  erhielten  die  Zeugen,  vor  denen 
die  Verlobung  abgeschlossen  werden  mußte,  von  dem  Bräutigam  Hand- 
gelder (Ehrungen)  für  ihre  Zeugenschaft.  Die  Trauung  erfolgte  anfangs 
noch  durch  den  geborenen,  seit  dem  13.  Jahrhundert  aber  durch  einen 
von  der  Braut  gekorenen  Vormund,  d.  h.  an  die  Stelle  der  vormundschaft- 
lichen Trauung  war  rechtlich  die  Selbsttrauung  der  Braut  getreten  "^ 
Bei  dem  Gewichte,  das  der  Vollziehung  des  ehelichen  Beilagers  allgemein 
für  die  Perfektion  der  Ehe  beigelegt  wurde  ^**,  war  es  kein  Wunder,  wenn 
seit  dem  13.  Jahrhundert  die  Kirche  nicht  nur  die  Laieutrauung  be- 
kämpfte und  ihren  Ersatz  durch  die  kirchliche  Trauung  verlangte  ^^. 
sondern  auch  die  Vollziehung  des  Beilagers  nach  voraufgegangener  Ver- 
lobung als  Selbsttrauung  und  demnach  als  gültigen  Eheschließungsakt 
auffaßte. 

Den  bedeutendsten  Verändenmgen  ist  das  eheliche  Güterrecht 
während  des  Mittelalters  unterlegen"*.    Neben  der  Verwaltungs-  und  der 


*'^  Die  Bedeutung  des  Imbisses  tritt  namentlich  in  dem  Erec  des  Hartmann 
von  der  Aue,  Vers  6377  ff.  hervor. 

*"  Vgl.  SoHM,  Eheschließung  67  flf. 

I2S  Yg]^  g  Q9  j)^  eheliche  Beilager  sollte  streng  genommen  öffentlich  voll- 
zogen werden  (vgl.  Kbaüt,  §  163,  Nr.  42),  gehörte  also  mit  zu  den  Eheschliefiungs- 
formen.  Vielfach  bildete  es  die  Voraussetzung  für  die  genossenschaftlichen  Recht*; 
der  Ehegatten,  wie  Standesgenossen schaft  (vgl.  Ssp.  UI.  45  §  S)  und  Gütergemein- 
schaft (Grimm,  Weistümer  VII.  233). 

"3  Vorher  hatte  sich  die  Kirche  mit  der  Laientrauung  vor  der  Kirchthüre.  si> 
daß  sich  ein  Akt  religiöser  Weihe  in  der  Kirche  unmittelbar  anschließen  konnte,  be- 
gnügt. Zu  den  bekannten  Beispielen  der  Ijaientrauung  ist  noch  hinzuzufügen: 
v.  D.  Bergh,  Oorkondenb.  v.  Holl.  en  Zeeland  I.  Nr.  214  (1207).  v.  Richthopkj«. 
Fries.  RQu.  420,  c.  1;  Unters,  über  fries.  RG.  I.  227  f.  II.  1099  f. 

**^  Vgl.  S.  295  ff.  Zu  der  daselbst  Anm.  245  angeführten  liitteratur  ist  hinzu- 
zufügen-. ScHBÖDKR,  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts,  IL  Teil,  1.-3.  Abt.  1868—74;  Zeitschr. 
f.  RG.  X.  426  ff.;  Krit  Viertelj.-Schr.  f.  RW.  XVH.  76  ff;  ebd.  NF.  VH.  406  ff.; 
Histor.  Zeitschr.  XXXL  289  ff.;  Das  ehel.  Güterrecht  in  Vergangenheit,  Gegenwart 
und  Zukunft,  i.  d.  Zeit-  u.  Streitfragen,  LIX.  1875.  Stobbb,  Handbuch  IV.  §§  215. 
218—25.  Heusler,  II.  816—480,  450—79.  Roth,  Syst.  d.  deutsch.  Priv.-R.  11. 
§§  94,  101,  133;  Gütereinheit  u.  Gütergemeinschaft,  i.  d.  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  K. 
HL  313  ff.;  Krit.  Viertelj.-Schr.  f.  RW.  X.  169  ff.;  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  L  39 ff. 
Gengler,  Lehrb.  d.  deutsch.  Privatr.  IL  929—1162.  Kraut.  Grundriß  §§  164-71 
188—90;  Vormundschaft  II.  331—551.  Lobrsch  u.  Schröder,  S.  270  ff.  Gbbbm, 
Abhandlungen  (1872)  311—72.  H.  Schulze,  Erb-  u.  Familienrecht  75—108.  Kohlk«, 
Der  Dispositionsnießbrauch  im  ehel.  Güterrecht,  Ihbeinq*8  Jahrbücher  XXIV.  191  ff. 
AoRiooLA,  Gewere  zu  rechter  Vormundschaft,  1869.  v.  Martitz,  Das  ehel.  Güterr. 
d.  Sachsenspiegels,  1867.  Hänbl,  Zeitschr.  f.  RG.  L  273  ff.  Göschen,  Goal.  Statuten 
259  ff.  Euler.  Die  ehel.  Erbrechte  nach  lüb.  Rechte  (Abh.  a.  d.  lüb.  Rechte,  II.  1840). 
Oropp,  in  Heise  u.  Cropp,  Jurist.  Abhandl.  II.  427  ff.  Goldfeld,  Das  hambnn?. 
ehel.  Güterrecht,  1888.  Post,  Das  Samtgut,  2.  Aufl.  1879.  Berck,  Das  bremische 
Güterrecht  d.  Ehegatten,  1832.    Telting,  a.  a.  O-,  Themis  XXXII.  1871.    Fockkma- 


§  61.    Das  Priyatrecht.  683 

in  einzelnen  Volksrechten  wenigstens  schon  im  Keime  vorhandenen  Er- 
nmgenschaftsgemeinschaft  gelaugten  die  Mobiliar-  und  Errungenschafts- 
gemeinschaft und  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  zu  ausgedehnter  An- 
wendung. 

Die  Verwaltungsgemeinschaft  hat  sich  mit  geringen  Verände- 
rungen als  das  gesetzliche  System  des  im  Sachsenspiegel  und  dem  Magde- 
burger Stadtrecht  niedergelegten  osttälischen  Rechts  erhalten.  Die  ehe- 
lichen Lasten  lagen  .dem  Ehemanne  allein  ob.  Dafür  nahm  er  das  ganze 
Vermögen  der  Frau  von  Rechts  wegen  in  seine  „Gewere  zu  rechter  Vor- 
mundschaft". Es  galt  der  Satz:  „Mann  und  Weib  haben  kein  gezweiet 
Gut  bei  ihrem  Leib".  Die  ursprüngliche  Zuständigkeit  des  Vermögens 
blieb  hinsichtlich  der  unbeweglichen  Sachen  streng  gewahrt.  Das  unbe- 
wegliche Ehegut  der  Frau  umfaßte  ihr  Eingebrachtes  und  was  sie  während 
der  Ehe  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  Tausch  erwarb.  Aller  Erwerb 
durch  Kauf  wurde  Eigentum  des  Mannes,  auch  wenn  die  Mittel  von  der 
Frau  herrührten.  Bei  der  fahrenden  Habe  bewirkte  die  Ehe  eine  Ver- 
änderung der  Zuständigkeit,  indem  alles,  was  seiner  Natur  nach  als  Gegen- 
stand eines  ländlichen  Brautschatzes  gelten  konnte,  zu  der  Gerade  ge- 
hörte und  als  Eigentum  der  Frau,  alles  übrige  dagegen,  namentlich  alles 
bare  Geld,  als  Eigentum  des  Mannes  galt.  Man  unterschied  daher,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  der  einzelnen  Sachen,  die  weibliche  Fahrnis 
oder  Gerade  und  die  alle  Nichtgeradesachen  umfassende  männliche  Fahrnis. 
Über  das  gesamte  bewegliche  Vermögen  und  sein  unbewegliches  Ver- 
mögen hatte  der  Mann  freie  Verfügung.  Über  unbewegliches  Frauengut 
konnte  nur  gemeinschaftlich  durch  die  Ehegatten  verfügt,  in  Notfällen 
aber  die  mangelnde  Zustimmung  der  Frau  gerichtlich  ergänzt  werden. 
Für  die  Schulden  des  Mannes  haftete  ausschließlich  sein  Vermögen.  Vor- 
eheliche Schulden  der  Frau  hatte  er  aus  ihrem  Vermögen  zu  bezahlen. 
Während  der  Ehe  konnte  die  Frau  nur  mit  seiner  Genehmigung  Rechts* 
geschäfte  mit  Rechtswirkung  für  das  Ehegut  eingehen.    Trieb  die  Frau 


Andbbae,  Bijdragen  II.  48—173;  Gesamende  haod,  i.  d.  Verslagen  en  Mededelingen 
der  Ameterd.  Akad.,  3.  Reeks,  IV.  1887.  Pblinck,  Geschiedenis  van  het  huwelijks- 
goederen recht  in  Drenthe,  Leidener  Inang.-Dlss.  1879.  Euleb,  Güter-  n.  Erbr.  d. 
Eheg.  in  Frankf.  a.  M.,  1841;  Mitteilungen  über  ehel.  Güterrecht,  Arch.  f.  Frankf. 
Gesch.  NF.  IV.  1869;  Über  frank,  ehel.  Güterrecht,  i.  d.  Mitteil.  d.  Frankf.  Gesch.- 
Vereins  IV.  378  ff.  Binding,  Haftung  der  Eheleute  für  Schulden  nach  Frankf.  R.. 
1871;  Zur  Verfangenschaft  d.  frank.  R.,  Krit.  Viertelj.-Schr.  XIII.  375  ff.  Schwarz, 
Gütergemeinschaft  nach  frank.  R.,  1858.  v.  Gosbn,  a.  a.  0.  107  ff.  Gibrkb.  Ba- 
dische Stadtrechte  u.  Reformpläne  des  15.  Jh.,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF. 
III.  129  ff.  Franklin,  Freie  Herren  von  Zimmern  28  ff.  Ogenowski,  Österreich. 
Ehegüi errecht  I.  1880.  Habenöhrl,  Österreich.  Landesrecht  100  ff.  Siegel,  Güterr. 
d.  Eheg.  in  Salzburg,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  1882.  S.  75  ff.  Czyhlarz,  Zur  Ge- 
schichte d.  ehel.  Güterrechts  im  böhm.-mähr.  Ijandrecht,  1883.  Erdmann,  Güterrecht 
d.  Eheg.  in  Liv-,  Est-  u.  Kurland,  1872.  Schoelbb,  Consens  der  Ehefrau  nach 
livländ.  Ijandrecht,  Dorpat.  Zeitschr.  f.  RW.  V.  3,  43  ff.  Stbmann,  Güterrecht  d. 
Eheg.  i.  Geb.  d.  jütisch.  Low,  1857. 
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mit  seiner  Erlaubnis  ein  eigenes  Erwerbsgeschäft,  so  war  sie  innerhalb 
des  dazu  gehörigen  Rechtskreises  selbständig.  Kraft  der  ihr  zustehenden 
Schlüsselgewalt  konnte  die  Frau  Haushaltungsgeschäfte  für  Rechnung  des 
Mannes  ohne  seine  besondere  Genehmigung  abschließen.  Mit  der  Auf- 
lösung der  Ehe  trat  Güterzweiung  ein.  Von  der  Auskehrung  des  unbe- 
weglichen Frauengutes  galt  die  Regel:  „Frauengut  soll  weder  wachsen 
noch  schwinden".  Für  Ausfalle  oder  Verschlechterungen  hatte  der  Mann 
oder  sein  Erbe  Ersatz  zu  leisten,  soweit  der  Ausfall  oder  die  Verschlech- 
terung nicht  auf  einer  Verfügung  der  Frau  beruhte"*;  für  Verbesserungen 
war  dem  Manne  oder  seinem  Erben  aus  dem  Frauengute  Ersatz  zu  ge- 
währen. Die  Gerade  wurde  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  festgestellt; 
während  der  Ehe  galt  sie  als  ein  wandelbarer  VermögensinbegriflF.  Wie 
die  von  dem  Manne  erworbenen  Geradesachen  sofort  in  das  Eigentum 
der  Frau  übergingen,  ohne  daß  er  Ersatz  dafür  bekam,  so  könnt«  ihm 
oder  seinem  Erben  auch  das  Fehlen  einzelner  Geradestücke  nicht  in  An- 
rechnung gebracht  werden "®.  Die  Gerade  hieß  Witwengerade,  wenn  der 
Mann,  dagegen  Niftelgerade,  wenn  die  Frau  gestorben  war.  Ein  Ehe- 
gattenerbrecht war  dem  Sachsenspiegelrechte  unbekannt"'.  Den  Immo- 
biliarnachlaß  des  verstorbenen  Ehegatten  erhielt  sein  nächster  Erbe.  Das- 
selbe galt  von  dem  Mobiliamachlasse  des  Mannes,  mit  Ausnahme  des 
Heergewätes,  das  der  nächste  Schwertmage  und  in  Ermangelung  eines 
solchen  der  Richter  kraft  fiskalischen  HeimfaUsrechtes  erhielt"®.  In  der- 
selben Weise  bildete  die  Niftelgerade  den  Gegenstand  gesonderter  Ver- 
erbung. Sie  fiel  an  die  Töchter,  eventuell  an  die  nächste  weibliche  Ver- 
wandte von  der  Spindelseite  (Niftel),  in  letzter  Reihe  an  den  Richter*'*. 
Söhne  im  Stande  der  Weltgeistlichen  wurden  den  Töchtern  hinsichtüch 
des  Gerddeerbrechts  gleichgestellt"*^.  War  der  Mann  gestorben,  so  er- 
hielt seine  Witwe  außer  ihrem  unbeweglichen  Vermögen  und  der  Genuif 
die  Hälfte  der  auf  dem  Hofe  vorhandenen  Speisevorräte  als  „Musteil'*. 
Außerdem  hatte  sie  bis  zum  Dreißigsten,  bei  bekindeter  Ehe  sogar  für 
die  Dauer  ihres  Witwenstandes,  das  Recht  des  Beisitzes. 

**^  Waren  während  der  Ehe  Güter  der  Frau  durch  die  Ehegatten  gemeinüam 
verkauft  oder  versetzt,  so  wurde  der  Erlös  Eigentum  des  Mannes,  der  aber  dafnr 
Ersatz  zu  leisten  hatte.  Wurden  dagegen  unbewegliche  Sachen  gegen  Frauengnter 
eingetauscht,  so  galten  dieselben  als  Surrogat  und  wurden  Eigentum  der  Frau.  l>^r 
(jirund  der  Verschiedenheit  lag  in  dem  Rechte  des  Mannes  auf  alle  nicht  zur  Gerade 
gehörige  Fahrnis. 

»"  Vgl.  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  3,  S.  5,  7,  15. 

^^'  Daher  sprach  man  im  Gebiete  des  gemeinen  Sachsenrechts  von  statutariscben 
Erbportionen,  wenn  die  Partikularrechte  ein  Ehegattenerbrecht  anordneten. 

»"  Vgl.  Ssp.  I.  28. 

^"  Vgl.  Anm.  128.  Ribdbl,  Codex  dipl.  Brand.  IX.  350  (1346).  Bbhbisd, 
Stendaler  Urteilsbuoh  S.  72,  76.  Von  der  Niftelgerade  wurden  för  den  Mann  ge- 
wisse fär  ihn  unentbehrliche  Hausratsgegenstande  als  „Heerpföhl**  zuröckbehalteB. 
Vgl.  Ssp.  lU.  38  8  5. 

t»o  Ygi  ggp  i  5^  g  3  D^Q  Geistlichen  genossen  diesen  Vorzug,  weil  sie  flicii 
den  erforderlichen  Hausrat  nicht  durch  Heirat  verschaffen  konnten. 
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Das  Geraderecht  wurde  in  den  Städten,  da  es  ihren  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  wenig  entsprach,  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  abge- 
findert.  Manche  Städte  gingen  zur  Gütergemeinschaft  über,  andere  redu- 
zierten die  Gerade  zu  einem  bloßen  Voraus  nach  Art  des  Heergewätes 
und  übertrugen  im  übrigen  die  von  dem  unbeweglichen  Vermögen  gel- 
tenden Regeln,  aber  unter  Aufrecht^rhaltung  des  dem  Manne  zustehenden 
Mobiliarveräußerungsrechtes,  auch  auf  die  fahrende  Habe"^. 

Mit  dem  ost^ilischen  Rechte  stimmte  das  Landrecht  in  Holstein  und 
Eiigeru  im  wesentlichen  überein,  während  die  Städte  sich  mehr  und  mehr 
der  westfälischen  Entwickelung  anschlössen.  Das  westfälische  Recht  hatte 
sich  von  dem  der  übrigen  Sachsen  schon  in  der  vorigen  Periode  (S.  301) 
dadurch  unterschieden,  daß  es  die  Verwaltungsgemeinschaft  nur  bei  kinder- 
loser, bei  bekindeter  Ehe  dagegen  Errungenschaftsgemeinschaft  eintreten 
ließ.  Die  Gruppe  des  Soest-Münsterer  Rechtes  und  das  auf  Soest  ge- 
gründete lübische  Recht  hielten  diese  Unterscheidung  während  des  ganzen 
Mittelalters  fest,  nur  daß  sie  die  P]rrungenschaft8-  zu  allgemeiner  Güter- 
gemeinschaft erweiterten.  Die  bei  kinderloser  Ehe  geltende  Verwaltungs- 
gemeinschaft folgte  ursprünglich  den  gleichen  Grundsätzen  wie  nach  ost- 
falischem  Rechte^**,  allmählich  aber  wurde,  größtenteils  unter  völliger 
Heseitigung  der  Gerade,  auch  bei  der  fahrende  Habe  die  innerliche  Güter- 
trennung durchgeführt.  Der  Mann  behielt  die  freie  Verfügung  über  die 
fahrende  Habe  während  der  Ehe,  aber  gegenüber  seinen  Gläubigern  und 
bei  Auflösung  der  Ehe  wurde  das  bewegliche  Frauengut  ganz  wie  das 
unbewegliche  behandelt.  "  Eine  besondere  Eigentümlichkeit  der  westfiUisch- 
lübischen  Verwaltungsgemeinschaft  bestand  in  der  die  Hälfte  des  Nach- 
husses  umfassenden  statutarischen  Erbportion  des  überlebenden  Ehegatten  **^. 

Auch  das  friesische  Recht  unterschied  zwischen  kinderloser  und  be- 
erbter Ehe.  Während  bei  der  letzteren,  der  einige  Rechte  die  überjährige 
Ehe  gleichstellten,  Mobiliar-  und  Errungeuschaftsgemeinschaft  stattfand, 
lebten  kinderlose  Ehegatten  dauernd  oder  doch  während  des  ersten  Ehe- 
jahres in  reiner  Verwaltungsgemeinschaft,  und  zwar  ohne  das  sächsisch«^ 
Geraderecht  ^". 

Endlich  hat  sich  die  Verwaltungsgemeinschaft  in  der  Weise  des  ost- 
falischen  Rechts,  aber  mit  statutarischer  Erbportion  („Eherecht'*)  und  ohne 
Gerade,  in  einem  Teile  der  schweizerischen  Gebirgslande  erhalten^**. 


»"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  U.  3,  12  ff.  "•  Vgl.  ebd.  3,  11.  24. 

^'^  In  Lüneburg  umfaßte  die  statutarische  Portion  die  ganze  Fahrnis  und  das 
Kaufeigen  des  verstorbenen  Ehegatten,  außerdem  die  Leibzucht  an  seinen  Erbgütern. 
Vgl.  a.  a.  O.  89,  250.  Das  Stadtrecht  von  Brunn  und  das  Meißener  KB.  ließen 
hei  kinderloser  Ehe  Verwaltungs-,  bei  beerbter  Ehe  allgemeine  Gütergemeinschaft 
eintreten.  Die  statutarische  Portion  umfaßte  in  Brunn  den  ganzen  Nachlaß,  ebenso 
im  Meißener  RB..  falls  der  Mann  der  überlebende  Teil  war,  für  die  Fniu  nur  ein 
Drittel.    Vgl.  a.  a.  (>.  316  f.    Ix)br8CH  u.  Schbödbb,  Nr.  247  (227). 

*"  Vgl.  Anm.  137. 

196  Yg]  Heusler,  IL  329  ff.  Meine  früheren  Ausführungen  über  das  schwäbische 
Recht  (a.  a.  O.  IL  l,  §  23)  entbehren  der  Bestimmtheit  und  Klarheit. 
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Die  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft  war  das  vor- 
herrschende System  des  fiänkischen  Rechts'*®,  das  auch  in  Thüringen 
und  den  sächsischen  Harzstädten,  sowie  in  dem  größten  Theile  Schwabens, 
Baiems  und  Österreichs  rezipiert  wurde.  Während  hier  zwischen  kinder- 
loser und  bekindeter  Ehe  nicht  unterschieden  wurde,  kannte  das  friesische 
Recht  die  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft  nur  bei  bekindeter 
Ehe,  der  aber  einzelne  Rechte  die  überjährige  kinderlose  Ehe  gleich- 
stellten**'. Die  Verfügungsrechte  der  Frau  waren  dieselben  wie  bei  der 
Verwaltungsgemeinschaft.  Der  Mann  hatte  die  freie  Verfügung  über  die 
fahrende  Habe,  während  über  Liegenschaften,  auch  wenn  sie  Sondergut 
des  Mannes  waren,  nur  mit  gesamter  Hand  verfügt  werden  konnte **^ 
Samtgutsschulden  waren  alle  Schulden  des  Mannes  und  diejenigen 
Schulden  der  Frau,  die  entweder  vor  der  Ehe  oder  mit  Genehmigung 
des  Mannes  oder  innerhalb  der  gesetzlichen  Zuständigkeit  der  Frau  während 
der  Ehe  entstanden  waren.  Der  Mann  haftete  für  die  Samtgutsschulden 
zugleich  persönlich,  während  die  Frau,  wenn  sie  den  Mann  überlebte, 
sich  durch  Verzicht  auf  das  Samtgut  von  der  weiteren  Haftung  für  die 
nicht  von  ihr  herrührenden  Schulden  befreien  konnte^'*. 

Bei  Auflösung  einer  kinderlosen  Ehe  wurde  das  Sondergut  des  ver- 
storbenen Ehegatten  hinterfallig,  das  Samtgut  aber  entweder  in  alt- 
fränkischer Weise  nach  Schwert-  und  Spindelteil  (S.  305)  oder  halb  und 
halb  geteilt.  Die  meisten  Rechte  gewährten  aber  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten die  gesetzliche  Leibzucht  an  den  Sondergütern  und  dem  Errungen- 
schaftsanteile und  volles  Erbrecht  an  dem  Fahrniäanteile  des  Verstorbenen. 
Manche  Rechte  gingen  noch  weiter,  indem  sie  auch  den  Errungenschafts- 
anteil des  letzteren  ganz  auf  den  überlebenden  Ehegatten  übergehen 
ließen,  so  daß  dieser  Eigentümer  des  ganzen  Samtgutes  wurde. 


*••  Ober  die  altfränkische  EmingenschaftsgemeiDschaft  vgl.  S.  305  f. 

*"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Guterr.  II.  3,  390  ff.  Das  friesische  Recht  ist  zweifellos 
von  denselben  Grundlagen  wie  das  angelsächsische  und  alt  westfälische  Recht  (S.  301  f.) 
ausgegangen.  Das  Landrecht  der  chamavischen  Drenthe  hatte  bei  kinderloser  Ehe 
Mobiliar-  und  Errungenschafts-,  bei  bekindeter  allgemeine  Gütergemeinschaft.  Vgl. 
Ix)ERscH  u.  ScHRÖDEB,  Nr.  298,  345.  Pelinck,  a.  a.  0.  58  ff.,  80  ff.  In  Ditmarschen 
galt  in  jeder  Ehe  Gemeinschaft  des  „ßaugutes*',  d.  h.  der  fahrenden  Habe  mit  Aus- 
nahme des  Heergewätes  und  der  Gerade;  wahrscheinlich  wurde  auch  die  Immobi- 
liarerrungenschaft  zum  Baugute  gerechnet.  Das  ditmarsische  Recht  stand  unter  dem 
Einflüsse  des  jütischen  Low,  ging  aber  im  späteren  Mittelalter  zur  Yerwaltungs- 
gemeinschaft  über.    Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  3,  407  ff. 

188  Ygi  g  3Q9  Qi,  ^gi  gemeinschaftlichen  Verfugungen  der  Ehegatten  auch 
die  Kinder  zugezogen  werden  mußten,  richtete  sich  ganz  nach  der  größeren  oder 
geringeren  Strenge  der  Erben warterechts.  Teilweise  hat  die  letztere  gerade  gegen- 
über den  Gesamthandverfügungen  der  Ehegatten  zuerst  nachgelassen,  indem  man 
die  Interessen  der  Kinder  durch  das  gemeinschaftliche  Handeln  der  Eltern  genügend 
gesichert  glaubte.  Vgl.  S.  673.  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  II.  1,  127  ff.  2,  31  ff. 
3,  233  f. 

*'•  Das  sogenannte  Schlüssel-  oder  Mantelrecht  der  Witwe.  Vgl.  a.  a.  O.  II.  1, 
231  f.  2,  166  f.  3,  291. 
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Während  das  friesische  Recht  nur  bei  beerbter  Ehe  den  angegebenen 
Prinzipien  folgte,  wurde  das  fränkisch-thüringisch-süddeutsche  System, 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  im  Falle  der  beerbten  Ehe  von  den 
Grundsätzen  des  Verfangenschaftsrechts  beherrscht ^*<^.  Hiernach 
zerfiel  das  gesamte  Vermögen  der  Ehegatten,  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Herkunft,  in  zwei  Massen,  die  freien  Güter  und  die  verfangenen  Güter. 
Die  freien  Güter  umfaßten  das  bewegliche  Vermögen  und  alles,  was  der 
überlebende  Ehegatte  nach  Auflösung  der  Ehe  erwarb;  dagegen  war  das 
gesamte  unbeweghche  Vermögen,  das  die  Ehegatten  bis  zu  diesem  Augen- 
blicke besessen  hatten,  Samtgut  wie  Sondergüter,  den  Kindern  verfangen. 
Die  freien  Güter  waren  Eigentum  des  überlebenden  Ehegatten,  die  ver- 
fangenen Güter  dagegen  Eigentum  der  Kinder  und  nur  der  gesetzlichen 
Leibzucht  des  überlebenden  Ehegatten  unterworfen.  Der  letztere  ver- 
fügte über  die  freien  Güter  unbeschränkt,  über  die  verfangenen  nur  unter 
der  Mitwirkung  der  Kinder,  die,  solange  er  ledig  blieb,  in  Notfallen  ge- 
richtlich ergänzt  werden  konnte.  Im  Falle  einer  Wiederverheiratung  be- 
schränkte sich  das  Kindeserbrecht  des  ersten  Bettes  auf  die  verfangenen, 
das  des  zweiten  auf  die  freien  Güter.  Eben  darum  kann  die  Entstehung 
des  Verfangenschaftsrechts  nicht  auf  das  in  dem  Erbenwarterechte  aus- 
gedrückte Gesamteigentum  der  Familie  zurückgeführt  werden  ^*^,  um  so 
weniger  als  sich  das  Verfangenschaftsrecht  auch  in  solchen  Rechten  findet, 
die  das  Erbenwarterecht  nur  noch  in  abgeschwächter  Form  oder  über- 
haupt nicht  mehr  kannten.  Es  ist  vielmehr  auf  die  Sitte  der  gegen- 
seitigen, das  ganze  Vermögen  umfassenden  Lei  bzuchts vertrage  zurück- 
zuführen, durch  die  dem  überlebenden  Ehegatten  die  Leibzucht,  den 
Kindern  aber  das  Eigentum  ausgemacht  wurde  ^*2.  Was  anfangs  in  Ehe- 
verträgen vereinbart  wurde,  verwandelte  sich  allmählich  in  ein  feststehendes 
Gewohnheitsrecht,  das  überall,  wo  nicht  durch  einen  besonderen  Wittums- 
vertrag anders  bestimmt  war,  Anwendung  fand. 

Der  Hauptübelstand  des  Verfangenschaftsrechts  beruhte  in  der  un- 
gleichmäßigen Behandlung  der  Kinder  erster  und  zweiter  Ehe.  Indem 
man  dem  nicht  selten  durch  freiwillige  Teilungsverträge  zwischen  dem 
wiederheiratenden  Ehegatten  und  seinen  Vorkindern  vorzubeugen  suchte, 
wurde  das  gesetzliche  Teilrecht  angebahnt,  das  seit  der  2.  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  in  zunehmendem  Maße  als  eine  heilsame  Reform  des 
Verfangeiischaftsrechtes  erkannt  wurde.    Das  Teilrecht  nötigte  den  über- 

^^"  Ich  schließe  mich  hier  ganz  an  die  Aasfühmngen  in  meiner  Geschichte  des 
ehelichen  Güterrechts  an.  Die  entgegenstehende  Auffassung  von  Hbüsler  und 
HuBEB  ist  unhaltbar,  muß  aber  an  anderer  Stelle  ihre  Widerlegung  finden. 

*^*  Das  Erbenwarterecht  an  dem  Grundbesitze  des  gemeinsamen  Eltern  teils  hätte 
den  Kindern  aus  beiden  Ehen  gleichmäßig  zustehen  müssen.  Die  Beschränkung  der 
einen  auf  die  verfangenen  und  der  anderen  auf  die  später  erworbenen  Güter  wäre 
damit  unvereinbar. 

"*  Vgl.  S.  804.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  II.  2,  192  ff.  Besonders  charakteristisch 
ist  ein  dem  11.  Jahrhundert  an^ehöriger  Bericht  in  dem  Stiftungsbriefe  von  St.  Georgen 
ini  Schwarzwalde,  c.  3  (Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  IX.  196). 
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lebenden  Ehegatten,  der  sich  wieder  verheiraten  wollte^**,  zu  einer  Aus- 
einandersetzung mit  den  Vorkindern,  indem  er  diesen  einen  Teil  der 
freien  wie  der  verfangenen  Güter,  gegen  Verzicht  auf  den  Rest,  sofort 
herausgab.  Die  Teilung  hatte  die  Wirkung  einer  Totteilung.  Die  Kinder 
erhielten  ihren  Anteil  zu  freiem  Eigentume,  verloren  dafür  aber  ihr 
Kindeserbrecht  an  dem  Anteile  des  parens  binubus,  der  denselben  als 
freies,  den  Kindern  zweiter  Ehe  vorbehaltenes  Gut  in  die  zweite  Ehe 
übertrug.  Die  Teilung  erfolgte  nach  Hälften  oder  nach  Schwert-  und 
Spindelteil,  in  manchen  Gegenden  nach  Köpfen. 

Ehen,  in  denen  sämtliche  Kinder  vor  den  Eltern  mit  Tode  abgegangeu 
waren,  wurden  den  von  Anfang  an  kinderlosen  Ehen  gleichgestellt,  das 
Recht  der  Kinder  muß  demnach  ein  erbrechtliches,  erst  durch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  begründetes  gewesen  sein.  Anders  in  Thüringen, 
vereinzelt  auch  in  Süddeutschland,  wo  das  Vorabst-erben  der  Kinder  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  zwischen  den  Ehegatten  begründete,  also  schon 
während  der  Ehe  ein  ganerbschaftliches  Verhältnis  zwischen  jedem  Ehe- 
gatten und  den  Kindern  bestanden  haben  muss^**. 

Das  System  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft  ist  größtenteils 
auf  eine  Erweiterung  der  altfränkischen,  altwestfälischen  und  altfnesischeu 
Errungenschaftsgemeinschaft  zurückzuführen.  Während  das  von  Soest 
ausgehende  westtalisch-lübische  Recht  die  Unterscheidung  zwischen  kinder- 
loser und  beerbter  Ehe  festhielt  und  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
nur  eintreten  ließ,  wenn  und  solange  Kinder  vorhanden  waren  ^*^,  hat  im 
allgemeinen  der  fränkische  Gesichtspunkt,  der  zwischen  beerbten  und  un- 
beerbten Ehen  keinen  Unterschied  machte,  den  Sieg  davon  getragen.  In 
der  oberrheinischen  Tiefebene  von  Basel  bis  Mainz  herrschte  mehrfach 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  mit  Teilung  nach  Schwert-  und  Spindel- 
teil, deren  Herkunft  aus  der  altfränkischen  Errungenschaftsgemeinschaft 
auf  der  Hand  liegt  ^*".  In  Flandern,  den  Niederlanden  sowie  in  einigen 
Teilen  des  Niederrheins  (Grafschaft  Cleve)  und  Westfalens  (Dortmunder 
Stadtrechtsgruppe)  entwickelte  sich  ein  System  der  allgemeinen  Güter- 
gemeinschaft, welches  in  der  Gleichstellung  der  beerbten  und  unbeerbten 
Ehe  altfränkische,  in  der  Halbteilung  altfriesische  und  altwestfalische  Ein- 
flüsse zu  erkennen  gibt^*^     Dasselbe  wurde  auch  von   Hamburg  und 


"ä  AnÜMigB  nur  die  mater  binuba.  Pur  den  Vater  hat  sich  das  Teilrecht  erst 
später  entwickelt.    Vgl.  a,  a.  0.  11.  2,  199. 

"*  Vgl.  a.  a.  0.  II.  2,  190.  8,  300  ff. 

***  Vgl.  S.  685  und  a.  a.  O.  8,  805  ff.  Auch  in  Drenthe,  Lüneburg,  Goslar  und 
einigen  thüringischen  Städten,  ferner  in  Brunn  und  dem  niederbairi sehen  Landshut 
trat  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes  ein,  doch 
stellte  Landshut  der  bekindeten  Ehe  die  fiberjäbrige  gleich.  Vgl.  Anm.  183,  137 
und  a.  a.  O.  8,  301  f. 

'*•  Vgl.  a.  a.  0.  II.  1,  180.  189.  2,  56.  116.  123.  180.  Sandhaas,  a.  a.  0.  178. 
KsRMBR,  Origines  Nass.,  Cod.  dipl.  S.  294,  Nr.  159. 

"'  VgL  a.  a.  0.  ü.  2,  61  ff.,  113,  180.  3,  43 ff.,  127  ff.,  Sil  ff.  Waknkönio, 
Piandr.  RG.  IL  Urk.-B.  Nr.  34.  §  40;  Nr.  69,  §  11;  Nr.  222,  §  24.    In  Brabant  galt 
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seinen  Tochterstädten  sowie  von  Schleswig  und  Flensburg  angenommen 
und  gelangte  durch  Vermittelung  der  niederländischen  Kolonien  zu  wei- 
tester Verbreitung  in  den  Weser-  und  Elbeniederungen,  der  Mark  Branden- 
burg, Preußen,  Schlesien  und  der  Lausitz.  Zahlreiche  mit  Magdeburger 
Recht  bewidmete  Städte  nahmen  statt  des  sächsischen  Geraderechtes  das 
niederländische  System  an.  Eine  Modifikation  erfuhr  das  letztere  in 
einigen  Gegenden  Westfalens,  welche  die  Halbteilung  nur  bei  beerbter  Ehe 
festhielten,  bei  kinderloser  Ehe  aber  Alleinerbrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten eintreten  ließen^*®.  Die  meisten  engerischen  Stadtrechte,  welche 
die  allgemeine  Gütergemeinschaft  t^ils  unter  westfälischen,  teils  unter 
thüringischen  Einflüssen  ausbildeten,  hatten  ebenfalls  Alleinerbrecht  bei 
kinderloser  Ehe,  bei  beerbter  Ehe  dagegen  Halbteilung  für  den  Vater, 
Kopfteilung  für  die  Mutter^*®.  In  den  Gebieten  des  sogenannten  Dritt- 
teilsrechtes (Böhmen,  Mähren,  Mark  Meißen,  zum  Theil  auch  Schlesien),. 
wo  flämische,  bairische  und  tschechische  Elemente  zusammenflössen,  erhielt 
die  Witwe  stets  nur  ein  Drittel  des  Samtgutes ,  während  der  Witwer  das 
Ganze  oder  zwei  Drittel  bekam  *'^. 

In  allen  diesen  Gebieten  folgte  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
durchaus  den  noch  heute  bestehenden  Grundsätzen.  Das  gesamte  Ver- 
mögen befand  sich  im  Gesamteigentume  der  Ehegatten.  Dem  Manne 
stand  freie  Verfügung  über  die  fahrende  Habe  zu;  hinsichtlich  des  unbe- 
weglichen Vermögens  war  in  der  Regel  Verfügung  mit  gesamter  Hand 
erforderlich,  nur  in  dem  Gebiete  des  Dritteiisrechts,  sowie  in  Hamburg, 
Bremen  und  der  Grafschaft  Cleve  hatte  der  Mann  auch  über  den  Grund- 
besitz freie  Verfügung.  Die  Verfügungsrechte  der  Frau  waren  in  der 
gewöhnlichen  Weise  beschränkt.  Alle  Schulden  des  Mannes,  sowie  die 
vorehelichen  und  die  während  der  Ehe  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  ent- 
standenen Schulden  der  Frau  waren  gemeinschaftlich.  Der  Mann  haftete 
persönlich,  die  Frau,  soweit  die  Schulden  nicht  von  ihr  herrührten,  nur 
mit  dem  Samtgute,  so  daß  sie  sich  wie  bei  der  Mobiliar-  und  Errungen- 
schaftsgemeinschaft durch  Verzicht  auf  das  Samtgut  von  jeder  ferneren 
Haftung  frei  machen  konnte  "^  Bei  Auflösung  der  Ehe  erfolgte,  wenn 
keine  Kinder  vorhanden  waren,  die  Vermögensteilung  sofort  oder  doch 
nach  dem  Dreißigsten;  sie  unterblieb  nur,  wo  Alleinerbrecht  des  über- 


das  allgemeine  fränkische  System  der  Mobiliar-  und  Errnngenschaftsgemeinschaft  (mit 
Halbteilung)  und  Verfangenschaftsrecht. 

"•  Vgl.  a.  a.  0.  n.  3,  87  f.,  124  f.  Denselben  Standpunkt  nahmen  Braunschweig 
und  Salzwedel  ein.    Vgl.  ebd.  41  f.,  126  f. 

"•  Vgl.  ebd.  88,  41,  125  f.,  142.  Eulbb,  i.  d.  Mitteil.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver. 
VII.  Nr.  6.  Bremen  stimmte  bei  beerbter  Ehe  mit  den  übrigen  engerischen  Stadt- 
rechten überein;  bei  kinderloser  Ehe  hatte  es  ursprünglich  Halbteilung,  erst  später 
Alleinerbrecht.    Vgl.  a.  a.  0.  46  flf.,  182  f. 

"«  Vgl.  a.  a.  0.  II.  8,  80  ff.,  137  ff. 

**»  Vgl.  a.  a.  O.  IL  8,  284,  287  ff.  Gbnoleb,  Privatrecht  968.  Mittbbmaieb, 
Privatrecht  II'.  §  402,  N.  49. 

B.  ScHiSssm,  Deutiehe  Beohtoffafohiohte.  44 
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lebenden  Ehegatten  galt.  Bei  beerbter  Ehe  fand  regelmäßig  fortgesetzte 
Gütergemeinschaft  statt,  nur  in  dem  Gebiete  des  Dritteiisrechts  war  der 
überlebende  Ehemann  in  der  Regel  der  alleinige  Erbe,  so  daß  die  Kinder 
auf  ein  mehr  oder  weniger  gesichertes  Erbrecht  gegen  den  Vater  be- 
schränkt blieben.  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  wurde  regelmäßig 
im  Falle  der  Wiederverheiratung  des  überlebenden  Ehegatten  durch 
Schichtung  beendigt;  war  dieselbe  unterblieben,  so  setzte  sich  die  Güter- 
gemeinschaft auch  in  zweiter  Ehe  fort,  so  daß  nur  das  Eingebrachte  des 
zweiten  Ehegatten  davon  befreit  blieb.  Manche  Rechte  ließen  auch  in 
einigen  anderen  Fällen  Schichtung  eintreten. 

In  einzelnen  Gebieten  des  firänkisch-süddeutschen  Rechtes,  namentlich 
in  der  Freiburger  Stadtrechtsgruppe,  kam  eine  eigentümliche  Form  der 
allgemeinen  Gütergemeinschaft  vor,  die  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft, sondern  von  der  Ausbildung  gegenseitigen 
Alleinerbrechts  der  Ehegatten  genommen  hat^®^  Charakteristisch  war 
für  dies  System  das  Alleinerbrecht  bei  kinderloser,  das  Verfangensehafts- 
recht  bei  beerbter  Ehe.  Während  der  Ehe  hatte  der  Mann  nach  dem 
Stadtrecht  von  Freiburg  im  Breisgau  und  den  meisten  Tochterrechten 
die  unbeschränkte  Verfügung  über  das  Samtgut,  mit  Einschluß  der  un- 
beweglichen Sachen  ^^*. 

Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  hatte  im  allgemeinen  einen  dis- 
positiven Charakter,  indem  es  durch  Eheverträge  (gedinge^  ^gerate, 
Heiding ^  gemechede^  hilichs  beredungen  ^  brutlaufsbriefe)  ausgeschlossen  oder 
ergänzt  werden  konnte:  „Gedinge  bricht  Landrecht" ^".  Doch  galt  dieser 
Satz  vielfach  nur  für  die  kinderlose  Ehe,  während  bei  beerbter  Ehe  das 
gesetzliche  Recht  unbedingt  zur  Anwendung  kam:  „Kinderzeugen  bricht 
Ehestiftung""*.  Die  Abschließung  der  Eheverträge  erfolgte  regelmäßig 
gerichtlich  oder  vor  Zeugen;  einzelne  jüngere  Rechte  ließen  sich  an  schrift- 
licher Abfassung  genügen;  soweit  es  sich  um  Liegenschaften  handelte, 
war  die  gerichtliche  Form  meistens  unumgänglich.  Die  Abschließung 
der  Eheverträge  war  in  der  Regel  ebensowohl  nach  wie  vor  der  Ehe- 
schließung möglich.  Der  Inhalt  der  Eheverträge  war  außerordentlich 
mannigfaltig;  häufig  hatten  sie  zugleich  den  Charakter  von  Erbvertragen. 

Die  einfachen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  dem  Rechte  des 
Sachsenspiegels  zu  Grunde  lagen,  ließen  sich  noch  an  wenigen  vertrags- 
mäßigen Vereinbarungen  genügen.  Die  eine  bezog  sich  auf  die  wohl 
aus  dem  alten  Muntschatze  entstandene  Leibzucht,  welche  wohl  in  jeder 
Ehe  seitens  des  Mannes  für  seine  Frau  bestellt  wurde  "*•.    Ihren  regel- 


"»  Vgl.  a.a.O.  IL  1,  179  f.,  182.  195  flf.  2.  75  ff.,  91  ff.,  101,  108  f.,  146  ff.,  178  f. 

»»»  Vgl.  ebd.  IL  2,  13  ff.    Hübbb,  a.  a.  O.  6  ff. 

»**  Vgl.  Grap  u.  DiBTHBRE,  Rechtssprlchwörtcr  24  f.  Mit  unrecht  ist  der  dis- 
positive Charakter  des  Sachsenspiegels  von  einigen  Seiten  angezweifelt  worden.  Vgl. 
a.  a.  0.  II.  8,  829  ff. 

»»  Vgl.  a.  a.  O.  IL  1,  63,  138  ff.,  155,  192,  208,  224.  2,  193,  214.  8,  285  f.,  331, 
341  ff.,  355,  386.  "•'  Vgl.  a.  a.  0.  IL  3,  849  ff. 
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mäßigen  Gegenstand  bildeten  Grundstücke,  später  auch  Kapitalien,  in 
Satzungs-  oder  Rentenform  in  Grund  und  Boden  angelegt.  Außerdem 
erhielt  die  Frau  in  alter  Weise  eine  Morgengabe^".  Zur  Sicherung 
von  Frauengeldern,  die  durch  das  sächsische  Geraderecht  Eigentum  des 
Mannes  werden  mußten,  diente  die  Ursale,  d.  h.  die  gerichtliche  Über- 
tragung von  Grundstücken  des  Mannes  zu  Händen  eines  Nebenvormundes 
der  Frau  zu  Eigentum  oder  Satzungsrecht  "^  Ein  anderes,  im  Stadtrecht 
entwickeltes  Mittel,  der  Frau  das  Eigentum  an  ihren  Kapitalien  zu  sichern, 
bestand  in  der  vertragsmäßigen  Errichtung  eines  Vorbehaltsgutes, 
das  aber,  um  wirksam  zu  sein,  gar  nicht  in  die  Hände  des  Mannes 
kommen  durfte,  sondern  einem  Dritten  zu  treuer  Hand  für  die  Frau  über- 
geben werden  mußte ^^®.  Schenkungen  unter  Ehegatten  waren,  wie 
bei  allen  Stämmen,  auch  bei  den  Sachsen  durchaus  zulässig,  wegen  des 
Geraderechtes  aber  nur  bei  unbeweglichen  Sachen  durchführbar"®. 

Wie  bei  den  Sachsen,  so  hatte  sich  auch  bei  den  Schwaben  die  alte 
Morgengabe  selbständig  neben  dem  Muntschatze,  der  hier  Wittum  hieß, 
erhalten"®,  obwohl  sich  das  Wittum  allmählich  ganz  nach  dem  Vorbilde 
des  fränkischen  und  bairischen  Rechtes  umgestaltet  hatte.  Das  fränkische 
Wittum  (widem,  dos,  dotalitium,  donatio  propter  nuptias,  duwarium, 
eduwarium)  war  identisch  mit  der  Morgengabe  (dos,  dotalitium)  des 
bairisch-österreichischen  Rechtes,  von  der  es  sich  nur  dadurch  unterschied, 
daß  es  die  alte  Morgengabe  nicht  völlig  in  sich  aufgenommen,  sondern 
den  aus  beweglichen  Sachen  bestehenden  Teil  derselben  abgestoßen  und 
zu  einer  selbständigen  Gabe  unter  dem  alten  Namen  gestaltet  hatte  ^®^ 

Die  Eigentümlichkeit  des  fränkisch-schwäbischen  Wittums-  und  des 
bairisch-österreichischen  Morgengabe  Vertrages  bestand  darin,  daß  nicht 
bloß  der  Frau  gewisse  Grundstücke  oder  in  Grundstücken  angelegte 
Kapitalien  des  Mannes  als  Witwenversorgung  (zu  Leibzucht  oder  zu 
Eigentum)  überwiesen,  sondern  zugleich  alle  Konsequenzen  des  gesetzlichen 
Güterstandes  der  allgemeinen  oder  partikulären  Gütergemeinschaft  sowie 
des  Verfangenschaftsrechtes  ausgeschlossen  wurden  "*.     In  der  Wittumsehe 

156  Ygi  Q]y^  332  ff.  Im  Ritterstande  entwickelte  sich  seit  dem  13.  Jahrhundert 
eine  gesetzliche  Morgengabe,  die  der  Witwe  kraft  Erbrechts  zukam,  entweder  als 
Surrogat  für  die  ihr  nicht  gewährte  vertragsmäßige  Gabe,  oder  als  gesetzlicher  oder 
gewohnheitsrechtlicher  Zuschlag  zu  derselben. 

>"  Vgl.  ebd.  856  ff. 

"«  Vgl.  a.  a.  O.  II.  8,  359  ff.    Siehe  auch  ebd.  II.  2,  253. 

"•  Vgl.  a.  a.  O.  II.  8,  348,  371  ff.  Schenkungen  beweglicher  Sachen  wurden 
erst  seit  Einführung  des  Vorbehaltsgutes  teilweise  möglich.  Über  Schenkungen  unter 
Ehegatten  nach  süddeutschem  Rechte  vgl.  a.  a.  0.  II.  1,  187  ff. 

*••  Vgl.  a.  a.  0.  IL  1.  24  ff. 

"»  Vgl.  S.  806  f.  und  a.  a.  0.  IL  1,  37  ff.,  48  ff.,  59  ff.,  71  ff.,  93.  2,  214  ff., 
242  ff.    8,  354  ff. 

""  Vgl.  a.  a.  O.  IL  2,  227,  229  ff.  3,  841  N.  42,  854  f.  Wie  strenge  darauf  ge- 
halten wurde,  daß  die  Witwe  nichts  anderes  mitnahm,  als  was  ihr  der  Wittums- 
vertrag  zuwies,  ergibt  sich  u.  a.  aus  einer  Erklärung  der  Witwe  des  Grafen  Wilhelm 
von  Holland  von  1345  (Willems,  Gestes  des  ducs  de  Brabant  I.  834,  Cod.  dipl.  194). 

44* 
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galt  weder  Gütergemeinschaft,  noch  gesamte  Hand  oder  Verfangenschafts- 
recht,  sondern  reine  Verwaltungsgemeinschaft.  Ebendarum  erwies  es 
sich  als  notwendig,  nicht  nur  der  überlebenden  Frau  an  dem  Wittum 
oder  der  Morgengabe,  sondern  auch  dem  überlebenden  Manne  an  der 
Mitgift  oder  Heimsteuer  der  Frau  (Ehesteuer,  Heisteuer,  Heiratsteuer, 
Heiratgut,  Hilichsgeld,  Haussteuer,  Zubringung,  Zugift,  Zugeid,  Braut- 
schatz, üzstiurunge,  dos,  dotalitium,  marits^um)  gewisse  Leibzuchtsrechte 
oder  sonstige  erbrechtliche  Vorteile  zuzusichern.  Man  konnte  daher  von 
einer  gegenseitigen  Bewidmung  der  Ehegatten  reden,  und  so  kam  es,  daß 
auch  die  Heimsteuer  zuweilen  als  ein  dem  Manne  von  der  Frau  be- 
stimmtes „Wittum",  in  bairisch-österreichischen  Quellen  als  „Morgengabe", 
umgekehrt  aber  das  vom  Manne  bestellte  Wittum  als  „Heimsteuer**  oder 
„Heiratgut"  bezeichnet  wurde  ^*'.  Dabei  lag  es  nahe,  die  Höhe  des  Wittums 
nach  derjenigen  der  Heimsteuer  zu  bemessen;  in  diesem  Falle  wurde  das 
Wittum  zur  Widerlegung  (augmentum  dotis)^**.  Sonst  verstand  man 
unter  „Widerlegung"  auch  die  für  die  Heimsteuerkapitalien  in  Satzungs- 
oder Rentenform  seitens  des  Mannes  bestellte  Sicherheit  ^^*. 

Die  böhmisch -mährische  Morgengabe  hat  von  Schlesien  aus  auch 
ihren  Einfluß  auf  das  sächsische  Recht  ausgeübt.  Auf  sie  ist  die  ge- 
lobte Morgengabe  der  sächsischen  Stadtrechte,  die  später  auch  in  das 
Landrecht  Eingang  fand,  zurückzuführen ^®®.  So  kam  es  auch  in  den 
Städten  magdeburgischen  Rechts,  die  das  flämische  Familiengüterrecht 
angenommen  hatten,  zu  gegenseitigen  Morgengabeverträgen,  durch  welche 
die  gesetzliche  Gütergemeinschaft  ausgeschlossen  wurde  ^^'.  In  Braun- 
schweig und  der  Mark  Brandenburg,  wo  die  gelobte  Morgengabe  keinen 
Eingang  fand,  legte  man  später  dem  Leibzuchtsvertrage  die  gleiche  aus- 
schließende Wirkung  bei^®®.  In  Westfalen  gab  es  einen  Ehevertrag,  der 
Unterschied,  differentia  oder  Wiederkehr  genannt  wurde  und  direkt  auf 
die  Ausschließung  der  gesetzlichen  Gütergemeinschaft  für  den  Fall  der 


Das  einfache  Leibgedinge  wurde  nur  als  vertragsmäßige  Ergänzung  des  gesetzlichen 
Gtiterstandes  behandelt.    Vgl.  a.  a.  O.  II.  1,  75.   2,  274. 

»«»  Vgl.  a.  a.O.  U.  1,  20,  65  f.,  67  flF.,  83  f.,  88  ff.  2,  236,  239.  243,  260.  3,  340  ff. 
Trienter  Statuten  c.  60  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  XXVI.  135). 

*"  Vgl.  a.  a.  0.  II.  1,  38  f.,  65,  81  ff.  2,  236  f.  In  Wien  und  den  böhmisch- 
mährischen  Stadt-  und  Landrechten  war  es  üblich,  daß  die  Morgengabe  (tschech.  veno) 
um  die  Hälfte  höher  als  die  Heimsteuer  war.    Vgl.  Czyhlabz,  a.  a.  0.  40—44. 

*•*  Vgl.  a.  a.  0.  II.  1,  76  ff.,  140.  2,  235.  Neben  „Widerlegung"  begegnet 
auch  das  an  die  sächsische  Ursale  anklingende  ursasse.  Vgl.  Urk.  v.  1305,  Zeitschr. 
f.  Gesch.  d.  Oberrh.  XX.  313  f. 

**•  Vgl.  a.  a.  O.  II.  3,  337—345.  Albrkoht,  in  Schnbideb*s  Krit  Jahrbüchern 
XI.  330.  V.  Mabtitz,  a.  a.  O.  345  ff.  Agbicola,  523  ff.  Ioaband,  Verm.  Klagen 
395  ff.    Bbselee,  Erbverträge  I.  157  ff. 

^^'  Vgl.  a.  a.  O.  n.  3,  340,  844  f.  Über  ähnliche  Erscheinungen  in  Westfalen, 
wo  die  Morgengabe  teils  die  statutarische  Erbportion,  teils  die  allgemeine  Güterge- 
meinschaft ausRchloB,  vgl.  ebd.  846  ff. 

*•«  Vgl.  a.  a.  0.  n.  3,  353  f. 
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Kinderlosigkeit  gerichtet  war^*^  Auch  während  der  Ehe  konnte  die  Güter- 
gemeinschaft durch  Vertrag  aufgehoben  werden  ^'^. 

Umgekehrt  kam  in  den  Gebieten  der  Verwaltungsgemeinschaft  nicht 
selten  die  vertragsmäßige  Errichtung  allgemeiner  Gütergemeinschaft  vor^'^^ 
In  Magdeburg  war  dieselbe  im  14.  Jahrhundert  so  häufig,  daß  eigene 
statutarische  Normen  dafür  erlassen  wurden. 

Sehr  gewöhnlich  waren  auch  Vereinbarungen,  welche  die  Erweiterung 
oder  Beschränkung  der  Dispositionsbefugnisse  der  Ehegatten,  zumal  des 
Mannes,  bezweckten.  Dem  französischen  ameublissement  determine  und 
indetermine  entsprach  es,  wenn  die  Frau  ihren  Grundbesitz  like  varende 
oder  like  kopschatte  einbrachte  ^^^.  Umgekehrt  begegnet  in  einem  west- 
fälischen Ehevertrage  die  Abrede:  dat  all  aisulke  geredt  goed  soll  erfgoed 
sin^''^.  In  Ditmarschen  war  es  üblich,  daß  die  Frau  ihren  gesamten 
Brautschatz,  Fahrendes  wie  Liegendes,  dem  Manne  gegen  eine  Taxe  zu 
Eigentum  übertrug  („Belassung  auf  Markzahl*  V». 

Die  väterliche  Gewalt^'*  behauptete  sich  als  ein  Schutz-  und  Ge- 
waltverhältnis, obwohl  von  Tötung,  Verkauf  und  Heiratszwang  keine  Rede 
mehr  sein  konnte  ^^^.  Daß  das  Erziehungsrecht  auch  erwachsenen  Kindern 
gegenüber  mit  dem  Züchtigungsrechte  ausgestattet  war,  wurde  selbst  in 
gerichtlichen  Entscheidungen  ausgesprochen*'®.  Den  Rechtsgrund  der 
väterlichen  Gewalt  bildete  jetzt  nur  noch  die  eheliche  Abstammung  vom 
Vater*''.  Adoptionen  kamen  noch  vor,  es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  durch 
dieselben  die  väterliche  Gewalt  begründet  wurde*'®.  Der  Vater  hatte  an 
dem  Vermögen  der  Kinder  die  Verwaltung  und  Nutzung^'®,  war  aber  für 
Schmälerungen  oder  Verschlechteningen ,  die  nicht  auf  Zufall  beruhten, 

"»  Ebd.  885  flf.  "«  Ebd.  387  f. 

"»  Vgl.  a.  a.  0.  IL  2,  258.    3,  380  ff.  »"  Vgl.  a.  a.  O.  II.  2,  254.  3,  23t. 

"8  Pahnb,  Geschichte  des  Geschl.  ^ou  Bocholtz,  Urk.-B.  Nr.  56. 

"»•  Vgl.  a.  a.  0.  IL  3,  410.  417. 

"*  Vgl.  S.  810  ff.  und  die  daselbst  Anm.  337  angeführte  Litteratur.  Rive,  Vor- 
mundschaft IL  1,  174  ff.  IL  2.  149  ff.  Eichhorn.  §§  352,  371.  Zöppl,  RG.  III.  §  92. 
Tbltino,  a.  a.  O.,  Themls  }CXXIL  (1871),  Stück  4.  Göschen,  Gosl.  Statuten  280 ff. 
Kraut,  Grundriß  §§  184,  186  f.,  189.    v.  Gosen,  a.  a.  O.  98  ff. 

^'^  Nur  Schwsp.  L.  857  und  eine  Stelle  des  Geiler  von  Kaisersberg  (Grimm,  RA. 
461  f.]  gedenken  noch  des  Verkaufes  eines  Kindes  in  echter  Not.  Ich  zweifle  nicht, 
daß  Geiler  ans  dem  Schwäbenspiegel,  dieser  aber  kritiklos  aus  seinem  bunt  zusammen- 
gewürfelten Quellenmaterial  geschöpft  hat.  Solange  die  Nachricht  nicht  anderweitig 
bestätigt  ist,  verdient  sie  keinen  Glauben. 

"«  Vgl.  Loersch  n.  Schröder,  Nr.  341  (300).    Dagegen  KI.  Kaiserr.  IL  6. 

"'  Vgl.  Kraut,  IL  586  f. 

"•  Vgl.  Stobbb  ,  IV.  376  f.  Kraut,  Grundriß  §  186,  Nr.  14-17.  Taufpathen- 
sohaft  als  Adoption:  Lobrsch  u.  Schröder,  1.  Aufl.  Nr.  116.  Lisch,  Urk.-Samml.  d. 
Geschlechts  v.  Maltzan  L  Nr.  12,  14,  71. 

^'*  Eine  Ausnahme  machte  ein  Statut  der  Stadt  Höxter.  Vgl.  Kraut,  IL  618. 
Zu  Verfügungen  über  Liegenschaften  war  der  Vater  nur  in  echter  Not  berechtigt. 
Andere  Verfügungen  wurden  gültig,  wenn  die  Kinder,  nachdem  sie  zu  ihren  Jahren 
gekommen  waren,  Jahr  und  Tag  ohne  Anfechtung  verstreichen  ließen.  Vgl.  Hbusler, 
IL  437,  448. 
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ersatzpflichtig,  wie  er  für  seine  Aufwendungen  Ersatz  verlangen  konnte  ^^. 
Es  galt  das  Sprichwort:  „Kindergut  ist  eisern  Gut"^®^  Hauskinder,  die 
zu  ihren  Jahren  gekommen  waren,  besaßen  die  volle  Handlungsfähigkeit, 
aber  keine  Disposition  über  ihr  vom  Vater  verwaltetes  Vermögen  ^^^  Die 
Haftung  des  Vaters  für  Deliktsschulden  der  Hauskinder  bestand  fort,  zum 
Teil  aber  nur  noch  in  abgeschwächter  Gestalt*®'.  Die  gerichtliche  Ver- 
tretung der  Kinder  stand  dem  Vater  zu.  Die  Aufhebung  der  väterlichen 
Gewalt  durch  formliche  Emanzipation  kam  wohl  nur  noch  selten  vor. 
Der  regelmäßige  Fall  der  Aufhebung  war  Verheiratung  der  Töchter, 
Vermögensabsonderung  der  Söhne.  Der  Vater  hatte  dem  aus  der  Ware 
scheidenden  Kinde  sein  Vermögen  herauszugeben  oder,  wenn  solches  nicht 
vorhanden  war,  eine  Aussteuer  zu  gewähren  ^®*.  Volljährige  Söhne  konnten 
die  Absonderung  vom  Vater  verlangen '^^  Wurden  die  Kinder  durch  die 
Vermögensverwaltung  des  Vaters  gefährdet,  so  konnte  diesem  auf  Veran- 
lassung der  Sippe  oder  des  Richters  die  väterliche  Gewalt  entzogen  werden  ^^. 

Eine  Legitimation  unehelicher  Kinder  war  dem  Mittelalter  zu- 
nächst unbekannt.  Erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  kam  die  Legitimation 
durch  nachfolgende  Ehe  (Mantelkinder)  und,  nach  römischem  Vorbilde, 
durch  königlichen  oder  landesherrlichen  Erlaß  in  Übung  ^®^.  Uneheliche 
Kinder  waren  rechtlos,  sie  konnten  daher  weder  eine  Vormundschaft  be- 
kleiden, noch  einen  Vormund  haben,  auch  hatten  sie  kein  gesetzliches 
Erbrecht,  weder  aktiv,  noch  passiv,  nicht  einmal  gegen  die  Mutter ^®^ 
Gegen  ihren  Erzeuger  hatten  sie  einen  gewissen  Anspruch  auf  Unterhalt  ^^^ 

Auf  dem  Gebiete   des  Vormundschaftsrechts ^**^  hatt«   die  Ge- 

»»0  Vgl.  Ssp.  L  n.     LOERSCH  u.  ScHBÖDER,  Nr.  330  (290). 

**^  Vgl.  Graf  u.  Diethbrb,  172. 

»•*  Vgl.  LoERscH  u.  Schröder,  Nr.  341  (300).  Kraut,  Grundriß  §  184,  Nr.  4, 
5,  15.  §  187,  Nr.  3.  4. 

"»  Vgl.  Heüsler,  II.  450. 

»«*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gtiterr.  U.  1,  12  ff.,  167  f.  2,  234.  Loehsch  u.  Schrödkb, 
Nr.  154,  208,  285,  814.  324,  329,  331. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  1,  222.  2,  140  f.  3,  159.  Heuslrr,  U.  440. 
IjOersoh  u.  Schröder,  Nr.  330  (290).  Wenn  Schwsp.  L.  61,  186  das  Recht  auf  Ab* 
sondemng  erst  mit  25  Jahren  eintreten  läßt,  so  hat  er  sich  wohl  dnrch  das  römische 
Becht  bestimmen  lassen,  was  schon  Dsp.  56  durchblickt. 

*"  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  II.  5.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  II.  1,  186,  N.  64.  2,  140. 
8,  159.  Auch  die  Ehefrau  konnte  in  ähnlichen  Fällen  Aufhebung  der  Gütergemein- 
schaft verlangen.    Vgl.  ebd.  1,  149  ff.    Ia)£Esch  u.  Schröder.  Nr.  206  (184),  346. 

*"  Vgl.  Stobbe,  IV.  366  ff.  Eichhorn,  §  449.  Kraut,  Grundriß  §  186  Nr.  1—8. 
LoEBSCH  u.  Schröder,  Nr.  182,  281,  329,  342.  v.  d.  Beroh,  Oorkondenb.  v.  HoII. 
en  Zeeland  I.  Nr.  395  (1243).    Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  730,  731. 

»"  Vgl.  S.  449.    Budde,  Rechtlosigkeit  48  f.  »«»  Vgl.  Stobbe,  IV.  411. 

»»<>  Vgl.  S.  313  ff.,  662  und  die  S.  313  N.  360  angeführte  Litteratur.  Eichhokm, 
§§  353,  372.  Walter,  RG.  §§  513-16.  Zöppl,  RG.  III.  §  93.  Kraut,  Vormund- 
schaft I.  132—150,  186-234,  286  ff.,  398  ff.  IL  3—94,  191  ff.,  266  ff.;  Grundnß 
§§  162,  191— 195a.  Heusler,  II.  498 ff.,  511  ff.  Stobbe,  IV.  §§  263—68,  274-76. 
RivE,  Vormundschaft  II.  1,  13  ff.,  69  ff.,  167  ff.  2,  1  ff.,  73  ff.,  174  ff.  v.  Amiäa,  Krit. 
Viertelj.-Schr.  XVII.   421  ff.     Aoricola,   Gewere    zu    rechter   Vormundschaft  77  ff. 
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sclüechtsvonnundschaft,  abgesehen  von  dem  friesischen  Rechte,  die  größte 
VeräuderuDg  erfahren,  indem  sie  im  allgemeinen  zu  einer  Vertreterschaft 
in  gerichtlichen  Angelegenheiten,  bei  Prozessen  wie  Akten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  zusammengeschrumpft  war.  Die  Altersvormundschaft 
wurde  von  dem  frühzeitigen  Mündigkeitstermine  des  altdeutschen  Rechtes 
nicht  mehr  in  gleichem  Maße  wie  ehedem  berührt,  indem  sie  entweder 
noch  über  den  Eintritt  der  Mündigkeit  hinaus  während  einer  gewissen 
Zeit  fortgesetzt  oder  doch  dem  zu  seinen  Jahren  gekommenen  Mündel  die 
Wahl  eines  Pflegers  oder  gerichtlichen  Vertreters  anheimgegeben  wurde. 
Inhaltlich  bewegte  sich  die  Altersvormundschaft  auf  demselben  Boden  wie 
diejenige  über  Geisteskranke  und  Gebrechliche.  Eine  eigentliche  Pflegschaft 
für  Verschwender  und  Verschollene  gab  es  noch  nicht.  Die  prozessuali- 
schen Vertretungsbefugnisse  des  Vormundes  waren  gegenüber  der  vorigen 
Periode  wesentlich  erweitert.  Neben  der  alten  nießbräuchlichen  Vormund- 
schaft, die  in  dem  friesisch -holländischen  Rechte  fortdauerte,  auch  den 
Sachsenspiegel  und  das  sächsische  Weichbildrecht  samt  den  beiden  Glossen 
noch  beherrschte  und  im  fränkischen  Rechte  sich  wenigstens  noch  in  ein- 
zelnen Spuren  zeigte  ^^^,  trat  in  Süddeutschland  die  bloß  fürsorgliche  Vor- 
mimdschaft  mit  Abrechnungspflicht  in  den  Vordergrund,  um  allmählich 
auch  Norddeutschland  zu  erobern.  Hand  in  Hand  mit  dieser  jüngeren 
Form  der  Vormundschaft  ging  die  weitere  Ausbildung  der  staatlichen 
Obervormundschaft,  durch  die  der  geborene  Vormund  des  älteren  Rechts 
und  die  Obervormundschaft  der  Sippe  in  den  Hintergrund  gedrängt  wurde. 
Neben  den  geborenen  Vormund  trat  zunächst  der  vom  Vater  gekorene, 
dann  der  vom  Richter  gesetzte^®'.  Es  gehörte  zu  den  Aufgaben  des 
Richters,  hilfsbedürftigen  Personen,  die  keinen  Vormund  hatten,  einen 
solchen  zu  geben.  Die  Vormundschaftsführung  stand  unter  der  Aufsicht 
des  Richters,  der  den  Vormund  gegebenenfalls  als  Balemund  absetzen 
konnte.  Auch  Erteilung  der  venia  aetatis  durch  den  König  kam  seit 
dem  13.  Jahrhundert  vor*®^  Vormund  konnte  nur  eine  Person  sein,  die 
dem  Mündel  ebenbürtig  war.  Rechtlose  konnten  weder  Vormund  werden, 
noch  einen  Vormund  haben  ^®*.  Eigentliche  Vormundschaft  der  Mutter 
über  ihre  Kinder  kam  noch  nicht  vor,  dagegen  wurde  ihr  nicht  selten 
die  persönliche  Fürsorge  übertragen,  so  daß  der  Vormund  auf  die  Ver- 
mögensverwaltung beschränkt  blieb. 

Das  Erbrecht^^^  hatte   den  Zusammenhang  mit  der  alten  Haus- 

V.  Martitz,  Ehel.  Güterrecht  83  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  1.  177  ff.  V^inklbb, 
a.  a.  O.  54  ff.  Teltino,  a.  a.  0.,  Themis  XXXIl.  (1871),  Stück  4.-  Göbchbn,  Gosl. 
Statuten  244 ff.  H.  Schulze,  Erb-  u.  Familienrecht  109 ff.  Loebsch  n.  Schbödeb, 
S.  256  f.    V.  GosBN,  a.  a.  O.  101  ff. 

*'*  Vgl.  Amira.  a.  a.  O.  427.  Lothringische  Urkunde  v.  1207  bei  Betbb,  Mittel- 
rhein. Urk.-B.  IL  S.  267. 

»»*  Vgl,  Kbaut,  Grundriß  §  162.  Nr.  21—28.  §  191,  Nr.  17—21,  84. 

»»•  Kraut,  Vormundschaft  IL  86  ff.  •»*  Buddb,  Rechtlosigkeit  33  ff. 

1**  Vgl.  S.  317  ff.  und  die  daselbst  Anm.  389,  412  und  435  angeführte  Litteratur. 
Stobbe,  Handb.  V.§§281,  283,  285—88,  290-91,  293,  299-301,  308,  810,  313;  Beitr. 
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genossenschaft  im  allgemeinen  rerloren.  Die  im  Sachsenspiegel  noch 
durchblickende  Unterscheidung  des  engeren  Erbenkreises  von  dem  weiteren 
der  „Sippe"  oder  der  „Magen"  wurde  von  den  jüngeren  Rechtsbüchern 
nicht  mehr  verstanden  *••.  Das  Verwandtschaftsbild  suchte  man  sich  in 
alter  Weise  an  den  Gliedern  des  menschlichen  Körpers  klar  zu  machen; 
der  Vergleich  der  Sippe  mit  dem  Baume  und  seinen  Ästen  und  Zweigen 
(arbor  consanguinitatis)  wurde  erst  im  späteren  Mittelalter  aus  dem  kano- 
nischen Rechte  übernommen  ^•^  Die  Erbfolgeordnung,  die  von  den  Quellen 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt  und  daher  nur  selten  ausdrücklich 
dargestellt  wurde,  war  die  von  uns  schon  für  die  vorige  Periode  ange- 
nommene Parentelen-  oder  Linealgradualordnung^*®.     Den  ersten   Erb- 


37  ff.  Eichhorn,  §§878-75,454—56.  Zöpfl.  RG.III.  §§  117-21.  Kraut,  Grundriß 
§§  146,  148,  155—61.  Loebsch  u.  Scbbödeb,  S.  273  f.  Gbnolbb,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Priv.-R.  1305  ff.  Siegel,  Das  deutsche  Erbrecht  des  Mittelalters,  1853.  Fischbb,  Versuch 
über  die  Gesch.  d.  teutsch.  Erbfolge,  2  Bde.,  1778.  Tbltiho,  a.  a.  O.,  Themis  XL.  (1879), 
XLI.  (1880),  XLIII.  (1882).  Pauli,  Erbrecht  der  Blutsfreunde  und  die  Testamente  (Abh. 
a.  d.  lab.  R.  III.  1841).  Göschen,  Gosl.Stat.  128 ff.  v.  Gosen,  a.  a.  0. 1 55  ff.  Franklin, 
Freie  Herren  von  Zimmern  57  ff.  Hubbb,  Die  Schweiz.  Erbrechte,  Zürich.  Inaag.-Diss. 
1872.  KoTHiNO.  Erbrechte  des  Kantons  Seh  wiz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  Y.  Hasbnöhrl, 
Österreich.  Landesrecht  182  ff.  Zöpfl,  Bamberger  Recht  210  ff.  v.  Sydow,  Darstellung 
des  Erbrechts  n.  d.  Sachsenspiegel,  1828.  Schilling,  Lehn-  u.  erbrecht!.  Satzungen  des 
waldemar-erichschen  Rechts,  1879.  H.  Schulze,  Erb-  u.  Familienrechte  32  ff.  Lam- 
pbbcht,  Wirtschaftsleben  L  628  ff.  Gaupp,  Germ.  Abhandl.  62  ff.;  Miscellen  75  ff. 
Albbecht,  Gewere  188—222;  Krit.  Jahrbücher  f.  deutsche  Rechtswissensch.  (v.  Richter 
u.  Schneidbb)  XI.  321—53;  (Berliner)  Jahrbücher  f.  wiss.  Kritik  1830,  Nr.  63—65. 
Bebeleb,  Erb  vertrage,  I.  II.  1.  2.  1835—40.  v.  Wyss,  Letzt  w.  Verfügungen  n.  d. 
Schweiz.  Rechten  der  früheren  Zeit,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  XIX.  68  ff.  Euleb,  Bei- 
trag z.  Gesch.  d.  Testamente,  Arch.  f.  Frankf.  Gesch.  V.  1852.  Behbbnd,  Anevang 
und  Erbengewere,  Bresl.  Festschr.  f.  Bebeleb,  1885.  Kbom,  Oudnederlandsch  erfhuis- 
recht,  1878.  Coback,  Besitz  des  Erben,  1877.  Rosin,  Begriff  der  Schwertmagen, 
1877.  Schbödeb,  Bezeichnung  der  Spindelmagen  in  der  älteren  deutschen  Rechts- 
sprache, Zeitschr.  f.  RG.  XVII.  1  ff. 

»»•  Vgl.  Ssp.  I  3  §  8  und  Dsp.  6  mit  Schwsp.  L.  Sa. 

»•^  Vgl.  Stobbb,  V.  64. 

^**  Zu  der  bereits  angeföhrten  Litteratur  vgl.  noch  Schanz,  Erbfolgeprinzip  des 
Sachsenspiegels  und  Magdeburger  Rechts,  1883,  der  die  unrichtige  Ansicht  vertritt. 
Die  Angaben  des  Ssp.  I.  3  §  3,  17  §  1  können  bei  unbefangener  Auffassung  nur  von 
der  Parentelenordnung  verstanden  werden.  Vgl.  Heusleb,  IL  594,  600  f.  Nach  dem 
Landbuche  von  Nidwaiden  c.  157  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  VI.  2,  157)  soll  derjenige 
Erbe  werden,  der  Hn  fründschaß  aller  nochst  gerechnen  nung  an  des  toten  rechten 
vater,  d.  h.  der  von  dem  nächsten  Vater  (Vorfahren)  des  Erblassers  abstammt.  Das 
Saarbrücker  Landrecht  I.  c.  4  (Kbemeb,  Gesch.  d.  Grafen  v.  Saarbr.  558)  bestimmt 
daß,  wenn  weder  Descendenten,  noch  Ascendenten  oder  Geschwister  vorhanden  sind, 
das  nachgelassen  erb  und  gut  gehet  und  folget  an  die  nechste  erben  in  der  rechten 
ufsteigenden  linien,  da  es  den  ersten  grad  zur  seilen  absteigen  ßndet.  Kaum  weniger 
deutlich  ergibt  sich  die  Parentelenordnung  aus  der  Summa  legum  von  Wiener-Neu- 
stadt (Tomaschek,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  CV.  2,  291  f.)  und  dem  schon  von 
Hometeb  angezogenen  Sprich worte:  Geen  good  hlimt  gaame,  dem  man  die  bei  Gbaf 
u.  Dibthbbb,  Rechtssprichwörter  198  mitgeteilten  und  das  schweizerische  Sprich- 
wort: ain  erbschaft  soll  für  sich  gan  und  nit  hinder  sich  (Foffa,  Das  bündnerische 
Münsterthal  114;  Kbaut,  §  146,  Nr.  81)  anreihen  mag. 
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ansprach  hatte  der  Busen,  d.  h.  die  eheliche  Nachkommenschaft  des  Erb- 
lassers, und  zwar  anfangs  die  Kinder  durchaus  vor  den  Enkeln  und  diese 
vor  den  Urenkeln;  nur  schrittweise  gelangte  das  Repräsentationsrecht  der 
entfernteren  Descendenten  zur  Anerkennung,  bis  es  1498  reichsgesetzlich 
festgestellt  wurde ^•*.  Auf  den  Busen  folgten  die  Eltern  (Schoßfall),  so- 
dann die  Geschwister  und  deren  Nachkommen,  gleich  nahe  nach  Köpfen, 
die  näheren  yor  den  entfernteren,  bis  1521  auch  hier  das  Repräsentations- 
recht reichsgesetzlich  eingeführt  wurde  *^^.  Auf  die  elterliche  Parentel 
folgte  die  der  Großeltern,  und  zwar  ebenfalls  die  letzteren  vor  ihren  Nach- 
kommen ^*^^  Die  dem  germanischen  Rechte  eigentümlichen  Grenzen  der 
Sippe  in  auf-  und  absteigender  Linie  (S.  324)  wurden  zum  Teil  auch  im 
Mittelalter  noch  beobachtet,  verloren  aber  allmählich  ihre  Bedeutung*^*. 

Von  dieser  Erbfolgeordnung  gab  es  zahllose  Abweichungen,  die  teils 
durch  ganerbschaftliche  Verhältnisse,  teils  durch  Einwirkungen  des  ehe- 
lichen Güterrechts,  teils  durch  partikularrechtliche  Willkür  herbeigeführt 
w^aren.  Insbesondere  wurde  das  Erbrecht  der  Eltern  vielfach  auf  die  ent- 
fernteren Vorfahren  ausgedehnt,  andererseits  nicht  selten  die  Erbberech- 
tigung  der  Geschwister  neben  oder  selbst  vor  den  Eltern  anerkannt.  Eine 
in  den  verschiedensten  Rechtsgebieten  beobachtete  Eigentümlichkeit  war 
das  Fallrecht  (ins  recadentiae  s.  revolutionis) ,  welches  nach  dem  Grund- 
satze „patema  patemis,  materna  maternis"  eine  getrennte  Beerbung  ein- 
treten ließ,  indem  die  Verwandten  von  väterlicher  Seite  das  von  dieser 
herrührende  Vermögen  oder  auch  die  Hälfte  des  ganzen  Nachlasses,  die- 
jenigen von  mütterlicher  Seite  das  von  daher  gekommene  oder  die  andere 
Hälfte  erbten  ^3. 

Überaus  mannigfaltig  waren  die  Unterschiede  in  der  Erbberechtigung 
des  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  der  Schwert-  und  Spindel- 
magen, der  voll-  und  halbbürtigen  Verwandtschaft'^*. 

Gleich  nahe  Erben  teilten  in  der  Regel  nach  dem  Sprichwort:  „Der 
ältere  soll  teilen,  der  jüngere  kiesen"  (Kürrecht)  *^^  doch  kam  auch  Teilung 

***  Vgl.  §  87  N.  7.  Bei  den  Sachsen  wurde  das  Repräsentationsrecht  zuerst 
dnrch  Gottesurteil  (gerichtlichen  Zweikampf)  im  Hofgericht  Ottos  I.  zur  Anerkennung 
gebracht  (vgl.  Widukinds  res  gestae  Saxonicae  II.  10),  aber  selbst  Ssp.  I.  5  §  1  ge- 
steht dasselbe  nur  erst  den  Sohnes-  und  nicht  auch  den  Tochterkindern  zu.  Vgl. 
BöHMBB,  Acta  imperii  sei.  Nr.  S41.  Hbusler,  IL  579  ff.  Stobbe,  V.  94  f.  Wenn 
Enkel  allein  erbten,  wurde  häufig  nicht  nach  Linien,  sondern  nach  Köpfen  geteilt. 
Vgl.  Stobbb,  V.  96  f. 

«00  Vgl.  §  87  N.  7.  Kinder  von  Geschwistern  unter  sich  erbten  nach  Köpfen 
(RA.  von  Speier  1529  §  81),  nach  dem  Saarbrücker  Landrecht  I.  4  und  einem  Frank- 
furter Urteil  von  1399  (Loebscu  u.  Sohböder,  Nr.  231)  nach  Linien. 

»<>i  Vgl.  Stadtr.  v.  Wesel  §  25.  Willkür  der  Sachsen  im  Zips  von  1370.  §  63 
(MiGHNAY  u.  LiCHNER,  Ofuer  stadtrecht  S.  231). 

*®'  Pestgehalten  wird  die  Grenze  u.  a.  noch  Ssp.  I.  3  §§  2,  3. 

»^'  Vgl.  Stobbb,  V.  104  f.  Vererbung  nach  Hälften  auch  nach  Saarbrücker  Land- 
recht  I.  4. 

*^  VgL  Stobbb,  V.  102,  106  f.,  116  ff. 

«05  Ygi^  Qjj^p  ^^  DiETHEBB,  215.    Wackebnagel,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Altert.  II. 
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durch  das  Los,  zumal  bei  mehr  als  zwei  Miterben,  vor;  bei  Grundstücken 
begegnete  zuweilen  das  Setzrecht,  kraft  dessen  ein  Miterbe  dem  andern 
die  Wahl  zwischen  Übernahme  oder  Überlassung  des  Grundstückes  zu 
einem  von  dem  Setzenden  gemachten  Anschlage  anheimstellte  2^.  Abge- 
sonderte Kinder,  soweit  sie  nicht  völlig  abgefunden  waren,  hatten  das  bei 
der  Absonderung  Empfangene  einzuwerfen  ^^^. 

Neben  dem  Erbteilungssystem  begegnete  bei  Stanungütem  und  Fami- 
lienfideikommissen  nicht  selten  das  Prinzip  der  Individualsuccession  nach 
dem  Altersvorzuge,  als  Seniorat,  Primogenitur,  Majorat  und  Minorat*^®. 

Die  Erbschaft  ging  ipso  iure  durch  den  Tod  des  Erblassers  auf  den 
Erben  über:  „Der  Tote  erbt  den  Lebendigen" ^^'^  Auch  die  Gewere  des 
Nachlasses  ging  von  Rechts  wegen  auf  den  Erben  über  (S.  669).  Gleich- 
wohl war  es  üblich  und  für  den  Erben  von  Vorteil,  daß  dieser  aus- 
drücklich Besitz  von  dem  Sterbe-  oder  Erbhause  ergriff  oder  sich  ge- 
richtlich in  den  Besitz  einweisen  Ueß*^^  Hatte  der  Verstorbene  einen 
Ehegatten  hinterlassen,  so  brauchte  dieser  dem  Erben  den  Besitz  erst 
nach  dem  Dreißigsten  (nach  Ablauf  des  für  die  Totenfeier  bestimmten 
Sterbemonats)  zu  räumen*".  In  den  Niederlanden  bedeutete  diese  Frist 
eine  Deliberationsfrist  wegen  etwaigen  Verzichts  auf  die  Erbschaft*^'. 

Erbfolgeunfahig  waren  Rechtlose,  Aussätzige,  geborene  Krüppel  und 
Klostergeistliche,  relativ  unfähig  solche,  die  den  Tod  des  Erblassers  ver- 
schuldet hatten  oder  demselben  unebenbürtig  waren  *^*. 

Erbloses  Gut  unterlag  dem  fiskalischen  Heimfallsrechte,  das  auch 
bei  den   einer  besonderen   Erbfolge   unterworfenen  Vermögenskomplexen 

542  if.  Das  Kürrecht  kam  schon  839  unter  den  Söhnen  Ludwigs  des  Frommen  zur 
Anwendung.  Vgl.  Nithardi  histor.  I.  c.  7.  In  der  Keure  von  Incourt  von  1226 
(Willem,  Gestes  des  ducs  de  Brabant  I.  628)  erhält  der  Altere  das  Kürrecht,  während 
der  Jüngere  die  Teile  macht. 

«<>«  Stobbe,  V.  41.  •"  Ebd.  44  f. 

«0«  Ebd.  103  f.  LoEBscH  u.  Schröder,  Nr.  110,  146,  175.  248  f.  Arch.  f.  Kunde 
Österreich.  Gesch.  I.  29.  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrh.  IX.  291.  Schulze,  Recht 
der  Erstgeburt  196 ff.;  Erb-  u.  Familienrecht  54 ff.  Wippbrjiann,  Ganerbschaften 
(Kleine  Schriften,  I.  1873)  21  f.  Hobibyer,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  Isö2,  S.  58  f.  E.  Meter, 
Beiträge  z.  Gesch.  d.  Familienfideikommisse,  Bonn.  Inaug.-Diss.  1878. 

^°'  Vgl.  Stobbe,  Y.  21,  N.  2.  Graf  u.  Diethebr,  205.  Hillebrand,  Rechts- 
sprichwörter 184  ff.  Benaud.  Die  franz.  Rechtsregel  „Le  roort  saisit  le  vif  %  Zeitschr. 
f.  Rechtsw.  u.  Gesetzg.  d.  Ausl.  XIX.  XX.  Im  wesentlichen  den  gleichen  Sinn  hatte 
wohl  das  Sprichwort:  Es  gehet  ein  lebendiger  aus  und  ein  lebendiger  in  (Grucm, 
Weistümer  I.  618). 

"<>  Vgl.  Hedsler,  II.  563  flF.  Stobbe,  V.  28,  26  f.  Wurde  die  Erbeneigenschaft 
seitens  eines  Dritten  bestritten,  so  trat  nach  niederländischem  Rechte  ein  eigentüm- 
liches Verfahren  mit  anevang  ein. 

*"  Vgl.  Stobbe,  V.  23  f.  Hombyeb,  Der  Dreißigste,  Abh.  d.  Beri.  Akad.  1864, 
S.  87  ff.  Siegel,  Der  Dreißigste,  i.  d.  Krit.  Viertelj.-Schr.  VII.  275  ff.  Grimm,  Weis- 
tümer VII.  231.    LoERscH  u.  Schröder,  Nr.  336. 

•»«  Hbüsler,  II.  568. 

»*»  Vgl.  S.  445,  449.  Stobbe,  V.  14  f.,  19,  146  ff.  Über  die  passive  Erbuufthig- 
keit  der  Rechtlosen  vgl.  Erhard,  Urk.-B.  2.  G.  Westf.  I.  Nr.  117  (1030). 
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der  Gerade  und  des  Heergewätes  Platz  grifft**.  Die  Einziehung  wirkte 
endgültig,  wenn  der  Berechtigte  ohne  echte  Not  Jahr  und  Tag  ver- 
streichen ließ,  ohne  sich  zu  melden*^*. 

Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  des  Erben  zu  den  Schulden  des 
Erblassers ^^'.  Deliktsschulden  waren  rein  persönlicher  Natur,  sie  erloschen 
mit  dem  Tode  des  Schuldners;  nur  die  bereits  durch  Urteil  oder  Sühne 
festgesetzten  Forderungen  gingen  auch  gegen  den  Erben '^^.  Von  den 
vertragsmäßigen  Verbindlichkeiten  waren  alle  reinen  Liberalitäten  ebenfalls 
ausschließlich  persönliche^®.  Dasselbe  galt  von  Verträgen  über  unbe- 
wegliche Sachen**®,  die  dem  Erben  warterechte  unterlagen,  ferner  von  Spiel- 
schulden, soweit  diese  überhaupt  klagbar  waren,  von  Verpflichtungen  aus 
wucherlichen  Geschäften  (z.  B.  Zinsversprechen)  und  nach  dem  älteren 
Rechte  auch  von  Bürgschaften,  deren  Erblichkeit  erst  seit  der  2.  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  vereinzelt  anerkannt  wurde  ^e®.  Alle  übrigen  Schulden 
mußt«  der  Erbe  als  solcher  übernehmen,  die  Erbschaft  war  eine  wirkliche 
Universalsuccession^^^  Dem  stand  nicht  entgegen,  daß  der  Erbe  unter 
dem  Einflüsse  des  Erbenwarterechts  ursprünglich  nur  mit  der  fahrenden 
Habe  haftete,  eine  Beschränkung,  die  schon  früh  fast  allgemein  aufgegeben 


*»*  Vgl.  S.  5181,  684.  TOMASCHEK,  Heimfallsrecht.  1882.  Stobbe,  V.  161  ff. 
Die  besondere  Vererbung  von  Gerade  und  Heergewäte  findet  sich  vereinzelt  auch  in 
auBersächsischen  Bechten. 

*"  Vgl.  Stobbe,  V.  25. 

*i»  Vgl.  S.  326  f.  Ssp.  I.  6,  §  2.  II.  17  §  1.  III.  10  §  2.  31,  §  2.  Dsp.  9-12. 
Schwsp.  L.  5,  7,  8,  178,  289. 

**^  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  I.  406  ff.  und  Hammer,  Lehre  vom  Schadens- 
ersatz 78 f.,  die  aber  zu  weit  gehen,  wenn  sie  die  Nichthaftung  des  Erben  nach 
Landrecht  auch  auf  die  durch  Urteil  festgesetzte  Schuld  erstrecken.  Die  Bereiche- 
rungsklage  und  die  Rückforderung  der  durch  ein  Delikt  des  Erblassers  in  den  NachlaÜ 
gekoramenen  Sachen  Dritter  ging  stets  gegen  den  Erben.  Siehe  auch  Göscheit, 
a.  a.  0.  149. 

'*•  Der  Ssp.  I.  6,  §  2  drückt  dies  ungeschickt  aus,  indem  er  zur  Begründung 
der  Erbenhaftung  verlangt,  daß  der  Erbe  wederstadinge  empfangen  haben  müsse. 
Da  der  Erbe  auch  den  Gesindelohn  bezahlen  mußte  (Ssp.  I.  22,  §  1.  Loersch  u. 
Schröder,  Nr.  328),  obwohl  die  Dienste  nicht  ihm,  sondern  dem  Erblasser  ge- 
leistet waren,  so  ergibt  sich,  daß  der  Verfasser  unter  wederstadinge  jede  dem  letzteren 
zu  teil  gewordene  Leistung  verstanden  hat,  auch  wenn  diese  dem  Erben  nur  sehr 
indirekt  (als  Bereicherung  durch  Zurückhaltung  der  schuldigen  Gegenleistung)  zu 
gute  kommen  mochte. 

«»•  Vgl.  Ssp.  L  9,  §  6.    IIL  77,  §  1. 

****  Zuerst,  und  zwar  ersichtlich  unter  römischrechtlichem  Einflüsse,  Dsp.  11, 
Schwsp.  L.  7,  289.  Vgl.  Stobbe,  Handbuch  III.  309  f.  Vertragsrecht  132  ff.  Gbngler, 
Lehrb.  d.  Privatr.  760  ff.  Besbler,  Privatr.  I*.  524.  Albrecht,  Gewere,  Note  521. 
Daß  Ssp.  I.  6,  §  2  nicht  mit  Eichhorn  (Privatrecht  329)  auf  Erblichkeit  der  Bürg- 
schaft gedeutet  werden  darf,  ergibt  sich  aus  der  Glosse  dazu,  femer  aus  Magd.-Gör- 
litzer  Recht  v.  1261,  §  52,  Meißener  RB.  III.  12,  Dist.  1.  War  Bürge  erst  nach  der 
Klaganstellung,  oder  nachdem  er  sich  selbst  schon  einen  Zahlungstermin  gesetzt 
hatte,  gestorben,  so  haftete  der  Erbe.   Meißner  RB.  III.  12,  Dist.  4.   Göschen,  a.  a.  0.  71. 

«»»  Vgl.  Hbusler,  IL  538—554. 
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wurde  ^^^  oder  daß  er  nach  den  jüngeren  Rechten  nicht  über  den  Bestand 
des  Nachlasses  hinaus  in  Anspruch  genommen  werden  konnte**'*.  Die 
Erbenhaftung  war  immer  nur  eine  beschränkte  Haftung  mit  dem  Rechte 
des  Abandons*".  Hatte  daher  der  Erbe  den  Nachlaß  vorbehaltlos  in 
seinen  Besitz  genommen,  so  haftete  er  mit  seinem  ganzen  Vermögen***. 
Als  Auskunftsmittel  diente  zuweilen,  wie  es  scheint,  die  gerichtliche  Ein- 
weisung des  Erben  in  den  Nachlaß**®,  insofern  diese  mit  einem  Aufgebot« 
der  Gläubiger  und  der  Präklusion  derjenigen,  die  sich  nicht  rechtzeitig 
meldeten,  verbunden  war. 

Das  alte  Erbschaftsgedinge  (S.  328  ff.)  hatte  schon  in  der  vorigen 
Periode  einen  vorwiegend  sachenrechtlichen  Charakter  angenommen,  doch 
blieben  Vergabungen  eines  ganzen  Vermögens  oder  bestimmter  Vermögens- 
anteile fortwährend  in  Gebrauch.  Vollzogen  wurden  diese  ,.GemäGht«". 
„Geschäfte"  oder  „Gelübde"  im  Wege  gerichtlicher  Auflassung  mit  richter- 
licher Friedewirkung,  und  zwar  im  späteren  Mittelalter  mit  den  Rechts- 
folgen der  rechten  Gewere  (S.  671  f.),  auch  wenn  der  Bedachte  thatsächUch 
den  Besitz  gar  nicht  ergriffen  hatte**'.  Soweit  die  Erben  zugestimmt 
oder  trotz  ihrer  Anwesenheit  im  Gerichte  geschwiegen  hatten,  war  ihr 
Widerspruch  erloschen;  die  abwesenden  Erben  verschwiegen  sich  binnen 
Jahr  und  Tag.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wurden  diese  Ge- 
machte auch  bei  Geldsummen  und  einzelnen  Fahmisstücken  zugela^en, 
vorausgesetzt,  daß  die  Erben  zustimmten  oder  präkludiert  wurden**®.  In 
Süddeutschland  kamen  auch  außergerichtliche  Gemachte  unter  Brief  und 
Siegel  vor**®.  Von  der  sachenrechtlichen  Auffassung  behielten  die  Ge- 
machte  die   Unwiderruflichkeit   und   den  Übergang  auf  die   Erben  des 


"*  Vgl.  Stobbb,  V.  50;  Jahrb.  d.  gem.  R.  V.  803  ff.  Die  Beschränkung  auf 
die  fahrende  Habe  (Ssp.  I.  6,  §  2)  ist  Dsp.  9,  Schwsp.  L.  5b,  289.  Kl.  Eaiserr.  ü. 
49  und  Bair.  Landr.  95  bereits  weggefallen.  Lübeck  erstreckte  die  Haftung  ebenfalls 
auf  den  ganzen  Nachlaß,  lieB  aber  die  Erbgüter,  für  deren  Rechnung  Schulden  be- 
zahlt waren,  insoweit  als  Eaufgüter  gelten.  Vgl.  Pauli,  a.  a.  0.  147  f.  Lobbscb 
u.  ScHBÖDER,  Nr.  205.  Länger  erhielt  sich  die  alte  Beschränkung  in  Frankreich  and 
Belgien.    Vgl.  Heitblbr.  IL  553. 

"«  Vgl.  Dsp.  12,  23.    Schwsp.  L.  8,  20.    Bair.  Landr.  98. 

"*  Vgl.  S.  686,  689.  Ehbbnberq,  Beschränkte  Haftung  UflF.  Pauli.  Abb.  E 
230  ff.  m.  148  ff.    Stobbb,  V.  51.    Heuslbr,  IL  570  ff. 

"»  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  H.  49.  Ditmars.  Landr.  v.  1447,  §  89.  Grimm,  Weist 
II.  83,  41  f.  Rügian.  Landgebrauch  Tit.  70,  75.  Hillebrakd,  Rechtssprichwörter 
139  ff.    Graf  u.  Dibthber,  221  ff.    Zeitschr.  f.  RG.  V.  35. 

"•  Vgl.  LoERSCH  u.  Schröder,  Nr.  259. 

"'Vgl.  Heüslbr,  IL  122 f.,  630 ff.  Albrbcht,  Gewere  188 ff.  v.  Mabtitz, 
EheL  Güterr.  245.  Laband,  Vermög.  Klagen  315—21.  Loersch  u.  Schröder,  Nr.  324. 
Ssp.  n.  30. 

••*  Sonst  galt  bei  der  Pahrhabe  Verbot  der  Vergabungen  auf  dem  Siechbette 
und  der  Satz  „Donner  et  retenir  ne  vaut".  Vgl.  Heuslbr,  II.  197  ff.  Die  erste  Aus- 
nahme im  Bereiche  des  sächsischen  Rechts  machte  die  gelobte  Morgengabe  (S.  693)- 
Vgl.  Albrecht,  Krit.  Jahrb.  XL  330.    Heosler,  ü.  688. 

"»  Vgl.  Dsp.  25.  Schwsp.  22.  Bair.  Landr.  116.  Heüslee,  IL  124,  635ft 
Albrecht,  a.  a.  0.  XL  330. 
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Bedachten,  wenn  dieser  den  Anfall  nicht  erlebte ^'^^  andererseits  zeigte 
sich  die  erbrechtliche  Auffassung  darin,  daß  der  Bedachte  den  Nachlaß- 
gläubigern nachstehen  mußte  *^\  auch  wurde  nicht  selten  Widerruf  und 
freie  Verfügung  unter  Lebenden  für  den  Vergabenden  vorbehalten  und 
die  Bedingung,  daß  Bedachter  den  Anfall  erleben  müsse,  gestellt"'*.  So 
befanden  sich  die  Gemachte  in  voller,  aber  noch  nicht  ganz  abgeschlossener 
Entwickelung  zu  wahren  Erbverträgen***.  Ihre  Hauptanwendung  fanden 
die  Gemachte  in  Eheverträgen,  Erbverbrüderungen**'  und  Einkindschafts- 
verträgen***. 

Neben  den  Anfangen  des  Erbeinsetzungsvertrages  begegnete  im  Mittel- 
alter auch  schon  der  Erbverzicht,  obschon  auch  dieser  sich  noch  vorzugs- 
weise auf  sachenrechtlichem  Gebiete  und  in  den  Formen  der  Auflassung 
bewegte***. 

Verfügungen  zum  Heile  der  Seele  (Seelgerate)  wurden  unter  dem 
Einflüsse  der  Kirche  auch  als  einseitige  und,  soweit  sie  sich  in  billigen 
Grenzen  hielten,  von  der  Genehmigung  der  Erben  freie  Akte  zugelassen. 
Gerichtlichkeit  war  dabei  nicht  erforderlich,  es  genügte  die  Bekundung 
vor  Zeugen**^.  Eigentliche  Testamente,  wenn  auch  meistens  ohne  Erbes- 
einsetzung, begegneten  während  des  ganzen  Mittelalters  unter  der  Geist- 
lichkeit, welche  die  Befugnis  dazu  dem  römischen  Rechte  entlehnte,  in 
der  Form  sich  aber  an  die  deutschen  Gewohnheiten  anschloß**'.  Die 
Abfassung  geschah  bald  mündlich  vor  Zeugen,  bald  zu  Protokoll  vor  dem 
Offizial,  bald  durch  Privaturkunde,  häufig  wie  bei  den  Gemachten  durch 
Vermittelung  eines  Treuhänders,  der  an  die  Stelle  des  alten  Salmannes 
getreten  war,  und  aus  dem  sich  im  Laufe  des  Mittelalters  das  Institut 
des  Testamentsvollstreckers  entwickelte**®.  Mit  den  Laientestamenten 
fand  sich  das  weltliche  Recht  im  allgemeinen  nur  unter  der  Voraussetzung 
ab,  daß  die  für  das  Gemächt  gebräuchlichen  Formen  beobachtet  wurden. 
So  entstanden  seit  dem  13.  Jahrhundert  neben  den  zweiseitigen  unwider- 
ruflichen auch  einseitige  widerrufliche  Gemachte,  die  vor  Gericht  oder 
Rat  oder  in  der  Wohnung  des  Testierenden  vor  einer  Gerichts-  oder 
Ratsdeputation  verlautbart  wurden**®. 

"ö  Vgl.  Hbuslbb.  II.  634,  639. 

"*  Vgl.  ebd.  635,  689.     Albebcht,  a.  a.  O.  XI.  327. 

"»'  Albrecht,  a.  a.  0.  XI.  329,  331  f.  *"  Vgl.  Heüslbb,  IL  638  ff. 

'»'  Vgl.  Hbusleh,  I.  234.    Lönino,  Erbyerbrüderungen,  1867. 

•»*  Vgl.  Heusler.  II.  476  f.  Lobrsch  u.  Schröder.  Nr.  178,  223,  225,  229.  Hin- 
sichtlich der  rechtlichen  nnd  wirtschaftlichen  Bedentang  der  Einkindschaftsverträge 
verweise  ich  auf  die  Ausführnngen  in  meiner  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  11.  2, 
266  ff.  3,  388. 

*»*  Vgl.  Stobbb,  V.  97  ff.,  302  ff.  Hbusleb,  II.  570  ff.  Beseler,  Erbverträge 
IL  2,  215  ff.    LoBRsoH  u.  Schröder,  Nr.  126,  154,  189,  211. 

"«  Hbusler,  II.  642  ff. 

«"  Vgl.  Hbusler,  II.  645  ff.    Moser,  Osnabr.  Gesch.  IL  Docum.  Nr.  76  (1184). 

•««  Vgl.  S.  329 f.  Hbusler,  IL  648,  652  ff.  Stobbb,  V.  260 ff.;  Zeitschr.  f.  KG. 
VIL  421—27.    Lobrsch  u.  Schröder,  Nr.  218,  258,  274,  300. 

■••  Vgl.  Hbusler,  IL  649  ff.     Lobrsch  u.  Schröder,  Nr.  167,  209,  218,  245, 
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§  62.  Das  Strafrecht^  Die  durch  die  karolingische  Reichsgesetz- 
gebung angebahnte  Ausbildung  eines  öffentlichen  Strafrechts  hatte  unter 
dem  Einflüsse  der  Landfriedensgesetze  und  Landfriedenseinungen  erheb- 
liche Fortschritte  gemachte  Zwar  galt  auch  im  Mittelalter  von  den 
meisten  Strafßllen  noch  der  alte  Satz  „Wo  kein  Kläger  ist,  da  ist  kein 
Bichter'^,  aber  das  zuerst  in  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  angenommene 
Rügeverfahren  von  Amts  wegen  hatte  doch  in  dem  Gebiete  des  welt- 
lichen Rechts  eine  ungleich  größere  Verbreitung  als  in  der  vorigen  Periode 
gewonnen'.  Das  Wergeldssyst^m  hatte  nur  in  den  friesischen  und  nieder- 
ländischen Rechten  seine  alte  Bedeutung  vollständig  bewahrt;  im  Sachsen- 
spiegel erscheint  es  bereits  wie  eine  halbe  Antiquität  und  der  Schwaben- 
spiegel behandelt  es  als  eine  bloße  historische  Reminiscenz*.  Die  Be- 
deutung des  Wergeides  beschränkte  sich  auf  die  Fälle  unabsichtlicher 
Tötung  und  der  Tötung  in  Notwehr,  aber  auch  in  diesen  Fällen  kam  es 
meistens  zu  freien  Sühne  Verhandlungen,  durch  die  das  gesetzliche  Wergeid 


248  f.,  258,  274,  823.  Auch  die  Tostamentsvollstrecker  wurden  jetzt  einseitig  ernannt, 
nicht  wie  bei  den  älteren  Gemachten  als  Kontrahenten  zugezogen. 

»  Vgl.  S.  330  ff.  Grimm,  RA.  622—744;  Weisttimer  VH.  224  ff..  248  f.,  273  f., 
365  ff.  V.  Bab,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  87  ff.  Köstlin,  Gesch.  d.  deutsch. 
Strafrechts  114  ff.;  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XU.  XIV.  XV.;  Krit.  Überschau  f.  RW. 
IIL  149  ff.,  334  ff.  Bbunner,  in  Holtzndobff's  Encyklopädie  239  f.  Eichhokn',  ü. 
§§  378  ff.  III.  §  459.  Waitz.  VG.  VI.  442  ff.,  464—98.  Hälschnbr,  Gesch.  d.  brand. 
preuB.  Strafrechts,  1855.  John,  Das  Strafrecht  in  Norddeutschland  z.  Z.  der  Rechts- 
bücher,  1858.  H.  Mbybb,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafr.  4.  Aufl.  77  ff.  Osbnbbügoen, 
Alamann.  Strafrecht,  1860;  Studien  z.  deutsch,  u.  Schweiz.  Rechtsgeschichte,  1868; 
Altdeutsches  u.  neudeutsches  Strafrecht,  Zeitschr.  f.  RG.  I.  373  ff.  Zöpfl,  Das  alte 
Bamberger  Recht  als  Quelle  der  Carolina,  104  ff.;  RG.  §  130.  Göschen,  Goslar. 
Statuten  291—365.  Hasbnöhbl,  Österreich.  Landesrecht  147  ff.  Abegg,  SiCitschr.  f. 
deutsch.  R.  XV.  XVI.  XVIII.;  Zeitschr.  f.  RG.  IV.  V.  VH.  Wächter,  Beitrage  z. 
deutsch.  Geschichte,  1845;  Beilagen  z.  Vorles.  über  d.  deutsch.  Strafrecht,  1877. 
Böhlau,  Über  die  Entwicklung  der  Strafrechtsidee  bis  1235  (Noye  constitutiones 
domini  Alberti,  Beilage  VI).  Fbanklin,  Freie  Herren  von  Zimmern  128  ff.  Allfbld, 
Entwicklung  des  Begriffs  von  Mord  bis  zur  Carolina,  1877.  Fbauenstädt,  Blutrache 
n.  Totschlagsühne  im  deutschen  Mittelalter,  1881.  Bbünnbb,  Sippe  u.  Wergeid« 
Zeitschr.  f.  RG.  XVI.  Telting,  i.  d.  Themis  XVI.  (1869)  Stück  1.  R.  Löning.  Ver- 
tragsbruch, 1876.  W.  Sickel,  Bestrafung  des  Vertragsbruches,  1876.  Hammer,  Zur 
Lehre  vom  Schadensersatz  n.  d.  Ssp.  (Giebkb,  Untersuchungen  XIX.  1885),  be- 
sprochen von  Löning,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  VII.  683  f.  Cbopp,  Über  den 
Diebstahl  nach  älterem  Recht,  i.  d.  Kriminalist.  Beiträgen  IL  Planck,  Waffen  verbot 
und  Reichsacht  im  Ssp.,  Sitz.-Ber.  der  Münch.  Akad.  1884,  I.  102  ff.  Fbensdorff, 
Recht  und  Rede,  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  z.  Andenken  an  Waitz  (1886)  433  ff.;  Ein- 
leitung zu  Francke,  Verfestungsbuch  der  Stadt  Stralsund,  1875.  Budde,  Über  Recht- 
losigkeit, Ehrlosigkeit  und  Echtlosigkeit,  1842.  v.  Wallenbodt,  Injurienklagen  auf 
Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung,  Zeitschr.  f.  RG.  III.  238  ff.  Rosenthal,  Die 
Rechtsfolgen  des  Ehebruches,  1880.  Bennecke,  Die  strafrechtliche  Lehre  vom  Ehe- 
bruch, L  1884.  Wbinhold,  über  die  deutschen  Fried-  und  Freistätten,  Kieler  üniv.- 
Progr.  1864.    Schieblingbr,  Die  Friedensbürgschaft,  1877. 

'  Vgl.  S.  614  ff.,  632  f.    Gierke,  Genossenschaftsrecht  I.  501  ff. 

»  Vgl.  Ssp.  L  2  §  4.  IIL  86,  §  1.  91,  §  1.  Schwsp.  L.  170  c. 

*  Vgl.  Ssp.  in.  45.  Schwsp.  L.  310. 
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endlich  ganz  beseitigt  wurde*.  Alle  anderen  Tötungen  unterlagen  pein- 
licher Strafe. 

Das  mittelalterliche  Strafrecht  war,  abgesehen  von  der  völligen  Preis- 
gebung der  Friedlosen  und  dem  Privileg  der  Geistlichen  auf  Umwandlung 
der  von  ihnen  verwirkten  peinlichen  Strafen*,  für  alle  Stände  prinzipiell 
das  gleiche.  Der  frühere  Gegensatz  von  Freien  und  Unfreien  bestand 
für  das  Strafrecht  nicht  mehr'.  Auch  die  Rechtlosen,  obwohl  ohne  ge- 
setzliches Wergeid,  waren  des  vollen  Schutzes  des  gemeinen  Strafrechts 
teilhaftig®. 

Die  Delikte  wurden  eingeteilt  in  Ungerichte  (Halsgerichte,  hohe 
Wrogen),  die  an  Hals  oder  Hand  gingen,  und  die  an  Haut  und  Haar 
oder  nur  mit  Buße  und  Wette  bestraften  Frevel.  Als  dritte  Kategorie 
kann  man  diejenigen  betrachten,  welche  keiner  bestimmten  Strafe  unter- 
lagen, aber  den  Verlust  der  Gnade  des  Königs  oder  Landesherrn  nach 
sich  zogen  und  lediglich  nach  dessen  Ermessen  bestraft  wurden*. 

Die  Ungerichte  unterlagen  der  peinlichen  Strafe  des  Todes  oder  der 
Verstümmelung.  Die  Todesstrafe  wurde  in  der  Regel  durch  Enthauptung 
mit  dem  Schwerte  oder  durch  den  Strang  vollzogen;  die  Enthauptung 
galt  als  die  ehrenvollere  und  mildere  Strafe.  Andere  Todesstrafen  waren 
Verbrennen,  Lebendigbegraben,  Ertränken,  Rädern,  Vierteilen,  Pfählen. 
Die  regelmäßige  Verstümmelungsstrafe  bestand  im  Abhauen  einer  Hand 
oder  eines  Daumens,  doch  kam  auch  Blendung,  Abschneiden  der  Nase 
oder  Ohren,  Ausreißen  der  Zunge  vor. 

Häufig  wurde  Vermögenseinziehung  mit  der  peinlichen  Strafe  ver- 
bunden oder  als  selbständige  Strafe  verhängt^®.  Nur  allmählich  brach 
sich  dabei  die  Auffassung  Bahn,  daß  die  Erben  des  Übelthäters  zu  ver- 
schonen seien.  Demnach  behielten  diese  das  Recht,  binnen  Jahr  und 
Tag  die  Herausgabe  des  eingezogenen  Grundbesitzes  auf  Grund  ihres 
Erbenwarterechts  zu  verlangen.  Wo  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten 
bestand,  wurde  der  Anteil  des  unschuldigen  Ehegatten  frei  gegeben.  Hin 
und  wieder  begegnet  auch  im  Mittelalter  noch  die  Strafe  des  Niederbrennens 
oder  Niederreißens  des  Hauses,  während  Abdecken  des  Daches  und  massen- 
haftes Durchlaufen  durch  das  Haus  nur  dem  Bereiche  der  Volksjustiz 
angehörten.  Vermögenseinziehung  und  Zerstörung  des  Hauses  standen 
vielfach  in  Zusammenhang  mit  der  Acht.  Die  letztere  war  wie  in  der 
vorigen  Periode  auch  jetzt  noch    in  erster  Reihe  nicht  Strafe,  sondern 


*  Die  hier  einschlagenden  Bestimmungen  des  Ssp.  (II.  14  §  1,  38,  40  §  1,  65 
^  l)  kehren  zwar  größtenteils  im  Schwsp.  wieder,  aber  unter  Beseitigung  aller  Be- 
zugnahmen auf  das  Wergeid. 

*  Statt  Todesstrafe  Absetzung,  statt  Verstümmelung  Suspension,  Fasten,  körper- 
liche Züchtigung.    Vgl.  Waitz,  VI.  446  f. 

'  Nach  Schwsp.  L.  78  unterlag  auch  der  Herr,  der  seinen  £igenmann  getötet 
hatte,  der  peinlichen  Strafe. 

»  Vgl.  Ssp.  m.  45  §  11.  »  Vgl.  S.  340.    Waitz.  VI.  464  ff. 

«^  Vgl.  S.  514.    MG.  Leg.  II.  102,  c.  1,  3. 


704  Das  Mittelalter. 

prozessualisches  Zwangsmittel,  namentlich  in  der  begrenzten  Gestalt  der 
von  einem  Richter  für  seinen  Bezirk  ausgesprochenen  Verfestung,  deren 
Erweiterung  zur  Reichsacht  erst  auf  Antrag  des  Richters  durch  das  Reichs- 
hofgericht auszusprechen  war.  Zunächst  enthielten  Acht  und  Verfestung 
nur  das  allgemeine  Verbot  der  Beherbergung  oder  Unterstützung  des 
Verfolgten,  und  zwar  bei  Vermeidung  der  Acht,  aber  indirekt  konnte 
beides  zur  Strafe  werden:  einmal  durch  den  Satz,  daß  der  ergriffene  und 
gewaltsam  vor  Gericht  gebrachte  Verfestete  oder  Ächter  nach  seiner  Über- 
führung stets  der  Todesstrafe  verfiel",  namentlich  aber  durch  die  Um- 
wandlung der  Acht  (nicht  schon  der  Verfestung)  in  die  Oberacht,  d.  h. 
volle  Friedlosigkeit,  wenn  der  Geächtete  Jahr  und  Tag  verstreichen  ließ, 
ohne  sich  durch  freiwillige  Gestellung  aus  der  Acht  zu  lösen  ^'.  Aus- 
nahmsweise wurde  die  Acht  auch  unmittelbar  als  Strafe  verhängt'',  so 
namentlich  über  alle,  die  durch  Jahr  und  Tag  mit  dem  Kirchenbanne 
belegt  waren  ". .  Die  Strafe  der  Verbannung,  Landes-  oder  Stadtverweisung 
stand  mit  der  Acht  oder  Verfestung  in  keinem  Zusammenhange,  obwohl 
man  die  Stadtverweisung  als  Verfestung  zu  bezeichnen  pflegt«".  Diese 
Strafe  kam  ursprünglich  nur  in  Strafumwandlungsfallen  im  Wege  der  Be- 
gnadigung oder  Sühne  und  als  arbiträre  Strafe  bei  Verlust  der  Gnade 
vor.  Zu  einer  selbständigen  Strafe  wurde  sie  zuerst  in  den  Städten  aus- 
gebildet. Auch  die  Gefängnisstrafe  stand  nur  als  Gnadenstrafe,  später 
vereinzelt  als  Strafe  für  Polizeidelikte  in  Gebrauch;  sonst  kannte  auch 
4as  Mittelalter  die  Haft  nur  als  Untersuchungshaft'*. 

Die  Strafen  an  Haut  und  Haar  bestanden  in  Ausstäupung,  schimpf- 
lichem Scheren  der  Haare,  Brandmarkung,  Ohrenschlitzen  u.  dgl.  m. 
Dazu  traten  häufig  andere  beschimpfende  Strafen,  wie  Schupfen,  Pranger. 
Eselreiten,  Schwemmen,  Hunde-  und  Steinetragen  u.  a.  m.,  Strafen,  die 
als  Verschärfungsmittel  auch  mit  peinlichen  Strafen  verbunden  werden 
konnten. 

Geldbußen  waren  stets  von  einer  an  den  Richter  zu  zahlenden  Wette, 
dem  alten  Friedensgelde,  begleitet.  Daneben  bestanden  zahlreiche  un- 
mittelbare Geldstrafen,  die  aus  den  alten  Bannbußen  entstanden  waren 
und  ebenfalls  als  Wette  bezeichnet  wurden. 

Jede  Verurteilung  zu  einer  peinlichen  Strafe  oder  einer  Strafe  an 
Haut  und  Haar  machte   den   Schuldigen,  auch  wenn  dieser  die  Straft* 


"  Vgl.  Ssp.  I.  66.  III.  63  §  3. 

^'  Vgl.  S.  538.  Perthes,  De  proscriptione  et  banno  regio,  Bonn.  Diss.  1SS4. 
Ssp.  I.  38  §§  2,  3.  III.  34.  Dsp.  43.  Schwsp.  L.  45,  285.  MG.  Leg.  11.  184.  316 f. 
Das  frühere  Mittelalter  kannte  die  Abstufang  von  Acht  und  Oberacht  noch  nicht. 
Vgl.  Waitz,  vi.  492—95. 

»»  Vgl.  S.  498,  567.  Ssp.  IL  71  §  2.  IIL  60  §  3.    MG.  Leg.  ü.  184. 

^*  Vgl.  S.  468.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  231.  Franklin,  Beichshofgericht 
II.  378  ff.    Üher  die  kürzere  Frist  von  6  Wochen  3  Tagen  vgl.  S.  628,  X.  42. 

"  Die  Ausgewiesenen  wurden  in  eigene  Verfestungsbücher  eingetragen. 

»«  Vgl.  Waitz,  VI.  474  ff. 
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abkaufte,  rechtiosund,  wenn  eine  ehrlose  Handlung  yorlag,  zugleich  ehrlos  ^''. 
Mit  der  Oberacht  war  die  Recht-  und  Ehrlosigkeit  von  Rechts  wegen  ver- 
bunden. Von  den  Folgen  der  Rechtlosigkeit  ist  schon  anderweitig  (S.  449) 
die  Rede  gewesen.  Die  Ehrlosigkeit  machte  unfähig  zu  allen  Stellungen, 
die  ein  besonderes  Vertrauen  erforderten,  wie  öffentliche  Amter,  Vor- 
mundschaften, Lehnsverhältnisse  u.  dgl.  m.  ^®.  Ein  Ehrloser  hatte,  selbst 
wenn  er  eines  sonst  nur  an  Haut  und  Haar  gestraften  geringen  Diebstahls 
schuldig  befunden  wurde,  die  peinliche  Strafe  zu  erleiden ^^  Eine  be- 
deutende Minderung  der  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  war  auch  mit  dem 
Kirchenbanne  verbunden;  Gebannte  galten  als  lehnsunfahig  und  durften 
weder  im  Königsgericht  noch  in  Land-  oder  Lehnsgerichten  als  Richter, 
ürteiler,  Zeugen,  Fürsprecher  oder  Kläger  auftreten^. 

Bei  den  Ungerichten  wurde  durchaus  auf  den  verbrecherischen  Willen 
gesehen.  Kulpose  Handlungen  unterlagen  keiner  peinlichen  Strafe.  Durch 
die  Landfriedensgesetzgebung  wurde  die  öffentlichrechtliche  Autfassung 
der  Verbrechen  wesentlich  gefordert,  indem  dieselben  als  Auflehnungen 
gegen  die  öffentliche  Rechtsordnung,  also  als  Friedensbrüche,  erschienen. 
Einen  besonderen  Begriff  verband  man  mit  den  Landfriedensbrüchen, 
worunter  alle  Fälle  unerlaubter  Fehde  verstanden  wurden.  Das  alte 
Fehderecht  war  nur  noch  bei  Tötungen,  als  eigentliche  Blutrache,  zuge- 
lassen. Dagegen  hatte  sich  ein  dem  älteren  Rechte  in  dieser  Weise  unbe- 
kanntes subsidiäres  Fehderecht  ausgebildet,  welches  übefitU  zugelassen 
wurde,  wo  der  Kläger  im  Wege  der  ordentlichen  Rechtshilfe  nicht  zu 
seinem  Rechte  gekommen  war.  Das  Fehderecht  stand  nur  Personen  zu, 
die  das  Waffenrecht  besaßen.  Es  durfte  nur  nach  formlicher,  mindestens 
drei  Tage  vorher  erfolgter  Widersagung  in  Ausübung  gebracht  werden. 
Gegen  befriedete  Personen  oder  Sachen,  an  befriedeten  Orten  oder  inner- 
halb befriedeter  Tage  mußte  jede  Fehde  ruhen.  Der  Landfriedensbruch 
gehörte  zu  den  L^ngerichten.  Ein  besonderer  Friedensbegriff  entstand  in 
den  Burgen  und  Städten  und  wurde  von  da  aus  allmählich  auch  auf  das 
Innere  der  Dörfer  ausgedehnt,  indem  Gewaltthaten  gegen  Genossen  oder 
innerhalb  des  Burg-,  Stadt-  und  Dorffiriedens  als  Friedbrüche  mit  Todes- 
strafe belegt  wurden.  Dagegen  galt  der  Bruch  des  gelobten  Friedens  oder 
des  Handfriedens  nicht  als  selbständiges  Delikt,  wohl  aber  in  Verbindung 
mit  einem  anderen  Vergehen  ab  erschwerender  Umstand.  Ahnlich  war  es 
mit  dem  Verrate,  der  als  selbständiges  Ungericht  nur  dann  galt,  wenn 
er  gegen  das  gemeine  Wesen  gerichtet  war,  in  privaten  Beziehungen  aber 
quidifizierend  wirkte,  wenn  der  Verbrecher  gerade  die  Schutz-  oder  Sorg- 
losigkeit des  Verletzten  zur  Ausübung  seiner  That  benutzt  hatte.  Der 
Unterschied  zwischen  Mord  und  Totschlag  (manslaht)  wurde  nicht  mehr 


"  Vgl.  BuDDE,  56  ff.,  91  ff.  Göschen,  347  ff.,  355  ff.,  363  f.  Diebe  und  Ränber 
wurden  nach  Ssp.  I.  38  §  1  selbst  dann  rechtlos,  wenn  sie  einer  außergerichtlichen 
Aussöhnung  mit  dem  Bestohlenen  oder  Beraubten  überführt  wurden. 

^«  Vgl.  BuDDB,  102  ff.  »»  Vgl.  GöscHBK.  309,  349. 

2*  Vgl.  WBiLAin).  i.  d.  eist.  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz,  267  ff. 
B.  ScBBÖDBB,  DeuttelM-  ReohttgeMhichte.  -  45 
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in  der  Heimlichkeit  des  ersteren,  sondern  in  der  dabei  zu  Tage  tretenden 
verräterischen  oder  niedrigen  Handlungsweise  gefunden  ^^.  Dagegen  ge- 
hörte die  Heimlichkeit  nach  wie  vor  zu  dem  Thatbestande  des  Diebstahls, 
im  Gegensatze  zum  Raube.  Wahrer  Diebstahl  war  nur  der  bei  Nacht, 
Diebstahl  bei  Tage  stand  dem  Raube  gleich.  Zu  dem  Begriffe  des  Dieb- 
stahls gehörte  weiter  die  Entwendung,  also  die  Entfernung  vom  Orte. 
Peinlich  (mit  dem  Strange)  wurde  nur  der  große  Diebstahl  bestraft,  ge- 
ringer Diebstahl  nur  an  Haut  und  Haar,  es  sei  denn,  daß  der  Thäter 
bereits  wegen  früherer  Vergehen  ehrlos  geworden  war  (S.  705).  Die  Höhe 
des  Objektes  als  Kriterium  für  großen  und  kleinen  Diebstahl  war  ver- 
schieden. 

Zu  den  Ungerichten  gehörte  ferner  namentlich  Zauberei  und  Ketzerei-^, 
Raub,  Notzucht,  Brandstiftung,  Landzwang,  Hausfriedensbruch,  Münz- 
fälschung, Ehebruch  mit  der  Frau  eines  anderen,  Bigamie,  widernatürliche 
Unzucht  u.  dgl.  m.  Die  Goldene  BuUe  (c.  24)  beschäftigte  sich,  im  An- 
schlüsse an  das  crimen  laesae  maiestatis  der  Römer,  ganz  besonders  mit 
den  auf  das  Leben  eines  Kurfürsten  abgesehenen  Unternehmungen,  die 
als  Majestatsverbrechen  behandelt  und  mit  Enthauptung  und  Vermögens- 
einziehung (fisco  nostro)  bestraft  werden  sollten.  Schon  die  verbrecherische 
Gesinnung,  auch  wenn  sie  keinen  Erfolg  gehabt  hatte,  sollte  hier  besti-aft 
werden,  Mitwisser  und  Helfer  sollten  der  gleichen  Strafe  wie  der  Thäter 
unterliegen,  die  Söhne  desselben  völlig  erbunlahig  und  von  der  infamia 
patema  mitbetroffen,  demnach  auch  zu  Ämtern  und  Eiden  unfähig  sein, 
die  Töchter  nur  den  Pflichtteil  erhalten.  Der  vor  der  Entdeckung  ver- 
storbene Übelthäter  sollte  selbst  nach  dem  Tode  noch  bestraft  werden. 

Derartige  Bestimmungen  lieferten  ein  würdiges  Vorbild  für  die  Ent- 
artung des  Strafrechts  in  den  Land-  und  Stadtrechtsquellen  des  späteren 
Mittelalters^'*.  Während  die  Grausamkeit  des  Strafensystems  immer  mehr 
verschärft  wurde,  dehnte  man  den  Begriff  der  todeswürdigen  Verbrechen 
ins  Ungemessene  aus.  Verletzungen  des  vom  Richter  über  ein  Grund- 
stück gewirkten  Friedens  wurden,  während  sie  bloße  Bannbrüche  waren, 
als  Fried brüche  aufgefaßt**.  Dasselbe  galt  von-  geringen  Gewaltthat<?n  an 
befriedeten  Orten  oder  gegen  befriedete  Personen  oder  Sachen  oder  zu  be- 
friedeten Zeiten,  auch  verborgenes  Messertragen,  Grenz-,  Mark-  und  Jagd- 
frevel selbst  Übertretungen  polizeilicher  Gebote  wurden  zum  Teil  auf  das 


*^  Vgl.  v.  Bar,  93  f.  Der  Vorbedacht  (vorsaie,  varsäzej,  auf  den  wir  heute  das 
Gewicht  legen,  kam  nur  bei  Körperverletzungen,  Hausfriedensbruch  und  einigen 
anderen  Verbrechen  als  erschwerender  Umstand  in  Betracht.    Vgl.  John,  67  ff. 

**  Über  den  Feuertod  für  Ketzer  vgl.  S.  622.  Ficker,  i.  d.  Mitteil.  d.  österr. 
Inst.  J.  177  ff.  II.  470  flf.  Havet,  Bibliotheque  de  l'ecole  des  chartes  XL.  488  ff.,  570  ffl 
Winkelmann,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  IX.  136  f.  Außer  der  Ketzerei  gehörten  auch  noch 
andere  delicta  ecclesiastica,  wie  Schisma,  A])ostasie  und  Simonie,  nachdem  sie  von  dem 
geistlichen  Richter  abgeurteilt  waren,  zur  Strafvollstreckung  vor  das  weltliche  Forum. 

*^  Das  Strafsystem  des  Ssp.  II.  13  erscheint  trotz  seiner  Strenge  noch  maßvoll 
gegen  Schwsp.  L.  174,  der  wieder  von  der  späteren  Entwickelung  weit  überholt  wurde. 

^*  Vgl.  Ssp.  m.  20,  §  8. 


§  62.    Das  Strafrecht.  707 

grausamste  an  Leib  und  Leben  gestraft.  Wer  ungeachtet  seiner  Ver- 
weisung am  Orte  betroffen  wurde,  verfiel  gleich  dem  eingebrachten  Ver- 
festeten dem  Tode,  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe  seines  Vergehens ^^. 
Fremde,  die  sich  einer  noch  so  geringen  Übelthat  schuldig  machten, 
wurden  als  außer  dem  Gesetze  stehend  behandelt. 

Unter  dem  Einflüsse  des  mosaischen  Kechts  kam  man  vielfach  zur 
Talion 2®.  Andererseits  verführte  die  aufdämmernde  Erkenntnis,  daß  der 
Richter  vor  allem  den  verbrecherischen  Willen  zu  berücksichtigen  habe^', 
unter  Umstanden  zu  argen  Ungerechtigkeiten,  indem  man  die  Strafe  nicht 
nach  der  That,  sondern  ausschließlich  nach  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Gesinnung  bemaß*®.  Einen  allgemeinen  Begriff  des  strafbaren  Versuches 
gab  es  noch  nicht,  doch  wurden  einzelne  Fälle,  wie  Schwertzücken,  Messer- 
werfen, Wegelagerung  u.  dgl.  m.,  als  selbständige  Verbrechen  aufgefaßt. 
Über  die  Strafbarkeit  der  Teilnahme  gelangte  man  trotz  einzelnen  An- 
sätzen noch  nicht  zu  festen  Begriffen^®. 

Ein  wesentliches  Korrektiv  für  die  Mängel  des  mittelalterlichen  Straf- 
rechts lag  in  dem  allerdings  vorwiegend  nur  den  vermögenderen  Klassen- 
zugänglichen  Strafumwandlungssysteme  der  Sühne  oder  Gnade*^  W^enn 
Kläger  und  Richter  einverstanden  waren,  konnte  jede  Strafe  durch  eine 
mildere  ersetzt  werden.  In  der  Regel  handelte  es  sich  dabei  um  die  Um- 
wandlung in  eine  Vermögensstrafe  (Lösung  der  Hand  oder  des  Halses), 
bei  welcher  der  Kläger  seine  Buße  und  der  Richter  seine  Wette  erhielt. 
Daneben  gingen  in  der  Regel  noch  andere  Auflagen,  wie  feierliche  Ab- 
bitte, Pilgerfahrten  u.  dgl.  m.  Die  Sühne  wurde  von  beiden  Teilen  be- 
schworen (Urfehde).  Wo  das  Gericht  von  Amts  wegen  eingeschritten  war, 
übte  der  Richter  das  alleinige  Recht  der  Strafumwandlung  oder  des  Straf- 
erlasses im  Wege  der  Gnade  aus.  Vielfach  stand  auch  dem  Fronboten 
ein  beschränktes  Begnadigungsrecht  zu^^  Wo  handhafte  That  vorlag, 
kam  es  nur  in  Ausnahmefallen  zur  Lösung  des  Halses,  dagegen  bildete 
diese  die  Regel,  wenn  der  Verbrecher  erst  später  ergriffen  wurde  oder 
sich  freiwillig  stellte.  Besonders  f(*)rderlich  wirkten  in  dieser  Beziehung 
die  zahlreichen  Freistätten,  deren  Bedeutung  nicht  darin  lag,  daß  sie 
dem  Verfolgten  ein  dauerndes  Asyl  gewährten,  sondern  darin,  daß 
ihm  Gelegenheit  gegeben  wurde,  mit  seinen  Verfolgern  zu  verhandeln'*. 


"  Vgl.  Ssp.  m.  63,  §  3.  Planck,  Gerichtsverfahren  H.  300.  Der  auf  hand- 
hafter That  ertappte  Friedbrecher  konnte  angestraft  erschlagen  werden.  Vgl.  Ssp.  IL  69. 

*«  Vgl.  OsBifBRÜGOEN,  Studicn  150  ff.    V.  Bar,  100  f.    Hasenöhrl,  147. 

«'  Vgl.  Göschen,  296  f.,  300,  802  f. 

'*  Vgl.  a.  u.  Brünner  Schöffenb.  c.  539  und  S.  706  über  die  Goldene  Bulle. 

"  Vgl.  Zöppii,  129  f.    Göschen,  297. 

•<*  Vgl.  John,  344  ff.  Hälschnbb,  44 f.  Köhler,  Shakespeare  vor  dem  Forum 
der  Jurisprudenz  115.  Frauenstadt,  105  ff.  Böhmer,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt. 
VI.  21  ff. 

'*  Vgl.  Schröder,  Zeitschr.  f.  deutsche  Philol.  II.  303  f.  Haupt,  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Alt.  IV.  579.    Usenbrüqgen,  Alam.  Strafr.  192  f. 

3*  Vgl.  Weinhold.  Fried-  u.  Freistätten,  Kiel.  Univ.-Progr.  1864.  Fraubnstädt,  51  ff. 

45* 
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Eine  wichtige  Ergänzung  erfuhr  das  weltliche  Strafrecht  durch  das 
der  Kirche,  deren  Strafen  zum  Teil  mit  denen  des  weltlichen  Rechts 
kumuliert  wurden,  zum  Teil  da  eintraten,  wo  das  letztere  Straflosigkeit 
annahm,  zumal  wo  es  an  einem  Kläger  fehlte.  Das  kirchliche  Strafrecht 
hat  durch  die  verständige  Berücksichtigung  der  subjektiven  Seite  der  Ver- 
gehen sowie  durch  geklärtere  Auffassung  von  Versuch  und  Teilnahme  die 
in  der  'peinlichen  Halsgerichtsordnung  Karls  V.  vollzogene  StrafrechtS' 
reform  vorbereitet. 

§  63.  Das  Gerichtsverfahren^  Der  mittelalterliche  Prozeß 
überließ  die  Prozeßleitung  ganz  dem  Richter,  der  aber  nichts  aus  eigener 
Entschließung  verfügen  konnte,   sondern  bei  allem  an  die  von  ihm  zu 


^  Vgl.  S.  346  ff.  Bbunneb,  in  Holtzendobff's  Encyklopädie  240  ff.;  Wort  und 
Form  im  altfranz.  Prozeß»  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  1868;  Die  Zulässigkeit  der  An- 
waltschaft im  franz.,  normanu.  u.  engl.  R.  des  MA.,  Zeitschr.  f.  vergleich.  RW.  I. 
Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter,  2  Bde.,  1879;  Lehre  vom 
Beweisurteil,  1848;  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  X.  Hoheybr,  Sachsenspiegel  II.  2  (1844), 
S.  581—626;  Richtsteig  LÄudrechts  (1857)  430—520.  Göschbn,  Gosl.  Statuten  366 
bis  512.  ZÖPPL,  RG.  §§  126,  131;  Das  alte  Bamberger  Recht  131  ff.,  226  ff.  Sibgbl, 
RG.  433  ff.;  Erholung  und  Wandelung,  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  XLII.  (1863);  Die 
Gefahr  vor  Gericht  u.  im  Rechtsgang,  ebd.  LI.  (1865).  Pbahklin,  Reichshofgericht 
IL  189—384.  VoQEL,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Reichshofgerichts,  Zeitschr.  f.  RG.  XV. 
Kuhns.  Gesch.  d.  Gerichtsverfassung  u.  d.  Prozesses  i.  d.  Mark  Brandenburg,  II. 
337—553.  DoNANDT,  im  Bremer  Jahrbuch  V.  1870.  Rosbnthal,  Beitrag  z.  deutsch. 
Stadtrechtsgeschichte  107  ff.,  277  ff.  Tomasohek,  Deutsches  Recht  in  Österreich  144  ff., 
174  ff.  WiGAKD,  Das  Femgericht  Westfalens,  356—473.  Wächteb,  Beitrage  z, 
deutsch.  Geschichte  59—80,  183—218,  220  ff.,  259  ff.  v.  Bunge,  Geschichte  d.  Ge- 
richtswesens in  Liv-,  Est-  u.  Kurland,  1874.  Waitz,  VG.  VIII.  82  ff.  Gbimm.  RA. 
839—937;  Weistümer  VII.  279  f.  Lobbsoh,  Der  Prozeß  in  der  Mörin  des  Hermann 
von  Sachsenheim  (i.  d.  Drei  Abhandlungen  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  von  Bluhmb, 
ScHEÖDEB,  LoEBscH,  1871).  Benneckb,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Strafprozesses,  1886 
(besprochen  von  R.  Löning,  i.  d.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  VII.  685  f.).  Laband, 
Vermögensrechtl.  Klagen,  1869.  Bbhbbnd,  Observationes  de  actione  simplici  (schlichte 
Klage),  Berl.  Inaug.-Diss.  1861;  Anevang  und  Erbengewere,  1885;  Ein  Stendaler  Ur- 
teilsbuch, 1868.  BüDDE,  De  vindicatione  rerum  mobilium,  Bonn.  Inaug.-Diss.  1837. 
Fbüin,  De  an  fang  en  de  slichte  klage  umme  varende  have,  Amsterdam  1871.  Hbuslbk, 
Zur  Geschichte  des  Exekutivprozesses  in  Deutschland,  Zeitschr.  f.  RG.  VI.;  Die 
Bildung  des  Konkursprozesses  nach  Schweiz.  Rechten,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  VLL. 
Wyss,  Gesch.  d.  Konkursprozesses  in  Zürich,  1845.  Stobbe,  Zur  Geschichte  des 
älteren  deutsch.  Konkursprozesses,  1888;  Vertragsrecht  56  ff.  v.  Meibom,  Deutsch. 
Pfandrecht  39—177.  Albbecht,  Commentatio  iuris  Germanici  doctrinam  de  proba- 
tionibus  adumbrans,  2  Königsb.  Programme,  1825—27.  v.  Bab,  Beweisurteil,  1866; 
Zeitschr.  f.  RG.  X.  92  ff.;  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  96  ff.  Jolly,  Beweisver- 
fahren n.  d.  R.  des  Ssp.,  Heidelb.  Inaug.-Diss.  1846.  Hanbl,  Beweissystem  des  Ssp., 
1858.  Dblbbück,  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  XIV.  213  ff.  XIX.  98  ff.  v.  d.  Pfobdtbn, 
Die  Beweisführung  n.  d.  oberbair.  Landrecht,  Zeitschr.  f.  RG.  XII.  v.  Kbibs,  Der 
Beweis  im  Strafprozeß  des  Mittelalters,  1878.  R.  Löning,  Reinigungseid  bei  Unge- 
richtsklagen,  1880;  Vertragsbruch,  1876.  Deütschmann,  Klagengewere.  1878.  GOndbb, 
Das  Institut  der  laudatio  uxoris,  Straßb.  Inaug.-Diss.  1883.  A.  Schmidt,  Echte  Not, 
1888.  LuBCHiN,  Berufen  von  Brief  und  Siegel,  Zeitschr.  f.  RG.  XU.  Osbnbbüggbn, 
Die  Gastgerichte  (Studien  19  ff.);   Prozeß  gegen  einen  abwesenden  Totschläger  (ebd. 
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erfragende  Entscheidung  der  Urteiler  gebunden  war.  Alle  einzelnen  Stufen 
des  Prozesses  vollzogen  sich  mit  Frage  und  Urteil.  Die  Anträge  der  Parteien, 
in  Form  von  Urteilsfragen  und  daher  selbst  „Urteile"  genannt,  wurden 
an  den  Richter  gestellt  und  durch  Frage  des  Richters  den  Urteilern  vor- 
gelegt. Der  Formalismus  des  Rechtsganges  war  wo  möglich  gegen  früher 
noch  verschärft.  Der  geringste  Formverstoß  brachte  die  Gefahr,  den 
Prozeß  zu  verlieren.  Man  bezeichnete  daher  den  Formalismus  selbst  als 
„Gefahr"  (vare,  verborum  insidia).  Den  niederländischen  Kolonisten  wurde 
in  der  Regel  das  Privileg  erteilt,  „sine  vara"  schwören  oder  wohl  über- 
haupt prozessieren  zu  dürfen.  Das  mag  den  ersten  Anstoß  gegeben  haben, 
im  späteren  Mittelalter  die  Gefahr  im  Rechtsgange  überhaupt  zu  beseitigen. 
Solange  die  „Gefahr"  bestand,  fanden  die  Parteien  ein  Auskunfts- 
niittel  in  der  Verwendung  von  Fürsprechern,  die  sie  für  sich  reden  ließen. 
Machte  der  Fürsprecher  dabei  einen  Fehler,  so  konnte  die  Partei  seiner 
Erklärung  die  Genehmigung  versagen  und  Restitution  (Erholung,  Wandelung) 
genießen.  Im  Königsgericht,  später  allgemein,  konnten  die  Parteien  sich 
außerdem  mit  Beratern  (Horchern,  Warnern)  umgeben  und  mit  diesen 
imd  dem  Fürsprecher  zeitweise  zwecks  „Gespräches"  abtreten^.  Die  Über- 
nahme des  Fürsprecheramtes  war  eine  öffentliche  Pflicht,  der  sich  kein 
von  dem  Richter  auf  Verlangen  einer  Partei  aufgeforderter  Dingpflichtiger 
entziehen  konnte'.  Der  Fürsprecher  war  nur  der  Mund  der  anwesenden 
Partei,  die  nach  jeder  von  ihm  abgegebenen  Erklärung  um  ihre  Be- 
stätigung gefragt  wurde.  Vertreter  der  Partei  war  der  Fürsprecher  nicht. 
Eine  prozessualische  Vertretung  fand  nur  bei  juristischen  Personen,  Un- 
freien und  Hörigen  (durch  den  Herrn)  und  Bevormundeten  (durch  Vater, 
Ehemann  oder  Vormund)  statt.  Es  war  schon  ein  Fortschritt,  daß  voll- 
jährigen Weibern,  Greisen  und  jungen  Männern,  die  zwar  zu  ihren  Jahren 
gekommen  waren,  sich  aber  noch  in  schutzbedürftigem  Alter  befanden 
(S.  662),  gestattet  wurde,  sich  für  gerichtliche  Geschäfte  einen  Vormund 
zu  wählen.  Im  übrigen  gab  es  im  Mittelalter  ebensowenig  wie  in  der 
vorigen  Periode  eine  Vertretung  durch  Bevollmächtigte,  nur  das  Königs- 
gericht ließ  dieselbe  unter  Umständen  zu,  und  einige  Stadtrechte  schlössen 
sich  der  hier  befolgten  Praxis  allmählich  an,  während  die  Landrechte 
ihre  ablehnende  Haltung  größtenteils  bis  über  das  Mittelalter  hinaus  fest- 
hielten*. 


311  iF.).  NiBTZScHE,  Commentatio  iuris  Germanici  de  prolocutoribus,  Leipz.  Habil.- 
Progr.  1831.  Kohleb,  Zur  Geschichte  des  Rechts  iu  Alemannien  (Beiträge  zur  germau. 
Privatrech ts-Geschichte  IH.  1888).  A.  S.  Schultzb,  Privatrecht  u.  Prozeß  in  ihrer 
Wechselbeziehung,  I.  1883. 

«  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  118  f.    Nietzsche,  a.  a.  0.  63  ff. 

*  Vgl.  Merkel,  Zeitschr.  f.  RG.  I.  152  ff.  Der  Fürsprecher  konnte  von  seiner 
Partei  einen  Ijohn  beanspruchen.    Es  gab  auch  gewerbemäßige  Fürsprecher. 

*  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  I.  185 ff.  Franklin,  IL  164 ff.  Jx)kr8ch  u. 
Schröder,  Nr.  214.  Die  Vollmacht  mußte  ursprünglich  vor  Gericht  erteilt  werden, 
spater  waren  auch  außergerichtliche  Vollmachten  unter  Brief  und  Siegel  zulässig. 
Die  Devollmächtigungsformel  lautete:  „zu  Gewinn  und  Verlust  und  zu  allen  Rechten." 
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Während  in  der  fränkischen  Zeit  der  bürgerliche  Prozeß  noch  ganz 
in  den  Banden  d(»s  Strafprozesses  lag,  unterschied  das  Mittelalter  bürger- 
liche, peinliche  und  gemischte  Klagen  *.  Die  bürgerlichen  Klagen  wurden 
ohne  Berücksichtigung  des  Kechtsgrundes,  lediglich  nach  der  Verschie- 
heit  des  Klagebegehrens  und  der  Exekution,  in  Klagen  um  Schuld,  um 
Gut  und  um  Eigen  und  Erbe  eingeteilt. 

Klage  um  Schuld  war  jede  bürgerliche  Klage  auf  eine  Geldleistung, 
gleichviel  worauf  sich  der  Anspruch  stützte.  Die  schlichte  Klage  bestand 
in  dem  einfachen  Antrage  auf  Verurteilung  des  Schuldners  zur  Zahlung, 
doch  konnte  der  Beklagt«  wenigstens  eine  summarische  Angabe  des  Schuld- 
grundes verlangen".  Der  Beklagte  mußte  entweder  den  klägerischen  An- 
spruch zugestehen  oder,  falls  er  sich  nicht  durch  prozeßhindernde  Ein- 
reden der  Antwort  erwehrte,  schwören,  daß  er  nichts  schuldig  sei.  Durch 
diesen  Unschuldseid  wurde  die  Klage  abgewiesen. 

Wenn  der  Kläger  sich  nicht  mit  der  schlichten  Klage  begnügte, 
sondern  seinen  Anspruch  durch  Anführung  bestimmter  Thatsachen,  die 
er  unter  Beweis  stt»llte,  begründete,  so  durfte  der  Gegner  sich  nicht  auf 
bloße  Ableugnung  beschränken,  sondern  hatte  positive  Thatsachen  zur 
Entkräftung  der  kläg(»rischen  Behauptung  oder  Begründung  seiner  Ein- 
reden vorzubringen  und  Beweis  dafür  anzutreten.  Auch  die  schlicht« 
Klage  konntt^  in  dieser  Weise  umgewandelt  werden,  indem  der  Kläger 
dem  Beklagten  den  Unschuldseid  durch  eine  motivierte  Replik  verlegtet 
Das  Gericht  hatte  zu  prüfen,  von  welcher  der  behaupteten  Thatsachen 
die  Entscheidung  abhinge,  und  diese  im  Beweisurteil  als  thema  probandum 
aufzustellen.  Standen  sich  hier  Behauptung  und  Gegenbehauptung  gegen- 
über, so  wurde  derjenigen  Partei,  die  das  bessere  Beweismittel  hatte,  der 
Vorzug  gegeben,  sie  war  „näher  zum  Beweise"^.  Ausnahmsweise  stand 
es  bei  gewissen  privilegierten  Klagen  dem  Kläger  zu,  seinen  Anspruch 
zu  beschwören:  so  dem  Wirte,  der  wegen  Garkost  klagte  und  bewiesen 
hatte,  daß  der  Beklagte  überhaupt  sein  Kostgänger  gewesen  sei,  femer 
dem  Dienstboten  bei  der  Klage  auf  seinen  Tjidlohn,  wenn  er  bewies,  daß 
er  sich  in  dem  Dienstverhältnisse  befunden  habe,  endlich  dem  Zinsherrn 
oder  Vermieter  bei  der  Klage  auf  rückständigen  Zins,  wenn  er  bewies, 
daß  der  Beklagte  das  Zinsgut  von  ihm  besaß*. 

Gewann  der  Kläger,  so  wurde  der  Beklagte  zur  Zahlung  verurteilt 


*  Einen  Rest  der  alten  Auffassung  mag  man  in  der  gleichmäßigen  Verwendung 
des  Wortes  vorderwige  für  alle  Arten  von  Klagen  erblicken.    Vgl.  liABAND,  55  f. 

«  Vgl.  Laband,  11  f. 

'  Vgl.  ebd.  41  f.  Zulässig  war  dies  nur,  bevor  der  Unschnldseid  angenommen 
und  die  Prozeßgewere  (Anm.  14)  geleistet  war. 

^  Nach  dem  sächsischen  Landrechte  war  nur  das  Gerichtszeugnis  als  Beweis- 
mittel zugelassen,  während  die  Stadt-  und  jüngeren  Jjandrechte  auch  Urkunden  und 
außergerichtliche  Zeugen  zuließen,  dem  Gerichtszeugnis  aber  den  Vorzug  gaben.  Vgl. 
Ssp.  I.  7.    Laband.  43  ff. 

»  Vgl.  Laband,  26  ff. 
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Ein  UrteilserfüUuiigsgelöbnis  war  dem  mittelalterlichen  Rechtsgange  im 
allgemeinen  nicht  mehr  geläulig.  Leistete  der  Verurteilte  nicht,  so  erfolgte 
die  Zwangsvollstreckung  zunächst  in  sein  bewegliches  Vermögen,  indem 
die  abgeptandeten  Gegenstände,  wenn  er  sie  nicht  binnen  gegebener  Frist 
auslöste,  verkauft  oder  dem  Schuldner  an  Zahlungs  statt  übereignet  wurden. 
Reichte  das  bewegliche  Vermögen  nicht  hin,  so  erfolgte  die  Fronung 
(Anleite,  Insatz)  des  Grundbesitzes  und  nach  Jahr  und  Tag  (nach  manchen 
Rechten  schon  nach  3x14  Nächten),  wenn  keine  Lösung  erfolgt  war, 
ebenfalls  Verkauf  oder  Übereignung.  Reichte  auch  das  nicht  hin,  so 
konnte  der  Kläger  die  Person  des  Schuldners  pfänden,  indem  er  ihn, 
unter  Vorbehalt  der  Lösung,  in  Schuldgefangenschaft  oder  Zwangsdienst 
nahm^®.  Eine  Buße  wurde  weder  dem  verurteilten  Beklagten,  noch  dem 
abgewiesenen  Kläger  auferlegt. 

Bei  der  Klage  um  Gut,  d.  h.  auf  Herausgabe  einer  beweglichen 
Sache,  gleichgültig  aus  welchem  Rechtsgrunde,  gestaltete  sich  das  Ver- 
fahren durchaus  entsprechend.  Der  Kläger  konnte  sich  auch  hier  ohne 
jede  Begründung  seines  Anspruches  „zu  der  Sache  ziehen".  Der  unter- 
schied zwischen  der  schlichten  Klage  um  Gut  und  derjenigen  um  Schuld 
bestand  nur  darin,  daß  sich  der  Unschuldseid  des  Beklagten  bei  der 
ersteren  auf  die  Ableugnung  des  Besitzes,  also  Ablehnung  seiner  Passiv- 
legitimation, beschränkte  ^^  Gestand  er  den  Besitz  zu  oder  wurde  der- 
selbe durch  den  Kläger  bewiesen,  so  hatte  der  letztere  auf  die  sein  Recht 
negierende  Antwort  des  Beklagten  seinen  Anspruch  zu  begründen,  worauf 
sich  das  weitere  Verfahren  durchaus  so  wie  bei  der  motivierten  Klage  um 
Schuld  gestaltete.  Die  ihm  zuerkannte  Sache  konnte  der  Kläger,  nötigen- 
falls mit  Hilfe  des  Gerichts,  in  seinen  Besitz  nehmen.  Eine  Buße  wurde 
auch  bei  dieser  Klage  weder  über  den  verurteilten  Beklagtc^n,  noch  über 
den  abgewiesenen  Kläger  verhängt. 

Hatte  der  Verklagte  den  Besitz  der  Sache  verloren,  so  verwandelte 
sich  der  Anspruch  des  Klägers  ohne  weiteres  in  eine  Schadensersatzklage, 
(1.  h.  eine  Klage  um  Schuld. 

Die  Klage  um  Eigen  und  Erbe  bezog  sich  auf  alle  unbewegliclien 
Sachen,  liJigen  wie  Lehen.  Handelte  es  sich  um  eine  Klage  gegen  den 
Veräußerer  auf  Vollziehung  der  Auflassung,  so  gestaltete  sich  das  Ver- 
fahren ähnlich  wie  bei  der  Klage  imi  Schuld,  nur  mußte  der  Kläger  auch 
bei  der  schlichten  Klaga  sofort  den  Rechtsgrund  angeben.  Während  der 
Beklagte  die  schlichte  Klage  mit  seinem  Unschuldseide  zurückweisen 
konnte,  bedurfte  es  gegenüber  einer  mit  Thatsachen  belegten  und  unter 
Beweis  gestellten  Klage  einer  ebenso  begründeten  Antwort,  worauf  das 
Beweisurteil  ganz  nach   den  S.  710  geschilderten  Grundsätzen   erfolgte. 

'®  Vgl.  S.  442.  Ix)EESCH  u.  Schröder,  Nr.  269  (250).  Pulnck,  Gerichtsverfahren 
258  ff.     Stobbb,  Konkursprozeß  55  f.,  9H  ff. 

**  Hatte  Beklagter  die  Sache  nur  für  einen  Dritten  inne,  so  konnte  er  sich  von 
der  Autwort  befreien,  indem  er  entweder  jenen  zur  Antwort  vorladen  ließ,  oder  ihm 
in  Gegenwart  des  Klägers  die  Sache  zurückgab.     Vgl.  Laband,  58. 
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Gründete  sich  der  Anspruch  gegen  den  Veräußerer  nicht  bloß  auf  das 
Veräußerungsgeschäft,  sondern  auf  die  von  ihm  bereits  vollzogene  Auf- 
lassung, .so  trug  das  Verfahren  auf  Grund  der  richterlichen  Friedewirkung 
(S.  671)  einen  rein  exekutorischen  Charakter,  da  der  Veräußerer  nur  noch 
als  Stellvertreter  des  Klägers  die  Gewere  ausübte.  Bei  der  Klage  auf 
Rückgabe  eines  dem  Beklagten  seitens  des  Klägers  nur  zeitweilig  einge- 
räumten Grundstückes  mußte  sich  der  Beklagte  auch  einer  schlichten 
Klage  gegenüber  sofort  positiv  vert;eidigen,  widrigenfalls  dem  Kläger  ge- 
stattet wurde,  seinen  Klagegrund  mit  zwei  Zeugen  zu  beweisen.  Ent- 
sprechend wurde  bei  jeder  einfachen  Vindikation  verfahren,  wenn  der 
Besitz  des  Beklagten  feststand.  Auch  bei  der  schlichten  Klage  konnte  der 
Kläger  verlangen,  daß  der  Beklagte  sein  besseres  Besitzrecht  positiv  be- 
gründe, worauf  letzterer  seine  Behauptungen  mit  sechs  oder  sieben  Zeugen 
zu  beweisen  hatte.  Anders,  wenn  Kläger  durch  den  Beweis  der  Ent- 
werung  oder  älteren  Gewere  dem  Gegner  den  Besitz  abgewann  und  so 
das  Recht  erlangte,  nun  seinerseits  sein  besseres  Recht  mit  Zeugen  zu 
beweisen^*.  Behaupteten  beide  Teile  gleiche  Gewere,  so  kam  es  im  all- 
gemeinen nicht  darauf  an,  wer  den  besseren  Besitztitel  für  sich  anführte, 
sondern  es  kam  zum  Inquisitionsbeweise  durch  Nachbarzeugnis,  wobei 
die  Aussage  der  Zeugenmehrheit  entschied.  War  auf  diesem  Wege  nichts 
zu  ermitteln,  so  hatten  beide  Teile  an  Ort  und  Stelle  ihr  Recht  an  dem 
streitigen  Grundstücke  zu  beschwören,  worauf  dasselbe,  wenn  nicht  eine 
der  Parteien  gerichtlichen  Zweikampf  forderte,  von  Gerichts  wegen  unter 
die  Streitenden  geteilt  wurde.  Privationsklagen  des  Lehn-  oder  Zius- 
herm  waren  von  vornherein  durch  Angabe  der  Verschuldung  zu  begründen. 
Der  Beklagte  hatte  das  Recht  des  Unschuldseides,  falls  ihm  derselbe  nicht 
durch  Erbieten  des  Klägers  zum  Beweise  verlegt  wurde.  Enthielt  die 
Antwort  des  Beklagten  positive  Gegenbehauptungen,  so  entschied  das  Be- 
weisurteil nach  den  oben  dargelegten  Normen. 

Richtete  sich  die  Klage  gegen  die  Veräußerungsbefugnis  des  Gewährs- 
mannes des  Beklagten,  so  hatte  Kläger,  falls  der  Beklagte  seine  Aktiv- 
legitimation bestritt,  zunächst  diese  zu  beweisen.  Im  übrigen  hatte  sich 
der  Beklagte,  wenn  er  sich  nicht  durch  den  Nachweis  der  rechten  Gewere 
(S.  672)  frei  machen  konnte,  auf  seinen  Gewährsmann  zu  ziehen  und 
diesen  an  dem  Gerichte  der  belegenen  Sache  zu  stellen.  Bekannte  sich 
der  Gewährsmann  zu  der  Gewährschaft,  so  kamen  in  betreff  des  nun  von 
ihm  übernommenen  Prozesses  die  gewöhnlichen  Grundsätze  zur  Anwendung. 
Erlitt  dagegen  der  Beklagte  Bruch  an  seinem  Gewähren,  so  gelangte  der 


'*  Vgl.  Mon.  Wittelsb.  I.  331  (1280):  ui  donUnuJt  Heinricus  dux  per  duos  imtes 
probet,  qu-od  sibi  competat  probatio  iuris  de  ponte  in  Rosenheim^  gfue  per  sepiem  virog 
idoneos,  qui  ex  21  elecii  fuerint  et  assumpti,  fi^ri  debet  in  termino  ad  hoc  specicUiter 
d^eputato.  Wilmans.  Additamenta  zu  Ebhabd's  Reg.  Westf.  II.  66,  Nr.  78  (1191): 
Eid  septima  manu,  quod  eiusdem  mansi  prior  fuit  in  jpossessume ;  d-einde  tercia  manu, 
quod  proprietcu  iure  sue  pertineret  ecciesie. 
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Kläger  zum  Beweise,  wenn  nicht  der  Beklagte  die  klägerischen  Behaup- 
tungen zugestand,  so  daß  er  sofort  zur  Herausgabe  verurteilt  werden  konnte. 

Erbschaftsklagen  auf  bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  im 
Besitze  des  Beklagten  wurden  vielfach  mit  Handanlegung  („Anfang")  er- 
öffnete^, ohne  dadurch  ihren  rein  bürgerlichen  Charakter  zu  verlieren. 
Kläger  hatte  seine  Erbeslegitimation,  falls  sie  bestritten  wurde,  darzulegen 
und,  in  der  Kegel  mit  Zeugen,  zu  beschwören.  Machte  der  Beklagte  ein 
besseres  Erbrecht  geltend,  so  nahm  der  Prozeß  den  Charakter  eines  iu- 
dicium  duplex  an,  indem  auch  der  Beklagte  seine  Erbeslegitimation  zu 
führen  hatte,  worauf  das  Gericht  entschied,  wer  der  bessere  Erbe  sei. 
Erhob  der  Beklagte  positive  Einwendungen  gegen  das  Recht  des  Klägers, 
so  wurde  je  nach  Lage  der  Sache  dem  einen  oder  dem  anderen  die  Be- 
weisrolle zugeteilt.  Erhob  der  Beklagte  keine  Einwendungen,  so  konnte 
er  doch  vor  der  Herausgabe  Sicherheitsleistung  gegen  die  etwaigen  An- 
sprüche des  wahren  Erben  verlangen;  bei  unbeweglichen  Sachen  war  die- 
selbe durch  Pfand  oder  Bürgen  zu  leisten,  während  bei  fahrender  Habe 
die  eidliche  Kaution  der  gelobten  Gewere  genügte  e*.  Abgewiesen  wurde 
die  Erbschaftsklage,  wenn  der  Beklagte  sich  auf  Verjährung  ^berufen 
konnte*";  zur  Zeit  abgewiesen,  wenn  die  Klage  vor  dem  Dreißigsten  an- 
gestellt war**. 

Peinliche  Klagen  waren  im  allgemeinen  alle  Strafklagen,  doch 
konnte  der  Kläger,  wo  es  sich  bloß  um  eine  Buße  handelte,  sich  auch 
der  bürgerlichen  Klage  bedienen,  um  im  Falle  einer  Abweisung  nicht 
selbst  einer  Buße  zu  verfallen.  In  der  Regel  wurde  die  peinliche  Klage 
mit  Gerüft  begonnen.  War  der  Verbrecher  auf  handhafter  That  beschrien 
und  auf  der  That  oder  der  Flucht  von  der  That  in  Gegenwart  von  Schrei- 
mannen ergriffen,  so  fand  das  schon  für  die  ältere  Zeit  geschilderte  ab- 
gekürzte Verfahren  (S.  85,  357)  statt  Die  Klage  mußte  mit  leiblicher  Be- 
weisung,  und  bevor  die  That  übernächtig  wurde,  angestellt  werden.  Hatte 
man  den  Thäter  zwar  mit  Gerüft  verfolgt,  aber  nicht  oder  doch  erst 


"  Vgl.  S.  349  N.  15,  S.  698  N.  210. 

'^  Eine  solche  eidliche  Kantion  (gelovede  gewere)  konnte  der  Beklagte  in  allen 
Fällen  verlangen,  wo  er  besorgen  durfte,  nach  der  Befriedigung  des  Klägers  noch 
von  dritten  Personen  in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Außerdem  konnte  jeder 
peinlich  Beklagte  oder  kämpf  lieh  Gegrüßte  von  seinem  Gegner  in  gleicher  Weise  das 
Gelübde,  die  Sache  durchzuführen,  beanpruchen.  Wurde  die  Sache  dann  nicht  durch- 
geführt, oder  wurde  der  Beklagte  ungeachtet  der  Gewere  noch  von  Dritten  ange- 
sprochen, so  hatte  sein  Gegner  für  den  Bruch  der  Gewere  Buße  und  Wette  zu  be- 
zahlen. Die  Gewerebuße  bestand  nach  dem  Sachsenspiegel  in  dem  Verluste  der 
rechten  Hand  oder  Losung  derselben  mit  einem  halben  Wergeide.  (Vgl.  Ssp.  I.  63 
§  2.  II.  15,  16  §  1.  III.  14  §  2).  Nachdem  Kläger  die  Gewere  gelobt  hatte,  durfte 
er  seine  Klage  nicht  mehr  abändern.  Hatte  der  Kläger  keinen  Grundbesitz,  so  ge- 
nügte die  eidliche  Kaution  nicht,  er  hatte  vielmehr  Sicherheit  durch  Pfand  oder 
Bürgen  zu  leisten  und  konnte,  wenn  er  dies  nicht  vermochte,  persönlich  in  Sicher- 
heitshaft genommen  werden. 

^»  Vgl.  S.  352  f.,  672,  699,  703. 

»*  Vgl.  S.  698.    liOERSCH  u.  ScHRÖDBR,  Urkunden  Nr.  336  (296). 
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später  ergriffen,  so  konnte  der  Kläger  ihn  mit  kämpf licliem  Gruße  an- 
sprechen. In  allen  anderen  Fällen  konnte  die  Klage  zwar  ebenfalls  mit 
Erhebung  des  Gerüftes  begonnen  werden,  der  Angeklagte  hatte  aber  das 
Recht,  sich  durch  Eid  mit  Eideshelfern  zu  reinigen.  Blieb  der  Ange- 
klagte auf  wiederholte  Ladung  aus,  so  wurde  er  verfestet  und  auf  Requi- 
sition des  Verfestungsgerichts  durch  das  Königsgericht  in  die  Reichsacht 
gethan^'.  Wurde  der  Verfestete  ergriflFen,  so  wurde  er  wie  ein  auf  hand- 
hafter That  ertappter  Verbrecher  behandelt  ^^. 

Zu  den  gemischten  Klagen  gehurte  namentlich  die  Klage  mit 
„Anfang",  die  zur  Rückforderung  entwendeter  beweglicher  Sachen  diente 
und  durchaus  denselben  Charakter  wie  in  der  vorigen  Periode  (S.  348  ff.) 
behalten  hatte.  Ferner  zählttm  dahin  die  Klagen  wegen  trockener  Schläge 
oder  Hautwunden,  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  diejenigen  wegen 
Bruches  eines  Versprechens,  sodann  die  Klage  gegen  denjenigen,  der  sich 
auf  fremdem  Acker  der  Pfändung  erwehrte.  Ferner  nahm  die  peinliche 
Klage  den  Charakter  einer  gemischten  Klage  an,  wenn  sich  ergab,  daß 
die  That  unfreiwillig  oder  von  einem  Unzurechnungsfähigen  begangen  war. 
Das  gemeinsame  Merkmal  aller  gemischten  Klagen  bestand  darin,  daß 
sie  für  den  abgewiesenen  Kläger  ebenso  wie  für  den  verurteilten  Beklagten 
die  Verfallung  in  Buße  und  Wette  und  für  den  Ungehorsamen  Verfestung 
oder  Acht  nach  sich  zogen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Beweisrochts  hatten  das  Gerichtszeugnis  und 
der  Inquisitionszeugenbeweis  (S.  369)  allgemein  Eingang  gefunden.  Der 
letztere  kam  teils  als  bloßes  Nachbarzeugnis,  teils  in  weiterem  Umfange 
als  „Kundschaft^*  oder  „Landfrage"  zur  Anwendung.  Eine  außerordent- 
liche Bedeutung  hatte  das  Gerichtszeugnis  erlangt,  das  entweder  als 
eigentliches  Dingzeugnis  des  Richters  und  der  Urteiler,  oder  als  bloßes 
Dingmannenzeugnis  vorkam,  indem  die  Partei  zur  Bekräftigung  ihrer 
Aussage  einige  Gerichtspersonen  als  Zeugen  zuzog.  Das  nordfriesische 
Recht  kannte  eigene  „Dinghörer",  die  als  amtliche  Zeugen  bei  außer- 
gerichtlichen Akten  zugezogen  wurden^®.  Die  Unscheltbarkeit  des  Ding- 
zeugnisses war  ein  Hauptbeweggrund  für  die  Ausbildung  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, zumal  seit  der  Einführung  der  Stjidtbücher,  Landtafeln  und 
Gerichtsbücher.  Das  sächsiche  Landrecht  verlangte  die  Gerichtlichkeit 
zwar  nur  bei  Immobiliarrechtsgeschäften  unbedingt,  ließ  aber  auch  bei 
anderen  Rechtsgeschäften  kein  anderes  Beweismittel  als  das  Dingzeugnis 


"  In  einer  von  Vogel,  Zeitschr.  f.  R6.  XV.  190  f.  veröffentlichten  Auskunft 
über  das  Ungehorsamsverfahren  im  Königsgericht  wird  unterschieden  zwischen 
,,causa  personalis"  und  „causa  realis'*.  Die  ersterc  (die  peinliche  Klage)  fuhrt  zur 
Acht,  die  zweite  (bürgerliche  Klage)  zur  Anleite.  Bei  der  Klage  um  Eigen  und 
Erbe  wurde  häufig  nur  auf  das  Gut  und  alle,  die  dasselbe  vertreten  würden,  geklagt. 
Vgl.  ebd.  183,  187,  189.    Ix)ersch  u.  Schröder,  Nr.  334  (294). 

^^  Vgl.  S.  704,  713.  Der  Verfcstcte  konnte,  soweit  die  Verfestung  reichte, 
weder  Klagen  erheben,  noch  sonst  vor  Gericht  auftreten. 

^»  Vgl.  Beunner,  Zeitschr.  f.  RG.  XXIII.  243. 
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ZU,  während  die  übrigen  Landrechte  und  die  sächsischen  Stadtrechte  auch 
den  Beweis  durch  außergerichtliche  Zeugen  gestatteten.  Einen  außer- 
ordentlichen Fortschritt  machte  das  mittelalterliche  Beweisrecht  durch  die 
Erweiterung  des  Urkundenbeweises  (S.  655  ff.).  Der  in  der  vorigen  Periode 
noch  die  Ausnahme  bildende  Eineid  spielte  im  mittelalterlichen  Verfahren 
eine  bedeutende  Rolle.  Der  Eid  mit  Eideshelfem  erhielt  sich  im  allge- 
meinen nur  im  Strafprozesse,  während  sich  die  Eidoshelfer  bei  bürger- 
lichen Klagen  allmählich  ganz  zu  Zeugen,  die  aus  eigener  Wissenschaft 
aussagten,  umgestalteten.  Das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes 
behauptete  sich,  trotz  allen  Angriffen  von  Seiten  der  Kirche,  während  des 
ganzen  Mittelalters,  nur  in  den  Städten  wurde  dasselbe  allgemein  beseitigt. 
Kampfunfähige  Personen  konnten  sich  eines  Kampfvormundes  bedienen. 
Gegen  Rechtlose  kämpfte  man  nur  durch  Lolmkämpfer.  Die  einseitigen 
Gottesurteile  des  wallenden  Kessels  und  des  glühenden  Eisens  kamen  im 
Mittelalter  noch  in  beschränkter  Anwendung  vor,  verschwanden  aber, 
nachdem  die  Kirche  im  Jahre  1215  die  Gottesurteile  allgemein  ver- 
boten hatte. 

Die  Urteilsschelte  hatte  im  Mittelalter  den  Charakter  einer  wahren 
Berufung  angenommen  2®.  Dieselbe  konnte  von  jedem  Dingpflichtigen 
eingelegt  werden,  nur  Rechtlose,  Verfestete  und  auf  handhafter  That  Er- 
griffene waren  dazu  nicht  berechtigt.  Die  Schelte  mußte  vor  vollendeter 
Abstimmung  über  den  Urteils vorschltj^,  und  zwar  unter  Findung  eines 
Gegenurteils,  eingelegt  werden.  Sie  führte  zu  einer  materiellen  Ent- 
scheidung des  Berufungsgerichtes.  Nur  die  Sachsen  kannten  auch  eine 
Schelte  der  Hofgerichtsurteile;  in  diesem  Falle  entschied  ein  gerichtlicher 
Kampf  von  Sieben  gegen  Sieben. 

Der  schon  dem  älteren  Rechte  bekannte  Betreibungsprozeß  in  Schuld- 
sachen (S.  86,  352)  wurde  in  den  Stadtrechten  des  Mittelaltei-s  vielfach  fort- 
gebildet. Er  fand  namentlich  Anwendung,  wenn  ein  gerichtliches  Schuld- 
bekenntniß    oder   eine   Schuldurkunde   mit  Vollstreckungsklausel   vorlag. 

Von  großer  Bedeutung  wurde  die  allmähliche  Ausbildung  des  Kon- 
kursprozesses  in  den  Städten.  Anfangs  kannte  man  eine  Beschlag- 
nahme des  ganzen  Vermögens  nur  in  dem  Falle  der  „Vorflucht",  wenn 
der  Schuldner  sich  aus  dem  Staube  gemacht  hatte,  sodann  bei  über- 
schuldetem Nachlasse,  für  den  sich  kein  Erbe  fand.  Erst  spät  gelangte 
man  dazu,  das  gleiche  Mittel  auch  dem  anwesenden  Schuldner  gegenüber 
anzuwenden.  Anfangs  hatte  die  Priorität  der  Beschlagnahme  für  die 
Rangordnung  der  Gläubiger  entschij^den,  allmählich  kam  man  aber  dahin, 
die  sämtlichen  Gläubiger  als  eine  Genossenschaft  zu  bt^handelu,  was  ihre 
Befriedigung  „nach  Markzahl"  oder  „nach  Advenante",  d.  h.  nach  Ver- 
hältnis, zur  Folge  hatte. 


*<>  Vgl.  S.  364,  529,  548.  557  f.,  569,  636.  Neben  der  Ürteilsschelte  erhielten  sich 
noch  einzelne  Spuren  des  alten  Reklamationsrechtes  als  „Ausheischen  vor  allem  Urteil". 
Vgl.  S.  173,  369.    LoEBSCH.  Ingelheimer  Oberhof  CLX  sqq.  CLXLIV  sqq. 
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Das  Rügeverfahren  (S.  356,  369)  gelangte  in  den  westßlischen 
Femgerichten  (S.  561  S.)  zu  besonderer  Entwickelung.  Aber  auch  sonst 
zeigte  der  Strafprozeß  seit  dem  14.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  die 
Neigung  zu  amtlichem  Einschreiten.  Wo  es  an  einem  Kläger  fehlte, 
half  man  sich  mit  einer  Rüge  oder  Einsetzung  eines  Anklägers  von  Amts 
wegen  21.  Besonders  entwickelt  wurde  das  Verfahren  auf  Leumund  ^^  und 
die  dem  älteren  Verfahren  noch  unbekannte  Jännahme  des  gerichtlichen 
Augenscheins  un  Ort  und  Stelle  durch  Gerichtsdeputierte,  woraus  sich  bei 
unnatürlichen  Todesfallen  die  gerichtliche  Todtenschau  („Fahrrecht")  ent- 
wickelte 2*. 


**  Vgl.  Bbnnecke,  86. 

"  Vgl.  Wbiland,  Zeitschr.  f.  RG.  XXI.  107  ff.  Wachtee.  a.  a.  ().  269  ff.  v.  Kbiks. 
a.  a.  0.  205  ff. 

"  Vgl.  Anm,  19.  v.  Keibs.  128  ff.  Bennecke,  76 f.  Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck 
II.  Nr.  1099  (1347).  Hach.  Das  alte  lObische  Recht,  S.  144.  Petersen,  i.  d.  Forsch. 
z.  deutsch.  Gesch.  VI.  264  ff.    Schilleb  u.  Lübben.  Mittelnd.  WB.  V.  207. 
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§  64.  Das  Reichsgebiete  Die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  die 
dem   Reichskammergericht   die   Anerkennung  verweigerte   nnd   sich  seit 

*  Vgl.  H.  CoNBiNO,  De  finibus  imperii  Germanici,  1654.  Sprunek-Menke,  Hand- 
atlas, Blatt  43— n,  Vorbemerkungen  S.  17,  27,  30  ff.  v.  Lancizolle,  Übersicht  der 
deutschen  Reichsstandschafts-  und  Territorial  Verhältnisse,  1830. 
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1495  thatsächlich  nicht  mehr  als  zum  Reiche  gehörig  betrachtete,  schied 
durch  den  westfälischen  Frieden  auchrechtlich  aus  dem  Reichsverbande  aus-. 
Frankreich  erwarb  durch  den  westfälischen  Frieden  die  schon  1552  in 
Besitz  genommenen  Bistümer  Metz,  Toul  und  Verdun  nebst  der  Reichs- 
stadt Metz,  sodann  den  habsburgischen  Besitz  im  Elsaß  und  die  Land- 
vogtei  über  zehn  im  Elsaß. belegene  Reichsstädte'*.  Die  auf  Grund  ge- 
waltsamer Interpretation  an  diese  Abtretungen  geknüpften  Reunionen 
Ludwigs  XIV.  brachten  das  ganze  Elsaß  an  Frankreich,  das  sich  1681 
ohne  jeden  Rechtstitel  auch  in  den  Besitz  der  Reichsstadt  Straßburg  setzte 
und  durch  den  Ryswiker  Frieden  von  1697  die  Anerkennung  seines 
Raubes  erhielt*.  Die  Herzogtümer  Bar  und  Lothringen  wurden  1735  an 
Frankreich  abgetreten  und  gelangten  1766  endgültig  in  dessen  Besitz'. 
Der  gesamte  burgundische  Kreis  kam  nach  dem  Tode  Karls  V.  an  die 
spanische  Linie  des  habsburgischen  Hauses,  wodurch  seine  Verbindung 
mit  dem  Reiche  wesentlich  gelöst  wurde.  Durch  die  Losreißung  der 
sieben  nördlichen  niederländischen  Provinzen  von  Spanien  entstand  1581 
die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  (die  sog.  Generalstaaten),  die 
sich  nicht  mehr  als  Teil  des  Reiches  betrachtete  und  durch  den  west- 
fälischen Frieden  in  ihrer  internationalen  Selbständigkeit  anerkannt  wurde, 
während  die  spanischen  Niederlande  nach  dem  Aussterben  der  spanischen 
Linie  durch  den  Rastadter  Frieden  (1714)  an  das  Haus  Österreich  zurück- 
kehrten, das  aber  auf  wichtige  Teile  derselben  und  auf  die  Freigrafschaß 
zu  Gunsten  Frankreichs  verzichten  mußte®.  Schweden  erhielt  durch  den 
westfälischen  Frieden  Vorpommern  und  Rügen,  Wismar  und  die  Bistümer 
Bremen  und  Verden,  doch  schieden  die  schwedischen  Abtretungen  nicht 
aus  dem  Reichsverbande,  vielmehr  hatte  die  Krone  Schweden  dieselben 
vom  Kaiser  als  Reichslehn  zu  empfangen,  wofür  sie  als  Reichsstand  Sitz 
und  Stimme  im  Reichstage  erhielte 

Die  französischen  Erwerbungen  waren  ausdrücklich  unter  Vorbehalt 
der  in  den  abgetretenen  Gebieten  bestehenden  Rechte  deutscher  Reichs- 
stände erfolgt,  doch  sahen  sich  die  letzteren,  soweit  sie  von  den  Reunionen 
verschont  geblieben  waren,  im  Laufe  der  Zeit  sämtlich  genötigt,  für  ihre 
in  dem  Machtbereiche  Frankreichs  belegenen  Besitzungen  die  Oberlehns- 
herrlichkeit  des  französischen  Königs  anzuerkennen,  wofür  ihnen  seitens 
des  letzteren  die  ungestörte  Ausübung  ihrer  Herrschaftsrechte  ausdrücklich 


«  JPG.  Art.  6.     Vgl.  Ullmakn,  a.  a.  O.  L  649—803. 

*  JP.  Munster.  §§  73  f.,  87. 

*  Fax  Ryswic.  Art.  4,  16  f.  (N.  Samml.  d.  Reiohsabschiede  IV.  165,  167).  un- 
angerührt blieb  noch  die  Beichsstadt  Mülhäusen,  die  seit  1515  im  Bande  mit  der 
Eidgenossenschaft  stand  und  erst  1798  von  Frankreich  einverleibt  wurde. 

*  N.  Samml.  IV.  420. 

^  Die  ehemals  burgundische  Grafschaft  Mömpelgard  blieb  bis  zur  französischen 
Revolution  in  reichsfreier  Stellung,  seit  1723  unter  dem  Herzog  von  Würtemberg. 

^  JPG.  Art.  10.  Durch  den  Stockholmer  Frieden  von  1720  wurde  Vorpommern 
bis  zur  Peeue  (sog.  Altvorpommern)  an  Preußen  abgetreten»  so  daß  Schweden  hier 
fiuf  Neuvorpommern  und  Rügen  beschränkt  blieb. 
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zugesichert  wurde  ^.  Nachdem  die  französische  ßerolutionsgesetzgebung 
(1789 — 90)  rücksichtslos  über  diese  Rechte  hinweggegangen  war  und  die 
Einverleibung  der  fraglichen  Gebiete  in  Frankreich  dekretiert  hatte,  kam 
es  1792  zu  dem  Kevolutionskriege,  dessen  kläglichen  Ausgang  der  Lune- 
viller  Friede  (9.  Febniar  1801)  bildete.  Durch  denselben  wurde  das  ge- 
samte linke  ßheinufer  an  Frankreich  abgetreten,  den  dadurch  benach- 
teiligten Dynastien  aber  eine  Entschädigung  durch  die  Mediatisierung 
nichterblicher  Territorien  und  Städte  in  Aussicht  gestellt,  zu  deren  Aus- 
führung der  ßeichstag  eine  außerordentliche  Deputjition  einsetzte.  Der 
von  dieser  verfaßte  Entwurf  oder  „Hauptschluß"  wurde  dem  Reichstage 
am  23.  Dezember  1802  seitens  des  Kaisers  zur  Beschlußfassung  unterbreitet 
und  nach  einigen  Veränderungen  seitens  des  ersteren  am  24.  März  1803 
zum  Reichsgutachten  erhoben.  Die  kaiserliche  Bestätigung  erfolgte  am 
27,  April,  nur  gegen  die  Beschlüsse  über  die  neue  Stimmenverteilung  im 
Reichstage  hatte  der  Kaiser  sein  Veto  eingelegt.  Das  Gesetz  behielt  die 
Bezeichnung  „Reichsdeputationshauptschluß"  (RDHSchl.);  es  hat  die 
dauernde  Grundlage  für  die  weitere  Territorialgestaltung  innerhalb  des 
Reiches  abgegeben. 

Die  wenigen  oberhoheitlichen  und  lehnsherrlichen  Rechte,  die  dem 
Kaiser  bis  dahin  noch  über  Italien  verblieben  waren,  wurden  durch 
Art.  11 — 13  des  Luneviller  Friedens  zu  Gunsten  der  von  Napoleon  er- 
richteten italienischen  Freistaaten  vollends  aufgehoben. 

Den  Ungeheuern  Gebietsverlusten  des  Reiches  im  Westen  standen 
gewisse  Gebietserweiterungen,  wenn  auch  nicht  des  Reiches,  so  doch  der 
beiden  bedeutendsten  Reichsstände  im  Osten  gegenüber.  Der  deutsche 
Orden  hatte  in  den  mit  Polen  abgeschlossenen  Friedensverträgen  von 
Thorn  (1411)  und  Nessau  (1466)  nur  seine  altpreußischen  Eroberungen  im 
Osten  der  Weichsel,  und  auch  diese  nur  unter  Anerkennung  der  polnischen 
Lehnshoheit,  zu  behaupten  vermocht,  während  das  ganze  übrige  Ordens- 
land (Culmer-,  Marienburger-  und  Ermland,  das  Danziger  Gebiet  und  alle 
Gebiete  links  der  Weichsel)  als  Polnisch-Preußen  in  unmittelbar  polnischen 
Besitz  gelangte.  Nachdem  der  Ordensmeister  Albrecht  von  Brandenburg 
sich  der  evangelischen  Lehre  angeschlossen  hatte,  verwandelte  er  den  bis- 
herigen Ordensstaat  mit  Zustimmung  seines  Lehnsherrn  und  der  meisten 
Ordensritter  in  ein  weltliches,  von  Polen  lehnrühriges  Herzogtum  Preußen 
(1525),  das  nach  dem  Aussterben  des  herzoglichen  Hauses  (1618)  auf  das 
Kurhaus  Brandenburg  kraft  der  diesem  schon  1569  erteilten  Mitbelehnung 

®  Würteraberg  besaß  die  Grafschaften  Mömpelgard  und  Horburg,  Pfalz -Zwei- 
brucken  die  Grafschaften  Rappoltstein  nnd  Lützelstein  nebst  den  Ämtern  Bischweiler 
und  Sulz,  Hessen-Darmstadt  die  Grafschaft  Hanau-Lichtenberg  und  die  Herrschaft 
Ochsenstein,  Baden  das  Amt  Beinheim  und  die  luxemburgische  Herrschaft  Rode- 
machern, Wied  die  Grafschaft  Kriechingen,  Nassau  seinen  Teil  der  Grafschaft  Saar- 
werden und  die  Vogtei  Drillingen.  Dazu  kamen  die  Grafschaft  Salm  mit  der  Herr- 
schaft Diemeringen,  die  Abteien  Weißenburg  und  Münster,  die  Stifter  Murbach  und 
Romain  montier,  die  Deutschordensballeien  Elsaß  und  Lothringen,  endlich  Besitzungen 
und  Gerechtsame  der  Bischöfe  von  Straßburg,  Speicr  und  Basel. 
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Überging*.  Durch  den  Wehlauer  Vertrag  von  1667  mußte  der  König 
von  Polen  auf  seine  Lehnsherrlichkeit  verzichten  und  den  Kurfürsten  von 
Brandenburg  als  unumschränkten  Herrn  des  souveränen  Herzogtums 
Preußen  anerkennen  ^^,  Noch  in  demselben  Jahre  erhielt  der  große  Kur- 
fürst die  Herrschaften  Lauenburg  und  Bütow  von  Polen  zu  Lehn  und 
die  Starostei  Draheim  zu  Pfandrecht.  Auf  Grund  seines  souveränen 
preußischen  Besitzes  nahm  Kurfürst  Friedrich  III.  den  Titel  „König  in 
Preußen"  an.  Die  Krönung  wurde  am  18.  Jan.  1701  zu  Königsberg 
vollzogen. 

Als  Teil  der  oranischen  Erbschaft  gelangte  1707  die  Grafschaft  Neuen- 
burg (Neuchätel)  samt  Herrschaft  Valengin  in  preußischen  Besitz. 

Die  schlesischen  Herzogtümer,  die  mit  dem  Reiche  bis  dahin  nur 
mittelbar  in  ihrer  Eigenschaft  als  Lehn  der  Krone  Böhmen  verbunden 
gewesen  und  später  kraft  dieser  Lehnsherrlichkeit  seitens  des  österreichischen 
Hauses  den  preußischen  Erbansprüchen  gegenüber  als  heimgefallene  Lehen 
behandelt  worden  waren,  wurden  nach  dem  ersten  schlesischen  Kriege 
durch  den  Berliner  Frieden  (1742)  bis  auf  das  Fürstentum  Teschen  nebst 
Troppau  (österreichisch  Schlesien)  mit  Preußen  verbunden.  Ebenso  die 
Grafschaft  Glatz.  Alle  lehnsherrlichen  Rechte,  die  der  Krone  Böhmen 
von  alters  her  an  diesen  und  einigen  anderen  preußischen  Landestheilen 
zugestanden  hatten,  wurden  durch  denselben  Vertrag  aufgehoben. 

Durch  die  erste  Teilung  Polens  (1772)  erwarb  Preußen  die  sämtlichen 
1411  und  1466  an  Polen  verloren  gegangenen  preußischen  Ordenslande 
(Westpreußen,  Ermland,  Culmerland,  Elbing)  und  den  Netzedistrikt  (Teile 
der  Woywodschaften  Posen,  Gnesen  und  Inowraclaw).  Danzig  und  Thom 
blieben  noch  bei  Polen.  Die  Lehnsherrlichkeit  der  polnischen  Krone  über 
Lauenburg  und  Bütow,  ihr  Pfandlösungsrecht  an  der  Herrschaft  Draheim 
und  ihr  eventuelles  Heimfallsrecht  an  dem  Herzogtume  Preußen  wurden 
aufgehoben.  Der  König  nahm  nach  Ratifikation  der  Abtretungen  durch 
den  polnischen  Reichstag  statt  des  bisherigen  Titels  „König  in  Preußen'' 
den  Titel  „König  von  Preußen"  an.  Die  zweite  Teilung  Polens  (1793) 
brachte  die  Städte  Thorn  und  Danzig  und  den  größten  Teil  von  Groß- 
polen in  preußischen  Besitz.  Die  so  erworbenen  Cfebiete  erhielten  den 
Namen  „Südpreußen".  Die  dritte  polnische  Teilung  (1795—1797)  fügt« 
Warschau  und  die  Gebiete  Neu-Ostpreußen  und  Neu-Schlesien  hinzu,  doch 
gingen  diese  Erwerbungen  samt  einem  Teile  von  Südpreußen  durch  den 
Tilsiter  Frieden  (1807)  wieder  verloren. 

Österreich  hatte  durch  die  erste  polnische  Teilung  ganz  Galizien  und 
Lodomerien  erworben,  sich  aber  von  der  zweiten  Teilung  fem  gehalten. 


*  Die  innerhalb  des  Reiches  belegenen  Besitzungen  des  Ordens  wurden  dem 
katholisch  verbliebenen  Teile  der  Ordensritter  nnter  einem  neuen  Oberhaupt,  dem 
Hoch-  und  Deutschmeister,  der  seinen  Sitz  zu  Mergentheim  aufschlug,  vorbehalten. 

*°  Polen  behielt  sich  jedoch  den  Wiederanfall  für  den  Fall  des  Aussterbens  des 
herzoglichen  Hauses  vor.  Bestätigt  wurde  der  Wehlauer  Vertrag  durch  den  Frieden 
zu  Oliva  (1660). 
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Bei  der  dritten  Teilmig  nahm  es  das  sog.  Neugalizien  bis  zum  Bug,  hat 
davon  aber  nur  das  Krakauer  Gebiet  behalten,  während  das  übrige  später 
an  Rußland  verloren  ging.  Das  Fürstentum  Bukowina  gelangte  1775  in 
österreichischen  Besitz. 

§  65.  Die  Reichsreform ^  Das  elende  Regiment  eines  Sigismund 
hatte  es  im  Reiche  jedem  klar  gemacht,  daß  es  so  nicht  weiter  gehen 
konnte.  Der  kraftige  Reformanlauf  in  dem  Nürnberger  Landfrieden 
Albreohts  II.  von  1438^,  der  bereits  auf  der  Kreisverfassung  beruhte,  eine 
allseitige  Verbesserung  der  Rechtspflege  anstrebte  und  die  Fehde  dauernd 
zu  beseitigen  suchte,  hatte  wegen  des  frühen  Todes  des  vielvei*sprechenden 
jungen  Königs  keinen  Erfolg.  Von  einem  schwachen  und  indolenten 
Herscher  wie  Friedrich  III.  war  nichts  zu  hoifen.  Reformvorschläge  kamen 
von  den  verschiedensten  Seiten,  so  von  dem  späteren  Kardinal  Nicolaus 
Cusanus  in  seiner  1433  vollendeten  Schrift  „De  conoordantia  catholica", 
dem  elsässischen  Canonicus  Peter  von  Andlau  in  seinem  Werke  „De 
imperio  Romano-Germanico"  (1460)  und  Herzog  Ludwig  dem  Reichen  von 
Baiern  (t  1479)  durch  die  Feder  des  Dr.  Martin  Meier*.  Markgraf 
Albrecht  Achilles  von  Brandenburg  erklärte  die  Reform  des  Friedens,  des 
Gerichts  imd  des  Münzwesens  für  eine  Lebensfrage  des  Reiches.  Die 
ersten  Reformversuche  wurden  auf  den  Reichstagen  von  1486  und  1487 
gemacht,  brennend  wurde  die  Sache  aber  erst  nach  dem  Regierungs- 
wechsel (1493).  Die  Persönlichkeit  und  staatsmännische  Richtung  Maxi- 
milians I.  bot  den  Ständen  keine  Gewähr  einer  Reform  von  oben 
herab.  Es  kam  darauf  an,  kühn  mit  der  von  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  beseitigten  Idee  des  monarchischen  Einheitsstaates  zu  brechen 
und  sich  ganz  auf  den  ständischen  Boden  eines  aristokratischen  Bundes- 
staates zu  stellen.  Die  Seele  dieser  Bestrebungen,  welche  die  Verhandlungen 
des  Wormser  Reichstages  vom  26.  März  bis  7.  Aug.  1495  erfüllten,  war 
Berthold  von  Henneberg,  Kurfürst  von  Mainz,  dem  mit  Ausnahme  der 
Herzöge  von  Baiern  fast  alle  Reichsstände  zur  Seite  traten,  während  der 
König  sich  nur  widerstrebend  um  der  ihm  notwendigen  Reichssteuern 
willen  eine  Reform  nach  der  andern  abdringen  ließ.  Was  auf  dem  Reichs- 
tage zustande  kam,  war  die  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  und 
das  Verbot  jeglicher  Fehde  und  Eigenmacht  auf  ewige  Zeiten.  Wer  einen 
Rechtsanspruch  zu  haben  vermeinte,  soUte  denselben  fortan  bei  Strafe  der 
Reichsacht  nur  im  Wege  Rechtens  verfolgen*.  Der  Plan,  die  gesamte 
unmittelbare  Reichsverwaltung  dem  Könige  zu  entwinden  und  in  die 
Hände  eines  ständischen  Reichsrates  von  17  Mitgliedern,  von  denen  der 
König  nur  den   Vorsitzenden  ernennen  sollte,   zu  legen,   mußte  wegen 


*  Vgl.  Ullmawm,  a.  a,  (>.  L  292—403.  Uöflbb,  Über  die  politische  ßeform- 
bewegang  in  Deutschland  im  15.  Jahrhundert  und  den  Anteil  Baierns  an  der- 
selben, 1850. 

«  N.  Sammlung  I.  154  ff.,  164  ff.  »  Bei  Höflek,  a.  a.  O.  37  ff. 

*  Wiederholt  JPO.  Art.  17,  §  7. 
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Widerspruches  des  Königs  aufgegeben  werden.  Statt  dieser  „Ordnung" 
beschrankte  man  sich  auf  die  Festsetzung  einer  bloßen  ,, Handhabung** 
des  Landfriedens,  durch  die  Bestimmung,  daß  der  gesamte  Reichstag  all- 
jährlich zu  Ostern  in  Frankfurt  zusammentreten  solle,  um  in  Verbindung 
mit  dem  Reichskammergericht  die  Durchfuhrung  des  Landfriedens  und 
die  Verwendung  der  bewilligten  Beichssteuern  zu  überwachen  und  für  die 
Vollstreckung  der  Kammergerichtsurteile  zu  sorgen*^.  Diese  periodische 
Reichsversammlung  ist  nie  ins  Leben  getreten,  statt  ihrer  begnügte  sich 
die  schließliche  Beform  mit  der  Einrichtung  der  Kreisverfassung,  nach- 
dem sich  das  Beichsregiment  auf  die  Dauer  nicht  als  durchführbar  er- 
wiesen hatte.  Davon  sowie  von  der  Fürsorge  der  Beichsgesetzgebung  für 
das  Münz-  und  Verkehrswesen  und  die  Maßregeln  zur  Hebung  der  Wehrkraft 
des  Beiches  wird  bei  der  Darstelhuig  der  Beichsverfassung  zu  reden  ^ein. 

§  66.  Die  Bezeption  der  fremden  Bechte^  Die  Aufnahme 
der  fremden  Rechte  in  den  deutscheu  Gerichten  hat  sich  ähnlich  wie  die 
der  Bechtsbücher  im  Wege  gewohnheiterechtlicher  Entwickelung  vollzogen, 
nur  ist  nicht  wie  dort  das  Volk,  sondern  ausschließlich  der  Juristenstand 
Träger  dieser  Entwickelung  gewesen.  Die  Wissenschaft  unterscheidet  die 
theoretische  Bezeption,  d.  h.  die  allmähliche  Ausbildung  der  Überzeugung, 
daß  dem  römischen  Bechte  subsidiäre  Geltung  zukomme,  und  die  prak- 
tische Bezeption   oder  die  wirkliche  Durchführung  dieser  Überzeugung 


*  N.  Samml.  II.  11  f. 

*  Vgl.  Stobbb,  Rechtsqu.  1. 609—655,  U.  1—142,  bei  dem  die  ältere  Litteratnr  voll- 
ständig angegeben  ist;  Krit.  Viertelj.-Schr.  f.  RW.  XI.  1  if.  Reyscheb,  i.  d.  Zeitschr.  f. 
DR.  IX.  337  ff.  Laspeybes,  ebd.  VI.  1  ff.  C.  A.  Schmidt,  Die  Rezeption  des  römischen 
Rechts  in  Deutschland,  1868.  Moddebmann,  Die  Rezeption  des  römischen  Rechts,  ans 
dem  Holländischen  übersetzt  und  mit  Znsätzen  versehen  von  K.  Schulz,  1875. 
Fbakklin,  Beiträge  z.  G.  d.  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  1863. 
V.  DüHN,  Deutschrechtliche  Arbeiten  (1877),  Abh.  2.  Stölzbl,  Die  Entwicklung  dei^ 
gelehrten  Richtertums  in  deutschen  Territorien,  I.  II.  1872.  Sihttzimg,  i.  d.  Krit. 
Viertelj.-Schr.  f.  RW.  VI.  557  IT.;  Geschichte  der  deutschen  RechtswlBsenschaft  1.  1880; 
(resch.  d.  populären  Litteratur  des  römisch-kanonischen  Rechts  in  Deutschland  am 
Ende  des  15.  und  Anfang  des  16.  Jh.,  1867;  Ulrich  2^iu8,  1857;  Hugo  Donellus  in 
Altdorf  (Erlanger  Festschr.  f.  Wachtbb,  1869);  Zur  Geschichte  des  römischen  Rechte 
in  Deutschland,  Hist.  Zeitschr.  XXIX.  408  ff.  Böhlaü,  i.  d.  Krit  Viertelj.-Schr.  NF. 
IV.  525  ff.  VIT.  1  ff.  MuTHBB,  Zur  Gesch.  d.  röm.-kanonischen  Prozesses  in  Deutsch- 
land, 1872  (Rostocker  Festschrift  fQr  Wachtbb);  Römisches  u.  kanon.  Recht  im 
deutschen  Mittelalter,  1871;  Zni'  Quellengeschichte  des  deutschen  Rechts,  Zeitschr.  f- 
RG.  IV.  380  ff.  Ott,  Beitr.  z.  Rezeptionsgeschichte  des  röm. -kanon.  Prozesses  in  den 
böhmischen  Ländern,  1879.  Kablowa,  Ober  die  Rezeption  des  römischen  Rechts  in 
Deutschland,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Kurpfalz  (Heidelb.  Rektoratsrede,  1878^. 
liABAND,  Über  die  Bedeutung  der  Rezeption  des  röm.  R.  für  das  deutsche  Staatsrecht 
(Straßb.  Rektoratsrede,  1880).  Sobm,  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht  (Zeitschr. 
f.  RG.  XIY.)  70  ff.;  Die  deutsche  Rechtsentwickelung  und  die  Kodifikationaftuge,  i- 
d.  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  I.  245  ff.  Kaufxank,  Geschichte  der 
deutschen  Universitäten  I.  75  ff.  Ober  das  römische  Recht  im  Mittelalter  vgl.  Satioxt. 
Gesch.  d.  röm.  R.  im  Mittelalter,  I.-VII.  2.  Aufl.  1834—51. 
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im  praktischen  Bechtslebeu.  Die  theoretische  Rezeption  war  vornehmlich 
staatsrechtlicher  Natur.  Sie  reicht  in  ihren  Anfangen  bis  auf  die  Zeit 
Ottos  III.  zurück,  unter  dem  sich  zuerst  die  später  zu  einem  festen  Dogma 
gewordene  Auffassung  geltend  machte,  daß  das  mittelalterliche  Kaiser- 
tum lediglich  eine  Fort-setzung  des  alten  römischen  Reiches  sei.  Die 
deutschen  Könige,  auch  solche,  die,  wie  Rudolf  L,  die  Kaiserwurde  nicht 
erworben  hatten,  betrachteten  sich  als  die  Rechtsnachfolger  der  römischen 
Imperatoren  und  trugen  kein  Bedenken,  sich  in  ihren  italienischen  Hän- 
deln und  hofgerichtlichen  Entscheidungen  auf  das  römische  Recht  zu  be- 
rufen. Als  „Kaiserrecht"  oder  „der  Kaiser  geschriebenes  Recht"  be- 
zeichnete die  Terminologie  des  Mittelalters  nicht  bloß  die  deutschen 
Reichsgesetze  und  was  man,  wie  die  Rechtsbücher,  dafür  hielt,  sonderü 
auch  das  Corpus  iuris  Justinians.  Friedrich  I.  ließ  zwei  seiner  Gesetze 
durch  die  Universität  Bologna  als  Authenticae  in  den  Codex  aufnehmen  2, 
dasselbe  geschah  seitens  Friedrichs  II.  in  betreff  seines  römischen  Gesetzes 
von  1220*  und  Heinrichs  VII.  hinsichtlich  seines  Ketzergesetzes  von 
1312*.  Es  beruhte  auf  demselben  Gedanken,  wenn  man  sich  in  Italien 
seit  dem  13.  Jahrhundert  nach  dem  Vorgange  des  Hugolinus  de  Presby- 
teris  mehr  und  mehr  daran  gewöhnte,  das  lombardische  Lehnrechtsbuch 
wegen  der  darin  enthaltenen  Reichsgesetze  als  einen  Nachtrag  zu  den 
justinianischen  Novellen  (decima  coUatio  Novellarum)  zu  behandeln''  und 
wenn  die  dazu  verfaßte  Glossa  ordinaria  des  Jacobus  Columbi*  von  dem- 
selben Accursius,  der  die  Glosse  des  Corpus  iuris  zum  Abschluß  brachte, 
einer  Bearbeitung  unterzogen  wurde  ^.  Auch  ihm  war  das  Lehnrechts- 
buch ein  integrierender  Teil  des  Corpus  iuris  und  die  Lehnrechtsglosse  ein 
notwendiger  Bestandteil  des  litterarischen  Apparates  zu  den  justinianischen 
Rechtsbüchem. 

Am  schärfsten  trat  die  romanisierende  Itichtung  bei  Karl  IV  hervor: 
er  gründete  die  Universität  Prag,  sein  Entwurf  eines  böhmischen  Land- 
rechts (Maiestas  Carolina)  war  reich  an  römischrechtlichen  Ausdrücken 
und  Redewendungen,  in  der  Goldenen  Bulle  übertrug  er  die  römischen 
Bestimmungen  von  der  Majestätsbeleidigung  auf  die  Kurfürsten  (S.  706), 
das  überwiegend  für  römischrechtliche  Verfügungen  des  Herrschers  be- 


'^  Das  eine,  eins  der  ronkalischen  Gesetze  von  1158,  gelangte  als  Anth.  ad  1.  5 
C.  iie  filius  pro  patre  IV.  18  zur  Aufiiahme.  Vgl.  MG,  Leg.  II,  114.  Cod.  Justin, 
recogn.  Kbüoba  (Weidmann'sche  Stereotypausgabe)  pg.  511.    Auch  der  Reichsland- 

friede  von  1186—88  (S..  616)  enthält  die  Bestimmung:    Ut  aiUem  haec (yrdi- 

naiio  omni  tempore  rata  permaneat ,  eam  legibus  praedecessarum  nostrorum  im- 

peratontm  atque  regvm  iussimiM  interseri,  doch  scheint  diese  Verfügung  keine  Folge 
gehabt  zu  haben. 

»  MG.  Leg.  II.  248  ff.    Kbügbe,  a.  a.  O.  pg.  510  ff. 

^  MG.  Leg.  IL  585  f.:  £t  hanc  itaque  nostre  serenitatis  comtiluHonem  in  cor- 
pore iuris  9uh  debita  ruhrica  volumus  inseri  et  nuindatnus.  Auch  diese  Bestimmung 
bcheint  keine  Folge  gehabt  zu  haben. 

*  Vgl.  Ijasfeybes,  Entstehung  der  Libri  feudorum  326  ff. 

«  Vgl.  ebd.  859  ff.  '  Vgl,  ebd.  396  ff. 
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stimmte  Amt  des  Ho^rfalzgrafen  (8.  486  f.)  wurde  anter  ihm  von  Italien 
nach  Dentschland  verpflanzt. 

Mit  der  Neigung  der  deutschen  Könige,  sich  auf  das  römische  Recht 
zu  stutzen,  hing  ihr  lebhaftes  Interesse  für  die  Universitäten  zusammen  \ 
War  früher  die  Hofkapelle  die  eigentliche  Pflanzschule  für  die  Diplomatie 
gewe:>en  (S.  471),  so  ging  diese  Aufgabe  seit  der  Gründung  Bolognas  auf 
die  italienischen,  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  zunehmendem  Maße  auch 
auf  die  deutschen  Universitäten  über*.  Es  war  selbstverständlich,  daß 
die  Rechtsgelehrten ,  neben  der  Idee  des  Kaiserrechtes  auch  von  der  hu- 
manistischen Begeisterung  für  das  klassische  Altertum  erfüllt  nach  Kräften 
für  das  römische  Recht,  das  ihnen  als  das  Idealrecht  erschien.  Propa- 
ganda zu  machen  suchten.  In  dieser  Richtung  bewegte  sich,  ohne  das 
deutsche  Recht  materiell  anzutasten,  die  litterarische  Thätigkeit  der 
Sachsenspiegelglossatoren  Johann  von  Buch  (8. 624  f.,  631),  Nikolaus  Wurm 
(S.  617,  625,  631,  638),  Theoderich  von  Boxdorf  (S.  625)  und  des  Brünnir 
Stadtschreibers  Johannes  (S.  650).  Die  Notare  brachten  ihre  Rechtsgelehr- 
samkeit in  unschuldigen  Phrasen  und  römischrechtlichen  Ausdrücken  zur 
Geltung.  Größeren  Einfluß  gewannen  die  civilistisch  geschulten  Kleriker, 
teils  durch  ihre  Thätigkeit  in  den  tief  in  die  bürgerUche  Rechtssphäre 
eingreifenden  geistlichen  Gerichten,  teils  durch  ihre  Stellung  als  Ver- 
trauensi)er8onen  der  Bevölkerung,  aus  der  sich  vielfach  geradezu  eine  ro- 
manisierende  Beichtstuhljurisprudenz  entwickelte  ^^ 

All(»  diese  Umstände  reichten  aber  nicht  hin,  um  die  praktische  Re- 
zeption durchzuführen.  Erst  gegen  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderte  war 
die  Zeit  dazu  reif  geworden,  als  die  Rechtsgelehrten  nicht  nur  in  der 
Beratung  des  Königs,  sondern  auch  an  den  Fürstenhöfen  zu  maß- 
gebendem Einflüsse  gelangt  waren.  Wie  die  Könige  sich  der  Juristen 
bedient  hatten,  um  dem  Papste  und  den  italienischen  Städten,  dann  auch 
den  deutj^chen  Reichsständen  gegenüber  ihre  Majestätsrechte  zu  vertei- 
digen, so  war  das  römische  Recht  mit  der  wachsenden  Landeshoheit  mehr 
und  mehr  eine  Waffe  geworden,  die  den  Fürsten  im  Kampfe  gegen  Feudal- 
und  ständisches  Wesen  zur  Ausbildung  einer  wahren  Staatsgewalt  dienen 
sollte.  In  der  rechtsgelehrten  Bureaukratie  erkannten  sie  das  beste  Mittel 
zur  Bekämpfung  des  auf  seine  ständischen  Rechte  pochenden  Adels.  Auch 
die  Städte,  zumal  die  Reichsstädte,  konnten  des  juristischen  Beirates  in 
allen  publizistischen  PVagen  nicht  mehr  entbehren.  Die  Stadtschreiber 
wurden  mehr  und  mehr  aus  dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  entnommen, 

*  Vgl.  (t.  Kaufhank,  Geschichte  der  deutschen  Unirersitaten,  1.  1888;  Die  Uni* 
vcrHitätsprivilegien  der  Kaiser,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Geschichtswissenschaft  I.  118  ff. 

'  Vgl.  Acta  nationis  Germanicae  unlTersitatis  Bononiensis,  her.  y.  FribdlÄhdbb 
u.  Malaoola,  1887.  Brunneb,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG.  IX.  250  f.  Von  den  deutschen 
Universitäten  des  14.  Jh.  wurde  Prag  1347,  Wien  1365,  Heidelberg  1886,  Köln  1389 
gegründet.  Übrigens  begann  der  Unterricht  im  römischen  Civilrecht  in  Deutsch- 
land erst  nach  Mitte  des  15.  Jahrhunderts.  Vgl.  Kablowa,  a.  a.  O.  8  f.  Stobbb, 
I.  680  f.  U,  9,  16  ff. 

^^  Vgl.  Karlowa,  a.  a.  O.  7.    Stintzihg,  Gesch.  d.  populären  Litteratur  489  ff. 
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sie  wurden  zu  juristischen  Beigeordneten  der  Stadträte  (Syndici).  Selbst 
die  Verwaltung  der  Vogteien  und  Ämter  gelangte  in  zunehmendem  Maße 
in  die  Hände  von  Juristen,  und  wo  man  den  adelichen  Amtmann  nicht  zu 
verdrängen  wagte ,  da  setzte  man  ihm  doch  wohl  einen  rechtskundigen 
Amtsschreiber  oder  Kastner  zur  Seite,  der  ihm  allmählich  ganz  von  selbst 
die  Geschäfte  aus  der  Hand  nahm. 

Wo  solche  Männer,  wie  dies  im  15.  Jahrhundert  schon  vielfach  ge- 
schah, mit  der  Redaktion  von  Land-  oder  Stadtrechten  oder  der  Aufzeich- 
nung der  Rechtsgebräuche  betraut  wurden,  da  wußten  sie  regelmäßig 
ihrer  römischen  Überzeugung  auf  Kosten  des  nationalen  Rechtes  mehr 
oder  weniger  Geltung  zu  verschaflFen.  Den  entscheidenden  Wendepunkt 
aber  bildete  ihr  Eintritt  in  die  unmittelbare  Rechtspflege.  Man  hat  viel- 
fach geglaubt,  daß  dies  im  Reichshofgericht  schon  unter  Ludwig  demBaieru 
der  Fall  gewesen  sei,  aber  der  in  diesem  Sinne  gedeutete  Erlaß  dieses 
Königs  vom  Jahre  1342  hatte  nur  die  Bedeutung,  das  Hofgericht  unter 
Ausschließung  des  ungeschriebenen  Rechts  auf  die  Reichsgesetze  und 
andere  geschriebene  Rechtsnormen  zu  beschränken  ^\  eine  Einschränkung, 
die  übrigens  später  auch  nicht  mehr  beobachtet  wurde.  Thatsächlich  hat 
das  Reichshofgericht  während  seines  Bestehens  immer  nur  nach  deutschem 
Rechte  geurteilt,  und  dasselbe  war  bei  den  fürstlichen  Hofgerichten,  so- 
lange sie  Adelsgerichte  waren,  der  Fall.  Dagegen  athmen  die  schieds- 
richterlichen Entscheidungen  des  Königs  oder  einzelner  Fürsten  schon  im 
Laufe  des  15.  Jahrhunderts  vielfach  römisch-rechtlichen  Geist,  weil  sie  von 
den  rechtsgelehrten  Räten  ausgearbeitet  wurden".  Ganz  besonders  war 
dies  aber  bei  den  Rechtssprüchen  des  königlichen  Kammergerichis  (S.  536) 
und  ebenso  bei  denjenigen  Entscheidungen  der  Fürsten,  die  diese  persön- 
lich nach  Benehmung  mit  ihren  Räten  abgaben  (S.  558),  der  Fall. 

Dabei  war  es  von  entscheidender  Bedeutung,  daß  das  römische  Recht 
seit  dem  13.  Jahrhundert  in  Italien  wie  Deutschland  unter  dem  Einflüsse 
der  sogenannten  Kommentatorenschule  eines  Bartolus  und  Baldus  nach  einer 
wesentlich  anderen  Methode  wie  zur  Zeit  der  klassischen  Glossatoreuschule 
gelehrt  wurde".  Die  letztere  stand,  ebenso  wie  später  die  französische 
Juristenschule  unter  Cujacius  und  Donellus  und  bei  uns  neuerdings  die 
historische  Rechtsschule  seit  Savignj,  auf  dem  Boden  vollkonmienster 
Renaissance.  Sie  suchte,  unbekümmert  um  die  praktische  Anwendbarkeit, 
das  reine  römische  Recht  in  seiner  antiken  Gestaltung  zu  erforschen  und 
zur  Darstellung  zu  bringen.  Ebendarum  blieb  das  wiedergeborene 
römische  Recht  in  dem  von  römischem  Vulgarrechte,  langobardischem  und 
kanonischem  Rechte  beherrschten  Italien  des  12.  Jahrhunderts  ein  totes 
Recht,  das  nur  der  Wissenschaft,  aber  nicht  dem  Leben  angehörte.  Jener 


"  Vgl.  Fbanklin,  a.  a.  O.  109—186. 

"  Vgl.  Fbanklin,  a.  a.  O.  179 ff.;   Das  Kammergericht   von    1495,  S.  45—90. 
Stobbb,  I.  623  f.    DiBCK,  De  tempore  quo  ius  feudale  T^ngobardorum  receptum 
(Hall.  Univ. -Programm  1843)  S.  18  ff.,  27  f. 

"  Ober  das  Folgende  vgl.  Sohm,  Frank.  Recht  u.  rom.  R^cht  74  f. 
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humanistischen  Methode  gegenüber  stellte  sich  die  KommentatorenschuJe 
auf  einen  scholastischen  Standpunkt**.  Ihr  kam  es  nicht  darauf  an,  das 
römische  Recht  in  seiner  ursprünglichen  Reinheit  zu  erfassen,  für  sie 
existierte  dasselbe  nui*  in  der  Umformung,  die  es  teils  durch  die  kanonische 
Gesetzgebung,  Doktrin  und  Praxis,  teils  durch  das  Vulgarrecht  und  die 
Einflüsse  des  lombardischen  Gewohnheitsrechtes  und  der  stadtischen  Sta- 
tuten erhalten  hatte.  Das  Corpus  iuris  canonici  erschien  ihr  als  eine 
verbesserte  Auflage  des  justinianischen  Corpus  iuris  cinlis. 

Das  römische  Sklaven-  und  Kolonatrecht  wurde  als  unpraktisch  ver- 
worfen. Auch  die  hauptsächlichste  Vertragsform  des  römischen  Rechts, 
die  Stipulation,  war  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  unverständlich;  die 
germanischen  Formen  waren  ihr  zwar  geläufig,  aber  sie  stellte  sich  auf 
den  von  der  Kirche  bei  dem  Ehe  vertrage  von  jeher  vertretenen  Standpunkt, 
daß  die  Vertragsformen  nur  um  des  eventuellen  Beweises  willen  nötig 
seien,  während  der  Vertrag  selbst  schon  durch  den  formlosen  Ausdruck 
der  Willensübereinstimmung  perfekt  werde.  So  gelangte  sie  in  gleich- 
mäßigem Gegensatze  gegen  römisches  und  deutsches  Recht  zu  der  Theorie 
von  der  Formlosigkeit  aller  Verträge".  Wo  sich  die  Übereignung  von 
Grundstücken  durch  die  Übergabe  der  Veräußerungsurkunde  entwickelt 
hatte,  bewirkte  jene  Theorie,  daß  man  nun  den  Eigentumsübei^[ang 
schlechthin  durch  den  Veräußerungsvertrag  eintreten  ließ".  Mit  dem 
germanischen  Rechtssatze,  daß  der  Ehemann  kraft  eigenen  Rechtes  das 
gesamte  Vermögen  der  Frau,  soweit  es  nicht  durch  Vertrag  vorbehalten 
war,  in  seine  Hand  zu  nehmen  habe,  fand  man  sich  zum  Teil  in  der  Weise 
ab,  daß  man  einen  das  ganze  Vermögen  der  Frau  umfassenden  Dotalvertrag 
präsumierte:  was  die  Frau  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  hatte,  wurde 
als  Dos  angesehen.  Der  Unterschied  zwischen  römischem  Dotalrecht  und 
deutscher  Verwaltungsgemeinschaft  beschränkte  sich  dann  darauf,  daß  die 
Frau  nach  jenem  zu  einseitigen,  nach  deutschem  Recht  nur  zu  vertrags- 
mäßigen Vorbehalten  berechtigt  war.  Die  dem  deutschen  Recht  unbe- 
kannte Universalsuccession  des  Erben  wurde  von  der  gemeinrechtlichen 
Doktrin  aufrechterhalten,  aber  sie  ließ,  unter  Verwerfung  des  Satzes 
„Nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere  potest",  neben  der 
Erbfolge  auf  Gnind  letztwilliger  Verfügung  die  gesetzliche  Erbfolge  er- 
gänzend eintreten.  In  Deutschland  gelangte  die  Doktrin,  wenn  auch  erst 
nach  mannigfachen  Kämpfen,  schließlich  sogar  zur  Anerkennung  der  Erb- 
einsetzungsverträge  und  Erbverzichte.  Wie  in  den  angeführten,  so  kam 
auch  in  anderen  Richtungen  die  Doktrin  des  römischen  Rechts  den  prak- 
tischen Rechtsanschauungen  des  Mittelalters  entgegen,  so  daß,  was  sie 
lehrte,  den  fremdartigen  Charakter  verlor. 


'♦  Vgl.  Stobbk,  II.  28  ff. 

"  Vgl.  S.  680.    Ti.  Seüffebt,  Zur  Geschichte  der  obligatorischeD  Vertrage,  1881. 
^*  Vgl.  S.  266.    In  Dentschland,  wo  Auflassang  und  Fertigung  im  Grundbuch 
entgegenstanden,  fand  diese  Theorie  keinen  Eingang. 
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In  dieser  Beziehung  war  es  namentlich  von  Wichtigkeit,  daß  die 
romanistische  Doktrin  sich  in  der  Hauptsache  auf  das  römische  Civilrecht 
beschränkte,  während  sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts, 
obwohl  zunächst  gerade  durch  die  staatsrechtlichen  Bedürfnisse  der  Könige 
und  Fürsten  zu  so  großem  Ansehen  gelangt,  eine  verständige  Zurück- 
haltung auferlegte.  Auf  dem  Gebiete  der  Staatsverfassung  lagen  die  Ver- 
schiedenheiten zwischen  dem  antiken  Kom  und  dem  mittelalterlichen 
Deutsclüand  so  auf  der  Hand,  daß  von  einer  Anwendung  der  römischen 
Grundsätze  auf  die  deutschen  Verhältnisse  ernstlich  keine  Rede  sein 
konnte;  die  Publizistik  begnügte  sich  damit,  die  Gewalt  des  Princeps  im 
allgemeinen,  dem  Papste  wie  den  Unterthanen  gegenüber,  aus  dem  römischen 
Rechte  zu  begründen.  Einen  größeren  Einfluß  übte  das  letztere  auf  die 
Eutwickelung  des  Strafrechts,  aber  auch  hier  gelangte  es  nur  zu  be- 
scluänkter  Bedeutung,  weil  ihm  die  umfassende  Gesetzgebung,  die  das 
Reich  auf  diesem  Gebiete  entwickelt  hatte  und  noch  ferner  entwickelte, 
gegenüberstand.  Von  besonderer  Bedeutung  für  Deutschland  mußten  die 
prozessualischen  Doktrinen  werden,  weil  bei  der  zerrütteten  Gerichts- 
verfassung und  dem  heillosen  Gerichtsverfahren  hier  die  helfende  Hand 
am  meisten  not  that.  Die  italienische  Doktrin,  deren  bedeutendster  Ver- 
treter  der  Gerichtsspiegel  (Speculum  iudiciale)  des  Durantis  (1271)  war, 
gründete  sich  ganz  auf  den  kanonischen  Prozeß,  wie  ihn  die  päpstliche 
Gesetzgebung  und  der  Gerichtsgebrauch  aus  dem  römischen  Verfahren 
heraus,  jedoch  nicht  ohne  merkliche  Einwirkungen  des  germanischeu 
Rechts,  für  die  geistlichen  Gerichte  ausgebildet  hatte.  Indem  die  Doktrin 
der  Legisten  die  Grundsätze  dieses  kanonischen  Prozesses  unter  Berück- 
sichtigung der  italienischen  Statuten  mit  den  Elementen  des  justinianischen 
Prozesses  verarbeitete,  entstand  ein  dem  kanonischen  sehr  nahe  verwandter, 
aber  doch  in  manchem  von  ihm  verschiedener  römisch-kanonischer  Prozeß, 
der  in  den  weltlichen  Gerichten  Italiens  schon  im  13.  Jahrhundert  überall 
zur  Herrschaft  gelangte". 

Die  entscheidende  Wendung  in  der  Rezeptionsgeschichte  vollzog  sich 
für  Deutschland  mit  der  Reichskammergerichtsordnung  von  1496^®,  nach 
welcher  Richter  und  Beisitzer  schwören  mußten,  zu  richten  „nach  des 
Reichs  gemainen  Rechten,  auch  nach  redlichen,  erbern  und  leidlichen 
Ordnungen,  Statuten  und  Gewonheiten  der  Fürstenthumb,  Herrschaften 
und  Gericht,  die  für  sie  bracht  werden"^*.  Die  16  Beisitzer  sollten  zur 
einen  Hälfte  „der  Recht  gelert  und  gewirdigt'^,  zur  anderen  „auf  das 
geringest  aus  der  Ritterschaft  geboren**  sein,  nach  der  zweiten  RKGO. 


^^  Vgl.  v.  Bbthmann-Hollwbg,  Germ.-romaD.  Civilprozeß,  III.  1874. 

'»  N.  Samml.  II.  6  ff. 

^^  Hierin  wie  in  den  Vorschriften  für  die  Beisitzer  stimmte  schon  der  Entwurf 
von  1487  mit  der  ersten  BKGO.  überein.  Vgl.  Stobbb,  II.  191.  Bei  den  Wormser 
Verhandlungen  (1495)  weigerte  sich  der  Kaiser  atifangs,  altes  Herkommen  und  Ge- 
wohnheiten als  Rechtsnormen  zuzulassen,  er  verlangte  also  offenbar  wie  der  Erlaß 
Ludwigs  des  Baiern  von  1842  geschriebenes  Becht.    Vgl.  Ullmanh,  a.  a.  O.  362  f. 
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von  1521  sollten  aber  die  letzteren  womöglich  ,,auch  der  Recht  gelehrt" 
sein,  „so  fem  man  die  haben  kan,  vor  andern" *^  Hinsichtlich  des  Ver- 
fahrens wurde  1495  (§  14)  nur  vorgeschrieben,  daß  es  jeder  Partei  ge- 
stattet sein  solle,  ihre  Sachen  „in  Schriften  fürzubringen".  Die  beiden 
Prozeßordnungen  von  1500  und  1507  schlössen  sich  bereits  vollständig  an 
das  römisch-kanonische  Verfahren  an*^ 

Mit  der  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  war  die  Rezeption 
gemeinrechtlich  entschieden.  In  der  Schweiz  und  Schleswig,  wo  die  Zu- 
ständigkeit desselben  ausgeschlossen  war,  hat  keine  Rezeption  stattgefunden. 
Die  Nachwirkung  des  RKGO.  von  1495  äußerte  sich  alsbald  in  den  ein- 
zelnen Territorien  durch  allgemeine  Reorganisation  der  Obergerichte  auf 
den  gleichen  Grundlagen,  während  in  den  Städten  statt  des  Rechtszuges 
an  die  Oberhöfe  die  Aktenversendung  an  die  juristischen  Fakultäten 
üblich  wurde ^*.  Es  war  selbstverständlich,  daß  diese  ebenso  wie  die  mit 
Rechtsgelehrten  besetzten  oberen  Landesgerichte  sich  an  das  gemeine 
Recht  hielten,  auch  wo  dies  nicht,  wie  vielfach  geschah,  ausdrücklich 
landesgesetzlich  vorgeschrieben  wurde  ^\  Langsamer  vollzog  sich  die  Um- 
wandlung bei  den  Untergerichten,  aber  selbst  da,  wo  sich  die  Schöffen- 
verfassung noch  erhielt,  erschienen  die  ungelehrten  Urteiler  gegenüber 
dem  rechtskundigen  Richter  oder  Gerichtsschreiber  mehr  oder  weniger 
nur  noch  als  gewohnheitsmäßiges  Beiwerk  ohne  selbständige  Bedeutung. 

Den  Gegenstand  der  Rezeption  bildete  auf  dem  Gebiete  des  (Zivil- 
rechts das  Corpus  iuris  civilis  und  das  Corpus  iuris  canonici,  und  zwar 
letzteres  als  das  neuere  Gesetz  dem  ersteren  derogierend,  auf  dem  Gebiete 
des  Lehnrechts  da«  als  decima  coUatio  Novellarum  mitrezipierte  lombardiscbe 
Lehnrechtsbuch,  auf  dem  Gebiete  des  Gerichtsverfahrens  der  Prozeß  des 
Corpus  iuris  canonici  und  der  italienischen  Doktrin.  Da  aber  die  Rezeption 
erst  durch  die  Vermittelung  der  Doktrin  erfolgt  war,  so  kamen  die  ge- 
nannten Rechtsbücher  nur  in  der  Weise,  wie  die  römisch-kanonische 
Doktrin  sie  benutzt  und  ausgelegt  hatte,  zur  Anwendung,  also  nur  mit 
den  vielföltigen  Umdeutungen,  die  in  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  statt- 
gefunden hatten  oder  im  Laufe  der  Entwickelung  noch  ferner  stattfanden, 
und  nur  in  der  von  der  Doktrin  ausschließlich  benutzten  glossierten  Form. 
Was  die  Glossa  ordinaria,  die  sich  im  Gegensatze  zu  der  Glossatoren- 
schule  des  12.  Jahrhunderts  schon  ganz  auf  dem  scholastischen  Stand- 


*^  N.  Samml.  U.  180.  Schon  der  Landfriede  Albrechts  ü.  von  U38  (N.  Samml. 
I.  157)  versprach  Besetzung  des  königlichen  „Obergerichts"  mit  „weisen,  versten- 
digen,  fürsichtigen  Eittem  und  Gelehrten",  die  „nach  gemeinen  Rechten"  und  „guter 
Gewohnheit"  urteilen  sollten. 

"  N.  Samml.  U.  75  ff.,  123  flF. 

"  Vgl.  Stobbb,  n.  63  flF.  A.  S.  Shultzb,  Privatrecht  und  Prozeß  I.  203  flF.  Be- 
deutend war  auch  die  schiedsrichterliche  Thätigkeit  der  Juristenfakultäten.  In  dem 
pfälzischen  Hofgericht  zu  Heide] herg  wie  in  dem  Leipziger  Schöflfenstuhl  hatten  in 
der  2.  Hälfte  des  15.  Jh.  Mitglieder  der  Juristenfakultäten  Sitz  und  Stimme.  Vgl. 
Kablowa,  a.  a.  O.  20.    Distbl,  liCipziger  Schöflfenstuhl,  Zeitschr.  f.  KG.  XX.  95flf. 

"  Vgl.  Stobbb,  ü.  125  AT. 
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punkte  bewegte,  als  anpraktisch  beiseite  gelassen  hatte,  wurde  auch  von 
der  Doktrin  als  nicht  vorhanden  betrachtet  Dasselbe  galt  von  den  erst 
im  16.  Jahrhundert  aufgefundenen,  der  Glosse  unbekannt  gebliebenen 
Gesetzesstellen  („leges  restitutae").  So  entstand  der  Satz:  „Quicquid  non 
agnoscit  glossa,  non  agnoscit  curia"**. 

Mit  den  angegebenen  Beschrankungen  waren  aber  die  drei  Rechts- 
bücher als  Ganzes,  als  leges  scriptae,  aufgenommen,  sie  hatten  die  volle 
Geltung  wirklicher  Keichsgesetze  erhalten,  bildeten  mit  den  Reichsgesetzen 
zusanmien  „des  Reiches  gemeines  Recht".  Wie  die  Reichsgesetze  auf 
dem  Gebiete  des  materiellen  Rechts  nur  da,  wo  sie  dies  ausdrücklich  in 
Anspruch  nahmen,  prinzipale  Geltung  gegenüber  den  Partikularrrechten 
besaßen**,  im  übrigen  aber  sich  mit  subsidiärer  Geltung  begnügten,  so 
galt  auch  für  die  rezipierten  fremden  Rechte  der  Satz:  „Stadtrecht  bricht 
Landrecht,  Landrecht  bricht  gemein  Recht"  ••.  In  erster  Reihe  behaup- 
teten die  einheimischen  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Rechte,  die 
letzteren  aber  nur,  soweit  sie  im  Gericht  nachgewiesen  wurden,  das  Feld. 
Demgemäß  hatte  das  römische  Recht  in  Norddeutschland,  wo  das  lübische 
und  magdeburgische  Stadtrecht  und  namentlich  das  auf  Grundlage  des 
Sachsenspiegels  erwachsene  gemeine  Sachsenrecht  einen  festen  Damm  bil- 
deten, von  vornherein  eine  erheblich  geringere  Bedeutung,  als  in  den 
staatlich  und  partikularrechtlich  überaus  zerklüfteten  süddeutschen  Ge- 
bieten. Materiell  aber  machte  sich  bemerklich,  daß  das  deutsche  Recht 
auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarsachenrechts  und  namentlich  des  Familieii- 
rechts  am  meisten  ausgeprägte  Normen  besaß.  Selbst  die  dürftigsten 
Rechtsquellen  pflegten  wenigstens  in  diesen  Beziehungen  einige  Bestim- 
mungen zu  enthalten.  So  kam  es,  daß  das  römische  Recht  liier  am 
wenigsten  Boden  gewann.  Nur  das  unpraktische  Verfangenschafts-  und 
Teilrecht  mußte  sich  mannigfache  Umbildungen  gefallen  lassen,  die  ehe- 
liche Errungenschaftsgemeinschaft  wurde  zum  Teil  mißverstanden  und  auf 
eine  bloße  Gemeinschaft  der  Ersparnisse  für  den  Fall  der  Auflösung  der 
Ehe  beschrankt,  vereinzelt  auch  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  als  eine 
bloße  Gütergemeinschaft  von  Todes  wegen  (d.  h.  bei  bestehender  Ehe 


^*  Vgl.  Lanosbbbg,  Über  die  Entstehung  der  Regel  Qu.  n.  a.  gl.,  n.  a.  cnria, 
Bonner  Inang.-Diss.  ISSO.    Sayigky,  Syst.  d.  heat.  röm.  Bechts  I.  66  ff. 

*^  So  in  den  bekannten  erbrechtlichen  Bestimmungen  der  Reichsabschiede  von 
Preiburg  1498  §  37  (N.  Samml.  IL  46),  Worms  1521  §§  18-20  (ebd.  206)  und  Speier 
1529,  §  31  (ebd.  299). 

»•  Vgl.  Reichshofratsordnung  von  1654,  Tit.  1,  §  15  (N.  Samml.  IV.,  Zugabe 
S.  50).  Lüneburger  Statut  v.  J.  1401  (Kraut,  Das  alte  Stadtrecht  von  Li\neburg,  S.  2): 
ipe$  me  in  dessem  hohe  edder  in  den  pnvilegien  nicht  en  vind,  dar  willet  de  rad 
und  horghere  in  allen  saken  —   —  —  sik  tner  richten  an  mene  sa^sseseh  lantrecht, 

unde  weg  me  dar  nicht  ane  vind,  dar  schal  me  sik  denne holden  an  dat 

keiserreehi,  Bair.  Landr.  von  1756,  L  c.  2,  §  17:  „so  soll  man  am  ersten  auf  die 
wohl  hergebrachte  besondere  Freiheiten,  sodann  auf  jedes  Orts  löbliche  Gewohnheiten, 
Satz-  und  Ordnungen,  hier  nächst  auf  die  General-Landes-Statuta  und  endlich  auf 
das  gemeine  Recht  sehen."  Vgl.  ebd.  §§  9—10.  Würtemberg.  Hofgerichtsordnung 
von  1514  (Kbyschbb,  Samml.  d.  wnrt.  Gesetze  IV.  108.  Nr.  84). 
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Gütertrennung,  dagegen  bei  Auflösung  der  Ehe  Berechtigung  des  über- 
lebenden Ehegatten,  unter  Einwerfung  seines  Vermögens  die  Hälfte  des 
Samtgutes  zu  nehmen),  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  als  bloße  com- 
munio  incidens,  die  eheliche  Yerwaltungsgemeinschaft  als  ususfractus 
maritalis  aufgefaßt,  aber  im  großen  und  ganzen  hat  sich  das  deutsche 
Familienrecht  überall  intakt  erhalten.  Schwieriger  gestaltete  sich  die 
Lage  auf  dem  Gebiete  des  Immobiliarsachenrechts.  Das  deutsche  Gruud- 
buchsystem  vermochte  sich  nur  teilweise  zu  halten.  Mehr  und  mehr 
drangen  die  römischrechtlichen  Auffassungen  von  dem  Eigentumsüber- 
gange  durch  Tradition  und  namentlich  die  unbrauchbaren  Grundsätze  de:^ 
römischen  Hypothekenrechts  vor,  bis  sich  infolge  der  furchtbaren  Geld-  und 
Kreditkrisis  nach  dem  30  jährigen  Kriege  ein  allgemeiner  Bückschlag  be- 
merkbar machte.  AUmäUich  kehrte  man  im  Interesse  des  Realkredit^ 
fast  überall  zu  den  in  einigen  bevorzugten  Teilen  Deutschlands  stehen 
gebliebenen  Einrichtungen  des  Grundbuch-  oder  wenigstens  des  Hypo- 
thekenbuchsystems  zurück.  Bahnbrechend  haben  namentlich  die  preußisch«' 
Allgemeine  Hypothekenordnung  von  1783,  das  preußische  Allgemeine  Land- 
recht von  1794  und  die  österreichische  Gesetzgebung  gewirkt. 

Starker  trat  das  römische  Recht  auf  dem  Gebiete  des  Mobiliarsacheu- 
und  des  Erbrechts,  am  stärksten  auf  dem  des  Obligationenrechts,  das  im 
deutschen  Recht  die  geringste  Entwickelung  erfahren  hatte,  hervor,  doch 
wurden  auch  hier  vielfache  nationale  Eigentümlichkeiten  teils  durch  par- 
tikulare Rechtsquelleu,  teils  durch  die  gemeinrechtliche  Doktrin  vor  dem 
Untergange  bewahrt. 

Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  hatte  zunächst  eine  segensreiche 
Wirkung.  Sie  gab  dem  deutschen  Privatrecht  und  dem  Gerichtsverfahren 
ungefähr  zu  derselben  Zeit,  wo  sich  über  den  Dialekten  die  gemeinsam«' 
neuhochdeutsche  Schriftsprache  erhob,  die  fehlende  einheitliche  Grandlage, 
die  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  nie  hätte  erreicht  werden  konneu. 
Sie  brachte  die  deutsche  Rechtsentwickelung  in  die  engste  Fühlung  mit 
derjenigen  Italiens  und  Prankreichs.  Sie  diente  auch,  trotz  der  Schwer- 
fälligkeit des  gemeinen  Prozesses,  gegenüber  den  bisherigen  Zustände« 
zur  Förderung  der  Rechtssicherheit.  Durch  das  geschulte  Beamtentum, 
das  sie  ja  zu  ihrer  Voraussetzung  hatte,  diente  sie  der  Entwickelung  de.^ 
modernen  Rechtsstaates  auf  Kosten  der  ständischen  und  feudalen  Ele- 
mente. Aber  auch  die  Kehrseite  fehlte  nicht.  Unter  den  gelehrten  uuA 
halbgelehrten  Juristen  waren  viele  von  völliger  Mißachtung  gegen  das 
nationale  Recht  erfüllt.  Gewohnheitsrechte  suchten  sie  so  viel  wie  mög- 
lich beiseite  zu  schieben,  indem  sie  den  Beweis  erschwerten  oder  die  Ver- 
jährungsgrundsätze auf  dieselben  anwendeten.  Vielfach  mit  gesetzgebe- 
rischen Arbeiten,  namentlich  Neuredaktionen  oder  Reformationen  von 
Land-  oder  Stadtrechten,  betraut,  wußten  sie  das  einheimische  Recht  zu 
Gunsten  des  römischen  zu  unterdrücken,  so  daß  aus  manchen  Partikular- 
rechteu,  z.  B.  dem  würtembergischen  Landrecht,  das  deutsche  Recht  fai>t 
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ganz  eliminiert  wurde  *^  Daß  es  gegenüber  derartigen  Versündigungen 
an  dem  nationalen  Geiste  nicht  an  lebhafter  Opposition  fehlte,  war  er- 
klärlich. Dieselbe  ging  zum  Teil  von  den  Städten  aus*®,  auch  der  Adel 
brachte  vielfache  Beschwerden  vor*',  namentlich  aber  drangen  die  Bauern, 
die  sich  durch  die  Auffassung  ihrer  Erbzinsverhältnisse  als  römische  Em- 
phyteuse  oder  bloße  Zeitpacht  seitens  der  Juristen  bitter  benachteiligt 
fühlten,  in  ihren  Beschwerdeschriften  zur  Zeit  der  Bauernkriege  auf  die 
Entfernung  aller  Doktoren  aus  den  Gerichten'^.  Erfolg  haben  diese  Be- 
strebungen nicht  gehabt.  Die  Geschichte  ist  über  sie  hinweggegangen, 
und  erst  unser  Jahrhundert  sieht  sich  vor  die  schwierige  Aufgabe  gestellt, 
den  durch  die  Rezeption  herbeigeführten  Dualismus  des  einheimischen  und 
fremden  Rechts,  unter  möglichster  Wahrung  des  durch  Halbwisser  und 
blinde  Fanatiker  vergeudeten  nationalen  Gutes,  im  Wege  einheitlicher 
Kodifikation  zu  überwinden. 

§67.  Der  Niedergang  und  die  Auflösung  des  Reiches.  Unter 
Maximilian  I.  hatte  man  noch  einmal  den  Versuch  gemacht,  den  unver- 
kennbaren Verfall  des  Reiches  teils  durch  innere  Reformen,  teils  durch 
die  Einverleibung  der  Deutschordenslande  zu  hemmend  Aber  die  einem 
widerstrebenden  Kaiser  mit  Mühe  abgerungenen  Reformen  waren  ohne 
dauernden  Erfolg,  und  von  den  Besitzungen  des  deutschen  Ordens  blieb 
nur,  was  innerhalb  der  alten  Reichsgrenzen  lag,  beim  Reiche,  während 
alles  übrige  noch  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  verloren  ging*.  Indem 
dann  die  Kaiser  es  unternahmen,  die  reformatorische  Bewegung,  die  den 
größten  Teil  des  Reiches  ergriffen  hatte,  mit  Gewalt  zu  unterdrücken, 
gaben  sie  den  Anlaß  zu  den  verheerenden  Kämpfen  des  schmalkaldischeu 
und  30  jährigen  Krieges,  wo  Spanien,  Frankreich  und  Schweden  in  deutschen 
Dingen  den  Ausschlag  gaben  und  deutsche  Gebiete  die  Beute  des  Aus- 
landes wurden.  Aus  dem  westfälischen  Frieden  gingen  die  deutscheu 
Territorien  im  wesentlichen  als  souveräne  Staaten  hervor,  deren  Unter- 
ordnung unter  das  Reich  nur  noch  geringe  Bedeutung  hatte. 

Der  Schwerpunkt  der  kaiserlichen  Erblande  lag  schon  seit  Sigismund 

^^  Der  reiche  Schatz  nationalen  Rechtes,  den  gerade  die  Vorarbeiten  zu  dem 
würtembergischen  Landrecht  zusammengebracht  hatten,  blieb  bei  der  Abfassung  des 
Gesetzes  gänzlich  unberücksichtigt. 

*•  Vgl.  Keaut,  Grundriß  §  13,  Nr.  28.    Müthbr,  Zeitschr.  f.  RG.  IV.  484. 

••  Vgl.  Stobbe,  n.  50.    Kraut,  a.  a.  0.  Nr.  28.  24,  26,  27. 

'•  Vgl.  die  früher  fälschlich  Kaiser  Friedrich  III.  zugeschriebene  Reformation 
des  Miltenbergers  Waygand  von  1525,  bei  IjOrenz  Feibs,  Gesch.  d.  Bauernkrieges 
in  Ostfranken,  her.  v.  Schäffleb  und  Hennee,  I.  435. 

*  Vgl.  Augsburger  Reichsabschied  von  1500,  N.  Samml.  II.  83. 

*  Über  Preußen  vgl.  S.  719.  Der  Orden  der  Schwertbrüder  in  Kurland,  Liefland 
und  Estland,  seit  1518  unter  einem  selbstgewählten  Heer-  oder  Herrenmeister,  löste 
sich,  von  Rußland  bekriegt  und  vom  Reiche  im  Stiche  gelassen,  i.  J.  1561  auf. 
Rußland  behielt  das  eroberte  Dorpat,  ICstland  kam  an  Schweden,  die  Insel  Ösel  an 
Dänemark.  Liefland  mit  der  Stadt  Riga  an  Polen  und  Kurland  mit  Samogitien  nahm 
der  letzte  Heermeister  als  erbliches  Herzogtum  von  der  Krone  Polen  zu  I,ehn. 
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außerhalb  des  Reiches^.  Dasselbe  war  jetzt  auch  bei  verschiedenen  anderen 
Reichsständen  der  Fall.  Unter  der  Krone  Schweden  standen  Vorpommern 
und  Wismar,  bis  1719  auch  das  Herzogtum  Bremen  und  das  Fürstentum 
Verden,  die  dann  auf  Hannover  übergingen;  unter  dem  Könige  von  Däne- 
mark das  Herzogtum  Holstein  (Holstein-Gottorp  von  1762  bis  1773  unter 
Rußland),  von  1675  bis  1773  auch  die  Grafschaften  Oldenburg  und  Delmen- 
horst; unter  dem  Könige  von  England  seit  1713  das  Kurfürstentum 
Hannover  (Braunschweig -Lüneburg),  samt  dem  Herzogtum  Lauenbur«? 
(seit  1689  braunschweigisch)  und  den  Fürstentümern  Bremen  und  Verden; 
unter  dem  Erbstatthalter  der  vereinigten  Niederlande  die  fürstlichen  Lande 
von  Nassau-Diez.  Selbst  der  brandenburgisch -preußische  Staat  grün- 
dete sein  souveränes  Königtum  auf  einen  nicht  zum  Reiche  gehörigen 
Landestheil*.  Der  Kurfürst  von  Sachsen  war  von  1697  bis  1763  zugleich 
König  von  Polen. 

Der  westfälische  Friede  hatte  den  deutschen  Territorien  die  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  nur  unbeschadet  der  Rechte  des  Reiches  bewilligt. 
Kriege  unter  den  deutschen  Staaten  blieben  untersagt.  An  einem  Reichs- 
kriege hatten  sich  alle  zu  beteiligen.  Gleichwohl  stand  Baiem  in  dem 
spanischen  Erbfolgekriege  auf  französischer  Seite.  Das  Verbot  der  Fehde 
vermochte  weder  den  österreichischen  Erbfolgekrieg,  noch  die  beiden 
schlesischen  Kriege  und  den  siebenjährigen  Krieg  zu  verhindern.  Von 
dem  französischen  Revolutionskriege  zog  sich  Preußen  einseitig  1795  durch 
den  Frieden  von  Basel,  ebenso  1797  der  Kaiser  durch  den  Frieden  von 
(•ampo  Formio  zurück,  während  der  Reichskrieg,  an  dem  sich  Österreich 
seit  1799  wieder  beteiligte,  erst  1801  durch  den  Luneviller  Frieden  be- 
endigt wurde.  Der  heillosen  Zerrüttung  des  Reiches  gegenüber  war  von 
preußischer  Seite  in  den  letzten  Regierungsjahren  Friedrichs  des  Großen 
zum  ersten  male  der  bemerkenswerte  Versuch  einer  reichsverfassungs- 
mäßigen Verbindung  der  deutschen  Reichsfursten  ohne  den  Kaiser  ge- 
macht worden.  Der  Fürstenbund,  dem  die  Kurfürsten  von  Mainz,  Sachsen 
und  Hannover  und  zahlreiche  kleinere  Staaten  beitraten,  bezweckte  aus- 
schließlich die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Reichsverfassung  gegen- 
über den  bestandigen  Übergriffen  und  Arrondierungsversuchen  Josephs  IL* 
Mit  dem  Anlaß,  der  ihn  ins  Leben  gerufen  hatte,  kam  auch  der  Fürsten- 
bund nach  wenigen  Jahren  seines  Bestehens  wieder  in  Wegfall. 

Als  Napoleon  im  Mai  1803  auf  Anlaß  des  englischen  Krieges  Han- 
nover besetzte,  regte  sich  das  Reich  in  keiner  Weise,  dagegen  nahm  es 
sich  der  von  Baiem  und  einigen  anderen  Staaten  bedrängten  Reichsritter- 


^  Die  böhmische  Krone  war  1526,  die  ungarische  1527  an  das  Haus  Osterreich 
gekommen. 

*  Die  Einverleibung  des  Deutschen  Ordens  in  das  Reich  i.  J.  1500  konnte  sich 
nicht  mehr  auf  das  1466  von  Polen  lehn  bar  gewordene  Preußen  beziehen. 

»  Vgl.  Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürstenbnnd  1780—90,  I.  II.  1880. 
W.  A.  Schmidt,  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Unionshestrebungen  seit  der  Zeit 
Friedrichs  des  Großen.  1851. 


§  67.    Der  Niedergang  nnd  die  Auflösung  des  Reiches.  733 

Schaft  noch  einmal  mit  einigem  Erfolge  an.  Nachdem  Napoleon  in 
Frankreich  das  erbliche  Kaisertum  proklamiert  hatte  (Mai  1804),  geschah 
seitens  des  deutschen  Kaisers,  unbeschadet  der  Fortdauer  seiner  Stellung 
zum  Reiche,  dasselbe  hinsichtlich  seiner  österreichischen  Erblande  (14.  Aug. 
1804).  Der  Koalitionskrieg  von  1805  sah  Baiem,  Würtemberg  und  Baden 
bereits  auf  französischer  Seite  gegen  Österreich,  während  das  Reich  neutral 
blieb.  Der  Presburger  Friede  (26.  Dez.  1805)  brachte  den  drei  Verbündeten 
Napoleons  die  Anerkennung  der  vollen  Souveränität  und  aller  daraus 
fließenden  Rechte,  unbeschadet  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  „confederation 
germanique",  und  reichen  Zuwachs  durch  österreichische  Gebietsabtretungen. 
Die  Reichsstadt  Augsburg  wurde  zu  Gunsten  Baierns,  eine  Besitzung  des 
Johanniterordens  zu  Gunsten  Würtembergs  mediatisiert,  das  Amt  des  Hoch- 
und  Deutschmeisters  in  eine  österreichische  Sekundogenitur  verwandelt. 
Baiern  und  Würtemberg  wurden  zu  Königreichen  erhoben.  Das  deutsche 
Reich  wurde  bei  diesen  Abmachungen  nicht  gefragt,  selbst  der  Kaiser 
handelte  nur  als  österreichischer,  nicht  als  deutscher  Kaiser.  Der  Reichstag 
erhielt  erst  nach  Monaten  die  amtliche  Anzeige  des  Geschehenen.  Der 
erste  Gebrauch,  den  die  neuen  Souveräne  von  ihrer  Selbstherrlichkeit 
machten,  war  die  gewaltsame  Mediatisierung  der  Reichsritterschaft  inner- 
halb ihrer  Gebiete.  Im  März  1806  erhielt  der  Reichstag  die  Anzeige,  daß 
der  Prinz  Murat  auf  Anordnung  Napoleons  als  Herzog  von  Cleve  und 
Berg  in  die  Reihe  der  Reichsstande  getreten  sei.  Der  Kurerzkanzler 
Dalberg  erhob  einseitig,  ohne  Kapitelswahl,  den  Kardinal  Fesch,  einen 
Verwandten  Napoleons,  zu  seinem  Koadjutor  mit  dem  Rechte  der  Nach- 
folge als  Erzkanzler  des  Reiches.  Am  1.  Aug.  1806  sagten  sich  vierzehn 
im  Rheinbunde  unter  Napoleons  Protektorat  vereinigte  Fürsten  durch  Er- 
klärung an  den  Reichstag  „von  ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem 
deutschen  Reichskörper"  los.  Eine  gleichzeitige  Erklärung  Napoleons  be- 
sagte, daß  er  das  Dasein  der  deutschen  Verfassung  nicht  mehr  anerkenne, 
sondern  nur  die  volle  und  absolute  Souveränität  eines  jeden  der  Fürsten, 
deren  Staaten  das  heutige  Deutschland  bildeten.  Zehn  Tage  später  übergab 
der  kaiserliche  Gesandte  den  bei  dem  Reichstage  beglaubigten  Gesandten 
der  einzel nen  Reichsstände  (nicht  dem  Reichstage  selbst)  eine  vom  6.  Aug.  1 806 
datierte  Akte  des  Kaisers,  wodurch  dieser,  bei  der  Unmöglichkeit  seine 
Pflichten  als  Reichsoberhaupt  ferner  zu  erfüllen,  erklärte:  „daß  Wir  das 
Band,  welches  Uns  bis  jetzt  an  den  Staatskörper  des  Deutschen  Reichs 
gebunden  hat,  als  gelöst  ansehen,  daß  Wir  das  Reichsoberhauptliche  Amt 
und  Würde  durch  die  Vereinigung  der  conföderierten  rheinischen  Stande 
als  erloschen  und  Uns  dadurch  von  allen  übernommenen  Pflichten  gegen 
das  Deutsche  Reich  losgezählt  betrachten  und  die  von  wegen  Desselben 
bis  jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiserliche  Regierung,  wie 
hiermit  geschieht,  niederlegen."  Zugleich  entband  der  Kaiser  alle  Reichs- 
angehörigen, namentlich  die  Mitglieder  der  höchsten  Reichsgerichte  und 
alle  übrigen  Reichsbeamten,  von  ihren  Verpflichtungen  gegen  das  Reichs- 
oberhaupt.    Seine   „sämtlichen  deutschen   Provinzen   und  Reichsländer" 
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sagte  er  ebenfalls  von  allen  bisherigen  Verpflichtungen  los  und  stellte 
ihnen  „in  ihrer  Vereinigung  mit  dem  ganzen  österreichischen  Staatskörper" 
eine  neue  glückliche  Zukunft  in  Aussicht®. 

Ein  Keichstagsbeschluß  über  die  Auflösung  des  Reiches  ist  nicht 
mehr  gefaßt  worden,  aber  die  späteren  weltgeschichtlichen  Ereignisse  haben 
dem  von  Hause  aus  völlig  ungesetzlichen  Akte  nachträglich  die  still- 
schweigende Genehmigung  der  Mitlebenden  und  der  Nachwelt  zu  teil 
werden  lassen. 

§  68.  Das  Lehnswesen  und  das  Grundeigentum^  Durch  die 
Rezeption  hatte  das  lombardische  Lehnrechtsbuch  die  Bedeutung  eines 
gemeinen  subsidiären  Lehnrechts  erhalten'^.  Vor  ihm  behielten  die  ein- 
heimischen Quellen,  wie  das  sächsische  Lehnrecht,  der  16.  Titel  des  bai- 
rischen  Landrechts  von  1346,  verschiedene  in  dieser  Periode  zur  Auf- 
zeichnung gelangte  partikulare  Lehnsgesetze  (Lehnsmandate,  Lehnsedikt«) 
und  die  Lehnsgebräuche  ihi-e  Geltung^.  Der  Unterschied  zwischen  dem 
lombardischen  Lehnrecht  und  der  Entwickelungsstufe,  die  das  deutsche 
Lehnrecht  gegen  Ende  des  Mittelalters  erreicht  hatte,  war  nicht  bedeutend. 
Fortgebildet  wurde  das  Lehiurecht  vornehmlich  durch  die  Doktrin.  Das 
dingliche  Rechtsverhältnis  am  Lehn  wurde  seitens  der  letzteren  als  do- 
minium directum  (Obereigentum)  auf  selten  des  Herrn,  dominimn  utile 
(Untereigentum)  auf  selten  des  Mannes  aufgefaßt.  Das  Successionrechl 
erstreckte  sich  auf  sämtliche  lehnsfahige,  dem  Mannsstamme  angehörige 
Nachkommen  des  ersten  Erwerbers.  Die  gemeinrechtliche  Suocessions- 
ordnung  war  bestritten,  indem  manche  für  die  Gradual-,  andere  für  div 
Lineal-,  wieder  andere  (seit  Hartmann  Pistoris)  für  die  dem  Geiste  des 
lombardischen  Lehnrechts  wie  den  Quellen  allein  entsprechende  Lineal- 
Gradual-Ordnung  eintraten*.  Mit  Ausnahme  der  Fürstentümer  waren  die 
meisten  Lehen  Majorate,  so  daß  unter  an  sich  gleichberechtigten  Lehns- 


*  Die  drei  Erklärungen  vom  1.  und  6.  Augast  1806  bei  Bbbghadb,  Deutschland 
vor  fünfzig  Jahren  IL  63—70. 

'  Vgl.  §g  40,  41. 

'  Aber  wie  bei  dem  Corp.  iur.  civ.  unfcer  Beobachtung  des  Satzes:  „Quicqoid 
non  agnoscit  glossa,  non  agnoscit  curia."  Die  nicht  glossierten  Stellen  haben  als 
bloBe  Extravaganten  nur  wissenschaftlichen  Wert  Während  man  die  Libri  Feudo- 
dorum  nach  der  Legalordnung  in  zwei  Büchern  citiert,  pflegt  man  die  Extravaganten 
nach  der  Stellung,  die  sie  in  der  Ausgabe  des  Cujacius  einnehmen  (lY.  F.  73—10^ 
und  V.  F.)  anzuführen. 

*  Vgl.  LüNiG,  Corpus  iuris  feudalis  Gernianici,  3  Bände,  1727.  Unter  den 
jüngsten  Lehnsgesetzen  sind  zu  nennen:  das  kursächsische  von  1764,  das  alten- 
burgische  von  1795,  das  gothaische  von  1800,  das  badische  von  1807,  das  bairische 
von  1808  und  das  preußische  ALR.  I.  Tit.  18,  §§  13—679,  letzteres  ohne  Anerkennung 
der  Subsidiarität  des  lombardischen  Rechts. 

*  Vgl.  EiCHHOBN,  IV.  443  f.  Die  maßgebenden  Stellen  sind  I.  F.  19  §  1.  IL  F. 
1 1  pr.  37  pr.  50.  über  den  Gegensatz  der  Agnaten  und  Descendenten  in  der  Lebns- 
succession  vgl.  §  40  N.  87.  Schrödee,  Die  rechtliche  Natur  der  Lehnsfolge  im  lango* 
bardischen  Lehnrecht,  Zeitschr.  f.  EG.  V.  285  ff. 
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erben  der  ältere  vorging.  Bei  Weiberlehen  galt  die  weibliche  Linie  im 
Zweifel  nur  als  eine  subsidiär  berechtigte;  sie  trat  erst  nach  dem  Aus- 
sterben des  Mannsstammes  ein  und  hatte  diesem  wieder  zu  weichen,  so- 
bald das  Lehn  wieder  in  männliche  Hände  gekommen  war.  Streitig  war, 
ob  das  Recht  der  Erbtochter  oder  das  der  ßegredienterbin  vorgehe;  Wissen- 
schaft und  Praxis  haben  mit  Recht  zu  Gunsten  der  ersteren  entschieden  ^ 
Bei  Veräußerungen  hatte  der  nächste  Agnat  den  im  deutschen  Lehnrecht 
unbekannten  Lehnsretrakt,  während  alle  übrigen  Agnaten  auf  das  Revo- 
kationsrecht beschränkt  waren,  nachdem  der  Successionsfall  für  sie  ein- 
getreten war*.  Die  Descendenten  des  Veräußerers  hatten  weder  Retrakt, 
noch  Revokationsrecht,  sondern  mußten  die  Handlungen  ihrer  Vorfahren 
anerkennen.  Gegenüber  dem  Herrn  erhielt  sich,  im  Gegensatze  zu  der 
größeren  Strenge  des  lombardischen  Lehnrechts,  im  allgemeinen  die  Regel, 
daß  er  einem  lehnsfähigen  Erwerber  die  Belehnung  nicht  versagen  dürfe  ^ 
Durch  die  Doktrin  wurde  die  Lehre  von  den  Lehnsschulden  ausgebildet  **. 
Ebenso  verdankt  die  Eventualbelehnung  eines  adelichen  Hauses  für  den 
Fall  des  Aussterbens  des  besitzenden  Hauses  und  die  Lehnsanwartschaft 
(Versprechen  späterer  Belehnung  für  den  gleichen  Fall)  der  Lehnrechts- 
doktrin ihre  Ausbildung®.  Eine  besondere  Lehnsvormundschaft  war  dem 
gemeinen  Lehnrecht  unbekannt  ^^ 

Das  Lehnsband  zwischen  dem  Reiche  und  den  Fürsten  hatte  mit  der 
Abschwächung  der  kaiserlichen  Gewalt  erheblich  von  seiner  früheren  Be- 
deutung verloren.  Belehnungen  und  Lehnserneuerungen  erfolgten  nur 
ausnahmsweise  noch  mit  der  alten  Feierlichkeit.  In  der  Regel  entsandten 
die  Fürsten  Bevollmächtigte,  die  in  ihrem  Namen  dem  Kaiser  Lehnseid 
und  Mannschaft  leisteten  und  die  Belehnung  von  ihm  empfingen  ^^  Ver- 
äußerungen von  Landesteilen  unter  den  Reichsständen  geschahen  nicht 
mehr  durch  die  Hand  des  Kaisers;  man  hielt  es  für  genügend,  wenn 
dieser  um  die  Belehnung  des  Erwerbers  ersucht  wurde,  was  oft  erst  nach 
Jahren  geschah.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  zur  Hoffahrt  verlor  sich 
von  selbst,  seit  die  Kaiser  aufgehört  hatten  das  Reich  zu  bereisen  und  in 
den  verschiedenen  Teilen  desselben  Hof  zu  halten.  Seit  1663  hörte  selbst 
der  j)ersönliche  Besuch  der  Reichstage  seitens  der  Fürsten  auf. 

Innerhalb  der  Territorien  verlor  das  Lehnswesen  seinen  (')ffentlich- 
rechtlichen   Charakter    seit   der  Einführung   der  Söldnerheere   und  des 


*  Vgl.  I.  F.  6  §  1.  8  8  2.  IL  F.  13.  17  pr.  18.  30  pr.  51  §  3. 

*  Vgl.  ineine  Anm.  4  angeführte  Abhandlung.  I.  F.  8  §  1.  II.  F.  9  §  1.  26 
§  13,  §  17.  31.  39  pr.  52  §  2. 

*  Vgl.  ElCHHOBN,  IV.  440. 

*  Vgl.  GiBBKE,  De  debitis  feudalibus,  Berl.  Inaug.-Diss.  1860. 

"  Vgl.  S.  390  f.  Für  die  deutsche  Territorialgeschichte  sind  die  Eventual- 
belehnung und  Lehnsanwartschaft  von  großer  Bedeutung  gewesen. 

'<>  Vgl.  Art.  11  der  ständigen  Wahlkapitulation  (N.  Samml.  IV.  240J. 

**  Fahne  und  Scepter  wurden  nicht  mehr  überreicht.  Die  Belehnung  erfolgte 
unter  Darreichung  eines  Schwertes  zum  Kusse  auf  den  Knauf. 
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öffentlichen  Beamtentums.  Das  Lehnrecht  gehörte  seitdem  überwiegend 
nur  noch  dem  Privatrecht  an.  In  Kriegsfallen  wurde  den  Vassallen  regel- 
mäßig die  Wahl  gestellt,  ob  sie  persönlich  Heeresfolge  leisten  oder  die 
entsprechende  Summe  von  Ritterpferdsgeldem  (Heersteuer  nach  Maßgabe 
der  dem  Manne  obliegenden  Ritterpferde)  zahlen  wollten.  Mit  der  Ent- 
wöhnung der  Rittergutsbesitzer  vom  ritterlichen  Leben  verlor  sich  die 
erste  Alternative  allmählich  ganz,  nur  die  Ritterpferdsgelder  blieben  übrig. 

In  Preußen  erfolgte  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  die  Allodifikation 
sämtlicher  Staatslehen  gegen  Umwandlung  der  unregelmäßigen  Ritter- 
pferdsgelder in  einen  festen  von  den  Rittergütern  übernommenen  Kanon ; 
die  agnatischen  Rechte  wurden  aufrecht  erhalten.  Nur  Vorpommern  ent- 
zog sich  dieser  Reform.  In  Holstein  vollzog  sich  die  Allodifikation  um 
dieselbe  Zeit  im  Wege  der  Verjährung".  In  dem  größten  Teile  West- 
preußens war  das  Lehnswesen  schon  im  16.  Jahrhundert  durch  die  pol- 
nische Gesetzgebung  aufgehoben  worden.  In  den  mit  Frankreich  ver- 
einigten Landesteilen  kam  der  Beschluß  der  französischen  Nationalver- 
sammlung vom  4.  August  1789  über  die  Aufhebung  des  regime  feodal 
zur  Geltung;  die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Westfalen  und  des  Groß- 
herzogtums Berg  schloß  sich  dem  an.  In  Schwedisch-Pommern  erfolgte 
die  Allodifikation  im  Wege  der  Ablösung  in  den  Jahren  1810  und  1811. 
In  der  Rheinbundsakte  verzichteten  die  einzelnen  Staaten  gegenseitig  auf 
ihre  Lehnsherrlichkeit  über  Besitzungen  in  den  Gebieten  der  anderen. 
Dadurch  wurden  innerhalb  des  Rheinbundes  die  sogenannten  Außenlehen 
(feuda  extra  curtem)  beseitigt. 

Durch  die  Auflösung  des  Reiches  wurden  von  den  bisher  reichslehn- 
baren  Territorien  alle  zur  Souveränität  gelangten  ehemaligen  R^ichs- 
fürstentümer  und  Reichsgra&chaften  allodial,  während  die  mediatisierteu 
den  Charakter  von  lehnbaren  Standesherrschaften  behielten  und  zu  Thron- 
Ichen  wurden*^. 

Im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  hat  die  Landesgesetzgebung  der  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  das  Lehnsweseu  größtenteils  beseitigt,  nur  in 
Mecklenburg  besteht  dasselbe  noch  vollständig  zu  Recht.  Aufrecht  er- 
halten sind  im  allgemeinen  die  Thronlehen'*,  in  einigen  Staaten  auch 
gewisse  lehnbare  Hotämter  und  landesherrliche  Dotations-  oder  Gnaden- 
lehen. Im  übrigen  sind  die  lehnsherrlichen  Rechte  fast  überall  aufgehoben 
oder  für  ablösbar  erklärt.    Die  bisherigen  Vassallen  sind  Eigentümer  ge- 


'-'  Vgl.  Falck,  Öchlesw.-holst.  Privatrecht  III.  347. 

^^  Ebenso  das  dem  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  zustehende  Keichspostregal» 
datj  in  Preußen  durch  die  Herrschaft  Krotoschin  abgelöst  wurde. 

^*  In  Preußen  erhielt  der  Fürst  von  Thurn  und  Taxis  als  Entschädigung  für 
sein  Postregal  (Anm.  13)  die  Herrschaft  Krotoschin  als  Thronlehn.  Dagegen  über- 
nahm Preußen  die  letzten  Bestände  der  fürstlichen  Post  durch  den  Vertrag  vom 
16.  Februar  1867  gegen  eine  Geldentschädigung.  In  Baiem  wurden  duroh  das  Ab- 
lösungsgesetz vom  4.  Juni  1848  auch  die  lehnbaren  Standesherrschaften  f&r  ablösbar 
erklärt,  wälirend  die  Hofämter  und  Dotationslehen  ausgenommen  blieben. 
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worden.  Die  agnatischen  Eechte  sind  znin  Teil  ebenfalls  aufgehoben, 
zom  Teil  für  ablösbar  erkläxt,  zum  Teil  noch  aufrecht  erhalten.  In 
Preußen  und  verschiedenen  anderen  Staaten  ist  die  Ablösung  derselben 
durch  Umwandlung  der  Lehen  in  Familienfideikommisse  vor  sich  gegangen. 

Die  Umgestaltung  der  Heeresverfieissung  hat  nicht  bloß  auf  das  Lehns- 
wesen, sondern  auch  auf  die  Grundeigentumsverhaltnisse  einen  maßgeben- 
den Einfluß  ausgeübt,  indem  die  Yassallen  sich  aus  Erieg{](männem  mehr 
und  mehr  in  Landwirte  verwandelten.  In  Süd-  und  Westdeutschland, 
wo  die  große  Zersplitterung  des  herrschaftlichen  Grundbesitzes  weniger 
zur  Eigen vrirtschaft  einlud,  war  dies  allerdings  nicht  so  bald  der  Fall. 
Hier  zogen  die  Herren  es  noch  lange  Zeit  vor,  ihre  Güter  in  alter  Weise 
zu  Zinsrecht  auszuthun  oder  zu  verpachten,  während  sie  selbst  dem 
ritterlichen  Leben  nachgingen  und  in  Raub  und  Fehde,  unbekümmert 
um  den  ewigen  Landfrieden,  ihren  Lebensberuf  fanden.  Anders  in  Böh- 
men und  Mähren  und  den  Ländern  östlich  der  Elbe,  wo  schon  das  Mittel- 
alter den  Grund  zu  der  Ausbildung  großer  Gruudherrschaften  gelegt  hatte 
(S.  417  f.).  Hier  verwandelte  sich  der  Rittersmann  schon  im  16.  Jahr- 
hundert ganz  allgemein  in  einen  friedlichen  Rittergutsbesitzer.  Allerdings 
konnte  dies,  da  der  ritterschaftliche  Grundbesitz  dazu  im  allgemeinen  zu 
gering  war,  nur  auf  Kosten  der  bäuerUchen  Bevölkerung  geschehen,  allein 
die  Landesherren  hatten  in  jener  Zeit  im  Interesse  der  staatlichen  Ord- 
nung ein  zu  lebhaftes  Bedür&iis,  den  rauf-  und  fehdelustigen  Adel  an  ein 
ruhiges  Leben  zu  gewöhnen,  als  daß  sie  dem  etwas  hätten  in  den  Weg 
legen  sollen.  Den  zahlreichen  Klagen  der  Bauern  über  Bedrückungen 
ihrer  Herren,  mußten  die  fürstlichen  Hofgerichte  das  Gehör  verweigern, 
indem  sie  sie  mit  ihren  Beschwerden  an  die  grundherrlichen  Gerichte 
verwiesen. 

So  entwickelte  sich  im  nordöstlichen  Deutschland  ein  dem  älteren 
Recht  unbekanntes  gutsherrlich-bäuerliches  Verhältnis".    Als  Freibauern 


'•  Vgl.  Knapp,  Die  Bauembefreiang  und  der  Orspnmg  der  Landarbeiter  in  den 
älteren  Teilen  Preußens,  I.  II.  1887.  Meitzbn,  Der  Boden  und  die  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  des  preußischen  Staates,  I.  (1868)  Kap.  11—14.  Lette  u.  Rönne, 
Landeskulturgesetzgebung  des  preußischen  Staates,  I.  (1858)  Einleitung.  Stadelmann, 
Preußens  Könige  in  ihrer  Thätigkeit  für  die  Landeskultur,  I.  (Friedrich  Wilhelm  L) 
1878.  II.  (Friedrich  U.)  1882.  Kobn,  Geschichte  der  häuerl.  Rechtsverhältnisse  in 
der  Mark  Brandenburg,  Zeitschr.  f.  RG.  XI.  1  ff.  v.  Brünnbck,  Die  lieibeigenschaft 
in  Ostpreußen,  ebd.  XXI.  88  ff.;  Die  Leibeigenschaft  in  Pommern,  ebd.  XXII.  104  ff.; 
Die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  durch  die  Gesetzgebung  Friedrichs  des  Großen 
und  das  allgemeine  Landrecht,  ebd.  XXIII.  24  ff.  Böhlau,  Ursprung  und  Wesen  der 
Leibeigenschaft  in  Mecklenburg,  ebd.  X.  357  ff.  Hanssbn,  Agrarhistor.  Abhandlungen 
I.  388  ff.  n.  504  ff.;  Die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  u.  d.  Umgestaltung  derguts- 
herrl.  bäuerl.  Verhältnisse  in  Schleswig- Holstein ,  1861.  Suqbnhbim,  Geschichte  der 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  Hörigkeit  in  Europa  (1861),  S.  350—499.  Padbbbg, 
Die  ländliche  Verfassung  in  der  Provinz  Pommern,  1861.  Fuchs,  Der  Untergang 
des  Bauernstandes  und  das  Aufkommen  der  Gutsherrschaften  in  Neuvorpommern  und 
Rügen  (i.  d.  Abhandl.  d.  staatswiss.  Seminars  in  Straßburg,  her.  v.  Knapp,  VI.  1888). 

B.  Schb5dm,  DenUche  Uechtsfreschichte.  47 
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behaupteten  sich  die  nach  Kulmer  Recht  angesiedelten  sogenannten  Köhner 
in  Preußen,  sowie  die  Lehn-  oder  FreLschulzen,  namentlich  in  Schlesien 
und  Pommern.  Dieselben  wurden,  da  alle  übrigen  Bauern  in  Abhängig- 
keit von  den  Gutsherren  gerieten,  gar  nicht  mehr  zu  den  Bauern  ge- 
rechnet, sondern  bildeten  ein  Mittelglied  zwischen  diesen  und  den  Guts- 
besitzern. 

Die  Ansiedler  in  den  Kolonisationslanden  des  nordöstlichen  Deutsch- 
lands hatten  ihren  Grundbesitz  ohne  Ausnahme  zu  einem  sehr  günstigen 
Erbzinsrecht  erhalten  ^•.  Dasselbe  gewährte  ihnen  gegen  einen  in  der 
Regel  geringen  Zins  ein  ausgedehntes,  vererbliches  und  veräußerliches 
Nutzungsrecht,  das  von  der  Theorie  ebenso  wie  das  der  Vassalien  am  Lehn 
iils  Untereigenttmi  (dominium  utile)  aufgefaßt  wurde.  Zum  Teil  blieb  dies 
gunstige  Verhältnis,  seit  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  vielfach  als 
römische  Erbpacht  behandelt,  bestehen,  nur  erwarben  die  Gutsherren 
gegenüber  den  Veräußerungen  das  Recht  des  Retrakts,  auch  wurden  die 
Zinsleute  genötigt,  zu  dem  Zins  noch  allerlei  Dienste  und  Leistungen  zu 
übernehmen,  die  man  als  eine  dem  Gute  auferlegte  Reallast  behandelte. 

Erheblich  schlechter  war  die  Lage  der  sogenannten  Lassiten  oder 
Laßbauem*'.  Auch  sie  hatten  zwar  häufig  ein  erbliches  Recht  ^^,  aber 
ihr  Nutzungsrecht  war  nur  ein  beschränktes,  das  Veräußerungsrecht  be- 
saßen sie  nicht,  und  bei  der  Wahl  des  Gutserben  hatte  der  Herr  mitzu- 
reden, so  daß  dem  Bauern  auch  keine  letztwillige  Verfugung  über  das 
Gut  zustand.  Für  die  gewährte  Nutzung  hatte  der  Laßbauer  bedeutende 
Dienste  und  Abgaben  zu  leisten.  Oft  war  das  Recht  nicht  einmal  erblich, 
sondern  nur  lebenslänglich,  im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  nichterbliche 
Recht  selbst  zu  reiner  widerruflicher  Herrengunst  herabgedrückt.  Da^ 
lassitische  Recht  scheint  zuerst  bei  Neu-  oder  ödländereien,  die  erst  in 
dieser  Zeit  von  der  Herrschaft  an  Bauern  ausgethan  wurden,  aufgekommen 
zu  sein.  Dann  aber  ist  es  zweifellos  in  vielen  Fällen  auch  durch  rechts- 
widrige Umgestaltung  des  Erbzinsrechts,  durch  rohe  Gewalt  der  Guts- 
herren, gegen  die  es  keinen  Rechtsschutz  gab,  herbeigeführt  worden. 

Die  dritte,  durch  das  römische  Recht  besonders  beforderte  Art  der 
bäuerlichen  Leihe  war  die  Zeitpacht,  regelmäßig  auf  Grund  eines  schrift- 
lichen Vertrags  (während  bei  den  beiden  anderen  Leiheformen  in  der 
Regel  das  Herkommen  maßgebend  war)  und  so  gestaltet,  daß  die  Haupt- 
leistung des  Pächters  nicht  in  dem  Pachtzins,  sondern  in  Diensten  bestan4l. 

Selbständige  Gutsbezirke  gab  es  noch  nicht.  Die  heiTschaftlichen 
Äcker  lagen,  soweit  es  sich  nicht  um  Dörfer  mit  Reihenhufen  handelte 


E.  Roll,  Geschichte  MeckleDbnrgs,  U.  (1856)  139  ff„  463  if.  Schriften  des  YereiiiR  f. 
Sozialpolitik  XXH-XXIV.  (Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland).  1883. 

"  Vgl.  S.  417. 

^'  Der  Sprachgebrauch  in  betreff  der  bäuerlichen  Verhältnisse  ist  ein  überaus 
schwankender  und  untechnischer.  Wir  schließen  uns  an  die  Bezeichnuniii^weise  von 
Knapp  an. 

*"  Das  preußische  ALR.  spricht  hier  von  „erblichem  Kultarbau". 
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(S.  416),  in  Gemenglage  mit  denen  der  Bauern.  Die  größeren  Güter 
hatten  meistens  Vorwerke  (abgezweigte  Gutshöfe),  die  entweder  auf  dem 
Gemeindelande  als  geschlossene  Güter  angelegt  waren,  oder  sich  in  einer 
benachbarten  Gemeinde  in  Gewannlage  befanden.  Auf  den  adelichen 
Gütern  pflegte  der  Herr  selbst  seiner  Wirtschaft  vorzustehen,  während 
Domänen,  Stadt-,  Stiftungs-,  Kloster-,  Universitäts-  und  ähnliche  Kor- 
porationsgüter regelmäßig  einen  Pächter  hatten.  Bewirtschaftet  wurde  das 
Herrengut  ausschließlich  durch  die  Frondienste  (Scharwerke,  Robote)  der 
Bauern.  Dieselben  waren  teils  Hand-,  teils  Spanndienste,  teils  Baufronen, 
Burgwerk  und  Forstdienste  ^®.  Die  Dienste  konnten  durch  Vertreter  ge- 
leistet werden.  Die  meisten  Fronen  waren  gemessene  Dienste,  mit  Be- 
schränkung auf  ein  bestimmtes  Feld,  bestimmte  Wochentage  oder  bestimmte 
Zeiten  im  Jahre.  In  manchen  Gegenden  überwogen  die  ungemessenen 
Dienste.  Auf  den  brandenburgisch -preußischen  Domänen  wurden  die 
letzteren  beseitigt-;  die  Pächter  durften  nur  solche  Dienste  fordern,  die  in 
den  Urbarien  verzeichnet  waren.  Der  von  der  preußischen  Regierung 
gemachte  Versuch,  auch  auf  den  Privatgütern  feste  Urbarien  einzuführen, 
erwies  sich  als  unausführbar.  Die  uugemessenen  Dienste  waren  besonders 
dadurch  bedrückend,  daß  sie  mit  jeder  Vergrößerung  des  Gutes  erhöht 
wurden.  Für  den  Herrn  brachten  die  Frondienste  oft  die  erwünschte 
Gelegenheit,  einen  Bauer  wegen  Versäumung  seiner  Dienstpflichten  vom 
Gute  zu  entfernen. 

Der  Wunsch  der  Vergrößerung  und  besseren  Abrundung  der  Güter 
führte  zu  dem  System  der  Bauernlegung,  d.  h.  der  Einziehung  von  Bauern- 
gütern, die  man  entweder  dem  Besitzer  wegen  wirklicher  oder  vorgeblicher 
Verschlechterung  oder  wegen  Versäumung  der  Dienstpflicht  abnahm 
(sog.  Relegation,  Abmeierung),  oder  durch  Kündigung  bei  widerruflichen 
Laßgütern,  durch  Nichtemeuerung  der  Pacht  bei  Zeitpachtgütem  in  die 
eigene  Hand  brachte.  Dazu  kam  das  vielfach  anerkannte  Recht  der 
Zwangsenteignung  gegen  volle  Entschädigung,  sobald  der  Herr  das  Bauern- 
gut zu  eigenen  Zwecken  gebrauchte,  und  die  Einziehung  verlassener  Stellen, 
die  insbesondere  nach  dem  30  jährigen  Kriege  so  zahlreich  vorhanden 
waren,  daß  die  Gutsherren,  um  sich  die  notwendigen  Arbeitskräfte  zu 
sichern,  vielfach  auf  die  Einziehung  verzichteten  und  die  Odländereien 
mit  bisherigen  Büdnern  oder  sonstigen  armen  Leuten,  denen  sie  die  Be- 
dingungen vorschreiben  konnten,  besetzten.  In  Holstein,  dem  südlichen 
Schleswig,  Mecklenburg  und  Schwedisch-Pommern  wurde  das  System  der 
Bauernlegung  bis  zu  vollständiger  Abrundung  der  herrschaftlichen  Güter 
durchgeführt*®.      Die   Bauerngüter  wurden  hier  größtenteils  beseitigt ^^ 


^'  Seit  dem  16.  Jh.  tritt  überall  eine  Herabmindening  der  Ztnse  gegen  eine 
Steigerung  der  Dienste  ein. 

'^  Weniger  gewaltsam  war  das  Verfahren  im  nördlichen  Schleswig,  wo  sich  die 
Herren  aaf  die  Einziehung  wüster  Strecken  und  vertragsmäßigen  Erwerb  beschränkten. 

'*  DafUr  wurden  in  Schleswig-Holstein  in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 

47* 
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Dagegen  wurde  in  Preußen  schon  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  dann 
wiederholt  unter  Friedrich  dem  Großen  für  alle  heimgefallenen  oder  ver- 
lassenen Bauerngüter  der  Leihezwang  eingeführt  und  die  Einziehung  seitens 
der  Herren  untersagt.  Diese  1816  für  die  wüsten  Stellen  wiederauf- 
gehobene Maßregel,  die  übrigens  in  Ostpreußen  nicht  zur  Durchführung 
gelangt  war,  hatte  nur  den  polizeilichen  Zweck,  dem  Staate  einen  lebens- 
ßhigen  Bauernstand  zu  erhalten,  dagegen  keineswegs  die  Bestimmung, 
auch  den  einzelnen  Bauern  privatrechtlich  in  seinem  Besitze  zu  schützen. 
In  Österreich  wurde  dieselbe  Maßregel  von  Joseph  II,  getroffen.  Noch 
weiter  ging  die  preußische  Bauemschutzgesetzgebung  gegenüber  den 
Domänenbauern,  denen  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  dem 
Großen  durchweg  erblicher  Besitz  eingeräumt  wurde.  Die  dabei  aufrecht 
erhaltenen  bäuerlichen  Leistungen  wurden  seit  1799  für  ablösbar  erklärt, 
mit  der  Maßgabe,  daß  die  Ablösung  den  vollen  Eigentumsübergang  auf 
den  Bauern  nach  sich  zog.  Infolgedessen  war  das  gutsherrlich-bäuerliche 
Verhältnis  auf  den  preußischen  Domänen  schon  vor  der  allgemeinen 
Regulierungsgesetzgebung  in  angemessener  Weise  beseitigt. 

Bis  zum  siebenjährigen  Kriege  wurde  die  Landwirtschaft  in  Nord- 
deutschland noch  sehr  unvollkommen  betrieben.  Nur  die  zu  jedem  Hofe 
gehörigen  Gärten  und  Feldgärten  (Wurten)  und  die  .nach  dem  System  der 
Dreifelderwirtschaft  benutzten  Binnenländer  in  der  Nähe  des  Dorfes  er- 
freuten sich  größerer  Pflege,  während  die  längs  der  Flurgrenze  gelegenen 
sogenannten  Außenländer  wegen  mangelnder  Düngung  nur  etwa  alle  sechs 
oder  neun  Jahre  zum  Boggenbau  benutzt  werden  konnten.  Ganz  ver- 
wahrlost waren  die  Gemeindeweiden,  stellenweise  auch  die  Gemeinde- 
waldungen. Meistens  wurde  das  Gemeindeland  als  Eigentum  der  Herren, 
mit  bloßem  Nutzungsrecht  der  Bauern,  aufgefaßt. 

Seit  1763  strebten  die  Gutsherren,  unter  dem  Einfluß  der  ent- 
wickelteren Landwirtschaftswissenschaft,  aus  diesen  Zuständen  heraus- 
zukommen. Gemeinheitsteilung  (d.  h.  einerseits  Teilung  des  Gemeinde- 
landes, andererseits  Aufhebung  des  Flurzwanges  und  der  mit  diesem 
verbundenen  wechselseitigen  Brach-  und  Stoppelweide)  und  Zusammenlegung 
der  herrschaftlichen  Äcker  wurde  das  von  allen  erstrebte  Ziel,  das  in  Preußen 
im  Wege  freiwilligen  Austausches,  durch  Vermittelung  der  vom  Staat  für 
die  verschiedenen  Landesteile  eingesetzten  Auseinandersetzungskommissarien 
(seit  1769),  schon  im  18.  Jahrhundert  von  den  meisten  Großgrundbesitzern 
erreicht  wurde,  namentlich  seit  die  schlesische  Gemeinheitsteilung  von  1771 
und  das  ALR.  (I.  Tit.  1 7,  §§  31 1  ff.)  auf  begründeten  Antrag  die  Auseinander- 
setzung von  Amts  wegen  angeordnet  hatten.  Das  quantitative  Verhältnis 
des  herrschaftlichen  Besitzes  zu  dem  der  Bauern  war  in  den  verschiedenen 
Gemarkungen  ein  sehr  verschiedenes.  Die  Auseinandersetzung  geschah, 
da  die  Bauern  für  sich  durchweg  an  den  herkömmlichen  Einrichtungen 


zahlreiche  neue  Baaerndörfer  durch  Parzelliening  von  Domänen  und  adelichen  QQtern 
geschaffen.    Vgl.  Hakbbbm,  Agrarh.  Abh.  II.  508. 
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festhielten,  überall  in  der  Weise,  daß  der  Gutsherr  in  einem  der  drei 
Felder  einen  zusammenhängenden  Besitz  erhielt  und  für  die  dadurch  in 
Anspruch  genommenen  bäuerlichen  Ackerparzellen  die  seinigen  in  den 
anderen  Feldern  in  Tausch  gab.  Nach  dem  Ausscheiden  des  Gutes  wurde 
dann  die  bäuerliche  Feldmark  einer  neuen  Einteilung  in  drei  Felder  unter- 
zogen. Auf  diese  Weise  sind  die  meisten  großen  geschlossenen  Güter  in 
Preußen,  zum  Teil  auch  in  dem  übrigen  nordostlichen  Deutschland,  ent- 
standen. Mit  der  Zusammenlegung  des  herrschaftlichen  Besitzes  ging 
vielfach  eine  Teilung  des  Gemeindelandes  Hand  in  Hand,  so  daß  den 
Bauern  ein  Teil  desselben  als  Almende  belassen,  das  übrige  freies  Eigen- 
tum des  Gutsherrn  wurde. 

Auch  in  Süd-  und  Westdeutschland  war  die  Lage  der  Bauern  im 
16.  Jahrhundert  eine  erheblich  schlechtere  als  in  den  früheren  Jahr- 
hunderten**, und  der  Ausgang  der  Bauernkriege  konnte  nur  dazu  bei- 
tragen, sie  noch  weiter  zu  verschlechtern*^.  Die  Almenden,  namentlich 
die  Waldungen,  waren  überwiegend  kraft  des  von  den  Landesherren  in 
Anspruch  genommenen  Obermärkerrechts,  zum  Teil  auch  auf  Grund  des 
Forstregals,  fiskalisch  geworden,  und  die  Bauern  hatten  nur  ein  als  Servitut 
aufgefaßtes  Nutzungsrecht  behalten.  Die  Besitzrechte  der  Bauern  hatten 
sich  in  ähnlicher  Weise  wie  in  Norddeutschland  abgestuft**,  und  wenn 
die  Felddienste  im  allgemeinen  weniger  drückend  waren,  weil  die  Herren 
meistens  keine  Eigenwirtschaft  betrieben,  so  waren  die  Forst-  und  Bau- 
fronen vielfach  um  so  umfangreicher,  namentlich  aber  machte  sich,  im 
Gegensatze  zum  Nordosten,  eine  Steigerung  der  Zinse  und  häufiger  Ersatz 
der  Frondienste  durch  Geldzins  bemerkbar. 

Durch  das  Dekret  der  französischen  Nationalversammlung  vom  4.  August 
1789  über  die  Auf hebung  des  regime  feodal  wurden  in  allen  mit  Frank- 


"  Außer  den  Anm.  15  aDgef&hrten  Werken  vgl.  Soumbb,  Handbach  über  die 
bäuerlichen  Bechtsverhältnisae  in  Rheinland -Westfalen,  1880.  (v.  Eamftz),  Zu- 
sammenstellung der  in  den  ostrheinischen  Teilen  des  Regierungsbezirks  Coblenz 
geltenden  Provinzial-  und  Partikularrechte,  1887.  Wiqand,  Provinzialrechte  des 
Fürstentums  Minden  u.  s.  w.,  I.  II.  1834;  Provinzialrechte  von  Paderborn  und  Cor- 
vey,  I.  n.  1832.  Gkbfb,  Hannovers  Recht,  I.  II.  1860—61.  Stüvb,  Wesen  und  Ver- 
fassung der  Landgemeinden  und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Niedersachsen  und 
Westfalen,  1851.  Hansbbn,  Die  Ackerflur  der  Dörfer,  Agrarhistor.  Abhandlungen 
II.  179  ff.  GiEBKE,  Genossenschaftsreoht  I.  658  E  Thüdichüm,  Rechtsgeschichte  der 
Wetterau,  1867;  Zur  RG.  der  Wetterau,  I.  1874,  ü.  1885;  Gau-  u.  Markverfassung 
277  ff.  L.  V.  Maukeb,  Geschichte  der  Markenverfassung,  1856.  SghnappebpAbndt, 
Fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  Hohen  Taunus  (Schmoller's  Staats-  u.  sozialwiss. 
Forsch.  IV.  2)  1883. 

"  Vgl.  S.  443  f.  Sastobius,  Geschichte  des  deutschen  Bauernkrieges,  1795. 
ZiMMEBMAKN,  Geschichtc  des  großen  Bauernkrieges,  I.  II.  2.  Aufl.  1856.  Loebnz 
Fbies,  Geschichte  des  Bauernkrieges  in  Ostfranken,  her.  v.  Sohäfflbb  u.  Hbhneb, 
1888  (reich  an  Urkunden). 

*^  Der  Sprachgebrauch  ist  auch  hier  ein  durchaus  unsicherer.  Die  von  uns  als 
Laßgüter  bezeichneten  Güter  heißen  vielfach  Kolonate,  auch  die  Meiergüter  gehören 
einer  verwandten  Klasse  an. 
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reich  vereinigten  Landesteilen  die  Bauern,  soweit  sie  ein  erbliches  Recht 
besaßen,  in  Eigentümer  verwandelt  und  von  sämtlichen  Lasten  befreit; 
eine  Entschädigung  der  Herren  wurde  erst  später  angeordnet.  Im  Laufe 
unseres  Jahrhunderts  ist  die  g^tsherrlich-bäuerliche  Regulierung  fast  in 
sämtlichen  deutschen  Staaten  in  der  Weise  erfolgt,  daß  die  Bauern  bei 
erblichen  und  allen  dem  Leihezwange  unterliegenden  nichterblichen  Stellen 
gegen  Entschädigung  der  Herren  durch  Kapital  oder  Rente  für  die  den 
Bauern  bis  dahin  obliegenden  Leistungen  das  volle  Eigentum  erworben 
haben**.  Zur  Erleichterung  der  Ablösung  wurden  vielfach  staatliche 
Rentenbanken  gegründet,  die  gegen  Abtretung  der  Ablösungsrente  das 
Kapital  in  Gestalt  von  Rentenbriefen  vorschössen*®. 

Eine  zweite  Aufgabe  der  neueren  Landeskulturgesetzgebung  war  die 
Zusammenlegung  (Verkoppelung)  der  Grundstücke  im  Wege  des  Zwangs- 
umtausches der  in  Streulage  befindlichen  Ackerparzellen,  womit  zugleich 
der  Flurzwang  und  die  gegenseitige  Brach-  und  Stoppelweide  beseitigt 
wurde  *^.  In  Schleswig-Holstein,  Laueuburg,  Nassau-Oranien  und  Nassau- 
Saarbrücken  wurden  die  Verkoppelungen  großenteils  schon  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  durchgeführt*®.  In  Preußen  wurde  das  Verkoppelungs- 
verfahren  in  mustergültiger  Weise  durch  die  Gemeinheitsteilsordnung  von 
1821  geregelt,  nachdem  schon  das  ALR.  (I.  Tit.  17,  §§  311  flf.)  gewisse 
Grundzüge  aufgestellt  hatte**.  Für  die  süd-  und  westdeutschen  Ver- 
hältnisse ist  namentlich  das  nassauische  Konsolidationsgesetz  von  1829 
vorbildlich  geworden*'.  Gegenwärtig  befinden  sich  die  meisten  deutschen 
Staaten  im  Besitze  einer  verständigen  Verkoppelungsgesetzgebung*^.  Das 
Verfahren  geschieht  nur  auf  Antrag  eines  Teils  der  Interessenten  und 
wird  durch  die  staatlichen  Auseinandersetzungsbehörden  (in  Preußen  die 
Generalkommissionen)  durchgeführt.    Es  verfolgt  den  Zweck,  jedem  Be- 


''  Sorgfaltige  ZasammensteUungen  bei  Judbioh,  Die  Grundentlaetung  in  Deutsch- 
land, 1868.    Zu  vergleichen  auch  die  angeführten  Werke  von  Knapp  und  Mkitzbn. 

'^  Der  Überschuß  der  Kente  über  den  zur  Verzinsung  der  Rentenbriefe  nötigen 
Betrag  wurde  zur  Amortisation  der  Renten  schuld  bestimmt,  so  daß  der  Bauer  durch 
die  während  einer  bestimmten  Reihe  von  Jahren  fortgesetzte  Rentenzahlung  von 
selbst  befreit  wurde. 

^'  Vgl.  ScHBKCK,  Die  bessere  Einteilung  der  Felder  und  die  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  südwestliche  Deutschland,  1867. 
ScHLiTTE,  Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in  ihrer  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung und  Durchführung,  1886.  Auch  hier  sind  die  Werke  von  Knapp  und 
Meitzen  zu  vergleichen. 

"  Vgl.  ScHBNCK,  a.  a.  0.  23  ff.    Hansseh,  Agrarhistor.  Abb.  II.  514  f. 

*•  Dazu  Gesetz  vom  2.  April  1872  und  die  provinziellen  Verkoppelungsgesetze 
für  Hessen-Nassau  vom  13.  Mai  und  2.  September  1867,  Schleswig -Holstein  vom 
17.  August  1876,  Hannover  vom  17.  Juni  1883,  HohenzoUem  vom  28.  Mai  1885, 
Rheinprovinz  vom  24.  Mai  1885  und  5«  April  1869,  Landesgesetz  für  Waldeck  und  Pyr- 
mont vom  25.  Januar  1869. 

^^  Davon  handelt  namentlich  das  angeführte  Werk  von  Schbnck. 

^'  In  Baiern  ist  das  unbrauchbare  Gesetz  von  1861  jetzt  ersetzt  durch  Flur- 
bcreinigungsgesetz  vom  29.  Mai  1886. 
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teiligten  statt  des  in  Streulage  befindlichen  Parzellenbesitzes  einen  möglichst 
abgerundeten  Besitz  zu  verschaffen.  Das  Verfahren  führt  vielfach  zu- 
gleich zu  einer  Aufteilung  der  Gemeindeweiden ,  während  die  Gemeinde- 
wälder in  der  Regel  ungeteilt  erhalten  bleiben. 

Weitere  Aufgaben  der  Landeskulturgesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
waren  die  Beseitigung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ^', 
die  Aufhebung,  Ablösung  oder  Beschränkung  kulturschädlicher  Servituten 
(namentlich  der  Weidegerechtigkeiten),  Ablösung  der  Zehnten  und  sonstigen 
kirchlichen  Reallasten,  die  Waldschutzgesetzgebung,  das  Wasserrecht, 
insbesondere  die  Verhältnisse  der  Deich-,  Bewässerungs-  und  Entwässe- 
rungsgenossenschaften u.  dgl.  m. 

Die  früheren  Beschränkungen  des  Eigentumserwerbes  für  gewisse 
Klassen,  wonach  Nichtadeliche  in  der  Regel  keine  Rittergüter,  Adeliche 
keine  Bauerngüter  erwerben  durften,  wurden  schon  im  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts allgemein  aufgehoben.  Ebenso  wurden  die  aus  früherer  Zeit 
überlieferten  partikularrechtlichen  Beschränkungen  der  Teilbarkeit  der 
Grundstücke  größtenteils  beseitigt.  Dagegen  hat  sich  die  nur  dem  frän- 
kischen Recht  völlig  unbekannt  gebliebene  ungeteilte  Vererbung  der  Bauern- 
güter (das  Anerbeurecht)  meistens  nach  den  Grundsätzen  des  Minorates, 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  erhalten  ^^.  Die  neueren  Höfe- 
rechte oder  Landgüterordnungen  suchen  diese  Richtung  zu  befördern.  Auf 
dem  Gebiete  des  Großgrundbesitzes  wurde,  im  Anschluß  an  die  Ganerb- 
schaften des  Mittelalters,  die  ungeteilte  Vererbung  durch  das  Listitut  der 
Familienfideikommisse  aufrechterhalten^  das  sich,  obwohl  durch  das  fran- 
zösische Recht  und  die  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und  1849  bekämpft, 
durchaus  als  lebensfähig  und  für  die  Erhaltung  einer  gesunden  Aristo- 
kratie unentbehrlich  erwiesen  hat.  Ebenso  erscheint  die  durch  die  neuere 
Gesetzgebung  zum  Teil  verbotene  Erbpacht  als  ein  für  gewisse  Verhältnisse 
unentbehrliches  Institut,  das  seiner  allgemeinen  gesetzlichen  Anerkennung, 
sei  es  in  der  alten  Form  oder  in  der  des  Rentengutes,  demnächst  ent- 
gegensieht. 

§  69.  Die  Stände  und  die  Konfessionen.  Der  erste  unter  den 
Ständen^  war  der  hohe  Adel,  der  sich  in  alter  Weise  aus  den  Fürsten 
und  Herren  zusammensetzte.  Die  letzteren  hatten  jetzt  größtenteils  den 
Grafentitel  angenommen^,  während  dieser  aus  dem  Kreise  der  Fürsten 
verschwunden  war.     Man  sprach  deshalb  auch  von  Reichsfürsten   und 


^'  Auf  dem  linken  Rheinufer  schon  durch  die  französische  Gesetzgebung,  im 
übrigen  größtenteils  erst  seit  1848. 

'^  Vgl.  y.  MiASKOWsKi,  Das   Erbrecht   und   die  Grandeigentnmsverteilung   im 
Deutschen  Reiche,  I.  II.  1882—84  (Schriften  des  Vereins  Mr  Sozialpolitik  XX.  XXV.). 
1  Vgl.  EiOHHOBM,  §§  544,  545.  568.     Walteb,  DRG.  $^  459-465.     Göhrum, 
Geschicfitliche  Darstellung  der  I^ehre  von  der  Ebenbürtigkeit,  U.  1846. 

'  Über  einzelne  Herrengeschlechter,  die  den  freiherrlichen  Titel  beibehielten,  vgl. 
Waltbb,  a.  a.  0.  11.  98. 
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Reichsgrafen.  Unter  den  ersteren  kam  der  Titel  „Fürst",  der  früher  nur 
allgemeine  Standesbezeichnung  gewesen  war,  jetzt  aach  als  besonderer 
Titel  neben  den  älteren  Fürstentiteln  in  Gebrauch.  Das  entscheidende 
Kriterium  für  die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  war  die  Beichsstandschaft 
(§  73).  Dieselbe  kam  im  allgemeinen  nur  landesherrlichen  Hausem,  die 
sich  im  Besitze  der  Landeshoheit  über  ein  Territorium  befanden,  zu. 
Wer  nur  eine  Grundherrschaft  unter  fremder  Landeshoheit  besaß,  konnte 
nicht  zum  hohen  Adel  gehören,  doch  gab  es  von  alters  her  gewisse  Aus- 
nahmen für  solche  Herrengeschlechter,  die  sich  (wie  die  Grafen  von  Stol- 
berg) ungeachtet  des  Verlustes  ihrer  reichsunmittelbaren  Stellung  im  Be- 
sitze der  Beichsstandschaft  erhalten  hatten.  Die  Erhebung  in  den  hohen  Adel 
stand  zwar  dem  Kaiser  zu,  aber  seit  1654  nur  wenn  der  davon  Betroffene 
ein  reichsunmittelbares  Territorium  besaß  oder  mit  einem  solchen  beliehen 
wurde;  seit  der  Verbindung  der  Beichsstandschaft  mit  bestimmten  Terri- 
torien bedurfte  es  eines  solchen,  der  Besitz  einer  nicht  mit  Beichsstand- 
schaft verbundenen  reichsunmittelbaren  Herrschaft  war  nicht  mehr  genügend. 
Ohne  den  Besitz  des  erforderlichen  Territoriums,  der  dem  Beichstage  nach- 
gewiesen werden  mußte,  vermochte  der  kaiserliche  Akt  nicht  die  Eigen- 
schaften, sondern  nur  die  Titel  des  hohen  Adels  zu  übertragen'.  Die 
Auflösung  des  Beiches  und  die  Mediatisierung  zahlreicher  Beichsfürsten 
und  Grafen  hat  den  Begriff  des  hohen  Adels  nicht  beeinflußt.  Den  me- 
diatisierten  Standesherren  wurde  die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  und 
die  Ebenbürtigkeit  mit  den  regierenden  Häusern  ausdrücklich  gewähr- 
leistet* Seitdem  besteht  der  hohe  Adel  aus  den  regierenden  und  den 
mediatisierten  standesherrlichen  Häusern  ^.  Eine  Erhebung  in  den  hohen 
Adel  ist  seit  der  Auflösung  des  Beiches  ausgeschlossen*.  Die  Titel  des 
hohen  Adels  kann  nunmehr  jeder  Landesherr  verleihen. 

Die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  setzte  die  Abstanmiung  aus  einer 
ebenbürtigen  Ehe  voraus.  Eine  solche  bestand  im  allgemeinen  nur  zwischen 
Personen  des  hohen  Adels,  doch  machte  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert 
vielfach  die  Ansicht  geltend,  daß  Männer  des  hohen  Adels  mit  Frauen 
aus  dem  niederen  Adel  eine  ebenbürtige  Ehe  eingehen  könnten.  Durch- 
gedrungen ist  diese  Auffassung  nur  bei  den  gräflichen  Häusern,  doch 
hat  sich  auch  in  einzelnen  Fürstenhäusern  eine  entsprechende  Observanz 
ausgebildet^,  während  sich  die  meisten  fürstlichen  Hausgesetze  um  so  ent- 
schiedener dagegen  verwahrt  haben. 

Innerhalb  des  niederen  Adels  vollzog  sich  durch  die  Ausbildung  der 


9  Vgl.  Augsb.  RA.  voD  1548,  §  66  (N.  Samml.  n.  539).  Seit  dem  JRA.  tod 
L654  §  197  (ebd.  HI.  678)  und  der  Wahlkapitulation  von  1637  bedurfte  es  aasdrück- 
licher  Zustimmung  des  Reichstages. 

*  Vgl.  DBA.  von  1815,  Art.  14. 

"  Das  fürstliche  Haus  Hohenzollern  gilt  auf  Grund  besonderer  Abmachung  als 
Zweig  des  preußischen  Königshauses,  zahlt  also  zu  den  regierenden  Häusern. 

^  Sie  wäre  nur  möglich  im  Wege  allgemeiner  hausgesetzlicher  Rezeption. 

'  So  in  dem  schleswig-holsteinischen  Herzogshause. 
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Beichsritterschaft  die  Scheidung  in  den  Reichs-  und  Landesadel.  Die  Mit- 
glieder des  ersteren  (§  81)  übten  landesherrliche  Gewalt  auf  ihren  Be- 
sitzungen aus  und  hatten  als  Reichsunmittelbare  den  persönlichen  Ge- 
richtsstand vor  den  höchsten  Reichsgerichten.  Sie  besaßen  das  Recht  der 
Hausgesetzgebung,  die  jedoch  kaiserlicher  Bestätigung  bedurfte.  Als  Kor- 
poration wurden  sie  unnüttelbar  zu  gewissen  Reichslasten  herangezogen  und 
hatten  den  Anspruch  auf  direkte  Mitteilung  aDer  Reichsgesetze.  Da  sie 
aber  keine  Reichsstandschaft  besaßen,  so  zählten  sie  nur  zu  dem  niederen 
Adel,  obwohl  sie  sich  zum  Teil  durch  das  Verlangen  einer  bestimmten 
reichsritterlichen  Ahnenzahl  bei  Kanonikaten,  Turnieren  und  Stammgütern 
von  dem  Landesadel  abzuschließen  suchten.  Nach  ihrer  Mediatisierung 
haben  die  reichsritterschaftlichen  Familien  gleichwohl  ein  beschränktes 
Recht  der  Autonomie  behalten®. 

Durch  die  Umgestaltung  der  Heeresverfassung  und  die  Einführung 
des  Briefadels  hatte  der  niedere  Adel,  zu  dem  jetzt  auch  der  Stadtadel 
gerechnet  wurde,  seinen  Charakter  als  Berufsstand  ganz  verloren  und  war 
zu  einem  privilegierten  Geburtsstande  geworden,  wenn  er  auch  zum  Teil, 
namentlich  in  Süd-  und  Westdeutschland,  die  ritterliche  Lebensweise  noch 
bis  zum  17.  Jahrhundert  fortsetzte.  ■  Unter  den  berittenen  Söldnern,  den 
sogenannten  Reisigen,  befanden  sich  viele  vom  Adel.  In  Preußen  galt  der 
Offizierdienst  im  Heere  als  eine  gesetzliche  Pflicht  des  Landesadels.  Der 
personliche  Adel  der  Doctores  iuris  kam  allmählich  außer  Übung,  aus  ihm 
entwickelte  sich  aber  vielfach  die  Gleichstellung  des  höheren  Beamten- 
standes mit  dem  Adel.  Beiden  wurde  der  eximierte  Gerichtsstand  und 
zum  Teil  auch  die  Siegelmäßigkeit,  d.  h.  die  Gleichstellung  des  Privat- 
siegels mit  den  öffentlichen  Siegeln,  zugestanden.  Mit  dem  eximierten 
Gerichtsstande  hing  die  Exemtion  von  den  bloß  lokalen  Statutarrechten  in 
Ansehung  des  Familien-  und  Erbrechts  zusammen ;  die  Eximierten  lebten 
in  dieser  Beziehung  ausschließlich  nach  Provinzial-  oder  Landesrecht.  Das 
Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  war  ursprünglich  ein  kaiserliches  Reservat- 
recht. In  den  späteren  Jahrhunderten  wurde  es  auch  von  den  Fürsten, 
zumal  solchen,  die,  wie  der  König  von  Preußen,  zugleich  Gebiete  außer- 
halb des  Reiches  besaßen,  ausgeübt®*.  Durch  Strafurteil  konnte  der  Ver- 
lust des  Adels  ausgesprochen  werden.  Zu  den  Vorrechten  des  Adels 
gehörte  das  Recht  auf  sein  Familienwappen  und  die  passive  Lehnsfähig- 
keit. Aus  der  letzteren  entsprang  der  Satz,  daß  Rittergüter  ohne  be- 
sondere landesherrliche  Genehmigung  nur  von  Adelichen  erworben  werden 
durften;  die  Freigebung  für  die  übrigen  Stände  ist  erst  durch  die  Landes- 
kulturgesetzgebung des  19.  Jahrhunderts  erfolgt.  Ein  anderes,  in  manchen 
Partikularrechten  hervortretendes  Vorrecht  des  Adels  bezog  sich  auf  die 


•  Vgl.  DBA.  Art.  14. 

»•  Vgl.  preuß.  ALR.  11.  Tit.  9,  §§  9-13,  Aoh.  §  118.  Mehrfach  kam  es  vor, 
daß  der  Kaiser  einzelne  Keichsstände  zu  Hofpfalzgrafen  mit  der  großen  Comitive 
ernannte,  wodurch  sie  das  Kecht  zur  Erteilung  von  Standeserhöhungen  erwarben. 
Vgl.  PüTTBE,  Histor.  Enfcwickelung  DI.  263. 
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Fähigkeit  zu  Familienfideikommissen.  Auch  wo  dies  Vorrecht  nicht  an- 
erkannt war,  verlangten  die  Stiftungsbriefe  nicht  selten  eine  bestimmt-ü 
Ahnenzahl.  Auch  bei  Kanonikaten  und  Turnieren  wurde  vielfach  eine 
gewisse  Ahnenzahl  verlangt,  so  daß  sich  der  Begriff  des  stifts-  oder  turnier- 
mäßigen Adels  von  acht  oder  gar  sechzehn  Ahnen  bildete.  Abgesehen 
von  derartigen  Beschränkungen  wurden  Ehen  zwischen  Adelichen  und 
Nichtadelichen  freien  Standes  aUgemein  als  ebenbürtige  Ehen  behandelt  •, 
erst  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  machte  sich  in  Doktrin  und  Praxis 
eine  Richtung  geltend,  welche  Ehen  eines  adelichen  Mannes  mit  einer 
„vilis  et  turpis  persona*'  als  ungebührlich  bezeichnete  und  der  Ehefrau 
wie  den  aus  einer  solchen  Ehe  entsprossenen  Kindern  die  besonderen 
Standesvorrechte  des  Vaters  versagte^®.  Diese  Auffassung  fand  hier  und 
da  auch  Eingang  in  die  Gesetzgebung,  namentlich  in  ein  preußisches 
Edikt  V.  J.  1739  und  von  da  in  das  ALE.,  nach  welchem  ein  Mann  von 
Adel  mit  Frauen  aus  dem  Bauern-  oder  geringeren  Bürgerstande  ohne 
einen  auf  Bewilligung  seiner  drei  nächsten  Verwandten  erteilten  gericht- 
lichen Dispens  keine  Ehe  zur  rechten  Hand  eingehen  konnte  ^\  eine  Be- 
stimmung, die  erst  durch  Gesetz  vom  22.  Februar  1865  aufgehoben  wurde*-. 

Abgesehen  von  der  hier  hervortretenden  Unterscheidung  zwischen 
höherem  und  niederem  Bürgerstande  hatte  der  letztere,  der  die  gesamte 
freie  Einwohnerschaft  der  Städte  umfaßte,  nichts  Eigentümliches. 

Der  Zustand  der  bäuerlichen  Bevölkerung  hatte  sich  seit  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  ungemein  verschlechtert.  Von  den  nur  in 
einzelnen  Gegenden  in  größerer  Zahl  erhaltenen  Freibauern  abgesehen, 
die  ebendarum  nicht  mehr  zu  den  Bauern  gerechnet,  sondern  als  kleine 
Gutsbesitzer  betrachtet  wurden**,  war  der  gesamte  Bauernstand  aus  der 
freieren  Lage,  die  er  im  13.  Jahrhundert  eingenonunen  hatte,  wieder  in 
die  Hörigkeit  (Erbunterthänigkeit ,  Leibeigenschaft)  zurückversunken**. 
Auch  im  nordöstlichen  Deutschland,  wo  bisher  fast  allgemein  Freiheit 
der  Person  bestanden  hatte  (S.  442),  gerieten  die  Bauern  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert allgemein  in  zum  Teil  sehr  strenge  Hörigkeit**.  Der  Grund  lag 
teils  in  der  verkehrten  Auffassung  der  deutschrechtlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse durch  die  Romanisten,  teils  in  der  natürlichen  Reaktion  nach 
den  Bauernkriegen,  teils  in  dem  Bedürfnis  der  zur  Eigenwirtschaft  über- 
gegangenen Großgrundbesitzer,  sich  mit  allen  erlaubten  wie  unerlaubten 
Mitteln  der  für  ihre  Wirtschaften   erforderlichen  Arbeitskräfte  zu  ver- 


•  Vgl.  GöURüM,  a.  a.  0.  II.  174  ff.  »•  Vgl.  ebd.  198  ff. 

«»  ALR.  n.  Tit.  1,  §§  soff. 

"  Die  Bestimmung  war  schon  durch  die  preußische  VerfaBsangBarknnde  auf- 
gehoben, was  aber  die  Praxis  des  preufi.  Obertribunals  verneinte. 

»»  Vgl.  S.  738. 

"  Vgl.  S.  443  f.  Der  dritte  der  12  Artikel  der  Bauern  protestierte  gegen  die  Auf- 
fassung aller  Bauern  als  Eigenleute. 

*'  Vgl.  die  §  68  N.  15  angefahrte  Litteratur.  Goth£1k,  Die  UufverfasBUDg  aal 
dem  Scbwarzwalde,  Zeitscbr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF,  I.  257  ff. 
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sichern,  was  nach  den  Yerheeningen  des  80  jährigen  Krieges  zur  Lebens- 
frage für  den  gesamten  Großgrundbesitz  geworden  war  und  darum  auch, 
trotz  der  Gewaltsamkeit  der  angewandten  Mittel,  keinem  Widerstände  auf 
Seiten  der  Staatsregierungen  begegnete.  In  den  an  Polen  grenzenden 
Gebieten  machte  sich  außerdem  der  Einfluß  der  polnischen  Gesetzgebung 
geltend,  die  im  16.  Jahrhundert  die  Leibeigenschaft  m  schroffsten  Sinne 
eingeführt  hatte.  In  den  durch  die  Teilung  Polens  an  Preußen  ge- 
kommenen Gebieten  wurde  diese  Leibeigenschaft  durch  Friedrich  den 
Großen  aufgehoben  und  dafür  die  mildere  deutsche  Hörigkeit  eingeführt^*. 

Die  Hörigen  besaßen  keine  Freizügigkeit-  Sie  bildeten  ein  Zubehör 
des  Hofes,  den  sie  nicht  einseitig  verlassen,  von  dem  sie  aber  auch  nicht 
verjagt  und  ohne  den  sie  nicht  veräußert  werden  durften.  Wenn  sie 
ohne  Erlaubnis  des  Herrn  vom  Hofe  abgezogen  waren,  so  konnte  dieser 
sie  vindizieren.  Den  vom  Herrn  ihnen  verliehenen  Hof  durften  sie  nicht 
ohne  seine  Zustimmung  aufgeben,  einen  ihnen  vom  Herrn  unter  den 
herkömmlichen  Bedingungen  angebotenen  Hof  konnten  diejenigen,  die 
noch  keinen  besaßen,  nicht  ablehnen.  Die  Hörigkeit  pflanzte  sich  in  der 
Regel  durch  die  Mutter  fort,  sie  entstand  außerdem  durch  Annahme 
eines  eigenbehörigen  Gutes,  durch  Einheiratung  auf  ein  solches,  endlich 
durch  Verjährung.  Die  Kinder  einer  hörigen  Mutter  waren  verpflichtet, 
eine  gewisse  Zeit  gegen  bloße  Gewährung  des  Unterhaltes  dem  Herrn  als 
Gesinde  zu  dienen.  Die  Zeit  war  verschieden  bemessen,  ein  halbes  Jahr, 
drei,  selbst  neun  Jahre  kamen  vor.  Von  dem  Nachlaß  der  Hörigen  war 
entweder  ein  Sterbfall  (gewöhnlich  die  Hälfte  des  Mobiliamachlasses)  oder 
nur  das  Besthaupt  zu  entrichten.  Bei  jedem  Besitzwechsel  war  eine  Be- 
sitzveränderungsgebühr (Ehrschatz,  Weinkauf,  Handlohn,  Lehn  wäre,  Ge- 
winngeld, laudemium)  zu  entrichten.  Im  übrigen  waren  die  Hörigen 
Herren  ihres  Vermögens  und  konnten  in  der  Regel  unter  Lebenden  und, 
wo  kein  Sterbfall  galt,  auch  von  Todes  wegen  dariiber  verfügen.  Die  Ge- 
schwister des  Anerben  hatten  vielfach  das  Recht,  sich  frei  zu  kaufen. 
Zur  Verheiratung  bedurften  die  Hörigen  in  manchen  Gegenden  der  Ge- 
nehmigung des  Herrn,  in  anderen  nicht.  Der  letztere  war  verpflichtet, 
in  Erkrankungsfällen  die  Kurkosten  zu  tragen  und  bei  Hochzeiten,  Kind- 
taufen und  Beerdigungen  die  nötigen  Fuhren  zu  leisten.  Ihm  lag  auch 
die  Armenpflege  ob. 

Die  Aufhebung  der  Hörigkeit  der  preußischen  Domänenbauem  wurde 
schon  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  angebahnt,  unter  Friedrich  dem  Großen 
vollzogen.  Für  den  ganzen  Staat  erfolgte  die  Befreiung  des  Bauernstandes 
durch  Edikt  vom  9.  Oktober  1807.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
waren  Baden,  HohenzoUem-Hechiiigen  und  Isenburg  in  der  gleichen  Rich- 
tung vorgegangen,  in  Schleswig-Holstein  erfolgte  die  Befreiung  von  1797 
bis  1805.  Nachdem  die  französische  Revolutionsgesetzgebung  auch  auf 
diesem  Gebiete  in  heilsamer  Weise  vorangegangen  war,  folgten  Westfalen 


>•  Vgl.  ALR.  IL  Tit.  7,  §  148.    v.  Bbünnbck.  Zeitachr.  f.  RG.  XXIU.  24  ff. 
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1807,  Baieni  1808,  Oldenburg  1811,  Würtemberg  1817,  Baden  (soweit 
die  Aufhebung  nicht  schon  1783  erfolgt  war),  Großherzogtum  Hessen  und- 
Mecklenburg  1820,  das  letztere  aber  nur  in  der  Weise,  daß  den  Bauern 
zwar  das  Recht  des  Abzuges,  aber  nicht  das  notwendige  Korrelat  desselben, 
das  Recht,  sich  beliebig  im  Lande  niederzulassen,  gewährt  wurde,  ein 
Mangel,  der  erst  durch  den  Eintritt  Mecklenburgs  in  den  Norddeutschen 
Bund  beseitigt  wurde.  Erst  unt^r  dem  Einflüsse  der  französischen  Juli- 
revolution erfolgte  die  Bauernbefreiung  in  Hannover  und  Kurhessen  (1831), 
Sachsen  (1832),  wo  aber  thatsächlich  die  meisten  Bauern  schon  lange  vor- 
her die  Freiheit  erlangt  hatten,  und  HohenzoUern-Sigmaringen  (1833). 
In  Österreich,  wo  die  humanen  Bestrebungen  Josephs  H.  erfolglos  ge- 
wesen waren,  wurden  die  letzten  Reste  der  Erbunterthänigkeit  erst  1848 
beseitigt. 

lÜt  der  Durchführung  der  Bauernbefreiung  war  ein  Jahrhunderte 
altes  Unrecht,  ein  Schandfleck  der  deutschen  Geschichte,  gesühnt  Die 
Befreiung  erfolgte  durchweg  ohne  Entschädigung  der  Herren,  dag^en 
wurden  die  Leistungen,  zu  denen  die  Bauern  verpflichtet  gewesen  waren, 
auf  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  übertragen,  so  daß  sie  erst  mit 
diesem  zur  Ablösung  gelangten.  Der  durchschnittliche  Geldwert  der  den 
Gutsherrschaften  obliegenden  Gegenleistungen  wurde  bei  der  Feststellung 
der  Entschädigung  in  Abzug  gebracht. 

Der  ausschließlich  katholische  Charakter  des  Reiches  wurde  durch 
den  Religionsfrieden  von  1555  zu  Gunsten  der  augsburgischen  Konfession 
im  Sinne  der  Parität  abgeändert*^.  Die  volle  Parität  wurde  aber  nur  in 
den  freien  Reichsstädten  durchgeführt,  während  sie  im  übrigen  nur  den 
Reichsständen  und  der  Reichsritterschaft,  aber  nicht  den  Unterthanen  zu 
gute  kam.  Die  Landesherren  erhielten  das  Recht  des  Religionsbannes 
(ins  reformandi),  kraft  dessen  sie  für  ihr  Gebiet  nach  ihrem  Ermessen 
beide  Konfessionen  oder  nur  eine  derselben  zulassen  konnten;  den  An- 
hängern der  verbotenen  Konfession  mußte  freier  Abzug  mit  ihrem  Ver- 
mögen gestattet  werden.  Der  westfälische  Friede  dehnte  die  Parität  auch 
auf  die  Reformierten  als  augsburgische  Konfessionsverwandte  aus  und  be- 
schränkte die  feniere  Ausübung  des  Religionsbannes  durch  die  Festsetzung 
des  Jahres  1624  als  Normaljahr,  so  daß  alle,  die  während  dieses  Jahres 
das  Recht  der  öffentlichen  oder  privaten  Ausübung  ihrer  Religion  (publi- 
cum seu  privatum  suae  religionis  exercitium)  durch  ausdrückliches  Zu- 
geständnis oder  „longus  usus"  besessen  hatten,  dabei  erhalten  bleiben 
sollten,  während  gegenüber  den  durch  das  Normaljahr  nicht  G^eschützten 
die  Landesherren  zwischen  Duldung  und  Ausweisung,  unbeschadet  des 
Vermögens  der  Ausgewiesenen,  wählen  konnten*^.  Die  Reichsstädte  wurden 
durch  den  westfälischen  Frieden  (Art  V.  §  29)  hinsichtlich  des  Religions- 
bannes den  übrigen  Reichsständen  und  der  Reichsritterschaft  gleichgestellt. 


"  Angab.  Rel.  Fr.  §§  15—17,  20.  24,  26,  27  (N.  Samml.  III.  17  ff.). 

"  JPO.  Art.  V.  §§  1,  28,  30-37,  48,  Art.  VII.  §  1  (ebd.  HL  581,  584  ff.,  589). 
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In  betreff  der  Besetzung  des  Reichskammergerichts  und  der  höchsten  Be- 
fehlshaberstellen im  Heere  wurde  die  Parität  in  kleinlichster  Weise  durch- 
geführt. Bei  Abstimmungen  des  Reichstages  über  Angelegenheiten,  welche 
konfessionelle  Fragen  berührten,  wurde  itio  in  partes  zugelassen. 

Die  deutsche  Bundesakte  von  1815  erklärte  den  Genuß  der  „bürger- 
lichen und  politischen  Rechte"  für  unabhängig  von  der  „Verschiedenheit 
der  christlichen  Religionsparteien"  *•.  Damit  war  das  Recht  des  Reli- 
gionsbannes aufgehoben,  dagegen  blieb  es  der  Landesgesetzgebung  über- 
lassen, inwiefern  den  Andersgläubigen  auch  die  öffentliche  Religionsübung 
zu  gestatten  sei.  Auch  die  rechtliche  Stellung  der  Dissidenten,  auf  die 
sich  die  DBA.  nicht  bezog,  wurde  der  Landesgesetzgebung  anheimgestellt. 

In  Ansehung  der  Juden  hielt  noch  die  Reichspolizeiordnung  von 
1577  (Tit.  20,  §  1)  daran  fest,  daß  nur  diejenigen,  denen  das  Reich  das 
Regal  übertragen  habe,  Juden  aufnehmen  dürften.  Das  Wucherprivileg 
der  Juden  wurde  an  den  reichsgesetzlichen  Maximalsatz  von  57o  ge- 
bunden*®; das  Judenprivileg,  kraft  dessen  sie  in  gutem  Glauben  erworbene 
Sachen  nur  gegen  Ersatz  herauszugeben  brauchten,  wurde  aufgehoben '^ 
Den  Reichsständen  blieb  vorbehalten,  andere  Bestimmungen  über  die  Juden 
zu  treffen**.  In  Preußen  wurden  die  Juden  1787  vom  Leibzoll  befreit, 
und  durch  Gesetz  vom  11.  März  1812  erlangten  sie  die  bürgerliche  Gleich- 
stellung mit  den  Christen.  Die  DBA.  Art.  16  beschränkte  sich  darauf, 
die  den  Juden  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  eingeräumten  Rechte  zu 
gewährleisten. 

Durch  die  Landesgesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  und,  wo  diese 
es  noch  hatte  fehlen  lassen,  durch  die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen 
Bundes  wurde  die  volle  Gewissensfreiheit  für  alle  die  bürgerlichen  Pflichten 
nicht  beeinträchtigenden  Religionsbekenntnisse  durchgeführt. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  Reiches  und  seiner  Teile. 
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vgl.  GoLDscHLAe,  Beiträge  znr  polit.  u.  publizist.  Thätigkeit  Hermann  Oonrings,  Gott. 
Inaug.-Diss.  1884,  S.  13,  73  f.).    Sbverinus  de  Monzambano  (Sah.  Pdfendobf),  De 


"  DBA.  16. 

•0  Vgl.  RPO.  von  1577,  Tit.  20,  §  6. 

"  RPO.  von  1577,  Tit.  20,  §  2.        "  RPO.  von  1577,  Tit.  20,  S  7. 
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statu  imperii  Germauicif  1667  (deutsche  Übersetzung  von  Bbbsslaü»  1870;  vgl. 
Droysen,  Zur  Kritik  Pufendorfs,  i.  d.  Berichten  der  sachs.  Gesellschaft  d.  Wiss.  1864; 
Franklin,  Das  deutsche  Reich  nach  Monzambano,  1872;  Jastrow,  Pufendorfs  Lehre 
von  der  Monstrosität  der  Reichs  Verfassung,  1882).  J.  S.  POttbr,  Qeist  des  westfikl. 
Friedens,  1795.  Hbld,  Staat  und  Gesellschaft,  II.  1864;  System  des  Verfassnngs- 
rechts  der  monarchischen  Staaten  Deutschlands,  I.  1856. 

§  70.  -Der  Kaiser.  Karl  V.  war  der  letzte  deutsche  König,  der 
sich  in  Rom  zum  Kaiser  krönen  ließ.  Seit  Ferdinand  I.  führte  der 
deutsche  König  als  solcher  den  Titel  „erwählter  römischer  Kaiser"  (electus 
Romanorum  imperat.or  semper  augustus,  Germaniae  rex),  wozu  dann  noch 
der  von  der  Hausmacht  entlehnte  weitere  Titel  hinzutrat  ^  Die  Wahl  er- 
folgte^ abgesehen  von  den  Veränderungen  im  Kurfürstenkollegium,  bis  zur 
Auflösung  des  Reiches  nach  den  Vorschriften  der  Goldenen  Bulle.  Die 
Kurfürsten  nahmen  an  der  Wahl  vielfach  nur  noch  durch  Gesandte  teil. 
Auch  die  Krönung  wurde  seit  Ferdinand  I.  regelmäßig  zu  Frankfurt  voll- 
zogen. Die  früheren  Beziehungen  des  Papstes  zu  den  Wahlvorgangeu 
waren  seit  dem  Wegfall  der  römischen  Krönung  von  selbst  beseitigt 
Die  Wähler  hielt-en  seit  Albrecht  IL  ohne  Unterbrechung  an  dem  habs- 
burgischen  Hause  bis  zu  dessen  Aussterben  mit  Karl  VI.  (1740)  fest, 
auch  Karl  VII.  (1742 — 45)  verdankte  die  Wahl  nicht  seiner  Stellung  als 
Kurfürst  von  Baiern,  sondern  als  habsburgischer  Regredienterbe.  Nach 
seinem  Tode  fiel  die  Wahl  auf  den  Herzog  von  Lothringen,  Franz  1. 
(1745 — 65),  als  Gemahl  der  habsburgischen  Erbtochter  Maria  Theresia. 
An  dem  lothringisch-habsburgischen  Hause  (Joseph  IL  1 765 — 90,  Leopold  IL 
1790—92,  Franz  IL  1792—1806)  wurde  dann  bis  zur  Auflösung  des 
Reiches  festgehalten.  Als  Termin  der  Regierungsmündigkeit  wurde  seit 
der  Wahl  Josephs  L  statt  des  früher  festgehaltenen  ribuarischen  Termins 
von  15  Jahren  das  vollendete  18.  Lebensjahr  angesehen*.  Für  eine 
Thätigkeit  der  Reichsvikarien  war,  abgesehen  von  dem  Interregnum  vom 
20.  Oktober  1740  bis  24.  Januar  1742,  nur  selten  Gelegenheit,  da  die 
Kaiser  fast  regelmäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Wahl  und  Krönung 
des  Sohnes  zum  „Römischen  König"  durchzusetzen  wußten',  unmündige 
Kaiser  aber  in  dieser  Periode  nicht  vorkamen.  Auch  die  seit  der  Wahl- 
kapitulation von  1711  vorgesehene  Vertretung  in  sonstigen  Verhinderungs- 
lallen  ist  nicht  praktisch  geworden*.  Das  pfabsische  Vikariatsrecht  war 
seit  dem  westfälischen  Frieden  zwischen  Pfalz  und  Baiem  streitig,  bis  im 
Jahre  1752  durch  Vergleich  die  abwechselnde  Ausübung  festgestellt  wurde'. 

Die   Recht«    des  Kaisers    waren   durch  die  neuere  Verfassungsent- 

^  Vgl.  Rundschreiben  Maximilians  I.  an  die  Reichsstände,  vom  8.  Februar  1508 
(Gbrstlachbr,  in.  879  f.). 

*  Vgl.  S.  467.    Kraut,  Vormundschaft  III.  117  f. 

'  Über  die  diese  Frage  betreffenden  Verhandlungen  vgl.  Eichhobx,  IV.  806, 
Note  d. 

*  Vgl.  Kraut,  a.  a.  0.  lü.  119,  126,  129  f. 

*  Vgl.  ETOHHORif.  IV.  808,  Anm.  c. 
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Wickelung,  zumal  durch  die  Wahlkapitulationen,  auf  das  äußerste  einge- 
schränkt. Die  letzteren  legten  dem  Kaiser  die  Pflicht  der  Residenz  im  Reiche 
auf;  allen  Reichsständen  und  ihren  Gesandten  sowie  den  Angehörigen  der 
Reichsritterschaft  mußte  er  auf  Ansuchen  Audienz  gewähren;  die  Hof- 
sprache  sollte  entweder  deutsch  oder  lateinisch  sein.  Die  meisten  Rechte 
iihte  der  Kaiser  nur  noch  in  Gemeinschaft  mit  dem  Reichstage  oder  den 
Kurfürsten  aus.  Zu  den  ausschließlich  kaiserlichen  Rechten  gehörte  die 
Vertretung  des  Reiches  nach  außen  (abgesehen  von  Kriegserklärungen 
und  Verträgen),  die  Berufung  des  Reichstages,  solange  derselbe  periodisch 
zusammentrat,  die  Einbringung  von  Initiativanträgen  beim  Reichstage, 
das  Veto  gegen  alle  Reichstagsbeschlüsse,  die  Sanktion  und  Publikation 
der  Reichsgesetze.  Das  persönliche  Recht  des  Kaisers  auf  die  Ausübung 
der  höchsten  Gerichtsbarkeit  wird  bei  der  Darstellung  des  Gerichtswesens 
besprochen  werden.  Bei  dem  Reichskammergericht  hatte  der  Kaiser  ge- 
wisse Stellen  zu  besetzen.  Privilegia  de  non  appellando  gegen  die  Reichs- 
gerichte konnten  nur  von  ihm  erteilt  werden®.  Als  oberster  Lehnsherr 
vollzog  der  Kaiser  die  Verleihung  der  Reichslehen;  die  Wiederverleihung 
heimgefallener  Reichslehen  erforderte  die  Mitwirkung  der  Kurfürsten,  so- 
bald die  Lehen  „etwas  merkliches  ertrugen."  Die  Investitur  der  Reichs- 
pröpste war  Sache  des  Kaisers.  Bei  manchen  Kirchenämtern  hatte  der- 
selbe auch  das  ins  primarum  precum.  Zu  den  Reservatrechten,  die  der 
Kaiser  auch  innerhalb  der  Territorien  ausübte,  gehörte  die  Verleihung 
von  Zoll-,  Stapel-  und  Münzgerechtigkeiten,  die  aber  der  Mitwirkung  des 
Kurfürstenkollegiums  bedurfte,  die  Ernennung  von  Notarien  mit  öffent- 
lichem Glauben  für  das  ganze  Reich  (notarii  publici  imperii),  die  Ver- 
leihung des  ins  doctorandi  an  Universitäten^,  die  Erteilung  von  Titeln 
und  Standeserhöhungen.  In  letzterer  Beziehung  konkurrierte  der  Kaiser 
in  der  letzten  Zeit  des  Reiches  mit  den  Landesregierungen,  nur  daß  die 
von  diesen  erteilten  Standeserhöhungen  sich  auf  den  Kreis  ihrer  TJnter- 
thanen  beschränkten.  Dieselbe  Konkurrenz  zwischen  Kaiser  und  Landes- 
herren bestand  hinsichtlich  des  Begnadigungsrechtes,  der  Gewährung  von 
Legitimationen  und  Großjährigkeitserklärungen  und  der  Erteilung  von 
Stadt-  und  Marktrechten. 

Im  Anfang  unserer  Periode  wurde  noch  häufig  die  kaiserliche  Be- 
stätigung landesherrlicher  Gesetze  nachgesucht®,  weil  dieselbe  den  Vorteil 
hatte,  den  Reichsgerichten  gegenüber  die  Nichtverletzung  reichsgesetz- 
licher Proliibitivbestimmuugen  festzustellen.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  kamen  derartige  Bestätigungen  außer  Übung,  dagegen 
wurde,  solange  das  Reich  bestand,  an  der  Notwendigkeit  der  kaiserlichen 


«  Nach  dem  JRA.  von  1654,  §  116  (N.  Samml.  IV.  661)  sollte  der  Kaiser  neue 
Privilegien  dieser  Art  nur  in  den  dringendsten  Fällen  erteilen. 

'  Vgl.  Kaufmann,  üniversitätsprivilegien  der  Kaiser,  i.  d.  Deutschen  Zeitschr. 
f.  Geschichtswissenschaft  I.  118  ff. 

»  Vgl.  ElOHHOBN,  IV.  292  ff. 
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Bestätigung  für  die  Hausgesetze  der  Reichsstande  und  Reiclisritterscbaft 
festgehalten. 

§  71.  Die  Reichshofbeamten^  Durch  die  Reichsreform  wurden 
ganze  Kategorieen  von  reichsständischen  Beamten,  wie  die  Beamt-en  des 
Reichskammergerichts,  die  Schatzmeister,  die  Reichsgeneräle,  geschaflfen, 
während  es  im  Reiche  funktionierende  königliche  Beamte  kaum  noch  gab. 
Der  persönliche  Charakter  des  früheren  Regimentes  trat  nur  noch  bei  den 
Hofbeamten  hervor. 

Die  Erzämter  wurden  durch  den  westfälischen  Frieden  noch  um  eiü 
Erzschatzmeisteramt  vermehrt,  das  der  Pfalzgraf  für  das  auf  Baiern  über- 
tragene Erztruchseßamt  erhielt,  während  es  nach  der  Vereinigung  Baiems 
und  der  Pfalz  an  den  Kurfürsten  von  Braunschweig-Lüneburg  (Hannover) 
kam.  In  Funktion  traten  die  Erzämter  nur  bei  der  Krönung,  unter  Um- 
standen auch  bei  Reichstagen  oder  sonstigen  außerordentlichen  Gelegen- 
heiten. Sie  waren  im  wesentlichen  bloße  Dignitäten  ohne  eine  reale  Be- 
deutung. Dasselbe  galt  im  allgemeinen  auch  von  den  Reichserbämtem,  nur 
daß  diese  mit  gewissen  Einnahmen  verbunden  waren  ^  Eine  hervorragende 
Bedeutung  hatte  nur  das  Erzkanzleramt  für  Deutschland,  das  durch  den 
RDHSchl.  von  1803  von  Kur-Mainz  auf  das  neugeschaffene  Kur-Regens- 
burg übertragen  wurde.  Im  übrigen  traten  gegenüber  den  Erbbeamten 
die  persönlich  vom  Kaiser  ernannten  Hofbeamten,  namentlich  der  Oberst- 
hofmeister, der  Oberstmarschall  und  der  Generalschatzmeister,  als  besondere 
Vertrauenspersonen  in  den  Vordergrund^.  Als  Beamter  für  die  Erteilung 
kaiserlicher  Gnadenerweisungen,  namentlich  Standeserhöhungen  und  die 
Ernennung  öfiFeutlicher  Notare,  erhielt  sich  der  von  Karl  IV.  eingeführt»^ 
Hofpfalzgraf,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  Kaiser  für  die  einzelnen 
Territorien  besondere  Hofpfalzgrafen  ernannte  oder  den  Landesherren 
diese  Würde  erteilte*. 

Hinsichtlich  der  Hofkanzlei  traten  unter  Friedrich  III.  die  alten  An- 
sprüche  des  Erzkanzlers   auf  die  Ernennung  des  Vizekanzlers  (S.  474) 


*  Vgl.  Adleb,  Organisation  der  Centralverwaltung  unter  Maximilian  T..  t8S6. 
Rosenthal,  Behördenorganisation  Ferdinands  I.,  1887.  Ullmann,  Maximilian,  I.  804  ff. 
G.  Meisb,  i.  d.  Krit.  Vierte^.-Sckr.  f.  BW.  XXIX.  569  if.  Lorenz,  Reichskanzler  und 
Ileichskanzlei  (Drei  Bücher  Geschichte  und  Politik  52  ff.,  aach  i.  d.  PreuB.  Jahr- 
büchern XXIX.  474  ff.). 

^  Das  Erbmarschallamt  hatten  die  Grafen  von  Pappenheim  inne,  das  Erb- 
schenkenamt (bis  1714)  die  Schenken  von  Limburg,  seit  1714  die  Grafen  von  Alt- 
hann,  das  Erbtmchseßamt  die  Grafen  von  Waldbnrg,  das  Erbkämmereramt  die  Fürsten 
von  Hohenzollern,  das  Erbschatzmeisteramt  die  Grafen  von  Sinzendorf.  Ober  die 
Bedeutung  des  Marschall-  und  des  Schenkenamtes  vgl.  Gebstlacheb,  V.  784-812. 

'  In  den  Wahlkapitnlationen  maßten  die  Kaiser  versprechen,  nnr  Männer  von 
guter  Herkunft  (wo  möglich  aus  dem  hohen  Adel)  und  nur  Deutsche  oder  solche 
Ausländer,  die  Lehen  vom  Reiche  hätten,  zu  Hofömtem  zu  berufen. 

*  Vgl.  S.  486.  PÜTTES ,  Histor.  Entwickelung  d.  Staatsverfassung  d.  deutsch. 
Kelches  III.  268.  Soweit  der  Kaiser  einzelne  Reichsstände  zu  Hofpfalzgrafen  mit 
der  großen  K(»mitive  ernannt  hatte,  übten  diese  das  Recht  selbständig  ans. 
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wieder  hervor.  In  den  letzten  Regierungsjahren  Maximilians  I.  und  unter 
Karl  V.  besorgte  die  erbländische  Hofkanzlei  unter  dem  vom  Kaiser  er- 
nannten Hofkanzler,  in  einer  besonderen  für  das  Reich  bestimmten  Ab- 
teilung unter  einem  eigenen  Sekretär,  auch  die  Reichsangelegenheiten*. 
Dagegen  bestand  unter  Friedrich  IIL  und  in  der  ersten  Zeit  Maximilians  I. 
und  dann  wieder  seit  der  Thronbesteigung  Ferdinands  I.  strenge  Trennung 
der  „römischen  Kanzlei"  von  der  erbländischen.  Die  erstere,  gewöhnlich 
„Reichshofkanzlei"  genannt,  stand  unter  dem  vom  Erzkanzler  ernannten 
Vizekanzler,  dem  später  noch  der  Reichsreferendarius  zur  Seite  trat. 
Weitere  Beamte  der  Kanzlei  waren  die  Sekretarien,  der  Registrator,  der 
Taxator,  die  Schreiber  und  Diener.  Später  wurden  sämtliche  Kanzlei- 
beamte vom  Erzkanzler  ernannt,  die  Kaiser  mußten  in  den  Wahlkapitu- 
lationen ausdrücklich  versprechen,  sich  dabei  jedes  Eingriffs  zu  enthalten. 
Alle  Kanzleibeamten  hatten  dem  Kaiser  und  dem  Erzkanzler  Treue  und 
Gehorsam  zu  schwören.  Hire  Besoldung  empfingen  sie  vom  Erzkanzler^ 
der  dafür  ein  Bauschquantum  vom  Reiche  erhielt.  Demgemäß  wurden 
auch  die  Kanzleitaxen  von  dem  Erzkanzler  festgesetzt®. 

Die  Reichshofkanzlei  hatte  keinen  festen  Sitz,  sondern  befand  sich 
immer  am  Hofe  des  Kaisers.  Alle  Einlaufe  aus  dem  Reiche,  die  nicht 
ausdrücklich  an  die  Person  des  Kaisers  gerichtet  waren,  gingen  an  die 
Reichshofkanzlei.  Der  Vizekanzler  oder  der  ihn  vertretende  Referendar 
oder  Sekretär  hatte  dem  Kaiser  oder  der  von  diesem  bezeichneten  Stelle 
über  die  Einlaufe  zu  berichten.  Alle  Verfügungen  des  Kaisers  in  Reiohs- 
angelegenheiten  mußten  von  der  Reichshofkanzlei  ausgefertigt,  beglaubigt 
und  besiegelt  werden,  anderenfalls  waren  sie  null  und  nichtig.  Die 
Kanzlei  war  demnach  die  einzige  expedierende  Behörde  und  als  solche 
dafür  verantwortlich,  daß  keine  ungehörigen  Beurkundungen  erfolgten. 
Die  Verantwortlichkeit  bestand  zunächst  nur  dem  Kaiser  gegenüber,  doch 
wird  man  die  Stellung  des  Erzkanzlers  zur  Kanzlei  dahin  auffassen  müssen, 
daß  die  Kanzlei  auch  ihm  und  durch  ihn  den  Reichsständen  für  die 
Wahrung  der  reichsverfassungsmäßigen  Vorschriften  verantwortlich  war. 
Da  zu  der  expedierenden  Thätigkeit  noch  der  mündliche  Vortrag  des 
Vizekanzlers  über  aUe  Einlaufe  hinzukam,  so  war  sein  Amt  ein  höchst  ein- 
flußreiches, aber  eine  leitende  Stellung  und  selbständige  Entscheidung 
kam  ihm  nicht  zu,  und  es  ist  übertrieben,  wenn  man  ihn  geradezu  als 
den  eigentlichen  Reichsminister  bezeichnet  hat^. 

Dagegen  muß  der  1497/98  von  Maximilian  I.  ins  Leben  gerufene 


*  Die  österreichischen  Erblande  standen  zwar  nicht  unter  Karl  V.,  sondern  unter 
seinem  Bruder  Ferdinand,  da  dieser  aber  zum  Statthalter  des  Kelches  ernannt  war 
und  den  Kaiser  meistens  zu  vertreten  hatte,  so  wurden  die  erbländischen  £inrichtun|^en 
durch  ihn  auch  für  das  Reich  von  Bedeutung. 

'  Vgl.  die  Hofkanzleiordnung  Maximilians  II.  von  1570  nebst  den  einschlagenden 
Bestimmungen  der  Wahlkapitulationen  und  anderen  Ergänzungen  bei  Gebstlacbeb, 
V.  732—784. 

'  Vgl.  Rosenthal,  a.  a.  0.  48  f. 
B.  ScHRÖoBB,  Dentocbe  Bcchtsgeschichte.  48 
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„Hofrat"  in  seiner  ersten  Anlage  als  eine  Art  Reichsministerium  betrachtet 
werden.  Derselbe  führte  auch  die  Bezeichnung  „Hofregiment"  und  war 
bestimmt,  „für  alle  Handel,  Sachen  und  Geschäfte,  die  künftig  vom  heil, 
Reiche  deutscher  Nation,  gemeiner  Christenheit  oder  von  unsern  erblichen 
Fürstentümern  und  Landen  herfließen,  ferner  für  Sachen,  welche  den  Hof 
und  dessen  Verwandte  betreffen".  Er  war  die  oberste  Justiz-  und  Regie- 
rungsbehörde für  das  Reich  und  die  kaiserlichen  Erblande,  entzogen  war 
ihm  nur  die  Verwaltung  der  Finanzen,  für  welche  Maximilian  schon  1491 
einen  „Generalschatzmeister"  eingesetzt  hatte,  während  er  1498  auch 
hierfür  eine  koUegialische  Zentralbehörde,  die  „Hofkammer",  bestellte. 
Die  letztere  vereinigte  den  gesamten  Einnahmen-  und  Ausgabendienst; 
sie  bestand  aus  fünf  Statthaltern,  von  denen  einer  als  „Reichsschatz- 
meister" für  die  Reichsfinflnzen  bestimmt  war.  Durch  die  Hofratsordnung 
von  1497,  die  Hofkammerordnung  von  1498  und  die  wahrscheinlich  gleichzei- 
tige Hofkanzleiordnung  suchte  der  Kaiser,  indem  er  die  Beamtenverfassung 
seiner  Erblande  nach  burgundisch-niederländischemMuster  organisierte,  einen 
festen  Rückhalt  für  das  monarchische  Prinzip  gegenüber  den  auf  eine  aristo- 
kratische Republik  hinzielenden  Reformbestrebungen  der  Reichsstände  zu  ge- 
winnen. Durch  die  Einsetzung  des  Reichsregimentes  wurden  die  Pläne  des 
Kaisers  aber  vorerst  durchkreuzt,  Hof  rat  und  Hof  kammer  gelangten  nicht  zu 
der  beabsichtigten  Entwickelung,  und  die  in  dem  Innsbrucker  Landtags- 
abschied von  1518  in  Aussicht  genonmiene  Reorganisation  kam  wegen  des 
bald  darauf  erfolgten  Todes  des  Kaisers  nicht  zur  Ausfuhrung.  Dagegen  nahm 
Ferdinand  die  von  seinem  Großvater  begonnenen  Reformen  mit  Erfolg 
Aneder  auf,  und  durch  seine  Stellung  zum  Reiche  als  Statthalter  seines 
Bruders  kamen  dieselben,  wenigstens  teilweise,  auch  jenem  zu  gute.  Die 
wiederhergestellte  Hofkammer  beschränkte  sich  allerdings  auf  die  erblän- 
dischen  Finanzen,  aber  der  durch  die  Hofratsordnungen  von  1527,  1541 
und  1549  reorganisierte  Hofrat  wurde,  entsprechend  dem  französischen 
couseil  und  dem  continual  Council  Eduards  I.,  mehr  und  mehr  zu  einer 
eigentlichen  Reichsbehörde.  Infolge  des  Passauer  Vertrages  von  1552, 
der  gegenüber  den  spanischen  und  sonstigen  nichtdeutschen  Räten  Karls  V. 
festsetzte,  daß  deutsche  Sachen  nur  mit  deutschen  Räten  behandelt  werden 
dürften®,  wurden  alle  rein  erbländischen  Sachen  von  dem  Hofrate  abge- 
zweigt und  dieser  zu  einem  Reichshofrat  umgestaltet.  Wahrscheinlich  hat 
sich  diese  Umwandlung  nach  der  Thronbesteigung  Ferdinands  I.  (1558) 
vollzogen.  In  der  RHRO.  von  1559  erscheint  zum  erstenmale  der 
Reichsvizekanzler  als  Mitglied,  während  vorher  stets  der  vom  Kaiser  er- 
nannte Hofkanzler  genannt  wird.  Die  Zusammensetzung  und  Mitglieder- 
zahl des  Hofrats  hat  häufig  gewechselt;  die  RHRO.  von  1654  setzte  die 
Zahl  auf  18  fest.  An  der  Spitze  stand  ein  Präsident  (vorher  der  oberste 
Hofmarschall),  der  aber,  wenn  ein  Fürst  Mitglied  war,  diesem  den  Vorsitz 
abtreten  mußte.    Über  die  Einlaufe  hatte  zunächst  der  Vizekanzler  (vorher 


«  Pass.  Vertr.  §  14,  N.  Samml.  XU.  6. 
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der  Hofkanzler)  zu  berichten.  Die  Mitglieder  waren  teils  aus  dem  Reiche, 
teils  aus  den  deutschen  Erblanden,  die  letzteren  überwogen.  Sie  mußten 
t^ils  dem  Adel,  teils  dem  Doktorenstande  angehören.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  mußte  eine  bestimmte  Zahl  der  Hofräte  evangelisch  sein. 

Soweit  der  Hofrat  die  persönlich  an  den  Kaiser  gebrachten  Kechts- 
händel  zu  entscheiden  hatte,  wird  erst  später  (S.  768  f.)  von  ihm  zu  reden 
sein.  Ursprünglich  war  er  außerdem  das  oberste  KegierungskoUegium, 
das  geringere  Sachen  durch  eigene  Mehrheitsbeschlüsse  erledigen  konnte, 
in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten  aber  den  Staatsrat  des  Kaisers  bildete. 
In  dieser  Beziehung  that  ihm  aber  der  Geheime  Rat  mehr  und  mehr 
Abbruch.  Seit  1559  hatte  der  Reichshofrat  außer  seinen  gerichtlichen 
Aufgaben  nur  noch  die  Begutachtung  der  Reichslehnssachen  und  kaiser- 
lichen Privilegien.  Zu  den  ersteren  wurde  auch  die  Bestätigung  der 
Hausgesetze  gerechnet.  Alle  Lehnsemeuerungen  von  Reichslehen  und  die 
Vollmachten  der  zur  Entgegennahme  derselben  erschienenen  Gesandten 
mußten  zuvor  vom  Reichshofrat  begutachtet  werden,  der  dafür,  unabhängig 
von  den  der  Reichshofkanzlei  zufallenden  Kanzleitaxen,  sehr  hohe  Gebühren 
zur  Verteilung  unter  die  Mitglieder  erhob.  Die  Verleihung  der  nicht- 
fürstlichen Reichslehen  geschah  im  Reichshofrate  selbst,  während  die 
Fürstentümer  vom  Throne  aus  verliehen  wurden. 

Einen  engeren  Kreis  von  „geheimen  Räten"  besaßen  schon  Friedrich  III. 
imd  Maximilian  I.  Der  letztere  hatte  sich  in  dem  Innsbrucker  Landtags- 
abschiede von  1518  die  „eigenen  geheimen  großen  Sachen"  ausdrücklich 
zu  besonderer  Behandlung  vorbehalten.  Als  ein  festes  Kollegium  erscheint 
der  „Geheime  Rat"  erst  seit  1527.  Er  nahm  die  Stellung  eines  Staats- 
rates mit  begutachtender  Stimme  ein.  Anfangs  wohl  wesentlich  nur  mit 
auswärtigen  Angelegenheiten  befaßt,  zog  der  Geheime  Rat  mehr  und  mehr 
auch  die  früher  vor  den  Hofrat  gehörigen  Regieruügsangelegenheiten  an 
sich,  bis  dieser  nur  die  Lehnssachen  und  Privilegien  behielt.  Vorsitzender 
war  der  Kaiser  oder  statt  seiner  der  oberste  Hofmeister.  Weitere  Mit- 
glieder waren  der  Vizekanzler,  dem  der  erste  Bericht  über  alle  Einlaufe 
oblag,  der  oberste  Hofmarschall,  der  böhmische  Kanzler,  die  Söhne  des 
Kaisers  und  wen  dieser  aus  persönlichem  Vertrauen  berufen  hatte.  Die 
geheimen  Räte  hatten  unter  allen  Hofbeamten  den  ersten  Rang  vor  den 
Hofräten.  Bis  zur  Hofratsordnung  von  1654  stand  ihnen  das  Recht  zu, 
den  Sitzungen  des  Reichshofrats  beizuwohnen. 

§  72.  Die  Kurfürsten ^  Bis  zum  westfälischen  Frieden  blieb  der 
Bestand  des  KurfürstenkoUegiums  derselbe,  wie  ihn  die  Goldene  Bulle 
von  1356  in  bestimmter  Reihenfolge  festgestellt  hatte:  Mainz,  Trier,  Köln, 
Böhmen,  Pfalz,  Sachsen  und  Brandenburg.  Die  sächsische  Kurwürde 
ging  1552  von  der  (älteren)  ernestinischen  auf  die  albertinische  Linie  über. 
Die    pfalzische  Kuiwürde    samt    dem  Erztruchseßamt   wurde  nach  der 


Vgl.  S.  456  ff.,  470  ff.,  495. 
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Ächtung  des  Pfalzgrafen  Friedrich  V.  seitens  des  Kaisers  an  den  Hei-zog 
von  Baiern  verhehen  (1623),  was  der  westfälische  Friede  (JPO.  Art.  IA^ 
§§  3,  5,  9)  in  der  Weise  bestätigte,  daß  dem  Pfalzgrafen  für  sich  und 
seine  Nachkommen  das  eventuelle  Successionsrecht  in  die  jetzt  bairische 
Kur  im  Wege  der  Gesamtbelehnung  vorbehalten  wurde.  Zugleich  wurde 
für  das  pfalzische  Haus  eine  achte  Kur  mit  dem  neuerrichteten  Erzschatz- 
meisteramte geschaffen.  Eine  neunte  Kur  erhielt  Braunschweig-Lüneburg 
(Hannover)  i.  J.  1708,  während  gleichzeitig  die  Wiedereinführung  des 
seit  Jahrhunderten  vom  Kurfürstenkollegium  fern  gebliebenen  Königreichs 
Böhmen  beschlossen  wurde*.  Die  neunte  Kurstimme  wurde  aber  schon 
1778  wieder  beseitigt,  indem  der  Pfalzgraf  nach  dem  Aussterben  des 
bairischen  Hauses  (1777)  und  der  Vereinigung  Baiems  mit  Kurpfalz 
wieder  die  fünfte  Kurstimme  mit  dem  Erztruchseßamt  übernahm,  während 
die  achte  Stimme  mit  dem  Erzschatzmeisteramt  nunmehr  auf  Braun- 
schweig-Lüneburg übergingt.  Durch  den  KDHSchl.  von  1803  wurden  die 
Kurfürstentümer  Trier  und  Köln  aufgehoben,  an  Stelle  von  Mainz  wurde 
ein  neues  geistliches  Kurfürstentum  Regensburg  mit  der  Erzkanzlerwürde 
errichtet;  außerdem  wurden  vier  neue  weltliche  Kurfürstentümer  (Salz- 
burg, Baden,  Würtemberg,  Hessen-Kassel)  geschaffen. 

Aus  ihrem  Wahlrecht  leiteten  die  Kurfürsten  seit  der  Wahl  Karls  V. 
das  Recht  her,  den  Thronkandidaten  zuvor  eine  von  ihnen  vorgelegte 
Wahlkapitulation  beschwören  zu  lassen,  die  den  Charakter  eines  mit  ihnen 
über  die  Art  der  Regierungsführung  abgeschlossenen  Vertrages  hatte*. 
Die  Verpflichtungen,  die  der  Kaiser  darin  übernehmen  mußte,  bezogen 
sich  teils  auf  das  ganze  Reich,  teils  auf  die  besonderen  Rechte  der  Kur- 
fürsten. Da  diese  sich  hinsichtlich  der  letzteren  durchaus  an  das  Her- 
gebrachte hielten  (Zustimmung  der  Kurfürsten  zu  Bündnissen  und  krie- 
gerischen Unternehmungen,  Erhebung  von  Steuern,  Erteilung  von  Münz- 
und  Zollprivilegien,  Veräußerung  von  Reichsgütern  und  ReichsgeaUen. 
Wiederverleihung  heimgefallener  Lehen,  die  etwas  merkliches  ertrügen, 
Ausschreibung  von  Reichstagen,  Zuziehung  der  Kurfürsten  zur  Beratung 
in  allen  wichtigen  Reichsangelegenheiten,  Berechtigung  der  Kurfürstentage, 
Anerkennung  der  Reichsvikariatsrechte)  und  sich  im  übrigen  darauf  be- 
schränkten, das  Interesse  der  Reichsstände  überhaupt  wahrzunehmen,  so 
wurde  ihnen  die  Feststellung  der  Wahlkapitulation  seitens  der  übrigen 
Reichsstände  nicht  bestritten,  obwohl  dieselbe  allmählich  zu  einem  der 
der  wichtigsten  Reichsgrundgesetze  geworden  war.  Erst  durch  den  west- 
fälischen Frieden,  der  ohnehin  in  den  meisten  bisher  der  kurfürstlichen 
Bewilligung  unterworfenen  Fällen  die  Zustimmung  des  Reichstages  ver- 


«  N.  Samml.  IV.  224  ff. 

*  Vorübergehend,  wegen  der  Achtung  des  Baiern,  hatte  dieselbe  Verschiebung 
schon  von  1708  bis  1714  stattgefunden. 

*  Vgl.  EiCHHOKN,  IV.  11  ff.,  282  f.,  517  f.  Stobbb,  Rechtsquellen  IL  188.  Pütter. 
Histor.  Entwickelung  I.  350  f.  II.  2,  32,  118  f.,  372.  Pfeffinger,  Vitriarius  mu- 
stratus  I.  834  ff. 
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langte,  wurde  der  reichsgesetzliche  Erlaß  einer  ständigen  Wahlkapitulation 
in  Aussicht  genommen*.  Der  infolgedessen  aufgestellte  Entwurf  v.  J. 
1711  erlangte  zwar  keine  Gesetzeskraft,  da  die  Kurfürsten  nicht  darauf 
verzichten  wollten,  in  jedem  einzelnen  Wahlfalle  Zusätze  einzufügen,  hat 
aber  thatsächlich  die  Grundlage  aller  späteren  Wahlkapitulationen  gebildet^. 

§  73.  Die  Reichsstände  und  der  Reichstag^  Die  den  Kur- 
fürsten in  Anknüpfung  an  den  Kurverein  von  1338  schon  in  der  Goldenen 
Bulle  von  Reichs  wegen  zugestandene  und  in  den  Wahlkapitulationen  regel- 
mäßig bestätigte  Befugnis,  nach  eigenem  Ermessen  auch  ohne  Beteiligung 
des  Kaisers  oder  eines  kaiserlichen  Gesandten  Zusammenkünfte  zu  halten 
und  feste  Kurvereine  abzuschließen*,  führte  von  selbst  dahin,  daß  sie  auf 
den  Reichstagen  ein  eigenes  für  sich  verhandelndes  Kollegium  („einen 
sondern  Rat")  bildeten,  was  durch  den  Speierer  Reichsabschied  von  1544, 
§  25,  ausdrücklich  als  altes  Herkommen  bestätigt  wurde'.  Infolge  dessen 
machte  es  sich  seit  der  Rezeption  der  Städte  ganz  von  selbst,  daß  der 
Reichstag  in  drei  Kollegien  zerfiel,  indem  die  den  Reichsfürstenrat  bil- 
denden Fürsten,  Grafen  und  Herren  das  zweite,  die  Städte  das  dritte 
Kollegium  ausmachten. 

Im  Reichsfürstenrate  bestand  ursprünglich  keine  feste  Stimmordnung, 
indem  die  Stimmen  weniger  gezählt  als  gewogen  wurden  ^  Das  Stimm- 
recht der  einzelnen  haftete  nicht  an  den  Territorien,  sondern  trug  einen 
rein  persönlichen  Charakter.  Teilungen  innerhalb  eines  Hauses  vermehrten 
die  Stimmenzahl,  während  die  Stimmen  eingegangener  Linien  oder  ganzer 
Häuser  erloschen  und  nicht  auf  den  Erwerber  des  von  denselben  besessenen 
Landes  übergingen.  Dagegen  ergibt  sich  aus  der  westfälischen  Friedens- 
urkunde  von  1648,  daß  damals  bei  den  Reichstagsbeschlüssen  Stimmen- 
mehrheit entschied,  und  daß  die  Stimmen  von  den  einzelnen  Fürsten  nicht 
als  solchen,  sondern  in  Vertretung  ihrer  stimmberechtigten  Länder  abge- 
geben wurden  ^  Diese  Territorialisierung  der  Stimmen  führte  man  früher 
auf  den  Augsburger  Reichstag  von  1582  zurück,  der  für  alle  späteren 
Reichstage  die  Xonn  abgegeben  habe®.  Es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß 
das  alte  System  des  persönlichen  Stimmrechts  im  Falle  von  Erbteilungen 

*  Vgl.  JPO.  Art.  8,  §  3. 

^  Die  Wahlkapitnlation  des  Kaisers  Franz  I.  von  1745,  N.  Samml.  IV.  Zugabe 
2  ff„  der  Entwurf  von  1711  ebd.  IV.  233  ff.  Die  Wahlkapitulation  Karls  VI.  von 
1711  bei  Pfeffinger,  Vitr.  illustr.  I.  appendix. 

'  Vgl.  S.  490 If.  Eichhorn,  III.  308 flF.  IV.  284 ff.  v.  Daniels,  Handbuch  IV. 
549 — 56.  Lancizolle,  Übersicht  der  deutschen  Eeichsstandschafts-  u.  Territorial- 
verhältnisse, 1830.  FiCKER,  Reichsfürstenstand  264—70.  371—76.  Moser,  Von  denen 
tentschen  Heichsstanden,  1767. 

'  Der  letzte  Kurverein  war  vom  Jahre  1558,  Gerstlacher,  V.  511  ff. 

3  Vgl.  Gerstlachek,  V.  508.    N.  Samml.  II.  500. 

*  über  das  Folgende  vgl.  Domke.  Die  Virilstimmen  im  Reichsfürstenrat  von 
1495—1654  (GiEHKE,  Untersuchungen  XL  1882). 

^  Vgl.  JPO.  Art.  5,  §  52;  Art.  10,  §§  9,  11;  Art.  11,  §§  1,  4. 

*  Begründet  ist  diese  Ijehre  von  Moser,  zuletzt  verteidigt  von  Ficker,  a.  a.  0. 265  ff. 


758  Die  Neuzeit. 

auch  noch  im  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  beobachtet  wurde, 
während  es  umgekehrt  schon  vor  1582  mehrfach  vorkam,  daß  Stimmen 
ausgegangener  Häuser  nicht  als  erloschen  behandelt  wurden,  sondern  mit 
dem  Territorium  auf  den  neuen  Erwerber  übergingen.  Das  Territoriali- 
tätsprinzip wurde  zuerst  seitens  der  geistlichen  Fürsten  geltend  gemacht 
die  bei  der  Vereinigung  mehrerer  Stifter  in  derselben  Hand  für  jedes  der- 
selben ihre  Stimme  abzugeben  pflegten.  Dem  gegenüber  hatten  namentlich 
die  evangelischen  Reichsstände  ein  Interesse  daran,  dem  Erlöschen  welt- 
licher Stimmen  möglichst  vorzubeugen,  zumal  das  frühere  Mittel,  die 
eigene  Stimmenzahl  durch  Erbteilungen  zu  vermehren,'  durch  die  zu- 
nehmende Einführung  der  Individualsuccession  immer  weniger  anwendbar 
wurde.  Das  von  den  geistlichen  Fürsten  beobachtete  Territorialitätsprinzip 
mußte  deshalb  auch  den  weltlichen  Fürsten  mehr  und  mehr  als  das  ihren 
Interessen  entsprechendere  erscheinen.  Dazu  kam  das  fiskalische  Interesse, 
welches  das  Reich  daran  hatte,  daß  einmal  in  die  Anschläge  aufgenommene 
Territorien  nicht  durch  ihre  Vereinigung  mit  anderen  von  der  Beitrags- 
pflicht befreit  würden  ^  Zu  einer  Notwendigkeit  wurde  die  Fixierung  der 
Stimmen,  als  es  sich  im  westfälischen  Frieden  um  die  Aufnahme  Schwedens 
als  Reichsstand  und  die  Entschädigung  Brandenburgs  für  die  Abtretung 
Vorpommerns  handelte.  An  die  Aufstellung  einer  gesetzlichen  Norm  für 
die  altfürstlichen  Häuser  wurde  dabei  nicht  gedacht.  Schon  seit  dem 
16.  Jahrhundert  hatte  der  Reichstag  das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
nicht  bloß  bei  der  Erhebung  neufürstlicher  Häuser  durch  den  Kaiser 
(also  einem  eigentlichen  Pairsschub),  sondern  auch  bei  Stimmteilungen  und 
der  Fortführung  erloschener  Stimmen  über  die  Zulassung  zu  beschließen®. 
Die  dabei  regelmäßig  von  ihm  beobachtete  Praxis  führte  zu  einer  gewöhn- 
heitsrechtlichen  Entwickelung,  die  sich  schließlich  zu  einer  anerkannten 
Grundlage  der  Reichsverfassung  gestaltete. 

Das  früher  ganz  ungeregelte  Stimmrecht  der  Grafen  und  Herren  und 
der  nicht  gefürsteten  Prälaten  hatte  sich  allmählich  dahin  ausgebildet, 
daß  seit  1653  die  ersteren  vier  Kuriatstimmen  hatten  (in  älterer  Zeit  nur 
•zwei,  seit  1641  drei),  die  Prälaten  zwei  (vorher  nur  eine)^  Jede  Kuriat- 
stimme,  über  die  innerhalb  der  betreffenden  Kurie  zuvor  gesondert  ab- 
gestimmt werden  mußte,  galt  so  viel  wie  eine  Fürstenstimme.  Übrigens 
gab  es  auch  Fürstenstimmen,  die  mehreren  Häusern  gemeinschaftlich  zu- 
standen, sogenannte  Kollektivstimmeu. 

Vor  Beginn  der  französischen  Revolutionskriege  bestand  der  Reichs- 
fürstenrat aus  100  Stimmen,  35  geistlichen  und  65  weltlichen.  Die  geist- 
lichen Stimmen  gehörten  zwei  Erzbistümern  (Salzburg,  Besannen),  dem 
Hoch-  und  Deutschmeister  ^^,  22  Bistümern  (darunter  das  mit  einem  evan- 


»  Vgl.  Regensburger  RA.  von  1576,  §  21  (X.  Samml.  III.  357). 
®  Über  die  Erfordernisse  für  den  Erwerb  der  Reichsstandschaft  vgl.  S.  744. 
»  Vgl.  Pfeffinger,  IL  723  f.  IV.  367. 
^°  Der  Deutschmeister  war  seit  der  Säkularisation  Preußens  (1526)  Reichsfurst 
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gelischen  Fürsten  besetzte  Bistum  Lübeck  und  das  alternierend  katholisch 
oder  evangelisch  besetzte  Osnabrück),  7  Reichsabteien  und  Propsteien  (die 
Stimme  der  Reichsabtei  Prüm  stand  Kurtrier  zu),  endlich  dem  Johanniter- 
meister  für  Deutschland  (seit  1546);  dazu  kamen  die  beiden  Euriat- 
stimmen  der  schwäbischen  und  rheinischen  Pralatenbank  (mit  22  und 
18  Beteiligten),  auf  der  letzteren  auch  die  Landkomthure  der  Deutsch- 
ordensballejen  Koblenz,  Elsaß  und  Burgund  und  die  evangelischen  Stifter 
Oandersheim,  Herford  und  Quedlinburg.  Unter  den  weltlichen  Stimmen 
befanden  sich  39  altfürstliche,  9  von  säkularisierten  ehemals  geistlichen 
Fürstentümern  und  13  neufürstliche,  erst  nach  dem  westfälischen  Frieden 
mit  Reichstagsgenehmigung  erhobene  Häuser.  Osterreich  hatte  im  Fürsten- 
rate nur  drei  Stimmen.  Von  den  weltlichen  Kurfürsten  besaß  Branden- 
burg (Preußen)  8  fürstliche  Stimmen,  Kurpfalz  (mit  Baiern)  und  Hannover 
je  6,  Kursachsen  nur  einen  Anteil  an  der  Henneberger  Stimme.  Von  den 
übrigen  Fürsten  hatten  Baden  und  Meklenburg-Schwerin  je  drei,  fünf 
andere  je  zwei,  17  je  eine  Stimme".  Dazu  kamen  5  Kollektivstimmen, 
die  sich  auf  zwölf  Fürsten  verteilten,  und  die  4  gräflichen  Kuriatstimmen 
(das  wetterauische  Orafenkollegium  mit  27,  das  schwäbische  mit  26,  das 
fränkische  mit  16,  das  westfälische  mit  34  Beteiligten).  An  der  schwä- 
bischen Grafenkurie  waren  auch  Kurpfalz  und  Osterreich,  an  der  west- 
filischen  Preußen  und  Hannover  beteiligt.  Die  geistlichen  Mitglieder  des 
Reichsfürstenrat^s  und  Österreich  saßen  auf  der  geistlichen,  die  übrigen 
auf  der  weltlichen  Bank  ^2. 

Die  freien  und  Reichsstädte  erschienen  als  geschlossenes  Kollegium 
zuerst  auf  dem  Frankfurter  Reichstage  von  1489^^.  Die  erste  amtliche 
Anerkennung  ihrer  Reichsstandschaft  erfolgte  durch  §  4  der  Regiments- 
ordnung von  1500^*.  Ihre  volle  Gleichstellung  mit  den  übrigen  Reichs- 
«tänden  geschah  durch  den  westfälischen  Frieden  (JPO.  Art.  8,  §  4): 
Tarn  in  universaUbus  quam  pariicularibus  diaetis  liberis  imperii  civitatibus 
nan  minus  quam  caeieris  staiibus  imperii  competat  votam  decisivum.  Das 
Städtekollegium  zerfiel  in  eine  rheinische  und  eine  schwäbische  Städte- 
bank, die  erstere  aus  14,  die  letztere  aus  37  Mitgliedern  bestehend.  Zu 
der  rheinischen  Bank  gehörten  auch  Dortmund,  Hamburg,  Lübeck,  Bremen, 
Mühlhausen  i.  Thür.,  Nordhausen  und  Goslar. 

Von  den  bedeutenden  Veränderungen,  die  durch  den  RDHSchl.  von 
1803  in  der  Zusammensetzung  des  gesamten  Reichstags  vor  sich  gingen, 
ist  schon  S.  719  die  Rede  gewesen.    Die  durch  denselben  vorgeschlagene 


geworden.  Er  galt  zugleich  als  Administrator  des  Hochmeistertums  und  ftlhrte  daher 
den  Titel  Hoch-  nnd  Deutschmeister. 

'^  Darunter  das  dem  Könige  von  Sardinien  gehörige  Herzogtum  Savojen,  das 
sich  aber  nie  bei  den  Verhandlungen  beteiligte.  Meklenburg-Strelifcz  hatte  als  solches 
keine  Stimme,  führte  aber  die  des  säkularisierten  Bistums  Eatzeburg. 

**  Österreich  hatte  seit  Maximilian  I.  den  Sitz  auf  der  geistlichen  Bank,  um 
den  Rangstreitigkeiten  mit  Baiern  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

"  Vgl.  Ullmann,  Maximilian,  L  307.  **  N.  Samml.  L  57  f. 
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Neuverteilung  der  Stimmen  im  Reichsfürstenrate,  die  von  dem  Grundsatze 
ausging,  daß  jeder  Reichsstand  die  Stimmen  der  ihm  zugefallenen  Ent- 
schädigungslande fortführen  sollte,  hat  die  kaiserliche  Genehmigung  nicht 
erhalten  ". 

Die  Bestimmung  des  Wormser  RA.  von  1495,  daß  der  Reichstag 
sich  alljährlich  versammeln  sollte  (S.  722),  ist  nicht  ins  Leben  getreten. 
Umgekehrt  mußten  die  Kaiser  später  in  den  Wahlkapitulationen  ver- 
sprechen, die  Reichsstände  nicht  nut  Reichstagen  zu  belästigen,  was  that- 
sächlich  bedeutete,  daß  der  Kaiser  den  Reichstag  nur  noch  mit  Zu- 
stimmung der  Kurfürsten  berufen  sollte.  Bis  zu  dem  am  17.  Mai  1654 
verabschiedeten  Regensburger  Reichstage  pflegte  der  Kaiser  und  ein  größerer 
Teil  der  Fürsten  sich  noch  persönlich  auf  den  Reichstagen  einzufinden. 
Das  Zeremoniell  war  das  alte,  nur  fanden,  abgesehen  von  der  Eröffnungs- 
und Entlassungsfeier,  keine  gemeinschaftlichen  Sitzungen  mehr  statt.  Die 
vom  Kaiser  genehmigten  Beschlüsse  des  Reichstages  pflegten  bei  der  Ent- 
lassung desselben  als  Reichstagsabschied  (recessus  imperii)  publiziert  zu 
werden.  Da  nach  1654  kein  Reichstag  mehr  verabschiedet  wurde,  so  hat 
der  Regensburger  RA.  von  1654  die  Bezeichnung  ,  Jüngster  Reichsabschied" 
(JRA.)  erhalten.  Der  nächstfolgende,  1668  zu  Regensburg  zusammen- 
getretene Reichstag  wurde  nicht  wieder  entlassen ,  der  Reichstag  ver- 
wandelte sich  seitdem  in  einen  ständigen  Gesandtenkongreß,. auf  dem  der 
Kaiser  durch  einen  Prinzipalkommissarius,  der  dem  Fürstenstande  ange- 
hören mußte,  und  einen  rechtskundigen  Konkommissarius  vertreten  wurde. 
Das  allgemeine  Direktorium  hatte  der  Erzkanzler.  Außerdem  hatte  jedes 
der  drei  Kollegien  sein  eigenes  Direktorium  (im  Kurfürstenkollegium  Kur- 
mainz, im  Reichsfürstenrate  abwechselnd  Salzburg  und  Österreich,  im 
Städtekollegium  die  Stadt,  in  welcher  der  Reichstag  abgehalten  wurde); 
auch  die  vier  Grafenkurien  und  die  beiden  Prälatenbänke  hatten  je  ihr  be- 
sonderes Direktorium. 

Die  kaiserlichen  Vorlagen  gingen  direkt  (durch  den  Vizekanzler)  oder 
indirekt  (durch  den  Prinzipalkommissarius)  an  den  Erzkanzler,  der  die- 
selben zunächst  gleichzeitig  dem  Kurfürstenkollegium  und  dem  Reichs- 
fürstenrate mitteilte.  Beide  Kollegien  verhandelten  gesondert,  setzten  sich 
aber  mit  einander  in  Relation.  Kam  ein  übereinstimmender  Beschluß  der 
beiden  ersten  Kollegien  zustande,  so  ging  dieser  an  das  Direktorium  zu- 
rück, um  nunmehr  dem  StadtekoUegium  vorgelegt  zu  werden,  während 
dasselbe  nicht  mehr  mit  der  Sache  befaßt  wurde,  wenn  diese  schon  an 
der  Nichtübereinstimmung  der  beiden  ersten  Kollegien  gescheitert  war.  Wenn 
die  Städte  die  ihnen  gemachte  Vorlage  ablehnten,  so  war  dieselbe  damit 
erledigt,  wenn  es  nicht  im  Wege  der  Relation  gelang,  die  beiden  ersten 
Kollegien  noch  nachträglich  für  die  von  den  Städten  gewünschten  Ände- 
rungen zu  gewinnen.  Traten  die  Städte  dagegen  dem  Beschlüsse  der  Kur- 
fürsten und  Fürsten  bei,  so  lag  nunmehr  ein  „Reichsgutachten"  vor,  das 


^*  Vgl.  Aboidi,  Der  Furstenrat  nach  dem  Lune viller  Frieden,  1853. 
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durch  Yermittelung  des  Erzkanzlers  dem  Kaiser  zugestellt  wurde.  Der 
Kaiser  hatte  ein  unbedingtes  Veto,  er  konnte  nach  freier  Entscheidung 
das  Reichsgutachten  ablehnen  oder  seine  Sanktion  erteilen.  Geschah 
letzteres,  so  wurde  das  Gesetz,  falls  nicht  eine  besondere  Publikation  be- 
liebt wurde,  im  Reichsabschiede,  seit  1663  aber  als  „Reichsschluß**  (con- 
clusum  imperii)  publiziert. 

Eine  formelle  Abstimmung  fand  in  älterer  Zeit  vielfach  nicht  statt. 
Eben  darum  pflegte  man  die  gefaßten  Beschlüsse  nachträglich  noch  von 
den  ausgebliebenen  Reichsständen  durch  Unterschrift  genehmigen  zu  lassen. 
Seit  dem  westfälischen  Frieden  dagegen  galt  innerhalb  der  einzelnen 
Kollegien  das  Stimmenmehrheitsprinzip,  während  jedes  der  drei  Kollegien 
als  Ganzes  ein  Dezisivvotum  hatte.  Nur  in  Fragen,  die  das  konfessionelle 
Interesse  berührten,  sollte  die  Überstimmung  der  einen  Konfession  durch 
die  andere  ausgeschlossen  sein;  es  fand  daher  itio  in  partes  statt, 
indem  sich  der  Reichstag  in  einen  katholischen  Reichstag  unter  dem 
Direktorium  des  Erzkanzlers  (sog.  corpus  catholicorum)  und  einen  evan- 
gelischen (corpus  evangelicorum)  unter  Kursachsen  auflöste,  so  daß  ein 
übereinstinmiendes  Votum  der  beiden  corpora  oder  der  in  ihnen  vereinigten 
sechs  Kollegien  notwendig  wurde". 

War  ein  Reichsstand  nicht  persönlich  erschienen,  sondern  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten,  so  hatten  diese  nach  ihrer  Instruktion  zu  stimmen. 
Dasselbe  war,  seit  der  Reichstag  ein  ständiger  Qesandtenkongreß  geworden, 
bei  sämtlichen  Mitgliedern  der  Fall.  Infolgedessen  mußten  die  Ab- 
stimmungen vielfach  verschoben  werden,  weil  einzelne  Gesandten  noch 
keine  Instruktion  erhalten  hatten.  Die  ohnehin  äußerst  schwerfällige  Ge- 
schäftsordnung wurd  e  dadurch  noch  unbrauchbarer.  Die  Hauptbeschäftigung 
des  permanenten  Reichstages  wurden  die  Rangstreitigkeiten  der  Gesandten. 

In  besonders  schwierigen  oder  verwickelten  oder  der  Geheimhaltung 
bedürftigen  Angelegenheiten  pflegte  der  Reichstag  besondere  Ausschüsse, 
sogenannte  außerordentliche  Reichsdeputationen,  mit  der  Vorbereitung  zu 
beauftragen".  Außerdem  bestand  seit  1548  eine  sogenannte  ordentliche 
Reichsdeputation,  d.  h.  ein  permanenter  Reichstagsausschuß,  der  außer 
dem  ganzen  Kurfürstenkollegium  eine  gewisse  Anzahl  von  Deputierten  der 
anderen  Kollegien  umfaßte  und  in  dringenden  Fällen,  wenn  die  Einberufung 
des  Reichstages  selbst  nicht  möglich  war  oder  dieser  nicht  länger  bei- 
sammen bleiben  konnte,  zu  einem  sogenauni^en  Reichsdeputationstage,  als 
einem  engeren  Reichstage,  benifen  wurde".  Seit  der  Reichstag  .selbst 
permanent  geworden  war,  kam  die  ordentliche  Reichsdeputation  in  Wegfall, 
wenn  sie  auch  theoretisch  in  den  Wahlkapitulationen  noch  festgehalten 


^^  Nnr  in  diesem  Sinne  kann  die  „amicabilis  compositio"  des  JPO.  Art.  5,  §  52 
verstanden  werden. 

^^  Ebenso  wenn  es  sieh  um  Begrüßnngs-  oder  sonstige  Höflichkeitsdepntationen 
bandelte. 

»«  Vgl.  PüTTBR,  a.  a.  O.  II.  124  ff.,  254,  259,  299.  III.  247. 
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wurde.  Für  sämtliche  Reichsdeputationen  verordnete  der  westßlische 
Friede  die  gleichmäßige  Zusammensetzung  nach  den  beiden  Bekenntnissen^^. 
Über  die  Zuständigkeit  des  Reichstages  bestimmte  der  westfälische 
Friede  (JPO.  Art.  8,  §  2):  Gaudeant  sine  contradictione  iure  suffiragii  in 
Omnibus  deVberationibus  super  negotiis  imperii,  praesertim  übt  leges  ferendae 
vel  interpretafulae,  bellum  decemendum,  tributa  indicenda,  delecfiis  aut  hospi- 
tationes  miliium  instituendae,  nova  munimenta  rntra  statuum  ditiones  ex- 
struenda  nomine  publico  veterave  ßrmonda  praesidiis,  nee  non  ubi  pax  aut 
foedera  facienda  aliave  eiusmodi  negotia  peragenda  fiierini,  nihil  horum  avt 
quicquam  simile  posthac  unquam  ßat  vel  admiUatur^  nisi  de  comitiali  libero- 
que  omnium  imperii  statuum  suffragio  et  consensu, 

§  74.  Die  Reichskreise  und  das  Reichsregiment^  Im  An- 
schluß an  die  alten  Landvogteien  (S.  489)  und  Landfriedensbezirke  (S.  538) 
hatte  schon  Albrecht  II.  die  Einteilung  des  Reiches  in  Kreise  mit  einer 
bestimmten  Kreisverfassung  unternommen*.  Was  infolge  seines  frühen 
Todes  nicht  zur  Ausführung  gekommen  war,  wurde  durch  die  Reichs- 
reformgesetzgebung unter  Maximilian  I.  wiederaufgenommen  und  unter 
Karl  V.  zum  Abschluß  gebracht.  Die  Regimentsordnung  von  1500  teilte 
das  Reich  in  sechs  Kreise  oder  Provinzen,  ließ  aber  die  kaiserlichen  Erb- 
und  die  kurfürstlichen  Lande  noch  uneingekreist.  Dieselben  wurden  1512 
in  Gestalt  von  vier  neuen  Kreisen  hinzugefügt,  nur  Böhmen  (mit  Mähreu 
und  Schlesien)  blieb  außerhalb  der  Kreisordnung.  Durch  die  Wormser 
Ordnung  von  1521'  erfolgte  eine  bessere  Abrundung  der  zehn  Kreise, 
indem  jeder  der  vier  neuen  um  einige  Gebiete  der  sechs  alten  Kreise  ver- 
größert wurde.  Die  Kreiseinteilung  von  1521  hat  sich  im  wesentlichen 
bis  1803  erhalten*. 


^*  JPO.  Art.  5,  §  51;  Art.  8,  §  3.   JRA.  von  1654,  §g  191,  194. 

*  Vgl.  V.  Kraus,  Das  Nürnberger  Reichsregiment,  1883.  Wyneken.  Die  Regi- 
mentsordnnng  von  1521,  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  VIIL  563  ff.  Moser,  Von  der 
teutschen  Kreisverfassung,  1773.  Lakcizolle,  a.  a.  0.  12—32.  Beroraüs,  Deatsch- 
land  vor  100  Jahren  I.  II.  1859—60.    v.  Daniels,  Handbuch  IV.  556  ff. 

«  Vgl.  S.  721.  3  N.  Samml.  II.  211  ff. 

*  Vgl.  unsere  Karte,  Tafel  III.  Zu  jedem  der  10  Kreise  gehörte  eine  größere 
oder  geringere  Zahl  von  Prälaten,  Grafen  und  Herren.  Im  übrigen  war  die  Kreis- 
einteilung folgende.  1.  Der  österreichische  Kreis:  das  Erzherzogtum,  Inner- 
Österreich (Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Friaul  mit  Triest),  Oberösterreich  (Tirol), 
Vorderösterreich  (die  Landgrafschaften  im  Elsaß  und  Breisgau,  Vorarlberg,  schwäbisch 
Österreich),  die  Hochstifter  Trient  und  Brixen,  später  auch  Chur.  2.  Der  bnrgun- 
dische  Kreis:  Freigrafschaft,  Luxemburg,  Niederlande.  3.  Der  kurrheinische 
Kreis:  Kurmainz  (nebst  Erfurt  und  Eichsfeld),  Kurtrier,  Kurkölu  (nebst  Herzogtum 
Westfalen),  Kurpfalz.  4.  Der  ober  sächsische  Kreis:  Kursachsen,  Kurbrandenburg, 
die  Hochstifter  Meißen,  Merseburg,  Naumburg,  Brandenburg,  Havelberg,  Lebus»  die 
thüringisch-sächsischen  Herzogtümer,  Pommern,  Anhalt,  Schwarzburg,  Reuß.  5.  Der 
fränkische  Kreis:  Hochstifter  Bamberg,  Würzburg  und  Eichstädt»  Burggrafschaft 
Nürnberg  (Fürstentum  Onolzbach  oder  Ansbach,  Fürstentum  Kulmbach  oder  Bai- 
reuth),  Hoch-  und  Deutschmeister,  fünf  Städte  (darunter  Nüm  berg).  6.  Der  b  a  i  r  i  s  c  h  e 
Kreis:   Baiem,  Erzstift  Salzburg,  die  Hochstifter  Passau,  Freising  und  Regensburg. 
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Die  Kreise  hatten  ursprünglich  nur  die  Bestimmung,  als  Wahlbezirke 
für  die  Besetzung  des  Reiohsregiments  zu  dienen.  Die  1495  auf  dem 
Beichstage  gescheiterte  Einsetzung  eines  Beichsrates  kam^  nachdem  der 
Druck  der  auswärtigen  Verhältnisse  den  Widerstand  Maximilians  gebrochen 
hatte,  auf  dem  Augsburger  Beichstage  i.  J.  1500  als  Ersatz  der  1495 
beschlossenen  jährlichen  Beichsversammlung  zustande*.  Zur  obersten 
Leitung  des  Beiches  wurde  ein  Beichsregiment  („Unseres  und  des  heil. 
Beiches  Bat",  „Unser  und  des  Beichs  Begenten")  mit  dem  ständigen  Sitze 
zu  Nürnberg  eingesetzt  Dasselbe  bestand  aus  einem  Kollegium  von 
20  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  oder  eines  von  diesem 
ernannten  Stellvertreters.  Von  den  sechs  Kurfürsten  (Böhmen  blieb  unbe- 
teiligt) sollte  immer  einer  mit  je  dreimonatlicher  Abwechselung  personlich 
dem  Kollegium  angehören,  während  die  übrigen  durch  fünf  Deputierte 
vertreten  wurden.  Fernere  Mitglieder  waren:  ein  geistlicher  Fürst  als 
Deputierter  der  sechs  bedeutendsten,  im  Gesetze  bezeichneten  geistlichen 
Beichsfürsten,  ein  in  derselben  Weise  deputierter  weltlicher  Fürst,  ein 
Deputierter  der  sämtlichen  Grafen  und  Herren,  ein  Prälat  als  Deputierter 
der  vier  bedeutendsten  Prälaten,  zwei  Deputierte  von  acht  im  Gesetze 
aufgezählten  Beichsstädten  und  sechs  Deputierte  der  sechs  Kreise,  endlich 
zwei  Vertreter  der  kaiserlichen  Erblande  (einer  für  Österreich,  einer  für 
Bui^und).  Abgesehen  von  den  sechs  kurfürstlichen  Stellen  hatte  das 
Beichsregiment  das  Selbstergänzungsrecht,  jedoch  mit  Beschränkung  auf 
den  Kreis,  der  das  ausgefallene  Mitglied  deputiert  hatte.  Sämtliche  Mit- 
glieder, mit  Ausnahme  der  Kurfürsten  und  Fürsten,  erhielten  eine  Besoldung 
vom  Beiche.  Die  Beichsregimentskanzlei  stand  unter  dem  Erzkanzler. 
Die  Ausfertigung  aller  Begimentserlasse  geschah  mit  dem  Vermerk  „ad 
mandatum  domini  regis  in  consilio  imperii";  sie  bedurften  der  Gegen- 
zeichnung des  kurfürstlichen  Mitgliedes.  Alle  Beschlüsse  des  Beichs- 
regiments  wurden  mit  Stimmenmehrheit  gefaßt®;   abwesende  Mitglieder 

Propstei  Berchtesgaden,  Fürstentum  Nenbnrg,  Landgrafschaft  Leuchtenberg,  freie 
Stadt  Regensburg.  7.  Der  schwäbische  Kreis:  Hochstifter  Augsburg,  Konstanz 
und  Chur  (später  zum  österreichischen  Kreise),  Abteien  Kempten,  St.  Gallen,  Beichenau, 
Ellwangen,  Herzogtum  Würtemberg,  Markgrafschaft  Baden,  36  Städte  (darunter  Augs- 
burg). 8.  Der  oberrheinische  Kreis:  Hochstifter  Basel,  Besan^on,  (^enf,  Lausanne, 
Sitten,  Metz,  Toul,  Verdun,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Fulda,  Herzogtum  Savoyen, 
Lothringen,  Pfalz-Zweibrücken,  Nassau-Saarbrücken,  Nassau-Weilburg,  Waldeck,  Land- 
grafschafk  Hessen,  24  Städte  (darunter  Basel,  Mülhausen,  Straßburg,  Motz,  Toul, 
Yerdun,  Frankfurt,  Speier,  Worms,  Wetzlar).  9.  Der  niederrheinisch-west- 
fälische Kreis:  Hochstifter  Paderborn,  Lüttich,  Utrecht,  Münster,  OsnabrQck,  Minden, 
Verden,  Stifter  Essen,  Werden,  Echternach,  Stablo,  Cornelim finster,  Herford,  Corvey, 
Herzogtümer  Jülich,  Cleve,  Berg,  Mark,  Geldern,  Nassau-Diez,  Ostfriesland,  Olden- 
burg, Pyrmont,  Lippe,  18  Städte  (darunter  Köln,  Aachen,  Dortmund).  10.  Der  nieder- 
sächsische  Kreis:  Erzstifter  ^Magdeburg  und  Bremen,  Hochstifter  Hildesheim, 
Halberstadt,  Lübeck,  Ratzeburg,  Schwerin,  Herzogtümer  Braunschweig,  Sachsen- 
Lauenburg,  Meklenburg,  Holstein,  die  Städte  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Goslar 
Mühlhausen,  Nordhausen- 

*  Vgl.  Regimentsordnung  und  Augsburger  RA.  von  1500,  N.  Samml.  IL  56  ff.,  63  ff. 

*  Da  das  Reichsregiment  20,  das  verstärkte  Reichsregiment  30  Mitglieder  zählte. 
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wurden  nicht  gerechnet,  auch  die  Abwesenheit  des  Kaisers  oder  seines 
^'ertreters  war  kein  Hindernis. 

Die  Zuständigkeit  des  ßeichsregimentes  erstreckte  sich  auf  alle  inneren 
und  äußeren  Angelegenheiten  des  Reiches,  die  sonst  dem  Kaiser  allein 
oder  mit  dem  Kurfürstenkollegium  oblagen.  Der  Kaiser  war  auf  den 
Vorsitz  im  Reichsregiment  und  auf  die  ihm  als  Reichsstand  zukommenden 
Befugnisse  beschränkt.  Die  Monarchie  war  beseitigt,  der  aristokratische 
Bundesstaat  durchgeführt.  Dem  Reiche  gegenüber  war  das  Reichsregiment 
verpflichtet,  sich  in  besonders  wichtigen  Angelegenheiten  durch  die  Ein- 
berufung sämtlicher  Kurfürsten  (an  Stelle  ihrer  Deputierten)  und  der 
übrigen  zur  Vertretung  im  Reichsregiment  berufenen  Fürsten  zu  ver- 
stärken. Auch  dies  verstärkte  Reichsregiment  faßte  seine  Beschlüsse  mit 
Stimmenmehrheit.  So  oft  es  erforderlich  war,  hatte  das  Regiment  einen 
Reichstag  zu  berufen;  alle  Reichsstände  waren  verpflichtet,  der  Berufung 
Folge  zu  leisten. 

Das  Reichsregiment  war  von  vornherein  nur  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  vereinbart  worden.  Aber  schon  1502  war  es  zu  unlöslichen  Kon- 
flikten mit  dem  Kaiser  gekonunen.  Am  21.  März  1502  erklärte  Maximilian 
das  Reichsregiment  für  aufgelöst  und  forderte  dem  Erzkanzler  das  Regi« 
mentssiegel  ab.  Der  Versuch  des  Kaisers,  ein  von  ihm  eingesetztes  Reichs- 
regiment mit  dem  Sitze  zu  Regensburg  zu  organisieren,  hatte  keinen  Er- 
folg. Die  Opposition  der  Kurfürsten  beschränkte  sich  auf  die  Errichtung 
eines  neuen  Kurvereins  mit  der  Abrede  jährlicher  kollegialer  Zusammen- 
künfte; später  setzten  sie  in  die  Wahlkapitulation  das  Vereprechen,  ein 
Reichsregiment  wieder  aufzurichten.  Diesem  Versprechen  gemäß  verein- 
barte Karl  V.  mit  dem  Wormser  Reichstage  von  1521  ein  neues  Reichs* 
reglment^,  ebenfalls  mit  dem  Sitze  in  Nürnberg  und  genau  nach  dem 
Muster  des  vorigen,  nur  daß  der  Kaiser  als  solcher  ebenfalls  zwei  Mit- 
glieder zu  deputieren  hatte,  so  daß  die  Gesamtzahl  auf  22  erhöht  wurde®. 
Zu  seinem  Statthalter  im  Vorsitz  ernannte  Karl  seinen  Bruder  Ferdinand.. 
Die  Befugnisse  des  Reichsregiments  wurden  genau  nach  der  Regiments- 
ordnung von  1500  festgesetzt,  auch  hinsichtlich  des  Selbstergänzungsrechts 
und  des  verstärkten  Reichsregimentes,  nur  Verleihung  und  Entziehung 
von  Reichslehen  und  die  Abschließung  von  Bündnissen  behielt  sich  der 
Kaiser  vor.  Die  wichtigste  Beschränkung  aber  war  die,  daß  das  Reichs- 
regiment nur  als  ein  Statthaltereirat  für  die  Dauer  der  Abwesenheit  des 
Kaisers  eingesetzt  wurde,  so  daß  es  mit  der  Rückkehr  desselben  in  das 
Reich  seine  Vollmacht  verlor.  In  dieser  Gestalt  hat  sich  das  Reichs- 
regiment  bis  1530,  wo  Ferdinand  zum  römischen  Könige  gewählt  wurde, 
erhalten. 

60  hatte  der  Kaiser  oder  sein  Stellvertreter  im  Vorsitz  wohl  das  Eecht  des  Stich- 
entscheides. 

^  N.  Samml.  IL  172  ff. 

®  Das  System  der  vierteljährlichen  Abwechselung  wurde  auch  auf  die  Fürsten, 
Prälaten  und  Städte  ausgedehnt. 
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Schon  durch  den  Trierer  BA.  ron  1512  wurde  der  von  der  späteren 
Gesetzgebung  weiter  verfolgte  Weg  betreten,  statt  des  als  unausführbar 
erkannten  Versuches  einer  rein  ständischen  Zentralregierung  durch  das 
Beichsregiment,  die  Kreise  zu  lebenskräftigen  Verfassungskörpern  auf  stän- 
discher Grundlage  zu  ent^vickeln®.  Man  kehrte  damit  zu  dem  Gedanken 
zurück,  der  schon  die  Kreisverfassung  Albrechts  II.  von  1438  beherrscht 
hatte.  An  die  Spitze  jedes  Kreises  wurde  einer  der  demselben  ange- 
hörenden Fürsten,  Grafen  oder  Herren  als  Kreisdirektor,  Kreishauptmann 
oder  kreisausschreibender  Fürst  zur  Leitung  der  Kreisangelegenheiten  ge- 
stellt^®, nur  für  Kreismilitärsachen  wurde  zuweilen  ein  besonderer  Kreisoberst 
eingesetzt.  Ihm  zur  Seite  standen  vier  von  den  Kreisständen  gewählte 
„zugeordnete  Bäte".  Zu  den  Kreisangelegenheiten  gehörten  die  Wahlen 
zum  Eeichskammergericht,  vorübergehend  auch  die  zum  Beichsregiment, 
die  Verteilung  der  dem  Kreise  auferlegten  Beichsanschläge  und  Truppen- 
kontingente auf  die  einzelnen  Kreisstände  .und  die  Sorge  für  die  Auf- 
bringung derselben,  die  Beschaffung  der  unmittelbaren  Kreismilitärlasten, 
die  Exekution  reichsgerichtlicher  Urteile  gegen  Kreisstände,  die  Wahrung 
des  Landfriedens,  Kreispolizei,  Aufsicht  über  das  Münzwesen.  Die  dem 
Kreise  angehörigen  Beichsstände  waren  zugleich  die  Kreisstände.  Der 
Kreisdirektor  hatte  sie  in  den  Kreisangelegenheiten  zu  Kreistagen  zu  be- 
rufen, die  durchaus  den  Charakter  eines  Beichstages  im  kleinen  trugen. 
Ein  wirklich  kommunales  Leben  vermochte  sich  aber  nur  in  den  wenigen 
Kreisen,  wo  sich  ausschließlich  kleine  Staatsgebilde  gegenüberstanden,  zu 
entfalten.  Während  diese  überhaupt  erst  durch  die  Zusammenfassung 
zu  einem  größeren  Organismus  für  staatliche  Zwecke  verwendbar  wurden, 
hatte  die  Kreisverfassung  in  der  Mehrzahl  der  Kreise  wenigstens  den 
Vorteil,  den  mächtigeren  Kreisständen  einen  gewissen  Einfluß  auf  die 
kleinen  zu  verschaffen. 

§  75.  Die  Beichsgerichto^  Das  1495  errichtete  Beichskammer- 
gericht  hatte  von  dem  alten  kaiserlichen  Kammergerichte  (S.  536)  zwar 
den  Namen  entlehnt,  unterschied  sich  aber  von  diesem  durch  den  festen 
Sitz,  die  reichsgesetzliche  Grundlage  und  die '  größtenteils  den  Beichs- 
ständen  überlassene  Besetzung. 

Der  Sitz  des  Beichskammergerichts  befand  sich  zunächst  in  Frank- 


•  Vgl.  N.  öamml.  H.  138,  148,  230  ff.,  449,  498  f.  IIL  25—82. 

^^  Der  Kreisdirektor  wurde  von  dem  Kreistage  gewählt,  nötigenfalls  vom  Kaiser 
ernannt. 

*  Vgl.  Eichhorn,  III.  122.  IV.  5  f.,  266  ff.,  294  ff.,  373  ff.,  574  ff.  Harpprecht, 
Staatsarchiv  des  Eeichskammergerichts,  6  Bände,  1757—85.  Pfbfpinger,  Vitriarius 
illustr.  IV,  499—705.  Malblank,  Anleitung  zur  Kenntnis  der  deutschen  Reichs-  u. 
Provinzial-Gerichts- und  Kanzleiverfassung,  3  Bände,  1791.  Thüdichum,  Das  vormalige 
Reichskammergericht  und  seine  Schicksale,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  XX.  148  ff. 
Stölzel,  Ein  ältester  RKG.-Prozeß,  Zeitschr.  f.  RG.  XII.  257  ff.  Stobbe,  Reichshof- 
gericht und  Reichskammergericht,  Leipz.  Rektoratsrede,  1878.  Franklin,  Die  freien 
Herren  von  Zimmern,  112  ff.    Berohaus,  Deutschland  vor  50  Jahren  IL  125  f.,  142  ff. 
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furt  a.  M.,  unterlag  dann  mehrfachem  Wechsel,  bis  er  1527  nach  Speier 
und  von  da,  infolge  der  Pfalzverwüstung  durch  die  Franzosen,  1693  nach 
Wetzlar  verlegt  wurde,  wo  das  Gericht  bis  zu  seiner  Auflösung  i.  J.  1806 
geblieben  ist. 

Die  erste  gesetzliche  Grundlage^  bildete  die  RKGO.  von  1495',  die 
sich  großenteils  an  die  für  das  alte  kaiserliche  Kammergericht  i.  J.  1487 
entworfene  Ordnung  anschloß.  Nach  verschiedenen  Veränderungen*  kam 
auf  dem  Wormser  Reichstage  von  1521  die  zweite  RKGO.  zustande*, 
auf  dem  Augsburger  Reichstage  von  1548  die  dritte,  die  mit  geringen 
Änderungen  1555  von  neuem  publiziert  wurde®.  Eine  vierte  RKGO. 
wurde  auf  Grund  erheblicher,  i.  J.  1600  beschlossener  Veränderungen  i.  J. 
1603  entworfen  und  dem  nächsten  Reichstage  vorgelegt;  obwohl  die  poli- 
tischen Verhaltnisse  den  Entwurf  von  1603  nicht  zum  Reichsgesetze 
werden  ließen,  hat  das  RKG.  selbst  ihn  als  maßgebende  Norm  behandelt'. 
Weitere  Veränderungen  erfolgten  durch  den  westfälischen  Frieden  und 
den  JRA.  von  16548. 

An  der  Spitze  des  RKG.  stand  der  Kammerrichter,  dem  seit  1521 
zwei  Senatspräsidenten  zur  Seite  traten.  Alle  drei  mußten  dem  hohen 
Adel  angehören  und  wurden  vom  Kaiser  ernannt.  Die  Zahl  der  Beisitzer 
betrug  ursprünglich  16,  später  22,  nach  dem  westfälischen  Frieden,  der 
auch  vier  Senatspräsidenten  verlangte,  sollten  es  50  Beisitzer  sein,  that- 
sächlich  stieg  die  Zahl  aber  nicht  über  18,  erst  unter  Joseph  II.  wurde 
sie  auf  25  gebracht.  Von  den  Beisitzern  hatte  der  Kaiser  eine  gewisse 
Zahl  für  sich,  eine  andere  für  seine  Erblande  zu  präsentieren ;  die  übrigen 
wurden  teils  von  den  Kurfürsten,  teils  von  den  sechs  alten  Kreisen  prä- 
sentiert. Die  Ernennung  erfolgte  durch  das  Gericht  selbst.  Die  eine 
Hälfte  der  Beisitzer  muste  den  juristischen  Doktorgrad,  die  andere  den 
Adel  besitzen.  Seit  1521  mußten  auch  die  adelichen  Beisitzer  möglichst, 
seit  1555  unbedingt  aus  dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  genommen  wer- 
den, doch  brauchten  sie  nicht  graduiert  zu  sein.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  mußte  das  ganze  Gericht  und  jeder  Senat  halb  mit  katholischen, 
halb  mit  evangelischen  Richtern  besetzt  sein.  Sämtliche  Mitglieder  des 
Gerichts  galten  als  reichsunmittelbar  und  konnten  nur  durch  Urteil  des 
Gerichts  oder  der  Reichsvisitationsdeputation  abgesetzt  werden.  Für  die 
prozessualische  Vertretung  aller  fiskalischen  Sachen  ernannte  der  Kaiser 
einen  General-Fiskal,  dem  ein  Fiskaladvokat  beigegeben  wurde.  Alle 
übrigen  bei  dem  Gerichte  thätigen  Prokuratoren  und  Advokaten  wurden 

'  Vgl.  Stobbe«  Rechtsquellen  U.  192  if.    Corpns  iuris  cameralis,  1717. 
«  N.  Samml.  II.  6  ff. 

*  Vgl.  ebd.  IL  43  ff.,  67  ff..  113  ff.,  119  ff.,  128  ff.,  166  ff. 
^  Ebd.  II.  179-194. 

*  Ebd.  III.  43—186.  Über  die  in  der  Zwischenzeit  (1521—48)  vorgenommenen 
Änderungen  ebd.  IL  247  ff.,  289  ff.,  317  ff.,  346  ff.,  356  ff.,  403  ff. 

'  Vgl.  N.  Samml.  IIL  472-498.  Der  Entwurf  von  1603  bei  Schmaüss,  Corp. 
iur..  publ.  (1770)  pg.  330  ff. 

»  JPG.  Art.  5.  §§  53  f.    JRA.  §§  7  ff.    N.  Samml.  IV.  588,  643  ff. 
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von  dem  Gerichte,  nach  vorausgegangener  Prüfung,  angestellt.  Die  Kanzlei 
des  EKG.  stand  unter  dem  Erzkanzler. 

Für  den  Unterhalt  des  ßKG.  sollten  in  erster  Reihe  die  eigenen 
Einnahmen  desselben  dienen,  im  übrigen  versuchte  man  es  anfangs  teila 
mit  dem  gemeinen  Pfennig,  teils  mit  außerordentlichen  Beitragen  des 
Kaisers  und  der  Reichsstande,  bis  1548  durch  eine  feste  Reichssteuer,  die 
sogen.  Kammerzieler,  die  unentbehrliche  finanzielle  Grundlage  gewonnen 
und  weiteren  Suspensionen  des  Gerichts,  wie  sie  bis  dahin  wiederholt 
nötig  geworden  waren,  vorgebeugt  wurde®.  Aber  auch  diese  Steuer  wurde 
so  lässig  gezahlt,  daß  der  gesetzliche  Personalbestand  aus  Mangel  an  Mitteln 
nie  aufrechterhalten  werden  konnte,  wodurch  eine  unglaubliche  Verschlep- 
pung der  Prozesse  veranlaßt  wurde. 

Das  RKG.  war  das  ordentliche  Gericht  für  Landfriedensbrüche,  eigen- 
mächtige Pfändungen  und  Gefangennehmungen  ^^,  ferner  für  alle  fiska- 
lischen Klagen,  auch  wegen  der  durch  Übertretung  kaiserlicher  Gebote 
oder  der  Reichsgesetze  verwirkten  Strafen  ^^,  sodann  für  Besitzstreitigkeiten 
zwischen  Reichsunmittelbaren  oder  den  Unterthanen  verschiedener  Herren", 
endlich  für  alle  Klagen  gegen  Reichsunmittelbare  ^*,  mit  Ausnahme  eigent- 
licher Kriminalklagen  und  der  Reichslehnssachen,  so  daß  auch  die  Unter- 
thanen gegen  ihren  Landesherrn  wegen  Rechtsverletzungen  im  Gebiete 
des  öffentlichen  Rechts  beim  RKG.  klagen  konnten.  Nur  bei  Klagen 
gegen  Fürsten  und  Fürstengenossen,  gleichviel  wer  der  Kläger  war,  hatte 
in  erster  Instanz  ein  vom  Gesetze  genau  geregelter  Austrag,  als  kaiser- 
liche Kommission,  zu  entscheiden,  wogegen  jeder  Partei  die  Berufung  an 
das  RKG.  offen  stand  ^*.  Auf  Klagen  gegen  Grafen,  Prälaten  und  andere 
Reichsunmittelbare  fand  das  Austragverfahren  nur  dann  Anwendung,  wenn 
der  Kläger-demselben  Stande  angehörte". 

Einen  weiteren  Grund  für  die  Zuständigkeit  des  RKG.  bildeten  die 
Fälle  der  Rechtsverweigerung  ^^  Endlich  war  dasselbe  in  bürgerlichen 
Sachen  oberstes  Appellationsgericht  für  sämtliche  Landesgerichte",  wälurend 


•  Vgl.  Augsb.  RA.  von  1548,  §  30  (N.  Samml.  II.  588).  Die  Usualmatrikel 
über  die  Verteilung  des  Anschlages  N.  Samml.  IV.  Zugabe  100  ff.  Über  spätere  Ver- 
änderungen des  ursprünglichen  Anschlages  ebd.  III.  225,  644.  IV.  260,  846,  858  f.^ 
362,  871.  Über  Fälle  der  Anweisung  auf  den  gemeinen  Pfennig  vgl.  ebd.  IL  25, 
30,  85 f.,  48,  68,  über  Anschläge  auf  beschränkte  Zeit  II.  89,  103,  115,  171,  205  f.» 
246,  435,  466.    Über  den  Namen  „Kammerzieler"  vgl.  Grimm,  DWB.  V.  132. 

*<>  RKGO.  V.  1555,  Teil  II.  Tit.  9,  12—19,  22.  Hier  konkurrierte  das  RKG.  mit 
den  Landesgerichten,  doch  konnten  die  letzteren  nicht  auf  die  Beichsacht  erkennen» 

"  Ebd.  Tit.  20.  "  Ebd.  Tit.  21.  "  RKG.  von  1495,  §  16. 

"  Vgl.  S.  585.  Eichhorn,  III.  122.  IV.  878  f.  RKGO.  von  1495,  §§  15,  28-30, 
von  1555,  Teil  IL  Tit.  2—6,  8,  28,  §  1.  Bei  Besitzstreitigkeiten  und  im  Mandats- 
prozeß fanden  die  Austräge  keine  Anwendung. 

"  RKGO.  von  1555,  Teil  IL  Tit.  5. 

"  Ebd.  Teil  IL  Tit.  1,  §  2,  Tit.  26.  RKGO.  von  1495.  §  16. 

"  RKGO.  von  1555,  Teil  IL  Tit.  2S.  Die  Appellationssumme  wurde  im  Laufe 
der  Zeit  von  50  fl.  auf  400 11.,  für  manche  Länder  noch  weiter  erhöht. 
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es  in  peinlichen  Sachen  auf  die  Fälle  der  Rechtsverweigerung  beschrankt 
blieb  ^®.  Mit  dieser  oberinstanzlichen  Stellung  war  zugleich  ein  gewisses 
Aufsichtsrecht  des  RKG.  über  die  Landesgerichte  verbunden  ^•.  Wo  kaiser- 
liche privilegia  de  non  appellando  erteilt  waren,  fiel  beides  weg,  nur  die 
Zuständigkeit  bei  Rechtsverweigerung  blieb  auch  hier  unberührt  *^ 

Seit  1507  bestand  am  Reichstage  eine  eigene  Visitationsdeputation  far 
das  RKG.,  an  welcher  der  Reihe  nach  sämtliche  Reichsstände  beteiligt 
wurden.  Dieselbe  entwickelte  sich  zugleich  zu  einer  Revisionsinstanz  über 
dem  RKG.  (auch  mit  Zuständigkeit  für  Syndikatsklagen  gegen  das  Ietztere\ 
und  zwar  seit  1555  mit  Suspensivwirkung  der  eingelegten  Revision.  Seit 
1588  kam  die  ordentliche  Visitationsdeputation  außer  Gebrauch,  die  dafür 
von  Zeit  zu  Zeit  eingesetzten  außerordentlichen  Deputationen  vermochten 
aber  nur  den  geringsten  Teil  der  eingelegten  Revisionen  zu  erledigen, 
so*  daß  die  meisten  mit  dem  Rechtsmittel  der  Revision  angefochtenen 
Urteile  des  RKG.  unvollstreckbar  blieben,  bis  der  JRA.  von  1 654,  §  124, 
die  Suspensivwirkung  der  Revisionen  wieder  aufhob.  Erst  1767  wurde 
auf  Antrieb  Josephs  II.  eine  neue  ordentliche  Visitationsdeputation  ein- 
gesetzt. 

Die  Vollstreckung  der  RKG.-Urteile  gegen  Reichsunmittelbare  wurde 
dem  betreffenden  Kreise,  die  gegen  Landsässige  dagegen  der  Obrigkeit 
desselben  und  nur,  wenn  diese  versagte,  ebenfalls  dem  Kreise  befohlen  *^ 

Das  Recht  des  Kaisers  zu  persönlicher  Entscheidung  der  an  ihn  ge- 
kommenen Rechtssachen  wurde  durch  die  Einsetzung  des  RKG.  nicht  be- 
einträchtigt. Er  übte  dasselbe  entweder  in  der  Weise  des  alten  Reichs- 
hofgerichts mit  den  Reichsständen,  d.  h.  dem  Reichstage,  oder  in  der  des 
alten  kaiserlichen  Kammergerichts  mit  seinen  Räten,  d.  h.  dem  Reichs- 
hofrat  **.  Der  letztere,  der  ursprünglich  Justiz-  und  Verwaltungskollegium 
gewesen  war,  entwickelte  sich  seit  der  Ausbildung  des  Geheimen  Rates 
zu  einem  reinen  Justizkollegium,  das  als  oberstes  kaiserliches  Gericht 
dem  RKG.  Konkurrenz  machte. 

Der  Reichshofrat  hatte  die  alleinige  Zuständigkeit  in  Reichslehns- 
sachen^',  Kriminalklagen  gegen  Reichsunmittelbare  (mit  Ausnahme  der 
Landfriedensbrüche),  Streitigkeiten  über  kaiserliche  Privilegien  und  andere 
auf  Grund  des  kaiserlichen  Reservatrechts  geübte  Akte",   endlich  über 

»»  Ebd.  Tit.  28,  §  5. 

*•  Vgl.  EicHHOBN,  IV.  375.  "  Vgl.  ebd.  876. 

"  Vgl.  RKGO.  von  1555,  Teil  IH.  Tit.  48,  §§  6—10,  Tit.  49.  Rechtskraftig 
gewordene  Urteile  der  Austräge  bedurften  der  Bestätigung  durch  eins  der  höchsten 
Reichsgerichte,  um  vollstreckbar  zu  werden. 

**  Vgl.  S.  754  f.  Hebchenhahn,  Geschichte  des  kaiserl.  RHR.,  2  Bände,  1792. 
Bebgmann,  i.  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wien.  Akad.  XXVI.  (1858)  S.  187  flf. 

*'  Dieselben  hatte  der  Kaiser  schon  in  der  Reg.Ordn.  von  1521,  §  7  (N.  Samml. 
II.  173)  seiner  persönlichen  Entscheidung  vorbehalten.  Vgl.  RKGO.  von  1555,  Teil  11.. 
Tit.  7  (ebd.  III.  90).  Streitig  war,  ob  sich  das  Vorrecht  des  RHR.  auch  auf  geringere 
Reichslehen  bezöge.    Vgl.  Pütteb,  Hist.  Entwicklung  U.  Ulf. 

**  Daher  auch  alle  Prozesse  über  Hausgesetze  von  Reichsunmittelbaren,  da  diese 
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italienische  Angelegenheiten,  da  die  in  Italien  bestehende  kaiserliche 
„Pienipotenz**  nur  als  delegiertes  Gericht  galt,  von  dem  die  Berufung  an 
die  Person  des  Kaisers  erging**.  In  allem  übrigen  konkurrierte  der 
Eeichshofrat  mit  dem  RKG.  **,  was  nach  langem  Widerstreben  der  Reichs- 
stande durch  den  westfälischen  Frieden  in  der  Weise  anerkannt  wurde, 
daß  das  zuerst  mit  einer  Sache  befaßte  Gericht  dieselbe  behalten  sollte  2'. 

Da  der  ßeichshofrat  nicht  bloß  Gericht,  sondern  zugleich  juristischer 
Beirat  des  Kaisers  war  und  als  solcher  in  allen  Reichslehn-  und  Gnaden- 
sachen ein  Gutachten  abzugeben  hatte,  so  lag  die  Gefahr  einer  persön- 
liehen  Einmischung  des  Kaisers  in  die  gerichtlichen  Entscheidungen  nahe, 
zumal  der  Unterhalt  des  Reichshofrats  Sache  des  Kaisers  war  und  samt- 
liche Mitglieder  von  ihm  und  nur  für  die  Dauer  seiner  Regierungszeit 
ernannt  wurden.  Nur  die  Stellung  der  Reichskanzlei  (S.  752  f.)  bot  eine 
gewisse  Gewähr  gegen  kaiserliche  Kabinetsjustiz.  Der  westfälische  Friede 
traf  eine  Reihe  Ton  Maßregeln  im  Interesse  unparteiischer  Rechtspflege, 
vermochte  aber  doch  das  votum  ad  imperatorem,  durch  das  der  Reichs- 
hofrat dem  Kaiser  die  persönliche  Entscheidung  überlassen  konnte,  nicht 
gänzlich  zu  beseitigen  *®.  Nach  den  Bestimmungen  des  westfälischen  Frie- 
dens*® sollte  sich  das  Verfahren  nach  den  für  das  RKG.  bestehenden  Nor- 
men richten,  die  Besetzung  mit  Präsidenten,  Vizepräsidenten  und  Räten 
sollte  fest  geordnet  und  jede  nicht  dazu  gehörige  Person,  namentlich  auch 
jedes  Mitglied  des  geheimen  Rats,  von  der  Teilnahme  an  der  Recht- 
sprechung ausgeschlossen  sein ;  unter  den  Räten  sollte  sich  eine  bestimmte 
Zahl  Evangelischer  befinden.  Der  Reichshofrat  wurde  der  Visitation  des 
Erzkanzlers  unterstellt.  Von  den  Urteilen  des  Reichshofrats  sollte  das 
Rechtsmittel  der  Revision  (mit  Suspensivwirkung)  bei  dem  Kaiser  einge- 
legt werden  können;  die  Entscheidung  über  die  Revision  sollte  aus- 
schließlich durch  Räte,  die  bei  dem  angefochtenen  Urteil  nicht  beteiligt 
gewesen  waren,  in  wichtigen  Fällen  unter  Zuziehung  von  Kurfürsten  und 
Fürsten,  aber  unter  Aufrechterhaltung  des  konfessionellen  Gleichgewichts, 
erfolgen.  Das  in  Aussicht  genommene  Reichsgesetz  zur  Ordnung  des 
Reichshofrats  ist  nicht  zustande  gekommen,  dagegen  trat  die  von  Ferdi- 
nand UI.  erlassene  RHRO.  von  1654  in  Gebrauch»«. 

Die  Zuständigkeit  in  Achtprozessen  wurde  beiden  höchsten  Reichs- 
gerichten durch  die  ständige  Wahlkapitulation,  Art.  20,  entzogen.  Sie 
sollten  nur  die  Instruktion  des  Prozesses  behalten  und  die  Akten  sodann 
an  den  Reichstag  einschicken.    Das  Urteil  sollte,  auf  das  Gutachten  einer 


vom  Kaiser  bestätigt  sein  mnßteD.    Übrigens  war  die  ansschließlichc  Zuständigkeit 
des  KHK.  in  betreff  der  Reseryatrechte  bestritten.    Vgl.  Pütter,  a.  a.  O.  III.  167  f. 

«*  Vgl.  ElCHHOBN,  IV.  800. 

"  Dies  wurde  namentlich  in  Zeiten,  wo  das  RKG.  stillstand,  von  Bedeutung. 
Vgl.  RossNTHAL  Behördenorganisation  Ferdinands  I.,  25. 

"  JPO.  Art.  6,  §  56. 

"  Vgl.  RosENTHAL,  a.  a.  O.  22  f.  >»  Vgl.  JPO.  Art.  5,  §§  54-56. 

»°  N.  Samml.  IV.  Zugabe  44  ff. 
U.  ScHBÖDu,  DeuUohe  ReohtigMchiohto.  4U 
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aus  den  drei  Kollegien  unter  Wahrung  der  konfessionellen  Paritat  be- 
setzten ßeiohsdeputation,  von  dem  Kaiser  mit  dem  gesamten  ßeichstage 
gefallt  werden.  Seit  der  Ächtung  des  Kurfürsten  von  Baiem  (1706)  ist 
die  Reichsacht  nicht  mehr  verhängt  worden*^*. 

Durch  die  Einsetzung  des  EKG.  und  die  völlig  neue  Regelung  des 
Strafverfahrens  durch  die  PHGO.  Karls  V.  verloren  die  westfälischen  Ge- 
richte den  letzten  Boden,  den  sie  noch  im  Reiche  hatten '^  Als  Landes- 
gerichte ohne  größere  Bedeutung  haben  sie  sich  noch  längere  Zeit,  in 
gewissen  Resten  bis  in  das  gegenwärtige  Jahrhundert  erhalten.  Auch  die 
kaiserlichen  Landgerichte  in  Süddeutschland  waren  ganz  bedeutungslos 
geworden.  Zu  ihrer  von  dem  westßlischen  Frieden  angeregten  reichs- 
gesetzlichen Aufhebung  ist  es  nicht  mehr  gekommen. 

§  76.  Das  R^ichsheerwesen^  Zu  der  Einrichtung  eines  stehen- 
den Heeres  hat  es  das  Reich  nie  gebracht;  den  nach  dem  30jährigen 
Kriege  wiederholt  gestellten  Anträgen  auf  Einfuhrung  eines  „miles  per- 
petuus"  wurde  keine  Folge  gegeben.  Erst  angesichts  eines  bevorstehen- 
den oder  bereits  ausgebrochenen  Krieges  wurde  das  von  Reichs  wegen 
aufzustellende  Heer  zwischen  Kaiser  und  Reichstag  vereinbart.  Unter 
Maximilian  I.  hielt  man  noch  an  den  zuerst  im  Hussitenkriege  (S.  501) 
gemachten  Versuchen  der  Aufstellung  eines  Reichssöldnerheeres  mit  Hilfe 
einer  direkten  Reichssteuer,  des  gemeinen  Pfennigs,  fest*.  Seit  Karl  V. 
beobachtete  man  das  System  der  Anschläge  auf  Grund  der  von  dem 
Reichstage  zu  Worms  von  1521  beschlossenen  Matrikel,  welche  die  Ge- 
samtheeresstärke auf  4000  Reisige  (d.  h.  Reiter)  und  20000  Fu£knechte 
festsetzte  und  die  Verteilung  derselben  auf  die  Kontingente  der  einzelnen 
Reichsstände  ordnete'. 

Jeder  Reichsstand  hatte  das  ihm  auferlegte  Kontingent  zu  stellen, 
eine  Ablösung  in  Geld  war  ihm  nicht  gestattet.  Wer  Vassallen  hatte, 
stellte   seine  Reiter  im  Laufe  des   16.  Jahrhunderts  in  der  R«gel  noch 


»»•  Vgl.  ElOHHOBN,  IV.  548  f. 

^'  Vgl.  ebd.  ni.  222.  Schon  die  vom  Wormser  Reichstage  Ton  1495  beschlossene 
Reformation  (N.  Samml.  II.  18  f.)  trat  den  Freigerichten  mit  Entschiedenheit  entgegen. 

^  Jahns,  Zur  Geschichte  der  Eriegsverfassung  des  deutschen  Reiches,  Prenß. 
Jahrbücher  XXXIX.  1  ff,,  IIS  ff.,  ^43  ff.  Fbstbb,  Die  armierten  Stande  nnd  die  Beichs- 
kriegsverfassnng  1681 --97,  Straßb.  Inang.-Diss.  1886.  Püttbb,  Bist.  Entwickelang 
IL  283  ff,  293  ff.  U.  98  ff.  Eiobhobn,  lU.  315  ff.  IV.  300  ff.,  546.  LüKio,  Corpus 
iuris  militaris. 

*  Vgl.  Ullkann,  Maximilian  I.  320  ff.,  390  ff.,  847  ff.  N.  Samml.  U.  14  ff.  Ein 
interessantes  Experiment  war  der  von  der  Regimentsordnung  von  1500,  §§  24  ff. 
(ebd.  II.  60  f.)  Torgeschriebene  400.  Mann,  offenbar  eine  Art  Aushebung. 

'  N.  Samml.  ü.  208,  216  ff.  Böhmen  stellte  400  zu  Boß  und  600  zu  Fuß,  die 
sechs  übrigen  Kurfürsten  sowie  Salzburg,  Baiern,  Würtemberg  und  Savojen  je  60 
zu  Roß  und  277  zu  Fuß,  Österreich  und  Burgund  je  120  und  600,  Jülich-CleTe-Berg 
90  und  540;  von  den  Städten  stellten  die  größten  Kontingente  Nürnberg,  Metz  (je 
40  und  250)  und  Köln  (30  und  322).  Die  kleinsten  Kontingente  beliefen  sich  auf 
4  Fußknechte. 
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mit  Hilfe  des  Lehnsaufgebotes;  später  wurde  denselben  gewöhnlich  die 
Wahl  zwischen  Dienst  und  Zahlung  von  Ritterpferdsgeldern  eingeräumt. 
Im  übrigen  half  man  sich  mit  Söldnern.  Die  Lehnsmannen  erhielten 
Verpflegung,  aber  keinen  Sold ;  die  Söldner  hatten  ihre  Verpflegung  selbst 
zu  bestreiten,  doch  mußte  der  Kontingentsherr  ihnen  den  nötigen  Pro- 
viant gegen  Bezahlung  zur  Verfugung  stellen.  Jedes  Kontingent  war 
demnach  von  einer  eigenen  Proviantkolonne  begleitet,  so  daß  die  Schlag- 
fertigkeit des  Heeres  durch  einen  Ungeheuern  Troß  beeinträchtigt  wurde. 
Der  monatliche  Sold  wurde  in  den  Wormser  Beschlüssen  auf  10  rhein. 
Gulden  für  einen  Reisigen  mit  Pferd  und  4  Gulden  für  einen  Fußknecht 
festgesetzt.  Der  hiernach  für  das  einzelne  Kontingent  im  ganzen  erfor- 
derliche Monatssold  wurde,  in  Erinnerung  an  die  alten  Römerzüge,  ein 
„Römermonat"  genannt.  Wie  die  von  der  Wormser  Matrikel  festgesetzte 
Starke  des  Gesamtheeres  und  der  einzelnen  Kontingente  bei  der  jedes- 
maligen Vereinbarung  mit  dem  Reichstage  als  „Simplum"  behandelt 
wurde,  so  berechnete  man  auch  die  den  einzelnen  Reichsständen  neben 
der  Gestellung  ihres  Kontingentes  aufzuerlegende  Kriegs-  oder  Matrikular- 
steuer  nach  den  Römermonaten  der  Wormser  Matrikel*.  Diese  Steuer 
floß  in  die  Reichsoperationskasse  und  diente  teils  zur  Beschaffung  des 
„Zeuges**  oder  Artilleriematerials,  teils  zur  Besoldung  der  Reichsgeneralität 
und  der  vom  Reiche  zu  stellenden  technischen  Truppen. 

Ein  Hauptfehler  des  Reichsheeres  bestand  darin,  daß  es  ohne  jede 
weitere  Organisation  ausschließlich  in  die  einzelnen,  nach  Anzahl,  Zu- 
sammensetzung und  Bewaffnung  überaus  verschiedenen  Kontingente  zer- 
fiel, deren  Vereinigung  zu  größeren  taktischen  Körpern  erst  nach  dem 
Zusammentritt  des  Heeres  möglich  wurde.  In  dieser  Richtung  schuf  die 
sogenannte  Reichsdefensionalverfassung  von  1681  eine  wesentliche  Ver- 
besserung, indem  sie,  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Simplums  auf 
12000  Reiter  und  28000  Fußknechte,  die  Verteilung  der  Kontingente 
auf  die  Reichsstände  aufgab  und  dafür  die  Verteilung  auf  die  zehn  Kreise 
nach  einen  bestimmten  Maßstabe  anordnete*.  Den  Kreisen  blieb  die 
Unterverteilung  auf  die  einzelnen  Kreisstände  (nach  der  Wormser  Ma- 
trikel) und  die  Vereinigung  der  von  diesen  gestellten  Kontingente  zu 
Regimentern  überlassen.  Ablösung  durch  Geld  (Reluition)  war  nicht  ge- 
stattet, dagegen  durften  die  nichtgerüsteten  Reichsstände  mit  ausreichend 
gerüsteten  (armierten)  Mitständen  Subsidienverträge  abschließen.  Die  Er- 
füllung der  den  einzelnen  Ständen  obliegenden  Leistungen  konnte  im 
Wege  der  Kreisexekution  erzwungen  werden.  Die  gesamte  Mannschaft 
eines  Kreises  bildete  ein  geschlossenes  Corps  unter  einer  eigenen  Kreis- 


*  Wenn  also  zwei  Sinipla  und  ein  Bömermonat  bewilligt  waren,  so  stellte 
Nürnberg  80  Reisige  und  500  Faßknechte  und  zahlte  eine  Steuer  von  1400  Gulden. 

*  Vgl.  u.  a.  Gbbstlacheb,  VI.  853.  Die  größeren  Beichsstände,  welche  mit 
ihren  Territorien  verschiedenen  Kreisen  angehörten,  waren  genötigt,  ihre  Eontingente 
dem  entsprechend  zu  zerreißen. 

49* 
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geueralität.  Außerdem  hatte  jeder  Kreis  einige  techiiische  Truppen  und 
ein  gewisses  Artilleriematerial  zu  beschafiFen.  Als  Kreiskriegsminister  fun- 
gierte der  Kreisoberst.  Für  die  dem  Kreise  obliegenden  Ausgaben  wurde 
eine  Kreisoperationskasse  gebildet,  so  daß  die  Stande  außer  der  Reichs- 
noch  eine  Kreiskriegssteuer  zu  zahlen  hatten.  Fiir  beide  Arten  der  Kri^;s- 
Steuer  blieben  die  ßömermonate  der  Wormser  Matrikel  im  Grebrauch.  Die 
Beschaffung  des  Proviantes  blieb  Sache  der  einzelnen  Kontingentsherren. 

Die  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  waren  dem  Reiche  nicht  direkt 
kriegspflichtig.  Da  sie  sich  größtenteils  im  Lehnsbande  befanden,  su 
dienten  sie  entweder  in  den  betreffenden  Lehnsaufgeboten  oder  zahlten 
Ritterpferdsgelder.  Außerdem  war  es  von  alters  her  üblich,  daß  der 
Kaiser  sie  in  Kriegsfällen  zu  einer  freiwilligen  Beisteuer  aufforderte,  die 
allmählich  zu   einem  observanzmäßigen  „subsidium  caritativurn"   wurde. 

Über  die  Ernennung  der  Reichsgeneräle  hatte  sich  der  Kaiser  mit 
dem  Reichstage  zu  verständigen.  Der  Reichsgeneralfeldmarschall  wurde 
erst  im  Kriegsfalle  ernannt,  die  übrigen  Generäle  wenigstens  in  der  spä- 
teren Zeit  schon  im  Frieden  designiert.  Seit  dem  westfälischen  Frieden 
mußte  jede  Generalsstelle  mit  einem  Katholiken  und  einem  Protestanten 
besetzt  sein.  Die  Aufsicht  über  die  Heeresführung  stand  dem  Yon  den 
Reichsständen  gewählten,  paritätisch  zusammengesetzten  Reichskriegsrate  zu. 

Für  die  innere  Disziplin  des  Heeres  und  die  rechtliche  Stellung  der 
Söldner  waren  die  bei  der  Musterung  von  den  Truppen  zu  beschwörenden 
Artikel,  der  „Artikulsbrief"  für  die  Fußknechte  und  die  „Reuterbestal- 
lung" für  die  Reisigen,  maßgebend®. 

Überaus  schwerfallig  und  hier  nicht  weiter  zu  erörtern  waren  die 
dem  Reiche  zu  Gebote  stehenden  Mittel,  die  Reichsstände  und  ünter- 
thanen  durch  Dehortatorien,  Avocatorien  und  Excitatorien  zur  Erfüllung 
ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten.  Zur  Anordnung  von  Einquartierungen, 
Musterplätzeu  und  Durchzügen  war  nach  der  Wahlkapitulation  die  Ein- 
willigung der  Reichsstände  erforderlich.  Die  Residenzen  der  Reichsständ<' 
und  der  Sitz  des  Reichskammergerichts  waren  von  jeder  Quartierla^^t 
befreit. 

Einige  Reichsfestuugen  waren  seitens  des  Kaisers  während  des 
30  jährigen  Krieges  angelegt.  Nach  dem  westfälischen  Frieden  durfte 
dies  nur  noch  mit  Reichstagsgenehmigung  geschehen.  Die  Wahlkapitu- 
lation erklärte  das  Festungswesen  für  Landessache,  doch  war  das  Reich 
durch  französische  Abtretungen  in  den  Besitz  der  Festungen  Kehl  und 
Philippsburg  gekommen  5^. 

§  77.  Das  Reichsfinanzwesen.  Die  früheren  unmittelbaren 
Finanzquellen  waren  fast  sämtlich  versiegt  oder  durch  Übertragung  oder 
unvordenklichen  Besitz  auf  die  Reichsstände,  zum  Teil  auch  auf  Privat- 


^  Beide  zuerst  aufgestellt  von  Maximilian  I.,  unter  Maximilian  U.  1570  einer 
Neuredaktion  unterworfen.    Vgl.  N.  Samml.  HL  821  ff, 
»  Vgl.  PüTTKB,  a.  a.  0.  U.  290,  300. 
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personen  übergegangen  ^  Erhalten  hatten  sich  n.  a.  die  Jahressteuern 
einzelner  Reichsstädte,  z.  B.  Frankfurt  a.  M.  *,  und  der  Opferpfennig  der 
Juden  von  Worms  und  Mainz.  Die  Wiedereinlösung  der  an  Reichsstände 
gegebenen  Reichspfandschaften  wurde  durch  den  westfälischen  Frieden  an 
die  Zustimmung  des  Reichstages  gebunden'.  Die  Bestimmung  der  Wahl- 
kapitolationen,  daß  einträgliche  heimgefallene  Reichslehen  im  Interesse 
des  Reiches  eingezogen  werden  sollten,  hatte  thatsächlich  nur  die  Be- 
deutung, daß  Kurfürstentümer  nur  mit  Zustimmung  des  Kurfürsten- 
kollegiums, alle  anderen  Reichslehen  nur  mit  Einwilligung  des  Reichs- 
tages wiederverliehen  werden  sollten*. 

Die  einzige  stehende  Reichssteuer  bildeten  die  1548  als  Matrikular- 
steuer  eingeführten  sogenannten  Kammerzieler  zum  Unterhalte  des  Reichs- 
kammergerichts ^.  Im  übrigen  kamen  nur  außerordentliche  Reichssteuern, 
namentlich  aus  Anlaß  von  Reichskriegen,  vor®.  Die  ältere  Form  war  der 
gemeine  Pfennig,  der  als  direkte  Reichssteuer  von  landsässigen  Personen 
ebenso  wie  von  Reichsunmittelbaren  erhoben  wurde  und  in  der  Regel  für 
die  Vermögenderen  den  Charakter  einer  Kapitals-  und  Rentensteuer,  für 
die  übrigen  den  einer  Kopfsteuer  trug^.  Den  gemeinen  Pfennig  hatten 
auch  die  Geistlichkeit  und  die  Klöster  zu  zahlen.  Allmählich  wurde  der 
gemeine  Pfennig  durch  den  dem  staatsrechtlichen  Charakter  des  Reiches 
mehr  entsprechenden  „Anschlag",  eine  der  alten  Städtesteuer  nachgebil- 
dete Reichsmatrikularsteuer  auf  Grund  der  Wormser  Matrikel  von  1521, 
verdrängt®.  Die  Beibehaltung  der  1521  erfolgten  Veranlagung  brachte, 
da  die  seitdem  eingetretenen  Territorialveränderungen  unberücksichtigt 
blieben,  vielfache  Ungerechtigkeiten  mit  sich.    Die  wiederholt  beantragte 


>  Vgl.  ElCHHOBN,  IV.  291  f. 

'  Vgl.  S.  525.  PüTTER,  Histor.  EDtwickelung  II.  211.  Zeümbr,  Städteßteuern  153. 
Lang,  Histor.  Entwickelung  der  deutschen  Steuer  Verfassung  (1793)  157  f. 

•  Vgl.  JPO.  Art.  5.  §  26.  Pütteb,  a.  a.  O.  II.  84.  Was  die  Kaiser  an  andere 
als  an  Beichsstande  yerpföndet  oder  verschrieben  hatten,  mußten  sie  in  den  Wahl- 
kapitulationen versprechen,  thnnlichst  an  das  Reich  zurückzubringen. 

«  Vgl.  ständige  Wahlkapitulation  von  1711,  Art.  11  (N.  Samml.  IV.  241). 

*  Vgl.  §  75,  N.  9.  •  Vgl.  S.  770. 

^  Auf  dem  Wormser  Reichstage  von  1495  (N.  Samml.  II.  15)  wurde  der  gemeine 
Pfennig  für  ein  Vermögen  von  500—1000  Guld.,  dem  eine  Rente  von  25—50  Gld. 
gleichgeachtet  sein  sollte,  auf  0,1 7o  festgesetzt,  wahrend  alle,  die  weniger  als  500  Gld. 
besafien,  mit  einer  Köpfsteuer  von  V«4  Qld.  belegt  wurden.  Wer  mehr  als  1000  Gld. 
besaß,  sollte  von  dem  Oberschusse  nach  seiner  „Andacht",  d.  h.  seinem  Ermessen, 
geben.  Die  Kopfsteuer  sollte  für  jeden  mit  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  be- 
ginnen, was  man  auf  das  riboarische  Recht  zurückführen  möchte,  wenn  nicht  in  dem 
Trier-Kölnischen  RA.  von  1512  (ebd.  IL  138  f.)  der  Beginn  der  Steuerpflicht  auf  das 
vollendete  12.  Jahr  gesetzt  wäre.  Der  gemeine  Pfennig  wurde  ursprünglich  nicht 
bloß  für  das  Reichsheer,  sondern  auch  für  den  Unterhalt  des  Reichskammergerichts 
(vgl.  S.  767,  N.  9)  und  des  Reichsregimeutes  (N.  Samml.  11.  82)  bestimmt. 

'  Vgl.  ZsuHBB,  Städtesteuern  153 1f.  Über  ältere  Anschläge  für  das  Reichs- 
kammergericht vgl.  S.  767,  N.  9.  Die  Anschläge  wurden  eine  Zeit  lang  neben  ihren 
militärischen  Zwecken  auch  für  das  Reichsregiment  bestimmt.  Vgl.  N.  Samml.  II. 
205.  246. 
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Neuveranlagnng  kam  nicht  zustande.  Seit  dem  westfälischen  Frieden 
wurde  es  überhaupt  streitig,  ob  der  Reichstag  berechtigt  sei,  Beichs- 
steuem  mit  Stimmenmehrheit  zu  beschließen*. 

Zur  Vereinnahmung  der  Reichssteuem  wurden  jedesmal  besondere 
Legestätten  angeordnet  und  Reichsschatz-  oder  Reiohspfennigmeister  ein- 
gesetzt. Das  Reichskammergericht  hatte  einen  eigenen  Pfennigmeister 
als  Rendanten.  Die  Verausgabung  der  Oelder  stand  stellenweise  anter 
strenger  reichsständischer  Kontrolle  ^^  Die  von  Maximilian  I.  eingesetzte 
Hofkammer  ist  für  das  Reich  nur  von  vorübergehender  Bedeutung  ge- 
wesen, 

§  78.  Das  Reichspolizeiwesen^  Eine  dem  mittelalterlichen 
Staate  im  wesentlichen  noch  unbekannte  Aufgabe,  die  Fürsorge  für  das 
allgemeine  Wohl,  wurde  nach  dem  Vorgange  verschiedener  dem  15.  Jahr- 
hundert angehörenden  „Landesordnungen"  seit  dem  Wormser  Reichstage 
von  1495  als  eins  der  wesentlichsten  Objekte  der  Reichsgesetzgebung  an- 
gesehen. Man  faßte  alles  dahin  Gehörige  unter  dem  weiten  Begriffe  der 
Polizeiordnung  zusammen*  und  verstand  darunter  namentlich  Vorschriften 
über  Kleidertrachten  und  Gastereien,  Maßregeln  gegen  die  Ausschreitungen 
des  fahrenden  Volkes,  Unzucht  und  Kuppelei,  Gotteslästerungen  und 
andere  Störungen  des  kirchlichen  Friedens,  Mißbräuche  in  Handel  und 
Wandel,  gegen  den  Wucher;  auch  Lehrlings-  und  Gesellenwesen,  Bücher- 
zensur, betrüglicher  Bankerutt,  Apotheken-  und  Vormundschaftswesen 
wurden  allmählich  mit  in  den  Bereich  der  Polizeiordnungen  gezogen.  Eine 
Hauptaufgabe  derselben  bildete  aber  die  Regelung  des  Münzwesens*. 

Die  Prägungen  von  Reichs  wegen  hatten  längst  aufgehört.  Jetzt 
handelte  es  sich  darum,  die  Münzherren  an  die  Beobachtung  eines  be- 
stimmten Münzfußes  zu  binden  und  ihre  Prägungen  unter  die  Aufsicht 
des  Reiches  zu  nehmen.  Zur  Ausübung  der  letzteren  bediente  man  sich 
der  Kreisverfassung.  Die  Reichskreise  wurden  angewiesen,  jährliche  Münz- 
probationstage  abzuhalten,  auch  wurden  besondere  Kreismünzstätten  ein- 
gerichtet, an  denen  die  nicht  im  Besitze  eigener  Bergwerke  befindlichen 

»  Vgl.  PüTTBB,  a.  a.  O.  78,  122. 

^^  Vgl.  die  ständige  Wahlkapitnlation  von  1711,  Art.  5  (N.  Samml.  lY.  2d6). 

1  Vgl.  EiOHHOBK,  IV.  271  ff.,  544  f.  RA.  von  V^orms  1495,  §§  36—44  (N.  Samml. 
II.  25 f.,  vgl.  ebd.  28 f.),  von  Lindau  1497  §§  8—28,  83-46  (ebd.  81  ff.),  von  Frei- 
borg  1498,  §§  38—51  (ebd.  46  ff.),  von  Augsburg  von  1500,  §§  22-34  (ebd.  77  ff., 
vgl.  54  ff.),  von  Trier  und  Köln  1512,  Tit.  4.  §§  1-20  (ebd.  141  ff.),  von  Nfimberg 
1524,  §§  25—28  (ebd.  257  f.),  von  Speier  1529,  §  9  (ebd.  294).  Die  erste  ToUstäDdige 
Polizeiordnuug  kam  1530  auf  dem  Augsburger  Reichstage  zustande  (ebd.  332  ff.), 
die  zweite  ebenda  1548  (ebd.  587  ff.),  die  dritte  1577  zu  Frankfurt  (ebd.  IIL  379  ff.). 
Der  Landesgesetzgebung  wurde  gestattet,  die  RPO.  zu  ermaßigen,  also  Ausnahmen 
zu  machen,  dagegen  wurde  verboten,  sie  landesgesetzlich  zu  vermehren. 

•  Über  den  Sprachgebrauch  vgl.  Eichhorn,  IV.  272  N.  a. 

'  Vgl.  V.  Pbaun,  Gründl.  Nachricht  von  dem  Mttnzwesen,  1784.  Gbbstlaobbb, 
IX.  1475—1697.    Zaohabiä,  Deutsches  Staats-  u.  Bundesrecht,  3.  Aufl.  II.  372  ff. 
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Reiohsstande  unter  Aufsicht  besonderer  Kreisbeamten  ihre  Prägungen  vor- 
zunehmen hatten. 

Nach  der  Münzordnung  von  1559*,  durch  welche  die  älteren  Münz- 
ordnungen aufgehoben  wurden^,  bildete  die  kölnische  Mark  (S.  508)  die 
Grundlage  für  alle  Gold-  und  Silbermünzen.  Aus  der  Mark  zu  14  Lot 
16  Gran  reinen  Silbers  und  1  Lot  2  Grän  Eupferzusatz  wurden  9V2  Beichs- 
gülden  (auch  Speziesgulden)  zu  60  und  19  halbe  Reichsgulden  zu  30  Kreuzern 
geprägt.  An  Goldgalden  sollten  auf  die  Mark  zu  18  Karat  6  Grän 
72  Stück  ausgebracht  werden,  außerdem  wurde  die  mehrfach  übliche  Aus- 
4)rägung  von  Dukaten,  67  Stück  auf  die  Mark  zu  23  Eirat  8  Grän,  ge- 
stattet. Das  Wertverhaltnis  von  G^ld  zu  Silber  wurde  nur  im  Maximum 
festgesetzt,  indem  ein  Dukaten  höchstens  zu  104,  ein  Goldgulden  höchstens 
zu  75  Kreuzern  gerechnet  werden  sollte.  Die  Münzen  trugen  auf  der 
einen  Seite  das  Reichs-,  auf  der  andern  das  Landesmunzzeichen^.  Andere 
als  die  im  Gesetze  aufgeführten  Münzen  durften  nicht  geprägt  werden, 
nur  Heller  und  Pfennige  blieben  Landessache.  Für  alle  Münzen  bestand 
innerhalb  des  ganzen  Reiches  Annahmezwang,  für  Scheidemünzen  (bis  zu 
5  Krzr.-Stücken)  aber  nur  bis  zum  Betrage  von  25  Gld.  Die  Ausfuhr 
inländischer  Münzen  ins  Ausland  wurde  verboten,  ebenso  die  Verwendung 
ausländischer  Münzen  innerhalb  des  Reiches.  Die  älteren  inländischen 
Münzen  wurden  gesetzlich  tarifiert.  Verstöße  gegen  die  Reichsmünz- 
ordnung wurden  mit  Suspension,  unter  Umständen  selbst  mit  Entziehung 
des  Münzrechts  bestraft. 

Der  Augsburger  RA.  von  1566^  gestattete  für  den  Binnenverkehr 
der  einzelnen  Territorien  auch  „ihre  sonderbare  Landmünzen"  und  ver- 
langte nur,  daß  dieselben  auf  den  Gehalt  und  Wert  der  Reichsmünzen 
reguliert  und  geordnet  und  der  Aufsicht  der  Münzprobationstage  unter- 
stellt würden.  Damit  war  den  Münzeinungen,  zu  denen  die  Kreise  ohnehin 
neigten,  Raum  gegeben.  Die  folgenreichste  Münzeinung  war  die  1690  zu 
Leipzig  zwischen  Kurbrandenburg,  Kursachsen  und  Braunschweig  abge- 
schlossene^, durch  welche  der  sogenannte  Leipziger  Münzfuß  begründet 
wurde.  Derselbe  knüpfte  an  den  alten  1566  ausdrücklich  zugelassenen 
„Thaler"  (auch  Reichs-  oder  Speziesthaler)  zu  68  Krz.,  von  dem  neun 
auf  die  Mark  feinen  Silbers  ausgebracht  wurden,  an  und  teilte  denselben 
in  2  Gulden  zu  je  60  Krz.;  die  Neugulden  beruhten  also  auf  dem 
18  Gulden-Fuße.  Neben  den  Gulden  wurden  auch  Thaler  zu  90  Krz., 
12  auf  die  Mark  fein,  geprägt.  Dieser  Münzfuß  wurde  1738  zum  Reichs- 
münzfaß erklärt®,  gelangte  aber  als  solcher  nicht  zur  Durchfuhrung.    Da- 


^  N.  Samml.  m.  186  ff. 

*  Vgl.  Goldmünzordnung  von  1495,  ebd.  II.  27,  und  die  Beichsmünzordnungen 
von  1524  und  1548/61  (ebd.  n.  261  flf.,  616  ff..  634  f.). 

*  So  schon  nach  der  Ordnung  von  1495.  '  Gebstlachbb,  IX.  1489. 

"  Dieselbe  knüpfte  an  den  1667  zwischen  Brandenburg  und  Sachsen  verein- 
barten Zinnaer  Münzfuß  an. 

*  Gkbstlacheb,  IX.  1511  ff. 
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gegen  kam  es  1753  zu  einer  Münzkonvention  zwischen  Osterreich  und 
Baiern  auf  Grundlage  des  20  Ouldenfußes  (sogenannter  Konventionsmünz- 
fuß),  während  Preußen  1764  den  21  Guldenfuß,  auch  Graumannscber 
Münzfuß  genannt,  einführte  ^^.  Eine  Nebenart  des  Konventionsmünzfaßes 
war  der  24  Guldenfuß,  der  erst  1838  durch  eine  Münzkon?entiou  der 
südwestdeutschen  Staaten  in  einen  24V9  Guldenfuß,  den  sogenannten 
rheinischen  Münzfuß,  umgewandelt  wurde. 

Eine  ebenfalls  unter  den  Begriflf  der  ßeichspolizei  fallende  Neuerung 
war  das  Postwesen".  Dasselbe  war  niederländischen  Ursprungs  und  zu- 
nächst nur  zur  Verbindung  der  burgundisch-habsburgischen  Länder  mit 
der  österreichischen  Hauptstadt  bestimmt.  Unter  der  Leitung  der  Herren 
von  Taxis,  die  anfangs  burgundische  Beamte  waren ^  1595  aber  die  Be- 
stallung als  Reichsgeneralpostmeister  erhielten,  wurde  das  Postwesen  all- 
mählich auf  das  ganze  Reich  ausgedehnt.  Die  Kurfürsten  hatten  die 
Post  schon  1570  als  kaiserliches  Regal  anerkannt,  doch  wurde  dem  Kaiser 
das  ausschließliche  Recht  zur  Einrichtung  neuer  Posten  schon  im  17.  Jahr- 
hundert seitens  der  Reichsstände  bestritten.  Seit  1615  waren  die  Grafen 
von  Taxis  (seit  1754  Fürsten  von  Thum  und  Taxis)  erblich  mit  dem 
Reichsgeneralpostamt  als  Reichsregal  belehnt,  doch  kam  dasselbe  nur  teil- 
weise zur  Durchführung,  da  in  Österreich,  Kurbrandenburg,  Kursachsen 
und  einigen  anderen  Ländern  eigene  Landesposten  errichtet  wurden. 

§  79.  Die  Territorien^  Der  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  in  den  Landvogteien  zusammengefaßte  Besitz  des  Reiches  an 
unmittelbaren  Reichslanden  war  durch  Verleihung,  Verpfandung  oder  Ver- 

^^  Aus  der  12  lötigen  Mark  Silbers  wurden  14  llialer  geprägt,  der  Thaler  zerfiel 
in  24  Groschen,  dieser  in  12  Pfennige.  Gleichzeitig  wurde  als  preußische  (jh>ldmunz4> 
der  Friedrichsd'or  im  Werte  von  5  Thalern  Gold  eingeftkhrt,  ohne  das  WertverhaltniK 
desselben  zu  dem  Thaler  Silber  gesetzlich  festzustellen.  Gold-  und  Silberwähmog 
bestanden  demnach  selbständig  nebeneinander,  die  erstere  nur  für  solche  Fälle,  wo 
die  Zahlung  vertragsmäßig  oder  gesetzlich  in  Gold  geleistet  werden  mußte.  Wti 
Silber  zu  leisten  war,  konnte  die  Annahme  von  Gold  nicht  verlangt  werden.  Vgl. 
SoETBEBB,  Deutsche  Münzverfassung  (1874)  1  f. 

"  Vgl.  Eichhorn,  IV.  276  f.  Gkbstlacher,  IX.  1697  ff.  Pütter,  Vom  Reicbs- 
postwesen,  1790.  KlOber,  Das  Postweseu  in  Deutschland,  1811.  Fleoi^bb,  Zur  Ge> 
schichte  der  Posten,  1858.    Hartmann,  Entwicklungsgeschichte  der  Posten,  1867. 

»  Vgl.  S.  578 ff.  Eichhorn,  KL  223—284.  IV.  251-61.  290f.,  316—80,  549 
bis  565.  v.  Danibls,  Handbuch  IV.  547  ff.  v.  Sbokendorf,  Deutscher  Fürstenstaat 
1656.  Caesarinus  Fuerstenerius  (J.  G.  Leibniz),  De  iure  suprematus  et  lega- 
tionis  principum  Qermaniae,  1677.  Pfbffinger,  Vitriarins  illustratus  III.  1052—1520. 
IV.  1—228.  POtter.  Hist.  Entwickelung  I.  324  ff..  II.  82  ff..  156  ff.,  167-206.  III. 
258—95.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Regierungssachen,  1772;  Von  der  deutschen 
Reichsstände  Landen,  1769;  Von  der  deutschen  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten. 
1744.  K.  S.  Zacharia,  Geist  der  deutschen  Territorialverfassung,  1800.  v.  Roth,  Staats- 
recht deutscher  Reichslande,  2  Bände,  1790—92.  Held,  Staat  und  Gesellschaft  II. 
393  ff.  Waltbb,  DRG.  §§  362— 74,  642.  Zöpfl,  DRG.  II*.  413  ff.  Schultb,  DRG. 
j^  102.  v.  Bblow,  Die  Neuorganisation  der  Verwaltung  in  den  deutschen  Territorien 
des  16.  Jahrhunderts,  Histor.  Taschenbuch,  6.  Folge,  VI.  305  ff.     Rbbohaus,  Deutsch- 
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jährung  dahingeschwuudeu.  Der  Kaiser  übte  im  Reiche  nur  noch  ober- 
herrliche Rechte  aus,  während  die  unmittelbare  Landesherrschaft  in  an- 
deren Händen  ruhte.  Selbst  in  den  wenigen  alslVümmer  derLandvogteien 
übrig  gebliebenen  Reichsdörfern  (§  81)  gab  es  kein  unmittelbares  kaiser- 
liches Regiment  mehr.  Zu  der  Klasse  der  Reichsunmittelbaren  gehörten, 
al^esehen  von  den  Reichsbeamten,  jetzt  nur  noch  die  Herrschendon ;  alle 
übrigen  waren  landsässig,  d.  h.  einer  Landesherrschaft  unterworfen  und 
dem  Reiche  nicht  „ohne  Mittel  unterthan"*. 

Den  Hauptbestandteil  des  Reiches  bildeten  die  reichsständischen  Terri- 
torien, deren  Inhaber  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage  hatten.  Dazu 
kamen  die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne  Reichsstandschaft  und 
die  sogenannten  Rezeßherrschaften. 

Die  reichsständischen  Territorien  hatten  mit  Ausnahme  der  Reichs- 
städte und  der  zu  diesen  gehörigen  Landgebiete  ausschließlich  mon- 
archische Verfassung'.  Sie  zerfielen,  je  nach  dem  Stimmrecht  im  Reichs- 
tage, in  Kurfürstentümer,  Fürstentümer  und  nichtfürstliche  Territorien 
der  Prälaten,   Grafen  und  Herren.    Mit  Ausnahme  Böhmens  und  seiner 


land  vor  100  Jahren,  I.  II.  Pbrthss,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution, 
1845.  Räussbb,  Deutsche  Geschichte  I'.  91  if.  Gierkb,  Genossenschaftsrecht  I.  642  ff., 
781  f.,  801  ff.,  889  f.  II.  855  ff.  Schbötter,  Abhandlungen  aus  dem  österreichischen 
Staatsrechte,  1762  ff.  Adler,  Die  Organisation  der  Centralverwaltung  unter  Maxi- 
milian L,  1886.  BosBNTHAL,  Die  Behördenorganisation  Ferdinands  I.,  1887.  Wolf, 
Die  Hofkammer  Leopolds  L,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  1853.  Bridtbl,  ebd.  1851, 
1852  ff.  v.  Hock  u.  BiDBRM  ANN,  Der  österreichische  Staatsrat,  1868—79.  H.Schulze, 
Das  preußische  Staatsrecht,  2.  Aufl.  I.  IL  1.  1888  (daselbst  I.  225,  Note  *  aus- 
führliche Litteratnrangaben).  Bornhak,  Geschichte  des  preußischen  Verwaltungs- 
rechts,  3  Bände,  1884—86.  Isaacsohn,  Geschichte  des  preußischen  Beamtentums. 
3  Bände,  1874—84.  Stölzbl,  Brandenburg-Preußens  Rechtsverwaltung  und  Rechts- 
verfassung,  2  Bände,  1888.  E.  Mbier,  Die  Reform  der  Verwaltungsorgan isation  unter 
Stein  und  Hardenberg,  1881.  Schuollbr,  Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik 
Preußens  1680—1786;  Die  innere  Verwaltung  des  preuß.  Staates  unter  Friedrich 
Wilhelm  L,  Preußische  Jahrbücher  1870;  Das  Städtewesen  unter  Friedrich  Wilhelm  L, 
ZeitBchr.  f.  preuß.  Gesch.  XL  v.  Freybbrq,  Pragmat.  Geschichte  d.  bayer.  Gesetz- 
gebung und  Staatsverwaltung  seit  Maximilian  L,  4  Bände,  1886—39,  Pözl,  Bayeri- 
sches Verfassungsrecht,  4.  Aufl.  (1870)  8  ff.  Hoffmann,  Geschichte  der  direkten 
Steuern  in  Baiem  (Schmollbr*s  Staats-  u.  sozialwiss.  Forsch.  IV.  5).  Walter,  Das 
alte  Erzstift  und  die  Reichsstadt  Köln,  1866.  Rittbr,  Zur  Geschichte  deutscher 
Finanzverwaltnng  im  16.  Jh.,  Zeitschr.  d.  Berg.  Gesch. -Vereins  XX.  C.  F.  v.  Stalin, 
Wirtembergische  Geschichte  IV.  710  ff.  Böhlau,  Mecklenburgisches  Landrecht,  I. 
90—172;  Fiskus,  landesherrliches  und  Landes  -  Vermögen  in  Mecklenburg  1877 
(Rostocker  Rektoratsprogramm,  1875).  Falck,  Schlesw.-holst,  Privatrecht  IL  IIl. 
1881—38.    Maurer,  Fronhöfe  IL  242—61. 

*  Die  nicht  zur  Regierung  gelangten  ebenbürtigen  Familien glieder  der  landes- 
herrlichen Häuser  galten  nicht  als  Unterthanen,  sondern  blieben  reichsunmittelbar. 
Vgl.  ScHULZB,  Erstgeburtsrecht  381. 

*  In  Ostfriesland  hatten  die  früher  begründeten  Anfänge  freistaatlicher  Ent- 
Wickelung  (S.  540)  keine  Dauer  gehabt.  Seit  1454  war  das  Land  eine  Reichsgraf- 
schaft, seit  1667  ein  Reichsfürstentum.  Nach  dem  Aussterben  des  ostfriesischen 
Fürstenhauses  (1744)  kam  es  auf  Grund  einer  älteren  Leb nsan wartschaft  an  die  Krone 
Preußen. 
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Nebenländer  waren  sämtliche  Territorien  auf  die  zehn  Keiohskreise  ver- 
teilt und  in  der  Reichsmatrikel  veranschlagt.  Sie  waren  die  ordentlicben 
Teilnehmer  an  der  Beichsregierung  und  den  Reichslasten.  In  entsprechen- 
der Weise  nahmen  sie  durch  die  Kreisstandschaft  an  der  Kreisregienmg 
und  den  Ereislasten  teil.  Neben  einfachen  Territorien  gab  es  zujsammen- 
gesetzte  unter  demselben  Landesherm.  Umgekehrt  gab  es  auch  Terri- 
torien, die  mehreren  Herren  gemeinschaftlich  gehörten  (vgl.  S.  758  f.). 
Wo  die  Hoheitsrechte  über  ein  Territorium  geteilt  waren,  galt  im  Zweifel 
der  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit  als  der  eigentliche  Landesherr*.  Die 
meisten  Territorien  waren  lehnbar:  die  Fürstentümer  waren  Reichslehen, 
die  nichtfürstlichen  Territorien  größtenteils  Reichsafterlehen,  doch  kamen 
unter  ihnen  auch  Allode  und  unmittelbare  Reichslehen  vor.  Der  frühere 
formelle  Unterschied  zwischen  Scepter-  und  Fahnlehen  bestand  nicht 
mehr,  seit  die  Belehnungsform  für  beide  die  gleiche  geworden  war  *.  Hin- 
sichtlich der  Entwickelung  der  landesherrlichen  Gewalt  standen  sich  alle 
reichsstandischen  Territorien  gleich,  der  frühere  Gegensatz  der  kurfürst- 
lichen, fürstlichen  und  gräflichen  Territorien  hatte  sich  verloren '. 

Die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne  Reichsstandschaft  ^  gehorten 
größtenteils  der  Korporation  der  Reichsritterschaft  (§81)  an.  Außerdem 
gab  es  noch  etwa  dreißig  derartige  Herrschaften,  von  denen  die  meisten 
mit  reichsständischen  Territorien  verbunden  oder  im  Besitze  von  reichs- 
ständischen Nebenlinien  waren ;  andere  gehörten  reichsunmittelbaren  Stif- 
tern oder  weltlichen  Herren,  die  ihre  Reichsstandschaft  wieder  verloren 
hatten  oder  überhaupt  nicht  zu  derselben  gelangt  waren  ^.  Alle  diese 
Herrschaften  befanden  sich  außerhalb  der  Kreise,  hatten  also  auch  keine 
liieisstandschaft.  Ein  reichsmatrikularmäßiger  Anschlag  bestand  nur  für 
wenige  von  ihnen;  auch  zu  den  Kammerzielern  wurden  die  meisten  nicht 
herangezogen. 

Rezeßherrschaften  waren  solche  Gebiete,  bei  denen  der  ursprüngliche 
Landesherr  seine  Landeshoheit  unter  Yorbehalt  bestimmter  Hoheitsrechte 
und  unter  Wahrung  seiner  persönlichen  Reichsunmittelbarkeit  an  einen 
benachbarten  Fürsten  abgetreten  hatte*. 

Von  den  geistlichen  Territorien  und  Herrschaften  wurde  infolge  der 


*  Vgl.  S.  574.  Eichhorn,  IV.  258.  Die  Strafgerichtsbarkeit  allein  war  daför 
nicht  ausreichend.  Vgl.  JPO.  Y.  §  44:  Sola  criminalis  iurisdiciio,  cetägeriekt^  tolmm* 
que  ins  gladii  et  retentionis,  patronatus,  filialitatis  neque  coniuncHm  neque  divuim 
ius  reformandi  tribuunt 

'  Vgl.  S.  785.  unter  Karl  V.  standen  noch  die  alten  Formen  in  Ckbranich. 
Vgl.  RA.  von  1521,  §  4  (N.  Samml.  IL  178). 

•  Vgl.  JPO.  vm.  §§  1,  2.  4. 

'  Auch  unter  den  reichsständischen  Territorien  der  Grafenktirien  führten  ver- 
schiedene bloß  den  Titel  „Herrschaft". 

'  Vgl.  Bergbaus,  Deutschland  von  hundert  Jahren  II.  205  ff. 

'  Eine  solche  teilweise  Mediatisierung  hatte  bei  der  stolbergisohen  GrafBchaft 
Wernigerode  gegenüber  Preußen  und  den  schönburgischen  Herrschaften  gegenüber 
Sachsen  stattgefunden.    Vgl.  v.  Daniels,  a.  a.  O.  IV.  616. 
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Eeformation  eine  große  Zahl  säkularisiert  ^^  Die  darüber  entstandenen 
Streitigkeiten  wurden  durch  den  westfälischen  Frieden  auf  Grund  des 
Besitzstandes  vom  1.  Januar  1624  entschieden".  Durch  den  EDHSchl. 
von  1803  wurden  samtliche  geistliche  Gebiete  bis  auf  das  neugeschaffene 
Kurfürstentum  Regensburg  und  den  Deutsch-  und  Johanniterorden  der 
Säkularisation  unterworfen  ^2. 

In  den  weltlichen  Territorien  brach  sich  mehr  und  mehr  die  staats- 
rechtliche Auffassung  Bahn;  mit  dem  privatrechtlichen  Systeme  der  Erb- 
teilungen wurde  gebrochen  und  die  Primogeniturordnung  eingeführt*'. 
Für  die  Kurfürstentümer  (aber  nicht  die  mit  ihnen  verbundenen  Neben- 
länder) war  dies  schon  durch  die  Goldene  Bulle  von  1356  (S.  576),  also 
durch  Reichsgesetz,  für  Würtemberg  durch  kaiserliches  Privileg,  gleich- 
zeitig mit  der  Erhebung  der  Grafschaft  zum  Herzogtum  (1495),  geschehen. 
Im  übrigen  erfolgte  die  Änderung  überall  im  Wege  der  Hausgesetz- 
gebung, nachdem  sich  die  Autonomiß  der  regierenden  Häuser  gegenüber 
dem  Widerstände  einer  romanisierenden  Jurisprudenz  mühsam  zu  allge- 
meiner Anerkennung  durchgerungen  hatte ".  Die  anfangs  für  notwendig, 
später  nur  noch  für  zweckmäßig  erachtete  kaiserliche  Bestätigung  wurde 
ausnahmelos  eingeholt**^.  Die  Gesuche  gingen  an  den  Reichshofrat,  der 
die  rechtliche  Zulässigkeit  zu  begutachten  und  die  Interessen  der  unge- 
borenen Familienglieder  wahrzunehmen  hatte.  Die  Entscheidung  über 
eingelegte  Widersprüche  erfolgte  durch  den  Kaiser  persönlich.  Die  heute 
üblichen  Kodifikationen  der  Hausgesetze  waren  vor  1806  unbekannt,  man 
begnügte  sich  mit  einzelnen  Dispositionen  in  Haus-,  Ehe-,  Erbverträgen 
oder  letztwilligen  Yerfügungen.  Hauptsächlich  handelte  es  sich  um  die 
Regelung  der  Successionsordnung,  Apanagen  und  Sekundogenituren  für 
die  jüngeren  Linien  (in  den  katholischen  Häusern  gewährten  die  Kanoni- 
kate  eine  erwünschte  Versorgung),  Vormundschaft  über  die  unmündigen 


^^  Vgl.  DovB,  i.  d.  Bealencyklopädie  f.  protest.  Theologie  u.  Kirche,  2.  Aufl. 
XIV.  47  f. 

"  Vgl.  S.  748.  JPO.  V.  §§  14f.,  21  f.,  25  f.  Über  den  sogenannten  geistlichen 
Vorbehalt  des  Augsbnrger  Religionsfriedens  vgl.  RA.  von  1555,  §  18  (N.  Samml. 
III.  18).  -Derselbe  kam  nach  dem  westfälischen  Frieden  nur  noch  für  Glauhens- 
änderungen,  die  dem  Besitzstände  des  Normaljahres  1624  entgegen  waren,  in  Betracht. 

»«  Vgl.  S.  719.    DovB,  a.  a.  0.  51  f.,  54  f. 

"  Vgl.  S.  576  f.    ScHüLZB,  Recht  der  Erstgeburt  344  ff. 

^*  Vgl.  H.  ScmiLZE,  a.  a.  0.  858—69,  Hausgesetze  der  regierenden  Fürsten- 
häuser, 8  Bände,  1862—83,  und  bei  Stobbb,  Rechtsquellen  II.  498  ff.  Moses,  Fami- 
lienstaatsrecht derer  teutschen  Reichsstände,  2  Bände,  1775.  Hbfftbb,  Sonderrechte 
der  vormals  reichsständischen  Häuser  Deutschlands,  1871.  Bbselbb,  Erbverträge  IL 
2,  17  ff.  QiBBKB,  Genossenschaftsrecht  I.  413  ff.  Mbjxb,  Bbsblbb,  Gibbkb,  i.  d. 
Zeitschr.  f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  V.  229  ff.,  540  ff.,  557  ff.  Wilda  in  Wbibkb's 
Rechtslexikon  I.  555  ff.    K.  Maubbb  bei  Bluntscbli  u.  Bratbb,  Staats- W.B.  I.  611  ff. 

'^  Die  Romanisten  verlangten  eine  lex  specialis  in  der  Form  eines  kaiserlichen 
Privilegs.  Seit  POtteb  und  Mosbb  galt  die  Einholung  der  kaiserlichen  Bestätigung 
nur  noch  für  zweckmäßig,  aber  nicht  mehr  für  unentbehrlich. 
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Familienglieder ^",  Mißheiraten^^,  Wittum  und  Heimsteuer  für  die  Frauen 
und  Töchter.  Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Territorialverhältnisse 
waren  die  Erbverbrüderungen,  durch  die  sich  die  vertragschließenden 
Häuser  gegenseitig  für  den  FaU  des  Aussterbens  zu  Erben  einsetzten**. 
Soweit  die  Rechte  der  Agnaten  durch  ein  Hausgesetz  berührt  wurden. 
war  ihre  Zustimmung  erforderlich;  auch  die  männlichen  Descendenten 
mußten  gehört  werden,  wenn  auch  prinzipielle  Widersprüche  derselben 
(z.  B.  gegen  das  Prinzip  des  Erstgeburtsrechts)  unberücksichtigt  blieben. 
Unmündigen  Familiengliedern  wurden  seitens  des  Reichshofrates  oder 
Reichskammergerichts  für  die  erforderlichen  Verhandlungen  Spezialvor- 
münder  gesetzt.  Der  Zustimmung  der  Landstande  bedurfte  es  nur,  wo 
diese  überhaupt  das  Mitwirkungsrecht  bei  wichtigeren  Landesakten  he- 
saßen;  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  wurde  sie  nicht  selten  auch  ohiu' 
rechtliche  Verpflichtung  eingeholt 

Das  Recht  der  Erstgeburt,  das,  sich  in  der  Regel  zugleich  auf  di«» 
Stammgüter  des  Hauses  („Hausfideikommiß")  miterstreckte  und  nur  da> 
freie  {Schatull-)Vermögen  unberührt  ließ,  wurde  hausgesetzlich  zuerst  für 
die  gesamten  brandenburgischen  Länder  durch  das  Familienstatut  de> 
Kurfürsten  Albrecht  Achilles  (die  sogenannte  „Achillea")  vom  22.  Februar 
1473  (vom  Kaiser  bestätigt  24.  Mai  d.  J.)  festgesetzt^®.  Dies  Familieu- 
statut,  dessen  Grundsätze  in  der  Folgezeit  (1598,  1603,  1664,  1688) 
wiederholt  bestätigt  wurden,  ist  die  Grundlage  der  mächtigen  Entwicke- 
luug  des  brandenburgisch-preußischen  Staates  geworden.  Dem  branden- 
burgischen Beispiele  folgte  Sachsen  (albert.  Linie)  1499,  Baiern  1578, 
Osterreich  1584^^.  Die  zahlreichsten  Übergänge  zu  der  Primogenitnr- 
ordnung  vollzogen  sich  während  des  17.  Jahrhunderts*^,  so  daß  für  das 
18.  Jahrhundert  nur  noch  wenige  übrig  blieben**.    Am  längsten  wurde 

»«  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  III.  140  ff.  "  Vgl.  S.  744. 

'*  Vgl.  Beseler,  Erbverträge  II.  2,  90  ff.  E.  liöNiNO,  ErbverbrfideniiigeD  zwischen 
Sachsen,  Hessen,  Brandenbürg,  1867. 

^*  Vgl.  §  50,  N.  28.  Die  fränkischen  Lande  (Markgrafschaft  Ansbach  und  Mark* 
grafschaft  Kulmbach  oder  Baireuth,  oder  „auf  dem  Gebirge")  sollten  eine  Sekunda- 
und  Tertiogenitur  bilden,  während  alle  übrigen  Besitzungen  des  Hauses  anteilbar 
mit  der  Kurmark  verbunden  blieben.  Durch  Vertrag  mit  dem  unbeerbten  letzten 
Sprossen  der  fränkischen  Linie,  dem  Markgrafen  Christian  Friedrich  Karl  Alezander, 
wurden  die  beiden  fränkischen  Fürstentümer  noch  bei  dessen  Lebzeiten  (1791)  mit 
dem  preußischen  Staate  vereinigt.  Der  fränkische  rote  Adlerorden  wurde  infolge 
dessen  zum  zweiten  preußischen  Hausorden  (nach  dem  schwarzen  Adlerorden)  erkliüt. 

'^  Weitere  Bestätigungen  erfolgten  1621.  1708  und  durch  die  pragmatische 
Sanktion  Karls  VI.  von  1713,  durch  welche  der  Übergang  auf  die  weibliche  (loth- 
ringische) Linie  begründet  wurde. 

'^  Darunter  Holstein  1608/1650,  Hessen- Darm stadt  1606,  Hessen-Kassel  1627, 
Baden  1615,  Braunschweig- Wolfenbüttel  1636,  Brannschweig-Lüneburg  1680,  Olden- 
burg 1691,  Sachsen-Eisenach,  Sachsen-Gotha  und  Waldeck  1685.  In  Kurpfalz  wurde 
die  Primogenitur  im  Anschluß  an  die  Bestimmungen  des  westfälischen  Friedens  still- 
schweigend angenommen. 

*'  Darunter  beide  Mecklenburg  (1701),  Anhalt  (1702,  1727),  Sachsen  -  Weimar 
(1716/24),  Hildburghausen  (1708).  Koburg  (1746),  Nassau  (1761). 
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die  privatrechtliche  Erbteilung  in  Sachsen-Meiningen  festgehalten,  das 
erst  1802  dem  allgemeinen  Beispiele  folgte;  das  meiningische  Hausgesetz 
ist  das  letzte  gewesen,  das  der  Kaiser  zu  bestätigen  hatte. 

Der  Inhalt  der  landesherrlichen  Gewalt  beschränkte  sich  nicht  mehr 
auf  einen  gewissen  Inbegriflf  von  Lehen,  Hoheitsrechten  und  A^ogteirechteu. 
Was  die  Goldene  Bulle  von  1356  den  Kurfürsten  für  ihre  kurfürstlichen 
Lande  eingeräumt  hatte,  war  im  Laufe  der  Zeit  teils  durch  Verleihung, 
teils  durch  unvordenklichen  Besitz  Gemeingut  sämtlicher  Reichsstände  ge- 
worden; nur  die  alten  Exemtionsprivilegien  gegenüber  dem  Beichshof- 
gericht  wurden  mit  dem  Wegfall  des  letzteren  gegenstandslos,  während 
die  Kurfürsten  daran  festhielten,  daß  die  Bestimmungen  der  Goldenen 
Bulle  zu  ihren  Gunsten  auch  gegenüber  den  neuen  Reichsgerichten  An- 
wendung Ifinden  müßten.  War  hiemach  auf  einem  besonderen  Gebiete 
ein  gewisser  Rückschlag  eingetreten,  so  hatten  andererseits  die  Reformation 
und  der  30  jährige  Krieg  umsomehr  zur  Hebung  der  landesherrlichen 
Gewalt  beigetragen,  so  daß  es  sich  im  westfälischen  Frieden  zimächst  nur 
darum  handelte,  den  hergebrachten  Rechten  der  Reichsstände  ganz  all- 
gemein die  reichsgesetzliche  Bestätigung  zu  verschaffen.  Dieselbe  erfolgte 
durch  JPO.  VIII.  §  1.  Eine  genauere  Aufzählung  wurde  nur  in  betreff 
der  Reichsstädte  (liberi  imperii  civitates)  beliebt,  indem  diesen  der  west- 
fälische Friede  die  volle  Gleichstellung  mit  den  übrigen  Reichsständen 
gewährleistete:  üsque  rata  et  inlacta  maneant  regalia,  vecügalia,  reditus 
annuiy  UbertateSj  prwilegia  confiscandi^  coüectandi  et  iiide  dejjendcfiiia  aliaque 
iura  ab  imperatore  et  imperio  legitime  impetraia  vel  longo  iwi  ante  hos 
motus  obtenta  possessa  et  exercita,  cum  omnimoda  iurisdictione  intra  muros 
et  in  territorio  (VIII.  §  4).  Insbesondere  wurde  sämtlichen  Reichsständen 
das  während  des  Krieges  schon  in  großem  Maßstabe  von  ihnen  geübte 
Bündnisrecht  zugestanden  und  nur  der  Vorbehalt  gemacht,  daß  die  Bünd- 
nisse nicht  gegen  Kaiser  und  Reich  gerichtet  sein  dürften  ^^.  Ebenso 
wurde  der  Religionsbann  (ins  reformandi)  als  ein  althergebrachtes,  in  dem 
„ius  territorii  et  superioritatis"  liegendes  Recht  aller  Reichsstände  bestä- 
tigt und  nur  in  seiner  Ausübung  durch  die  Gewährleistung  des  konfessio- 
nellen Besitzstandes  in  dem  Normaljahre  1624  beschränkt**.  Durch  die 
Festsetzung  des  Normaljahres  wurde  das  seit  der  Reformation  von  prote- 
stantischen wie  katholischen  Reichsständen  geübte  und  in  dem  Augsbur- 
ger Religionsfrieden  bestätigte  Recht  der  Einziehung  geistlicher  Güter  für 

"  JPO.  VIII.  §  2:  Cumprimis  vero  ins  faciendi  inter  se  et  cum  exleris  foed&ra 
pro  9ua  cuiusque  conservatume  ac  secwritate,  singulis  statifnis  perpetuo  liberum  esfo, 
ita  tarnen  y  ne  eiusmodi  foedera  Hnt  contra  imperatorem  et  Imperium  pacemqtie  eius 
puhlicam  vel  harte  imprimi»  transactionem,  ßanique  salvo  per  omnia  iuramento,  qito 
quisque  imperatori  et  imperio  obstrictus  est 

**  Vgl.  JPO.  V.  §  80:  cum  eiuemodi  statibus  immediatis  cum  iure  territorii  et 
superioritatis  ex  communi  per  totum  imperium  kactenus  ueiiata  praxi  etiam  ius  re- 
formandi  exercitium  religionis  competat.  Über  die  Bedeutung  des  Keligionsbannes 
sowie  des  Normaljahres  vgl.  ebd.  §§  30—37  und  oben  S.  748. 
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die  Zukunft  aufgehoben**^.  Erst  nach  der  Auflösung  des  Jesuitenordens 
durch  Papst  Clemens  XIV.  (1773)  ergab  sich  eine  neue  Gelegenheit  zu 
Säkularisationen,  indem  die  Besitzungen  des  aufgelösten  Ordens  seitens 
der  Staatsregierungen  als  bona  vacantia  eingezogen  wurden^.  Überhaupt 
aber  machte  sich  in  der  staatsrechtlichen  Theorie  des  18.  Jahrhunderts 
die  Auffassung  geltend,  daß  die  Staatsgewalt  kraft  ihres  dominium  emi- 
nens  zum  gemeinen  Besten  die  Aufhebung  von  Stiftern  und  Klöstern  und 
Einziehung  ihrer  Güter  anzuordnen  berechtigt  sei.  Während  die  prote- 
stantischen Fürsten  durch  den  westfälischen  Frieden  verhindert  waren, 
von  dieser  Theorie  praktischen  Gebrauch  zu  machen,  fand  sie  in  den 
katholischen  Ländern,  selbst  denen  der  geistlichen  Fürsten,  nach  dem 
Vorgange  Josephs  II.  und  des  Kurfürsten  von  Mainz  die  ausgedehnteste.» 
Anwendung*''.  Auf  diese  Weise  wurde  die  allgemeine  Säkularisation  des 
RDHSchl.  von  1803  vorbereitet*®.  Der  letztere  beschränkte  sich  aber 
nicht  auf  die  Mediatisierung.  der  geistlichen  Reichsstände  (S.  779),  son- 
dern gab  schlechthin  „alle  Güter  der  fundierten  Kapitel,  Abteien  und 
Klöster"  im  ganzen  Reiche  „der  freien  und  vollen  Verfugung  der  be- 
treflPenden  Landesfürsten"  preis,  „sei  es  zur  Bestreitung  der  Kosten  des 
Gottesdienstes,  des  Unterrichts  und  anderer  Anstalten  zum  gemeinen 
Besten,  sei  es  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen"*®.  Die  daraufhin  von 
den  meisten  Staatsregierungen  ergriffenen  Maßnahmen  trafen  zwar  auch 
einige  protestantische  Stiftungen,  hauptsächlich  gereichten  sie  aber  der 
katholischem  Kirche  zum  Nachteil,  der  fast  ihr  ganzes  Vermögen  zu  Gun- 
sten staatlicher  Omnipotenz  entzogen  wurde'®.  Es  war  erst  der  Zeit 
nach  den  Befreiungskriegen  vorbehalten,  dies  Unrecht  wieder  gut  zu 
machen. 

Die  landesherrliche  Gewalt  hatte  sich  zu  einer  wahren  monarchischen 
Staatsgewalt  umgebildet.  Der  französische  Entwurf  der  westfälischen  Prie- 
densurkunde  bezeichnete  sie  bereits  als  souveramite,  was  die  Urkunde  selbst 
mit  im  ierritorü  et  mperioritatis  (Anm.  24)  wiedergab.  Eine  ältere  Be- 
zeichnung war  „landesfürstliche  Obrigkeit"  und  für  die  nicht  fürstlichen 
Reichsstände  „Landes-  oder  hohe  Obrigkeit".  Die  Theorie  faßte  sie  in 
Anlehnung  an  den  kirchlichen  Sprachgebrauch  mit  Vorliebe  als  Juris- 
diktion auf,  wobei  außer  der  Gerichtsbarkeit  auch  die  gesetzgebende  Ge- 
walt und  die  Vertretung  der  Unterthanen  gegenüber  dem  Reiche  unter 


"  Vgl.  Angab.  RA.  von  1555,  §  19  (N.  Samml.  HI.  18).  JPG.  V.  §§  31  f.  Dovb. 
a.  a.  O.  48  ff..  56  f. 

••  Vgl.  DovB,  48. 

"  Vgl.  ebd.  50.    Hübleb,  Eigentümer  des  Kirchenguts  49  ff. 

•*  Über  das  Folgende  vgl.  Dovb,  a.  a.  0.  52  ff.,  57,  59  f.  Bsbqhaub,  Deutsch- 
land vor  fünfzig  Jahren  I.  863  f. 

'*  RDHSchl.  §§  84—86.  Eine  Ausnahme  machte  §  42  zu  Gunsten  der  Frauen- 
klöster,  die  nur  im  Einvernehmen  mit  dem  Diözesanbischof  aufgehoben  werden  sollten. 

'^  Der  Vorbehalt,  daß  die  Domstifter,  soweit  sie  bestehen  blieben,  ausreichend 
dotiert  werden  müßten,  überließ  doch  die  Hauptsache  dem  guten  Willen  des  Staates. 
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diesem  Begriffe  zosammengefaBt  wurden.  Durch  das  Bündnisrecht  traten 
die  deutschen  Staaten,  wie  ehedem  die  Hanse,  aus  den  Bahnen  des  Reiches 
heraus  und  wurden  zu  europäischen  Mächten  mit  eigener  völkerrechtlicher 
Persönlichkeit '^  Lagen  die  Sachen  hier  klar  und  einfach,  so  waren  die 
Beziehungen  der  Einzelstaaten  zu  dem  Reiche  um  so  schwieriger  juri- 
stisch zu  erfassen  und  über  ihre  rechtliche  Natur  bestanden  unter  den 
Theoretikern  wie  den  einander  gegenüberstehenden  staatlichen  Parteien 
die  verschiedensten  Ansichten*^,  nachdem  es  bei  den  westfälischen  Friedens- 
verhandlungen nicht  gelungen  war,  eine  die  verschiedenen  Ansprüche  ver- 
mittelnde Formel  zu  finden.  Die  kaiserliche  Partei  hielt  an  der  histori- 
schen Souveränität  des  Kaisers  fest  und  wollte  den  Reichsständen  nur  die 
ihnen  erweislich  gebührenden  Rechte  zugestehen,  so  daß  also  im  Zweifel 
die  Vermutung  für  den  Kaiser  Platz  greifen  sollt«.  Einen  praktischen  Er- 
folg hatte  diese  Auffassung  noch  im  16.  Jahrhundert  mit  dem  Postregal, 
während  wenig  später  auch  landesherrliche  Posten  ohne  oder  selbst  gegen 
den  Willen  des  Kaisers  in  Aufnahme  kamen  ^®.  Den  entschiedensten 
Gegensatz  gegen  die  kaiserliche  Theorie  bildete  die  des  Hippolithus  a  La- 
pide  (v.  Chemnitz),  der  das  Reich  für  eine  souveräne  Fürstenaristokratie 
und  die  Gesamtheit  der  Reichsstände  für  den  wahren  Träger  der  Staats- 
gewalt erklärte;  dem  Kaiser  war  nach  ihm  nur  eine  gewisse  Oberleitung 
der  Geschäftsführung  und  die  Ausfuhrung  der  Reichstagsbeschlüsse  über- 
tragen, außerdem  waren  ihm  bestimmte  unwesentliche  Reservatrechte  zu 
alleiniger  Ausübung  anheimgegeben.  Die  historische  Auffassung,  daß  man 
es  mit  einer  entarteten  Monarchie  zu  thun  habe,  deren  eigentliche  Lebens- 
kräfte auf  die  einzelnen  Glieder  übergegangen  waren,  ohne  daß  eine  end- 
gültige Abgrenzung  zwischen  ihnen  und  der  früheren  Zentralgewalt  statt- 
gefunden hatte,  wurde  von  dem  Begründer  der  deutschen  Rechtsgeschichte, 
Hbbmann  Conbinö'*,  namentlich  aber  von  Pufendoef  (Monzambano), 
und  zwar  unter  Verzicht  auf  jede  Möglichkeit  einer  juristischen  Kon- 
struktion (irreguläre  aliquod  corpus  et  monstro  simile),  vertreten.  Wäh- 
rend PuFBNBOBF  die  Auffassung  des  Reiches  als  beschränkte  Monarchie 
ebenso  entschieden  wie  die  Idee  eines  Staatenbundes  (systema  plurium 
civitatum  foedere  nexarum)  zurückwies,  entging  ihm  wie  seinen  Zeit- 
genossen die  von  Ludolph  Hugo  (De  statu  regionum  Germaniae,  1661) 
ausgegangene  Hindeutung  auf  den  Bundesstaat,  weil  die  Bundesstaats- 
theorie der  damaligen  Zeit  noch  zu  fremd  war,  um  dieselbe  für  das  Yer- 


"  Vgl.  PüTTBE,  a.  a.  O.  m.  274  f. 

"  Vgl.  Ebdmannsdöbfpbb,  a.  a.  0.  62  ff. 

'*  Vgl.  S.  776.    Stephan,  Geschichte  der  preußischen  Post,  1859. 

•*  Über  das  Leben  und  die  Werke  Conmng's  (1606—81),  namentlich  sein  bahn- 
brechendes Werk  „De  origine  iuris  Germanioi"  (1643),  vgl.  Stobbb,  Hermann  Con- 
ring,  der  Begründer  der  deutschen  Bechtsgeschichte,  Bresl.  Bektoratsrede,  1869  (be- 
sonders abgedruckt  Berlin  1870);  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  11.  418  fr. 
Speziell  mit  der  Reichsverfassung  beschäftigte  sich  die  Schrift  „De  Germanorum  Im- 
perio  Romano." 
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ständnis  und  die  korporative  Ausgestaltung  der  Reichsverfassung  frucht- 
bar zu  machen  ^^ 

Die  Territorialgewalt  war  eine  wirkliche  Staatsgewalt,  ein  Imperium, 
wie  es  ehedem  dem  Kaiser  zugestanden  hatte.  Daher  der  Spruch:  „Jeder 
Herr  (Fürst)  ist  Kaiser  in  seinem  Lande",  „Quilibet  status  tantum  potest 
in  suo  territorio,  quantum  Imperator  in  imperio"'*.  Aber  dies  Imperium 
war  ein  vom  Reiche  abgeleitetes,  lehnbares,  unter  Umstanden  entzieh- 
bares; darin  lag  der  eine  wesentliche  Unterschied  gegenüber  dem  Bundes- 
staate, bei  welchem  die  Staatsgewalt  der  Bundesglieder  das  ursprüngliche, 
die  Zentralgewalt  das  übertragene  Element  bildet;  der  zweite,  verhäng- 
nisvollere Unterschied  lag  darin,  daß  „dem  Zeitbewußtsein  der  Staats- 
gedanke ganz  allein  in  seiner  Verkörperung  als  Obrigkeit  faßlich  war", 
man  nicht  „aus  der  Reichsgemeinde  den  Staat  in  sich  selbst  zu  verlegen 
vermochte",  daher  „alles,  was  der  Reichsgenossenschaft  an  staatlicher 
Bedeutung  verloren  ging,  ausschließlich  der  Landeshoheit  zuwachsen 
mußte"  ^®*.  Im  übrigen  war  das  Imperium  der  Reichsstande  in  derselben 
Weise  der  Reichsgewalt  untergeordnet,  wie  dies  in  Bundesstaaten  seitens 
der  Bundesglieder  gegenüber  der  Bundesgewalt  der  Fall  ist.  Die  Reichs- 
stande  hatten  für  die  Steueranschläge  des  Reiches  wie  der  Kreise  auf- 
zukommen, mußten  sich  im  Falle  des  gemeinen  Pfennigs  selbst  eine 
direkte  Besteuerung  von  Reichs  wegen  gefallen  lassen,  an  Reichskriegen 
und  Kreisexekutionen  hatten  sie  teilzunehmen  und  durften  nicht  neutral 
bleiben'*',  ihre  Bündnisverträge  durften  nicht  gegen  Kaiser  und  Reich 
oder  den  gemeinen  Frieden  gerichtet  sein.  Sie  waren  ziu:  Beobachtung 
der  R^ichsgesetze  verpflichtet  und  durften  sich  landesgesetzliche  Abwei- 
chungen nur  gestatten,  wo  die  Reichsgesetze  sich  keine  absolute  Geltung 
beilegten.  Die  höchsten  Reichsgerichte  waren  oberste  Berufungsinstanz 
und  Aufsichtsbehörde  für  die  Landesgerichte.  In  den  eximierten  Terri- 
torien nahmen  sie  diese  Stellung  wenigstens  in  Fällen  der  Rechtsver- 
weigerung ein.  In  allen  Territorien  mußte  für  einen  geordneten  Instanzen- 
zug, in  den  eximierten  für  drei  Instanzgerichte  gesorgt  werden.  Gegen 
Misbräuche  der  Gewalt  konnten  die  Unterthanen  bei  den  Reichsgerichten 
gegen  ihre  Landesherren  klagbar  werden,  während  umgekehrt  die  letzteren 
den  Schutz  des  Reiches  gegen  ungehorsame  Unterthanen  zu  beanspruchen 
hatten  37». 

Eine  weitere  Beschränkung  durch  das  Reich  ergab  sich  aus  den 
Reservatrechten,  die  überall  im  Reiche  nur  durch  den  Kaiser  allein  oder 


*^  Erst  PüTTBR,  a.  a.  O.  II.  159  ff.,  verglich  das  Reich  mit  den  Vereinigten 
Niederlanden,  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten. 

^*  Vgl.  Gbaf  u.  DiBTHEBR,  Rechtssprichwörter  487,  492.  Anzeiger  f.  Kunde  d. 
deutsch.  Vorzeit,  1866,  S.  141. 

»••  Vgl.  GiEBKB,  a.  a.  O.  I.  839.  II.  881,  854. 

"  Wie  wenig  dies  in  Wirklichkeit  beachtet  wurde,  zeigen  Basel  und  Oampo 
Pormio. 

"•  Vgl.  S.  767.    Bestand.  Wahlkapitulation  Art.  15  (N.  Samml.  IV.  243). 
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unter  Zustimmung  der  Kurfürsten  ausgeübt  wurden  (S.  751).  Dahin 
gehörte  u.  a.  die  Errichtung  neuer  und  die  Erhöhung  bestehender  Zölle, 
die  nur  von  Kurbrandenburg  auf  Grund  einer  Verleihung  Friedrichs  III. 
als  landesherrliches  Recht  in  Anspruch  genommen  wurde '^  Für  kaiser- 
liche Onadensachen,  Standeserhöhungen,  Bestätigung  kaiserlicher  Nota- 
rien u.  dgl.  pflegten  die  Kaiser  in  den  einzelnen  Territorien  besondere 
Hofpfalzgrafen  einzusetzen,  wobei  die  Landesherren  in  der  Begel  mitzu- 
sprechen hatten*®;  zuweilen  wurden  die  Landesherren  selbst  zu  Hofpfalz- 
grafen mit  der  comitiva  maior  ernannt,  so  daß  sie,  wenn  auch  nur  im 
Namen  des  Kaisers,  jene  Akte  auf  eigene  Hand  vornehmen  konnten  (S.  752). 
Zunft-,  Markt-  und  Stadtprivilegien  wurden  als  ausschließliche  Landes- 
sache behandelt,  während  bedeutendere  Meßprivilegien  vom  Kaiser  aus- 
gehen mußten'*».  Moratorien  zu  bewilligen,  war  im  allgemeinen  Sache 
der  Landesherren,  der  Kaiser  sollte  es  nur  nach  eingeholten  Berichten 
der  Landesobrigkeiten  thun^^  Bei  Begnadigungen,  Yolljährigkeitserklä- 
rungen,  Legitimationen  unehelicher  Kinder  konkurrierten  die  Landes- 
herren mit  dem  Kaiser*^,  zuweilen  war  dies  auch  bei  der  Verleihung  des 
niederen  Adels  der  Fall**.  Auf  die  Erteilung  von  Monopolen  und  dem- 
gemäß auch  auf  die  von  Patenten  mußte  der  Kaiser,  wenigstens  in  späterer 
Zeit,  durch  die  Wahlkapitulation  verzichten*';  landesherrliche  Patente 
wurden  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts  häufiger**.  Der  Schutz  des  schrift- 
stellerischen Urheberrechtes  durch  Bücherprivilegien  wurde  in  Deutsch- 
land seit  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts,  und  zwar  ebensowohl  durch 
die  Kaiser  wie  die  Landesherren,  geübt *^  doch  hatten  die  kaiserlichen 
Privilegien  schließlich  nur  noch  Bedeutung  für  den  Bücherhandel  auf 
den  kaiserlichen  Messen,  namentlich  in  Frankfurt,  während  der  regel- 
mäßige Schutz  nur  noch  durch  landesherrliche  Privilegien  erworben  werden 
konnte*®.  Im  allgemeinen  sprach  sich  die  Theorie  der  zweiten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  dahin  aus:  „Alles  dasjenige,  dessen  rechtliche  Wirkung 
sich  nur  innerhalb  der  Grenzen  eines  Landes  äußert,  ist  in  eines  jeden 


"  Vgl.  RA.  von  1576,  §§  118-120  (N.  Samml.  III.  872).  Preuß.  ALR.  II., 
Tit.  15.  Abschn.  8.    Püttrr,  a.  a.  (>.  III.  264. 

'•  Vgl.  POttbr,  II.  164.  III.  263.  Die  kaiserlichen  Notarien  mußten  sich  in 
manchen  Jiändern  einer  besonderen  Landesprüfung  unterziehen. 

"•  Vgl.  PöTTBR,  m.  266.  *o  Vgl.  JRA.  §  175.    POtter.  III.  269  ff. 

^*  Vgl.  PüTTBB,  III.  271.  Eichhorn,  IV.  291  f.  Das  kaiserliche  Begnadigungs- 
recht beschränkte  sich  auf  die  von  den  Reichsgerichten  verhängten  Strafen. 

"  Vgl.  S.  745.  751.  Das  Preuß.  ALR.  II.  Tit.  9.  §§  2.  9,  10,  18,  14,  Anh.  §  113. 
verbietet  den  Unterthanen,  sich  im  Inlande  einer  ihnen  von  „fremden  Staaten"  ver- 
liehenen Standeserhöhung  ohne  landesherrliche  Erlaubnis  zu  bedienen.  An  eine  Aus- 
schließung der  kaiserlichen  Standeserhöhuug  kann  dabei  aber  nicht  gedacht  sein. 

*»  Vgl.  beständige  Wahlkapitulation  Art.  7  (N.  Samml.  IV.  237). 

*^  Vgl.  Klostermann,  Geistiges  Eigentum  II.  (1869),  S.  195. 

*»  Vgl.  Klostebmann,  a.  a.  O.  I.  42.    Wioand,  Wetzlarsche  Beitrage  I.  227  ff. 

*•  Vgl.  N.  Samml.  IV.  Zugabe  S.  114  ff.  Pütter.  a.  a.  O.  III.  272  f.  Einen 
gesetzlichen  Autorschutz  für  alle  Landesangehörigen  kennt  bereits  ALR.  II.  Tit.  20^ 
88  1294  ff 

R.  SchiSbib,  DeuUche  Reeht«gMchlehto.  50 
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Reichsstandes  Landeshoheit  begriffen.  Alles,  was  seit  der  Zeit,  als  die 
Landeshoheit  zu  ihrer  Yollkommenheit  gediehen,  erst  neu  in  Grang  ge- 
kommen ist  oder  künftig  noch  erdacht  werden  mag,  gehört  ohnehin  far 
die  Landeshoheit.  Und  alle  Rechte  der  Landeshoheit  sind  ausschließlich 
zu  verstehen,  daß  sie  nur  ein  jeder  Reichsstand  in  seinem  Lande  auszu- 
üben hat,  ohne  daß  der  Kaiser  darin  vorgreifen  darP'*^ 

Die  auf  die  Emanzipation  vom  Reiche  gerichtete  Politik  der  Reichs- 
stande verfolgte  zugleich  im  Inneren  die  Befreiung  der  landesfurstlichen 
Obrigkeit  von  den  Landstanden*®.  Allerdings  war  die  Stellung  der  letzteren 
nicht  überall  die  gleiche.  Während  es  in  den  kleinsten  Territorien  und 
Herrschaften  überhaupt  an  den  Elementen,  aus  denen  sich  eine  land- 
ständische  Verfassung  hätte  entwickeln  können,  fehlte,  war  in  den  geist- 
lichen Territorien  durch  die  Wahlkapitulationen,  welche  den  Kandidaten 
seitens  der  Kapitel  vorgelegt  zu  werden  pflegten,  die  Macht  der  Stande 
außerordentlich  gewachsen,  so  daß  an  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  der- 
selben nicht  gedacht  werden  konnte.  Wenn  hier  die  Prälaten  den  wich- 
tigsten Bestandteil  der  Landstäude  bildeten,  so  traten  dieselben  in  den 
protestantischen  Ländern  stark  in  den  Hintergrund  oder  fehlten  gänzlich. 
Andererseits  fehlte  in  den  südwestdeutschen  Territorien  der  landsässige 
Adel,  da  der  niedere  Adel  hier  größtenteils  seine  Reichsunmittelbarkeit 
bewahrt  hatte. 

Der  Kampf  der  Landesherren  gegen  die  Landstände  ging  nicht  aus 
den  Bestrebungen  fürstlicher  Willkürherrschaft  hervor,  er  entbrannte  viel- 
mehr in  den  zusammengesetzten  Territorien,  für  die  es  geradezu  ein 
Lebensbedürfnis  war,  daß  die  Stände  der  einzelnen  Landesteile  verschwanden, 
um  im  Interesse  der  Staatseinheit  entweder  einem  gemeinsamen  Landtage 
oder  dem  absoluten  Regimente  des  Landesherrn  Platz  zu  machen.  Ein 
Widerstand  der  Bevölkerung  war  dabei  nicht  zu  besorgen,  da  die  Stande 
nur  ihre  eigenen  Interessen,  aber  nicht  die  des  gesamten  Volkes,  am 
wenigsten  die  der  Bauern,  vertraten *•.  Eine  gewisse  Stütze  fanden  die 
gegen  die  Stände  gerichteten  Bestrebungen  schon  in  der  Reichsgesetz- 
gebung, indem  die  den  einzelnen  Reichsständen  auferlegten  Reichs-  und 


^'  Vgl.  POtteb,  a.  a.  O.  HI.  274.   Beständige  Wahlkapitalation  Art.  1  (N.  Samml. 

IV.  284).    Preuß.  ALR.  II.  Tit.  18,  §§  1—15. 

**  Vgl.  S.  585  ff.  und  die  dort  angeführte  Litterator.  Wilda  in  Wbibkb's  Beehts- 
lexikon  VI.  791  ff.  Struv»  Diskurs  vom  Ursprung  der  Landstande,  1741.  Häberlik, 
Grundlinien  und  Geschichte  der  teutschen  Landstande  (in  Schlözbb's  Staatsanxeigen 
LXVII.).  Strubbn,  Nebenstunden  II.  (1769)  Abh.  10.  Wintbb,  Die  märkischeo 
Stände  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüte  1540-50»  Zeitschr.  f.  preuß.  Gesch.  XDC.  XX. 

V.  Weech,  Die  badischen  Ijandtagsabschiede,  1877.    Gothein,  Die  Landst&nde  der 
Kurpfalz,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrh.  NF.  HL  1  ff. 

**  Auch  die  Städte  kamen  schlecht  weg,  da  die  Ritterschaft  unter  Berufung  auf 
die  Ritterdienste  regelmäßig  Steuerfreiheit  für  sich  beanspruchte  und  sich  nur  dazu 
herbeiließ,  ihre  Hintersassen  (Bauern  und  Mediatstädte)  zur  Landessteuer  heranzu- 
ziehen. Vielfach  kam  es  zwischen  den  Städten  und  der  Ritterschalt  zu  Prozessen 
wegen  ungleicher  Besteuerung.    Vgl.  Eichhorn,  IV.  860,  Note  m. 
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Ereislasten  unbedingt  beschafft  werden  maßten  und  von  den  Landstanden 
nicht  verweigert  werden  konnten*'®.  Die  Reiohsgesetze  bestimmten  dabei 
ausdrücklich,  daß  selbst  vertragsmäßige  Steuerbefreiungen  einzelner  Unter- 
thanen  und  ganzer  Korporationen  (Kapitel,  Klöster)  dem  gegenüber  un- 
wirksam sein  sollten.  Säumnis  in  der  Entrichtung  der  Steuer  sollte  mit 
poena  dupli  bestraft  werden  und  den  Landesherren  deswegen  gestattet 
sein,  gegen  die  ungehorsamen  Unterthanen  bei- einem  der  höchsten  Reichs- 
gerichte zu  klagen.  Nur  wurde  verlangt,  daß  die  Steuern  gleichmäßig 
umgelegt  und  auch  die  Kammergüter  der  Landesherren  mit  herangezogen, 
die  Armen  aber  möglichst  verschont  würden**.  Durch  Reichsschluß  von 
1670  wurde  noch  besonders  festgesetzt,  daß  die  Reichsstände  auch  be- 
rechtigt seien,  von  ihren  Unterthanen  „zu  Reichs-,  Deputations-  und  Kreis- 
konventen die  nötigen  Legationskosten  zu  erheben"**.  Von  besonderer 
Bedeutung  wurden  die  Bestimmungen  der  Reichsexekutionsordnung  von 
1555  über  die  Kreishilfe  „zu  VoUnziehung  des  hie  vor  gesetzten  Pried- 
stands,  Exekution  und  Handhabung  des  Landfriedens,  zu  Erhaltung  ge- 
meiner Sicherheit  und  Ruhe",  wonach  sich  jeder  Kreisstand  in  ständiger 
Bereitschaft  halten  und  für  genügende  Befestigungen  zum  Schutze  gegen 
unvermutete  Überfälle  sorgen  sollte,  auch  „daßderwegen  eine  jede  Obrigkeit 
Macht  haben  soll,  ihre  Unterthanen,  geistlich  und  weltlich,  sie  seien 
exempt,  gefreiet  oder  nicht  gefreiet",  bis  zum  Betrage  ihres  reichsmatri- 
kularmäßigen  Anschlages  „mit  Steuer  zu  belegen"*^.  In  weiterer  Aus- 
führung dieser  Bestimmung  setzte  der  JRA.  von  1664  §  180  fest,  daß 
die  Unterthanen  „zu  Besetz-  und  Erhaltung  'der  einem  oder  andern 
Reichsstand  zugehörigen  nötigen  Vestungen,  Plätzen  und  Guamisonen 
ihren  Landsfürsten,  Herrschaften  und  Obern  mit  hilflichem  Beitrag  ge- 
horsamlJch  an  Hand  zu  gehen  schuldig  seien" '^.  Ein  Reichsgutachten 
von  1670  wollte  diese  Bestimmung  dahin  ausgelegt  haben,  daß  die  Unter- 
thanen „nicht  allein  zur  Lands-Defensions-Verfassung,  sondern  auch  zu 
Handhab-  und  Erfüllung  der  gedachtem  Instrumente  Pacis  nicht  zuwider- . 
laufenden  Bündnüssen,  wie  auch  nicht  nur  zu  Erhalt-  und  Besetzungen 
der  nötigen,  sondern  indefinite  der  Vestungen,  Orte  und  Plätze,  auch  zu 
Verpflegung  der  Völker  und  andern  hierzu  gehörigen  Notwendigkeiten 
ihren  Landsfürsten,  Herrschaften  und  Oberen  die  jedesmals  erforderte 
Mittel  und  folgentlich  alles,  was  an  sie  und  so  oft  es  begehrt  wird,  ge- 
horsam- und  unweigerlich  darzugeben  schuldig  sein  und  daß  einige  Klage 
der  Unterthanen  weder  bei  dem  kaiserlichen  Reichshofrat  noch  Cammer- 


»«  Vgl.  die  Reichsabschiede  von  1507  §  8  (N.  Samml.  IL  112),  1510  §  6  (133). 
1530  §  118  (824),  1542  §  53  (454).  1543  §  24  f.  (487),  1544  §  10  f.  (498).  1548  §  102 
(545),  1566  §§  42—45  (IlL  220),  1576  §§  11—15  (355  f.),  1582  §§  10-14  (401).  1594 
§§  11—15  (429),  1598  §§  11-15  (454),  1618  §§  7—9  (524),  1654  §  14  (645),  Reichs- 
Bchluß  von  1719,  Art.  4  (IV.  846). 

*>  Vgl.  Eichhorn,  IV.  306  f.  "  N.  Samml.  IV.  80. 

"  RA.  von  1555,  §§  54,  82  (N.  Samml.  III.  24.  30)/ 

"  N.  Samml.  III.  674. 

50* 
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gericht  hierwider  nicht  angenommen  (werden), auch  denen  Land- 
standen, Landsassen  und  ünterthanen  einige  privilegia  und  exemptiones 

nicht  zu  statten  kommen  sollen".  Dieser  Versuch,  eine  reichsgesetzliche 
Aufhebung  des  gesamten  Steuerbewilligungsrechtes  der  Landstande  herbei- 
zuführen, hatte  zwar  nicht  den  erwünschten  Erfolg,  da  der  Kaiser  dem 
Reichsgutachten  die  Genehmigung  versagte,  es  wurde  aber  doch  erreicht, 
daß  diejenigen  Reichsstände,  „so  ein  mehrers,  als  in  vorangezogenem 
Paragraph  begriffen,  gegen  Ihre  Ünterthanen  und  Landsassen  rechtmäßig 
hergebracht",  darin  reichsgesetzlich  bestätigt  und  die  Ünterthanen  dem- 
gemäß „dem  Herkommen  und  erheischender  Notdurft  nach"  „zu  contri- 
buiren"  angewiesen  wurden**.  Ein  derartiges  Herkommen  war  in  einer 
Zeit,  wo  wiederholt  bewilligte  außerordentliche  Steuern  schon  als  her- 
kömmlich behandelt  zu  werden  pflegten,  unschwer  zu  erreichen.  In 
Baiern  bestand  es  zu  militärischen  Zweckeii  schon  vor  dem  30  jährigen 
Kriege*®,  und  in  Brandenburg  wurde  es  in  derselben  Richtung  durch  den 
großen  Kurfürsten  zur  Geltung  gebracht*®'.  Nur  in  Sachsen,  Braun* 
schweig,  Hessen,  Würtemberg  und  Mecklenburg  erhielten  sich  die  Land- 
stände in  alter  Weise  (in  Mecklenburg  gemeinsam  für  Schwerin  und 
Strelitz),  während  ihr  Einfluß  in  den  übrigen  Territorien  mehr  und  mehr 
abgeschwächt  wurde,  indem  die  landesherrliche  Gewalt  ihnen  nur  noch 
die  als  hergebracht  erwiesenen  Rechte  zugestand.  In  Österreich,  Preußen 
und  Baiem  wurden  die  Landstande  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit  herab- 
gedrückt*®^,  während  die  absolute  Monarchie  mit  unbeschranktem  Gesetz- 
gebungs-  und  Besteuerungsrecht  des  Landesherrn  durchgeführt  wurde. 

Der  Hauptgrund  für  diesen  Rückgang  der  landstandischen  Verfassung 
lag  in  der  durch  den  westfälischen  Frieden  zugestandenen  internationaieu 
Stellung  der  deutschen  Reichsstände.  Besaßen  diese  das  Bündnisrecht, 
so  war  es  selbstverständlich,  daß  ihnen  auch  das  Gesandtschaftsrecht  und 
das  Recht  über  Krieg  und  Frieden  zukam.  Hatte  das  Reich  ihnen  diese 
Rechte  gewährt,  so  wollten  sie  sich  dieselben  durch  ihre  eigenen  Stände 
nicht  verkümmern  lassen.  Die  Erträge  der  Kammergüter  und  der  mit 
kriegführenden  Staaten  abgeschlossenen  Subsidienverträge  genügten  nicht 
für  die  Bedürfnisse  der  vielfach  nach  Versailler  Muster  eingerichteten 
Hofhaltungen,  die  Oesandtschaftskosten  und  den  Sold  für  die  Trappen. 
Landessteuern  waren  unentbehrlich,  und  es  erschien  nicht  gerechtfertigt, 
wenn  diese  vorwiegend  von  solchen  bewilligt  werden  mußten,  die  für  ihre 


^^  Vgl.  kaiserliche  Resolution  yom  12.  Februar  1671  (N,  Samml.  IV.  84).  Siehe 
auch  Obbstlacbeb,  VII.  989,  993. 

^*  Vgl.  Erdmannsdöbffbb,  a.  a.  O.  57. 

***  Id  Brandenburg  war  der  Landtagsrezeß  von  1653  entscheidend,  der  gegen 
die  Konzession  einer  Verstärkung  der  gutsobrigkeitlichen  Rechte  des  Adels  die  vom 
Kurfürsten  geforderten  Steuern  auf  6  Jahre  bewilligte. 

^*^  Gleichwohl  vermochten  im  Jahre  1813  die  ostpreußischen  Stande  von  sieh 
aus  die  Reorganisation  des  Heeres  und  die  Wiedergeburt  des  Vaterlandes  vorzubereiten. 
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Person  nichts  bezahlten  und  jede  Steuerbewilligung  nur  benutzten,  um  neue 
Freiheiten  für  sich  herauszuschlagen. 

Das  Heerwesen  beruhte  fast  ausschließlich  auf  dem  Söldnersystem  *^ 
Man  unterschied  die  Reisigen  (zu  Roß)  und  die  Knechte  oder  Lands- 
knechte. Bei  der  Reiterei  sollte  sich  unter  je  zehn,  mindestens  aber  unter 
zwanzig  Pferden  ein  rittermäßig  ausgerüsteter  „Kürisser"  befinden.  Als 
Regel  wurde  betrachtet,  daß  immer  einzelne  adeliche  „Junker"  mit  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  ihnen  geworbener  Reisigen,  für  die 
sie  den  Sold  mitempfingen,  in  den  Dienst  traten;  unter  keinem  Junker 
stehende  „herrenlose  Einspännige"  sollten  nur  ausnahmsweise  angeworben 
werden.  Durch  diese  Anknüpfung  an  das  Rittertum  wurde  der  Reiterei 
ein  mehr  aristokratischer  und  lokaler  Charakter  gewahrt,  während  sich 
beim  Fußvolk  die  Landsknechte  aus  aller  Herren  Ländern  und  aus  allen 
Standen  zusammenfanden;  doch  hielt  man  darauf,  daß  jedes  Fähnlein  von 
300  bis  400  Mann  mehrere  berittene  Führer  der  Schützenzüge,  vom  Adel 
oder  erfahrene  Kriegsmänner,  hatte.  Die  Anwerbung  wurde  regelmäßig 
einem  „Obristen"  übertragen,  dem  die  Hauptleute  der  8  bis  10  Fähnlein 
seines  Regimentes,  bei  der  Reiterei  die  Rittmeister,  als  Unterwerber 
dienten  ^^'.  Oberst,  Hauptleute  und  Rittmeister  waren  nicht  bloß  Offiziere, 
sondern  zugleich  Unternehmer,  die  geworbenen  Truppen  standen  zunächst 
nur  zu  ihnen  im  Vertragsverhältnis  und  empfingen  von  ihnen  den  Sold  *^ 
Die  Errichtung  des  Regimentes  geschah  mit  der  „Musterung"  vor  den 
Musterungskommissaren  dos  Kriegsherrn.  Die  Einzelnen  wurden  in  die 
Musterrolle  eingetragen.  Mit  der  Verlesung  des  Artikelsbriefes  (S.  772) 
und  der  Vereidigung  der  Truppen  auf  denselben  wurde  die  Musterung 
geschlossen.  Die  Offiziere  wurden  vom  Oberst  oder  den  Hauptleuten  er- 
nannt, die  Unteroffiziere  zum  Teil  von  den  „Knechten"  gewählt.  Seine 
kriegerische  Ausrüstung  und  seinen  Unterhalt  hatte  jeder  Mann  selbst  zu 
bestreiten,  nur  bei  der  Artillerie  stellte  der  Kriegsherr  das  gesamte  Ar- 
tilleriematerial („Zeug"),  zu  dessen  Aufbewahrung  im  Frieden  die  Zeug- 
häuser dienten.  Außer  dem  Solde,  der  durch  die  Hände  der  Obersten 
und  Hauptleute  ging,  erhielten  die  Truppen  Handgeld  und  für  die  Zeit, 
wo  man  ihrer  Dienste  nicht  bedurfte,  Wartegeld.  Außerdem  stand  ihnen 
ein  bestimmtes  Beuterecht  und  bei  Erstürmung  von  Festungen  ein  Sturm- 
sold zu.  Das  Gerichtswesen  war  korporativ  geordnet,  jedes  Regiment  hatte 
einen  Schultheißen,  dem  12  Gerichtsleute  als  Urteiler  zur  Seite  standen. 
Bei  „Malefizsachen"  wurden  die  Offiziere,  Fähnriche  und  Feldwaibel  neben 


^^  Vgl.  S.  770  f.    Moser,  Landeshoheit  in  Militärsachen. 

*'•  Die  Reiterregimenter  bestanden  aus  vier  Schwadronen  zu  je  250  bis  300 
Pferden,  jede  unter  einem  Rittmeister,  je  50  Pferde  bildeten  eine  Rotte  unter  einem 
Rottmeister. 

*'  Auch  Generalen  konnte  die  Anwerbung  einer  ganzen  Armee  in  Entreprisc  ge- 
geben werden.  Der  General  oder  Oberst,  welcher  ein  solches  Geschäft  übernahm, 
war  seinem  Kriegsherrn  nur  durch  seinen  Vertrag  (Kapitulation)  und  nur,  soweit 
dieser  reichte,  zu  Diensten  verpflichtet 
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den  Gerichtsleuten  zugezogen.  öfiFentlicher  Ankläger  war  der  Profoß. 
Bei  dem  sogenannten  Spießrecht  hatte  das  versammelte  Regiment  als  Ge- 
richtsgemeinde das  Urteil  zu  fallen  und  es  demnächst  auch  durch  Vor- 
halten der  Spieße  heim  Gassenlaufen  zu  vollstrecken. 

Durch  die  Einführung  der  stehenden  Heere  in  Österreich,  Branden- 
burg und  einigen  anderen  Territorien  wurde  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17,  Jahrhunderts  der  privatrechtliche  Charakter  des  Heerwesens  beseitigt 
und  das  letztere  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  neu  aufgebaut  Die  Wer- 
bungen wurden  jetzt  von  den  Regierungen  unmittelbar  in  die  Hand  ge- 
nommen, die  Obersten,  Hauptleute  und  Rittmeister  hörten  auf  Spekulanten 
zu  sein  und  wurden  zu  Beamten.  Das  herren-  und  vaterlandslose  Söld- 
nertum  der  Truppen  hörte  auf,  da  dieselben  auch  im  Frieden  unter  mili- 
tärischer Zucht  zusammengehalten  wurden  und  eine  militärische  Tradition 
erhielten.  An  die  Stelle  der  Artikelbriefe,  die  rechtlich  doch  nur  Ver- 
tragsurkunden gewesen  waren,  traten  die  vom  Staate  erlassenen  Elriegs- 
artikel.  Kleidung,  BewaflFnung  und  Verpflegung  der  Truppen  wurde 
Sache  des  Staates,  die  Besoldung  nach  festen  Grundsätzen  geregelt.  Erst 
jetzt  kam  die  Bezeichnung  „Soldaten"  auf.  Eine  Hauptsache  war  die  Für- 
sorge für  eine  regelmäßige  Ergänzung  des  Heeres. 

Das  alte  Recht  der  Landfolge  oder  „Reis'  und  Folge"  war  in  gesetz- 
licher Anerkennung  geblieben*'®',  aber  nur  selten  imd  mit  geringem  Er- 
folge hatte  man  davon  Gebrauch  gemacht.  Nur  in  den  österreichischen 
Grenzprovinzen  gegen  die  Türkei  gab  es  organisierte  Landesaufgebote. 
In  Preußen  versuchten  Friedrich  I.  und  Friedrich  Wilhehn  I.,  geregelte 
Landesmilizen  ins  Leben  zu  rufen;  auch  Friedrich  der  Große  hat  in  der 
Not  des  siebenjährigen  Krieges  seine  Zuflucht  zu  denselben  genommen**. 
J^Iilitärisch  spielten  die  Landmilizen  immer  eine  untergeordnete  Rolle, 
aber  der  ihnen  zu  Grunde  liegende  Gedanke  der  Wehrpflicht  als  einer 
allgemeinen  Unterthanenpflicht  wurde  von  entscheidender  Bedeutung.  In 
Preußen  sprach,  nach  manchen  Wandelungen,  das  Kantonreglement  von 
1733  zum  erstenmal  wieder  das  Prinzip  aus,  daß  jeder  Unterthan  der 
Wehrpflicht  unterliege.  Jedem  Regimente  wurde  ein  besonderer  Aus- 
hebungsbezirk (Kanton)  überwiesen  und  für  die  Wehrpflichtigen  jedes 
Kantons  (Kantonisten)  wurden  Stanunrollen  angelegt,  wie  sie  seit  den 
Tagen  Karls  des  Großen  (S.  151)  nicht  mehr  vorgekommen  waren*". 
Zwar  blieb  noch  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts  neben  der  inlän- 
dischen Konskription  die  ausländische  Werbung  bestehen,  auch  enthielten 


"•  Vgl.  RA.  von  1555.  §  54  (N.  Samml.  UI.  24). 

^^  Vgl.  ScHWARTz,  Organ iKation  und  Verpflegung  der  preußischen  L&ndmilizen 
im  siebenjähr.  Kriege  (Sohmolleb's  Staats-  und  sozialwiss.  Forschungen  VIL  4)  1888. 

*^  Vgl.  Eichhorn,  IV.  550  f.  Ribbentbop,  Verfassung  des  preußischen  Kanton- 
wesens, 1798.  M.  Lehmann,  Preußen  und  die  allgemeine  Wehrpflicht  i.  J.  1809, 
Bist.  Zeitschr.  LXI.  97  ff.  Scbmoller,  Entstehung  des  preuß.  Heeres,  Deutsche 
Rundschau  XJI.  248  ff.  6.  Meter,  Lehrh.  d.  Verwaltungsrechts  §  193.  v.  Cboüsaz, 
Organisation  des  brandenb.  preuß.  Heeres  seit  1640,  2.  Aufl.  1873. 
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die  Kantonsreglements  so  zahlreiche  Ausnahmen,  daß  thatsächlich  sich  die 
Kantonspflicht  auf  die  untersten  Klassen  der  Bevölkerung  beschränkte, 
während  die  übrigen  befreit  waren,  aber  die  Rückkehr  zur  allgemeinen 
Wehrpflicht  war  doch  damit  angebahnt®^  und  wenigstens  dem  Adel  wurde 
es  ungeachtet  seiner  Befreiung  vom  Enrollement  schon  von  Friedrich 
Wilhelm  I.  zur  unbedingten  Pflicht  gemacht,  sich  dem  Dienste  im  Offi- 
zierkorps nicht  ohne  zwingende  Gründe  zu  entziehen®*. 

Die  auf  allen  Gebieten  des  staatlichen  Lebens  eingetretenen  Verän- 
derungen forderten  eine  völlige  Umgestaltung  der  Behördenorganisation 
in  den  Territorien.  Vor  allem  galt^  dies  von  der  Gerichtsverfassung®'. 
Die  Rezeption  des  römischen  Rechts  und  die  Umwandlung  der  Volks- 
gerichte in  gelehrte  Gerichte  bedingten  sich  gegenseitig;  die  erst^re  trat 
ins  Leben  durch  die  Errichtung  des  Reichskammergerichts  mit  seinen  ge- 
lehrten Beisitzern  und  machte  dann  ihrerseits  die  entsprechenden  Gerichts- 
reformen in  den  Territorien  notwendig.  Die  Thatigkeit  der  Urteiler  verlor 
ihre  rechterzeugende  Kraft  und  wurde  zu  einer  bloßen  Anwendung  ge- 
gebener Normen,  zur  juristischen  Kunst®*.  Dabei  war  die  Entwickelung 
bei  den  Obei^erichten  eine  andere  als  bei  den  Untergerichten.  Die  ersteren 
blieben  Kollegialgerichte,  indem  Rechtsgelehrte  in  das  Urteilerkollegium 
aufgenommen  wurden;  der  Richter  behielt  den  Vorsitz,  blieb  aber  nicht 
auf  die  Prozeßleitung  beschränkt,  sondern  nahm  auch  an  der  Urteils- 
findung  teil.  In  den  Untergerichten  starben  die  Urteilerkollegien  all- 
mählich ab,  um  einem  rechtsgelehrten  Einzelrichter  zu  weichen. 

**  Das  alle  bisherigen  Instruktionen  zusammenfassende  Eantonsgesetz  Friedrich 
Wilhelms  II.  von  1792  bestimmte  bereits:  „Die  Verbindlichkeit,  den  Staat  zu  ver- 
teidigen, liegt  jedem  schutzgenießenden  Unterthan  auf,  wenn  ihm  nicht  besondere 
Ausnahmen  zur  Erhaltung  und  Beförderung  der  Wohlfahrt  desselben  zu  statten 
kommen."  Die  zahlreichen  Befreiungen  beruhten  auf  dem  Grundgedanken,  daß  nur 
solche  Personen,  die  dem  Staate  oder  dem  gemeinen  Wohle  durch  ihre  sonstige 
Stellung  nichts  zu  nützen  vermöchten,  der  Kantonspflicht  unterliegen  sollten.  Die 
letztere  wurde  bedingt  durch  die  Geburt  in  einer  kantonspflichtigen  Familie  und 
konnte  durch  einseitige  Änderung  des  persönlichen  Berufes  nicht  beseitigt  werden. 
Vgl.  ALR.  II.  Tit.  10,  §  51.  Die  jährlichen  Kantonsrevisionen  erstreckten  sich  auf 
die  Kantonspflichtigen  vom  16.  bis  zum  vollendeten  45.  Jahre.  Die  für  tauglich  Be- 
fundenen waren  persönlich  dienstpflichtig  und  konnten  sich  nicht  vertreten  lassen. 
Die  Dienstzeit  dauerte  20,  bei  Artillerie  und  Train  12  Jahre,  Kriegsjahre  doppelt  ge- 
rechnet Gewisse  Landesteile  waren  teils  wegen  vermeintlich  mangelnder  militärischer 
Eigenschaften,  teils  aus  Gründen  ihrer  Verkehrsverhältnisse  befreit.  Unabhängig  von 
der  Kantonspflicht  bestand  die  Landmiliz.    Vgl.  ALR.  II.  Tit.  10,  §  14. 

••  Vgl.  ALR.  n.  Tit.  9.  8  1. 

^'  Vgl.  StÖlzel,  Entwickelung  des  gelehrten  Richtertums  in  deutschen  Terri- 
torien, 2  Bde.,  1872.  Stiktzing,  Zur  Geschichte  des  röm.  Recht  in  Deutschland,  Histor. 
Zeitschr.  XXIX.  408  ff.  Bobnhak,  Der  Einfluß  der  fremden  Rechte  auf  die  Umge- 
staltung der  deutschen  Gerichtsverfassung,  Forsch,  z.  deutsch.  Gesch.  XXVI.  417  ff. 
Wbtzxll,  System  des  Civilprozesses,  8.  Aufl.  385  ff.  A.  S.  Schültze,  Privatrecht 
und  Prozeß  I.  193-215.  Stobbe,  Rechtsquellen  I.  642  ff.  IL  63—110.  Gbufeb,  Ob- 
servationes  (1763),  409  ff.  Distbl,  Beiträge  zur  älteren  Verfassungsgeschichte  des 
Leipziger  Schöffenstuhls,  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  89  ff.  XXIIL  63  ff. 

•*  Vgl.  Stintzihg,  a.  a.  0.  413. 
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Die  Obergerichte  (Hof-  oder  Kammergerichte)  in  den  Territorien 
(S.  558)  folgten  durchaus  dem  Vorbilde  des  Beichskammergerichts.  Die 
verschiedenen  Hof-  oder  Eammergerichtsordnungen  stimmten  groBenteils 
wörtlich  mit  der  RKGO.  überein.  Den  Vorsitz  behielt  nominell  der 
Landesherr,  dessen  ständiger  Vertreter  ein  adelicher  Hof  richter  oder  der  Hof- 
meister oder  Kanzler  war.  Die  Urteiler  wurden  teils  von  dem  Landesherm, 
teils  den  Standen  ernannt  und  mußten  teils  dem  Adel,  teils  dem  Gelehrten- 
stande angehören.  In  den  zusammengesetzten  Territorien  wurden  in  der 
Regel  für  die  einzelnen  Provinzen  besondere  Obergerichte  gebildet.  Die 
Obergerichte  waren  die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  für  die  £xi- 
mierten,  die  Appellationsinstanz  für  die  niederen  Stadt-  und  Landgerichte**. 
Wie  dem  Reichskammergericht  aus  dem  Reichshofrat,  so  erwachs  den 
Hofgerichten  aus  dem  Geheimen  Rat  (Hof  rat,  Kanzlei,  Kammer,  Regierung) 
in  allen  größeren  Territorien  ein  nur  von  dem  Landesherm  abhängiges 
Konkurrenzgericht,  durch  welches  das  standische  Gericht  zum  Teil  ganz 
beiseite  geschoben  wurde.  Anders  in  denjenigen  Territorien,  die  ein 
Privilegium  de  non  appellando  besaßen*®  und  infolgedessen,  zur  Wahrung 
der  drei  Instanzen,  genötigt  waren,  ein  eigenes  Landes-Oberappellations- 
gericht  einzusetzen*^,  das  naturgemäß  fast  überall  aus  dem  Geheimen 
Rate  hervorging.  In  Österreich  versah  anfangs  der  Reichshofrat  diese 
Funktion,  bis  derselbe  auf  die  Reichssachen  beschränkt  und  für  die  erb- 
ländischen  Sachen  ein  eigener  Hofrat  eingerichtet  wurde;  Böhmen  behielt 
seinen  eigenen  Hofrat.  Dritte  Instanz  in  Kurbrandenbürg  war  der  Ge- 
heime Rat,  seit  1658  eine  besondere  Abteilung  desselben  („Geheimer 
Rat  zu  den  Verhören"),  die  sich  bald  zu  einem  selbständigen  obersten 
Gerichtshofe,  dem  „Geheimen  Justizrat",  ausgestaltete;  für  die  nicht  zur 
Kurmark  gehörigen  reichsländischen  Gebiete  wurde  1703  ein  eigenes  Ober- 
appellationsgericht („Tribunal")  errichtet,  dem  in  gewissen  Beziehungen 
auch  der  oberste  preußische  Gerichtshof,  das  seit  1657  bestehende  Tribunal 
in  Königsberg,  untergeordnet  wurde.  Der  Geheime  Justizrat  und  das 
Tribunal  hatten  ihren  Sitz  zu  Berlin,  wurden  1748  zu  dem  „Tribunal"  als 
(selbständiger  vierter  Senat  des  Kammergerichts)  vereinigt  und  1774  durch 


"'  Zwei  Instanzen  waren  fttr  jedes  Territorium  reichsgesetzlich  vorgeschrieben. 
Vgl.  R.  Dep.  Abßch.  von  1600,  §  15  (N.  Samml.  III.  476). 

**  Die  KurfÜrstentflmer  beanspruchten  ein  solches  schon  auf  Grund  der  Goldenen 
Bulle,  nur  Knrköln  verzichtete  wegen  der  Kosten  eines  eigenen  Oberappellations- 
gerichtes. Außer  den  Kurffirstentümem  besaßen  das  Privileg  Österreich,  Baiem, 
Würtemberg  und  Schvi^eden.  Vgl.  Eichhorn,  IV.  376,  Note  k.  Für  ihre  nicht  zur 
Kurmark  gehörigen  Besitzungen  erlangte  die  Krone  Preußen  ein  unbedingtes  Privileg 
erst  1746  und  1750,  während  die  früheren  Privilegien,  auch  das  von  1702,  nur  bis 
zu  bestimmten  Beträgen  der  Appellationssumme  gingen.  Vgl.  Bobnhak,  a.  a.  O.  I. 
362.  II.  199. 

«^  Vgl.  JPG.  X.  §  12.  Braunscbweig-Lüneburg  errichtete  das  Tribunal  in  Celle 
unmittelbar  nach  dem  Erwerbe  der  Kurwürde,  die  das  Privileg  von  selbst  mit  sich 
brachte.    Vgl.  Eiohhobk,  IV.  560. 
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•Ausdehnung  auf  die  allein  noch  fehlenden  ostpreußischen  Sachen  zum 
Obertrihunal  für  die  ganze  Monarchie  erhoben. 

Die  Berufungen  an  die  alten  Oberhöfe  kamen  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert in  Abnahme.  Teils  schritten  die  Landesherren  gegen  dieselben 
ein*®,  teils  erwiesen  sie  sich  dem  neuen  Rechte  nicht  gewachsen  und  ver- 
loren das  Vertrauen.  Nur  wenige,  wie  Lübeck,  haben  ihr  Ansehen  noch 
im  17.  oder  selbst  bis  zum  18.  Jahrhundert  behauptet;  namentlich  solche, 
bei  denen  die  SchöflFenstühle  rechtzeitig  mit  Doktoren  besetzt  wurden,  er- 
hielten sich  nicht  nur,  sondern  wurden  vielfach  auch  von  anderen  Seiten 
um  Rechtsbelehrungen  angegangen*®.  Dasselbe  war  bei  einigen  Hof- 
gerichten, z.  B.  dem  von  Wittenberg,  der  Fall,  namentlich  aber  sind  die 
juristischen  Fakultäten,  besonders  begünstigt  durch  die  Halsgerichtsordnung 
Karls  V.  (Art.  219),  die  Erben  der  alten  Oberhöfe  geworden.  Das  in 
den  kleineren  deutschen  Staaten  erst  1879  beseitigte  Institut  der  Akten- 
versendung (auf  Antrag  einer  Partei  oder  selbständigen  Gerichtsbeschluß) 
hatte  anfangs  nur  die  Bedeutung  eines  Gesuches  um  Rechtsbelehrung; 
allmählich  aber  wurde  es  üblich,  daß  die  um  Belehrung  angegangene 
Fakultät  ihr  Gutachten  in  der  Form  eines  unmittelbaren  Gerichtserkennt- 
nisses erteilte,  welches  von  dem  nachsuchenden  Gerichte  als  eigenes  Urteil, 
wenn  auch  mit  dem  Zusatz  „auf  eingeholtes  Erachten  auswärtiger  Rechts- 
gelehrten", unverändert  publiziert  wurde.  Die  Juristenfakultäten  wurden 
auf  diese  Weise  zu  wahren  Spruchkollegien,  die  den  Rechtsinhalt  des 
Urteils  auktoritativ  feststellten,  während  das  Rechtsgebot  dem  nachsuchenden 
Gerichte  verblieb '^ 

Erheblich  später  als  bei  den  Obergerichten  hat  sich  die  Umgestaltung 
bei  den  niederen  Land-  und  Stadtgerichten  vollzogen.  Am  frühesten  verlor 
die  SchöflFenverfassung  ihre  Bedeutung  für  die  Civilrechtspflege,  während 
sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  zum  Teil  noch  bis  in  das  18., 
bei  Rügegerichten  selbst  bis  in  unser  Jahrhundert  erhalten  hat  Wo  ein 
rechtsgelehrter  Amtmann  oder  Stadtrichter  den  Vorsitz  im  Gericht  hatte, 
war  es  natürlich,  daß  er  sich  nicht  wie  der  altdeutsche  Richter  auf  die 
bloße  Leitung  der  Verhandlungen  beschränkte,  sondern  bald  der  allein 
maßgebende  Faktor  bei  der  Urteilsfindung  wurde.  Die  Schöffen  erschienen 
neben  ihm  als  überflüssiges  Beiwerk,  dessen  man  sich  möglichst  bald  ent- 
ledigte, so  daß  der  Richter  als  selbsturteilender  Einzelrichter  übrig  blieb 
und  das  Gericht  nur  noch  aus  Richter  und  Schreiber  bestand.  Länger 
erhielt  sich  die  alte  Verfassung,  wo  der  Amtmann  nicht  landesherrlicher, 
sondern  landständischer  Beamter,  also  ein  ohne  Rücksicht  auf  vorhandene 


•'  Für  Karsaohsen  wurde  1432  der  Rechtszug  nach  Magdeburg  aufgehoben  und 
dafür  der  nach  Leipzig  eingeführt. 

**  Ganz  besonders  war  dies  bei  dem  berühmten  Leipziger  Schöffenstubl  der 
Fall,  dem  schon  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  einzelne  Mitglieder  der  Leipziger 
Juristenfakultat  angehörten.  Auch  die  Schöffenstühle  von  Halle,  Brandenburg,  Stettin 
und  Koburg  standen  lange  in  Ansehen. 

^^  Vgl.  A.  8.  SoHüLTZB,  a.  a.  O.  211. 
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Rechtskenntnis  gewählter  Adelicher,  war,  oder  wo  sich  der  Amtmann  auf 
Yerwaltungsgeschäfte  beschränkte,  während  ein  ungelehrter  Schulze  oder 
DingYogt  den  Vorsitz  im  Gericht  fährte.  In  solcher  Lage  half  man  sich 
mit  Aktenversendungen  oder  mit  einem  rechtskundigen  Gerichtsschreiber 
oder  einem  Amtsschreiber,  der  zugleich  die  fiskalischen  Geschäfte  (als 
Kästner)  und  die  Gerichtsschreiberei  besorgte,  oder  mit  gelehrten  Bechts- 
konsulenten,  auf  deren  Bat  das  Gericht  in  Bedürfnisfallen  verwiesen 
wurde.  Hier  kam  es,  namentlich  in  Civilsachen,  mehr  und  mehr  in  Ge- 
brauch, auf  den  Schiedsspruch  eines  Bechtskundigen,  zumal  des  Amt- 
mannes, zu  kompromittieren,  woraus  sich  in  manchen  Gegenden  eine 
regelrechte  Austraginstanz  vor  dem  Amtmann  entwickelte,  die  dann  eben- 
falls ziun  Einzelrichtertum  hinüberführte.  Unterstützt  wurde  diese  Um- 
wandlung der  Gerichte  überall  durch  die  bureaukratische  Bichtung  des 
landesherrlichen  Begimentes.  Auch  die  Gutsobrigkeiten  mußten  sich  dem 
unterwerfen;  wollten  sie  ihre  Gerichtsbarkeit  festhalten,  so  durften  sie  die- 
selbe nicht  mehr  durch  ihre  Meier  oder  Schulzen  verwalten  lassen,  sondern 
rechtskundige  Gerichtshalter  oder  Justitiarien  anstellen.  Die  Gerichts- 
barkeit schied  damit  aus  dem  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen  Guts- 
obrigkeit aus  und  wurde  zur  Patrimonialjustiz,  die  sich  mehr  und  mehr 
zu  einem  bloßen  Patronatsrecht  gestaltete:  der  Gerichtsherr  hatte  den 
Unterhalt  des  Gerichtes  zu  tragen  und  dafür  die  Gerichtseinnahmen  zu 
beziehen,  aber  hinsichtlich  des  Justitiars  hatte  er  ein  bloßes  Prasentations- 
recht,  die  Anstellung  erfolgte  durch  den  Staat,  der  auch  durch  Anordnung 
richterlicher  Prüfungen  dafür  sorgte,  daß  keine  ungeeigneten  Personen  zu 
dem  Amte  gelangten.  In  der  Begel  entwickelte  sich  die  Sache  dahin, 
daß  die  staatlichen  Stadt-  oder  Landrichter  (Amtmänner,  Justizamtmänner) 
auch  zu  Justitiarien  der  benachbarten  Gutsbezirke  ernannt  wurden. 

Das  Steuerbewilligungsrecht  der  Landstände  hatte  in  sämtlichen  Terri- 
torien zu  einem  Dualismus  in  der  Finanzverwaltung  geführt,  indem  die 
in  erster  Beihe  zur  Bestreitung  der  landesherrlichen  und  Landes-Bedürf- 
nisse  bestimmten  Erträge  der  Kammergüter  und  nutzbaren  Begalien  zu 
freier  Disposition  des  Landesherrn  blieben,  während  die  von  den  Ständen 
bewilligten  Steuern  in  die  landständische  Kasse  (Landkasten)  flössen  und 
in  Einnahme  und  Ausgabe  unter  strenger  ständischer  Aufsicht,  ursprünglich 
sogar  mit  gänzlicher  Ausschließung  des  Landesherm,  gehalten  wurden. 
In  Brandenburg  wurde,  obwohl  es  hier  ebenso  wie  in  Österreich  und 
Baiem  gelungen  war,  das  landständische  Steuerbewilligungsrecht  zu 
brechen ^^,  die  getrennte  Verwaltung  noch  geraume  Zeit  beibehalten;  selbst 


"  Nach  Ablauf  der  letzten  von  den  StäDden  bewilligten  Kriegskontribntion  (1653) 
verlangte  der  große  Kurfürst  die  dauernde  Bewilligung  einer  regelmäßigen  Jahres- 
kontribution für  das  Heer.  Nachdem  er  dies  yon  1662  an  durchgesetzt  hatte,  war 
von  einem  Steuerbewilligungsrecht  der  Stande  keine  Bede  mehr.  Die  Eontribution 
war  eine  ausschließlich  auf  dem  bäuerlichen  Besitz  lastende  Grundsteuer,  während 
in  den  Städten  die«  seit  1667  eingeführte  Acoise  erhoben  wurde.  Die  Bitterschaft 
war  kontributionsfrei  (aber  nicht  die  Bauern  derselben),  mußte  aber,  da  alle  bürg^r- 
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nach  der  Vereinigung  der  verwaltenden  Behörden  blieben  wenigstens  die 
Kassen  (Domänen-  und  Kriegskasse)  getrennt.  In  materieller  Beziehung 
wurde  in  Preußen  der  Dualismus  des  fiskalischen  Vermögens  durch  ein 
Hausgesetz  Friedrich  Wilhelms  I.  von  1713  beseitigt,  welches  sämtliche 
Domänen  für  Staatseigentum  erklärte  und  den  bisherigen  Unterschied 
zwischen  Schatull-  und  gewöhnlichen  Dömänengütem  aufhob^*.  Für  die 
persönlichen  Bedürfnisse  des  Königs  wurde  diesem  eine  bestimmte  Summe 
aus  den  Jahreserträgen  der  Domänen  ausgesetzt  (die  sogenannte  Hand- 
gelderreichung), aus  welcher  sich  später  der  Kronfideikommisfonds  ent- 
wickelt hat. 

Ein  wesentliches  Bedürfnis  der  Territorialverfassung  war  die  Organi- 
sation einer  staatlichen  Zentralverwaltung.  Der  mittelalterliche  Staat 
hatte  nur  lokale  Verwaltungen  und  landesherrliche  Hofverwaltung  gekannt, 
aUgemeine  staatliche  Aufgaben  hatte  es  nicht  gegeben.  Dagegen  traten 
jetzt  die  großen  Ansprüche  der  Heeresverwaltung  an  den  Staat  heran, 
die  Gerichte  und  das  gesamte  Beamtentum  beruhten  auf  neuen  Grund- 
lagen, es  bedurfte  der  regelmäßigen  Aufstellung  eines  Staatshaushaltes, 
überhaupt  einer  geregelten  Finanzrerwaltung,  da  das  dem  Mittelalter  eigen- 
tümliche Anweisungssystem  außer  Gebrauch  gekonmien  war,  dazu  kamen 
die  kirchlichen  Verhältnisse,  Polizei-  und  Verkehrswesen,  die  staatliche 
Fürsorge  für  das  gemeine  Wohl  u.  dgl.  m. 

Nach  dem  Vorgange  der  burgundisch-niederländischen  Organisation 
sind  die  österreichischen  Einrichtungen  unter  Maximilian  I.  und  Fer- 
dinand I.  für  ganz  Deutschland  vorbildlich  geworden'^.  Als  Zentral- 
behörden wurden  der  Hofrat  (für  Verwaltung  und  Rechtspflege)  und  die 
Hofkammer  (für  die  Finanzen  und  Jurisdiktion  in  Finanzsachen),  außer- 
dem 1556  der  Hofkriegsrat  eingesetzt.  Die  Hofkanzlei  erhielt  eine  neue 
Organisation.  Für  besonders  vertrauliche  Sachen  wurde  der  Geheime 
Bat  als  ständige  Kollegialbehörde  eingerichtet.  Als  Mittelbehörden  für 
die  einzelnen  Länder  fungierten  die  Regierungen  oder  Regimente  in 
Justiz-  und  allgemeinen  Landesverwaltungssachen,  die  Raitkammem  (auch 
Schatzkammern,  Kammerkollegien)  in  Finanzsachen.    Die  fiskalische  Ver- 


liehen Gewerbe  in  den  Städten  konzentriert  wurden,  indirekt  durch  ihre  Einkäufe 
zu  der  Accise  beitragen.  Die  Acoise  diente  ebenso  wie  die  Eontribution  und  die 
von  der  Bitterschaft  erhobenen  Bitterpferdsgelder,  an  deren  Stelle  im  18.  Jahrhundert 
der  Lehnskanon  trat,  ausschließlich  den  Heereszwecken,  ihr  Ertrag  floß  daher  in  die 
Kriegskasse. 

»*  Vgl.  Bornhak,  a.  a.  0.  IL  97.  ALB.  ü.  14,  §§  11  ff .  Über  die  sonstige  Be- 
handlung der  Kammergüter  ygl.  Bbyscher,  Bechte  des  Staats  an  den  Domänen,  1863. 
YoLLEBT,  Entstehung  und  rechtliche  Natur  des  Kammervermögens,  1857.  Zaohabiä, 
Eigentumsrecht  am  deutschen  Kammergut,  1864;  Das  rechtliche  Verhältnis  der  fürst- 
lichen Kammergüter  1861. 

^'  Vgl.  S.  753  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Über  die  GeheimeratskoUegien 
in  Baiem,  Kurpfalz,  Würtemberg  und  Sachsen  vgl.  Bosenthal,  a.  a.  ().  37  ff.  Siehe 
auch  Lobe,  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen,  bei  Schanz,  Finanz- 
archiv n.  2  (1885). 
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tretung  vor  Gericht  war  Sache  der  Kammerprokuratoren.  Die  lokalen 
Behörden  behielten  noch  ihre  mittelalterliche  Verfassung  und  wurden  erst 
im  18.  Jahrhundert  reorganisiert. 

Die  brandenburgisch-preußische  Verwaltungsorganisation  beruhte  bis 
1806  auf  den  Einrichtungen  Friedrich  Wilhelms  I.  Als  Zentralbehörden 
errichtete  derselbe  drei  Ministerien,  deren  Geschäftsordnung  auf  dem 
Prinzip  rein  koUegialischer  Behandlung,  mit  Ausschluß  aller  standigen 
Dezernenten,  beruhte ;  alles  mußte  entweder  in  einem  Kollegium  von  Bäten 
unter  dem  Vorsitz  des  Ressortministers,  oder  in  einer  gemeinschaftlichen 
Sitzung  der  Minister  selbst  erledigt  werden.  Die  auswärtigen  und  Reichs- 
angelegenheiten sowie  Zensur  und  Presse  wurden  dem  Kabinetsministerium 
überwiesen.  Während  dies  nur  einen  einzigen  Minister  als  Chef  hatte, 
bestand  das  Generaldirektorium  (für  Inneres  und  Finanzen)  aus  fünf, 
später  neun  Ministern,  die  gewisse  Angelegenheiten  (Geiieraldepartement) 
gemeinschaftlich  behandelten,  im  übrigen  aber  einzelnen,  nach  Sachen 
oder  Provinzen  verteilten  Departements  vorstanden.  Schlesien  hatte  einen 
eigenen,  von  dem  Generaldirektorium  unabhängigen  Provinzialminister. 
Das  Generaldirektorium  beruhte  auf  der  Vereinigung  des  von  dem  großen 
Kurfürsten  errichteten  Generalkriegskommissariates  mit  dem  Oberdomänen- 
direktorium, der  Hofkammer,  Schatullverwaltung,  dem  Generalpostmeister- 
amt und  mehreren  anderen  höchsten  Behörden.  Jedem  Provinzialbezirke 
stand  als  Organ  des  Generaldirektoriums  eine  Kriegs-  und  Dumänen- 
kammer,  hervorgegangen  aus  einer  Verschmelzung  der  früheren  Kriegs- 
kommissariate und  Amtskammern,  und  als  Verwaltungsgericht  eine  Kammer- 
justizdeputatiou  vor.  Innerhalb  einiger  Provinzen  bestanden  schon  seit 
dem  16.  Jahrhundert  in  Anlehnung  an  die  alten  Beritte  (S.  584)  und 
andere  territoriale  Gliederungen  die  Kreise,  ursprünglich  bloße  Wahl- 
bezirke für  die  Wahl  der  Landtagsausschüsse,  allmählich  aber  zu  eigenen 
ständischen  Körpern  mit  Kreistagen  entwickelt.  An  der  Spitze  derselben 
standen  seit  dem  17.  Jahrhundert  die  vom  Kurfürsten  auf  Vorschlag  der 
Kreisstände  ernannten  Landkommissare  oder  Kreisdirektoren;  da  man  dies 
Amt  vielfach  mit  Vorliebe  den  für  den  Landtagsausschuß  gewählten  Kreis- 
deputierten oder  „Landräten"  übertrug,  so  wurde  der  Titel  „Landrat*' 
mehr  und  mehr  zum  Amtstitel  des  Kreisdirektors.  Als  organische  Ein- 
richtung für  die  Landesverwaltung  wurde  die  Kreiseinteilung  unter  dem 
großen  Kurfürsten  in  mehreren  Provinzen  durchgeführt,  im  Laufe  des 
18.  Jahrhunderts  aber  auf  den  ganzen  Staat  ausgedehnt  Nach  der  Landes- 
organisation Friedrich  Wilheüns  I.  waren  die  Landräte  oder  Kreisdirek- 
toren mit  den  ihnen  zugeordneten  Kreiseinnehmem  und  Ausreitem  die 
ausführenden  Organe  der  Kriegs-  und  Domänenkanmiem  innerhalb  der 
einzelnen  Kreise;  zu  ihrer  Beratung  dienten  die  Kreistage.  Die  Kreis- 
verfassung bezog  sich  nur  auf  das  Land;  die  Städte  wurden  zu  eigenen 
Inspektionsdepartements  vereinigt  und  den  Kriegs-  und  Steuerräten  als 
Aufsichtsorganen  unterstellt.  Die  Ortspolizei  auf  dem  Lande  blieb  in  den 
Händen  der  königlichen  Domänenamtmänner  (jetzt  regelmäßig  zugleich 
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Domänenpächter)  und  der  Gutsherrschaften,  als  deren  Organe  die  Orts- 
schulzen und  Dorfgerichte  fungierten. 

Das  dritte  Ministerium  in  der  Organisation  Friedrich  Wilhelms  I. 
bildete  das  Justizdepartement  unter  dem  Großkanzler  und  mehreren  Mi- 
nistem, denen  teils  gewisse  Provinzen,  teils  bestimmte  sachliche  Ressorts 
überwiesen  waren.  Die  obersten  Gerichtshöfe  waren  auf  die  Rechtspflege 
beschränkt,  während  die  Appellationagerichte  (Provinziallandesjustizkollegien 
oder  Regierungen)  zugleich  die  Justizverwaltung  in  den  Provinzen  besorgten. 

Mihtärsachen  wurden  teils  von  dem  direkt  unter  dem  Könige  stehenden 
Oberkriegskollegium,  teils  von  dem  Militärdepartement  des  Generaldirek- 
toriums behandelt.  Die  Eultussachen  waren  den  beiden  geistlichen  Depar- 
tements des  Justizdepartements  überwiesen.  Unter  denselben  stand  auch 
aas  Oberkonsistorium  und  das  Oberschulkollegium,  denen  die  Provinzial- 
konsistorien  und  ProvinzialschulkoUegien  untergeordnet  waren.  Verwal- 
tungsgerichte zweiter  und  dritter  Instanz  waren  das  Oberrevisionskollegium 
und  die  Oberrevionsdeputation;  beide  waren  dem  Generaldirektorium  und 
Justizdepartement  gemeinsam  unterstellt.  Direkt  unter  dem  Könige  standen 
noch  die  GeneralkontroUe  der  Finanzen,  die  Oberrechnungskammer  und 
das  Generalfiskalat,  das  die  Beobachtung  der  Gesetze  seitens  der  Beamten 
zu  beaufsichtigen  hatte. 

Der  1604  zuerst  als  Kollegium  organisierte,  1651  mit  einer  neuen 
Geschäftsordnung  versehene  Geheime  Rat  führte  seit  Friedrich  Wilhelm  I. 
den  Titel  Geheimer  Staatsrat  oder  Geheimes  Staatsministerium.  Er  bestand 
aus  sämtlichen  Ministern,  hatte  aber  keinen  bestimmten  Geschäftskreis 
und  war  daher  ziemlich  bedeutungslos. 

§  80.  Die  Städte  ^  Die  Reichsstädte  oder,  wie  sie  seit  dem  Weg- 
fall der  früheren  Unterscheidung  zwischen  freien  und  Reichsstädten  be- 
zeichnet wurden,  die  freien  Reichsstädte  (liberi  imperii  civitates),  standen 
den  übrigen  Reichsständen  jetzt  wesentlich  gleich.  Die  Reichsvogtei 
hatten  die  meisten  abgelöst  oder  als  Reichspfandschaft  erworben,  gegen 
deren  Wiedereinlösung  seitens  des  Kaisers  sie  durch  den  westfälischen 
Frieden  (S.  773)  geschützt  wurden,  aber  in  Schweinfurt  und  Augsburg 
gab  es  noch  Reichsvögte,  die  freilich  von  dem  Stadtrate  selbst  gewählt 
wurden,  in  Aachen  und  Wetzlar,  bis  1715  auch  in  Nordhausen,  hatten 
sich  benachbarte  Fürsten  im  Besitze  der  Reichsvogtei  erhalten,  Köln 
und  Worms  standen  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  dem  Erz- 
und  Hochstift,  Friedberg  von  dem  dortigen  Burggrafen,  Goslar  vom  Herzog 
von  Braunschweig,  Bremen  eine  Zeit  lang  von  Schweden.  Der  Streit 
zwischen  Hamburg  und  Dänemark-Holstein  wurde  1618  durch  das  Reichs- 


*  Vgl.  S.  588  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  POtteb,  Histor.  Entwickelung 
II.  207  ff.  MösKE,  Reichsstadtische  RegimeDtsverfasflung,  1772.  Barthold,  Geschichte 
der  deutschen  Städte,  IV.  311  if.  Haussbb,  Deutsche  Geschichte  I».  123  ff.  Bebg- 
HAÜ8,  Deutschland  Yor  hundert  Jahren  I.  203  ff..  230,  284  ff.,  358  ff.,  442  ff.  II.  187  ff 
h.  T.  Maurvh.  Gesch.  d.  Städte  Verfassung  IV.  1871. 
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kammergericht  zu  Gunsten  der  Stadt  entschieden.  Doch  ungeachtet  dieser 
teilweisen  Abhängigkeit  wurden  sämtliche  Reichstädte  im  westfälischen 
Frieden  hinsichtlich  der  Reichsstandschaft,  der  Landeshoheit  über  ihr 
Stadt-  und  Landgebiet  und  des  Religionsbannes  den  übrigen  Reichsstanden 
vollständig  gleichgestellt*.  Li  sämtlichen  Reichsstädten  hatte  der  Rat, 
zum  Teil  auch  die  Bürgerschaft,  dem  Kaiser  den  Huldigungseid  zu  leisten. 
Alle  Reichsstädte  hatten  die  Pflicht,  auf  Verlangen  den  Kaiser  und  den 
Reichstag  bei  sich  aufzunehmen.  Von  einem  Ledigwerden  der  Regalien 
zu  Gunsten  des  Kaisers  für  die  Dauer  des  Reichstages  war  keine  Rede 
mehr.  Hier  und  da  übte  der  Kaiser  noch  gewisse  Regierungsrechte  aus, 
z.  B.  in  betreff  der  Frankfurter  Messe  (S.  756).  Einige  Städte  verfügten 
über  ein  eigenes  Territorium  (wie  Nürnberg,  Rotenburg,  Ulm,  Rottweil, 
Frankfurt,  Aachen,  Dortmund,  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Mühlhausen), 
während  andere  (wie  Regensburg,  Augsburg,  Köln,  Goslar,  Nordhansen) 
im  wesentlichen  auf  die  Stadtmark  beschränkt  waren.  Die  Verfassung 
beruhte  überall  in  alter  Weise  auf  den  Bürgermeistern  und  dem  Stadtrat, 
war  aber  im  einzelnen  ungemein  verschieden  gestaltet.  Dem  streng  patri- 
zischen  Regimente  in  Nürnberg,  dem  die  Verfassung  von  Augsburg, 
Rotenburg  a.  d.  Tauber,  Heilbronn,  Lindau,  Frankfurt,  Bremen,  Nord- 
hausen, Mühlhausen  zunächst  kam,  standen  andere  mit  wesentlich  demo- 
kratischer Grundlage  und  einzelne  demokratische  Oligarchien  gegenüber. 
Auf  einer  gesunden  Vermittelung  der  Gegensätze  beruhte  namentlich  die 
Verfassung  von  Hamburg.  In  gerichtlicher  Beziehung  bildete  der  Stadt- 
rat meistens  das  Appellationsgericht  für  das  Stadtgericht.  Nur  das 
mächtige  Nürnberg  besaß  ein  eigenes  Appellationsgericht  und  wie  Köln  eine 
eigene  Universität  (Altdorf).  Unter  den  Bürgermeistern  und  Stadträten 
fanden  sich  jetzt  regelmäßig  mehrere  rechtskundige  Mitglieder.  Die  kleinsten 
Reichsstädte  sorgten  wenigstens  für  einen  rechtskundigen  Stadtschreiber, 
der  zugleich  das  Amt  des  Syndikus  oder  Beigeordneten  versah. 

Die  meisten  Reichsstädte  waren  seit  dem  30jährigen  Kriege  teils 
durch  Überschuldung,  teils  durch  innere  Streitigkeiten  und  solche  mit 
benachbarten  Reichsständen  sowie  kostspielige  kaiserliche  Kommissionen 
zur  Begleichung  derselben  in  die  tiefste  Zerrüttung  geraten  und  wurden 
von  vielen  Landstädten,  namentlich  den  fürstlichen  Residenzen,  an  mate- 
riellem Vermögen  weit  übertreffen.  Die  durch  den  RDHSchl.  von  1803 
ausgesprochene  Mediatisierung  sämtlicher  Reichsstädte  bis  auf  sechs,  von 
denen  Augsburg  infolge  des  Preßburger  Friedens  von  1805  ebenfalls  seine 
Selbständigkeit  verlor,  brachte  nur  eine  zweihundertjährige  Entwickelung 
zu  dem  unausbleiblichen  Abschluß.  Übrig  blieben  nur  Lübeck,  Hamburg, 
Bremen,  Frankfurt  und  Nürnberg. 

Noch  weniger  als  die  Reichsstädte  vermochten  die  Landstädte  der 
aufstrebenden  Staatsgewalt  der  Landesherren  zu  widerstehen'.    Der  Hanse- 

«  Vgl.  S.  759,  781.    JPO.  V.  §  29.  VIII.  §  4. 

'  Vgl.  GiERKB,  GeDosseDBchaftärecht  I.  697  ff.    Stbuubn,  Nebeustundeu  I.  Band, 
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band  stand  noch  im  16.  Jahrhundert  in  Ansehen,  er  wurde  gelegentlich 
noch  zu  Beisteuern  für  das  Reich  angegangen*  und  traf  in  den  Rezessen 
von  1591  und  1614  umfassende  seerechtliche  Bestimmungen,  die  sich  zum  Teil 
bis  zum  deutschen  Handelsgesetzbuche  erhalten  habend  aber  eine  Stadt  nach 
der  andern  wurde  durch  ihren  Landesherm  zum  Austritt  genötigt,  und  der 
Hansetag  von  1630  sah  nur  noch  die  drei  Städte  Lübeck,  Hamburg  und 
Bremen,  die  als  freie  Reichs-  und  Hansestädte  den  Bund  allein  aufrechter- 
hielten \  Nur  wenige  Landstädte,  wie  Rostock,  Wismar,  Stralsund  und  Greifs- 
wald, vermochten  sich  der  Landesgewalt  gegenüber  eine  größere  Selbstän- 
digkeit zu  erhalten.  Alle  übrigen  kamen  nach  und  nach  zu  Fall  und  wurden 
sogar  in  ihren  berechtigten  Ansprüchen  auf  Selbstverwaltung  durch  ein 
bureaukratisches  Bevormundungssystem  immer  mehr  verkümmert.  In  ge- 
ringerem Maße  war  dies  in  denjenigen  Territorien  der  Fall,  in  denen  die 
Landstände  ihre  alte  Bedeutung  behaupteten,  weil  die  Städte  durch  die 
Landstandschaft  einigermaßen  für  sich  zu  sorgen  vermochten.  Aber  wo 
die  Landstände  zu  bloßen  Provinzial-  und  Kreisständen  mit  beschränkter 
Selbstverwaltung  herabgedrückt  wurden,  wie  in  Österreich,  Preußen  und 
Baiem,  sanken  die  Städte  zu  bloßen  staatlichen  Verwaltungsbezirken 
herab  ^  Die  städtische  Autonomie  verschwand  ganz  oder  wurde  auf  ge- 
ringe Polizeisachen  beschränkt.  Das  Befestigungsrecht  verlor  seine  Be- 
deutung für  die  Städte,  weil  ihre  Mittel  nicht  gestatteten,  die  neueren 
Befestigungsarten  anzuwenden.  Einige  Städte  wurden  zu  Landesfestungen, 
die  meisten  ließen  ihre  Werke  verfallen  oder  erhielten  sie  nur  zu  steuer- 
polizeilichen Zwecken.  Die  Stadträte  oder  Magistrate  wurden  zwar  meistens 
noch  von  der  Bürgerschaft  oder  einer  Vertretung  derselben  gewählt  oder 
durch  Selbstergänzung  berufen,  bedurften  aber  obrigkeitlicher  Bestätigung. 
Hire  Geschäftsführung  war  namentlich  in  Preußen  durch  die  staatlichen 
Aufsichtsorgane  so  beschränkt,  daß  sie  den  Charakter  von  Gemeindeorganen 
ganz  verloren  und  als  indirekte  Staatsbeamte  erschienen.  Eine  Eigen- 
tümlichkeit der  Stadtgemeinden  blieb  nur,  abgesehen  von  ihren  etwaigen 
ständischen  Befugnissen,  die  besondere  Art  der  Besteuerung  (Accise),  das 
Zunftwesen  und  die  Beschränkung  der  meisten  bürgerlichen  Gewerbe  auf 
den  Betrieb  in  den  Städten. 

Der  Unterschied  zwischen  Land-  und  Mediatstädten  wurde  durch  das 
Herabsinken  der  städtischen  Freiheit  in  den  ersteren  erheblich  ausgeglichen  ^ 


Abh.  5.    Schulze,  Preußisches  Staatsrecht  I*.  459  ff.    E.  Mbieb,  Die  Reform  der  Ver- 
waltuDgsorganisation  unter  Stein  und  Hardenberg  70  ff. 

*  Vgl.  RA.  von  1544,  §  33  und  1576  §  22,  1582  §  21,  1594  §  8  (N.  Samml. 
II.  501,  HL  357,  402,  421). 

*  Pabdessus,  Collection  de  lois  maritimes  11.  507  ff.,  528  ff. 

*  Vgl.  Eichhorn,  IV.  277  ff.    Püttbr,  a.  a.  O.  IL  195  f. 

'  Die  erste  preußische  Städteordnung  (ALR.  IL  Tit.  8,  Abschn.  2)  kam  gegen- 
über den  zahllosen,  überaus  verschiedenen  Stadtrechten  wegen  ihrer  bloß  subsidiären 
Bedeutung  nur  wenig  zur  Geltnng. 

«  Vgl.  ALR.  IL  8,  §§  166  ff. 
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Schließlich  beschränkte  er  sich  darauf,  daß  die  ersteren  Städte  landes- 
herrlichen, die  anderen  gutsherrlichen  Patronates  waren. 

§  81.  Die  Reichsritterschaft  und  die  ßeichsdörfer\  In 
Süd-  und  Westdeutschland  hatte  sich  der  niedere  Adel  nebst  den  nicht 
zur  Reichsstandschaft  gelangten  freien  Herren  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  verschiedenen  Ritterbünden  vereinigt,  die  unter  dem  Schutze 
des  1487  errichteten  großen  schwäbischen  Bundes*  derartig  erstarkten, 
daß  ihre  Mitglieder  den  auf  Erweiterung  ihrer  Landeshoheit  bedachten 
Fürsten  und  Herren  erfolgreich  widerstanden  und  für  sich  und  ihre  Be- 
sitzungen die  volle  Reichsfreiheit  bewahrten.  Seit  1500  unterschied  man 
die  drei  „Ritterschaften^^  zu  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Die- 
selben traten  1577  zu  einem  Gesamtbunde,  der  Reichsritterschaft  (libera 
et  immediata  imperii  nobilitas),  zusammen,  der  sich  mit  seiner  1650  reor- 
ganisierten Verfassung  bis  1806  erhalten  hat  Die  mehrfach  erstrebte 
und  vom  Kaiser  befürwortete  Reichsstandschaft  ist  der  Reichsritterschaft 
nicht  zu  teil  geworden,  ebenso  blieb  sie  von  der  Ereisverfassung  aus- 
geschlossen. Dagegen  wurde  die  unmittelbare  Stellung  der  Reichsritterschaft 
von  Reichs  wegen  dadurch  anerkannt,  daß  ihr  die  Reichsgesetze  besonders 
mitgeteilt,  bei  Reichssteuerbewilligungen  aber  regelmäßig  direkte  Verhand- 
lungen mit  ihr  angeknüpft  wurden,  um  sie  ebenfalls  zu  einer  Beisteuer 
(subsidium  caritativum)  zu  veranlassen'.  Zur  Heeresfolge  war  die  Reichs- 
ritterschaft an  sich  dem  Reiche  nicht  verpflichtet,  doch  wurde  in  drin- 
genden Fällen  auch  hierüber  besonders  mit  ihr  verhandelt*;  im  übrigen 
richtete  sich  alles  nach  den  Lehnsverhältnissen  der  einzelnen  Mitglieder. 
In  den  späteren  Wahlkapitulationen  mußten  die  Kaiser  die  Aufrechtor- 
haltung der  reichsritterschaftlichen  Rechte  ausdrücklich  versprechen. 

Die  Reichsritterschaft  zerfiel  in  die  drei  Ritterkreise  Schwaben,  Franken 


>  Vgl.  Pfbffinqer,  Vitriarius  illustratas  III.  1 184  ff.  IV.  229—270,  302—835. 
Roth  von  Schrkckbnstein,  Geschichte  der  Reichsritterschaft,  2  Bände,  1859 — 71. 
Kerner,  Staatsrecht  der  Reichsritterschaft,  1786-- 89.  Moser,  Vermischte  Nach- 
richten von  reichsritterschaftlichen  Sachen,  1772;  Neueste  Geschichte  der  Reichs- 
ritterschaft,  1775—76.  Perthes,  Staatsleben  83  ff.  POtter,  Hist  Entwickelang  L  457. 
III.  74  ff.  GiBRKE,  Genossenschaftsrecht  I.  836.  Eichhorn,  III.  321  ff.  IV.  309  ff. 
Schulte,  RG.  §  104.  Zöppl,  RG.  IL  §  72.  Berohaüs,  Deutschland  vor  hundert 
Jahren  II.  226  ff.    Häussbr,  Deutsche  Geschichte  I*.  114  ff. 

•  Vgl.  GiERKE.  a.  a.  O.  I.  512  ff. 

•  Vgl.  S.  772.  N.  Samml.  IL  24,  §§  8,  9,  19-28  (RA.  von  1496).  84,  §  48. 
488,  §  28.  501,  §  33.  lU.  144,  g  58.  221,  g  49.  857,  §  23.  402,  §  22.  421,  §  8.  558, 
g  33.  IV.  7,  68.  Die  Verhandlungen  über  das  subs.  carit.  beruhten  nicht,  wie  man 
gewöhnlich  annimmt,  auf  der  von  Steuern  befreienden  Ritterdienstpflicht,  sondern 
auf  der  Anschauung,  daß  ein  Steueranschlag  nur  solchen  auferlegt  werden  könnte, 
die  ihn  bewilligt  hätten,  die  vom  Reichstage  beschlossene  Steuer  also  nur  für  die 
Reichsstände  und  ihre  durch  sie  vertretenen  Unterthanen  verbindlich  wäre.  Zu  den 
Kammerzielem  trug  die  Reichsritterschaft  nicht  bei. 

•  Vgl.  RA.  von  1564,  g  23.  und  von  1566  (N.  öammL  IIL  206,  217).  Ebd.  IV.  5 
(1664). 


^  81.    Die  Reichsritterschaft  und  die  Reichsdörfer.  801 

uud  Kheiu,  die  Kreise  wieder  in  Kantone  oder  Orte.  An  der  Spitze  des 
Kantons  stand  ein  Ritterhauptmann  mit  einigen  Ritterräten  und  einem 
Kautonsausschuß.  Jeder  Ritterkreis  hatte  seine  Kreisversammlung  und 
sein  Direktorium.  Die  Versammlungen  der  drei  Kreise  wurden  Korrespou- 
denztage  genannt.    In  dem  Direktorium  lösten  die  Kreise  einander  ab. 

Die  Mitglieder  wurden  mit  ihren  Besitzungen  in  eine  Matrikel  ein- 
getragen. Die  Besitzungen  mußten  eine  gewisse  Minimalgröße  haben  und 
durften  nicht  landsässig  sein;  dagegen  machte  es  keinen  Unterschied,  ob 
sie  Allode  oder  Lehen  waren.  Ein  Reichsritter  konnte  neben  seinen  un- 
mittelbaren Gütern  auch  landsässigen  Besitz  haben.  Durch  Verlust  des 
reichsritterschaftlichen  Besitzes  ging  die  persönliche  Reichsfreiheit  an  sich 
nicht  verloren*.  Ebenso  behielten  die  reichsritterschaftlichen  Güter  ihren 
Charakter,  auch  wenn  sie  in  andere  Hände  übergingen.  Die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  oder  Besitzungen  in  die  Matrikel  verlangte  einen  Mehr- 
heitsbeschluß der  betreffenden  Kantons-  und  Kreisversammlung  und  die 
Zustimmung  der  beiden  anderen  Kreise. 

Die  Reichsritterschaft  als  Korporation  besaß  das  Recht  der  Besteuerung 
und  der  Autonomie^  Dagegen  hatten  die  einzelnen  Mitglieder  ein  Be- 
steuerungsrecht nur,  soweit  es  sich  um  Reichs-  oder  Korporationslasten 
handelte,  nicht  zu  eigenen  Zwecken.  Ein  Gesetzgebungsrecht  besaßen  sie 
nicht,  wohl  aber  das  Recht  der  Hausgesetzgebung,  im  einzelnen  Falle 
unter  kaiserlicher  Bestätigung.  Ihr  wichtigstes  Recht  bildete  der  Reli- 
gionsbann ^.  Die  meisten  besaßen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  die  sie 
jedoch  in  der  Regel  jedesmal  neu  vom  Reiche  empfangen  mußten®.  Welche 
Hoheitsrechte  sie  außerdem  aul'  ihren  Besitzungen  ausüben  durften,  richtete 
sich  nach  besonderer  kaiserlicher  Verleihung  oder  nachweisbarem  Her- 
kommen. Im  übrigen  hatte  die  beschränkte  Landeshoheit  nur  die  negative 
Bedeutung,  daß  alle  etwaigen  Hoheitsrechte,  die  einzelnen  Reichsstanden 
auf  reichsritterschaftlichen  Besitzungen  zustanden,  nur  als  öffentlichrecht- 
liche Servituten,  nicht  aber  als  Ausflüsse  landesherrlicher  Gewalt  galten. 
Die  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  besaßen  für  sich  und  ihre  Güter  den 
privilegierten  Gerichtsstand  der  Reichsunmittelbaren.  Ihre  Austragsin- 
stanz  bildete  das  Kantonsdirektorium. 

Außer  der  Reichsritterschaft  gab  es  im  Reiche  noch  verschiedene  un- 
mittelbare adeliche  Ganerbschaften,  deren  Rechtsverhältnisse,  abgesehen 
von  dem  korporativen  Elemente  der  ersteren,  im  wesentlichen  dieselben 
waren*. 


^  Bei  Veräußernngen  an  Fremde  hatte  die  Genossenschaft  das  Retraktrecht. 

^  Ober  das  sog.  Geislinger  Statut  vgl.  Rbyschbr,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht 
VI.  297  ff. 

'  Augsb.  Rel.  Friede  von  1555.  §  26  (N.  Samml.  III.  20).  JPO.  IV.  §  17. 
V.  §  28. 

*  Als  Appellationsinstanz  hatten  dann  im  Zweifel  die  kaiserlichen  Landgerichte 
einzutreten. 

•  Vgl.  S.  778.    Bbrghaus.  a.  a.  O.  II.  294  f. 

R.  ScHBdssB,  Deatoche  Reeht«g6Mhfohto.  51 
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Endlich  waren  von  der  Auflösung  der  Reichslandvogteien  noch  einige 
Dörfer  übrig  geblieben,  die  keiner  landesherrlichen  Gewalt  unterworfen 
waren  ^^.  Sie  hießen  „Keichsdörfer"  und  befanden  sich  im  Besitze  einer 
ausgedehnten  Selbstverwaltung,  zum  Teil  der  hohen  Gerichtsbarkeit.  Die 
protestantischen  Reichsdörfer  hatten  eine  gewisse  Kirchenhoheit.  Eine 
eigentliche  Landeshoheit  kam  ihnen  nicht  zu.  Durch  den  RDHSchl.  von 
1803  wurden  sämtliche  Reichsdörfer  mediatisiert. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Zeit  des  Deutschen  Bundes. 

J.  Held,  System  des  YerfassungsrechtB  der  monarchischen  Staaten  Deutsch- 
lands, I.  1856.  H.  A.  Zachabiä,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  3.  Aufl.  L  U. 
1865—67.  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht,  1865;  lichrbuch  des 
deutschen  Staatsrechts,  I.  1881.  Haussbb,  Deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrichs 
des  Großen  bis  zur  Gründung  des  deutschen  Bundes,  3.  Aufl.  ü.— IV.  1862. 

§  82.  Die  Zeit  des  Rheinbundes K  Durch  die  Rheinbundsakte 
vom  12./17.  Juli  1806  („Acte  de  la  Confederation  du  Rhin'^  traten  sech- 
zehn deutsche  Staaten,  indem  sie  sich  gleichzeitig  vom  Reiche  lossagten, 
zu  einem  Staatenbunde  unter  dem  Namen  „Etats  conföd^res  du  Rhin^' 
unter  Napoleon  als  „Protecteur  de  la  Confederation"  zusammen.  Ur- 
sprüngliche Mitglieder  waren  der  Kurerzkanzler  von  Regensburg,  später 
Großherzog  von  Frankfurt,  die  durch  den  Preßburger  Frieden  von  1805 
zu  Königen  erhobenen  Herrscher  von  Baiern  und  Würtemberg,  der  Kur- 
fürst (jetzt  Großherzog)  von  Baden,  der  Landgraf  (jetzt  Großherzog)  von 
Hessen-Darmstadt,  der  Herzog  von  Kleve-Berg  (jetzt  Großherzog  von  Berg), 
die  Fürsten  von  Nassau-Usingen  u.  N. -Weilburg,  Hohenzollem-Hechingen 
und  H.-Sigmaringen,  Lichtenstein,  Salm-Salm  und  S.-Kirburg,  der  Herz<^ 
von  Aremberg  und  der  Graf  (jetzt  Fürst)  von  der  Leyen.  Während  die 
gleichzeitig  von  Preußen  unternommene  Gründung  eines  norddeutschen 
Bundesstaates  durch  den  unglücklichen  Ausgang  des  Krieges  von  1806 — 7 
vereitelt  wurde*,  traten  dem  Rheinbunde  nach  und  nach,  bis  auf  Öster- 

"  Vgl.  L.  v.  Maurbb,  Geschichte  der  Dorfverfassung  II.  864—412.  Bbbohaub, 
a.  a.  O.  II.  296  ff. 

^  Vgl.  S.  783,  736.  Elübeb,  Staatsrecht  des  RheluischeD  Bundes,  1806. 
K.  S.  Zaobabiä,  Staatsrecht  der  Bheinischeu  Buudesstaaten,  1810.  H.  A.  ZaorabiI, 
a.  a.  O.  I.  149  ff.  H.  Schulze,  Einleitung  281  ff.;  Lehrbuch  I.  81  ff.  Hbld,  a.  a.  (K 
I.  460  ff.  HÄU8SEB,  a.  a.  0.  IL  691  ff.  in.  222  ff.,  498  ff.  Bbbohaüs,  Deutschland  vor 
50  Jahren,  IL  178  ff.  Lancizolle,  Beichsstandschafks-  und  Territorialverhältnisse 
94—107.  WiNKOPP,  Der  Rheinische  Bund,  Zeitschrift,  23  Bände,  1807—13.  Eich- 
horn, IV.  599  ff. 

*  Vgl.  A.  W.  Schmidt,  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Unionsbestrebnngen, 
1851;  PreuBens  deutsche  Politik,  1867.  y.  Witzlebek,  Die  Verhandlungen  fiber  den 
norddeutschen  Bund,  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  VL  1868. 
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reich,  das  durch  den  Tilsiter  Frieden  von  1807  verkleinerte  Preußen, 
Schweden  und  Holstein-Dänemark,  sämtliche  im  Besitze  gebliebene  deutsche 
Regierungen  bei.  Die  bedeutendsten  unter  den  neuen  Mitgliedern  waren 
das  zum  PCönigreiche  erhobene  Kursachsen,  das  neu  errichtete  Königreich 
Westfalen  und  das  zum  (Jroßherzogtum  erhobene  Kurfürstentum  Würz- 
burg. Der  alleinige  Zweck  des  Rheinbundes  war  das  Schutz-  und  Tnitz- 
bündnis  mit  Frankreich,  ostensibler  Zweck  die  Erhaltung  der  äußeren 
und  inneren  Sicherheit  Süddeutschlands.  Sämtliche  Mitglieder  wurden  als 
souveräne  Staaten  bezeichnet,  als  Souveränitätsrechte  die  Gesetzgebung, 
Gerichtsbarkeit,  hohe  Polizei,  Militäraushebung  und  Besteuerung.  Organ 
des  Bundes  sollte  eine  zu  Frankfurt  tagende  Bundesversammlung  (Di^te 
de  Franofort),  geteilt  in  ein  auch  die  Großherzogtümer  umfassendes  könig- 
liches und  ein  fürstliches  Kollegium,  sein,  Vorsitzender  derselben  der  bis- 
herige Reichserzkanzler  als  Fürst  Primas  (Prince-Primat)  oder  dessen  von 
dem  Kaiser-Protektor  zu  bezeichnender  Nachfolger.  Ins  Leben  getreten 
ist  die  Bundesversammlung  nicht,  auch  das  Grundgesetz  des  Bundes, 
dessen  Ausarbeitung  vorbehalten  wurde,  ist  nicht  zustande  gekommen. 

Dagegen  übte  der  Rheinbund  nach  zwei  anderen  Richtungen  hin 
eine  für  die  spätere  Entwickelung  des  Reiches  höchst  folgenreiche  Wirkung 
aus.  Einmal  durch  die  Mediatisierung  der  Reichsritterschaft,  des  Deutsch- 
und Johanniterordens,  sowie  sämtlicher  nicht  in  den  Rheinbund  aufge- 
nommenen Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  der  Souveränität  der  Rhein- 
bundstaaten unterworfen  wurden  und  außer  ihren  Karamergütem  und 
ihren  guts-  und  lehnsherrlichen  Rechten  nur  gewisse  untergeordnete  Hoheits- 
rechte behielten,  im  übrigen  aber  zu  privilegierten  Unterthanen  wurden. 
Von  den  Reichsstädten  wurden  Nürnberg  und  Frankfurt,  später  auch  die 
drei  Hansestädte  ebenfalls  mediatisiert.  Durch  gegenseitigen  Gebietsaus- 
tausch wurden  die  Grenzen  der  einzelnen  Rheinbund  Staaten  abgerundet. 
Eine  weitere  Wirkung  bestand  in  der  vollständigen  Neuorganisation  der 
einzelnen  Rheinbundstaaten  kraft  der  ihnen  eingeräumten  Souveränitäts- 
rechte. Während  Sachsen  und  Mecklenburg  die  alten  ständischen  Ver- 
hältnisse fortbestehen  ließen,  das  würtembergische  Königtum  dagegen  sich 
zu  einer  asiatischen  Despotie  gestaltete,  kam  es  in  den  meisten  übrigen 
Rheinbundstaaten  mehr  oder  weniger  zu  einer  Nachahmung  französischer  Ein- 
richtungen mit  ihren  guten,  aber  auch  ihren  bedenklichen  Seiten.  Die  land- 
ständischen Rechte  wurden  beseitigt  und  teils  schlechthin  durch  ein  ab- 
solutes Regiment,  teils  durch  einen  elenden  Scheinkonstitutionalismus  er- 
setzt. Nach  dem  Vorbilde  der  französischen  Departementsverfassung  wurden 
die  Staatsgebiete  ohne  Rücksicht  auf  die  historische  Gliederung  nach  rein 
geographischen  oder  mechanischen  Gesichtspunkten  in  Bezirke  oder  Kreise 
unter  Präfekten  oder  Generalkommissaren  eingeteilt.  Das  Lehnswesen 
wurde  großenteils  aufgehoben,  die  Befreiung  des  Bauernstandes  durch- 
geführt. Von  den  Prinzipien  einer  eng  begienzten  Parität  auf  kon- 
fessionellem Gebiete  schritt  man  zur  Anerkennung  der  Religionsfreiheit 
vor,  aber  die  Kirchen  selbst  wurden  nur  als  Staatsanstalten  behandelt. 
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Die  Trennung  von  Justiz  uud  Verwaltung  wurde  durchgeführt.  Die 
Justizorganisation  erfolgte  vielfach  im  Anschlüsse  an  die  der  Franzosen, 
Schwurgerichte  wurden  eingerichtet,  die  Einführung  des  Code  angeordnet 
oder  vorbereitet.  Der  staatsrechtliche  Charakter  der  Wehrpflicht  kam  in 
der  Konskription  zum  Ausdruck;  indem  aber  den  Vermögenderen  das 
Recht  der  Stellvertretung  eingeräumt  und  den  gebildeten  Klassen  i'reiheit 
von  der  Aushebung  gewährt  wurde,  blieb  man  von  den  Prinzipien  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  noch  ebenso  weit  entfernt,  wie  dies  in  Preußen 
während  des  18.  Jahrhunderts  der  Fall  gewesen  war. 

Während  die  Rheinbundstaaten  sich  dem  Kaiser-Protektor  gegenüber 
in  dem  Zustande  vollkommenster  Rechtlosigkeit  befanden',  ihren  Unter- 
thanen  gegenüber  aber  das  System  eines  aufgeklärten  Despotismus  nach 
napoleonischem  Muster  zur  Anwendung  brachten,  vollzog  der  preußische 
Staat  in  den  Jahren  seiner  tiefsten  Demütigung  seine  vollständige  Reor- 
ganisation von  innen  heraus,  ohne  fremdes  Vorbild.  Sie  bildete  die  Auf- 
gabe der  großen  Stein-Hardenbergischen  Gesetzgebung*.  Von  der  Bauern- 
befreiung und  Landeskulturgesetzgebung  ist  schon  S.  743,  747  die  Rede 
gewesen.  Die  vollste  Gewerbefreiheit  wurde  durch  das  Edik-t  über  die  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Gewerbesteuer,  vom  2.  November  1810,  be- 
gründet. Allgemeine  Religionsfreiheit  hatte  schon  das  ALR.  (II.  11, 
§§  1  flf.)  eingeführt;  die  bürgerliche  Gleichstellung  der  inländischen  Juden 
mit  den  Christen  wurde  durch  Edikt  vom  11.  März  1812  begründet.  Das 
völlig  verkümmerte  städtische  Gemeindeweson  wurde  durch  die  Stadt<»- 
ordnung  vom  19.  November  1808  auf  den  Grundlagen  einer  gesunden 
Selbstverwaltung  geregelt.  Die  Zentralverwaltung  wurde  durch  die  Ver- 
ordnung vom  24.  November  und  das  Publikandum  vom  16.  Dezember  1808 
nebst  den  Verordnungen  vom  26.  Dezember  1808  und  27.  Oktober  1810 
einer  völligen  Umgestaltung  unterzogen.  An  die  Spitze  der  Verwaltung 
trat  ein  Kabinet  von  fünf  Staatsministem  (für  Inneres,  Finanzen,  aus- 
wärtige Angelegenheiten,  Krieg  und  Justiz),  dessen  Haupt,  der  Staats- 
kanzler, als  oberster  Rat  der  Krone  die  Oberaufsicht  über  die  gesamte 
Verwaltung  zu  führen  hatte;  das  Nebeneinanderbestehen  von  Fach-  und 
Provinzialministern  und  das  ungeeignete  Kollegialsystem  in  den  Ministerien 
wurde  beseitigt.  Nur  für  Sachen  der  Gesetzgebung  wurde  ein  Staatsrat 
bestimmt,  der  außer  den  Staatsministem  auch  alle  übrigen  hervorragenden 
Kräfte  des  Staates  umfassen  sollte,  zunächst  aber  noch  nicht  ins  Leben 
trat.  Die  bisherigen  Kriegs-  und  Domänenkammern,  deren  Geschäftskreis 
auf  die  gesamte  Verwaltung  ausgedehnt  wurde,  erhielten  die  Bezeichnung 

'  Beispiele:  die  von  Napoleon  befohlene  Ermordnng  des  Herzogs  von  Enghien 
und  des  Buchhändlers  Palm,  sowie  die  französischen  Einverleibungsdekrete  über  Ge- 
bietsteile von  BheinbundfÜrsten  oder  selbst  ganzen  Rheinbundstaaten  (Oldenbaig^ 
Aremberg,  beide  Salm). 

*  Vgl.  E.  Meieb,  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter  Stein  und  Harden- 
berg, 1881.  H.  ScHULZB,  Preuß.  Staatsrecht  I*.  84  ff..  284  ff.  II.  195  ff.  Häubsks, 
a.  a.  0.  III.  128-164,  488  ff. 
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Regierungen,  während  die  bisher  mit  diesem  Namen  bezeichneten  Appella- 
tionsgerichte zu  Oberlandesgerichten  wurden.  Jede  Regierung  erhielt 
einen  Präsidenten  und  als  Vorsteher  der  einzelnen  Abteilungen  Direktoren. 
Das  Kollegialsystem  wurde  bei  den  Regierungen  beibehalten,  der  natür- 
lichen Schwerfälligkeit  desselben  aber  durch  Verteilung  der  verschiedenen 
Geschäftszweige  unter  ständige  Referenten  vorgebeugt.  Als  oberste  Pro- 
vinzialbeamten  wurden  die  Oberpräsidenten  eingesetzt,  nicht  als  Zwischen- 
instanz, sondern  als  ständige  Aufsichtsorgjuie  des  Kabinets  gegenüber  der 
gesamten  Provinzialverwaltung.  Die  Gerichtsbarkeit  der  Kammerjustiz- 
deputationen ging  auf  die  Civilgerichte  über.  Tiefgreifende  Reformen  auf 
dem  Gebiete  des  Fin  mzwesens,  namentlich  auf  die  Aufhebung  der  Exem- 
tionen und  Durchführung  einer  gerechten  und  gleichmaßigen  Besteuerung 
gerichtet,  wurden  durch  das  Edikt  vom  27.  Oktober  1810  angebahnt, 
kamen  aber  vorerst  nur  teilweise  zur  Ausführung.  Die  zur  Zeit  wichtigste 
Reform  war  die  des  Heerwesens.  Wie  Österreich  sich  1808  durch  Er- 
richtung einer  allgemeinen  Landwehr  auf  den  neuen  französischen  Krieg 
vorbereitete*,  so  hatte  auch  Scharnhoi-st  1807  und  1808  in  wiederholten 
Denkschriften  die  Bildung  einer  Nationalmiliz  oder  Landwehr  aus  den 
von  der  Kantonpflicht  befreiten  Kla&sen  angeregt.  Durchgesetzt  wurde 
zunächst  nur  die  Abschaffung  der  Werbungen  im  Auslände,  die  Eröffnung 
der  Offizierlaufbahn  für  alle  Stände,  die  Beseitigung  der  für  die  auslän- 
dischen Söldner  berechneten  entehrenden  Strafen  in  den  neurevidierten 
Kriegsartikeln  und  die  Bildung  einer  Armeereserve  aus  Kantonpflichtigen, 
die  nach  nur  mehrmonatlichem  Dienst  wieder  von  den  Fahnen  entlassen 
wurden  (sog.  Krümpersystem).  Erst  die  von  den  ostpreußischen  Ständen 
bei  Beginn  der  Erhebung  im  Februar  1813  beschlossene  Errichtung  der 
ostpreußischen  Landwehr  und  des  Landsturms  brachte  die  Pläne  Scham- 
hoi-sts  zur  Verwirklichung •.  Zu  derselben  Zeit  erging  eine  königliche 
Verordnung  (vom  9.  Febniar  1813),  die  für  die  Dauer  des  Krieges  alle 
Militärbefreiungen  aufhob  und  den  bisher  Eximierten  vom  vollendeten  17. 
bis  zum  24.  Lebensjahre  nur  das  Vorrecht  einräumte,  sich  bei  den  frei- 
willigen Jägern  oder  der  Artillerie  zu  stellen.  Am  17.  März  1813  erging 
dann  die  Verordnung  über  die  Organisation  der  Landwehr,  durch  welche 
ebenfalls  für  den  bevorstehenden  Krieg  im  ganzen  Staate  die  Errichtung 
der  Landwehr  und  des  Landsturms  angeordnet  wurde.  Nachdem  diese 
Einrichtungen  im  ersten  Kriegsjahre  die  Probe  bestanden  hatten,  wurden 
sie  durch  das  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  vom 
3.  September  1814  dauernd  eingeführt.  Für  alle  Landeskinder,  die  das 
20.  Lebensjahr  vollendet  hatten,  wurde  die  Wehrpflicht  festgestellt.  Die 
Organisation  des  preußischen  Heeres  beruhte  auf  denselben  (irundlageu, 
die  heute  für  das  deutsche  Heer  maßgebend  sind. 


^  Vgl.  HÄÜ88BB,  a.  a.  O.  III.  258  f.    Eine  dauernde  Einriohtung  bezweckte  die 
Österreichische  Maßregel  nicht. 

•  Vgl.  Häübber,  a.  a.  O.  IV.  33  if.,  48  ff. 
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§  83.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes^  Schon  das 
erste  Jahr  der  Befreiungskriege  hatte  die  Auflösung  des  Rheinbundes  und 
der  napoleonischen  Territoriakchopfungen  (Königreich  Westfalen,  Groß- 
herzogtum Berg,  Großherzogtum  Frankfurt),  sowie  die  Wiederherstellung 
von  Hannover,  Braunschweig,  Kurhessen,  Oldenburg,  Nassau -Oranien« 
Frankfurt  und  den  drei  Hansestädten  gebracht.  Nachdem  Deutschland 
durch  den  ersten  Pariser  Frieden  (30.  Mai  1814)  von  Frankreich  die  Ge- 
bietsgrenzen vom  1.  Januar  1792  wiedererlangt  hatte,  die  durch  den 
zweiten  Pariser  Frieden  (20.  November  1815)  auf  die  Grenzen  von  1790 
ausgedehnt  wurden,  erfolgte  die  Gebietsregulierung  zwischen  den  deutschen 
Staaten  durch  die  Wiener  Kongreßakte  vom  9.  Juni  1815.  Die  durch 
die  letztere  und  den  Rezeß  der  Territorialkonunission  vom  20.  Juli  1819 
]}egründeten  Territorialverhältnisse  haben  sich  im  wesentlichen  bis  1866 
erhalten.  Abgesehen  von  den  erwähnten  Restitutionen  im  Jahre  1813, 
denen  1815  noch  die  der  Landgrafschaft  Hessen-Homburg  folgte,  wurden 
die  Mediatisierungen  der  Rheinbundsakte  von  1806  und  die  späteren  napo- 
leonischen  Mediatisierungen  (Aremberg,  beide  Salm,  Bentink)  aufrecht- 
erhalten; die  Rheinbundsfürsten  Isenburg  und  von  der  Leyen  wurden 
erst  jetzt  ihrer  Souveränität  entkleidet.  Das  Großherzogtum  Würzbui^ 
wurde  beseitigt.  Schweden  schied  aus  Deutschland  aus,  indem  Neu-Vor- 
pommern  und  Rügen  mit  Preußen  vereinigt  wurden;  Stadt  und  Herrschaft 
Wismar  befanden  sich  schon  seit  1803  in  mecklenburgischem  Pfandbesitze. 

Durch  die  auf  dem  Wiener  Kongreß  vereinbarte  Deutsche  Bundes- 
akte (DBA.)  vom  8./ 10.  Juni  1815,  deren  11  erste  Artikel  zugleich  einen 
Teil  der  Wiener  Kongreßakte  bildeten,  vereinigten  sich  „die  souveränen 
Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands"  zur  „Erhaltung  der  äußeren 
und  inneren  Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Unver- 
letzbarkeit der  einzelnen  deutschen  Staaten"  zu  einem  „beständigen  Bunde", 
der  den  Namen  „der  Deutsche  Bund"  erhielt.  Die  Mitglieder  desselben 
waren:  Österreich  und  Preußen  mit  ihren  früher  zum  deutschen  Reiche 
gehörigen  Besitzungen*,  die  Königreiche  Baiem,  Sachsen,  Hannover'  und 

^  H.  A.  Zaohabiä,  Staats-  und  Bundesrecht,  8.  Aufl.  I.  172  ff.  II.  611  ff.  Zöpfl. 
Grundsätze  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts,  5.  Anfl.  2  Bde.,  1863. 
KlObeb,  Öffentliches  Hecht  des  Deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten,  4.  Aufl. 
1841;  Quellcnsammlung  zu  dem  öffentl.  Rechte  des  Deutsch.  Bundes,  3.  Aufl.  1880 
bis  1838;  Wichtige  Urkunden  f.  d.  Kechtszustand  d.  deutsch,  Nation,  1844.  H.  Schulze, 
Iiehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  I.  91  ff.  G.  Meyek,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts 
g§  36—52.  Hbld,  Syst.  d.  Verfassungsrechts  L  468  ff.  Akoidi,  bei  Bldntschij  u. 
Bratbr,  Staatswörterbuch  III.  1  ff.  Eichhorn,  Betrachtungen  über  die  Verfassung 
des  Deutschen  Bandes,  1838.  Ilse,  Geschichte  der  deutsch.  Bnndesversammlung, 
3  Bde.,  1860-62.  Häüsseb,  Deutsche  Geschichte  IV  ^  671  ff.  v.  Meybb,  Corpus 
iuris  confoederationis  Germanicae,  8.  Aufl.,  fortges.  v.  Zöpfl,  3  Bde.,  1855 — 69. 
V.  Lancizollb,  Übersicht  108—136. 

^  Von  Preußen  blieben  die  Provinzen  Preußen  und  Posen,  sowie  das  Farstentum 
Neuen  bürg  außerhalb  des  Bundes. 

'  Der  König  von  England  hatte  während  des  Wiener  Kongresses  für  seine 
deutschen  Lande  den  Titel  „König  von  Hannover"  angenommen. 
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Würtemberg,  Großherzogtum  Baden,  Kurfürstentum  Hessen^  Großherzogtum 
Hessen,  Herzogtum  Holstein*,  Großherzogtum  Luxemburg*,  Herzogtum 
Braunschweig,  Großherzogtum  Mecklenburg-Schwerin,  Herzogtum  Nassau, 
Großherzogtum  Sachsen -Weimar,  die  sächsischen  Herzogtümer  Gotha, 
Koburg,  Meiningen  und  Hildburghausen*,  Großherzogtümer  Mecklenburg- 
Strelitz  und  Oldenburg,  Herzogtümer  Anhalt -Dessau,  -Bernburg  und 
-Köthen^,  Fürstentümer  Schwarzburg  -  Sondershausen  und  -Rudolstadt, 
Hohenzollem-Hechingen  und  -Sigmaringen®,  Lichtenstein,  Waldeck,  Reuß 
älterer  und  jüngerer  Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe  und  die  freien  Städte 
Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg.  Durch  die  Aufnahme  von 
Hessen-Homburg  (1817)  wurde  die  Mitgliederzahl  auf  39  erhöht,  sank 
dann  aber  im  Laufe  der  Zeit  durch  den  Abgang  verschiedener  Häuser 
auf  33  herab». 

Der  Aufruf  von  Kaiisch  vom  25.  März  1813  hatte  dem  deutschen 
Volke  die  Wiedergeburt  des  Reiches  in  Aussicht  gestellt,  nachdem  aber 
Baiern  und  Würtemberg  durch  die  Verträge  zu  Ried  und  Fulda  (8.  Ok- 
tober, 2.  November  1813)  die  Wahrung  ihrer  vollen  Souveränität  zuge- 
sichert erhalten  hatten,  scheiterten  alle  auf  eine  bundesstaatliche  Organi- 
sation gerichteten  Versuche  an  ihrem  Widerstände.  Der  Deutsche  Bund 
trat  als  bloßer  Staatenbund,  als  ein  „völkerrechtlicher  Verein  der  deutschen 
souveränen  Fürsten  und  freien  Städte",  ins  Leben.  Als  Subjekt  desselben 
wurde  ausschließlich  die  in  der  Bundesversammlung  vertretene  Gesamtheit 
der  Bundesregierungen  hingestellt;  die  Versuche,  auch  dem  deutschen 
Volke  eine  Beteiligung  an  der  Bundesvertretung  zu  verschaffen,  waren 
erfolglos,  selbst  die  in  der  deutschen  Bundesakte  angeregte  Heranziehung 
der  mediatisierten  ehemaligen  Reichsstände  unterblieb.  Das  zweite  Bundes- 
grundgesetz, die  Wiener  Schlußakte  vom  15.  Mai  1820,  ging  in  der  aus- 
schließlichen Berücksichtigung  der  Regierungen  und  der  Ablehnung  aller 
volkstümlichen  Elemente  noch  erheblich  über  die  Bundesakte  hinaus  ^^. 

Das  verfassungsmäßige  Organ  des  Bundes  war  die  Bundesversammlung 
(gewöhnlich  „Bundests^O»  ^^^  ^^^  Regensburger  Reichstage  nachgebildeter 

•  Das  1816  mit  Dänemark  vereinigte  Herzogtum  Lanenbarg  wurde  ebenfalls  in 
den  Bund  aufgenommen,  aber  ohne  eigene  Stimme. 

^  Luxemburg  erhielt  der  König  der  Niederlande  als  Entschädigung  der  nassau- 
oranischen  Linie  fUr  die  Abtretung  der  Stammländer  an  Preußen.  Nachdem  die  Los- 
reißung der  belgischen  Provinzen  von  Holland  auch  die  westliche  Hälfte  von  Luxem- 
burg mit  dem  neuen  Königreich  Belgien  vereinigt  hatte,  überwies  der  König  der 
Niederlande  dem  Deutschen  Bunde  als  Ersatz  dafür  das  Herzogtum  Limburg  (1839), 
was  aber,  da  dasselbe  als  Provinz  in  dem  holländischen  Staatsverbande  verblieb  und 
nicht  mit  Luxemburg  verbunden  wurde,  eine  bloße  Scheinabtretung  war. 

^  Dafür  nach  dem  Aussterben  von  S.-Gotha  (1825)  die  Herzogtümer  Koburg- 
Gotha,  Meiningen -Hild burghausen  und  Altenburg. 

^  Die  anhaltischen  Länder  wurden  1863  nach  dem  Aussterben  der  Bernburger 
Linie  unter  Dessau  vereinigt.    Eöthen  war  schon  1847  erloschen. 

•  Durch  Staatsvertrag  von  1849  wurden  beide  HohenzoUern  mit  Preußen  vereinigt. 

•  Hessen-Homburg  starb  1866,  kurz  vor  der  Krisis  des  Bundes,  aus. 

^^  Vgl.  AfioiDi,  Die  Schlußakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen,  1860—69. 
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bestandiger  Gesandtenkongreß  mit  dem  Sitze  zu  Frankfart  am  Main. 
Die  Bundesversammlung  bestand  ausschließlich  aus  bevollmächtigten  Ge- 
sandten der  verschiedenen  Bundesstaaten.  Den  Vorsitz  hatte  der  Gesandte 
Österreichs  als  der  Präsidialmacht.  Die  Bundesversammlung  hatte  das 
Recht,  sich  bis  zu  der  Dauer  von  vier  Monaten  zu  vertagen.  Da  die 
Bundesverfassung  auf  der  Gleichberechtigung  aller  Bundesglieder  bemhte, 
so  bildete  die  Bundesversanmilung  einen  einheitlichen  Körper  ohne  Ein- 
teilung in  Kollegien.  Alle  Verhandlungen  fanden  in  dem  sc^nannten 
„engeren  Rate^^  statt,  in  welchem  die  11  ersten  Bundesstaaaten  je  eine 
Stimme  fährten,  während  sich  die  übrigen  in  6  Gesamtstimmen  teilten ". 
Über  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  Be- 
schlüsse, welche  die  Bundesakte  selbst  betrafen,  organische  Einrichtungen 
und  gemeinnützige  Anordnungen,  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  femer  über 
Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse  hatte  der  engere  Rat  nur  zu  ver- 
handeln, aber  nicht  abzustimmen.  Die  Abstimmung  über  solche  Gegeu- 
stimde  mußte  im  „Plenum"  erfolgen,  in  welchem  Österreich  und  die  fünf 
Königreiche  je  4,  die  fünf  nächsten  Bundesstaaten  je  3,  die  drei  folgenden 
je  2  Stimmen,  alle  übrigen  je  eine  Stimme  hatten ^^  Im  engeren  Rate 
tuitschied  die  absolute  Stimmenmehrheit,  im  Plenum  Zweidrittelsmehrheit. 
Bei  Stimmengleichheit  gab  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  Einstimmigkeit 
war  bei  der  Annahme  oder  Abänderung  von  Grundgesetzen,  bei  Be- 
schlüssen über  organische  Bundeseinrichtungen,  Aufnahme  neuer  Mitglieder 
und  Religionsangelegenheiten  erforderlich;  handelte  es  sich  um  iura  sin- 
gulorum,  so  war  die  Zustimmung  der  Berechtigten  unumgänglich.  Ab- 
wesende konnten  ihre  Stimme  durch  den  Gesandten  eines  andern  Bundes- 
staates abgeben  oder  sich  das  Protokoll  binnen  einer  gewissen  Zeit  zu 
nachträglicher  Stimmabgabe  offen  halten  lassen,  widrigenfalls  die  nicht 
abgegebene  Stimme  als  bejahend  behandelt  wurde  ^^.  Jeder  Bevollmäch- 
tigte hatte  nach  Maßgabe  der  von  seiner  Regierung  erhaltenen  Anweisung 
zu  stimmen;  für  den  Bund  selbst  kam  aber  die  Stimme  so,  wie  sie  ab- 
gegeben war,  in  Betracht.    Die  Verhandlungen  der  Bundesversammlung 


*^  Braansohweig  und  Nassau  teilten  sich  in  eine  Gesamtstimme,  ebenso  beide 
Mecklenburg,  temer  Sachsen-Weimar  und  die  sächsischen  Herzogtümer,  ebenso  Olden- 
burg, Anhalt  und  Schwarzburg,  die  fünfte  Gesamtstimme  gehörte  den  übrigen 
Fürstentümern  (Hessen-Homburg  erst  seit  1888),  die  sechste  den  vier  freien  Städten. 

^*  Das  „Plenum"  war  an  sich  keine  von  dem  engeren  Bäte  verschiedene  Versamm* 
lung,  sondern  bedeutete  nur  einen  besondern  Abstimmungsmodus.  Im  Plenum  konnte 
Über  nichts  verhandelt,  sondern  nur  abgestimmt  werden.  Die  Gesamtstimmenzahl  im 
Plenum  betrug  69,  seit  dem  Zutritt  von  Hessen-Homburg  70,  zuletzt  aber  nur  noch 
64,  da  die  Stimmen  der  sechs  erloschenen  Bundesstaaten  nur  durch  besonderen 
Bundesbeschluß  auf  die  Rechtsnachfolger  hätten  übertragen  werden  können,  was  nieht 
geschehen  ist.  Die  Stimmverteilung  im  Bundesplenum  ist  auf  den  Bundesrat  des 
Norddeutschen  Bundes  und  Deutschen  Reiches  übergegangen,  nur  wurde  die  bairiscbe 
Stimmenzahl  auf  6,  die  preußische  unter  Hinzurechnung  von  Hannover  (4),  Kur- 
hessen (8),  Holstein  (3),  Nassau  (2)  und  Frankfart  (1)  auf  17  erhöht 

*•  Vgl.  Geschäftsordnung  des  DB.  vom  14.  November  1816,  Art.  l. 
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waren  geheim.  Die  Protokolle  derselben  wurden  anfangs  auszugsweise 
veröflFentlicht,  was  später  unterblieb  ^*.  Für  gewisse  Geschäfte  des  Bundes 
waren  ständige  Bundestagsausschüsse  eingesetzt.  Wo  ein  Bedürüiis  vorlag, 
konnten  außerordentliche  Ausschüsse  bestellt  werden. 

Die  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  in  gesetzmäßiger  Weise  gefaßten 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  waren  für  die  sämtlichen  Bundes- 
regierungen unmittelbar  verpflichtend,  während  es  für  die  einzelneu 
Bundesstaaten  einer  besonderen  landesgesetzlichen  Publikation  bedurfte, 
in  den  konstitutionellen  Bundesstaaten  war  dazu  im  allgemeinen  die  Mit" 
Wirkung  der  Landesvertretung  erforderlich,  die  aber  bei  allen  für  Bundes- 
zwecke beschlossenen  Leistungen  nur  formelle  Bedeutung  hatte,  da  die 
Mittel  nicht  verweigert  werden  durften.  Die  Verteilung  solcher  Bundes- 
leistungen auf  die  einzelnen  Staaten  erfolgt«  bei  einmaligen  oder  außer- 
ordentlichen Auflagen  durch  besonderen  Bundesbeschluß.  Die  regelmäßigen 
Beiträge  für  die  Bundesmatrikularkasse  richteten  sich  nach  der  in  der 
jedesmaligen  Bundesmatrikel  verzeichneten  Bevölkerungsziffer,  diejenigen 
für  die  Bundeskanzleikasse  nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rates. 

Als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  hatte  der  Bund  das  (lesandt^n-, 
Kriegs-  und  Vertragsrecht.  Fremde  Mächte  hatten  zum  Teil  stündigo 
Oesandten  bei  dem  Bunde  beglaubigt,  während  dieser  nur  in  außer- 
ordentlichen Fällen  eigene  Gesandten  abordnete.  Das  Bundeskriegsrecbt. 
hing  mit  der  gegenseitigen  Gebietsgarantie  der  Bundesstaaten  zusammen. 
Die  letztere  setzte  voraus,  daß  keine  einzelne  Bundesregierung  durch  rechts- 
widriges Verhalten  gegen  das  Ausland  eine  Kriegsgefahr  hervorrufe.  Liig 
ein  solcher  Fall  vor,  so  hatte  der  Bund  auf  Beschwerde  des  Verletzten 
das  Recht,  die  davon  betroffene  Regierung  zur  Abstellung  des  Beschwerde- 
grundes aufzufordern,  nötigenfalls  zu  zwingen.  Bündnisverträge  mit  dem 
'  Auslande  waren  jedem  Bundesgliede  unbenommen,  soweit  die  Sicherheit 
des  Bundes  und  der  einzelnen  Bundesstaaten  dadurch  nicht  gefährdet 
wurde.  Bei  Gefährdung  des  Bundesgebietes  seitens  einer  auswärtigen 
Macht  konnte,  bei  unmittelbarer  Verletzung  desselben  mußte  der  Bundes- 
krieg erklärt  werden.  Derselbe  verpflichtete  sämtliche  Bundesglieder  zu 
bundesgemäßer  Teilnahme  und  entzog  ihnen  bis  zum  Bundesfriedens- 
schlusse  das  Recht  einseitiger  Verhandlungen  mit  dem  Feinde.  Alle  Be- 
schlüsse der  Bundesversammlung  über  Krieg  und  Frieden  verlangten  eine 
Zweidrittelsmehrheit  des  Plenum^**.  Zu  anderen  Zwecken,  als  der  Ver- 
teidigung des  Bundesgebietes,  konnte  die  Bundesversammlung  keinen  Krieg 
besclüießen^^  Auswärtige  Händel,  auch  wenn  einzelne  Bundesglieder 
daran  beteiligt  waren,  konnten  dem  Bunde  höchstens  Anlaß  zu  gütlicher 
Vermittelung  geben;  selbst  wenn  nicht  zum  Bunde  gehörige  Gebietsteile 


**  Vgl.  Protokolle  der  deutschen  BandesversaimnluDg,  1816—28.  Die  Verhand- 
lungen der  BundesverBammlnng,  1846—48.  v.  Mbybs,  Repertorium  z.  d.  Verhand- 
lungen der  deutRoh.  BV.,  1822. 

»*«  Vgl.  WSchlA.  t'>,  40.  49.  >»  Vgl.  WSchlA.  85,  39. 
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eines  Bundesstaates  feindlich  besetzt  wurden,  lag  an  sich  kein  Anlaß  zu 
einem  Bundeskriege  vor^®. 

Die  Eriegsverfassung  des  Bundes  beruhte  hauptsachlich  auf  den 
Bundesbeschlüssen  vom  9.  und  21.  April  1821  und  11.  Juni  1822,  sowie 
vom  4.  Januar  1855.  Das  Bundesheer  bestand  aus  sieben  von  Öster- 
reich (3),  Preußen  (3)  und  Baiern  (1)  gestellten  ungemischten  und  drei 
gemischten  Armeekorps  nebst  einer  Reserve-Infanteriedivision  aus  den  nach 
Maßgabe  der  Bundesmatrikel  gestellten  Kontingenten  der  übrigen  Bundes- 
staaten. Das  Bundesheer  als  solches  bestand  erst  im  Falle  des  Bandes- 
krieges, doch  war  auch  im  Frieden  eine  gewisse  Präsenzstärke  vorge- 
schrieben, über  deren  Aufrechterhaltung  der  Bund  zu  wachen  hatte.  Bei 
den  gemischten  Armeekorps  und  der  Reserve-Infanteriedivision  konnten 
Bundesinspektionen  abgehalten  werden.  Die  Heeresverfassung  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  beruhte  jetzt  allgemein  auf  dem  Aushebungssystem 
mit  Zulassung  der  Stellvertretung;  die  gebildeten  Klassen  unterlagen  der 
Aushebung  nur  für  den  Kriegsfall.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  bestand 
nur  in  Preußen  (S.  805).  Das  Bundesheer  trat  zusammen,  sobald  der 
Bundestag  die  Mobilmachung  beschlossen  hatte.  Die  Bundesversammlung 
hatte  sodann  den  Oberfeldherrn  und  den  Generallieutenant  des  Bundes 
zu  wählen  und  in  Pflicht  zu  nehmen.  Die  übrigen  Befehlshaberstellen 
wurden  von  den  Kontingentsherren  besetzt.  Aus  den  matrikularmäßigen 
Beiträgen  der  Bundesstaaten  wurde  eine  Bundeskriegskasse  gebildet  Die 
beste  Seite  der  Bundeskriegsverfassung  bildete  das  Festungswesen.  Die 
Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  zu  denen  später  noch 
Ulm  und  Rastatt  kamen,  standen,  unbeschadet  ihrer  sonstigen  staatlichen 
Beziehungen,  in  militärischen  Angelegenheiten  ausschließlich  unter  der 
Bundesversammlung.  Die  Besatzungs-  und  Kommandanturverhältnisse 
waren  durch  Bundesbeschlüsse  geregelt.  Die  Festungswerke  waren  Eigentum 
des  Bundes.  Als  technischer  Beirat  in  allen  Heeresangelegenheiten  stand 
dem  Bunde  eine  Bundesmilitärkommission  zur  Seite. 

Selbsthilfe  und  Krieg  von  Bundesstaaten  untereinander  waren  verboten. 
Nachdem  die  Einsetzung  eines  Bundesgerichts  an  dem  Widerspruche  der 
Mittelstaaten  gescheitert  war,  begnügte  man  sich  für  die  Streitigkeiten 
zwischen  einzelnen  Bundesstaaten  mit  der  Anordnung  eines  bundes- 
gesetzlich geregelten  Austragverfahrens  ^^  Die  einzelnen  R^erungen 
wurden  verpflichtet,  ihre  gegenseitigen  Streitigkeiten  bei  der  Bundesver- 
sammlung anzubringen,  damit  die  letztere  zunächst  durch  einen  Ausschuß 
die  gütliche  Vermittelung  versuche,  bei  Erfolglosigkeit  derselben  aber  den 
obersten  Gerichtshof  eines  von  den  Parteien  zu  wählenden  unbeteiligten 

*•  Vgl.  ebd.  37,  43,  46,  47.  Vorläufige  Verteidigungsmaßregein  und  bewaffnete 
Neutralität  konnten  allen  ausländischen  Verwickelungen  gegenüber  vom  engeren 
Rate  beschlossen  werden.    Vgl.  WSchlA.  88,  45. 

"  Vgl.  DBA.  11.  WSchlA.  18—24.  Außträgalordnung  vom  16.  Juni  1817  und 
3.  August  1820.  V.  Lbonhabdi,  Austrägal verfahren  des  Deutschen  Bundes,  1838 — #5. 
ZöPFL.  i.  d.  Archiv  f.  civil.  Praxis  XXVII.  388  ff. 
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Bundesstaates  als  „Austrägalinstauz"  mit  der  Entscheidung  „im  Namen 
und  anstatt  der  Bundesversammlung"  beauftrage.  Die  Übernahme  eines 
solchen  Auftrages  und  der  Gehorsam  gegen  die  Entscheidung  des  Aus- 
tra^erichtes  galt  als  Bundespflicht.  Das  letztere  war  auch  der  Fall, 
wenn  der  Streit  unter  Gewährleistung  des  Bundes,  mit  Umgehung  der 
Austrägalinstanz,  einem  Kompromißgerichte  oder  einem  älteren  Familien- 
oder Vertragsaustrage  zum  Schiedssprüche  übergeben  war.  Vorbeugende 
Maßregeln  und  ein  beschleunigtes  Verfahren  fanden  Anwendung,  wenn 
Thätlichkeiten  zwischen  Bundesgliedem  stattgefunden  hatten  oder  zu  be- 
sorgen waren  oder  eine  Besitzstöruug  vorlag ^^  Ein  Austragverfahren  sollte 
u.  a.  auch  bei  Privatforderungen  gegen  mehrere  Bundesregierungen  statt- 
finden können,  wenn  es  unt^r  diesen  streitig  war,  wer  von  ihnen  zu 
leisten  habe^*. 

Im  Falle  einer  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  gegen  ihre  Re- 
gienmg,  sowie  bei  offenem  Aufruhr  oder  gefahrlichen  Bewegungen  in 
mehreren  Bundesstaaten,  sollte  der  Bund  auf  Ansuchen  der  beteiligten 
Regierung,  unter  Umständen  selbst  ungerufen,  zur  Herstellung  der  Ordnung 
einschreiten  ^^.  Dagegen  wurden  Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherren 
und  ihren  Ständen  ausdrücklich  von  der  Zuständigkeit  des  Bundes  aus- 
geschlossen ^^  In  der  Fürsorge  für  den  Rechtsschutz  der  Unterthanen 
beschränkte  sich  die  Bundesverfassung  auf  die  Bestimmung,  daß  in  jedem 
Bundesstaate  von  einer  gewissen  Größe  ein  oberstes  Gericht  dritter  Instanz 
bestehen  müsse,  während  sich  die  kleineren  Staaten  über  die  Errichtung 
gemeinsamer  oberster  Gerichte,  an  denen  dann  auch  die  Aktenversendung 
(S.  793)  zugelassen  werden  sollte,  zu  verständigen  hatten *^  Bei  Be- 
schwerden über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  sollte  der  Bund 
die  davon  betroffene  Regierung  zur  Gewährung  der  Rechtshilfe  nötigen  2^. 

Um  die  einzelnen  Bundesregierungen  zur  Erfüllung  ihrer  Bundes- 
pflichten, zum  Gehorsam  gegen  die  Bundesbeschlüsse  und  die  unter  der 
Auktorität  oder  Gewähr  des  Bundes  ergangenen  Austrag- Urteile  oder 
Schiedssprüche,  sowie  zur  Aufrechterhaltung  der  vom  Bunde  vermittelten 
Vergleiche  anzuhalten,  stand  der  Bundesversammlung  nach  Erschöpfung 
aller  anderen  bundesverfassungsmäßigen  Mittel  das  Zwangsmittel  der 
Bundesexekution  zur  Verfügung  ^*.  War  dieselbe  in  der  Regel  nur  gegen 
die  Regierungen  gerichtet,  so  konnte  bei  Widersetzlichkeit  oder  aufrühre- 
rischen  Bewegungen  der   Unterthanen  auch   eine  Exekution  gegen   die 

^*  Bei  Besitzstörungen  sollte  ein  bei  der  Sache  unbeteiligtes  Bandesglied  in  der 
Nähe  des  zu  schützenden  Gebietes  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzstandes  und  die 
angezeigte  Störung  desselben  durch  seineu  obersten  Gerichtshof  summarisch  unter- 
suchen und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  abfassen  lassen,  dessen  Befolgung  für 
die  verurteilte  Partei  Bundespflicht  war.  Vgl.  WSchlA.  20.  Die  vorbeugenden  Maß- 
regeln gegen  eine  etwaige  Selbsthilfe  sollten  seitens  des  Bundes  vor  allem  in  der 
Sorge  für  Aufrechterhaltung  des  Besitzstandes  bestehen.    Vgl.  ebd.  19. 

»»  WSchl.  A.  80.  "  Ebd.  26—28.  "  Ebd.  61. 

"  DBA.  12.  »»  WSchlA.  29. 

**  WSchlA.  31—34.    Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820. 
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letzteren  erfolgen,  die   aber  aufhören   mußte ,  sobald   die   beteil^4>  Re- 
gierung dies  verlangte". 

§  84.  Die  Reformbestrebungen  im  Bunde  und  den  Bundes- 
staaten bis  1848 ^  Der  Deutsche  Bund  vermochte  dem  deutschen  Volke 
nach  den  von  diesem  in  den  Befreiungskri^en  gebrachten  ungeheueru 
Opfern  keine  Befriedigung  zu  gewähren.  Nach  außen  hin  erwies  er  sich 
als  kraftlos  ^y  während  er  sich  nach  innen,  zumal  seit  den  sogenannten  dema- 
gogischen Umtrieben,  mehr  und  mehr  zu  einer  allen  volkstümlichen 
Regungen  feindlichen,  die  höchsten  Güter  der  Nation  in  gehässigster 
Weise  verfolgenden  Polizeianstalt  verwandelte'.  Während  die  Bundesakte 
von  1815  und  die  ersten  Verhandlungen  der  am  5.  November  1816  er- 
öffneten Bundesversammlung  noch  von  nationalem  Geiste  erfüllt  waren 
und  eine  gewisse  Fürsorge  für  die  Interessen  und  Bedürfhisse  der  Nation 
zu  erkennen  gaben*,  griff  schon  nach  wenigen  Jahren  die  entgegeugesetztr 
Auffassung  Platz.  Alles,  was  auch  nur  entfernt  auf  nationale  EinheiLs- 
bestrebungen  hindeutete,  machte  des  Hochverrats  verdächtig.  Die  unan- 
tastbare Souveränität  und  Gleichheit  der  in  dem  Bunde  vereinigten  Staaten 
und  Scheinstaaten  machte,  bei  der  erforderlichen  Einstimmigkeit,  von 
vornherein  jede  verfassungsmäßige  Bundesreform  sowie  jede  oi^nisclu' 
Einrichtung  oder  gemeinnützige  Maßregel  des  Bundes  so  gut  wie  unmöglich. 
Berücksichtigt  aber  wurde  diese  Unantastbarkeit  der  Kinzelstaaten  nur. 
wo  es  sich  darum  handelte,  nationale  Fortschritte  zu  verhindern.  W«» 
dagegen  die  letzteren  von  einer  Bundesregierung  begünstigt  wurden,  In*- 
trachtete  sich  die  Bundesversammlung  als  den  wahren  Souverän,  indem 

"  WSchlA.  32. 

^  Vgl.  H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  I.  107—123.  Zachasiä. 
Staats-  und  Buudesrecht  I^  190  ff.  v.  Tbeitschkb,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jahr- 
hundert, 3.  Aufl.,  3  Bde.,  1889;  Preußische  Jahrbücher  XXDC.  SlSff.,  409  81  XXX. 
397  ff.,  479  if.,  648  if.  v.  Ealtenbobk,  Geschichte  der  deutschen  Bundesverhaltaisse 
und  Einheitsbestrebungen  von  1806—1856,  2  Bde.,  1857. 

*  Dies  zeigte  sich  besonders  bei  der  Luxemburger  Angelegenheit  VgL  §  83»  N.  ^. 
Zachabiä,  a.  a.  O.  I«.  193  f. 

*  Den  Anfang  machten  die  berüchtigten  Karlsbader  und  Wiener  Konferenzen 
von  1819,  deren  Ergebnis  die  in  verfassungswidriger  Weise  von  der  Bundesyer- 
Sammlung  angenommenen  Karlsbader  Beschlüsse  von  1819  und  die  WSchlA.  von 
1819  waren.  Vgl.  Abgidi,  Aus  dem  Jahre  1819,  1861.  Sp&ter  folgten,  nach  den 
durch  die  Julirevolution  hervorgerufenen  Bewegungen,  die  Wiener  Konferenzen  von 
1884.  Die  Ausnahmegesetze  von  1819,  dieZentraluntersuchungskommisaion  zu  Mainz, 
die  Demagogenverfolgungen  und  andere  Maßregeln  lassen  die  ehemalige  deatJMdie 
Bundesversammlung  als  eine  der  unnützesten  und  schädlichsten  Einrichtungen  der 
deutschen  Geschichte  erkennen. 

*  Förderung  der  Religionsfreiheit  (DBA.  16),  Freigabe  des  Grundeigentums- 
erwerbs  für  alle  Deutschen,  Auswanderungsfreiheit  für  alle,  die  nicht  dnrch  ihre 
Wehrpflicht  gebunden  waren ,  Aufhebung  von  Abschoß  und  Nachsteuer  (ius  detractus. 
gabella  emigrationis)  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  (ebd.  18).  Verheißung  land- 
ständischer  Verfassungen  (ebd.  13),  Gewährung  gesetzlicher  Privilegien  für  die  media- 
tisierten  Keichsstäude  und  die  Beichsritterschaft  (ebd.  14,  17). 
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sie  sich  die  offenbarsten  Eingriffe  in  die  SelbstÄndigkeit  der  Einzelstaaten 
erlaubte.  Das  Volk  galt  nur  als  die  zum  Gehorsam  verpflichtete  blöde 
Masse,  als  bloßes  Objekt  für  die  Regierenden.  Die  Lehrfreiheit  der  Uni- 
versitäten wurde  beschnitten,  die  Spruchthätigkeit  der  Juristenfakultaten 
in  Strafsachen  aufgehoben,  die  Preßfreiheit,  soweit  sie  landesgesetzlich 
anerkannt  war,  mußt^  der  Zensur  weichen,  die  Versammlungsfreiheit 
wurde  beseitigt,  die  Redefreiheit  der  Parkmente  auf  das  äußerste  herab- 
gedruokt^  Die  Bekämpfung  und  möglichste  Beseitigung  aller  konsti- 
tutionellen Verfassungen  galt  als  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  der 
Bundesversammlung®.  Man  konstruierte  deshalb  in  willkürlichster  Weise 
ein  sogenanntes  monarchisches  Prinzip  unveräußerlicher  Souveränitäts- 
rechte ^  und  suchte  die  einzelnen  Bundesregierungen,  soweit  sie  eine  kon- 
stitutionelle Verfassung  eingeführt  hatten,  zu  Verfassungsbrüchen  oder 
mindestens  Verfassungsrevisionen  im  Sinne  jenes  Prinzipes  zu  nötigen®. 
Selbst  die  Magistrate  der  freien  Städte  wurden  mit  dem  monarchischen  Prinzip 
beglückt".  Für  die  Beschwerden  der  Unterthanen  und  Stände  über  Rechts- 
verletzungen seitens  der  Regierenden  war  die  Bundesversammlung  taub  ^^. 
Für  die  Beförderung  des  Handels  und  Verkehrs  geschah  von  Bundes 
wegen  nichts.  Die  einzigen  Lichtseiten  in  der  Thätigkeit  des  letzteren 
waren  die  Beschlüsse  über  die  Monumenta  Germaniae  historica  und  die 
in  ihrer  Art  epochemachenden  Bundesbeschlüsse  vom  6.  September  1832, 
2.  April  und  5.  November  1835,  9.  November  1887,  22.  April  1841  und 
19.  Juni  1845  über  den  Schutz  des  geistigen  Eigentums". 

Erfreulicher  als  auf  dem  Gebiete  des  Deutschen  Bundes  waren  die 
Verhältnisse  in  den  P^inzelstaaten.  Von  den  durch  die  Befreiungskriege 
zurückgewonnenen  Gebieten  deutscher  Bundesstaaten  wurde  in  denjenigen 
des  linken  Rheinufers  die  bisherige  französische  Gesetzgebung  aufrecht- 
erhalten, dasselbe  geschah  zum  Teil  auch  in  den  rechtsrheinischen  Ge- 
bieten der  preußischen  Rheinprovinz.  Im  übrigen  fand  überall  die  Auf- 
hebung der  französischen  Gesetze  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  statt. 
Während  dies  im  allgemeinen  mit  schonender  Hand  und  unter  Aufrecht- 
erhaltung manches  Guten,  das  dem  Zwischenreiche  der  Fremden  zu  ver- 


*  Hiermit  beschäftigten  sich  nameDtlich  die  sogenannten  Ausnahmegesetze  vom 
20.  April  1819,  die  erst  durch  die  Bundesbeschlüsse  vom  3.  März  und  2.  April  1848 
wiederaufgehoben  wurden,  und  die  Bandesbeschlüsse  vom  28.  Juni  und  5.  Juli  1832, 
sowie  das  Schlußprotokoll  der  Wiener  Ministerialkonferenzen  vom  12.  Juni  1834. 

*  Diesem  Zweck  diente  schon,  wenn  auch  in  verschämter  Weise,  die  Auslegung 
von  DBA.  13  in  WSchlA.  54—58. 

'  WSchl.  A.  57. 

^  Hauptaufgabe  der  Beschlüsse  vom  28.  Juni  1832  und  des  Wiener  Schlußpro- 
tokolls vom  12.  Juni  1834. 

»  WSchlA.  62.  >»  Vgl.  Anm.  15. 

^^  Vgl.  S.  785.  Elostermann,  Das  geistige  Eigentum  I.  (1867)  51  if.  Schon 
DBA.  19  hatte  eine  Nachdrucksgesetzgebung  in  Aussicht  gestellt.  Eine  wichtige  Er- 
gänzung der  angeführten  Bundesgesetzgebung  bildeten  die  Bundesbeschlüsse  vom  6.  No- 
vember 1856  und  12.  März  1857. 
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danken  war,  geschah,  wurde  in  Hannover  und  Kurhessen  eine  vollständige, 
die  französisch-westfälische  Zwischenherrschaft  aus  der  Geschichte  aus- 
streichende Reaktion  unternommen  und  mit  der  größten  Härte  ohne 
Schonung  wohlerworbener  Rechte  durchgeführt ".  —  Eine  dringende  Auf- 
gabe sämtlicher  Bundesstaaten  mit  katholischer  Bevölkerung  war  die  durch 
RDHSchl.  62  in  Aussicht  gestellte  Neuregelung  der  katholischen  Eirchen- 
verfassung  (S.  782).  Dieselbe  erfolgte  durch  Konkordate  mit  dem  päpst- 
lichen Stuhle,  deren  Inhalt  für  die  Kirche  durch  die  sogenannten  Cirkum- 
skriptionsbuUen,  für  die  Staaten  im  Wege  der  Landesgesetzgebung,  aber 
unter  Wahrung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  und  der  Gleichberechtigang 
der  anerkannten  Konfessionen,  zum  Gesetz  erhoben  wurde  ^^. 

Die  bei  der  Bundesverfassung  zurückgewiesene  Beteiligung  de^  Volkes 
an  der  Regierung  sollte  nach  DBA.  13  wenigstens  innerhalb  der  ein- 
zelnen Landesverfassungen  Platz  greifen.  Die  Bestimmung:  „In  allen 
Bundesstaaten  wird  eine  landständische  Verfassung  stattfinden",  die  in 
erster  Reihe  eine  wahre  Volksvertretung  im  Auge  hatte,  wurde  aber  durch 
WSchlA.  55  in  dem  Sinne  ausgelegt,  daß  der  Landesherr  nach  seiner 
Wahl  entweder  eine  altständische  oder  eine  Repräsentativverfassung  ein- 
führen könne.  Die  den  Ständen  einzuräumenden  Rechte  wurden  außer- 
dem durch  das  sogenannte  monarchische  Prinzip  auf  das  äußerste  be- 
grenzt^* und  die  Bundesgarantie  für  die  Landesverfassungen  (WSchlA. 
56,  60)  thatsächlich  nur  zum  Schutze  altständischer  Verfassungen  aus- 
geübte*^. Repräsentatiwerfassungen  kamen,  teils  im  Wege  der  Verein- 
barung mit  den  alten  Standen,  teils  durch  einseitigen  landesherrlichen 
Erlaß,  zunächst  nur  in  Sachsen-Weimar  (1816),  Hildburghausen  (1818), 
Meiningen  (1824),  Baiern  und  Baden  (1818),  Würtemberg  (1819)  und 
Hessen-Darmstadt  (1820)  zustande.  In  den  vier  letztgenannten  Staaten 
hatte  die  Rheinbundszeit  mit  der  Vergangenheit  so  radikal  gebrochen,  daß 
es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen  neuerworbenen  Gebiete, 
vollständiger  staatsrechtlicher  Kodifikation  bedurfte.  Die  zum  Teil  an  die 
Charte  constitutionelle  Ludwigs  XVIII.  von  1814  anknüpfenden  Ver- 
fassungsurkunden dieser  Staaten  entsprachen  den  Anforderungen  der  Zeit 
so  gut,  daß  sie  alle  folgenden  Stürme  überdauert  und  sich  im  wesent- 


"  Vgl.  HÄUS8BB,  a.  a.  O.  IV.  460  iBF. 

^'  Die  nach  ihren  Eingängen  benannten  Ballen  waren*,  .far  Preußen  „De  salute 
animarum"  (1821),  f&r  Hannover  »Jropensa  Romanomm  pontificnm"  (1824),  f&r  die 
oberrheinische  Kirchenprovinz  „Provida  solersqne"  (1821)  und  „Ad  dominici  gregis 
custodiam"  (1827).  In  Baiern  wurden  die  Ergebnisse  des  Konkordats  vom  5.  Jnni 
1817  mit  einigen  durch  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  gebotenen  Abänderungen 
durch  das  als  2.  Beilage  der  Verfassnngsurkunde  von  1818  erlassene  Religionsedikt 
landesgesetzlich  eingeführt. 

"  Vgl.  S.  813.     WSchlA.  67-59. 

*•  Die  altständische  Verfassung  Braun  seh  weigs  wurde  gegen  den  Absolutismus 
des  Herzogs  geschützt  (1830),  während  der  hannoversche  Verfassungsbruch  und  die 
Vertreibung  der  sieben  Qöttinger  Professoren  (1837)  von  Bundes  wegen  unge- 
ahndet blichen. 
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liehen  bis  zur  Gegenwart  erhalten  haben.  Einen  neuen  Anstoß  für  die 
konstitutionelle  Entwickelung  Deutschlands  gab  die  französische  Julirevo- 
lution. Repräsentatiwerfassungen  erhielten  1831  Kurhessen,  Sachsen- 
Altenburg  und  das  Königreich  Sachsen,  das  bis  dahin  strenge  an  den 
altstandischen  Einrichtungen  festgehalten  hatte,  1832  Braunschweig,  1833 
Hannover.  Die  hannoversche  Verfassung  wurde,  nachdem  die  Verbindunq: 
des  Landes  mit  England  durch  den  Tod  des  Königs  Wilhelm  HI.  gelöst 
war  (1887),  von  König  Ernst  August  unter  dem  nichtigen  Verwände,  daß 
er  als  Agnat  seine  Zustimmung  nicht  erteilt  habe,  umgestoßen  und  1840 
durch  eine  neue,  mit  einer  ungesetzlichen  Standeversammlung  vereinbarte 
Verfassung  ersetzt. 

Die  altstandische  Verfassung  bestand  jetzt  nur  noch  in  beiden  Mecklen- 
burg, Holstein-Lauenburg,  Oldenburg  und  den  kleinsten  Bundesstaaten. 
Österreich  beharrte  in  einem  verknöcherten  Absolutismus,  der  sämtliche 
habsburgische  Länder  zusammenfaßte  und  den  deutschen  Charakter  des 
Kaiserstaates  infolgedessen  stark  in  den  Hintergrund  treten  ließ;  in  ein- 
zelnen Provinzen  bestanden  Provinziallandtage,  aber  mit  ganz  untergeord- 
neten Befugnissen.  In  Preußen  wurde  noch  1820  das  Versprechen  einer 
„reichsständischen  Verfassung'^  seitens  des  Königs  wiederholt,  aber  es  kam 
nur  zu  der  Einrichtung  von  Provinzialstanden  (1823—24)  auf  vorwiegend 
altständischer  Grundlage  und  mit  sehr  beschränkten  Kompetenzen.  Im 
übrigen  wurde  in  landesväterlicher  Fürsorge  mit  einem  streng  gewissen- 
haften Beamtentume  an  dem  Ausbau  des  Staates  auf  Grundlage  der  Stein- 
Hardenbergischen  Reformen  gearbeitet.  Die  Heeres-,  Civil-  und  Finanz- 
verwaltung wurde  weiter  vervoUkomnmet.  Seit  1829  wurde  die  regel- 
mäßige Veröffentlichung  des  Staatshaushalts  eingeführt.  Die  konstitutionelle 
Entwickelung  kam  erst  unter  Friedrich  Wilhelm  IV.  mehr  in  Bewegung. 
Den  Anfang  machten  die  vereinigten  ständischen  Ausschüsse  (1842),  denen 
1847  der  vereinigte  preußische  Landtag,  eine  in  Herrenkurie  und  Stände- 
kurie geteilte  Vereinigung  der  acht  Provinziallandtage,  folgte.  Den  von 
dem  vereinigten  Landtage  gestellten  Anträgen  auf  Einführung  einer  Re- 
präsentativverfassung wurde  keine  Folge  gegeben. 

Einer  der  wichtigsten  preußischen  Staatsakte  war  das  Gesetz  vom 
26.  Mai  1818  über  den  Zoll  und  die  Gebrauchssteuer  von  ausländischen 
Waren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen  des  Staates.  Durch 
dasselbe  wurden  sämtliche  Binnenzölle  aufgehoben  und  die  Zollgrenze  an 
die  Landesgrenzen  verlegt.  Die  von  preußischem  Gebiete  eingeschlossenen 
Enklaven  der  übrigen  deutschen  Staaten  wurden  nach  und  nach  durch 
besondere  Verträge  sämtlich  mit  dem  preußischen  Zollgebiete  vereinigt; 
dasselbe  geschah  seitens  der  drei  anhaltischen  Herzogtümer,  der  Fürsten- 
tümer Waldeck-Pyrmont  und  Lippe  und  des  Großherzogtums  Luxemburg, 
das  in  diesem  Verhältnisse  bis  zur  Gegenwart  geblieben  ist^®.    Nachdem 


*^  Der  Anschloß  erfolgte  zuerst  1842,  ziuiächst  auf  6,  später  auf  je  12  Jahre. 
Die  letzte  Erneuerung  (1865)  wurde  durch  §  14  des  Staatsvertrages  vom  11.  Juni 
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eine  Keihe  von  Einzelverträ^en  vorausgegangen  war,  traten  in  den  Ver- 
tragen vom  22.  und  30.  März  1833  Preußen,  beide  Hessen.  Baiem. 
Würtemberg  und  Sachsen  zu  einem  Gesamtverein  (.,Zoll-  und  Handels- 
verein'') zusammen,  der  zugleich  die  AnschluBstaaten  des  preußischen 
Zollgebietes  mitumfaßte.  Noch  in  demselben  Jahre  trat  der  thäringisehe 
Zollverein,  dem  Preußen  und  Eurhessen  ebenfiüls  mit  einigen  Landes- 
teilen  angehörten,  dem  „Gesamt-Zoll-  und  Handelsverein''  bei".  Frank- 
furt a.  M.  schloß  sich  1836  an.  Braunschweig,  das  früher  dem  1834 — 3H 
errichteten  St^uerverein  angehört  hatte,  folgte  1841,  während  Hannover. 
Oldenburg  und  Schaumburg-Lippe  den  Steuerverein  fortsetzten,  bis  dieser 
1854  ebenfalls  mit  dem  Zollverein  verbunden  wurde.  Schließlieh  um- 
faßte der  Zollverein  ganz  Deutschland  mit  Ausnahme  von  Osterreiclu 
Holstein -Lauenburg,  beiden  Mecklenburg  und  den  drei  Hansestädten. 
Der  Zollverein  war  ein  völkerrechtlicher  Verein,  der  immer  nur  auf  be- 
stimmte Zeit  (12  Jahre)  abgeschlossen,  aber  regelmäßig,  wenn  auch  zu- 
weilen erst  nach  schweren  Krisen,  wieder  erneuert  wurde.  Das  Organ 
des  Vereins  war  die  jährlich  an  einem  vorher  vereinbarten  Orte  zu- 
sammentretende Zollkonferenz,  aus  Bevollmächtigten  der  Vereinsstaaten 
bestehend;  ein  Majoritätsprinzip  bestand  für  dieselbe  nicht,  die  Beschlüsse 
mußten  einstimmig  gefaßt  werden.  Preußen  vertrat  zugleich  seine  Zoll- 
anschlüsse, hatte  aber  im  übrigen  kein  Vorrecht,  wenn  ihm  auch  that- 
siichlich  auf  diesem  Gebiete  der  materiellen  Interessen  die  Führerschaft 
nicht  entgehen  konnte.  Der  Zollverein  bildete  ein  einheitliches  Verkehrs- 
gebiet mit  gemeinsamem  Zoll-  und  Handelssystem,  einheitlichem  Zollgesetz 
und  Zolltarif,  einheitlicher  Zollordnung.  Auch  über  gleichmäßige  Be- 
steuerung innerer  Erzeugnisse  wurde  eine  Reihe  von  Vereinbarungen 
innerhalb  des  Vereins  getroffen;  eine  derartige,  den  ganzen  Zollverein 
umfassende  Steuer  war  die  Kübenzuckersteuer.  Gemeinsame  Grundsatze 
wurden  hinsichtlich  des  Münz-  und  Gewichtssystems  aufgestellt.  Während 
die  Münzkonvention  von  1838  noch  die  kölnische  Mark  zu  Grunde  legte*®, 
ging  der  Münzverein  von  1857,  dem  auch  Österreich  und  Liechtenstein 
beitraten,  bereits  von  dem  als  Gewichtseinheit  angenommenen  Zollpfunde 
zu  500  Gr.  aus^'.    Noch  auf  einem  zweiten  Gebiete  hat  der  Zollverein 

1872  über  die  Übernahme  der  Luxemburger  Eisenbahnen  in  die  Verwaltung  des 
Deutschen  Reiches  in  der  Weise  unkündbar  gemacht,  dafi  der  Zollansohlnß  bestehen 
bleibt,  solange  das  Reich  die  Eisenbahn  Verwaltung  behalt. 

"  Vgl.  Aboidi,  Aus  der  Vorgeschichte  des  Zollvereins,  1865.  Wbbbb.  Der 
deutsche  Zollverein,  1869.  Nbbenius,  Der  deutsche  Zollverein,  1835.  G.  Mbybb, 
liohrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  §  58. 

»•  Vgl.  S.  775  f.  Die  süddeutschen  Staaten  gingen  von  dem  24  Öulden-Puße  zum 
24V»  Guldenfuße  "über,  so  daß  der  14  Thaler-Fuß  und  der  reformierte  rheinische 
Münzfuß  in  dem  Thaler  (=  l»/*  Fl.)  und  dem  2  Thalerstfick  (=  8V,  Fl.)  eine  beiden 
Systemen  angepaßte  Münze  erhielten. 

»»  Aus  dem  Pfunde  feinen  Silbers  wurden  30  Thaler  oder  45  Fl.  österreichisch 
oder  52  V,  Fl.  rheinisch  geprägt.  Vereinsmünze  wurde  der  dem  früheren  Thaler 
gleichwertige  Vereinsthaler  zu  IV»  Fl.  österr.  und  \*U  Fl.  rheinisch. 
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für  ganz  Deutschland  eine  gewaltige  Förderung  gebracht,  indem  Preußen 
am  31.  August  1847  auf  Beschluß  der  Zollvereinskonferenz  die  sämtlichen 
deutschen  Bundesregierungen  zur  Beschickung  der  Leipziger  Wechselkou- 
ferenz  einlud.  Das  Ergebnis  derselben  war  der  am  9.  Dezember  1847 
vollendete  Entwurf  der  Allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung. 

§  85.  Der  Deutsche  Bund  von  1848  bis  1866^  Die  ungeheure 
Bewegung,  von  der  das  ganze  deutsche  Volk  nach  der  französischen  Fe- 
bruarrevolution durchzuckt  wurde,  war  in  erster  Reihe  gegen  den  Deutschen 
Bund  und  auf  eine  angemessene  Beteiligung  der  Nation  an  der  Regierung 
des  Bundes  und  der  Einzelstaaten,  daneben  auf  innere  Reformen  (Rede- 
und  Preßfreiheit,  Versammlungsfreiheit,  Beseitigung  der  Patrimionial- 
gerichte,  Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  u.  dgl.  m.) 
gerichtet.  Die  Bundesversammlung  überstürzte  sich  seit  dem  März  1848 
iu  patriotischen  Beschlüssen,  die  zum  Teil  ohne  die  erforderlichen  In- 
struktionen der  Regierungen  gefaßt  wurden.  Die  früheren  freiheit^feind- 
lichen  Bundesbeschlüsse  und  Ausnahmegesetze  wurden  aufgehoben,  die 
früher  als  hochverräterisch  betrachteten  Reichsfarben  wurden  als  Bundes- 
farben und  der  Reichsadler  als  Bundeswappen  angenommen,  die  Revi- 
siousbedürftigkeit  der  Bundesverfassung  und  die  Notwendigkeit  einer  Na- 
tioualvertretung  ausgesprochen.  Während  auf  Einladung  der  Bundes- 
versammlung ein  Ausschuß  von  17  Männern  des  allgemeinen  Vertrauens 
(nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rates)  den  Entwurf  eines  deutschen 
Reichsgrundgesetzes  ausarbeitete,  dessen  Grundgedanken  vollständig  in 
die  heutige  Reichsverfassung  übergegangen  sind*,  erwuchs  den  Refomi- 
bestrebungen  der  Bundesversammlung  eine  volkstümliche  Konkurrenz  in 
dem  sog.  Vorparlament,  einer  aus  freiem  Antriebe  zu  Frankfurt  zusammen- 
getretenen Notabeinversammlung,  zu  der  sich  zahlreiche  in  Staats-  oder 
Gemeindevertretungen  hervorragende  Männer  eingefunden  hatten.  Obschon 
dieser  Versammlung  jede  amtliche  Auktorität  fehlte,  erhielt  das  Vor- 
parlament und  der  von  demselben  eingesetzte  Fünfzigerausschuß  bei  der 
Ratlosigkeit  der  Bundesvei-sammlung  gleichwoM  einen  großen  Einfluß 
auf  das  Reformwerk.  Bei  den  auf  Bundesbeschluß  vom  30.  März  1848 
von  sämtlichen  Bundesregierungen  angeordneten  Wahlen  einer  National- 
vertretung zur  Vereinbarung  einer  Reichsverfassung  wurden  die  von  dem 
Vorparlament  entworfenen  Grundzüge  eines  Wahlgesetzes  maßgebend.  Am 
18.  Mai  1848  trat  die  „konstituierende  deutsche  Nationalversammlung** 


*  Vgl.  Zaohabia,  Staats-  u.  Bundesrecht  1^  200  ff.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch 
Staatsrechts  1. 128  ff.  6.  Meyeb,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  §§  58—61.  Klüpfel, 
Geschichte  der  deutschen  Einheitsbestrebungen,  2  Bde.,  1872—78.  Weil,  Quellen  u. 
Aktenstücke  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte,  1850.  Roth  u.  Mebk,  Quellen - 
Sammlung  des  deutschen  öffentlichen  Rechts  seit  1848,  2  Bde.,  1850—52.  VooRr., 
Studien  zur  Geschichte  des  Frankfurter  Parlaments,  1881. 

'  Verfasser  des  Entwurfes,  dem  zunächst  keine  weitere  Folge  gegeben  wurde, 
ar  Dahlmann. 
11.  ScHKöuliK,   üeuttfehe  Uocbis^eschichla.  52 
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in  der  Paulskirche  zu  Frankfurt  zusammen.  Nachdem  dieselbe  zunächst 
ein  Gesetz  über  die  provisorische  Zentralgewalt  beschlossen  und  darauf- 
hin den  Erzherzog  Johann  von  Österreich  zum  Reichsverweser  gewählt 
hatte,  übertrug  die  Bundesversammlung  am  12.  Juli  1848  „namens  der 
deutschen  Regierungen'^  die  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  Be- 
fugnisse und  Verpflichtungen  an  die  provisorische  Zentralgewalt  und  legte 
dieselben,  feierlich  in  die  Hände  des  Reichsverwesers,  indem  sie  erklärte, 
daß  sie  „ihre  bisherige  Thätigkeit  als  beendet' '  ansehe.  Damit  war  die 
bisherige  Bundesverfassung  rechtlich  aufgehoben  und  die  Vollendung  des 
Reformwerkes  der  provisorischeu  Zentralgewalt  und  der  Nationalversammlung 
übertragen.  Eine  Verständigung  mit  den  Einzelregierungen  war  rechtlich 
nicht  mehr  erforderlich,  wohl  aber  durch  die  Staatsklugheit  geboten.  Das 
Reformwerk  scheiterte,  weil  die  Nationalversammlung  in  Überschätzung 
ihrer  Macht  von  einer  solchen  Verständigung  glaubte  absehen  zu  können. 
Unter  dem  26.  November  1848  wurde  der  von  der  Nationalversammlung 
als  Reichsgesetz  angenommene  Entwurf  der  Leipziger  Wechselkonferenz, 
die  Allgemeine  Deutsche  Wechselordnung,  im  Reich^esetzblatte  publiziert, 
ebenso  am  27.  Dezember  die  als  Teil  der  Reichsverfassung  beschlosseneu 
„Grundrechte  des  deutschen  Volkes"  und  am  12.  April  1849  das  Reichs- 
wahlgesetz '.  Die  am  27.  März  1849  beschlossene  „Verfassung  des  Deutschen 
Reiches"  erhielt  die  Unterschrift  des  Reichsverwesers  nicht;  sie  wurde 
ohne  dieselbe,  als  „beschlossen  und  verkündigt  von  der  Nationalversammlung 
zu  Frankfurt",  durch  die  Präsidenten  und  Schriftführer  des  Parlamentes 
unter  dem  28.  März  1849  im  Reichsgesetzblatte  bekannt  gemacht. 

Nach  der  „Verfassung  des  Deutschen  Reiches^'  sollte  das  bisherige 
Bundesgebiet  einen  konstitutionellen  Bundesstaat  bilden,  mit  einem  erb- 
lichen „Kaiser  der  Deutschen"  und  verantwortlichen  Reichsministeni, 
sowie  einem  aus  Staaten-  und  Voikshaus  bestehenden  Reichstage;  das 
Staatenhaus  sollte  zur  einen  Hälfte  aus  Vertretern  der  Regierungen,  zur 
andern  aus  Abgeordneten  der  Einzellandtage  bestehen,  das  Volkshaus  aus 
unmittelbaren,  geheimen  Volks  wählen  hervorgehen'.  Die  bereits  am 
28.  März  von  der  Nationalversammlung  vollzogene  Kaiserwahl  fiel  auf 
Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preußen,  der  die  Wahl  am  3,  April  bedingt, 
am  28.  April  endgültig  ablehnte,  weil  die  Nationalversanmilung  die  von 
dem  Könige  gestellte  Bedingung  der  freien  Zustimmung  der  Einzelstaaten 
zu  der  Reichsverfassung  verwarf.  Es  folgte  die  Abberufung  der  preußischen 
Abgeordneten  zur  Nationalversammlung  von  selten  der  preußischen  Re- 
gierung, deren  Beispiel  von  den  meisten  übrigen  Regierungen  ebenfalls 
befolgt  wurde.  Damit  war  das  Reformwerk  der  Bewegungsjahre  1848 — 49 
gescheitert.  Die  konstituierende  Nationalversammlung  löste  sich  auf.  Die 
ohnmächtigen  Versuche  des  in  Frankfurt  verbliebenen,  dann  nach  Stutt- 


^  Das  am  27.  März  beschlossene  Wahlgesetz  wurde  unter  dem  12.  April  1849 
seitens  des  Keichsverwesers  publiziert.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgte  später 
die  Wahl  des  konstituierenden  Reichstages  fi)r  den  Norddeutschen  Bund. 
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gart  Übergesiedelten  Restes  der  Versammlung,  des  sogenannten  Rumpf- 
parlamentes, zur  Aufrichtung  der  Volkssouveränität  und  der  Republik, 
gehören  nicht  in  die  Rechtsgeschichte.  Die  ehemalige  Bundesverfassung 
war  seit  dem  12.  Juli  1848  aufgehoben,  und  das  Gesetz  über  die  provi- 
sorische Zentralgewalt  vom  28.  Juni  1848  enthielt  keine  Bestimmung,  wie 
der  gesetzlich  unauflösbare  Bund  in  dem  nun  eingetretenen  Falle  zu 
einer  verfassungsmäßigen  Organisation  hätte  kommen  können.  Der  Ver- 
tragsweg blieb  das  einzige  Auskunftsmittel,  das  sogleich  von  der  preußi- 
schen Regierung  ergriffen  wurde. 

Das  am  26.  Mai  1849  von  Preußen,  Hannover  und  Sachsen  abge- 
schlossene Dreikönigsbündnis  bezweckte,  unbeschadet  der  Fortdauer  des 
noch  genauer  zu  regelnden  Bundesverhältnisses  mit  Österreich,  die  Er- 
richtung eines  die  übrigen  deutschen  Staaten  umfassenden  Bundesstaates 
unter  dem  Namen  „Deutsches  Reich".  Der  gleichzeitig  vereinbarte  Ver- 
fassungsentwurf schloß  sich  auf  das  engste  an  den  Frankfurter  Entwurf 
an,  beseitigte  aber  die  Übertreibungen  des  parlamentarischen  Systems, 
trug  der  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  etwas  mehr  Rechnung,  ersetzte 
den  Titel  „Kaiser  der  Deutschen"  durch  „Reichsvorstand"  und  stellte  dem 
Reichs  vorstände,  dessen  Würde  mit  der  Krone  von  Preußen  verbunden 
wurde,  für  Akte  der  Gesetzgebung  ein  Fürstenkollegium  zur  Seite.  Dem 
Dreikönigsbüudnis  traten  28  Bundesregierungen  bei,  während  Baiern  und 
Würtemberg  die  Verfassung  ablehnten,  Österreich  gegen  den  Versuch 
eines  engeren  Bundes  überhaupt  protestierte.  Nachdem  auch  Hannover 
sich  wieder  von  dem  Bündnisse  losgesagt  hatte,  wurde  der  Verfassungs- 
entwurf durch  Additionalakte  vom  25.  Februar  1850  dahin  geändert,  daß 
der  Bund  den  Namen  „Deutsche  Union"  erhalten  sollte.  Der  am  20.  März 
1849  zu  Erfurt  eröffnete  Reichstag  nahm  die  Verfassung  unverändert  au. 
Aber  die  preußische  Regierung  hatte  nicht  die  Kraft  und  bald  auch  nicht 
mehr  den  Willen,  dem  um  sich  greifenden  Abfalle  der  Verbündeten  zu 
steuern.  Die  Deutsche  Union  blieb  ein  totgeborenes  Kind.  Die  Erfurter 
Verfassung  ist  nie  ins  Leben  getreten.  Ebensowenig  hatte  der  von  den 
süddeutschen  Regierungen  aufgestellte  Münchener  Gegenentwurf  einen 
Erfolg. 

Österreich  und  Preußen  hatten  sich  nach  der  Auflösung  der  National- 
versammlung, da  die  von  Preußen  nicht  mehr  anerkannte  provisorische 
Zentralgewalt  des  Reichsverwesers  nur  noch  ein  schattenhaftes  Dasein 
führte,  über  eine  gemeinsam  zu  übernehmende  provisorische  Bundesleitung 
verständigt.  Noch  bevor  diese  ins  Leben  trat,  berief  Österreich  als  Prä- 
sidialmacht auf  den  11.  Mai  1850  eine  außerordentliche  Bundesplenar- 
versammlung  nach  Frankfurt.  Obwohl  nur  elf  Regierungen  vertreten 
waren,  erklärte  sich  die  Versammlung  für  beschlußfähig  und  verfügte 
sofort  die  Bundesexekution  gegen  das  schleswig-holsteinische  und  das  kur- 
hessische Volk,  die  für  xihr  Festhalten  an  Recht  und  Verfassung  von  dem 
Bunde  gezüchtigt  werden  sollten.  Nachdem  Preußen  sich  in  dem  01- 
mützer  Vertrage  vom  29.  November  1850  unterworfen  hatte,  wurde  die 
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Bundesversammlung  nach  und  nach  wieder  von  samüichen  deutscheu 
Regierungen  anerkannt.  Der  Deutsche  Bund  hatte  in  den  Jahren  der 
Prüfung  nichts  gelernt  und  nichts  vergessen.  Die  schmachvollste  Reaktion 
im  Bunde  wie  in  den  Einzelstaaten  nahm  ihren  Anfang.  In  den  Be- 
wegungsjahren hatten  samtliche  Staaten,  die  noch  keine  Reprasentativ- 
verfassung  besaßen,  eine  solche  erhalten ;  in  anderen  waren  die  bestehenden 
Verfassungen  zum  Teil  neugestaltet  worden.  Die  Verfassungsgesetze 
waren  größtenteils  im  Wege  der  Vereinbarung  zustande  gekommen,  der 
geringere  Teil  beruhte  auf  einseitigem  Regierungserlaß.  Überall  hatt** 
ein  erfreulicher  Fortschritt  stattgefunden.  Die  Patrimonialgerichte  waren 
größtenteils  beseitigt,  die  Gerichtsverfassungen  überhaupt  in  einer  den 
modernen  Anschauungen  entsprechenden  Weise  reformiert,  Strafrecht  und 
Prozeß  in  derselben  Richtung  umgestaltet,  Religions-,  Gewerbe-,  Preß- 
und  Versammlungsfreiheit  durchgeführt,  die  verschiedene  Berechtigung 
der  Standesklassen  aufgehoben,  das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  beseitigt  u.  dgl.  m.  An  Auswüchsen  der  Volksfreiheit  und  des 
parlamentarischen  Systems  fehlte  es  freilich  nicht,  und  eine  auf  diese  be- 
schränkte maßvolle  Reaktion  würde  sich  den  Dank  der  Nation  erworben 
haben.  Das  genügte  aber  der  Bundesversammlung  und  vielen  Einzel- 
regierungen nicht.  In  Österreich,  Holstein  und  beiden  Mecklenburgs 
wurden  die  neuen  Verfassungen  ohne  weiteres  wieder  aufgehoben  und  die 
früheren  Zustände  hergestellt.  Am  schroffsten  waren  die  Verfassungs- 
brüche in  Hannover  und  Kurhessen,  beide  von  der  Bundesversammlung 
gutgeheißen  und  unter  deren  Schutz  genommen.  Das  „monarchische 
Prinzip*^  der  Wiener  Minis terialkonferenzen  kam  wieder  zu  Ehren  und 
wurde  seitens  der  Bundesversammlung  in  willkürlichster  Weise  benutzt, 
um  die  Einzelregierungen  zu  mehr  oder  weniger  gewaltsamen  Verfassungs- 
revisionen zu  veranlassen  oder  darin  zu  bestärken*. 

f]rst  der  Eintritt  der  Regentschaft  des  Prinzen  von  Preußen  (1858) 
führte  einen  Umschlag  herbei.  Seit  Preußen,  von  männlicher  Hand  regiert, 
sich  wieder  in  verfassungsmäßigen  Bahnen  bewegte  und  einem  gemäßigten 
Fortschritte  huldigte,  hatte  die  Reaktion  auch  in  der  Bundesversammlung 
allen  Boden  verloren.  Die  Bundesreform  trat  wieder  in  den  Vordergrund. 
Ein  von  der  sächsischen  Regierung  aufgestellter  Entwurf  hatte  keine 
Mxnteren  Polgen.  Ein  anderer,  1862  von  neun  Mittelstaaten  in  einer 
Konferenz  zu  Würzburg  vereinbarter  Entwurf,  welcher  der  Bundesver- 
sammlung für  gewisse  Akte  der  Gesetzgebung  eine  aus  Abgeordneten  der 
liandesvertretungen  gebildete  Delegiertenversammlung  zur  Seite  stellen 
wollte,  wurde  vom  Bundestage  abgelehnt.  Ein  neues  Projekt  einer  sehr 
komplizierten  Bundesverfassung  wurde  1863  von  Österreich  einem  auf 
seine  Einladung  in  Frankfurt  zusammengetretenen  Fürstentage  vorgelegt. 

*  Die  einzige  verdienstvolle  Leistung  der  Bundesversammlung  aus  dieser  Zeit 
war  der  am  18.  Dezember  1856  gefaßte  Bundesbeschluß,  durch  den  die  Bundesstaaten 
zur  Beschickung  der  Nürnberger  Rommission  behufs  Ausarbeitung  eines  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuches  eingeladen  wurden. 
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diisselbe  scheiterte  aber  an  dem  Widerspruche  des  Königs  von  Preußen, 
der  jede  Beteiligung  an  den  Verhandlungen  ablehnte,  wenn  nicht  eine 
wahre  Nationalvertretung  auf  Grund  allgemeiner  Wahlen  und  die  volle 
Gleichstellung  beider  Großmächte  in  betreff  des  Präsidiums  in  Aussicht 
genommen  würde;  außerdem  verlangte  Preußen  für  jede  der  beiden  Groß- 
mächte ein  Veto  gegen  alle  nicht  den  unmittelbaren  Schutz  des  Bundes- 
gebietes betreffenden  Bundeskriege. 

Der  Gegensatz  der  beiden  Großmächte  trat  noch  einmal  in  den 
Hintergrund  infolge  des  von  beiden  gemeinsam  unternommenen  deutsch- 
dänischen Krieges*,  aber  der  den  Krieg  beendigende  Wiener  Friede 
(80.  Oktober  1864),  in  welchem  Dänemark  die  Herzogtümer  Schleswig, 
Holstein  und  Lauenburg  zur  Verfügung  der  beiden  Verbündeten  abtrat, 
brachte  neuen  Zündstoff.  Zwar  wurde  die  lauenburgische  Frage  durch 
den  Gasteiner  Vertrag  (14.  August  1865)  endgültig  beigelegt,  indem  Öster- 
reich gegen  eine  Geldentschädigung  seine  Ansprüche  an  Preußen  abtrat, 
aber  im  übrigen  kam  es  nur  zu  einem  bedenklichen  Provisorium,  indem 
Preußen  die  alleinige  Verwaltung  Schleswigs,  Österreich  diejenige  Holsteins 
übernahm,  die  Hoheitsrechte  über  beide  aber  bis  zu  einer  definitiven 
p]ntscheidung  über  das  Schicksal  der  Herzogtümer  gemeinsam  blieben. 
Nachdem  Österreich  einseitig  diese  Entscheidung  in  die  Hände  der  Bundes- 
versammlung gelegt  und  die  holsteinischen  Stände  einberufen  hatte,  sah 
Preußen  in  dieser  Handlungsweise  eine  Kündigung  des  Gasteiner  Ver- 
trages und  rückte  zur  Wahrung  seines  Mitbesitzes  wieder  in  Holstein  ein. 
Österreich  wich  einer  Begegnung  aus,  beantragte  aber  bei  der  Bundes- 
versammlung die  Mobilmachung  gegen  Preußen.  Das  Bundesrecht  bot 
dafür  keine  Handhabe,  nur  die  Einleitung  eines  Austrägalverfahrens  wegen 
Besitzstörung  (S.  811)  würde  der  Bundesverfassung  entsprochen  haben. 
Indem  der  österreichische  Antrag  am  14.  Juni  1866  zum  Bundesbeschluß 
erhoben  wurde,  machte  sich  die  Bundesversiimmlung  eines  Verfassungs- 
bruches schuldig,  der  für  Preußen  der  Anlaß  wurde,  noch  an  demselben 


*  In  Dänemark  hatte  nach  dem  Tode  Friedrichs  VII.  (15.  November  1863)  auf 
Gmnd  des  Londoner  Vertrages  vom  8.  Mai  1852  und  des  dänischen  Thronfolgc- 
gesetzes  vom  31.  Juli  1853  König  Christian  IX.  den  Thron  bestiegen,  während  die 
Succession  in  Schleswig-Holstein,  wo  die  Stände  der  Änderung  des  Thronfolgegesetzes 
nicht  zugestimmt  hatten,  an  sich  dem  Hause  Augustenburg  zustand.  Da  aber  das 
Haupt  des  letzteren,  Herzog  Christian,  dem  Londoner  Vertrage  zugestimmt  hatte,  so 
war  damit  nach  lehnrechtlichen  Grundsätzen  far  ihn  und  seine  Nachkommen  das 
Successionsrecht  beseitigt  Wenn  gleichwohl  sein  Sohn,  der  Erbprinz  Friedrich,  als 
Prätendent  auftrat  und  darin  von  der  Bundesversammlung  wie  von  der  öffentlichen 
Meinung  in  Deutschland  unterstützt  wurde,  so  geschah  dies  ohne  eigentlichen  Rechts- 
titel. Es  war  daher  durchaus  gerechtfertigt,  wenn  Österreich  und  Preußen,  zumal 
selbst  durch  den  Londoner  Vertrag  gebunden,  Christian  IX.  auch  als  Herzog  von 
Schleswig-Holstein  anerkannten  und  nur  verlangten,  daß  die  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert gewährleistete  verfassungsmäßige  Verbindung  beider  Herzogtümer  (S.  373) 
aufrechterhalten  und  die  Einverleibung  Schleswigs  in  Dänemark  rückgängig  gemacht 
werde.    Erst  als  dies  verweigert  wurde,  schritten  sie  zum  Kriege. 
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Tage  seinen  Austritt  aus  dem  Bunde  zu  erklären.  Ihm  folgten  die  meisten 
norddeutschen  Staaten.  Die  ausgetretenen  bisherigen  Bundesglieder  ver- 
einigten sich  zu  einem  Schutz-  und  Trutzbündnis  und  zur  Errichtung 
eines  norddeutschen  Bundesstaates  in  Anlehnung  an  die  von  Preußen 
kurz  vor  seinem  Austritte  in  der  Bundesversammlung  vorgelegten  „Grund- 
züge einer  Bundesreform".  Der  Verlauf  des  Krieges  entschied  zu  Gunsten 
des  neuen  Bundesstaates.  In  dem  Nikolsburger  Präliminarvertrage  vom 
26.  Juli  und  dem  Prager  Frieden  vom  23.  August  1866  erkannte  Öster- 
reich die  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  an,  trat  seine  Ansprüche  auf 
Schleswig-Holstein  an  Preußen  ab  und  erkl'arte  seine  Einwillung  zu  der 
Errichtung  eines  Norddeutschen  Bundes  unter  preußischer  Führung,  sowie 
der  Herstellung  einer  „nationalen  Verbindung"  desselben  mit  den  süd- 
deutschen Staaten.  Nachdem  die  Verbündeten  des  Kaiserstaates  in  Einzel- 
verträgen ebenfalls  zugestimmt  hatten,  war  die  Bahn  für  die  Neugestaltung 
des  Deutschen  Reiches  geebnet.  Am  24.  August  1866  löste  sich  der 
Rest  der  zuletzt  nach  Augsburg  übei^esiedelten  Bundesversammlung  auf. 


Viertes  Kapitel 
Die  Rechtsquellen. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Bechtsqüelleii,  IL  1864. 

§  86.  Die  juristische  Litteratur^  Nach  der  Rezeption  der 
fremden  Rechte  war  es  die  nächste  Aufgabe  der  Wissenschaft,  dieselben 
dem  Volke  zugänglich  und  verständlich  zu  machen.  Dies  geschah  zum 
Teil  durch  deutsche  Rechtsbücher,  in  denen  neben  den  benutzten  ein- 
heimischen Quellen  auch  römisches  und  kanonisches  Recht  herangez(^en 
wurden.  Dies  war  schon  in  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  und  Sachs. 
Weichbilde  geschehen.  Zu  nennen  sind  hier  noch  das  zu  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  entstandene  Rechtsbuch  des  Johannes  Purgoldt*, 
die  Bearbeitungen  des  Sachsenspiegels  von  Melchior  Kling  (1542),  die 
Erbrechtsregeln  und  die  Schriften  des  Lorenz  Fries  über  würzburgisches 
Gerichtswesen,  namentlich  sein  Zentbuch'.  Ein  sehr  wertvolles,  über- 
wiegend rein  deutschrechtliches  Werk  ist  der  Wendisch-Rügianisehe 


*  Vgl.  Stobbb,  n.  40  ff.,  143-182,  414—26.  Stintzing,  Geschichte  der  popu- 
lären Litteratur  des  römisch-kanonischeii  Bechts  in  Deutschland.  1867;  Ulrich  Zaains, 
1857;  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  2  Bde.,  1880—84.  Böhlau,  L  d. 
Krit.  Viertelj.-Schr.  f.  RW.  NF.  IV.  525  if.  VH.  1  ff. 

'  Obtloff,  Sammlung  deutscher  Bechtsquellen  ü.  1860.  Erwähnung  Terdlent 
auch  die  „Summa  der  rechte  weg  gnant",  vgl.  Böhlau,  i.  d.  Zeitschr.  f.  RG. 
VIII.  165  ff„  325. 

*  Vgl.  RocKiNQBB,  Magister  Lorenz  Pries.  Abh.  d.  Münchener  Akad.  XL  (187H 
149  ff.;  Über  fränkisch-wirzb.  Zentbücher,  Sitz.-Ber.  d.  Münch.  Akad.  1872. 
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Landgebrauch  des  Matthäus  von  Normann*.  Mechanische  Zusammen- 
stellungen der  Abweichungen  des  heimischen  Rechts  von  dem  römischen 
enthielten  die  sogenannten  Differentiae,  während  Werke  aus  der 
2.  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  wie  der  Usus  modernus  paudectarum  von 
Stryk  und  Schilter's  Praxis  iurisRomani  in  foro  Germanico  das  deutsche 
Recht  in  systematischem  Zusammenhange  mit  dem  rumischen  Rechte  be- 
handelten. Den  NotarendientenverschiedeneFormelbüoheroder  Rhetoriken. 
Das  römische  Recht  suchte  man  teils  durch  deutsche  Übersetzungen, 
teils  durch  populäre  Darstellungen  zugänglich  zu  machen.  Die  älteste 
und  ausführlichste  Darstellung  des  römischen  Rechts  in  deutscher  Sprache 
ist  der  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  wahrscheinlich  in  Schwä- 
bischhall verfaßte  „Klagspiegel",  später  „Richterlich  Klagspiegel"  ge- 
nannt. Das  Werk  behandelt  das  bürgerliche  Recht,  Strafrecht  und  Straf- 
verfahren. Der  Verfasser  ist  unbekannt.  Irrtümlicherweise  wurde  später 
Sebastian  Brant  für  den  Verfasser  gehalten,  weil  der  Klagspiegel  seit  der 
6.  Auflage  (1516)  von  ihm,  und  zwar  als  zweiter  Teil  des  Laienspiegels, 
herausgegeben  wurde.  Der  Laienspiegel  war  ein  Werk  des  Ulrich 
Tenngier,  Landvogtes  zu  Höchstedt,  früher  Stadtschreibers  zu  Nördlingen. 
Der  Laienspiegel  erschien  zuerst  1509.  Er  schöpfte  neben  dem  römischen 
und  kanonischen  Recht  auch  aus  dem  unmittelbaren  Rechtsleben.  Außer 
den  gemeinrechtlichen  Quellen  benutzte  der  Verfasser  die  italienische 
Jurisprudenz,  besonders  das  Speculum  des  Durantis,  ferner  die  Magde- 
burger Fragen,  den  Schwabenspiegel,  den  Klagspiegel  und  andere  populäre 
Werke,  die  Bamberger  Halsgerichtsordnung  und  die  wichtigsten  Reichs- 
gesetze seiner  Zeit.  Der  Laienspiegel  sollte  den  bei  der  Rechtspflege  be- 
teiligten Laien  als  Handbuch  dienen.  Er  umfaßte  Privatrecht,  Strafrecht 
und  Prozeß,  man  hat  ihn  nicht  mit  Unrecht  als  eine  „Realencyklopädie 
des  gesamten  weltlichen  Rechtes"  bezeichnet.  Er  verdrängte  alsbald  die 
gesamte  übrige  Litteratur  dieser  Richtung  ^  nur  der  ihm  von  Seb.  Brant 
als  Anhang  angefügte  Klagspiegel  vermochte  sich  neben  ihm  zu  halten. 
Beider  Ansehen  verschwand  erst,  als  der  Laienstand  gänzlich  aus  den 
Gerichten  geschieden  war.  Die  von  den  Italienern  überkommene  Nei- 
gung, den  Prozeß  in  dramatischer  Form,  als  Prozeß  des  Teufels  gegen 
Christus  oder  Maria,  zu  behandeln,  begegnet  schon  bei  Tenngier.  Be- 
merkenswert in  dieser  Richtung  sind  die  Schriften  des  bekannten  ältesten 
deutschen  Dramatikers  Jacob  Ayrer  (t  1605),  auch  die  Fastnacht- 
spiele waren  zum  Teil  nichts  anderes  als  dramatische  und  oft  recht  un- 
flätige Darstellungen  geistlicher  Gerichtsverhandlungen. 


*  Abgefaßt  1.  Hälfte  des  16.  Jh.,  heransg.  von  Gadbbusch,  1777,  und  Drbyeb, 
Monnmenta  anecdota  I.  1760.  Vgl.  Hombyeb,  Historiae  iuris  Pomeranici  capita  quae- 
dam,  Berl.  Inaug.-Diss.  1821. 

*  Hervorzuheben  sind  noch  die  Schriften  von  Perneder  und  Gobi  er  (Mitte 
des  16.  Jh.).  Das  „Statutenbuch"  des  letzteren  ist  eine  bloße  Kompilation  aus  seinen 
sonstigen  Schriften  und  den  Werken  Pemeders.  Besondere  Berücksichtigung  der 
Partikularrechte  zeichnet  die  Werke  von  M eurer  aus. 
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An  den  deutschen  Universitäten  wurde  bis  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts ausschließlich  kanonisches  Recht,  sodann  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert römisches  und  kanonisches  Recht  und  lombardisches  Lehnrecht 
gelesen.  Die  einheimische  Gesetzgebung  wurde  nur  beim  Strafrecht  be- 
rücksichtigt. Als  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  ragten 
seit  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  Berlich  und  Carpzov  hervor.  Der 
erste  Lehrstuhl  für  Naturrecht  wurde  1661  in  Heidelberg  errichtet  und 
mit  Pufendorf  besetzt.  An  derselben  Universität  war  schon  1604  angeregt, 
worden,  die  Professur  des  ins  canonicum  durch  eine  solche  des  ins  Germani- 
cum  antiquum  zu  ersetzen,  der  Vorschlag  wurde  aber  von  der  Fakultät 
abgelehnt.  Ausgaben  der  Volksrechte  und  Kapitularien  wurden  bereits 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  Sichard,  Herold  und  Goldast  veranstaltet, 
dieselben  verfolgten  aber  noch  ausschließlich  antiquarische  Zwecke.  Der 
Begründer  einer  wissenschaftlichen  deutschen  Hechtsgeschichte  war  erst 
Hermann  Conring  zu  Helmstedt  (1606 — 81),  dem  wir  außer  seinem 
bahnbrechenden  Werke  ,,De  origine  iuris  Germanici"  (zuerst  1643)  noch 
verschiedene  andere  Arbeiten  über  deutsche  Verfassungsgeschichte  und 
Staatsrecht  verdanken  (S.  783).  Die  rechtsgeschichtliche  Forschung  be- 
wegte sich  dann  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts^.  Für  die 
Wissenschaft  des  deutschen  Privatrechts  wirkten  namentlich  Schilter  und 
Thomasius  (1655 — 1728).  Von  einem  Schüler  des  letzteren,  Beyer,  wurde 
1707  die  erste  Vorlesung  über  deutsches  Privatrecht  an  der  Wittenberger 
Universität  gehalten.  Um  dieselbe  Zeit  erhielten  verschiedene  Universi- 
täten eigene  Lehrstühle  für  Partikularrechte. 

§  87.  Die  Reichsgesetze^  Seit  Maximilian  I.  hatte  die  Reichs- 
gesetzgebung einen  außerordentlichen  Aufschwung  genommen,  der  trotz 
der  Unterbrechung  durch  die  Religionskriege  bis  zum  Jahre  1654  anhielt. 
Der  permanent  gewordene  Reichstag  hat  nichts  Erhebliches  mehr  ge- 
leistet. Während  die  Reichsreformgesetze  meistens  nur  vorübergehende 
Bedeutung  behielten,  kann  man  den  ewigen  Landfrieden  von  1495  und 
den  Augsburger  Religionsfrieden  von  1555*  gewissermaßen  als  Reichs- 
grundgesetze bezeichnen.  Ein  wahres  Reichsgrundgesetz  war  das  west- 
fälische Friedensinstrument,  das  sich  auch  selbst  als  solches  bezeichnet« 
und  die  Aufnahme  seiner  Bestimmungen  in  den  nächsten  Reichsabschied 
und  die  Wahlkapitulation  vorschrieb:  „sit  haec  transactio  perpetua  lex  et 
pragmatica  imperii  sanctio,  imposterum  aeque  ac  aliae  leges  et  consti- 
tutiones  fundamentales  imperii  nominatim  proximo  imperii  recessiii  ipsi- 
(lue  capitulationi  caesareae.inserenda,  obligans  non  minus  absentes  quam 
praesentes,  ecclesiasticos  aeque  ac  politicos,  sive  Status  imperii  sint  sive 

"  Vgl.  die  S.  7S3  f.  angeführten  Werke.     Hauptvertreter  des  deutschen  Staats- 
rechts waren  Pufendorf,  Chemnitz,  Moser,  Häberlin,  Pütter  u.  a.  m. 
»  V^'l.  Stobbb,  II.  183—205. 
'  Aufgenommen  in  den  Augsb.  KA.  von  1565,  §§  7—80  (N.  Samml.  JJl.  16  ü). 
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non"^.  Bestätigt  wurde  diese  Bestimmung  durch  den  JRA.  von  1654, 
der  die  Friedensurkunden  von  Osnabrück  und  Münster  seinem  Texte  ein- 
fügte und  sie  feierlich  „vor  ein  gegebenes  Fundamentalgesetz  des  heil. 
Reichs  und  immerwährende  Richtschnur  und  ewige  norma  iudicandi*^  er- 
klärte*. Das  zweite  Reichsgrundgesetz  dieser  Periode  war  die  Wahlkapi- 
tulation, obwohl  sie  nach  der  Art  ihres  Zustandekommens  überhaupt  kein 
Reichsgesetz  war*^. 

Sehr  umfassend  war  die  Reichsgesetzgebung  über  die  Verfassung  und 
das  Verfahren  des  Reichskammergerichte  (8.  766),  über  Münzweson  (S.  775), 
Kreisverfassung  (S.  762,  765)  und  Heerwesen  (S.  770  f.),  obwohl  es  zu  einer 
dauernden  Regelung  des  letzteren  nicht  kommen  wollte.  Die  Reichs- 
polizeiordnungen (S.  774)  zogen  auch  einige  privatrechtliche  Verhältnisse 
in  ihren  Bereich,  und  dasselbe  war  bei  der  Notariatsordnung  von  1512 
der  Fall®.  Im  übrigen  beschränkte  sich  die  Reichsgesetzgebung  auf 
privatrechtlichem  Gebiete  auf  einige  Bestimmungen  über  die  gesetzliche 
Erbfolgeordnung,  und  zwar  hier  in  einer  jede  partikularrechtliche  Ab- 
weichung ausschließenden  Form^,  während  der  Landesgesetzgebung  bei 
anderen  das  materielle  Recht  betreffenden  Reichsgesetzen  freier  Spiel- 
raum gelassen  zu  werden  pflegtet  Ausführliche  civilprozessualische  Be- 
stimmungen, namentlich  die  Abkürzung  des  Verfahrens  bezweckend, 
wurden  in  den  auch  sonst  sehr  inhaltsreichen  JRA.  von  1654  aufge- 
nommen ^ 

Weitaus  das  bedeutendste  Reichsgesetz  war  die  sogenannte  Karolina 
^  (CCC,  d.  h.  Constitutio  Carolina  Criminalis),  die  peinliche  Halsgerichts- 
ordnung (PHGO.)  Karls  V.  von  1532»«.    Wie  auf  dem  Gebiete  des  Pro- 


»  JPO.  XVm.  §  2.    JPMunster.  §  112.    N.  Samml.  III.  602,  619. 

*  JRA.  §§  4—6,  N.  Samml.  III.  642.  *  Vgl.  S.  756. 

•  Vgl.  N.  Samml.  II.  151  if.  Art.  1  der  Not.-0.  handelt  von  Testamenten, 
Art.  3  von  Prozeßvoll  machten.  Anf  das  Vormundschaftsrecht  beziehen  sich  RPO 
von  1548,  Art.  31,  und  von  1577,  Art.  32  (N.  Samml.  IL  602.  IIL  394),  sowie  RA. 
von  1570  (ebd.  III.  317  f.). 

'  Vgl.  RA.  von  1498  §  37  (N.  Samml.  11.  46)  über  das  Repräsentationsrecht 
der  Enkel,  RA.  von  1521  §  19  (ebd.  II.  206)  über  das  der  Kinder  vorverstürben  er 
Geschwister,  RA.  von  1529  §  31  (ebd.  II.  299)  über  die  successio  in  capita  für  die 
Kinder  der  Geschwister  unter  sich.    Vgl.  Stobbe,  II.  203  f. 

»  Vgl.  S.  729,  784.    Stobbb,  II.  186. 

»  JRA.  §§  34—103,  107  (N.  Samml.  IIL  647—60).  Diese  Bestimmungen  sollten 
auch  bei  den  Landesgerichten  zur  Anwendung  kommen,  während  durch  §  137  der 
Wunsch  ausgesprochen  wurde,  daß  auch  das  reichskammergerichtliche  Verfahren 
möglichst  bei  den  Landesgerichten  eingeführt  werde.  Über  den  JRA.  vgl.  Stihtzing, 
Gesch.  d.  Rechtsw.  IL 

*^  Die  peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V.  nebst  der  Bamberger  und  Branden- 
burger HGO.,  her.  v.  Zöpfl,  1842;  eine  synoptische  Ausgabe  der  Texte  von  dem- 
selben ist  1876  erschienen.  Vgl.  Gütebbock,  Entstehungsgeschichte  der  Karolina, 
1876.  Bbunnbnxbisteb,  Quellen  der  Bambergensis,  1879.  Halsohnbb,  Preußisches 
Strafrecht  L  78  ff.  v.  Bar,  Geschichte  d.  deutsch.  Strafrechts  §§  40—45.  Stobbb, 
II.  241—56. 


826  Die  Neuzeit. 

zesses^  so  hatte  auch  auf  dem  des  Strafrechts  die  Rezeption  des  romischen 
Rechts  lediglich  die  Bedeutung  einer  Rezeption  der  italienischen  Juris- 
prudenz gehabt.  Diese  hatte  schon  geraume  Zeit  vorher  die  volle  Herrschaft 
über  die  italienische  Praxis  erlangt;  in  Deutschland  wurden  ihre  Er- 
zeugnisse selbst  von  Schwarzenberg  als  „die  keiserlichen  recht"  bezeichnet. 
Die  italienischen  Juristen,  von  denen  für  Deutschland  besonders  Gandinns, 
Angelus  Aretinus  und  Bartolus  in  Betracht  kamen,  entnahmen  aus  dem 
römischen  Rechte  die  Hervorhebung  des  im  deutschen  Strafrecht  viel  zu 
wenig  berücksichtigten  Schuldmomentes,  die  Unterscheidung  zwischen 
dolus  und  culpa,  die  Lehre  von  der  Notwehr  und  dem  Versuche.  Sie 
betonten  das  öffentliche  Prinzip  des  peinlichen  Recht«  und  verlangten  Un- 
abhängigkeit der  Bestrafung  von  dem  Willen  des  Verletzten.  Im  übrigen 
beließen  sie  es  bei  der  germanischen  Einteilung  der  Delikte  und  dem 
germanischen  Strafensystem.  Neben  dem  römischen  Recht  betrachteten 
sie  die  Statutarrechte  und  die  consuetudo  generalis  als  vollgültige  Rechts- 
quellen und  nahmen  nichts  aus  den  römischen  Satzungen  auf,  was  dem 
Rechtsbewußtsein  ihrer  Zeit  widersprach.  In  Deutschland  wurde  die  ita- 
lienische Strafrechtsdoktrin  hauptsächlich  durch  den  Klagspiegel  populär 
gemacht,  weiter  ging  sie  über  in  die  Wormser  Reformation  von  1498  und 
die  beiden  Halsgerichtsordnungen  Maximilians  I.  für  Tirol  (1499)  und 
Radolfzell  (1506)".  Hauptsächlich  auf  diesen  Quellen  beruhte  die  von 
Johann  von  Schwarzenberg"  verfaßte  Halsgerichtsordnung  des  Bischofs 
Georg  von  Bamberg,  die  sog.  Bambergensis,  von  1507,  die  gleichzeitig 
ebensowohl  den  Charakter  eines  Gesetzbuches  wie  den  eines  von  Amts 
wegen  zusammengestellten  Lehrbuches  des  italienischen  Strafrechts  trug. 
Vermöge  ihres  hohen  inneren  Wertes,  durch  den  sie  ihre  Vorganger  weit 
überragte,  wurde  die  Bambergensis  bald  auch  in  verschiedenen  Gerichten 
außerhalb  des  Bamberger  Gebietes  rezipiert,  sie  fand  Eingang  in  den 
Laienspiegel  und  wurde  der  brandenburgisch-fränkischen  HGO.  von  1516 
zu  Grunde  gelegt.  Auch  der  auf  Beschluß  des  Wormser  Reichstages  von 
1521  noch  in  demselben  Jahre  verfaßte  erste  Entwurf  der  Karolina  beruhte 
durchaus  auf  der  Bambergensis,  daneben  auf  dem  „Correctorium  in  der 
Bamberg.  HGO.",  einer  Sammlung  bambergischer  Entscheidungen  und  Ver- 
ordnungen von  1507 — 1515.  Die  drei  weiteren  Entwürfe,  der  Nürnberger 
von  1524,  der  Speierer  von  1529  und  der  dem  Augsburger  Reichstage 
von  1530  vorgelegte,  auf  dem  Nürnberger  Reichstage  von  1532  endlich 
angenommene  vierte  Entwurf  rühren  von  Schwarzenberg  selbst  her.  Die 
lange  Verzögerung  der  gesetzgeberischen  Arbeit  wurde  durch  den  einer 


"  Vgl.  Wablbebg,  Die  maxiroilianischen  Halsgerich tsordnungen,  in  Haiicerl's 
Viertelj.-Schrift  IV.  181  ff. 

*'  Schwarzenberg  (geb.  1468,  f  1528)  gehorte  einem  alten  fränkischen  Ritter- 
geschlechte  an.  Er  war  bambergischer  Hofmeister  und  als  solcher  Vorsitzender  des 
fürstlichen  Hofgerichts.  Vgl.  Hbrrhann,  Johann  Frh.  von  Schwarzenberg,  tS41. 
Seitz,  Das  Bamberger  Hofgerichtsbuch  mit  den  Urteilen  Schwarzenbergs,  Zeitsehr.  f. 
RG.  n.  485  ff. 
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einheitlichen  Strafgesetzgebung  widerstrebenden  Partikularismus  der  Reichs- 
stände veranlaßt,  bis  der  Kaiser  sich  entschloß,  dem  Gesetze  die  sog. 
salvatorische  Klausel  beizufügen,  wonach  den  „alten  wolherbrachten  und 
billichen  gebreuchen  nichts  benommen"  sein,  das  Gesetz  also  gegenüber 
den  bestehenden  Partikularrechten  nur  subsidiäre  Geltung  haben  sollte**. 
Aber  in  dieser  Eigenschaft  trat  die  Karolina  in  die  Stelle  des  bisherigen 
gemeinen  Rechtes,  sie  war  die  erste  und  einzige  von  Reichs  wegen  er- 
gangene Kodifikation  und  hat  das  deutsche  Strafrecht  und  den  Straf- 
prozeß mehrere  Jahrhunderte  lang  beherrscht  Die  Karolina  war  eine 
vielfach  verbesserte  Bearbeitung  der  Bambergensis  und  gleich  dieser  und 
den  älteren  Vorarbeiten  zunächst  eine  Strafprozeßordnung,  in  welche  die 
Bestimmungen  über  das  materielle  Strafrecht  (Art.  104 — 180)  an  gelegener 
Stelle  eingeschoben  wurden. 

§  88.  Die  Landesge.setzgebun'g  bis  zum  18.  Jahrhunderte 
Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  und  die  Ausbildung  der  Landeshoheit 
zu  einer  wahren  Staatsgewalt  gab  im  16.  Jahrhundert  den  Anlaß  zu  einer 
außerordentlich  lebhaften  Landesgesetzgebung,  die  überall,  wo  die  Reichs- 
gesetzgebung keine  absoluten  Bestimmungen  getroffen  hatte,  den  Vortritt 
vor  der  letzteren  hatte'.  Es  handelte  sich  hauptsächlich  darum,  den  bei 
der  Rechtspflege  beteiligten  Laien  gewissermaßen  durch  amtliche  Lehr- 
bücher die  für  sie  unentbehrlichen  Kenntnisse  zu  übermittel»,  anderer- 
seits aber  auch  das  einheimische  Recht  vor  den  Übergriffen  der  gelehrten 
Juristen  zu  schützen,  die  nur  das  geschriebene  Recht  als  eigentliche 
Rechtsnorm  behandelten  und  das  Gewohnheitsrecht  nur  berücksichtigten, 
wenn  es  von  der  sich  darauf  berufenden  Partei  nachgewiesen  wurde. 
Dazu  kam,  daß  die  Rechtsanschauungen  unter  dem  Einflüsse  der  Rezeption 
vielfach  andere  geworden  waren  und  eine  Revision  der  bestehenden  Ord- 
nungen verlangten,  daß  die  zahllosen  Kontroversen  unter  den  Rechts- 
gelehrten nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  abzuschneiden  waren,  und  daß 
der  neu  aufgekommene  Begriff  der  „Polizei"  ein  bis  dahin  unbekanntes 
Gebiet  staatlicher  und  gesetzgeberischer  Fürsorge  aufgeschlossen  hatte. 
Während  es  in  manchen  Territorien  nur  zu  Einzelgesetzen  oder  einer 
dürftigen  Aufzeichnung  einzelner  Gewohnheitsrechte  kam,  wurde  in  anderen 
eine  gewissenhafte  Thätigkeit  in  der  Abfassung  ausführlicher  Landrechte 
oder  Landrechtsreformationen  entwickelt  Vielfach  wurden  dabei  fremde 
Landrechte  oder  Stadtrechte  zu  Grunde  gelegt  oder  ohne  Änderung  einfach 
übernommen.  Immer  beschränkte  man  sich  auf  die  wichtigsten  Gegen- 
stände. Eine  erschöpfende  Behandlung  wurde  nicht  beabsichtigt,  subsidiär 
hatte   der  Richter  sich  an   das  gemeine  Recht  oder  bei  einheimischen 


'^  Soweit   nicht   einzelne  Bestimmungen   ausdrücklich   absolate  Geltung  bean- 
spruchten. 

»  Vgl.  Stobbb,  IL  206  ff..  237  ff.,  256—78. 

*  Vgl.  S.  825.    Eichhorn,  IV.  292  ff.    Pfbpfingeb,  Vitr.  illustr.  III.  1149. 
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Rechtsinstituten  an  das  Gewohnheitsrecht  zu  halten,  soweit  das  letztere 
nicht,  wie  in  manchen  Landrechten  geschah,  ausdrücklich  ausgeschlossen 
wurde.  Den  Hauptinhalt  bildeten  Gerichtsordnungen  (Gerichtsverfassung 
und  Civilprozeß)  und  Privatrecht;  weniger  geschah,  wenigstens  seit  1532, 
für  Strafrecht  und  Strafprozeß,  wo  durch  die  Karolina  ausreichend  gesorgt  war. 

In  manchen  Territorien  übte  der  Landesherr  das  Gesetzgebungsrecht 
durchaus  einseitig,  ohne  Mitwirkung  der  Stande,  aus,  in  anderen  wenigstens 
bei  solchen  Gesetzen,  die  dem  Lande  keine  Lasten  auferlegten;  anderer- 
seits gab  es  Territorien,  in  denen  nichts  ohne  die  Stande  geschehen  durfte. 
Zuweilen  zogen  sich  die  Stande  bei  der  Abfassung  von  Landrechten  frei- 
willig, unter  Berufung  auf  ihre  mangelnde  Rechtskenntnis,  von  der  Mitwirkung 
zurück,  was  dann  regelmäßig  dahin  führte,  daß  die  rein  romanistischen  An- 
schauungen der  mit  der  Abfassung  betrauten  Juristen  der  Arbeit  ein  völlig 
römischrechtliches  Gepräge  gaben  und  das  deutsche  Recht  ganz  verdrängten. 
Bei  der  Abfassung  des  würtemberfischen  Landrechts  (1555)  wurde  das  aus- 
gezeichnete germanistische  Material,  das  man  mit  größter  Sorgfalt  durch 
Anfragen  bei  den  Gerichten  zusammengebracht  hatte,  als  unbrauchbarer 
Wust  beiseite  geschoben  und  keiner  Berücksichtigung  gewürdigt'.  Höchst 
mangelhaft  waren  die  Einrichtungen  für  die  Publikation  der  Gesetze. 
Man  begnügte  sich  mit  dem  Druck  oder  der  Verlesung  von  den  Kanzeln, 
in  Rathäusern  oder  auf  den  Märkten.  Zuweilen  wurde,  wie  u.  a.  am 
Schluß  des  Solmser  Landrechts,  nach  dem  Vorbilde  der  Weistümer  jährliche 
Verlesung  in  den  Gerichten  vorgeschrieben. 

Im  16.  Jahrhundert  überwogen  die  Landrechte  und  Landesordnungen, 
die  letzteren  in  der  Regel  mehr  polizeilichen  Inhaltes  und  an  die  Reichs- 
polizeiordnungen anknüpfend  oder  deren  Bestimmungen  wiederholend. 
Daneben  ergingen  zahlreiche  Einzelgesetze  über  die  verschiedensten  Gegen- 
stände. Das  17.  Jahrhundert  und  die  erste  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
waren  an  größeren  gesetzgeberischen  Erzeugnissen  sehr  arm,  dagegen  über- 
wucherte, wenn  auch  ohne  jeden  fruchtbaren  Gedanken,  die  Einzelgesetz- 
gebung. Innerhalb  der  Territorien  wurde  auch  seitens  einzelner  Gerichts- 
herren eine  gewisse  Gesetzgebung  in  Aufstellung  von  Gerichtsordnungen, 
Dorfordnungen  u.  dgl.  ausgeübt.  Unter  den  Einzelgesetzen  treten  na- 
mentlich Gerichtsordnungen*,  Halsgerichtsordnungen  (S.  826),  Lehns- 
mandate (-Edikte,  -Konstitutionen),  Wechselordnungen,  Deichrechte,  Berg- 
rechte und  in  den  protestantischen  Territorien  Kirchenordnungen  hervor. 
Eine  Art  Kodifikation  des  Verfassungsrechtes  war  die  bairische  Landes- 
freiheitserklärung von  1553. 

Von  der  großen  Zahl  der  Landrechte  sind  hier  nur  die  wichtigsten 


•  Benutzt  sind  die  Materialien  namentlich  von  Wachtbb  in  seinem  würtem- 
bergischen  Privatrecht.  Mitteilungen  aus  den  Materialien  bei  Fischer,  Versuch  über 
die  Geschichte  der  teutschen  Erbfolge,  11.  1778.  Rkyschbb,  Samml.  altwürtember- 
gischer  Statutarrechte,  18S4. 

*  Darunter  von  besonderer  Bedeutung  die  sächsischen  Prozeßordnungen.  Vgl. 
Stobbe,  II.  262  ff. 
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anzufahren^.  Durch  ihren  rein  deutschrechüichen  Charakter  zeichnen 
sich  aus  die  Landrechte  von  Jülich  (1537),  Eedingen,  Hadeln  (1583), 
das  Wurster  Landrecht  (1611),  das  Bremische  Ritterrecht  (1577),  die 
Neumünsterschen  Kirchspiels-  und  Bordesholmer  Amtsgebräuche®.  Im 
übrigen  heben  wir  hervor:  die  bairische  Landrechtsreformation  (1518)  und 
das  bairische  Landrecht  (1616),  beide  noch  an  den  Grundlagen  des  Land- 
rechts von  1346  festhaltend;  die  gut  deutsche  Tiroler  Landesordnung 
(1526/73) ;  die  niederusterreichische  Landtafel  (1573);  das  Solmser  Landrecht 
(Gerichts-  und  Landesordnung  der  Grafschaft  Solms),  1571  von  dem  Frank- 
furter Syndikus  Fichard  verfaßt,  Gesetz-  und  amtliches  Lehrbuch  zugleich, 
wegen  seiner  Tüchtigkeit  auch  in  vielen  anderen  fränkischen  Gebieten  als 
Gesetz  angenommen  ^;  das  Würtemberger  Landrecht  von  1555  (revidiert  1567, 
zuletzt  1610),  hauptsächlich  von  dem  Tübinger  Professor  Sichard,  dem 
Herausgeber  verschiedener  Volksrechte,  verfaßt,  aber  durchaus  romani- 
sierend,  das  deutsche  Recht  nur  wenig  berücksichtigend,  übrigens  vielfach 
bei  anderen  Landrechten  als  Vorlage  benutzt;  das  Kurpfälzer  Landrecht 
von  1582/1610;  die  badische  Erbrechts-  und  Vormundschaftsordnung  von 
1511,  verfaßt  von  Ulrich  Zasius,  fast  ganz  römisch,  die  ausführliche 
badische  Landesordnung  und  die  aus  dem  würtembergischen  und  pfälzi- 
schen Rechte  geschöpften  Landrechte  von  Baden-Baden  (1588)  und  Baden - 
Durlach  (1654);  die  Landgerichtsordnung  des  Herzogtums  Franken  (Würz- 
burger Landrecht)  von  1570  (revidiert  1580  und  IG  18);  die  kurkölnischo 
Reformation  (1538)  und  das  Landrecht  (Rechtsordnung)  von  1663,  samt 
Erläuterungen  von  1767;  das  Landrecht  von  Jülich-Berg  (1555/64),  über- 
wiegend römisch;  das  ostfriesische  Landrecht  von  1515,  das  dithmarsische 
von  1567;  das  Landrecht  des  Herzogtums  (Königreichs)  Preußen  von 
1620,  revidiert  1684  und  1721  (dazu  das  preußische  Seerecht  von  1727); 
die  brandenburgische  Erbrechtskonstitution  Joachims  I.  (Joachimica)  von 
1527  ^  Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Fortbildung  des  auf  dem 
Sachsenspiegel  beruhenden  „gemeinen  Sachsenrechts"  waren  die  in  ganz 
Norddeutschland  zu  großem  Ansehen  gelangten  sächsischen  Konstitutionen 
des  Kurfürsten  August  von  1572  und  die  Decisiones  electorales  Saxonicae 
von  1661®.  Die  jüngsten  der  hier  zu  erwähnenden  Landrechte  waren 
das  Bamberger  (1769),  das  Mainzer  (1755),  sowie  das  auf  dem  kölnischen 
Landrecht  beruhende  Trierer  (1668/1714),  das  gleich  dem  Mainzer  alle 
Statutar-  und  Gewohnheitsrechte  für  aufgehoben  erklärte. 

§  89.    Die  Stadtrech te^    Der  Unterschied  zwischen  Reichs-  und 
Landstädten  machte  sich  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ganz   be- 

^  Eine  erschöpfende  Obersicht  giebt  Stobbk,  II.  336—413. 
^  Herausgegeben  von  Sbbstebn-Pauly,  1824. 

'  Vgl.  FocHS,  Zur  Geschichte  der  Solmser  Gerichts-  und  Landordnung,  Zeitschr. 
f.  RG.  VUI.  270  ff. 

*  Vgl.  Hbtdehann,  Elemente  der  Joachimischen  Konstitution,  1841. 

•  Vgl.  MüTHBB,  Beitrag  z.  Gesch.  d.  sächsischen  Konstitutionen  und  des  Sachsen- 
spiegels, Zeitschr.  f.  RG.  IV.  168  ff.  '  Vgl.  Stobbe,  II.  224  ff.,  279  ff. 
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sonders  bemerklich.  Während  die  ersteren  zu  voller  Landeshoheit  ge- 
langten und  das  Recht  der  Gesetzgebung  in  derselben  Weise  wie  die 
Landesherren  besaßen,  wurde  die  Autonomie  der  Landstädte  durch  die 
aufstrebende  Staatsgewalt  mehr  und  mehr  beschränkt  und  durch  die 
Landesgesetzgebung  verdrängt.  Nur  wo  es  zu  keinen  umfassenden  Land- 
rechtsaufzeichnungen kam,  wurde  den  Städten  eine  freiere  Bew^ung  ge- 
lassen, viele  brachten  es  mit  landesherrlicher  Genehmigung  zu  amtlichen 
Aufzeichnungen  ihrer  Gewohnheitsrechte,  Braunschweig  (1532),  Lüneburg 
(1577 — 83)  und  Rostock  (1597)  sogar  zu  umfangreichen  Stadtrechtsrefor- 
mationen. 

Im  allgemeinen  bewegte  sich  die  städtische  Gesetzgebung  durchaus 
in  denselben  Richtungen  wie  in  den  Territorien.  Der  Begriff  der  Refor- 
mationen, worunter  man  gänzliche  Umarbeitungen  älterer  Rechtsquellen 
oder  vollständige  Neuredaktionen  verstand,  kam,  wahrscheinlich  aus  Italien 
eingeführt,  zuerst  in  den  Städten  zur  Anwendung.  Die  älteste,  noch  fast 
ganz  deutschrechtliche  Stadtrechtsreformation  war.  die  Kölner  von  1437, 
der  später  (1570)  noch  eine  Prozeßordnung  beigefügt  wurde.  Die  bedeu- 
tendste unter  aJlen,  zugleich  das  älteste  gedruckte  Stadtrecht,  war  die 
Nürnberger  Reformation  von  1479  (revidiert  1522,  neubearbeitet  1564), 
die  erste  vollständige  Verarbeitung  des  gemeinen  und  einheimischen  Rechts 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechte  und  Prozesses,  während  die  Wormser 
Reformation  von  1408  durchaus  den  Charakter  eines  amtlichen  Lehrbuches 
des  gemeinen  Rechts  ohne  deutschrechtliche  Beimischung  hatte.  Wenig 
rücksichtsvoll  gegen  das  ältere  Recht  erwies  sich  das  Frankfurter  Stadt- 
recht von  1509,  das  auch  in  Wetzlar  rezipiert  wurde;  da  dasselbe  wenig 
genügte,  so  wurde  Fichard  mit  der  Abfassung  eines  neuen  Stadtrechts 
betraut,  das  1578  zustande  kam  (revidiert  1611)  und  namentlich  Mohards 
Solmser  Landrecht  sowie  die  Nürnberger  und  Wormser  Reformation  als 
Quelle  benutzte.  Das  Stadtrecht  von  Freiburg  i.  Breisg.  von  1520  war 
ein  Werk  des  Ulrich  Zasius,  verhielt  sich  aber  gegenüber  dem  heimischen 
Rechte  erheblich  rücksichtsvoller  als  die  von  demselben  verfaßte  badische 
Erbrechts-  und  Vormundschaftsordnung  (S.  829).  Ausschließlich  deutsch- 
rechtlich und  nur  eine  Neuredaktion  der  älteren  Statuten  war  das  Lübecker 
Stadtrecht  von  1586,  das  auch  in  den  meisten  mit  lübischem  Rechte  be- 
widmeten Städten  angenommen  wurde.  Auch  das  Hamburger  Stadtrecht 
von  1497,  zu  dem  der  Bürgermeister  Langenbeck  einen  Kommentar 
schrieb,  schloß  sich  noch  ganz  an  das  alte  Hamburger  Recht  an;  eine 
Verarbeitung  desselben  und  der  späteren  Stadtrechtsnovellen  oder  „Rezesse", 
unter  Benutzung  verschiedener  anderer  Quellen,  namentlich  der  Nürn- 
berger Reformation,  war  das  noch  heute  geltende  Stadtrecht  von  1603/5. 

§  90.  Die  Kodifikationen  und  die  neuere  Landesgesetz- 
gebung ^    Die  peinliche  HGO.  Karls  V.  war  die  erste  wirkliche  Kodi- 

*  Vgl.  bTOBBB,  II.  426  If.     Eine  Übersicht  über  die  Gebiete  der  Privatrechts- 
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fikation,  durch  die  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  Strafprozesses  der 
Dualismus  des  einheimischen  und  fremden  Rechts  überwunden  wurde. 
Sie  hatte  durch  zwei  Jahrhunderte  ausgereicht,  aber  mit  den  Anschauungen 
des  18.  Jahrhunderts  war  sie  unvereinbar.  Ihr  grausames  Strafensystem 
war  unzeitgemäß  geworden,  seit  mau  den  Zweck  der  Strafe  nicht  mehr 
in  der  Abschreckung,  sondern  in  der  sühnenden  Gerechtigkeit  erkannte. 
Man  verlangte  eine  größere  Abstufung  der  Strafbarkeit,  Abschaffung  der 
Tortur.  Auf  dem  Gebiete  des  Civilprozesses  und  des  Privatrechts  fehlte 
es  noch  an  jeder  Kodifikation,  obwohl  der  Gedanke  derselben  seit  dem 
16.  Jahrhundert  die  Geister  beschäftigte*. 

Die  Eodifikationsarbeiten  begannen  zuerst  in  Preußen,  unmittelbar 
nach  dem  Regierungsantritt  Friedrichs  des  Großen,  der  selbst  die  Grund- 
züge für  dieselben  entwarf.  Aber  zunächst  kam  es  nur  zu  dem  wenig 
brauchbaren,  von  Cocceji  verfaßten  Projekt  des  Corporis  iuris  Fridericiani 
(1749—51),  dann  wurden  die  Arbeiten  erst  in  dem  letzten  Jahrzehnt  der 
Regierung  Friedrichs  unter  dem  Minister  von  Carmer  wiederaufgenommen. 
Für  jetzt  erlangte  Bai  er  n  den  Vorsprung.  Unter  Kurfürst  Maximilian  III. 
wurden  drei  umfangreiche  Gesetzbücher,  deren  Verfasser  und  Kommen- 
tator der  Vizekanzler  von  Kreitmayr  war,  zustande  gebracht.  Wirkliche 
Kodifikationen  waren  der  Codex  iuris  Bavarici  criminalis  (Strafrecht  und 
Strafprozeß)  von  1761  und  der  Codex  iuris  Bavarici  iudiciarii  (Civilprozeß) 
von  1753,  während  das  kurbairische  Landrecht  (Codex  Maximilianeus 
Bavaricus  civilis)  von  1756  noch  an  der  Subsidiarität  des  gemeinen  Rechts 
festhielt. 

In  Preußen  kam  es  unter  Friedrich  dem  Großen  nur  zu  einer  Civil- 
prozeßordnung  (dem  ersten  Buche  des  „Corpus  iuris*  Fridericiani")  von 
1781  und  der  Allgemeinen  Hypothekenordnung  von  1783.  Die  erstere 
wurde  schon  nach  wenigen  Jahren,  unbeschadet  ihres  eigentümlichen,  die 
Verhandlungsmaxime  verdrängenden  Inquisitionsprinzipes,  öiner  Revision 
unterzogen.  So  entstand  die  Allgemeine  Gerichtsordnung  von  1793,  nebst 
Anhang  von  1815.  Den  Strafprozeß  regelte  die  Kriminalordnung  von  1805. 
Für  die  Kodifikation  des  gesamten  materiellen  Rechts  wurde  von  Friedrich 
dem  Großen  eine  Gesetzeskommission  eingesetzt,  deren  Seele  der  Rat 
Suarez  war'.  Der  Entwurf  wurde  1784-88  veröffentlicht  und  der  Kritik 
übergeben.  Die  Publikation  erfolgte  1791  unter  dem  Titel  „Allgemeines 
Gesetzbuch  für  die  preußischen  Staaten'^    Das  Gesetzbuch  wurde  aber 


kodifikationen  gibt  unsere  Tafel  IV.  Vgl.  meine  deutsche  Rechtskarte,  in  Petermann's 
geographischen  Mitteilungen,  1870. 

*  Vgl.  Baeok,  Franz  Hotmanns  Antitribonian,  ein  Beitrag  zu  den  Kodifikations- 
betrebungen  vom  16.  bis  18.  Jh.,  Berner  Festschrift  für  Bologna,  1888.  Mollat, 
Zur  Würdigung  Leibnizens,  Zeitschr.  f.  RG.  XX.  71  ff. 

'  Dieselbe  wurde  zu  einer  ständigen  Behörde  mit  der  Aufgabe,  dem  Könige 
Auslegungs-  und  ErgänzongsTorschläge  zu  machen,  da  den  Richtern  untersagt  wurde, 
Dunkelheiten  oder  Lücken  des  Gesetzbuches  aus  eigener  Thätigkeit  auszulegen  oder 
zu  erganzen. 
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noch  vor  Eintritt  der  Rechtskraft  wieder  zurückgezogen,  um  erst  nach 
einer  oberflächlichen  Revision  1794  unter  dem  Titel  „Allgemeines  Land- 
recht für  die  preußischen  Staaten"  von  neuem  publiziert  zu  werden.  Die 
Publikation  erfolgte  für  das  ganze  damalige  Staatsgebiet,  mit  Ausschluß 
des  Fürstentums  Neuenburg  und  Valengin.  Mit  Rücksieht  auf  die  Ge- 
bietsveränderungen des  RDHSchl.  erfolgte  1803  eine  abermalige  Publi- 
kation, bei  welcher  die  inzwischen  ergangenen  Novellen  als  Anhangspara- 
graphen an  den  entsprechenden  Stellen  eingefügt  wurden.  Nach  den  Be- 
freiungskriegen wurde  das  ALR.  auch  in  die  neuerworbenen  Gebiete  ein- 
geführt; nur  Neuvorpommern  und  Rügen  sowie  der  rechtsrheinische  Teil 
des  Regierungsbezirks  Koblenz  (Bezirk  des  Justizsenats  Ehrenbreitstein) 
behielten  gemeines,  das  gesamte  linke  Rheinufer  und  ein  Teil  des  rechten 
Rheinufers  der  Rheinprovinz  französisches  Recht.  Von  den  durch  die 
französischen  Kriege  von  Preußen  abgetrennten  Gebieten  wurden  die  bai- 
rischen  Markgrafschaften  Ansbach  und  Baireuth,  das  hannoversche  Ost- 
friesland, die  niedere  Grafschaft  Lingen  und  das  Eichsfeld  sowie  ein  Teil 
von  Sachsen-Weimar  im  Besitze  des  ALR.  belassen.  Das  ALR.  zerfällt 
in  zwei  Teile,  die  Teile  in  Titel,  die  Titel  in  Paragraphen,  Die  Haupt- 
bestandteile bilden  das  Privatrecht  (Teil  I.  und  Teil  II.  Tit.  1—6),  das 
Kirchenrecht  (Teil  II.  Tit.  11)  und  das  Strafrecht  (Teü  II.  Tit.  20).  Die 
Titel  7—10  des  II.  Teils  behandeln  das  Standerecht:  Bauernstand  (Tit.  7). 
Bürgerstaud  (Tit.  8),  Adel  (Tit.  9),  Beamtenschaft  (Tit.  10).  Bei  dem 
Bauernstande  werden  auch  die  Dorfgemeinden,  bei  dem  Bürgerstande  die 
Städte  (§§  86^178),  Zünfte  und  Gewerbe  (§§  179—474),  Handelsrecht 
(§§  475—712,  1250—1388,  2452—64),  Wechselrecht  (§§  713—1249), 
Seerecht  (§§  1389—1933,  2359—2451)  und  Versicherungsrecht  (§§  1934 
bis  2358)  abgehandelt.  Teil  IL  Tit.  12 — 19  enthalten  Bestimmungen  aus 
dem  Gebiete  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts,  mit  Einschluß  der  Re- 
galien und  des  völlig  bureaukratisch  aufgefaßten  Vormundschaftsrechts 
(Tit.  18).  Das  ALR.  trat  an  die  Stelle  der  sämtlichen  Quellen  des  ge- 
meinen Rechts  und  gemeinen  Sachsenrechts  upd  nahm  daher  für  sich 
nur  subsidiäre  Geltung  hinter  den  Statuten  und  Provinzialrechten,  deren 
Kodifikation  ebenfalls  ins  Auge  gefaßt  wurde,  in  Anspruch*;  dem  Ge- 
wohnheitsrecht wurde  subsidiäre  Geltung  hinter  dem  ALR.  zugebilligte 
Alle  übrigen  Privatrechtskodifikationen  haben  Prinzipalgeltuug  und  lassen 
das  Gewohnheitsrecht  nur  da  zu,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich  darauf  verweist. 
In  Osterreich  beschränkten  sich  die  Kodifikationsarbeiten  auf  Straf- 
und  Privatrecht.  Sie  begannen  unter  Maria  Theresia,  von  welcher  der 
Straf  kodex  (Constitutio  criminalis  Theresiana)  1768  noch  selbst  publiziert 
wurde.    Von  dem  Privatrecht  gelangte   1786   unter  Joseph  II.  der  das 


*  Die  das  Familien-  und  Intestaterbrecht  enthaltenden  Titel  1—3  des  ü.  Teils 
wurden  anfangs  noch  suspendiert,  doch  wurde  diese  Maßregel  später  nur  noch  in 
der  Mark  Brandenburg,  einigen  pommerschen  Kreisen  und  dem  ehemaligen  Herzog- 
tum Westfalen  aufrecht  erhalten. 
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Familienrecht  enthaltende  erste  Teil  des  „Josephinisohen  Gesetzbuches" 
zur  Publikation,  aber  erst  1811  konnte  das  vollständige  ,,Al]genieine 
bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Kaisertum  Österreich"  verkündigt  werden. 
Dasselbe  umfaßt  in  drei  Teilen,  die  wieder  in  Hauptstücke  zerfallen,  1502 
durchgezählte  Paragraphen.  Das  System  ist  ähnlich  wie  in  den  privat- 
rechtlichen Teilen  des  ALR.  Form  und  Ausdrucksweise  des  österreichi- 
schen BGB.  sind  gefalliger,  weil  die  Verfasser  von  Maria  Theresia  die 
Anweisung  erhalten  hatten,  sich  auf  die  Prinzipien  zu  beschränken  und 
auf  keine  E^asuistik  einzulassen,  während  Friedrich  der  Große  wo  möglich 
für  jeden  Fall  eine  besondere  Bestimmung  haben  wollte.  Die  übergroße 
Kasuistik  ist  der  Hauptfehler  des  ALR.,  das  im  übrigen  sich  durch  Klarheit 
der  Ausdrucksweise,  gesunde  Auffassung  und  außerordentliche  Gründ- 
lichkeit vorteilhaft  von  allen  anderen  Kodifikationen  unterscheidet.  Beide 
Gesetzbücher  enthalten  neben  dem  unmittelbar  übernommenen  heimischen 
Rechte,  das  immerhin  gegenüber  dem  römischen  stark  in  den  Hintergrund 
tritt,  viel  unbewußt  hineingetragenes,  indem  die  Redaktoren  vielfach  von 
dem  römischen  Rechte  nur  darum  abwichen,  weil  sie  etwas  anderes  für 
ein  Gebot  der  Vernunft  oder  der  Natur  der  Sache  hielten,  während  sie 
sich  thatsächlich  in  deutschen  Rechtsanschauungen  bewegten. 

Mehr  deutsches  Recht  als  das  ALR.  und  das  österreichische  BGB.  enthält 
das  1804  als  Code  civil  des  Fran9ais  veröffentlichte,  dann  nach  dem  Staats- 
streiche revidierte  und  1807  als  Code  Napoleon  von  neuem  publizierte 
französische  Civilgesetzbuch,  bei  dessen  Abfassung  das  in  Nordfrankreich 
herrschende,  rein  germanische  droit  coutumier  vielfach  ausschlaggebend 
wurde*'.  Die  weiteren  französischen  Kodifikationen  waren  der  Code  de 
procedure  civile  von  1806,  Code  de  commerce  von  1807,  Code  d'instruction 
criminelle  von  1808  und  Code  penal  von  1810.  In  Baden  wurde  das 
französische  Civilgesetzbuch  nebst  dem  Code  de  commerce  in  amtlicher 
deutscher  Bearbeitung  mit  einigen  wesentlichen  Zusätzen  1808/9  als 
Badisches  Landrecht  mit  einem  Anhang  „Von  den  Handelsgesetzen" 
publiziert.  Die  französischen  Gesetzbücher  erhielten  in  Deutschland  wäh- 
rend der  napoleonischen  Zeit  eine  weite  Verbreitung.  Infolge  der  Restau- 
ration wurde  ihr  Geltungsgebiet  in  der  aus  unserer  Tafel  IV  ersichtlichen 
Weise  eingeschränkt. 

Im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  erhielten  verschiedene  schweizerische 
Kantone  eigene  Privatrechtskodifikationen,  unter  denen  das  von  Bluntschli 
verfaßte  privatrechtliche  Gesetzbuch  des  Kantons  Zürich  {1853 — 56)  die 
erste  Stelle  einnimmt  Das  BGB.  für  das  Königreich  Sachsen  wurde  1863 
erlassen.  Die  in  Hessen-Darmstadt  und  Bayern  verfaßten  Entwürfe  und  die 
späteren  preußischen  Kodifikationsarbeiten  haben  keinen  Erfolg  gehabt. 
Über  die  Frage  einer  allgemeinen  Kodifikation  für  Deutschland  bestand 
eine  Zeit  lang  ein  lebhafter  Streit  zwischen  Savigny  und  Thibaut,  den  beiden 
Häuptern  der  historischen  und  der  philosophischen  Rechtsschule®.    Durch 

*  Vgl.  ZöPPL,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  V.  110  ff. 

•  Vgl.  SiiviGNY,  Vom  Berufe  unserer  Zeit  zur  Gesetzgebung,  1814;  Zeitschr.  f. 
B.  ScHBODiB,  Deatsche  Rechtsgwohiehte.  53 
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den  Zollverein  kam  die  Allgemeine  Deutsche  Wechselordnung  (S.  818), 
durch  den  Bundestag  das  Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  (S.  820) 
zustande.  Die  in  den  letzten  Jahren  des  Deutschen  Bundes  hervorgetre- 
tenen Bestrebungen  für  ein  allgemeines  deutsches  ObUgationenrecht  und 
eine  allgemeine  deutsche  Civilprozeßordnung  haben  vortreffliche  Vorarbeiten 
zu  Tage  gefördert;  zu  einer  Gesetzgebung  ist  es  nicht  gekommen,  weil 
Preußen  es  ablehnte,  sich  ohne  eine  Reform  der  Bundesverfassung  auf 
eine  gemeinsame  Geset^ebung  einzulassen. 

Unter  den  Strafrechtskodifikationen  unseres  Jahrhunderts  ragten  die 
beiden  bairischen  Strafgesetzbücher  von  1813  (verfaßt  vbn  Feuerbach)  und 
1861,  das  preußische  von  1850,  das  österreichische  von  1852/53  hervor. 
Unter  den  Civilprozeßordnungen  nahmen  die  von  Baiem  (1869)  und  Han- 
nover (1850)  den  ersten  Rang  ein.  Während  diese  sieh  wesentlich  an  das  fran- 
zösische Verfahren  anschlössen,  begnügte  man  sich  in  Preußen  mit  einer 
Verbesserung  der  ACrO.  von  1793  durch  die  Verordnungen  vom  1,  Juni  1833 
und  21.  Juli  1846;  die  Gerichtsverfassung  wurde  durch  Verordnung  vom 
2.  Januar  1849  völlig  umgestaltet.  Die  Verordnung  vom  3.  Januar  1849 
(nebst  Gesetz  vom  3.  Mai  1852)  brachte  endlich  auch  für  Preußen  die 
Reform  des  Strafprozesses  mit  öffentlichem  und  mündlichem  Verfahren 
und  Geschworenengerichten,  in  Anlehnung  an  das  seit  der  napoleonischen 
Zeit  von  den  süddeutschen  Staaten  angenommene  französische  Verfahren. 


gesch.  EechtswisBenschaft  I.  878 IF.  TmBAUT,  Über  die  Notwendigkeit  eines  allge- 
meinen bürgerlichen  Rechts  für  Deutschland,  1814.  Zöpfl,  i.  d.  Zeitschr.  f.  deutsch. 
R.  IV.  91  ff.  Bbkker,  Über  den  Streit  der  bist.  u.  philos.  Rechtsschule,  Heidelb. 
Rektoratsrede,  1886. 
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Aachen    112.    192.    459.    462.    467.    470. 

476.  486.  522.  589  n.  592.  645.  763  n. 

797  f.     Reichstag    220.    221  n.    223  n. 

236-39. 
Abcdarien  631. 
Abendmahlsprobe  361. 
Abmeierung  739. 
absaoire  265. 
Abschoß  812  n. 

Absolute  Monarchie  788.  803.  815. 
Absonderung,  Abteilung  der  Kinder  oder 

Erben  254.  263.  270.  312  f.  328.  694.  698. 
Abt,  Äbtissin,  Abtei  140.  157  n.  388.  387. 

480  f.  503  n.  574;  vgl.  Reichsabteien. 
Abtriebsrecht  201.  262. 
Accise  603.  794  n.  799;  vgl.  üngeld. 
achasius  291.  304.  316  n. 
Achillea  780. 
achramire  57.  282. 
Acht,  Oberacht  72.  74.  76.  81.  84.  85  n. 

118  n.  173.  331.  367.  383.  406.  449.  468. 

498.  503  n.  514.   530.  534.  544.  557  n. 

561.  567.  618.  628  n.  703  f.  705.   714. 

721.    756  n.    769  f.      A.-Register   534. 

A.-Schatz  533.    A.  und  Bann  468.  704. 

heimliche  A.  562.  567. 
Acker,  Ackerbau  10.  44. 198.  409  f.  413  n. 

416.  418.  435.  440.   599.  615.    A.- Ver- 
losung 11.  20.   23.  41  f.  44.  48  f.   196. 

412.  A.-Gelderl87.192.204.  Vgl.  Agrar- 
verhältnisse, 
additio  sapientum  236. 
Adel  18.  37.  42  f.  48.  60.  69  n.  106  f.  167. 

209—11.  294  f.  300.  334.  341.  383.  394  n. 

416.  418—34.  444  f.  448  n.  455  n.  492. 

497.  514.  533  n.    538.  540.  545.  551  f. 

553.  557.  561  f.  564.  566.  572  f.  580  n. 

581  f.  595.  604.   610.    633.    727  f.    743. 

755.  766.  788  f.  791  f.  794.     hoher  A. 

421.  425  n.  447.  546  f.  552.  566.   621. 

743  f.    779  f.     niederer  421.   448.    566. 

744  ff.  785  f.  800.     Brief-A.   432.   487. 


745.    Stifts-  u.  turniermaßiger  A.  745  f. 

Aberkennung   745.     Vgl.    Reichsritter- 
schaft, Reichsstande. 
Adelchis  232. 

adfatimus  61.  63  n.  265  n.  328. 
adiutorium  151.  159. 
admallare  80. 
admonitio  86.  279. 
adoha  499. 
Adoption  27  f.  51.   56.  61—65.    67  f.    70. 

166.  256  n.  282.  300;  312.  317.  328  f. 

487.  693. 
advocaticii  435  n.  436. 
advocatus  193.  489.  639.  549.   provincialis 

588. 
Advokaten  766. 
aeneum  361  n. 
aerarium  192. 
Afterding  36  f.  165  n.  548. 
Aftersend  572. 
Agnaten,  agnatische  Rechte  60.  326.  397  n. 

398  n.  401  n.  461.  734  f.  737.  780;  vgl. 

Seh  wert  magen. 
agraria  187. 
Agrarverhältnisse  22.  43—50. 196  ff.  407  ff. 

738  ff.;  vgl.  Acker. 
Ahnen  324.  397  n.  398. 431  n.  432  n.  448. 

745  f. 
aicis  123. 
Aistulf  232. 

Aktenversendung  728.  793  f.  811.  813. 
Alaisiagae  36. 
Alamannen  9.  89  f.  92  f.  98  f.  102.    Recht 

21.    23  n.    28.   38  n.    39  f.    107  f.    113. 

121  n.  132-   162  n.    168  f.   171.  183  n. 

186  n.  188  n.  201  n.  209  ff.  217.  221  f. 

234.  246.  250.  252  f.  266  f.  277  n.  283. 

287.   287.  291.  296  f.    307.    319.   332  ff. 

337  ff.  342.  348  n.  355.  364.  542.    For- 
meln 249.    Vgl.  Schwaben. 
Albertus  234  n. 

Albrecht  I.  463.  466.  489.  504  n.  515.  617. 
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629  n.  633  n.    II.  535.  721.  762.  765. 

der  Bär  875.  470.  474. 
aldii,  aldiones  40.  214  ff.  218.  257  f.  286  n. 

385  f.  437. 
Alfred  d.  Gr.  94.  239. 
Allode,  AllodifikatioD  382.  417.  420  f.  427. 

497  f.  508f.  568.  576.  599.  736 f.  778.  801. 
Almende  48.  196.  199  f.  206.  408  ff.  412  ff. 

441.  443  f.  515  f.   570.   599.  740  f.   743. 

A.-Felder,  Garten  412  n. 
alodis  200  n.  201  n.  213.  260  n. 
Altar  217  f.  257  n.  264.  266  ff.  462. 
Altersstufen  62.  253.  662.  697  f.  709.  750. 
altvil  252  n. 
Amt,  Amtmann  488.  548.550.  558  f.  581. 

583  f.  725.  793  f.  796.    A.-Schreiber  584. 

725.    794.     A.-Unfähigkeit   705  f.     A.- 

Vergehen  180.  161  n.  173.  189  f.  831  n. 

A.- Verlust  841. 
Amtsrecht  116.  134.  170.  217.  228.  242. 

271.  868  f.  613.  618. 
amund  62  n.  217  f. 
anagrip  337  n. 
andelang  51  f.  264. 
Anerbe  263  n.  442.  748. 
Anerkennungszins  276.  669  n. 
Anfang  (anevanc),  Klage  mit  349  ff.  668  f. 

714.  A.  von  Nachlaßgegenständen  849  n. 

698  n.  718. 
Anfechtung  von  Urkunden  und  Urteilen 

117  n.  118  n.  245.  342.  494. 
angariae  190. 

Angefalle  402  f.  578  (vgl.  672). 
Angeln  89.  92.  94.  238. 
Angelsachsen  5.  89 f.  94.  102.  BeGhtl4n. 

21.  22  n.  23  n.  25.  84  n.    38  n.    39  f. 

42  n.  69  n.  107  f.  114  n.    119.  121  n. 

124.  129.  148.  185  n.  186  n.  196  n.  205. 

209  f.  217  n.  221  ff.  239  f.  245  f.  253  n. 

254  n.  259.  266  f.  274.  286  f.  291.  302. 

306.  313  n.  816.  319.  382  n.  884f.  887  n. 

339.  343.  349  f.  366.  656.  686  n. 
Anglonormannisches  Becht  5.  68  n.  271  n. 

821  n. 
Anhalt  877.  458.  478.  621.  807  f. 
Anleite  469.  561.  711.  714  n. 
Anschlag  770.  773.  787. 
Ansegis  243  f.  619.  627. 
Ansbach  und  Baireuth  560.  780  n.  882. 
Anstiftung  845  n. 
antefactum  302. 

Antiqua,  westgothische  229  f.  235. 
Antrustionen  26.  136. 156. 159.  211.  858  n. 

861  n. 
Antwort  77.  154  n.  856. 
Anvertrautes  Gut  260.  847  ff.  663. 
Anwachsungsrecht  328.  890.  399  f. 
Anwandäcker  198  n. 
Anwartung  (anwardinge)  391.  894. 
Anweisungssystem  444.  527.  795. 
Apanage  779. 
apöcrisiarius  172  n. 
Apostasie  706  n. 
appennis  246. 


Aquileja  374.  877.  379  n. 

Aquitanien  99.  101.  120  f.  132.  381. 

araticum  187. 

Arbeiten,  öffentliche  129.  181. 

archicancellarius  471.  478  f. 

archicapellanus  138.  471. 

archidiaconus  Ulf.  572 f. 

archipresbyter  141. 

Archiv,  Beichs-  138. 

Aregis  232. 

Arelate  372.  874.  472. 

Ärgere  Hand  294.  446  ff. 

Arier,  arisches  Becht   1.   8.  285  n.   848. 

360  ff. 
arimanni  27  n.  41  n. 
Ariovist  21.  32.  39  f.  102. 
Ariprand  284  n. 

Arme,  Armenpflege  513  n.  747.  787. 
armiger  110  n.  480. 
Arno  247  ff. 
Arnsberg,   Arnsberger  Beformation   477. 

565  n.  568  n. 
Arnulf  372.  462  n. 
Arnulfinger  99.  Ulf.  188.  145.  149.  152. 

156.  170  ff.  188.  192.  204.  243. 
arrha  53.  260  n.  285.  290  f.  303  n. 
Artikelsbrief  772.  789  f. 
asega  25.  35.  168.  236.  818.  539  f.  572. 
asto  animo  845  n. 
Athalarich  230. 
Athanarich  21  n. 
Äthelbirht  94.  289. 
Äthelred  239. 
Äthelstan  289. 
Attila  90  ff. 

auctoritas  34.  82.  114.  161  n. 
Auetor  vetus  de  beneficiis  621.  630  n. 
Aufgebot   16.  29.  118.  129  ff.  184  n.  149. 

151  f.  495—98.  501.  526.  575.  578.  666. 

671  f.  700. 
Auflassung  52.  97  n.  265—72.  277.  830. 

858,  888.  406.  542  n.  559.  569.  669—731. 

678.  700  f.  712.  726  n. 
Aufsicht  (Kontrolle)  768.   774.    784.  794. 

797.  804  f. 
Auftrag   zu  Lehn-    oder   Zinsrecht    275. 

408.  669. 
Augenschein,  gerichtlicher  716. 
Augsburg  122  n.   460  n.   510  n.   589  n. 

594  f.  598  n.  605.  626  f.  629.  646.  780. 

757.  763.  797  f.  822.     Konfession  778. 

Beligionsfriede  748.  779  n.  824. 
Ausbürger  603. 

Aushebung  770  n.  790.  804.  810. 
Ausmärker  53.  199  n.  262.  570. 
Aussätzige  253  n.  698. 
Aussetzen  von  Kindern  61. 
Aussteuer  67.  296  ff.  312  f.  488.  692.  694. 

780. 
Austräge  79.  585.  767.  794.  801.  810  f. 
Austrasien  99.  111  f.   117.  119  ff.    127  n. 

182.  137.  145.  147.  151.  154.  158  n.  171. 

188.  195.  205  f.  257  n.  822.  888.  872. 

376.  612. 
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Außenlehen  581.  7S6. 

Anthenticae  513  n.  516  n.  619.  728. 

Autonomie  608  ff.  607.  618.  686.  745.  799. 

801.  830;  Tgl.  Hausgesetze, 
aviatica  terra  819  n. 
avunculus  60.  69  f.  821  n. 
Ayrer,  Jakob  828. 


Backöfen  199  n.  417.  520. 

bacellarius  (bachelier)  480  n. 

Baden  479.  487  n.  788.  756.  759.  768  n. 

802.  807.  814.  829.  888. 
Baiem,  bairisches  Recht  9  n.  40. 89.  91.  99. 

bisl02. 120. 182. 168f.  172n.  188n.  186  n. 

209.   221.   234  f.    242  n.   248  f.    258  n. 

255.  264  n.  266  f.  272  f.  276  n.  281  n. 

288.  285  n.  287.  807.  810.  828  n.  825  n. 

882—85.  887  f.  842.  844  f.  849  n.  858  n. 

859.  868  n.  866.  374—78.  887  n.  425  n. 

487  n.  459  ff.  470.  476  n.  478.  481.  484  f. 

508.    515.   542.    547.    555  n.   559.  575. 

584.  594  n.  612  f.  617  n.  628  n.  688  f. 

648.  686.  691  f.  788.  750.  752.  756.  759. 

762  n.  770  n.  776.  780.  788.  792  n.  794. 

795  n.  799.  802.  806  f.  814.  819.  828  f. 

881.  888  f. 
Baldus  725. 
ballivus  589. 
balmunt  816. 
Bamberg  875.  510  n.  560.  628.  645.  762  n. 

Dienstrecht  651.     Halsgerichtsordnung 

828.  826  f. 
Bänke,  im  Reichstage  759. 
Bann    (vgl.   Grafen-,    Hanse-,    Herzogs-, 

Kirchen-,  Eönigsbann)  17.  81.  84.  86. 

110.    115—18.    180.    166  n.    16S.    189. 

194.  842  n.    844  n.  854  n.  867  f.    512. 

514.  520.  540.  554  n.  608.  706.  B.-Fälle, 

die  acht  816  n.  841.    B.-Gewässer  189. 

520  f.   B.-Leihe  589.  554  ff.  558  n.  568  f. 

578.  592.  801.    B.-Meile  520.    B.-Mühle 

520.  B.-Rechte  620.  B.-Wald  189.  204  n. 

518.  620  f.    B.. Wein  520.    B.-Zaun  409. 
Banner  81.  86.  110.  115.  497.499.  582  n. 

der  B.  (Büttel)  589. 
bannitio  149.  854. 
Bar,  Herzogtum  485  n.  718. 
Bargilden,  Bergilden,  Biergelden  212.  484. 
Barleute  214.  258.  487. 
baro  40.  42.  126  n.  419. 
barragania  293  f. 
barschalk  40.  214.  258.  487. 
Bartolus  725. 

Barvertrage  54.  168.  288  ff. 
Basel  510  n.  589.  595  f.  605.   646.  768  n. 

Dienstrecht  646.  651. 
Bataver  49  n.  95  f.  104  n.  106.  121  n. 
Bauding  486.  669  f. 
Bauern   10.  206.    211  f:   888.   407  ff.  416. 

418.  427.  481—85.  444.  448.  496  f.  515  n. 

545.    562.    564.    669  f.    787-48.    746  ff. 

786.    794  n.      B.- Gemeinde,    -Gericht, 

-Sprache,  -Meister  395  n.  410.  558.  570. 


587.  594  n.  598.  687.  B.-Gut  201.  208  n. 
318.  408—18.  657.  559.  B.Krieg  444. 
741.  746.    B.-Befreiung  747  f.  808  f. 

Baugut  686  n. 

Beamtentum  118  f.  126  ff.  210  f.  379.  476  f. 

484.   488  f.    588.    589.    546  f.  549.  552. 

566  ff.    659.    681—84.    598  f.    596.    608. 

780.  745.  751.  768  f.  766.  769.  790.  794  ff. 

808  ff.  816. 
Beaumönt,  loi  de  434  f.  437.  443.  645. 
Beddemund  438. 
Bede  189.  418.  444.  606.  525  f.  584.  587. 

600.  608;  vgl.  Kontribution,  Steuer, 
bedellus  684. 
Befestigung  32.  48.  126.  600.  575.  579  f. 

588.  591  f.  694.  600.  605.  608.  617.  762. 
772.  787.  799.  810;  vgl.  Burg. 

Befronung  110.  867  f.  454  n.  671.  676.  711. 
Beihilfe  839. 

Beilager  69.  290  n.  292  f.  682. 
Beisitz  229  n.  309  f.  814.  816  n.  684.   Bei- 
sitzer im  Gericht  532.  586.  638.  647. 

568. 
Benedictus  Levita  178.  244.  287.  627. 
Benefizien  118.   180.   152.  157-60.   173. 

188.  191-95.  205  f.  208.  246.  278.  275 

bis  277.  370.  882.  428. 
Benevent    100.    182  f.    185.    219  n.   282. 

808  f.  315. 
Berg  479.  635.  738.  786.  802.  806. 
Bergbau,  Bergregal  190.  204.  262  n.  510. 

521—24.  680.  601. 
Bergelohn  616. 
Bergrechte  688.  828. 
Beritt  684.  796. 
Berlin  589  n.  604  n. 
Bern  647. 

Berthold   von    Henneberg   721;   von  Re- 
gensburg 627. 
Berufung  178.  180  f.  629.  683  n.  535.  558. 

567.  569.  595.  715.  767.  792.  798.  801  n. 
Besan9on  879  n.  472.  758.  768  n. 
Besatzungsdienste.  B.-Recht  426.  605  f. 
Besitz  s.  Gewere.    B.-Streit  767.  811. 
Besserung  599.  677  n. 
Besthaupt  489.  441  n.  747. 
Betreibungsverfahren   76.   79.    85  f.   281. 

847.  865  ff.  715. 
Betrug  671. 
beunde  418.  415.  440. 
Beute  20.  27  f.  118.  144.  189.  192  n.  664. 
Beweis  65  f.  82  ff.  808.  307  f.  354  f.  446  n. 

655  ff.  710—15.  B.-(Jrteil  82.  357.  710  ff. 

B.-Vertrag  357.  leibliche  Beweisung  718. 
Biergelden  s.  Bargilden, 
bifang  47  f.  199  f.  412  f. 
Bigamie  69.  571.  706. 
Billigkeitsgericht  114.  170  n.   178  f.  846. 

369  f. 
Birsch,  freie  561. 
Bischöfe,    Bistümer    100.    125.    139—43. 

145  ff.  149  n.  167  n.  177—81.  210.240. 

340  n.  378  f.  887  f.  462.478.  476  f.  479. 

481  f.    498.    508—6.    525.    537  f.    565  f. 
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571—75.  582.  594.  605.  625.  657.    evan- 
gelische 758  f. 
Bischofsstädte  493.  525  f.  529.  592  ff.  605. 
Bissen,  geweihter  361. 
Bitte,  erste  751. 
blasphemare  363  n. 
Blasphemie  571. 
Blnme  des  Sachsenspiegels  631.  638.    ron 

Magdeburg  638. 
Blutbann  380  n.   477.   551  f.   557.   559  f. 

562.  570.  578  n.  591  n.  595.  604  n. 
Blutrache  73.  335.  705;  Tgl.  Fehde. 
Blutsbruderschaft  65  n. 
bocland  205. 
Bodenregal  181.  189.  203  ff.  207.  411.  416. 

515  f.  519  ff.  579.  671. 
bodthing  36.  540;  vgl.  Botding. 
Böhmen  10.  91.  374  ff.  387  n.  453.  458  iL 
467.  470  f.  477  f.  480.  498  n.  508.  555  n. 
564.   577.   579  n.   587   n.    612  f.   621  f. 
629  f.  634.  637  f.  649  f.  660.  689.  692  n. 
720.    732  n.    737.    755  f.   762  f.    770  n. 
777.  792. 
Bologna  233.  625.  724. 
Bonifatius  140.  157.  205  n.  235.   324  n. 

Bonifatius  Vm.  468.  556. 
Bonusfilius  233  n. 
BorgarthingslÖg  220  n. 
Bomheimer  Berg  541  n.  560. 
Botding  165  n.  536.  540.  544  f.  578.  586; 

vgl.  bodthing. 
Bote,  B.-Dienst  420.  491.  536.  544. 
Boxdorf,  von  625.  724. 
Brabant  377.  471.  478.    Brabanciones  501. 
Brandenburg  (vgl.  Preußen)  373.  879  n. 
892  n.  427.  430  n.  435  f.  457  ff.  470  f. 
478.  517  n.  551  ff.  556  ff.  577  n.  580  f. 
583  f.    587  f.    594  f.    623  f.    638  ff.    689. 
692.  719  f.  755.  758  f.  762  n.  775  f.  780. 
785.    788.   790.   794.     Halsgerichtsord- 
nung 826. 
Brandmarkung  338  n.  704. 
Brandstiftang  237  n.  333  n.  342  n.  344. 

616.  706. 
Braut,  Sebastian  823.  B.  von  Tzerstedt  625. 
Brauerei  520. 

Braunschweig  (vgl.  Hannover)  377.  388  n. 
399.  425  n.  479.  589  n.  609.  622.  641. 
689.  692.  763  n.  775.  780  n.  788.  792  n. 
806.  815.  830. 
Braut,  B.-Kauf  66ff.  215.  286  ff.  300  f.  303. 
681.    B.-Lauf  66  n.   B.-Raub  s.  Frauen- 
raub.   B.-Schatz  s.  Aussteuer.    B.- Wer- 
ber 66. 
Bremen  379  ff.  417  n.  498  n.  589  n.  596  n. 
605.  641.  689.  759.  763  n.  797  ff.  807. 
Breslau  479  f.  589  n.  634.  688  ff. 
breve  245. 

Breviarium  Alaricianum  227  f.  231.  248. 
Briefe  247.  250.    B.-Adel  432.  487.  745. 
B.-Land  205.  207  f.  210.    B.  und  Siegel 
vgl.  Urkunden. 
Brückenbau    151.    190.    194.    517.    527. 
Brückengelder  186. 


Bruder  286  f.  297.   311  n.   315  n.    819  fL 

323.  397 1    B.Kinder  323  n.  697. 
Bruderschaft  597.  607. 
Brun,  Erzbischof  377.  471  f. 
Brunichildis  119.  307  n. 
Brunn  650.  685  n.  688  n. 
Buch  vgl.  Stadtbach.  — B.  der  Koidge  alter 

und  neuer  Ehe  626  ff.    B.-Land   210  L 

266.  —Johann  von  B.  620-  624. 631.  724. 
badellus  546.  584. 
Budengelder  510.  600. 
Büdner  410. 
Bukowina  375.  721. 
bumede  488. 
Bundesrat  808  n. 
Bundestag  vgl.  Deutscher  Bund. 
Bundesstaat  609.  783  f. 
Bündnisse.  Bündnisrecht  113.   535.    605. 

762.  764.  781.  783  f.  787  f.  809. 
Burg  (vgl.  Befestigung)  13  n.  394  o.  400. 

427.  575.  580.  584  n.  586.   B.-Bum  591. 

B.-Frieden  594  n.  705.    B.-Giaf  420  n. 

476  f.  484  f.    489.   500    553.  593^59«. 

598  n.  604.  626  n.  B.-Hanptmann  588  n. 

B.-Hut  394.  423.     B.-Lehn  383.  394  fl 

407  n.  500.    B.-Mannen,  burgenses  423. 

500.  596.    B.-Eecht  599.    B.-Vogt  598. 

B.-Werk  190.  194.  500.  580.  587.  600. 

739. 
Bürge,  Bürgschaft  56  ff.   65  n.   257.  269. 

278—83.  289.  308  n.  327  n.  365  f.  545. 

567.  680.  699.  718. 
Bürger,   Bürgerschaft    383.   432.    441  n. 

448.  482.  596.  598  ff.    B.-Eid  608.     B.- 
Meister 600  f.  798.    B.-Stand  746.    B.- 

Yersammlung  636  n. 
Burgund,  burgundisches  Becht  9.  19  n. 

25.35.  38  f.  89  f.  92  f.  102  f.  111.  125. 

128  n.  167  f.  195.  200  n.  206  n.  209  ff. 

214.  230  f.  250.  252  ff.  263 1  267  n.  272  f. 

279.  285  ff.  292.  295  ff.  299.  301.  808  n. 

310.  312.  314f.  317.  319.  321—24.  832  n. 

334  n.  337  ff.  344  n.  368  f.  368.  373  f. 

379  n.  382.  453  n.  462.  472.  478.  482  f. 

615.  718.  762  f.  770  n.  776.  795. 
Busen  61.  220.  822.  324.  329.  697. 
Bußen  41  f.  70.  76  ff.  80  f.  85.  104.  117  f. 

135.  156  n.   189.  209—18.  236.  292  n. 

812.  314.  331—39.  341  ff.  345  f.   354  f, 

363  n.  365.  436.  441  f.  444  n.  449.  614. 

704.  707.  711.  713  f. 
Bußtaxen,  friesische  632. 
büteil  439.  569. 
buticularius  136. 
Büttel    167  n.  171.   512.    539.   544.  584. 

603  f.  707;  Vgl.  Fronbote. 

Camera  cerrada  301.  306. 
camerlingus  440. 
campipars  187. 
Campo  Formio  732. 

Campus  madins  145.  147.  149.    c.  martius 
144  f.  147.  149.  251  n. 
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capillatoriae  64.  312  f. 

«apitale  337. 

capitaneus  384.  419.  553.  584. 

capitula,  capitularia  147.  240—44.  609  f. 

627. 824.  generalia2dd.  inbrevi  231.  legi- 

bas   addenda   148.   240  f.   per   se  scri- 

benda   240.   242.    missorum    134.  240. 

251  n.    Italica  233.  242.   ad  leg.  Baiw. 

235.    242  n.    ad.   leg.   Sal.    126.   225  f. 

240  f.  ad.  leg.  Rib.  227.  240.  259.  Saxo- 

nlcum  76.  117  n.  130  d.  237.  240  f.  255  n. 

de   yillis   190   n.     Kemedii  239.    oapi- 

tulare  (Italicum)  232. 
Carolina  516  n.  618.  793.  825  ff.  830  f. 
Carpzov  824. 
carta  245.  266.  283.  355.  656.    c.  partita 

656.    traditio    cartae   266  ff.   277.    304. 

330.  726.  cartam  levare  246.  267.  284  n. 
cartnlariam  Langobardicnm  250.  292  n. 
cansae  maicres,  minores  130.  167.  176  n. 

342  n.  862  n.  452.  582.  584.  552  f.    per- 
sonales et  reales  180.  714  n. 
oansidicns  127  n.  195. 
cantio  277.  283  f. 
ceäpgild  337. 
eellarinsis  167. 
eellerarins  191. 

eensuales  487  ff.  440  n.  449  n. 
censtts  276.  522.  599.  c.  perpetnus  678. 
Oent,  centena,  centenanus,  Zentgericht, 

Zentgraf,  Zentrichter  21. 34. 1 13. 128—27. 

145.  149.  152.  161  f.  166—69.  176  f.  195. 

380.  410.  488.  589.  541  n.  543.  546  bis 

549.  551.  558  f.  565  n.  584.  593.  595. 

778.    C.-Schar  124.   127.    162  n.    cen- 

tnrio  127.  547.  550. 
ceorl  42.  209  n. 
cerarii,  cerocensnales  218. 
Chamaven,  chamayi8chesRecht96ff.  121  n. 

131  n.  211  n.  220  f.  238  f.  257.  382  n. 

337  f.  342  n. 
Chatten  17  n.  25  n.  29  ff.  44.  64.  90.  94  f. 

98.  107  f.  115  n.  121.  142  n.  151  n.  188  n. 

220.  226.  253  n. 
Ohattuarier  95  f. 
Ohanken  93.  121  n. 
Cherusker  20.  90. 

Childerich  98.  104  n.  108  n.  183  n.  224. 
Childebert  L  98.  123.    162  n.   225.   243. 

247.  338  ff.   363  n.  —   IL  63  n.  97  f. 

112  n.  117.  124.  178  n.  243.  251.  807  n. 

315  n.  322.  338  f.  341.  352  f.  357  n. 
Chilperich  99.  115  n.  117.  119.  142.  144. 

187.  201.  208  n.  225.  304  f.  307  n.  318. 

367. 
Cbindasuinth  227  ff.  300.  307  f. 
chirographum  656. 
Chlodoveoh  23  n.  97  f.  104.106.  108—13. 

115.  119.  123.  126. 144  ff.  161.  182.  201. 

203.  210.  224  f.  243. 
Chlogio  96.  108.  144. 
Chlothar  I.  98. 123  f.  162  n.  188  n.  225  f. 

243.  363  n.  —  II.  98  f.  116. 119  n.  129. 

141.  146  n.  154.  176  f.  179  ff.  187.  192  f. 


210.    222.    242  f.    257  n.  311  n.   838  f. 

341  n.  357  n.  —  IV.  234. 
Chorbischof  141.  572. 
chrenecmda  52.  201  n.  264  f.  335. 
Churrätien,  Churwalchen  121.  123.   239. 

374.  376.  477. 
cingulum  431.  550  n. 
Circumskriptionsbullen  814. 
Cisterzienser  375.  415.  504  n. 
Civilprozeß  793.  825.  830  f.  833  f. 
civitas  8.  12.  108  n.  122  f.  140. 
Cleve  479.  645.  688  f.  788.  763  n.  770  n. 
clientes  163—56.  276.  421  n. 
Cluniacenser  450. 
Cnut  von  Dänemark  239. 
Cocceji  831. 

Code  Napoleon,  les  cinq  codes  804.  833. 
Codex  JustinianeuB  619.     Theodosianus 

228  n.    Mazimilianeus  831. 
coheredes  263.  270  n.  410  n. 
coinvestitura  389. 
collaboratio  307. 
collaudatio  testiuni  354. 
collectae  525. 
coUocatio  solis  80  n. 
coUoquium  490.  587  n. 
Colmar  647. 
comes   civitatis   128.    marchae   133.    pa- 

latii,    palatinus   136.   484.   486.    patri- 

monii    129.    provincialis    487.    stabuli 

136.    comitatus  26.  122.  132  n.    comi- 

tiva  487.  752  n.  785. 
commendare  154. 
communia  199  n. 

communitas (Almende)  410  n.  civitatis  601. 
oompagenses  121. 
compositio  74—77.  255  n.  331. 
concilium  15.  35.  146.  164.    mixtum  146. 
conclusum  imperii  761. 
Concordia  282. 
condita  123. 
Conductus  s.  Geleite, 
confoederatio  cum  principibus  ecclesiasti- 

cis  405  n.  500.  505  n.   507.  511.  529. 

577  f.  618.  622  n.  628  n. 
Conring,  Hermann  783.  824. 
consacramentales  83. 
conservator  nacis  588. 
constitutio   ae  regalibus   381  n.    513   n. 

517  n.  520  n.  522.  524.  618.    de  expe- 

ditione  Romana  619.    Theresiana  832. 
consules  380  n.  540.  600. 
contubemium  152. 
convenientia  285. 
conventus  publicus  167.    generalis,  syno- 

dalis  146. 
conviva  26.  62  n.  136.  159. 
corpus  evangelicorum,  catholicorum  761. 
corpus  iuris  canonici  726.  728.   civilis  723. 

726.  728.    Fridericiani  831. 
Correctorium  Bambergense  826. 
crinitus  106  ff.  110  n.  112  n. 
cubicularius  136. 
CujaciuB  725. 
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Calm  437.  522  n.  634.  638  ff. 
eaoeos  12.  30.  152.  496  n. 
enlpa  331.  344.  349.  705. 
cnna  125.  246  n.  466  n.  472.  475.  490.  527. 
533.  618. 


Bänen»  Dänemark,  dsnisehes  Recht  1.  4. 

13.  89.  94.  143.  200.  203.  204.  220  d. 

239.  279.  816-  346  n.  373.  377.  597.  608. 

613.  641.  643.  807.  821. 
dagescalci,  dagewardi,  dagewerchten  440. 
Dagobert  I.  99.  118  n.  139.  226.  305  n. 
DaDzig  609.  640.  720. 
dapifer  218  n 
Darlehn  450.  469.  527. 
datnm  245  n.  473  n. 
David  TOD  Augsburg  627. 
DecisioneD,  Bächsiscne  829. 
deoreta  Tassilonis  235.  309  n.  819. 
Decretio  Childeberti  II.  97  n.  117.  178  n. 

243.  251.  322  n.  839.  341.  853  d. 
Decretnm  GratiaDi  624. 
deditidi  40. 
defensor  125.  177.  193.  246  n.  253.  257. 

315  n. 
degen  26. 

DegradatioDsprozeß  179.  180. 
dehem  187.  192. 
Dekan  572.  573. 
Dekretalen  Gregors  IX.  626. 
delatara  887.  388  n.  339  n. 
Delegierte  Richter  534.  535.  548.  557  n. 

558.  572. 
DeliktsBchnlden  694.  699. 
denariuB  188.  217.  256  n.  257.  508.  dena- 

riatio  217.    denarialis  homo  217. 
dennnciatio  regis  164  n. 
Desoendenten  322.  395—98.  400  f.  406. 
Deutsch,  deutsche  Sprache  8 f.  620  f.  682  f. 

687—648. 751.  deutscher  Kaufmann  640. 
Deutscher  Bund  806  ff.  Grundgesetze  806  f. 

Bundesakte  749.  806.    Wiener  Schi.  A. 

807.  Mitglieder  806  f.  Verfassung  807  ff. 
Bundesversammlung  807  ff.    Präsidium 

808.  Beschlüsse  809.  818.  820.  Matrikel 
809  f.  Kriegsrecht  und  -Verfassung  809. 
810.     Festungen  810.     Gesandten  recht 

809.  Gebiets-  und  Verfassungsgarantien 
809.  811.  818  f.  Austrägalordnung  81(^. 
821.  Exekution  81 1  f.  Ausnahmegesetze 
812  n.  813.  817.  Entartung  812  f.  820. 
Reformversuche  817.  820  f.  854.  Auf- 
lösung 818. 822.  Wiederherstellung  819  f. 

Deutsches  Reich  818  f. 

Deutsche  Union  819. 

Deutschmeister,  Deutschorden  874  f.  416. 

442,  480.  719  f.  731  ff.  758  f.   779.  803. 
Deutschenspiegel  625  f.  628. 
dictamen,  dictatio,  dictatores  473.  661. 
Diebstahl   72.    78.  79.  128  f.   260.  883  n. 

887-39.  848  f.  846-51.  863  n.  449  n. 

705  f. 


Dienste  (vgl  FrondieBst)  129.  131.  151. 

427. 436. 44011  gemessene  427.  44011 739. 
Dienstherren  426. 
Dienstleho  383.  429  n. 
Dienstmannen  s.  MinisterialeD. 
Dienstmaoogerieht,  Dienstreeht  422  f.  569. 

613.  620.  651. 
Dienstpflicht  153.  382. 409. 416. 418. 421  ffl 

496. 
differentia  692.    differentia  iuris  823. 
digitis  curvatis  285  n.  337.  671.  680. 
dilatura  285  n.  337. 
Ding  15.  16.  21.  30.  31.  33.  36.  62.  78. 

79  n.   109.   110.  113.  114.  143  ffl  161  ff. 

219.  540.   echtes,  angebotenes  16.  36. 

37.  161.  162.  180.  330.  544  n.  547.  559. 

564.   570.    gebotenes   16.  36.  161—64. 

540.  548.  559.  565.  570.  593.   D.-Friede 

17.  34.  36.     D.-Hof  550  n.     D.-Pflicht. 

D.-Pflichtige   16.   34.    163  ff.    176.  181. 

484.  540.  545.550.  552  f.  566.  570.572. 

705.  715.    D.-Stott  33.  161.    163.  170. 

589     543.  552  f.  558.  D.-Stuhl  543.  562. 

D.-taalen  631.  D.-Zeugnis  367.  714.   D.- 
Vogt 794.    dingslete  32. 
Dingliche  Rechte  261. 
Dingolfingen  235. 
Diözesen  140  ff.  572.  573. 
diplomata  245.  655. 
Directorium  760  f.  801. 
Dissidenten  749. 
Disziplinargewalt  und   -strafen    78.   114. 

115  n.  137.  176  n.  180.  3l5.  340n.  423. 

440.  501.  568.  582. 
Dispensationen  119.  491.  498. 
Distinktionen,  Rechtsbuch  nach  630. 
districtio,  distriugere  76  n.  179  n.  334  n. 
Distriktshofrichter  558. 
Distriktsverleihung  523. 
Ditmarschen    93.    380  n.   500.   541.    635. 

686  n.  693. 
divisio  des  Kirchenguts  158.  205.    divisio 

imperii  101.  119  n.  120.  146  n. 
Doktoren  (vgl.  Rechtsgelehrte)  163  n.  482. 

727  f.  745.  751.  755.  766.  798. 
Doktrin,   gemeinrechtliche  680.  725 — 30. 

734  f.  826.     • 
dolus  71.  78.  705.  826;  vgl.  WUle. 
döm  84.  168. 
Domänen   vgl.  Kammergüter,  Krongfiter. 

D.-Amt, -Amtmann  583 n.  796f.  D. -Kasse 

795. 
domesticus  129.  136.  137.  191.  421  n. 
dominium  eminens  782. 
dominus  terrae  573.  576. 
Domkapitel  506. 
Dompropst  476. 

donatio  nuptialis  301.  propter  nuptias  691. 
DonelluB  725. 
Dordrecht  644. 

Doppelvirahl  461.  462  n.  627  n. 
Dorf  12.   18.  45.  124.  125.  196.  203.  206. 

218.  408  ff.  416.  488.  558.  584  n.  59a 

592.  599  n.  603.  615.    D.-Frieden  705. 
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D.-Gericht   658-60.     D.-Graf  541  n. 

558.     D.-Ordnungen    654  f.    828.     D.- 

Schulze  548  f.  569.  584. 
Dorsual  Schrift  172  n. 
Dortmund  565  n.  567  n.  589  n.  592.  599  n. 

642  f.  688.  759.  768  n.  798. 
dos  67  f.  286—90. 298. 300f.  803—807.  809. 

691  f.    augmentum  dotis  692. 
dotalitium  303.  305.  691  f. 
Dotalrecht  726. 
Dreifelderwirtschaft  46.  197.  409.  414  n. 

740  f. 
Dreißigjähriger  Krieg  781. 
Dreißigste  826.  339  n.  698.  713. 
Drenthe  238  n.  519  n.  541.  544  n.  634  f. 

686  n.  688. 
Dresden  639. 
Dritte  Klage  557  n. 

Dritthandverfahren  847—350. 357  n.  363  n. 
Dritteiisrecht  689  f. 
droit  d'aubaine  513.   coutumier  833. 
drott  26.    drottseti,  droste  213  n. 
Durantis  727.  823. 
dux  limitis  133.  575. 


e,  duua,  ehe  11  f.  219.  221.  223.  238.  251. 

Eadgar  239. 

Eadmund  239. 

Eadric  239. 

ealdor,  ealdormen  21.  23  n.  25.  107.  143. 

Ebenbürtigkeit  112.  897  n.  431.  445-49. 

698.  744.  746. 
Echte  Not  s.  Not,  sunnis. 
Echtlosigkeit  74  n.  449. 
Echtwort  199. 
Edel  vgl.  Adel,  Herren.     E.-Gut  (Öthel) 

42.  49  n.  124.  210.  319.  427.  572.  E.- 
Knecht 430.  501  n.  E.-Mann  480  n.  587. 

E.-Märkerschaft  412  n. 
Edictum,    edictus   221.    231.      Chilperici 

201.  208  n.   212  n.    240.  281  f.    292  n. 

318.  361  n.  863  f.  367.    Chlotharii  99. 

116.  129.  141.  146  n.  154  n.  175  f.  179. 

187.  193.  242  f.   257.     Pistense  185  n. 

212  n.  611  n.    Theoderici  228.    Lango- 

bardorum  231  ff. 
Edward  der  Bekenner  240. 
Egarten,  egert  46.  198.  412  n. 
Egika  229. 

Ehaftrecht,  Ehafttaiding  653. 
Ehe  37.  66.  215.  286—310.  438.  445.  449. 

571.  780.  morganatische,  unebenbürtige 

294.  301.  744.  746.  zweite  69.  215  n. 
287  f.  291.  295.  298  n.  301  f.  304.  310  n. 
687  ff.  ohne  Munt  252.  293  f.  301.  310  f. 
315  n.  317.  E.-Bruch  78.  311.  343  f. 
571.  706.  E.-Frau  61.  66.  251  f.  295  ff. 
309  n.  445.  667.  683  f.  686.  689.  E.- 
Gatten, Standesgenossenschaft  682  n. 
E.-Hiudemisse  295.  325.  445  n.  E.-Kon- 
sens  215.  258.  304  n.  311.  424.  438. 
441.    E.-Mündigkeit  169.    E.-Scheiduug 

295.  445  n.    E.-Schließung  51.  56.  65  ff. 


251.  286—94.   681  f.     E.- Verträge  296. 

303.   306.  808  n.  679.  690  ff.  701.  779. 
Eheliches  Güterrecht  295—310. 393.  682  ffl 

726.  729. 
Ehre,   Ehrlosigkeit  55.  78.  83  n.   387  n. 

406.  532.  544.  705  f. 
Ehrschatz  439.  747. 
Eid  18.  30.  57.  59.  77.  82  f.  85.  111.  148. 

163.  219.  303.  307  f.  350.  354.  357  ff.  362. 

370  n.    386.  466.  496.  532.  564.   566  f. 

569.  591  f.  577.  603.  618.  633.  637.  680f. 

713  n.  E.-Bürgschaft  58.  327.  E.-Helfer 

56.  70.  83.  354.  357  f.  361  f.  445.  714  f. 

E.-Mündigkeit  111  n.    E.-8chelte  361  f. 

E.-Unfahigkeit  706.   E.-Weigerung  618. 

E.-Genossenschaft  587.  597.  601. 
EidsiQathingslög  220  n. 
Eigen  259.  261  n.  882.  429.  439.  527.  531  f. 

544.  562.  569.    E.-Leute  s.  Unfreie. 
Eigenmacht  342.  351  n.;   vgl.  Selbsthilfe. 
Eigentum  261.   270.   593.     Erwerb   (vgl. 

Auflassung)  726.  743.  745.  812  n.    ge- 
teiltes 734. 
Elke  von  Repgau  428  f.  457  f.  621-625. 

638  n. 
Eineid  (vgl.  Unschuldseid)  88.308. 358.  715. 
Einhegung  519. 
Einkindschaft  701. 
Einlager  679  f. 
Einläufige,  Einlitzige  410  n. 
Einquartierung  102.  341.  493  n.  499.  772. 

798. 
Einreden  81.  856.  710. 
Einschildige  385.  394  n.  425.  498. 
Einspänner  409.  430  n.  789. 
Einung  535.  562.  587.  597.  609.  617.  632  f. 

636. 
Einwerfung  298.  318.  320  n.  698. 
Einzelhofe  12.  50.  196. 
Eisen,  glühendes  362.  715. 
Eisenach  630  n.  642. 
Elsaß  101.  121  f.  132.  249.  876.  477.  487. 

538.  645  ff.  718  f.  762  n.  Landfriede  616. 
Eltern  61.  70.  821  n.  (vgl.  Schoßfall,  Vater, 

Mutter). 
Eltville  635. 
Emanzipation  62  f.   297.   312  f.  317.  487. 

694. 
Endurteil  82.  84.  357. 
Engem  93.  121.  301.  377.   563.  685.  689. 
England   2.  5.  203.  597.   607.  612;    vgl. 

Hannover. 
Enkel  61.  66.  320  n.  322  f.  328.  697.  825  n. 
Entführung  65  f.  293.  333  n.  337  n.  339. 

342  f. 
Entgeltlichkeitsprinzip  53.  64  n.  157.  272. 
!       285.  290.  682. 
Enthauptung  330.  706. 
Entsippung  328. 
Entvogtung  583  n. 
Entwerung  712. 
eorl  42.  209  n. 

Epilog  zur  Lex  Salica  225,  zum  Sachsen- 
spiegel 688  n. 
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epistola  245.  266  n.  341  n.  cooculcato- 
ria  294. 

epitome  227. 

Erbabfindung  297  f.  317. 

Erbämter  582.  752. 

Erbe  200  n.  261  n.  263.  715.  E.-Antre- 
tung  326.  E.-Anfang  698  n.  E.-Fähig- 
keit  252  f.  445.  449.  694.  698.  E.-Folge 
201.  208.  217.  317.  397  ff.  610  n.  734. 
779.  825.  Schaldhaftung  des  Erben  270. 
310  n.  326f.  329.  699f.  Gewere  669.  698. 

Erbenbeispruchsrecht,  Erbenlaub  502.  673. 
686  f.  699  f.  780;  vgl.  Ganerbe. 

Erbenkreise  320  f.  326.  696. 

Erbexen  410  n. 

Erbgut  673. 

Erbhaus  698. 

Erbkaiser  454  ff.  468.  818. 

Erbleihe,  Erbpacht  274  n.  418.  436.  599  n. 
738.  743. 

Erblichkeit  der  Ämter  129.  397.  470.  542. 
559.  572  f.  576.  582  n.,  der  Bürgschaft 
279.  699,  der  Forderungen  835,  des 
Königtums  15.  106.  110.  404.  454.  468, 
der  Lehen  159.  379.  382  f.  393.  396  ff. 
401.  559,  der  Ministerialität  422.  424, 
der  Schenkungen  272  f.,  des  Schöffen- 
stuhls 546,  der  Schulden  268  ff.  285. 
326  f.  699. 

Erbloses  Gut  s.  Heimfallsrecht. 

Erblosung  263.  673. 

Erbrecht  70.  208.  252.  258.  317—30.438. 
445.  514.  569.  612.  639.  695 ff.  726. 729n., 
der  Ehegatten  296.  298  f.  310.  684  ff. 
690.  692  n. 

Erbrechtsregeln  822. 

Erbschaft,  Erwerb  698.  Gedinge  828  ff. 
700  f.  Steuer,  Zehnt  189  n.  438.  441. 
Klage  713. 

Erbsühne  77.  835  f. 

Erbteilung  263  n.  326.  479.  576.  757  f. 

Erbtochter  785. 

Erbverbrüderung  701.  780. 

Erbverträge,  Erbverzicht  700  f.  726.  779. 

Erbzinsleute  484  ff.;  vgl.  Erbleihe,  Hörige. 

Erfurt  510  n.  589  n.  642  n.  817. 

Ergebung  in  Knechtschaft  442.  444. 

Erhebung  in  den  Fürstenstand  479.  744. 
758,  in  den  Adel  437.  744  f. 

Erholung  709. 

Errungenschaft  296.  301  f.  305.  306.  308  f. 
683.  685  f.  729;  vgl.  Gütergemeinschaft. 

Erstgeburtsrecht  461.  576.  577.  779  ff. 

Ertranken  72. 

Erwig  228  f. 

Erzämter  457.  462.  470.  471. 472.  582.  752. 

Erzbischof,  Erzbistum  140.  142.  379  n. 
455  n. 

Erzkämmerer  471. 

Erzkanzler  456.  461  n.  471  f.  474  f.  733. 
752  f.  756.  760  f.  768.  767.  769.  802  f. 

Erzkapellen  138.  471. 

Erzmarschall  470.  471. 

Erzpriester  572. 


Erzschatzmeister  752.  756. 

Erzschenk  460.  461.  471. 

Erztruchsß  471.  486.  752.  755. 

esch  198. 

Estland  s.  Livland. 

Eurich  90.  227.  228.  230.  254  n. 

evectio  190. 

Eventualbelehnung  391  n.  735. 

Evokationsrecht  452.  528.  529.  567. 

EvFiggeld  678. 

exactor  127  n. 

Exekution  76.  79.  85.  126  ff.  130  n.  161  f 

260.  332  n.  365  ff.  589.  544.  566  f.  711; 

vgl.  Vollstreckung. 
Exekutivisches  Verfahren  85.  352.  715. 
Exemtionen,  Eximierte  125.  141.  542.  543. 

548—551.557—559. 568. 573n.  574-576. 

578.  580.  581  n.  583  n.  590.  591.  594. 

595.  596.  606.  630.  781.  792. 
exenium  290.  316  n. 
exercitalis  29  n.  41  n.  395.  497  n. 
exfestucatio  265.  271. 
exitus  52.  264.  265. 
Extravaganten  der  Lex  Salica  226  n.  286, 

der    Lex   Burgundium   230,    der    Lex 

Saxonum  611  n.,   der  Libri  Feudorum 

652. 

Fabula  firmata  288.  291. 
faderfio  298. 
faden,  fadm  61. 
fsestning  291. 

Fahne  30  f.  36. 110  n.  387.  453  f.  479.  555. 
590  n.  F.-Lehn  887  f.  398  f.  478  f.  622. 
778. 
Fähre  188.  198  n.  517. 
Fahrende  Habe  11.  200  n.  214.  259  ff.  297. 

366.  368.  663  ff.  683  ff  711. 
Fahrendes  Volk  442  n.  449  n.  774. 
Fahrrecht  716. 

faida,  faidus  78.  77.  331  f.  faidosus  73  f. 
Fallrecht  697. 
Fische  Anklage  351.  Falschmünzerei  706, 

F.-Zeugnis  571. 
Familie,  Familienrecht  13.  14.  58.  59.  60. 
61.  65.  69,  70.  73.  77.  316.  328.  885. 
336.  402.  420.  681  ff.;  vgL  Sippe. 
Familienfideicommiß  274.  698.  787.  743. 

746. 
famulus  218.  421  n.  430. 
fara  12. 

Fehde  70—75.   78.   84  n.  155.  215.  331. 
335.   336  n.  340.  841  n.  343—345.  423. 
605.  608.  614-617.  705.  721.  732. 
fegang  277  n. 

Feldgemeinschaft  48.  200.  201.  205.  262. 
j      412.  413. 
I  Feldgraswirtschaft  46.  48.  196. 

Feldrügegericht  570. 
j  Felonie  401  n.  406.  497.  504. 
I  Feme,  Femding,  Femgerichte  558  n.  561 
bis  568.  623  n.  631;  vgl.  Westfälische 
I      Gerichte,  Freigerichte. 
I  feo,  feoh  298  n.  392  n. 
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Ferdinand  I.  750.  754.  764.  795. 
Fertigung,  gerichtliche  672.  674  ff.  678. 

726  n. 
Fessel,  Fesselung  81.  56.  78.  81.  85.  851  n. 
festuca,  festucatio  51  f.  57  f.  68  n.  65  n. 

265.  267.  281  f.  329. 
Festungen,  Bundes-F.  810.  Keichs-F.  772; 

vgl.  Befestigung,  Burg. 
Feudalismus  208.  469.  556  f.;  vgl.  Regime 

föodal. 
Feudalmiliz  490.  496.  498.  500. 
feudum  298  n.  882.  castrense  394  n.  mili- 

tare  888.  noTum  398  n. 
Feuerprobe  861.  862. 
Feuertod  82.  622.  706. 
Fichard  829  f. 
fidelis,  fidelitas  158.  886. 
fideiuBSor  58.  264  n.  267.  278. 
fides  facta  55.  57.  58.  76.  85  n.  86  n.  258  n. 

275.  276  n;  vgl.  Bürge,  Gelübde, 
filtortum  849  n. 
fimelthing  36.  540. 
Finanzwesen  181—92.  502—27.  583.  794 

bis  797.  805. 
Finger  58.  264.  267.  282;  vgl.  digitis. 
finis  122.  128. 

firma,  firmatio  172  n.  246.  858  n. 
firintat  72.  74.  78. 
Fischerei  159.   189.   190  n.  204  n.  262  n. 

444.  520. 
Fiskus,  fiskalisch  119.  128.  129.  178. 191. 

192.  277.  818.  824  n.  826.  828  n.  832  n. 

385.   842.  868.  870.  415.  417.  488.  488. 

516.  521.  522.  548.    Fiskaladvokat  766. 

Fiskalklagen  766  f. 
Fiskalinen     191.    213.    258  n.    294.    437. 

510. 
Flandern  5.  101.  104.  121.  878.  478.  601. 

608.  689.  688.  flämische  Hufe,  fläm.  Ko- 
lonien, fläm.  Becht  121.  875.  416.  485. 

437.  611  f.  648.  649.  688  f. 
flet,  Fletland  206.  211. 
Fli  286.  539.  540 
Flurschütz  411. 
Flurfrevel  569. 
Flurzwang  48.  196.  409.  412.  414  n.  740. 

742. 
Fluß  202.  205.  880.  381.  516  ff.  520. 
fodrum  184  n.  190.  499.  501. 
Förster  191.  411.  421.  488.  585  n. 
folcfreo,  folcfry  41. 
folch  12.  496  n. 
folcland  12.  205. 
Folge  beim  Urteil  82.  493.  540.  546,  bei 

der  Königswahl  461  f. 
Folter  175.  863.  831. 
forbannus  842  n. 
Formalakt,  Formalvertrag  27.  55.  57.  80  n. 

161  n.  217.  278.  284.  289.  854. 
Formalismus  55.  79—82.  174.  225  n.  856. 

857  n.  709. 
Formeln,  Formelbücher,  Formelsammlun- 
gen 223.  233.  244  f.  247—51.  291.  620. 

660  f.  823. 


Forst  189.  204  n.  518.  -Graf  488.  -Meister 

488.  -Rechte  159.   -Regal  741. 
Fragen,  Urteils-  498. 709.  Magdeburger  F. 

639  f.    Ruprechtsche  F.  565  n. 
framea  50.  51.  52  n. 
Franken  89.  94  ff.  872.  876.  381.  485.  466. 

470.  560.  610  n.  611.  612.  617  n.  627  n. 

628.  629. 681.  686  ff.  691.  Francus,  homo 

Francus  97  n.  160.  211. 
Frankfurt  a/M.  455.  461.  464  n.  467.  501  f. 

510  n.  514.  583  n.  541  n.  589  n.  595  n. 

618.  750.  763  n.  765.  773.  785.  798. 

802  f.  806  ff.  817  f.  Oberhof  645.   Land- 

friede  616.  622.  623.    Stadtrechte  617. 

830.  Reichsabschied  (1442)  565  n. 
Frankreich,  französisches  Recht  4  f.  101. 

321  n.  364.  372.  382.  403.  588.  590.  601. 

610  f.    615.    620.  629.   718.   736.  741  ff. 

747  f.  754.  802  ff.  806.  818  f.  833  f. 
Franz  I.  750.  IJ.  788.  750. 
Frauen  24.  55.  60.  61.  254.  817—819.  888. 

390.  891.  398.  394  n.  422.  499  n.  610  n. 

615.  662. 
Frauenraub  65.  311  n.  336  n. 
Frauliche  Gerechtigkeit  303.  806  n. 
freda,  fredum,  fredus  s.  Friedensgeld. 
Freibauern,  Freischulzen  787  f.  746. 
Freibrief  218.  257.  441. 
Freiburg  i/B.  513.  589  n.  596.  597  n.  598  n. 

626.    646  ff.  690.  880.    Reichsabschied 

(1498)  697.  729  n.  774  n.  825  n. 
Freiburg  i/Uechtl.  647. 
Freie  27.  87.  41.  48. 107  n.  167.  209—218. 

256.  859  n.  363.  419.  421  ff.  429.  448  n. 

501  n.   545.    -Herren  884.  394  n.   419. 

425.   464.  469.  497.  583.  545.  594.  622. 

657. 
Freigerichte  561—68.  578  u.;  vgl.  Feme. 

Westfölisohe  Gerichte. 
Freigraf  562—68. 
Freigrafenkapitel  565.  567  f. 
Freigrafschaft  563—67.  718.  762  n. 
Freiheitsprozeß  180.  256  f.  352.  854.  359  n. 

544. 
Freihufe  417. 
Freikauf  443. 
Freilassung  17.   29.  38.  49.  51.  63.  67  f. 

145.   155  f.  173.  177  f.  214—18.  222  n. 

252.  256.  285.  889  n.   855.  428  ff.   432. 

436.   438  n.   441.    569.     F.-Bier   38  n. 

54  n.  64  n. 
Freimann  433  n.  485  n. 
Freischöffe.  Freistuhl  562—68. 
Freising  140.  249. 

Freistatt  78  ff.  195  n.  330  n.  343.  707. 
Freizügigkeit   40.  212  u.   215.  218.   256. 

438.  439.  452.  812  n. 
Fremde  37.  58.  66.  72  n.  129.  201.  223. 

468.  512.  513.  544.  545.  707. 
Fremdlingsrecht  518. 
Frevel  71.  547.  569.  570.  703. 
Friaul  374.  877.  379  n. 
Friede    17.    25.    31.    34.  59  n.    69.    73. 

77  f. 
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110.  113.  143.  832.  334.  454.  461.  493. 

501.  607.  614  f.  788.  gelobter  705. 
Friedensbruch   71.  72.  74.  77.  194.  452. 

493.  537.  538.  705  f. 
Friedensgeld   74.  76.  77.   132.    189.   279. 

332.  338.  337.  342  n.  345.  354.  365.  704. 
Friedensschlüsse  113.  762.  809. 
Friedetage  615. 
Friedewirken  671.  675  f.  706. 
Friedlosigkeit  71.  73—76.  78.  84.  85.  114. 

118.  830.  367.  449.  703;  vgl.  Acht. 
Friedrich   I.    373.     381  n.     383.    386  n. 

388  n.  395  n.  398  n.  401  n.  403.  450. 

451.  454.  462.  470.  472.  478.  476.  477. 

483.  488  n.  501.  512.  513  n.  517  n.  522. 

539  n.  577  n.  578  n.  597  n.  610  n.  616. 

618.  624.  640.  —  Der  II.  405.  425  n. 

451  n.  452  n.  464  n.  475  n.  489  n.  490  n. 

498  n.  502  n.  503.  504.  505.  506  n.  507. 

511.  512.  516  D.  517  n.  518  n.  523  n. 

535.  543  n.  571  n.  577.  578.  579.  581  n. 

591.   598  n.    605.    617.    618.  622.    629. 

640.  —  Der  III.  380  n.  453.  464.  466  n. 

468.  474.    475.    517  n.   534.    535.    536. 

564  n.  568.  577.  606  n.  617. 
Friedrich  I.  von  Brandenbarg  392  n.  566. 

—  Friedrich  I.  von  Preußen  720.  723. 

790.  —  Friedrich  der  Große  723.  790. 

881. 
Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preußen  790  f. 

795  ff.  —  Der  IV.  818. 
Fries,  Lorenz  822. 
Friesen  36.  39.  72.  74.  89  f.  98.  95.  97  n. 

99  f.  133  n.   168.  185  f.  210.  212  f.  215. 

220.  222  f.  235—88.  253  n.  257  f.  286. 

294  n.  818  f.  333—89.  344.  347  n.  361  n. 

367  n.  375  f.  380.  419.  427  f.  438  n.  446. 

477.  497.  588  f.  544  n.  572.  602  n.  612. 

682.  635.  685  f.  695.    Stadtrechte  644. 
Fronbote  (vgl.  Büttel)  167.  546  f.  559.  566. 

584.  628  n.  707. 
Frondienst,  Fronde  (vgl.  Dienste)  37.  206. 

218.  215.  275.  413.  439.  440.  569.  579. 

677.  738  f.  741. 
Fronhof  49.  206.  409.  415.  416.  440.  444  n. 

550  n.  589.  600.  613. 
Fronland  409.  413.  415.  440. 
Fronung,  s.  Befronung.  Friede  wirken. 
Frostuthingslög  220  n. 
Fruchterwerb  200.  664. 
fulcfree  41.  217. 
Fulda  537  n.  807. 
Fund  348.  524  n.  579. 
Fünfte,  der  188. 
Fuero  juzgo  229. 

Fürsprecher  66.  445.  449.  569.  705.  709. 
Fürst,  Fürstenstand,  Fürstentum  14.  16  f. 

21  ff.  28.  32—36.  42.  44.  47.   49.  876. 

379.  384.  386  n.  387.  897.  416.  418—20. 

425.  428.  431.  444  n.   447.   455.  465  f. 

471  n.  476-88.  490—501.  507.  509.  511 

bis  515.  519  f.  525-27.  529.  532  f.  535. 

537  f.  543—45.  550  f.  554  n.  556  n.  557 

bis  559.  563. 566.  568  f.  573-88.  591—94. 


605  f.    682  n.    748  f.    767.    769.    777  f. 

F.-Genossen  420.  544  f.  767.    P.-Gericht 

465.    588.     F.-Lehn    387.    398  n.    532. 

F.-Siegel   657.    alt-   und  neufCirsÜiche 

Häuser  476  ff.  758  f. 
Fürstenbund  782. 
fylkar,  fylkis|>ing,  fylkiskonüngar  8.  12. 

15.  23.  25.  106. 

Gabe  64.  156  f.  160.  290.  297.  300. 
gabella  emigrationis   812  n.     hereditaria 

518. 
Gärtner  410  n.  485  n.  441. 
gage,  gaggio  54. 
gairethinz     18.    19  n.    36.    51  f.      63  n. 

64  n.   68  n.    217.    281  n.    257.    265  n. 

812  n   828 
Gallien,  Gallier  10.  94.  96.  98.  104.  113. 

121  ff.  125.  127  n.  139f.  158 f.  182. 187 f. 

195.  204.  210.  244.  472. 
Ganerben,  Ganerbschaft  268.  270  n.  804. 

307  n.  311.  813.  320.  410  n.  412  n.  420. 

673  f.  687  f.  780.  801. 
Garkost  710. 

Sasindins  26.  154. 
^ast  37.  63.  228.  435.  598. 
gastaldius  129. 
Gasteiner  Vertrag  821. 
Gastmahl  64  n.  77  n.;  vgl.  Imbiß. 
Gau,  Gauverfassung  13.  14  n.  106.  120  bis 

123.    129.    181.    161  f.    376.    878.    879. 

380.   518.    519  n.   589  ff.  543.  588.  594. 
Ganfürstentum,  Gaukönigtum  106  ff.  118. 
Gebundene  Tage  615. 
Gedinge  886  n.  890  f.  894.  398.  406.  670  n. 
Gedingsherr,  Gedingsmann  891. 396. 397  n. 
Gefahr  im  Rechtsgange  356.  709. 
Gefährdeeid  850. 
Gefalle  385.  394  n.  494. 
Gefängnis  117.  127.  162.  888  f.  341.  704. 
Gefangene  502.  526.  529. 
Gefolge,  Gefolgschaft    19  f.   22  f.   25—29. 

82.   68  f.  78.   118.  129.  136  f.   151.  158. 

155  f.  160. 
Gegenwahly  Gegenkönig  455.  461. 
Gegenzeugen  355. 
Geheimer  Bat   475.   583.    755.   769.   792. 

795.  797.    Geh.  Justizrat  792. 
Gehöferschaft  44.  413. 
Geisel  56.  65  n.  82.  256  n.  278:  329;  vgl 

Vergeiselung. 
Geislinger  Statut  801  n. 
Geisteskranke  695. 
Geistliche  119.  124.  134  f.  138—41.  147  bis 

149.  152.  157  n.   178—81.   190  n.    194. 

222  n.  244.  251.  379.  383  n.  391.  398  f. 

404.  406.  408.  416.  455  n.  473.  476.  482. 

499  n.  501.  505.  525.  588.  566.  568.  571  f. 

574.  582  f.   585  ff.  596.  603.  615  f.  627. 

684  n.   698.  701.  703.  724.  778.  —  G.- 

Bank  759.  —  G.  Fürsten  und  Territorien 

(vgl.  Säkularisation)  879.  888-88. 395  n. 

408—405.  425  f.  438  n.  456.  469.  477  bis 

481.  483.  495.  498  n.  500.  503  f.  506  f: 
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511.  626  f.  555  f.  573.  576—78.  582  n. 
58^.  586.  592  f.  605  n.  628  n.  758.  786. 
—  G.  Gerichtsbarkeit  178.  570-72.  617. 
706X1. 

Geistlicher  Vorbehalt  779  n. 

Geldgeschäfte  450  ff. 

Geldwechsel  450  n.  452. 

Geldwirtschaft  444.  506.  509. 

Geleite  37.  420.  461.  487.  491.  493.  504. 

512.  517  f.  574  f.  579.  585  n.  605.  617. 
Gelnhausen  468. 

geloben,   Gelübde    670.    679  f.   700;    vgl. 

fides  facta. 
Gemachte  700  f. 
Gemeinde    409.  410  n.   418  n.    450f.  520. 

588.  570.  587.  593.  598.  668.  —  G.-Zeuge 

352.  855.  359. 
Gemeine  Mark  410  n.  520.  570;  vgl.  Al- 
mende. 
Gemeiner  Pfennig  767.  770.  773. 
Gemeines  Recht  729.  Gem.  Sachsenrecht 

623.  729.  829.  832. 
Gemeinfreie   420.   433.   444  n.   448.    540. 

545;  vgl.  Freie. 
Gemeinheitsteilung  740.  742  f. 
Gemenglage  48.  409.  416.  418.  739.  742. 
genealogia  12.  200. 
Generaldirektorium  796  f. 
generale  colloquium  490.  placitum  166  n. 

generalis  conventus  490,    curia  618. 
Generalfiskal  766.  797. 
generatio  16.  61.  323. 
genossami  438  n. 
genu  genuculum  61.  323  n. 
Ger  38.  50  f.  56.  60.  62  f.  65  n.  68  n.  265  n. 

Gerhabe,  Gertrager  50  f.  56.  62. 
Gerade  291  n.  296—99.  304.  319.  439.  639. 

688  ff.  699. 
Gerardus  Niger  652. 
gerSfa  128  n. 

Gereide,  Gereidegenossen  410  u. 
Gericht,   Gerichtsverfassung   17.   38—36. 

76.  79—87.  114.  123. 126.  129.  182.  135. 

154.  160—81.  186.  528-73.   620.  638. 

727  f.   765  ff.    789-93.  798.  804  f.  820. 

834. 
Gerichtlichkeit  268. 288  n. ;  vgl.  Auflassung, 

Fertigung. 
Gerichtsbann  34.  35.  126.  161.  671. 
Gerichtsbarkeit  510.  513.  517.  518  n.  558. 

578.  585.  590.  593.  600.  604.  freiwillige 

125.    161  n.    163.    173.   250.   268.  329. 

487.   530.    559.    568.    571.   637.   657  n. 

659.  671  f.  681.  695.  700  f.  714  f.  hohe 

379.  540.  541  n.  545  n.  549  ff.  555.  562. 

574.  593.  605.  778.  781.  801  f. 
Gerichtsbote  (vgl.  Büttel,  Fronbote)  536. 

604. 
Gerichtsdienst  423. 
Gerichtsgefölle  418.  514.  579. 
Gerichtshalter  794. 
Gerichtslehn  386.  898  n.  444  n.  604. 
Gerichtsordnungen   536.   828.    preußische 

allg.  G.  831.  834. 


Gerichtsschreiber  138. 163. 170.  171  f.  244. 
268  n.  536.  604.  728.  793. 

Gerichtsstand,  Gerichtszuständigkeit  118. 
174.  428.  429.  434.  436.  442.  452.  530. 
544.  552.  557.  562.  566.  567.  570.  573. 
595  f.  605  f.  privilegierter  530.  545.  557  f. 
745.  792.  801. 

Gerichtsurkunde  171.  245.  246.  369.  530. 
534.  657.  714. 

Gerichtsverfahren  79—87.  346  ff.  708  ff. 
769.  820.  823.  825.  827.  831.  8S3f. 
bürgerliches  710.  767.  793.  peinliches 
713  f.  767.  793  f.  italienisches  727.  ro- 
misches 727.  kanonisches  727  f. 

Gerichtszeit  135  f.  162.  165  n.  167.  170. 
530.  540.  548.  552.  564.  572. 

Gerichtszeugnis  359.  710  n.  714. 

Germage  60. 

Germanen  8.  10. 

Gerüft  30  n.  85. 166.  348.  357.  500.  713  f. 

Gesamtbelehnung  389.  890.  393.  398—400. 
420.  719.  756. 

Gesamtbürgschaft  123. 

Gesamte  Hand  309.  389  f.  398  ff.  686. 

Gesamteigentum  50.  53.  70.  202. 

Gesamtgemeinde  598. 

Gesamtgilde  597.  602. 

Gesamtrecht  263. 

Gesamtstimmen  im  Bundestage  808;  vgl. 
Kurien. 

Gesamtvormundschaft  315.  316.  319  n. 

Gesandtschaft  9.  505.  787  f.  809. 

Geschäft,  vgl.  Gemächt. 

Geschenke  16.  20.  22.  145  n.  189.  194. 
524.  527. 

Geschlecht,  Geschlechtsvormundschaffc  69. 
254.  286.  288.  814  f.  326.  333.  337  n. 
883.  695.  697. 

Geschlechter,  altbürgerliche  510  f.  602  f. 

Geschleohterdorf  14  n. 

Geschlechtsleite  63  n. 

Geschlossenheit  der  Güter  414. 

Geschoß  525. 

Geschriebenes  Recht  11.  725. 

Geschwister  61.  65  n.  70.  82B.  324.  697. 

Geschwisterkinder  323.  697.  825  n. 

Geschworene  540.  601  n.;  vgl.  Schwur- 
gericht. 

Gesellen  608.  774. 

Gesetzbuch,  allgemeines  f.  d.  preußischen 
Staaten  881.  österreichisches  bürgerl. 
GB.  833.  sächsisches  883.  zürcheri- 
sches privatr.  GB.  883. 

Gesetzeskommission,  preußische  831. 

Gctfetzgebung  17.  116  n.  148.  220  ff.  224. 
225.  241.  251.  353.  493.  494.  585.  586. 
610.  631—636.  801.  804. 

Gesetzpublikation  243.  244.  619. 

Gesetzsprecher  11.  35.  168. 169  n.  221.  539. 

Gesinde  26.  37.  435 n.  441.  452.  599.  710. 
747. 

Gesinnung,  strafbare  706  f. 

Gespräche  709. 
I  gesta  125.  244. 
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Geständnis  81. 

Gewährsmann,  Gewährschaft  278  n.  849. 

350  f.  364.  363  n.  394.  407.  712  f. 
Gewandfall  439. 
Gewann,  Gewannlage  48.  198.  409.  412. 

414.  416. 
Gewerbe    596.   600.   604.  799.  804.   820. 

unehrliche  449. 
Gewere   51.   261.    264.  270—272.   275  ff. 

314.    329.    890f.  396.   571.  667  ff.  683. 

711  f.  rechte  668.  672.  700.  712.  gelobte 

oder  Prozeßgewere  713. 
Gewette  54  n.  130.  342  n.  539.  554.  704. 

707.  714. 
Gewichtssystem    11.  182.  508.  510.  775. 

816. 
Gewinngeld  747. 
Gewissensfreiheit  749. 
Gewohnheitsrecht  11.  221.  610.  613.  623. 

633.  634.  687.  727.  729 f.  758.  781.  788. 

801.  826—830.  832. 
Gilde  450.  597  f.  601  f.  607. 
gisil  65  n.  329. 

glebae  adscripti  214.  215.  438.  440  n. 
Gleve  430  n.  498. 
Glied  61.  323  n. 

Glossen    224.  226  n.   233.   631.    Malber- 
gische 225  f.    zum  corpus  juris    728. 

725.  728f,   zu  den  libri  Feudorum  652. 

zum  Mainzer  Landfrieden  617.  625.  zum 

Sachsenspiegel    620.    625.    822.      zum 

Weichbildrecht  513  n.  688.  822.    qnic- 

quid  non  agnoscit  glossa  etc.  729.  784  n. 
Gnade  (Straferlaß,  Strafumwandlung)  114. 

118.    141.   180.  340f.  504.  514.   583  n, 

568.  703.  707.  751.  769.  785.    Verlust 

der  G.  340.  703. 
Gnadenlehu  786. 
Go,  Gehe  14  n.  121.  123.  168.  380.  543. 

558.  563.   G.-Ding,  G.-Gericht  168.  542. 

544  n.  647.  551.  557  f.  561—665.  578n. 

595.    G.-Graf  168.  644.  547.  561.  559. 

561.  584.  698. 
Gobier  828  n. 
godar,  godord  24. 

Gold  und  Silber  508.  621  ff.  679n.  775  f. 
Goldene  Bulle  461—464.  466  f.  471  f.  474. 

493.  496.  607f.  622f.  529f.  576 f.  579f. 

687  n.  597  n.  603  n.  612  n.  618  f.   706. 

723.    760.    755.    757.  779.    781.    792  n. 

Sächsische  G.  B.  485. 
Görlitz  626.  Rechtsbuch  621  n.  630. 
Goldschmiede  610  n. 
Goslar  468.  689  n.  592.  594.  596  n.  680  n. 

642.  688  n.  769.  763  n.  797  f. 
Gotha  642  n. 
Gothen  8.  9.  21  n.  88—90.  92.  100.  126. 

128.  167.  168.  200  n.  210.  314.  316. 
Gotlandslagen  220  n. 
Gottesfrieden  31.  36.  538.  602n.  615.  616. 
Gottespfennig  679. 
Gottesurteil  26.  36.  83.  84.  175.  351.  360 

bis  363.  364  n.  370.  715. 
Gräberraub  76  f.  84. 


Graf,  Grafschaft  113.  120.  122f.  126—132. 

142f.   149.   152.   161.   163  f.    166.  168  f. 

172n.  178  n.  180,  185ff.  191.  194.  270n. 

282  n.  328.  342  n.  344.  353.  365.  376. 

378  f.  380.  386  n.  420.  425  n.  427.  429. 

466.    461.  464  f.    476  f.  481.  487—492. 

496f.    501  n.    507.    611.    514f.    518n. 

525.  529.  537.  539  ff.  542-555.    562  f. 

573  f.  576.  578.  581.  583.  686  f.  591  n. 

593ff.    616  n.    743f.    757  ff.    761.    763. 

765.  777  f. 
Grafenbede  578. 
Grafenbann  188.  189  n.  342  n. 
Grafending,  Grafengericht  164.  165.  176. 

179.  180.  370.  428.  429.  540.  542.  544. 

546.  547.  652.  561.  562.  564.  565n.  674. 

582.  590.  591.  595. 
Grafenschatz  130.  433.  436.  497.  587.  580. 

587.  600.  671. 
Gragas  4.  220  n. 
Graumann'scher  Münzfuß  776. 
Greifswalder  Konföderation  608. 
Greise  709. 
Grenze  48.  62.  200.  264.  409.  427.  498  n. 

G.- Frevel  706.    G.- Streitigkeiten    359. 

Deutsche  Grenzen  372  ff.  717  ff.  806  ff. 
Grenzherzog  126.  133.  376  f. 

Sretman ,  grietman  380  n.  540. 
rimowald  232.  322. 
Groningen  880  n.  632. 
Großen,  die,  111.  112.  119.  136.  188.  142. 

143.  146.  147.  169.  178.  185.  381.  414. 

421.  469.  574.  685.  586. 
Großeltern  321  n.  322.  324.  697. 
Großer  Kurfürst  788.  794  n.  796. 
Großgrundbesitzer    124.  129  n.  152.  153. 

155.   156.   159.   163.   206.  210  f.    414  f. 

417  f.  602.  737—741. 
Großhofjustiziariat  533  n. 
GroBjährigkeit  s.  Volljährigkeit. 
Großkanzler  797. 
Grundbesitz,  Grundbesitzer  12. 14.  20.  41. 

43—50.  102.  129.  148.  150  f.  195—208. 

218.  259.  261—277.  299  n.   318  f.  328. 

407—418.  429  n.  433.  440.  450.  518  f. 

523.   546.    562.    671.  679.  584.  586  n. 

598.  698  ff.  611. 
Grundbuch  726  n.  730. 
Grundherrschaft,    Grundherr    141.    152» 

155. 174—78.   191.  206.  211—13.  246  f. 

379.    407—13.    415  ff.    420.    427.    436. 

438.   444  n.    488.   497.  520.    525.  549  f. 

569  f.    569  f.    574.    593.    737—41.    746. 
Grundhörige  437  ff.  440  n.  441.  442.  444. 

448.  569. 
Grundentlastung  s.  Landeskulturgesetze. 
Grundrechte  818. 
Grundruhrrecht  190.  517.  518. 
Grundschuld  676. 
Grundsteuer  187.  188.  794  n. 
Grundzinsen  677. 
gudja  24. 

Gulathingslög  4.  220  n. 
Gundobada  230  f. 
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Gunthram  63n.  99.  115.  119  n.  178.  307  n. 

315  n.  340  n. 
Gurk  480  f. 
Gütergememschaft  294.  639.  682  n.  685  f. 

688  ff.  703.  729.  AuBschUeßung,  Aufhe- 

bang  691  ff.  694  11.   vertragsmäßige  693. 

fortgesetzte  690.  von  Todes  wegen  729  f. 

partikuläre  691. 
Gutlalagh  220  n. 
Gutsherrlich- bäuerliches  Verhältnis    212. 

407  ff.  418.  436-444.  569.  654.  737  bis 

742.  Regulierung  740ff.;  vgl. Immunität, 

Seniorat,  Vogtei. 
Gutsobrigkeit    409.  438.  440.  444.  788  n. 

794.  797. 


Haar  25.  56.  64.  69  n.  106  ff.  110  n.  112  n. 

256  n.  312  n.  704  ff. 
Habsburg  387  n.  494.  750. 
Hadeln  541.  554  n. 
Hafen  186.  517. 
Haflidaskrä  220  n. 
Haftung  für  Dritte  59.  175.  215.  216.  255. 

260.  278  n.  283.  285.  286.  312.  314.  335. 

345.  346. 
Haftgeld,  Handgeld  53  f.  67.  285.  303  n. 

673.  679.  681  f. 
hagastald  440.  442  n. 
Halle  638.  639. 

Halm  57.  58  n.  265.  266  n.  283. 
halsfang  334. 

Halsgerichtsordnungen  825  ff.    vgl.  Bam- 
berg, Carolina. 
Halslösung  s.  Losung. 
Hals  und  Hand  544.  562.  593. 
Hamaland  121  n.  238  n. 
Hamburg  141.   379  n.   476.    589  n.   606. 

607  n.  640  f.   688  f.   759.  763  n.  797  ff. 

807.  830. 
Hand  50.  51.  58  n.  61  n.  110. 147  n.  156. 

157.  387.  454  n.  533  n.    H.  und  Mund 

51.  670.   H.  muß  H.  wahren  846  ff.  663. 

Abhauen    der  H.    888  n.    341  n.  449  n. 

703. 
Handel  10.  218.  350  n.  450  n.  594  n.  596. 

607  ff.  774.  831.    H.-Gesetzbuch  820  n. 

833. 
Handfeste  246.  683  f.  636  f. 
Handfrieden  705. 
Handgeld  s.  Haffcgeld. 
Handgelderreichung  795. 
handgemäl  11.  420.  611. 
Handhafte  That  85.  166.  344.  357.  544. 

565.  567.  615.  707.  713  f. 
Handlohn  439.  747. 

Handlungsfähigkeit  252^54.  258.   309  n. 
Handlösung  s.  Lösung. 
Handreichung  386. 
Handschlag  58.  59.  359  n.  680  f. 
Handschuh  50  ff.  57  f.  110. 264.  268  n.  283. 

289.  368.  387.  454.  591. 
Handwerk,  Handwerker  155.  214.  431  n. 

435.  441.  444.  597.  602.  603. 


Hannover  (vgl.  Braunschweig)  589  n.  732. 

747.  752.  756.  759.  806.  814  f.  820.  834. 
Hanse,  H.-Städte  606—609.  799.  803.  806. 

H.-Bann  608  f.    H.-Kezesse  799. 
hantrada  217  n.  257. 
Harald  Härfagri  106.  109.  203. 
Harde  14  n. 
Hardenberg  804. 
harmiscara  341  n. 
Harzstädte  688. 

Haubergsgenossen Schäften  413. 
Haupt,  zu  H.  gehen  639  f. 
Häuptlinge,  Hauptleute  419.  501  f.  789. 
Haus  13.    44  n.   45.    61.  74.  411  n.   440. 

599.  607.    Zerstörung  des  H.  74.  703. 
Hausbriefe  676. 
Hausdienerschaft  441. 
Hausfideikommiß  780. 
Hausfriede,  Hausfriedensbruch  72. 73. 333  n. 

343.  344.  351  n.  615.  616.  706. 
Hausgarten  409.  410. 
Hausgenossen,  Hausgen ossenschaft  53.  70. 

78.   263.  317.   319.  320.  322.  323.  328. 

Münzer-H.  510.  596. 
Hausgesetze  744  f.  752.  769  n.  779  f.  795. 

801. 
Haushofmeister  469. 
Hausjustiz  78.  344. 
Hausleihe  436.  599.  673.  677. 
Häusler  410.  435. 
Hausmarke  11.  265  n.  420  n. 
Hausmeier  99.  111  f.  136  f.  149.  152  f.  159. 

170.  172.  188.  191.  204.  213  n.  243.  245. 
Hausrat  296.  298.  304. 
Haussuchung  348. 
Hausvermögen   296  n.   299  n.    311.    813. 

314.  328    502.  514.  515. 
Hauszins  525  n. 

Haut  und  Haar,  Strafen  an  704  ff. 
Heer,  Heerwesen  12—14.  16.  19.  29—32. 

41.  62.  78.   110.    113—115.   118.    127  f. 

131  f.  142  n.  145.  148—152.  156  f.  190. 

192  n.  211.  338  n.  381  ff.  419.  421.  469. 

490.  495-502.  506.  578.  582.  587.  603  f. 

608.    785  ff.    745.   762.  765.   770  ff.   787 

bis  791.  797.  800.  804  f.  810.  825. 
Heerbann  115  n.  117  n.  128.  130.  134  n. 

149.  151  f.  189.  194.  341  n.  578.  600. 
Heerfahrt  146.  149.  155  n.  170.  394.  426. 

433.  494.  496—498.  500.  600.  604—606. 
Heerflüchtigkeit  72.  149. 
Heerfolge  78.  149.  421.  423.  496.  498  f. 
Heergeräte,  Heergewäte  26  n.  64.  68.  70  n. 

297.  319.  388  n.  424.  439.  684  f.  699. 
Heerkönig  32.  49  n. 
Heermann  s.  exercitalis. 
Heermeister  731  n. 
Heerschau  16.  115  n.  146.  149. 
Heerschild  324  n.  383—385.  387  n.  390. 

394  n.  396  f.  406  f.  426.  445.  469.  476. 

478.  624. 
HeerstraBe  380.  518. 
Heersteuer  433.  498  f.  526.  600.  736. 
Heerwagen  587.  600. 
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Hegung  16.  25.  547. 

Heidentum  72.  84.  92.  109. 125.  236.  340  f. 

360.  452.  571. 
Heidereiter,  Heideknechte  585  n. 
Heimat  581.  611. 
Heimbargen  410.  558.  598  n. 
Heimding  411. 
Heimfall,  Heimfallsrecht    158.    189.  201. 

206.  208.  277  n.  318.  326  ff.  395  n.  402. 

405.  407.  413  n.  424.  438.  440  n.  512  ff. 

557.  579.  581.  592.  605.  698. 
Heimfahrung  290  n.  293  u. 
Heimgerede,    Heimgereide,    Heimgericht 

410  n.  541  n.  570. 
Heimliches  Gericht,  h.  Acht  562.  565  ff. 

570. 
heimstefna  80. 
Heimstener  s.  Aussteuer, 
Heimsuchung  72.  74.  342  n. 
Heinrich  I.   HO  n.  111.  374.  462  n.  500. 

575.  Der  IL  109.  453.  462  n.  484  f.  491. 

519.  521.  615  n.  Der  HI.  374.  387.  453. 

472.  613  n.  615  n.  Der  IV.  397  n.  451. 
454.  491.  496.  499.  515.  519.  526.  538. 
615.  616.    Der  V.  385  n.  403.  453.  470. 

473.  476. 483.  487.  491.  496.  519  n.  540  n. 
596  n.  616.  Der  VI.  398  n.  404.  448  n. 
454.  483.  617  n.  Der  VII.  (Sohn  Fried- 
richs II.)  577.  616  f.  Der  VII.  (von 
Luxemburg)  451.  464.  469.  474.  515. 
617.  619.  723.  Der  Löwe  373.  375.  378. 
4:0  n.  478.  480.  498  n.  537  n.  592.  640. 
Der  Stolze  377. 

Heiratszwang  116.  286  n.  288.  311.  315. 

438. 
Helsingelagen  220  n. 
Heller  508. 
herad,  heradsthing,  heradskonungar  14  f. 

21.  106.  108.  143. 
Herberge  527.  587.  605.  628  n.;  vgl.  Ein- 
quartierung. 
Herdendiebstahl  338  n. 
Herdzins  439. 

hereditas  259.  261  n.  263.  305  n.  318. 
herisliz  32.  72.  149.  173. 
Hermann  von  Ösfeld  631  n.  von  Salza  634. 
Herminonen  9.  90.  93.  280  n. 
Hermunduren  20.  92. 
Herr  37.  59.  174.  175.  346.  386.  430.  519. 

529.  568.  569. 
Herrengunst  738. 
Herrenhof  206.   207.   275.  408  ff.  504  n. 

vgl.  Fronhof. 
herrenloses  Gut  189.  202.  205.  272  n.  515. 

516.  522. 
Herrenstand  421.   425  n.  433.   489.    492. 

519.  529.    549.    550.    555.    587.    610  n. 

611.  743.  757 f.  800;    vgL  Adel,  Freie 

Herren. 
Herrnfall  368. 

Herrschaften,  reichsunmittelbare  777  f. 
hersir  21. 
Herzog,  Herzogtum  17.  20.  23  f.  28.  31. 

99  f.   106  f.  120.    126.  131  f.   142  f.    149. 


152.   174.  234  f.  245.  273.  338  n.   341. 

364.  376—79.  420  n.  426.  476—78.  4*5. 

499  f.  513  n.  537.  552.  555 1  558  n.  573 

bis  575.  579.  581  f.  586.  H.-Bann  554  n. 

Vgl.  Stammesheizogtum. 
Herzogskom  416. 
Hessen  95.  121  n.  399  n.  479.  487.   62V. 

756.  788.  806  f.  814  f.  819  f.  833. 
Hinkmar  von  Reims  138  n.  172  n. 
Hinterlegung  284.  348  n. 
Hintersassen  118  n.  150.  152.  155  f.  15b. 

115-77.  £07.  211  f.  247.420.  436.  4»?. 

443.  549  n.  569  f.  594  n. 
Hippolithus  a  Lapide  783. 
hiro,  hirdmann  26. 
Uochäcker  47. 
Hochburgund  372.  374. 
Hochfreie  212. 
Hochgericht  558.  559. 
Hoch-  und  Deutschmeister  480.  733.  75t<. 

762  n. 
Hochverrat  32.  148  f.  331;  vgl.  Verrat. 
Hof  45.  49.   199.  207.  408—10.  414.  441. 

490.  527.  fürstlicher  582 1  königlicher 
135—39.  469—76. 

Hofamter  136.  213.  423.  457.  461.  463  n. 

469—76.  486.  569.  582  f.  736. 
Hofdienste,  Hoffahrt  210.  394. 420ff:  426 n. 

491.  505.  600.  735. 
Höferecht  743. 
Hofgeistlichkeit  471. 
Hofgenossenschaft  206.  409.  413.   438  ff. 

447  n.  560  f.  590. 

Hofgericht,  königliches  (vgl.  Königsge- 
richt) 76  n.  114  f.  135.  136.  138.  146. 
170  ff.  271.  369  f.  484.  486.  494.  528  fil 
561.  606.  herzogliches,  fürstliches  132. 
423.  552.  558.  564.  574.  578  n.  582  L 
595.  606.  725.  792  f.  826  n.  gmndherr- 
liches  175.  569  f.  673. 

Hofgerichtskanzlei  475.  534.  617. 

Hoi^erichtsurkunde  245. 

Hofhaltung  526.  596. 

Hofhörige  440  n.  569. 

Hofkammer  754.  774.  7951 

Hofkanzlei,  Hofkanzler  472—76.  536. 752f. 
755. 

Hofkapelle.  Hofkapellan  138.  172  n.  471. 
481. 

Hofkriegsrat  795. 

Hofinarkgerichtsbarkeit  550  n. 

Hofmarschall  582.  755. 

Hofmeister  469.  535.  536.  558.  583.  584. 
752.  755.  826  n. 

Hofpfalzgraf  469.  484.  486.  724.  752.  785. 

Hofrat  469.  475.  476.  536.  558.  583.  725. 
754.  792.  795. 

Hofrecht  124.  128.  175.  429  n.  438.  526. 
590.  613.  651.  653  ff.  669  n. 

Hofregiment  754. 

Hofreiter  583. 

Hofrichter  469.  475.  533.  556.  558. 

Hofschreiber  475. 

Hofschule  137.  471.  550. 
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Hofsprache  569. 

Hofsteuer  526.  527. 

Hoheitsrechte   411.   418.   504.    587.    605; 

vgl.  Regalien. 
Hohenstaufen  378.  430.  432.  452-55.  473. 

478.  483.  576.  582  n.  587.  592.  597.  601. 

619. 
Hohenzollern  581  n.  583  n.  807. 
Holland  428.  434.  447  n.  479.  579  n.  612. 

631.  634.  635.  639.  Stadtrechte  644. 
Holländischer  Sachsenspiegel  630. 
Holstein  58.  73  n.  93.   122  n.  264  n.  375. 

418.  427.  428.  479.  496  n.  517  n.  544  ff. 

554  n.  582  n.  587  n.  606.  640.  685.  732. 

736.   739.  742.    747.  780  n.  807.   819  ff. 
holting  411. 

Holzgericht,  Holzgraf  411. 
homo,   homagiam,   hominium   153.    156. 

176.  386.  homo  advocaticius  435  n.  436. 

denarialis,  denariattts217.  ecclesiasticus 

177  n.  218.    ligius  423.  430  n.  434  n. 

migrans  86  n.  202.  206.  regius  177  n. 

218.  257  n.  336.    Romanus  218.   syno- 

dalis  420  n.  573  n. 
Horcher  547.  709. 
Hörige  37—40.    48.    137.    149.   175.    191. 

206  f.  212—14.  252.  256-59.  275.  294. 

334  f.  409.  423.  437  ff.   599  f.   603.   709. 

746  f.    Aufhebung  der  Hörigkeit  747  f. 
hospes,  hospitalitas  103.  206  n.  435. 
hostenditium  499. 
HoYer  von  Falkenstein  621. 
Hubding  569. 
Hufe,   huoba,    hova  13.  49  n.  198—201. 

408.  409.  414.  416.  418.  429  n.   434  ff. 

439.  444. 
Hugolinus  de  Presbyteris  723. 
Hulde  386.    bei  des  Markgrafen  H.  553. 
Huldigung  109.  156.  605  f.  798. 
Hundertschaft    13  f.    21  f.     30.    33  f.    47. 

120—24.   142.   161—65.   168.   202.  376. 

380.  410.  543.  545  f.  548.  552  n.  558. 
Hunne  21.  24  n.  127.  168.  547. 
Hunnen  89  ff. 
hüskarlar  26. 

Hussitenkriege  500.  501.  527. 
Hut  110  n.  291  n.  387.  454.  590  n. 
Hypothek,    H}-pothekenbücher    676.    730. 

preußische  H.-OrdouDg  730.  831. 

i activus  84  n. 

Jagd  189  f.  204  n.  412.  444.  518  ff.  561  n. 

585  n.  706.  743.  820. 
Jahr  und  Tag  388.  410  n.  439.  443. 

479.  512.  543.  583  n.  600.  668.  670. 

704.     Bedeutung    672.     zu    seinen    J. 

kommen  253.  662. 
jarl  36.  42. 
Idioten  252. 
Iglau  589  n.  649  f. 
illuster  112. 
Imbiß  527.  682. 
Immobilien,  Immobiliarsachenrecht  214. 

S.  ScbxSdsx,  Deutsche  Bechtagesehlohte. 


252  n.  423.  440.  451  n.  565  n.  569.  571. 
598  n.  667  ff.  726.  729  f.   I-Prozeß  180  f. 
265  n.  271.  352  ff.   368.   393.  559.  562. 
711  ff.    l.-Exekution  366  ff.  561.  711. 
Immunitat  125.    126.   142.  174-78.    180. 

181.  186.  191.  192-95.  216.  218.  257  n. 

332.  379.  420.  488.  525.  542.  545.  549  ff. 
576.  588.  596.  685. 
imperator  112.  453. 
indictio  187. 
indiculi  commonitorii  369.    regales   172. 

245. 
Indier,  indisches  Recht  1.  256  n.  281  n. 

825  n.  362. 
Indogermanen  1. 
indominicatus  206  f.  275. 
Ine  239. 

Informatio  ex  Specvlo  Sazonum  623  n. 
Ingävonen,  Ingväonen  9.  93. 
Ingelheim  468.  548.  549  n.  560.  685. 
Inhaberpapiere  369  n.  660.  678.  681. 
Initiative,  gesetzgeberische  751. 
Innocenz  II.  404  n.    III.  405  n.  456.  463. 
Innungen  597. 
in  pans  217  n.  257. 
Inquisitionsbeweis  359  n.  369.  515  n.  654. 

712.  714.  831. 
Inquisitionsmandat  174. 
Insatz  711. 
Inseibildung  518. 

Insolvenz  265  n.  338.  839  n.  711.  715. 
Instanzenzug  560.  784.  792.  811. 
Interpretatio,  westgothische  227  f.  230  f. 
Interregnum  515.  556. 
intertiare  349. 
Investitur  51.  52.  58  n.   160.  264.  265  n. 

267.  270.  272.  275.  376.  378.  385  n.  386. 

387.   388  n.  403  f.  462.  479-83.  508  ff. 

568 f.  575.  670.  672  f.  735.  751.  755.  778. 
Investiturstreit  385  n.  387.  403.  480  ff. 
Inzest  339  f.  571. 
Joachimica  829. 
iodute  30  n. 

Johann  v.  Buch  620.  624.  631.    v.  Geln- 
hausen 661.  Elenkok  625.  Stadtschreiber 

von  Brunn  650.  724.    Erzherzog  J.  818. 
Johanniter  733.  759.  779.  803. 
Joseph  II.  766.  768.  832.    josephin.  Ge- 
setzbuch 883. 
Isidorus  227.  234  n.  623.  624.  627. 
Island,  isländisches  Recht  1  n.  4.  18  n. 

24.  71.  220  n.  253  n.  334  n. 
Istavonen,  Istväonen  9.  90. 
Italien,  italienisches  Recht  5.  120.  133  n. 

138  f.  151  n.  164  n.   167  f.   181.  212  n. 

223.    234.    242—46.    251.    277.    288  n. 

292  n.  804.  372.  374.  382  ff.  386.  888  f. 

394  f.  397  ff.  419.  462.  471  f.    482-86. 

490.  492  f.  499.  505  n.  524.   530.   532. 

554  n.  601.  610  f.  615  n.  616.  618.  719. 

725.  727.  769.  823.  826.  880. 
itio  in  partes  749.  761. 
Juden  173  n.    218  f.    223  n.    360.   411  n. 

449—52.    468.    501   n.    524.    568.    579. 
54 
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591-98.   603.  605.  611.  615.  619.  633. 

664.  749.  773.  804. 

Iudex  21.    76.  106.  128  n.    168  n.    168  f.  ' 

191.  193.  221.  238  n.  380  n.  488.  540.  ! 

548.    fiscalis  128  d.    generalis  538.  553.  | 

pacis  588.    provincialis  489.  552.  j 

iudicium  171.   221.  225.     comitiale   544.  > 

provinciale    544.    552.      secretum    562.  | 

565  f.     dei   251.   861  n.     aquae   861  f.  | 
iudicia  Wulemari  236.  i 

Jülich  479.  829.  , 
Jüngster   Reichsabschied    760.   766.    768. 

787.  825.  i 

iurator    pacis   communis  538.     iuratores  , 

synodi  571. 
Jurisdiktion  702. 

Juristen  (vgl.  Doktoren,  Doktrin,  Rechts-  ' 

gelehrte)  724  f.  französische  725.  Fakul-  i 

täten  728.  793. 

Juristische  Person  663.  , 
ius  albinagii   518.     conductus   512.     de- 

tractus  812  n.    evocandi  528.    Franco-  ' 

nicum  612.    primae  noctis  438  n.    re-  { 

cadentiae,   revolntionis  697.     regaliae,  ' 

regalium  403  ff.    reformandi  748.    Saxo-  i 

nicum  612.    spolii  404. 

Justitiar,  Justizamtmann  794.   iustitiarius  ' 

cnriae  533.  | 

Justizdepartement  797.  I 

Justizverweigerung  vgl.  Rechtsverweige-  | 

mng.  I 

Juten,  jüt.  Recht  89.  94.  220  n.  280  f.  686  n.  | 

i 
Kabelländer  412  n. 
Kabinetsjustiz  769. 
Kämmerer  192.  423.  469  f.  582. 
Kaichen  541  n.  560. 
Kaiser  100.   Ulf.  453.  455  n.   468.  468. 

566  ff.  616  n.  630.  723.  744  f.  750  ff. 
756  f.  760  f.  763  f.  766.  768  ff.  777.  779. 
781.  783  ff.  788.  798.  801.  der  Deutschen 
818.  von  Österreich  733.  Krönung 
100  f.  112.  463.  466.  527.  750.  Resi- 
denzpflicht 751.    Titel  112.  458.  750. 

Kaiserreoht  624  n.  628  f.  723.  826.  Kleines 
K.  425  n.  513.  595  n.  629  f. 

Kaiisch,  Aufruf  807. 

Kammer  536.  558.  583. 

Kammerbote  484. 

Kammergericht  474.  536.  558.  583.  725; 
vgl.  ReichsKG. 

Kammergüter  (vgl.  Krongüter)  559.  584  n.  i 
739.  747.  787  f.  794  f.  803.  i 

Kammerknechte  451  f.  | 

Kammermeister  582.  > 

Kammerprokurator  534.  796.  I 

Karomerschreiber  475.  534.  | 

Kammerzieler  767.  773.  778.  800  n. 

Kampf  79  n.    K.-Stock  241  n.  361.  364  n. 
kämpf  liehe  Ansprache,  kampflicher  Gruß  ' 
357.  363  f.  445;  vgl.  Zweikampf.    Sie-  1 
bener  K.  715.  ! 

Kanonisches  Recht  69.  141.  292  n.    324.  \ 


Ulf. 
143. 


450.  556  n.  625.  638.  669.  696.   725  ff. 

822  ff. 
Kantone  der  Reichsrittersohafk  801. 
Kantonsgesetz,  -reglement  790  f. 
Kanzlei  136.  188  f.  171.  245. 471—75.  558, 

753.  755.  767.    K.-Formeln  249. 
Kanzler  138.  245.  472.  583. 
Kapelle  138.  471. 
Kapitel  482  f.  586. 
Kapitularien  vgl.  capitula. 
Kapitulation  769  n. 
Kardinalkollegium  457. 
Karl  der  Große  72.  91.  100  f.  107  n. 

119  f.  126  f.   130.   132  f.   135.  141. 

145.  148.  151.  159.  163.  165—68.  173  f. 

176  f.  184  f.  188.  191  f.  194.  206  n.  209. 

211.  220  f.  226  f.  235—38.  240.  243.  246. 

339—42.  854.  360  f.  373.  376.  488.  503  D. 

521  n.  537  n.  543.   554.  609.  616.  619. 

624.    632  n.     Karl   Martell   64  n.    99. 

132.  140  f.  157.  159.  172.  341  n.  372. 
381.  der  Kahle  101.  313  n.  872.  der 
Dicke  372.  464  n.  der  IV.  432.  453. 
455.  466  f.  469.  473  f.  485  f.  529.  538  t 
634.  723.  der  V.  750.  762.  764.  770. 
825.    der  VI.  750.  780  n.    der  VII.  750. 

Karlmann  140  157  ff.  178.  245. 
Kärnthen  374.  377  f.  470.  478.  485. 
Karolina  s.  Carolina. 
Karolinger  100  f.  110—12.  118-127.129. 

133.  138.  143.  146-51.  170  f.  178.  176. 
178.  181.  185  f.  193.  201.  218.  242.  253  n. 
273.  370.  372.  374.  876. 

Karlsbader  Beschlüsse  812  n. 

Kastner  58  i.  725.  794. 

Kauf  53.  54  n.  284.  285.  350  n.  598  n. 

Kaufgut  673.  700  n. 

Kaufleute   431   n.   450. 

602.  607  f.  615.  640. 
Kawerzen  450.  579  n. 
Kebsehe  293.  294.  301. 
Kebskind  811  n.  321. 
Kennemerland  539.  540  n.  635. 
Kelten  1.  10.  13  f.  18  n.  21.  51  n.  91.  121. 

167  n. 
Kent  94.  209  n.  219  n.  239.  337  n.  350  n. 
Kerbholz,  Kerbzettel  656. 
kerl,  karl  41. 

860-64. 


511  n.   596—98. 


Kesselfang  282  n. 
kethere  540. 
Ketzerei  571.  622. 
Kinder  37.  41.  49. 

294.  301  f.  304. 

828.  446.  449  n. 


715. 


706.  723. 

55.  61.  70.   251  f.  263. 
807  n.  310—13.  321  n. 

693  f.  697. 

Kirche,  kirchliche  Angelegenheiten  59.  72. 
83.  89.  loa  104.  108.  110.  113.  115. 
119.  139-43.  146.  150.  157  f.  178—81. 
187  ff.  192.  194.  218.  220.  222  n.  228  n. 
234  f.  237.  243  f.  246.  252.  255.  257. 
262.  264.  266.  273  ff.  277  f.  288.  295. 
330  n.  384.  338  ff.  342  f.  348  n.  360  f. 
370.  375.  379.  381.  385.  408.  414.  417 
463.  466.  468  f.  480—83.  488.  499.  503  f. 
506.  513  n.   516.    527.    566.    571.    680. 
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583  D.  598.  603.  615.  619.  629.  715. 
782.  797.  803.  814;  vgl.  Christentum, 
Geistliche,  Klöster. 

Kirchenbann  464.  468.  571.  704  f. 

Kirchenbuße  175.  706  ff. 

Kirchenfrieden  848  n.  615. 

Kirchengut  141.  143.  157.  158.  192  n. 
204.  205.  207.  208  n.  213.  266  n.  277. 
338  n.  387.  437.  481.  482.  781  f.;  vgl. 
Säkularisation. 

Kirchenlehen  388.  504  n.  578  n. 

Kirchenleute  218.  294. 

Kirchenordnungen  828. 

EdTchenpatronat  261.  571. 

Kirchhof  615. 

Kirchspiel  142.  558.  571.  598  n. 

Kistenpfand  665.  675. 

Klage  70.  76.  81  f.  846  ff.  566  f.  572.  bür- 
gerliche 710.  714  n.  715.  um  Gut  346. 
352  n.  547.  593.  711.  um  Eigen  352  ff. 
711  f.  um  Erbe  713.  um  Schuld  180  n. 
352  n.  547.  598.  710  f.  schlichte  710  ff. 
peinliche  713.  gemischte  714.  über- 
nächtige 713.  von  Amts  wegen  71. 
355.  369.  534.  567.  707.  716.  790.  Vgl. 
Anfang. 

Klagemaun  540. 

Klagenge were  350.  713. 

Klagspiegel  823.  826. 

Klausel,  salvatorische  826. 

Kling,  Melchior  822. 

Klinke  553. 

Klöster  135.  140  f.  154  n.  189.  370.  375. 
385.  408.  414.  417.  438  n.  450.  478.  480. 
498  f.  503  f.  506.  516.  527.  586.  603. 
773.  781  f.  787;  vgl.  Abtei,  Reiohsabtei. 

Knabe,  Knappe,  Knecht  383.  418.  426  n. 
430  ff  498. 

Knie  61.  323.  825. 

Kniesetzung  61.  63  n.  68  n. 

Kodifikation  228.  827.  830  ff. 

Kohle,  Bergbau  522.    glühende  K.  362. 

Kohlenwald  96.  98.  101.  108  n.  121.  223. 

Köln  96  f.  125.  139—142.  243  n.  377.  379  n. 
405  n.  450  f.  416  f.  459.  461  ff.  468.  471  f. 
510  n.  538.  563—567.  589  n.  596  ff. 
602  n.  605.  607  ff.  615.  659.  762  f.  770  n. 
792  n.  797 f.  830.  Dienstrecht  651.  Stadt- 
recht 645.  Mark,  Pfund  508.  775.  Kon- 
föderation 608. 

Kollegialbehörden  796.  804  f. 

Kollegiatstifter  506. 

Kollegien  im  Reichstage  757—761.  770. 
im  Rhein  bun  de  803. 

Kollektivstimmen  758.  808. 

Kolonat  741  n. 

Kolonen,  römische  335  n.  726. 

Kolonisation,  Kolonisationslande,  Kolo- 
nistenhufe 375.  414  ff.  434  f.  442  f.  654. 
689.  709.  738. 

Kommendation  51.  64  f.  153—157.  159  f. 
382.  886. 

Kommentatoren  schule  725  f. 

Kommissarius,  kaiserlicher  534.  536.  760. 


Kompromiß  535;   vgl.  Austrag,  Schieds- 
gericht, 
i  Konfession  748  f.  761  f. 

Konfiskation   74.   118.  132.  180.  189.  328. 
,       339  n.  341.  348  n.  367  ff  438.  514.  579  n. ; 

vgl.  Vermögenseinziehung. 
<  König  15.  18  ff.  28.  31.  36.  42.  49.  74.  76. 

84.    89.   106—119.   129.   141.    161.    164. 
,       169.  174.    179.    181.  187.  190.  192.  194. 

202.  205.  208.  213.  217.  241  f.  246.  257. 
'   259.  263.  271  ff.  277  n.  318.  327  f.  330  ff. 

340  f.  344  n.  353.  361  n.  367.  370.  383  f. 
I   414.  421.  425  n.  432.  441.  451—69. 

478  f.  481—84.  488.  490—96.  498.  500. 

502  ff.  506  ff.  511—14.  518.  520  f.  525. 

527-29.  531-36.  538  f.  542.  544.  547  ff. 

555.  557  n.  567  ff.  573—76.  578  f.  591  f. 

595.  605.  612.  616  n.  617  f.  622  n.  624. 

628  n.  635  ff. 
i  Königin  112.  191.  467. 
Königsbann  110.  114.  117.  130.  134.  149. 

154  n.  156  n.  166  n.  167.  173  f.  186. 

189.  203  n.  234.  942  n.  344  n.  369. 

387  n.  454.  468  f.  477.  478  n.  520  f.  539. 

542.  553—56.  558  n.  563  f.  575  n.  578. 

590  ff.  671. 
Königsbote  101.  126.  133-36.  143.  149. 

150.  163  f.  166  n.  171  n.  174.  190  f. 

194  n.  238.  240.  270.  341.  376.  484  bis 

487.  528.  586  f.  574.  578  n.  585. 
Königsdienst  115  n.  119.  154  n.  209.  210. 

334. 
Königsfriede  20.  451.  454. 
Königsgericht  76. 114. 117. 154  n.  169—74. 

177.  179.  181.  346.  350  n.  353  n.  355. 

361.  364.  369  f.  528  ff.  610  n.  709.  714  f. 
Königshufe  198  n.  415  f. 
Königskrönung  Ulf.  462.  466.  470.  612. 
Königsmunt  154  n.    173.    189.  219.  228. 

316  f.  468.  504  n. 
Königsrute  416. 
Königsscheffel  188  n. 
Königsstraße  381.  518.  615. 
Königsstühle  543. 
Königstitel  111—20.  453.  750. 
Königsurkunde  117  f.  186.  202  n.  205.  245. 

271  f.  355.  358  n.  473.  475  f.  494  f.  655. 
Königswahl  17  f.  22.  98  n.  110  f.  455—64. 

466.  587  n.  612.  628  n. 
Königszeichen  109.  453  f. 
Königszins  516. 
Konkordate  619.  814. 
Konkubinat  293.  303. 
Konkurs  715.  774. 
Konrad  I.    110  n.    462  n.    484.      Der  II. 

373  f.  397.  455  f.  462.  472.  515.  Der  III. 

451.  470.  472  f.  616. 
'  Konsekration  482.  483. 
I  Konsistorien  797. 
!  Konstitutionen,  kursächsische  829. 
Konstitutionalismus  809.  813  ff. 
Konsul  104.  109  n.  168. 
■  Kontingente  497  ff.  501.  770  f. 
;  Kontribution  794  n.;  vgl.  Bede. 
54* 
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Eontumazialurteil  364.  368.  466.  494;  vgl. 

ungehorsam. 
Konventionsmünze  776. 
Konzilien   142.   146.   149  n.   174  n.    179. 

457.  504  n. 
Kopfsteuer,  Kopfzins  108.  488  f.  441  n.  773. 
Kopialbüoher  658. 
Körperschaften    383.  393.  497.   510.   595. 

600  f.  604  f.  663. 
Körperverletzung  333—36.  344. 
Kossäten,  Kotsaten  410  n. 
Kreisverfassung  des  Reiches  617  n.  721  f. 

762  f.  765  f.  768.  771  ff.  774  f.  778.  784. 

787.    800.    825.     der  Reichsritterschaft 

800  f.    Preußens  796. 
Kreitmayr  831. 

Kreuz  109.  110  n.  186.  452.  454.  591. 
Kreuzprobe  861.  362  n. 
Kreuzzüge  392.  450.  451  n. 
Kriegsartikel  790.  805. 
Kriegsgefangenschaft    37.    71.    214.    254. 

439  n.  442.  526. 
Kriegs-  u.  Domänenkammer,  -kasse,  -rate 

795  f.  804. 
Kriegswesen  20.22. 113. 132. 469;  vgl.  Heer. 
Kriminalordnung  831. 
Krone  109.  453. 
Kronfideikommiß  795. 
Krongut  119.124.  129  f.  136  f.  148.  157  f. 

174.  177.   190—93.  206.  213.  240.  273. 

319.  879.  415.  417.  437.485.  488  f.  512. 

514  f.  548.  592;  vgl.  Kammergut. 
Krümper  805. 

Küchenmeister  136.  469.  582. 
Kulm,  kulmisches  R«cht  437.  522  n.  634. 

638  ff.  738. 
Kundschaft  714. 
Kunkel  60. 
Kuppelei  774. 
Kurnirsten,    Kurfürstentümer  455  f.   459. 

461.  464.  466.  471  f.  495.   501  f.  507  f. 

524.    529.    535.    573.   576  f.  579  f.    619. 

624.  627  n.  706.  750  f.  755  ff.  759f.  762  ff. 

766.  769  f.  773.  777  ff  781.  792  n. 
Kuriatstimmen  758  f. 
Kurland  s.  Livland. 
Kurmede  489. 
Kurpfalz  459  ff. 

Küren,  die  17  friesischen  539  n.  632.  städti- 
sche 636. 
Kürrecht  697. 
Kurverein  461.  463  f.  495.  535.  630.  756  f. 

764. 


Ladung  80—83. 86  f.  354.  869. 545  n.  566f. 

714. 
laesowerpire  52  n.  265. 
Laeti  39.  40.  96  n. 

lag,  lagmann,  lagthing  11.  16.  85.  219. 
Laienfürsten  383.  886  n.  456.  458.  478  f. 
Laienspiegel  823. 
Landbede  525. 
landböc  205.  266. 


Landbücher  635. 

Landding,  Landsthing  16.  552;  vgl.  Ding. 
Landesalmende  414  n. 
Landesfreiheiten  633.  828. 
Landesgemeinde  15.  16.  35. 
Landesgerichte  558.  560.  768.  825  n. 
Landesgesetze   132.   613  f.   631—35.    749. 

751.    774.    784.    788.    809.    818  f.   820. 

825.  827-34. 
Landeshauptleute  584.  585  n. 
Landesheerwesen  787 — 91. 
Landesherr,  Landeshoheit,  landesherrliche 

Gewalt  380  f.  411.   421  n.  435  n.  444. 

512—15.  520.  524.  528.  557  n.  568.  568. 

573—80.  583  n.  586.  605  f.  622  n.  724. 

744  f.  748  f.  751  f.  767  f.  778.  781  ff.  785. 

792.  794.  800  ff.  Klagen  gegen  den  Lan- 

desheirn  784.  787  f.  811.  813. 
Landeskulturgesetzgebung  743. 
Landesmiliz  427.  790. 
Landesobrigkeit,  landesfürstliche  Obrigkeit 

782. 
Landesordnungen  774.  828. 
Landesorganisation  578  ff.  776  ff.  803. 
Landessteuem  787  f.  794. 
Landesverrat  72.  331. 
Landesversammlung  144. 
Landfolge  149.   578.  600.   604.  790;  vgl. 

Landwehr. 
Landfrage  714. 
Landfrieden  129.  138.  409.  451.  468.  487. 

492.    507  n.   511.    518  n.    536  ff.    540  f. 

562.  565.  574  f.  579.  585  ff.  597  n.  601. 

614—18.  628.  702.  705.  721  f.  762.  765. 

787.    ewiger  721.  824.     L.-Bruch   149. 

333  n.  767.  L.-Einung  617  f.  L.-Gericht 

174.  488.  536  f.  541.  552  n.  558  n.  562. 

574.604.   L.-Ge8etz  123  n.  162  n.  225  n,. 

243.  338  n.  389  n.  363  n.  493.  588.  614 

bis  618.  632.    L.-Hauptmann  489.  588. 

L.-KommiisBion  538. 
Landgerichte   428.    528.    530.    536.    538. 

544  ff.   550  ff.    557.    559—62.    564.  569. 

572.  578  n.  583.  591  n.  593  ff.  618.  798. 

kaiserliche  560  ff.  770.  801  n. 
Landgeschrei  29  n.  500.  544.  565  n. 
Landffraf  487  ff.  537  f.  553. 572  n.  579. 586. 
Landherren  426. 
Landhoftneister  583. 
Landkapitel  572. 
Landkasten  794. 

Landleihe  274  ff.;  vgl.  Prekarien. 
Landleute,  Landmänner  426.  * 
Landmarschall  558.  582. 
Landrat  796. 

Landrecht  611  ff.  620.  631—35.  637.  709. 
!      725.  734.  827  ff.  Badisches  829. 883.  Bai- 

risohes  634.  651.  829.  831.    Bamberg«r 

829.      Breslauer   630  n.     Boifer  635. 

Ditmarscher  635.  686  n.  829.   Drenther 

634.  686  n.  Friesisches  589  u.  682.  635. 

Jülicher   829.     Kurkölner    829.     Kur- 
mainzer  829.     Kurpfälzer   829.     Ktir- 

trierer829.  Oesterreichisches  633.  Preu- 
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ßisches   829.     Bheingauer  685.     Saar- 
brücker  635.    Schleaisches  630  n.  684. 

Solmser  828  ff.    SteiriBches  634.    Wür- 

temberger  828  f.  Würzburger  634.  829. 

Preußisches  allg.  L.   730.   784  n.   740. 

742.  745  f.  785  f,  791  n.  799  n.  804.  832  f. 

—  L.  bricht  gemeines  Recht  729. 
Landrecht  (als  Abgabe)  187.  207.  416.  516. 

677. 
Landreiter  584.  796. 
Landrichter   544  n.    547.   549.    551.   556. 

558  f.  562.  581.  583  f. 
Landsassige  421  n.  434  n.  478.  480.  580. 

777. 
Landsassen  207.  425  n.  435  ff.  441.  448  n. 

545.  573  n. 
Landshut  589  n.  648.  688  n. 
Landsknechte  496.  789. 
Landschenkung  272—76.  319. 
Landschranne  547. 
Landsiedel  206.  207.  435. 
Landstände,  Landtage  182.  184.  444.  502. 

525.  537.  558.  574,   585—88.  606.  633. 

634.  780.  786  ff.  792  ff.    796.  799.  803. 

814  f.  818.  821.  828.    Preußischer  ver- 
einigter Landtag  815. 
Landstraßen  522.  518. 
Landsturm  805. 
Landtafel  660.  671.  714. 
Landtaiding  552. 

Landteilungen  der  Germanen  102  ff. 
Landvögte,  Landvogteien   489.  515.  518. 

538.  541.  549.  561  n.  584.  762.  776f.  802. 
Landwehr  149.  409.  498  n.  500.  805. 
Landzwang  706. 
Lanfrancus  233  n. 
Langobarden,    langobardisches    Recht  9. 

23  n.  35.  38.  40.  54  n.  57  f.  62  f.  89  ff. 

100—103. 107  ff.  114  n.  119  f.  129.  133  n. 

143.   145.   168.  182.  209  n.  215  ff.  219. 

221—23.  231—34.  238.  242,  244.  251  ff. 

255  n.  257  f.  263  n.  266  f.  277.  280—83. 

285—88.  292.  294  n.  297  ff.   302.   306. 

309  f.  312  n.  319—23.325-30.332-38. 

343.  345  n.  350.  354  f.  359  f.  364.  366  ff. 

381.  437  n.  725.    Langobardische  For- 
meln 250.  Vgl.  Italien,  Libri  Feudorum, 

Lombardisches  Recht. 
Lantfrid  I.  234. 
Lassen,  Lassiten,  Laten,  Liten  40.  49  n. 

436  f.  445  n.  738.    Vgl.  liti. 
Latein  221.  224.  225.  231.  614.  619.  621. 

624.  629.  632.  684.  637  f.  640.  751. 
Laubach  236.  539  n. 
laudatio  auctoris  711  n.  712. 
laudemium  888  n.  747. 
Lauenburg  460  n.  537  n.  807  n.  821. 
Launegild  53.  55.  285.  290  f.  299. 
Lausitz  353  n.  376.  478.  551.  638. 
Lebensfähigkeit  252. 
Ledigmann  423. 
legatus,  legationes  133  f.  140. 
Le^es  148.  231.    barbarorum   221.  224  ff. 

domini  215.    Heinrici  I.  240.    Edwardi 


confessoris  240.    Romanae'221  f.  244  ff. 
Upstalsbomicae  632. 
Legestätten  774. 

Legitimation  61.  65.  487.  694.  751.  785. 
Lehn,  Lehnswesen  128  ff.  152—160.  261. 
268  n.  277.  879.  881—407.  415.  418. 
420  f.  423  f.  427  f.  430.  485  n.  445. 
447  n.  463.  469.  476.  480.  491.  496  f. 
499.  508f.  506  n.  512.  527.  531  n.  539. 
542.  546f.  549.  555f,  558f.  561.  563. 
568 f.  571.  573.  575f.  580 f.  593  f.  604 f. 
612  f.  619ff.  624.  626  f.  630  n.  711  f. 
734  ff.  755.  778.  800  f.  803.  After-L. 
154  n.  382.  886.  394  f.  397  n.  403. 
406  f.  542  n.  555.  557.  L.  zur  gesam- 
ten Hand  389  f.  393.  398  f.  zu  treuer 
Hand  891.  Lehns-Adel  430.  482.  An- 
wartschaft 391  n.  735.  777  n.  Aufgebot 
498.  770.  772.  Auftrag  388.  894  n.  399. 
401.  Bede  587.  Dienste  898.  894.  401. 
406.  421.  469.  554.  Edikte  784.  828. 
Erbe  396.  Entziehung  341.  383  n.  Er. 
neuerung  386  n.  388.  390.  893.  398. 
399.  401.  407.  466.  504.  554.  755. 
Fähigkeit  883  ff.  393  f.  397.  406  n.  429. 
431.  480.  705.  745.  Fall  388.  Folge 
383.  388.  390  f.  398  f.  396.  Gericht  893. 
402  n.  568.  569.  613.  Gewere  668  f. 
672.  Herr  388.  885.  397  n.  402.  Hof 
498  n.  Hofgericht  569.  Kammer  569. 
Kanon  73^  794  n.  Mandate  734.  828. 
Objekt  385  f.  569.  598.    Pflichten  393 ff. 

,  406  n.  Retrakt  395  n.  401  n.  735. 
Schulden  504.  735.  Schulze  418.  559. 
738.    Suocession  396—99.  406  n.    576. 

,  581.  784.  Teilung  398  ff.  Treue  393. 
406.  Vertrag  388.  395  n.  401.  498. 
Veräußerung  395.  785.  Verwirkung  406. 

I  407.  499.  Verzicht  594  n.  424.  Vor- 
mundschaft 402.  735. 

I  Lehnrecht,  Lehnrechtsquellen  651  f.  727. 

I      734.    824.    828;    vgl.  Libri  Feudorum, 

'      Lombard.  Recht. 

,  Lehnschulze  418.  559.  788. 

•  Lehnware  388  n.  747. 

I  Lehrlingswesen  774. 

I  Leibeigen  438  n.  440.  441  ff.  446.  449. 
569.  746. 

I  Leibgedinge  (vgl.  Leibzucht)  692  n. 
Leibrente  679. 

'  Leibzins,  Leibzoll  215.  441.  452.  569. 

I  Leibzucht  261.  296  n.  301.  304.  307.  312. 
321  f.  393,  668.  672.  686  f.  690.  692. 
L.-Lehn  393. 
Leihe  261.  274  ff.  284.  286.  346.  386.  415. 
436.  439.  515.  599.  670;  vgl.  Prekarien, 
beneficia.  Lehn.  L.- Zwang  740.  742. 
L.-Brief  276  n.  (738). 
Leinpfad  518. 

Leipzig  639.  739.  Münzvertrag  775.  Wech- 
selkonferenz 817. 
Leistung  s.  Einlager. 
Leitkauf,  Litkauf  54.  679. 
Lestinnes  158  n.  188. 
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leudes  210.  211.    l.-amio  111. 

Igudis,  leodis  77.  211  n. 

Lenmund,  Verfahren  auf  716. 

Lentkirch,  Lentkircher  Heide  561. 

Lex  11  n.  82.  219.  221.  225.  237.  241. 
251.  682  n.  Alamannorum  234f.  610  n. 
626.  Angliomni  et  Werinorum  39.  220. 
236.  288.  Anglosaxonnm  289  f.  Baiwa- 
riomm  229  n.  234  f.  627.  632  n.  Belli- 
montis  434  f.  437.  443.  Bnrgundionnm 
39.  229  ff.  CurienBis  227  n.  239.  281. 
284  n.  emendata  221.  225  f.  Franco- 
rum  Chamavomm  238.  Frisionnm  213 n. 
220. 235—37.  Langobardorum  vgl.  Edic- 
tnm.  loci  219  n.  Ribnarionim  75.  97  n. 
116  f.  154  n.  226  f.  237.  240.  243  n. 
Romana  221  f.  224  ff.  Romana  Bnrgnn- 
dionnm  39.  230 f.  281  n.  Romana  Wisi- 
gothomm  227.  231.  239.  627.  Salica 
23  n.  58.  75.  84.  86.  113ff.  117f.  126. 
144.  161.  222.  224—27.  610  n.  631. 
Saxonum  76.  237.  610f.  Wißigothorum 
228  f.  281. 

Liber  antiquns,  originalis  205.  cartnlarii 
250.  edictns  281.  Papiensis  283.  250. 
280  n.  631. 

liberi  barones  419. 

Libri  Feudomm  383  n.  618.  652  f.  723. 
728.  Glosse  728.  Vgl.  Lombardisches 
Recht. 

Lidlohn  710. 

ligiuB  homo  423.  430  n.  484  n. 

Limburg  487.  807  n. 

Lindenbrog*sche  Formeln  248.  249. 

Lineal-  und  Linealgradualordnung  825. 
696.  734. 

liti  39f.  107  n.  167.  213  n.  214— 18.  257 f. 
287  n.  808.  836.  436  ff.  441.  litemo- 
nium  215.  litilis  mansus  206.  215. 
487  n. 

Litteratur,  juristische  822  ff. 

Liutprand  64  n.  216  f.  281  f.  255  n.  803. 
308.  320.  360. 

Livland,  Livländisches  Recht  801.  609. 
640  f.  651  f.  781  n. 

locator  417. 

lögmadr,  lögretta,  lögsaga  18  n.  35.  221. 

Lohnkämpfer  861.  449  n.  715. 

Lokalverwaltung  795  f. 

I^ombarda  238  f. 

liombarden  450  n.  664  n. 

]/>mbardi8ches  Recht  886  n.  391  n.  895  n. 
897  n.  401  n.  406.  652f.  728.  728.784f. 
824;  vgl. Italien,  Libri  Feudorum, Lango- 
barden. 

liOndoner  Vertrag  821  n. 

Losen  11.  359.  698.  Loos,  Landioos  48. 
200.  263  n.  828.  Losacker,  J^oserde 
412  n.    Losurteil  83  f.  360.  868  n. 

liösung  von  Strafe  (Hals  und  Hand)  oder 
Rache  72.  75.  330.  883.  835.  887—41. 
361  n.  449  n.  546  n.  568.  570.  707. 

Lothar  I.  101.  112.  248.  252  n.  378.  der 
in.  (von  Supplingenburg)  377.  386  n. 


395  n.    397  n.    404  n.    430.    454.  463 

472f.  488.  487.  491.  502  n.  515.  517  n. 

519  n.  616. 
Lothringen  95  n.  373  f.  876  f.  382.  385  n. 

387  n.  472.  477  f.   484.  486.  532.  575. 

718. 
lotthing  544  n. 
Lübeck  381  n.  480.  514.  516f.  589  n.  592. 

607 ff.  640f.  685.  759.  763  n.  793.  7981 

807.  830. 
Ludwig  der  Fromme    101.    Ulf.    lS4f. 

138.  141.  143.  145  ff.  151.  176  n.  184  f. 

220.    226.    240  f.    243  f.  249.    340.   354. 

361  n.  362  n.    der  Deutsche  101.  111. 

272  n.    872.    454.    462   n.     das    Kisd 

273  n.    462  n.    506.    521.      der    Baier 
617.  684.  648.  725. 

Luft  macht  frei  448.  600. 

Lüneburg  641.  685  n.  688  n.  729  n.  830. 

Lüneviller  Frieden  702.  719. 

Lusterer  547. 

Luxemburg  435  n.  479.  807.  810.  815. 

Luxusgesetze  774. 

Luzem  646  n. 


Magdeburg  379  n.  468.  472  n.  485.  589  n. 
596  n.  605.  637-40.  692  f.  793.  Stadt- 
recht 637—40.  683.  Blume  638.  Rechts- 
mitteilungen 513.  638.  Magdeburger 
Fragen  689  f.  823.  M.-Schoffenrecht 
688.  M.-Gforlitzer  Recht  680  n.  688  n. 
M.- Breslauer  systematisches  Schöffen- 
recht  689. 

Magen,  Magschaft  26  n.  60 f.  318.  320. 
828  f.  696.    Magsühne  77.  885  f. 

Magiscampus  145. 

Magistrat  799. 

magnates  212  n.  419. 

mahal  83.  288  n. 

Mahlschatz  681  n. 

Mahnung  347.  366.    Mahnverfahren  365. 

Mähren  874  f.  479.  612  f.  638.  649  f. 

Maiestas  Carolina  634.  723. 

Majestät  182.  580.  M.-Verbrechen  117  n. 
118.  181.  498.  514.  580.  706.  723. 

Maifeld  145.  147.  149. 

Mailand  895  n.  652. 

Mainfranken  188  n.  681.  682  n. 

Mainz  101.  140.  379  n.  384  n.  455.  457. 
468.  536.  538.  589  n.  605  f.  615.  755  f. 
760.  762  n.  Erzbischof  455  f.  459. 
461  f.  467  n.  471.  474f.  733.  802  f. 
Landfriede  (v.  1235)  448.  507.  511. 
518  n.  532.  555  n.  579  n.  606  n.  616  f. 
619.  622.  625.  626  n.  633  n. 

Majorat  698.  784. 

Major  domus  476;  s.  Hausmeier. 

maiores  natu  166  n.  212  n. 

Maioritätsprinzip  493.  761. 

malahereda  296. 

Malbäume  409. 

Malberg,  mallobergus.   mallus,  Malstatt 


Wort-  und  Sachregister. 


855 


33.  48.    115.    161.    164.   169  n.    173  n. 

Malberg'sche  Glosse  225.  226. 
Malman  434. 
inalo  ordine  33.  48.  352 f. 
mancipia  440. 
mancosi  183  o. 
mandata  172.  245.  655. 
Mann  386.  498.  568  f.;  vgl.  Vassal]. 
Manngeld  77. 

maDnire,  manDitio  80  n.  354. 
Mannheiligkeit  449. 
Mannschaft  156.  383.  885  ff.   394  n.    407. 

429  n.  469.  480.  554. 
Mannsfall  388. 
mansionarius ,   mansnarins    40.  218.  214. 

254.  437. 
mansns    199.   206.    207.    218.    275.    409. 

437  n. 
Mantel,  Mantelkind  61.  69  n.  289  ff.  694. 
manufirraare  51  n.  246. 
manuB  vestita  50.  264. 
marchfntter,  marchrnntte  416.  516. 
marchio  183. 

Maria  Theresia  750.  832  f. 
maritagium  438. 
Mark,  kölnische  508.  775  f.  816. 
Mark,  gemeine  vgl.  Almende. 
Markdienst  516. 

Markeinnng,  Markfrevel  411.  570.  706. 
Märkerding  411.  570. 
Markfutter,  Markmutte  416.  516. 
Markgenossenschaft  12.  14.  15.  47.  49.  58. 

206.  263  n.  410  ff.  444.  520.  570.  580. 
Markgraf,  Markgrafschaft  120. 126. 133. 37  3. 

876.  476f.  479.  484.  500.  515.  551—57. 

573.  575.  578f.  581f.  584if.  594n.  604n. 

Vgl.    Brandenburg,    Lausitz,     Meißen, 

Ostmark. 
Markrecht    411.  416.  516.  580.  588.  590. 
Markt,  Marktrecht  13  n.  109 f.  124.  126. 

142.   186.    191.    510.    512.    578.    590  ff . 

596.  751.  785.    M.- Abgaben  600.    M.- 
Bann 597.    M.- Flecken  408.  590.  592. 

M.-Friede  454  n.  590f.  M.-Gerechtigkeit 

572.  575.  591  f.    M.-Gericht  591.    598. 

M.-Kreuz  186.  590.  M.-Polizei  598.  604. 

M.-ZoU  512. 
Markulf  247—50. 
Mars  ThingsuB  17  n.  31.  36. 
Marschall    136.  154  n.    423.  470  f.  582  f. 

752. 
Marschhufe  416.  434. 
Märzfeld  145.  147.  149  f.  251  n. 
Matrikel  501.  527.  778.  Wormser  770—73. 

Bundes-M.  809  f.    Ritter-M.  801. 
Maximilian  I.  721.  753f.  762 ff.  770.  772 n. 

795.  824.  826.    Halsgerichtsordnungen 

Maximilians  826.  Kurfürst  M.  III.  von 

Baiem  831. 
medem  187  f. 
Mediatisierong  583  u.  719.  744.  798.  802  f. 

806. 
medii,  mediani,  mediocres  210  £f. 
Meersen,  Vertrag  von,  878. 


Meier,  Meiergut  415.  421.  447.  488.  548. 

550.  570.  741  n.  794. 
Meineid  361  n.  362.  571. 
meintät  71  if. 
Meißen  373.  376.  458.  478.  485.  487.  513  n. 

551  ff.  556  n. 
Meißener  Bechtsbuch  630.  685  n. 
Meklenburg  373.  375.  399.  418.  479.  537  n. 

609.  633.  640.  739.  759.  780 n.  788.  803. 
meliores  211  n.  212  n. 
Meroia  94.  185  n. 

Merovinger  97  ff.  106 f.  109—12.  118.370. 
Messe  785. 

Messer  58  n.  264  n.  706  f. 
meta  67.  287—90.  302—307  n. 
Metropoliten  140  ff.  146.  180.  483. 
Metz  112.  122  n.  139  n.  484  f.  601  n.  605. 

619.  718.  763  n.  770  n. 
Miete,  Mieter  286.  299. 
miles  155  n.  162  n.  335  n.  384.  386.  421  n. 

426.  480. 
Minister  421.  583.  796  f.  804. 
Ministerialen,    Ministerialitat   213.   383 f. 

402  n.  415.  418.  421—30.  432  f.  434  n. 

436  n.  441.  443.  446-49.  469.  477.  482. 

489.  492.  498  ff.  510.  514.  545.  549.553. 

555.    562  f.    567  n.    569.    578  n.    581  f. 

586  f.    593  f.    596.   602.    604.   613.  619. 

623.  633  f.  651.  669  n. 
Ministerialgraf  563.  581. 
ministerium  121.  123.  163.  191. 
minoflidus  206.  210  ff.  410  n. 
Minorat  698. 
minores  210.  212. 
missaticum  120.  133.  134.  586. 
Mißheirat  41  f.  545  ff.  780. 
missio  in  baunum  367;  vgl.  BefronuDg. 
missus  76  n.  133.  135.  172.  174.  193.  370. 

486.  528  f.  537.  574.    comitis  162.  164. 
Mitbelehnung  383.  389. 
Miteifirentum  202.  305.  309.  389. 
Miterben  410  n. 
Mitgift  s.  Aussteuer. 

mithio,  mithium  153  n.  154  n.  175.  212. 
Mittelfreie  210.  212.  334  n.  421  n.  433  n. 
Mittelfriesen    94.   209  n.    236.    539.    540. 

612.  632. 
Mobiliarerbrecht  318  ff. 
Mobiliarexekution  366  f. 
Mobiliargemeinschaft    683.    685  f. ;    vgl. 

Gütergemeinschaft 
Mobiliarkla^e  260.  711.  714. 
Mompelgard  718. 
Monarchisches  Prinzip  81Bf.  820. 
moneta  185. 
Monopol  785. 

Monumenta  Germaniae  6.  813. 
Monzambano  783. 
Moratorien  785. 
Mord  72  f.  334.  705. 
Morganatische  Ehe  294.  301. 
Morgengabe  68.  70  n.  258  n.  289  n.  294. 

300  ff.  306—10.  626  n.  691  f.  700  n. 
Morgensprache  604. 
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Mosaisches  Recht  611.  707. 

Mühlen  199  n.  338  n.  517.  520  f.  615. 

Mühlhausen  i/Th.  589  n.  592.  642  n.  759. 
763  n.  798. 

mulcta  382. 

Mülhausen  i/E.  718  n.  763  n. 

München  589  n.  648. 

Mündigkeit  69.  Ulf.  253 f.  401  f.  461. 
467.  662.  709.  750. 

mundr  68.  287  n.  301  n. 

Münster  142  n.  572.  643  n.    Friede  825. 

Munt,  mundium  41.  50  f.  62.  65  ff.  204  n. 
214  f.  251  f.  254.  257  f.  287  f.  293.  295. 
297.  310  f.  313  n.  318.  886.  M.-Brüche 
287  n.  293.  303.  337  n.  339  n.  M.-Geld 
287.  M.-Leute,  M.-Mannen  175.  179  n. 
218.  257  n.  336.  599.  617.  M.-Schatz 
42.  67.  287.  438  n.  690.  M.-Walt  50. 
69.  286-97.  310  f.  335  f. 

Münze,  Münzwesen  10  f.  104.  109  n.  142. 
182.  224.  334  n.  506—11.  617.  774  ff. 
816.  825.  Bann  508  f.  Fuß  507.  Ge- 
nossenschaft 510.  Herr  508.  511.  Knecht 
510.  Meister  510.  596.  Polizei  570. 
774  f.  Recht  185  f.  504.  507—11.  575. 
578.  591.  605.  751.  756.  Entziehung 
desselben  775.  Stätte  452.  506.  579. 
Verbrechen  341  n.  706.  Vereine,  Ver- 
träge 509.  775  f.  816.  Verruf  508  f. 
Währung  182  f.  508.  775  f. 

Murten  647. 

Musteil  684. 

Musterung  16.  29.  144.  772.  789. 

Muten,  Mutung  388.  401  n.  402.  404  n. 
406.  407.  523.  524. 

Mutschar,  Mutschierung  390  n.  399. 

Mutter  69.  112.  314.  319.  321  f.  442.  446f. 
467.  M.-Bruder  321  n.  M.-Magen  60. 69. 
M.-Recht59f.  319n.  321  n.  M.-Schwester 
819  ff. 


>iachbarlo8ung  200.  262.  413  n. 

Nachbarn  82  f.  198  n.  201  n.  206  ff.  408. 
N.-Zeugnis  712.  714. 

Nachgericht  540. 

Nachkommen  s.  Kinder,  Enkel,  Reprä- 
sentationsrecht. 

Nachfolgender  Herr  489.  443. 

Nachsteuer  812  n. 

Näherrecht  277  n.  738. 

Namengebung  61.  64  n.  252. 

Nassau  523  n.  742.  806. 

Nationalversammlung  817  f. 

Naturalwirtschaft  182  f.  185.  444.  506. 

Naturrecht,  Natur  der  Sache  824.  833. 

Neffen  60.  69.  321  n.  397  n. 

Neidingswerke  71  ff.  77.  84. 

Neubruch  199.  218.  504  n. 

Neubuch  266. 

Neuenburg  647  n.  720.  836  n.  832. 

Neustrien  99.  120  f.  137.  145  ff.  151.  158  n. 
196.  205  f.  291  n.  304.  322.  873. 

nexti  gantichio  87. 


Niederbrennen  des  Hauses  74.  703. 
Niedergericht  528.  544.  546—49.  550 1  557. 
Niederlande  (vgl.  Holland)  688.  698.  718. 

732.  762  n.  795.  807. 
Niederlassung   115.   117.  201  f.  204.  596. 

611. 
Niederlegung   des.  Gerichts    528  f.   547  f. 

563  n. 
Niederlothringen  377. 
Nießbrauch    158.  275  f.  810.   402  f.;    Tgl. 

Leibzucht. 
Nikolsburg  822. 

nobüis  42.  210.  212  n.  257  n.  419. 
nona  159.  504  n. 
Nordalbingien  93. 

Norddeutscher  Bund  802.  818  n.  822. 
Nordfriesen  635. 
Nordgermanen,  Nordgermanisches  Recht 

1.  4.  6.   7  f.  68  n.   71  f.   76.    143.   220. 

242.  262  f.  281  f.  287.  291  f.  294  n.  318  n. 

321  n.  325  n.  330.  332.  835.  841  n. 
Nordhausen  592.  642.  759.  763  n.  797  f. 
Nordschwaben  93  n.  623  n. 
Normannen  5.  9.  74.  108.  611. 
Northumbrien  94. 
Norwegen  1.  4.  18  n.  23.  25.  106  ff.  110  f. 

203  f.  210.  253  n.  255.  295.  316.  341  n. 
Notar,  Notariat  138.    223.    244.  472—75. 

487.  658.  724. 751. 785.  N.-Ordnung  825. 
Not,  echte  61.  80.  311  n.  367.  514.  671. 
Notbeden  587. 

Notgericht  166.  544.  559.  565. 
notitia  231  f.  238.  245  f.  656.    iudicati  246. 

de  actoribus  regis  321  n. 
Notorietät  82. 

Notwehr  73.  344.  358.  702.  826. 
Notzucht  33  n.  706. 
novale  200.  414. 
Nowgorod  607  f.  613.  640  f 
Nürnberg  454.  468.  479.  489.  493.  501  f. 

515.  526.  660  f.  564.  589  n.  594.  595  n. 

618.  650.  762  ff.   770  n.  798.  803.  880. 

—Landfriede  616  f.    Handelsrechtskom- 
mission 820  n. 
Nutzpfand  87.  256.  277. 
Nutzung,  Nutzungsrecht  199.   201.    206. 

261.  308.  311.  314.  395.  401  f.  409.  411  f. 

599;  vgl.  Nießbrauch. 

Oberappellationsgericht  792.  797. 
Oberbaiern  459.    Landrecht  634.    Stadt* 

recht  648. 
Oberbote  167.  546. 
Obereigentum  181.  202ff.  207.  273  n.  411  f. 

418.  435.  444.  483  n.  488  n.   504.  592. 

604.  784. 
Oberfemgericht,  Oberfreistuhl  567  n.  568  n. 
Obergerichte  537.  728.  791  f.  797  f.  801  n. 
Obergraf  551.  557.  575.  581  f. 
Oberhof  549.  551.   558.  558  n.   595.  618. 

635—43.  645.  647.  650.  728.  793. 
Oberkönigtum  111. 
Oberlandesgeriohte  530.  805. 
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Oberlehnsherr  383.  395  f.  406  f.  569. 

Oberlothringen  377. 

Obermärker  47.  414.  420.  444.  616.  520. 

580.  741. 
Oberpräsident  805. 
Oberrechnungskammer  797. 
Oberster  Graf  541  n.     Landrichter  552. 

Märker  570.    Schreiber  588. 
Obersthofmeister  469.  476. 
Obertus  ab  Orto  384  n.  387  n.  652. 
Obervormundschaft  69.  312.  315  n.  316. 

694  f. 
obinfeudatio  394  n. 
oblatio  275.    feudi  388. 
Obligationenrecht,  deutsches  834. 
Obnoziation  65  n.  255  n.  256. 
Obrigkeit  782.  784. 
obsequium  154  n.  155.  160. 
Obsenranz  744. 
obstagium  s.  Einlager. 
odal  42.  49  n. 
Odländereien  739. 
Odovaker  21.  91.  103.  108. 
oeconomus  195.  584. 
Osfeld,  Hermann  von  631  n. 
Ofen  613.  639. 
Offizial,  Offizialatsgericht  572.  657.  671. 

681.  701. 
öfhungen  653. 
Offnungsrecht  500. 
Oheim  60.  69.  321  n.  397  n. 
Oldenburg  806. 

Olmütz  376.  480.  630.    Vertrag  819. 
Opfer,  Opfertod  19.  33.  71.  84.  330. 
optimates  136.  210  n.  212  n. 
Ordal  360  n. 
Orden  430.  432.  450. 
Orderpapier  369  n.  660.  678.  681. 
ordo  equestris  430.    iudicii  terrae  BoSmie 

634  n.  ordines  iudiciorum  Dei  251.  360  n. 
Osnabrück  589  n.  605.    Frieden  825. 
Ostangeln  94. 
ostarstuofa  188  n. 
Österreich  3.  378.   387  n.   399  n.   401  n. 

425  n.   426.    448  n.    478.   498  n.    509. 

542  n.  543  n.  551  f.  557  n.  576  n.  577. 

579  n.  580  n.  581  n.  582.  587.  595  n. 

612.  617  n.  686.  691  f.  720  f.  731  ff.  740. 

747.  753  ff.  759  f.  762.  770  n.  776.  780. 

788.  790.  792.  794  ff.  799.  806  ff.  815  f. 

819  ff.  829. 832  ff.  Kaisertum  733.  Land- 
recht 633.    Stadtrechte  648  f. 
Ostfalen  93.   167.  301  n.  377.   428.   433. 

465.  545  f.  556.  561  f.  582  n.  612.  623. 

638. 
Ostfranken  372  f.  376  f.  488. 
Ostfriesen  93  f.   100.    185  n.  209  n.  236. 

333  n.  336  n.  539  f.  612.  632.  777  n. 
Ostgermanen  8.  15.  20.  280  n. 
Ostgoetalagen  220  n. 
Ostgothen  63  n.  90  f.  93.  99.  103.  221  n. 

229  f.  254  n.  298  n.  363.  366. 
Ostmark,  bairische  372.  374.  378.  498  u. 

wendische  376.  477  n,  552.  j 


Otto  L   110  n.   873  f.  377  f.  453  ff.   462  f. 

470  ff.  484.  519.  521.  *  Der  IL  374.  455  n. 

516  n.  519.     Der    III.  453.    470.    481. 

519.    Der  IV.  404  f.  448  n.  457.  483.  526. 
overbode  167.  546.  561.  582  n. 


Pacht,  Pächter  275  n.    411  f.   415. 

436  ü.  474  f.  515.  738  f. 
pactum,   pactus,    11  n.  221.   22ö.    610  n. 

632  n.    Alamannorum  234.  610n.    Chil- 

deberti  et  Chlotharii  pro   tenore  pacis 

123  n.  162  n.  225  n.  857  n.  361  n. 
pagus  13  f.  33.  121  ff. 
palatium  113.  137.  170.  191. 
pancarta  246. 
Pantaiding  653. 
Papian  231  n. 
Papst  100.  112.  132.  140.  185.  404f.  456f. 

459ff.  463f.  466  f.  480.  482  f.  494.  504n. 

627.  572.  625.  629.  750. 
parangariae  190. 
paratae  190. 
parayeredi  190. 
Parentel,    Parentelenordnung  321.  328  ff. 

696.  734. 
Paris  112.    Frieden  806. 
Parität  749.  761  f.  766.  769  f.  772.  814. 
pascuaria  187. 
Passau  140.   250.   384  n.   474.   536.    648. 

Vertrag  754. 
Patent  655.  785. 
patricius  112  n.  131. 
Patrimonialverhältnisse  435  n.    557.    576. 

581.  584.  592. 
Patrimonialgericht    77.    194.    444  n.  559. 

794.  820. 
Patriziat,  städtisches  510.  602. 
patronus  257. 
Pavia  233.  250.  472.  484. 
pecunia  259.  810  n. 
Perneder  823  n. 
Personalität   der  Rechte    102.    120.    219. 

222  f.  241.  251  f.  295  n.  610  f. 
Petrus  Comestor    626.    von  Andlau   721 
Pfahlbürger  603.  617. 
Pfalz    459  ff.  549  n.  750.  752.  755  f.  750. 

762  n.  780  n.  795  n. 
Pfalzen,  königliche   113.  146.  170.  185  f. 

191.  467.  484n.  507.  515.  527.  548.  592. 
Pfalzgraf  136. 138. 170ff.  245.  455  n.  456 f. 

459.  465ff.   471.  475—78.  484—87.  499. 

518.  531  f.  537.  553.  624. 
Pfalzschöffen  164  n.  170  n. 
Pfand  54.  56.  256.  260  f.  365  n.  593. 
Pfandlehn  392. 
Pfandrecht    54.  260.  277  ff.   284  f.   665  ff. 

674  ff.  678. 
Pfändung  55.  85  ff.  279  f.  308  n.  364—67. 

617.  667.  678.  711.  714. 
Pfarrer  571.  584.  freiwill.  Gerichtsbarkeit 

657.  671.  681. 
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PfeDnig  185.  608.    geireiuer,  hundertster 

501.  527. 
Pflege,  Pfleger  544  n.  550.  558  f.  583  f. 
Pfleghafte   434—87.  448  n.  497.  545.  562. 

573  n.  598. 
Pflichtteil  268.  401  n.  706. 
Philipp,  König  406.  457.  469.  483.  526. 
pincema  136. 
Pippin  von  Landen  99  n.   von  Heristall  99. 

140.    der  Kleine   100.  110  ff.  140.  145. 

147.    158  f.    172.    174.    1831   192.   235. 

243.  245  f.  389.  361  n.  364  n.  König  von 

Italien  243. 
placitum  146.  164.  166  f.  169  n.  174.  245. 

369.  552. 
Pienipotenz  769. 
poena  dupli,    tripli,    quadrupli    87.    281. 

292  n.  337  n.  338  n.  351  n. 
Polen   373  if.    418.  427.   556  n.  613.    635. 

637  f.  660.  719  ff.  731  f.  747. 

Polizei    115.    123  f.    127.    129.    186.    410. 

570  n.    578.    583.   598.   604.   636.    688. 

640.    706.    765.    774  flf.    796.    799.    825. 

827  f. 
Polygamie  69. 
Polyptichen  247. 
Pommern    373.    375.  399.  418.  442.  479. 

537  n.  609.  718.  736.  739.  762  n.  806. 
possessio  259.  261  n.     possessores  196  n. 

possessorisches  Verfahren  669. 
Post  736  n.  776.  783.  796. 
potentes,  potentiores  153.  206.  212  n. 
praebendarii  440. 
praeceptum  rogis  I14f.  202  n.  205.  245f. 

256  n.  271  f.  670. 
praedium  libertatis  420  n. 
praefatio  rhythmica  621  f.  626  f. 
praefectus  128  n.  539.  546.    urbis  593. 
praemium  58  n.  334. 
praestaria  158.  274.  276. 
Prag  376.  379  n.  480.  650.    Prager  Frieden 

822. 
Pragmatische  Sanktion  780  n. 
Prälaten  425.    557.  586.  758  f.    761.  778. 

786.  798. 
Prämonstratenser  375.  504  n. 
Prekarien   158.  205  f.  206.  274—77.  525. 
Preßburg  613.    Frieden  von  733. 
Preßfreiheit  820. 
pretium  nuptiale,  emptionis  287  f.  300  n. 

pudioitiae  s.  humiliationis  837  n. 
Preußen  375.  415.  418.  430  n.  442.  522. 

554  n.    564.    566.    569.    609.    613.    635. 

638  f.  719  f.  732.  736.  739  f.  742.  745  ff. 
749.  759.  776  ff.  780.  788.  790.  792-97. 
799.  804  ff.  814  ff".  818  ff".  831—34;  vgl. 
Brandenburg. 

Priester  16.  19.  24  f.  31.  35  f.  78.  107. 

114  f.    141  f.    179.    217 n.    602 n;     vgl. 

Geistlicüe. 
Primas,  Fürst  803. 

Primogenitur  70  n.  461.  576  f.  698.  779  fl". 
princeps  17.  21.  99.  106.  126.  212  n.  384. 

476—79.    palatii  137. 


I  Prinzipalkommissarius  760. 
I  Privationsklage  406.  504.  712. 
Privaturkunde  245.  355.  655  f. 
I  Privilegien   116  f.    119.    142.    189  f.    193. 
202.    219.    370.    414.   450  ff.    494.  498. 
504  n.  509.  512.  518  ff.  535.  542.  583n. 
590  ff.    600  f.    605.    611.  618.  624.  633. 
635  ff.  640.  655.  768.  785.    privil^um 
malus  und  minus  378  n.  399  n.   542  n. 
576  f.  579  n.  580  f.    de  non  appellando 
I       527  f.  558.  578.  751.  768.  792.    de  non 
evocando    529  f.    558.  561.  578.  595  n. 
Juden.-P.  450  f.  664.  749. 
Prokuratoren  766. 

professio  430.    iuris  222  n.  223.  610. 
Prolog  zur  Sex  Salica  225.    zur  Lex  Ala- 
mannorum  234  n.   zur  Lex  Baiwariomm 
\      234  n.    zum  Sachsenspiegel    621.    626. 

zum  Weichbildrecht  638  n. 
I  proprietas  259.  261  n. 
I  proprisio  199. 

I  Propst,  Propstei    476.  480.  488.  524.  548. 
I       550.  572.  751.  769. 
I  Protonotar  473  ff.  505.  534.  583. 
1  Provence  120  f.  131  n.  873. 
Proviant  499.  501. 

Provinzen ,     Provinzialverfassung    120  f. 
574  f.  584  ff.  631.  796  f.  805.    I^ndtage 
586.  588.  799.  815.   Rechte  832.   Land- 
frieden 615.  617.  622.  628. 
Provinzialen  104.  113.  119.  121.  125.  139. 
142.  145.  148.  166.  188  n.  220.  222.  251. 
279  n.    281  n. 
Provisionalbelehnung  578. 
Prozeß  (vgl.  Gerichtsverfahren)  57.  79  bis. 
87.    620.    Buße    342  n.     Dramen    823. 
Fähigkeit   314  f.    317.    Gewere   710  n. 
713.  Leitung  80.  354.   Yollmaoht  825n. 
Prügelstrafe    31.    78.    255  n.    389  n.   341. 

345.  363. 
Pseudo-Isidor  178.  244.  570. 
Publikation  der  Gesetze    147.    619.    637. 

760.  822. 
pueri  112n.  129.  155  n.  213.  313  n.  335n. 

430. 
Pufendorf  783.  824. 
Purgoldt  822. 
Pütter  784  n. 


Quadripartitus  239. 
Quaestiones  ac  monita  321  f. 
Quasifelonie  401  n.  406. 
quarta  302.  805.  309. 
Quartiermeister  500. 
Quedlinburg  468.  526.  596  n.  621. 
Quittung  355. 


Bache    71  ff.    78.    154.   255  n.   335;   vgL 

Blutrache,  Fehde. 
Rachinburgen  161.  163.  168. 
Radolfzell,  Halsgerichtsordnung  826. 
Raimund  von  Peniafort  627. 
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Eaitkammern  795. 

ran  86. 

Hasen  52.  58.  65  n.  84  n.  264  f.  267  n.  281. 

Bastatter  Frieden  718. 

Eutchis  231  f.  288  n. 

Eatmänner  168.  880  n.  540.  607. 

Eaub,   raaba  65.    124.   259  n.    260.    383. 

337  f.    344.   348.  351  n.    365  n.    449  n. 

516.  571.  706. 
Eaubehe  65  f.  293;  vgl.  Franenraub. 
Eanohzins  439. 
Eeallasten  261.  677.  738. 
Eealverträge  284.  289  n. 
Eecapitalatio  Legis  Salicae  226  n. 
Eecessns  imperii  760. 
Eechtlosigkeit   32.   78.    163  n.    362.   4(6. 

449.  694  f.  698.  703.  705. 
Bechtsbücher    614.    620—81.    637.    822. 

Bechtsbnch  nach  Distinktionen  513  n. 

630.    von  der  Gerichtsverfassung  638. 
Bechtsgangbüoher  620.  631.  634  n. 
Eechtsgebot  und  Bechtsinhalt  793. 
Eechtsgelehri»  727  f.  730  f.  760.  791—94. 

798. 
Bechtsgeschäfte  175.  252. 
Bechtskonsulenten    794;     vgl.    Horcher, 

Warner. 
Bechtskraft  des  Urteils  173  n.  369. 
Bechtsmitteilung  636  fr. 
Bechtsschulen  233  f.   321  n.    325  n.    725. 

883. 
Bechtssprich Wörter   11.   81  n.    203.    219. 

293  n.  326  f.  331.  346.  356.  433  n.  448. 

446.  600.  683.  690.  694.  696  if. 
Bechtssymbolik  18  f.  27.  29  f.  51  f.  56.  61. 

63.  109  f.   186.  217.  256  n.  264.  267  n. 

281  f.  289.  312  n.  314  n.  329.  387.  474. 

481.  555  n. 
Bechtsverweigerung   75.  173  f.   407.  530. 

545.  561.  567  f.  571.  617.  705.  767  f.  784. 

811. 
Eechtsvortrage  11.  17.  219.  221. 
Bechtsweisung  34  f. 
Bechtswissenschaft  822  if. 
Bechtszug,  vgl.  Berufung,  Instanzen  537  n. 

550.   558  n.  567.    583.   595. 
rMgeven,  168.  880  n.  540  f. 
Beebnings verfahren  200.  413  n. 
referendarius  136.  138.  534. 
Beformation,  Amsberger  565  n.  des  Stadt- 

und  Landrechts  730.  827.  829  f.    Fried- 
richs in.  565  n.    Kirchen-  779.  781. 
Beformationsrecht  748. 
Beformen  in  den  Einzelstaaten  803  if. 
Beformierte  Kirche  748. 
refutatio  feudi  408. 
regales  21.  107  n. 
Eegalien  181.  185.  189.  203—8.  261.  385  n. 

387.    444.    479.    482.    504.    515  ff.    520. 

522—24.  554.  578  f.  592.  605.  776.  781. 

794.  798. 
Begalienrecht  403  ff.  504  f.  507.  529.  578. 
Begaliensperre  504. 
Begensburg  405  n.  468.  485.  506.  589  n. 


594.  605.  616  n.  627.  756.  762  f.  779. 
798.  802.  Beichstag  760.  Kurfürsten- 
tum 752. 

Begierungen  795.  797.  805. 

Begierungsvormundschaft  461.  467. 

Begime  feodal,  Aufhebung  736.  741  f. 

Begiment  771.  789.  795. 

Begimentsordnung  762.  770  n. 

Begisterbücher  658. 

Begredienterbe  735. 

Beich,  deutsches  372  ff.    rechtliche  Natur 

783  f.  Auflösung  733  f.  786.  —  Beichs- 
Abschied  760  f.  Abteien  383.  476. 
480  ff.  488.  498  n.  503.  505.  524.  528. 
759.  Afteriehen  478.  487.  778.  Banner 
499.  Beamte  476  —  89.  574.  605. 
752  ff.  Defensional Verfassung  771.  De- 
putationen 761  f.  770.  787.  B.D.H.Schl. 
719.  756.  759.  779.  782.  798.  802.  814. 
832.  Dörfer  541.  560.  802.  Eigentum 
157.  381.  480.  Exekutionsordnung  787. 
Festungen  772.  Finanzen  502  ff.  756. 
766.  772  f.  Fürsten  376.  378.  419.  456. 
461.  464.  476—89.  492.  494.  498.  513. 
515.  524.  527.  529  f.  532.  585.  544  n. 
553  n.  555  f.  573  ff.  586.  735.  763.  765. 
777  n.  Fürstenrat  757—60.  Gebiet 
372  ff.  717  ff.  Generäle  749.  752.  771  f. 
Gerichte  558.  560.  745.  751  f.  765  ff.  781. 

784  f.  Gesetze  148.  223.  240-44.  493  f. 
597.  601.  603.  605.  613—19.  623.  630. 
697.  723.  725.  729.  745.  751.  760  ff.  784. 
786  ff.  800.  818.  823  ff.  Grundgesetze 
243  n.  (618  f.)  756.  824  f.  Güter  461  n. 
465.  489.  494.  502.  506.  530.  594  n.  756. 
Gutachten  760.  787.  Heerfahrt  423. 
494.  497.  500.  526  f.  575.  600.  732.  751. 
756.  762.  Heerwesen  495  ff.  770-73. 
Hofämter  469  ff.  752  ff.  Hofgericht  425  n. 
465  f.  528—36.  553  n.  557  n.  568  f.  574. 
595  n.  613.  619.  725.  781.     Hofmeister 

476.  752.  Hofrat  754  f.  768  f.  779  f. 
787.  792.  Hofrichter  558.  557  n.  617. 
Insignien  109  f.  453.  462.  Kammer- 
gericht 717.  721.  727  f.  749.  751  f.  765 
bis  769.  773  f.  780.  787  f.  791  f.  825. 
Kammergerichtsordnungen  727  f.  Kanzlei 
171.  471—75.  658.  661.  767.  769.  Kanz- 
ler 471—76.  480.  505.  Kirchen  383  n. 
385  n.  476  f.  480  ff.  494.  504.  506.  550. 
762.  779.   Kirchengut  195.  273  n.  385  f. 

477.  481.483  n.  503  f.  511  n.  524.  526  f. 
592.  Kleinodien  453  f.  Kreise  538.  762  f. 
765.  768.  Kriegsrat  772.  Lande  776  f. 
Lasten  786  f.  801.  I^hen  447. 470.  471  n. 
477.  479.  483.  489.  494.  497.  502  n. 
503  f.  506  n.  735.  751.  755  f.  764.  767  ff. 
773.  778.  Marschall  469.  493.  500.  Ma- 
trikel 778.  Ministerialen  425.  469.  492. 
496.  499.  580.  630.  Operationskasse  771. 
Pfandschaft  549  n.  773.  797.  Pfennig- 
meister 774.  Polizeiordnung  749.  774. 
825.  Post  776.  Propsteien  476.  480. 
488.  524.  548.  751.  759.   Bat  721  f.  763. 
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Recht  (vgl.  Gesetze)  148.  613.   Referen- 
dar 753.   Reform  721  f.  752.    Regiment 

721  f.    754.  762  ff.   773  n.      Ritterschaft 

732  f.   745.  748.  751  f.   772.    778.  800  f. 

803.    812  n.     Schatzmeister    752.    754. 

774.    Schenk  469.   Schluß  761.   Stände, 

Standschaft  147.  472.  474.  492.  524.  587. 

606.  744.  748  f.  751.  765.  768.  770.  772  ff. 

777  f.  781.  783.  797  f.  800.  armierte  771. 

Steuern  494.  506.  526  f.  745.  758.  761. 

767.  770  f.  773  f.  784.  800.    Straße  517. 

Tag   134  f.  142—48.   170.  425  n.  466  f. 

472.  474.  476.  490-96.  498  n.  500.  502. 

505.  507.  512.  526.  529.  532.  558.  605  n. 

718  f.  722.   733.  751.  756—61.  763.  768 

bis  774.  783.  787.  818  f.    Truchseß  469. 

Unmittelbarkeit  376  ff.  380.  476  ff.  480. 

496.  499.  530.  605  f.   744  f.  766  ff.  773. 

777  f.  801.    Verträge  493  f.    Verweser, 

Vikariat  465  ff.  486.  491.  531  f.  619  n. 

750.    756.    818  f.     Visitationsdeputation 

766.  768.     Vogteien    379  f.    488  f.    497. 

499.  513.  525.  527.  541  n.    548  f.    560. 

593  ff.  797.   Vorstand  819.    Wälder  488. 

Wappen  454.     Weistümer   381  n.   437. 

447.  448  n.  461  n.  465.  493.  517  n.  518  n. 

574  n.  577.  586  n.  591  n.  596  n.  619. 

630. 
Reichsverfassung   (von  1849)   817  f.     der 

deutschen  Union  819. 
Reinigung,  Reinigungseid  57.  70.  82.  175. 

219.  851.  352  f.  362.  369  f.  710  ft".  714  f. 
Reinmar  von  Zweter  458. 
reipus  291  f.  297  n.  316  n.  324  n. 
Reis*  und  Folge  790. 
Reisende  512.  615;  vgl.  Fremde,  Friede, 

Gast,  Geleite. 
Reisige  421.  770.  772.  789. 
Reiterei  27.  29  ff.  152.  361.  381  f.  422.  427. 

496  f.  604;  vgl.  Reisige. 
Reiter bestallung  772. 
Rekkared  I.  90.  228. 
Rekkesuinth  228  f. 
Reklamationsrecht  154  n.   173  f.  177.  369. 

530.  548. 
Rekognitions vermerk  473  f. 
Relegation  der  Bauern  739. 
relevium  388  n. 

Religionsbann  748.  778  n.  781.  798.  801. 
Religionsfreiheit  749.  803  f.  812  n.  820. 
Religionsfriede  s.  Augsburg. 
Remedius  239. 
Remissorien  226  n.  631. 
Rente  385.  394  n.  527.  535.  599.  672.  677  f. 

R.-Bank    742.      Brief    742.      Gut    743. 

Kauf  670. 
röp  198. 

Repertorien  631. 

Repgau,  Rcpgowe,  Reppichau  621. 
Repräsentationsrecht  322  f.  697.  825  n. 
Reservatrechte,  kaiserliche  751.  768  f.  783  f. 
Residenz  112.  584  n.  751. 
Retrakt,  vgl.  Näherrecht. 
Reval  640.  641  n. 


Revestierung  271.  353  n.  369. 
Revision  768  f. 

Revokationsklage  395.  401  n.  Revokations- 
recht 735. 
Rezeption,  der  fremden  Rechte  722  ff.  738. 

791.  822.  826  f.  des  lombardischen  Lehn- 

rechts  728.  734.   der  Bambergensis  826. 

des  Sachsenspiegels  624  f. 
Rezeßherrschafben  777  f. 
Rheinbund  738.  736.  802  ff.  806. 
Rhein&anken  876.  616. 
Rheingau  I   Landgericht  635.     Landreeht 

634. 
Rheinischer  Münzfuß  776.  816  n.    Städte- 

bund  606. 
Rhetoriken  823. 
Ribuarier,   ribuarisches  Recht  2.  40.  75. 

90.  95—99.   101  n.  107  f.  112.  121.  125. 

131  n.  142  n.  144  n.  171  f.  177  n.  215  n. 

220.  222.  228  n.  284  n.  238.  243  n.  250. 

252  ff.  264  n.  267  n.  268  n.  285.  287. 

303.  305  f.  319.  323.  326  f.  338.  349. 

352.  355.  863  ff.  467.  611  n. 
Richard,  König  459  f. 
Richerzeche  602  n. 
Richter  31  f.  34  f.  126.  129.  166.  169  n. 

314  f.  354.  380  n.  445.  449.  513.  524  n. 

532.  539—42.  546  f.  551.  555.  559.  564. 

568  ff.  582.  594  n.  604.  705.  708  f.  selbst- 
urteilender 35.  559.  791.  793  f.  gelehrter 

728. 
Richtsteig  620.    R.  Landrechts  553.  631. 

638.    Lehnrechts  631. 
Ried,  Vertrag  von  807. 
Riga  607.  641.  731  n. 
Ring  83.  387.  453.  481  f.  681  n. 
Ringwälle  32.  48. 
Ripen  641. 
Ritter,  Ritterschaft  383.  394  n.  397.  411. 

418.  421.  425  f.  430  ff.  497.  501  f.  549. 

582.  584.  587.  596.  603  f.  745.  786.  794  n. 

unfreie    388  f.    421  ff.       -Bflnde    800. 

-Bürtigkeit  883.  397  n.  421.  431  f.  445. 

448.    Dienste  895  n.  397.     Güter  417  f. 

525.  736  f.  739  ff.  743.   Heer  497.   Lehn 

383.  418.     Orden  730  ff.    Pferd,  Pferds- 

gelder  498.   736.   771  f.   795  n.     Recht 

685.  652.  829.    Schlag  383.  431. 
Roboten  739. 
Rodel  653. 

Rodung  199.  202.  204.  412.  414  f.  420.  443. 
rogatio  83  n.  85  n.  216. 
Rom,  Römer  91.  101-5.  133.  215.  218. 

222.  227.  230.  233.   250  f.   285.  312  n. 

334  f.    453.    463.    468;     vgl.    Provin- 

zialen. 
Romermonat  771  f. 

Romfahrt   463   n.    467.    493  f.    499    619. 
Römischer  König,  Kaiser  453.  455  n.  463. 

467  f.  475  n.  531.  750. 
Römisches  Recht  102.  105.  108.  182.  207. 

222.  227.  232.  235.  239.  250.  252.  814. 

325  n.   368.    503.   524.   536.    613.   623. 

625  ff.  688.  649  n.  694  n.  699  n.  701. 
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706.  729  ff.  727.  746.  779  n.  822  ff.  826. 

828  f.  833.     Vulgarrecht  264.  266.  274. 
Eolandsbilder  590  n. 
Ronkalische  Felder  493.  597  n.  616.  618. 

723  n. 
Rosen  berger  Rechtsbnch  634  n. 
Rostock  589  n.  640.  799.  830. 
Rote  Erde  567  n. 
Rotel,  rotulus  653. 

Rotenburg  376  f.  478.  489.  560.  627  n. 
Rotbari  231  f. 
Rottland  413.  Zins,  Zehnt  187.  414.  504  n. 

Rottbuschfeldgem  ein  Schaft  4 1 3. 
Rottweil  561.  564. 
Rudolf  I.  373.  378  n.  460  f.  464  f.  467  n. 

470.  479  n.  489.  493.  495.   507  n.  515. 

526  f.     529.    577  n.    579.    587  n.    595. 

617.f.  628  ff.  632  f.    Rudolf  IV.,  Herzog 

V.  Österreich  577.  580  n. 
Rückenbrechen  72. 
Rügegerichte,    Rü geyerfahren    356.    369. 

702.  716.  793.  Rügezeugen  571  f.  Rüge- 
pflicht 566  f.  572. 
Rügen,  Insel   373.     Rügianischer   Land- 
gebrauch 822  f. 
Rumpfparlament  819. 
ruoda  58  n.  334  n. 
Ruprecht  464.    469.    476.  534.  565.    568. 

Ruprecht'sche  Fragen   565  n.     R.   von 

Freising  680.  634.  648. 
Rysviker  Frieden  718. 

Sacebaro  113.  126  f.  161. 

sacerdos  civitatis  25. 

Sachen,  Sachenrecht  50—53.  258—78. 
663  ff.    heilige  S.  387.    befriedete  615. 

Sachsen,  sächsisches  Recht  24  n.  39.  42. 
58.  69.  72.  74.  89  f.  93f.  100.  102. 
107  n.  109.  121.  130.  133  n.  162.  167. 
185  n.  209  f.  214  f.  217  n.  219.  222  f. 
237  f.  253  n.  257  n.  263 f.  266  f.  281  f. 
285  ff.  295.  297  n.  301.  325  n.  330  f. 
333—38.  341  f.  844  n.  350.  352  n.  364  n. 
367  n.  376f.  380.  384.  419.  421  n.  427. 
457 ff.  461.  467.  470f.  477  f.  484f.  515. 
581.  537  f.  541-44.  546  n.  548.  554. 
575.  609.  612.  616.  622  ff.  635.  639. 
680.  697  n.  715.  732.  755.  759.  761  f. 
775f.  778  n.  780.  788.  793.  795  n.  803. 
806.  815.  828  f.  833.  gemeines  S.-Recht 
623.  729.  829.  832.  sächsische  Herzog- 
tümer 780f.  807.  814f.  sächsische  Stadt- 
rechte  637—43.  Konstitutionen  und  De- 
zisionen 829. 

Sachsenspiegel  384.  388.  391  f.  425  n. 
457.  464  ff.  522  ff.  528.  533  n.  553  ff. 
557f.  573f.  612ff.  620-27.' 629  ff.  634. 
637  f.  650.  683.  690.  706  n.  710  n.  714. 
734.  822.  articuli  reprobati  625.  ver- 
mehrter S.  630. 

sacire  265  n. 

sagio,  sajo  167  f. 

saiga  183  n. 


Säkularisation*  157  ff.  381.  756.  759.  779. 

781  f. 
Salbuch  247.  515.  658, 
Salbürge  329. 
Säle,  sala  53.  207.  264  ff.  269.  271.  410n. 

670. 
Salgut  (terra  salica)  49  n.  207.  237.  318  f. 

408. 
salicuB  97  n.  410  n.  610  n. 
Salier,  salfränkisches  Recht   90.   94—98. 

106.  108.  112.  121.  171.  220.  238.  241  n. 

250.  253  n.  265.  285  n.  287 f.  291.  299. 

303.  310.  312  n.  316.  318f.  321  f.  325f. 

329.  335.  338.   342  n.  34^.    352.  355  n. 

357.  361.  363  ff.  367.  610  f.  631  f.    Sali- 

sche  Formeln  247  ff.    Lex  Salica  224  ff. 
,  Salisches  Erbrecht  208n.  318.  321n.  610n. 
Salland  95  n.  207.  211.  409. 
Salmann  268  n.  269  n.  329  f.   429  n.  701; 
1      vgl.  Treuhänder. 

Salz  186.  190.  204.  521—24.  580. 
I  Salzburg  140ff.  247ff.  379  n.   471.  480f. 

521.  523  n.   633  f.  756.  758.  760.  762  n. 

770  n.    Salzburger  Formeln  250. 
Salzehnt  504  n.  522. 
sapientes  168.  221. 
sarjandi  501. 
Satzung   261.    392  n.     527.    614.     land- 

rechtliche  674.  676.  stadtrechtliche  675 f. 

Tod-S.675.  Strafgedinge  676.  S.-Gewere 

668.  672. 
Savoyen  479.  759  n.  763  n.  770  n. 
Saxmund  236. 
scaftlegi  149  n. 
scararii,  scaremanni  421. 
Scepter,     Scepterlehn    110.    388.    453  f. 

478  ff.  482. 
Bcerfa  297 
Schadensersatz    54.    59.    75.    260.    279  f. 

283.  285.  327.   344  ff.  362  n.   394.   711. 
Schamhorst  805. 
Scharwerk  739. 
Schatullgüter  795  f. 
Schatz  111.  119.  137.  185.  192.  217.  259n. 

524. 
Schatzmeister  136  f.  752.  754. 
Schatzwurf  173.  216—218.  257.  441. 
Scheinbuße  441  n.  449. 
Scheinpfand  57.  260  n.  282  f. 
Scheinprozeß  271.  291  n. 
Scheintrauung  289  f.  292. 
Schenk  136.  191.  423.  469.  480.  582.  752  n. 
Schenkungen  117n.  252.  262.  266n.  269n. 

272  ff.  285.  312.  329.    unter  Ehegatten 

299.  308.  691. 
Scherge  546.  559.  584.  629  n. 
Schiedsgericht  535  f.  608.  725.  794;   vgl. 

Austrag. 
Schiffelländereien  412  n. 
Schild  19.  36.  109.  110  n.  115.  161.  290n. 

364  n.  392.    Sch.-Erhebung  19.  23.  98n. 

462. 
Schilling  184.  210. 
Schisma  706  n. 
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Schläge,  trockene  714. 

Schlagschatz  184.  507  f. 

Schlesien    373.  375.  415.  418.  442.    479. 

509.  554  n.  630  n.  638.  720.  796.  Schle- 

sisches  Landrecht  630  n. 
Schleswig  94.  238  n.  373.  587  n.  613.  689. 

728.  739  n.  742.  747.  819.  821  f.   Stadt- 

rechte  643. 
Schlüsselgewalt  684. 
Schöffen  163  ff.   170  n.    429.    433.    538  f. 

541  f.  545 f.  548.  552  n.  559.   562.  564. 

570.  575.  593.  601.   604.  628.  728.  793. 
Schöffenharfreie  384  n.  421  n.  425  n.  428f. 

433  n.  448  n.  545.  554.  562.  573n.  622. 

624. 
Schoß  61.  578.    Sch.-Fall  697.    Sch.-Wurf 

52.  265. 
schoub  110  n.  368. 
Schra  s.  Skra. 
Schreiber   138.    171  f.    244.    246.    276  n. 

355.  583  f. 
Schreilente,   Schreimänner   85.  357.  544. 

713. 
Schreinsbticher  451.  598  n.  659. 
Schuh  63  n.  69  n. 
Schuld  126  n.  278  n.  285.  Sch.-Bekenntnis, 

ferichtliches  676.  715. 
uld  (Verschuldung)  285 f.;  vgl.  Wille. 
Schuldklage  165.  327  n.  710. 
Schuldknechtschaft,   Schuldhaft   37.  55  f. 

87.  214.  255.  276.  367.  442.  711. 
Schuldurkunde  277.  283  f. 
Schuldverträge  278ff.  284.  666.  679  f. 
Schultheiß,  Schulze,   Schultheißengericht 

126—29.  131  n.  162.  164—67.  178.  180. 

186.  195.  417  f.  441  n.  465.  488.   539  f. 

546-50.    556  n.    558  f.   561.  570.  575. 

582  n.    584.   590 f.  593.   604.  789.  794. 

797. 
Schulzenlehen  383.  417  f. 
Schulzen  recht  540  n. 
Schutzbefohlene  129.  132.  153f.  257.  316. 

336. 
Schutz  Verhältnis,  Schutzpflicht  154.  175. 

216.  257. 
Schwaben    9.   89  f.  92  f.  169  n.  376.  378. 

419.    470.    478.    485.  487.  489.  499  n. 

612.  617  n.  628f.  686.  691. 
Schwabenspiegel  460.  465f.  524.  586  n. 

625—30.  634.  646.  64».  649  n.  693  n. 

823. 
Schwäbisches  Recht  291  n.  348  n.  626. 
Schwäbischer  Bund  800.    Städtebund  606. 
Seh  Warzen  berg,  Johann  von  826. 
Schweden  1.  4.  13.  72  n.  279.  291.  347n. 

718.  732.  758.  792  n.  806. 
Schweigender  Richter  547. 
Schweiz  3.  352  n.  380  n.   412.   466.    500. 

541.   546.    549  n.  564.  566.   685.    717  f. 

728.  833.   Landbücher  635.   Stadtrechte 

646  f. 
Schwert  19.  60.  93.  109.  291  n.  341.  361. 

382.  387.  453  f.  463.  590  n. 
Schwertbrüder  731  n. 


Schwertleite  29  n.  64  n.  431  f.  526. 

Schwertmagen    60.    69.    288.    298  f.   313. 
3 19  f.  322  n.  326.  467.  697. 

Schwertteil  305.  686.  688. 

Schwertträger  HO  n.  470. 

Schwestern  319ff.  826. 

Schwurgerichte  804.  834. 

scire,   shire   l4  n.    121  n.      gemot    143. 
gerdfa  129. 

scotatio  52. 

sculdasia  127  n. 

scutiferi  430. 

Seelenheil,  Seelgeräte  59.  262.  269.  513  o. 
571.  701. 

Seerecht  799.  829. 

seigneur,  nulle  terre  sans  203.  382. 

Sekretierung  475. 

Sekundogenitur  577  n.  779  f. 

Selbmündig  217.  254. 

Selbstbürgschaft  57.  270  n.  281  ff. 

Selbsthilfe  71  f.  79.  352  n. 

Selbstverwaltung  538.  540f.  549.  588.  604. 

Semperfreie,  Semperleute   420  u.    578  n. 
.      628  n. 

Send,  Gericht  178.  565  f.  571  ff.    Rechte, 
j      Weistümer  631.  654. 

Seneschalk  136  f.  154  n.  191.  213  n. 
I  Senior,  Seniorat  26.  152.  155  ff.  160.  212. 
I       258  n.  382.  386.  497. 
I  Seniorat  (erbrechtliches)  698. 
I  Septimanien  99  f.  121.  228  f.  267  o.  881. 
I  sermo  regis  118. 
i  servientes  421  n.  430.  501. 
I  servitium  regis  190.  194.  506.  524.  526  t 
'      8.  cotidianum  440. 
I  Servitutenablösung  743. 
,  servus  37.  213.  437.  439  f.    mansus  ser- 
I      vilis  206.  218.  437  n.;  vgl.  Unfreie. 
I  sessio  triduana  275.  276  n.  329. 
I  Setzrecht  698. 
I  Sibidatum  577.  618. 
I  Sichard  824.  829. 

;  Sicherheitsleistung  55.  57.  77  f.  282  n.  675. 
I      713.    Haft  713  n. 
I  Siebenbürgen  3.  375.  409.  412. 
I  Siebente  187. 

'  Siebenzahl  458.  532.  583  n.  546.567.571. 
,       624. 

,  Siechbett  700  n. 

I  Siegel  186.  138.  245.  453.  473  ff.  584.  603. 
'       618.  655  ff.  745. 

Sigismund,    Kaiser    380  n.   392  n.    432. 
'       458  f.  464.  474.  491  n.  500  n.  527.  585. 

564-68. 
,  signifer  HO  n.  582  n. 
I  siliquae  182. 

Silva  Carbonaria  96.  98.  101.  108  n.  121. 
228. 
I  Simonie  481  f.  706  n. 

Simplum  des  Heeres  771. 

sinista,  sinistus  19  n.  24. 
;  Sinkfala  98  f.  236. 
I  sinnen  888. 
I  Sippe,  Sippschaft  12  ff.  16  n.  59.  61.   70. 
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287  f.    294.    312.  314.  316.  318.  819  n. 

323  f.  328.  331  n.  385.  343.  367.  694  ff. 

Grenzen  der  S.  824.  697. 
Skaanelagen  220  n. 

Sklaven  439.  442.  452.  726;  vgl.  Unfreie. 
Skra  686  n. 
Slaven  1.  14  n.  19  n.  88.  91  f.  374  f.  408. 

415  fp.  435.  439  n.  442.  515.  524.  537  n. 
Smaalandslagen  220  n. 
Sopdermannalagen  220  n. 
Soest  565  n.  640.  643.  685. 
Soißsons  112.  144.  158  n.  224. 
Soldat  790. 

Söldner  496  ff.  501  f.  604.  770  ff.  789  f. 
solidus  182.  210. 

solis  coUocatio,  solsadia,  solsadium.  sol Sa- 
tire 80  n. 
Sonnenlehen  382. 
Sonntagsheiligang  341  n.  533. 
sors  48.  196  n.  200.  263  n. 
Sonveranetät  782  f.  803.  806  f.  812  f. 
Spanische  Mark  100. 
spatarias  110  n.  136. 
Specolam  iaridicum  727.  823. 
Speer  18  f.    60.    109  f.    282.  289  f.  812  n. 

315  n.  329  f.  361.  382.  387.  453.  498. 
Speier  101.  122  n.    140.    152.  451  n.  468. 

510  n.    589  n.    605.     618.    763  n.    766. 

Beichsabschied    (von  1521)    697.    (von 

1529)  697  n.  729  n.  774  n.  825  n. 
sperantes  153  f.  216. 
Spiel  54  n.  667.  699. 
Spießrecht  790. 
Spindel,  Spindelmagen  60.  297.  319.  326. 

697.    Spindelteil  305.  686.  688. 
Spolienrecht  404  f.  504.  578. 
spolium  259  n. 
sponsalia  65  n.  288. 
sponsalitia  largitas  303. 
Sprache  9.  33.  101.  224  f.  231.  239  f.  372. 

490.  614.    619  ff.   624.  629.  632.  634  n. 

685.  637.  751. 
Staatenbund  783. 
Staatenhaus  818. 
Staatshaushalt  815. 
Staatskanzler  804. 
Staatsrat  797.  804. 
Staatsrecht  620.  630.  824. 
Stab  51  f.   56  ff.   68  n.    109  f.   157  n.   265. 

281  f.    289  n.    358.    387.    430  n.    453  f. 

474.  481  f. 
Stabung  des  Eides  358. 
Stadtadel  604. 
Stadtbote  604. 
Stadtbücher  637.  659.  667.  671.  676.  681. 

714. 
Städte,  stadtische  Verhältnisse  10. 12.  113. 

122.    124  ff.    142.  379  f.   408.  415.  427. 

434  n.  443  f.  450.  482.  488  f.  492.  497  f. 

501.  505  ff.  509.  511.  513  f.  516.  525  f. 

529.  542.  549  n.  557.  566.  568.  571.  578. 

586—609.    613.   639.  675  ff.  685.  724  f. 

728.  786  u.  794  n.  796  ff.    Reichs-  oder 

königliche  384n.  492f.  499.  501.  505  n. 


512  ff.  525  ff.  529  f.  535.  587.  592.  595. 
605  f.  630.  748.  757.  759  f.  763.  773. 
777.  781.  797  ff.  803.  829  f.  freie  525  f. 
592.  605  f.  759.  797.  Bischofs-  592.  605. 
Land-  592.  595.  605  f.  608.  798  f.  804. 
829  f.  Mediat-  592.  595.  606.  786  n.  799. 
Hanse-  799.  Bündnisse  587. 606  ff.  Steuern 
525  f.  773.  Tage  526.  609.  Kollegium 
759  f.  Wahrzeichen  590.  —  Stadtfrieden 
601.   615.   705.   —   Stadtgericht    590  f. 

593  ff.  600.  618.  792  f.  798.  —  Stadt- 
grafschaft 379.  591.  594  f.  —  Stadtherr 
513.  525.  592  f.  596.  599.  601  f.  604. 
606.  685  ff.  —  Stadthundertschaft  591. 
595.  —  Stadtkommandant  593.  —  Stadt- 
rat 534.  566.  600—4.  798  f.  —  Stadt- 
recht, Stadtrechtsquellen  591  f.  613.  620. 
635  ff.  709.  715.  725.  751.  785.  829  f. 
Stadtrecht  bricht  Landrecht  729.  Stadt- 

!      rechtssatzung  675  f.  —  Stadtrichter  604. 
'      793  f.  —  Stadtschreiber  603  f.  724  f.  798. 

—  Stadtschultheiß  593  ff.  —  Stadtsiegel 

603.  657.  —  Stadtvogt  489.  595. 
Stammesherzog,   Staramesherzogtum  99  f. 

120.  132  f.  876  ff.  456.  460  f.  470.  476  f. 

484  f.  488.  499.  506  f.  537.  574  f.   585  f. 

632. 
Stammesrechte  219.  531  f.  555.  610  f.  613. 
Stammesversammlung  143  ff. 
Stammgut  319.  326.  420.  428.  698.  780. 
Stammrolle  151.  790. 
I  Stand  37—43. 208—19.  418—52.  598.  682  n. 

703.  743  ff.  820.    Erhöhung  118.  744  f. 
'      751.  785;  vgl.  Ebenbürtigkeit. 
Standesherren  744.  803.  S07.  812  n. 
stantia  283. 
Stapelrechte  751. 
Statthalter  531.  584.  764.  der  heimlichen 

Genchte  564.  565.  567  f. 
Statutarrechte,  Exemtion  von  denselben745. 
Statutenbuch  823  n. 
Statutum  in  favorem  principum  500.  507  n. 

511  n.  512.  520.  548  n.  557  n.  577.  579. 

583  n.  618. 
Steiermark    374.   378.   402   n.  426.    478. 

633  n.  634.  648. 
Stein,  Freiherr  vom  804. 
Stellvertretung  308.  312.  314.    369.  423. 

441.    469.    476.    483.    532.    536.    539  f. 

547.   551  f.  556.  563.  567.  569  f.  582  f. 

594  n.  663.  681.  694  f.  709.  im  Heere 
151.  804.  810. 

Sterbfall  37.  424.  439.  569.  747. 
Steuern  119.  186  ff.  501.  509  n.  525.  587  f. 

600.  603.  605  f.  609.  786  ff.  794.  801.  805. 

der  Städte   525.    773.    freiwillige   772. 

773  n.  799  f.    Befreiungen  787  f.    Vgl. 

Bede. 
Stifter  431.  507.  529.  580.  583  n.  586.  599. 

Einziehung  781  f. 
Stiftsmäßigkeit  432  n. 
Stiftsministerialen  482.  506. 
Stiftsvögte  194.  488  n.  498  n.  525.  550. 

558.  555.  580. 
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Stiftungen  129. 

Stillgericht  565  f. 

stipendiarins  440. 

Stipnla,  Stipulation  51  f.  283  f.  726. 

Strafen,  Strafrecht  81  f.  71—78.  127.  175. 

330—46.  562.  570.  607  f.  614.  620.  680. 

702 flf.   820.  825 flf.  831  ff.;  vgl.  Gnade, 

Lösnng. 
Strafgedinge  54.  59.  260.  676. 
Strafgelder  20. 23. 75. 1 26 ;  ygl.Friedensgeld. 
Strafgesetzbücher  614.  831—34. 
Strafklanseln  332  n.  342. 
Straflosigkeit  344.  707  f.;  ygl.  Acht,  Fehde. 
Strafprozeß  79  ff.  346  ff.  567.  713  f.  767  f. 

793.  827.  831.  833  f. 
Strandregal  190.  516  ff.  579. 
Strang  72.  330.  341.  567.  706. 
Straßbnrg    140.  249.  372.  510  n.  5t8  n. 

555  n.  589  n.  594  n.  596  n.  598  n.  601  n. 

605.  718.  763  n.  Stadtrechte  645  f. 
Straße     190.    194.  202.  380  f.  517  f.  579. 

615.  Straßengericht  381.  518.  560. 
Strohwisch  110  n.  368.  454.  590  n. 
Strom,  Stromgerichtsbarkeit  881.  516f.  579. 
stmdis  legitima  365  n. 
Stahlfreie  434  n. 

Stahlherr,  Stuhlrichter  563  f.  566. 
stuofa  188  n. 
Suarez  831. 
Bubreguli  107  n. 
Subsidiarität   des  Rechts   618.   729.  734. 

825.  827.  831  f. 
Subsidien vertrage  771.  788. 
subsidium  caritativurn  772.  800. 
Sueben  9.  17.  29  f.  44.  88—92.  94.  151  n. 
Sühne  59.  65.  66.  70.  73—77.  84.  85  n. 

176  n.  177.  181.  343.  845  n.  539  n.  707. 
Summa  Aegidiana  627.  de  poenitentia  627. 

cancellariae,  dictaminum,  curiae  regis 

661.  legum  549  n.  der  rechte  weg  822  n. 

legis  LEingobardorum  233  n. 
suascara  263  n. 
sunnis  80.  119.  367  n. 
superioritas  782. 
Sussex  94. 
Syndikatsklage  767. 
Syndikus  798. 
Synoden  141  f.  146. 178  f.  572  f.;  vgl.  Send. 

Tabularius  177  n.  178.  218. 

Tage,  gebundene  615. 

Tagewerker,  Tagelöhner  440.  608. 

Tagwerk  198. 

Talion  707. 

talliae  525. 

Talmud  611. 

tangano  81  n.  356. 

tanodo  287.  303. 

Tassilo  von  Baiern   157  n.    159  n.  235. 

271  n. 
Taufe  252. 

Tausch  53.  267  n.  284.  509. 
Tausendschaft  30. 


Teilbarkeit  der  Grafschaften  398  d.  542. 

576  f.  der  Grundstücke  743. 
Teilnahme,  strafbare  706  ff. 
Teilrecht  687.  729. 
Teilzettel  656.  681. 
Tempel  24.  48.  72.  236.  344. 
Tenngier,  Ulrich  823. 
terra  208.  212  n.  259.  aviatica  319  n.  sa- 

lica  207  f.  211  n. 
terragium  187.  414. 
Territorien    380.    477.    520.    523  f.    549. 

573-88.  592.  605.  608.  776  ff.  786.  792. 
Territorialherzogtümer  575.  586. 
Territorialitat   102.  219.  222.  233.  240  f. 

242.   380.   477.   512  f.  516.   538.  610  f. 

613.  632.  757  f. 
Territorialkommission  srezess  806. 
tertia  805.  307  n.  309. 
Tertiogenitur  577  n.  780. 
Testament  70.  202  n.  205.  245.  252.  266  f. 

271  f.  401  n.  404.  487.  571.  701.  825  n. 

Vollstrecker  701. 
testare  86. 
testes  synodales  571.  per  aures  tiacti  82  n. 

264  n. 
testimoniare  170.  245. 
Theoderich   d.  Große   63  n.  91.    93.   98. 

229  f. 
I  thinx  217.  328. 
,  Thomasius  824. 

,  Thronerledigung  461.  467.  470.  531. 
Thronfolge  110  ff. 
Thronlehen  736. 
thungiuus  21.  25.  84.  113.  115.  126.  144. 

161.  223. 
Thüringen,  Thüringer,  Thürringerrecht  9. 

39  f.  89  f.  92  f.  98  f.  102. 108  n.  111. 132. 

167.    188  n.   209  n.   214  n.   220.   222. 

253  n.   267  n.   286.   296.   299  d.   319. 

821    n.   333  f.   337.   376.   427  f.    434  n. 

477  f.  485.  487.  538.  545  f.  556  n.  612. 

630  n.  633.  642.  686.  688. 
Thurn  und  Taxis  776. 
tie  17  n.  38. 
Tierschaden  345. 
tilli  208  n.  212  n. 
Tilsiter  Frieden  720. 

Tirol  378  n.  648.  Halsgerichtsordnung  826. 
Titel  744.  751.^ 
Tiu,  Tius  vgl.  Ziu. 
Tocco,  Carolus  de  233  n. 
Tochter  61.  65.  69.  288.  297.  312 1  317. 

319  f.  326.  401. 
Tochterstadt  636  ff. 
Tod,  bürgerlicher  74. 
Todesstrafe  .31  f.  71  f.  84  f.  115  n.  117  f. 

162  n.  178.  830.  838—41.  449  n.  566  f. 

703.  706  f. 
Todesurteil  534.  591  n. 
Todfall  439. 
Torf  52.  264. 
Tortur  82. 

Tote  erbt  den  Lebendigen  826. 
Totenschau  716. 
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Totsatzttug  255. 

Tötung,  Totschlag  70.  77.  833.  839  f.  348. 

571.  617.    Vgl.  Mord. 
Tötungsrecht  61.  85.  87.  811.  840.  843  f. 

441.  707  n. 
Toul  718.  768  n. 
Tozandrien  94  f.  103. 
traditio  262—66.  269  f.  272  n.  276  n.   car- 

tae  266  ff.  277.  804.  880.    puellae  288. 

290.    iterata  858  n. 
Traditionsbücher  247.  658. 
Trauung  68.  288—94. 
tremissuB  182. 

Treubruch  82.  118.  406  f.  491. 
Treueid  148.  156.  386. 
Treuga  Dei  615     Heinrici  616   622  n. 
Treuhänder  216  f.  257.  265  n.  849  f.  388. 

892.  408.  663.  701. 
Treupfennig  58. 
Treupflicht  369. 
Treu  Verhältnis  153  ff. 
Tribunal  792  f.    Ober-T.  793. 
tribunus  24  n.  126  f.  547.  550 
Tribut  40.  188  f.  524.    tributarius  155  n. 

214.  335  n. 
triens  182. 
Trier  140  ff.    879  n.    413  n.    456  f.    459. 

461  f.  472.  590  n.  605.  755  f.  759.  762  n. 
Truchseß  213  n.  423.  469  f.  582. 
Trupp  12. 
trustis  23  n.  26.  124.  187.   151.  158.  157. 

210.  213.  339  n.  348.  882. 
tuom  34. 

Tumiermäßigkeit  431  f. 
Tzerstedt,  Brand  von,  625. 


tbier  12  n.  18  n.  40.  96. 

ubotamäl,  ubotaverk  72. 

Übergenoß  428,  445  ff. 

Überküren  632. 

Übernächtige  That  544. 

Überteuerung  676  f. 

Ulfljodslög  220  n. 

umfserf)  52. 

Umstand  173.  179.  546.  559. 

Umstände,  erschwerende  705  f 

Unehrliche  65.  442.  449.  694.    Gewerbe 

449. 
Unfreie  29.  87.  41.  48.  50.  59.  61.  68  n. 

71.  82.  129.  137.  141.   149.   154.    174  f. 

206  f.  210.   2 12  ff.    252.   254—58.    275. 

285.  294.  335.  339  n.  845  f.  851  n.  856. 

862  f.  421.  423  f.  426.  437—44.  512.  569. 

709.    Ritter  383.  421  ff. 
Ungarn  874  f.  453.  618.  732  n. 
Ungehorsamsprotest,  -Verfahren  80  f.  84. 

87.  840.  843  n.  854  n.  864.  867  f.  491. 

567.  671.  714. 
Ungelt  509.  603. 
Ungenoß.    Untergenoß    53.    433.    445  ff. 

532.  534. 
Un^ericht  82.  449.  544.  708.  705. 
Union,  Deutsche,  819. 

K.  ScHRöoBR,  Deotaeh«  B«chtagetch(chte. 


Universitäten  283.  728  f.   751.    798.    813. 

824. 
Unlust  16  f. 

Unschuldseid  710  ff.  714  f. 
unsühnbar  72. 
Untereigentum  734.  783. 
Untergau  122. 
Untergerichte  791.  793  f. 
Untergrafschaft,  Untergraf  555. 557.  558  n. 

575.  583. 
Unterlehnsherr  383.  407. 
Unterschied,  L'jhn  mit,  890. 
Unterthanen,  Eid  111.178.870.  Pflichten 

500.     Klagen  gegen   den    Herrn   761. 

787  f.  811.  813.    des  Herrn   gegen  sie 

784.  787. 
Untervogt  550. 
Untreue  278.  831.  840. 
Unvordenkliche  Zeit  781. 
Unzucht  72.  78.  292.  571.  774. 
Uplandslagen  220  n. 
Upstallsbom  380  n.  682. 
Urban  IV.  459.  461.  463.  466  f. 
Urbargerichte  569. 
Urbarien  247.  655.  658.  789. 
Urbuch  205.  266. 
Urfehde  77.  832.  848.  707. 
Urgroßeltern  824. 
Urheberrecht  785.  818. 
Urkunde  6  f.  82  n.  105.  117  f.  136.  170  f. 

228.  244—47.  288.  355.  857  f  473.  475  f. 

655  ff.    681.    701.    Beweis    854.    657  f. 

710  n.   715.    Schelte  854  f.    862.    Ver- 
lust 246. 
Urkundsgeld  83  n.  859.  659. 
Urkundszeugen  82  f.  85  n.  245  f.  854.  859. 

657. 
ursale  691. 
Urteil  11.    55  f.    81.    181.169.221.    857. 

493.  540.  542.  548.  557  n.  572.  591  n. 

593.  715. 
Urteiler    84  ff.    76.    165.    854.    445.    449. 

531  f.   542.   549.   559.    569  f.    572.  705. 

709.  727  f.  791  f. 
Urteilsbitte  85.  81.  161.  169.  171.  498. 
Urteilserfüllungsgelöbnis,  -Vertrag  56.  76. 

82.  85  f.  282  f.  854.  857.  865.  8671  711. 
Urteilsohelten  174.  189.  863  ff.  445.  529. 

531.  546.  715. 
ususfructus  273  n.  maritalis  730. 
usus  modernus  823. 
ütlegö  74  n.  84. 
Utrecht  140.    142  n.   288  n.   589  n.   635. 

644. 


Yadi  54.  278. 

Vakanzgelder  404. 

valvasor,  valvasinus  154  n.  884. 

Vandalen   9.    19  n.    47  n.   88-92.   102. 

128  n.  200  n. 
väpnatak  18.  30  n.  84.  36.  51  n.  98  n. 
Vassall  134.  152.  154.  163.  18S.  211.  276. 
55 
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382  ff.  421.  428.   477.  498  f.  501.  56Sf. 
581.  770  f. 
Vassallität  158—60.  382  ff. 
vasBUs  153  f.  160.  213.  382  ff.  886. 
Vater,  väterliche  Munt  60  f.  66.  78.  287. 
297.  803  f.  310  f.  321.  617.  682.  698.  709. 
Vaterbmder  70. 

Vatermagen,  vgl.  Schwertmagen. 
Vaterschwester  319  ff. 
vectigal  188.  204. 
ved  54. 

Venedig,  Venetien  100.  516  n.  607. 
venia  aetatis  695.  751.  785. 
Verbannung  180.  340  f.  343  n.  704.  707. 

748. 
verbnm  regis  114—18. 
Verdun  435  n.  605.  718.  763  n.    Vertrag 

von  101.  120.  372. 
veredi  190. 

Verfallpfand  256.  260.  278. 
Verfangenschaft  800  f.   304.   807  n.   687. 

6901729. 
Verfassung,  Frankfurter   (des  Deutschen 
Reiches)  817  f.  Erfurter  819.  Münchener 
819.    konstitutionelle  813  ff.  820. 
Verfestung  118.   173  n.  342  n.  544.  704. 

714. 
Verfügungen  von  Todes  wegen  809  f.  312  n. 

329.  395. 
Vergabungen   von  Todes  wegen   271  n. 
275  f.  330.  669  n.  700.    zum  Seelenheile 
262.  269. 
Ver^eiselung  56  ff.  61.  65  n.  256.  278.  282. 
Verhandlungsprinzip  79.  853.  831. 
Verjährung  352  f.  858.  672.  713. 
Verkneohtung  37.  255.  442.  446. 
Verkoppelung,  vgl.  Zusammenlegung. 
Verlassung  265. 
Verleumdung  358. 
Verlober  287-90.  311.  315  n. 
Verlobung  66—69.  288-93.  312  n.;   vgl. 

Eheschliefiung. 
Vermögenseinziehung  703.  706.781;  vgl. 

Befronung,  Konfiskation. 
Verona  233.  374.  377.  487  n. 
Verpfändung  55.  255.  260.  895.  444.  504. 

509.  549.  559.  568.  569.  605. 
Verrat  705. 
Verrufung  266. 
Versammlungsfreiheit  820. 
verschiezen  52  n.  265. 
Verschollen heit  695. 
Verschwender  695. 
Verstrickung  180.  341. 
Verstümmelung  180.  339.  341.  703. 
Versuch  344.  707  f.  826. 
Verträge,  internationale  608.  783. 
Vertragsrecht  53.  56.  157.  726. 
Vertretung,  vgl.  Munt,  Stellvertretung. 
Verwaltung  148.  295.  308. 311.  814.  411  n. 

583.  795  f. 
Verwaltungsgemeinschaft    295  ff.    683  ff. 

692.  726.  730. 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  604.  796  f. 


Verwaltungsreformen   in   Preußen    804  f. 

815.    den  Bheinbundstaaten  808  f. 
Verwandte,  Verwandtschaft  59  ff.  70.  78  f. 
77  f.  82  f.  257.  262.  288.  316.  828.  335 
340  n.  859  n. 
Verwandtschaftsberechnung  324  ff.  696. 
verzelen,  verzellen  118  n. 
Verzicht  52  n.  268  ff.  267.  285.  312  n.  328. 
Verzug  276.  279.  281  n.  337.  347. 
vestigii  minutio  347. 
vestitura  199  n.  261.  270. 
vestitus  mansus  207.  275. 
Veto,  kaiserliches  751.  760  f.  788. 
vicaria,  vicarius  123.  127.  162.  268  n. 
vicecomes  63  n.  131.  164.  477  f.  539.  543. 

547  f.  555  n. 
vicedominus  131.  141.  164.  194.  476.  558. 

584. 
vicini  201.  206.  212  n.  318.  410  n. 
vicissitudo  285. 
Vienne  125.  472. 
Vierdung,  Vierling  508. 
Viertelhufner  409. 
villicus  415.  548.  550.  570. 
Vindikation  79.  252.  393. 
Visitation  766.  768  f. 
Vitalpacht  436. 
Vizegraf,  vgl.  vicecomes. 
Vizekanzler  752-55.  760. 
Viztum  558.  584. 
Völkerschaft  8.  89.  122. 
Völkerwanderung  49  n.  88  ff. 
Vogt  175.  177.  181.  194  f.  411.   455.  468. 
488.  525.  548—51.  556.  559.  569.  581. 
583  f.  594  ff. 
Vogtbede  525. 
Vogtding  549  ff.  552.  570. 
Vogtei  154.  204  n.  435  n.  488  f.  512.  523  d. 
542.    549.    551.    558  f.    569.    574.    580. 
583  f.  591  ff.  596.  599  f.  604  f.  616  f. 
Vogteigericht  548  ff.  557  ff.  595. 
Vogteileute,  Vogtleute  212.  409.  483—37. 

448.  525.  550.  596.  600. 
Völkerrechtliche  Persönlichkeit  der  Terri- 
torien 788. 
Volkfrei  41.  266  f. 
Volklandskönig  107  ff.  148  f. 
Volklandsthing  148—45. 
Volkshaus  818. 
Volksrecht  102.  120.  170.  219.  237.  241. 

853.  368  f.  «11  ff.  618. 
Volksrechte  148.221.  224—40.  609f.  824. 
Vollgericht  166  n.  168.  169  n.  548. 
Vollhufher  409. 
Volljährigkeit  253.  311  n.  313  ff.  662.   Er. 

klärung  693.  751.  785. 
Vollmacht  110.  454.  467.  709. 
Vollmond  10.  16.  30.  36. 
Vollspänner  409. 

Vollstreckung   85.    161  f.    165—68.    175. 
365  ff.    566  f.    591  n    711.     V.-KIausel 
715.    Vgl.  Exekution. 
Vorbehalt,  geistlicher  779  n.     fraulicher 
691.  726. 
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Vordere  Hand  533  n. 

Yorderunge  710  n. 

Vorflucht  715. 

vorhure  439. 

Vorkaufsrecht  263.  278  n.  439.  510. 

Vormund,  Vormundschaft;    22.    69.    112. 

137.    261.   286.    292  f.    318—17.   402  f. 

445.  449.  461.  467.  487.  569.   662.  682. 

694  f.    709.    774.    779  f.     825  n.     832. 

Kampfes-V.  715.    Gewere  des  V.  669. 
Vorparlament  817. 
Vorsatz  339  f.  705. 
Vorsühne  58  n.  334  n. 
Vorwähler,  Vorwahl  456  ff.  460  f.  463  n. 
Votum  regis  217  n.  257.  ad  imperatorem 

769. 
Vulgarrecht  725. 

Wachdienst,   wacta   55.    129.   151.    190. 

194.  604. 
Wachszinsige  218.  437  f.  440  f. 
wadia,  wadium  52  n.  54.  57  f.  65.  353  n. 
wadiatio  55.  283  n. 
Waffe,  Waffenreichung  27.  30.  38.  51.  56. 

58.  63ff.  67  f.  80f.  83.  93.  98  n.  144  n. 

147  n.  151  f.  156  f.  166  n.  217  n.  289f. 

297.  300  f.  311  n.  358  n.  387  f.  422. 

431.  571.  615. 
Waffenrecht  17.  27.  29.  37  f.  61. 
Wahlkapitulation    751  ff.  756f.  760f.  769. 

772ff.  785f.  800.  824f. 
Waisen  342  n.  468.  571. 
Walcausa  233  n. 
Wald  50.  199.  203  n.  206.  412. 
Waldbote  411. 
Waldgraf,  Waldmeister  411. 
Waldhufen  416.  434.  436. 
Waldrecht,  Leihe  zu  436.  599. 
Waldschutz  743. 
Waldwechselwirtschaft  46.  196. 
wandelang  51. 
Wandelung  709. 
Wappen  420  n.  487.  745. 
warda  151.  190. 
wargida  74.  76.  384  n. 
wargangus  223  n. 
wargUB  74  f. 

Warner  (im  Prozeß)  709. 
Warner,  Weriner  9.  39.  92.  108  n. 
Wasserrecht  743. 
Wasserurteil  361  f. 
Wasserweihe  61.  252. 
Wechsel  450  n.  452.  508  ff.    W.-Ordnung 

817  f.  828.  834. 
Wegegelder  176. 
Wegelagerung  707. 
Wehrhafbmachung  17.   22.   29.   38.  62  ff. 

69.  151  n.  217.  254.  313  n. 
Wehrpflicht  29.   32.    148  ff.   496  f.   603  f. 

790  f.  807.  810. 
Weibel  546.  628  n. 
Weiberlehn  401.  735. 
Weichbild  591.  598  n.  603.  677.  W.-Recht 

599.  613.  630  n. 


Weide  50.  197.  199.  204.  206.  410  n.  412. 

W.-Gelder  187.  192. 
Weinkauf  54.  83  n.  439.  679.  682.  747. 
Weise  des  Lehnrechts  631  n. 
Weistümer  11.  35.  219.  221.  225.  241.  493. 

636.  653  f.  658. 
Wenden    13.   373.   375  f.   427.   442.   477. 

504  n.  609.  613.  623  n.  631. 
Wenzel  453.  458.  464.  467  f.  473  n.  535. 

561. 
Werbesystem  789  f.  805. 
Wergeid  23.  41  f.  49  n.  58  n.  72.  75.  77. 

104.  115  n.  118.  130.  135.  137.  139  n. 

143.  145.  154.  159.  188  n.  186  n.  199. 

203  n.  209—18.  220.  223  n.  236.  258  f. 

265  n.  330.  833-40.  348  ff.  436.    441. 

444  f.  449.  614.  707. 
werpire  52  n.  265. 
Wessex  94.  185  n.  219  n.  239. 
West&len  3.  93.  121  n.  167.  212  n.  219  n. 

801.  306.  809.  375.  377  f.  385  n.  388  n. 

413.   434.   537  f.  560-68.  575.   578  n. 

595  n.  612.  623.   640.  685.  688  f.   692. 

736.  803.  806.   Stadtrechte  642  f.  west- 
fälische Gerichte  718  (vgl.  Feme,  Preige- 

riohte).    westfölischer  Frieden  718.  732. 

748.    756—59.  762.    766.   769  f.    772  ff. 

779.  781  ff.  788.  797  f.  824  f. 
Westfranken  2.  183  f.  212  n.  248  f.  253  n. 

257  n.  277.  372  f.  376.  611  n. 
Westfriesen  94.  99  f.  140.  209  n.  539.  612. 

685. 
Westgothen,  westgothisches  Recht  16.  35. 

90.  98  f.  102  f.  108.  119.  129.  146.  167. 

182.     195.    218.    221  f.    227—29.    250. 

252-55.    260.   266  f.   285  n.   287.  292. 

294  n.  298.  800.  807  f.  310  f.  315.  321  ff. 

325  f.   334  n.   337  n.    339.    343  f.    355. 

359  f.  360.  363  f.  366.  Antiqua  228  f.  235. 

Formeln  250. 
Westgötala^en  220  n. 
Westmannalagen  220  n. 
Wettbürge  289.  292.  365  f. 
Wette,  Wettvertrag  54  n.  55.  57.  86  n. 

278.  281-84.  287  n.  291  n.  350.  357. 

365  n.  680  f. 
wette  (Pfand)  t4.  665. 
Wette  (fredus)  vgl.  Qewette. 
Wetten  54  n. 

Wetterau  3.  489.  541.  633. 
Wetzlar  766.  797. 
widem  287. 
Widerlegung  692. 
Widersagung  406.  616  f.  705. 
Wiederkauf  666.  674  f.  678. 
Wien  590  n.  Stadtrecht  648  f.  Konkordat 

619.  Frieden  821.  Schlußakte  807.  812  n. 

Kongreßakte  806.    Konferenzen  812  n. 

813  n. 
Wiener  Neustadt  649. 
wiffa  110  n.  368. 
Wihtrsd  239. 

Wildbann  189  f.  412.  414.  518-21. 
Wildfangsrecht  512. 
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Wilhelm   tod  Holland  458.  464.  6C6  n. 

der  Eroberer  203  f.  289  f. 
Wilihelmns  233  n. 
Wille,  verbrecheriscber  705—8.  714. 
Willebriefe  495.  660. 
wirdira,  wirdria  337. 
Wiemar  749.  806. 
wite  71.  332  n. 
witesa^emot  143. 
Witteisbach  378.  583  d. 
Wittum    67.   266  f.  29111  294.  297.   300. 

303—10.  312  s.  393.  438  n.  681.  687. 

691  f.  780. 
Witwe  68  f.  252.  254  n.  287  f.  291  f. 

298.  802.  304.  309  d.  310  n.  813  E  319. 

389  n.  342  n.  445.  468.  571. 
Witwengerade  684. 
Wochenmarkt  591. 
Wonne  und  Weide  410  n. 
Word,  vgl.  Wurt. 
Worms  92.  101.  122  n.  450  f.  510  n.  577. 

590  n.  605  f.  618.  645  n.  763.  797.  Hof- 
recht 651.  Konkordat  885  n.  387.  481  ff. 

503.  586.  619.    Reformation  826.  830. 

Matrikel  770-73.  RA.  (von  1495)  721. 

760.  773  f.  770  n.     (von  1521)  729  n. 

762  ff.  766.  770.  825  f. 
Wucher  450  ff.  571.  666.  675.  699.   749. 

774. 
Wulemar  236. 

Wurm,  Nikolaus  617.  625.  631.  638.  724. 
Wurt  199  n.  409  f.  W.-Zins  599  f.  677. 
Wtirtemberg  479.  730.   738.   V  6.  763  n. 

770  n.  779.  788.  792  n.  795  n.  802  f.  807. 

814   819    828  f 
Würzburg'  140.   212.  376.  405.  488.  506. 

510  n.  542  n.  560.  590  n.  592.  628.  631. 

682  n.    634.    762    n.   803.    806.    I^nd- 

frieden  616. 


Zadruga  14  n. 

Zahlungsbefehl  87.  865  f. 

Zähringen  378  n.  478.  487.  513.  592.  645. 

Zasius,  Ulrich,  829  f. 

Zauberei  72.  706. 


;  Zehnt  150.  159.    187  f.   277  n.   365.   415. 
I       417.  503  t  522.  571.  743. 

Zehntßchaft  30. 
I  ZeitDacht  415.  436. 
I  Zender,  Zenderei  558. 
'  Zensur  774.  796.  813. 
I  Zent,  Zentgericht  u.  s.  w.  vgl.  CenL 
I  Zentraigewalt,  provisorische  818  f. 
I  2^ntralverwaltuDg,  Organisation  der  753  ffl 

795  ff.  804. 
!  Zerter  656.  681. 
t  Zetergeschrei  30. 

<  Zeugen  80.  82  f.  85  f.  171.  264.  328  f.  U^. 
350  n.  854  f.  357.  359.  370.  445  1  449. 
i      531.  545  n.   569.    655.    705  L    -Beweis 
I      355.  359.  369.  710  n.  712.715.  -Schelte 
362. 370.  Zeugnispflicht  83  n.  359.  364  n. 
370  n.  571. 
Zins  159.  275—78.  409.  415  ff.  427.  439. 
452.  522.  599.  710.  712.    -Freiheit  41S. 
440.    -Gewere  668  t  672. 
Zinsgut  191.  215.  275.  408. 
Zinsmann  276  n.  409.  435  ff. 
Zinspfiicht  40  f.  408.  569.  599. 
Zips  375.  635. 
Ziu  9.  17.  31.  36. 

Zdlle  142.  159.   186.  194.  385.  504.  511  f. 
518  n.  574  n.  575.  578  f.  617.  751.  756. 
781.  785. 
Zöllner  421.  584.  596. 
Zollverein  815  f. 
Zug,  freier  438  n. 
Zunft  444.  510  n.  594  n.  597.   602.   604. 

785    799 
Zflrich  488.    489  n.    548.    549  n.    590  n. 

646  n. 
Zusammenlegung  der  Felder  740  ff. 
Zutphen  644. 

Zwangsversteigerung  518.  579. 
Zwangs-  und  Bannrechte  444. 
Zweig  52.  58.  264.  265  n.  387. 
Zweikampf  83  f.  173.  241  n.  307  n.  355. 
357.  860ff.  364.  431.  445.  449.  531.  533 n. 
712-15. 
Zwing  und  Bann  80.  550  n. 
Zwölfereid  303.  358. 
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